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Drittes Buch 
Sachenrecht 


Erſter Abſchnitt 
Beſitz 


Während es ſich beim Schuldverhältniſſe um ein Rechtsverhältnis von Perſon zu Perſon 
handelt (Vorbem 2 vor $ 241), hat es das Sachenrecht mit Rechtsverhältniſſen von der Perſon 
zur Sache oder im Sinne des BGB mit Rechten „an der Sache“ zu tun. Solche Rechte find 
unter ſich zwar verſchiedenartig, je nachdem ſie an eigener oder fremder Sache beſtehen, 
und dementſprechend ein volles Herrſchaftsrecht (Eigentum) oder nur ein beſchränktes Recht 
(Gebrauchs-, Nutzungs-, Veräußerungsrecht oder ein Recht auf den Erwerb der Sache) 
gewähren. Gemeinſam aber iſt ihnen allen, daß ſie ein wirkliches ſubjektives Recht dar⸗ 
ſtellen (Vorbem vor $ 241). Beim Beſitze dagegen trifft das letztere nicht zu. Er hat zwar 
ebenfalls feine Stelle im Sachenrechte gefunden, weil begriffsmäßig auch bei ihm eine un- 
mittelbare Beziehung von Perſon zur Sache vorliegt. Aber dies Verhältnis iſt hier, 
jedenfalls im Sinne des geltenden Geſetzes, kein rechtliches, ſondern begrifflich ein nur tat ; 
ſächliches, wie unter § 854 näher darzulegen fein wird. Trotzdem iſt dem Beſitze eine bedeut · 
ſame Rolle auch innerhalb des eigentlichen Rechtsgebiets zugewieſen, fo daß ihm im Ergebniſſe 
ſelbſt auch die Eigenſchaft als Recht beigelegt worden iſt. Dem Beſitzer als ſolchem gewährt 
nämlich das Geſetz ein (wirkliches) Recht auf Schutz ſeines Beſitzſtandes, als wäre ſeine Herr · 
ſchaft über die Sache nicht nur tatſächlich, ſondern rechtlich begründet. Dem Beſitze jelbft 
ſodann legt es die Eigenfchaft als eines Rechtsguts inſofern bei, als es ihn für übertragbar 
und vererblich erachtet (88 854 Abſ 2, 857, 870), auch für fähig hält, Gegenſtand eines Ver⸗ 
mächtniſſes zu ſein ($ 2169). Der Beſitz dient auch als eine geſetzliche Vorausſetzung für die 
Entſtehung von Sachenrechten (88 929, 937, 958, 1205), und weiter knüpft ſich an ihn die wichtige 
Eigentumsvermutung (88 1006, 1055, 1227, 1248), in anderen Fällen die Vermutung für die 
Empfangsberechtigung des Beſitzers (88 851, 969); in wieder anderen Fällen ſieht das Geſetz den 
Beſitzer als ſolchen als den Haftbaren an (88 886, 831). Berückſichtigt man das alles, jo erſcheint 
die Auffaſſung, daß der Beſitzer, wenn nicht eine wirkliche Rechtsſtellung, ſo doch eine rechts 
ähnliche Stellung hat, zutreffend, und demgemäß iſt auch die Anſicht berechtigt, daß der Beſitz 
wie ein „ſonſtiges Recht“ im Sinne des $ 828 verletzbar iſt (8 861 A 4), und daß er wie eine 
Vermögensleiſtung unter dem Geſichtspunkte der grundloſen Bereicherung (5 812) zurück 
gefordert werden kann (R& 98, 135), daß auf ihn eine Klage aus 8 771 ZPO geſtützt werden 
kann (RG 11. 3. 19 VII 389/18). Der Grund ſchließlich aber, weshalb der Beſitz nach der 
Rechtsordnung eine Würdigung erfahren hat, als wäre er ein Recht, und insbeſondere 
rechtlichen Schutz finden muß, iſt die Rückſichtnahme auf den Rechtsfrieden, der auch die 
Aufrechterhaltung der äußeren tatfächlichen Beziehungen der Perſonen zu den Sachen fordert 
(Prot 3, 31). Das Geſetz unterſcheidet in dieſem Abſchnitte den unmittelbaren Beſitz (5 854) 
und den mittelbaren Beſitz ($ 868); den Vollbeſitz und den Teilbeſitz ($ 865); den Eigen⸗ 
beſitz (8 872). 

§ 854 


Der Beſitz!) einer Sache?) wird durch die Erlangung der tatſächlichen 
Gewalt über die Sache eriworben?), 

Die Einigung des bisherigen Beſitzers und des Erwerbers genügt zum 
Erwerbe, wenn der Erwerber in der Lage iſt, die Gewalt über die Sache 
auszuüben“) >) 6). 

E 1 797, 808 Abf 2 II 777; M 3 78, 80, 91, 98; P 3 26, 88. 


1. Der Begriff Beſitz wird vom Geſetze zwar nicht ausdrücklich beſtimmt, wenn aber 
das Geſetz beſagt, daß Beſitz durch die Erlangung der tatſächlichen Gewalt einer Perſon 
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über eine Sache erworben wird, wenn Beſitz (abgeſehen von § 854 Abſ 2 und 8 857) aus⸗ 
ſchließlich auch nur auf ſolche Art begründet werden kann, wenn Beſitz endlich mit dent 
Verluſt des tatfächlihen Gewaltverhältniſſes endigt ($ 856), To iſt unter Beſitz begriffs⸗ 
mäßig nur ein tatſächliches Verhältnis, nämlich das tatſächliche Gewaltverhaltnis von 
Perſon zur Sache zu verſtehen. Allerdings find mit dem tatſächlichen Verhällniſſe Rechts⸗ 
folgen verbunden worden (vgl. die Vorbemerkung), aber das kann an der grundſätzlichen 
Auffaſſung vom Weſen des Beſitzes nichts andern. — Im Auge hat das Geſetz in $ 854 
wie auch ſonſt überall, wo von Beſitz ſchlechthin die Rede iſt, nur den unmittelbaren 
Beſitz, den Fall alſo, daß dem Beſitzer die Sache unmittelbar zugänglich iſt. Das Nähere 
darüber unten A 3. (Über den mittelbaren Beſitz handelt erſt § 868). — Zwiſchen Beſitz 
einerſeits und Innehabung oder Gewahrſam anderſeits unterſcheidet das BGB nicht mehr. 
Der Verſuch, den „juriſtiſchen Beſitz“ im Gegenſatz zum „Verkehrsbeſitze“ auch unter feiner 
Herrſchaft wieder grundſätzlich einzuführen, iſt abzulehnen. — Das Strafrecht (§ 246 
StGB), in deſſen Sinne es auf die juriſtiſche Natur des Gewahrſams oder des Beſitzes über⸗ 
haupt nicht ankommt (RGSt 29, 209; 30, 88; 37, 198; 50, 183; 52, 145; 60, 272), wird 
durch die Auffaſſungen des BGB über den Begriff Beſitz nicht berührt (vgl. § 857 A 1 a. E. 
und § 935 A 2). — Beibehalten haben den Ausdruck Gewahrſam auch noch die §§ 808, 809 
3PO. Was hier im Sinne des 86 unter Beſitz zu verſtehen iſt, darüber entſcheidet das 
jeweilig herrſchende bürgerliche Recht (RG 61, 92). 

2. Beſitzfähig ift lediglich eine körperliche Sache ($ 90), nicht z. B. ein eingerichteter 
und ausgeübter Gewerbebetrieb als ſolcher (RG 8. 2. 27 VI 362/26). Ein Beſitz an Ned): 
ten iſt fortan nur noch nach Landesrecht auf den dieſem vorbehaltenen Gebieten (EG 
Art 96, 196) möglich (Fiſchereirecht, Waſſerrecht). Beſitz hat auch der Pächter einer mit 
einem Grundſtück verbundenen Abdeckereigerechtigkeit (RG 4. 3. 25 V 209/24). Keinen 
Beſitz am Grundſtück hat der Jagdpächter (RG 70, 70; 98, 102; 107, 296). Im Falle 
der $$ 1029, 1090, betreffend den Beſitzſchutz bei Dienſtbarkeiten werden die Vorſchriften 
vom Beſitz nur entſprechend angewendet. Beſitz iſt weiter nur möglich an einer genau 
beſtimmten Sache. Ferner nur an ſolchen Sachen, die einer tatſächlichen Beherrſchung 
zugänglich ſind. Die Beſitzfähigkeit der Sache wird jedoch nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß 
fie ihrer Natur nach für den Gemeingebrauch beſtimmt iſt. — Auch in Anſehung eines Sach⸗ 
inbegriffs (§ 92), insbeſondere eines Warenlagers, kann die zum Beſitze erforderliche Ge⸗ 
walt rechtlich nur an den einzelnen zur Sachgeſamtheit gehörigen Sachen beſtehen. Er- 
ſtreckt ſich die über eine Sachgeſamtheit als ſolche ausgeübte tatſächliche Gewalt auch 
mit auf die einzelnen dazugehörigen Sachen, ſo iſt doch der Beſitzerwerb hinſichtlich der ein⸗ 
zelnen Stücke nur in der Weiſe herſtellbar, daß der neue Beſitzer die Gewalt über die ein⸗ 
zelnen Sachen ſelbſt erlangt. Dazu iſt erforderlich, daß ſie ſo genau beſtimmt ſind, daß es 
einer weiteren Kennzeichnung oder Ausſonderung nicht bedarf; eine Beſtimmung nur der 
Zahl oder Menge oder dem Werte nach genügt daher nicht (RG 52, 285; 53, 218; 103, 153f.; 
16. 2. 26 VI 495/25). — Möglich iſt Beſitz auch an abgegrenzten, einer Sonderherrſchaft 
zugänglichen Teilen einer Sache ($ 865). 

3. Zum Erwerbe des Beſitzes iſt die Erlangung der tatſächlichen Gewalt über die 
Sache erforderlich. Ob ſie jemand erlangt hat, iſt von Fall zu Fall nach den Anſchauungen des 
Verkehrs zu entſcheiden. Notwendig ift jedenfalls, daß die Sache der Perſon räumlich fo zu ⸗ 
gänglich geworden iſt, daß der Beſitzer auf die Sache beliebig einzuwirken und über ſie beliebig 
tatſächlich zu verfügen vermag (fei es ſelbſt, jet es nach $ 855 durch einen andern). Der Belik 
wird auch dem Umfange nach nur ſoweit begründet, als den bezeichneten Anforderungen 
entſprochen iſt. Daher gibt auch die Erlangung der tatſächlichen Gewalt über die Haupt⸗ 
ſache nicht ohne weiteres zugleich den Beſitz am Zubehör. — Hinſichtlich der Art des 
Beſitzerwerbs iſt zu unterſcheiden, ob die Sache bisher beſitzlos oder ob ſie im 
Beſitz eines andern geweſen war. Im erſteren Falle kann immer nur eine ein⸗ 
ſeitige Beſitzergreifungshandlung in Betracht kommen. Im andern Falle ift der Beſitz⸗ 
erwerb in doppelter Art möglich: einmal wiederum im Wege rein einſeitiger Beſitzergreifung, 
ſodann aber unter Mitwirkung des bisherigen Beſitzers. Der einſeitig erworbene Beſitz wird, 
wenn die Sache ſich bereits im Beſitze eines andern befunden hatte, regelmäßig zwar ein 
widerrechtlicher fein, es ſei denn, daß der Erwerber ein beſonderes Recht zur Beſitzergreifung 
hatte (wie bei dem Rechte der Selbſthilfe nach § 229 oder beim Privatpfändungsrecht). Aber 
ungeachtet der Fehlerhaftigkeit ſeines Beſitzerwerbs (8 858) hat der Handelnde (3. B. der 
Dieb) durch feine einſeitige Handlung dennoch den Beſitz erlangt. Der Beſitzerwerb unter 
Mitwirkung des früheren Beſitzers iſt vor dem einſeitigen Erwerbe in der Hinſicht be ⸗ 
vorzugt, daß nur er als Grundlage für den Rechtserwerb im guten Glauben dienen kann 
(55 982 ff.), für den Beſitzerwerb ſelbſt iſt der gute Glaube etwa an den Beſitz des andern 
bedeutungslos (RG 105, 414). — Die Beſitzergreifung ſelbſt muß ſtets in einem äußer⸗ 
lichen und für den darauf Achtenden erkennbaren Vorgange beſtehen, wie der Beſitz ſelbſt 
erkennbar fein muß, und wie denn überhaupt die Erkennbarkeit das allgemeine kennzeich⸗ 
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nende Merkmal dinglicher Rechte und dinglicher Herrſchaftsverhältniſſe iſt (R 66, 262; 
77, 208). — Beim zweiſeitigen Beſitzerwerbe durch Übergabe iſt erforderlich, 
daß der Erwerber die katſächliche Gewalt (nicht bloß die rechtliche Verfügungsbefugnis) über 
die Sache mit Zuſtimmung des bisherigen Beſitzers erhält (RG 53, 220; ZW 08, 68118; Warn 
1917 Nr 55). Eine bloß ſymboliſche Beſitzüberkragung iſt nach dem geltenden Rechte nicht 
mehr möglich (RG 77, 207). Es muß insbeſondere erſichtlich gemacht fein, daß das Beſitz⸗ 
verhältnis des früheren Beſitzers aufgehört und der andere die Gewalt erlangt hat (RG 
66, 262 ff.; vgl. auch 74, 146). Die Einräumung eines bloßen rechtlichen Verfügungs 
rechtes oder des Rechtes auf die Beſitzergreifung für den Beſitzerwerb iſt in Anſehung des 
Beſitzerwerbs regelmäßig unweſentlich (RG JW 02, 372%). Sonach begründet z. B. auch 
die Geſtattung der Entnahme von Bodenbeſtandteilen (Kies oder dgl.) nicht ohne wei⸗ 
teres die Einräumung des Beſitzes am Grundſtück oder an Teilen desſelben (RG JW 02 
Beil 201). Ebenſowenig begründet die bloße Erklärung des bisherigen Beſitzers, er über⸗ 
weile“ dem andern die — auf ſeinem Boden lagernden — Sachen, Beſitz an dieſen (NG JW 
09, 1301). Die Geſtattung des Abhiebs des auf dem Stamme verkauften Holzes kann nach 
dem Willen der Vertragſchließenden unter Umſtänden lediglich die Bedeutung haben, daß 
das Schlagen der Bäume vorerſt nur die demnächſtige Beſitz und Eigentumsübertragung 
vorbereiten, an ſich alſo eine Anderung an den Beſitz, und Eigentumsverhältniſſen nicht 
hervorrufen ſoll und daß mithin Beſitz und Eigentum erſt mit der nach Bezahlung des Kauf⸗ 
preiſes Ae Abfuhr übergehen ſollen (NG 72, 310); das gilt namentlich, wenn der 
künftige Erwerber das Holz auf dem Grundſtück liegen läßt und keine Herrſchaftshandlung 
daran vornimmt (RG SeuffA 78 Nr 112). Dagegen kann in der mit Zuſtimmung des 
Veräußerers erfolgten Zunagelung eines Raumes eine Beſitzübergabe hinſichtlich der 
darin befindlichen Sachen gefunden werden (RG 56, 313); desgl. in der Ausantwortung des 
Schlüſſels eines Raumes oder eines Behältniſſes (NG 40, 223; 77, 207; Gruch 48, 955; 
JW 08, 681), auch wenn im gegebenen Falle der Verpfänder den Schlüſſel wieder abholt, 
ſofern er ihn nur wieder zurückbringt (RG JW 07, 14022). Auch der Umſtand, daß der bis ⸗ 
herige Beſitzer bei Aushändigung eines Schlüſſels zu dem Raume, in dem ſich die zu über ⸗ 
tragenden (zu verpfändenden) Sachen befinden, einen zweiten Schlüſſel für ſich behält, 
ſchließt es noch nicht aus, daß der Empfänger des Schlüſſels den Beſitz an den Sachen erhält 
(RG 66, 264; 108, 100). Die Niederlegung von Paketen auf dem Tiſche der Poſtverwal⸗ 
tung in Gegenwart und mit Wiſſen des Poſtbeamten begründen Beſitz der Poſtverwaltung 
ſchon mit der Niederlegung (RG 70, 318). Wenn jemandem eine Kiſte nach der Verzollung 
wieder zur Verfügung geſtellt wird, ſo erlangt er Beſitz daran, auch wenn er ſie zunächſt 
noch im Abfertigungsraum ſtehen läßt (RG 26. 5. 11 III 408/10). Der auf das Grab ge- 
ſetzte Grabſtein befindet ſich im Beſitz des Beſtellers, auch wenn der Unternehmer ſich das 
Eigentum vorbehalten hat (L 1924, 476). Unter allen den bezeichneten Umſtänden wird 
dem Erwerber nicht ein bloßes Verfügungsrecht, ſondern die Möglichkeit der tatſächlichen 
Beherrſchung ſelbſt eingeräumt. Hierfür iſt nicht Erfordernis, daß die Sache der Einwir⸗ 
kung Dritter völlig entzogen wird, oder daß die Zugänglichkeit des Raumes, in dem ſich 
die betreffenden Sachen befinden, für andere ſchlechthin ausgeſchloſſen wird (RG 66, 264; 
106, 135; St 2, 65). Aber Alleinbeſitz iſt jedenfalls doch Beſitz in dem Sinne, daß be⸗ 
grifflich auch ein Mitbeſitz anderer ($ 866) nicht beſtehen kann. Daher iſt Alleinbeſitz aus⸗ 
geſchloſſen, wenn der andere, dem etwa der Raum oder das Behältnis ebenfalls zugänglich 
geblieben iſt, die Möglichkeit des Zutritts in der Weiſe benutzt, daß auch er Beſitzhand⸗ 
lungen vornimmt (RG 66, 263). Bloßes Mitbenutzen iſt aber noch kein Mitbeſitzen, wenn 
der alleinige Beſitz des andern Benutzers anerkannt wird und der eigene Beſitzwille (ſ. unten) 
fehlt (NG 108, 123). Das gilt bei Ehegatten wie bei Nichtehegatten (RG 25. 3. 24 VII 504/28). 
Durch Inbeſitznahme der gemieteten Geſchäftsräume erlangt der Mieter zugleich auch den 
Beſitz an der Außenwand und iſt daher auch in deren Benutzung zu Reklamezwecken ge- 
ſchützt (RG 80, 284; JW 05, 367°). Vgl. 8865. Der Mann hat bei geſetzlichem Güterſtande 
Beſitz an den in die Ehewohnung eingebrachten Sachen der Frau (RG JW 1914, 1469); 
iudes nicht auch an den feiner Verwaltung und Nutznießung entzogenen Gegenſtänden (RG 
Warn 1922 Nr 16). Zur Beſitzübertragung durch den Gerichtsvollzieher genügt es, wenn 
er angeſichts der in Verwahrung genommenen Sachen dem anderen erklärt, daß er ihm dieſe 
Sachen ausliefere (RG 74, 355). — Der Wille, die Sache zu beſitzen, iſt als Erfordernis 
für den 0 nicht aufgeſtellt, vom Willen des Beſitzers hängt es nach ausdrück⸗ 
licher Vorſchrift nur ab, ob er Fremdbeſiter oder Eigenbeſitzer ift ($ 872). Aber, wie ſich 
aus 5 867 ergibt, bedeutet die unbewußte Inhabung einer Sache noch keinen Beſitz und 
ein tatſächliches Gewaltverhältnis iſt ohne den entſprechenden Beherrſchungswillen nicht 
denkbar, jedenfalls kann niemand gegen ſeinen Willen Beſitzer werden. Die Ausnahme in 
$ 857 iſt nur ſcheinbar, denn hier wird Veſitz im Wege einer Annahme als ob nur unter- 
ſtellt. Beſitz iſt daher zu verneinen, wenn in die von einer Perſon beherrſchten Räume 
ohne ihr Wiſſen Sachen eingebracht werden (RG 106, 136; JW 1925, 784, die auf dem 
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Abort eines Gaſthauſes verlorene Halskette befindet ſich nicht ohne weiteres im Beſitz des 
Gaſtwirts; vgl. indeſſen RSStz 30, 88). Wenn ſich aber jemand bereits zum voraus ent⸗ 
ſchloſſen hat, den Beſitz an den ohne ſein Wiſſen tatſächlich in ſeine Gewalt gelangenden 
Sachen zu erwerben, ſo an Sachen, die in einen an der Außentür der Wohnung angebrach⸗ 
ten Briefkaſten geſteckt werden, an Geld, das in eine aufgeſtellte Sammelbüchſe gelegt 
wird, an Wild, das in eine dem Wildfang dienende Vorrichtung gerät, ſo erwirbt er den 
Beſitz, ohne daß es noch eines neuen Entſchluſſes bedürfte, ſchon auf Grund der zuvor ge⸗ 
troffenen Veranſtaltungen, ſelbſt wenn er noch nicht einmal erfahren hat, daß die Sachen 
in feine Gewalt gelangt find (RG 106, 136; JW 1925, 784). Aus Gründen ähnlicher Art 
wird auch der Beſitz an Früchten oder an andern weſentlichen Beſtandteilen ohne be⸗ 
ſondere Beſitzergreifung erworben, wenn dieſe Sachen durch die Trennung von der Haupt⸗ 
ſache verſelbſtändigt werden und innerhalb des Herrſchaftsbereichs des Grundſtücksbeſitzers 
verblieben ſind. — Der zum Beſitz erforderliche Wille iſt der natürliche, kein rechtsgeſchäft⸗ 
licher. Deshalb iſt ein in rechtlichem Sinne Willensunfähiger Beſitz zu erwerben und zu 
haben in der Lage inſofern, als der Beſitzerwerb kein Rechtsgeſchäft iſt, und er iſt es inſoweit, 
als er den (natürlichen) Willen haben konnte und gehabt hat, die Sache in feine tatsächliche 
Gewalt zu bringen. Daß ein nur beſchränkt Geſchäftsfähiger ſelbſt Beſitz erwerben kann, 
iſt als ſelbſtverſtändlich angenommen worden (Prot 2, 33). Durch das Beſtehen einer ge⸗ 
ſetzlichen Stellvertretung (in Form elterlicher Gewalt oder beſtehender Vormundſchaft) 
wird der Beſitzerwerb durch ein Kind nicht ausgeſchloſſen (RG 64, 386). 

4. Der Beſitzerwerb durch Einigung des bisherigen Beſitzers und des Erwerbers kommt 
nur ausnahmsweiſe in Betracht und kann nur in Frage ſtehen bei bereits im Beſitze eines 
andern befindlichen Sachen. In dem gegebenen Rahmen dient die bezeichnete Erwerbsart zur 
Erleichterung des Beſitzerwerbs. Die Erleichterung beſteht gegebenenfalls darin, daß der Beſitz 
ſchon durch gegenſeitige Willenserklärungen erlangt wird und daß es ſomit keiner tatſächlichen 
Beſitzergreifungshandlung wie bei beſitzfreien Sachen bedarf. Der Beſitzerwerb mittels bloßer 
Einigung ift jedoch nur dann zugelaſſen, wenn der Erwerber ſogleich in der Lage iſt, die 
Gewalt über die Sache auszuüben (was er darzutun hat, RG Gruch 49, 127), und 
dieſe Vorausſetzung kann nur unter folgenden Umſtänden erfüllt ſein: In der Natur der Sache 
liegt es zunächſt, daß für einen Beſitzwechſel mittels bloßer Einigung nur dann Raum 
iſt, wenn ſich der Erklärungsgegner des Erwerbers zur Zeit der Einigung noch ſelbſt im 
Beſitze befand. Notwendig iſt weiter, daß der Genannte ſeine bisherige Gewalt über die 
Sache ſelbſt aufgibt. Behält er ſie, dann iſt die Möglichkeit des Beſitzerwerbs durch Einigung 
ohne weiteres ausgeſchloſſen (RG Warn 08 Nr 681); fo z. B., wenn der bisherige Beſitzer 
die Schlüſſel des ara behalten hat und nach wie vor über die ankommenden und 
abgehenden Waren verfügt (RG 25. 1. 07 II 238/06), oder wenn der Ehemann der Ehefran 
in der Wohnung befindliches Hausgeſtühl ſchenkt, bei geſetzlichem Güterrecht aber Verwal⸗ 
tung und Nutznießung, alſo Beſitz behält; darüber, ob daun $ 930 zutrifft (RG 108, 123) 
vgl. A 5 zu § 930. Ferneres Erfordernis iſt, daß die Erlangung der tatſächlichen Gewalt 
auch ohne Mitwirkung des bisherigen Beſitzers überhaupt möglich iſt. Endlich aber, daß auch 
ſonſtige Umſtände, insbeſondere das Verhalten dritter Perſonen, die Zugänglichkeit der Sache 
nicht hindern. Ein Anwendungsfall: Der Beſitzdiener des bisherigen Eigentümers erwirbt 
von ihm das Eigentum der Sache. Mit dem Eigentum geht auch der Beſitz über (RG 18. 
12. 23 IV 849/22). — Die Einigung ſelbſt iſt ein Rechtsgeſchäft und unterliegt als 
ſolches allen Regeln von Willenserklärungen (88 116ff., 164ff., 181). Daher ift auch eine 
Stellvertretung beim Beſitzerwerbe mittels Einigung ohne weiteres zuläſſig. Die Einigung 
ſetzt im übrigen das Vorhandenſein einer Verpflichtung zur Beſitzübertragung nicht notwendig 
voraus (RG 68, 101). Aber infolge des der Willenseinigung anhaftenden Mangels kann 
zugleich das Grundgeſchäft und die dingliche Einigung nichtig und der Beſitz daher nicht 
erworben ſein (RG JW 07, 540%). Darüber, ob die Einigung als abſtraktes, von dem zu⸗ 
grunde liegenden ſchuldrechtlichen Verhältniſſe unabhängiges Rechtsgeſchäft von deſſen Nich⸗ 
tigkeit unbedingt unbeeinflußt bleibt (RG 68, 100), vgl. 5 325 A 1c. Daß im Wege der 
Einigung nach 8 328 Beſitz unmittelbar auch zugunſten eines Dritten 
erworben werden könnte, iſt zu verneinen (RG 66, 99). Der 8 328 ſetzt ein 
Verpflichtungsgeſchäft voraus; die Einigung iſt dagegen ein Erfüllungsgeſchäft, und für 
die Anwendung des 8 328 iſt hier ſomit keine Stelle. Vgl. hierzu des näheren 8 828 
A1 a. E. — Zum Inhalte hat die Einigung die Abmachung, daß der bisherige Beſitzer feine 
Beſitzlage, wie ſie eben iſt und wie er ſie fortſetzen kann, auf den andern überträgt; nie ge⸗ 
nügt aber eine Einigung, durch die lediglich ein Verfügungsrecht begründet wird (RG Warn 
08 Nr 681). Auch genügt nicht eine bloße Überweiſungserklärung (RG IW 09, 1301). An⸗ 
wendbar iſt Abſ 2, wenn der Käufer von der Forſtverwaltung die Holzabfuhrzettel erhält (RG 
6. 1. 06 VII 201/05). 

5. Beſitzerwerb durch Stellvertreter (vgl. Vorbem 5 vor 8 164 u. 8 164 A 4). Der 
Grundſatz der freien Stellvertretung beim Beſitze hat nach dem geltenden Rechte keine all⸗ 
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gemeine Geltung mehr. Von einer Stellvertretung beim Beſitzerwerbe kann vielmehr nur 
da die Rede fein, wo die tatſächliche Handlung des einen für den andern unmittelbar wirk. 
ſam wird, und mithin durch die Beſitzergreifung des Vertreters der andere (der Vertretene) 
den (unmittelbaren) Beſitz erlangt, was nur beim Beſitzerwerbe durch den Beſitzdiener der 
Fall (8 855 A 1); oder wenn es ſich um Beſitzerwerb mittels des Rechtsgeſchäfts der Einigung 
handelt. S. oben A 4. Stellvertretung liegt dagegen nicht vor im Falle des 8 868, da hier 
der Handelnde den unmittelbaren Beſitz für ſich ſelbſt erwirbt und der andere Teil eine Beſitz⸗ 
ſtellung nur mittelbar erlangt. Die Stellvertretung beim Beſitze grundſätzlich zuzulaſſen, mußte 
dem Geſetzgeber deswegen fernliegen, weil er den rechtsgeſchäftlichen Willen als Begriffsmerkmal 
des Beſitzes nicht hat anerkennen wollen (A 3 oben und Vorbem 5 vor 8 164). Bei der geſetz ⸗ 
lichen Stellvertretung (elterlichen Gewalt, Vormundſchaft) iſt der geſetzliche Stellvertreter der 
unmittelbare Beſitzer der von ihm in Beſitz genommenen, dem Vertretenen gehörigen Sachen; 
denn ſeine Rechtsſtellung iſt kraft Geſetzes eine ſelbſtändige. Der Vertretene iſt nur mittelbarer 
Beſitzer ($ 868 A 3). Ein Fall der Stellvertretung beim Beſitzerwerbe liegt auch hier mithin 
nicht vor. Über den Beſitzſtand unter Eheleuten vgl. § 868 A 3). Die allgemein beſitzfähigen 
juriſtiſchen Perſonen erwerben durch ihre Vertreter regelmäßig ſelbſt den unmittelbaren 
Beſitz aber nur deswegen, weil das Handeln des Vertreters nicht als Handeln anſtatt der 
juriſtiſchen Perſon mit Wirkung für dieſe, ſondern als eigenes Handeln der juriſtiſchen Perſon 
anzuſehen ift. (8 855 ift hier ſowenig wie im Falle der elterlichen Gewalt oder der Vormund⸗ 
ſchaft anwendbar.) Je nach der Verfaſſung einer juriſtiſchen Perſon iſt es indeſſen auch möglich, 
daß ihr Stellvertreter den unmittelbaren Beſitz für ſich ſelbſt erwirbt, ſo wenn er eine Sache 
in feine perfönliche Verwahrung nimmt. Bei der Geſellſchaft des bürgerlichen Rechts, bei 
der das Geſellſchaftsvermögen den Geſellſchaftern zur geſamten Hand gehört ($ 718), find 
die Geſellſchafter in demſelben rechtlichen Verhältnis auch Beſitzer (RG Warn 1927 Nr 55). — 
Der § 983 ſpricht ausdrücklich von dem Beſitze „einer öffentlichen Behörde“. — Der Teſta⸗ 
mentsvollſtrecker, Konkursverwalter, Zwangsverwalter, Nachlaßverwalter, Treuhänder (§ 31 
HypBankch v. 13. 7. 99) haben nach richtiger Anſicht ebenfalls nicht die Rechtsſtellung eines 
Stellvertreters, da ſie kraft eigenen Rechtes handeln (RG 52, 333, ferner Vorbem 2 vor 
$ 164), und fie erwerben ſonach auch ihrerſeits den unmittelbaren Beſitz. — Über den Beſitz 
des Pfandhalters im Sinne des § 1206 vgl. RG 66, 261. 

6. Soweit das Landesrecht gilt, kann Beſitz auch durch eine bloße behördliche Anordnung 
erworben werden, jo beim Zuſammenlegungsverfahren durch die Beſitzüberweiſung (RG 
18. 6. 02 VI 124/02) und bei der Enteignung gemäß $ 32 des PrGeſ. v. 11. 6. 74 durch die Ent. 
eignungserklärung. — Nach den Übergangsbeſtimmungen Artt 180, 191 EG finden die 
Vorſchriften des BGB über den Beſitz auf die vor dem 1. 1. 00 entſtandenen Beſitzverhältniſſe 
keine Anwendung (R® 54, 135). In örtlicher Hinſicht regelt ſich der Übergang des Beſitzes 
auch an beweglichen Sachen nach dem Geſetze des Ortes, wo ſie ſich befinden (RG 11, 52). 


§ 855 


übt jemand!) die tatſächliche Gewalt über eine Sache für einen anderen?) 
in deſſen Haushalt?) oder Erwerbsgeſchäft⸗) oder in einem ähnlichen Ver⸗ 
hältnis aus, vermöge deſſen er den ſich auf die Sache beziehenden Weiſungen 


des anderen Folge zu leiſten hats), jo iſt nur der andere Beſitzere). 
E II 778; P 3 31, 83; 6 219. 


1. Nach der hierfür gebräuchlich gewordenen Bezeichnung der Beſitzdiener, Beſitzgehilfe. 
Er iſt im Sinne des Geſetzes nur Stellvertreter des Beſitzherrn im Beſitze, da feine Beſitz⸗ 
handlungen allein dem Genannten zugerechnet werden und demgemäß nur dieſer Beſitz 
erwirbt (8 854 A 4 u. 5; R SeuffA. 79 Nr 186). g 

2. Die erſte Vorausſetzung für das Vorhandenſein einer Beſitzdienerſchaft iſt, daß der 
Beſitzdiener die tatſächliche Gewalt über eine Sache für einen andern ausübt (den Be⸗ 
ſitzherrn). Diele Vorausſetzung iſt lediglich eine fachliche. Denn gefordert wird nur, daß 
der Beſitzdiener tatſächlich auf Grund des zwiſchen ihm und dem andern beſtehenden Ab⸗ 
hängigkeitsverhältniſſes (A 4) handelt, die Gewalt alſo anſtatt des andern ausübt. Dagegen 
wird nicht verlangt, daß der Beſitzdiener, abgeſehen von ſeiner im allgemeinen gewollten 
Unterordnung unter die Weiſungen des Beſitzherrn (A5), auch im beſonderen Falle ſich entschließt, 
für den Genannten zu handeln. Daher ift die Anwendbarkeit des § 855 im Einzelfalle auch 
dann nicht ausgeſchloſſen, wenn der Beſitzdiener (innerlich) den Willen gehabt hat, nicht für den 
Beſitzherrn, ſondern für ſich ſelbſt den Beſitz auszuüben. Eine derartige nur innerliche Ent: 
ſchließung des Beſitzdieners ift rechtlich unerheblich, ſolange der Beſitzdiener überhaupt im 
Rahmen des allgemeinen Abhängigkeitsverhältniſſes tätig geweſen iſt (Prot 3, 36). Die Sach ⸗ 
lage wird erſt dann eine andere, wenn der Beſitzdiener ſeinen Willen in die Tat umgeſetzt 


10 Sachenrecht 


und etwa die Sache durch eine äußerlich erkennbare Handlung dem Beſitze des Dienſtherrn ent⸗ 
zogen hat (3. B. ein Dienſtbote durch widerrechtliche Wegnahme). Liegt das vor, dann wird 
die Beendigung des Beſitzes des Beſitzherrn und anderſeits der Erwerb des Beſitzes durch den 
Beſitzdiener auch nicht dadurch gehindert, daß der letztere rechtswidrig und gegen den Willen 
des Herrn handelt (8 854 A 3). Hat der Beſitzdiener eine Sache, die er für den Beſitzherrn 
erwerben ſollte, unter ſolchen Umſtänden für ſich ſelbſt erworben, daß der Herr trotz des 
auftragswidrigen Verhaltens des Beſitzdieners in bezug auf die Sache keinen Anſpruch er⸗ 
worben hat, jo iſt auch der $ 855 zu feinen Gunſten nicht anwendbar. Sollte beiſpielsweiſe 
der Beſitzdiener eine beſtimmte Sache für den Haushalt des Herrn anſchaffen, ſo ſind folgende 
Fälle denkbar: Kauft der Beſitzdiener die Sache ſchlechthin und erfolgt auch die Übergabe 
ſchlechthin (alſo weder auf den Namen des Herrn noch auf den des Beſitzdieners), dann 
erlangt den Beſitz der Herr, ſelbſt wenn der Beſitzdiener ſich insgeheim vorbehält, die Sache 
für ſich zu erwerben. Kauft der Beſitzdiener dagegen die Sache in eigenem Namen und läßt 
er ſie ſich auch auf eigenen Namen übergeben, oder kauft er die Sachen überhaupt nicht, läßt 
er ſie ſich vielmehr ſchenken und ſchenkweiſe übergeben, dann mag er ſich verantwortlich 
gemacht haben, aber der Herr hat den Beſitz nicht erlangt. 

3. Der Begriff des Haushalts iſt weiter als der des Hausſtandes (88 1617, 1618, 
1619, 1969). Es kann jemand in dem Haushalte (SS 196, 1361, 1620, 1932) eines andern 
tätig ſein, ohne deſſen Hausſtand anzugehören (§ 1618), z. B. eine Waſchfrau, ein Lohndiener. 
Ein Gaſt, dem eine Sache zum Gebrauche überlaſſen wird, iſt jedoch nicht Beſitzdiener, weil 
er in keinem Abhängigkeitsverhältniſſe ſteht (a. A. Staudinger A 3b). Der Gaſtgeber 
behält die unmittelbare tatſächliche Gewalt über die Sache. Es läßt ſich auch nicht 
allgemein als Regel annehmen, daß jedes Mitglied des Hausſtandes eines andern, das 
die Gewalt über eine zum Haushalte gehörige Sache ausübt, dies in Eigenſchaft als 
Beſitzdiener des andern tut. Es wird vielmehr auch hier darauf ankommen, ob der Be⸗ 
treffende in Anſehung der Sache den Weiſungen desjenigen, der dem Haushalte vorſteht, zu 
folgen hat, insbeſondere alſo auf deſſen Geheiß die Sache ihm auszuantworten verpflichtet 
iſt oder nicht. Daß die Sache gerade zu den Haushaltungsgegenſtänden (88 1382, 1640, 1969, 
1932) gehört, iſt nicht erforderlich. Die Worte „in deſſen Haushalt“ ſind auch nicht räum⸗ 
lich zu verſtehen. Es genügt, daß die Sache überhaupt nur zum Haushalte gehört, gleichgültig, 
wo ſie ſich befindet. Das Beſitzdienerverhältnis bleibt z. B. auch dann beſtehen, wenn der 
unmittelbare Beſitzer feinen Augeſtellten mit einer Sache zum Zwecke ihres Verkaufs nach 
einem anderen Orte ſendet (RG 71, 248). Ein Bedienſteter, der Sachen für den Haushalt 
einkauft und nach Hauſe befördert, übt ebenfalls die Gewalt darüber bereits unterwegs für 
den Dienſtherrn aus. 5 1 

4. Der Ausdruck Erwerbsgeſchäft ift hier wie ſonſt (88 112, 1367, 1405 u. a.) im weiteſten 
Sinne zu verſtehen; er greift im Falle jeder berufsmäßig auf Erwerb gerichteten Tätigkeit 
Platz. In Betracht kommen hier kaufmänniſche, gewerbliche, künſtleriſche, wiſſenſchaftliche 
Gehilfen, Gutsverwalter, Leiter von Zweiggeſchäften, gelegentlich auch die Ehefrauen in 
Abweſenheit des Ehemanns (RG 51, 23), Packer, Bodenmeiſter (RG JW 09, 105°), der 
Förſter hinſichtlich der feiner Aufſicht unterworfenen geſchlagenen Hölzer (RGSt 14, 305); 
endlich im inneren oder äußeren Betriebe beſchäftigte Arbeiter. Wenn der Gehilfe zugleich zur 
Stellvertretung ermächtigt iſt, ſo ſchließt das ſeine Eigenſchaft als Beſitzdiener nicht aus; 
a. M. KG OLG 42, 272 betr. Gutsverwalter mit umfaſſender Vollmacht. Auf den Ort 
der Beſitzausübung kommt es hier ebenfalls nicht an (RG 71, 248); |. A8 a. . 

5. Ein Beſitzdienerverhältnis ſetzt eine derartige Beziehung zwiſchen den beiden Beteiligten 
voraus, daß der eine den ſich auf die Sache beziehenden Weiſungen des andern Folge zu 
leiſten hat. Der Diener muß ſonach, indem er die tatſächliche Gewalt über die Sache ausübt, 
lediglich als das Werkzeug des andern in Betracht kommen, alſo nicht nur ſchuldrechtlich 
etwa zur Aufbewahrung oder zur Herausgabe der Sache verpflichtet ſein, ſondern den 
Weiſungen des andern ſchlechthin und ohne weiteres zu folgen haben (RG Warn 1922 
Nr 70, nicht der Unternehmer, der die gelieferten Sachen zur Nachbeſſerung erhält, 17. 10. 22 
VII 696/21; nicht der Unternehmer, der zwar Stoffe des Beſtellers nach deſſen Zeich⸗ 
nungen, aber auf Grund eigener vertraglicher Rechte bearbeitet). Entſcheidend über das 
Vorhandenſein eines ſolchen Verhältniſſes iſt die Verkehrsanſchauung. Innerhalb dieſer 
Beziehungen kann der Gehilfe für den Beſitzherrn unmittelbar ſowohl Beſith erwerben (RG 
66, 265) als auch den Beſitz erhalten. Inſoweit hat er von Geſetzes wegen die Stellun 
eines Stellvertreters im Beſitze. Indeſſen gibt ihm feine Stellung nicht Be 
die Befugnis zur Beſitzübertragung auf einen Dritten. Daraus folgt, 
daß, wenn eine Sache dem Beſitze des Beſitzherrn durch einen Dritten entzogen iſt, auf 
ſeiten des Beſitzherrn unfreiwilliger Beſitzverluſt gemäß § 935 auch dann vorliegt, wenn 
der Dritte im Einverſtändniſſe mit dem Beſitzdiener gehandelt oder wenn dieſer dem 
Dritten die Sache übergeben hat (RG 106, 4; SeuffA 75 Nr 119 betr. Verſchiebung von 
Waggons mit Kohle durch Angeſtellte der Grube). Für die Frage des unfreiwilligen 


Beſitz SS 855, 856 11 


Beſitzverluſtes kommt beim Beſitzdienerverhaltnis überhaupt nur der Wille des Beſitzherrn, 
nicht der des Beſitzdieners in Betracht. Abhanden gekommen iſt eine Sache im Sinne des 
9935 demnach ſtets, wenn der (unmittelbare) Beſitz ohne den Willen des Beſitzherrn ihm 
verlorengegangen iſt (RG 71, 248). — Das Verhältnis zwiſchen Beſitzherrn und 
Beſitzdiener kann im übrigen privatrechtlicher oder öffentlichrechtlicher, dauernder oder 
vorübergehender Art fein (3. B. bei der Annahme eines Tagelöhners, RG IW 08, 52712) 
oder bei Beauftragung eines Dienſtmanns mit Beförderung einer Sache (str.). Maßgebend 
für das Beſtehen eines Beſitzdienerverhältniſſes iſt lediglich das ſoziale Abhängigkeits⸗ 
verhältnis, kraft deſſen der Beſitzer die tatſächliche Gewalt über die Sache durch den Beſitz⸗ 
diener als fein Werkzeug ausübt (RG Warn 09 Nr 416). Das Abhängigkeitsverhältnis muß 
auch erkennbar ſein, damit der Beſitz ſelbſt erkennbar und überhaupt vorhanden ſei (RG 77, 
209). Auch ein rein tatſächliches Verhältnis (3. B. ein nichtiger Dienſtvertrag oder ein bloßes 
Gefälligkeitsverhältnis) kann als Grundlage genügen, wenn nur die Beteiligten davon aus ⸗ 
gehen, daß der eine den Weiſungen des andern in Anſehung der Sache zu folgen hat. Beſitz⸗ 
diener ſind beiſpielsweiſe die Ehefrau, der der Mann für den Fall kurzer Abweſenheit die 
Obhut über die Sachen feines Geſchäfts übertrug (RG 51, 28); der Bergverwalter, der die 
tatſächliche Gewalt über die der Gewerkſchaft gehörigen Pferde ausübt (RG 52, 118); der 
Spediteur, deſſen ſich der Importeur von Getreide zu deſſen Löſchung und Weiterſendung 
bedient (RG 70, 408); die Zweigſtelle der Bank, die bei ihr hinterlegte Wertpapiere für 
die Bank verwahrt (RG 112, 118); derjenige, dem verpfändete Sachen als „Pfandhalter“ 
zur Aufbewahrung übergeben ſind (MG 66, 261). Beſitzdiener iſt dagegen nicht, wer 
betreffs gewiſſer Sachen vertragsmäßig die Gefahr zu tragen hat, alſo bei Ausübung der 
tatſächlichen Gewalt fein eigenes Intereſſe wahrnimmt, wie entſprechendenfalls der Biegel- 
meiſter betreffs der von ihm angefertigten Ziegel (RG 72, 285). Ob der Führer eines 
Torpedoboots Beſitzdiener oder Veſitzmittler für das Reich iſt, läßt NG 113, 308 offen, er 
iſt aber wohl Beſitzdiener. 

6. Unter den gegevenen Vorausſepungen iſt der andere (der Beſitzherr) unmittelbarer 
Beſitzer, weil ihm die Ausübung der Gewalt durch den Beſitzdiener unmittelbar als eigene 
Tätigkeit zugerechnet wird (8 854 A 5). Der Beſitzdiener hat dagegen keinerlei Art von Beſitz 
(A 2). Auch im Sinne des Strafrechts nicht (NG JW 08, 601111). Er macht ſich, wenn er die 
in feiner Obhut befindliche Sache ſich aneignet, nicht der Unterſchlagung, ſondern des Dieb ⸗ 
ſtahls ſchuldig. Auch die Befugniſſe des Selbſthilferechts aus § 859 find ihm nur ſoweit 
eingeräumt, daß er fie zum Schutze des Beſitzes des Beſitzherrn ausüben darf ($ 860). 


8 856 


Der Beſitz wird dadurch beendigt, daß der Beſitzer die tatſächliche Ge⸗ 
walt über die Sache aufgibt!) oder in anderer Weiſe verliert). 

Durch eine ihrer Natur nach vorübergehende Verhinderung in der Aus⸗ 
übung der Gewalt wird der Beſitz nicht beendigt?). 

E I 808, 810 II 779; M 3 102; P 3 27, 84. 


1. Die Beendigung des Beſitzes — und zwar des unmittelbaren, um den es ſich hier 
allein handelt — kann eintreten ſowohl mit dem Willen des Beſitzers (A 2) wie auch ohne ſeinen 
Willen (A 3). In beiden Fällen iſt aber das, was den Beſitzverluſt ſchließlich bewirkt, immer 
nur die entſcheidende Tatſache, daß der Beſitzer die tatſächliche Herrſchaft über die Sache ein ⸗ 
büßt. Der Wille, nicht mehr zu beſitzen, kann allein für ſich als entſcheidend deswegen niemals 
in Betracht kommen, weil der Wille überhaupt nicht der Träger des Beſitzes iſt ($ 854 A 1, 8). 
Auch an Sachen, die in Vergeſſenheit geraten ſind, bleibt daher der Beſitz fo lange beſtehen, 
als das Gewaltverhältnis fortwährt (A3). Auch der Untergang des Rechts zum Beſitze kann 
nur die Rechtmäßigkeit des letzteren beeinfluſſen, aber nicht deſſen Verluſt herbeiführen. (Über 
die Beendigung des mittelbaren Beſitzes vgl. $ 868 U 6). Zur Aufgabe der tatſüchlichen 
Gewalt über die Sache gehört notwendig jedoch nicht nur ein beſtimmtes darauf gerichtetes 
erkennbares Handeln oder Nichthandeln des Beſiters, es muß vielmehr das Handeln auch mit 
dem Willen verbunden ſein, die Sache fortan nicht mehr tatſächlich zu beherrſchen. Ohne 
einen ſolchen Willen läßt ſich die Beſitzaufgabe überhaupt nicht denken. Die Beſitzaufgabe 
iſt indeſſen gleichwohl kein Rechtsgeſchäßt (hinſichtlich der Aufgabe des Eigenbeſitzes vgl. 
$ 872 A 1, 3), weil eben der Wille beim Beſitze überhaupt keine rechtliche, ſondern nur 
eine tatfächliche Rolle ſpielt ($ 854 A 3). Auch der im Rechtsſinne Willensunfahige iſt daher 
zur Belibaufgabe befähigt, falls er nur imſtande iſt, den natürlichen Willen zu faſſen, ſich 
der Gewalt zu begeben. — Die Handlung des Beſitzers, durch die er ich der Gewalt ent- 
äußert, kann ſowohl in einem Tun wie in einer Unterlaſſung beftehen. Als eine ſolche kommt 
es insbeſondere in Betracht, wenn der Beſitzer unterläßt, eine ihm abhanden gekommene Sache 
ſich wieder zu verſchaffen. Die Aufgabe der tatſächlichen Gewalt kann ferner eine bloße 
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Preisgabe darſtellen oder zugleich mit der Übertragung des Beſitzes auf einen andern ver- 
bunden ſein (Übergabe). Die Beſitzergreifung durch einen andern mit dem Einverſtändniſſe 
des bisherigen Beſitzers ſteht der Übergabe gleich (RG IW 08, 68112). Wenn die Ein⸗ 
räumung des Beſitzes an den andern nur mit der Folge geſchieht, daß „auch“ der andere 
unmittelbarer Beſitzer wird, verliert der bisherige Beſitzer den Beſitz nicht: es entſteht viel ⸗ 
mehr Mitbeſitz (§ 866, RG 66, 259). 

2. Berluſt des Beſitzes auf andere Weile als durch Aufgabe kann durch jedes Ereignis 
herbeigeführt werden, das die bisherige tatſächliche Gewalt des Beſitzers unabhängig von 
feinem Willen beſeitigt; fo durch die Beſitzergreifung durch einen andern (8 935), oder durch 
zufällige Vorgänge, die das Gewaltverhältnis nicht nur vorübergehend (8 856 Abſ 2) löſen. 
Die Unkenntnis des Beſitzers von dem Verbleib der Sache beendigt ſeinen Beſitz ſolange nicht, 
als ſich die Sache noch innerhalb der ſeiner Gewalt unterworfenen Räume oder auch nur 
ſeines Grundstücks (RGSt 3, 204; 10, 85; 39, 28) befindet. Der bei der zwangsweiſen Pfändung 
entſtandene Beſitz des Gerichtsvollziehers geht durch Beſeitigung der Pfändungszeichen ver⸗ 
loren (8 808 ZPO; RG 57, 323). 

3. Ob eine unſchädliche nur vorübergehende Behinderung vorliegt, iſt von Fall zu Fall 
auf Grund der Verkehrsanſchauung zu entſcheiden. Beiſpiele: nur vorübergehende Abweſen⸗ 
heit des Beſitzers (RG 51, 23), Krankheit, nur vorübergehende Benutzung der Sache durch 
den Beſitzdiener in eigenem Intereſſe (RG 52, 118). Endlich gehört hierher auch das „Ver⸗ 
lieren“, wenn der Ort der Zurücklaſſung der Sache bekannt iſt und unter gewöhnlichen Um⸗ 
ſtänden noch die Möglichkeit beſteht, die Sache wieder zu erlangen (RGSt 38, 444, betreffend 
Liegenlaſſen einer Sache aus Vergeßlichkeit im Eiſenbahnwagen). Vgl. auch RGSt 39, 28; 
48, 385. Über den Beſitzverluſt im Falle der Beſitzausübung durch einen Beſitzdiener vgl. 
8 855 A 2 u. 6. Ein geſtrandetes Schiff wird nicht ſchon dadurch beſitzfrei („verlaſſen“ im 
Sinne des BinnenSchch), daß die Beſatzung ſich vorübergehend von ihm entfernt; es muß 
der Beſitz vielmehr aufgegeben fein (RG 57, 23), vgl. auch RGSt 10, 85. 


8 857 


Der Beſitz geht auf den Erben über). 
E I 2052—2054, 885 Abſ 1 II 779; M 3 101, 854; P 5 650. 


1. Bererblichfeit des Beſitzes. Der Grundſatz des § 1922, daß mit dem Erbfalle das 
Vermögen des Erblaſſers als Ganzes auf den Erben übergeht, iſt auch auf das gemäß 8 854 
an ſich nur tatſächliche Beſitzverhältnis erſtreckt. Damit erhält dieſes inſoweit die Natur eines 
Vermögensbeſtandteils (Vorbem vor $ 854; R 83, 229). Nach ihrer allgemeinen und vor⸗ 
behaltloſen Faſſung muß die Beſtimmung auch zu der Annahme führen, daß der Erbe genau 
in die Beſitzſtellung des Erblaſſers zur Zeit ſeines Todes eintritt (mithin als unmittelbarer 
oder mittelbarer Beſitzer), gegebenenfalls auch belaſtet mit der Haftung wegen etwaiger Fehler⸗ 
haftigkeit des Beſitzes gemäß $ 858 Abſ 2. Eine Ausnahme von dem bezeichneten Grund⸗ 
ſatze kann nur für den Fall angenommen werden, daß zwiſchen dem Erben und dem Erblaſſer 
zuvor das Verhältnis mittelbaren Beſitzes beſtanden hatte. War nämlich der Erbe mittel- 
barer und der Erblaſſer unmittelbarer Beſitzer, dann wird der Erbe durch den Erbanfall zum 
unmittelbaren Beſitzer, während fein bisheriges mittelbares Beſitzverhältnis ſich erledigt. 
War umgekehrt der Erbe unmittelbarer, der Erblaſſer dagegen mittelbarer Beſitzer, dann 
erliſcht das mittelbare Beſitzverhältnis des Erblaſſers und der Erbe bleibt nunmehr ausſchließ⸗ 
lich unmittelbarer Beſitzer. Der Beſitzübergang vollzieht ſich im übrigen ausnahms⸗ 
los in allen Fällen, in denen der Erblaſſer bis zum Todesfalle Beſitz gehabt hatte, gleichviel 
wie dieſer Beſitz geartet und aus welchem Anlaſſe er entſtanden war. Der Erbe erwirbt auch 
mit dem Todesfalle den Beſitz des Erblaſſers jedesmal ohne weiteres (mehrere Erben nach 
$ 866 den Mitbeſitz) kraft Erbgangs. Einer Inbeſitznahme der betreffenden Nachlaßgegen⸗ 
ſtände bedarf es zum 0 nicht (RH ZW 06, 450%). Der Erbe genießt deshalb 
ohne weiteres auch den Beſitzſchutz der $$ 861, 862; er kann ſich auf die an den Beſitz ge⸗ 
knüpften Vermutungen berufen, haftet anderſeits aber auch als Beſitzer. Vgl. Vorbem vor 
$ 854. Ob man den Beſitz der Erben nach $ 857 als einen wirklichen oder nur als einen 
gedachten Beſitz anſehen und demnach die Beſitzvorſchriften unmittelbar oder — wohl rich⸗ 
tiger — nur entſprechend anwenden will, iſt für die Anwendung des bürgerlichen Rechts 
bedeutungslos. — Verſchieden von dem Beſitze gemäß 98 857, 854 iſt der Erbſchaftsbeſitz“ 
im Sinne des $ 2018. Der letztere ſetzt voraus, daß der Erbſchaftsbeſitzer erſt nach einge 
tretenem Todesfalle etwas aus dem Nachlaſſe erlangt hat; es kann dieſe Vorausſetzung aber 
auch dadurch erfüllt werden, daß beiſpielsweiſe ein Miterbe, der bereits vor dem Todesfalle 
an dem Erblaſſer gehörenden Sachen unmittelbaren Beſitz gehabt hatte, ſich nach dem Tode 
Eigenbeſitz daran anmaßt (RG 81, 294; vgl. $ 872 A 1). Ein Beſitzerwerb des Nacherben 
gemäß $ 857 wird regelmäßig durch den Beſitz des Vorerben ausgeſchloſſen. — Daß auch 
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der kraft Erbrechts erworbene Beſitz dem Erben verlorengeht, ſobald ein Dritter die 
or 185 eingetretenem Erbfalle in ſeine Gewalt bringt, ergibt ſich aus den allgemeinen 
egeln ($ 856). 

Der $ 857 greift auch dann Platz, wenn der Beſitz des Erblaſſers aus einer Stellung 
herrührte, die ihrerſeits nicht übertragbar war, vielmehr mit dem Tode des Erblaſſers not⸗ 
wendig ihr Ende erreichen mußte, insbeſondere alſo aus der Stellung des Erblaſſers als 
Beauftragter ($ 673) oder als Verwalter (Konkurs⸗Zwangsverwalter, Teſtamentsvollſtrecker) 
oder als Nießbraucher (8 1061; R& 81. 1. 18 IV 360/17). Dieſe Ausdehnung (Prot 5, 652) 
hat auch einen guten Sinn, wenn man erwägt, daß ſich z. B. der Erbe des Beauftragten 
(Verwalters) unter Umſtänden mit dem Geſchäftsherrn ſo auseinanderſetzen muß, wie es 
dem Erblaſſer obgelegen hätte, und daß er gemäß § 673 möglicherweiſe ſogar die Beſorgung 
des Geſchäfts fortzuſetzen verpflichtet iſt. — Da der Beſitzübergang im Falle des $ 857 im 
Erbrechte ſeinen Grund hat, ſo kann er nicht gegeben ſein, wenn der Anfall demnächſt infolge 
einer Anfechtung als nicht erfolgt gilt (88 2078ff., 2281 ff., 2339 ff.), oder wenn der Erbe die 
Erbſchaft nach § 1953 mit rückwirkender Kraft ausgeſchlagen hat. 

Über den Einfluß der erbrechtlichen Beſitznachfolge in Anſehung der Erſitzung vgl. die 
§8 937, 943. Falls beim Erblaſſer die Vorausſetzungen der Erſitzung nicht erfüllt waren, 
insbeſondere mangels guten Glaubens oder mangels Eigenbeſitzes, kann der Erbe in ſeiner 
Perſon nur eine neue Erſitzung beginnen. Es iſt überhaupt nicht ausgeſchloſſen, daß der Erbe 
nach Übergang des Beſitzes gemäß 8 857 durch Inbeſitznahme der Sache außerdem noch in 
Gemäßheit des 872 den Eigenbeſitz erlangt. — Strafrechtlich hat die Beſtimmung des 
$ 857 keine Bedeutung, da 9 242 StGB vorausſetzt, daß die Sache ſich in der tatſächlichen 
Gewalt eines andern befunden hat (8 854 A 1 a. E.; RG JW 01, 6112” und RG65St 34, 252; 
47, 212; 56, 23; 58, 229). Das Strafrecht erkennt den nur im Wege der Annahme als 
ob geſchaffenen Beſitz des § 857 als wirklichen Beſitz nicht an. 


8 858 


) Wer dem Beſitzer?) ohne deſſen Willen?) den Beſitz entzieht“) oder 
ihn im Beſitze ſtört'), handelt, ſofern nicht das Geſetz die Entziehung oder 
die Störung geſtattet“), widerrechtlich (verbotene Eigenmacht) e). 

Der durch verbotene Eigenmacht erlangte Beſitz iſt fehlerhaft?). Die 
Fehlerhaftigkeit muß der Nachfolger im Beſitze gegen ſich gelten laſſen, 
wenn er Erbe des Beſitzers iſt oder die Fehlerhaftigkeit des Beſitzes ſeines 
Vorgängers bei dem Erwerbe fennt?). 

E I 814 II 780; M 3 110, 129; P 3 36. 


1. Fehlerhafter Beſitz. Dem Geſetze iſt der Begriff des „rechtmäßigen“ oder „ungerecht- 
fertigten“ Beſitzes fremd. Der Beſitzſchutz ſoll nicht ein ſubjektives Recht verwirklichen, er 
ſoll nur die tatſächliche Herrſchaft aufrechterhalten oder wiederherſtellen. Bei dem Streit 
um dieſe ſoll unterliegen, wer durch verbotene Eigenmacht dem andern den Beſitz ge⸗ 
ſtört oder gar entzogen und ſo fehlerhaften Beſitz erlangt hat. Die Fehlerhaftigkeit des Be⸗ 
ſitzes wirkt alſo immer nur dem andern gegenüber. Im Verhältnis zu einem Dritten 
wird auch der fehlerhafte Veit, 3. B. der des Diebes, geſchützt (RG St 60, 278). Von den 
Schutzmitteln des Beſitzers handeln die $$ 859ff. 

2. Als Beſitzer, dem gegenüber gemäß § 858 verbotene Eigenmacht möglich iſt, kommt 
nur der unmittelbare Beſitzer in Betracht (RG Warn 1920 Nr 200). Inwiefern der 
mittelbare Beſitzer durch verbotene Eigenmacht beeinträchtigt werden und welchen An⸗ 
ſpruch er alsdann erheben kann, beſtimmt erſt der 8 869. 3 

3. Schon das beſitzwidrige Handeln eines anderen ohne den Willen des Beſitzers genügt 
als Vorausſetzung für die Widerrechtlichkeit, während ein Handeln gegen den Willen nicht 
erforderlich iſt. Liegt beides nicht vor, dann iſt der Beſitzerwerb kein eigenmächtiger. Auch auf 
Verſchulden kommt es hier nicht an; ein ſolches ſpielt erſt bei dem Anspruch auf Schadens · 
erſatz eine Rolle Roß 55, 57; 107, 258; Warn 1925 Nr 24), wobei $ 823 Ab] 2 Anwendung 
findet (RG 59, 326) oder auch 9 823 Abſ 1 (Beſitz ift „ſonſtiges Recht, R& 18. 11. 28 
VII 903/22). Selbſt ein Handeln aus Irrtum über die Berechtigung der Beſitzentziehung 
(infolge irrtümlicher Annahme, daß die Vorausſetzung des $ 861 Abi 2 gegeben ſei) nimmt 
der Entziehung nicht die Eigenſchaft der Widerrechtlichkeit (RG 67, 389). ur 6.— Fur 
die Vorausſetzung „ohne den Willen des Beſitzers“ reicht, das Fehlen ausdrüd- 
licher oder ſtillſchweigender Zuſtimmung aus; die letztere muß übrigens rechtsgeſchäftlich 
wirkſam fein (RG XW 04, 3611). Auch ſchon aus dem bloßen Nichtwiſſen läßt ſich a 
Mangel einer Zuſtimmung entnehmen (RG a. a. O.). Anderſeits aber kann auch 800 5 
ſchweigendes Einverſtändnis ſchon aus dem ganzen Verhalten des bisherigen Beſitzer 
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(etwa feiner Gleichgültigkeit betreffs des Verbleibs der Sache) gefolgert werden (RG 
72, 198); wobei jedoch die Unterlaſſung eines gewaltſamen Widerſtands (8 859 Ab 1) 
oder der Anrufung der Polizei noch nicht als Zuſtimmung erachtet werden kann, wenn 
nur Widerſpruch erhoben worden iſt (RG Warn 1914 Nr 835). War die Zuſtimmung nur 
bedingt erteilt, ſo muß auch die Bedingung bereits eingetreten, beiſpielsweiſe die Bezahlung 
des Kaufpreiſes bereits erfolgt ſein (RG 67, 888). Eine ehemals erteilte Zuſtimmung reicht 
nur dann aus, wenn ſie fortgewährt hat, was Tatfrage iſt. Die Zuſtimmung des mittelbaren 
Beſitzers kann dem unmittelbaren Beſitzer nichts vergeben und kann eine dieſem widerfahrene 
Eigenmacht nicht zu einer ſtatthaften machen (RG 19. 4. 05 V 400/04, betreffend die In ⸗ 
beſitznahme von Pachtland durch den Enteignungsberechtigten mit alleiniger Zuſtimmung 
des Eigentümers, vor Zuſtellung des Enteignungsbeſchluſſes an den Enteigner). — Zu be⸗ 
weiſen hat die Eigenmacht derjenige, der Rechte aus ihr herleitet (RG 30, 110). 

4. Beſitzentziehung (8 861) iſt die dauernde Beſeitigung der Gewalt des Beſitzers (RG 67, 
389; angenommen in einem Falle, wo der bisherige Beſitzer einer Sache an ihrer Fortnahme 
durch Schließung eines Torwegs gehindert wurde). Auch juriſtiſche Perſonen des öffentlichen 
Rechts (3. B. Stadtgemeinden) können ſich (auch bei Anwendung polizeilicher Maßregeln, 
z. B. bei Beſeitigung eines Vorgartens) durch ihren Willensvertreter der Eigenmacht ſchuldig 
machen (RG 55, 56, betreffend den Militärfiskus). Auch der mittelbare Beſitzer kann ſelbſt⸗ 
verſtändlich gegen den unmittelbaren Beſitzer verbotene Eigenmacht ausüben (RG 69, 197; 
Warn 1927 Nr 55); aber nicht umgekehrt (A2 und § 869 A 2). Hinſichtlich des Beſitz⸗ 
dieners vgl. $ 855 A 2. 

5. Beſitzſtörung iſt die Beeinträchtigung des Beſitzers im ruhigen Genuſſe des Beſitzes 
derart, daß der ruhige, befriedete Zuſtand in einen ſolchen der Rechtsunſicherheit verkehrt 
wird (RG 55, 57). Sie kann zunächſt durch phyſiſche Einwirkungen auf die Sache bewirkt 
werden, fo durch übermäßige Zuführung von Gaſen uſw. im Sinne des § 906 (RG 59, 828; 
105, 215); durch bauliche Veranſtaltungen oder durch Veranſtaltungen, welche die Sicher⸗ 
heit gefährden (RG 55, 55 mittels auf das Grundſtück überfliegender Geſchoſſe). Aber auch 
Einwirkungen ſeeliſcher Art reichen zur Erfüllung des Tatbeſtandes der Beſitzſtörung aus: 
ſo die Einwirkung mittels wörtlicher Beſtreitung des Beſitzes, durch Verbote oder Drohungen; 
nur muß eine wirkliche Beunruhigung des Beſitzes herbeigeführt und der ruhige Beſitz auf 
dieſe Art wirklich geſtört worden fein (RG FW 08, 274°). Daß die Störung gegen ein 
Verbot erfolgt, iſt kein Erfordernis. 

6. Über den Begriff „widerrechtlich“ vgl. $ 227 A 1. Verbotene Eigenmacht iſt jede 
Handlung, durch die der Beſitzer in der Ausübung der tatſächlichen Gewalt beeinträchtigt wird 
(88 861, 862), falls die Handlung nicht ausnahmsweiſe (A 7) geſtattet war (RG 55, 55). In 
welcher Abſicht der Täter gehandelt hat, iſt unerheblich. Einflußlos iſt mithin auch feine Schlecht⸗ 
oder Gutgläubigkeit in Hinſicht auf ein Einverſtändnis des Beſitzers (RG 67, 389, wo die 
Ablieferung der Kaufſache nur gegen Zahlung des Kaufgeldes verſprochen war; vgl. auch 
Gruch 50, 676). Unweſentlich iſt desgleichen das Keunen oder Kennenmüſſen des Beſitzes 
des andern und endlich die Frage des Verſchuldens. Auf dieſes kommt es nur an, wenn es 
ſich um die Verpflichtung zum Schadenserſatze handelt (RG 55, 55; J 06, 7375; Gruch 
51, 985). Das Nähere hierüber bei § 861 A 4. 

7. Die geſetzlich ausnahmsweiſe gewährte Befugnis, in einen fremden Rechtskreis und 
insbeſondere in den Beſitzſtand eines andern einzugreifen, kann öffentlichrechtlicher oder 
privatrechtlicher Art ſein. In der erſteren Hinſicht kommen in Betracht die Befugnis des 
Verletzten aus 8 127 StPO, Überführungsſtücke an ſich zu nehmen (RG 64, 385), ferner die 
Befugniſſe der Vollſtreckungsbeamten nach der ZPO und nach 8 150 3G. Auch gegen den Voll⸗ 
ſtreckungsgläubiger iſt die Beſitzentziehungsklage nicht gegeben (NG JW 02 Beil 192). Ob der 
Beamte (3. B. ein Förſter bei Ausübung des Schutzes der Jagd) innerhalb feiner amtlichen 
Befugnis gehandelt hat, kann der ordentliche Richter ſelbſt prüfen (RG JW 08, 6532; 108, 289). 
Privatrechtlich gehört hierher insbeſondere das Selbſthilferecht ($$ 22/— 229; 861, 904). Vgl. 
ferner die 88 859 Abſ 2—4, 860, 561, 904, 910, 962, 1373, 1443, 1519, 1549, 2205, weiter EG 
Art 89 betr. das Privatpfändungsrecht. Nicht hierher gehören die Fälle des § 867, wo dem 
Sachbeſitzer nur ein Anſpruch gewährt und dem Grundſtücksbeſitzer nur die Verpflichtung 
auferlegt ift, eine Einwirkung zu geſtatten; ebenfo nicht der Fall des § 258 Satz 2, der 
vom Sachbeſitzer gleichfalls nur das Geſtatten einer Einwirkung verlangt; endlich nicht die 
Fälle, in denen jemand nur kraft eines ſubjektiven Rechts, dinglicher oder perfönlicher Art, 
zur Vornahme der betreffenden Beſitzhandlung befugt iſt. Iuſoweit kann lediglich der 
§ 863 Platz greifen. . : 

8. Vgl. A 1. Die Fehlerhaftigkeit des durch verbotene Eigenmacht erlangten Beſitzes 
kommt zunächſt nur unmittelbar zugunſten desjenigen in Betracht, gegen den die verbotene 
Eigenmacht verübt worden iſt; ſodann aber auch zugunſten feines Rechtsnachfolgers (8 861 A 7). 
Andere können ſie nicht geltend machen. 
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9. Die Fehlerhaftigkeit des Beſitzes wirkt nicht nur gegen denjenigen, der ſich ſelbſt der 
verbotenen Eigenmacht ſchuldig gemacht hat, ſondern, unter den hier vorgeſehenen Voraus⸗ 
ſetzungen, auch gegen ſeinen Beſitznachfolger (8 861 A 7 a. E.). Beruht die Beſitznachfolge 
auf Erbgang, § 857 (nicht alſo etwa auf einer Beſitzübertragung durch den Erblaſſer), 
dann muß der Nachfolger die Fehlerhaftigkeit des Beſitzes ſeines Erblaſſers ſchlechthin in 
gleicher Weiſe gegen ſich gelten laſſen, wie es der letztere ſelbſt hätte tun müſſen. Iſt die 
Beſitznachfolge nur eine tatſächliche, dann greift der Grundſatz des § 858 Abſ 2 lediglich 
unter der Bedingung Platz, daß der Nachfolger die Fehlerhaftigkeit des Beſitzes ſeines Vor 
gängers beim Erwerbe ſeines Beſitzes gekannt hat. In dieſem Zeitpunkte müſſen 
ihm mithin die geſamten Vorgänge bekannt geweſen ſein, auf denen die Fehlerhaftigkeit des 
vormaligen Beſitzerwerbs des Vorgängers beruht hatte (8 858 Abſ 1). Gefordert iſt dabei 
wirkliche Kenntnis, jo daß fahrläſſige Unkenntnis (8 122 Abſ 2) nicht genügt. Da ferner 
Kenntnis „bei“ der Erlangung des Beſitzes vorausgeſetzt wird, fo ſchadet nachträgliche Kennt⸗ 
nisnahme nicht. Immer muß endlich die Fehlerhaftigkeit des Beſitzes des un mittelbaren 
Vorgängers in Frage ſtehen. Kann mithin der Kläger nicht behaupten, daß ſich der un⸗ 
mittelbare Vorgänger des Beklagten der verbotenen Eigenmacht ſchuldig gemacht hat, kann 
vielmehr eine ſolche Handlungsweiſe erſt einem früheren Beſitzer zur Laſt gelegt werden, 
dann kann die Fehlerhaftigkeit ſeines Beſitzerwerbs nur in dem Falle in Betracht kommen, 
daß ſie auch in der Perſon des ſpäteren unmittelbaren Beſitzers noch fortgewirkt hat, weil dieſer 
nämlich bei ſeinem Beſitzerwerbe die Fehlerhaftigkeit des Beſitzerwerbs ſeines Vorgängers 
erkannt hatte; dementſprechend muß alſo der Kläger gegebenenfalls nachweiſen, daß dem be⸗ 
klagten gegenwärtigen Beſitzer bei dem Erwerbe auch alle die Umſtände bekannt geweſen ſind, 
die den Beſitz ſeiner mehreren Vorgänger zu einem fehlerhaften gemacht hatten. 


8 859 


Der Beſitzer!) darf ſich verbotener Eigenmacht mit Gewalt erwehren“). 

Wird eine bewegliche Sache dem Beſitzer mittels verbotener Eigenmacht 
weggenommen, ſo darf er ſie dem auf friſcher Tat betroffenen oder ver⸗ 
folgten Täter mit Gewalt wieder abnehmen?). 

Wird dem Beſitzer eines Grundſtücks der Beſitz durch verbotene Eigen⸗ 
macht entzogen, ſo darf er ſofort nach der Entziehung ſich des Beſitzes durch 
Entſetzung des Täters wieder bemächtigen“). 

Die gleichen Rechte ſtehen dem Beſitzer gegen denjenigen zu, welcher nach 
§ 858 Abſ 2 die Fehlerhaftigkeit des Beſitzes gegen ſich gelten laſſen muß. 

E 1 815 Abſ 1-8 II 781; M 3 112; P 3 88 


1. Beſitzſchutz im Wege der Selbſthilfe. In Frage kommt als Selbſthilfeberechtigter nur 
der unmittelbare Beſiter oder gemäß 8 860 fein Beſitzdiener. Dem mittelbaren Beſitzer iſt 
die entſprechende Befugnis nicht gewährt ($ 869); er vermag ſich höchſtens auf $ 229 zu ſtützen. 
Im Falle der geſetzlichen Stellvertretung kann freilich der geſetzliche Stellvertreter vom 
Rechte aus § 859 vermöge feiner ſonſtigen geſetzlichen Befugniſſe zum Schutze des Vertretenen 
auch dann Gebrauch machen, wenn nur der Vertretene den unmittelbaren Beſitz hat (RG 
64, 386, betreffs des väterlichen Gewalthabers). Vgl. auch 9 863 A 2 a. E. 

2. Das Recht auf Selbſthilfe enthält die Befugnis, ſich verbotener Eigenmacht ($ 858) 
mit Gewalt zu erwehren. Das Recht iſt an ſich ein unbedingtes und ift insbeſondere nicht an 
die Vorausſetzungen der Notwehr ($ 227) oder des Selbſthilferechts im Sinne des $ 229 ge 
bunden. In welcher Weiſe ſich die Abwehr vollziehen darf, richtet ſich nach der Art des An- 
griffs. Wer trotz entgegenſtehenden Verlangens des Beſitzers im Hof von deſſen Grund⸗ 
ſtück verweilt, kann mit Gewalt entfernt werden (RG 19. 3. 08 VI 258/07). Unter Um⸗ 
ſtänden iſt daher auch die Zuhilfenahme Dritter ſtatthaft. Die Selbſthilfe darf indeſſen 
niemals weiter gehen als nötig iſt, um den gegenwärtigen, ſich als Eigenmacht darſtellenden 
Angriff abzuwehren (RG ZW 03 Beil 134; RGSt 34, 250). Sonſt wird die Handlungsweiſe 
ſelbſt zu einer widerrechtlichen. Zuläſſig iſt es gemäß § 127 StPO, dem Feſtgenommenen 
Überführungsſtücke wegzunehmen, um fie der Polizeibehörde zu übergeben. oder um ſie zu 
dieſem Zwecke ohne Feſtnahme der Perſon zu beſchlagnahmen (RG 64, 885 ff.). Der Wider; 
ſtand des Beſitzſtörers gegenüber der erlaubten Selbſthilfe iſt eine widerrechtliche Handlung. 

3. Ausnahmsweiſe enthält das Selbſthilferecht auch die Befugnis zur Wiederherſtellung 
des früheren Beſitzſtandes. Einmal nämlich, wenn dem Beſitzer eine bewegliche Sache 
durch verbotene Eigenmacht weggenommen worden iſt. Alsdann kann fie der bisherige Be⸗ 
ſitzer dem Täter eigenmächtig wieder abnehmen. Er muß es jedoch in unmittelbarem An⸗ 
ſchluſſe an die Wegnahme tun, ſei es, daß er den Täter auf friſcher Tat, d. h. bei oder 
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doch alsbald nach der Tat betroffen hat, ſei es, daß er ihn im Wege der Nacheile erreicht. 
Sind dieſe Vorausſetzungen nicht gegeben, dann iſt der bisherige Beſitzer nur auf den Rechts⸗ 
behelf des $ 861 gewieſen, und es würde die trotzdem bewirkte eigenmächtige Wiederabnahme 
ſich ſelbſt als verbotene Eigenmacht darſtellen, falls nicht unter den beſonderen Umſtänden 
ein Fall erlaubter Selbſthilfe gemäß § 229 vorläge. 

4. Das Recht auf Wiederherſtellung (A 3) iſt auch für den Fall gegeben, daß Gegenſtand 
des Beſitzes ein Grundſtück war. Es regelt ſich dieſer Fall nach den unter A Z erörterten Grund 
ſätzen. Das Recht, ſich des Grundſtücks wieder zu bemächtigen, beſteht insbeſondere 
auch hier nur dann, wenn ſich die Maßregel in unmittelbarem Anſchluſſe an die Beſitzent⸗ 
ſetzung ausführen läßt. 


§ 860 
Zur Ausübung der dem Beſitzer nach § 859 zuſtehenden Rechte iſt auch der⸗ 
jenige befugt, welcher die tatſächliche Gewalt nach § 855 für den Beſitzer ausübt !.) 


E 1 815 Abſ 4 II 782; M 3 114; P 3 88, 40; 6 219. 


1. Selbſthilferecht des Beſitzdieners. Die Rechte aus den §8 861, 862 ſtehen dem 
Beſitzdiener (§ 855) überhaupt nicht zu, und von den Befugniſſen aus § 859 darf er nur 
zum Schutze des Beſitzes des Beſitzherrn und natürlich niemals gegen dieſen Gebrauch 
machen ($ 855 A 2). Andere Perſonen als der Beſitzdiener find zur Ausübung des Selbſt⸗ 
hilferechts im Sinne des § 859 für den unmittelbaren Beſitzer nicht befugt. 


g 861 
Wird der Beſitz durch verbotene Eigenmacht dem Beſitzer entzogen, 
ſo kann dieſer die Wiedereinräumung des Beſitzes von demjenigen ver⸗ 
langen, welcher ihm gegenüber fehlerhaft beſitzt!). 
Der Anſpruch iſt ausgeſchloſſen, wenn der entzogene Beſitz dem gegen⸗ 
wärtigen Beſitzer oder deſſen Rechtsvorgänger gegenüber fehlerhaft war und 


in dem letzten Jahre vor der Entziehung erlangt worden iſt 2) )). 
E I 819, 824 II 783; M 3 128, 181; P 3 43; 6 220. 


1. Beſitzklage wegen Beſitzentziehung. Als Beſitzer kommt hier in der Regel nur der un- 
mittelbare Beſitzer in Betracht. Der mittelbare Beſitzer hat den Anſpruch auf Wiedereinräu⸗ 
mung nur dann, wenn der unmittelbare Beſitzer ſeinen Beſitz gegen ſeinen eigenen Willen 
verloren hat (RG 68, 386; 105, 415). Vgl. § 869 A 3. Gleichgültig iſt gegebenenfalls, ob 
der umittelbare Beſitzer die Sache für ſich ſelbſt oder, wie der geſetzliche Vertreter, für 
einen andern beſaß ($ 854 A 5), ebenſo, ob als eigene oder als fremde, z. B. als Mieter 
oder Pächter (RG 59, 327). Was der Eigentümer, etwa nach $ 906, dulden muß, haben 
aber auch Mieter und Pächter zu dulden (RG 105, 215). Unerheblich iſt auch, ob der Be⸗ 
ſitzer ein Recht zum Beſitze hatte oder nicht. Berechtigt zur Klage iſt auch derjenige, der 
fehlerhaft beſitzt, z. B. der Dieb (§ 854 A 3; 8 858 A 1), allerdings mit der aus Abſ 2 fich 
zugunſten des entſetzten Beſitzers ergebenden Einſchränkung. Auch der Beſitzer kraft Erb⸗ 
gangs ($ 857) hat die Klage. — Hinſichtlich des Teilbeſitzes vgl. $ 865, hinſichtlich der Mit- 
beſitzer 3 866, hinſichtlich des mittelbaren Beſitzes § 869. Der eigentliche Klagegrund iſt 
die gegen den Kläger geübte verbotene Eigenmacht, während das etwaige Recht oder das 
beſſere Recht zum Beſitze hier keine Rolle ſpielt. Vgl. anderſeits § 1007. Eine aus anderem 
Grunde als aus Eigenmacht hervorgegangene Fehlerhaftigkeit (insbeſondere nur bittweiſe 
überlaſſener Beſitz) genügt als Klagegrund nicht (RG 26. 1. 07 V 228/06). 

Der Anſpruch geht auf Wiedereinräumung des Beſitzes, alſo des vormaligen tat- 
ſächlichen Zuſtandes (des früheren Gewaltverhältniſſes). Er iſt mithin nicht nur auf eine 
Duldung oder Geſtattung, ſondern auf ein Tun gerichtet. — Durch Verleihung der Beſitz · 
klage iſt dem Beſitzer, wiewohl der Beſitz an ſich nur ein tatfächliches Verhältnis darſtellt, 
ein wirklicher Rechtsanſpruch gewährt. und zwar auf den Beſitzſchutz. „Danach läßt ſich 
die Auſicht rechtfertigen, daß das dem Beſitzer (Mieter) eingeräumte Recht auf ungeſtörte 
Benutzung der Sache (Mietſache) zu den von jedermann zu achtenden abſoluten Rechten 
gehört“ (RG 59, 328; 13. 11. 23 VII 903/22). 

Die Zuſtändigkeit als Beklagter (Paſſivlegitimation) wird durch ſeinen gegenwärtigen 
fehlerhaften Beſitz begründet. Da dem Anſpruche auf Wiederherſtellung des Beſißzes 
überhaupt nur derjenige Genüge leiſten kann, welcher zur Zeit ſelbſt die tatſächliche Gewalt 
über die⸗Sache hat, ſo folgt, daß die Beſitzllage auch gegen den Täter, der die Beſitzentſetzung 
verübt hat nur dann gerichtet werden kann, wenn er zur Zeit der Klagerhebung noch Be⸗ 
fitzer der Bathe iſt (NG Warn 1924 Nr 24). Andernfalls greift gegen ihn nur die Schadens⸗ 
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erſatzkllage Platz. Desgleichen ſteht ein erſt nach der Klagerhebung eintretender Beſitz⸗ 
verluſt des Täters (abgeſehen vom Koſtenpunkte) der weiteren Klagverfolgung entgegen 
(M. 3, 2). Streitig; vgl. Planck A 20. Nur dann bliebe die weitere Verfolgung zu- 
läſſig, wenn der Beklagte den Beſitz zugunſten eines andern unter ſolchen Umſtänden auf⸗ 
gegeben hätte, daß zwiſchen ihm und dem andern das Verhältnis des mittelbaren Beſitzes 
hergeſtellt worden wäre. Denn alsdann greift § 325 ZPO in Verbindung mit § 265 a. a. O. 
Platz, da auch bei einer Beſitzklage „die Sache in Streit befangen war“. Da ferner eine 
Klage nicht gegen jedweden gegenwärtigen Beſitzer der entzogenen Sache gerichtet wer⸗ 
den kann, ſondern nur gegen denjenigen, deſſen Beſitz ſich dem Kläger gegen- 
über als ein fehlerhafter im Sinne des 8 858 erweiſt, jo folgt, daß der Täter nur 
unter den Vorausſetzungen des § 858 Abſ 1 und ſein Nachfolger nur unter den Voraus⸗ 
ſetzungen des $ 858 Abſ 2 aus 8 861 beklagbar iſt. Gleichgültig iſt aber, ob der beklagte 
Beſitzer bei Inbeſitznahme der Sache für ſich oder für einen andern, ferner, ob er aus eigenem 
Antriebe oder im Auftrag eines andern gehandelt hatte. — Verklagt werden kann endlich 
auch der mittelbare Beſitzer, jedoch nur dann, wenn auch bei ihm nach Abj 1 die Vor⸗ 
ausſetzungen des fehlerhaften Beſitzes vorliegen. So insbejondere, wenn er den unmittel ⸗ 
baren Beſitz fehlerhaft erworben und demnächſt dieſen Beſitz auf Grund eines Verhältniſſes 
der in § 868 geordneten Art auf einen andern übertragen hatte. Zur Wiederherſtellung des 
früheren unmittelbaren Beſitzes des Klägers iſt der mittelbare Beſitzer freilich nicht im⸗ 
ſtande, weil er ſelbſt der tatſächlichen unmittelbaren Herrſchaft entbehrt. Aber er kann 
wenigſtens ſeinen mittelbaren Beſitz auf den Kläger gemäß § 870 übertragen (nötigenfalls 
nach $ 894 ZPO erreichbar), und im Rechte zum mehreren liegt auch das Recht zum minderen. 
(Über das prozeſſuale Recht des unmittelbaren Beſitzers, den mittelbaren Beſitzer zu be⸗ 
nennen, vgl. § 76 ZPO). Der richtige Beklagte kann niemals ein bloßer Beſitzdiener fein, 
da ſeine Tätigkeit nur dem Beſitzherrn zugerechnet werden darf, und deshalb nur dieſem der 
Beſitz verſchafft iſt. 

2. Die Faſſung: der Anſpruch iſt ausgeſchloſſen, drückt aus, daß der in Abf 1 gedachte 
Anſpruch des früheren Beſitzers im gegebenen Falle überhaupt nicht beſteht und daß 
ſonach die etwaige Klage ohne weiteres der Abweisung unterliegt. Auch im Verſäumnis⸗ 
verfahren iſt fie daher abzuweiſen, wenn ſich der Ausſchließungsgrund ſchon aus ihrem Vor⸗ 
trage ergibt. Dementſprechend kann aber auch einem Vorbringen des Beklagten, das die 
Vorausſetzungen des Abſ 2 geltend macht, nicht die Bedeutung eines Einwandes im eigent 
lichen Sinne beigelegt werden; ſein Ziel iſt rechtlich vielmehr nur das, den Richter mit dem 
Vorhandenſein des Ausſchließungsgrundes bekanntzumachen. 

Der Ausſchließungsgrund iſt gegeben, wenn die folgenden Tatumſtände ſämtlich zu⸗ 
ſammentreffen: a) der dem Kläger entzogene Beſitz war ſelbſt fehlerhaft entſtanden, und 
zwar dem gegenwärtigen Beſitzer (dem Beklagten) ſelbſt oder ſeinem Rechtsvorgänger gegen- 
über, b) der Kläger hatte feinen fehlerhaften Beſitz im letzten Jahre vor feiner Entſetzung 
erlangt, gegen die er jetzt geſchützt fein will. Die Sache muß in dieſer Hinſicht mithin fo 
liegen, daß der feines Beſitzes entſetzte Kläger vor nicht länger als Jahresfriſt, von feiner 
Eutſetzung ab zurückgerechnet, dem Beklagten oder deſſen Rechtsvorgänger den Beſitz ohne 
deren Willen ſeinerſeits entzogen hatte (§ 858 Abſ 1). Die Friſt iſt eine Ausſchlußfriſt 
(8 186 A 1). Ihr Lauf beginnt unbedingt mit dem Zeitpunkte der Entſetzung des Klägers, 
und fie berechnet ſich nach $ 187. — Rechtsvorgänger des Beklagten iſt im Sinne dieſer 
Beſtimmung nicht nur fein Erblaſſer ($ 857); vielmehr genügt, daß der Nachfolger in die Be⸗ 
ſitzſtellung ſeines Vorgängers, wenn auch nicht auf Grund, fo doch infolge einer ſonſtigen Rechts⸗ 
nachfolge eingetreten iſt (RG 40, 339; 58, 10; 56, 244). Beiſpielsweiſe ein Mieter hat 
infolge der Übertragung feines Vertragsrechts auf einen Dritten dieſem auch feinen bis- 
herigen Beſitz eingeräumt (§ 221 A 1). Es kann daher nicht gebilligt werden, wenn einerſeits 
angenommen wird, daß bloß die erbrechtliche Nachfolge in Betracht komme, oder wenn ander⸗ 
ſeits als genügend erachtet wird, daß der vormals vom jetzigen Kläger des Beſitzes Entſetzte 
lediglich feinen dieſerhalb gegen den Kläger entſtandenen Wiedereinräumungsanſpruch an den 
jetzt Beklagten rechtsgeſchäftlich übertragen hat. — Gemäß $ 858 Abf 2 muß der gegen. 
wärtige Beſitzer (der Beklagte) unter Umſtänden auch die Fehlerhaftigkeit des Beſitzes ſeines 
Beſitz⸗ (nicht Rechts⸗) Vorgängers gegen ſich gelten laſſen ($ 858 A 9). In den Grenzen dieſer 
Beſtimmung greift der Ausſchließungsgrund des Abſ 2 dem Anſpruche des Klägers gegen- 
über auch dann Platz, wenn der Vorgänger des Klägers ſich der Eigenmacht 
ge den Beklagten ſchuldig gemacht hatte. 5 7 

„Prozeſſual folgt die Beſitzklage den gewöhnlichen Regeln. Gemäß § 260 ZPO i 


Verbindung mit der Rechtsklage (petitoriſchen) zuläſſig. Statthaft iſt auch die 0 97⁰e 
einer Widerklage, dies insbeſondere im Rahmen des § 861 Abſ 2, wenn der Be fe WE 0 
ſtellen laſſen will, daß der Beſitz des Klägers ihm gegenüber ein fehlerhafter im / . 


Abſ 2 geweſen war. Eine Widerklage dagegen auf Wiedereinräumung des durch best 7 5 2 
dem Beklagten entzogenen Beſitzes (Staudinger A III Ze) müßte an dem Unftapdesl in 
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daß der Kläger gegenwärtig des Beſitzes ſelbſt entbehrt ($ 861 A 3). Der Übergang aus 
der einen Beſitzklage in die andere (88 861, 862) iſt keine unzuläſſige Klageänderung. Bes 
weislaſt. Der Kläger hat ſeinen früheren Beſitz und die Entziehung durch verbotene Eigenmacht 
zu beweiſen. Daß der ehemalige Beſitz des Klägers bereits vor der dem Beklagten zur Laſt 
gelegten Entſetzung beendigt war, hat der Beklagte zu beweiſen. Ihm liegt auch der Beweis 
im Falle des Abſ 2 ob. 

4. Anſpruch auf Schadenserſatz. Neben den Anſprüchen aus den 88 861, 862 ſteht 
dem Beſitzer, falls der Gegner widerrechtlich und ſchuldhaft gehandelt hat, auch ein Schaden 
entſtanden iſt — was nicht immer der Fall zu fein braucht —, auch der Anſpruch auf 
Schadenserſatz zu (RG 59, 326; 91, 65; Warn 1925 Nr 24; 13. 11. 23 VII 903/22). Der 
Beſitz iſt ein „ſonſtiges Recht“ im Sinne des 9 823 Abſ 1 und der $ 858 iſt ein Schutz ⸗ 
geſetz im Sinne des Ubi 2 daſ. Der Gedanke, daß die $$ 861, 862 alle Anſprüche, die ſich 
aus verbotener Eigenmacht ergeben könnten, erſchöpfend geregelt hätten, wie das hinſicht⸗ 
lich der Anſprüche des Eigentümers wegen Verletzung des Eigentums nach den 88 992ff. 
allerdings zutrifft, iſt abzulehnen, ſchon wegen der für die Beſitzklagen beſtimmten kurzen 
Friſt (§ 864) und weil die Schadenserſatzklage ſtatt auf Wiederherſtellung des früheren Zu⸗ 
ſtandes auch auf eine Geldleiſtung gerichtet fein kaun (RG JW 06, 737°). 


8 862 


Wird der Beſitzer durch verbotene Eigenmacht im Beſitze geſtört, ſo 
kann er von dem Störer die Beſeitigung der Störung verlangen“). Sind 
weitere Störungen zu beſorgen, jo kann der Beſitzer auf Unterlaſſung klagen“). 

Der Anſpruch iſt ausgeſchloſſen, wenn der Beſitzer dem Störer oder 
deſſen Rechtsvorgänger gegenüber fehlerhaft beſitzt und der Beſitz in dem 
letzten Jahre vor der Störung erlangt worden iſts). 

E I 820, 824 II 784; M 3 125, 181; P 3 44; 6 220. 


1. Die Klage wegen Beſitzſtörung iſt der Klage wegen Beſitzentziehung nachgebildet. 
Vgl. die Erläuterungen zu 8 861. Beſitzſtörung 8858 A 6. Teilbeſitz $ 865. Störer iſt 
auch derjenige, durch deſſen maßgebenden Willen das ſtörende Zuſtaudsverhältnis geſchaffen 
oder aufrechterhalten wird (RG 92, 25). Der Pächter einer mit einem Grundſtück ver⸗ 
bundenen Abdeckereigerechtigkeit wird in ſeinem Beſitz geſtört, wenn die Zwangs und Baun⸗ 
200%. die dem Bann unterliegenden Pferde einem Dritten verkaufen (RG 4. 3. 25 

2. Die Klage auf Unterlaſſung weiterer Störungen it (wie im Falle des § 1004) nur 
dann gegeben, wenn die Umſtände einen tatſächlichen Anhalt dafür bieten, daß ſich die den 
Beſitz ſtörenden Ereigniſſe wiederholen können; eine bloß denkbare Möglichkeit der Wieder⸗ 
holung reicht nicht aus (RG 63, 379; IW 1913, 5485 zu 8 1004). Auf welche Weiſe der zur 
Unterlaſſung Verurteilte ſeiner Verpflichtung genügen will, bleibt zu ermeſſen ſeine Sache. 
Iſt dazu eine Tätigkeit erforderlich, bedarf es insbeſondere zur Ermöglichung der Unter- 
laſſung (wie etwa bei Zuführungen im Sinne des § 906) der Vornahme gewiſſer Veran 
ſtaltungen, fo muß der Verurteilte auch das leiſten (RG 68, 379 u. 14. 9. 06 III 240/06). 
Durch Geld den Beſitzer abzufinden, iſt der Störer niemals berechtigt, da der Anſpruch auf 
Unterlaſſung aus $ 862 kein Anſpruch auf Schadenserſatz iſt und § 251 Abſ 2 mithin nicht Platz 
greift (R 51, 411 zu $ 1004). Fällt die Störung im Laufe des Prozeſſes fort, ſo hat ſich die 
Klage in der Hauptſache erledigt, und es iſt nur noch wegen der Koſten zu entſcheiden 


G 7 = 
3. Ausſchluß des Anſpruchs unter den gleichen Vorausſetzungen wie in 9 861 Abſ 2, 


A 2 dal. 91 5 


Gegenüber den in den SS 861, 862 beſtimmten Anſprüchen kann ein Recht 
zum Beſitz oder zur Vornahme der ſtörenden Handlung nur zur Begrün⸗ 
dung der Behauptung geltend gemacht werden, daß die Entziehung oder 
die Störung des Beſitzes nicht verbotene Eigenmacht jeit ). 

E 1 822, 785 II 848; M 8 129; P 3 44. 

1. Einwendungen aus einem Rechte ſind gegenüber einer Beſitzklage auf Wiedereinräu · 
mung des entzogenen Beſitzes ($ 861) oder auf Beſeitigung der Beſitzſtörung ($ 862) dem Be⸗ 
klagten nur in beſchränktem Umfange, nämlich nur iuſoweit geſtattet, als fie zur Widerlegung 
des Klagegrundes der Eigenmacht dienen ($ 861 A 1). Er kann ſich daher auch nicht ſchlecht⸗ 
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hin auf die Behauptung ſtützen, daß er (wie der Eigentümer oder der Nießbraucher) ein 
materielles Recht auf den Beſitz der Sache habe, oder daß er zur Vornahme der ſtörenden 
Handlung kraft materiellen Rechts (etwa eines Dienſtbarkeitsrechts) berechtigt ſei. Es 
müßte vielmehr aus dem Einwande zugleich hervorgehen, daß die geltendgemachte Beſitz 
entziehung oder Beſitzſtörung nicht „ohne den Willen“ ($ 858) des Klägers erfolgt iſt. Bei⸗ 
ſpielsweiſe es hätte der Beſitzer einem andern die Entnahme von Bodenbeſtandteilen geſtattet. 
Im übrigen kann mit Erfolg nur entgegengeſetzt werden, daß einer der Fälle vorliegt, in 
denen nach dem Geſetze ſelbſt die Entziehung oder die Störung ſtatthaft war (vgl. dazu 
$ 858 A 7). Beachtlich wäre daher z. B. die Behauptung, daß der Beſitzer die Vornahme 
der Handlung geſtattet oder gewollt habe; unbeachtlich dagegen das Vorbringen: das Ver⸗ 
tragsverhältnis, auf Grund deſſen der Beklagte als Eigentümer der Sache dem Kläger daran 
den Beſitz eingeräumt habe, ſei zur Zeit der Entſetzung des Klägers bereits erloſchen geweſen. 
Denn folgt aus dem Eigentum an ich auch das Recht auf den Beſitz der Sache, ſo enthält 
das Recht doch nicht ohne weiteres die Befugnis zur Selbſthilfe ($ 858 A 1). Die letztere 
iſt vielmehr nur unter den Vorausſetzungen des $ 229 geftattet. — Iſt der geltend gemachte 
Einwand zuläſſig, ſo kann auf Grund dieſer Verteidigung zugleich eine Widerklage erhoben 
werden ($ 33 3). Eine Behauptung dagegen, die ſchon als Einwand unzuläſſig iſt, ver⸗ 
mag einer Widerklage auch nicht prozeſſual als Stütze zu dienen (RG 23, 693; Gruch 42, 1187). 

2. Einer Überſpannung des Grundſatzes treten Geſetz und Rechtſprechung entgegen. 
Die Einwendungen aus dem Recht werden ausgeſchloſſen, damit über den Beſitzanſpruch 
raſch entſchieden werden kann. Dieſer Geſichtspunkt verſagt, wenn das Recht nachträglich 
rechtskräftig feſtgeſtellt wird oder bereits rechtskräftig feſtgeſtellt war, als die verbotene Eigen“ 
macht ausgeübt wurde ($ 864 Abſ 2; Roß 107, 258). Die enge Faſſung des § 864 Abi. 2 
erklärt ſich aus ſeiner Entſtehungsgeſchichte. Die Rechte aus 8859 bleiben dem Beſitzer 
auch in dem zweiten der erwähnten Fälle. 


8 864 


Ein nach den 88 861, 862 begründeter Anſpruch erliſcht mit dem Ablauf 
eines Jahres nach der Verübung der verbotenen Eigenmacht), wenn nicht 
vorher der Anſpruch im Wege der Klage geltend gemacht wird). 

Das Erlöſchen tritt auch dann ein, wenn nach der Verübung der ver⸗ 
botenen Eigenmacht durch rechtsträftiges urteil feſtgeſtellt wird, daß dem 
Täter ein Recht an der Sache zuſteht, vermöge deſſen er die Herſtellung eines 


ſeiner Handlungsweiſe entſprechenden Beſitzſtandes verlangen kann“). 
E 1 828, 824, 786; M 3 180; BB 44. 


Ihr u beginnt, ohne Rücklicht darauf, wann der Kläger (oder ſein 1 von der 


2. Die eee iſt die allein zugelaſſene Unterbrechungsart. 
3. Weiterer Erlöſchungsgrund ift die in einem anderen Rechtsſteite erfolgte urteilsmäßige, 


Dagegen kommt es darauf nicht an, ob der 
zeichneten Zeitpunkte anhängig geworden iſt. 
Rechtskraft entſcheidend (Rc JW 901, 830), während die Erhebung der Rechtsklage an und 
für ſich nach keinen Einfluß auf den Beſitzprozeß hat. Vorläufige Vollſtreckbarkeit des 
Urteils genügt nicht. Wegen eines bei der Verübung der Eigenmacht bereits rechtskräftigen 
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§ 865 
Die Vorſchriften der 88 858 bis 864 gelten auch zugunſten desjenigen, 
welcher nur einen Teil einer Sache, insbeſondere abgeſonderte Wohnräume 


oder andere Räume, beſitzt!). 
EI 816 II 787, 850; M 3 114: P 3 41. 


1. Teilbeſitz iſt ſoweit möglich, als eine geſonderte räumliche Herrſchaft an dem einen 
Teile einer Sache neben der räumlichen Herrſchaft anderer Perſonen über die andern Teile 
denkbar iſt (M 3, 114). Dies trifft vornehmlich bei Teilen unbeweglicher Sachen zu. Die 
Vorausſetzungen können aber auch bei beweglichen Sachen erfüllt ſein (3. B. Beſitz an einem 
Fache eines Schrankes). In Betracht kommen insbeſondere die abgeſonderten Räume 
eines Hauſes und die Wände eines Bauwerks zur Anbringung von Firmenſchildern (RG 
63, 377), Anpreiſungen uſw. Bei Geſchäftshäuſern einer Großſtadt (Berlin), in denen ein⸗ 
zelne Stockwerke an verſchiedene Geſchäftsinhaber vermietet ſind, umfaßt die Miete im Zweifel 
zugleich die Außenwand, ſoweit ſie ſich zu Reklamezwecken eignet, und zwar von der Unter⸗ 
kante der Fenſter ab bis zur Unterkante der Dur pie en Fenſter des Stodweris; der 
Beſitz daran wird ergriffen, wenn nicht ſchon durch die berlaffung der Räume, dann durch 
die etwaige Anbringung von Reklamegegenſtänden; ſtört dieſen Beſitz der Mieter eines andern 
Stockwerks, dann iſt dagegen die Selbſthilfe (88 858, 859), wie auch die Beſitzklage zuläſſig 
(RG 80, 281). Der $ 93 hindert auch nicht die Möglichkeit eines Teilbeſitzes an weſentlichen 
Beſtandteilen, ſo insbeſondere an Bäumen auf dem Stamme. Der Beſitz daran erfordert 
die von der Verkehrsanſchauung anerkannte tatſächliche Herrſchaft über die Baume ſelbſt, 
die nur ausnahmsweiſe gegeben ſein wird (RG 108, 272). Eine bloß ſymboliſche Übergabe 
iſt nach dem geltenden Geſetze nicht mehr möglich (RG 77, 207). Iſt verabredet, daß der 
Käufer vor Bezahlung des Kaufpreiſes lediglich die Befugnis haben ſollte, das Holz zu fällen 
und zuzubereiten, dann iſt eine Beſitz⸗ wie Eigentumsübertragung vor der Bezahlung aus- 
geſchloſſen (RG 72, 310). Sind die verſchiedenen Räume eines Gebäudes je an verſchiedene 
Berjonen vermietet, jo ſind die einzelnen Mieter Teilbeſitzer der ihnen überlaſſenen 
Räume, außerdem nach § 866 Mitbeſitzer an den ihrer gemeinſchaftlichen Benutzung über ⸗ 
laſſenen Teilen; dagegen iſt der Eigentümer, weil ihm die dem einzelnen Mieter nicht 
überlaſſenen Räume zugänglich bleiben, unmittelbarer Beſitzer des ganzen Gebäudes (RG 
64, 182). Gemäß 8 865 genießt der Mieter den Beſitzſchutz auch dem Vermieter gegenüber. — 
Teilbeſitz nach Bruchteilen ift ausgeſchloſſen (RG 183, 179). 


8 866 


Beſitzen mehrere eine Sache?) gemeinſchaftlich !), jo findet in ihrem Ver⸗ 
hältniſſe zueinander ein Beſitzſchutz inſoweit nicht ſtatt, als es ſich um die 
Grenzen des den einzelnen zuſtehenden Gebrauchs handelt“). 

E 1 817 II 788; M 3 115; P 3 Al. 


1. Mitbeſitz, deſſen Möglichkeit das Geſetz ohne weiteres vorausſetzt, liegt vor, wenn eine 
Mehrheit von Perſonen die tatſächliche Gewalt ($ 854) in der Weiſe hat, „daß ein jeder von 
ihnen die ganze Sache beſitzt, in ſeinem Beſitze jedoch durch den gleichen Beſitz der übrigen 
beſchränkt it" (RG 13, 179). Dieſer Zuſtand kann ſich auf zweierlei Art außern: entweder 
fo, daß die Sache zwar jedem einzelnen Mitbeſitzer unbehindert zugänglich, die Herrſchaft 
des einzelnen jedoch wegen der gleichen Lage der Mitbeſitzer keine ausſchließliche iſt; oder 
in der Weiſe, daß die Sache keinem einzelnen Mitbeſitzer allein, vielmehr jedem nur in Ge⸗ 
meinſchaft mit den Mitbeſitzern zugänglich iſt. Ein Fall der erſteren Art liegt beiſpielsweiſe 
vor bei mehreren Mietern in Anſehung der ihnen zur gemeinſchaftlichen Benutzung über, 
laſſenen Räume (des Hausflurs, der Treppen; RG 64, 182). Um einen Fall der andern 
Art würde es ſich handeln bei einem durch die mehreren Mitbeſitzer vermöge verſchieden⸗ 
artiger Schlüſſel ausgeübten Mitverſchluſſe. Unbedingtes Erfordernis iſt im übrigen für 
jeden Mitbeſitz, daß ſich der Beſitz jedes einzelnen Beſitzers auf den ganzen mitbeſeſſenen 
Gegenſtand erſtreckt. Daher ſteht auch jedem einzelnen Mitbeſitzer das e 
der ganzen mitbeſeſſenen Sache zu (RGSt 47, 314). Mitbeſitz nach Bruchteilen gibt es nicht 
(RS 18, 179). Mitbenutzen iſt nicht Mitbeſitzen, wenn der alleinige Beſitz des andern 
Mitbenutzers anerkannt wird und der eigene Beſitzwille fehlt (MG 108, 123; 25. 3. 24 
VII 506/23). Das gilt bei Ehegatten wie bei andern Perſonen. Erw orben wird Mitbeſitz 
entweder durch gemeinſchaftliche Beſitzergreifung ($ 854) oder dadurch, daß der bisherige 
Alleinbeſitzer die tatſächliche Gewalt noch einem andern einräumt, z. B. durch Aushan⸗ 
digung eines zweiten gleichartigen Schlüſſels ($ 854 A3). Daß zwiſchen den Mitbeſitzern ein 
beſtimmtes Rechtsverhältnis beſteht, iſt kein begriffliches Erfordernis; ebenſowenig, daß die 
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Art des Beſitzes die nämliche iſt. Es können daher dem Mitbeſitze Miteigentum oder Geſell⸗ 
ſchaft zugrunde liegen, anderſeits kann aber auch Eigenbeſitz und Pfandbeſitz zufammen- 
treffen. Im letzteren Falle ſetzt der Mitbeſitz des Pfandhalters Mitverſchluß mittels eines 
verſchiedenartigen Schlüſſels voraus (RG 25. 1. 07 II 238/06). Unanwendbar iſt der 
$ 866 im Verhältniſſe zwiſchen mittelbarem und unmittelbarem Beſitzer, da der 
erſtere die tatſächliche Gewalt überhaupt nicht hat. Verloren geht Mitbeſitz nach Maß⸗ 
gabe des $ 856. 

2. Auch an einem beſitzfähigen Teile einer Sache kann Mitbeſitz beſtehen. 

3. Im Verhältniſſe der Mitbeſitzer untereinander greifen die Beſitzſchutzmittel der 
88 858—864 nur inſoweit Platz, als ſich der Streit nicht auf die Grenzen des dem 
einzelnen Mitbeſitzer zuſtehenden Gebrauchs bezieht. Da nun ein Streit über 
die Grenzen des Gebrauchsrechts ſtets in Frage ſteht, wenn der eine Mitbeſitzer dem andern 
den Mitgebrauch einſchränkt, ſo folgt, daß die Mitbeſitzer im Falle einer ſolchen Störung 
untereinander nur auf die Rechtsklage angewieſen ſind. Aber es handelt ſich nicht mehr 
um den Fall des Geſetzes, wenn der eine Mitbeſitzer dem andern den Mitgebrauch gänz⸗ 
lich verwehrt; denn diesfalls ginge es über einen Streit betreffs der Grenzen des Mit- 
gebrauchs hinaus und müßte alſo auch dem betroffenen Mitbeſtzer der regelmäßige Beſitzſchutz 
zuſtehen. — Die Stellung der einzelnen Mitbeſitzer Dritten gegenüber regelt ſich lediglich 
nach den 89 858—864. Gegen einen von mehreren Mitbeſitzern allein kann geklagt wer⸗ 
den, wenn die andern mit der Herausgabe einverſtanden jind (Rh LZ 1924, 123) oder 
(bei Miterben) der Beklagte allein die tatſächliche Gewalt hat (RG Warn 1918 Nr 57). Der 
Mitbeſitzer ſelbſt kann immer nur, vom Dritten wie vom Mitbeſitzer, Wiedereinräumung 
des Mitbeſitzes, nicht des Alle in beſitzes fordern. Dielen kann er gegebenenfalls mit einer 
Klage aus dem entſprechenden Recht ſelbſt verlangen (RG 8. 4. 24 VII 553/23). 


8 867 


Iſt eine Sache aus der Gewalt des Beſitzers auf ein im Beſitz eines 
anderen befindliches Grundſtück gelangt, ſo hat ihm der Beſitzer des Grund⸗ 
ſtücks die Aufſuchung und die Wegſchaffung zu geſtatten !), ſofern nicht 
die Sache inzwiſchen in Beſitz genommen worden ift?). Der Beſitzer des 
Grundſtücks kann Erſatz des durch die Aufſuchung und die Wegſchaffung 
entſtehenden Schadens verlangen?). Er kann, wenn die Entſtehung eines 
Schadens zu beſorgen iſt, die Geſtattung verweigern, bis ihm Sicherheit 
geleiſtet wird; die Verweigerung iſt unzuläſſig, wenn mit dem Aufſchube 
Gefahr verbunden ift‘). 


E 1 867 II 789, 852; M 3 296; P 3 164. 


1. Es handelt ſich hier um eine weitere Art des Beſitzſchutzes, um das ſogenannte Ver⸗ 
folgun srecht des Beſitzers. Poſitive Vorausſetzung iſt, daß die Sache aus der Gewalt 
des Beſitzers entkommt und auf ein Grundſtück gelangt, das ein anderer beſitzt. Und negative 
VBorausletzung iſt (A 2), daß die Sache nicht bereits von einem andern, 4. B. dem Grund⸗ 
ſtücksbeſitzer, in Beſitz genommen worden iſt, vgl. § 854 A 3 über den ſog. Beſitzwillen. — 
Unter Umſtänden ſteht dem Sachbeſitzer auch das Selbſthilferecht aus § 229 oder das Not⸗ 
ſtandsrecht aus 9 904 zur Seite. 

Daß der Beſitzer des Grundſtücks auch deſſen Eigentümer ſei, iſt nicht gefordert. Die 
Beſtimmung kann gelegentlich ſogar dann anwendbar fein, wenn der Sachbeſitzer ſelbſt der 
Grundſtückseigentümer ift (beiſpielsweiſe, wenn er es verpachtet hat). Auf welche Art die 
Sache dem Beſitzer entkommt und auf das Grundſtück gelangt, iſt gleichgültig, nur darf das 
Ergebnis nicht durch den Sachbeſitzer willkürlich herbeigeführt ſein. In Betracht kommen 
kann als Gegner nur der un mittelbare Beſitzer des Grundſtücks. — Gelangt die Sache 
nicht auf ein Grundſtück, ſondern etwa auf ein Gefährt oder eine Marktbude, dann wird die 
entſprechende Anwendung der Beſtimmung zuläſſig ſein. 

Den Inhalt des Verfolgungsrechts bildet der klagbare Anſpruch gegen den Beſitzer 
des Grundſtücks, daß dieſer die Aufſuchung und Wegſchaffung geſtattet. Dagegen iſt dem 
Sachbeſitzer die Befugnis, behufs Wiedererlangung der Sache auf dem Grundſtücke ohne weiteres 
tätig zu werden, durch den § 867 (vgl. jedoch Abf. 1 a. E.) nicht gewährt. Ein ſolches Ver ⸗ 
fahren des Sachbeſitzers würde ſich vielmehr als verbotene Eigenmacht darſtellen (8 858). 
Umgekehrt aber macht ſich auch der Grundſtücksbeſitzer verantwortlich, wenn er die Genehmi⸗ 
gung zur Aufſuchung der Sache uſw. ohne Grund, alſo widerrechtlich verſagt. 
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2. Iſt inzwiſchen bereits von einem andern die Sache in Beſitz genommen worden, 
ſo iſt für das Verfolgungsrecht kein Raum mehr. Hat insbeſondere der Grundſtücksbeſitzer 
den Beſitz erworben, fo iſt auch ihm gegenüber ſchon der Tatbeſtand des § 861 (oder der 
$$ 985, 1007) erfüllt; das Geſetz will mit § 867 nicht einen Rechtsbehelf ſchaffen, der unter 
Uniſtänden noch neben der Beſitzklage aus § 861 gegeben wäre. ? 

3. Der Anspruch des Grundſtücks beſitzers auf Schadenserſatz aus $ 867 Satz 2 iſt ein 
unbedingter. Sucht der Sachbeſitzer die Sache auf dem Grundſtücke auf und ſchafft er ſie 
fort, ohne daß ihm das geſtattet worden, ſo iſt ſeine Handlungsweiſe eine widerrechtliche, 
es greift ſonach im Falle der Beſchädigung des Grundſtücks der $ 823 Platz. Handelt der 
Sachbeſitzer nach erhaltener Erlaubnis, dann beſteht feine Verpflichtung zum Schadens- 
erſatze, wiewohl eine Widerrechtlichkeit des Handelns nicht vorliegt, trotzdem, und zwar kraft 
Geſetzes, wie im Falle des $ 904. Sonſt können hinſichtlich der Schadenserſatzpflicht noch in 
Betracht kommen die 8$ 833, 834, 836—838. Über die Haftung des Grundſtücksbeſitzers, 
falls er die Geſtattung ohne Recht verweigert, vgl. A 1 Abſ 2. 1 

4. Das Recht des Grundſtücksbeſitzers auf Sicherheitsleiſtung durch den Sachbeſitzer 
gibt dem erſteren eine verzögerliche Einrede ($ 202 A 2). Sie iſt aber nur dann berechtigt, 
wenn nach den obwaltenden Umſtänden anzunehmen, daß durch die vom Sachbeſitzer be⸗ 
hufs Wiedererlangung der Sache zu treffenden Veranſtaltungen das Grundſtück beſchädigt 
werden wird. Die Einrede verſagt überhaupt, wenn die Wiederbeſchaffung der Sache ein 
ſofortiges Handeln erfordert und mit dem Aufſchube Gefahr verbunden iſt. Das 
Intereſſe des Sachbeſitzers geht alsdann demjenigen des Grundſtücksbeſitzers einſtweilen vor. 
Selbſtverſtändlich büßt aber der letztere ſeinen Anſpruch auf Schadenserſatz nicht ein. Verlangt 
der Grundſtücksbeſitzer grundlos Sicherheitsleiſtung und verweigert er bis dahin die Ge 
nehmigung zur Aufſuchung und Fortſchaffung der Sache, fo handelt er wiederum widerrechtlich 
und iſt, wenn fein Verhalten auch ein ſchuldhaftes, erſatzpflichtig (88 276, 823). 
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1) Beſitzt jemand‘) eine Sache als Nießbraucher, Pfandgläubiger, Pächter, 
Mieter, Verwahrer oder in einem ähnlichen Verhältniſſes), vermöge deſſen 
er einem anderen gegenüber auf Zeit zum Beſitze berechtigt oder verpflichtet 
ift?), jo iſt auch der andere Beſitzer (mittelbarer Beſitz) ) ö) 6). 

E II 790, 858; P 3 219. 

1. Mittelbarer Beſitz. Bei dem Rechtsgebilde des $ 868 find zwei Perſonen beteiligt: 
die eine „beſitzt die Sache“, die andere ift „auch Beſitzer“. Beſitz im Sinne des $ 854 hat nur 
die erſtere Perſon, weil nur ſie in einer unmittelbaren Beziehung zur Sache ſteht, wahrend 
der andern Perſon eine Beſitzſtellung nur deswegen zugeſchrieben wird, weil für fie vermöge 
des zwiſchen ihr und dem unmittelbaren Beſitzer als beſtehend vorauszuſetzenden Verhältniſſes 
wenigſtens eine mittelbare Beziehung zu der Sache hergeſtellt wird. Daher handelt es lich hier 
auch nur um den ſog. „mittelbaren Beſitz“, bei dem der unmittelbare Beſitzer als Beſitzmittler 
dient. Ein Fall von Stellvertretung liegt dabei nicht vor, weil die Beſitzhandlungen des 
unmittelbaren Beſitzers unmittelbare Wirkungen nur für ihn ſelbſt, dagegen nicht für den 
andern zeitigen (§ 854 A 5). Wohl aber kann das Rechtsgebilde des mittelbaren Beſitzers 
in gewiſſem Maße als Erſatzmittel für die beim Beſitze vom Geſetze nicht allgemein anerkannte 
Stellvertretung inſofern gelten (8 854 A 5), als es nach $ 868 möglich ift, mit Hilfe der 
Tätigkeit eines andern eine Art von Beſitzſtellung zu gewinnen und feſtzuhalten. Die 
Stellung des mittelbaren Beſitzers reicht im übrigen nicht nur als Grundlage für den Beſitz⸗ 
ſchutz aus ($ 869); fie befähigt den mittelbaren Beſitzer vielmehr auch zur Übertragung von 
Rechten an der Sache ($ 980), und in dieſer Hinſicht kann die Begründung eines Verhält⸗ 
niffes der in 8 868 vorausgeſetzten Art auch als Erſatzmittel für die Übergabe dienen (88 931, 
930, 1032, 1205 Abſ 2). Die Schöpfung dieſes Rechtsgebildes des mittelbaren Beſitzes iſt 
dadurch möglich geworden, daß das Geſetz zugunſten des mittelbaren Beſitzers von dem Er⸗ 
forderniſſe eines unmittelbaren Gewaltverhältniſſes abgeſehen und die Möglichkeit eines un 
mittelbaren Beſitzes anderſeits auch beim Fremdbeſitze anerkannt hat. Vgl. A 4. — Die Anficht, 
daß der andere keinen wirklichen Beſitz habe, daß es ſich vielmehr nur um ein Rechtsverhältnis 
handle, oder daß ſich der bloß angenommene („fingierte“) Beſitz des mittelbaren Beſitzers 
in dem Rechte auf die Herausgabe der Sache erſchöpfe, kann nicht gebilligt werden. Aller · 
dings beſagt das Geſetz nicht, daß der andere ebenfalls die Sache beſitzt, ſondern allgemein nur, 
daß er „auch Beſitzer“ iſt. Aber abgeſehen davon, daß es den andern als Beſitzer ausdrücklich 
bezeichnet, hat es ihm in den gegebenen Grenzen auch einen wirklichen Beſitzſchutz verliehen 
(8 869), und anderſeits kann der mittelbare Beſitzer als ſolcher auch in Anſpruch genommen 
werden (5 76 ZPO). Daß der mittelbare Beſitzer wirklicher Beſitzer der Sache auch ſchon 
vor Ausübung des Herausgabeanſpruchs iſt, zeigt ſich endlich daran, daß er im Falle der Be⸗ 
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endigung des unmittelbaren Beſitzes unter gewiſſen Vorausſetzungen die Herſtellung des 
unmittelbaren Beſitzes für ſich ſelbſt fordern kann (8 869 A 4), wie auch daran, daß er ſich 
auch des Einwandes aus § 861 Abſ 2 (der exceptio vitiosae possessionis) bedienen darf, vgl. 
$ 869 A 3. Kurz gefagt: bis auf diejenigen Fälle, wo unbedingt ein unmittelbarer Beſitz 
N iſt (89 854—856), gilt der nur mittelbare Beſitzer ebenfalls als Beſitzer, fo daß Vor⸗ 
chriften, die ſchlechthin einen „Beſitzer“ vorausſetzen, auch auf ihn Anwendung finden, fo 
namentlich auch die des $ 268 Abf 1, betreffend das Ablöſungsrecht. 

Der mittelbare Beſitzer iſt auch befähigt, Eigentum zu übertragen, und zwar 
nicht nur gemäß 8 931 durch Abtretung des Herausgabeanſpruchs, ſondern auch gemäß 8 930, 
indem beiſpielsweiſe der Eigentümer ſeine vermietete Sache dem Mieter übereignet und ſie 
alsdann von ihm für ſich mietet (RG Warn 1920 Nr 168). — Der nur mittelbare Beſitz eines 
Grundſchuldbriefes genügt nicht ſchlechthin zur Begründung eines Pfandrechts an der 
Grundſchuld, er kann vielmehr nur dann genügen, wenn der Pfandgläubiger in der Lage iſt, 
die Herausgabe des Grundſchuldbriefes von dem unmittelbaren Beſitzer zu verlangen und 
dieſer zur Herausgabe auch befugt iſt (RJ Warn 1921 Nr 97). Bei der Abtretung einer 
Hypothek kann die Übergabe des Briefs durch die Herſtellung des mittelbaren Beſitzes er⸗ 
ſetzt werden (RG Seuffa 75 Nr 27). 

„2. Die notwendige erſte Vorausſetzung des mittelbaren Beſitzes iſt, daß der eine Be- 
teiligte, der Beſitzvermittler, ſelbſt den unmittelbaren Beſitz an der Sache (§ 90) hat. Denn 
gerade durch feinen Beſitz ſoll die Beziehung „des andern“ zu der Sache hergeſtellt werden. 
Dieſen Erfolg macht ſodann das Geſetz auch davon abhängig, daß zwiſchen dem Beſitzvermittler 
und dem andern ein Verhältnis beſteht, kraft deſſen die erforderliche Vermittlung auch 
wirklich bewirkt und geſichert wird. Das dazu nötige Verhältnis kann nun naturgemäß 
niemals ein derartiges ſein, daß der andere auch ſchon ſogleich auf die Sache ſelbſt tatſächlich 
einzuwirken vermöchte (wie im Falle der Beſitzdienerſchaft gemäß 8 855 voransgeſetzt wird). 
Das wäre mit der Sachlage unvereinbar. Die Anforderung des Geſetzes geht vielmehr nur 
dahin, daß der andere die Sache von einem künftigen Zeitpunkte ab eben auf 
Grund des zwiſchen ihm und dem unmittelbaren Beſitzer beſtehenden Verhältniſſes an ſich 
zu ziehen und auf dieſe Weiſe ſeine bisherige mittelbare Beziehung zur Sache zu einer 
unmittelbaren umzugeſtalten vermag (RG Warn 1912 Nr 421). Dieſer Gedanke hat da- 
hin Ausdruck i daß der unmittelbare Beſitzer „dem andern“ gegenüber nur auf 
Zeit zum Beſitze berechtigt ſein darf, oder daß er „dem andern“ gegenüber zum Beſitze 
auf Zeit verpflichtet iſt. Dabei iſt es jedoch auch nicht einmal weſentliche Vorausſetzung, 
daß das Verhältnis zwiſchen dem unmittelbaren Beſitzer und dem mittelbaren Beſitzer alle- 
mal in der Art beſteht, daß der mittelbare Beſitzer die Sache von einem gewiſſen Zeit. 
puntte ab unbedingt an ſich ziehen darf. Das Verhältnis kann vielmehr auch ſo gedacht 
ein, daß unter gewiſſen Bedingungen der mittelbare Beſitzer jede Beziehung zur Sache 
gerade endgültig einbüßen, und anderſeits der unmittelbare Beſizer, vom zuvor Genannten 
nunmehr völlig unabhängig, in feinem Beſitze dauernd verbleiben foll. Mit andern 
Worten, es it keine weſentliche Vorausſetzung, daß der mittelbare Beſitzer in⸗ 
halts des zwiſchen ihm und dem unmittelbaren Beſitzer beſtehenden Verhältniſſes einen 
unbedingten Herausgabeanſpruch hat (RG ZW 1913 S. 432 n. 493; Gruch 
57, 437). Denn hat er ihn auch nur bedingungsweiſe und iſt anderſeits auch gerade vor⸗ 
geſehen, daß der Herausgabeanſpruch unter gewiſſen Umſtänden zugunſten des unmittel 
baren Beſitzers erledigt ſein ſoll, ſo iſt doch immer noch die geſetzliche Anforderung erfüllt, 
daß während des Beſtehens des Verhältniſſes der unmittelbare Beſitzer dem mittelbaren 
Beſitzer nur auf Zeit zum Beſitze berechtigt oder verpflichtet iſt. So tft es möglich, ein Ber: 
hältnis im Sinne des $ 868 derart zu begründen, daß unter gewiſſen Umſtänden der unmittelbare 
Beſitzer (beiſpielsweiſe der Pächter, der Pfandgläubiger) demnächſt Eigentümer der Sache 
werden, oder daß anderſeits der mittelbare Beſitzer den Herausgabeanſpruch nur für den Fall 
des Ausbleibens der geſetzten Bedingung behalten ſoll. Insbeſondere iſt ein Verhältnis des 
Inhalts denkbar, daß der mittelbare Beſitzer von dem Herausgabeanſpruche nur dann ſoll Ge. 
brauch machen dürfen, wenn der unmittelbare Beſitzer ſeine Verpflichtungen nicht erfüllt (Fall 
der käuflichen Übergabe unter Eigentumsvorbehalt und der übereignung ſicherheitshalber). Vgl. 
A 69, 198; ferner Warn 1912 Nr 421; 1913 Nr 200 u. 201. Nur dann kann von mittelbarem 
Beſitze niemals die Rede ſein, wenn dem Gegner des unmittelbaren Beſitzers ein Heraus: 
gabeanſpruch unbedingt und endgültig verſagt iſt, weil dann jede Art Beziehung des Erſt⸗ 
genannten zur Sache ausgeſchloſſen wäre (RG 26. 2. 24 III 299/23). Iſt das Verhältnis 
ein bedingtes, dann find auch die Beſitzverhältniſſe nur bedingte (RG IW 07, 74715). — 
Daß das von beiden Beteiligten beabſichtigte Rechtsverhältnis als ſolches rechtsbe 
ſtändig zur Entſtehung gelangt, ift ebenfalls kein Erfordernis. Es darf nur nicht 
Nichtigkeit des Vertrags (wegen Geſchäftsunfähigkeit eines Beteiligten vorliegen, und 
es darf auch nicht bei Abſchluß etwa des Beſitzkonſtituts durch einen Vertreter dieſem die 
Vertretungsbefugnis gefehlt haben (RG 98, 133; 86, 262, 265). Denn bleibt der voraus⸗ 
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geſetzte Erfolg aus rechtlichen Gründen auch aus, ſo genügt doch, daß die Parteien ein Ver⸗ 
hältnis, wie es das Geſetz in $ 868 verlangt, wenigſtens haben begründen wollen, und auf 
das Vorhandenſein des rechtsgeſchäftlichen Willens der Beteiligten kommt es allein an (RG 
98, 135). Das ſoll anſcheinend auch RS 105, 414 nicht geleugnet werden, mittelbarer Be⸗ 
ſitz iſt anerkannt bei einem Verkauf unter Eigentumsvorbehalt, obwohl das Kaufgeſchaft 
unwirkſam war (RG 22. 9. 22 VII 375/22). — Ob endlich der Beſitzvermittler dem mittel- 
baren Beſitzer gegenüber berechtigt oder aber verpflichtet iſt, richtet ſich nach 
dem Inhalte des zwiſchen ihnen beſtehenden Verhältniſſes. Verpflichtet zum Beſitze iſt er 
bei den Auftragsverhältniſſen in den verſchiedenen Rechtsformen, berechtigt zum Beſitze iſt er 
beiſpielsweiſe bei der Miete oder beim Fauſtpfande. Das Nähere über die einzelnen in 
Betracht kommenden Verhältniſſe unter A 3. 

3. Die hier aufgeführten Vertragsformen ſollen nur als vorbildliche Beiſpiele dienen. 
Bei ihnen allen trifft zu, daß der mittelbare Beſitzer von gewiſſem Zeitpunkte ab die Heraus⸗ 
gabe der Sache für ſich zu fordern berechtigt iſt, und daß dieſer Anſpruch auf einem be⸗ 
ſtimmten Rechtsgrunde fußt. Als ähnliches Verhältnis kommt daher jedes Verhältnis 
in Betracht, bei dem dieſe Vorausſetzungen ebenfalls erfüllt find. Es braucht ſich dabei auch 
nicht um einen benannten Vertrag zu handeln (RG SW 1910, 7067; 1915, 658; Gruch 53, 1047; 
57, 485). Dagegen kann niemals ein Verhältnis genügen, bei dem das Verſprechen, die Sache 
herauszugeben, ohne Beziehung auf einen beſtimmten Verpflichtungsgrund abgegeben, die 
Verpflichtung vielmehr ſelbſtändig (abſtrakt nach $ 780) begründet worden iſt (RG 49, 173; 
54, 396; IW 1913, 492; RG Warn 1925 Nr 166). Aber ſtillſchweigend kann das Rechts- 
verhältnis begründet werden, es müſſen nur die beſonderen Umſtände vorliegen, aus denen 
ſich der entſprechende Wille beider Teile entnehmen läßt (RG5 21. 3. 19 VII 22/19). Ob 
es ſich um ein Schuldverhältnis oder ein dingliches Rechtsverhältnis handelt, ob es rechts 
geſchäftlich oder kraft Geſetzes entſtand, iſt gleichgültig (R 59, 201, betreffend gericht- 
liche Verwahrung). Als ähnliche Verhältniſſe müſſen namentlich gelten alle Formen von 
Auftragsverhältniſſen (insbeſondere der Kommiſſions auftrag, das Treuhand-, 
verhältnis, der Verwaltungsauftrag), weiter der Frachtvertrag, die Leihe (RG, 
57, 178), der Verkauf unter Eigentumsvorbehalt (RG 59, 298; 54, 396; 69, 197; 
ſ. auch 9 455 A 7), während eine erſt nachträgliche Vereinbarung eines Eigentumsvorbehalts 
nicht genügt (RG 49, 170; 54, 396; JW 1913, 492; SeuffA 67 Nr 187); die Geſchäfts · 
beſorgung oder Dienſtleiſtung (R Warn 1916 Nr 83; hier hatte der Weinhändler 
den dem Kunden verkauften Wein ausgeſchieden, auch gezeichnet und dem Kunden erklärt, 
daß der Wein bis zum Eintritte beſſerer Witterung bei ihm lagern könne); wegen Ge⸗ 
ſchäftsbeſorgung ohne Auftrag vgl. RG 98, 134; bei der Sicherheitsübereignung 
kommt es auf die Umftände des einzelnen Falles an (RG Warn 1913 Nr 200; JW 1911, 762; 
1912, 144); Erbpacht und Erbbaurecht; aus dem Gebiete des Familienrechts das Ver⸗ 
hältnis zwiſchen Ehegatten beim geſetzlichen Güterrechte (auch zwiſchen erſt zukünftigen 
Eheleuten, R JW 06, ie bei dem geſetzlichen Güterſtande ſowohl als auch bei der 
Gütergemeinſchaft hat die Ehefrau den mittelbaren Beſitz (RG 105, 21; ſtr.); des 
gleichen das Verhältnis zwiſchen dem elterlichen Gewalthaber und dem Kinde in Anſehung 
des Kindesvermögens, wie das zwiſchen Vormund und Mündel; aus dem Gebiete des 
Erbrechts das Verhältnis zwiſchen Teſtamentsvollſtrecker oder Nachlaßverwalter und 
dem Erben; aus dem Gebiete des Prozeßrechts das zwiſchen Konkursverwalter 
und Gemeinſchuldner, wie das zwiſchen Zwangsverwalter und Eigentümer, dem Gläubiger 
und dem Gerichtsvollzieher. In allen dieſen Verhältniſſen iſt die Annahme einer 
Beſitzdienerſchaft ausgeſchloſſen, weil es an der Vorausſetzung der Unterordnung im 
Sinne des $ 855 fehlt. Durch die Beſitzergreifung der gepfändeten Sache (§ 808 3 PO) 
wird der Gerichtsvollzieher unmittelbarer Beſitzer, der Schuldner verliert damit jeden Beſitz. 
Beläßt der Gerichtsvollzieher die Pfandſache im Gewahrſam des Schuldners, jo muß man ſich, 
um mit dem Geſetz in Einklang zu bleiben, den Hergang derart vorſtellen, daß der Gerichts 
vollzieher die Sache zunächſt in Beſitz genommen ($ 808 Abſ 1), demnächſt aber den unmittel 
baren Beſitz dem Schuldner auf Zeit eingeräumt hat (RG 94, 341) und ſelbſt fo mittelbarer 
Beſitzer geworden iſt (RG 102,78; ZW 1919, 448%). Durch die Verſteigerung und den 
Zuſchlag allein wird der Erſteher noch nicht Beſitzer der Sache, es muß noch die Übergabe, 
ſei es die körperliche, ſei es mittels des Beſitzkonſtituts, dazu kommen (RG Warn 1917 Nr 55). 
An den von dem Bauunternehmer auf ein Grundſtück zum Zwecke dortiger Bauaus⸗ 
führungen geſchafften Bauſtoffen hat der Eigentümer unmittelbaren und er ſelbſt mittel⸗ 
baren Beſitz (RG 104, 98). Kein Rechtsverhältnis nach § 868 wird begründet, wenn die 
Staatsanwaltſchaft eine geſtohlene Sache beſchlagnahmt, ſie vermittelt nicht den Beſitz für 
den Beſtohlenen (MG Warn 1925 Nr 25). Ebenſowenig entſpricht dem § 868 das Verhält- 
nis zwiſchen dem Eigentümer eines geſunkenen Schiffs und dem, der es geborgen hat, 
auch wenn er bereit iſt, das Schiff gegen Erſatz der Bergungskoſten herauszugeben. Es muß 
erſt ein Einverſtändnis der Beteiligten hierüber erreicht werden (RG 4. 2. 27 IT 104/26). 
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20), ferner auf das zwiſchen dem Eigentümer einer verlorenen Sache und dem Finder 
iſt $ 868 nicht anwendbar, auch wenn der Finder den Eigentümer kennt und der Eigen⸗ 


dadurch noch nicht unter die Herrſchaft des Vertretenen gelangt. Betreffs des Erwerbs 
durch einen ermächtigten Stellvertreter ſ. unten A 5 unter o. 


oder die Verpflichtung zum einſtweiligen Beſitze dem andern (mittelbaren Beſitzer) gegen- 
über auch durch einen Fremdbeſitzer begründet oder übernommen werden kann. Eben⸗ 


jemand ſeinen bereits vorhandenen mittelbaren Beſitz auf einen andern rechtsgeſchäftlich 
überträgt, ſei es gemäß $ 870, ſei es auch in anderer Weiſe (RG Warn 1921 Nr 123). Die 


Beſitz auf einen andern überträgt und mit dieſem dabei zugleich ein Rechtsverhältnis der 
erforderlichen Art begründet, und zwar möglicherweiſe auch hier im Wege des Verhandelns 
mit fich ſelbſt (MG 99, 209). Eutſteht ein Rechtsverhältnis dieſer Art kraft Geſetzes, wie durch 
Beſtellung einer Vormundſchaft oder eines Konkursverwalters (A 3), dann wird der Vertretene 
oder der Gemeinſchuldner, der bisher unmittelbaren Veſitz hatte, zum mittelbaren Beſitzer 
ſchon dadurch, daß der Vertreter oder der Konkursverwalter die Sache einſeitig in feinen un- 
mittelbaren Beſitz nimmt. e) Hatte bisher keiner der Beteiligten irgendeinen Beſitz an der Sache, 
ſoll vielmehr Beſitz für den demnächſtigen mittelbaren Beſitzer erſt durch die Tätigkeit des 
demnächſtigen unmittelbaren Beſitzers erworben werden, handelt es ſich mithin um einen Fall 
des Beſitzerwerbs durch einen Beauftragten (AL), dann ift für die Frage, wie und in welchem 
Zeitpunkte der Auftraggeber den mittelbaren Beſitz erlangt, das Verhalten des Beauftragten 
bei Vornahme des Beſixerwerbs entſcheidend. Handelt der Vermittler ſogleich beim Beſitz 
erwerbe namens des Auftraggebers und gibt er ſchon in dieſem Augenblicke zu 
erkennen (RG JW. 1913, 492), daß er die Sache auf Grund des Auftrags für den andern 
in Beſitz nehmen und beſitzen will, dann erhält der Auftraggeber den mittelbaren Beſitz ohne 
weiteres in dem Zeitpunkte, in dem der Beauftragte den unmittelbaren Beſitz erwirbt. Hat 


üben (RG 99, 209). Dieſen Erfolg kann im übrigen der Vermittler gemäß $ 181 auch hier 
durch ein Verhandeln mit ſich ſelbſt herbeiführen. Beiſpielsweiſe ein Einkaufskommiſſionär legt 
die für den Auftraggeber angeſchafften Wertpapiere demnächſt in eine mit dem Namen des Auf⸗ 
traggebers bezeichnete Mappe (RG 52, 132). Ein äußerlich nicht in die Erſcheinung getretener, 
bloß innerlicher Wille des Beauftragten, den Auftraggeber zum mittelbaren Beſitzer zu ma⸗ 


Beſitzer, als deſſen Beſithmittler, ſondern für ſich felbft oder einen Dritten zu beſitzen. Endigt 
beiſpielsweiſe der Mietvertrag, behält aber der Mieter die Sache noch im Beſitze und liegt 
nichts weiteres vor, dann behält der Vermieter auch noch den mittelbaren Beſitz. Hätte aber 


26 Sachenrecht 


der Mieter nunmehr dem Vermieter zu erkennen gegeben, daß er einen Anſpruch des letzteren 
auf Herausgabe der Sache überhaupt nicht mehr anerkenne, die Sache vielmehr fortan für ſich 
oder etwa einen Dritten als den Rechtsnachfolger des Vermieters behalten wolle, dann würde 
dieſer hierdurch des mittelbaren Beſitzes verluſtig gehen. — Der Verluſt des mittelbaren 
Beſitzes muß ferner (ſ. dagegen die A 6 weiter unten) dann eintreten, wenn der un mittel 
bare Beſitz des Beſitzvermittlers aufhört und wenn durch die Beendigung des un⸗ 
mittelbaren Beſitzes zugleich die bisherige Beziehung des mittelbaren Beſitzers zur Sache be⸗ 
ſeitigt wird, was jedoch nicht immer der Fall zu ſein braucht (ſ. weiter unten). Inſoweit 
macht es auch keinen Unterſchied, auf welche Weiſe der unmittelbare Beſitzer ſeines Beſitzes 
verluſtig geht, ob ohne feinen Willen oder durch Aufgabe des Beſitzes ($ 856). Daher iſt 
es insbeſondere auch möglich, daß der unmittelbare Beſitzer den Beſitzſtand des mittelbaren 
Beſitzers durch rechtswidrige Verfügungen über die Sache zerſtört. So etwa durch eine 
unberechtigte Veräußerung oder durch Verbrauch der Sache oder wenn er duldet, daß der 
Gerichtsvollzieher die Sache für einen Dritten pfändet. Auch wenn der Gerichtsvollzieher 
die Sache dann bei ihm beläßt, kann er ſie nicht mehr gleichzeitig für den früheren mittel⸗ 
baren Beſitzer beſitzen (RG 105, 415). — Der mittelbare Beſitz kann weiter beendigt wer⸗ 
den dadurch, daß der mittelbare Beſitzer ſich deſſen ſelbſt entäußert, und zwar 
durch Übertragung auf einen Dritten ($ 870), oder im Wege der Einigung mit dem un⸗ 
mittelbaren Beſitzer gemäß § 929 Satz 2. Möglich iſt es endlich — ſtr., nicht entſchieden 
NG 22. 1. 24 VII 470/22 —, daß der unmittelbare Beſitzer den Beſitzſtand des mittelbaren 
Beſitzers einſeitig dadurch beſeitigt, daß er, wie im obigen Beiſpiele bereits gekennzeichnet 
worden, ſeinen Beſitz nicht mehr für den bisherigen mittelbaren Beſitzer, ſondern für ſich oder 
einen Dritten ausübt. Dazu iſt indes eine beſtimmte, äußerlich feſtſtellbare Handlung erforderlich, 
da der Beſitzvermittler den Beſitzſtand des andern nicht ſchon durch einen bloßen inneren Willens 
entſchluß zu beſeitigen vermag (Prot II 3, 227). Es zerſtörtaberdie Beendigungdes 
unmittelbaren Beſitzes des Mittlers den Beſitzſtand des mittelbaren Be⸗ 
ſitzers dann nicht, wenn ſich der Mittler bei Aufgabe des unmittelbaren 
Beſitzes auch ſelbſt einen mittelbaren Beſitz verſchafft; beiſpielsweiſe der 
Nießbraucher gibt die Sache einem Dritten in Pacht. Denn unter dieſer Vorausſetzung 
reift $ 871 Platz und der mittelbare Beſitzer behält alſo feinen Beſitzſtand. — Durch eine 
nderung der rein perſönlichen Verhältniſſe des unmittelbaren Beſitzers, etwa den Eintritt 
der Geſchäftsunfähigkeit, oder auch durch ſeinen Tod wird der mittelbare Beſitz nicht be⸗ 
rührt. — Endigt der bisherige unmittelbare Beſitz, ohne daß ein Dritter einen ſolchen er 
langt hat, dann kann das ohne weiteres zum Erwerbe des unmittelbaren Beſitzes für den 
bisherigen mittelbaren Beſitzer führen, beiſpielsweiſe des Vermieters bei Aufgabe des 
Mietbeſitzes durch den Mieter. — Iſt bei Beendigung des unmittelbaren Beſitzes ein mittel⸗ 
barer und ein weiterer mittelbarer Beſitzer vorhanden, ſo iſt die Sache an den erſten 
mittelbaren Beſitzer herauszugeben, es ſei denn, daß er zugunſten des weiteren mittelbaren 
Beſitzers auf feinen Beſitz verzichtet hatte (RG 1. 7. 21 VII 543/20). — Für das etwiage 
Eigentum des mittelbaren Beſitzers ſind die Anderungen in den Beſitzverhältniſſen an ſich 
ohne Bedeutung (RG JW 1926, 799°). 


8 869 


) Wird gegen den Beſitzer verbotene Eigenmacht verübt, jo ſtehen die 
in den 8S 861, 862 beſtimmten Anſprüche auch dem mittelbaren Beſitzer 
zu2). Im Falle der Entziehung des Beſitzes iſt der mittelbare Beſitzer be⸗ 
rechtigt, die Wiedereinräumung des Beſitzes an den bisherigen Beſitzer zu 
verlangen; kann oder will dieſer den Beſitz nicht wiederübernehmen, ſo kann 
der mittelbare Beſitzer verlangen, daß ihm ſelbſt der Beſitz eingeräumt 
wirds). Unter der gleichen Vorausſetzung kann er im Falle des 8 867 ver⸗ 
langen, daß ihm die Aufſuchung und Wegſchaffung der Sache geſtattet wird“). 


E 1 821 II 790, 854; M 3 127; P 3 219. 


1. Beſitzſchutz beim mittelbaren Beſitze. Da das Geſetz dem mittelbaren Beſitzer wirk. 
lichen Beſitz zuſpricht (8 868 A 1), ſo gewährt es ihm auch den Beſitzſchutz. Weil jedoch die 
Beziehung des mittelbaren Beſitzers zur Sache eine andere iſt als die des unmittelbaren Be⸗ 
ſitzers, fo knüpft fich auch fein Beſitzſchutzrecht an eine andere Vorausſebung, als das des un- 
mittelbaren Beſitzers (A 2). Desgleichen ſind die Rechtsmittel des mittelbaren Beſitzers an 
ſich beſchränktere. Deun hat er auch die Rechtsbehelfe aus den 88 861, 862 erhalten, jo mußte 
ihm doch das Recht der Selbſthilfe im Sinne des 8 859 verſagt werden, weil er der tat⸗ 
ſächlichen Gewalt über die Sache entbehrt. 
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2. Geſetzliche Vorausſetzung auch für die Beſitzklage des mittelbaren Beſitzers iſt, daß 
der Gegner verbotene Eigenmacht verübt hat. Dabei kann indeſſen nur eine gegen den 
unmittelbaren und nicht auch eine gegen den mittelbaren Beſitzer verübte Eigenmacht 
in Frage kommen, da der mittelbare Beſitz nur auf einem Rechtsverhältniſſe (8 868 A 1, 2) 
beruht, und eine Störung oder Beſeitigung dieſes Rechtsverhältniſſes durch das Ver⸗ 
halten Dritter überhaupt nicht denkbar iſt. Es folgt weiter, daß ber unmittelbare Beſitzer 
einer Beſitzklage des mittelbaren Beſiters ſelbſt niemals ausgeſetzt ſein kann, weil es aus- 
geſchloſſen iſt, daß der unmittelbare Beſitzer jemals gegen ſich ſelbſt verbotene Eigenmacht aus; 
zuüben vermöchte. Ferner folgt, daß der mittelbare Beſitzer auch dann niemals die Klage 
haben kann, wenn ſich die Handlungsweiſe des Dritten gegenüber dem unmittelbaren Beſitzer 
nicht als eine rechtswidrige darſtellt. Das trifft dann zu, wenn entweder der Dritte gerade im 
Einverſtändniſſe mit dem Beſitzmittler handelt (RGS 68, 389; 105, 415; 111, 410), oder 
wenn die Handlungsweiſe des Dritten gegebenenfalls kraft Geſetzes ſtatthaft war ($ 858 
A 7). Sit freilich der Anſpruch des mittelbaren Beſitzers auf Beſitzſchutz einmal erwachſen, 
dann kann er ihm durch nachträgliches Übereinkommen zwiſchen dem unmittelbaren Beſitzer 
ae 55 (20. nicht wieder entzogen werden. Denn ſein Anſpruch beſteht ſelbſtändig 
zu Recht (A 3). 

Die Anſprüche des mittelbaren Beſitzers gehen, entſprechend denjenigen des un⸗ 
mittelbaren Beſſitzers, gemäß $ 862 auf Beſeitigung der Störung, gegebenenfalls auch 
auf Unterlafſung weiterer Störungen, und gemäß § 861 auf Wiederherſtellung des 
Beſitzes. Den letzteren Anſpruch hat der mittelbare Beſitzer indeſſen nur mit der ſich aus 
A g ergebenden Beſchränkung. Nach der Faſſung („auch“) läßt das Geſetz erkennen, daß das 
Klagerecht des mittelbaren Beſitzers ſelbſtändig neben demjenigen des unmittelbaren Befitzers 
beſteht. Sonach ſteht auch die Klage des einen der Klage des andern nicht entgegen, und die 
Einrede der Rechtshängigkeit verſagt. Aus gleichen Gründen erlangt aber auch das von dem 
unmittelbaren Beftther erſtrittene Urteil dem mittelbaren Beſitzer gegenüber keine Rechtskraft, 
wie auch die dem mittelbaren Beſitzer gegenüber ergangene Entſcheidung zuungunſten des 
unmittelbaren Beſitzers nicht wirkſam wird. Bei dieſer Sachlage beſteht freilich die Möglichkeit, 
daß in beiden Prozeſſen verſchiedene Urteile erzielt werden. Nur durch die Klageverbindung 
($ 147 ABO) lann einem ſolchen mißlichen Ergebniſſe vorgebeugt werden, und es entſtände 
alsdann zwiſchen den beiden Käägern notwendige Streitgenoſſenſchaft (8 62 PO; vgl. RG 60, 
270). Jeder von den beiden Klagen gegenüber greift im übrigen auch der Einwand des Be- 
klagten durch, daß er dem Anſpruche des einen Klägers bereits genügt habe. — Außer den bezeich⸗ 
neten Anſprüchen ſteht dem mittelbaren Beſitzer, der ſelbſt mit der Beſitzklage belangt wird, weil 
er ſich den unmittelbaren Beſitz verſchafft hat, auch die Einrede aus § 861 Abſ 2 zu (RG 69, 197). 
Ausdrücklich verleiht ihm der $ 869 zwar nur die Anſprüche aus den $$ 861, 862. Nichtsdeſto⸗ 
weniger aber ift anzunehmen, daß das Geſetz dem mittelbaren Beſitzer die volle Rechtsſtellung 
der 88 861, 862 hat gewähren wollen. Es liegt eben im Sinne des 8 869, ihn auch hinſichtlich 
er Verteidigung dem unmittelbaren Beſitzer gleichzuftellen, und hierin würde er durch Ver⸗ 
ſagung der bezeichneten Einrede beeinträchtigt werden. Jedenfalls fehlt es im Geſetze an 
einem eeigneten Vorbehalte. Falls daher der mittelbare Beſitzer dem unmittelbaren Beſitzer 
‚einen Beſitz entzogen hat und alsdann von ihm aus $ 861 in Anſpruch genommen wird, kann 
15 8861 A 5. daß der Kläger ihm gegenüber fehlerhaft beſeſſen hat (RG 69, 198; 

gl. . 

3. Der Anſpruch des mittelbaren Beſitzers bei der Beſitzentziehung geht regelmäßig 
nur auf Wiederherſtellung eben desjenigen Beſitzſtandes, der zuvor beſtanden hatte, mithin 
regelmäßig nur auf Herſtellung des früheren Beſitzes des unmittelbaren Beſitzers. 
Dat ihm ſelbſt der unmittelbare Beſitz eingeräumt werde, kann der mittelbare Beſitzer nur 
ausnahmsweiſe verlangen. Nämlich nur dann, wenn er zu behaupten vermag, daß der unmittel- 
bare Beſitzer an Übernahme des Beſitzes tatſächlich oder rechtlich behindert und deshalb hierzu 
außerſtande ift, oder daß er den Beſit nicht übernehmen will. Gelingt weder der eine noch 
der andere Nachweis, ſo iſt gegebenenfalls die Klage abzuweiſen. 

4. Das auch dem mittelbaren Beſitzer gewährte Verfolgungsrecht (§ 867 A 1) kann eben- 
falls nur nach Maßgabe der unter A 3 u. 4 dargeſtellten Regeln geltend gemacht werden. 
Der mittelbare Beſitzer kann daher regelmäßig nur verlangen, daß die Aufſuchung und Weg⸗ 
ſchaffung der dem unmittelbaren Beſitzer entkommenen Sache dieſem geſtattet wird, und nur 
ausnahmsweiſe (A 3) kann er dieſe Befugnis für ſich ſelbſt in Anſpruch nehmen. 


§ 870 


Der mittelbare Beſitz kann dadurch auf einen anderen übertragen wer⸗ 
den, daß dieſem der Anſpruch auf Herausgabe der Sache abgetreten 
wird). 

E 1 804 II 792, 855; M 3 95; P 3 226. 
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1. Der mittelbare Beſitz (§ 868 A 6) wird übertragen, wenn der mittelbare Beſitzer 
den ihm gegen den Beſitzmittler auf Grund des Rechtsverhältniſſes nach § 868 (A 2, 3) 
zuſtehenden Herausgabeanſpruch an den Dritten abtritt. Nicht erforderlich iſt, daß dem 
Dritten auch die ſonſtigen aus dem Rechtsverhältnis ſich ergebenden Anſprüche abgetreten 
werden. Der mittelbare Beſitz geht alſo ſchon dann über, wenn z. B. ein Vermieter ſeinen 
Herausgabeanſpruch abtritt, ſich aber die ſonſtigen Vermieterrechte, etwa das Recht auf den 
Mietzins, vorbehält. Werden die geſamten Anſprüche aus dem Rechtsverhältnis, alſo 
3. B. die Vermieterrechte, abgetreten, ſo geht der mittelbare Beſitz ebenfalls auf den Dritten 
über. Das ſetzt das Geſetz als ſelbſtverſtändlich voraus. — § 870 greift ein, wenn eine be⸗ 
wegliche Sache, die ſich im mittelbaren Beſitz des Eigentümers befindet, verpfändet 
werden ſoll. Hier erſetzt die Abtretung des Herausgabeanſpruchs zuſammen mit der Ver⸗ 
pfändungsanzeige an den unmittelbaren Beſitzer die Übergabe der Sache (§ 1205 Abi 2). 
§ 870 greift ferner ein, wenn eine bewegliche Sache, die ſich im Beſitz eines Dritten be: 
findet, übereignet werden ſoll ($ 931). Hier kommt es nicht darauf an, daß der Eigen- 
tümer mittelbarer Beſitzer iſt (RG Warn 1919 Nr 95). Der Herausgabeanſpruch, von dem 
8 931 ſpricht, iſt in erſter Linie der dingliche Anſpruch, welcher dem Eigentümer nach 
8 985 gegen jeden Beſitzer zuſteht, aber wenn der Eigentümer mittelbarer Beſitzer iſt, muß 
er, um die Sachübergabe zu erſetzen, auch den Herausgabeanſpruch aus dem Rechtsver⸗ 
hältnis nach § 868 abtreten (RG 52, 394). In der Regel iſt das als ſtillſchweigend geſchehen 
anzuſehen (RG 6. 2. 17 VII 254/10). § 870 greift endlich in allen den Fällen ein, wenn 
ein Nichteigentümer feinen mittelbaren Beſitz übertragen will. Auf dem Gebiete der Schuld⸗ 
verhältniſſe dient die Abtretung des Herausgabeanſpruchs nach § 870 auch als Mittel 
zur Erfüllung, falls als Leiſtung die Gewährung des Beſitzes geſchuldet wird, ſo beim Kaufe, 
wenn ſich der Käufer mit Übertragung des mittelbaren Beſitzes begnügen will ($ 438 
A 4). — Die Übergabe der ſogenannten Traditionspapiere (Ladeſcheine, Lagerſcheine, 
Konnoſſemente) überträgt den unmittelbaren Beſitz wie die körperliche Übergabe, verſchafft 
daher nicht nur mittelbaren Beſitz. 

Die Abtretung des Herausgabeanſpruchs ſelbſt und ihre Rechtswirkungen regeln 
ſich nach den allgemeinen Grundſätzen der 88 398 ff. Demgemaß behält der unmittelbare 
Beſitzer gegenüber dem Rechtsnachfolger des mittelbaren Beſitzers gemäß $ 404 auch die ihm 
gegen den letzteren zuſtehenden Einwendungen (vgl. die entſprechende Beſtimmung des 8 986 
Abſ 2 für den Fall der Abtretung des Eigentumsanſpruchs nach $ 981). — Auch der Über⸗ 
gang des Herausgabeanſpruchs kraft Geſetzes hat die Wirkung der rechtsgeſchäftlichen Über⸗ 
tragung (88 412, 418). Dagegen hat eine im Wege der Zwangsvollſtreckung angeordnete Über⸗ 
weiſung des Herausgabeanſpruchs zur Einziehung nicht die Wirkung einer Abtretung 
des Anſpruchs, ſie gibt vielmehr nur eine Ermächtigung zur Geltendmachung des gepfändeten 
Anſpruchs und kann daher zur Übertragung des mittelbaren Beſitzes nicht ausreichen (RG 
63, 218). — Einer Mitwirkung des unmittelbaren Beſitzers bedarf es bei der hier 
in Rede ſtehenden Beſitzübertragung nicht. Auch auf ſeine Kenntnis von der Abtretung kommt 
es für deren Wirkſamkeit nicht an (RG 52, 277). Doch iſt im Intereſſe der Sicherheit des 
Nachfolgers des mittelbaren Beſitzers gegenüber ſpäteren ihm nachteiligen Verhandlungen 
zwiſchen dem Rechtsvorgänger und dem unmittelbaren Beſitzer die Anzeige der Abtretung 
an den letzteren rätlich. Denn ohne die Anzeige können ſolche Verhandlungen auch dem 
Nachfolger gegenüber wirkſam fein (88 407ff.). 


8 871 


Steht der mittelbare Beſitzer zu einem Dritten in einem Verhältniſſe der 
im 8 868 bezeichneten Art, ſo iſt auch der Dritte mittelbarer Beſitzer ). 
E I 821 II 791, 856; M 3 128; P 3 225. 


1. Der entferntere mittelbare Beſitz. Es iſt möglich, daß ein unmittelbarer Beſitzer mittel⸗ 
baren Beſitz in nachgeordneter Stufenfolge für mehrere Perſonen gleichzeitig vermittelt. 
Das Ergebnis kann auf zweifache Weiſe herbeigeführt werden. Nämlich entweder ſo, daß 
ein unmittelbarer Beſitzer, der zu einer andern Perſon bereits im Verhältniſſe eines Beſitz⸗ 
mittlers ($ 868 A 2) ſteht, feinen unmittelbaren Beſitz einem Dritten einräumt und jetzt 
mit dieſem für ſich ein Verhältnis der in § 868 vorausgeſetzten Art eingeht (8 868 A 5b). 
Oder in der Weiſe, daß ein mittelbarer Beſitzer mit einem Dritten ein Rechtsverhältnis 
vereinbart, durch das dieſer gleichfalls mittelbarer Beſitzer wird. In ſolchen Fällen iſt die⸗ 
jenige Perſon, die zu dem Beſitzmittler in unmittelbarer Beziehung ſteht, der nähere mittel; 
bare Beſitzer, der andere mittelbare Beſitzer iſt der entferntere. Es iſt dabei erſteren Falles 
an die Möglichkeit zu denken, daß der Nieſbraucher eine ſeinem Nießbrauche unterworfene 
Sache oder daß der Mieter die Mietſache einem Dritten mietweiſe weiter überläßt, und im 
zweiten Falle an die Möglichkeit, daß etwa der Beſteller des Nießbrauchs oder der Vermieter 
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nach Überlaſſung der Sache an den Nießbraucher oder den Mieter mit einem Dritten ein 
(weiteres) Mietverhältnis vereinbart, durch welches der Dritte Vermieter, der Beſteller des 
Nießbrauchs oder der Vermieter als nunmehriger Aftervermieter aber Mieter wird. Auf dieſe 
Weiſe lann auch Eigentum an beweglichen Sachen gemäß § 930 übertragen werden RG IW 
1909, 190). Ein Verhältnis im Sinne des $ 871 wird endlich auch zugunſten des Gläubigers 
hergestellt, wenn der Gerichtsvollzieher die in Beſitz genommene Sache demnächſt im un- 
mittelbaren Beſitze des Schuldners beläßt. Der Gläubiger iſt alsdann der entferntere, der 
Gerichtsvollzieher der nähere mittelbare Beſitzer (8 868 A 3). In allen bezeichneten Fällen 
hat auch der Dritte, der zu dem unmittelbaren Beſitzer ſelbſt in keinem Rechtsverhältniſſe 
ſteht, die Stellung des (entfernteren) mittelbaren Beſitzers und ſelbſtändig den Beſitzſchutz 
nach § 869. Nur inſoweit ſteht er dem näheren mittelbaren Beſitzer nach, als er, falls 
der unmittelbare Beſitzer entſetzt wird (§ 861), die Einräumung des Beſitzes an ſich ſelbſt 
erſt dann verlangen kann, wenn nicht nur der unmittelbare, ſondern auch der nähere mittel- 
bare Beſitzer die Sache nicht übernehmen kann oder will (§ 869 A 3; RG 1. 7. 21 VII 


543/20). 
8 872 


Wer eine Sache als ihm gehörend beſitzt, iſt Eigenbeſitzer ). 

E I 797 II 798, 857; M 3 80; P 3 227. 

1. Eigenbeſitz iſt der durch den Willen des Beſitzers, die Sache auch rechtlich zu veherrſchen, 
beſenders geartete Beſit (8 854 A 3). Wie ein unmittelbarer, ſo kann auch der mittelbare 
Beſitzer Eigenbeſitzer fein. Daß der Eigentumswille ſich auf einen beſtimmten Rechtsgrund 
ſtützt oder daß der Beſitzer von dem Vorhandenſein eines Rechtsgrundes auch nur überzeugt 
ift, verlangt das Geſetz nicht RG 54, 123; SeuffA 78 Nr 82; JW 1916, 40; 20. 9. 22 V 635/21). 
Eigenbeſitzer kann daher auch der Dieb ſein. Auch der bisherige Fremdbeſitzer wird zum 
Eigeubeſitzer dadurch, daß er ſich entſchließt, die Sachen fortan als eigen zu beſitzen; jo 
beiſpielsweiſe der Miterbe, der bis zum Tode des Erblaſſers die Sachen etwa leih. oder 
mietiveife beſaß und danach in Anmaßung eines über ſein wirkliches Recht hinausgehenden 
Erbrechts die Herausgabe der Sachen verweigert (RG 81, 294). — Von Erheblich⸗ 
eit iſt Eigenbeſitz als geſehliche Vorausſetzung für den Erwerb von 
Sacheurechten, ſo beim gutgläubigen Erwerbe von Eigentum an beweglichen Sachen 
durch Erſitzung (8 937) oder an Früchten durch die Trennung (5 955); ferner ohne Rück 
ſicht auf guten Glauben beim Erwerbe von Eigentum an Grundſtücken durch Zeitablauf 
(88 900, 927) und an herrenloſen beweglichen Sachen durch Aneignung ($ 958). Weſentlich 
iſt weiter der Eigenbeſitz für die Haftung auf Schadenserſatz im Falle des $ 836 und endlich 
in Anſehung der Beweislast bei der Klage auf Grenzfeſtſtellung im Falle des 8 920. Der 
Eigenbeſitz gibt nicht die Befugnis zur Erhebung der Widerſpruchsklage aus 8 771 
SPD, ſelbſt dann nicht, wenn der Veſitzer ſchon die Auflaſſung (aber noch nicht die Eintra⸗ 
gung) erhalten hat (RG 81, 64). 

Erfordert der Erwerb von Eigenbeſitz eine rechtsgeſchäftliche Handlung? Die Frage iſt 
ſtreitig. Es iſt anzunehmen, daß der Erwerb des Eigenbeſitzes ein Rechtsgeſchäft nicht dar- 
ſtellt. Allerdings erhebt das Geſetz hier (anders als ſonſt, § 854 A 3) den Willen zu einer 
beſonderen Vorausſetzung für Beſitzerwerb. Aber entſcheidend dürfte doch ſein, daß auch 
der Eigenbeſitz Immer nur ein tatjächliches Verhältnis enthält, und daß, wer ſich den Eigen: 
befig verſchaffen will, nur den Willen hat, diefes tatſächliche Verhältnis zu begründen, mit 
hin nicht die Herbeiführung eines Rechtserfolgs beabſichtigt. Wollte der Dieb etwa ſolches 
vorhaben, ſo wäre dieſer Wille doch unbeachtlich, und auch beim Erwerbe des Eigentums 
an einer herrenloſen Sache knüpft ſich der Rechtserfolg nur an die Tatſache, daß der Er- 
werber die Sache in Eigenbeſitz nimmt, während der Wille, Eigentum zu erwerben, bei 
der Aneignung im Sinne des $ 958 überhaupt nicht in Betracht kommt. — Beweis: 
Wer ſich auf Eigenbeſitz beruft, muß aus den tatſächlichen Umſtänden den Nachweis er⸗ 
bringen, daß die beſonderen Vorausſetzungen des Eigenbeſitzes erfüllt find (NG 54, 135). 
Falls der Beſitzer ein Recht aus dem Eigenbeſitze für ſich herleitet, liegt ihm die Beweis ⸗ 
laſt ob; ſoll er dagegen haftbar gemacht werden, dann iſt der Beweis Sache des Gegners. 
— erloren wird Eigenbeſitz entweder durch Beendigung des Beſitzes überhaupt 
($ 856; 5 868 A 6) oder durch erkennbar gewordene Aufgabe des Willens, die Sachen als 
eigene zu beſitzen. Möglich iſt dabei, daß der Eigenbeſitzer den bloßen Beſitz behält. 


Zweiter Abſchnitt 
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Die Anwendung der allgemeinen Vorſchriften des BGB über Rechte an Grundſtücken 
ſetzt die Anlegung von Grundbüchern voraus. Solange das Grundbuch noch nicht gemäß 
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Art 186 EG als angelegt anzuſehen iſt, gelten nach Maßgabe des Art 189 EG die bisherigen 
Vorſchriften. Jedoch können nach $ 90 GBO gewiſſe Grundſtücke vom Buchungszwange 
durch landesherrliche Verordnung befreit werden. Hinſichtlich ſolcher Grundſtücke enthalten 
die Artt 127, 128 EG beſtimmte Vorbehalte für die Landesgeſetze (ſ. dazu KJ 29 A 120); 
vgl. auch Art 112 EG (Bahneinheiten). — Die Vorſchriften des BGB betreffen das mate 
rielle Liegenſchaftsrecht. Die notwendigen Ergänzungen bilden die formellrechtlichen 
Beſtimmungen der GBO und der landesrechtlichen Ausführungsgeſetze. Dieſe Beſtimmungen 
ſind aber, abgeſehen von denjenigen, die (wie z. B. die Einrichtung der Grundbücher, Herr 
ſtellung der Hypothekenbriefe) weſentliche Grundlagen für das materielle Recht bilden, grund⸗ 
ſatzlich nur Ordnungsvorſchriften, die der Grundbuchrichter zwar zu beachten hat, deren 
Nichtbeachtung jedoch die betreffenden Rechtshandlungen nicht nichtig macht (vgl. RG 73, 52; 
über Eintragungen in eine unrichtige Abteilung RG 54, 248; 55, 843; IW 07, 29158; KGJ 
27 A 82). Ferner werden die Vorſchriften des BGB über die Rechte an Grundſtücken ergänzt 
für die Zwangsvollſtreckung in ein Grundſtück oder in ein eingetragenes Recht durch 
das ZVG und die 88 764ff., 864 ff. ZPO. Hinſichtlich des Einfluſſes des Konkurſes auf die 
Rechte an Grundſtücken kommt beſonders in Betracht 5 47 KO (abgeſonderte Befriedigung der 
Rechte an Grundſtücken). 

1. Einrichtung der Grund bücher. Nach 8 2 GBO erfolgt die Bezeichnung der Grund- 
ſtücke (Begriff: S 873 A 4) in den Grundbüchern, die nach Bezirken einzurichten find, nach 
einem die Grundſtücke unter Nummern oder Buchſtaben aufführenden amtlichen Verzeichniſſe, 
deſſen Einrichtung durch landesherrliche Verordnung beſtimmt wird. Gemäß 83 GBO erhält 
jedes Grundſtück im Grundbuche ein beſonderes Grundbuchblatt, das für das Grundſtück als 
das Grundbuch im Sinne des BGB anzufehen ift. Unter gewiſſen Vorausſetzungen kann über 
mehrere Grundſtücke ein gemeinſchaftliches Grundbuchblatt geführt und können mehrere Grund⸗ 
ſtücke durch Vereinigung oder durch Zuſchreibung als Beſtandteil zu einem einheitlichen Grund⸗ 
ſtücke auf einem Grundbuchblatt zuſammengelegt werden (88 4, 5, 86 GBO, 8 890 BGB). — Ab- 
geſehen von dieſen Vorſchriften ſowie von 88 GB, betreffend die Eintragung ſubjektiv⸗ding⸗ 
licher Rechte, beſtimmt ſich die Einrichtung der Grundbücher gemäß $1 Abſ 2 GBO nach den An- 
ordnungen der Landesjuſtizverwaltungen. Für Preußen iſt das durch die Af v. 20. 11. 99 
§8 5ff. eingeführte neue Formular maßgebend. Danach beſteht ein Grundbuchblatt aus der 
Aufſchrift (Amtsgericht, Bezirk, Kreis, Band⸗ und Blattnummern), dem Beſtandsverzeich⸗ 
niſſe I (Verzeichnis der Grundſtücke) und II (Verzeichnis der mit dem Eigentum verbundenen 
Rechte) und drei Abteilungen. Es werden eingetragen in mehreren Spalten in Abteilung I: 
Eigentümer, Grund des Erwerbs und Verzicht, Erwerbspreis; in Abteilung II: Laſten und 
Beſchränkungen, Veränderungen, Löſchungen; in Abteilung III: Hypotheken, Grundſchulden 
und Rentenſchulden, Veränderungen, Löſchungen. In Bayern beſtimmt ſich die Einrichtung 
für die Landesteile rechts des Rheins nach IMBek. v. 12. 11. 98 und für die Pfalz nach JM Bek. 
v. 15. 9. 02. Danach beſteht das Grundbuchblatt aus einem Titel und drei Abteilungen. Ju 
Abteilung III werden die Hypotheken, Grundſchulden und Rentenſchulden, in Abteilung II 
andere Rechte an der Sache und Verfügungsbeſchränkungen eingetragen, und zwar Ver ⸗ 
änderungen, Aufhebung und Belaſtungen des eingetragenen Rechtes in derſelben Spalte, 
in der das Recht ſelbſt eingetragen iſt. Für die Pfalz dient der Titel zur Aufnahme des Blatt 
inhabers, die Abteilung 1 zur Eintragung der Grundſtücke, während für die Landesteile rechts 
des Rheins der Titel für die Eintragung der Sache (Grundſtücke, Rechte), die Abteilung I für 
die Eintragung des Eigentümers dient. Die Bezeichnung der Grundſtücke erfolgt nach Plan; 
nummer, Größe, Lage und Bebauungsart. In Sachſen enthält das Grundbuchblatt drei Ab- 
teilungen: 1. Sache, 2. Eigentümer, 3. Laſten (Ausf VO. GBO v. 26. 7. 99). In Württem⸗ 
berg find zwei Formulare eingeführt, ein Perſonalfolium, das regelmäßig angewendet werden 
ſoll, und ein Realfolium (Bf v. 2. 9. 99). N | 

2. Die Eintragungen auf die Grund buchblätter dienen: zum Nachweiſe ſämtlicher Grund⸗ 
ftüde eines Bezirks; zur Sicherung des Eigentums; zur Feſtſtellung der zuläſſigen dinglichen 
Belaſtungen, ihrer Rangverhältniſſe und ihrer eintretenden Veränderungen; zum einſtweiligen 
Schutze beſtehender Rechte gegen nachteilige Veränderungen (Vormerkung, Widerſpruch); zur 
Kundgebung der Verfügungsbeſchränkungen, die hinſichtlich der dinglichen Rechte zugunſten 
beſtimmter Perſonen beitehen (vgl. SS 892f., 1010). — Der Kreis der eintragungs⸗ 
fähigen Rechte iſt, wie überhaupt der Kreis der dinglichen Rechte, ein geſchloſſener. 
Andere als diejenigen Rechte, über deren Eintragung das BGB oder ſonſt ein Reichs oder 
Landesgeſetz Beſtimmung trifft, dürfen in das Grundbuch nicht eingetragen werden, ſelbſt 
wenn ihre Eintragung unter der Herrſchaft des früheren Rechtes zuläſſig war (RG 48, 63; 51, 86; 
5 235; 55, 273; 56, 14; 57, 333; JW 03 Beil 116; RIA 1, 25; KGJ 21 A 133; OL 8 

. 123, 126). 

Nicht eintragungsfähig ſind daher die Rechte und Verpflichtungen rein perſönlicher 
(ſchuldrechtlicher)D Natur, auch wenn ihre Eintragung ausdrücklich vereinbart worden iſt, 
wie z. B.: das Miet- oder Pachtrecht (RG 54, 233; Gruch 67, 78; KGJ 24 A 121; 33 A 221; 
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OLG 17, 30); ein Zurückbehaltungsrecht (vgl. RG 51, 83; 66, 24; 68, 278); der Anſpruch 
aus dem Kaufe von Holz auf dem Stamm (RG 60, 317); das perſönliche Wiederkaufsrecht 
gemäß 88 497ff. (Os 2, 489; 990 3, 322); das Recht auf Ankauf eines Grundſtücks für 


Betrieb einer Eiſenbahn, eines Bergwerks, erwachſenden Schadens (KJ 21 A 310; 22 A 152; 
25 A 147; 49, 196; OLG 3, 291). Eine dingliche Sicherung kann hier nur durch Beſtellung 


einem Grundſtück eingetragenen Nießbrauchs nicht a f de vgl. 1 74, 88; 
olche Rechte, die ſich den 


das Recht einer Stadtgemeinde auf Beſeitigung von Bauwerken bei Freilegung einer 
Straße (KG J 26 A 274); die Verpflichtung des Eigentümers, in ſeinem Gaſtwirtſchafts⸗ 
betriebe auf dem Grundſtude nur Biere einer beſtimmten Brauerei auszuſchenken (RJ A 
3, 148; Os 15, 371); in Preußen das Recht der Anlieger an öffentlichen Straßen in Ort 
ſchaften (RG 70, 77). Vgl. bezüglich des Nutzungspfandrechts 8 873 A 6. Aus dem Grund. 
ſatze des Grundbuchrechts, daß Eintragungen unzuläffig find, deren Zuläſſigkeit nicht be⸗ 
11 8 beſtimmt iſt und an die ſich eine beſtimmte rechtliche Wirkung nicht knüpft, folgt weiter, 
1 Rechte oder Beſchränkungen, die nach dem Geſetze ohne weiteres rechtliche Wir- 
ungen haben, an denen durch eine Eintragung l(insbeſondere hinſichtlich des Rechts. 
W in gutem Glauben) nichts geändert werden könnte oder über die das Grund— 
uch Auskunft zu geben nicht beſtimmt iſt, nicht eintragungsfähig find, wie z. B.;: 
g den \ B. Familienſtand); Beſchränkungen der 
Geſchäftsfähigteit (R 69, 268; OLG 18, 110; 14, 246); Umfang der Verfügungs- 
d (OG 1, 116); ehemännliches oder elter- 


gehören ferner die Überbau- und Notwegrenten nach $$ 914, 917 ſowie die unter Art 114 C0 
fallenden le die landesgeſetzlich von der Eintragung ausgenommen ſind (RG 110, 74). 


fügungsbeſchränkungen zugunſten einer beftimmten Perſon (Teſtamentsvollſtreckerſchaft, 
Nacherbenrecht) gl. § 892 A 11 Abſ 2. Endlich nne Reihe an Grundſtücken durch 
Eintragung geſichert werden, nicht Rechte an beweglichen Sachen, mögen ſie auch 
zu einem Grundſtücke in rechtlicher Beziehung ſtehen, z. B. nicht: der Vorbehalt des 
Eigentums an Zubehörſtüden; die bei der Veräußerung eines Grundſtücks getroffene 
Abrede, modurch ſich der Veräußerer die auf einen Schatz bezüglichen Eigentumsrechte vor⸗ 
behält (Rel 3, 186). Die Einſchreibung von Vermerken, die ſich aus vorhandenen 
Eintragungen nach dem Geſetze von ſelbſt ergeben, find, weil das Grundbuch über⸗ 
ſichtlich ſein und nicht mit Überflüſſigem belaſtet werden ſoll, vom Grundbuchrichter abzu⸗ 
lehnen (Koc 35 A 326; 49, 280), ſo z. B.: bei einer Hypothek die Haftung für die in 
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§ 1118 bezeichneten Koſten (RIA 1, 81); bei einer Zwangshypothek ($ 867 ZPO) die 
Haftung für die Eintragungskoſten (RJ A 2, 246; KG 35 A 325); der Vorrang der Reſt⸗ 
hypothek des Gläubigers vor der Eigentümerteilhypothek auf Grund des $ 1176 (KGJ 21 
A 165; 28 A 139); die Verpflichtung des Hypothekengläubigers zur Löſchungsbewilligung 
nach Erlöſchen der Hypothekenforderung (KGGJ 29 A 244); vgl. auch KGS 28 A 145 (Wieder- 
holung einer klaren Eintragung). — Weiter können die dinglichen Rechte an Grundſtücken, 
wie überhaupt der im Geſetz beſtimmte Inhalt dinglicher Rechte nicht durch Parteiverein- 
barung geändert werden kann, nicht auf Grund Parteivereinbarung mit einem andern 
Inhalt als dem geſetzlich geregelten eingetragen werden; es gilt in dieſer Hinſicht 
auf dem Gebiete des Sachenrechts nicht, wie auf dem Gebiete der Rechte der Schuldver⸗ 
hältniſſe, der Grundſatz der Vertragsfreiheit (RG 88, 162; KGJ 20 A 91, 206, 308; 
21 A 311; 22 A 152; 25 A 290; 29 A 175; 51, 245). Deshalb iſt es auch unzuläſſig ding⸗ 
liche Rechte an Grundſtücken als ſub jektiv dingliche Rechte (d. i. zugunſten des jeweiligen 
Eigentümers eines andern Grundſtücks) einzutragen, wenn es ſich nicht um ſolche Rechte 
handelt, die, wie Grunddienſtbarkeiten, Vorkaufsrecht, Reallaſten ($$ 1018, 1094 Ab 2, 
1105 Abſ 2), vom Geſetz als ſubjektiv dingliche Rechte zugelaſſen find (RIA 4, 257; KJ 28 
A 322). — Über öffeutlichrechtliche Laſten vgl. § 873 A 5. Rentenbankrenten, 
die aus Aulaß der Bildung eines Rentenguts in Preußen entſtanden find, genießen nach $ 6 
des G. v. 7. 7. 91 die Vorzugsrechte der Staatsſteuern mit Vorrang vor allen privatrechtlichen 
Belaſtungen des Grundſtücks, bedürfen zur Begründung der Dinglichkeit nicht der Eintragung, 
find aber nach Art 12 PrAGGBdO eintragungsfähig (OLG 46, 68). — Iſt eine ihrem Ju⸗ 
halte nach unzuläſſige Eintragung irrtümlicherweiſe bewirkt worden, ſo iſt ſie gemäß § 54 
Abs 1 Satz 2 GBO von Anits wegen zu löſchen (vgl. RG 88, 83; OLG 6, 208; 23, 846; 
KG 49, 211; 52 S. 125, 219, 228). — Darüber jedoch, daß nach Art 167 EG in Preußen 
landſchaftliche Kreditinſtitute in Verbindung mit ihren Pfandbriefgeſchäften auch 
andere Rechte an Grundſtücken als die im BGB geregelten durch ihre Satzungen zur 
Geltung bringen können, vgl. KJ 51, 297, und darüber, daß nach Art 62 EG in Preußen 
gleiches gilt bezüglich Rentengütern gemäß der Rentengutsgeſetzgebung, vgl. KGJ 39 
A 205; 45, 223; 51, 232; 52, 171. — Über die Unzuläſſigkeit der Eintragung von Freikuxen 
in das Grundbuch über ein Bergwerk vgl. KGJ 23 A 227; 52, 222. 

3. Leitende Grundſätze des Grund buchrechts: a) Offentlichteitsgrundſatz. Dieſer 
äußert ſich, gemäß dem Zweck der Grundbucheinrichtung, die Grundſtücke und die daran be⸗ 
ſtehenden Rechte erkennbar zu machen, nach der formellrechtlichen Seite dahin, daß ein jeder, 
der ein berechtigtes Intereſſe darlegt, zur Einſicht des Grundbuchs berechtigt iſt (88 11, 98 
GBO), und nach der materiellrechtlichen Seite in dem öffentlichen Glauben des Grundbuchs, 
wonach zugunſten desjenigen, der auf den Inhalt des Grundbuchs bei Rechtshandlungen 
vertraut, nach Maßgabe der 88 892f dieſer Inhalt als richtig gilt. — b) Einigungsgrundſatz. 
In materiellrechtlicher Hinſicht iſt nach dieſem Grundſatze zu rechtsgeſchäftlichen Anderungen 
des Rechtsſtandes eines Grundſtücks eine Einigung zwiſchen dem verfügenden Berechtigten 
(ſog. Paſſivbeteiligten) und dem andern Teile (ſog. Aktivbeteiligten) erforderlich (88 873, 877, 
880 Abſ 2), ſowie im Falle der Aufhebung, Inhaltsänderung oder Rangverſchlechterung eines 
Rechtes am Grundſtücke, das mit dem Rechte eines Dritten belaſtet iſt, die Zuſtimmungs⸗ 
erklärung des Dritten (88 876, 877, 880 Abſ 3). Jedoch gelten von dem Einigungsgrundſatz 
in den Fällen der 88 875 (Aufhebung von Rechten an Grundſtücken), 928 (Aufgabe des Grund⸗ 
ſtückseigentums), 1188 (Beſtellung einer Hypothek für eine Schuldverſchreibung auf den 
Inhaber), 1195 (Beſtellung einer Grundſchuld auf den Inhaber), 1196 (Beſtellung einer Eigen- 
tümergrundſchuld) inſofern Ausnahmen als in dieſen Fällen die einſeitige Erklärung 
des Paſſivbeteiligten genügt. — Nach formellem Grund buchrecht ift zur Ein. 
tragung einer Rechtsänderung der Nachweis erfolgter Einigung in der Regel überhaupt nicht 
erforderlich, vielmehr ift zur Erleichterung des Grundbuchverkehrs im § 19 GBO zur Be⸗ 
gründung des Antrags auf Eintragung die einſeitige Eintragungsbewilligung des Paſſiv⸗ 
beteiligten (desjenigen, deſſen Recht durch die Eintragung betroffen wird) für genügend erklärt. 
Nur im Falle der Auflaſſung bedarf es nach $ 20 GBO ausnahmsweiſe des Nachweiſes der 
von beiden Teilen erklärten Einigung, und ferner enthalten die 88 21—27 GBO andere Ab⸗ 
weichungen von dem Regelſatze des § 19. Anderſeits gilt nach formellen Grundbuchrecht 
der Antragsgrundſatz. Das Grundbuchamt darf gemäß 8$ 13ff. GO eine Einſchreibung 
ohne Betreiben der Beteiligten nicht vornehmen, hat auch die Intereſſen der Beteiligten hin- 
ſichtlich der Grundbucheintragungen nicht von Amts wegen zu wahren. Ausnahmen von dieſem 
Grundſatze enthalten die 88 4, 6—8, 18, 23, 24, 46, 49, 52—54, 76, 96 EBD. In gewiſſen 
Fällen wird der Antrag durch Erſuchen von Behörden erſetzt (vgl. S 39 GBO). Der Antrag iſt 
nicht eine rechtsgeſchäftliche Willenserklärung materiellrechtlicher Natur, ſondern nur eine prozeſ . 
male Handlung, wodurch die Tätigkeit des Grundbuchamts in Anregung gebracht wird. Er be- 
darf gemäß § 30 GBO keiner Form (RGSt 49, 186). Nach 8 13 Abſ 2 GBO iſt ſowohl der Aktiv- 
beteiligte (derjenige, zu deſſen Gunſten die Eintragung erfolgen ſoll) als auch der Paſſivbeteiligte 
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zu dem Antrage berechtigt. Mit dem formellen Bewilligungsgrundſatz und dem Antragsgrund⸗ 
ſatze ſteht im Zuſammenhange der Legalitätsgrundſatz. Danach liegt dem Grundbuchamte 
die Prüfungspflicht ob hinſichtlich der Frage, ob das Rechtsverhältnis, deſſen Eintragung be⸗ 
gehrt wird, nach dem Liegenſchaftsrechte des BGB überhaupt eintragungsfähig iſt, und hin⸗ 
ſichtlich des Vorhandenſeins und der Rechtsbeſtändigkeit der nach formellem Grundbuchrecht 
zur Begründung des Eintragungsantrags erforderlichen Rechtsakte und Nachweiſe (3. B. 
Identität der Beteiligten, Geſchäftsfähigkeit, Eigenſchaft einer Frauensperſon als Ehefrau, 
Legitimation der erklärenden Perſonen, Befugnis zur Verfügung über das betreffende Recht, 
KJ 20 A 282; 25 A 117; OLG 8, 304; 8, 305; 12, 309). Dagegen braucht das Grundbuch- 
amt die Rechtsbeſtändigkeit des der Eintragungsbewilligung zugrunde liegenden ſchuldrecht⸗ 
lichen Rechtsgeſchäfts nicht zu prüfen, da, wenn die Eintragungsbewilligung rechtsbeſtändig 
und formgerecht ($ 29 GBO) iſt und auch die fonftigen nach Lage des Falles etwa in Betracht 
kommenden Erforderniſſe des formellen Grundbuchrechts gegeben ſind, der Eintragungsantrag 
gerechtfertigt iſt (RIA 7, 56; 7, 278; OLG 8, 303; 12, 309; 18, 212; RGX 51, 178). Aus gleichem 
Grunde liegt auch dem Grundbuchamte in den Fällen, in denen die Eintragung zur materiellen 
Rechtswirkſamkeit einer Einigung bedarf, abgeſehen von dem Ausnahmefalle des 8 20 GBO, 
nicht ob, zu prüfen, ob eine ſolche Einigung vorliegt, zumal durch nachträgliche Einigung die ohne 
dieſe erfolgte Eintragung noch wirkſam werden kann (KGJ 21 A 309; 28 A 267; OLG 25, 
374, auch 5 8373 A 7 „Form der Einigung“). — e) Eintragungsgrundſatz. Eine jede Rechts⸗ 
änderung, die auf rechtsgeſchäftlicher Grundlage beruht, bedarf regelmäßig der Eintragung in 
das Grundbuch, mag ſie auf Begründung oder auf Übertragung, Belaſtung, Aufhebung, In⸗ 
halts oder Rangänderung eines Rechtes an einem Grundſtücke gerichtet fein (88 873, 875, 877, 
880 Abſ 2). Die Eintragung hat aber keine formelle Rechtskraft in dem Sinne, daß das Ein⸗ 
getragene unbedingt auch als wirklich zu Recht beſtehend gilt; vielmehr begründet ſie nur eine 
widerlegbare Vermutung für die Richtigkeit des ſich daraus ergebenden Rechtszuſtan⸗ 
des (8 801). Zu ihrer materiellen Gültigkeit iſt erforderlich, daß ihr eine auf die betreffende 
Rechtsänderung gerichtete rechtswirkſame rechtsgeſchäftliche Erklärung der Beteiligten, insbe⸗ 
ſondere eine Einigung zugrunde liegt. Erſt beim Zuſammentreffen dieſer Grundlage mit der 
Eintragung tritt die Rechtsauderung ein. Nach dieſer Richtung hat die Eintragung rechts ⸗ 
e ee (konſtitutive) Wirkung. Eine andere Bedeutung hat die Eintragung einer 
Rechtaänderung, die ſich außerhalb des Grundbuchs vollzogen hat. Hier wirkt fie nur feſt⸗ 
. ellend (beflarativ) und üt ihr Zweck, durch Veröffentlichung der eingetretenen Rechtsänderung 
Schutz gegen Nachteile zu gewähren, die dem Berechtigten zufolge Rechtserwerbs eines Dritten 
im Vertrauen auf die Richtigkeit des Grundbuchs (88 892 f.) entſtehen konnten. Vgl. über Ein⸗ 
magungen mit dieſer Wirkung 89 894, 895, 901, 1075 Abj 1, 1154 Abſ 2, 1163 ff., 1287 Satz 1, 
1438 Abſ 3, 1485 Abſ 3, 1519 Abſ 2, auch BO $ 848 Abſ 2. In derartigen Fällen aber 
beruht die Rechtsänderung regelmäßig nicht auf rechtsgeſchäftlicher Grundlage, ſondern auf 
anderem Rechtsgrunde (z. B. Erbfolge, Eintritt ehelicher Gütergemeinſchaft, Zuſchlag in der 
Svangsverfteigerung, Enteignung, Pfändung eines Anſpruchs auf ein Grundſtück). Nur 
bezüglich der Briefhypothek und Briefgrundſchuld vollzieht ſich die Übertragung, 
Nießbrauchbeſtellung, Pfandrechtsbeſtellung, wiewohl es ſich um Rechtsänderungen auf 
techtögefchäftlicher Grundlage handelt, ohne Eintragung außerhalb des Grundbuchs (88 1154 
Abſ 1, 1069, 1274, 11 92); inſoweit beſtehen alfo zugleich Ausnahmen von dem Eintragungsgrund⸗ 
abe bei rechtsgeſchaftlichen Rechtsänderungen. Ferner ift die Eintragung nicht erforderlich 
für die beſondern bergrechtlichen Gebrauchs und Nutzungsrechte (3. B. Schürf- und Bohr- 
rechte), die nach 88 PrAllgBerg® im Wege des Zwangsverfahrens erworben werden können 
und gemäß Art 22 Nr 2 PrAG.BEB zur Erhaltung ihrer Wirkſamkeit gegenüber dem öffent⸗ 
ichen Glauben des Grundbuchs der Eintragun nicht bedürfen, und zwar auch daun nicht, wenn 
ſie im Einzelfalle gemäß § 5 PrAllgBergch durch freiwillige Geſtattung des Grundeigen 
tümers erworben find (R& 97, 38). Anderſeits gilt der Eintragungsgrundſatz in beſtimmten 
Fallen auch für nicht auf Rechtsgeſchäft beruhenden Rechtsänderungen, ſo daß 
die Eintragung auch hier Vorausſetzung der Rechtsänderung ift (3. B. Tabularerſitzung, § 900, 
* bezüglich der übrigen Fälle § 873 A 1). Hat ſich, abgeſehen von dieſen Fällen, eine nicht 
auf Rechtsgeſchäft beruhende Rechtsänderung außerhalb des Grundbuchs vollzogen oder 
iſt eine Eintragung einer rechtsgeſchäftlichen Rechtsänderung nichtig, weil ihr eine rechts⸗ 
wirkſame rechtsgeſchäftliche Grundlage fehlt, fo kann nach Maßgabe der 88 894ff. Berichti⸗ 
gung des Grundbuchs verlangt werden, ſoweit nicht ein etwa inzwiſchen erfolgter Rechts- 
erwerb im guten Glauben an die Richtigkeit des Grundbuchs nach 8$ 892, 893 entgegenfteht. — 
d) Spezialitätsgrundſatz. Nur ein beſtimmt bezeichnetes Grundſtück kaun in das Grundbuch 
eingetragen und ſachenrechtlich belaſtet werden, da nur einzelne beſtimmte Sachen Gegen- 
ſtand des Sachenrechts find (vgl. § 90). Die Belaſtung eines Vermögensinbegriffs kann nur 
in ber Weile erfolgen, daß bezüglich der einzelnen Sachen die Belaſtung hergeſtellt wird (vgl. 
$ 1085). Der Bruchteil eines Grundſtücks kann nur dann belaſtet werden, wenn er in dem 
Anteil eines Miteigentümers beſteht (vgl. 88 1066, 1095, 1106, 1114, 1192). Ferner muß die 
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Belaſtung des Grundſtücks eine beſtimmte ſein; mindeſtens muß ſich der Höchſtbetrag der Be⸗ 
laſtung aus dem Grundbuche ergeben (vgl. 88 882, 1115, 1190, 1199 Abſ 2; ZVG 88 45, 46, 
92, 121; 828 GBO. Vgl. hierzu RG 108, 296; OLG 10, 82; 21, 42; 22, 380; K GJ 51, 286). 
Im übrigen bedeutet der Grundſatz für das ſachliche (materielle) Recht die Notwendigkeit 
der beſtimmten Feſtlegung für Perſon, Inhalt und Umfang des Rechtes, und für das for⸗ 
melle Recht, daß der Inhalt der einzelnen Eintragung jo geartet fein muß, daß die ſachen⸗ 
rechtliche Beſtimmtheit im Grundbuche zum Ausdruck gelangt (Reh 108, 296; Gruch 58, 1018). 
Soll z. B. eine Wegegerechtigkeit, wenn fie auch das ganze Grundſtück belaſten ſoll, doch 
der Ausübung nach auf einen Teil des Grundſtücks beſchränkt ſein, ſo muß die Ausübungs⸗ 
ſtelle genau bezeichnet werden (vgl. hierüber $ 1018 A 5 Abſ 1). Eine Vormerkung auf Auf- 
laſſung eines nicht näher bezeichneten Trennſtücks, das zum Eiſenbahnbau erforderlich wird, 
iſt wegen Unbeſtimmtheit des von ihr betroffenen Gegenſtandes nicht eintragbar (OLG 
34, 228). Jedoch iſt bei der Belaſtung von Grundſtücken mit Geldleiſtungen zu beſtimmten 
ziffermäßigen, in Reichswährung ausgedrückten Summen eine Durchbrechung des Speziali⸗ 
tätsgrundſatzes dann zuzulaſſen, wenn infolge außerordentlicher Geldentwertung, insbeſondere 
durch Währungsverfall, der Wert des eingetragenen Betrags derart geſunken iſt, daß er 
nun in ungewöhnlich großem Mißverhältnis zum Wert zur Zeit der Eintragung ſteht, und 
hat an die Stelle des eingetragenen Betrags ein dem früheren Wert nach den gegen⸗ 
wärtigen wirtſchaftlichen Verhältniſſen entſprechender Betrag ſoweit zu treten, daß in Wahr⸗ 
heit eine Erhöhung der Belaſtung des Grundſtücks ſich nicht ergibt (vgl. R& 108, 296). Von 
ähnlichen Geſichtspunkten aus enthalten Durchbrechungen des Spezialitätsgrundſatzes das 
RGeſ sv. 22. 6. 23 über die Eintragung wertbeſtandiger Hypotheken (ſ. $ 1118 A 4), das RGeſ 
vom 18. 8. 23 über die Aufwertung und Umwandlung von Geldbezügen und Altenteils⸗ 
verträgen ſowie die 3. Steuer Rot. v. 14. 2. 24 Art I und das dieſe dann erſetzende Auf- 
wertungsgeſetz v. 16. 7. 25 88 1—82, wodurch allgemein die Aufwertung von Hypotheken, 
Grundſchulden, Rentenſchulden, Reallaſten bis zu einem beſtimmten Betrage zugelaſſen iſt. — 
e) Vorrangsgrundſatz. Das Rangverhältnis der das Grundſtück belaſtenden eingetragenen 
Rechte beſtimmt ſich nicht nach dem Alter ihrer Begründung, das auch regelmäßig aus dem 
Grundbuche nicht erſichtlich ſein wird, ſondern entſprechend dem Eintragungsgrundſatze gemäß 
8 879, ſofern nicht etwa eine abweichende Beſtimmung eingetragen iſt, nach der Reihenfolge 
der Eintragungen, gleichviel, ob die nach § 873 erforderliche Einigung vor oder nach der Ein⸗ 
tragung erfolgt iſt. Nur wenn die Rechte in verſchiedenen Abteilungen eingetragen ſind, hat 
das unter einer früheren Zeitangabe eingetragene Recht den Vorrang, während bei gleicher 
Zeitangabe die Rechte gleichen Rang haben. ad 

4. Den Grundſtücken gleichgeſtellt find außer dem Anteil des Miteigentümers (vgl. 
59 1008, 1066, 1095, 1106, 1114, 1192) das Erbbaurecht und die in den Artt 63, 68, 196 
Ec der landesgeſetzlichen Regelung vorbehaltenen Rechte mit Grundſtückseigenſchaft (Erb- 
pachtrecht, Abbaurecht uſw.; vgl. über den Umfang der Immobiliarmaſſe bei preußiſchen 
jelbitändigen Kohlenabbaugerechtigkeiten RG 61, 190; Gruch 61, 322). Vgl. bezüglich dieſer 
Rechte in formellrechtlicher Hinſicht 88 7, 84 GBO. Die Abbaugerechtigkeit, bei der der 
Berechtigte die vorkommende Kohle mit ihrer Gewinnung zu Eigentum erwirbt, iſt ebenſo, 
wie das Erbbaurecht (§ 26 Vo) und das auf Verleihung beruhende Bergwerkseigentum 
($ 161 Pra Berg), aufhebbar, und zwar durch rechtsgeſchäftlichen Verzicht nach Maßgabe 
des $ 875; Folge der Aufhebung ift, daß die als ſelbſtändige Befugnis erlöſchende Abbau⸗ 
befugnis wieder zur Befugnis des Eigentums wird (OLG 45, 219). Eine ſelbſtändige Abbau 
gerechtigkeit, die ein beſonderes Grundbuchblatt hat, iſt auch mit einer Grunddienſtbarkeit 
(3. B. einem Wegerecht) belaſtbar (OLG 45, 221). — Hinſichtlich der Rechte an Grundſtücten 
in den Konſulargerichtsbezirken und in den früheren Schutzgebieten vgl. $ 20 KonſchG 
v. 7. 4. 00, nebſt Einf VO v. 25. 10. 00, 88 6 Nr 2, 18 der VO betr. die Rechte an Grund⸗ 
ftüden in den deurſchen Schutzgebieten v. 21. 11. 02 nebſt Ausf Bf v. 30. 11. 02; ferner für 
Tientſin und Hankau VO v. 25. 10. 00 (RGBl 1000). 
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) Zur Übertragung?) des Eigentums?) an einem Grundſtücke⸗) zur Be⸗ 
lajtungd) eines Grundſtücks“) mit einem Rechtes) ſowie zur Übertragung?) 
oder Belajtung?) eines ſolchen Rechtes“) iſt die Einigung“) des Berechtigten“) 
und des anderen Teiles?) über den Eintritt der Rechtsänderung und die 
Eintragung der Rechtsänderung!“) in das Grundbuch!) erforderlich, ſo⸗ 
weit nicht das Geſetz ein anderes borjchreibt!?), 

Vor der Eintragung ſind die Beteiligten an die Einigung nur gebunden !)), 
wenn die Erklärungen gerichtlich oder notariell beurkundet!) oder vor 
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dem Grundbuchamt abgegeben!) oder bei dieſem eingereicht find!) oder 
wenn der Berechtigte dem anderen Teile eine den Vorſchriften der Grund⸗ 
buchordnung entſprechende Eintragungsbewilligung ausgehändigt hat!“). 
1 828 II 794; M 3 158 ff.; P 3 82 ff., 177 ff.; 4 725. 
I. 8 873 behandelt nur rechtsgeſchäftliche Verfügungen hinſichtlich der Rechte an Grund⸗ 
ſtücken und unterwirft die betreffenden auf ſolcher Grundlage beruhenden Rechtsänderungen 
dem materiellen Einigungs⸗ und Eintragungsgrundſatze. Rechtsänderungen, die eine andere 
Grundlage haben, gehören nicht hierher; für fie iſt $ 873 nicht maßgebend. Sie ſcheiden 
ich in ſolche, die ohne Einigung und Eintragung eintreten, alſo weder dem Einigungs« noch 
dem Eintragungsgrundfaße unterliegen, und in ſolche, die zwar nicht eine Einigung, wohl aber 
die Eintragung zur Vorausſetzung haben. Fälle der Rechtsänderungen ohne Einigung und 
Eintragung nach BGB ſind: ne des Vermögens einer aufgelöften juriſtiſchen Perſon 
auf den Fiskus (§8 45, 88); Rückfall zufolge Anfechtung eines anfechtbaren dinglichen Rechts 
geſchafts (vgl. $ 142); Eintritt einer aufloſenden Bedingung, eines Endtermins, des Todes 
eines auf Lebenszeit Berechtigten, z. B. des Nießbrauchers (88 158, 163, 1061; GBO 88 23f.); 
Übergang des Anteils eines ausſcheidenden Geſellſchafters am Geſellſchaftsvermögen auf die 
verbleibenden Geſellſchafter (8 728; HGB 8 142; . auch 8 925 A 4); Begründung der für einen 
Überbau oder einen Notweg zu entrichtenden Rente ($ 912 Abſ 2, 88 913f., § 917 Abſ 2); Ent⸗ 
ſtehung des Nießbrauchs und der Sicherungshypothek kraft Geſetzes gemäß 88 1075 Abſ 1, 
1287 Saß 1 (vgl. auch 8 848 Abſ 2 3 O u. R6 60, 224); Übergang eines Grundſtücksrechts, 
insbeſondere einer Hypothek, auf den Eigentümer, den perſönlichen Schulduer uſw. kraft 
Geſobes zufolge Vereinigung oder Befriedigung (88 889, 1143, 1150, 1163f., 11701177, 
1182, 1192, 1200; f. auch re 5 868, 386 $ 128); Rechtsübergang zufolge Eintritts der ehe- 
lichen Gütergemeinſchaft ſowie der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft ($$ 1438, 1488, 1485, 
1510, 1540); bergang des Anteils eines Abkömmlings an dem Geſamtgute der fortgeſetzten 
Gütergemeinſchaft in den Fallen der 88 1490 f.; Entſtehung der dem Ehemann oder Inhaber 
der elterlichen Gewall zuſtehenden nießbrauchähulichen Rechte am eingebrachten Ehegut 
batw. am nicht freien Kindesvermögen (88 1363, 1649, 1686); Erwerb durch Erbſchaft (88 1922, 
1942, 2096, 2100) und durch Nacherbfolge (88 2016, 2139) ſowie Übertragung des Anteils 
eines Miterben am Nachlaſſe (8 2083, vgl. OLG 4, 189; 5, 426), während unter $ 873 fällt 
der Erwerb auf Grund eines Vermächtniffes ($ 2174), eines Vorausvermächtniſſes ($ 2150), 
eines Erbſchafts kaufe ‚on dem Alleinerben (8 2374), foivie auf Grund einer Teilungsanordnung 
(N 2048). Fernere Fülle nach Reichsrecht außerhalb des BGB: Rechtserwerb durch 
Pfändung ſowie durch Überweiſung einer Briefhypothek oder Briefgrundſchuld an Zahlungs 
Statt (58 830, 837, 857 Abc ZPO); Erwerb eines Grundſtücks durch Zuſchlag in der Zwangs⸗ 
verſteigerung (88 90, 180 38G, 8 870 PO); Übergang des Grundeigentums nach Maßgabe 
der 88 1ff., 41 des RGef. b. 21. 12. 71 (Feſtungsrayon) des 8 14 Abſ 3 des RGeſ. v. 13. 6. 78 
(Feſtungswerke) des $ des Nqhef. v. 25.5. 73 (Gegenſtände zum dienſtlichen Gebrauch einer 
Reichsverwaltung). Weitere Fälle nach Landesrecht gemäß Vorbehalten für die Landes⸗ 
geleggebung im Ec: Artt 59 Ghdertommi, Lehusfolge), 62 (Rentengüter; vgl. KGJ 47, 162: 
die tentengutsbildung nebſt Übernahme einer Rentenbankrente nach der preußiſchen Renten: 
gutsgeſetzgebung hat dingliche Wirkung auch gegenüber dem Beſitznachfolger), 64 (Erwerb auf 
Grund Anerbenrechts), 68 (Erwerb von Anlandungen, Inſeln, Flußbetten), 67 (Grundabtretung 
für Bergbau), 109 (Enteignung), 112 (Veräußerung und Belaſtung von Privat- und Klein⸗ 
bahnen), 113 (Zuſammenlegung bei Gemeinheitsteilungen), 126 (Übertragung von Grundeigen⸗ 
tum des Staates, eines Kommunalverbandes), 127 (buchungsfreie Grundſtücke). — Fälle der 
nicht auf Rechtsgeſchäft beruhenden Rechtsänderungen, die der Eintragung bedürfen, uach 
B 08 find; Tabularerſitzung ($ 900); Eigentumserwerb desEigenbeſitzers nach der im Aufgebots⸗ 
verfahren erfolgten Ausſchließung des eingetragenen Eigentümers (8 927); Erwerb des Eigen. 
ums an einem von dem Eigentümer aufgegebenen Grundſtücke durch den Anfallberechtigten 
(8 928, Ech Art 129); Entftehung von Sicherungshypotheken an Grundſtücken des Vormundes, 
Pflegers oder Beiſtandes auf Eintragungserſuchen des Vormundſchaftsgerichts (88 1844, 
1915, 1693; FG 8 54). Fernere Fälle nad) Reichsrecht außerhalb des BOB: Ent ⸗ 
ſtehung der Zwangs und Arreſthypotheken (ABO 88 866f., 932); Rechtserwerb durch Pfän- 
dung ſowie durch Überweiſung einer Buchhypothek, einer Buchgrundſchuld, einer Reallaſt 
an Zahlungs Statt (ZPO 8 830 Abs 1 Saß 3, § 837 Abſ 1 Saß 2, Abi 2, § 857 Abf 6); 
Erſeßung der Willenserklärung des Berechtigten durch Urteil (ZPO 88 894 ff.); Entſtehung der 
auf Erſuchen des Vollſtreckungsgerichts einzutragenden Sicherungshypotheken für die Forde. 
rungen der Realberechtigten gegen den Erſteher eines zwangsverſteigerten Grundſtücks (BUG 
3 128 2b} 3). Ein weiterer Fall nach Landesrecht gemäß einem Vorbehalte für die Landes 
geſetzgebung im EG: Entſtehung einer Sicherungshypothet für den Fiskus, eine Körperſchaft 
ufto. au Grundstücken des Schuldners auf behördliches Erſuchen (Art 91 Ech). — Von den rechts. 
geſchäftlichen Verfügungen behandelt § 873 auch nur die Übertragung und die Neu- 
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begründung von Rechten an Grundſtücken und von Rechten an ſolchen Rechten. Über 
die Aufhebung und die Anderung des Juhalts ſolcher Rechte treffen die 88 875—877 und 
über die Anderung des Ranges 8 880 Beſtimmung. 

2. Der Ausdruck Übertragung iſt nicht vollkommen zutreffend gewahlt. Nach dem Sprach⸗ 
gebrauche des BGB braucht die Übertragung nicht immer eine rechtsgeſchaftliche zu ſein. 
Bei Forderungen und andern Rechten unterſcheidet das BOB zwiſchen Übertragung durch 
Vertrag (58 398, 418) und Übertragung kraft Geſetzes (8 412), und Art 126 EG enthält einen 
Vorbehalt für die Übertragung von Grundeigentum „durch Landesgeſetz'. Im 8 873 jedoch 
iſt unter „Übertragung“ nur eine rechtsgeſchäftliche Übertragung zu verſtehen. Dies ergibt 
ſich von ſelbſt aus dem für die Übertragung aufgeſtellten Erforderniſſe der Einigung. Danach 
ſcheiden die Übertragungen des Eigentums oder eines ſonſtigen Rechtes an einem Grundſtücke, 
die auf ei ner nicht rechtsgeſchäftlichen Grundlage, insbeſondere kraft Geſetzes, 
erfolgen, von der Anwendung des $ 873 aus. Über die einzelnen Fälle derartiger Übertragungen 
ogl. A 1. Anderſeits aber findet $ 873 auch Anwendung auf ſolche Falle, in denen es ſich zwar 
nicht um eine freiwillige Veräußerung handelt, jedoch auch nicht ein unmittelbarer Rechts⸗ 
übergang kraft Geſetzes ſtattfindet, ſondern das Geſetz nur einen (ſchuldrechtlichen) Anſpruch 
auf Übertragung gewährt. Solche Fälle geſetzlicher Titel auf Rechtsübertragung ſind ge⸗ 
geben: bei der Auseinanderſetzung einer Gemeinſchaft, einer Geſellſchaft, einer ehelichen Güter⸗ 
ge meinſchaft, einer Erbengemeinſchaft (88 752 ff.; 8 731; 88 1477 Abſ 1, 1498, 1546; $ 2042); 
beim Grenzuͤberbau ($ 915); bei Behebung einer Grenzverwirrung (8 920); bei einem Ver 
mächtniſſe oder Vorausvermächtniſſe (88 2174, 2150). Es vollzieht ſich alſo auch in dieſen Fällen 
die Rechtsübertragung durch Einigung und Eintragung, und zwar im Falle der Übertragung von 
Eigentum an Grundſtücken durch Einigung in der Form der Auflaſſung. Vgl. hierüber $ 925 
A 2. — Vorausſetzung für die Übertragung iſt die Übertragbarkeit. Bon den Rechten an 
einem Grundſtücke find nicht übertragbar: die Grunddienſtbarkeit (5 1018) ſowie das Vorkaufsrecht 
und die Reallaſt, ſofern dieſe als ſubjektiv⸗dingliche Rechte beſtellt find (88 1094 Abſ 2, 1103 
61, 1105 Abſ 2, 1110), da fie ihrer Natur nach nicht von dem berechtigten Grundſtücke getrennt 
werden können; ferner nach poſitiver Vorfchrift: der Nießbrauch (8 1059 Satz 1), die beſchrankte 
perſönliche Dienſtbarkeit ($ 1092 Satz 1), das ſubjektiv-perſönliche Vorkaufsrecht, ſofern nicht 
ein anderes beſtimmt iſt (S$ 514, 1098). Wegen Zuläſſigkeit der Überlaſſung der Ausübung 
des Nießbrauchs und der beſchränkten perſönlichen Dienſtbarkeit vgl. $ 1059 Satz 2, § 1092 Saß 2 
und wegen der beſchränkten Übertragbarkeit der ſubjektiw⸗perſoulichen Reallaſt vgl. 8 1111 Abj 2. 
Bei Hypotheken und Grundſchulden kann gemäß 88 399, 418 die Übertragbarkeit vertraglich 
ausgeſchloſſen werden. 5 

3. Über den Begriff des Eigentums vgl. § 903 A 1. Die zur Übertragung erforderliche 
Einigung muß, wenn ſie Grundeigentum zum Gegenſtande hat, in der Form der Auflaſſung 
($ 925) erfolgen. — Das Eigentum an einer Sache kann mehreren zuſtehen. Ein ſolches 
Eigentum mehrerer iſt entweder Miteigentum nach Bruchteilen (88 10081011) oder (un- 
geteiltes) Eigentum zur geſamten Hand, wie bei der Geſellſchaft, der ehelichen Gütergemein- 
ſchaft, der Erbengemeinſchaft. Im erſteren Falle kann jeder Miteigentumer gemäß § 747 über 
ſeinen Anteil verfügen, während in den letzteren Fallen nach 88 719, 1442, 2033 Einzelver⸗ 
fügungen der Teilhaber ausgeſchloſſen ſind. 

4. Eine Begriffsbeſtimmung für Grundſtſick enthält das BOB nicht. Die GBO beſtimmt 
im 8 2 Abs 2, daß die Bezeichnung der Grundſtücke nach einem amtlichen Verzeichniſſe erfolgt, 
deſſen Einrichtung durch landesherrliche Verordnung beſtimmt wird, im § 3, daß jedes Grund⸗ 
ſtück ein beſonderes Grundbuchblatt erhält, in 88 4, 86, daß über mehrere Grundſtücke des 
jelben Eigentümers unter gewiſſen Vorausſetzungen ein gemeinſchaftliches Grundbuchblatt 
geführt werden kann, und im 8 6, daß im Falle der beſonderen Belaſtung eines Grundſtücks⸗ 
teils dieſer von dem Grundſtück abgeſchrieben und als ſelbſtändiges Grundſtück eingetragen 
werden ſoll. Daraus iſt zu folgern, daß als ein einheitliches ſelbſtändiges Grundſtück im Sinne 
des BGB ein gegen andere Teile räumlich abgegrenzter ſolcher Teil der Erdoberfläche au⸗ 
zuſeben ift, der im Grundbuche eine beſondere Stelle hat und als ſelbſtändiges Grundſtück 
gebucht ift, fei es für ſich allein auf einem beſonderen Grundbuchblatte oder auf einem ge- 
meinſchaftlichen Grund buchblatt unter einer beſonderen Nummer im Verzeichniſſe der Grund 
ſtücke (RG 84, 270; JW 1910, 601; OLG 21, 404; Ra 11, 288; KG 37 A 200; 40, 233; 
vgl. RG 68, 25); nicht etwa, wie nach $ 787 Abſ 1 CI, jede Fläche, die in dem amtlichen 
Verzeichniſſe, das nach Reichsrecht auf einer Vermeſſung und Kartierung der Erdoberfläche 
überhaupt nicht zu beruhen braucht, unter einer beſonderen Nummer eingetragen iſt. Es 
kann ein einheitliches Grundſtück aus mehreren ſolchen Flächen (Parzellen) zuſammengeſetzt 
fein und anderſeits ein ſelbſtändiges Grundſtück aus nur einer ſolchen Fläche (Parzelle) be ⸗ 
ſtehen, ſofern im erſteren Falle die mehreren Flächen im Grundbuche zu einem Grundſtücke 
zuſammengefaßt ſind (OLG 21, 405) und im letzteren Falle die einzelne Flache durch Zu⸗ 
weiſung einer geſonderten Stelle fi im Grundbuche als ein für ſich allein beſtehendes Grund» 
ſtück darſtellt. — Anderſeits find mehrere Grundflächen, die zwar auf dem nämlichen Grund- 
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buchblatt eingetragen, aber unter beſonderen Nummern gebucht und mit einem Kennzeichen 
der Selbſtändigkeit verſehen ſind, als mehrere ſelbſtändige Grundſtücke zu erachten; wie 
auch mehrere Grundſtücke nicht durch Eintragung auf einem gemeinſchaftlichen Grundbuch 
blatte ihre Selbſtändigkeit verlieren, ſofern nicht gemäß § 890 fie miteinander vereinigt 
werden oder das eine dem andern zugeſchrieben wird (vgl. KGJ 23 A 221; 49, 235; OLG 
8, 800). Nicht ift für die Frage, ob mehrere auf einem Grundbuchblatt eingetragene Grund⸗ 
flächen ein einheitliches Grundſtück bilden oder mehrere ſelbſtändige Grundſtücke ſind, maß⸗ 
gebend, ob ſie wirtſchaftlich ein Ganzes bilden oder je für ſich beſtehen, noch, ob ſie räumlich 
voneinander getrennt find oder in räumlichem Zuſammenhange miteinander ſtehen (OLG 
21, 405; Kc 49, 234). — Sind Flächen im Grund buche nicht eingetragen, fo wird die 
Frage, ob fie alle zuſammen als ein einheitliches Grundſtück oder ob fie im Verhältniſſe zu- 
einander je als ſelbſtändige Grundſtücke anzuſehen ſind, aus der natürlichen Lage, dem wirt⸗ 
ſchaftlichen Zuſammenhange und der Zugehörigkeit von alters her zu entſcheiden ſein. 

Grundſtücksbeſtandteile teilen hinſichtlich der Verfügungen, insbeſondere auch hinſichtlich 
der Eigentumsübertragung und der Belaſtung, das rechtliche Schickſal des ganzen Grundſtücks, 
und zwar die weſentlichen ($ 98) unbedingt, die nicht weſentlichen immer dann, wenn fie nicht 
von der Verfügung ausgenommen worden find (vgl. 8 926 A 3). Als weſentliche Beſtand⸗ 
teile des Grundſtücks kommen hier beſonders in Betracht die mit dem Grund und Boden feſt 
und dauernd verbundenen Gebäude ſowie die Erzeugniſſe, ſolange ſie mit dem Boden zu⸗ 
ſammenhängen (8 94 Abſ 1 Satz 1, 8 95). Da fie nach 8 93 nicht Gegenſtand beſonderer Rechte 
ſein können, unterliegen ſie der Verfügung nur zuſammen mit dem Grundſtücke. Es kann 
daher z. B. das Eigentum an einem ſolchen Gebäude oder an einem Walde für ſich allein 
ohne das Grundſtück nicht übertragen noch ſonſt ein dingliches Recht daran beſonders beſtellt 
werden (vgl. hierüber $ 93 A 7). Vorausſetzung für die Beſtandteilseigenſchaft iſt aber (ab- 
geſehen von dem Fall des § 95, |. dort A 1), daß die genannten Gegenſtände auf einer 
Fläche ſtehen, die ein Teil des Grundſtücks iſt. Greift z. B. ein Gebäude auf ein anderes 
Grundſtück hinüber, fo iſt der hinüberreichende Teil nicht Beſtandteil des diesſeitigen Grund- 
ſtücks (vgl. hierüber $ 94 A 3, 8 921 A 1). Ein einzelner (realer) Grundſtücksteil ift 
nicht weſentlicher Beſtandteil des ganzen Grundſtücks, da er von dieſem getrennt werden kann, 
ohne daß der eine oder der andere Teil in ſeinem Weſen als Teil der Erdoberfläche verändert 
wird (8 93). Daher kann ein ſolcher Flächenteil des Grundſtücks für ſich allein veräußert und 
guch beſonders belaftet werden (. $ 98 U 6). über die Buchung in dieſen Fällen vgl. die 
6 3, 4, 6, 40 GBO. Ein (ideeller) Bruchteil eines Grundſtücks kann ein beſonderes 
Grundbuchblatt nicht erhalten, weil er für ſich nicht ein Grundſtück, eine Bodenfläche ift (vgl. 
Ka 4, 231). Da nach BGB das Anteilrecht des Miteigentümers einer Sache auch Sach⸗ 
eigentum iſt, erfolgt die Veräußerung und Belaſtung eines Grundſtücksbruchteils nach den 
für Grundſtücke geltenden Vorſchriften (vgl. § 925 A 4). Mit Vorkaufsrecht, Reallaſt und 
hypothekariſchen Rechten ift er aber nur belaſtbar, wenn er in dem Anteil eines Miteigen- 
tümers beſteht (88 1095, 1106, 1114, 1192, 1199). 

Zubehör eines Grundſtücks können nach 8 97 Abſ 1 Satz 1 nur bewegliche Sachen, nicht 
(wie nach früherem preußiſchen Recht) Grundſtücke ſein. Daher kann ein Grundſtück nicht einem 
andern als Zubehör zugeſchrieben werden (MG JW 1910, 60%); vielmehr iſt nur die Zu⸗ 
ſchreibung als Beſtaudteil zuläſſig (8 890). Über die Rechtsſtellung des Zubehörs zum Grund- 
ſtücke im Falle der Verfügung enthält das BGB keine allgemeine Vorſchrift. Sonderbeſtim⸗ 
mungen geben die 88 926, 1031, 1093, 1096, 1120. — Wegen der Rechte, die den Grund⸗ 
ſtücken hinſichtlich der Verfügung darüber gleichgeſtellt find, vgl. 8 903 A 2. 

5. Belaſtung eines Grundſtücks. Belaſtung iſt nach dem Sprachgebrauche des BGB 
Begründung eines (im Verhältnis zum Eigentumsrechte beſchränkten) dinglichen Rechtes an 
einem fremden Gegenſtande. Dieſe Begründung kann durch Geſetz oder durch Rechtsgeſchäft 
erfolgen. Im 8 873 iſt aber unter „Belaſtung“, ebenſo wie unter „Übertragung“ (1. A 2), 
nur eine auf Rechtsgeſchäft beruhende zu verſtehen; dies ergibt ſich auch hier daraus, daß im 
$ 873 zur Entſtehung der Belaſtung eine Einigung erfordert wird, während die auf Geſetz 
beruhenden Belaſtungen einer Einigung zur Entſtehung nicht bedürfen. Die letzteren 
Belaſtungen, die in A! unter den nicht rechtsgeſchäftlichen Rechtsänderungen mit aufgeführt 
find (88 912ff., 917, 1075, 1287, 1863, 1649, 1686 BGB; 88 830, 875 Abſ 6, 867, 932 3 PO; 
$ 128 39G; Art 91 Ec), ſcheiden daher hier aus. — Ferner kommen hier nicht in Betracht 
die geſetzlichen Nachbarrechte (88 906—909; Art 124 Ech), da ſie nicht Belaſtungen im 
Sinne des BGB find, ſondern ſich als geſetzliche Einſchränkungen des Eigentumsrechts dar⸗ 
ſtellen (vgl. OLG 1, 380, Vorbem 2). — Die Rechtsverhältniſſe der auf öffentlichrecht: 
lichen Titeln beruhenden Laſten (Grundſteuer, gemeine Laſten, Kommunalabgaben uſw.) 
beſtimmen ſich nach Landesrecht, da das öffentliche Recht vom BGB überhaupt nicht berührt 
wird. Sie können in das Grundbuch nur dann eingetragen werden, wenn die Eintragung 
landesrechtlich zugelaſſen iſt (vgl. RG 59, 400; 70, 81; Gruch 64, 618; OLG 16, 182; 
21, 411), wie dies z. B. in Preußen der Fall ift hinſichtlich der gemäß $ 121 Waffer® v. 7. 4. 13 
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vom Uferanlieger mit waſſerpolizeilicher Genehmigung übernommenen Verpflichtung zur 
Unterhaltung eines Ufergrundſtücks (OL 45, 223). — Dagegen fallen unter § 873, fo daß 
Einigung und Eintragung zur Rechtsbegründung notwendig iſt, auch hier wie bei der 
Übertragung (ſ. A 2), diejenigen Fälle, in denen eine Belaſtung nicht kraft Geſetzes un⸗ 
mittelbar entſteht, ſondern das Geſetz nur einen (ſchuldrechtlichen) Auſpruch auf Be- 
ſtellung des Rechtes am Grundſtücke gibt; fo z. B. der Fall des § 648, wonach der Bau⸗ 
unternehmer die Einräumung einer Sicherungshypothek an dem Baugrundſtücke des Be⸗ 
ſtellers verlangen kann. Ferner iſt auch hier (J. A 1, 2) hervorzuheben, daß, wenn durch 
letztwillige Anordnung dem Erben eine Belaſtung (an einem Nachlaßgrundſtücke oder 
an einem zum Nachlaſſe gehörigen Rechte an einem Grundſtücke) zugunſten eines Ver: 
mächtnisnehmers auferlegt wird, dem letzteren nur ein Anfpruch auf Beſtellung des 
Rechtes (z. B. des Nießbrauches) zuſteht (85 2174, 2150) und daher zur Begründung des 
Rechtes gemäß 8 873 Einigung zwiſchen dem Erben und Vermächtnisnehmer über die 
Beſtellung des Rechtes und Eintragung erforderlich iſt. Vgl. auch 8 925 A 2. — 8 873 
umfaßt neben dem Falle der Belaſtung des Grundſtücks ſelbſt auch den der Belaſtung 
eines Rechtes an einem Grundſtück (der Belaſtung einer Belaſtung). In letzterer Hinſicht 
ift zur Belaſtung die Übertragbarkeit des zu belaſtenden Rechtes erforderlich (ſ. A 2 a. E.). 
Deshalb können als belaſtungsfähige Rechte an Grundſtücken im weſentlichen nur die Real⸗ 
laſten, Hypotheken und Grundſchulden in Betracht kommen. Und als zuläſſige Belaſtungen 
eines Rechtes find im BGB nur Nießbrauch und Pfandrecht anerkannt. Dieſe werden gemäß 
88 1069, 1080, 1274, 1291 nach den für die Übertragung des Rechtes geltenden Vorſchriften 
rechtsgeſchäftlich beſtellt. Jedoch das Erbbaurecht (früher 88 1012, 1017, jetzt VO v. 15. 1. 19) 
und die andern den Grundſtücken gleichgeſtellten Rechte (ſ. § 903 A 2) können ebenſo 
wie die Grundſtücke ſelbſt belaſtet werden, ſo daß an ihnen nicht nur Nießbrauch, ſondern 
auch die andern nach BGB zuläſſigen (ſ. A 6) Grundſtücksbelaſtungen, insbeſondere Grund- 
dienſtbarkeiten und Hypotheken, beſtellt werden können. 

6. Der Kreis der dinglichen Rechte, mit denen ein Grundſtück belaſtet werden 
kann, iſt ein geſchloſſener. Andere als die vom BGB zugelaſſenen dinglichen Rechte 
können, ſelbſt wenn ſie nach früherem Rechte zuläſſig waren, unter der Herrſchaft des BGB 
auch durch Einigung und Eintragung an einem Grundſtücke nicht rechtswirkſam begründet 
werden. Ebenſowenig können die zugelaſſenen dinglichen Rechte mit einem andern 
Inhalt beſtellt und in das Grundbuch eingetragen werden, als mit dem Inhalt, der im 
Geſetz beſtimmt iſt. Vgl. hierüber Vorbem 2. Die zugelaſſenen Rechte find: Erbbau⸗ 
recht (ſ. A 5), Dienſtbarkeiten (88 1018, 1030, 1090), Vorkaufsrecht (§ 1094), Reallaſt 
(§ 1105), Hypothek, Grund, Rentenſchuld (88 1113, 1191, 1199). Über nicht als dingliche 
zugelaſſene und daher auch nicht eintragungs fähige Rechte vgl. Vorbem 2. Hinzu⸗ 
zufügen ift, daß auch die Beſtellung eines Beſitz⸗ und Nutzungspfandrechts (Anti- 
chreſe) an Grundſtücken mit dinglicher Wirkung ausgeſchloſſen iſt, da das BGB ein 
ſolches Recht an Grundſtücken (vgl. dagegen bezüglich beweglicher Sachen 88 1213, 1214) 
nicht erwähnt (RG 48, 63; ORG 1, 261; RIA 3, 216). Der Zweck des Nutzungspfand⸗ 
rechts kann aber im weſentlichen durch Beſtellung eines Nießbrauchs erreicht werden 
(vgl. N 68, 10; RIA 3, 216). Jedoch darf der Nießbrauch nicht mit den dem Weſen 
dieſes Rechtes nach BGB widerſtreitenden Merkmalen des Nutzungspfandrechts ausgeſtattet 
werden, da auch der Inhalt der zugelaſſenen dinglichen Rechte geſetzlich feſtgelegt iſt (MIA 
3, 216). Zuläſſig iſt dagegen, daß zwiſchen den Vertragſchließenden Rechte und Pflichten 
entſprechend dem Nutzungspfandrechte mit ſchuldrechtlicher Bindung feſtgeſetzt werden, da 
auf dem Gebiete der Schuldverhältniſſe Vertragsfreiheit beſteht. Ein ſchon vor Inkrafttreten 
des BGB rechtswirkſam begründetes Nutzungspfandrecht bleibt gemäß Art 184 EG auch nach 
dieſem Zeitpunkt beſtehen, da es ein aus Pfandrecht und beſchränktem Nutzungsrecht zuſammen ⸗ 
geſetztes Recht an fremder Sache iſt (R 47, 56; DL 1, 261). — Auch ſonſtige Rechte an 
einem Grundſtücke, die unter der Herrſchaft des BGB nicht mehr begründet werden könnten, 
die aber ſchon vor Inkrafttreten des BGB als dingliche Rechte begründet worden find, 
bleiben gemäß Art 184 EG beſtehen, und ferner haben die Rechte, die nach früherem Recht 
auch ohne Eintragung mit Wirkung gegen Dritte begründet werden konnten und nicht ein⸗ 
getragen worden ſind, insbeſondere auch ſolche die ſich auf die den Land esrechten vor⸗ 
behaltenen Rechtsgebiete beziehen (Artt 62, 64, 65, 6769, 73, 74, 196 Ech) ihre Geltung 
durch Inkrafttreten des die Eintragung erfordernden BOB nicht verloren (RG 55, 315; 
56, 18; 68, 6: 66, 30); handelt es ſich jedoch um Rechte, die zwar ohne Eintragung ding: 
liche waren, aber ſchon nach früherem Recht (z. B. nach $ 12 Abs 1 Pr&® v. 5. ö. 72) zur 
Wirkſamkeit gegen Dritte der Eintragung bedurften (z. B. die Lehneabfindungen nach der 
preußiſchen Gefetzgebung über die Auflöſung des Lehnsverbandes), ſo müſſen ſie unter der 
Herrſchaft des BGB zur Eintragung gebracht werden, wenn fie Wirkſamkeit gegen dritte 
Erwerber haben ſollen (R® 66, 28; 87, 171; JW 04, 228%; vgl. 5 892 A 3). Die Über. 
tragbarkeit und Belaſtbarkeit ſolcher Rechte gehören zu ihrem Inhalte. Daher richten ſie ſich 
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gemäß Art 184 Ec, ſoweit die Rechte nicht überhaupt ſchon den vorbehaltenen Landes · 
rechten angehören, nach bisherigem Recht. Dagegen iſt für die Übertragung und die Belaſtung 
ſelbſt, abgeſehen von den den vorbehaltenen landesrechtlichen Rechtsgebieten angehörigen 
echten, das BGB, alſo auch § 878, maßgebend (RG 59, 292). Anderes beſtimmt Art 189 EG 
für den Fall, daß das Grundbuch noch nicht angelegt iſt. Handelt es ſich um eine Grund. 
dienſtbarkeit, die nach früherem Recht ohne Eintragung begründet werden konnte, und iſt 
das Grundbuch angelegt, das Recht aber nicht eingetragen, fo kann nach Art 187 Abſ 1 EG 
Eintragung des Rechtes verlangt werden. 

7. Einigung über den Eintritt der Rechtsänderung. Sie iſt das erſte Erfordernis für 
die rechtsgeſchäftliche Anderung der Rechte an Grundſtücken, insbeſondere alſo für die Über- 
tragung des Eigentums und die Beſtellung ſowie die Übertragung und Belaſtung beſchränkter 
dinglicher Rechte. Iſt fie unter den Beteiligten nicht zuſtande gekommen, fo tritt die Rechts- 
änderung nicht ein (. unten b). Eine Einigung wird auch bezüglich beweglicher Sachen im 
$ 929 für die Übertragung des Eigentums, im § 1032 für die Beſtellung eines Nießbrauchs, 
im 8 1205 für die Beſtellung eines Pfandrechts erfordert, ſowie im § 1260 für die Be⸗ 
ſtellung des Pfandrechts an einem Schiffe. Vgl. auch über Beſitzerwerb durch Einigung $ 854 
Abſ 2. — Die Einigung ift, wie mit der herrſchenden Meinung anzunehmen ift, ein für ſich 
beſtehender, abſtrakter Vertrag, der lediglich die unmittelbare Herbeiführung einer Rechts⸗ 
änderung in bezug auf eine Sache zum Gegenſtande hat (ſog. dinglicher Vertrag, M 3, 172; 
NG 48, 135; 50, 82; 52, 114; 66, 99; 89, 371; 99, 68). Das Weſen eines Vertrags hat fie 
deswegen, weil die rechtsgeſchäftlichen Erklärungen der als Verfügende und Erwerbende ſich 
gegenüberſtehenden Beteiligten auf Erreichung eines gemeinſamen rechtlichen Zweckes gerichtet 
ind und derart in Wechſelbeziehung zueinander ſtehen, daß ſie ſich gegenſeitig bedingen (vgl. RG 
50, 82; 63 184; 66, 389; 68, 99; 89, 371; 99, 68; RIA 2, 85; 3, 263; KGJ 37 A 284). Allerdings 
unterſcheidet ſich dieſer Vertrag von den regelmäßigen Verträgen auf dem Gebiete der Schuld⸗ 
verhältniſſe darin, daß er nicht auf die Erzeugung einer Verpflichtung, eines Anſpruchs, ſondern 
. auf Begründung oder Anderung eines dinglichen Rechtes gerichtet ift. Aber zum 

ae eines Vertrags gehört es nach dem BGB nicht, daß er die Begründung einer Ver⸗ 
41 ie zum Inhalte hat; nur für die gemäß § 305 durch Vertrag zu begründenden Schuld. 
Leis tniſſe gibt das Behn im 8 241 die Begriffsbeſtimmung, daß ſie einen Anſpruch auf 
a 1 Der Vertragsbegriff ift nach dem BOB überhaupt nicht auf das Gebiet 
Ve Schuldr t beſchränkt, vielmehr gibt es z. B. auch familienrechtliche, erbrechtliche 
8 ur das iſt zum Begriffe des Vertrags zu erfordern, daß die Willenserklärungen 
der Neteiligten ſich auf Bewirkung eines rechtlichen Erfolgs vereinigen. Dies iſt aber bei der 
(dinglichen) Einigung der Fall. — Wie ferner auf dem Gebiete der Schuldverhältniſſe z. B. das 
Schuldverſprechen, das Schuldanerkenntnis (§8 780, 781), die Übertragung einer Forderung, 
der Erlaß, die Schuldübernahme, die Ausſtellung eines Wechſels abſtrakt ſind, ſo iſt auch die 
Einigung abſtrakt, weil fie auf fich ſelbſt geſtellt iſt und unabhängig von dem Rechtsgeſchäfte, 
das den ihre Vornahme veranlaſſenden Rechtsgrund bildet, rechtliches Daſein hat. 

a) Aus der Vertragsnatur der Einigung folgt, daß Sämtliche Vorſchriften des Abſchnitts I 
des Allgemeinen Teiles über Rechtsgeſchäfte, auch die über den Vertrag (88 145ff.), auf die 
Einigung Anwendung zu finden haben (RG 66, 99; KJ 51, 152). Dies gilt jedoch natürlich nur 
inſoweit als ſich nicht aus den beſonderen Beſtimmungen über die Einigung etwas Abweichendes 
ergibt. Eine ſolche Sonderbeſtimmung iſt z. B. 8 873 Abſ 2, wonach die Beteiligten vor der Ein- 
tragung an die Einigung nur unter den dort beſtimmten Vorausſetzungen gebunden find. Da- 
nach ſind die Vorſchriften der 88 145—152, betreffend den Vertragsantrag und die Annahme ⸗ 
erklärung, inſoweit nicht anwendbar, als fie bezüglich der Gebundenheit anderes wie Abſ 2 8 873 
beſtimmen. Vgl. hierüber A 13 „Einigungserklärungen beider Teile“. Im übrigen ift bezuglich 
der Anwendung der genannten allgemeinen Vorſchriften über Rechtsgeſchäfte folgendes 
hervorzuheben: Im Falle der Geſchäftsunfähigkeit eines Beteiligten ift die Einigung 
nichtig (SS 104, 105, vgl. RG 72, 65). Desgleichen, wenn die Einigung nur zum Schein 
oder nicht eruſtlich erklärt wird (88 116 Satz 2, 117, 118, vgl. RG 78, 371; JW 02 Beil 202; 
OLG 23, 823). Ferner kann die Einigung wegen Irrtums, argliftiger Täuſchung oder 
Drohung anfechtbar und zufolge geſchehener Anfechtung nichtig fein (88 119, 128, 142; val. 
RG 66, 389; 69, 13; 70, 55: 89, 32; 89, 157; Gruch 59, 901). Beſonders wichtig iſt in dieſer Hin- 
ſicht der Irrtum über den Gegenſtand der Einigung, namentlich bei der Auflaſſung. Vgl. hier 
über 8 925 A 6. Dagegen kann die Einigung ihrer Natur nach nicht wegen Verſtoßes gegen 
die guten Sitten (8 138 Abf 1) nichtig fein, da fie lediglich eine Rechtsänderung zum Gegen ⸗ 
ſtande hat und ein folder Inhalt eines Rechtsgeſchäfts unter keinen Umſtänden ſittenwidrig er- 
ſcheinen kann; auch iſt unter einem nach § 138 Abſ 1 nichtigen Rechtsgeſchäft nur ein ſolches 
zu verſtehen, das nach feinem ſich aus der Zuſammenfaſſung von Inhalt, Beweggrund und 
Zweck ergebenden Geſamtcharakter den guten Sitten zuwiderläuft (f. $ 138 A 1), nicht 
dagegen ſchon ein ſolches, das nur aus einem gegen die guten Sitten verſtoßenden Grunde 
oder zu einem gegen die guten Sitten verſtoßenden Zwecke getätigt wird (RG 63, 179; 
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75, 68; 78, 285; JW 1911, 3172; 1912, 853%; 1913 S. 540°, 6821; c. M. OLG 11, 308; 
13, 321; SeuffA 65 Nr 217). Insbeſondere find dingliche Erfüllungsgeſchäfte, wie Eigen⸗ 
tumsübertragung, Hypothekbeſtellung, Hypothekabtretung, nicht deswegen gegen die guten 
Sitten verſtoßend und daher nichtig, weil das ſchuldrechtliche Grundgeſchäft, zu deſſen Er⸗ 
füllung ſie getätigt werden, gegen die guten Sitten verſtößt. Dies wird beſtätigt durch 
§ 817. Verſtößt das Grundgeſchäft gegen die guten Sitten, ſo iſt damit auch der Zweck der 
Leiſtung, alſo des in Erfüllung des Grundgeſchäfts vorgenommenen abſtrakten Rechtsgeſchäfts 
der Einigung, in der Weiſe beſtimmt, daß der Empfänger durch die Annahme gegen die 
guten Sitten verſtößt. Dies aber begründet nach § 817 Satz 1 nicht die Nichtigkeit des 
abſtrakten Rechtsgeſchäfts, ſondern nur eine Verpflichtung des Empfängers der Leiſtung 
zu deren Herausgabe, eine Verpflichtung, die nach 8 817 Satz 2 überdies wegfällt, wenn 
dem Leiſtenden gleichfalls ein ſolcher Verſtoß zur Laſt fällt, was bei der Leiſtung zur Er⸗ 
füllung eines gegen die guten Sitten verſtoßenden Grundgeſchäfts regelmäßig ebenfalls zu⸗ 
trifft (ſtr.; RG 75, 74; 78, 285; JW 1911, 3172; 1912, 8534; 1913, 6821; Warn 1912 Nr 248; 
1920 Nr 147; Gruch 59, 901; RGSt 46, 240; IW 07, 5481; a. M. OLG 11, 303; 18, 321; vgl. 
auch RG Gruch 57, 917, wo angenommen iſt, es könne auch ein abſtraktes Rechtsgeſchäft 
im einzelnen Falle zufolge ſeiner von den Parteien gewollten Bedingtheit von der rechtlichen 
Wirkſamkeit des Kauſalgeſchäfts wegen Unſittlichkeit nichtig fein; wenn aber die Setzung 
einer ſolchen Bedingung zum Ausdruck gelangt iſt, dann iſt wegen Eintritts der Bedingung 
die Einigung hinfällig (f. unten], nicht wegen Verſtoßes gegen die guten Sitten, auch konnte 
in dem betreffenden, eine Sicherungsübereignung betreffenden Falle angenommen werden, 
daß in Wahrheit eine Übereignung nicht gewollt ſei). Über die Ausnahme beim Wucher ($ 138 
Abſ 2) und über die Möglichkeit und die Folgen einer in einer Einigung liegenden Leiſtung 
zu einem ſittenwidrigen Zweck (§ 817) vgl. die Ausführungen bezüglich der Auflaſſung in 
§ 925 A 6, die in gleicher Weiſe auch für andere Gegenſtäude der Einigung zu gelten 
haben (f. über wucheriſche Hypothekbeſtellung R JW 06, 786°; 1913, 540° und über 
Anwendung des § 817 bei Hypothekabtretung R ZW 1913, 682). — Iſt die Eini⸗ 
gung aus einem der vorbezeichneten oder aus einem ſonſtigen Grunde nichtig, ſo tritt 
die gewollte Rechtsänderung nicht ein, mag auch der zur Rechtsänderung weiter erforderliche 
Tatumſtand der Eintragung (in das Grundbuch oder in das Schiffsregiſter, F 1260 Abſ 1) 
oder der Übergabe hinzugetreten fein (RG 70, 356; 78, 871; 80, 317; 89, 157; 106, 189; 
JW 1912, 29618; KGJ 51, 153; OLG 45, 193). Der Paſſipbeteiligte kann z. B. mit der 
Eigentumsklage die zum Eigentum übertragene Sache, auch von einem Dritten, heraus. 
verlangen ſowie im Falle bewirkter Eintragung der Rechtsänderung in das Grundbuch (bei 
Grundſtücken) Berichtigung des Grundbuchs mit der dinglichen Klage aus § 894 verfolgen 
(RG JW 1912, 29616), es ſei denn, daß, wenn die Anſprüche gegen einen Dritten erhoben 
werden, dieſer ſich auf Rechtserwerb im guten Glauben (88 892, 982) berufen kann. Ferner 
können nicht nur die Beteiligten, ſondern auch Dritte geltend machen, daß die Rechtsänderung 
nicht eingetreten ſei, ſowie im Falle der Eintragung, wenn ſie dadurch beeinträchtigt werden, 
ebenfalls Berichtigung des Grundbuchs gemäß 8 894 verlangen. Iſt inzwiſchen über das 
Vermögen des Aktivbeteiligten der Konkurs eröffnet worden, fo kann im Falle der Eigentums⸗ 
übertragung von dem Paſſivbeteiligten Ausſonderung ($ 43 KO) verlangt werden (vgl. RG 
66, 389). Gegen die Wirkung gutgläubigen Erwerbs Dritter gewährt in den Fällen der Rechts⸗ 
änderung gemäß $ 873 die Eintragung eines Widerſpruchs in das Grundbuch (8 899) Schutz. 
Bezüglich des Schiffspfandrechts vgl. 8 1263 Abſ 2 BGB, 88 119, 122, 123 FGG. Iſt jedoch 
die Einigung nur anfechtbar, fo ſetzt die Eintragung des Widerſpruchs die geſchehene 
Anfechtung voraus, da bis dahin die Einigung nicht nichtig und alſo auch das Grundbuch be- 
züglich der betreffenden Eintragung nicht unrichtig iſt. Bezüglich beweglicher Sachen vgl. 
wegen anfechtbarer Rechtsänderung $ 142 Abſ 2 und OLG 10, 137. — Ferner ergibt ſich bei 
Anwendung des $ 130, daß die erfolgte Einigung nicht dadurch unwirkſam wird, daß einer 
der Beteiligten nach Abgabe ſeiner Erklärung ſtirbt oder geſchäftsunfähig 
wird. Es iſt alſo trotz Eintritts dieſer Tatſachen auf Antrag die Eintragung der Rechtsänderung 
(3. B. der Belaſtung des Grundſtücks mit einer Hypothek trotz des inzwiſchen eingetretenen 
Todes des ihre Eintragung bewilligenden Eigentümers) vorzunehmen, und die Rechtsänderung 
iſt dann rechtswirkſam vollzogen. Wenn allerdings die Einigung nicht in der zur Bindung 
nach $ 873 Abſ 2 erforderlichen Form abgeſchloſſen war, kann ſie noch von den Erben des 
verſtorbenen bzw. dem geſetzlichen Vertreter des geſchäftsunfähig gewordenen Beteiligten 
widerrufen werden. Vgl. bezüglich Eintritts der Tatſachen zwiſchen Auflaſſung und Ein- 
tragung § 925 A 5. Über den Fall, daß der Paſſivbeteiligte in der Zwiſchenzeit zwiſchen 
Einigung und Eintragung in der Verfügung beſchränkt wird, vgl. $ 878 u. 8 925 A 5. — 
Eine Einigung kann auch unter einer Bedingung (3. B. Vorrangseinräumung, Ab⸗ 
tretung einer Hypothek, Beſtellung eines Nießbrauchs unter einer aufſchiebenden oder auf- 
löſenden Bedingung) oder einer Zeitbeſtimmung (z. B. daß eine Hypothek zunächſt dem 
einen und dann von einem gewiſſen Zeitpunkt ab dem andern Gläubiger zuſtehen ſoll; Be⸗ 
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ſtellung eines Nießbrauchs, den der Berechtigte erſt nach dem Tode des Beſtellers erlangen 
Toll) erfolgen (88 158, 163; vgl. RG 70, 248; 75, 248; 76, 90; 106, 111; JW 07, 7478; 
DLG 30, 238; |. ferner $ 880 A 3). Eine Ausnahme beſteht aber nach § 925 Abi 2 für 
die Auflaſſung. Vgl. hierüber § 925 A 14. — Iſt das Recht desjenigen, der eine Rechts⸗ 
Änderung bewilligt (des Paſſivbeteiligten), zeitlich beſchränkt, ſo wird mit dem 
Antritt des Zeitpunktes, in dem das Recht des Paſſivbeteiligten aufhört, auch die Rechts⸗ 
änderung (nach dem Grundſatz: resoluto jure concedentis resolvitur jus concessum; vgl. 
89 158 Abs 2, 161 Abſ 2, 163) Hinfärlig und das Grundbuch hinſichtlich der eingetragenen 
Rechtsänderung unrichtig; wenn z. B. dem eine Hypothek beſtellenden Eigentümer nur als 
Vorerbe bis zu einem beſtimmten Zeitpunkt das Eigentum an dem Grundſtück zuſteht, ſo 
hat der Eintritt des Nacherbenfalles (nach § 2113) die Folge, daß mit dem Eigentum des 
Hupothekbeſtellers auch die Hypothek erliſcht, es ſei denn, daß die Nacherben in die Hypothek⸗ 
beſtellung eingewilligt haben (RG Warn 1914 Nr 126). — Die Beteiligten können ſich bei 
Abgabe ihrer Einigungserklärungen durch Bevollmächtigte vertreten laſſen 
(88 164 ff.). Über den Nachweis der Bevollmächtigung dem Grundbuchamte gegenüber 
vgl. 5 925 A 11. Hat ein Vertreter die Erklärung ohne Vertretungsmacht abgegeben, ſo 
hängt die Wirkſamkeit der Erklärung von der Genehmigung des Vertretenen ab (§ 177 
Abſ 1). Dieſe Genehmigung kann nach § 182 Abſ 1 gegenüber dem Vertreter oder dem 
andern Teil oder, wenn dieſer eine Aufforderung nach Maßgabe des § 177 Abſ 2 erlaſſen 
hat, nur dieſem gegenüber erfolgen (RG 89, 382); eine dem Grundbuchamte gegenüber 
erklärte Genehmigung genügt nicht (vgl. RIA 2, 86; 2, 189; KGJ 34 A 268; 86 A 199; 
a. M. RAU 4, 182). Die Genehmigung bedarf zur materiellen Wirkſamkeit keiner Form; 
ledoch muß fie nach formellem Grundbuchrechte dem Grundbuchamte in der Form des $ 29 
EBD nachgewieſen werden. Vgl. in dieſer Hinſicht das Nähere bezüglich der Auflaſſung 
8.926 A 7, 11, und f. ferner dort über Kontrahieren des Vertreters mit ſich ſelbſt (8 181). — 
Im übrigen ergibt ſich aus 9 181 ſowie auch daraus, daß die Einigung begrifflich das Zu⸗ 
e mindeſtens zweier Perſonen vorausſetzt, die Unzuläſſigkeit einer vom 
18 Bere oder von deſſen gewillkürtem oder geſetzlichem Vertreter mit ſich ſelbſt 
Hi 9 1 pw erklärten Einigung (z. B. kann: der Vertreter des Grundſtückseigen⸗ 
ſelbtt 5 1 1 in deſſen Namen ‚eine Shpothel oder Grundſchuld an dem Grundſtück für ſich 
Sach ki en, RG 89 371; KJ 87 A 284; 47, 148; ein Nießbrauch nicht an eigener 

a 5 bocgersnem Recht von dem Eigentümer bzw. Berechtigten für ſich felbft beſtellt 
werden, KG 51, 291, auch nicht an eigener verzinslicher Hypothek bei Abtretung dleſer 
an einen andern, § 1158 U 8; der Vater die Auflaſſung feines Grundſtücks an fein minder 
jähriges Kind nicht zugleich als geſetzlicher Vertreter des Kindes entgegennehmen 5 bedarf 
vielmehr der Beſtellung eines EL auch wenn die Auflaſſung ſchenkungsweiſe erfolgt, 
da mit dem Ei entumserwerb auch Verpflichtungen verbunden find], KJ 45, 287; ein Eigen- 
tümer zweier Grundſtücke nicht eine Grunddienſtbarkeit mit einem Grundſtücke zugunſten des 
anbern bestellen, Ran 47, 200; RU 1. 167; OLG 29, 848; vgl. aber KJ 40 A 244, wo die Be⸗ 
ſtellung der genannten Grunddienſtbarkeit nur wegen des Grundſatzes nulla res sua servit für 
unzuläſſig erklärt, im übrigen angenommen wird, eine Einigung gemäß 8 873 fei nur beim Vor⸗ 
handenſein zweier beteiligter Perſonen, des Berechtigten und des Erwerbers, erforderlich; 
der Geschäftsführer einer Geſellſchaft m. b. H. nicht die Bewilligung der Löſchung einer für 
die Geſellſchaft auf ſeinem Grundſtück eingetragenen Hypothek gegenüber ſich ſelbſt oder 
gegenüber dem Grundbuchamt erklären, 336 1, 377). Über Unzuläſſigkeit der Rang⸗ 
änderung zwiſchen zwei Rechten, die dem nämlichen Berechtigten zuſtehen, durch einfeitige 
Deltimmung des Berechtigten vgl. $ 880 U8. Jedoch gelten nach ausbrüdlicher Vorſchrift 
die Ausnahmen, daß der Eigentümer für ſich ſelbſt eine Grundſchuld beſtellen (8 1196, vgl. 
RIA 4, 120) und daß die gemeinſchaftliche Sache zugunſten eines Miteigentümers belaſtet 
werden kaun (§ 1009), — Über geſetzliche Vertretung und den Nachweis der betreffen. 
den Vertretungsmacht vgl. die Ausführungen bezüglich der Auflaſſung in § 925 A 11, die in 
gleicher Weiſe auch in allen übrigen Fällen gelten, in denen auf Grund einer Einigung eine 
Rechtsänderung einzutragen iſt. — Hat bei der Einigung ein Nichtberechtigter die ver⸗ 
fügende Erklärung als Paſſivbeteiligter abgegeben, ſo kann die Einigung unter den Voraus- 
ſetzungen des § 185 Abſ 2 wirkſam werden. Vgl. hierüber A 8 hier. — Was die Anwendung 
der Auslegungsregeln der $$ 133, 157 betrifft, fo kann hier der Grundſatz, daß der Ver: 
tragswille der Beteiligten für den Inhalt eines Rechtsgeſchäfts maßgebend iſt, nicht gelten, 


foweit es ſich um die Begründung dinglicher Verpflichtungen (wie z. B. bei einer Grund. 
oienſtbarkeit) handelt, da eine unbeſtimmte Reihe ſpäterer Sondernachfolger gebunden werden 
ſollz vielmehr iſt inſoweit der Begründungsakt ſtreng nach dem Wortlaut ſo auszulegen, wie 
er von jedem der dinglich Berechtigten und Verpflichteten verſtanden werden muß (RG Gruch 
68, 532). — Den Vorſchriften über Verträge anf dem Gebiete des Rechtes der Schuld 
verhältniſſe unterliegt der dingliche Vertrag nicht, ſoweit nicht im dritten Buche des 
BGB beſonders auf fie Bezug genommen worden iſt; z. B. finden die §§ 323ff. über Un⸗ 
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möglichkeit der Leiſtung, die SI 328 ff., betreffend Verträge zugunſten Dritter mit der 
Wirkung unmittelbaren Rechtserwerbs dieſer, auf den dinglichen Vertrag keine Anwendung 
(RG 66, 99; Warn 1910 Nr 271; JW 1922, 15132; KGJ 43, 229; OLG 14, 102). 

b) Aus der abſtrakten Natur der Einigung folgt, daß ihr rechtlicher Beſtand an ſich 
unabhängig iſt von dem Beſtande des für fie den Anlaß gebenden Grundrechtsgeſchäfts. 
Wiewohl dieſem gegenüber die Einigung das Erfüllungsgeſchäft iſt (vgl. RG 57, 96; 104, 108; 
JW 02 Beil 194; 08, 270°; Gruch 51, 987), bewirkt insbeſondere die Nichtigkeit des Grund⸗ 
rechtsgeſchäfts nicht ohne weiteres auch die Nichtigkeit des Erfüllungsgeſchäfts (vgl. RG 
54, 340; 57, 96; 63, 185; 68, 100; 72, 64; 75, 74; 78, 44; 104 S. 108 u. 298; 111, 246; JW 
06, 736°; 1911, 3172; 1912, 8534; 1913, 6821; Gruch 60, 325; R St IW 07, 5481; 
RIA 7, 56; 7, 278; KGJ 51, 178; OLG 45, 193; vgl. RG Warn 1910 Nr 102). So kann 
z. B. das Grundrechtsgeſchäft, weil es der für den betreffenden ſchuldrechtlichen Vertrag etwa 
vorgeſchriebenen Form entbehrt, nichtig ſein, während die Einigung, für die beſondere Form⸗ 
regeln gelten (ſ. unten „Form“) und der ein Formmangel nicht anhaftet, gültig iſt (vgl. 
RS 50, 82; 78, 44; 104, 102; JW 1911, 65325). Oder es kann das Grundrechtsgeſchäft 
wegen Geſchäftsunfähigkeit eines Vertragsteils nichtig, die Einigung aber deswegen gültig 
ſein, weil der betreffende Beteiligte inzwiſchen geſchäftsfähig geworden iſt (vgl. RG 72, 64), 
oder es kann der vom Inhaber der elterlichen Gewalt für das Kind geſchloſſene ſchuld⸗ 
rechtliche Vertrag auf Erwerb eines Grundſtücks wegen Fehlens der erforderlichen vormund⸗ 
ſchaftsgerichtlichen Genehmigung nichtig fein, während die Entgegennahme der Auflaſſung 
ſolcher Genehmigung nicht bedarf (K GJ 51, 177), oder es kann ein von einer Aktiengeſellſchaft 
geſchloſſener Vertrag über Veräußerung ihres Grundſtücks wegen Fehlens der nach $ 207 
HGB erforderlichen Zuſtimmung der Generalverſammlung unwirkſam fein, während die auf 
Grund des Kaufvertrags erfolgte Auflaſſung der Genehmigung nicht bedarf (J 1, 372). 
Auch wenn das Grundrechtsgeſchäft gegen ein geſetzliches Verbot ($ 134) oder gegen die guten 
Sitten verſtößt (§ 138), macht es nicht die Einigung aus ſich heraus von ſelbſt nichtig (AIG 
1, 374); die Einigung über eine Rechtsänderung kann überhaupt nicht ſittenwidrig ſein. 
Vgl. die Vem unter a. Es macht auch keinen Unterſchied, ob das Grundrechtsgeſchäft 
von vornherein nichtig war oder ob es erſt zufolge Anfechtung, z. B. wegen Irrtums, 
argliſtiger Täuſchung, Drohung (88 119, 123, 142) nichtig geworden iſt. Die Anfechtung 
des Grundrechtsgeſchäfts ergreift nicht mit unbedingt notwendiger Folge auch die Einigung 
(RG 66, 389; 69, 16; 70, 57; ZW 09, 308%. Iſt daher in dieſen oder in andern Fällen 
zwar das Grundrechtsgeſchäft nichtig, die Einigung aber rechtswirkſam, fo it trotz der Nichtig ⸗ 
keit jenes Grundgeſchäfts die Rechtsänderung eingetreten (3. B. das Eigentum übertragen, 
der Nießbrauch beitellt, die Hypothek übertragen, ein Pfandrecht au einer beweglichen Sache 
oder an einem Schiffe beſtellt). Der Paſſivbeteiligte hat nur einen perſönlichen Auſpruch 
wegen grundloſer Bereicherung (Kondiktion) auf Rückgängigmachung der Rechtsauderung (3. B. 
Rückübertragung des Eigentums, Bewilligung der Wiedereintragung des Paſſivbeteiligten) 
nach Maßgabe der 88 812ff. gegen den Aktivbeteiligten (RG 51, 422; 68, 185; 66, 389; 
104, 108; 108, 329; JW 1913, 6821; Gruch 68, 317; 68, 586; RIA 7, 278; JFG 1, 876), 
ſowie, wenn zu der Einigung noch nicht die zur Rechtsänderung weiter erforderliche Ein⸗ 
tragung hinzugetreten ift (wie z. B. im Falle der Auflaſſung ohne bisher nachgefolgte Eigen, 
tumseintragung), auf Einwilligung in die Aufhebung der Einigung oder auf Verzicht auf 
die Rechte aus der Einigung (RG 108, 336; 111, 101; Gruch 68, 317). Selbſt ein ſolcher An⸗ 
ſpruch kann ausgeſchloſſen ſein: gemäß $ 814, wenn der Paſſibbeteiligte wußte, daß das Grund⸗ 
rechtsgeſchäft nichtig und er daraufhin nicht zu der Leiſtung verpflichtet war (RG 108, 383; 
Gruch 68, 318); auch (im Falle beiderſeitigen Verſtoßes gegen die guten Sitten) gemäß § 817 
(vgl. hierüber 8 925 A 6). Iſt inzwiſchen der Konkurs über das Vermögen des Aktivbetei . 
ligten eröffnet, ſo kann der Paſſivbeteiligte nur als Konkursgläubiger einen Anſpruch aus 
der Bereicherung gegen die Konkursmaſſe geltend machen (vgl. 88 3, 69 KO). Dabei iſt jedoch 
zu bemerken, daß hinſichtlich der Beſtellung einer Hypothek inſofern eine Ausnahme 
beſteht, als im Falle der Nichtigkeit des Grundrechtsgeſchäfts die für eine Forderung aus 
dieſem Rechtsgeſchäfte beſtellte Hypothek zwar an ſich ebenfalls rechtsgültig ift, die Hypo⸗ 
thek jedoch tatſächlich nicht für den Aktiobeteiligten entſteht, ſondern wegen Nichtigkeit 
der Forderung gemäß 88 1163 Abf 1 Satz 1, 1177 Abſ 1 kraft Geſetzes zur Grundſchuld 
des beſtellenden Eigentümers wird (MG 63, 189; 66, 101). Dies gilt auch dann, wenn 
die Forderung wegen Unſittlichkeit des Grundrechtsgeſchäfts (3. B. eines Verkaufs zum 
Zwecke des Bordellbetriebs, vgl. NG 63 S. 179, 346, 3867; 64, 146; 68, 97; 71, 488; 
75, 70; 78. 282; JW 06 S. 22610, 7638; 1911, 8172; 1912, 8534; Warn 1912 Nr 248; Gruch 
50, 927; 52, 1064) nichtig ift (RG 71, 485; JW 1911, 317°; 1912, 8584; 1918, 540%; Warn 
1912 Nr 243). Der Aktivbeteiligte kann in dieſem Falle die für ihn eingetragene Hypothek 
auch nicht im Klagewege geltend machen, da eben die Hypothek tatſächlich nicht ihm, ſondern 
dem Eigentümer zuſteht (RG 68, 97). Ausnahmen von dem Grundſatz der Unabhängigkeit 
der Einigung von dem Beſtande des Grundrechtsgeſchäfts ſind nur daun zuzulaſſen, wenn 
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ſolche durch den Inhalt der anzuwendenden beſonderen geſetzlichen Beſtimmungen gerecht⸗ 
fertigt werden (M& 111, 246; dgl. z. B. hinſichtlich des $ 188 Abi 2 [Wucher] RG 57, 973 
75,76; OSG 44, 188; eine Ausnahme gilt dagegen nicht für 88 VO gegen die Valutaſpekulation 
v. 8. 5. 28. Ne 111, 280). — Im übrigen iſt zu bemerken, daß, wenn das Grundrechts⸗ 
geſchäft nicht nichtig, ſondern nur anfechtbar iſt, die vor geſchehener Anfechtung er⸗ 
folgte Einigung eine das Grundrechtsgeſchäft unanfechtbar machende Beſtätigung im Sinne des 
$ 144 enthalten kann. Vgl. hierüber A 13 „klagbarer Anſpruch aus der Einigung“. — 
Tritt ein Vertragsteil von dem ſchuldrechtlichen Grundvertrag mit der Folge zurück, daß 


Kaufpreis unrichtig beurkundet worden iſt) nicht dahin Anwendung, daß auch die dingliche 
Einigung (das dingliche Erfüllungsgeſchäft) von der Nichtigkeit ergriffen würde; denn die 
dingliche Einigung, die unmittelbar eine Rechtsänderung zum Gegenſtande hat, ift nicht ein 
Teil des ſchuldrechtlichen Grundrechtsgeſchäfts, ſondern auch in dieſem Falle ein anderes 
ſelbſtändiges Rechtsgeſchäft (RG JWö1911, 653°, auch RG 104 S. 104 u. 298; JW 1926, 10297). 
Jedoch erſcheint es, insbeſondere auch in dem Falle der Gleichzeitigkeit der beiden Geſchäfte, 
mit Rückſicht auf die Vertragsfreiheit nicht ausgeſchloſſen, daß für die Einigung, ſofern es 
ſich nicht um eine Auflaſſung handelt ($ 925 Abſ 2, f. OLE 43, 219), die 1 Bei 

rundre = 
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(RS Warn 1926 Nr 40). Der Aktivbeteiligte kann daher auf Grund des Grundrechtsgeſchäfts 
verlangen, daß die Einigungserklärung von dem andern Teil (in dem erſten Beiſpiele von dem 
beſtellten Vormunde) rechtswirkſam wiederholt wird (RG 78, 377); es ſei denn, daß zwiſchen 
den Beteiligten vereinbart wäre, daß, wenn die dingliche Einigung nichtig ſei, auch das 
ſchuldrechtliche Grundgeſchäft nichtig fein ſolle (vgl. RG Warn 1926 Nr 40). Vgl. auch RG 
JW 08, 270° (ein bedingtes Grundrechtsgeſchäft wird durch ein vorzeitiges, unbedingtes Er⸗ 
füllungsgeſchäft, z. B. Auflaſſung, nicht ohne weiteres zu einem unbedingten). 

e) Was die Form der Einigung einerſeits und des Grundrechtsgeſchäfts anderſeits 
anlangt, ſo folgen ſie, wie ſie im Verhältniſſe zueinander ſelbſtändige Verträge ſind, auch 
jedes für ſich ihren eigenen Regeln. Nur inſofern ſtimmen dieſe Regeln überein, als grund⸗ 
ſätzlich für beide Rechtsgeſchäfte Formfreiheit beſteht (Rc 48, 135; 50, 82; 54, 179; 
Gruch 46, 901; 51, 987; Seuffa 59 Nr 183). Für die Grundrechtsgeſchäfte gelten aber 
verſchiedene Ausnahmen (vgl. z. B. 88 311, 313, 518, 761, 780, 781, 1017). Hat insbeſondere 
das Grundrechtsgeſchäft die Übertragung des Eigentums an einem Grundſtücke zum Gegen⸗ 
ſtande, fo bedarf es der im § 313 Satz 1 vorgeſchriebenen Form. Betrifft die Einigung eben⸗ 
falls eine ſolche Eigentumsübertragung, ſo muß ſie nach $ 925 in der Form der Auflaſſung er- 
klärt werden. Dabei gilt nach § 313 Satz 2 die Beſonderheit, daß das ohne die Beobachtung 
der Form des § 313 Satz 1 geſchloſſene Grundrechtsgeſchäft durch die Auflaffung und Ein⸗ 
tragung gültig wird. — Im übrigen gilt nur noch bezuglich der ſich auf Anderungen der Rechts⸗ 
verhältniſſe an Grundſtücken beziehenden Einigung des § 873 Abſ 1 die Sonderbeſtimmung 
des Abſ 2, wonach die formloſe Einigung fo lange widerrufen werden kann, als nicht die Ein⸗ 
tragung erfolgt (MG 60, 262) oder von den verſchiedeuen dort aufgeführten, die Bindung be⸗ 
wirkenden Formen eine beobachtet worden iſt (f. A 13). Daraus iſt nicht, wie in der Rechts ⸗ 
lehre geſchehen iſt, zu folgern, daß ein „Vorvertrag“, durch den die Verpflichtung zur Herbei- 
führung der Rechtsänderung rechtsverbindlich begründet werden ſolle, einer dieſer Formen 
bedürfe. Ein Vorvertrag zu der Einigung in dem Sinne einer Voreinigung wäre, wenn er 
überhaupt über die Stufe einer für die Rechtsgeſtaltung bedeutungsloſen Vorbeſprechung 
hinaus gediehen fein ſollte, in Wirklichkeit die Einigung ſelbſt. Tatſächlich iſt ein Vorvertrag, 
wenn er auf die Verpflichtung zur Herbeiführung der Rechtsänderung gerichtet ift und ſomit 
die Verpflichtung zu einer künftigen Einigung in ſich ſchließt, nichts anderes als das ſchuld⸗ 
rechtliche Grundrechtsgeſchäft, das die Bewirkung der Nechtsänderung zum Gegenſtande hat 
(ogl. RG 86, 38; 86, 36). Die Beſtimmung im Abſ 2 8 873 bezieht ſich lediglich auf die ding. 
liche Einigung (im Sinne des Abſ 1 8 873) und kommt für das Grundrechtsgeſchäft gar nicht 
in Betracht; auch enthält ſie überhaupt nicht eine Formvorſchrift, ſondern ſie betrifft 
nur die Frage der Bindung (der Unwiderruflichkeit, |. $ 130) vor erfolgter Eintragung 
(ſ. A 18, vgl. RG 48, 133; 50, 82; Gruch 46, 901; R 11. 10. 06 V141/06; OLG 2 S. 50, 315; 
22, 196; 23, 317). Allerdings kann die nicht in einer der Formen des Abſ 2 erklärte Einigung 
von dem Paſſivbeteiligten vor der Eintragung widerrufen werden, auch wenn er zufolge des 
Grundrechtsgeſchäfts, mag dieſes auch ebenfalls formlos geſchloſſen ſein (abgeſehen von den 
Ausnahmefällen), zur Bewirkung der Rechtsänderung verpflichtet iſt. Ein ſolcher Widerruf 
nützt aber dem Paſſivbeteiligten nichts. Denn ſeine Verpflichtung aus dem Grundrechtsgeſchäft 
bleibt beſtehen und er kann im Rechtswege zur Erfüllung dieſer Verpflichtung (J. unten „Erſatz 
der Einigung“) angehalten werden (RG 11. 10. 06 VI 41/06). Anderſeits wird das Grund⸗ 
rechtsgeſchäft, wenn einer der Ausnahmefälle vorliegt und die hierfür vorgeſchriebene Form 
fehlt, nicht dadurch gültig, daß eine der Formen des Abſ 2 8 873 eingehalten wird, ſofern nicht 
dieſe Form zugleich die für das betreffende Grundrechtsgeſchäft vorgeſchriebene Form erfüllt 
(wie z. B. im Falle der gerichtlichen oder notariellen Beurkundung eines Schenkungsver⸗ 
ſprechens, 88 873 Abſ 2, 518 Abſ1 Satz 1); denn Abſ 2 8 873 hat eben für das Grundrechts. 
geſchäft keine Geltung. — Nach 8 1260 Ab] 1 Satz 2 findet der Abſ 2 8 873 auch auf die Be 
ſtellung eines Pfandrechts an einem Schiffe Anwendung. In den übrigen Fällen der dinglichen 
Einigung (bezüglich beweglicher Sachen Eigentumsübertragung, Beſtellung eines Nießbrauchs, 
eines Pfandrechts, 88 929, 1032, 1205, Beſitzeinränmung gemäß § 854 Abſ 2) kommt die 
Notwendigkeit einer Form überhaupt nicht in Frage. Aber auch in den Fällen der 98 873, 1260 
(oinelehen von der Übertragung des Eigentums an Grundſtücken, 8 925, der Beſtellung und 

bertragung des Erbbaurechts, früher SS 1015, 1017, jetzt VO v. 15. 1. 19, und der 
andern den Landesgeſetzen zur Regelung vorbehaltenen Rechten mit Grundſtücksnatur, 
Artt 63, 68, 196 EG, bei denen die erforderliche Einigung bei gleichzeitiger Anweſenheit 
beider Teile vor dem Grundbuchamt erklärt werden muß), bedarf die Einigung zur 
Wirkſamkeit an ſich keiner Form (RG 89, 32; 89, 373; 108, 148). Tritt zu der 
Einigung das andere Erfordernis für die Rechtsänderung, die Eintragung in das Grundbuch 
(oder in das Schiffsregiſter, 9 1260 Abſe 1 Satz 1), hinzu, ſo iſt die Einigung, auch wenn ſie 
formlos erklärt worden ift, unwiderruflich und die Rechtsänderung rechtswirkſam vollzogen 
(RG 60, 263; Warn 1911 Nr 83). Der Umſtand, daß die Einigung, ſolange ſie vor der 
Eintragung nicht in einer der Formen des Abſ 2 8 873 erklärt worden war, hätte widerrufen 
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werden können, ändert hieran nichts, wenn tatſächlich nicht widerrufen worden iſt. — Daß 


die Einigung, um die Rechtsänderung fachlich wirkſam herbeizuführen, der Eintragung 


Eintragungsbewilligung des Paſſivbeteiligten allein zur Rechtfertigung des Eintragungs⸗ 
antrags genügend (vgl. Vorbem 3b). Dieſer Antrag kann nach § 13 Abs 2 GBO von dem 
Paſſivbe teiligten ſelbſt geftelit werden, ſo daß es zur Herbeiführung der Eintragung einer Aus⸗ 
händigung der Eintragungsbewilligung an den Aktivbeteiligten und eines Antrags von ſeiner 
Seite nicht bedarf. Liegt freilich der Eintragungsbewilligung tatſächlich eine Einigung beider 
Teile nicht zugrunde oder erfolgt die Einigung nicht noch nach der Eintragung (z. B. wenn 
der Eigentümer eine Darlehnshypothek hat eintragen laſſen in der Annahme, er werde ſich 
demnachſt mit dem als Hypothekengläubiger Bezeichneten über die Hergabe des Dar- 
lehus und die Be tellung der Hypothek dafür einigen können), ſo iſt die Eintragung nichtig. 


bewillige, und die Erklärung des Akttobeteiligten, daß er damit einverſtanden ſei (vgl. RE 
62, 378). Anderſeits ift es nicht notwendig, daß eine Vereinbarung über die Eintragung noch 


wie die Einigung oder ein Teil dieſer, ſondern ein an ſich davon verſchiedenes Rechtsgeſchäft, 
wenn auch im einzelnen Falle die Erklärungen der Einigung und die Bewilligung der 
Eintragung ſich decken können (vgl. RG 54, 384; 89, 32; 89, 371; 356 2, 888; ſ. über Unzu⸗ 
täjligteit ihres Widerrufs A 70 a. E). Anderſeits ift ſedoch zu beachten, daß im $ 19 00 
nur zur Verkehrserleichterung die Eintrag ungsbewilligung des Paſſipheteiligten allein zur 
Bewirkung der Eintragung für Sebi end erklärt iſt. Wenn dem Grundbuchamte in einer 
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buchmäßigen Ausdruck gebracht werden kann (z. B. genügt im Falle der Übertragung einer 
Hypothek nicht Bewilligung der Umſchreibung; KG 40 A 268; OLG 25, 374). Für die 
Eintragungsbewilligung gilt auch, ebenſo wie für die Einigung (ſ. A 7a), die Vorſchrift des 
8 181, wonach, wenn nicht einer der dort vorgeſehenen Ausnahmefälle vorliegt, der Paſſiv⸗ 
beteiligte oder deſſen gewillkürter oder geſetzlicher Vertreter nicht die Eintragung einer Rechts ⸗ 
änderung zu ſeinen eigenen Gunſten bewilligen darf (KGJ 37 A 288; 41, 168, 47 148). 
Die Eintragungsbewilligung muß deutlich und unmittelbar verftändlich fein. Der Grund- 
buchrichter hat ſich auf Auslegung unklarer Bewilligungsurkunden nicht einzulaſſen (OLG 
18, 233; 21, 4; KJ 53, 207). Dadurch wird nicht ausgeſchloſſen, daß in der Eintragungs⸗ 
bewilligung auf andere den Formvorſchriften des § 29 GBO entsprechende Urkunden oder 
auf ſolche Urkunden, welche durch körperliche Verbindung gemäß § 176 Abſ 2 F zu Anlagen 
gemacht worden ſind, verwieſen wird; denn auch in dieſem Falle handelt es ſich tatſachlich 
nur um eine einheitliche Eintragungsbewilligung (KJ 48, 175; 58, 207; 336 1, 281). 
Grundſätzlich unterliegt auch die formellrechtliche Eintragungsbewilligung der Auslegungs⸗ 
vorſchrift des § 133 (JF 1, 2817 1, 284). Über den Inhalt der bei der Auflaſſung abzu⸗ 
gebenden Erklärungen vgl. 8 925 A 13. — Gegenüber dem Grundrechtsgeſchäfte 
iſt eine wörtliche oder (in einer Urkunde) räumliche Sonderung der Einigungs⸗ 
erklärungen nicht erforderlich; es können beide Akte äußerlich vereint erſcheinen 
(vgl. M 1, 128; R Gruch 58, 1015). Namentlich bezüglich beweglicher Sachen, hinſichtlich 
deren die Selbſtändigkeit der Einigung als eines beſonderen dinglichen Vertrags überhaupt 
weniger als im Falle des § 873 ($ 1260) und insbeſondere des 8 925 hervortritt, werden 
häufig Grundrechtsgeſchäft und Einigung (Erfüllungsgeſchaft) zuſammenfallen und wird auf 
der Grundlage des Grundrechtsgeſchafts die Einigung als ſtillſchweigend vollzogen zu gelten 
haben (3. B. wenn auf Grund Kaufgeſchäfts die verkaufte Sache ſofort übergeben wird; vgl. 
R JW 1912, 129%). Aber auch iin Falle des 5 873 (3 1260) wird (abgeſehen von der Auf, 
laſſung) ſich die Einigung unter Umſtänden aus den beim Abſchluſſe des Grundrechtsgeſchafts 
abgegebenen Erklärungen ohne weiteres ergeben konnen. 

e) Ein Erſatz der Einigung kann, wenn ein zur Mitwirkung bei Vornahme der Rechts. 
änderung auf Grund eines Grundrechtsgeſchäfts Verpflichteter, ſei es der Paſſivbeteiligte 
oder auch (3. B. bei der Auflaſſung) der Aktivbeteiligte, ſich weigert, ſeiner Verpflichtung 
nachzukommen, durch ſeine rechtskräftige Verurteilung zur Abgabe der betreffenden Eini⸗ 
gungserklärung gemäß 8 894 Abs 1 ZPO herbeigeführt werden. Ein derartiger Erſatz findet 
beſonders häufig bezuglich Abgabe einer Auflaſſungsertlärung ſtatt. In dieſer Hinſicht wird 
auf 8 925 A 11, 13 verwieſen, die entſprechend auch für andere Rechtsanderungen gelten. 
Bezuͤglich der übrigen Fälle der Einigung des 8 873, bei denen die Abgabe der Einigungser 
flärungen beider Teile vor dem Grundbuchamte nicht erforderlich, ift jedoch zu bemerken, 
daß mit der Rechtskraft des Urteils gegen den einen Teil die Einigung ohne wei⸗ 
teres als vollzogen gilt, da die Einigungserklarung des andern Teiles bereits in der 
Klage enthalten iſt. Daß der Verurteilte an die durch das Urteil erſetzte Erklarung gebunden 
iſt und ein Widerruf nicht stattfindet, folgt aus dem Weſen eines rechtskräftigen Urteils (M 
3, 197). — Soll in dieſen Fällen eine Eintragung in das Grundbuch erfolgen (was z. B. bei der 
Übertragung einer Briefhypothek zur Bewirkung der Rechtsänderung nicht erforderlich iſt, 
. A 12, auch OLG 1, 364), jo genügt formellrechtlich zur Vornahme der Eintragung die Ver 
urteilung des Paſſivbeteiligten zur Bewilligung der Eintragung im Sinne des $ 19 GBO. 
Dabei braucht die Urteilsformel nicht notwendig die Worte „Bewilligung der Ein⸗ 
tragung“ zu enthalten. Es genügt, wenn aus dem geſamten Urteile im Wege der Auslegung 
(8 183) zweifelsfrei zu erſehen iſt, daß und hinſichtlich welcher Rechtsänderung die Verurteilung 
zur Eintragungsbewilligung ausgeſprochen fein ſoll (vgl. NGG 48, 400; Kg 21 A 281). — 
Das Urteil erſetzt auch die für die Eintragungsbewilligung im $ 29 Abſ 1 GBO vor- 
geſchriebene Form. Der Aktivbeteiligte kaun unter Vorlegung des mit Rechtskraftzeugnis 
verſehenen Urteils durch formloſen Antrag (88 13, 30 GG) die Eintragung herbeiführen. 
Er muß aber ſelbſtverſtändlich die auch im Falle freiwilliger Eintragungsbewilligung des 
Paſſivbeteiligten noch jonft etwa zur Eintragung erforderlichen Nachweiſe erbringen. 
Der Grundbuchrichter hat zwar die ſachliche Richtigkeit des Urteils nicht e e Wohl 
aber liegt ihm trotz des Urteils insbeſondere ob, zu prüfen, ob der zur Bewilligung der Ein 
tragung Verurteilte auch wirklich zur Verfügung über das Recht, das geändert werden ſoll, 
berechtigt iſt, da das Urteil nur die Abgabe der Willenserklärung erſetzt (& J 51, 194; 
[ORG 39, 240 ]). Hinſichtlich der ſonſt erforderlichen Genehmigung von Behörden ſowie 
von dritten Perſonen ſ. jedoch $ 925 A 11. — Soll die Eintragung gegen einen 
andern als den Verurteilten erfolgen, ſo muß, ſoweit nach den Vorſchriften der RO 
gegen einen andern als den Schuldner ein Urteil überhaupt wirkſam und eine Zwangs⸗ 
vollſtreckung zuläſſig iſt (z. B. gegen einen Rechtsnachfolger, einen Nacherben, einen Erben 
im Verhältniſſe zum Teſtamentsvollſtrecker nach Maßgabe der 88 825—827 3 PO), eine gegen 
den andern erteilte Vollſtreckungsklauſel (vgl. 88 727 bis 730 ZPO) beigebracht werden. 
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Hinſichtlich des Falles der Abhängigkeit der Urteilsvollſtreckung von einer Zug um Zug zu 
bewirkenden Gegenleiſtung (§ 726 Abſ 2 ZPO) f. 8 925 A 11. 
8. Der Berechtigte im Sinne des 8 873 ift der Paſſivbeteiligte, alſo derjenige, der 
Grundeigentum überträgt oder mit einem Rechte belaſtet oder ein ſolches Recht überträgt oder 
belaſtet. Er iſt der nämliche wie der, deſſen Recht im Sinne des § 19 GBO von der Eintragung 
der Rechtsänderung betroffen wird (K GJ 37 A 287; 43, 229; RJA 12, 162). Regelmäßig 
iſt er der Inhaber des Rechts, ausnahmsweise, nämlich dann, wenn die Verfügungsmacht 
einem andern als dem er des Rechts zuſteht, der Inhaber der Verfügungsmacht (KGJ 
37 A 286; 43, 256; 336 1, 340). Berechtigte der letzteren Art find Teſtamentsvollſtrecker, 
Nachlaßverwalter, Konkursverwalter, welche die Verwaltung über Sondermaſſen kraft Amtes 
ausüben (KON 33 A 164; 40, 278; 336 1, 340). Auch der Ehemann und der überlebende 
Ehegatte im Güterſtande der Gütergemeinſchaft, die aus eigenem Recht und in eigenem 
damen hinſichtlich des gemeinſchaftlichen Vermögens zur geſamten Hand für die Gemein- 
ſchaften handeln dürfen, ſind als ſolche Berechtigte zu erachten (KGGJ 22 A 134; JF G 1, 340). 
Damit die Einigungserklärung des Berechtigten in Verbindung mit der Erklarung des andern 
Teiles und der Eintragung die Rechtsänderung herbeiführt, muß der Berech tigte befugt ſein, 
über das Grundſtück oder das Recht am Grundſtück zu verfügen (vgl. RG 54, 364; 106, 189; 
RIA 9, 274). Denn die Einigung iſt eine Verfügung (RIA 9, 275; 12, 162). Hierunter 
verſteht das BOB in den zahlreichen Vorſchriften (vgl. z. B. 88 135, 137, 161, 184, 185, 
883, 892, 893, 1048, 1074, 1124, 1126, 1165, 1189, 1282, 2033 und verſchiedentlich auf 
dem Gebiete des ehelichen Güterrechts), in denen es von einer „rechtsgeſchäftlichen Ver⸗ 
fügung ſpricht, im Gegenſatze zu dem eine Verpflichtung zur Verfügung begründenden 
(ſchuldrechtlichen) Rechtsgeſchäfte einen Vertrag oder ein einſeitiges Rechtsgeſchäft, wo⸗ 
durch unmittelbar das Eigentum oder ein Recht an einer Sache oder auch ſonſt ein 
Recht übertragen , belaſtet, geändert oder aufgehoben werden ſoll (vgl. RG 49, 416; 
5 15 2, 200; 9, 276; Kg 28 4 186; Os 5, 418; 7, 8). Ein ſolcher Vertrag iſt die 
Sachen 971 $ 878, wie überhaupt der dingliche Vertrag, auch bezüglich beweglicher 
sachen (. A 7) während gz. B. die Rechtsaufhebungserklärung des Berechtigten im § 875 
125 Rech and rechtsgeſchäfſſiche Verfügung ift (RIA I, 275). Allerdings muß zur Vollendung 
Beten E in a noch ein anderer Tatumſtand, die Eintragung (die Übergabe), hinzu⸗ 
6 IR dieſer Tatumſtand ift aber nicht rechtsgeſchäftlicher Natur und kann daher nicht zu 
en Begriffsmerkmalen der rechtsgeſchäftlichen Verfügung gehören. Wenn dieſe auch ohne 
Dinzufritt der Eintragung der Übergabe) den verfolgten Zweck nicht erreicht, fo bleibt fie des 
halb doch immer eine Verfügung, die nicht wirkungslos iſt. Ini Sinne des 8 873 iſt daher 
bereits die Einigungsertlärung des Berechtigten in Verbindung mit der des andern 
Teiles eine Verfügung, nicht liegt = dann eine Verfügung vor, wenn auf Grund der Einigung 
die Eintragung der Rechtsänderung erfolgt iſt (ſtr., RIA 9, 276; OLG 7, 50; 356 2, 412). Dies 
iſt wichtig für den Fall, daß ein Nichtberechtigter die verfügende Einigungserklärung abgibt. 
Es kann dieſe Erklärung dann gemäß $ 185 Abi 2 durch Genehmigung des Berechtigten ſchon vor 
der Eintragung Wirkſamkeit erlangen (RG 54, 362; JW e 1911, 976°; RIA 2, 250; KJ 21 A 
150; 26 A 145; OLG 5 S. 418, 419; SeuffAl 57 Nr 10). liber Erteilung der Genehmigung 
bes Berechtigten zu der Auflaſſung eines Nichtberechtigten und über die erforderliche Zu⸗ 


ſtimmung we abe „unftalfungserffärung vgl. § 925 A 7, 11. Solange aber die os 
nehmigung! erechtigten nicht erteilt worden, iſt di i Eini rklärung des 
Richtberechtigten unwirkſam und ebenso bie en, iſt die verfügende Einigungserklärung 


un auf Grund der Einigung etwa erfolgte Eintragung 
(RG 54 300; 106, 139; DLOB, 188). Beſtellt freilich ein b eceigter (8. G. der Käufer vor 
ber eauflafſin) ein Hecht am Önmnoftüc (g. B. Hypothek, Vorkaufsrecht), fo wird die Einigung 
zwiſchen ihm und dem andern Teile durch ſpäteren Erwerb des Grundſtücks (Eintragung 
eines Eigentums) gemäß $ 185 Abs 2 (Erwerb des Gegenſtandes) wirkſam (vgl. RG 77, 87; 
Os 5, 418). Abgeſehen hiervon müſſen das Recht und die Verfügungsmacht des Be⸗ 
rechtigten bis zur Vollendung der Rechtsänderung fortdauern, alſo, wenn zur 
Rechtsänderung die Eintragung erforderlich ift, noch zur Zeit dieſer, bei der Abtretung einer 
Briefhypothek ($ 1154 Abſ 1) nod) zur Beit der Briefübergabe vorhanden fein (KJ 37 A 289; 
40, 278; 336 1,341). Dies gilt auch für ſolche Verfügende, denen kraft Amtes die Verfügungs⸗ 
macht zuſteht, ohne ſelbſt Inhaber des Rechts zu ſein (. oben), fo daß z. B., wenn nach der 
Eintragungsbewilligung des Konkursverwalters der Konkurs aufgehoben wird, zur Vornahme 
der Eintragung eine neue Bewilligung des bisherigen Gemeinſchuldners als des nunniehr 
Berechtigten erforderlich iſt (OLG 26, 4; RIA 12, 158; Jh 1, 341). Daß gleiches aber auch 
für verfügungsberechtigte Verwalter von ehelichem Geſamtgut (f. oben) zu gelten hätte, iſt 
wenigſtens dann nicht anzunehmen, wenn das Recht der andern, von den Verfügenden zu⸗ 
gleich vertretenen Gemeinſchafter bis zur Vollendung der Rechtsänderung fortbeſteht; daher 
iſt es z. B. unſchädlich, wenn ein ſolcher Verfügender nach der von CM erllärten Eintragungs- 
bewilligung ſtirbt (JSG 1, 338). Vgl. auch $ 878 über Einflußloſigkeit einer nachträglichen 
Beſchränkung des Berechtigten in der Verfügung. — Der Paſſivpbeteiligte kann auch dann 
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Berechtigter fein, wenn er als folder im Örundbucdhe nicht eingetragen 
iſt. So z. B. iſt Berechtigter: der nicht eingetragene Erbe ($ 1922) des als Inhaber des 
Rechtes noch im Grundbuche eingetragenen Erblaſſers; der als Hypothekengläubiger nicht 
eingetragene Eigentümer oder perſönliche Schuldner, auf den eine Hypothek kraft Geſetzes 
übergegangen iſt (88 1143, 1163, 1164, 1168 uſw.; vgl. dazu RG 52, 208; OLG 8, 188). Ein 
ſolcher Berechtigter kann materiell wirkſam verfügen, ohne ſich zuvor als Berechtigter ein⸗ 
tragen zu laſſen. 8 873 macht die Wirkſamkeit der Einigung nicht, wie freilich 8 828 € I, 
von der Eintragung des Ballivbeteiligten abhängig. Er erfordert nur, daß der Paſſiv⸗ 
beteiligte wirklich Berechtigter iſt (Prot 3, 54; RS 54, 364; Os 8, 189). Allerdings 
ſoll nach §S 40 Abf 1 G80, ſoweit nicht einer der Ausnahmefälle der 88 40 Abi 2, 41 
GBO vorliegt, eine Eintragung nur erfolgen, wenn der Paſſivbeteiligte als Berechtigter 
eingetragen iſt. Dies iſt jedoch nur eine Ordnungsvorſchrift, deren Nichtbeobachtung auf 
die Wirkſamkeit der Eintragung oder gar der Einigung keinen Einfluß ausübt. Anderſeits 
aber ſind die Fälle, in denen der Paſſivbeteiligte ohne Eintragung Berechtigter iſt, nur 
Ausnahmefälle. In der Regel kann der Paſſivbeteiligte nicht anders Berechtigter geworden 
ſein, als durch rechtsgeſchäftlichen Erwerb nach Maßgabe des § 873, und dann muß er als 
Inhaber des Rechtes eingetragen fein. Daher iſt in ſolchen Regelfällen der Paſſivbeteiligte 
vor erfolgter Eintragung auch dann Nichtberechtigter, wenn er ſich mit dem Inhaber des 
Rechtes hinſichtlich der Rechtsänderung zu ſeinen Gunſten geeinigt hat, ſo z. B., wenn er 
von dem eingetragenen Gläubiger eine Buchhypothek übertragen erhalten hat (88 1154 
nf 3, 873; RG 54, 365). Jedoch kann auch die aus dem Mangel der Eintragung folgende 
Nichtberechtigung durch die vorherige Einwilligung oder die nachträgliche Genehmi⸗ 
gung des Berechtigten geheilt werden. Der Paſſivbeteiligte wird zwar hierdurch nicht 
Berechtigter, aber feine Verfügung erlangt gemäß 8 185 Abſ 1, 2 in der Weiſe Wirk; 
ſamkeit, wie wenn ſie von vornherein von dem Berechtigten ſelbſt vorgenommen worden 
wäre (vgl. RG 54, 366; Seuffl 57 Nr 7; RIA 2, 250; 3, 263; OO 5, 418; 5, 420; 7,49; 
KJ 47, 158). So kann z. B., wenn der Erwerber eines Grundſtücks nach der von dem 
Eigentümer an ihn erteilten Auflaſſung das Grundſtück an einen weiteren Erwerber auf⸗ 
läßt, dieſer als Eigentümer eingetragen werden, ohne daß es der vorherigen Eintragung 
des Erſterwerbers bedarf, ſofern der Erſtveräußerer zu der Auflaſſung an ihn feine Ein 
willigung erteilt hat oder feine Genehmigung erteilt (GJ 47, 158). Dabei wird, ſofern 
nicht uk Umſtände für Gegenteiliges ſprechen, die Einwilligung des Erſterwerbers 
ohne weiteres in der dem Erſterwerber von ihm erteilten age zu finden fein (KGJ 
47, 161). Über die Pflicht des Grundbuchamts zur Prüfung der Verfügungsbefugnis des 
Paſſivbeteiligten ſ. Vorbem 3. — Wird die Einigungserklärung des Paſſivbeteiligten durch Urteil 
gemäß 8 894 ZPO erſetzt (. A 70 „Erſatz der Einigung“) und iſt der Baffivbeteiligte zwar 
Berechtigter, aber nicht im Grundbuche eingetragen, oder fehlen gewiſſe Urkunden zum Nach. 
weiſe feiner Legitimation, fo werden dem Aktivbeteiligten Hilfsmittel gegeben durch $ 14 
GBO zwecks Herbeiführung der Eintragung und durch 88 792, 896 BRD zwecks 
Beſchaffung der betreffenden Urkunden (z. B. eines Erbſcheins). Hat der Aktivbeteiligte gegen 
den Paſſivbeteiligten einen vollſtreckbaren Titel und ſteht dieſem ein Anſpruch auf Berichti- 
gung des Grundbuchs ($ 894) gegen den ſtatt feiner zu Unrecht als Rechtsinhaber Eingetragenen 
zu, ſo kann jener ſich dieſen Anſpruch auch überweiſen laſſen und dann gegen den Eingetragenen 
Klage auf Bewilligung der Eintragung des Paſſiobeteiligten erheben (vgl. RG 59, 293; 64, 165; 
OLG 2, 152; 7, 315; 10, 388; 13, 12; 14, 185). 

9. Der andere Teil, der bei der Einigung mitwirken muß, iſt derjenige, zu deſſen Gunſten 
die Rechtsänderung herbeigeführt werden foll, der Aktivbeteiligte. Er iſt nach $ 13 Abſ 2 
GBO auch zum Antrage auf Eintragung der Rechtsänderung berechtigt. Da die Einigung ein 
(zweiſeitiger) Vertrag iſt, kann nicht ein und dieſelbe Perſon Paſſivbeteiligter und zugleich 
Aktivbeteiligter ſein. Vgl. hierüber ſowie über die Ausnahmen er 88 1009, 1196 und ferner 
darüber, daß unter gewiſſen Vorausſetzungen die beiden Beteiligten bei der Einigung, ins. 
beſondere der Auflaſſung, durch die nämliche Perſon vertreten werden konnen, A 7a und $ 925 
A 11. Iſt ein angeblicher Vertreter im Namen des Aktivbeteiligten aufgetreten, exiſtiert 
aber tatſächlich der Aftivbeteiligte nicht (hat z. B. der Grundſtückseigentümer die Eintragung 
einer Hypothek gegenüber einem angeblichen Vertreter einer Geſellſchaft m. b. H. für dieſe 
bewilligt, iſt aber die Geſellſchaft nicht zur Entſtehung gelangt), ſo iſt die Einigung nichtig 
(JFG 2, 340). Gleiches gilt, wenn der als Vertreter Aufgetretene (3. B. Handelsvertretung 
eines ausländiſchen Staates) keine Rechtsperſönlichkeit beſitzt (OLG 43, 211). — Soll eine 
Hypothek und zugleich ein Nießbrauch an der Hypothek (4. B. durch Zuweiſung des Zins⸗ 
genußrechts) beſtellt werden, ſo müſſen bei der Einigung der Eigentümer, der Hypotheken⸗ 
gläubiger und der Nießbraucher mitwirken (vgl. 20 Warn 1913 Nr 260). Formellrecht⸗ 
lich aber genügt die Eintragungsbewilligung des Eigentümers allein, da er dem Gläu- 
biger die Hypothek nur mit der Einſchränkung beſtellt, daß einem Dritten der Nießbrauch 
zufteht, mithin nur er, nicht auch der Gläubiger Paſſivbeteiligter im Sinne des 8 19 GBO 
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iſt (KJ 48, 227). — Wegen Übertragung eines Miteigentumsanteils an einem Bergwerk 
auf eine zugleich zu begründende Gewerkſchaft vgl. Kc 30 A 180. 

10. Außer der Einigung iſt zur Herbeiführung der Rechtsänderungen, die unter 8873 fallen, 
die Eintragung der Rechtsänderung notwendig. Fehlt eines der beiden Erforderniſſe, 
ſo tritt die Rechtsäuderung nicht ein, insbeſondere hat auch die Eintragung, wenn ihr nicht eine 
Einigung vorangegangen iſt oder nachfolgt, keine Wirkung ( RG 70,356; KJ 21A 157; JF G4, 321). 

ie Eintragung begründet dann zwar gemäß $ 891 eine Vermutung für das Beſtehen des einge- 
tragenen Rechtes, jedoch wird dieſe Vermutung durch den Nachweis des Fehlens der Einigung 
widerlegt. Der durch die Eintragung Verletzte hat nicht etwa bloß einen perſönlichen An⸗ 
ſpruch gegen den Aftivbeteiligten auf Beſeitigung der Eintragung, wie wenn dieſe an ſich zu 
Recht beſtände, ſondern die Eintragung ohne Einigung ift nichtig und dem Verletzten ſteht gegen 
den durch ſie Begünſtigten ein dinglicher Anſpruch auf Berichtigung des Grundbuchs gemäß 
8 894 zu, ſoweit nicht ein inzwiſchen erfolgter Rechtserwerb eines Dritten im Vertrauen auf den 
öffentlichen Glauben des Grundbuchs (8 892) entgegenſteht (RG 70, 356). Über die anderſeits 
dem Paſſivbeteiligten auch nach der Einigung verbleibende Verfügungsbefugnis, ſolange die 
Eintragung nicht bewirkt iſt, vgl. A 13. — Erfolgt die Einigung erſt nach der Eintragung 
(J. über die Zuläſſigkeit A 70), fo iſt die Rechtsänderung erſt mit dieſem Zeitpunkte wirkſam 
vollzogen. Wenn jedoch durch die Eintragung das Grundſtück zugunſten des Aktivbeteiligten 
mit einem Rechte belaſtet worden ift, gilt nach § 879 Abſ 2 hinſichtlich des Ranges dieſes 
Rechtes inſofern eine Ausnahme, als für das Rangverhältnis die Eintragung auch dann maß⸗ 
bend iſt, wenn die Einigung erſt nach der Eintragung zuſtande gekommen iſt. — Die 
Eintragung muß mit der Einigung in innerem Zuſammenhang ſtehen und die näm⸗ 
Nah Rechtsänderung wie dieſe zum Gegenſtande haben, da g 873 zur Vollziehung der 

echtsänderung erfordert Einigung über den Eintritt dieſer Rechtsänderung und Eintragung 
Ben a dieſer Rechtsänderung und ſonach Einigung und Eintragung hinſichtlich der 
2 3t3änderung ſich decken müſſen (ftr.; KGJ 51, 190; ZW 26, 17%). Daher wird, wenn 
deres — . über eine Rechtsänderung zwar eine Eintragung gleichen Inhalts 
Ein 8 1 ſie aus anderer rechtlicher Veranlaſſung erfolgt iſt, eine neue 
Rechtaande nicht erübrigt und durch die Einigung ohne ſolche neue Eintragung die 
{off änderung nicht vollzogen (RC 51, 190; Od 45, 186; vgl. bezüglich der Auf. 
De Beispiel in 9. 020 U 0 Sti mmt das Eingetragene nicht mit dem Inhalt 
5 ber b überein, ſo iſt das eingetragene Recht nicht zur Entſtehung gelangt und iſt 
1 uud buch unrichtig (NG 108, 149; KJ 53, 174), es ſei denn, daß nach der Ein⸗ 
kragung eine Bann erfolgt oder aus dem Verhalten der Beteiligten zu entnehmen iſt 

* 20 das vermer te Recht ſo, wie es eingetragen ſteht, Veſtand haben ſoll (NG 108, 148), 
A er daß im Sinne des $ 140 (Umgeſtaltung) anzunehmen ift, es würden die Beteiligten 
u Kenntnis der Nichtigkeit das betreffende Recht auch ohne den nicht eingetragenen Teil 
des Rechtsinha 8 (3. B. bei einer Hypothekbeſtellung ohne die vereinbarte aber nicht ein⸗ 
getragene Kündigungsbeſtimmung oder Goldklauſel [ſ. $ 1115 A 8]) zu begründen gewollt 
haben (vgl. Rch 108, 149; KJ 42, 260; 53, 175; 8 874 A 2). Jedoch iſt, wenn eine dem 
105 Rechte (abgeſehen von der Übertragung des Eigentums [$ 925 Abſ 2] und des Erb⸗ 
baurechts [VO v. 15.1. 19 $11]) geſetzte Bedingung oder Befriſtung nicht eingetragen iſt (oder 
im Falle unzulaſſiger Bezugnahme auf die die Bedingung oder Vefriſtung enthaltende Eintra⸗ 
gungsbewilltgung als nicht eingetragen anzufehen iſt [8 874 A 2, 4, trotzdem das Recht als zur 
Entſtehung gelangt zu erachten, und zwar mit der Bedingung oder der Befriſtung, da nur 
inſoweit die erforderliche Einigung vorliegt und die Eintragung weitergehend ein unbeſchränktes 
Recht enthält; die Nichteintragung der Bedingung oder Befriſtung hat nur die Folge, daß 
dieſe Beſchrankung nach $$ 892ff. gegenüber gutgläubigen Dritten ohne Wirkung iſt (tr.; 
val. R 106, 113). Iſt bei der Auflaſſung eines Grundſtücks dieſes irrig bezeichnet worden 
und ſtimmt daher die daraufhin auf das bezeichnete Grundſtück erfolgte Eintragung des Eigen ⸗ 
tumsübergangs mit dem wirklichen Willen aller Beteiligten nicht überein (ift z. B. nach Auf- 
laſſung von Parzellen eines Grundſtücks an A und B zufolge Verwechſlung bei Abgabe der 
Auflaſſungserklärungen die Parzelle 1 für A ſtatt für B und die Parzelle 2 für B ſtatt für A 
eingetragen worden), fo iſt nicht die Auflaſſung nichtig (ſ. § 925 A 6), wohl aber die Eintragung 
und kann, wenn die unrichtige Bezeichnung durch übereinſtimmende Erklärungen der Be- 
teiligten oder durch Urteil feſtgeſtellt wird, im Wege der Berichtigung des Grundbuchs (8 22 
G80) die erfolgte Eintragung beſeitigt und die Eintragung des Erwerbers auf das richtige 
Grundſtück vorgenommen werden (vgl. RG 60, 340; OLE 40, 260). — Über die Voraus⸗ 
ſetzungen, unter denen eine Eintragung vom Grundbuchamte vorgenommen werden darf, 
trifft nicht das BGB, ſondern die GB Beſtimmungen, die nur als Ordnungsvorſchriften 
gelten. Jusbeſondere kommen in Betracht: § 19, Eintragungsbewilligung des Paſſiv⸗ 
beteiligten, nebſt der Ausnahme für die Auflaſſung in § 20 und den Abweichungen in den 
88 21—27; ferner $ 13, Antrag auf Eintragung ſeitens des Paſſivbeteiligten oder des Aktiv⸗ 
beteiligten; § 40 Ubf 1, vorherige Eintragung des Paffivbeteiligten, nebſt den Ausnahmen 
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in 88 40 Abſ 2, 41; 8 29, Form der Eintragungsbewilligung und der ſonſtigen Vorausſetzungen 
für die Eintragungen. Reicht ein Notar, der nach 8 15 EBD als bevollmächtigt gilt, dem 
Grundbuchamt Eintragungsurkunden ein, in denen bereits Anträge auf Eintragung von 
Rechtsänderungen von den Beteiligten geſtellt worden ſind, ſo darf er in ſeinem an das 
Grundbuchamt gemäß $ 13 G80 gerichteten Eintragungsantrag von jenen Auträgen der 
Beteiligten nicht abweichen (KJ 22 A 296; 25 A 301; OLG 6, 298; 7, 190; 8, 808; 10, 421; 
21, 346), auch nicht in der Weiſe, daß er von den mehreren in derſelben Urkunde enthal⸗ 
tenen, miteinander zuſammenhängenden Eintragungsanträgen der Beteiligten nur den einen 
oder den andern ſeinerſeits bei dem Grundbuchamt ſtellt (NG Warn 1916 Nr 279). Das 
Grundbuchamt hat auch im letzteren Falle den Antrag des Notars abzulehnen, es ſei denn, 
daß die beſondere Sachlage die Annahme rechtfertigt, daß auch nach dem Willen der Be⸗ 
teiligten vorderhand nur die Eintragung der einen Rechtsänderung herbeigeführt werden 
ſollte (vgl. RG Warn 1916 Nr 279). — Die Einrichtung der Grundbücher und damit auch 
die Stelle, an der die einzelnen Eintragungen ihren Platz erhalten, iſt durch 
§ 1 Abi 2 EBD der Beſtimmung der Landeszuſtizverwaltung überlafien. Die demgemäß 
gegebenen Vorſchriften darüber, welche Eintragungen in die einzelnen Abteilungen gehören, 
find aber nur Ordnungsvorſchriften. Ein Verſtoß dagegen macht die Eintragung nicht 
unwirkſam (RG 54, 248; 55, 343; 94, 7; JW 07, 291°), mag auch zugleich das Recht vom 
Grundbuchrichter unrichtig bezeichnet fein, ſofern nur der Inhalt des Rechtes aus dem Ein. 
tragungsvermerk erkennbar ift (3. B. im Falle der Eintragung eines Rechtes, das nach der 
Eintragungsbewilligung alle Kennzeichen einer Hypothek enthält, als Laſt in die Abteilung 
für Laſten ſtatt in die für Hypotheken; RG 94, 8). In derartigen Fällen kann die Ein⸗ 
tragung dadurch richtiggeſtellt werden, daß das Recht mit dem bisherigen Range in die 
richtige Abteilung und mit der richtigen Bezeichnung eingetragen wird (dic 94, U). — wet 
Inhalt der bewirkten Eintragung, des Eintragungsvermerks, muß, um die Rechts⸗ 
änderung materiell wirkſam zu vollziehen, derart vollſtändig und beſtimmt ſein, daß 
die Rechtsänderung, auch hinſichtlich der Perſon des zu der Eintragung Berechtigten, für 
Dritte zweifelsfrei erkennbar iſt (OLG 21, 42; 22, 880; 23 S. 321, 345; auch R 113, 280). 
Iſt eine Eintragung in einem weſentlichen Punkte derart unklar, daß nicht erſehen werden 
kann, was eigentlich eingetragen iſt, ſo kann ſie ſogar als ihrem Inhalte nach unzuläſſig im Sinne 
des $ 54 Abs 1 Satz 2 EBD zu erachten ſein (RG 113, 231). Jedoch unterliegt die Eintragung, 
da ſie zwar keine rechtsgeſchäftliche Willenserklärung iſt, aber auf einer ſolchen, nämlich der 
Eintragungsbewilligung, beruht, nach dieſer Richtung wie überhaupt der Auslegung gemäß 
§ 133 BGB (JW 1926, 2547). Handelt es ſich um Eintragung der Übertragung eines ein- 
getragenen Rechtes am Grundftüde (3. B. einer Hypothel), ſo wird dieſes Erfordernis 
durch Hinzufügung eines einfachen Übertragungsvermerks für den neuen Erwerber nicht 
erfüllt; vielmehr iſt der beſtimmte materielle Übertragungsakt (Abtretung, richterliche 
Überweiſung, Geſetz) anzugeben (KJ 40 A 270). Im Falle der Belaſtung des Grund⸗ 
ſtücks oder eines Rechtes an dieſem wird der geſamte Inhalt und Umfang der Belaſtung 
im Grundbuche zum Ausdrucke gebracht werden müſſen, es ſei denn, daß die vereinbarte 
Belaſtung nichts Abweichendes von der im BGB getroffenen Regelung des betreffenden 
Rechtes enthält; im letzteren Falle wird die einfache Benennung des Rechtes gemäß dem 
BGB (3. B. Nießbrauch, Vorkaufsrecht) genügen. Jedoch iſt im 8 874 bezüglich der Be⸗ 
laſtung des Grundſtücks im allgemeinen, im $ 1115 bezüglich der Belaſtung des Grund 
ſtücks mit einer Hypothek im beſonderen und im § 885 Abf 2 bezüglich der Eintragung 
einer Vormerkung zur Entlaftung des Grundbuchs nachgelaſſen, daß die Eintragung in ge 
wiſſem Umfange durch Bezugnahme auf die Eintragungsbewilligung bzw. die einſtweilige 
Verfügung bewirkt wird. Anderſeits hat das Grundbuchamt die in den 88 45, 48—51 
GO für den Inhalt der Eintragungsvermerke gegebenen Ordnungsvorſchriften zu beachten, 
auch ſoweit ſie über die materiellrechtlich zu ſtellenden Erforderniſſe hinausgehen (RG 
94, 7). Über die zu erfordernde Art der Eintragung, wenn für die Forderung, für die 
bereits eine Hypothek an einem Grundſtück beſteht, noch eine Hypothek an einem andern 
Grundſtück beſtellt werden ſoll (alſo eine Geſamthypothet i ſoll), je nachdem dieſes 
Grundſtück ein eigenes Grundbuchblatt hat oder mit jenem als elbſtändiges Grundſtück auf 
einem gemeinſchafllichen Grundbuchblatt verzeichnet iſt, vgl. $ 1132 A 4. — Wer als Bered)- 
tigter eingetragen werden kann und in welcher Weiſe der Berechtigte bei der Ein⸗ 
tragung zu bezeichnen iſt, darüber vgl. das in $ 1115 A 8 bezuglich des Hypothekengläubigers 
Bemerkte. Da die Rechtsfähigkeit des Menſchen mit dem Tode endigt, kann ein Verſtorbener 
als Berechtigter nicht eingetragen werden. Dies auch dann nicht, wenn der Tod erſt nach 
Einreichung der Eintragungsbewilligung und Stellung des Eintragungsantrags beim Grund⸗ 
buchamt eingetreten iſt. Jedoch iſt, wenn letztereufalls das Grundbuchamt in Untenntmis des 
Todes die Eintragung des Verſtorbenen bewirkt hat, die Eintragung nicht unwirkſam, vielmehr 
gilt das eingetragene Recht für den Erben des Verſtorbenen, da er in die Rechtsſtellung des 
Verſtorbenen, die ſich aus der eingegangenen Eintragungsbewilligung und dem Eintragungs⸗ 
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antrag ergab, eingetreten ift und der Vermerk des Verſtorbenen in Wahrheit ihn unter eiuer 
nicht zutreffenden Bezeichnung begreift (ſtr., RG JW 1926, 19555). — Eine Ergänzung 
eines Eintragungsvermerks kann, wenn die Eintragung unrichtig iſt, auf Grund eines nach⸗ 
täglichen Rechtsatts vom Grundbuchamt vorgenommen werden. Dagegen hat das Grund 
buchamt die Ergänzung eines ſolchen eee der wegen Fehlens einer weſent ⸗ 
lichen Angabe inhaltlich unzuläſſig iſt, abzulehnen, da es nach $ 54 Abſ 1 Satz 2 GB die 
inhaltlich unzuläſſige Eintragung von Amts wegen löſchen müßte (KJ 44, 182; 46, 204). 
Hat das Grundbuchamt aber die Ergänzungseintragung vorgenommen und ergibt ſich aus 
dem Zusammenhalt beider Eintragungen eine inhaltlich zuläſſige Rechtseintragung, ſo iſt 
die Eintragung der Rechtsänderung als wirkſam erfolgt zu erachten (KJ 46, 205). — Über 
Unzuläſſigkeit der Eintragung von Rechten, die nicht in den nach dem BOB ge ⸗ 
ſchloſſenen Kreis der eintragungsfähigen Rechte fallen, vgl. Vorbem 2 „Eintragungen“. 
11. Bezüglich des Grundbuchs vgl. Vorbem 1 „Einrichtung der Grundbücher“. — Das 
Grundbuchblatt, das nach § 3 GBO für das Grundſtück als das Grundbuch im Sinne des 
5 nen iſt, ift das Grundbuchblatt über dasjenige Grundſtück, das von der Rechts⸗ 
änderung betroffen wird. Dies iſt beſonders bedeutſam für ade en Rechte, 
d. i. nach dem Sprachgebrauch des BGB für Rechte zugunſten des jeweiligen Eigentümers 
eines Grundstücks (88, 1018, 1094, 1105: Grunddienſtbarkeit, Vorkaufsrecht, Reallaſt), auch 
stechte, die mit dem Eigentum an einem Grundſtück verbunden find (8 96: fie gelten als Be: 
faubteile des Grundstücks; j. über ſolche Rechte § 96 A 1). Sind ſolche Rechte zugleich ob. 
zeltiv dingliche Rechte bezüglich eines Grundſtücks, d. i. belaſten ſie ein anderes Grundſtück 
(wie die genannten des B B, $$ 1018, 1094, 1105), jo ift für die Frage ihres Beſtehens und 
für ihren Juhalt das Grundbuch blatt über dieſes Grundſtück das maßgebende (vgl. RG 104, 319). 
Zwar find nach 58 GBO ſolche Rechte auf Antrag auch auf dem Blatte über das berechtigte 
Grundſtück zu vermerken und ſind dieſe Vermerke vom Grundbuchamt von Amts wegen zu 
berichtigen, wenn die Rechte geändert oder aufgehoben werden. Jedoch haben die Vermerke 
11555 nachrichtlich Bedeutung, ſie ſtehen nicht unter dem öffentlichen Glauben des Grundbuchs, 
und bei Verſchiedenheit ihres Inhalls von dem der Eintragung auf dem belaſteten Grundſtück 
ift diele Eintragung eniſchedend. Daher muß die zu ihrer Begründung oder zur Anderung 
ihres Inhalts erforderliche Eintragung auf dem Vlatte über das zu belaſtende oder das ber 
laſtete Grundstück erfolgen, eg irn es für den Eintritt der Rechtsänderung einflußlos ift, 
wenn die Begründung oder die 3 ihaltsänderung auf dem Blatte über das herrſchende Grund. 
i vermerkt wird. 
2. Etwas anderes als im $ 873 Ubf 1 wird hinſichtlich ſolcher rechtsgeſchäftlichen 
(. A 1) Rechtsänderungen, die an [ich unter $ 878 ee Geſeh vorgeſchrieben bezüglich 
des Erforderuiſſes der Einigung für die Beſtellung: einer Hypothek für eine Schuldver⸗ 
ſchreibung auf den Inhaber (5 1188); einer Grundschuld auf den Inhaber (88 1192, 1195); 
einer Hrundſchuld für den Eigentümer ($ 1196). In dieſen Fällen genügt auch materiell 
rechtlich die einſeitige Erklärung des Eigentümers, alſo des Paſſivbeteiligten, gegenüber dem 
Grundbuchamte, daß er die Hypothek, die Grundſchuld beſtelle oder daß die Grundſchuld 
für ihn eingetragen werden folle. Vgl. jedoch KJ 40 A 244, wonach § 1196 keine Ausnahme 
enthalten full, weil $ 873 das Vorhandenſein zweier beteiligter Perſonen (Berechtigter und 
Erwerber) vorausſetze. Ferner heſtimmt das Geſetz Abweichendes bezüglich des Erforder⸗ 
niſſes der Eintragung: für die Übertragung einer Briefhypothek und einer Briefgrundſchuld 
(88 1154 Abſ 1, 1192; RG 69, 279), ſowie für die Belaſtung dieſer Rechte mit einem Nieß . 
brauch (8 1060) oder mit einem Pfandrechte (88 1274, 1291); für die Übertragung und die 
Belaſtung einer Hypothek für die Forderung aus einer Schuldverſchreibung auf den Inhaber 
oder aus einem begebbaren Papier und einer Grundſchuld für den Inhaber des Briefes 
(8 793, 1069, 8 1187 Satz 3, 38 1195, 1274, Wo Artt 9ff., 568 88 303-365). Zum Ein» 
tritte dieſer Rechtsänderung bedarf es der Eintragung nicht. Hierher iſt auch zu zählen der 
Fall, daß ein ſubjektiv⸗ und objektib dingliches Recht (88 1018, 1094, 1105) bei einen rechts 
geſchäftlichen Erwerb des Eigentums am herrſchenden Grundſtück gemäß $ 96 als Beſtandteil 
biejes Grunpſtücks auf den Erwerber mit übergeht. Es findet dann eine Eintragung auf dem 
Grundbuchblatt über das belaftete Grundſtück, die, wenn das Recht geändert oder aufgehoben 
würde, erforderlich wäre (J. A 11) nicht ftatt, da von vornherein der jeweilige Eigentümer 
des herrſchenden Grundſtücks als der Berechtigte gilt, daher inſoweit eine Rechtsänderung 
nicht erfolgt (dgl. RG 104, 319). Ferner iſt die Eintragung nicht erforderlich für die beſondern 
bergrechtlichen Gebrauchs und Nutzungsrechte (3. B. Schürf⸗ und Bohrrechte), die nach 5.8 
rAllgBBergch im Wege des Zwangsverfahrens erworben werden können und gemäß Art 22 
Nr 2 PraG. BGB zur Erhaltung ihrer Wirkſamkeit gegenüber dem öffentlichen Glauben des 
Grundbuchs der Eintragung nicht bedürfen, und zwar auch dann nicht, wenn ſie im Einzelfalle 
Re § 5 MlgBerg® durch freiwillige Geſtattung des Grundeigentümers erworben ſind 
Ne 97, 38). 575 N 
13. Die Beteiligten find an die Einigung gebunden, wenn die Eintragung, fei es nadj- 
4* 
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her, ſei es vorher, bewirkt ift (. A 76 „Form der Einigung“) oder wenn ſie in einer der im 
Abſ 2 bezeichneten Formen ſtattgefunden hat. Der geſetzgeberiſche Grund für die Beſtimmung 
des Abſ 2 ift, daß einerſeits nach erfolgter Eintragung ein Widerruf der Einigung als wider 
Treu und Glauben verſtoßend ausgeſchloſſen ſein, anderſeits durch eine Vorſchrift, die die 
Unwiderruflichkeit vor der Eintragung von der Beobachtung gewiſſer Formen abhängig machte, 
übereilten und leichtfertigen Verfügungen über Rechte an Grundſtücken vorgebeugt werden 
ſollte (M 3, 175; Prot 3, 60 ff.). — Ab 2 enthält keine Formy orſchrift. Die Einigung 
ift nicht nichtig, wenn ſie in keiner der Formen des Abſ 2 getätigt iſt (8 125); vielmehr führt auch 
die formloſe Einigung zur wirkſamen Rechtsänderung, ſofern hierzu die Eintragung hinzutritt, 
und auch die von vornherein bindende Einigung bedarf des Hinzutretens der Eintragung, um 
die Rechtsänderung zu bewirken. Lediglich in der Unwiderruflichkeit der Einigung vor erfolgter 
Eintragung hat die Vorſchrift ihre Bedeutung (vgl. A 7c). — Weiter hat die in der Form des 
Abſ 2 erklärte Einigung auch nicht die Wirkung einer Verfügungsbeſchränkung. 
Durch die Beobachtung der Form iſt die Einigung zwar bindend geworden, aber mit keiner 
andern Wirkung, als wie ſie ſonſt einem bindenden Vertrage zukommt (RG 55, 352; 118, 407). 
Tro der bindenden Einigung bleibt der Paſſivbeteiligte, ſolange noch nicht die Eintragung be⸗ 
wirkt ift, Inhaber des betreffenden Rechtes, und er iſt materiellrechtlich Dritten gegenüber zur 
anderweiten Verfügung über das Recht nach wie vor befugt; die Bindung gegenüber dem 
andern Teile, die für ſich allein keine Rechtsänderung herbeiführt, hindert ihn daran nicht 
(NG 55, 342; 66, 288; 73, 53; KJ 38 A 276: 49, 152; 8G 29, 321; 356 2,342). Daher kaun 
er z. B.: wenn er mit dem Attivbeteiligten die Beſtellung einer Hypothek auf ſeinem 
Grundſtücke bindend vereinbart hat, eine Hypothek für einen andern Gläubiger eintragen 
laſſen; eine unter bindender Einigung abgetretene Buchhypothek an einen andern über ⸗ 
tragen und dieſe Übertragung durch Eintragung vollziehen laſſen. Über Schadenserſatz⸗ 
anſpruch gegen den Dritten, wenn er hierbei gegen die guten Sitten verſtößt, nad) 3 826 vgl. 
RG 62, 137; 111, 102. — Hat freilich der Aktivbeteiligte auf Grund der bindenden Einigung 
bereits den Eintragungsantrag ($ 13 GBO) geſtellt, fo darf nach formellem Grundbuch⸗ 
rechte das Grundbuchamt einem auf Grund anderweiter Verfügung des Paſſivbeteiligten über 
das Recht geſtellten Eintragungsautrage nicht ſtattgeben, da es gemäß § 17 GBO zunächſt 
den erſten Antrag zu erledigen hat und dann zufolge der bewirkten Eintragung der Paſſiv- 
beteiligte nicht mehr Berechtigter iſt. Gibt jedoch das Grundbuchamt verſehentlich dem zweiten 
Antrage ſtatt, fo iſt damit materiellrechtlich die Rechtsänderung gemäß dieſem Antrage wirk⸗ 
ſam vollzogen; und zwar gleichviel, ob der zweite Aktivbeteiligte in gutem Glauben war oder 
nicht, da nach dem maßgebenden Grundbuche der Paſſivbeteiligte auch noch zur Zeit der Ein⸗ 
tragung Berechtigter war (RG 73, 53). Hat der Paſſivbeteiligte ſelbſt den erſten Antrag ge⸗ 
ſtellt ($ 18 GBO), fo kann er ihn in der Form der 88 32, 29 Satz 1 GBO zurücknehmen, und 
dann ſteht auch formellrechtlich nichts entgegen, gemäß dem zweiten Antrage die Eintragung 
vorzunehmen. Auf die Wirkſamkeit der bindenden Einigung hat die einſeitige Zurüd- 
nahme des Eintragungsan rags natürlich keinen Einfluß (RG Warn 1911 Nr 83; 336 2, 339). 
Vgl. hinſichtlich eines nach erfolgter Auflaſſung, aber vor Eintragung des Eigentumsübergangs 
geſtellten Antrags auf Eintragung einer Belaſtung und hinſichtlich der in der Auflaſſung, 
wenn der Auflaſſungsempfänger vor ſeiner Eintragung das Grundſtück weiter an einen 
Dritten aufläßt, in der Regel zu erblickenden unwiderruflichen Einwilligung des zuerſt Auf- 
laſſenden in die Verfügung des Auflaſſungsempfängers $ 925 A 5. Vgl. ferner das dort über 
Rückforderung (Kondiktion) der Auflaſſungsertlärung wegen Nichtigkeit des Grundrechts⸗ 
geſchäfts vor der Eintragung Bemerkte, das entſprechend auch für die Rückforderung anderer 
nach $ 873 Abſ 2 bindend gewordener Einigungserklärungen gilt. — Iſt auf Grund eines 
Grundſtückskaufvertrags die Auflaſſung des Grundſtücks erteilt, aber die Eintragung der 
Eigentumsänderung noch nicht erfolgt, ſo bedarf ein Vertrag, durch den der Kaufvertrag 
rückgängig gemacht wird, keiner Form, insbeſondere nicht der Form des $ 818, da er nicht 
die Verpflichtung zur Übertragung des Eigentums zum Inhalt hat und die durch die Auflaſſung 
eingetretene Bindung der Beteiligten mangels einer Formvorſchrift auch durch form⸗ 
loſe Vereinbarung aufgehoben werden kann (RG Warn 1926 Nr 48). — Iſt das 
Eigentum oder ſonſt ein übertragbares (. A2 a. E.) Recht am Grundſtücke durch eine bindende 
Einigung übertragen, ſo hat der nicht eingetragene, zum Rechtserwerb aber (ſofern nicht etwa ein 
Ausnahmefall ſ. A 12, vorliegt) der Eintragung bedürfende Aktivbeteiligte, wenn über das Ver⸗ 
mögen des Paſſivbeteiligten der Konkurs eröffnet wird, trotz der Bindung keinen Ausſonde⸗ 
rungsanſpruch gemäß $43 K (OLG 6, 221). Auch hat er im Falle der Zwangsvollſtreckung 
in das Recht ſeitens eines Dritten nicht ein Widerſpruchsrecht gemäß § 771 850, 
da ihm nicht ein die Veräußerung hinderndes Recht im Sinne dieſer Vorſchrift zuſteht (a. M. 
OL 4, 38). Über Einflußloſigkeit des Todes oder der Geſchäftsunfähigkeit eines Beteiligten 
nach eingetretener Bindung vgl. A 7a und ferner $ 925 A 5. — Streitig iſt, ob durch die 
bindend gewordene Einigung als ſolche ein klagbarer Anſpruch begründet 
wird. Dies iſt zu verneinen. Die Einigung iſt nicht darauf gerichtet, irgend welche Ver⸗ 
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pflichtungen zu Leiſtungen zu begründen, ſondern fie hat ſelbſt Leiſtungsinhalt und ift eine 
Verfügung, die bei Hinzutreten eines andern (und zwar nicht rechtsgeſchäftlichen) Tatumſtandes, 
nämlich der Eintragung in den Fällen des 8 873 und der Übergabe bei beweglichen Sachen, eine 
zufolge eines Grundrechtsgeſchäfts beſtehende Verpflichtung zu einer Leiſtung zur Erfüllung 
bringt (ſ. A 7,8; vgl. auch R& Gruch 68, 317; OLG 26, 37; 29, 320; KJ 46, 175). Daher 
kann aus der Einigung des g 873, auch wenn fie in einer der Formen des Abſ 2 geſchloſſen iſt, 
nicht auf Beſchaffung desjenigen geklagt werden, das etwa zur Vollziehung der Rechtsänderung 
durch Eintragung noch fehlt (RG 115, 39; OLG 45, 188). Ebenſowenig auf Beſeitigung 
von Hinderniſſen, die der Vollziehung entgegenſtehen (vgl. RS Gruch 58, 1018 ſaus einem 
auf die Einräumung des Pfandrechts an einer Hypothek gerichteten dinglichen Vertrag kann 
nicht auf Eintragung der Verpfändung geklagt werden, da in dem dinglichen Vertrag für 
ſich allein, z. B. wenn die Verpfändung für fremde Schuld erfolgt iſt, nicht auch die ſchuld⸗ 
rechtliche Verpflichtung zur Pfanbdeſtellung zu finden ift]; Eeuffü 65 Nr 15; OLG 5, 157; 
29, 320). Vielmehr kann für einen ſolchen Anſpruch das die Verpflichtung zu der Leiſtung 
begründende Grundrechtsgeſchäft die alleinige Grundlage bieten (vgl. oben R& 115, 39; 
Gruch 58, 1013; OLG 45, 188). Iſt das Grundrechtsgeſchäft (z. B. wegen Mangels der Form 
des $ 313 bei Feſtſetzung eines falſchen Kaufpreises) nichtig, ſo iſt ein folder Anſpruch aus⸗ 
geſchloſſen (RG 115, 39; desgleichen wenn das Grundrechtsgeſchäft mit einem andern als 
dem aus der dinglichen Einigung Berechtigten geſchloſſen iſt, vgl. RC Gruch 58, 1015: 
Verpfändung einer Hypothek für die Schuld eines andern, ſchuldrechtlicher Vertrag 
über Pfandbeſtellung nur zwiſchen dieſem und dem Verpfänder, nicht auch zwiſchen 
Pfandgläubiger und Verpfänder). Die Einigung, mag ſie auch in einer der Formen des 
5.878 Abf 2 geſchloſſen fein, kann gemäß § 141 dem nichtigen Grundrechtsgeſchäfte keine 
Kraft gewähren und ihm daher auch nach diefer Richtung nicht zur Begründung eines An⸗ 
ſpruchs verhelfen (OL 45, 188). Iſt jedoch das Grundrechtsgeſchäft nur anfechtbar (z. B. 
wegen Irrtums, Betrugs), ſo kann in der Einigungserklärung des zur Anfechtung Berechtigten 
eine Bestatigung des Grundrechtsgeſchäfts gemäß $ 144 liegen (val. RG 56, 51; 68, 118; OLG 
5, 157; 20, 321). Im Knſchluß hieran ift zu bemerken, daß $ 878 Abſ 2 für die Frage, ob 
im; 1 Eine Eintuagun gerichteter ſchuldrechtlicher Vertrag rechtswirkſam und für die Ver- 
der Pegenben, binden! geworden ift, von keiner Bedeutung ift. Z. B. wird ein nicht in 
er Form des $ 318, ſondern nur privatſchriftlich geſchloſſener Vertrag über Veräußerung 
eines Grundſtücks nicht dadurch für die Vertragſchließenden bindend, daß er dem Grund⸗ 
buchamt eingereicht (A 16) wird (vgl. RG 85, 411). — Um eine bindende Einigung im 
Sinne des Abs 2 8 878 herbeizuführen, müſſen die Einigungserklärungen beider 
Teile in einer der Formen des Abſ2 abgegeben worden ſein. Hat daher zwar der 
Paſſinbeteiligte eine Erklärung formgerecht abgegeben, der Aktivbeteiligte fie aber nicht in 
einer dieſer Jormen angenommen, fo kann der erſtere feine Erklärung (3. B. auch eine gerichtlich 
oder notariell beurkundete) vor erfolgter Eintragung ebenſo wie eine formlos abgegebene wider⸗ 
rufen. Inſoſern gilt alſo Abweichendes von den in den 88 145ff. für den Vertragsantrag 
und die Annahme gegebenen Vorſchriften. Daraus iſt aber nicht zu folgern, daß die zur 
Bindung führenden Erklärungen ſtets bei gleichzeitiger Anweſenheit beider Teile abgegeben 
werden müſſen. Dies iſt nur ausnahmsweise in den Fällen der 88 925, 1015, 1017 (etzt ſ. § 11 
BO v. 15. 1. 10), insbeſondere für die Auflaſſung, vorgeſchrieben. Abgeſehen von dieſen Aus⸗ 
nahmefallen kommen auch hier, ſoweit es ſich um gerichtliche oder notarielle Beurkundung 
der beiderſeitigen Einigungserklärungen handelt, die 88 128, 152 zur Anwendung (vgl. R& 
SB Ot, 865). — Über die Verſchiedenheit der formellrechtlichen Vorausſetzungen für die 
5 2 587 e und der materiellrechtlichen Erforderniſſe für die Bindung nach 
vgl. c. 

14. Über gerichtliche und notarielle Beurkundung vgl. 88 167 Abſ 1, 168-182 FGG 
ſowie die Artt 141—143 EG (Vorbehalte für die Landesgeſetzgebung). 

15. Vor dem Grund buchamte abgegeben find die zur Bindung erforderlichen Einigungs⸗ 
erklärungen beider Teile (ſ. A 13) ſchon dann, wenn ſie in mündlicher Form erfolgt ſind. 
Der Aufnahme zu Protokoll bedarf es zu ihrer materiellen Wirkfamteit, insbeſondere zur 
Herbeiführung der Bindung, nicht, wofür auch weſentlich die Gegenüberſtellung der gericht- 
lich oder notariell beurkundeten und der vor dem Grundbuchamt abgegebenen Erklärungen 
im 8 873 Abſ 2 ſpricht. Vgl. über dieſe ſtreitige Frage die Ausführungen bezüglich der 
Auflaſſung in $ 925 A 13 „Protokoll“, die in gleicher Weiſe auch für die andern, unter 
$ 873 fallenden Gegenſtände der Einigung zu gelten haben (o. M. KJ 51, 151 unter Be⸗ 
rufung auf die Entſtehungsgeſchichte, die aber keineswegs ein ſolches Ergebnis hat, daß ſie 
gegenüber dem Wortlaut des § 873 Abſ 2 als maßgebend zu erachten wäre, und auf RG 
50, 83, aus deſſen beiläufiger Bemerkung jedoch eine Beſtätigung der Anſicht nicht entnommen 
werden kann). Formellrechtlich it, aber zur Begründung des Eintragungsantrags (8.18 
EBD) erforderlich, daß (wenn es ſich nicht um Auflaſſung handelt, 8 20 GBO) mindeſtens die 
Eintragungsbewilligung des Paſſivbeteiligten (819 G00) zu Protokoll genommen wird, da nur 
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dann die für die Eintragung nach 8 29 Satz 1 GO erforderliche Form erfüllt if. — Daß die 
Erklärungen gleichzeitig von beiden Teilen vor dem Grundbuchamt abgegeben werden, iſt, 
abgeſehen von den Ausnahmefällen der SS 925, 1015, 1017 (f. jetzt $ 11 VO v. 15. 1. 19), 
nicht vorgeſchrieben. — Darüber, welche Behörde das „Grundbuchamt“ iſt, vgl. § 925 A 12. 

16. Daß die bei dem Grundbuchamt eingereichten Einigungserklärungen beider Teile, 
um die Bindung zu bewirken, einer Form bedürfen, iſt im Geſetze nicht vorgeſchrieben, während 
bei der letzten Bindungsform des Abſ 2 eine „den Vorſchriften der Grundbuchordnung ent⸗ 
ſprechende“ Eintragungsbewilligung erfordert iſt. Die „Erklärungen“ find daher „bei dem 
Grundbuchamt“ eingereicht, auch wenn nur privatſchriftliche Urkunden, enthaltend die Er. 
klärungen, eingereicht worden find (ftr.), und ein Widerruf findet dann nicht ſtatt. Die Er⸗ 
klärungen müſſen von den Beteiligten oder mit ihrem Willen dem Grundbuchamte eingereicht 
ſein; denn erſt durch dieſe Einreichung bei der Behörde mit ihrem Willen werden die zur 
Bindung führenden Erklärungen vollendet. — Formellrechtlich aber bedarf es zur 
Begründung des Eintragungsantrags (§ 13 GBO) der Eintragungsbewilligung des Pailiv- 
beteiligten (8 19 GBO) in einer der im § 29 Satz 1 GBO vorgeſchriebenen Formen. Über 
„Grundbuchamt“ vgl. § 925 A 12. 

17. Eine den Vorſchriften der Grundbuchordnung entſprechende Eintragungsbewilli⸗ 
gung des Berechtigten, deren Aushändigung an den andern Teil ebenfalls (. A 14, 15, 16) 
die Bindung herbeiführt, iſt die Eintragungsbewilligung des Paſſivbeteiligten im 
Sinne des § 19 GBO, die der Form nach die Vorſchrift des 829 Sat 1 und dem Inhalte nach 
die Vorſchrift des 8 28 GBO erfüllt (vgl. dazu A 7d). Einer körperlichen Aushändigung 
der Eintragungsbewilligung bedarf es nicht unbedingt. Wenn z. B. die Bewilligung in einem 
zwiſchen dem Bewilligenden und dem andern Teile geſchloſſenen notariellen Vertrage ent- 
halten iſt, fo muß ſie als mit dem Abſchluß der notariellen Verhandlung dem andern Teile 
zugegangen gelten, ohne daß es der Aushändigung einer Ausfertigung der Verhandlung, 
die ſich der andere Teil ſelbſt jederzeit beſchaffen kann, bedarf (KON 49, 155). 


8 874 


Bei der Eintragung eines Rechtes, mit dem ein Grundſtück belaſtet wird), 
kann?) zur näheren Bezeichnung?) des Inhalts des Rechtes“) auf die Ein⸗ 
tragungsbewilligung') Bezug genommen werden“), ſoweit nicht das Geſetz 
ein anderes vorſchreibt“). 

E 1 962, 960, 982, 1048, 1054 IT 795; M 3472, 483, 495, 586 f.; g 288 f., 310 f., 884, 487, 765, 
762; 4 586. 

1. 8 874 findet nach feinem klaren Wortlante nur Anwendung auf die Eintragung eines 
ein Grundſtück belaſtenden Rechtes, alſo auf die Eintragung eines Erbbaurechts (§ 102, 
$11 VO v. 15. 1. 10), einer Dienſtbarkeit (88 1018, 1030, 1090), eines Vorkaufsrechts (8 1094), 
einer Reallaſt (§ 1105); an ſich auch einer Hypothek, Grundſchuld, Rentenſchuld, vgl. jedoch A7. 
Die Eintragung des Eigentumsübergangs, wodurch das Grundſtück nicht „belaſtet“ wird, fällt 
nicht darunter. Aber auch nicht die Eintragung eines Rechtes an einem Grundſtücks⸗ 
rechte, der Belaſtung einer Belaſtung; denn dadurch wird nicht das „Grundſtück“ belaſtet. Daß 
dies der Wille des Geſetzes ift, erhellt auch deutlich daraus, daß im 8 874 nicht, wie im voran⸗ 
gehenden 8 879, neben der Belaſtung des Grundſtücks auch die Belaſtung der Belaſtung genannt 
und daß im nachfolgenden 8 877 nur auf die „Anderung des Inhalts“ einer Grundſtücksbelaſtung 
die Anwendung des 8 874 vorgeſchrieben iſt. Daher können die als zuläſſige Belaſtungen 
von Grundſtücksbelaſtungen in Betracht kommenden (ſ. 8 878 A 5) Nießbrauchsrechte und 
Pfandrechte an Reallaſten, Hypotheken, Grundſchulden nicht durch Bezugnahme auf die 
Eintragungsbewilligung zur materiell wirkſamen Eintragung gebracht werden (ſtr., a. M. 
RIA 7, 278: KJ 48, 181). Auch Vormerkungen gehören nicht hierher, da ſie 
keine das Grundſtück belaſtenden „Rechte“ im Sinne dinglicher Rechte find (Prot 4, 586). 
Für fie trifft $ 885 Abſ 2 beſondere Beſtimmung. Ferner findet $ 874 auf Verfügungs. 
beſchränkungen, auch ſoweit ſie ſich nicht auf Grundſtücksbelaſtungen, ſondern auf das 
Grundſtück ſelbſt beziehen, keine Anwendung. Denn fie gewähren kein Recht „am“ Grund- 
ſlück und dieſes wird nicht „mit“ ihnen belaſtet; vielmehr ſchränken fie nur das Eigentums ⸗ 
recht ein (ſtr.; vgl. RG 89, 159; KJ 45, 255 ſowie A 4). Jedenfalls muß bei Berfügungs- 
beſchränkungen (Veräußerungsverboten) zugunſten einer beſtimmten Perſon die begünſtigte 
Perſon im Eintragungsvermerk ſelbſt genannt werden (RG JW 00, 5721 KJ 45, 254; 
vol. A 4); eine Ausnahme hiervon macht nur die Eintragung der (nach $$ 20, 28 3G als 
Veräußerungsverbot nur zugunſten des betreibenden Gläubigers wirkenden) Anordnung 
der Zwangsverſteigerung oder Zwangsverwaltung (auch der Eröffnung des Konkursver⸗ 
fahrens), was aber auf Sondergeſetz beruht (RG JW 00, 5721; KGJ 45, 256). Wegen 
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Zuläſſigkeit der Bezugnahme auf die Eintragungsbewilligung bei Rangände rungen vgl. 
§ 880 A 4. Über Unzuläſſigkeit der Bezugnahme bei der Eintragung eines Erbbaurechts 
vgl. A 2 814 VO v. 15. 1. 19. 8 

2. Es kann Bezug genommen werden. In dem Ermeſſen des Grundbuchamts ſteht es 

alſo, ob und inwieweit es von dieſer Befugnis Gebrauch machen, was es in den Vermerk 
ſelbſt aufnehmen und was es durch Bezugnahme mittelbar zur Eintragung bringen will; an 
Anträge der Beteiligten iſt es in dieſer Hinſicht nicht gebunden (RG 50, 153; KGJ 24 A 127; 
32 A 252; RIA 4, 42; OLG 4, 198). Jedoch wird, weil die Vorſchrift den Zweck hat, die 
Überlaſtung und Unüberſichtlichkeit des Grundbuchs zu verhüten, von dem Eintragungsver⸗ 
merke alles fernzuhalten ſein, was durch Bezugnahme als eingetragen gelten kann (RG 
50, 153; 54, 88; IFG 2, 308). Anderſeits iſt, da die Vorſchrift des § 874 eine materiellrecht⸗ 
liche iſt, die Eintragung unwirkſam und das eingetragene Recht nicht zur Entſtehung gelangt, 
wenn die Grenze der zugelaſſenen Bezugnahme überſchritten iſt und der Eintragungs⸗ 
vermerk nicht das enthält, was in ihn ſelbſt (f. A 3) aufgenommen werden muß (vgl. RG 108, 149; 
KGJ 49, 170; OLG 39, 245), es ſei denn, daß nach der Eintragung eine Einigung erfolgt 
oder aus dem Verhalten der Beteiligten zu entnehmen iſt dahin, daß das vermerkte Recht 
fo, wie es bei Nichtberückſichtigung der Bezugnahme eingetragen ſteht, Beſtand haben ſoll 
(RG 108, 148), oder daß im Sinne des § 140 (Umgeſtaltung) anzunehmen iſt, es würden 
die Beteiligten bei Kenntnis der Nichtigkeit das betreffende Recht auch ohne den zufolge der 
unzuläſſigen Bezugnahme als nicht eingetragen geltenden Teil des Rechtsinhalts zu be⸗ 
gründen gewollt haben (RG 108, 149; vgl. § 873 A 10). Vgl. aber über den Fall, daß 
hinsichtlich einer dem dinglichen Rechte geſetzten Bedingung oder Befriſtung unzuläſſiger⸗ 
weiſe (ſ. A 4) auf die Eintragungsbewilligung Bezug genommen iſt, $ 873 A 10. Iſt im 
Eintragungsvermerk auch nicht einmal die allgemeine rechtliche Natur des Rechtes ange 
geben, ſo iſt, wenn ſich aus dem Vermerk ſelbſt das 0 dieſer Kennzeichnung ohne 
weiteres erſehen läßt, die Eintragung überhaupt ihrem Inhalte nach unzuläſſig, fo daß ſie 
gemäß $ 54 Ab 1 Satz 2 G0 von Amts wegen zu löſchen iſt (fo z. B. wenn in einem 
Falle, in dem es ſich um eine Reallaſt handeln ſoll, die Bezeichnung Reallaſt fehlt und der 
Eintragungsvermerk ſich lediglich über eine Verpflichtung in der Weiſe verhält, daß die Möglich⸗ 
keit einer nur einmaligen Leiſtung offen bleibt) (OG 39, 245). 
2 3. Nur zur näheren Bezeichnung des Rechtsinhalts kann Bezug genommen werden. 
Daraus folgt, daß das Recht ſelbſt und fein Inhalt, ſoweit es zur Kennzeichnung des 
Rechtes nach ſeiner allgemeinen rechtlichen Natur und ſeiner beſonderen Art erforderlich 
iſt, in dem Eintragungsvermerke dargeſtellt werden müſſen (RG 89, 159; KGJ 23 A 
134; 49, 169; OLG 39, 244). Bei ſolchen Rechten, die im BGB erſchöpfend geregelt find, 
genügt die Benennung nach dem BOB (z. B. Nießbrauch, Vorkaufsrecht; KJ 26 A 273). Iſt 
von dem Geſetze Abweichendes vereinbart, ſo kann hierauf „zur näheren Bezeichnung des 
Inhalts“ Bezug genommen werden. Bei andern Belaſtungen, abgeſehen von den hypo⸗ 
thekariſchen (f. A 7) ſtellt der geſetzliche Name für ſich allein noch nicht den Inhalt dar (z. B. 
Grunddienſtbarkeit, beſchränkte perſönliche Dienſtbarkeit, Reallaſt)'. Hier muß im Eintra⸗ 
gungsvermerke ſelbſt der Inhalt enger umgrenzt und genauer beſchrieben werden (z. B. Wege⸗ 
recht, Wohnungsrecht, Umfang der Belaſtung bei der Reallaſt); nur im übrigen iſt eine Bezug⸗ 
nah nie geſtattet (vgl. RIA 2, 193; KGJ 51, 272; OLG 8, 301; 89, 244). — Als Ausnahmevor⸗ 
ſchrift hat in letzterer Hinſicht die Beſtimmung des § 50 GBO zu gelten, wonach es bei der 
Eintragung eines Leibgedinges (Altenteils, Auszugs) nicht der Bezeichnung der einzelnen 
Rechte bedarf. Gleiches beitimmt § 84 G80 für die in Artt 63, 68 EG bezeichneten Rechte 
(Erbpachtrecht, Abbaurecht uſw.). 

4. Nur hinſichtlich des Inhalts des Rechtes, d. h. der Geſamtheit der aus der Rechts. 
begründung ſich ergebenden Befugniſſe des Berechtigten (vgl. KJ 49, 189; 50, 185), iſt 
die Bezugnahme geſtattet. Daher bedürfen der Aufnahme in den Eintragungsvermerk 
ſelbſt z. B.: die Bezeichnung des Berechtigten (vgl. R& 89, 159; IW 00, 57221; KG 23 A 134; 
45, 256); eine Bedingung oder Befriſtung, von welcher der Beſtand des Rechtes ſelbſt ab- 
hängig gemacht iſt (fir; vgl. KJ 48, 182; 49, 189; 50, 188; auch RG 106, 113; vgl. da⸗ 
gegen RG 108, 356, wo ohne Begründung bei der Eintragung eines Vorkaufsrechts die 
Bezugnahme auf die Eintragungsbewilligung wegen einer das Vorkaufsrecht zeitlich be 
grenzenden Beſtimmung für zuläſſig erklärt iſt); Beſtimmungen über das Rangver⸗ 
hältnis (§ 879 Abſ 8; Rh 8. 3. 08 II 491/07); der Rangvorbehalt (8 881; vgl dort A 6): 
der Höchſterſatz für den Fall der Zwangsverſteigerung nach $ 882. Vgl. auch GBO 5 48 
(Rechte mehrerer), $ 49 (Belaſtung mehrerer Grundſtücke). Hält man auf ſog. relative 
Veräußerungsverbote im Sinne des $ 185, die ſich als Verfügungsbeſchräntungen darſtellen 
(. $ 878 A 3), 8 874 überhaupt für anwendbar (. dagegen A 1), fo müſſen bei ihrer, Ein. 
tragung jedenfalls die Perſonen, deren Schutz ſie bezwecken, im Grundbuche ſelbſt bezeichnet 
werden und genügt in dieſer Hinſicht keinesfalls die Bezugnahme auf die urtundlichen Unter⸗ 
lagen; denn die geſchützten Perſonen gehören überhaupt nicht zum „Inhalt“ des Verbots, 
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ſondern ſie ſind Weſensbeſtandteil, ſie geben erſt das notwendige Kennzeichen für die Art 
des erlaſſenen Verbots (RG 89, 159; JW 00, 57221). — Soll einem Recht (3. B. einer 
Grunddienſtbarkeit), ſoweit dies nach dem BGB zuläſſig iſt, ein Inhalt gegeben werden, 
wie er dem früheren Recht eigentümlich war, ſo genügt nicht eine Bezeichnung des Rechtes 
nach den nicht mehr in Geltung befindlichen Vorſchriften, ſondern muß das Recht mit ſeinem 
geſamten gewollten Inhalt eingetragen werden oder, wenn auf die Eintragungsbewilligung 
Bezug genommen wird, dieſe den geſamten Rechtsinhalt enthalten (KGJ 26 A 271). 


5. Die Eintragungsbewilligung iſt die des Paſſivbeteiligten gemäß § 19 GBO. Daß 
die betreffende Urkunde, auf die Bezug genommen wird, als Eintragungsbewilligung be⸗ 
zeichnet wird, iſt im § 874 nicht vorgeſchrieben. Es genügt materiellrechtlich, daß die Urkunde 
tatſächlich die Eintragungsbewilligung enthält (ſtr., OLG 16, 183). Jedoch zweckmäßig iſt die 
Bezeichnung, um Zweifel zu vermeiden (KJ 21 A 142). Daß die Eintragungsbewilligung 
„eine den Vorſchriften der GBO entſprechende“ iſt, iſt im $ 874 nicht, wie im 8 873 Abſ 2, 
vorgeſchrieben. Daher iſt die Bezugnahme materiellrechtlich auch dann wirkſam, wenn 
die Eintragungsbewilligung nicht in der Form des § 29 GBD erklärt iſt. Iſt eine das Recht 
näher beſchreibende Urkunde der Eintragungsbewilligung beigefügt und darin auf die Ur. 
kunde verwieſen, ſo iſt ſie als Teil der Eintragungsbewilligung anzuſehen und daher eine 
Bezugnahme auch auf fie geſtattet (vgl. OLE 4, 81; 8, 301; KON 48, 175). Formellrechtlich 
iſt dabei nicht erforderlich, daß, wenn die Eintragungsbewilligung zu notariellem Protokoll 
erklärt iſt, die Urkunde eine Anlage des Protokolls ($ 176 Abl 2 FG) bildet, ſofern ſie 
nur unzweideutig bezeichnet und zu den Grundakten vorgelegt iſt (KJ 48, 175). Sit die 
Eintragungsbewilligung eine nur öffentlich beglaubigte und die Verbindung mit der Ur- 
kunde keine körperliche, ſo iſt der Beweisſicherung 60 zur Vornahme der Eintragun 
vom Grundbuchrichter zu erfordern, daß die Urkunde gleichfalls eine öffentliche oder öffentli 
beglaubigte Urkunde und ſo genau bezeichnet iſt, daß kein Zweifel darüber beſtehen kann, 
welches die in Bezug genommene Urkunde iſt (KGJ 48, 178). Auch auf Karten und Zeich ⸗ 
nungen kann die Eintragungsbewilligung (z. B. bei der Beſtellung einer Grunddienſtbarkeit, 
deren Ausübung auf einen beſtimmten Teil des dienenden Grundſtücks beſchränkt ſein ſoll) 
zur näheren Beſchreibung und Verdeutlichung des in ihr Erklärten Bezug nehmen; jedoch 
iſt zu erfordern, daß die Karten oder Zeichnungen öffentliche Urkunden im Sinne des § 415 
3PO, alſo von einer öffentlichen Behörde innerhalb ihrer Amtsbefugniſſe in der vorge- 
ſchriebenen Form ausgeſtellt find (KJ 50, 131). — Ein Urteil, wodurch der Paſſiv⸗ 
beteiligte zur Bewilligung der Eintragung gemäß $ 894 ZPO verurteilt worden, iſt auch 
hinſichtlich der Bezugnahme der freiwilligen Eintragungsbewilligung gleichzuſtellen (OLG 
26, 4). Das gleiche hat für Eintragungserſuchen von Behörden gemäß 8 89 GBO 
zu gelten, da ſie ebenfalls die Eintragungsbewilligung erſetzen (vgl. OLch 8, 301). Einft- 
weilige Verfügungen kommen für 8 874 nicht in Betracht, da ſie nicht zur Eintragung 
„belaſtender Rechte“ führen (vgl. $ 885 Abſ 2); ferner nicht Arreſtbefehle und vollſtreck⸗ 
bare Schuldtitel wegen Geldforderungen, da für die auf ihrer Grundlage einzu⸗ 
4 75 e (88 867, 932 ZPO) die Vorſchriften über die Hypothek 

gelten. 


6. Durch die eingetragene Bezugnahme, ſoweit ſie zuläſſig iſt, gilt der Inhalt der Ein⸗ 
tragungsbewilligung mit der Wirkung als eingetragen, daß er unter dem öffentlichen Glauben 
des Grundbuchs ($ 892) ſteht (vgl. RG 57, 284). Sie macht alles das zum Gegenſtande 
der Eintragung, was in der angezogenen Urkunde bei einer dem § 133 entſprechenden Aus⸗ 
legung zum Inhalte des zu begründenden Rechtes gemacht werden ſollte (JFG 1, 284). 
Dem entſprechen die SS 9, 11 GBO, wonach die Eintragungsbewilligung vom Grund⸗ 
buchamte aufzubewahren iſt und von jedem, der ein berechtigtes Intereſſe darlegt einge- 
ſehen werden kann. Dagegen ſtehen der Eintragungsbewilligung in jener Hinficht nicht 
gleich noch nicht erledigte Eintragungsanträge, wiewohl fie ihr im 8 11 G8 gleichgeſtellt 
find (RG 57, 284). 

7. Etwas anderes ſchreibt das Geſetz vor bezüglich der Hypothek, der Grundſchuld und 
der Rentenſchuld in den 88 1115, 1116 Abſſ 2, 1184 Abſ 2, 1189 Abſ 1, 1192, 1195, 1199. Vgl. 
auch $ 800 ZRO (Zwangsvollſtreckungsklauſel, dazu RIA 4, 270; KGJ 45, 261 [keine Ber 
zugnahme auf die Eintragungsbewilligung; im Falle der Zinserhöhung nochmalige Ein⸗ 
tragung]). — Iſt in derartigen Fällen oder bei Eintragungen, bei denen eine Bezugnahme 
nach 8 874 an ſich zuläſſig iſt, über „nähere Bezeichnung des Inhalts des Rechtes“ hinaus 
(ſ. A 3, 4) Weſentliches nur durch Bezugnahme, nicht durch Aufnahme in den Ein⸗ 
tragungsvermerk ſelbſt zur Eintragung gebracht worden, fo iſt das Eingetragene rechts 
unwirkſam (RG 89, 150; JW 00, 57221 und auch im Sinne des § 54 Abſ 1 Satz 2 G80 
inhaltlich unzuläſſig (NOS 45, 231; 45, 256). 
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8 875 


Zur Aufhebung! eines Rechtes an einem Grundſtücke) iſt, ſoweit nicht 
das Geſetz ein anderes borjchreibt?), die Erklärung‘) des Bererhtigten®), 
daß er das Recht aufgebe, und die Löſchunge) des Rechtes im Grund buch 
erforderlich. Die Erklärung iſt dem Grundbuchamt”) oder demjenigen 
gegenüber abzugeben, zu deſſen Gunſten ſie erfolgte). 

Vor der Löſchung iſt der Berechtigte an ſeine Erklärung nur gebunden), 
wenn er ſie dem Grundbuchamte gegenüber!) abgegeben oder demjenigen, 
zu deſſen Gunſten ſie erfolgt, eine den Vorſchriften der Grundbuchordnung 
entſprechende Löſchungsbewilligung !) ausgehändigt hat!). 


ser 834, 960, 965, 977, 1015, 1048, 1061 II 796, M 3 200 f., 460 ff., 474, 489, 531, 568, 593; P 3 69 ff.; 


1. Nur die Aufhebung durch Rechtsgeſchäft iſt Gegenſtand der Beſtimmung des $ 875, 
wie ſich daraus ergibt, daß eine Erklärung des Berechtigten erfordert wird (vgl. 8 873 A 1, 2). 
Über Aufhebung von Rechten an Grundſtücken auf anderer Grundlage vgl. 88 158, 163 
(auflöfende Bedingung, Endtermin, ſ. 8 24 GBO), 88 901 f. (Verjährung gelöſchter und ein- 
getragener Rechte), 927 (Ausſchluß des Eigentümers), 1025 ff., 1028 (Erlöſchen der Grund- 
dienſtbarkeit), 1061, 1060 (Tod des Berechtigten beim Nießbrauch, bei der beſchräukten per⸗ 
ſönlichen Dienſtbarkeit, ſ. 8 23 GBO), 1104, 1112 (Ausſchluß des unbekannten Berechtigten 
beim Vorkaufsrecht, bei der Reallaſt), 1173ff., 1181f., 1192, 1200 (Erlöſchen von Gefamt-, 
Hypotheken. und Grundſchuldrechten, Erlöſchen von hypothekariſchen Rechten durch Voll- 
ſtreckungsbefriedigung); ferner EG Art 109 (Enteignung), 113 (Zuſammenlegung), 120 (Un⸗ 
ſchädlichkeitszeugnis) und 88 52, 91, 158 BIS (Erlöſchen von Rechten infolge Zwangs ⸗ 
verſteigerung oder Zwangsberwaſtung). Vgl. auch $ 47 Abſ 2 G80 (Erlöfchen eines auf ein 
anderes Grundbuchblatt nicht mit übertragenen Rechtes). — Auch bei einer ſog. Pfand⸗ 
1 ſelung⸗ bei der an die Stelle des für die Hypothek haftenden Grundſtücks ein 
en 5 wem ſtück des namlichen Eigentümers oder auch eines Dritten geſetzt wird, findet 
Gr ufhebung eines Rechtes ſtatt, indem die Hypothek auf dem urſprünglich belaſteten 

rundſtück gemäß 8 875 aufgehoben und an dem anderen Grundſtück gemäß 89 873, 
1112 ff neu begründet wird (vgl. OL 45, 283: JW 1927, 803). 

2. Über Grundſtüge und die Rechte daran vgl. § 873 A 4, 6. Auch die Eigentümer 
arundſchuld ift ein Recht am Grundſtück im Sinne des § 875. Zu ihrer Aufhebung bedarf 
es der Aufgabeerklärung des Eigentümers ( 66, 288; 73, 174; RIA 11, 63). — Die Auf- 
hebung von Rechten an den ein Grundſtück belaſtenden Rechten betrifft § 875 
nicht. In Betracht kommen in dieſer Hinficht Nießbrauch und Pfandrecht an Reallaſten, Hypo⸗ 
theken und Grundſchulden (. 8 878 A 5). Ihre Aufhebung erfolgt nach den für die Aufhebung 
ſolcher Rechte an beweglichen Sachen geltenden Vorſchriften; einer Eintragung bedarf es zu 
ihrer Aufhebung nicht (88 1063, 1064, 1072 bzw. 1252, 1255, 1256, 1273, vgl. 827 Abſ 2 GBO). 
Ferner findet $ 875 keine Anwendung auf andere Eintragungen, die ſich nicht als das Grund⸗ 
ſtück belaſtende Rechte (. $ 874 A 1) darſtellen, wie Vormerkungen, Widerſprüche, Ver⸗ 
fügungsbeſchraukungen (ogl. § 25 G 80), und auch nicht auf Rechtsverhältniſſe, die nicht ein- 
tragungsfahig find (. Vorbem 2 vor 8873). — Das Erbbaurecht iſt ein Recht am Grundſtücke. 
Daher findet § 875 zunächſt inſoweit Anwendung, als das Recht ſelbſt aufgegeben werden ſoll (ogl. 
RIA 8, 280). Da das Recht aber nach $ 1017 Abſ 1, jetzt VO v. 15. 1. 19 8 11, den Grund⸗ 
ſtücken gleichſteht, ift 8 875 auch für die Aufhebung der das Erbbaurecht belaſtenden Rechte maß⸗ 
gebend. Vgl. über die Anwendung des 8 875 bezüglich der der landesgeſetzlichen Regelung 
vorbehaltenen Erbpachtrechte und Abbaurechte EG Artt 63, 68 und RIA 8, 278; JFG 4, 354. 

3. Ein anderes ſchreibt das Geſetz vor bezüglich der hier allein in Betracht kommenden 
rechtsgeſchäftlichen (. A 1) Aufhebung von Grundſtücksbelaſtungen: bei der Aufgabe des 
Eigentums ($ 928: Erklärung gegenüber dem Grundbuchamte; über Nichtanwendbarkeit dieſer 
Vorſchrift beim Verzicht auf das Erbbaurecht und auf das Erbpachtrecht Art 63 Ech] vgl. BO 
v. 15. 1. 19 § 11; RIA 8, 278); bei dem Verzicht auf hypothekariſche Rechte und bei der Auf- 
hebung ſolcher Rechte (88 1168 Abſ 2, 1178 Abſ 2, 1188, 1192, 1220: Eintragung des Verzichts, 
Buftimmung des Eigentümers). — Jedoch führt der Verzicht auf hypothekariſche Rechte 
überhaupt nicht zur Aufhebung der Rechte, insbeſondere der Hypothek. Vielmehr erwirbt gemäß 
§ 1168 Abf 1 der Eigentümer die Hypothek. Dagegen iſt die davon verſchiedene Aufhebung 
(ogl. Ich 4, 437) allerdings auf Beſeitigung der Hypothek durch Löſchung gerichtet. Sie hat 
aber auch noch die Beſonderheit, daß, weil der Eigentümer durch die Aufhebung das Recht auf 
Erwerb der Hypothek verliert, feine Zuſtimmung zu der Aufhebung gemäß § 1183 (vgl. auch 
$ 27 GBD) erforderlich iſt (auch zur Entpfändung eines Gruudſtücksteils, KJ 25 A 815; 
RIA 11, 155; vgl. § 1175 A 3, $ 1183 A 1). Ferner ſchließen ſich Aufhebungserklärung 
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(Löſchungsbewilligung) und Zuſtimmung auch nicht zu einem Vertrage zuſammen, ſondern 
jede der beiden Erklärungen iſt ein einſeitiges Rechtsgeſchäft für ſich (RIA 10, 240; KGJ 
24 A 218; 25 A 274; 27 A 48). Über Zinsherabſetzung bei einer Hypothek vgl. $ 1119 
A 3. Iſt die Löſchung einer Geſamthypothek nur in bezug auf eines der geſanitbelaſteten 
Grundſtücke bewilligt und beantragt, ſo darf die Hypothek nur auf dem einen Grundſtück, 
nicht ohne weiteres auch auf den übrigen mithaftenden Grundſtücken gelöſcht werden, da 
nach $ 1175 Abſ 1 Satz 2 die Hypothek trotz des Verzichts auf ſie bezüglich des einen Grund⸗ 
ſtücks an den übrigen Grundſtücken Beſtand behalten kann (KJ 21 A 169; 45, 251; a. M. 
RIA 11, 246). — Über die Aufhebung der nach früherem Rechte begründeten, nicht ein⸗ 
getragenen Grundſtücksbelaſtungen vgl. Art 189 Abſ 1, 3 EG. — Iſt das aufzuhebende Recht 
mit dem Rechte eines Dritten belaſtet, ſo bedarf es zur Aufhebung gemäß 8 876 der Zu⸗ 
ſtimmung des Dritten (ſ. A 9). 

4. Die Erklärung, das Recht aufzugeben, genügt unter Hinzutreten der Löſchung zur 
Aufhebung des Rechtes. Einer Einigung mit dem Aktivbeteiligten, wie lie $ 878 für die 
Begründung eines Rechtes an einem Grundſtücke erfordert, bedarf es aus Gründen der 
Verkehrserleichterung nicht, wiewohl zum Schulderlaß nach 8 397 Ubf 1 ein Vertrag 
erforderlich iſt. Die Verzichtserklärung iſt aber ebenſo wie die Einigung ein ab ; 
ſtraktes Rechtsgeſchäft; nur iſt fie nicht wie dieſe ein Vertrag (ſ. $ 873 A 7), ſondern 
ein einfeitiges Rechtsgeſchäft (RIA 10, 240; KJ 24 A 218; 25 A 273; 27 B 48; JFG 1, 377; 
OLG 4, 492; 7, 49). Aus der Rechtsgeſchäftsnatur folgt zunächſt, daß auf fie die Vor⸗ 
ſchriften des Allgemeinen Teiles über Rechtsgeſchäfte (88 104 ff.), mit Ausnahme der⸗ 
jenigen über Verträge (88 145—157), Anwendung finden. Vgl. hierüber die Ausflih⸗ 
rungen bezüglich der Einigung in § 873 A 7a „Vertragsnatur“, die entſprechend auch 
auf die Verzichtserklärung zutreffen, und insbeſondere über Anfechtbarkeit einer Verzichts. 
erklärung (Löſchungsbewilligung) wegen Irrtums über den Inhalt der Erklärung vgl. AG 
88, 286. Weiter folgt aus der abſtrakten Natur der Erklärung: Ihr rechtlicher Beſtand iſt 
unabhängig von dem obligatoriſchen Grundrechtsgeſchäfte, zu deſſen Erfüllung fie bewirkt 
wird. Insbeſondere erſtreckt ſich die Nichtigkeit oder Anfechtbarkeit des Grundrechtsgeſchäfts 
nicht ohne weiteres auch auf fie. Vielmehr gibt fie dem Verzichtenden (Paſſiwbeteiligten), 
wenn nicht etwa die Verzichtserklärung ſelbſt unwirkſam iſt, nur einen perſönlichen Anſpruch 
gegen den durch die Aufhebung des Rechtes Begünſtigten (Aktivbeteiligten) auf Rückgängig · 
machung der Aufhebung, alſo auf Wiedereintragung des gelöſchten Rechtes. Umgekehrt kann, 
wenn die Verzichtserklärung nichtig, dagegen das Grundrechtsgeſchäft gültig iſt, auf Grund des 
letzteren von dem Aktivbeteiligten Abgabe einer neuen rechtsgültigen Verzichtserklärung gefor⸗ 
dert werden. Vgl. hierüber die Ausführungen bezüglich der Einigung in 8 873 A 7b „abitratte 
Natur“, die für die Verzichtserklärung ebenfalls entſprechend zu gelten haben. — Auch hinſichtlich 
der Form folgen ebenſo, wie bei der Einigung, die Verzichtserklärung und das Grund ⸗ 
rechtsgeſchäft ihren beſonderen Regeln. Das Grundrechtsgeſchäft, alſo die vertragsmäßige 
Übernahme der Verpflichtung zum Verzicht auf ein Recht an einem Grundſtücke, bedarf regel 
mäßig feiner Form (RO JW 04, 74 vgl. jedoch für den Fall der ſchenkungsweiſen Ver⸗ 
pflichtung zur Löſchung Rh JW 1911, 371). Auf Grund eines ſolchen in der Regel auch 
bei formloſem Abſchluſſe bindenden Grundrechtsgeſchäfts kann nicht nur die Erfüllung der 
übernommenen Verpflichtung durch Abgabe der Verzichtserklärung und Einwilligung in die 
Löſchung verlangt, ſondern auch einer etwaigen klageweiſen Geltendmachung des Rechtes 
einredeweiſe widerſprochen werden (RG Gruch 48, 350). Die Verzichtserklärung bedarf 
materiellrechtlich einer Form nicht. Auch wenn ſie formlos abgegeben iſt und die Löſchung 
hinzutritt, wird die Aufhebung des Rechtes wirkſam vollzogen. Jedoch kann ſich aus landes 
rechtlichen Vorſchriften, die neben dem BoB beftehen, die Notwendigkeit einer Form für 
die Verzichtserklärung ergeben (z. B. Genehmigung des Kreisausſchuſſes bei Verzicht einer 
Gemeinde nach 8 114 Pre v. 8. 7. 91). Iſt wegen Nichtbeobachtung ſolcher Form bie 
Verzichtserklärung nichtig, fo bleibt das Recht trotz feiner Löſchung außerhalb des Grundbuchs 
beſtehen (RG 82, 22; vgl. A 6). — Die Erklärung braucht nicht das Wort „aufgeben“ zu 
enthalten. Gleich ſteht eine Erklärung dahin, daß auf das Recht verzichtet werde (Prot 3, 616; 
R 78, 69; ſ. jedoch hinſichtlich der Hypothek Ag hier und 9 1168 A 1). Ferner enthält Be⸗ 
willigung der Löſchung des Rechtes eine Aufgabeerklärung (ſ. RG 101, 234; RA 10, 288; 
KJ 38 A 275; 43, 147; vgl. jedoch hinſichtlich der Löſchungsbewilligung des Hypotheken 
gläubigers $ 1163 A 3). Auch finden wegen der Frage, ob eine Willensäußerung, insbeſondere 
auf Grund des Grundrechtsgeſchäfts, als Aufgabeerklärung zu deuten iſt, die Auslegungsvor⸗ 
ſchriften der $$ 138, 154 Anwendung (RG Gruch 54, 887). Iſt im Falle der Auszahlung 
einer durch Hypothek geſicherten Darlehnsforderung während Währungsverfalls mit ent⸗ 
wertetem Gelde zwar Löſchungsbewilligung vom Gläubiger erteilt, aber unter Vor⸗ 
behalt (. hierüber $ 894 A 5 a. E.) fo liegt inſoweit, als die Hypothekenforderung durch 
eine ſolche Zahlung nicht für getilgt zu erachten iſt, eine zur Aufhebung der Hypothek ge⸗ 
nügende Aufgabeerklärung nicht vor, da der Vorbehalt die Erklärung des Gläubigers enthält, 
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daß er inſoweit das Recht nicht aufgeben wolle (RG 110, 73; 110, 89; RGS IgG 3 S. 15, 20; 
336 2, 419; 8, 380; JW 1925, 1796”; 1925, 26165; 1926, 22155). Gleiches gilt für eine 
Löſchungsbewilligung, die in der Zeit vom 15. 6. 22 bis zum 14. 2. 24 erteilt worden iſt, da 
eine in dieſer 8˙8 mit entwertetem Gelde ausgezahlte Hypothek der Aufwertung kraft 
Rückwirkung nach $ 15 Aufto® v. 16. 7. 25 bei rechtzeitiger ($ 16) Anmeldung unterliegt 
(330 8, 378; [Oe 44 S. 321, 322; 46, 49), ſowie für eine in der Zeit vom 14. 2. 24 bis 
zum Erlaſſe des Aufwertungsgeſetzes bezüglich einer vor dem 14. 2. 24 begründeten Hypothek 
erteilte Löſchungsbewilligung mit Rückſicht auf die Aufwertungsbeſtimmung des § 78 AufwG 
(JF 3, 881). Ferner find zur Löſchung Löſchungsbewilligungen von Gläubigern, die ihre 
Hypotheken durch Abtretungen in der Zeit vom 14. 6. 22 bis zum 14. 2. 24 erworben haben, 
für ſich allein nicht genügend, da nach $ 17 Aufiv® den abtretenden bisherigen Gläubigern 
bei rechtzeitiger (§ 16) Anmeldung Aufwertungsanſprüche zuſtehen können und fie in Höhe 
ihres Aufwertungsbetrags noch als Teilgläubiger der aufgewerteten Hypothek zu gelten 
hätten, fo daß es zur Löſchung noch ihrer Zuſtimmung (819 G00) bedarf (OLG 44, 315; 45, 
14; a. M. neuerdings OLG 46, 34, deſſen Begründung jedoch nicht beigetreten werden kann, 
da durch die Löſchung die ganze Hypothek, alſo auch der Aufwertungsanteil des Zedenten 
beſeitigt wird). Dagegen iſt eine Löſchungsbewilligung, die das Bekenntnis des Gläubigers 
enthält, daß er den geſetzlichen Aufwertungsbetrag (25% nach § 4 AufivG) in Reichsmark 
gezahlt erhalten habe, zur Vornahme der Löſchung auch dann geeignet, wenn die Löſchungs⸗ 
bewilligung einen Aufwertungsvorbehalt enthält, da eine weitere Aufwertung nicht in Frage 
kommt und ſomit der Vorbehalt gegenſtandslos iſt (ITG 3, 384). Iſt eine gelöſchte Hypothek 
nach $ 14 oder 15 Aufiv® v. 16. 7. 25 aufgewertet und dann der Aufwertungsbetrag bezahlt, 
fo kann dieſe Zahlung nicht eingetragen werden, ſondern nur die aufgewertete Hnpothet 
und dieſe dann entweder gelöſcht oder auf den zahlenden Grundſtülckseigentümer als Grund⸗ 
ſchuld umgeschrieben werden (OLG 45, 28). — Bezüglich der zeitlichen Aufeinander 
Lasche der beiden Erforderniſſe für die Aufhebung, die Verzichtserklärung und die 
öſchung, im Geſetze nichts beſtimmt. Daher kann die erſtere auch noch nach der 
— 7 tlfam abgegeben werden. Jedoch beſteht, je nachdem die Verzichtserllärung 
form 21 Selen vorangeht, inſofern eine Verſchiedenheit in der Wirkung, als eine 
k 10 u 5 chtserkltrung mır im Falle nachfolgender bzw. vorausgegangener Löſchung 
n derruflich ft — Soll fie ſchon vor bewirkter Löſchung bindend fein, fo muß 
fers 19 5 der beiden Formen des Abf 2 $ 875 abgegeben werden. Ander⸗ 
ſeits wird das Grundrechtsgeſchäft, wenn es ausnahmsweiſe einer Form bedarf und 
es dieſer Form entbehrt, nicht dadurch gültig, daß es die für die Bindung der Verzichtserllärung 
vorgeſchriebene Form erfüllt. Vgl. in allen dieſen Beziehungen die näheren Ausführungen 
hinſichtlich der Einigung in $ 873 A 76 „Form der Einigung und des Grundrechtsgeſchäfts“, 
die hier entſprechend Anwendung finden. — Formellrechtlich bedarf es zur Vornahme 
der Löſchung gemäß 88 19, 29 EBD der in einer der Formen des § 29 Satz 1 erklärten Be⸗ 
willigung der Löſchungseintragung ſeitens des das Recht Aufgebenden, des Paſſivbeteiligten.— 
Verweigert der Paſſivbeteiligte die Abgabe der Verzichtserklärung, wiewohl er zufolge des 
ſchuldrechtlichen Grundrechtsgeſchäfts dazu verpflichtet ift, fo kann die Verzichtserklärung gemäß 
38 894 ff. ZPO durch Urteil erſetzt werden (RG 101, 234). Vgl. hierüber die entſprechend 
zur Anwendung kommenden näheren Ausführungen bezüglich der Einigungserklärung in 
$ 873 A 7d „Erſatz der Einigung“. — Einen eigenartigen Anſpruch auf Verzicht bezüglich 
5 1 5 5 1169. ff 
„Der Berechtigte iſt regelmäßig der Inhaber des Rechtes, das aufgegeben werden ſoll 

(3. B. im Falle der Aufhebung einer ge mec der Chen ſ. 81168 A 3), 
ausnahmsweiſe, nämlich dann, wenn die Verfügungsmacht einem andern als dem Inhaber 
des Rechtes zuſteht, der Inhaber der Verfügungsmacht (J. hierüber § 873 A 8). Er muß 
nicht nur geſchäftsfähig ſein, ſondern auch befugt, über das Recht zu verfügen. Die 
Verzichtserklärung iſt für ſich allein eine Verfügung, und zwar durch einſeitiges 
Rechts geſchäft; nicht liegt erſt dann eine Verfügung vor, wenn zu der Verzichtserklärung 
die nichtrechtsgeſchäftliche Löſchungseintragung hinzugetreten iſt (OLG 4, 492; 7, 50; KGJ 
24 A 218; 25 A 276; RIA 9, 276). Vgl. hierüber das Nähere in § 873 A8 „Verfügungs⸗ 
befugnis des Berechtigten“. Auf die Form der Erklärung kommt es dabei nicht an, ins⸗ 
beſondere nicht darauf, daß die Erklärung in einer der im Abf 2 für die Bindung vor ⸗ 
geſchriebenen Formen abgegeben iſt. Auch die formloſe Erklärung enthält eine Verfügung, 
wenn ſie gegenüber dem Grundbuchamte oder dem Begünſtigten abgegeben und dieſem 
(mit dem Willen des Erklärenden; ſ. A 7) zugegangen iſt. Denn ſie iſt dann gemäß 
88 130, 875 Abſ 1 Satz 2 wirkſam und, falls ſie nach der Löſchung abgegeben worden iſt, un 
widerruflich. Auch im andern Falle führt fie, ſofern fie nicht noch widerrufen wird, bei Hin- 
zutritt der Löſchung zur rechtsgültigen Aufhebung des Rechtes (a. M. KGJ 25 A 276; OLG 
7, 50, wonach nur die in bindender Form abgegebene Verzichtserklärung eine Verfügung ent. 
halten foll). — Iſt der den Verzicht Erklärende in Wirklichkeit nicht Inhaber des 
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Rechtes, jo hängt die Rechtsgültigkeit der Verzichtserklärung gemäß § 185 von der vor⸗ 
herigen Zuſtimmung (Einwilligung, § 185) oder der nachträglichen Zuſtimmung (Genehmi- 
gung, 8 184) des Berechtigten ab. Fehlt dieſe Zuſtimmung, fo iſt auch die auf Grund der Ver⸗ 
zichtserklärung etwa erfolgte Löſchungseintragung nichtig und iſt das Recht materiell beftehen- 
geblieben. Der Berechtigte kann gemäß $ 894 die Berichtigung des durch die Löſchung unrichtig 
gewordenen Grundbuchs, alſo die Wiedereintragung des Rechtes in dem früheren Rechtszu⸗ 
ſtande, insbeſondere auch hinſichtlich des Ranges, verlangen (vgl. KGJ 33 A 278). — Iſt 
der Verzichtende zwar Berechtigter, bedarf er aber zur Wirkſamkeit einer durch einſeitiges 
Rechtsgeſchäft erfolgenden Verfügung über das Recht der vorherigen Zuſtimmung 
(Einwilligung) eines Dritten (wie z. B. eine Ehefrau nach 88 1395, 1398 der Einwilligung 
des Mannes, oder ein Vorerbe, der nach $ 2113 Ab] 1 ohne Einwilligung des Nacherben nicht 
eine zum Nachlaß gehörende Hypothek wirkſam zur Löſchung bringen kann, vgl. RG 102, 337), 
ſo muß die Zuſtimmung des Dritten zu der Verzichtserklärung, wenn dieſe rechtsgültig 
fein ſoll, vor Zugehen der Erklärung an das Grundbuchamt oder an den Begünftigten 
erfolgt ſein. Gleiches gilt, wenn der Verzichtende ein Minderjähriger iſt, hinſichtlich der zur 
Wirkſamkeit der Verzichtserklärung gemäß § 111 erforderlichen Einwilligung des geſetzlichen 
Vertreters. Eine nachträgliche Zuſtimmung (Genehmigung) macht in dieſen Fallen die Ver: 
zichtserklärung nicht gültig, da nichtige Rechtsgeſchäfte gemäß § 141 überhaupt nicht durch 
Genehmigung geheilt werden können (KGGJ 25 A 277; OLG 7, 51). Was jedoch den Nachweis 
der Einwilligung als Vorausſetzung für die vom Grundbuchamte vorzunehmende Löſchungs⸗ 
eintragung anlangt, fo wird, wenn in der nämlichen, die Formvorſchrift des § 29 Satz 1 880 
erfüllenden Urkunde (3. B. in einem notariellen Protokolle) zunächſt der Verzicht und dann 
die Genehmigung dazu erklärt wird, daraus in der Regel auch als formgerecht ($ 29 Satz 1 
GBO) nachgewieſen entnommen werden können, daß die Einwilligung ſchon vor dem Ver⸗ 
zicht erklärt worden iſt (vgl. OLG 4, 492). Wenn dies aber auch nach beſonderer Lage des 
Falles abzulehnen ſein ſollte, wird doch in der fraglichen Genehmigungserklärung eine Ein⸗ 
willigung dann zu finden fein, wenn erſt nachher die Verzichtserklärung dem Grundbuchamte 
vor der Eintragung von ſeiten des Verzichtenden zugeht, da dann eine gemäß $ 182 Abſ 1 er- 
klärte und auch in der Form des § 29 Satz 1 GBO abgegebene Zuſtimmung vor Wirkſam⸗ 
werden der Verzichtserklärung vorliegt (KJ 25 A 277; OLG 7, 51). — Sit der Berechtigte 
bevormundet und bedarf die Aufgabe des Rechtes (3. B. einer Hypothek gemäß § 1822 
Nr 13) ſeitens des Vormundes der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts, ſo muß die 
Genehmigung gemäß 8 1831 ebenfalls vor der Verzichtserklärung erteilt worden fein (NOS 
21 A 198; 24 A 218, auch 27 A 170). Jedoch iſt aus gleichem Grunde, wie in den vorgenannten 
Fällen, eine vorhergehende Genehmigung auch dann anzunehnien, wenn fie zwar erſt nach der 
Verzichtserklärung erteilt ift, dieſe aber erſt ſpäter dem Grundbuchamte (oder auch dem bei 
der Verzichtserklärung nicht zugegen geweſenen Begünſtigten) ſeitens des Vormundes zugeht 
(KGJ 24 A 219). — Daß der Berechtigte als folder eingetragen iſt, wird vom Geſetze 
zur rechtsgültigen Aufhebung nicht erfordert. Wenn er wirklich Berechtigter iſt, braucht er 
nicht eingetragen zu fein. Nach der Ordnungsvorſchrift des § 40 Abſ 1 G80 ſoll allerdings, 
wenn nicht einer der Ausnahmefälle der 88 40 Abſ 2, 41 GB vorliegt, eine Eintragung, 
alſo auch eine Löſchung, nur erfolgen, wenn der durch die Eintragung Betroffene als der Be⸗ 
rechtigte eingetragen iſt. Auch materiellrechtlich ſind die Fälle, in denen eine Berechtigung 
ohne Eintragung beſteht, nur Ausnahmefälle. In der Regel iſt zur Erlangung der Berechtigung 
die Eintragung notwendig (vgl. § 873 A 8). — Iſt eine Hypothek gepfändet und dem Pfän⸗ 
dungsgläubiger zur Einziehung überwieſen ($$ 830, 835 Abſ 1, 837 ZPO), fo ift der 
Pfändungsgläubiger zwar nicht (wie bei der Uberweiſung an Zahlungs Statt, § 835 Abſ 2 
3PO) Hypothekengläubiger (Berechtigter im Sinne des § 875); aber, da er ermächtigt iſt, in 
Höhe des überwieſenen Betrags Zahlung von dem Drittſchuldner mit befreiender Wirkung 
entgegenzunehmen und an Stelle des Hypothekengläubigers über den Empfang zu quittieren, 
fo wird durch feine Quittung nachgewieſen, daß die Hypothek gemäß 88 1163 Abſ 1, 1177 
auf den Eigentümer übergegangen iſt. Die Quittung genügt, falls ſie in der Form des 8 29 
EBD erteilt iſt, auch formellrechtlich, um auf Antrag des Eigentümers, der zugleich die nach 
§ 19 G80 erforderliche Bewilligung und die nach § 27 GBO erforderliche Zuſtimmung ent⸗ 
hält, die Löſchung der Hypothek vorzunehmen (KJ 52, 205). Dagegen iſt der Pfändungs⸗ 
gläubiger zur Erteilung einer (abſtrakten) Löſchungsbewilligung (Verzichtserklärung) nicht be⸗ 
fugt, da dieſe eine Verfügung über die ihm an ſich nicht gehörende Hypothek (auch für den 
Fall des Nichterlöſchens der Forderung durch Befriedigung) enthält (ROY 23 A 147; 84 A 309; 
52, 206; OLG 8, 209). Dies gilt auch dann, wenn die Hypothek für den Hypothekenſchuldner 
ſelbſt gepfändet worden iſt. Da der Hypothekenſchuldner nicht Gläubigerrechte an der Hypo. 
thek erlangt hat, kann er nicht durch Löſchungsbewilligung über die Hypothek verfügen und iſt 
auch die Forderung nicht durch Vereinigung von Forderung und Schuld in einer Perſon er⸗ 
loſchen (KJ 52, 200). Formellrechtlich kann aber die Löſchung der Hypothek dadurch herbei⸗ 
geführt werden, daß der Hypothekenſchuldner und gleichzeitige Pfändungsgläubiger ſich im 
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Wege der Verrechnung für befriedigt erklärt (KCI 52, 206). — Iſt eine Hypothek für die 
Forderung eines Dritten verpfändet, ſo kann der Pfandgläubiger, wenn ſeine Forderung 
fällig geworden iſt, Löſchung der Hypothek bewilligen, da er dann gemäß § 1282 zur Ein ⸗ 
ziehung der Hypothekenforderung berechtigt iſt, während dem Hypothekengläubiger ſelbſt 
die Befugnis zur Einziehung und Löſchungsbewilligung nicht zuſteht (OLG 46, 17; vgl. 
$ 1282 A 1). — Die Pfändungs⸗ und Pfandgläubiger find, ſoweit fie zur Bewilligung der 
Löſchung berechtigt find, auch berechrigt, wenn die Hypothek gelöſcht, aber nach 88 14 (kraft 
Borbehalts) oder 15 (kraft Rückwirkung bei Annahme der Leiſtung in der Zeit vom 15. 6. 22 
bis zum 14. 2. 24) Aufiv® v. 16. 7. 25 wieder aufzuwerten iſt, die Aufwertung zu betreiben, 
ſie gemäß $ 16 Abſ 1 anzumelden und einen Widerſpruch gegen die Löſchung nach § 16 Abſ 2 
Av eintragen zu laſſen (OLG 46, 16). 

6. Verzichtserklärung (Aufgabeerklärung) und Löſchung des Rechtes müſſen zu⸗ 
ſammentreffen, um die Aufhebung des Rechtes herbeizuführen (vgl. KJ 23 A 244; 
88 A 275; 43, 151). Solange die Löſchung nicht bewirkt worden iſt, bleibt trotz eines, ſei 
es auch gemäß Abf 2 $ 875 bindend erklärten, Verzichts das Recht beſtehen, und der Ver⸗ 
zichtende Berechtigter. Insbeſondere wird letzterer durch ſeine Verzichtserklärung in der 
Verfügung über das Recht im Verhältniſſe zu Dritten nicht beſchränkt (RG 66, 288; KGJ 
38 A 276; 49, 152). Ferner hat eine Pfandenutlaſſung eines Grundſtücks von der auf ihm 
laſtenden Hypothek, wenn die Löſchung dieſer nicht erfolgt, nicht dingliche Wirkung, auch nicht, 
wenn durch Zuſchlag des Grundſtücks die nicht beſtehenbleibende Hypothek erliſcht (5 91 3G), 
bezüglich des an die Stelle der Hypothek tretenden Rechtes auf den Verſteigerungserlös, viel- 
mehr tritt nur die ſchuldrechtliche Folge ein, daß der Gläubiger ſein Pfandrecht an dem Grund⸗ 
ſtück nicht geltend machen ſoll und er aus dem auf das Grundſtück entfallenden Verſteigerungs⸗ 
erlös keine Befriedigung ſuchen darf (RG 101, 120). Iſt jedoch bereits der Antrag auf Lö- 
1 5 (5 13 G80) mit der Verzichtserklärung beim Grundbuchamte eingegangen, fo hat 
—— 7 er ein weiterer Eintragungsantrag eingeht, der eine andere Verfügung über das 

echt 5 eu gemäß $ 17 EBD zunächſt den erſten Antrag durch Bewirkung der Löſchung 
110 veife che dann den giueiten Antrag, ſoweit er nun nicht mehr begründet ift, zurüd- 
ht ie (vg). $ 873 u 13). Liegt anderſeits einer bewirkten Löſchung eine Verzichtserklärung 
15 Allee e ober ift dieſe nichtig oder mit Erfolg angefochten, ſo iſt auch die Löſchung nichtig 
N ie Recht außerhalb des Grundbuchs deſtehen (RG 73, 174; 82, 22). Jedoch kann die 
de rom 5 . gültig werden, daß die Verzſchtserklärung nachgeholt bzw. rechtswirkſam wie 
tri ird (]. A 4). Die Aufhebung des Rechtes tritt dann mit dem Zeitpunkte der nach. 
räglichen Verzichtserklärung ein. Geſchieht ſolches aber nicht, fo kann anderſeits der Ve⸗ 
rechtigte die Wiedereintragung des Rechtes im Wege der Grundbuchberichtigung nach 9 894, 
gegebenenfalls auch mit einer Schuldklage aus der perſönlichen Verpflichtung, die der Rechts- 
eintragung zugrunde lag, oder aus grundloſer Bereicherung herbeiführen (NG 82, 24). — 
Die Löſchungseintragung iſt auch ſonſt für ſich allein nicht ohne Rechtswirkung. 
Sie begründet gemäß 8 891 Abſ 2 die Vermutung für das Nichtbeſtehen des Rechtes, fo daß 
dem Berechtigten nicht mehr die Vermutung aus $ 891 Abſ 1 zur Seite ſteht, er vielmehr 
das Fortbeſtehen ſeines Rechtes beweiſen muß. Auch kann das Recht durch gutgläubigen Er⸗ 
werb gemäß $ 892 verlorengehen oder beſchränkt werden, und es unterliegt gemäß § 901 
nunmehr der Verjährung (A JW 06, 1746). — Über die Vorausſetzungen, unter denen 
das Grundbuchamt die Löſchung vorzunehmen hat, trifft nicht das BOB, fondern die GBO 
Beſtimmung. Vgl. über die hauptſächlich in Betracht kommenden Vorſchriften der GBO 
9.873 A 10. — Bezüglich des Inhalts der Eintragung beſtimmt 847 Abſ 1 G0, daß die 
Löſchung eines Rechtes durch Eintragung eines Löſchungsvermerks zu erfolgen hat. Soll ein 
Recht nur bezüglich eines Teiles des belafteten Grundſtücks durch Löſchung auf. 
gehoben werden, fo bedarf es gemäß 8 6 EBD, weil darin eine größere und inſofern neue 
Belaſtung des andern Teiles liegt, der Abſchreibung des befreiten Teiles (KG 21 A 112). 
Jedoch handelt es ſich dabei nur um eine Ordnungsvorſchrift, fo daß ihre Nichtbefolgung nicht 
die Unwirkſamkeit der Löſchung zur Folge hat (z. B. treten die Wirkungen der Pfandentlaſſung 
einer Parzelle durch Löſchung der das ganze Grundſtück belaſtenden Hypothek auf der Parzelle 
auch ohne deren Abſchreibung ein) (RG 101, 120). — Wird bei der Übertragung eines Grund⸗ 
ſtücks oder eines Grundſtücksteils auf ein anderes Grundbuchblatt ein eingetragenes Recht 
nicht mit übertragen, fo gilt es nach § 47 Abſ 2 GBO in Auſehung des Grundſtücks oder 
des Teiles als gelöſcht. Jedoch folgt hieraus nicht ohne weiteres, daß das Recht ſelbſt erloſchen 
iſt; es iſt nur nicht mehr gebucht. Iſt die Mitübertragung ſachlich zu Unrecht unterblieben, 
liegt insbeſondere nicht eine Verzichtserklärung des Berechtigten im Sinne des § 875 (Ent. 
pfändung des Grundſtücks oder Grundſtücksteils) der Nichtübertragung zugrunde, fo beſteht 
das Recht außerhalb des Grundbuchs weiter und kann es im Wege der Grundbuchberichtigung 
( 894) wieder zum grundbuchmäßigen Daſein gelangen, ſofern und foweit nicht ein etwa 
inzwiſchen erfolgter Erwerb in gutem Glauben an die Richtigkeit des Grundbuchs ($ 892) 
entgegenſteht (KGGJ 27 A 116; 46, 211; OSG 40, 57; f. 8 894 A 1a). — Über Unzuläffig- 
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keit des Antrags auf formelle Löſchung einer Hypothek zum Zwecke ihrer Vereinigung mit 
einer neuen Hypothek vgl. RIA 8, 45 

7. Damit die Verzichtserklärung, die zwar materiellrechtlich keiner Form bedarf (ſ. A 4), 
aber eine empfangsbedürftige Willenserklärung iſt (vgl. KJ 24 A 218; 87 A 223; 48, 148), 
Rechtswirkung hat, muß fie gegenüber einem der in Abſ 1 Satz 2 genannten Empfangsberech⸗ 
tigten abgegeben ſein. Die Erklärung gegenüber dem Grundbuchamte zunächſt kann dadurch 
erfolgen, daß die Erklärung vor dem Grundbuchamte abgegeben oder ſchriftlich dem Grund⸗ 
buchamte eingereicht wird (KGJ 25 4 277). Zur materiellen Wirkſamkeit genügt im 
erſteren Falle die mündliche Abgabe vor dem Grundbuchamte, im letzteren Falle auch eine 
privatſchriftliche Eingabe. Von Aufnahme eines Protokolls iſt im erſteren Falle die Wirkſam⸗ 
keit nicht abhängig (ſ. A 10). Formellrechtlich iſt allerdings zur Vornahme der Eintragung 
die Beobachtung der im 8 29 Satz 1 BDO vorgeſchriebenen Form erforderlich, fo daß die vor 
dem Grundbuchamte abgegebene Erklärung zu Protokoll genommen ſein und die ſchriftliche 
Erklärung die genannte Formvorſchrift erfüllen muß, wenn daraufhin die Löſchungseintragung 
erfolgen ſoll. Läßt aber das Grundbuchamt die Ordnungsvorſchrift außer acht und nimmt es 
trotz formloſer Erklärung die Löſchung vor, fo iſt die Aufhebung des Rechtes rechtsgültig voll⸗ 
55 — Nach $ 130 Abſ 1, 3 wird die Erklärung mit dem Zeitpunkte wirkſam, in dem 
ie dem Grundbuchamte zugeht. Dann iſt auch die formlos abgegebene Erklärung unwiderruf⸗ 
lich (f. A 10). — Die Erklärung vor dem Grundbuchamte ſowie die Einreichung bei dem Grund⸗ 
buchamte kann auch durch einen Vertreter erfolgen. Über die Vertretung des Verzich⸗ 
tenden hinſichtlich der Einreichung durch den inſtrumentierenden Notar vgl. RIA 2, 88; 
KJ 24 A 216; 25 A 278, 815; OLG 7, 49. — Da aber eine empfangsbedürftige Willens⸗ 
erklärung nur dann wirkſam abgegeben iſt, wenn ſie mit dem Willen des Erklärenden einem 
der in Betracht kommenden Empfangsberechtigten zugeht, kann die Verzichtserklärung (Auf. 
gabeerklärung) nicht als abgegeben gelten, wenn fie überhaupt ohne den Willen des Er. 
klärenden dem Grundbuchamt (oder dem Begünſtigten; |. A 8) zugegangen iſt (KGJ 
48, 187). — Über „Grundbuchamt“ vgl. 8 925 A 12. 

8. Der durch die Verzichtserklärung Begünſtigte, dem gegenüber ebenfalls (. A 7) die 
Erklärung wirkſam abgegeben werden kann, iſt in erſter Linie der Eigentümer des mit dem 
Rechte belaſteten Grundſtücks (KJ 37 A 233; 43, 149). Aber auch der Inhaber eines dem 
aufzuhebenden Rechte im Range nachſtehenden oder gleichſtehenden Rechtes oder eiuer ent⸗ 
ſprechenden Vormerkung iſt ein folder, zu deſſen Gunſten die Verzichtserklärung erfolgt 
(KGJ 48, 187). — Hinſichtlich der Form gilt das in A7 Geſagte. — Wirkſam wird die Er⸗ 
klärung gemäß $ 130 Abſ 1 Satz 1 mit dem Zeitpunkte, in dem fie dem Begünſtigten zugeht 
(vgl. 3W 1926, 26996). Jedoch kann die nicht in der Bindungsform des Abs 2 8 875 ab⸗ 
gegebene Erklärung ſo lange widerrufen werden, als nicht die Erklärung (schriftlich) dem 
Grundbuchamte eingereicht (. A 7) oder, falls dies unterblieben, die Löſchung erfolgt iſt. 
Wenn die Verzichtserklärung von einem rechtsgeſchäftlichen oder einem geſetzlichen Vertreter 
abgegeben ift und der Erklärende, bevor die Erklärung wirkſam geworden iſt, ſeine Ver⸗ 
tretungsmacht verliert (3. B. wenn der vertretene Minderjährige inzwiſchen voll. 
jährig geworden iſt), wird die Erklärung auch dann nicht wirkſam, wenn ſie demnächſt dem 
Empfangsberechtigten zugeht, es ſei denn, daß der Vertretene ſeine Genehmigung dazu er⸗ 
teilt (K GJ 43, 151). 

9. Gebunden iſt der Verzichtende an feine, ſei es auch formlose Erklärung, wenn ihr 
die Löſchung nachgefolgt oder ſie nach der Löſchung abgegeben worden iſt, vorausgeſetzt, daß 
fie gegenüber einem der in Abf 1 Satz 2 genannten Empfangsberechtigten erklärt und dieſem 
zugegangen iſt (. A 7, 8). Ferner iſt der Verzichtende auch ſchon vor bewirkter Löſchung ge- 
bunden, wenn er die Erklärung in einer der beiden Arten des Abf 2 abgegeben hat. — Die 
Wirkung der Bindung iſt, daß die Erklärung nicht widerrufen werden kann. Iſt die Er⸗ 
klärung im Sinne des 8 130 wirkſam geworden (f. A 7, 8), fo hat es nach 8 130 Abj 2 keinen 
Einfluß, wenn der Erklärende ſtirbt oder geſchäftsunfähig wird (MG JW 1926, 19558). Jedoch 
können die Erben bzw. der geſetzliche Vertreter die Erklärung noch widerrufen, wenn ſie nicht von 
vornherein bindend war oder inzwiſchen bindend geworden iſt. Ferner wird die bindende Erklä⸗ 
rung, wenn daraufhin der Antrag auf Löſchung bei dem Grundbuchamte geſtellt worden iſt, ge⸗ 
mäß 8 878 nicht dadurch unwirkſam, daß der Erklärende in der Verfügung beſchränkt wird (vgl. 
RIA 9, 276). Dagegen eine Beſchränkung des Berechtigten in der Verfügung über das Recht 
bewirkt die Bindung der Verzichtserklärung für ſich allein nicht (ſ. A 6). Auch folgt daraus 
nicht ein Anſpruch auf Herbeiſchaffung oder Nachholung des etwa zur Löſchung noch Fehlenden. 
Vielmehr kann der Begünſtigte einen ſolchen Anſpruch nur auf Grund des (ſchuldrechtlichen) 
Grundrechtsgeſchäfts geltend machen. Dieſes wird ferner, wenn es nichtig iſt, nicht durch 
die bindende Erklärung geheilt. Im Falle der Anfechtbarkeit aber kann in der bindenden 
Verzichtserklärung eine Beſtätigung des auf die Aufhebung des Rechtes gerichteten Grund⸗ 
rechtsgeſchäfts gemäß 8 144 Abſ 1 gefunden werden. Vgl. 8 878 A 18. — Im Falle des § 876 
(. A 8) hindert das Fehlen der Zuſtimmung des an dem Grundſtücksrechte berechtigten 


Allgemeine Vorſchriften über Rechte an Grundſtücken 88 875, 876 63 


Dritten zwar die Aufhebung des Rechtes, nicht aber die Bindung an die Aufhebungserklärung. 
— Hat der Verzichtende den Löſchungsantrag (§ 13 GBO) ſelbſt geſtellt, was nament⸗ 
lich vorkommen kann, wenn der Verzichtende ohne Zuziehung des Eigentümers das Recht 
durch Erklärung gegenüber dem Grundbuchamte zur Aufhebung bringen will, ſo kann er noch 
den Antrag gemäß 88 32, 29 Satz 1 GVO zurücknehmen und dadurch die Löſchung verhindern. 
Sein Widerruf iſt aber vom Grundbuchamte in keinem Falle dann zu beachten, wenn der 
Antrag vom Begünſtigten (. A 11) geſtellt iſt (vgl. KG 25 A 273; OLG 6, 207). 

0. Die gegenüber dem Grundbuchamte abgegebene Erklärung, die in der in A7 dar ⸗ 
geſtellten Weiſe zu erfolgen hat, iſt auch dann bindend (und damit unwiderruflich; |. A 9), 
wenn fie formlos (. A 7) abgegeben iſt. Denn eine Form iſt in dieſer Hinſicht nicht vor 
geſchrieben. Insbeſondere iſt auch eine mündlich vor dem Grundbuchamte abgegebene Ver⸗ 
zichtserklärung bindend. Der Aufnahme der Erklärung zu Protokoll bedarf es weder zur 
Wirkſamkeit noch zur Bindung. Vgl. hierüber 8 873 A 15, 8 925 A 13. 

, Die den Vorſchriften der GB/ entſprechende Löſchungsbewilligung, durch deren 
Aushändigung an den Begünſtigten die Verzichtserklärung ebenfalls (ſ. A 10) bindend 
(und damit unwiderruflich; |. A 9) wird, iſt die vor dem Grundbuchamte zu Protokoll ge- 
gebene oder in einer öffentlichen oder öffentlich beglaubigten Urkunde abgegebene Löſchungs⸗ 
bewilligung des durch die Löſchung des Rechtes Betroffenen im Sinne der 88 19, 29 Saß 1 
GBO, die auch die formellrechtliche Vorausſetzung für die Vornahme der Löſchung gibt. 
Durch die Aushändigung der Löſchungsbewilligung wird der durch die Verzichtserklärung 
Begünſtigte in den Stand geſetzt, unter Einreichung der Löſchungsbewilligung den Antrag 
auf Löfchung ($ 13 G80) zu ſtellen, der nach $ 80 GBO keiner Form bedarf. — Die Aus⸗ 
händigung kann auch durch einen Vertreter erfolgen. Wenn der Gläubiger einer fälligen 
Hypothek eine den Vorſchriften der GBO entsprechende Löſchungsbewilligung einem Notar 
üͤberſendet mit der Weiſung, von der Urkunde nach Zahlung des Hypothekenbetrags Ge- 
Keim: zu machen, gilt der Notar als ermächtigt, die Urkunde dem Eigentümer auszuhändigen 
000 „z Gruch 52, 957). — Einer körperlichen Aushändigung der Löſchungsbewilligung 
lie nn es kr unbedingt. Wenn z. B. die Bewilligung in einem zwiſchen dem Bewil- 
ug t 2 11 em Begünſtigten geſchloſſenen notariellen Vertrage enthalten ift, fo ift fie 
we * oſchluß der notariellen Verhandlung als dem Begünſtigten zugegangen anzu⸗ 
Bean ohne daß es der Aushändigung einer Ausfertigung der Verhandlung, die ſich der 

egünſtigte jederzeit verſchaffen kann, bedarf (KGS 49, 155). 
5 12. Eutſprechende Anwendung findet $ 875 im Falle des § 1132 Abſ 2 (Verteilung einer 
Heſamthwpothet auf die einzelnen Grundſtücke) und Abf 2 8 875 in den Fällen der 88 1168 
Abſſ2 (Verzicht auf eine Hypothek), 1180 Abſ 2 (Wechſel der Forderung bei einer Hypothek). 


8 876 


Iſt ein Recht an einem Grundſtücke mit dem Rechte eines Dritten be⸗ 
laftet!), jo iſt zur Aufhebung des belaſteten Rechtes:) die Zujtimmung®) des 
Dritten erforderlich‘). Steht das aufzuhebende Recht dem jeweiligen Eigen⸗ 
tümer eines anderen Grundſtücks zu!, jo iſt, wenn dieſes Grundſtück mit 
dem Rechte eines Dritten belaſtet iſt!), die Zuſtimm ung?) des Dritten er⸗ 
forderlich“), es ſei denn, daß deſſen Recht durch die Aufhebung nicht be⸗ 
rührt wirds). Die Zuſtimmung iſt dem Grund buchamte) oder demjenigen 
gegenüber zu erklären, zu deſſen Gunſten ſie erfolgte); ſie iſt unwider⸗ 
ruflichs). 

E 1 960, 965, 977, 1015, 1048, 1061 II 797; M 3 468 ff., 474, 489, 551, 569, 594; P 3 69 ff.; 6 221. 
1. Als unmittelbare Belaſtungen mit dem Rechte eines Dritten, die ein Recht an 
einem Grundſtücke betreffen, kommen in Betracht Nießbrauch und Pfandrecht an Reallaſten, 
Hypotheken und Grundſchulden (. § 873 A 5) ſowie, wenn das betroffene Recht Grundſtücks⸗ 
natur hat (Erbbaurecht, Erbpachtrecht, Abbaurecht, [8 1017] YO v. 15. 1. 19 8 11, & Artt 63, 
68), die Belaſtungen, die auf einem Grundſtücke ruhen können (. 5873 A6). Mittelbar können 
ſubjektiv- dingliche Rechte, nämlich Grunddienſtbarkeit (51018), ſubjektiv.dingliches Vorkaufsrecht 
(§ 1094 Abſ 2), ſubjektiv⸗dingliche Reallaſt (8 1105 Abſ 2), mit dem Rechte eines Dritten da⸗ 
durch belaſtet ſein, daß letzteres Recht (z. B. eine Hypothek, ein Nießbrauch) das hinſichtlich 
jener Rechte berechtigte Grundſtück belaſtet und dabei jene Rechte als Beſtandteile des Grund. 
ſtücks mitergreift. Auf eine unmittelbare Belaſtung findet Satz 1 8 876, auf mittelbare Satz 2 
Anwendung, während Satz 3 für beide Belaſtungen gilt. — Über Anwendbarkeit des 8 876 
im Falle der Abtretung einer Hypothek unter Vorbehalt des Zinsgenuſſes in der Zeile, daß 
die Beſtellung eines Nießbrauchs an der Hypothek anzunehmen iſt, vgl. $ 1158 A 8. 

2. Unter Aufhebung des belaſteten Rechtes ift auch hier, wie im § 875, nur eine ſolche 
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durch Rechtsgeſchäft gemeint, da eine Zuſtimmung, alſo eine rechtsgeſchäftliche Erklärung, 
erfordert wird. Erliſcht das belaſtete Recht aus einem Grunde, der nicht auf Rechtsgeſchäft 
beruht (ſ. die Fälle in 8 875 A 1), fo erliſcht auch das belaſtende Recht, ſoweit es ſich auf das 
belaſtete Recht bezieht, ohne weiteres und iſt die Zuſtimmung des Drittberechtigten nicht er- 
forderlich. — Über Aufhebung eines ein Grundſtücksrecht (abgeſehen von Rechten mit 
Grundſtücksnatur) unmittelbar belaſtenden Rechtes (f. A 1) für ſich allein vgl. 8 875 A 2. — 
Entſprechende Anwendung findet 8 876 in den Fällen der 88 877, 880, 1109 Abſ 2, 1116, 
1132 Abſ 2, 1172 Abſ 2, 1168 Abſ 2, 1180 und die Vorſchrift des Satz 3 in den Fällen der 
88 1071, 1276. — Auf andere Verfügungen über das belaſtete Recht (3. B. auf die Über⸗ 
tragung, eine weitere Belaſtung) bezieht ſich § 876 ſelbſtverſtändlich nicht. Sie laſſen das Recht 
9100 — und bedürfen daher der Zuſtimmung des Dritten nicht (M 3, 468; 

3. Die Zuſtimmung des Drittberechtigten führt in Verbindung mit den im 8 875 für 
die Aufhebung einer Grundſtücksbelaſtung überhaupt erforderten Vorausſetzungen, nämlich 
der Aufgabeerklärung des Berechtigten und der Löſchung, nicht nur zur Aufhebung der Grund⸗ 
ſtücksbelaſtung, und zwar in den Fällen des Satz 2 (mittelbare Belaſtung, ſ. A 1) zur Auf⸗ 
hebung der Belaſtung auf dem verpflichteten Grundſtücke, ſondern auch zur Aufhebung der 
Rechtsbelaſtung ſelbſt: in den Fällen der unmittelbaren Belaſtung (Satz 1) zur Aufhebung 
der Rechtsbelaſtung im ganzen; in den Fällen der mittelbaren Belaſtung (Satz 2) zur Auf⸗ 
hebung des Belaſtungsrechtes des Drittberechtigten inſoweit, als dieſes zufolge Belaſtung 
des berechtigten Grundſtücks die aufzuhebende Grundſtücksbelaſtung mit ergriffen hatte, 
während hier im übrigen das Recht des Dritten an dem Grundſtücke unberührt bleibt. — 
Daher iſt die Zuſtimmung ein beſonderes Rechtsgeſchäft für ſich. Sie kann, da eine be- 
ſtimmte Zeit für fie nicht vorgeſchrieben iſt, nicht nur nach der Aufgabeerklarung des „Be⸗ 
rechtigten“ (Inhaber des belaſteten Rechtes), fonderu auch ſchon vorher, und nicht nur vor der 
Löſchung, ſondern auch noch nachher von dem „Drittberechtigten“ (Inhaber der Rechtsbelaſtung) 
wirkſam erteilt werden. Ferner iſt die Zuſtimmung ein einſeitiges empfangsbedürftiges 
Rechtsgeſchäft. Es finden daher auf ſie die allgemeinen Vorſchriften über Rechtsgeſchäfte 
mit Ausnahme der über den Vertrag (88 145—157), nämlich die 88 104—144, 158 —181, 
184, 185 (nicht auch SS 182, 183, ſ. A 8), Anwendung. Empfangsberechtigt find die in Satz 3 
$ 876 Genannten. Weiter iſt die Zuſtimmung ein abſtraktes Rechtsgeſchäft, das von 
dem (einer Form nicht bedürfenden) Grundrechtsgeſchäfte, wodurch die Verpflichtung zur 
Erteilung der Zuſtimmung begründet worden, losgelöſt iſt und, namentlich hinſichtlich der 
Fragen der Form, der Nichtigkeit, der Anfechtbarkeit, als ſelbſtändiges Rechtsgebilde zu gelten 
hat. Erſetzt kann die Zuſtimmung werden durch ein auf Grund des Grundrechtsgeſchafts 
erſtrittenes rechtskräftiges Urteil gegen den Zuſtimmungspflichtigen gemäß § 894 ZPO. Auch 
kann, wenn zwar die Zuſtimmungserklärung abgegeben iſt, aber zur Herbeiflih- 
rung der Löſchung noch etwas fehlt, das von dem Zuſtimmungspflichtigen beizu⸗ 
bringen iſt, aus dem Grundrechtsgeſchäft, nicht jedoch aus der Zuſtimmung als ſolcher, auf 
Nachbringung des Fehlenden geklagt werden. — In allen vorgenannten Beziehungen gilt 
Entſprechendes wie für die vom Berechtigten abzugebende Einigungserklärung des § 878 
und die Aufgabeerklärung des $ 875. Vgl. hierüber § 873 A 7, 13, 8 875 A 4, 9. — Fehlt 
die Zuſtimmung des „Drittberechtigten“ oder iſt ſie nichtig oder zufolge Anfechtung nichtig 
geworden, ſo iſt die etwa (auf Grund der Aufgabeerklärung des „Berechtigten“) vorgenommene 
Löſchung unwirkſam und iſt weder die Rechtsbelaſtung noch das belaſtete Recht ſelbſt materiell 
aufgehoben. Sowohl der „Drittberechtigte“ als auch der „Verechtigte“ hat dann gemäß 8 894 
einen dinglichen Anſpruch auf Berichtigung des Grundbuchs, alſo auf Wiedereintragung 
des belaſteten Rechtes in dem früheren Rechtszuſtande, insbeſondere einerſeits mit der Be⸗ 
laſtung, anderſeits in dem früheren Rauge, ſoweit nicht ein inzwiſchen erfolgter Rechtserwerb 
im Vertrauen auf die Richtigkeit des Grundbuchs gemäß § 892 entgegenfteht. Vgl. 8 875 
A 5, 6. Wird aber die Zuſtimmung nachträglich erteilt, fo gilt gemäß 8 184 die Löſchung und 
danıit auch die Aufhebung als von vornherein rechtsgültig erfolgt. Auf die Wirkſamkeit der 
Aufgabeerklärung als ſolcher, namentlich wenn fie gemäß § 875 Abſ 2 bindend abgegeben 
worden ift, hat das Fehlen der Zuſtimmung keinen Einfluß. — Eine Form iſt für die materielle 
Gültigkeit der Zuſtimmung nicht vorgeschrieben. Nach formellem Rechte allerdings darf das 
Grundbuchamt gemäß $$ 19, 29 GBO die Löſchung nur vornehmen, wenn in einer der Formen 
des § 29 Satz 1 G80 nicht nur die Aufgabeerklärung des „Berechtigten“, ſondern auch die 
Zuſtimmungserklärung des „Drittberechtigten“ abgegeben ift. Jedoch tritt trotz Nichtbeachtung 
dieſer Ordnungsvorſchriften, alſo bei Vornahme der Löſchung auf Grund formloſer Zuſtimmung, 
die Rechtsaufhebung rechtsgültig ein. — In der Zuſtimmung kann in den Fällen der un⸗ 
mittelbaren Rechtsbelaſtung durch Nießbrauch oder Pfandrecht (J. A 1) nach Lage der Um. 
ſtände und der Art der Erklärung ein unbedingter, von der Löſchung des belaſteken Rechtes 
unabhängiger Verzicht auf das belaſtende Recht gefunden werden, da dieſer Verzicht uach 
88 1064, 1072, 1255, 1273 nur einer einſeitigen Erklärung bedarf. 
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4. Der „Drittberechtigte“ muß nicht nur geſchäftsfähig fein, ſondern auch die Befugnis 
haben, über das belaſtende Recht zu verfügen. Die Zuſtimmung zur Aufhebung des belaſteten 
Rechtes iſt, da fie auch Aufhebung des belaſtenden Rechtes zur Folge hat (f. A 3), eine Verfügung 
über das letztere. Es gilt daher in dieſer Hinſicht Entſprechendes wie für die Befugnis des 
„Berechtigten“ zur Verfügung über das belaſtete Recht. Vgl. hierüber 8 875 A 5. 4 

5. Nicht berührt durch die Aufhebung des belaſteten Rechtes wird das Recht des 
Dritten in ben nach Satz 2 allein in Betracht kommenden Fällen der mittelbaren Belaſtung 
( A 1) z. B., wenn das belaſtende Recht des Dritten ein Nießbrauchsrecht oder eine Grund⸗ 
dienſtbarkeit und das mit dem hierdurch belaſteten Grundſtücke verbundene, belaſtete Recht 
ein Vorkaufsrecht bezüglich eines andern Grundſtücks iſt. Als allgemeiner Geſichtspunkt 
für die Frage, ob die Aufhebung das belaſtende Recht nicht berührt, iſt aufzuſtellen, daß das 
Recht hinſichtlich ſeiner Ausübung und Durchführung durch die Entziehung des belaſteten 
Rechtes als eines ſeiner Belaſtungsobjekte keinerlei Einbuße erleidet. Dabei hat die Möglich, 
keit, daß das Recht des „Drittberechtigten“ im Falle der Zwangsverſteigerung des damit 
belaſteten Grundſtücks ſich in einen Anſpruch auf den Verſteigerungserlös umwandeln und 
für die Höhe dieſes Anſpruchs das Fortbeſtehen des belaſteten Rechtes von Bedeutung ſein 
kann, außer Betracht zu bleiben, da nur ein Berührtwerden des Rechtes ſelbſt, wenn und 
solange es als ſolches beſteht, in Frage kommt (M 3, 464f.). Wird das belaſtende Recht nicht 
berührt, ſo bedarf es der Zuſtimmung des „Drittberechtigten“ nicht. Dem Grundbuchamte 
freilich muß das Vorliegen dieſer Vorausſetzung, wenn die Löſchung ohne Beibringung der 
Zuſtimmungserklärung beantragt wird, nachgewieſen werden. Jedoch iſt nach formellem 
Grundbuchrechte, gleichviel ob der Nachweis erbracht wird oder nicht, eine Zuſtimmungs⸗ 
erklärung gemäß $ 21 GVO zur Vornahme der Löſchung überhaupt nicht erforderlich, wenn 
das belaſtete (ſubjektiv-dingliche) Recht auf dem Grundbuchblatte des berechtigten Grund- 
ſtück nicht vermerkt it (vgl. 8 8 680). — Über Erſatz der Zuſtimmungserklärung durch ein 
Arsch deere dgl. den Vorbehalt für die Landesgeſetzgebung in Art 120 Abſ 2 Ziff 2 EG. 

+ ET 


1 Erklärung „gegenüber dem Grund buchamte“, das einer der beiden im Satz 3 
für die Zuſtimmungserklärung beſtimmten E 


üali mpfangsberechtigten iſt, vgl. die Ausführungen 
bezüglich der Aufgabeerllärung in 8 875 U Aheng digen it vg 


f 7, 10, die entſprechend auch hier gelten. 8 
7. Der durch die Zustimmung Begünſtigte, der dena 0 A 6) empfangsberechtigt iſt, 
kaun ber Eigentümer, ein Miteigentümer, der „Berechtigte“ (ſ. A 3) oder der Inhaber eines 
andern im Range gleichſtehenden oder nachſtehenden Rechtes ſein. Vgl. im übrigen die ent- 
ſprechend anzuwendenden Ausführungen in § 875 U 8. 

3. Die Zuſtimmung iſt ftets unwiderruflich, wenn ſie einem der in Satz 3 genanuten 
Eupfangsberechtigten gegenuber abgegeben iſt. Die 88 182, 183 finden hier keine Anwendung. 
Auch wenn die Zuſtimmung vor Abgabe der Aufgabeerklärung des 8 875 erteilt wird, iſt fie 
unwideruflich. Die Unwiderruflichkeit hängt auch nicht, wie die Unſviderruflichkeit der Auf- 
gabeerklärung nach $ 875 Ubf 2, von Einhaltung einer Form ab. Auch eine gegenüber einem 
der Empfongsberechtigten formlos erklärte Zuſtimmung ift bindend. — Verfügt der „Dritt ⸗ 
berechtigte“ nach Abgabe der unwiderruflichen Zuſtimmung anderweit über fein be- 
laſtendes Recht (z. B. über eine Hypothek, die eine mit dem belaſteten Grundſtücke verbundene 
Reallaſt ergreift), fo muß der Erwerber die Zuſtimmung gegen ſich gelten laſſen und bedarf 
es ſeiner eigenen Zuſtünmung zur Aufhebung dann nicht, wenn er ſich auf den guten Glauben 
an die Richtigkeit des Grundbuchs nicht berufen kann (vgl. 88 404, 413, 892 u. Prot 3, 72f.). 
— Was den Eintritt einer Verfügungsbeſchränkung des „Drittberechtigten“ nach 
Abgabe der Zuſtimmungserklärung anlangt, jo findet 8 878 hier keine Anwendung, da er ſich 
nur auf „eine in Gemäßheit der 88 ‚873, 875, 877 abgegebene Erklärung“ bezieht (vgl. RG 
52, 416). Jedoch folgt daraus, daß die Zustimmung ſofort unwiderruflich und ein in ſich voll 
endetes Rechtsgeſchäft iſt, von ſelbſt, daß eine nachträgliche Verfügungsbeſchränkung (3. B. die 
Cröffnung des Konkurſes über das Vermögen des „Drittberechtigten“) keinen Einfluß auf 
die Wirkſamkeit der Zuſtimmung hat, und zwar ſelbſt dann, wenn nicht alle Vorausſetzungen 
2 sen a nicht ein beim Grundbuchamte geſtellter Eintragungsantrag) vorliegen (vgl. 
9 2, 416 


§ 877 


Die Vorſchriften der SS 873), 8742), 87685) finden auch auf Anderungen 

des Inhalts eines Rechtes) an einem Grundſtücks) Anwendung‘). 
E I 1184, 1144 II 788; M 3 779, 705 f.; P 3 602 ff.; 4 886 . 

1. Aus der Anwendung des $ 873 folgt, daß zur Rechtsänderung (3. B. zur Abänderung 
einer eingetragenen Wegegerechtigkeit; KJ 48, 177) die (formloſe) Einigung ee 
dem Eigentümer und dem Inhaber des Rechtes ſowie die Eintragung der Anderung 
erforderlich ift ($ 878 Abſ 1; KJ 48, 177). Ob die Anderung auf eine Erweiterung oder eine 
Einſchräukung der Befugniſſe des Berechtigten (3. B. Aufhebung der Übertragbarkeit des 
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Rechtes) hinausläuft, macht in dieſer Hinſicht keinen Unterſchied (NG JW 04, 2821). Handelt 
es ſich aber lediglich um eine teilweiſe Aufhebung des Rechtes, die auch nicht etwa mit einer 
Erweiterung des Rechtes nach einer andern Richtung verbunden iſt, fo kommt $ 875 zur 
Anwendung und genügt die einjeitige Erklärung des Berechtigten, daß er den betreffenden 
Teil des Rechtes aufgebe, nebſt hinzutretender Löſchung des Rechtsteils. — Iſt die Einigung 
gemäß § 873 Abf 2 bindend erklärt, \o findet, wenn unter Einreichung der Einigungserklärungen 
der Antrag auf Eintragung der Anderung beim Grundbuchamte geſtellt iſt, hinſichtlich der 
Einflußloſigkeit des Eintritts einer Verfügungsbeſchränkung des Eigentümers oder des Rechts⸗ 
inhabers 8 878 Anwendung. — Formellrechtlich bedarf es zur Vornahme der Anderungsein⸗ 
tragung nicht des Nachweiſes der Einigung, ſondern nur der Eintragungsbewilligung des 
Paſſivbeteiligten (8 19 GBO), die aber anderſeits in einer der Formen des $ 29 Satz 1680 
erklärt fein muß, und eines (formloſen, 8 30 GBO) Eintragungsantrags des Aktivbeteiligten 
oder des Paſſiobeteiligten (8 13 Abſ 1, 2 GO). — Vgl. im übrigen die entſprechend an⸗ 
zuwendenden Bemerkungen zu 8 873. 

2. Nach dem anzuwendenden 8 874 kann ebenſo wie bei der Eintragung eines Rechtes 
auch bei der Eintragung der Anderung zur näheren Bezeichnung dieſer auf die Ein- 
tragungsbewilligung ſowie auf Urkunden, auf welche dieſe verweiſt (ſ. 9 874 A 5), Bezug 
genommen werden (KGJ 48, 178). 

3. Die Anwendung des $ 876 findet dann ſtatt, wenn das zu ändernde Recht mit dem 
Rechte eines Dritten belaftet iſt. Es bedarf dann zur Anderung des Inhalts des be- 
laſteten Rechtes der Zuſtimmung des Drittberechtigten ($ 876 Satz 1). In den Fallen der 
mittelbaren Rechtsbelaſtung (. § 876 A 1) iſt die Zuſtimmung des „Drittberechtigten“ nicht 
erforderlich, wenn durch die Auderung des mittelbar belasteten Rechtes das belaſtende Recht 
nicht berührt wird ($ 876 Satz 2), z. B. bedarf es der Zuſtimmung der Hypothetengläubiger 
des herrſchenden Grundſtücks nicht, wenn eine durch die Hypotheken mittelbar belaſtete Weg. 
gerechtigkeit, die nur auf einem Teil des dienenden Grundſtücks ruht (vgl. 8 6 GBD.), auf 
einen andern Teil verlegt werden ſoll (ftr., ſ. auch A 4). Vgl. im übrigen die entſprechend 
anzuwendenden Bemerkungen zu 8876. — Wird das Recht erweitert, fo iſt auch die Zu- 
ſtimmung der Inhaber gleich, oder nachſtehender Rechte erforderlich, da die Erweiterungen 
ſich als Neubelaſtungen darſtellen, die den genannten Rechten gemäß $ 879 nachſtehen müßten 
(KGJ 52, 200; vgl. hinſichtlich der Anderung des Inhalts einer Hypothek durch nachträgliche 
Vereinbarung der log. Goldklauſel $ 1119 A5). Eine Ausnahme hiervon enthält 8 1119 Abſ 2 
hinſichtlich der Erweiterung gewiſſer Nebenleiſtungen bei der Hypothek (RJA 7, 260; KGJ 
52, 201). Vgl. auch 88 1186, 1198, 1203. Der auf dieſe Vorſchriften gegründeten Anſicht 
aber, daß es zu jeder Inhaltsänderung der Zuſtimmung der im Range gleich. oder nachſtehen 
den Berechtigten bedürfe, kann nicht beigetreten werden; es hätte im § 877 beſtimmt werden 
müſſen, wenn dies als Regel gelten ſollte, aus den Beſtimmungen der 88 1119 Abſ 2, 1186, 
1198, 1203 läßt ſich eher eine Beſtäligung der Regel des Nichterforderniſſes der Zu- 
ſtimmung entnehmen, auch wäre ein geſetzgeberiſcher Grund dafür nicht erſichtlich, daß es der 
Zustimmung auch dann bedürfen ſollte, wenn die Rechtsſtellung der im Range gleich- oder 
nachſtehenden Berechtigten durch die Inhaltsänderung nicht verſchlechtert wird (vgl. KJ 
52, 200). Eine ſolche Verſchlechterung iſt z. B. nicht gegeben, wenn bei einer Höchſtbetrags⸗ 
hypothek die nur dem Höchſtbetrage nach bezeichneten ungewiſſen Anſprüche des Gläubigers 
durch eine beſtimmte Forderung erſetzt werden, oder wenn bei einer gewöhnlichen Sicherungs⸗ 
hypothek oder bei einer Verkehrshypothek an die Stelle der zugrunde liegenden aufſchiebend 
bedingten Forderung eine unbedingte geſetzt wird, da bis dahin eine (vorläufige) Eigentümer⸗ 
grundſchuld beſtand (vgl. 88 1113 A 7, 1190 A 1), welche das Aufrücken der im Range gleich. 
oder nachſtehenden Berechtigten verhinderte (vgl. KJ 52, 202; vgl. aber auch R Warn 09 
Nr 360, wo jedoch die nachſtehenden Hypothekengläubiger, deren Zuſtimmung zur Umwand⸗ 
lung einer für eine bedingte Forderung beſtellten Sicherungshypothek in eine gewöhnliche 
Hypothek dort erfordert worden iſt, nur mit Rückſicht auf die Bedingtheit der Forderung den 
Vorrang vor ihren Hypotheken eingeräumt hatten). Gleiches hat hinſichtlich ſog. Strafzinſen 
für den Fall unpünktlicher Rückzahlung des Kapitals zu gelten, wenn ihr Betrag nicht erhöht 
wird, ſondern nur innerhalb des bisher für die Nebenleiſtungen eingetragenen Geſamtzinsſatzes 
die Bedingungen für den Verfall der Strafzinſen verſchärft oder erweitert werden (NOR 
52, 197). Überhaupt tritt eine Verſchlechterung der Rechtsſtellung der gleich oder nachſtehen 
den Berechtigten infolge einer Anderung von Nebenleiſtungen nur dann ein, wenn dadurch 
der Umfang des Rechtes derart erweitert wird, daß die Anderung einer Neubelaſtung gleich- 
kommt (ſ. oben; KJ 24 A 130; 26 A 290; 83 A 250; 62, 201; RIA 15, 243). 

4. Inhalt eines Rechtes bedeutet hier ebenſo wie im § 874 (f. dort A 4) die Ge. 
ſamtheit der aus der Rechtsbegründung ſich ergebenden Befugniſſe des Berechtigten (RG 
50, 188). Eine Neugeſtaltung, die den Inhalt des Rechtes in dieſem Sinne nicht zum Gegen. 
ſtande hat, fällt daher nicht unter $ 877. Deshalb ſtellt ſich z. B. die Verlängerung der 
Geltungsdauer eines zeitlich begrenzten Nießbrauchs, da die Befriſtung eines Nießbrauchs 
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nicht zum Inhalt des Rechtes gehört (f. $ 874 U 4), nicht als Anderung des Rechtsinhalts 
dar, ſondern als neue Grundſtücksbelaſtung mit einem Nießbrauch für den neuen Zeitraum; 


Belaſtung nicht den Rang des bisherigen Nießbrauchs hat, ſondern mit dem Range nach 
den auf dieſen folgenden Rechten einzutragen iſt, und weiter formellrechtlich auch inſofern, 
ala die Eintragung nicht in der Veränderungsſpalte, ſondern in der Hauptſpalte zu erfolgen 
bat (Kg 50, 188). Ferner handelt es ſich nicht um Anderung des Rechtsinhalts, wenn an 
die Stelle einer beſchränkten perſönlichen Dienſtbarkeit (§ 1090) eine Grunddienſtbarkeit 


im $ 887, wie ſich aus der Bezugnahme auf die $$ 873, 876 ergibt, nur die auf Rechts 
geſchäft beruhenden zu verſtehen, nicht auch die kraft Geſetzes eintretenden Ande⸗ 
rungen (2. B. bei der Erunddienſtbarkeit nach 89 1025, 1026, bei der Hypothek nach 


„ wenn ein Hypothekenrecht hinſichtlich der 


II (8 1119 A 3, Nch 72, 366; NJ 7, 259; 8, 45; KG 


es nach letzterer Richtung unter f 877 z. . 1215 0 
0 
40 A 283; 52, 200); wenn unter Aufhebung der 


Ausſchließung eines Hypothekenbriefs eine 
e ſoll ($ 1116 Abſ 2, 3), da hierdurch die Verkehrsfähigkeit 
ser bisherigen Buchhnpothet verändert wird RIAU 2, 30); aus gleichem Grunde, wenn die 
bertragbarkeit eines Rechtes (nal. $$ 300, 413) aufgehoben werden ſoll (RG JW 04, 292°); 
wenn der Eigentümer ſich dem Hypothekengläubiger gegenüber nachträglich der Zwangs 
vollſtrecung gemäß $ 800 ZPO unterwirft, da der Gläubiger dadurch eine ſchnellere Zugreif. 
barkeit für fein Recht erlangt, die auf die Rechtslage nachſtehender Berechtigter von Einfluß 
5 kaun (OLG 14, 136; a. M. 45, 99); wenn der Rang zweier Rechte geändert werden 
oll und § 880 Abſ 2 nicht zutrifft, wie im Falle der Vereinbarung der Rangänderung 
zwiſchen dem Eigentümer und dem Inhaber beider Rechte, da hierdurch die Siche 
rung der Durchführung und auch die Wertſchätzung bei dem einen Rechte vermin- 
vert, bei dem andern vermehrt wird (vgl. RAU 9, 288; KJ 89 A 195 und $ 880 A 1); 
wenn dem Eigentümer von dem Inhaber eines Rechtes die Befugnis eingeräumt wird, 
ein anderes Recht mit Vorrang eintragen zu laſſen, da dann das erſtere Recht mit 
dem Range nach 8 879 in ein Recht, das einem künftigen Rechte im Range nachſtehen 
ſoll, umgewandelt wird (. $ 881 U 8; NSW 9, 54); wenn eine Grunddienſtbarkeit nicht uur 
der Ausühung nach gemäß $ 1023 eine (nicht in das Grundbuch gehörende) Anderung erfahren, 
ſondern von einem Teil, auf dem allein fie eingetragen iſt (vgl. 86 GBO), auf einen andern 
Teil des belaſteten Grundstücks verlegt werden ſoll (L A 3), da die Dienſtbarkeit hinſichtlich 
des Belaſtungsobjekts eine andere Geſtaltung gewinnt (ſtr.). Vgl. auch 88 1189, 1192, 1 5 200. 
Dagegen fallt nicht unter § 877 die nderung der Perſon des Berechtigten in Geſtalt 111 
Übertragung des Rechtes, da dadurch der Inhalt des Rechtes nicht geändert wird. Das gi 9 
auch von der Überlaſſung der Ausübung des Nießbrauchs an einem Grundſtück 1 105 
Sat 2, wodurch der Inhalt des dinglichen Rechtes nicht berührt wird (386 1, 412). 1 
5. Über Grundſtücke und Rechte daran vgl. 8 878 A 4, 6. Die Anderung des Inhalts 
von Rechten, die ſolche Rechte belaſten, fällt nicht unter $ 877 (OLG 29, 8 0 
6. Die Anwendung findet nur ſtatt, oweit nicht das Geſetz für einzelne Rechtsände⸗ 
dungen etwas anderes beſtimmt. Vgl. in dieſer Hinſicht 88 880, 1151 en de 
1109 (Teilung des herrſchenden Grundſtücks im Falle einer, WIN en, 3 ee 
1116 Abf 2, 8 (Ausſchließung der Erteilung des Hypothekenbriefs), 1132 abf 10 ns ung 
einer Geſamthypothek auf die einzelnen Grundſtücke), 1180 (Erſatz einer 1 5 1 
durch eine andere). Vgl. auch die Übergangsbeſtimmung des Art 189 Abſ 1 Satz ben t 
Unzuläſſig ift die Anderung eines hypothekariſchen Rechtes 00 Pur ie 5 En 
einſchließlich Höchſtbetrags, Zivangs- und Arreſthypothek, Grundſchuld) 5 2 rhöhung 


2 


68 Sachenrecht 


der Kapitalſumme, da der weſentliche Inhalt eines ſolchen Rechtes nach 88 1113, 1191 
die Sicherung der Zahlung einer ziffermäßig begrenzten Geldſumme iſt. Für den erhöhten 
Kapitalbetrag kann nur ein neues hypothekariſches Recht eingetragen werden (KJ 40 A 282, 
OLG 29, 378). Ferner iſt die Herabſetzung des Zinsſatzes einer Hypothek ebenſo wie 
die Herabſetzung des Kapitals keine Inhaltsänderung, ſondern eine teilweiſe Aufhebung 
der auch für das Zinsrecht beſtehenden Hypothek im Sinne der $$ 875, 1183 (RG 72, 366). 


8 878 


Eine von dem Berechtigten in Gemäßheit der SS 873, 875, 877 abge⸗ 
gebene Erklärung!) wird nicht dadurch unwirkjam?), daß der Berechtigte 
in der Verfügung beſchränkt wirds), nachdem die Erklärung für ihn bin⸗ 
dend geworden) und der Antrag auf Eintragung bei dem Grundbuchamte 


geſtellt worden ift?). 
E 1 831, 834, 1134, 1144 II 799; M 3 190 ff., 200 f., 779, 795 f.; P 3 6b ff.; 4 586 


1. Die Erklärung muß von dem Berechtigten abgegeben ſein. Über den Begriff des 
Berechtigten im Sinne der 99 873, 875, 877 vgl. § 873 A 8. Iſt der Erklärende überhaupt 
nicht Berechtigter in Anſehung des Grundſtücks oder des Rechtes, über das er durch die 
Erklärung verfügt, und iſt daher dieſe von vornherein unwirkſam, fo kann gar nicht 
in Frage kommen, daß ſie durch den nachträglichen Eintritt einer Verfuͤgungsbeſchränkung 
untvirkſam werde; für einen ſolchen Fall hat daher 8 878 keine Bedeutung (RG 89, 166). 
Wenn z. B. der Käufer eines Grundſtücks, bevor er Auflaſſung erhalten hat, die Eintragung 
einer Hypothek bewilligt und dann gegen ihn ein Veräußerungsverbot erlaſſen wird, findet 
8878 keine Anwendung, da er noch nicht Eigentümer, alſo nicht zu der Eintragungsbewilligung 
berechtigt war. Ergeht das Veräußerungsverbot, nachdem ihm das Grundſtück aufgelaſſen, 
jedoch bevor er als Eigentümer eingetragen worden iſt, ſo kommt in Frage, ob nicht in der 
Auflaſſung zugleich die Einwilligung des Verkäufers als des eingetragenen Berechtigten 
in die Verfügung über das Grundſtück zu finden iſt; wenn dies zu bejahen wäre, hätte 
gemäß 8 185 Abi 1 der Käufer als zur Bewilligung der Hypothekeintragung ſchon vor ſeiner 
Eigentumseintragung Berechtigter zu gelten, ſo daß daun 5 878 allerdings zur Anwendung 
käme (RG 89, 157). Sit aber eine ſolche Einwilligung nicht anzunehmen, fo wird $ 878 
auch dadurch nicht anwendbar, daß der Käufer denmächſt als Eigentümer eingetragen und 
demzufolge gemäß $ 185 Abſ 2 die Bewilligung der Hypothekeintragung an ſich wirkſam 
wird; denn der nachträgliche Erwerb des Gegenſtandes, über den der Nichtberechtigte ver⸗ 
fügt hat, hat nicht wie die Genehmigung des Berechtigten gemäß $ 184 Ubf 1 rückwirkende 
Kraft und daher verbleibt es trotz des nachträglichen Eigentumserwerbs des Käufers dabei, 
daß ſeine Bewilligung der Hypothekeintragung zur Zeit des Erlaſſes des Veräußerungs- 
verbots die eines Nichtberechtigten war (di 89, 158). Iſt die Auflaſſung nichtig oder 
(3. B. wegen argliſtiger Täuſchung) mit Erfolg angefochten, ſo iſt auch die vorbezeichnete, 
etwa in der Auflaſfung enthaltene Einwilligung des Verkäufers nichtig und ſcheidet deshalb 
ebenfalls die Anwendung des $ 878 aus (RG 89, 157). — Ferner werden nur die in Ges 
mäßheit der 88 873, 875, 877 abgegebenen Erklärungen von 8 878 betroffen, alſo die 
dinglichen Rechtsgeſchäfte, die zum Gegenſtande haben: die Übertragung des Eigentums 
an einem Grundſtücke, die Belaſtung eines Grundſtücks mit einem Rechte, ſowie die Über ⸗ 
tragung oder Belaſtung eines ſolchen Rechtes (8 873); die Aufhebung eines Rechtes an einem 
Grundstücke (8 875); die Anderung des Inhalts eines Rechtes an einem Grundſtücke ($ 877). 
Auf die zu ſolchen Rechtsgeſchäften in den Fällen der 88 876, 880 Abſ 2, 1183 erforder⸗ 
liche Zuſtimmung anderer Perſonen bezieht ſich daher 8 878 nicht (RG 52, 416). Dieſe 
ee werden aber aus anderem Grunde ebenfalls durch eine eintretende 
2 erfügungsbeſchränkung in ihrer Wirkſamkeit nicht berührt, und zwar ſelbſt dann nicht, wenn 
nicht alle Vorausſetzungen des 8 878 vorliegen (. hierzu § 876 AB). Erlöſchen der Vollmacht, 
auf Grund deren eine Erklärung abgegeben iſt, gehört ebenfalls nicht hierher. Tritt das Er⸗ 
löſchen nach Stellung des Eintragungsantrags ein (z. B. wenn die vom Konkursverwalter 
erteilte Auflaſſungsvollmacht nach erklärter Auflaſſung zufolge Aufhebung des Konkurſes 
erliſcht), ſo kann die Eintragung nicht mehr erfolgen, da das Verfügungsrecht des Vollmacht⸗ 
gebers, in deſſen Namen erklärt worden iſt, auch noch zu der Zeit der Eintragung fort · 
beſtehen muß (OLG 26, 4; IIÖ 1, 341). Ferner fällt nicht unter $ 878 die Bewilligung 
einer Vormerkungseintragung, da durch die Vormerkung nicht ein dingliches Recht be⸗ 
gründet wird. Vgl. hierüber $ 885 A 2. Weiter gehört auch die gegen den Schuldner, der 
demnächſt in der Verfügung beſchränkt wird, erfolgte Stellung des Antrags des Gläubigers 
auf Eintragung einer Zwangshypothek (5 867 ZERO) nicht hierher, da $ 878 nur auf 
Eintragungen, die auf rechtsgeſchäftlicher Grundlage beruhen, ſich bezieht (RG 84, 280 
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AJA 10, 232). — Anwendung findet § 878 aber auch in den Fällen der 88 880 Abſ 2, 1109 
Abſ 2, 1116 Abſ 2, 1132 Abſ 2. 1154 Abſ 3, 1168 Abſ 2, 1180 Abſ 1. 1195 Abſ 2, 1260 Abſ 1. 
— Die durch rechtskräftiges Urteil gemäß § 894 ZP erſetzte Erklärung des Berech 
tigten ſteht auch hinſichtlich des 8 878 der freiwilligen Erklärung gleich (vgl. § 873 A 7b). 
2. Nicht unwirkſam wird die Erklärung zufolge der Verfügungsbeſchränkung nur dann, 
wenn beide Erforderniſſe des $ 878, die Unwiderruflichkeit der Erklärung und die An⸗ 
tragſtellung, zu der Zeit bereits vorliegen, in der die Verfügungsbeſchränkung eintritt (wenn 
3. B. vor Erledigung eines auf Grund einer Auflaſſung geſtellten Antrags auf Eintragung 
des Eigentums des Auflaſſungsempfängers das Erſuchen des Vollſtreckungsgerichts, auf 
Grund der gegen den auflaſſenden bisherigen Eigentümer gerichteten Anordnung der Zwangs⸗ 
verſteigerung den Zwangsverſteigerungsvermerk einzutragen, zu den Grundakten eingeht, 
ſteht die mit dem Eingange des Erſuchens wirkſam gewordene Verfügungsbeſchränkung 
(Beſchlagnahme des Grundſtücks zugunſten des betreibenden Gläubigers, . A 3 Abſ 2] der 
Eintragung des Eigentumsübergangs nicht entgegen [IF 1, 312). Desgleichen wird, wenn 
eine bindende Einigung zwiſchen Eigentümer und Glaubiger über die Beſtellung einer 
Hypothek erfolgt iſt und der Antrag auf Eintragung der Hypothek beim Grundbuchamt geſtellt 
iſt, die Eintragung der Hypothek nicht dadurch unzuläffig, daß über das Vermögen des Eigen ⸗ 
tümers der Konkurs eröffnet wird (OLG 45, 189), mit der Maßgabe jedoch, daß eine bloße, 
ei es auch formgerechte, Eintragungsbewilligung des Eigentümers nicht genügt [OLG 45, 190). 
Eine beſtimmte zeitliche Aufeinanderfolge der beiden Erforderniſſe iſt nicht 
dorgeſchrieben. Insbeſondere find die Vorausfetzungen des § 878 auch dann gegeben, wenn 
die Unwiderruflichkeit der Erklärung erſt nach dem Antrag eingetreten ift, ſofern fie nur vor 
der Verfügungsbeſchränkung liegt (ogl. OLG 15, 231). — Iſt dagegen die Erklärung von dem 
dhe Versen zwar abgegeben, kann fie aber von ihm widerrufen werden, fo übt 
die Ver gungsbeſchränkung ihre Wirkung aus. Dies iſt z. B. der Fall, wenn der Paſſivbeteiligte 
(Üdertagende, Belaſtende, Aufgebende) die „Eintragungsbewilligung“ des § 873 Abſ 2 oder 
bie z Los hungsbe müll gung des 8 875 Abſ 2 nicht in einer der Formen des 8 29 Satz 1 EBD 
8 ürt ader fie dem Akttubeteiligten (Begünſtigten) noch nicht ausgehändigt hat. Auch wenn 
7 Art unge in dieſen Fällen ſelbſt bereits den Antrag auf Eintragung bzw. Löſchung 
Br tellt hat ($ 18 Abſ 2 GVO), wirkt eine Verfügungsbeſchränkung, ſofern ſie vor der Ein⸗ 
Ei. bzw. Löſchung eintritt, da der Paſſivbeteiligte zu dieſer Zeit noch feine Erklärung 
widerrufen und den Antrag zurücknehmen (5 32 GBO) kann. Darauf kommt es nicht an, 
ob auch tatſächlich die Erklarung widerrufen worden und der Antrag zurückgenommen iſt. 
m Aber euch dann, wenn die Erklärung in bindender Form abgegeben ift, wirkt die Ver⸗ 
fügungsbeſchränkung, wenn ſie nachher zu einer Zeit eintritt, in der ein Eintragungsantrag 
noch nicht geſtellt iſt. — Die Wirkung der Verfügungsbeſchränkung beſteht dann 
darin, daß die Einigung über die Eintragung bzw. die Löſchung (oder in andern gleich: 
liegenden Fallen ſonſtige Erklärungen, wie Übertragungs-, Belaſtungs“, Aufgabeerklärungen) 
gegenüber dem, zu deſſen Schutze die Verfügungsbeſchränkung beſteht, unwirkſam iſt und 
die etwa auf ihrer Grundlage erfolgte Eintragung (Löſchung) der Anfechtung unterliegt. 
Wirkt die Verfügungsbeſchränkung (der Ausſchluß der Verfügungsbefugnis) allgemein (ab- 
ſolut), ſo iſt die Eintragung ganz nichtig (J. A 3). In letzteren Fällen muß das Grundbuchamt 
die beantragte Eintragung ablehnen, weil die Grundlage für die Eintragung, das dingliche 
Rechtsgeſchaft, nichtig iſt. Wenn dagegen die Verfügungsbeſchränkung nur den Schutz be⸗ 
ſtimmter Perſonen bezweckt, darf das Grundbuchamt (auch wenn die Vorausſetzungen des 
f 878 nicht vorliegen) die Eintragung nicht ablehnen, da der Paſſivbeteiligte trotz der Ver⸗ 
ügungsbeſchränkung an ſich zur Verfügung befugt iſt und die Verfügung für den Aktiv- 
beteiligten (Erwerber des Rechtes) und gegenüber dritten Perſonen, die nicht zu den ge- 
ſchützten gehören, wirkſam iſt, auch hinſichtlich der geſchützten Perſonen der Mangel (3. B. durch 
Genehmigung, Aufhebung der Verfügungsbeſchränkung) wegfallen kann RG 105, 76; KJ 
52, 130). Vgl. jedoch A hinſichtlich der Ausnahme für den Konkurs und die Nachlaßverwaltung. 
Abgeſehen von dieſen Ausnahmen hat daher 8 878 für das Grundbuchverfahren (die Vornahme 
der Eintragung) nur Bedeutung in den Fällen abſolut wirkender Verfügungsbeſchrän⸗ 
kungen. Vgl. aber hinſichtlich der Löſchungseintragungen mit Rückſicht auf die erforderliche 
Sicherung der geſchützten Perſonen gegen die Wirkung des Rechtserwerbs in gutem Glauben 
Ra 3, 48; 4, 69; KGJ 22 A 315; 23 A 242; 25 A 278; 30 A 268. — Ferner hat die Vor⸗ 
ſchrift des § 878, daß die Erklärung durch eine nach Bindung und Antrag eintretende Ver⸗ 
fügungsbeſchränkung nicht unwirkſam gemacht wird, nur die Bedeutung, daß die Verfügungs · 
beſchräukung (z. B. die Konkurseröffnung) hinſichtlich der Rechtsgültigkeit der eingetragenen 
Rechtsänderung wirkungslos iſt, indem die Rechtsänderung auch gegenüber dem, zu deſſen 
Schutze die Verfügungsbeſchränkung dienen ſoll (3. B. den Konkursgläubigern), als an ſich 
gültig vollzogen zu gelten hat. Dies ſchließt natürlich nicht aus, daß die eingetragene Rechts⸗ 
änderung aus anderem Grunde nichtig oder anfechtbar iſt. Ein ſolcher anderer 
Grund iſt z. B. auch, wenn (nach Bindung und Autrag, aber) vor der Eintragung der 
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Konkurs über das Vermögen des Paſſivbeteiligten eröffnet worden war, die Anfechtung 
nach Maßgabe der SS 29ff. KO (RG 51, 284; 81, 424; OLG 15 S. 230, 233). 

3. Die Beſchränkung des Berechtigten in der Verfügung im Sinne des $ 878 umfaßt 
alle rechtlichen Behinderungen oder Beeinträchtigungen des an ſich Berech- 
tigten oder des Vertreters in der Befugnis, über das betreffende Recht durch Rechtsgeſchäft 
zu verfügen, d. i. eine Anderung hinſichtlich des Rechtes (Übertragung, Belaſtung, Auf- 
hebung, Inhaltsveränderung) unmittelbar (im Gegenſatze zur Übernahme von Verpflich⸗ 
tungen zu Leiſtungen) durch eigene Machtvollkommenheit herbeizuführen (vgl. KJ 51, 298), 
gleichviel, ob die Beſchränkungen auf Rechtsgeſchäft (z. B. letztwilliger Verfügung), behörd⸗ 
licher Anordnung oder unmittelbar auf (Reichs oder Landes-) Geſetz beruhen (vgl. RIA 
13, 250). Nach dieſem Begriff der Verfügung iſt z. B. eine Verfügungsbeſchränkung nicht 
die Beſchränkung des Eigentümers in der Befugnis zur Verpachtung ſeines Grundſtücks, 
da mit dem Abſchluß eines Pachtvertrags nur ſchuldrechtliche Beziehungen begründet werden 
(KG 51, 298). Die Verfügungsbeſchränkung iſt auch zu unterſcheiden von Beſchrän⸗ 
kungen der Erwerbs- und Verpflichtungsfähigkeit, alſo der Fähigkeit, zu erwerben 
und ſich perſönlich zu verpflichten, und der Geſchäftsfähigkeit, wodurch nicht die Befugnis, 
ſondern die Fähigkeit zu einer wirkſamen Verfügung beſchränkt wird (88 104 ff., vgl. RA 
9, 277). In letzterer Hinficht enthält bereits § 130 Abſ 2 die allgemeine Vorſchrift, daß eine 
Willenserklärung, wenn fie gemäß $ 130 Abſ 1, 3 wirkſam geworden iſt, durch den Eintritt 
der Geſchäftsunfähigkeit ebenſowenig wie durch den Tod des Erklärenden unwirkſam wird. 
$ 878 hat die Bedeutung einer Ausnahme von dem Grundſatz, daß die Verfügungsbefugnis des 
Berechtigten bis zur Vollendung der Rechtsänderung (ihrer Eintragung) vorhanden ſein muß, 
unter den dort beſtimmten Vorausſetzungen hinſichtlich einer den Verechtigten treffenden Ver⸗ 
fügungsbeſchränkung (OLG 45, 189); auf nachträglich eintretende Erwerbsbeſchränkungen oder 
ſonſtige Erwerbshinderniſſe (z. B. ein nach Beantragung der Eintragung des Eigentums an 
einem aufgelaſſenen Grundſtück durch einſtweilige Verfügung erlaſſenes Verbot an den 
Erwerber, ſich das Eigentum durch Eintragung zu verſchaffen) bezieht er ſich nicht, ſo 
daß ſolche den Erwerb auch in den Fällen des $ 878 hindern können (J§G 1 S. 379, 383). 

Unter 8 878 aber fallen zunächſt alle Arten teilweiſer oder gänzlicher Entziehung 
der Verfügungs⸗ und Vertretungsmacht, die in den perſönlichen Verhältniſſen 
und Beziehungen des Erklärenden ihre Grundlage haben, fo z. B. nach 88 26 Abſ 2, 64, 70 
(Vertretungsmacht des Vereinsvorſtandes), $ 710 (Vertretung der Geſellſchaft), 88 1357, 
1394 ff., 1442 ff., 1516 (Vertretungsmacht nach Eherecht ſowie Einfluß nachträglichen Ehe⸗ 
ſchluſſes nach Maßgabe des betreffenden Güterſtandes, vgl. dazu RIA 9, 276), 88 1630, 1641, 
1643 ff., 1670, 1804 ff. (Vertretung nach Maßgabe der Vorſchriften über die elterliche Gewalt 
und des Vormundſchaftsrechts), SS 2113 ff., 2121 (Vorerbe), 88 2806, 2308, 2338 (mit Beſchrän⸗ 
kung als Erbe berufener Pflichtteilsberechtigter), § 2365 (Vermutung für die Vertretungsmacht 
des Teſtamentsvollſtreckers), ſowie die Konkurseröffnung (SS 6, 7, 15 RD; f. unten) 
und die dieſer in den Wirkungen ähnliche Anordnung der Nachlaßverwaltung nach 88 1975ff. 
BGB (f. unten). — Ferner fallen unter 8 878 der Ausſchluß und die Einſchränkungen 
der Verfügungsmacht (insbeſondere der Übertragungsmacht), die aus ſachlichen Grün⸗ 
den hinſichtlich des betreffenden Rechtes erfolgen. Von dieſen Beſchränkungen kommen für 
8 878 namentlich in Betracht die Veräußerungsverbote der 88 134—136. Dieſe beruhen auf 
Geſetz (88 134, 135) oder auf Anordnung der Gerichte oder anderer Behörden (8 136). Zu den 
geſetzlichen gehört z. B. die Beſchlagnahme des Vermögens Beſchuldigter nach Maßgabe des 
$ 93 StGB und der 88 290ff., 433 StPO n. F. (RG Gruch 33, 1092). Vgl. auch die unter Abf 3 
und die in $ 903 A3 genannten, das Eigentum beſchränkenden Geſetze. Ein geſetzliches Veräuße 
rungsverbot ift ferner, wenn eine Klage gegen den Berechtigten oder den als ſolchen Eingetra- 
genen ein eingetragenes Recht zum Gegenſtande oder zur Vorausſetzung hat, mit der Rechts⸗ 
hängigkeit gemäß 88 265 Abſ 1, 825 Abſ 1, 2, 3 ZPO infofern verbunden, als das ergehende 
Urteil, wenn es einen Anſpruch aus einer Reallaſt oder einem hypothekariſchen Rechte betrifft, 
unbedingt (§ 325 Abſ 3 ZPO), andernfalls bei Kenntnis der Rechtshängigkeit (8 325 Abſ 1, 2 
ZPO, 5 892 BGB) auch gegen den Erwerber des belaſteten Grundſtücks wirkt (vgl. RG 
49, 866; 79, 165). — Veräußerungsverbote der Gerichte oder anderer Behörden im 
Sinne des $ 136, die für § 878 Bedeutung haben können, find z. B.: gerichtlich angeordnete 
Beſchlagnahme nach $ 140 Abſ 3 StGB, 58 283, 284 StPO u. F.; die Rechtspfändung nebſt 
Verfügungsverbot nach 88 829, 857 ZPO (vgl. dazu RIA 3, 154; 6, 239); die einſtweilige Ver⸗ 
fügung nach $ 938 38 (vgl. RG 67, 42; 106, 139; JW 08 Beil 75; KGJ 30 A 240; OLG 
4, 179); die Beſchlagnahme eines Grundſtücks zum Zwecke der Zwangsverſteigerung oder 
Zwangsverwaltung nach $$ 23, 146 ZUG (vgl. dazu RG 84, 279; ITG 1, 312; OLG 17, 
852); das vom Konkursgericht erlaſſene allgemeine Veräußerungsverbot nach $ 106 KO. — 
Darüber, ob und inwieweit bezüglich Rentengütern (Art 62 E) nach der preußiſchen 
Rentengutsgeſetzgebung eine Veräußerungsbeſchränkung inſofern beſteht, als die Genehmigung 
der Generalkommiſſion erforderlich ift, vgl. KGJ 47, 155. 
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Die Verfügungsbeſchränkungen können entweder im öffentlichen Intereſſe ſtattfinden 
und allgemein und unbedingt (abfolut) wirkend fein; oder fie können, wie in den meiſten Fällen 
(jo insbeſondere die Veräußerungsverbote der 8$ 185, 136), den Schutz nur beſtimmter Per⸗ 
ſonen bezwecken und wirken dann nur zugunſten dieſer Perſonen, und zwar bezüglich der 
hier allein in Frage kommenden Grundſtücksrechte auch noch mit der Einſchränkung, daß ſie 
einem rechtsgeſchäftlichen Erwerb eines Dritten nicht entgegenſtehen, wenn ſie weder aus 
dem Grundbuche erſichtlich noch dem Dritten bekannt find (vgl. 88 135 Abſ 2, 892 Abſ 1 Satz 2). 
In den zuerſt genannten Fallen iſt, ſoweit nicht & 878 Anwendung findet (ſ. A 2), die ent- 
gegenſtehende Verfügung nichtig (vgl. & 134). Solche Verfügungsbeſchränkungen find z. B. 
verbunden mit: der Beſchlagnahme des Vermögens Angeſchuldigter nach 88 290 ff. StPO n. F., 
früher 88 359 ff. Mil StPO (M 3, 216; RIA 5, 260); forſt⸗ und baupolizeilichen Eigentums⸗ 
beſchränkungen (DLG 6, 490); dem Recht der Gemeinde auf Entziehung des Grundeigen⸗ 
tums gemäß dem Fluchtlinienplan (KJ 25 A 147); dem auf Grund des 8 6 des Kapital- 
abfindungsgeſetzes v. 3. 7. 16 eingetragenen Verbot der Weiterveräußerung und Belaſtung des 
Grundſtücks (RG 105, 78; KJ 52, 125); den Veräußerungsverboten nach 94 des preuß. Geſetzes, 
betreffend die Beförderung von Rentengütern, v. 7. 7. 91 und § 7 des preuß. Geſetzes, be- 
treffend das Anerbenrecht bei Renten- und Anſiedlungsgütern, v. 8. 6. 96 (RSS 52, 127). 
Abſolute Wirkung haben zum Teil auch die Verfügungsbeſchränkungen und Verfügungs⸗ 
8802 240 auf dem Gebiete des ehelichen Güterrechts (vgl. 88 1395 ff., 1404; f. hierüber 
„Was die auf Rechtsgeſchäft beruhenden Verfſügungsbeſchränkungen anlangt, fo be⸗ 
ſtimmt allerdings $ 137 Satz 1, daß die Befugnis zur Verfügung über ein veräußerliches 
Recht nicht durch Rechtsgeſchäft ausgeſchloſſen oder beſchränkt werden kann (Gegenſatz Satz 2: 
Übernahme der obligatoriſchen Verpflichtung zur Nichtverfügung ift zuläſſig). Dies gilt aber 
nur, ſoweit nicht das Geſetz im einzelnen etwas anderes beſtimmt. Vom Geſetz zuge⸗ 
laſſene, rechtsgeſchäftiſche Verfügungsbeſchränkungen find z. B. die der 88 719 
Gates 1442 (Anteil am Geſamtgute der ehelichen Gütergemeinſchaft), 2113ff. 
1 ſ. 8 894 A 1d), 2211 (Teſtamentsvollſtrecker; |. KJ 52, S. 116, 129). Auch die 
W ungen zufolge Bedingungen oder Zeitbeſtimmungen (88 161, 168) gehören 
m er. ob hie zu den Berfligungsbefchränfungen zu zählen find; vgl. hierüber $ 892 U 
520 2. Iſt z. B. ein Recht an einem Grundſtück (abgeſehen von der Anflaſſung, § 925 Abſ 2) 

edingt eingeräumt und tritt die dieſe Verfügung aufhebende oder beſchränkende Bedingung 

erſt nach Stellung des Eintragungsantrags ein, fo hat ihr Eintritt keine Wirkung. — Nicht 
(rechtsgeſchäftliche Verfügungsbeſchränkungen ſind dingliche Rechte an fremder Sache, 
wie Pfandrechte, wenngleich fi auch aus ihnen Einſchränkungen der Befugnis, über die 
mit ihnen belasteten Sachen zu verfügen, ergeben können. Bei der Verfügungsbeſchrän⸗ 
kung iſt der davon Betroffene behindert, ſein Recht, das ihm an ſich unbegrenzt zuſteht, 
im Wege der Verfügung auszuüben, während durch das Beſtehen eines dinglichen Rechtes 
an fremder Sache das Recht des Betroffenen daran entſprechend vermindert iſt, ihm aber 
über ſein ſo vermindertes Recht die freie Verfügung, unbeſchadet jenes vermindernden Rechtes, 
zuſteht (RG 90, 237). 

Hinſichtlich der für die Anwendung des $ 878 neben den Veräußerungsverboten des 8 186 
beſonders wichtigen Konkurseröffnung ift folgendes zu bemerken: die im $ 878 genannten 
Erklärungen (formellrechtlich Eintragungsbewilligung, Löſchungsbewilligung) ſind Rechts ⸗ 
handlungen im Sinne der 8$ 7, 15 KO, oder auch Verfügungen für ſich allein, wenngleich 
es zur Vollendung der Rechtsanderung noch des nicht rechtsgeſchäftlichen Tatumſtandes der 
Eintragung bedarf (vgl. 8 873 A8, $ 875 A5). Nach 8 6 KO verliert“ der Gemeinſchuldner 
die „Befugnis“, über ſein zur Konkursmaſſe gehöriges Vermögen zu „verfügen“ und wird 
die „Verfügungsbefugnis durch den Konkursverwalter ausgeübt“. Danach iſt während des 
Konkursverfahrens nur eine der beiden genannten Perſonen, der Konkursverwalter, ver⸗ 
fügungsberechtigt. Daraus folgt zunächſt, daß das Grundbuchamt, wenn der Gemein ; 
ſchuldner nach der Konkurseröffnung eine der vorbezeichneten Erklärungen (über 
fein Grundſtück oder über ein für ihn eingetragenes Recht an einem Grundſtückh abgegeben 
hat, daraufhin eine Eintragung nicht vornehmen darf, ſofern der Konkursvermerk eingetragen 
oder die Konkurseröffnung beim Grundbuchamte bekannt iſt. Allerdings ift, wenn die Ein ⸗ 
tragung doch erfolgt iſt, dieſe nebſt der verfügenden Rechtshandlung des Gemeinſchuldners 
gemäß § 7 nur den Konkursgläubigern gegenüber unwirkſam. Aber doch hat der Gemein; 
ſchuldner die Verfügungsbefugnis verloren. Dies darf das Grundbuchamt nicht unberück⸗ 
ſichtigt laſſen. Ihm gegenüber iſt nur der Konkursverwalter verfügungsberechtiat. Ob und 
welche Wirkung eine an ſich unberechtigte Verfügung des Gemeinſchuldners materiellrechtlich 
dennoch hat, kommt für das Grundbuchverfahren nicht in Betracht. Inſofern tritt alſo eine 
Sperre des Grundbuchs ein und iſt zufolge des 8 6 KO die Rechtslage eine andere (. A 2) 
als bei den ſonſtigen Verfügungsbeſchränkungen nur zugunſten beſtimmter Perſonen (ftr., 
vgl. RG 71, 38, auch RA 8, 46, a. M. RI 2, 139; KJ 30 A 268; KG in DLG 19, 204; vgl. 
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aber jetzt KGJ 40 A 279; 52, 130). — Gleiches hat aber auch dann zu gelten, wenn die ver⸗ 
fügende Erklärung zwar vor der Konkurseröffnung abgegeben worden, jedoch die 
Konkurseröffnung eingetreten, bevor der Eintragungsantrag geſtellt worden iſt. 
Die Verfügungsbefugnis des Paſſivbeteiligten muß grundſätzlich nicht nur zur Zeit der Abgabe 
der Erklärung, ſondern auch zur Zeit der Eintragung vorliegen (ſ. oben Abſ 1). Denn, 
wenngleich die Erklärung ſchon eine Verfügung iſt, wird doch die Rechtsänderung erſt durch 
die Eintragung vollzogen. Dies wird auch durch § 878 beſtätigt, da hiernach nur die erſt 
nach Stellung des Eintragungsantrags eintretende Verfügungsbeſchränkung keine Wirkung 
hat (RIA 3, 47; 9, 276). Es darf daher das Grundbuchamt auch in dieſem Falle, weil der 
paſſiv beteiligte Gemeinſchuldner nicht mehr verfügungsberechtigt iſt, einem Eintragungs⸗ 
antrage nicht ſtattgeben, wiewohl, wenn die Eintragung doch erfolgen würde, der für den 
Aktivbeteiligten durch die Eintragung eingetretene Erwerb gemäß § 15 Satz 1 KO nur den 
Konkursgläubigern gegenüber unwirkſam wäre (ſtr., vgl. RIA 3, 47). Nur dann, wenn die 
Konkurseröffnung erſt nach Stellung des Eintragungsantrags eingetreten iſt, hat nach dem 
8 878, deſſen Vorſchrift im § 15 Satz 2 KO als unberührt bleibend erklärt iſt, die Konkurs⸗ 
eröffnung keinen Einfluß und iſt trotz ihrer dem Antrage ſtattzugeben (RG 51, 286; OLG 
19, 204). Hat ſich auf Grund einer vom Gemeinſchuldner in Gemäßheit der 88 878, 
875, 877 abgegebenen Erklärung die Rechtsänderung bereits vor der Konkurseröffnung 
außerhalb des Grundbuchs vollzogen und handelt es ſich bei einem Antrag auf Eintragung, 
der nach der inzwiſchen erfolgten Konkurseröffnung geſtellt wird, nur um Berichtigung 
des Grundbuchs (z. B. wenn eine vom Gemeinſchuldner vor dem Konkurſe erklärte Ab⸗ 
tretung einer Briefhypothek, die durch Übergabe des Briefes vollzogen iſt, nach der Son. 
kurseröffnung in das Grundbuch eingetragen werden ſoll), fo ſteht der Eintragung die 
Konkurseröffnung nicht entgegen, da ſchon vor dieſer die Rechtsänderung zugunſten des 
Aktivbeteiligten eingetreten war (KGJ 40 A 278). — Entſprechendes in allen dieſen Be⸗ 
ziehungen gilt gemäß § 1984 für die Anordnung der Nachlaßverwaltung (KJ 52, 129). 
— Durch Anordnung der Geſchäftsaufſicht nach der früheren VO betr. die Anordnung 
einer Geſchäftsaufſicht zur Abwendung des Konkursverfahrens, v. 8. 8. 14/8. 6. 24 wird der 
Schuldner, ſoweit ihm auch zur Pflicht gemacht iſt, nur mit Zuſtimmung der Aufſichts⸗ 
perſonen zu verfügen, doch nach außen in der Verfügungsmacht nicht beſchränkt, Verletzung 
der Pflicht macht die Verfügung nicht ungültig (KGJ 47, 141). Vgl. dagegen über Nichtig⸗ 
keit von Zwangsſicherungshypotheken ($ 867 ZPO), die dem dem § 14 Abſ 1 KO entſprechen⸗ 
den früheren $ 5 Abſ 2 zuwider eingetragen werden, KJ 50, 228. In erſterer Hinſicht 
vgl. jetzt 88 50 ff. der die Geſchäftsaufſichts“ O erſetzenden VerglO vom 5. 7. 27 (zweckmäßige 
Verfügungsbeſchränkungen können den Schuldnern im Vergleichsverfahren vom Gericht 
auferlegt werden). 

Vormerkungen und Widerſprüche find nicht Verfügungsbeſchränkungen, da ſie ſich nicht 
gegen die Befugnis zur Verfügung richten, ſondern nur die vorläufige Sicherung eines per⸗ 
ſönlichen Anſpruchs bzw. eines dinglichen Rechtes zum Gegenſtande haben (f. § 883 A 8, 11). 
Daher iſt z. B., wenn entgegen einer Auflaſſungsvormerkung das Eigentum nach erfolgter 
Auflaſſung und Stellung des Eintragungsantrags für einen andern umgeſchrieben wird, 
dieſe Eigentumsumſchreibung gegenüber dem Vormerkungsberechtigten gemäß § 883 Abſ 2 
auch dann unwirkſam, wenn die Eintragung der Vormerkung erſt in der Zeit zwiſchen der 
Stellung des Eintragungsantrags beim Grundbuchamt und der Eigentumsumſchreibung für 
den andern geſchehen ift (vgl. R& 113, 408). Konkurriert eine Auflaſſungsvormerkung mit 
einer Verfügungsbeſchränkung (3. B. einem Veräußerungsverbot), ſo iſt die Frage, welche von 
dieſen Beſchränkungen die ſtärkere iſt, aus dem Rangverhältnis zu entſcheiden. Hat die Auf- 
laſſungsvormerkung beſſeren Rang, ſo iſt die Verfügungsbeſchränkung (das Veräußerungs⸗ 
verbot) gegenüber dem Vormerkungsberechtigten wirkungslos. Hat das Veräußerungs⸗ 
verbot beſſeren Rang, ſo kann der durch das Verbot Geſchützte vom Vormerkungsberechtigten, 
ſobald er das Eigentum erworben hat, gemäß § 888 Abſ 2 Zuſtinnnung zu deſſen Löſchung 
verlangen (OLG 45, 198 [JFG 4, 337). Anders verhält es ſich auch nicht, wenn es ſich nicht 
um eine durch einſtweilige Verfügung angeordnete, ſondern um eine beſwilligte Vormerkung 
handelt und das Veräußerungsverbot zwar außerhalb des Grundbuchs ſchon vorher rechts 
wirkſam geworden, es aber erſt nach Beantragung der Eintragung der Bewilligungsvormerkung 
dem Grundbuchamt zugegangen tft. Eine Anwendung des $ 878 iſt nicht ſtatthaft, weil die Be⸗ 
willigung der Vormerkung, die einſeitig erfolgt (f. § 885 A 2), nicht eine bindende Einigung 
im Sinne des $ 878 enthält; es bedarf auch der Anwendung des $ 878 nicht, da aus dem 
ſpäteren Eingang des Verbots ſein ſchlechter Rang mit der vorbezeichneten Folge ſich ergibt 
(a. M. DRG 45, 199 Ig 4, 336] inſofern, als $ 878 für entſprechend anwendbar erklärt wird). 

4. Darüber, wann und unter welchen Vorausſetzungen die Einigungserklärung des § 878, 
die Aufgabeerklärung des § 875, die Anderungserklärung des § 877 (formellrechtlich Ein⸗ 
tragungsbewilligung, Löſchungsbewilligung) für den Berechtigten (Paſſivbeteiligten) bin⸗ 
dend wird, vgl. 8 873 A 13, § 875 AU 9 ſowie hinſichtlich der Auflaſſung § 925 A 5, 13. Eine 
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durch rechtskräftiges Urteil gemäß 8 894 Abf 1 ZPO erſetzte Erklärung ſteht auch hier 
(vgl. 8 873 Abs 7e) der rechtsgeſchäftlichen Erklärung gleich (OLG 19, 204). 
5. Der Antrag auf Eintragung, der nach § 30 GBO keiner Form bedarf und ſonſt nach 
§, 18 G80 nur formellrechtliche Vorausſetzung für die Vornahme der Eintragung iſt, hat 
hier hinſichtlich des Einfluſſes einer nachträglichen Verfügungsbeſchränkung zugleich materiell- 
rechtliche Bedeutung. In dieſer Beziehung erfordert das Geſetz aber nichts Weiteres, als 
daß der „Antrag“ bei dem Grundbuchamte „geſtellt“, alſo daß er dort eingegangen 
iſt (RG 53, 88). Auf ſeine Begründung kommt es materiellrechtlich nicht an. 
Hat das Grundbuchamt die Eintragung vorgenommen, ſo hat eine nach Eingang des An⸗ 
trags eingetretene Verfügungsbeſchränkung auch dann, wenn das Grundbuchamt den Antrag 
bei ſachgemäßer Behandlung wegen Fehlens von (formellrechtlichen) Voraussetzungen hätte 
zurückweiſen ſollen, keine Wirkung, ſofern das andere Erfordernis des 8 878, die Unwiderruflich⸗ 
keit der (ſei es auch nicht zu den Grundakten, z. B. im Falle des § 875 Abſ 2 bei notarieller 
Beurkundung, eingegangenen) Erklärung zur Zeit der Antragſtellung gegeben war, oder 
dee: erſt nachher, aber doch vor Eintritt der Verfügungsbeſchränkung (f. A 2) gegeben ift. 
uders verhält es ſich freilich, wenn der Antrag vorher zurückgenommen (§ 32 GBO; 
KJ 28 A 91) oder abgelehnt worden und auch die etwaige Beſchwerde dagegen zurück⸗ 
gewieſen iſt. Dann liegt tatſächlich ein Antrag nicht mehr vor. Setzt das Grundbuchamt 
gemäß 8 18 Abſ 1 Satz 1680 zur Hebung eines dem Antrage entgegenſtehenden Hinderniſſes 
eine Friſt, ſo beſteht der Antrag auch im Sinne des $ 878 fort, bis er etwa nach 8 18 Abf 1 
Saß 2 GBD zurückgewieſen wird (vgl. OLG 17, 353). Gleiches gilt, wenn das Grundbuch- 
amt bei Eingang eines andern dasſelbe Recht betreffenden Eintragungsantrags eine Vor⸗ 
mertung ober einen Widerſpruch nach Maßgabe des § 18 Abf 2 GBO einträgt. Denn 
entſcheidend iſt auch hier allein, ob der Antrag noch fortbeſteht oder inzwiſchen hinfällig ge⸗ 
worden iſt. Die Vorſchrift des § 24 KO über die Wirkung von Vormerkungen kommt hier 
auch in den Fallen der Konkurseröffnung mit Rückſicht auf $ 15 KO gar nicht in Betracht; 
überdies anne ſich die Vorſchrift, wie ihr Wortlaut ergibt, nur auf Vormerkungen zur Siche- 
e nie in a 883 (fe, MN 10, 288). — Die Yusänbigung der 
een ivbeteili ir ſi i irli i in · 
tragungsantrage nicht gleich (MU 8 in igten ſteht für ſich allein natürlich einem Ein 
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| Das Rangverhältnis unter mehreren Rechten“), mit denen ein Grund- 
ü) belaſtet') iſt, beſtimmt jich*), wenn die Rechte in derſelben Abteilung 
des Grundbuchs eingetragen ſind, nach der Reihenfolge“) der Eintragun⸗ 
gen). Sind die Rechte in verſchiedenen Abteilungen eingetragen, ſo hat 
das unter Angabe‘) eines früheren Tages“) eingetragene Recht den Vor⸗ 
rang; Rechte, die unter Angabe desſelben Tages?) eingetragen find, haben 
gleichen Rang. 


Die Eintragung iſt für das Rangverhältnis auch dann maßgebend, wenn 
die nach § 873 zum Erwerbe des Rechtes erforderliche Einigung erſt nach 
der Eintragung zuſtande gekommen iſt“). 


Eine abweichende Beſtimmung des Rangverhältniſſess) bedarf der Ein⸗ 
tragung in das Grund buch. 
E 1 840 II 800; M 3 225 ff.; P 3 88 ff.; 6 221. 


1. Die Bedeutung des Nangverhältniſſes unter mehreren Rechten äußert ſich beſonders 

im Falle der Zwangsverſteigerung hinſichtlich der Feſtſtellung des geringſten Gebots 
(88 44 ff. 3G) und der Befriedigung aus dem Verſteigerungserlöſe (88 10—14, 109, 112ff. 
3), ſowie im Falle der Zwangsverwaltung hinſichtlich der Verteilung der Verwal 
tungsüberſchüſſe (88 155 ff. ZVG). Der Inhaber eines vorgehenden Rechtes kann verlangen, 
daß er aus dem Verſteigerungserlöſe vor dem Inhaber eines nachſtehenden Rechtes befriedigt 
werde. Gegen eine hiervon abweichende Verteilung des Erlöſes kann er Widerſpruch erheben 
und gemäß $ 115 3G, 88 876 ff. ZPO klagend vorgehen. Auch hat er im Falle unrichtiger 
Auszahlung des Erlöſes an einen Uachſtehenden Rechtsinhaber den Bereicherungsanſpruch 
gemäß § 812 (RG 39, 379; 40, 292; 76, 881; JW 04, 7244). Anderſeits jedoch belaſtet 
jedes Recht das ganze Grundſtück, nicht etwa nur eine ſeinem Range entſprechende 
Wertsparzelle (Wertsparzellentheorie); es ergreift mit ſeinem Befriedigungsanſpruche daher 
auch den ganzen Verſteigerungserlös und braucht den voreingetragenen Rechten in dieſer 
Hinſicht uur inſoweit zu weichen, als ſie materiellen Beſtand haben (RG 60, 254). > Die 
Annahme eines Raugverhältniſſes unter mehreren Rechten erfordert nicht, daß das nad)- 
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folgende oder vorgehende Recht durch das andere Recht in ſeinem Beſtande berührt wird 
(JW 1926, 1016. 

2. Nur auf Belaſtungen eines Grundſtücks bezieht ſich 8 879. Auf Belaſtungen von Rech- 
ten an Grundſtücken findet er keine Anwendung. Über das Rangverhältnis mehrerer 
ſolcher Belaſtungen an dem nämlichen Rechte (3. B. eines rechtsgeſchäftlichen Pfandrechts 
und eines Pfändungspfandrechts an der nämlichen Hypothek) enthält das BGB keine Be⸗ 
ſtimmung (KJ 39 A 250). Da die Belaſtung unter den Begriff Veräußerung fällt und nie⸗ 
mand mehr Rechte auf einen andern übertragen kann, als er urſprünglich hatte oder zur Zeit 
noch hat, ſo muß die ältere Belaſtung der jüngeren vorgehen. Es iſt alſo der Zeitpunkt der 
Entſtehung für das Rangverhältnis mehrerer Rechtsbelaſtungen (3. B. Nießbrauch und Pfän- 
dungspfandrecht an einer Buchhypothek) maßgebend. Auf dem nämlichen Grundgedanken 
beruhen auch die Beſtimmungen des § 879 Abſ 1: bei eintragungsbedürftigen Belaſtungen 
wird die in derſelben Abteilung räumlich und die in der andern Abteilung zeitlich früher ver- 
merkte regelmäßig auch die früher eingetragene und entſtandene ſein. Dieſe Regel wird nur 
für Grundſtücksbelaſtungen, ſofern nichts Abweichendes beſtimmt iſt (8 879 Abſ 3), als ſtets 
geltender Grundſatz feſtgelegt (ogl. Mot 3, 225). Für Rechtsbelaſtungen paßt dies nach der 
Art ihrer Eintragung nicht. Deshalb erſcheint eine auch nur entſprechende Anwendung des 
genannten Grundſatzes auf fie ausgeſchloſſen. Nur für den Nachweis des maßgebenden Zeit⸗ 
punktes der Einſchreibung und damit der Entſtehung kann hier bei eintragungsbedürftigen 
Belaſtungen die (räumliche) Reihenfolge oder, wenn die betreffenden Vermerke datiert ſind 
und das Datum richtig angegeben ift, auch dieſe Datierung von Bedeutung fein (ſtr., vgl. 
JG 6, 202; a. M. KGJ 39 A 252, wonach bei mehreren eingetragenen Rechten an einem 
Grundſtücksrechte für die Feſtſtellung des Ranges nicht der Zeitpunkt der Entſtehung, ſondern 
in welcher Weiſe die Rechte in das Grundbuch eingetragen ſind, maßgebend ſein ſoll, desgl. 
DFG 3, 441 [OLG 45, 200] für den Fall, daß eine Buchhypothek für mehrere Gläubiger 
gepfändet und zugleich für den einen dieſer Gläubiger innerhalb der Friſt von 3 Wochen vor 
der Pfändung gemäß § 845 ZPO vorgepfändet iſt, wo aber doch der ſich außerhalb des Grund⸗ 
buchs ergebende Zeitpunkt der Verpfändung gegenüber der Reihenfolge der Eintragungen 
der Pfändungen hinſichtlich des Ranges für maßgebend erklärt iſt). — Nach §8 1066, 1095, 
1106, 1114, 1192, 1199 kann der Anteil eines Miteigentümers an einem Grundſtücke 
mit einem Nießbrauch, Vorkaufsrecht, einer Reallaſt, Hypothek, Grundſchuld, Rentenſchuld 
belaſtet werden. Belaſten derartige Rechte lediglich die Anteile verſchiedener Miteigen⸗ 
tümer, ſo beſteht zwiſchen ihnen kein Rangverhältnis (was z. B. für die Erteilung von 
Hypothekenbriefen über Hypotheken, welche verſchiedene Bruchteile eines Grundſtücks be- 
laſten, nach 8 57 GBO und für die Zwangsverſteigerung nach $ 864 Ab] 2 ZPO von 
Bedeutung iſt); denn der Anteil eines Miteigentümers iſt hinſichtlich ſolcher Belaſtungen 
einem ſelbſtändigen Grundſtück vom Geſetz gleichgeſtellt (K GJ 52, 217). 

3. Ein Grundſtück iſt im Sinne des § 879 mit mehreren Rechten belaſtet nur dann, wenn 
die Rechte eingetragen ſind; denn nur bei eingetragenen Rechten kann von einer Reihenfolge 
und einer Datierung der Eintragungen die Rede ſein. Uneingetragene Rechte, die trotz 
Nichteintragung als dingliche Grundſtücksbelaſtungen beſtehen (vgl. § 873 A 1: Nießbrauch 
und Sicherungshypothek nach 88 1075 Abſ 1, 1287 Satz 1 BGB, 8 848 ZPO, ſowie Artt 184, 
187 EG), rangieren gemäß dem in A 2 Geſagten zunächſt untereinander nach dem Zeitpunkte 
ihrer Entſtehung. Aber auch im Verhältniſſe zu eingetragenen Rechten iſt dieſer Zeitpunkt 
maßgebend, und zwar gilt dies dann auch für die letzteren Rechte; die Reihenfolge und die 
Datierung der Eintragungen ſind hier nur als Beweismittel für den Zeitpunkt der Entitehung 
von Bedeutung. § 879 trifft lediglich über das Rangverhältnis unter mehreren eingetragenen 
Rechten Beſtimmung. Nicht etwa rangieren die uneingetragenen Rechte, auch ſoweit fie ein 
tragungsfähig ſind, erſt hinter allen eingetragenen Rechten mit Rückſicht auf den öffentlichen 
Glauben des Grundbuchs; in dieſer Hinſicht gelten vielmehr, im allgemeinen wenigſtens, die 
nicht eingetragenen, aber auch der Eintragung nicht bedürfenden Rechte als eingetragen (ſir., vgl. 
Prot 3, 77; RG 62, 99; JJ 3, 442). Gegenüber den nach Maßgabe der 88 1075 Abſ 1, 1287 
Satz 1 BGB, § 848 ZPO entſtandenen Rechten iſt allerdings ausnahmsweiſe der gutgläubige 
Erwerb gemäß § 892 wirkſam, weil durch ihre Entſtehung das Grundbuch im Sinne des 8 894 
unrichtig wird. Haben aber die Inhaber der eingetragenen Rechte das Beſtehen ſolcher Rechte 
gekannt, ſo müſſen ſie auch das Rangverhältnis nach Maßgabe des Entſtehungszeitpunkts 
gelten laſſen. Wenn abgeſehen hiervon ein nicht eingetragenes Recht, ſofern ſeine Eintragung 
zuläſſig iſt (vgl. 8 873 A 5), zur Eintragung gebracht wird (vgl. Art 187 Abſ 1 Ec), ift es mit dem 
aus der Entſtehungszeit ſich ergebenden Range einzutragen, widrigenfalls ein Berichtigungs⸗ 
anſpruch nach § 894 gegeben iſt. Beſondere Vorrangsrechte find in 88 914 Abſ 1 Satz 1, 917 
Abſ 2 Satz 2 den Überbau- und Notwegrenten gewährt. Vgl. auch 8 10 Nr 1—3 ZUG, Art 118 
EG. — Ein unter einer aufſchiebenden Bedingung oder einem Anfangstermin (j. 8 873 
A 7 Vertragsnatur“) eingetragenes Recht hat den Rang eines endgültigen Rechtes, wie aus 
der Wirkung des Eintritts der Bedingung bzw. des Termins nach 88 161, 168 folgt (Prot 3, 91). 
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Val. 88 48, 50f., 119f. 3G. — Ein eingetragenes Vorkaufsrecht ſteht, da es nach $ 1094 
Abſ 1 ein das Grundſtück belaſtendes Recht ift, zu anderen eingetragenen das Grundſtück 
belaſtenden Rechten auch in einem Rangverhältnis (JW 1926, 19165; vgl. über Anderung 
dieſes Rangverhältniſſes J 880 A 1). — Dagegen fallen Vormerkungen und Widerſprüche 
nicht unter $ 879, da fie keine „Rechte“ am Grundſtücke find, ſondern nur die vorläufige Siche 
rung von perſönlichen Anſprüchen bzw. dinglichen Rechten zum Gegenſtande haben (vgl. $ 883 
A 8, RIA 11, 146; a. M. IFG 4, 337). Der Widerſpruch erhält nur den Rang, der dem ge⸗ 
ſicherten dinglichen Rechte nach den zeitigen Rechtsverhältniſſen zukommt. Wegen der Vor⸗ 
merkung vgl. die beſondere Beſtimmung im 8883 Ub| 3 und A 14 dort, und wegen der Anderung 
des Ranges von Vormerkungen vgl. 8 880 A 2 Abſ 4. — Verfügungsbeſchränkungen ſcheiden 
hier ebenfalls aus, weil fie nicht das Grundſtück „belaſten“, ſondern nur das Eigentumsrecht ein⸗ 
ſchränken (vgl. KJ 51, 298; § 880 A 2 Abſ 4 a. M. IF 4; 337). — Iſt eine Eintragung 
bezüglich eines Rechtes wegen Verletzung weſentlicher materiellrechtlicher Eintragungs⸗ 
vorſchriften nichtig (3. B. weil eine Höchſtbetragshypothek entgegen $ 1190 ohne Angabe 
eines Höchſtbetrags eingetragen, bei einer Hypothek nicht eines der Erforderniſſe des 8 1115 
Abf 1 in den Eintragungsvermerk aufgenommen ift), ſo bleibt fie für die Rangverhältniſſe außer 
Betracht. Wird der Mangel nachträglich behoben, fo gilt dies nach dem Grundſatze des § 141 
als eine neue Eintragung des Rechtes, die den rechtsgültigen eingetragenen Rechten nachſtehen 
muß. Daher iſt bei einer ſolchen Nachholung die Eintragung derartig zu bewirken, daß dieſes 
RMangverhältnis aus dem Grundbuche erſichtlich ift (Löſchung der alten Eintragung gemäß 8 54 
G80 und Neueintragung des Rechtes, oder in Preußen auch Vermerk in Spalte Verände⸗ 
rungen und bei den Zwiſchenrechten Vermerk des Vorrangs). Anders verhält es ſich, wenn 
durch die Eintragung wegen Fehlens einer rechtswirkſamen Einigung das ein⸗ 
getragene Recht zunächſt nicht rechtsgültig begründet iſt, demnächſt aber die rechtswirkſame 
Einigung nachgeholt wird. Vgl. hierüber A 7. — Iſt ein Recht zu Unrecht gelöſcht, ſo 
un 4 materiellrechtlich beſtehen, und zwar an ſich mit dem bisherigen Range (vgl. Rc 73, 
Wiederel id aber in der Zwiſchenzeit bis zu der vom Berechtigten gemäß $ 894 veranlaßten 
112 ud neue Rechte eingetragen und haben die Erwerber auf die Vollſtändigkeit 
75 run 0 e vertraut, jo kann die Wiedereintragung nur mit dem Range nach dieſen Rechten 

folgen (vgl. 8875 A 5, 6). — Mehrere Anſprüche aus dem nämlichen Rechte find 
Be 15 Rechte im Sinne des 8 870. Ihre Rangordnung beftimmt ſich nach 88 12, 10 
a 4, a 2,13 306, entſprechend dem 367 BGB, namentlich dahin, daß Koſten, Zinſen 

em Hauptanſpruche vorangehen. Bezüglich der einzelnen Teile des Hauptanſpruchs, die in 
der Regel gleichen Rang haben, gelten, namentlich in den Fällen teilweiſen Übergangs einer 
Hypothek auf einen andern als den bisherigen Alleingläubiger, Sonderbeſtimmungen, z. B. 
88 1143, 774 Abſ 1, 1150, 268 Abf 3, 1164, 1176 (vgl. OLG 6, 202). 

4. Die Rangordnung beſtimmt ſich nach Abſ 1, ſoweit nicht gemäß Ubf 3 Abweichendes 
eingetragen iſt oder Sond ervorſchriften gegeben ſind. Solche Sondervorſchriften enthalten 
9.900 Abſ 2 Satz 2 (Rang eines durch Tabularerſitzung erworbenen Rechtes), § 1119 Abſ 1 
(Erhöhung der Zinſen einer Hypothek bis zu 5 Prozent mit dem bisherigen Range der Hypo⸗ 
thek), 8 1131 Satz 2 (im Falle der Zuſchreibung eines Grundſtücks gehen die an dieſem be. 
ſtehenden Rechte der Hypothek an dem Hauptgrundſtücke im Range vor). Vgl. auch Art 118 
EG (Vorbehalt für die Landesgeſetzgebung bezüglich des Vorrangs von Meliorationsdar⸗ 
lehen, Landeskulturrenten vor andern Belaſtungen). Eine Übergangsbeſtimmung hinſichtlich 
der nach früheren Geſetzen begründeten Rechte gibt Art 184 EG. — Bei Vornahme der 
Eintragung mehrerer Rechte auf das nämliche Grundſtück hat das Grundbuchamt 
nach 88 45, 46 GBO zu verfahren. it von den Antragſtellern über die Folgeordnung 
beſondere Beſtimmung getroffen, ſo hat es die Eintragungen derart zu geſtalten, daß dieſe 
Folgeordnung im Grundbuche zum Ausdrucke gelangt (846 Abſ 3; vgl. für Preußen RIA 9, 200). 
Beim Mangel einer ſolchen Beſtimmung gilt der Grundſatz, daß die Zeitfolge des Eingangs 
der Anträge (Eingangsvermerk: $ 13 Abs 1 Satz 2 G0) für die Beſtimmung des Rangver⸗ 
hältniſſes maßgebend iſt, bei zu gleicher Zeit eingegangenen Anträgen aber die mehreren Ein⸗ 
tragungen den gleichen Rang zu erhalten haben (KGJ 50, 155). Daher find die mehreren Ein- 
tragungen, wenn fie in der nämlichen Abteilung des Grundbuchblattes zu bewirken 
ſind, in der Reihenfolge vorzunehmen, die der Zeitfolge der Anträge entſpricht, während 
bei gleichzeitig geſtellten Anträgen im Grundbuche zu vermerken iſt, daß die Eintragungen 
gleichen Rang haben (8 46 Abf 1). Dabei iſt jedes ſelbſtändige Recht unter einer beſonderen 
Nummer einzutragen. Eine gemeinſame Eintragung mehrerer Rechte unter einer Nummer 
iſt unzuläſſig (K GJ 20 A 101). Sind die mehreren Eintragungen in verſchiedenen 
Abteilungen zu bewirken und find die Anträge zu gleicher Zeit eingegangen, fo find fie 
unter Angabe des nämlichen Tages ($ 45) einzutragen, woraus ſich dann nach 8 879 Abſ 1 
Satz 2 Halbf 2 ihr gleicher Rang ergibt. Sind die Anträge zu verſchiedenen Zeiten einge 
gangen, jo iſt verſchieden zu verfahren, je nachdem die Anträge unter Beobachtung der Vor⸗ 
ſchrift des §S 17 GBO (Erledigung zunächſt des früher geſtellten Antrags) zu verſchiedenen 
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Tagen oder an dem nämlichen Tage zur Erledigung gebracht werden. In dem erſteren Falle 
haben die Datierungen ($ 45) der Zeitfolge der Anträge zu entſprechen und wird dann ohne 
weiteres durch die Verſchiedenheit der Datierung das Rangverhältnis gemäß § 879 Abſ 1 Satz 2 
Halbſ 1 zum Ausdrucke gebracht. In dem zweiten Falle, alſo wenn die Eintragungen unter 
Angabe desſelben Tages bewirkt werden, iſt zu vermerken, daß die ſpäter beantragte Eintragung 
der früher beantragten im Range nachſteht (§ 46 Abſ 2). Wird wegen eines leicht behebbaren 
Hinderniſſes, das einem Eintragungsantrag entgegenſteht, eine befriſtete Zwiſchenverfügung 
nach § 18 Abſ 1 GBO erlaſſen, fo hat dies die Bedentung, dem Antrage den Rang im Sinne 
der Reihenfolge der Eintragung (§ 46) bis ſpäteſtens zum Ablaufe der geſetzten Friſt zu 
wahren gegenüber einem ſpäter eingehenden ſofort erledigungsfähigen, dasſelbe Recht be⸗ 
treffenden Antrage, der die antragsgemäße Erledigung des erſteren Antrags vereitelt oder 
beeinträchtigt (IFG 1, 302). Wird das Hindernis bis zum Ablauf der Friſt behoben, ſo find, 
wenn auf den ſpäteren Antrag noch nicht verfügt iſt, nun die Eintragungen ſo zu bewirken, 
daß die Eintragung auf Grund des erſten Antrags der Eintragung auf Grund des ſpäteren 
Antrags im Range vorgeht, und iſt, wenn bei ſofortiger Erledigung des ſpäteren Antrags 
eine Vormerkung zugunſten des erſten Antrags von Amts wegen gemäß $ 18 Abſ 2 GB 
eingetragen worden iſt, an die Stelle der Vormerkung die endgültige Eintragung auf Grund 
des erſten Antrags mit dem Range vor der Eintragung auf Grund des ſpäteren Antrags 
zu ſetzen (anders verhält es ſich allerdings, wenn der ſpätere Antrag unzuläſſig iſt, falls dem 
erſten Antrag ſtattzugeben iſt [wie z. B., wenn der erſte Antrag die Eintragung des Eigen⸗ 
tums des Auflaſſungsempfängers, der ſpätere Antrag die Eintragung einer Zwangshypothek 
gegen den auflaſſenden bisherigen Eigentümer zum Gegenſtande hat]; hier iſt im erſteren Falle 
der ſpätere Antrag zurückzuweiſen, im letzteren Falle die auf Grund des ſpäteren Antrags 
bewirkte Eintragung zu löſchen [KJ 53, 109; IF G 1 S. 309, 321; 2, 445). — Dieſe Vorſchriften 
ſind jedoch nur Ordnungsvorſchriften. Bewirkt das Grundbuchamt die Eintragungen 
in anderer Reihenfolge bzw. mit anderer Datierung, als es nach der Zeitfolge 
der Anträge hätte geſchehen ſollen (z. B. zufolge irrtümlicher Auffaſſung über den Zeit ⸗ 
punkt des Antragseingangs), jo beſtimmt ſich trotz des falſchen Verfahrens das Rangverhältnis 
materiell gemäß Abſ 1 $ 879 nach der Reihenfolge bzw. der Datierung der Eintragungen, 
fo wie ſich nun aus dem Grundbuche ergibt (RG 57, 280; KGJ 34 A 290; OLG 86, 148; 
38, 9; 45, 86). Gleiche Wirkung hat auch ein Rangvermerk des Grundbuchamts (ſ. oben), der 
der Zeitfolge der Anträge nicht entſpricht (OLG 86, 148). Ein Berichtigungsanſpruch 
gemäß 8 894 gegen diejenigen Rechtsinhaber, deren Rechte bei richtigem Verfahren mit 
nachſtehendem Range hätten eingetragen werden ſollen, iſt nicht gegeben, da allein durch 
den Eintragungsantrag des Benachteiligten für dieſen kein dingliches Recht außerhalb des 
Grundbuchs begründet war, wodurch der Inhalt des Grundbuchs unrichtig geworden wäre 
(RG 57, 282; KGJ 34 A 291; OLG 36, 148, auch OLG 6, 263). Auch ein Be⸗ 
reicherungsanſpruch (§ 812) beſteht nicht, weil die genannten Rechtsinhaber ihre Voreintragung 
nicht ohne rechtlichen Grund und auch, da für den Benachteiligten durch den früheren Ein⸗ 
gang ſeines Antrags allein ein Vermögensrecht nicht zur Entſtehung gebracht worden iſt, 
einen Vorteil nicht auf Koſten des Benachteiligten erlangt haben (RG 57, 283, vol. auch 
73, 175; OLG 6, 263). Höchſtens konnte ein Anſpruch aus einem etwaigen perſönlichen Schuld- 
verhältniſſe zwiſchen dem Benachteiligten und den Rechtsinhabern oder aus einer etwaigen 
unerlaubten Handlung dieſer in Frage kommen (RG 57, 282; vgl. OLG 6, 263). Sind aller 
dings die falſchen Eintragungen noch nicht nach außen kundgegeben, fo kann fie das Grund. 
buchamt noch ändern (RG 57, 284). it aber den Beteiligten von den Eintragungen bereits 
Kenntnis gegeben, ſo iſt auch für die Eintragung eines Widerſpruchs nach 8 54 GBO kein 
Raum, da eben das Grundbuch nicht unrichtig iſt (GJ 34 A 291; OLG 6, 263; 36, 148; 38, 9). 
Desgleichen kann nicht durch eine Beſchwerde, die überdies nach $ 71 Abſ 2 GBO überhaupt 
unzuläſſig wäre, eine Anderung der Einſchreibungen herbeigeführt werden, weil dadurch in 
erworbene materielle Rechte eingegriffen werden würde. Der Benachteiligte hat nur einen 
Anſpruch auf Schadenserſatz gegen den Staat gemäß § 12 GO, wenn ein Grundbuchbeamter 
vorſätzlich oder fahrläſſig von den vorgenannten Ordnungsvorſchriften zu feinen Nachteil ab- 
gewichen iſt (vgl. RG 60, 394). Anders verhält es fich, wenn ein nicht eintragungsbedürftiges 
Recht mit unrichtigem Rang eingetragen worden ift (. A 3), und anders auch, wenn im Falle 
einer Einigung der Beteiligten über das Rangverhältnis die Eintragungen nicht der Einigung 
entſprechen (f. A 8). — Iſt ein Recht in eine unrichtige Stelle (unrichtige Abteilung) des 
Grundbuchs eingetragen, ſo kann die Eintragung dadurch richtiggeſtellt werden, daß das 
Recht mit dem aus ſeiner bisherigen Eintragung ſich ergebenden Range in die richtige Stelle 
(richtige Abteilung) eingetragen wird (RG 91, 9; vgl. 8 878 A 10). 

5. Die Reihenfolge iſt in dem Falle des Satz 1 (Eintragung mehrerer Rechte in der näm. 
lichen Abteilung) auch dann maßgebend, wenn eine Eintragung nicht datiert iſt und ſelbſt 
wenn eine räumlich vorangehende Eintragung ein ſpäteres Datum trägt als die räumlich 
nachfolgende (ſog. Lokusprinzip). Sit jedoch eine Einfchreibung in einen zufällig leeren Raum 
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zwiſchen zwei bereits vorhandenen Eintragungen tatſächlich erſt ſpäter erfolgt, ſo behalten die 
letzteren Eintragungen (ſoweit nicht demnächſt ein Erwerb in gutem Glauben ſtattfindet) 
ihren Vorrang. Denn unter der Reihenfolge iſt diejenige Aufeinanderfolge zu verſtehen, 
die aus zeitlich nacheinander erfolgenden Einſchreibungen ſich ergibt (vgl. KJ 41 A 224). 
Daraus folgt z. B., daß, wenn an der Stelle einer Vormerkung, wiewohl dieſe bereits er⸗ 
loſchen war (j. § 886 A 3), (unzuläſſigerweiſe) noch die endgültige Eintragung des 
geſicherten Rechtes herbeigeführt wird, das Recht nicht den Rang hat, der ſich nach $ 883 Abſ 2 
aus der Vormerkungseintragung ergeben würde, ſondern es den nach der Vormerkung in⸗ 
zwiſchen eingetragenen Rechten im Range nachſteht (KGJ 41, 225). 

6. Enthält eine Eintragung (verſehentlich, $ 45 GBO, was aber die Eintragung nicht 
unwirkſam macht, ſ. A 3) überhaupt nicht die Angabe eines Tages, fo iſt zu unterſcheiden, 
ob ſie in der betreffenden Abteilung an letzter Stelle ſteht oder ihr dort noch weitere Ein⸗ 
tragungen folgen. Im erſteren Falle ſteht ſie allen datierten Eintragungen in der andern 
Abteilung im Range nach, weil fie nicht gemäß Ab] 1 Satz 2 8 879 unter Angabe eines früheren 
oder eines gleichen Tages eingetragen“ fteht; im letzteren Falle muß fie, da ſie gemäß der Reihen- 
folge (A 5) den in ihrer Abteilung nachſtehenden Rechten im Range vorgeht, vor denjenigen 
Eintragungen in der andern Abteilung, die dieſen Rechten nachſtehen, mit Rechtsnotwendig⸗ 
keit den Vorrang haben (ſtr.). Sind mehrere Eintragungen in verſchiedenen Abteilungen 
undatiert, fo haben fie, wenn ſie beide in ihren Abteilungen an letzter Stelle ſtehen, unker⸗ 
einander gleichen Rang. Steht nur eine der Eintragungen an letzter Stelle oder folgen beiden 
undatierten Eintragungen andere Eintragungen nach, jo ſind die zuerſt genannten Grund⸗ 
ſabe, neee (ſtr.). 

7. Kommt eine Einigung erſt nach der Eintragung zuſtande, ſo wird die Eintragung, 
HE" > 5 ‚eine Einigung im Sinne des $ 873 überhaupt nicht zugrunde lag oder die 
wiklſam ck migung nichtig war, an ſich erſt mit der nachträglichen rechtsgültigen Einigung 
A 7e, 10). ne 95 mit dieſem Zeitpunkte entſteht das eingetragene Recht (vgl. § 878 
haben, der ſich er orſchrift des Abſ 2 5 879 ſoll aber das ſo entſtandene Recht den Rang 
ho ee e ner vorherigen (rechtsunwirkſamen) Einſchreibung ergibt, auch wenn 
Dies iſt al gekommener Einigung ein anderes Recht eingetragen worden iſt (Prot 3, 91). 

ies iſt allerdings für den Fall der Nichtigkeit d i Eini i iſt ei 
nichtige Einigung einer zur Zeit d 65 eit der früheren Einigung beſtritten. Jedoch iſt eine 
gleichzuachten. zur Zeit der Eintragung überhaupt noch nicht erfolgten Einigung 


8. Eine abweichende Beſtimmung des Nan ä ift, wi 

a „Rangverhältniſſes ift, wie aus dem Zuſammen⸗ 
Rune n — m: mit Abſ 1 zu entnehmen ift, eine ſolche Beſtimmung, aus der folgt, daß das 
Her gverhältnis nicht ein derartiges ſein ſollte, wie es ſich aus der Reihenfolge bzw. der Da- 
wine ber vorliegenden Eintragungen bei Anwendung der Grundfätze des Abf 1 ergeben 
müff nn bj 3 will nichts weiter beſagen, als daß eine ſolche Beſtimmung eingetragen ſein 
5 7 nicht das Rangverhältnis nach Maßgabe des Abſ 1 gelten ſollte. Das Rang⸗ 
dür tuis ſoll alſo lediglich aus den Einſchreibungen entnommen werden 
ei f ban und zwar entweder nach Abſ 1 aus der Reihenfolge bzw. der Datierung oder nach 
91 aus der etwa eingetragenen abweichenden Beſtimmung. Durch welche Rechtshandlungen 
1 Beſtimmung zu erfolgen hat, darüber verhält ſich Abſ 3 nicht. Nur jo viel iſt aus den Wor⸗ 
en „abweichende Beſtimmung“ und „bedarf“ zu folgern, daß es eine materiell rechtswirkſame 
5 eſtimmung fein muß. Dies wird beſtätigt dadurch, daß in der 2. Kommiſſion die Vorſchrift 
es Abſ 2 $ 840 E I, wonach ein anderes eingetragenes Rangverhältnis maßgebend fein folle, 
durch den jetzigen Abſ 3 8 879 deswegen erſetzt worden iſt, weil fie dahin aufgefaßt werden 
könnte, es habe jede Rangeintragung, auch eine ſolche, die unrichtig oder verſehentlich einge 
ſchrieben ſei, rechtsbegründende (fonftitutive) Wirkung (Prot 6, 221). Was zu einer rechts ⸗ 
gültigen Rangbeſtimmung erforderlich iſt, beſtimmt ſich nach Lage des einzelnen Falles. Der 
Regelfall wird fein, daß die mehreren Rechte ſämtlich erſt eingetragen werden ſollen. Dann 
kommt für alle dieſe Rechte $ 873 zur Anwendung, da der Rang eines einzutragenden Rechtes 
einen Teil feines Inhalts bildet. Danach erfordert die Rangbeſtimmung in dieſem Falle gemäß 
8 873 Ubf 1 eine rechtsgültige Einigung zwiſchen dem Eigentümer und den Eriverbern der 
Rechte über die Rangverhältniſſe. Formellrechtlich ift jedoch nach 8 46 Abſ 8 GBO zur Vor. 
nahme der Eintragung genügend, wenn von den Antragſtellern (88 13ff., vgl. bezüglich des 
inſtrumentierenden Notars KGJ 26 A 83) oder, falls nur einer von den Beteiligten den An⸗ 
trag ſtellt (3. B. wenn der Eigentümer mehrere Rechte zugleich eintragen läßt), von dieſem 
das Rangverhältnis beſtimmt wird. Anderſeits bedarf dieſe Beſtimmung, da ſie eine zu der 
Eintragung erforderliche Erklärung enthält, formellrechtlich der im § 29 Satz 1 G80 vor- 
geſchriebenen Form (KJ 26 A 84), während materiellrechtlich auch die formloſe Einigung 
wirkſam iſt. Steht die vom Grundbuchamte, ſei es in Übereinſtimmung mit dem Antrage 
(der an ſich allerdings der Eintragungsbewilligung entſprechen muß, KGJ 26 A 84), ſei es 
abweichend hiervon vorgenommene Eintragung des Rangverhältniſſes mit der Einigung 
im Widerſpruche, fo ift dieſe Eintragung ebenſo unwirkſam, wie wenn ihr eine Einigung über⸗ 
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haupt nicht zugrunde läge. Die Folge davon iſt, daß das geſetzliche Rangverhältnis eintritt, 
alſo nach Abſ 1 $ 879 die Reihenfolge (Satz 1) bzw. die Datierung (Satz 2) maßgebend ift. 
Lediglich inſofern kann ein Berichtigungsanſpruch gemäß § 894 in Frage kommen. Nicht 
aber kann auf Grund der Einigung eine dieſer entſprechende Berichtigung verlaugt werden, 
da die Einigung für ſich allein ohne Eintragung ein Rangverhältnis außerhalb des Grund⸗ 
buchs nicht begründet hat und daher nach dieſer Richtung das Grundbuch nicht unrichtig iſt. 
Nur auf Grund des etwaigen ſchuldrechtlichen Grundrechtsgeſchäfts (vgl. KJ 26 A 290; 
DRG 6, 269) kann ein perſönlicher Anſpruch auf Herbeiführung einer der Einigung entſprechen⸗ 
den Anderung der Rangeintragung gegeben fein (ftr.). — Hat die Einigung zum Inhalt, 
daß die Eintragung „zur bereiteſten Stelle“ erfolgen ſoll, ſo hat dies die Bedeutung, daß das 
einzutragende Recht die ihm bei Berückſichtigung der bisher eingetragenen Belaſtungen nach 
dem Geſetz zukommende Rangſtelle erhalten ſoll (KG 26 A 290; 52, 202). — Eine einſeitige 
Beſtimmung des Rangverhältniſſes iſt in den Fällen der Eintragungsbewilligungen nach 
88 885 (Vormerkung), 899 Abſ 2 (Widerſpruch), 1188 (Inhaberhypothek), 1195 (Inhaber ⸗ 
grundſchuld), 1196 (Eigentümergrundſchuld) möglich. — Über den Fall, daß ein neu einzutra⸗ 
gendes Recht den Vorrang vor einem bereits eingetragenen Rechte erhalten 
ſoll, vgl. $880 A 1. — Abſ 3 findet auch dann Anwendung, wenn auf Grund eines Rang⸗ 
vorbehalts 8881) ein Recht mit dem Range vor einem bereits eingetragenen Rechte einge⸗ 
tragen werden ſoll. Vgl. hierüber $ 881 A 5. 


8 880 


Das Rangverhältnis kann nachträglich!) geändert werden?). 

Zu der Rangänderung iſt die Einigung des zurücktretenden und des 
vortretenden Berechtigten“) und die Eintragung der Anderung in das Grund⸗ 
buch erforderlich“); die Vorſchriften des § 873 Abſ 2 und des 8§ 878 finden 
Anwendung!). Soll eine Hypothek, eine Grundſchuld oder eine Renten⸗ 
ſchuld zurücktreten, ſo iſt außerdem die Zuſtimmung des Eigentümers er⸗ 
forderlich). Die Zuſtimmung iſt dem Grundbuchamt oder einem der Be⸗ 
teiligten gegenüber zu erklären; ſie iſt unwiderrufliche). 

Iſt das zurücktretende Recht mit dem Rechte eines Dritten belaſtet, ſo 
finden die Vorſchriften des § 876 entſprechende Anwendung). 

Der dem vortretenden Rechte eingeräumte Rang geht nicht dadurch 
anden, daß das zurücktretende Recht durch Rechtsgeſchäft aufgehoben 
wirds). 

Rechte, die den Rang zwiſchen dem zurücktretenden und dem vortretenden 
Rechte haben, werden durch die Rangänderung nicht berührte). 

E 1 841 II 801; M 3 228 ff.; P 3 90 ff. 


1. Nachträglich im Sinne des § 880 iſt die Rangänderung, durch die ein beſtehendes 
Rangverhältnis umgeändert wird. Gemeint iſt ein ſolches Rangverhältnis, über das 8 879 
Beſtimmung trifft; denn § 880 ſchließt ſich mit den Eingangsworten „Das Rangverhältnis“ 
unmittelbar an $ 879 an. $ 880 betrifft alſo nur die Anderung des Rangverhältniſſes zwiſchen 
eingetragenen Rechten. Vgl. über dieſe im Rangverhältnis zueinander ſtehenden Rechte 

879 A 2. Da, wie dort bemerkt iſt, auch ein eingetragenes Vorkaufsrecht zu anderen das 
Grundſtück belaſtenden Rechten im Rangverhältnis ſteht, kann letzteres ebenfalls nachträglich 
geändert, z. B. einer Hypothek der Vorrang vor einem eingetragenen Vorkaufsrecht ein 
geräumt werden (vgl. EG 1, 422). — Sollen mehrere Rechte erſt eingetragen und dabei 
das Rangverhältnis feſtgeſetzt werden oder foll ein einzutragendes Recht den Vorrang vor 
einem eingetragenen Recht erhalten, ſo handelt es ſich um eine abweichende Beſtimmung 
bei der Beſtellung im Sinne des $ 879 Abſ 3 (ſ. dort A 8), nicht um eine „nachträgliche“ Ande⸗ 
rung des Rangverhältniſſes (RIA 9, 53; KGJ 40 A 243; a. M. RG 69, 329; KGJ 21 A 308, 
wo in dem genannten zweiten Falle § 880 ebenfalls für anwendbar erachtet wird). In dem 
zweiten Falle kommt allerdings in Betracht, daß das eingetragene Recht inſofern eine (nach⸗ 
trägliche) Anderung erfahren ſoll, als es ſich hinſichtlich des Rangverhältuiſſes nicht mehr an 
die bisher vorgehenden Rechte unmittelbar anſchließen, ſondern ihm auch noch ein neu ein⸗ 
zutragendes Recht vortreten ſoll (RG 69, 328). Aber auch in dieſer Hinſicht ſteht nicht eine 
nachträgliche Anderung des „Rangverhältniſſes“ zwiſchen „mehreren“ Rechten in Frage, 
ſondern eine Anderung des „Inhalts“ des „einen“ eingetragenen Rechtes. Denn das Ver⸗ 
hältnis, in welchem ein Recht zu andern Rechten hinſichtlich des Ranges ſteht, iſt ein Teil 
des Inhalts des Rechtes. Daraus folgt, daß in einem ſolchen Falle zur Eintragung des neuen 
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nicht losgelöſt von dem Rechte abgetreten werden (M 3, 231, anders für gemeines Recht 
90 124 210) Es wird auch nichts abgetreten, ſondern es wird der Inhalt der beiden Rechte 


80 Sachenrecht 


geändert und das eine Recht zugunſten des andern nach der vorbezeichneten Richtung be⸗ 
laſtet; und die Rangänderung wird durch die Aufhebung des zurücktretenden Rechtes nicht des⸗ 
wegen hinfällig, weil fie rechtsgeſchäftlich bediugt war, ſondern, weil das durch ſie belaſtete 
Recht von vornherein mit der aus dem Aufhebungsgrunde ſich ergebenden Einſchränkung 
(Rechtsbedingung) behaftet war (ftr.). 

Aus dem dargeſtellten Weſen ergibt ſich die Wirkung der Rangänderung (wenn ſie durch 
Einigung und Eintragung gemäß Abf 2 vollzogen ift) von ſelbſt dahin, daß fie nicht bloß zwiſchen 
den an ihr Beteiligten, ſondern dinglich gegenüber allen Dritten wirkſam iſt, ausgenommen 
nach Abſ 5 die Zwiſchenberechtigten (M 3, 282; Prot 3, 92; RIA 1, 129; 8, 72; KG 53, 179). — 
Gegenſtändlich erſtreckt fie ſich auch auf alle Nebenrechte des zurücktretenden 
Rechtes, und zwar ſelbſt dann, wenn die Nebenrechte erweitert werden, da ſie eine Be⸗ 
laſtung enthält und die erweiterten Nebenrechte Beſtandteile des Rechtes werden (vgl. KJ 
26 A 140). Eine neue Rangänderung liegt in der Erweiterung nicht, auch inſoweit nicht, als 
dadurch eine Rangverſchlechterung der nachſtehenden Rechte eintritt. Deshalb bedarf es im 
Falle der Erweiterung der Hypothek, z. B. hinſichtlich der Zinſen gemäß § 1119, nicht nach 
Abſ 2 Satz 2 der Zuſtimmung des Eigentümers (KJ 26 A 140). — Iſt der Vorrang nur 
hinſichtlich eines von mehreren haftenden Grundſtücken oder nur hinſichtlich 
eines reellen Teiles eines Grundſtücks (vgl. 86 GBO) eingeräumt, fo kann im Falle der Zwangs. 
verſteigerung bevorrechtigte Befriedigung nur aus dem Erlöſe des betreffenden Grundſtücks 
bzw. Grundſtücksteils verlangt werden (vgl. OLG 14, 85). — An dem Inhalte der beiden 
Rechte aber wird, abgefehen von dem Rangverhältniſſe, nichts geändert. Daher iſt insbeſondere 
der Inhaber des zurücktretenden Rechtes nach wie vor berechtigt, über ſein Recht 
zu verfügen. Er kann es übertragen, eine etwaige Forderung daraus (3. B. aus einer Hypo⸗ 
thek) einziehen, auch darauf verzichten, Löſchungsbewilligung erteilen uſw., ohne daß er einer 
Zustimmung des Inhabers des vortretenden Rechtes bedarf. Jedoch kaun dies, wie auch ſonſt 
dei Belaſtungen, nur unbeſchadet der aus der Rangänderung ſich ergebenden Befugniſſe ge⸗ 
ſchehen und insbeſondere wird, auch ſoweit die Verfügung eine rechtsgeſchäftliche Aufhebung 
enthält, dadurch gemäß Abſ 4 an dem dem vortretenden Rechte eingeräumten Range nichts 
geändert. — Beſonders aber äußert ſich die Wirkung der Rangänderung im Falle der Zwangs- 
verſteigerung des belaſteten Grundſtücks. Iſt der Inhaber des zurücktretenden Rechtes 
der betreibende Gläubiger, ſo iſt das vortretende Recht in das geringſte Gebot aufzunehmen, 
da es dem betreibenden Gläubiger vorgeht (8 44 3G), während, wenn der Inhaber des 
vortretenden Rechtes betreibender Glaubiger iſt, das zurücktretende Recht bei Feſtſtellung 
des geringſten Gebots unberückſichtigt bleibt. Dies gilt auch daun, wenn Zwiſchenrechte vor⸗ 
handen find, da dieſen gegenüber (ſ. Abſ 5) die beiden Rechte als hinſichtlich des Ranges gegen- 
einander ausgetauscht anzuſehen ſind; fie werden im erſteren Falle in das geringſte Gebot 
mitaufgenommen, im letzteren Falle nicht. Iſt der Inhaber eines Zwiſchenrechts betreibender 
Gläubiger, fo iſt aus gleichem Grunde nur das vortretende Recht im geringſten Gebote zu 
berückſichtigen. Erhält der Inhaber des vortretenden Rechtes auf Grund ſeines Liquidates 
in der Rangſtelle des zurücktretenden Rechtes eine Zahlung aus dem Barerlös, jo wird nicht 
das letztere, ſondern das erſtere Recht befriedigt; denn der Liquidant übt den an ſich dem 
zurücktretenden Rechte zuſtehenden Auſpruch auf den Erlös für ſein eigenes Recht aus, er iſt 
der Zahlungsempfänger aus eigenem Recht. Daher tritt z. B. wenn das zurücktretende Recht 
eine Geſamthypothek iſt, zufolge der Zahlung nicht gemäß § 1181 Erlöſchen der Hypothek 
auf dem mithaftenden Grundſtücke ein (vgl. RG 16, 249). 

Gegenſtand der Rangänderung können (im Gegenſatze zu den früheren Rechten ſ. M 
3, 228) alle Rechte fein, die ein Grundſtück zuläſſigerweiſe belaſten (. $ 878 A 6), alſo nicht 
nur hypothekariſche Rechte, ſondern z. B. auch ein Nießbrauch, eine Reallaſt, ein Vorkaufs⸗ 
recht (J. A 1). Für erſtere Rechte beſteht nur die Sondervorſchrift des Abſ 2 Satz 2, 8. Auch 
Teile eines Rechtes können unter ihrer beſtimmten Bezeichnung ſowohl im Verhältnis zu⸗ 
einander (vgl. § 1151) als auch im Verhältnis zu andern Rechten im Range geändert werden 
(KG 26 A 145; RIA 8, 70). Vgl. aber über Unzuläſſigkeit dinglicher Raugänderung der 
Hypothek für Zinsrückſtände § 1159 A 2. Auch eine Vormerkung kann Gegenſtand der 
Rangäuderung fein, da ſie zwar nicht ein dingliches Recht am Grundſtücke iſt, ſondern nur 
einen Anſpruch ſichert (§ 883 A 8), aber nach 9883 Abſ 3 der Rang des Rechtes, auf deſſen 
Einräumung der Anſpruch gerichtet iſt, ſich nach ihrer Eintragung beſtimmt, ſie alſo inſoweit 
gleich einer endgültigen Belaſtung wirkt (vgl. 8 48 ZUG) und daher 9 880 auf fie entſprechend 
anzuwenden ift (RIA 2, 145; KJ 39 A 197; 39 A 200; vgl. auch RG 55, 270). Iſt eine 
Löſchungsvormerkung (§ 1179) zugunſten einer Hypothek eingetragen, ſo nimmt ſie, wenn der 
Rang der Hypothek geändert wird, als Nebenrecht ohne weiteres an der Rangänderung teil 
(vgl. RJA 11, 146). — Dagegen kann eine eingetragene Verfügungsbeſchränkung des 
Eigentümers nicht Gegenſtand der Rangänderung ſein, da zwiſchen einem Rechte an einem 
Grundſtücke und einer ſolchen Verfügungsbeſchränkung, die ſich nicht als eine Belaſtung des 
Grundſtücks darſtellt (vgl. $ 879 A 3), überhaupt kein Nangverhältnis beſteht (K GJ 51. 208). 
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Wird durch die Rangänderung das Rangverhältnis derart beſtimmt, daß ein Recht hinter 
mehrere Rechte zurücktreten ſoll, ſo erhalten die letzteren Rechte gemeinſam den Rang 
des erſteren, wie wenn fie dort unter einer Nummer eingetragen wären, und haben inner⸗ 
halb dieſer Stelle gegebenenfalls nach Verhältnis ihres Umfanges unter ſich gleichen Rang, 
ofern nicht ein anderes vereinbart iſt. Hinſichtlich des etwa überſchießenden Umfanges beſteht 
ihr Rangverhältnis untereinander und zu andern Rechten fort. Soll dagegen nach einer 
Vorrangseinräumung das nämliche Recht ſpäterhin noch hinter ein anderes Recht zurücktreten, 
ſo wird durch eine ſolche Verfügung über das durch die erfte Rangänderung belaſtete Recht 
das Vorrecht des zuerſt vortretenden Rechtes nicht geſchmälert (ſtr., RJA 1, 129, auch 
11, 298). In KGJ 47, 189 ift dagegen, unter Aufgabe von RIA 1, 129 (KJ 20 A 181), 
angenommen, daß bei gleichzeitiger Vorrangseinräumung die mehreren vortretenden Rechte 
mangels anderweiter Rangänderung ihr bisheriges Rangverhältnis zueinander auch inſoweit 
deibehalten, als ihnen der Vorrang eingeräumt ift (ebenſo auch OLG 29, 323). Danach 
wird jedoch die gleichzeitige Vorrangseinräumung gleichgeſtellt einer Vorrangseinräumung 
zuerſt für Recht 1 und dann ſpäter für Recht 2. In der gleichzeitigen Vorrangseinräumung 
aber ift, ſofern nicht ein anderes zum Ausdruck gebracht iſt, als erklärter Wille des Zurück⸗ 
tretenden anzuſehen, ſeine Rangſtelle den mehreren gleichzeitig Begünſtigten zu gleichen 
Rechten zuzuweiſen. — Wird einem Recht der Vorrang vor mehreren Rechten ein⸗ 
geräumt, ſo tritt es ohne Einſchränkung vor dieſe, während ſich an der Rangordnung der 
surüctvetenden Rechte untereinander nichts ändert (RG 64, 105; 79, 174; OLG 12, 278; 
a 322; Riel 11, 297; vgl. A 9). Die zurücktretenden Rechte haben auch dann nicht etwa 
gleichen Rang, wenn die Vorrangseinräumungen gleichzeitig bewilligt und eingetragen 
Wordeu find, falls nicht anderes vereinbart ift (RIA 11, 297; 580 29, 322; auch KG 58, 179). 
dan KJ 58, 178 iſt dahingeſtellt gelaſſen, ob dieſe Anficht, ſoweit danach das Rangverhaltnis 
der zurücktretenden Rechte untereinander ſtets dasſelbe bleibt, gleichviel, ob die Vorrangs⸗ 
N Bam „gleichzeitig erfolgt oder nicht und ohne Rückſicht darauf, in welcher Reihenfolge 
1 le > einzelnen Vorrangseinräumungen vor ſich gehen, in ihrer Allgemeinheit 
ein 1, Her angenommen, ba jedenfalls das Rangverhältnis von zwei im Range 
ie tem a age Berechtigten untereinander ſich auch dann nicht ändere, wenn 
dle rear hen Rechte zwar nicht gleichzeitig den Vorrang einräumten, wenn aber 
1 ſeitens des an zweiter Stelle ſtehenden Berechtigten vor der Vor⸗ 
Per ile a Mr, des an erſter Stelle ſtehenden erfolge, und wird dies damit begründet, 
bien 8 er cktretende wolle durch die Vorrangseinräumung nur dem vorrückenden Rechte 
5 195 2 0 verſchaffen und ſich von dieſem Rechte nur bis zu derjenigen Nangſtelle zurück 
8 15 5 allen, die es infolge der früheren Vorrangseinräumung ſeitens des ziveitſtelligen 
mi tigten innehabe. Zu gleichem Ergebnis gelangt man durch die Erwägung, daß der 
5 alt ae vor dem Zweitſtelligen vor wie nach der erſten Vorrangseinräumung den Vorrang 
hatte und daß ſich hieran dadurch nichts geändert haben kann, daß der Vorgerückte demnächſt 
mit dem Erſtſtelligen weiteres Vorrücken vor dieſem vereinbarte. 

Eine Aufhebung der Rangänderung ſtellt ſich als neue Rangänderung dar. Deshalb 
genügt nicht die einſeitige Aufgabeerklärung des Berechtigten zur Aufhebung, vielmehr müſſen 
die Erforderniſſe des Abf 2 Satz 1 Einigung und Eintragung) vorliegen (vgl. auch 8 27 Abſ 2 
Fat 1 u. 8 47 80). Der die Aufhebung von Grundſtücksbelaſtungen betreffende § 875 
if nicht anwendbar. Nach Abf 2 Satz 2 bedarf es bei hypothekariſchen Rechten auch der Zu⸗ 
ſtimmung des Eigentümers (ftr.). 

Nach der Übergangsbeſtimmung des Art 189 Abi 1 Satz 2 Ech erfolgt die Rang- 
änderung bis zur Anlegung des Grundbuchs nach den bisherigen Geſetzen. 

5. Von der Einigung des zurücktretenden und des vortretenden Berechtigten, die zu 
lammen mit der Eintragung die Rangänderung herbeiführt, gilt Entſprechendes wie von 
der Einigung des $ 873. Der „Berechtigte“ (Paſſivbeteiligte), der geſchäftsfähig und ver- 
fügungsbefugt ſein muß, aber zur materiellen Wirkſamkeit der Einigung nicht als Inhaber 
des Rechtes eingetragen zu ſein braucht, ſofern er nur, was in beſtimmten Ausnahmefällen 
gegeben ſein kaun, ohne Eintragung wirklich Inhaber iſt, während er nach formellem Rechte 
(8 40 Abſ 1 GBO), ſofern nicht einer der Ausnahmefälle der 88 40 Abſ 2, 41 GBO vorliegt, 
allerdings ſich zuvor eintragen laſſen muß, iſt hier der Inhaber des zurücktretenden Rechtes, 
und der „andere Teil“ (Aktivbeteiligte) iſt der Inhaber des vortretenden Rechtes. — Was die 
Befugnis zur Verfügung insbeſondere anlangt, ſo iſt z. B. der Eigentümer nicht be⸗ 
iugt, ein Vorrecht vor einer Hypothek für den Fall, daß dieſe oder der jeweils abgetragene 
Teil ihm künftig als Eigentümergrundſchuld zufallen ſollte, einzuräumen, da nicht er, ſondern 
ein anderer zur Zeit der allein verfügungsberechtigte Gläubiger der Hypothek iſt (RG 84, 80; 
RIA 4, 244; 8, 73). — Die Einigung hat ferner Vertragsnatur, fo daß ſämtliche Vorſchriften 
des allgemeinen Teiles über Rechtsgeſchäfte, auch die 88 145ff., ſoweit nicht Ausnahmen aus 
dem im Abſ 2 Satz für anwendbar erklärten 8 878 Abſ 2 ſich ergeben, Anwendung finden. Ins⸗ 
beſondere kann die Einigung auch eine bedingte oder befriſtete (88 158, 168) fein (3. B. 
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bedingt dadurch, daß die Forderung der vortretenden Hypothek voll zur Entſtehung gelange); 
und zwar auch ſtillſchweigend, aber mit der Maßgabe, daß die Bedingung oder Zeitbeſtimmung 
für den Erwerb des Vorrechts eingetragen werden muß, wenn ſie dritten rechtsgeſchäftlichen 
Erwerbern des vortretenden Rechtes gegenüber wirkſam fein ſoll (RG 59, 315; 61, 42; 76, 373; 
JW 06, 35314; Gruch 52, 1060; vgl. auch Warn 09 Nr 408; 1911 Nr 83). Iſt die vortreteude 
Hypothek eine Baugelderhypothek, ſo iſt, wenn nicht der Vortretende einen Anſpruch 
auf bedingungsloſe Vorrangseinräumung gehabt hat oder beſondere Umſtände für eine andere 
Willensmeinung sprechen, als ſtillſchweigend vereinbart anzuſehen, daß der vortretenden 
Hypothek nur inſoweit das Vorrecht zuftehen ſoll, als ihre Forderung durch Zahlungen an 
den Eigentümer gemäß dem Baugeldervertrage je nach Fortſchreiten des Baues zur Ent: 
ſtehung gebracht iſt (RG 76, 375). Jedoch iſt der ſtillſchweigenden Vereinbarung nicht der 
Inhalt beizulegen, daß die Baugeldhypothek in Höhe der hierauf vom Baugeldgeber an den 
Grundſtückseigentümer gezahlten Darlehnsteilbeträge immer nur dann den Vorrang vor 
der Hypothek des Zurücktretenden haben ſoll, wenn feſtſteht, daß der Neubau bis zu dem 
Bauabſchnitte, deſſen Herſtellung nach dem Baugeldervertrage die betreffenden Darlehns⸗ 
teilbeträge zur Fälligkeit bringen ſollte, gänzlich reſtlos und völlig mangelfrei hergeſtellt ist. 
Hat der Baugeldgeber ohne Außerachtlaſſung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt Teils 
beträge auf die Hypothek in dem Glauben gewährt, daß die Bauabſchnitte, deren Herſtellung 
nach dem Baugeldervertrage die Fälligkeit der betreffenden Teilbeträge herbeiführen ſollte, 
fertiggeſtellt feien, fo iſt, falls nicht ausdrücklich etwas anderes vereinbart iſt, anzunehmen, 
daß der Hypothek des Baugeldgebers in Höhe der gezahlten Teilbeträge der Vorrang vor 
der Hypothek des Zurücktretenden auch dann zufteht, wenn tatſächlich an den Bauabſchnitten 
noch Bauarbeiten fehlen oder die Bauausführung Mängel aufweiſt (RG 83, 125, auch 86, 228). 
Hat ſich der Verkäufer eines unbebauten Grundſtücks in dem Kaufvertrage dem Käufer gegen- 
über verpflichtet, mit ſeiner Kaufgeldhypothek hinter eine vom Käufer zu einem beſtimmten 
Betrag aufzunehmende Baugeldhypothek zurückzutreten, ſo iſt dies dahin aufzufaſſen, daß der 
Verkäufer zur Vorrangseinräumung dann verpflichtet fein ſoll, wenn die demnächſt vom Käufer 
beſtellte Hypothek eine ſolche ift, deren Forderung in der vorbezeichneten Weiſe durch Zahlung 
von Teilbeträgen nach Maßgabe eines zwiſchen dem Käufer und dem Baugeldgeber geſchloſ⸗ 
ſenen Baugeldvertrags zur Entſtehung gebracht werden ſoll (RG 86, 223; vgl. auch 92, 215). 
Daher iſt, damit der Käufer von dem Verkäufer die Erfüllung ſeiner Verpflichtung zur Vor ⸗ 
rangseinräumung mit Grund verlangen kann, erforderlich, daß dem Verkäufer dargetan wird, 
daß der Hypothekbeſtellung ein Baugeldvertrag zugrunde liegt, wonach das Baugelddarlehn 
in beſtimmten Teilbeträgen je nach Fertigſtellung der einzelnen Bauabſchnitte zur Uuszah- 
lung gelangen ſoll, und zwar, wenn die Vertragſchließenden nicht beſondere Bedingungen 
vereinbart haben, ein Baugeldvertrag, deſſen Bedingungen im großen und ganzen nicht weſent 
lich von den im Baugeldverkehr bei Berückſichtigung der Art des zu errichtenden Neubaus 
üblichen abweichen (R 86, 223). Über den Fall der Verbindung emer bedingten Vorrangs⸗ 
einräumung mit einer Löſchungsvormerkung zugunſten einer zurücktretenden Hypothel gegen: 
über einer vortretenden Hypothek (Baugeldhypothek) vgl. 8 1179 A7. — Die Einigung 
hat weiter abſtrakte Natur, jo daß fie losgelöſt iſt von dem (ſchuldrechtlichen) Grund⸗ 
rechtsgeſchäfte und namentlich hinſichtlich der Nichtigkeit und Anfechtbarkeit ſelbſtändiges 
Daſein hat (RG 48, 133). Das Grundrechtsgeſchäft bedarf nur ausnahmsweiſe einer Form 
(3. B. wenn die Vorrangseinräumung ſchenkungsweiſe verſprochen worden iſt, 8518; RG 48, 
135). — Die Einigung bedarf zur materiellen Wirkſamkeit uicht einer Form; 
während nach formellem Rechte zur Vornahme der Eintragung die Beobachtung der im 
$ 29 Satz 1 GBO vorgeſehenen Form notwendig iſt, anderſeits zur Begründung des nach 
8 13 GB erforderlichen, formloſen (8 30 EBD) Eintragungsantrags eines der Beteiligten 
(KG 28 A 268) die Bewilligung der Eintragung der Rangänderung ſeitens des Zurück⸗ 
tretenden als des in ſeinem Rechte durch die Eintragung Betroffenen für ſich allein gemäß 
5 19 G80 genügt und dem Grundbuchamte die Einigung nicht nachgewieſen zu werden 
braucht (KG 21 A 309; 28 A 267; OL 16, 151). — Die Einigung kann materiell: 
rechtlich wirkſam auch erſt nach der Eintragung erfolgen, und zwar auch dann 
formlos (RA 1, 128; KGJ 21 A 309). Mit ihrem nachträglichen Zuſtandekommen wird 
die bisher unwirkſame Eintragung rechtsgültig und die Rangänderung vollzogen; der Vor⸗ 
rang des vortretenden Rechtes gilt aber nach $ 879 Ubj 2 ſchon von der Eintragung ab. — 
Bindend (unwiderruflich) iſt die Einigung, wenn fie, jet es auch formlos, nach der 
Eintragung erklärt iſt. Vorher iſt ſie nur dann bindend, wenn die Einigungserklärungen in 
einer der im § 873 Abſ 2 vorgeſchriebenen Formen abgegeben worden find (vgl. RG 
Warn 1911 Nr 83). — Iſt dies der Fall und iſt bereits der Eintragungsantrag bei dem 
Grundbuchamte geſtellt, fo wird nach dem im Abſ 2 Satz 1 für anwendbar erklärten 
§ 878 die Einigungserklärung des Zurücktretenden nicht dadurch unwirkſam, daß er in 
der Verfügung (3. B. durch Konkurseröffnung) beſchränkt wird. — Die Einigungs: 
erklärung kann gemäß $ 894 BPO durch rechtskräftiges Urteil erſetzt werden; dieſes 
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Urteil ſteht auch in letzterer Hinſicht der freiwilligen bindenden Erklärung gleich. — Vgl. 
m allen den vorgenannten Beziehungen das Nähere in $ 873 A 7—10, 18—17, ſowie 
8878 A 1-8. — Da die Einigung ein Vertrag iſt, erfordert ſie begrifflich den Abſchluß 
zwiſchen zwei verſchiedenen Perſonen (vgl. R 47, 209; § 873 A 7, 9). Deshalb 
kann der Inhaber zweier Rechte an dem nämlichen Grundſtücke nicht mit ſich ſelbſt eine 
Einigung über eine Anderung des Ranges der beiden Rechte erklären, noch der Inhaber 
eines Rechtes (3. B. einer Hypothel) durch ſich ſelbſt einem Teile des Rechtes vor dem anderen 
den Vorrang geben; auch im Falle der Übertragung des einen Rechtes bzw. Rechtsteils kann er 
die Raugänderung nicht anders bewirken, als daß er als Inhaber des ihm verbleibenden Rechtes 
bzw. Rechtsteils ſich mit ſeinem Zeſſionar über die Rangänderung einigt (ſtr.; vgl. A 5; NAU 
8, 74; a. M. RIA 2, 50; KGJ 26 A 148; 40 A 241; 43, 286). Jedoch kann der Inhaber 
zweier Rechte mit dem Eigentümer eine Einigung dahin eingehen, daß das eine Recht den 
Rang des anderen erhalten ſolle. Es handelt ſich dann aber nicht um eine Rangänderung durch 
Einigung zwiſchen dem Zurücktretenden und dem Vortretenden, ſondern um eine Anderung 
des Inhalts der beiden Rechte im Sinne des § 877 (vgl. RIA 9, 54; 9, 268). Von dieſem 
Geſichtspunkte aus waren die Entſcheidungen in RIA 2, 50; KGJ 26 A 148; 40 A 241; 43, 
236 im Ergebniſſe richtig, da in den betreffenden Fällen der Eigentümer ſeine Zuſtimmung zu 
der Ran zänderungserklärung des Gläubigers gegeben hatte und hierin eine Einigung nach 88 877, 
873 zu finden war. — Auf Grund des Grundrechtsgeſchäfts kann gemäß $ 883 auch eine Vor 
merkung zur Sicherung des Anſpruchs auf Rangänderung eingetragen werden (vgl. RIA 9, 58). 

4. Wegen der formellrechtlichen Vorausſetzungen für die Vornahme der Eintragung 
der Anderung in das Grund buch vgl. A 3. Sind die beteiligten Rechte verbriefte hypothe⸗ 
kariſche Rechte, ſo tritt als weitere Vorausſetzung nach 88 42, 43 GBO die Vorlegung der 
Briefe hinzu (MIU 4, 245; 8,54; OLG 8, 819). — Die Anwendung des Eintragungsgrund⸗ 
ſatzes auf die Rangänderung ſetzt voraus, daß bas Recht, deſſen Rang geändert werden ſoll, 
durch das Grundbuch nachgewieſen 28 Die 88, 168). Über die Frage, oh danach bei einer 
ı angänderung mit dinglicher Wirkung nach $ 880 
f vgl. 8 1100 A 2. — Wird, nachdem für ein in beſtimmter Höhe einzutragendes 
) hypothekariſches Recht der Vorrang eingeräumt worden iſt, das hypotheka⸗ 


ſondern auch bei dem vortretenden Rechte eingeſchrieben werden, wenn bie Rangänderung 
rechtsgültig vollzogen fein ſoll (vgl. KJ 44, 256; 45, 203); dies um fo mehr, als fonft in 
den Fällen, in denen die Löſchung des zurücktretenden Rechtes, die dort auch den Rang⸗ 
dermerk umfaſſen würde, nicht die Aufhebung der Rangänderung zur Folge hat (ſ. A 8), 
die Rangänderung aus dem Grundbuche nicht mehr erſichtlich wäre (ſtr.; vgl. Prot 3, 99). 
Der Vermerk wird derart zu geſtalten ſein, daß die Rangänderung und ihr Umfang, ſowie 
auch eine etwaige Bedingtheit des Vorrangs des vortretenden Rechtes (. A 3) aus den 
Grundbuche bei beiden Rechten deutlich erkennbar iſt. Dabei iſt, weil die Rangänderung 
auch eine Inhaltsänderung enthält, eine Bezugnahme auf die Eirtragungsberniliantewir 
maß 88 874, 877 nicht ausgeſchloſſen (r.). — Ist das vortretende Recht eine Brief. 
hypothek, fo iſt die Rangänderung gemäß $ 62 Abſ 1 G80 auf dem Hypothekenbrief zu 
vermerken, und zwar: auf dem Brief über die zurücktretende Hypothek der Nangrücktritt 
und auf dem Brief über die vortretende Hypothek der Rangvortritt, außerdem ilt hier 
der bei der zurücktretenden Hypothek eingetragene Rücktrittsvermerk wiederzugeben (NG 
86, 291). Über Ergänzung des mit dem Briefe verbundenen Grundbuchauszugs gemäß 
3 57 Abf 8 GBO im Falle des Vorhandenſeins von Zwiſchenhypotheken durch Angabe des 
Raugverhältniſſes zu den übrigen Hypotheken vgl. RIA 11, 152. Sollte eine Hypothek auf 
Grund des 8 36 des Reichsnotopfergeſetzes v. 31. 12. 19 eingetragen werden, ſo bedurfte es im 
Falle bereits eingetragener Hypotheken der Vorlegung der Hypothekenbriefe darüber zweck 
Vermerks der Rangänderung darauf (88 42, 62 GBO) nicht, da die Reichsnotopferhypo⸗ 
thek kraft Geſetzes den Vorrang vor den bereits beſtehenden Grundſtücksbelaſtungen hat und 
daher die genannten formellrechtlichen Vorſchriften ebenſowenig Anwendung finden wie die 
materiellrechtlichen Beſtimmungen des § 880 Abj 2 (KJ 53, 208). b 

5. Außer der Einigung (f. A 8) und Eintragung der Rechtsänderung (. A 4) bedarf es 
ausnahmsweiſe auch noch der Zuſtimmung des Eigentümers, wenn das zurücktretende 
Recht ein hypothekariſches Recht (88 1118, 1191, 1199) iſt, und zwar deswegen, 7 das hypo 
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thekariſche Recht nach Maßgabe der 88 1143, 1168 f., 1168, 1170ff., 1192, 1200 auf den Eigen · 
tümer übergehen kann und daher die Rangänderung in ſeinen Rechtskreis eingreift (Prot 3, 94; 
R 88,164; OLG 18, 108). Auf die rechtliche Natur des vortretenden Rechtes kommt es nicht 
an. Auch wenn dieſes ein hypothekariſches Recht iſt, bedarf es der Zuſtimmung des Eigen⸗ 
tümers nicht, falls das zurücktretende Recht uicht ein hypothekariſches iſt (OLG 8, 106). — Eine 
Ausnahme von der Ausnahmebeſtimmung enthält $ 1151 (vgl. 88 1192, 1200), wonach die 
Zuſtimmung des Eigentümers nicht erforderlich iſt, wenn bei der Teilung eines hypothekariſchen 
Rechtes das Rangverhältnis der Teile untereinander geändert wird. Die Anderung des Rang⸗ 
verhältniſſes der Teile kann aber erſt bei Abtretung eines Teiles durch Einigung des bisherigen 
Gläubigers mit dem Teilzeſſionar erfolgen; der erſtere kann für ſich allein den Rang der Teile 
nicht ändern (str.; |. A 3). — Iſt das zurücktretende Recht eine Hypothekvormerkung (. A 2), 
ſo bedarf es der Zuſtimmung nicht, weil die Vormerkung kein hypothekariſches Recht iſt, auch 
die Vorſchriften über die Eigentümerhypothek auf fie keine Anwendung finden (ſtr.). — Der 
Zuſtimmung des perſönlichen Schuldners, wenn er nicht zugleich der Eigentümer iſt, 
bedarf es nicht, wiewohl die Hypothek nach 88 1164, 1174 unter Umſtänden ebenfalls auf ihn 
übergeht; ſein Intereſſe wird durch 8 1165 gewahrt. — Zu nicht rechtsgeſchäftlichen 
Rangänderungen, auf die ſich § 880 überhaupt nicht bezieht (. A 2), bedarf es einer Zu⸗ 
ſtimmung nicht, ſo z. B. nicht zur Eintragung eines Vorrangs auf Grund der 88 128, 130f. 
3G (f. A 2) oder zur Berichtigung des Grundbuchs hinſichtlich des Rangverhältniſſes gemäß 
§ 894 (vgl. OLG 6, 258] 8, 307; auch KGJ 49, 202). Jedoch iſt, wenn eine Hypothel 
von einem nachſtehenden Hypothekengläubiger auf Grund des Anfechtungsgeſetzes mit Erfolg 
angefochten iſt, ein Fall der Grundbuchberichtigung hinſichtlich des Ranges, da die Anfechtung 
nicht dingliche Wirkung hat, ſondern nur einen ſchuldrechtlichen Anſpruch auf Duldung der 
Zwangsvollſtreckung in das vom Schuldner veräußerte Vermögensſtück gewährt (RG 47, 216; 
56, 165; 70, 118; 71, 176), nicht gegeben (KJ 49, 202; auch RG 71, 179; a. M. OLG 
8, 307; 21, 409). — Von der Zustimmung des Eigentümers (Bewilligung der Eintragung 
genügt, KOZ 26 A 140) gilt hinſichtlich ihrer rechtlichen Natur, der Erforderniſſe für 
ihre Gültigkeit, ihrer Wirkung das nämliche wie von der Zuſtimmung des Dritten im 
Falle des § 876. Vgl. hierüber $ 876 A 3. Hervorzuheben iſt hier: Die Zuſtimmung bedarf 
zur Gültigkeit nicht einer Form; jedoch formellrechtlich iſt gemäß 88 19, 29 EBD zur Ein · 
tragung der Rangänderung die Beibringung der Zuſtimmung in der Form des 8 29 GBO 
erforderlich (OLG 18, 108). Auf die Wirkſamkeit und Unwiderruflichkeit der Einigung zwiſchen 
dem Zurücktretenden und dem Vortretenden hat es keinen Einfluß, ob der Eigentümer zu⸗ 
ſtimmt oder nicht. Eine rechtswirkſame Rangänderung aber kommt beim Fehlen der Zu⸗ 
ſtimmung nicht zuſtande, auch wenn die Rangänderung (verſehentlich) eingetragen iſt (vgl. 
KJ 37 A 214). — Über die Frage, ob bei einer Hypothek für Zins rückſtände eine 
Rangänderung nach 8 880 mit dinglicher Wirkung ohne Eintragung und ohne Zuſtimmung 
des Eigentümers möglich iſt, vgl. $ 1159 A 2. 

6. Vgl. über Erklärung „gegenüber dem Grundbuchamte“ 5 875 A 7, 10 und über „Un« 
widerruflichkeit“ der Zuſtimmungserklärung 8 876 A 8. 

7. Iſt das zurücktretende Recht mit dem Rechte eines Dritten belaſtet, ſo bedarf es zur 
Rangänderung nach dem entſprechend anzuwendenden 8 876 der Zuſtimmung des Dritt- 
berechtigten (z. B. des Niehbrauchers, des Pfandgläubigers; KGJ 37 A 213; OLG 20, 
400). Beim Fehlen der Zuſtimmung kommt eine Rangänderung, auch wenn ſie (ver- 
ſehentlich) eingetragen iſt, nicht rechtswirkſam zuſtande, da die Zuſtimmung zwingend vor⸗ 
geſchrieben iſt (ROY 37 A 217). Unzuläſſig iſt auch eine Rangänderung mit der Ein⸗ 
ſchränkung, daß die das zurücktretende Recht belaſtenden Rechte Dritter unberührt bleiben, 
diefe alſo ihren Vorrang behalten ſollen (KJ 37 A 213). Im Falle der mittelbaren Be⸗ 
laſtung iſt nach $ 876 Satz 2 die Zuſtimmung des Drittberechtigten nicht erforderlich, wenn 
ſein Recht durch die Rangänderung nicht berührt wird. Vgl. hierüber § 876 A 5. Die Zu⸗ 
ſtimmung iſt gegenüber dem Grundbuchamte (vgl. hierüber $ 875 A 7, 10) oder dem durch die 
Rangänderung Begünſtigten zu erklären. Letzterer iſt in der Regel der Inhaber des vortreten⸗ 
ben a Unter Unftänden kann aber auch der Eigentümer durch die Rangänderung 

egünſtigt ſein. 2 

8. Eine rechtsgeſchäftliche Aufhebung des zurücktretenden Rechtes, wodurch dem vor⸗ 
tretenden Rechte der eingeräumte Rang nicht verloren geht, iſt z. B. der Verzicht des 
Inhabers auf das Recht, die Empfangnahme der Befriedigung, die Löſchungsbewilligung. 
Auch wenn der Eigentümer das Recht auf Grund einer Löſchungsbewilligung des Berechtigten 
löſchen läßt, bleibt dem vortretenden Rechte der Rang erhalten (ſ. A 4 wegen des doppelten 
Rangvermerks) und die etwaigen Zwiſchenrechte rücken nicht vor. Dabei iſt zu bemerken, 
daß eine Hypothek durch Befriedigung, Verzicht uſw. überhaupt noch nicht aufgehoben wird, 
ſondern gemäß 88 1163, 1177 ſich nur zu einer Eigentümergrundſchuld umwandelt, für die 
natürlich die Rangänderung weiter gilt. — Wird dagegen das zurücktretende Recht auf ande ⸗ 
rem Wege, insbeſondere kraft Geſetzes, aufgehoben, fo wird auch die Nang- 
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änderung hinfällig (. A 2) und das vortretende Recht tritt wieder in feine frühere Stelle 
zurück, während die Zwiſchenrechte vorrücken. Der Grund hierfür ift, daß die beſchränkte 
Wirtſamkeit und die Möglichkeit des Wegfalls dem zurücktretenden Rechte und damit auch 
dem gewährten Vorrechte von vornherein anhaftete. Derartige Aufhebungsgründe ſind 
hr B. Eintritt der auflöfenden Bedingung oder des Endtermins bei bedingten oder befriſteten 
Rechten (§8 158, 163), Tod des Berechtigten bei Nießbrauch, beſchränkter perſönlicher Dienſt⸗ 
barkeit, Altenteil (88 1061, 1090 BGB; Art 96 EG). Iſt das zurücktretende Recht eine Geſamt⸗ 
hypothek, ſo erliſcht ſie als zurücktretendes Recht auf dem einen Grundſtücke, wenn und ſoweit 
die Hypothek aus dem anderen mithaftenden Grundſtücke (§ 1182 Abf 2) oder durch deſſen 
Eigentümer, ohne daß diefem ein Erſatzanſpruch zuſteht (8 1173 Abf 1, 2), befriedigt wird, 
und wird damit ebenfalls (ganz bzw. zum Teil) die Rangänderung hinfällig. Iſt die Be⸗ 
ſchränktheit des zurücktretenden Rechtes aus dem Grundbuche nicht erſichtlich (z. B. wenn 
bei bedingtem Rechte die Bedingung nicht eingetragen iſt) und hat ſie der Vortretende auch 


eh 1 0 fo wirkt gemäß 8 892 der Eintritt des Aufhebungsgrundes gegen den Vortreten⸗ 
en nicht. 


Vorrang eingeräumt, jo gehen der letzteren Hypothek 10000 RM aus der Hypothek 3 und 
20000 RM haus der Hypothek 2 in Range vor, da die Rangänderung zwiſchen den Hypotheken 2 
und 3 der Hypothek 1 nicht zum Vorteil gereicht und, wenn einer Hypothek vor mehreren vor⸗ 
1 er N n wird, fie vor dieſen den Rang an erſter Stelle hat, 
während das Rangverhaltnis zwiſchen den zurücktretenden Hypotheken nicht geändert wird (RG 


dieſen Hypotheken ſtehendes Recht (z. B. ein Durchgangsrecht) eingetragen iſt, der die 
Hypothek 1 gemäß 88 1150, 268 ablöſende B bezüglich der auf ihn übergehenden Hypo- 


Rechtszuſtande zu erwerben, und daß ihm dieſe Anwartſchaft nicht durch Verſchlechterung 
des Ranges der Hypothek beeinträchtigt werden kann. Darüber, daß A wegen feiner anderen 
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Hypothek 3 nicht die Ablöſung der Hypothek 1 verſagen oder ſie von der Befriedigung wegen 
der anderen Hypothek abhängig machen kann, vgl. § 1150 A 2. 


8 881 


Der Eigentümer kann ſich bei der Belaſtung!) des Grundſtücks mit einem 
Rechte?) die Befugnis vorbehalten?), ein anderes, dem Umfange nach be- 
ſtimmtes“) Recht?) mit dem Range vor jenem Rechte eintragen zu laſſens). 

Der Vorbehalt bedarf der Eintragung in das Grundbuch; die Eintragung 
muß bei dem Rechte erfolgen, das zurücktreten ſolle). 

Wird das Grundſtück veräußert, ſo geht die vorbehaltene Befugnis auf 
den Erwerber über). 


Iſt das Grundſtück vor der Eintragung des Rechtes, dem der Vorrang 
beigelegt iſt, mit einem Rechte ohne einen entſprechenden Vorbehalt belaſtet 
worden, ſo hat der Vorrang inſoweit keine Wirkung, als das mit dem Vor⸗ 
behalt eingetragene Recht infolge der inzwiſchen eingetretenen Belaſtung 
eine über den Vorbehalt hinausgehende Beeinträchtigung erleiden würdes). 

IE I 842 II 802; M 3 233 f.; P 3 99 ff. 


1. Aus den Worten „bei der Belaſtung“ iſt nicht zu ſchließen, daß ein Vorbehalt nicht 
anders zuläſſig ſei, als wenn er gleichzeitig mit einer urſprünglichen Belaſtung gemacht werde. 
Abſ 1 will weiter nichts beſagen, als daß ein Vorbehalt überhaupt gemacht werden könne, 
daß der Eigentümer den Vorbehalt zum Inhalte der Belaſtung ſetzen dürfe. Dies erhellt, 
wenn man die Worte „kann ſich bei der Belaſtung .. . vorbehalten“ dahin auflöſt: „wenn 
der Eigentümer ſein Grundſtück belaftet, kann er die Bedingung ſetzen, daß künftig einzutragende 
Rechte den Vorrang haben ſollen“. Es iſt auch fein Grund erfindlich, weshalb die urſprüng 
liche Belaſtung und die Beſtimmung des Vorbehalts unbedingt zeitlich zuſammenfallen müßten. 
Die herrſchende gegenteilige Meinung (vgl. KJ 21 A 306; RIA 7, 252; 9, 54) überſteht, 
daß das Rangverhältnis zu anderen gegenwärtig oder klüuftig konkurrierenden Rechten einen 
Teil des Inhalts, eine für die Durchführung und die Wertſchätzung weſentliche Eigenſchaft 
des Rechtes bildet (. $ 880 A 2) und daß daher der Rangvorbehalt den Inhalt des Rechtes 
ſelbſt betrifft. Auf die Feſtſetzung dieſes Inhalts findet, nachdem Abſ 1 $ 881 den Vorbehalt 
für zuläſſig erklärt hat, ebenſo wie auf die Begründung des Rechtes im ganzen 8 873 An- 
wendung. Dies iſt die Rechtslage, wenn der Vorbehalt von vornherein bei Aufnahme der 
Belaſtung vereinbart wird. Wie aber der Inhalt eines Rechtes nachträglich überhaupt geändert 
werden kann, ſo muß er, da ein Vorbehalt zuläſſig iſt, auch dahin geändert werden können, daß 
dem Rechte nunmehr der eine Einſchränkung enthaltende Vorbehalt hinzugefügt wird. Auf dieſe 
Inhaltsänderung findet dann 8 877 Anwendung, der wiederum auf § 873 verweiſt (vgl. RIA 
9, 54; KG 39 A 195). Man kann auch die Inhaltsänderung wie überhaupt, ſo auch nach dieſer 
Richtung als eine neue veränderte Belaſtung bezeichnen, ſo daß im Falle nachträglicher Feſt. 
ſetzung der Vorbehalt ſelbſt dem Wortſinne nach ebenfalls „bei der Belaſtung“ erfolgt (ſ. A 8). 


2. Bei einem jeden Rechte (d. i. zu Laſten eines jeden Rechtes), mit dem ein Grund⸗ 
ſtück zuläſſigerweiſe rechtsgeſchäftlich belaſtet werden kann (vgl. $ 873 A 5), nicht allein bei 
Hypotheken, und anderſeits für jedes Recht (d. i. zugunſten eines jeden Rechtes) dieſer Art 
kann der Vorbehalt gemacht werden, z. B. auch bei einem hypothekariſchen Rechte (Hypothek, 
Grundſchuld, Rentenſchuld) für einen Nießbrauch, bei einer Reallaſt für eine beſchränkte per⸗ 
ſönliche Dienſtbarkeit, bei einem Altenteil für eine Hypothek. Auch eine Vormerkung kann 
aktiv und paſſiv Gegenſtand eines Vorbehalts fein, da lie zwar kein „Recht“ am Grundſtücke, 
aber doch mit Rückſicht auf § 883 Abs 3 hinſichtlich Feſtſetzung und Anderung der Rangver⸗ 
hältniffe den endgültigen Rechten gleichzuftellen iſt (. $ 880 A 2 „Gegenſtand“; RIA 2, 145; 
JW 1926, 25461; 1927, 1010“; OLG 45 S. 306, 307). Jedoch findet hier ein Nangvorbehalt 
bei der Eintragung der Vormerkung dann nicht ſtatt, wenn die Eintragung auf Grund einſt⸗ 
weiliger Verfügung ($ 885) erfolgt, da nur bei einer rechtsgeſchäftlichen Belaſtung die Feſt⸗ 
ſetzung eines Vorbehalts in Frage kommen kann. Aus letzterem Grunde ſcheidet hier auch 
die Belaſtung im Wege der Zwangsvollſtreckung (z. B. durch Eintragung einer Zwangs⸗ 
hypothek, $ 867 ZPO) für die Frage des Vorbehalts aus. 

3. Der Rangvorbehalt bedarf zur materiellen Rechtswirkſamkeit der Einigung zwiſchen 
dem Eigentümer und dem Inhaber des durch den Vorbehalt einzuſchränkenden 
Rechtes (vgl. RG Warn 1913 Nr 324; RIA 7, 62). Aus den Worten „der Eigentümer kann ſich 
vorbehalten“ iſt nicht zu folgern, daß eine einſeitige Erklärung des Eigentümers genügt, daß alſo 
der Eigentümer z. B. auch nach vorbehaltloſer Einigung mit dem Berechtigten über die Belaſtung 
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bei Stellung des Antrags auf Eintragung des Rechtes nunmehr einſeitig den Vorbehalt rechtsgül⸗ 
tig erklären könnte und dem Berechtigten überlaſſen bleiben müßte, etwa auf Grund des (ſchuld⸗ 
rechtlichen) Grundrechtsgeſchäfts die Beſeitigung des vertragswidrigen Vorbehalts herbeizuführen 
(a. M. R A 9, 54). Abs 1 8 881 beſtimmt gar nicht, unter welchen Vorausſetzungen ein Rangvor⸗ 
behalt feſtgeſetzt werden könne, ſondern erklärt es nur überhaupt für zuläffig, daß die Bedingung 
des Vorrangs ſpäter einzutragender Rechte zum Inhalte des belaſtenden Rechtes gemacht 
werde (ſ. A 1). In Übereinſtimmung hiermit heißt es in den Motiven (M 3, 284): „Indem 
der $ 842 (881) die Zulaſſung in ſeinem erſten Satze (Abſ 1) ausſpricht, macht er in feinem 
zweiten Satze (Abf 2) die Wirkſamkeit des Geſchäfts ... von der Eintragung des Vorbehalts ... 
abhängig“. Die Vorausſetzungen ergeben ſich, abgeſehen von der Eintragung, über die 
Abſ 2 8 881 beſondere Beſtimmung trifft, im Falle der Feſtſetzung bei der urſprüng⸗ 
lichen Belaſtung aus 8 873 und im Falle der nachträglichen Feſtſetzung aus 8877 
in Verbindung wieder mit $ 873. Danach iſt in beiden Fällen Einigung zwiſchen dem Eigen⸗ 
tümer und dem Berechtigten, wie über den Inhalt der Belaſtung und deſſen Veränderung, 
ſo auch über den Rangvorbehalt erforderlich, und es hat in beiden Fällen der Rangvorbehalt 
die Wirkungen des § 881. Von dieſer Einigung gilt alfo auch überall das nämliche wie von 
der Einigung des 8 873 und des § 877 überhaupt (vgl. $ 873 A 710, 18—17, 8 877 A 4). 
Hervorzuheben iſt hier folgendes: Der Rangvorbehalt kann auch bedingt fein, z. B.;: 
durch Verwendung der vollen Valuta einer künftigen Baugelderhypothek zu einem Neubau 
auf dem belaſteten Grundftüide (. § 880 A 3; RIA 7, 62); durch Löſchung voreingetragener 
Rechte (RIA 7, 251; 11, 70; vgl. aber auch KJ 48, 188, wo eine ſolche Löſchung nicht als 
Bedingung, von der die Wirkung der auf die Begründung des Rangvorbehalts abzielenden 
Einigung abhängig gemacht worden wäre, ſondern nur als nähere Bezeichnung der Art des 
Rechtes, für welches der Vorrang vorbehalten fein ſollte, aufgefaßt worden ift). Der Vor⸗ 
behalt kann dann nach Eintritt der Bedingung vollzogen werden (RIA 11, 70). Der 


„Berechtigte“ un Sinne des 8 873 bzw. 8 877 i i iv 
beteiligte im Sinne des $ 19 daR) 15 Br eee en 


enn bei üngli i t. 
ſetzung des Vorbehalts erfolgt, der Eigentümer, e e ee ee 
ben Rechte, wie überhaupt, jo auch hinſichtlich des Vorbehalts (materiell im Wege der 
Einigung mit dem Aktivbeteiligten) feinen (hier eingeſchränkten) Inhalt gibt, während, wenn 
der Vorbehalt erſt nachträglich feſtgeſetzt wird, der Berechtigte (Balfiobeteitigte) der In⸗ 
haber des zurücktretenden Rechtes iſt, der feine Befugniſſe zum Teil beſchränkt (ogl. NA 
7, 2529. Dieſer Berechtigte muß geſchäftsfähig fein und die Befugnis haben, über das Grund ⸗ 
eigentum bzw. das zurücktretende Recht zu verfügen. Z. B. iſt der Eigentümer nicht befugt, 
zu Laſten der aus einer Hypothek etwa künftig für ihn entſtehenden Eigentümergrundſchuld 
einen Vorbehalt zugunſten eines anderen Rechtes zu machen, da ärtig nicht Gläubiger 

5 J ‚da er gegenwärtig nicht 8 
der Hypothek ift (. § 880 A 3). Iſt der Vorbehalt eingetragen, wiewohl die Einigung 
über die Belastung ſich auf ihn nicht erſtreckt hat, oder iſt die erklärte Einigung nichtig, 
ſo it die Vorbehaltseintragung unwirkſam und ſteht dem dadurch Verletzten der dingliche 
Anspruch auf Berichtigung des Grundbuchs gemäß § 894 zu (str.). Jedoch kann die Eintragung 
noch durch nachträgliche rechtsgültige Einigung wirkſam werden. Iſt umgekehrt der Vorbehalt 
nicht eingetragen, wiewohl er vereinbart worden war, fo ift nur dem anderen Vertrags · 
teil der perſönliche Anſpruch auf Herbeiführung der Vorbehaltseintragung auf Grund des 
Grundrechtsgeſchäfts gegeben, nicht ein Berichtigungsanſpruch, da der Vorbehalt mangels 
Eintragung nicht begründet worden und alſo das Grundbuch nicht unrichtig iſt (vgl. RIA 7, 252). 

Das Weſen des Vorbehalts ift in Anbetracht der Vorſchriften in Abf 1, 3, 4 von zwei 
Geſichtspunkten aus zu beſtimmen. Vom Standpunkte des Eigentümers aus wird durch den 
Vorbehalt ihm die auf Grund des Eigentumsrechts (8 903) von vornherein gegebene Be⸗ 
fugnis, ein Recht an erſter Stelle eintragen zu laſſen, trotz der bewirkten, an ſich die Befugnis 
ausſchließenden Eintragung erhalten bzw. bei nachträglichem Vorbehalte wieder zurückgegeben. 
Der Eigentümer behält ſich daher mittels des Rangvorbehalts eine ihm auf Grund ſeines Eigen⸗ 
tumsrechts zuſtehende Befugnis vor (RIA 11, 67; KJ 48, 181). Vom Standpunkte des 
Inhabers des zurücktretenden Rechtes handelt es ſich um eine bedingte Vorrangseinräumung: 
Falls der jeweilige Eigentümer ein vorbehaltenes Recht eintragen läßt, ſoll dieſes Recht inner- 
halb des beſtimmten Umfangs den Vorrang haben (RIA 11, 67); und zwar unbeſchränkt, 
insbeſondere auch hinſichtlich der Inauſpruchnahme des Erlöſes im Falle der Zwangsver⸗ 
ſteigerung des belafteten Grundſtücks, dann, wenn das Recht bezüglich der Rangſtelle ſich un 
mittelbar an das zurückgetretene Recht anſchließt oder auf etwaige nicht vorbehaltene Zwiſchen⸗ 
rechte aus irgendeinem Grunde von dem Verſteigerungserlöſe nichts entfallen kann, andern⸗ 
falls unter Abzug der Zwiſchenrechtsbeträge (vgl. A 8). — Da das Recht aus dem Vorbehalte 
eine mit dem Eigentum verbundene, einen Teil des Eigentumsrechts darſtellende Befugnis 
iſt, kann es nicht ſelbſtändig Gegenſtand einer Verfügung oder der Zwangsvoll⸗ 
. Pfä ein (RIA 8, 58; 11, 69; 14, 808; K 40, 234; OVG 17, 341; 

ſtreckung (3. B. Pfändung) ſein ( ; 11, 69; 14, 808; 0, a 
auch ROX 48, 182). Der Gläubiger des Eigentümers ift auch nicht berechtigt, auf Grund 
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vollſtreckbaren Titels eine Zwaugshypothek (§ 867 3 PO) durch entſprechenden Antrag 
derart zur Eintragung zu bringen, daß die Hypothek den Vorrang vor einer mit dem Rang⸗ 
vorbehalt belaſteten Hypothek erlangt (ſtr.). Nur durch ein dem Eigentümer zur Bewilligung 
der Eintragung mit dem Vorrang verurteilendes rechtskräftiges Urteil (§ 894 3 PO) könnte 
die Eintragung einer Hypothek mit einem dem Vorbehalt entſprechenden Range erzielt 
werden. — Im §7 AufwG v. 16. 7. 25 iſt dem Eigentümer die in der Überſchrift als Rang ⸗ 
vorbehalt bezeichnete Befugnis gewährt, im Range nach einem aufgewerteten Recht und 
vor den dieſem nachgehenden zur Zeit des Inkrafttretens des Aufwertungsgeſetzes bereits 
eingetragenen und den nach dieſem wieder einzutragenden (JW 1927, 1021) Rechten eine 
Hypothek oder Grundſchuld bis zu einer beſtimmten Höhe eintragen zu laſſen. Dieſe Befugnis 
iſt ebenfalls als ein Teil des Eigentumsrechts zu erachten, ſo daß das zuletzt Bemerkte (hin⸗ 
ſichtlich der Unzuläſſigkeit der Verfügung, der Zwangsvollſtreckung uſw.) auch für ſie als 
geltend anzunehmen iſt (ſtr., JW 1926, 18581; 1927, 10131; OLG 45, 300). Die Eintragung 
dieſes Rangvorbehalts ſetzt das Vorhandenſein von Nachrechten voraus, da ſonſt das Eigentum 
ohnehin hinter dem aufgewerteten Recht für Beleihungszwecke verfügbar und ſomit die Ein⸗ 
tragung des Vorbehalts überflüſſig wäre; hinſichtlich dieſer Vorausſetzung macht es aber 
keinen Unterſchied, ob die Nachrechte noch im Grundbuch eingetragen oder ob ſie zwar gelöſcht, 
jedoch nach $$ 14, 15, 20 Aufiv® aufwertungs⸗ und wiedereintragungsfähig ſind (JF 
3, 363; 3, 377; OLG 45 S. 4, 311). Die Eintragung einer Hypothek oder Grundſchuld an 
der vorbehaltenen Rangſtelle kann nach $ 40 GBO erſt vorgenommen werden, wenn der 
Rangvorbehalt ſelbſt eingetragen iſt (IF 3, 360). Nach $ 7 Abi 3 Satz 2 Aufiv® iſt der 
Rangvorbehalt bei der Eintragung der Aufwertung von Amts wegen, auf Antrag des Eigen- 
tümers auch früher, in das Grundbuch einzutragen. Die Eintragung von Hypotheken oder 
Grundſchulden auf Grund des Vorbehalts hat nach Art 9 DurchfVoOO v. 29. 11. 25 in Gold⸗ 
mark (amtlich feſtgeſtellter Preis für / 0 Kg Feingold) zu erfolgen (a. M. OLG 45, 288, 
wo Art 9 Durchf VO für nicht zwingend erklärt iſt mit nicht überzeugenden Gründen). Der 
Rangvorbehalt iſt auch ohne Eintragung nach $ 7 Abſ 3 Satz 1 Aufiw® gegen den öffentlichen 
Glauben des Grundbuchs geſchützt (JF 3, 374). Über den nach $ 7 Abſ 5 Aufiv® der 
Eintragung bedürfenden Verzicht auf ihn vgl. IFG 3 S. 371, 876 und (Eintragung zu⸗ 
läſſig, auch bevor der Rangvorbehalt ſelbſt eingetragen iſt) OLG 45, 1, ſowie (Verzicht nicht 
bloß zugunſten einzelner Rechte) OLG 45, 311. Iſt die aufgewertete Hypothek nicht erſtſtellig, 
und liegt der Goldmarkbetrag ihrer Aufwertung auch nicht innerhalb der im $ 7 Abſ 1 Satz 2, 
Abſ 2 Aufiv® beſtimmten Mündelſicherheitsgrenze, fo ift die Eintragung eines Rangvor⸗ 
behalts unzuläſſig (OLG 45, 289). Jedoch ſind mehrere im gleichen Range an erſter Stelle 
ſtehende Hypotheken zuſammen als erſtſtellige Rechte im Sinne des $ 7 anzuſehen (OLG 
45, 291). Im Falle der Teilung einer erſtſtelligen Hypothek in Teilrechte von verſchiedenem 
Range ſind die Teilhypotheken für den Rangvorbehalt des $ 7 Aufiv® weiter als einheit- 
liche Hypothek anzuſehen (OLG 45, 292; XW 1927, 64). Dabei ſteht, wenn die Teilung auf 
teilweiſer Abtretung beruht, das dem früheren Gläubiger (Zedenten) durch $ 17 AufwG 
neben dem Zeſſionar gewährte Recht auf Aufwertung nach § 21 Abſ 2 AufwG dem Nang- 
vorbehalt im Range nach (OLG 45, 294). Gleiches gilt, wenn eine für eine Bruchteils⸗ 
gemeinſchaft beſtehende erſtſtellige Hypothek (3. B. für Eheleute zu gleichen Teilen) in Einzel⸗ 
hypotheken mit verſchiedenem Range geteilt werden; auch hier wird der Bruchteilshypothek 
durch die Teilung nicht die Eigenſchaft als eine durch den Geſamtbetrag begrenzte Rangſtelle 
im Sinne des $ 7 AufwG entzogen (OLG 45, 294). Über Zuſammenrechnung mehrerer 
Rechte als einheitliches erſtſtelliges Recht, wenn der nämliche Gläubiger ein öffentlich- 
rechtliches Unternehmen mit Bindung an Beleihungsgrenzen ift, vgl. $ 7 Abſ 1 Satz 3 AufwG 
und dazu OLG 45 S. 296, 297; 46, 4 ZW 1927, 1014. Geht einer gelöſchten, nach 9 15 AufwG 
aufzuwertenden, erſtſtellig eingetragen geweſenen Hypothek eine inzwiſchen eingetragene 
Hypothek zufolge des öffentlichen Glaubens des Grundbuchs gemäß § 20 Aufwch bei ihrer 
Wiedereintragung im Range vor, fo gilt doch jene Hypothek im Sinne des $ 7 als eritftellig 
(OLG 45 S. 300, 302). Jedoch iſt, wenn die zwiſchenzeitlich eingetragene Hypothek eine 
wertbeſtändige Hypothek iſt, nach § 7 Abſ 4 Aufiv® der Betrag der Hypothek von dem Nang⸗ 
vorbehalt in Abzug zu bringen (OLG 45 S. 301, 303, 304). Dies gilt auch, weun es ſich um 
eine wertbeſtändige Höchſtbetragshypothek handelt (OLG 56, 304), ſowie im Falle einer Vor- 
merkung auf Beſtellung einer wertbeſtändigen Hypothek (OLG 45, 305, ſ. A 2). Bei Brief- 
hypotheken bedarf es, da das Aufwertungsgeſetz allgemein die Vermutung gelten läßt, daß der 
im Grundbuch eingetragene Gläubiger der wahre Gläubiger iſt, zur Eintragung des Raug 
vorbehalts und der Rangeintritte nicht der Vorlegung des Briefes (OLG 45, 309). 

Der Vorbehalt wirkt dinglich gegen jeden Dritten, jedoch mit der aus Abſ 4 ſich 
ergebenden Einſchränkung bezüglich der Zwiſchenrechte. Läßt der jeweilige Eigentümer 
ein vorbehaltenes Recht eintragen, ſo iſt die genannte Bedingung eingetreten und 
die Vorrangseinräumung endgültig vollzogen. Der Rang des vorbehaltenen Rechtes iſt dann 
von dem Beſtande des zurücktretenden Rechtes inſofern nicht abhängig, als eine Auf⸗ 
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hebung durch Rechtsgeſchäft keinen Einfluß hat; denn die Verfügung über das zurück, 
tretende Recht kann die erworbenen Rangrechte des Erwerbers des vorbehaltenen Rechtes 
nicht beeinträchtigen. Wenn dagegen die Aufhebung auf anderer Grundlage, ins, 
beſondere kraft Geſetzes, erfolgt (3. B. im Falle eines zurücktretenden Nießbrauchsrechtes 
zufolge Todes des Berechtigten), ſo wird auch der Vorrang für das vorbehaltene Recht hin⸗ 
fällig, weil das zurücktretende Recht und damit auch der Nangvorbehalt als Beſtandteil des 
Rechtes von vornherein mit der Einſchränkung behaftet war. Es gilt alſo hier im Ergebniſſe 
das nämliche wie nach Maßgabe des § 880 Abſ 3 von der Aufhebung des zurücktretenden Rechtes 
bei der Rangänderung (vgl. hierüber § 880 A 8). — Beſteht das zurücktretende Recht 
trotz feiner Eintragung nicht (z. B. weil die Einigung fehlt oder nichtig iſt) oder wird es, 
ſei es rechtsgeſchäftlich oder auf anderer Grundlage, aufgehoben, bevor der Eigentümer 
die vorbehaltene Befugnis ausgeübt hat, ſo iſt bzw. wird auch der Vorbehalt hinfällig, 
weil er ſelbſt ein Beſtandteil des Rechtes iſt und ein Rechtserwerb auf Grund des Vorbehalts 
nicht ſtattgefunden hat. — In RIA 11, 65 iſt angenommen, daß, wenn nach Vollziehung 
des Vorbehalts das eingetragene Vorrangsrecht gelöſcht werde, der Eigentümer 
auf Grund des Vorbehalts von neuem ein gleichartiges Recht mit Vorrang (3. B. nach Loſchung 
einer auf Grund des Vorbehalts eingetragenen Vorrangshypothek eine neue Vorrangs⸗ 
hypothek) eintragen laſſen dürfe, es ſei denn, daß der Vorbehalt auf einen Fall beſtimmter 
Art beſchränkt und dies im Grundbuch eingetragen ſei. Dieſer Anſicht kann nicht beigetreten 
werden. Wie aus den Worten „ein anderes, dem Umfange nach beſtimmtes Recht“ zu ent⸗ 
nehmen iſt, kann der Eigentümer nur für ein einziges, dem Umfange nach zu beſtimmendes 
und auch ſonſt zu kennzeichnendes (J. A 4) Recht, nicht für Rechte nacheinander die Rang⸗ 
änderung vorbehalten. Laßt der Eigentümer ein ſolches Recht mit der Erklärung eintragen, 
daß es das vorbehaltene Recht ſein ſolle, fo iſt die vorbehaltene Rangänderung vollzogen und 
damit der Vorbehalt erledigt. Kommit demnächſt das Vorrangsrecht in Wegfall und erlangt 
daher das zurückgetretene Recht den früheren Rang, ſo kann der Eigentümer nicht noch 
einmal für ein weiteres, ſei es auch gleichartiges Recht eine Rangänderung auf Grund 
des Vorbehalts herbeiführen. — Durch den Vorbehalt wird aber der Eigentümer nicht ge⸗ 
minen Eintragungen ohne Beilegung des vorbehaltenen Vorrechts zu be- 
DT Auch können im Wege der Zwangsvollſtreckung gegen ihn ſolche Eintragungen 
wei e eee 1 1 eben (RIA 8, 55). Derartige Eintragungen find, 
l a 0 Eigentümer das vorbehalteı i 8 : g n 
im u 1 Abſ 4 10 A 8). haltene Recht eintragen läßt, Zwiſcheneintragunge 

Die Aufhebung des Vorbehalts erfordert auch vor feiner Ausübung eine Einigung zwiſchen 
Eigentümer und Rechtsinhaber. Denn fie enthält nicht eine teilweise Aufhebung des zurück⸗ 
tretenden Rechtes, das vielmehr im vollen Umfange beftehenbleibt, ſondern eine Inhalts 
änderung, und deshalb kommt nicht $ 875, wonach eine einſeitige Verzichtserklärung des 
Eigentümers außer der Löſchung genügen würde, ſondern $ 877 zur Anwendung (ftr.). Formell⸗ 
rechtlich aber genügt auch hier zur Vornahme der Löſchung nach 88 19, 29 GBO die form ⸗ 
gerechte Löſchungsbewilligung des Eigentümers. — Erliſcht das mit dem Vorbehalt belaſtete 
Recht (z. B. zufolge Zuſchlags bei der Zwangsverſteigerung des Grundſtücks), bevor der 
Vorbehalt ausgeübt it, To erliſcht auch der Vorbehalt (J. A 7). 

4. Das vorbehaltene Recht iſt dann dem Umfange nach beſtimmt, wenn aus dem Grund- 
buche ſich klar ergibt, bis zu welchem Höchſtbetrage es den Vorrang haben ſoll (vgl. R Warn 
08 Nr 319). Dies iſt im Falle des Vorbehalts einer Hypothek zu einem beſtimmten Betrage 
auch dann gegeben, wenn der Hypothek der Vorrang nur inſoweit zuſtehen ſoll, als die durch 
fie geſicherte Forderung (3. B. Baugelddarlehn) zur Entſtehung gelangt, da der ausscheidende 
Teil beſtimmbar iſt (RIA 4, 250; auch 7, 62; RG IWW 05, 43410). Soll eine vorbehaltene 
Hypothek verzinslich ſein, fo muß der Ziusfuß oder der Höchſtbetrag, bis zu dem auch die Zinſen 
den Vorrang haben ſollen, angegeben ſein (RIA 4, 247). Iſt die Hypothek als eine underzins. 
liche vorbehalten, fo erhalten hinzugefügte Zinſen, auch wenn fie den Zinsſatz von 5% nicht 
überfchreiten, den Vorrang nicht; 8 1119 kommt hier nicht zur Anwendung, da durch die Vor⸗ 
behaltseinigung die Zinſen von der Erlangung des Vorrangs ausgeſchloſſen Find. u 
im Falle des (von Amts wegen einzutragenden) Vorbehalts nach $7 Aufw& (. As Ubi 2 
a. E.) bedarf es nicht der Angabe eines beſlimmten Zinsſatzes, die Eintragung erfolgt viel 
mehr mit den Worten des Geſetzes „mit dem üblichen Zinsfuß“; erſt wenn auf Grund des 
Vorbehalts demnächſt eine Hypothek oder Grundſchuld eingetragen wird, iſt gemäß $ 1115 
BB der Zinsſatz beſtimmt zu bezeichnen, und zwar bis zur Höhe des dann üblichen Zins⸗ 
fußes (JW 1926, 179%; 336 3, 369). — Abgeſehen von dem Umfange muß auch das Recht 
ſelbſt ſo deutlich bezeichnet ſein, daß ſein Gleichſein mit dem ſpäter eingutragenden Rechte 
unzweifelhaft iſt. Die Bezeichnung der Perſon aber, der das vorbehaltene Recht zuſtehen 
ſoll, iſt nicht erforderlich. 4 . 

5. Ein Recht erlangt den Nang vor einem andern Recht auch dann, wenn es gleichen 
Rang mit dieſem Recht erhält, da es teilweiſe dem letzteren Rechte vortritt (vgl. 8 880 A 2). 
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Daher ift auch ein Vorbehalt der Eintragung eines Rechtes mit gleichem Range zuläffig (a. M. 
KG 39 A 194). — Bei der Eintragung des vorbehaltenen Rechtes muß, wie im 8 842 EI 
ausdrücklich vorgeſchrieben war, jetzt aber aus 8 879 Abſ 3 zu entnehmen iſt (vgl. Prot 3, 100), 
eine fernere Eintragung erfolgen, aus der erſichtlich iſt, daß dieſes Recht das kraft des 
Vorbehalts mit Vorrang verſehene Recht iſt (RA 9, 200). Einer Eintragung des Vorrangs 
bei dem zurücktretenden Rechte bedarf es zur materiellen Wirkſamkeit hier nicht (. dagegen 
hinſichtlich der Rangänderung $ 880 A 4), da dort der Vorrang bereits aus dem eingetragenen 
Vorbehalte erkennbar iſt (RIA 9, 202). Auch formellrechtlich iſt durch Reichsgeſetz eine ſolche 
Eintragung nicht vorgeſchrieben. Wo aber auch landesrechtlich (wie z. B. in Preußen, Formular 
zur Bf v. 20. 11. 99 Abt II Nr 2, Abt III Nr 4) dieſe Eintragung erfordert iſt, hat fie, da fie die 
dingliche Rechtslage nicht ändert, ſondern nur eine Tatſache bekundet, nicht die Bedeutung 
einer Eintragung im Sinne des $ 42 Abſ 1 Satz 1 GBO, fo daß, wenn das zurücktretende Recht 
eine Briefhypothek iſt, es der Vorlegung des Briefes nicht bedarf (RIA 9, 201). — Die Zu⸗ 
ſlimmung des Inhabers des zurücktretenden Rechtes zu der Eintragung iſt weder 
materiellrechtlich noch formellrechtlich erforderlich, da der Vorrang ſchon im voraus bewilligt ift 
(ſ. A3 „Weſen“) und das durch den Vorbehalt inhaltlich eingeſchränkte Recht nicht im Sinne des 
919 GBO durch die Ausübung des Vorbehalts betroffen wird (RIA 9 S. 67, 201). Vielmehr 
genügt formellrechtlich zur Vornahme der Eintragung gemäß § 19 GBO die einſeitige Ein- 
tragungsbewilligung des Eigentümers. — Bei der Vornahme der Eintragung hat das Grund⸗ 
buchamt hinſichtlich des Umfangs nur zu prüfen, ob das einzutragende Recht für 
ſich die Grenzen des Vorbehalts innehält, dagegen nicht, ob und inwieweit durch etwaige in 
der Zwiſchenzeit erfolgte Eintragungen ohne Vorbehaltsrecht (z. B. durch Zwangshypothelen) 
der Vorbehalt bereits erſchöpft iſt; denn welchen Einfluß folche Zwiſcheneintragungen auf 
die Rangverhältniſſe des vorbehaltenen Rechtes haben, läßt ſich erſt bei der Zwangsverſteigerung 
feſtſtellen (ſ. A 8). — Zuläſſig iſt auch eine mehrfache Eintragung von Vorrangsrechten inſofern, 
als die vorbehaltene Rangſtelle durch mehrere gleichartige Rechte ausgefüllt 
werden kann, die erſt in ihrer Geſamtheit den Umfang des Rangvorbehalts erreichen oder 
hinter ihm noch zurückbleiben (RIA 11, 66). — Ferner kann ein bereits eingetragenes, 
dem Vorbehalt entſprechendes Recht, dem bei der Eintragung das Vorrecht nicht beigelegt 
worden iſt, nachträglich gemäß § 877 als dasjenige Recht beſtimmt werden, das den vor⸗ 
behaltenen Rang einnehmen ſoll (RIA 11, 70). 

6. Durch die Eintragung des Vorbehalts bei dem zurücktretenden Rechte tritt der Vor⸗ 
behalt erſt in Wirkſamkeit. Die ferner erforderliche Einigung (. A 3 „Einigung“) kann auch 
erſt nach der Eintragung erfolgen. Dann tritt die Wirkſamkeit erſt mit dem Zeitpunkte der 
Einigung ein. Der Eintragungsvermerk muß entſprechend der Einigung das vorbehaltene 
Recht und deſſen Umfang mit Beſtimmtheit bezeichnen. Eine völlige Erſetzung der Auf⸗ 
nahme in den Eintragungsvermerk durch Bezugnahme auf die Eintragungsbewil— 
ligung iſt unzuläſſig, da ausdrücklich die Eintragung des Vorbehalts vorgeſchrieben iſt 
(RG Warn 08 Nr 319; KJ 46, 202; 48, 181). Sind nähere Beſtimmungen über die Art 
des Rechtes, für welches der Vorrang vorbehalten fein ſoll, gegeben, jo iſt inſoweit § 874 
entſprechend anzuwenden und eine Bezugnahme auf die Eintragungsbewilligung zur näheren 
Bezeichnung des Inhalts der Beſtimmungen zuläſſig, als bei Eintragung des vorbehaltenen 
Rechtes felbit nach § 874 eine Bezugnahme auf die Eintragungsbewilligung zuläffig wäre 
(ſtr.; vgl. KGJ 48, 182, wo jedoch der Rangvorbehalt einer Grundſtücksbelaſtung gleichgeſtellt 
und allgemein wie bei dieſer die Bezugnahme zur näheren Bezeichnung des Inhalts der 
Rangvorbehaltsbeſtimmungen für zuläſſig erachtet wird). 

7. Die vorbehaltene Befugnis geht auf den Erwerber des Grundftids ber, gleich. 
viel, ob die Veräußerung freiwillig oder im Wege der Zwangsverſteigerung erfolat (Prot 
3,102; RIA 11, 68). Im letzteren Falle gilt dies jedoch nicht, wenn zufolge des Zuſchlags 
gemäß 98 52 Abſ 1 Satz 2 91 Abſ 1 ZUG das zurücktretende Recht erliſcht. Dann erliſcht mit 
dieſem Rechte auch der Vorbehalt, weil er mit zum Inhalte des Rechtes gehört (NG JW. 
07, 703°). g 

8. Werden erſt nach Eintragung des vorbehaltenen Rechts weitere Rechte eingetragen, 
ſo hat jenes Recht den Vorrang vor dem mit dem Rangvorbehalt belaſteten Recht, und 
dieſes Recht hat den Vorrang vor den ſpäter eingetragenen vorbehaltloſen Rechten. Wenn 
dagegen nach Eintragung des mit dem Rangvorbehalt belaſteten Rechts an dem Rangvor⸗ 
behalt unbeteiligte Rechte, ſei es im Wege der freiwilligen Beſtellung oder im Wege der 
Zwangsvollſtreckung, eingetragen werden (f. über die Berechtigung des Eigentümers zu 
ſolchen Eintragungen A 3 Abſ 2, 3) und dann erſt der Rangvorbehalt durch Eintragung 
des vorbehaltenen Rechts ausgefüllt wird, fo ſoll nach Abj 4 das vorbehaltene, erſt nach den 
Zwiſcheneintragungen eingetragene Recht inſoweit nicht traft des Vorbehalts vor dem mit 
dem Rangvorbehalt belaſteten Recht vorrücken, als das mit dem Rangvorbehalt belaſtete 
(zurücktretende) Recht infolge der Eintragung der Zwiſchenrechte eine über den Umfang 
des Vorbehalts hinausgehende Beeinträchtigung erleiden würde; es ſoll alſo der Betrag 
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der Zwiſchenrechte von dem Betrage des vorbehaltenen, nachträglich eingetragenen Rechts 
abgerechnet werden und nur wegen des Überſchuſſes ſoll das vorbehaltene und eingetragene 
Recht den Vorrang vor dem mit dem Rangvorbehalt belaſteten Recht haben (ſtr.). Eine 
Beeinträchtigung durch ſolche Zwiſcheneintragungen über den Vorbehalt hinaus kann aber 
für das mit dem Rangvorbehalt belaſtete, zurücktretende Recht nur dann in Frage kommen, wenn 
bei der Zwangsverſteigerung des belaſteten Grundſtücks der Verſteigerungserlös nicht ausreicht, 
um die bei dem Rangvorbehalte beteiligten Rechte und die Zwiſcheneintragungen zu decken, 
und ein Teil des Erlöſes auf die letzteren entfällt. Wenn der Erlös nicht den Betrag über- 
ſteigt, der zur Deckung des zurücktretenden Rechtes erforderlich iſt, tritt das vorbehaltene Recht 
im Umfange des Vorbehalts hinſichtlich des Anſpruchs auf den Erlös an die Stelle des zu · 
rücktretenden Rechtes trotz der Zwiſcheneintragungen, da dieſe vom Erlöſe nichts erhalten, 
alſo ihr Beſtehen die Rangſtellung des zurücktretenden Rechtes bei der Liquidation nicht ver⸗ 
ſchlechtert. Geht dagegen der nicht ausreichende Erlös über den zur Deckung des zurücktretenden 
Rechtes erforderlichen Betrag hinaus, ſo mindert ſich die Vorrangſtellung des vorbehaltenen 
Rechtes um den Betrag, der auf die Zwiſcheneintragungen entfällt, da, wenn in dieſem Falle 
das vorbehaltene Recht unverkützt an die Stelle des zurücktretenden hinſichtlich des Anſpruchs 
auf den Erlös treten würde, das letztere Recht nicht unmittelbar nach dem erſteren liquidations⸗ 
befugt wäre, alſo in Höhe des auf die Zwiſcheneintragungen entfallenden Betrags durch die 
Zwiſcheneintragungen beeinträchtigt fein würde. Sind daher z. B. an Hypotheken einge- 
tragen für A 10000 RM mit dem Vorbehalte, für B vorbehaltlos zwiſcheneingetragene 
100 RM und für 0 vorbehaltene 10000 RM, fo erhält, wenn der Erlös 10000 RM beträgt, 
0 dieſe 10000 RR, während A und B ausfallen (irrtümlich Prot 3, 101, wonach C nur 9900 
und B 100 RM erhalten ſoll); und, wenn der Erlös 11000 RM beträgt, erhält A 1000, B 100 
und 0 9900 RM, während, wenn der Erlös 10050 RM beträgt, A 50, B 50 und C 9950 RM 
erhält. — Bei der Feſtſtellung des geringſten Gebots (88 44 ff. 8 V) iſt im Falle von Zwiſchen 
eintragungen das vorbehaltene Recht nur inſoweit mit einem Range vor dem zurücktretenden 
ar zu berückſichtigen, als nach Abzug der Beträge der Zwiſcheneintragungen von dem 
Helrage des vorbehaltenen Rechtes ein überſchießender Betrag dieſes Rechtes verbleibt. — 
RE des dem Rangvorbehalt des $ 881 rechtsähulichen Rangvorbehalts nach 97 
se 9. = Abſ 2 a. wir ſtreitig, ob dieſer Rangvorbehalt abſolut wirkt, d. h. allen 
Rech en gegenüber einſchließlich der nach dem Inkrafttreten des Aufwch neu eingetragenen 

echten, oder nur relativ, d. h. nur gegenüber den zur Zeit des Inkrafttretens des AufwG am 
Grundſtück bereits beſtehenden Rechten, gleichviel ob fie noch eingetragen waren oder ob fie nach 
erfolgter Löſchung auf Grund Vorbehalts oder kraft Rückwirkung aufzuwerten und wieder ein- 
zutragen find (89 14, 15, 20 Aufiv®). Nimmt man letzteres an, fo wird, wenn nach Inkraft⸗ 
treten des AufwG eine Hypothek neu eingetragen und demnächſt erſt der Rangvorbehalt 
durch Eintragung einer Hypothek oder Grundſchuld ausgefüllt wird, $ 881 Abſ 4 entſprechend 
anzuwenden ſein (JW 1927, 1021). Jedoch iſt der erſteren Anſicht, daß der Rangvorbehalt 
abſolute Wirkung hat, beizutreten, da 87 Ab] 3 Aufch allgemein von einem im Range nach⸗ 
gehenden, von einem Dritten erworbenen Recht ſpricht, wodurch die Befugnis des Eigen. 
tümers, an der vorbehaltenen Rangſtelle eine Hypothek oder Grundſchuld eintragen zu 
laſſen, auch ſolange die Befugnis nicht eingetragen ift, nicht berührt werden ſoll(JW 1927, 1013). 
Daraus folgt namentlich, daß, wenn nach Inkrafttreten des Aufwé eine Zwangs- oder 
Arreſthypothek (§ 867, 932 ZPO) eingetragen wird, dieſe einer auf Grund des Rangvor 
behalts eingetragenen Hypothek im Range nachſteht, anch wenn der Eigentümer die 1 025 
40 30. nach Eintragung der Zwangs- oder Arreſthypothek hat eintragen laſſen (JW 


8 882 


Wird ein Grundſtück mit einem Rechte belaſtet, für welches nach den 
für die Zwangsverſteigerung geltenden Vorſchriften dem Berechtigten im 
Falle des Erlöſchens durch den Zuſchlag der Wert aus dem Erlöſe zu er⸗ 
ſetzen iſt)), jo kann der Höchſtbetrag des Erſatzes beſtimmt werden ). Die 
Beſtimmung bedarf der Eintragung in das Grund buch“). 

E II 867; P 6 242. 

1. Solche Nechte, deren Wert aus dem Erlöſe zu erſetzen ist, find diejenigen, an deren 
Stelle im Falle 9 Erlöſchens durch den Zuſchlag (88 52 Abf 1, 91 Abi 1 826) gemäß 
8 92 Abf 1 3G der Anſpruch auf Erſatz des Wertes aus dem Verſteigerungserlöſe tritt, die 
alſo nicht auf Zahlung eines Kapitals gerichtet ſind. Daher betrifft $ 882 nicht Hypotheten 
und Grundſchulden. Ferner beſtimmt ſich bei ablösbaren Rechten der Betrag der Erſatzleiſtung 
gemäß § 92 Ab] 3 BVG nicht durch den Wert, ſondern durch die Ablöſungsſumme. Deshalb 
ſcheiden auch die Rentenſchuld ($ 1199 Abſ 2) und die ſonſtigen nach den gemaß Art 118 EG auf⸗ 
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rechterhaltenen Landesgeſetzen ablösbaren Rechte hier aus. Mithin kommen für die Anwen⸗ 
dung des 8 882 nur Erbbaurechte, Dienſtbarkeiten und Reallaſten in Betracht (vgl. OLE 39, 243). 
Auf Vorkaufsrechte kann die Anwendung des $ 882 nach SS 1098, 512 nur dann in Frage 
rden 1 fie gemäß § 1097 Abſ 1 Halbſ 2 für mehrere oder für alle Verkaufsfälle beſtellt 
worden ſind. 

2. Durch den eingetragenen Höchſtbetrag des Erſatzes wird der Erſatzanſpruch nur nach 
obenhin begrenzt. Der Berechtigte kann im Falle der Zwangsverſteigerung den Betrag nicht 
ohne weiteres als den Wert ſeines Rechtes beanſpruchen. Vielmehr beſtimmt ſich innerhalb 
der Grenze die Höhe des Erſatzanſpruchs nach 88 92, 121 3G. Allerdings wird der Höchſt⸗ 
betrag gemäß $ 114 Abſ 1 3G in den Teilungsplan aufgenommen. Jedoch können die gleich: 
oder nacheingetragenen Berechtigten unter Erhebung des Widerſpruchs gemäß § 115 ZIG 
Herabſetzung des Erſatzauſpruchs auf den wirklichen Wert verlangen. 

3. Die Beſtimmung des Höchſtbetrags betrifft den Inhalt des Rechtes und bedarf daher 
zur materiellen Wirkſamkeit, wie das Recht ſelbſt, neben der Eintragung in das Grund- 
buch (vgl. OSG 39, 243) der Einigung zwiſchen dem Eigentümer und dem Berechtigten gemäß 
$ 873 oder, wenn die Beſtimmung nach Eintragung des Rechtes erfolgt, gemäß 8 877. Formell⸗ 
rechtlich genügt zur Vornahme der Eintragung gemäß 8 19 GBO die Eintragungsbewilligung im 
erſteren Falle des Eigentümers, im letzteren Falle des Berechtigten, der durch die Eintragung, 
da die Beſtimmung fein Recht einſchränkt, betroffen wird. Die Zuſtimmung der gleich oder nach⸗ 
ſtehenden Berechtigten iſt im letzteren Falle nicht erforderlich, weil ſie durch die Eintragung 
des Höchſtbetrags nicht benachteiligt werden. 
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Zur Sicherung!) des Anſpruchs?) auf Einräumung!) oder Aufhebung) 
eines Rechtes an einem Grundſtück oder an einem das Grundſtück belaſten⸗ 
den Rechte“) oder auf Anderung des Inhalts‘) oder des Ranges“ eines 
ſolchen Rechtes kann eine Vormerkung!) in das Grundbuch eingetragen 
werden!). Die Eintragung einer Vormerkung iſt auch zur Sicherung eines 
künftigen oder eines bedingten Anſpruchs zuläſſig !). 

Eine Verfügung, die nach der Eintragung der Vormerkung über das 
Grundſtück oder das Recht getroffen wird, iſt inſoweit unwirkſam, als ſie 
den Anſpruch vereiteln oder beeinträchtigen würde). Dies gilt auch, wenn 
die Verfügung im Wege der Zwangsvollſtreckung oder der Arreſtvoll⸗ 
ziehung!) oder durch den Konkursverwalter erfolgt!?). 

Der Rang des Rechtes, auf deſſen Einräumung der Anſpruch gerichtet 


iſt, beſtimmt ſich nach der Eintragung der Vormerkung l)), 
E II 803; P 3 107 ff., 181 ff., 740 fl.; 6 222. 


1. Als vorläufige Eintragungen zur Sicherung gegen die Gefahren, die mit dem 
Grundſatze des öffentlichen Glaubens des Grundbuchs und mit dem Eintragungsgrundſatze 
verbunden ſind, läßt das BOB die Vormerkung und den Widerſpruch gegen die Richligkeit des 
Grundbuchs zu. Die erſtere ($ 883) dient zur Sicherung eines perſönlichen Anſpruchs auf 
Anderung der Grundſtücksrechtsverhältniſſe, die letztere ($ 899) zur Sicherung eines außerhalb 
des Grundbuchs beſtehenden dinglichen Rechtes. — Nur geſichert wird der Anſpruch, 
nicht erfüllt. Auch nicht geſchaffen wird der Anſpruch, ſondern nur erhalten. Das dingliche Recht, 
auf das der Anſpruch gerichtet iſt, wird durch die Vormerkung weder begründet noch umgewan⸗ 
delt, ſondern es wird die Begründung nur vorbereitet. Auch der Anſpruch wird durch die 
Vormerkung nicht verändert, insbeſondere wird ihm dadurch hinſichtlich des Beſtandes nicht 
größere Kraft als bisher verliehen (vgl. RG 78, 408). Vielmehr bleiben die ihm etwa an- 
haftenden Mängel und Einreden beſtehen. Derjenige, der den vorgemerkten Anſpruch geltend 
macht, muß ſein Beſtehen nach wie vor beweiſen. Die Eintragung beweiſt nur bis zum Be⸗ 
weiſe des Gegenteils, daß die geſetzlichen Vorausſetzungen für die Vormerkungseintragung 
(8 885) vorliegen, ſowie, daß die Vormerkung den in dem Eintragungsvermerke ange⸗ 
gebenen Inhalt und Umfang hat (vgl. A 8). 

2. Nur die im Abſ 1 bezeichneten Anſprüche können durch Vormerkung geſichert 
werden, alſo nur Anſprüche, die auf Begründung einer eintragungsfähigen, ein Grundſtück 
oder ein Recht an einem Grundſtücke betreffenden Rechtsänderung gerichtet find und durch 
die endgültige Eintragung der Rechtsänderung erfüllt werden können (RG 48, 64: 55, 278: 
56, 14; 60, 319; 60, 425; RIA 3, 136; 6, 2155 KJ 20 A 94; 22 A 154; 40 A 126). Es find 
dies Anſprüche auf diejenigen Rechtsänderungen, über deren Begründung die 88 878 (Über- 
tragung des Eigentums an einem Grundſtücke, Einräumung eines begrenzten Rechtes an einem 
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Grundſtücke, Übertragung eines ſolchen Rechtes, Einräumung eines Rechtes an einem ſolchen 
Rechte), 875 (Aufhebung eines Rechtes an einem Grundſtücke), 876 (Zuſtimmung des Dritt 
berechtigten zur Aufhebung eines mit einem Rechte belaſteten Rechtes an einem Grundſtücke), 
877 (Anderung des Inhalts eines Rechtes an einem Grundſtücke), 880 (Rangänderung) Be. 
ſtimmung treffen, und ferner Anſprüche auf Aufhebung von Rechten, die ein Recht an einem 
Grundſtücke belaſten. — Alle anderen Anſprüche find von der Sicherung durch Vor⸗ 
merkung ausgeſchloſſen (f. die obigen Entſcheidungen). Ausgeſchloſſen ſind daher z. B. 
Vormerkungen zur Sicherung: des Auſpruchs aus der vom Verkäufer eines Grundſtücks⸗ 
teils übernommenen Verpflichtung, den Teil von den auf ihm haftenden Schulden und 
Laſten zu befreien (RG 55, 270); von Anſprüchen auf Begründung ſolcher Rechte 
und Rechtsverhältniſſe, deren Eintragung in das Grundbuch nicht zuläſſig iſt 
(vgl. 8886 A 3 a. E. und die in Vorbem 2 vor $ 873 angeführten Beiſpiele für nicht 
eintragungsfähige Rechte). Iſt ein Anſpruch auf Eintragung ſolcher Rechte vorgemerkt, ſo 
iſt die Vormerkung unwirkſam (RG 48, 61; 53, 415; 55, 271; JW ͤ 03 Beil 116; vgl. 8 886 
A 3 a. E.). Jedoch kann aus ſchuldrechtlichen Rechtsverhältniſſen, wiewohl dieſe ſelbſt nicht 
eintragungsfähig ſind, ſich ein Anſpruch auf Einräumung eines Rechtes ergeben, deſſen Siche⸗ 
rung durch Vormerkung zuläſſig iſt. So z. B. ein vormerkungsfähiger Anſpruch auf Über⸗ 
tragung von Grundeigentum (Auflaſſung): aus der vom Eigentümer bewilligten Eintragung 
eines Ankaufsrechts (RG Gruch 67, 80; OLG 45, 202); aus der vom Eigentümer übernommenen 
Verpflichtung, einer Gemeinde eine Grundfläche gegen eine vereinbarte Entſchädigung zum 
Straßenlande abzutreten (KJ 25 A 149); aus der vom Verpächter in einem Pachtver⸗ 
trage übernommenen Verpflichtung, das Pachtgrundſtück nach Beendigung der Pacht dem 
Pächter zu einem beſtimmten Kaufpreiſe zu überlaſſen (OLG 6, 122, auch K 20 A 77). — 
Aber auch für diejenigen Anſprüche, die an ſich nach ihrer allgemeinen Natur vorgemerkt 
werden können, iſt, damit die Eintragung der Vormerkung erfolgen kann, zu erfordern, daß 
ſie hinſichtlich der Darſtellung der Merkmale des vorzumerkenden Rechtes die nämlichen 
Anforderungen erfüllen, die zur Vornahme der Eintragung des betreffenden Rechtes 
ſelbſt zu ſtellen find; z. B. kann die Eintragung einer Vormerkung zur Sicherung des Anſpruchs 
auf Einräumung einer Reallaſt vom Grundbuchrichter nicht vorgenommen werden, wenn 
die Höhe der Reallaſtleiſtungen unbeſtimmbar ist (33 1, 429). — Im Falle der Anfechtung 
einer Veräußerung durch den Konkursverwalter gemäß 38 20 ff. KO muß nach 8 37 KO 
das durch die anfechtbare Handlung aus dem Vermögen des Gemeinſchuldners Veräußerte zur 
Konkursmaſſe zurückgewährt werden. Da hiernach einerſeits die Anfechtung als ein ſchuld⸗ 
rechtlicher, nicht als ein dinglicher Anſpruch auf Rückgewähr aufzufaſſen ift (ſtr.; RG 47, 220; 
48, 149; 50, 134; 52, 341; 56, 14), ſo daß die Einträgung eines Widerſpruchs nicht in Frage 
kommt, anderſeits die Rückgewähr unmittelbar und im vollen Umfange zu erfolgen hat, kann 
3. B. im Falle der Veräußerung eines Grundſtucks der Anſpruch des Konkursverwalters auf 
Rückübertragung (Auflaſſung) des Grundeigentums gegen den Erwerber durch Vormerkung 
geſichert werden. Wenn dagegen eine Veräußerung auf Grund des AnfG von einem Gläubiger 
angefochten wird, kann gemäß 8 7 a. a. O. der Gläubiger die Rückgewähr des Veräußerten nur 
als noch zu dem Vermögen des Schuldners gehörig und, ſoweit es zu feiner Befriedigung er- 
forderlich ift, von dem Empfänger verlangen. Dies bedeutet, daß der Empfänger ſich die Zwangs ⸗ 
vollſtreckung für den Gläubiger in das empfangene Vermögensſtück gefallen laſſen muß, gleis, 
als ob dieſes noch zu dem Vermögen des Schuldners gehörte (MG 56, 195; 60, 425; 67, 40; 
JW 02, 2215 03, 1595). Danach fteht dem Gläubiger z. B. im Falle der Veräußerung eines 
Grundſtücks weder ein Anſpruch auf Rückübertragung des Grundeigentums an ihn oder an 
den Schuldner zu, noch etwa ein Anſpruch auf Bewilligung der Eintragung einer Hypothek 
für ſeine Forderung, und iſt daher für die Eintragung einer Vormerkung tein Raum (R 
60, 425; 67, 41; 71, 178; Warn 09 Nr 104; RIA 5, 215). Zum Schutze gegen die Vereitelung 
des Anfechtungsrechts durch Weiterveräußerung des Empfangenen kann nur ein Ver- 
äußerungsverbot im Wege einſtweiliger Verfügung gemäß 8 935, 938 Ab 2 8 a 
Gläubiger ausgebracht werden (MG 67, 42; OLG 4, 179; auch RG Warn 09 Nr 104). 
Derartige Veräußerungsverbote oder ſonſtige im Wege der einſtweiligen Verfügung erlaſſene 
Verbote der Verfügung find nicht auf Eintragung von Vormerkungen gerichtet, ſondern ent ⸗ 
halten Verfügungsbeſchränkungen im Sinne des $ 892 Abſ 1 Satz 2 (KJ 19 5 9 
Der Anſpruch (8 194 Abſ 1) muß ferner, wie ſich aus der Stellung der e es 5 

im BGB ergibt, ein privatrechtlicher ſein (RG 56, 14; 60, 425; Warn 09 Nr 101; KGJ 
50, 197). Einen ſolchen privatrechtlichen Anſpruch hat z. B. nicht der Gläubiger einer voll ⸗ 
ſtreckbaren Forderung hinſichtlich Beſtellung eines dinglichen Rechtes an einem dem Schuldner 
gehörigen Grundſtücke oder Grundſtücksrechte, es ſei denn, daß durch „ geſetzliche 
Beſtimmung (vgl. § 648 BOB) oder durch ein auf die Beltellung . 807 3 pb wonach de 
die Verpflichtung hierzu begründet iſt. Insbeſondere iſt aus 88 866, wonach, 

Gläubiger im Wege der Zwangsvollſtreckung ohne Einwilligung des Schuldners eine Siche 
rungshypothek eintragen laſſen darf, nicht ein privatrechklicher Anſpruch auf Bewilligung 


94 Sachenrecht 


der Eintragung einer ſolchen Hypothek zu entnehmen (RG 60, 426; Warn 09 Nr 104; Razel 
2, 93; KGJ 33 A 273; 47, 255), und aus der dem öffentlichen Rechte entſpringenden Be⸗ 
fugnis zur Pfändung nach $ 830 ZPO nicht, daß der Gläubiger einen privatrechtlichen 
Anſpruch auf Beſtellung eines Pfandrechts au einer dem Schuldner gehörigen Hypothek hat 
(RG 56, 15; OLG 6, 404; KGJ 33 A 273). Ferner iſt die Eintragung einer Vormerkung 
zur Sicherung des Anſpruchs auf Zahlung von Steuern unzuläſſig, auch wenn die Staatskaſſe 
nach den einſchlägigen Beſtimmungen für einen ſolchen Anſpruch eine Sicherungshypothek 
im Wege der Zwangsvollſtreckung eintragen laſſen kann (JW 1922, 911). 

Der Anſpruch muß weiter ein ſchuldrechtlicher ſein. Daher iſt für einen dinglichen 
Anſpruch auf Berichtigung des Grundbuchs gemäß 8 894 (z. B. auf Eintragung einer vor 
Inkrafttreten des BGB außerhalb des Grundbuchs entſtandenen Grunddienſtbarkeit) nicht 
eine Vormerkung als Sicherungsmittel gegeben, ſondern die Eintragung eines Widerſpruchs 
gemäß $ 899 (Ox G 4, 292; ſ. A 1). Vgl. Seuff A 65 Nr 15 (keine Vormerkung auf Grund 
lediglich einer bindenden Einigung; ſ. dazu § 873 A 13). 

Sodann muß der Anſpruch gerichtet ſein gegen denjenigen, deſſen Grundſtück oder belaſten⸗ 
des Recht von der Vormerkung betroffen werden würde, alſo gegen den gegenwärtigen Grund⸗ 
ſtückseigentümer bzw. Rechtsinhaber, deſſen Recht geändert werden ſoll (RG 20, 244; 84, 81; 
RIA 4, 255; 13, 152; OLG 3, 98; 3, 387; 8, 106; 15, 388; 26, 10), auch wenn es ſich um 
Sicherung eines Anſpruchs auf ein durch Teſtament begründetes perſönliches Vorkaufs⸗ 
recht (ſ. A 10) handelt (OLG 42, 273). Daher ift nicht vormerkungsfähig z. B. ein An⸗ 
ſpruch: auf Auflaſſung gegen einen Dritten, dem gegenüber ſich der Eigentümer ſeiner⸗ 
ſeits zur Auflaſſung verpflichtet hat (RG 20, 244); des Wiederkaufsberechtigten auf Rücküber⸗ 
tragung des Eigentums auch gegenüber einem dritten Erwerber (OLG 14, 71). Dagegen iſt 
ſicherungsfähig der Anſpruch: auf Rückübertragung gegen den Käufer (RG 69, 282; 72,392) auf 
Beſtellung einer Grunddienſtbarkeit gegen den jeweiligen Eigentümer eines Grundſtücks (KGJ 
40 A 129); des Grundſtückskäufers gegen den Verkäufer auf Löſchung einer nicht übernommenen, 
für den Verkäufer früher eingetragen geweſenen, demnächſt aber auf einen andern über: 
tragenen Hypothek (OLG 3, 98); eines Hypothekengläubigers gegen den Eigentümer auf 
Herbeiführung der Löſchung vorgehender Hypotheken, falls ſie einem Dritten zufallen ſollten 
(OLG 3, 387); aus einem Erbvertrage auf Übertragung von Grundeigentum, falls der Be- 
rechtigte den Grundſtückseigentümer überleben ſollte (OLG 8, 106); gegen einen Miterben 
auf Beſtellung einer Hypothek an dem künftig etwa ihm zufallenden Anteil an dem Nachlaß⸗ 

rundſtücke (RIA 4, 253); auf Abtretung einer für den Verpflichteten etwa künftig entſtehenden 
ypothek (OLG 15, 334); des Hypothekengläubigers gegen den Eigentümer auf Löſchung 
einer künftig etwa entſtehenden und demnächſt dem Eigentümer etwa als Eigentümerhypothek 
zufallenden Hypothek (KJ 23 A 154) oder auf Löſchung einer vorgehenden Hypothek, auch 
wenn fie ſich nicht mit dem Eigentum in einer Perſon vereinigt, alſo nicht der Sonderfall des 
$ 1179 vorliegt (OLG 10, 425, auch 6, 124). — Dieſe letztere Vorſchrift des $ 1179 enthält 
„eine Ausnahme von dem vorgenannten Grundſatze. Danach kann der Anſpruch gegen den 
Eigentümer auf Löſchung einer Hypothek, falls ſie zur Eigentümergrundſchuld werden ſollte, 
durch Vormerkung geſichert werden, wiewohl der Eigentümer noch nicht Inhaber der Hypo⸗ 
thek iſt (RIA 3, 130). Die in KJ 33 A 284 vertretene Anſicht, daß die Vormerkung nach 
8 1179 an ſich bereits unter $ 883 falle, weil $ 888 Abſ 1 Satz 2 auch zur Sicherung von künftigen 
oder bedingten Anſprüchen eine Vormerkung zulaſſe und ein Anſpruch auch dann ein künftiger 
oder bedingter ſei, wenn der ſich Verpflichtende ein Recht am Grundſtücke erſt künftig oder 
bedingt erlangen ſolle, iſt nicht zutreffend. Der Eigentümer iſt nicht gegenwärtiger Inhaber 
der Hypothek, wird es möglicherweiſe, z. B. wenn er das Grundſtück veräußert, auch niemals 
werden, und deshalb könnte nach obigem Grundſatze auf Grund des $ 883 der Anſpruch auf 
Löſchung gegen ihn nicht vorgemerkt werden; nur zufolge der Ausnahmebeſtimmung des 
$ 1179 iſt dies zuläſſig (fir; RO 72, 277; 84, 81; RJA 13, 158; jetzt auch KJ 45, 270 
unter Aufgabe von KGJ 33 A 284). — Aus gleichem Grunde iſt auch nicht zutreffend die 
Annahme in der nämlichen Entſcheidung, daß ein Anſpruch auf Beſtellung eines Pſaud⸗ 
rechts oder eines Nießbrauchs an einer etwaigen künftigen Eigentümerhypothet 
vorgemerkt werden könne (ftr.; vgl. auch KGJ 22 A 163; 26 A 46; 28 A 141; 30 A 244). Ferner 
kann bei einer Hypothek nicht ein Anſpruch darauf vorgemerkt werden, daß, falls die Hypothek 
zur Eigentümerhypothek werde, der Eigentümer dieſe in eine Hypothek für eine andere Forde⸗ 
rung des Gläubigers umwandle. Denn ſoweit in dem Anſpruch ein ſolcher auf Übertragung 
der künftigen Eigentümerhypothek enthalten iſt, entfällt die Zuläſſigkeit der Vormerkung 
ebenfalls deswegen, weil der Verpflichtete nicht gegenwärtiger Inhaber der Hypothek iſt 
(fo auch jetzt KJ 45, 268; vgl. RG 72, 275). Soweit aber der Anſpruch gegen den Eigen- 
tümer als ſolchen gerichtet iſt, könnte nur eine Vormerkung für eine künftige neue Velaſtung 
an der zunächſt offenen Stelle in Frage kommen (ftr.; a. M. KG 25 A 166). Weiter iſt 
aus dem vorgenannten Grunde unzuläſſig eine Vormerkung zur Sicherung des Anſpruchs 
auf Einräumung des Vorrangs vor einer künftig möglicherweiſe entſtehenden Eigentümer⸗ 


Allgemeine Vorſchriften über Rechte an Grundſtücken 8 883 95 


grundſchuld (MG 84, 78). Dies gilt auch dann, wenn es ſich um den Anſpruch eines nach- 
ſtehenden Hypothekengläubigers handelt; aus der für die Löſchungsvormerkung im $ 1179 
gegebenen Ausnahmebeſtimmung iſt für die Zuläſſigkeit einer ſolchen Rangrücktrittsvormerkung 
nichts zu entnehmen (RG 84, 81; a. M. RIA 18, 152; vgl. hierüber 5 1179 A 5 ). 
Nur der Aufpruch einer beſtimmten Perſon (natürliche oder juriſtiſche; z. B. nicht: Polizei · 
behörde, vgl. KGJ 39 A 210; Fideikommißaufſichtsbehörde, KJ 50, 196) kann durch Vormer, 
zung geſichert werden. Unzuläſſig iſt es z. B.: eine Vormerkung des Inhalts einzutragen, daß bei 
dem Verkauf eines von zwei demſelben Eigentümer gehörigen Grundſtücken eine Grunddienſt⸗ 
barkeit (z. B. ein Fenſterrecht) des einen Grundſtücks gegenüber dem anderen Grundſtück ein- 
getragen werde, da unbekannt iſt, wer das berechtigte Grundſtück erwerben wird (&GJ40 A 126); 
zur Sicherung des Anſpruchs auf Beſtellung einer Grunddienſtbarkeit oder auf Auflaſſung 
eines Grundſtücks eine Vormerkung zugunſten des jeweiligen Eigentümers des herrſchenden 
Grundſtücks bzw. eines andern Grundſtücks einzutragen, da dann nicht der Anſpruchsberechtigte 
als ſolcher, ſondern das herrſchende Grundſtück bzw. das andere Grundſtück als berechtigtes Sub- 
jekt durch die Vormerkung geſichert und dieſe zu einem ſubjektiv- dinglichen Rechte geſtaltet wäre, 
während ſie zu dem nach dem BB beſtimmt begrenzten Kreiſe der ſubjektiv⸗ dinglichen Rechte 
nicht gehört (vgl. RIA 7, 67; OLG 40, 35; a. M. KJ 40 A 128). Unzuläſſig iſt ferner 
die Eintragung einer Vormerkung für den Anſpruchsberechtigten und deſſen Rechtsnachfolger, 
da die Vormerkung auf Sicherung des Anſpruchs des gegenwärtig Berechtigten gerichtet 
it und die Frage, ob die Rechte aus der Vormerkung auf einen andern übergegangen ſind, 
id) erſt entſcheidet, wenn der Fall der Rechtsnachfolge eintritt (vgl. OLG 10, 438, auch RIA 7, 
67, anders RJA 7, 145). Aus gleichem Grunde iſt auch eine Vormerkung für den Anſpruch 
auf Grund eines Wiederkaufrechts zugunſten des jeweiligen Eigentümers eines Grundſtücks 
unzulaſſig (a. M. RIA 9, 265: KG 40 A 128) ſowie eine gleiche Vormerkung zugunſten 
885 jeweiligen Beſitzers eines Familienfidelkommiſſes (a. M. KJ 58, 154). Der durch die 
l 10 1 braucht aber nicht immer der Vertragsgenoſſe des Verpflichteten zu 
eines Dritten (98 228 ff) begründe ein Auſpruch auf Einräumung eines Rechtes zugunſten 


gründet iſt, für dieſen Dritten eine Vormerkung eingetragen wer⸗ 
den. Von dieſem Geſichtspunkte aus kann auch für ei er a . t 
die nach g 331 jedenfalls dann. wenn ie 115 ) für eine noch unerzeugte Nachtommenſchaf h 


vorgeſtellte (fingierte) Nechtöperlönlichteit Ja Ane i dm Kane 2 iche 11 55 Bi 
fie begründeten Anſpruchs auf Beitell im De en 
Bee RUN 25.4 151; PA fi En 800 e e werden an 61, 
> ar A DA 151; 62 95 74). I. auch bezüglich einer Löſchungs⸗ 
n für den jeweiligen Juhaber einer nachſlehenden Pypother N 1170 A 8. 
er Anſpruch muß rechtsbeſtändig ſein (vgl. RG 67, 48; Gruch 67, 80). Die etwa ein- 
getragene Vormerk i ei i 
als von ec e er 5 1 Vurſooz 5 Kenn 15 A 
9 (3. B.: wegen Verſtoßes gegen die guten Sitten 
1 en au 212; auf Grund Anfechtung wegen argliſtiger Täuſchung; bei einem An: 
15 a bertragung des Eigentums am Grundſtück wegen Mangels der für die Über. 
ö ne er Verpflichtung am $ 318 vorgeſchriebenen Form, OLG 26, 5; ſ. unten) oder als 
15 durch Erfüllung, Erlaß, Eintritt auflöfender Bedingung, Vereinigung von e 
ung und Schuld) erloſchen (vgl. JW 1922, 13497; NG 113, 405, wo bei einer Auflaſſungs⸗ 
are lun für den Grundſtückskäufer deſſen geſicherter Anſpruch durch Erteilung der Auf⸗ 
aſſung und Stellung des Antrags auf Umſchreibung des, Eigentums noch nicht für erfüllt 
erachtet iſt, wenn der Umſchreibung Hinderniſſe entgegenſtehen, z. B. wenn der Verkäufer 
nicht oder nicht mehr als Eigentümer eingetragen iſt) erweiſt, gleichviel ob die a0 
auf Grund Bewilligung oder eines vorläufig vollſtreckbaren Urteils gemäß 8 895 ZPO 
oder einer einfttveiligen Verfügung eingetragen worden iſt (R 65, 261; 77, 404; 81, 5 
Warn 1910 Nr 230; NUN 32 B deins 218; ROW 11, 61; DUO 6, 124; er Vbr⸗ 
auch MIA 12, 74). Über 3 2 Falle gegebene Klage auf Veſeidaung 5 Des 
merkungseintragung vgl. $ 886 A 2. Formellrechtlich kann (abgeſehen von Bewillig g des 
Vormerkungsberechtigten gemäß 88 19, 29 EBD) durch Nachweis des e bet ft 
Anſpruchs die Löſchung gemäß 8 22 GBO, der zwar an ſich nur dingliche die 15 25 n 
aber auf die ſchwächere Vormerkungsberechtigung entſprechend anzuwenden ift, herbeigeführ 
werden (KJ 32 B 18; 40 B 354; 43, 213; 52, 164; NQU 11, 60). — Der ſchuldrecht⸗ 
liche Vertrag, der etwa dem Anſpruch auf Bewirkung der Rechtsänderung zugrunde liegt, 
aa regelmäßig Ne 115 a 700. 5 , eee a gemäß 5 115 
at 1 der einen Anſpruch auf Auflaſſung begründende Vertrag; der Man 3 
geſchriebenen Form wird nicht gemäß § 313 Satz 2 durch Eintragung der Auflaſſungsvormer⸗ 
kung geheilt (vgl. R 54, 76; 55, 343, auch 67, 48; Osch 26, 5). in einſet 
Der Rechtsgrund für den Anſpruch kann nicht nur ein Vertrag, ſondern auch ein einſeitiges 
Rechtsgeſchäft (3. B. ein Vermächtnis, $ 2174, . NG Warn 1914 Nr 50; OL 8, 106) jein oder 
lich aus beſonderer Geſetzesvorſchrift ergeben. Ein ſolcher geſetzlicher vormerfungsfähiger 
Anspruch iſt z. B.: der Wandlungsanſpruch (8 462) anf Rückgewähr eines verkauften Grundſtücks; 
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der Anſpruch des Bauunternehmers auf Einräumung einer Sicherungshypothek (8 648, |. OSG 
7, 867); der Anſpruch des Nacherben nach dem Eintritte der Nacherbfolge auf Herausgabe der 
Erbſchaft (8 2130). Auch auf ungerechtfertigte Bereicherung (88 812ff.) kann ein vormerkungs⸗ 
fähiger Anſpruch (z. B. auf Auflaffung, auf Aufhebung eines Rechtes an einem Grundſtücke) 
gegründet ſein. Wenn jedoch das Geſetz ein dingliches Recht ſelbſt, nicht bloß einen Anſpruch 
auf Einräumung eines Rechtes am Grundſtücke gewährt, dient als Schußimittel nicht die 
Vormerkung, ſoudern der Widerſpruch gegen die Richtigkeit des Grundbuchs (0. A 1). So z. B. 
beim Erwerbe: des Nießbrauchs an einem Grundſtücke im Falle des $ 1075 Abs 1; einer Siche⸗ 
rungshypothek nach Maßgabe des § 1287. Das Recht auf die Überbau und die Notwegrente, 
das kraft Geſetzes entſteht (88 914, 917 Abſ 2), wird nicht eingetragen (ſ. 8 914 A 8) und kann 
daher auch nicht vorgemerkt werden. Wenn aber durch Vertrag auf das Recht verzichtet oder 
die Höhe der Rente feſtgeſtellt wird, kann der aus dem Vertrage ſich ergebende Anſpruch auf 
Eintragung des Verzichts bzw. der feſtgeſetzten Rente durch Vormerkung geſichert werden 
(ſ. 5914 A 4, 5). — Der Rechtsgrund muß neben dem Gegenſtand des Anspruchs bei ber Ein- 
tragung (auf Grund Eintragungsbewilligung oder einſtweiliger Verfügung; 8 885 Ab] 1) 
angegeben werden, damit erkennbar iſt, welcher von mehreren auf den nämlichen Gegenſtand 
gerichteten Anſprüchen der durch die Vormerkung geſicherte iſt (vgl. 8 885 A 3). — Die 
nicht auf Parteibetrieb, ſondern von Amts wegen einzutragenden Vormerkungen nach 
SS 18 Abſ 2, 76 G80 folgen ihren eigenen Regeln (ſ. $ 892 A 6 „Eingangsregiſter“). Die 
Vorſchriften der 88 883 ff. find auf fie nicht auwendbar. Sie dienen insbeſondere nicht zur 
Sicherung ſchuldrechtlicher Anſprüche, ſondern zur Sicherung von Rechten, zu deren Ding⸗ 
lichkeit es, abgeſehen von den zu ihrer Eintragung Anlaß gebenden Hinderniſſen, nur noch 
an der Eintragung fehlt (RG 55, 342; 62, 377; 110, 207; KG 58, 111; JFG 1, 308; OLG 
42, 158; auch RIA 10, 283; 13, 247; OLG 25, 389). — Wegen der Vormerkungen über die 
Einleitung eines Enteignungsverfahrens gemäß 824 Abſ 4 des PrEnteign® v. 
11. 6. 74 und § 6 PrAG.RSiedlc§ v. 15. 12. 1919 vgl. KGJ 35 A 261; 40 A 130; 50, 174; 
OLG 44, 157. Sie find keine Vormerkungen im Sinne des $ 883, ſondern nur tatfächliche 
een welche die Verfügungsmacht am Grundſtück nicht beſchränken (OLG 
} 5 

3. Vormerkungsfähige Anfprüche auf Einräumung eines Rechtes an einem Grund⸗ 
ſtücke ſind z. B.: die in A 2 bezeichneten Anſprüche auf Auflaſſung; aus vereinbarter Abtretung 
von Grundeigentum zum Straßenlande; aus der in einem Pachtvertrage getroffenen Ver 
einbarung auf Übertragung des Pachtgrundſtücks nach Beendigung der Pacht; ferner: der 
Anſpruch auf Einräumung einer Hypothek, der aber gemäß 8 1115 Abſ e 1 auf einen be- 
ſtimmten Betrag gerichtet fein muß (OLG 3, 3), 5. B. auch der Anſpruch des Unternehmers 
eines Bauwerks auf Einräumung einer Sicherungshypothek gemäß 8 648 (vgl. OLG 26, 10); 
der Anſpruch desjenigen, für den eine Briefhypothek eingetragen worden iſt, der aber den 
Brief noch nicht erhalten hat, auf Erwerb der Hypothek (durch Übergabe des Briefes) gemäß 
88 1117, 1163 Abſ 2, 1177 Abi 1 (OLG 7, 369). Der Anſpruch eines Hypothekengläubigers 
gegen den Eigentümer darauf, daß er nicht in die Umwandlung einer voreingetragenen 
Hypothekvormerkung in eine endgültige Hypothek willige, kann nicht vorgemerkt werden, 
denn die Bewilligung iſt eine Verfügung und die Beſchränkung des Eigentümers in der Be⸗ 
fugnis zur Verfügung kann nach $ 137 überhaupt nicht (vgl. Vorbem 2 vor $ 873) einge · 
tragen werden (Os G 6, 123). — Für eine Vormerkung zur Sicherung des Anſpruchs auf Auf- 
laſſung eines Grundſtücksteils genügt es, daß der Teil beſtimmbar iſt (R& Gruch 58, 1016). 
ft aber die Bezeichnung des Teiles derart unvollkommen, daß er weder aus dem Eintragungs⸗ 
vermerk noch aus der maßgebenden Eintragungsbewilligung (ſofern auf Grund einer ſolchen, 
nicht auf Grund einer einftweiligen Verfügung [885] die Eintragung erfolgt ift), beſtimm⸗ 
bar ift (. den Fall in $ 885 A 2), fo iſt die Vormerkung nichtig (RG Gruch 62, 117). 

4. Auf Aufhebung eines belaſtenden Rechtes iſt gerichtet z. B. der Auſpruch des Eigen⸗ 
tümers gegen einen Hypothekengläubiger auf Entlaſſung eines Grundſtücksteils aus der 
Mithaft für eine Hypothek, da durch die Entlaſſung die Hypothek teilweiſe aufgehoben wird 
(RO 23 A 154; 38 A 259); der Auſpruch des Begründers eines Erbbaurechts aus der vom 
Berechtigten übernommenen Verpflichtung, das Recht aufzugeben, wenn er es veräußert 
(OLG 18, 145). Vgl. auch die Sonderbeſtimmung des 8 1179 (. A 2 und OLG 6, 124). 

5. Ein Recht an einer Grundſtücksbelaſtung iſt z. B. Gegenſtand des Anſpruchs auf 
Einräumung: wenn gegenüber dem Gläubiger einer Hypothek unter gewiſſen Vorausſetzungen 
ein Anſpruch auf Übertragung der Hypothek (vgl. KJ 25 A 167) oder auf Beſtellung eines 
Pfandrechts daran beſteht (vgl. KJ 33 A 280; OLG 26, 197). Vgl. aber A 2 „Anſpruch 
gegen den Betroffeuen“. h 

6. Vormerkungsfähige Anſprüche auf Anderung des Inhalts eines Rechtes find z. B.: 
der Anſpruch auf Erweiterung einer Grunddienftbarfeit; der Anſpruch auf Anderung der 
Zahlungsbedingungen bei einer Hypothek; der Anſpruch des Gläubigers einer Höchſtbetrags⸗ 
hypothek gegen den Eigentümer auf Umwandlung der Hypothek in eine gewöhnliche Hypo⸗ 
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chek zu einem beſtimmten Betrage mit der Klauſel aus 8 800 3 PO, daß die ſofortige 
Zwangsvollſtreckung zuläſſig ſei (OLG 13, 196; 14, 135; auch RIA 2, 38); der Anſpruch 
gegen den Eigentümer auf Umwandlung einer Eigentümergrundſchuld in eine Hypothek für 
einen neuen Gläubiger (KJ 25 A 166). Jedoch iſt im letzteren Falle die Vormerkung nur 
dann zuläſſig, wenn der Eigentümer die Eigentümergrundſchuld bereits erlangt hat (f. hier · 
über A 2 „Anſpruch gegen den Betroffenen“). 

7. Die Anderung des Ranges iſt Gegenſtand eines vormerkungsfähigen Anſpruchs 
br B., wenn gegen den Gläubiger einer Hypothek der Anſpruch des Eigentümers auf Ein- 
räumung des Vorrangs für eine ſpäter einzutragende Hypothek beſteht (RIA 7, 62; KGJ 
46, 202). — Die Eintragung einer Vormerkung zur Sicherung des Anſpruchs auf Eintragung 
einer Hypothek an erſter Stelle iſt nicht deshalb unzuläſſig, weil andere Rechte voreingetragen 
ſtehen; der verpflichtete Eigentümer kann den Anſpruch noch dadurch erfüllen, daß er die 
vorgehenden Rechte löſchen läßt oder Rangänderungen herbeiführt (OLC 42, 274). 

8. Das Weſen der Vormerkung beſteht darin, daß hierdurch einem an ſich perſönlichen 
Anſpruche, der die Anderung des Rechtsſtandes eines Grundſtücks zum Gegenſtande hat, 
beſtimmte Wirkungen beigelegt werden, die teilweiſe denen eines dinglichen Rechtes ähnlich 
ſind. Zugleich hat ſie die Kraft eines Veräußerungsverbots von beſonderer Art, mit tat⸗ 
ſächlicher Einſchränkung der Möglichkeit, frei zu verfügen, und ſichert demzufolge entſprechend 
die Erfüllung des Anſpruchs (str.; vgl. Prot 3 S. 112, 740 ff.; RIA 4, 67; NOS 21 A 289; 
28 A 54; 29 A 171; 31 A 325; 40 A 124; OLG 4, 237; 14, 69; 39, 210). Ihre Aufgabe iſt 
nach der negativen Seite, den Erwerb eines dem geſicherten Anſpruch entgegenſtehenden 
Rechtes zu hindern ($ 888 Ab] 2), und nach der pofitiven Seite ($ 883 Abſ 1, 3), die Ver- 
wirklichung des geſicherten Anſpruchs in die Wege zu leiten, ihm den Rang des Rechtes zu 
wahren, die künftige Eintragung vorzubereiten (RG 113, 409). Die weſentliche Grundlage 
und zugleich auch der hauptſächlichſte Inhalt der Vormerkung iſt der geſicherte perſön⸗ 
liche Auſpruch. Beſteht der Anſpruch nicht, fo iſt auch die Vormerkung hinfällig (ſ. A 2 
zrechtsbeſtandig )., Daß aber der Anſpruch auch den hauptſächlichſten Inhalt der Vormerkung 
bildet, ergibt ſich beſonders daraus, daß nach § 883 Abf 1 Satz 1 Zweck der Vormerkung die 
Sicherung der dort bezeichneten Anſprüche iſt, d auf i 
den N ch di a he ilt, daß nach 8 886 auf Grund von Einreden gegen 

en Anſpruch die Beſeiligung der Vormerkung verlangt werden kann und daß nach § 888 
Abſ 1, um im Falle des Erwerbs eines entgegenftehenden Rechtes durch einen Dritten den 
Anſpruch auf Grund der Vormerkung zur Durchführung zu bringen 125 Anſpruch immer 
noch gegen den urſprünglich Verpflichteten geltend gemacht werden muß und von dem dritten 
Erwerber lediglich die Zuſtimmung zur Verwirklichung des Anſpruchs verlangt werden kann. 
Baß anderſeits mit dem Anſpruche vermöge der Vormerkung ein Veräußerungsverbot 
beſonderer Art mit tatſächlicher Einſchräunkung der Möglichkeit freien Verfügens ver- 
bunden iſt (nicht eine rechtliche Verfügungsbeſchränkung), folgt beſonders aus § 883 Abſ 2, 
wonach eine Verfügung inſoweit unwirkſam ift, als fie den Anſpruch vereiteln oder beein- 
trächtigen würde, und aus $ 888 Abf 1, 2, wonach im Falle des Erwerbs eines entgegen ⸗ 
ſtehenden Rechtes ein den Anſpruch ſicherndes Veräußerungsverbot hinſichtlich der Ver⸗ 
pflichtung des dritten Erwerbers, ſeine Zuſtimmung zur Verwirklichung des Anſpruchs zu 
erteilen, der Vormerkung gleichgeſtellt ift (. Weiteres hierüber A 11). Die in gewiſſer Be- 
ziehung einer dinglichen ähnliche Wirkung endlich zeigt fich beſonders: in $ 884, wonach 
ſich der Erbe des Verpflichteten gegenüber dem geſicherten Anſpruche nicht auf die Beſchrän⸗ 
kung der Haftung berufen kann; in 8 439 Abſ 2, wonach beim Kaufe hinſichtlich der Beſeitigung 
von Mängeln im Rechte die Vormerkung den hypothekariſchen Rechten und dem Pfandrechte 
gleichgeſtellt iſt; in § 1098, wonach das dingliche Vorkaufsrecht hinſichtlich der Wirkung gegen ⸗ 
über Dritten der Vormerkung des Auſpruchs auf Übertragung des Eigentums gleichgeſtellt 
ift; in 88 1971, 1974 Abſ 3, 2016, wonach der Vormerkungsgläubiger hinſichtlich des Auf. 
gebots der Nachlaßgläubiger bzw. hinſichtlich der dem Erben zustehenden aufſchiebenden 
Einreden den Pfandgläubigern gleichgeſteilt iſt; ferner in 88 24, 47 KO, wonach der Gläu⸗ 
biger eines durch Vormerkung geſicherten Anſpruchs Befriedigung aus der Konkursmaſſe 
verlangen kann und er ein Recht auf Abſonderung hat; in § 193 KO, wonach die Rechte aus 
einer Vormerkung durch einen Zwangsvergleich unberührt bleiben, und in 8 48 380, wo. 
nach Rechte, die durch Vormerkung geſichert find, bei Feſtſtellung des geringſten Gebots wie 
eingetragene Rechte zu berückſichtigen find. Der Schutz, den die Vormerkung dem Anſpruche 
gegen Hinderniſſe gewährt, die lich feiner Erfüllung entgegensetzen, ergibt ſich aus vorſtehen. 
dem von ſelbſt. Außerdem beſtimmt 9883 Abf 3, daß das Recht, auf deſſen Einräumung der 
Anſpruch gerichtet iſt, den Rang der Vormerkung erhält. — Danach iſt die Vormerkung kein 
dingliches Recht an einem Grundſtücke oder an einem ein Grundſtück belaſtenden Rechte, 
und feine dingliche Belaſtung (kr. vgl. RO 65, 261; 81, 288; 88, 437; Warn 1911 Ur 184; 
NINA, 67; KJ 21 A 289; 31 A 825; 30 A 200; 40 A 125; 00, 173; Se 14, 69; 20, 419). 
Sie iſt aber auch nicht ausſchließlich ein Recht auf dem Gebiete der Schuldverhaltniſſe. Viel⸗ 
mehr kann man ſie als ein teils dem Rechte der Schuldverhältniſſe, teils dem 
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Sachenrechte angehörendes Rechtsverhältnis bezeichnen. Überwiegend jedoch iſt 
ihre rechtliche Natur nach erſterer Richtung. Sie unterſteht daher im allgemeinen dem 
Rechte der Schuldverhältniſſe (vgl. RIA 7, 143; 9, 272). Nur ſoweit das Geſetz durch be⸗ 
ſondere Beſtimmungen ſie in einzelnen Beziehungen einem dinglichen Rechte gleichſtellt, 
finden die entſprechenden Vorſchriften im Gebiete des Sachenrechts Anwendung. 

Ausgeſchloſſen iſt daher hinſichtlich der Begründung die Anwendung des 8 873. In dieſer 
Hinſicht trifft auch $ 885 beſondere Beſtimmung. Vgl. hierüber § 885 A 1, 2, 3. — Hinſicht⸗ 
lich der Aufhebung ferner ſind die 88 875, 876 nicht anwendbar (ſtr.). Da eine beſondere Beſtim⸗ 
mung für die Aufhebung nicht gegeben ilt, find die 88 362 ff. über Erlöſchen der Schuldverhältniſſe 
anzuwenden. Jedoch wird zur Aufhebung nicht ein Erlaßvertrag (8 397) zu erfordern, ſondern 
eine einſeitige Erklärung des Vormerkungsberechtigten gegenüber dem 
Grundbuchamt oder dem Begünſtigten für genügend zu erachten ſein, weil eine ſolche Er⸗ 
klärung zur Aufgabe eines Rechtes nach 8 875 genügt und die Vormerkung die mindere 
Befugnis gewährt. Anderſeits ift anzunehmen, daß das Erlöſchen ſchon mit der Verzichts ⸗ 
erklärung eintritt und es dazu der Löſchung der Vormerkung nicht bedarf (ſtr.). Jedoch kann 
auf Grund des Erlöſchens Beſeitigung der beeinträchtigenden Vormerkungseintragung verlangt 
werden (vgl. RG 81, 288, 8 886 A2). Über Erlöſchen der Vormerkung zufolge Aufhebung 
der zugrunde liegenden einſtweiligen Verfügung sgl. 8 885 A 1. Wird die Vormerkung, 
fei es auch zu Unrecht, gelöſcht, fo erliſcht fie (vgl. 8 886 A 3; $ 894 A 1 Abſ 2). Iſt der 
vorgemerkte Anſpruch erloſchen, fo iſt auch die Vormerkung hinfällig geworden (vgl. 
A 2 frechtsbeſtändig“). Dies gilt auch, wenn Schuld und Anſpruch ſich in einer Perſon 
vereinigen, da der Anſpruch dadurch erliſcht und damit auch die Vormerkung (ſtr.; OLG 
6, 124). Auch in dieſen Fällen kann Beſeitigung der Vormerkungseintragung verlangt 
werden (vgl. hierüber das Nähere in $ 886 A 2, 3). Daraus folgt zugleich, daß § 889 auf 
die Vormerkung keine Anwendung findet. Jedoch wird die Vormerkung dadurch, daß der 
vorgemerkte Anſpruch erfüllt, alſo die Rechtsänderung, deren Herbeiführung geſichert werden 
ſollte, bewirkt wird, dann noch nicht hinfällig und löſchungsreif, wenn inzwiſchen Verfügungen 
(3. B. im Falle einer Auflaſſungsvormerkung Hypothekeintragungen) erfolgt ſind, die dem 
Vormerkungsberechtigten gegenüber nach $ 883 Abſſ 2 unwirkſam find, da die Vormerkung 
dann für die Geltendmachung der Unwirkſamkeit noch Bedeutung behält (KGJ 50, 178). 
Im übrigen iſt eine Vormerkung, deren Anſpruch erfüllt iſt (z. B. eine Auflaſſungsvormerkung 
durch Erteilung der Auflaſſung) auch nicht etwa von Amts wegen zu löſchen, § 54 Abſ 1 Satz 2 
GB greift nicht Platz, da dort eine vom Grundbuch überhaupt ausgeſchloſſene Eintragung 
vorausgeſetzt wird; vielmehr hat, da durch die Erledigung der Vormerkung das Grundbuch 
unrichtig geworden iſt, die Löſchung im Wege des Berichtigungsverfahrens gemäß 88 13, 22 
GBO nur auf Antrag zu erfolgen (KGJ 52, 231). . 

Aus vorbezeichnetem Grunde auch ſind im Falle der Vormerkung des Anſpruchs auf Ein⸗ 
räumung einer Hypothek die Sondervorſchriften der 88 1163, 1177 über Umwandlung einer 
Hypothek in eine Eigentümerhypothek auf die genannte Vormerkung nicht anwendbar, 
wenn der vorgemerkte Anſpruch nicht zur Entſtehung gelangt iſt oder erliſcht; es beſteht dann 
auch die Vormerkung nicht (RG 65, 261; OLG 45, 307). Bezüglich der übrigen Fälle der 
Eigentümerhypothek (vgl. 8$ 1143, 1168, 1170, 1171, 1172, 1173, 1175) iſt die Anwendung 
der hierüber gegebenen Vorſchriften auf die Hypothekvormerkung deshalb ausgeſchloſſen, 
weil dieſe kein hypothekariſches Recht iſt und das Geſetz die für die Hypothek geltenden 
Vorſchriften auf die Vormerkung nicht für anwendbar erklärt hat (RG 65, 260; RIA 3, 158; 
OLG 6, 124; 11, 121; 14, 69; 20, 419). — Aus gleichem Grunde iſt auch die Vorſchrift 
des 8 1179 über Eintragung einer Löſchungs vormerkung bei einer Hypothek auf die 
Hypothekvormerkung nicht anwendbar (ftr., vgl. DLG 6, 123). — Ferner kann bei Ein- 
tragung der (endgültigen) Hypothek nicht an die Stelle des vorgemerkten Anſpruchs eine 
andere Forderung gemäß 8 1180 geſetzt werden (OL 20, 419). — Desgleichen ſteht dem 
Vormerkungsgläubiger nicht die dingliche Klage oder die Gefährdungsklage nach § 1133 
wie aus einer Hypothek zu. Er hat nur die perſönliche Klage gegen den ſchuldrechtlich 
Verpflichteten, insbeſondere in erſterer Hinſicht auf Einräumung der Hypothek (vgl. OLG 
4, 237). Auch durch Beibringung eines rechtskräftigen Urteils nach letzterer Richtung wird 
die dingliche Klage noch nicht gerechtfertigt. Vielmehr erlangt der Gläubiger das Recht zur 
hypothekariſchen Klage erſt durch Umſchreibung der Vormerkung in eine Hypothek auf Grund 
des Urteils, da nach $ 873 dann erſt die Hypothek entſteht (ſtr.). Gegen Gefährdungen 
im Sinne der 88 1133—1135 kann ſich der Vormerkungsgläubiger nur durch Ausbringung 
von einſtweiligen Verfügungen ſchützen. f 

Die übertragung des vorgemerkten Anſpruchs beſtimmt ſich mangels anderer Vor⸗ 
ſchriften nach 88 398ff., da durch Hinzutreten der Vormerkungseintragung der Anſpruch 
nach obiger Ausführung zwar zu einem beſonders gearteten Rechtsverhältniſſe geworden 
ift, der Anſpruch aber der Hauptteil dieſes Rechtsverhältniſſes iſt (vgl. OLG 10, 434; 42, 275; 
auch RIA 7, 68; 7, 145). Jedoch iſt bei einer Vormerkung zur Sicherung des Anſpruchs 
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Suf ein perſönliches Vorkaufsrecht (ſ. A 10) zu beachten, daß nach $ 514 das perſönliche Vor⸗ 
kaufsrecht nicht übertragbar iſt, wenn nicht ein anderes beſtimmt iſt (OLG 42, 275). Einer 
‚oem bedarf die Übertragung nicht, ebenſowenig iſt die Eintragung erforderlich. Jedoch 


iſt, weil die Begründung der Vormerkung eingetragen wird, auch die Eintragung des 


Eintragung der Vormerkung erlangt hat, weder nach $ 892 noch nach $ 893 Halbſ 2 geſtellt. 
werb im Sinne des g 892 Abſ 1 Satz 1 nur 


) t it i vendung des $ 892 überhaupt deswegen aus 
eſchloſſen, weil der Gläubiger durch die Eintra ung der V i i 2 
ace oder ein Recht an einem ſolchen Rechte 1 . 


ligen Verfügung eingetragene Vormerkun 
N N g von vornhere 
beruht. Wenn aber auch eine Eitragungsbeligung 


inſoweit unwirkſam ſei, als ſie den Anſpruch vereiteln oder beeinträchtigen würde, auch eine 
nach der Vormerkung eingetragene andere Vormerkung 


und daher die Vormerkung ebenfalls eine Verfügung ſein 


des 8 893 Halbf 1 auf eine Vormerkung nicht anwendbar. Iſt z. B. verſehentlich ein 
anderer als der wirklich Berechtigte im Grundbuche als Vormerkungsberechtigter eingetragen, 


he 
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erfüllt, nicht befreit, auch wenn er fi in gutem Glauben an die Richtigkeit des Grund. 
buchs befunden hat. — Mit der Frage, ob ſich der öffentliche Glaube des Grundbuchs auf 
den vorgemerkten Anſpruch erſtreckt, ſteht die Frage im Zuſammenhange, ob gegen eine 
Vormerkung ein Widerſpruch (88 894, 899) eingetragen werden kann. Dies iſt zu ver⸗ 
neinen, weil der Widerſpruch ſich richtet gegen ein Recht an einem Grundſtücke oder gegen 
ein Recht an einem ſolchen Rechte, und er eine vorläufige Eintragung iſt zum Schutze gegen 
einen Erwerb auf Grund des öffentlichen Glaubens des Grundbuchs, die Vormerkung aber 
weder ein Recht iſt, noch unter dem Schutze des öffentlichen Glaubens des Grundbuchs ſteht 
(ſtr., ſ. 5 899 A 1; vgl. KGJ 20 A 219; 21 A 148; 21 A 286; 26 A 77; 46, 205; RJel 
4, 48; 12, 75; OLG 2, 243). Darüber, daß aus gleichem Grunde die Vormerkung keine 
Eintragung im Sinne des § 71 Abſ 2 GBO und daher eine Beſchwerde gegen die Ein⸗ 
ſchreibung der Vormerkung zuläſſig iſt, vgl. RJA 4, 48; 4, 66 KGJ 31 A 325. 

Die Wirkungen der Vormerkung ſind die im $ 883 Abſ 2, 3 und im $ 888 Abſ 1 beſtimm⸗ 
ten. Vgl. hierüber die A 11, 12, 13 hier und § 888 A 1, 2. 

Das Vorgemerkte unterliegt der Verjährung. Die Vorſchrift des 8 902 findet auf Vor⸗ 
merkungen keine Anwendung, da fie keine Rechte am Grunoſtücke find (. § 902 A 1). an 
der Anſpruch, der trotz der Vormerkung ein rein perſönlicher bleibt, nach 88 194ff. verjährt, 
fo iſt auch die Vormerkung erloſchen (Prot 3 S. 118, 751). Die Verjährung des Anſpruchs wird 
auch durch die Eintragung einer Vormerkung nicht unterbrochen, da die 88 208, 209 eine 
ſolche Unterbrechung nicht kennen, der ſich nur auf Hypotheken beziehende $ 223 auch für 
eine Hypothekvormerkung nicht in Betracht kommt, maßgebend vielmehr $ 886 iſt (RG J 
08, 235°, auch RG 81, 288). Die Verjährungsfriſt für den Anſpruch beträgt nach 8 195 dreißig 
Jahre, und zwar auch dann, wenn für eine der kurzen Verjährung nach § 196 unterliegende 
Forderung Hypothek beſtellt werden ſoll, da es ſich nicht um Verjährung der Forderung, 
ſondern um Verjährung des Anſpruchs auf Einräumung einer Hypothek handelt. 

1555 die . vgl. Art 192 EG; RG 49, 106; 62, 40; KGJ 22 A 178; Os 
4, 197; 6, 404). 

9. Die Vormerkung tritt in Wirkung erſt mit der Eintragung in das Grundbuch. 
Vor dieſer beſteht ſie auch dann nicht, wenn die Eintragung bewilligt oder eine einſtweilige 
Verfügung auf ihre Eintragung erlaſſen worden iſt. Selbſt wenn dieſe Tatſachen den Beteilig- 
ten bekannt ſind, iſt weder der Eigentümer oder der Berechtigte in der Verfügung über ſein 
Grundſtück oder Recht beſchränkt, noch der Erwerb eines Rechtes ſeitens eines Dritten ge- 
hindert (vgl. RG 73, 53). — Die Eintragung muß fo bewirkt werden, daß ſich die Art und 
der Umfang des geſicherten Anſpruchs aus dem Eintragungsvermerk oder der darin 
etwa in Bezug genommenen Eintragungsbewilligung leinſtweiligen Verfügung) für jeden 
Dritten erkennbar ergibt. Iſt der Auſpruch in geringerem Umfange, als er nach dem 
Begründungsakt in Wirklichkeit zwiſchen dem Vormerkungsberechtigten und dem Vor 
merkungsverpflichteten beſteht, eingetragen, ſo hat die Vormerkung hinſichtlich des weiteren 
Umfangs des Anſpruchs gegenüber dritten rechtsgeſchäftlichen Erwerbern nicht (nach Maß⸗ 
gabe der $$ 883 Abs 2, 888) Wirkſamkeit, auch wenn fie das Beſtehen des Anſpruchs in 
weiterem Umfange gekannt haben (RG Warn 1914 Nr 821). — Für die Entſtehung 
der Vormerkung iſt nicht unbedingt erforderlich, daß in den Eintragungsvermerk 
das Wort „Vormerkung“ aufgenommen wird; es genügt, wenn nach dem ganzen Inhalte 
des Vermerks kein Zweifel darüber beſteht, daß ein Anſpruch vorgemerkt werden ſollte (RG 
82, 24; JW 91, 1318; Gruch 67, 80; RZA 7, 66). Dies kann auch dann gelten, wenn irrfüm⸗ 
lich ſtatt „Vormerkung“ das Wort „Widerſpruch“ gebraucht worden iſt MG 55, 343). Über 
Zuläſſigkeit der Bezugnahme auf die Grundlagen der Eintragung vgl. 8 885 Abſ 2 und 
13 dort. — Betrifft die Vormerkung (z. B. zur Erhaltung des Rechtes auf Auflaſſung) 
nur einen Grundſtücksteil, fo bedarf es nicht nach 8 6 Satz 1 GBo der Abſchreibung des 
Teiles, da die e DE keine Belaſtung mit einem Rechte iſt (KJ 20 A 77; 
29 A 135; RA 1, 158; vgl. auch MO 55, 273). — Bezüglich buchungsfreier Grund: 
ſtücke bedarf es zur Begründung der Vormerkung ebenfalls der Eintragung in das Grund- 
buch, das zuvor anzulegen iſt (ogl. Art 127 EG; Art 27 Pra; KG 26 A 115). — Soll bei 
einer Briefhnvothek eine Vormerkung (3. B. zur Sicherung des Anſpruchs auf Übertragung 
eingetragen werden, ſo bedarf es nach 842 GBO der Vorlegung des Hypothekenbriefs. Jedo 
ne Nichtbeachtung dieſer Ordnungsvorſchrift die erfolgte Eintragung nicht unwirkſam 

7 2) 

10. Die Zuläſſigkeit der Sicherung auch künftiger oder bedingter Anſprüche iſt für die 
Auflaſſungsvormerkung von beſonderer Bedeutung, weil die Auflaſſung ſelbſt 
nach § 925 Abſ 2 nicht unter einer Bedingung oder Zeitbeſtimmung erfolgen kann. Soll die 
Eigentumsübertragung gleichwohl eine bedingte oder betagte ſein, ſo kann Sicherung für den 
Fall des Eintritts der Bedingung oder des Anfangs- bzw. Endtermins durch Auflaſſungs⸗ 
vormerkung herbeigeführt werden. Wenn z. B. die Eigentumsübertragung durch Zahlung 
eines Kaufpreisteils aufſchiebend bedingt fein ſoll, kann für den Käufer eine Vormerkung 
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dahin eingetragen werden, daß, falls er die Bedingung erfülle, dem Verkäufer die Verpflichtung 
zur Auflaſſung obliege. Wenn die Eigentumsübertragung durch Zahlung des Kaufpreiſes zu 
einem beſtimmten Termine auflöſend bedingt iſt, kann unter unbedingter Erteilung der Auf 
laſſung eine Vormerkung für den Verkäufer dahin eingetragen werden, daß, wenn die Zah⸗ 
lung des Kaufpreiſes nicht erfolge, der Käufer zur Rückauflaſſung verpflichtet ſei. Als ein 
bedingter Anſpruch auf Auflaſſung, der durch Vormerkung geſichert werden kann, iſt es 
auch anzuſehen, wenn Gegenſtand des Anſpruchs ein Grundſtücksteil iſt und die Beſtimmung 
des Umfangs des Teiles noch von der Entſchließung einer Behörde (3. B. wegen Anſchluſſes 
an eine Staatsbahn) abhängt (vgl. RG Gruch 58, 1017), oder wenn der den Anſpruch be⸗ 
gründende Kaufvertrag (3. B. nach der Bek über den Verkehr mit landwirtſchaftlichen Grund⸗ 
ſtücken v. 15. 3. 18) noch behördlicher Genehmigung bedarf und daher bis zur Erteilung 
dieſer Genehmigung ein Schwebezuſtand beſteht (RG 108, 94). — Im übrigen find vor⸗ 
merkungsfähige bedingte Anſprüche, z. B.: der Anſpruch gegen einen Hypotheken⸗ 
gläubiger auf Entpfändung eines Grundſtücksteils unter einer Bedingung (KJ 23 A 152); 
der Anſpruch einer Gemeinde auf Abtretung von Grundeigentum zu Straßenland gegen 
feſtgeſetzte Entſchädigung für den Fall der Anlage der Straße (KJ 25 A 147); der An⸗ 
ſpruch des Eigentümers auf Aufhebung des Erbbaurechts für den Fall, daß das Recht ohne 
ſeine Genehmigung veräußert oder der Erbbauzins nicht pünktlich gezahlt werden follte 
(JI A 9, 271). — Auch ein Anſpruch, der ſich aus der Begründung eines perſönlichen Vor 
kaufsrechts ($$ 504 ff.), ſowie ein Auſpruch, der ſich aus der Feſtſetzung eines Wiederkaufs ⸗ 
rechts in einem Kaufvertrage (89 497ff.) oder aus der Vereinbarung eines Ankaufs 
rechts ergibt, kann durch Vormerkung geſichert werden, und zwar ſchon, bevor die Er⸗ 
klärung, daß das Vorkaufsrecht bzw. das Wiederkaufsrecht bzw. das Ankaufsrecht ausgeübt 
werde, abgegeben worden iſt. Denn es wird beim Vorkaufsrecht und beim Ankaufsrecht durch 
den Begründungsvertrag, beim Wiederkaufsrecht durch den (erſten) Kaufvertrag die Verpflich⸗ 
tung des Eigentümers bzw. Käufers zur Übertragung bzw. Rückübertragung des Eigentums 
unter der Bedingung begründet, daß gegebenenfalls das gewährte Recht von dem Vor⸗ 
zaufs ba. Ankaufs bzw. Wiederfaufsberechtigten ausgeübt wird. Dieſem ſteht alſo, vor⸗ 
ausgeſetz, daß der Begrundungsvertrag rechtsbeſtändig insbeſondere formgerecht geſchloſſen 
ift (gl. b 818; R 72, 385), ein bedi 4 ne 
ſt (nal. 8813; ‚ 925), ein bedingter Anſpruch auf Übertragung bzw. Rückübertragung 
des 1 zu, der durch Vormerkung geſichert werden kann (ſtr.; vgl. KGJ 42, 211; 
58, 162, 380 3, 818; 3, 921; OLG 42, 274; 45 S. 146, 202 ſowie dich 67, 48. 69, 282; 
72, 202: 104, 199: Warn Nr 30. D ſowie RG 67, 48; 69, ; 
‚ 292; 104, 128; Warn 1914 Nr 50; Gruch 67, 80: Senff 69 Nr 127; auch NIU 9, 265). 
Auch ein porſönliches Vorkaufsrecht mit feſtbeſtimmtem Preiſe kann wiewohl ein dingliches 
Vorkaufsrecht mit feſtbeſtimmtem Preiſe nicht beſtellt werden kann ($ 1098 A 2), durch Vor⸗ 
merkung geſichert werden, da beim perſönlichen Vorkaufsrecht, mit Nüdficht auf die Vertrags⸗ 
freiheit auf dem Gebiete der Schuldverhältniſſe, eine Preisfeſtſetzung zuläſſig iſt und es ſich auch 
Rerum einen bedingten Anſpruch auf Einräumung des Eigentums an dem en Grund⸗ 
Nüd handelt (MG Warn 1914 Nr 50: OLG 42, 275). Gleiches gilt von einer Vormerkung 
des Anſpruchs auf Rüdauflaffung auf Grund eines im Kaufvertrage für den Fall des Eintritts 
einer Bedingung zu einem beſtimmten Preiſe vereinbarten Wiederkaufsrechts; ſie hat aber 
nicht die Bedeutung, daß das Wiederkaufsrecht gegen jeden weiteren Erwerber des belaſteten 
und zeitlich unbeſchränkt ausgeübt werden könnte, vielmehr ift der urſprüngliche Käufer allein 
zur Rüdauflafjung verpflichtet, findet, wenn nicht ein anderes vereinbart ilt, die zeitliche Be 
ſchränkung nach $ 503 ftatt und find etwaige weitere Erwerber nur gemäß $ 888 zur Erteilung 
der Zuſtimmung zur Rückauflaſſung verpflichtet (KJ 53, 158). — Eine Vormerkung für 
einen bedingten Anſpruch iſt auch dann nicht unzuläſſig, wenn der Eintritt der Bedin⸗ 
gung im eier Willen des Berechtigten fteht, fofern nur die betreffende Ausübung 
des Willens als Verpflichtungsbedingung vertragsmäßig feſtgeſetzt iſt (vgl. RG 67, 45; 69, 
283, aber auch OLG 15, 333). — Künftige Anſprüche bilden dann nicht eine genügende 
Grundlage für die Vormerkung, wenn für ihre Entſtehung nichts weiter als lediglich eine 
Möglichkeit beſteht. So z. B. nicht ein Anſpruch auf Eigentumsübertragung, der erſt durch 
eine in Ausſicht ſtehende Übertragung von dem zur Zeit Berechtigten erworben werden ſoll 
(vgl. RG 74, 158). Ferner nicht ein Anſpruch auf Auflaſſung eines Grundſtücks: für den 
(angeblichen) geſetzlichen oder teftamentarifchen Erben des Eigentümers vor deſſen Tode, 
da vor dem Erbfalle keinerlei Rechte des vermeintlichen Erben auf das Grundſtück beſtehen 
(KGJ 48. 191); für den (angeblich) in einem Teſtament des Eigentümers als Vermächtnis⸗ 
nehmer mit dem Grundſtück Bedachten, da nur ein zukünftiger und zugleich durch den 
früheren Tod des Erblaſſers bedingter, auch von deſſen freier Willkür abhängiger Anſpruch 
gegen die künftigen Erben in Betracht kon men kann (KJ 48, 192). Jedoch ſind künftige 
Anſprüche im Sinne des $ 883 Satz 2 nicht bloß bereits entſtandene betagte Anſprüche. 
Vielmehr find künftige Anſpruche immer dann vormerkungsfähig, Wenn bereits ein Rechts⸗ 
verhältnis als Grundlage für ihre künftige Entſtehung geſchaffen iſt (vgl. RIA 10, 157; 
KJ 40 A 124; OLG 40, 35: künftiger Anſpruch auf Übertragung des Eigentums an einem 
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Grundſtück auf Grund eines Antrags zur Schließung eines Kaufvertrags). Deshalb könnte an 
ſich von dem Geſichtspunkte der Sicherung eines künftigen Anſpruchs z. B. auch ein Anſpruch 
gegen den Eigentümer auf Übertragung einer Hypothek, falls er dieſe bei Veräußerung des 
Grundſtücks von dem Käufer für das Kaufgeld beſtellt erhalte, vorgemerkt werden (a. M. 
OLG 15, 334). Der Eintragung der Vormerkung ſteht aber entgegen, daß der Eigentümer 
nicht gegenwärtiger Inhaber der noch gar nicht beſtehenden Hypothek ift (vgl. A 2). — 
Der Anſpruch kann auch von einer Gegenleiſtung abhängig fein (vgl. RG Gruch 34, 1091; 
IW 89, 3201; 97, 10066; auch OLG 13, 6). 

11. Eine den Anſpruch vereitelnde oder beeinträchtigende Verfügung iſt unwirkſam 
nur gegenüber dem durch die Vormerkung Berechtigten. Eine Sperre des Grund⸗ 
buchs wird durch die Vormerkung nicht herbeigeführt. Der Verpflichtete bleibt zu Verfügungen 
über ſein Recht befugt, auch wenn dieſe mit dem vorgemerkten Anſpruche in Widerſpruch ſtehen 
(RIA 11, 242). Eine rechtliche Beſchränkung der Befugnis zur Verfügung, eine Verfügungs- 
beſchränkung im Sinne des $ 892 Abſ 1 Satz 2 enthält daher die Vormerkung nicht (str.; 
RG 113, 408; a. M. KGJ 52 S. 128, 164). Zum Beiſpiel wird der Eigentümer durch eine Hypo 
thekvormerkung nicht an einer weiteren Belaſtung des Grundſtücks, durch eine Auflaſſungsvormer⸗ 
kung nicht an einer anderweiten Veräußerung gehindert (RG Gruch 48, 934). Die Verfügungen 
find auch voll wirkſam, wenn die Vormerkung etwa in Wegfall kommt oder der Vormerkungs⸗ 
berechtigte ſeine Genehmigung dazu erteilt (RIA 8, 157). Das Grundbuchamt darf daher die 
Entgegennahme und Ausführung von Eintragungsanträgen nicht deshalb ablehnen, weil die 
beantragten Eintragungen mit einer Vormerkung in Widerſtreit treten können (RIA 8, 157; 
11, 242). — Jedoch hat die Verfügungsbefugnis des Verpflichteten ihre Grenze darin, daß 
die Verfügung nicht die Beſeitigung der Vormerkung ſelbſt herbeiführen darf. Soweit 
eine Verfügung mit Notwendigkeit die Aufhebung der Vormerkung zur Folge hat, greift 
ſie unberechtigt in die Rechte des Vormerkungsberechtigten unmittelbar ein. Deshalb iſt 
der Verpflichtete ohne Zuſtimmung des Vormerkungsberechtigten z. B. nicht befugt, ein 
Recht an einem Grundſtücke, gegen das die Vormerkung ſich richtet, zur Löſchung zu bringen, 
da mit der Löſchung des Rechtes auch die Vormerkung zur Löſchung gelangen müßte (str.). — 
Wenn der vorgemerkte Anſpruch zur endgültigen Feſtſtellung gebracht wird, find die nach 
der Vormerkung erfolgten Eintragungen inſoweit unwirkſam, als fie den Anſpruch vereitelu 
oder beſchränken (vgl. DLG 13, 7). Juſofern erhält die Vormerkung eine tatſächliche Be- 
ſchränkung in der Freiheit des Verfügens, indem der Verfügende ſich vor Augen halten muß, 
daß ſeine Verfügung nur dann voll wirkſam werden könne, wenn die Vormerkung wegfalle. 
Die bezeichnete Wirkung hat die Vormerkung gemein mit einem Veräußerungs ; 
verbote zugunſten einer beſtimmten Perſon im Sinne der 88 135, 136. Inſoweit 
ſteht ſie einem ſolchen Veräußerungsverbote gleich. Dieſes aber kann auch zum Schutze eines 
dinglichen Rechtes dienen. Es iſt ferner zwar eintragungsfähig, jedoch nicht eintragungs⸗ 
bedürftig, wirkt vielmehr auch ohne Eintragung, wenigſtens gegen jeden, der es kennt (8 135 
Abſ 2, § 892 Abſ 1 Satz 2), während die Vormerkung zur Wirkſamkeit der Eintragung bedarf. 
Anderſeits kann das Veräußerungsverbot nicht wie die Vormerkung zu einem dinglichen Rechte 
werden, ſondern erſchöpft ſich, abgeſehen von dem Anſpruch auf Zuſtimmung nach 8 888, 
in der negativen Wirkung des Nichtdürfens. Ferner beſtehen Unterſchiede zwiſchen beiden 
hinſichtlich der Wirkungen gegenüber Zwangsvollſtreckungsakten und im Konkurſe (ſ. A 12, 13). 
Endlich kann das Veräußerungsverbot gemäß § 137 Satz 1 nicht durch Rechtsgeſchäft (Be⸗ 
willigung) dinglich wirkend begründet werden. Die Vormerkung iſt daher ein Veräußerungs⸗ 
verbot im eigentlichen Sinne nicht; dies ergibt ſich übrigens auch ſchon aus der Faſſung 
des 9 888 Ab] 2 (RG 113, 408; vgl. auch KJ 40 A 123). Sie wirkt nur nach gewiſſen Rich⸗ 
tungen wie ein Veräußerungsverbot, und deshalb kann man ſagen, daß ein Veräußerungsverbot 
beſonderer Art mit ihr verbunden iſt 6 A 8). Unzuläſſig wäre freilich die Eintragung einer 
Vormerkung zur Sicherung der perſönlichen Verpflichtung, über ein Recht nicht zu verfügen. 
Jedoch deswegen, weil hierbei nicht ein Anſpruch in Betracht kommt, deſſen Sicherung durch 
Vormerkung im § 883 Abſ 1 zugelaſſen iſt (ROY 40 A 126). — Vereitelt wird z. B. eine 
Auflaſſungsvormerkung durch anderweite Veräußerung (vgl. RG Warn 1919 Nr 95), und 
beſchränkt wird ſie z. B. durch Eintragung von Hypotheken (vgl. RG Gruch 48, 934; 
KGJ 43, 213; OLG 13, 7). — Hinſichtlich der Unwirkſamkeit der Verfügung kommt 
es nicht darauf an, ob derjenige, der durch die Verfügung Rechte erworben hat, in 
gutem oder in böſem Glauben über das Beſtehen der Vormerkung geweſen iſt. 
Auch wenn er geglaubt hat, der vorgemerkte Anſpruch beſtehe nicht, oder wenn er von 
der Vormerkungseintragung keine Keuntnis gehabt hat, wirkt gegen ihn die Tatſache, 
daß die Vormerkung im Grundbuche eingetragen ſteht, und muß er die Unwirkſamkeit der 
Verfügung gegen ſich gelten laſſen (vgl. RG 93, 118; Gruch. 52, 1070; JW 08, 27511; 
Warn 1911 Nr 124, 379). — Geſchützt iſt der Vormerkungsberechtigte jedoch unbedingt 
nur gegen ſolche Verfügungen, die von demjenigen ausgehen, gegen den ſich der 
Anſpruch richtet, nicht gegen Verfügungen eines anderen, für den nur tatſächlich die 
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Verfügungsmöglichkeit gegeben war. Vgl. die hierauf bezüglichen Ausführungen betreffend 
die Löſchungsvormerkung in § 1179 A 7. — Die Wirkung der Vormerkung gegenüber einer 
den Anſpruch vereitelnden oder beeinträchtigenden Verfügung tritt erſt dadurch zutage, 
daß die Unwirkſamkeit der Verfügung, nachdem der vorgemerkte Anſpruch zur Feſtſtellung 
ebracht worden iſt, von dem Vormerkungsberechtigten geltend gemacht wird. 
Denn die Verfügung iſt nicht allgemein (abſolut), ſondern nur dem Vormerkungsberechtigten 
gegenüber (relativ) unwirkſam (fir.) Ein Dritter (z. B. bei Eintragung einer Hypothek nach 
einer Auflaſſungsvormerkung ein nachſtehender Hypothekengläubiger) iſt zur Geltendmachung 
der Unwirkſamkeit nicht befugt. Noch weniger kann der Verfügende ſelbſt die Unwirkſam⸗ 
keit der Verfügung gegenüber feinem Vertragsgenoſſen geltend machen (OLG 8, 433). — 
Betrifft die Vormerkung das Grundſtück ſelbſt, iſt ſie z. B. eine Auflaſſungsvormerkung 
oder eine Hypothekvormerkung, und erſtreckt ſich der vorgemerkte Anſpruch auch auf 
das zur Zeit der Eintragung der Vormerkung vorhandene Zubehör (z. B. gemäß 8 314, 
wenn in den genannten Fällen der Eigentümer ſich zur Veräußerung des Grundſtücks bzw. 
zu deſſen Belaſtung mit einer Hypothek verpflichtet hat), ſo unterſteht auch das Zubehör 
dem Schutze des § 883 Abſ 2 und find die Verfügungen des Eigentümers über das Zubehör, 
ſoweit ſie den Gegenſtand des Anſpruchs ergreifen und dadurch den Anſpruch vereiteln oder be: 
ſchränken, ebenſo unwirkſam wie ſeine entſprechenden Verfügungen über das Grundſtück (vgl. 
Prot 3, 747). Iſt die Eintragung einer Vormerkung zwar auf dem Blatte des ganzen un⸗ 
geteilten Grundſtücks bewirkt, jedoch die Vormerkung nach dem Inhalte des Eintragungs⸗ 
vermerks nur auf einen Teil des Grundſtücks beſchränkt, ſo erſtreckt ſich ihre 
Wirkſamkeit auch nur auf dieſen Teil (RG 55, 273; vgl. A 9). — Über den Begriff der 
Verfugung |. $873 A 8, 5 893 A 4. Dort iſt dargelegt, daß die dingliche Einigung über 
eine Rechtsänderung für ſich allein eine rechtsgeſchäftliche Verfügung iſt, wenn auch zur 
Vollendung der Rechtsänderung noch ein weilerer Tatumſtand, namentlich die Eintragung 
binzutreten muß. Jedoch iſt zu beachten, daß 883 Abſ 2 eine ſolche Verfügung voraus 
atzt, die geeignet ift, den vorgemertten Anſpruch zu verelleln oder zu beeinträchtigen. Die 
dingliche Einigung für ſich allein hat aber dieſe Wirkung nicht, vielmehr könnte erſt die durch 
Hinzutritt des genannten andern Tatumſtandes vollendete Rechtsänderung den vorgemerkten 
Anſpruch vereiteln oder beeinträchtigen. Deshalb it erſt eine auf Grund dinglicher Einigung 
vollzogene Rechtsänderung als Verfügung im Sinne des $ 883 Ubf 2 zu erachten (RG 113, 406; 
Warn 1927 Nr 92). Hieran andert es auch nichts, wenn bereits auf Grund der dinglichen 
Einigung der Antrag auf Eintragung der Rechtsanderung beim Grundbuchamt geſtellt iſt; 
die etwa dadurch gemäß 9 873 Abſ 2 erzeugte Gebundenheit der Beteiligten enthält weder 
eine Verfügungsbeſchränkung (. 8 873 A 13) noch eine Anderung der Rechtslage (RG 113, 407; 
Warn 1927 Nr 92). Daher iſt z. B. eine nach Stellung eines ſolchen Eintragungsantrags ein 
getragene Vormerkung rechtswirkſam, mag auch § 17 GBO bei letzterer Eintragung vom 
Grundbuchrichter verletzt worden fein, und greift, wenn demnächſt gemäß dem erſtgenannten 
Eintragungsantrag die Eintragung der Rechtsänderung erfolgt, § 883 Abſ 2 hinſichtlich der 
Unwirkſamkeit der vereitelnden oder beeinträchtigenden Verfügung Platz (vgl. RG 113, 407). — 
Vermietung oder Verpachtung des Grundſtücks ift nach der obigen Begriffsbeſtimmung 
auch in Verbindung mit Gebrauchsüberlaſſung keine Verfügung, wie auch die $$ 1375, 1423, die 
85 1821 Nr 1, 1822 Nr 4, 5, die $$ 2113, 2135, in denen zwiſchen Vermietung (Verpachtung) 
und Verfügung unterſchieden wird beſtätigen AG 106, 111). Jedoch iſt 9 883 Abſ 2 ent: 
ſprechend anzuwenden, weil durch Vermietung (Verpachtung) in Verbindung mit Gebrauchs. 
überlaſſung das Eigentum am Grundſtück beſchränkt wird ($8 571, 577) und fie gegenüber 
einer beeinträchtigenden Verfügung als ein minderes beeinträchtigendes Ereignis zu erachten 
iſt (tr.; vgl. RG 106, 112), fo daß der Berechtigte aus einer Vormerkung der Auflaſſung oder 
der Nießbrauchsbeſtellung nicht an einen nach der Eintragung der Vormerkung von dem 
Eigentümer geſchloſſenen und durch Gebrauchsüberlaſſung vollzogenen Mietvertrag (Pacht⸗ 
vertrag) gebunden ift. — Auch ein kraft Geſetzes ſich vollziehender Rechtserwerb, durch 
den das Recht des Vormerkungsberechtigten beeinträchtigt würde (z. B. Bucherſitzung nach 
$ 900 gegenüber einer Auflaſſungsvormerkung), iſt einer Verfügung gleichzuſtellen (fr.). 
12. Bezüglich der Wirkungen gegenüber Verfügungen im Wege der Zwangsvollſtreckung 
oder Arreſtvollziehung weiſt die Vormerkung gegenüber den Veraußerungsverboten 
der 88 135, 136, bei denen nach 8 135 Ab] 1 Satz 2 einer rechtsgeſchaftlichen Verfügung des 
Schuldners die im Wege der Zwangs vollſtrecung oder der Arreſtvollziehung (8 * 3 O) 
erfolgenden Verfügungen ebenfalls gleichgeſtellt ſind, darin einen Unterſchie auf, ei 
die Vorſchrift des J 772 ZPO, wonach der Gegenſtand, auf den ſich ein de Bae ot 
bezieht, nicht im Wege der Zwangsvollſtreckung veräußert werden darf, auf die Vormerkung 
keine Anwendung findet. Im Falle der Zwangsverſteigerung des Grundstücks, auf das 
die Vormerkung oder ein Recht, gegen das ſich die Vormerkung richtet, eingetragen iſt, iſt 175 
Vormerkungsberechtigte nach 58 9 Nr 1, 48 386 Beteiligter, deſſen gent a. 5 
gleich bedingten Rechten bei Feſtſtellung des geringſten Gebots wie ein eingetragene ) 
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berückſichtigt wird. Es finden daher auf den vorgemerkten Anſpruch die für bedingte Rechte 
geltenden Vorſchriften Anwendung, insbeſondere hinſichtlich der Folgen des Wegfalls eines 
Rechtes, der Aufnahme in den Teilungsplan, der Behandlung bei der Verteilung des Ver⸗ 
ſteigerungserlöſes (88 50, 51, 114, 119, 124, 125 330). Die Zwangsverſteigerung wird 
durch die Vormerkung ebenſowenig verhindert wie eine rechtsgeſchäftliche Verfügung über 
das Grundſtück (ſtr.; R JW 1910, 48957). Auch die Vormerkung auf Einräumung des Eigen- 
tums (Auflaſſung) iſt nicht ein der Zwangsverſteigerung entgegenſtehendes Recht im Sinne der 
88 28, 37 Nr 5 IVO. Iſt die Auflaſſungsvormerkung vor dem Rechte des betreibenden Gläu⸗ 
bigers eingetragen und wird ſie daher in das geringſte Gebot aufgenommen, fo bleibt fie be- 
ſtehen und iſt auch gegenüber dem Erſteher wirkſam, ſo daß er, wenn der vorgemerkte Anſpruch 
endgültig feſtgeſtellt wird, nach 88 883 Abſ 2, 888 das Grundſtück herausgeben muß (vgl. RG 
7, 177; 15, 269; 27, 238). Iſt die Vormerkung erſt nach dem betreibenden Gläubiger ein- 
getragen, fo erliſcht fie gemäß 88 44, 45, 52 Satz 2, 91 ZUG durch den Zuſchlag und kann der 
Vorgemerkte nur einen Anſpruch auf den Verſteigerungserlös nach Maßgabe des § 92 35G 
geltend machen (ſtr., RG Warn 08 Nr 307; JW 1910, 48937; vgl. OLG 13, 6; ſ. auch hin⸗ 
ſichtlich des Ranges A 14). 

13. Dadurch, daß die den vorgemerkten Anſpruch vereitelnden oder beſchränkenden Bere 
fügungen des Konkursverwalters unwirkſam ſind (vgl. RG IW 06, 424°), unter] cheidet 
ſich die Vormerkung ebenfalls (ſ. A 12) von den Veräußerungsverboten der $$ 135, 186. 
Diele find nach $ 13 KO den Konkursgläubigern gegenüber überhaupt unwirkſam, während 
nach § 24 KO der Vormerkungsberechtigte von dem Konkursverwalter die Befriedigung 
ſeines Anſpruchs verlangen kann. Letzteres bedeutet, daß, wenn der vorgemerkte An ⸗ 
ſpruch beſteht, er in vollem Umfange aus der Konkursmaſſe zu befriedigen iſt und der Vor⸗ 
merkungsberechtigte nicht auf die Rechtsſtellung eines auf anteilige Befriedigung aus der 
Konkursmaſſe beſchränkten Konkursgläubigers zu verweiſen iſt. Die Befriedigung geſchieht, 
wenn die Vormerkung auf Auflaſſung gerichtet ift, nach Feſtſtellung des vorgemerkten An- 
ſpruchs durch endgültige Einräumung des Eigentums. Das Wahlrecht des Konkursverwalters 
zwiſchen Erfüllung und Rücktritt aus 8 17 wird hier wie auch ſonſt bei vorgemerkten An⸗ 
ſprüchen aus zweiſeitigen Verträgen durch § 24 KO ausgeſchloſſen (ſtr.). Ferner gewährt die 
Hypothekvormerkung nach § 47 KO ein Abſonderungsrecht, und fie bleibt nach § 198 
KO durch einen Zwangsvergleich unberührt. — Dieſe Wirkungen der Vormerkung 
beſtehen, gleichviel, ob die Vormerkung auf Grund der Bewilligung des Paſſivbeteiligten 
oder ob fie auf Grund einer einſtweiligen Verfügung eingetragen worden ift. Jedoch gilt nach 
88 221 Abſ 2, 236 KO für den Konkurs über einen Nachlaß und das Geſamtgut einer 
fortgeſetzten Gütergemeinſchaft die Ausnahme, daß eine nach dem Eintritte des Erb⸗ 
falls bzw. der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft im Wege der einſtweiligen Verfügung erlangte 
Vormerkung unwirkſam ift. — Zu bemerken ift, daß eine Vormerkung gemäß $ 18 Abſ 2 
Go die vorbezeichneten Wirkungen nicht hat, da ſie nicht zur Sicherung eines Anſpruchs 
im Sinne des $ 883 dient, ſondern nur den Zweck hat, der vorbereiteten Eintragung für den 
Fall der Beſeitigung des Hinderniſſes den Rang zu wahren (ſtr., ſ. A 2 „Rechtsgrund“, 8 878 
A 5, RIA 10, 233). 

14. Der Rang des durch die Vormerkungseintragung geſicherten Rechtes beſtimmt 
lich bei der endgültigen Eintragung, wenn das Recht das Grundſtück belaſtet, nach 
8 879 (KOF 41, 224). Treffen mehrere Vormerkungen (z. B. mehrere Hypothekvormerkungen 
oder eine Auflaſſungsvormerkung und eine Hypothekvormerkung) zuſammen, die ſich zu 
dinglichen Rechten entwickelt haben, ſo beſtimmt ſich der Rang der Rechte nach der Reihenfolge 
(in der nämlichen Abteilung) oder nach dem Datum (in verſchiedenen Abteilungen) der Vor. 
merkungseintragungen auch dann, wenn die Umwandlung der Vormerkungen in die Rechte 
in einem anderen Zeitverhältnis erfolgt iſt, als es der Reihenfolge bzw. dem Datum der 
Vormerkungseintragungen entſprechen würde. — Über das Rangverhältnis von Rechten 
an Grundſtücksrechten, auf die $ 879 keine Anwendung findet, vgl. $ 879 A 2. Über 
die Zuläſſigkeit der Rangänderung nach $ 880 vor der endgültigen Eintragung 
des dem vorgemerkten Anſpruche entſprechenden Rechtes vgl. 8 880 A 2 „Gegenſtand“. — 
Auf die (eine Belaſtung des Grundſtücks betreffenden) Vormerkungen ſelbſt, ſolange ſie 
noch nicht zu endgültigen Rechten geworden ſind, findet § 879 bezuglich des Rangverhält 
niſſes zu anderen Eintragungen keine Anwendung (ftr.; ſ. 8 879 A 3). Jedoch kann bei der 
Zwangsverſteigerung der Vormerkungsberechtigte, deſſen Vormerkung nach dem Rechte 
des betreibenden Gläubigers eingetragen iſt (ſ. A 12), vor den nach ihm eingetragenen Rechten 
Anſpruch auf den Verſteigerungserlös erheben, da er damit die Unwirkſamkeit der nachein⸗ 
getragenen Rechte ihm gegenüber nach Maßgabe der SS 883 Abſ 2, 888 geltend macht (Itr.; 
vgl. RG 55, 270; KGJ 39 A 200; OLG 13, 7; a. M. 11, 121). — Iſt die Vormerkung auf 
Grund einer einſtweiligen Verfügung eingetragen ($ 885) und wird dieſe aufgehoben, 
fo erliſcht mit Erlaſſung der aufhebenden Entſcheidung die Vormerkung. Daher kann nicht 
mehr an ihrer Stelle das geſicherte Recht mit dem aus $ 883 Abſ 2 ſich ergebenden Range 
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endgültig eingetragen werden. Vgl. hierüber $ 886 A 3, § 879 A 5. — Auf Vormerkungen 
zur Sicherung des Anſpruchs auf Aufhebung oder auf Anderung des Inhalts oder des 
Ranges eines Rechtes bezieht ſich Ab] 3 feinem Wortlaute nach nicht; dieſe Anſprüche ſtehen 
auch zu dem Range anderer Rechte in keiner Beziehung. Soll jedoch durch die Inhaltsände 
rung das Recht erweitert werden (z. B. Zinserhöhung), ſo findet auch hier Abſ 3 Anwendung, 
da die Erweiterung gleichſteht der Einräumung eines neuen Rechtes. 


8 884 


Soweit der Anſpruch durch die Vormerkung geſichert ift!), kann ſich der 
Erbe des Verpflichteten?) nicht auf die Beſchränkung ſeiner Haftung be⸗ 
rufen?). 

E II 804; P 5 779 f. 


1. Nur ſoweit der Anſpruch vorgemerkt iſt, gilt 8 884. Geht der Anſpruch (auf Ein⸗ 
räumung, Aufhebung oder Anderung eines Rechtes an einem zum Nachlaſſe gehörigen Grund- 
ſtücke oder an einem zum Nachlaſſe gehörigen, ein Grundſtück belaſtenden Rechte) über die 
Vormerkungseintragung hinaus, iſt z. B. vor Eintragung einer Auflaſſungsvormerkung eine 
Hypothek von dem Verpflichteten beſtellt worden, auf deren Beſeitigung der Berechtigte 
auf Grund des ihn berechtigenden Rechtsgeſchäfts einen Anſpruch hat, ſo ſteht dem Erben 
5 Se gegenüber dieſem Anſpruche die Einrede der beſchränkten Haftung zu 

rot 5, E 


2. Der Berpflichtete, deſſen Erbe ſich nicht auf die Beſchränkung ſeiner Haftung berufen 
kann, iſt derjenige, gegen den der durch die Vormerkung geſicherte perſönliche Anſpruch ent ⸗ 
ſtanden und ursprünglich gerichtet war. Auf denjenigen, deſſen Zuſtimmung gemäß 8 888 
erforderlich iſt, wenn nach Eintragung der Vormerkung zu ſeinen Gunſten verfügt worden 
iſt, findet 5 884 keine Anwendung. — Iſt die Vormerkung erſt nach dem Tode des Ver⸗ 
pflichteten (auf das zum Nachlaſſe gehörige Grundſtück bzw. Recht an einem Grundſtücke) 
eingetragen worden, ſo iſt zu unterſcheiden, ob die Eintragung auf Bewilligung des Erben 
oder ob ſie auf Grund einſtweiliger Verfügung erfolgt iſt. Im erſteren Falle ſteht die Vor ⸗ 
merkung einer vor dem Erbfalle eingetragenen gleich. Im letzteren Falle iſt die Vormerkung, 
wenn über den Nachlaß Konkurs eröffnet wird, nach § 221 Abſ 2 KO unwirkſam und ſtehen 
dem Erben nach 88 1990 Abſ 2, 2016 Abſ 2 die Abzugseinrede aus $ 1990 Abſ 1 und die 


aufſchiebenden Einreden aus 88 2014, 2015 zu, die dem unbeſchränkt haftenden Erben nach 
88 2013, 2016 Abf 1 ſonſt nicht gegeben find. 


3. Die Beſchränkung der Haftung, auf die ſich der Erbe des Verpflichteten nicht be⸗ 
rufen kann, regeln die 58 1973, 1975 ff., 1989, 1994, 2000, 2013. Die Vorſchrift des § 884 
findet Ergänzungen in 88 1971, 1974 Abſ 3, 2016 Abſ 2, wonach Vormerkungsberechtigte 
durch das Aufgebot der Nachlaßgläubiger und durch die im § 1974 beſtimmte Ausſchlußfriſt 
nicht betroffen werden und dem Erben ihnen gegenüber, abgeſehen von dem in A 2 erörterten 
Ausnahmefalle, nicht die aufſchiebenden Einreden aus 88 2014, 2015 zuſtehen. 


8 885 


Die Eintragung einer Vormerkung erfolgt auf Grund einer einstweiligen 
Verfügung! oder auf Grund der Bewilligung desjenigen, deſſen Grundſtück 
oder deſſen Recht von der Vormerkung betroffen wird:). Zur Erlaſſung 
der einſtweiligen Verfügung iſt nicht erforderlich, daß eine Gefährdung 
des zu ſichernden Anſpruchs glaubhaft gemacht wird). 

Bei der Eintragung kann zur näheren Bezeichnung des zu ſichernden 
Anſpruchs auf die einſtweilige Verfügung oder die Eintragungsbewilligung 
Bezug genommen werden“). 

E II 804; P 3 108 ff., 116 f.; 4 586. ae: 

1. Die Erl der die Eintragung einer Vormerkung anordnenden einſtweiligen 
Verfücung erfoht nach Maßgabe der bg gef. in Verbindung mit S$ BIOff- BRD. Seen 
bedarf es nach) $ 885 Abſ 1 Satz 2, abweichend von 88 917, 920 Abſ 2 ZPO, nicht der h „ 
haftmachung (5 294 ZRO), daß der zu ſichernde Anſpruch gefährdet ſei. Der ele aaf [2 
riſche Grund für diefe Abweichung it, daß in allen hier in Betracht kommenden Fa 5 
eine Gefährdung ſchon durch die Einrichtung des Grundbuchs gegeben iſt, die es dem a . 
ner ermöglicht, die Verwirklichung des Anſpruchs durch Veräußerung des Grundſtücks oder 
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des Rechtes auszuschließen, und daß der Nachweis einer weiteren beſonderen Gefahr dem 
Gläubiger nicht zuzumuten iſt (Prot 3, 115; SeuffA 63 Nr 44). Dagegen iſt der An⸗ 
ſpruch glaubhaft zu machen. Es kann aber die Glaubhaftmachung durch Sicherheits: 
leiſtung erſetzt, anderſeits trotz Glaubhaftmachung des Anſpruchs Sicherheitsleiſtung ge⸗ 
fordert werden (88 921 Ab] 2, 936 ZPO). Gründet ſich der Anſpruch auf ein Rechtsgeſchäft, 
ſo muß glaubhaft gemacht werden, daß das Rechtsgeſchäft gültig, insbeſondere in der etwa 
vorgeſchriebenen Form geſchloſſen worden iſt. Über andere Rechtsgründe für den Anſpruch 
ogl. § 883 A 2 „Rechtsgrund“. Der Anſpruch braucht nicht fällig zu fein, er kann bedingt oder 
von einer Gegenleiſtung abhängig fein (. $ 883 A 10). Jedoch muß es ein im Klagewege 
verfolgbarer Anſpruch des Antragſtellers fein. So kann z. B. zur Sicherung eines von dem 
bisherigen Berechtigten künftig erſt zu erwerbenden Anſpruchs auf Eigentumsübertragung, 
wie nicht eine einſtweilige Verfügung überhaupt (vgl. $$ 926, 936 3 PO), auch nicht eine ſolche 
auf Eintragung einer Vormerkung erlaſſen werden (RG 74, 158; f. dazu § 883 A 10 a. E.). 
— Zuſtändig für die Erlaſſung iſt ſowohl das Gericht der Hauptſache, als auch das Amts- 
gericht, in deſſen Bezirk das Grundſtück, auf das die Vormerkung eingetragen werden ſoll, 
belegen iſt, und zwar letzteres auch in nicht dringenden Fällen (88 919, 942 Abſ 1, 2 ZPO). 
Gericht der Hauptſache (8 943 Abſ 1 ZPO) iſt dasjenige Gericht erſter oder zweiter Inſtanz, 
bei dem der Rechtsſtreit über den durch die Vormerkung zu ſichernden Anſpruch auf Ein⸗ 
räumung, Aufhebung oder Anderung eines Rechtes an einem Grundſtücke oder eines Rechtes 
an einem ſolchen Rechte anhängig iſt oder anhängig gemacht werden kann (vgl. RG 4, 407; 
30, 351; 31, 372). — Paſſiv legitimiert für die Klage und demgemäß auch für die einſt⸗ 
weilige Verfügung iſt derjenige, der aus einem der in $ 883 A 2 „Rechtsgrund“ genannten 
Rechtsgründe perſönlich verpflichtet iſt, die durch die Vormerkung zu ſichernde Anderung des 
Rechtsſtandes eines Grundſtücks herbeizuführen (z. B. auch derjenige, der verpflichtet iſt, eine 
ihm abgetretene Hypothek unter gewiſſen Vorausſetzungen zurückzuübertragen, OLG 8, 306). 
Iſt der zu ſichernde Anſpruch auf Aufhebung eines Rechtes an einem Grundſtücke (z. B. einer 
Hypothek, die von dem Käufer in dem Kaufvertrage nicht übernommen worden iſt) gerichtet, 
jo iſt ein Dritter, dem ein Recht an dem aufzuhebenden Rechte zufteht (dem z. B. die Hypothek 
verpfändet ift), nicht paſſiv legitimiert, auch wenn zur Aufhebung des Rechtes feine Mit- 
wirkung erforderlich iſt (OLG 3, 99). Ferner iſt, wenn der Grundſtückseigentümer ſich zur 
Eintragung eines Rechtes verpflichtet, demnächſt aber das Grundſtück an einen Dritten 
veräußert hat, dieſer hinſichtlich einer einſtweiligen Verfügung auf Eintragung einer Vor⸗ 
merkung zur Sicherung des Anſpruchs auf Eintragung des Rechtes nicht paſſiv legitimiert, 
da gegen ihn überhaupt kein Anſpruch auf Einräumung des Rechtes befteht (vgl. OLG 26, 7). 
— Die einſtweilige Verfügung muß binnen der Friſt von einem Monat vollzogen werden 
(8 929 Abf 2 ZPO). Als Vollziehung gilt nach 88 932 Abſ 3, 936 ZPO der Antrag auf Ein⸗ 
tragung (§8 13, 30 GBO), der vom Gläubiger geſtellt werden kann (KJ 41, 222), oder, wenn 
das Gericht gemäß § 941 ZPO um Eintragung erſucht, nach $ 39 GBO der Eingang des Er- 
ſuchens beim Grundbuchamte (vgl. RG 67, 165, auch RIA 7, 69). Es muß aber gemäß 8 929 
Abſ 3 ZPO die Zuſtellung an den Antragsgegner, falls ſie noch nicht geſchehen iſt, inner⸗ 
halb einer Woche nach der Vollziehung und vor Ablauf der Vollziehungsfriſt erfolgen 
(RG 67, 164; 81, 288; KJ 52, 164). Sind die letzteren Friſten nicht eingehalten oder ift 
die Vollziehung erſt nach Ablauf der Vollziehungsfriſt bewirkt worden, ſo iſt die vor⸗ 
genommene Eintragung der Vormerkung unwirkſam, da ſie eine Vollziehungsmaßregel iſt 
und daher Vorhandenſein der geſetzlichen Erforderniſſe für die Vollziehung der einſtweiligen 
Verfügung Vorausſetzung für ihre Wirkſamkeit iſt (NG 67, 165; 81, 288; OLG 10, 399; 
23, 348). Jeder Inhaber des durch die nichtige Vormerkungseintragung beeinträchtigten 
Grundeigentums oder Rechtes am Grundſtück kaun ebenſo, wie wenn eine einſtweilige 
Verfügung überhaupt nicht erlaſſen wäre, von dem als Berechtigten Eingetragenen Be⸗ 
ſeitigung der Eintragung verlangen; zwar nicht nach § 894, da die Vormerkung nicht ein 
„Recht“ im Sinne dieſer Vorſchrift iſt (§ 883 A 8), wohl aber auf Grund des unmittelbar oder 
entſprechend anzuwendenden (ſ. $ 886 A 2) $ 1004 (ſtr.; vgl. RG 26, 399; 56, 252; 81, 288; 
Gruch 67, 79; a. M. ROY 52, 164 infofern, als 8 894 für entſprechend anwendbar erachtet wird 
und desgleichen 8 22 GBO, weil die Vormerkung nach $ 883 Abſ 2 wie eine Verfügungs⸗ 
beſchränkung wirke). Dies gilt auch dann, wenn der geſicherte Anſpruch rechtsbeſtändig und 
wenn die einſtweilige Verfügung nicht (auf Widerſpruch des Vormerkungsverpflichteten gemäß 
$ 924 ZPO) aufgehoben iſt (. § 886 A 3), da die Vormerkungseintragung als ſolche nichtig iſt 
(RG 81, 288). Wegen dieſer Nichtigkeit kann ferner, ſelbſt wenn der Auſpruch rechtskräftig 
feſtgeſtellt wird, nicht die Umſchreibung der Vormerkung in das endgültige Recht erfolgen 

G 81, 288). Ebenſowenig kaun die nichtige Vormerkungseintragung etwa dadurch aufrecht ⸗ 
erhalten werden, daß eine neue einſtweilige Verfügung ausgebracht und rechtzeitig vollzogen 
wird; vielmehr kann auf Grund ſolcher neuen einſtweiligen Verfügung nur eine neue Vor⸗ 
merkung an anderer Stelle des Grundbuchblatts eingetragen werden (RG 81, 288). — Wäh⸗ 
rend der Dauer des Konkursverfahrens über das Vermögen des Verpflichteten darf nach 
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§ 14 Abſ 2 KO eine Vormerkung auf ein zur Konkursmaſſe gehöriges Grundſtück oder Recht 

an einem Grundſtück zugunſten einzelner Konkursgläubiger auf Grund einſtweiliger Verfügung 

nicht eingetragen werden. Die etwa vorgenommene Eintragung ift nichtig. Der Konkurs- 

berwalter kann ihre Beſeitigung ebenſo verlangen wie in dem oben erörterten Falle der 

Nichtigkeit. Wird dagegen auf Grund der Bewilligung des Gemeinſchuldners eine ſolche Vor⸗ 

merkung e ſo iſt ſie nur den Konkursgläubigern gegenüber nach Maßgabe des 
unwirkſam. 

2. Die Eintragungsbewilligung des Betroffenen für ſich allein genügt, abgeſehen von 
der Eintragung, zur rechtswirkſamen Begründung der Vormerkung. Einer Einigung zwi. 
ſchen dem Berechtigten und dem Verpflichteten gemäß 88 873, 877 bedarf es nicht, da nicht 
ein Recht eingeräumt oder geändert, ſondern nur ein perlönlicher (ſchuldrechtlicher) Anſpruch 
auf die Einräumung oder die Anderung geſichert wird. Die M 3, 244 bemerken zwar, es 
ſei nicht zweifelhaft, daß ein Vertrag zwiſchen den Beteiligten vorausgeſetzt werde. Jedoch 
hat dies im Geſetze keinen Ausdruck gefunden (ſtr.; RG Gruch 62, 119, wo eine etwaige 
Einigung 1 dem Berechtigten und dem Verpflichteten hinſichtlich der Heilung eines 
weſentlichen Mangels in der Eintragungsbewilligung für belanglos erllärt wird; Res JW. 
1926, 19555; NF 46, 207; OLG 45, 198; IF 4, 338). — Die freiwillige Gewährung der 
Vormerkung wird bei nicht beſtehendem Streite über den Anſpruch namentlich dann erfolgen, 
wenn bei einem Geſchäfte, deſſen Entwicklung ſich je nach den Umſtänden ganz verſchieden 
geſtalten kann, dem Verpflichteten nicht zuzumuten iſt, dem Gläubiger ſofort ein beſtimmtes 
dingliches Recht einzuräumen (Prot 3, 115). — Iſt die Bewilligung rechtsunwirkſam (z. B. weil 
ſie nur zum Schein erklärt oder ſie wegen Irrtums oder Betrugs berechtigt angefochten iſt), 
ſo 5 die Vormerkung nichtig und kann ihre Beſeitigung ebenſo wie in den in A 1 erwähnten 
Fällen der Nichtigkeit verlangt werden. Dies gilt auch, wenn der Gegenſtand der Vor 
merkung in der Eintragungsbewilligung derart unvollkommen angegeben iſt, daß er nicht 
einmal beſtimmbar iſt (3. B. wenn als Gegenſtand einer Auflaſſungsvormerkung angegeben 
iſt „mein ai von zirka 400 Morgen“: RG Gruch 62, 117). 

Der Paſſivbeteiligte, der die Bewilligung erklären muß, iſt der Eigentümer des 
Grundſtücks oder der Inhaber bes Rechtes an einem Grundſtücke, in Anſehung deſſen die Vor⸗ 
merkung eingetragen werden fol (z. B. derjenige, der eine ihm abgetretene Hypothek unter 
gewiſſen Vorausſetzungen zurückübertragen muß, OLG 8, 306). — Sind im erſteren Falle Eigen⸗ 
tümer des Grundſtücks mehrere Miterben in ungeteilter Erbengemeinſchaft, ſo bedarf es 
zur Eintragung der Vormerkung der Bewilligung ſämtlicher Erben; die Bewilligung eines ein ⸗ 
zelnen Miterben genügt nicht, auch nicht für ſeinen Anteil, da vor der Erbauseinanderſetzung 
das Grundſtück als ein Stück des Nachlaſſes lediglich den Erben insgeſamt gehört (RIA 4, 255). 
— Eine Verfügung iſt die Bewilligung nicht (. 8 883 A 8 „öffentlicher Glaube des Grund⸗ 
buchs“). Demnach iſt die Frage, ob der Ehemann bei geſetzlichem Güterſtande ohne Zu⸗ 
ſtimmung der Frau, dieſe ohne Einwilligung des Mannes eine Vormerkung in 
bezug auf das eingebrachte Gut bewilligen kann, nicht von dem Geſichtspunkte der Verfügung 
(81375, 1395, 1398) zu entſcheiden. Vielmehr iſt die Gewährung der Vormerkungseintragung 
rechtsgeſchäftlicher Verwaltungsakt. Zur Bewilligung iſt daher derjenige berechtigt, dem 
die Verwaltung zuſteht; dies iſt bei dem geſetzlichen Güterſtande der Ehemann. Deshalb iſt 
nach 8 1374, da der Ausnahmefall des $ 1375 nicht gegeben ift, die Zuſtimmung des Ehemanns 
zu der Bewilligung der Vormerkungseintragung ſeitens der Ehefrau erforderlich, während 
die Bewilligung des Ehemanns der Zuſtimmung der Ehefrau nicht dedarf (ſtr.). Gleiches gilt 
nach § 1448 auch für die Vormerkungseintragung in bezug auf das Geſamtgut bei gütergemein · 
ſchaftlicher Ehe, und zwar trotz $ 1445 auch dann, wenn der zu ſichernde Anſpruch die Ein. 
räumung eines Rechtes an einem zum Geſamtgute gehörigen Grundſtücke zum Ziele hat 
(tr. a. M. RIU 5, 195). Jedoch iſt dabei zu beachten, daß die Vormerkung nur dann Rechts. 
wirkſamkeit hat, wenn der Anſpruch rechtsgültig begründet worden iſt (ſ. 8 883 A 2 „rechts 
beſtandig“) und daß die Verpflichtung zur Eintragung des endgültigen Rechtes ee 
eine Verpflichtung zu einer Verfügung iſt. Daher ift nach § 1375 eine jede Vormerkung in An. 
ſehung des eingebrachten Gutes und nach $ 1445 eine Vormerkung in Auſehung eines 9 5 
Geſamtgute gehörigen Grundſtücks nur dann wirkſam, wenn die Frau zur Begründung 5 
Anſpruchs ihre Einwilligung erteilt hat. Jedoch hat das Grundbuchamt nicht zu on 9 
ein rechtsbeſtändiger Anſpruch der Eintragungsbewilligung zugrunde liegt. Zur Vornahme 
der Eintragung genügt die krechtsgültige) Eintragungsbewilligung des Legitimierten. 

Die Vorſchrift des 9 878 über Linflußloſigkeit des nachträglichen Eintritts einer 
Verfügungsbeſchränkung findet keine Anwendung, da ſie lediglich die e der 
88 873, 875, 877 abgegebenen Erklärungen betrifft, unter welche die Bewil igumg er 10 
merkungseintragung nicht fällt (ſtr., 8 878 A 1). Daher macht die ou Ara Ling 
des Bewilligenden, auch wenn fie erſt nach Stellung des Antrags auf a ug 856 = 
merkung beim Grundbuchamte eintritt, die Bewilligung unwirkſam (ftr. 5 IJ 1 6 8 
Der Zuſtimmung derjenigen Perſonen, die als gegenwärtige Drittberechtigte (3. B. 
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bei Aufhebung oder Anderung des Inhalts oder Ranges eines belaſteten Rechtes gemäß 
88 876, 877, 880 Abſ 3) oder als künftige Berechtigte (3. B. als künftige Eigentümer- 
hyvothekare bei Aufhebung oder Anderung des Ranges hypothekariſcher Rechte gemäß 88 880 
Abf 2 Satz 2, 1183 BOB; 8 27 GBD) der endgültigen Aufhebung oder Anderung eines 
Rechtes am Grundſtücke oder eines Rechtes an einem ſolchen Rechte zuſtimmen miſſen, 
bedarf es nicht, da durch die Vormerkung eine Aufhebung oder Anderung des Rechtes nicht 
herbeigeführt und alſo die Rechtsſtellung dieſer Perſonen nicht berührt wird. 

Eine Form iſt zur Wirkſamkeit der Bewilligung nicht vorgeſchrieben. § 885 ſpricht nicht, 
wie § 873 Abſ 2, § 875 Abj 2 von „einer den Vorſchriften der GBO entſprechenden“ Ein- 
tragungsbewilligung. Sie kann daher (mit materiellrechtlicher Wirkſamkeit) formlos, auch 
mündlich, erteilt werden (KJ 46, 208). Ebenſowenig ift für die Bindung ($ 130) eine Form 
vorgeſchrieben. Da fie einfeitig auf Herbeiführung einer Eintragung gerichtet iſt, hat ſie 
dem Grundbuchamte gegenüber (vgl. hierüber $ 875 A 10) zu erfolgen. Wenn auch eine 
Bewilligung gegenüber dem Berechtigten hätte genügend fein ſollen, hätte es im Geſetze 
geſagt fein müſſen (ſtr.; a. M. KG 46, 208, wo die Bewilligung ohne Begründung gleich» 
geſtellt wird einer Aufgabeerklärung nach $ 875). Da die Eintragung der Vormerkung „auf 
Grund“ der Eintragungsbewilligung erfolgen foll, ift hier zur Wirkſamkeit der Eintragung zu 
erfordern, daß die Bewilligung der Eintragung vorausgeht; eine nachträgliche Bewilligung macht 
die Eintragung nicht wirkſam (KJ 46, 208). Formellrechtlich allerdings iſt nach 89 19, 29 
Satz! GBO zur Vornahme der Eintragung die Erklärung der Bewilligung in einer der Formen 
des § 29 Satz 1 GBO erforderlich. Jedoch iſt, wenn das Grundbuchamt dieſe Ordnungsvorſchrift 
außer acht gelaſſen hat, die Eintragung um deswillen nicht unwirkſam. — Der Inhalt der 
Bewilligung braucht nicht notwendig das Wort „Vormerkung“ zu enthalten, es genügt, 
wenn erſichtlich iſt, daß einem Anſpruch vorläufige Sicherung verſchafft werden ſoll (RG 
Gruch 67, 81; KJ 28 A 154). Iſt aber die Eintragung einer endgültigen Rechtsanderung 
bewilligt, ſo kann darin in der Regel nicht die Bewilligung der Eintragung einer entſprechenden 
Vormerkung gefunden werden, da durch dieſe nur ein ſchuldrechtlicher Auſpruch geſichert werden 
ſoll (ſtr.); wenn jedoch die Eintragung der endgültigen Rechtsänderung nicht zuläſſig wäre, 
wird die Bewilligung in die der Eintragung einer etwa zuläſſigen Vormerkung umgedeutet 
werden können (vgl. RG Gruch 67, 81). — Die Eintragungsbewilligung kann el; t werden 
durch ein Urteil gegen den Paſſivbeteiligten nach Maßgabe der 88 894, 895 PO. Für 
die Klage iſt, da es ſich lediglich um einen perſönlichen Anſpruch handelt, der von dem per⸗ 
ſönlich Verpflichteten zu erfüllen iſt, weder der ausſchließliche dingliche Gerichtsſtand aus 8 24 
noch der wählbare des § 26 ZPO gegeben (RG 52, 40). Lautet das Urteil auf Bewilli⸗ 
gung einer endgültigen Eintragung, fo gilt nach $ 895 ZPO die Eintragung einer Vormerkung 
als bewilligt, wenn das Urteil vorläufig vollſtreckbar iſt. — Über die nach SS 18 Abſ 2, 
76 GBO von Amts wegen einzutragenden Vormerkungen vgl. 8 883 A 2 „Rechtsgrund“. 

3. Über die Notwendigkeit der Eintragung zur Begründung der Vormerkung und über 
die Form der Eintragung, auch über Unſchädlichkeit einer (irrtümlichen) B ezeichnung der 
Vormerkung als Widerſpruch vgl. 8 883 A 9. Darüber, daß die Eintragung einer Vor⸗ 
merkung für einen jeweiligen Berechtigten oder für den Berechtigten und deſſen 
Rechtsnachfolger nicht zuläſſig iſt, vgl. 8 883 A 2 „Anſpruch einer beſtimmten Perſon“. — 
Nach Abſ 2 kann bei der Eintragung auf die einſtweilige Verfügung (A 1) oder auf die 
Eintragungsbewilligung, alſo auch auf das dieſe erſetzende Urteil (. A 2), zur näheren Be⸗ 
zeichnung des Anſpruchs Bezug genommen werden. Die Beſtimmung entſpricht dem 8874 
(pal. dort A 2—6). Die beſondere Vorſchrift gegenüber § 874 war geboten, weil die Vor⸗ 
merkung kein „Recht“ am Grundſtücke im Sinne des $ 874 iſt (ſ. 8874 A1). Außer dem 
Gegenſtande des Anſpruchs (3. B. Anderung, Aufhebung des Rechtes) muß im Grund- 
buche, ſei es durch Aufnahme in den Eintragungsvermerk, ſei es durch Bezugnahme auf die 
Eintragungsbewilligung, der Umfang des Anſpruchs (ſ. $ 888 A 9) und ferner, um den 
Anſpruch gehörig zu kennzeichnen und die grundbuchlichen Verhältniſſe klarzulegen, auch der 
Grund des Anl pruchs angegeben werden, alſo der Tatumſtand, aus dem der zu ſichernde 
Anſpruch entſtanden iſt oder entſtehen ſoll, in der Weiſe, daß der Anſpruch von anderen 
Anſprüchen gleichen Inhalts desſelben Gläubigers gegen deuſelben Schuldner unterſchieden 
werden kann (RG JW 1911, 58752; RIA 7, 146; KGJ 87 A 280; 48, 190; 51, 251; vgl. 
jedoch RG 42, 318; 45, 176). Unter „nähere Bezeichnung des Rechtes“ fällt z. B. nicht die 
Angabe des Vormerkungsberechtigten: dieſer muß daher in den Eintragungsvermerk ſelbſt 
aufgenommen werden (vgl. KJ 47, 212; $ 874 A 4). — Die Vorſchriften des $ 1115 
Ab) 1 finden auf Hypothek oder Grundſchuldvormerkungen keine Anwendung, 
da fie keine hypothekariſchen Rechte find. Es hängt daher die Gültigkeit der Vormerkungen 
nicht unbedingt von der Aufnahme der dort vorgeſchriebenen Angaben in den Eintragungs⸗ 
vermerk ab. Vielmehr kann auch über $ 1115 Abſ 1 hinaus auf die Grundlagen Bezug ge ⸗ 
nommen werden, fofern die Bezugnahme nur die Grenze der „näheren“ Bezeichnung des An⸗ 
ſpruchs innehält (ſtr.; IF 4, 407 [Bezugnahme auf Unterwerfung unter ſofortiger Zwangs⸗ 
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vollſtreckung bei Hypothekvormerkung genügt]; a. M. OLG 3, 4). Der Forderungsbetrag bei 
einer e e wird allerdings in den Eintragungsvermerk ſelbſt aufzunehmen lein 
da eine Bezugnahme hierauf über die bloß „nähere“ Bezeichnung hinausgehen würde (vgl. OG 
3, 3; 3, 364). — Das in den Eintragungsvermerk Aufgenommene muß ſich mit dem 
weſentlichen Inhalte der Grundlagen der Eintragung decken. Weicht es hiervon ab 
derart, daß die wirkliche Rechtslage aus dem Eingetragenen überhaupt nicht ertannt werden 
kann, ſo iſt die Eintragung unwirkſam (RG 53, 414). — Steht die Bedeutung einer Vor⸗ 
merkung in Frage, ſo darf auch die über die Begründung des Anſpruchs ſich ver- 
haltende Urkunde zum Zwecke der Auslegung beridlichtigt werden (NG JW 1911, 587°; 
12. 12. 10 V 86/10). Iſt bei einer Hypothek eine Löſchungsvormerkung (8 1179) eingetragen, 
fo kann mit Rückſicht auf den engen Zuſammenhang zwiſchen Hypothek und Vormerkung 
zwecks Auslegung dieſer auch der Inhalt der Hypothekeintragung (3. B. daß die Hypothek 
eine Baugeldhypothek iſt, deren Forderung erſt durch Zahlungen an den Grundſtuͤckseigen⸗ 
tümer je nach Fortſchreiten des Baues zur Entſtehung gelangen ſoll) in Betracht gezogen 
werden (RG JW 1911, 5877). j 

Die formellrechtlichen Vorausſetzungen für die Vornahme der Eintragung 
find hinſichtlich der Grundlagen der Eintragung übereinſtimmend mit den materiellrechtlichen 
Erforderniſſen für die Rechtsgültigkeit. Auf Grund einer einſtweiligen Verfügung gegen 
den durch die Eintragung in ſeinem Rechte Betroffenen oder auf Grund feiner Eintragungs⸗ 
bewilligung hat das Grundbuchamt nach $ 19 GBD die Eintragung vorzunehmen. Im Falle 
einer einftweiligen Verfügung iſt vom Grundbuchamte zu prüfen, ob die Vollziehungsfriſt 
noch nicht abgelaufen iſt (ſ. A 1). — Die Eintragungsbewilligung muß die int $ 29 Satz 1 
GBO vorgeſchriebene Form erfüllen (J. A. 2). — Wird ſtatt der Eintragungsbewilligung ein 
Urteil gemäß $ 894 ZPO beigebracht, fo muß die Ausfertigung mit dem Zeugniſſe der 
Rechtskraft verſehen ſein. Soll auf Grund eines den Betroffenen zur Bewilligung der Eintragung 
des endgültigen Rechtes verurteilenden, vorläufig vollſtreckbaren Urteils gemäß 8 895 ZPO 
der Anſpruch auf das Recht vorgemerkt werden, ſo muß das Urteil mit Vollſtreckungsklauſel 
verſehen fein (88 724, 725, 750 3PO), da, wenngleich die Eintragung ein grundbuchlicher Akt 
iſt, ſich doch das Verfahren zugleich auch als ein Zwangsvollſtreckungsakt darſtellt (ſtr.; ogl. 
RG 62, 157; KJ 26 A 260). Hängt nach dem Urteil die vorläufige Vollſtreckbarkeit von 
einer Sicherheitsleiſtung ab, jo muß dieſe aus gleichem Grunde gemäß 8 751 Abſ 2 ZPO 
nachgewieſen werden. — Ob der zu ſichernde Anſpruch rechtsgültig beſteht, hat das Grund ; 
buchamt nicht zu prüfen (. A 2). — Ferner iſt nach 8 13 Abf 1 GBD ein Eintragungs- 
antrag erforderlich, der aber nach $ 30 GBO keiner Form bedarf. Berechtigt zu dem Antrage 
iſt nach $ 13 Abſ 2 G0 nicht nur der Gläubiger, ſondern, ſofern nur die ſonſtigen urkundlichen 
Erforderniſſe, insbeſondere eine formgerechte Eintragungsbewilligung, beigebracht werden, 
auch der Schuldner. Wenn das eine einſtweilige Verfügung anordnende Gericht gemäß 8 941 
ZPO um Eintragung der Vormerkung erſucht, erſetzt nach $ 39 GBO das hen den 
Antrag (ſ. A 1; vgl. auch OLG 7, 368 darüber, daß das Grundbuchamt nicht nachzuprüfen 
berechtigt iſt, ob die den Gegenſtand des Erſuchens bildende Eintragung nach materiellem 
Rechte zuläſſigerweiſe angeordnet iſt). — Weiter muß nach 8 40 Abſ 1, ſofern nicht einer der 
Ausnahmefälle des § 41 G0 vorliegt, der Betroffene als der Berechtigte (Eigen 
tümer, Inhaber des betroffenen Rechtes) im Grund buche eingetragen fein. Soll eine 
Vormerkung auf ein zum Geſamtgute der ehelichen Gütergemeinſchaft gehöriges Grundſtück 
eingetragen werden, ſo iſt, wiewohl materiellrechtlich zur Wirkſamkeit der Vormerkung die 
Eintragungsbewilligung des Mannes (ſ. A 2) oder eine einſtweilige Verfügung gegen ihn allein 
(vgl. 88 740, 928 ZPO; RIA 5, 196) genügt, doch nach der Ordnungsvorſchrift des $ 40 Abs 1 
G80 neben der Eintragung des Mannes auch die der Frau als Eigentümer 
erforderlich, da dieſe ebenfalls in ihrem Miteigentumsrechte durch die Eintragung betroffen 
wird (RIA 5, 196; 12, 163). Ferner muß im Falle einer Vormerkung auf Übertragung des 
Eigentums (Auflaſſung) gegen den Erben des eingetragenen Eigentümers, der Erbe, bevor 
die Eintragung der Vormerkung erfolgen kann, als Eigentümer eingetragen ſein⸗ wiewohl 
nach 8 41 die Vorſchrift des § 40 Abſ 1 auf den Erben des eingetragenen Berechtigten 1 5 
Anwendung findet, wenn die Meet ne Rechtes eingetragen werden foli er a 
der Vormerkung handelt es fic nicht um Übertragung eines Rechtes, ſondern um e 
des perſönlichen Anſpruchs auf Übertragung (RIA 6, 56). Soll eine Vormerkung 8. B. 
auf Einräumung einer Hypothek) auf den Anteil eines Miteigentümers eingetragen 
werden, fo müſſen nach § 48 in Verbindung mit $ 40 Abſ 1 GBO die Anteile ** iteigen 
tümer im Grundbuche nach Bruchteilen angegeben fein (RIA 5, 262). — Über en ıtragung, 
wenn die Vormerkung nur einen (realen) Grundſtücksteil betrifft, vgl. 8.88 8 I, 8 
auch 814 G80 (Herbeiführung der Eintragung des Berechtigten auf nn eines ber * 
ſtreckbaren Titels), 88 792, 896 ZPO (Beſchaffung der erforderlichen Legitima ionsurkun 11 
Wenn bei einem hypothekariſchen Rechte eine Vormerkung eingetragen 755 to, B = 
gemäß den Ordnungsvorſchriften (vgl. N 73, 50) 88 42—44 GO der Vorlegung de 
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dort bezeichneten Urkunden, insbeſondere bei einer Briefhypothek des Briefes (NA 
4, 68; 6, 165; OLG 7, 369). Gemäß 8s 938, 936, 928, 830 ZBO iſt erforderlichenfalls die 
Herausgabe des Hypothekenbriefs ſeitens des Schuldners an den Gerichtsvollzieher und 
Vorlegung bei dem Grundbuchamte anzuordnen (OLG 18, 181). Die nur für die Ein⸗ 
tragung eines Widerſpruchs gegebene Vorſchrift des § 896 iſt nicht anwendbar; daher iſt ein 
anderer als der Schuldner (z. B. der Hypothekengläubiger, bei deſſen Hypothek eine 
Löſchungsvormerkung nach $ 1179 eingetragen werden ſoll) zur Vorlegung des in ſeinem 
Beſitze befindlichen Briefes nicht verpflichtet, es ſei denn, daß eine Verpflichtung hierzu 
ſich aus einem beſonderen Rechtsverhältnis ergibt (OLG 3, 98; 18, 181). 

Über die Aufhebung der Vormerkung und Löſchung der Vormerkungseintragung 
vgl. § 886 A 2, 3. 


8 886 


Steht demjenigen, deſſen Grundſtück oder deſſen Recht von der Vor⸗ 
merkung betroffen wird), eine Einrede zu, durch welche die Geltendmachung 
des durch die Vormerkung geſicherten Anſpruchs dauernd ausgeſchloſſen 
wird!), jo kann er von dem Gläubiger die Beſeitigung der Vormerkung 
verlangen). 

E II 805; P 3 741 f., 748; 6 222. 


1. Der von der Vormerkung Betroffene, der die Beſeitigung der Vormerkung 
auf Grund der hier fraglichen Einrede verlangen kann, iſt nicht nur derjenige, gegen 
den die Vormerkung urſprünglich gerichtet war, ſondern auch ſein Rechtsnach⸗ 
folger (z. B. im Falle einer Hypothekenvormerkung derjenige, der von dem urſprünglich 
Verpflichteten das Grundſtück erworben hat; vgl. Prot 3, 748). Wenn letzterer die Be⸗ 
ſeitigung der Vormerkung verlangt, bedarf es nicht der Zuziehung ſeines Rechtsvorgängers, 
des aus dem vorgemerkten Anſpruch Verpflichteten; ſelbſt wenn dieſer bereits rechtskräftig zur 
Bewilligung der der Vormerkung entſprechenden endgültigen Eintragung verurteilt worden 
wäre, würde jener durch das Urteil, da es nicht ihm gegenüber ergangen iſt und daher feine 
rechtlichen Befugniſſe nicht beeinfluſſen kann, nicht gehindert ſein, ſeinerſeits die Beſeitigung 
der Vormerkung auf Grund der dem perſönlich Verpflichteten zuſtehenden Einreden im Klage⸗ 
wege zu verfolgen (RG 53, 33). 

2. Einrede im prozeſſualen Sinne iſt jedes Anführen, das, ohne die Richtigkeit 
der Klagetatſachen in Frage zu ſtellen, dem Klagebegehren auf Grund anderweiter Int: 
ſachen entgegentritt. Dazu gehören auch diejenigen Tatſachen, die ergeben, daß der An⸗ 
ſpruch, der Richtigkeit der Klagetatſachen ungeachtet, nicht zur Entftehung gelangt oder daß er 
zwar entſtanden, aber wieder erloſchen iſt (M 1, 359). Hier aber handelt es ſich um eine 
Einrede im Sinne des materiellen Rechtes. Dieſe deckt ſich nicht mit der pro⸗ 
zeſſualen Einrede. Die zuletzt genannten fog. rechtshindernden und rechtsvernichtenden 
Tatſachen fallen nicht unter den Begriff der materiellrechtlichen Einreden, da ſie mit und 
durch ihren Eintritt dem Rechte feinen Beſtand entziehen (M 1, 359). Wo das BGB von 
Entgegenſetzen ſolcher Tatſachen ſpricht, gebraucht es den Ausdruck „Einwendung“ (vgl. 
89 334, 404, 417, 774, 784, 796, 986 Abſ 2, 1344, 1435). Erweiſt ſich der Anſpruch zufolge 
einer ſolchen Einwendung oder aus ſonſt einem Grunde als von vornherein nicht ent⸗ 
ſtanden (z. B weil das den Anſpruch begründende Rechtsgeſchäft nichtig oder wegen Betrugs, 
Irrtums mit Erfolg angefochten oder weil eine aufſchiebende Bedingung ausgefallen iſt) oder 
als nach der Entſtehung erloſchen (3. B. durch Erfüllung oder zufolge Eintritts einer 
auflöſenden Bedingung), fo iſt auch die Vormerkung trotz der Eintragung hinfällig (. $ 883 A 2 
„techtsbeftändig", A 8 „Aufhebung“). Dem durch die Vormerkung Beeinträchtigten iſt dann 
die Klage auf Löſchung der Eintragung gegeben. Eine ſolche Klage bedarf aber nicht der Stütze 
durch § 886, da wegen Hinfälligkeit des Anſpruchs die Eintragung nichtig ift. Auch 8 894 findet 
auf die Klage nicht Anwendung, da die Vormerkung kein Recht an einem Grundſtück oder 
an einem ein Grundſtück belaftenden Rechte iſt (§ 883 A 8). Vielmehr ift es die Klage auf 
Beſeitigung der Beeinträchtigung des Eigentums oder des Rechtes, gegen das ſich die Vor 
merkung richtet (88 1004, 1017, 1027, 1065, 1090 Abſ 2), ebenſo, wie wenn die Vor⸗ 
merkungseintragung als ſolche etwa, weil die ihr zugrunde liegende einſtweilige Verfügung 
unwirkſam iſt oder die Eintragungsbewilligung nicht zu Recht beſteht (f. § 885 A 1, 2), 
oder aus ſonſt einem Grunde nichtig iſt. Das dingliche Recht erzeugt vermöge ſeiner 
abſoluten Natur für den Berechtigten gegen jeden, der ſich in einem das Recht beeinträch⸗ 
tigenden Zuſtande befindet, den Anſpruch darauf, daß dieſer Zuſtand beſeitigt wird und der 
Beeinträchtigende die zur Beſeitigung notwendige Mitwirkung gewährt (M 3, 286). Im 
$ 894 iſt nur für den Fall, daß das Grundbuch hinſichtlich eines dinglichen Rechtes 
unrichtig iſt, der (negatoriſche) Anſpruch beſonders geregelt (M a. a. O., § 894 A 5). 


Allgemeine Vorſchriften über Rechte an Grundſtücken 88 885, 886 I 


Allerdings iſt $ 1004 auf Reallaſten und die hypothekariſchen Rechte im Geſetz nicht für 
anwendbar erklärt. Wenn aber ein ſolches Recht mit einer nichtigen Vormerkung belaſtet 
it (gl. 8 883 A 5), wird meiſtens auf Grund des ſchuldrechtlichen Rechtsverhältniſſes 
zwiſchen dem Inhaber des Rechtes und dem Vormerkungsberechtigten ein ſchuldrecht⸗ 
licher Anſpruch auf Beſeitigung der Vormerkungseintragung gegeben ſein. Iſt dies nicht 
der Fall (4. B. zufolge Wechſels der Juhaberſchaft), fo wird die allgemeine Beſtimmung 
des § 1004, nicht die Sonderbeſtimmung des 8 894 entſprechend anzuwenden fein, und zwar 
gleichviel, ob die Eintragung der Vormerkung für den nicht zur Entſtehung gelangten oder 
demnächſt erloſchenen Anſpruch auf Grund Bewilligung oder eines vorläufig vollſtreckbaren 
Urteils gemäß $ 895 ZPO oder einer einſtweiligen Verfügung erfolgt ift; jedoch kann in den 
letzteren beiden Fällen auch durch Aufhebung des Urteils bzw. der einſtweiligen Verfügung 
die Beſeitigung der Vormerkung herbeigeführt werden, ſ. A 3 (ſtr.; RG 26, 399; 56, 252; 
81, 288; Gruch 67, 79; nicht entgegenſteht RG Warn 1910 Nr 239, da dort nur allgemein 
von einem Berichtigungsanſpruch als einem Ausfluß des Eigentums geſprochen wird; vgl. 
jedoch RG Warn 1913 Nr 184, wo 9 894 deshalb für anwendbar erachtet wird, weil die 
Vormerkung eine Verfügungsbeſchränkung begründe [ſ. dazu aber § 892 A 11 Abf 3]; vgl. 
anderſeits RG Gruch 60, 506, worin zwar zunächſt erklärt wird, es widerſpreche dem Stand⸗ 
puntt des Reichsgerichts, wenn § 894 auf eine zu Unrecht eingetragene Vormerkung für 
unanwendbar erachtet werde, aher dann die Klage auf Löſchung einer bei einer Hypothek 
eingetragenen Vormerkung zur Sicherung des Anſpruchs auf Löſchung der Hypothek 
wegen Nichtbeſtehens dieſes Anſpruchs aus obigen Gründen für gerechtfertigt erklärt wird 
mit dem Beifligen, es müſſe, wenn ſchon für den Fall des $ 886 ein Anſpruch auf Be⸗ 
ſeitigung der Vormerkung gegeben ſei [. unten], dem Vormerkungsverpflichteten der gleiche 
Anſpruch erſt recht in dem Falle zuſtehen, daß der geſicherte Anſpruch gar nicht beſtehe; 
a. M. KJ. 52, 164, wo 8 894 für entſprechend anwendbar erachtet wird, weil die Vormerkung 
zwar kein dingliches Recht und keine Berfügungsbeſchränkung fei, aber nach $ 883 Abſ 2 doch 
wie eine Verfügungsbeſchränkung wirke; a. M. ferner OLG 89, 74, wonach die Beſeitigung 
der Vormerkung, wenn fie auf und einer einſtweiligen Verfügung eingetragen iſt, nur auf 
dem in den 88 980, 924 u. 925 ſowie 927 3 gewieſenen Wege durch Aufhebung der Ver ⸗ 
füaung, und zwar, ſomeit dieſe mangels Beſtehens das geſicherten Anſpruchs nicht zu Recht 
erlaſſen worden ſei, durch Widerſpruch nach 88 924, 925 3880 und, ſoweit der geſicherte An- 
Di nachher erloſchen ſei, wegen veränderter Umſtände nach 8 927 3 ſoll erpeicht werden 


önnen). Die Klage aus $ 1004 ſteht nicht nur demjeni ing: 
lich der Anſpruch vorgemerkt worden iſt, ſondern ac 1 55 Magee Pam 
jenigen, dem ein Recht an dem Rechte eingeräumt worden iſt, das bei Beſtehen der Vor⸗ 
merkung dem Vormerkungsberechtigten gegenüber nach § 883 Abſ e 2 unwirkſam fein würde 
(3. B. im Falle des vorgemerkten Anſpruchs auf Aufhebung einer Hypothek auch demjenigen, 
dem die Hypothet verpfändet worden iſt), da auch dieſe durch die Eintragung beeinträchtigt 
hard Anderſeits ift die Klage, da fie dinglicher Natur iſt, auch gegen den Rechtsnachfolger des 

ormerkungsberechtigten gegeben, da er den Anſpruch mit der Vormerkung nur ſo erwirbt, 
wie er beſteht, alſo mit allen anhaftenden Einwendungen. — Die materiellrechtliche 
Einrede dagegen gründet ſich auf einen Umſtand, der einen Anſpruch nicht von Rechts 
wegen in feiner Entſtehung hindert oder wieder aufhebt, ſondern dem Verpflichteten nur 
die Möglichkeit gewährt, die Befriedigung des an und für ſich begründeten Anſpruchs, ſei es 
zur Zeit oder der Perſon nach (verzögerliche Einreden), ſei es für immer (rechtszerſtörende 
Einreden), ablehnen zu dürfen (M 1, 359). 8 886 gibt nur auf Grund einer die Geltend⸗ 
machung des vorgemerkten Anſpruchs dauernd ausſchließenden Einrede l(rechtszerſtörende 
Einrede) die Klage auf Beſeitigung der Vormerkung (RG 53, 33; 65, 262; 81, 288; vgl. 
$ 1169). Die Notwendigkeit, den Anſpruch auf Beſeitigung der Vormerkung für dieſen Fall 
beſonders vorzuſehen, ergab ſich daraus, daß eine Einrede, wodurch die Geltendmachung 
eines gewiſſen Anſpruchs dauernd ausgefchloffen wird, diefen Anſpruch an und für ſich un- 
berührt läßt (RG Gruch 60, 506). Als ſolche Einreden kommen bier beſonders in Betracht 
die Einrede: der Verjährung (8 222 Abſ 1, vgl. Nh 81, 288; JW 08, 285°), des Ein- 
gehens einer Verbindlichkeit ohne Rechtsgrund (8 821), des Erlangens einer Forderung 
durch eine unerlaubte Handlung ($ 853) ſowie die Einrede der rechtskräftig ent, 
ſchiedenen Sache. Wiewohl der Anſpruch an ſich beſtehen bleibt, wird doch die Klage auf 
Beſeitigung in § 886 gewährt, weil der mit einer rechtszerſtörenden Einrede behaftete An⸗ 
ſpruch wirtſchaftlich einem nicht beſtehenden Anſpruche gleichkommt. 

3. Die Beſeitigung der Vormerkung, die von dem durch die Eintragung Betroffenen 
verlangt werden kann (. A 2 a. E.), umfaßt alle Maßnahmen, die zur Herbeiführung der Löſchung 
erforderlich find, alfo nicht nur die Bewilligung der Löſchung (wie im Falle der Berichtigung des 
Grundbuchs nach $ 894), ſondern auch die Antragſtellung. Iſt eine Hypothekvormerkung 
zu beſeitigen, fo bedarf es nicht der Zuſtimmung des Eigentümers nach § 1183 BGB, 8 27 
GBO, da die Vormerkung nicht zur Eigentümerhypothek wird (ſ. $ 883 A 8 „Hypothekvor 
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merkung“, ROX 25 A 170). Die Klage iſt ebeufo, wie wenn der Anſpruch nicht beſteht (ſ. A 2). 
dinglicher Natur und ſowohl für wie gegen den Rechtsnachfolger gegeben. Im Konkurſe 
des bisherigen Gläubigers hat der Anſpruch die Natur eines Ausſonderungsanſpruchs (8 43 KO), 
ſo daß er auch vom Konkursverwalter zu erfüllen iſt. — Die Beſeitigung der Vormerkung 
erfolgt, wenn der Vormerkungsberechtigte die Löſchungsbewilligung erteilt und die 
Löſchung der Eintragung ($ 47 GBO; vgl. KJ 40 B 355) bewirkt wird. Die Bewilligung 
wird durch ein rechtskräftiges Urteil auf Bewilligung gemäß 8 894 30 erſetzt. Iſt 
die Vormerkung auf Grund einer einſtweiligen Verfügung oder auf Grund eines vorläufig voll 
ſtreckbaren Urteils (8 895 ZPO) eingetragen, fo kann die Löſchung auf Grund einer die einſt ⸗ 
weilige Verfügung oder das Urteil aufhebenden vollſtreckbaren Entſcheidung 
erfolgen (RG 81, 288; OLG 39, 75), und zwar auch formellrechtlich nach § 25 GBO auf 
Antrag (88 13, 30 GBS) des von der Vormerkungseintragung Betroffenen (KJ 41, 220; vgl. 
20 A 77; 22 A 136). Dem Grundbuchamte muß vollſtreckbare Ausfertigung der Entſcheidung 
(88 724, 725 ZPO) vorgelegt werden, da die Löſchung ein Akt der Zwangsvollſtreckung iſt 
(Se 3, 4). Sachlich (materiell) erliſcht die Vormerkung, wie aus §8 868, 928. 932 Abſ 2, 
936 30 und § 25 GBO zu entnehmen iſt, bereits mit der Erlaſſung der Eutſcheidung 
(Ste; KG 41 A 223). Sie kann daher, auch wenn ſie noch nicht gelöſcht worden iſt, nicht mehr 
für das durch ſie geſicherte Recht umgeſchrieben werden (KGJ AL, 220; vgl. 8 885 A 1), und, 
wenn doch (unzuläſſigerweiſe) die Umſchreibung erfolgt ist, erhält das Recht nicht den Rang, der 
ſich ſonſt nach $883 Abſ 2 aus der Vormerkungseintragung ergeben würde GJ 41, 220). — Sit 
eine Ehefrau Vor merkungsberechtigte, fo bedarf es beim geſetzlichen Güterjtande eines 
Urteils gegen beide Eheleute nach Maßgabe des 8 739 ZPO (Os 3,5), während beim Güter⸗ 
ſtande der Gütergemeinſchaft gemäß 8 740 ZPO ein Urteil gegen den Ehemann allein erforder⸗ 
lich und genügend iſt. Wenn in der einſtweiligen Verfügung eine Anordnung bezüglich Auf ⸗ 
hebung gegen Hinterlegung gemäß 88 923, 936 850 getroffen worden iſt, fo kann die 
Löſchung auf Grund eines die einſtweilige Verfügung nach Hinterlegung aufhebenden Beſchluſſes 
gemäß 8 934 ZBO erfolgen. Jedoch it nach dem Zwecke der Vormerkung, Sicherung für den 
Anſpruch auf das endgültige Recht zu gewähren, und, da 8 928 nach § 936 ZPO auf die einſt 
weilige Verfügung nur entſprechend zur Anwendung zu bringen iſt, eine ſolche Anordnung 
nur dann für zuläſſig zu erachten, wenn das Recht, auf deſſen Erwerb, Aufhebung oder Ande- 
rung die Vormerkung gerichtet iſt, eine Geldleiſtung aus dem Grundſtücke zum Ztele hat 
(3. B. eine Hypothek iſt), nicht dagegen, wenn durch das Recht eine Individualleiſtung erlangt 
werden ſoll (wie z. B. bei der Auflaſſungsvormerkung), da hier die Hinterlegung von Geld 
die Sicherung der Leiſtung nicht erſezen kann (mtr., vgl. NG 55, 140). 

Xu den fonftigen Fällen, in denen eine Vormerkungseintragung von 
vornherein nichtig iſt oder nichtig wird (ſ. A 2, auch § 885 A 1, 2), it formellrechtlich 
§ 22 GBO, wiewohl es ſich nicht um Berichtigung des Grundbuchs im Sinne dieſer Vor⸗ 
ſchrift und des § 894 BGB handelt (ſ. A 2), doch entſprechend anwendbar, weil der im 
8 22 GB bezüglich dinglicher Rechte zugelaſſene Weg der Eintragungsbeſeitigung auch auf 
die ſchwächer wirkende Vormerkungsberechtigung anzuwenden zuläſſig fein muß (RIA 11, 60; 
KG 32 B 16; 52, 164; auch 40 B 355). Formellrechtlich kann alſo durch einen dem Grund⸗ 
buchamt zu erbringenden gehörigen Nachweis der Nichtigkeit die Löſchung der Vormerkungs⸗ 
eintragung herbeigeführt werden. — Über Aufhebung einer Vormerkung zufolge Aufgebots 
trifft S 887 Beſtimmung. — Von Amts wegen können die nach §8 18 Abſ 2, 76 GBO 
erlaſſenen Vormerkungen gelöſcht werden. Jedoch fallen dieſe Vormerkungen nicht unter die 
88 883 ff. (1. 8 883 A 2 Rechtsgrund“). — Auch wenn die Vormerkung wegen Fehlens der 
materiellrechtlich erforderlichen Grundlagen zu Unrecht gelöſcht worden iſt, erliſcht ſie, 
da ſie ohne Eintragung nicht beſtehen kann. Deshalb iſt das Grundbuch infolge der Löſchung 
nicht unrichtig, da die Vormerkung nicht außerhalb des Grundbuchs beſteht, und iſt ein Be⸗ 
richtigungsanſpruch nicht gegeben, ganz abgeſehen davon, daß § 894 ſchon deshalb nicht zutrifft, 
weil die Vormerkung kein Recht iſt (KJ 43, 214 [MIA 12, 170]; vgl. RIA 12, 75). Der Vor⸗ 
merkungsberechtigte muß auf Grund des Schuldverhältniſſes gegen den Verpflichteten die 
Wiedereintragung betreiben. Derjenige, der in der Zwiſchenzeit das Recht, gegen das die Vor ⸗ 
merkung gerichtet iſt, erworben hat, iſt in feinem Erwerbe geſchützt, ſelbſt wenn er von der un- 
rechtmäßigen Löſchung Kenntnis hat, insbeſondere iſt auch eine Bereicherungsklage gemäß 
88 812ff. gegen ihn nicht gegeben, da die Kenntnis von dem perſönlichen Auſpruch auf Wieder⸗ 
eintragung der Vormerkung den Erwerb des entgegenſtehenden dinglichen Rechtes nicht hinderte, 
alſo der Erwerber fein Recht nicht ohne rechtlichen Grund erlangt hat (ſtr., vgl. RG 57, 283). Nur 
ein Schadenserſatzanſpruch wegen unerlaubter Handlung kann dem Vormerkungsberechtigten 
unter Umſtänden gegen den Erwerber zuſtehen (val. RG 57, 282). Vgl. hierzu bezüglich 
einer zu Unrecht gelöſchten Vormerkung nach § 18 Abſ 2 GBO 5 888 A 2. — Kann das 
Recht, auf deſſen Eintragung der vorgemerkte Auſpruch nach früherem Rechte 
gerichtet war, nach dem jetzt geltenden Rechte nicht mehr eingetragen werden (4. B. 
eine Antichreſe), ſo wird die Vormerkung gegenſtandslos und löſchungsreif (RG 48, 61; 
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53, 415; JW 03 Beil 116). — Dem 8 886 ähnliche Vorſchriften geben die $$ 1169, 1254 
bezüglich einredebehafteter Hypotheken und Pfandrechte. 


8 887 


Iſt der Gläubiger, deſſen Anſpruch durch die Vormerkung geſichert iſt, 
unbekannt), jo kann er im Wege des Aufgebotsverfahrens mit ſeinem Rechte 
ausgeſchloſſen werden?), wenn die im $ 1170 für die Ausſchließung eines 
Hypothetengläubigers beſtimmten Vorausſetzungen vorliegen?). Mit der 


Erlaſſung des Ausſchlußurteils erliſcht die Wirkung der Vormerkung“). 
E II 805; P 3 742, 748. 


1. Unbekannt iſt der Gläubiger, wenn nicht bekannt iſt, ob der Eingetragene oder ſein 
bekannter Rechtsnachfolger noch lebt oder wer fein Erbe ift, ſowie auch, wenn der als Gläubiger 
Auftretende ſein Verfügungsrecht nicht in der für das Grundbuchverfahren erforderlichen 
Form nachweiſen kann (M 3, 739; R 67, 99; RIA 6, 145). Unbekanntheit lediglich des 
Aufenthaltsorts des der Perſon nach bekannten Gläubigers genügt nicht, da dann nicht „der 
Gläubiger unbekannt“ iſt (ſtr.). Gegen einen ſolchen Glaubiger iſt auf Löſchung zu klagen, 
0 be Vorausſetzungen dafür vorliegen, und die Klage gemäß 88 203 ff. ZPO öffentlich 

zuſtellen. 

2. Das Aufgebotsverfahren erfolgt nach den Vorſchriften der ZPO 88 946ff., 988, 1024 
(allgemeine Vorſchriften für alle Aufgebote und beſondere Vorſchriften für die Vormerkungen). 
Antragsberechtigt iſt der Eigentümer des Grundſtücks oder der Inhaber des Rechtes am Grund⸗ 
ſtücke, in Anſehung deſſen der Anſpruch vorgemerkt iſt (88 988, 984 3 PO), ſowie derjenige, 
Gru ebenen 11 19 0 1 nn El genen Rechtes Befriedigung aus dem 

en kann, ſofern er für ſeinen i i 

g at @ at ea en uſpruch einen vollſtreckbaren Schuldtitel 

Die im 8 eſtimmten Vorausſetzungen ſind: Ablau ahren ſeit der 
En bie Vormerkung betreffenden Eintragung, a ſeit der e E 
oder, wenn ihr |pätere nachgefolgt find (z. B. Übertragung des vorgemerkten Anſpruchs auf 
einen neuen Gläubiger), feit der letzten; und Nichtvorliegen eines, ſei es auch nur ſtillſchweigend 
1 15 „durch Abschlagszahlung, Zinszahlung) erfolgten Anerkenntniſſes im Sinne des $ 208 
bezüglich des vorgemerkten Anſpruchs ſeitens des Schuldners dem Berechtigten gegenüber 
innerhalb dieſer Friſt. Bei Anſprüchen mit kalendermäßig beſtimmter Zahlungszeit beginnt 
De 1170 Abſ 1 Satz 2 die Friſt nicht vor dem Ablaufe des Zahlungstags. Iſt die Entſtehung 
des Anſpruchs an eine aufſchiebende Bedingung oder einen Anfangstermin geknüpft (88 158 
Abſ 1, 163), fo kaun die Friſt erſt mit dem Eintritte der Bedingung oder des Anfangstermins 
beginnen, da vorher ein Gläubigerrecht nicht ausgeübt werden kann (ſtr.). Nach einem etwaigen 
Anerkenntniſſe innerhalb der Friſt beginnt eine neue Friſt. 

4. Die Wirtung der Vormerkung erliſcht mit der Erlaſſung des Ausſchlußurteils. Der 
geſicherte Anſpruch wird dadurch nicht berührt. — Die Löſchung erfolgt auf Antrag 
(88 13, 30 GBO) auf Grund des Urteils. Jedoch muß das Urteil ohne Vorbehalt erlaſſen 
fein. Hat ſich jemand als Gläubiger gemeldet und iſt ihm gemäß 8 953 ZPO das angemeldete 
Recht vorbehalten, ſo iſt er noch nicht ausgeſchloſſen. Deshalb hat ein ſolches Urteil für ſich 
allein die Wirkung des Satz 2 nicht, da hier vorausgeſetzt iſt, daß alle diejenigen, die als Gläubiger 
in Betracht kommen können, ausgeſchloſſen worden find. Erſt wenn der Vorbehalt vom Antrag ⸗ 
ſteller rechtswirkſam beſeitigt iſt (3. B. durch Verzicht des Anmeldenden oder durch ſeine rechts · 
kräftige Verurteilung zur Verzichtserklärung), tritt die Wirkung des Satz 2 ein (ogl. RG 67, 953 
Na 6, 145; KJ 33 A 210). — Eine Hypothekvormerkung geht nicht, wie nach 8 1170 
Abſ 2 die Hypothek, infolge des Erlöſchens auf den Eigentümer über, da die Grundſätze von 
der Eigentümerhypothek nicht für Hypothekvormerkungen gelten (. § 883 A 8 „Hypothewvor⸗ 
merkung“) und im 8 887 nur hinſichtlich der Vorausſetzungen für die Ausſchließung § 1170 für 
anwendbar erklärt iſt. — Formellrechtlich erfolgt die Löſchung auf Grund einer Ausfertigung 
des Urteils gemäß 88 13, 22 G0 (vgl. $ 886 A3 Abſ 2). — Dem 8 887 ähnliche Vorſchriften 
enthalten die 88 1104, 1112, 1269. 


§ 888 


Soweit der Erwerb eines eingetragenen Rechtes oder eines Rechtes an 
einem ſolchen Rechte gegenüber demjenigen, zu deſſen Gunſten die Vor⸗ 
merkung beſteht, unwirkſam iſt, kann dieſer von dem Erwerber die Zuſtim⸗ 
mung zu der Eintragung oder der Löſchung verlangen!) die zur Verwirk⸗ 
lichung des durch die Vormerkung geſicherten Anſpruchs erforderlich ift?). 
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Das gleiche gilt, wenn der Anſpruch durch ein Veräußerungsverbot ge⸗ 
ſichert ift?). 
E II 806; P 4 748, 746. 


1. Darüber, inwieweit der Erwerb eines eingetragenen Rechtes oder eines Rechtes 
an einem ſolchen Rechte gegenüber demjenigen, zu deſſen Gunſten die Vormerkung beſteht, 
un wirkſam iſt, vgl. $ 883 A 11, 12, 13. Zuſtimmung zu der zur Verwirklichung des ge- 
ſicherten Anſpruchs erforderlichen Eintragung oder Löſchung kann der Vormerkungsberech⸗ 
tigte (B) von dem Erwerber (E) verlangen, der nach der Vormerkungseintragung von dent 
Vormerkungsſchuldner (S) das Recht, gegen das die Vormerkung gerichtet iſt, erworben hat 
(vgl. RG 108, 356). Zuflimmung iſt nach 98 183, 184 vorherige Einwilligung oder nach⸗ 
trägliche Genehmigung. B kann alſo nach ſeiner Wahl E entweder darguf in Anſpruch nehmen, 
daß er vorher ſeine Einwilligung, oder darauf, daß er nachträglich ſeine Genehmigung 
zu der Eintragung oder der Löſchung erteilt. — Dasjenige, was ſonſt zur Vornahme der 
Eintragung oder der Löſchung erforderlich iſt, hat 8 zu verſchaffen. Denn er 
iſt trotz der Veräußerung des Rechtes an E zur Verwirklichung des durch die Vormerkung 
gelicherten Anſpruchs durch diejenige endgültige Eintragung oder Loſchung, die der An⸗ 
ſpruch zum Ziele hatte, perſönlich verpflichtet, und zwar ausſchließlich. Durch den Er⸗ 
werb iſt nicht etwa die perſönliche Verpflichtung des S auf E übergegangen 
oder eine neue perſönliche Verpflichtung des E neben der des 8 begründet worden. 
Vielmehr liegt dem E nur, weil fein Erwerb gemäß § 883 Abſ 2 dem B gegenüber un⸗ 
wirkſam iſt, die Verpflichtung zur Einwilligung oder Genehmigung DT der den An⸗ 
ſpruch verwirklichenden Eintragung oder Löſchung ob (Prot 3, 746; NG 538, 28; 78, 78; 
108, 356; Warn 1927 Nr 92; OLG 4, 237; 39, 211). Beſteht daher die Veräußerung des 
8 an E darin, daß das eingetragene Recht oder das Recht an einem ſolchen Rechte 
völlig auf E Übertragen worden ift, fo iſt 8, wiewohl er nicht mehr Inhaber des Rechtes 
iſt, dennoch allein zur Abgabe der zur Herbeiführung der Eintragung oder der Löſchung 
erforderlichen Erklärungen verpflichtet (ogl. Rh 108, 356). Er verfügt dann als ein 
Nichtberechtigter über das Recht. Erteilt aber E die ihm obliegende Einwilligung oder Ge- 
nehmigung, ſo iſt oder wird gemäß $ 185 Abſ 1, 2 die Verfügung wirkſam (vgl. KO 
51, 196; [OLG 39, 210). Beſteht die e nur darin, daß 8 das Recht mit 
einem Rechte zugunſten des E belaſtet hat, ſo iſt 8 Inhaber des Rechtes geblieben und 
in der Regel auch noch zur Verfügung über das Recht als ſolches unbeſchränkt befugt (vgl. 
§ 876 A 2). Zur Aufhebung des Rechtes (an einem Grundſtücke) oder zur Anderung des 
Inhalts aber bedarf S gemäß 88 876, 877 der Zuſtimmung des E. Iſt deshalb die Vor. 
merkung auf Aufhebung oder auf Anderung des Inhalts des Rechtes des s gerichtet, ſo muß 
zur Verwirklichung des vorgemerkten Anſpruchs von 8 die Aufgabeerklärung des § 875 oder 
die Anderungserklärung des $ 877 und von E die Zuſtimmungserklärung des § 876 oder 
die des § 877 abgegeben werden. Im übrigen ift zu unterſcheiden, ob die Vormerkung 
des B auf Übertragung oder nur auf Belaſtung des Rechtes des 8 gerichtet iſt. Im 
erſteren Falle kommt eine Zuſtimmung des E zu der den Anſpruch verwirklichenden Ein⸗ 
tragung, wenn für ihn eine Belaſtung des Rechtes des 8 erfolgt iſt, nicht in Frage; B erlangt 
die Eintragung als Inhaber des Rechtes auf Grund der Übertragungserklärung des noch legi⸗ 
timierten S. Jedoch muß E fein das Recht belaſtendes Recht zur Löſchung bringen, da es dem 
B gegenüber nach $ 883 Abſ 2 unwirkſam tft, und B kann nötigenfalls mit der negatoriſchen 
Klage (vgl. 88 1004, 1017, 1027, 1065, 1090 Ab] 2) die Verurteilung des E zur Löſchung der 
fein Necht beeinträchtigenden Belaſtung verfolgen (ftr.). Iſt die Vormerkung des B 
auf Belaſtung des Rechtes des 8 gerichtet, fo bedarf es der Beſeitigung der 
weiteren Belaſtung zugunſten des E überhaupt nicht und mithin auch nicht der Abgabe einer 
zuſtimmenden oder ſonſtigen Erklärung des E; denn die Eintragung der endgültigen Be⸗ 
laſtung zugunſten des B hat auf Grund der Eiutragungsbewilligung des 8 als des Inhabers 
des zu belaſtenden Rechtes zu erfolgen und die ſo eingetragene endgültige Belaſtung hat 
nach 8 883 Abſ 3 ohne weiteres den Vorrang vor der ſpäteren Belaſtung zugunſten des E 
(ſtr.). Danach kommt in den zuletzt genannten beiden Fällen $ 888 gar nicht zur Anwendung, 
weil es einer Zuſtimmung des E zu der den Anſpruch des B verwirklichenden Eintragung 
überhaupt nicht bedarf (ſtr. ). ‚ 

Das Vorerörterte mögen folgende Beiſpiele verdeutlichen: 

a) Für B iſt auf dem Grundſtücke des S eine Auflaſſungsvormerkung ein⸗ 
getragen worden. S überträgt trozdem das Grundſtück an E. Dann muß 8 mit B 
die Einigung über die Übertragung des Eigentums (Auflaſſung) an B gemäß 8 925 erklären 
und E muß hierzu die vorherige Einwilligung oder die nachträgliche Genehmigung gemäß 9 182 
erteilen (RG Warn 1927 Nr 92; KGJ 51, 196; [OL 39, 211]; vgl. über Entgegennahme 
der Auflaſſungserklärung eines Nichtberechtigten und Zuläſſigkeit auch nachträglicher Genehmi 
gung des Berechtigten, der bei der Auflaſſung nicht zugegen zu fein braucht, $ 925 A 7; vgl. 
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ferner RG Warn 1919 Nr 95: wegen dieſer Wirkung iſt der Grundſtücksverkäufer dem Käufer 
gegenüber nach 88 433, 434 zur Herbeiführung der Löſchung einer eingetragenen Auf- 
laſſungsvormerkung verpflichtet; vgl. weiter RG IW 1922, 5762: iſt ein mit einem Vorkaufs⸗ 
recht belaſtetes Grundſtück von dem Vorkaufsverpflichteten an einen Dritten verkauft und 
übereignet, ſo kann der Vorkaufsberechtigte nach 8 1098 Abf 2, § 888 Abſ 1 beanſpruchen, 
daß der Vorkaufsverpflichtete ihm das Grundſtück aufläßt, und daß der Dritte zur Eintragung 
eines, des Vorkaufsberechtigten, Eigentums die Zuſtimmung erklärt). Sit der Anſpruch 
negen S auf Auflaſſung an B oder an einen von dieſem zu benennenden Dritten gerichtet 
und läßt B an den von ihm ausgewählten Dritten auf, jo genügt die Zuſtimmung des 
zu dieſer Auflaſſung, da letztere dadurch wirkſam wird; einer Mitwirkung des 8 bedarf 
es nicht, er muß nur dulden, daß auf dieſe Weile die ihm obliegende Auflaſſungsverpflich⸗ 
tung erfüllt wird (vgl. KJ 51, 196; [OLG 39, 211). Hat in der Zwiſchenzeit 8 
oder nach der Auflaſſung an E dieſer auch noch eine Hypothek für F beſtellt, 
fo iſt die Zuſtimmung des F zu der Auflaſſung an B nicht erforderlich. B kann aber zunächſt 
auf Grund des Rechtsverhältniſſes, aus dem der vorgemerkte Anſpruch entſpringt, von S Weg⸗ 
ſchaffung der Hypothek des F verlangen; nicht auch von E, ſelbſt wenn er der Beſteller der 
Hypothek iſt, da ihm gegenüber ein perſönlicher Anſpruch des B nicht beſteht. B kaun jedoch 
auch F ſelbſt auf Löſchung der Hypothek in Anſpruch nehmen, da die Hypothek ihm gegen⸗ 
über unwirlſam iſt. Ohne freiwillige oder durch Urteil gemäß § 894 ZPO erſetzte Löſchungs⸗ 
bewilligung des F kann aber die Löſchung nicht erfolgen. Die Hypothek des F iſt nicht 
nichtig, ſondern ſie iſt nur unwirkſam dem B gegenüber, wenn dieſer die Unwirkſamkeit geltend 
macht. Deshalb iſt das Grundbuch nicht hinſichtlich der Hypothekeintragung unrichtig im 
Sinne des $ 894 und daher kann nicht etwa lediglich auf Grund der Tatſachen, daß B nun⸗ 
mehr Eigentümer des Grundſtücks und die Hypothek des F nach der Auflaſſungsvormerkung des 
B eingetragen worden iſt, die Berichtigung des Grundbuchs gemäß 8 22 Abſ 1 EBD erfolgen. 
Vielmehr iſt die materiellrechtlich ein Anerkenntnis der Uuwirkſanikeit enthaltende freiwillige 
ober im Wege der negatoriſchen Klage (j. oben) unter Jeſtſtellung der Unwirkſamkeit erzwungene 
Löſchungsbewilligung des F, der formellrechtlich der Paſſivbeteiligte im Sinne des $19 88 
iſt, zur Löſchung erforderlich (ftr.; vgl. OLG 5,296). Dabei iſt zugleich zu bemerken, daß die 
Hypothek zufolge der auf der genannten materiellrechtlichen Grundlage erteilten Löſchungs⸗ 
bewilligung nicht etwa zu einer Eigentümerhypothek, ſei es des S oder des E oder des B, wird; 
denn die hypothekariſche Eintragung ſelbſt it unwirkſam. 
Für B iſt eine Hypothekvormerkung auf dem Grundſtücke des 8 ein⸗ 
getragen worden. 8 veräußert das Grundſtück an E. Dann muß 8, wiewohl ihm 
das Grundſtück nicht mehr gehört, alſo als Nichtberechtigter, die Eintragung der endgültigen 
Hypothek für B bewilligen und muß E als Eigentümer des zu belaſtenden Grundſtücks durch 
eine Zuſtimmung zu der Hypothekeintragung der Bewilligung des S Wirkſamkeit verleihen 
(ngl. RG 78, 73). Hat S dagegen das Grundſtück nur weiter belaſtet, z. B. mit einer 
Hypothek, zugunſten des E, jo bedarf es zu der endgültigen Eintragung der Hypothek für B 
lediglich der Bewilligung des 8, nicht auch der Zuſtimmung des E, da die Hypothek des B 
ohne weiteres den Rang vor der Hypothek des E hat. 

c) Iſt die Vormerkung des B auf Aufhebung eines Rechtes an einem Grund- 
ftüde (z. B. einer Hypothek) gerichtet und hat 8 trotzdem das Recht auf E über- 
tragen oder zugunſten des E mit einem Rechte belaftet (3. B. verpfändet), ſo 
muß 8 die Aufgabe gemäß $ 875 erklaren und E im Falle der Übertragung durch die von 
ihm als Inhaber des Rechtes erteilte Zuſtimmung die Erklärung des 8 wirkſam machen und 
99 00 der Belaſtung feine Zuſtimmung zu der Aufhebung gemäß § 876 erklären (vgl. RG 
e 7 1 Om * 

In den Fällen, in denen E durch ſeine Zuſtimmung der Eintragungserklärung des nicht 
mehr verfügungsberechtigten S die Wirkſamkeit verleiht (wie z. B. wenn ihm das Grund. 
lie übertragen iſt) kaun E auch ſelbſt die Eintragung des Rechtes für B 
bewilligen (3. B. im Falle der Auflaſſungsvormerkung dem B die Auflaſſung erteilen), 
da er durch ſeine Eintragung als Inhaber des Rechtes dem Grundbuchamte gegenüber for⸗ 
mell legitimiert iſt und er durch die den der Eintragung des Rechtes (3. B. des 
Eigentums am Grundſtücke) für B die dem obliegende Verpflichtung gemäß 8.267 Abſ 1 
erfüllt (ſtr.; KJ 51, 196; [OLG 39, 211). Eine Verpflichtung des E dazu beſteht jedoch 
dem B gegenüber nicht (K GJ 51, 196). 4 97705 

Die Einwilligung oder Genehmigung des E, ſoweit ſie erforderlich iſt, kann 
ebenſo wie die betreffende Eintragungsbewilligung oder Aufgabeerklärung 
des 8 gemäß 8 894 3 ß durch rechtskräftiges Urteil erſetzt werden (val. OSG 39, 209). 
Der Anſpruch gegen 8 und der gegen E find ſelbſtändige, voneinander unabhängige 
Anſprüche. Ver erſtere beruht auf einem den vorgemerkten Anſpruch begründenden 
Schuldverhältniſſe zwiſchen B und 8, der letztere hat zum Rechtsgrunde die aue 
daß E ein den vorgemerkten Anſpruch des B vereitelndes oder beeinträchtigendes und daher 
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gegenüber B unwirkſames Recht erworben hat. — Zur Begründung beider Anſprüche 
aber gehört, daß der vorgemerkte Anſpruch wirklich beſteht. Nur unter dieſer Vorausſetzung 
iſt auch das Recht des E gegenüber B unwirkſam. Deshalb und ferner, weil beide An⸗ 
ſprüche auf die Herbeiführung der nämlichen Eintragung oder Löſchung gerichtet ſind, 
können 8 und E, wenn B die Auſprüche im Klagewege verfolgt, gemäß § 60 3PO 
als Streitgenoſſen verklagt werden (ſtr.). — Jedoch kaun Bauch jeden der beiden 
für ſich allein verklagen. Dabei hat er die Wahl, welchen von beiden er zuerſt verklagen 
will. Insbeſondere iſt nicht erforderlich, daß er zunächſt ein rechtskräftiges Urteil gegen 8 
auf Bewilligung der betreffenden Eintragung oder Löſchung erſtreitet und dann erſt auf 
Grund dieſes Urteils Klage gegen E auf Genehmigung erhebt. Vielmehr kann B auch ſchon, 
bevor er gegen 8 im Klagewege vorgegangen ift, gegen E auf Einwilligung in die Eintragung 
oder Löſchung Hagen (ſtr.; vgl. RG 53, 35; 78, 78). Ein Urteil, wodurch 8 zur Eintragungs 
bewilligung oder zur Aufgabeerklärung rechtskräftig verurteilt iſt, iſt nicht gegen E wirkſam, 
da es nicht ihm gegenüber ergangen ift (RG 53, 34; 62, 377). Vielmehr muß die gegen ihn 
erhobene Klage ſelbſtändig gerechtfertigt, insbeſondere muß auch ihm gegenüber das Beſtehen 
des vorgemerkten Anſpruchs beſonders dargetan werden. Selbſt eine von 8 bereits erteilte 
Eintragungsbewilligung oder abgegebene Aufgabeerklärung iſt nicht unbedingt gegenüber E 
maßgebend, z. B. nicht im Falle der Simulation oder Kolluſion (vgl. RG 36, 249; JW 98, 20953; 
a. M. OLG 4, 238). Jedoch wird in der Regel darin eine Beſtätigung des Beſtehens des 
vorgemerkten Anſpruchs zu erblicken fein. Auch wird aus einem rechtskräftigen Urteil gegen 8 
regelmäßig zu entnehmen fein, daß der vorgemerkte Auſpruch tatſächlich beſteht. — Abgeſehen 
hiervon folgt aus vorſtehendem zunächſt von ſelbſt, daß E, ebenſo wie 8, alle auf rechts 
hindernde oder rechtsvernichtende Tatſachen geſtühten Einwendungen (. $ 886 
A2) geltend machen kann, aus denen ſich ergibt, daß der vorgemerkte Anſpruch in Wirklich- 
keit nicht zur Entſtehung gelangt, oder daß er zwar entſtanden, aber wieder erloſchen iſt. Aber 
auch die Geltendmachung der rechtszerſtörenden Einreden des § 886 (. $ 886 A 2) ſteht dem E 
zu, da er als Rechtsnachfolger des 8 in dem von ihm erworbenen Rechte durch die Vormerkung 
betroffen wird und er daher nach § 886 Beſeitigung der Vormerkung verlangen kann (RG 
53, 33). Jedoch kann bei einer auf einen Kaufvertrag gegründeten Auflaſſungsvormerkung 
nicht mit Erfolg eingewendet werden, daß der Verkäufer zur Erfüllung des Anſpruchs des 
Käufers ſeinerſeits das Erforderliche (durch Erteilung der Auflaſſung) noch nicht getan habe; 
für den Anſpruch des vormerkungsberechtigten Käufers auf Zuſtimmung aus 8 888 iſt es 
gleichgültig, ob dem vormerkungsberechtigten Käufer von dem Verkäufer das Grundſtück 
aufgelaſſen iſt oder nicht (R& 58, 28; Warn 1927 Nr 92). Iſt B mit feiner Klage gegen 8 
rechtskräftig abgewieſen, fo iſt auch die Klage gegen E hinfällig, da dann für eine Zuſtim⸗ 
mung des E kein Raum mehr iſt, überdies dem E auch in dieſem Falle eine Einrede im 
Sinne des $ 886 zuſteht (f. $ 886 A 2). — Sonſt aber hat ein Urteil gegen 8 auch dann, 
wenn zur Zeit der Veräußerung an E der Anſpruch gegen 8 bereits rechtshängig war 
(wenn z. B. die Vormerkung auf Grund einer einſtweiligen Verfügung eingetragen war 
und die Hauptſache hinſichtlich des Anſpruchs auf endgültige Eintragung oder Löſchung 
bereits ſchwebte), gegenüber k keine Wirkſamkeit, da das von der Vormerkung betroffene 
Grundſtück oder Recht in Anbetracht der perſönlichen Natur der Klage nicht in Streit 
befangen iſt und daher die 88 265, 266, 325, 727 ZPO keine Anwendung finden (ſtr.). Ver⸗ 
äußert aber E zu einer Zeit, in der die Klage des B aus $ 888 gegen ihn rechtshängig iſt, 
weiter an F, ſo wirkt das Urteil auch gegenüber dieſem, wenn die Rechtshängigkeit ihm bekannt 
oder im Grundbuche eingetragen war; denn, ſoweit die Vormerkung eine den vorgemerkten 
Anſpruch vereitelnde oder beeinträchtigende Verfügung unwirkſam macht, hat ſie und ſomit 
auch die Klage daraus dingliche Wirkung, fo daß hier das von E erworbene Grundſtück oder 
Recht in Streit befangen iſt. 

Nach allen erörterten Richtungen macht es nach $ 883 Abſ 2 keinen Unterfchied, ob der 
Erwerb des E auf freiwilliger Verfügung des 8 beruht oder im Wege der Zwangs : 
vollſtreckung (3. B. durch Eintragung einer Zwangshypothek, ſ. auch $ 883 A 12) oder der 
Arreſtvollziehung oder von dem Verwalter des etwa inzwiſchen über das Vermögen 
des S eröffneten Konkurſes (f. $ 883 A 18) erlangt iſt. 

Eine Aufhebung und Löſchung des von der Vormerkung betroffenen 
Rechtes ſeitens des S kommt für eine Anwendung des $ 888 nicht in Betracht. Zunächſt 
bedarf die Aufhebung der Zuſtimmung des B (f. § 883 A 11 „Verfügungsbeſchränkung“). Iſt 
aber die Löſchung der Vormerkung, fei es auch verſehentlich, ohne Zuſtimmung des B erfolgt, 
ſo iſt die Vormerkung erloſchen und iſt ein Erwerb des E, der unwirkſam wäre, wenn die 
Vormerkung beſtände, ſelbſt dann wirkſam, wenn er von der Unrechtmäßigkeit der Löſchung 
Kenntnis hatte (ſ. 8 886 A 3 „zu Unrecht gelöſcht“). 

2. Zur Verwirklichung des vorgemerkten Anſpruchs iſt materiellrechtlich, wenn der 
hinſichtlich des Anſpruchs perſönlich Verpflichtete noch Inhaber des von der Vormerkung 
betroffenen Rechtes ift, von dieſem die zur Rechtsänderung (88 873 Abf 1, 877, 880) 
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oder zur Rechtsaufhebung (8 875) erforderliche Erklärung abzugeben und die 
endgültige Eintragung des der Vormerkung entſprechenden Rechtes für den Vormerkungs⸗ 
berechtigten oder die endgültige Löſchung des Rechtes, auf deſſen Aufhebung die Vormerkung 
gerichtet iſt, zu bewilligen. Formellrechtlich iſt zur Vornahme der Einſchreibung nach 88 19, 29 
Gd erforderlich, daß die Bewilligung in der Form des § 29 Satz 1 EBD erklärt wird. Die 
formgerechte Bewilligung wird gemäß $ 894 ZBO durch rechtskräftiges Urteil erſetzt, 
das namentlich dann ergehen wird, wenn die Vormerkung auf Grund einſtweiliger Verfügung 
eingetragen iſt und demnächſt die Hauptſache durch ein Urteil auf Herbeiführung der Be- 
ſtellung oder der Aufhebung des Rechtes abgeſchloſſen wird (ſ. jedoch KJ 51, 192 [OLG 
39, 209] über einen Fall, in dem auf Bewilligung des Eigentümers eine Auflaſſungsvormerkung 
eingetragen worden war, dann der Eigentümer gemäß 8 928 auf das Eigentum am Grund⸗ 
ſtück verzichtet hatte und darauf gegen den nach § 58 ZPO beſtellten Pfleger ein Urteil auf Er- 
teilung der Auflaſſung vom Vormerkungsberechtigten erſtritten wurde). Das Urteil muß aber 
auf Bewilligung der Eintragung lauten. Z. B. genügt bei einer Hypothekvormerkung eine Ver⸗ 
urteilung zur Zahlung nicht (KJ 36 A 253). Iſt im Falle einer Hypothekvormerkung weder 
aus dem Eintragungsvermerk noch aus ſeinen Unterlagen etwas über die Art der zu be⸗ 
ſtellenden Hypothek zu entnehmen, fo kann Umſchreibung der Vormerkung in eine Ver⸗ 
kehrshypothek und zwar eine Briefhypothek, verlangt werden, da die Verkehrshypothek 
und die Brieſhpothel die Regel (vgl. $ 1116 A 2), die Buchhypothek und die Sicherungs⸗ 
hypothek (vgl. $ 1184) die Ausnahme find (RG Gruch 58, 1021). Auf formloſen (§ 30 GBO) 
Antrag (8 13 Abf 1 68D) eines der Beteiligten (§ 13 Abſ 2 GBO) unter Vorlegung 
der Eintra ungsbewilligung oder des mit Rechtskraftzeugnis verſehenen Urteils wird die be⸗ 
treffende uſchreibung vorgenommen. Handelt es ſich um Übertragung des Eigentums, ſo 
hat Auflaſſung gemäß $ 925 BOB, § 20 GB zu erfolgen. — In den Fällen des 8 888 hat 
der perſönlich Verpflichtete die nämlichen Erklärungen abzugeben (ſ. A 1). Die außerdem er⸗ 
forderliche Zuſtim mung des Erwerbers bedarf materiellrechtlich (8 182 Abſ 2) keiner 
Form. Sie kann nach 8 182 Abs 1 ſowohl gegenüber dem perſönlich Verpflichteten, als auch 
gegenüber dem Vormerkungsberechtigten erklärt werden. Formellrechtlich aber bedarf ſie 
nach SS 19, 29 EBD ebenfalls der in § 20 Saß 1 ung vorgeſchriebenen Form. Sie kann 


gleichfalls durch rechtskräftiges Urteil gemäß § 804 ü 
der Verwalter des Konkurſes über das — 19 e e eee 


gemerkten Anſpruch erfüllen muß, vgl. $ 888 A 18. 22 Fee nag 29 45 080 — 
getragene Vormerkung findet ‚$ 888 keine Anwendung. Das Grundbuchamt hat nach Be⸗ 
hebung des der beantragten Eintragung entgegenſtehenden Hinderniſſes die Eintragung vor- 
zunehmen, ‚ohne daß es der Eimvilligung eines fpäteren Erwerbers bedarf (RG 62, 375; 
110, 207; KJ 53, 111; 8883 A 2 „Rechtsgrund ). Die Eintragung für den ſpäteren Er⸗ 
werber erfolgt unter dem Vorbehalt, daß das vorgemerkte Recht nicht durch Behebung des 
Hinderniſſes zu einem endgültigen wird (MG 62, 378; 110, 207; KG 53, 111). Wird das 
Hindernis behoben, fo ift die Entſcheidung auf Eintragung für den ſpäteren Erwerber rück⸗ 
gängig zu machen und dieſe Eintragung von Amts wegen zu beſeitigen (Ra 110, 207; KGJ 
83, 111). Es iſt alſo bei Behebung der Anſtände nicht nur dem erſten Antrag durch Aus 
führung der vorgemerkten Eintragung ftattzugeben, ſondern auch die auf den ſpäteren An⸗ 
trag für den Erwerber erfolgte Eintragung zu beſeitigen (KJ 58, 112). Die Vormerkung 
iſt nicht zu löſchen (ROY 50, 173; 58, 112). Iſt die Vormerkung zu Unrecht gelöſcht und 
zugleich die Beſeitigung der auf den ſpäteren Antrag erfolgten Eintragung unterblieben, ſo 
kann die Beſeitigung dann nicht mehr nachgeholt werden, wenn ein gutgläubiger Erwerb 
auf Grund diefer Eintragung nach Löfchung der Vormerkung in Frage kommt (KJ 58, 112). 
Iſt letzteres nicht der Fall, ſo iſt trotz der Löſchung der Vormerkung, da die gegenüber der 
anderen Eintragung bereits entſtandenen Wirkungen dieſer durch die Löſchung nicht hin 
fällig geworden ſind, die genannte Beſeitigung noch zuläſſig und von Amts wegen nachzu⸗ 
holen (Ach 53, 112). Vgl. bezüglich einer zu Unrecht gelöſchten Vormerkung nach $ 883 
hierzu § 886 A3, 9 894 A 1 Abſ 2. — Der Zuſtimmungsanſpruch aus $888 iſt nicht 
ſelbſtändig, ohne den durch die Vormerkung geſicherten Anſpruch, abtretbar (Rh Warn 
1927 Nr 92). Wird jedoch bei einer auf einen Kaufvertrag gegründeten Auflaſſungsvor⸗ 
merkung der geſicherte Anſpruch des Käufers nebſt der Vormerkung an einen Dritten ab 
getreten und erteilt der Verkäufer berechtigterweiſe (fei es als Eigentümer oder zufolge Auf- 
laſſung des Eigentümers an ihn [ſ. $ 925 A 8]) dem Dritten Auflaſſung, ſo kann der Dritte 
Zuſtimmung dazu verlangen, daß er ſelbſt (nicht der Zedent) als Eigentümer eingetragen 
werde (RG Warn 1927 Nr 92). t 8 

3. Über gleichartige Wirkungen, anderſeits die Unterſchiede von Veräußerungsverboten 
g. K 878 A 8 Abſ. 2) und Vormerkungen vgl. 8 883 A 11, 12, 13. — Auf Grund des 8 888 
Abſ 2 kann z. B. der aus einem geſetzlichen oder richterlichen (3. B. durch einſtmeilige Ver- 
fügung angeordneten) Veräußerungsverbote (88 185, 136) Berechtigte, wenn das durch das 
Verbot betroffene Grundſtück veräußert wird, ebenſo wie bei einer Auflaſſungsvormerkung 
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(ſ. A a), die Zuſtimmung zur Auflaſſung an ihn verlangen (vgl. OLG 5, 143). Jedoch 
ſteht dem Erwerber der Schutz des öffentlichen Glaubens des Grundbuchs zur Seite, wenn 
das Verbot nicht eingetragen und ihm auch nicht bekannt geweſen iſt (88 135 Abſ 2, 136, 
892 Abſ 1 1 2). Für rechtsgeſchäftliche Veräußerungsverbote (§ 137) gilt die Vorſchrift 
des Abſ 2 nicht. 


8 889 


Ein Recht an einem fremden Grundſtück!) erliſcht nicht dadurch, daß 
der Eigentümer des Grundſtücks das Recht oder der Berechtigte das Eigen⸗ 
tum an dem Grundſtück erwirbt?). 

E I 835 II 807; M 3 201 ff.; P 3 78. 


1. Nur auf Rechte an fremden Grundſtücken, alſo auf Erbbaurechte, Dienſtbarkeiten, 
Vorkaufsrechte, Reallaſten, hypothekariſche Rechte (f. $ 873 A 6), findet § 889 Anwendung. 
Für die hypothekariſchen Rechte gelten ferner hinſichtlich des Nichterlöſchens durch Kon⸗ 
fuſion oder Konſolidation beſondere Regeln (88 1163, 1177, 1178). Die ein Grundſtück betreffen- 
den Vormerkungen fallen, weil ſie keine Rechte am Grundſtücke ſind, nicht unter § 889 
(1.8883 A8 „Aufhebung der Vormerkung“; OLG 6, 123). Ebenſowenig Rechte an den ge⸗ 
nannten Rechten oder Rechte an beweglichen Sachen. Dieſe erlöſchen in der Regel 
bei ihrem Zuſammentreffen mit dem Eigentum in einer Perſon; ſo der Nießbrauch und das 
Pfandrecht an beweglichen Sachen und an Rechten (88 1063, 1072, 1256, 1273, 1291). 
Anders verhält es ſich, wenn der Eigentümer eines Grundſtücks den Nießbrauch an einer 
auf dem Grundſtück eingetragenen, verzinslichen Hypothek erlangt. Dann erliſcht das Zins · 
recht nicht deswegen, weil die Verbindlichkeit zur Entrichtung der Zinſen und das Recht 
auf die Zinſen ſich in einer Perſon vereinigt hat; denn der Nießbrauch an der Hypothek ung 
das Eigentum am Grundſtück ſtehen ſich als geſonderte Rechte gegenüber und der Gegen⸗ 
ſtand des Nießbrauchs wird durch die genannte Vereinigung nicht berührt. Das Zinsrecht 
bleibt vielmehr beſtehen, und die Folge der Vereinigung iſt nur, daß der Eigentümer (Schuld⸗ 
ner), ſolange er gleichzeitig Nießbraucher iſt, Zinſen nicht zu entrichten braucht (KCI 47, 198). 
Ebenſo bleibt, wenn die im geſetzlichen Güterſtande lebende Ehefrau des Eigentümers eine 
auf dem Grundſtück eingetragene verzinsliche Hypothek erwirbt, trotz des dem Ehemanne 
zuſtehenden ($ 1383) Nutznießungsrechts an der Hypothek das Zinsrecht und ſomit auch die 
Hypothek für dieſes Zinsrecht (der 5 nur auf Zinsrückſtände beziehende $ 1178 [ſ. A 2] 
kommt hier überhaupt nicht in Betracht) für die Ehefrau beſtehen, ſo daß die Hypothek mit 
den Zinſen auf die Ehefrau im Grundbuch umgeſchrieben werden kann (KGJ 47, 194). 
Gleiches gilt, wenn ein Kind, deſſen Vermögen der Nutznießung des Vaters unterliegt, eine 
auf dem Grundſtück des Vaters eingetragene verzinsliche Hypothek erwirbt, oder wenn der 
Vater ein Grundstück erwirbt, auf dem für ein Kind eine verzinsliche Hypothek eingetragen 
ſteht (anders KGJ 40 A 140; 45, 257 inſofern, als angenommen iſt, es könne bei Neu- 
begründung einer Hypothek für eine Darlehnsforderung einer Ehefrau oder eines Kindes 
an einem Grundstück des Ehemanns bzw. des Vaters ein Zinsrecht mit Rückſicht auf das 
Nutznießungsrecht des Ehemanns bzw. des Vaters nicht eingetragen werden). — Daß das 
Recht im Grundbuche eingetragen iſt, wird für Anwendung des 8 88g nicht erfordert, ſofern 
nur das Recht außerhalb des Grundbuchs beſteht (wie z. B.: die Überbau- oder Notweg⸗ 
1 5 or Hinſichtlich der nach früherem Recht begründeten, nicht eingetragenen 

2 e |. 8 

2. Aus dem Nichterlöſchen durch Vereinigung (Konfusion) darf nicht gefolgert werden, 
daß der Eigentümer am eigenen Grundſtücke ein Recht beſtellen darf (3. B. eine 
Grunddienſtbarkeit zu Laſten ſeines einen und zugunſten feines anderen Grundſtücks): nach 
$ 181 kann der Eigentümer nicht mit ſich ſelbſt die nach § 878 erforderliche Einigung über die 
Beſtellung des Rechtes vornehmen (f. hierüber ſowie über die nach 88 1009, 1196, 1199 geltenden 
Ausnahmen $ 873 A 7 „Vertragsnatur“). — Ferner iſt aus dem Nichterlöſchen im Falle des 
$ 889 nicht zu folgern, daß Rechte an einem fremden Grundſtücke immer erſt erlöſchen, 
wenn fie im Grundbuche gelöſcht werden. Dies gilt nur für die Aufhebung durch Rechts 
geſchäft nach $ 875. Über die Fälle, in denen ſonſt Rechte auch ohne Löſchung außerhalb des 
Grundbuchs erlöſchen, vgl. § 875 A 1. — Aus dem Nichterlöſchen folgt aber, daß der Eigen- 
tümer über das Recht als Rechtsinhaber beſonders verfügen, es aufheben, belaſten, 
an einen anderen übertragen kann, letzteres ſoweit dies bei Rechten der betreffenden Art über⸗ 
haupt zuläffig iſt. Inſoweit unterliegt daher das Recht für ſich allein auch der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung. Ferner ſteht dem Eigentümer wie ſonſt einem Inhaber der Schutz gegen Beeinträchti⸗ 
gungen zu (vgl. SS 1017, 1027, 1065, 1090 Abſ 2). Vgl. jedoch über Unzuläſſigkeit des Be- 
treibens der Zwangsvollſtreckung in das Grundſtlck wegen einer Eigentümerhypothek oder 
Eigentümergrundſchuld 88 1177 Abſ 1, 2, 1197. Wird aber von anderer Seite die Zwangs ⸗ 
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vollſtreckung betrieben, fo kann der Eigentümer wie fonft auch in dieſen Fällen das Recht bei 
der Zwangsvollſtreckung geltend machen. — Veräußert der Eigentümer das mit dem 
Rechte belaſtete Grundſtück, fo verbleibt ihm das Recht. — Iſt das Recht mit dem Rechte 
eines Dritten belaſtet, ſo bleibt auch dieſe Belaſtung beſtehen. — Ausnahmen von dem 
Grundſatze des Nichterlöſchens durch Vereinigung gelten nach 8 1178 Abi 1 Satz 1 (Zinsrück⸗ 
fände und Koſten) bei einer Hypothek, ſowie bei der Neallaſt und der Rentenſchuld nach 
$$ 1107, 1200 in Verbindung mit dem zit. § 1178 Abſ 1 Satz 1. Ob ein unter der Herr. 
ſchaft des früheren Rechtes begründetes, zwar nicht eingetragenes, aber zur Wirkſamkeit 
auch nicht der Eintragung bedürfendes Recht (z. B. eine Grundgerechtigkeit nach $ 12 Ab] 2 
PrEEG v. 5. 5. 72; Art 187 EGBGB) durch Vereinigung (z. B. im Falle der genannten 
Grundgerechtigkeit durch Vereinigung des herrſchenden und des dienenden Grundſtücks in 
der Hand eines Eigentümers) nach Anlegung des Grundbuchs erliſcht, beſtimmt ſich nach 
den bisherigen Geſetzen; denn nach Art 189 Abſ 3 EG erfolgt die Aufhebung eines ſolchen 
Rechtes, bis es in das Grundbuch eingetragen wird, nach den bisherigen Geſetzen, und unter 
„Aufhebung“ iſt nicht nur die rechtsgeſchäftliche Aufhebung, ſondern auch das ohne Rechts⸗ 
geſchäft eintretende Erlöſchen zu verſtehen (ftr.; R Warn 1916 Nr 19). 


8 890 


Mehrere Grundſtücke!) können?) dadurch zu einem Grundſtücke vereinigt 
werdens), daß der Eigentümer“) ſie als ein Grundſtück in das Grundbuch 
eintragen läßt). 

Ein Grundſtück!) kann?) dadurch zum Beſtandteil eines anderen Grund⸗ 


ſtücks gemacht werdens), daß der Eigentümer“) es dieſem im Grundbuche 
zuſchreiben läßt“). 
€ I 787 II 808; M 3 56 ff.; P 3 18, 897 f., 550 ff. 


1 Über den Begriff des Grundſtücks und darüber, wann mehrere ſelbſtändige Grund⸗ 
ſtücke vorliegen, vgl. F 873 A 4, auch KJ 37 A 209 (Eintragung mehrerer Kataſterparzellen 
unter verſchiedenen Nummern des Titelblatts nach früherem Recht). Sowohl für die Ver- 
einigung als auch für die Zuſchreibung wird im § 890 vorausgeſetzt, daß die mehreren 
Grundſtücke dem nämlichen Eigentümer gehören oder doch von ihm gleichzeitig mit 
der Stellung des Antrags auf Vereinheitlichung erworben werden (KJ 36 A 198). Keine 
Vorausſetzung ift, daß fie miteinander in räumlichem Zuſammenhange ſtehen (vgl. 
N 51, 215) oder daß fie im Bezirke desselben Grundbuchamts belegen find (OLG 8, 300; 
39, 221; KJ 43, 291). Ferner ift nicht erforderlich, daß über die mehreren Grundſtücke 
vor ihrer Vereinigung oder ihrer Verbindung durch Zuſchlagung des einen je ein beſonderes 
Grundbuchblatt geführt worden iſt. Auch Grundſtücke, die auf einem Grundbuchblatte 
unter verſchiedenen Nummern gemäß 8 4 G80 als ſelbſtändige Grundſtücke gebucht ſind 
(1.8 873 U 4; OLG 5, 188; 39, 221; Kd 30 A 195; 31 A 238; 49, 235), können miteinander zu 
einem Grundſtücke geſchaffen werden. Sind mehrere Grundſtücke bereits vereinheit- 
licht worden, fo können noch andere Grundſtücke nur mit dem Ganzen, nicht mit einem ein, 
zelnen Teile, mag dieſer früher auch ein ſelbſtändiges Grundſtück gebildet haben, vereinheitlicht 
werden, es ſei denn, daß der Teil als ſelbſtändiges Grundſtück auf dem bisherigen Grundbuch- 
blatte gemäß 8 4 GBD (unter beſonderer Nummer) oder auf einem anderen Blatte gebucht 
wird (OLG 2, 407, auch ROY 43, 292). — Rechte, die den Grundſtücken gleichgeſtellt 
find (ſ. 8903 A 2), insbeſondere Erbbaurechte, können entſprechend mit Grundſtücken oder 
untereinander vereinheitlicht werden. Dagegen kann ein Miteigentumsanteil ar 
Grundſtücksteil) weder mit einem Grundſtück vereinigt noch ihm zugeſchrieben werben 05 c 
über 8873 A 4). Beſondere geſetzliche Beſtimmungen gelten in dieſer Hinſicht nach 1 
(Artt 67, 112 Ech) für das Bergwerkseigentum und für Bahneinheiten. — Im ei * 
Teilung eines Grundſtücks in mehrere ſelbſtändige Grundſtücke, worü 4 
das BGB keine Beſtimmung trifft, wird an dem dinglichen Rechtszuſtande regelmäßig 10 2 
geändert; die Belaſtungen bleiben an den einzelnen Zeilen beitehen, und es 1 der Ein- 
willigung der Realberechtigten in die Teilung nicht (vgl. M 3 S. 654, 655). Über h 47257 
der Belaſtungen auf die nach einem anderen Grundbuchblatte übertragenen Teile on, SS if et 2 
49 GBO, und über Belaſtung und Entlaſtung von realen und ideellen Grundſtü 0 u . 
9 873 A 4. Sondervorſchriften hinſichtlich der Wirkung der Teilung find a 10200 
dienſtbarkeit (88 1025, 1026), die beſchränkte perſönliche Dienftbarfeit (88 10 j . 
und die Reallaſt (8 1108 Ab 2). Vgl. ferner EG Artt 113 (Zufammenlegung 9150 
Iliden, f. dazu NO 48, 290), 119 Nr 2 (Verbot der Teilung vach Sanbesreiht), engel 
2 Nr 1 (laſtenfreie Abtretung von kleineren Trennſtücken ohne Bewilligung der Realbere 
tigten auf Grund Unſchädlichkeitszeugniſſes). 
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2. Die mehreren Grundſtücke können nach Abſ 1 oder nach Abſ 2 vereinheitlicht werden, 
wenn nicht etwa durch Landesgeſetz gemäß dem Vorbehalte in Art 119 Nr 3 EG die Verein⸗ 
heitlichung unterſagt oder beſchränkt iſt. Nach der Ordnungsvorſchrift des 8 5 GBO, deren 
Nichtbeachtung aber die ihr entgegen bewirkte Vereinheitlichung nicht unwirkſam macht, ſoll 
die Vereinheitlichung nur erfolgen, wenn davon Verwirrung nicht zu beſorgen if. Wann 
dieſe Beſorgnis gerechtfertigt iſt, beſtimmt ſich nach Lage des einzelnen Falles. Namentlich 
wird dabei eine Verſchiedenheit der Belaſtung und die ſich daraus etwa ergebende Unüber⸗ 
ſichtlichkeit des Grundbuchs und Schwierigkeit der Zwangsvollſtreckung in Betracht kommen 
(OLG 6, 259; 8, 300; 18, 196; 20, 401; 39, 222). 

3. Werden die mehreren Grundſtücke zu einem Grundſtücke vereinigt, fo wird nicht das 
eine Grundſtück Beſtandteil des anderen, ſondern jedes wird Beſtandteil des nunmehr 
einheitlichen ganzen Grundſtücks (KJ 30 A 195; OLG 39, 221). — Dieſe Beſtandteile 
können aber, da ſie nicht weſentliche ſind, je für ſich Gegenſtand beſonderer Rechte ſein. 
Deshalb bleiben dieſe Teile auch fernerhin fo geſondert belaſtet, wie fie es früher als ſelb⸗ 
ſtändige Grundſtücke waren. Die Belaſtungen des einen Teiles erſtrecken ſich nicht auch auf 
den anderen Teil (RIA 6, 249; KON 30 A 195; OLG 39, 221; 39, 223). Eine Geſamt⸗ 
hypothek an den beiden bisherigen Grundſtücken wird nicht zur Einzelhypothek, vielmehr 
finden die Vorſchriften über die Geſamthypothek (88 1132, 1172ff. 1181 Abſ 2, 1182) nach 
wie vor auf fie Anwendung (vgl. KGJ 30 A 195; OLG 39, 223). Erſt nach der Ver⸗ 
einigung können die Teile einheitlich belaſtet werden, wobei ſie dann (4. B. hinſichtlich der 
Hypothek, $ 1132) als ein Grundſtück gelten (K GJ 30 A 195; OLG 39, 222). Wegen Be- 
laſtungen, die nur einen Teil betreffen, kann trotz der Vereinigung die Zwangsvollſtreckung 
in den Teil allein betrieben werden (RIA 6, 249; OLG 39, 223). — Soll nach der 
Vereinigung eine neue Belaſtung oder ſonſtige Verfügung nur einen der Teile be⸗ 
treffen, ſo kommen formellrechtlich, insbeſondere hinſichtlich Wiederabſchreibung des Teiles, 
die 88 3, 6, 96 GBO zur Anwendung (vgl. hierüber $ 873 A 4). 

4. Nur auf Veranlaſſung des Eigentümers kann die Vereinheitlichung der mehreren 
Grundſtücke nach Abſ 1 oder nach Abſ 2 bewirkt werden. Nicht von Amts wegen (KGJ 31 A 288; 
49, 285). — Der gegenüber dem Grundbuchamte (f. 8875 A7) zu ſtellende Antrag 
des Eigentümers iſt, weil mit ihm rechtliche Folgen verbunden ſind und durch ihn ein dem 
Liegenſchaftsrechte unterliegender neuer Gegenſtand geſchaffen werden ſoll, materiellrechtlich 
eine rechtsgeſchäftliche Willenserklärung. Daher bedarf er formellrechtlich, weil er eine zu der 
Eintragung erforderliche Erklärung im Sinne des $ 29 Satz 1 GBO iſt, der dort vorgeſchriebenen 
Form (RIA 6, 74; KGJ 31 A 238). Von dieſem Antrage, der die materiellrechtliche Grund- 
lage für die Vereinheitlichung bildet, iſt zu unterſcheiden der prozeſſuale Eintragungsantrag, 
der formellrechtlich für die Vornahme einer jeden Eintragung nach § 13 Abſ 1 EBD erforderlich 
iſt, deſſen Fehlen aber auf die Wirkſamkeit der vorgenommenen Eintragung keinen Einfluß 
hat. Er bedarf nach $ 30 GBO keiner Form und kann unter Vorlegung des vorgenannten 
materiellrechtlichen formgerechten Antrags nach 8 18 Abſ 2 GBO nicht nur von dem Eigen- 
tümer, ſondern auch von demjenigen anderen, zu deſſen Gunſten etwa die Vereinheitlichung 
erfolgen ſoll (3. B. im Falle der Zuſchreibung von dem Gläubiger einer auf beiden Grund- 
ſtücken haftenden Geſamthypothek, der inſofern dadurch begünſtigt wird, als die Gefamt- 
hypothek gemäß § 1131 zufolge der Zuſchreibung zu einer Einzelhypothek auf einem Grund⸗ 
ſtücke wird), geſtellt werden (RIA 6, 75). — Iſt aber eine Vereinheitlichung ohne den 
materiellrechtlichen Antrag des Eigentümers bewirkt worden oder iſt der Antrag 
nicht rechtsgültig, ſo iſt die Vereinheitlichung unwirkſam und treten die nach dem Geſetze 
mit einer Vereinheitlichung verbundenen rechtlichen Folgen nicht ein. Das Grundbuchamt 
kann zwar eine ſolche ungerechtfertigte Vereinheitlichung nicht etwa nach $ 54 Abf 1 Satz 2 
GBO von Amts wegen wieder aufheben, da das Geſetz die Vereinheitlichung geftattet und 
daher die die Vereinheitlichung betreffende Eintragung nicht ihrem Juhalte nach unzuläſſig iſt. 
Wohl aber hat das Grundbuchamt, da die Zuſammenſchreibung eine Eintragung im Sinne der 
88 54, 71 GBO iſt (RIA 6, 251), gemäß § 54 Ab] 1 Satz 1 G0 von Amts wegen einen Wider 
ſpruch einzutragen, und hierzu kann es nach $ 71 Abſ 2 G80 im Wege der Beſchwerde an- 
gehalten werden (RIA 6, 252). — Es ſteht ohne Nückſicht auf die Größe, Lage und Beſchaffen⸗ 
heit der in Betracht kommenden Grundſtücke im freien Willen des Eigentümers, zu 
beſtimmen, welche der beiden Arten der Vereinheitlichung ſtattfinden foll. 
Jedoch muß er wegen der verſchiedenen rechtlichen Folgen (J. A 3, 6) mit Beſtimmtheit an 
geben, ob eine Vereinigung oder eine Zuſchreibung erfolgen ſoll (KJ 30 A 195; OLG 39, 221). 
Hat das Grundbuchamt entgegen dem auf eine Vereinheitlichung gerichteten Antrage des 
Eigentümers das eine Grundſtück, das mit dem anderen vereinheitlicht werden ſollte, als 
felbftändiges Grundſtück gebucht, ſei es auch gemäß $ 4 GO auf einem mit dem anderen 
Grundſtücke gemeinſchaftlichen Grundbuchblatte (f. A 1), fo ſteht dem Eigentümer die Be- 
ſchwerde hiergegen zu, da die Buchung keine auf Parteibetrieb erfolgende, mit beſonderen 
rechtlichen Wirkungen verſehene Eintragung im Sinne des § 71 Abſ 2 Satz 1 GBO iſt 
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(OLG 5, 188). — Der Zuſtimmung der Realberechtigten, insbeſondere der Hypotheken ⸗ 
gläubiger, bedarf es weder zur Vereinigung noch zur Zuſchreibung, da ihre Rechte nicht 
beeinträchtigt werden, auch im § 890 nur ein Antrag des Eigentümers erfordert wird (NXU 
6, 249; 12, 156). 

5. Die Eintragung als ein Grundſtück im Falle der Vereinigung hat z. B. in Preußen 
(vgl. 88 Abſ 1, 3 Nr 2, 3, Abſ 4 der Af v. 20. 11. 99 und das Formular A dazu) entweder in 
der Weiſe zu geſchehen, daß die Grundbuchblätter beider Grundſtücke geſchloſſen werden und 
für das Geſamtgrundſtück ein neues Grundbuchblatt angelegt wird, oder in der Weiſe, daß auf 
dem Grundbuchblatte des einen Grundſtücks oder auf dem etwa gemeinſchaftlichen Grund⸗ 
buchblatte ($ 4 GBO) die Grundſtücke als Geſamtgrundſtück unter einer neuen Nummer 
eingetragen werden, in beiden Fällen mit der Angabe der Vereinigung (RIA 6, 249; KGJJ 
31 A 238; OLG 5, 188). — Über Unzuläſſigkeit der Beſchwerde eines Hypothekengläubigers 
wegen Beſeitigung einer bereits bewirkten Vereinigung vgl. RIA 6, 247. — Wieder auf 
gehoben kann die Vereinigung nur auf Antrag des Eigentümers werden, während bezüglich 
der erwähnten Buchung mehrerer Grundſtücke auf einem gemeinſchaftlichen Grundbuch⸗ 
blatt das Grundbuchamt nach $ 4 GBO von Amts wegen darüber zu befinden hat, ob das 
für die mehreren ſelbſtändigen Grundſtücke angelegte gemeinſchaftliche Grundbuchblatt fort⸗ 
chaten iſt, und Anträge Beteiligter, auch des Eigentümers, auf Aufhebung der gemein⸗ 
chaftlichen Buchung nur die Bedeutung einer Anregung haben (KG 50, 127; OLG 39, 222). 

6. Wird ein Grundſtſick zum Beſtandteil eines anderen gemacht, ſo gilt hinſichtlich der 
rechtlichen Folgen Abweichendes von der Vereinigung (1. A 3) bezüglich der hypo- 
thekariſchen Rechte (Hypotheken, Grund. und Rentenſchulden). Nach 88 1131, 1192, 
1200 erſtrecken ſich die auf dem Hauptgrunpftüde beſtehenden hypothekariſchen Rechte auf das 
e Grundstück mit der Maßgabe, daß die auf dieſem Grundſtücke laſtenden Rechte 
im Wange vorgehen. Dagegen erſtrecken ſich die letzteren Rechte nicht auf das Hauptgrund⸗ 
ſtuck. Die Hypotheken auf dieſem Grundſtücke werden zufolge der Erſtreckung nicht zu 
Geſamthypotheten im Sinne des $ 1132, da ihnen auch nach der Zuſchreibung nur ein 
Grundſtück, zuſammengeſetzt aus dem Hauptgrundſtück und dem zugeſchriebenen Grundſtücke, 
haftet (ſtr.). Beſtand vor der Zuſchreibung eine Geſamthypothel an dem Haupt- 
grundſtück und dem zugeſchriebenen Grundſtücke, p wird die Hypothek zu einer Einzelhypothek, 
weil die Phe tgen auf dem Hauptgrundſtücke ſich auch auf das zugeſchriebene Grundſtück er⸗ 
ſtreckt und die beiden Haftungsobjekte dieſer Hypothek nunmehr ein einheitliches Grundſtück 
bilden (pal. RIA 6, 74). — Im übrigen gilt das gleiche wie von der Vereinigung. Da das 
zugeſchriebene Grundſtück ein nicht weſentlicher Beſtandteil des Hauptgrundſtücks iſt, behält 
jedes Erundſtück hinſichtlich der dinglichen Rechte anderer Art (Erbbaurecht, Dienft- 
barkeiten, Vorkaufsrecht, Reallaſten) ſeine beſondere Belaſtung; dieſe Rechte bleiben durch die 
Zuſchreibung unberührt und erfahren keine Erweiterung ihrer Belaſtungsobjekte (vgl. OLG 
Ir 332; 20, 401; 89, 221). Das nämliche gilt von Eigentumsbeſchränkungen (3. B. der Fidei⸗ 
kommißeigenſchaft, OLG 5, 314). — Aus Art 181 Ec iſt zu folgern, daß ein nach früherem 
Recht als Zubehör zugeſchriebenes Grundſtück (was jetzt nicht mehr zuläſſig ift) ſeit Inkraft⸗ 
treten des BGB als zugeſchriebener Beſtandteil zu gelten hat (KGJ 37 A 211; 51, 261). — 
Wird im Falle des Beſtehens einer Grunddienſtbarkeit das herrſchende Grundſtück dem 
dienenden oder dieſes jenem als Beſtandteil zugeſchrieben, ſo iſt trotz der Vorſchrift des 
$ 889, die ſich auf andere Falle der Vereinigung eines Rechtes mit dem Eigentum des be 
laſteten Grundſtücks in einer Perſon bezieht, das Erlöſchen der Grunddienſtbarkeit anzu⸗ 
nehmen, da nach § 1018 eine Grunddienſtbarkeit nur beſtehen kann, wenn ein ſelbſtändiges 
Grundſtück als das herrſchende einem anderen ſelbſtändigen Grundſtück als dem dienenden 
gegenüberſteht (KGJ 51, 261; vgl. $ 1018 A 5 Abſ 2). 

2. Die Zuſchreibung erfolgt z. B. in Preußen (vgl. auch hier 8 8 Abſſ 1, 8 Nr 2, 3, Abſ 4 
der Af v. 20. 11. 99 und das Formular A dazu) in der Weile, daß auf dem Grundbuchblatte 
des Hauptgrundſtücks dieſes und das zugeſchriebene Grundſtück unter neuer Nummer mit 
Angabe der Zuschreibung eingetragen werden (KJ 31 A 238; 36 A 191). — Über Zuläſſigkeit 
der Beſchwerde eines Geſamthypothekengläubigers wegen Ablehnung des von dem Eigen⸗ 
tümer geſtellten Antrags auf Zuschreibung des einen zu dem anderen baftenden Grundſtücke 
vol. RA 6, 73, aber auch 12, 157. 


§ 891 
Iſt im Grund buche!) für jemand ) ein Recht eingetragen!), jo wird ver⸗ 
mutet“), daß ihm das Recht zuſtehes). 
Iſt im Grundbuch ein eingetragenes Rechts) gelöſcht, ſo wird vermutet, 
doß das Recht nicht bejtche®). 


E 1 826 II 809; M 3 188 ff., 158 [f.; P 3 48. 
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1. Iſt das Grund buch im Sinne des Art 186 EG als angelegt auzuſehen (in Preußen 
gelten nach § 87 GBO, Art 3 VO über das Grundbuchweſen v. 23. 11. 99 die bisher geführten 
Grundbücher mit dem Inkrafttreten des BGB als Grundbücher im Siune der Reichsgeſetze), 
fo gelten die Vorſchriften des 8 891 auch hiunſichtlich der nach früherem Rechte begründeten 
Rechte (RG 104, 318; JW 1912, 14522; 1912, 19616; Gruch 56, 598; 57, 989). Ob das 
betreffende Recht nach den früheren Geſetzen zur Begründung der Eintragung bedurfte 
oder ob es außerhalb des Grundbuchs begründet werden konnte, ob alſo die erfolgte Ein ⸗ 
tragung des Rechtes rechtsbegründende (konſtitutive) oder nur feſtſtellende (beurkundende, 
deklarative) Wirkung hatte (f. Vorbem 30 vor 8 873), iſt ebenſo belanglos, wie, ob nach 
den früheren Geſetzen eine dem § 891 ähnliche Vermutung hinſichtlich des Rechtes galt oder 
nicht (tr.; vgl. M des CG 267; RG 62, 100; JW 1912, 1455“; 1912, 19615). Allerdings 
ſind für die Frage, ob ein älteres Recht wirklich begründet worden iſt und welchen Inhalt 
es hat, die früheren Geſetze maßgebend, ſoweit nicht beſondere Ausnahmevorſchriften nach 
dieſer Richtung gegeben find (vgl. Artt 181ff., 184, 192—195 EG). Darum aber handelt es 
ſich im § 891 nicht, vielmehr wird hier dem Grundbuche eine beſondere Beweiskraft bei⸗ 
gelegt. Dieſe muß für und gegen alle Rechte gelten, auf die ſich ein dem Liegenſchaftsrechte 
des BGB entſprechend angelegtes Grundbuch bezieht. Daher ſteht ohne Ausnahme auch dem- 
jenigen, deſſen eingetragenes Recht unter der Herrſchaft der früheren Geſetze begründet 
worden iſt, die Vermutung aus Abſ 1 8 891 zur Seite und demjenigen, deſſen unter der Herr⸗ 
ſchaft der früheren Geſetze begründetes Recht gelöſcht worden iſt, die Vermutung aus Abſ2 5891 
entgegen (vgl. RG 62, 100; JW 1912, 14522; 1912, 19615; Warn 1912 Nr 258; Gruch 51, 609). 
Aus dem von der Gegenmeinung herangezogenen Urteile R ZW 03 Beil 54 ergibt ſich nichts 
Gegenteiliges, da dort nur ausgeſprochen iſt, daß für die Anwendung des $ 891 der Inhalt 
des neuen Grundbuchs, nicht der eines nach früherem Rechte angelegt geweſenen Grundbuchs 
maßgebend ſei. — Handelt es ſich um ein ſubjektiv und objektivedingliches Recht 
(Grunddienſtbarkeit, Vorkaufsrecht, Reallaſt: 88 1018, 1094, 1105), fo iſt der Inhalt ſeiner 
Eintragung auf dem Grundbuchblatt über das belaſtete Grundſtück maßgebend, auch wenn 
der etwa gemäß § 8 GBO in das Grundhuchblatt über das herrſchende Grundſtück aufgenom⸗ 
mene Vermerk des Rechtes davon abweicht. Vgl. hierüber § 873 A 11. 5 

2. Derjenige, für den ein Recht eingetragen iſt, muß, wenn die Vermutung aus Abs 1 
zu ſeinen Gunſten ohne weiteres gelten ſoll, deutlich bezeichnet ſein. Andernfalls hat 
er ſich als den nach dem Grundbuchvermerke gemeinten Inhaber des Rechtes beſonders aus- 
zuweiſen (vgl. RG IW 1912, 14522). Über Eingetragenſein eines bereits zur Zeit der Ein- 
tragung Verſtorbenen, eines Geſchäftsunfähigen, eines nicht Rechtsperſönlichkeit 
Beſitzenden vgl. A 5. — Sit ein Recht für mehrere eingetragen, jo muß ſich aus 
dem Grundbuche ergeben, um welche Art von Gemeinſchaft es ſich handelt, ob es eine 
Gemeinſchaft nach Bruchteilen (88 741ff., z. B. Miteigentum, § 1008) iſt oder eine Ge: 
meinſchaft zur geſamten Hand (Geſellſchaft, 88 705 ff., allgemeine und fortgeſetzte Güter⸗ 
gemeinſchaft, Errungenſchaftsgemeinſchaft, 88 1438, 1442, 1471 Abſ 2, 1483, 1519, Erben⸗ 
gemeinſchaft, $ 2082). Eine Vermutung für die eine oder die andere Art der Gemeinſchaft 
beſteht nicht. Nach § 48 GB ſoll allerdings, wenn ein Recht für mehrere gemeinſchaftlich 
eingetragen wird, in dem Eintragungsvermerk entweder die Angabe der Anteile der Be⸗ 
rechtigten in Bruchteilen oder die Bezeichnung des für die Gemeinſchaft maßgebenden Rechts- 
verhältniſſes aufgenommen werden. Wenn aber dieſe Ordnungsvorſchrift außer acht gelaſſen 
ift, muß derjenige, der eine beſtimmte Art der Gemeinſchaft behauptet und darauf Rechte, 
insbeſondere auch feine Befugnis zur Verfügung (vgl. 88 719, 747, 1442ff., 2088) gründet, 
das Beſtehen der betreffenden Gemeinſchaft, wenn ſie ſich aus dem Eintragungsvermerke 
nicht ergibt, beſonders nachweiſen (val. RIA 5, 125; OLG 1, 301; 4, 327; 8 S. 304, 305; 
KJ 20, 304; 21, 120; 27, 143). Ergibt ſich jedoch fo viel aus dem Grundbuche, daß unter 
den mehreren Berechtigten eine Gemeinſchaft (z. B. Miteigentum) nach Bruchteilen beſteht, 
ſo iſt nach 88 742, 747 im Zweifel anzunehmen, daß den Teilhabern gleiche Anteile zuſtehen 
und ein jeder über ſeinen Anteil zu verfügen berechtigt iſt. — Bei Briefhypotheken 
findet die geſetzliche Vermutung an den für dieſe Hypotheken geltenden beſonderen Vor⸗ 
ſchriften, ſo namentlich an den die außerhalb des Grundbuchs ſich vollziehende Erwerbung 
und Übertragung ſowie deren Wirkung betreffenden Vorſchriften der 88 1117 Abſ 1, 3, 1154, 
1155, ihre Schranke (RG Warn 1917 Nr 56). Vgl. auch $ 1160, wonach es zur Geltend 
machung der Hypothek auf Verlangen noch der Vorlegung des Hypothekenbriefs bedarf. — 
At ein obiektiv⸗dingliches Vorkaufsrecht oder Reallaſtrecht für eine beſtimmte 
Perſon (als perſönliches) beſtellt (§ 1094 Abſ 1, 8 1105 Abſ 1), aber vom Grundbuchamt 
(3. B. zufolge unrichtiger Auffaſſung des Beſtellungsaktes) auf das Grundbuchblatt des be- 
laſteten Grundſtücks (. A 1, § 873 A 11) zugunſten des jeweiligen Eigentümers eines andern 
Grundſtücks (8 1094 Abſ 2, § 1105 Abſ 2) eingetragen worden, ſo wird vermutet, daß 
das Recht dieſem ue zuſtehe, es ein ſubjektiv⸗dingliches fei, bis nachgewieſen 
wird (ſ. A J), daß es tatfächlich nur ein ſubjektiv⸗perſönliches iſt (val. RE 104, 318). 


Allgemeine Vorſchriften über Rechte an Grundſtücken 8 891 128 


16 


ſchränkungen ſind keine Rechte am Grundſtücke (. $ 874 A 1) und fallen daher nicht unter 


bedürfen, fie nur, wenn ſie nicht eingetragen find, nach § 892 Abſ 1 
Nichtbeſtehens gutgläubigen rechtsgeſchäftlichen Erwerber gegenüber nicht wirkſam find, 


preußiſchen Staates an öffentlichen Flüfſen 


ge Bezeichnung einer Apotheke im G 
Hofapotheke), die in das Grundbuch eingetragen worden ſind, a. 8 801 feine Bedeutung, 


da das Grundbuch nur dazu beſtimmt ift, Über die privatrechtli i i 
Grundſtücks oder einer ihr gleichſtehenden Gerechti 1 ren eee einer 


keit Auskunft zu geben (RG 80, 866; 
Gruch 57, 989; 58, 949 [Warn 1914 Nr 288]). — — erſtreckt ſich die Rechtsvermutung 
des § 891 nicht auf ſolche im Grundbuche enthaltenen Ver merke, die auf den Inhalt, 


Umfang oder Gegenſtand der eingetragenen Rechte keinen Bezug haben. Ein 
ſolcher ermerk iſt z. B. die Angabe über die Höhe des Kaufpreiſes. — Weiter iſt eine 
Vermutung für eine beſtimmte rechtliche Natur der Eintragung ſowie für die Frage, 
ob das Eingetragene nach ſeiner rechtlichen Natur etwa zufolge ſpäterer Geſetzgebung nicht 
mehr rechtsbeſtändig iſt (4. B. ein Vorkaufsrecht zufolge des PrAblöſungsgeſ. v. 2. 3. 50), 
aus 8 891 nicht zu entnehmen (RE JW 1912, 19615). Vielmehr ſind Inhalt und rechtliche 
Natur der Eintragung aus dem Eintragungsvermerk und den zugrunde liegenden Urkunden 
zu beſtimmen (RG JW 1912, 19618), 


In den Geſetzesvorarbeiten (vgl. Prot 3, 49; M z. E 1 z. G80 35; DS zu 8 2 E II 
EBD) wird mehrfach von „tatſächlichen umſtänden“ oder „Angaben tatsächlicher Natur“ 
geſprochen, auf die weder die Rechtsvermutung des $ 891 noch der öffentliche Glaube des 
Grundbuchs nach § 892 Anwendung finden ſoll, und werden als Beiſpiele hierfür angeführt 
Angaben über Lage und Größe des Grundstücks. Dieſe Bemerkungen haben in der Rechts. 
lehre zu zahlreichen Meinungsverſchiedenheiten darüber geführt, ob und inwieweit die auf 
das Grundſtück bezüglichen Beſtandsangaben den Vorſchriften der 88 891, 892 
unterliegen. Als das Richtige erſcheint folgendes: Die Rechtsvermutung und der 
öffentliche Glaube des Grundbuchs erſtrecken ſich nicht nur auf den geſamten Inhalt 
der eingetragenen Rechte und auf den Umfang der mit ihnen verbundenen Befugniſſe, wie 
ſie ſich aus den beſonderen Eintragungsvermerken für die Rechte ergeben, ſondern auch auf 
den Gegenſtand, an dem die Rechte beſtehen. Denn auch das, worauf die Rechte 
eingetragen ſind, und was ſie demgemäß im Falle ihrer Unbeſchränktheit der Verfügungsmacht 
ihres Inhabers zuweiſen oder, wenn ſie nur beſchränkte Rechte ſind, als Haftungsobjekt ergreifen, 
gibt ihnen beſondere rechtliche Bedeutung (gl. RG 73, 128; Gruch 58, 198; 68, 71 K 5 
27 A 91, jedoch auch RG 61, 193; a. M. OLG 15, 335), Namentlich iſt bei dem unbeſchränkten 
Eigentumsrechte der Gegenſtand, an dem es beſteht, das weſentlichſte Merkmal für ſeine Um- 
grenzung. Die durch $ 891 gewährte Vermutung für das Beſtehen des Eigentums kann für 
den eingetragenen Eigentümer nur dann zur vollen Geltung kommen, wenn ſich die Ver: 
mutung auch darauf erſtreckt, was nach dem Inhalte des Grundbuchs das Eigentumsrecht 
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unfaßt, da hieraus erſt das Eigentumsrecht in vollem Maße ſich ſo ergibt, wie es in dem betref- 
fenden Falle beſteht (vgl. RG 68, 24; 73, 129). Auch hinſichtlich des öffentlichen Glaubens 
des Grundbuchs läßt ſich das Eigentumsrecht nicht von feinem Gegenſtande trennen; der 
Inhalt des Grundbuchs im Sinne des § 892 Abſ 1 Satz 2 umfaßt bezüglich des Eigentums 
notwendigerweiſe auch deſſen Gegenſtand, da hierdurch das in dem vorliegenden (konkreten) 
Falle beſtehende Sondereigentum an einem Teile der Erdoberfläche mit zur Darſtellung 
gebracht wird (vgl. MG 68, 24; 78, 129; Gruch 58, 198; 68, 70). Daher ſind diejenigen 
beſchreibenden Angaben, aus denen zu entnehmen iſt, welche Teile der Erd⸗ 
oberfläche in den Bereich der Herrſchaft der im Grundhuche eingetragenen 
Rechte, namentlich des Eigentumsrechts, fallen, ebenſowenig tatſächliche Angaben, wie 
die für die einzelnen Rechte eingetragenen, ihren Inhalt und Umfang darſtellenden Vermerke. 
Worauf die Angaben beruhen, ob fie, wie 8 2 Abſ 2 GB vorſchreibt, einem amtlichen Ver⸗ 
zeichniſſe (z. B. in Preußen den Grund. und Gebäudeſteuerbüchern) entnommen ſind oder 
nicht, iſt gleichgültig. Der Inhalt des Grundbuchs hinſichtlich der Darſtellung der zu dem 
betreffenden Eigentum gehörigen Flächen des Grund und Bodens iſt maßgebend (RG 
73, 129). Als eine ſolche Darſtellung haben z. B. in Preußen auch die im Beſtands⸗ 
verzeichniſſe gemäß Art 2 VO betr. das Grundbuchweſen v. 13. 11. 99 und $ 3 Allg. 
Verf. z. Ausf. des GBO v. 20. 11. 99 aufgeführten, aus dem Kataſter entnomme- 
nen Nummern der 4884985 08 40. (Parzellennummern) zu gelten (RG 73, 129; 
IW 1910, 813%; Gruch 58, 198; 68, 70). Auf Grund dieſer Nummern find in der Ort⸗ 
lichkeit die Grundflächen feſtzuſtellen, die von dem betreffenden Eigentum umfaßt werden. 
Bezüglich dieſer Grundflächen gilt daher die Vermutung aus $ 891 Abi 1, daß fie dem ein⸗ 
getragenen Eigentümer gehören, und auf ſie erſtreckt ſich der öffentliche Glaube des Grund: 
buchs nach 9 892 (RG 73, 129; JW 1910, 813°?; Gruch 58, 198; 68, 70; KGJ 25 A 98; 
25 A 106; 27 A 92; aber auch RG Gruch 46, 1157; JW OL, 4225; DRG 2, 492; 10, 80; a. M. 
15, 335). Auch wenn, wie bei einer großen Zahl von Parzellen zur Vermeidung der Un- 
überfichilichfeit des Grundbuchs in Preußen zugelaſſen ift, der Beſtand des Grundſtücks unter 
einer Geſamtbezeichnung und unter Weglaſſung der einzelnen Parzellennummern lediglich 
durch Bezugnahme auf die Artikel der Grundſteuermutterrolle angegeben iſt, erſtreckt ſich der 
öffentliche Glaube des Grundbuchs auf die in den Artikeln der Grundſteuermutterrolle auf- 
geführten Parzellen (RG Gruch 68, 71 [JW 1927, 446). Anders verhält es ſich mit ſolchen 
Angaben, die nicht eine Darſtellung des räumlichen Umfangs und der Begrenzung des 
Grundſtücks enthalten, ſondern dem Grundſtücke lediglich einen Namen geben oder 
ſich über beſondere Eigenſchaften des Grundſtücks verhalten (3. B. Rittergut, 
Bauerngut, Kulturart, Reinertrag, Nutzungswert, Bebauung). Solche Angaben ſind aller⸗ 
dings rein tatſächlicher Natur und unterliegen daher nicht den Vorſchriften der $$ 891, 892 
(vgl. RG 73, 129). Gleiches gilt von Angaben über auf dem Grundſtück errichtete Gebäude 
(RG Warn 1924 Nr 98). Was die Angaben über die Lage und die Größe anlaugt, 
ſo werden ſie ſich in der Regel ebenfalls lediglich auf eine Beſchaffenheit, eine Eigenfchaft 
des Grundſtücks beziehen (3. B. wenn es heißt: „in der Nähe der Stadt N belegen, im 
Kreiſe X“, oder wenn auf Grund einer Neuvermeſſung innerhalb der alten Grenzen eine 
neue Größenangabe eingeſchrieben iſt); dann finden auf dieſe Angaben die Vorſchriften der 
88 891, 892 gleichfalls keine Anwendung (RG 73, 128; vgl. KGJ 27 A 91; 30 A 206; 
HRG 8, 213; aber auch RG 61, 194; Gruch 46, 1157). Jedoch können unter Umſtänden (3. B. 
wenn nicht die einzelnen Parzellennummern aufgeführt ſind, ſondern nur ein Geſamtname 
des Grundſtücks angegeben iſt) die Beſchreibungen der Lage und die Größenangaben der⸗ 
artige ſein, daß ſie den räumlichen Umfang und die Begrenzung des Grundſtücks zur 
Darſtellung bringen. Dann find auch dieſe Angaben nicht rein tatſächlicher Natur (vgl. RG 
73, 128). Auch hinſichtlich der das Grundſtück belaſtenden Rechte kommt es darauf an, ob 
die hierauf bezüglichen, aus dem Grundbuch erſichtlichen Tatſachen den Inhalt und Um: 
fang des Rechtes mitbeſtimmen oder ſie nur rein tatſächliche Bedeutung haben und ſich mit 
ihnen Rechtsfolgen nicht verbinden (vgl. JW 1926, 25812; 1927, 274°). — Ferner find 
unter Rechten im $ 891 (und $ 892) nur Privatrechte zu verſtehen. Handelt es ſich 
z. B. um die Frage, ob ein Grundſtück (3. B. See, Fluß) eine des Privateigentums fähige 
Sache oder dem Privatrechtsverkehr entzogen ift, fo kann für die Richtigkeit der Eintragung 
im Grundbuch nicht die Vermutung aus § 891 (und auch nicht der gute Glaube aus 8 892) 
angerufen werden, da das Grundbuch zum Beweiſe auch ſolcher rein tatſächlicher Ver⸗ 
hältniſſe nicht beſtimmt iſt (RG 80, 367; Gruch 55, 1152). Dahin gehört auch die im 
Grundbuche enthaltene Bezeichnung einer Grundfläche als öffentlicher Weg, da ſie nur die 
tatſächliche Beſchaffenheit der Grundfläche betrifft (RG V 278/03). 

Bezüglich derjenigen Eintragungen, auf die § 891, weil fie nicht Rechte am 
Grundſtück betreffen, keine Anwendung findet, mit deren Inhalt aber doch rechtliche 
Wirkungen verbunden ſind, iſt aus ihrer Aufnahme in das Grundbuch, alſo in eine öffent. 
liche Urkunde, gemäß 8 418 Abs 1 ZPO im Streitfalle voller prozeſſualer Beweis für das 
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ie n Berechtigten, ſondern = a 05 180, N bie 755 
enen hinſichtlich des gelöſchten Rechtes (Abſ 2) wirkt nicht nur gegen ſondern auch für 
11 er der durch die Löſchung betroffen worden iſt. Insbeſondere iſt der als Eigen⸗ 
An ingetragene zur Einlaſſung verpflichtet (paſſiv legitimiert) hinſichtlich eines jeden 
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9910 30 über die Zulaſſigkeit der grundbuchlichen Vollziehung eines Urteils, das der Eigen⸗ 
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5 8 Detang vor einer anderen Hypothek aus dem Grunde, daß der Scheinzedent ſich in 
900 nüber verpflichtet hatte, falls die andere Hypothek eingetragen werde, ihr den Vor⸗ 
d An aunen nad) $ 826 erftritten hat. Überhaupt kann ſich auf die Vermutungen 
17 75 a nicht, wie hinſichtlich Geltung der Richtigkeit des Grundbuchs nach 8 892, bloß ei 
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Bene RIA 11, 63). Auch darf das Grundbuchamt die Unrichtigkeit nicht an- 
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anderes ergibt (vgl. z. B. 8 892 Abſ 1 Satz 55 1141 0 1 En 2 49 8) 
durch den Beweis des Gegenteils widerlegt werden (MB 116, 181). Die Widerlegung 
der Vermutung iſt freilich nicht jedermann freigegeben. Vielmehr muß der Widerlegende ein 
1 5 Intereſſe an der Widerlegung haben (RG 92, 70; Gruch 54, 1001; Warn 1910 Nr 64; 
. 5. 06 V 309/05; auch Gruch 26, 1119). Jedoch ſteht ein ſolches Intereſſe und ſomit der 
Gegenbeweis jedem zu, der ein das eingetragene Recht ausſchließendes oder einſchränken⸗ 
des Recht beſitzt oder ſonſt durch die Eintragung in ſei te beeinträchtigt wird 
e 9 gung in ſeinem Rech 9 
(RS Warn 1910 Nr 64; JW 1911, 94419). Auch dem von dem Bucheigentümer auf Heraus 
gabe in Anſpruch genommenen Beſitzer einer Parzelle, der ſelbſt ſein Eigentum nicht nach⸗ 
zuweiſen vermag, aber geltend macht, jedenfalls habe der Eingetragene 66. B. weil 
nach feinem und feines Rechtsvorgängers übereinftimmendem Willen die Parzelle nicht 
Gegenſtand des Erwerbs ſein ſollte) Eigentum nicht erworben (die JB 1911, 94419), — 
Der Gegenbeweisführer hat die Tatſachen (vgl. OS 15, 109) darzulegen und nachzu 
weiſen, aus denen hervorgehen ſoll, daß das eingetragene Recht trotz ber Ein⸗ 
tragung nicht entſtanden oder zwar entſtanden, demnächſt aber erloſchen iſt (Abi 1), 
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oder daß das gelöſchte Recht trotz der Löſchung nicht untergegangen iſt (Abſ 2). 
Einen ſolchen Gegenbeweis hat auch der (z. B. auf Grund eines Zeugniſſes über 44jährigen 
Beſitz eingetragene) Eigentümer, der aus einem eingetragenen begrenzten Rechte in Anſpruch 

enommen wird, zu führen, wenn er fein Eigentum oder das Recht beſtreitet (RG JW' 08 
Beil 91; V 62/02; V 532/03; OLG 8, 186; 15, 109). Insbeſondere kann der Gegenbeweis 
auch darauf gerichtet werden, daß die erforderliche Einigung über die Begründung des ein⸗ 
getragenen Rechtes (§ 873) oder die erforderliche Aufgabeerklärung des Berechtigten hin⸗ 
ſichtlich des gelöſchten Rechtes (§ 875) gänzlich fehlt oder nichtig iſt oder einen anderen Juhalt 
hat (RG JW 03 Beil 91; 1910, 14918, 1911, 9441, OLG 8, 186; 15, 109). Bei einer Ver 
kehrshypothek kommt nach § 1138 ferner in Betracht der Beweis, daß die eingetragene 
Forderung nicht eutſtanden oder erloſchen iſt (RG 49, 8; 51, 45; IW 1922, 48913; 
KJ 29 A 186; 35 A 302; . unten). — Der Gegenbeweis hat lediglich zum Gegenſtande, 
daß das eingetragene Recht wirklich (materiell) nicht beſteht. Die Vermutung kann nicht durch 
einen Nachweis entkräftet werden, wonach die formellen Vorausſetzungen für die Ein- 
tragung nicht gegeben geweſen ſeien, insbeſondere nach den eingereichten Urkunden die 
Eintragung (z. B. des Eigentums auf Grund angeblich widerſpruchsvollen Zeugnilfes über 
44 jahrigen Beſitz) vom Grundbuchrichter nicht hätte vorgenommen werden ſollen. Denn das 
Eingetragenſein als ſolches gewährt die Vermutung für das Beſtehen des eingetragenen 
Rechtes ohne Rückſicht darauf, wie es zu der Eintragung gekommen iſt, und aus dem Mangel 
formeller Vorausſetzungen allein ergibt ſich das Nichtbeſtehen des Rechtes (die Unrichtigkeit 
des Grundbuchs) nicht (vgl. RG JW 1912, 14522; auch RIA 1, 128). — Der Gegenbeweis 
muß jede Möglichkeit, daß das eingetragene Recht, ſei es auch in anderer Weiſe, zur Ent⸗ 
ſtehung gelangt iſt, und daß das gelöſchte Recht auf andere Weiſe erloſchen iſt, ausräumen; 
ſolange dies nicht geſchehen iſt, iſt auch der Prozeßrichter au die geſetzliche Vermutung ge⸗ 
bunden (R 57, 322; 92, 71; JW 05, 3184; 06, 1817; 1922, 48016; Gruch 57, 989). Beruft 
ſich z. B. der als Eigentümer Eingetragene, nachdem der Gegenbeweis geführt iſt, daß der⸗ 
jenige, von dem er ſein Eigentum ableitet, nicht Eigentümer war, auf eigene Erſitzung (nach 
früherem Recht), fo liegt ihm hierfür nicht die Darlegungs⸗ und Beweispflicht ob, vielmehr 
muß der Gegenbeweisführer auch dieſen Rechtsgrund widerlegen (RG Gruch 57, 989). Klagt 
der Eigentümer, auf deſſen Grundſtück auf Grund feines Bekenntniſſes in der Schuldurkunde, 
ein Darlehn erhalten zu haben, eine Hypothek für das Darlehn eingetragen iſt, gegen den 
eingetragenen Gläubiger auf Löſchung der Hypothek mit der Behauptung, das Darlehn tat- 
ſächlich nicht erhalten zu haben, ſo liegt ihm, auch wenn der Gläubiger zugeſteht, das Darlehn 
nicht bar gegeben zu haben, aber behauptet, es ſei eine ihm gegen den Eigentümer zuſtehende 
andere Forderung durch Vereinbarung (8 607 Abf 2) in eine Darlehnsforderung umgewandelt, 
welche der Hypothekbeſtellung zugrunde gelegt worden ſei, nach 88 891, 1138 die Widerlegung 
dieſer Behauptung ob (RG JW 1922, 48918; vgl. § 894 A 5). Es muß auch dargetan werden, 
daß die urſprüngliche Unrichtigkeit der Eintragung nicht nach Maßgabe der Vorſchriften über 
den öffentlichen Glauben des Grundbuchs behoben iſt (. oben Abſ 2). Eine tatfächliche Ver ⸗ 
mutung für die Unrichtigkeit ſteht dem Beweiſe der Widerlegung der Richtigkeit der Eintragung 
nicht gleich (RG JW 1922, 48915). Jedoch kaun der Richter aus ſolcher Vermutung unter 
Umſtänden nach freier Überzeugung ($ 286 ZPO) entnehmen, daß der Beweis der Wider⸗ 
legung geführt ſei. 

Die Vermutungen konnen hinſichtlich eingetragener Rechte dann nicht Platz greifen, 
wenn ſich auf verſchiedenen Grund buchblättern entgegengeſetzte Eintragungen finden; 
denn, da für das auf dem einen Grundbuchblatt eingetragene Recht die gleiche Vermutung 
ſprechen würde, wie für das auf dem anderen Grundbuchblatte eingetragene, heben ſich beide 
Vermutungen gegenſeitig auf (Ach 56, 60; vgl. auch Gruch 53, 847). Dies gilt beſonders für 
den Fall, daß die nämliche Parzelle verſchiedenen Eigentümern im Grund⸗ 
buche (verſehentlich) zugeſchrieben (n 56, 58, auch 11, 278; 13, 248; 29, 205; 39, 241; 
39, 256; Gruch 33, 1069; JW 95, 45828; 00, 57322; KJ 39 A 168), ſowie auch dann, 
wenn die Parzelle für einen Eigentümer auf mehrere Grundbuchblätter ein- 
getragen iſt. In dem erſteren Falle muß derjenige, der das Eigentum an der Parzelle in 
Anſpruch nimmt, zu ſeiner Legitimation nicht nur gegenüber dem anderen als Eigentümer 
Eingetragenen, ſondern auch gegenüber jedem Dritten nachweiſen, daß er nach den Grund⸗ 
ſätzen des materiellen Rechtes über den Eigentumserwerb wirklich Eigentum an der Parzelle 
erworben hat (RG 56, 60, auch 39, 243; 39, 256; JW 95, 45825; Gruch 83, 1069). Iſt die 
Parzelle deswegen doppelt gebucht, weil ſie bei der Übertragung des Eigentums daran auf 
einen anderen nicht auf dem Grundbuchblatte des Stammgrundſtücks gelöſcht worden iſt, 
fo iſt der Erwerber natürlich Eigentümer geworden. Aber auch er kann ſich wegen feiner Ein- 
tragung als Eigentümer nicht auf die Vermutung des 8 891 berufen, ſondern muß ebenfalls 
ſeinen Eigentumserwerb nachweiſen (vgl. jedoch RG 56, 61). In dem zweiten Falle iſt z. B. 
von demjenigen, der aus einem für ihn auf dem einen Grundbuchblatte eingetragenen Rechte 
die Parzelle als Befriedigungsobjekt in Anſpruch nimmt, nachzuweiſen, daß die Parzelle 
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ausschließlich zu dem mit feinem Rechte belafteten Grundſtücke gehört. — Auch die Wirkung 
eines 
3 h 4 lt 
nach $ 802 verſagt in dieſen Fällen; denn das Grundbuch umfaßt den geſamten Inha 
aller e m und daher kann das auf dem einen Grundbuchblatte Eingetragene 


I i ch der eingetragenen begrenzten Rechte (ſ. auch 
A 4). — Vorausſetzung für die Vermutung iſt nicht, daß zur Entſtehung oder zum 
Erwerbe des Rechtes die Eintragung notw 


bereits außerhalb des Grundbuchs entſtanden oder v 


das Eigentum nicht durch Auflaſſung, ſondern auf Grund Erbfolge) und das entſtandene Recht 
oder der Erwerb durch die Eintragung ; e 
(vgl. RG 2, 229; 28, 227). Jedoch beſteht ſie bei begrenzten dinglichen Rechten nur hinſichtlich 
des Rechtes ſelbſt, nicht auch hinſichtlich des el Hau Anſpruchs, der etwa damit verbunden 
it (. NG 60, 240). Eine Ausnahmevorſchrift hinſichtlich der Verkehrshypothekenforderung 
enthält 8 1138 (. MG 49, 8; 51, 45). Vgl. auch über Sonderbeſtimmungen für die Hypothek 
hinſichtlich des Erwerbs und der Geltendmachung die 88 1117, 1141 Abſ 1 Satz 2, 1148 (dazu 
1. Res 49, 8), 1155, 1160, 1161. — Auf eine von vornherein unrichtige Eintragung 1 50 
die Vermutung aus 8 891 nicht gegründet werden. Dies gilt z. B., wenn der als Berechtig t 
Eingetragene bereits zur Zeit der Eintragung geſtorben war (OLG 41, 25). — Ferner ins 
ſich darauf daß der eingetragene Berechtigte geſchäftsfähig oder unbejejränft 9185 
fügungsfähig iſt, die Vermutung nicht, da nur das Beſtehen und der Erwerb des Re she 
bermutet werden ſoll. Dagegen erſtreckt fie ſich auch darauf, daß der . als 
Rechtsperſönlichkeit beſitzt (was z. B. in Betracht kommt, wenn es ſich fragt, fuffichts 
Berechtigte eingetragene Stiftung im Hinblick auf die erforderliche Genehmigung 95 110 Be 
behörde Rechtsperſönlichkeit erlangt hat); denn beim Fehlen der Rechtaperlönlich 55 8 galt; 
das Recht nicht eingetragen werden (OLG 26, 73; vgl. RG 88, 88, auch OLG 40, verſagt 
rechtliche Aktiengeſellſchaft eingetragen, der die erforderliche ftaatliche en Er. 
worden war]; 40, 43 [der staatlichen Verleihung bedürfendes katholiſches Kranken chte 
gibt ſich freilich aus dem Inhalt der Eintragung ſelbſt, daß der Eingetragene eie a 
perſönlichkeit beſitzt (ift z. B. für eine Polizeibehörde eine Tanne e IR 5 ei, 
ſo liegt eine ihrem Po He e El 90 daß gie bie Sage, ob ein 
i lag greift ‚ dal. 88). — ar E 
Grunbſtuc ober 15 Recht an au 5 Ki 55 ene b ge Penner 
; ur Konkursmaſſe eines anderen als de ’ 17115 
an 5 ziehen iſt oder als einem anderen wie dem e des ange 
Idhulbner materiell ah, 555 e ere Ke en inne Snpoitet an dem Grund 
(8 43 KO) unterliegt, ſowie ob im erſte e aul 4 KO angeordneten Beſchrän⸗ 
ick mit Rückſi in Abſonderungsrecht zufolge der in 8 64.8 orb 
5 En bie Bora ein Anſpruch auf verhältnismäßige Befriedigung wegen des 
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Ausfalls zuſteht, hat $ 891 Abſ 1 keine Bedeutung (RG 91, 14). — Der zu Unrecht als Be 
rechtigter Eingetragene kann nach $ 900 durch Tabularerſitzung das Recht erwerben. 

6. Eine Löſchung kann zur Beſeitigung eines nicht entſtandenen, unrecht⸗ 
mäßig eingetragenen Rechtes, alſo zur Berichtigung des Grundbuchs $ 894), erfolgen, 
ferner zur Beurkundung des bereits außerhalb des Grundbuchs eingetretenen 
Erlöſchens eines eingetragenen Rechtes, und weiter, wenn zur Aufhebung des eingetragenen 
Rechtes die Löſchung erforderlich iſt (ſ. $ 875), zur Herbeiführung der Aufhebung. 
In allen dieſen Fällen iſt die Möglichkeit gegeben, daß trotz der Löſchung das Recht beſtehen⸗ 
geblieben iſt, weil für die Löſchung die materiellrechtlichen Grundlagen und Vorausſetzungen 
tatſächlich nicht vorlagen (3. B. wenn der Gläubiger einer Hypothek, die durch Zahlungen 
eines früheren Eigentümers zur Eigentümergrundſchuld geworden war, dem gegenwärtigen 
Eigentümer Löſchungsbewilligung erteilt, Rc Warn 1912 Nr 11). Zufolge einer ſolchen 
unrechtmäßigen Löſchung gehen dingliche Rechte (vgl. dagegen bezüglich der Vor⸗ 
merkung § 886 A 3 Abſ 2) nicht unter (RG 62, 100; 73, 174; Warn 1912 Nr 11), das 
Grundbuch wird hinſichtlich ihrer unrichtig und der Berechtigte kann im Wege des Be⸗ 
richtigungsverfahrens (8 894) die Wiedereintragung verfolgen (RG Warn 1912 Nr 11; 
13. 3. 09 V 470/08). Es ſtreitet aber nach Abſ 2 8 891 gegen den bisher eingetragenen Be⸗ 
rechtigten die Vermutung für das Nichtbeſtehen des Rechtes, die er widerlegen muß, wenn 
er das Fortbeſtehen des Rechtes geltend macht (ſ. A 4). — Ferner kann das zu Unrecht gelöſchte 
Recht gemäß 8 901 durch Verjährung erlöſchen. Weiter haben gelöſchte Vermerke 
grundbuchlich kein rechtliches Daſein. Sie ſchließen einen Rechtserwerb (im Vertrauen 
auf die Richtigkeit und Vollſtändigkeit des Grundbuchs) mit der Wirkung des $ 892 
Ubf 1 Satz 1 nicht aus, zumal gerade zufolge der Löſchung für den Erwerber die An» 
nahme nahe liegt, daß das gelöſchte Recht wirklich erloſchen iſt. Vielmehr kann demjenigen, 
der ein dem gelöſchten Rechte entgegenſtehendes Recht am Grundſtücke erwirbt, das Fort⸗ 
beſtehen des gelöſchten Rechtes nur dann entgegengehalten werden, wenn er das Beſtehen 
wirklich gekannt hat (vgl. RG 62, 100 ff., auch Gruch 40, 1135). Es bleiben dann dem Berech- 
tigten nur Schadenserſatzanſprüche (88 823, 251) gegen denjenigen, der die Löſchung unrecht ⸗ 
mäßig herbeigeführt hat (RG Warn 1912 Nr 11; 16. 3. 07 V 851/06). — Dies gilt jedoch 
für ſolche Rechte nicht, deren Eintragung zwar zuläſſig iſt, die aber zum Entſtehen 
und Fortbeſtehen nicht der Eintragung bedürfen (3. B. für eine Grundgerechtigkeit 
nach früherem preußiſchen Rechte, ſ. A 1); denn der öffentliche Glaube des Grundbuchs wirkt 
nur für und gegen ſolche Rechte, die zur Wirkſamkeit gegen Dritte der Eintragung bedürfen 
(NG 62, 99, auch FW 97, 61545). Es müſſen daher auch gutgläubige Erwerber das Fortbeſtehen 
ſolcher zu Unrecht gelöſchter Rechte gegen ſich gelten laſſen. Auch ſteht ihnen nicht die Ver⸗ 
mutung aus Abſ 2 8 891 zur Seite (RG 62, 103). — Eine Vermutung dafür, daß das gelöſchte 
Recht bis zur Löſchung beſtanden habe, ergibt ſich aus $ 891 nicht, Abſ 1 knüpft die Ver⸗ 
mutung für das Beſtehen eines Rechtes lediglich an deſſen gegenwärtiges Eingetragenſein, 
und Abſſ 2 beſtimmt nur eine Vermutung für das Nichtbeſtehen eines Rechtes. — Ein Wider⸗ 
ſpruch, der gegen eine Eintragung oder gegen eine Löſchung eingetragen iſt, ſteht der Ver⸗ 
mutung, daß das eingetragene Recht beſteht (Abſ 1) bzw. daß das gelöſchte Recht erloſchen ift 
(Abs 2), nicht entgegen, da er nur die Wirkung hat, daß dem aus ihm Berechtigten die Geltend⸗ 
machung der etwaigen, erſt darzutuenden Unrichtigkeit der Eintragung bzw. der Löſchung auch 
im Falle demnächſtigen Rechtserwerbs im guten Glauben an die Richtigkeit des Grundbuchs 
(88 892f.) erhalten wird. 

§ 892 


Zugunften!) desjenigen?), welcher ein Recht an einem Grundſtück oder 
ein Recht an einem ſolchen Rechte!) durch Rechtsgeſchäft⸗) erwirbt), gilts) 
der Inhalt des Grundbuchs) als richtig”), es ſei denn®), daß ein Wider⸗ 
ſpruch gegen die Richtigkeit eingetragen?) oder die Unrichtigkeit dem Er⸗ 
werber bekannt iſt!“). Iſt der Berechtigte in der Verfügung über ein im 
Grundbuch eingetragenes Recht zugunſten einer beſtimmten Perſon be⸗ 
ſchränttr), jo iſt die Beſchränkung dem Erwerber gegenüber nur wirk⸗ 
ſam, wenn ſie aus dem Grundbuch erſichtlich!?) oder dem Erwerber be⸗ 
kannt iſt lc). 

Iſt zu dem Erwerbe des Rechtes die Eintragung erforderlich, ſo iſt für 
die Kenntnis des Erwerbers die Zeit der Stellung des Antrags auf Ein⸗ 
tragung oder, wenn die nach 8 873 erforderliche Einigung erſt ſpäter zu⸗ 
ſtande kommt, die Zeit der Einigung maßgebend !). 

E 1 887, 844 II 810; M 3 208ff.; B 3 75 ff., 214 f., 588 f., 707 f.; 6 222, 886, 308. 
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1. Nur zugunſten des Erwerbers wirkt der öffentliche Glaube des Grundbuchs, 
nicht zu ſeinem Nachteil (Prot 3, 85). Der Erwerber ift nicht gehindert, bezüglich ein- 
getragener Rechte, die er beim Erwerbe für beſtehend gehalten hat, die aber tatſächlich nicht 
rechtsbeſtändig find, die Rechtsunwirkſamkeit der Eintragung und das Nichtbeſtehen der 

techte geltend zu machen (z. B. kann der Eigentumserwerber die Beſeitigung eines nicht 
rechtsbeſtändigen Vorkaufsrechts gemäß $ 894 verlangen, auch wenn er das Vorkaufsrecht 
als beſtehend erachtet hat). Nicht aber hat „zugunſten“ die Bedeutung, daß nur, wenn der 

werber einen Erwerb in gutem Glauben für ſich in Anſpruch nimmt, der Inhalt des Grund⸗ 
buchs als richtig gilt. Wenn z. B. auf Grund Kaufgeſchäfts ein Grundſtück von dem einge⸗ 
tragenen Nichteigentümer oder eine nicht rechtsbeſtandige Hypothek von dem als Gläubiger 

Ingeiragenen auf den gutgläubigen Käufer übertragen wird, hat dieſer als Eigentümer des 
Grundſtücks bzw. als Gläubiger einer rechtsbeſtändigen Hypothek zu gelten, und hat der Ver ⸗ 
käufer der ihm nach $ 433 Abſ 1 obliegenden Pflicht zur Verſchaffung des Eigentums bzw. 
der Hypothek genügt auch dann, wenn der Käufer das Eigentum bzw. die Hypothek als eine 
rechtsbeſtändige nicht für ſich in Anſpruch nehmen möchte (vgl. RG 81, 266). 

2. Die Fiktion der Richtigkeit des Grundbuchinhalts gilt nur zugunſten desjenigen, 
der im Sinne des $ 892 ein Recht erwirbt, nicht zugunſten eines jeden. Iſt daher ein 
Recht zu Unrecht gelöſcht, fo daß es außerhalb des Grundbuchs fortbeſteht, ſo wird 
das Recht demjenigen gegenüber, der ein entgegenſtehendes Recht ohne Kenntnis des Fort⸗ 
heſtehens jenes Rechtes erwirbt, unwirkſam (. § 891 A 6); anderen gegenüber aber bleibt es 
beſtehen. Iſt z. B. eine erſtſtellige Hypothek unrechtmäßig gelöfcht, fo kann die Wiederein⸗ 
tragung der Hypothek nur im Range nach einer Hypothek erfolgen, die inzwischen für einen 
gutgläubigen Dritten beſtellt worden iſt, während der Hypothekengläubiger, deſſen Hypo» 
thek bereits eingetragen war, dulden muß, daß die Hypothek mit dem Range vor ihm ein⸗ 
getragen wird (. 8 875 A 5, 6, 8 879 A 8). — Wenn allerdings das erworbene und das 
andere Recht derart in Widerſtreit miteinander ſtehen, daß dieſes beim Beſtehen 
jenes gar kein rechtliches Daſein haben kann, fo muß das andere Recht überhaupt untergehen; 
fo 3. B. eine zu Unrecht gelöſchte Hypothet im Falle gutgläubigen Erwerbs des Eigentums 
ſeitens eines Dritten, da ſie gegenüber bieſem nicht zur Wiedereintragung und gegenüber den 
90 0, er ohne Eintragung nicht zur Geltung gebracht werden kann (a. M. 
zun n Für die Frage, ob ein Grundſtück zufolge eines Treuhandverhältniſſes 
18 tonkursmaſſe eines anderen als des als Eigentümer Eingetragenen zu ziehen iſt oder 
als einem anderen wie dem als Eigentümer eingetragenen Gemeinſchuldner materiell und 
wirtſchaftlich gehörend dem Ausſonderungsanſpruch ($ 43 KO) des anderen unterlie t, ſowie 
ob im erſteren Falle dem Gläubiger einer Hypothel an dem Grundſtück gegen die Konkurs⸗ 
maffe zufolge der im 8 64 K angeordneten Beſchränkung wegen feines Abſonderungsrechts 
nur ein Anſpruch auf verhältnismäßige Befriedigung für den Ausfall zuſteht, hat § 892 keine 
Bedeutung: es kommt nur auf die objektive Zugehörigkeit des Grundſtücks im erſten und 
dritten Falle zu der Konkursmaſſe, im zweiten Falle zum Vermögen des die Ausſonderung 
Beanſpruchenden an, insbeſondere im dritten Falle nicht auf den guten Glauben des Hypo⸗ 
thelengläubigers an die Richtigkeit des Grundbuchs hinſichtlich des Eigentums des als Eigen ⸗ 
tümer Eingetragenen, der für ihn die Hypothek beſtellt hat (vgl. RG 91, 14). 

Erwerber iſt, wer das Recht des bisherigen Inhabers oder ein begreuztes Recht aus dem 
Rechte des Jußabers für ſich feloſt erlangt. Derjenige, dem lediglich die Verfügungs⸗ 
macht hinſichtlich des Rechtes überkommt, iſt nicht Erwerber. Daher können z. B. dem 
Konkursverwalter (vgl. 8.6 KO) alle Einreden, die gegenüber dem Gemeinſchuldner als In⸗ 
haber eines Rechtes hinſichtlich deſſen Beſtehens gegeben waren, entgegengehalten werden 
(dgl. R& 19, 62; Gruch 52, 1061). Gleiches gilt, wenn eine Hypothek nur zur Einziehung 
oder Einklagung abgetreten wird (RG 72, 379).— Ferner iſt nicht Rechtserwerber, der zwar 
einen perſönlichen (ſchuldrechtlichen) Anſpruch auf Beſtellung oder Übertragung 
eines Rechtes hat (3. B. zufolge Kaufes), dem aber das Recht noch nicht gemäß 8 873 be» 
ſtellt oder übertragen worden iſt (KJ 26 A 252; 33 A 279; OLG 6, 98: vgl. A 10 Abſ 2). 
— Der Erwerber muß, da § 892 den Schutz des Verkehrs bezweckt, eine vom Veräußerer 
verſchiedene Perſon ſein. Daher greift § 892 z. B. nicht Platz, wenn der als Eigen. 
tümer Eingetragene für ſich ſelbſt ein beſchranktes dingliches Recht (3. B. eine Grundſchuld 
nach $ 1196) an dem Grundſtück beſtellt (JW 1927, 805; 35G 3, 412; OLG 46 S. 61, 63). 
Jedoch gilt dies nicht, findet vielmehr $ 892 Anwendung, z. B., wenn die an einer Gemein⸗ 
ſchaft zur geſamten Hand Beteiligten ſich auseinanderſetzen und den zu der Gemeinſchaft 
gehörenden Grundbeſitz unter ſich verteilen und (ſ. § 925 A 2 Abſ 1) auflaſſen, oder wenn 
umgekehrt Sondereigentum an einem Grundſtück von den Beteiligten in Eigentum zur ge⸗ 
ſamten Hand umgewandelt und (. 9 925 A 2 bj 2) das Grundstück an die Geſamthand 
aufgelaſſen wird, da hierbei die Rechte der Beteiligten durch Rechtsgeſchäft gegenfeitig um⸗ 
geſtaltet werden (JW 1926, 9922; 1927 S. 617, 62%, I5G 8, 409), es ſei denn, daß alle an 
dem Grundeigentum beteiligten Perſonen auch nach der Umwandlung die nämlichen bleiben 
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und nur eine Anderung der rechtlichen Gebundenheit zwiſchen ihnen eintritt (wie z. B. wenn 
alle offenen Handelsgeſellſchafter das zur Geſellſchaft gehörige Grundeigentum unter ſich 
in Bruchteilsgemeinſchaft umwandeln), mithin eine Perſonenverſchiedenheit ſich nicht ergibt 
(JW 1927, 8052, 1018˙5; weitergehend für den Fall, daß offene Handelsgeſellſchafter ſich 
gegenſeitig Grundſtücksteile übereignen OLG 46, 46; JW 1927, 61, und nicht zu billigen OLG 
46, 47; 46, 73, wo für die Aufwertungsfrage nach $ 20 Aufiv® v. 16. 7. 25 [Wiedereintragung 
einer gelöſchten, aber aufwertungsfähigen Hypothek] § 892 ſelbſt dann ausgeſchloſſen wird, 
wenn das Grundſtück einer offenen Handelsgeſellſchaft an eine Geſellſchaft m. b. H. bzw. 
das Grundſtück einer Erbengemeinſchaft an eine Kommanditgeſellſchaft übereignet wird, ſo⸗ 
fern die nämlichen Perſonen auch bei dieſen Geſellſchaften beteiligt find). 

Die Fiktion gilt aber auch zugunſten des Rechtsnachfolgers des Erwerbers, da auf 
ihn das Recht ſo übergeht, wie es in der Hand des früheren Erwerbers beſtand (Prot 3, 84; 
OLG 2, 266). Selbit eine Schlechtgläubigkeit hinſichtlich des früheren Erwerbes ſchadet 
dem Rechtsnachfolger nicht. Denn zufolge der Fiktion gilt das von dem gutgläubigen 
Erwerber erworbene Recht mit dem buchmäßigen Inhalt und Range als wirklich beſtehend, 
werden entgegenſtehende Einreden hinfällig, erlöſchen Rechte, die ſich mit dem Rechte des 
Erwerbers nicht vereinigen laſſen (vgl. oben), werden andere entgegenſtehende Rechte dem 
Erwerber gegenüber unwirkſam (3. B. das Eigentum des wahren Eigentümers gegenüber 
demjenigen, der vom Bucheigentümer eine Hypothek beſtellt erhalten hat), und iſt daher das 
Grundbuch bezüglich des betreffenden eingetragenen Rechtes nicht unrichtig (Prot 3, 84; 
OLG 2, 266). So wird z. B., wenn A von B eine dieſem nicht gehörende Parzelle gutgläubig 
zum Eigentum erwirbt, von demjenigen, dem von 4 die Parzelle weiterübertragen wird, 
Eigentum erworben, auch wenn er wußte, daß B Eigentümer nicht war; denn das Eigentum 
des B beſteht gegenwärtig nicht mehr und alſo iſt dem Rechtsnachfolger des A nicht etwas 
bekannt, was das Grundbuch unrichtig machte. Ein weiteres Beiſpiel iſt: wenn für A eine 
Hypothek beſtellt ift, die wegen Nichtigkeit der Forderung (3. B. einer Kaufpreisforderung 
aus einem Bordellkauf) von A nicht als Hypothek erworben worden iſt, B den A beerbt, 
darauf die Hypothek an den gutgläubigen C abtritt und dann den C beerbt, fo daß die 
Hypothek wieder an ihn fällt, jo beſteht die Hypothek als ſolche rechtswirkſam für B (RG 
Gruch 63, 485). Auch ſonſt kommt, wenn das veräußerte Recht demnächſt von dem Erwerber 
an den Veräußerer ſelbſt wieder zurückübertragen wird, dieſem in der Regel der gute 
Glaube des Erwerbers zugute, ſo daß z. B. im Falle der Veräußerung und demnächſtiger 
Rückübertragung einer nichtigen Hypothek dieſe, ſofern der Erwerber hinſichtlich ihres Be- 
ſtehens gutgläubig war, für den zurückempfangenden Veräußerer nunmehr als beſtehend gilt, 
ſelbſt wenn er bei der Veräußerung ſchlechtgläubig war. Dies hat jedoch dann nicht zu gelten, 
wenn die Rückübertragung ihren rechtlichen Grund ſchon in dem Veräußerungsgeſchäft hatte 
und ſie nur zur Erfüllung der in dieſem unter beſtimmten Vorausſetzungen bereits vorgeſehenen 
Rückübertragungspflicht erfolgte, wie dies z. B. bei der Übereignung ſicherheitshalber der Fall 
iſt; denn durch die Rückübertragung erfolgt hier nicht eine neue Veräußerung, ſondern wird 
das lediglich in äußerlicher Rechtsform vorgenommene (erfte) Veräußerungsgeſchäft fo rüd- 
gängig gemacht, wie wenn es nicht getätigt worden wäre (vgl. JW 1922, 788). 

Daß der Erwerber als Berechtigter eingetragen ſein muß, um ſich auf ſeinen gutgläubigen 
Erwerb berufen zu können, iſt vom Geſetze nicht vorgeſchrieben. Iſt zum rechtsgeſchaftlichen 
Erwerbe des Rechtes die Eintragung nicht erforderlich (z. B. im Falle der Übertragung einer 
Briefhypothek nach § 1154 Ab] 1), fo iſt der Erwerber in ſeinem gutgläubigen Erwerbe ebenfalls 
geſchützt (M 3, 211). 

Ob der Erwerber das Recht gegen Entgelt oder unentgeltlich erworben hat, macht 
hinſichtlich der Wirkung des gutgläubigen Erwerbes keinen Unterſchied (M 3, 212; Prot 
3, 84). Jedoch iſt derjenige, der von einem als Berechtigter eingetragenen Nichtberechtigten 
ein Recht unentgeltlich erworben hat, gemäß $ 816 Abſ 1 zur Herausgabe des erlangten 
rechtlichen Vorteils gegenüber dem wahren Berechtigten verpflichtet (Prot 3, 82). Wenn 
alſo z. B. der Bucheigentümer an einem in Wahrheit dem B gehörenden Grundſtücke für den 
gutgläubigen C eine Hypothek beſtellt, fo erwirbt C die Hypothek auch dann, wenn ſie ſchen⸗ 
kungsweiſe beſtellt iſt, und B hat nur einen perſönlichen Anſpruch gegen Cauf Übertragung 
oder (wenn B inzwiſchen als Eigentümer eingetragen worden ift) auf Wegſchaffung der Hypo⸗ 
thek. Hinfichtlich dieſes Anſpruchs iſt B im Falle des Konkurſes des C nur Konkursgläubiger 
(8 3 KO); ein Ausſonderungsrecht (§ 43 KO) ſteht ihm nicht zu. 

3. Rechte an einem Grundſtücke find das Eigentum und die begrenzten dinglichen Rechte 
an einem fremden Grundſtücke (. $ 873 A 6), und als Rechte an den ein Grundſtück belaſten⸗ 
den Rechten kommen Nießbrauch und Pfandrecht an Neallaften, Hypotheken und Grund. 
ſchulden in Betracht. Es ſtehen alſo unter dem Schutze des öffentlichen Glaubens der Erwerb 
3. B.: durch Übertragung des Eigentums ſeitens des Bucheigentümers, wobei der Erwerber 
ſowohl gegenüber dem wahren Eigentümer als auch gegenüber zu Unrecht gelöſchten Be⸗ 
laſtungen geſchützt iſt (J. A 1); durch Beſtellung eines begrenzten dinglichen Rechtes (z. B. 
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e en Vorkaufsrecht, Reallaſt, Hypothek) an dem Grundſtücke ſeitens des Bucheigen⸗ 
barkeit ; durch Übertragung eines ſolchen Rechtes (. wegen Übertragung von Grunddienſt⸗ 
n 115 en und ſubjektiv⸗dinglichen Vorkaufsrechten und Reallaſtrechten A 4) ſowie durch Be- 
ſtellung eines Nießbrauchs oder Pfandrechts an einer Reallaſt, Hypothek oder Grundſchuld 
19 des Juhabers dieſer Rechte. Letzteres gilt auch für ein Pfandrecht an einer gemäß 
2 beſtellten Eigentümergrundſchuld, wiewohl dieſe ſelbſt ſich nicht als Rechtserwerb 
ne Alten ( A 2) im Sinne des $ 892 darſtellt (OLG 46, 62). Es wird daher bei Gut⸗ 
gläubigkeit des Pfandgläubigers das Pfandrecht an der Grundſchuld fo erworben, wie dieſe 
nach Inhalt und Rang durch das Grundbuch ausgewieſen wird (OLG 46 62). Dagegen 
ſteht dem Mieter oder Pächter (der z. B. mit einem Bucheigentümer oder einem 11 Um 
red eingetragenen Nießbraucher den Vertrag abgeſchloſſen hat), da fein Recht nur ein ſchuld⸗ 
1 iſt, der Schutz aus $ 892 (übrigens auch der aus 9 803, ſ. dort A 4) nicht zur Seite 
9 106, 111). = Auf das bei ungeteilter Erbengemeinſchaft einem Miterben zuſtehende 
Anteiisrecht findet § 892 keine Anwendung, auch nicht, wenn die Erben als Eigen ⸗ 
bellen im Grundbuch eines Nachlaßgrundſtücks eingetragen ſind; denn das Anteilsrecht 
a in a. 0 a an Sr En it es nicht. Wird daher z. B. 
der zweite in gutem Glauben war (8 40 an. N a =. un Deln 
9 . — Au 8 
2 eur Hypothek), das durch den Zuſchlag in 5 ee en 
e ee 
fein Recht am Grundſtücke it (ch 76, 377). Dies gilt mann aut den guete Augen 
5 76, beſondere im Falle der Abtret 
einer Hypothek auch dann, wenn die Hypothek er elö i } in 
Bet Erwerber nad) dem Zuſchlag als Gläubiger ng agen Se Brenn 155 
2 T e übergeben erhält. Der Erwerber faun ſich (z. B. hi ſichtlich d Ne ö 
5 Baar der Hnpothet oder des Beſtehens der Forderun 2 1.81135 * hd en 
3 des Grundbuchs berufen, da dieſes durch den Verſteigerung 80 0 1 4 9 
lichteit der Erlöſchung der Hypothet infolge Zuſchlags hinweiſt 99 8 
. bekannt gemacht und der Zuſchlag verkündet u (Kc 70 5 
für den see iſt nur dann geſchützt, wenn die Rechte, die übertragen de mie i 
j erber belaſtet werden, im Grund buche ein \ t denn die Wie 5 855 
öffentlichen Glaubens des Grundbuchs beſteht, abgeſehe en Des 
teit des Grundbuchs, darin, d ‚abg 5 hen von der Gewährleiſtung der Vollſtändig⸗ 
} „daß zugunſten des Erwerbers d äßi 
übertragenen oder belaſteten R 8 ichtig gi e 
e der en Rechtes als richtig gilt Re 116 S. 354 361 Beruhen die Recht 
en a enen 70 N00 . 35 ub auch der ame, um Cubase 
h 1 x ). Wird über ein Recht verfü s einge ö 
U en un erſt il 105 e des Rechtes Karen 0 Waden ie 
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100 80 und zu dieſer Zeit ſei von einer Eintragung im Grundbuche noch keine Rede ge- 
weſen). — Es gibt aber auch Rechte, die ohne Eintragung als dingliche Grundſtücksbelaſtungen 
beftehen. Sie können entſtehen oder vor Inkrafttreten des BGB entſtanden ſein teils kraſt 
Geſetzes (Reichsgeſetz oder Landesgeſetz), teils ebenfalls auf Grund Rechtsgeſchäfts, und 
ferner ſcheiden ſie ſich in ſolche, die von der Eintragung in das Grundbuch ausgeſchloſſen ſind 
und in eintragbare (. Vorbem 2 vor $ 873). Weiter gibt es dingliche Grundſtücksbelaſtun⸗ 
gen, die auf nicht rechtsgeſchäftlicher Grundlage beruhen, die aber zur Eut⸗ 
ſtehung der Eintragung bedürfen (f. 8 873 A 1). Sind die letzteren zur Eintragung ge⸗ 
langt, ſo ſteht der Erwerb zufolge ihrer Übertragung oder ihrer Belaſtung gleichfalls unter 
dem Schutze des öffentlichen Glaubens. In Betracht kommen in dieſer Hinſicht: die auf Er⸗ 
ſuchen des Vormundſchaftsgerichts auf Grundſtücle des Vormundes, Pflegers oder Beiſtandes 
Sinzutragenbe Sicherungshypothek (88 1844, 1915, 1603; FG 5 54); die Zivangs- und 
5 rreſthypothek (88 866 f., 932 3 PO); die auf Erſuchen des Vollſtreckungsgerichts einzutragen: 
en Sicherungshypotheken für Forderungen gegen den Erſteher (8 128 Ab] 3 ZUG). — Auf 
de 9 3 hi 
n Erwerb zufolge Übertragung oder Belaſtung nicht eintragungsfähiger Rechte 
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findet § 892 auch dann keine Anwendung, wenn dieſe Rechte (verſehentlich) eingetragen worden 
ſind. Denn nur die Richtigkeit des zuläſſigen Inhalts des Grundbuchs kann durch den öffent⸗ 
lichen Glauben gewährleiſtet werden (RG 62, 101). Dahin gehören auch die geſetzlichen Über- 
bau- und Notwegrenten, die nach 88 914 Abſ 2, 917 Abſ 2 nicht eingetragen werden (RG 
62, 101, f. 8 914 A 3). — Jedoch auch auf den Erwerb au ſolchen Rechten, die zur Wirk; 
ſamkeit überhaupt und insbeſondere gegenüber dem öffentlichen Glauben des Grundbuchs 
nicht der Eintragung bedürfen, aber eingetragen werden können (3. B. früher 
entſtandene Grunddienſtbarkeiten nach preußiſchem Recht, $ 12 Abſ 1 Pré v. 5. 5. 72, 
Art 187 Abs 1 EG, vgl. RG 62, 99; 93, 64; preuß. Rentenbankrenten ſ. Vorbem 2 vor $ 873; 
Rechte, die auf Grund der Vorbehalte in Artt 67, 109, 114 EG landesgeſetzlich beſtehen, vgl. 
NG 6, 292; 44, 243; 62, 102; Gruch 47, 396), findet § 892 ſelbſt dann keine Anwendung, 
wenn die Rechte eingetragen find. Denn der öffentliche Glaube des Grundbuchs wirkt nur 
für und gegen ſolche Rechte, die zur Wirkſamkeit gegen Dritte der Eintragung bedürfen, 
da durch Unterlaſſung der geſtatteten Eintragung ſolcher dinglicher Rechte, die zur Wirk⸗ 
ſamkeit gegen gutgläubige Dritte der Eintragung nicht bedürfen, das Grundbuch weder un⸗ 
vollftändig noch unrichtig wird (NG 62, 99; 93, 65; Gruch 64, 621; OLG 46, 68; auch RG 
28, 326; JW 97, 61558; KGJ 27 A 115, ſowie § 1018 A 5). Daher hat ein ſolches Recht, 
wenn es nach erfolgter Eintragung verſehentlich gelöſcht war, trotz der Löſchung einem 
dritten Erwerber des belaſteten Grundſtücks gegenüber als beſtehend zu gelten, auch wenn 
der Erwerber von ihm keine Kenntnis gehabt hat (vgl. RH 6, 292; 62, 99; 93, 65; KGJ 
27 A 115; OLG 46, 68), und hat eine ſolche Grunddienſtbarkeit, wenn ſie nach erfolgter 
Eintragung auf dem herrſchenden Grundſtück zufolge Eintritts eines außerhalb des Grund⸗ 
buchs liegenden Aufhebungsgrundes erloſchen war, dem dritten es noch für beſtehend er- 
achtenden Erwerber des herrſchenden Grundſtücks gegenüber auch dann für erloſchen zu 
gelten, wenn die Löſchung nicht erfolgt war (vgl. RG 93, 65; JW 1897, 61558). Ferner 
iſt, wenn eine ſolche Grunddienſtbarkeit vor Inkrafttreten des BGB mit einem unrichtigen 
oder unvollſtändigen Inhalt eingetragen worden iſt, ſie gegenüber dem dritten Erwerber 
des dienenden Grundſtücks, mag er auch auf den Inhalt des Grundbuchs vertraut haben, 
doch mit dem richtigen oder vollſtändigen Inhalt nach Maßgabe des Begründungstitels wirk⸗ 
ſam (RG 93, 63). — Dazu gehören nicht der Nießbrauch aus $ 1075 und die Sicherungs ; 
hypotheken aus $ 1287 Satz 2 und ZPO 8 848 Abſ 2. Sie entſtehen zwar nicht 
auf rechtsgeſchäftlicher Grundlage und bedürfen zur Entſtehung an ſich nicht der Eintragung 
( 873 A 1), find aber der Wirkung des öffentlichen Glaubens des Grundbuchs durch das 
Geſetz nicht entzogen, unterliegen daher den Beſtimmungen des § 892 und können deshalb, 
wenn fie nicht eingetragen find, nur bösgläubigen Erwerbern entgegenſtehender Rechte ent⸗ 
gegengehalten werden. Demnach wird der Erwerb an den genannten Sicherungshypotheken 
(der Nießbrauch ſcheidet hier aus, weil er nicht übertragbar und daher auch nicht belaſtbar 
iſt), wenn fie eingetragen find, gemäß $ 892 geſchützt. — Solche dinglichen Rechte, die 
vor Inkrafttreten des BGB zwar an ſich entſtanden waren, aber zur Wirk, 
ſamkeit gegen Dritte, gleichviel, ob fie dieſen bekannt waren oder nicht, der Ein 
tragung bedurften (vgl. für Preußen $ 12 EécGeſ.), find nur in dieſem unvollkommenen 
Rechtszuſtande beſtehengeblieben und werden gegen den Erwerb eines Dritten erſt geſchützt, 
wenn fie gemäß Art 184 EG zur Eintragung gebracht find (RG 66, 28; 87, 178; 318 04, 2825, 
vgl. § 873 A 6, auch Rch 55, 315; 56, 13; 74, 60). 

Sit ein eintragungsbedürftiges Recht (3. B. eine Hypothek) zu Unrecht gelöſcht, ſo 
kann vor feiner Wiedereintragung, auch wenn dieſe durch einen Widerſpruch (58 894, 809) 
geſichert iſt, ein geſchützter Erwerb daran nicht in Frage kommen, da das Recht nach § 878 
ohne Eintragung nicht rechtsgeſchäftlich übertragen oder belaſtet werden kann. — Durch die 
Eintragung einer Vormerkung wird weder ein „Recht“ am Grundſtück erworben, noch 
der vorgemerkte perſönliche Anſpruch zu einem ſolchen geſchaffen, an dem ein „Recht“ im 
Sinne des § 892 erworben werden kann. Vgl. hierüber § 883 A 8 „öffentlicher Glaube des 
Grundbuchs“ und 3 886 A 3 Abs 2. — Durch die Eintragung von Widerſprüchen wird 
ebenfalls kein „Recht“ am Grundſtücke oder an einer Grundſtücksbelaſtung erworben, da die 
rg nur zur vorläufigen Sicherung uneingetragener dinglicher Rechte dienen (vgl. 
RIA 4, 50). 

4. Das Rechtsgeſchäft, wodurch ein geſchützter Erwerb bewirkt wird, iſt nicht ein 
Rechtsgeſchäft, das einen perſönlichen Anſpruch auf Einräumung oder Übertragung eines 
Rechtes (z. B. Kauf, Schenkung) begründet, insbeſondere nicht das (ſchuldrechtliche) Grund⸗ 
rechtsgeſchäft im Sinne von $ 873 A 7b, ſondern die (dingliche) Einigung über Anderung 
des Rechtsſtandes eines Grundſtücks, alſo über Übertragung des Eigentums, Velaſtung 
des Grundſtücks mit einem dinglichen Recht und Übertragung oder Belaſtung eines ſolchen 
Rechtes (f. A 3) zwiſchen dem Inhaber des Rechtes und dem Erwerber, die gemäß 
88 873, 877, 925, 1154, 1192, 1200 Abſ 1 zur Herbeiführung der Rechtsänderung erforderlich 
it (KJ 33 A 279; OLG 6, 98). Der perſönliche (ſchuldrechtliche) Auſpruch auf eine Rechts⸗ 
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änderung ſteht nicht unter dem Schutze; auch dann nicht, wenn er durch Vormerkung geſichert 
iſt (. A 3). Wegen anderer eine Verfügung über das Recht enthaltender Rechtsgeſchäfte, die 
nach $ 808 den Vorſchriften des $ 892 unterliegen, vgl. 8 893 A 3. Subjektiv. din gliche 
Rechte (Grunddienſtbarkeit, Vorkaufsrecht, Reallaſt: $$ 1018, 1094 Ab] 2, 1105 Abs 2) werden 
beim Erwerb des Eigentums am herrſchenden Grundſtück als deſſen Beſtandteile (§ 96) mit- 
übertragen. Daher find fie, wenn der Erwerb des Eigentums auf Grund Rechtsgeſchäfts 
erfolgt, als im Sinne des § 892 durch Rechtsgeſchäft erworben anzuſehen (RG 104, 319). 
Wegen des maßgebenden Grundbuchinhalts bezüglich ihres gutgläubigen auf dieſe Weiſe er- 
folgenden Erwerbs vgl. A 6. 

Das n braucht nicht die alleinige Grundlage des Erwerbs zu ſein; es 
genügt, wenn das Rechtsgeſchäft eine von mehreren zum Erwerbe erforderlichen Grund⸗ 
lagen it. Tatſächlich muß auch ſtets noch ein anderer rechtswirkender Umſtand zu dem Rechts⸗ 
geihäfte hinzutreten, um den Erwerb zu vollziehen. In der Regel iſt dieſer Umſtand die 
Eintragung des Erwerbs (f. 88 873, 877). In den Ausnahmefällen (. § 873 Abſ 1 
Schlußhalbſatz und dazu A 12) aber, in denen fi) der rechtsgeſchäftliche Erwerb ohne Ein⸗ 
tragung vollziehen kann, bedarf es zum Schutze des Erwerbs der Eintragung nicht, wenn 
der andere rechtswirkende Umſtand (z. B. bei der Übertragung einer Briefhypothek gemäß 
§ 1154 Abſ 1 die Übergabe des Briefes) hinzugetreten ift (ſ. A 2). 

Daß der veräußernde Rechtsinhaber anderſeits eingetragen ſein muß, iſt vom materiellen 
Rechte nicht vorgeſchrieben (ſ. M 3, 211). Daher ſteht unter dem Schutze auch der Erwerb, 
der ſich von einem Nichteingetragenen herleitet, ſofern nur dieſer der wirkliche Berechtigte 
iſt. Allerdings ſoll der Paſſivbeteiligte nach 8 40 Abſ 1 G80, ſofern nicht einer der Aus. 
nahmefälte der 58 40 Abſ 2, 41 GBO vorliegt (z. B. der Paſſivbeteiligte den Brief über die zu 
übertragende Briefhypothek beſitzt oder Erbe des eingetragenen Berechtigten it), einge 
ragen ſein. Die Nichtbeachtung dieſer Ordnungsvorſchrift hindert aber den Rechtserwerb nicht. 
Jedoch wirkt der öffentliche Glaube des Grundbuchs im Falle fehlender Ein⸗ 
fraaung in der Regel nicht in gleichem Maße, wie wenn der Paſſivheteiligte als 
Berechtigter eingetragen geweſen wäre. Iſt der Paſſivbeteiligte eingetragen, ſo gilt zugunſten 
des Erwerbers das betreffende Recht nicht nur als in der Hand des Nechtsvorgängers des Paffiv- 
beteiligten mit dem buchmäßigen Inhalte wirklich entſtanden, ſondern auch als auf den 
Paſſivbeteiligten wirkſam übertragen. Letztere Wirkung tritt bei fehlender Ein⸗ 
tragung nicht ein; der angebliche Übergang wird nicht als richtig gewährleiſtet (M 8, 
211). Der Erwerb iſt nur dann wirktſam, wenn der nicht eingetragene Paſſivbeteiligte wirk⸗ 
licher Berechtigter iſt. — Anderſeits ſteht dem Erwerber, ſofern letzteres der Fall iſt, der 
öffentliche Glaube ſo zur Seite, wie wenn er das Recht von dem eingetragenen Rechts ⸗ 
vorgänger des Paſſivbeteiligten unmittelbar erworben hätte; alſo auch dann, 
wenn der Paſſivbeteiligte ſelbſt ſich auf den öffentlichen Glauben nicht hätte berufen können. 
Zum Beiſpiel könnte der als Erbe Rechtsinhaber gewordene Paſſivbeteiligte, wenn das Recht 
ſeines als Berechtigter eingetragenen Erblaffers nicht beſtände, auch im Falle der Gutgläubig⸗ 
keit das erworbene Recht nicht als beſtehend in Anſpruch nehmen, da ſein Erwerb nicht auf 
Rechtsgeſchäft beruht, er auch in die geſamten Rechtsverhältniſſe des Erblaſſers eintritt. Da- 
gegen gilt zugunſten des (zweiten rechtsgeſchäftlichen) Erwerbers das Recht des Erblaſſers 
als beſtehend. — Im Falle der rechtsgeſchäftlichen Sondernachfolge allerdings gilt dieſes auch 
ſchon zugunſten des Paſſivbeteiligten, z. B. wenn ihm ein verbrieftes hypothekariſches 
Recht durch [chriftliche Zeſſion und Briefübergabe gemäß 88 1154 Abſ 1, 1192, 1200 Abſ 1 
Übertragen worden iſt. Sit bei der Übertragung eines ſolchen Rechtes die Abtretungserklä ; 
rung öffentlich beglaubigt oder liegt der Übertragung eine der in 8 1155 Satz 2 bezeich 
neten Urkunden zugrunde, jo beſteht nach $ 1155 Satz 1 die Beſonderheit, daß der Sonder, 
nachfolger als eingetragen gilt (vgl. auch $ 40 Ab 2 GBO). Daher wird in dieſem Falle dem 
weiten) Erwerber auch der Übergang auf den Paſſivbeteiligten als richtig gewährleiſtet. 
Hal. ferner für den Fall des Übergangs zufolge Erbſchaft und, wenn der Paſſivbeteiligte im 
Beſitze eines Erbſcheins iſt, 8 2366 (öffentlicher Glaube des Erbſcheins). 5 f 

Zugunſten eines Erwerbs, der nicht auf Rechtsgeſchäft beruht, wirkt der öffent. 
liche Glaube des Grundbuchs nicht. Daher fällt nicht unter 8 892 ein Erwerb, der kraft 
Geſetzes eintritt. Die Frage, in welchen Fällen ein Erwerb kraft Geſetzes ſtattfindet, entſcheidet 
ſich nach gleichen Geſichtspunkten, wie die Frage, in welchen Fällen es zur Anderung des 
Rechtsſtands eines Grundſtücks, insbeſondere zum Übergange des Grundeigentums auf einen 
anderen, nicht einer Einigung (hinſichtlich des Eigentumsübergangs einer Auflaſſung) und 
auch nicht der Eintragung bedarf, ſondern die Rechtsänderung zufolge geſetzlicher Vorſchrift 
ſich ohne weiteres vollzieht. Vgl. hierüber das Nähere in § 873 A 1, 9 925 A 1. 2 Als gefeb- 
liche Erwerbsarten nach dem BGB find hier beſonders hervorzuheben: die Erbfolge ($$ 1922, 
1937, 1941 |. dazu RG 22, 340; 86, 295; Gruch 47, 668), die Erwerbung ber ehemännlichen 05 
elterlichen Nutznießung (8$ 1363, 1649), der Eintritt der ehelichen Gütergemeinſchaft (88 10 
Aßſ 2, 1485 Abs 3, 1519 Aßſ 2; f. dazu MG Gruch 47, 647), die dem Erbanfolle gleichſtehenden 
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Fälle des Erwerbs von Vermögen aufgelöſter Vereine und Stiftungen ſeitens des Fiskus 
(88 45ff., 88). — Auch ſoweit in dieſen Fällen dem Erwerbe ein Rechtsgeſchäft 
zugrunde liegt, z. B. bei der Erbfolge eine letztwillige Verfügung oder ein Erbvertrag 
(88 1937, 1941), bei der ehelichen Gütergemeinſchaft ein Ehevertrag ($ 1437), erfolgt doch 
der Erwerb nicht „durch“ ein ſolches Rechtsgeſchäft. Denn das Rechtsgeſchäft wirkt 
nicht unmittelbar bei dem Erwerbe mit, ſein Zweck und Inhalt iſt uicht darauf gerichtet, Ver⸗ 
mögensgegenſtände zu veräußern, ſondern es iſt nur, wiewohl es ſeinem Weſen nach an ſich 
die Verſchaffung eines Erwerbs nicht zum Gegenſtande hat, doch durch beſondere geſetzliche 
Vorſchrift als Bedingung dafür geſetzt, daß ſich ein Erwerb ohne weiteren Übertragungsakt 
vollzieht. Aus gleichem Grunde erfolgt in den Fällen, in denen eine Forderung oder eine 
Hyvothek aus Anlaß eines Rechtsgeſchäfts, wie der Befriedigung des Gläubigers (88 268, 
426, 774, 1143, 1163, 1164, 1173, 1174, 1182) oder des Verzichts des Hypothekengläubigers 
auf die Hypothek (§ 1168), auf einen anderen als den bisherigen Gläubiger übergeht, der 
Erwerb nicht „durch“ Rechtsgeſchäft, ſondern kraft Geſetzes. Gleiches gilt weiter für die Fälle 
der 88 1075 Abſ 1, 1287 Satz 2, wonach beim Nießbrauch und beim Pfandrecht an einer Forde⸗ 
rung der Nießbraucher oder der Pfandgläubiger mit der Leiſtung des Schuldners den Nieß⸗ 
brauch oder das Pfandrecht an dem geleiſteten Gegenſtande erwirbt. Demnach kann in 
allen dieſen Fällen, ſoweit es ſich dabei um den Erwerb des Grundeigentums oder eines 
begrenzten dinglichen Rechtes am Grundſtücke oder eines Rechtes an ſolchen Rechten handelt, 
dem Erwerber, auch wenn er gutgläubig iſt, das Nichtbeſtehen des betreffen⸗ 
den Rechtes entgegengehalten werden. — Jedoch ergibt ſich für die Fälle, in denen 
zufolge einer Leiſtung ein Erwerb kraft Geſetzes eintritt, eine Ausnahme aus 8 893 dahin, 
daß, wenn die Leiſtung gutgläubig an den als Berechtigter Eingetragenen (dem im Falle einer 
Briefhypothek der gemäß $ 1155 legitimierte Beſitzer des Briefes gleichſteht) bewirkt wird, 
der Berechtigte zugunſten des Erwerbers als der wirkliche Berechtigte gilt. Es erfolgt alſo hier 
trotz Leiſtung an den Nichtberechtigten der Übergang des Rechtes mit Wirkſamkeit gegenüber 
dem wahren Berechtigten. — Im n e wird die Rechtslage auch dann nicht geändert, 
wenn lediglich aus Anlaß der den Übergang kraft Geſetzes bewirkenden Tatſache ein 
(zum Übergange nicht erforderlicher) rechtsgeſchäftlicher Übertragungsakt (4. B. die 
Abtretung einer dem Eigentümer bereits zugefallenen Hypothek) zwiſchen den Beteiligten 
getätigt wird. Denn ein ſolches Rechtsgeſchäft hat nur die Bedeutung einer Beſtätigung 
ſowie gegebenenfalls einer Beurkundung des bereits vollzogenen Erwerbs. Miterben aller 
dings können, weil ihnen vor der Teilung nur ein Anteilsrecht an dem gefanten Nachlaſſe 
zufteht (8 2033), einzelne zum Nachlaſſe gehörende Rechte nur auf Grund rechtsgeſchäftlicher 
Übertragung ſeitens der anderen Miterben (3. B. das Eigentum an einem Nachlaßgrundſtücke 
nur auf Grund Auflaſſung) erwerben (ſ. 8 925 A 2). Aber trotz dieſes Übertragungsakte 
ſteht ihnen nicht der öffentliche Glaube des Grundbuchs zur Seite; denn fie erlangen das Recht 
nicht „ausſchließlich durch“ den Übertragungsakt, ſondern vor allem aus dem Rechtsgrunde 
des geſetzlichen Übergangs des Nachlaſſes au ſie zuſammen mit den anderen Miterben (vgl. 
RG 22, 340; Gruch 47, 667). — Hat aber der Erbe bereits zu Lebzeiten des Erblaſſers 
von dieſem ein Recht gutgläubig durch Rechtsgeſchäft erworben, ſo bleibt er auch dann 
geſchützt, wenn er demnächſt den Erblaſſer beerbt, insbeſondere gilt auch fernerhin das für 
den Erblaſſer eingetragene, tatſächlich aber nicht entſtandene Recht zu ſeinen Gunſten als 
wirklich beſtehend; nur ein etwa gegen den Erblaſſer wegen der unrechtmäßigen Eintragung 
dem Verletzten gegebener perſönlicher Anſpruch kann gemäß $ 1967 auch gegen ihn (und 
feine etwaigen Miterben) gegeben fein (vgl. RG 22, 340; Gruch 32, 1085). — Nicht hierher 
gehören die Verträge, wodurch ein Vermögen übernommen wird ($ 419 BG; 
825 HGB). Sie unterſtehen dem Rechte der Schuldverhältniſſe und gewähren nur, wie andere 
ſchuldrechtliche Verträge, einen perſönlichen Anſpruch auf Übertragung der einzelnen zum 
Vermögen gehörenden Gegenſtande. Erworben wird durch fie nichts, vielmehr bedarf es zum 
Erwerbe, wie ſonſt, eines rechtsgeſchäftlichen Übertragungsakts, einer dinglichen Einigung. 
Sind auf letzterem Wege Grundſtücksrechte auf den Übernehmer übertragen, fo iſt er bei Gut⸗ 
gläubigkeit in ſeinem Erwerbe geſchützt. Allerdings haftet er für die Verbindlichkeiten des 
Veräußerers. Aber aus dieſer Haftung folgt nur, daß im Falle des Nichtbeſtehens des Rechtes 
des Veräußerers ein etwa gegen dieſen für den Verletzten beſtehender perſönlicher Anſpruch 
(z. B. auf Beſeitigung der Belaſtung) müglicherweiſe auch gegen den Übernehmer geltend 
gemacht werden kann; die dingliche Rechtsänderung wird jedoch, auch wenn dies gegeben ift, 
dadurch an ſich nicht berührt, z. B. bleibt der Übernehmer Eigentümer des ihm aufgelaſſenen, 
dem Veräußerer nicht gehörenden Grundſtücks oder Inhaber einer für den Veräußerer zu 
Unrecht eingetragenen Hypothek (ſtr.; a. M. KJ 22 A 145). — Gleiches gilt von dem Erb- 
ſchaftskäufer gemäß § 2374. Auch der Vermächtuisnehmer hat gemäß § 2174 nur einen 
vorſönlichen Anſpruch gegen den Erben auf Übertragung des Vermachten. 

Soweit eine Behörde befugt iſt, um eine Eintragung zu erſuchen (8 39 GO), kommt 
nirgends ein Erwerb durch Rochtsgeſchäft in Frage. Vgl. 5 941 ZPO, 3 130 3, 88 1844, 
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1815, 1693 BGB, 8 54 FGG, Art 91 EG. Falls vor dem Vollſtreckungsgerichte eine 
Anderung des Inhalts eines beſtehenbleibenden Rechtes oder die Eintragung 
eines neuen Rechtes bewilligt wird, ſo erfolgt die Eintragung, wenn die Urkunden 
dem Grundbuchamte ſeitens des Vollſtreckungsgerichts zugehen, allerdings auf Grund eines 
Rechtsgeſchäfts. Aber das Vollſtreckungsgericht übermittelt hier nur die Urkunden; zu 
einem Erſuchen um die Eintragung der bewilligten Rechtsänderung iſt es nicht befugt 
(KGd 22 A 157), 

Ferner fteht nicht unter dem Schutze des öffentlichen Glaubens des Grundbuchs (nach 
Abj 1 Satz 1 oder hinſichtlich einer Verfügungsbeſchränkung nach Abs 1 Satz 2; R 84, 281; 
90, 338; ſ. A 11) ein Erwerb von Rechten an Grundſtücken im Wege der Zwangsvollſtreckung 
oder der Arreſtvollziehung (RG 68, 153; 72, 271; 90, 338; RIA 1, 30), insbeſondere: der 
Erwerb, der ſich durch Pfändung oder durch Überweiſung an Zahlungs Statt bezuglich 
Reallaſten und hypothekariſcher Rechte (88 830, 835—837, 857 Abſ 6 ZPO) vollziehen 
kann (RG 59, 315; 90, 338; JW 02 Beil 272); der Erwerb durch Eintragung einer Zwangs⸗ 
oder Arreſthypothek (85 866f., 932 ZPO; RG 54, 105; 84, 281; RIA 1, 30; OLG 15, 282; 
KJ 49, 184; als beſonderes Beiſpiel iſt in dieſer Hinſicht anzuführen: wenn Miterben 
vor erfolgter Auseinanderſetzung irrtümlich ohne Auflaſſung |}. 8 925 A 2] als Miteigentümer 
nach Bruchteilen eingetragen worden ſind und der Gläubiger eines der Miterben auf deſſen 
Bruchteil eine Zwangshypothek hat eintragen laſſen, fo hat der Gläubiger auch im Falle 
ſeiner Gutgläubigkeit kein Recht an dem Grundſtück erworben, während, wenn der Miterbe 
an ſeinem Bruchteil rechtsgeſchäftlich eine Hypothek beſtellt hat, für den gutgläubigen Hypo⸗ 
8 die Hypothek rechtswirkſam iſt und an dem Bruchteil auch dann beſtehen 
bleibt, wenn demmächſt das Grundbuch durch Eintragung der Erbengemeinſchaft berichtigt 
wird; KJ 51, 224); die Erlangung einer Vormerkung auf Grund einſtweiliger Verfügung 
(Rc 68, 151; Kd 83 A 279; DUO 15, 282), welch letzterer Erwerb übrigens auch ſchon 
deshalb von dem öffeutlichen Glauben ausgeſchloſſen iſt, weil die Vormerkung kein Recht 
iſt J A 1, Kc 33 K 279); und weiter auch der Erwerb einer Sicherungshypothek gemäß 
5 848 Abſ 2 3d, da hier der mit dem Übergange des Grundeigentums auf den Schuldner 


ſich vollziehende Erwerb eine Fortwirkung von Zwangsvollſtreckungsmaßregeln iſt. Dagegen 
findet nach Erwerb des Rechtes in dieſen Fallen, ausgenommen die en auf einen 
ſpäteren rechtsgeſchäſtlichen Erwerb an dem Rechte (weitere Übertragung oder 
Belaſtung des Rechtes) $ 892 Anwendung (Prot 3, 70, . A 3). — Für die Zwangsver 


ſteigerung gelten beſondere Regeln. Nach 58 90, 91, 37 Nr 4, 5, 88 52, 57ff. V erwirbt 
der apa den Zuſchlag das Grundſtück frei von allen Belaſtungen, die nicht nach den 
geſetzlichen oder vereinbarten Verſteigerungsbedingungen beſtehenbleiben follen, und er erwirbt 
das Eigentum nach Maßgabe der Verſteigerungsbekanntmachung und des Zuſchlagsbeſchluſſes 
ſelbſt dann, wenn das Grundſtück einem andern als dem Schuldner gehört und ihm dies bekannt 
iſt (Rh 45, 284; 72, 271; JW 00, 45295; 00, 4804; 1911, 2115]; Warn 1910 Nr 41; Gruch 
44, 1006; 55, 1116). 

Wird die Einigungserklärung des Paſſivbeteiligten durch Urteil gemäß $ 894 ZPO 
erſetzt, fo iſt der daraufhin erfolgte Erwerb des anderen Teiles nach 8898 ZPO ebenſo ge- 
ſchützt, wie bei einer freiwilligen Einigung. 0 

5. Es gilt der Inhalt des Grundbuchs als richtig. Danach iſt im Falle gutgläubigen 
Rechtserwerbs gegen die nach 8 891 beſtehende Vermutung, daß ein eingetragenes Recht 
dem als Berechtigter Eingetragenen zuſteht (. § 891 A 5), und daß ein gelöſchtes Recht nicht 
beſteht (ſ. $ 891 A 6), der an ſich zuläſſige Gegenbeweis (f. 8 891 A 4) hier zugunſten 
des Erwerbers ausgeſchloſſen (vgl. RG 49, 8; 86, 356; 116, 181). Im Wege der Fiktion 
wird alſo materielles Recht geſchaffen. Wenn das Recht des Übertragenden oder Belaſtenden 
nicht beſteht, fo daß der Erwerber ein Recht an fich nicht erwerben könnte, wird vermöge der 
Fiktion, daß jenes Recht beſtehe, das Veräußerte als ein Recht erworben (3. B. das Eigen. 
tum oder eine Hypothek am Grundſtück, auch wenn der Veräußernde bzw. der Hypothekbeſteller 
nicht wahrer Eigentümer war; vgl. RG 69, 268; 73, 127; 85, 63; Warn 1922 Nr 14; RJA 
6, 241) Wenn ein zu Unrecht gelöſchtes noch beſtehendes Recht eines Dritten dem Rechte des 
Veräußerers vorgeht, ſo daß der Erwerber ein Recht nur mit der daraus ſich ergebenden 
Einſchränkung erwerben könnte, wird vermöge der Fiktion, daß das Recht des Dritten nicht 
beſtehe, das erworbene Recht frei davon (3. B. das erworbene Eigentum frei von einer zu 
Unrecht gelöſchten Hypothek). Die Fiktion gilt nur dann nicht, wenn einer der beiden Aus: 
nahmefälle, eingetragener Widerſpruch oder Kenntnis der Unrichtigkeit, vorliegt. — Über 
die gleiche Bedeutung des Wortes „gilt“ in anderen Fällen vgl. die SS 1141 Abſ 1 Satz 2 
1148 Satz 1, und über die Wirkung der Fiktion auch zugunſten des Rechtsnachfolgers des 
Erwerbers vgl. A 2 Rechtsnachfolger“. — Zufolge der Fiktion iſt derjenige, der von einem 
im Grundbuch als Berechtigter Eingetragenen, in Wirklichkeit Nichtberechtigten ein Recht 
am Grundſtück oder ein Recht an einem das Grundſtück belaſtenden Rechte gutgläubig durch 
Rechtsgeſchäft erworben hat, nicht nur gegen dingliche, ſondern auch gegen ſchuldrecht⸗ 
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liche (perſönliche) Anſprüche des nicht eingetragenen wahren Berechtigten wegen 
des deſſen Recht beeinträchtigenden Erwerbs geſchützt (M 3, 225). Insbeſondere ſteht 
dem wahren Berechtigten, auch wenn der Erwerber aus Fahrläſſigkeit über die Unrichtigkeit 
des Grundbuchinhalts in Unkenntnis geweſen ift (er z. B. aus Fahrlaͤſſigkeit nicht gewußt 
at, daß der Bucheigentümer, von dem er ſich eine Hypothek hat beſtellen laſſen, nicht wahrer, 
bunden nur Scheineigentümer ſei), ein Schadenserſatzanſpruch aus § 823 gegen den Er⸗ 
werber nicht zu (RG 85, 61; 90, 897). Nur ein Bereicherungsanſpruch auf Herausgabe 
nach Maßgabe des $ 816 Abſ 1 Satz 2 (wenn die Verfügung des Nichtberechtigten unent- 
geltlich erfolgt en für den wahren Berechtigten gegen den Erwerber gegeben ſein (Prot 
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6. Unter dem Inhalte des Grundbuchs, der als richtig gelten ſoll, ift zu verftehen 
einmal der nach Grundbuchſyſtem zuläſſige Inhalt, und ſodann die Geſamtheit der Ein⸗ 
ſchreibungen, die auf den Rechtsſtand des Grundſtücks Bezug haben, und zwar nicht bloß nach 
den Eintragungen in der einzelnen Abteilung oder Spalte, ſondern nach dem Zuſammenhange 
der Eintragungen in den verſchiedenen Abteilungen (RG 31, 311; 54, 248; 88, 27; 98, 219; 
116, 180). Dabei iſt unter Grundbuch nach 83 GBO das Grundbuchblatt über das betroffene 
Grundſtück zu verſtehen (8 873 A 11). Für ſubjektiv⸗ und objektiv dingliche Rechte 
(88 1018, 1094 Abſ 2, 1105 Ab] 2: Grunddienſtbarkeit, Vorkaufsrecht, Reallaſt) iſt hinſichtlich 
ihres Beſtehens und ihres Inhalts der Inhalt des Grundbuchblatts über das mit ihnen belaſtete 
Grundſtück maßgebend (ſ. $ 878 A 11 und hier Abſ 5). Deshalb kommt es, wenn ſolche Rechte 
beim rechtsgeſchäftlichen Erwerb des Eigentums am herrſchenden Grundſtück als deſſen Baſtand. 
teile (896) auf den Erwerber mitübergehen und fie daher im Sinne des 8892 als durch Rechts⸗ 
geſchäft erworben anzuſehen ſind (ſ. A 4), hinſichtlich der Frage des guten Glaubens des Er⸗ 
werbers an die Richtigkeit des Grundbuchinhalts auf den Inhalt des Grundbuchblatts über 
das belaſtete Grundſtück an (vgl. RG 104, 319). Iſt z. B. ein Vorkaufsrecht auf dem belaſteten 
Grundſtück als ſubjektiv⸗dingliches (zugunſten des jeweiligen Eigentümers eines anderen Grund» 
ſtückes) eingetragen, fo erwirbt der rechtsgeſchaflliche Erwerber des herrſchenden Grundſtücks, 
falls er in dem (zu vermutenden) guten Glauben an die Richtigkeit dieſes Grundbuchinhalts ift, 
das Vorkaufsrecht auch dann, wenn es in Wirklichkeit nur für eine beſtimmte Perſon (als 
ſubjektiv-perſönliches) beſtellt und es irrtümlich (3. B. zufolge unrichtiger Auffaſſung des Be. 
ſtellungsaktes durch das Grundbuchamt) als fubjektiv-dingliches eingetragen worden iſt (RG 
104, 319). — Rechtliche Vorgänge außerhalb des Grundbuchs aber bleiben für die Frage 
des Rechtserwerbs in gutem Glauben an die Richtigkeit des Grundbuchs außer Betracht. So 
3. B. kann derjenige, an den der Grundſtückseigentümer eine Sicherungshypothek, über die der 
Gläubiger Löſchungsbewilligung nebſt Anerkenntnis der Zahlung erteilt hat, aber nur in 
Erwartung der tatjächlich nicht erfolgten Zahlung, unter Umwandlung der angeblich zur 
Eigentümergrundſchuld gewordenen Hypothek in eine Verkehrshupothek für ein Darlehn 
($ 1198) abgetreten hat, ſich nicht auf Rechtserwerb in gutem Glauben an die Gläubiger⸗ 
ſchaft des abtretenden Grundſtückseigentümers berufen, wenn dieſer nicht im Grundbuch 
als Gläubiger der aus der Sicherungshypothek (auf die $ 1155 keine Anwendung findet, da 
es ſich nicht um eine Briefhypothel handelt) (angeblich) entſtandenen Eigentümergrundſchuld 
eingetragen war (RG 86, 353). Dies gilt auch dann, wenn die Abtretung in das Grund- 
buch eingetragen und dabei vermerkt worden iſt, es ſei die zunächſt als Grundſchuld auf den 
Eigentümer übergegangene Sicherungshypothek in eine Hypothek für eine Forderung aus 
Darlehn unigewandelt; denn hierin iſt nicht die Einſchreibung des Eigentümers als Gläubiger 
unter Nennung feines Namens zu erblicken (NG 86, 355). — Zft jedoch das Grundbuch da- 
durch unrichtig geworden, daß eine Enteignung des Grundſtücks ſtattgefunden hat, aber 
der Enteignungsunternehmer noch nicht als Eigentümer eingetragen worden ift, fo kann 
derjenige, der von dem noch als Eigentümer Eingetragenen ein Recht am Grundſlück er- 
wirbt, ſich für den wirklichen Erwerb des Rechtes (z. B. des Eigentums auf Grund Auf: 
laſſung und auch Eintragung) nicht auf den guten Glauben an die Richtigkeit des Grund 
buchs berufen, auch wenn die Einleitung des Enteignungsverfahrens aus dem Grundbuch 
nicht erſichtlich iſt, da die Enteignung ein in Ausübung ſtaatlichen Hoheitsrechts vorgenom- 
mener Eingriff in das Eigentumsrecht iſt, der gegen den jeweiligen Eigentümer und gegen 
jeden ſpäteren Erwerber eines Rechtes am Grundſtück wirkt (JF 1, 388 [OLG 43, 4. — 
Das unzuläſſigerweiſe Eingeſchriebene ferner muß rechtlich als im Grundbuche nicht 
exiſtierend gelten und kann daher nicht durch den öffentlichen Glauben des Grundbuchs als 
richtig gewährleiſtet werden. Dies gilt insbeſondere von Eintragungen, die ihrem Inhalte 
nach ſich als unzuläſſig darſtellen und daher nach § 54 Abſ 1 Satz 2 GBO vom Grundbuch⸗ 
amt von Amts wegen gelöſcht werden können und müſſen (RG 88 S. 27 u. 87; 08, 219; 
356 1, 500). So z. B.: kann der Erwerber einer Hypothek, die auf den Anteil eines Mit. 
erben an dem der ungeteilten Erbengemeinſchaft gehörigen Grundſtück entgegen der 
Vorſchrift des § 1114 eingetragen worden iſt (f. § 1114 A 1), ſich nicht auf feinen 
guten Glauben an die Rechtsbeſtändigkeit der Hypother berufen (Re 88, 27), ift 
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ferner Erwerb des Eigentums in gutem Glauben an die Richtigkeit des Grundbuchin. 
halts von dem als Eigentümer Eingetragenen nicht möglich, wenn zugleich (in Abteilung IT) 
für einen andern ein Erbpachtrecht noch eingetragen ſteht, das durch § 2 des preuß. 
Ablöſungsgeſetzes v. 2. 3. 50 zu vollem Eigentum an dem Grundſtück geworden war, denn 
die wahre rechtliche Bedeutung ging ſeit dem genannten Geſetz dahin, daß der als Eigen 
tümer Eingetragene ſein Eigentum verloren hatte und der bisherige Erbpächter Eigentümer 
war, und der gute Glaube erſtreckt ſich nicht auf das Nichterkennen der wahren rechtlichen 
Bedeutung einer Eintragung, die ein kraft geſetzlicher Veränderungen rechtlich unmöglich 
gewordenes Rechtsverhältnis kundgibt (RG 98, 219). Deraus folgt arch, daß nicht unter 
dem öffentlichen Glauben ſtehen nicht eintragungsfähige und auch gegen Dritte nicht 
wirkende Rechte (f. Vorbem 2 vor 8 873), auch wenn fie (verſehentlich) eingetragen worden 
ſind. Wegen der Rechte, die zwar nicht eintrogungsfähig, aber auch zur Wirkung gegen 
Dritte nicht eintragungsbedürftig ſind, vgl. A 3, 7. — Weiter wirkt der Inhalt des 
Grundbuchs nur hinſichtlich privatrechtlicher Verhältniſſe (RG Gruch 64, 621). Iſt ein 
Teil eines Grundſtücks, z. B. als Weg oder Fluß, öffentlichrechtlicher Natur und 
ſomit dem Privatrechtsverkehr entzogen, ſo ändert es hieran nichts, daß der Teil als im 
Privateigentum ſtehend im Grundbuch eingetragen iſt, und kann der Erwerber ſich nicht auf 
den öffentlichen Glauben des Grundbuchs berufen (RG 80, 367: RR 01, 85858, 14. 4. 09 V 
289/08; vgl. auch & 891 A 3 Abſ 2). — Da ferner der Erwerb von Rechten am Grund⸗ 
ſtücke, oder an Rechten, die das Grundſtück belaſten, geſchützt werden ſoll, ſo muß einerſeits 
alles, worüber das Grundbuch hinſichtlich des betreffenden Rechtes ſelbſt und der anderen Rechte, 
ſowie hinſichtlich ihrer rechtlichen Beziehungen zueinander Auskunft gibt, als unter den Begriff 
„Inhalt“ fallend erachtet, anderſeits alles davon ausgenommen werden, was zwar eingeſchrieben 
werden durfte, aber für die Geſtaltung und Wirkung der Rechte von keiner Bedeutung iſt. 
Nach der erſten Richtung gehört daher zum Inhalte des Grundbuchs nicht nur dasjenige, was 
hinſichtlich der einzelnen Rechte in den hierauf bezüglichen beſonderen Eintragungsvermerken 
eingeſchrieben ift, Sondern auch die ſonſtigen Einfhreibungen, foweit fie Inhalt, Um- 
fang und Rechtswirkung der Grundſtücksrechte mitbetreffen, insbeſondere 
auch diejenigen, die den Gegenſtand, auf den ſich das Eigentum und die anderen 
dinglichen Rechte erſtrecken, beſchreiben und umgrenzen. Vgl. hierüber, ſowie inwieweit 
danach ſog. tatſä chliche Angaben, namentlich diejenigen, die auf das vom Eigentum er: 
griffene und mit Rechten belaftete Grundſtück Bezug haben, unter dem öffentlichen Glauben des 
Grundbuchs ſtehen oder davon ausgeſchloſſen ſind, das Nähere in 8 80 AR. Hervorzuheben iſt 
hier, daß die ſog. Parzellenverwechſlungen nicht etwas Beſonderes an ſich haben (vgl. 


OLG 2, 492; 6, 12), wie von denjenigen, die den anf das Grundſtüch bezüglichen Beſtandsangaben 
den öffentlichen Gauben allgemeinhin verfanen, mehrfach angenommen wird. eiſt eine Parzelle, 
ein begrenzter Teil der Erdoberflache, irrtümlich, ſei es bei der Abſchreibung von einem Stamm⸗ 
Abend lei es bei einem ſonſtigen Anlaß, insbeſondere auch (3. B. in Preußen) bei der Zurück 
ührung des Grundbuchblatts auf das Grundſteuerbuch, auf einem andern Grundbuchblatte als 
dem des mahren Eigentümers eingeſchrieben worden, ſo enthält dieſe Einſchreibung, mag ſie durch 
Angabe einer Parzellennummer des Kataſters oder durch eine andere Bezeichnung der Parzelle 
erfolgt jein, eine Beſchreibung und Umgrenzung des von den Eigentums- und ſonſtigen Rechten 
des betreffenden Grundbuchblatts ergriffenen Grundſtiſcks, und fie ſteht zugunſten eines 
demnächſtigen, gutglaubigen rechtsgeſchäftlichen Erwerbs ebenſo unter dem öffentlichen 
Glauben des Grundbuchs, wie die Einſchreibungen, die ſich auf die Beſchreibung und Um- 
grenzung der etwa ſonſt noch auf dem Grundbuchblatte vermerkten Grundflächen beziehen; 
ob die Beſchreibung und Umgrenzung das ganze Grundſtück oder nur einzelne Grundflächen 
betrifft, macht hinſichtlich des öffentlichen Glaubens keinen Unterſchied. Würden die Beltands- 
angaben, ſoweit ſie das Grundſtück beſchreiben und umarenzen, nicht unter den öffentlichen 
Glauben zu ſtellen ſein, ſo müßte folgerichtig angenommen werden, daß auch nach einem 
gutgläubigen Erwerb, ſei es des Eigentums oder eines das Grundſtück belaſtenden Rechtes, 
eine Grundfläche lediglich auf Grund Nachweiſung des wahren Eigentums eines andern als 
des Veräußerers für den andern ohne Zuſtimmung des Erwerbers von dem Grundbuchblatte 
abgeſchrieben werden könnte, und gegebenenfalls ſogar, daß der wahre Einentftmer des ganzen 
Grundſtücks völlige Beſeitigung der ohne ſeine Zuſtimmung an dem Grundſtücke erworbenen 
Rechte zu verlangen berechtigt wäre. Danach könnte insbeſondere den Erwerbern belaſtender 
Rechte der Gegenſtand ihrer Rechte gänzlich entzogen und könnten damit die Rechte ſelbſt 
bedeutungslos werden, wenn die in der Rechtslehre vertretene Anſicht richtig wäre, daß dieſen 
Erwerbern nur ein (abſtraktes) Eigentum des Veräußerers ohne Beziehung auf einen Genen: 
ſtand gewährleiſtet werde (vgl. Res Gruch 68, 71). — Anderſeits kann der öffentliche 
Glaube des Grundbuchs ſich nur auf einen ſolchen Gegenſtand erſtrecken, der 
von der Natur ein Teil der Erdoberfläche ift; denn nur ein ſolcher Gegenſtand iſt 
nach dem Grundbuchſyſtem ein Grundſtück, und auch er nur trägt eine Gewähr für die 
Dauer in ſich Daher wird alles, was nur mit der Erdoberfläche verbunden iſt und von 
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ihr wieder entfernt werden kaun, mag es auch in gewiſſen anderen rechtlichen Beziehungen 
als Beſtandteil des Grundſtücks gelten, non dem öffentlichen Glauben ausgeſchloſſen. Dies 
gilt insbeſondere auch von Gebäuden (RG 73, 129; Warn 1924 Nr 98). Die etwa iim 

Grundbuche darüber enthaltenen Angaben gehören nicht zur Beſchreibung und Umgrenzung 
des dem konkreten) Eigentum zugehörenden Teiles der Erdoberflache, ſondern betreffen 
nur die Beſchaffenheit dieſes Teiles. Daher wird den Erwerbern namentlich nicht gewähr⸗ 
leiſtet, daß die im Grundbuche vermerkten Gebäude wirklich exiſtieren, oder daß dieſen nicht 
etwa nach 895 die ſich ſonſt aus § 94 Abſ 1 ergebende Beſtandteilseigenſchaft fehlt (ogl. 
RE 61, 193; Warn 1924 Nr 98; auch Gruch 42, 526). — Die Frage, ob die Exiſtenz 
des Grundſtücks gewährleiſtet wird, kann nicht aufgeworfen werden, da das Eigentum 
ſich in die unbegrenzte Tiefe erſtreckt und Veränderungen der Oberflache (3. B. zufolge 
dauernder Überſchwemmungen) nur die Beſchaffenheit des Grundſtücks betreffen, die unter 
dem öffentlichen Glauben nicht ſteht. — Im Falle der ſog. Doppelbuchung, alſo wenn 
auf verſchiedenen Grundbuchblättern einander widerſprechende Einſchreibungen, insbeſondere 
auch hinſichtlich der zugehörigen Grundflächen, enthalten find, gebührt keiner der Ein⸗ 
ſchreibungen, ſoweit fie ſich gegenſeitig ausſchließen, der öffentliche Glaube. Vgl. hierüber 
§ 891 A 4. — Ferner kommt (abgeſehen von der Kenntnis des Erwerbers von dem Nicht ⸗ 
beſtehen des Eigentums ſeines als Eigentümer eingetragenen Rechtsvorgängers, . A 10) der 
Grundſatz, daß der Glaube des Grundbuchs ſich auf die Beſtandsangaben erſtreckt, ſo weit 
nicht in Betracht, als ſowohl der Wille des Veräußerers wie der des Erwerbers 
zur Übertragung und zum Erwerbe des Eigentums eine auf dem Grundbuchblatt vermerkte 
1 nicht mitumfaßte. Vgl. hierüber 8 925 A 6 und zu RG 73, 125 beſonders 

‚38. 

Zum Inhalte des Grundbuchs gehört nicht das übertragungs⸗ oder Belaſtungsgeſchäft, 
auf Grund deſſen das unter dem Schutze ſtehende Recht erworben wird. Dieſes Rechtsgeſchäft 
muß nach allgemeinen Grundſätzen rechtsgültig fein, ſonſt vollzieht ſich der Erwerb überhaupt 
nicht; der gute Glaube heilt die Mängel des Rechtsgeſchäfts nicht (NG 69, 268; 84, 245). 
Daher wird z. B., wenn der Veräußernde ſich fälſchlich als den eingetragenen Berechtigten 
ausgegeben hat (M 3, 213), wenn ihm die Berechtigung zur Veräußerung des für einen 
andern eingetragenen Rechtes gefehlt hat (MG 84, 245), wenn er keine Rechtsperſönlichkeit 
beſitzt, z. B. die veräußernde juriſtiſche Perſon nicht rechtsfähig iſt (RG 88, 89), wenn er 
geſchäfts, oder fonit verfügungsunfähig iſt (RG 69, 268; OLG 18, 110, wegen zugunſten 
einer beſtimmten Perſon beſchränkter Verfügungsbefugnis dagegen ſ. § 892 Abs 1 Satz 2), 
wenn feinem Vertreter die Legitimation mangelt (RG 69, 268), wenn die erforderliche Zuſtim⸗ 
mung einer Behörde oder eines Dritten fehlt, das Rechts geſchäft nicht um deswillen 
gültig, weil der Erwerber geglaubt hat, die genannten, den Erwerb hindernden 
Mängel lägen nicht vor. Iſt aber der Erwerber trotz ſolcher Mängel (verſehentlich oder 
weil die Mängel nicht bekannt waren) als Berechtigter eingetragen worden, jo wirkt zu⸗ 
gunſten eines ſpäteren Erwerbers dieſes Rechtes wiederum der öffentliche 
Glaube, ſo daß z. B., wenn eine Hypothekbeſtellung wegen Wuchers nichtig oder zufolge 
Anfechtung wegen Betrugs nichtig geworden war, die Hypothek zugunſten eines gutgläubigen 
Zeſſionars als rechtsgültig beſtellt gilt (R 69, 268; 88, 89). 

Dem Inhalte des Grundbuchs ſteht gleich der Inhalt der einer Eintragung zugrunde 
liegenden Eintragungsbewilligung, ſoweit hierauf in den Eintragungsvermerken zuläſſiger 
weiſe (l. 88 874, 877 u. 8 874 A 7) Bezug genommen worden iſt; denn inſoweit gilt der Inhalt 
der Eintragungsbewilligung als in das Grundbuch eingeſchrieben (vgl. über Einſicht dieſer 
Urkunden 8 11 Abs 1 Satz 1, 2, § 98 G00). — Auf den ſonſtigen Inhalt der Grundakten 
erſtreckt ſich aber der öffentliche Glaube nicht, ſei es auch, daß gemäß $ 94 GBO landesgeſetzlich 
den Beteiligten die Einficht in die Grundakten geftattet ift (vgl. N 57, 281). — Das gleiche 
gilt von dem Eiugaugsreg iſter (Präſentationsregiſter). Daher ſteht z. B. die Kenntnis des 
eingetragenen Berechtigten von einem früheren Eintragungsantrage, der bei richtigem Ver⸗ 
fahren, insbeſondere nach den Ordnungsvorſchriften der 8817,46 GBO, früher hätte erledigt 
werden und daher zur Eintragung eines im Range vorgehenden Rechtes hätte führen ſollen, dem 
Erwerbe ſeines Rechtes mit Vorrang nicht entgegen (RG 57, 277; KG 39 A 248; Prot 3, 90). 
Die Verletzung der genannten Ordnungsvorſchriften hindert materiellrechtlich den Erwerb nicht. 
Steht dem früher gestellten Antrage ein Hindernis entgegen, fo hat das Grund 
buchamt, wenn es den Antrag nicht zurückweiſt, gemäß § 18 Abſ 2 GBO eine Vormer- 
kung zugunſten des Antrags einzutragen, bevor es dem zweiten Antrage ſtattgibt. Iſt 
dies geſchehen, fo iſt, wenn das Hindernis demnächſt behoben wird und die endgültige Eintragung 
erfolgt, dieſe gegenüber der auf Grund des zweiten Antrags bewirkten Eintragung wirkſam, 
gleichviel, ob die letztere, wenn ſie früher vollzogen wäre, jenes Recht ausſchließen oder nur 
beſchränken würde, und auch gleichviel, ob ſie noch in der Hand des urſprünglichen Erwerbers 
ſteht oder auf einen Rechtsnachfolger übergegangen iſt. Die Vorſchriften der 88 883 ff. finden 
auf dieſe Vormerkung keine Anwendung, da ſie nur die Sicherung eines perſönlichen Anſpruchs 
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betreffen, während es ſich hier um Sicherung des durch den Eintragungsantrag erlangten 
Rechtes auf Eintragung gemäß dem damaligen Inhalte des Grundbuchs handelt (ftr.; vgl. 
R 55, 342; 110, 207; auch 9 883 A 2 „Rechtsgrund“). Es bedarf daher z. B. weder, wenn 
die beiden Rechte Belaſtungen des Grundſtücks ſind, noch, wenn das vorgemerkte Recht 
eine Belaſtung iſt, das andere Recht aber den Eigentumsübergang betrifft, zur Umſchrei⸗ 
bung der Vormerkung in das endgültige Recht der Zuſtimmung des Inhabers des andern 
Rechtes oder feines etwaigen Rechtsnachfolgers, insbeſondere nicht nach $ 888 (RG 110, 207). 
Von dieſen Geſichtspunkten aus iſt im Ergebniſſe die den letzteren Fall betreffende Ent⸗ 
ſcheidung in RG 62, 375 richtig, die zum Teil unzutreffend mit dem Satze begründet iſt, 
der öffentliche Glaube des Grundbuchs verſage gegenüber ſchon beantragten Eintragungen, 
wie ſich aus dem § 879 BGB und den 88 17, 46 EBD ergebe, die durch die $$ 892, 8938 
nicht berührt würden. 

Durch Einſchreibung des Rechtes an einer andern Stelle des Grundbuchs, als an der 
durch die Anordnungen der Landesjuſtizverwaltung (vgl. $ 1 Abſ 2 GBO) dafür beſtimmten, 
3. B. in eine unrichtige Abteilung des Grundbuchblattes, entzieht dem Rechte, wie es feine 
Entſtehung nicht hindert (vgl. & 873 A 10), auch nicht den öffentlichen Glauben, weil die 
betreffenden Anordnungen nur Ordnungsvorſchriften enthalten, deren Verletzung materielle 
Nachteile für die Beteiligten nicht zur Folge hat (vgl. RG 31, 311; 55, 348; 94, 7). 

Sind ſubjektiv dingliche Rechte (z. B. Grunddienſtbarkeit, $ 1018, Vorkauſsrecht nach 
88 1094 Abſ 2, 1103 Abs 1, Reallaſten nach 88 1105 bj 2, 1110) gemäß 8 8 GBO nicht nur 
auf dem belafteten, ſondern auch auf dem herrſchenden Grundſtücke eingetragen, fo iſt hin⸗ 
ſichtlich des öffentlichen Glaubens LAN des Grundbuchblattes des belaſteten 
Grundstücks maßgebend. Denn durch $ 892 wird der Inhalt des Grundbuchs nur inſoweit 
als richtig gewährleiſtet, als er das Grundſtück betrifft, an dem (nicht für das) ein Recht er ⸗ 
worben wird (. § 873 A 11 und oben Abſ 1). Das gleiche gilt vom Erbbaurecht und den 
anderen Rechten an Grundſtücken mit Grundſtücksnatur (ſ. 8 903 A 2), die nach 88 7, 84 GBO 
ein eigenes Grundbuchblatt erhalten. — Hinſichtlich der Hypothet beſtehen mehrere be. 
ſondere Vorſchriften. Für ſie (d. h. für das dingliche Recht, nicht für das perſönliche Schuld⸗ 
verhältnis Rh 49, 8; JW 08, 658°, und nach $ 1185 Abſ 2 nur für die Verkehrshypothek, nicht 
auch für die Sicherungshypothek) gilt der öffentliche Glaube gemäß § 1138 auch in 
Ansehung der Forderung und der dem Eigentümer nach 8 1137 zuſtehenden Ein- 
reden ſowie gemäß 8 1157 Abſſ 2 in Auſehung der im Falle der Abtretung der Hypothek 
gegenüber dem neuen Gläubiger nach 8 1157 Abſ 1 dem Eigentümer zustehenden Einreden, 
wovon aber wiederum Ausnahmen bezüglich Auſprüche auf Zinſen ufw. nach Maßgabe 
der 88 1158, 1159 Abſ 1, 2 gelten. Soweit bei einer Briefhypothek die Unrichtigkeit des 
Grundbuchs aus dem Hypothekenbriefe hervorgeht, iſt nach § 1140 die Berufung 
auf die Vorſchriften der Sd 892, 893 ausgeſchloſſen. Der gemäß 8 1155 als Berechtigter 
legitimierte Beſitzer des Hypothekenbriefs ſteht hinſichtlich des öffentlichen Glaubens 
einem im Grundbuche als Gläubiger Eingetragenen gleich. 5 

Vgl. ferner bezüglich der Verjährung von Grunddienſtbarkeiten und des Ein ⸗ 
tragungszwangs bei Miteigentum $ 1028 Abſ 2 bzw. § 1010, und bezüglich der Vor⸗ 
behalte für landesgeſetzliche Sondervorſchriften Artt 114, 118, 187, 188 EGG. — Ein ⸗ 
tragungen in öffentliche Bücher des früheren Grundbuchrechts ſtehen von dem Zeit⸗ 
punkte ab, in dem dieſe als Grundbücher im Sinne der Reichsgeſetze gelten (vgl. Art 186 EG; 
$ 87 GBO), den unter der Herrſchaft der letzteren geſchehenen Eintragungen gleich (RG 
47, 229; I 06, 1716; Gruch 51, 609). 

7. Als richtig gilt der Grundbuchinhalt; daher auch als vollſtändig, da das Grund, 
buch den Rechtsſtand eines Grundſtücks nur dann richtig wiedergibt, wenn alle Rechte, die an 
dem Grundſtücke oder an Belaſtungen des Grundſtücks beſtehen, mit ihrem Inhalte und Range in 
das Grundbuch eingeſchrieben ſind (vgl. RG 62, 100; 93, 65; 116, 180). Demnach wird dem 
gutgläubigen Erwerber nicht nur gewährleiſtet, daß der eingetragene Berechtigte, von 
dem er das erworbene Recht ableitet, ver wahre Berechtigte iſt und daß deſſen Recht 
mit dem grundbuchmäßigen Inhalte und Range beſteht (4. B. daß der ihm eine Hypothek 
Beſtellende Eigentümer des Grundſtücks iſt oder daß der ihm eine Hypothek Übertragende 
Gläubiger der Hypothek und dieſe rechtsgültig beſtellt ift, ſ. A 5, 6; RG 69, 268); ſondern 
auch, daß gelöſchte Rechte auch wirklich erloſchen ſind und auch ſonſt keine 
Rechte außerhalb des Grundbuchs beſtehen, die dem erworbenen Rechte entgegen 
ſtehen oder es beſchränken könnten (3. B. nicht eine vor der erworbenen eingetragene Hypothet, 
die zu Unrecht gelöſcht iſt, die alſo an ſich noch beſteht und den Vorrang haben jollte, ſ. A 2, 5; 
RE 62, 100; Warn 1912 Nr 11; RSA 16, 149: OLG 45, 288; § 801 A 6). — Was jedoch 
die erftere fog. poſitive Wirkung des öffentlichen Glaubens anlangt, fo kann der. 
jenige, der ein nicht eintragungsfähiges oder ein zwar eintragungsfähiges, 5 nicht En 
tragungsbedürftiges Recht erwirbt, ſich für das Beſtehen des Rechtes nicht er feinen gu 15 
Glanben berufen, auch wenn das Recht eingetragen iſt, ausgenommen der Nießbrauch au 
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§ 1075 und die Sicherungshypotheken aus § 1287 Satz 2 und ZPO 8 848 Abſ 2. Was ferner 
die zweite fog. negative Wirkung betrifft, fo haben einerſeits (verſehentlich) einge ⸗ 
tragene, aber nicht eintragungsfähige und gegen Dritte nicht wirkende Rechte gegenüber dem 
erworbenen Rechte trotz der Eintragung keine Kraft. Anderſeits find jedoch nicht ein⸗ 
tragungsbedürftige Rechte, gleichviel ob ſie eintragungsfähig ſind (wie z. B. preuß. 
Rentenbankrenten, ſ. Vorbem 2 vor 8 873) oder nicht (wie z. B. die geſetzlichen Uberbau⸗ 
und Notwegrenten nach 88 914 Abſ 2, 917 Abs 2), dem erworbenen Rechte gegenüber auch 
dann wirkſam, wenn fie nicht eingetragen worden oder nach der Eintragung (verfehentlich) 
wieder gelöſcht ſind, und gleichviel ob ſie dem Erwerber bekannt geweſen ſind oder nicht, 
ausgenommen wiederum die Rechte aus 88 1075, 1287 Satz 2, ZPO 8 848 Abſ 2, da dieſe 
zwar ohne Eintragung entſtehen, aber zur Wirkſamkeit gegen gutgläubige Dritte der Ein. 
tragung bedürfen. Vgl. hierüber das Nähere in A 3, 6. — Zufolge beſonderer Geſetzesvor⸗ 
ſchriften wirken gewiſſe Anſprüche, wiewohl ſie nicht Rechte am Grundſtücke ſind und in 
das Grundbuch auch nicht aufgenommen werden dürfen, doch gegen den Rechtsnach⸗ 
folger im Eigentum, auch wenn er das Beſtehen der Anſprüche nicht gekannt hat, 
nämlich die Anſprüche: des Beſitzers gegen den Eigentümer wegen Verwendungen im Sinne 
des § 999 Abſ 2; des Mieters und des Pächters im Falle der Grundſtücksveräußerung nach Maß⸗ 
gabe der 88 571, 581 (vgl. auch die Übergangsvorſchrift des Art 172 EG). — Wird bei der 
Übertragung eines Grundſtücks oder eines Grundſtücksteils auf ein anderes Grundbuchblatt 
ein eingetragenes Recht nicht mitübertragen, ſo gilt es in Anſehung des Grundſtücks oder 
des Teiles als gelöſcht (val. 8 47 Abi 2 GBO; KJ 27 A 115; RIA 2, 242). 

8. Aus den Worten „es ſei denn“ folgt, daß derjenige, deſſen Recht verletzt werden würde, 
wenn der Inhalt des Grundbuchs zugunſten des Erwerbers als richtig gelten würde, und der 
ſein Recht gegenüber dem Erwerber zur Geltung bringen will, das Vorliegen eines der beiden 
Ausnahmefälle des Abſ 1 Satz 1 Halbſ 2 nachweiſen muß. Der Erwerber braucht ins⸗ 
beſondere einen Beweis für ſeinen guten Glauben an die Richtigkeit des Grundbuchinhalts 
nicht zu führen, ſondern kann ſich darauf beſchränken, auf den Inhalt des Grundbuchs zu ver⸗ 
weiſen (M 3, 212). — Auch iſt der dem Erwerber gewährte Schutz vom Geſetze nicht davon 
abhängig gemacht, daß er vor dem Erwerbe das Grundbuch eingeſehen hat (M 3, 212; 
RG 74, 420). — Daß aber bei Gutgläubigkeit des Erwerbers der Erwerb eines eingetragenen 
Rechtes ſich trotz der Unrichtigkeit des Grundbuchs rechtsgültig vollzieht, ſteht natürlich nicht 
einer ſolchen Anfechtung des Erwerbs entgegen, die ihrem Begriffe nach nur gegen an 
ſich rechtsgültige Geſchäfte gerichtet werden darf, alſo nicht der Anfechtung nach dem AnfG 
und KO (vgl. § 42 KO: RG 51, 284; 68, 158: KW 1910, 76239), 

9. Ein gegen die Richtigkeit des Grundbuchs eingetragener Widerſpruch (88 894, 899) 
iſt ein ſolcher Widerſpruch, der ſich gegen das Recht richtet, das erworben werden ſoll, und zwar 
entweder ausſchließlich (z. B. wenn eine zu übertragende Hypothek nichtig und das Eigen- 
tum davon frei ſein ſoll), oder doch außer anderen auch gegen dieſes Recht (z. B. wenn das 
wahre Eigentum einem andern als dem als Eigentümer Eingetragenen zuſtehen und die von 
dieſem demnächſt ausgehenden Belaſtungen unwirkſam ſein ſollen, oder wenn eine zu Unrecht 
gelöſchte, daher außerhalb des Grundbuchs noch beſtehende Hypothek gegen ſpätere Ver⸗ 
äußerungen und Belaſtungen geſichert werden ſoll). — Die Widerſpruchseintragung muß 
das Recht, das geſichert werden ſoll (den Berichtigungsanſpruch), bezeichnen (z. B. 
das Eigentum, das von der nichtigen Hypothek frei werden ſoll, das Eigentum des wahren 
Eigentümers, die zu Unrecht gelöſchte Hypothel), ferner den Grund des Widerſpruchs 
angeben und den Rechtsinhaber, gegen den ſich der Widerſpruch richtet, ſowie den, 
zu deſſen Gunſten der Widerſpruch eingetragen wird, benennen; andernfalls iſt der ein⸗ 
getragene Widerſpruch unwirkſam, da für ſeine Eintragung, an deren Stelle demnächſt die Ein⸗ 
tragung des geſicherten Rechtes, wenn es beſteht, treten ſoll, dieſelben Erforderniſſe wie für die 
Eintragung des Rechtes ſelbſt zu gelten haben (vgl. K) 23 A 133; 36 A 178; OLG 8, 109; 
9, 342; 12, 166; RIA 11, 131). Die beſonderen Tatſachen, aus denen ſich die Unrichtigkeit 
des Grundbuchs herleitet, den Grund für die Entſtehung des Berichtigyngsanſpruchs braucht 
die Eintragung aber nicht zu enthalten (IF 2, 293). Der Widerſprrch iſt doher auch dann 
rechtswirkſam, wenn zwar die in der Eintragung etwa dafür gegebene Begründung nicht zu. 
trifft, jedoch der Widerſpruch ſich aus einem andern Grund als gerechtfertigt erweiſt (JFG 
2, 298). Über die ſonſtigen Voraussetzungen für die Eintragung eines Widerſpruchs 
vgl. § 899 A 1, 2, 3. — Die gemäß SS 50 Abſ 1, 125 Abſ 2, 128 ZUG bei einer in das ge- 
ringſte Gebot gefallenen Hypothek auf erhobenen Widerſpruch gegen ſie erfolgte 
Eintragung einer Sicherungshypothek für die Forderung gegen den Er 
ſteher für den Fall der Nichtigkeit jener Hypothek enthält nicht die Eintragung eines 
Widerſpruchs, da die Vorausſetzungen für dieſe nach § 899 Abſ 2 nicht vorliegen und die 
Sicherungshypothek ſich überhaupt nicht gegen jene Hypothek richtet, ſondern lediglich 
eine ſelbſtändige bedingte Hypothek iſt (ſ. 8 1113 A 2); daher ſteht ihre Eintragung dem 
nicht entgegen, daß jene Hypothek von einem Dritten mit der Wirkung nach 8 892 er. 
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worben wird, daß die Hypothek, auch wenn ſie tatſächlich nichtig war, nunmehr als rechts⸗ 
beſtändig gilt, ſofern der Dritte (trotz der Eintragung der Sicherungshypothek und der 
etwaigen Kenntnis davon, die in dieſer Hinſicht in Betracht kommen können) beim Erwerbe 
bezüglich des Beſtehens der Hypothek gutgläubig war (vgl. OLG 39, 212). — Die Eintragung 
des Widerſpruchs muß ferner dem Erwerbe des davon betroffenen Rechtes voran- 
gegangen ſein. In der Regel vollzieht ſich der Erwerb nach der Einigung ebenfalls durch 
Eintragung ($ 873 Abſ 1). Dann iſt entſcheidend, welche von den beiden Eintragungen die 
frühere iſt. Auf die Zeit der Stellung der Anträge auf Eintragung kommt es nicht an (JG 
2, 202). it zwar der Antrag auf Eintragung des Widerſpruchs früher als der Antrag auf Ein. 
tragung des Rechtserwerbs zu den Grundakten gelangt, wird aber die letztere Eintragung, ſei 
es aus dieſem oder aus jenem Grunde, ſei es insbeſondere auch entgegen den Ordnungsvor⸗ 
ſchriften der 88 17, 46 GBO, vom Grundbuchamte früher bewirkt als die Eintragung des 
Widerspruchs ſo hat dieſer gegenüber dem eingetragenen Rechtserwerbe keine Wirkung, da 
nach dem Geſetze nur ein (vorher) eingetragener Widerspruch wirkt und einer (bewirkten) Ein- 
ſchreibung, wie bei anderen Eintragungen, jo auch beim Widerſpruche, ein (erſt vorliegender) 
Antrag auf Einſchreibung materiellrechtlich nicht gleichſteht (ſtr., vgl. RG 57, 277, A 6 „Ein⸗ 

angsregiſter“). Der Abi 2 8 892 findet hier feine Anwendung, da er ſich nur auf die zweite 
lusnahme von der Wirkung des öffentlichen Glaubens des Grundbuchs, auf die Kenntnis der 
Unrichtigkeit des Grundbuchs, bezieht (ftr.; I 2, 292). Selbſtverſtändlich bleibt aber dem 
Widerſpruchsberechtigten, wenn demnächſt ſein durch den Widerſpruch geſichertes Recht feit- 
geitellt wird, unbenommen, nachzuweisen, daß der Erwerber bereils zur Zeit des (erſt nach dem 
Antrage auf Eintragung des Widerſpruchs) geſtellten Antrags auf Eintragung feines Er- 
merbs Kenntnis von dem geſicherten Rechte gehabt habe, und auf dieſem Wege dann gemäß 
Abſ 2 ſein Recht gegenüber dem Erwerber zur Geltung zu bringen. Auch wird für das Grund⸗ 
buchamt bei Vorliegen des Antrags auf Eintragung des Widerſpruchs Anlaß gegeben ſein 
können, wegen der hinſichtlich der Richtigkeit des Grundbuchs beſtehenden Bedenken den 
Eintragungsantrag des Erwerbers abzulehnen (vgl. KJ 28 A 98). Iſt zu dem Erwerbe 
außer der Einigung zausnahmsweiſe ein anderer rechtswirlender Umſtand als die Eintragung 
91151 U r rr Übergabe des Hypothekenbriefs bei Übertragung einer Briefhypothek, 
getragen war 0 N 155 darauf an, ob vor Eintritt dieſes Umſtandes der Widerſpruch ein⸗ 
N „ % „intragung ). — Vol. aber $ 1189 über die rückwirkende Kraft eines 
Widerſpruchs gegen eine Darlehus.Buchhypothek. — Der Wid erſpruch hindert die Ver⸗ 
fügung über das non ihm betroffene Recht nicht. Der Erwerb hat nur gegenüber 
dem durch den Widerſpruch geſicherten Rechte, wenn dieſes wirklich beſteht, keine Wirkung 
soo 2, 29). Hat ein Nichtberechtigter oder ein Vertreter ohne Vertretungsmacht über 
das, Recht tra des Widerſpruchs verfügt, jo hindert der Widerſpruch nicht, daß die gemäß 

96 177, 185 erfolgende Genehmigung des Berechtigten oder des Vertretenen nach $ 184 
den Erwerb von Anfang au wirkſam macht, ſoweit nicht das geſicherte Recht entgegenſteht; 
955 200). bun des Widerſpruchs iſt nicht eine Verfügung im Sinne des 9 184 Ab 2 (N 

0 
10. Soll die zweite Ausnahme von der Wirkun des öffentlichen Glaubens des Grund⸗ 
buchs, die Kenntnis des Erwerbers von der Hurichigteiß 911 haben, jo muß ber- 
jenige, der dies geltend macht nachweiſen (.. A 8), einmal (nach der objektiven Seite), daß 
das Grundbuch in einem beſtimmten Punkte unrichtig iſt, und ſodann (nach der ſub⸗ 
1 . daß dem Erwerber dieſe betreffende Unrichtigkeit bekannt 
geweſen iſt. 

Unrichtig in dem hier in Betracht kommenden Sinne iſt das Grundbuch. wenn entweder 
ein eingetragenes Recht des die Unrichtigkeit Behauptenden mit einem (an den Erwerber 
übertragenen oder zu ſeinen Gunſten belaſteten) Rechte belaſtet ift, das in Wirklichkeit nicht 
beſteht, oder wenn außerhalb des Grundbuchs ein dingliches Recht des Behauptenden beſteht, 
von dem das erworbene Recht ausgeſchloſſen oder doch beſchränkt wird. Vgl. die Beiſpiele 
in A 2, 5, 7. Was insbeſondere die Unrichtigkeit in letzterer Hinſicht anlangt, fo iſt das Grund- 
buch nicht ſchon um deswillen unrichtig, weil dem Behauptenden ein per ; 
jönlicher (ſchuldrechtlicher) Anſpruch auf Einräumung eines Rechtes am Grund. 
ſtücke zuſteht; denn das Grundbuch iſt nur dann unrichtig, wenn es ein beſtehendes dingliches 
Recht nicht aufweiſt. Daher ſchadet z. B. demjenigen, dem von dem eingetragenen Eigen⸗ 
tümer das Grundſtück übertragen oder ein begrenztes Recht am Grundſtücke bestellt wird, 
nicht die Kenntnis davon, daß dem Behauptenden gegen den Veräußerer bzw. Belaſtenden 
ein perſönlicher (ſchuldrechtlicher) Anſpruch auf Übertragung des Eigentums (3. B. aus einem 
Kaufvertrage) oder auf Einräumung eines begrenzten Rechtes am Grundſtücke (4. B. eines 
Nießbrauchs auf Grund Schenkungsverſprechens oder einer Hypothek auf Grund der über 
nommenen Verpflichtung, fie mit einem beſtimmten Range eintragen zu laſſen) zuſteht (vgl. 
NG 62, 138; JW 1910, 8907; Gruch 51, 989; auch RG 18, 294; 19, 298; Gruch 35, 1101; 
41, 1030; vgl. A 2 Abſ 2). Auch wenn der Behauptende auf eine mit dem Berechtigten 
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bereits geſchloſſene (dingliche) Einigung ($ 873) über Einräumung des Rechtes ſich 
berufen kann, aber der zur Entſtehung des dinglichen Rechtes weiter erforderliche rechts 
wirkende Umſtand (in der Regel die Eintragung, ausnahmsweiſe ein anderer Umſtand, 
z. B. bei Übertragung einer Briefhypothek gemäß § 1154 Abſ 1 die Übergabe des Briefes) 
noch nicht vorliegt, iſt das Grundbuch zur Zeit des Erwerbs nicht unrichtig und ſchadet 
dem Erwerber die Kenntnis hiervon nicht; denn ein dingliches Recht war für den Behaup⸗ 
tenden noch nicht entſtanden (RG 73, 53; vgl. 8 873 A 13 „Verfügungsbeſchränkung“). 
Aus gleichem Grunde ſteht ſelbſt die Kenntnis von einem dem Grundbuchamte früher 
vorgelegten Antrage auf Eintragung eines Rechtes für den Behauptenden dem 
Erwerbe eines Rechtes, deſſen Eintragung zwar erſt ſpäter beantragt, aber verſehentlich (8 17 
GB) vor Erledigung des früheren Antrags vom Grundbuchamte vorgenommen worden iſt, 
mit dem dann aus der Eintragung ſich ergebenden Range nicht entgegen (RG 57, 277; KGJ 
39 A 248; |. A 6 „Eingangsregiſter“). In allen dieſen Fällen kann für den Behauptenden 
gegen den bösgläubigen Erwerber höchſtens ein Schadenserſatzanſpruch aus einem etwaigen 
Schuldverhältniſſe zwiſchen beiden oder aus unerlaubter Handlung nach Maßgabe des $ 826 
gegeben ſein (RG 57, 282; 62, 137; JW 1910, 6907; Gruch 51, 987). — Iſt eine gelöſchte 
Hypothek nach § 14 (wenn der Gläubiger ſich bei der Annahme der zur Tilgung des Hypo⸗ 
thekenbetrags bewirkten Leiſtung feine Rechte vorbehalten hat) oder nach § 15 (wenn der 
Gläubiger die Leiſtung auf die Hypothek in der Zeit vom 15. 6. 22 bis zum 14. 2. 24 an⸗ 
genommen hat) Aufiv® v. 16. 7. 25 kraft Vorbehalts bzw. kraft Rückwirkung aufzuwerten, 
fo ift das Grundbuch inſoweit unrichtig, als das Recht auf Aufwertung (8 4) und auf Wieder 
eintragung des Aufwertungsbetrags ($ 20 Aufiv®) für den bisherigen Gläubiger nach recht⸗ 
zeitiger (§ 16) Anmeldung beſteht (ſ. § 894 A 5 a. E.). 

Hat der Behauptende die Unrichtigkeit des Grundbuchs nachgewieſen (3. B.: der das Eigen. 
tum an einer eingetragenen Parzelle Beanſpruchende, daß dem Rechtsvorgänger des Er⸗ 
werbers das Eigentum an der Parzelle nicht zuſtand, vgl. RG Warn 1911 Nr 433; der be- 
hauptende Eigentümer, daß die an den Erwerber übertragene Hypothek nicht dem übertragen⸗ 
den Gläubiger, ſondern gemäß §8 1163, 1177 ihm als Grundſchuld zugeſtanden hat, weil 
die geſicherte Forderung wegen Nichtzahlung der Valuta oder wegen Uuſittlichkeit des zu. 
grunde liegenden Vertrags nicht entſtanden iſt, vgl. RZ Gruch 50, 985; 50, 988), jo kommt 
es weiter auf den Beweis an, daß der Erwerber von dieſer Unrichtigkeit Kenntnis gehabt 
hat. Waun dieſer Beweis als erbracht anzuſehen, iſt eine Frage der Beweiswürdigung iin 
einzelnen Falle (RG JW 1911, 153 Warn 1912 Nr 392; 1914 Nr 253; Gruch 58, 1028). 
Beſtimmte Regelſätze laſſen ſich darüber nicht aufſtellen. Nur ſo viel iſt im allgemeinen 
zu bemerken, daß, wenn nachgewieſenermaßen dem Erwerber ſolche Tatſachen bekannt ge- 
weſen ſind, aus denen nach dem Geſetze die betreffende Unrichtigkeit des Grundbuchs ohne 
weiteres ſich ergibt (3. B. die Kenntnis von der Entmündigung eines der bei der Einigung 
über die Beſtellung des an den Erwerber übertragenen Rechtes Beteiligten, die Kenntnis 
von der Nichtzahlung der Darlehnsvaluta auf eine dem Erwerber verpfändete Hypothek, 
die Kenntnis des Erwerbers einer Hypothek von argliſtiger Täuſchung oder Bewucherung 
bei Begründung einer Hypothekenforderung [$ 1138]), auch die Kenntnis von der Unrichtig · 
keit anzunehmen ſein wird, ſofern nicht beſondere Umſtände vorliegen, die trotz Kenntnis 
jener Tatſachen der Möglichkeit eines guten Glaubens Raum geben (vgl. RG 69, 268; 78,73; 
Gruch 58, 1023). — Nach letzterer Richtung kann (z. B. bei nicht einfacher Rechtslage oder 
bei ungewöhnlichen Rechtsverhältniſſen) auch ein Rechtsirrtum in Betracht kommen; 
denn nach dem Geſetze iſt an ſich nicht die Kenntnis von Tatſachen, ſondern die Kenntnis von 
der Unrichtigkeit, alſo von der Unrichtigkeit hinſichtlich eines Rechtes, nachzuweiſen (ogi. 
Prot 3, 85f. R) IW 1911, 1530; Warn 1912 Nr 392; Gruch 50, 988; 50, 991; 58, 1028; 
OLG 12, 132; JW 1926, 655 1926, 2215. Bleibt daher die Möglichkeit, daß der Erwerber 
trotz nachgewieſener Kenntnis der die Unrichtigkeit ergebenden Tatſachen zufolge rechts- 
irriger Auffaßſung das Grundbuch bezüglich des fraglichen Rechtes nicht für unrichtig ge⸗ 
halten hat (z. B. daß er trotz Kenntnis der Tatſache, daß die Forderung, die durch die 
ihm abgetretene Hypothek gelichert wird, aus einem Bordellkaufe entſtanden fei, die Hypo⸗ 
thek als für feinen Zedenten rechtsgültig begründet erachtet hat [$ 1138], vgl. RG Gruch 
50, 987; 58, 1023; Warn 1914 Nr 253; auch [1919 Nr 24], Gruch 63, 488 [das nicht klar 
zwiſchen Nichtigkeit der Hypothekenforderung und Nichtigkeit des Hypothekenrechts unter 
ſcheidet, aber doch dahin zu verſtehen iſt, daß ſelbſt der Erwerber einer Bordellhypothek, 
der weiß, daß die Hypothekenforderung wegen des Bordellkaufs nichtig ſei, doch nicht 
bösgläubig iſt, wenn er aus Rechtsirrtum in dem Glauben befangen iſt, die Hypothek ſei 
trotz Nichtigkeit der Forderung rechtsgültig für ſeinen Zedenten als Hypothek entſtanden, 
was zutreffend it], ſowie RG 81, 266; oder daß er trotz Kenntnis des Nichtvorliegens der 
zu einem Hypothekerwerb erforderlichen Zuſtimmung eines Dritten die Hypothek für rechts ⸗ 
wirkſam begründet angefehen hat, vgl. RG 84, 400), fo iſt dem Behauptenden der Nachweis 
der Kenntnis nicht gelungen (RG 91, 228; 98, 220; Gruch 58, 1028). Jedoch iſt ſelbſtverſtänd 
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lich nicht jeder Behauptung des Erwerbers, daß er ſich im Rechtsirrtum befunden! habe, ohne 
weiteres zu glauben, vielmehr die Glaubwürdigkeit vom Gerichte zu prüfen (RG 91, 223; 
Gruch 58, 1023; Warn 1912 Nr 392; JW 1926, 22155). — Erkenntnisquellen werden 
beſonders Mitteilungen des Veräußerers ſein. Jedoch iſt nicht ausgeſchloſſen, daß auch 
durch Mitteilungen glaubwürdiger Dritter die Kenntnis erlangt wird (RG JW 1910, 81312). — 
Ein Kennenmüſſen, alſo nach $ 122 Abf 2 ein Nichtkennen aus Fahrläſſigkeit, ſteht der 
wirklichen Kenntnis nicht gleich (KJ 49, 205; anders wie bei beweglichen Sachen nach 
$ 932 Abſ 2). — Ferner iſt es belanglos, ob der Erwerber das Grundbuch ein- 
geſehen hat oder nicht (ſ. A 8), ſowie ob er überhaupt auf dasjenige, was im 
Grundbuche enthalten ſein möge, bei ſeinem Erwerbe Rückſicht genommen oder 
ob er lediglich dasjenige für maßgebend erachtet hat, was ihm von anderer Seite, ins⸗ 
beſondere von ſeinem Rechtsurheber, mitgeteilt worden iſt. Die Fiktion der Richtigkeit 
des Grundbuchinhalts ſchafft ihm auch in dieſen Fällen materielles Recht (ſ. A 5) und 
er kann ſich ſelbſt dann darauf ftühen, wenn ihm zufolge der Fiktion weitergehende Rechte 
zuſtehen, als er auf Grund der Mitteilungen bei dem Erwerbe angenommen hat. Des⸗ 
halb iſt die Ausführung in dem Urteil in R 61, 195 nicht zutreffend, daß der Erwerber ſich 
auf den öffentlichen Glauben des Grundbuchs dann nicht berufen könne, wenn er zwar 
die Unrichtigkeit des Grundbuchs nicht gekannt, aber ſeinen Erwerb nicht im Vertrauen auf 
den öffentlichen Glauben des Grundbuchs vollzogen habe, ſondern lediglich den Angaben 
ſeines Veräußerers gefolgt ſei. Davon enthält das Geſetz nichts; nur die Kenntnis der Un⸗ 
richtigkeit ſchließt die Fiktion aus (die Anſicht ift auch von dem erkennenden Senat in RG 
86, 356 aufgegeben mit dem Bemerken, $ 892 ftelle eine einer Widerlegung nicht zugängliche 
Fiktion auf und verſage dem rechtsgeſchäftlichen Erwerber den Schutz nur dann, wenn die 
Unrichtigkeit des Grundbuchs entweder aus dem Grundbuche ſelbſt erhelle oder nachweislich 
dem Erwerber bekannt geweſen ſei). Die Entſcheidung aber war im Ergebniſſe deswegen 
zutreffend, weil auf das Gebäude, das der Beklagte mit dem Grund und Boden erworben 
haben wollte und das der Kläger auf Grund Eriverbs nach früherem Rechte ſeinerſeits in 

ſpruch nahm, der öffentliche Glaube des Grundbuchs ſich überhaupt nicht erſtreckte (ſ. A 6 
ztatſächliche Angaben“). Zu RG 74, 416 iſt angenommen, daß der Glaube des Grund ⸗ 


buchs demjenigen nicht zur Seite ſtehe, der nicht im ie Richtigkei 
ben haben Penne wei 1 gel ) Vertrauen auf die Richtigkeit des Grund 


5 t des den Erwerb vermi tsgeſchäfts 
das vom Erwerbe betroffene Recht noch nicht eingetragen war. . u N 
der Rechtsurheber, von dem der Erwerber ſeinen Erwerb herleitet, im Grundbuch nicht als 


Berechtigter eingetragen, wiewohl er nur im Falle fei i 3 i i 

könnte, fo kann überhaupt nicht davon die Rede e e ee en 
einem Nichtberechtigten eine Hypothek beſtellt und für den vom Grundbuchamt [veriehent- 
lich] die Oypothek eingetragen worden ift) hinſichtlich der Berechtigung des Rechtsurhebers 
in gutem Glauben an die Richtigkeit des Grundbuchs beim Erwerbe (der Eintragung) der 
Hypothek geweſen ift; denn das Grundbuch enthielt davon, daß der Rechtsurheber Berech- 
tigter ſei, nichts, fein Inhalt umfaßte die Berechtigung des Rechtsurhebers nicht, und daher 
ſprach dieſer Inhalt ſogar gegen das Beſtehen der Berechtigung (val. RG 74, 421; 86, 355: 
89, 162). — Verſtieß die Eintragung einer Hypothek gegen ein gegen den die Hypothek 
veſtellenden Eigentümer erlaſſenes, eine Verfügungsbeſchränkung enthaltendes ($ 878 A 3), 
nicht eingetragenes Veräußerungsverbot, ſo ergibt ſich die Bösgläubigkeit des Dritten, 
der die Hypothek erwirbt, nicht ſchon allein daraus, daß er beim Erwerbe der Hypothek 
Kenntnis von dem Veräußerungsverbot gehabt hat, vielmehr muß ihm nachgewieſen ſein, 
daß er ſich bei dem Erwerbe bewußt geweſen iſt, daß der Rechtsvorgänger ſeinerſeits die 
Hypothek nicht rechtsgültig erworben gehabt habe (NG 89, 162). — Über Kenntnis der 
Anfechtbarkeit (3. B. der Einigung, die einer dem Erwerber übertragenen Hypothek zu. 
grunde liegt, wegen Arglift; der Auflaſſung an den, der für den Erwerber eine Hypothek 
heſtellt Hat) vgl. § 142 Abſ 2 u. RG 89, 157; Warn 1911 Nr 360. Darüber, daß aus einem 
Löſchungsvermerke nicht die Schlechtgläubigkeit bezüglich des Beſtehens eines zu klu⸗ 
recht gelöſchten Rechtes zu entnehmen ilt, vgl. 8 891 A 6. Über den Zeitpunkt, in dem die 
Kenntnis vorliegen muß, vgl. A 13. Über die Beſonderheiten bei der Hypothek 
vgl. A 6 „Hypothek“ und $ 1138 A 3b. — Iſt der Erwerber von einem andern bei dem 
Erwerbe vertreten worden, jo kommt es nach $ 166 Abj 1 nicht auf die Kenntnis des Er- 
werbers, ſondern auf die des Vertreters an, mit Ausnahme des Falles der Vollmachterteilung 
unter beſtimmten Weiſungen nach Maßgabe des § 166 Abſ 2 Satz 1. Findet eine Vertretung 
durch mehrere Perſonen (Kollektivvertreter) ftatt, jo genügt es, wenn einem der Vertreter 
(z. B. einem der Vorſtandsmitglieder einer eingetragenen Genoſſenſchaft oder einer Aktien ⸗ 
geſellſchaft, einem Teilhaber der offenen Handelsgeſellſchaft, einem der mehreren Vertreter 
einer juriſtiſchen Perſon, beiſpielsweiſe des Fiskus) die Unrichtigteit des Grundbuchs bekannt 
iſt (vgl. RG 9, 143; 59, 408; JW 93, 42975; Gruch 29, 703). a Kenntnis des Grundbuchamts 
gilt nicht als Kenntnis eines Vertreters (MG 89, 102). — Wird ein in einem Rechtsſtreite, 
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betreffend das Nichtbeſtehen des eingetragenen Eigentums, befangenes Grundſtück nach 
der Rechtshängigkeit veräußert, ſo wirkt das ergehende Urteil nach Eintritt der Rechts- 
kraft gemäß 8325 Ab 1,2 BPO gegen den Rechtsnachfolger, wenn er zur Zeit des Er- 
werbs entweder die Rechtshängigkeit oder die Unrichtigkeit des Grundbuchs bezüglich des ein⸗ 
getragenen Eigentums gekannt hat (RG 79, 165; 88, 268; Gruch 60, 509; 61, 145). — 
Darüber, daß der gute Glaube ſich nicht erſtreckt auf das Nichterkennen der wahren rechtlichen 
Bedeutung einer Eintragung, die ein kraft geſetzlicher Veränderungen rechtlich unmöglich 
gewordenes Rechtsverhältnis kundgibt, vgl. A 6. — Iſt das Grundbuch inſofern unrichlig, 
als eine gelöſchte Hypothek nach $ 14 oder § 15 Aufwö v. 16. 7. 25 kraft Vorbehalts oder 
kraft Rückvirkung aufzuwerten iſt (ſ. 894 A 5 a. E.), ſo iſt, wenn nach der Löſchung ein 
Dritter rechtsgeſchäfllich das Grundſtückseigentum oder ein das Grundſtück belaſtendes Recht 
erwirbt, für die Frage der Bösgläubigkeit des Erwerbers, von der nach $$ 20, 6 AufwG, 
§ 892 BGB es abhängt, ob gegen den neuen Grundſtückseigentümer die Wiedereintragung 
der Hypothek in Höhe des Aufwertungsbetrags erfolgen kann bzw. ob die in Höhe des Auf- 
wertungsbetrags wieder einzutragende Hypothek den Rang vor dem Recht des Erwerbers 
erlangt (JW 1926, 2645; IFG 3, 358; OLG 46, 45), im Falle der Rückwirkung, alſo der vor⸗ 
behallloſen Annahme der Zahlung in der Zeit vom 15. 6. 22 bis zum 14. 2. 24, zu unter⸗ 
ſcheiden, ob der Rechterwerb des Dritten nach der 3. StRotV. v. 14. 2. 24 oder vorher ſtattge⸗ 
funden hat. Iſt erſteres geſchehen, fo kommt (abgeſehen von dem Ausnahmefall des § 22 Abi 1 
Aufwch [Erwerb durch den Eigentümer oder deſſen nahe Verwandten nach 1. 1. 25) eine Un- 
richtigkeit des Grundbuchs und ſomit eine Bösgläubigkeit überhaupt nicht in Frage, da nach § 11 
der 3. StNotV, wenn der Glaubiger ſich ſeine Rechte bei Zahlungsannahme oder der Löſchungs⸗ 
bewilligung nicht vorbehalten hatte, jedes Recht auf Aufwertung ausgeſchloſſen war, mithin die 
gelöfchte Hypothek als wirklich nicht beſtehend zu gelten hatte (J 3, 413; OLG 46 S. 26, 40; 
JW 1927, 460%). Iſt der Erwerb vor der 8. St ot erfolgt, fo hat zwar das Grundbuch hin» 
ſichllich der gelöſchten Hypothek inſofern als unrichtig zu gelten, als durch die Auszahlung in 
entwertetem Gelde die Hypothek nur zum Teil erloſch (RG 109, 111; JFG 2, 19; unterſtellt in 
RS 116, 105) und § 15 Aufıv® fie im übrigen rückwirkend als beſtehend behandelt wiſſen will 
(JFG 3, 378); aber zur Annahme der Bösgläubigkeit des Erwerbers ift erforderlich, daß er beim 
Erwerbe Kenntnis von dem Beſtehen der gelöſchten Hypothek außerhalb des Grundbuchs gehabt 
hat, und dieſe Kenntnis wird nur dann angenommen werden können, wenn der Erwerber gewußt 
hat nicht nur, daß die Auszahlung mit entwertetem Gelde erfolgt und alſo die Hypothek auf un⸗ 
zureichender Löſchungsunterlage gelöſcht worden war, ſondern auch, daß ſich aus der unzuläng⸗ 
lichen Zahlung die Folge ergab, daß die Hypothek trotz der Löſchung in Höhe des ungetilgten 
Aufwertungsbetrags beitehengeblieben war (ſtr., R 116 ©. 107, 166; JW 1926, 65 1927, 
4601; 1927, 968°; OLG 45, 22; 46 S. 25, 40, 45). Iſt die Hypothek lrotz Vorbehalts ge- 
löſcht worden und ſomit das Grundbuch unrichtig geworden, da zufolge des Vorbehalts die 
Hypothek in Höhe des Aufwertungsbetrags außerhalb des Grundbuchs nach der 3. StNot V 
beſtehen geblieben war, ſo wird im Falle der Wiedereintragung der Hypoihek nach $$ 14, 20, 
6 Aufwch hinſichtlich der Bösgläubigkeit eines zwiſchenzeiilichen Erwerbers zu erfordern fein, 
daß er beim Erwerbe gewußt hat nicht nur, daß die Hypothek mit entwertetem Gelde aus⸗ 
gezahlt worden iſt, ſondern auch, daß ſich der Gläubiger ſeine Rechte vorbehalten hat; ſteht 
die Kenntnis dieſer Tatſachen feſt, ſo wird eine Berufung darauf, daß der Erwerber trotzdem 
aus Rechtsirrtum die Hypothek als nicht beſtehend erachtet habe, regelmäßig, jedenfalls bei 
einem Erwerbe nach der allgemein bekannten 3. StNot nicht zu berückſichligen ſein (ſtr., 
JW 1926 S. 712, 2215, auch OLG 44, 324). Der Erwerber wird aber dadurch, daß er auf die 
Anmeldung der Aufwertung gemäß $ 16 Abſ 1 Satz 1 AufwG᷑ nicht gemäß $16 Abſ 1 Satz 3 
binnen der Einſpruchsfriſt Einſpruch eingelegt hat, nicht behindert, ſich auf ſeinen gutgläubigen 
Erwerb zu berufen (RG 116 ©. 343, 359; JW 1927, 1033). — Hat der Gläubiger, der feine 
Hypothek abgetreten hat, die Gegenleiſtung (Zeſſionsvaluta) nach dem 14. 6. 22 oder unter Vor: 
behalt der Rechte angenommen, ſo daß auch ihm neben dem Zeſſionar ein Aufwertungsanſpruch 
nach 9 17 AufwG v. 16.7. 25 zuſtände, ſo geht er, da er als nicht eingetragen gilt, ſeines An⸗ 
ſpruchs verluftig gemäß 98 20, 21 Nr 1 Aufwch, wenn ein Dritter das Grundſtück in der Zwiſchen, 
zeit gutgläubig d. i. in dem Glauben an die Richtigkeit des Grundbuchinhalts, wonach der Zedent 
nicht mehr Gläubiger der Hypothek war, erworben hat (ftr., OLG 46 S. 24, 53, 55; JW 1927, 
1031; jedoch durch RG 116, 177 iſt entgegengeſetzt entſchieden, weil der Schutz des $ 892 ſich 
nicht auf die Perſon des Rechtsinhabers erſtrecke). Zur Annahme der Bösgläubigkeit des Er: 
werbers wäre erforderlich die Kenninis der Zahlung des Abtretungsentgelts nach dem 14. 6. 22 
in entwertetem Gelde oder unter Vorbehalt und die Kenntnis der daraus als Folge ſich er⸗ 
gebenden, die Aufwertung für den Zedenten bedingenden Sach⸗ und Rechtslage (OLG 46, 24). 

11. Über den Begriff und die verſchiedenen Arten der Verfügungsbeſchrän. 
kungen vgl. 8 878 A 3. Die Vorſchrift des Abſ 1 Satz 2 betrifft nur Beſchränkungen des 
Berechtigten in der Verfügung über ein eingetragenes Recht zugunſten einer beſtimmten 
Perſon (OLG 18, 110). Daher ſcheiden die im allgemeinen öffentlichen Intereſſe 
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beſtehenden Verfügungsbeſchränkungen (vgl. die Beiſpiele in § 878 A3 und RA 5, 260; 
14, 245; 803 25 A 147; OLG 6, 490; 22, 137) hier aus. Sie wirken unbedingt (abſolut) 
gegen jedermann, gleichviel, ob ſie dem Betroffenen bekannt ſind oder nicht, und ſind weder 
eintragungsbedürftig noch eintragungsfähig (RIA 14, 246; Kg 50, 170; vgl. über die 
Nichteintragungsfähigkeit und Beiſpiele ſolcher Verfügungsbeſchränkungen auch Vorbem 2 
vor 5 873). Die gegen fie verſtoßenden Rechtsgeſchäfte ſind nichtig, ſofern ſich nicht aus 
dem Geſetze etwas anderes ergibt (§ 134; vgl. 88 408, 472, RG 105, 73; JW 03 Beil 75). 

Ferner kommen auf Rechtsgeſchäft beruhende Verfügungsbeſchränkungen für die 
Anwendung des Ab] 1 Satz 2 grundſätzlich nicht in Betracht. Denn nach § 137 Satz 1 kann 
durch Rechtsgeſchäft die Befugnis zur Verfügung über ein veräußerliches Recht nicht 
ausgeſchloſſen oder beſchränkt werden. Die Übernahme der Verpflichtung, nicht zu 
verfügen, iſt allerdings, ſoweit nicht 8 1136 (Richtigkeit eines zugunſten eines Hypotheken. 
gläubigers vereinbarten Veräußerungs- und Belaſtungsverbots) entgegenſteht, nach 8 137 
Satz 2 wirkſam. Aber die Verpflichtung hindert einen Erwerb auf Grund der (vertragswidrigen) 
Verfügung des Verpflichteten ſelbſt dann nicht, wenn der Erwerber ſie gekannt hat; auch 
kann ſie, weil ſie dem Gebiete der Schuldverhältniſſe, nicht dem des Sachenrechts an ; 
gehört, nicht eingetragen und dadurch etwa mit dinglichen Wirkungen gegenüber Dritten 
verſehen werden (vgl. die Entſch. in Vorbem 2 Abſ 2 vor $ 873 und ferner über einzelne 
Fälle KJ 20 A 202; 21 A 138; O80 6, 122; 10, 69; 12, 20; 17, 30; 21,407). — 
Jedoch find in gewiſſen Ausnahmefällen rechtsgeſchäftliche Verfügungsbeſchrän⸗ 
kungen durch beſondere geſetzliche Vorſchriften mit Wirkſamkeit verſehen (vgl. 6 878 
A 3). Dieſe find eintragungsfähig, und es findet auf ſie die Vorſchrift des § 892 Abſ 1 
Satz 2 Anwendung, ſo daß ſie gegenüber dem Erwerber eines eingetragenen Rechtes nur wirk⸗ 
ſam ſind, wenn ſie aus dem Grundhuche erſichtlich oder dem Erwerber bekannt ſind. Beſonders 
gehören hierher die durch letztwillige Verfügung erfolgte Ernennung eines Teſtaments⸗ 
vollſtesckers ($ 2211; vgl GBO 8 53, dazu $ 891 A 3 oder eines Nacherben (58 2113ff.; 
22 4 8189 23 3 210 dh MG 61 232; 88, 430, IM 01, 102; RIA A 69, 6. 69, N58 
22 AB1b; 28 A 200; 4% 288; 47, 168. DOG 40 449). Iſt das Nacherbenrecht, das wirt 
ſam veräußert und verpfändet werden kann (NG 80, 377; 83, 437; Gruch 52 680) für einen 
Gläubiger des Nacherben verpfändet oder gemäß 8 857 Abſ 2 39 Ele 

d 9 8 ZPO gepfändet, fo beſteht 
nach N 1276 Abſ 2 BGB und $ 804 Abs 2 BO auch zugunften bes fandgläubigers oder 
des fändungsgläubigers eine Verfügungs eſchränkung, da das Recht, insbeſondere mit 
den aus $ 2113 ſich ergebenden Befugniſſen, von dem Nacherben nicht mehr für ſich aus⸗ 
geübt werden kann, ſolange das Pfandrecht bzw. Pfändungspfandrecht fortbeſteht (RG 
80, 377; 88, 437): daraus folgt, daß, wenn das Nacherbenrecht im Grundbuch eingetragen 
iſt, auch die Verpfändung bzw. die Pfändung, wiewohl das Nacherbenrecht kein dingliches 
Recht an dem zum Nachlaß gehörenden Grundſtück oder Recht an einem Grundſtück iſt (NG 
88, 436), ebenſo wie die Abkretung des Nacherbenrechts, wonach dem Nacherben das Recht 
überhaupt nicht mehr zuſtebt, in das Grundbuch, ſei es auf Bewilligung des Nacherben oder 
im Wege der Grundbuchberichtigung (§ 894 BB; 822 GEH), eingetragen werden kann, 
denn andernfalls würde das Grundbuch mit der wirklichen Rechtslage nicht im Einklange 
ſtehen, indem es den Anſchein erwecken würde, als gelte die in dem Nacherbenrecht enthaltene 
Verfügungsbeſchränkung noch ausſchließlich zugunſten des Nacherben (RG 88, 434; KGJ 
42, 239; 42, 241). Über die Pool ob dem für einen Nacherben eingeſetzten Erſatzerben 
vor dem N ir des erſtberufenen Nacherben ein eintragungsfähiges Recht zuſteht, vgl. 
RU 35 A 215; 42, 227. Ferner gehören hierher die zufolge Bedingungen oder Zeit⸗ 
beſtimmungen (.. B.: daß eine Hypothek von einem gewiſſen Zeitpunkt einem andern 
als dem erſten Gläubiger zuſtehen foll; die Befriſtung eines Nießbrauchs) gemäß 88 158, 161, 
163 ſich ergebenden Verfügungsbeſchrankungen zugunſten des durch den Eintritt der Be 
dingung oder den Ablauf der Friſt gewinnenden Teils (ſtr.; KGJ 52, 128; nach a. M. handelt 
es ſich dabei um abſolut wirkende Begrenzungen des Rechtes; vgl. RG 76, 91; 106, 113; KGS 
49, 180). Richtiger iſt es übrigens, in dieſen N die Verfügungsbeſchränkungen nicht als 
seöhtönefchäftfiche, ſondern als gefebliche zu bezeichnen, weil fie nicht durch“ Rechtsgeſchaft 
begründet werden, ſondern die betreffenden Rechtsgeſchäfte durch beſondere geſetzliche Vor⸗ 
ſchriften nur als Vorausſetzung für den Eintritt der Beſchränkungen geſetzt worden ſind. 
Da in der Beſchränkung der Verfügung zugleich ein Verbot der Veräußerung liegt, ſo ſind 
dieſe Verfügungsbeſchränkungen, ſoweit fi) nicht aus dem Geſetze Sonderbeſtimmungen 
für ſie ergeben, den geſetzlichen Veräußerungsverboten des 8 135 gleichzuſtellen (M 3, 
216; Prot 1, 125; vgl. A 4 „kraft Geſetzes“). — Das gleiche gilt auch von den auf dem 
familienrechtlichen Vertrage der Eheſchließung und auf den enen 
rechtlichen Eheverträgen (88 1432ff., 1868, 1508, 1523, 1526, 1553, 1657) beruhenden 
Beſchränkungen in ber Verfügungsbefugnis des einen Ehegatten zugunſten des andern. Jedoch 
wirken bei dem geſetzlichen Güterſtande, bei der Errungenſchaftsgemeinſchaft und bei der 
Fahrnisgemeinſchaft die aus dem Verwaltungs und Nutzungsrechte des Mannes hinſichtlich 
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des eingebrachten Gutes ſich ergebenden Beſchränkungen der Ehefrau abſolut, alſo auch gegen 
denjenigen Dritten, der die Verfügungsbeſchränkung der Frau hinſichtlich des eingebrachten 
Gutes nicht gekannt hat ($$ 1404, 1525 Abs 2, 1550 Abſ 2; vgl. RG 88, 241); daher fallen 
dieſe Beſchränkungen nicht unter $ 892 Abſ 1 Satz 2 und fie ſind auch überhaupt nicht ein⸗ 
tragungsfähig (M 4, 319; RIA 3, 162). Letzteres gilt auch von den Anderungen der Ver⸗ 
fügungsbefugniſſe der Ehefrau, die ſich daraus ergeben, daß durch Eheverträge bei dem 
geſetzlichen Güterſtande das Verwaltungs- und Nutzungsrecht des Mannes ausgeſchloſſen, 
oder bei allen Arten des Güterſtandes Vermögen der Frau zum Vorbehaltsgute erklärt wird; 
denn dadurch wird hinſichtlich des davon betroffenen Vermögens weder eine dingliche 
Rechtsänderung bewirkt, noch eine Verfügungs⸗Beſchränkung“ begründet (vgl. M4 S. 319, 
320; RIA 3, 161; 4, 261; KGJ 88 A 211). Unzuläſſig it ferner eine Eintragung auf Grund 
eines ſolchen Ehevertrags, wodurch bei der allgemeinen Gütergemeinſchaft Vermögen der 
Frau zu Sondergut beſtimmt wird; denn hierauf findet 5 1404 Anwendung (58 1439 Satz 2, 
1525 Abf 2). Sind ſolche Eintragungen trotzdem vorgenommen worden, fo find ſie hinſichtlich 
der Wirkungen gutgläubigen Erwerbs bedeutungslos, da der öffentliche Glaube des Grund⸗ 
buchs auf unzuläffige Eintragungen ſich nicht erſtreckt; zur Wirkſamkeit des Erwerbs iſt er⸗ 
forderlich, daß der betreffende Güterſtand wirklich befteht, oder daß die Vorausſetzungen vor⸗ 
liegen, unter denen das Recht bei geſetzlichem Güterſtande erworben werden konnte (ſtr., . A 6). 
Dagegen iſt, wenn durch Ehevertrag Vermögen der Eheleute zum Geſamtgute irgend einer 
Gütergemeinſchaft beſtimmt wird, dieſe Beſtimmung eintragungsfähig und auch im Sinne 
des § 892 Abf 1 Satz 2 eintragungsbedürftig; denn dadurch wird das Einzelvermögen kraft 
Geſetzes ($ 1438) zum Geſamthandsvermögen beider Eheleute und wird alſo eine dingliche 
Rechtsänderung herbeigeführt, zu deren Wirkſamkeit gegenüber gutgläubigen Dritten die 
Berichtigung des Grundbuchs (88 1438 Abſ 3, 894) erforderlich iſt. Wenn daher z. B. der 
Ehemann als Alleineigentümer eines Grundſtücks eingetragen ſteht, das zufolge Ehevertrags 
tatfächlich zum Geſamtgute der Eheleute gehört, fo iſt derjenige, der von dem Manne (ohne 
Einwilligung der Frau) das Grundſtück gutgläubig zum Eigentum erwirbt, trotz § 1445 in 
feinem Erwerbe fo geſchützt, wie wenn der Mann Alleineigentümer wäre (vgl. Wi 4, 319; 
RIA 5, 125). Dem ſteht auch nicht etwa die Eintragung der Gütergemeinſchaft in das Güter⸗ 
rechtsregiſter auf Grund § 1435 entgegen; denn das Glterrechtsregiſter, das die Anderungen 
hinſichtlich der Güterrechtsverhältniſſe, die ſich außerhalb des Regiſters durch Geſetz oder Ehe ⸗ 
vertrag vollziehen, nur beurkundet und daher keine Gewähr für die Richtigkeit und Voll⸗ 
ſtändigkeit bietet, insbeſondere auch dem Dritten nur unter der Vorausſetzung Schutz gewahrt, 
daß die Eintragungen auf rechtsgültigen Grundlagen beruhen, hat nicht den öffentlichen 
Glauben des Grundbuchs (vgl. M 4, 319; KJ 38 A 211, jedoch RIA 3, 162; 4, 262). 
Für die Frage des guten Glaubens kommt es in dem genannten Falle darauf an, ob der 
Erwerber Keuntnis davon gehabt hat oder nicht, daß die Ehefrau zufolge der ehelichen 
Gütergemeinſchaft Miteigentümerin des Grundſtücks ſei. Weiß dies der Erwerber, ſo 
kann er ſich nicht etwa darauf berufen, daß er (z. B. weil der Mann das Grundſtück in 
die Ehe eingebracht habe und die Eheleute in Scheidung lebten) angenommen habe, der 
Mann ſei allein zur Verfügung über das Grundſtück befugt. Denn auf die aus dem 
Mangel der Verfügungsmacht ſich ergebende Ungültigkeit des Erwerbsgeſchäfts erſtreckt ſich 
die Wirkung des Glaubens des: Grundbuchs nicht (RG U. v. 11. 6. 13 V 62/13; A 6 Abſ 4). — 
Rechtsgeſchäftliche Verfügungsbeſchränkungen, worauf nach Art 61 EG die 88 892, 893 Anwen⸗ 
dung finden (vgl. RIA 4, 110), können nach Landesrecht beſtehen auf Grund der Vorbe⸗ 
halte in Artt 59, 62, 64 CG (Lehn, und Fideikommiß., Anerbenguts-, Rentenguts-Eigenſchaft). 

Verfügungsbeſchränkungen im Sinne des § 892 Ab] 1 Satz 2 ſind die nur dem Schutze 
beſtimmter Perſonen dienenden geſetzlichen, behördlichen oder richterlichen Veräußerungs⸗ 
verbote der 8s 185, 186 und die Konkurzeröffnung. Vgl. über die einzelnen Fälle der erſteren 
und über die Wirkung der letzteren $ 878 Ag. Ein geſetliches Veräußerungsverbot im Sinne 
des 8 185 ergibt ſich auch aus $ 90 Abſ 2 Priv VUntch v. 12. 5. 01 (vgl. OLG 8, 401). — Der 
Arreſtbefehl kommt als Verfügungsbeſchränkung nicht in Betracht. Denn er wird erſt wirkſam 
mit der Vollziehung und dieſe erfolgt in ein eingetragenes Recht durch Pfändung und in ein 
Grundſtück durch Eintragung einer Sicherungshypothek (88 930, 932, 880 ff., 857 Abſ 6, 866f.), 
womit der Arreſtbefehl ſeine Erledigung gefunden hat. Sofern daher nicht etwa zugleich 
ein Veräußerungsverbot auf Grund einſtweiliger Verfügung (8 938 Abſ 2; . NG JW ö 03 Beil 75; 
KJ 30 A 240) mit dem Arreſtbefehl verbunden ift, ſchadet . B. demjenigen, der von dem 
Arreſtſchuldner deſſen Grundſtück erwirbt, bevor von dem Arreſtgläubiger zur Vollziehung 
des Arreſtbefehls (8 932 Abſ 3 8 O) die Eintragung einer Sicherungshypothek bei dem Grund. 
buchamte beantragt worden iſt, die Kenntnis von der Anordnung des Arreſtes nicht (a. M.: 
M3, 218). — Die Vormerkung, die nach $ 885 nicht nur auf einer einſtweiligen Verfügung, 
ſondern auch auf rechtsgeſchäftlicher Eintragungsbewilligung beruhen kann und die erſt 
durch Eintragung entſteht, iſt nicht eine Verfügungsbeſchränkung. Sie hat zwar Wirkungen 
wie dieſe, folgt aber ihren eigenen Regeln, fo daß 8 892 Abſ 1 Sab? auf fie nicht Anwendung 
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findet (vgl. hierüber $ 883 A 8, 11). Daher fteht z. B. demjenigen, für den Auflaſſung des 
Grundſtücks erteilt und der Antrag auf Umſchreibung des Eigentums beim Grundbuchamt 
geſtellt iſt, der aber erſt, nachdem eine entgegenſtehende Auflaſſungsvormerkung für einen 
andern eingetragen worden iſt, als Eigentümer eingetragen wird, der Schutz des § 892 Abſ 2 
nicht zur Seite (mag auch der Grundbuchrichter bei Vornahme der Eintragung der Vor. 
merkung den $ 17 GB verletzt haben), ſondern iſt die Eigentumseintragung gemäß $ 883 
Abſ 2 dem Vormerkungsberechtigten gegenüber unwirkſam (vgl. R 113, 403 ff.). Über 
Sicherung des Anſpruchs auf Grund Anfechtung eines Erwerbs nicht durch Vormerkung, 
ſondern durch einſtweilige Verfügung, vgl. § 883 A 2. 

Soweit nach dem vorſtehenden Verfügungsbeſchränkungen unter § 892 Abſ 1 Satz 2 
fallen, iſt ihre Wirkung gegenüber demjenigen, der durch Rechtsgeſchäft ein eingetragenes 
Recht erwirbt, davon abhängig, daß ſie aus dem Grundbuche erſichtlich oder dem Erwerber 
bekannt ſind. Aber auch bei Vorliegen dieſer Vorausſetzungen machen ſie nicht, wie die 
im öffentlichen Intereſſe beſtehenden Verfügungsbeſchrankungen, die rechtsgeſchäftliche 
Verfügung nichtig, ſondern dieſe iſt nur denjenigen gegenüber unwirkſam, deren Schutz die 
Verfügungsbeſchränkung bezweckt (vgl. 135 Abſ1 Satz 11 R 106, 140; JW 03 Beil 75), ſofern 
nicht das Geſetz etwas anderes beſtimmt (vgl. z. B. bezüglich der Bedingung $ 161, bezüglich 
der Nacherbſchaft § 2113, bezüglich des ehelichen Güterſtandes 88 1396 ff., 1448). Inwieweit 
die Verfügung dieſen Geſchützten gegenüber unwirkſam iſt, beſtimmt ſich nach dem Inhalte 
der Beſchraͤnkung. In den betreffenden Grenzen hat der Verletzte gemäß $ 894 einen 
dinglihen Anſpruch auf Beſeitigung der Rechtsverletzung und Herſtellung der 

bereinſtimmung des Grundbuchs mit der materiellen Rechtslage. Beruht die Wirkſamkeit 
der Verfügungsbeſchraukung auf Schlechtgläubigkeit des Erwerbers, fo kann auch ein Schadens ⸗ 
erſatanſpruch gemaß 88 828 ff. gegen ihn gegeben fein. — Da aber die Verfügungsbeſchrän⸗ 
kung die dagegen verſtoßenden Verfügungen, in der Regel wenigſtens, nur zugunſten des 
Geſchuitzzen umvirkfam macht und die Verfügungen durch Wegfall der Beſchränkung voll⸗ 
inhaltlich gültig werden können, iſt der Berechtigte, ſoweit dieſe Regel zutrifft, an der Ber- 
chen über fein eingetragenes Recht auch dann nicht gehindert, wenn die 
Beſchränkung eingetragen iſt. Daher wird das Grundbuch durch die Eintragung nicht 
geſperrt, ſo daß das Grundbuchamt die Eintragung für den Erwerber des Rechtes nicht 
wegen der eingetragenen Veſchränkung ablehnen darf (vgl. RIA 2, 140; 6, 67; 8, 50; OLG 
4, 161; aber auch RIA 8, 154; OL 6, 144 und bezüglich der Löſchung des durch die Be- 
ſchränkung betroffenen Rechtes RZA 8, 46; 4, 09; 6, 66; 6, 69; KGJ 22 A 3165; 23 A 250; 
OL 10, 448). Dies gilt insbeſondere auch non den Veräußerungsverboten der 88 185, 186. 
3. B. hat das Grundbuchamt auch nach Eintragung des Vermerks Über die zugunſten des 
betreibenden Gläubigers als Beſchlagnahme wirkende Einleitung der Zwangsverſteigerung 
(8 19 Abſ 1, 88 20ff. 386) die Auflaſſung ſeitens des Schuldners und Eigentümers oder die 
Bewilligung der Eintragung eines begrenzten Rechtes für einen anderen entgegenzunehmen 
und die entſprechende Eintragung für den Erwerber zu bewirken (OLG 4, 161). Anders aber 
verhält es ſich mit der durch die Konkurseröffnung oder die Anordnung einer Nachlaßverwaltung 
verbundenen Verfügungsbeſchrankung. Vgl. hierüber $ 878 A 3 „Konkurseröffnung“. — Die 
Beräußerungsverbote der 88 135, 136 haben ferner nach § 135 Abf 1 Satz 2 gegenüber 
den im Wege der Zwangsvollſtreckung und der Arreſtvollziehung erfolgenden 
Verftzgungen die nämlichen Wirkungen, wie gegenüber einer rechtsgeſchaftlichen Verfügung. 
Jedoch hinſichtlich des Erwerbs eines Rechtes an einem Grundſtück oder eines Rechtes an 
einem ſolchen Rechte greift, wenn der Erwerb durch ee erfolgt, 8 892 Abſ 1 
Sat 2 Platz, in dem, wie ji aus Ab 1 Satz 1 ergibt, unter „Erwerber“ ein rechtsgeſchäft⸗ 
licher Erwerber zu verſtehen iſt, während auf einen Erwerb im Wege der Zwangsvollſtreckung 
oder Arreſtvollziehung § 892 Abſ 1 Satz 2 keine Anwendung findet (RG 84, 281; 90, 838; 
. A 4 vorletzter Abſatz) und deshalb für einen ſolchen Erwerb die Beſtimmung des 8 185 Abſ 2 
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12. In welcher Weiſe die Verfügungsbeſchränkungen im Grund buche erſichtlich 
zu machen ſind, beſtimmt ſich gemäß ihrer Art nach den Anordnungen der Landes- 
juſtizverwaltung (8 1 Abſ 2 GBO). In Preußen find fie, wenn ſie das Verfügungsrecht 
des Eigentümers betreffen (3. B. Fideikommißeigenſchaft, Nacherbfolge, Teſtamentsvoll⸗ 
ſtreckung, Zwangsverſteigerung, andere Veräußerungsverbote Konkurs), in der zweiten Ab⸗ 
teilung, und, wenn ſie ſich auf ein begrenztes Recht (z. B. Reallaſt, Hypothek) beziehen, bei 
dem betreffenden Rechte in Spalte Veränderungen einzutragen (88 Li Nr 2, 12 Af v. 20. 11. 99). 
Beſteht die Verfügungsbeſchränkung hiuſichtlich eines begrenzten Rechtes in einer Bedingung, 
ſo wird ſie mit dem Rechte zugleich oder, wenn die Eintragung erſt nachträglich erfolgt, in Spalte 
Veränderungen einzutragen ſein. Die durch die Verfügungsbeſchränkung begünſtigte Perſon 
muß in der Eintragung genannt werden, ſonſt iſt die Eintragung inhaltlich unzuläſſig und 
wirkt daher die Verfügungsbeſchränkung gegenüber dem Erwerber nicht, ſofern er nicht die 
Verfügungsbeſchränkung ihrem ganzen Inhalt nach außerhalb des Grundbuchs getannt hat 
(KJ 4, 254; OLG 44, 164). — Da die Verfügungsbeſchränkungen, insbeſondere auch die 
Veräußerungsverbote der $$ 135, 136, an ſich auch außerhalb des Grundbuchs beſtehen, 
daher das Grundbuch, wenn es fie nicht aufweiſt, unrichtig iſt, ſo erfolgt die Eintragung im 
Wege der Berichtigung des Grundbuchs gemäß $ 894 (vgl. 8 22 Abſ 1 Satz 2 GBO; 
RAU 6, 239; auch 3, 154). — Zur Vornahme der Eintragung ſeitens des Grundbuch- 
amts iſt erforderlich die Einreichung der Grundlagen, aus denen ſich die Verfügungsbeſchrän⸗ 
kung ergibt (z. B. des Teſtaments bei der Nacherbfolge oder der Teſtamentsvollſtreckung, der 
einſtweiligen Verfügung) und ein Eintragungsantrag des aus der Beſchränkung Berechtigten 
(3. B. des Gläubigers bei der einſtweiligen Verfügung), ſoweit nicht die Eintragung von Amts 
wegen zu erfolgen hat (vgl. 88 52, 53 GBO) oder, wie regelmäßig bei den behördlichen Ver⸗ 
äußerungsverboten, eine dazu befugte Behörde um Eintragung erſucht (3. B. bei der Zwangs 
verſteigerung, Konkurseröffnung, einſtweiligen Verfügung, § 19 86, 8113 KO, 8941 ZPO). 
— Über Vermerk der Verfügungsbeſchränkung auf dem Hypothekenbrief gemäß 88 42, 
62 GBO vgl. RIU 2, 204; OLG 12, 168. — Durch die Eintragung wird die (an ſich außer 
halb des Grundbuchs beſtehende) Verfügungsbeſchränkung (z. B. eine einſtweilige Verfügung) 
inhaltlich nicht geändert. Vielmehr wird durch die Eintragung die Wirkung nur in der 
Weiſe verſtärkt, daß fie dem Erwerber des von der Beſchränkung betroffenen eingetragenen 
Rechtes auch dann entgegenſteht, wenn er ſie nicht gekannt hat (RG Gruch 47, 904). 

13. Der maßgebende Zeitpunkt, bis zu dem der Erwerber von der Unrichtigkeit des 
Grundbuchs (Abj 1 Satz 1) oder von dem Beſtehen der nicht eingetragenen Verfügungs⸗ 
beſchränkung (Abſ 1 Satz 2) keine Kenntnis erlangt haben darf, weun er durch den öffentlichen 
Glauben des Grundbuchs in feinem Erwerbe geſchützt fein ſoll, iſt, wie aus Abſ 1 Satz 1 
(wonach zugunſten desjenigen, welcher ein Recht „erwirbt“, der Juhalt des Grundbuchs als 
richtig gilt) und auch aus Abſ 2 Halbſatz 2 (wonach, wenn die nach $ 873 erforderliche Einigung 
„erit ſpater⸗ zuſtande kommt, die „Zeit der Einigung“ für die Kenntnis des Erwerbers maßgebend 
ift) fich ergibt, die Zeit der Vollendung des Erwerbs (RG 89, 160; 116 S. 354, 361). 
In den Ausnahmefällen, in denen es außer der Einigung ($ 873 Abſ!) eines anderen 
rechtswirkenden Umſtandes als der Eintragung zum Erwerbe bedarf, immer 
der Augenblick, in dem beide Erforderniſſe für den Erwerb zuſammengetroffen ſind, mag 
das eine oder das andere Erfordernis vorausgegangen ſein; alſo z. B. bei der Übertragung 
einer Briefhypothek gemäß § 1154 Abſ 1, 2, wenn zuerſt die ſchriftliche Abtretungserklärung 
dem Erwerber gegenüber abgegeben oder die dieſe erſetzende Eintragung für den Erwerber 
erfolgt und demnächſt der Hypothekenbrief dem Erwerber nach Maßgabe des 9 1117 über⸗ 
geben worden ift, der Zeitpunkt der Übergabe im umgekehrten Falle der Zeitpunkt der Ab⸗ 
tretungserklärung bzw. der Eintragung. — Würde für den Regelfall der Erforderlichkeit 
von Einigung und Eintragung zum Erwerbe nicht die Beſtimmung des Abſſ 2 gegeben fein, 
fo würde entſprechend, wenn die Einigung der Eintragung vorangegangen wäre, der Zeit. 
punkt der Eintragung, und wenn. die Einigung der Eintragung nachgefolgt wäre, der Zeit ⸗ 
punkt der Einigung maßgebend ſein, da ſich auch hier erſt mit dem Zuſammentreffen beider 
Erforderniſſe der Erwerb vollzieht. Das Geſetz hat jedoch im Abſ 2 Halbſatz 1 zugunſten 
des Erwerbers für den erſten regelmäßigen Fall, alſo wenn nach vorausgegangener 
Einigung ſich durch die Eintragung der Erwerb vollendet (RG 89, 160), den Zeitpunkt 
vorangeſetzt auf die Zeit der Stellung des Eintragungsantrags, ſo daß danach der 
Erwerber auch dann geſchützt iſt, wenn er in der Zwiſchenzeit bis zur Eintragung nachträglich 
Kennlnis erlangt (vgl. RG 74, 420; 89, 161; 116, 353; Od 8, 108; 46, 42). Dieſe von der 
zweiten Kommiſſion eingeführte Vorſchrift iſt in den Vorarbeiten damit begründet worden, es 
müſſe dem Erwerber bei der Unbeſtimmtheit des ſonſt maßgebenden Zeitpunkts der Eintragung 
die Möglichkeit gewahrt werden, mit Sicherheit die Valuta an den anderen Teil zu zahlen, 
ſobald die Eintragung beim Grundbuchamte beantragt ſei (Prot 8, 80 ff.). Über den Ein ⸗ 
tragungsantrag, der nach $ 13 Abſ 2 G80 ſowohl von dem Paſſivbeteiligten als auch von 
dem Erwerber geſtellt werden kann und nach $ 80 GBO keiner Form bedarf, vgl. 5 878 
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A 5. Hervorzuheben ift hier noch, daß ein Eintragungsantrag nur vorliegt, wenn ein ſolcher 
bei dem Grundbuchamt geſtellt iſt. Auch in denjenigen Fällen, in denen nach landes. 
geſetzlicher Vorſchrift eine Auflaſſung an anderer Stelle als vor dem Grundbuchamt erklärt 
werden kann (. 8 925 A 12; z. B. vor einem Notar) und dort der Antrag auf Eintragung 
des Eigentums des Erwerbers geſtellt wird, iſt der Eintragungsantrag im Sinne des § 892 
Ubf 2 erſt dann geſtellt, wenn die ihn enthaltende Urkunde dem Grundbuchamt zugegangen 
iſt (OLG 26, 8). Zu bemerken iſt ferner, daß der Antrag, wenn er zurückgenommen 
(882 GBO) oder wegen beſtehender Hinderniſſe zurückgewieſen wird, bedeutungslos iſt, 
und daß es bei etwaiger Wiederholung des Antrags auf den Zeitpunkt dieſes zweiten Antrags 
ankommt (vgl. RIA 4, 113; OLG 46, 42). — Iſt zur Vollendung des Erwerbs außer der (vor- 
ausgegangenen Einigung und) Eintragung noch ein anderer Rechtsakt, der ſpäter nad) 
folgt, erforderlich, fo findet Abſ 2 Halbſatz 1 keine Anwendung; es iſt dann der Zeit⸗ 
punkt dieſes Rechtsakts der für die Kenntnis maßgebende Zeitpunkt (RG 89, 160). Dies 
gilt z. B. im Falle der Beſtellung einer Briefhypothek, die von dem Gläubiger nicht fchon 
mit der Eintragung, ſondern gemäß § 1117 erſt mit der Übergabe des Hypothekenbriefs er- 
worben wird, inſechtlich der Frage, ob der Gläubiger (zu der Zeit, als ſich ſein Erwerb 
vollendete, alſo zur Zeit der Übergabe des Briefes) Kenntnis davon gehabt hat, daß der die 
Hypothek beſtellende als Eigentümer Eingetragene nicht wahrer Grundſtückseigentümer war 
oder daß gegen den Eigentümer ein (im Grundbuch nicht eingetragenes) Veräußerungsverbot 
(Verfügungsbeſchränkung im Sinne des Abi 1 Satz 2) erlaſſen worden war (vgl. RG 89, 160). 
Iſt allerdings zwiſchen dem die Hypothek Beſtellenden und dem Gläubiger ſchon vor der 
Eintragung der Hypothek (z. B. zugleich mit der Einigung über die Hypothekbeſtellung) eine 
die Übergabe erſetzende Vereinbarung gemäß $ 1117 Abſ 2 getroffen, fo findet, da nach dieſer 
Vorſchrift die Übergabe (ſchon) „durch die Vereinbarung“, daß der Gläubiger berechtigt fein 
ſolle, ſich den Brief vom Grundbuchamt aushändigen zu laſſen, erſetzt wird, und die Ver⸗ 
einbarung auch ſchon vor der Felde des Hypothelenbriefs wirlſam getroffen werden 
kann, mithin der Gläubiger in ſolchem Falle die Hypothek bereits mit der Eintragung er- 
wirbt (R6 64, 313: 66, 210; 81, 495), Abf 2 Halbſaß 1 Anwendung, jo daß hinſichtlich der 
vorbezeichneten Kenntnis die Zeit der Stellung des Eintragungsantrags maßgebend iſt (RG 
89, 161). Gleiches gilt aber nicht, wenn nur der die Hypothet Beſtellende in der Eintragungs- 
bewilligung das Grundbuchamt ermächtigt, den 1 dem Gläubiger unmittel- 
bar auszuhändigen, da dieſe nur einſeitige Beſtimmung im Sinne des $ 60 Abſ 2 GBO 
nicht eine Vereinbarung nach $ 1117 Abſ 2 enthält (RG 66, 100; 77, 107) und daher der 
Gläubiger die Hypothek erſt erwirbt, ſobald ihm vom Grundbuchamte der hergeſtellte Hy⸗ 
pothekenbrief ausgehändigt worden iſt (Res 89, 160). — Handelt es ſich darum, ob der 
Rechtsurheber, von dem der Erwerber ſeinen Erwerb herleitet, nicht der Berechtigte oder 
doch zu der betreffenden Verfügung (z. B. zufolge eines gegen ihn erlaſſenen lim Grund- 
buch richt eingetragenen} Veräußerungsverbote) nicht befugt und ob dies dem Erwerber ber 
kannt war, ſo hat die Anwendung des Abſ 2 Halbſatz 1 zur Vorausſetzung, daß der Rechts⸗ 
urheber im Grundbuch eingetragen iſt. Wenn der Rechtsurheber zur Zeit der Stellung 
des Ein tragungsantrages als Berechtigter im Grundbuch nicht eingetragen ſteht, 
wiewohl er nur im Falle ſeiner Eintragung Berechtigter ſein könnte (wenn z. B. der die 
Eintragung einer Hypothek Bewilligende zwar die Auflaffung des Grundſtücks erhalten hat, 
aber er noch nicht als Eigentümer eingetragen iſt), ſo kann überhaupt nicht die Rede davon 
ſein, daß der Erwerber zu dieſer Zeit hinſichtlich der Berechtigung des Rechtsurhebers in 
gutem Glauben an die Richtigkeit des Grundbuchs iſt; denn das Grundbuch enthält dann 
davon, daß der Rechtsurheber Berechtigter ſei, nichts, fein Inhalt umfaßt die Berechtigung 
des Rechtsurhebers nicht, und daher ſpricht dieſer Inhalt ſogar gegen das Beſtehen der Be 
rechtigung (RG 89, 161; 116 ©. 353, 301). Auch wenn in ſolchem Falle der Nechtsurheber 
zugleich mit der Eintragung des Rechtes des Erwerbers als Berechtigter eingetragen wird und 
der Erwerber durch ſeine Eintragung das betreffende Recht erwirbt, iſt hinſichtlich der Frage 
der Kenntnis des Erwerbers davon, daß der Rechtsurheber (trotz ſeiner Eintragung) nicht wahrer 
Berechtigter oder (zufolge Verfügungsbeſchränkung) nicht zur Verfügung befugt war, nicht 
der Zeitpunkt der Stellung des Eintragungsantrags, ſondern der der Eintragung maßgebend 
(RS 89, 162). — Iſt das Grund buch unrichtig, weil ein Recht außerhalb des Grund⸗ 
buchs beſteht (z. B. weil es zu Unrecht gelöfcht ift), oder iſt eine beſtehende Verfügungs 
beſchränkung (3. B. die Fideikommißeigenſchaft) im Grundbuche nicht eingetragen, fo 
tann das Grundbuchamt, wenn es davon aus dem Grundbuch oder den Grundakten 
Kenntnis erlangt, die Eintragung eines entgegenſtehenden Erwerbs, ſofern ſich dieſer 
nicht ausnahmsweiſe außerhalb des Grundbuchs vollzieht (KJ 28 A 92), ablehnen ohne 
Rückſicht darauf, daß der Erwerber möglicherweiſe ſeinerſeits bei Stellung des Eintragungs⸗ 
antrags keine Kenntnis davon hatte; denn den Erwerber fchüßt fein guter Glaube erſt dann, 
wenn er das Recht erworben hat, und durch den nur für den Fall des Erwerbs hinſichtlich 
des Zeitpunkts der Kenntnis maßgebenden Eintragungsantrag erwirbt er das Recht noch 
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nicht (RJA 4, 110; KJ 28 A 93, auch RG 57, 281). — Iſt eine Auflaſſung gemäß 
Art 143 CG vor einer anderen Behörde als dem Grundbuchamte erklärt (8 925 
A 12), ſo kommt es auf deu Zeitpunkt des Eingangs der Auflaſſungsverhandlung nebſt dem 
Eintragungsantrage beim Grundbuchamte an, da erſt daun bei dieſem der Antrag geſtellt iſt 
(ogl. RG 53, 88). — Vorausgeſetzt iſt immer, daß die ſonſtigen Erforderniſſe fürzeinen rechts⸗ 
gültigen Erwerb vorliegen. Hat aber jemand als Nichtberechtigter oder als Vertreter ohne 
Vertretungsmacht zugunſten des Erwerbers verfügt, ſo wirkt die den Erwerb gemäß 
88 177, 185 gültig machende Genehmigung des Berechtigten oder Vertretenen nach 8 184 
dergeſtalt zurück, daß der Erwerber gefchügt iſt, wenn er zur Zeit der Vornahme des Erwerbs ⸗ 
akts, inſonderheit des durch Eintragung erledigten Eintragungsantrags, in gutem Glauben war 
(RG 69, 270). — Vgl. hinſichtlich Kenntnis des Zwangsverſteigerungsantrags § 23 BUG. — 
Im § 20 Abſ 2 Aufwch v. 16. 7. 25 iſt für den Fall der Wiedereintragung einer ge- 
löſchten, aber nach $ 14 (kraft Vorbehalts) oder 9 15 (kraft Rückwirkung bei Annahme der 
Leiſtung in der Zeit vom 15. 6. 22 bis zum 14. 2. 24) aufwertungsfähigen Hypothek mit 
Rücksicht auf die durch etwaigen zwiſchenzeitlichen gutgläubigen Erwerb des Eigentums oder 
eines beſchränkten Rechtes am Grundſtück herbeigeführte Hinderung bzw. Rangverſchlechterung 
(ſ. A 10) die entſprechende Anwendung der Vorſchriften über den öffentlichen Glauben des 
Grundbuchs vorgeſchrieben, wenn in dem in $ 892 Abſ 2 BOB beſtimmten Zeitpunkt eine dem 
$ 29 GBO entsprechende Löſchungsbewilligung oder löſchungsfähige Quittung bereits erteilt 
war oder gleichzeitig erteilt wurde. Das bedeutet: der Erwerber ſoll geſchützt ſein, wenn er zu 
der Zeit, als er den Antrag auf Eintragung des von ihm erworbenen Rechtes ſtellte, oder, falls 
die zu feinem Rechtserwerbe nach 9 873 erforderliche Einigung erſt ſpäter zuſtande gekommen 
ift, zur Zeit der Einigung in dem zu vermutenden guten Glauben an die Richtigkeit des Grund⸗ 
buchs ſich befand und zugleich eine öffentlich beglaubigte Löſchungsbewilligung oder Quittung, 
auf Grund deren demnächſt die Löſchung der Hypothek erfolgt iſt (NG 117, 107; OLG 46 
S. 50, 51), in einem der genannten Zeitpunkte bereits erteilt war oder gleichzeitig erteilt 
wurde (RG 116 ©. 102, 161, 345, 350; JW 1927, 1027). Über den Begriff und den Zeit⸗ 
punkt des „Erteiltſeins“ vgl. RG 116, 345; OLG 46 S. 48, 51. Über die Erforderniſſe für 
Annahme der Bösgläubigkeit des Erwerbers ſ. A 10 a. E. Dadurch, daß der Erwerber die 
demnächst gelöſchte Hpyothek im Kaufvertrag übernommen und ſich zur Herbeiführung ihrer 
Löſchung verpflichtet hat, wird, da hierdurch nur ſchuldrechtliche Beziehungen geſchaffen 
werden, die Bösgläubigkeit nicht dargetan (RG 116, 161; OLG 46, 52; vgl. jedoch JW 1925 
S. 2629, 2640). 
§ 893 


Die Vorſchriften des § 892 finden entſprechende Anwendung!), wenn 
an denjenigen, für welchen ein Recht im Grund buch eingetragen ift?), auf 
Grund dieſes Rechtes eine Leiſtung bewirkt?) oder wenn zwiſchen ihm und 
einem anderen in Anſehung dieſes Rechtes) ein nicht unter die Vorſchriften 
des S 892 fallendes Rechtsgeſchäft vorgenommen wird, das eine Verfügung 
über das Recht enthält“). 

E I 888 II 811; M 3 228; P 3 86 f. 


1. Zufolge entſprechender Anwendung des 5 892 gilt derjenige, an den auf fein 
eingetragenes Recht eine Leiſtung bewirkt wird oder der eines der im Halbſ 2 
bezeichneten Rechtsgeſchäfte hinſichtlich feines eingetragenen Rechtes vor⸗ 
nimmt, zugunſten des anderen Teiles als der wirklich Berechtigte, auch wenn er dies tat⸗ 
ſächlich nicht iſt RO IW 1927, 1626; OLG 18, 110), ſowie als zur Verfügung über das Recht 
befugt, auch wenn er in Wirklichkeit, infolge einer nicht eingetragenen Verfügungsbeſchränkung, 
zu der Annahme der Leistung oder zu dem verfügenden Rechtsgeſchäfte nicht befugt iſt, es ſei 
denn, daß gegen den Leiſtungsempfänger ein Widerſpruch für das Recht des wahren Berechtig⸗ 
ten eingetragen oder dem anderen Teile das Beſtehen dieſes letzteren Rechtes bzw. der Ver⸗ 
fligungsbeſchränkung bekannt iſt. Wenn keine der letzteren die Wirkung des öffentlichen 
Glaubens des Grundbuchs ausſchließenden Tatſachen vorliegen, wird der Leiſtende auch 
gegenüber dem wahren Berechtigten bzw. trotz der Verfügungsbeſchränkung 
des Berechtigten befreit (OLG 18, 110), und iſt das verfügende Rechtsgeſchäft 
zugunſten des andern Teiles fo wirkſam, wie wenn der wahre Berechtigte es vor⸗ 
genommen hätte oder der Berechtigte nicht in der Verfügung beſchränkt wäre (MG 116, 181). 
— Wahrer Berechtigter iſt nur derjenige, der tatſächlich Inhaber des Rechtes iſt und 
ſtatt des Leiſtungsempfängers bzw. Verfügenden eingetragen fein ſollte, nicht derjenige, 
der nur einen perſönlichen (ſchuldrechtlichen) Anſpruch auf Einräumung des 
Rechtes hat; ein ſolcher Auſpruch nimmt dem Empfänger bzw. Verfügenden die Be. 
rechtigung nicht, und ſelbſt die Kenntnis davon ſchadet dem anderen Teile nicht (f. $ 892 
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A 10). — Der wahre Berechtigte muß ſich an den Empfän Ver ⸗ 
fügenden halten. Er kann insbeſondere gan 816 Abſ 1 Sat Ir Ab 2 en sn 
Ni der empfangenen Leiſtung bzw. das zufolge der Verfügung Erhaltene verlangen. 
5 ur wenn die Verfügung unentgeltlich erfolgt iſt, hat er gemäß § 816 Abſ 1 Satz 2 auch gegen 
= andern Teil einen Anſpruch auf Herausgabe des auf Grund der Verfügung erlangten 
orteils. Dagegen ſteht ihm gegen den enderen Zeil, auch wenn dieſer fahrläſſig ge⸗ 
handelt hat, ein Schadenserſatzanſpruch nach § 823 nicht zu, da der andere Teil, der 
5 der im § 893 bezeichneten Rechtshandlungen mit oder gegenüber dem als Berechtigter 
ingetragenen vorgenommen hat, auch gegen perſönliche Anſprüche des nicht eingetragenen 
wahren Berechtigten (abgeſehen von dem vorbezeichneten Bereicherungsanſpruch) geſchützt 
iſt, ſofern nicht ihm die Unrichtigkeit des Grundbuchs bekannt oder ein Widerſpruch gegen 
de Richtigkeit des Grundbuchs eingetragen war (RG 85, 61; 90, 397; vgl. 5 892 U 5.— 
e Zeitpunkt, bis zu dem die fragliche Kenntnis des anderen 
er es nicht vorliegen darf, wenn die vorgenannten Wirkungen des öffentlichen 
en zu ſeinen Gunſten eintreten ſollen, iſt der Zeitpunkt, in dem die Leiſtung voll⸗ 
en 159 oder das Rechtsgeſchäft wirkſam wurde, und, wenn zur Wirkſamkeit die Eintragung 
1 erlich iſt, nach 8 892 Abs 2 die Zeit der Stellung des Eintragungsantrags oder, falls das 
ee een 10 ne 19 79 . die Zeit der Vornahme des Rechts. 
75 die 9 t Sondervorſchriften vgl. 8 892 A 6 
„Hypothek“. Hervorzuheben iſt hier daß ber 8 1 itimi er i 
über eine Briefhypothek als eingetra ener Glaubig e ic ee 
Rechtsfolge aber, daß, wenn der o en chuldner e n we Re 
auch von einem andern in Anſpruch J wird, 155 F 
ier n Gläubigers nicht kennt, er an dieſen an beſteiender e e e 
5 1005 Ri ht aus, daß er nach $ 372, ſofern er infolge einer nicht auf Fahrläſſigkeit beruhend 1 
g ngewißheit über die Perſon des Gläubigers feine Verbindlichkeit nicht mit Eich 55 üllen 
ann, ann Wire en bee geſchuldeten Geldbetrags berechtigt iſt, da 8 372 a © 
gen er orausſetzung dem Schuldner die Hinterlegung 0 tatt An 52 15 
ane eh 5 von ihm entſchuldbar als beſtehend angenommenen Gefah a: nn 
A no 50 igerrechte Beanſpruchenden nochmals auf Zahlung belangt 1 925 würde, das 
3,87 orausgeſetzte Intereſſe an der Hinterlegung zuzu 310055 5 N05 97 1 
2. Auf ein eingetragenes Recht, alſo auf Eigentun g been 1 0 
ſtücke oder ein Recht an einem ſolchen Recht be de 
berfügende Rechtsgeschäft bezüglich fei e ( $ 873 A 6) muß geleiſtet worden oder das 
Schuldverhälkn ezüglich ſein, wenn § 893 Anwendung finden ſoll. Recht 8 
fallen erhältniſſen, auch wenn fie zu eingetragenen Rechten in Bez et! f 115 
ang 85 Eu unter $ 893. Daher wird z. B. der Mieter, der die Mietzinsen niht an 2 
Ei 1 Haile wirklich Berechtigten, ſondern an den zahlt, der zwar als Eigentümer 
it, Er cht beft 1 e kn) tatſächlich nicht e 
etwa angenommen hat, dieſer ſei gemäß 8 571 0 die Sei ee be dene 
Auf (aus Verſehen) eie 9 N an die Stelle des, Vermieters getreten (ftr.). — 
vor 875) if d. „die nicht eintragungsfähig find (. Vorbem 2 
Mi dem Schutze des sentlichen ie We Wen e n 
de gere e ee dee ne er e eee dee de 
0 itens igentüm i B. wei 
15 Nane 1 10 gen Nate, ien eee ee 
{ en des urſprünglichen äubigers i i i 
nicht allein berechtigten) Gläubiger 1 Vuchhppochel (. es 1690 4% 
Zahlung von Zinſen ſeitens des Eigentümers auf hypothekariſche Rechte, leichviel ob dieſe ver- 
briefte oder unverbriefte ſind (vgl. 88 1158, 1159, 1160 Abſ 3; f N 50 415); durch Entrich- 
tung der Einzelleiſtungen aus einer Reallaſt. Aber auch durch Erfüllun eines Vorkaufsrechts 
ſowie durch Unterhaltung der für eine Grunddienſtbarkeit beftinmten Anlage im Falle des 
8 1021. Auch Zahlung der Ablöſungsſumme für eine Reallaft und (f. oben) Kapitalzahlungen 
auf Buchhypotheken und Buchgrundſchulden fallen unter $ 893. Dagegen nicht Kapital- 
zahlungen auf Briefhypotheken und Briefgrundſchulden. Denn der eingetragene 
Gläubiger iſt als ſolcher nicht [han durch die Eintragung zur Einziehung des Kapitals legitimiert 
ſondern gemäß 88 1144, 1145 Abſ 1, 1160 Abſ 1 Halb] 1, 1192 erſt dann, wenn er den Brief 
vorlegt (Prot 3, 86; RG 56, 415). — Daß von beſtimmten Perſonen und von welchen die 
Leiſtung bewirkt fein müſſe, iſt im Geſetze nicht vorgeſchrieben. Daher muß $ 893 auch dann An⸗ 
wendung finden, wenn nicht der Eigentümer oder ſonſt ein Verpflichteter, ſondern ein Dritter 
ſei es für jenen oder um das Recht zu erwerben (8$ 1143, 1150, 268), die Leiſtung bewirkt. 
4. Ein nicht unter 8 892 fallendes, eine Verfügung enthaltendes Rechtsgeſchäft iſt nach 
der erſteren Richtung ein ſolches Nechtsgeſchäft, das nicht auf den Erwerb eines 
Rechtes am Grundſtücke oder eines Rechtes an einem ſolchen Rechte (ſ. § 892 A 2 
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gerichtet iſt (RG 56, 415), und nach der anderen Richtung ein ſolches zweiſeitiges oder 
einſeitiges Rechtsgeſchäft, das nicht lediglich der Begründung einer perſönlichen (ſchuldrecht⸗ 
lichen) Verpflichtung zur Einräumung eines Rechtes (vgl. #& 90, 399; Warn 1912 Nr 391), fon» 
dern die unmittelbare Ad e 4 einer dinglichen Rechtsänderung 
(der Übertragung, Belaſtung, Anderung des Inhalts, Aufhebung eines Rechtes) zum Gegen⸗ 
ſtande hat (RG 90, 399; 92, 35; 106, 111; ſ. § 873 A 8). — Zweiſeitige Rechtsgeſchäfte 
dieſer Art find z. B.: die Einigung über Anderung des Inhalts eines Rechtes ($ 877); die 
Verlegung einer Grunddienſtbarkeit gemäß § 1023; die Anderungen hypothekariſcher Rechte 
nach Maßgabe der $$ 1119 Abſ 2, 1180, 1186, 1198, 1203. Wegen der Rangänderung vgl. 
8880 A 2. — Zu den betreffenden einſeitigen Verfügungsgeſchäften gehört beſonders 
die Aufhebung eines Rechtes (vgl. RG 90, 399). Hierzu iſt, wenn es ſichum Aufhebung eines 
ein Recht am Grundſtücke belaſtenden Rechtes handelt, die Aufgabeerklärung des 
Inhabers des belaſtenden Rechtes gegenüber ($ 180 Abſ 1) dem Inhaber des belaſteten Rechtes 
erforderlich und genügend; einer Eintragung bedarf es nicht (. 8 875 A 2). Das belaſtende Recht 
gilt alſo zugunſten des Inhabers des belaſteten Rechtes als wirkſam aufgehoben, wenn der 
Inhaber zur Zeit der Erklärung ihm gegenüber von der Nichtberechtigung des Erklärenden 
keine Kenntnis hat. Zur Aufhebung eines das Grundſtück belaſtenden Rechtes 
iſt nach § 875 Abſ 1 Aufgabeerklärung und Löſchung erforderlich. Iſt die letztere erfolgt, fo gilt 
das Recht trotz Nichtberechtigung des Erklärenden zugunſten des Eigentümers als wirkſam 
aufgehoben, wenn der Eigentümer zur Zeit der Stellung des Löſchungsantrags (J. A 1) keine 
Kenntnis von der Nichtberechtigung hat. Jedoch iſt Vorausſetzung für dieſe Wirkung auch 
hier, daß die Erklärung gegenüber dem Eigentümer abgegeben wird, wiewohl nach $ 875 
Abſ 2, wenn der Erklärende wirklicher Berechtigter iſt, die Abgabe der Erklärung gegenüber 
dem Grundbuchamte zur Aufhebung genügt (ftr.). Denn 8 893 Halbſ 2 erfordert ein „zwiſchen 
dem Eingetragenen und einem anderen vorgenommenes“ Rechtsgeſchäft. Daß dieſer Unterſchied 
beſtehen ſollte, iſt auch bei den Geſetzesvorarbeiten ausdrücklich hervorgehoben worden; nur 
unter der genannten Vorausſetzung ſollte der Eigentümer geſchützt ſein, weil er nur dann in 
ſeinem nach Lage des Grundbuchs begründeten Vertrauen auf die Wirkſamkeit der Aufgabe⸗ 
erklärung getäuſcht ſei (Prot 3, 87). — Ferner gehört zu den fraglichen einſeitigen Verfügungs⸗ 
geſchäften die Kündigung ſeitens des oder (von dem Eigentümer) an den eingetragenen, 
tatſächlich nicht berechtigten Inhaber einer Grundſtücksbelaſtung ſowie die Kündigung 
ſeitens des oder (von dem Rechtsinhaber) an den eingetragenen, tatjächlich nicht berechtigten 
Eigentümer (vgl. RG 90, 399). Sie gilt alſo zugunſten des anderen gutgläubigen Beteiligten 
als rechtsbeſtändig auch dem wahren Berechtigten gegenüber. Jedoch iſt die Kündigung 
einer Hypothek und Grundſchuld beſonders geregelt (vgl. 88 1141, 1156; auch 88 1148, 1155, 
1158 ff., 1192, 1193, 1202). — Auch die Einwilligung und die Genehmigung des Berechtigten 
zu Verfügungen, die ein Nichtberechtigter über einen Gegenſtand trifft (8 185), iſt als Ver⸗ 
fügung im Sinne des $ 898 anzuſehen (RG 90, 899). — Die Erteilung einer Vollmacht 
zur Verfügung dagegen kann im allgemeinen nicht als Verfügung gelten; dadurch erlangt 
zwar der Bevollmächtigte die rechtliche Befähigung, mit Wirkſamleit für den Vollmachtgeber 
über das Recht zu verfligen, ſolange die Vollmacht nicht widerrufen iſt, aber die Vollmachts⸗ 
erteilung iſt nur ein Mittel zur Bewirkung der Verfügung, nicht Verfügung ſelbſt, da ſie für 
ſich allein nicht unmittelbar eine Rechtsänderung herbeiführt. Wenn jedoch eine Vollmacht 
zur Verfügung über eine Sache in der Weiſe erteilt wird, daß fie unwiderruflich iſt, und zu- 
gleich dem Bevollmächtigten Beſitz. und Nutzungsrechte an der Sache eingeräumt werden 
(3. B. im Falle der Erteilung der Vollmacht zur Parzellierung eines Grundſtücks), iſt eine 
Verfügung als gegeben zu erachten, da dann das Eigentumsrecht des Vollmachtgebers hin- 
ſichtlich der freien Verfügungsmacht und des Beſitz und Nutzung umfaſſenden Inhalts un- 
mittelbar eine Anderung erfährt (vgl. RG 90, 400). — Die eine Leiſtung erſetzenden 
Rechtsgeſchäfte (Erfüllungsſurrogate, wie Aufrechnung, Annahme an Erfüllungs Statt) find 
ebenfalls hierher zu zählen. — Nicht Verfügungsgeſchäfte find z. B.: die dem Gebiete 
der Schuldverhältniſſe angehörenden Vermietungen und Verpachtungen, auch wenn ſie durch 
Beſitz- und Gebrauchsüberlaſſung, die nur eine Anderung hinſichtlich des uneintragbaren Beſitzes 
enthält, vollzogen iſt, ſo daß der wahre Eigentümer an einen von einem Bucheigentümer oder 
einem zu Unrecht eingetragenen Nießbraucher geſchloſſenen Mietvertrag (Pachtvertrag) nicht ge⸗ 
bunden iſt (ftr.; RG 106, 112; KG 51, 298); die nicht als ſachenrechtliches Rechtsgeſchäft ſich 
darſtellende Prozeßführung, ſo daß ein gegen den eingetragenen Nichtberechtigten (z. B. auf Auf 
hebung des Rechtes) erſtrittenes Urteil gegenüber dem ſeine Eintragung erlangenden Berech- 
tigten, der nicht Rechtsnachfolger ($ 325 ZPO) des Nichtberechtigten iſt, nicht wirkt (ſtr.; vgl. 
M 3, 223); die Bewilligung der Eintragung einer Vormerkung (vgl. § 883 A 8). In letzterer 
Hinſicht iſt zu bemerken, daß, ſelbſt wenn die Bewilligung einer Vormerkung als ein Verfügungs⸗ 
geſchäft anzuſehen wäre (dahingeſtellt gelaſſen in R& 116, 241), doch die im 8893 beſtimmte 
entiprechende Anwendung des § 892 nur dazu führen könnte, daß der Verfügende als Be⸗ 
rechrigrer zu gelten hätte, auch wenn er nicht der wahre Berechtigte wäre (ſ. A 1), nicht dazu, 
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daß auch der übrige Inhalt des Grundbuchs, der zu der Verfügung in keiner Beziehung ſteht, 
zugunſten des Vormerkungsgläubigers als richtig zu gelten hätte. Die weitere Wirkung des 
öffentlichen Glaubens des Grundbuchs würde nur nach $ 892 ſelbſt eintreten, wenn die Vor⸗ 
merkung ein „Recht“ wäre, was verneint wird (§ 883 A 8 Abſ 5). Dies iſt von Bedeutung 
für die Frage, ob, wenn eine gelöſchte Hypothek nach $ 14 (kraft Vorbehalts) oder § 15 (kraft 
Rückwirkung) Aufwc v. 16. 7. 25 in Höhe des Aufwertungsbetrags gemäß § 20 wieder⸗ 
einzutragen iſt, eine inzwiſchen auf Bewilligung des Eigentümers eingetragene Vormerkung 
G. B. zur Sicherung des Anſpruchs auf Eintragung einer wertbeſtändigen Hypothek) im 
Range der wiedereinzutragenden Hypothek vorgeht, ſofern der Vormerkungsgläubiger hin⸗ 
ſichtlich des Nichtbeſtehens der gelöſchten Hypothek in gutem Glauben war. Dies iſt zu ver⸗ 
neinen, ſelbſt wenn man in der Bewilligung der Vormerkung eine Verfügung ſehen wollte 
(a. M. JW 1925, 1415! IFG 2, 403], wo zwar verneint wird, daß die Vormerkung ein 
Recht im Sinne des $ 892 ſei, aber $ 893 für anwendbar erachtet wird; ferner a. M. OLG 
46, 60, JSG 4, 336, wo in der Bewilligung einer Auflaſſungsvormerkung ebenfalls eine 
Verfügung gefunden und der vorgemerkte Anſpruch, wenn er wirklich zum Rechtserwerb führe, 
unter den öffentlichen Glauben des Grundbuchs geſtellt wird). 


8 894 


Steht der Inhalt des Grund buchs in Anſehung eines Rechtes an dem 
Grundſtück, eines Rechtes an einem ſolchen Rechte oder einer Verfügungs⸗ 
beſchränkung der im § 892 Abſ 1 bezeichneten Art mit der wirklichen Rechts⸗ 
lage nicht im Einklange ), jo kann derjenige, deſſen Recht nicht oder nicht 
richtig eingetragen oder durch die Eintragung einer nicht beſtehenden Be⸗ 
laſtung oder Beſchränkung beeinträchtigt iſte), die Zuſtimmung zu der Be⸗ 
richtigung des Grundbuchs?) von demjenigen‘) verlangen“), deſſen Recht 
durch die Berichtigung betroffen wird!). \ 

E 1848 II 818; M 3 294 ff.: P 3 102 f.; 4 589; 6 886. 


(Nießbrauch oder Pfandrecht an einer Neallaft oder an einem Fari N i 

g othekariſchen Rechte) nicht 
eingetragen iſt, dennoch aber außerhalb des Grundbuchs e NER A ee diecht 
zwar eingetragen ift, aber nicht mit dem feinen Weſen und feiner Bedeutung entſprechenden 


) hinſichtlich Beſtehens eines nicht eingetragenen Rechtes: wenn ein eingetragenes 
Recht nicht durch Rechtsgeſchäft, ſondern kraft a ohne Eintragung 9 einem 
anderen erworben wird (ogl. § 892 A 4, kraft Geſetzes“). Z. B.: durch Erbfolge (88 1922, 
1937, 1941, 1942, 2139 |. KJ 25 A 115; RIA 13, 268: als Eigentümer eines zum Ge. 
ſamtgute der ehelichen Gütergemeinſchaft gehörenden Grundſtücks find nach dem Tode des 
einen Ehegatten der überlebende Ehegatte und die Erben eingetragen, jedoch nicht auch, daß 
der überlebende Ehegatte als Miterbe ebenfalls beteiligt iſt; KJ 51, 189: der Vorerbe 
iſt noch als Eigentümer eingetragen während zufolge Eintritts der Nacherbfolge der Nach 
erbe das Eigentum erlangt hat; OLG 5, 485; KJ 49, 178: iſt durch Auflaſſung eines Nach. 
laßgrundſtücks ſeitens des Vorerben an einen Dritten das Recht des Nacherben gemäß § 2113 
beeinträchtigt oder vereitelt worden, ſo kann er nach Eintritt des Nacherbfalles als nun- 
mehriger Vollerbe Berichtigung des Grundbuchs durch ſeine Eigentumseintragung verlangen; 
R 102, 335: iſt auf Grund Löſchungsbewilligung des Vorerben ohne Zuſtimmung des Nach⸗ 
erben [die die Verfügung des Vorerben gemäß 8 185 voll wirkſam machen würde, RG 61, 232; 
70, 83; 102, 337] die Löſchung einer zum Nachlaß gehörenden Hypothek erfolgt, wodurch das 
Recht des Nacherben beeinträchtigt oder vereitelt wird, ſo iſt nach Eintritt des Nacherbfalls 
für den Nacherben gemäß § 2113 Abſ 1 ein Anſpruch auf Berichtigung des Grundbuchs mit 
dem Ziele der Wiedereintragung der Hypothek mit dem bisherigen Range gegeben [joweit 
nicht ein etwa inzwiſchen eingetretener Erwerb in gutem Glauben an die Richtigkeit des Grund 


154 Sachenrecht 


buchs ſolchem Anſpruch entgegenfteht]); — durch Eintritt der ehelichen Gütergemeinſchaft 
(88 1438 Abſ 2, 1485 Abs 3, 1519 Abſ 2; pgl. N 108, 286 und über die Frage, ob im Falle des 
Grundſtückserwerbs durch den Mann zur Berichtigung des Grundbuchs durch Miteintragung der 
gütergemeinſchaftlichen Frau nach § 22 GBO es der Zuſtimmung der Frau bedarf, RG 84, 
326; KGJ 40, 158; 48, 210; RA 18, 160; 13, 163; vgl. auch RG 84, 71; und über die Frage, 
ob im Falle der Errungenſchaftsgemeinſchaft zur Miteintragung des Mannes auf ein von 
der Frau erworbenes Grundſtück die Zuſtimmung des Mannes erforderlich iſt, RIA 14, 69) 
oder durch ihre Beendigung zufolge rechtskräftiger Scheidung (88 1470 ff.; OLG 9, 331); — 
durch Verſtaatlichung einer Aktiengeſellſchaft unter Ausſchluß der Liquidation nach 
$ 304 HOB (KGJ 47, 121: entſprechend anzuwenden auf die Verſchmelzung eines Ver ⸗ 
ſicherungsvereins auf Gegenſeitigkeit nach Vu v. 12. 5. 01 mit einer öffentlichrechtlichen 
Verſicherungsanſtalt unter Ausſchluß der Liquidation), durch Verſchmelzung zweier Attien⸗ 
geſellſchaften unter Ausſchluß der Liquidation gemäß § 306 HGB (KGJ 46, 190; nicht 
auch im Falle der Verſchmelzung mit Liquidation nach § 803 HGB; vgl. KGJ 46, 194); — 
bei der Hypothek ferner (insbeſondere zufolge Befriedigung oder Verzicht des Gläubigers) 
gemäß 98 1143, 1150, 1163, 1164, 1168, 1170 Abſ 2, 1171 Abſ 2, 1173, 1174, 1177, 1182, 
268 Abſ 3, 426 Abf 2, 774 (vgl. RG 80, 319; 101, 233; KJ 36 A 179; OLG 18, 198; 
25, 376), ſowie wenn die zufolge Beerbung des Hypothekengläubigers durch den Hypotheken. 
ſchuldner und Eigentümer auf dieſen als Grundſchuld übergegangene Hypothek (. 8 1163 A 5) 
auf den Eigentümer umgeſchrieben oder gelöſcht iſt und dann zufolge Anordnung der Nachlaß ⸗ 
verwaltung oder der Eröffnung des Nachlaßkonkurſes die Hypothekenforderung gemäß 8 1976 
als nicht erloſchen gilt, fo daß nunmehr die Hypothek als ſolche wieder auflebt und ſie dem⸗ 
gemäß als Hypothek (für den Erben) umzuſchreiben bzw. wieder mit dem früheren Range 
einzutragen ift, ſoweit dem nicht ein etwa inzwiſchen eingetretener Erwerb in gutem Glauben 
an die Richtigkeit des Grundbuchs (8 892) entgegenſteht (RIA 16, 148); — weiter durch Zu⸗ 
ſchlag des Grundſtücks in der Zwangsverſteigerung (8 90 3G); vgl. RIA 13, 147 darüber, 
ob das Vollſtreckungsgericht bei dem Erſuchen an das Grundbuchamt nach 8130 3G auch 
um Eintragung der Erben des Erſtehers zu erſuchen zuſtändig iſt); — die eine Eintragung 
nicht erfordernde Übertragung, Pfändung und Überweiſung von Briefhypotheken 
(8 1154 BGB; 88 830, 837 ZPO; KJ 49, 206); — die Abtretung eines eingetragenen Nach ⸗ 
erbenrechts (RG 88, 437; vgl. $ 892 A 11 Abſ 2 und bezüglich der Verpfändung und Pfän⸗ 
dung unten d); — wenn ein Recht wegen Nichtigkeit der vom Berechtigten erteilten Löſchungs. 
bewilligung (oder wegen ihres Zugehens an den Empfangsberechtigten ohne Willen des Be⸗ 
rechtigten 1. $ 875 A 7) oder wegen fehlender Verfügungsbefugnis des die Löſchung Bewil⸗ 
ligenden oder aus ſonſt einem Grunde zu Unrecht gelöſcht iſt 66 78, 175; 82, 22; 88, 286; 
Warn 1912 Nr 11; Gruch 52, 957; KGJ 34 A 267; 48, 188; JFG 2, 293; . § 891 A 6); — 
wenn eine gelöſchte Hypothek nach $ 14 oder $ 15 Aufwch v. 16. 7. 25 kraft Vorbehalts 
oder kraft Rückwirkung aufzuwerten iſt (JW 1925, 1796˙; IF 3, 342; |. hierüber Näheres 
A 5 a. E.) — wenn beim Abſchreiben einer veräußerten Parzelle ein auf dem Hauptgrund⸗ 
ſtück eingetragenes Recht zu Unrecht auf die Parzelle nicht mitübertragen iſt, was 
einer Löſchung des Rechtes an der Parzelle gleichkommt (§ 47 Abſ 2 GBO; KGJ 27 A 116; 
46, 211; OG 40, 57; . 8 875 A 6); — wenn im Falle der Übertragung eines Rechtes 
eine Einigung überhaupt nicht zuſtande gekommen oder die Einigung nichtig oder an⸗ 
fechtbar und angefochten iſt (vgl. $ 925 A 6, und über Auflaffung: aus Irrtum NZU 9, 59, 
zufolge Betrugs R ZW 96, 36244, zum Schein RG 79, 165; JW 02 Beil 202, ſowie 
über Übertragung eines Rechtes ohne Vertretungsmacht NG 69, 266; Gruch 52, 957; DLG 
18, 110); — wenn eine dem A gehörende Grundfläche (Parzelle) auf das Grundbuchblatt 
des ae 1 8 iſt (RG 68, 24; KGJ 26 A 2455 . $ 891 A 3, 8 892 A 6 
„tatfächliche Angaben“); \ . 

bp) hinsichtlich Nichtbeſtehens eines eingetragenen Rechtes: wenn es wegen Fehlens einer 
Einigung (8 873) nichtig iſt (KJ 39 A 177; auch RG 88, 89; 89, 371); — wenn ein eingetragenes 
Recht außerhalb des Grundbuchs (ohne Löſchungseinſchreibung) durch Rechtsgeſchäft 
erloſchen ift, wie ein Pfandrecht an einer Reallaſt oder an einem hypothekariſchen Rechte 
durch rechtsgeſchäftliche Aufhebung (8875 A2); — wenn zufolge Ausſchlußurteils ein Recht 
ohne Löſchung (ſ. dagegen § 927 Abſ 2) erliſcht, wie ein Vorkaufsrecht (5 1104 Abſe I Satz 2), 
eine Reallaſt (8 1112), ein Pfandrecht an einer Reallaſt oder an einem hypothekariſchen Rechte 
(88 1273, 1269); — wenn ein Recht durch Vereinigung mit dem belaſteten Eigentum oder 
mit dem befafteten Rechte erliſcht, wie die Hypothek, Grundſchuld, Reallaſt nach 88 1178 
(Rückstände von Zinſen uſw.), 1107, 1200, der Nießbrauch und das Pfandrecht nach 88 1003, 
1068, 1072, 1256, 1273; — wenn eine Grunddienſtbarkeit oder beſchränkte perſönliche 
Dienſtbarkeit nach Maßgabe der 88 1028, 1090 Abſ 2 zufolge Verjährung des An ⸗ 
ſpruchs daraus (zum Teil) erliſcht; — wenn ein Recht zufolge Eintritts eines Ereig 
niſſes kraft Geſetzes erliſcht, wie der Nießbrauch durch den Tod des Nießbrauchers 
(5 1061 BOB; vgl. 8 23 GBO), eine Grunddienſtbarkeit gemäß §8 1025, 1026 zufolge Teilung, 
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eine Geſamthypothek auf einem der haftenden Grundſtücke in den Fällen der 88 1173 Abſ 1, 
1174 Abſ 1, 1181 Abſ 2 (RG Warn 1912 Nr 259); — wenn ein auflöſend bedingtes oder zeitlich 
begrenztes Recht infolge Eintritts der Bedingung oder des Endtermins erliſcht 
(88 158 Abſ 2, 163; |. RG JW 02 Beil 222, auch 250), fo z. B. auch, wenn der Eigentümer 
dem nur als Vorerbe bis zu einem beſtimmten Zeitpunkt das Eigentum am Grundſtück zu⸗ 
ſteht, eine Hypothek ohne Zuſtimmung der Nacherben beſtellt hat und beim Eintritt des 
Nacherbenfalles (nach dem Grundſatz: resoluto jure concedentis resolvitur jus concessum, 
vgl. 55 158 Abſ 2, 161 Abſ 2, 163, 2113) mit dem Eigentum des Hypothekbeſtellers auch 
die Hypothek erloſchen iſt (RG Warn 1914 Nr 126); — wenn Miterben vor erfolgter Aus 
einanderſetzung irrtümlich ohne Auflaſſung (j. 8925 A 2) als Miteigentümer nach Bruch⸗ 
teilen eingetragen worden find (vgl. KGJ 51, 220); — wenn ein Recht zufolge Zuſchlags 
in der Zwangsverſteigerung gemäß $ 91 3G, eine Hypothek zufolge Befrie⸗ 
digung aus dem Grundſtücke gemäß § 1181 erliſcht; 
e) hinſichtlich nicht richtiger oder unvollſtändiger Eintragung eines Rechtes (vgl. OLG 45, 
288): wenn der mit einem Rechte belaſtete Miteigentumsanteil nicht gemäß 948 GBO in 
einem Bruchteil angegeben iſt (RG 54, 85; OLG 14, 185; . 9895 A1); — wenn Eheleute 
als Miteigentümer eines Grundſtücks eingetragen ſind, während dieſes zum Geſamtgut der 
zwiſchen ihnen beſtehenden Fahrnisgemeinſchaft (88 1549, 1438) gehört (K GJ 50, 151) — 
wenn Miterben als Eigentümer in Erbengemeinſchaft eingetragen ſind, einer der Miterben 
aber ſeinen Anteil am geſamten Nachlaſſe gemäß 88 398, 413, 1274, 2033 rechtswirkſam 
einem andern übertragen oder verpfändet hat (vgl. RIA 6, 235; 10, 69; KJ 26 A 114; 
33 A 231; OLG 4, 190; 5, 427 25, 377); — wenn bei einer Hypothek das Schuldverhältnis, auf 
dem die geſicherte Forderung beruhen ſoll, oder auch ſonſt der Inhalt des Rechtes, ins- 
beſondere in Anbetracht der Eintragungsbewilligung, im Grund buche nicht richtig ein ⸗ 
geſchrieben iſt (vgl. RG 57, 321; JW 02, 42114, Beil 194; 03 Beil 48; 06, 181); wenn 
et die Eintragung mit der zugrunde liegenden Einigung nicht übereinſtimit, ins⸗ 
eſondere unvollſtändig 95 B. bei einer Hypothek die getroffene Kündigungsbeſtimmung nicht 
eingetragen) iſt (K GJ 53, 174), es ſei denn, daß anzunehmen iſt, es würde die Einigung auch 
1 eingetragenen Teil des Rechtsinhalts vorgenommen fein (§ 189; vgl. KJ 
e 175); — wenn im Falle der Übertragung eines Teiles einer verbrieften Hypothek 
oder Grundſchuld die Übertragung (verſehentlich) zu einem geringeren als dem ab- 
getretenen Betrage für den Erwerber eingetragen worden iſt; — wenn ein Recht (z. B. 
Aufoige Nichtigkeit der Einigung über eine Rangänderung) nicht mit dem ihm zuſtehenden 
ange eingetragen iſt (. 9 880 A 8, ſowie hier A 2 Abſ 2); — wenn im Auseinander- 
letzungsverfahren nach preußiichem Recht auf Grund eines beſtätigten Rezeſſes oder auch 
fiene Fe eee n im Beſitzſtande eingetreten, 
j an die Stelle eines abgefundenen Grundſtü i ück ge 
11 5 it (69 38 K. 250: 50, 145) 9 ſtücks das Abfindungsgrundſtück ge 
d) hinſichtlich einer Verfügungsbeſchränkung: wenn eine Bedingung oder Zeitbeſtim⸗ 
mung, unter die ein eingetragenes Recht geſtellt worden, nicht eingetragen iſt (1.892 A 11); 
wenn das Recht des Nacherben (88 2113ff.) bei dem Rechte des Vorerben nicht einge ⸗ 
tragen tft (. $ 897 A 8; 8 52 8; M& Gruch 48, 1022; KG J 52, 144; OLG 40, 125); — 
wenn bei einem eingetragenen Nach erbenrecht deſſen Verpfändung oder Pfändung, die 
ſelbſt ſich als Verfügungsbeſchränfung darſtellen, nicht eingetragen find (NRG 83, 438; KJ 42, 
239; 42, 241; 47, 167; vgl. $ 892 A 11 Abſ 2 und bezüglich der Abtretung oben a); — wenn 
ein Pfandrecht an dem Anteilsrecht eines Miterben an dem gemäß $ 2032 Abſ 1 im 
gemeinſchaftlichen Vermögen der Erben ſtehenden Nachlaſſe, das gemäß SS 1273, 1274 wirk⸗ 
ſam beſtellt werden kann (RG 84, 396; 87, 324), in dem Falle des Vermerks im Grundbuche 
über ein Nachlaßgrundſtück, daß die Miterben in ihrer Geſamtheit (wie Eigentümer des ganzen 
ungeteilten Nachlaſſes jo. auch) Eigentümer des Grundſtücks (RG 90, 235) feien, nicht eingetragen 
iſt, da nach dem Grundbuche der Miterbe in Gemeinſchaft mit den anderen Miterben unbe- 
ſchränkt über das Grundſtück verfügen könnte, während nach der wirklichen Rechtslage zufolge der 
Pfandbeſtellung gemäß $ 1276 (RG 84, 899) er zur Verfügung der Zuſtimmung des Pfand 
gläubigers bedarf, inſofern alſo das Grundbuch, weil eine beſtehende Verfügungsbeſchränkung 
(die aber nicht eine rechtsgeſchäftliche nicht eintragbare] Verfügungsbeſchränkung im Sinne 
des $ 187 ift, Sondern ſich aus dem dinglichen Recht an fremdem Gegenſtand ergibt, Rc 90, 237) 
nicht eingetragen, unrichtig iſt (RG 90, 263); — wenn ein Veräußerungsverbot der in den 
88 135, 136 bezeichneten Art bei dem davon betroffenen Rechte nicht eingetragen iſt (über die 
Frage, ob in ſolchem Falle der durch das Verbot Geſchützte Berichtigungsberechtigter iſt, . A 3 
Abſ 1 a. E.), wobei jedoch zu bemerken iſt, daß die Zuſtimmung des durch die Eintragung Be⸗ 
troffenen meiſtens durch Eintragungserſuchen einer zuſtändigen Behörde erſetzt werden wird (vgl. 
NIA 6, 239 und § 892 A 12); — wenn eine eingetragene Verfügungsbeſchränkung tat- 
ſächlich nicht entſtanden iſt (3. B. weil die Einigung über die Bedingung oder die letztwillige 
Verfügung bezüglich eines eingetragenen Nacherbenrechts nichtig iſt) oder ſie zwar entſtanden, 
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aber wieder aufgehoben iſt (3. B. eine einſtweilige Verfügung mit Veräußerungsverbot 
durch vollſtreckbare Entſcheidung). — Dagegen wird ein dem Schutze des Nacherben dienender 
Vermerküber ſein Nacherbenrecht durch Eintritt des Nacherbfalles nicht unrich⸗ 
tig, ſolange noch die Möglichkeit eines Rechtsverluſtes, namentlich durch Verfügungen der Erben 
des Vorerben, beſteht (K GGJ 49, 179). Auch wenn der Vorerbe über ein zur Erbſchaft gehören 
des Grundſtück oder über ein zur Erbſchaft gehörendes Recht an einem Grundſtück zugunſten 
eines Dritten verfügt hat, ohne daß zuvor das Nacherbenrecht eingetragen war oder der Nacherbe 
feine Zuſtimmung zu der Verfügung erteilt hatte, ſteht dem Nacherben, ſofern nicht der Ver⸗ 
fügende befreiter Vorerbe war und die Verfügung gegen Entgelt erfolgte (88 2136, 2113 
Abſ 2), der Berichtigungsanſpruch auch noch gegen den Erwerber, ſoweit dieſer ſich nicht auf 
guten Glauben an die Richtigkeit des Grundbuchs berufen kann ($ 2113 Abf 3), auf Zuſtim⸗ 
mung zur Eintragung des Nacherbenrechts zu (abgeſehen von dem Recht auf Eintragung eines 
Widerſpruchs gegen die Eintragung des Erwerbers nach § 899 oder nach 8 54 GBO; KGJ 
52, 140; OG 40, 125), da er durch die Eintragung des Nacherbenrechts dagegen, daß, wenn 
der Erwerber weiter verfügt, gegenüber ſeinem Recht, im Falle des Eintritts der Nacherbfolge 
die Unwirkſamkeit der erſten Verfügung geltend zu machen, der zweite Erwerber ſich etwa 
auf guten Glauben an die Richtigkeit des Grundbuchs berufen könnte (8 2118 Abf 1, 8), ge⸗ 
ſichert wird (KGGJ 52, 144). Dies gilt auch dann, wenn noch der Erblaſſer als Rechtsinhaber 
eingetragen ſtand und nun der Vorerbe, da er durch die Verfügung zugunſten des Dritten 
ſein Verfügungsrecht verloren hat, nicht mehr als Rechtsinhaber eingetragen werden kann; 
§ 52 GBO, betreffend die gleichzeitige Eintragung des Nacherbenrechts von Amts wegen bei 
der Eintragung des Vorerben, kommt hier, wo es ſich um Bewilligung der Eintragung des 
Nacherbenrechts handelt, nicht in Betracht und das Nacherbenrecht beſteht ſelbſtändig und 
unabhängig davon, ob der Vorerbe eingetragen iſt oder nicht (vgl. KG 52, 145). 

Die Vormerkung ($ 883) und der Widerſpruch (5 899) entſtehen erſt durch Eintragung. 
Der Inhalt des Grundbuchs iſt daher troß Fehlens ihrer Eintragung mit der wirklichen Rechts. 
lage im Einklange, jo daß 8 894 keine Anwendung findet. Gleiches gilt, wenn eine Vormerkung 
oder ein Widerſpruch zu Unrecht gelöſcht iſt (ſtr.; RZA 12 S. 75, 170; KG 49, 182; 50, 173), 
oder wenn eine eingetragene Vormerkung oder ein eingetragener Widerſpruch wegen Nicht- 
beſtehens des geſicherten Anſpruchs bzw. des geſicherten dinglichen Rechtes oder aus ſonſt 
einem Grunde hinfällig geworden iſt. Im erſteren Falle bleibt die Vormerkung oder der 
Widerſpruch nicht, wie ein dingliches Recht, beſtehen, ſondern erliſcht (fir.; KJ 40, 182; 
50, 173; vgl. hierzu bezüglich einer zu Unrecht gelöſchten Vormerkung nach 8 18 Abſ 2 G 
8 888 A 2), und im zweiten Falle ift zufolge der Hinfälligkeit, da die Vormerkung und der 
Widerſpruch keine dinglichen Rechte am Grundſtücke oder an einem das Grundſtück belaſtenden 
Rechte ſind, die „Rechtslage“ des Grundſtücks nicht geändert, ſo daß in beiden Fallen das 
Grundbuch nicht unrichtig iſt. Die Wiedereintragung in dem erſten und die Löſchung in dem 
zweiten Falle iſt auf einem anderen Wege als dem des $ 894 herbeizuführen. Vgl. hierüber 
das Nähere in § 883 A 2, 8 886 A 2, 3. Die Abtretung, Verpfändung oder Pfändung des 
durch Vormerkung geſicherten Anſpruchs erſtreckt ſich auch auf die Vormerkung, wie unter 
entſprechender Anwendung des 8 401 anzunehmen ift (pal. $ 883 A 8 Abſ 4). Die Über⸗ 
tragung bzw. Belaſtung des Anſpruchs kann ebenſo, wie der Anſpruch im Grundbuche vor- 
gemerkt werden kaun, im Grundbuche vermerkt werden (KGJ 35 A 314; 43, 210). 

Ferner ift das Grundbuch nicht unrichtig, wenn für jemanden lediglich ein perſönlicher 
(ſchuldrechtlicher) Anſpruch auf Einräumung eines dinglichen Rechtes am Grundſtück oder 
an einer Grundſtücksbelaſtung, oder auf Aufhebung eines ſolchen Rechtes beſteht; denn 
eine Unrichtigkeit des Grundbuchs liegt nur dann vor, wenn die Rechtslage hinſichtlich der 
dinglichen Rechte eine andere als nach dem Inhalte des Grundbuchs ift (vgl. RG 53, 377; 
60, 264; SeuffA 61 Nr 272, auch RO 65, 365). In derartigen Fällen kann nur auf Grund des 
Schuldverhältniſſes mit der perſönlichen Klage gegen den Verpflichteten die Herbeiführung 
der Eintragung bzw. der Löschung des Rechtes verfolgt werden. Vgl. hierüber das Nähere 
in 8 875 A 4; $ 925 A 6. Über den Fall einer dem § 46 GBO oder der Vereinbarung der 
Beteiligten nicht entſprechenden Rangeintragung vgl. 8 879 A 4, 8. Hervorzuheben iſt 
hier insbeſondere hinſichtlich des Falles der Aufhebung eines Rechtes, daß, wenn die einer 
Eintragung zugrunde liegende (dingliche) Einigung ($ 873 Abſ 1) an ſich rechtsgültig 
und nur das (schuldrechtliche) Grundrechtsgeſchäft nichtig iſt oder fonft kein echte 
grund für die Beſtellung des Rechtes beſtand, nicht etwa ein (dinglicher) Berichtigungsanſpruch 
aus 8 894 gegeben ift, ſondern lediglich ein perſönlicher Anſpruch, namentlich wegen ungerecht⸗ 
fertigter Bereicherung nach 88 812ff., auf Beſeitigung der Eintragung in Frage kommt 
(vgl. RG 51, 422; 63, 185; 66, 389; Gruch 52, 958; RA 7, 278). Ferner wird durch An⸗ 
fechtung auf Grund des AnfG oder der 88 20ff. KO das durch die anfechtbare 
Veräußerung an einem Grundſtück oder an einem das Grundſtück belaſtenden Rechte erlangte 
eingetragene Recht nicht aufgehoben, da die Anfechtung den Rechtserwerb nicht unwirkſam 
macht (vgl. $ 883 A 2, ſowie hier A 2 Abf 2). Daher wird das Grundbuch nicht unrichtig 
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und iſt ſomit ein Berichtigungsanſpruch nicht gegeben (RG 71, 178; OLG 10, 203; vgl. hier 

A 2 Abſ 2; a. M. OLG 21, 409). Vgl. auch RG SW 01, 130385 (feine Unrichtigkeit des 

Grundbuchs, wenn der eingetragene Gläubiger eines verbrieften hypothekariſchen Rechtes 

a 1 iſt, einem anderen nur ein perſönliches Zurückbehaltungsrecht an dem 
riefe zuſteht). 

Unter der wirklichen Rechtslage, mit der das Grundbuch nicht in Einklang ſteht, iſt 
die materielle Rechtslage zu verſtehen. Durch Vorhandenſein der formellrechtlichen Voraus⸗ 
ſetzungen für die Eintragung (wie Eintragungsbewilligung und Antrag) wird nicht der 
Berichtigungsanſpruch ausgeſchloſſen, wenn zwiſchen Grundbuch und der materiellen Rechts⸗ 
lage ein Widerſpruch beſteht (RG 51, 420); und umgekehrt ift ein Berichtigungsanſpruch 
nicht gegeben, wenn zwar die Eintragung wegen Fehlens der (formellen) Vorausſetzungen 
für ihre Vornahme hätte unterbleiben ſollen, ſie aber der materiellen Rechtslage entſpricht 
(OLG 25, 878). — Nicht um Berichtigung des Grundbuchs im Sinne des $ 894 handelt es 
ſich, ſondern um Richtigſtellung der Einſchreibung in das Grundbuch, wenn nachrichtliche 
Vermerke, tatſächliche Angaben im Sinne der A 3 8 891 und ähnliches, wodurch Inhalt, 
Umfang oder Wirkſamkeit der eingetragenen Rechte nicht berührt wird, der Wirklichkeit ent 
ſprechend geändert werden (3. B. Beſeitigung von bloßen Schreibfehlern, verſehentlichen 
Bezeichnungen, unzutreffenden Beſchreibungen, Undeutlichkeiten hinſichtlich des Umfangs 
des Rechtes, R IW 1911, 9768; KGJ 25 A 104; 27 A 244; 38 A 237; OLG 7, 197; 8, 
211 8, 219; 8, 310; 15, 345; 16, 151; 16, 156; 18, 210; Richtigſtellung des Erwerbsgrundes, 
RIA 9 60). Die Beteiligten haben zwar ein Recht auf dieſe Richtigſtellung, weil das Grundbuch 
nichts Unrichtiges enthalten foll (vgl. RG 83, 438); aber es wird dadurch nicht das Grundbuch 
„mit der wirklichen Rechtslage“ in Einklang gebracht. — „Untichtig” ift das Grundbuch auch nicht, 
wenn die Eintragung nur undeutlich iſt und ihr Sinn durch die zugrunde liegende Ein- 
une feſtgeſtellt werden kann (Rc 53, 414; ZW 03 Beil 48; Warn 08 Nr 22; 
5 LG 16, 171). — Ferner handelt es ſich um Berichtigung des Grundbuchs nicht, wenn eine 

eantragte Eintragung nicht vollſtändig bewirkt und daher ein Recht (z. B. 
— Zinsrecht) nicht zur Eintragung gelangt iſt; denn wegen fehlender Eintragung iſt das 
2557 noch ug entftanden, alſo das Grundbuch nicht unrichtig. Es muß die vollſtändige 
(Doch 21. 413) utragungsantrags, nötigenfalls im Wege der Beſchwerde, verfolgt werden 

Wird zu einer Zeit, in der das Grundbuch hin ichtlich ei i un⸗ 
gachtig it, von einem dritten dieſes Recht dür e e ug be 
(hat 3. B. C, nachdem die Hypothek des B zufolge Befriedi Nichtentſtehens einer 

; Ih igung oder Nichtentſteh 
Forderung auf den Eigentümer A übergegangen war, die Hypothek von dem eingetragenen B 
durch Ubertragungsgeſchaft erworben, ohne daß er, C, von den Tatſachen Kenntnis hatte, 
aus denen die Nichtberechtigung des B folgte), fo gilt nach $ 892 Abſ 1 Satz 1 zugunſten des 
Erwerbers das Recht als wirklich beſtehend. Wird ferner zu einer Zeit, in der das Grundbuch 
deswegen unrichtig iſt, weil ein außerhalb des Grundbuchs beſtehendes dingliches Recht nicht 
eingetragen ſteht, ein dieſem Rechte entgegenſtehendes Recht von einem Dritten durch Rechts ⸗ 
geſchäft gutgläubig erworben (hat z. B. C, nachdem eine dem A gehörende Parzelle irrtümlich 
auf dem Grundbuchblatte des B ala dieſem gehörig vermerkt worden war, von B das Eigentum 
übertragen oder ein begrenztes dingliches Recht beſtellt erhalten, ohne davon Kenntnis zu 
haben, daß die Parzelle dem A gehörte; oder ift, nachdem auf Grund der Löſchungsbewilligung 
des Vorerben allein die Löſchung einer zum Nachlaß gehörenden Hypothek erfolgt iſt, die im 
Falle des Eintritts der Nacherbfolge dem Nacherben gegenüber gemäß $ 2113 Abſ 1 unwirkſam 
iſt, eine Hypothek an dem Grundſtück für einen andern beſtellt, der die Unwirkſamkeit der 
Löſchung nicht kannte, vgl. RG 102, 335), fo gilt nach 8 892 Abſ 1 Satz 1 das Recht zugunſten 
des Erwerbers als nicht beſtehend. Daher ſteht das Grundbuch, ſoweit durch feine Un- 
richtigkeit an fich der Erwerber betroffen werden müßte, zufolge Fiktion der Richtigkeit mit 
der wirklichen Rechtslage nicht im Widerſpruche, und iſt ein Berichtigungs⸗ 
anſpruch desjenigen, deſſen Recht zu Unrecht belastet, oder der der wahre Berechtigte iſt, 
oder deſſen Recht außerhalb des Grundbuchs beſteht, gegen den Erwerber nicht ge- 
geben. Entſprechendes gilt nach § 893, wenn von einem Dritten gutgläubig an einen ein ⸗ 
getragenen Nichtberechtigten eine Leiſtung bewirkt wird (4. B. wenn eine Buch⸗ 
hypothek an den als Glaubiger eingetragenen B, der von dem urſprünglichen Gläubiger 4 
die Hypothek nicht rechtswirkſam übertragen erhalten hat, von dem Eigentümer bezahlt 
wird, der die Hypothek dadurch erwirbt) oder mit einem eingetragenen Nichtberech⸗ 
tigten ein anderes, eine Verfügung enthaltendes Rechtsgeſchaft vorgenommen wird 
(3. B. wenn mit dem nicht berechtigten B der Eigentümer 0 die Aufhebung eines das Grund. 
ſtück belaſtenden Rechtes vereinbart, das in Wirklichkeit dem A zuſteht). Vgl. hierüber $ 892 
A 2, 6, 7; 8 893 A 1, 3, 4. Soweit danach das Recht des Berichtigungsberechtigten nicht übre⸗ 
haupt erliſcht (es erliſcht z. B., wenn, nachdem eine Hypothek des A auf dem Grundſtüc des B 
zu Unrecht gelöſcht worden iſt, C von B das Eigentum übertragen erhält, |. $ 892 A 2), kann 
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nur gegenüber anderen, die ſich auf einen gutgläubigen Erwerb nicht berufen können (3. B. 
im Falle unrechtmäßiger Löſchung einer Hypothek gegen diejenigen nachſtehenden Gläubiger, 
deren Hypotheken zur Zeit der Löſchung bereits eingetragen ſtanden, ſ. § 892 A 2), ein Ber 
richtigungsanſpruch geltend gemacht werden. 

Rechte, die von vornherein (nicht etwa zufolge unrechtmäßiger Löſchung) ohne Ein⸗ 
tragung als dingliche mit voller Wirkſamkeit beſtehen, die aber nicht eintragungsfähig 
find (wie z. B. die Überbau- und die Notwegrente, 88 912—918), machen durch ihr Beſtehen 
außerhalb des Grundbuchs dieſes nicht unrichtig, da das Grundbuch nur hinſichtlich des zu⸗ 
läſſigen Inhalts vollſtändig ſein ſoll. Andere ebenfalls nicht eintragungsbedürftige, 
jedoch eintragungsfähige Rechte können, weil ein beſtehendes dingliches Recht auch 
den Anſpruch auf Eintragung gewährt, eingetragen werden. Für die vor Inkrafttreten 
des BOB entſtandenen Grunddienſtbarkeiten gewährt Art 187 EG ausdrücklich 
das Recht auf Eintragung (auf Reallaſten bezieht ſich die Vorſchrift nicht; OLG 35, 328). 
Aus gleichem Grunde konnen berichtigend zur Eintragung gebracht werden Rechte, die 
zwar ohne Eintragung entſtehen, jedoch zur Wirkſamkeit gegenüber gutgläubigen 
Erwerbern der Eintragung bedürfen, wie der Nießbrauch nach § 1075, die Sicherungs⸗ 
hypothek aus § 1287 Satz 2 und aus ZPO 8 848 Abſ 2. Ferner können auch Rechte, die 
vor Inkrafttreten des BGB zwar ohne Eintragung entſtanden find, aber zur Wirkſamkeit 
gegen Dritte, gleichviel ob ſie dieſen bekannt waren oder nicht, der Eintragung bedurften 
(vgl. für Preußen § 12 EEGef. v. 5. 5. 72 und hinſichtlich der vor Inkrafttreten dieſes Ge⸗ 
ſetzes begründeten dinglichen Rechte 8 73 GBO v. 5. 5. 72, dazu RG Gruch 62, 411), ein⸗ 
getragen werden (RG 55, 315; 56, 13; 66, 80; ZW 04, 2821); jedoch iſt, da dieſe Rechte 
gemäß Art 184 EG nur in ihrem bisherigen unvollkommenen Rechtszuſtande beſtehengeblieben 
find (RG 66, 30; OLG 35, 329), die Eintragung nicht mehr zuläſſig, wenn inzwiſchen das 
Eigentum auf einen, ſei es auch bösgläubigen Erwerber, übergegangen iſt (R ZW 04, 282%, 
auch RG 74, 60). Vgl. hierüber auch 8 892 A 3. 

2. Berichtigungsberechtigte find nur die im 8 894 als ſolche bezeichneten, bei der Un⸗ 
richtigkeit des Grundbuchs unmittelbar Beteiligten (RG Gruch 62, 384). In den Fällen, 
in denen das Grundbuch mit der wirklichen Rechtslage deswegen nicht im Einklange ſteht, 
weil ein, ſei es von vornherein, ſei es zufolge unrechtmäßiger Löſchung außerhalb des Grund⸗ 
buchs beſtehendes dingliches Recht (Eigentum oder begrenztes Recht am Grundſtück oder 
Recht an einem das Grundſtück belaſtenden Rechte) nicht eingetragen iſt (. A 1a und a. E.), 
iſt berichtigungsberechtigt derjenige, deſſen dingliches Recht der Eintragung 
entbehrt (RG Gruch 62, 384). Ein anderer, mag ihm auch ſonſt ein dingliches Recht 
am Grundſtücke zuſtehen, iſt nicht legitimiert, die Eintragung jenes Rechtes zu betreiben. 
So z. B. kann der Eigentümer, wenn eine an ſich beſtehende Hypothek auf einen andern als 
den als Glaubiger Eingetragenen (z. B. auf den früheren Eigentümer zufolge Befriedigung 
des Gläubigers) übergegangen iſt, nicht von dem Gläubiger Zuſtimmung zu der Ein⸗ 
tragung des andern verlangen; vielmehr ſteht der Anſpruch nur dieſem zu (RG 60, 264; 
Gruch 58, 668). Dagegen kann der Verwalter im Konkurſe des Berichtigungsberech— 
tigten deſſen Berichtigungsanſpruch verfolgen; z. B. kann er von dem als Glaubiger einer 
Briefhypothek auf dem Grundſtück des Gemeinſchuldners Eingetragenen, dem der Brief noch 
nicht übergeben iſt, Zuſtimmung dazu verlangen, daß die gemäß 88 1168 Abſ 2, 1177 Abſ 1 
dem Gemeinſchuldner als Grundſchuld zuſtehende Hypothek auf den Gemeinſchuldner umge⸗ 
ſchrieben werde, und zwar ſelbſt dann, wenn dem Eingetragenen zufolge Zahlung des Hypo. 
thekenbetrags ein Anſpruch auf Verſchaffung der Hypothek gegen den Gene zuſteht; 
wegen dieſes perſönlichen Anſpruchs kann der Eingetragene nur eine Geldforderung gemäß 
5 69 KO als Konkursforderung geltend machen (RG 77, 100). Sind mehrere als (nicht einge 
tragene) Miteigentümer eines Grundſtücks berichtigungsberechtigt, To kann nach 3 1011 ein 
jeder für ſich allein den Berichtigungsanſpruch geltend machen, und zwar dahin, daß ſämtliche 
Berechtigte als Miteigentümer eingetragen werden (RG JW 1911, 28010). — Iſt ein Recht 
nicht richtig eingetragen (ſ. A 1c), jo kann nur der Inhaber des Rechtes die Be⸗ 
richtigung des Inhalts verlangen. Betrifft jedoch die unrichtige Eintragung das Eigen- 
tum und hat ſie zur Folge, daß ein das Grundſtück belaſtendes Recht nicht richtig oder nicht voll⸗ 
kommen eingetragen iſt (3. B. wenn im Falle des Beſtehens einer Hypothek an einem Mit- 
eigentumsanteile die Anteile der Miteigentümer nicht gemäß 8 48 GBO in Bruchteilen an. 
gegeben ſind), ſo ſteht auch dem Inhaber des Rechtes der Anſpruch auf Zuſtimmung zur Richtig⸗ 
ſtellung der Eigentumseintragung gegen den dadurch Betroffenen zu (vgl. R 54, 85, auch 
§ 895 A 1). Iſt der eingetragene Inhaber des zu berichtigenden Rechtes nicht 
der wahre Inhaber, fo fehlt ihm die fachliche Legitimation zur Geltendmachung des Be⸗ 
richtigunganſpruchs; denn, wie er das Recht überhaupt nicht für ſich geltend machen darf, 
fo iſt er auch nicht befugt, die Richtigſtellung des Rechtes zu verfolgen (fir.). Allerdings kaun 
er ſich im Falle der Klagerhebung auf die Vermutung des 8 891 für ſeine Berechtigung be⸗ 
rufen. Wenn aber die Vermutung durch den Nachweis, daß er nicht der wahre Berechtigte iſt, 
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widerlegt wird, ift die Klage abzuweiſen. — Wenn die Unrichtigkeit des Grundbu darin 
17 0 daß ein eingetragenes Recht am Grundſtücke oder an 9 das Grundſtück enden 
115 hte nicht rechtsbeſtändig iſt (ſ. A 1b), fo ſteht zunächſt im erſteren Falle dem Eigen- 
mer, im letzteren Falle dem Inhaber des belaſteten Rechtes der Berichtigungs⸗ 
e zu, da er durch die nicht beſtehende Belaftung, weil nach § 891 die Vermutung 
für ihr Beſtehen gilt und nach $ 892 Abſ 1 Satz 1 ſie durch Erwerb eines gutgläubigen Dritten 
So werden kann, in feinem Rechte beinträchtigt wird (vgl. RC Warn 1912 Nr 259). 
er ann aber kann, wenn das Grundſtück oder das Recht am Grundſtücke noch mit anderen 
5 e 155 belaſtet iſt (4. B. erſteres mit mehreren Hypotheken, letzteres mit Pfandrecht und Nieß⸗ 
En 9), die Berichtigung (Zuſtimmung zur Löſchung des belaſtenden Rechtes) auch von 
en Inhabern derjenigen anderen belaſtenden Rechte verlangt werden, die dem 
n belaftenden Rechte im Range gleich oder nachſtehen (4. B.: 
a nachſtehenden Hypothekengläubiger gegenüber einer vorgehenden rechtsunwirk⸗ 
s 155 n Eintragung, oder gegenüber einer vorgehenden, durch Verzicht gemäß 
ee a E 91 5 21, 407, 40 e We on Geſamthypothek, vgl. 
78, 525 DO 21, 2075 K 7, 208; von dem äubiger, für den i . 
1 ur Sicherungshypothet gemäß 88 50 Abi 1, 1 Nr 2 N 
Gebots 19 ingung eingetragen worden ift, daß eine bei der Feſtſtellung des geringſten 
bed a 15 tigte Hypothek nicht beſteht, Rch Gruch 56, 992; [Warn 1912 Nr 259]; 
Wi ubiger eines ſpäteren Pfändungspfandrechts gegenüber einem früher beitellten 
dichten 1 5 Eier Hypothek, RG 65, 365). Denn auch dieſe Rechtsinhaber werden in ihren 
ſtehen dieler d 15 Zu beftehende Belaſtung beeinträchtigt, da die Vermutung für das Be. 
m elafi nn aus $ 891 innnerhin ein Hindernis dagegen bietet, daß ſie ihre Rechte 
en 1ge je eltung bringen, der ihnen im Falle der Löſchung der Belaſtung zuſtehen 
benfaf 18 Gef 10 0 ertſchätzung ihrer Rechte im Verkehre leidet und fie nach 8 892 Abf 1 Sat 1 
ende =. aufen, daß die Belaſtung durch Erwerb eines gutgläubi en Dritten mit gleich⸗ 
en 1 55 Ar 2000 er techtäbeftändig wird (vgl. RG 78. 52 JW 08, 975105 
anſpruch ſelbſtändig und ungen von den rr eee 
iſt jedoch zu beachten, daß, wenn die ee een 
me ler Hypothek) deswegen nicht rechtsbeſtändig F ene 
978 na über die Beſtellung anfechtbar W den, = 15 15 ne 1 
bie inigung von dem Beſteller (dem ee egen Irrtums, Betrugs) ſein ſoll, 
Rechtes) rechtzeitig an a mer oder dem Inhaber des belaſteten 
e ens. gefochten (88 121, 124) und ſchti i 
(8 142 bj 1), bevor bie Inhaber gleich od I ind dadurch nichtig geworden fein muß 
befugt find, das Nichtbeſt 0 er nachſtehender Rechte, die zur Anfechtung nicht 
i eſtehen der Belaſtung geltend n { i i 
überall nur die wahren Rechtsinhaber, nicht bie können. Ferner ſind auch hier 
nicht berechtigten Inhaber zur Geltendmachung des Bericht eh 1 
Dementen, für den eruin 1 s Berichtigungsanſpruchs legitimiert. 
dem Grunde, daß das Necht in FE nich aD e eee 
tümer Engere eit nicht beſtehe, nicht zu (z. B. nicht dem als Eigen- 
eingetragen worden ſei ee na ne 
5 r „ D n 
101 en Bertrefitrigämach! gehabt Habe). Er kaun Ki rde 5. Sue Beet 9 1 
155 echtes, deſſen 75 für ihn nach § 891 Ab 1 vermutet wird, haben (fo . 
915 orbezeichneten Falle ſeiner Eintragung als Eigentümer, indem er genötigt iſt 4 auf 
19 0 die das Grundſtück betreffen, einzulaſſen). Aber er ift nicht ein Be beifen Recht 
1 oder u richtig eingetragen iſt“ (vgl. OS 26, 97; KJ 47, 182; . aber 38 1922,218 A1 
Be u em BI) Gesuie kde areen une en ee e 
vorgeſehen ſei). Nur ein ſchuldrechtlicher Anſpri ch 1 n gene jet enen . 
ben der At Lerbeführung der Besen in ann für ihn gegeben fein gegen einen ande⸗ 
deſſen Mitwirkung bei der Beſeitigung erforb l Abi d ee Aung des 
Rechtes aufzukommen hat, auf Vornahme der 1 2 eee laden 
von ihm zu der Beſeitigung aufgewandten Koſten (og. G80 29. 95 En e 
eine von vornherein nicht entſtandene oder wieder aufgehobene Verfügungsbeſchräntung 
(. . eingetragen, jo ſteht dem Inhaber des Rechtes der Berichtigungsanſpruch 
zu. Richtet ſich die Verfügungsbeſchränkung gegen das Eigentum oder gegen ein begrenztes Recht 
am Grundſtück, ſo iſt auch für die Inhaber von Rechten, die das Eigentum oder 
1 Recht belaſten, ein Berichtigungsanſpruch gegeben falls ihre Rechte durch die nicht 
ee aber doch eingetragene Beſchränkung in der Verfügung über das belaſtete Recht 
eeinträchtigt erſcheinen. Streitig iſt, ob, wenn eine Verfügungsbeſchränkung, die ſich nicht 
aus dem Juhalt des Rechtes felbit ergibt (wie z. B. eine Bedingung), ſondern auf einem 
e des Rechtes liegenden Rechtsgrunde (wie z. B. Veräußerungsverbote nach 88 130, 
3) beruht, nicht eingetragen iſt, dem Geſchützten ein Berichtigungsanſpruch auf Zu⸗ 
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ſtimmung zur Eintragung der Verfügungsbeſchräukung gegen den dadurch Betroffenen zu⸗ 
ben. Nach dem Wortlaut des $ 894 iſt, abgeſehen von dem Fall des Eingetragenſeins 
einer nicht beſtehenden Belaſtung oder Beſchränkung, nur demjenigen, deſſen „Recht nicht 
oder nicht richtig“ eingetragen iſt, ein Berichtigungsanſpruch gewährt. Aber da in ſolchem 
Falle der Inhalt des Grundbuchs „in Anſehung einer Verfügungsbeſchränkung mit der wirk⸗ 
lichen Rechtslage nicht im Einklange ſteht“, indem der betroffene Rechtsinhaber nach dem 
Grundbuchinhalt als unbeſchränkt verfügungsbefugt erſcheint, und die Verfügungsbeſchränkung 
dem Geſchützten feine Rechte wahrt, iſt $ 894 ſinngemäß auch auf ihn zur Anwendung zu 
bringen (KGJ 52, 144). ' 

Wer nur einen ſchuldrechtlichen Anſpruch auf Herbeiführung einer Rechtsänderung 
hat, dem ſteht überall ein Berichtigungsanſpruch nicht zu, da der Anſpruch kein 
Recht am Grundſtück oder an einem das Grundſtück belaſtenden Rechte iſt (RGS 53, 377; 
58, 410; 73, 52; 73, 175; KGJ 26 A 248; OLG 26, 7). So z. B.: ſteht demjenigen, der 
von dem wahren Eigentümer eine Parzelle, die verſehentlich auf dem Grundbuchblatte eines 
andern eingetragen worden iſt, gekauft hat, ein Anſpruch auf Berichtigung des Grundbuchs 
durch Eintragung des wahren Eigentümers aus eigenem Rechte nicht zu, und zwar ſelbſt 
dann nicht, wenn er vom wahren Eigentümer bereits die Auflaſſung erhalten hat (KGJ 
26 A 245); kann ein vorgehender von einem nachſtehenden Hypothekengläubiger nicht des⸗ 
wegen auf Vorrangseinräumung in Anſpruch genommen werden, weil der Eigentümer ſich 
dem Nacheingetragenen gegenüber verpflichtet hatte, ſeine Hypothek mit Vorrang einzu⸗ 
tragen (RG 73, 175). Auch iſt, wenn von einem Hypothekengläubiger eine vorgehende 
Hypothek auf Grund des Anfechtungsgeſetzes mit Erfolg angefochten und ein rechtskräftiges 
Urteil gegen den vorgehenden Hypothekengläubiger erſtritten worden iſt, ein Fall der Grund⸗ 
buchberichtigung hinſichttich des Ranges (A 100, da die Anfechtung nicht dingliche Wirkung 
hat, ſondern nur einen ſchuldrechtlichen Anſpruch auf Duldung der Zwangsvollſtreckung in das 
von dem Schuldner veräußerte Vermögensſtück gewährt (RG 47, 216; 56, 165; 70, 118; 
71, 176), nicht gegeben (KGGJ 49, 202, auch RG 71, 179; vgl. A 1 Abſ 3; a. M. OLG 8, 307; 
21, 409). — Ebenſowenig kann ein Gläubiger des mit feinem Rechte nicht Eingetragenen 
die Eintragung betreiben (OLG 2, 152). — Auch derjenige, dem das Recht, auf Grund 
deſſen gegenüber einem andern eingetragenen, aber nicht beſtehenden Rechte oder gegen⸗ 
über einer nicht beſtehenden Verfügungsbeſchränkung ein Berichtigungsanſpruch gegeben iſt, 
früher gehört hat, iſt zur Geltendmachung des Anſpruchs nicht befugt (3. B. der 
frühere Eigentümer nicht gegenüber einer nicht beſtehenden Grundſtücksbelaſtung); denn nur der 
durch das andere Recht beeinträchtigte gegenwärtige Rechtsinhaber iſt berichtigungsberechtigt 
(RG 58, 408; Gruch 48, 937; Warn 1910 Nr 239; OLG 26, 8; KGJ 52, 168). Jedoch ſteht 
nichts entgegen, daß der frühere Inhaber auf Grund Ermächtigung (|. unten) den 
Berichtigungsanſpruch für den gegenwärtigen Juhaber, in deſſen Namen, aber in eigenem 
Intereſſe, geltend macht (vgl. RG 58, 408; 59, 294; 64, 168; Gruch 48, 937; OLG 8, 186; 
vgl. auch RG 91, 396). Die Ermächtigung kann z. B. im Falle der Eigentumsübertragung 
auf Grund Kaufvertrags darin gefunden werden, daß dem Veräußerer die Verpflichtung 
auferlegt worden iſt, ein das Grundſtück belaſtendes nicht beſtehendes Recht zur Löſchung 
zu bringen (RG 53, 408; OLG 8, 186; vgl. auch R 91, 396, je doch anderſeits für den Fall 
der Weiterveräußerung des Erwerbers OLG 26, 8; umgekehrt iſt aber, wenn der Veräußerer 
ſich verpflichtet hat, eine auf ihn als Eigentümergrundſchuld übergegangene Hypothek zur 
Löſchung zu bringen, darin nicht die Ermächtigung für den Erwerber zu erblicken, die Um⸗ 
ſchreibung der Hypothek auf den Veräußerer oder gar die Löſchung der Hypothek von dem 
als Gläubiger Eingetragenen zu verlangen, RG Gruch 58, 669). Iſt der Veräußerer eines 
Grundſtücks nicht als Eigentümer einer Parzelle eingetragen, und geht daher trotz Auflaſſung 
des Grundſtücks das Eigentum an der Parzelle auf den Erwerber nicht über, fo kann der Ver⸗ 
äußerer vom Bucheigentümer Berichtigung des Grundbuchs verlangen, jedoch nicht auf den 
Namen des Erwerbers, ſondern für ſich ſelbſt (ih JW 1911, 28010). 

Der Berichtigungsanſpruch iſt als ein Beſtandteil des Rechtes anzuſehen, auf Grund deſſen 
er von dem Inhaber geltend gemacht werden kann. Er kann daher nicht für ſich allein in dem 
Sinne veräußert und auf einen andern übertragen werden, daß der Zeſſionar, ohne Inhaber 
des begründenden Rechtes zu fein, die Berichtigung für ſich beanſpruchen könnte (fir.; RG. 
62, 327; 78, 90; 112, 265; Gruch 65, 723; Warn 1910 Nr 280; 1922 Nr 15; KJ 47, 178; 
ogl. auch $ 1154 A 1 über Unübertragbarkeit des Anſpruchs auf Aufwertung einer gelöſchten 
Hypothek). So kann z. B. C, wenn A, der trotz Übertragung eines Rechtes an B wahrer 
Inhaber des Rechtes (3. B. im Falſe der Nichtigkeit der Auflaſſung Eigentümer) geblieben 
iſt, ihm den Anſpruch auf Berichtigung des Grundbuchs abgetreten hat, nicht daraufhin 
von B die Zuſtimmung dazu verlangen, daß er als Inhaber des Rechtes (alſo in dem ger 
nannten Falle als Eigentümer ohne Auflaſſung) eingetragen werde (vgl. RG 59, 295: 
64, 168; Gruch 55, 108; 62, 384; 65, 728; a. M. OLG 20, 827). Wie jedoch bei nicht ab- 
tretbaren Anſprüchen Überhaupt ein Dritter dahin ermächtigt werden kann, daß er den An⸗ 
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ſpruch für den Ermächtigenden, aber im eigenen Namen und auf eigene Gefahr und Koſten 
geltend machen darf (RG 73, 306; Warn 08 Nr 197; beſtätigend RG 91, 396, jedoch mit 
der Hervorhebung, daß ein rechtsſchutzwürdiges Intereſſe des als Kläger auftretenden Er- 
mächtigten an der gerichtlichen Geltendmachung des Rechtes im eigenen Namen beſtehen 
muß), ſo kann auch der Berichtigungsberechtigte einen andern ermächtigen, für ihn in 
eigenem Namen und Intereſſe den Berichtigungsanſpruch gerichtlich geltend zu machen 
N 59, 294; 64, 169; 78, 90; 112, 265; ZW 1911, 280; Gruch 65, 724; Warn 1922 Nr 15, 
ſowie RG ZW 1926, 252°, welches Urteil ſich beſonders darüber verhält, daß auch hier der 
Kläger ein rechtsſchutzwürdiges eigenes Intereſſe an der Gellendmachung des Berichtigungs⸗ 
anſpruchs [z. B. um nach erfolgter Berichtigung von dem Ermächtigenden die Eintragung 
eines Rechtes zu erlangen! haben muß). In einer „Zeſſion“ des Berichtigungsanſpruchs 
wird eine ſolche Ermächtigung zur Geltendmachung des Anſpruchs für den „Zedenten“ 
lalſo in dem vorgenannten Falle auf Eintragung des Eigentums des Zedenten) gefunden 
werden konnen (M& 64, 168; Gruch 62, 384; 65, 724; Warn 1922 Nr 15). Rechtlich liegt dann 
aber nicht eine Zeſſion vor, da dieſe eine Übertragung des Rechtes zum eigentumsgleichen 
Erwerbe erfordert, ſondern die über Auftrag oder Bevollmächtigung hinausgehende Erteilung 
der Befugnis, in eigenem Namen und Intereſſe das Recht des Ermächtigenden zur Geltung 
und Durchführung zu bringen (vgl. RG 73, 307; Gruch 62, 384; 65, 724; a. M. KJ 36 A 
180, jedoch aufgegeben durch beiſtimmenden KJ 47, 174). Der Ermächtigende, der jo die 
Ausübung ſeines Berichtigungsanſpruchs dem andern überläßt, bleibt der eigentliche Gläubiger 
des Anſpruchs. Er kann den Anſpruch nach wie vor gegen den Berichtigungsverpflichteten 
für ſich geltend machen und der Verpflichtete kann die obliegende Leiſtung (Zuſtimmung 
zur Grundbuch berichtigung) mit befreiender Wirkung an ihn bewirken. Nur daneben 
steht dem Ermächtigten die Befugnis zu, für ihn den Anſpruch geltend zu machen und 
die Leiſtung anzunehmen (RG Gruch 65, 725 JW 1922, 2181]; KG§ 47, 174). Auch wenn 
der Ermächtigende zugunſten des Ermächtigten darauf verzichtet hat, den Berichtigungsanſpruch 
ſelbſt geltend zu machen, bleibt er zur Geltendmachung des Anſpruchs für ſich befugt, da 
gemäß § 137 der Verzicht nur ſchuldrechtliche Wirkung zwiſchen den Vertragſchließenden hat 
nicht aber die Verfügungsbefugnis des Ermächtigenden in bieſer Hinſicht gegenüber Dritten 
ausſchließt oder deſchräukt (RG Gruch 65, 725 JW 1922, 2181). — Iſt ferner eine Parzelle 
irrtümlich auf ein Grund buchblatt über ein anderes Grundſtück als das, zu dem fie ehört 
eingetragen worden, fo iſt, wenn der wahre Eigentü i ih eh ngen lng 
er ee ; i entümer mit den ihm gehörigen übrigen 

flächen auch die Parzelle an einen Dritten aufläßt, die dingliche Einigung 
($ 925) alfo ausdrücklich die Parzelle mit umfaßt, der Dritte als ermächtigt anzuſeben, 
von dem Bucheigentümer der Parzelle die Zuſtimmung zu der Eintragung des wahren Eigen⸗ 
50 8 ö verlangen (uch 62, 322; 78, 90; 112, 266; Gruch 55, 100 JW 1910, 9411, OLG 
> 327). Wird dann die Parzelle auf Grund der, fei es freiwilligen, fei es gema 9 894 858 
durch Urteil erſetzten Zuſtimmung, auf das richtige Grundbuchblatt eingetragen, A erlangt der 
Dritte, wenn nunmehr erſt feine Eintragung auf Grund der Auflaſſung erfolgt, Eigentum wie an 
den Übrigen Grundflächen ſo auch an der Parzelle, da zur Wirkſamkeit der Auflaſſung hinſichtlich 
dieſer die vorherige Eintragung des wahren Eigentümers nicht erforderlich war (ſ. 8 925 A 7; 
vgl. RG 62, 322, auch OL 15, 340). Iſt der Dritte bereits als Eigentümer der übrigen Grund- 
flächen eingetragen worden, fo kann er nur Zuſtimmung zur Übertragung der Parzelle auf ein 
neues Grundbuchblatt für den Auflaffenden beanſpruchen, nicht Zuſtimmung zur Übertragung 
auf ſein Blatt. Denn dies kame einer Zuſtimmung zur Eintragung ſeines Eigentums gleich; 
auch würde einer ſofortigen Eintragung des Dritten ohne zuvorige Eintragung des Auf- 
laſſenden die Ordnungsvorſchrift des 8 40 Abſ 1 GVO entgegenſtehen (val. KON 26 A 248; 
a. M. RG 62, 324 ff.; OLG 29, 327). Der Dritte kann alſo in dieſem Falle erſt nach herbei ⸗ 
geführter Eintragung des Auflaſſenden durch Eintragung auf Grund der früheren Auflaffung 
Eigentum an der Parzelle erlangen (a. M. OLG 29, 327). — Von den vorbezeichneten 
Geſichtspunkten aus iſt auch die Pfändung eines Berichtigungsanſpruchs mit fol- 
gender Wirkung für zufällig zu erachten. Da der Berichtigungsanſpruch nicht übertrag⸗ 
bar iſt, kann nach $ 857 Abſ 3 ZPO Gegenſtand der Pfändung nur die Überlalfung der 
Ausübung des Anſpruchs fein (KJ 47, 174). Durch dieſe Pfändung nebſt Überweiſung 
zur Einziehung (58 857 Abit, 829, 835 3 PO) erlangt der Pfändungsgläubiger die Be- 
fugnis, den Anſpruch zwar im eigenen Namen und Jutereſſe, aber doch immer als einen 
Anſpruch des Schuldners geltend zu machen (vgl. Rc 60, 264; 94, 10; KGJ 47, 174; OLG 
2, 152; 7, 315; 10, 388; 13,12; 14, 185; 18, 235; jedoch auch für den Fall der Pfändung 
eines Löſchungsanſpruchs R Warn 1910 Nr 239). Der Pfändungsſchuldner bleibt auch 
hier der eigentliche Gläubiger des Berichtigungsanſpruchs. Er iſt trotz der Pfändung be- 
rechtigt, den Anſpruch gegen den Berichtigungsverpflichteten gerichtlich geltend zu machen, 
da Prozeßführung eine Verfügung, die ihm durch die Pfändung verboten worden, nicht ift, 
ſowie, die dem Berichtigungsverpflichteten obliegende Leiſtung (Zuſtimmung zur Grund⸗ 
buchberichtigung) in Empfang zu nehmen. Nur neben ihm hat der Pfändungsgläubiger die 
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Berechtigung, für ihn den Anſpruch geltend zu machen und die Leiſtung des Berichtigungs⸗ 
verpflichteten anzunehmen (K G&J 47, 174). Durch die Pfändung erlangt auch der Glau- 
biger, wenn die Unrichtigkeit des Grundbuchs darin beſtehen ſoll, daß der Schuldner gegen- 
über dem eingetragenen Berechtigten der wahre Berechtigte ſei, an dieſem Rechte ſelbſt 
noch kein Pfandrecht; vielmehr iſt dazu noch die Pfändung des Rechtes gegen den Schuldner 
als wahren Inhaber (3. B. wenn auf ihn als Eigentümer eine Buchhypothek als Eigen- 
tümerhypothek übergegangen ſein ſoll) und die Eintragung der Pfändung (ſofern dieſe not⸗ 
wendig iſt, [. § 830 Abſ 1 Satz 1, 2 3 PO) bei oder nach der Eintragung des Schuldners 
als Inhabers erforderlich (vgl. Seuffll 62 Nr 250; OLG 2, 153; 13, 13; 18, 198). Die 
Eintragung der Pfändung in das Grundbuch iſt nicht zuläſſig; denn auch für die Eintragung 
des Berichtigungsanſpruchs ſelbſt iſt, da er ſich nicht als ein Recht am Grundſtück oder an 
einem das Grundſtück belaſtenden Rechte darſtellt, kein Raum (OLG 18, 198; KGJ 47, 179). 
Der Pfändungsgläubiger kann jedoch im Wege der einſtweiligen Verfügung die Eintragung 
eines Widerſpruchs (8 899) gegen das Recht des Berichtigungsverpflichteten zugunſten des 
Pfändungsſchuldners erwirken, da in der gewährten Befugnis, den Berichtigungsanſpruch 
geltend zu machen, auch die Befugnis als mitenthalten zu erachten iſt, Maßregeln zum Schutze 
des dem Pfändungsſchuldner zuſtehenden Rechtes ſelbſt zu ergreifen (vgl. OLG 18, 198). Aber 
auch dann iſt die Eintragung der Pfändung (bei der Widerſpruchseintragung) nicht zulaſſig, 
da durch die Pfändung eben nur die Befugnis zur Ausübung fremden Rechtes erlangt und 
das Grundbuch zur Kundbarmachung ſolcher Befugnis nicht als beſtimmt anzuſehen tft (vgl. 
KGJ 47, 179; a. M. OLG 18, 198). 

Steht der durch eine Eintragung oder durch eine Nichteintragung Benachteiligte mit 
dem dadurch Begünſtigten hinſichtlich des betreffenden Rechtes in einem Schuldverhältniſſe, 
fo kann daraus dem erſteren gegen den lebteren auch ein ſchuldrechtlicher Anſpruch auf 
Herſtellung des der ſchuldrechtlichen Verpflichtung entſprechenden dinglichen Rechts⸗ 
zuſtands und Inhalts des Grundbuchs erwachſen. So z. B. wenn eine Eintragung nicht ſo 
erfolgt ift, wie fie nach dem Grundrechtsgeſchäfte erfolgen ſollte (Rh Warn 08 Nr 22). Vgl. auch 
über Schadenserſatzanſprüche gegen denjenigen, der ein Recht unrechtmäßig zur Löſchung 
gebracht hat, 8891 A6. Derartige ſchuldrechtliche Anſprüche können auch neben dem dinglichen 
Berichtigungsanſpruch zwiſchen den nämlichen Beteiligten beſtehen. Iſt z. B. der Erwerber 
eines Grundſtücks auf Grund eines Kaufvertrags und einer Auflaſſung, die (3. B. wegen Ge⸗ 
ſchäftsunfähigkeit des Veräußerers oder weil der Kaufvertrag der Form des $ 813 und die 
Auflaſſung der nach Geſetzesvorſchrift [z. B. nach § 1 Preuß GrVerk̃ v. 10. 2. 23] erforder⸗ 
lichen behördlichen Genehmigung entbehrt) nichtig ſind, als Eigentümer des Grundſtücks 
eingetragen worden, oder iſt bei der Veräußerung eines Grundſtücks eine Parzelle, die nach 
dem übereinſtimmenden Willen der Vertragſchließenden nicht von der Veräußerung umfaßt 
wurde, zufolge ihrer unrichtigen Buchung auf dem Grundbuchblatt des Grundſtücks von 
dem Veräußerer an den Erwerber mitaufgelaſſen und demgemäß der Erwerber auch als 
Eigentümer der de eingetragen worden, ſo iſt einmal, weil mangels rechtswirkſamer 
Einigung über den Übergang des Eigentums die Eintragung des Eigentums des Erwerbers 
an dem Grundſtück bzw. an der Parzelle nichtig iſt (RG 66, 21; 112, 264; Gruch 67, 554; 
JW 1926, 10251; 1926, 23871; vgl. § 925 A 6), für den Veräußerer ein Berichtigungsanſpruch 
aus $ 894 gegeben. Ferner iſt aber auch anzunehmen, daß, wenngleich die genannte Eigen⸗ 
tumseintragung nichtig iſt, der Erwerber doch dadurch, daß er an Stelle des Veräußerers 
im Grundbuch als Eigentümer eingetragen worden iſt, etwas auf Koſten des Veräußerers 
ohne rechtlichen Grund im Sinne des $ 812 erlangt Hat, indem die durch die Anderung der 
Eigentumseintragung dem Veräußerer entzogene und dem Erwerber gebotene Möglichkeit 
der Veräußerung und Belaſtung des Grundſtücks bzw. der Parzelle einen erheblichen Ver ⸗ 
mögenswert darſtellt (& h Gruch 67, 554; auch Seuffa 78 Nr 168). Es iſt deshalb dem Ver- 
äußerer ferner der ſchuldrechtliche Vereicherungsanſpruch auf Wiederverſchaffung auch des 
Bucheigentums für ihn, nicht nur im Wege der Herbeiführung der Löſchung des 
Bucheigentums des Erwerbers, ſondern auch zur ſichereren Klarſtellung des Grundbuchs, 
durch Bewilligung der Wiedereintragung des Eigentums des Veräußerers, zuzugeſtehen 
(RS Gruch 67, 554; JW 1926, 1025). Die Geltendmachung dieſes ſchuldrechtlichen An- 
ſpruchs hat für den Veräußerer gegenüber der Geltendmachung des dinglichen Berichtigungs⸗ 
anſpruchs z. B. den Vorteil, daß er nicht gemäß $ 897 die Koſten der Wiederherſtellung des 
richtigen Grundbuchzuſtandes zu tragen hat. Weiter aber iſt der ſchuldrechtliche An- 
ſpruch auf Herbeiführung der Richtigſtellung des Grundbuchs nach allgemeinen 
Grundſätzen als unbeſchränkt übertragbar zu erachten. Daraus wird zu folgern ſein, daß 
der Erwerber des Anſpruchs (Zeſſionar) von dem zu Unrecht als Eigentümer Eingetragenen 
verlangen kann, daß an ihn ſtatt an den Veräußerer (Zedenten) die Parzelle aufgelaſſen 
wird; denn in der Abtretung des Anſpruchs wird, in der Regel wenigſtens, der Ausdruck des 
Willens des Abtretenden zu finden ſein, daß die Rückauflaſſungsverpflichtung durch Auf⸗ 
laſſung an den Abtretungsempfänger erfüllt werden ſolle, und der als Eigentümer Ein- 
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getragene, der buchmäßig zur Verfügung über das Grundſlück auch durch Auflaſſung an einen 
Dritten in der Lage iſt, wird daher durch eine ſolche Auflaſſung von ſeiner Verpflichtung 
gegenüber dem Veräußerer befreit. — Wollten Mehrere verſchiedene Grundſtücs⸗ 
teile von dem nämlichen Grundſtückseigemümer erwerben, ſo kann im Falle unrichtiger 
Buchung des Erwerbs bei den Teilen ein Verichtigungsanſpruch ſchuldrechtlicher 
Natur auch unmittelbar für den einen Erwerber gegen den andern gegeben ſein. Waren z. B. 
A und B übereingekommen, daß A die Parzelle 1, B die Parzelle 2 von C erwerben ſollte und 
war auch C willens, die Parzelle 1 an A, die Perzelle 2 an B zu veräußern, iſt aber zufolge 
Auflaſſung mit irriger Bezeichnung B als Eigentümer der Parzelle 1 eingetragen worden, 
fo wird, wenngleich C mangels wirkſamer Auflaſſung Eigentümer der Porzelle 1 geblieben 
iſt (f. oben und § 925 A 6), dem A auf Grund der Vereinbarung mit B ein ſchuldrechtlicher 
Anſpruch gegen dieſen darauf zuzugeſtehen ſein, daß B ſeinerſeits durch Abgabe der Zu⸗ 
ſtimmung zur Eigentumseintragung des A an der Parzelle dem A die von den Beteiligten 
gewollte Rechtsstellung verſchafft (vgl. NG 112, 267). Aber, auch wenn die genannte Verein⸗ 
barung zwiſchen A und B nicht getroffen iſt, wird in einem ſolchen Felle aus gleichen 
Gründen, wie fie oben dargelegt ſind, für den A gegen B, weil dieſer das Bucheigentum an 
der Parzelle 1 ungerechtfertigt erlangt hat, und zwar unmittelbar auf Koſten des A, der, 
wenn gemäß dem Willen des C ihm die Parzelle 1 aufgelaſſen worden wäre, eine talſächlich 
ſichere Ausſicht auf Erwerb der Parzelle 1 gehabt hätte, ein Anſpruch aus ungerechifertigier 
Bereicherung nach § 812 darauf als gegeben zu erachten fein, daß B die zur Eintragung des 
Bucheigentums des A erforderliche Einwilligung erllärt (RG 112, 268) 

3. Die Zuſtimmung zu der Berichtigung muß in der Weile erfolgen, daß daraufhin 
die Berichtigung bewirkt werden kann. Gemäß 88 10, 29 Satz 10 BO muß fie daher in der 
Form des 8 29 Satz 1 erklärt werden (vgl. KIA 9, 204; OLG 3, 225; 9, 332). Iſt 
115 Grundbuch deshalb unrichtig, weil ein Recht außerhalb des Grundbuchs auf einen neuen 
5 en übergegangen ift, fo ift die Angabe des materiellen Nechtsatts erforderlich, durch 
5 er ergang ſich vollzogen hat (K GJ 40 A 270). Zt zur Berichtigung die vorherige Ein⸗ 
0 des Berichtigungsverpflichteten erforderlich, ſo gibt 8 895 dem Berichtigungsbered)- 
tig 5 auch hierauf einen Anſpruch. Ferner kaun nach 8 896 die etwa notwendige Vorlegung 
— 4 Berichten e Rechte verlangt werden. — Ein weiterer Anſpruch aber fteht 
N nicht zu. Jusbeſondere lann er vom Berichtigungsver⸗ 
Wirklichkeit ihm 2 ſt rale N Inhaber eines eingetragenen Rechtes eingetragen iſt, das in 
in der Weiſ bucht, nicht verlangen, daß an ihn das Recht übertragen wird 
Rechtes di e, wie es für die rechtsgeſchäftliche Übertragung eines beſtehenden 

te 955 ieſer Art im Geſetze (vgl. $$ 873, 925, 1154) vorgeſchrieben iſt; jo z. B. nicht: 
is Abtretung einer für den Verpflichteten eingetragenen Hypothek, die an ihn als Eigen- 
tümer oder perſönlichen Schuldner zufolge Befriedigung des Verpflichteten kraft Geſetzes 
(88 1163 ab 1, 1167) übergegangen iſt (vgl. 88 1144, 1145, 1167; RG JW 02 Beil 240, 
15 250); die Nüdabtretung einer Hypothek, die unwirkſam (z. B. durch den geſetzlichen 

ertreter des minderjährigen Gläubigers ohne erforderliche vormundſchaftsgerichtliche Ge⸗ 
nehmigung) an den Verpflichteten abgetreten war (M& Gruch 59, 480); die Auflaſſung 
eines Grundstücks, das er durch eine frühere nichtige Auflaſſung dem Verpflichteten zum 

Eigentum übertragen hatte (vgl. R JW 02 Beil 202). — Daher ift in derartigen Fällen, 
wenn der Berichtigungsanſpruch im Klagewege geltend gemacht wird, der Klagantrag 
nur dahin zu ftellen, den Beklagten zu verurteilen, zu bewilligen (vgl. 8 15 
Gd; NZU 9, 204), daß an feiner Stelle der Kläger (oder, wenn noch andere, 
3. B. die gütergemeinſchaftliche Ehefrau, mitberechtigt find, der Kläger und dieſe anderen, 
vgl. R JW 02 Beil 202) als Inhaber des Rechtes (3. B. als Gläubiger einer Hy⸗ 
pothef) eingetragen werde (ogl. RIA 2, 49). Auf Grund des die Zuftimmung gemäß 
8 894 ZRO erſetzenden rechtskräftigen Urteils und eines keiner Form bedürfenden Antrags 
(59 18, 30 G80) erlangt dann der Kläger die Eintragung. Iſt eine Hypothek zufolge 
Nichtentſtehung oder Erlöſchens der geſicherten Forderung gemäß 88 1163 Abſ 1, 1177 Wbj 1 
auf den Grundſtückseigentümer als Grundſchuld übergegangen, fo ift der Antrag des Eigen. 
tümers darauf zu richten, daß der als Gläubiger Eingetragene die Umſchreibung der Hypothek 
als Grundſchuld auf den Namen des Eigentümers bewillige (RG 101, 284). Jedoch kann 
der Eigentümer auch Bewilligung der Löſchung der Hypothek verlangen, da er über ſeine 
Eigentümergrundſchuld auch dadurch verfügen kann, daß er ſie zur Löschung bringt, und er 
dadurch, daß er von dem als Gläubiger Eingetragenen Löſchung der Hypothet verlangt, ſeine 
Einwilligung im Sinne des 8185 Abf 1 zu diefer jenem an ſich nicht zuſtehenden Verfügung 
über die Hypothek erteilt, anderſeits jener, da er als Hypothekengläubiger eingetragen ſteht, 
in der Lage iſt, die Löſchungsbewilligung zu erklären, er auch dadurch, daß er zur Bewilligung 
der Löſchung ſtatt zur Bewilligung der Umſchreibung der Hypothek als Grundſchuld auf den 
Eigentümer verurteilt wird, nicht beſchwert iſt (RG 101, 234; Gruch 58, 670, auch NG 80, 305; 
91, 226). Dagegen iſt allerdings derjenige, der lediglich die Pfändung und Überweiſung 
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des dem Eigentümer zuſtehenden Löſchungsanſpruchs erwirkt hat, nicht berechtigt, gegen den 
als Hypothekengläubiger Eingetragenen auf Bewilligung der Löſchung der auf den Eigen⸗ 
tümer als Grundſchuld übergegangenen Hypothek zu klagen; denn die Pfändung und Über⸗ 
weiſung nur des Löſchungsanſpruchs gewährt ihm nicht, wie dem Eigentümer, die Befugnis, 
über die Eigentümergrundſchuld, zu der die Hypothek geworden iſt, zu verfügen (RG 101, 235). 
— Ferner für den Fall der Eigentumsberichtigung kommt in Betracht, daß, wenn der Be⸗ 
richtigungsberechtigte auf Auflaſſung ſtatt auf Zuſtimmung zur Eintragung klagen würde, dadurch, 
in der Regel wenigſtens, nur er ſelbſt, nicht der Beklagte benachteiligt würde; denn er müßte mit 
dem Urteile vor dem Grundbuchamte erſcheinen, um dort ſeinerſeits die Auflaſſungserklärung ab- 
zugeben (3 925 B 0B; 8 20 GO, 3 925 A 11), während der Beklagte nach rechtskräftiger Ver⸗ 
urteilung nichts Weiteres zur Herbeiführung der Berichtigung zu veranlaſſen hätte. Es wird daher 
eine Klage auf Auflaſſung, wenn nicht der Beklagte beſondere ihn benachteiligende Umſtände 
darzulegen vermag, nicht abgewieſen werden dürfen. Anderſeits enthält eine Verurteilung 
zur Bewilligung der Eintragung des Eigentums eines andern auch eine genügende Ver⸗ 
urteilung zur Abgabe der Auflaſſungserklärung, da hierbei der Gebrauch des Wortes Auflaſſung 
nicht notwendig iſt (. 8 925 A 13). Wenn daher der Berichtigungsberechtigte auf Grund eines 
ſolchen Urteils ohne Abgabe einer Auflaſſungserklärung von ſeiner Seite ſeine Eintragung 
herbeiführen will, muß das Urteil (insbefondere für das Grundbuchamt) die Feſtſtellung ent⸗ 
halten, daß es ſich um eine Berichtigung, nicht um eine rechtsgeſchäftliche Eigentumsübertragung 
handelt (88 20, 22 GBO); denn andernfalls würde, wenn die Auflaſſung notwendig wäre, 
die für dieſe vorgeſchriebene Form umgangen werden können (vgl. RIA 9, 205). Sachgemäß 
wird deshalb der Klagantrag dahin zu ftellen ſein: den Beklagten zu verurteilen, 
anzuerkennen, daß nicht ihm, ſondern dem Kläger das Eigentum zuſteht, 
und demgemäß zu bewilligen, daß der Kläger als Eigentümer eingetragen 
wird. Daß übrigens der Berichtigungsverpflichtete freiwillig durch Auflaſſung ſeine 
Berichtigungspflicht erfüllt, iſt im Falle des Einverſtändniſſes des Berechtigten nicht 
ausgeſchloſſen, da er formell zur Abgabe der Auflaſſungserklärung legitimiert iſt und die darauf. 
hin erfolgende Eintragung den wirklichen Rechtszuſtand im Grundbuche zur Darſtellung 
bringt (RIA 9, 59). Über die Berechtigung, Auflaſſung zu verlangen, im Falle des Be⸗ 
ſtehens auch eines ſchuldrechtlichen Anſpruchs auf Herbeiführung der Richtigſtellung der 
Eigentumseintragung vgl. A 2 a. E. — Iſt eine Parzelle, die durch die dem A erteilie Auf⸗ 
laſſung dieſem übereignet werden ſollte, zufolge Auflaſſung mit falſcher Bezeich- 
nung auf den Namen des B eingetragen worden, jo kann der Grundſtückseigentümer C, 
der wahrer Eigentümer der Parzelle geblieben ift (. A 2 Abſ 4), von B nur Zuſtimmung zur 
Eintragung ſeines Eigentums, nicht Zuſtimmung zur Eintragung des A als Eigentümers 
verlangen, da das Grundbuch nicht hinſichtlich der Rechte des A unrichtig iſt (RG 112, 266). — 
Iſt eine Parzelle irrtümlich auf ein anderes Grundbuchblatt als auf das des 
Eigentümers eingetragen worden, jo iſt die Verurteilung auf Bewilligung der Über: 
tragung von jenem auf dieſes Blatt zu richten (vgl. RG 62, 324). Zur laſtenfreien Ab⸗ 
ſchreibung iſt dann aber noch die Zuſtimmung der Realberechtigten erforderlich. 
Dieſe brauchen ihre Zuſtimmung nicht zu geben, wenn ſie inzwiſchen in gutem Glauben 
ein Recht (3. B. eine Hypothek) au der Parzelle durch Beſtellung des als Eigentümer 
auch der Parzelle Eingetragenen erworben haben (f. § 891 A 2 „tatfächliche Angaben“). — 
Im Falle des Beſtehens eines dinglichen Rechtes außerhalb des Grundbuchs (1. A 1a) 
iſt die Eintragung des Rechtes (RG 82, 23; 88, 286; Warn 1912 Nr 11; 8 891 A 6), im 
Falle des Nichtbeſtehens eines das Grundſtück oder ein Recht am Grundſtücke be⸗ 
faftenden eingetragenen Rechtes (ſ. A 1b) oder einer eingetragenen Verfügungsbe⸗ 
ſchränkung (ſ. A 1d) iſt die Löſchung der Belaſtung oder der Beſchränkung, im Falle unrich⸗ 
tiger Einſchreibung eines Rechtes (ſ. A Le) iſt die Eintragung des richtigen und voll 
ſtändigen Juhalts zu bewilligen. In dem zuerſt genannten Falle ſteht es der Wieder: 
eintragung eines zu Unrecht gelöſchten, unter der Herrſchaft der früheren Geſetze be 
gründeten Rechtes nicht entgegen, daß dem BGB die Rechtsform unbekannt iſt, ſofern 
die Übergangsvorſchriften des EG (3. B. Artt 179, 184) die weitere Geltung eines derartigen 
Rechtes anerkennen (RG 82, 23) b 

4. Der Berichtigungsverpflichtete iſt derjenige, der zufolge der Berichtigung im Falle 
feiner unrichtigen Eintragung als Eigentümer oder als Inhaber einer Grundſtücks⸗ oder einer 
Rechtsbelaſtung oder als ein durch eine Verfügungsbeſchräukung Begünſtigter aus dem Grund⸗ 
buche gänzlich ausſcheidet, im Falle der Eintragung eines außerhalb des Grundbuchs be⸗ 
ſtehenden Rechtes oder des richtigen Inhalts eines eingetragenen Rechtes oder einer außer ⸗ 
halb des Grundbuchs beſtehenden Verfügungsbeſchräukung eine Schmälerung feiner grund- 
buchmäßigen Rechtslage erleidet. — Auch wenn der Betroffene nicht wahrer Inhaber 
des Rechtes iſt, das aus dem Grundbuche ausſcheiden oder beſchränkt werden 
ſoll (3. B. der Bucheigentümer, wenn eine zu Unrecht gelöſchte Hypothek wieder eingetragen 
werden ſoll, oder der auf Grund nichtiger Übertragung als Gläubiger einer Hypothek Ein⸗ 
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getragene, deren Löſchung wegen Nichtbeſtehens und Kenntnis des Eingetragenen davon der 
Eigentümer verlangt), hat er bei der Berichtigung mitzuwirken und kann er die Klage 
nicht durch die Einrede abwehren, daß er nicht der wahre Berechtigte ſei; denn bei der Be⸗ 
richtigung handelt es ſich nur darum, den Grundbuchinhalt (formell) mit der wahren Rechtslage 
in Einklang zu bringen, und nach dem Grundbuche iſt der Eingetragene Inhaber des betroffenen 
Rechtes. Es wird auch die Zuſtimmung des Buchinhabers allein zur Herbeiführung der Be⸗ 
richtigung genügen, da der Buchinhaber gegenüber dem Grundbuchamte formell zur Ver⸗ 
fügung über das Recht legitimiert iſt, es ſei denn, daß aus den Unterlagen für die Eintragung 
Bedenken gegen feine Legitimation vom Grundbuchamte zu entnehmen find (vgl. RIA 9, 205; 
KJ 49, 206). — Wird ſtatt des urſprünglich Berichtigungsverpflichteten (z. B. zu 
folge ſeiner Veräußerung des Grundſtücks, als deſſen Eigentümer er zu Unrecht eingetragen 
worden war) ein anderer als der Berechtigte in das Grundbuch eingetragen, ſo erliſcht 
allerdings der Berichtigungsanſpruch gegen jenen (RG Gruch 65, 725). Beruht dieſe Ein- 
tragung aber auf einer Veräußerung, die nach dem Eintritte der Rechtshängigkeit des Be⸗ 
richtigungsanſpruchs eingetreten ift, jo wird der Prozeß nach 8 265 Abſ 2 ZPO von ihr grund- 
ſätzlich nicht berührt; er iſt vielmehr ſo fortzuſetzen, als wenn die Veräußerung nicht erfolgt 
wäre, und iſt daher für die Entſcheidung auch in materieller Hinſicht die Rechtslage vor der 
Veräußerung maßgebend, ſo daß gegen den mit dem Anſpruch auf Zuſtimmung zur Berich⸗ 
tigung Belangten die Klage weiter verfolgt werden kann (RG Gruch 65, 725). — Wenn 
Mehrere an dem betroffenen Rechte mitberechtigt find, müſſen ſämtliche Berech⸗ 
tigte die Zuſtimmung erteilen (vgl. RIA 1, 121; z. B. ſamtliche Miteigentümer, wenn der 
Gläubiger einer nur an einem Anteil beſtehenden Hypothek Richtigstellung ihrer Anteile 
verlangt, RG 54, 85; OLG 18, 116; oder ſamtliche Miterben, wenn fie auf Antrag eines 
Miterben als Eigentümer eingetragen werden ſollen, vgl. 8 22 Abſ 2 G0, K6J 25 A 114), 
es ſei denn, daß einem von ihnen allein die Verfügung über das Recht ausſchließlich zuſteht 
(wie z. B. dem Wanne bei der ehelichen Gütergemeinſchaft, val. &8 1443 ff., 1519, 1549 
GB, 5 740 ZPO; RIU 2, 89; KJ 22 A 140, jedoch auch OL 18, 117). — Wird von 
ir als dem Eigentümer (3. V. von emem nachſtehenden Hypothekengläubiger) 
die öſchung einer nicht beſtehenden Hypothek verfolgt, fo ift nach 8 27 GD auch 
sie Buflimmung des Eigentümers erforderlich (vgl. R072, 367; K0 24 A 135). — 
Iſt ber das Vermögen des Verpflichteten der Konkurs eröffnet, fo hat nach §8 6, 
40 BD, ber Sonfurzverwalter die Buftinimung zu erteilen (Ceuffü 62 Nr 175) 

n Die Buflimmung zu ber Berichtigung, die vom Verichtigungsberechtigten ver⸗ 
r. en en kann, Lellt ſich als Gegenſtand eines dinglichen Anſpruchs dar, der 
0 eichsußellen it den Ansprüchen aus dem Eigentum und aus begrenzten dinglichen Rechten 
wogen Em ziehung oder Beeinträchtigung (Eigenn ms., nenatori'cher, konfeſſoriſcher Anſpruch 
dgl. 68 3, 1004, 1017 Abſ 2, 1027, 1065, 1090 Abſ 2, 1227; RG 51, 420; 82, 24; Gruch 
48, 987; Os 18, 116). Macht im Falle des Konkurſes über das Vermögen eines Hypo⸗ 
thekengläubigers der Grundſtückseigentümer geltend, die Hypothekenforderung ſei getilgt, 
und verlangt er vom Konkursverwalter Bewilligung der Umſchreibung der Hypothek als 
Grundſchuld (88 1163 Abf 1, 1177 Abſ 1) auf ihn, oder Bewilligung der Löſchung, fo handelt 
es ſich um einen Ausſonderungsanſpruch gemäß § 43 KO (MG 60, 251; 86, 240). Wenn 
wegen Nichtigkeit der Auflaſſung das Eigentum an einem Grundſtück auf den Auflaſſungs⸗ 
empfänger nicht übergegangen iſt, kann der Auflaſſende ebenſo, wie der Eigentümer 
mit der Eigentumsklage gegen den Beſitzer Herausgabe nur eines Teiles feines Eigen · 
tums zu verfolgen berechtigt iſt, auch lediglich hinſichtlich eines Grundſtücksteils Berich⸗ 
tigung des Grundbuchs verlangen (RG 78, 374). — St die Klage gerichtet auf das Eigentum 
68. B. gegen den eingetragenen Nichteigentümer auf Bewilligung der Eintragung des wahren 
Eigentümers), auf das Beſtehen einer dinglichen Belaſtung (z. B. wenn Eintragung eines 
außerhalb des Grundbuchs beſtehenden Rechtes am Grundſtücke oder wenn Richtigſtellung 
des Inhalts eines eingetragenen Rechtes am Grundſtücke verlangt wird, f. A 1a, c) oder auf 
das Nichtbeſtehen eines eingetragenen Rechtes (. A 1b), fo ift gemäß 8 24 RO, wenn dadurch 
das Grundſtück ſelbſt betroffen wird für die Klage das Gericht der belegenen Sache 
ausſchließlich zuſtändig (RG 82, 24; 88, 61), und zwar gleichviel von welchem der etwa 
mehreren Berichtigungsberechtigten (vgl. RG 15, 386; 20, 408; 28, 339; 25, 384; 35, 365; 
IW 92, 477°; 96, 410°, e; Gruch 35, 816; 86, 1201; OLG 18, 408) die Klage erhoben 
wird. Dies trifft auch zu, wenn ein Hypothekengläubiger gegen denjenigen, für den ein 
angeblicher Berichtigungsanſpruch des Eigentümers gegen ihn (den Hypothekengläubiger) auf 
Bewilligung der Umſchreibung der Hypothek in eine Eigentümergrundſchuld wegen Nicht- 
entſtehung der durch die Hypothek geſicherten Forderung gepfändet worden iſt, auf Feſt⸗ 
ſtellung des Nichtbeſtehens eines Anſpruchs auf Umſchreibungsbewilligung klagt, da es ſich 
dabei um eine negative Feſtſtellungsklage handelt, bei der in Streit iſt, ob ein Berichtigungs⸗ 
anſpruch bezüglich des Beſtehens der Hypothek als ſolcher gegeben iſt (Ach Gruch 57, 160). 
Dagegen trifft es wegen Fehlens der Vorausſetzung, daß das Grundſtück ſelbſt betroffen 
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wird, nicht zu, wenn die Klage die Belaſtung oder eine Verfügungsbeſchränkung an 
einem das Grundſtück belastenden Rechte zum Gegenſtande hat. Um Geltendmachung 
eines Berichtigungsanſpruchs im Sinne des $ 894 handelt es ſich bei einer Klage auf Wieder⸗ 
eintragung eines zu Unrecht gelöſchten Rechtes überhaupt nicht, wenn auf ſchuldrecht⸗ 
liche Verpflichtung, die der urſprünglichen Rechtseintragung zugrunde lag, oder auf 
grundloſe Bereicherung die Klage geſtützt iſt (Ach 82, 24). — Wegen der Wirkung der 
Rechtshängigkeit des Anſpruchs vgl. 88 265, 266, 325 ZPO; R 79, 165; Warn 1922 Nr 15 
(auch wenn der auf Berichtigung hinſichtlich des Eigentums verklagte als Eigentümer Ein ⸗ 
getragene das Grundſtück nach der Rechtshängigkeit des Berichtigungsanſpruchs an einen 
Dritten veräußert, iſt gemäß § 265 Abſ 2 ZPO gegen ihn der Rechtsſtreit fortzusetzen, wie ⸗ 
wohl an ſich, da er nicht mehr der als Eigentümer Eingetragene iſt, der Berichtigungsanſpruch 
gegen ihn erloſchen wäre). — Der Beklagte kann nicht einwenden, daß dem Kläger auf anderem 
Wege (vgl. $ 22 G80) die Herbeiführung der Grundbuchberichtigung möglich ſei, und zwar 
auch dann nicht, wenn er ſelbſt bereits dieſe Möglichkeit durch Beſchaffung der etwa erforder 
lichen Urkunden dem Kläger gegeben hat; denn 8 894 (anders wie $ 895, ſ. dort A1) macht 
die Gewährung des Rechtes auf Zuſtimmung nicht davon abhängig, daß dem 
Berichtigungsberechtigten die Herbeiführung der Berichtigung nicht anders 
möglich Jei (ſtr.; vgl. R Warn 1914 Nr 126; JW 1923, 750°; 1925, 17967; OLG 7, 27; 
14, 124; 18, 405). So kann z. B. der Eigentümer, der den Hypothekengläubiger befriedigt 
hat, trotz O'littungsempfangs Bewilligung der Umſchreibung der Hypothek verlangen, und 
der Eigentümer, auf deſſen Grundſtück eine Geſamthypothek gemäß § 1181 Abſ 2 durch Ber 
friedigung aus einem andern Grundſtück erloſchen iſt, Bewilligung der Löſchung von dem 
Hypothekengläubiger beanſpruchen (vgl. OLG 14, 124), ſowie der Eigentümer, deſſen Grund⸗ 
ſtück mit einer dem Inhalt nach unzuläſſigen Eintragung belaſtet iſt, Bewilligung der Löſchung 
verlangen, wenngleich nach $ 54 Abſ 1 Satz 2, $ 71 G80 die Löſchung herbeigeführt werden 
könnte (vgl. RG ZW 1923, 750°). — Hat der Ber ichtigungsverpflichtete aus einem 
Sch. ldverhältniſſe gegenüber dem Berichligungsberechtigten einen perſönlichen Anſpruch 
darauf, daß der Grundbuchinhalt wie bisher beſtehenbleibt (3. B. wenn auf 
Grund gültigen Kaufvertrags eine nichtige Auflaſſungserklärung abgegeben oder wenn eine 
Hypothek ſo unvollſtändig eingetragen iſt, daß ſie nichtig iſt, der Gläubiger aber nach dem 
ſchaldrechtlichen Hypothekbeſtellungsvertrage die Eintragung einer gültigen Hypothek ver- 
langen kann, oder wenn auf die Berichtigung verzichtet worden iſt), fo kann er die Klage mit 
der Einrede argliſtigen Verhaltens abwehren (vgl. RG 78, 877; 80, 321; 81, 291; 
Gruch 58, 1037; 29, 966; OLG 14, 125). Auch ſonſt kann gegenüber dem Berichtigungs⸗ 
anſpruch, namentlich in Fällen, in denen er ſich auf Nichtigkeit eines Vertrags wegen Form⸗ 
mangels gründet, die Einrede der Argliſt gegeben fein (RG 115, 42). Über ein Zurückbehal⸗ 
tungsrecht wegen Verwendungen auf das Grundſtück nach $ 273 Abſ 2 gegenüber einem 
Anſpruch auf Berichtigung des Grundbuchs ſ. RG 114, 266; 115, 46; Warn 1911 Nr 391. — 
Die Beweislaſt für die Unrichtigkeit des Grundbuchs liegt in der Regel dem Kläger 
ob nach dem allgemeinen Rechtsgrundſatze, daß der Kläger die Tatſachen, die zur Be. 
gründung ſeines Anſpruchs dienen, beweiſen muß (RG Gruch 68, 833 [Warn 1914 
Nr 291). Klagt daher z. B. der Grundſtückseigentümer gegen den Gläubiger einer 
Hypothek mit der Behauptung, die Hypothek beſtehe nicht oder fie ſtehe wegen Nichtent 
ſtehung oder Erlöſchung der geſicherten Forderung nicht dem Gläubiger, ſondern ihm als 
Eigentümergrundſchuld (88 1163 Abſ 1, 1177 Abſ 1) zu, auf Bewilligung der Löſchung oder 
der Umſchreibung der Hypothek, ſo muß er das Nichtbeſtehen (Nichtigkeit) der Hypothek bzſv. die 
Nichtentſtehung oder die Erlöſchung der Forderung (vgl. 88 891, 1138) beweiſen (RG 18, 266; 
57, 321; 60, 249; IW 02, 42115 06, 1817 1922, 48015; Gruch 58, 833; f. auch 5 891 A 4 Abſ 3). 
Anders verhält es ſich aber, wenn der Grundſtückseigentümer gegen den Gläubiger einer 
Sicherungshypothek ($ 1184) oder Höchſtbetraghypothek ($ 1190) wegen Nichtentſtehung der 
Forderung die Grundbuchberichtigungsklage erhebt. Hier muß der Gläubiger wie bei der 
negativen Feſtſtellungsklage bezüglich einer Forderung, da er nach $$ 1184 Abſe1, 1190 Abf 1 
ſich zum Beweiſe der Forderung nicht auf die Eintragung berufen kann, die Eutſtehung der For⸗ 
derung beweifen, ſofern ſich nicht aus den Eintragungsurkunden ein Beweis dafür in erſter 
Linie ergibt, namentlich wenn die Hypothek für eine künftige Forderung ($ 1113 Abſ 2, bei einer 
Höchſtbetraahypothek für künftige Forderungen, die aus einem Rechtsverhältnis entſtehen 
werden) beſtellt iſt (val. RG Gruch 58, 833; Warn 1914 Nr 76 291). — Die Vornahme 
der Berichtigung erfolgt vom Grundbuchamte auf Antrag des Berechtigten (88 18, 80 
GBO) und auf Grund der freiwilligen (89 19, 29 GBO) oder durch Urteil erſetzten ($ 894 
ZPO) Bewilligung des Verpflichteten, ohne daß (z. B. auch bei Berichtigung der Eigen. 
tumseintragung) ein weiterer Nachweis der Unrichtigkeit erforderlich iſt (RG 73, 154; RIA 
9, 203; 11, 239; 12, 72). Jedoch hat der Grundbuchrichter die Berichtigung auf Grund 
einer Berichtigungsbewilligung abzulehnen, wenn ſich aus den beigebrachten Urkunden er⸗ 
gibt, daß durch eine der Bewilligung entſprechende Eintragung das Grundbuch gerade um⸗ 
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gekehrt unrichtig würde (RG 73, 157; RIA 11, 239; 12, 73). — Außerdem iſt nach 8 22 
GBO vom Grundbuchamt die Berichtigung auch ohne Bewilligung des von dieſer in 
ſeinem Rechte Betroffenen zu bewirken, wenn die Unrichtigkeit des Grundbuchs nachgewieſen 
wird (z. B.: daß ein nur für einen Verkaufsfall beſtelltes Vorkaufsrecht durch Nichtausübung 
erloſchen iſt [8 1097 A 1], durch Vorlegung eines notariellen Tauſchvertrags ſeitens des Grund⸗ 
ſtückserwerbers, KJ 40 A 133; die Umwandlung einer Hypothek zufolge Zahlung in eine 
Eigentümergrundſchuld [58 1163, 1177] durch beglaubigte Quittung des Gläubigers, RO 
56, 827; KJ 26 A 150; 40 A 136; 40 A 294; RIA 11, 63; die Übertragung einer Brief, 
hypothek [8 1154 Abſſ1, 8 1117 Abf 3] durch Einreichung von Abtretungs⸗ und Annahme 
erklärungen in der Form des 829 GBO und des Hypothekenbriefs, vgl. KON 49, 206; daß 
eine Hypothekübertragung nichtig ift, weil der Erwerber [z. B. eine Stiftung] keine Rechts- 
perſönlichkeit beſitzt, durch Nachweis des Mangels der Rechtsperſönlichkeit, RG 88, 89). — 
Hinſichtlich der Ausführung der Berichtigung iſt hervorzuheben, daß, wenn es ſich um Vor⸗ 
nahme der Berichtigung durch Wiedereintragung einer zu Unrecht gelöſchten Hypothek handelt, 
die zur Eigentümergrundſchuld geworden war, die Eintragung in Preußen in der Haupt⸗ 
ſpalte der Abt. III unter neuer Nummer hinter den nacheingetragen geweſenen anderen 
Hypotheken in Geſtalt einer aus einer früheren Hypothek entſtandenen Eigentümergrund ⸗ 
ſchuld zu erfolgen hat und hier ſowie bei den anderen Hypotheken der Vorrang des Wieder ⸗ 
eingetragenen zu vermerken iſt (KJ 48, 189). Iſt jedoch nach erfolgter Löſchung ein hypo. 
thekariſches oder ein ſonſtiges Recht am Grundſtück durch Erwerb in (zu vermutendem) 
gutem Glauben an die Richtigkeit des Grundbuchs ($ 892) inzwiſchen für einen Dritten 
begründet worden, ſo kann die Wiedereintragung nur mit dem Range nach dieſem Recht 
erfolgen. Dies gilt auch, wenn eine zufolge Beerbung des Hypothekengläubigers durch den 
Zupothetenſchuldner und Eigentümer gemäß 88 1163, 1177 Abſ 1 als Grundſchuld auf den 
Eigentümer übergegangenen Hypothek ($ 1163 A 5) auf Antrag des Eigentümers gelöſcht, 
demnächſt zufolge Anordnung der Nachlaßverwaltung oder Eröffnung des Nachlaßkonkurſes 
aemab 8 1976 ‚die Hypothekenforderung und damit auch die Hypothek wieder aufgelebt iſt 
pe dann der Nachlaßverwalter oder der Konkursverwalter die Wiedereintragung der Hypo⸗ 
5 im Wege der Berichtigung des Grundbuchs beantragt, inzwiſchen aber ein gutgläubiger 
LIE 14 fe au dem Grundſtück durch Beſtellung des Eigentümers erworben hat 
Iſt das U . — Über den zur Berichtigung erforderlichen Inhalt der Urteilsformel vgl. A 3. 
da rteil noch nicht rechtskräftig (8 894 ZPO), aber vorläufig vollſtreckbar, jo kann ein 
Widerſpruch für den Berichtigungs berechtigten nach Maßgabe der angeblich wirk⸗ 
lichen Rechtslage eingetragen werden ($ 895 3PO). — Iſt eine gelöſchte Hypothek auf 
ee des $ 11 der 3. St MotVD v. 14. 2. 24 zufolge Vorbehalts der Rechte auf Aufwertung 
& Annahme der Auszahlung in Papiermark (f. über den Ausdruck dieſes Vorbehalts JFG 2 

. 391, 396, 401, 415, 417, 419, 423, 426, 428; 3, 386 und über den Zeitpunkt des Vor⸗ 
behalts JF 2, 423) oder nach $ 14 (Vorbehalt der Rechte des Gläubigers bei Annahme der 
Auszahlung in entwertetem Gelde) oder § 15 (kraft Rückwirkung im Falle der Annahme der 
Auszahlung in der Zeit vom 15. 6. 22 bis zum 14. 2. 24) und § 20 AufwG v. 16. 7. 25 nach recht⸗ 
zeitiger ($ 16) Anmeldung in Höhe des geſetzlichen Aufwertungsbetrags wieder 
einzutragen (nach 81 Abſ 2 Nr 1, 9 2 Abſ 1 Satz 1 der 3. StNotVO 15%, nach 9 4 AufivG 
25%), jo ſtellt ſich der Antrag auf Wiedereintragung der Hypothek, da durch ihre Löſchung 
das Grundbuch nach dem Geſetz rückwirkend als unrichtig geworden anzuſehen iſt, als 
Autrag auf Berichtigung des Grundbuchs im Sinne des § 22 GBO dar. Der Antrag kann 
lich demnach auf die Bewilligung der Betroffenen oder auf den Nachweis der Buchunrichtig⸗ 
keit ſtützen. Aber die Bewilligung reicht für ſich allein zur Vornahme der Eintragung nur 
dann aus, wenn nach Lage des einzelnen Falles unzweifelhaft iſt, daß ſie die ausſchließliche 
Eintragungsgrundlage bilden foll (IFG 3 S. 342, 406). Andernfalls iſt trotz der Bewilligung 
der Antrag aus dem Geſichtspunkte des Unrichtigkeitsnachweiſes zu prüfen. Wird Vor; 
behalt geltend gemacht, fo iſt er in der Form des § 29 GBO dem Grundbuchamt nachzuweiſen. 
Handelt es ſich um Aufwertung nach $ 15 Aufiv®, fo iſt darzutun, daß die Zahlungsannahme 
in der Zeit vom 15. 6. 22 bis zum 14. 2. 24 erfolgt und in welcher Höhe die Zahlung, die nach 
$ 18 Aufwc in Höhe ihres Goldmarkbetrags (88 2, 3) auf den Aufwertungsbetrag anzu rechnen, 
geleiftet iſt; jedoch nach Art 3 der Durchf VO v. 29. 11. 25 genügt dazu die unbeglaubigte Er⸗ 
klärung des Gläubigers (OLG 46, 12). Ferner iſt in den Fällen der Aufwertung nach $ 14 
oder $ 15 Aufw gemäß $ 16 Abſ 1 Satz 1 darzutun, daß der Gläubiger den Anſpruch auf 
Aufwertung bis zum 1. 1. 1926 bei der Aufwertungsſtelle angemeldet hat; dazu genügt die 
nach Art 126 DurchfVo von der Aufwertungsſtelle auf Antrag auszuſtellende Beſcheinigung 
über die rechtzeitige Anmeldung (JF 3, 342; ob es für den Fall der Bewilligung der Wieder. 
eintragung dieſes Nachweifes bedarf, darüber vgl. FG 3, 404). Der Nachweſſe nach $ 16 Abf 2 
Satz 1 Aufwc bedarf es nicht, wenn die Eintragung vom Eigentümer bewilligt iſt (JFG 3,345). 
Andernfalls iſt nachzuweiſen, daß vom Eigentümer und Schuldner innerhalb der Friſt von 
drei Monaten ſeit Mitteilung der Aufwertungsanmeldung ($ 16 Abi 1 Satz 2, 3) Einſpruch 
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nicht eingelegt ift (wozu eine von der Aufwertungsſtelle nach Art 126 DurchfVO zu erteilende 
Beſcheinigung genügt) oder daß durch rechtskräftige Entſcheidung feſtgeſtellt iſt, daß ein wirk⸗ 
ſamer Vorbehalt der Rechte vorliegt oder eine Rückwirkung ſtattfindet. Der Antrag auf Wieder⸗ 
eintragung bedarf als reiner Verfahrensantrag (8 30 GBO) keiner Form. Die Eintragung 
hat nach Art 1 der DurchfVO v. 29. 11. 25 nicht auf Reichsmark, ſondern auf Goldmark (der 
amtlich feſtgeſtellte Preis für / 790 kg Feingold) zu lauten. Wird der Antrag lediglich auf 
Bewilligung des Eigentümers geſtützt, jo bedarf es auch der in der Form des § 29 GBO 
nachzuweiſenden Zuſtimmung der gleich- oder nachſtehenden Berechtigten, auch der gelöſchten, 
aber nach $$ 14, 15, 20 Aufm® Jwiedereintragungsfähigen, da fie wegen Verſchlechterung 
ihrer Sicherheit durch die Wiedereintragung auch im Sinne des § 19 GBO betroffen werden 
(SIG 2, 374; 3, 344; 3, 408). Wird die Buchunrichtigkeit aber nachgewieſen, fo erfolgt nach 
88 20, 6 Aufw® die Wiedereintragung der aufgewerteten Hypothek mit ihrem bisherigen 
Range. Inwieweit die Wiedereintragung ausgeſchloſſen oder der Rang der Hypothek ver⸗ 
ſchlechtert wird durch einen in der Zwiſchenzeit ſeit der Löſchung der Hypothek erfolgten 
Rechtserwerb Dritter in gutem Glauben an die Richtigkeit des Grundbuchs (an das Nicht⸗ 
beſtehen der Hypotheh, darüber vgl. § 892 A 10 a. E. Der Grundbuchrichter hat bei Eintragung 
des Widerſpruchs noch $ 16 Abſ 2 Satz 2 als einer vorläufigen Maßregel nicht zu prüfen, ob 
ein ſolcher Grund der Wiedereintragung entgegenſteht; dies iſt erſt im Aufwertungsverfahren zu 
entſcheiden (ſtr., OLG 46, 26; a. M. RG 116, 344). Überſteigt im Falle der Bewilligung der 
Eintragung der vereinbarte Aufwertungsbetrag den geſetzlichen, ſo kann in Höhe des Überſchuß⸗ 
betrags, da es ſich inſoweit um die Begründung eines neuen dinglichen Rechtes handelt ($ 67 
Ab] 1 Satz 2 AufwG) nur eine neue Hypothek an bereiter Stelle eingetragen werden (JFG 
3 S. 346, 354; OLG 46, 37). 
§ 895 


Kann die Berichtigung des Grundbuchs erſt erfolgen, nachdem das Recht 
des nach § 894 Verpflichteten eingetragen worden iſt!), jo hat dieſer auf 
Verlangen ſein Recht eintragen zu laſſen?). 

E I 1826 II 880; M 5 111 f.; P 6 225 ff. 

1. Die vorherige Eintragung des Rechtes des nach § 894 Verpflichteten, alſo desjenigen, 
deſſen Recht durch die Berichtigung des Grundbuchs betroffen wird und der ſeine Zuſtimmung 
zu der Berichtigung zu erteilen hat, iſt nach materiellem Rechte, ſofern nur der Verpflichtete 
trotz fehlender Eintragung wirklicher Inhaber des betroffenen Rechtes iſt, zur Wirkſamkeit 
der Zuſtimmung ebenſowenig erforderlich, wie ſonſt die vorherige Eintragung des bei einer 
dinglichen Rechtsänderung als Verfügender beteiligten Berechtigten (. § 873 A 8). Nach 
§ 40 Abſ 1 GBO aber ſoll eine Eintragung (alfo auch eine Löſchung) nur erfolgen, wenn der⸗ 
jenige, deſſen Recht durch ſie betroffen wird, als der Berechtigte eingetragen iſt. Wiewohl 
dieſe Beſtimmung nur eine Ordnungsvorſchrift ift und daher ihre Nichtbefolgung auf die 
materielle Wirkſamkeit der Verfügung des wirklich berechtigten Paſſivbeteiligten keinen Einfluß 
hat, wird doch durch $ 895 gegen den Zuſtimmungsverpflichteten ein Anſpruch 
auf Bewirkung feiner Eintragung gegeben, damit das aus der Ordnungs- 
vorſchrift ſich für die Grund buchberichtigung ergebende Hindernis behoben 
wird (vgl. Prot 6, 224). — Die 88 40 Abſ 2, 41 GBO enthalten aber Ausnahmen von der 
Vorſchrift des § 40 Abſ 1, namentlich zinſichtlich des im Beſitze des Briefes über ein verbrieftes 
hypothekariſches Recht befindlichen, gemäß § 1155 legitimierten Gläubigers (§ 40 Abf 2) und 
für die Falle der Übertragung und der Aufhebung des Rechtes hinſichtlich des Erben des ein- 
getragenen Berechtigten. Soweit dieſe Ausnahmen zutreffen, iſt der bezeichnete An 
ſpruch gegen den Verpflichteten nicht gegeben, da dann die Grundbuchberichtigung 
ohne vorherige Eintragung des Verpflichteten erfolgen kann. Eine trotzdem erhobene Klage 
auf Herbeiführung der Eintragung iſt in der Regel abzuweiſen, da dem Anſpruche die durch 
$ 895 geſetzte materielle Grundlage mangelt (ftr.). So z. B. bedarf es zur Wiedereintragung 
einer zu Unrecht gelöſchten Hypothek gegenüber dem Erben des verſtorbenen Eigentümers, 
oder zur Umſchreibung einer von dem Eigentümer an den Erben des Glaubigers bezahlten 
Buchhypothek auf den Eigentümer nur der in der Form des $ 29 Satz 1 G80 freiwillig er- 
klärten oder gemäß 8 894 ZPO erſetzten Eintragungsbewilligung (bzw. Quittung) des Erben. 
Eine Klage auf Eintragung des Erben wäre in diefen Fällen unzuläſſig. — Jedoch iſt zu beachten, 
daß die Geltendmachung des Anſpruchs aus $ 895 nicht etwa davon abhängig gemacht 
iſt, daß „nach Maßgabe der 88 40, 41 GBO“ die Eintragung erforderlich ift, ſondern nur 
davon, daß die Berichtigung ohne Eintragung nicht „erfolgen kann“. Hierunter aber iſt 
nicht nur ein aus der fehlenden Eintragung gemäß den Vorſchriften der 88 40, 41 GBO ſich 
ergebendes rechtliches, ſondern auch ein tatſächliches Hindernis zu verſtehen. Lehnt 
z. B. das Grundbuchamt die Berichtigung ab unter irriger Annahme, die Eintragung ſei nach 
8 40 Abſ 1 G80 erforderlich, während tatſächlich einer der Ausnahmefälle der 88 40 Abſ 2, 41 
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vorliegt, und hat auch die Beſchwerde keinen Erfolg, fo iſt die Klage auf Bewirkung der Ein- 
tragung auch dann, wenn der Prozeßrichter anderer Auffaſſung als das Grundbuchamt iſt, 
begründet, da die Berichtigung ohne die Eintragung nicht „erfolgen kann“, nämlich tatſächlich 
nicht anders möglich iſt (vgl. RG 54, 87). Allerdings kann in derartigen Fällen der Berichti⸗ 
gungsberechtigte, wenn er ein Urteil auf Bewilligung der Berichtigungseintragung erſtritten 
hat, die Eintragung des Verpflichteten gemäß § 14 GBO (wonach die Berichtigung des 
Grundbuchs durch Eintragung des Berechtigten auch von demjenigen beantragt werden 
kann, welcher auf Grund eines gegen den Berechtigten vollſtreckbaren Titels eine Ein⸗ 
tragung in das Grundbuch verlangen kann, ſofern die Zuläſſigkeit dieſer Eintragung von 
der vorgängigen Berichtigung des Grundbuchs abhängt) herbeiführen (vgl. RIA 10, 70). 
Jedoch wird auch hier durch die Möglichkeit der Anwendung dieſes Mittels nicht die Anwendung 
des andern Mittels der Klage aus 8 895 ausgeſchloſſen. — Ferner ift ein Anſpruch aus 8 895 auch 
dann gegeben, wenn der Verpflichtete zwar eingetragen iſt, aber doch nicht derartig, 
daß, wenn es bei dieſer Eintragung verbleiben würde, die daraufhin erfolgende Eintragung 
des Rechtes des Berichtigungsberechtigten hinſichtlich des Inhalts oder des Gegenſtandes 
des Rechtes nicht richtig oder nicht vollkommen wäre; denn die richtige oder voll⸗ 
kommene Eintragung des Rechtes, auf die der Berichtigungsberechtigte Anſpruch hat, kann 
dann erſt erfolgen, wenn der Verpflichtete in entſprechender Weiſe eingetragen iſt. Daher iſt 
in einem ſolchen Falle eine Klage auf Herbeiführung der erforderlichen Anderung der Ein- 
tragung für zuläſſig zu erachten (vgl. RG 54, 87; RIA 10, 69, auch KGJ 26 A 80); jo z. B., 
wenn behufs Grundbuchberichtigung eine (zu Unrecht gelöſchte) an dem halben Anteil eines 
von zweien Miteigentümern je zur Hälfte beſtehende Hypothek eingetragen werden ſoll, die 
eiteigentumsanteile aber nicht gemäß § 48 GBO in Bruchteilen angegeben ſind, die Klage 
auf Eintragung des Bruchteils von Y/,. 

2. Die Eintragung des Berichtigungsverpflichteten verlangen kann nur derjenige, der 
nach Maßgabe des 8 844 die Zuſtimmung des Verpflichteten zu der Grundbuchberichtigung 


verlangen kann, alſo deſſen h ingli 7 \ N ichti 
deten ee Mares m 245 dingliches Recht nicht oder nicht richtig, oder gegen 


Nacherben als Verfügungsbeſchränkung eingetra f i 
80 2. gen werden ka 1. 88 1922, 2118 BOB, 
a RG 61, 232). — Wer lediglich auf rr einen perjün- 
h uſpruch auf Herbeiführung der W 1 Rechtsänderungen 
Be eines Rechtes am Grundſtücke), dem fteht 
85 hingtiche) Anfpeuch aus $ 895 nicht zu. Sedo wid er in 28 geg aus Is 
ben duerhältniſſe gegen feinen Vertragsgegner die perſonliche Klage wie auf Herbei⸗ 
rung der Rechtszänderung überhaupt, jo auch auf Bewirtung der dazu etwa erjorder- 
lichen Eintragung des Vertragsgegners (3. B. im Falle des Verkaufs eines Grundſtücks 
die Klage auf Entgegennahme der Auflaſſung und Eintragung des Käufers als Eigen 
tümer, damit für den klagenden Verkäufer eine Reſtkaufgeldhypothek eingetragen werden 
kann) erheben können (vgl. OLG 7, 283). Der Inhalt des perſönlichen Anſpruchs gegen 
den Vertragsgegner iſt dann der gleiche, wie der Inhalt des dinglichen Anſpruchs aus 
3 895 gegen den Berichtigungsverpflichteten. — In beiden Fällen iſt der Anſpruch darauf 
gerichtet, daß ſich der Verpflichtete eintragen laſſe, alſo alles bewirke und be- 
ſchaffe, was zur Eintragung ſeines Rechtes erforderlich iſt, damit dann die 
Eintragung für den perſönlich Berechtigten (wenn die ſonſtigen Vorausſetzungen dafür, 
insbeſondere freiwillige oder durch Urteil erſetzte Eintragungsbewilligung vorliegen) bzw. 
für den Berichtigungsberechtigten erfolgen kann. Insbeſondere hat auch im Falle des 
$ 895 der Berichtigungsverpflichtete nicht etwa nur die Zuſtimmung zu ſeiner Eintragung 
zu erteilen. — Ergeht ein Urteil dem Anſpruche gemäß, ſo kann das Urteil in beiden Fallen 
gemäß 5 888 ZPO zur Vollſtreckung gebracht werden, nicht gemäß $ 887 ZPO, 
da der nach § 13 GBO von dem Verpflichteten zu ſtellende Eintragungsantrag nicht von 
einem beliebigen Dritten lein Bevollmächtigter iſt nicht Dritter) geſtellt werden kann (ſtr., 
vgl. jedoch RG 55, 59). § 14 G0 (ſ. A 1) kommt bei einem ſolchen Urteil nicht zur Anwendung, 
da es nicht die Eintragung eines (anderen) Rechtes für den Berechtigten zum Gegenſtande 
hat. Wenn aber außerdem der Verichtigungsberechtigte ein Urteil auf Zuſtimmung zur 
Berichtigung, alfo zur Eintragung feines Rechtes, und der perſönlich Berechtigte ein Urteil 
auf Bewilligung der Eintragung der Rechtsänderung erftritten hat, kann der betreffende Be- 
rechtigte auf Grund dieſes Urteils die Eintragung des Verpflichteten gemäß 8 14 
GBO ſelbſt beantragen (vgl. SeuffA 56 Nr 142); in dieſer Vorſchrift iſt, was insbeſondere 
den letzteren Fall anlangt, kein Unterſchiet gemacht, ob der Gläubiger einen Anſpruch auf 
Eintragung ſeines als dinglich bereits beſtehenden Rechtes zwecks Grundbuchberichtigung, 
oder nur einen perſönlichen Anſpruch auf Einräumung eines dinglichen Rechtes erſtritten hat. 
— Der Berechtigte kann ſich in beiden Fällen die zur Eintragung des berichtigungs⸗ 
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berechtigten Verpflichteten notwendigen (8 22 GBO) Unterlagen (63. B. einen Erbſchein 
für den verpflichteten Erben des als Eigentümer Eingetragenen) gemäß 88 792, 896 ZPO 
beſchaffen. — Iſt der Verpflichtete nicht (wie z. B. als Erbe) an die Stelle des 
als Berechtigter Eingetragenen getreten, ſondern liegt der Fall ſo, daß der Ver⸗ 
pflichtete wahrer, der Eingetragene nur ſcheinbarer Berechtigter fein ſoll (3. B. wegen Nichtig 
keit der dieſem erteilten Auflaſſung), fo wird der perſönlich Berechtigte (für den Berichtigungs⸗ 
berechtigten kommt dies nicht in Betracht; er kann auch vom Buchberechtigten Zuſtimmung 
nach $ 894 verlangen) mit der vorbezeichneten Klage zugleich von dem Verpflichteten, weil 
dieſer dem Berechtigten alle zuläſſigen Mittel zur Erlangung des Rechtes an die Hand geben 
muß, Abtretung des ihm zuſtehenden Berichtigungsanſpruchs (vgl. 8894 A 2 Abſ 3) verlangen 
können, um daraufhin gegen den Buchberechtigten auf Bewilligung der Eintragung des 
Verpflichteten klagen zu können. Eine Überweiſung des Berichtigungsanſpruchs könnte 
nur wegen einer vollſtreckbaren Geldforderung (88 829, 835, 857 ZPO), nicht auf Grund 
des Urteils auf Herbeiführung der Rechtsänderung erfolgen. 


8 896 


Iſt zur Berichtigung des Grundbuchs die Vorlegung eines Hypotheken⸗, 
Grundſchuld⸗ oder Rentenſchuldbriefs erforderlich!), jo kann derjenige, zu 
deſſen Gunſten die Berichtigung erfolgen joll?), von dem Beſitzer des 
Briefes?) verlangen, daß der Brief dem Grundbuchamte vorgelegt wird). 

E 1 1109 II 1091; M 3 745 f.; P 3 646; 6 386 f. 


1. Erforderlich iſt die Vorlegung des Briefes, damit ein Vermerk gemäß 8 62 G8 
darauf geſetzt werden kann, nach 88 42 Abſ 1 Satz 1, 43 GB ſtets, wenn eine Eintragung bei 
einem verbrieften hypothekariſchen Rechte (Hypothek, Grundſchuld, Rentenſchuld) erfolgen 
ſoll, alſo auch ſtets, wenn eine Berichtigung des Grundbuchs bezüglich ſolcher hypothekariſchen 
Rechte bewirkt werden ſoll. Wiewohl die genannten Beſtimmungen nur Ordnungsvor- 
ſchriften ſind, deren Nichtbefolgung auf die Wirkſamkeit des betreffenden Eintragungsaktes 
keinen Einfluß hat, gibt $ 896 dem Berichtigungsberechtigten doch einen materiellrecht⸗ 
lichen Anſpruch auf Vorlegung, um ihm die Herbeiführung der Berichtigung 
zu ermöglichen. — In gewiſſen Fällen jedoch bedarf es nach § 42 Abſ 2 GBO (Ausſchluß 
urteil) und nach 8 43 Saß 2 (Brief für den Inhaber) der Vorlegung des Briefes zur Ein⸗ 
tragung nicht. Soweit dieſe Ausnahmefälle gegeben ſind, beſteht ein Anſpruch auf Vor⸗ 
legung nicht, da dieſe dann zur Berichtigung nicht erforderlich iſt. — § 896 iſt auch auf die 
nach § 44 Abſ 1 GBO (Hypothek für Forderungen aus Juhaber⸗ und Orderpapieren) vorzu⸗ 
legende Urkunde anzuwenden, da dieſe den Hypothekenbrief vertritt. 

2. Derjenige, zu deſſen Gunſten die Berichtigung erfolgen ſoll, iſt der, dem ein Be⸗ 
richtigungsanſpruch aus 8 894 deswegen zuſteht, weil fein hypothekariſches Recht nicht, oder 
nicht richtig eingetragen, oder zu Unrecht belaſtet, oder durch eine Verfügungsbeſchrankung 
zu Unrecht beeinträchtigt iſt, oder weil ſein Eigentum zu Unrecht mit dem hypothekariſchen 
Rechte belaſtet iſt. Nach letzterer Richtung kommen namentlich die Fälle in Betracht, in denen 
eine Hypothek außerhalb des Grundbuchs erloſchen ift (vgl. 88 11731175, 1178), nach erſterer 
und letzterer Richtung die Fälle, in denen eine Hypothek auf den Eigentümer oder ſonſt einen 
andern als den eingetragenen Gläubiger übergegangen tft (vgl. 88 1143, 1150, 1163, 1164, 
1168, 1170 Abſ 2, 1171 Abſ 2, 1173, 1174, 1182, 268 Abſ 3, 426 Abſ 2, 774, 1922, |. dazu 
NG 47, 160“, und nach erſterer Richtung Fälle der widerrechtlichen Eintragung oder der Auf. 
hebung einer Verfügungsbeſchränkung des Glaubigers. — Wenn der Eigentümer oder der 
Schuldner oder ein Dritter zufolge voller Befriedigung des Gläubigers die 
Hypothek gemäß 88 1134, 1150, 1163, 1164 erwirbt, gilt nach 88 1144, 1167 die Sonder⸗ 
beſtimmung, daß der betreffende Erwerber nicht nur Vorlegung an das Grundbuchamt, 
ſondern Aushändigung des Briefes verlangen kann, während bei nur teilweiſer Befriedigung, 
oder bei teilweiſem Verzicht nach 88 1145, 1150, 1167, 1168 Abſſ 3 (vgl. 8 61 Abſ 1 G8) nur 
Vorlegung des Briefes an das Grundbuchamt, das Gericht oder den Notar, zwecks Bildung 
eines Teilhypothekenbriefs verlangt werden kann (vgl. RG 69, 42; RIA 2, 83). — Wer lediglich 
auf ſchuldrechtlicher Grundlage einen perſönlichen Anſpruch auf Herbeiführun 
giner Rechtsänderung bezüglich eines hypothekariſchen Rechtes hat, der hat einen Anspruch 
aus $ 896 nicht. Jedoch wird ihm in der Regel aus dem Schuldverhältuiſſe gegen feinen Ver⸗ 
tragsgegner ein perſönlicher Anſpruch auf Vorlegung des Briefes zustehen, wenn die Herbei- 
führung der Nechtsänderung nicht anders zu ermöglichen iſt (vgl. S 895 A 2). — Das Grundbuch 
amt iſt zur Anordnung der Vorlegung weder verpflichtet, noch berechtigt (vgl. RIA 6, 165). — 
Über Vorlegung des Briefes, wenn bei einem verbrieften hypothekariſchen Rechte 
eine Vormerkung eingetragen werden ſoll, vgl. $ 885 A 3 a. E. Es hat aber der⸗ 
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jenige, der bei einem hypothekariſchen Rechte eine Vormerkung (3. B. des Anſpruchs auf 
Löſchung) eintragen laſſen will, gegen den dritten Beſitzer des Briefes (3. B. einen Pfand⸗ 
gläubiger) keinen Anſpruch auf Vorlegung aus $ 896, da die Vormerkung kein Recht an der 
Hypothek iſt, fie auch erſt durch die Eintragung entſteht, alſo eine Grundbuchberichtigung durch 
dieſe nicht ſtattfindet (vgl. OLG 3, 98). £ l g 
3. Von jedem (unmittelbaren oder mittelbaren, § 868) Beſitzer des Briefes kann die 
Vorlegung verlangt werden, nicht bloß von demjenigen, der nach $ 894 die Zuſtimmung 
zu der Berichtigung zu erteilen hat (vgl. RG 47, 161; 69, 42). So iſt z. B. derjenige, dem 
eine Briefhypothek verpfändet iſt, zur Vorlegung des Briefes verpflichtet, wenn die Hypothek 
zufolge Befriedigung auf einen andern als den eingetragenen Gläubiger übergegangen iſt 
(ſ. A 2) und die Umſchreibung der Hypothek auf dieſen andern zwecks Berichtigung des Grund- 
buchs erfolgen ſoll (ogl. RG 47 S. 160, 161); und iſt ferner im Falle der Abtretung eines 
Teiles einer Briefhypothek unter Übergabe eines Teilhypothekenbriefs behufs Bewirkung 
der Eintragung der an ſich außerhalb des Grundbuchs vollzogenen Teilübertragung (88 1154 
Abſ 1, 1145, 1152 Abſ 1 BOB; 8 61 GBO; vgl. auch RG 69, 43) der Beſitzer des Stamm; 
briefes zur Vorlegung gemäß 842 GB verpflichtet, da auch auf dieſem Briefe die Eintragung 
der Teilabtretung gemäß § 62 Abſ 1 GB zu vermerken iſt (RG 59, 318; RIA 6, 66). — Wird 
der beſitzende Dritte lediglich als Beſitzer auf Vorlegung in Anſpruch genommen, ſo muß 
er noch zur Zeit der Klagerhebung im Beſitze des Briefes fein (RG JW 04, 921“). 
Dies gilt jedoch z. B. nicht, wenn bei einer für einen Gläubiger erfolgten Pfändung und Über⸗ 
weiſung einer Hypothek des Schuldners zugleich deſſen perſönlicher Anſpruch auf Heraus- 
gabe des Briefes gegen den Beſitzer überwieſen iſt, und der Gläubiger daraufhin mit der 
Klage gegen den Beſiger Vorlegung des Briefes verlangt, um demnächſt das Grundbuch 
durch Eintragung der Pfändung berichtigen zu können; denn hierbei handelt es ſich nicht um 
eine Klage aus dem Rechte des Berichtigungsberechtigten gemäß 8 896, ſondern um Geltend⸗ 
machung des perſönlichen Anſpruchs des Schuldners (vgl. R JW 04, 9212). — Hat der 
dritte Beliber ein Recht zum Beſitze, ſei es allgemeinhin oder auf Grund eines obli- 
gatoriſchen Rechtsverhältniſſes zwiſchen ihm und dem Berichtigungsberechtigten (3. B. weil 
di Nerds eiue ene 155 Erſatz verlangen kann, vgl. § 986), jo können su 
Einwendungen auch gegenü 96 mit Erfo 
geltend gemacht werden (ogl. IR 3, 940, ch gegenüber dem Anſpruche aus 8 8 folg 
4. Auf Grund des 8 896 kann nur Vorlegung an das Grundbuchamt verlangt werden, 
nicht Aushändigung an den Berichtigungsberechtigten (val. RG 69, 42). Über die Fälle, 
in denen zufolge Sonderbeſtimmung Aushändigung beanſprucht werden kann, vgl. A 2. — 
Die Vollſtreckung eines Urteils auf Vorlegung erfolgt gemäß § 883 Abſ 1 ZPO, 
ald durch Beauftragung eines Gerichtsvollziehers mit der Wegnahme des Briefes und deſſen 
Vorlegung beim Grundbuchamte; denn die Vorlegung des Briefes iſt (zeitweiſe) Herausgabe 
einer Sache im Sinne dieſer Vorſchrift (M& Gruch 50, 1110). Über Herbeiführung der Vor⸗ 
legung eines für mehrere Pfandungsgläubiger hinterlegten Briefes vgl. OLG 15, 347. 


8 897 


Die Koften!) der Berichtigung des Grundbuchs und der dazu erforder⸗ 
lichen Erklärungen hat derjenige zu tragen?), welcher die Berichtigung ver⸗ 


langt, ſofern nicht aus einem zwiſchen ihm und dem Verpflichteten beſtehenden 
Rechtsverhältniſſe ſich ein anderes ergibts). 
E 1848 II 813; M 3 237; P 3 102. 


1. Zu den betreffenden Koſten gehören namentlich die der öffentlichen Beurkundung 
oder Beglaubigung (8 29 Satz 1 GB Of der vom Berichtigungsverpflichteten gemäß 8 894 zu er · 
teilenden Zuſtimmung; nicht aber die Koſten eines Rechtsſtreits, bezüglich deren die Koſten 
pflicht fich vielmehr nach 88 91 ff. 300 beſtimmt. a 

2. Zu tragen hat die Berichtigungskoſten der Berichtigungsberechtigte, entſprechend 
dem 8 369 Abſ 1 (der Schuldner trägt die Quittungskoſten), deswegen, weil die Berichtigung 
in der Regel (Ausnahme im Falle des Schlußhalbf) in feinem Intereſſe erfolgt (M 3, 237). 
Da der Berichtigungsverpflichtete ſich auf Abgabe der Zuſtimmungserklärung nicht einzulaſſen 
braucht, bevor er nicht wegen Deckung der entſtehenden Koſten geſichert iſt, hat der Berichtigungs⸗ 
berechtigte die erforderlichen Koſten jenem auch vorzuſchießen (vgl. 88 369 Ab] 1, 403 Satz 2, 
798 Sab 2, 799 Abſ 2 Satz 2, 800 Satz 2, wo die Vorſchußpflicht ausdrücklich beſtimmt tft). 

3. Das ausnahmsweiſe die Koſtenpflicht des Berichtigungsverpflichteten begründende 
Rechtsverhältnis kann auf Vertrag (vgl. für den Kauf 88 435, 449) oder unerlaubter Hand- 
lung (3. B. vorſätzlicher Vernichtung von Urkunden) beruhen. Zwiſchen ALL Nacherben 
und dem Vorerben beſteht auf Grund der letztwilligen Verfügung ein ſolches Rechtsverhältnis 
nicht; der Nacherbe muß alſo die Koſten tragen, wenn er die Eintragung des Vorerben und 
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ſeines Nacherbenrechts verlangt (ſtr., vgl. jedoch hinſichtlich der Eintragung von Amts wegen 
§ 52 GBO). — Über die Koſtentragung im Falle des Beſtehens auch eines ſchuldrecht⸗ 
lichen Anſpruchs auf Herbeiführung der Richtigſtellung des Grundbuchs vgl. § 894 A 2 a. E. 


8 898 


Die in den SS 894 bis 896 beſtimmten Anſprüche unterliegen nicht der 
Verjährung !). 
E II 813; P 3 102 ff.; 4 589. 


1. Die Unverjährbarkeit iſt für die (formellen) Anſprüche des Berichtigungsberechtigten 
aus 88 894—896 deswegen beſtimmt, weil das dingliche Recht ſelbſt durch eigene Verjährung 
nach dem BGB nicht untergehen kann (vgl. § 901 U 2, 8 902 A 1) und auch der (materielle) 
dingliche Hauptanſpruch aus dem Rechte auf Herſtellung des dieſem entſprechenden Zuſtandes 
(vgl. $ 901 A 3), abgeſehen von den Ausnahmefällen des $ 902 Abſ 1 Satz 2 und der 88 1028, 
1090 Abſ 2, nach § 902 Abf 1 Satz 1, Abſ 2 nicht verjährt, wenn das Recht eingetragen oder 
ein Widerſpruch zu feinen Gunſten im Grundbuche vermerkt ift (Prot 3, 107; 4, 589). — Jedoch 
können das Eigentum und die im 8 900 Abſ 2 bezeichneten Rechte gemäß 8 900 durch Tabular⸗ 
erſitzung erworben und damit die entſprechenden Rechte der wahren Berechtigten 
zum Erlöſchen gebracht werden; und ferner erlöſchen Rechte an fremden Grund— 
ſtücken in den Fällen der §8 901 (zu Unrecht gelöſchtes oder kraft Geſetzes entſtandenes nicht 
eingetragenes Recht), 1028, 1090 Abſ 2 (in gewiſſer Hinſicht Dienſtbarkeiten mit Ausnahme 
des Nießbrauchs) zufolge Verjährung des vorgenannten Hauptanſpruchs. Soweit 
danach das nicht eingetragene (wahre) Recht erloſchen iſt, hat nunmehr das Grundbuch 
einen richtigen und vollſtändigen Inhalt und daher iſt ein Berichtigungsanſpruch (ins- 
beſondere gegenüber dem eingetragenen urſprünglich nicht wirklichen Rechte) nicht gegeben, 
jo daß eine Unverjährbarkeit des Anſpruchs überhaupt nicht in Frage kommt (ſtr.; vgl. 8 901 A 3). 
Der Hauptanſpruch aus nicht eingetragenem (wahren) Eigentum (3. B. gegen- 
über dem Beſitzer des Grundſtücks) kann allerdings verjähren, ohne daß das Eigentum erliicht 
(vgl. $ 902 A 1); dann iſt auch fortdauernd ein Berichtigungsanſpruch (3. B. gegen den nicht 
beſitzenden, zwar eingetragenen, aber nicht wirklichen Eigentümer) gegeben, der einer Ver⸗ 
jährung nicht unterliegt (ftr.). 


8 899 


In den Fällen des § 894 kann ein Widerſpruch gegen die Richtigkeit des 
Grundbuchs!) eingetragen werden?). 

Die Eintragung erfolgt auf Grund einer einſtweiligen Verfügung oder 
auf Grund einer Bewilligung desjenigen, deſſen Recht durch die Berichtigung 
des Grundbuchs betroffen wird. Zur Erlaſſung der einſtweiligen Verfügung 
iſt nicht erforderlich, daß eine Gefährdung des Rechtes des Widerſprechenden 
glaubhaft gemacht wirds). 

E 1 844, 845 II 814; M 3 237 ff., 242 ff.: P 3 107 ff., 116; 6 222 f. 


1. Während § 899 Abſ 1 beſtimmt, daß die Eintragung eines Widerſpruchs gegen die 
Richtigkeit des Grundbuchs in den Fällen des S 894 zuläſſig fei, gibt das BGB weder hier 
noch ſonſt eine allgemeine Beſtimmung über das Weſen und die Wirkungen eines Wider⸗ 
ſpruchs. Nur im einzelnen iſt vorgeſchrieben, welche Wirkung es haben ſoll, wenn in dem 
betreffenden zu den Fallen des 8 894 gehörenden Falle ein Widerſpruch eingetragen iſt. Val. 
88 892 Abſ 1 Satz 1, 900 Abſ 1 Satz 3, 902 Abſ 2, 927 Abſ 3. Aus dieſen Wirkungen ergibt 
ſich, daß der Widerſpruch zum Schutze eines fei es überhaupt nicht eingetra- 
genen oder doch nur beſchrankt eingetragenen dinglichen Rechtes inſofern 
dient, als die bezeichneten rechtswirkenden Tatſachen, ſolange der Widerſpruch eingetragen 
iſt, dem wirklich beſtehenden bzw. unbeſchränkt beſtehenden Rechte in dem gleichen Maße un- 
ſchädlich ſein ſollen, wie es der Fall ware, wenn das Recht eingetragen bzw. ohne Beſchränkung 
eingeſchrieben wäre. Danach iſt der Widerſpruch nicht ein Recht am Grundſtücke oder 
an einem das Grundſtück belaſtenden Rechte, ſondern eine Schutzeintragung für ein 
dingliches Recht, die während ihrer Dauer in gewiſſen beſtimmten Beziehungen mit ber 
Wirkung der Eintragung bzw. der unbeſchränkten Einſchreibung des Rechtes verſehen iſt. 
Daher finden auf den Widerſpruch die Vorſchriften über eingetragene Rechte im 
allgemeinen keine Anwendung; nur ſoweit es ſich um die vom Geſetze dem Wider⸗ 
ſpruche beigelegten einzelnen Wirkungen eingetragener Rechte handelt, wird eine entſprechende 
Anwendung ſtatthaben können. Ferner iſt daher, wo ein Schutzbedürfnis im vorbezeich⸗ 
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neten Sinne gar nicht in Frage kommen kann, für die Eintragung eines Widerſpruchs kein 
Raum (fo z. B. wenn der als Eigentümer Eingetragene geltend macht, er ſei in Wirklichkeit 
nicht Eigentümer, weil die Auflaſſung, auf Grund deren feine Eigentumsübertragung vor⸗ 
genommen worden, nichtig ſei; vgl. KGJ 47, 184; § 894 A 2 Abſ 1). — Der Widerſpruch 
iſt auch nicht eine Verfügungsbeſchränkung. Allerdings muß der Widerſpruch, wenn⸗ 
gleich durch ihn an ſich nur das außerhalb des Grundbuchs beſtehende dingliche Recht oder die 
Freiheit des eingetragenen Rechtes von einer Beſchränkung geſichert werden ſoll, ſich not⸗ 
wendigerweiſe immer gegen ein eingetragenes Recht richten. Denn unter der Vorausſetzung, 
daß das Recht wirklich beſteht bzw. unbeſchränkt beſteht, wird von dem Zeitpunkte der Wider⸗ 
ſpruchseintragung an ein eingetragenes Recht entweder beſeitigt oder eingeſchränkt. Wird z. B. 
ein Widerſpruch für ein außerhalb des Grundbuchs beſtehendes Eigentum oder für ein Recht 
eingetragen, wonach in Wahrheit dem Inhaber dieſes Rechtes das für einen andern ein⸗ 
getragene begrenzte Recht (3. B. eine Hypothek) zuſteht, oder wird durch den Widerſpruch 
das Recht des Eigentümers darauf geſchützt, daß ſein Eigentum von einer zwar eingetragenen, 
aber tatſächlich (z. B. wegen Nichtigkeit der zugrunde liegenden Einigung) nicht beſtehenden 
Belaſtung frei werde, ſo iſt der Widerſpruch in den erſten beiden Fällen dahin gerichtet, daß 
das für den Nichtberechtigten eingetragene Eigentum oder begrenzte Recht inſo⸗ 
fern bef eitigt werden ſoll, als an Stelle des Nichtberechtigten der wahre Berechtigte treten 
ſoll, und in dem dritten Falle dahin, daß die nicht beſtehende Belaſtung des Eigentums 
überhaupt zur Löſchung gebracht werden ſoll. Eine Beſchränkung eingetragener 
Rechte ferner bewirkt der Widerſpruch z. B. dann, wenn ein außerhalb des Grundbuchs 
beſtehendes begrenztes Recht am Grundſtücke (4. B. eine zu Unrecht gelöſchte Hypothek, ſ. 
9.891 A 6) geſichert werden ſoll; denn es wird das Eigentum belaſtet und, falls das geſicherte 
Recht ben Vorrang vor anderen bereits eingetragenen begrenzten Rechten haben ſoll, erleiden 
auch dieſe hinſichtlich der Wertſchätzung und der Durchführbarkeit eine Schmälerung. Jedoch 
bi der rechtlichen Befugnis, über die betroffenen Rechte zu verfügen, werden 
Richreng t den Inhaber in keiner Weiſe beſchränkt. Eine Wirkung nach dieſer 
hint Fr 955 eg iberfpruche vom Geſete nicht beigelegt. Abgeſehen von den Wirkungen 
Ausf lu er Ta a0 nf, der Anſpruchsverjährung und des Eigentumserwerbs auf Grund 
„usihlußurteilz nach Maßgabe der 88 900 Kof 1 Satz 3, 902 Abſ 2, 927 Ubi 3 (1. die dortigen 
Vemerkungen) bat nach $ 892 Abſ 1 Sag 1 der Widerſpruch vielmehr nur die 
Wirkung, daß im Falle rechtsgeſchäftlichen Erwerbs bezüglich des betroffenen 
Rechtes das durch den Widerſpruch geſicherte Recht, wenn es wirklich beſteht, als 
eingetragen gilt und daher das dem Erwerbe entgegenſtehende oder ihn beſchränkende Recht 
dem Erwerber gegenüber auch dann wirkſam iſt, wenn er das Beſtehen des Rechtes nicht ge⸗ 
a hai (vgl. M6b 67, 41; 88, 85; JW OL, 13055; 1926, 65%; KG 36 A 179; 47, 177; 47, 213; 
49, 182 ö Od 17, 77). Darin liegt allerdings eine Beſchränkung des betroffenen Rechtes inſo⸗ 
fern, als dem Inhaber die Möglichkeit genommen iſt, über ſein Recht, wiewohl es durch das 
geſicherte Recht beſeitigt oder doch beſchränkt wird, derartig rechtsgeſchäftlich zu verfügen, daß 
der Erwerber, falls er das geſicherte Recht nicht kennt, das übertragene Recht rechtsgültig bzw. 
unbeſchränkt erwirbt. Jedoch enthält dies nur eine Beſchränkung der Wirkung der Veräußerung 
nach einer beſtimmten Richtung und alſo nur eine tatſächliche Verfügungsbeſchrän⸗ 
kung inſoſern, als das geſicherte Recht durch die Verfügung nicht beſeitigt werden kann; 
rechtlich bleibt der Inhaber des betroffenen Rechtes nach wie vor zur Verfügung über das 
Recht befugt. In dieſer Beziehung gilt daher das gleiche wie von der Vormerkung. 
JIusbeſondere darf das Grundbuchamt die Eintragung eines auf ein eingetragenes Recht 
bezüglichen rechtsgeſchäftlichen Erwerbs und auch ſonſtige Eintragungen auf Grund einer 
Verfügung des eingetragenen Inhabers, z. B. auch eine Löſchung, nicht deshalb ablehnen, 
weil ein Widerſpruch gegen das Recht eingetragen iſt (vgl. ROY 26 A 253); und die Ver⸗ 
fügung erlangt volle Wirkung, wenn die Widerſpruchseintragung in Wegfall kommt. Vgl. 
hierüber $ 883 A 11. Auch ſteht dem Inhaber des betroffenen Rechtes nach wie vor die 
Vermutung aus 8 891 zur Seite. Vgl. 8891 Wa. 5 

Iſt aber hiernach der Widerſpruch weder ein Recht, noch eine Verfügungsbeſchränkung, 
ſo ergibt ſich als Folge, daß die Eintragung eines Widerſpruchs gegen einen 
Widerſpruch nicht zuläſſig it (vgl. RIA 4, 48; MON 20 A 217; 21 A 147, 288; 
39 A 255; OLG 2, 59; 2, 243). Denn nach 8 899 Abſſ1 kann nur „in den Fällen des $ 894" 
ein Widerſpruch eingetragen werden, und $ 894 betrifft nur die Fälle, in denen „in Anſehung 
eines Rechtes oder einer Verfügungsbeſchränkung“ der Inhalt des Grundbuchs mit der wirk⸗ 
lichen Rechtslage nicht im Einklange ſteht. Es bedarf auch eines ſolchen zweiten Widerſpruchs 
zum Schutze gegen den erſten Widerſpruch nicht. Denn das Geſetz hat dem Widerſpruch nicht 
auch die Wirkung beigelegt, daß das geſicherte Recht hinſichtlich eines rechtsgeſchäftlichen Er- 
werbs an ihm ebenfalls als eingetragen anzuſehen iſt, daß alſo, falls ein gutgläubiger Er- 
werber es durch Rechtsgeſchäft erwirbt, es als beſtehend gilt, auch wenn es tatſächlich nicht 
beſteht; vielmehr entzieht umgekehrt der Widerſpruch dem betroffenen Rechte dieſe ſonſt zu 
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ſeinen Gunſten geltende Fiktion. — Nicht alſo iſt die Folge des Widerſpruchs, daß das 
geſicherte Recht hinſichtlich rechtsgeſchäftlichen Erwerbs (§ 892 Abſ 1 Satz 1) oder nach 
Maßgabe des 8 893 (z. B. wird der Leiſtungspflichtige, der an den Widerſpruchsberechtigten 
gutgläubig leiſtet, wenn deſſen Recht tatſächlich nicht beſteht, nicht befreit) unter dem 
öffentlichen Glauben des Grundbuchs ſteht (vgl. KGJ 20 A 217; 21 A 288; 
26 A 79; OLG 7, 377); ſondern, daß dem betroffenen Rechte nicht mehr dieſer 
Glaube beiwohnt. Wenn daher z. B. das für den (angeblich) Nichtberechtigten eingetragene 
Recht (3. B. das Eigentum, eine Hypothek) von dem Widerſpruchsberechtigten als ſein 
Recht in Anſpruch genommen wird, ſo wird die Rechtslage eines Dritten, der etwa auf das 
nämliche Recht ebenfalls Anſpruch erhebt, gegenüber dem erſten Rechtsbewerber (Präten⸗ 
denten) durch die Widerſpruchseintragung als ſolche nicht beeinträchtigt; denn es kommt 
immer darauf an, ob das geſicherte Recht beſteht oder nicht, und es macht keinen Unterſchied, 
ob das geſicherte Recht in der Hand des Widerſpruchsberechtigten bleibt oder ob es, ſofern 
dies ohne Eintragung überhaupt möglich iſt, inzwiſchen von einem andern erworben iſt. Gleiches 
würde z. B. auch dann, wenn für ein außerhalb des Grundbuchs beſtehendes begrenztes Recht am 
Grundſtücke (3. B. für eine zu Unrecht gelöſchte Hypothek) ein Widerſpruch eingetragen wäre, 
hinſichtlich des Verhältniſſes zwiſchen dem Widerſpruchsberechtigten und demjenigen gelten, 
der, falls das geſicherte Recht endgültig eingetragen wäre, wegen Beeinträchtigung durch 
dieſes (angeblich) nicht beſtehende Recht (z. B. als nachſtehender Hypothekengläubiger wegen 
der Rangverſchlechterung, ſ. $ 894 A 2) einen Widerſpruch gegen das Recht eintragen laſſen 
könnte. Im erſteren Falle muß der Dritte, der ſein Recht ſichern will, gleichfalls gegen das 
ſchon durch den (eriten) Widerſpruch betroffene Recht einen Widerſpruch eintragen laſſen, 
und in beiden Fällen muß es dem Beeinträchtigten überlaſſen bleiben, die Beſeitigung der 
Widerſpruchseintragung wegen Nichtbeſtehens des durch den bzw. den erſten Widerſpruch 
geſicherten Rechtes im Klagewege herbeizuführen. — Dieſe Klage iſt zwar nicht eine perſön⸗ 
liche, ſondern eine dingliche; ſie iſt aber nicht eine Berichtigungsklage aus 8 894, da eben, 
auch wenn die Widerſpruchseintragung wegen Nichtbeſtehens des geſicherten Rechtes unrichtig 
iſt, das Grundbuch doch nicht „in Anſehung eines Rechtes oder einer Verfügungsbeſchränkung“ 
unrichtig iſt. Vielmehr iſt die Klage ebenſo wie die Klage auf Beſeitigung einer das Eigentum 
oder ein ſonſtiges Recht am Grundſtücke beeinträchtigenden Vormerkung als eine negatoriſche 
aufzufaſſen. Vgl. hierüber $ 883 A 8 „Aufhebung“, 8 886 A 2, 8. 

Darüber, daß auch gegen eine Vormerkung ein Widerſpruch nicht zu⸗ 
läſſig iſt, vgl. 8 883 A 8 „Widerſpruch“. Zu dem dort Bemerkten ift noch folgendes 
hinzuzufügen: Die Vormerkung dient nicht, wie der Widerſpruch, zum Schutze eines ding: 
lichen Rechtes, ſondern zum Schutze eines perſönlichen Auſpruchs auf Einräumung, Auf: 
hebung oder Anderung des Inhalts oder Ranges eines Rechtes (8 883 Ab] 1 Satz 1; ſ. 8 888 
A 2, 8). Wird daher bezüglich des ſchuldrechtlichen Rechtes, auf das ſich der vorgemerkte 
Anſpruch (3. B. auf Auflaſſung oder auf Einräumung einer Hypothek) gründet, von einem 
andern geltend gemacht, daß es ihm zuſtehe, ſo kann von einer Widerſpruchseintragung 
gegen die Vormerkung für den Rechtsbewerber (Prätendenten) ſchon deshalb keine Rede 
ſein, weil eben der Widerſpruch nur zum Schutze eines dinglichen Rechtes am Grundſtücke 
oder an einem das Grundſtück belaſtenden Rechte dient; das Recht auf ein ſchuldrechtliches 
Recht iſt kein ſolches Recht. Wenn aber auch von einem durch die Vormerkungseintragung 
Beeinträchtigten (3. B. bei der Hypothekvormerkung von dem Eigentümer oder von einem 
nachſtehenden Hypothekengläubiger) geltend gemacht wird, daß der vorgemerkte Anſpruch 
überhaupt nicht beſtehe, iſt für eine Widerſpruchseintragung zugunſten des Beeinträchtigten 
kein Raum, weil, auch wenn der vorgemerkte Anſpruch nicht beſteht, doch das Grundbuch 
nicht, wie nach $ 894 erforderlich iſt, „in Anſehung eines Rechtes oder einer Verfügungs⸗ 
beſchränkung“ unrichtig iſt; denn die Vormerkung ift ebenfalls weder ein Recht noch eine 
Verfügungsbeſchränkung (. $ 883 A 8, 11). Der Beeinträchtigte iſt auch eines Schutzes 
durch einen Widerſpruch, der verhindert, daß das von ihm betroffene, zwar eingetragene, 
aber tatſächlich nicht beſtehende Recht zufolge gutgläubigen rechtsgeſchäftlichen Erwerbs als 
beſtehend gilt, nicht bedürftig, weil der Erwerb an einem vorgemerkten Anſpruche nicht durch 
den öffentlichen Glauben des Grundbuchs geſchützt wird (. $ 883 A 8 „öffentlicher Glaube 
des Grundbuchs“). Selbſt wenn ein Dritter den vorgemerkten Anſpruch inzwiſchen erworben 
hat (vgl. $ 894 A 1 Abi 6), kommt es immer darauf an, ob der Anſpruch tatſächlich be- 
ſteht oder nicht. Dem Beeinträchtigten muß es auch hier überlaffen bleiben, die Vor⸗ 
merkung wegen Nichtbeſtehens des vorgemerkten Anſpruchs im Wege der negatoriſchen 
Klage zur Löſchung zu bringen. 

Dagegen iſt ein Widerſpruch gegen eine Verfügungsbeſchränkung zu- 
läſſig (ſtr.; vgl OLG 12, 167; a. M. KGJ 26 A 77). Denn nach $ 899 Abſ 1 kann ein 
Widerſpruch in allen Fällen des $ 894 eingetragen werden und zu dieſen gehört auch der 
Fall, daß der Inhalt des Grundbuchs „in Anſehung einer Verfügungsbeſchränkung der im 
$ 892 Abſ 1 bezeichneten Art“ mit der wirklichen Rechtslage nicht im Einklange fteht. Nach 
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§ 22 Abſ 1 Satz 2 GBO gilt auch die Vorſchrift des Abſ 1 Satz 1 bezüglich Berichtigung 
des Grundbuchs „insbeſondere für die Eintragung oder Löſchung einer Verfügungsbeſchrän⸗ 
kung“. So kann z. B. das (angeblich) beſtehende, den Vorerben beſchränkende Recht des 
Nacherben (§ 2113) oder das Recht auf Beſeitigung einer (angeblich) nicht beſtehenden, 
einem eingetragenen Rechte beigefügten Bedingung durch Widerſpruch geſichert werden 
(. § 892 A 11, 12). Soweit freilich Verfügungsbeſchränkungen, wie dies bei behördlichen 
Veräußerungsverboten des § 136 meiſtens der Fall iſt (ſ. $ 892 A 12), auf Erſuchen einer 
Behörde eingetragen werden, wird eine Berichtigung im Sinne des 8 894 BGB und des 
$ 22 GBO wohl kaum in Frage kommen können, da die Eintragung wie die Löſchung auf 
das maßgebende Erſuchen hin erfolgt (vgl. 88 19, 20, 130 3G; 88 106, 113, 114 KO). 
Die Eintragung des Widerſpruchs hat zwar zur Vorausſetzung, daß ein Fall des § 894 
vorliegt, und dieſe Vorausſetzung iſt erſt mit der Vornahme der die Unrichtigkeit des Grund- 
buchs bewirkenden Eintragung der Rechtsänderung gegeben. Dies ſchließt jedoch nicht aus, 
daß die Eintragung des Widerſpruchs ſchon vorher beantragt und dann gleichzeitig mit 
der (unrichtigen) Eintragung) der Rechtsänderung vorgenommen wird (OLG 
26, 7). Das iſt beſonders von Bedeutung, wenn dem Widerſprechenden kein Rechtsbehelf zur 
Seite ſteht, die (unrichtige) Eintragung der Rechtsänderung zu verhindern (vgl. OLG 26, 6).— 
Hat an dem (angeblich) nicht beſtehenden eingetragenen Rechte bereits ein rechts⸗ 
geſchäftlicher Erwerb ſtattgefunden, ſo daß das Recht gemäß $ 892 Abſ 1 Satz 1 nun als 
beſtehend gilt, jedoch nur zugunſten des Erwerbers und ferner nur, wenn dieſer gut 
gläubig iſt, ſo fragt es ſich, inwieweit und unter welchen Vorausſetzungen die Eintragung 
eines Widerſpruchs noch zuläſſig iſt. Iſt das Recht auf den Erwerber vollſtändig 
übertragen (3: B. das Eigentum au einer auf dem Grundbuchblatt irrtümlich eingetragenen 
Parzelle oder eine Hypothek), jo kann der Widerſpruch, gleichviel, ob das zu ſichernde Recht 
ebenfalls e Recht im vollen Umfange begreift, oder ob es nur auf eine Belaſtung des Rechtes 
3. B. auf Belastung des Eigentums durch eine zu Unrecht gelöſchte Hypothek, oder auf Be⸗ 
. — 9 — Hypothek durch Pfandrecht) gerichtet ift, nur gegen den Erwerber eingetragen 
Sin 1 5 9 ift der gegenwärtige eingetragene Inhaber des Rechtes, nur er wird im 
inne des 8 894 nach dem Inhalte des Grundbuchs von der mit dem Widerſpruche verfolgten 


Recht das Eigentum betrifft, zur Auflaſſung legitimiert iſt oder zur Löſchung von Hypotheken 
gemäß 8 27 GBO feine Zuſtimmung zu erteilen hat (vgl. KJ 26 A 250). Nach der letzteren 
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Richtung können insbeſondere andere, ſeien es eingetragene, ſeien es nicht eingetragene Real⸗ 
berechtigte, auch wenn ihnen ihrerſeits ein dem betroffenen Rechte entgegenſtehendes oder 
es einſchraͤnkendes Recht zuſteht, ſich nicht auf den für den Geſchützten eingetragenen 
Widerſpruch berufen (ſtr.). Vielmehr müſſen fie, wenn fie gegen einen rechtsgeſchäft 
lichen Erwerb geſchützt ſein wollen, wegen ihres dem betroffenen Rechte ebenfalls entgegen⸗ 
ſtehenden oder es beſchränkenden Rechtes einen befonderen Widerſpruch zur Eintragung 
bringen (ſo z. B. iſt, wenn der Eigentümer wegen unrechtmäßiger Belaſtung ſeines Eigentums 
durch eine nicht beſtehende Hypothek gegen dieſe einen Widerſpruch hat eintragen laſſen, nur 
er geſchützt; nachſtehende Hypothekengläubiger müffen wegen ihrer Rangverſchlechterung 
einen beſonderen Widerſpruch für ihr Recht auf Beſeitigung der ſie beeinträchtigenden Hypothek 
eintragen laſſen, wenn ſie gegen einen rechtsgeſchäftlichen Erwerb geſchützt ſein wollen). 
Jedoch wird, wenn bei dem betroffenen Rechte ein Widerſpruch eines zugunſten von mehreren 
dadurch Beeinträchtigten eingetragen iſt, daraus unter Umſtänden ein Beweis dafür zu ent⸗ 
nehmen ſein, daß der Erwerber des betroffenen Rechtes das Nichtbeſtehen des Rechtes gekannt 
hat, und inſofern kann daher der Widerſpruch auch für die anderen Beeinträchtigten von Be⸗ 
deutung fein. — Das durch den Widerſpruch gewährte Schutzrecht kann auch für ſich 
allein nicht an einen andern übertragen noch für einen andern gepfändet werden; 
vielmehr iſt es nur zugleich mit dem zugrunde liegenden dinglichen Rechte übertragbar und 
pfändbar, da es mit dieſem in unlöslichem Zuſammenhang ſteht (KGJ 47, 177). 

Hat nach Eintragung des Widerſpruchs ein anderer als der eingetragene Inhaber, ſei 
es durch Rechtsgeſchäft, ſei es auf anderem Wege (f. 8 892 A 4), das betroffene Recht, oder ein 
dieſes Recht belaſtendes Recht erworben, ſo kann der Widerſpruchsberechtigte unter 
Nachweis ſeines Rechtes die Herſtellung des ſeinem Recht entſprechenden Inhalts 
von dem Paſſivbeteiligten verlangen, alſo je nach Lage des Falles Beſeitigung des Rechtes 
aus dem Grundbuch von dem gegenwärtigen Inhaber (3. B. der nachſtehende Hypotheken- 
gläubiger Beſeitigung einer nicht beſtehenden Hypothek von deren Erwerber) bzw. von dem 
urſprünglichen Inhaber und von dem Erwerber einer Belaſtung an dem Rechte (3. B. der 
Eigentümer die Beſeitigung einer nicht beſtehenden Hypothek von dem Gläubiger und von 
dem Erwerber eines Pfandrechts daran); oder die endgültige unbeſchränkte Ein⸗ 
tragung feines Rechtes von dem gegenwärtigen Inhaber des betroffenen Rechtes (3. B. 
derjenige, dem in Wirklichkeit eine für einen andern eingetragene Hypothek zuſteht, ſeine Ein⸗ 
tragung als Gläubiger von dem Erwerber der Hypothek) bzw. von dem urſprünglichen In⸗ 
haber und von dem Erwerber einer Belaſtung an dem Rechte (3. B. der wahre Eigentümer 
von dem Bucheigentümer und von dem, der vom Bucheigentümer eine Hypothek beſtellt er- 
halten hat, die Eintragung ſeines Eigentums frei von der Hypothek, oder derjenige, deſſen 
Hypothek zu Unrecht gelöſcht iſt, von dem Eigentümer und von dem Gläubiger einer nachher 
eingetragenen Hypothek die Eintragung der Hypothek mit dem Range vor letzterer Hypothek). — 
Iſt zur Zeit des Erwerbs von dem Widerſpruchsberechtigten wegen ſeines Rechtes bereits 
Klage gegen den Inhaber des betroffenen Rechtes erhoben, ſo kommen die Vorſchriften der 
88 265, 266, 325 ZPO über die Wirkungen der Rechtshängigkeit gegenüber dem Erwerber 
zur Anwendung (vgl. RG 79, 165). — Durch die Eröffnung des Konkurſes über das Ver⸗ 
mögen des Widerſpruchsverpflichteten wird das geſicherte Recht des Widerſpruchsberechtigten, ſo⸗ 
fern es nur beſteht, gemäß $ 43 KO nicht berührt. — Im Falle der Zwangsverſteigerung 
iſt das durch Widerſpruch gelicherte Recht (3. B. eine zu Unrecht gelöſchte Hypothek oder das 
wahre Eigentum des Nichteingetragenen) gemäß § 48 36 hinſichtlich der Feſtſtellung des 
geringſten Gebots wie ein eingetragenes Recht zu berückſichtigen, alſo ein zu Unrecht gelöſchtes 
Recht auch mit dem bisherigen Range, ſoweit dem nicht etwa ein in der Zwiſchenzeit bis 
zur Eintragun des Widerſpruchs erfolgter gutgläubiger Rechtserwerb Dritter entgegen⸗ 
ſteht (vgl. NOS 47, 214). Auch ſonſt hat hier der Widerſpruch die gleichen Wirkungen wie 
eine Vormerkung. Vgl. hierüber 8 883 A 12. Insbeſondere hindert der Widerſpruch 
für ſich allein, auch wenn er das Eigentum des zur Zwangsverſteigerung ſtehenden 
Grundſtücks betrifft, nicht die Zwangsverſteige rung. Eine ſolche Wirkung ift ihm, der 
auch einen rechtsgeſchäftlichen Erwerb des betroffenen Rechtes nicht hindert, vom Geſetze 
nicht beigelegt. Ein „aus dem Grundbuche erſichtliches Recht, das der Zwangsverſteigerung 
entgegenſteht“, im Sinne des $ 28 3805 iſt der auf das Eigentum gerichtete Widerſpruch als 
ſolcher nicht. Er iſt weder ſelbſt ein eingetragenes Recht, noch iſt durch das Geſetz beſtimmt, 
daß zufolge der Widerſpruchseintragung ein auf das Eigentum gerichtetes, nicht eingetragenes 
Eigentumsrecht mit der Wirkung als eingetragen gelten ſoll, daß es der Zwangsverſteigerung 
entgegenſteht (ſtr.). Der Widerſpruchsberechtigte kann nur auf Grund des geſicherten Rechtes, 
wenn es wirklich beſteht, nicht auf Grund des Widerſpruchs als ſolchen, gemäß 88 771 ff. HPO 
die Aufhebung der Zwangsverſteigerung herbeiführen. Der Widerſpruch iſt in dieſer Hinſicht 
nur infofern von Bedeutung, als daraus zu entnehmen ift, ob das geſchützte Recht dem be- 
treibenden Gläubiger vorgeht oder ihm nachſteht; denn nur, wenn erſteres der Fall iſt, kann 
die genannte Klage mit Erfolg erhoben werden. 
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Auf die Form und die Vorausſetzungen einer Übertragung des geſicherten Rechtes 
für ſich allein, die nur bei ſolchen Rechten, die zur Eintragung gelangen follen, nicht bei ſolchen, 
die nur auf Beſeitigung eines eingetragenen Rechtes gerichtet ſind, in Frage kommen kann, 
hat die Widerſpruchseintragung keinen Einfluß. Da nach 8 873 zur Übertragung eines Rechtes 
am Grundſtücke oder eines Rechtes an einem ſolchen Rechte außer der Einigung (im Falle 
der Eigentumsübertragung gemäß 8 925 Auflaſſung) regelmäßig die Eintragung (bezüglich 
der Pfändung vgl. 88 830, 857 ZPO) erforderlich iſt, wird eine Übertragung in der Regel 
erſt nach oder gleichzeitig mit der endgültigen Eintragung des Rechtes möglich ſein. Vgl. 
über Abtretung und Pfändung des Berichtigungsanſpruchs § 894 A 2; und über deren Er⸗ 
ſtreckung auf den für das geſchützte Recht eingetragenen Widerſpruch vgl. KGJ 36 A 178; 
DRG 2, 153. — Die endgültige Eintragung eines geſicherten Rechtes, das auf Ein⸗ 
tragung gerichtet iſt, oder die endgültige Löſchung des eingetragenen Rechtes, deſſen 
Beſeitigung das geſicherte Recht zum Ziele hat, erfolgt auf Grund der freiwillig er⸗ 
klärten oder gemäß § 894 ZP durch rechtskräftiges Urteil erſetzten Bewilligung des 
durch die Widerſpruchseintragung Betroffenen. Hat das gef icherte Recht das Eigen- 
tum zum Gegenſtande, fo bedarf es einer Auflaſſung nicht, da es ſich um Berichtigung 
des Grundbuchs durch Eintragung des wahren Eigentümers, nicht um eine rechtsgeſchäftliche 
Übertragung des Eigentums handelt. Iſt ein Recht auf Eintragung einer Belaſtung 
des Grundſtücks geſichert, ſo erfolgt die endgültige Eintragung mit dem Range, der ſich aus 
dem Zeitpunkte ſeiner Entſtehung ergibt, ſofern es ein Recht iſt, das noch nicht eingetragen 
war und auch zur Entſtehung der Eintragung nicht bedurfte, und zwar auch dann, wenn vor 
Eintragung des Widerspruchs ein Rechtserwerb im guten Glauben ſtattgefunden hat (vgl. 
hierüber § 879 A 3). War das Recht ein der Eintragung bedürfendes und demgemäß auch ein- 
Re worden, iſt es demnächſt aber zu Unrecht gelöſcht worden, ſo behält es ſeinen früheren 
Rang ; jebod) gehen ihm diejenigen Rechte am Grundſtücke, die inzwiſchen gutgläubig erworben 
1 5 N Br bertragung oder durch Neubelaſtung), im Range vor, ſoweit es nicht durch 
berge e dem Eigentum oder gegenüber früheren Belaſtungen) gegen 

ur Sicherung des gegen ein eingetragenes Re t ſich richtenden Anfechtungsanſpruchs 
1 den Unfechtungägefehe oder aus 88 20ff. 19 Er “ erlbnd nich eingetragen 
z erben, do ber Unſpruch auf Rückgewähr nicht ein dingliches Recht iſt (NG 67, 41; vgl. hierüber 
$ 883 U 2). — Über die Auläffigteit eines Widerfpruche gegen die Richtigkeit: des Schiffs. 
regiſters, wenn ein Pfandrecht mit Unrecht gelöſcht iſt, vgl. 81263 Abſ 2; einer Hypothek 
de auch in Anſehung der Forderung und der dem Eigentümer nach 8 1137 zuftehen- 
En Einreden, val 88 1138, 1130, 1157; einer Briefhypothek, als deren eingetragener 
Oläubiger der gemäß $ 1155 legitimierte Vefiper des Briefes gilt, vol. $ 1156. — Nach 
9 16 uf 2 Aufw vom 16. 7. 25 ift, wenn eine gelöſchte Hypothek nach 98 14, 15, 20 G 
kraft Vorbehalls oder Rückwirkung aufzuwerten und in Höhe des Aufwertungsbetrags 
ſwiedereinzutrogen iſt, der Anſpruch auf Wiedereintragung auf Antrag des Gläubigers durch 
Eintragung eines Widerspruchs zu ſichern. Der Widerſpruch ſell dem Gläubiger ein Siche⸗ 
rungsmittel geben, das fein noch nicht wiedereingetragenes Recht gegen etwaige Schä⸗ 
digungen durch gutgläubigen Rechtserwerb ſchützt. Die Frage, ob die Vorausſetzungen für 
die Wiedereinſragung noch $$ 14, 15 gegeben ſind, ſowie die, ob etwa ein gutgläubiger 
Btvilchenerwerb der Wiedereintragung entgegenſteht, iſt bei der Eintragung des Wider⸗ 
pruchs nicht zu prüfen; hierüber if im ordemlichen Aufwertungsverfahren zu entſcheiden 
(JW 1926, 182° [ORG 45, 8). Über den Fall der Anordnung der Eintragung eines Wider⸗ 
Bruchs durch einſtweilige Verfügung vgl. in dieſer Hinſicht A 8. Entſprechendes gilt für die 
Eintragung eines Widerſpruchs zur Sicherung des bei rechtzeitiger ($ 16) Anmeldung be⸗ 
ſtehenden Aufwertungsanſpruchs des früheren (abtretenden) Gläubigers einer bei Annahme 
der Zeſſionsvaluta nach dem 14. 6. 22 oder unter Vorbehalt der Rechte abgetretenen Hypothek 
nach §8 17, 16 AufwG, der als nicht eingetragen gilt und feines Anfpri che verluftig gehen 
fann, wenn das Grundſtück an einen gutgläubigen Erwerber veräußert nird (JF 3, 896). 
Die Eintragung eines Widerſpruchs nach 98 14, 15 Aufn. G aber iſt erſt zuläſſig, wenn die 
Hypothek gelöscht ift (IAG 3, 394 [OLG 45, 9). Ein beſtimmter Aufwertungsbeirag braucht 
bei der Eintragung des Widerſpruchs nicht angegeben zu werden; es genügt Hinweis auf $ 16 
5905 en EN ne iſt ebenf V f eine B 

egen eine Widerſpruchseintragung iſt ebenſo, wie gegen eine Vormer ung, eine Be⸗ 
ſchwerde zuläſſig, weil ſie nicht eine Eintragung im Sinne des 8 71 Abſ 2 OLD iſt. Vgl. 
hierüber 9 883 A 8 „Beſchwerde“ und RIA 4, 48; NG 23 A 133; OLG 7, 377; JW 1926, 653. 

2. Die Eintragung des Widerſpruchs erfolgt in Preußen nach Maßgabe des § 14 der AVf 
b. 20. 11. 99 in Abt III, wenn er auf Eintragung eines hypothekariſchen Rechtes, in Abt II. 
wenn er auf Eintragung eines andern begrenzten Rechtes oder des Eigentums gerichtet iſt, 
und in Spalte Veränderungen bei dem betroffenen Rechte, wenn er die Aufhebung des Rechtes 
oder einen Gläubigerwechſel zum Gegenſtande hat. § 6 Satz 1 GO (Abſchreibung im Falle 
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der Belaſtung eines Grundſtücksteils) findet auf Widerſprüche ebenſowenig wie auf Vor⸗ 
merkungen Anwendung (vgl. hierüber $ 883 A 9). — Bei der Eintragung kann nicht zur näheren 
Bezeichnung des zu ſichernden Rechtes auf die Unterlagen (Eintragungsbewilligung, einſt⸗ 
weilige Verfügung, vollſtreckbares Urteil gemäß 5 895 ZPO) Bezug genommen werden 
(ſtr.). Das Geſetz hat dies nicht, wie für die Eintragung einer Rechtsänderung (88 874, 877) 
und einer Vormerkung ($ 885 Abſ 2), geſtattet (vgl. KGJ 23 A 184; 47, 212). Wo das 
Geſetz eine Bezugnahme nicht ausdrücklich zuläßt, muß der Eintragungsvermerk alles ent⸗ 
halten, woraus das Weſen, der Inhalt und Umfang des Einzutragenden für jeden erſichtlich 
iſt. Da der Widerſpruch zur Sicherung eines dinglichen Rechtes für deſſen Inhaber gegen⸗ 
über einem entgegenſtehenden oder es beſchränkenden eingetragenen Rechte dient, muß der 
Widerſpruchsvermerk das geſchützte dingliche Recht ſeinem Rechtsgrunde nach be⸗ 
zeichnen, den Namen des Inhabers angeben und auf das betroffene Recht 
hinweiſen (OLG 4, 322; 8, 109; 9, 342; 10, 80; 12, 166; KGJ 23 A 1333 36 A 180; 
45, 231; 47, 212; vgl. hierüber $ 892 A 9). Fehlt es an ſolchen Angaben im Eintragungs- 
vermerk, iſt insbeſondere der Widerſpruchsberechtigte nicht genannt, fo iſt die Widerſpruchs⸗ 
eintragung rechtsunwirkſam und auch im Sinne des 854 Abſ 1 Satz 2 GO inhaltlich unzuläſſig 
(KGJ 23 A 133; 45, 231; 45, 256; 47, 212; OLG 45, 204). Das Wort „Widerſpruch“ braucht 
in dem Eintragungsvermerk nicht unbedingt enthalten zu ſein; auch ſchadet eine Eintragung 
an falſcher Stelle nicht; ebenſowenig die falſche Bezeichnung der Eintragung als Vormerkung. 
Nur muß immer aus dem Vermerke hervorgehen, daß es ſich um den Schutz eines beſtimmten 
dinglichen Rechtes gegenüber einem eingetragenen Rechte handelt (RG 55, 243; JW 08, 27511; 
RIA 11, 131; |. auch $ 883 A 9). — Darüber, wann eine Widerſpruchseintragung als vor einem 
Erwerbe an dem betroffenen Rechte bewirkt anzusehen iſt, vgl. S 892 A 9. — Die Eröffnung 
des Konkurſes über das Vermögen des Betroffenen hindert eine Widerſpruchs⸗ 
eintragung nicht, da § 14 KO ſich auf den Widerſpruch nicht bezieht, und der Konkursverwalter, 
wenn das geſchützte dingliche Recht beſteht, es nach 8 43 KO auch gegenüber der Konkursmaſſe 
gelten laſſen muß. — Soll der Widerſpruch bei einem verbrieften hypothekariſchen 
Rechte eingetragen werden, fo iſt nach 588 42 Ab] 1 Satz 1, 43 Satz 1, 62 GBO der Brief vor⸗ 
zulegen, ſofern nicht einer der Ausnahmefälle der 88 42 Abſ 1 Satz 2, 43 Satz 2, 54 Abſ 2 GBO 
gegeben iſt (RIA 6, 243; 7, 60; KGJ 31 A 371; OG 2, 59; 2, 243); wegen des Widerſpruchs 
gegen Eintragung einer Aufwertungshypothek |. $ 1116 A 1. Gemäß § 1140 Satz 2 fteht 
auch ein aus dem Briefe oder einem Vermerk auf dem Briefe hervorgehender Widerſpruch 
einem im Grundbuche eingetragenen Widerſpruche gleich. — Abgeſehen hiervon muß der 
Widerſpruch eingetragen ſein, wenn er Wirkung haben ſoll. Iſt der Widerſpruch gelöſcht, 
ſei es auch zu Unrecht, fo verliert er für ſich jede Kraft (vgl. $ 894 A 14), ſelbſt gegenüber 
demjenigen, der in Kenntnis von der unrechtmäßigen Löſchung ein Recht an dem betrof⸗ 
fenen Rechte durch Rechtsgeſchäft erworben hat; nur die Kenntnis von dem geſchützt ge- 
weſenen dinglichen Rechte ſelbſt ſchadet nach 8 892 Abſ 1 Satz 1 dem Erwerber. Da der 
Widerſpruch mit der Löſchung erliſcht, wird das Grundbuch, auch wenn die Löſchung zu 
Unrecht erfolgt iſt, nicht im Sinne des $ 894 unrichtig; deshalb kann auch nicht gemäß § d4 
Abſ 1 Satz 2 EBD ein Widerſpruch gegen die unrechtmäßige Löſchung des Widerſpruchs 
eingetragen werden (KGJ 49, 181). Damit das Recht wieder geſchutzt wird, muß der 
Widerſpruch nach Maßgabe des § 899 Abſ 2 von neuem eingetragen werden. Vgl. 8 886 A 3 
(„su Unrecht gelöſchte Vormerkung“). 

3. Wegen der einſtweiligen Verfügung und der Eintragungsbewilligung, auf Grund 
deren die Widerſpruchseintragung erfolgt, vgl. die hier entſprechend geltenden Bemerkungen 
bezuglich der Vormerkung in $ 885 A 1, 2. Jedoch hindert der Konkurs über das Ver⸗ 
mögen des Verpflichteten nicht, wie bei der Vormerkung (8 14 KO), die Eintragung 
eines Widerſpruchs (. A 2). — Die Glaubhaftmachung ($ 294 BO) der Gefährdung 
des zu ſichernden Rechtes iſt zur Erlaſſung der einſtweiligen Verfügung nach $ 899 Abſ 2 
Satz 2 nicht erforderlich. Wohl aber muß nach 88 936, 920 Abſ 2 ZRO das Beſtehen des 
Berichtigungsanſpruchs glaubhaft gemacht werden (KJ 41, 211; 45, 214; 47, 185; 48, 195; 
JFG 1, 481). — Die einſtweilige Verfügung iſt vom Grundbuchrichter bei Vornahme der 
Eintragung des Widerſpruchs nicht auf materielle Rechtfertigung nachzuprüfen, ſofern fie 
nicht eine inhaltlich unzuläſſige Eintragung anordnet (IF® 3, 422). Jedoch muß die einſt⸗ 
weilige Verfügung gegen einen beſtimmten Gegner erlaſſen fein (ſ. A 2; OLG 7, 60; 
8, 109; 8, 110; KGJ 31 A 371), und werden Mehrere durch die Eintragung des Widerſpruchs 
betroffen (wie z. B. im Falle des § 16 Ab] 2 des Aufn G v. 16. 7. 25 [f. A 1 a. E.], oder ſonſt 
einer Hypothekenlöſchung, wenn nicht nur der Eigentümer, ſondern auch die zufolge Löſchun 
der Hypothek im Range vorgerückten Nachberechtigten [im erſteren Falle nach 88 20, 6 Aufw 
betroffen werden), jo muß ſich die einſtweilige Verfügung gegen alle Betroffenen richten 
(JFG 3, 421 [OLG 45, 88]). Über die Vorausſetzungen, unter denen im Falle eines vor 
Eintragung des Widerſpruchs ſtattgehabten Erwerbs an dem betroffenen Rechte die 
Erlaſſung der einſtweiligen Verfügung zuläſſig iſt, vgl. A 1 „nach Eintragung des 
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Widerſpruches erworben“. — Nach 8 895 ZPO kann auch auf Grund eines vorläufig 
vollſtreckbaren Urteils, wodurch der Inhaber des eingetragenen Rechtes, gegen das ein 
dingliches Recht beſteht, zur Bewilligung der dem letzteren Rechte entſprechenden Eintragung 
oder Löſchung verurteilt worden iſt, ein Widerſpruch eingetragen werden. — Auf anderen 
Grundlagen aber, als den vorbezeichneten, kann nach dem Wortlaute des $ 899 Abſ 2 („die 
Eintragung des Widerſpruchs erfolgt“) und des § 895 ZPO ein Widerſpruch nicht ein⸗ 
netragen werden. Daher auch nicht, wenn die Unrichtigkeit des Grundbuchs hinſichtlich des 
eingetragenen Rechtes, gegen das der Widerſpruch ſich richten ſoll, gemäß § 22 GBO nach⸗ 
gewieſen wird, auf einſeitigen Antrag des Gefährdeten. Es bedarf hier auch eines Wider⸗ 
ſpruchs nicht, da zufolge des in dem Nachweiſe der Unrichtigkeit des Grundbuchs enthaltenen 
Nachweiſes des zu ſchützenden dinglichen Rechtes die dieſem entſprechende Eintragung oder 
Löſchung ſelbſt vollzogen werden kann (str., vgl. OL 2, 59). — Jedoch ergeben Sonder- 
beſtimmungen Ausnahmen von der Regel. Im Falle des § 1139 (Widerſpruch gegen eine 
Darlehnsbuchhypothek wegen fehlender Zahlung des Darlehns) genügt zur Eintragung des 
Widerſpruchs der von dem Eigentümer an das Grundbuchamt gerichtete Antrag. Ferner 
iſt nach $ 54 Abſ 1 Satz 1 G80, wenn ſich ergibt, daß das Grundbuchamt unter Verletzung 
geſetzlicher Vorſchriften eine, die Unrichtigkeit des Grundbuchs verurſachende Eintragung 
vorgenommen hat, ein Widerſpruch von Amts wegen oder gemäß § 71 Abſ 2 Satz 2 G8 
auf Beſchwerde einzutragen. Dieſer Widerſpruch hat die gleiche Wirkung, wie der nach $ 899 
eingetragene, und der Eintragungsvermerk darüber muß ebenfalls den in A 2 bezeichneten 
Inhalt haben (vgl. KG 28 A 133; 47, 184; RJ A 6, 245; 7, 73; 11, 181). Vorausſetzung für feine 
Einschreibung iſt, daß durch die Eintragung, gegen die er ſich richtet, das Grundbuch unrichtig 
geworden iſt, und ferner, daß die Unrichtigkeit mit der Nichtanwendung oder unrichtigen An⸗ 
wendung einer geſetzlichen Vorſchrift im Zuſammenhange ſteht. Iſt der Grundbuchbeamte 
nach dem zur Zeit der Tatbeſan vorliegenden Tatbeſtand richtig verfahren, ſo kann nicht 
deswegen, weil etwa der Tatbeſtand unrichtig oder unvollſtändig war und daher das Grundbuch 


8 Fahrläſſigkeit des Grundbi chbeamten zu beruhen (KGJ 40 A 170; 47, 184). Von gleicher 
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) Wer als Eigentümer:) eines Grundſtücks im Grund buch eingetragen 
iſt, ohne daß er das Eigentum erlangt hats), erwirbt das Eigentum“), wenn 
die Eintragung dreißig Jahre beſtanden und er während dieſer Zeit das 
Grundſtück im Eigenbeſitzes) gehabt hat. Die dreißigjährige Friſt wird in 
derſelben Weiſe berechnet wie die Friſt für die Erſitzung einer beweglichen 
Sache. Der Lauf der Friſt iſt gehemmt, ſolange ein Widerſpruch gegen die 
Richtigkeit der Eintragung im Grundbuch eingetragen it). 

Dieſe Vorſchriften finden entſprechende Anwendung, wenn für jemand 
ein ihm nicht zuſtehendes anderes Recht im Grundbuch eingetragen iſt, das 
zum Beſitze des Grundſtücks berechtigt oder deſſen Ausübung nach den für 
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den Beſitz geltenden Vorſchriften geſchützt ift?). Für den Rang des Rechtes 
iſt die Eintragung maßgebends). 


E II 815: P 3 192 ff., 807 f., 884 f., 547 f., 786; 4 588 f. 

1. Eine Erſitzung gegen den Inhalt des Grundbuchs ift dem BGB unbekannt. 
Ein Nichteingetragener kann, anders wie bei beweglichen Sachen (88 937 ff., 1083 ff.), weder 
Eigentum noch ein begrenztes dingliches Recht an Grundſtücken durch Erſitzung erwerben. 
Nur einen gewiſſen Erſatz für die Erſitzung bietet hinſichtlich des Eigentums (nicht auch hin⸗ 
ſichtlich begrenzter dinglicher Rechte), ſowie hinſichtlich des Erbbaurechts (str., |. jedoch jetzt 
RO v. 15. 1. 19 8 11) und der anderen dem Grundeigentum gleichgeſtellten Rechte ($ 903 j. A 2) 
der Erwerb auf Grund Ausſchlußurteils gegen den Eigentümer gemäß $ 927. Dagegen ift im 
8 900 zugunſten desjenigen, der als Berechtigter eingetragen, in Wirklichkeit 
jedoch nicht Berechtigter iſt, die Bucherſitzung (Tabularerſitzung) des Rechtes, und zwar 
ſowohl des Eigentums wie eines der im Abſ 2 genannten begrenzten dinglichen Rechte, zu- 
gelaſſen. Für dieſe Erſitzung gelten keine weiteren Erforderniſſe, als die im Abſ 1 aufgeführten. 
Insbeſondere kommt es auf das Vorhandenſein eines Erwerbsakts (Titels) ebenſowenig an wie 
auf guten Glauben. Auch wenn der Erwerber von der Unrechtmäßigkeit ſeiner Eintragung oder 
ſeines Beſitzes zur Zeit des Eintritts dieſer Tatſachen oder doch ſpäter Kenntnis gehabt hat, iſt die 
Erſitzung nicht ausgeſchloſſen. — Iſt das Grundbuch noch nicht als angelegt anzuſehen 
(Art 186 EG), fo beſtimmt ſich die Erſitzung nach den bisherigen Geſetzen (Art 189 Abſ 1 EG). 
Die bis zur Anlegung des Grundbuchs vollendete Erſitzung behält ihre Kraft auch dann, wenn 
der Zeitpunkt der Vollendung erſt nach dem Inkrafttreten des BGB eingetreten iſt. Von 
dem Zeitpunkte der Grundbuchanlegung ab kann die noch nicht vollendete Erſitzung nicht mehr 
nach den bisherigen Geſetzen fortgeſetzt werden, vielmehr iſt gemäß Art 189 Abſ 2 nur nach 
Maßgabe und unter den Vorausſetzungen des $ 900 und des Art 169 EG die Vollendung 
möglich (vgl. R Warn 1919 Nr 97: Vollendung der 80 Jahre der Eintragung und des 
Eigenbeſitzes nach Inkrafttreten des BGB, nachdem vorher die dreißigjährige Erſitzung nach 
gemeinem Recht gegen einen damals noch minderjährigen Miteigentümer begonnen hatte). 
Danach ſcheiden hier die von § 900 nicht umfaßten begrenzten dinglichen Rechte (. A 7) 
von vornherein aus. Bezüglich der übrigen Rechte müſſen in der vorhergehenden Zeit 
ſämtliche Erforderniſſe der bisherigen Geſehe (gegebenenfalls auch Titel und guter Glaube), 
abgeſehen von dem Friſtablauf, für die Erſitzung vorgelegen haben und ferner muß der Beſitzer 
bei der Grundbuchanlegung (oder in dem Zeitpunkte, in dem das Grundbuch als angelegt an⸗ 
zuſehen iſt) als der Berechtigte eingetragen ſein oder werden. Dann ſetzt ſich die Erſitzung 
als Bucherfitzung fort und wird auf die dreißigjährige Friſt des 8 900 Abſ 1 die frühere Beſitzzeit 
angerechnet. Wird aber der Beſitzer erſt ſpäter als Berechtigter eingetragen, fo findet eine Fort. 
ſetzung der Erſitzung überhaupt nicht ſtatt, ſondern kann nur eine neue Bucherſitzung gemäß 
§ 900 vom Zeitpunkte der Eintragung ab beginnen. 

2. Die Vucherſitzung des Eigentümers gilt entſprechend auch für den eingetragenen 
Inhaber eines Erbbaurechts (§ 1017, VO v. 15. 1. 19 § 11) oder eines andern Rechtes 
mit Grundſtücksnatur (. $ 903 A 2). — Eine Vormerkung auf Übertragung des Eigentums 
iſt keine Eigentumseintragung. 

3. Der Fall, daß der Beſitzer trotz der Eintragung Eigentum nicht erlangt hat, liegt z. B. 
vor, wenn die Einigung über die Übertragung des Eigentums an den Beſitzer (88 873 Abſ 1, 925) 
nichtig (z. B. wegen Geſchäftsunfähigkeit eines Beteiligten) oder anfechtbar und angefochten 
iſt, oder wenn der Beſitzer auf Grund eines rechtsungültigen Teſtaments des verſtorbenen 
Eigentümers ſich für deſſen Erben gehalten hat. 

4. Das Eigentum wird ſo erworben, wie wenn die Eintragung rechtmäßig erfolgt wäre. 
Stimmen Eintragung, und Beſitz hinſichtlich des Umfangs nicht überein, jo tritt Eigentums⸗ 
erwerb nur inſoweit ein, als beide ſich decken, da nur in dieſem Umfange die beiden Voraus- 
ſetzungen für den Erwerb zuſammentreffen. Das Eigentum des bisherigen Eigentümers if 
befeitint und fein Eigentumsanfprud) iſt gemäß 88 194, 195 verjährt. 

5. Eigenbeſitzer iſt, wer das Grundſtück als ihm gehörend beit! (8 872). Auch mittelbarer 
Beſitz (3. B. durch einen Nießbraucher, Pächter, F 868) genügt (RG Gruch 44, 865). 

6. Auf die Berechnung der dreißigjährigen Friſt finden die 88 988 ff. Anwendung. Die 
Frage, ob und mit welcher Wirkung die Erſitzung gehemmt iſt, beſtimmt ſich nach Abſ. 1 
Saß 3 § 900 (Hemmung durch einen gemäß $ 809 eingetragenen Widerſpruch bis zu deſſen 
Löſchung) und 88 202—207 in Verbindung mit § 939. Für die Frage der Unterbrechung 
find die 88 040, 941 maßgebend. Nach 99 943, 944 kommt dem Erſitzenden die Erſitzungszeit 
des Rechtsvorgängers zuſtatten und, wenn er Erbe eines als Eigentümer Eingetragenen iſt, 
die Erſczungszeit eines etwaigen Erbſchaftsbeſitzers (58 2018, 2080), gleichviel ob dieſer als 
Eigentümer eingetragen war oder nicht. 

7. Als nach Abf. 2 erſitzungsfähige andere Rechte kommen in Betracht hinſichtlich der 
Berechtigung zum Beſitzedes Grundſtücks: Nießbrauch (8 1086 Abſ 1), Wohnungs⸗ 
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recht (88 1093 Abſſ 1 Satz 2, 1036) und die in Artt 68, 68 EG bezeichneten Rechte; und hin⸗ 
ſichtlich des Schutzes der Ausübung nach den für den Beſitzgeltenden Vor ⸗ 
chriften: Grunddienſtbarkeiten und beſchränkte perſönliche Dienſtbarkeiten (88 1027, 1029, 
1090 Abſ. 2). Erforderlich iſt zur Erſitzung, daß während 80 Jahren in den erſteren Fällen das 
Grundſtück beſeſſen, in den zweiten Fällen die den Beſitz erſetzende (8 1029) Ausübung ber 
Dienſtbarkeiten an dem Grundſtücke ſtattgefunden hat. Ob letzteres der Fall geweſen, iſt 
Tatfrage. Die Erforderniſſe für den Beſitzſchutz (Ausübung der Dienſtbarkeit innerhalb eines 
Jahres vor der Störung, $ 1029) kommen in dieſer Hinſicht nicht in Betracht; die hierauf 
bezüglichen Worte in Abſ 2 Satz 1 dienen nur zur Bezeichnung der betreffenden erſitzungs 
fähigen Rechte (ftr.). § 988 (Vermutung für den Beſitz in der Zwiſchenzeit vom Anfang bis 
zum Ende der Friſt) findet auch hier Anwendung. — Die anderen begrenzten Rechte, wie Vor⸗ 
kaufsrecht, Reallaſt, Hypothek, Grundſchuld, Rentenſchuld, können nicht erſeſſen werden. 
8. Abſ 2 Satz 2 entſpricht dem § 879 Ab] 2. Der danach maßgebende Rang der Eintragung 
beſtimmt ſich gemäß 8879 Abſ 1. Die Dienſtbarkeit (. A7) geht auch allen Rechten, die während 
des dreißigjährigen Zeitraums eingetragen worden ſind, im Range vor. 


8 901 


Iſt ein Recht an einem fremden Grundſtück im Grund buche mit Unrecht 
gelöſcht.), jo erliſcht ese), wenn der Anſpruch des Berechtigten gegen den 
Eigentümers) verjährt iſte). Das gleiche gilt, wenn ein kraft Geſetzes ent⸗ 


ſtandenes Recht an einem fremden Grundſtücke nicht in das Grund buch 
eingetragen worden iſt'). 
E II 816; P 3 827, 412 f., 620, 788; 4 588. 


1. Darüber, daß ein begrenztes dingliches Recht an einem fremden Grundſtſick (für 
ne gilt § 901 nicht, ſondern 88 900, 927), wie Dienſtbarkeiten, Vorkaufsrecht, Neal- 
alten, hypothekariſche Rechte, zufolge unrechtmäßiger Löſchung nicht erliſcht, dem bisher 
g Berechtigten aber eine (widerlegbare) Vermutung für das Nichtbeſtehen des 
e ent n 115 Abs u das Beſtehen des Rechtes trotz der Loſchung 

\ | ubigen Erwerber eines bein geli N 
bein Mg hat \ 805), val. J 801 N 0. gelöſchten Rechte entgegenſtehenden Rechtes 

2. Ausnahmsweiſe beſtimmt § 901, um die Richtigkeit des Grundbuchs herbeizuführen 
J. 3 891 A 6), als rechtliche Folge der Verjährung des biuglichen Anſpruchs a unn 
Rechte, daß das Recht ſelbſt erliſcht. Sonſt bewirkt die Verjährung des Anſpruchs nach 9 222 
Abl 1 nicht die Aufhebung des Rechtes, ſondern gewährt nur eine den Anſpruch dauernd aus⸗ 
ſchließende (rechtszerſtörende, . § 886 A 2) Einrede, weil das gegen alle wirkende dingliche 
Recht hinausgeht über den aus ihm erwachſenen dinglichen Anſpruch, der nur gegen die be⸗ 
ſtimmte Perſon, die das Recht beeinträchtigt (vgl. 88 985, 1004), zur Eutſtehung gelangt, und 
daher das Recht ſelbſt durch Erlöſchen des Anſpruchs unberührt bleibt (. 8 902 A 1). — Eine 
fernere Ausnahmebeſtimmung, die ſogar im Falle vorliegender Eintragung gilt, geben 
die 88 1028, 1090 Abſ 2, wonach eine Grunddienſtbarkeit oder eine beſchränkte perſön 
liche Dienſtbarkeit erliſcht, wenn der Anſpruch auf Beſeitigung einer die Dienſtbarkeit 
. u 1 
3. Der Anſpruch, deſſen Verjährung das Erlöſchen des Rechtes zur Folge hat, iſt der 
dingliche Anſpruch ($ 194 Abſ 1) des Berechtigten gegen den igen 105 Herſtellung 
des dem Rechte entſprechenden Zuſtandes, alſo bei Dienſtbarkeiten auf Duldung der Be. 
nutzung des Grundſtücks (88 1018, 1027, 1030, 1065, 1090), bei einem Vorkaufsrechte auf 
Anerkennung der Befugnis zur Ausübung des Rechtes (88 1094, 1098, 505), bei Reallaſten 
und hypothekariſchen Rechten auf Leiſtungen aus dem Grundſtücke (88 1105, 1107, 1113, 
1147, 1191, 1192, 1199, 1200). — Der Anſpruch auf Berichtigung des durch die unrecht. 
mäßige Löſchung unrichtig gewordenen Grundbuchs (f. § 891 A 6) gemäß $ 894 verjährt 
nach § 898 an ſich nicht. Iſt aber das Recht zufolge Verjährung des Anſpruchs erloſchen, To iſt 
das Grundbuch nunmehr richtig und beſteht ein Berichtigungsanſpruch nicht. * 

4. Die Erforderniſſe für die Verjährung des Anſpruchs beſtimmen ſich nach den 88 10a ff. 
Die Verjährung beginnt nicht mit der Löſchung des Rechtes. Denn hieraus entſteht nur ein An⸗ 
ſpruch auf Berichtigung des Grundbuchs (ſ. A 8), nicht der hier gemeinte, in A 3 bezeichnete 
Anſpruch. Erſt von dem Zeitpunkte der Entſtehung des letzteren Auſpruchs, alſo ſobald ein dem 
Rechte nicht entſprechender Zuſtand verurſacht worden ift (z. B. dem Nießbraucher der Beſitz 
vorenthalten, die Ausübung der Grunddienſtbarkeit verweigert, bei Reallaſten oder hypothe 
kariſchen Rechten der Anſpruch auf eine Leiſtung fällig geworden iſt; ſ. A 8), läuft gemäß 
$ 198 die Verjährung. Iſt der Aufpruch bereits zu einer Zeit entſtanden, als das Recht noch 
eingetragen war, fo kann der Lauf der Friſt gemäß 8 902 erſt mit der Löſchung des Rechtes be- 
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ginnen. Wird das gelöſchte Recht wieder eingetragen, ſo wird eine in Lauf geſetzte Anſpruchs⸗ 
verjährung nicht etwa bloß gehemmt oder unterbrochen (88 205, 217), ſondern rechtlich völlig 
bedeutungslos, da nach § 902 Abſ 1 Anſprüche aus eingetragenen Rechten nicht verjähren. 
Sollte ſpäterhin das Recht wiederum zu Unrecht gelöſcht werden, ſo könnte nur eine ganz neue 
Verjährung beginnen (str.). Wird zugunſten des gelöſchten Rechtes ein Widerſpruch (8 899) 
eingetragen, ſo gilt gemäß § 902 Abf 1, 2 von dem Zeitpunkte der Widerſpruchseintragung 
ab dann gleiches, wenn entſprechend dem Widerſpruche demnächſt das Recht endgültig wieder 
eingetragen wird. Wenn dagegen der Widerſpruch gelöſcht wird (z. B. zufolge Aufhebung 
der zugrunde liegenden einſtweiligen Verfügung), iſt es auch hinſichtlich der Verjährung ſo 
anzuſehen, als ob der Widerſpruch memals eingetragen geweſen ſei und iſt daher die Ver⸗ 
jährung durch die Widerſpruchseintragung weder gehemmt noch unterbrochen worden (ſtr.; 
ogl. § 216 Abſ 1). Jedoch kann unter Umſtänden im Falle einer auf Grund einer Bewilligung 
des Anſpruchsverpflichteten erfolgten Widerſpruchseintragung in der Bewilligung eine die 
Verjährung nach $ 208 unterbrechende Anerkennung des Anſpruchs zu finden ſein. Wenn 
aber eine derartige Bewilligung vorliegt, wird es wohl kaum zu einer Beſeitigung des Wider⸗ 
ſpruchs kommen. 

5. Kraft Geſetzes ohne Eintragung entſtandene Rechte an einem fremden Grundſtücke, 
die nach Satz 2, 1 ebenfalls erlöſchen, wenn der Anſpruch des Berechtigten gegen den Eigen- 
tümer (ſ. A 8) verjährt iſt, find z. B. der Nießbrauch im Falle des § 1075, die Sicherungshyvo⸗ 
thek aus § 1287 Satz 2 und aus ZPO 8 848 Abſ 2 Satz 2 (. 8 873 A 2). Vgl. auch Art 114 
EG (landesgeſetzliche Ablöſungsrenten). Rechte, die nicht eintragungsfähig find (. Vorbem 2 
vor $ 873), gehören nicht hierher, da das Geſetz nur bezweckt, dasjenige, was zuläſſigerweiſe 
im Grundbuch eingetragen iſt, mit der wirklichen Rechtslage in Einklang zu bringen (ftr.). 
Daher fallen unter 8 901 auch die geſetzlichen liberbau⸗ und Notwegrenten nicht, da ſie nach 
S 914, 917 Abſ 2 nicht eingetragen werden (ſtr.). — Eintragung des Rechtes oder Eintragung 
eines Widerſpruchs zugunſten des nicht eingetragenen Rechtes haben gemäß $ 902 Abſ 1, 2 
bezüglich einer vorher in Lauf geſetzten Verjährung des Anſpruchs aus dem Rechte die gleichen 
Wirkungen wie bei einem zu Unrecht gelöſchten Rechte die Wiedereintragung oder die Eintragung 
eines Widerſpruchs (ſ. A 4). 


8 902 


Die Anſprüche aus eingetragenen Rechten unterliegen nicht der Ver⸗ 
jährung !). Dies gilt nicht für Anſprüche, die auf Rückſtände wiederkehrender 
Leiſtungen oder auf Schadenserſatz gerichtet ſind ). 

Ein Recht, wegen deſſen ein Widerſpruch gegen die Richtigkeit des Grund⸗ 
buchs eingetragen iſt, ſteht einem eingetragenen Rechte gleich). 

E 1847 II 817; M 3 250 ff.; P 3 117 f. 


1. Daß Anſprüche aus eingetragenen Rechten nicht der Verjährung unterliegen, ent ; 
hält eine Ausnahme von der Regel des $ 194, wonach alle Anſprüche auf ein Tun oder Unter⸗ 
laſſen, alſo auch dingliche Anſprüche aus dinglichen Rechten, verjährbar ſind. Eine Ver⸗ 
jährung des Rechtes ſelbſt kommt überhaupt nicht in Frage. Nach dem BGB unter⸗ 
liegen nur die aus den Rechten erwachſenden Anſprüche, nicht die Rechte ſelbſt der Verjährung. 
Bei den Schuldverhältniſſen allerdings erſchöpft ſich das Recht in dem Anſpruche und entfällt 
daher mit dem Anſpruche auch das Recht. Dagegen werden die gegenüber allen (abſolut) 
wirkenden, insbeſondere die dinglichen, familien und erbrechtlichen Rechte durch Verjährung 
der aus ihnen erwachſenen Anſprüche in ihrem Fortbeſtande nicht berührt (M 1, 291). Nur 
ausnahmsweiſe bewirkt in den Fällen der 88 901, 1028, 1090 Ab] 2 die Verjährung des An 
ſpruchs aus begrenzten dinglichen Rechten das Erlöſchen der betreffenden Rechte. Vgl. hier⸗ 
über $ 901 A 2. — Durch $ 902 wird auch die Verjährung von Anſprüchen ausgeſchloſſen, 
und zwar ſolcher, die aus eingetragenen Rechten erwachſen find (abgeſehen von den Aus. 
nahmen des Ab] 1 Satz 2). Zu dieſen gehören nicht nur die Rechte an fremden Grundſtücken, 
die begrenzten dinglichen Rechte (. 8 873 A 6, 8 901 A 1), ſondern auch das Eigentum. Wäh⸗ 
rend daher z. B. bei beweglichen Sachen das Eigentum fortbeſtehen, dagegen der Eigentums. 
anſpruch auf Herausgabe der Sache gegen den Beſitzer (§ 985) verjährt ſein kann, iſt dieſes 
im Falle des eingetragenen Eigentums ausgeſchloſſen, da hier auch der Anſpruch nicht ver⸗ 
jährt. Wegen der aus dem Eigentum erwachſenden Anſprüche vgl. 58 985ff., wegen der An⸗ 
ſprüͤche aus begrenzten dinglichen Rechten, ſoweit fie gegen den Eigentümer gerichtet find, 
vgl. $ 901 U 3 und im übrigen 88 1017, 1027, 1065, 1090 in Verbindung mit 8 1004. — Bei 
der Hypothek ift zu unterſcheiden zwiſchen den Auſprüchen aus der Forderung, für die fie be- 
ſtellt iſt, und den Anſprüchen aus dem dinglichen Rechte. Die erſteren ſind durch 8 194 der 
Verjährung unterworfen, die letzteren find nach J 902 unverjährbar. Die Hnnothekbeftellung 
hindert ebenſowenig wie die Beſtellung eines Pfandes die Verjährung des Anſpruchs aus 
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der Forderung. Erfolgt jedoch die Hypothekbeſtellung ſeitens des Verpflichteten erſt nach 
träglich, jo wird dadurch die Verjährung gemäß 8 208 unterbrochen. Iſt der Anſpruch aus 
der Forderung verjährt, ſo ſteht dem Verpflichteten gegenüber einer perſönlichen Schuld⸗ 
klage die Einrede aus § 222 Ab] 1 zu, während die dingliche Klage aus dem Hypothekenrecht 
gemäß $ 902 nach wie vor unbeſchränkt zuläffig iſt. Aber auch die genannte Einrede aus 8 222 
Abſ 1, das Leiſtungsverweigerungsrecht, ſteht dem Verpflichteten gegenüber der perſönlichen 
Schuldklage nur inſoweit zu, als der Berechtigte wegen der Forderung aus dem Vermögen des 
Verpflichteten über das mit der Hypothek belaſtete Grundſtück hinaus Befriedigung ſuchen will; 
denn nach $ 223 Abſ 1 hindert die Verjährung des Anſpruchs aus der durch die Hypothek ge 
ſicherten Forderung den Berechtigten nicht, ſeine Befriedigung aus dem verhafteten Gegen⸗ 
ſtande zu ſuchen, und inſoweit verſagt daher das Leiſtungsverweigerungsrecht des Verpflich⸗ 
teten aus § 222 Abſ 1 (ſtr.). Deshalb kann auch der Eigentümer nicht etwa gemäß § 1169 
wegen Verjährung des perſönlichen Anſpruchs Verzicht auf die Hypothek verlangen. Ver⸗ 
kehrshypothek und Sicherungshypothek ſtehen in allen dieſen Beziehungen gleich, während 
Grundſchulden und Rentenſchulden hier nicht in Betracht kommen, weil ſie eine Forderung 
nicht vorausſetzen (88 1192, 1199). Nach 8 223 Abſ 3 findet 8 223 Abſ 1 auf perfönliche An ⸗ 
[prüche auf Rückſtände von Zinſen oder anderen wiederkehrenden Leiſtungen keine Anwendung, 
10 daß es gegenüber dieſen Anſprüchen im Falle ihrer Verjährung bei dem allgemeinen Lei⸗ 
ſtun sverweigerungsrecht aus § 222 Abſ 1 verbleibt. — Ob die eingetragenen Rechte zur 
Entſtehung der Eintragung bedurften oder ob ſie bereits außerhalb des Grundbuchs 
entſta uden und durch die Eintragung nur beurkundet ſind, iſt gleichgültig; das Geſetz macht 
hinſichtlich des Ausſchluſſes der Verjährung keinen Unterſchied zwiſchen rechtsbegründender 
(konſtitutiver) und nur beurfundender (deflarativer) Eintragung (. Vorbem 30 vor 8 873) 
der Rechte. — Ein borgemerkter Auſpruch (3. B. auf Übertragung des Eigentums, auf 
Beſtellung einer Hypothek) iſt durch die Eintragung der Vormerkung der Verjährung nicht ent- 
zogen (. hierüber ſowie über die Verjährungsfriſt und über die Nichtunterbrechung der Ver⸗ 
jährung durch die Vormerkungseintragung 8883 A 8 „Verjährung “). 
hab 7 hu iger kann die Wirkung des Ausſchluſſes der Anſpruchsverjährung nur dann 
bri en, wenn ſie alle weſentlichen Beſtandteile des betreffenden Rechtes zur Darſtellung 
ringt ba fie andernfalls überhaupt nichtig ift (. 8 873 A 10). Deshalb muß der Eintragungs⸗ 
vermerk insbeſondere auch den Berechtigten aufführen. Iſt dies geſchehen, ſo iſt die 
re an ſich auch dann wirkſam, wenn der als Berechtigter Eingetragene in Wirklichkeit 
der ein Recht hal. Die Anſprüche, die ihm etwa aus dem für ihn eingetragenen Rechte trotz 
er tatſächlichen Pichtberechtigung erwachſen, unterliegen der Verjährung nicht. Das Recht 
aber desjenigen, der ſtatt des Eingetragenen als Inhaber des eingetragenen Rechtes eingetragen 
fein ſollte, ift in dieſem Falle nicht eingetragen. Die aus diefem Rechte erwachſenden An⸗ 
ſprüche ſind nicht Anſprüche aus einem eingetragenen Rechte. Es laſſen ſich eingetragenes 
Recht, deſſen Inhaber und der Anſpruchsberechtigte in dieſer Hinſicht nicht voneinander trennen. 
Anſprüche aus eingetragenen Rechte find nur ſolche, die einem als Berechtigten Eingetragenen 
aus ſeinem eingetragenen Rechte erwachſen. Anſprüche eines mit feinem Rechte 
nicht Eingetragenen ſind Anſprüche aus einem nicht eingetragenen Rechte. Deshalb unter- 
liegt z. B. ein Anſpruch aus dem Eigentum desjenigen, dem zwar, entgegen der Eigentums⸗ 
eintragung für einen andern, das Grundſtück eigentümlich gehört, deſſen Eigentum aber nicht 
eingetragen ift, der Verjährung (tr.). (Hinſichtlich der Unverjährbarkeit des Berichtigungs⸗ 
anſpruchs aber auch in dieſem Falle vgl. $ 898 und A 1 dort). Anders verhält es ſich, wenn 
derjenige, auf den das eingetragene Recht des eingetragenen wirklichen Berech⸗ 
tigten außerhalb des Grundbuchs, ſei es zufolge allgemeiner Rechtsnachfolge (3. B. 
Erbſchaft, vgl. M 3, 254; Prot 3, 117 .) oder auch im Wege der Sondernachfolge (8. B. 
Übertragung einer Briefhypothek, 8 1154 Abſ 1, Übergang einer Hypothek gemäß 88 1143, 
1163, 1164) wirkſam übergegangen iſt, ſich nicht als nunmehriger Inhaber des Rechtes 
hat eintragen laſſen. Dann iſt mit dem Rechte auch die Befugnis zur Geltendmachung der 
aus dem eingetragenen Rechte entſtandenen oder künftig entſtehenden Anſprüche auf den 
Erwerber übergegangen und ſind die Anſprüche, die er demgemäß geltend macht, Anſprüche 
des eingetragenen Berechtigten aus dem eingetragenen Rechte, fo daß fie trotz Nichteintragung 
ſemes Erwerbs der Verjährung nicht unterliegen. 

2. Anſprüche auf Rüctſtände wiederkehrender Leiſtungen oder auf Schadenserſatz, 
die nach Abſ 1 Satz 2, wiewohl das dingliche Recht, aus dem fie für den Berechtigten erwachſen 
ſind, eingetragen iſt, ausnahmsweiſe der Verjährung unterliegen, können ſich ergeben z. B. 
hinſichtlich wiederkehrender Leiſtungen (rückſtändige Zinſen einer Hypothek, Leiſtungen aus 
einer Reallaſt, Renten aus einer Rentenſchuld uſw.) nach 8s 10201022, 1090, 1105, 1107, 
1115, 1118, 1192, 1200, und hinſichtlich der Schadenserſatzauſprüche nach 88 823 ff., 904, 
989—992, 1057, 1065. Wegen der Verjährungsfriſten vgl. 88 195, 197, 852. Zu den wieder⸗ 
kehrenden Leiſtungen gehören auch die vereinbarten regelmäßigen als Zuſchläge zu den Zinſen 
erſcheinenden Amortiſationsbeiträge der Hypothekenforderungen (RG 54, 93; RIA 3, 137). 
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— Auf das Zinsrecht im ganzen (3. B. bei einer Hypothek) bezieht ſich die Vorſchrift nicht; 
dafür gilt vielmehr $ 902 Satz 1 (vgl. KGJ 42, 254). 

3. Nach Abſ 2 wird die Verjährung von Anſprüchen aus nicht eingetragenen Rechten, 
die entweder der Eintragung nicht bedürfen und überhaupt noch nie eingetragen waren oder 
zwar eingetragen geweſen, aber zu Unrecht gelöſcht find (§ 901), durch Eintragung eines 
Widerſpruchs (8 899) zugunſten der nicht eingetragenen Rechte gehindert. Wegen der Frage, 
welchen Einfluß die Widerſpruchseintragung auf eine vorher in Lauf geſetzte Verjährung 
des Anſpruchs aus dem nicht eingetragenen Rechte hat, vgl. 8 901 A 4, 5. 


Dritter Abſchnitt 
Eigentum 
Erſter Titel 

Inhalt des Eigentums 


8 903 


Der Eigentümer) einer Sache?) kann, ſoweit nicht das Geſetzs) oder Rechte 
Dritter“) entgegenftehen?), mit der Sache nach Belieben verfahrens) und 
andere von jeder Einwirkung ausſchließen“). 

E 1 848 II 818; M 3 202 ff.; P 3 118 ff. 


1. § 903 beſtimmt nur die Befugniſſe des Eigentümers (poſitiv: „nach Belieben ver- 
fahren“, negativ: „andere von jeder Einwirkung ausſchließen“), gibt aber nicht eine Begriffs. 
beſtimmung für das Eigentum. Dieſes ift die ausſchließliche rechtliche Herrſchaft einer Per⸗ 
ſon über eine Sache, iſt nicht eine Summe einzelner Befugniſſe, ſondern ein einheitliches 
Recht, das nicht real geteilt werden kann. Deshalb gibt es nicht ein Ober⸗ und Untereigentum 
(abgejehen von den durch Artt 59, 62, 63 Ech aufrechterhaltenen landesgeſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften über Lehen, Fideikommiſſe [nach PrALN hat der Fideikommißbeſitzer nutzbares 
Eigentum, die Familie das Obereigentum, KJ 48, 224] und Stammgüter ſowie über 
Rentengüter, Erbpachtrechte) und beim Wegfall einer Beſchränkung des Eigentums tritt 
Konſolidation zugunſten des Eigentümers ein. Es gibt nach dem BGB nur drei Arten des 
Eigentums: Alleineigentum, Miteigentum nach Bruchteilen und Eigentum zur geſamten Hand 
(Geſellſchaft, eheliche Gütergemeinſchaft, Erbengemeinſchaft). Eine Doppelſeitigkeit (Duplizität) 
des Eigentums beſteht nicht; insbeſondere iſt der im Grundbuche zu Unrecht als Eigentümer 
Eingetragene (Bucheigentümer) zwar formell zur Veräußerung und Belaſtung des Grund⸗ 
ſtücks befugt, aber wirllicher Eigentümer ift er nicht. Wegen der gemäß Art 113 Ech weiter 
beſtehenden deutſchrechtlichen Geſamthandsgemeinſchaft an ſog. Zweck- oder Intereſſenten⸗ 

rundſtücken, die in einem agrarrechtlichen Gemeinheitsteilungsverfahren ausgeworfen worden 
ind, vgl. KJ 48, 199. — Eine Beſchränkung der einen Teil der Rechtsfähigkeit (8 1) bilden⸗ 
den Eigentums fähigkeit phyſiſcher oder juriſtiſcher Perſonen, insbeſondere der Fähigkeit 
zum Erwerbe des Eigentums kennt das BGB nicht. Bezüglich der aufrechterhaltenen landes⸗ 
geſetlichen Vorſchriften in dieſer Hinſicht vgl. Ech Artt 84 (dteligionsgeſellſchaften), 86 (in. 
riſtiſche Perſonen), 87 (Religiöſe), 88 (Ausländer). Vgl. ferner §5 Abſ 3 Hyp Bank v. 13. 7. 60, 
§ 54 PrivVuntG v. 12. 5. 01. — Erwerb und Verluſt des Eigentums an einem Grundſtück 
erfolgen nach den bisherigen Geſetzen, bis das Grundbuch nach Art 186 Ech als angelegt an⸗ 
zuſehen ift (Art 189 CO). Auf das zur Zeit des Inkrafttretens des VGB beftehende Eigen- 
tum an beweglichen und unbeweglichen Sachen finden die Beſtimmungen des BGB Anwen⸗ 
dung (Art 181 Abſ 1 EGG). Ausnahmen: EG Artt 181 Abſ 2 (nicht nach Bruchteilen geteiltes 
Eigentum mehrerer, Sondereigentum an ſtehenden Erzeugniſſen eines Grundſtücks), 182 
(Stodwerkseigentum), 183 (Waldgrundftüd), 197 (bäuerliches Nutzungsrecht). Die Frage, 
ob Eigentum zur Zeit des Inkrafttretens des BGB erworben iſt, richtet ſich nach dem bis⸗ 
herigen Recht (RG 47, 115; IW 00 S. 76340 777; Gruch 45, 1006). 

2. Es gibt Eigentum nur an Sachen (8 90), nicht au Rechten oder anderen unkörper⸗ 
lichen Gegenſtänden, wie Erzeugniſſen der geiftigen Arbeit. Auch nicht an einer Sachgeſamtheit. 
Vgl. 8 90 A 1. Jedoch gelten die auf Grundſtücke fi) beziehenden Vorſchriften 
für gewiſſe Rechte, fo nach 8 1017, jetzt VO v. 15. 1. 19 8 11 für das Erbbaurecht und nach 
den gemäß Artt 3, 4, 55, 63, 67, 68, 74 EG in Geltung befindlichen Landesgeſetzen, z. B. für: 
das Erbpachtrecht mit Einſchluß des Büdner⸗ und Häuslerrechts; das Bergrecht (das aber 
kein Eigentum an beſtimmten körperlichen Sachen, ſondern der Inbegriff der Berechtigungen ift, 
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die dem Zwecke der bergmänniſchen Produktion dienen, und auf das daher die Vorſchriften der 
88 903 ff. über den Inhalt des Eigentums keine Anwendung finden, RG 87, 400; Gruch 
59, 1059; bei Gewerkſchaften alten Rechtes ſteht das Bergwerk nicht im Eigentum der Gewerk⸗ 
ſchaft als ſolcher, ſondern im Eigentum der Gewerken, das nicht Geſamthandeigentum, ſondern 
Eigentum nach Bruchteilen [Kuren] iſt, KJ 52, 209); die ſelbſtändigen Gerechtigkeiten, wie 
das Apothekerprivilegium (RG IW 02, 40%; vgl. IG 2, 310 [OLG 44, 137] über Um- 
wandlung eines mit einem Grundſtück verbundenen Apothekerprivilegs in eine ſelbſtändige 
Gerechtigkeit und Anlegung eines Grundbuchblatts dafür in Preußen); die Fährgerechtigkeit, 
die Fiſchereigerechtſame, Schiffsmühlengerechtigkeit, Kohlenabbaugerechtigkeit, Salzabbau⸗ 
gerechtigkeit. — Auch für die übrigen in den Artt 57ff. CG den Landesgeſetzen vorbe⸗ 
haltenen Materien des Privatrechts gelten die das Eigentum betreffenden, etwa vom BGB 
abweichenden landesgeſetzlichen Vorſchriften, wie nach Art 65 EG die bezüglich des Eigentums 
an Privatflüſſen, Flußufern, Seen (vgl. OLG 26, 11; 26, 12). Hinſichtlich der 
dem Gemeingebrauch (z. B. öffentliche Flüſſe, Straßen, vgl. RG 54, 55; 62, 87, Meeres⸗ 
ufer) oder dem Gottesdienſte (z. B. Kirchen) dienenden Sachen, ſowie der Begräbnis 
plätze find aber gemäß Art 55 EG in erſter Linie die öffentlichrechtlichen Beſtimmungen 
der Landesgeſetze maßgebend. Vgl. § 90 A 1. Nach dem gemeinen Recht war das Beſtehen 
von Privateigentum an öffentlichen Flüſſen nicht ausgeſchloſſen (RG 3, 283; 52, 883; 
53, 99; 80, 869; Gruch 56, 1178; JW 09, 50948; Seuffu 62 Nr 222; OLG 26, 12). Nach 
5 21 II 14 Pra R dagegen ſtanden die von Natur ſchiffbaren Ströme ebenſo wie die 
Land und Heerſtraßen, das Ufer des Meeres, die Häfen nicht im Privat⸗ 
eigentum, ſondern im gemeinen Eigentum des Staates (RG 3, 282; 4, 258; 28, 210; 82, 288; 
8, 287; 71, 65; KG 85 A 246; 42, 176; OLG 40, 30). Vgl. jedoch über Eigentumserwerb: 
an Aufſchüttungen in öffentlichen Flüſſen nach dieſem Recht RG 71, 66; Gruch 55, 
1 = 9; an verlajfenem Bett öffentlicher Flüſſe durch den preußiſchen Staat 
n ‚ +28, und über Einfluß provinzieller Auenrechte (Aue iſt das nicht zu Sonder⸗ 
7 n der Einwohner networbene Dorfgebiet) in dieſer Hinſicht KJ 45, 207. Jetzt 
ken gemäß 88 7, 8 PrWaſſch v. 7. 4. 13 das Eigentum an den Waſſerläufen erſter 
ee Staate, an den Waſſerläufen zweiter und dritter Ordnung den Eigen- 

er Ufergrunkſtücke anteilig zu. Jenes Eigentum des preußiſchen Staates iſt 


ein brivatrechtliches Eigentum im Sinne des BGB; es iſt mi frafitreten des 
Waſſergeſetzes entſtanden mag auch das Recht des es iſt mit dem Inkrafttreten de 
andere Rechtsnatur geh et haben ht des Staates an dem Strome zuvor eine 


3 sbeſondere gemeines Eigentum geweſen fein (RG 
nr Aber Eigentum an Flüſſen auf Grund ſchleficchen Auenrechts (j. oben) vgl. 

G 40, 20. Vgl. auch Pr Quellenſchutz b. 14. 5. 08, das den Eigentümern von Grund⸗ 
ſtücken, die in den feſtzuſetzenden Schutzbezirk einer gemeinnützigen Quelle fallen, ge- 
wiſſe Beſchränkungen in der Ausübung der ihnen nach den 88 903 ff. kraft ihres Eigentums 
e e auflegt (f. dazu RG 90, 280). Nach 88 12, 17, 140, 162 des genannten 
brWaſſch fällt das Eigentum an Anlan dungen, ſei es, daß fie von ſelbſt oder infolge von 
Unterhaltungs. oder Ausbauarbeiten am Ufer eines Waſſerlaufs ſich gebildet haben, den 
Eigentümern der an den Waſſerlauf angrenzenden Grundſtücke zu (RG 87, 26), während 
nach (früherem) gemeinem und rheiniſch⸗franzöſiſchem Recht Anlandungen bis zu der Linie, 
welche der Fluß bei ſeinem höchſten normalen Waſſerſtande erreicht, und nach früherem 
preußiſchen Recht des ALR Anlandungen bis zur Linie des mittleren Waſſerſtandes zum 

lußbette gehörten und daher bei öffentlichen Flüſſen inſoweit dem Privatrecht entzogene, 
dem gemeinen Gebrauche dienende Sachen waren (RG 87, 27). Das durch künſtliche An⸗ 
Ihüttungen am Ufer entſtandene Land aber gehört nach dem Waſſergeſetz, wie ſchon früher 
nach dem Pra LR (R 28, 209; 71, 63: |. auch oben), nicht den Angrenzern, ſondern dem 
Eigentümer des Waſſerlaufs (RG 87, 30). — Das Eigentum an einer Sache begreift auch 
deren weſentliche Beſtandteile (8 93). Daher gibt es nach dem BOB z. B. kein von 
dem Eigentum an der Sache getrenntes Eigentum an deren mit dem Boden noch zufammen- 
neben Erzeugniffen (§ 94) und kein Stockwerks- oder Kellereigentum. Vgl. 5 93 


3. Geſetz iſt jede rechtsgültige beſtimmende Regel (Norm) des! Privat- oder öffentlichen 
Rechtes (Art 2 EG), auch die von einem zuständigen Staatsgliede (ſtaatlichem Organ) erlaſſene 
(3. B. Polizeiverordnungen, RG ZW 08, 14212). Die Beſchränkungen, denen der Eigen⸗ 
tümer in der Ausübung des Eigentums nach Geſetz unterliegen kann, find daher teils öffent⸗ 
lichrechtlicher, teils privatrechtlicher Natur. Über öffentlichrechtliche Eigentumsbeſchränkungen, 
die reichsgeſetzlich beſtimmt find, vgl. Artt 52—54 EG und die Reichsgeſetze v. 7. 4. 60 9 3 (Rin 
derpeſt); v. 21. 12. 71 88 34ff., 44 ff. (Grundeigentum in der Umgebung von Feſtungen: ſ. dazu 
RS 43, 17; Warn 1913 Nr 114, 272); v. 13.6. 73 88 14 ff. (Kriegsleiſtungen), 1. dazu RG 89, 221); 
v. 13. 2. 76 u. 24. 5. 98 88 14, 16 (Naturalleiſtungen für die bewaffnete Macht); v. 23. 6. 80 
und 1. 5. 94 88 57 ff. (Viehſeuchen); GewO $ 51; v. 28. 10. 71 (Poſtgeſetz; RG 70, 395; 
73, 271); v. 18. 12. 99 8 12 (Telegraphenwege); v. 30. 6. 00 88 11ff., 29ff. (Bekämpfung 
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gemeingefährlicher Krankheiten); v. 7. 7. 02 8 11 (Süßſtoff); v. 6. 7. 04 § 6 (Reblaus); 
v. 23. 9. 18 8 2 (Maßnahmen gegen Wohnungsmangel; NG 105, 252); VO v. 8. 5. 20 
(Denkmalsſchutz); VO Uv. 15. 3. 18 (Grundſtücksverkehr). Vorbehalte für die Landes ⸗ 
geſetzgebung bezüglich Eigentumsbeſchränkungen im öffentlichen Intereſſe enthält 
das EG in Anſehung: der Enteignung (Art 109; vgl. RG 79, 69; 116, 268; ZW 07, 420; 
tatſächlicher Verfügungen (Art 111), z. B. durch Bau-, Straßen-, Forſtordnungen, Kultur⸗ 
edikte (vgl. RG 53, 384; 61, 322; 67 S. 240, 291; 70 S. 10, 77; Warn 08 Nr 217; 
JW 07, 6228; 08, 14212). Auf dem Gebiete des Privatrechts enthält das BGB 
Eigentumsbeſchränkungen: bezüglich aller, ſowohl unbeweglicher wie beweglicher Sachen 
in den §8 226 (Schikaneverbot, vgl. RG 66, 127; Gruch 50, 940), 227 ff. (Notwehr, Selbſthilfe), 
823 ff. (unerlaubte Handlungen), insbeſondere 826 (3. B. Bordellbetrieb, NRG 50, 227; 57, 239; 
SeuffA 61 Nr 241), 904 (Notſtandsrecht), 962 (Bienenſchwarm); und bezüglich der Grundſtücke 
in den §8 867, 1005 (Aufſuchen und Wegſchaffen von Sachen auf fremden Grundſtücken), 
905—924 (vgl. RJA 10, 74). Ferner find in dieſer Hinficht Vorbehalte für die Landes. 
geſetzgebung enthalten in EG Artt 115, 116, 117, 119, betreffend Beſchränkungen in 
Anſehung rechtlicher Verfügungen (Verbot oder Beſchränkung: der Belaſtung mit gewiſſen 
Dienſtbarkeiten oder Reallaſten; der Belaſtung mit gewiſſen Geldrenten; der Belaſtung über 
eine beſtimmte Wertgrenze hinaus; der Veräußerung, Teilung oder Vereinigung von 
Grundſtücken). N 

4. Rechte Dritter, die den Eigentümer in der Auzübung des Eigentums beſchränken, ſind 
in erſter Linie dingliche Rechte an der Sache (JFG 4, 382). Rechte auf dem Gebiete der Schuld. 
verhältniſſe, die dem Eigentümer in Beziehung auf ſeine Sache perſönliche Verpflichtungen 
auferlegen, berühren das Eigentumsrecht als ſolches nicht (R 55, 105). Wenn jedoch der 
ſchuldrechtlich Berechtigte im Beſitze der Sache iſt (wie z. B. der Mieter, Pächter), wird er gegen⸗ 
über einem Eigentumsanſpruche nach Maßgabe der 88 986, 1000 geſchützt. Hat ein Künſtler 
auf vorausgegangene Beſtellung ein Kunſtwerk geliefert, fo kann der Beſteller fein Eigentums. 
recht an dem Kunſtwerk (3. B. Freskogemälde in dem Treppenflur eines Wohnhauſes) nur 
unbeſchadet des Urheberrechts des Künſtlers ausüben; z. B. darf er ohne Einwilligung des 
Künſtlers nicht Anderungen daran vornehmen (RG 79, 397). Vgl. dagegen RG 63, 398 
(keine Wirkung von Urheberrechten gegenüber rechtmäßigen Eigentümern von Exemplaren 
des Werkes). — Ein Verſtoß des Eigentümers gegen eine Polizeiverordnung (3. B. eine 
Baupolizeiverordnung) berechtigt einen Dritten zur Klage nur dann, wenn die Verordnung 
einen privatrechtlichen Anſpruch auf Einhaltung ihrer Beſtimmungen gewährt (RG JW 
08, 142). — Nach Art 124 EG bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, die das 
Eigentum zugunſten des Nachbars noch anderen als den im BGB beſtimmniten Beſchrän⸗ 
kungen unterwerfen, unberührt. Dieſe Vorſchriften über ſog. Legalſervituten (vgl. § 1018 
A 9) betreffen hauptſächlich (vgl. für preußiſches Recht 88 118ff. 18 ALR) Einhaltung eines 
Abſtandes beim Bauen oder bei Erniedrigungen oder Erhöhungen des Bodens an der Grenze 
(vgl. OL 26, 13; 26, 14; 26, 17; 26, 21) und Licht- und Fenſterrecht (vgl. OLG 26, 14; 
26, 15; 29, 333). Ferner kommen nach Art 65 EG hier die e Beſchrän⸗ 
7 in der Ausübung des Eigentums an Waſſerläufen in Betracht (vgl. hierüber § 906 


5. Aus den Worten „ſoweit nicht entgegenſtehen“ ergibt ſich die Vermutung für die 
Freiheit des Eigentums. Eine Beſchränkung hat daher derjenige zu beweif en, der ſie be⸗ 
hauptet, und zwar in dem von ihm behaupteten Umfange. — Die Beſchränkung geht ferner 
gerade jo weit, als Geſetz oder Rechte Dritter der Ausübung des Eigentums entgegenſtehen. 
Daher iſt z. B. eine Stadt, welche Eigentümerin einer Straße iſt, im Gebiete des rheiniſch⸗ 
franzöſiſchen und des preußiſchen Rechtes durch das Recht der Straßenanlieger nicht an jeder 
privatwirtſchaftlichen Ausnutzung der Straße (z. B. Aufſtellung eines Erfriſchungszelts) 
gehindert (A 62, 87). Anderſeits müſſen ſich z. B. die einer Eiſenbahn benachbarten Grund. 
beſitzer zufolge der ſtaatlichen Bau- und Betriebserlaubnis alle Einwirkungen gefallen laſſen, 
ohne die der Betrieb nicht ausführbar iſt, und alles unterlaſſen, wodurch die Sicherheit des 
Bahnverkehrs beeinträchtigt wird (RG V 37/01; vgl. aber wegen Erſatzes des durch den 
Betrieb der Eiſenbahn verurſachten Schadens A 7). Wegen der Rechte der Anlieger öffent- 
licher Straßen vgl. im übrigen die in § 1018 A 2 angeführten Urteile. 

6. Da der Eigentümer mit ſeiner Sache nach Belieben verfahren darf, ſo iſt er, auch 
wenn er in der rechtmäßigen Ausübung ſeines Eigentums einem anderen (z. B. durch den 
Betrieb eines mit Gefahren verbundenen Gewerbes oder durch Niederreißen des die Grenze 
überſchreitenden Teiles eines Nachbarhauſes oder durch Errichtung einer den Luftzug von 
einer Windmühle abhaltenden Anlage oder durch Errichtung einer dem Eigentümer des Nach⸗ 
bargrundſtücks Licht und Luft entziehenden Born) Schaden zufügt, nicht ſchadens⸗ 
erſatzpflichtig (Nn 50, 227; 70, 205; 98, 16; ZW 09, 161%). Über die durch Vertiefungen 
herbeigeführte Senkung des Grundwaſſers und Eintrocknung des Brunnens auf dem Nach⸗ 
bargrundſtück ſ. § 909 A 4. Der Eigentümer darf jedoch nicht nach Willkür verfahren, ins⸗ 
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beſondere nicht ſeine Befugniſſe mißbrauchen und gegen die Gebote der Sittlichkeit 
verſtoßen (Prot 3, 120). Einem ſolchen Verfahren ſtehen die §8 226, 826 entgegen 
(vgl. RG 50, 227; 57, 239; Warn 1910 Nr 335; vgl. jedoch NRG 76, 131). Daher iſt er z. B. 
ſchadenserſatzpflichtig, wenn durch einen, ſei es auch polizeilich genehmigten Bordellbetrieb 
in feinem Haufe der Wert der Nachbargrundſtücke beeinträchtigt wird (NG 38, 380; 50, 227; 
57, 239). — Die Befugnis zum Verfahren nach Belieben ſchließt in ſich die beſonders in dem 
Beſitzen und Benutzen ſich äußernde tatſächliche Herrſchaft über die Sache ſowie die rechtliche 
Herrſchaft, die namentlich durch die Verfügungsmacht (§8 928, 959: Aufgeben des Eigentums; 
88 873, 925, 929: Übertragung auf einen anderen; 88 1012, 1018, 1030: Belaſtung der Sache) 
zur Geltung kommt. 

7. Das Recht auf Ausſchließung anderer von jeder Einwirkung wird, ſoweit es ſich 
nicht um eine Einwirkung handelt, die nach 88 904, 905, 906 oder nach ſonſt einem Geſetz 
(ſ. A3) oder wegen eines Rechtes des Einwirkenden (ſ. A 4) zu dulden iſt, im allgemeinen 
durch Klagen auf Unterlaſſung und Beſeitigung der ſtörenden Einwirkungen gemäß 
$ 1004 und in den Sonderfällen der $$ 907, 908 durch Klagen auf Beſeitigung des gefahr 
drohenden Zustandes geltend gemacht, ſowie im Falle des Verſchuldens des Störenden durch 
Klagen auf Schadenserſatz gemäß 88 823ff. Kann zufolge beſonderer Vorſchriften, 
insbeſondere des öffentlichen Rechtes, Beſeitigung einer Einwirkung, die an ſich über 
das nach 8 906 zu duldende Maß hinausgeht, nicht verlangt werden (3. B. bei behördlich 
genehmigten gewerblichen Anlagen, § 26 Gewdj; bei Beſchädigungen durch den Eifenbahn- 
betrieb; ferner nach Landesrecht, z. B. § 75 Ein! z. Pra LR, bei Entziehung des Rechtes, 
Eingriffe in das Eigentum abzuwehren, durch behördliche Anordnung), ſo iſt auch ohne 
Nachweis eines Verſchuldens für den verurſachten Schaden Erſatz zu leiſten. Vgl. hierüber 
5 908 A 18, 8 907 A 1, $ 908 A 7. — Die Einwirkung muß aber, um die Klage auf 
Unterlaſſung zu begründen, in ſinnlich wahrnehmbarer Weile die Sache ſelbſt ergreifen 
(ogl. R6 50, 228; FU 02 Beil 240). Deshalb kann z. B. auf Unterlaſſung eines Borbell- 
betriebs auf dem Nachbargrundſtück nicht (gemäß §§ 903, 906, 1004) geklagt werden, es ſei 
be hie Noraueſezungen des § 826 gegeben find (RG 57, 239). Vgl. im Übrigen 
1 1 ich unzuläſſiger Einwirkungen von Nachbargrundſtücken aus die Anmerkungen zu § 906. 

egen bei den Einwirkungen die Vorausſetzungen des $ 906 (Unweſentlichkeit der Beein- 


trächtigung oder Ortsüblichkeit der Benutzung des Nachbargrundſtücks) nicht vor, ſo braucht der 


Eigentümer die Einwirkungen auch dann nicht zu dulden, wenn die betreffende Beuutzun 
des Nachbargrundſtücks einem Wohlfahrtszwecke dient, es ſei Penn daß e deen 
geſetzlicher Beſtimmung ihm die Duldungspflicht obliegt (RG 70, 313; Gruch 58, 1026). — 
Die photographiſche Aufnahme eines Gebäudes oder der inneren Räume enthält eine zur 
Abwehr nach 88 903, 1004 berechtigende Einwirkung, wenn der Eigentümer ein wirtſchaft⸗ 
liches Intereſſe (3. B. mit Rückſicht auf eigene Veranſtaltung von Abbildungen) daran hat, 
daß die Aufnahme unterbleibt (OLG 20, 402). Über Einwirkungen durch Entziehen von 
Brunnen⸗ und Grundwaſſer vgl. $ 905 A 1, § 906 A 5. Der Eigentümer eines Friedhofs 
kaun, ſoweit nicht ein Herkommen anderes ergibt, den Angehörigen Verſtorbener die Aus⸗ 
ſchmückung der Grabhügel durch einen ihm nicht genehmen Gärtner verbieten (JW 1924, 
20541), — Der Eigentümer kann ſich gegebenenfalls, namentlich bei Grundſtücken, auch durch 
Beſitzſtörungsklage (88 858ff.) gegen unberechtigte Eingriffe ſchützen. 


8 904 


) Der Eigentümer! einer Sadje?) iſt nicht berechtigte), die Einwirkung 
eines anderen auf die Sache zu verbieten), wenn die Einwirkung zur Ab⸗ 
wendung einer gegenwärtigen Gefahrs) notwendige) und der drohende 
Schaden gegenüber dem aus der Einwirkung dem Eigentümer entſtehenden 
Schaden unverhältnismäßig groß it”). Der Eigentümer kann Erſatz des 
ihm entſtehenden Schadens®) verlangen“). 

E II 889; P 6 212 ff. 4 g 

la. Während $ 228 den Fall behandelt, in welchem jemand ſich gegen die Sache wendet, 
durch welche die Gefahr droht, d. h. welche ſie erzeugt hat und ſie ohne Abwehrmaßregel 
fortwirken laſſen würde, behandelt $ 904 den Fall, in welchem ſich jemand einer fremden 
Sache bedient, um einer nicht von ihr ausgehenden Gefahr zu begegnen (RG 88, 213). 
$ 228 läßt die Intereſſen des Geſchädigten hinter die des Bedrohten weit mehr zurücktreten 
als $ 904, weil der Schädiger im Falle des § 228 der „drohenden“ Sache gegenüber eine 
Verteidigungsſtellung, im Falle des $ 904 einer nicht drohenden Sache gegenüber die Stellung 
eines Angreifers einnimmt (RG 88, 214). x 

1. Da die im $ 904 beſtimmte Beſchränkung in der Ausübung des Eigentums fich gegen 
den Eigentümer der Sache als ſolchen richtet, alſo die Sache ſelbſt ergreift, unterliegt ihr auch 
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der Beſitzer ſowie derjenige, dem ein anderes Recht an der Sache zuſteht (3. B. der Nießbraucher, 
auf deſſen Früchte eingewirkt wird; vgl. Prot 6, 216). 

2. Unbewegliche oder bewegliche Sache (3. B. ein Kabel, RG 113, 301). Bei Einwirkungen 
auf andere Rechtsgüter findet § 904 keine Anwendung und hat der Angegriffene das Recht 
der Notwehr ($ 227). 

3. Die Nichtberechtigung des Eigentümers zum Verbot der Einwirkung iſt eine Ausnahme 
von § 903 (Berechtigung zur Ausſchließung jeder Einwirkung; RG 113, 808). Über die Fälle 
des Notſtandes nach § 228 (ſ. A 1a) hinaus, in denen von der Sache eine Gefahr droht, 
ſoll der Eigentümer der Sache unter den im 8 904 beſtimmten Vorausſetzungen zur Duldung 
der Eingriffe in ſein Eigentum verpflichtet fein (RG 75, 83). Daher muß derjenige, der einen 
ſolchen Ausnahmefall geltend macht, die Vorausſetzungen hierfür gemäß 8 904 Satz 1 beweiſen.— 
Aus der Nichtberechtigung zum Verbote folgt, daß der Eigentümer auch nicht zur Notwehr (§ 227) 
noch zur Abwehr nach 8 859 (gegen verbotene Eigenmacht) berechtigt iſt. Im Gegenteil kann 
er nach Maßgabe des § 823 Abf 2 ſchadenserſatzpflichtig werden, wenn er dennoch verbietet. 
Der Ein wirkende handelt nicht widerrechtlich. Er iſt nicht etwa nach § 823 Abſ 1 ſchadens⸗ 
erſatzpflichtig, auch nicht (3. B. wegen Sachbeſchädigung) ſtrafbar. Widerſetzt ſich der Eigen- 
tümer, fo befindet er ſich in der Notwehrlage und kann gemäß $ 227 dem rechtswidrigen Angriff 
mit Gewalt entgegentreten. Jedoch ein durch Klage zu erzwingendes Recht auf Duldung 
der Einwirkung ſteht ihm nicht zu (OLG 12, 121). 

Die Einwirkung kann nicht bloß in einem Beſchädigen oder Zerſtören, wie im Falle 
des Selbſtſchutzes gegen fremde Sachen ($ 228), ſondern auch in einem Gebrauch der Sache 
(4. B. Benutzen eines fremden Pferdes, um einen Arzt zum Schwerkranken zu holen) beſtehen 
(OLG 13, 370). Vgl. auch A 8. 

5. Gegenwärtige Gefahr iſt ein außergewöhnliches Ereignis, durch das die beſtehenden 
Verhältniſſe, mit denen man rechnen muß, derartig verändert werden, daß ſofortige Abhilfe 
notwendig wird (RG 57, 191; Seuffl 62 Nr 13; OLG 12, 121). Eine ſolche Gefahr wird z. B. 
beſtehen können für einen Luftſchiffer, wenn er genötigt ift, Ballaſt auszuwerfen oder auf einem 
Grundſtück zu landen (OLG 29, 334). Ferner für einen Schiffer, der, um ſein Schiff gegen 
einen Sturm zu ſchützen, es an dem Schiff eines anderen befeſtigt (vgl. RG 88, 215). Dagegen 
beſteht fie z. B. nicht im Falle: der Verhinderung der Ableitung der Grubenwäſſer aus einem 
Bergwerk (RG 57, 191); des Eindringens von Feuchtigkeit bei Ausbeſſerungsarbeiten an 
einem Nachbarhauſe (OLG 12, 121). — Gefahr für immaterielle Rechtsgüter, wie Leben, 
Geſundheit, Freiheit, iſt nicht erforderlich; es geniigt auch Gefahr für das Vermögen (3. B. 
Einreißen eines Gebäudes bei Feuersgefahr, Prot 6, 217). — Ferner iſt nicht, wie im 
Falle des § 228, der ſich auf Eingriffe gegen die gefährdende Sache ſelbſt (z. B. ein Tier) 
bezieht, erforderlich, daß die Sache, auf die eingewirkt wird, an der Gefährdung beteiligt 
iſt (R6 71, 241; 88, 213 (ſ. A la]; JW 08, 6117). — Die Gefahr braucht auch nicht 
dem Einwirkenden ſelbſt zu drohen; vielmehr kann, wie aus der allgemeinen Faſſung des 
Geſetzes zu folgern iſt, auch zugunſten eines Dritten eingewirkt werden, wenn in deſſen 
Perſon die Vorausſetzungen des 8 904 vorliegen (3. B. Benutzung einer fremden Sache zur 
Rettung eines anderen aus Lebensgefahr; Nh Gruch 66, 479; JW 1925, 15356). — 8 904 
findet auch dann Anwendung, wenn die Gefahr durch Verſchulden des Einwirkenden oder 
einer dritten Perſon herbeigeführt ift, da eine Einſchränkung nach dieſer Richtung nicht gemacht 
iſt (vgl. $ 228 Satz 2, SeuffA 62 Nr 13). 

6. Die Einwirkung muß objektiv zur Abwendung der Gefahr notwendig ſein, d. b. es 
müſſen andere genügende Abwehrmittel fehlen (vgl. RG Gruch 45, 1009). — Daß aber die 
Einwirkung den Erfolg der Abwendung der Gefahr gehabt hat, iſt nicht erforderlich. Durch ein 
Mißlingen wird die Einwirkung nicht widerrechtlich. 

7. Der drohende Schaden muß gegenüber dem Schaden des Eigentümers der Sache unver⸗ 
hältnismäßig groß fein (vgl. R 71, 241; 88, 213). Dies wird bei Bedrohung des Lebens 
oder eheblicher Gefährdung der Geſundheit ſtets der Fall fein (JW 1925, 15355). Wenn es 
ſich um Vermögensſchaden handelt, ſind der Nachteil des Einwirkenden und der Schaden 
des Eigentümers der fremden Sache in zu ſchätzenden Gelbdeträgen (für die Frage der Wider 
techtlichteit der Einwirkung) gegeneinander abzuwägen (vgl. RG IW 08, 611127). — it der 
drohende Schaden nicht unverhältuismäßig groß, fo ift der Eigentümer zur Duldung der 
Einwirkung nicht verpflichtet (RG 113, 303) und findet das in $ 903 A 7 Satz 1 und Schluß⸗ 
ſatz Bemerkte Anwendung. . 

8. Der Einwirkende muß, anders wie im Falle des $ 228, auch dann Schadenserſatz 
(88 249ff.) leiſten, wenn ihn kein Verſchulden trifft (vgl. RG 58, 182; 60, 845; 113, 802; 
auch 75, 81). So z. B. auch der Luftſchiffer, welcher Ballaſt auswirft oder auf einem fremden 
Grundſtück zu landen genötigt iſt (vgl. OLG 29, 835). Vorausſetzung nur für die Schadens⸗ 
erſatpflicht iſt eine Einwirkung im Sinne eines in den Eigentumsbereich eingreifenden Tuns 
(RG 75, 83). Erfolgt eine Beſchädigung unter Umſtänden, die völlig unabhängig von dem 
Willen des Verurſachers iſt, fo beſteht eine Schadenserſatzpflicht nicht (OLG 20, 404, auch 
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(NG 113, 302). — War der Einwirkende nicht ſelbſt Gefährdeter, ſondern hat er zugunften 
eines Dritten eingewirkt, ſo iſt, wenn er auf Weiſung des Dritten, zu dem er in einem Ab⸗ 
hängigkeitsverhältniſſe ſtand (§ 855), gehandelt hat, der Dritte ſchadenserſatzpflichtig (z. B. 
der Eigentümer eines einwirkenden Luftſchiffs, das von einem anderen, der ſeinen Weiſungen 
zu folgen hatte, geführt wurde; vgl. OLG 29, 835, auch RG 113, 303 [Haftung des Reiches 
für den durch den Führer eines zur Hilfeleiſtung in Seenot abgeordneten abe ver⸗ 
urſachten Schaden ]). Iſt er aber ſelbſtändig vorgegangen, fo trifft ihn die Schadenserſatzpflicht 
und er kann nur nach den Beſtimmungen über Geſchäftsführung ohne Auftrag (88 677ff.) 
oder auf Grund der Bereicherung (88 812ff.) von dem Dritten je nach Lage des Falles vollen 
oder teilweiſen Erſatz des Geleiſteten verlangen (ſtr.; vgl. Prot 6 S. 213, 219). — Der 
Anſpruch auf Schadenserſatz verjährt nach $ 195 in 30 Jahren, nicht etwa nach § 852 in 
drei Jahren, da keine unerlaubte Handlung vorliegt. — Liegt ein Verſchulden des Ein⸗ 
wirkenden vor, ſo iſt ein Schadenserſatzanſpruch wegen unerlaubter Handlung nach § 823 
gegeben (RG 88, 215). 

9. Art 109 EG hält die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die im öffentlichen Inter⸗ 
eſſe erfolgende Entziehung, Beſchädigung oder Benutzung einer Sache aufrecht. — Vgl. 
auch § 9 Strand O vom 17. 5. 74 (Rettung aus Seenot). 


8 905 


Das Recht des Eigentümers eines Grundſtücks! erſtreckt ſich auf den 
Raum über der Oberfläche und auf den Erdkörper unter der Oberfläche). 
Der Eigentümer kann jedoche) Einwirkungen nicht verbieten, die in ſolcher 
Höhe oder Tiefe vorgenommen werden, daß er an der Ausſchließung kein 
Intereſſe hate). 

E 840 II 819; M 8 268 f.; P 3 120 ff. 


1. Aus der nur auf Grundſtücke ſich beziehenden Beſtimmung des Satz 1 ergibt ſich, in 
Verbindung mit dem ur alle achen 1 § 903 N die Regel das Recht des Eigen- 
tiimers eines Grundſtlicks, mit ſeinem Grundeigentum innerhalb des bezeichneten Herrſchafts⸗ 
gebiets nach Belieben zu verfahren und andere von jeder Einwirkung darauf auszuſchließen. 
Er kann alſo regelmäßig unbeſchränkt: hoch bauen, in die Tiefe gehen, Bodenbeſtandteile, 
auch Waſſer aus Flüſſen und Quellen entnehmen. Ausnahmsweiſe Beſchränkungen aber 
auch in dieſer Hinſicht können, abgeſehen von der beſonderen einſchränkenden Beſtimmung 
des Satz 2, nach $ 908 ſich aus Geſetz oder Rechten Dritter ergeben. Vgl. $ 908 A 3, 4. An 
geſetzlichen Beſchränkungen kommen in diefer Hinſicht für das Grundeigentum nament- 
lich in Betracht: von den A 3 8 903 angeführten Reichsgeſetzen das Nay® vom 21. 12. 71 
und ferner das TelWG v. 18. 12. 99 (vgl. über Auslegung des 8 6, betr. die Tragung 
der Koſten für Anbringung von Schutzvorkehrungen, RG 57, 364; 63, 88); an Landes⸗ 
17 die der Landeögefehgebung vorbehaltenen in EG Art 65 (Waſſerrecht. Vgl. 

ber: Ableitung von Quellwaſſer: RG 12, 183; 16, 229; 27, 328; Gruch 42, 1009; Warn 
1918 Nr 96, 158; Seuffü 33 Nr 2; 34 Nr 92, 267; 40 Nr 181; 47 Nr 261; 52 Nr 6, 
145; Entziehung von Grundwaſſer RG Warn 1913 Nr 96; V 100/09; OLG 12, 120; Zu⸗ 
leitung von Regenwaſſer, OLG 10, 116; Ableitung von Abwäſſern durch Waſſergräben, RG 
57, 187. Vgl. jetzt zu alledem weiter PrWaſſch v. 7. 4. 13 88 40 ff., 196 ff. und für 
gemeinnützige Quellen PrQuellenſchutzG v. 14. 5. 08), Art 67 (Bergrecht; vgl. über Ab. 
grenzung des Grundeigentums und der Bergwerksberechtigung, insbeſondere bezüglich 
Höhlungen, RG 28, 152; die Vorſchriften der 88 905 ff. über den Inhalt des Eigentums 
inden, z. B. hinſichtlich der Einwirkungen von einem benachbarten Bergwerk aus, auf das 
Bergwerkseigentum nach Prällg Bergch keine Anwendung, RG 72, 304; 87, 400). — Auch 
zu Einwirkungen, die an ſich den 8$ 903, 905 zuwiderlaufen, kann eine Berechtigung dadurch 
begründet, alſo die Eigentumsſtörungsklage gemäß $ 1004 Abſ 2 ausgeſchloſſen fein, daß ein 
Recht darauf als Dienſtbarkeit gemäß $$ 1018, 1090 beſtellt wird (vgl. NIA 10, 74), oder 
daß die Vermietung des Grund und Vodens die Benutzung des Naumes über der Ober. 
fläche (wie z. B. beim Betrieb einer elektriſchen Straßenbahn auf einer gemieteten Straße) 
mit ſich bringt (vgl. MG 108, 206), oder daß froft befonderer Geſetesbeſtimmung (vgl. z. B. 
$ 912, Überbau) die Duldungspflicht des Eigentümers beſteht (RG 88, 40). — Über den 
Schutz des Eigentümers gegen unberechtigte Einwirkungen vgl. $ 903 A 8. Der Anſpruch 
auf Unterlaſſung unterliegt nach $ 902 der Verjährung nicht. — Das Verbietungsrecht ſteht 
nicht bloß dem Eigentümer, ſondern auch dem Erbbau⸗ und Dienſtbarkeitsberechtigten, inſo 
weit ihr Recht durch die Einwirkung beeinträchtigt wird (511 VO v. 15. 1.19, 88 1027, 1065, 
1090 Abſ 2), ſowie dem Beſitzer des Grundſtücks zu. Ob das Eigentum einer Privatperſon 
oder einer öffentlichrechtlichen Körperschaft (3. B. einer Stadtgemeinde) zuſteht, macht keinen 
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Unterſchied (RG 42, 208; Warn 1910 Nr 335; SeuffA 54 Nr 918; OLE 18, Wien I 
jedoch das Grundſtück dem öffentlichen Gebrauche gewidmet, ſo können Einwirkungen, die 
ſich innerhalb der Grenzen des beſtimmungsmäßigen Gebrauchs halten, vom Eigentümer 
nicht gehindert werden (RG 42, 208). 

2. Gegen Einwirkungen auf den einen Beſtandteil des Grundſtückseigentums bildenden 
Raum über der Oberfläche (Luftraum) oder den Erdkörper unter der Oberfläche, die 
nicht unter § 905 Satz 2 und auch nicht unter $ 906 fallen, zu deren Vornahme ferner keine 
beſondere Berechtigung beſteht, kann der Eigentümer gemäß 8 1004 oder im Falle des Vor, 
liegens eines Verſchuldens gemäß 88 823ff. (88 903 A 7, 906 A 18) einſchreiten. Z. B. im 
Falle: läſtigen Hinüberwehens der Sandmaſſen von Sandkippen auf dem Nachbargrundſtück, 
RS 60, 140; läſtiger Überführung von Sand und Waſſer durch eine Feldbahnanlage, OSG 
26, 22; der Errichtung von Erkern, Balkonen oder ſonſtigen Vorbauten, die in den Luftraum 
über einer der Stadtgemeinde gehörigen Straße hineinragen, NG Warn 1910 Nr 335; 
Gruch 54, 918; OLG 18, 121; 26, 16 (ſofern nicht etwa zufolge landesrechtlicher Vorſchriften, 
3. B. 55 70ff. 18 Pra LR, oder mit Rückſicht auf den an öffentlichen Straßen zuſtehenden 
Gemeingebrauch ſolche Vorbauten zu dulden ſind, RG 30, 72; Warn 1910 Nr 335); der 
nicht lotgerechten Errichtung einer Giebelmauer bei einem Bau auf dem Nachbargrundſtück, 
zufolge deren die Mauer mit Ausbucklungen in den Luftraum über dem diesſeitigen Grund⸗ 
ſtück hineinragt, RG 88, 40 (ſofern nicht die Vorausſetzungen eines Überbaus nach § 912 
vorliegen und daher eine Duldungspflicht beſteht); der Anlage eines Tunnels unter einem 
Wohnhauſe vom Nachbargrundſtücke aus, R IW 1912, 86928. Ferner im Falle der Ver⸗ 
urſachung ſtarker Geräuſche, welche von Flugzeugen ausgehen, die das Grundſtück von einem 
benachbarten Flugplatze aus in geringer Höhe überfliegen (RG 97, 27; Warn 1921 Nr 57). 
Auch an dem Luftraum, der ſich über dem im Privateigentum ſtehenden Bette eines 
Waſſerlaufs befindet, ſteht dem Eigentümer (3. B. im Falle: einer Überdeckung des Waſſer⸗ 
laufs durch einen hinüberreichenden Bau; der Leitung elektriſcher Drähte über den Waſſer⸗ 
lauf) das Ausſchließungsrecht des § 905 zu (MG 92, 48; Warn 1926 Nr 158); ſelbſt wenn 
das Waſſer (die fließende Welle) öffentlich iſt, letzterenfalls nur mit den durch den 
Gemeingebrauch des Waſſers und der darüber befindlichen Luft gebotenen Beſchränkungen 
(RG 92, 48). Gleiches gilt auch von dem über dem Bette innerhalb der Ufer befind- 
lichen Raum, in dem ſich das Flußwaſſer bewegt. Es ſtellt fich daher in Preußen jede vom 
Waſſ& v. 7. 4. 13 nicht beſonders zugelaſſene, im Kalle eines Waſſerlaufs erfter Ordnung, 
der im Privateigentum des Staates ſteht (. 8 903 A 2), den Gemeingebrauch des § 25 über⸗ 
ſchreitende, in dieſem Raume durch unbefugte Dritte erfolgende Betätigung als rechtswidrige 
Störung des Eigentums dar (RG 53, 99; 94, 35; JW 1914, 8777), auch die Verletzung des 
dem Eigentümer nach $7 Prßiſchereich v. 11. 5. 16 zuſtehenden Fiſchereirechts durch Aus⸗ 
übung der Fiſcherei, ſofern nicht der Störende ein Gegenrecht nachweiſt (RG 94, 35). Auch 
wenn im Zuge ſtädtiſcher Straßen oder öffentlicher Wege Brücken über den Waſſerlauf führen, 
wird dadurch die Verbindung zwiſchen dem Waſſerlauf und dem Luftraum oberhalb der 
Brücken nicht unterbrochen; vielmehr ſtellen ſich die Brücken lediglich als ein in den Luftraum 
eingeſchobenes Bauwerk dar, das die Verbindung zwiſchen der Luftſäule über und unter ihnen 
und dem Bette des Waſſerlaufs weder tatſächlich noch rechtlich aufhebt (R Warn 1926 
Nr 158). — Jedoch müſſen die nach $ 1004 zu verfolgenden Einwirkungen körperlich, ſinnlich 
wahrnehmbar fein und das Eigentumsgebiet ſelbſt ergreifen; auch wird nur die ſenkrechte Luft⸗ 
ſäule über dem Grundeigentum gefchi bt. Daher wird z. B. von einem Nachbargrundſtücke aus 
nicht (im Sinne des $ 1004) widerrechtlich eingewirkt durch: Abhaltung (ſog. negative Einwirkung) 
von Licht und Luft (RG 51, 254: IWW 08, 14218) des Windes für eine Windmühle (RG 
JW 09, 1611“); Betrieb eines mit Feuer- und Exploſionsgefahr verbundenen Gewerbes 
(R 50, 226); Bordellbetrieb (NG 50, 227; 57, 230); ſchamverletzende Anblicke aus einem 
Freibad (RG 76, 130). Vgl. § 906 A 1. Jedoch haben die auf $ 905 Saß 1 geſtützten Ab⸗ 
wehranſprüche nicht zur Vorausſetzung, daß die Einwirkungen von einem andern, insbeſondere 
einem benachbarten Grundſtücke ausgehen, vielmehr iſt nur erforderlich, daß die Einwirkungen, 
unter denen ein Grundſtück leidet in dem Raume über der Oberfläche oder in dem Erdkörper 
unter der Oberfläche des Grundſtücks ſelbſt vorgenommen werden (RG 97, 27). Deshalb 
kommt es nicht, wie bei den Einwirkungen des § 906 von einem Nachbargrundſtücke aus, 
darauf an, ob die beeinträchtigte Benutzungsart des betroffenen Grundſtücks nach den ört⸗ 
lichen Verhältniſſen eine gewöhnliche iſt oder nicht; nur können unter Umſtänden bei Beant⸗ 
wortung der Frage, ob ein ſchutzwürdiges Intereſſe des Eigentümers an der Abwehr vorliegt 
($ 905 Satz 2), ebenſo wie allgemeine Verkehrsanſchauungen über das, was der Eigentümer 
ſich an Einwirkungen gefallen laſſen muß, auch ortsübliche Verhältniſſe in Betracht kommen 
(RG 97, 27). — Durch Veränderungen des Erdkörpers, z. B. infolge der Umwandlung 
eines Gewäſſers in feſtes Land oder infolge dauernder Überſchwemmung, wird an den Einen- 
tumsverhältniſſen grundſätzlich nichts geändert (RG 71, 67; 8 892 A 6). — Dem Eigentümer 
iſt aber ein Schutzrecht nicht nur gegen ſolche Einwirkungen, die die Erdoberfläche gefährden, 
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ſondern auch gegen ſolche Einwirkungen, die ihn in der eigenen Benutzung des Luftraums 
hindern oder beeinträchtigen, zuzugeſtehen (3. B. bei Benutzung des Luftraums durch Halten 
eines Feſſelballons), da ſich ſein Eigentumsrecht auf den Raum über der Oberfläche erſtreckt. 
Daher iſt der Mieter einer Wohnung nicht berechtigt, eine Lichtreklame oder auf dem Dach des 
Miethauſes eine Hochantenne für Radiorundfunk anzubringen, da das Mietrecht ſich nicht auf 
dieſe Teile des Hauſes erſtreckt; er muß über die betreffende Benutzung der Hausteile einen 
beſonderen Vertrag mit dem Eigentümer ſchließen (vgl. RG 116, 93; a. M. OLG 45, 205). 

3. Hat der Eigentümer kein Verbietungsrecht, ſo bildet dies, wie ſich aus dem „jedoch“ 
ergibt, eine Ausnahme von Satz 1, alſo von dem Grundſatze der unbeſchränkten Herrſchaft 
des Eigentümers. Wer Einwirkungen vornimmt, hat daher zu beweiſen, daß er nach Satz 2 
zu der Einwirkung berechtigt ift, insbeſondere, daß der Eigentümer an deren Ausſchließung 
kein Intereſſe hat (RG 59, 120; Warn 1926 Nr 158; OLG 5, 883; 18, 121). 

4. Das Verbietungsrecht verſagt immer dann, wenn der Eigentümer an der Ausſchließung 
kein Intereſſe hat. Vgl. A 2 darüber, daß bei Beantwortung der Frage, ob ein ſchutzwürdiges 
Intereſſe vorliegt oder nicht, allgemeine Verkehrsanſchauungen, unter Umſtänden auch ört⸗ 
liche Verhältniſſe in Betracht kommen können. Daß, wie bei der Schikane (8 226), ein Ver⸗ 
bieten nur den Zweck haben könnte, dem Einwirkenden Schaden zuzufügen, iſt vom Geſetze 
nicht erfordert (RG 59, 118; OLG 10, 108). Hierher gehören z. B. Tunnelbauten in großer 
Tiefe, Hinüberfliegen eines Luftſchiffes (RG 100, 73; ſ. jedoch A 2 bezüglich Verurſachung 
ſtarker Geräuſche durch Flugzeuge, die von einem Flugplatz aus in geringer Höhe hinüber⸗ 
fliegen, und unten wegen Schadenserſatzes im Falle des Abſturzes). — Das Intereſſe an der 
Ausſchließung der Einwirkung darf nicht außer jeder Beziehung zu der Benutzung des Grund⸗ 
ſtäds ſtehen, jo daß z. B. das Verbot des Baues eines Eifenbahntunnels unter dem Grund- 
ſtück nicht lediglich damit begründet werden darf, daß der Eigentümer an einem Wettbewerbs ⸗ 
unternehmen beteiligt ſei (RG Warn 1926 Nr 158). Auch genügt nicht ein Intereſſe, das der 
Eigentümer lediglich dahin begründen könnte, daß ſein Verbietungsrecht ihm die Möglichkeit 

Lahrhen für deſſen Nichtausübung ſich Vorteile auszubedingen; denn damit würde er in 
— X e nicht fein Sntereffe an der unbeſchränkten Ausnutzung feines Eigentums, ſondern 
Em ein Intereſſe am Nichtbeſtehen der Einſchränkung nach 9 905 Satz 2 geltend machen (RG 

arn 1926 Nr 158; f. unten). Jedoch braucht das Intereſſe nicht ein vermögensrechtliches zu 
ſein, es > 1281 ſſe nicht ei 9 ches z 
ſein, es genügt jedes des Schutzes würdige Intereſſe, anch ei an der Ausſchließun 
ſalcher E f ; 1 ſſe, auch ein Intereſſe hließung 
„Her Eiumirkungen, die dem Eigentümer erſt in der Zukunft bei der Ausnutung feines 
Saen tums hinderlich werden könnten, ſog. Affektionsintereſſe (RG 59, 117; Gruch 58, 204; 
DIE 26, 17; 5. B.: erhebliche Beeinträchtigung des Anblicls des freien Himmels über einem 
5 75 beiſpielsweſſe durch Hinüberletien elekirſſcher Lichlkabel, Prot 3, 122, RG 59, 117, 
L 5, 384; eleliriſche Lichtkabel in geringer Höhe über ein Dach eines Wohnhauſes, OLG 
10, 107; Hinüberleiten einer Drahlſeilbahn, OLG 18, 121; Anbringung von Schaukästen 
in geringer Höhe über dem Bürgerſteige einer Stadtgemeinde, OLG 18, 121; Ausbauchung 
einer vom Nachbar auf der Grenze errichteten Mauer lauf die $ 912 keine Anwendung findet, 
. dort A 4], auch wenn nur eine geringe Gefahr des Einſturzes befteht, OLG 34, 171). Führt 
über ein Grundſtück ein öffentlicher Weg, fo iſt der Cigentümer des Grundftüds in feinem 
Eigentumsrechte nur inſoweit beſchränkt, als aus der Widmung des Grundſtücks zum öffent⸗ 
lichen Wege folgt und durch den Zweck des Weges, dem öffentlichen Verkehr zu dienen, er⸗ 
fordert wird (MG Warn 1926 Nr 158). Bei einer ſtädtiſchen Straße erſtreckt ſich danach die 
Duldungspflicht 3. B. zwar auf die Anlage einer Straßenbeleuchtung, nicht aber auf Über- 
führungen über die Straße, welche die Verſorgung privater Abnehmer mit elektriſchem Licht 
und elektriſcher Kraft zum Zwecke haben (RG Wern 1926 Nr 158). — Für das Vorhanden ⸗ 
ſein des Jutereſſes iſt nicht bloß die gegenwärtige, ſondern jede mögliche Art der 
Benutzung des Grundſtücks von Bedeutung. Der Eigentümer hat ein Intereſſe an 
der Ausſchließung nicht bloß ſolcher Einwirkungen, die gegenwärtig, ſondern auch 
ſolcher, die in Zukunft der Ausnützung ſeines Grundſtücks hinderlich ſein können 
(wenn z. B. zufolge einer über ein Hotel geführten elektriſchen Leitung möglicherweise 
Gäſte aus Furcht vor Gefahren ausbleiben werden, RG 42, 210; 59, 120). — Als Jutereſſe 
im Sinne des Satzes 2 iſt dagegen nicht anzuſehen die für den Eigentümer, falls die 
Schranke im Satz 2 nicht beſtände, ſich ergebende Möglichkeit, ſich von dem (in großer Höhe 
oder Tiefe) Einwirkenden (3. B. Beruſteinabbau nach preuß. Gef. v. 22. 2. 67 in beträcht⸗ 
licher Tiefe unter einem Grundſtück) für Geſtattung der Einwirkung Vorteile auszubedingen 
(RG Gruch 58, 201; |. oben). — Droht dem Grundſtück durch Einwirkungen, deren Abwehr 
dem Eigentümer nach Satz 2 verſagt iſt, eine nach menſchlicher Erfahrung gewöhnlich damit ver⸗ 
bundene Gefahr der Schädigung und verwirklicht ſich dann die Gefahr, ſo iſt dem Eigentümer 
(nach § 858 auch dem Beſitzer, Mieter, Reh 59, 326; 100, 75) unter entſprechender Anwendung 
der Grundſätze, uach denen wegen Einwirkungen aus behördlich genehmigten Betrieben an 
Stelle des verſagten Abwehranſpruchs ein Schadenserſatzanſpruch zu gewähren iſt (J. § 906 
A 19), ein Anſpruch auf Erſatz des zugefügten Schadens zuzugeſtehen (ſo z. B. wenn 
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ein Luftſchiff oder Flugzeug, deſſen Hinüberfliegen über ein Grundſtück nicht abgewehrt werden 
kann [ſ. oben], durch Abſturz Schaden verurſacht), auch wenn dem Einwirkenden ein Ver⸗ 
ſchulden nicht zur Laſt zu legen iſt (RG 100, 74; Warn 1921 Nr 57), wenigſtens ſoweit nicht 
der Einwand der höheren Gewalt (wie z. B. wenn der ſchädigende Abſturz eines Flugzeugs 
auf Urſachen zurückzuführen ift, die außerhalb der mit dem Luftverkehre verbundeuen Gefahren 
ſtanden) zuzulaſſen iſt (vgl. RG 100, 75). 


8 906 


y) Der Eigentümer?) eines Grundſtücks kann die Zuführung?) von Gaſen, 
Dämpfen, Gerüchen, Rauch, Ruß, Wärme, Geräuſch, Erſchütterungen!) und 
ähnliches) von einem anderen Grundſtück ausgehende“) Einwirkungen! in⸗ 
ſoweit nicht verbieten“, als) die Einwirkung die Benutzung“) ſeines Grund⸗ 
ſtücks nicht oder nur unweſentlich beeinträchtigt!) oder durch eine Benutzung 
des anderen Grundſtücks herbeigeführt wird, die nach den örtlichen Ver⸗ 
hältniſſen bei Grundſtücken dieſer Lage gewöhnlich iſt!!“). Die Zuführung 
durch eine beſondere Leitung!) iſt unzuläſſig !). 

E I 850 II 820; M 3 264—268; P 3 123—125; 6 225, 226. DS. 186 ik 


1. Nach 8 903 in Verbindung mit $ 905 würde jede, auch eine unweſentliche Einwirkung 
auf ein Grundſtück und den Raum über deſſen Oberfläche unzuläſſig ſein. § 906 ſchränkt den 
Grundſatz des 8 903, um den Bedürfniſſen des Lebens Rechnung zu tragen, ein (RG ZW 1910, 
94116; 1911, 58758; 1911, 7671) bezüglich der Einwirkung durch Zuführung unwägbarer 
Stoffe (ſog. Immiſſion von Imponderabilien), d. h. der Arten der mittelbaren oder unmittel⸗ 
baren Hinüberwirkung von einem Grundſtück auf das andere, die darin beſtehen, daß die ge 
wöhnlichen Lebensverrichtungen und die wirtſchaftlichen und gewerblichen Vorgänge dem 
Luftmeere gasförmige oder ſonſt in der Luft ſchwebende Körper überliefern, die der Bewegung 
des Luftmeeres folgen, und daß die menſchliche Tätigkeit von naturgeſetzlichen Wirkungen 
begleitet ift, die ſich weiter fortpflanzen, wie Erſchütterung, Wärme, Geräuſch (M 3, 204). 
Soweit die Vorausſetzungen des § 906 nicht vorliegen, iſt jede Einwirkung unzuläſſig (vgl. 
RG 76, 132). Wegen der Schutzmittel hiergegen vgl. A 13. Dabei iſt nicht erforderlich, 
daß die ſchädlichen Einwirkungen menſchlicher Tätigkeit ihre Entſtehung verdanken (RG 
Gruch 54, 1007). Die Einwirkungen von dem Nachbargrundſtück aus können vielmehr auch 
in Naturereigniſſen ihre Urſache haben (RG 51, 411; Gruch 54 S. 158 u. 1007; SeuffA 60 
Nr 103). Nicht notwendige Vorausſetzung für die Berechtigung zur Abwehr iſt ferner, daß 
die Einwirkungen lediglich durch Naturgeſetze und unbelebte Naturkräfte vermittelt werden, 
vielmehr können auch Einwirkungen zufolge des Wachstums der Pflanzen oder tieriſcher 
Tätigkeit auf dem Nachbargrundſtück zur Abwehr berechtigen (RG Gruch 54, 1007). — Die 
Begrenzung der im $ 906 gemeinten Ein wirkungen it aus den angeführten Beiſpielen 
und aus dem Wort „ähnliche“ zu entnehmen (vgl. RG 76, 131). Danach find unter Ein- 
wirkungen zunächſt nur ſinnlich wahrnehmbare, wenn auch unwägbare Einwirkungen 
zu verſtehen; nicht immaterielle oder ideale (z. B. nicht die Einwirkung durch den Betrieb 
eines mit Feuer- und Exploſionsgefahr verbundenen Gewerbes, eines Bordells; RG 50, 227; 
57, 239). Ferner iſt ein ſtoffliches Hinüberwirken von dem Nachbargrundſtücke voraus⸗ 
geſetzt: nach 98 903, 905 wird nur die ſenkrechte Luftſäule über dem Grundeigentum gegen 
Eingriffe geſchützt (vgl. $ 905 A 2). Daher kommen für die Frage der Zuläſſigkeit nach 
$ 906 bon vornherein nicht in Betracht die ſog. negativen Einwirkungen, z. B.: durch 
Schattenwerfen, Entziehung von Licht und Luft oder der Ausſicht infolge von Bauten auf 
dem Nachbargrundſtücke (RG 51, 254; 98, 16; JW 08, 14212); durch Abhaltung des Luftzugs, 
wie des Windes für eine Windmühle (RG IW 09, 16110; Gruch 65, 613); durch ein Gebäude 
verurſachte Windſtauungen, Wirbel und Stoßwinde, welche die Leiſtung einer Windmühle 
verringern (RG Gruch 65, 612); das durch das bloße Daſein eines Gebäudes auf einem Nach 
bargrundſtück verurſachte Abprallen des Windes und des Regens (Nh Gruch 58, 1028); Ab. 
ii ern. Entziehung von Stoffen (RG Gruch 57, 992; . A 3). Weiter müſſen die Zuführungen 
olche ſein, die entweder auf das Grundſtück und die dort befindlichen Sachen ſchädigend 
einwirken oder die auf dem Grundſtück ſich aufhaltenden Perſonen derart beläſtigen 
können, daß ihr geſundheitliches Wohlbefinden geſtört oder ein körperliches Unbehagen 
bei ihnen hervorgerufen wird (RG 76, 131). Daher ift nicht als Einwirkung zu erachten 
ein Anblick, der durch Vorgänge auf einem Nachbargrundſtück dargeboten wird, mag 
auch dadurch (z. B. ſchamloſes Verhalten badeuder Perſonen) das ſeeliſche Empfinden 
der die Vorgänge erblickenden Perſonen verletzend berührt werden (RG 76, 130). — 
Gegen Einflüſſe, die ſich nicht als Einwirkungen im vorbezeichneten Sinne darſtellen, gewährt 
das Geſetz, weil fie zu unweſentlich find oder ſich innerhalb des Herrſchaftsgebiets (88 908, 
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905) des Nachbareigentümers halten, dem Eigentümer überhaupt nicht das Recht der Abwehr, 
insbeſondere nicht das Recht der Klage auf Unterlaſſung gemäß $ 1004 (RG 76, 132). Nur 
wenn in der betreffenden Benutzungsart der Tatbeſtand einer unerlaubten Handlung 
nach Maßgabe der 88 828ff., insbeſondere des 8 826 zu finden iſt, kann neben einem Anſpruch 
auf Erſatz des entſtandenen Schadens ein Anſpruch auf Unterlaſſung künftiger ſchädigender 
Handlungen gegeben ſein (3. B. im Falle des Betriebs eines Bordells mit dem Bewußtſein 
der Entwertung des in der Nähe befindlichen Wohnhauſes des Eigentümers, oder wenn der 
Nachbar auf ſeinem Grundſtück fortdauernde Vorgänge, die das Schamgefühl verletzen, wiſſent⸗ 
lich duldet; RG 57, 240; 76, 133). — Ferner kann das Recht des Nachbars auf Einwirkungen, 
da zwingende Vorſchriften nicht entgegenſtehen, über $ 906 hinaus durch Vereinbarung 
erweitert werden. Eine ſolche Vereinbarung kann auch ſtillſchweigend (durch ſchlüſſige Hand- 
lungen) erfolgen. Z. B. kann in der Veräußerung eines Grundſtücksteils zu einem vorausſeh⸗ 
barerweiſe dem Reſtbeſitze nachteiligen Betriebe oder in dem Erwerb eines Teiles eines Fabrik / 
grundſtücks die Vereinbarung gefunden werden, daß die mit dem Fabrikbetriebe notwendig 
verbundenen, wenn auch weſentlichen, beim Erwerbe vorausſehbaren Beeinträchtigungen 
von dem anderen Teile geduldet werden ſollen (RG 29, 268; 66, 126; ZW 95 S. 172365, 173°”; 
96, 21455; 09, 72520; Seuffa 58 Nr 142). Die Vereinbarung kann auch mit Wirkung zu⸗ 
gunſten der Sondernachfolger des Berechtigten gemäß §8 328 ff. getroffen werden, dagegen 
nicht mit Wirkung auch gegen die Sondernachfolger des Verpflichteten, die vielmehr nur durch 
Beſtellung einer Dienſtbarkeit gemäß $ 873 ($$ 1018, 1090) gebunden werden können (N 66, 
128; JW 09, 72520). — Weiter kann auf Grund öffentlichen Rechtes eine Verpflichtung 
zur Duldung von Einwirkungen über § 906 hinaus beſtehen oder doch der Rechts⸗ 
weg auf Unterlaſſung der Einwirkung ausgeſchloſſen ſein. So z. B. im Falle der Zuführung 
von Geräuſchen: durch den Reichspoſtbetrieb, RG 73, 270; durch lärmende Arreſtauten auf 
einer Polizeiwache, NS Warn 08 Nr 380. Vgl. ferner für Preußen: hinſichtlich landes 
polizeilich genehmigter Betriebsanlagen Rh 59, 70; Gruch 44, 981 ff.; und wegen Lauten 
mit Kirchenglocken R 56, 25. — Endlich kann trotz übermäßiger Immiſſion zufolge 
9 (ogl. F 26 GewO) oder landesgeſetzlicher Sondervorſchriften (nel. 
a Artt 67, 109, 124, 125, betr. Bergbau, Enteignung, nachbarrechtliche Beſchränkungen, 
. und andere Verkehrsunternehmungen) der Anſpruch auf Beſeitigung der 
8 ausgeſchloſſen und nur ein Schadeuserſatzanſpruch gegeben fein. Vgl. hierüber 


2, Außer dem Eigentſimer des Grundſtlicks muß die nicht übermäßige Einwi 8 
2225 3 h ge Einwirkung des 
N en 9 hand dulden, der das Grundſtück beſitzt (z. B. Pächter, Nießbraucher; vgl. 

3. Unter Zuführung iſt, wie ſich aus der Gegenüberſtellung mit „Leitung“ im Satz 2 
ergibt, eine von menſchlichem Zutun unabhängige (. A 1, 6), natürliche Verbreitung der 
unwägbaren Stoffe über die Grenze hinaus zu verſtehen (M 3, 265; Prot 3, 124). — Ab · 
führungen, Entziehungen von Stoffen, insbeſondere von Luft, Grundwaſſer 
u. dgl., fallen nicht unter 8 906 (RG 98, 16; JW 08, 1422; 09 S. 16110, 17426; Warn 1913 
Nr 96; Gruch 57, 992; vgl. A 1 u. A 5 „Waſſer“). 

4. Vgl. namentlich über Einwirkungen durch Zuführung von: Gaſen: RG 63, 374 (Gaſe 
aus gebrochenem Rohrnetz einer Gasanſtalt), IW 1912, 7521? (Gaſe aus einer chemiſchen 
Fabrik); Dämpfen, Rauch, Ruß: NG 58, 130; 63, 376; 65, 70; 70, 155; JW 05, 131°; 
Gruch 49, 1132; Warn 1914 Nr 190; 1915 Nr 284 (infolge Eiſenbahnbetriebs); Gerüchen: 
NG IW 04, 20315 (von einem Hotel ausſtrömende Küchengerüche und Dünſte); 70, 311 
(Pumpſtation); Warn 1914 Nr 189 (Knochenkocherei): Warn 1915 Nr 83 (Dunggeſtank aus 
einer Gänſemäſterei); Warn 1915 Nr 285 (Bedürfuisanſtalt auf ſtädtiſcher Straße): OLG 
18, 122 (Straßenkanäle); Wärme: RG JW 05, 495 (Einwirkung eines Dampfkeſſels auf 
einen Eiskeller); Geräuſchen und Erſchütterungen: RG 70, 311 (Pumpſtation); 76, 810 
(Freibad); 57, 224; Warn 1910 Nr 118; 1915 Nr 284 (von einem Straßenbahndepot oder 
einem Eiſenbahn⸗Rangierbahnhof ausgehendes Geräuſch); 59, 71 (Geräuſch von eleltriſchen 
Hochbahnen); 97, 27 (ſtarke Geräuſche durch Flieger, welche von einem Flugplatz aus Nach⸗ 
bargrundſtücke in geringer Höhe überfliegen; |. $ 905 A 2, 4); IWW 04, 175153 05, 231 (Kegeln); 
08, 68214 (Schießſtand); 09, 5015 (lärmende Geſamtwirkung mehrerer Maſchinen im Fabrik- 
betriebe); 1910, 6541 (Quaken von Fröſchen in Teichanlagen); Warn 1915 Nr 131 (Hoch. 
ofenwerk); Warn 1915 Nr 83; 1917 Nr 244 (Schnattern der Gänſe aus einer Gänſemäſterei); 
Warn 1912 Nr 342; 25. 6. 10 V 506/09 (Geräuſche während der Dauer des Baues eines Kanals, 
einer Eifenbahn); Warn 1917 Nr 245 (Geräuſche von dem Küchenbetriebe in einem Reſtaurant); 
Gruch 57, 1001; Warn 1916 Nr 138; JW 1927, 45° (Muſik und Geſang in einem Reſtauranons. 
gebäude); Gruch 58, 1024 (Kindergeſchrei aus einem Säuglingsheim); DUO 29, 887 (großer 
Pferdeſtoll einer Brauerei an der Straſſe). das ? 

5. Ahnliche Einwirkungen, die ſinnlich wahrnehmbar find (. A 1) und ſich durch die 
Luft oder ſonſt auf natürlichem Wege verbreiten, find z. B. Staub (RG JW 1910, 654°; 
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1912, 3115; vgl. SeuffA 42 Nr 100; 48 Nr 247, auch RG 60, 140, Sand von Sandkippen); 
Flugaſche (RG 40, 182; ZW 08, 1112; 1910, 202°; 1912, 3118; Warn 1919 Nr 172); Funken 
(RG 17, 103; 58, 130; ZW 1910, 202; Warn 1913 Nr 226; 1914 Nr 190; 1916 Nr 168; 
vgl. jedoch ZW 1910, 6191“, wonach Funkenauswurf nicht zu den Einwirkungen gehört, die 
$ 906 unter Umſtänden zuläßt); Abbrennen von Feuerwerk, wobei Rückſtände und glimmende 
Teile der Feuerwerkskörper hinüberfallen (RG JW 1927, 459%; künſtlich erzeugte ſtarke Kälte 
(RG VI 77/01); ſchädliche Ausdünſtungen (z. B. von einer Bedürfnisanſtalt, einer 
Dunggrube, RG 37, 172; ZW 00 Beil 25; Warn 1915 Nr 83, 285; SeuffA 53 Nr 8). — 
Dagegen fällt nicht unter § 906, weil es ſich nicht um unwägbare Stoffe handelt, die 
ſich auf natürlichem Wege verbreiten, das Eindringen von feſten Körpern (mie 
Tieren, z. B. Bienen, Tauben, RG 76, 132; vgl. jedoch RG 12, 174; a. M. hinſichtlich 
Eindringen von Bienen OLG 26, 23; Steinen aus einem Steinbruche, RG 76, 132; 
Warn 1918 Nr 55; Kugeln von einem Schießplatze, RG Warn 1911 Nr 330, vgl. jedoch 
RG Gruch 45, 1016, ſowie § 907 A 7) und von Flüſſigkeiten (3. B. Sickerwaſſer), 
die nicht in der Luft aufgelöſt find (M 3, 265; RG Warn 1913 Nr 15; Seuffa 76 Nr 90; 
V 46/11). In dieſen Fällen unterliegt der Eigentümer den Beſchränkungen des § 906 
nicht, vielmehr kann er nach 98 903, 905, 1004 derartige Einwirkungen unbedingt verbieten 
(RG Warn 1918 Nr 55; SeuffA 76 Nr. 90). Jedoch kann ihm auch in dieſer Hinſicht durch 
ſonderrechtliche Beſtimmung die Duldungspflicht auferlegt ſein. Vgl. hierüber, ſowie über 
die dann zuſtehenden Schadenserſatzanſprüche A 13. — Was insbeſondere den Ab- und Zu⸗ 
lauf von Waſſer anlangt, fo beſtimmt ſich die Zuläſſigkeit einer ſolchen Einwirkung gemäß 
Art 65 EG nach Landesrecht (NG Warn 1913 Nr 15; 3. B. auch hinſichtlich: Überſchwem⸗ 
mungen bei Hochwaſſer eines Fluſſes, RG JW 1912, 3911; der Einwirkungen von einer 
mit einem Eiſenbahnbetriebe zuſammenhängenden Entwäſſerungsanlage, RG Warn 1910 
Nr 447; Einwirkungen von Stauanlagen, insbeſondere auf uferanliegende Grundſtücke, NG 
90, 49; 90, 61; 93, 104; Entziehung unterirdiſcher Waſſer, R Warn 1913 Nr 96; V 100/09; 
OLG 26, 19; 26, 336; 34, 173; Entziehung von Quellen, RG Warn 1913 Nr 158). Vgl. 
für Preußen 9 102 ALR I 8 und Vorflutedikt v. 15. 11. 1811, wonach jeder Eigentümer 
befugt iſt, ſeine Grundſtücke gegen das außerhalb der Kanäle und Gräben wild ablaufende 
Waſſer (feuchte Niederſchläge der Luft) zu decken (RG 24, 214; 32, 285; JW 97, 1210; 
V 34/98), der oberhalb liegende anderſeits nicht verpflichtet ift, ſolches Waſſer vom Nach⸗ 
bargrundſtücke abzuhalten, er vielmehr fein Grundſtück verändern darf, auch wenn dadurch 
der Abfluß ſolchen Waſſers nach dem Nachbargrundſtücke vermehrt wird (RG 24, 212; ORG 
29, 836), es fei denn, daß die Veränderungen das Gemeinübliche überſchreiten (RG Gruch 
37, 1006; OLG 29, 236), er jedoch das Waſſer nicht durch künſtliche Anlagen ableiten 
darf (RG 24, 213; 57, 190; 59, 138; Gruch 30, 935; 85, 405; 45, 1008; ZW 00 S. 44930, 
673 V 179/02; OLG 29, 236). Vgl. ferner 88 99ff. ALR IE und Geſetz über die Be⸗ 
nützung der Privatflüſſe v. 28. 2. 1843, wonach auch der ordentliche und gewöhnliche Ablauf 
des Grundwaſſers und Quellwaſſers durch Gräben und Kanäle keine unzuläſſige Einwirkung 
enthält (nch Gruch 24, 430; 35, 404; JW 00, 67311), aber der Eigentümer Grubenwaſſer 
und fonftige Abwäſſer in den Gräben, ſowie chemiſch zerſetztes Grundwaſſer nicht aufzu- 
nehmen braucht, da die Gräben nicht wie die Privatflüſſe die natürlichen Aufnehmer ſolchen 
künſtlich fortgeſchafften Waſſers find (RG 57, 190; 59, 138; 99, 175; Gruch 48 S. 940, 1123) 
und auch die Verunreinigung der im Eigentume der Uferaulieger ſtehenden Privatflüſſe nicht 
über das Gemeingewöhnliche hinaus erfolgen oder üble Gerüche verbreiten darf, widrigenfalls 
Klage auf Unterlaſſung (88 903, 1004), und im Falle Verſchuldens Klage auf Schadenserſatz 
(8 823) gegeben iſt (Rd 16, 178; 21, 298; 38, 268; 53, 43; Gruch 32, 889; 45, 1010; 48, 1285 
JW 01 ©. 18°”, 52; 02 Beil 240; 1912, 3111; Warn 1913 Nr 15, 181; V 322/08). Jetzt iſt 
in dem Waſſergeſetz v. 7. 4. 191 3 nach den vorbezeichneten Richtungen hauptſächlich 
folgendes beſtimmt: Es ift verboten, Erde, Saud, Schlacken, Steine, Holz, feſte und ſchlam⸗ 
mige Stoffe ſowie tote Tiere in einen Waſſerlauf einzubringen (8 19 Abſ 1 Satz 1). Wer 
Waſſer oder andere flüſſige Stoffe über den Gemeingebrauch hinaus in einen Waſſerlauf 
einleiten will, hat dies vorher der Waſſerpolizeibehörde anzuzeigen, die über die Zuläſſig 
keit entſcheidet (8 23 Abſ 1). Für den Schaden, der durch unerlaubte Verunreinigung 
eines Waſſerlaufs entſteht, haftet der Unternehmer der Anlage, von der die Verunreini⸗ 
gung herrührt (§ 24 Abi 1 Satz 1.) Jedermann iſt geſtattet, in die natürlichen Waſſer⸗ 
läufe erſter, zweiter und dritter Ordnung Waſſer ſowie die in der Haushaltung und Wirt⸗ 
ſchaft entſtehenden Abwaſſer einzuleiten, wenn dadurch andere nicht benachteiligt werden 
(8 25 Abf 1, 2). Durch den Gemeingebrauch von Waſſerläufen erſter Ordnung darf an- 
deren der n nicht unmöglich gemacht oder erheblich erſchwert werden (8 37). 
Die Eigentümer von Waſſerläufen zweiter und dritter Ordnung (nämlich die Uferaulieger; 
die Waſſerläufe erſter Ordnung ſtehen im Eigentume des Staates, 88 7, 8) dürfen ferner 
zum Nachteil anderer weder die Vorflut verändern noch das Waſſer verunreinigen und 
nicht den Waſſerſtand derart verändern, daß andere in der Ausübung ihrer Rechte am 
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Waſſerlaufe beeinträchtigt oder fremde Grundſtücke beſchädigt werden (§ 41). Durch Ver⸗ 
leihung können aber weitergehende Rechte erworben werden (88 46 ff.). Bezüglich der 


5 auf r tigkeit zu beruhen. Vielmehr können die Einwirkungen auch 
in 5 (3. B. Haldeneinſtürzen bei anhaltenden Regengüſſen) beſtehen (RG 51, 
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bahn in außergewöhnlicher Nähe am beeinträchtigten Grundſtück vorüberführt (RG Warn 
1914 Nr 190). Gedämpft herüberdringende Geräuſche, welche durch das Fliegen von Flug⸗ 
zeugen über einem benachbarten Flugplatz verurſacht werden, enthalten keine weſentliche Beein⸗ 
trächtigung (RG 97,27). — Finden bereits anderweit Ein wirkunge nz. B. Eindringen 
übler Gerüche) ſtatt und wird der aus dieſen Einwirkungen ſich ergebende Geſamtzuſtand des 
Grundſtücks durch das Hinzutreten der ſtreitigen, gleichartigen Einwirkungen nicht erheblich 
verändert, ſo ſind dieſe Einwirkungen nicht für weſentlich zu erachten (RE 99, 180; JW 
1910, 149%. Unter Umſtänden können jedoch Einwirkungen, die, wenn ſie für ſich allein 
ſtattfänden, als unweſentlich beeinträchtigende zu erachten wären, als weſentlich beeinträch ⸗ 
tigende anzuſehen ſein, wenn durch ihre Vereinigung mit zuläſſigen oder übermäßigen Ein⸗ 
wirkungen von andern Grundſtücken aus eine ſchädliche Geſamtwirkung hervorgebracht wird, 
an der fie weſentlich beteiligt find (vgl. RG 99, 180). 

11. Auch eine weſentliche Beeinträchtigung kann nicht verboten werden, wenn ſie durch 
eine ortsübliche Benutzung des anderen Grundſtücks herbeigeführt wird. 

Vorausſetzung für die Duldungspflicht iſt: 

a) Gewöhnlichkeit der Benutzung des anderen Grundſtſicks. Es muß alſo die die Einwir⸗ 
kung herbeiführende Benutzung des ſchädigenden Nachbargrundſtücks eine der Benutzung 
anderer Grun ſtücke in der Umgebung gleiche oder doch im weſentlichen gleichartige 
fein (R JW 1910, 94118; Warn 1910 Nr 446; 1912 Nr 215; 1915 Nr 284; 1917 Nr 244; 
Gruch 53, 1033; 58, 1026; OLG 34, 172). Dabei iſt ſowohl auf die Art und Weiſe als 
auch auf das Maß der Benutzung zu ſehen (RG JW 1911 S. 326, 587; 1927, 46°; 
Gruch 58, 1026; Warn 1914 Nr 190; 1915 Nr 284, 285; Nachtbetrieb: RG 57, 224; ZW 02 
Beil 022; ZW 1927, 459; bei Fabriken Maß des Kohlenverbrauchs und der dadurch bewirkten 
Rauchentwicklung: RG 105, 217; keine Steigerung der orisübliche Einwirkungen verur⸗ 
Ben Benutzung: NG JW 08 Beil 103; 1910, 941'%, 1911, 32611; Warn 09 

r 216; Gruch 47, 952), wobei ſich hinſichtlich Einwirkungen von einer Anlage 
aus ergeben kann, daß, wiewohl die Anlage (3. B. eine Bedürfnisanſtalt auf 
ſtädtiſcher Straße) ebenſo eingerichtet iſt wie gleiche Anlagen auf anderen Grund- 
ſtücken dieſer Lage, doch ihre Benutzung nach Art und Maß eine ungewöhnliche it (RG 
Warn 1915 Nr 285). So z. B. müſſen die Straßenanwohner das allgemeine ortsübliche 
Geräuſch einer Straßenbahn ſich gefallen laſſen, dagegen nicht das in der Nähe der Depots 
bis in die Nacht hinein andauernde Geräuſch (RG 57, 224). Das gleiche gilt hinſichtlich 
eines Eiſenbahnbettiebs einerſeits in Außenbezirken einer Großſtadt, anderſeits auf einem 
Rangierbahnhof (RG 70, 154; Warn 1910 Nr 118) oder in einer außergewöhnlichen Nähe 
des beeinträchtigten Grundſtücks (MG Warn 1914 Nr 100; 1915 Nr 284; vgl. A 10). Ferner 
kann eine Einwirkung auf ein Nachbarhaus deshalb ungewöhnlich ſein, weil ſie durch den 
Betrieb einer Anlage verurſacht wird, die unmittelbar an das Haus anſtößt (RG Warn 1911 
Nr 187; 1912 Nr 215; vgl. A 10). — Nicht in Betracht kommt, ob und in welcher Weiſe 
auch von anderen Grundſtücken Einwirkungen auf das beeinträchtigte Grundſtück 
ſtattfinden (RG Warn 1910 Nr 446), ſofern ſie durch Benutzungen herbeigeführt 
werden, die andersgeartete wie die in Frage ſtehenden find (R Warn 1917 Nr 244). 
Ebenſowenig, ob die überwiegende Mehrheit der Einwohner des Ortes Einwirkungen 
der betreffenden Art erträgt (RG IW 1910, 9411; J. unten e). Ferner kommt es 
auf die Art der Benutzung des leidenden Grundſtücks (z. B. ob zu Wohn- oder zu Arbeits. 
zwecken) nicht an (RG Warn 1911 Nr 187). Auch nicht auf die Wirkungen, die auf dieſes 
Grundſtück die Benutzung des ſchädigenden Grundstücks ausübt (NG Gruch 57, 1005). 

b) Nach den örtlichen Verhältniſſen muß die Benutzung gewöhnlich fein. Es kommt alſo 
darauf an, ob die örtlichen Verhältniſſe ſachlich (objektiv) derartige find, daß die Benutzung als 
eine gewöhnliche zu gelten hat. Z. B. iſt die Anſchauung der Polizeibehörde über die 
Ortsüblichkeit nicht maßgebend (RH IW 05, 231). Jedoch kann auf eine nutachtliche 
Auſterung der Polizeibehörde, wenn fie der Vollsanſchauung (f. unten e) entſpricht, die An⸗ 
nahme der Ortsüblichkeit gegründet werden (RG Warn 1918 Nr 227). 

e) Bei Grundſtücken muß die als eine gewöhnliche erforderte Benutzung ſtattfinden. 
Daher kommt es aul eine gleichartige Benutzung bei einer Mehrheit von Grundſtücken 
an (RG 57, 229; JW 1910, 2868; Gruch 48, 605). Jedoch ift die Frage, ob mehrere Grund, 
ſtücke vorliegen, hier nicht nach der Eintragung im Grundbuch, ſondern nach wirtſchaftlichen 
Rückſichten und nach der ſelbſtändigen Bedeutung der Grundflächen zu entſcheiden (RG 
70, 153; JW 1910, 23676; 1927, 45). Daher kann z. B. eine einheitliche Eiſenbahn⸗ oder 
Straßenbahnanlage in dieſer Beziehung einer Mehrheit von Grundſtücken gleichgeachtet 
werden (RG 70, 154; Warn 1910 Nr 118; 1915 Nr 284). Jedoch, wenn ein Betrieb auf 
mehreren Grundſtücken ftattfindet, die zwar im Grundbuch als mehrere ſelbſtändige Grund, 
ſtücke gebucht find, die aber wirtſchaftlich eine Einheit bilden, bleibt der Vetrieb auf dem 
ganzen Komplex für die Frage der Gewöhnlichkeit außer Betracht (RG ZW 1927, 459), es 
ſei denn, daß er ausnahmsweiſe der Gegend einen beſonderen Charakter aufdrückt (A 11d 
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a. E.). Nicht erforderlich iſt, daß die Benutzungsart auf allen Grundſtücken der betreffenden 
Gegend ſtattfindet (z. B. Kegeln, RO JW 05, 231°; Gruch 48, 605); auch nicht, daß die Be⸗ 
en auf den mehreren Grundſtücken genau die gleichen ſind (R Gruch 53, 1038; 
. oben a). 

d) Ju der Lage des beeinträchtigenden Grundſtücks muß die betreffende Benutzung bei 
Grundſtücken gewöhnlich ſein. Maßgebend ſind daher in der Regel die Verhältniſſe der Stadt 
oder des Dorfes, in dem das Gruundſtück liegt (RG JW 1910, 14914; 1910, 23615; Seuffül 
60 Nr 199). Jedoch deckt ſich der Kreis der für die Vergleichung hinſichtlich der betreffenden 
Benutzungsart in Betracht kommenden Grundſtücke nicht ſtets mit dem Umfang einer Ort⸗ 
ſchaft (NG ZW 1916, 14914; Warn 1919 Nr 64). Vielmehr iſt maßgebend, inwieweit nach 
allgemeiner Anſchauung Grundſtücke im Umkreiſe der beeinträchtigenden Anlage in der frag⸗ 
lichen Beziehung als zuſammengehörig gelten. Danach wird der Kreis je nach der Lage des 
Einzelfalls auch ein weiterer oder engerer als der der Ortſchaft ſein können (vgl. RG 70, 154; 
105, 217; IW 1910, 14914; 1910, 23615; 1910, 94118; 1916, 14914; Warn 1910 Nr 446; 
1915 Nr 285; 1919 Nr 64). Jedoch darf die Ausſcheidung einer beſtimmten Lage aus dem 
geſamten Ortſchaftsgebiete als eine Ausnahme nicht zu willkürlich erfolgen (RG Warn 1919 
Nr 64). So wird es, um einem Gebietsſtreifen, zumal von verhältnismäßig nur unbe- 
trächtlichem Umfange, die Bedeutung einer beſonderen Lage innerhalb eines Stadt. 
gebietes beilegen zu können, nicht ausreichen, wenn nichts weiteres vorliegt, als daß 
die innerhalb feiner obwaltenden Bebauungs⸗ und Benutzungsverhältniſſe ſich nicht 
völlig mit den entſprechenden Verhältniſſen innerhalb der angrenzenden Gebiete decken 
(RG Warn 1919 Nr 64). Vielmehr wird ein Ortsteil nur dann maßgebend fein, wenn er 
durch die Bebauungsart (3. B. Villenviertel) oder die Art der dort betriebenen Gewerbe 
(3. B. Fabritviertel) ein charakteriſtiſches, von anderen Stadtteilen in erkennbarer Weile unter⸗ 
Kiiedenes prag trägt ce 105, 217; Ichs, 112%; 1910, 14914; 1927, 6111; Gruch 48, 604; 

rn 1915 Nr 285; OLG 29, 388). Der Eigentümer eines Gartens in einem Fabrikviertel 
Wiege d 2555 DER: Beeintrachtigungen durch Ruß gefallen laſſen. Der Eigentümer einer 
befidi erh a - Bleiche, benutzen will, braucht aber nicht den Ruß von einer auf freiem Felde 
ſchaftlich 5 uzelnen Fabrik zu dulden (Prot 8, 125). Einwirkungen von einem landwirt⸗ 
feh : hen Großbetriebe inmitten einer Stadt können ortsüblich ſein, wenn in Städten eines 
ejt beſtimmten, wenngleich räumlich weit umf 0 irks i i 8 
ane Beirieh { e aſſenden Bezirks (z. B. im Gebiete des Harzes) 
—.— 1 . riebe ſtattfinden (MG JW 1910, 1491). Auch ein einziger Fabrikbetrieb kann 
den Ch Ber en, wenn er von überwiegender Bedeutung und Ausdehnung iſt, der Gegend 
8 a: nde den aufdrücken (R Warn 1912 Nr 215; Gruch 55, 105). Dies 

5 ‚ n ber Betrieb nur von kurzer Zeitd iſt ( a 
Gruch 56, 140; 24. 6. 11 U 2) zer Zeitdauer iſt (RG Warn 1912 Nr 215, auch 

e) Gewöhnlich muß die einwirkende Benutzung ſein. Der Begriff der Gewöhnlichkeit 
(Ortsüblichteit) iſt weſentlich tatſächlicher Natur (RG 105, 217; ZW 03 Beil 86; Gruch 46, 
ar Warn 1916 Nr 138). In Betracht kommt dabei auch, ob nach allgemeiner Anſchauung 
En Devölterung die Benutzung eine ortsübliche ift (vgl. RG 105, 217; ZW 05, 281; Warn 
un Nr 227). Jedoch iſt zur Feſtſtellung der Ortsüblichkeit nicht etwa ſtets bie 
ne einer entſprechenden Auffaſſung der Bevölkerung erforderlich (R Warn 1916 

* 139). Ferner iſt die Entſcheidung über die Frage der Statthaftigkeit der Benutzung 
nicht darauf abzuſtellen, ob die Einwirkung nach Art und Stärke von einem 
objektiv denkenden Beurteiler als für den betreffenden Bezirk fremdartig, als mit 
dem Charakter der Bewohnung und Grundſtücksbenutzung nicht im Einklange ſtehend, 
empfunden wird, in dem Sinne, daß der Eigentümer an Einwirkungen alles dulden 
müßte, was nicht die Wirkung einer Anderung in dem Charakter der Gegend, ihrer 
Bewohnung und Benutzung habe; einerſeits kann auch eine Einwirkung, die eine ſolche 
Anderung nicht herbeiführt, eine ungewöhnliche fein, und anderfeits kann auch eine fremd. 
artige Einwirkung dadurch, daß ſie zunächſt ohne Widerſpruch hingenommen wird, in all⸗ 
mählicher Entwicklung der Verhältniſſe zu einer gewöhnlichen (üblichen) geworden fein (vgl. 
NE Gruch 58, 1025). Iſt die Benutzung eine nicht ordnungsmäfige, ſondern eine regel. 
widrige, ſo kann die Verneinung der Gewöhnlichkeit (Ortsüblichkeit), auch wenn ſonſt die 
Benutzung als ortsüblich anzuſehen wäre, gerechtfertigt ſein, wie z. B., wenn unmittelbar 
an der Nachbarwand Betriebe ſtattfinden, ohne daß zur Abwendung von Störungen leicht 
anzubringende und übliche Vorkehrungen getroffen find (RG Gruch 57, 1004). — Die Ge ⸗ 
wöhnlichkeit der Benutzung wird aber nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß Nachbarn gegen dieſe 
Benutzungsart auf anderen Grundſtücken mündlich Widerſpruch erhoben haben (RG 105, 
217; Gruch 53, 1034). 

Der Grundſatz des beſſeren Rechtes zufolge früheren Beſtehens (der Prä- 
vention) bleibt außer Anwendung (n 57, 229; 70, 152; JW 05, 495. Gruch 45, 1018). 
Vielmehr iſt, wie aus den Worten „herbeigeführt wird“ und „gewöhnlich iſt“ ſich ergibt, immer 
der Zeitpunkt der Klagerhebung und nicht eine bereits vergangene Zeit maßgebend 
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(NG 64, 363; JW 1910, 47211; 1927, 45; Warn 1911 Nr 243; OLG 6, 111; 18, 125; 34, 172). 
Der Beeinträchtigte braucht daher die Einwirkung nicht deshalb ſchon zu dulden, weil er ſein 
Grundſtück erſt ſpäter als der Einwirkende ſein Grundſtück erworben oder bebaut oder ſonſt 
verändert hat, und auch nicht deshalb, weil erſt durch eine Veränderung die Einwirkung be⸗ 
einträchtigend geworden iſt (RG 57, 229; 70, 152; 81, 216; XW 01, 199°; Warn 1911 Nr 248; 
1913 Nr 227; 1917 Nr 244; Gruch 45, 1013), ſowie deshalb nicht, weil der bei der Beein⸗ 
trächtigung mitwirkende Zuſtand des ſchädigenden Grundſtücks (z. B. eine dünne Brand- 
mauer) ſchon früher beſtand (RG Gruch 57, 1005). Hat anderſeits der Einwirkende ſeinen Be⸗ 
trieb geſteigert, ſo muß er nachweiſen, daß die Einwirkungen zufolge des erweiterten Betriebs 
ebenfalls ortsüblich ſind (RG 57, 227; JW 02 Beil 202; 03 Beil S. 86, 103; Warn 1910 
Nr 386; 1915 Nr 141, 284; Gruch 47, 952). Ferner iſt eine in früherer Zeit, insbeſondere 
zur Zeit der Errichtung des Betriebs vorhanden geweſene, jetzt aber infolge Veränderung 
der Verhältniſſe (z. B. eine Fabrikgegend iſt in ein Villenviertel umgewandelt) nicht mehr 
vorhandene Ortsüblichkeit nicht genügend (RG 64, 363; JW 1910, 47211; Gruch 46, 373). 


12. Die Zuführung durch eine beſondere Leitung iſt auch dann unzuläſſig, wenn die 
Einwirkung das Grundſtück nicht weſentlich beeinträchtigt. Durch das Beſtehen der Zu⸗ 
leitung ſchon vor der Beſitzzeit des die Beeinträchtigung geltend machenden Eigentümers 
zn no der Zuleitung nicht ausgeſchloſſen (Seuffl 46 Nr 248; 56 Nr 104; vgl 

a. E.). 


13. Anſprüche des Eigentümers wegen unzuläſſiger Einwirkungen. Sind von dem anderen 
Grundſtück Einwirkungen ausgegangen, die nicht im Sinne des Satz! unweſentlich noch ortsüb⸗ 
lich oder die nach Saß 2 unzuläſſig find, fo kann der beeinträchtigte Eigentümer gemäß §8 903, 
905, 1004 gegen die Störung klagend vorgehen (RG 58, 131; IW 00, 640). Desgleichen 
der Beſitzer, wenn er ohne ſeinen Willen durch ſolche unberechtigten Einwirkungen in der 
Ausübung der tatſächlichen Gewalt beeinträchtigt wird (z. B. der Pächter, wenn ſchädigende 
Einwirkungen auf feine Pflanzungen ſtattfinden), gemäß $$ 862, 858 (RG 105, 215). Er- 
forderlich iſt, daß eine Beeinträchtigung durch Einwirkungen bereits ſtattgefunden hat (RG 
Warn 1911 Nr 330). Aber eine beſondere Häufigkeit und Dauer der Einwirkungen iſt nicht 
Vorausſetzung (RG 57, 227; JW 1911, 58756; z. B. genügen Einwirkungen in der Zeit des Baues 
eines Kanals, einer Eiſenbahn, RG Warn 1912 Nr 842; 25. 6. 10 V 506/09). Ebenſowenig, daß 
der Eigentümer infolge der Einwirkungen unmittelbar einen Vermögensſchaden (z. B. bei einem 
Hausgrundſtück etwa einen Mietzinsausfall) erleidet (NG JW 1911, 58755). — Die Klage geht 
auf Beſeitigung der Störung und im Falle der Beſorgnis weiterer Störung auch auf Unter⸗ 
laſſung der Einwirkungen oder auf Herabminderung der Einwirkung auf ein Maß, das nur 
unweſentliche Beeinträchtigungen zur Folge hat oder auch durch eine gemeingewöhnliche Be⸗ 
nutzung herbeigeführt wird (vgl. R JW 02 Beil 202; 06, 74921; 08, 68211; Warn 08 Nr 159). 
Klage und Urteil können allgemein auf Unterlaſſung übermäßiger Einwirkungen 
oder auf Herſtellung geeigneter Einrichtungen zur Verhinderung ſolcher Einwirkungen 
gerichtet ſein; eine Bezeichnung beſtimmter einzelner zu dieſem Zweck zu treffenden Maß- 
regeln iſt nicht erforderlich und die Beſchränkung auf beſtimmte Maßnahmen auch, weil dem 
Beklagten die Möglichkeit gegeben werden muß, die ihm felbft geeignet erſcheinenden Abhilf⸗ 
mittel anzuwenden, nicht einmal überall zuläſſig (RG JW 00 S. 501,840; 01, 84922, 02 Beil 208; 
03 Beil 103; 06, 749; 08, 68214; 1910, 3371, 1911, 32520, Warn 1910 Nr 337; 1918 
Nr 181; 1917 Nr 245; 1919 Nr 172; Gruch 46, 999). In der Zwangsvollſtreckungsinſtanz 
müſſen aber die erforderlichen Maßregeln im einzelnen angegeben werden, weil es ſonſt an 
einer Grundlage für die Prüfung der Frage fehlen würde, ob die Vorausſetzungen des 8 887 
oder des § 888 ZPO vorliegen, und ferner, ob der Schuldner alles in feinen Kräften Stehende 
zur Erfüllung der ihm gemachten Auflage getan hat (RG 60, 120; JW 03 Beil 77; Gruch 
43, 683; 47, 916; Warn 1919 Nr 172; a. M. hinſichtlich Angabe der Maßregeln SeuffA 75 
Nr 54). — Die Klage kaun, abgeſehen von dem Falle des $ 907, auch auf Einſtellung 
des Betriebs oder auf Beſeitigung der Anlage (3. B. einer Bedürfnisanſtalt) gehen, wenn 
auf andere Weiſe die unzuläſſige Einwirkung nicht beſeitigt werden kann (RG JW 00, 640). 

Aus ſonderrechtlichen Beſtimmungen ergeben ſich Beſchränkungen des Anſpruchs. Dies 
gilt zunächſt nach 8 26 N6emd. Iſt eine die beeinträchtigende Einwirkung verurſachende 
gewerbliche Anlage mit obrigkeitlicher Genehmigung (88 16, 24 Gewo; NG 45, 297; 104, 82 
[das Verzeichnis der genehmigungsbedürftigen Anlagen im § 16 GewO iſt erſchöpfend und 
duldet keine entſprechende Anwendung auf andere Anlagen; der Schutz des § 26 Gew 
beſchränkt ſich gegebenenfalls aaf den genehmigungsbedürftigen Teil, erſtreckt ſich nicht etwa 
auf die weitere Anlage]; vgl. über einzelne Fälle genehmigungsbedürftiger Anlagen R. 
11, 183; 37, 174; 40, 182; 49, 85; 63, 377; 90, 49; 90, 61; 93, 102; 104, 82; 105, 216; JW 00, 
8957; Warn 08 Nr 521; 1918 Nr 55 Nebenanlagen, die nicht nur zufällig räumlich mit der 
genehmigten Anlage verbunden ſind, ſondern notwendige Beſtandteile der Hauptanlage bilden 
und zur zweckentſprechenden Herſtellung der Hauptanlage oder zu deren Betrieb unbedingt 
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notwendig ſind, werden von der Genehmigung des $ 16 und dem Schutze des $ 26 GewO 
mitumfaßt]; Gruch 46, 1097; 54, 640; Seuffa 50 Nr 336; auch vor Inkrafttreten der 
Gewo obrigkeitlich genehmigte Anlagen, wenn fie, wie eine Knochenkocherei, zu denjenigen 
gehören, die nach $ 16 Gewd der behördlichen Genehmigung bedürfen, RG Warn 1914 
Nr 189) errichtet, jo kann nicht (mit einer Klage auf Grund des Eigentums gemäß 8 1004 
oder des Beſitzes gemäß §§ 862, 858, |. Abſ 1, 3; im Falle eines beſonderen privat 
rechtlichen Titels, wie Vertrag, findet $ 26 GewO keine Anwendung, RG 93, 
103; hier greifen die bei jener Klage nicht anwendbaren Grundſätze über nachträglich ein⸗ 
getretene Unmöglichkeit nach $ 275 Platz, RG 93, 105) auf Einſtellung des Gewerbe⸗ 
betriebs, ſondern nur geklagt werden auf Herſtellung von Einrichtungen, welche 
die benachteiligende Wirkung ausſchließen (RG 11, 183; 37, 174; 40, 182; JW 00, 8957; 
SeuffA 50 Nr 336) oder auf ein erträgliches Maß herabſetzen (RG JW 96, 21057; 00, 8957; 
02 Beil 202; OLG 36, 157), und wenn ſolche Einrichtungen untunlich oder mit 
einem gehörigen Gewerbebetriebe unvereinbar find (vgl. hierüber [z. B. Aufrechterhaltung 
des Gewerbebetriebs nur bei Vornahme koſtſpieliger und mit erheblichen Betriebsſtörungen 
verbundener Umbauten, Undurchführbarkeit einer Abhilfemaßregel aus wirtſchaftlichen Grün⸗ 
den ift einer techniſchen Unausführbarkeit gleichzuſtellen! RG 93, 103; 99, 179; Gruch 42, 137) 
auf Schadenserſatz (RG 47 S. 98, 249; 50, 229; JW 09, 19516, Warn 1914 Nr 189); und 
zwar auf Erſatz des Schadens, der durch die geſamten Einwirkungen, nicht etwa nur des 
Schadens, der durch den über die Grenzen des § 906 hinausgehenden Teil der Einwirkungen 
verurſacht wird (RG Warn 1911 Nr 404). Auf dieſen Schadenserſatzanſpruch finden die 98 823ff. 
nicht, wenigſtens nicht unmittelbar Anwendung, da der Anſpruch nicht auf einer unerlaubten 
Handlung beruht, er vielmehr an die Stelle des ſonſt gegebenen Anſpruchs auf Einſtellung 
des Betriebs tritt: insbeſondere bedarf es des Nachweiſes eines Verſchuldens nicht (RG 47 
S. 98, 249; 58, 134; 59, 74; 68, 376; 70, 153; 90, 49; 90, 61; 100, 74; 105, 214; JW 08, 
80 1010 S. 74580 6, 61913; Gruch 45, 1018; 49, 1134; 53, 1037; Warn 1915 Nr 81, 141) 
u die enilpeechenbe Auwendung des § 840, wenn die Beeinträchtigung durch Ein- 
2 8 e erfolgt, iſt, da es ſich um eine unmittelbar durch Geſetz 
von il e Schadloshaltung handelt, ausgeſchloſſen; jeder Einwirkende haftet nur für den 
€ u ihm verurſachten Teil des Schadens, der dom Gericht gemäß § 287 ZPO nach 
reiem Ermeſſen zu ſchäten iſt (vgl. ch 30, 276; JW 91, 2602; Gruch 42, 853). Iſt aber 
der Schadenserſahauſpruch nicht Erfah für den ausgeſchloſſenen Auſpruch auf Beſeitigung 
N Beeinträchtigung, ſondern wird Erfah von Schäden verlangt, die auch mit der Klage 
auf Sinftellung des Betriebs nicht hätten verhindert werden können (3. B. von Schäden, die 
d e ſchergangenheit liegen), fo ilt Nachweis eines Verſchulden erforderlich (fr.; RG 105, 214; 
JW [05, 50355 191, 869%; Gruch 50, 411; Warn 1915 Nr 81, 141; zweifelnd RG 104, 85, 
4 a für den Schadloshaltungsanſpruch wegen Ausſchlufſes des auf § 907 fonft zu gründenden 

ipruchs auf Einſtellung des Betriebs auch hinſichtlich des vor der Klagerhebung entſtandenen 
Schadens ein Verſchulden nicht erfordert wird). Wird ferner ſonſt der Schadenserſatanſpruch 
auf ein Verſchulden geſtützt, fo kommen die 88 828ff., auch 8 840, natürlich zur Anwendung. 
Im übrigen iſt immer für alle vorbezeichneten Anſprüche Vorausſetzung, daß die Einwirkungen 
über die nach § 906 zuläſſigen Grenzen hinausgehen, wobei die Fragen der Unweſentlichkeit 
und ber Ortsüblichkeit der Zuführungen nicht anders zu beurteilen find wie ſonſt (RG Warn 
98 Nr 144). Der Schadenserſatzanſpruch fteht nicht nur dem Eigentümer des beeinträd)- 
Ayten Grundſtücks, ſondern auch dem geſchädigten Beſitzer gemäß § 858, 862 (ſ. Abſ 1) zu 
(RS 59, 326; 100, 75), fo z. B. dem Pächter, auf deſſen Pflanzungen ſchädigende Einwir 
tungen von einem genehmigten Betrieb aus feit der Klagerhebung ſtattfinden (RG 105, 214). 
Da es ſich um Schadenserſatz wegen Beſchädigung einer Sache handelt, kann gemäß 
$ 249 Satz 2 der Geldbetrag verlangt werden, der erforderlich ift, um den Zuſtand 
herzuſtellen, der beſtehen würde, wenn die Einwirkungen nicht stattfinden würden. 
Grundſätzlich iſt danach, insbeſondere zur Ausgleichung des Minderwerts, eine Kapital⸗ 
abfindung zu gewähren; die Zubilligung einer zeitweiſe oder fortdauernd zu zahlenden 
Rente, wodurch regelmäßig das Ziel der Herſtellung im Sinne jener Vorſchrift nicht erreicht 
bzw. überſchritten werden würde, wird nur unter ganz beſonderen Umſtänden ſich recht 
fertigen lafſen (RG 45, 203; Gruch 61, 804; JW 1918, 865; Warn 1915 Nr 141; 1919 Nr 172). 
Der Erſatzpflichtige kann ſich im Falle der Kapitalabfindung dagegen, daß er von einem 
Beſitznachfolger des Erſatzberechtigten etwa noch einmal auf Schadenserſatz in Anſpruch ge 
nommen wird, dadurch ſchützen, daß er die Eintragung einer Grunddienſtbarkeit betreffend 
Duldung der Einwirkungen verlangt (RG Warn 1915 Nr 141; vgl. über eine ſolche Grunddienſt⸗ 
barkeit 8 1018 A 9, 4). Finden von mehreren Nachbargrundſtücken aus Einwirkungen ſtatt, 
wird aber der Schaden durch weſentlich beeinträchtigende Einwirkungen von einem der Grund⸗ 
ſtücke aus, auf das die vorgenannten Vorausſetzungen für die Schadenserſatzpflicht zutreffen, 
verurſacht, während die Einwirkungen von den andern Grundſtücken aus auf die Entſtehung 
des Schadens ohne merklichen Einfluß ſind, ſo hat nur der Eigentümer jenes Grundſtücks 
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Schadenserſatz zu leiſten (RG 99, 181; vgl. A 10). Zu erſetzen iſt lediglich der Schaden, der 
durch die Einwirkungen zugefügt iſt und zugefügt wird; ein Schaden, der durch ſchlechte Be⸗ 
handlung des Grundſtücks ſeitens des Geſchädigten ſelbſt etwa herbeigeführt iſt, ſcheidet als 
auf anderer Urſache beruhend aus, ohne daß die Anwendung des § 254 über mitwirkendes 
Verſchulden des Geſchädigten in Betracht kommt (RG 105, 218). Hinſichtlich der Verjährung 
findet $ 852 Anwendung (RG JW 1927, 893%). Dabei find die Betriebamaßnahmen, wodurch 
die ſich fortdauernd wiederholenden Einwirkungen verurſacht werden, nicht als eine 
einzige Handlung anzuſehen, die etwa mit der erſten Einwirkung begonnen hätte, 
ſondern als ſelbſtändige, je für ſich neue Beſchädigungen verurſachende Einzel 
handlungen, mögen auch die ſchädlichen Folgen gleichartige ſein und ſich zeitlich 
mehr oder minder unmittelbar aneinander reihen, ſo daß durch jede Handlung 
eine neue dreijährige Verjährung in Lauf geſetzt wird (RG ZW 1912, 3115: Warn 1914 
Nr 189). — In Falle von Einwirkungen, die von einem Grundſtück infolge 
Ausübung ſtaatshoheitlicher Rechte ausgehen (z. B. von einem Polizeiarreſtlokal), können 
Vorkehrungen zur Verhütung der Einwirkungen ebenſowenig verlangt werden wie Be⸗ 
ſeitigung einer etwaigen Anlage (RG 73, 270; 84, 303; Warn 08 Nr 880). Für einen ſolchen 
Anſpruch (3. B. auf Unterlaſſung der Zuführung von Geräuſchen und Erſchütterungen durch 
eine zu elektriſcher Strom- und Lichterzeugung dienende Dampfmaſchine, die für den Unter- 
richtsbetrieb in einer ſtaatlichen Maſchinenbauſchule beſtimmt iſt) iſt überhaupt der Rechts⸗ 
weg ausgeſchloſſen (RG Gruch 60, 858; [Warn 1916 Nr 2481). Lediglich ſo viel kann im 
Rechtsweg erörtert werden, als es ſich nur um Maßnahmen finanzieller Natur handelt (wie 
z. B. die Höhe der Schornſteine, Eſſen), durch die in den Betrieb nicht eingegriffen wird 
(G Gruch 60, 859; [Warn 1916 Nr 248). Auch ein Schadenserſatzanſpruch kann nur nach 
Maßgabe beſonderer landesgeſetzlicher Vorſchriften (vgl. für Preußen 88 74, 75 Einl zum 
ALR) gegeben fein (RG 73, 272, auch Gruch 60, 860). Vgl. die Beiſpiele in A 1 „auf 
Grund öffentlichen Rechtes“. Das gleiche gilt von Betrieben im öffentlichen Intereſſe, 
die behördlich genehmigt ſind (z. B. Artilleriewerkſtatt, Eiſenbahnanlagen, Poſtbetrieb, 
Kanaliſation, Kanalbauten), mit der Maßgabe, daß die Vornahme von Vorkehrungen inſo⸗ 
weit beanſprucht werden kann, als keine weſentliche Anderung der genehmigten Betriebs⸗ 
anlage dadurch herbeigeführt würde (RG 44, 227; 59, 70; 62, 181; 73, 270; JW 1910, 61938; 
Warn 09 Nr 409; 1910 Nr 282; 1912 Nr 342; 1913 Nr 181; 13. 11. 09 V 585/08; vgl. auch 
R 92, 49; Gruch 54, 635). Dürch Art 125 Ech ift der Landesgeſetzgebung vorbehalten, 
die Vorſchrift des $ 26 GewO auf Eiſenbahn⸗, Dampfſchiffahrts⸗ und ähnliche Verkehrs 
unternehmungen zu erſtrecken. Preußen hat von dieſer Befugnis keinen Gebrauch ge 
macht. Da die Eiſenbahnbetriebe in Preußen der landespolizeilichen Genehmigung 
bedürfen, kommen bezüglich der Beſeitigung von Einwirkungen die vorgenannten Grund- 
ſätze zur Anwendung (RG 58, 130; 59, 70; Warn 09 Nr 409; 1910 Nr 118, 208; 1911 Nr 404; 
1917 Nr 143; Gruch 54, 1082; vgl. auch für Hamburg: Warn 1915 Nr 284). Was den An- 
ſpruch auf Schadenserſatz anlangt, fo haften nach $ 25 des Gef. über Eiſenbahnunterneh⸗ 
mungen v. 3. 11. 38 die Eiſenbahngeſellſchaften, auch ohne Nachweis eines Verſchuldens, für 
alle „bei der Beförderung auf der Bahn“ verurſachten Schäden, mithin nach dieſer Richtung 
auch für ſchädigende Einwirkungen auf benachbarte Grundſtücke, und zwar ſelbſt, wenn die 
Einwirkungen nach $ 906 ſonſt erlaubt wären (vgl. RG Warn 1913 Nr 226; 1917 Nr 142). 
Hinſichtlich der nicht bei der Beförderung erfolgten Einwirkungen und ferner für die 
Rechtsgebiete, in denen das genannte Geſetz nicht in Geltung iſt, ſowie für Kleinbahnen 
(Gel. v. 28. 7. 92) iſt aus den dem 8 26 GewO, Art 9 der preuß. Verfll, 8 75 Einl z. ACH, 
$ 109 Enteign®, auch § 12 Tel WG v. 18. 12. 99 zugrunde liegenden rechtlichen Geſichts⸗ 
punkten zu entnehmen, daß dem Eigentümer, weil ihm durch die landespolizeiliche (auch 
bergbehördliche, R Warn 1913 Nr 226) Genehmigung der benachbarten Eiſenbahnanlage 
die Möglichkeit entzogen iſt, auf Einſtellung des Betriebs oder Unterlaſſung der Einwir⸗ 
kungen zu klagen, wegen ſolcher Einwirkungen, die über das nach 8 906 zuläſſige Maß hinaus 
gehen, ein Anſpruch auf Schadenserſatz zuſteht, der zur Begründung nicht des Nachweiſes 
eines Verſchuldens bedarf (RG 17, 103; 58, 130; 59, 71; 68, 376; 70, 152; 84, 808; 97, 291; 
98, 348; JW 05, 1311; 07, 2991; 1910, 58015; 1910, 61915; 1912, 86925 Warn 1910 Nr 208; 
1910 Nr 447; 1911 Nr 404; 1913 Nr 226; auch RG 7, 266; 32, 283; 37, 270; 58, 23; 62, 131; 
78, 206). Die Schadenserſatzpflicht trifft nicht nur den Eiſenbahnunternehmer, ſondern auch 
den von dieſem mit dem Bahnbau oder der Erweiterung der Bahnanlage (z. B. Legung eines 
zweiten Gleiſes) betrauten Bauunternehmer, insbeſondere einen ſolchen, der ſich mit Eiſen⸗ 
bahnbauten gewerbsmäßig befaßt, wenn während des Bahnbaus an ſich unzuläſſige Ein⸗ 
wirkungen (3. B. durch Funkenflug aus Arbeitszugen) auf ein Nachbargrundſtück erfolgen, da 
infolge der behördlichen Genehmigung der Bahnanlage ihm die Vorteile aus dem Werk⸗ 
vertrage zufließen und dem beeinträchtigten Anlieger auch ihm gegenüber die Klage auf Be⸗ 
ſeitigung oder Unterlaſſung der Beeinträchtigung nicht zuſteht (RG 97, 292; 98, 847; a. M. 
Os 39, 213 bezüglich Einwirkungen beim Bau einer Kleinbahn [z. B. durch üble Gerüche 
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von Aborten der Bauarbeiter] inſofern, als angenommen wird, die Planfeſtſtellung des 8 17 
des Kleinbahngeſetzes wirke nicht wie eine Enteignung und, ſolange dem Unternehmer nicht 
die Enteignung fremden Eigentums verliehen worden ſei, ſtehe daher dem Nachbar wegen 
Einwirkungen die Abwehrklage nach § 1004, anderſeits ein Schadenserſatzanſpruch nur beim 
Nachweis eines Verſchuldens zu; die Genehmigung hat jedoch zur Folge, daß durch einen 
Abwehranſpruch nicht die Herſtellung der Kleinbahn gehindert werden kann, RG 98, 348). 
Über Anwendbarkeit der Friſt des $ 852 BGB auf die Verjährung dieſer Schadenserſatz⸗ 
anſprüche vgl. RG 70, 150. Hinſichtlich übermäßiger Einwirkungen, die von Anlagen aus⸗ 
gehen, die dem Eiſenbahnbetriebe dienen (wie z. B. Eiſenbahnwerkſtätten), iſt aber Voraus⸗ 
ſetzung für den Ausſchluß der Abwehrklage (und deren Erſatz durch Schadenserſatzklage), daß 
die Anlagen nach Maßgabe eines auf Grund des § 4 Eifenb® aufgeſtellten Planes miniſteriell 
genehmigt worden ſind. Wenn die Anlagen nicht in dieſer Weiſe genehmigt ſind, iſt die 
Abwehrklage zuläſſig, mögen auch die Anlagen ſich auf dem Eiſenbahnkörper befinden (RG 
81, 288; 62, 132; Warn 09 Nr 409; 1910 Nr 282; 1917 Nr 143; JW 1914, 93725). Dies 
gilt auch von ſolchen Anlagen, die, nach Fertigſtellung einer Eiſenbahnlinie gemäß dem 
miniſteriell genehmigten Plane, neu errichtet oder weſentlich erweitert werden; fie bedürfen, 
um gegen eine Abwehrklage geſchützt zu ſein, einer neuen Genehmigung, auch wenn ſie dem 
Betriebe der gemäß der früheren Genehmigung hergeſtellten Eifenbahnlinie dienen (RG 
81, 288; 62, 132; JW 1914, 93725; Warn 1917 Nr 143). Sind aber die Anlagen genehmigt 
und durch dieſe Genehmigung für den Eiſenbahnbetrieb beſtimmt, ſo iſt die Abwehrklage 
derart ausgeſchloſſen (und nur die Schadenserſatzklage gegeben), daß es auch nicht der Nach- 
prüfung der Gerichte unterliegt, ob die Anlagen die ihnen von der zuſtändigen Verwaltungs. 
dehoͤrde gegebene Beſtimmung zu erfüllen geeignet ſind oder nicht, ſowie ob ſie zweckmäßig 
an nt betreffenden Stelle errichtet find oder beſſer an einem anderen Orte hätten errichtet 
Cid 8 (MG 31, 288; Warn 1917 Nr 143). Handelt es ſich dagegen nicht um ſchädliche 
durch a dell im Siune des $ 906, ſondern nur um Entwertung eines Nachbargrundſtücks 
a Did a 1 der vorbezeichneten Art (z. B. Erweiterung von Feſtungs⸗ 
Rechtſpr A Nr Bene jesanfpuud überhaupt nicht gegeben (Reh 84, 298). — Die 
bon Eiſenbahnanla gerichts hat aber auch, abgeſehen von ſchädigenden Einwirkungen 
ſchriften erlangen aus den allgemeinen Rechtsſatz aus den vorbezeichneten Vor⸗ 
Aud 9 hal für rechtswidrige Einwirkungen auf das Eigentum eines andern, 
Ga ee en ein Verſchulden zur Laſt fällt, überall da Schadlos⸗ 
namentlich zur Wal erden muß, wo infolge einer entgenenftehenden Sonderrechtsnorm, 
ätzen d e ahrung öffentlicher Intereſſen, dem Eigentümer die ihm nach den Grund 
‚agen des ordentlichen Rechtes zuſtehende Befugnis, wegen des Eingriffs die Abwehrklage 
u erheben, pen iſt (MG 59, 74; 63, 376; 70, 152; 97, 291; 98, 348; 101, 105; JW 
3 131°; 1910 ©. 5805, 619“, 1925, 24465; 1926, 3645; Warn 1911 Nr 404; 1918 Nr 226; 
N 3 66, 608; vgl. auch 9 907 A 1, jedoch auch RG 116, 286). Dabei wird nicht, wie in den 
Fallen der unmittelbaren Anwendung des $26 Gewd (f. oben), hinſichtlich des Nichterforder⸗ 
niſſes eines Verſchuldens ein Unterſchied gemacht zwiſchen dem nach der Klagerhebung ent⸗ 
r der Klagerhebung erwochſenen Schaden (vgl. R 58, 180; 
00, Berta 02; 104, 85). Vorausſetzung für den Schadenserſatzanſpruch ohne 

weis des Verſchuldens ift, daß ſonſtige Abwehrmittel gegen die Einwirkung fehlen; be⸗ 
fteht dieſe Vorausſetzung nicht, indem ein anderes Abwehrmittel gegeben ift, ſo kann nur ein 
Schadenserſatzanſpruch nach allgemeinen Vorſchriften (88 828 ff. BGB), alſo bei Nachweis 
eines Verſchuldens in Frage kommen (RG JW 1952, 24405). Erſatzpflichtig iſt der, zu deſſen 
Gunſten (3. B. Staat, Gemeinde) der Eingriff erfolgt (NG Id 1925, 24465). — Als Haf- 
tungsgrund hat ferner auch eine das Eigentum Dritter ihrer Natur nach beeinträchtigende, 
im Gewerbebetrieb erfolgte Betriebshandlung zu gelten (3. B. Funkenflug verur⸗ 
ſachende Arbeitszüge eines gewerbsmäßigen Eiſenbahnbauunternehmers), wenn der Eigen, 
tümer auf Einſtellung des mit obrigkeitlicher Genehmigung unternommenen Betriebs nicht 
klagen kann (RG 17, 103; 97, 203). — Über die Frage, ob und inwieweit obige Grund- 
ſätze (hinſichtlich des Ausſchluſſes der Abwehrklage nach 88 908, 906, 1004 und des Erſatzes 
durch einen Entſchädigungsanſpruch) auch gegenüber den von einem Bergwerksbetriebe 
ausgehenden Beeinträchtigungen (z. B. durch Zuführungen von Rauch, Ruß, Gaſen aus den 
Betriebsmaſchinen, Zuführungen bei Aufſuchung und Gewinnung des Minerals, bei Nieder⸗ 
bringen eines Schachtes, bei Herſtellung eines Luftſchachts, bei Ableitung von Grubenwäſſern, 
aus Aufbereitungsanſtalten wie Kokereien einerſeits, bei Zuführungen aus Anſtalten zur 
Bearbeitung, Aufbewahrung, Wegſchaffung und Verwertung des Minerals, aus Zechen ⸗ 
Perg vfl. 5 anderſeits) Platz greifen (beſonders mit Rückſicht auf $ 54, auch § 58 PrAllg 
Berg), vgl. RG 26, 227; 40, 282; 72, 308; 98, 82; 99, 178; JW 1911, 38846; Warn 1910 
Nr 446; 1911 Nr 220; 1915 Nr 161, 198; Gruch 80, 1008; 55, 1168. 

Abgefehen von dieſen Fällen kann Schadenserſatz nur nach SS 823ff., alſo insbeſondere 
nur unter Nachweis eines Verſchuldens, verlangt werden (RG 58, 131; 61, 256; 63, 375; 97, 26; 
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OLG 10, 409). Ein Verſchulden des Einwirkenden iſt aber ſtets als vorhanden anzuſehen, 
wenn er die unzuläſſigen Einwirkungen auf das Nachbargrundſtück vorausſehen konnte (RG 
32, 341; Gruch 32, 890; 38, 712; 44, 869; V 25/04). Auch wer die Einwirkung durch einen 
Dritten ſchuldhaft veranlaßt hat, haftet auf Schadenserſah (3. B. wer für eigene Rechnung 
eine Fliegerſchule unterhält und duldet, daß die Flieger die Grenzen des Flugplatzes über 
ſchreiten, die Nachbargrundſtücke in geringer Höhe überfliegen und hierbei ſtarke Geräuſche 
verurſachen) (RG 97, 26). — Klageberechtigt aus 8 1004 iſt nicht nur der beeinträchtigte 
Eigentümer und (§ 1011) Miteigentümer, ſondern auch der Erbbauberechtigte (§ 1017, 
VO v. 15. 1. 19 $ 11), der Nießbraucher ($ 1065), der Dienſtbarkeitsberechtigte (88 1027, 
1090) und nach Maßgabe des § 1134 auch der Hypothekengläubiger. Mieter und Pächter da⸗ 
gegen können ſich mangels eines dinglichen Rechtes nur an ihren Vermieter wegen Abwehr 
halten (88 537ff., 545); jedoch kann unter Umſtänden eine Beſitzſtörungsklage (88 868, 858, 
862) gegen den Störer für ſie gegeben fein (RG 59, 327), fo z. B. für den Pächter bei ſchä⸗ 
digenden Einwirkungen auf ſeine Pflanzungen (RG 105, 215). — Beklagter iſt der Störer. 
Dies iſt zunächſt derjenige, durch deſſen Benutzung des Nachbargrundſtücks die Einwirkungen 
verurſacht werden. Aber auch derjenige hat als Störer zu gelten, der durch Schaffung 
oder Beſtehenlaſſen eines Zuſtandes auf dem Nachbargrundſtücke, wenn auch nur mitwirkend, 
das die Einwirkungen verurſachende Wirken der Naturkräfte ermöglicht hat, fo daß ein urſäch⸗ 
licher Zuſammenhang zwiſchen der Einwirkung und ſeiner Willensbetätigung, die nicht die 
alleinige Urſache zu fein braucht, feſtzuſtellen iſt (RG 47, 164; 60, 140; 92, 25; 97, 26; JW 
1910, 65418; 1912, 31; Warn 1917 Nr 245; Gruch 38, 952; 46, 653; 48, 950; SeuffA 60 Nr 140). 
Regelmäßig wird der Vertreter des Nachbargrundſtücks, alſo der Eigentümer, als derjenige 
zu erachten fein, der für Überſchreitungen des Gebrauchs und Nutzungsrechts aufzukommen 
hat (RG 47, 164; Gruch 46, 653; 48, 951; Warn 1917 Nr 245). Jedoch kann auch ein 
anderer als der Eigentümer, ſei es allein oder zuſammen mit dieſem, als Störer in An⸗ 
ſpruch genommen werden, wenn er den die ſchädlichen Einwirkungen verurſachenden Zuſtand 
auf dem Nachbargrundſtück verurſacht hat (RG Gruch 38, 952; Warn 1917 Nr 245). Z. B. 
kann gegen den Mieter, durch deſſen Betrieb die Einwirkung erfolgt, die Klage erhoben werden 
(N 45, 297; 97, 26; Warn 1917 Nr 245; 1918 Nr 116; JW 1927, 45°). Anderſeits kann der 
Eigentümer auch dann Störer fein, wenn er die beeinträchtigende Handlung nicht ſelbſt vorge⸗ 
nommen, aber trotz des ihm zuſtehenden Unterſagungsrechts die Handlung eines Dritten (z. B. 
eines Mieters oder eines ſonſt zur Benutzung der Anlage von ihm Ermächtigten) geduldet hat, 
und er kann dann allein oder neben dem Dritten mit der Klage in Anſpruch genommen 
werden (NG 45, 298; 47, 162; ZW 00, 8406; [01, 52; 04, 1421]; Gruch 38, 952; 45, 1008; 
46, 650; 48, 949; 54, 1008; Warn 1913 Nr 227; 1917 Nr 245; SeuffA 57 Nr 17; OLG 
2, 315; 3 S. 11, 181; 5, 71; vgl. auch RG 92, 363). Dies gilt auch im Falle der Störung 
durch einen Mieter (Pächter) dann, wenn der Eigentümer mit dem Mieter einen Vertrag 
abgeſchloſſen hat, wonach der Mieter ihm gegenüber berechtigt ſein würde, die ſtörenden 
Handlungen vorzunehmen, weil auch in dieſem Falle die Störungen auf den Willen des 
Eigentümers und Verpächters urſächlich zurückgeführt werden können (RG Gruch 46, 650; 
48, 929; Warn 1913 Nr 227; 1918 Nr 116). Bei einer in fremdem Auftrage verübten 
Störung aber iſt in erſter Reihe die Klage gegen den Auftraggeber zu richten. Der Beauf- 
tragte kann nur verklagt werden, wenn er, nachdem eine Beeinträchtigung erfolgt ift, aus 
eigener Eniſchließung und im eigenen Intereſſe den Zuſtand der Beeinträchtigung aufrecht 
erhält (3. B. ein mit einem Eiſenbahnbau betrauter Bauunternehmer, deilen Arbeitszüge 
beeinträchtigenden Funkenflug verurſachen) (vgl. RG 97, 293). Ferner muß der mit der 
Abwehrklage in Anſpruch Genommene der gegenwärtig Beeinträchtigende ſein und von 
feinem maßgebenden Willen die Fortdauer der Beeinträchtigung abhängen (vgl. RG 92, 26 
103, 176). Daher iſt derjenige, von deſſen Grundſtück während ſeiner Beſitzzeit Einwirkungen 
auf das Nachbargrundſtück ausgegangen ſind, nicht der richtige Beklagte, wenn er zur Zeit 
der Klagerhebung nicht mehr Eigentümer iſt und er auch ſonſt keine Verſügungsmacht uͤber 
das Grundſtück hat; es kann dann nur ein Schadensanſpruch gegen ihn nach 8 828, insbeſondere 
unter der Vorausſetzung ſeines Verſchuldens, in Frage kommen (vgl. RG 108, 176). — Zur 
Begründung der Klage, für die auch rechtsverleßende Tatſachen, die ſich erſt im Laufe des 
Rechtsſtreits bis zur Erlaſſung des Urteils ereignet haben, ohne Klagänderung herangezogen 
werden können, ſofern fie nicht außerhalb des Rahmens des urſprünglichen Klagvortrags 
fallen (RG 99, 177), genügt der Nachweis der Beeinträchtigung des Eigentums oder des 
Rechtes an dem Grundſtück durch Einwirkungen von dem Grundftüc des Beklagten aus, ſowie 
im Falle der Klage auch auf Unterlaſſung die Beſorgnis weiterer Störungen, die z. B. dann 
gegeben iſt, wenn trotz Widerſpruchs die Störung ſich wiederholt (vgl. RH JW 1910, 65412; 
Gruch 44, 1095). Gleichgültig iſt, ob der Beklagte die Störung als ein Recht für ſich in Anſpruch 
nimmt oder nicht (RG Gruch 44, 109). Steht die Beeinträchtigung feſt, fo hat der Beklagte, 
wenn er einwendet, die Einwirkung ſei keine übermäßige oder doch ortsübliche, die Beweislaſt 
(. A 8). Dieſem Einwande kann der Kläger durch die von ihm zu beweiſende Replik begegnen, 
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daß die Zuführung durch eine beſondere Leitung erfolgt (8 906 Satz 2). Gegebenenfalls kann 
er weiter geltend machen, daß er zufolge beſonderer Vereinbarung auch zur Duldung un: 
weſentlicher Einwirkungen nicht verpflichtet ſei. Jedoch hat eine ſolche Vereinbarung dingliche 
Wirkung nur, wenn fie in das Grundbuch eingetragen iſt (8 873). Anderſeits kann der Beklagte 
gegebenenfalls einwenden, daß durch Vereinbarung ihm die übermäßige Einwirkung geſtattet 
ſei (f. hierüber A 1). Dagegen folgt daraus allein, daß der Kläger bei Errichtung einer Anlage 
wußte oder vorausſehen konnte, daß die Anlage vom Nachbargrundſtücke eine Beeinträchtigung 
erfahren werde, nicht ein Verzicht auf den Anſpruch aus § 1004 (RG SeuffA 56 Nr 104; auch 
SW 04, 48712). Auch kann vom leidenden Eigentümer nicht verlangt werden, daß er 
ſich auf einen Gebrauch beſchränkt, bei dem die Einwirkungen nicht als erhebliche 
Einwirkungen empfunden werden würden (RG JW 1912, 58910). Ebenſowenig, daß er, um 
der Erheblichkeit der Einwirkungen vorzubeugen, über gewöhnliche Anforderungen hinaus- 
gehende Vorkehrungen trifft (3. B. zur Herabminderung eindringender Geräuſche die 
Fenſter feiner Wohnung ſchließt oder eine Hauswand beſonders verſtärkt, RG JW 1912, 58910, 
Warn 09 Nr 359; 1911 Nr 187; 1913 Nr 227). Wenn jedoch die Einwirkungen lediglich des. 
wegen das nach § 906 zu duldende Maß überſchreiten, weil der leidende Eigentümer bei 
dem Gebrauche ſeines Grundſtücks regelwidrig verfährt oder eine den allgemeinen 
Anforderungen widerſprechende Einrichtung trifft (z. B. eine Trennungswand 
nach dem Nachbargrundſtück herſtellt, die nicht die von der Polizei vorgeſchriebene Stärke hat, 
oder einen Betrieb unmittelbar an der Nachbarwand einrichtet, ohne zur Abwendung von 
Störungen geeignete und übliche Vorkehrungen zu treffen), kann Beſeitigung der (über- 
mäßigen) Einwirkungen nicht verlangt werden. Denn in Anbetracht der auf die nachbarlichen 
Verhältniſſe zu nehmenden Rückſicht würde in einem ſolchen Verlangen ein Mißbrauch der 
dem Eigentümer nach § 903 zuſtehenden Rechte (vgl. § 903 A 6) zu finden fein (RG JW 
1912, 58916; Warn 1918 Nr 227; Gruch 34, 476). — Über den Fall, daß mehrere als gleich- 
zeitige oder zuſammenwirkende Störer in Betracht kommen, vgl. A 10. 

Im Falle der Veräußerung des Grundſtücks während des Rechtsſtreits findet 8 266 8PO 
Anwendung. Der Rechtsnachfolger ift berechtigt und auf Antrag des Gegners auch verpflichtet, 
den Rechtsſtreit zu Übernehmen (RG 40, 333, vgl. auch JW 12, 47127). — Dürch Herſtellung ab⸗ 
helſender Einrichtungen während des Rechtsſtreits wird die Verurteilung, da der Kläger ein 
Recht auf dauernden Schutz hat und ihm dieſer in der Regel nur durch ein die ſofortige Zwangs⸗ 
vollſtreckung ermöglichendes Urteil gewährt wird, nur ausgeſchloſſen, wenn der Einwirkende 
beweiſt, daß Einrichtungen getroffen ſind, die nach menſchlicher Vorausſicht die ſchädliche Ein- 
wirkung auf ein Maß zurückführen, das nach $ 906 ertragen werden muß, ſowie daß eine 
Beſeitigung der Schutzeinrichtungen und die Wiederaufnahme des früheren Betriebs nach 
Lage der obwaltenden Verhaltniſſe nicht in Frage kommen kann (RG 36, 178; JW' 96, 210°”; 
98, 610 ; 99, 757358; 02, 70; 02 Beil 203; 06, 55625; [1910, 65412], 1911, 32621; 1927, 45°; 
Warn 1912 Nr 215; 1917 Nr 245; 1919 Nr 172: Gruch 44, 866; 54, 1008). Soweit letzteres 
dargetan wird, iſt der Zuſtand zur Zeit der Klagerhebung nicht maßgebend (RG JW 1911, 
22071). — Dies gilt anderſeits auch inſoweit, als während des Rechtsſtreits Verſtärkungen 
der Einwirkungen (z. B. infolge Ausdehnung des Betriebs auf dem Nachbargrundſtück) ein⸗ 
treten. Solche Verſtärkungen find zu berücksichtigen, und dem Beklagten liegt gegebenen⸗ 
falls auch hier (. A 8) die Beweislaſt dafür ob, daß dieſe Einwirkungen nach § 906 zu 
dulden ſind MRS JW 1911, 3262). — Die Einrede der Unmöglichkeit, den Klaganſpruch 
zu erfüllen, greift nicht durch, weil es ſich um einen dinglichen Anſpruch auf Beſeiti⸗ 
gung des das Eigentum beeinträchtigenden Zuſtandes handelt; vielmehr muß der geſetz⸗ 
mäßige Zustand, der dem Berechtigten die ungeſtörte Ausübung feines Rechtes ermöglicht, 
unter allen Umſtänden hergeſtellt werden (RG ZW 1910, 75415). — Der Anſpruch aus 
8 1004 überhaupt iſt noch nicht verjährt, wenn einzelne Einwirkungen ſchon während rechts: 
verlahrter Zeit ftattgefunden haben. Denn durch die letzte Einwirkung iſt der Anspruch 
von neuem entſtanden. Der aus dieſer Einwirkung entſtehende Anſpruch aber unterliegt der 
ordentlichen Verjährung (88 194 Abſ 1, 195, 198). § 902 kommt nicht zur Anwendung, da es 
15 bas einen Anſpruch aus einem eingetragenen Recht im Sinne dieſer Vorſchrift 
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§ 907 
) Der Eigentümer eines Grundſtücks:) kann verlangen?), daß auf den 
Nachbargrundſtſickens a) nicht Anlagen hergeſtellt oder gehalten werden‘), von 
denen mit Sicherheit vorauszuſehen iſts), daß ihr Beſtand oder ihre Ber 
nutzunge) eine unzuläſſige Einwirkung auf ſein Grundſtück zur Folge hat)). 
Genügt eine Anlage den landesgeſetzlichen Vorſchriften, die einen beſtimmten 
Abſtand von der Grenze oder ſonſtige Schutzmaßregeln vorſchreiben, ſo 
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kann die Beſeitigung der Anlage erſt verlangt werden, wenn die unzu⸗ 
läſſige Einwirkung tatſächlich hervortritts). 

Bäume und Sträucher gehören nicht zu den Anlagen im Sinne dieſer 
Vorſchriften )). 

E I 864 II 821; M 3 292 ff.; P 3 157 ff. 


1. 8 907 gewährt dem Grundeigentum Schutz vor drohenden künftigen Einwirkungen. 
Die Eigentumsfreiheitsklage iſt danach zunächſt hinſichtlich einer beabſichtigten, gefahrdrohenden 
Anlage in Erweiterung des § 1004 als vorbeugendes Schutzmittel ſchon vor dem Eintritt 
unzuläſſiger Einwirkungen gegeben (vgl. M 3, 294; RG 104, 85), und zwar auf Unter⸗ 
laſfung der Herſtellung der Anlage (Prot 3, 159). Iſt die Anlage bereits hergeſtellt und 
findet von ihr aus eine über $ 906 hinausgehende Einwirkung ſtatt, jo kann gemäß 88 903, 905, 
1004 auf Beſeitigung der Beeinträchtigung und, wenn weitere Beeinträchtigungen zu beſorgen 
ſind, auf Unterlaſſung der Störung, alſo auf Unterlaſſung der Benutzung der Anlage über⸗ 
haupt oder in der bisherigen Art geklagt werden (f. $ 906 A 18). Auch in dieſer Hinſicht enthält 
§ 907 eine Erweiterung des Eigentumsanſpruchs. Der Eigentümer kann, wenn die weitere 
Benutzung der hergeſtellten Anlage die Fortdauer unzuläſſiger Einwirkungen zur notwendigen 
Folge hat, nicht bloß Unterlaſſung der Benutzung, ſondern auch Beſeitigung der Anlage 
verlangen (Prot 3, 159), mag auch die bisherige Einwirkung noch nicht mit Schadenszufügung 
verbunden geweſen ſein (M 3, 295; RG 50, 229). — Ein Schadenserſatzanſpruch aber 
kann auch hier wie ſonſt bei übermäßiger Einwirkung nur nach Maßgabe der 88 823 ff., ins⸗ 
beſondere unter der Vorausſetzung eines Verſchuldens des die Anlage Herſtellenden oder Halten⸗ 
den, geltend gemacht werden (vgl. hierüber RG 50, 228; JW 1911, 7642 u. § 906 A 18). — 
Ferner gilt auch hier wie für den Anſpruch aus § 1004, daß, wenn durch öffentlichrecht⸗ 
liche Beſtimmungen (vgl. $ 26 Gew; Artt 109, 125 EG) oder durch ſonſtige Normen 
des objektiven Rechts, die wegen einer Notſtandslage ($ 904) ein Zurüdftehen der Ausübung 
von Privatrechten hinter dem öffentlichen Intereſſe fordern, das dem gefährdeten Eigen 
tümer nach 8 907 zuſtehende Recht auf Beſeitigung einer Anlage zugunſten eines Nach- 
bars entzogen iſt, als Erſatz dafür ein Entſchädigungsanſpruch gegen den letzteren, auch 
ohne daß dieſem ein Verſchulden zur Laſt fällt, gegeben lein kann (vgl. hierüber RG 50, 229; 
58, 132; 93, 104; 101, 102; JW 07, 2991; 1911, 7642; Grı ch 66, 479; OLG 18 S. 124, 
127 vol. auch § 906 A 1, 18); jo z. B. iſt derjenige, der während des Krieges auf einem 
Grundſtück eine Sprengſtoffabrik betrieben hat, von der infolge der durch die Kriegsverhält⸗ 
niſſe notwendig gewordenen äußerſten Ausnutzung der Eintritt von Exploſionen mit Sicher⸗ 
geit zu erwarten war, auch ohne Verſchulden zum Erſatze des durch Exploſionen den 
Nachbargrundſtücken zugefügten Schadens verpflichtet (RG 101, 102; Grid) 66, 479). Da. 
bei iſt nicht, wie in den Fällen des Ausſchluſſes des auf 88 908, 906, 1004 geſtützten Ab⸗ 
wehranſpruchs durch 8 26 GewO (f. 8 906 A 13), hinſichtlich des Nichterforderniſſes eines 
Verſchuldens ein Unterſchied zu machen zwiſchen dem nach der Klagerhebung entſtehenden 
und dem vor der Klagerhebung erwachſenen Schaden, weil die Klage auf Beſeitigung der 
Anlage oder auf Einſtellung des Betriebs wegen unzuläſſiger, mit Sicherheit vorauszuſchen⸗ 
der Einwirkungen hier durch § 26 Gewd von Anfang an ausgeſchloſſen iſt (RG 104, 86). 
Soweit aber ſolche öffentlichrechtliche Beſtimmungen nicht entgegenſtehen, kann der An⸗ 
ſpruch aus 8 907 auch gegenüber der Anlage einer öffentlich rechtlichen Körperſchaft geltend 
gemacht (3. B. A Kanalifation, Wegebauten, Bedürfnisanftalten einer Stadt 
gemeinde, RG JW 00, 639; 01, 52; OLG 2, 345), anderſeits ein Schadenserſatzanſpruch 
nur unter Nachweis eines Verſchuldens erhoben werden (RG JW 1911, 76422). Über Zu⸗ 
läſſigkeit des Rechtswegs für einen Anſpruch aus $ 907 gegenüber einer beabfichtigten 
gewerblichen Anlage, die gemäß 88 16, 24 Gewd der behördlichen en bedarf, 
nach erhobenen Einwendungen in dem die Genehmigung betreffenden Verfahren (S8 17ff. 
Gew) vgl. NG 13, 55; JW 08, 301%, auch 08, 245%, ; 


2. Anſpruchsberechtigt aus $ 907 find außer dem Eigentümer des Grundſtücks auch 
der Erbbauberechtigte ($ 1017 Abſ 2, BD v. 15. 1. 19 f 11), der Dienſtbarkeitsberechtigte 
(88 1027, 1090 Abſ 2) und der Nießbraucher (8 1065). Dagegen ſteht dem Mieter oder 
Pachter, da fein Recht nur ſchuldrechtlicher Natur iſt, ein ſolcher Anſpruch nicht zu (RG 59, 
327). — Das Bergwerkseigentum iſt kein Sacheigentum und auch kein Recht an einem 
fremden Grundſtück, ſondern der Inbegriff der Berechtigungen, die dem Zwecke der berg ⸗ 
männiſchen Produktion dienen (RGS 87, 400; Gruch 59, 1059). Gemäß Art 67 EG beſtimmt 
ſich in Preußen der Inhalt und Umfang der Berechtigungen nach $ 54 Allg Berg; daher 
iſt $ 907 für das Bergrecht nicht anwendbar, insbeſondere nicht auf das nachbarliche Ver⸗ 
hältnis zweier Bergwerke untereinander (RG Gruch 59, 1058). 

3. Das Verlangen kann an den Eigentümer des Grundſtücks, auf dem ſich die Anlage 
befindet, auch dann geftellt werden, wenn fie von ihm nur hergeſtellt ift, aber von einem anderen 
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(3. B. dem Pächter) für eigene Rechnung benutzt wird; anderſeits kann der Anſpruch auch 
gegenüber demjenigen Dritten geltend gemacht werden, der die Anlage auf dem ihm nicht 
gehörenden Nachbargrundſtücke errichtet oder hält (vgl. $ 906 A 13). — Zur Begründung 
der Klage muſſen die Vorausſetzungen des Satz 1 dargetan werden, alſo daß die Anlage 
errichtet iſt oder hergeſtellt werden ſoll und daß von ihr eine unzuläſſige Einwirkung mit 
Sicherheit zu erwarten iſt. Da jedoch nach § 903 grundſätzlich alle Einwirkungen unzuläſſig 
ſind, ſo genügt der Kläger ſeiner Beweispflicht, wenn er dartut, daß mit Sicherheit Einwir⸗ 
kungen überhaupt zu erwarten ſind. Sache des Beklagten iſt es dann, nachzuweiſen, daß die 
Einwirkungen im gegebenen Falle nach Maßgabe von Ausnahmevorſchriften, insbeſondere 
nach § 906, vom Eigentümer geduldet werden müſſen, alſo nicht unzuläſſig find (ſtr., RG JW 
1910, 2028). Auch kann der Beklagte ſich darauf berufen, daß ſeine Anlage den in Satz 2 ge⸗ 
meinten landesgeſetzlichen Vorſchriften genügt (vgl. A 8). — Eine einſtweilige Verfügung 
nach § 940 ZPO (3. B. auf Verbot der Fortſetzung des Baues der Anlage) iſt zuläſſig (OLG 
4, 61). 


3 a. Unter Nachbargrundſtücken ſind nicht nur unmittelbar angrenzende Grundſtücke zu 
verſtehen, ſondern nach dem Zweck des § 907, der ſich gegen Anlagen richtet, die ihrer Natur 
nach eine Einwirkung auf Grundſtücke, die in der Nähe liegen, vorausſehen laſſen, auch ent⸗ 
fernter liegende Grundſtücke, ſofern ſie nur ſich innerhalb des Einwirkungskreiſes der An⸗ 
47 befinden (RG Gruch 66, 478 [IWW 1923, 288°]; vgl. auch § 906 A 6, § 909 A 3, 8 917 
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4. Anlagen im Sinne des 8 907 find ſowohl ſolche, die von ſelbſt ohne Hinzutritt einer 
weiteren menſchlichen Tätigkeit einwirken, deren „Beſtand“ alſo gefährdend ſein kann, wie 
Teiche, waſſerführende Gräben und Kanäle (M 3, 295; Prot 3, 160), wenn fie z. B. übel 
riechen oder ſchmutziges Waſſer mit ſich führen (RG 51, 254) oder Aufenthalt für Tiere bieten, 
die ſchädigend einwirken (NG JW 1910, 65412); als auch ſolche, die, wenn fie beſtimmungs⸗ 
gemäß verwendet werden, alſo durch die „Benutzung“ einwirken, wie Viehſtälle (RG 51, 254), 
Backöfen, Rauchfänge (Prot 3 S. 157, 160), Düngergruben (OLG 4, 59), Leichenhäuſer 
(OLG 4, 61), ein behufs Benutzung eines Privatwegs des Nachbars angelegter Straßen 
anſchluß (OG 2, 345), Aufſchüttungen von Erd. und Sandmaſſen (RG 60, 140), Stauvor- 
richtung (RG IW 08, 301°), eine Kleinbahnanlage mit ungünſtigen Steigungs⸗ und Krüm⸗ 
mungsverhältniſſen (RG JW. 07, 2991; Os 18, 123). Jedoch muß die Anlage eine 
ſolche ſein, welche, ſei es ſelbſttätig oder unter menſchlicher Mitwirkung, mittels Hinüber⸗ 
leitens ihrer Beſtandteile oder mittels Zuführens greifbarer oder doch ſinnlich wahrnehm⸗ 
barer Stoffe die Grenze überſchreitet oder zu überſchreiten droht (RG 51, 253). 
Daher fallen nicht unter $ 907 ſolche Anlagen, die ſich ſtreng auf der Grundfläche des fie 
Errichtenden halten, nicht unmittelbar und poſitiv in das Gebiet des anderen Grundſtücks 
hinübergreifen, wenn fie auch etwa negativ einwirkend (3. B. durch Entziehung früher zu⸗ 
gefloſſenen Lichtes, bisher gegebener Ausſicht oder Bequemlichkeit; von einem Gebäude 
verurſachte Windſtauungen, Wirbel- und Stoßwinde, welche die Leiſtung einer Windmühle 
verringern) das andere Grundſtück beeinträchtigen (RH 51, 254; 62, 88; JW 09, 16110; 
Gruch 65, 612; vgl. Warn 1913 Nr 96; Gruch 58, 1028; 8 906 U 1). So iſt z. B. die Er⸗ 
höhung oder Tieferlegung einer Straße, wodurch lediglich Licht und Ausſicht beeinträchtigt 
oder den Anliegern die bisherige Art der Straßenbenutzung entzogen wird, nicht eine Anlage 
im Sinne des $ 907 (RG 51, 253; OLG 18, 126). Desgleichen nicht eine mit Feuer- und 
ein gefahr verbundene Aulage, auch wenn durch die Gefährlichkeit des Betriebs der 
Wert des leidenden Grundſtücks herabgeſetzt wird (RG 50, 225; OLG 4, 55; vgl. § 906 
UN). — Ferner ilt nach allgemeinem Sprachgebrauch unter „Anlage“ ein Werk oder eine 
Einrichtung von gewiſſer Selbſtändigkeit und dauerndem Beſtande zu verſtehen. 
Daher fällt z. B. nicht unter $ 907: eine einzelne, in ein Gebäude eingeftellte, mit dieſem 
nicht verbundene Maſchine; ein einzelner Fabrikraum, der mit Geräten, Werkzeugen und 
lonſtigen Einrichtungen zur Herſtellung von Stoffen verſehen ift (vgl. RG 51, 253; JW 
1912, 75217; Gruch 46, 652). . 9 

5. Die unzuläſſige Einwirkung muß mit Sicherheit vorauszuſehen ſein. Die auf die 
bloße Möglichkeit ſich gründende Beſorgnis derartiger Einwirkungen (3. B. daß der Bruch 
eines Gasrohrnetzes eintreten, aus einem mit Crplofionsgefahr verbundenen Gewerbe ⸗ 
betriebe Feuer entſtehen könne), genügt nicht (RG 50, 229; 63, 378; IW 02 Beil 203; 
1910, 20°). Eine mathematiſche Sicherheit iſt aber nicht zu erfordern. Mit Sicherheit 
vorauszuſehen iſt die unzuläſſige Einwirkung auch dann, wenn fie (was z. B. hinſichtlich der 
Exploſion eines Dynamitlagers oder bei der Herſtellung von Kriegsmunition auf dem Nach⸗ 
bargrundſtück in Betracht kommt) nach den Lebenserfahrungen mit höchſter Wahrſcheinlichkeit 
früher oder ſpaͤter einmal zu erwarten ift (vgl. RG Gruch 59, 476; JW 1923, 2897; 1924 15409). 

6. Der Veſtand oder die Benutzung der Anlage muß die unzuläſſige Einwirkung hervor⸗ 
bringen (f. A 4). Dies trifft nicht zu, wenn die Anlage nur an einem die Störung allein ver⸗ 
urſachenden Mangel leidet, der behoben werden kann (3. B. wenn eine Kloake nicht genügend 
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zementiert ift). Dann kann nur auf Grund 8 1004 Beſeitigung des Mangels verlangt werden 
(RS 63, 378; Gruch 46, 652; OLG 4, 59). 

7. Unzuläſſige Einwirkungen find nicht nur die im $ 906 gemeinten Einwirkungen durch 
unwägbare Stoffe, die über die im § 906 geſtatteten Grenzen hinausgehen (vgl. über den 
Begriff dieſer Einwirkungen $ 906 A 1, 5), ſondern auch alle ſonſtigen, das Eigentumsrecht 
(88 903, 905) beeinträchtigenden Einwirkungen, die dem Nachbar weder durch Geſetz (vol. 
über die in dieſer Hinſicht in Betracht kommenden Reichs- und Landesgeſetze $ 906 A 1; 
8 903 A 3), noch in Ausübung eines beſonderen Rechtes geſtattet find (RG 50, 228; Gruch 
47, 651; JW 1910, 20%). Z. B. auch die Entſendung von feſten Körpern, wie Kugeln aus 
einem Schießſtande, Steinen aus einem Steinbruche, Tauben aus Taubenſchlägen, Bienen 
aus Bienenkörben (vgl. RG 12, 174; ZW 1910, 65418; Gruch 45, 1016). Es muß ſich aber, 
wie aus den Worten „Einwirkung auf das Nachbargrundſtück“ ſich ergibt, um ein (drohendes) 
Eindringen auf das Nachbargrundſtück unter Überſchreitung der Grenze handeln (was z. B. 
bei Vertiefung des betreffenden Grundſtücks nicht der Fall iſt, OLG 29, 339) (RG 61, 254; 
98, 17; JW 08, 14212, 09, 1611; SeuffA 59, 124). Deshalb ſtellt ſich das durch das bloße 
Daſein eines Gebäudes auf dem Nachbargrundſtück verurſachte Zurückwerfen des Windes 
und des Regens nicht als unzuläſſige Einwirkung dar, da nach 88 903, 905 der Nachbar, 
ſoweit er nicht durch ein geſetzliches oder polizeiliches Verbot oder durch ein beſonderes 
Recht Dritter gehindert iſt, auf ſeinem Grundſtück beliebig Gebäude errichten darf und 
das Zurückwerfen des Windes und des Regens auf Naturgeſetzen beruht, nicht durch 
Hinüberwirken des Gebäudes auf das andere Grundſtück verurſacht wird, das Gebäude 
vielmehr nur abwehrend dabei mitwirkt (RG Gruch 58, 1026; [Warn 1914 Nr 57. Gleiches 
gilt von dem Beſtehen einer Bretterwand, die dem Haufe auf einem Nachbargrundſtücke 
Licht und Luft entzieht oder beeinträchtigt (RG 98, 17). — Über die Beweislaſt hin⸗ 
ſichtlich der Zuläſſigkeit oder der Unzuläſſigkeit der Einwirkung f. A 3. — Soweit infolge von 
Anlagen gefährdende Zuflüſſe von Waſſer drohen (z. B. im Falle: Hochwaſſers eines Fluſſes; 
einer mit einem Eiſenbahnbetriebe zuſammenhängenden Entwäſſerungsaulage), lommt nach 
Art 65 EG Landesrecht zur Anwendung (RG ZW 1912, 39112; Warn 1910 Nr 447). Ander ⸗ 
ſeits auch, ſoweit es ſich um Entziehung von Waſſer (Grundwaſſer) durch eine Waſſer⸗ 
verforgungsanlage handelt (RG Warn 1913 Nr 96). Vgl. für Preußen Waſſergeſetz v. 
7. 4. 13 8 285 (Anlagen im Überſchwemmungsgebiet gefahrbringender Waſſerläufe dürfen 
nur mit behördlicher Genehmigung hergeſtellt werden), SS 41, 200 Abſ 1 (. 8 906 A 5), 
$ 331 Abſ 2 (Entwäſſerungsanlagen ohne Entſchädigung für die lediglich durch Veränderung 
des Grundwaſſerſtandes hervorgerufenen Nachteile). 

8. Die nach Art 124 EG in Geltung befindlichen landesgeſetzlichen Vorſchriften der 
im Satz 2 bezeichneten Art (3. B. Licht⸗ und Fenſterrecht, SS 137 ff. PrALN I 8; |. RG 
Warn 1913 Nr 152) können nicht nur bürgerlichrechtlicher, ſondern auch polizeilicher 
Natur fein (Prot 3, 159). Dazu gehören z. B.: für Preußen Art 674 Code civil; PrULCH 1 8 
89 125—128, 131 (Schweineſtälle, Kloaken und andere den Gebäuden ſchädliche Aulagen, 
Rinnen und Kanäle, Brunnen), $ 185 (Entfernung vom Nachbargrundſtück bei Boden» 
erhöhung; OLG 18, 128), auch II 15 § 247 (RG 50, 319); für Bayern Artt 62—66 AG. BGB; 
88 8, 52 Allg BauO v. 17. 2. 01; für Württemberg Artt 219 ff. AG. BGB; für Baden Art 18 
AG. BGB. Unter den durch Art 124 aufrechterhaltenen landesrechtlichen Beſchränkungen 
des Eigentums „zugunſten der Nachbarn“ ſind auch diejenigen zu verſtehen, die den Begriff 
des Nachbarrechts (ſ. A 3a) nicht auf die unmittelbar angrenzenden Grundſtücke einengen 
(RG 50, 322; Gruch 66, 478). — Im Folle des Satzes 2 iſt als Vorausſetzung für die Klage 
eine bereits hervorgetretene unzuläſſige Einwirkung (f. A 7) deswegen beſtimmt, 
weil durch die Beobachtung der betreffenden landesgeſetzlichen Vorſchriften in der Regel 
eine unzuläſſige Einwirkung verhindert wird (vgl. Prot 3, 159). Der Kläger hat daher 
in dieſem Falle gegenüber der Berufung des Beklagten auf die landesgeſetzliche Vorſchrift 
(ſ. A 3) zu beweiſen, daß doch eine unzuläſſige Einwirkung (ſ. A 7) erfolgt iſt. Dann 
kann er die Beſeitigung der Anlage verlangen. Er braucht ſich nicht mit der Unterlaſſung 
der Benutzung der Anlage zu begnügen (Prot 3, 160). Hat der Nachbar auf ſeinem 
Grundſtück ein Sprengſtoffmagazin angelegt, das polizeilich genehmigt ift (88 1ff. Spreng 
ftoff@ v. 9. 6. 84), fo iſt eine unzuläſſige Einwirkung ſolange nicht tatſächlich hervorge⸗ 
treten, als eine Exploſion des Sprengſtofflagers noch nicht ſtattgefunden hat, und kann 
daher ſolange nicht nach § 907 Abſ 1 Satz 2 Beſeitigung der Anlage verlangt werden, ab- 
geſehen davon, ob nicht einem ſolchen Beſeitigungsverlangen mit Rückſicht auf die polizei. 
liche Genehmigung überhaupt § 26 RGewd entgegenſtehen würde (dich Gruch 59, 475; 
Warn 1914 Nr 251). 3 . 
n 9. Bezüglich der Baume und Sträucher gelten 8 910, auch § 923 und Art 124 EG (für 
Preußen § 174 ALR 1 8; für Bayern Artt 71—75 AG. B60). Über Erſatz des Schadens, 
der durch Umfallen eines morſchen Baumes einem Nachbargrundſtücke zugefügt wird, ſ. RG 


52, 373. 
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8 908 


Droht einem Grundſtücke die Gefahr), daß es durch den Einſturz eines 
Gebäudes oder eines anderen Werkes), das mit einem Nachbargrund⸗ 
ſtücke verbunden iſt, oder durch die Ablöſung von Teilen?) des Gebäudes 
oder des Werkes beſchädigt wird, jo kann der Eigentümer) von demjenigen“), 
welcher nach dem § 836 Abſ 1 oder den SS 837, 838 für den eintretenden 
Schaden verantwortlich ſein würdee), verlangen“), daß er die zur Abwen⸗ 
dung der Gefahr erforderliche Vorkehrung triffte). 


E II 822; P 3 161, 162, 


1. Die Gefahr muß drohen, daß das Gebäude oder Werk infolge ſeines Zuſtandes ganz 
oder zum Teil nach allgemeinem Naturgeſetz in einer das Nachbargrundſtück ſchädigenden 
Weiſe zerfällt (vgl. RG 70, 206). $ 908 findet daher z. B. nicht Anwendung, wenn auf dem 
Nachbargrundſtück ein Gewerbebetrieb ſtattfindet, der mit der Gefahr einer Exploſion ver- 
bunden iſt, die erſt den Einſturz zur Folge haben kann. — Iſt der Schaden bereits ein- 
getreten, fo finden die SS 836 ff. Anwendung (vgl. RG 52, 239: JW 1910, 65311 
1911, 580186; Gruch 57, 973; 58, 192). — Zweck der Vorſchrift des § 908 ift, daß, weil in dem 
betreffenden Falle § 907 Abſ 1 nicht anwendbar iſt, der Gefährdete nicht erſt die Schädigung 
ſoll dulden und dann auf Schadenserſatz ſoll klagen müſſen (Prot 3, 161). 

2. Über den Begriff des Gebäudes f. 8 912 A 4. — Ein Werk iſt nicht bloß ein eigent⸗ 
liches Bauwerk, ſondern ein jeder, einem beſtimmten Zweck dienender, nach gewiſſen Regeln 
der Kunſt oder der Erfahrung hergeſtellter, mit einem Grundſtück verbundener Gegenſtand 
(RG 60, 139; 76, 261; Warn 09 Nr 23; Gruch 57, 972). Z. B. Tor (RG Warn 1920 Nr 12; 
Seuffa 57 Nr 62), Fahrſtuhl (NG Gruch 60, 132), Firmenſchilder (RG JW 06, 4288), 
Bahndamm (RG JW 08, 196100, Drahtzaun (RG ZW 1910, 65311; OLG 20, 37), Brunnen, 
Waſſerleilungen, Durchlaß auf einem Bürgerſteige (RG 76, 260; JW 1923, 10265), Kanäle, 
Schleuſen (Seuff 64 Nr 92), Deiche (RG Gruch 58, 192), Gasrohrleitung (NG 74, 22), Tele- 
graphen. und elektriſche Stromleitungen (OLG 5, 240; 18, 85), Mauern (OLG 14, 43), 
Baugerüſte (MG JW 1910, 28821; Seuffll 76 Nr 116), militäriſcher Signalmaſt auf fremdem 
Grundſtück (R Gruch 57, 972), Drahifeil für eine Drechenwarte (OLG 43, 218), Licht⸗ 
ſchacht auf dem Bürgerſteig einer ſtädtiſchen Straße (RG Gruch 58, 1008), auch Buden und 
ahnliche zu vorübergehendem Zwecke errichtete Baulichkeiten, ſofern fie mit dem Grund und 
Boden verbunden ſind (vgl. RG ZW 1910, 28821). Unter Umſtänden kann auch ein unfer⸗ 
tiger Bau (z. B. ein unvollendet gebliebener Rohbau) oder ein wieder in Verfall geratenes 
Gebäude ein Bauwerk im Sinne des 8 908 ſein (RG Warn 1912 Nr 78). Nicht aber ein 
aufgeſchütteter Erdhaufen, es ſei denn, daß er zu einem beſtimmten Zweck hierfür geeignet 
(3. B. als Böſchung) hergeſtellt iſt (RG 60, 140). 

. Ablöſung kann nur angenommen werden, wenn fie infolge der mangelhaften Beſchaffen⸗ 
heit des Gebäudes oder des Werkes eintritt (RG Gruch 57, 973; Seuff 76 Nr 116). Jedoch 
wird nicht durch jede Mitwirkung menſchlicher Kraft der Begriff der Ablöſung ausgeſchloſſen. 
In den meiſten Fällen wird vielmehr die Ablöſung ſich in der Weiſe vollziehen, daß zu der 
fehlerhaften Beſchaffenheit noch die Einwirkung menſchlicher Tätigkeit (z. B. Anlehnen an un- 
genfigend Befeſtigtes, Stützen auf nicht Tragfähiges, ungewolltes Anſtoßen an mangelhaft 
Verbundenes) hinzukommt. Entſcheidend aber iſt, ob der Grund des Ablöſens weſentlich in der 
mangelhaften Veſchaffenheit zu ſehen iſt (Rh Gruch 57, 974: Herausziehen eines ordnungs⸗ 
5 10 loſe eingefügten Nagels durch ein Kind, das die Folgen nicht erkennt; Warn 1919 
Nr 169: Herunterfallen eines Zlegelſteins eines in ſchadhaftem Zuſtande befindlichen Daches 
bei Vornahme der Ausbeſſerung; Warn 1920 Nr 12: Umfallen eines mit einem Wagen ange- 
Tahrenen, loſe in einem Tor hängenden Torflügels; R 113, 292: allmähliche Lockerung der ein 
Oberſenſter feſthaltenden Riegel durch Erſchütterungen). Auch wenn durch die Tätigkeit eines 
Tieres letzten Endes ſich das Ablöſen vollzieht, iſt unter dieſer Vorausſetzung eine Ablöſung 
gegeben (vgl. R Gruch 57, 974). Überhaupt kann dies der Fall fein, wenn ein zu der mangel 
haften Beſchaffenheit hinzutretender, von außen kommender Auſtoß das Ablöſen mitverurſacht 
(RS Gruch 58, 193: Durchbruch eines Deiches infolge einer Waſſerflut). Daher wird eine Ab 
löſung auch dann als drohend anzunehmen ſein, wenn zwar die mangelhafte Beſchaffenheit 
des Gebäudes oder des Werkes für ſich allein noch nicht das Ablöſen von Teilen beſorgen 
laſſen möchte, aber doch die mangelhafte Beſchaffenheit eine derartige iſt, daß bei Hinzu⸗ 
treten eines von außen kommenden nicht ungewöhnlichen Anſtoßes, ſei es durch menſchliche 
Tätigkeit oder eine ſonſt Bewegung verurſachende Kraft, das Ablöſen wahrſcheinlich iſt und 
im Falle des Ablöſens die mangelhafte Beſchaffenheit als die Haupturſache zu erachten wäre. — 
Ablöſung ift nicht bloß vollſtändige Trennung des Teiles vom Ganzen, ſondern umfaßt alle 
Fälle, in denen ein Teil einſtürzt oder zerbricht (val. RG 52, 238; RG JW 04, 486°; 
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1912, 24210; OLG 4, 285; 5, 249; 9, 45). Sie erfordert auch nicht, daß die Aufhebung 
des Zuſammenhangs, wie es beim Abbrechen oder Abreißen der Fall zu ſein pflegt, unter 
teilweiſer Zerſtörung oder Vernichtung des Gebäudes oder des Werkes vor ſich geht, ſondern 
nur, daß von dieſem ein Teil losgelöſt wird (NG Gruch 57, 974; Warn 1920 Nr 12). Teile 
eines Gebäudes find alle, nicht bloß die weſentlichen Beſtandietle des Gebäudes (OLG 12, 278), 
mögen ſie auch nicht feſt verbunden ſein, z. B. Fußböden, Decken (OL 4, 286), Steinflieſen 
{NG 52, 288; 76, 260), Treppe, Treppengeländer (RG 59, 8; Warn 1918 Nr 13, DYG 18, 86), 
Brett eines Bodenbelags (NG ZW 1912, 24210), Geſimsſtücke (RG IW 08 Beil 115; 04, 48711; 
OLG 9, 47), Putzſtücke (R Warn 1916 Nr 78), morſche Dielen (NG Warn 1916 Nr 228), 
Dachfenſter (NG JW 07, 454; Warn 1914 Nr 55), Dachaufſätze (NG JW 04, 91%), Dad)- 
ziegel (RG Warn 1919 Nr 169), Fenſterläden (RG 60, 421), Kette eines Klappfenſters, Auf- 
ziehgurt einer Jalbuſie (RG Gruch 57, 975), durch Riegel feſtgehaltenes Oberfenſter (RG 
113, 292), Beleuchtungskörper (RG Warn 1915 Nr 288), Fenſterſcheiben (OLG 5, 249), 
Rolladenſtücke (OLG 14, 52), Torflügel (R Warn 1920 Nr 12; OLG 14, 58), Fahnen ⸗ 
ſtangen (OLG 12, 277), Telegraphenſtangen (OLG 5, 246), Draht einer elektriſchen 
Leitung (SeuffA 64 Nr 30). Teil eines Werkes it z. B. das Tragſeil eines Fahrſtuhls (RG 
Gruch 60, 132). Jedoch können für die Anwendung des $ 908 nur ſolche Gegenſtände in 
Betracht kommen, die bereits endgültig in das Gebäude oder Werk verbaut und baumaßige 
Teile geworden ſind, nicht Gegenſtande, mit deren Einfügung erſt begonnen iſt (vgl. RG 
rn 1912 Nr 78). Auch muß, ſoweit es ſich um eine einzelne Sache handelt, eine nicht 
bloß äußerliche, mechaniſche, ſondern der Bildung und dem Zwecke des Ganzen dienende 
Verbindung vorliegen, bei der die Sache zur Herſtellung des Gebäudes oder des Werkes 
eingefügt oder ſonſtwie aus baulichen Gründen oder zu baulichen Zwecken an ihm ange⸗ 
bracht iſt (3. B. iſt nicht Gebäudeteil ein Spiegel, der nicht an einer angepaßten Stelle in die 
Wand eingelaſſen, ſondern nur an der Wand aufgehängt und unten durch eiſerne Klammern 
geſtützt ift (vgl. R 107, 387). 


4. Klageberechtigt iſt außer dem Eigentümer, da die drohende Gefahr als eine Be⸗ 
einträchtigung des Eigentumsrechts gilt, der Miteigentümer (8 1011), ſowie, ſofern das 
Nutzungsrecht an dem Grundſtücke gefährdet iſt, auch der Erbbauberechtigte (8 1017 Abſ 2, 
ven % 95 1. 19 8 11), der Dienſtbarkeitsberechtigte (88 1027, 1090 Abſ 2), der Nießbraucher 


5. Der Anſpruch iſt gegeben nicht gegen den Eigentümer des Gebäudes oder Werkes 
als ſolchen (f. unten), ſondern gegen den Eigenbeſitzer (unmittelbaren oder mittelbaren, 
55 854, 868) des Nachbargrundſtüſcks (88 830 Ab] 1 u. 3, 872) oder gegen den, der auf 
dem ihm fremden Nachbargrundſtück in Ausübung eines eigenen Rechtes ein Gebäude oder 
ein anderes Werk beſitzt (8 837) oder gegen den, der die Unterhaltung des Gebäudes oder 
eines anderen Werkes für den Eigentümer übernommen hat, oder vermöge eines ihm zu- 
ſtehenden Nutzungsrechts dazu verpflichtet iſt (5 838). Was den erſten Fall anlangt, ſo kann 
der Eigentümer nicht in Anſpruch genommen werden, wenn er nicht den Beſitz des Grund. 
ſtücks hat, da er dann unter Umſtänden von dem gefahrdrohenden Zuſtande des Gebäudes 
oder Werkes keine Kenntnis haben kann, ihm auch die Inſtandhaltung nicht obliegen wird. 
Auch nicht der frühere Beſitzer, wiewohl er gemäß $ 836 Ab] 2 für den eintretenden 
Schaden ebenfalls verantwortlich ſein würde; denn der Abſ 2 $ 836 iſt hier nicht zitiert. 
Im zweiten Falle kommt es an ſich nicht darauf an, ob das Recht, in deſſen Ausübung 
das Gebäude oder Werk beſeſſen wird, ein dingliches (z. B. Erbbaurecht) oder ein perſön · 
liches (3. B.: Pacht; Berechtigung zur Aufſtellung eines Bangerüſtes zufolge Übertragung 
einer Bauausführung) iſt (R Warn 1910 Nr 154; RG St JW 04, 58186). Jedoch iſt, 
wie ſich aus dem Zuſammenhalt von 8 837 mit $ 836 ergibt, erforderlich, daß der auf Grund 
eigenen Rechtes an dem Gebäude oder Werke ausgeübte Beſitz abgeſondert von dem 
Beſitz an dem Grundſtücke beſteht, wie in dem Falle des $ 95, in dem in Ausübung eines 
Rechtes an einem fremden Grundſtück ein Gebäude mit dieſem verbunden iſt, und daß dem 
Beſitzer des Gebäudes oder Werkes auch die Sorge für dieſes obliegt (z. B. weil er es als Pächter, 
als Bauunternehmer errichtet hat, Ach 59, 8, JW 1910, 6530; Warn 1910 Nr 154). Daher 
it nicht Beliter im Sinne des 8 837 3. B.: der Mieter eines dem Grundſtückseigentümer 
gehörenden Hauſes; der Pächter eines Grundstücks hinſichtlich eines Werkes, das ſich zur Zeit 
der Pacht bereits auf dem Grundſtück (vom Eigentümer oder auch einem früheren Pächter 
errichtet) befunden hat (RG 59, 8; JW 1910, 65811; vgl. jedoch R St JW 04, 58119). In 
dem dritten Falle kann neben dem Unterhaltungspflichtigen (3. B. Nießbraucher, Wohnungs⸗ 
berechtigten, Prot 2, 657; Grunddienſtbarkeit [5 1020, R Gruch 58, 1003]; Nutznießungs⸗ 
recht des Ehemanns 85 1363, 1378], des Vaters 88 1649, 1654], der Mutter [88 1684, 16860) 
auch der Eigenbeſitzer des Grundſtücks in Anſpruch genommen werden, ſofern er ebenfalls 
für den eintretenden Schaden verantwortlich ſein würde (vgl. NRG Gruch 58, 1004; Warn 
1915 Nr 233). 
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6. Verantwortlich würden bei Unterſtellung des Eintritts einer Schädigung die in A 5 
bezeichneten Perſonen nach $ 836 Abj1 Satz 1, 2 nur dann fein, wenn der Einſturz oder die 
Ablöſung die Folge fehlerhafter Errichtung oder mangelhafter Unterhaltung (vgl. RG 113, 392; 
Warn 1913 Nr 13) wäre und wenn ferner von ihnen nicht der nachgelaſſene Beweis 
geführt würde, daß ſie zum Zwecke der Abwendung der Gefahr die im Verkehr erforderliche 
Sorgfalt beobachtet haben (vgl. RG 113, 296). Nur unter dieſen Vorausſetzungen kann daher auch 
die Klage aus $ 908 gegen fie durchdringen (vgl. jedoch RG Gruch 60, 134 [das dem früheren 
Urteil Warn 1914 Nr 334 nachgefolgt iſt], wo hinſichtlich eines Anſpruchs auf Schadens. 
erſatz auch der § 829 für anwendbar erklärt und danach auch der verſchuldensunfähige [z. B. 
wegen Geiſteskrankheit entmündigte] Eigentümer für haftbar erachtet wird, gleichviel, ob er 
einen geſetzlichen Vertreter hat oder nicht). Fehlerhafte Errichtung liegt vor, wenn 
das Gebäude oder Werk infolge der Art und Weiſe ſeiner Errichtung den daran zu ſtellen⸗ 
den Anforderungen nicht genügt, mag auch bei der Errichtung an ſich ein Kunſtfehler 
nicht vorgekommen fein (RG 76, 260; Seuffü 57 Nr 62). Mangelhafte Unter- 
haltung wird nicht nur dann anzunehmen ſein, wenn gegen allmählichen Verfall nichts 
veranlaßt iſt, ſondern auch, wenn ein durch ein plötzlich eintretendes Naturereignis (z. B. 
Exploſion, Erdbeben, Feuer) herbeigeführter gefahrdrohender Zuſtand nicht alsbald beſeitigt 
wird. Jedoch wird der Beſitzer, der nicht ſelbſt Sachverſtändiger iſt, bei Errichtung des Ge⸗ 
bäudes oder Werkes die zur Abwendung der Gefahr erforderliche Sorgfalt in der Regel be⸗ 
obachtet haben, wenn er einen tüchtigen Sachverſtändigen zur Herſtellung gewählt hat (RG 
74, 22; 76, 262; Warn 09 Nr 302; 1920 Nr 12; OLG 4, 281; 9, 47). Zur ſorgfältigen Unter- 
haltung gehört es, daß die zur Verhütung von Gefahren üblichen Maßnahmen getroffen und 
regelmäßig Reviſionen vorgenommen werden (RG JW 04, 9116, 04, 48711; 07, 454; OLG 
3, 27). Die Anſtellung eines zur gehörigen Unterhaltung befähigten Sachverſtändigen genügt 
nicht. Es muß auch die Ausführung des Auftrags überwacht werden (RG JW 06, 33613; 
vgl. ferner RG 113, 297, jedoch auch Rh Warn 1910 Nr 333). 


7. Zur Begründung des Verlangens muß der Gefährdete dartun, daß die Gefahr droht, 
und ferner, daß der Beklagte zu den in A 5 bezeichneten Perſonen gehört, die im Falle des 
Eintritts der Schädigung wegen fehlerhafter Errichtung oder mangelhafter Unterhaltung 
verantwortlich fein würden (ſ. A 6; vgl. RG 52, 129; 70, 206; JW 07, 161%; Gruch 50, 979; 
Warn 1920 Nr 12). Dem Beklagten bleibt überlaſſen, den Einwand aus 8 836 Abſ 1 Satz 2 
zu erheben (vgl. R JW 04 S. 911%, 4871; 06, 33612; 07, 454; Warn 1913 Nr 13; 1920 
Nr 12; Gruch 50, 979; 56, 961). Beſteht eine Verantwortlichkeit für den gefahrdrohenden 
Zustand nicht, fo kann für den Gefährdeten ein Recht auf Selbſtſchutz nach Maßgabe des 
3 228 gegeben fein. — Der Anſpruch aus 8 908 iſt nach § 924 unverjährbar. 


8. Die Vorkehrungen, die der Beklagte treffen ſoll, brauchen in der Klage ebenſowenig 
wie im Urteil im einzelnen angegeben zu fein; vielmehr ift es dem Beklagten zu überlaffen, 
die geeigneten Maßnahmen zu wählen (vgl. RG 37, 174; 40, 184; 65, 76; Gruch 40, 1097). 
Unter Umſtänden kann auch ein völliger Abbruch des Gebäudes oder des Werkes erforderlich 
fein (R 65, 76). 


8 909 


Ein Grundſtück darf nicht!) in der Weiſe vertieft werden?), daß der Boden 
des Nachbargrundſtücks?) die erforderliche Stütze verliert), es ſei denn, daß 
für eine genügende anderweitige Befejtigung?) geſorgt iſts)sa). 

E 1 865 II 823; M 3 295 f.; P 3 182. 


1. Aus den Worten „darf nicht“, die von der 2. Kommiſſion in nur redaktioneller Anderung 
an die Stelle von „unzuläſſig“ geſetzt find (Prot 3, 162), in Verbindung damit, daß § 909 
an die über Beſchränkungen des Eigentumsrechts an Grundſtücken Beſtimmung treffenden 
88 904 ff. ſich anſchließt, ift zu entnehmen, daß es lich auch hier um ein eine Eigentumsbeſchrän⸗ 
tung enthaltendes Verbot zugunſten des Nachbargrundſtücks handelt, deſſen Übertretung eine 
Störung des Rechtes des am Nachbargrundſtücke Berechtigten im Sinne des 1004 enthält 
(vgl. RG 103, 175; Gruch 58, 668). Deshalb kann, wenn die Störung durch Vornahme der 
hier fraglichen unzuläſſigen Vertiefung erfolgt ift, Beſeitigung der Beeinträchtigung, alſo die 
Bewirkung von Vorkehrungen verlangt werden, wodurch der nach $ 909 als gefahr. 
drohend und das Recht des Nachbars beeinträchtigend anzuſehende Zuftand der Vertiefung 
behoben wird (RG 103, 175). Sind weitere Störungen dieſer Art zu beſorgen, ſo kann auf 
Unterlaſſung geklagt werden. Dieſe Anſprüche find, wenn die unzuläſſige Vertiefung bei 
der Ausführung eines Baues erfolgt, nicht deswegen ausgeſchloſſen, weil für den Bau bau⸗ 
polizeiliche Erlaubnis erteilt worden iſt, da bei dieſer der Bauplan nur vom baupolizeilichen 
Standpunkt aus geprüft und genehmigt wird (RG Warn 1914 Nr 85). — Die Anſprüche 
richten ſich nach den für Eigentumsfreiheitsanſprüche allgemein geltenden Grundſätzen 
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zäunchſt gegen den, der die Störung, alſo die unzuläſſige Vertiefung, ſelbſt oder durch 
einen andern vorgenommen hat, mag er der Eigentümer oder ein Dritter, dem die Ver⸗ 
fügungsmacht über das vertiefte Grundſtück zuſteht (3. B. Beſitzer, Inhaber, Nutzungsberech⸗ 
tigter), fein (RG 103, 176). Sodann aber auch gegen denjenigen, der den bereits vor⸗ 
gefundenen gefahrdrohenden Zuſtand wiſſentlich beſtehen läßt, wiewohl er zu feiner Be⸗ 
ſeitigung rechtlich und tatſächlich in der Lage iſt (3. B. den Sondernachfolger des vertiefenden 
Eigentümers, OLG 4, 62; 18, 129; SeuffA 64 Nr 70); dein nach dem Wortlaute des Ge⸗ 
ſetzes ift auch der durch das Vertiefen geſchaffene Zuſtand für unſtatthaft erklärt und das Be⸗ 
ſtehenlaſſen dieſes gefahrdrohenden Zuſtandes beivirft eine Beeinträchtigung des Eigentums 
(vgl. RG Warn 09 Nr 143, jedoch auch 09 Nr 455). Jedoch iſt der Anſpruch, wie überhaupt 
ein Abwehranſpruch gegen denjenigen, der die beeinträchtigende Handlung vorgenommen hat, 
auch gegen denjenigen, der das betreffende Grundſtück unzuläſſig vertieft hat, nur dann gegeben, 
wenn die Fortdauer der Störung von dem maßgebenden Willen des Störenden abhängig 
iſt; denn der Abwehranſpruch ſetzt eine gegenwärtige Beeinträchtigung voraus (RG 92, 26; 
103, 176). Daher iſt derjenige, der während ſeines Eigentums am Grundſtück die unzuläſſige 
Vertiefung vorgenommen hat, gegenüber der Abwehrklage nicht der richtige Beklagte, wenn 
er zur Zeit der Klagerhebung nicht mehr Eigentümer iſt und auch ſonſt keine Verfügungs⸗ 
macht über das Grundſtück hat; es kann dann nur ein Schadenserſatzanſpruch (J. unten) gegen 
ihn in Frage kommen (RG 108, 173; OLG 4, 65; 18, 129). Daran ändert es auch nichts, 
wenn der gegenwärtige Eigentümer dem vertiefenden früheren Eigentümer erlaubt hat, die 
zur Beſeitigung der unzuläſſigen Vertiefung erforderlichen Arbeiten auf dem nunmehr ihm 
gehörigen Grundſtück vorzunehmen; denn zur Rechtfertigung der Abwehrklage genügt es nicht, 
daß der Inanſpruchgenommene die tatſächliche Möglichkeit zur Beſeitigung der Vertiefung 
hat, ſondern iſt Vorausſetzung, daß ihm die Verfügungsmacht über das Grundſtück zusteht 
(RS 103, 177). — Dem Beklagten iſt zu überlaſſen, welche Maßnahmen er treffen, 
ob er die Vertiefung zuſchütten oder ſonſtige zur Beſeitigung der Gefahr geeignete Bor» 
kehrungen veranlaſſen will (vgl. 8 908 A 8). Eine Begrenzung des Anſpruchs auf Vor⸗ 
nahme von Befeſtigungsarbeiten oder ſonſtigen Sicherungsmaßregeln würde den Beklagten 
in der Wahl der Vorkehrungen unzuläſſigerweiſe beſchränken (vgl. $ 906 A 13; a. M. 
OLG 5, 151). — Ein Schadenserſatzanſpruch beſteht nur nach Maßgabe der 88 828 ff., 
insbeſondere im Falle des Verſchuldens (RG 51, 179; 103, 176; JW 1910, 7432; 1911, 
76423; Warn 1912 Nr 385; Gruch 50, 680; 25. 10. 05 V 114/05; 28. 2. 06 V 866/05; 
21. 3. 06 V 145/05; a. M. OLG 5, 151), auch wenn die unzuläſſige Vertiefung bei Aus⸗ 
führung eines Baues erfolgt, dem baupolizeiliche Erlaubnis erteilt worden iſt (RG Warn 
1914 Nr 85). Dabei iſt $ 909 als ein Schutzgeſetz im Sinne des § 828 Abſ 2 anzuſehen 
(RG 51, 179; 63, 327; Warn 1912 Nr 385; 23. 11. 10. V 641/09). Ein Verſchulden kann 
darin gefunden werden, daß der Vertiefende vorausgeſehen hat oder bei gehöriger Auf- 
merkſamkeit hätte vorausſehen müſſen, daß der Boden des Nachbargrundſtücks die erforder⸗ 
liche Stütze verlieren würde, und er nicht gehörige Vorkehrungsmaßregeln zur Abwendung 
der Gefahr getroffen hat (RG 62, 371; Warn 1915 Nr 50). Dies gilt insbeſondere auch, 
wenn eingetretene Schäden und Warnungen des Geſchadigten während der Vertiefungs⸗ 
arbeiten nicht genügend berückſichtigt werden (RG Warn 1912 Nr 385; 21. 3. 06 V 145/05; 
15. 2. 11 V 220/10). Iſt es der Eigentümer eines Nachbargrundſtücks, der Vertiefungs 
arbeiten (z. B. Ausſchachtungen zur Aufführung eines Baus) vornehmen läßt, ſo wird er, 
da $ 909 vorzugsweiſe darauf gerichtet iſt, den Grundſtückseigentümer zugunſten des 
Nachbars in ſeinem Eigentum zu beſchränken, feiner Pflicht zur Vornahme geeigneter Vor 
kehrungen nicht dadurch ledig, daß er die Herſtellung der Anlage einem Unternehmer über⸗ 
trägt; vielmehr hat er den Unternehmer darauf hinzuweiſen und nach der Übertragung darauf 
zu achten, daß bei der Ausführung der Arbeit die durch den § 909 angezeigte Rückſicht auf 
das Nachbargrundſtück nicht außer acht gelaſſen wird (RG JW 1910, 15015; 1911, 9391; Warn 
1910 Nr 18; vgl. aber auch Warn 1912 Nr 385). Läßt eine Stadtgemeinde durch einen tech⸗ 
niſchen Beamten, der nicht ihr Vertreter iſt, Vertiefungsarbeiten auf ihrem Straßenterrain 
vornehmen, fo muß fie, um von der Schadenserſathpflicht frei zu ſein, dartun, daß fie bei 
der Leitung und Beaufſichtigung der Ausführung die im Verkehr erforderliche Sorgfalt 
beobachtet habe (RG JW 1911, 9391; Warn 1910 Nr 18; vgl. aber auch Warn 1910 Nr 21). — 
Durch Vereinbarung der Beteiligten können die vorbezeichneten Anſprüche wegen unzu⸗ 
läffiger Vertiefung ebenſo ausgeſchloſſen werden, wie eine Erweiterung der Rechte des 
Nachbars hinſichtlich Einwirkungen über § 906 hinaus durch Vereinbarung zuläſſig iſt. Vgl. 
hierüber RG JW 09, 725%, § 906 A 1. 

2. Verboten iſt nur, daß das Grundſtück in der hier fraglichen Weiſe vertieft wird. Alle 
anderen Vertiefungen ſind geſtattet, ſoweit nicht etwa landesgeſetzlich (Art 124 EG) weitere 
Beſchränkungen beſtimmt find. Liegt aber eine Vertiefung im Sinne des $ 909 vor, fo iſt 
fie auch dann eine unzuläſſige, wenn fie ſich etwa in dem landesgeſetzlich beſtimmten Abſtand 
von der Grenze halt, da in dieſer Hinſicht das Reichsrecht maßgebend iſt. Auf die Art der 
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Vertiefung kommt es im übrigen nicht an, ebenſowenig, daß ſie von gewiſſer Dauer iſt; auch 
eine vorübergehende Vertiefung (z. B. das ſtückweiſe Ausheben von Fundamentgruben behufs 
ſofortiger Wiederauffüllung) kann genügen (RG 51, 179; Seuff A 64 Nr 70). 

3. Unter Nachbargrundſtück iſt nicht nur ein ſolches Grundſtück zu verſtehen, das un⸗ 
mittelbar an das andere Grundſtück grenzt, ſondern nach dem Zweck des § 909 auch ein 
entfernter davon gelegenes (3. B. durch einen Weg geſchiedenes), ſofern nur die Vertiefung 
des andern Grundſtücks ihm die erforderliche Stütze entziehen kann (RG JW 1910, 15015, 
auch Gruch 66, 478). 

4. Eine Vertiefung iſt nur dann unzuläſſig, wenn der Boden des Nachbargrundſtücks 
die erforderliche Stütze verliert (ſ. A 1). Jedoch iſt unter „Stütze“ nicht nur dis vertikale 
zu verſtehen, welche die benachbarten Grundſtücke ſich einander gegenſeitig durch das Erdreich 
gewähren und wodurch das ſeitliche Abſtürzen und Nachſtürzen verhütet wird, ſondern auch 
die horizontale Stütze, die ein Grundſtück in ſeinen unteren Bodenſchichten findet und die ein 
Einſtürzen, ein Zuſammenſinken verhütet (RG Gruch 58, 664 [Warn 1914 Nr 200. Andere 
ſchädliche Wirkungen aber, wie Sinken des Grundwaſſers, Verſiegen des Brunnenwaſſers, 
machen für ſich allein die Vertiefung nicht zu einer unzuläſſigen (RG 62, 372; OLG 42, 276); 
ſofern ee hinſichtlich der unterirdiſchen Waſſer die Unzuläſſigkeit aus dem hierfür gemäß 
Art an ſich maßgebenden Landesrecht ergibt (vgl. hierüber $ 905 A 1, 9 906 A 5 
„Balfer‘). In welcher Art jedoch dem Boden die erforderliche Stütze entzogen ſein muß, 
wird im $ 909 nicht unterſchieden. Deshalb kann eine Vertiefung auch zufolge Entziehung 
von Grundwaſſer dann unzuläſſig fein, wenn dem Boden dadurch (ſei es allein, ſei es in 
Verbindung mit Entziehung einer Fließſandſchicht, z. B. durch ſtarkes Pumpen) die Feſtig · 
keit und Tragfähigkeit genommen (R 62, 872; JW 1910 S. 7423, 15015, 330°; 1911, 939%; 
dgl. 1913, 267°) oder ein Zuſammenſinken des Bodens (4. B. eines Moorbodens) verurfacht 
wird (MG Gruch 58, 664). Iſt auf ſolche Weiſe der Tatbeſtand des § 909 gegeben, ſo hat 
dieſe Vorſchrift ſtets zur Anwendung zu kommen, mag die Entziehung von Grundwaſſer nach 
landesgeſetlichen waſſerrechtlichen Beſtimmungen auch ſonſt zuläſſig ſein (RG Gruch 58, 664; 
[Warn 1914 Nr 20). 

5, Geſorgt für anderweitige genügende Befeſtigung iſt auch ſchon dann, wenn zwar 
noch nicht die zur Verhütung des Einſturzes erforderlichen Sicherungsmaßregeln, wohl aber 
die nach den gegenwärtig obwaltenden Verhältniſſen zu erfordernden Schutzvorkehrungen 
4 B. vorbereitende Maßregeln) getroffen werden. — Eine Vorſchrift, wonach bei Vertiefungen 
eine beſtimmte Entfernung von der Grenze des Nachbargrundſtücks einzuhalten wäre, iſt 
um B08 (vgl. für Landesrecht Art 124 EG, 5187 PrALR I 8) nicht gegeben (vgl. RG JW 1911, 
2801), Die Vorkehrungen müffen auf dem Grundſtück getroffen werden, das vertieft 
werden ſoll. Der Vertiefende hat kein Recht darauf, daß der Eigentümer des Nachbar 
grundſtücks Vorkehrungen auf dieſem duldet. Unter Umſtänden kann aber in der Weigerung 
des Eigentümers ein Mitverſchulden im Sinne des $ 254 Abſ 2 zu finden ſein, das zwar nicht 
den Unterlaſſungsanſpruch, wohl aber einen Schabenserſatzanſpruch (ſ. A 1) ausſchließen oder 

och beſchränken kann (RG JW 1910, 830°; 28. 11. 10 V 641/09). — Für die Frage, welche 

ei eſtigungen erforderlich ſind, um eine an ſich nach $ 909 verbotene Vertiefung zu⸗ 
äulalien, find die beſonderen Verhältniſſe des Na bargrundſtücks zur Zeit der Vornahme 

175 der unbedingt maßgebend das Geſet trifft in dieſer Hinficht keine Unterſcheidung 
nach der Act der Beſchaffenheit des Nachbargrundſtücks. Daher wird der Anſpruch (ſ. A 1, 6) 
auch nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß ein durch die Vertiefung betroffenes Haus auf dem 
f Ah bargrunditüd in mangelhaften Zuſtande ſich befindet; vielmehr müſſen in 
x em Falle zur Verhütung des 95 beſonders ſorgfältige Vorkehrungen getroffen 
5 (tr., RG II 1910, 330°; 1925, 22382; Warn 1910 Nr 23; 1912 Nr 385). Der Nach. 
zer muß aber nicht deswegen, weil mit dem Eintritt von Schäden von vornherein zu rechnen 
ift, ſtets die Vertiefung unterlaſſen oder Schadenserſatz leiſten. Vielmehr gilt dies nur dann, 
wenn von vornherein die techniſche b 0 0 0 für die Befeſtigung des Bodens zu ſorgen, 
feſtſteht (MG Warn 1912 Nr 385, auch NE 62, 870; JW 1911, 70420. f 

— der unzuläſſigen Vertiefung find anſpruchsberechtigt außer dem Eigentümer 
und Miteigentümer des Nachbargrundſtücks der Eigenbeſitzer (5 872), Erbbauberechtigte 
($ 1017 Abſ 2, BO v. 15. 1. 19 8 11), Dienſtbarkeitsberechtigte (88 1027, 1090 Abſ 2), Nieß 
braucher ($ 1065). — Der Kläger muß, da 8 909 eine Ausnahme von dem nach 88 903, 905 
geltenden Grundſatze der Unbe chränktheit der Befugniſſe des Eigentümers ift, bemeifen, daß 
durch die Vertiefung der Boden die erforderliche Stütze verliert. Der Beklagte kann ich durch 
den Beweis befreien, daß für eine genügende anderweitige, wenn auch von einem Dritten 
vorgenommene Befeſtigung geſorgt iſt. 

„ 68. Erhöhungen des Grundſtücks fallen nicht unter 8 909, ebenſowenig Niederreißen 
eines Gebäudes, ſofern nicht eine Vertiefung im Sinne des 8 909 damit verbunden iſt. 
Exſtere find nach 88 903, 905 unbedingt zufällig, es ſei denn, daß fie ſich als „Anlagen“ im 
Sinne des 8 907 darſtellen und auf das Nachbargrundſtück unzuläſſig einwirken (vgl. jedoch 
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8 907 A 4); letzterenfalls findet 8 907 Anwendung. Wegen des durch Niederreißen eines 
Gebäudes etwa entſtandenen Schadens kann ein Erſatzanſpruch nach § 823 Abſ 2 begründet 
fein, weun die erforderlichen Schutzvorkehrungen (§ 367 Nr 14 StG) nicht getroffen ſind 
(RG 51, 178; 70, 206; SW 00, 6729). 


§ 910 

Der Eigentümer eines Grundſtücks kann!) Wurzeln eines Baumes oder 
eines Strauches?), die von einem Nachbargrundſtück eingedrungen ſind, ab⸗ 
ſchneiden und behalten. Das gleiche gilt von herüberragenden Zweigen“), 
wenn der Eigentümer dem Beſitzer“) des Nachbargrundſtücks eine ange⸗ 
meſſene Frift?) zur Beſeitigung beſtimmt hat und die Beſeitigung nicht 
innerhalb der Friſt erfolgt. 

Dem Eigentümer ſteht dieſes Recht nicht zu, wenn die Wurzeln oder die 
Zweige die Benutzunge) des Grundſtücks nicht beeinträchtigen“. 


E I 361 II 824; M 3 287, 288; P 3 138—148, 


1. 5 861 E I gab dem Grundſtückseigentümer, wenn Zweige oder Wurzeln vom Nach⸗ 
bargrundſtück herüberragten, die Eigentumsfreiheitsklage auf Beſeitigung des Herüberragen⸗ 
den, weil das Hinüberwachſen zwar nur eine mittelbare, nicht auf menſchlicher Tätigkeit beruhende 
Einwirkung ſei, aber doch eine Beeinträchtigung des Eigentums enthalte (M 3, 287). Die 
2. Kommiſſion, auf deren Beſchlüſſen § 910 beruht, erachtete die Gewährung eines Anſpruchs 
auf Beſeitigung für unpraktiſch und auch für nicht genügend gerechtfertigt, weil die Bäume und 
Sträucher aus natürlichen Gründen hinüberwachſen und ein widerrechtlicher Eingriff nicht 
vorliege. Deshalb ſollte dem Eigentümer nur das Selbſthilferecht gegeben ſein. Aber auch 
dieſes ſollte, um Schutz gegen das zweckloſe Beſchädigen von Bäumen zu gewähren, ausge ⸗ 
ſchloſſen ſein, wenn das Hinüberragen die Benutzung des Grundſtücks nicht beeinträchtige. 
Ferner ſollte bezüglich der hinüberragenden Zweige, weil dem Nachbar daran liegen konne, 
das Ausäſten ſelbſt vorzunehmen, die aus Abſ 1 Satz 2 8 910 erſichtliche weitere Einſchränkung 
gelten, wonach erſt nach vergeblicher Aufforderung des Nachbars das Selbſthilferecht ſollte 
ausgeübt werden dürfen (Prot 3 S. 141—143). — Aus dieſer Entſtehungsgeſchichte ergibt ſich 
zunächſt: Der Grundſtückseigentümer kann lediglich das Selbſthilferecht ausüben, und zwar 
bezüglich der hinüberragenden Wurzeln oder Zweige nur unter der Vorausſetzung der beein- 
trächtigenden Einwirkung (Abf. 2), und bezüglich der Zweige unter der aus Abſ 1 Satz 2 ſich 
ergebenden ferneren Vorausſetzung. Eine Eigentumsfreiheitsklage auf Beſeitigung der 
Wurzeln oder Zweige aus 8 1004 ſteht ihm nicht zu (OLG 2, 141). Weiter folgt daraus, 
daß eine ſolche Klage auch nicht etwa anderen dinglich Berechtigten (3. B. Erbbauberechtigte, 
Nießbraucher, Dienſtbarkeitsberechtigte) gegeben iſt, da fie nicht mehr Rechte als der Eigen 
tümer haben konnen, von dem fie ihre Rechte ableiten, überdies nach dem Willen des Geſetzes 
das natürliche Hinüberwachſen nicht als eine beeinträchtigende Störung im Sinne des $ 1004 
zu erachten iſt (ſtr.). Ihnen iſt aber auch, abgeſehen von dem Erbbauberechtigten (§ 1017, 
VO v. 15. 1. 19 § 11), die Ausübung der Selbſthilfe aus eigenem Recht zu verſagen, da 
das Selbſthilferecht als eine ausſchließlich mit dem Eigentume verbundene Befugnis ge⸗ 
währt iſt und der Eigentümer allein darüber zu beſtimmen hat, ob die Beſeitigung erfolgen 
ſoll oder nicht, ferner die Frage der Beeinträchtigung (Abs. 2) nur nach der Beſchaffenheit 
des Grundſtückes in feiner Totalität beurteilt werden kann (ftr.). — Der Eigentümer kann 
die Beſeitigung jederzeit vornehmen. Hinſichtlich der Zweige f. jedoch A 5. Verfährt 
er bei der Beſeitigung nicht ſorgfältig (verfährt er z. B. heimlich, ſo daß der Nachbar nicht 
geeignete Maßnahmen, daß auch nach Abschneiden der Wurzeln der Baum feine Standfeſtig⸗ 
keit behält, treffen kann, und fällt dann der Baum um), oder liegen die Vorausſetzungen des 
Abſ 1 Satz 2 (für Zweige), oder die des Abſ 2 (für Wurzeln oder Zweige) nicht vor, ſo kann 
er ſchadeuserſatzpflichtig werden (88 823, 826; vgl. OLG 39, 216), und zwar in den 
zuletzt genannten Fällen, wenn er den Mangel ſeines Rechtes zur Beſeitigung gekannt hat, 
oder hätte kennen muſſen. 

2. § 910 gilt nicht bloß für einzelne Bäume oder Sträucher (zu denen auch lebende Hecken 
gehören, Prot 3, 142), ſondern auch für Waldungen (Prot 3, 148). — Vgl. hinſichtlich: 
der Obſtbäume Art 122 EG; aller Bäume Art 124 EG; der Waldungen die Übergangsvor⸗ 
ſchrift des Art 183 EG. > 4 . 

3. Satz 2 gilt nur von Zweigen, nicht von Wurzeln. Ragt der Baum ſtamm (3. B. infolge 
ſchiefen Wachſens) herüber, fo findet nicht § 910, ſondern $ 1004 (Klage auf Beſeitigung) 
Anwendung. Hinſichtlich des Grenzbaums ſ. 8 928. a N 3 

4. Die Friſt wird dem Beſitzer geſetzt, weil der nicht beſitzende Eigentümer nicht in der 
rechtlichen Lage ift, die Zweige zu beſeitigen. Iſt der Beſitzer des Nachbargrundſtücks eine an⸗ 
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dere Perſon als der Beſitzer des Baumes (Art 181 Abſ 2 EG), fo iſt die Friſt dem Beſitzer 
des Baumes zu ſetzen (Prot 3, 142). 

5. Die Friſt muß angemeſſen ſein. Ob ſie es iſt, beſtimmt im Streitfalle der Richter 
nach freiem Ermeſſen. Unter Umſtänden iſt es angemeſſen, die Friſt ſo weit auszudehnen, 
daß die Beſeitigung der Zweige nicht in die Zeit des Wachstums der Bäume fällt (Prot 3, 
143). Hat der Eigentümer eine zu kurze Friſt geſetzt und vor Ablauf der angemeſſenen Friſt 
die Zweige abgeſchnitten, fo darf er fie nicht für ſich behalten. Das gleiche gilt, wenn er fir 
ohne Setzung einer Friſt abgeſchnitten hat. 

6. Gemeint iſt nicht bloß die gegenwärtige, ſondern auch die zukünftige Benutzung, ins⸗ 
befondere im Falle der Vornahme von Anderungen (4. B. durch Bauten). 

7. Der Eigentümer des Baumes oder Strauches hat, wenn es zum Prozeſſe kommt (z. B. 
über das Eigentum an den abgeſchnittenen Holzteilen, ſ. A. 5, oder wegen Schadenserſatzes, 
ſ. A 1) zu beweiſen, daß die Beeinträchtigung nicht vorliegt, da es ſich um eine Einrede 
handelt (Prot 3, 141). 


8 911 


Früchte!), die von einem Baume oder einem Strauche auf ein Nachbar- 
grundſtück) hinüberfallens), gelten als Früchte dieſes Grundſtücks:). Dieſe 
Vorſchrift findet keine Anwendung, wenn das Nachbargrundſtück2) dem 
öffentlichen Gebrauche dient). 

E I 862 II 825; M 3 289; P 3 149. 


1. Früchte im natürlichen Sinne find gemeint; nicht Früchte im Sinne des 8 99, z. B. 
nicht abbrechende Zweige, wie ſich aus den Worten „von einem Baume hinüberfallen“ ergibt 
(M 3, 289). Die Früchte find vor der Trennung weſentliche Beſtandteile des Grundſtücks, 
auf dem der Baum oder Strauch ſteht und gehören daher dem Grundſtückseigentümer. Dieſer 
oder der ſonſt zur Aneignung der Früchte des Grundſtücks Berechtigte (88 954—957) kann von 
dieſem Grundſtück aus auch die auf das Nachbargrundſtück überhängenden Früchte abpflücken 
oder ſonſt (z. B. durch Schütteln in einen Korb) abtrennen, falls darin nicht ausnahmsweiſe 
eine nach $ 905 unzuläſſige Einwirkung auf das Nachbargrundſtück liegen ſollte. Trennt er 
die Früchte dabei in der Weiſe ab, daß ſie nicht auf das Nachbargrundſtück fallen, ſo behält er 
endgültig bzw. erwirbt er deren Eigentum. Doch braucht ihm der Beſitzer des Nachbargrund⸗ 
ſtücks deſſen Betreten zum Abtrennen der Früchte nicht zu geſtatten. 

2. Ein Nachbargrundſtück iſt auch ein benachbarter See, Fluß, Platz, Weg. 

3. Gleichgültig iſt es, aus welcher Urſache (3. B. Windſtoß, Reife, menſchliche Einwirkung 
auch ſeitens des Eigentümers des Baumes, ſ. A 1) die Früchte hinüberfallen, und ob ſie 
vor dem Abfall hinüberhingen. Trennt aber der Nachbar ſelbſt die hinüberhängenden Früchte 
(. B. durch Pflücken oder Schütteln) vom Baum oder Strauch, fo gelten fie nicht als Früchte 
des Nachbargrundſtücks, und der zum Abtrennen nicht befugte Nachbar erwirbt daran Eigentum 
nicht, ift vielmehr ſchadenserſatzpflichtig (8 823). 
ae, Die hinübergefallenen Früchte gelten als Früchte des Nachbargrundſtücks zufolge 
der Fiktion ebenſo, wie die auf dem Grundſtücke erzeugten, und find denſelben Rechten unter- 
worfen, insbeſondere fallen fie den nach 88 953—957 zum Bezuge der Früchte dieſes Grund- 
ſtücks Berechtigten zu. 

5. Nach der Ausnahmebeſtimmung des Satzes 2 (vgl. über den Grund der Ausnahme 
Prot 3, 149) gehören die Früchte, die auf ein dem öffentlichen Gebrauche dienendes Nachbar- 
undfkiid (3. B. von Obſtbäumen neben einem öffentlichen Wege auf dieſen) fallen, dem 

aum oder Straucheigentümer oder dem nach 88 954-957 zum Bezuge der Früchte des 
Grundſtücks, auf dem der Baum oder Strauch fteht, Berechtigten, die fie von dort holen dürfen. 


8 912 


) Hat der Eigentümer) eines Grundſtücks bei der Errichtung?) eines 
Gebäudes“) über die Grenze) gebaute), ohne daß ihm Vorſatz oder grobe 
Fahrläſſigkeit“) zur Laſt fällte), jo hat der Nachbar?) den Überbau zu dul⸗ 
den 0), es ſei denn, daß er vor oder jofort!!) nach der Grenzüberſchreitung 
Widerſpruch erhoben hat!). 

Der Nachbar iſt durch eine Geldrente zu entſchädigen !). Für die Höhe 
der Rente iſt die Zeit der Grenzüberſchreitung maßgebend ). 

E I 857 II 826 M 3 282; P 3 138. 
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1. Der Eigentümer eines Grundſtücks, über deſſen Grenze gevaut iſt, würde beim Mangel 
beſonderer Vorſchriften nach 88 903, 1004 die Beſeitigung des hinüberreichenden Baues 
verlangen können. Die 88 912—916 regeln im wirtſchaftlichen Intereſſe den Fall der Grenz⸗ 
überſchreitung durch Errichtung eines Gebäudes. — Die Beteiligten können aber auch eine 
andere Regelung vereinbaren (3. B. Abſtandnahme von der Rentenpflicht und ſofortige 
Übertragung des überbauten Grundſtücksteils an den überbauenden Nachbarn zum Eigen⸗ 
tum oder auch, daß der hinüberzubauende Gebäudeteil Eigentum des Eigentümers des zu 
überbauenden Grundſtücks werden ſoll, OLG 29, 341; auch RG 109, 110; JF 4, 887). — 
Jedoch können durch einen Vertrag zwiſchen dem Bauenden und dem Beſitzer des Nachbar- 
grundſtücks, der ſich irrtümlich für den Eigentümer hält, auch wenn dadurch dem Bauenden 
das Nachbargrundſtück zur Bebauung überlaſſen wird, die zwiſchen dem Bauenden und dem 
wirklichen Eigentümer des Nachbargrundſtücks hinſichtlich des hinübergebauten Gebäudeteils 
aus dem Geſetze ſich ergebenden Rechtsverhältniſſe nicht geändert werden (RG 83, 146). 
— Die 88 912—916 finden auch auf einen vor dem Inkrafttreten des BGB ftatt- 
gehabten Überbau Anwendung (Art 181 Abſ 1 Ec), falls nicht nach den bisherigen Vorſchriften 
der Bauende das Eigentum an der überbauten Fläche erworben hat (RG 46, 143; 47 
S. 115, 360; 48, 262; 52, 16; 65, 73; 72, 272). 

2. Nicht bloß der Eigentümer, ſondern auch der Erbbauberechtigte (VO v. 15. 1. 19 
§ 11) ſowie der nach Art 63 EG Berechtigte. Geſchieht der Überbau von anderen als dieſen 
Perſonen, fo finden 88 166, 185 ſinngemäß Anwendung (z. B. der Überbauende erwirbt 
ſpäter das Eigentum an dem Grundſtück, M 3, 284). Dies gilt auch von Nießbrauchern 
und Pächtern. Sie ſtehen dem Erbbauberechtigten nicht gleich. 

3. Bei der Errichtung eines Gebäudes muß die Grenzüberſchreitung erfolgt ſein. Aus ⸗ 
beſſerung eines Gebäudes oder Anbau an ein ſchon vorhandenes Gebäude genügt nicht 
(Os 4, 65). Desgleichen nicht, wenn nach Errichtung des Gebäudes eine Mauer in- 
folge der Beſchaffenheit des Bodens nach der Seite des Nachbargrundſtücks ausgewichen 
iſt (RG 88, 41; JW 06, 802°). 

4. Gebäude iſt ein durch räumliche Umfriedung Perſonen und Sachen gegen äußere Ein⸗ 
flüſſe Schutz gewährendes, den Eintritt von Menſchen geſtattendes Bauwerk. Daher z. B. 
nicht: Mauern, Zäune, Hundehütten, Backöfen. Dieſe müſſen auf Verlangen des Nachbarn 
beſeitigt werden (88 903, 905, 1004; z. B. im Falle der Ausbauchung einer Grenzmauer, 
OLG 34, 171). Gleiches gilt auch hinſichtlich der nur zu einem vorübergehenden Zwecke 
($ 95) errichteten Gebäude (ftr.). 

5. Über die Grenze kann, da die Grenze zwiſchen zwei Grundſtücken nicht nur durch 
eine auf dem Erdboden verlaufende Linie, ſondern zugleich durch eine ſenkrecht auf dieſer 
Linie als errichtet zu denkende Fläche gebildet wird (vgl. $ 905; RG 88, 41), auch ein Ge⸗ 
bäudeteil unterhalb der Erdoberfläche (3. B. ein Weinkeller) oder oberhalb der Erb- 
oberfläche (z. B. ein Erker, eine Ausbauchung zufolge eines Baufehlers) gebaut fein (RG. 
88, 41 [mit weiterem RG Warn 1916 Nr 51]; OLG 26, 26; vgl. auch RG JW 06, 3027; 
Warn 1910 Nr 335, auch § 905 A 2); ſowie ein Gebäude, durch das zugleich das ganze 
Grundſtück des Nachbars überbaut ift, das Geſetz macht feine Anwendung nicht davon ab⸗ 
hängig, daß der Überbau ſich nur auf einen Teil des Nachbargrundſtücks erſtreckt (RG 52, 15; 
83, 146). Dagegen baut nicht über die Grenze, wer ein Gebäude lediglich auf des Nach⸗ 
bars Grundſtück errichtet. Ein ſolcher Bau iſt auf Verlangen des Nachbars zu beſeitigen 
(88 903, 1004; vgl. RG 52, 17). — Ferner iſt zur Annahme eines Überbaus erforderlich, daß 
der Bauende nicht bloß feine Eigentumsrechte, ſondern eine örtlich beſtimmte Grenze über⸗ 
ſchritten hat. Daher enthält ein Bau, wodurch lediglich das aus einer Grunddienſtbarkeit des 
Nachbars entſpringende Verbietungsrecht bezüglich der Verwendung des dienenden Grund⸗ 
ſtücks für gewiſſe Bauten durch Bebauung dieſes Grundſtücks oder eines Teiles davon ver⸗ 
letzt wird, keinen Überbau (RG 47, 856; 48, 262; 87, 378; JW 02 Beil 258). — Weiter 
liegt ein Überbau nicht vor, wenn beim Bauen der landesgeſetzlich (vgl. Art 124 Ech) vor ⸗ 
geſchriebene Abſtand von der Grenze nicht innegehalten ift (ſtr.; nach Prot 8, 178 ent- 
ſprechende Anwendung der 89 912 ff.). In RG 87, 378 iſt dahingeſtellt gelaſſen, ob dies 
allgemein zu gelten habe, jedoch iſt es gebilligt für den Fall, daß durch das Landesgeſetz 
ein Bauen ohne Wahrung der Abſtandsgrenze unbedingt verboten iſt. Der Nachbar kann 
daher, auch wenn er gegen Nichteinhaltung der Abſtandsgrenze beim Bau Widerſpruch nicht 
erhoben hat und der Bauende gutgläubig geweſen iſt, gemäß § 1004 Zurückrückung des 
Baues verlangen, und, wenn der Bauende ſchuldhaft gehandelt hat, nach § 828 Schadens- 
erſatz beanſpruchen (vgl. Rc 87, 872). a ö 

6. Gebaut muß ſein. Daher iſt nicht überbaut ein Gebäude, das infolge Alters oder 
Gebrechlichkeit die Grenze überragt (88 905, 908; vgl. OLG. 26, 26). f 

7. Vorſatz ift vorhanden, wenn der Bauende ſich der Grenzüberſchreitung bewußt ift; 
nicht erforderlich iſt die Abſicht, den Nachbarn zu ſchädigen (M 1, 280; Seuff A 56 Nr 126). 
Borſatz oder grobe Fahrläſſigkeit (vgl. über letztere RG 47, 116; JW 06, 302) liegt nicht 
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vor, wenn der Bauende ſich hinſichtlich des Verlaufs der Grenze oder, falls er weiß, 
daß er über die Grenze baut, ſich hinſichtlich des Rechtes, über die Grenze zu bauen, im 
entſchuldbaren Irrtum (guten Glauben; z. B. darüber, daß er Eigentümer auch des 
Nachbargrundſtücks ſei) befindet (RG 52, 15; 74, 88; 83, 146; 88, 41: Warn 1915 Nr 270; 
OLG 26, 25; a. M. SeuffA 56 Nr 126), oder ohne grobe Fahrläſſigkeit annimmt, daß der 
Nachbar mit dem Überbau ein verſtanden ſei (OLG 15, 348). Iſt aber der Überbau auf 
Grund und in Gemäßheit einer Vereinbarung erfolgt, wodurch der Erbauer eine recht ⸗ 
liche Befugnis zum Bauen über die Grenze wirklich erworben hat, jo findet $ 912 keine 
Anwendung (RG Warn 1915 Nr 270). Bei Vorſatz oder grober Fahrläſſigkeit muß auch 
ohne Widerſpruch des Nachbars der Überbau, da eine Duldungspflicht des Nachbars 
§ 1004 Abſ 2) nicht beſteht, gemäß § 1004 Ubi 1 beſeitigt werden (RG 52, 17; 88, 40). 
Dabei macht es keinen Unterſchied, ob die grobe Fahrläſſigkeit hinſichtlich der Nichtbeachtung 
des Grenzzuges oder hinſichtlich der die Grenzüberſchreitung verurſachenden Art (insbeſondere 
fehlerhaften Art) der Bauausführung vorliegt (RG 88, 41). 

8. Der Überbauende muß beweiſen, daß ihm weder Vorſatz noch grobe Fahrläſſigkeit zur 
Laſt fällt (Prot 3, 131; RG 47, 117). n J 

9. Nachbar iſt der Eigentümer oder Miteigentümer (§ 1011) des überbauten Grund ⸗ 
ſtücks. Ihm ſtehen die entſchädigungsberechtigten Erbbau⸗ oder Dienſtbarkeitsberechtigten 
($ 910) gleich. Darauf, daß der Nachbar (z. B. die Erben des verftorbenen eingetragenen 
Eigentümers) der Perſon und dem Aufenthaltsorte nach bekannt iſt, kommt es nicht an; es 
darf nur das Grundſtück nicht herrenlos (vgl. $ 927 A 8; § 928 A 2) fein (RG 83, 147; vgl. 
A 11). — Wegen Fehlens eines Nachbarverhältniſſes findet $ 912 nicht Anwendung, wenn 
der Bauende die Grenze eines andern ihm ebenfalls gehörigen Grundſtücks überbaut 
(ſtr.; RG 65, 361; 72, 272; Warn 1910 Nr 335; OLG. 26, 25; a. M. OLG 10, 108). Veräußert 
der Bauende ſpäter ein Grundſtück, ſo richtet es ſich nach dem Inhalt des Vertrags, was be⸗ 
züglich des Überbaues gelten ſoll. Beim Mangel einer Beſtimmung iſt anzunehmen, daß der 
Erwerber des überbauten Grundſtücks den ihm beim Vertragsſchluß bekannt geweſenen Über- 
bau ohne Entſchadigung dulden muß und daß der Erwerber des andern Grundſtücks von dem 
Bauenden, der das überbaute Grundſtück behält, die Duldung des Überbaues ohne Entſchädi⸗ 
gung verlangen kann. Erwirbt dagegen jemand in der Zwangsverſteigerung das überbaute 
Grundſtück, ſo iſt er Eigentümer auch des Gebäudes, ſoweit es auf ſeinem Grundſtück ſteht 
(ſtr.; RG 58, 311; 65, 863; 70, 201; 72, 269; Gruch 45, 1018). 

10. Die Pflicht, den Überbau zu dulden, iſt eine grunddienſtbarkeitähnliche Beſchränkung 
es Eigentums, das an der überbauten Fläche dem bisherigen Eigentümer verbleibt 
(RG 65, 362; auch 72, 272). Das Recht auf Duldung wirkt dinglich und iſt, weil auf 
Geſetz beruhend, nicht eintragungsbedürftig (RG ZW 06, 171%). Anderſeits iſt es auch, 
ſelbſt auf Grund einer Bewilligung des etroffenen Eigentümers, nicht eintragungs⸗ 
Schr; weil die Duldungspflicht eine dem Eigentum nach dem Geſetze von ſelbſt anhaftende 
Schranke iſt, die den allgemeinen Vorſchriften über Rechte an Grundſtücken nicht unter⸗ 
ſteht (ſtr.; IF 3, 329 [JW 1926, 19152). Soll dagegen auf das Recht verzichtet oder 
oll es ſonſt aufgehoben werden, fo iſt die Eintragung notwendig und auch zuläflig, weil 
es ſich dann um die Beſtellung einer Grunddienſtbarkeit zu Laſten des Grundſtücks des Über⸗ 
bauenden handelt (88 1018 Schlußſatz, 873; Id 4, 888). Über Verzicht auf die Rente und 
vertragsmäßige Feſtſetzung der Höhe der Rente |. § 914 A 4, 5. Ferner iſt die Eintragung 
einer Grunddienſtbarkeit auf Duldung eines Überbaues zugunſten des jeweiligen Eigentümers 
eines Nachbargrundſtücks auf Grund Bewilligung des betroffenen Eigentümers dann zu 
laſſig, wenn die Bewilligung nicht lediglich die geſetzliche Verpflichtung zur Duldung eines 
Überbaues wiedergibt, ſondern fie die Duldungspflicht allgemein ohne Rüclſicht auf das Vor 
handenſein der im $ 912 feſtgeſetzten Vorausſetzungen (z. B. um Zweifel oder Streitigkeiten 
über dies Vorhandenſein künftig zu vermeiden) beſtimmt; es muß nur, damit die Grund⸗ 
dienſtbarkeit den erforderlichen beſtimmten Inhalt hat, die Art und der Umfang des Über- 
baues genan bezeichnet fein (EG 3, 329 [JW 1926, 10152]; OLE 45, 209). — Das Recht 
auf Duldung hat ferner entſprechend dem 8 95 Abſ 1 Satz 2 die Wirkung, daß der Hin- 
Übergebaute Gebäudeteil nicht (nach 99 93, 94 Abſ 1, 946) Beſtandteil des Nachbargrund⸗ 
ſtücks wird (M 3, 287; RG 72, 272; 83, 147; OLG 29, 341; vgl. $ 95 A 5 über Errichtung 
einer Mauer auf der Grenze mit der Zweckbeſtimmung, daß die Mauer gemeinſchaft⸗ 
liche Giebelmauer der Nachbarn werden ſoll). Vielmehr iſt der Gebäudeteil ivefent- 
licher Beſtandteil des Grundſtücks des Bauenden, da das Gebäude ein einheitliches Ganzes, 
daher der Gebäudeteil gemäß 8 93 weſentlicher Beſtandteil des Gebäudes und der auf 
dem Grundſtück des Bauenden befindliche Gebäudeteil gemäß § 94 Abs 1 weſentlicher Be⸗ 
ſtandteil dieſes Grundſtücks iſt (RG 88, 148; OLG 29, 841; vgl. 5 94 A 3). Dabei macht 
es keinen Unterſchied, ob der hinübergebaute Teil der geringere Teil oder der Hauptteil 
des Gebäudes iſt, da er immer weſentlicher Beſtandteil des durch den andern Teil mit 
dem Grund und Boden des Grundſtücks des Bauenden feſt verbundenen ($ 94 Abf 1) 
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Gebäudeganzen iſt (vgl. RG 83, 148). Hieran wird, auch wenn der Bauende demnächſt 
das Nachbargrundſtück hinzuerwirbt, dadurch allein noch nichts geändert. Damit in 
ſolchem Falle der hinübergebaute Teil Beſtandteil des Nachbargrundſtücks wird (während 
der andere Teil Beſtandteil des andern Grundſtücks bleibt, vgl. $ 94 A 1), iſt weiter er⸗ 
forderlich, daß der Bauende im Bewußtſein der ihm nun gebotenen Möglichkeit der Ver 
änderung des beſtehenden Zuſtandes den Willen faßt, den hinübergebauten Gebäudeteil 
zu einem Beſtandteil des Nachbargrundſtücks werden zu laſſen, und er dieſen Willen nach 
außen kundgibt, z. B. dadurch, daß er den Gebäudeteil als Beſtandteil auf dem Grundbuch: 
blatt des Nachbargrundſtücks vermerken läßt (NG 83, 149). Wie zwiſchen den Nachbarn 
von vornherein vereinbart werden kann, daß der zu überbauende Gebäudeteil dem Eigen⸗ 
tümer des zu überbauenden Grundſtücks gehören ſoll (J. A 1), ſo können die Nachbarn, wenn 
das Gebäude, zu dem der Überbau gehört, ſpäterhin ſo eingerichtet wird, daß der Überbau 
für das Gebäude überflüſſig wird und ſeine urſprüngliche Zweckbeſtimmung verliert, ver⸗ 
einbaren, daß der Überbau dennoch beſtehen bleiben (j. § 914 Abſ 1 Satz 2), aber nunmehr 
in das Eigentum des Eigentümers des überbauten Grundſtücks übergehen und eine Renten- 
pflicht nicht mehr beftehen ſoll (ſ. $ 914 A 4). Die Folge dieſer Vereinbarung, die nicht 
der Form des § 313 bedarf, da fie nicht eine Verpflichtung zur Übertragung des Eigentums 
an einem Grundſtück zum Gegenſtande hat, iſt dann, wie auch in dem zuerſt genannten Falle, 
daß der überbaute Gebäudeteil nach § 94 Abſ 1 Beſtandteil des überbauten Grundſtücks wird 
(vgl. OLG 29, 342). Dadurch aber, daß der Eigentümer des überbauten Grundſtücks einen 
Anbau an den Überbau errichtet, wird für ſich allein der Überbau weder nach § 94 Abf 1 
Beſtandteil dieſes Grundſtücks noch Beſtandteil des Anbaus, da die Rentenpflicht beſtehen 
2 auch an der Zweckbeſtimmung des Überbaus nichts geändert wird (vgl. OLG 

11. „Sofort“ bedeutet nicht unverzüglich, d. h. ohne ſchuldhaftes Zögern ($ 121). 
Wer alſo in entſchuldbarer Unkenntnis von dem Überbau den Widerſpruch unterläßt, iſt trotz⸗ 
dem zur Duldung des Überbaus verpflichtet. Daß der Eigentümer des Nachbargrund⸗ 
ſtücks von der Grenzüberſchreitung Kenntnis haben oder ſonſt hiergegen Widerſpruch zu 
erheben in der Lage fein muß, wenn die in $ 912 beſtimmte Folge des Unterbleibens des 
Widerſpruchs eintreten ſoll, ergibt ſich aus der Geſetzesvorſchrift nicht (NG 83, 147; 109, 110; 
vgl. A 9). Da demgemäß die Unterlaſſung des Widerſpruchs nach BGB nicht als genehmi⸗ 
gende Willenserklärung aufzufaſſen iſt, kann die durch Zwang, Betrug oder Irrtum 
herbeigeführte Unterlaſſung des Widerſpruchs nicht angefochten werden (ſtr., anders RG 
38, 289 für preuß. Recht). Wohl aber kann von dem Zwingenden oder Betrüger Schadens⸗ 
erſatz (88 823, 826) verlangt werden. — Ausſchlaggebend it, ob nach der Sachlage der 
Widerſpruch zeitig genug erfolgt iſt, um eine irgend erhebliche Zerſtörung des Gebauten 
zu vermeiden (Prot 3, 284; RG 109, 108). 

12. Der Widerſpruch bedarf keiner Form (3. B. durch einen Boten, RG V 249/01). Er 
kann gegenüber dem Bauenden oder demjenigen, der nach Lage der Verhältniſſe als deſſen 
Vertreter anzusehen iſt (Bauleiter, RG V 294/01) erfolgen. — Den Beweis, daß ein Wider 
ſpruch rechtzeitig (vor oder ſofort nach der Grenzüberſchreitung, A 11) erhoben ift, hat der 
Widerſpruchsberechtigte (A 9 lauch deſſen Verwalter, RG 109, 108), der Beſeitigung des 
Baues verlangt, zu führen (Prot 3, 135). — Hat der Nachbar vorher den Überbau ge- 
nehmigt, ſo iſt fein nachträglicher Widerſpruch wirkungslos, weil er dadurch wider Treu und 
Glauben verſtößt. Jedoch kann er, wenn er nicht etwa die Genehmigung unter Verzicht auf 
jedes Entgelt erteilt hat, die Rente nach Abſ 2 oder Werterſatz gegen Übertragung des Eigen 
tums an dem überbauten Grundſtücksteile gemäß § 915 verlangen (RG 74, 87; OLG 
29, 341). — Ein, ſei es auch aus irrtümlichen Beweggründen, wieder fallen gelaffener 
Widerſpruch iſt wirkungslos (Seuffl 62 Nr 109). — Die im Widerſpruch liegende ein- 
ſeitige Willenserklärung verträgt auch eine Beſchräukung auf einen Teil des Man: 
im Falle folder Beſchränkung beſteht nur ein Recht auf Beſeitigung des Teils, während 
im übrigen ein Anſpruch auf Überbaurente gegeben iſt (RG 109, 110). 

13. Die Geldrente ift die Entſchädigung für die Duldungspflicht; daneben haftet der Über- 
bauende für jeden ſchuldhaft durch Eingriffe in ſonſtige Rechte des Nachbars (3. B. dadurch, 
daß er auf deſſen Gebäudefundamente baut) verurſachten Schaden nach § 823 (RG 65, 73; 
OLG 26, 27; 26, 28). Hat allerdings der Nachbar die unbedingte Erlaubnis zu dem Über⸗ 
bau erteilt, ſo kann ein Schadenserſatzanſpruch nicht in Frage kommen, da der Überbauende 
dann nicht widerrechtlich gehandelt hat (vgl. OLG 26, 27; wegen etwaigen Anſpruchs auf 
Rente ſ. A 12). — Die Rentenpflicht beginnt mit dem Zeitpunkt der Grenzüber⸗ 
ſchreitung. — Der Anſpruch auf die Rente überhaupt iſt unverjährbar, der auf die einzelne 
fällige Rente verjährt in 4 Jahren ($ 197). — Durch die Zwangsverſteigerung wird die 
Rentenpflicht nicht berührt (852 ZIG). — Bezüglich der Reute gelten nach Art 116 EG nicht 
die landesgeſetzlichen Vorbehalte der Artt 113, 115 EG; ihre Ablösbarkeit, Höhe oder 
Umwandlung kann landesgeſetzlich nicht geregelt werden. 
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14. Auf die Höhe der Rente iſt eine nach der Grenzüberſchreitung eintretende Werts⸗ 
änderung ohne Bedeutung. 
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Die Rente für den Überbau!) iſt dem jeweiligen Eigentümer?) des Nach⸗ 
bargrundſtücks von dem jeweiligen Eigentümer?) des anderen Grundſtücks 
zu entrichten. 

Die Rente iſt jährlich?) im voraus zu entrichten‘). 

E 1857 Abſ 2, 858 Abſ 1 II 827; M 3 285 f.; BP 3 135 f.; 6 229 f. 


1. Das Recht auf die Rente (im Gegenſatz zum einzelnen Rentenbetrag) gilt als Beſtandteil 
des berechtigten Grundſtücks (8 96) und kann von dem Eigentum an dem berechtigten Grund⸗ 
ſtück nicht getrennt (88 914 Abſ 3, 1110), alſo allein auch nicht abgetreten oder gepfändet werden. 

2. Da die Rente dem jeweiligen Eigentümer des überbauten vom jeweiligen Eigen⸗ 
tümer des andern Grundſtücks zu entrichten, iſt das Rentenrecht ſubjektiv und objektiv dinglich. 
— Entſchädigungsberechtigt ſind außer dem Eigentümer (des überbauten Grundſtücks) auch 
der Erbbau⸗ und Dienſtbarkeitsberechtigte (8 916). Für die anderen Realberechtig⸗ 
ten, z. B. die Hypothekengläubiger, wird der Überbau durch die damit verbundene Entſchädi⸗ 
gung bedeutungslos. Wohl aber haben ſie ein Intereſſe an der Höhe der Entſchädigung und 
konnen auf deren Feſtſetzung klagen. Das Urteil macht jedoch nur unter den Parteien Rechts⸗ 
kraft; auch ein Vertrag über die Höhe der Rente wirkt nur den an dem Vertrage Beteiligten 
gegenüber (M 3, 286). 

3. Das erſte Jahr beginnt mit dem Tage der Grenzüberſchreitung. 

4. Eine von Abſ 2 abweichende Regelung der Entrichtung iſt zuläſſig. Sie hat 
aber Dritten gegenüber nur Wirkung, wenn fie ins Grundbuch eingetragen ift (8 914 Abſ 2). 
— Das Rentenrecht iſt unverjährbar. Denn es entſteht mit der Fortdauer der Berechtigung 
des Überbaues ſtets neu ($ 198; M 8, 286). Der Anſpruch auf die fälligen Rentenbeträge 
verjährt in 4 Jahren (§ 197). 

§ 914 


Das Recht auf die Rente geht allen Rechten an dem belaſteten Grund⸗ 


ee den älteren, vor!). Es erliſcht mit der Beſeitigung des über⸗ 
aues ?). 


Das Recht wird nicht in das Grundbuch eingetragen?). Zum Verzicht“) 
auf das Recht ſowie zur Feſtſtellung der Höhe der Rente durch Vertrag iſt 
die Eintragung erforderlich). 

Im übrigen finden die Vorſchriften Anwendung, die für eine zugunſten 


des jeweiligen Eigentümers eines Grundſtücks beſtehende Reallaſt gelten“). 
E I 858 Abſ 1 II 827 Abſ 2; M 3 286 f.; P 3 136 f.; 6 229 f. 


1. Das Rentenrecht muß allen, auch den älteren Rechten vorgehen, wenn es einen aus ⸗ 
eichenden Erſatz für die entzogene Benutzung der überbauten Fläche bilden ſoll (DS 191). 
Mehrere Überbau (oder Notweg.) Renten haben nicht gleichen Rang, vielmehr be- 

zumt ſich ihr Rang nach der Zeit ihrer Entſtehung, da ſie nur anderen Rechten vorgehen 

die Daher untereinander das Zeitvorrecht (zeitliche Priorität) entſcheiden muß (ſtr.). — Durch 
de Zwangsverſteigerung wird das Recht auf die Rente nicht berührt (8 52 Abſ 2 3G). 
. 710 ine. einzelnen Rentenbeträge im Zwangsverſteigerungsverfahren 
N r 4, 8, 8 11 8 
2. Die Rente erliſcht kraft Geſetzes mit der Beſeitigung des Überbaues, weil hierdurch 
bie als Gegenleiſtung anzuſehende Duldungspflicht wegfällt. — Aufhebung durch Verzicht: 
A 4. — Die in Artt 113—115 EG vorbehaltenen landesgeſetzlichen Vorſchriften über Ablöfung 
ſind nach Art 116 Ech unanwendbar. \ 
„. 3. Die Eintragung der Rente in ihrer geſetzlichen (d. i. nach der zur Zeit der Grenz: 
überfchreitung, § 912 Abſ 2, angemeſſenen) Höhe (hinſichtlich einer vertragsmäßig feſtgeſetzten 
. A 5) ift nicht zuläſſig („wird“ nicht eingetragen). Die 88 892, 893 finden nicht Anwendung; 
trotz der Nichteintragung wirkt das Rentenrecht auch gegen den gutgläubigen Erwerber des 
rentenpflichtigen Grundstücks (Prot 3, 136, RG 62, 101, |. 8 892 A 2). * 

4. Soll der Verzicht auf das Recht nicht bloß ſchuldrechtliche (unter den Beteiligten), ſondern 
dingliche Wirkung haben, ſo iſt ſeine Eintragung erforderlich (RIA 1, 28; J 4, 387). Dieſe 
erfolgt maßgeblich auf dem Blatte nicht des rentenberechtigten, ſondern des ventenbe- 
laſteten Grundſtücks, und zwar in Preußen in Abt II in Form eines Löſchungsvermerks, 
da es jo anzuſehen ift, als wäre die Rente auf dem belaſteten Grundſtücke eingetragen (PrAVf 
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v. 20. 11. 99 8 11 Nr 4, ſtr.; OSG 45, 209; IFG 4, 888). Jedoch iſt die Eintragung auf dem 
Blatte des renten berechtigten Grundſtücks daneben nach $ 8 GBO zuläffig. — Not⸗ 
wendig iſt ferner Einhaltung der Form des 8 875 und gemäß § 876 Satz 2 die Zuſtim⸗ 
mung der Realgläubiger des überbauten Grundſtücks, da ihnen an Stelle der über⸗ 
bauten Fläche die Reute haftet (Prot 3, 136). 

5. Die Feſtſtellung der Höhe der Rente durch Vertrag erlangt gemäß 8 873 dingliche Wir⸗ 
kung nur durch Eintragung (JFG 4, 387), und zwar auf dem Blatte des rentenbelaſteten Grund⸗ 
ſtücks (Pra Bf v. 20. 11. 99 8 11 Nr 4; OL 45, 209); auf dem Blatte des berechtigten Grund⸗ 
ſtücks iſt die Eintragung nach 88 GBO zuläſſig. — Zur Eintragung iſt die Zuſtimmung der 
Realberechtigten des rentenberechtigten Grundſtücks gemaß 88 876 Satz 2, 877 jedenfalls 
dann erforderlich, wenn die Rente niedriger als die geſetzliche (Az) iſt, da hierin eine teilweiſe Auf- 
hebung der den Realberechtigten an Stelle des überbauten Grundſtücksteils haftenden geſetz 
lichen Rente liegt. Die Zuſtimmung ift nach 88 877, 876 Satz 2 nicht erforderlich, wenn er- 
hellt, daß die feſtgeſetzte Rente ebenſo hoch oder höher als die geſetzliche iſt, weil dann das Recht 
der Realberechtigten durch die Feſtſetzung nicht berührt wird (str.). Die Zuſtimmung der 
Realberechtigten des rentenpflichtigen Grundſtücks iſt nur erforderlich, wenn die 
feſtgeſetzte Rente inſoweit, als ſie die geſetzliche Höhe überſteigt, den Vorrang vor den Real ⸗ 
berechtigten erlangen ſoll (Prot 3, 136). Die Eintragung mit dem Vorrang vor den ein⸗ 
getragenen Berechtigten wird daher der Grundbuchrichter nur dann vornehmen dürfen, 
wenn die Zuſtimmung der Berechtigten beigebracht oder etwa gehörig (§ 29 GBO) nachge 
wieſen wird, daß die feſtgeſetzte Rente die geſetzliche Höhe nicht überſteigt. 

6. Auf das Rentenrecht finden Anwendung die Vorſchriſten Über die ſubjektiv⸗ding⸗ 
lichen Reallaſten, insbeſondere die 88 1108 Ubi 1 (perſönliche Haftung des Eigentümers), 
1110 (Unabtrennbarkeit); dagegen nicht die 88 1111, 1112, die nur ſubjektiv-perſonliche Neal- 
laſten betreffen. — Wird das belaſtete Grundſtück geteilt, fo bleibt die dingliche Haftung 
aller Teile beſtehen (vgl. aber Art 120 EC). Auch perſönlich für die fällig gewordenen Renten; 
beträge haften nach § 1108 Abſ 2 die Eigentümer aller Teile, nicht bloß der Eigentümer des 
Teiles, auf dem der anvere Gebäudeteil ſteht, weil das Eigentum am ganzen Grundſtück mit 
dem Rentenrecht belaſtet ift (ſtr.). Im Falle der Teilung des berechtigten Grundſtücks 
verbleibt nach $ 1109 Abf 3 das Rentenrecht bei dem überbauten Grundſtücksteil allein, da die 
Rente als Entſchädigung für die Duldungspflicht gewährt wird. 


8 915 


Der Rentenberechtigten) kann jederzeit?) verlangen), daß der Renten⸗ 
pflichtige ihm gegen Übertragung des Eigentums an dem überbauten Teile 
des Grundſtücks den Wert erſetzt, den dieſer Teil zur Zeit der Grenzüber⸗ 
ſchreitung gehabt hat“). Macht er von dieſer Befugnis Gebrauch, jo be⸗ 
ſtimmen ſich die Rechte und Verpflichtungen beider Teile“) nach den Vor⸗ 
ſchriften über den Kaufe). 

Für die Zeit bis zur Übertragung des Eigentums iſt die Rente fort⸗ 


zuentrichten“). 
E I 859 II 828; M 3 287; P 3 138; 4 589. 


1. Nur der Rentenberechtigte, nicht der Rentenpflichtige hat das Recht, ſtatt Rente 
(8 912 Abſ 2) Grundabnahme zu wählen, und auch nur der rentenberechtigte Eigen tune 
nicht der Erbbauberechtigte da $ 915 in § 916 nicht angeführt iſt. 

2. Das Recht iſt unverfährbar ($ 924). 

3. Für das Verlangen auf Werterſatz iſt eine Form nicht vorgefchrieben. Es wird dem 
Rentenpflichtigen gegenüber erklärt. § 313 findet nicht Anwendung, da im Falle des Ver- 
langens der Rentenpflichtige geſeblich zur Grundabnahme verpflichtet ift (vgl. RG 74, 90). 
Mit der einſeitigen Abgabe der Erklärung (§ 130) wird zwiſchen den Beteiligten das Rechts ⸗ 
verhältnis eines Kaufes begründet, ohne daß es des Abſchluſſes eines förmlichen Kaufvertrags 
bedarf. — Die Schadenserſatzgrundſätze (3. B. 88 251, 252, 254) finden keine Anwendung, 
wenn ohne rechtswidrigen Vorſatz und ohne Fahrläſſigkeit überbaut ift (vgl. RG 74, 90). 

4. Die übertragung des Eigentums an dem iiberbanten Grundſtücksteil (durch Auf⸗ 
laſſung, deren Entgegennahme ſeitens des Rentenpflichtigen gemäß § 894 ZPO durch rechts 
kräftiges Urteil erſetzt werden kann) und der nötigenfalls im Prozeftvege feſtzuſetzende, nach 
dem Zeitpunkte der Grenzüberſchreitung zu bemeſſende Werterſatz finden Zug um Zug 
ſtatt (88 278 Abſ 1, 274). 

5. Nur für beide Teile, nicht für Dritte, ſo daß z. B. ein Vorkaufsberechtigter nicht geltend 
machen kann, es ſei ein Kauf geſchloſſen, in den er einzutreten berechtigt ſei. 
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6. Es finden die Vorſchriften über den Kauf 88 433 ff. Anwendung. Der Kaufpreis 
iſt der Wert zur Zeit der Grenzüberſchreitung. Das Grundſtück iſt gemäß 8434 frei von Laſten 
zu übertragen (M 3, 287; Prot 3, 138). 

7. Deshalb ſind die in der Zwiſchenzeit vom Verlangen der Grundabnahme bis zur Über⸗ 
tragung des Eigentums entrichteten Renten von dem Werterſatzkopital nicht abzurechnen. 
Wenn aber das Kapital ſchon vor der Eigentumsübertragung gezahlt oder beigetrieben (88 322 
Abſ 3, 274 Abſ 2) wird, iſt der Zahlende dem Empfänger gegenüber von weiteren Renten⸗ 
zahlungen befreit; denn in der Annahme (Einziehung) des Kapitals liegt die Erklärung der 
Erledigung der Rechte des Empfängers (M 3, 287). Freilich, das Rentenrecht als ſubjektiv⸗ 
dingliches Recht und die Eigentumsbeſchränkung (Duldungspflicht) bleiben bis zur Über: 
tragung des Eigentums beſtehen (M 3, 287). Dies kann von Bedeutung werden, wenn der 
Rentenberechtigte oder der Rentenverpflichtete ſein Grundſtück an einen Dritten veräußert. 


8 916 


Wird durch den Überbau ein Erbbaurecht oder eine Dienſtbarkeit!) an 
dem Nachbargrundſtücke beeinträchtigt, ſo finden zugunſten des Berechtigten 
die Vorſchriften der 88 912 bis 914 entſprechende Anwendung?). 

E 1 860 II 829; M 3 286; P 3 188. 

1. Sind mehrere Erbbau⸗ oder Dienſtbarkeitsberechtigte (VO v. 15. 1. 19, 88 1018, 
1030, 1090) vorhanden, ſo iſt für jeden die Rente ſelbſtändig feſtzuſetzen (Prot 3, 138). — Keine 
Anwendung findet der Paragraph auf andere Rechte an dem Nachbargrundſtücke, wie 
Hypotheken, weil dieſen Rechten gemäß 88 96, 1107, 1126 mit dem Grundſtuck auch das 
Rentenrechten des Eigtümers unterworfen iſt. 

2. 8 912 iſt nicht entſprechend anzuwenden, wenn der Eigentümer eines Grundſtücks, 
von dem eine Teilfläche mit einer das Überbauen verbietenden Grunddienſtbarkeit belaſtet 
iſt, über die Grenze des unbelasteten Teiles auf den belafteten Teil hinüberbaut (RG 47, 856; 
RG JW 02 Beil 258; OLG 15, 348; a. M. Seuffü 57 Nr 8), oder wenn der Eigentümer 
eines Grundſtücks, das mit der Dienſtbarkeit der Nichtbebaubarkeit belaſtet iſt, dieſes bebaut 
(A 48, 262; . 8 912 A 5). In beiden Fällen kann der Dienſtbarkeitsberechtigte gemäß 
58 1004, 1027, 1065, 1090 Abſ 2 die Beſeitigung des fein Recht beeinträchtigenden Baues 
verlangen. — Nach 8 914 Satz 2 erliſcht das Rentenrecht mit der Beſeitigung des Überbaues. — 
$ 915 findet nicht Anwendung. — Vorbehalte für die Landesgeſetzgebung: Artt 57, 63, 68 EG. 


8 917 


Fehlt!) einem Grundſtücke:) die zur ordnungsmäßigen Benutzung“ not⸗ 
wendige Verbindung“) mit einem öffentlichen Wege), jo kann der Eigen- 
tümer®) von den Nachbarn!) verlangen?), daß ſie bis zur Hebung des 
Mangels“) die Benutzung ihrer Grundſtücke zur Herſtellung der erforder⸗ 
lichen Verbindung!) dulden !). Die Richtung des Notwegs und der Um- 
ae des Benutzungsrechts werden erforderlichenfalles durch Urteil be⸗ 

mmt!2). 

Die Nachbarn, über deren Grundſtücke der Notweg führt, ſind durch eine 
Geldrente zu entſchädigen!). Die Vorſchriften des § 912 Abſ 2 Satz 2 und 
der SS 913, 914, 91614) finden entſprechende Anwendung!“). 

E I 868 II 830; M 3 289 ff.; P 3 149 ff. 


1. Notweg. Die Verbindung fehlt, wenn das betreffende Grundſtück von dem öffentlichen 
Wege gänzlich abgeſchnitten iſt und die Trennung durch dazwiſchen liegende ſremde 
Grundſtücke bewirkt wird. Daher fehlt die Verbindung nicht, wenn fie nur unbequem iſt 
(vgl. A 4), oder wenn der Eigentümer über andere ihm gehörende Grundſtucke oder unter 
Ausübung eines ihm zuſtehenden dinglichen (z. B. einer Grunddienſtbarkeit) oder perſön⸗ 
lichen Rechtes über fremde Grundſtücke zum öffentlichen Wege gelangen kann (vgl. DI 
2, 506; 12, 124; 26, 29), ſofern nicht in letzterer Hinſicht das Recht ſtreitig iſt (NG 
JW 1925, 47516). Das Fehlen der Verbindung hört auf, wenn der Eigentümer des 
betreffenden Grundſtücks ein angrenzendes Grundſtück, das mit einem öffentlichen Wege in 
Verbindung ſteht, hinzuerwirbt, mögen. auch gewiſſe Anderungen 6 B. Entfernung von 
Zäunen) erforderlich ſein, um die Verbindung mit dem öffentlichen ege über das hinzu⸗ 
erworbene Grundſtück herzustellen (vgl. OLG 26, 80). — Nicht erforderlich iſt, daß die Not⸗ 
lage eine unverſchuldete iſt (DO 292). 
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2. Gleichviel, ob das Grundſtück bebaut iſt oder nicht. 

3. Ordnungsmäßig ift die der Größe, Lage, Kulturart und Umgebung des Grundſtücks 
und den wirtſchaftlichen Verhältniſſen nach vernünftigem Ermeſſen entſprechende Benutzung 
(RG 79, 117); auch dann, wenn das Grundſtück bisher nicht oder anders benutzt worden iſt 
(DS 292; Prot 3, 152; RG Warn 1914 Nr 290; auch SeuffA 62 Nr 41). Jedoch darf 
letzterenfalls die Anderung der Benutzungsart, wodurch die Notlage erſt geſchaffen wird, 
nicht eine willkürliche Handlung im Sinne des $ 918 Abj 1 fein (Prot 8, 153; vgl. auch OLG 
12, 124); es genügt aber, wenn die von der früheren Benutzungsart abweichende Art der 
Benutzung den gegenwärtigen wirtſchaftlichen Verhältniſſen entſpricht (RG Warn 1914 
Nr 290). Grundſätlich gleichgültig iſt es, ob der Eigentümer ſelbſt oder ein Pächter oder 
ein ſonſtiger Berechtigter die Benutzung ausübt. Jedoch hat das perſönliche Bedürfnis des 
einzelnen Eigentümers oder des zeitig ſonſt zur Benutzung Berechtigten außer Betracht zu 
bleiben (RG 79, 119; SeuffA 62 Nr 70). Daher kann der Eigentümer z. B. nicht deswegen 
einen Notweg verlangen, weil er genötigt ſei, das Grundſtück zu verpachten, und er ohne den 
Notweg nicht zu einem angemeſſenen Preiſe verpachten könne, oder weil für die Lebens ⸗ 
verhältniſſe feines gegenwärtigen Pächters der Notweg erforderlich ſei (RG 79, 119). 

4. Notwendig iſt die Verbindung nicht, wenn eine andere Verbindung beſteht oder vom 
Eigentümer ſelbſt hergeſtellt werden kann, mag dieſe auch eine längere Zeit beanſpruchen, 
oder ſchwieriger fein (vgl. SeuffA 13 Nr 210; OLG 2, 506; 26, 31), oder mag ihre Herſtellung 
einen größeren Koſtenaufwand erfordern (ftr.), es ſei denn, daß der vorhandene Zugang 
eine ordnungsmäßige Bewirtſchaftung nicht geſtaltet (RG JW 1925, 47518). Auch bei 
vorhandener Möglichkeit, auf Grund eines perſönlichen Anſpruchs auf Beſtellung einer 
Wegegerechtigkeit die Herſtellung eines Verbindungsweges herbeizuführen, iſt Fehlen einer 
notwendigen Verbindung im Sinne des 8 917 in der Regel zu verneinen (vgl. OSG 
26, 30). Jedoch kann anderſeits die zur ordnungsmäßigen Benutzung notwendige Verbin⸗ 
dung auch beim Vorhandenſein eines Verbindungswegs fehlen, wenn die Benutzung dieſes 
Ze wi (3. B. durch Überſchwemmungen) behindert iſt (RG 79, 120; vgl. Seuffl 4 

r . 


5. Die Verbindung mit einem Wege muß fehlen, der ein öffentlicher iſt. Fehlen der 
Verbindung mit einem andern Grundſtücke desſelben Eigentümers, oder z. B. mit einem 
Fluß, einer Eiſenbahn, gibt daher nach BGB kein Notwegrecht. Vgl. jedoch Art 123 EG 
(Vorbehalt für die Landesgeſetze in letzterer Hinficht). — Was ein öffentlicher Weg iſt, be⸗ 
ſtimmt ſich beim Fehlen reichsrechtlicher Vorſchriften (Artt 2, 8, 32, 55 EG) nach Landesrecht 
(ogl. für Preußen RG 14, 263; JW ö 96, 89102; 00, 4513; 01 S. 17028, 5852; 06, 23312; Gruch 
40, 1173; 42, 720; 43, 1101; 44, 1134). Die Frage ift, obgleich fie dem öffentlichen Recht an- 
gehört, als Beſtandteil eines Privatrechtsſtreits von den ordentlichen Gerichten zu ent ⸗ 
ſcheiden (RG JW 06, 23310). 

6. Dem Eigentümer ſtehen gleich Erbbauberechtigte (8 1017, BO v. 15. 1. 19 8 11) 
ſowie die in Artt 63, 68 Ech genannten Berechtigten (vgl. RG 79, 118), nicht auch ſonſtige 
Berechtigte am Grundſtücke, wie Nießbraucher, Pächter (NG 79, 119; Warn 1920 Nr 106). 
Befindet ſich das wegebedürftige Grundstück im Miteigentum mehrerer, fo kann nicht 
57 8 ‚für ſich, al nu ale en Dal das Verlangen ftellen, weil 

ie Einräumung des Notwegs von einer Gegenleiſtung abhängig ift, die al itei . 
anteile belaſtet (fir., vgl. R& Gruch 30, 443). a ae eee 

7. Die Nachbarn brauchen nicht unmittelbar Anlieger zu ſein, ſondern find alle Eigen⸗ 
tümer der umliegenden Grundstücke bis zum öffentlichen Wege (M g, 292, auch R 
50, 322; Gruch 66, 478). Steht ein ſolches Grundſtück im Eigentume mehrerer Miteigen⸗ 
tümer, ſo iſt der Anſpruch auf Notweg gegenüber allen Miteigentümern gemeinſam zu er⸗ 
heben (RG JW 06, 233 5). — Gegen einen Beſitzer, Nießbraucher oder ſonſtigen Berechtigten 
am Grundjtüde kann der Anſpruch nicht verfolgt werden (Seuffü 56 Nr 150). Val. aber 
hinſichtlich der Erbbau- und Dienſtbarkeitsberechtigten A 14. g 

8. Das Verlangen kann, wenn die Beteiligten ſich nicht einigen, nicht nur im Wege der 
Klage, ſondern, da das Notwegrecht ſchon mit dem Vorliegen ſeiner geſetzlichen Vorausſetzungen 
beſteht, nicht etwa erſt durch Urteilsſpruch begründet wird (M 3, 292; A 12), auch im Wege der 
Einrede (3. B. gegenüber der Eigentumsfreiheitsklage des Nachbars) und im Wege ber Wider- 
klage verfolgt werden (RJ JW 06, 2385; Seuffü 61 Nr 205). Die Klage ift, wenn mehrere 
Grundſtücke für den Notweg in Betracht kommen, gegen die Eigentümer aller dieſer Grund» 
ſtücke zu richten. Iſt dabei ein nach Meinung des Gerichts ungeeignetes Grundſtück in Anſpruch 
genommen, fo wird inſoweit die Klage abgewieſen (Seuffa 56 Nr 150). Die Richtung des 
Weges braucht die Klage nicht im einzelnen anzugeben, da nach Satz 2 hierüber das Urteil 
nähere Beſtimmung zu treffen hat. — Der Anſpruch unterliegt nach 8 924 nicht der Verjäh- 
rung. — Die tatfächliche Ausübung des Notwegrechts gibt keinen Beſitzſ chutz, da das BGB 
grundſätzlich nur einen Sach“, nicht auch einen Rechtsbeſitz kennt, und die im $ 1029 für einge · 
tragene Dienſtbarkeiten gegebene Ausnahmevorſchrift auf ein Notwegrecht, das weder eine 
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Dienſtbarkeit iſt noch eingetragen wird, nicht anwendbar iſt (ſtr., M3, 292, anders Prot 3, 155; 
OLG 10, 110). — Die Pflicht zur Duldung des Notwegs ſtellt eine auf der Lage des be- 
treffenden Grundſtücks beruhende geſetzliche Eigentumsbeſchränkung dar (A 11). Sie iſt nicht, 
wenn das Grundſtück verkauft wird, ein Mangel im Recht, von dem der Verkäufer den Käufer 
gemäß 8 434 freizuhalten hätte (RG Gruch 60, 997). 

9. Der Mangel kann z. B. gehoben werden durch Anlegung eines neuen öffentlichen 
Weges oder, wenn der Eigentümer durch Erwerb eines andern Grundſtücks in die Lage ver⸗ 
ſetzt wird, über feinen eigenen Grund und Boden zu dem öffentlichen Wege zu gelangen (OSG 
2, 506; vgl. A 1). 

10. Die erforderliche Verbindung ift die zur ordnungsmäßigen Benutzung des wege 
bedürftigen Grundſtücks notwendige. Ihr Umfang und ihre Art beſtimmen ſich nach Lage des 
einzelnen Falles (3. B. Landweg mit oder ohne Brücke; SeuffA 53 Nr 215). Immer aber muß 
es ſich um einen Weg handeln, wie ſich daraus ergibt, daß die Verbindung mit einem öffent⸗ 
lichen Wege hergeſtellt werden ſoll (ſtr.). Daher z. B. nicht Herſtellung einer Schwebebahn 
(SeuffA 62 Nr 41), Legung eines Gas- oder Waſſerleitungsrohres. — Beſteht das Bedürfnis 
der Verbindung nur für einen Teil des Grundſtücks, ſo kann nur ein entſprechend beſchränkter 
Notweg verlangt werden (RG 79, 120). 

11. Der Nachbar braucht nur zu dulden; er iſt nicht zu einer Tätigkeit verpflichtet. An⸗ 
lage und Unterhaltung des Notwegs liegen dem Notwegberechtigten ob. Das Eigentum 
am Wegekörper behält der Nachbar. — Die Duldungspflicht iſt nicht eine nur ſchuldrechtliche, 
ſondern eine auf dem Grundſtück laſtende, das Eigentumsrecht (8 903) einſchränkende Pflicht 
(A 8). Deshalb iſt ſie nicht eintragungsbedürftig. Sie iſt aber auch, ſelbſt auf Be⸗ 
willigung des betroffenen Eigentümers, nicht eintragungsfähig, da es ſich nicht um eine 
ſelbſtändige Belaſtung zugunſten eines beſtimmten Berechtigten, ſondern um eine dem Eigen⸗ 
tum geſetzlich innewohnende Schranke handelt (ſtr.; IFG 3, 329 [JW 1926, 10152]; vgl. 
auch das in § 912 A 10 bezüglich der Frage der Eintragung der Verpflichtung zur Duldung 
eines Überbaues Bemerkte, das hier entsprechend gilt. 

12. Das Urteil bewirkt nicht die Entſtehung des Rechtes auf den Notweg (konſtitutiv), 
ſondern ſtellt nur (deklaratoriſch) das Beſtehen und den Umfang des Rechtes feſt, das beim 
Vorliegen der Vorausſetzungen kraft Geſetzes entſteht (M 3, 292; SeuffA 61 Nr 205). Des- 
wegen kann das Recht auch im Wege der Einrede geltend gemacht werden (A 8) und iſt auch 
die durch das Urteil gegebene nähere Begrenzung des Wegerechts nicht eintragbar (A 11).— 
Das Urteil hat die Einzelheiten des Notwegs, ſeine Richtung und die Zeit und Art ſeiner 
Benutzung feſtzuſtellen. — Die Zwangsvollſtreckung im Falle der Zuwiderhandlung gegen 
die im Urteil auferlegte Duldung erfolgt nach $ 890 8PO. — Wird die Ausübung des feit- 
geſetzten Notwegs beeinträchtigt, ſo ſteht dem Notwegberechtigten, da es ſich um ein einer 
e e ähnliches Recht handelt, die Abwehrklage nach 88 1004, 1027 zu (vgl. 

f ). 


13. Die Höhe der Rente, wodurch die Nachbarn zu entſchädigen ſind, beſtimmt ſich 
nicht nach dem Nutzen, den der Eigentümer des notwegbedürftigen Grundſtücks von dem 
Kottveg hat, ſondern nach dem Nachteil, den die Nachbarn durch den Notweg erleiden (RG 
Warn 1914 Nr 290). 

14. Die entſprechende Anwendung des § 912 Abſ 2 Satz 2 ergibt, daß für die Höhe 
der Rente der Zeitpunkt entſcheidend iſt, in dem die Duldungspflicht entſtanden, d. h. 
te Notlage vorhanden und das Verlangen geſtellt iſt; mit dieſem Zeitpunkt tritt die Wert 
verminderung des Grundſtücks durch die geſetzliche Eigentumsbeſchränkung zutage, z. B. 
wird der Eigentümer, wenn er verkaufen will, zufolge der dem Käufer mitzuteilenden Geltend. 
37 chung des Notweganſpruchs ſich mit einem niedrigeren Kaufpreiſe begnügen müſſen (RG 
7, 425). Ihre Feſtſetzung mit Rückſicht auf die Verhältniſſe in dieſem Zeitpunkte iſt dauernd 
maßgebend. Deshalb kann eine Erhöhung der feſtgeſetzten Rente wegen ſpäteren Steigens 
des Grundſtückswerts nicht verlangt werden (Prot 3, 156). Wenn aber die Richtung oder 
er Umfang des Weges geändert werden ſoll, kann auch eine Anderung der Rente verlangt 
werden (Prot 3, 156). — Die Rentenpflicht beginnt mit der Duldungspflicht, nicht 
erſt, wenn der Notwegberechtigte tatſächlich den Weg benutzt hat, mögen auch Herſtellungs⸗ 
arbeiten zu einer beſonderen Anlegung des Weges noch erforderlich fein (Rh 87, 425). 
Daher beginnt, wenn die Duldungspflicht durch Urteil ausgeſprochen wird, die Rentenpflicht 
mit der Rechtskraft des Urteils (RG 87, 425). — Der Notwegverpflichtete darf der Aus⸗ 
übung des Notwegrechts nicht widerſprechen, wenn der Notwegberechtigte mit der Zahlung 
der Rente im Rückſtande iſt (M 8, 292). — Die entſprechende Anwendung der 88 913, 914 
ergibt keine Beſonderheiten gegenüber der Überbaurente. Vgl. insbeſondere über ihre Haf- 
tung für die Hypotheken, ihre Unabtrennbarkeit, die rechtliche Natur der Rente, ihre Rang ⸗ 
verhältniſſe, ihre Feſtſetzung durch Vertrag, die Unzuläſſigkeit ihrer Eintragung, ihre Unver⸗ 
jährbarkeit, den Verzicht auf fie, ihr Erlöſchen, 8 913 A 1, 2, 4; 8 914 A 1, 2, 3, 4, 5, 6. — 
3 915 (Recht des Rentenberechtigten, Abnahme des Grund und Bodens zu verlangen) findet 
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nicht Anwendung. Nach $ 916 haben diejenigen, denen ein Erbbaurecht oder eine Dienft- 
barkeit an dem Nachbargrundſtücke zuſteht, den Notweg ebenſo zu dulden, wie der Eigen⸗ 
tümer. Anderſeits haben fie, ſoweit fie hierdurch beeinträchtigt werden, gleichfalls einen 
Anſpruch auf Entſchädigung durch Rentenzahlung gemäß 88 912—914. Gleiches gilt von 
den in den Artt 63, 68, 196 EG aufgeführten Berechtigten. 


15. Auf die Rente finden die Vorbehalte für die Landesgeſetzgebung in Artt 118—115 
EG keine Anwendung (Art 116 EG). — Nach Art 181 Abf 1 EG find die $$ 917, 918 auch dann 
anzuwenden, wenn die Vorausſetzungen des Notwegs vor dem Inkrafttreten des BGB 
vorlagen, das Verlangen aber erſt ſpäter geſtellt iſt (OLG 2, 506). 


8 918 


Die Verpflichtung zur Duldung des Notwegs tritt nicht ein, wenn die 
bisherige Verbindung des Grundſtücks mit dem öffentlichen Wege durch 
eine willkürliche Handlung!) des Eigentümers?) aufgehoben wird?). 

Wird infolge der Veräußerung eines Teiles des Grundſtücks der ver⸗ 
äußerte oder der zurückbehaltene Teil von der Verbindung mit dem öffent⸗ 
lichen Wege abgeſchnitten, ſo hat der Eigentümer desjenigen Teiles, über 
welchen die Verbindung bisher ſtattgefunden hat, den Notweg zu dulden. 
Der Veräußerung eines Teiles ſteht die Veräußerung eines von mehreren 
demſelben Eigentümer gehörenden Grundſtücken gleich“. 


E 1 868 II 881; M 3 291; P 3 149 ff. 


1. Die Aufhebung der Verbindung muß durch eine Handlung des Eigentümers (3. B. 
Abbrechen einer Brücke, Aufführen einer Mauer, Verſchüttung eines Zugangs, auch Verzicht 
auf eine Wegegerechtigkeit) verurſacht ſein, ſo daß Aufhebung durch Naturereigniſſe nicht 
hierher zu zählen iſt; und die Handlung muß eine willkürliche fein, d. h. auf freier Entichlie- 
zung beruhen und ferner bei Berückſichtigung der Bedürfniſſe des Nachbars nach verſtändigem 
Ermeſſen durch die Sachlage nicht geboten erſcheinen (vgl. Seuffü 75 Nr 160). Wenn 
daher die Verbindung durch eine zwar neue, aber ordnungsmäßige Benutzung des Grundſtücks 
aufgehoben wird (z. B. dadurch, daß der Eigentümer auf ſeinem Grundſtücke ein Gebäude 
oder einen Eisteich errichtet oder ein Grundſtück hinzuerwirbt), ſo liegt eine willkürliche 
Handlung nicht vor (vgl. RG V 313/06; JW 1925, 475186, auch § 917 A 2). Den Beweis 
der Vorausſetzung des § 918 Abſ 1 hat der Nachbar zu führen. 


2. Der Handlung des Eigentümers ſteht die des Erbbauberechtigten oder auch nur eines 
der Miteigentümer gleich. — Zufolge der willkürlichen Aufhebung haben auch alle ſpäteren 
Eigentümer kein Recht auf Notweg. 


3. Ein Fall des Abſ 1 liegt nicht vor, insbeſondere iſt die Verbindung nicht aufgehoben 
im Sinne dieſer Vorſchrift, wenn die frühere Verbindung mit dem öffentlichen Wege fort- 
beſteht und nur, infolge der anderweitigen Benutzung des Grundſtücks oder auch Hinzu, 
erwerb eines anderen Grundſtücks (ſ. A 1), unzureichend geworden iſt (RG Warn 1914 
Nr 290; ZW 1925, 47516) es kommt dann darauf an, ob die neue Benutzungsart nach ver- 
nünftigem Ermeſſen den gegenwärtigen wirtſchaftlichen Verhältniſſen entſpricht (. 9 917 A g). 


4. Der (nach $ 924 unverjährbare) Anſpruch auf Notweg in den Fällen des Abſ2 beſteht 
nur im Verhältnis der getrennten Grundſtücke zueinander; dritte Grundſtücke kommen für 
den Notweg nicht in Betracht (Och 26, 32). Auch wenn auf den Anſpruch ein Verzicht 
erklärt wird, der nur perſönliche Wirkung unter den Beteiligten hat (ftr.; vgl. Prot 5, 158), 
kann nach Abſ 1 gegenüber anderen Nachbarn ein Recht auf Notweg nicht geltend gemacht 
werden, da die Veräußerung eine willkürliche Handlung war. — Die Worte „über welchen 
die Verbindung bisher ſtattgefunden hat“ kennzeichnen nur den Teil des früher einheitlichen 
Grund ſtücks, welcher infolge der Trennung notwegpflichtig geworden iſt. Aus ihnen iſt nicht 
zu folgern, daß der Notweg nur ſo verlangt und gewährk werden könne, wie der bisherige 
Eigentümer den Weg nach dem öffentlichen Wege tatlächlich genommen habe; vielmehr darf 
und muß der Richter den nach allgemeinen Grundſätzen geeigneten Notweg, auch wenn dieſer 
von der Richtung des bisher gewählten Weges abweicht, beſtimmen, da Abſ 2 nur ein Recht 
auf „Duldung eines Notwegs“, nicht ein Recht auf Duldung der Benutzung des bisherigen 
Verbindungsweges gewährt (vgl. OL 26, 81). Im Falle der Veräußerung eines von 
mehreren demſelben Eigentümer gehörenden Grundſtücken hat der Notweg über dasjenige 
Grundſtück zu führen, über das der Eigentümer vor der Veräußerung von dem nunmehr 
abgeſchnittenen Grundstück zu dem öffentlichen Weg gelangen konnte (vgl. OSG 26, 32). 
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8 919 


1) Der Eigentümer?) eines Grundſtücks?) kann von dem Eigentümer“) 
eines Nachbargrundſtücks verlangen“), daß dieſer zur Errichtung feſter 
Grenzzeichens) und, wenn ein Grenzzeichen verrückt oder unkenntlich ge⸗ 
worden iſt, zur Wiederherſtellung mitwirkte). 

Die Art der Abmarkung und das Verfahren“) beſtimmen ſich nach den 
Landesgeſetzens); enthalten dieſe keine Vorſchriften, jo entſcheidet die Orts⸗ 
üblichkeit. 

Die Koſten der Abmarkung ſind von den Beteiligten zu gleichen Teilen 
zu tragen, ſofern nicht aus einem zwiſchen ihnen beſtehenden Rechtsverhält⸗ 
niſſe ſich ein anderes ergibt“). 

E 1 851 II 882; M 3 268 ff.; P 3 125 f. 


1. Grenzabmarkung. 8 919 hat zur Vorausſetzung, daß die Grenze unter den Nach⸗ 
barn nicht ſtreitig iſt, aber feſte Grenzzeichen entweder überhaupt nicht vorhanden oder 
unkenntlich oder verrückt worden find (RGSt 41, 96). Iſt die Grenze streitig, fo greift der vom 
Grenzabmarkungsanſpruche verſchiedene Grenzſcheidungsanſpruch aus $ 920 Platz. 

2. Dem Eigentümer ftehen gleich die Erbbauberechtigten (8 1017, BO v. 15.1. 19 8 11) 
und die in Artt 63, 68 EG aufgeführten Nutzungsberechtigten. Nicht auch andere Berechtigte 
am Grundſtücke (z. B. Nießbraucher, Dienſtbarkeitsberechtigte, Hypothekengläubiger), da es 
ſich um einen Anſpruch aus dem Eigentum handelt (vgl. RG 50, 59). — Befindet ſich das 
Grundſtück im Miteigentum mehrerer, jo kann nach § 1011 ein jeder von ihnen den 
Anſpruch erheben. 

3. Gleichviel, ob ländliches oder ſtädtiſches Grundſtück. Jedoch nicht ein Gebäude mit 
Grenzwänden, die eine Grenzabmarkung unnötig machen (RG 44, 171). 

4. Außer vom Eigentümer auch von Erbbauberechtigten und den in Artt 63, 68 EG 
aufgeführten Berechtigten am Nachbargrundſtücke. Miteigentümer müſſen gemeinſam 
verklagt werden (vgl. RG JW 06, 23319). 

5. Das Verlangen der Abmarkung kann bei Zuſtimmung aller Beteiligten im Wege 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit in dem durch die Landesgeſetze geordneten Verfahren 
(ogl. für Preußen 88 362—871 ALR 117; Art 89 Nr 1 Ac. BGB; Art 31 Pröc GG) zur Durch 
führung gebracht werden (vgl. R6St 41,07; OLG 15, 352). Erhebt der Grenznachbar Wider ⸗ 
ſpruch gegen die Abmarkung, fo gewährt 8919 Abſ 1 gegen ihn die Klage auf Mitwirkung 
bei der Grenzabmarkung (RGSt 41, 97). Der Abſ 2 läßt eine Anderung des Reichsrechts 
in dieſer Hinſicht durch die Landesgeſetze nicht zu; er bezieht ſich nur auf das Verfahren bei 
der Abmarkung, nicht auf das prozeſſuale Verfahren. — Die Klage iſt imdinglichen Gerichts · 
ſtande (§ 24 ZPO) gemäß $ 13 GV vor den ordentlichen Gerichten zu erheben, ſofern 
nicht landesgefetzlich Verwaltungsbehörden oder Verwaltungsgerichte für zuständig erklärt 
N (vgl. für Bayern Artt 19, 80 des Abmarkungsgeſ. v. 30. 6. 00; Art 156 AG. BGB). — 
Err Klagantrag iſt zu richten auf Verurteilung des Beklagten zur Mitwirkung bei der 
g rrichtung bzw. Wiederherſtellung der Grenzzeichen und zur Tragung der Hälfte der Abmar⸗ 
weihskoſten. — Mit dieſer Klage kann auch eine Grenzſcheidungsklage aus § 920 verbunden 
1 erden (RG St 41, 97). — Der Anspruch auf Abmarkung iſt dinglicher Natur und nach 8 924 

uverjährbar. Ein Verzicht auf ihn hat keine Wirkung gegenüber Dritten, weil dingliche 
Pi: aſtungen nur in den vom Geſetz ausdrücklich beſtimmten Fällen zuläſſig ſind, ein dinglich 
Boender Verzicht aber eine ſolche Belaſtung enthielte (M 3, 270; Prot 3, 126). Zwiſchen den 

eteiligten (ſchuldrechtlich) iſt jedoch der Verzicht wirkſam (Prot 3, 126). 
6. Feſte Grenzzeichen find ſolche, die in der Zukunft dauernd geeignet bleiben, die durch 
bie Nachbarn erfolgte Anerkennung des Grenzzuges zu beweiſen (M 8, 269), ſowie die 
Grenze äußerlich ſichtbar zu machen. — Vgl. über den Begriff der Grenzzeichen im Sinne 
des § 274 Nr 2 StGB RSt 6, 49; 10, 47; 23, 257; 41, 94; OLG 15, 358. 

7. Die Art der Abmarkung und das Verfahren, aber auch nur fie beſtimmen ſich nach 
den Landesgeſetzen, nicht z. B. das Verfahren des Abmarkungsprozeſſes (. A 5). — Iſt der 
Nachbar zur Mitwirkung bei der Abmarkung verurteilt (f. A 5), fo kann feine Mitwirkung 
gemäß § 888 ZPO erzwungen werden. — Die Rechte Dritter (ausgenommen, die in A 2, 4 

ezeichneten) an dem einen oder dem andern Grundſtücke (3. B. eines Nießbrauchers), die nicht 
hinzugezogen worden ſind, werden weder durch ein Urteil auf Mitwirkung gegen den Nach⸗ 
bar, noch durch die Abmarkung ſelbſt berührt (M 8, 270; OLG 15, 351). 

8. Über landesgeſetzliche Vorſchriften vgl. in dieſer Hinſicht für Preußen: AG. BGB 

Art 89 Nr 1; ALR 117 88 862-871 (vgl. A 5); für Bayern: Abmarkungsgeſ. v. 30. 6. 00. 
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9. Die Koſten der Abmarkung, nicht auch die Koſten des etwa entſtehenden Abmarkungs⸗ 
prozeſſes (wofür die 88 91ff. ZPO gelten), ſind regelmäßig von den beiden Grenznachbarn 
je zur Hälfte zu tragen, da ſich die Abmarkung als ein gemeinſchaftliches Geſchäft darſtellt. Um⸗ 
faßt das Abmarkungsverfahren mehr als zwei Grundſtücke, fo trägt jeder Beteiligte nur 
die Hälfte der auf ſeine Grenze entfallenden Koſten (Prot 3, 126). Iſt ein Grenzzeichen durch 
Schuld eines Beteiligten beſeitigt, verrückt oder unkenntlich geworden, ſo kann ſich daraus 
(nach $ 823 Abſ 2 BGB; 8 274 Nr 2 StGB) die Verpflichtung ergeben, die Koſten ganz zu 
tragen (vgl. M 3, 269). — Hat ein Beteiligter mehr als die auf ihn fallenden Koſten bezahlt, 
ſo hat er einen Erſtattungsanſpruch. 


8 920 


2) Läßt ſich im Falle einer Grenzderwirrung?) die richtige Grenze nicht 
ermitteln, jo iſt für die Abgrenzung der Beſitzſtand maßgebend). Kann 
der Beſitzſtand nicht feſtgeſtellt werden, jo iſt jedem der Grundſtücke ein 
gleich großes Stück der ſtreitigen Fläche zuzuteilen“). 

Soweit eine dieſen Vorſchriften entſprechende Beſtimmung der Grenze 
zu einem Ergebniſſe führt, das mit den ermittelten Umſtänden, insbeſondere 
mit der feſtſtehenden Größe der Grundſtücke, nicht übereinſtimmt, iſt die 
Grenze ſo zu ziehen, wie es unter Berückſichtigung dieſer Umſtände der 
Billigkeit entipricht?). 

E I 852 II 888; M 3 270 ff.: P 3 120 f. 


1. Der Grenzſcheidungsanſpruch aus § 920 ſetzt im Gegenſatze zum Abmarkungsan⸗ 
ſpruche aus § 919 voraus, daß Streit über den Lauf der Grenze zwiſchen Nachbar⸗ 
grundſtücken beſteht (M 3, 270). Jeder der beiden Nachbarn kann gegen den andern im ding⸗ 
lichen Gerichtsſtande ($ 24 ZPO) auf Ermittlung der Grenze klagen. Dieſe Klage 
ergänzt hinſichtlich der Grenzflächen von Grundſtücken den durch die 88 985, 1004 gewährten 
Eigentumsſchutz (M 3, 270). Will der Eigentümer eine ſtreitige Fläche auf der Grenze bis zu 
einer beſtimmten Linie für ſich in Anſpruch nehmen und glaubt er ſein Eigentum nachweiſen 
zu können, fo hat er die Eigentumsklage auf Herausgabe der Fläche (§ 985) oder die Eigentums ⸗ 
freiheitsklage (§ 1004) zu erheben oder auch (3. B. wenn er ſelbſt im Beſitze des Streitſtücks 
iſt) auf Feſtſtellung feines Eigentums zu klagen, wobei er eine beſtimmte Behauptung auf⸗ 
ſtellen und einen entſprechenden Antrag ſtellen muß (M 3, 271; vgl. RG Warn 1921 Nr 10). 
Iſt der Lauf der Grenze aber ſo verdunkelt, daß von keinem Streitteile die richtige Grenze 
nachgewieſen werden kann, fo iſt die Klage aus $ 920 gegeben. Hierbei braucht der Klag⸗ 
antrag nicht auf Feſtſtellung einer beſtimmteu Grenze gerichtet zu fein. Vielmehr genügt 
hein Antrag dahin, den Lauf der Grenze richterlich feſtzuſetzen. Ein ſolcher Antrag it mit 
Rückſicht auf den Klagegrund der Grenzverdunklung ein beſtimmter Antrag im Sinne des 
§ 253 Nr 2 ZBO (ſtr.). Iſt aber in dem Antrag eine beſtimmte Grenze angegeben, fo 
darf der Richter gemäß § 308 ZPO nicht darüber hinaus erkennen und iſt der Kläger, 
wenn er nach der Feſtſtellung des Richters zuviel verlangt hat, inſoweit mit der Klage ab- 
zuweiſen (str.). Die Klage führt aber nicht zu einem judieium duplex in dem Sinne, daß 
der Kläger verurteilt werden könnte (ſtr.). — Mit der Klage kann auch ein Eigentums⸗ 
anſpruch auf Herausgabe und Erſatz von Früchten (88 985 ff.), ſowie ein Abmarkungsanſpruch 
(§ 919) verbunden werden (ſ. $ 919 A 5). — Zur Grenzermittlungsklage aktiv und 
paſſiv legitimiert ſind nur die Eigentümer der Nachbargrundſtücke, da ein Anſpruch 
aus dem Eigentum, gerichtet auf Feſtſtellung des Umfangs des Eigentums, geltend gemacht 
wird (ſtr.; vgl. RG 56, 60). Im Falle des Miteigentums kann nach § 1011 auch ein einzelner 
Miteigentümer klagen, während als Beklagte ſämtliche Miteigentümer belangt werden müſſen. — 
Beſteht Streit darüber, ob das Recht eines andern Berechtigten am Grundſtücke (4. B. Erb ⸗ 
bauberechtigten, Nießbrauchers, Dienſtbarkeitsberechtigten; vgl. VO v. 15. 1. 19, 88 1027, 1065, 
1090 Abſ 2) ſich räumlich auf eine Grenzfläche erſtreckt, fo find, wenn Grenzverwirrung vorliegt, 
in einem Prozeſſe unter den Beteiligten über den Umfang des Rechtes die Grundſätze des $ 920 
entſprechend zur Anwendung zu bringen (vgl. M 3,273). Um eine eigentliche Grenzermittlungs⸗ 
klage aber handelt es ſich dabei nicht, vielmehr bildet die richterliche Grenzermittlung nur ein 
Element des Urteils (ftr.), und dieſes Urteil hat keine Wirkung gegenüber dem betreffenden 
Eigentümer (8 325 ZPO). Anderſeits wirkt das Urteil im Grenzermittlungsprozeſſe nicht 
gegenüber den anderen nicht zugezogenen Realberechtigten. Denn es ſchafft nicht (konſtitutiv) 
eine allgemeinhin anzuerkennende neue Grenze, ſondern ſtellt nur (deklaratoriſch) feſt, welche 
Grenze im Verhältniſſe zwiſchen den beteiligten Eigentümern als die richtige zu gelten habe (ſtr.; 
vgl. RG IW 06, 302°). — Das ergehende Urteil ſteht gleich einem Feſtſtellungsurteil. Des ⸗ 
halb findet eine Zwangsvollſtreckung aus dem Urteil nicht ſtatt (Seuffä 47 Nr 302). 
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Jedoch kann nach Maßgabe des Urteils Abmarkung (8 919) verlangt werden. Ferner kaun auf 
Grund des Urteils die etwa erforderliche Berichtigung des Grundbuchs (wenn z. B. der 
rundbuchmäßige Beſtand der Grundſtücke von der ermittelten Grenze abweicht) gemäß 
3 22 GBO erfolgen, ohne daß es einer Auflaſſung bedarf (OLG 20, 405). — Der Anſpruch 
aus 8 920 ift unverjährbar ($ 924). — Wenn die Nachbarn in Ungewißheit über den 
Grenzzug dieſen durch Vertrag feſtſetzen, handelt es ſich nicht um die Übernahme der Ver⸗ 
pflichtung zur Eigentumsübertragung; vielmehr wird nur die Ungewißheit gelöſt, indem 
die Vertragsteile es jo angeſehen willen wollen, als ſei nunmehr die (bisher ſubjektiv un⸗ 
gewiſſe) Grenze (objektiv) richtig ermittelt, wie durch ein Urteil im Grenzermittlungs⸗ 
prozeſſe. Daher bedarf ein ſolcher Vertrag nicht der Form des § 313, es ſei denn, daß 
die Vertragsteile ſich gegenſeitig zur Übertragung von Grundſtücksteilen (ausdrücklich) ver⸗ 
pflichten (RG JW 06, 3027). 


2. Grenzverwirrung liegt vor, wenn keine Grenzzeichen vorhanden ſind und auch ſonſt 
der Grenzzug ſich nicht ermitteln läßt. Der Kläger muß dies, wenn er auf Grenzermittlung 
klagt, zur Begründung der Klage behaupten. 


3. Das Geſetz erklärt für die Abgrenzung den Beſitzſtand als maßgebend und ſtellt da⸗ 
mit in erſter Linie die Vermutung auf, daß, wenn die richtige Grenze nicht zu ermitteln 
iſt, das Eigentum ſo weit reicht, wie der Beſitzſtand. Hierauf kann ſich der Kläger berufen. 
Er muß den von ihm behaupteten Umſtand des Beſitzſtandes beweiſen. Gelingt dieſer Beweis, 
ſo iſt nach Maßgabe des Beſitzſtandes die Grenze im Urteile feſtzuſetzen, es ſei denn, daß der 
Beklagte etwa den Gegenbeweis führt, daß die richtige Grenze in Wirklichkeit anders verläuft. 
Erweiſt ſich der gegenwärtige Beſitz des Klägers als ein fehlerhafter (8 858), fo iſt die Vermu⸗ 
tung zu ſeinen Gunſten widerlegt und iſt vielmehr der frühere Beſitzſtand des aus ſeinem Be⸗ 
ſitztande unrechtmäßig verdrängten Gegners maßgebend (M 3, 271). Anderſeits kann der 

kläger, wenn er aus dem Beſitz unrechtmäßig (durch verbotene Eigenmacht) verdrängt iſt, 
ſich auf feinen früheren Beſitz berufen, und zwar ohne zuvor die Beſitzſtörungsklage (8 861) 
anſtellen zu müſſen (M 3, 272). 

4. Soweit der Beſitzſtand nicht feſtgeſtellt werden kann, wird gemäß der vom Geſetze auf⸗ 
geſtellten zweiten Vermutung für den Eigentumsumfang die bis zu der erwieſenen Beſitzgrenze 
als ſtreitig übrigbleibende Fläche ohne Rückſicht auf die Größe der beiden Grundſtücke in zwei 
gleiche Teile geteilt. 

5. Der Grundſatz, daß die Grenzfeſtſtellung nach Maßgabe der in A 8, 4 dargelegten Ver⸗ 
mutungen zu erfolgen hat, erfährt durch den Grundſatz der Billigkeit in Abſ 2 eine Ein ⸗ 
ſchränkung dahin, daß das Ergebnis nicht der Billigkeit widerſprechen darf. Danach iſt, wenn 
nach den obwaltenden Umſtänden das Ergebnis ein unbilliges iſt, die Grenze ſo feſtzuſetzen, wie 
es der Billigkeit entſpricht (RG SeuffA 76, 191). Steht z. B., wiewohl die richtige Grenze 
nicht erwieſen iſt, doch ſo viel feſt, daß von zwei Grundſtücken das eine 100, das andere 
200 am groß iſt, ſo muß die Beſtimmung der Grenze ſo erfolgen, daß jeder Nachbar ein Grund⸗ 
ſtück von dem ihm unzweifelhaft zuſtehenden Flächeninhalt erhält (Prot 3, 126). 


8 921 


Werden zwei Grundſtücke!) durch einen Zwiſchenraum:), Rain, Winkel, 
einen Graben, eine Mauer, Hecke, Planke oder eine andere Einrichtung, 
die zum Vorteile beider Grundſtücke dient, voneinander gejrhieden?), jo 
wird vermutet“), daß die Eigentümer der Grundſtückes) zur Benutzung der 
Einrichtung gemeinſchaftlich berechtigt jeien®), ſofern nicht äußere Merkmale 
darauf hinweiſen ), daß die Einrichtung einem der Nachbarn allein gehörte). 


E 1 864 Ubi 1 II 884, M 3 274—277; P 3 129—181. 


1. Das BGB geht davon aus, daß unmittelbar angrenzende Nachbargrundſtücke von. 
einander ſtets nur durch eine ad Linie getrennt find, keine Fläche dazwiſchen liegt 
und das Eigentum an den Grundſtücken und den damit verbundenen Beſtandteilen (88 93ff., 
946) ſich beiderſeits bis zu der Linie erſtreckt (M 3, 274; RG 58, 311; 65, 368; Gruch 45, 1018). 
Befindet ſich daher eine Anlage (3. B. ein Gebäude, eine Mauer) auf der Grenze dergeſtalt daß 
ſie von der Grenzlinie durchſchnitten wird, fo ſteht jedem Nachbar das Eigentum an dem Teil auf 
ſeiner Seite bis zur Grenzlinie zu (RG 70, 201; Warn 1924 Nr 98; OLG 18,189; 20,340) fo- 
fern nicht bezüglich eines Grundſtücks die Vorſchrift des § 95 Abſ 1 Satz 2 oder des $ 912 Platz 
greift (RG 65, 863; 72, 272; vgl. 9 94 A 1). Nicht etwa find die Nachbarn Miteigentümer 
der ganzen Anlage nach Bruchteilen (M 8, 274; RG 58, 811; 70, 201; OLG 18, 139). Dies 
gilt auch dann, wenn die Grundſtücke früher in einer Hand waren, ſodann das eine Grundſtück 
an einen andern veräußert iſt, wobei, wenn nicht ein anderes vereinbart iſt, der Preis für 
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das Grundſtück auch den Entgelt für den betreffenden Anlageteil umfaßt, oder beide Grund⸗ 
ſtücke geſondert zwangsverſteigert und von verſchiedenen Erſtehern erworben find (RG 65, 868; 
70, 201; 72, 272; Warn 1924 Nr 98; OLG 29, 340). Wird die Anlage niedergeriſſen oder 
ſonſt befeitigt, jo verbleiben diejenigen Stücke, die je innerhalb der Grundſtücksgrenzen ſich be⸗ 
funden hatten, im Eigentum desjenigen Nachbars, dem das Grundſtück gehört; während die 
untrennbaren Stücke, die durch die Grenzlinie durchſchnitten werden, Miteigentum der beiden 
Nachbarn nach Bruchteilen, entſprechend der früheren räumlichen Erſtreckung der Stücke auf 
das eine und das andere Grundſtück, werden, da ſie nach der Trennung vom Boden den 
für bewegliche Sachen geltenden Rechtsgrundſätzen unterliegen und eine Sonderinhabung 
eines jeden der beiden Grundſtückseigentümer daran tatſächlich nicht möglich iſt (M 3, 277; 
RG 70, 201). Nach 8 903 iſt jeder Nachbar, ſoweit nicht etwa ein Vertrag entgegenſteht, in 
Ausübung ſeines Eigentumsrechts berechtigt, die Stücke, die neben der Grenze liegen, bis zur 
Grenzlinie abzuſägen, abzuhauen oder ſonſt niederzureißen und abzutrennen. Dagegen darf er 
die unmittelbar auf der Grenze ſtehenden Stücke nicht ohne Einwilligung des Nachbars als ganze 
Stücke abtrennen und wegnehmen, da auch dem Nachbar Eigentum daran zuſteht und er durch 
die Wegnahme in das Eigentumsrecht des Nachbars eingreifen würde. Handelt es ſich um ein 
Gebäude, fo muß er auch beim Abbruche der erſteren Stücke gemäß § 823 BGB, 8 367 Nr 14 
StGB geeignete Schutzmaßregeln treffen, wodurch der Einſturz des Gebäudeteils des Nachbars 
verhindert wird (RG 70, 206). — Auf derartige Eigentumsverhältniſſe bezieht ſich $ 921 nicht. 
Er ſtellt nur hinſichtlich gewiſſer Grenzeinrichtungen die geſetzliche Vermutung für 
ein gemeinſames Benutzungsrecht der Nachbarn auf, nicht etwa die Vermutung für ein 
Miteigentum an der Einrichtung (M 3, 275; RG 53, 307; 70, 203; JW 1911, 36620; 
Gruch 45, 1018). Über die Frage, zu welchem Grundſtück eine auf der Grenze errichtete 
Giebelmauer gehört, die als gemeinſchaftliche Giebelmauer der Nachbarn dienen ſoll, 
und über die Ba des Anbaus des Nachbars an die Mauer val. 8 95 A 5. 

2. Ein die Nachbargrundſtücke ſcheidender Zwiſchenraum beſteht aus Beſtandteilen beider 
Grundſtücke, iſt daher nicht ein im Miteigentume der beiden Nachbarn ſtehendes ſelbſtändiges 
Grundſtück (Seuff 62 Nr 207). 

3. Unter Einrichtungen find, wie ſich aus den angeführten Beiſpielen ſowie daraus ergibt, 
daß fie zwei Grundſtücke voneinander ſcheiden und zum Vorteile beider Grundſtücke dienen 
ſollen, nur ſolche Anlagen zu verſtehen, die zufolge ihrer Geſtaltung und Lage die beiden Grund⸗ 
ſtücke voneinander ſcheiden und gerade hierdurch, alſo durch ihre Lage auf der Grenze 
und durch ihre die Grundſtücke ſcheidende Wirkung, beiden Grundſtücken zum Vorteile 
dienen. Daher find die Teile eines von der Grenze durchſchnittenen Gebäudes ſolche Ein- 
richtungen nicht, da ihre Grenzlage als ſolche weder für das eine noch für das andere Grund⸗ 
ftüd von Vorteil iſt (RG 70, 204). Ferner auch nicht gemeinſame Brunnen, Dachrinnen, 
Dungſtätten (ftr.). Wohl aber ein auf der Grenze errichteter Bau oder eine daſelbſt ge⸗ 
machte Anpflanzung mit ſcheidender Wirkung (vgl. die Beiſpiele Mauer, Hecke), wobei zu 
der Einrichtung auch der verwendete Grund und Boden gehört (RG Warn 1915 Nr 270). — 
Weiter iſt aus dem Umſtande, daß die Einrichtung zum Vorteil beider Grundſtücke dienen 
und ſie beide ſcheiden ſoll, zu ſchließen, daß die Grenze durch die Ein richtung hindurch⸗ 
gehen muß. $ 921 findet daher nicht Anwendung, wenn ſich die Einrichtung neben der Grenze 
und ausſchließlich auf einem der beiden Grundſtüce befindet (RG Warn 1911 Nr 243). Auch 
nicht, wenn die Einrichtung nur dem Vorteile eines Grundſtücks dient. 

4. Die Vermutung feht voraus, daß die Grundſtücke aneinander grenzen, ihre Grenze 
durch die Einrichtung geht und dieſe dadurch, daß ſie die Grundſtücke voneinander ſcheidet, 
zum Vorteil beider Grundſtücke dient (vgl. A 3). Meiſt wird es bei Grenzeinrichtungen zweifel ⸗ 
haft ſein, wie die Grenze läuft. Dann ſoll nach der aufgeſtellten Vermutung die ſcheinbare 
Grenzeinrichtung hinſichtlich der gemeinſchaftlichen Benutzung als eine wirkliche gelten (M 3,276). 
Die Vermutung wird beſeitigt durch den Nachweis, daß die ganze Einrichtung einem Nach⸗ 
bar allein gehört, insbeſondere auf dem Grundſtücke des einen Nachbars ſteht (NG Warn 
1911 Nr 243; 1915 Nr 270; . A 3), oder auch ohne einen ſolchen Nachweis durch Vorliegen 
äußerer Merkmale (. A 7), die darauf hinweiſen, daß die Einrichtung einem der Nachbarn 
allein gehört (vgl. RG 70, 203). Ein Recht zur Mitbenutzung der Grenzeinrichtung kann dann 
von dem andern Nachbar nur durch Beſtellung einer Grunddienſtbarkeit erlangt werden. 

5. Die Eigentümer können ihr Benutzungsrecht gemäß § 96 nicht losgelöſt von ihrem 
Eigentum auf einen Dritten übertragen. — Die Realgläubiger der Grundſtücke (Nießbraucher, 
Hypothekengläubiger) können die Mitbenutzung nicht hindern. 

6. Nur für das Recht zur gemeinſchaftlichen Benutzung, nicht für Miteigentum ſtreitet 
die Vermutung (J. A 1). Der Inhalt des Venutzungsrechts wird im & 922 näher geregelt. 
Die Berechtigung iſt nicht eine geſevliche Grunddienſtbarkeit, die das BGB nicht kennt, ſondern 
eine geſetzliche gegenſeitige Beſchränkung des Eigentums des einen zugunſten des andern 
Grundſtücks, die als eine gegenſeitige grunddienſtbarkeitsartige Belaſtung bezeichnet werden 
kann, mit der Maßgabe, daß nur eine gemeinſchaftliche Benutzung ſtattfindet (vgl. Prot 
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3, 130; RG Gruch 45, 1018; Warn 1916 Nr 169). Sie iſt daher weder eintragungsbedürftig 
noch eintragungsfähig (ſtr.). — Wird das Benutzungsrecht durch Vertrag anders (als im 
§ 922) geregelt, jo wird hierin die Beſtellung einer Grunddienſtbarkeit liegen, die den all⸗ 
gemeinen Regeln hierfür unterſteht (M 3, 277). 

7. Die äußeren Merkmale, wodurch die Vermutung beſeitigt wird (ſ. A 4), müſſen dem 
Auge ſichtbare Zeichen ſein, die nach allgemeiner Anſchauung für ein Alleineigentum des 
einen Nachbars an der ganzen Grenzeinrichtung ſprechen (3. B. die Pfoſten eines Grenz⸗ 
zaunes ſtehen nur auf einer Seite). 

8. Die 88 921, 922 finden auch auf die Einrichtungen Anwendung, die ſchon vor dem 
Inkrafttreten des BGB beitanden (Artt 173, 181 EG; RG 53, 307). Eine Grenzmauer, 
die bis dahin nach dem bisherigen Recht im Miteigentum der Nachbarn ſtand, gehört vom 
1. 1. 00 den Nachbarn nicht gemeinſchaftlich. Dieſe haben nur das in SS 921, 922 geregelte 
Benutzungsrecht. Hat z. B. im Gebiete des PrALK ein Nachbar auf einer Grenzmauer einen 
Aufbau errichtet, ſo kann der andere nicht mehr die Zurückziehung bis zur Mitte ohne weiteres 
verlangen (§ 135 PrALN 1 8), ſondern nur inſoweit durch den Aufbau das Mitbenutzungs⸗ 
recht des andern Nachbars beeinträchtigt wird (RG 53, 307). — Wegen der auf Grund des 
Art 124 EG neben dem BGB geltenden landesgeſetzlichen Vorſchriften bezüglich der 
Kommunmauern und Scheidemauern vgl. RG 55, 335; 58, 384; 63, 6; IW 08, 287%; 
Warn 1915 Nr 225, 270; OLG 18, 130; 84, 190; 84, 191; auch $ 95 A 5. — Unberührt 
bleiben nach Art 111 Ech die landesgeſetzlichen Vorſchriften, die im öffentlichen Intereſſe 
das Eigentum in Anſehung tatſächlicher Verfügungen beſchränken. In Preußen kommen 
namentlich Vorſchriften der Baupolizeiordnungen in Betracht. Nach ihnen ſind daher die 
Rechtsverhältniſſe hinſichtlich einer Scheidemauer in erſter Linie zu beurteilen (RG V 326/04). 


8 922 


Sind die Nachbarn zur Benutzung!) einer der im § 921 bezeichneten 
Einrichtungen gemeinſchaftlich berechtigt, ſo kann jeder ſie zu dem Zwecke, 
der ſich aus ihrer Beſchaffenheit ergibt?), inſoweit benutzen, als nicht die 
Mitbenutzung des anderen beeinträchtigt wirds). Die Unterhaltungskoſten 
ind von den Nachbarn zu gleichen Teilen zu tragen). Solange einer der 
Nachbarn an dem Fortbeſtande der Einrichtung ein Intereſſe hat, darf ſie 
nicht ohne ſeine Zuſtimmung beſeitigt oder geändert werden?). Im übrigen 
beſtimmt ſich das Rechtsverhältnis zwiſchen den Nachbarn nach den Vor⸗ 
ſchriften über die Gemeinſchafte). 

E 1 854 Abſ 2 II 835; M 3 276 f.; P 3 181 f. 


11 1. 8 922 beſtimmt in Ergänzung des $ 921 näher das Recht zur gemeinſchaft⸗ 
6 n Benutzung der Grenzein richtungen. — Beſteht an einer Giebelmauer, die 
ben Nachbarn je zur Hälfte gehört, eine gemeinſchaftliche Benutzungsberechtigung nicht, ſo liegt 
9 einer Benutzung über die Hälfte hinaus ein unbefugter Eingriff in das Eigentum des 

achbars (RG Warn 1911 Nr 243). 

2. Nach der Beſchaffenheit der Einrichtung, alſo insbeſondere nach den äußeren Kenn⸗ 
zeichen ihres Zweckes (R Gruch 52, 1061), beſtimmt ſich in erſter Linie (vgl. A 3) Inhalt und 
Umfang des Benutzungsrechts. Beide Nachbarn können z. B. benutzen: einen Zwiſchen⸗ 
raum zur Aufftellung von Baugerüſten bei Ausbeſſerungen; einen Grenzrain zum Um- 
wenden des Pfluges; einen Grenzgraben zur Abführung oder Entnahme von Waſſer; 
eine Grenzmauer zur Gebäubeftügung, Anlegung von Schornſteinen, auch zur Erhöhung 
und Verſtärkung. 

5 3. In zweiter Linie (vgl. A 2) beſtimmt ſich der Umfang des Rechtes zur Benutzung danach, 
daß fie nicht eine Beeinträchtigung des Mitbenutzungsrechts des andern Nachbars zur 
Folge haben darf. Daher darf z. B. nur inſoweit, als dies nicht der Fall iſt: in einen Grenz ; 
graben Waſſer durch künſtliche Leitungen geleitet (RG Gruch 47, 1066), in einer Mauer 
eine Niſche angelegt (OLG 4, 294), in eine Mauer Treppenſtufen eingefügt (RG Warn 1911 
zer 243), ein Aufbau auf einer Brandmauer über den dem Bauenden gehörigen Teil hinaus 
errichtet werden (RG Gruch 52, 1061, auch R 53, 312). — Ein Übergriff, insbeſondere 
eine Beſeitigung oder Anderung der Einrichtung, die der eine Teil ohne Zuſtimmung des 
andern an ihrem Fortbeſtande intereſſierten Teils vornimmt, oder eine Benutzung der Ein- 
richtung zu einem Zwecke, der ſich nicht aus ihrer Beſchaffenheit ergibt, oder durch die die 
Mitbenutzung des andern Teils beeinträchtigt wird, gewährt dieſem andern Teil, ſei es zu⸗ 
folge des ihm an dem zu feinen Grundſtück gehörigen Stück der Einrichtung zuſtehenden 
Eigentums oder zufolge des ihm an dem übrigen Stück der Einrichtung zuſtehenden grund⸗ 
185 
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dienſtbarkeitsartigen Rechtes (vgl. $ 921 A 6), nach 88 1004, 1027 einen Anſpruch auf Be⸗ 
ſeitigung der Beeinträchtigung und, wenn eine weitere Beeinträchtigung zu beſorgen iſt, 
einen Anſpruch auf Unterlaſſung (M 3, 277; RG Warn 1916 Nr 169) oder auch einen An ⸗ 
ſpruch auf Vornahme von Vorkehrungen, welche die Beeinträchtigung beſeitigen (RG Warn 
1911 Nr 243). — Jedoch iſt das Benutzungsrecht nicht wegen des Mitbenntzungsrechts des 
andern Nachbars ſtets etwa nur auf die Hälfte der Einrichtung oder auf die eine Seite be⸗ 
ſchränkt; vielmehr umfaßt es, da $ 922 es nur nach der Richtung beſchräukt, daß durch die Be⸗ 
nutzung nicht die Mitbenutzung des Nachbars beeinträchtigt werden darf an ſich die ganze 
Einrichtung (3. B. eine Grenzmauer in ihrer ganzen Dicke, RG 53, 312; Warn 1911 Nr 248). 
Daher darf z. B. der eine Berechtigte in eine Giebelmauer, an der ein gemeinſchaftliches 
Benutzungsrecht beſteht, auch über die Mittellinie hinaus Treppenſtufen einfügen, es ſei denn, 
daß dadurch die Mitbenutzung des Nachbars beeinträchtigt wird (RG Warn 1911 Nr 243). 
Ferner beziehen ſich die aus 8 922 ſich ergebenden Beſchränkungen des Benutzungsrechts 
nur auf die Grenzeinrichtung ſelbſt, nicht erſtrecken ſie ſich auch auf das anſtoßende Grund- 
eigentum der Nachbarn (RG Warn 1916 Nr 169). Daher gewährt eine von dem einen 
Nachbar auf ſeinem Grundſtück zwar an der Grenze getroffene, jedoch auf die Benutzung 
der Grenzeinrichtung nicht einwirkende Maßnahme (3. B. eine Mauererhöhung an einem 
Zwiſchenraum) dem andern Nachbar keinen Abwehranſpruch, ſofern nicht ein ſolcher nach 
anderen geſetzlichen Vorſchriften, wie landesrechtlichen Eigentumsbeſchränkungen, oder auf 
Grund beſondern Rechtstitels gegeben iſt (NG Warn 1916 Nr 169). 

4. Die Unterhaltungskoſten ſind ohne Rückſicht auf die Benutzungsweiſe ſtets (nicht, 
wie nach 88 742, 748, nur im Zweifel) zu gleichen Teilen zu tragen. Ferner nach Satz 4 und 
8 748 auch die Laſten ſowie die Koſten der Verwaltung und gemeinſchaftlichen 
Benutzung. Jedoch können im a ſchuldhafter Beſchädigung die Ausbeſſerungskoſten 
gemäß 8 823 einem Teil allein zur Laſt fallen. 

5. Das Intereſſe auch nur eines Nachbars an dem Fortbeſtande, das, abgeſehen von 
ſeiner Zuſtimmung, die Beſeitigung oder Anderung der Einrichtung hindert, braucht ein 
vermögensrechtliches nicht zu fein. — Stimmt der andere trotz mangelnden Intereſſes nicht 
zu, ſo kann gegen ihn auf Einwilligung in die Beſeitigung oder Anderung geklagt werden. 
Anderſeits hat der noch intereſſierte Nachbar auf Grund feines Eigentums (8 1004) einen 
Anſpruch auf Wiederherſtellung des Beſeitigten oder Geänderten (M 8, 277). — Im Falle 
einer Gemeinmauer beſteht darauf kein Recht, daß der Nachbar es unterläßt, durch Abpruch 
ſeines Hauſes die Mauer den Einflüſſen der Witterung auszuſetzen (OLG 26, 32). 

6. Von den hiernach auf das gemeinſchaftliche Benutzungsrecht, ſoweit nicht die Sätze 
1, 2, 3 Abweichendes beſtimmen, zur Anwendung zu bringenden, für die Gemeinſchaft gel- 
tenden §8 742ff. kommen beſonders in Betracht: $ 748 Abſ 1 (Recht auf die Früchte, z. B. 
auf die Grasnutzung eines Grenzrains), SS 744, 745, 746 (Regelung der Verwaltung und 
Benutzung; insbeſondere durch Vertrag, der zwar für und gegen die Sondernachfolger, aber 
im übrigen doch nur ſchuldrechtlich wirkt, es ſei denn, daß gemäß § 1010 Abſ 1 Eintragung 
erfolgt). § 747 Satz 1 (Befugnis jedes Teilhabers zur Verfügung über ſeinen Anteil) findet, 
da das Benutzungsrecht mit dem Eigentum derart verbunden, daß eine Sonderveräußerung 
ausgeſchloſſen iſt, keine Anwendung (f. $ 921 A 6). Auch nicht die 88 749 ff. (Aufhebung der 
Gemeinſchaft) mit Rückſicht auf Satz 3 (ſ. A 5). Wegen des § 748 vgl. A 4. 


8 923 


Steht auf der Grenze) ein Baum), jo gebühren die Früchte und, wenn 
der Baum gefällt wird, auch der Baum den Nachbarn zu gleichen Teilen“). 

Jeder der Nachbarn kann die Beſeitigung des Baumes verlangen). 
Die Koſten der Beſeitigung fallen den Nachbarn zu gleichen Teilen zur Laſt. 
Der Nachbar, der die Beſeitigung verlangt, hat jedoch die Koſten allein zu 
tragen, wenn der andere auf ſein Recht an dem Baume verzichtet; er erwirbt 
in dieſem Falle mit der Trennung das Alleineigentum). Der Anſpruch 
auf die Beſeitigung iſt ausgeſchloſſen, wenn der Baum als Grenzzeichen 
dient und den Umſtänden nach nicht durch ein anderes zweckmäßiges Grenz⸗ 
zeichen erſetzt werden kann!“). 

Dieſe Vorſchriften gelten auch für einen auf der Grenze ſtehenden 
Strauch“) s). 

E 1 868 II 836; M 3 277 ff.; P 3 182 . 


1. Die Grenze zwiſchen zwei Grundſtücken iſt eine mathematiſche Linie. Durchſchneidet 
fie Gebäude oder andere Beſtandteile (88 93ff., 946) der Grundſtücke, jo gehört jedem 
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Nachbar das Stück, das auf ſeinem Grund und Boden ſteht, zum Alleineigentum; 
nicht etwa beſteht Miteigentum (M 3, 274; RG 53, 311; 70, 201). Wird aber ein ſolcher 
Beſtandteil beider Grundſtücke (3. B. ein Stein, der zu beiden Seiten der Grenze liegt, oder 
die Teile eines Gebäudes auf der Grenze) von den Grundſtücken getrennt, ſo werden 
die Grundſtückseigentümer Miteigentümer dieſes Gegenſtandes; der einem jeden zukommende 
Bruchteil entſpricht der früheren räumlichen Erſtreckung des Beſtandteils über die Grenze 
(ſ. das Nähere in § 921 A 1). — Von dieſen Grundſätzen des BGB gibt 8 923 Ausnahmen 
für den Grenzbaum und den Grenzſtrauch. Grund der Ausnahmebeſtimmungen iſt 
die organiſche Natur des Baumes, die es mit ſich bringt, daß die Zerſtörung auf der einen Seite 
den Verderb des Baumes auf der andern Seite herbeiführt (M 3, 278). 

2. Ein Baum iſt nur dann ein Grenzbaum, wenn er da, wo er aus der Erde tritt, 
von der Grenze durchſchnitten wird. Ein Baum, deſſen Wurzeln zwar auf ein Nachbar 
grundſtück hinüberreichen, deſſen Stamm aber auf dem einen Grundſtück allein ſteht, iſt kein 
Grenzbaum; er gehört als weſentlicher Beſtandteil (88 94, 946) allein dem Eigentümer des 
Grund und Bodens (vgl. 8 910: Abſchneiden der Wurzeln ſeitens des Nachbars). 

3. Solange der Grenzbaum ſteht, gehört jedem Nachbar das Stück bis zum Grenzlinien⸗ 
durchſchnitt. Nach der Fällung entſteht Miteigentum an dem durch die Trennung zur beweg ⸗ 
lichen Sache gewordenen Baum (M 3, 278). Inſoweit beſteht keine Ausnahme von den in 
$ 921 A1 und A1 hier dargelegten Grundſätzen. Dagegen gehören die Früchte und der Baum 
ſelbſt, wenn er gefällt oder ſonſt (3. B. durch Sturm) vom Boden getrennt wird, den Nach⸗ 
barn zu gleichen Teilen ohne Rückſicht auf die räumliche Erſtreckung des Baumes über 
die Grenze. Die Teilung erfolgt gemäß 88 752ff. — Der anteilsberechtigte Nachbar braucht 
nicht notwendig Eigentümer zu fein. Auch der Nutzungsberechtigte (4. B. der Nießbraucher) 
hat (und zwar unter Ausſchluß des Eigentümers) Anteilsrecht auf die Früchte und, da der 
Baum eine Frucht des Grundſtücks iſt, gemäß 8 954 auch auf die getrennten Stücke des 
Baumes (M 3, 279). — Zu den Früchten ($ 99) gehört auch das dürre Holz des Baumes. 

4. Der nach § 924 unverjährbare Anſpruch auf Beſeitigung kann (ausgenommen im 
Falle Abſ 2 Satz 4) jederzeit ohne eine weitere Vorausſetzung geltend gemacht werden, 
weil die unter den Nachbarn beſtehende Gemeinſchaft nicht von einem dauernden Zweck ge⸗ 
tragen wird (M 3, 278). Jedoch kann das Fällen des Baumes nicht eigenmächtig erfolgen, 
alſo nicht ohne Zuſtimmung des andern Nachbars, zu deren Erteilung dieſer aber verpflichtet 
iſt Nötigenfalls muß ſeine Verurteilung herbeigeführt werden. 

5. Der Verzicht auf die Rechte an dem Baum, der zur Folge hat, daß die Koſten der Be⸗ 
eitigung nicht von den beiden Nachbarn zu gleichen Teilen, ſondern von dem die Trennung 
verlangenden Nachbar allein zu tragen find, iſt eine einſeitige, empfangsbedürftige Willens⸗ 
erklärung. Er kann, wenn der ihn Erklärende nicht ſchon in anderer Weiſe gebunden iſt, auch 
nach der Trennung des Baumes abgegeben werden. In dieſem Falle iſt von dem Zeitpunkte 
der Trennung bis zur Abgabe des Verzichts das Alleineigentum in der Schwebe. Mit 
der Erklärung des Verzichts ſteht es feſt, daß der Baum bereits ſeit der Trennung im Allein⸗ 
eigentum des Nachbars ſtand. 

6. Wer auf Beſeitigung des Baumes klagt, muß beweiſen, daß der Baum auf der 
Grenze ſteht. Dem Gegner liegt der Beweis ob, daß der Baum als Grenzzeichen dient. 

amit hat er gemäß § 919 Abſ 1 ſein Recht dargetan, die Beſeitigung zu verbieten. Dies kann 
der die Befeitigung Verlangende durch den Beweis entkräften, daß der Baum durch ein 
anderes zweckmäßigeres Grenzzeichen erſetzt werden kann. Ein Erſatz wird z. B. 
a fein können in gewiſſen der Überſchwemmung beſonders ausgeſetzten Gebieten 

D : 5 

7. Dem Baume ſtehen nicht bloß Sträucher, ſondern in entſprechender Anwendung auch 
kleinere Pflanzen gleich. 

8. Unberührt bleiben nach Art 122 Ech die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche 
die Rechte des Eigentümers eines Grundstücks in Anfehung der auf der Grenze ſtehenden 
Obſtbäume (nicht der Obſtſträucher) abweichend von den Vorſchriften des § 923 Abſ 2 regeln. 
Art 183 EG enthält eine Übergangsvorſchrift bezüglich der landesgeſetzlichen Vorſchriften zu⸗ 
gunſten der Bäume und Sträucher auf Waldgrundſtücken. 


8 924 


Die Anſprüche, die ſich aus den SS 907 bis 909, 915, dem 8 917 Abſ 1, 
dem 8 918 Abſ 2, den SS 919, 920 und dem 8 923 Abſ 2 ergeben, unter» 
liegen nicht der Verjährung“). 

E I 853 II 887: M 3 273 f.; P 8 127 ff., 156 f.; 6 231.f. 


1. Unverjährbarkeit. In den Fällen der 88 919, 920 handelt es ſich um Ansprüche aus 
abſoluten Rechten, die auf die Herſtellung eines Zuſtandes gerichtet ſind, der nicht bloß durch 
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das Intereſſe des Anſpruchsberechtigten, ſondern auch durch ein öffentliches Intereſſe 
verlangt wird (M 3, 273; Prot 3, 128). In allen übrigen Fällen iſt der Grund für die Un⸗ 
verjährbarkeit die fortwährende Neuentſtehung des Anſpruchs. 8 916 iſt nicht an⸗ 
gezogen, weil es ſich dort nicht um einen Anſpruch, ſondern um ein Recht handelt (Prot 6, 231). 
Vgl. im übrigen die Anmerkungen zu den angezogenen Paragraphen. 


Zweiter Titel 
Erwerb und Verluſt des Eigentums an Grundſtütcken!) 


8 925 


Die zur übertragung?) des Eigentums?) an einem Grundſtücke⸗) nach 
§ 873 erforderliches) Einigung‘) des Veräußerers?) und des Erwerberss) 
(Auflaſſung)?) muß bei gleichzeitiger Anweſenheit 1e) beider Teile 1) vor 
dem Grundbuchamt!) erklärt werden 10). 

Eine Auflaſſung, die unter einer Bedingung oder einer Zeitbeſtimmung 
erfolgt, iſt unwirkſam 10). 

E I 868, 871 f. II 838; M 3 612 ff., 318ff.; P 3 168 ff., 181 f.; 5 486 f. 444. 


1. In dieſem Titel werden nur drei Arten des Erwerbs und des Verluſtes des Eigen⸗ 
tums an Grundſtücken behandelt: rechtsgeſchäftliche Übertragung (8 925 nebſt § 926, Zu⸗ 
behör), Aneignung nach Aufgebot (§ 927), Aneignung herrenloſer Grundſtücke (8 928). In 
dieſen Fällen iſt Erfordernis des Eigentumserwerbs die Eintragung der Rechts⸗ 
änderung in das Grundbuch ($ 878). Dazu tritt der Eigentumserwerb durch Erſitzung ſeitens 
des als Eigentümer eingetragenen Nichteigentümers (8 900). — Von geſetzlichen Erwerbs- 
arten, die hinſichtlich des Grundeigentums in Betracht kommen, enthält das BGB nur zwei 
Fälle: Erwerb durch eheliche Gütergemeinſchaft (88 1438 Abſ 2, 1485 Abſ 3, 1519 Abſ 2) und 
Erwerb durch Erbfolge ($ 1922). In dieſen Fällen vollzieht ſich der Erwerb des Eigen⸗ 
tums an den betroffenen Grundſtücken ohne Eintragung außerhalb des Grundbuchs. Hinzu 
treten hier die dem Erbanfalle gleichſtehenden Fälle des Erwerbs von Vermögen aufgelöſter 
Vereine und Stiftungen ſeitens des Fiskus (88 45ff., 88). Außerhalb des BGB gibt es ſonſt 
noch Fälle, in denen nach Reichsrecht oder nach Landesrecht Eigentumserwerb ohne Eintragung 
erfolgt, oder beſondere Vorſchriften über den Eigentumserwerb an Grundſtücken gelten. 
Daneben iſt in einzelnen Fällen die entſprechende Anwendung des Liegenſchaftsrechts des 
BGB landesgeſetzlich vorgeſchrieben. Von Reichsgeſetzen gehören hierher: § 304 HGB 
(Verſtaatlichung einer Aktiengeſellſchaft unter Ausſchluß der Liquidation; entſprechend an- 
zuwenden auf die Verſchmelzung eines Verſicherungsvereins auf Gegenſeitigkeit nach Verſu 
v. 12. 5. 01 mit einer öffentlichrechtlichen Verſicherungsanſtalt unter Ausſchluß der Liquidation, 
KJ 47, 121); 5 306 HGB (Verſchmelzung zweier Aktiengeſellſchaften unter Ausſchluß der 
Liquidation des Vermögens der aufgelöſten Geſellſchaft, vgl. KJ 46, 190, |. A 4; nicht auch 
im Falle der Verſchmelzung mit Liquidation gemäß § 303 HGB, val. KJ 46, 194); die 
88 90, 130 BUG (Erwerb des zwangsverſteigerten Grundſtücks ſeitens des Erſtehers durch 
den Zuſchlag): die Geſetze v. 21. 12. 71 8 41 (Ray), v. 25. 5. 78 88 1, 2 (zum dienſt⸗ 
lichen Gebrauch einer Reichsverwaltung beſtimmte Gegenſtände; vgl. RG Gruch 40, 1125), 
v. 13. 6. 73 8 14 (Kriegsleiſtuugen); VO v. 9. 12. 19 (Enteignung zur Beſchaffung von 
Bau⸗ und Gartenland, |. SEC 1, 888). — Bezüglich landesgeſetzlicher Vorſchriften über 
befondere Erwerbsarten oder die Anwendung des Liegenſchaftsrechts des BB kommen 
folgende für die Landesgeſetzgebung im Ech gegebenen Vorbehalte in Betracht: Artt 58 
(Güter des hohen Adels); 59 (Lehen, Fideikommiſſe, Stammgüter); 62 (Rentengüter); 
64 (Anerbengüter: vgl. wegen Übertragung der Anerbengüter OLG 86, 229); 65 (Waſſer⸗ 
recht einſchließlich Anlandungen, entſtehende Inſeln, verlaſſene Flußbetten, vgl. hierüber 
§ 903 A 2); 67 (Bergwerkseigentum, vgl. hinſichtlich Enteignung von Grundeigentum 
nach 8 142, 144 PrAllg Berg v. 24. 6. 1865: R& 56, 192; 62, 219; KJ 46, 218; die 
Enteignung erſetzt nur die nach $ 873 erforderliche Einigung, der Eigentumserwerb tritt erſt 
mit der Eintragung der Rechtsänderung ein, OL 41, 144); 109 (Enteignung, |. Ig 1, 391); 
112 (Bahneinheiten); 113 (Gemeinheitsteilungen und Zuſammenlegung; vgl. hinſichtlich des 
Eigentumserwerbs und der Eintragung des Eigentums an den in einem preußiſchen Aus 
einanderſetzungsverfahren gebildeten ſog. Intereſſentengrundſtücken OLG 29, 312; KJ 
48, 199); 126 (Übergang auf Kommunalberbände oder den Staat); 127 (buchungsfreie 
Grundſtücke; vgl. § 90 GBO, Grundſtücke des Fiskus, der Gemeinden und anderen Kom⸗ 
munalverbände, der Kirchen und Schulen, öffentliche Wege und Gewäſſer, Grundſtücke öffent⸗ 
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licher Bahnunternehmungen, ſ. unten). — Nach Art 189 EG erfolgen der Erwerb und der 
Verluſt des Eigentums an Grundſtücken nach den bisherigen Geſetzen, bis das Grundbuch 
als angelegt anzuſehen iſt. Solange alſo dieſe Vorausſetzung nicht gegeben iſt, finden 
die Vorſchriften des 2. Titels keine Anwendung. Vgl. über die Erforderniſſe des rechts⸗ 
geſchäftlichen Eigentumserwerbs an Grundſtücken vor Anlegung des Grundbuchs nach bayri⸗ 
ſchem Recht RG Warn 1916 Nr 20. Gemäß Art 186 Abſ 1 EG und $ 91 GBO wird das Ver⸗ 
fahren, in dem die Anlegung der Grundbücher erfolgt, ſowie der Zeitpunkt, in dem das Grundbuch 
für einen Bezirk als angelegt anzuſehen iſt, für jeden Bundesſtaat (Freiſtaat) durch landesherr · 
liche Verordnung beſtimmt. Iſt aber das Grundbuch für einen Bezirk als angelegt an⸗ 
zuſehen, jo gelten gemäß Art 186 Abſ 2 EG die Vorſchriften des BGB, insbeſondere die 
88 873, 925 auch für ſolche zum Bezirke gehörende Grundſtücke, die (3. B. weil ſie aus 
Verſehen nicht kataſtriert oder irrtümlich zu einem andern Bezirke gerechnet oder wegen Be⸗ 
denken gegen ihre Eintragung abſichtlich ausgelaſſen find) noch kein Grundbuchblatt er⸗ 
halten haben (alſo Anlegung eines Grundbuchblattes für den Veräußerer und Auflaſſung 
nebſt Eintragung zur Eigentumsübertragung erforderlich; KJ 29 A 121), ſoweit nicht be⸗ 
ſtimmte Grundſtücke durch beſondere Anordnung ausgenommen ſind, wie nach landesgeſetzlichen 
Vorſchriften auf Grund des Art 127 EG die vom Buchungszwange nach § 90 GBO (f. oben) 
befreiten Grundſtücke. Jedoch auch bei dieſen buchungsfreien Grundſtücken bedarf es zur rechts⸗ 
geſchäftlichen Eigentumsübertragung, wenn die Vorausſetzungen der Befreiung vom Buchungs⸗ 
zwange aufhören, wenn z. B. eine Stadtgemeinde ein ihr gehöriges ungebuchtes Grundſtück 
an einen nicht gleichfalls vom Buchungszwange befreiten Erwerber veräußert, der zuvorigen 
Anlegung eines Grundbuchblatts für das Grundſtück und der demnächſtigen Auflaſſung, da 
dann die Vorſchriften des BGB über die Erforderniſſe des Eigentumserwerbs, insbeſondere 
auch die des § 873 über das Erfordernis der Eintragung des Eigentumsübergangs in das Grund⸗ 
buch, Anwendung finden (KJ 26 A 115; 49, 160; a. M. OLG 18, 195). Vgl. über Eintragung 
des Eigentums in Preußen: auf Grund einer Beſcheinigung über 44jährigen Eigenbeſitz vor 
Inkrafttreten des BB Kc 45, 210; auf Erſuchen der Generalkommiſſion in Auseinander 
ſetzungsſachen KGJ. 45, 215. — Ein Eigentumserwerb durch Erſitzung findet (abgeſehen 
von der ſog. Tabularerſitzung, § 900) mit Rückſicht auf die Grundbucheinrichtung an Grundſtücken 
nicht ſtatt. — Grundſtücke, die einem öffentlichen Zwecke dienen, unterliegen inſo 
weit den privatrechtlichen Vorſchriften, als nicht die Beſtimmung zu dem öffentlichen Zwecke 
ihrer Anwendung entgegenſteht. Vgl. 8 903 A 2. An Begräbnisplätzen in Preußen z. B. kann 
Privateigentum ſowohl für Gemeinden, als auch für Privatperſonen beſtehen; ihr Erwerb voll⸗ 
zieht ſich daher nach den für Erwerb von Grundeigentum ſonſt geltenden Vorſchriften, alſo 
gegebenenfalls gemäß 98 873, 925 durch Auflaſſung und Eintragung (KGJ 21 A 297). Dagegen 
bedurfte es früher zum Erwerbe des Privateigentums an Teilen des (verlaſſenen) Bettes öffent 
licher Flüſſe nicht der Auflaſſung, da das im (nicht privatrechtlichen) Eigentum des Staates 
ſtehende Strombett nicht den privatrechtlichen Vorſchriften über die Eigentumsübertragung an 
Grundſtücken unterlag (RG 80, 123); über den jetzigen Rechtszuſtand nach Pr.Waff® v. 7. 4. 13 
G1. $ 903 A 2; |. dort auch über Eigentumserwerb an Anlandungen. — Die für den 
rundſtückserwerb gegebenen Vorſchriften finden entſprechende Anwendung auf die den Grund⸗ 
ſtücken gleichgeſtellten Rechte: das Erbbaurecht, die in Artt 63 68 EG aufgeführten Rechte 
(Erbpachtrecht, Häusler, Büdnerrecht, Recht auf Gewinnung eines Minerals) und die auf Grund 
des Vorbehalts in Art 196 EG landesgeſetzlich geregelten ſelbſtändigen Gerechtigkeiten 
(J. B.: Kohlenabbaugerechtigkeit, Salzabbaugerechtigkeiten, Realprivilegien der Apotheker). — 
Über den Erwerb des Eigentums an Grundſtücken in den Konſulargerichts⸗ und den 
früheren Schutzgebietsbezirken vgl. Art 2 der VO v. 25. 10. 00, 88 5, 6, 10—25 der 
BO v. 21. 11. 02. Über Eigentumserwerb an Kronland (herrenloſem Land) in den Schub 
gebieten gemäß $5 der BO durch fon. Landkonzeſſionen val. RG 80, 19. 
2. Gegenüber der für rechtsgeſchäftliche Anderung der Rechte an Grundſtücken allgemein 
geltenden Vorſchrift des § 873 gibt 8 925 eine Sonderbeſtimmung für die rechtsgeſchäft⸗ 
liche Übertragung des Eigentums an Grundſtücken. Zur Anwendung des 8 925 
iſt alſo zunächſt erforderlich, daß der Übergang des Eigentums auf Grund Rechtsgeſchäfts 
erfolgt. Es ſcheiden mithin aus die Fälle des Eigentumsübergangs auf anderer Grund ⸗ 
lage, insbeſondere kraft Geſetzes. Vgl. hierüber A 1 (eheliche Gütergemeinſchaft, Erb 
folge uſw.). Auch in folgenden Fällen aber geht Eigentum nicht kraft Geſetzes über, ſondern 
erfolgt der Eigentumserwerb auf Grund Rechtsgeſchäfts, jo daß Auflaſſung erforderlich 
iſt: der Erwerb des Vermächtnisnehmers ſowie eines Miterben als Vorausvermächtnis⸗ 
nehmers, da er nach § 2174 nur das Recht hat, die Leiſtung des vermachten Gegenſtandes 
von dem Beſchwerten zu fordern (OLG 39, 217); der Erwerb des Erbſchaftskäufers, 
der durch den Kauf gemäß $ 2874 nur einen Anſpruch auf Übereignung der zum Nachlaſſe ge- 
hörigen Gegenſtände erlangt (ſ. unten); wenn einem Miterben ein Grundſtück im voraus ver ⸗ 
macht oder durch Teilungsanordnung, die keine dingliche Wirkung hat (88 2048, 2049), zu 
gewieſen ift (RG 52, 174; RIA 3, 102; KGJ 22 A 301; 28 A 196; OLG 9 S. 396, 898); wenn 
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ein zum Nachlaſſe gehörendes Grundſtück (oder ein Bruchteil davon) einem oder einigen Mit- 
erben von den andern überwieſen wird, da erſt der Auseinanderſetzungsvertrag einen 
Anſpruch gegen die andern Miterben auf Übereignung gibt (RG 9, 272; 22, 224; 57, 432; 
89, 57; KGJ 40 A 169; 45, 232; 52 S. 140, 274; OLG 4, 485; 5, 855; 8, 104); wenn diejenigen, 
denen mehrere Miterben je einen Bruchteil ihres Anteils am geſamten Nachlaß übertragen 
haben (vgl. A 4), nicht bloß nachrichtlich im Grundbuch als nunmehrige Mitberechtigte am 
Nachlaß und ſomit auch an dem zum Nachlaß gehörigen Grundſtück vermerkt ſein, ſondern ge⸗ 
wöhnliches Miteigentum nach Bruchteilen an dem Nachlaßgrundſtück erlangen wollen, 
da ſie durch die erſtere Übertragung noch nicht Bruchteilseigentümer an dieſem einzelnen 
Nachlaßgegenſtand geworden ſind (KGJ 46, 181): wenn von einem Alleinerben oder dem⸗ 
jenigen, der ſämtliche Anteile der Miterben an der Erbſchaft erworben hat, ein Dritter, der 
die Erbſchaft gekauft hat, das Eigentum an einem Nachlaßgrundſtück erlangen ſoll, da der 
Erbſchaftsverkauf des Alleinerben nicht dingliche Wirkung hat (|. oben) und daher das Eigentum 
an den einzelnen Nachlaßgegenſtänden nicht überträgt (KGJ 46, 188); wenn bei Aufhebung 
einer allgemeinen oder fortgeſetzten Gütergemeinſchaft ein zum Geſamtgut gehörendes 
Grundſtück einem Ehegatten zum Alleineigentum übertragen wird (vgl. RG 20, 259; 
KGJ 36 A 201; 88 A 206; 52, 140; OSG 35, 322; JW 1926, 992%), ſei es auch, daß der 
Ehegatte ein geſetzliches Recht auf Überlaſſung des Grundſtücks (88 1477, 1497, z. B. weil 
er das Grundſtück in die Gütergemeinſchaft eingebracht) hatte, da die Aufhebung, auch im 
letzteren Falle, nur die ſchuldrechtliche Grundlage ſchafft für den die Eigentumsänderung 
erſt herbeiführenden dinglichen Vertrag; wenn ein zum Geſamtgute gehörendes Grund⸗ 
ſtück durch Ehevertrag zum Vorbehaltsgut beſtimmt wird, da es für das Vorbehalts⸗ 
gut an einer dem & 1438 Abſ 2 enſſprechenden Beſtimmung fehlt (KGJ 35 B 25; vgl. 
OLG 7, 54); wenn im geſetzlichen Güterſtande lebende Ehegatten, welche durch Ehevertrag 
die Fahrnisgemeinſchaft (Gemeinſchaft des beweglichen Vermögens und der Errungen⸗ 
ſchaft) einführen, dabei ein dem einen Ehegatten gehörendes Grundſtück dem Geſamtgut 
zuweilen, da nicht, wie nach § 1438 Abſ 2, § 1519 Abſ 2 für die Einführung der allge- 
meinen Gütergemeinſchaft oder der Errungenſchaftsgemeinſchaft, beſtimmt iſt, daß die ein⸗ 
zelnen Gegenſtände gemeinſchaftlich werden, ohne daß es einer Übertragung durch Rechts- 
geſchäft bedarf (vgl. § 1549), und daher der Ehevertrag nur als das Grundrechtsgeſchäft 
für die erſt durch Auflaffung zu vollziehende Übereignung an das Geſamtgut anzufehen 
iſt (KGJ 52, 136); wenn ein Grundſtück, das zu einem Vermögen gehört, welches einer 
Stiftung in letztwilliger Verfügung des Stifters zugeſichert worden iſt, nach ſtaatlicher 
Genehmigung der Stiftung auf dieſe übergehen ſoll (§ 82, vgl. RIA 9, 185; KGJ 85 
A 222); wenn nach Auflöſung eines rechtsfähigen Vereins ein Grundſtück des Vereins 
nicht an den Fiskus, ſondern gemäß § 45 an ein Mitglied übergehen ſoll, da für dieſes, 
wie beſonders aus dem $ 47, wonach der Verein noch bis zur Beendigung der Liquiba- 
tion als fortbeſtehend gilt, zu entnehmen iſt, nur ein ſchuldrechtlicher Anſpruch auf Her 
ausgabe des Vereinsvermögensſtücks beſteht (KchJ 25 A 182); wenn ein Grundſtück eines 
Kommunalverbandes auf einen andern Kommunalverband übertragen werden 
ſoll, ohne daß die Übertragung durch ein auf Grund des Art 126 CG erlaſſenes Landesgeſetz 
angeordnet iſt (KGJ 30 B 40). y 

Ferner ilt zur Anwendung des $ 925 die Übertragung von dem bisherigen Eigentümer 
auf ein anderes Rechtsſubjzekk erforderlich. Eine ſolche Übertragung auf ein anderes 
Rechtsſubjekt findet nicht ftatt, jo daß Auflaſſung zum Eigentumserwerbe nicht erforderlich 
iſt, z. B in folgenden Fällen wenn einer von mehreren Miterben, die im Grundbuch Über 
ein zum Nachlaß gehörendes Grundſtück als Eigentümer in Erbengemeinſchaft eingetragen 
ſind, ſeinen Anteil em Nachlaß auf einen andern Miterben überträgt, da er dadurch nicht über 
feinen Anteil am Grundſlück verfügt (5 2088 Abſ 2) und durch Eintragung der Übertragung 
nur der nachrichtliche Vermerk über das Eigentum der Erbengemeinſchaft am gefamien Nach⸗ 
laß berichtigt wird (ſ. A 4); wenn ein, Grundſtück von einer fiskaliſchen Station auf eine 
andere übertragen werden ſoll, da die fiskaliſchen Stationen nicht verſchiedene ſelbſtändige 
Rechtsperſönlichkeiten find, ſondern insgeſamt den Staat repräſentieren (vgl. RG 2, 892; 
21,57; 59, 404; 203 38 A 237); wenn in eine offene Handeksgefellſchaft, der ein Grund⸗ 
ſtück gehört, ein Kommanditiſt eintritt, fo daß die Geſellſchaft zur Kommanditgeſellſchaft 
wird, oder wenn umgekehrt eine Kommanditgeſellſchaft in eine offene Handelsgeſellſchaft um⸗ 
gewandelt wird, da, wie ſich namentlich aus § 139 Abſ 1, 8 162 Abſ 8 HB ergibt, die frühere 
Geſellſchaft nicht aufgelöſt und eine neue Geſellſchaft begründet wird, ſondern die frühere 
Geſellſchaft ſich in anderer Form fortſetzt (KJ 26 A 219; 27 B 16; 89 A 218: 51, 182; 
Os 13, 24; auch RG 55, 126; Ich 1, 370; OLG 42, 161); wenn eine Kommandit⸗ 
geſellſchaft auf Aktien, der ein Grundſtück gehört, gemäß 8 882 Abs 1 HGB in eine 
Aktiengeſellſchaft umgewandelt wird, da nach § 338 Abſ 8 HGB auch hier die alte 
Geſellſchaft ohne Auflöſung in anderer Form fortgeſetzt wird (Oe 5, 279); wenn ein 
Grundſtück einer offenen Handelsgeſellſchaft, die ihre bisherige Firma in eine von 
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ihr erworbene andere Firma umgewandelt hat, auf dieſe Firma umgeſchrieben werden 
ſoll, da hinſichtlich des Eigentums eine Anderung des Rechtsſubjekts nicht eintritt (KGJ 
28 A 251); wenn das einer offenen Handelsgeſellſchaft gehörige Grundſtück einer andern 
aus denſelben Perſonen gebildeten offenen Handelsgeſellſchaft oder Geſellſchaft des bürger⸗ 
lichen Rechts übertragen werden ſoll, aus gleichem Grunde (RG JW 99, 820%; OSG 
35, 323; RIA 16, 114; a. M. KGJ 28 A 253); wenn Sitz und Firma einer Geſell⸗ 
ſchaft m. b. H., der ein Grundſtück gehört, geändert wird (KGJ 52, 158). — Dagegen 
iſt wegen Eigentumsſibertragung auf ein anderes Rechtsſubjekt Auflaſſung erforder⸗ 
lich: wenn ein Grundſtück eingebracht wird von einem der Gemeinſchafter oder von 
mehreren, die Miteigentümer find, in eine Geſellſchaft des BGB oder in eine offene 
Handelsgeſellſchaft oder in eine Kommanditgeſellſchaft, da nach $ 706 Abſ 2 
BGB, $ 105 Abſ 2, § 161 Abſ 2 HGB das Grundſtück aus dem Eigentum des Ein⸗ 
bringenden in das der Geſellſchaft übergeht (RG 56, 99: 57, 434; 59, 432; 68, 417; 
84, 112; KGJ 51, 187; OLG 10, 239; 13, 23); wenn von Gründern einer G. m. b. H. 
oder einer Genoſſenſchaft oder Gewerkſchaft Grundſtücke in dieſe eingebracht werden, 
da das Eigentum der Gründer von dem der Geſellſchaft bzw. Genoſſenſchaft, Gewerk⸗ 
ſchaft verſchieden iſt (RG 64, 191; V 70/02; KGJ 30 A 180; 32 B 83); aus gleichem Grunde, 
wenn offene Handelsgeſellſchafter ihr Geſellſchaftsgrundſtück in eine von ihnen 
gegründete Geſellſchaft m. b. H. einbringen (RG 74, 6; OLG 46, 47); wenn mehrere 
Miteigentümer eines Grundſtücks eine offene Handelsgeſellſchaft unter ſich allein er- 
richten, und in dieſe das Grundſtück einbringen wollen, da das bisher einem jeden Miteigen- 
tümer als Sondereigentum zuſtehende Bruchteilseigentum, das einem Grundſtücke gleich⸗ 
ſteht, an die Gemeinſchaft zur geſamten Hand übergehen ſoll, dergeſtalt, daß jeder bisherige 
Miteigentümer nicht mehr einen nach 8 747 BOB feiner Verfügung unterſtehenden Anteil 
an dem Grundſtücke hat (RG 56, 96; 57, 483; 68, 417; 84, 112; KGJ 51, 187; OLG 
10, 239; vgl. A 4); wenn ein zum Geſamtgut einer fortgeſetzten Gütergemeinſchaft oder 
ein Miterben in ungeteilter Erbengemeinſchaft gehörendes Grundſtück in das Vermögen 
einer von den Teilhabern der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft bzw. von den Miterben ohne 
Zuziehung anderer Perſonen gegründeten offenen Handelsgeſellſchaft oder Kommandit⸗ 
geſellſchaft übergeführt werden ſoll, da, wenn auch ein Perſonenwechſel nicht ſtattfindet, 
doch die Gemeinſchaft zur geſamten Hand, welche Eigentümerin des Grundſtücks ist, in 
ihrer Rechtsgeſtaltung weſentlich verſchieden iſt von der Gemeinſchaft zur geſamten Hand, 
die nunmehr Eigentümerin werden full (KG5J 45, 280; 51, 180; RG 3 S. 312, 410; OSG 
46, 78); wenn ein Grundſtück von einer offenen Handelsgeſellſchaft an einen Geſell⸗ 
ſchafter zum Sondereigentum übertragen, oder unter Beſtehenbleiben der aus mehr als 
zwei Perſonen beſtehenden Geſellſchaft einem Ausſcheidenden als Abfindung zugewieſen 
werden ſoll, da an die Stelle der Gemeinſchaft der einzelne als Eigentümer treten foll (RG 
25, 252; 30, 150; JW 99, 60985; 00, 54261: Gruch 39, 1011; KJ 52, 140; vgl. OLG 19, 338), 
und, wenn bei Auflöſung einer offenen Handelsgeſellſchaft ein Geſellſchafter ein Grundſtück 
1 0 erhalten ſoll, oder die bisherigen Geſellſchafter Miteigentümer des Grundſtücks nach 
ruchteilen werden ſollen (KJ 24 A 110; 28 A 252; RYAN 4,124; 9,220; OLG 13, 23346, 46; JW 
1927, 8052) aus gleichem Grunde (. jedoch über die Fälle der Übertragung des ganzen Geſell⸗ 
ſchaftsvermögens und des Ausſcheidens eines Teilhabers aus der nur aus zwei Teilhabern be⸗ 
ſtehenden offenen Handelsgeſellſchaft U 4); wenn bei Umwandlung einer Kommanditgeſell⸗ 
ſchaft auf Aktien in eine einfache Kommanditgeſellſchaft und umgekehrt, das der einen 
Geſellſchaft gehörige Grundeigentum auf die andere übertragen werden ſoll, da die erſtere 
Geſellſchaft als eine juriſtiſche Perſon von der letzteren verſchieden iſt und daher Auflöſung und 
Neugründung erfolgen muß; wenn eine Aktiengeſellſchaft, deren Aktien in der Hand 
einer anderen Aktiengeſellſchaft vereinigt ſind, an dieſe ein Grundſtück als einzelnes 
Vermögensſtück übertragen will, da die erſtere Geſellſchaft durch Vereinigung ihrer Aktien 
in einer andern Rechtsperſon nicht untergegangen iſt (RG 62, 73; vgl. auch OLG 19, 888); 
wenn bei Umwandlung einer mit juriſtiſcher Perſönlichkeit ausgeftatteten Verſicherungs⸗ 
geſellſchaft auf Gegenſeitigkeit oder einer Gewerkſchaft in eine Aktiengeſellſchaft 
ein Grundſtück jener auf dieſe übertragen werden ſoll, da die beiden Geſellſchaften zwei 
verſchiedene juriſtiſche Perſonen find (KJ 25 A 278); wenn Schulgrundſtücke von 
dem Schulverband auf die politiſche Gemeinde übertragen werden (KJ 31 A 306; OLG 
42, 272). — Werden zwei volitiſche Gemeinden durch Eingemeindung miteinander 
vereinigt, fo iſt hinſichtlich Übertragung des Vermögens, insbeſondere der Grundſtücke, für 
rechtsgeſchäftliche Übertragungsatte überhaupt kein Raum (OLG 16, 153; 23, 330). 

3. Über Gleichſtellung des Eigentums an Grundſtülcken hinſichtlich der Übertragung mit 
dem Erbbaurecht und anderen Gerechtigkeiten vgl. A 1. — Wegen Erwerbsbeſchrän⸗ 
kungen bezüglich Grundſtücke ſind Vorbehalte für die Landesgeſetzgebung gegeben in EG 
Art 86 (Juriſtiſche Perſonen); Art 87 (Religiöſe Orden oder ordensähnliche Kongregationen)z 
Art 88 (Ausländer). Vgl. ferner $ 5 Abſ 3 HypBant® v. 18. 7. 99, § 54 Priv Unt v. 
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12. 5. 01. Nach der BRV O über den Verkehr mit land wirtſchaftlichen Grundſtücken v. 15. 3. 18, 
die für die Dauer des Krieges und die Übergangsjahre Geltung haben ſoll und deren Außer ⸗ 
kraftſetzung der Bundesrat (jetzt Reichsrat) beſtimmt, bedarf ſowohl die Übernahme der Ver ⸗ 
pflichtung zur Übereignung als auch die Auflaſſung eines Grundſtücks zur Wirkſamkeit der 
Genehmigung der zuſtändigen Behörde, wenn das Grundſtück über 5 ha groß iſt; jedoch darf 
die Genehmigung nur verſagt werden, wenn das Grundſtück zum Betriebe der Land⸗ oder 
Forſtwirtſchaft beſtimmt iſt und eine der im 8 3 Nr 1—4 bezeichneten Tatſachen vorliegt 
(vgl. dazu RG 98, 244; 102, 1; 108, 104; KGJ 51 S. 153, 155, 157, 161; OLG 39, 219). 
Über die Erforderniſſe für die Veräußerung von Schulgrundſtücken im Gebiete des PrA LR 
vgl. KGJ 51, 165. — Auch wenn es ſich nicht um Übertragung des Eigentums, ſondern 
um Berichtigung des Grundbuchs (§ 894) handelt, weil der als Eigentümer Ein⸗ 
getragene in Wahrheit nicht Eigentümer iſt, können die Beteiligten ſtatt des Nachweiſes 
der Unrichtigkeit des Grundbuchs gemäß 8 22 GBO ſich der Auflaſſung bedienen, da der 
Eingetragene nach dem Grundbuch Eigentümer iſt und nichts entgegenſteht, daß in der 
Form der Übertragung dieſes aus dem Grundbuche (scheinbar) ſich ergebenden Eigentums die 
Eintragung des wahren Eigentümers herbeigeführt wird (RIA 9, 60; |. $ 894 A 3). Ander⸗ 
ſeits kann, wenn die auf Grund einer Auflaſſung für den Erwerber erfolgte Eigentums⸗ 
eintragung eine Parzelle des veräußerten Grundſtücks, die mitveräußert werden ſollte, nicht 
umfaßt, auf Grund beurkundeter Erklärung der Beteiligten, daß die Auflaſſung ſich auch 
auf die Parzelle erſtrecken ſollte und erſtrecke, der Erwerber als Eigentümer der Parzelle 
eingetragen werden, ohne daß es einer neuen Auflaſſung bedarf (RG 73, 154). 

4. Den Grundſtücken (Begriff ſ. § 873 A 4) ſteht gleich der Anteil eines Miteigen⸗ 
tümers beim Miteigentum nach Bruchteilen, da das Anteilsrecht gleichfalls Eigentum iſt 
(S 1008) und die nach § 747 zuläſſige Verfügung darüber nach den für die Verfügung über die 
Sache geltenden Vorſchriften erfolgt. Daher bedarf es zur Verfügung über den ideellen Anteil 
der Auflaſſung. Dabei macht es keinen Unterſchied, ob der Anteil unverändert auf einen 
Dritten oder auch einen anderen Miteigentümer übertragen oder ob die Größe der Anteile 
der einzelnen Miteigentümer verändert oder an die Stelle des ideellen Anteils ein realer 
Teil des Grundſtücks geſetzt werden ſoll (vgl. RG 52, 174; 56, 100; 69, 40; 76, 413; 
KGJ 21 A 111; OLG 20, 406). Dies gilt auch dann, wenn mehrere Miteigen- 
tümer ſich zu einer offenen Handelsgeſellſchaft vereinigen und in dieſe das 
Grundſtück einbringen, da das Bruchteilseigentum eines jeden in einen Geſellſchaftsanteil, 
über den er nach § 719 Abſ e 1 nicht verfügen darf, ſich umwandelt; auch find Auflaſſungen 
ſchon deshalb erforderlich, weil die Übertragung des Bruchteilseigentums auf eine andere 
Rechtsperſönlichkeit ſtattfindet (vgl. A 2; RG 56, 96; 57, 433; 68, 417; 76, 413; 84, 112; 
KG 51, 187; OLG 10, 239). Dagegen handelt es ſich nicht um Übertragung des Eigen» 
tums oder eines Bruchteilseigentums an einem Grundſtücke, und iſt daher Auflaſſung 
nicht erforderlich: wenn bei der Miterbengemeinſchaft einem der Miterben von den 
übrigen der geſamte Nachlaß übertragen wird, oder wenn ein Miterbe ſeinen Anteil 
oder einen Bruchteil ſeines Anteils am Nachlaſſe auf einen andern Miterben oder einen 
Dritten überträgt, oder wenn die Miterben ihre Anteile am Nachlaß nach und nach an einen 
Dritten übertragen, ſo daß er ſchließlich wie Alleineigentümer des ganzen Nachlaſſes ſo auch 
Alleineigentümer des zum Nachlaß gehörigen Grundſtücks wird (RG 88, 116; KGJ 46 S. 181, 
187; 52, 275), da hierbei Gegenſtand der Veräußerung nicht ein Bruchteilseigentum an dem 
zum Nachlaſſe gehörenden Grundſtücke, ſondern der Anteil am geſamten Nachlaſſe gemäß 8 2033 
Abſ 1 iſt (KJ 26 A 113; 33 A S. 207, 231; 35 A 74; 46, 182; 52 S. 151, 275; RIA 11, 288; 
auch RG 60, 131; KG 38 A 233); wenn ein Geſellſchafter aus einer Geſellſchaft des BGB 
oder einer offenen Handelsgeſellſchaft oder einer Kommanditgeſellſchaft, der ein Grundſtück 
gehört, ausſcheidet, da fein Anteil am geſamten Geſellſchaftsvermögen gemäß § 788 Abſ 1 
BGB, 88 105 Abs 2, 161 Abi 2 HGB den Anteilen der andern Geſellſchafter kraft Geſetzes 
zuwächſt (RG 65, 227; 68, 410; KJ 50, 194); wenn bei Auflöſung einer nur aus zwei 
Geſellſchaftern beſtehenden offenen Handelsgeſellſchaft, der ein Grundſtück gehört, 
der eine bisherige Geſellſchafter das geſamte Geſellſchaftsvermögen (Aktiva und Paſſiva) 
übernimmt, da in entſprechender Anwendung von $ 142 Abſ 3 HGB, § 788 Abſ 1 BOB der 
übertragende Geſellſchafter als Ausſcheidender anzuſehen iſt, deſſen Anteil am Geſellſchafts⸗ 
vermögen dem andern Geſellſchafter ohne beſonderen Übertragungsakt zuwächſt (ſtr.; NG 
60, 156; 65, 234; 68, 410; 87, 409; 92, 165; Warn 1919 Nr 188; RIA 9, 71; a. M. KGJ 
24 A 110; 25 A 78, 80; NIA 9, 221); wenn eine inländiſche Aktiengeſellſchaft, der ein 
Grundſtück gehört, ohne Liquidation nach Maßgabe des § 304 HG vom Staat oder 
einem Kommunalverband übernommen oder gemäß 8 306 HGB mit einer andern Aktien- 
geſellſchaft, ſei es auch unter Anderung der Firma, vereinigt wird, da in dieſen Fallen das 
geſamte Vermögen im Wege der Geſamtrechtsnachfolge übergeht (A2; RG 28, 363; 79, 45; 
KJ 28 A 148; 32 A 206; 85 A 290; JW 1922, 16171; anders, wenn die aufnehmende 
Geſellſchaft ihren Sitz im Auslande hat, da eine Geſamtrechtsnachfolge nur in den beſonders 
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beſtimmten Fällen ſtattfindet; KGJ 21 A 294; OLG 14, 358). — Auch ein Teilſtück eines 
Grundſtücks, das in dem für die Bezeichnung der Grundſtücke maßgebenden amtlichen Ver⸗ 
zeichniſſe (Grundſteuerkataſter) noch nicht als ſelbſtändiges Grundſtück vorgetragen iſt, kann 
rechtswirkſam aufgelaſſen werden, wenn ſeine Grenzen entſprechend gekennzeichnet werden; 
für die Vornahme der Eintragung der Eigentumsänderung find allerdings dann 828 Satz 1 
GBO und die auf Grund des 8 96 GBO erlaſſenen landesrechtlichen Vorſchriften maß⸗ 
gebend (JW 1926 S. 2582, 9911 [JF 3, 2831). Auch ein realer Teil eines Bergwerks⸗ 
eigentums kann übereignet werden, weil der Teil durch Feldesteilung oder durch Ent⸗ 
konſolidierung Gegenſtand beſonderen Eigentums zu werden vermag (OLG 44, 186). 

5. Über die zur Eigentumsübertragung außer der Auflaſſung nach 8 873 erforderliche 
Eintragung in das Grund buch vgl. 5 873 A 10. Zu bemerken ift hier noch folgendes: Die 
Eintragung darf gemäß § 20 GBO erſt nach der Auflaſſung erfolgen. Jedoch iſt dieſe 
Bestimmung nur eine formellrechtliche Ordnungsvorſchrift. Wird erſt nach der Eintragung 
rechtswirkſam (z. B. weil eine vorhergegangene Auflaſſung wegen [nicht erkannter! 
Geſchäftsunfähigkeit des Auflaſſenden nichtig war) aufgelaſſen, ſo geht mit der Auflaſſung 
das Eigentum über, da das materielle Recht nicht beſtimmt, daß die Auflaſſung vorher⸗ 
gehen müſſe (ſtr.; JW 1925, 26174; OLG 45, 185 [IFG 4, 329). Formellrechtlich it 
dann zu der Eintragung des Eigentums des Erwerbers zu vermerken, daß und wann die 
rechtswirkſame Auflaſſung nachgeholt worden ſei (OLG 45, 187 [IFG 4, 334]). Jedoch 
muß die vorangegangene Eintragung zur Vollziehung der nämlichen Rechtsänderung vor⸗ 
genommen worden ſein, welche Gegenſtand der Auflaſſung iſt; es genügt nicht, wenn 
der Auflaſſungsempfänger zwar bereits als Eigentümer im Grundbuch eingetragen ſteht, 
aber aus anderer rechtlicher Veranlaſſung (vgl. $ 878 A 10; JW 1925, 26174; OLG 45, 
185 [336 4, 334]). So z. B. muß, wenn die Eigentumseintragung auf Grund Vorerb⸗ 
ſchaft erfolgt, demnächſt die Nacherbfolge eingetreten iſt (z. B. weil die zur Vorerbin 
eingeſetzte Witwe des Erblaſſers ſich wieder verheiratet hat) und dann der Erbe das 
ihm nun zugefallene Grundſtück an die frühere Vorerbin aufläßt, die Eintragung dieſer 
als Eigentümerin von neuem erfolgen, wenn die Eigentumsübertragung ſich vollziehen 
ſoll (KJ 51, 187). — Die Eintragung iſt ein der Auflaſſung gleichwertiges Erforder⸗ 
nis der Eigentumsübertragung. Solange ſie nicht bewirkt worden, iſt der Auflaſſende 
Eigentümer. Er iſt daher im Verhältniſſe zu Dritten in der Zwiſchenzeit zwiſchen Auflaſſung 
und Eintragung zur Verfügung über das Grundſtück noch berechtigt (RG 55, 341). Der 
Grundbuchrichter iſt auch, wenn die Auflaſſung gemäß landesgeſetzlicher Zulaſſung (Art 143 EG; 
dgl. A 12) vor einem Notar oder vor einer andern Behörde als dem Grundbuchamte ſtatt⸗ 
gefunden hat und die Verhandlung über die Auflaſſung dem Grundbuchamte noch nicht ein- 
gereicht worden ift, ſelbſt im Falle der Kenntnis von der Auflaſſung nicht berechtigt, die Ent- 
gegennahme der Verfügung (3. B. der Beſtellung einer Hypothek) abzulehnen. Auch Eintra⸗ 
gungen im Wege der Zwangsvollſtreckung (z. B. einer Zwangshypothek, des Eigentums 
für einen Dritten auf Grund einer rechtskräftigen Verurteilung zur Auflaſſung) können in der 
Zwiſchenzeit rechtswirkſam erfolgen (RG 55, 341). — Steht der beantragten Eigentums; 
eintragung ein Hindernis entgegen, ſo hat der Grundbuchrichter, wenn er den Antrag 
(.. A 13) nicht zurüdweilt, wozu er auch nach Entgegennahme der Auflaſſungserklärungen 
wegen erſt nachträglich ermittelter Umſtände berechtigt ift (OSG 5, 294), ſondern gemäß § 18 
Abſ 1 GBd eine angemeſſene Friſt zur Hebung des Hinderniſſes beſtimmt, im Falle des Ein- 
gehens eines andern Eintragungsantrags gemäß 8 18 Abſ 2 GBO eine Vormerkung 
zur Sicherung des Rechtes auf Eintragung des Eigentumsübergangs einzutragen. Nur dann, 
wenn dies geſchehen, iſt die auf Grund des ſpäter eingegangenen Antrags bewirkte Eintragung 
gegenüber dem demnächſt eingetragenen Erwerber gemäß 8 888 unwirkſam (RG 55, 340). 
— Jedoch im Verhältniſſe zwiſchen den Beteiligten untereinander ift durch den dinglichen Ver⸗ 
trag der Auflaſſende gemäß 8 873 Abſ 2 an feine Erklärung gebunden, fo daß er fie nicht wider ⸗ 
rufen noch ſonſt die Eintragung einſeitig hindern kann, auch nicht dadurch, daß er 
eine Auflafſungserklärung im Klagewege zurückverlangt (kondiziert), z. B. wegen Nichtigkeit 
des Grundrechtsgeſchäfts zufolge Formmangels (fir.; Rö 111, 101; JW 1926, 987°; Gruch 
68, 548; a. M. JW 1923, 7615), es ſei denn im letzteren Falle, daß er eine einſtweilige 
Verfügung nach § 938 ZPO erwirkt, wodurch dem Erwerber verboten wird, ſich auf 
Grund der Auflaſſung das Eigentum zu verſchaffen IW 1923, 306°; [1923,7634]; 1925, 64312; 
JFG 1 S. 379, 383; 3, 301), was jedoch wiederum nicht gilt, wenn die einſtweilige Ver⸗ 
fügung etwa durch ein rechtskräftiges oder ein auch nur vorläufig vollſtreckbares Urteil auf⸗ 
gehoben worden iſt (JFG 1, 386; 3, 306). Die Berechtigung zur Verfügung iſt im Ver⸗ 
hältniſſe der Beteiligten durch die Auflaſſung auf den Auflaſſungsempfänger mit dem Vor⸗ 
behalt übertragen, daß er demnächſt feine Eigentumseintragung erlangt. Geſchieht dies, jo 
wird er mit Rückwirkung vom Zeitpunkt der Auflaſſung an Eigentümer (KJ 28 A 126). Die 
rechtliche Fortwirkung der Auflaſſung fällt vor der Vornahme der Eintragung nur 
dann fort, wenn auch der andere Teil eine auf die Rückgängigmachung der Auflaſſung ge⸗ 
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richtete Erklärung abgegeben hat oder die Abgabe einer ſolchen Erklärung durch ein gegen 
ihn ergangenes rechtskräftiges Urteil gemäß § 894 ZP erſetzt iſt (RG 108, 329; 111, 101). 
Wenn jedoch die Beteiligten nach erfolgter Auflaſſung vor einem Notar (ſ. A 12) mit Rück. 
ſicht auf vorhandene Streitpunkte die Abrede getroffen haben, es dürfe die Auflaſſungs⸗ 
verhandlung dem Grundbuchamte nicht ohne ausdrückliche Zuſtimmung des Auflaſſenden 
zum Vollzuge der Eigentumsänderung eingereicht werden, und dann der Auflaſſungs⸗ 
empfänger vertragswidrig ohne Zuſtimmung des Auflaſſenden die Eintragung der Eigen- 
tumseintragung herbeiführt, kann gegen ihn (3. B. bei urſprünglicher Nichtigkeit des Grund⸗ 
rechtsgeſchäfts wegen Formmangels, der nach 9 813 Satz 2 an ſich durch die Auflaſſung 
und die Eintragung geheilt iſt, ſo daß eine Kondiktion nicht ſtattfindet JW 1926, 8884) 
ein Schadenserſatzanſpruch auf Wiederbeſeitigung der Eintragung gegeben ſein (RG Gruch 
68, 548). — Hat der Auflaſſungsempfänger, bevor er als Eigentümer eingetragen worden 
iſt, das Grundſtück an einen Dritten weiter aufgelaſſen, ſo kann ohne ſeine zuvorige 
Eintragung der Dritte unmittelbar als Eigentümer eingetragen werden, wenn was in der 
Regel anzunehmen tft, in der erſten Auflaſſung die Einwilligung in weitere Verfügungen 
des Auflaſſungsempfängers liegt (KGJ 47, 158; 53, 145); an dieſe in der Auflaſſung 
enthaltene Einwilligung iſt der zuerſt Auflaſſende gemäß § 873 Abi 2 gebunden, ſo daß 
er ſie nicht widerrufen kann (KGJ 53, 147). — Durch Tod oder Eintritt der Geſchäfts⸗ 
unfähigkeit eines Beteiligten wird gemäß $ 130 die Rechtswirkſamkeit des dinglichen 
Vertrags nicht berührt, vielmehr iſt auf Antrag trotzdem die Eintragung des Eigentums⸗ 
übergangs vorzunehmen (ſ. § 873 A 7). Tritt in der Zwiſchenzeit eine Verfügungs- 
beſchränkung des Veräußerers ein, ſo iſt dies gemäß § 878 dann, wenn der Antrag auf 
Eintragung bei dem Grundbuchamt, was im Falle der Auflaſſung vor dem Grundbuchamte 
regelmäßig zugleich mit dieſer geſchieht (ſ. A 13), geſtellt iſt, ebenfalls ohne Einfluß (anders, 
wenn die Auflaſſung gemäß Art 143 EG an anderer Stelle ſtattgefunden hat und der Ein⸗ 
tragungsantrag beim Grundbuchamte noch nicht geſtellt iſt; vgl. RG 53, 88). — Der Er⸗ 
werber anderſeits iſt in der Zwiſchenzeit, da er noch nicht Eigentümer iſt, zu Verfügungen 
(3. B. zu einer anderweiten Auflaſſung, ſ. aber oben) nicht befugt. Jedoch werden die Ver⸗ 
fügungen gemäß $ 185 Abſ 2 mit dem Zeitpunkte ſeiner Eintragung wirkſam (OLG 2, 2). Der 
Erwerber iſt durch die bereits erteilte Auflaſſung (4. B. wenn fie vor einem Notar erfolgt iſt 
00 A 12] und der Notar die Auflaſſungsverhandlung noch nicht dem Grundbuchamt eingereicht 
at) nicht behindert, eine Vormerkung zur Sicherung feines Anſpruchs auf Einräumung des 
Eigentums gegen den Veräußerer eintragen zu laſſen; denn dieſer Anſpruch ift nicht ſchon 
durch Erteilung der Auflaſſung, ſondern wird erſt durch Hinzutritt der Eintragung erfüllt 
(vgl. JW 1922, 13495). Wird nad) erfolgter Auflaſſung der Konkurs über das Vermögen 
des Erwerbers eröffnet und nach der Konkurseröffnung der Gemeinſchuldner als Eigentümer 
eingetragen, fo handelt es ſich nicht um einen Erwerb des Gemeinſchuldners nach der Konkurs. 
eröffnung, der nach $ 1 KO nicht in die Konkursmaſſe fiele, ſondern gehört das Grundſtück 
zur Maſſe, da die Hauptgrundlage für den Erwerb, die Auflaſſung, bereits vor der Konkurs⸗ 
eröffnung gegeben war und die Vollendung des Erwerbs durch die Eintragung als auf die 
Zeit der Konkurseröffnung zurückwirkend zu erachten iſt; dies gilt auch dann, wenn das Grund⸗ 
rechtsgeſchäft wegen Mangels der Form des $ 313 nichtig war, mithin vor Auflaſſung und 
Eintragung an ſich gegen den Veräußerer ein rechtswirkſamer Anſpruch auf Eigentumsüber⸗ 
tragung nicht beſtand (a. M. JW 1922, 1686). Vgl. auch JW 1922, 782 darüber, daß der 
Gläubiger des Erwerbers deſſen Anſpruch auf Übertragung des Eigentums gemäß 8 848 
ZPO pfänden und dem Erwerber im Wege der einſtweiligen Verfügung nach 88 936, 988 

PO bereits die (künftige) Veräußerung und Belaſtung des Grundſtücks unterſagen laſſen 
ann. — Nach § 24 des Grunderwerbſteuergeſetzes v. 12. 9. 19 darf die Eintragung des 
Erwerbers in das Grundbuch erſt erfolgen, wenn dem Grundbuchamt eine Bescheinigung der 
Steuerſtelle beigebracht iſt, daß die Steuer für den Eigentumsübergang geſtundet oder ſicher⸗ 
geſtellt ift oder eine Steuer nicht zur Erhebung gelangt (vgl. dazu KG 52 S. 147, 149, 151, 
154, 157; IFG 1, 406; 4, 326). Bei Begründung eines Erbbaurechts findet $ 24 GrErwStG 
keine Anwendung (OLG 45, 218). Nach der BRV v. 15.3. 18 über den Verkehr mit land⸗ 
wirtſchaftlichen Grundſtücken bedarf die Auflaſſung ſowie die Verpflichtung zur Über⸗ 
eignung eines Grundſtücks, wenn dieſes über 5 ha groß iſt, zu ihrer Wirlſamkeit der Ge⸗ 
nehmigung der zuftändigen Behörde (51) mit den im $2 bezeichneten Ausnahmen (ngl. 
dazu A 3; 330 1, 392; 2, 824; 2, 327; ON 45, 193). In Preuſſen ferner bedurften nach dem 
Gef v. 10. 2. 23 über den Verkehr mit Grundſtücken alle Rechtsgeſchäfte über die Ver⸗ 
äußerung eines Grundſtücks (die Auflaſſung, wenn das zugrunde liegende Verpflichtungs⸗ 
geſchäft nicht genehmigt war) zu ihrer Rechtswirkſamkeit der Genehmigung der zuftändigen Be⸗ 
hörde, wenn es ſich nicht um die im 91 Abſ 2 bezeichneten Grundſtücke (land., forſt⸗, garten⸗ 
wirtſchaftlicher Betrieb oder weniger als 500 M. Gebäudeſteuernutzungswert oder kleiner 
als 100 qm) handelte (vgl. dazu JFG 1, 396; 2, 1; 2, 830; 8, 291). Jedoch iſt dieſes Ge- 
ſetz durch Gef v. 20. 7. 25 für die Zukunft außer Kraft geſetzt. 
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6. Die Einigung iſt ein auf übertragung des Eigentumsrechts gerichteter, von dem 
ſchuldrechtlichen Grundrechtsgeſchäfte geſondert beſtehender (abſtrakter dinglicher) Vertrag 
(8 873 A7; R 99, 68; 104, 103; 86% 51, 176). Sie ift nicht, wie das Grundrechtsgeſchäft, 
ein auf die Begründung von Verpflichtungen gerichtetes Rechtsgeſchäft (vgl. 8 873 A 13), wenn 
auch an den Übergang des Eigentums kraft Geſetzes Verpflichtungen des Erwerbers, insbeſondere 
in polizeilicher und ſteuerlicher Beziehung, unter Umſtänden auch Verpflichtungen privatrecht⸗ 
licher Art (vgl. 88 1021 Abs 2, 1022, 1108 Abſ 1) geknüpft find. Daher finden z. B. auf die 
Entgegennahme der Auflaſſung für eine öffentlichrechtliche juriſtiſche Perſon (3. B. eine 
preußiſche Landgemeinde) die beſonderen Vorſchriften über die Vertretungsmacht bei Abgabe 
verpflichtender Erklärungen der juriſtiſchen Perſon keine Anwendung (KJ 46, 171). Das 
Grundrechtsgeſchäft bedarf der im $ 313 Satz 1 vorgeſchriebenen Form. Jedoch wird 
nach $ 313 Satz 2 der Mangel der Form durch Auflaſſung und Eintragung geheilt. Vgl. 
darüber, daß in Bayern das Grundrechtsgeſchäft auch vor Anlegung des Grundbuchs (da 
Art 189 EG inſoweit keine Anwendung findet) der Form des $ 313 Satz 1 bedarf, daß aber 
durch die nach bayeriſchem Recht erfolgende Eigentumseintragung in das Hypothekenbuch 
(inſoweit greift Art 189 EG Platz) der Mangel der Form (weil keine Auflaſſung im Sinne 
des $ 313 Satz 2) nicht geheilt wird, R Warn 1916 Nr 20. — Der Vorlegung einer Urkunde 
über das Grundrechtsgeſchäft bedarf es nach Reichsrecht zur Vornahme der Auflaſſung nicht. 
Jedoch kann gemäß § 98 GBO landesgeſetzlich die Ordnungsvorſchrift erlaſſen werden, daß 
das Grundbuchamt die Erklärung der Auflaſſung nur entgegennehmen ſoll, wenn die nach 
$ 318 erforderliche Urkunde vorgelegt wird. Vgl. in dieſer Hinſicht R Warn 1916 Nr 279). 
— Hinſichtlich des ſelbſtändigen rechtlichen Daſeins der Einigung gegenüber dem Grundrechts 
geſchäfte wird im allgemeinen auf die Ausführungen in 8873 A 7 verwieſen. Hier iſt mit Rückſicht 
a die beſonders praktiſche Bedeutung der Auflaſſung in dieſer Hinſicht folgendes hervorzu⸗ 
heben: Die Nichtigkeit des Grundrechtsgeſchäfts zieht nicht ohne weiteres die Nichtigkeit der 
Auflaſſung nach ſich, wiewohl dieſe im Verhältniſſe zu jenem das Erfüllungsgeſchäft ift (ogl. 
RG 57, 96; 72, 63; 104, 108). Vielmehr kann die Auflaſſung trotz Nichtigkeit des Grunde 
rechtsgeſchäfts rechtswirkſam ſein, alſo die Eigentumsübertragung bewirkt haben, da 
eben die Auflaſſung ein ſelbſtändiger Vertrag iſt, der für ſich den allgemeinen Vorſchriften über 
Rechtsgeſchäfte, insbeſondere auch hinſichtlich der Rechtsgültigkeit den Vorſchriften der 88 104 ff., 
116 ff., 145 ff., unterliegt (vgl. RG 75, 70; RIA 2, 85; 3, 263; 7, 56; 7, 278). Dies gilt aus 
etzterem Grunde auch dann, wenn das Grundrechtsgeſchäft wegen Verſtoßes gegen die guten 
Sitten (§ 138) nichtig iſt; die Unſittlichkeit des Grundrechtsgeſchäfts macht nicht von ſelbſt 
auch das Rechtsgeſchäft der Auflaſſung unſittlich und damit nichtig (vgl. RG 63, 1853 68, 
100; 72, 64; 75, 70; 78, 285; JW 06, 7365; 1911, 3172; 1912, 853%, R6St JW 07, 5481; 
. auch hier Abſ 2 a. E.; a. M. OLG 11, 303; 18, 321). Die Auflaſſung kann überhaupt 
nicht ſittenwidrig ſein (. unten Abſ 2). Iſt das Grundrechtsgeſchäft für ſich allein nichtig, 
ſo kann die auf Grund der rechtswirkſamen Auflaſſung erfolgte Eigentumsübertragung nur 
im Wege der Geltendmachung eines perſönlichen Bereicherungs anſpruchs gemäß 
58 812 ff. (Kondiktion) von dem die Auflaſſung Erteilenden rückgängig gemacht werden 
(ogl. R 63, 185; 66, 389; 68, 100; 104, 103; RJA 7, 278), auch wenn die Eintragung 
der Eigentumsübertragung noch nicht erfolgt iſt, wobei dann die von dem Auflaſſungs⸗ 
empfänger erlangte rechtliche Möglichkeit, ſich durch Stellung des Eintragungsantrags beim 
Grundbuchamt das Eigentum am Grundſtück zu verſchaffen, als Vermögensvorteil im Sinne 
des § 812 anzusehen iſt (Gruch 68, 317). Dies alles gilt auch dann, wenn das Grund⸗ 
rechtsgeſchäft (3. B. der zugrunde liegende Grundſtückskaufvertrag) und die Auflaſſung 
in demſelben Rechtsakt (l. A 10) getätigt worden find. Vgl. hierüber ſowie über Un- 
anwendbarkeit des § 139 in ſolchem Falle 8873 A 7b. Jedoch kann ein Tatbeſtand, aus 
dem ſich die Nichtigkeit des Grundrechtsgeſchäfts ergibt, in gleicher Weiſe auch hinſicht · 
lich der Auflaſſung vorliegen, ſo daß dieſe ebenfalls nichtig ift. Dies wird beiſpielswveiſe der 
Fall ſein können, wenn bei einem Grundſtückskaufe der das Kaufgeſchäft anfechtende Ver⸗ 
tragsteil ſich im Irrtum über den Kaufgegenſtand oder die Perſon des Vertragsgegners 
befunden und dieſer Irrtum auch noch bei der Auflaſſung obgewaltet hat (vgl. R 66, 389; 
69, 16; OLG 16, 151; vgl. auch RIA 9, 203). — In formellrechtlicher Hinſicht iſt zu be» 
merken, daß die Gültigkeit des Grundrechtsgeſchäfts regelmäßig nicht der Prüfung des Grund 
buchrichters unterliegt; er darf daher die Entgegennahme der Auflaſſung und die Eintragung 
des Erwerbers als Eigentümer regelmäßig ſelbſt dann nicht ablehnen, wenn er das Grund» 
rechtsgeſchäft für ungültig hält (KJ 46, 175). , 

Anderſeits kann auch das Grundrechtsgeſchäft rechtsgültig, dagegen die Auflaſſung an⸗ 
fechtbar (z. B. wegen Irrtums, Betrugs; vgl. RJ 9, 50) oder nichtig (3, B. wegen Fehlens 
einer Einigung über den Eigentumsübergang, wegen Scheingeſchäfts, Geſchäftsunfähigkeit 
eines Vertragsteils, Fehlens der nach Geſetzesvorſchrift erforderlichen behördlichen Geneh⸗ 
migung; vgl. RG 78, 375; JW 02 Beil 202; 1926, 8372; 1926, 23031; Gruch 68, 507; OLG 
26, 180; ſowie § 878 A 7a) fein. In den beſonders wichtigen Fällen, daß die Auflaſſungs⸗ 
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erklärungen hinſichtlich des Gegenſtandes der Eigentums übertragung nicht mit 
demjenigen, was gewollt iſt, übereinſtimmen, iſt nach den für Rechtsgeſchäfte hinſichtlich 
Irrtums, Fehlens der Willensübereinſtimmung und falſcher Bezeichnung allgemein gelten- 
den Grundſätzen folgendes zu unterſcheiden: Stimmen die Auflaſſungserklärungen beider 
Teile überein und entſpricht auch die Auflaſſungserklärung des einen Teiles 
ſeinem Willen, hat aber der andere Teil geglaubt, ſeine Erklärung beziehe ſich 
auf ein anderes Grundſtück oder betreffe nur einen Teil des von der Erklärung 
tatſächlich umfaßten Grundſtücks, ſo iſt die Auflaſſung nicht nichtig, ſondern nur wegen 
des Irrtums des zuletzt genannten Vertragsteils über den Inhalt ſeiner Erklärung gemäß 
88 119, 121 anfechtbar (vgl. RG 58, 233; JW 06, 190°; Warn 1910 Nr 270). Haben beide 
Teile unter den von ihnen übereinſtimmend abgegebenen Erklärungen, die an ſich mehr⸗ 
deutig ſind, etwas anderes und zugleich voneinander Verſchiedenes verſtanden, 
ſind ſie alſo zwar in ihren Erklärungen, aber zufolge gegenſeitigen Mißverſtändniſſes 
nicht in ihrem von den Erklärungen abweichenden Wollen übereinſtimmend (ſog. verſteckter 
Diſſens im Sinne des § 155), ſo liegt nur ein Schein einer Willensübereinſtimmung vor und 
iſt die Auflaſſung, weil in Wahrheit eine Einigung fehlt, nichtig (vgl. RG 28, 307; 66, 122; 
68, 9; 78, 876; JW 00, 4032; 1911, 94410). Sit von beiden Beteiligten den Auflaſſungs⸗ 
erklärungen zwar eine andere Bedeutung beigelegt, jedoch von beiden dasſelbe gemeint worden, 
jo daß beide in ihren von den Erklärungen abweichenden Willen überein ⸗ 
ſtimmen, fo liegt nur eine falſche Bezeichnung (falsa demonstratio) hinſichtlich des Gegen⸗ 
ſtandes der Auflaſſung vor und iſt gemäß der maßgebenden Bedeutung, die übereinſtimmend 
die Parteien ihren Erklärungen beigelegt haben, eine rechtswirkſame Auflaſſung desjenigen 
Gegenſtandes erfolgt, auf das ſich der beiderſeitige Wille erſtreckte, während hinſichtlich des 
von den Erklärungen tatſächlich umfaßten Gegenſtandes nur ein Schein, nicht die Wirklichkeit 
einer Einigung vorliegt (daher iſt z. B., wenn die Auflaſſungserklärungen alle auf einem 
Grundbuchblatte verzeichneten Grundflächen umfaſſen, aber ſowohl der Wille des Veräußerers 
als auch der Wille des Erwerbers ſich auf einen Teil der Grundflächen [einzelne miteingetragene 
Parzellen] nicht erſtreckt hat, eine rechtsgültige Auflaſſung erfolgt, jedoch nur hinſichtlich der 
von dem übereinſtimmenden Willen beider Teile umfaßten Grundflächen, während hinſicht⸗ 
lich der anderen Grundflächen die Auflaſſungserklärungen nichtig find) (RG 60, 840; 66, 21; 
77,33; 112, 264; 3% 07, 5401; 1911, 94410; Warn 1910 Nr 270; Gruch 58, 196; OLG 26, 38; 
40, 33 A 1a; 44, 147; SeuffA 75 Nr 24, 25; auch NG 46, 225; JW 99, 68124; 00, 40330; 
01, 81354; Gruch 44, 993; RIA 11, 182). Jedoch iſt auch hier zu beachten, daß, um den 
Eigentumsübergang herbeizuführen, zu der Auflaſſung noch die Eintragung auf den 
Gegenſtand der Auflaſſung hinzutreten muß. In dem zuletzt genannten Falle um- 
faßt eine etwaige gemäß den Auflaſſungserklärungen erfolgte Eintragung des Eigentums⸗ 
übergangs auf alle Grundflächen auch die Grundflächen, die nach dem Willen der Beteiligten 
allein aufgelaſſen werden ſollten, ſo daß mit der (über den Willen der Beteiligten hinaus⸗ 
gehenden) Eintragung das Eigentum an den letzteren Grundflächen übergegangen iſt. Wenn 
aber die Eintragung nach Maßgabe der (unrichtigen) Auflaſſungserklärungen auf ein anderes 
Grundbuchblatt erfolgt iſt, muß, um den Übergang des Eigentums an dem Grundſtück, 
das in Wahrheit aufgelaſſen werden ſollte und aufgelaſſen worden ift, herbeizuführen, die 
Eintragung auf das Grundbuchblatt dieſes Grundſtücks, etwa nachdem durch freiwillige 
Erklärung oder durch Urteil die richtige Bedeutung der Auflaſſungserklärungen Fee 
iſt, nachgeholt werden (vgl. RG 60, 340; 112, 264; DLG 40, 260; § 873 A 10). Über 
den Fall der nachträglichen Eintragung des Erwerbers als Eigentümer einer Parzelle des 
veräußerten Grundſtücks auf Grund der Erklärung der Beteiligten, daß ſich die Auflaſſung 
auch auf die Parzelle miterſtreckt habe, vgl. A 3. Auch ſonſt wird durch falſche Bezeichnung 
des Auflaſſungsgegenſtandes die Wirkſamkeit der Auflaſſung nicht beeinträchtigt (vgl. RG 
JW 04, 5815; 09, 47, KGJ 37 A 262). — Wegen Verſtoßes gegen die guten 
Sitten (§ 138 Abſ 1) kann, wie überhaupt ein dingliches Erfüllungsgeſchäft, ſo auch die 
Auflaſſung nicht nichtig fein. Vgl. hierüber § 873 A 7a. Jedoch im Falle eines 
wucheriſchen Geſchäfts iſt nach der Sonderbeſtimmung des $ 138 Abſ 2 auch die Nichtig⸗ 
keit des dinglichen Erfüllungsgeſchäfts alſo gegebenenfalls auch einer auf Grund wucheriſchen 
Grundrechtsgeſchäfts erteilten Auflaſſung, anzunehmen, weil 8 188 Abſ 2 unter den dort 
beſtimmten Vorausſetzungen nicht nur das Verſprechen, ſondern auch die Gewährung von 
Vermögensvorteilen für nichtig erklärt (ſtr., vgl. RG 57, 97; JW 06, 786°; 1918, 540°; a. M. 
OLG 15, 339). Im letzteren Falle geht daher durch die Auflaſſung Eigentum auf den 
Erwerber nicht über und ſteht dem Veräußerer die Eigentumsklage zu. Abgeſehen hiervon 
kann mit der Auflaſſung ein ſittenwidriger Zweck verbunden ſein (z. B. der Zweck, dem 
Erwerber durch Verſchaffung des Eigentums den Betrieb eines Bordells auf dem Grundſtücke 
zu ſichern; vgl. RG 63 S. 179, 346, 367; 64, 146; 68, 97; 71, 483; 75, 70; 78, 282; JW 06 
S. 22610, 7363; 1911, 3172; 1912, 853%; 1913, 6821; Warn 1912 Nr 243; 1913 Nr 312; Gruch 
50, 927; 52, 1064). Iſt dies der Fall, fo findet $ 817 Anwendung (vgl. RG 48, 297; 78, 284; 
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JW 1913 Nr 682%) und iſt, wenn von beiden Teilen ein ſolch ſittenwidriger Zweck verfolgt 
worden iſt, gemäß Satz 2 $ 817 der ſonſt im Falle der Nichtigkeit des Grundrechtsgeſchäfts 
dem Veräußerer zuſtehende perſönliche Anſpruch auf Rückgabe (Kondiktion) des aufgelaſſenen 
Grundſtücks (f. hier Abſ 1) ausgeſchloſſen (vgl. RG 78, 284; IW 08, 1392; 1913, 682%). 

7. Daß der Veräußerer im Grundbuche als Eigentümer eingetragen, iſt zur Gültigkeit 
der Auflaſſung und der daraufhin erfolgten Eintragung des Eigentumsübergangs nicht er⸗ 
forderlich. Jedoch nach der Ordnungsvorſchrift des $ 40 Ab] 1 GBO ſoll das Grundbuchamt 
die Eintragung des Eigentumsübergangs nicht vornehmen, bevor nicht der Veräußerer ſich 
als Eigentümer hat eintragen laſſen. Auch von dieſer Vorſchrift enthält 8 41 GBO Aus- 
nahmen, insbeſondere für auflaſſende Erben, ſofern ihr Erblaſſer als Eigentümer eingetragen 
iſt. — Anderſeits iſt auch der eingetragene Nichteigentümer zur Auflaſſung formell legiti⸗ 
miert, ſo daß das Grundbuchamt nicht etwa deswegen, weil der Eingetragene nach dem In⸗ 
halte des Grundbuchs oder der Grundakten nicht wahrer Eigentümer ſei, die Entgegennahme 
der Auflaſſung und die Eintragung ablehnen darf (OLG 39, 260; a. M. KGJ 28 A 97), und 
der Erwerber erlangt nach 8892 Eigentum, es ſei denn, daß ihm bekannt iſt, daß der Auf⸗ 
laſſende nicht wahrer Eigentümer ſei (vgl. KJ 26 A 252; 28 A 102). Überhaupt hat das 
Grundbuchamt zwar die Beteiligten vor Entgegennahme und Beurkundung der Auflaſſung 
a etwaige Umſtände, die der Verfügungsbefugnis des Veräußerers entgegenſtehen, 
aufmerkſam zu machen, aber ihren Willen zum Abſchluß des Rechtsgeſchäfts der Auflaſſung, 
das für ſie, auch wenn der Eintragung noch Hinderniſſe entgegenſtehen, von Bedeutung ſein 
kann, insbeſondere mit Rückſicht auf die Bindung daran, darf er nicht durch Verweigerung 
der Entgegennahme der Auflaſſung entgegentreten; erſt wenn ſich bei der Prüfung, ob die 
Eintragung vorzunehmen ſei, Bedenken gegen die Verfügungsbefugnis ergeben, hat das 
Grundbuchamt gemäß § 18 GBO entweder den Antrag auf Eigentumseintragung abzulehnen 
oder eine Friſt zur Beſeitigung des Hinderniſſes zu beſtimmen (OLG 39, 260). — Läßt ein 
nicht eingetragener Nichteigentümer im eigenen Namen auf, ſo kann ſelbſt eine ſolche 
Auflaſſung wirkſam werden gemäß § 185 Abſ 2, wenn der wahre Eigentümer 
ſie genehmigt oder der Auflaſſende hinterher Eigentümer des Grundſtücks wird oder er 
von dem wahren Eigentümer beerbt wird und dieſer für die Nachlaßverbindlichkeiten un⸗ 
beſchränkt haftet; denn die Vorſchriften des allgemeinen Teiles finden auch auf dem Ge⸗ 
biete des Sachenrechts Auwendung, ſoweit nicht ihre Unanwendbarkeit ſich aus Sonder⸗ 
vorſchriften des Sachenrechts ergibt; dies gilt auch von 8 185, und die Auflaſſung ſtellt ſich 
als eine Verfügung im Sinne dieſer Vorſchrift dar (. § 873 A 8), da fie zwar nicht für 
ſich allein, aber doch unter Hinzutritt des nicht rechtsgeſchäftlichen Tatumſtandes der Ein⸗ 
tragung eine Rechtsänderung bewirkt (RG 54, 366; KGJ 21 A 157; 86 A 196; 47, 158; 
51, 193; RIA 2, 250; 3, 263; OLG 5, 418). So kann 3. B., wenn der Erwerber eines 
Grundſtücks nach der an ihn von dem Eigentümer erteilten Auflaſſung das Grundſtück an 
einen weiteren Erwerber aufläßt, dieſer als Eigentümer eingetragen werden, ohne daß es der 
vorherigen Eintragung des Erſterwerbers als Eigentümer bedarf, ſofern der Erſtveräußerer 
zu der Auflaſſung an ihn feine Einwilligung erteilt hat (was in der Auflaſſung an den Erſt⸗ 
erwerber, wenn nicht beſondere Umſtände entgegenſtehen, wird gefunden werden können) 
oder feine Genehmigung erteilt (KJ 47, 158). Die Genehmigung kann auch gemäß $ 894 
SPD durch rechtskräftiges Urteil gegen den Berechtigten auf Zuſtimmung zu der Auflaſſung 
erſetzt werden, ſo z. B. wenn der Auflaſſende einen (durch Vormerkung geſicherten) Anſpruch 
darauf hat, daß der als Eigentümer Eingetragene ſeinerſeits einen von ihm zu benennenden 
Dritten das Grundſtück aufläßt, und er dieſen Anſpruch für den Eigentümer und Schuldner 
($ 267) durch die Auflalfung an den von ihm gewählten Dritten erfüllt hat (vgl. KJ 51, 198). 
Solange allerdings die genannten, die Rechtswirkſamkeit der Auflaſſungserklärung 
herbeiführenden Tatfachen noch nicht eingetreten find, hat das Grundbuchamt 
die Eintragung abzulehnen, da die Auflaffung nicht eine gehörige Grundlage für die 
Eintragung bildet (RJ A 2, 252). Hat aber das Grundbuchamt die Eintragung (ver⸗ 
ſehentlich) vorgenommen, jo kann auch noch nachträglich die in der Auflaſſung und Ein⸗ 
tragung enthaltene Verfügung durch Eintritt jener Tatſachen wirkſam werden. Dabei wirkt 
insbeſondere die Tatſache der Genehmigung gemäß $ 184 Abs 1 auf den Zeitpunkt 
der Auflaſſung zurück mit der Maßgabe, daß nach § 184 Abſ 2 die auf Grund der 
Bewilligung des Genehmigenden oder gegen ihn im Wege der Zwangsvollſtreckung in 
der Zeit zwiſchen Auflaſſung und Genehmigung bewirkten Eintragungen wirkſam bleiben. 
Allerdings muß nach $ 925 die Einigung des Veräußerers und des Erwerbers bei gleichzeitiger 
Anweſenheit beider Teile vor dem Grundbuchamte erklärt werden. Dies findet aber 
auf die Genehmigung nicht Anwendung. Denn Veräußerer iſt nicht der Genehmigende, 
ſondern der auflaſſende Nichteigentümer, und die Genehmigung iſt ein ſelbſtändiges Rechts- 
geſchäft, das nach § 182 Abſ 1, 2 einem der Vertragſchließenden gegenüber zu erklären iſt 
und nicht der für das Rechtsgeſchäft, zu dem fie erteilt wird, beſtimmten Form bedarf (NZU 
2, 252). — Desgleichen kann eine Auflaſſung, die im Namen des Eigentümers ein Vertreter 
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ohne (oder mit rechtsunwirkſamer) Vertretungsmacht erklärt, gemäß § 177 BGB durch 
nachträgliche Genehmigung des Eigentümers wirkſam werden (KG 22 A 146; 
34 A 253; 86 A 195; RIA 2, 85, auch 4, 132; OLG 29, 342; 41, 563 48, 212 ſowie NG 
104, 359; Gruch 67, 553). Dies gilt auch, wenn von mehreren Eigentümern (z. B. Mit- 
erben, Miteigentümern) nur einige die Auflaſſung erteilen, die andern aber ihre Einwilli⸗ 
gung dazu gegeben haben oder nachträglich die Auflaffung genehmigen (OLG 41, 156; |. 
jedoch RG 93, 292). Gleiches gilt, wenn im Namen des Erwerbers ein Vertreter ohne Ver⸗ 
tretungsmacht (3. B. ein Bevollmächtigter, deſſen Vollmacht zufolge Geſchäftsunfähigkeit 
des Erwerbers ungültig iſt) die Auflaſſung entgegengenommen hat und demnächſt der Er⸗ 
werber (oder in dem genannten Falle der ihm nachträglich beſtellte Vormund) die Entgegen⸗ 
nahme der Auflaſſung genehmigt (RG Gruch 67, 552). Die Folge der Genehmigung iſt 
gemäß 8 184 Abſ 1, daß die Auflaſſung rückwirkend als bereits mit dem Zeitpunkt ihrer 
Vornahme rechtswirkſam erfolgt zu gelten hat (NG 69, 263; Gruch 67, 552), und die weitere 
Folge davon iſt, daß, wenn der Erwerber auf Grund der (zunächſt unwirkſamen) Auflaſſung 
als Eigentümer eingetragen worden iſt, der Erwerber als bereits zur Zeit der Eigentumsein⸗ 
tragung (die ihm vor der Genehmigung kein Eigentum verſchafft hatte) Eigentümer geworden 
gilt (RG Gruch 67, 552). Die Genehmigung muß aber gemäß § 182 Abſ 1 gegenüber dem 
einen oder dem anderen Auflaſſungsvertragsteil erfolgen und dem Grundbuchamt in dieſer 
Art formgerecht (S 29 GBO) nachgewieſen werden; eine dem Grundbuchamte gegen⸗ 
über erklärte Genehmigung genügt nicht (KJ 34 A 253; 86 A 199; RIA 2 S. 86, 
189; a. M. RIA 4, 132). Auch genügt die Genehmigung des (ſchuldrechtlichen) Grund» 
rechtsgeſchäfts allein bei der Selbſtändigkeit der Auflaſſung (f. A 6) an ſich nicht (KGJ 
20 A 237; RIA 3, 59). Jedoch wird regelmäßig in der Zuſtimmung zum Grundrechts⸗ 
geſchäft auch zugleich die Zuſtimmung zur Auflaſſung zu finden fein (RIA 3, 59). — Da 
in dieſen Fällen die Auflaſſung nicht, wie etwa im Falle der Auflaſſungserklärung 
eines Geſchäftsunfähigen (8 104), nichtig iſt, ſondern wirkſam werden kann, darf das 
Grundbuchamt die Entgegennahme der Auflaſſung nicht verweigern 
(RIA 3, 263; auch OLG 20, 32). Hinſichtlich des etwaigen Antrags auf Eintragung 
des Eigentumsübergangs aber hat das Grundbuchamt nach § 18 G0 zu verfahren, alſo 
entweder den Antrag ſogleich zurückzuweiſen oder eine Friſt zur Nachbringung der Genehmi⸗ 
gung bzw. der Vollmacht zu beſtimmen. — Eine Auflaſſungsvollmacht iſt als über 
den Tod des Machtgebers mit Wirkung für und gegen den Erben hinausbeſtehend 
anzuſehen, wenn ſie in Verbindung mit einem von dem To ſelbſt geſchloſſenen 
Veräußerungsvertrag erteilt iſt; denn nach $ 1922 gehen das Vermögen einer Perſon 
und damit auch die von ihr begründeten, nicht auf ihre Perſon oder Lebensdauer be⸗ 
ſchränkten Rechtsverhältniſſe auf den Erben über (RG 88, 345; OLG 10, 68; KON 45, 243; 
50, 157). Es bedarf dann zur Eintragung des Eigentumsübergangs auf Grund der durch den 
Bevollmächtigten bewilligten Auflaſſung weder des Nachweiſes der Erbfolge noch beim Vor⸗ 
handenſein minderjähriger Miterben der vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung (NG 88, 
345; KG 50, 157 unter Aufgabe von KG 41, 162; 41, 174; OLG 24, 88; 25,881). Dagegen 
kann ein Vorerbe durch eine ausſchließlich für die Zeit nach Eintritt des Nacherbfalls erteilte 
Vollmacht dem Bevollmächtigten Befugniſſe zur Vertretung des Nacherben nicht übertragen, 
alſo auch nicht die Befugnis zur Auflaſſung eines zum Nachlaß gehörigen Grundſtücks; denn 
nach $$ 2100, 2139 endet das Recht des Vorerben mit dem Eintritte des Falles der Nach⸗ 
erbfolge, und der Nacherbe iſt nicht Erbe des Vorerben, ſondern Erbe des Erblaſſers, von 
dem er unmittelbar fein Recht ableitet (KJ 50, 161). — Eine Bedingung, welche einer 
Auflaſſungsvollmacht geſetzt ift, ſteht der Entgegennahme der Auflaſſung und der Eintragung des 
Eigentumsübergangs nicht entgegen, wenn dem Grundbuchamt der Eintritt der Bedingung in 
der Form des 9 29 GBO nachgewieſen wird (KJ 53, 143). — Wird ein Grundſtück eines 
Minderjährigen von deſſen ge 1 5 Vertreter (Vormund, Vater) ohne die erforderliche 
Genehmigung des Vormundſchaftsgerich ts (88 1821 Abſ 1 Nr 1, 1648) aufgelaſſen, 
ſo iſt die Wirkſamkeit der Auflaſſung von der nachträglichen Genehmigung abhängig, die gemäß 
0 1828, 1829 Abſ 1 das Vormundſchaftsgericht dem geſetzlichen Vertreter gegenüber zu er⸗ 
lären hat und die dem andern Teile gegenüber erſt wirkſam wird, wenn fie ihm durch den 
geſetzlichen Vertreter mitgeteilt wird; hierüber iſt dem Grundbuchamt der Nachweis in der 
Form des 8 29 GBO zu erbringen, bevor die Eintragung des Eigentumsübergangs erfolgen 
kann (OLG 39, 261). Die vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung kann auch unter einer 
Bedingung erteilt werden (KJ 44, 198; 58, 148). Iſt dies der Fall, jo kann die Auflaſſung 
mit Rückſicht auf die Beſtimmung des $ 925 Abi 2 erſt nach Eintritt der Bedingung erfolgen; 
diefer Eintritt muß dem Grundbuchamt ebenfalls in der Form des § 29 GBO nachgewieſen 
werden (KGJ 53, 143). Wird ein Grundſtück für einen Minderjährigen an deſſen geſetzlichen 
Vertreter aufgelaſſen, ſo bedarf es zur Wirkſamkeit der Auflaſſung und zur Vornahme der 
Eintragung des Nachweiſes der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts nicht, auch wenn 
das Grundrechtsgeſchäft für die Auflaſſung (von dem Geſichtspunkt der Verfügung Über die 
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Forderung auf Eigentumsübertragung durch deren Aufhebung zufolge ihrer Erfüllung) ge⸗ 
nehmigungsbedürftig iſt; denn die Wirkſamkeit der Auflaſſung wird durch die Unwirkſamkeit 
des Grundrechtsgeſchäfts nicht berührt und das Grundbuchamt hat lediglich die Wirkſamkeit 
der Auflaſſung zu prüfen (OLG 14, 61; 39, 262, letztere unter Aufgabe der anderen Meinung 
in KGJ 24, 103; 28, 3; 32, 230). 

8. Ju der Auflaſſungserklärung des eingetragenen Eigentümers kann zugleich ſeine Zu⸗ 

ſtimmung dazu liegen, daß der Erwerber an einen anderen, bevor er als Eigentümer ein⸗ 
getragen iſt, weiter aufläßt, ſo daß die Auflaſſungserklärung des mangels Eintragung an 
ſich noch nicht verfügungsberechtigten Erwerbers gemäß § 185 Abſ 1 wirkſam iſt und die Ein- 
tragung ſogleich des zweiten Erwerbers erfolgen kann (RG 54, 367; Geuffü 57 Nr 10; 
KON 47, 158; 53, 144; OLG 43, 1; a. M. OLG 8, 190). Wenn jedoch der Erſterwerber 
zugleich die Eintragung eines Rechtes (z. B. einer Reſtkaufgeldhypothel) zugunſten des Erſt⸗ 
veräußerers bewilligt hat, kann es in Anbetracht der Gefahr, daß bei der unmittelbaren Ein⸗ 
tragung des Zweiterwerbers das bewilligte Recht für den Erſtveräußerer nicht zur Entſtehung 
gebracht wird, fraglich fein, ob der Erſtveräußerer mit der Auflaſſung zugleich feine Einwilli⸗ 
gung in weitere Verfügungen des Erſterwerbers habe erteilen wollen. Jedenfalls kann in 
ſolchem Falle die Einwilligung nur mit der Maßgabe als erteilt gelten, daß das für den Erſt⸗ 
veräußerer bewilligte Recht bei der unmittelbaren Eintragung des ſpäteren Erwerbers zur 
Eutſtehung gebracht werde, und zwar, wenn nichts anderes ausdrücklich feſtgeſetzt ift, mit 
dem Range vor etwa nachher bewilligten Rechten. Daher kann in ſolchem Falle die un⸗ 
mittelbare Eintragung des Zweiterwerbers nur dann erfolgen, wenn dieſer entweder die 
Eintragung des Rechtes für den Erſtveräußerer ſeinerſeits erneut bewilligt oder gemäß § 185 
Abſ 2 die von dem (nichtberechtigten) Erſterwerber durch ſeine Eintragungsbewilligung vor⸗ 
genommene Verfügung genehmigt (JI 2, 317). — Iſt die Firma eines Einzeltaufmannes 
die Erwerberin, jo iſt nicht die Firma, ſondern der Einzelkaufmann unter feinem bürgerlichen 
Namen als Eigentümer einzutragen (J 2, 3183; vgl. hinſichtlich der Bezeichnung des 
Gläubigers bei der Hypothek § 1115 A 3). — In Preußen gelten Erwerbsbeſchränkungen 
für juriſtiſche Perſonen nach Art 6 (Schenkungen und Zuwendungen von Todes wegen), 
Art 7 91 (Erwerb von Grundſtücken durch inländiſche juriſtiſche Perſonen, zu dem Geneh⸗ 
migung der ſtaatlichen Aae een erforderlich, wenn nicht die Ausnahmen des Abſ 2 
Plat greifen), Art 7 882, 3 (Erwerb von Grundſtücken durch juriſtiſche Perſonen eines andern 
deutſchen Laudes bzw. durch ausländiſche juriſtiſche Perſonen), Pr uc. BGB v. 20. 9. 90, in 
dem die Wertgrenzen von 5000 M nad) dem Geſ v. 8. 4. 24 durch 3000 GM erſeht find (vgl. 
hinſichtlich der Zweckverbände nach dem Geſ v. 19. 7. 11, JF 3, 286). Ferner gelten 
Beſchränkungen (Erfordernis der Genehmigung der Aufſichtsbehörde) für den Erwerb ge- 
wiſſer Grundstücke durch die Träger der Reichsverſicherung nach $$ 26, 27 RVerſO v. 15. 12. 24 
(. dazu OLG 45, 211). — Über die zu einem Vertrag einer Aktiengeſellſchaft über den 
Erwerb eines Grundſtücks, der ſich als eine Nachgründung im Sinne des $ 207 HGB dar⸗ 
ſtellt, erforderliche Zuſtimmung der Generalverſammlung vgl. IFG 3, 307. 
9. Die Auflaſſung hat, abgeſehen von dem Eigentumsübergange bei hinzutretender 
Eintragung (f. A 5), die Wirkung, daß, wenn ihr ein Kauf oder Tauſch zugrunde liegt, 
gemäß 88 446, 515 von dem Zeitpunkte der Eintragung ab Gefahr, Nutzungen und Laſten 
auf den Käufer übergehen, und daß nach $ 464 der Käufer feine Anſprüche auf Wandlung, 
Minderung und Schadenserſatz verliert, wenn er, obſchon er die Mängel des Grundſtücks 
tennt, die Auflaſſung ohne Vorbehalt annimmt (RG 58, 261; 59, 104; JW O1, 785; 08, 137°). 
Den Beſitz erlangt der Auflaſſungsempfänger durch die Auflaſſung allein nicht. 
Iſt er aber in der Lage, die Gewalt über das Grundſtück auszuüben, fo iſt die Auflaſſung als 
eiue den Beſitz verſchaffende Einigung im Sinne des § 854 Abſ 2 anzuſehen. — Die Koſten 
der Auflaſſung hat nach 8 449 der Staufer zu tragen. Bezüglich der Koſten im Falle fonftiger 
zugrunde liegender Rechtsgeſchäfte beſtimmt das BGB nichts. Es kommt hierbei auf das 
Weſen der Grundrechtsgeſchäfte an. Hat danach der Erwerber Anſpruch auf koſtenfreie Ver⸗ 
ſchaffung des Eigentums (wie z. B. beim Schenkungsvertrag, Vermächtnis), fo muß der Ver · 
außerer die Koſten tragen. In der Regel aber wird der Erwerber eine dem Käufer ähnliche 
Rechtsſtellung haben (z. B. bei Übernahme des Nachlaßgrundſtücks im Falle der Erbaus- 
einanderſetzung) und § 449 auf ihn entſprechend anzuwenden ſein. i 

10. Die Vorſchrift der gleichzeitigen Anweſenheit beider Teile vor dem Grund buadamt 
enthält eine Ausnahme von 8 128. Auch das formelle Grundbuchrecht macht im $ 20 GO, 
der eine Ausnahme von 8 19 GBD enthält, die Eigentumsumſchreibung davon abhängig, 
daß die Einigung von beiden Teilen erklärt iſt. Nach Art 143 Abſ 2 Ech kann landesrechtlich 
beſtimmt werden, daß für den Fall gerichtlicher oder notarieller Verſteigerungen und, 
wenn die Auflaflung noch in dem Verſteigerungstermine ſtattfindet, es der gleichzeitigen 
Anweſenheit nicht bedarf. Iſt dies nicht geſchehen, fo müſſen nach erfolgtem Zuſchlag der 
Eigentümer und der Erſteher bei gleichzeitiger Anweſenheit die Einigung über den Eigentums⸗ 
übergang erklären; ein aus dem Verſteigerungsprotokoll zu entnehmendes ſtillſchweigendes 
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Einverſtändnis hierüber genügt nicht (OLG 39, 217). — Soll, wenn ein Vertrag über Ver⸗ 
äußerung eines Grundſtüas durch Angebot und Annahme gemäß 8 128 geſchloſſen werden 
ſoll und zunächſt erſt ein Angebot gemacht worden iſt, die Auflaſſung unmittelbar im Anſchluß 
an das Zuſtandekommen des Vertrags erfolgen, ſo muß, damit ſofort nach der Annahme⸗ 
erklärung des andern Teiles die Auflaſſung ſtattfinden kann, der Anbietende ſchon zur An⸗ 
nahmeerklärung bei dem Grundbuchamt (J. A 12) erſcheinen (vgl. RG 102, 300). — Haben 
auf der einen Vertragsſeite mehrere Beteiligte (3. B. Miterben, Miteigentümer) 
mitzuwirken, ſo iſt nicht erforderlich, daß auch dieſe mehreren Beteiligten ſämtlich ihre Er⸗ 
klärung gleichzeitig abgeben. Die Ausnahme von § 128 beſteht nur darin, daß die beiden 
Vertragsgegner ihre Einigung bei gleichzeitiger Anweſenheit zu erklären haben. Daher ge⸗ 
nügt es, wenn jedesmal der andere Teil und einer oder einzelne der mehreren Vertrags⸗ 
gegner gleichzeitig die Auflaſſungserklärungen abgeben und ſchließlich die gleichzeitig mit 
dem anderen Teil erfolgten Auflaſſungserklärungen der ſämtlichen Vertragsgegner vorliegen 
(RIA 8, 245; OLG 9, 343). 

11. Daß beide Teile vor dem Grundbuchamt in Perſon erſcheinen, iſt nicht erforderlich. 
Die Beteiligten können ſich vielmehr durch Bevollmächtigte vertreten laſſen. Die Bevoll⸗ 
mächtigung iſt dem Grundbuchamte nachzuweiſen. Es genügt aber Vorlegung einer öffentlich 
beglaubigten Vollmacht, da der Bevollmächtigte feine Vertretungsbefugnis auf eine (Bevoll⸗ 
mächtigungs⸗) Erklärung des Vertretenen gründet und dieſe Erklärung eine im Sinne des 
8 29 Satz 1 GBO zur Eintragung erforderliche Erklärung iſt (RJA 2, 189; OLG 12, 158). 
Erfolgt die Auflaffung nicht vor dem Grundbuchamt, ſondern z. B. vor einem Notar (ſ. A 12), 
fo genügt es, daß der als Bevollmächtigter Auftretende zur Zeit des Abſchluſſes der Auf: 
laſſungsverhandlung Vollmacht hat, da in dieſem Zeitpunkt die Auflaſſungserklärungen wirk⸗ 
ſam werden; zur Zeit des Eingangs der Verhandlung beim Grundbuchamt und der Vornahme 
der Eintragung braucht die Vollmacht nicht mehr zu beſtehen. Es bleibt alſo die Auflaſſungs⸗ 
erklärung des Bevollmächtigten wirkſam, auch wenn der Machtgeber nach Abſchluß der Auf: 
laſſungsverhandlung die Vollmacht widerruft (OLG 40, 46). Formellrechtlich iſt allerdings, 
wenn der Bevollmächtigte den Erwerber vertritt und den Antrag auf deſſen Eintragung ftellt, 
zur Vornahme der Eintragung der Nachweis des Beſtehens der Vollmacht auch noch zur Zeit 
des Eingangs des Antrags beim Grundbuchamt erforderlich, da dieſer verfahreusrechtliche 
Antrag (8 13 GBO) erſt in dieſem Zeitpunkt wirkſam wird; es iſt daher die Eintragung vom 
Grundbuchamt, wenn ihm ein inzwiſchen erfolgter Widerruf der Vollmacht zur Kenntnis 
gebracht wird oder ſonſt berechtigte Zweifel an dem Fortbeſtehen der Vollmacht gegeben ſind, 
abzulehnen (OLG 40, 44; 40, 45). — Eine Auflaſſungsvollmacht ermächtigt nicht ohne weiteres 
auch zur Auflaſſung an den Rechtsnachfolger des in der Urkunde genannten Gegners (KGJ 
51, 202; OLG 40, 274). — Daß die Vollmacht beſonders für die Auflaffung erteilt wird, iſt 
nicht erforderlich; vielmehr umfaßt die Vollmacht zum Abſchluſſe des Grundrechts 
geſchäfts auch die Bevollmächtigung zu der dinglichen Einigung. Iſt die Vollmacht bereits vor 
der Auflaſſung durch Widerruf (8 168) oder Konkurseröffnung ($ 23 KO) erloſchen, fo hat 
zwar das Grundbuchamt, auch wenn ihm das Erlöſchen bekannt wird, die Auflaſſung entgegen. 
zunehmen, aber den Antrag auf Eintragung fo lange abzulehnen ($ 18 GBO), bis ihm die Ge⸗ 
nehmigung des Vertretenen bzw. des Konkursverwalters (8 177) nachgewieſen wird (vgl. A 7). 
Tritt jedoch das Erlöſchen (3. B. durch Widerruf, Tod) erſt nach der Auflaſſung ein, fo hindert 
dies die Eintragung nicht. Über Fortdauer der Vollmacht nach deu Tode des Vollmachtgebers 
vgl. A 7 a. E. — Einem Notar, vor dem das Grundrechtsgeſchäft geſchloſſen wird, 
kann mit Rückſicht auf F171 Nr 6 nicht in derſelben Urkunde eine Vollmacht zur 
Auflaſſung von den Beteiligten erteilt werden (KJ 24 A 6). — Geſetzliche Vertreter müſſen, 
da ihre Vertretungsbefugnis auf dem Geſetze, nicht auf einer Erklärung des Vertretenen 
beruht, gemäß § 29 Satz 2 BD öffentliche Urkunden über ihre Ernennung beibringen (RA 
2, 189; KJ 22 A 296), jo der Vormund ($ 1791), der Nachlaßpfleger ($ 1961), der Nachlaß 
verwalter (88 1975ff.), der Konkursverwalter (8 78 KO). Vgl. ferner hinſichtlich des Vor⸗ 
ſtandes: eines Vereins: § 69 (Zeugnis des Regiſterrichters) und OLG 8, 428; 10, 406 
(Auflaſſungserklärung durch den ganzen Vorſtand); einer Genoſſenſchaft: 8 26 Abſ 2 
Genc; (Zeugnis des Genoſſenſchaftsregiſterrichters); einer Aktiengeſellſchaft, Komman⸗ 
ditgeſellſchaft auf Aktien, offenen Handelsgeſellſchaft, Geſellſchaft mit be. 
ſchränkter Haftung: 8833, 35 GO (Zeugnis des Handelsregiſterrichters, Bezugnahme auf 
Handelsregiſter) und RA 3, 105 (Auszug des Gerichtsſchreibers aus dem Regiſter genügend). — 
Bezüglich des Prokuriſten und des Handlungsbevollmächtigten vgl. §§ 49 Abſ 2, 54 Abſ 2 
HGB (zur Grundſtücksveräußerung nur im Falle beſonderer Ermächtigung befugt) und RA 
5, 273 (zur Belaſtung eines Grundſtücks bei deſſen Erwerb ebenfalls nur im Falle beſonderer 
Ermächtigung befugt). — Über Auflaſſungserklärung eines Vertreters ohne Vertretungs- 
macht vgl. A 7. — Unter welchen Vorausſetzungen ein Vertreter im Namen des Vertretenen 
mit ſich ſelbſt die Einigung erklären kann, ergibt ſich aus $ 181. Danach iſt ſowohl ein gewill 
kürter als auch ein geſetzlicher Vertreter dazu befugt, wenn die Eigentumsübertragung lediglich 
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zum Zwecke der Erfüllung einer Verbindlichkeit erfolgt; der erſtere ferner, wenn ihm die Eigen⸗ 
tumsübertragung an ſich ſelbſt durch die Vollmacht geſtattet iſt. Unter denſelben Vorausſetzungen 
konnen beide Vertragsteile von einer Perſon bei der Auflaſſung vertreten werden, insbeſondere 
kann eine Perſon ſowohl zur Erteilung wie zur Entgegennahme der Auflaſſung bevollmächtigt 
werden (vgl. RG 51, 422; RIA 3, 45; KG J 21 A 292; OLG 40, 274; JF G 4, 328). Auch einem 
Teſtamentsvollſtrecker, der nicht Vertreter der Erben iſt und auf den daher § 181 keine An⸗ 
wendung findet (RG 56, 330; 61, 145; RJ A 3, 101), kann durch das Teſtament vom Erblaſſer 
geſtattet werden, über ein Nachlaßgrundſtück durch Auflaſſung zu ſeinen Gunſten zu verfügen 
(vgl. KGJ 25 A 72; RIA 3, 45). Sit ein Miterbe zum Teſtamentsvollſtrecker ernannt, jo iſt er, 
falls ſich nicht aus dem Teſtament etwas Abweichendes ergibt, gemäß dem aus der Ernennung 
des Miterben und den vom Geſetz beſtimmten Befugniſſen des Teſtamentsvollſtreckers zu 
entnehmenden Willen des Erblaſſers als ermächtigt zu erachten, die zufolge Erbauseinander⸗ 
ſetzung erforderlichen Auflaſſungen von Nachlaßgrundſtücken nicht nur an andere Miterben, 
ſondern auch an ſich ſelbſt vorzunehmen (RG 61, 141; OLG 4, 437; a. M. RIA 3 S. 101, 
167; 4, 185). 

Eine Ausnahme von dem Grundſatze der gleichzeitigen Anweſenheit beider 
Teile beſteht, wenn der eine Teil zur (Erteilung oder Entgegennahme der) Auflaſſung rechts⸗ 
kräftig verurteilt iſt. Die Auflaſſungserklärung gilt dann gemäß § 894 Abſ 1 Satz 1 38 O 
als mit dem Eintritte der Rechtskraft des Urteils abgegeben. Der andere Teil erlangt die 
Eintragung, wenn er unter Vorlegung des mit Rechtskraftzeugnis verſehenen Urteils, das 
nun bei dieſer ſeiner Vollziehung die Auflaſſungserklärung des Verurteilten ſo erſetzt, wie 
wenn letzterer anweſend wäre und die Erklärung freiwillig abgäbe, die von feiner Seite er- 
forderliche Auflaſſungserklärung vor dem Grundbuchamte abgibt und den Eintragungsantrag 
ſtellt (Prot 3, 177; RG 76, 411; KGJ 44, 223; 49, 183). Iſt auf Grund Kaufvertrags zur 
Auflaſſung verurteilt worden, ſo wird die Vollziehung des Urteils in dieſer Weiſe nicht dadurch 
gehindert, daß der Verurteilte angeblich zwar erſt nach der Klagerhebung, aber ſchon zur Zeit 
der Urteilsfällung geſchäftsunfähig geworden war; denn der Kaufvertrag begründet nach 
$ 483 die Verpflichtung des Verurteilten zur rechtswirkſamen Auflaſſung, und daher iſt gemäß 
der Klagebegründung das Urteil dahin aufzufaſſen, daß zur Abgabe einer rechtsgültigen Auf⸗ 
laſſungserklärung verurteilt worden iſt (RG Gruch 68, 506). Wird das Urteil erſt nachträglich 
dem Grundbuchamt eingereicht, ſo iſt das Erfordernis der Gleichzeitigkeit und Einheitlichkeit 
der Auflaſſungserklärungen nicht gewahrt und iſt daher die daraufhin doch erfolgte Eigen- 
tumseintragung unrichtig (KJ 49, 188). — Iſt die Verurteilung zur Auflaſſung Zug um 

ug gegen eine Gegenleiſtung erfolgt (3. B. Verurteilung des Verkäufers 70 um Zug 
gegen Zahlung des Kaufpreises), jo iſt Beibringung einer nach 88 726, 730 8 erteilten 
vollſtreckbaren Ausfertigung des rechtskräftigen Urteils erforderlich, da nach $ 894 Abſ 1 Satz 2 
erſt mit Erteilung der vollſtreckbaren Ausfertigung die Auflaſſungserklärung als abgegeben 
gilt (RG Gruch 63, 507). — Die Wirkung des Urteils, die mit feiner Vollziehung durch Vor⸗ 
legung verbunden iſt, hat ihre Richtung immer gerade auf die zuſtändige Amts 
ſtelle, vor der die Vorlegung und die Erklärung des anderen Teiles erfolgt, gleichviel, ob die 
Amtsſtelle das Grundbuchamt oder eine andere, nach Landesrecht (Art 143 EG) zuſtändige 
Behörde iſt. — Iſt im öffentlichen Intereſſe nach Reichsrecht oder Landesrecht eine nicht 
rechtsgeſchäftliche Genehmigung anderer Faktoren (3. B. des Vormundſchafts⸗ 
gerichts, $ 1821 Nr 1, 4, einer Aufſichtsbehörde, ſ. A 3) zur Auflaſſung erforderlich, ſo 
bedarf es neben dem rechtskräftigen Urteil nicht noch der Beibringung der Genehmigung, 
da einesteils das Erfordernis der Genehmigung nur für die freiwillige rechtsgeſchäftliche 
Verfügung gilt und andernteils der Prozeßrichter, bevor er eine Verurteilung (3. B. des 
Vormundes) ausſpricht, zu prüfen hat, ob eine Genehmigung erforderlich und ob fie nach ⸗ 
gewieſen ift (ſtr., KJ 31 A 298; 45, 264). Dies gilt auch dann, wenn die Verurteilung 
auf Grund Anerkenntniſſes (§ 307 38 PO) erfolgt iſt und das Prozeßgericht, da das Anerkenntnis 
feine reine Prozeßhandlung, ſondern Verfügungsakt ift, z. B. ohne Genehmigung des Vor 
mundſchaftsgerichts das Anerkenntnisurteil nicht hätte erlaſſen dürfen; denn die Rechtskraft 
des Urteils ſchließt ſeine ſachliche Nachprüfung aus (KGJ 45, 267). Daß nach $ 894 Ubi 1 
Satz 2 ZBO mit der Rechtskraft des Urteils auf Abgabe der Auflaſfungserklärung dieſe 
als abgegeben gilt, iſt nicht lediglich Urteilswirkung, ſondern ebenſo, wie wenn das Geſetz 
anordnen würde, daß der Verurteilte durch Zwangsmittel zur Abgabe der Willenserklärung 
angehalten werden könne, Zwangsvollſtreckung, wenngleich hier nicht wie bei der Zwangs. 
vollſtreckung im engeren Sinne neben der Verurteilung noch ein weiterer Zwang gegen 
den Verurteilten ausgeübt wird (ſtr.; RG 62, 157; 76, 409; 88, 202; 89, 230; KGN 26 A 262). 
Deshalb iſt, wenn gegen einen in Gütergemeinſchaft verheirateten Mann ein Urteil auf 
Auflaſſung eines zum Geſamtgute gehörigen Grundſtücks ergangen iſt, nach 8740 ZPO 
dies Urteil genügend und bedarf es zur Eintragung der Eigentumsänderung nicht der nach 
51445 zur Verfügung des Ehemannes über ein zu dem Geſamtgute gehörendes Grund- 
ſtück erforderlichen Einwilligung der Ehefrau (ſtr.; KJ 26 A 260; 40 A 159; offen gelaſſen 
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in RG 108, 285). — Vgl. dagegen über Prüfung der Verfügungsbefugnis des Verurteilten 
und Beibringung ſonſtiger Nachweiſe $ 873 A 7e. — Wenn der zur Erteilung der Auf⸗ 
laſſung Verurteilte noch nicht als Eigentümer eingetragen iſt, kann der andere 
Teil gemäß § 14 G80 die zuvorige Eintragung des Verurteilten beantragen. — Sit 
das Urteil auf Erteilung der Auflaſſung nur vorläufig vollſtreckbar, ſo kann nach 
8 895 ZPO nur eine Auflaſſungsvormerkung eingetragen oder zur Herbeiführung der Auf⸗ 
laſſung im Wege der Zwangsvollſtreckung gemäß § 887 ZPO (Ermächtigung, die Auflaſſung 
durch einen Dritten vornehmen zu laſſen) vorgegangen werden (RG 55, 57). — Letz⸗ 
teres gilt, da 8 894 ZPO nicht anwendbar iſt, auch dann, wenn der Schuldner verur⸗ 
teilt iſt, nach ſeiner Wahl aufzulaſſen oder etwas anderes zu leiſten (RG 53, 84; 
55, 60). — Vollſtreckbare Prozeßvergleiche (§ 794 Abſ 1 Nr 1 8PO), die die Ertei⸗ 
lung einer Auflaſſung zum Gegenſtande haben, ſtehen in den Rechtsgebieten, in denen die 
Auflaſſung nur vor dem Grundbuchamt (j. A 12) erfolgen kann, den Urteilen nicht gleich; 
fie find ebenfalls gemäß 8887 ZPO zu vollſtrecken (RG 55, 57; RIA 11, 235). — Sit zur 
Zeit der Urteilsfällung das Grundbuch noch nicht als angelegt anzuſehen (Art 189 
EG), ſo kann nach Anlegung des Grundbuchs ſo verfahren werden, wie wenn zu jener Zeit 
bereits das Grundbuch angelegt geweſen wäre; denn die Verurteilung ſchließt auch die 
Verpflichtung zur Beobachtung der nach Einführung des Grundbuchrechts zur Eigentums⸗ 
übertragung erforderlichen Form in ſich (RG IW 00, 6071). — Hinſichtlich der Vollſtreckung 
des Urteils gegen einen anderen als den Verurteilten (3. B. einen Rechtsnachfolger, 
einen Nacherben, einen Erben im Verhältniſſe zum Teſtamentsvollſtrecker) |. $ 873 A 7e. — 
Mit der Rechtskraft des Urteils gilt nicht nur zugunſten des Gläubigers, ſondern auch zu⸗ 
gunften des Schuldners die Auflaſſungserklärung als von letzterem abgegeben. Daher 
hat die den Gegenſtand der Verurteilung bildende Leiſtung, die Auflaſſungserklärung, als vom 
Schuldner bewirkt zu gelten (3. B. hinſichtlich der Frage, ob dem Glaubiger Rechte nach 
88 283, 325 Abſ 2 oder 326 zuſtehen; RG 76, 412). — Über den erforderlichen Inhalt 
des Urteils ſ. A 13 a. E. 

12. Statt vor dem Grundbuchamt kann gemäß Art 143 Abſ 1 EG landesrechtlich 
die Erklärung der Auflaſſung auch vor Gericht, einem Notar, einer anderen Behörde 
oder einem anderen Beamten zugelaſſen werden. Vgl. für Preußen: Art 26 AG (im 
bisherigen Geltungsbereiche des rheiniſchen Rechtes außer vor dem Grundbuchamt auch vor 
einem anderen Amtsgericht oder vor einem Notar); durch Geſetz über die Form der Auflaſſung 
v. 13. 5. 18 mit Geltungsdauer bis zwei Jahre nach der durch beſondere Verordnung zu beſtim⸗ 
menden Beendigung des Krieges ausgedehnt auf alle Grundſtücke der früheren preußiſchen 
Monarchie, vgl. dazu Allg Vf., betr. die Entgegennahme der Auflaſſung durch Notare, v. 28. 5. 21 
(Pr MBl. 317), in der namentlich die Zeitſpanne zwiſchen Auflaſſung und Einreichung der 
Verhandlungen zu den Grundakten als außerordentlich mißlich und für die Sicherheit des 
Rechtsverkehrs gefährlich erklärt wird (. über die Mißſtände A 5, 13 a. E., 14 a. E.) und 
Hinwirkung auf eine tunlichſt alsbaldige Einreichung angeordnet wird (auf die Beſtellung der 
im Art 38 AG bezeichneten ſelbſtändigen Kohlenabbaugerechtigkeiten und auf die im Geſ. v. 
4. 8. 04 geregelte Beſtellung von Salzabbaugerechtigkeiten findet das Gef. v. 18. 5. 18 keine 
Anwendung, da für dieſe Gerechtigkeiten Art 26 AG nicht galt, dieſe Beſtellungen erfolgen 
jetzt gemäß 8 36 der VO über das Erbbaurecht v. 15. 1. 19 nach 8 11 dieſer Verordnung; 
. 8 1 A1, 887 As der VO); Bayern Art 81 AG; Sachſen 88 13, 20 AG; Württem⸗ 
ber g. Artt 34, 35, 38 Oel. v. 13. 8. 07. — Das Grundbuchamt im Sinne des $ 025 iſt 
diejenige Behörde, die das Grundbuch über das zu veräußernde Grundſtück führt oder zu 
deſſen Führung zuſtändig iſt, nicht ein beliebiges Grundbuchamt. In Preußen ſind nach 
§ 1 6880, Art 1 AG. GB die Amtsgerichte die Grundbuchämter. Iſt das betreffende 
amtsgerichtliche Grundbuchamt mit mehreren Richtern beſetzt, ſo ſind auch die Grund⸗ 
buchrichter zuſtändig denen die Führung des fraglichen Grundbuchblatts nicht beſonders auf. 
getragen iſt (ſtr.). Vor dem Prozeßgericht aber (z. B. zur Erfüllung eines Vergleichs) 
kann die Auflaſſung nicht erfolgen, da das Prozeßgericht zu Akten der ſreiwilligen Gerichts⸗ 
barkeit, die vor dem Grundbuchamte vorgenommen werden müſſen, in keinem Falle zuſtändig 
iſt (f. A 11 Abſ 2). Wenn jedoch auf Grund des Art 143 Ech landesgeſetzlich (wie z. B. in 
Sachſen, Mecklenburg⸗Schwerin) beſtimmt ift, daß die Auflaſſung in Auſehung der in dem Ge. 
biete des Bundesſtaats (Freiſtaats) liegenden Grundſtücke außer vor dem Grundbuchamte auch vor 
jedem Gericht erfolgen könne, iſt die in einem gerichtlichen Prozeßvergleich von beiden Beteilig⸗ 
ten erklärte Auflaſſung wirkſam (AJA 11, 235; 14, 819). — Wenn die Auflaffung nicht vor 
dem Grundbuchamt oder einer landesrechtlich ſonſt zuſtändigen anderen Behörde erklärt wird, 
iſt fie nach $ 125, weil fie der geſetzlich vorgeſchriebenen Form entbehrt, nichtig und geht troß 
Eintragung Eigentum nicht über (tr.). Daß aber die Auflaſſung gerade im Amtslokale 
des Grundbuchamts erklärt wird, iſt nicht erforderlich, da auch eine Erklärung vor dem 
Grundbuchbeamten außerhalb der Amtsſtelle eine Erklärung „vor dem Grundbuchamt“ iſt 
(ſtr.). — Gibt derjenige, der die Auflaſſung erteilt oder der fie annimmt, ſich dem Grund ⸗ 
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buchbeamten gegenüber fälſchlich als die Perſon des Veräußerers bzw. des Erwerbers 
aus, jo liegt eine rechlswirkſame Auflaſſung „vor dem Grundbuchamt“ nicht vor, mag auch 
die falſche Perſon in Vollmacht der richtigen Perſon handeln und dies der andere Beteiligte 
wiſſen (RG 106, 198). 

13. Die Erklärung der Auflaſſung iſt von allen Beteiligten mündlich abzugeben 
(RG 99, 68; OLG 3, 429; 10, 406; KGJ 83 A 192), und zwar müſſen die Erklärungen, 
da es ſich um Vertragserklärungen handelt (ſ. A 6), von der einen Partei gegenüber der 
anderen ausdrücklich und zweifelsfrei vor dem Grundbuchamt (. A 12) abgegeben wer⸗ 
den (OLG 45, 211). Ausnahme früher für Grundſtücke in deutſchen Schutzgebieten: 8 3 
der VO v. 21. 11. 02. — Ein beſtimmter Inhalt iſt im Geſetze nicht vorgeſchrieben. Daß das 
Wort „auflaſſen“ gebraucht wird, iſt nicht erforderlich (OLG 4, 311). Es genügt vielmehr, 
wenn ſich aus den Erklärungen beider Teile die Einigung über den Eigentumsüber- 
gang ergibt (RG 54, 381; JFG 4, 326). Daher iſt es genügend: wenn der Veräußerer erklärt, 
daß er das Eigentum an dem Grundſtücke dem Erwerber übertrage, und der Erwerber dieſe Er⸗ 
klärung annimmt; wenn beide Teile erklären, ſie ſeien darüber einig, daß das Eigentum auf den 
Erwerber übergehen ſolle (RIA 3, 143); wenn der Veräußerer erklärt, er bewillige die Eintragung 
des Erwerbers als Eigentümer, und der Erwerber ſeine Eintragung beantragt (RG 54, 382; 
OLG 26, 36) oder die Erklärung annimmt (OLG 4, 311). Insbeſondere iſt nicht etwa außer 
der Erklärung der Einigung über den Eigentumsübergang noch die Erklärung der Einigung 
über die Eintragung erforderlich, da im $ 873 Abſ 1 nur Einigung über den Eintritt der Rechts⸗ 
änderung erfordert wird (RIA 8, 145; KGJ 48, 160). Auch iſt nicht erforderlich, daß der 
Veräußerer das Bewußtſein hat, Eigentümer zu ſein; maßgebend iſt vielmehr ſeine Erklärung 
der Eigentumsübertragung (OLG 26, 85). Ferner iſt auch nach formellem Grundbuch⸗ 
recht nicht Vorausſetzung für die Vornahme der Eintragung, daß eine ausdrückliche 
Bewilligung der Eintragung erklärt iſt; denn $ 19 GB (Eintragungsbewilligung des 
Paſſivbeteiligten) kommt auf Auflaſſungen nicht zur Anwendung, ſondern maßgebend ift § 20 
GBD, wonach Erklärung der „erforderlichen Einigung“, alſo der Einigung über den Eigen- 
tumsübergang, genügt (RJ A 8, 145; KGJ 48, 146; ſ. auch $ 873 A 7d; vgl. aber für den 

all des Fehlens jeder Erklärung des Erwerbers in der Auflaſſungsurkunde OLG 26, 34). 
Formellrechtlich bedarf es weiter eines (formloſen, S 30 GBO; RG St 49, 186) Eintragungs- 
antrags gemäß § 13 GBO (OLG 11, 158; KJ 43, 203). Jedoch wird ein ſolcher (ſog. 
prozeſſualer) Antrag regelmäßig in den Einigungserklärungen ſchon mit enthalten fein, ſofern 
nicht die Auflaſſung vor einer anderen Behörde als dem Grundbuchamt (Art 143 EG) erklärt 
iſt (R 54, 383; 84, 236; RIA 3, 144) oder die Beteiligten aus beſtimmten Gründen trotz 
der Auflaſſung ſich die Stellung des Eintragungsantrags vorbehalten (KJ 43, 208 [OLG 
26, 85]; über die Zuläſſigkeit ſolchen Vorbehalts trotz der Beſtimmung des § 925 Abf 2 vgl. 
A 14). — Auf die Reihenfolge der Erklärungen kommt es nicht an; die Auflaſſungs⸗ 
erklärung des Veräußerers braucht der des Erwerbers nicht vorauszugehen. Wird die Auf: 
laſſung zuſammen mit dem Grundrechtsgeſchäft in einer Urkunde (z. B. vor dem Notar, Art 143 
Ech) aufgenommen, ſo iſt eine räumliche Trennung der erſteren von letzterem nicht er⸗ 
forderlich. — Da die Einigungserklärungen mündlich abzugeben ſind und die Aufnahme 
eines Protokolls darüber zur Gültigkeit nicht vorgeſchrieben iſt, ſind die Erklärungen 
auch dann rechtswirkſam, wenn eine Protokollaufnahme unterblieben iſt. Die 
Auflaſſung hat gegenüber der nach § 873 Abf 1 erforderlichen Einigung nur die Beſonder⸗ 
heit, daß ſie bei gleichzeitiger Anweſenheit beider Teile von dieſen in Gegenwart des Grund- 
buchbeamten erklärt werden muß, nicht auch die fernere Beſonderheit, daß fie erſt dann rechts⸗ 
gültig wird, wenn ihre Aufnahme zum Protokoll erfolgt iſt. Wenn allerdings in den 88 1434, 
1750, 1770, 2276, 2290 vorgeſchrieben iſt, daß die dort bezeichneten Verträge „vor Gericht 
oder vor einem Notar geſchloſſen“ werden müſſen, und zwar ebenfalls bei gleichzeitiger An⸗ 
weſenheit beider Teile, fo bedeutet dies nach dem Sprachgebrauch des BGB, daß der Ver⸗ 
tragsſchluß gerichtlich oder notariell beurkundet, alſo gemäß SS 168, 175 ff. F000 zu gericht 
lichem oder notariellem Protokoll aufgenommen werden muß. Aber aus den Worten „Einigung 
vor dem Grundbuchamt erklärt“ iſt nicht zu entnehmen, daß die Erklärung der Auflaſſung zu 
Protokoll abzugeben iſt, um gültig zu fein (vgl. Prot 3, 176). Die Frage iſt ſtreitig. Form. 
gerechte Beurkundung gemäß 88 168ff. FGG als We der Wirkſamkeit der Auf. 
laſſung iſt angenommen von KG 35 A 255; OLG 25, 371 und neuerdings mit ausführ- 
licher Begründung von KGJ 51, 142, wo auf Grund der Entſtehungsgeſchichte des § 925 
und der vorbezeichneten Paragraphen darzutun geſucht wird, daß die Auflaſſung jenen Ver⸗ 
trägen gleichzuftelfen und unter „vor dem Grunbbuchamt erklärt“ zu verſtehen ſei, „vor dem 
Grundbuchamt zu Protokoll erklärt“, und wo in dem betreffenden Falle die Auflaſſung deshalb 
für nichtig erklärt wird, weil der Grundbuchrichter unterlaſſen hatte, das Protokoll zu unter⸗ 
zeichnen. Die Entſtehungsgeſchichte ergibt jedoch das Angenommene keineswegs ſo klar, daß ſie 
gegenüber dem Wortlaut des § 925 für maßgebend angeſehen werden könnte. Vielmehr 
erklären die Motive zu Entw I BGB 8 828, der allerdings für den Vertrag über Übertragung 
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des Eigentums keine beſondere Formvorſchrift gegenüber den Verträgen über ſonſtige Rechts⸗ 
änderungen an einem Grundſtücke enthielt, in Bd. 3 S. 177, 181, daß, wenn auch Demnächft 
in der GBO die Erklärung zu Protokoll des Grundbuchamts vorgeſchrieben werden würde, 
die auf Grund einer nur mündlichen oder zwar ſchriftlichen, aber nicht beglaubigten Ein⸗ 
tragungsbewilligung vollzogene Eintragung doch nicht als nichtig auzuſehen ſei, und die Motive 
zu Entw 1 GO S. 75, daß die Vertragserklärungen nicht au eine Form gebunden ſeien und 
es nur darauf ankomme, daß die Erklärungen wirklich abgegeben ſeien. Das Reichsgericht 
hatte in RIA 5, 103 (unvollſtändig RG 54, 195) die Meinung, daß auch bei Annahme eines 
Verſtoßes gegen die 88 176, 177 FG die Auflaſſung als gültig angeſehen werden müſſe, 
als irrig bezeichnet. In RG 99, 65 ſowie in Gruch 65, 90 jedoch iſt dieſe Auffaſſung, auf der 
übrigens die damalige Entſcheidung nicht beruhte, aufgegeben und mit einer dem Obigen im 
weſentlichen entſprechenden Begründung (in einem Falle, in dem das Auflaſſungsprotokoll 
vom Grundbuchrichter nicht unterſchrieben worden war und angenommen wurde, daß eine 
etwa mögliche Heilung des Formmangels nicht in Frage komme, vielmehr das dem Geſetz 
[8 177 Abſ 3 FG! nicht entſprechend beurkundete Protokoll einer fehlenden Beurkundung 
der Auflaſſung überhaupt gleichzuſtellen ſei) ausgeſprochen worden, daß auch die auf Grund 
einer nicht beurkundeten oder nicht formgerecht beurkundeten, vor dem Grundbuchamt 
erklärten Auflaſſung erfolgte Eintragung des Erwerbers rechtswirkſam ſei. Übrigens ift die 
Streitfrage wenig praktiſch, da nach 8 29 GBO der Grundbuchrichter die Eintragung des 
Eigentumsübergangs nur vornehmen darf, wenn die Auflaſſungserklärungen vor ihm zu 
Protokoll gegeben ſind oder, ſofern die Auflaſſung vor einem Notar oder einer anderen Behörde 
(Art 143 00 erfolgt iſt, ihm in der im 8 29 Satz 1 GBO vorgeſchriebenen Form nachgewieſen 
werden (KGJ 35 A 256). — Wird die Auflaſſungserklärung des Veräußerers oder 
des Erwerbers (RG 76, 411; KGJ 31 A 294) durch Lech ber es Urteil gemäß 
9.894 Abſ 1 Satz 1 30 erſetzt (ſ. A 11), fo muß das Urteil feinem Inhalte nach den bei 
Vornahme der Auflaſſung vor dem Grundbuchamte zu ſtellenden Anforderungen (f. oben) ent 
ſprechen (RG 76, 412). Jedoch braucht nicht notwendig die Verurteilung zur Auflaſſung bzw. 
Entgegennahme der Auflaſſung im Urteil ausgeſprochen zu fein. Es genügt ein Ausſpruch, aus 
dem die Verurteilung zur Abgabe einer auf Eigentumsübertragung gerichteten 
Erklärung zu entnehmen iſt, z. B die Verurteilung des Eigentümers zur Bewilligung der 
Eintragung des anderen Teiles als Eigentümers (vgl. RG 54, 882; jedoch auch RIA 2, 48). 
Eine Verurteilung Zug um Zug gegen Auflaſſung umfaßt den ganzen Vorgang nach 88 878, 
925, alſo Auflaſſung im geſetzlichen Sinne und Eintragung (NG 84, 236). Sind mehrere 
Erwerber zur Entgegennahme der Auflaſſung verurteilt, fo muß mit Rückſicht auf $ 48 G80 
und auf die Verſchiedenheit der möglichen Miteigentumsarten (3. B. Miteigentum zu ger 
ſamter Hand, Miteigentum nach Bruchteilen) das zwiſchen den Erwerbern zu begründende 
Miteigentumsverhälknis beſtimmt bezeichnet fein (RG 76, 412). — Eine Auflaſſungserklärung, 
die noch nicht durch Eintragung vollzogen iſt, kann durch nachträgliche Vereinbarung der 
Beteiligten auch wieder aufgehoben werden (FG 1, 286; 2, 319). Materiellrechtlich be⸗ 
darf es dazu nicht der Beobachtung einer Form, da in dieſer Hinſicht eine Formvorſchrift 
nicht gegeben iſt (vgl. RG 65, 392). Der Grundbuchrichter aber darf die beantragte Eigen- 
tumseintragung nur dann ablehnen, wenn ihm die Aufhebungsvereinbarung in der Form 
des $29 GB nachgewieſen wird (JF 1, 286). . 
14. Die dingliche Einigung ($ 873 Abſ 1) kaun auch eine bedingte oder betagte 
ſein. Hiervon enthält Abſ 2 eine Ausnahme für die Übertragung des Eigentums an 
Grundſtücken. Erfolgt die Auflaſſung unter einer aufſchiebenden oder auflöfenden Bedingung 
oder unter einer Zeitbeſtimmung, ſei es für einen Aufangstermin, ſei es für einen Endtermin, 
fo hat der Grundbuchrichter die Eintragung wegen Nichtigkeit der Auflaſſung abzulehnen. 
Die dennoch bewirkte Eintragung überträgt Eigentum nicht. Auch wenn im 
Falle einer aufſchiebenden Bedingung (3. B. ſchenkweiſe Auflaſſung an Brautleute unter der 
Bedingung des Eheſchluſſes; Auflaſſung mit der Beſtimmung, daß die Eintragung des Er⸗ 
werbers erſt nach dem Tode des Veräußerers erfolgen ſoll) demnächſt die Bedingung 
eintritt, wird die Auflaſſung, da ſie rechtlich nicht exiſtiert, nicht wirkſam (OLG 5, 251; 
41, 157; auch 14, 79; KJ 36 A 198). Soll daher nach dem Grundrechtsgeſchäfte das 
Eigentum für den Veräußerer bis zum Eintritt einer Bedingung oder eines Aufangstermins 
(3. B. bis zur Bezahlung des Kaufpreiſes) vorbehalten fein, fo muß die Auflaſſung zunächft 
unterbleiben; und ſoll das Eigentum unter einer auflöſenden Bedingung oder bis zu einem 
Endtermin übertragen werden, ſo kann nur eine unbedingte bzw. unbetagte Auflaflung mit 
der Folge unbeſchränkter Eigentumsübertragung für den Erwerber erteilt werden. Der be ⸗ 
dingte oder betagte Anſpruch auf Erwerb bzw. Rückübertragung des Eigentums kann 
nur durch Vormerkung (88 883 —888) gefichert werden, die insbeſondere die Wirkung 
hat, daß im Falle des Eintritts der Bedingung oder des Zeitpunkts die ſeit der Ein- 
tragung der Vormerkung von dem als Eigentümer Eingetragenen getroffenen Verfügungen 
gemäß 8 883 Abſ 2 unwirkſam find und der Erwerber bzw. der Veräußerer von dem durch 
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die Verfügung Begünſtigten nach § 888 die Löſchung des für ihn eingetragenen Rechtes 
verlangen kann. — Jedoch bezieht ſich Abſ 2 nur auf rechtsgeſchäftliche Bedingungen im 
Sinne des $ 158, nicht auf Rechtsbedingungen, d. i. geſetzliche Vorausſetzungen der ge⸗ 
wollten Eigentumsübertragung. Daher iſt z. B. eine Auflaſſung zuläſſig unter der Be⸗ 
dingung: daß der auflaſſende Nichteigentümer demnächſt als Eigentümer werde eingetragen 
werden (OLG 2, 1; 5, 419); daß die Auflaſſung eines Vertreters ohne Vertretungsmacht 
oder eines Nichtberechtigten vom Vertretenen bzw. Berechtigten werde genehmigt werden 
(RIA 2, 85; 2, 251; auch 3, 263); daß der auflaſſende Vormund oder Vater die erforder⸗ 
liche (88 1821 Nr 1, 1643) Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts zu der Auflaſſung 
erhalten werde (vgl. RIA 7, 131); daß die Aktiengeſellſchaft, an die der ein Grundſtück ein⸗ 
bringende Gründer aufläßt, zur Entſtehung gelangen werde (Os G 6, 486). Wenn aber 
die Auflaſſenden die Wirkſamkeit ihrer Erklärungen rechtsgeſchäftlich von dem Vorliegen der 
geſetzlichen Vorausſetzung (3. B. der Genehmigung des Berechtigten) abhängig machen, ſo 
it die Auflaſſung unter einer aufſchiebenden Bedingung im Sinne des § 158 erfolgt und 
daher unwirkſam (KJ 36 A 198). Ferner iſt, wenn ein Kaufvertrag und zugleich die 
Auflaffung vor einem Notar (ſ. A 12) erklärt, am Schluffe des notariellen Protokolls aber 
beſtimmt iſt, daß der Vertrag mit dem Eintritt einer beſtimmten Bedingung als nicht ge⸗ 
ſchloſſen gelten ſolle, anzunehmen, daß auch die Auflaſſung von der Bedingung betroffen und 
deshalb unwirkſam iſt (OLG 26, 35). Zuläſſig dagegen iſt eine Auflaſſung: unter dem 
Vorbehalt, daß die Vollziehung der Auflaffung, alſo die den Eigentumserwerb erſt herbei⸗ 
führende Eigentumseintragung nur gleichzeitig mit einer anderen Eintragung (z. B. einer 
Kaufgeldhypothek, eines Nießbrauchsrechtes für den Veräußerer) erfolgen ſoll (vgl. KJ 
43, 200; IFG 1, 337); unter Übernahme der ſchuldrechtlichen Verpflichtung zur Ordnung 
der Hypothekenverhältniſſe und demnächſtiger Rückübertragung (OLG 18, 200). Auch iſt 
eine nach erfolgter Auflaſſung vor einem Notar von den Beteiligten getroffene Abrede, daß 
die Auflaffungsverhandlung dem Grundbuchamte nicht ohne ausdrückliche Zuſtimmung des 
Auflaſſenden zum Vollzuge der Eigentumsänderung eingereicht werden ſolle, nicht als Feſt⸗ 
ſetzung einer Bedingung für die Auflaſſung, ſondern nur als eine die Durchführung der Auf- 
laſſung betreffende Vereinbarung zu erachten, bei deren ſchuldhafter Verletzung vertragliche 
Schadenserſatzanſprüche gegen den verletzenden Beteiligten (z. B. gegen den Auflaſſungs 
empfänger, wenn er ohne Zuſtimmung des Auflaſſenden die Eintragung der Eigentums 
änderung herbeigeführt hat) gegeben fein können (RG Gruch 68, 547). 


8 926 


Sind der Veräußerer und der Erwerber darüber einig), daß ſich die 
Veräußerung auf das Zubehör des Grundſtücks erſtrecken ſoll, jo erlangt 
der Erwerber mit dem Eigentum an dem Grundſtücke) auch das Eigentum 
an den zur Zeit des Erwerbes vorhandenen Zubehörſtückens), ſoweit ſie dem 
Veräußerer gehören‘). Im Zweifel iſt anzunehmen, daß ſich die Veräuße⸗ 
rung auf das Zubehör erftreden jolld). 

Erlangt der Erwerber auf Grund der Veräußerung‘) den Beſitz') von 
Zubehörſtücken, die dem Veräußerer nicht gehören oder mit Rechten Dritter 
belaſtet ſinds), jo finden die Vorſchriften der SS 932 bis 936 Anwendung; 
für den guten Glauben des Erwerbers iſt die Zeit der Erlangung des Be⸗ 
Nies) maßgebend 10). 

E II 889; P 3 178 ff., 216 ff. 


. ., Die Einigung über die Erſtreckung der Veräußerung auf das Zubehör genügt für 
ſich allein. Eine Übergabe gemäß 88 929—991 iſt hier nicht erforderlich. Der Grund für 
0 iſt die wirtſchaftliche Einheit, die ein Grundſtück und ſein Zubehör bilden 

zrot 3, 180). 

2. Da das Eigentum an dem Grundſtülck durch Auflaſſung und Eintragung erworben 
wird (88 873, 925), geht das Eigentum an dem Zubehör erſt beim Vorliegen beider Tatſachen 
über (vgl. RG 83,68). Erfolgt eine rechtsgültige Auflaſſung ausnahmsweiſe erſt nach der Eigen ⸗ 
tumseintragung, ſo iſt der Zeitpunkt der Auflaſſung maßgebend. — Auf den Zeitpunkt der 
Einräumung des Beſitzes an dem Grundſtück und dem Zubehör kommt es nicht an. Wird in 
der Zwiſchenzeit bis zu der etwa hinausgeſchobenen Übergabe eine Pfändung des Zubehörs 
gegen den Veräußerer ausgebracht oder von dieſem ſelbſt über das Zubehör noch verfügt, ſo 
berührt dies den Erwerber nicht (Prot 3, 179). — Dagegen find Pfändungen oder ſonſtige 
Belaſtungen des Zubehörs in der Zwiſchenzeit zwiſchen der Auflaſſung und der Ein- 
tragung dem Erwerber gegenüber wirkſam, da der Veräußerer zu dieſer Zeit noch Eigen- 
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tümer des Grundſtücks und daher auch noch Eigentümer des Zubehörs iſt. Jedoch Verfügungs⸗ 
beſchränkungen, die während der letzteren Zwiſchenzeit in der Perſon des Veräußerers eintreten, 
hindern gemäß $ 878 den Übergang des Eigentums an dem Zubehör nicht. Daher kann der 

Erwerber, wenn innerhalb dieſer Zeit der Konkurs über das Vermögen des Veräußerers er⸗ 
öffnet wird, Ausſonderung des Zubehörs beanſpruchen (88 15, 43 KO). — Iſt das Grund- 
ſtück nebſt Zubehör vom Veräußerer vor der Auflaſſung übergeben, ſo erlangt der Er⸗ 
werber, auch wenn der Übereignungswille der Beteiligten Grundſtück und Zubehör zuſanimen 
unifaßt, vor der Auflaſſung nicht Eigentum an dem Zubehör, es ſei denn, daß über den ſo⸗ 
fortigen Eigentuntsübergaug eine beſondere Einigung im Sinne des $ 929 vorliegt (NG 
Gruch 48, 1064; 28. 1. 04 V 313/03; 6. 2. 04 V 384/03; auch OLG 34, 177). 

3. Die Zubehörſtücke (SS 97, 98) brauchen nur überhaupt vorhanden zu ſein. Daß fie 
ſich im Beſitze des Veräußerers befinden, iſt nicht erforderlich (Prot 3, 180). Iſt ein 
Dritter im Beſitze, jo bedarf es nicht der Abtretung des Herausgabeanſpruchs (§ 931). — 
Jedoch müſſen die Gegenſtände zur Zeit des Erwerbs, alſo im Augenblicke der Eintragung 
auf Grund Auflaſſung, Zubehör ſein. Haben ſie in der Zeit von Abſchluß des Veräußerungs⸗ 
vertrags bis zur Auflaſſung oder auch nur in der Zwiſchenzeit zwiſchen Auflaſſung und Ein⸗ 
tragung aufgehört, Zubehör zu fein (3. B. dadurch, daß ein Dritter auf Grund früheren Kaufes 
fie vom Grundſtück weggeholt hatte), fo geht das Eigentum an ihnen nicht über (vgl. OLG 
34, 177). Vorübergehende Trennung von dem Grundſtücke hebt nach $ 97 Abſſ 2 die Zubehör. 
eigenſchaft nicht auf. — Es iſt aber wirkliche Zubehöreigenſchaft erforderlich. Auf das, was 
nicht Zubehör ift, erſtreckt ſich der Erwerb auch dann nicht, wenn es der Erwerber für Zubehör 
gehalten hat (OLG 14, 96). Über den Fall, daß von zwei bisher einem Eigentümer gehören. 
den Grundſtücken, zu denen gemeinſchaftliches Zubehör gehörte, eines veräußert wird, vgl. 
§ 97 A 5. — Die Beſtandteile (88 98ff.) umfaßt der Eigentumsübergang an dem Grund- 
ſtücke von ſelbſt ohne beſondere Einigung, ausgenommen, wenn es ſich um nicht weſentliche 
Beſtandteile handelt, die dem Veräußerer nicht gehören. 

4. Daraus, daß Eigentum an den Zubehörſtücken nach Abſ 1 nur erlangt wird, ſoweit 
fie dem Veräußerer gehören, folgt, daß fie dem Auflaſſenden in demſelben Rechtsumfange 
und mit demſelben Rechtsinhalte gehören müſſen, wie das Grundſtück ſelbſt (RG 97, 107). 
Dies iſt z. B. nicht der Fall, wenn das Grundſtück Fideikommißgut iſt, die Zubehörſtücke aber 
im Allodialeigentum des zeitigen Inhabers des Fideikommiſſes ſtehen (RG 97, 107). — 
Gehören die Zubehörſtücke dem Veräußerer zwar zur Zeit der Auflaſſung, aber zufolge ander⸗ 
weiter Veräußerung oder aus ſonſt einem Grunde nicht mehr zur Zeit der Eintragung, ſo 
findet ein Eigentumsübergang nach Abſſ 1 nicht ſtatt (ſ. A 2), vielmehr kann ein Eigentums⸗ 
erwerb nur gemäß Abſ 2 erfolgen. 

5. Saß 2 gibt für das dingliche Rechtsgeſchäft eine Auslegungsregel, die der im 8 314 
für das ſchuldrechtliche Rechtsgeſchäft gegebenen entſpricht. Die danach begründete Ver⸗ 
mutung für die Einigung über die Mitveräußerung (ſ. A!) muß derjenige, der den Eigentums⸗ 
übergang bezüglich einzelner Zubehörſtücke leugnet, durch den Nachweis widerlegen, daß der 
Übereignungswille, ſei es auch nur eines Vertragsteils, ſich auf das Zubehörſtück nicht be⸗ 
zogen hat (Prot 3, 179). — Dagegen muß der Erwerber allerdings, wenn er nicht im Veſitze 
der Sache iſt, ſeinerſeits beweiſen, daß zur Zeit der Veräußerung (ſ. A 2) die Sache als Zu⸗ 
behör vorhanden geweſen iſt und dem Veräußerer gehört hat. — Die Auslegungsregel gilt 
dann nicht, wenn das Zubehör nicht als Nebenſache des Grundſtücks, ſondern als 
ſelbſtändiger Kaufgegenſtand, wenn auch in demſelben Vertrage, veräußert wird, da dann 
nicht ohne weiteres angenommen werden kann, daß das Eigentum am Grundſtück und Zu⸗ 
behör gleichzeitig übertragen werden ſoll (MG Warn 09 Nr 541). — Über ſinngemäße An⸗ 
wendung der Auslegungsregeln der § 314, 926 bezüglich des Übergangs von Nebenrechten 
bei der Übertragung eines Patentrechtes vgl. NG 112, 242. 

6. Aus dem Zuſammenhalte mit Abſ 1 ergibt ſich, daß auch im Abſ 2 eine Einigung über 
die Mitveräußerung des Zubehörs (.. A 1) vorausgeſetzt wird. Sie iſt aber nach Abſ 1 Satz 2 
auch hier im Zweifel anzunehmen (vgl. OLG. 84, 177). — Wenn der Veräußerungswille 
ſich auf Zubehörſtücke, die dem Veräußerer nicht gehören, nicht erſtreckt, erlangt der Grund ⸗ 
ſtückserwerber an dieſen Sachen auch dann nicht Eigentum, wenn er in gutem Glauben iſt; 
letzterer macht nur den Mangel des Eigentumsrechts des Veräußerers unſchädlich. 

7. Der Beſitz, der auf Grund der Veräußerung, alſo von ſeiten des Veräußerers, erlangt 
wird, iſt der nach SS 929 ff. zum Eigentumserwerb führende, alſo Beſitz zufolge körperlicher 
Übergabe (§ 929 Satz 1, § 854 Ab] 1), Vereinbarung eines den mittelbaren Beſitz des Er- 
werbers begründenden Rechtsverhältniſſes (88 930, 868), Abtretung des Herausgabeanſpruchs 
(88 931, 870, 871). Es genügt auch die Einigung (ſ. A 6) allein, wenn der Erwerber im Beſitze 
des Zubehörſtücks iſt (§ 929 Satz 2, § 854 Abſ 2). i © 

8. Die Rechte Dritter (z. B. Nießbrauch, Pfaudrecht), die an einem Zubehörſtücke be- 
ſtehen, erlöſchen (vorausgeſetzt, daß der Erwerber hinſichtlich ihres Nichtbeſtehens in gutem 
Glauben ift) gemäß $ 936 Abſ 1, wenn das Zubehörſtück nicht Eigentum des Veräußerers ift, 
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in dem Zeitpunkt, in dem der Grundſtückserwerber gemäß Abf 2 in Verbindung mit 88 982 
bis 984 das Eigentum an dem Zubehörſtück erwirbt (vgl. A 9). Gehört das Zubehörſtück dem 
Veräußerer und geht es daher nach Abſ 1 zufolge der Einigung, alſo im Zweifel zufolge der 
Auflaſſung, allein ohne Übergabe (ſ. A 1, 5) in das Eigentum des Erwerbers über, jo iſt, da 
Abſ 2 auch für dieſen Fall die Erlangung des Beſitzes als Vorausſetzung für die Anwendung 
des & 936 beſtimmt, aus Abſ 2 in Verbindung mit § 936 Abf 1 Satz 1 (die Sätze 2, 3 kommen 
hier, weil Eigentum ohne Übergabe erworben wird, nicht in Betracht) zu entnehmen, daß die 
Rechte Dritter in dem Zeitpunkte erlöſchen, in dem der Erwerber den Beſitz (. A 7) an dem 
Zubehörſtück erlangt. 

9. Der Grundſtückserwerber erwirbt alſo an Zubehörſtücken, die dem Veräußerer nicht 
gehören, das Eigentum nicht, wenn er zur Zeit der Beſitzerlangung nicht in gutem Glauben 
(8 932 Abſ 2) iſt. Auf den guten Glauben zur Zeit der Auflaſſung kommt es in der Regel 
nicht an. Iſt aber der Erwerber im Beſitze der Sache und hatte er den Beſitz vom Veräußerer 
(früher) erlangt, jo erwirbt er das Eigentum an der Sache gemäß § 929 Satz 2, § 932 Abſ 1 
Satz 2, wenn er zur Zeit der Einigung über den Eigentumsübergang, alſo im Zweifel zur 
Zeit der Auflaſſung (. A 6), in gutem Glauben iſt (Prot 3, 210). In den Fällen des Erſatzes 
der Übergabe gemäß $$ 930, 931 (. A 7) wird der Zeitpunkt, in dem der gute Glaube vor⸗ 
handen fein muß, durch die §8 933, 934 beſtimmt. — Auch für das Erlöſchen der Rechte Dritter 
(. A 8) find dieſe Zeitpunkte maßgebend. Die Rechte erlöſchen gemäß § 936 Abſ 2, § 932 Abſ 2 
nicht, wenn dem Erwerber in dieſen Zeitpunkten die Rechte bekannt oder nur aus grober 
Fahrläſſigkeit unbekannt find. — Iſt ein dem Veräußerer nicht gehöriges Zubehörſtück dem 
Eigentümer geſtohlen, verloren oder ſonſt abhanden gekommen, ſo wird der gute Glaube des 
Erwerbers nicht geſchützt ($ 935). , 

10. Nach $ 1081 findet $ 926 auch auf die Beſtellung des Nießbrauchs an einem Grund- 
ftüde Anwendung. — Über den Erwerb des Zubehörs im Falle der Zwangsverſteigerung 
vgl. §§ 55, 65, 90 BUG; MN 45, 284; 49, 253. 


8 927 


Der Eigentümer eines Grundſtücks!) kann, wenn das Grundſtück ſeit 
dreißig Jahren im Eigenbeſitz?) eines anderen iſt, im Wege des Aufgebots— 
verfahrens mit ſeinem Rechte ausgeſchloſſen werdens). Die Beſitzzeit wird 
in gleicher Weiſe berechnet wie die Friſt für die Erſitzung einer beweglichen 
Sache). Iſt der Eigentümer im Grund buch eingetragen, jo iſt das Aufgebots⸗ 
verfahren nur zuläſſig, wenn er geſtorben oder verjchollen®) iſt und eine 
Eintragung in das Grundbuch, die der Zuſtimmung des Eigentümers be⸗ 
durftee), ſeit dreißig Jahren nicht erfolgt iſt“). 

Derjenige, welcher das Ausſchlußurteil') erwirkt hat, erlangt das Eigen⸗ 
tum dadurch, daß er ſich als Eigentümer in das Grundbuch eintragen läßt“). 

Iſt vor der Erlaſſung des Ausſchlußurteils ein Dritter als Eigentümer 
oder wegen des Eigentums eines Dritten ein Widerſpruch gegen die Richtig⸗ 
teit des Grundbuchs eingetragen worden, jo wirkt das Urteil nicht gegen 
den Dritten 10), 

E 1 873 II 840; M 3 327 ff.; P 3 190 ff.; 6 232. 

I. Gleichviel, ob das Grundftüd ein gebuchtes oder ungebuchtes und ob der Eigentümer 
un Grundbuche eingetragen ift oder nicht. Nur beſondere Vorausſetzungen für die Zuläſſig⸗ 
keit des Aufgebotsverfahrens werden im Abs 1 Satz 3 erfordert, wenn der Eigentümer ein 
getragen iſt (RG 76, 358). Nicht eingetragen kann der Eigentümer z. B. ſein, wenn zwar das 
Grundbuch für den betreffenden Bezirk als angelegt anzuſehen iſt (andernfalls kommen gemäß 
Art 189 EG die bisherigen Geſetze, nicht § 927 zur Anwendung), aber das Grundftüd aus 
Verſehen ein Grundbuchblatt nicht erhalten hat oder wenn das Grundſtück ein buchungs⸗ 
freies ift (8 90 GBO; Art 127 CG) oder im Falle des $ 928 der Fistus ſich noch nicht als Eigen. 
tümer des aufgegebenen Grundſtücks hat eintragen laſſen. Iſt der eingetragene Eigentümer 
verſtorben (Satz 3), ſo richtet ſich das Aufgebotsverfahren gegen ſeine (nicht eingetragenen) 
Rechtsnachfolger (RG 76, 358). — Auch auf den ideellen Anteil eines Miteigentümers findet, 
da das BGB Miteigentum nach Bruchteilen mehrfach dem Alleineigentum gleichſtellt (vgl. 
$$ 1095, 1106, 1114), § 927 Anwendung, insbeſondere das Aneignungsrecht (J. A 8) auf 
Grund Ausſchlußurteils (vgl. Prot 3, 279 ff). e a 

2. Eigenbeſitzer ift, wer das Grundſtück als ihm gehörend beſitzt (8 872). Auch mittel ⸗ 
barer Beſitz ($ 868) genügt (RG Gruch 44, 865). Ein Fall ſo langjährigen Eigenbeſitzes ohne 
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Eigentumserwerb wird hauptſächlich dann vorkommen können, wenn das Grundſtück gekauft 
und übergeben, die Auflaſſung aber unterblieben iſt, demnächſt der eingetragene Eigentümer 
ftirbt und feine Erben unbekannt find (M 3, 329). Durch das Aufgebot ſoll Erſatz für die auf 
dem Gebiete des Liegenſchaftsrechts, abgeſehen von dem Falle des § 900 (Tabularerſihung), 
unzuläſſige Erſitzung geſchaffen werden. Jedoch iſt hier ein Erwerbstitel und guter 
Glaube nicht erforderlich (MG Gruch 44, 865; V 416/08). Lediglich die Tatſache 30 jährigen 
Eigenbeſitzes genügt (abgeſehen von den Erforderniſſen des Abſ 1 Satz 3, wenn der Eigen⸗ 
tümer eingetragen iſt). — Hat der bisherige Eigenbeſitzer das Grundſtück verkauft und dem 
Käufer übergeben und iſt in dem Vertrage beſtimmt, daß die Fälligkeit eines Teiles des Kauf⸗ 
preiſes von der Durchführung des Aufgebotsverfahrens abhängig fein ſoll, fo ift hierin, da 
nur der Käufer als jetziger Eigenbeſitzer zur Stellung des Aufgebotsantrags berechtigt ift (A 3), 
die Feſtſetzung der Verpflichtung des Käufers zur Durchführung des Aufgebotsverfahrens zu 
finden (RG Warn 1917 Nr 271). 

3. Das Aufgebotsverfahren ilt in den 88 946—959, 977981 3 geregelt (für Preußen 
vgl. auch 5 8 Pra. ZPO in der Faſſ. v. 6. 10. 99). Antragsberechtigt iſt der Eigenbeſitzer. 
Er hat die zur Begründung des Antrags erforderlichen Tatſachen glaubhaft zu machen. In 
dem Aufgebot iſt der bisherige Eigentümer aufzufordern, ſein Recht ſpäteſtens im Aufgebots⸗ 
termine anzumelden, widrigenfalls ſeine Ausſchließung erfolgen werde (88 979—981 ZPO). 

4. Für die Berechnung der Beſitzzeit ſind die 88 938944 maßgebend. Jusbeſondere 
wird auch die Beſitzzeit eines Rechtsvorgängers angerechnet (§ 843). — Die vor dem In⸗ 
krafttreten des BGB liegende Beſitzzeit iſt ebenfalls anzurechnen. Auch hinſichtlich dieſer 
Belitzeit iſt guter Glaube des Eigenbeſitzers oder feines Rechtsvorgängers (ſ. A 2) nicht er- 
forderlich (RG Gruch 44, 865; V 416/03). 

5. Zum Nachweiſe des Todes des eingetragenen Eigentümers genügt, daß er für tot 
erklärt iſt ($ 18). Da nach 98 13ff. jemand verſchollen fein kann, ohne daß die Vorausſetzungen 
für ſeine Todeserklärung vorliegen, ſind zur Annahme der Verſchollenheit dieſe Voraus 
ſetzungen nicht zu erfordern. Vielmehr iſt der Eigentümer dann verſchollen, wenn von ſeinem 
Leben und Aufenthalt nichts zu vernehmen iſt (ftr.). 

6. Die Fälle, in denen eine Eintragung der Zuſtimmung des Eigentümers bedarf, er- 
geben ſich aus den $$ 19, 20, 22 Abf 2, 27 GBO. Insbeſondere gehört dazu auch eine Eigen⸗ 
tumseintragung auf Grund Auflaſſung ($ 20 GO). 

7. D. i. innerhalb der letzten 30 Jahre bis zur Stellung des Aufgebotsantrags darf keine 
Eintragung der fraglichen Art erfolgt ſein. Ob die Eintragung, die, innerhalb dieſer Zeit 
geſchehen, das Aufgebotsverfahren hindert, der Zuſtimmung des gegenwärtigen oder eines 
etwaigen früheren Eigentümers bedurfte, darauf kommt es nicht an. Unter Eigentümer iſt der 
jeweilige Eigentümer zur Zeit der hindernden Eintragung zu verſtehen (ſtr.). — Wieviel Zeit ſeit 
dem Tode oder der Verſchollenheit des eingetragenen Eigentümers verfloſſen, iſt gleichgültig. 

8. Mit der Erlaſſung des (nach § 957 Abf 1 ZPO mit einem Rechtsmittel nicht anfecht 
baren) Ausſchlußurteils werden (ſofern nicht das Urteil etwas anderes ergibt, z. B. lediglich 
der verſchollene eingetragene Eigentümer ausgeſchloſſen iſt; RG 76, 360; KON 33 A 210) 
die Rechte eines jeden vernichtet, der als bisheriger Eigentümer in Betracht kommt (RG 76, 359; 
KJ 33 A 211). Das Grundſtück wird herren los (MG 76, 359; JW 1913, 20416, KGS 33 
A 212). Dieſe rechtsvernichtende Wirkung erſtreckt ſich auch auf ein etwaiges Eigentum des⸗ 
jenigen, der das Aufgebot beantragt und das Ausſchlußurteil erwirkt hat (RG 76, 359; JW̃ 
1925, 2503). Jedoch hat er das Recht der Aneignung durch Erwirkung ſeiner Eintragung 
(M3, 330; R 76, 360, JW 1925, 2503). — Dies gilt aber nur, wenn das Ausſchlußurteil ein 
vorbehaltloſes ift. Hat jemand im Aufgebotsverfahren Rechte als Eigentümer angemeldet und 
find ihm gemäß § 953 ZPO die Rechte in dem Urteil vorbehalten, ſo tritt, da der Anmeldende 
nicht, alſo nicht ſämtliche Eigentümer ausgeſchloſſen ſind, die genannte Wirkung des Urteils nicht 
ein. Vielmehr muß der Vorbehalt zugunſten des Anmeldenden rechtswirkſam beſeitigt ſein, 
insbeſondere durch einen Verzicht des Anmeldenden auf das Recht aus dem Vorbehalt oder 
durch ſeine rechtskräftige Verurteilung zur Verzichtserklärung, ehe der Ausſchließungsberech⸗ 
tigte ſich als Eigentümer eintragen laſſen kann (MG 67, 95; 76, 359; RIA 6, 145; Kc 38 
A 210). Dagegen hindert ein wegen des angeblichen Eigentums eines Dritten eingetragener 
Widerſpruch gegen die Richtigkeit des Grundbuchs (88 894, 899) die Eigentumsein⸗ 
tragung auf Grund eines vorbehaltloſen Ausſchlußurteils nicht (J 33 A 212; f. aber A 10). 
— Die Belaſtungen des Grundſtücks zugunſten Dritter bleiben unberührt. Sie können nach 
der Eintragung des Aneignungsberechtigten ebenſo geltend gemacht werden wie vorher gegen den 
bisherigen Eigentümer. — Iſt derjenige, der das Ausſchlußurteil erwirkt hat, als Vor⸗ 
erbe ſelbſt Eigentümer des Grundſtücks, ſo fällt mit ſeinem Eigentum (j- oben) auch das 
Recht der Nacherben an dem Grundſtück, wenn ihnen nicht auf ihre Aumeldung ihr Recht im 
Urteil vorbehalten iſt (RG 76, 359). Auch dadurch, daß auf Grund des Urteils die Eigentums⸗ 
eintragung für den Vorerben erfolgt, erlangt das Nacherbenrecht nicht wieder Wirkſamkeit, 
da dieſer Eigentumserwerb für den Vorerben ein urſprünglicher, nicht ein abgeleiteter iſt 
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(RG 76, 360). — Aus dieſer Urſprünglichkeit des Erwerbs folgt ferner, daß er erſt von 
dem Zeitpunkte feiner Vollendung d. i. der Eintragung an, nicht aber für die Ver ⸗ 
gangenheit wirkt (RG JW 1913, 204%; vgl. auch RG 83, 148). Wenn daher der den 
unbekannten Eigentümern des Grundſtücks beſtellle Pfleger einen Rechtsſtreit führt (3. B. über 
Entſchädigungsanſprüche wegen Enteignung des Grundſtücks), tritt derjenige, der ſich auf 
Grund des Ausſchlußurteils als Eigentümer hat eintragen laſſen, nicht ohne weiteres als 
Partei in den Rechtsſtreit ein, weder von dem Geſichtspunkt aus, daß er der Eigentümer 
ſei, für den der Rechtsſtreit von Anfang an geführt worden, noch von dem, daß er Rechts⸗ 
nachfolger der Partei im Sinne des § 265 Abf 2 30 ſei (RG JW 1913, 20419). 

9. Der unter Einreichung einer Ausfertigung des Ausſchlußurteils beim Grundbuch 
amte zu ſtellende Antrag auf Eintragung iſt nicht lediglich ein Verfahrensantrag im Sinne 
des § 13 GBO, durch den das Verfahren der Eintragung angeregt wird. Vielmehr iſt darin 
die empfangsbedürftige rechtsgeſchaftliche Erklärung des Willens enthalten, durch die Ein. 
tragung das Eigentum zu erwerben. Er ift daher unwiderruflich (§ 130 Abſ 1, 2) und bedarf 
zwar nicht zur Wirkſamkeit, aber behufs Vornahme der Eintragung formellrechtlich nach $ 30 
GBO der Form des $ 29 GBO (ttr. ). 

10. Gemeint iſt die Eintragung des Eigentums oder eines Widerſpruchs ($ 899) zugunſten 
eines Dritten in der Zwiſchenzeit von der Einleitung des Aufgebotsverfahrens bis zur Er- 
laſſung des Ausſchlußurteils. Der Aneignungsberechtigte muß im Falle der Eintragung des 
Dritten als Eigentümer die nach § 891 Abſ 1 für das Eigentum des Dritten ſtreitende Ver⸗ 
mutung im ordentlichen Prozeſſe widerlegen, wenn er zur Eintragung gelangen will, während 
der Widerſpruch zwar ſeine Eintragung nicht hindert, er aber weichen muß, wenn der Dritte 
im Prozeſſe fein Eigentum nachweiſt (M 3, 331). — Iſt nach Erlaß des Ausſchluß⸗ 
urteils ein Dritter als Eigentümer eingetragen worden, fo iſt, da er durch das vorher 
gehende Urteil nicht betroffen wird (OLG 15, 354), ihm gegenüber, wenn er beim Erwerbe 
gutgläubig war, das Aneignungsrecht ausgeſchloſſen. 


8 928 


Das Eigentum an einem Grundſtücke!) kann dadurch aufgegeben werden), 
daß der Eigentümer?) den Verzicht dem Grundbuchamte gegenüber erklärt“ 
und der Verzicht in das Grund buch eingetragen wird!). 

Das Recht zur Aneignung des aufgegebenen Grundſtücks ſteht dem Fiskus 
des Bundesſtaats zu, in deſſen Gebiete das Grundſtück liegt‘). Der Fiskus 
erwirbt das Eigentum dadurch, daß er ſich als Eigentümer in das Grund⸗ 
buch eintragen läßt“. 

E 1 872 II 841; M 3 324 ff.; P 3 184 ff. 


1. Nach Art 127 EG, der nur die Eigentumsübertragung den Landesgeſetzen vorbehält, 
auch buchungsfreie Grundſtücke (s 90 GO). Da jedoch § 928 Eintragung des Verzichts 
fordert, müſſen ſolche Grundſtücke zunächſt gebucht werden. Iſt das Grundbuch für den Bezirk, 
in dem das Grundſtück liegt, noch nicht als angelegt anzuſehen, ſo finden gemäß Art 189 EG 
bezüglich des Aufgebens die bisherigen Vorſchriften Anwendung. — Mit dem Grundſtücke 
werden auch deſſen Beſtandteile (88 93ff.) aufgegeben, ausgenommen diejenigen nicht 
weſentlichen, die dem Aufgebenden nicht gehoren. Zubehör dagegen wird nach 8 959 nur 
dadurch herrenlos, daß der Eigentümer der Sachen als ſolcher den Beſitz daran aufgibt; eine 
dem 8 926 gleiche Vorſchrift iſt hier nicht gegeben. — Der Anteil eines Miteigentümers 
an einem Grundſtücke ſteht einem Grundſtücke gleich (vgl. 88 1095, 1106, 1114), alſo auch 
hinſichtlich des Aufgebens. Dagegen findet 8 928 auf Erbbaurechte und die (den Landes. 
gelegen vorbehaltenen) ſelbſtändigen Gerechtigkeiten (vgl. Artt 63, 68, 196 EG) keine 
Anwendung. Dieſe Rechte werden durch Verzicht nicht herrenlos und ie be. 
ſondern fie gehen in der Weile unter, daß das Eigentum am Grundſtücke, das he bisher be⸗ 
ſchränkten, davon frei wird (Konfolidation) (VO v. 15. 1. 19 $ 11, RIA 8, 278). Hinſichtlich 
des Bergwerkseigentums vgl. 88 161, 162 PrBergG. e 

2. Zum Aufgeben (Dereliktion) eines Grundjtids wird ein Anlaß 3. B. gegeben ſein, 
wenn das Grundſtück infolge von Krieg oder naturgewaltigen Ereigniſſen ſo entwertet iſt, 
daß es keinen oder wenigstens nicht einen die Laſten deckenden Ertrag abwirft (he s, 325). — 
Die Wirkung des Aufgebens ift, daß das Grundſtück herrenlos wird mit der Maßgabe, daß 
nur beſtimmte Perſonen (f. A 6) nach dem Geſetz zur Aneignung berechtigt find (MG 82, 74). 
Die Rechte Dritter am Grundſtücke (3. B. der Hypothekenglaubiger der Reallaſtberech⸗ 
tigten, der Vormerkungsberechtigten [die hier, beſonders im Falle einer Auflaſſungsvormerkung, 
einem dinglich Berechtigten gleichzuſtellen find, KGJ 51, 19), auch des wahren, nicht ein⸗ 
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getragenen Eigentümers) werden durch das Aufgeben nicht berührt (RG 82, 74). Wollen 
fie in der Zwiſchenzeit bis zum Erwerbe des Grundſtücks durch den Aneignungsberechtigten 
ihre Rechte, die fie nun nicht mehr gegen den Aufgebenden verfolgen können (AG 89, 367), 
im Wege der Klage oder der Zwangsvollſtreckung geltend machen, ſo iſt auf ihren Antrag nach 
Maßgabe der 88 58, 787 ZPO ein Eigentums⸗Vertreter zu beſtellen, dem die Wahrnehmung 
der ſich aus dem Eigentum ergebenden Rechte und Verpflichtungen im Rechtsſtreite bzw. im 
Zwangsvollſtreckungsverfahren obliegt (KJ 50, 52; 51, 105; [OLG 39, 209]; bezüglich Ein⸗ 
leitung der Zwangsverwaltung vgl. A 7). Gegenüber der Sondervorſchrift des § 787 88 
findet die Beſtimmung des $ 17 ZVG, wonach die Zwangsverſteigerung nur angeordnet 
werden darf, wenn der Schuldner als Eigentümer eingetragen ift, feine Anwendung. Im Falle 
der Geltendmachung eines durch eine eingetragene Vormerkung geſicherten, gegen den früheren 
Eigentümer begründeten Anſpruchs auf Auflaſſung an den Vormerkungsberechtigten oder einen 
von dieſem zu benennenden Dritten gegen den gemäß $ 58 3 beſtellten Vertreter nach 
der Richtung, daß dieſer zu der von dem Vormerkungsberechtigten für den Schuldner ($ 267) 
erteilten oder noch zu erteilenden Auflaſſung an einen Dritten gemäß $ 888 feine Zuſtimmung 
erteile, iſt der Vertreter, da er befugt fein ſoll, die ſich aus dem Eigentum ergebenden Ver⸗ 
pflichtungen zu erfüllen, wiewohl bis zur Eintragung des Aneignungsberechtigten (ſ. A 6, 7) 
ein Eigentum in Wirklichkeit nicht vorhanden iſt, er alſo inſoweit das Grundſtück wie ein 
Eigentümer vertritt, auch als ermächtigt anzuſehen, die Zuſtimmung zu der Auflaſſung 
an den Dritten zu erteilen, ſo daß ſeine rechtskräftige Verurteilung zur Bewilligung der 
Eintragung des Eigentums des Dritten an dem Grundſtück ($ 894 ZPO) die Erteilung 
der Zuſtimmung durch den (in Wirklichkeit nicht vorhandenen) Eigentümer erſetzt (vgl. 
KG 51, 179; [086 39, 209)). — Perſönliche Rechte Dritter auf Übertragung des 
Eigentums oder Beſtellung eines dinglichen Rechtes bleiben gegen den Aufgebenden be⸗ 
ſtehen, verwandeln ſich aber wegen nunmehriger Unmöglichkeit der Erfüllung in Schadens- 
erſatzanſprüche. 

3. Der Eigentümer muß, da eine Verfügung in dem Aufgeben enthalten ift, zur Ver⸗ 
fügung über das Grundſtück berechtigt fein (pal. z. B. hinſichtlich der notwendigen Ein- 
willigung des anderen Ehegatten die 88 1395, 1398, 1445). Daß er im Grundbuche ein» 
getragen, iſt zur Wirkſamkeit des Aufgebens nicht erforderlich. Nach den Ordnungsvor⸗— 
ſchriften der §8 40, 41 GBO hat er aber ſich zuvor eintragen zu laſſen, wenn er nicht Erbe des 
eingetragenen Eigentümers iſt. 


4. Der Verzicht ift ein einſeitiges empfangsbedürftiges Rechtsgeſchäft, das den allgemeinen 
Regeln für derartige Rechtsgeſchäfte (z. B. hinſichtlich Geſchäftsfähigkeit, Willeusmängel) 
unterliegt. Der Verzicht muß, weil durch ihn das Eigentum ſoll aufgegeben werden können 
und das Aneignungsrecht des Fiskus entſtehen ſoll, ein ſofort und endgültig wirkſamer, vor⸗ 
behaltloſer Verzicht ſein; deshalb ift, wenn auch hier eine Beſtimmung, wie im § 925 Abſ 2 
für die Auflaſſung, nicht gegeben iſt, ein Verzicht, der unter einer Bedingung oder einer Zeit⸗ 
beſtimmung erfolgt, unwirkſam, das Grundbuchamt hat die Eintragung eines ſolchen Verzichts 
abzulehnen, und wenn es doch die Eintragung vornimmt, geht das Eigentum nicht unter (ſtr.). 
Da der Verzicht nicht vor, ſondern nur gegenüber dem Grundbuchamte zu erklären iſt, bedarf 
er zur Rechtswirkſamkeit nicht einer Form (vgl. 8 875 A 7). Jedoch hat der Grundbuchrichter 
nach der Ordnungsvorſchrift des 8 29 GBO die Eintragung nur bei Beobachtung der darin 
vorgeſehenen Form vorzunehmen. Der Verzicht iſt nach § 130 Abſ 1, 3 mit Abgabe der 
Erklarung gegenüber dem Grundbuchamte, auch ſchon vor der Eintragung, unwiderruflich, 
wie auch ein gegenüber dem Grundbuchamt erklärter Verzicht auf ein Recht an einem 
Grundſtück nach der noch beſonders gegebenen Beſtimmung im $ 875 Abſ 2 unwiderruflich 
iſt (fir; Prot 3, 190; RG 82, 74). Vgl. jedoch wegen Widerruflichkeit des Eintragungs⸗ 
antrags A 5. 

5. Die Eintragung des Verzichts, das weitere Erfordernis für die Aufgabe des Eigen» 
tums, erfolgt auf formloſen Antrag (88 13, 30 G0), der aber regelmäßig in der Verzichts⸗ 
erklärung enthalten fein wird, in Preußen (Af v. 20. 11. 99 $ 10 Nr 3) in Abt I Sp 8; ein 
Vermerk in Abt I Sp 1 darüber, daß das Grundſtück herrenlos geworden ſei, iſt nicht vor⸗ 
geſchrieben, nur iſt die bisherige Eigentumseintragung rot zu unterſtreichen (KJ 51, 198). 
— Zur Stellung des Antrags ift nur der Eigentümer berechtigt, nicht auch der Aneignungs⸗ 
berechtigte, da die Eintragung nicht im Sinne des § 18 Abſ 2 G0 zu ſeinen Gunſten erfolgt. 
Der Eigentümer kann den Antrag gemäß 85 82, 29 Abſ 1 G30 zurücknehmen. Dann hat 
die Eintragung des Verzichts zu unterbleiben. In einem (an ſich unzuläſſigen, ſ. A 4) Wider⸗ 
ruf des Verzichts wird die Zurücknahme des Antrags zu finden ſein und wird daher das Grund⸗ 
buchamt die Eintragung zu unterlaſſen haben (str.). Iſt aus dieſem oder einem ſonſtigen 
Grunde die Eintragung des Verzichts vom Grundbuchamt nicht bewirkt worden, fo iſt das 
Eigentum an dem Grundſtück nicht wirkſam aufgegeben und der Eigentümer weiter zu Ver⸗ 
fügungen über das Grundſtück (3. B. zur Beſtellung von Hypotheken) befugt, ſo daß das 
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Grundbuchamt die Vollziehung folder Verfügungen trotz des erklärten Verzichts nicht ablehnen 
darf (RIA 14, 241). 

6. Ein freies Aneignungs⸗ (Okkupations⸗) Recht beſteht nicht. Vielmehr haben ein Recht 
zur Aneignung nur der Fiskus und die an deſſen Stelle nach Landesrecht (Art 129 EG) etwa 
dazu berechtigten anderen beſtimmten Perſonen (RG 82, 74). — Nach Art 190 EG erſtreckt 
ſich dieſes Aneignungsrecht auf alle zur Zeit der Grundbuchanlegung herrenloſen Grundſtücke 
(vgl. RG 71, 67). — Über Erwerb von ſog. Kronland (herrenloſem Land) in den deutſchen 
Schutzgebieten vgl. $ 925 A 1 a. E. — Das Recht zur Aneignung iſt nach allgemeinen Rechts. 
grundſätzen übertragbar (RG 82, 74, auch 103, 166). 

7. Der Antrag auf Eintragung iſt nicht lediglich ein Verfahrensantrag (8 13 GBO) durch 
den die Eintragung angeregt wird. Er enthält vielmehr die empfangsbedürftige rechtsgeſchäft⸗ 
liche Erklarung des Willens, Eigentum durch Erwirkung der Eintragung zu erlangen. Er iſt daher 
nach § 130 Abf 1, 3 unwiderruflich und bedarf zwar nicht zur Wirkſamkeit, wohl aber behufs 
Vornahme der Eintragung formellrechtlich nach $ 30 GBO der im 8 29 G80 vorgeſehenen 
Form. — Hat der Aneignungsberechtigte (. A 6) fein Recht auf Aneignung an einen andern 
übertragen (f. A 6), fo erwirbt der neue Erwerber durch die auf feinen Antrag erfolgte 
Eintragung das Grundſtückseigentum (RG 82, 75, auch 103, 166). — ©o- 
lange der Aneignungsberechtigte von feinem Aneignungsrecht durch Herbeiführung der Ein ⸗ 
tragung ſeines Eigentums noch keinen Gebrauch gemacht hat, koͤnnen die Hypothekengläubiger 
ihr Intereſſe an Bewirtſchaftung und Erhaltung des Beſtandes des herrenlos gewordenen 
Grundſtücks durch Ausbringung der Zwangsverwaltung wahren (Os G 85, 38; über Er 
langung eines vollſtreckbaren Urteils und ſonſtige Zwangsvollſtreckung vgl. A 2). Dagegen 
kann ein Pfleger zur Verwaltung des Grundſtücks nicht beſtellt werden, da der allein in 
Betracht kommende 8 1913 ſich nur über eine Perſonenpflegſchaft verbält (RIA 14, 304; 
KJ 50, 62). — Der Eigentumserwerb des Aneignungsberechtigten iſt zwar ein originärer, 
da er nicht auf einem Übertragungsakt des bisherigen Eigentümers beruht. Jedoch nähert 
er ſich einem Erwerb auf Grund eines Veräußerungsgeſchäfts inſofern, als er erſt durch 
einen Rechtsakt des bisherigen Eigentümers, deſſen Verzicht auf das Eigentum, ermöglicht 
wird. Deshalb ſowie aus Geſichtspunkten der Billigkeit, die ſich namentlich aus der Unent⸗ 
en der Aneignung ergeben, rechtfertigt ſich für den Fall, daß das von der Aneignung 

etroffene Grundſtück vermietet (oder verpachtet) iſt, die eutſprechende Anwendung des 8 571, 
ſo daß der dies Grundſtück im Wege der Aneignung Erwerbende nach § 571 Abſ 1 in die 
Rechte und Pflichten aus dem Miet- (oder Pacht.) Verhältnis eintritt (RG 103, 166). 


Dritter Titel 
Erwerb und Verluſt des Eigentums an beweglichen Sachen 


I. Übertragung 
8 929 


Zur Übertragung des Eigentums!) an einer beweglichen Sache ?) iſt er⸗ 
forderlich, daß der Eigentümer die Sache dem Erwerber?) übergibt“) und 
beide darüber einig ſind 5), daß das Eigentum übergehen ſoll. Iſt der Er- 
werber im Beſitze der Sache, ſo genügt die Einigung über den Übergang 
des Eigentums )). 


E I 874 II 842; M 3 333—889; P 3 194—196, 201. 


1. Übertragung des Eigentums iſt das Rechtsgeſchäft, durch das der Eigentümer einen au 
dern an ſeiner Stelle zum Eigentümer macht; Übergabe und Einigung ſind Beſtandteile dieſes 
Rechtsgeſchäfts. Da die Übertragung die Einigung vorausſegt, hat ſie die Natur eines Par 
trags. Da aber dieſer Vertrag nicht die Begründung oder Veränderung von Schuldverhalt 
niſſen zwiſchen verſchiedenen Perſonen, ſondern die unmittelbaren Rechtsbeziehungen der 
Perſon zur Sache zum Gegenſtand hat, ſind auf ihn die Geſetzesvorſchriften nicht anwendbar, 
die den Vertrag als Mittel zur Begründung von Schuldverhältniſſen regeln. Dies gilt in 
erſter Linie von allen Vorſchriften über den Vertrag, die ſich im zweiten Buche des BER 
finden, aber auch von den im erſten Buch, dritter Abſchnitt, dritter Titel, enthaltenen ſoweit, 
als fie ihrem Inhalte nach für Schuldverhältniſſe beſtimmt find (RG 66, 97). Dürch Vertrag 
zugunſten eines Dritten (88 328ff.) kann Eigentum alſo nicht übertragen werden (RG 98, 288). 
Im übrigen finden die Vorſchriften über Rechtsgeſchäfte und Vertrage auch auf die Eigentums. 
übertragung Anwendung. So insbeſondere die Vorſchriften über Bedingung und Zeitbe⸗ 
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ſtimmung (RG Warn 1912 Nr 80). Die im $ 925 Abſ 2 enthaltene Beſchränkung — keine 
Auflaſſung unter einer Bedingung oder Zeitbeſtimmung — beſteht für die Übertragung des 
Eigentums an beweglichen Sachen nicht. Der weſentlichſte Fall der bedingten — und zwar 
aufſchiebend bedingten — Übertragung des Eigentums iſt der der Übergabe der verkauften 
Sache unter Eigentumsvorbehalt bis zur Zahlung des Kaufpreiſes nach 8 455. Der Wille 
des Verkäufers, das Eigentum der Sache auf den Käufer zu übertragen, muß in ſolchen 
Fällen noch vorhanden ſein, wenn der letzte Kaufgelderreſt bezahlt wird und damit die 
Bedingung eintritt. Bis dahin hat der Verkäufer noch nicht vollſtändig erfüllt. Des⸗ 
halb iſt nach erfolgter Übergabe der Anſpruch auf Übereignung noch ſelbſtändig abtret⸗ 
bar und der neue Gläubiger kann das Eigentum unmittelbar von dem Verkäufer er- 
werben (RG 64, 204; 66, 344; 95, 105). Auflöſend bedingt iſt die Eigentumsübertragung 
häufig bei Sicherungsübereignungen. Die Übertragung des Eigentums erfolgt in der Regel 
zur Erfüllung einer Verpflichtung. Eine ſolche Verpflichtung iſt aber nicht notwendige 
Vorausſetzung der Übertragung. Die Rechtswirkſamkeit der Übertragung iſt von dem Be⸗ 
ſtehen der Verpflichtung unabhängig (RG 19. 4. 17 IV 34/17). Den Beteiligten ſteht 
indeſſen frei, das Beſtehen der Verpflichtung zur Bedingung der Wirkſamkeit der Übertra- 
gung zu machen. Ob ſie es getan haben, iſt Tatfrage im einzelnen Falle (RG ba, 340; 
28. 12. 06 VII 111/06). Auch die Verbotswidrigkeit oder Unſittlichkeit des Grundgeſchäfts 
macht die dingliche Eigentumsübertragung regelmäßig nicht nichtig (RG 63, 184; 68, 100; 
75, 74; RC JW 07, 5481). Eine Ausnahme gilt nach $ 138 Abſ 2 für die Erfüllung 
wucherlicher Grundgeſchäfte (RG 57, 95; 63, 184; 95, 244), denn hier iſt auch das Sich⸗ 
gewährenlaſſen der Vermögensvorteile für nichtig erklärt worden. Eine zweite Ausnahme 
iſt gegeben, wenn jemand ſein geſamtes Vermögen in den Formen des § 930 einem andern 
überträgt, ſein Geſchäft aber unter dem Schein der Kreditwürdigkeit, alſo unter Täuſchung 
Dritter, fortführen foll und ſich dabei in vollſtändiger geſchäftlicher und wirtſchaftlicher Ab- 
hängigkeit von dem andern befindet („gefnebelt“ ift); im einzelnen Falle kann das eine oder 
das andere der beiden Momente mehr in den Vordergrund treten (RG 82, 313; 85, 844; 
109, 202; Warn 1913 Nr 129; 17. 2. 27 IV 522/26; 5. 4. 27 VI 596/26). 

2. Bewegliche Sachen. Vgl. $$ 90, 91. Nach § 929 können ſtets nur beſtimmte einzelne 
Sachen übertragen werden, Beſtimmbarkeit genügt nicht (RG 118, 62; 23 1917, 867). Sach- 
geſamtheiten als ſolche oder Teile davon, z. B. für 2000 M. ſeidene Bänder von einem 
größeren Lager (nich Gruch 58, 1029) können nach $ 929 nicht übertragen werden, denn 
Gegenſtand des Beſitz, und Eigentumserwerbs find auch bei einem Inbegriff nur die körper⸗ 
lichen Gegenſtände, nicht deren Werte (RG 16. 2. 26 VI 495/25); vgl. § 980 A 3. Der aus. 
geſprochene Grundſatz gilt auch für den Fall des $ 419 (Vermögensübernahme). Doch kann 
die Einigung über die Eigentumsübertragung auch für eine Mehrzahl von Sachen zugleich 
und einheitlich erfolgen und es bedarf nicht für jedes einzelne Stück einer Geſamtheit einer 
beſonderen Übergabetätigkeit. Durch die Übertragung des Eigentums an dem Stamm. 
papier wird nicht auch das Eigentum an dem — nicht mitübergebenen — Gewinnanteilſchein⸗ 
bogen, einem ſelbſtändigen Inhaberpapier, übertragen. Dies muß beſonders geſchehen 
(RG 77, 333). Umgekehrt überträgt auch die Aushändigung des Gewinnanteilſcheinbogens 
oder des Zinserneuerungsſcheines, eines bloßen Ausweispapiers, nicht das Eigentum an 
dem Stammpapier (RG LZ 1916, 1007). 

3. Der Eigentümer dem Erwerber. Übertragung des Eigentums iſt begrifflich nur 
durch den möglich, der ſelbſt Eigentümer iſt. Dem ſteht nicht entgegen, daß nach SS 982— 934 
unter beſonderen Umftänden das Eigentum auch aus der Hand des Nichteigentümers erworben 
werden kann; denn hierbei handelt es ſich nur um eine Ausnahme aus Verkehrsrückſichten. 
Der Eigentümer kann ſich bei der Übertragung des Eigentums eines Vertreters bedienen. 
Der Eigentümer muß aber auch ſelbſt den Beſitz und Eigentumsübergang wollen. Iſt das 
Gegenteil erkennbar und feſtzuſtellen, ſo kann eine frühere, auf Wirkung in der Zukunft 
abzielende Erklärung den bei der Übergabe fehlenden Willen des Eigentümers nicht erſetzen 
(RG 83, 230). Auch der Erwerber kann ſich vertreten laſſen, bei der Einigung unbeſchränkt, 
bei dem Beſitzerwerb durch Übergabe iſt aber zu beachten, daß es eine Stellvertretung im Beſitz 
als ſolche nicht gibt und nicht geben kann, weil dieſer ein tatfächliches Verhältnis ift (vgl. A 1a 
zu § 930). Der Empfänger der Sache macht den von ihm Vertretenen alſo nur dann zum 
Beſitzer, wenn er ihn kraft eines unter $ 868 fallenden Rechtsverhältniſſes zum mittelbaren 
oder kraft eines Beſitzdlenerverhältniſſes im Sinne von $ 855 zum unmittelbaren Beſitzer 
macht. Das im erſteren Fall erforderliche Beſitzkonſtitut kaun der Empfänger häufig nach 
$ 181 „in ſich“ abſchließen (R 99, 209; 100, 192; KSt 54, 187; 23 1921, 7237). Nach 
$ 164 iſt belanglos, ob der Vertretene dem Gegenbeteiligten bekannt iſt, wenn nur das 
Vertretungsverhältnis erkennbar hervortritt. Man wird aber für den Eigentumserwerb durch 
Vertreter noch um einen Schritt weitergehen und annehmen müſſen, daß auch dann, wenn 
das Vertretungsverhältnis dem Veräußerer gegenüber nicht hervortritt, der Vertreter des Er- 
werbers doch in der Regel für dieſen erwirbt (RG 3. 2. 03 III 347/02). Denn meiſt wird bei 
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der Übertragung beweglicher Sachen, insbeſondere bei der Übertragung zufolge Kaufes, 
der Zug um Zug erfüllt wird, der Veräußerer kein Gewicht darauf legen, wer der Eigen⸗ 
tümer wird, und wird deshalb in dem Sinn übergeben, daß nicht notwendig der ihm Gegen⸗ 
überſtehende, ſondern der Eigentümer werden ſoll, den es wirklich angeht, alſo nicht der 
Vertreter, ſondern der Vertretene (RG LZ 1915, 51; RG 99, 208; 100, 191ff.; 109, 169; 
JW 1924, 2923; Seuffll 78 Nr 186; R6St Warn 1924 Nr 158, betr. Auszahlung eines 
Bankſchecks). 

Der Übertragende muß im Augenblick der Übergabe Eigentümer ſein. Iſt er es noch nicht, 
ſo kann er zu dieſer Zeit das Eigentum nicht übertragen. Überträgt er, bevor er Eigentümer 
iſt, den Beſitz und ſind beide Teile einig, daß der neue Beſitzer Eigentümer werden ſoll, ſo geht 
zwar nicht auf Grund der Übergabe, wohl aber auf Grund des Beſitzes und der Einigung 
das Eigentum in dem Augenblick, in dem es der Übertragende erlangt, auf den Erwerber über. 

4. Übergabe iſt die Einräumung der tatſächlichen Gewalt über die Sache im Sinne 
des 9 854, alſo eine körperliche Handlung, die wohl beurkundet werden kann, ſich aber außer⸗ 
halb jeder Urkunde vollzieht (RG 109, 203). Wann die Übergabe vollzogen iſt, iſt in weitem 
Umfang Tatfrage. Jede Möglichkeit einer Verfügung durch Dritte braucht nicht ausgeſchloſſen 
zu fein (RG 106, 135), eine verzollte Kiſte kann zurückgegeben fein, auch wenn ſie vorläufig 
noch im Abfertigungsraum verbleibt (RG 26. 5. 11 III 408/10). Das bloße Einfüllen der 
Ware in Gefäße, welche der Käufer für die Beförderung geſchickt hat, genügt na⸗ 
türlich nicht (RG 97, 252). Wer die tatſächliche Gewalt ſelbſt nicht beſitzt, kann ſie 
nicht einräumen. Ein geſunkenes Seeſchiff kann nach $ 929 nicht übereignet werden (übrigens 
auch nicht nach $ 930 oder $ 981 oder durch bloßen Vertrag nach § 474 HGB), Recht 1918 
Nr 1536. Eine nur einſtweilige körperliche Hingabe oder eine Hingabe nur zu vorüber⸗ 
gehender Benutzung genügt nicht (RG 75, 221; 24. 4. 15 V 522/14; vgl. RG 92, 265). — 
Die Übergabe iſt Willensbetätigung, ſie erfordert den Willen des Veräußerers, den Er⸗ 
werber in die Lage zu verſetzen, die tatſächliche Gewalt über die Sache auszuüben, und den Er- 
folg, daß der Erwerber auch wirklich in dieſe Lage kommt (RG JW 1912, 129°; RG 72, 812). 
Die Übergabe kann ſowohl dadurch erfolgen, daß der Veräußerer die Sache durch eigene Tätig 
keit in die Gewalt des Erwerbers bringt, als auch dadurch, daß er dem Erwerber den Zugriff 
geſtattet und ermöglicht. Danach kann die Übergabe in der 5 Art geſchehen. 
Ausgeſchloſſen iſt aber eine ſog. „ſymboliſche“ Übergabe (RG 77, 201), denn es handelt [ich 
nicht um das Einräumen einer rechtlichen Befugnis, ſondern um das der tatſächlichen Gewalt 
(RG 74, 356). Das Überlaffen der Schlüſſel zu dem Aufbewahrungsraum genügt zur Über- 
gabe der Sachen nur, wenn der Erwerber mit den Schlüffeln wirklich die Herrſchaft über den 
Raum und die darin befindlichen Sachen erlangt (RG 66, 258; 103, 100; Gruch 48, 955; 
11. 6. 26 VI 68/26). Hat die Tür kein Schloß oder ſchließt es nicht oder öffnen die Schlüſſel 
nicht ſämtliche Schlöſſer, ſo iſt die Übergabe nicht vollzogen. Sie iſt es aber, wenn z. B. A 
dem B den Schlüſſel zu der Tür des Aufbewahrungsraums übergibt und B im Einverſtändnis 
mit A einen zweiten unverſchließbaren Zugang vernagelt (NG JW 1904, 1149. Heimliches 
Zurückbehalten anderer, ebenfalls paſſender Schlüſſel ſteht der Übergabe und ihrer Wirk⸗ 
ſamkeit aber nicht entgegen (RG 103, 100; vgl. auch A 5 zu § 1205). Der ſpätere Verluſt des 
Beſitzes durch Weggabe der Schlüſſel hebt das einmal begründete Eigentum nicht auf 
(RG 11. 6. 26 VI 68/26). — Hat ein Raum zwei Zugänge und behält A die Schlüſſel zu dem 
einen Zugange und übergibt dem B, der dieſes weiß, die Schlüffel zu dem andern Zugang, 
ſo erlangen A und B Mitbeſitz an dem Raum. Die von A und B in den Raum eingebrachten 
Sachen können dabei, wenn das ihrem Willen entſpricht, in ihrem Alleinbeſitz bleiben 
(nch 8. 1. 24 VII 59%). Vgl. auch A 5 zu § 1208. 

Eine Übernahmetätigkeit des Erwerbers ift nicht unter allen Umſtänden erforderlich, 
doch kann ſich die Übergabe nicht gegen ſeinen Willen vollziehen. Ein einfaches Niederlegen 
oder Zurücklaſſen der Sache bei dem Erwerber genügt daher nur, wenn eine ſolche Art der 
Übergabe wenigſtens hilfsweiſe im Sinne der Vereinbarung liegt (RG 7. 12. 13 1II 3721). 
Regelmäßig wird die Sache von Hand zu Hand übergeben werden, es kann ſich der Veräußerer 
aber auch darauf beſchränken, dem Erwerber den Zugriff zu geſtatten. Dann wird die Über 
gabe mit dem Ergreifen der a durch den Erwerber vollendet. Das muß äußerlich erkenn⸗ 
bar ſein (RG Warn 1919 Nr 12), denn die äußere Erkennbarkeit bildet bei jedem dinglichen 
Herrſchaftsverhältnis das allgemeine kennzeichnende Merkmal (RG 77, 201). Mi — 

Eine Übergabe im Sinne des $ 929 findet auch bei den Verkaufsautomaten und ähnlichen 
Einrichtungen ſtatt. Setzt der Unternehmer den Automaten mit der bazugehörigen In⸗ 
ſchrift in Vetrieb, fo erlaubt er dem Einwerfer des verlangten Geldes die Wegnahme der 
Sache und der Zahler erlangt durch das Wegnehmen der herausgefallenen Sache den Beſitz; 
umgekehrt kommt das eingeworfene Geld mit dem Willen des Einwerfers in die tatſächliche 
Gewalt des Unternehmers (vgl. RG St 44, 114). * 

Die bloße Einräumung des Mitbeſitzes ſteht allgemein der Übergabe nicht gleich. Nur 
unter beſonderen Umſtänden genügt in den Fällen der 88 1081 u. 1206 an Stelle der Über⸗ 
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gabe die Einräumung des Mitbeſitzes (NG LZ 1918, 4987). Im Falle des 5 929 genügt fie 
alſo nicht. — Wegen Übergabeerſatzes vgl. $$ 930, 931, namentlich A 1 zu 8 931. 

5. einig find. Nicht die Einigung wird hier erfordert, ſondern das Einigſein (RG 
109, 203), der Zuſtand, der ſich aus der Einigung ergibt. Der Unterſchied iſt in dem Regelfalle 
der Gleichzeitigkeit von Einigung und Übergabe ohne Bedeutung, kann aber von weſentlicher Be⸗ 
deutung dann werden, wenn die Übergabe, wie bei der Überſendung, der Einigung erſt folgt. 
Hier tritt neben die Frage: „Iſt die Einigung erfolgt?“ die weitere Frage: „Waren die Beteiligten 
auch im Augenblicke der Erlangung der tatſächlichen Gewalt durch den Erwerber noch einig?“ 
Dieſe Frage iſt um deswillen nötig, weil bei der Übertragung des Eigentums an beweglichen 
Sachen das Geſetz davon abſieht, den Beteiligten die Möglichteit einer Bindung an die Einigung 
zu eröffnen (vgl. S 873 Abſ 2). Vor der Übergabe kann daher jeder Beteiligte von der Einigung 
wieder abgehen und dadurch den Eigentumsübergang vereiteln — unbeſchadet natürlich der 
Frage, inwieweit er ſchuldrechtlich verpflichtet iſt, das Eigentum zu übertragen. Für die Be⸗ 
antwortung der Frage, ob die Beteiligten noch einig find, iſt entſcheidend, daß es fich um einen 
Dauerzuftand handelt und daß deshalb derjenige, der ſein Beſtehen behauptet, nur ſein 
Entſtehen, alſo das Zuſtandekommen der Einigung, zu beweiſen hat. Iſt die Einigung 
bewieſen, ſo iſt es Sache deſſen, der deren Nichtmehrbeſtehen behauptet, die Tatſache zu be⸗ 
weiſen, durch die fie gebrochen iſt. Dieſe Tatſache kann keine rein innere ſein. Es genügt nicht, 
daz der Beteiligte nicht mehr gewollt hat, er muß fein Nichtmehrwollen dem Gegenbeteiligten 
zu erkennen gegeben haben. 

Als Beſtandteil des Übertragungsgeſchäfts unterſteht die Einigung über die Übertragung 
des Eigentums den allgemeinen Vorſchriften über Rechtsgeſchafte und Verträge (vgl. A 1). 
Sie ſetzt nicht nur den beiderſeitigen Willen, ſondern die gegenſeitige Willenserklärung voraus, 
vorbehaltlich allerdings des $ 151 BB. Der Wille wird beim Übertragen des Eigentums 
an beweglichen Sachen beſonders häufig durch ſchlüſſiges Verhalten erklärt werden. 
Wird die verkaufte Sache vom Verkäufer dem Käufer in Erfüllung des Kaufvertrags über⸗ 
geben, ſo iſt die Einigkeit regelmäßig als vorhanden anzuſehen. Auf einen etwa abweichenden 
Inneren, nicht erklärten, Willen kommt es nicht an (RG 47, 270; Warn 1927 Nr 13; 7. 12. 28 
V11107/23). Beim Verſendungskauf will der Verkäufer ebenfalls Eigentum übertragen, 
der Käufer nimmt die Ware im Zweifel aber zunächſt nur ab, um ſeiner Abnahmepflicht 
(8433 Abj 2) zu genügen und die Vertragsmäßigkeit der Ware zu prüfen. Das Eigentum 
erwirbt er erſt, wenn er den Erwerbswillen kundgibt (NG 108, 27). Das kann in dem 
Beſtätigen des Empfanges, in längerem Behalten, Einbauen, Weiterveräußern und ähnlichem 
gefunden werden (Rh 64, 145). Auch mit der Abnahme eines Werkes im Sinne des 
$ 640 Abſ 1 hat der Eigentumsübergang grundſätzlich nichts zu tun. Unter Umſtänden kann 
das eine ein Anzeichen für das andere ſein, die Abnahme kann aber vor dem Eigentums 
übergang und dieſer vor jener ſtattfinden (RG 23 1914, 857). — Wegen beſonderer Fälle 
der Eigentumsübertragung nach $ 929 Satz 1 vgl. A 7 und § 930 A 1a a. E. 

6. Übertragung des Eigentums an den Beſitzer. Es handelt ſich hier nicht um einen 
Übergabeerſatz wie in den $$ 930, 931, ſondern darum, daß die Übergabe nicht erforderlich ift, 
weil der Erwerber die tatjächliche Gewalt ſchon hat; dgl. hierzu auch A 4 zu § 854. Auch 
künftige Sachen, z. B. Aktien, können unter der Bedingung ihrer Entſtehung nach § 929 
Satz 2 übereignet werden (RG 85, 333). 

Beſitzer iſt auch der mittelbare Beſitzer (RG 16. 4. 26 VI 28/26). Der Erwerb durch 
Einigung allein kann alſo auch dann erfolgen, wenn der Erwerber die zu erwerbende Sache 
nicht mehr ſelbſt in Händen, ſondern z. B. verliehen hat. Es bedarf in dieſem Falle 
des Weges des $ 931 nicht. Der Beſitzdiener iſt nach $ 855 nicht Beſitzer. Streng⸗ 
genommen würde alſo der Eigentümer, wenn er ſeinem Beſitzdiener das Eigentum über⸗ 
tragen wollte, dies nicht im Wege des § 929 Satz 2 tun können. Praktiſch ift das 
jedoch um deswillen nicht von Bedeutung, weil in ſolchem Falle in der Einigung zu⸗ 
gleich auch alle Voraussetzungen der Umwandlung des Beſitzdienerberhältniſſes in das Beſitzer⸗ 
verhältnis gegeben ſind. Der Beſitzdiener wird durch die Einigung Beſitzer und Eigentümer 
(RG 23 1920, 695˙5 Warn 1924 Nr 104). Hinſichtlich der Vorausſetzungen und Kenn⸗ 
zeichen der „Einigung“ gilt das in A 5 Geſagte. Wiederholt ift ausgeſprochen, daß die dem 
Bankherrn nach $ 2 des Depotgeſetzes erteilte Ermächtigung, über hinterlegte oder verpfändete 
Wertpapiere zu ſeinem Nutzen zu verfügen, für ſich allein nicht notwendig den Übergang 
des Eigentums an den Bankherrn zur Folge hat (RG 58, 286; Warn 1910 Nr 167). 

Auch der Mitbeſitzer beſitzt. Die Einigung genügt daher auch zur Übertragung des Eigen⸗ 
tums an den Mitbeſitzer, wenn dieſer mit einem Dritten zufammen beſitzt. Aber wie in Satz 1 
die Einraumung des Mitbeſitzes durch den Eigentümer nicht an Stelle der Übergabe gentigt 
(ol. A 4 a. E.), jo genugt auch in Satz 2 die bloße Einigung des Eigentümers mit feinem 
Mitbeſitzer nicht zur Übertragung des Eigentums. Der Eigentümer muß ſeinen eigenen 
Mitbeſitz noch auf den Erwerber übertragen, inſoweit alſo eine Übergabe vollziehen. Nicht 
unbedenklich deshalb R LZ 1915, 51. 


Erwerb und Verluſt des Eigentums an beweglichen Sachen 88 929, 930 257 


7. Beſondere Fälle. Wer mit dem Gelde eines andern Sachen in der Abſicht anſchafft, 
ſie für ſich ſelbſt zu erwerben, und ſie übergeben erhält, wird Eigentümer; der andere hat 
gegebenenfalls ſchuldrechtliche Anſprüche (RG 23 1920, 695). Wer im Auftrage eines 
andern fremdes Geld bei einer Bank in deutſches umwechſelt, um es für den andern zu er⸗ 
werben, erwirbt es für dieſen; ein Auftragsverhältnis fällt unter § 868; ſpätere Aneignung 
iſt alſo Unterſchlagung (RGSt LZ 1921, 723”). Anders bei Grundſtücken. Wer als ſtiller 
Siellvertreter ein Grundſtück aufgelaſſen erhält und als Eigentümer eingetragen wird, iſt 
ſelbſt Eigentümer geworden, und zwar, da es nur ein Eigentum gibt, auch dem Vertretenen 
gegenüber. Ob dieſer einen ſchuldrechtlichen Anſpruch auf Übereignung hat, iſt Tatfrage 
des einzelnen Falles (RG LZ 1922, 245). Ein Ausſonderungsrecht im Konkurſe des ſtillen 
Vertreters, der ſelbſt Eigentümer geworden iſt, ſteht dem Vertretenen auch dann nicht zu, 
wenn er den Übereignungsanſpruch hat (RG 25. 5. 21 V 37/21). — Bei Verſendungsverkäufen 
beginnt die Übergabe mit der Aushändigung der Ware an den Frachtführer zum Zweck der 
Übermittlung an den Käufer, wegen ihrer Vollendung ogl. A 5. Iſt eine beſondere „Abnahme“, 
3 B. das gemeinſchaftliche Probieren der gelieferten Maſchine, vorgeſehen, ſo hat dies mit 
der Übergabe an ſich nichts zu tun (RG 21. 3. 22 VII 287/21). Fälle, in denen der die Ware 
entgegennehmende Spediteur gleichzeitig Bevollmächtigter des Käufers iſt, werden ſelten 
ſein. Iſt ein ſolcher Fall gegeben, dann kann Eigentum ſchon mit der Übergabe der Ware an 
den Spediteur übergehen. Die Klauſel aber: „die Ware geht mit der Ausſtellung der Fak⸗ 
tura in Ihren Beſitz über“ ift bedeutungslos (RG 102, 41). — $ 447 betrifft nur die Transport- 
gefahr. Ware, die auf Grund von Kriegsverordnungen unterwegs beſchlagnahmt wurde, 
war regelmäßig Ware des Verkäufers, ihn traf die Beſchlagnahme, er hatte noch nicht erfüllt 
und konnte wegen eingetretener Unmöglichkeit auch nicht mehr erfüllen (RG 92, 34; LZ 
1920 ©. 6871, 701°). 


8 930 


) Iſt der Eigentümer im Beſitze ?) der Sache ), jo kann die übergabe 
dadurch erſetzt“) werden, daß zwiſchen ihm und dem Erwerber ein Rechts⸗ 
verhältnis vereinbart wird, vermöge deſſen der Erwerber den mittelbaren 
Beſitz erlangt ö) e). 

E I 805, 874 II 843; M 3 97—99, 335, 886; P 3 196—201. 


1. Übertragung des Eigentums ohne Aufgeben des Beſitzes — constitutum possesso- 
rium. Das BG ſchränkt dieſe Art der Eigentumsübertragung ein. Vgl. hierzu die Be: 
merkungen zu § 868, namentlich A 3 daf. 

24) Nicht zugelaſſen iſt Eigentumsübertragung mit einfachem — leerem — Beſitzvorbehalt, 
bas fog. „abitratte Konſtitut“. Die Übergabe kann nicht dadurch allein erſetzt werden, daß 
der Eigentümer mit dem Erwerber vereinbart, den Beſitz zu behalten, ſelbſt dann nicht, wenn 
es in dem Sinne geſchieht, daß er von nun an für den Erwerber beſitzen will. Das 
Geſetz geht augenſcheinlich davon aus (vgl. A 3 Abſ 1 zu 8 929), daß, wer für den Erwerber 
beſitzt, ohne ihn zum mittelbaren Beſitzer zu machen ($ 868), in Wirklichkeit ſtatt des Er ⸗ 
wer bers beſitzt, und läßt grundſätzlich einen ſolchen Eigentumserwerb nicht zu (RG 49, 170: 
54, 396; 98, 133; Warn 1910 Nr 404; 3W 1918, 40214) 2. 3. 15 VII 479/14, aber Begründung 
des Rechtsverhältniſſes in mundlicher Nebenabrede genügt). Die zeitliche Beſchränkung des 
abſtrakten Konſtituts vermag fein Weſen nicht zu verändern (RG Warn 1925 Nr 166; JW 
1927, 66912). Man hat gemeint, daß bei dem ſog. abſtrakten Konſtitut der Erwerber als 
Treugeber, der Veräußerer als Treuhänder anzuſehen und daß dieſes Rechtsverhältnis ſomit 
tatſächlich nicht abſtrakt ſei; indeſſen zum Treuhandverhältnis gehört, daß der Treugeber 
aus ſeinem Vermögen dem Treuhänder einen Gegenſtand derart übereignet, daß der Zreu- 
hander das übertragene Recht im eigenen Namen ausüben, aber nicht zu ſeinem Vorteil 
gebrauchen ſoll (RG 84, 217). Danach kommt als Treugeber beim abſtrakten Konſtitut immer 
nur der Veräußerer und als Treuhänder immer nur der Erwerber in Betracht, nicht um⸗ 
gekehrt (RG JW 1927, 6691). Allerdings überläßt der Erwerber des Eigentums dem Ver⸗ 
äußerer wieder den Beſitz der Sache, aber dadurch allein — und hierin äußert ſich der ent- 
ſcheidende Fehler des abſtrakten Konſtituts — entſteht auch kein Treuhandverhältnis. Kraft 
des wirklich entſtehenden Treuhandverhältniſſes wird der Erwerber nicht mittelbarer, er 
könnte daraufhin höchſtens unmittelbarer Beſitzer der Sache werden. Somit verſagt das 
abſtrakte Konſtitut gegenüber dem $ 930. Das trifft auch zu, wenn an einer verkauften und 
ohne Eigentumsvorbehalt übergebenen Sache nachträglich zur Sicherung des Kaufpreiſes 
noch das Eigentum vorbehalten werden ſoll. Auf dem Wege der Sicherungsübereignung 
mit „konkretem Beſitzkonſtitut“ (vgl. b) iſt der Zweck zu erreichen. Das Verbot des 
einfachen Beſitzvorbehalts trifft dagegen nicht die Fälle, in denen der Eigentümer zu dem 
Erwerber in ein Verhältnis der im 3 855 bezeichneten Art tritt und über die Sache, die er 
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bisher als Eigentümer beſaß, nunmehr in der Eigenſchaft eines Angeſtellten des Erwerbers 
oder in ähnlicher Stellung als Beſitzdiener die tatſächliche Gewalt für den Erwerber aus⸗ 
übt. In dieſen Fällen findet in Wirklichkeit Eigentumsübertragung nach 8 929 ſtatt. Denn 
in dieſen Fällen hört der bisherige Eigentümer auf zu beſitzen, und der neue Erwerber be⸗ 
ſitzt unmittelbar. So insbeſondere dann, wenn ein Kaufmann ſein Warenlager und ſeine 
Geſchäftseinrichtung an einen andern Kaufmann veräußert, dieſer daraus ein Zweiggeſchäft 
bildet und den bisherigen Eigentümer als Geſchäftsführer darin anſtellt. Nimmt der Ver- 
äußerer die Übertragung des Eigentums auf ſolche Art zuläſſigerweiſe (8 181) „in ſich“ 
vor, ſo iſt außer dem entſprechenden Willen noch eine äußerlich in die Erſcheinung 
tretende Ausführungshandlung erforderlich (RG 99, 210), von der das A 2 a. E. 
Geſagte gilt. 

b) Zugelaſſen iſt das „konkrete Konſtitut“, d. h. die Eigentumsübertragung unter Vor⸗ 
behalt des unmittelbaren Beſitzes, wenn gleichzeitig ein Rechtsverhältnis geſchaffen wird, 
durch das der Erwerber den mittelbaren Beſitz erhält. Dieſes Rechtsverhältnis muß einem 
beſtimmten, im Geſetz geregelten Rechtsverhältnis eniſprechen oder ihm wenigſtens ähnlich 
ſein. Es gibt keinen mittelbaren Beſitz als Folge des Eigentums und keinen ſelbſtändigen 
eee Beſitz (RG 52, 130; 63, 16; ZW 07, 74718; Warn 09 Nr 454; 22. 10. 10 

188/10). 

o) Der Unterſchied zwiſchen dem leeren und dem beſtimmten Konſtitut iſt, fo ſcharf er 
nach dem Geſetz auch zu ziehen iſt, für die Geſetzesanwendung nicht von allzugroßer Bedeutung. 
Bei faſt jedem ernſtgemeinten Konſtitut werden die tatſächlichen Verhältniſſe es mit ſich 
bringen, daß das entſcheidende Rechtsverhältnis in irgendeiner Art wenigſtens ſtillſchweigend 
begründet wird. Das wird auch in der Rechtſprechung anerkannt (vgl. A 4 u 5). 

2. Beſitz. Gleichviel ob unmittelbarer oder mittelbarer Beſitz, Alleinbeſitz oder Mitbeſitz 
(RG Seuff A 76 Nr 135). Auch der Eigentümer, der im mittelbaren Beſitz der Sache iſt, 
kann, ſtatt den Weg des $ 931 zu wählen, ein Rechtsverhältnis vereinbaren, durch das 
der Erwerber weiteren mittelbaren Beſitz erlangt, und fo Eigentum nach $ 930 übertragen 
(RG Warn 09 Nr 174; 1920 Nr 13 u. 163; 23 1919, 697; JW 1926, 799°; 3. 1. 19 VII 282/18, 
auch bei Sicherungsübereignung). Der Eigentümer braucht dabei weder den unmittel⸗ 
baren Beſitzer zu nennen, noch ihn von der Eigentumsübertragung zu benachrichtigen 
(RS 4. 5. 17 VII 23/17). Iſt der Eigentümer nur Mitbeſitzer, jo kaun er durch das ver: 
einbarte Rechtsverhältnis auch nur mittelbaren oder weiteren mittelbaren Mitbeſitz begründen. 
Das reicht zum Übergang des Eigentums aus, weil der Eigentümer feinen geſamten BVeſitz 
in den Dienſt des Erwerbers ſtellt (vgl. 9 929 A 4 a. E. und A 6 a. E.). Daß aber der Eigen: 
tümer zu der Zeit, zu der das Eigentum auf den Erwerber übergehen ſoll, den Beſitz hat, 
iſt unerläßlich (RG 56, 52). Es ſteht indeſſen nichts im Wege, daß jemand ſchon, bevor er 
Eigentümer und Beſitzer geworden iſt, ſich mit einem andern dahin einigt, ihm das Eigen 
tum ſofort mit der Erlangung zu übertragen und auf Grund des dazu vereinbarten Rechts- 
verhältniſſes den Beſitz ſofort mit der Erlangung für ihn als mittelbaren Beſitzer auszuüben 
(RG 109, 170). Denn der Eintritt der Wirlſamkeit der Einigung und des Beſitzkonſtituts 
kann auch in die Zukunft verlegt werden (NG Warn 08 Nr 61; 1910 Nr 448; 1912 
Nr 214; 1920 Nr 163; RG JW 07, 74716; 1912, 7971). So insbeſondere dann, wenn 
bei Übertragung von Warenlagern, Vermögensmaſſen, Gutsinventaren, Herden, die in 
der Verwaltung des früheren Eigentümers bleiben, ſofort auch der Eigentumsübergang 
für ſpätere Zugänge und Anſchaffungen, Nachſchaffungen, Erſatzſtücke bedungen wird 
(RG 81, 141; JW 1911, 7622; Warn 1912 Nr. 214; 24. 1. 18 VII 478/12). 
Allerdings muß in ſolchem Fall für den endgültigen Beſitz⸗ und Eigentumsübergang eine 
äußerlich in die Erſcheinung tretende Ausführungshandlung gefordert werden, die den 
Übertragungswillen erkennbar macht (R 73, 418; 23 1919, 697; Warn 1920 Nr 163). 
Wenn ſchon bei beweglichen Sachen das allgemein kennzeichnende, notwendige Merkmal des 
Beſtandes dinglicher Rechte die äußere, in der Regel für jedermann beſtehende Erkennbar⸗ 
keit bildet, fo genügt es hier doch, wenn der Beſitzwechſel überhaupt erkennbar ift, und ſei 
es auch nur für einen mit den Verhältniſſen Vertrauten (MG JW 1912, 79715, 1917, 217%; 
R 99, 210). Das wird erreicht z. B. durch die Aufnahme in ein Verzeichnis, wenn 
dieſe Form ein für alle Mal vereinbart iſt (RG 23. 3. 15 VII 510/14), aber auch trotz dieſer 
Vereinbarung durch das Einverleiben der Erſatzſtücke in das Warenlager (RG ZW 1917, 217°) 
oder auch durch das Benutzen der Erſatzſtücke im Gewerbebetriebe (NG LZ 1916, 888). 

3. Sache. Der ſchon A 2 zu $ 929 hervorgehobene Grundſatz, daß nur das Eigentum an 
beſtimmten einzelnen Sachen übertragen werden kann, daß Beſtimmbarkeit nicht genügt, 
gilt auch für $ 930 und wirkt ſich gerade hier aus, da bei dem Verfahren nach $ 930 häufiger 
Zweifel bleiben können. Ein Warenloger als ſolches kann unter dieſer Bezeichnung über⸗ 
eignet werden. Werden die einzelnen Waren aufgezeichnet, fo müſſen fie einzeln genau be 
zeichnet werden, mögen fie auch tatſächlich das ganze Lager ausmachen (RG SeuffA 71 
Nr 254). Ebenſo können Waren in beſonders aufgeführten Räumen übereignet werden 
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(RG 5. 6. 11 VII 612/10; 14. 11. 11 VII 68/11). Möglich iſt auch eine Einigung dahin, daß 
ein beſtimmter Teil aus einer größeren Menge übereignet werden und der Eigentümer ihn 
beſtimmen, ausſcheiden und für den Erwerber verwahren ſoll. Der Eigentumsübergang 
findet dann mit der Ausſcheidung ftatt (RG JW 1912, 79715). Nicht möglich ift es aber, aus 
einem größeren Beſtande einen Teil zu übereignen, der nur nach Mengen oder nach 
Werten bezeichnet wird ohne nähere Angabe, um welche einzelnen körperlichen Gegen⸗ 
ftände es ſich handelt (RG 52, 385ff.; 103, 153; 113, 57ff.; Gruch 51, 615; 58, 1030; 10. 10. 19 
VII 133/19; 16. 2. 26. VI 495/25). Der Verkehr hilft ſich damit, daß in ſolchen Fällen der 
ganze Beſtand übereignet, der Sicherungsgeber aber nur verpflichtet wird, ſtets einen be⸗ 
ſtimmten Mindeſtbeſtand bereitzuhalten, während er über den Mehrbeſtand verfügen darf. 
Auch dieſer Weg verſagt aber unter Umſtänden (RG 113, 57ff.). — Das Eigentum an 
barem Gelde kann durch Beſitzkonſtitut gültig nur dann übertragen werden, wenn es ge⸗ 
ſondert aufbewahrt und von anderem Gelde getrennt gehalten wird. Bloße Buchungen 
genügen nicht (RG 18. 6. 19 V 62/19). 4 

4. erſetzt, d. h. die Vereinbarung tritt an die Stelle der Übergabe und es bleibt nur noch 
als zweites Erfordernis, daß Veräußerer und Erwerber darüber einig ſind, daß das Eigentum 
auf den Erwerber übergehen ſoll. Daran fehlt es, wenn noch nicht ganz fertige Möbel gekauft 
find, die Übergabe hinausgeſchoben wird und der Tiſchler die Sachen vorläufig aufbewahren 
ſoll (Res SeuffA 78 Nr 135). Wenn ein Schuldner, der im unmittelbaren Beſitz (RG 94, 341) 
der vom Gerichtsvollzieher gepfändeten Sachen geblieben iſt, ſie auch nach der Ver⸗ 
ſteigerung oder nach einer gemäß § 825 ARD vorgenommenen Veräußerung noch ferner 
in ſeinem unmittelbaren Beſitz behält und dann mit dem Erſteher oder Käufer ein Rechts⸗ 
verhältnis vereinbart, das an ſich zum Erſatz der Übergabe genügt (RG Warn 1917 Nr 55), 
ſo geht das Eigentum nur über, wenn die Beteiligten den Eigentumsübergang auch wirlich 
bezwecken, nicht, wenn ſie ihn als ſchon geſchehen vorausſetzen; in dieſem Fall ſind ſie nicht 
mehr darüber einig, daß das Eigentum übergehen ſoll ($ 929). Dies Ziel muß ins Auge 
gefaßt ſein, nicht erforderlich iſt, daß die Beteiligten die rechtliche Bedeutung und Wirkung 
ihrer Abreden im einzelnen klar erkennen (RG JW 1915, 4454; Seuffu 76 Nr 20; Urt 
v. 21. 10. 27 VII/VI 315/27, wird abgedruckt). Ob man aber eine etwaige allgemeine 
Anſchauung, daß bezahlte Ware ſchon auf der Reiſe dem Käufer gehöre, nicht als irrige 
Rechtsauffaſſung anſehen darf, ob man ſie vielmehr zum Anlaß nehmen ſoll, im Einzelfall 
einen Parteiwillen feſtzuſtellen, der auf Übereignung bereits bezohlter Ware gerichtet ſei 
und die Übereignung durch ein Beſitzkonſtitut vollziehe — der Verkäufer nimmt die Ware für 
2 5 nn in Verwahrung und auf der Reife in Obhut — erſcheint doch bedentlich (vgl. auch 


Es 0 nicht unzuläſſig, in erſter Linie eine tatſächliche Übergabe nach § 929, in zweiter 
eine Erſatzübergabe nach $ 930 zu behaupten (RG LZ 1918, 498”). 

5. Rechtsverhältnis zur Erlangung des mittelbaren Beſitzes. Gemeint ſind hier die im 
3 868 angeführten Verhältniffe, nämlich das Verhältnis des Nießbrauchers (RG SeuffA 75 
Nr 27), Pfandgläubigers, Pächters, Mieters, Verwahrers und ähnliche Verhältniſſe. 
Der Kreis ſolcher Verhältniffe iſt mit Rücksicht auf die Schlußklauſel „und ähnliche Ver⸗ 
hältniſſe“ ſehr groß, immer muß es ſich aber um ein einzelnes beſtimmtes, ſchuldrecht⸗ 
liches oder dingliches Rechtsverhältnis handeln, das ein Nutzungsrecht oder eine Ver⸗ 
waltungspflicht des Veräußerers begründet (RG 49, 173; Warn 1925 Nr 166; JW 1927, 
900 ). Die Leihe und das Verhältnis des Kommiſſionärs fallen darunter (RG Warn 09 
Nr 454), es genügt aber weiß ein kommiſſionsähnliches Verhältnis, z. B. wenn der Veräußerer 
die Sachen kommiſſionsweiſe veräußern darf und aus dem Erlös neue Sachen anzuſchaffen 
hat (MG 1. 5. 17 VII 72/17), es genügen ferner Auftrag (RG 100, 193) und Geſchäftsbeſorgung 
ohne Auftrag (RG 98, 184). Das Rechtsverhältnis kann aber immer nur die Übergabe 
erſetzen, nicht auch die Einigung. Mit Recht für bedenklich erachten ift deshalb die Annahme, 
daß ſtets und ohne beſondere Verabredung das Eigentum an B übergeht, wenn A, den 
Weiſungen B.3 folgend, die au B verkaufte und von dieſem an C weiterverkaufte Ware un⸗ 
mittelbar an O verſendet (RG Warn 1920 Nr 168). Ob zwiſchen Verkäufer und Käufer 
eine Verwahrung oder ein ihr ähnliches Verhältnis zuſtande gekommen iſt, z. B. die Über- 
nahme der Obhut über Waren, die für einen andern befördert werden (RG Warn 1920 Nr 163), 
kann im Einzelfall zweifelhaft fein (RG 97, 252; 102, 41). Die bloße Klauſel: „die Ware geht 
mit Ausſtellung der Faktura in Ihren Beſitz über“ iſt auch hier bedeutungslos. Verwahrung 
und Eigentumsübertragung kommen nach den $$ 3, 7 des Depot v. 5. 7. 96 (auch in der 
Faſſung der VO v. 21. 11. 23, RG Bl 1 1119 zuſtande, wenn der Bankherr dem Kunden das 
Stückeverzeichnis überſendet (RG 104, 119), aber mit Nummernangabe (RG Lg 1919, 697). 
Das Eigentum an den Wertpapieren kann aber auch in anderer Art nach § 930 übertragen 
werden, doch wird das bei einem Verzicht auf das Stückeverzeichnis nur ſelten vorkommen, 
denn der Verzicht bedeutet, daß das Eigentunt nur gegen Zahlung des Preiſes übergehen 
Toll, und gezahlt iſt in der Regel nicht, wenn der Kommittent die Papiere noch hat (RG 
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109, 325; vgl. aber 116, 201). — Nicht unter § 930 fällt das Beſitzdienerverhältnis 
nach § 855. Die Abgrenzung tft zuweilen zweifelhaft (RGSSt 56, 115). Jedenfalls 
macht aber ſeine ſchuldrechtliche Pflicht, den Weiſungen des Geſchäftsherrn zu folgen, 
den Beauftragten oder Geſchäftsbeſorger nicht zum Beſitzdiener (RG Warn 1922 Nr 70). 
Die Übergabe kann nach § 930 nicht erſetzt werden, wenn der Veräußerer aus einem andern 
Rechtsgrund ein ſtärkeres Recht an den zu übertragenden Sachen erwirbt, als er durch die 
Vereinbarung nach § 930 erwerben ſoll. Ein Ehemann, der Sachen an ſeine Frau übereignen 
will, kann die Übergabe nicht durch Vereinbarung eines Leihvertrags erſetzen, wenn er ohne⸗ 
hin an den zum eingebrachten Gut werdenden Sachen das ehemännliche Verwaltungsrecht 
erlangt (RG 48, 318; Os G 34, 179). Die Annahme, daß in ſolchen Fällen das familien⸗ 
rechtliche Verhältnis das Rechtsverhältnis im Sinne des $ 930 jedenfalls dann darſtelle, wenn 
die Beteiligten die geſetzliche Rechtsfolge von Anfang au im Auge gehabt und übereinſtimmend 
in ihren Willen aufgenommen hätten (RG 108, 124), iſt nicht zu billigen, denn das familien⸗ 
rechtliche Verhältnis entſteht trotz alledem kraft Geſetzes und nicht durch die von § 930 ge⸗ 
forderte Vereinbarung der Beteiligten (RG Gruch 49, 123; OLG 8, 112; PoſMSchr 
1914, 152). § 868 bezieht ſich zwar nicht nur auf vertragliche, ſondern auch auf geſetzlich ge⸗ 
regelte Rechtsverhältniſſe (RG 59, 201; 94, 341; 98, 134; 105, 20f.), $ 930 verlangt aber 
ausdrücklich ein vereinbartes Rechtsverhältnis. — Wer nicht willensfähig iſt, kann ein 
ſolches nicht ſchaffen (RG 98, 133). Der Wille iſt entſcheidend. Die Unwirkſamkeit des 
vereinbarten Rechtsverhältniſſes aus anderen Gründen als wegen Willensmängeln iſt be⸗ 
deutungslos. — Gibt der unmittelbare Beſitzer ſeinen Beſitz an der Sache freiwillig auf, ſo 
endet auch der mittelbare Beſitz, das einmal übergegangene Eigentum wird davon aber nicht 
betroffen (RG 105, 413). 

Einzelfälle: Bei einem unter Eigentumsvorbehalt geſchloſſenen Kauf kann, auch wenn 
dem Käufer die Verpflichtung eines Verwahrers oder Verwalters nicht beſonders auferlegt iſt, 
ein Rechtsverhältnis im Sinne des § 868 geſchaffen werden (RG 54, 896; 69, 197); hält 
der Verkäufer nach dem Verkauf die Sache zurück, ſo braucht nicht immer ſtillſchweigend ein 
Verwahrungsvertrag geſchloſſen zu fein (RG 5. 5. 11 VII 437/10); lagert aber gekaufte, ge- 
nehmigte und bezahlte Ware noch bei dem Verkäufer, ſo kann Aufbewahrung im Sinne einer 
Geſchäftsbeſorgung oder Dienſtleiſtung nach $ 854 HGB vorliegen (RG LZ 1918, 148; 
Warn 1916 Nr 83); der Vermerk des Käufernamens auf einem beſtimmten Los mit ent ⸗ 
ſprechender Buchung und Nachricht an den Käufer kann für den Eigentumsübergang ausreichen 
(NG 25. 6. 15 III 411/14); die Abrede, daß die Syndikatsmitglieder nur noch als Verwahrer 
und Frachtführer des Syndikats handeln ſollen, wenn ſie die Ware zur Bahn oder an das 
Schiff bringen und dort zur Beförderung an den Abnehmer verladen, kann dahin verſtanden 
werden, daß die Mitglieder ihr Eigentum durch Begründung eines Rechtsverhältniſſes nach 
$ 868 auf das Syndikat übertragen und fortan nur noch die Rechte und Pflichten eines Ver⸗ 
wahrers oder Frachtführers haben ſollen, wobei gleichgültig, ob dies Verhältnis längere oder 
kürzere Zeit dauert (RG 92, 347). Wenn die Sache bereits nach $ 929 übereignet iſt, dann 
iſt ein nachträglicher bloßer Eigentumsvorbehalt wie jedes leere Konſtitut wirkungslos (RGSt 
23 1914, 1564); wird aber das Eigentum an ber ae zunächſt an den Verkäufer zurück 
übertragen und fie dann von ihm dem Käufer leihweiſe bis auf Widerruf überlaſſen (RG 
Warn 1917 Nr 264) oder durch einen neuen Vertrag unter Preisnachlaß und Eigentums⸗ 
vorbehalt wiederum an den Käufer verkauft (RG JW 1915, 445%, fo iſt ein genügend be- 
ſtimmtes Rechtsverhältnis vereinbart. Der leitende Geſichtspunkt iſt der, daß der unmittelbare 
Beſitzer dem Eigentümer gegenüber auf Zeit ($ 868) zum Beſitz berechtigt und verpflichtet 
ſein muß. Weder iſt aber erforderlich, daß das Verhältnis zu einem von vornherein beſtimmten 
Zeitpunkt, noch, daß es mit der Herausgabe an den mittelbaren Beſitzer endigen muß; es 
iſt nur erforderlich, daß überhaupt eine zeitliche Schranke beſteht und ein Herausgabeanſpruch 
des mittelbaren Beſtzers entſtehen kann (RG Warn 1912 Nr 421; Warn 1918 Nr 200; 
JW 1913, 432; Gruch 57, 434). Bei dem Verkauf unter Eigentumsvorbehalt liegt die 
zeitliche Schranke darin, daß der Käufer entweder zahlt und dann Eigentümer wird oder 
daß er nicht zahlt und dann der Verkäufer das Rücktrittsrecht nach $ 455 hat (RG 
JW 1915, 445%). Immer aber wird verlangt werden müſſen, daß nicht bloß zum Schein 
ein dem $ 868 entſprechendes Verhältnis geſchaffen iſt, daß es ſich alſo nicht nur um die Über ⸗ 
einkunft handelt: „Die Sache ſolle als übergeben gelten“ (RG 24. 3. 11 VII 404/10). Iſt 
aber kein Zweifel, daß ein den Anforderungen des $ 868 entſprechendes Verhältnis vorliegt, 
ſo iſt es ohne Belang, daß es nicht im Vertrag mit ausdrücklichen Worten bezeichnet wurde 
(RG Warn 1918 Nr 201; LZ 1918, 498). Auch ſtillſchweigende Abrede genügt (RG 
21. 3. 19 VII 22/19). . . 

6. Die Sicherungsübereignung (S.-Ü.) iſt die dingliche Ubereignung einer Sache — hier 
wird nur von beweglichen Sachen geſprochen — mit der ſchuldrechtlichen Abrede, daß das 
Eigentum nicht endgültig übertragen werden ſoll, ſondern nur für die Dauer des Beſtehens 
einer Forderung des Erwerbers (Sicherungsnehmers) an den Veräußerer (Sicherungsgeber). 
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Dabei kann verabredet werden, daß das Eigentum bei dem Erlöſchen der Forderung — alſo 
dem Eintritt einer auflöſenden Bedingung — von ſelbſt an den Veräußerer zurückfällt, er 
kann aber auch auf einen bloßen Rückübertragungsanſpruch beſchräukt werden (RG 28. 2. 22 
VII 372/21). Die S.⸗U. iſt ein Treuhandgeſchäft ohne weſentliche Beſonderheiten, wenn 
fie nach $ 929 vorgenommen, die Sache alſo dem Erwerber wirklich übergeben wird. Auch 
das komntt vor, obwohl unter ſolchen Umſtänden eine Verpfändung nach § 1205 möglich wäre. 
Es ſollen dann die ſtrengen Vorſchriften der 88 1228 ff. über den Pfandverkauf ausgeſchaltet 
werden. Ihre Beſonderheit bekommt die S. -U. aber, wenn fie nach § 930 vorgenommen 
wird, die Sache alſo im unmittelbaren Beſitz des Veräußerers bleibt. Das iſt die regelmäßige 
Art der S.⸗U., fie wird gemeint, wenn von S.⸗U. ſchlechthin geſprochen wird. Man hat darin 
eine wegen fehlender Übergabe der Sache ungültige Verpfändung erblicken wollen. In⸗ 
deſſen der Verkehr bedarf der Möglichkeit, daß ein Kreditbedürftiger als Kreditunterlage 
Sachen verwertet, die in ſeinem Beſitz bleiben. Deshalb hat die Rechtſprechung die S.⸗U. 
nach § 930 für zuläſſig erachtet (vgl. z. B. RG Warn 1912 Nr 213; AW 1911, 46° und die 
weiterhin angezogenen Entſcheidungen) und auch der Geſetzgeber hat ſie neuerdings an⸗ 
erkannt. Nach $ 22 des Geſ., betr. die Ermöglichung der Kapitalkreditbeſchaffung für landwirt⸗ 
ſchaftliche Pächter v. 9. 7. 20 (RG Bl I 399) ſollen Rechte auf Grund einer vor dem Inkraft⸗ 
treten dieſes Geſetzes erfolgten Sicherungsübereignung durch § 4 Abſ 1 des Gef., d. h. 
durch den guten Glauben des Pfandgläubigers an das Eigentum des Pfandſchuldners, nicht 
berührt werden, wenn ſie innerhalb beſtimmter Friſt bei dem zuſtändigen Amtsgericht an⸗ 
gemeldet werden. — Auf die Beſtrebungen, das oben anerkannte wirtſchaftliche Bedürfnis 
in anderer Weiſe als durch § 930 zu befriedigen, iſt hier nicht einzugehen, doch ſei hervor⸗ 
gehoben, daß der Geſetzgeber ſich dem ſog. Regiſterpfandrecht nicht mehr grundſätzlich 
abgeneigt zeigt. Ein Regiſterpfandrecht beſonderer Art war ſchon immer das Pfandrecht 
an im Schiffsregiſter eingetragenen Schiffen (88 1259 ff), jetzt iſt es durch Gef. v. 4. 7. 26 
RG Bl 1307) auf im Bau befindliche Schiffe und durch das Kabelpfandgeſetz v. 31. 3. 25 
(RGBl 1 37) auf Hochſeekabel ausgedehnt worden. Auf dem Wege zum Regiſterpfandrecht 
liegt das Pfandrecht, deſſen Beſtellung nach 9 2 Abſ 1 des ſchon oben genannten Gef. v. 9. 7. 26 
— für beſchränkte Zeit, $ 23 Ab] 1 — zugelaffen worden iſt; vgl. darüber A 5 zu § 1204 und 
A 5 Abſ s zu 81205. Dieſes Pfandrecht eutſteht durch die Einigung des Pächters mit dem 
Gläubiger darüber, daß dem Gläubiger das Pfandrecht zuſtehen foll, und durch die Nieder 
legung des Verpfändungsvertrags bei dem zuſtändigen Amtsgericht. Die von den preußiſchen 
Ausführungsbeſtimmungen (JM Bl 1926, 255) augeordnete Eintragung der Verträge in ein 
Verzeichnis iſt für die Entſtehung des Pfandrechts nicht weſentlich, ſie ſoll nur die Überſicht 
erleichtern. — Auch die im $ 22 a. a. O. vorgeſehene, ſchon oben erwähnte, Anmeldung 
der Sicherungsübereignungen bei dem Amtsgericht klingt an das Regiſterpfandrecht an. 

5 Die S.⸗U. iſt im BGB nicht beſonders geregelt. Auch für fie gilt alſo alles, was in den 
A 1—5 und den dort angeführten, häufig die S.-Ü. behandelnden, Entſcheidungen geſagt 
it. Bemerkt ſei aber noch, daß das Sicherheitsverhältnis als ſolches kein dem § 868 genügendes 
Rechtsverhältnis iſt (RG JW 1912, 1441; Warn 1913 Nr 200), das Vorliegen eines ſolchen 
muß alfo ſtets beſonders feſtgeſtellt werden. Zu betonen iſt ferner, daß die S.⸗U. grundſätzlich 
etwas anderes iſt als eine Verpfändung (RF JW 1914, 76%). Die geſetzlichen Vorſchriften 
Über das Pfandrecht dürfen deshalb nicht ohne weiteres zur Ergänzung der S.⸗U.⸗Verträge 
herangezogen werden. Maßgebend ſind hiernach ſtets die einzelnen Verträge. Da dieſe 
haufig unklar ſind, bleibt der Auslegung ein weiter Spielraum. Im Wege ſolcher Auslegung 
kann auch feſtgeſtellt werden, daß der Sicherungsnehmer verbunden ſein ſoll, nur die Rechte 
des Pfandgläubigers — vielleicht auch nur einzelne — auszuüben RG 59, 190; 76, 347; 
83, 58; 95, 245; RG 8. 2. 19 VI 248/19). Auch wenn weiter nichts verabredet iſt, ſo folgt 
boch aus dem Sicherungszweck als dem oberſten Zweck des Vertrags das Recht des Side: 
rungsgebers, feine Sache durch Bezahlung der Forderung einzulöfen (RG 22. 9. 22 
J 395/21). Dies darf aber nicht dazu führen, dem Eigentum des Sicherungsnehmers 
einen andern Inhalt zu geben, als dem des gewöhnlichen Eigentümers. Eigentum iſt und 
bleibt Eigentum im Sinne des $ 903. Auf dem Gebiete des Sachenrechts iſt jede Privat. 
willtür ausgeſchloſſen, der Inhalt der dinglichen Rechte kann durch Vertrag nicht geändert 
werden. Möglich iſt aber, daß man den Erwerber eines dinglichen Rechtes in beſtimmter 
Richtung ſchuldrechtlich bindet. Bedenklich iſt es alſo, davon zu ſprechen, daß der Sicherungs⸗ 
nehmer nur formelles Eigentum erlange, während das materielle, das wirtſchaftliche 
Eigentum bei dem Sicherungsgeber verbleibe. Das Eigentum, und zwar das einzige Eigen⸗ 
tum, welches das BGB kennt, geht auf den Sicherungsnehmer über (RG 99, 143; 102, 386; 
R 30. 10. 17 VII 219/17), er wird aber ſchuldrechtlich gebunden und lediglich aus dieſer 
ſchuldrechtlichen Bindung dürfen — tönnen aber auch — die feine Stellung einſchränkenden 
Folgerungen gezogen werden (RG Gruch 65, 605; R 104, 73). Gegen das Behandeln der 
S. U. als wirklicher Übereignung wendet fi) der Reichsfinanzhof in ſeinem Gutachten 
v. 8. 6. 26 (Samml. Bd 19 S. 126ff.), formell allerdings nur für das Steuerrecht und auf 
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Grund ſteuerrechtlicher Vorſchriften, doch laſſen ſich bürgerliches Recht und Steuerrecht nicht 
in der Weiſe trennen, wie es verſucht wird. Die Darlegungen des Reichsfinanzhofs ſind nicht 
überzeugend. Schon fein Ergebnis iſt widerſpruchsvoll. Er hält die S.-Ü. dem Weſen der 
Sache nach für eine verſchleierte Pfandbeſtellung, ſieht fie aber trotz § 1205 als wirkſam an. 
Das ſoll gelten, weil der Streit zwiſchen dem Steuergläubiger und dem Sicherungsnehmer 
nach der Reichsabgabenordnung zu eutſcheiden iſt. Indeſſen die S.⸗U. ſelbſt wird nach bürger⸗ 
lichem Recht vorgenommen, danach iſt ihre Wirkſamkeit und danach find ihre Folgen zu be- 
urteilen. Dieſe muß mangels abweichender Sondervorſchriften auch der Steuergläubiger 
hinnehmen. Eine ſolche Vorſchrift wird in § 80 Abſ 1 Satz 1 RAbgoO gefunden, weil danach im 
Sinne der Steuergeſetze wie ein Eigentümer zu behandeln iſt, wer einen Gegenſtand als 
ihm gehörig beſitzt. Das ſoll bei demjenigen zutreffen, der eine Sache ſicherungshalber 
nach $ 930 übereignet hat. Aber § 930 verlangt gerade, daß der Sicherungsgeber aufhört, 
die Sache als ihm gehörig zu beſitzen, daß er ſie fortan als die Sache eines andern beſitzt 
kraft eines Rechtsverhältniſſes, das ihn dem neuen Eigentümer gegenüber auf Zeit zum 
Beſitze berechtigt oder verpflichtet. Es iſt auch nicht ſo, daß der Sicherungsgeber in der Ver⸗ 
fügung über die übereigneten Gegenſtände nur inſoweit beſchränkt iſt, als er die Jutereſſen 
des Gläubigers wahrzunehmen hat. Umgekehrt hat der Sicherungsgeber die von ihm be⸗ 
ſeſſene Sache durchaus als fremde zu achten und zu behandeln, er darf mit ihr nur vor⸗ 
nehmen, was ihm das Rechtsverhältnis geſtattet, kraft deſſen er beſitzt, oder was ihm beſondere 
Abrede erlaubt. Für die Anſicht des Reichsfinanzhofs ſpricht ſcheinbar die — in ihrer Be: 
gründung allerdings nicht ganz unbedenkliche — Annahme des Reichsgerichts, daß der Siche⸗ 
rungsnehmer im Konkurſe des Sicherungsgebers in der Regel nur ein Ab-, kein Aus⸗ 
ſonderungsrecht hat (vgl. z. B. NG 24, 25; 91, 15 u. 280; Warn 1910 Nr 38; 28. 2. 22 
VII 372/21; 5. 4. 27 Vin VI 596/20; 14. 10. 27 [VIII VI 122/27 wird abgebr.). 
Das folgt indeſſen aus der Eigenart des Konkurſes, der zu einer fofortigen und endgültigen 
Regelung des geſamten Verhältniſſes zwingt. Dabei darf der Sicherungsnehmer nicht gleich: 
zeitig die Sache ausſondern und wegen ſeiner ganzen Forderung Befriedigung aus der 
Maſſe verlangen. Das widerſpricht dem S.-U.-Vertrage. Der Zwieſpalt löſt ſich, wenn 
dem Sicherungsnehmer ein Recht auf abgeſonderte Befriedigung zugebilligt wird. Er taucht 
aber gar nicht auf, wenn der Sicherungsnehmer außerhalb des Konkurſes dem pfändenden 
Steuergläubiger gegenüber ſein Eigentum verfolgt. Er verfolgt dann nur ſein Eigentum, 
nicht auch gleichzeitig ſeine Forderung. Einer künftigen vertragsmäßigen Löſung des Ver⸗ 
hältniſſes wird nicht vorgegriffen. Der für den Konkursfall aufgeſtellte Rechtsſatz iſt alfo 
außerhalb des Konturſes nicht entſprechend anwendbar. 

Einzelheiten. Iſt das Eigentum nicht unter auflöſender Bedingung übertragen, ſo kann 
der Sicherungsnehmer es weiterübertragen. Selbſt ein etwa verabredetes Veräußerungs⸗ 
verbot — weſentlich für die Sicherungsübereignung iſt es nicht — vermag nach § 137 die 
dingliche Wirkſamkeit der Weiterveräußerung nicht zu hindern. Dem Dritterwerber ſchadet 
es nichts, wenn er ſeinen Veräußerer als bloßen Sicherungseigentümer kennt (RG 95, 244). 
— Bietet der Sicherungsgeber dem Sicherungsnehmer rechtzeitig die Bezahlung der Forde 
rung an, lehnt dieſer aber die Annahme des Geldes grundlos ab und kommt er dadurch in 
Annahmeverzug, ſo folgt daraus allein noch nicht das Erlöſchen des Sicherungseigentums 
(bei auflöſend bedingter Übertragung) oder das Entſtehen des Rückübereignungsanſpruchs 
(bei nicht bedingter Übertragung). Dazu iſt noch die Hinterlegung unter Verzicht auf die 
Rückforderung nötig (RG 11. 3. 21 VII 324/20; 26. 6. 21 VII 565/20; 22. 9. 22 VII 595/21). 
Falls aber der Sicherungsnehmer trotz des Zahlungsangebots die Herausgabe der dem Siche 
rungsgeber nach $ 930 belaſſenen Sache verlangt, kann der Sicherungsgeber ihm die Einrede 
der Argliſt entgegenſetzen, wenn die Zahlung abgelehnt iſt, nur um den Eintritt von deren 
Wirkungen zu hindern (RG 26. 6. 21 VII 565/20). Ein bei der Sicherungsübereignung 
begründetes Mietverhältnis folgt ſeinen eigenen Regeln. Seine Beendigung gibt vielleicht 
dem Sicherungsnehmer das Recht, die Herausgabe zu verlangen, ein noch beſtehendes Ein- 
löſungsrecht verbleibt aber dem Sicherungsgeber und kann von ihm auch gegenüber dem im 
Beſitz befindlichen Sicherungsnehmer verfolgt werden (RG ebenda). 

Das Einlöſungsrecht des Sicherungsgebers kann zeitlich begrenzt werden; 9 503 iſt 
dabei entſprechend anwendbar (RG 9. 10. 23 VII 79/23). Es kaun verabredet werden, daß 
bei Erlöſchen des Einlöſungsrechts der Eigentumsübergang ſich in einen unbedingten und 
endgültigen verwandelt. Einer ſolchen Vereinbarung, die aber als dem Schuldner nach⸗ 
teilig nur in völlig zweifelsfreien Fällen anzunehmen ſein wird (RG 22. 9. 22 VII 395/21), 
ſteht $ 1229 — und darin zeigt ſich die Gefährlichkeit der Sicherungsübereignung — nicht 
entgegen. Im 8 1229 wird verboten, einer Pſandbeſtellung die Verfallklauſel des Eigentums 
übergangs hinzuzufügen, auf ſchuldrechtliche Abreden bei einer Eigentumsübertragung bezieht 
ſich & 1229 nicht. Davon geht auch RG 83, 53 aus. — Dem Erlöſchen des Einlöſungsrechts 
muß das Erlöſchen der e eee gegenüberſtehen, und zwar der ganzen, ſoweit 
nicht ein anderes vereinbart iſt. Ein Vertrag, in dem es heißt, das Eigentum einer Sache 
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werde zur Sicherheit für und in Anrechnung auf eine Forderung übertragen, ſetzt in 
ungenauer Weiſe nebeneinander, was nur nacheinander zur Auswirkung kommen kann (R 
22. 9. 22 VII 395/21). Es kann aber auch verabredet ſein, daß bei Fälligkeit der geſicherten 
Forderung der Sicherungsnehmer ſich wie ein Pfandgläubiger aus der übereigneten Sache 
befriedigen ſoll (RG IW 1914, 76%; RG 8. 12. 19 V 248/19), und das wird die Regel bilden. 
Ju einem ſolchen Fall kann der Sicherungsnehmer, bevor er ſich aus der Sache befriedigt 
hat, das Einlöſungsrecht des Sicherungsgebers nicht zum Erlöſchen bringen, namentlich nicht 
durch das Setzen einer Nachfriſt nach $ 326. Der Sicherungsgeber hat das Recht, nicht die 
Pflicht zur Einlöfung. 

Auch bei der Sicherungsübereignung iſt die Übereignung als abſtraktes dingliches Rechts. 
geſchäft von dem ſchuldrechtlichen rundgeſchäft unabhängig. Eine Ausnahme macht 
auch hier der Wucher. Bei wucherlichem Grundgeſchäft iſt auch die Übereignung nichtig 
(NG 38, 251; 47, 52; 63, 371; 95, 244). Ebenſo ift bei einem ſog. Knebelvertrag nicht nur 
das Grundgeſchäft, ſondern auch die Sicherungsübereignung nichtig, gerade ſie läuft den 
guten Sitten zuwider, ihnen widerſpricht es, daß ſich jemand unter Verluſt feiner wirtſchaft⸗ 
lichen Selbſtändigkeit völlig in die Hand eines anderen begibt dabei aber unter dem Schein 
der Selbſtändigkeit und Kreditwürdigkeit ſein Geſchäft fortführt und die Dritten täuſcht, 
die ſich mit ihm einlaſſen (RG 85, 343; ZW 1911 S. 8315, 57610, 65022; Warn 1913 Nr 129, 
130, 400; 1917 Nr 131; 1919 Nr 189; 3. 1. 11 VII 322/10; 28. 4. 22 VII 312/21; 5. 4. 27 
VI 596/26; 21. 10. 27 [VII] VI 315/27 wird abgedr.). Auch der an ſich gute Wille, dem 
Schuldner 55 Hilfe zu kommen, ändert an dieſer Rechtsfolge nichts (RG JW 1919, 4431; 
9. 9. 17 VII 235/17; 28. 4. 22 VII 312/21). Iſt die Sicherungsübereignung allumfaſſend, 
ohne jedoch gegen die guten Sitten zu verſtoßen, jo kann 5419 zutreffen. 

Mit dem Einwand des Scheins wurde die Sicherungsübereignung früher häufiger be⸗ 
kämpft als jetzt, immerhin wird ſtets genau zu prüfen fein, ob der Wille der Beteiligten ernit- 
lich auf die Übertragung des Eigentums gerichtet war oder ob dies nur vorgeſpie · 
gelt wurde. Die früher oft beliebte Form des Sicherungsverkaufs mit Wiederkaufsrecht zwingt 
nicht zur Verneinung der Ernſtlichkeit (RG JW 02 Beil 259; RG 57, 175; 59, 146; 62, 126; 
JW 1911, 1815). Eine Sicherungsübereignung unter Geſtattung des Weiterverkaufs (Kom⸗ 
miſſion) ift nicht ſchon deshalb unwirkſam, weil nur ein ziffermäßig nicht beſtimmter Erlösan⸗ 
teil an den Gläubiger abzuführen ift (R 27. 2. 14 VII 314/13). Allgemein wird bei der 
Beurteilung der Vereinbarungen nicht am Wortlaut zu haften fein (NG Warn 1910 Nr 448; 
1913 Nr 201), zumal da der Verkehr die Ausdrücke nicht immer in ihrem Rechtsſinn gebraucht 
(RG Lg 1914, 1759). Gegen die Annahme der Ernſtlichkeit kann es ſprechen, wenn für ge⸗ 
ringe Forderungen wertvolle Sachen übereignet ſind und wenn die Sicherungsübereig⸗ 
nung zugunſten naheſtehender Perſonen erfolgt iſt. Die Abſicht, zu täuſchen, schließt die An⸗ 
nahme eines Scheingeſchäfts nicht aus (RS 16. 4. 18 VII 18/18). Wegen Anfechtbarkeit der 
Sicherungsübereignung gelten die Vorſchriften der KO und des AnfG. — Im Sinne des 
869 VV iſt auch die Sicherungsübereignung eine Veräußerung (RG 73, 142; 117, 270). 

Endlich ſei noch darauf hingewieſen, daß die Rechte aus der Sicherungsübereignung nicht 
zu den Nebenrechten im Sinne des $ 401 gehören. Sie gehen alſo nicht kraft Geſetzes auf 
den neuen Gläubiger über, doch iſt es regelmäßig als Vertragswille der Beteiligten anzu. 
ſehen, daß der Gläubiger und Sicherungseigentümer die Rechte aus der Übereignung dem 
übertragen muß, der die Forderung erworben hat; die Zuſtimmung des Schuldners iſt 
ebenſo als im voraus erteilt anzufehen (RG 89, 195; 91, 280; JW 1926, 7998; 16. 4. 26 VI 
28/26). Wird die geſicherte Schuld nach $414 von einem Dritten übernommen und der ur, 
ſprüngliche Schuldner und Sicherungsgeber von feiner Leistungspflicht befreit, fo „erliſcht“ 
zwar nicht die Sicherungsübereignung nach $418, aber der Sicherungsgeber hat nunmehr 
den Anſpruch auf Rückübereignung, der Sicherungsnehmer darf keine Rechte mehr aus der 
Sicherungsübereignung herleiten. Bei einer Schuldübernahme nach $415 kommt es in 
erſter Linie auf die Abreden an, welche der Sicherungsgeber mit dem Dritten getroffen hat. 
Laſſen ſich ſolche nicht feſtſtellen, und hat auch der Sicherungsnehmer bei feiner Genehmigung 
keinen Vorbehalt gemacht, ſo liegt die Sache wie im Falle des $ 414. 


8 931 
y Iſt ein Dritter?) im Beſitze der Sache), jo kann die Übergabe dadurch 
erſetzt') werden, daß der Eigentümer dem Erwerber den Anſpruch auf 
Herausgabe der Sacher) abtritte) ') ). 
E I 804, 874 II 844; M 3 95—97; P 3 201—204. 
1. Übereignung durch Abtretung des Anſpruchs auf Herausgabe. Vgl. vorweg die 


Bemerkungen zu 8870, doch iſt zu betonen, daß es ſich im $ 870 nur um, die Übertragung 
des mittelbaren Beſitzes handelt, im § 931 um die des Eigentums. Dafür umfaßt $ 870 
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bewegliche und unbewegliche Sachen; $ 931 uur bewegliche Sachen. Im $ 931 wird eine 
zweite Art, die Übergabe zu erſetzen, vorgeſehen, ſie iſt aber auf den Fall beſchränkt, daß ein 
Dritter Beſitzer der Sache iſt. Ob er unmittelbaren oder mittelbaren Beſitz hat, iſt 
gleichgültig, nur darf bei mittelbarem Beſitz nicht gerade der Eigentünter es fein, der als un⸗ 
mittelbarer Beſitzer dem Dritten den Beſitz vermittelt. Wenn A eine Sache an B unter 
Eigentumsvorbehalt verkauft und übergeben, fie darauf von B gemietet und zum Mietbeſitz 
erhalten hat, fu ſteht dem A kein Herausgabeanſpruch zu, den er an G abtreten konnte. — 
Wird der Befig vom Veräußerer durch einen Beſitzdiener ausgeübt und ſoll das Eigentum 
nach § 931 auf einen anderen übertragen werden, ſo muß der Eigentümer den Beſitzdiener 
erſt zum Beſitzmittler machen. Das kann durch den Auftrag geſchehen, die Sache an den 
Erwerber herauszugeben, denn das Auftragsverhältnis genügt dem § 868 (RG 100, 193). 

2. ein Dritter, d. h. ein anderer als der Veräußerer oder der Erwerber. Ob der Dritte 
den Beſitz für den Veräußerer vermittelt oder nicht, iſt im Rahmen des 6 931 nicht entſchei⸗ 
dend. In beiden Fällen iſt die Vorſchrift anwendbar (RG Warn 1919 Nr 95). Erheblich iſt 
der Unterſchied aber nach 8934. — An den mittelbaren Beſitz des Eigentümers knüpfen ſich 
auch zwei im BSR nicht beſonders behandelte Möglichkeiten, das Eigentum an beweg⸗ 
lichen Sachen zu übertragen. Einmal kann der Eigentümer als mittelbarer Beſitzer den Er: 
werber zum weiteren mittelbaren Beſitzer machen und jo nach 9930 Eigentum übertragen, 
val. daſ A 2. Er kann aber auch den Beſitzmittler beauftragen, von nun an für den Erwerber 
zu beſitzen; führt der Dritte den Auftrag aus, z. B. durch Abſchluß eines Verwahrungsver⸗ 
trages mit dem Erwerber, fo ſſt dieſer mittelbarer Beſitzer und auch Eigentümer geworden, 
borausgeſetzt, daß Einigkeit über den Eigentumsübergang beſteht (RG 103, 153; Warn 1923 
Nr 77; 13. 4. 26 VI 596/25, auf denſelben Grundſätzen beruht bei etwas verwickelterem Sach- 
verhalt MG Warn 1926 Nr 138). 
. der Sache. Wie nach 9 929 (A 2) und 8930 (A 3) kaun auch nach § 931 nur eine be: 
ſtiminte Sache übereignet werden. Die Bezeichnung nach Mengen oder Werten genügt auch 
hier nicht. Wohl kann in ſolchem Falle der Herausgabeanſpruch abgetreten werden, aber das 
Eigentum geht auf dieſem Wege erſt dann an den Erwerber über, wenn ihm auf Grund der Gel⸗ 
tend machung des Herausgabeanſpruchs das Verlangte herausgegeben wird (RG 52,385). Han: 
delt es ſich jedoch um die Übereignung einer aus der größeren Menge ſchon ausgeſchiedenen 
Sachgeſamtheit, ſo iſt nicht Aufzählung der einzelnen Sachen nötig. Es genügt dann zur 
Bezeichnung bei der Abtretung des Herausgabeanſpruchs die Angabe nach Ort der Lage⸗ 
rung und Juhaber (Res Gruch 57, 434). Auch wenn bares Geld nach § 931 übereignet werden 
110 dieſes beſonders aufbewahrt ſein, bloße Buchungen genügen nicht (RG 18. 6. 10 

4. die Übergabe erſetzt. Erforderlich bleibt neben der Abtretung noch die Einigung 
über den Übergang des Eigentums. Sie iſt regelmäßig in der Abtretung des Herausgabe. 
anſpruchs ſelbſt mitenthalten. Indeſſen ift die Möglichkeit, den Herausgabeanſpruch auch zu 
andern Zwecken als denen der Eigentumsübertragung abzutreten, nicht ausgeſchloſſen. Daher 
wird die Einigung über den Eigentumsüber ang ſtets feſtzuſtellen fein (Re IJ 1910, 81429), 
5. den Anſpruch auf Herausgabe der Sache — d. h. unter allen Umſtänden den ding 
lichen Anſpruch im Sinne des $ 985 und, wenn der Eigentümer mittelbarer Beſitzer der Sache 
iſt, auch den perſönlichen Anſpruch (RG 52, 394), doch wird der perſönliche Anſpruch regel, 
mäßig als ſtillſchweigend mit abgetreten anzuſehen fein (Re 6. 2. 1917 VII 254/16). Durch 
die Abtretung des perſönlichen Anſpruchs wird der Erwerber nach $ 870 ſofort mittelbarer 
Beſitzer. Das iſt für 5934 von Bedeutung. Iſt der Eigentümer A nicht mittelbarer Beſitzer 
und tritt er an B einen dinglichen Herausgabeanſpruch gegen Cab, der nicht beſteht, weil 
C nicht oder nicht mehr Beſitzer iſt, ſo wird B durch die Abtretung — trotz des Einigſeins von 
A und B über den Eigentümsübergag — nicht Eigentümer der Sache (Nec 8. 4. 24 VII 
253/23). Anders würde die Sache liegen, wenn A feinen dinglichen Anſpruch gegen den je- 
weiligen Beſitzer abgetreten hätte. Dem Aunſpruch auf Herausgabe iſt auch der Anſpruch 
ves nichtbeſitzenden Miteigentümers gegen den alleinbeſitzenden auf Einräumung des Mitbe“ 
ſitzes gleichzuachten (RG 69, 40). Mit der Abtretung des Auſpruchs auf Herausgabe der 
Sache tritt, wenn auch die Einigung über den Übergang des Eigentums vorliegt, der Eigen 
tumswechſel ſofort ein. Dies 17 dann, wenn der Geltendmachung des Anſpruchs in dieſem 
Zeitpunkte rechtliche Hinderniſſe entgegenſtehen (vgl. § 986 Abſ 2). Die Abtretung des An⸗ 
ſpruchs auf Vorlegung des Hypothekenbriefs an das Grundbuchamt, z. B. zur Herſtellung 
eines Teilbriefs, iſt keine Abtretung des Anſpruchs auf Herausgabe der Sache im Sinne des 
$ 981 pics 69, 43; Gruch 54, 1023; 20. 9. 14 V 159/10 

6. Auf die Abtretung des Anſpruchs finden nach 9 413 die Porſchriften über die Über- 
tragung von Forderungen entſprechende Anwendung. Sie kaun auch ſtillſchweigend be⸗ 
wirkt werden, die Umſtände des Falles entſcheiden (Rö 54, 111; 29. 1. 18 VI] 368/17). Keine 
Abtretung des Anſpruchs auf Herausgabe der geſtohlenen Sache ift in der bloßen Ent⸗ 
gegennahme der Einbruchsdiebſtahl⸗Verſicherungsſumme gefunden worden (RG 108, 110). 
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Das Frachtbriefduplikat der Eiſenbahn iſt kein Traditionspapier im Sinne der in A 7 
erwähnten. In ſeiner Übergabe an den im Frachtbrief bezeichneten Empfänger der Ware 
kann aber entſprechend einer Anſchauung des Verkehrs die Abtretung des Herausgabeanſpruchs 
gefunden werden (RG JW 1926, 192222), namentlich wenn fie kraft der Vertragsklauſel „netto 
Kaſſe gegen Frachtbriefduplikat“ nur gegen Zahlung des Kaufpreiſes bewirkt wird (RG 102, 
97; Warn 1922 Nr 77). Nicht abgetreten wird aber der Herausgabeanſpruch, wenn das Dupli⸗ 
kat dem Empfänger der Ware nur „zu getreuen Händen“ (RG 26. 2. 26 VI 531/25) oder wenn 
es an einen andern als den Empfänger der Wore übergeben wird; dieſer Dritte wird dann 
auch nicht mittelbarer Beſitzer der rollenden Ware (RG 13. 4. 23 VII 261/22). Lager⸗ 
ſcheine von Anſtalten, die ſtaatlich nicht zur Ausſtellung ſolcher Urkunden ermächtigt find, 
können nicht durch Indoſſament übertragen werden und ſind deshalb ebenfalls keine echten Tra⸗ 
ditionspapiere (89 363, 424 HGB). Auch in ihrer Aushändigung kann die Abtretung des 
Herausgabeanſpruchs gefunden werden (RG SeuffA 67 Nr 152; Od 26, 54), eine feſte Ver⸗ 
kehrsanſchauung hat ſich darüber noch nicht gebildet; in der vom RG am 5. 12. 22 entſchie⸗ 
denen Sache VII 1/22 (Bd. 105 ©. 413) hatten z. B. LG und OLG Hamburg verſchieden 
geurteilt. Wird dem Käufer ein Lieferſchein übergeben, in welchem der Lagerhalter 
angewieſen wird, dem — vielleicht nicht einmal benannten — Käufer die Ware auszuant⸗ 
worten, ſo wird darin in der Regel nicht die Abtretung des Herausgabeanſpruchs gefunden 
(RG 101, 299; 103, 151; Warn 1922 Nr 77; 4. 4. 24 VII 575/23; vgl. aber RG 49, 97), eben: 
ſowenig in der Mitteilung des Verkäufers an den Käufer, er habe die Ware für ihn bei dent 
Lagerhalter freigeſtellt (HanſchZ 1921, 161). In dieſen Fällen fehlt es ſchon an dem Übereig⸗ 
nungswillen, der Verkäufer will ſich vielmehr den Widerruf ſeiner Maßnahmen vorbehalten. 
— Auch in der Übergabe von Hinterlegungsurkunden über hinterlegte Wertpapiere 
kann ein Abtreten des Herausgabeanſpruchs gefunden werden (RG 2. 7. 06 IV 167/06; 
23 1916, 1007). Der Beſitzer einer Sache, die nach § 981 veräußert ift, kann dem neuen 

igentümer unter Berufung auf $ 407 auch ſolche Einwendungen entgegenſetzen, welche 
nach der Abtretung durch ein zwiſchen ihm und dem Veräußerer abgeſchloſſenes Rechts⸗ 
geſchäft begründet werden, es ſei denn, daß der Beſitzer die Abtretung bei Vornahme des 
Rechtsgeſchäfts kannte (RG 20. 6. 11 VII 600/10). 

7. Traditionspapiere. Über die Erſetzung der Übergabe der Sache durch Übergabe des 
Lagerſcheins, des Ladeſcheins, des Konnoſſements vgl. ferner HGB 88 424, 450, 647, wegen 
der Seeſchiffe HB 8 474. 

8. Internationalprivatrechtliches. Bei einer Veräußerung, die dem deutſchen Recht unter- 
liegt, iſt die Wirkung der Abtretung des Herausgabeanſpruchs auch dann nach deutſchem Rechte zu 
beurteilen, wenn die Ware ſich noch auf dem Wege ins Inland befindet (RG 16. 9. 11 1321/10). 


8 932 


) Durch eine nach § 929 erfolgte Veräußerung wird der Erwerber auch 
dann Eigentümer, wenn die Sache?) nicht dem Veräußerer gehört, es ſei denn, 
daß?) er zu der Zeit, zu der er nach dieſen Vorſchriften das Eigentum er⸗ 
werben würde“), nicht in gutem Glauben iſt. In dem Falle des 8 929 Satz 2 
gilt dies jedoch nur dann, wenn der Erwerber den Beſitz von dem Ver⸗ 
äußerer erlangte) hatte. 

Der Erwerber iſt nicht in gutem Glauben, wenn ihm bekannt oder in⸗ 
folge grober Fahrläſſigkeit unbekannt iſt, daß die Sache nicht dem Ver⸗ 
äußerer gehört e) 7). 

E 1 877 II 846; M 3 344847; P 3 206—211; 4 589; 590. 


1. Erwerb vom Nichteigentümer. Hand muß Hand wahren. Erwerb durch guten 
Glauben. Die Vorſchrift ſchützt den redlichen Erwerber vor den Folgen des Rechtsmangels 
auf ſeiten des Veräußerers dann, wenn er den Beſitz von dem Veräußerer erlangt hat. Er 
erlangt nicht nur perſönlichen Schutz, ſondern wirkliches Eigentum, das Eigentum des bis- 
herigen Eigentümers geht unter. Der veräußernde Nichteigentümer muß Eigentum haben 
Übertragen wollen (28 1919, 611), und er muß zur Zeit der Einigung noch Beſitzer geweſen 
ſein oder den Beſitz vorher auf den Käufer übertragen haben (RG 72, 809). Der redliche 
Erwerber ſoll keinen Schaden davon haben, daß er den Beſitzer für den Eigentümer gehalten 
hat (RG 73, 128). Die Vorſchrift iſt ſtreng auf die Fälle des 8 929 beſchränkt (RG 
9. 5. 11 VII er Sie bezieht ſich alfo nur auf den Eigentums», nicht auch auf den 
Beſitzerwerb. Beſitz iſt etwas Tatſächliches, er iſt entweder vorhanden oder nicht vorhanden. 
Niemand kann durch den guten Glauben an den Beſitz ſeines Vormanns Beſitzer werden, 
wenn er den Beſitz nicht wirklich erlangt (RG 105, 413). Ebenſowenig kommt § 932 in Frage, 
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wenn jemand nicht Fiduziareigentümer, ſondern nur Fiduziarbeſitzer werden ſoll (RG 
111, 409). Die Vorſchrift greift endlich auch nicht ein, wenn bei einer Sicherungs- 
übereignung die Sache — vielleicht ſogar vertragswidrig — weiterveräußert wird. Auch 
der Sicherungsnehmer iſt wirklicher Eigentümer, einem Rechtsmangel braucht bei ihm nicht 
durch den guten Glauben des Erwerbers abgeholfen zu werden. Die Weiterveräußerung 
iſt deshalb dinglich wirkſam, auch wenn der Erwerber weiß, daß der Veräußerer nur Siche 
rungseigentümer iſt — vorbehaltlich der $$ 826, 138 (RG 99, 143). — Zugunſten des wahren 
HR a 8 932 eine weſentliche Einſchränkung durch $ 985, eine geringere durch 
952, vgl. A 1 daſ. 

Beim Erwerb durch einen Stellvertreter kommt es auf den guten Glauben des Vertreters, 
nicht den des Vertretenen an ($ 166 Abſ 1). Der Gerichtsvollzieher, der die Sache im Wege 
der Zwangsvollſtreckung nach § 897 Ubi 1 3PO wegnimmt, iſt nicht Vertreter, feine Bös⸗ 
gläubigkeit ift unſchädlich (RG JW 1914, 8632; RG 90, 198; 95, 152). 

Nur der Mangel des Eigentums auf ſeiten des Veräußerers wird nachgeſehen, 
nicht das Fehlen ſonſtiger Voraussetzungen für die Gültigkeit des Geſchäfts, alſo nicht das 
Fehlen der Volljährigkeit, der Geſchäftsfähigkeit (RG 22. 11. 10 VII 611/09), das Fehlen der 
geſetzlichen Vertretungsbefugnis (RG 3. 12. 20 VII 231/20; 12. 1. 23 VII 100/22), der 
Vollmacht des Vertreters (RG 106, 44) (anders auf dem Gebiete des Handelsrechts; vgl. 
HGB 8366). Zweifelhaft könnte ſein, ob nicht aus dem Schutze des gutgläubigen Erwerbers 
gegen den Mangel des Eigentums des Veräußerers auf den gleichen Schutz in dem Falle ge- 
ſchloſſen werden muß, wenn dem Veräußerer nicht das Eigentum fehlt, ſondern nur die Ver⸗ 
fügung beſchränkt iſt. Im Falle der Verfügungsbeſchränkung durch geſetzliches oder gericht⸗ 
liches Veräußerungsverbot iſt dem redlichen Erwerber im § 135 Abſ 2 und im Ech Art 61 aus⸗ 
drücklich der Schutz gewährt, im Falle der Beſchränkung der Verfügung der Ehefrau über ihr 
eingebrachtes Gut wird durch $ 1404 dem redlichen Erwerber der Schutz verſagt — bei Verfü- 
gungen der 115 über Sachen des Mannes wird 9 992 natürlich wirkſam — und nach 97 
KO muß auch dem, der ohne Kenntnis der Eröffnung des Konkursverfahrens einen zur Kon⸗ 
kursmaſſe gehörenden Gegenſtand gutgläubig vom Gemeinſchuldner erwarb, der Schutz ver⸗ 
fagt werden. Bei dem Schweigen des 9 932 iſt die aufgeworfene Frage zu verneinen (RG 
100, 194). Wenn aber einer von mehreren Miterben entgegen den Vorſchriften des $ 2088 
über einen Nachlaßgegenſtand verfügt, ſo beruht die Unwirkſamkeit einer derartigen Verfügung 
nicht ſowohl auf dem Mangel der Verfügungsbefugnis als vielmehr auf dem Mangel des 
Alleineigentums, $ 932 iſt alſo anzuwenden (RG Warn 1918 Nr 212; RG 67, 27). Auch 
für öffentliche Verſteigerungen gilt $ 982; wer darin eine Sache erſteht und weiß, daß der 
e Nichteigentümer iſt, wird nicht Eigentümer (OLG 81, 825; vgl. auch § 985 


Wer als Sicherungsnehmer nach 8932 Eigentum vom Nichteigentümer erworben 
hat, kann Eigentum weiterübertragen. Übereignet er die Sache an den Sicherungsgeber, 
ſo wird dieſer, der früher Nichteigentümer war, nunmehr auch ſelbſt Eigentümer. Das iſt 
unbedenklich, wenn die zweite Übereignung mit der erſten in keinem rechtlichen Zuſammen⸗ 
hang ſteht, muß aber auch gelten, wenn der Sicherungsnehmer nach Empfang der ihm ge⸗ 
ſchuldeten Summe das Eigentum zurücküberträgt. Das Eigentum des urſprünglichen — 
dritten — Eigentümers iſt untergegangen, als der Sicherungsnehmer Eigentum erwarb, und 
kann nicht wiederaufleben; der Sicherungsgeber iſt auch nicht ſchlechtgläubig im Sinne des 
$ 932, denn fein nunmehriger Vormann, der Sicherungsnehmer, iſt wirklicher Eigentümer. 
Der urſprüngliche — dritte — Eigentümer iſt auf etwaige perſönliche Anfprüche gegen den 
zum Eigentümer gewordenen Sicherungsgeber beſchränkt. Ebenſo liegt die Sache, wenn je- 
mand auf Grund eines Kaufvertrages vom Nichteigentümer Eigentum erworben hat, 
ſpäter wandelt und Eigentum zurücküberträgt. 


2. Sache. Die Grundſätze der 88 932ff. erſtrecken ſich nicht auf den Erwerb von Rechten 
(NG 115, 307) oder von Forderungen (RG L3 1917, 4597), auch nicht auf den Erwerb eines 
ganzen Geſchäfts als eines Inbegriffs von Sachen und Rechten (RG 93, 227). Alles das ſind 
keine Sachen im Sinne des BGB. Ebenſo ift das Eigentum an der Nummer einer Kraft⸗ 
drofchte wohl eine wirtſchaftlich verwertbare Macht, die wie ein Vermögensrecht wirkt, aber 
keine Sache (OLG 26, 65). 


3. es ſei denn, daß: dieſe Faſſung zeigt, daß der Erwerber der Beweislaſt für ſeinen 
guten Glauben enthoben iſt. Der Gegner hat ihm zu beweiſen, daß er nicht in gutem Glauben 
war (RG Warn 1912 Nr 167). Anders liegt die Beweislast, wenn der hauptſtädtiſche Bank 
herr trotz der ihm vom Provinzbankherrn gemachten Mitteilung, daß die überſandten Papiere 
fremde ſeien, auf Grund feines guten Glaubens an die Verfügungsbefugnis des Provinz⸗ 
bankherrn ($ 866 HGB) das allgemeine Pfandrecht an den Papieren erworben haben will 
(8 8 des ſogenannten Bankdepotgeſetzes v. 5. 7. 96, RG Bl 183). Dann muß er feinen guten 
Glauben beweiſen (RG 87, 329; 71, 837). 


Erwerb und Verluſt des Eigentums an beweglichen Sachen 8 932 267 


4. Der gute Glaube muß in dem Zeitpunkt vorhanden ſein, in dem das Eigentum über⸗ 
gehen würde, wenn der Veräußerer wirklich Eigentümer wäre (RG 25. 3. 24 VII 227/23), 
alſo bei der aufſchiebend bedingten oder befriſteten Übertragung in dem Zeitpunkt, in welchem 
die Friſt oder Bedingung ſich erfüllt. Wird der Erwerber nach dem entſcheidenden Zeit⸗ 
punkt ſchlechtgläubig, ſo ſchadet es ihm nichts, wird er danach gutgläubig, ſo nützt es ihm nichts 
(RG Warn 1911 Nr 157). 


5. von dem Veräußerer erlangt, d. h. von dem Veräußerer eingeräumt erhalten. Durch 
verbotene Eigenmacht erlangter Beſitz kann nicht als „vom Veräußerer“ erlangt angeſehen 
werden. Wer von A Sachen des B verpfändet und übergeben erhalt, erlangt den Beſitz 
von A. Dabei bleibt es auch dann, wenn hinterher B die Verpfändung und Übergabe 
genehmigt. Es kann alſo der Pfandnehmer Eigentum an den Sachen nach 8 932 abi 1 
Satz 2 nicht erwerben, wenn er ſpäter mit B über den Übergeng des Eigentums einig wird, 
B aber inzwiſchen aufgehört hat, Eigentümer zu ſein (RG Warn 1925 Nr 6). 


6. Grobe Fahrläſſigkeit iſt eine beſonders ſchwere Verletzung der im Verkehr erforder ; 
lichen Sorgfalt (RG 4. 12. 11 IV 179/11; RG Warn 1913 Nr 325 u. 359). Der ſog. Eventual⸗ 
dolus bildet keinen beſonderen Fall des Ausſchluſſes von gutgläubigem Erwerb; der wirk- 
lichen Kenntnis vom Nichteigentum ſteht er nicht gleich, auch er iſt alſo nur für die Frage der 
groben Fahrläſſigkeit erheblich (M& 20. 4. 26 VI 45/26). Ob ſolche vorliegt, iſt von den Um⸗ 
ſtänden des Falles abhängig. Schlechte Gewohnheiten des Handels aus der Kriegs⸗ 
und Nachkriegszeit ſind bei der Frage nach dem guten Glauben jedenfalls nicht zu beachten 
(RS 8. 10. 26 VI 205/26). Ergeben ſich hinreichende Verdachts und Zweifels⸗ 
gründe, und ſetzte ſich der Erwerber über dieſe hinweg, um im Dunkeln zu bleiben, ſo muß 
ihm grobe Fahrläſſigkeit zur Laſt gelegt werden (NG 6. 2. 06 VII 248/05; 28. 12. 06 VII 
105/06; RGS Warn 1912 Nr 167). Aber auch ſonſt leichtſinniges Verhalten des Erwerbers 
kann ihn grob fahrläſſig erſcheinen laſſen. So wenn ein Bankherr ein ſicheres Papier von 
einem Unbekannten unter Preis erwirbt oder erſt viel ſpäter fällig werdende Zinsſcheine 
ohne die Mäntel (OLG 18, 138), oder wenn er Wertpapiere erwirbt, zu denen auffälliger ⸗ 
weiſe die Zinsſcheine fehlen (RG 58, 162). Grobe Fahrläſſigkeit iſt ferner ohne Beanſtandung 
ſchon darin erblickt worden, daß der Kaufer, ohne ſich näher zu erkundigen, von einem, wie 
er wußte, ſtark verſchuldeten Verkäufer eine neue Gaſtwirtſchaftseinrichtung kaufte (RG 
5. 1. 11 VII 241/10), daß er wertvolle Sachen von einem ſtark verſchuldeten Vertragsgegner 
ohne nähere Prüfung des nicht weit zurückliegenden Erwerbsgeſchäftes erwarb (RG 13. 10. 11 
VII 69/11). Anderſeits iſt ausgeſprochen, daß, wenn keine verdächtigen Umſtände 
vorliegen, einem Bankherrn gegenüber Perſonen, die durch den Beſitz von Inhaberpapieren 
zur Geltendmachung der Rechte daraus befugt erſcheinen, nicht noch eine beſondere Aus⸗ 
weisprüfung zugemutet werden kann (RG 67, 27; vgl. aber auch Rch im Recht 1919 Nr 2524). 
Im freien Handel iſt der Verkauf von Wertpapieren ungewöhnlich, ſie können geſtohlen ſein 
und der Ankäufer muß deshalb die entſprechenden Blätter einſehen (RG 6. 12. 22 I 7/22). 
Wer die entſcheidenden Tatſachen kennt, fie aber aus einem nicht ſelbſt, auf grober Fahrläffig- 
keit beruhenden Rechtsirrtum falſch beurteilt, befindet ſich in gutem Glauben (RG 74, 354; 
Rd Warn 1914 Nr 253). 


7. Verwertung von Militärgut; Vo v. 28. 5. 19 (RG Bl 477). Nach dieſer Verordnung 
dürfen nur beſtimmte Stellen Militärgut veräußern. Hat jemand von einer andern Stelle 
gekauft, ſo kann ihm der gute Glaube an deren Veräußerungsbefugnis nichts helfen (vgl. oben 
A Abſe3). Die Verordnung geht aber noch weiter: Hat jemand von einer falſchen Stelle 
Militärgut gekauft, ſo kann von ihm auch ein gutgläubiger Dritter, d. h. ein Dritter, der an 
das Eigentum ſeines Vormanns glaubt, Eigentum nicht erwerben. Die Regeln über den 
Eigentumserwerb im guten Glauben ſind im Rahmen der Verordnung ausgeſchaltet. Wer 
alſo fein Eigentum an vermutlichem Militärgut zu beweiſen hat, muß dartun daß entweder 
er ſelbſt es von einer zuſtändigen Stelle erworben hat oder daß einer feiner Vormänner auf 
dieſe Weiſe bereits das Eigentum erlangt hatte (RG 105, 295; 106 S. 45, 352). Wertvolle Per- 
ſonenkraftwagen fallen nicht als „Gegenſtände des täglichen Bedarfs“ unter die Aus⸗ 
nahmevorſchrift des 91 Abſ 2 Satz 1 der VO (MG IW 1922, 1722“) 16. 12. 24 VI 269/24). 
— Die „Anforderung“ im Sinne des 82 Setz! der VO kann vor dem Inkrafttreten der BO 
liegen und ſchon in der Beſtellung der Sachen bei der Fabrik in Verbindung mit der Aus. 
ſonderung des Rohmaterials und dem Beginn der Herſtellung der Ware gefunden werden 
(RG 27. 2. 25 VI 415/24). 

Nebenbei bemerkt: Im Rechtswege verfolgbar find die Klagen auf Feſtſtellung des 
Eigentums an vermutlichem Militärgut, auf Herauszahlung des Erlöſes von verwerſetem 
Militärgut oder auf Erſatz weitergehenden Schadens. Nicht im Rechtsweg verfolgbar iſt 
die Klage auf Herausgabe des von der Behörde ſichergeſtellten Militärguts, ſolange die Sicher- 
ſtellung nicht aufgehoben ift (RGS 105 S. 192 u. 276; 106, 352; 108, 244). 
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8 933 


Gehört eine nach § 930 veräußerte Sache nicht dem Veräußerer, ſo wird 
der Erwerber Eigentümer, wenn ihm die Sache von dem Veräußerer über⸗ 
geben wird), es ſei denn, daß er zu dieſer Zeit nicht in gutem Glauben iſt. 


E I 879 II 847; M 3 845; P 3 206—210. 


1. Nachträglicher Eigentumserwerb durch gutgläubige Beſitzerlangung. Iſt zum 
Zwecke der Eigentumsübertragung der Weg des § 930 eingeſchlagen, alſo der unmittelbare 
Beſitz dem Veräußerer vorbehalten, dem Erwerber nur der mittelbare Beſitz eingeräumt, 
ſo gewährt das Geſetz dem gutgläubigen Erwerber nicht den gleichen Schutz wie im Falle des 
8 929. Der Erwerber wird trotz feines guten Glaubens, trotz der Einigung und trotz der Er⸗ 
langung des mittelbaren Beſitzes nicht Eigentümer. Die Vorſchrift des § 933 bringt zum 
Ausdrucke, daß in einem ſolchen Falle der Erwerber nachträglich das Eigentum erlangt, 
wenn ihm nachträglich der unmittelbare Beſitz vom Veräußerer eingeräumt wird. Der 
Grund ift der, daß nunmehr nachträglich die Vorausſetzungen des § 929 vorliegen. 

Der dingliche Vertrag, d. h. die Einigung über den Eigentumsübergang braucht in dieſem 
Fall nicht wiederholt zu werden. Selbſtverſtändlich iſt nur, daß der bisherige mittelbare 
Beſitz des Erwerbers auf Grund des Veräußerungsgeſchäfts in unmittelbaren Beſitz um⸗ 
gewandelt werden ſoll (RG 81, 141). f 

Unerläßliche Vorausſetzung des nachträglichen Erwerbs iſt alſo immer, daß eine Ver⸗ 
äußerung nach § 930 vorausgegangen iſt. Lag eine ſolche nicht vor, und erlangte der Erwerber 
den unmittelbaren Beſitz nur auf Grund der irrigen Meinung, daß eine Veräußerung nach 
$ 930 vorausgegangen ſei, fo findet § 933 keine Anwendung (RG 81, 141). Iſt zum Zweck 
der Eigentumsüberkragung ein Beſitzkonſtitut an einem Inbegriff von Sachen beftellt, fo 
kann eine körperliche Übergabe, die bei vorhandenem guten Glauben auch das Eigentum an 
etwaigen fremden, zu dem Inbegriff gehörigen Sachen verſchafft, nicht in der Weiſe herbei⸗ 
geführt werden, daß der mittelbare Beſitzer die Räume mietet, in welchen ſich die Sachen 
befinden, ſich die Schlüſſel aushändigen läßt, ſie aber alsbald dem unmittelbaren Beſitzer 
zurückgibt. Das BGB kennt eben keine „ſymboliſche Übergabe“, eine wirkliche liegt nicht 
vor (RG 2. 7. 20 VII 23/20). 

Ss 934 


Gehört eine nach S 931 veräußerte Sache nicht dem Veräußerer, jo wird 
der Erwerber, wenn der Veräußerer mittelbarer Beſitzer der Sache iſt, mit 
der Abtretung des Anſpruchs, anderenfalls dann Eigentümer, wenn er den 
Beſitz der Sache von dem Dritten erlangt, es ſei denn, daß er zur Zeit der 
Abtretung oder des Beſitzerwerbes nicht in gutem Glauben ift!). 


E II 847: P 3 208— 211; 6 268, 264, 335. 


1. Schutz des redlichen Erwerbers im Falle der Eigentumsübertragung durch Ab⸗ 
tretung des Herausgabeanſpruchs. Wenn die nach $ 981 veräußerte Sache nicht dem Ver 
äußerer gehört, fo fteht ihm auch der durch $ 985 gewährte Herausgabeanſpruch des Eigen⸗ 
tümers gegen den Beſitzer — Anſpruch a — nicht zu, den er abtritt und deſſen Abtretung 
nach $ 931 die Übergabe erſetzen könnte. Im übrigen umfaßt $ 984 zwei verſchiedene Fälle. 
Der erſte erfordert einen wirklich beſtehenden mittelbaren Sachbeſitz, alſo auch den wirklichen 
Beſtand eines auf einem der Rechtsverhältniſſe im Sinne des § 868 beruhenden Herausgabe 
anſpruchs des Veräußerers gegen den unmittelbaren Beſitzer — Anſpruch d —, der zweite ſieht 
von dieſem Erfordernis ab, ſetzt aber voraus, daß der unmittelbare Beſitzer in erſichtlicher 
Anerkennung einer, ſei es auf dem Eigentum, ſei es auf einem Rechtsverhältnis im Sinne 
des $ 868 beruhenden Verpflichtung zur Herausgabe der Sache an den Veräußerer auf die 
Abtretung hin dem Erwerber den Beſitz an der Sache einräumt. Geſchützt wird in beiden 
Fällen das Vertrauen des Erwerbers auf das Eigentum des Veräußerers. Es ſtützt ſich auf 
die Behauptung des Veräußerers, daß er Eigentümer fei, und im erſten Falle auf das dafür 
ſprechende mittelbare Beſitzverhältnis, im zweiten Falle auf die vom unmittelbaren Beſitzer 
ausgehende Anerkennung einer allerdings nicht beſtehenden Verpflichtung zur Herausgabe 
der Sache an den Veräußerer (MG 89, 348; 8. 12. 25 VI 330/25). Entſprechend ſind die Folgen 
geregelt. Im erſten Fall überträgt der veräußernde Nichteigentümer durch die Abtretung des 
Herausgabeanſpruchs b ſeinen mittelbaren Beſitz wirkſam auf den Erwerber (88 870, 931 
A 5) und macht dielen dadurch, ſofern er nicht zur Zeit der Abtretung bösgläubig, ſofort zum 
Eigentümer. Die Übertragung des mittelbaren Beſitzes wirkt hier wie die Übertragung des 
unmittelbaren Beſitzes im 9932. In zweiten Falle bleibt die Abtretung des Herausgabe 
anſpruchs zunächſt überhaupt wirkungslos, erſt die ſpätere Erlangung des Beſitzes macht den 
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Erwerber, ſofern er nicht zu dieſer Zeit bösgläubig, zum Eigentümer. Ohne Belang iſt es 
im erſten Fall, ob der veräußernde Nichteigentümer der alleinige mittelbare Beſttzer iſt oder 
ob etwa hinter ihm noch weitere mittelbare Beſitzer ſtehen (RG ZW 1910, 814%, im zweiten 
Fall, ob der Veräußerer ſich für den Eigentümer hält oder nicht. Der gute Glaube des Er⸗ 
werbers wird geſchützt, nicht der des Veräußerers (NG 89, 348). Keinen Unterſchied kann 
es endlich nach dem Geſagten im zweiten Fall machen, ob der Erwerber den unmittelbaren 
oder den mittelbaren Beſitz von dem Dritten erlangt (RG Gruch 53, 692; R6 89, 349), und ob 
der Dritte etwa Eigentümer der Sache ift oder nicht (RG Gruch 53, 692). 


8 935 


1) Der Erwerb des Eigentums auf Grund der SS 932 bis 934 tritt nicht 
ein, wenn die Sache dem Eigentümer geſtohlen?) worden, verloren ge⸗ 
gangen?) oder ſonſt abhanden gekommen“) war. Das gleiche gilt, falls 
der Eigentümer nur mittelbarer Beſitzer war, dann, wenn die Sache dem 
Beſitzer abhanden gekommen war. 

Dieſe Vorſchriften finden keine Anwendung auf Geld oder Inhaber⸗ 
papiere ſowie auf Sachen, die im Wege öffentlicher Verſteigerung ver⸗ 
äußert werden“). 

E 1 879 II 848; M 3 347-350; P 3 208, 218, 215; 5 724, 725; 6 233, 234. 


1. Beſchräntung des Schutzes des gutgläubigen Erwerbers. Unter Abwägung der 
Schuhbedürfniſſe einerſeits des Eigentümers, anderſeits des gutgläubigen Erwerbers ſchränkt 
das Geſetz den Schutz des letzteren auf die Fälle ein, in denen der Eigentümer ſelbſt die Sache 
abhanden gegeben und ſo die Gelegenheit zur Veräußerung durch einen Dritten geſchaffen, 
die Täuſchung des gutgläubigen Erwerbers über das Recht des Veräußerers mitverurſacht hat. 
Sind die Sachen dem Eigentümer ohne ſeinen Willen „abhanden gekommen“, ſo ſoll er durch 
den gutgläubigen Erwerber nicht gefährdet ſein. Dieſer muß ihm alſo die Sachen nach 8 985 
herausgeben. Wegen der Nutzungen und Früchte vgl. 88 987ff. Hat eine geſtohlene Stute 
ein Fohlen geboren, ſo verbleibt dieſes dem redlichen Beſitzer im Sinne des § 993. Das 
Fohlen iſt Frucht und nach den Regeln ordnungsmäßiger Wirtſchaft auch Ertrag. Eine ent⸗ 
ſprechende Anwendung des $ 935 auf das Fohlen iſt auch dann ausgeſchloſſen, wenn die Stute 
bereits trächtig war, als ſie geſtohlen wurde. 


2. Geſtohlen d. h. durch Diebſtahl im Sinne des § 242 StGB abhanden gekommen. 
Dazu gehören auch ſolche Sachen, deren Entwendung zwar den äußeren Tatbeſtand des $ 242 
SGB erfüllt, aber wegen der beſonderen Umſtände überhaupt nicht (8247 StGB) oder 
nicht nach $ 242, ſondern nach § 248 a, $ 370 Nr 5 StGB geahndet werden kann. 8 985 iſt 
aber nur auf ſolche Gegenſtände anwendbar, die unmittelbar durch die ſtrafbare Handlung 
dem Verletzten entzogen worden ſind, nicht auch auf Gegenſtände, die der Täter unter Aufwen⸗ 
dung des ſtrafbar Erlangten in an ſich rechtmäßiger Weiſe erworben hat (RG 28. 11. 16 VII 
362/16). Die geſtohleue Sache hört auf, das zu fein, wenn fie wieder in ben Beſitz des 
Eigentümers kommt, nicht ſchon dann, wenn die Strafverfolgungsbehörde ſie beſchlagnahmt, 
denn die beſchlagnahmende Staatsanwaltſchaft vermittelt nicht den Beſitz für den Eigen- 
tümer (RG Warn 1925 Nr 25); die Sache iſt auch nicht mehr geſtohlen, wenn der Eigentümer 
fie dem Dieb geſchenkt und übereignet hat (RG Warn 1925 Nr 6). 

Unterſchlagung gehört nicht hierher. Für ſie ſpielt neben dem — unmittelbaren 
Beſitz noch der strafrechtliche Begriff des Gewahrſams eine Rolle ($ 246 StB). Da der 
Beſitz nach $ 854 in der tatſächlichen Gewalt über eine Sache befteht und der ewahrſam 
das natürliche Herrſchaftsverhältnis über eine Sache bezeichnet (RG St 50, 183; 52, 148; 
56, 117; 60, 272), fo decken ſich beide Begriffe in weitem Umfange. Sie fallen erſt auseinander, 
wo das BGB im Wege der „Annahme als ob“ einen unmittelbaren Beſitz als vorhanden au. 
ſieht, obgleich nach der natürlichen Auffaſſung eine tatſächliche Gewalt über Die Sache nicht 
mehr beſteht. Das geſchieht noch nicht im $ 856 Abſ 2, denn eine vorübergehende Verhinderung 
in der Ausübung der Gewalt beſeitigt auch den Gewahrſam nicht notwendig (Nis St 50, 188). 
Auch nicht jede dauernde räumliche Entfernung der Sache von dem Herrn oder des Herrn 
von der Sache hebt den Gewahrſam auf, er kann durch Gehilfen ausgeübt werden, die keinen 
eigenen Herrſchaftswillen haben, nur für den Herrn und auf ſeine Auweiſung verfügen, vor⸗ 
ausgeſetzt nur, daß der Herr nicht gehindert iſt, feinen Herrſchaftswillen durch unmittelbare 
Einwirkung auf die Sache zu verwirklichen (RES: 60, 272). Es geſchieht aber im Rahmen 
des 9850. Die tatſächliche Gewalt des Beſitzdieuers beeinträchtigt an ſich die tatfächliche 
Gewalt auch des Beſitzers ſelbſt in keiner Weiſe, beide können nebeneinander beſtehen (Roh St 
52, 143). Dann hat der Beſitzer Beſitz und Mitgewahrſein, der Beſitzdiener Mitgewahrſam 
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an der Sache. Es kann aber in ſolchem Verhältnis auch eine wirkliche tatſächliche Gewalt 
nur dem Beſitzdiener zuſtehen (RG 52, 117; 60, 272). Dieſe wird dann kraft des 8 855 dem 
Beſitzer zugerechnet, fo daß fie ihm den unmittelbaren Beſitz gewährleiſtet. Sie kann ihm 
aber den Gewahrſam nicht verſchaffen, da für dieſen nur die natürlichen Verhältniſſe, nicht 
rechtliche Annahmen in Betracht kommen. Dann hat alſo der Beſitzer nur den unmittel⸗ 
baren Beſitz, der Beſitzdiener allein den Gewahrſam. Unterſchlagung ſetzt nun vnraus, daß 
derjenige, der ſich die Sache aneignet, ſie bereits in ſeinem unmittelbaren Beſitz oder in ſeinem 
alleinigen Gewahrſam hat. Wer unterſchlägt, kann die Sache alſo dem andern nicht mehr 
mess im Sinne bes $ 242 StGB, d. h. er kann durch feinen Zugriff den unmittelbaren 
Beſitz oder den Gewahrſam oder auch nur den Mitgewahrſam des andern nicht mehr brechen. 


Sachen dann, wenn der unmittelbare Beſitzer ohne oder gegen ſeinen Willen den Beſitz daran 
verloren hat (RG 101, 224; 8. 10. 26 VI 205/26). Das trifft auch zu, wenn A dem B den Zu- 
gang zu einem gemeinſchaftlich beſeſſenen Raum ſperrt und dem B fo die Herrſchaft über ſeine 
in dem Raum untergebrachten Sachen nimmt (RG 8. 1. 24 VII 597/23). Auch dem mittel. 
baren Beſitzer nicht abhanden gekommen ſind Sachen dann, wenn der unmittelbare Be 
fie freiwillig, ſei es auch ohne oder gegen den Willen des mittelbaren Beſitzers weggegeben 


ſam, ſondern nur anfechtbar iſt, kann dem „Abhandenkommen“ nicht gleichgeftellt werden 


Abhandenkommen nicht vor, wenn der Beſitzer einer Sache eine nicht gegen den Eigen⸗ 
tümer gerichtete Pfändung der Sache und ihr Fortſchaffen durch 1 


gekommen (RG 101, 224). Nicht abweichend R& 103, 147, wonach das von der Eifenbahn 
an einen Betrüger ausgehändigte Frachtgut „verloren“, „abhanden gekommen“ fein ſoll. Es 
handelt ſich hier um Verluſt im Sinne des Frachtrechts. Dazu bemerkt RG 94, 99: Ver⸗ 
loren iſt das Gut ſchon, wenn der Frachtführer außerſtande ift, es auszubändigen, ohne Unter⸗ 
ſchied, worin das feinen Grund hat. Beide Entſcheidungen (RE 94, 99 und 108, 147) ſprechen 


Geld, Inhaberpapiere, öffentlich verſteſgerte Sachen. An ihnen kann hiernach der 
redliche Erwerber — und nur dieſer — nach 88 932934 auch dann das Eigentum erlangen, 
wenn fie geſtohlen, verloren oder ſonſt abhanden gekommen waren. Über die Beweisvermutung 

egen den guten Glauben des Bankherrn im Falle des Erwerbs geſtohlener, verlorener oder 
fon abhanden gekommener Inhaberpapiere vgl. HGB 8 867. 
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Geld, gleichviel ob Metallgeld oder Papiergeld, ob inländiſches oder ausländiſches. Zu 
verlangen iſt nur, daß es ſich um jetziges, d. h. um Geld handelt, das ſich in einem Kulturſtaat 
als anerkanntes Tauſchmittel im Umlaufe befindet, und daß es im gegebenen Falle „als Geld“, 
d. h. als ſolches Tauſchmittel erworben iſt und nicht etwa ohne Rückſicht auf feine Geldeigen⸗ 
ſchaft als Einzelſtück (Schaumünze, Merkwürdigkeit). 

Inhaberpapiere: Nur wahre Inhaberpapiere, d. h. Papiere, aus denen der Inhaber 
als ſolcher forderungsberechtigt iſt. Auch für ſie gilt, daß ſie als Inhaberpapiere gegeben 
und genommen ſein müffen. Haben Diebe geſtohlene Inhaberpapiere in Unkenntnis ihres 
Wertes ohne Rückſicht auf das in ihnen verkörperte Forderungsrecht als Papier verkauft, ſo 
können Käufer, die fie als ſolches gekauft haben, ſich nicht auf 9935 Abf 2 berufen. Nicht 
Inhaberpapiere ſind Legitimationspapiere und Orderpapiere, dieſe auch dann nicht, wenn 
ſie durch Blankoindoſſament tatſächlich auf den Inhaber geſtellt ſind, nicht mehr Inhaber⸗ 
papiere ſind ſolche, die auf Namen umgeſchrieben ſind oder denen wegen Zeitablaufs oder 
anderer Urſachen keine Forderung mehr zugrunde liegt. Bei Wechſeln, Schecks, kaufmän⸗ 
niſchen Orderpapieren und bei den Namensaktien greift indeſſen Art 74 WO ein, vgl. 88 
Abſ 2 des Scheckgeſetzes, § 365, 322 HGB. Auch wenn dieſe Papiere abhanden gekommen 
ſind, werden ſie Eigentum ihres legitimierten Beſitzers, falls er ſie nicht in böſem Glauben er⸗ 
en u > ihm bei ihrem Erwerb auch keine grobe Fahrläſſigkeit zur Laſt fällt (RG 103, 

112, 204). 

fentliche Verſteigerung vgl. $ 383 Abſ 3. Werden gepfändete Sachen mit Genehmi- 
gung des Vollſtreckungsgerichts (8 825 ZPO) im Wege freihändiger Veräußerung dem Er- 
er, 9 fo ſteht das einem Erwerb in öffentlicher Verſteigerung nicht gleich (KGBl 


8 936 

Iſt eine veräußerte Sache mit dem Rechte eines Dritten belaſtet, jo er⸗ 
liſcht das Recht mit dem Erwerbe des Eigentums. In dem Falle des 8 929 
Satz 2 gilt dies jedoch nur dann, wenn der Erwerber den Beſitz von dem 
Veräußerer erlangt hatte. Erfolgt die Veräußerung nach § 930 oder war 
die nach § 931 veräußerte Sache nicht im mittelbaren Beſitze des Veräußerers, 
ſo erliſcht das Recht des Dritten erſt dann, wenn der Erwerber auf Grund 
der Veräußerung den Beſitz der Sache erlangt!) 29), 

Das Recht des Dritten erliſcht nicht, wenn der Erwerber zu der nach 


1 5 maßgebenden Zeit in Anſehung des Rechtes nicht in gutem Glau⸗ 
en iſt. 


Steht im Falle des § 931 das Recht dem dritten Beſitzer zu, ſo erliſcht 
es auch dem gutgläubigen Erwerber gegenüber nichts). 


„ 1. Schutz des gutgläubigen Erwerbs vor dinglichen Rechten. An und für ſich müſſen 
dingliche Rechte vom Eigentumswechſel ihrer Natur nach unberührt bleiben. Denn ſie ſind 
Kechte an der Sache. Der Satz 1 des $ 936 verneint auch nur ſcheinbar dieſen Grundſatz. 
In Wirklichkeit ſchränkt er ihn lediglich für den Fall des gutgläubigen Erwerbs ein. Wie das 
Eigentum des wahren Eigentümers dem des gutgläubigen Erwerbers weichen muß, ebenſo 
er den gleichen Vorausſetzungen auch das dingliche Recht, mit dem die Sache be- 

i 

„Der Erwerber ift — vorbehaltlich des für den Handelsverkehr geltenden 8366 HGB — 
zucht um guten Glauben, wenn ihm bekannt oder infolge grober Fahrläſſigkeit unbekannt 
iſt, daß die Sache mit dem Rechte eines Dritten (Pfandrecht, Nießbrauch) belaſtet iſt. Ob 
er bie Höhe der Forderung kennt, für welche das Pfandrecht beiteht, iſt unerheblich. Der gute 
Wieube wird vermutet, das Gegenteil ift nachzuweiſen, der Beweis kann aber durch ſtarke 
tatſächliche Vermutungen erleichtert werden. So beim Erwerb eines in der Mietwohnung 
befindlichen Einrichtungsgegenſtandes ohne Rückſicht auf die Möglichkeit des Vermieterpfand⸗ 
rechts (Rh JW 07, 6720). . 

Mit dem Erwerb des Eigentums durch den gutgläubig die Laſtenfreiheit annehmenden 
Erwerber erliſcht das dingliche Recht endgültig. Es lebt auch bei der Weitergabe an einen 
Lichtgutgläubigen nicht wieder auf. Ebenſo nicht, wenn das Eigentum an der Sache im Wege 
der Wandlung eines Kaufvertrages an den Veräußerer zurücgelangt, vgl. $ 032 A 1 a. E. Wird 
nach $ 935 Abſ 1 Eigentum nicht erworben, fo erlöſchen auch die Rechte Dritter nicht. Bei der 
Ausnahmevorſchrift des § 935 Abs 2 iſt zu beachten, daß fie auch im Rahmen des 8 986 für 
Orderpapiere durch Art. 74 WO ergänzt wird, vgl. § 935 A 5. 3 

Eine Ausnahme von 8 936 enthält $ 1262 Abſ 1. Das im Schiffsregiſter eingetragene 
Pfandrecht behält auch dem gutgläubigen Erwerber gegenüber feine Kraft. Zu beachten ift 
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auch die ee welche für die rechtmäßige Veräußerung eines Pfandes in 8 1242 
etroffen iſt. 

0 N Beſitzerwerb des Erwerbers als Vorausſetzung des Schutzes. Auch vor dinglichen 
Rechten iſt der gutgläubige Erwerber nur dann geſchützt. wenn er dieſelben beſonderen An⸗ 
forderungen an ſeine Beſitzerſtellung erfüllt, die das Geſetz (85 932—934) für den Erwerb 
des Eigentums vom Nichteigentümer aufſtellt. Für die Fälle des Erwerbs vom Nichteigen- 
tümer ergibt ſich dies von ſelbſt aus der Vorausſetzung des Eigentumserwerbs. Für die Fälle 
des Erwerbs vom wahren Eigentümer iſt es in Abſ 2, 3 beſonders ausgeſprochen. Hat 
hiernach der Erwerber durch Beſitzkonſtitut des Veräußerers gemäß 8 930 Eigentum erworben, 
ſo erlangt er die Befreiung von dem dinglichen Rechte nur dann und erſt dann, wenn er auf 
Grund der Veräußerung auch den unmittelbaren Beſitz eingeräumt erhält und ſich dabei im 
guten Glauben befindet; hat er Eigentum nur durch Abtretung des Eigentumsanſpruchs er⸗ 
worben, mittelbaren Beſitz aber nicht erlangt, fo wird er erſt frei, wenn er auf Grund jener 
Abtretung auch noch den mittelbaren oder unmittelbaren Beſitz erlangt. Hat er aber mit dem 
Eigentumsanſpruch nach $ 931 auch den mittelbaren Beſitz erlangt, jo wird die Sache ſofort 
laſtenfrei, wenn der Erwerber bei der Abtretung des Herausgabeanſpruchs den guten Glauben 
an die Laſtenfreiheit hatte (RG 10. 6. 06 VII 46/06). 

3. Schranke des Schutzes an dem Beſitze des dinglich Berechtigten. Der unmittelbare 
Beſitz der Sache durch den dinglich Berechtigten ſchützt das dingliche Recht vor dem ved- 
lichen Erwerber. Denn der Beſitz des Dritten wirkt als äußeres Kennzeichen der dinglichen 
Belaſtung. Unmittelbar betrifft Abſ 3 nur den Fall, daß der Dritte, gegen den ſich der 
Herausgabeanſpruch richtet, zugleich der Berechtigte iſt. Er iſt aber auszudehnen auf den 
Fall, daß jener Dritte als unmittelbarer Beſitzer lediglich den Beſitz des Berechtigten ver- 
mittelt (OLG 41, 184). 

4. Das Pächterkreditgeſetz v. 9. 7. 20 — vgl. A 6 zu § 930 — hat in feinem 95 Abſ 1 
eine abweichende Vorſchrift. Wer von dem Pächter ein mit dem Inventarpfandrecht be 
laſtetes Stück erwirbt, kann ſich, ſolange der Verpfändungsvertrag bei dem Amtsgericht nie⸗ 
dergelegt iſt, dem Kreditinſtitut gegenüber nicht darauf berufen, daß er in Anſehung des 
Pfandrechts in gutem Glauben war. Ohne Rückſicht auf den guten Glauben des Erwerbers 
aber wird das Inventarſtück von der Haftung frei, wenn der Pächter darüber in den Grenzen 
einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft verfügt und das Inventarſtück von dem Grundſtück ent⸗ 
fernt wird, bevor der Pfandgläubiger fein Pfandrecht geltend gemacht hat, $5 Abſ 2. 


II. Erſitzung 
8 937 


1) Wer eine bewegliche Sache zehn Jahre?) im Eigenbejite?) hat, erwirbt 
das Eigentum (Erſitzung) “). 

Die Erſitzung iſt ausgeſchloſſen, wenn der Erwerber bei dem Erwerbe 
des Eigenbeſitzes nicht in gutem Glauben iſt oder wenn er ſpäter erfährt, 
daß ihm das Eigentum nicht zufteht?) ©). 


E I 881 II 851; M 3 351, 852, 655; P 3 228— 234. 


1. Allgemeines. Das BGB läßt die Erſitzung als Erwerbsart zu für das Eigentum an 
beweglichen Gegenſtänden und an Grundſtücken (88 900, 927), für den Nießbrauch an beweg 
lichen Sachen ($ 1033) und für ſolche im Grundbuch eingetragene Rechte, die zum Beſitze des 
Grundſtücks berechtigen oder den geſetzlichen Beſitzesſchutz genießen (§ 900 Abſ 2). Gemein ⸗ 
ſam iſt allen dieſen Arten der Erſitzung der Gedanke des Rechtserwerbs durch langjährigen Be ⸗ 
fig im Sinne des zu erwerbenden Rechtes. Für die Übergangszeit vgl. EG Artt 185, 169. 
Ob der neue Eigentümer dem früheren wegen ungerechtfertigter Bereicherung durch die 
Erſitzung nach § 812 zur Herausgabe verpflichtet iſt, kann an dieſer Stelle nicht ausgetragen 
werden. Vgl. dazu Oertmann im Recht 1910, 585. 

2. Friſtberechnung nach 88 186-188. 


3. Eigenbeſitz: § 872. Zur Erſitzung iſt notwendig, daß der Erſitzende während der Er- 
ſitzungszeit die Sache „als ihm gehörend beſaß“, gleichviel ob als unmittelbarer oder als 
mittelbarer Beſitzer. Der Nachweis dieſer Art des Beſitzes wird ſich in der Regel und am 
ſchlagendſten daraus ergeben, daß der Erſitzende den Beſitz auf Grund einer Erwerbstatſache 
erlangte, die auf den Erwerb des Eigentums gerichtet war, und daß er von da an ſich dieſer 
Erwerbstatſache entſprechend verhielt. Unentbehrlich iſt aber ein ſolcher Nachweis nicht. 
Auch wenn es unmöglich iſt, eine beſtimmte Erwerbstatſache nachzuweiſen, kann doch aus 
dem eigentümergleichen Verhalten des Beſitzers ſelbſt auf deſſen Eigenbeſitz geſchloſſen wer · 
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den. Das wird insbeſondere nicht ſelten fein, wenn Eigenbeſitz eines Rechtsvorgängers in Frage 
kommt. Ein Beſitztitel iſt alſo nach BGB nicht eine notwendige Vorausſetzung der Erſitzung. 

4. Erſitzbarkeit, Erſitzungsfähigteit. Von der Erſitzung ausgeſchloſſen iſt durch das 
Geſetz keine bewegliche Sache. Fraglich kann ſein, ob die vom EG (Artt 86, 87) zugelaſſenen 
landesgeſetzlichen Erwerbsbeſchränkungen der Erſitzung im Wege ſtehen. Soweit es ſich hierbei 
um das Verbot des Erwerbs aus gewiſſen Erwerbsarten (Schenkungen, Zuwendungen von 
Todes wegen) handelt, wird zu ſagen ſein, daß die unter dieſen Erwerbsarten nicht genannte 
Erſitzung nicht ausgeſchloſſen iſt. Gehindert würde freilich der Erwerb durch Erſitzung dann, 
wenn er lediglich zur Deckung einer ſolchen nicht zugelaſſenen Erwerbsart vorgeſchoben wäre. 
Denn er würde dann an dem im Abf 2 als Ausſchließungsgrund für die Erſitzung aufgeführten 
Mangel des guten Glaubens ſcheitern. — Veräußerungsverbote, die nur den Schutz beſtimm⸗ 
ter Perſonen bezwecken (88 135 f.) hindern die Erſitzung nicht. 

5. Der Mangel des guten Glaubens muß dem, der ſich auf die Erſitzung beruft, nach. 
gewieſen werden. Nicht guten Glaubens iſt im Sinne des $ 937, wer weiß oder infolge grober 
Fahrläffigteit nicht weiß, daß ihn irgendwelche Umſtände an dem Erwerb des Eigentums 
hindern. Dieſer böſe Glaube hindert die Erſizung, wenn er bei dem Erwerb des Beſitzes 
beſteht. Zweifel des Eigenbeſitzers beim Erwerb genügen zur Annahme der Bösgläubigkeit 
nur dann, wenn der Erwerber ſich über fie grob fahrläſſig hinwegſetzt (vgl. § 932 A 5 und 
R 2. 2. 26 VI 383/25). Ausgeſchloſſen wird die Erſitzung aber auch durch die nachträglich 
— nach der Erlangung des Eigenbeſitzes, aber vor der Vollendung der Erſitzung — eintretende 
8 35 Eigentumsmangels. Fahrläſſige Nichtkeuntnis genügt in dieſem Falle nicht 

56, 317). 

6. Erſitzung durch den Erbſchaftsbeſitzer: Auch der Erbſchaftsbeſitzer iſt an der Erſitzung 
der zur Erbſchaft gehörenden Sachen nicht gehindert. Nur kann er auf dieſe Erſitzung ſich dem 
er gegenüber ſolange nicht berufen, als nicht der Erbſchaftsanſpruch verjährt 
iſt (8 2026). 


8 938 


Hat jemand eine Sache am Anfang und am Ende eines Zeitraums im 
Eigenbeſitze gehabt, ſo wird vermutet, daß ſein Eigenbeſitz auch in der 
Zwiſchenzeit beſtanden habe). 

E I 888 II 853; M 3 358; P 8 280. 

1. Gegenbeweis zuläſſig 8 292 ZPO. 

8 939 


Die Erſitzung kann nicht beginnen und, falls ſie begonnen hat, nicht 
fortgeſetzt werden, ſolange die Verjährung des Eigentumsanſpruchs ge⸗ 
hemmt!) iſt oder ihrer Vollendung die Vorſchriften der 88 206, 207 ent⸗ 
gegenſtehen?). 

E 1 884 II 858; M 3 853, 354; P 3 280, 281; 6 284, 285. 

1. Hemmungsgründe 98 202—204. Die Zeit der Hemmung iſt infolge entſprechender 
Anwendung des § 205 in die Erſitzungsfriſt nicht einzurechnen. 

2. Beweispflichtig iſt für das Hindernis, wer ſich darauf beruft. 


8 940 


Die Erſitzung wird durch den Verluſt des Eigenbejites!) unterbrochen 

Die Unterbrechung gilt als nicht erfulgt?), wenn der Eigenbeſitzer den 
Eigenbeſitz ohne ſeinen Willen?) verloren und ihn binnen Jahresfriſt) oder 
mittels einer innerhalb dieſer Friſt erhobenen Klage wiedererlangt hat“). 

E I 885 II 854; M 3 854, 355; P 3 281, 282. 

1. Verluſt des Eigenbeſitzes vgl. 8 872 A 1 Abi 2. Wegen der Wirkung der Unter 
brechung vgl. 942. Den Verluſt hat der Gegner des Erſitzenden zu beweiſen. 

2. gilt als nicht erfolgt d. h. der Erfigende iſt jo zu behandeln, wie wenn die Unterbrechung 
nicht eingetreten wäre; die ganze Zeit vom Bertufte des Eigenbeſitzes bis zum Augenblicke 
der Wiedererlangung wird in die Erſitzungszeit eingerechnet. Die Ausnahme des Abſ 2 muß 
der Erſitende beweifen. 1 * 1 

3. ohne ſeinen Willen verloren: Der Fall liegt ähnlich wie der des $ 985. In Betracht 
kommt zumeiſt, daß der Erſitzende nicht nur den Eigenbefit, ſondern den Beſitz überhaupt da⸗ 
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durch verloren hat, daß ihm oder, wenn er mittelbarer Beſitzer war, dem unmittelbaren Be⸗ 
ſitzer die Sache geſtohlen worden, verloren gegangen oder ſonſt abhanden gekommen iſt. Der 
Verluſt auch des mittelbaren Beſitzes durch Unterſchlagung iſt — ini Gegenſaß zu § 935 — 
nach 8 940 zu berückſichtigen. Denkbar ift auch, daß der Eigentümer den Eigenbeſitz verlor, 
ohne den Beſitz zu verlieren. Auch darauf findet § 940 Anwendung. 

4. binnen Jahresfriſt wiedererlangt, gleichviel auf welche Weiſe, z. B. auch durch ver- 
botene Eigenmacht ($ 858). 

5. Durch eine binnen Jahresfriſt erhobene Klage wiedererlangt: gleichviel zu welcher 
Zeit. 


8 941 


1) Die Erſitzung wird unterbrochen, wenn der Eigentumsanſpruch?) gegen 
den Eigenbeſitzer oder im Falle eines mittelbaren Eigenbeſitzes gegen den 
Beſitzers) gerichtlich geltend gemacht“) wird, der ſein Recht zum Beſitze von 
dem Eigenbeſitzer ableitet; die Unterbrechung tritt jedoch nur zugunſten 
desjenigen ein, welcher ſie herbeiführte). Die für die Verjährung gelten⸗ 
den Vorſchriften der SS 209 bis 212, 216, 219, 220 finden entſprechende 
Anwendung“). 

E I 887 II 855; M 3 355, 356; P 3 234, 265; 4 585, 586; 6 236, 287. 


1. Unterbrechung der Erſitzung durch. Geltendmachung des Eigentumsanſpruchs. 
Dieſe Erſitzungsunterbrechung iſt ihrem Grunde und ihrer Art nach nahe verwandt mit der 
Unterbrechung der Verjährung des Eigentumsanſpruchs, aber mit ihr nicht zu verwechſeln. 
Beide laufen nebeneinander. Die Erhebung des Eigentunisanſpruchs unterbricht in der 
Regel Erſitzung und Verjährung. 

2. Eigentumsanſpruch. Nur der geltend gemachte Eigentums anſpruch — § 985 — 
unterbricht, nicht auch der in den 88 861, 862, 1007 ohne Rückſicht auf das Eigentum gewährte 
Anſpruch auf Einräumung des Beſitzes. Unterbrechend wirkt auch nur die Geltendmachung 
des Eigentumsanſpruchs, d. h. die Geltendmachung des wirklich beſtehenden Eigentumsanſpruchs. 
Wer nur als vermeintlicher Eigentümer, ohne es wirklich zu ſein, gegen den Eigenbeſitzer 
den Eigentumsanſpruch erhoben hat, kann ſich, wenn er ſpater, etwa durch Abtretung des 
Eigentumsanſpruchs ſeitens des wirklichen Eigentümers, Eigentümer geworden iſt, auf die 
früher ungerechtfertigterweiſe erhobene Eigentumsklage für die Behauptung der Unter- 
brechung der Erſitzung nicht berufen. 

3. Der Fall des mittelbaren Eigenbeſitzes: vgl. § 868. Hat der Eigenbeſitzer die Sache 
vermietet, verpachtet, zu Nießbrauch ausgegeben, ſo kann nach § 985 der Eigentumsanſpruch 
ſowohl gegen den nur mittelbar beſitzenden Eigenbeſitzer als auch gegen den feinen mittel- 
baren Beſitz als unmittelbarer Beſitzer vermittelnden Mieter, Pächter, Nießbraucher uſw. 
geltend gemacht werden. Der Wortlaut des $ 941 konnte dazu verleiten, anzunehmen, daß in 
ſolchem Falle nur die Klage gegen den beſitzbermittelnden Mieter, Pächter oder Nießbraucher 
die Erſitzung unterbreche. Dies würde jedoch dem Sinn und Zweck des Geſetzes zuwider⸗ 
laufen. Die Vorſchrift muß dahin verſtanden werden, daß im Falle des mittelbaren Eigen: 
beſitzes ſowohl die Eigentumsklage gegen den nur mittelbar beſitzenden Eigenbeſitzer als 
auch die Eigentumsklage gegen den beſitzvermittelnden Mieter, Pächter, Nießbraucher die 
Erſitzung unterbricht. Nicht erforderlich iſt auf ſeiten des Eigentümers, daß er bei der Geltend⸗ 
machung ſeines Eigentumsanſpruchs gegen den beſitzvermittelnden Mieter, Pächter oder 
Nießbraucher den mittelbaren Eigenbeſitzer und das Beſitzvermittlungsverhältnis kennt. Auch 
wenn er den Pächter in der Meinung verklagt, dieſer ſei Eigenbeſitzer, unterbricht die Klage die 
Erſitzung des Eigenbeſitzers. Anderſeits unterbricht die Klage auch dann die Erſitzung, wenn 
der mittelbare Eigenbeſitzer von ihr überhaupt nichts erfährt. 

Der Verſuch der Geltendmachung des Eigentumsanſpruchs gegen den „Beſitzdiener“ 
(8 855) unterbricht die Erſitzung nicht. Auch die Geltendmachung des Eigentumsanſpruchs 
gegen einen dritten Zwiſchenbeſitzer, der den Eigenbeſitzer vorübergehend aus dem Beſitze 
verdrängt hat (8 940 Abſ 2), unterbricht die Erſitzung gegen den Eigenbeſitzer nicht (ſo auch 
Planck, Staudinger gegen Prot 3, 235). 

4. gerichtlich geltend gemacht. Außergerichtliche Geltendmachung, Aufforderung 
zur Anerkennung des Anſpruchs wirkt alſo nicht unterbrechend. Aber auch die Anerkennung 
des Anſpruchs hat dieſe Wirkung nicht. Sie wird freilich dann, wenn fie vom Eigenbeſitzer 
ſelbſt ausgeht, nach 8 987 Abſ 2 in der Regel eine weitergehende Wirkung haben, nämlich 
die der (endgültigen) Ausſchließung der Erſitzung durch die Erkenntnis des Eigentumsmangels. 
fue welche Rechtshandlungen unter den Begriff der gerichtlichen Geltendmachung 
allen, vgl. A 6. 
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5. Beſchränkte Wirkung der Erſitzungsunterbrechung. Im Gegenſatze zu der Unter⸗ 
brechung durch Verluſt des Eigenbeſitzes (§ 940 Abſ 1), die dem Eigentümer auch dann zu⸗ 
ſtatten kommt, wenn er ſie nicht bewirkt hat, nützt die Unterbrechung durch Geltendmachung des 
Eigentumsanſpruchs dem Eigentümer nur dann, wenn er ſie herbeigeführt hat. Das iſt 
indeſſen nicht ganz wörtlich zu nehmen. Im Falle der Rechtsnachfolge in das Eigentum 
kommt dem Rechtsnachfolger die Klagerhebung ſeines Vorgängers gegen den Eigenbeſitzer 
zugute, wie wenn er die Unterbrechung ſelbſt herbeigeführt hätte. Die Klage eines Mit, 
eigentümers in Anſehung der ganzen Sache wirkt nicht nur für ihn, ſondern auch zugunſten 
der übrigen Miteigentümer, da er nach § 1011 auf Grund geſetzlicher Vertretungsmacht handelt 
(vgl. A 1 daſ.); § 432 Ab]. 2 ſteht deshalb nicht entgegen. 

6. Entſprechende Anwendung von Verjährungsvorſchriften. Für entſprechend anwend⸗ 
bar erklärt ſind aus dem Rechte der Verjährung Vorſchriften darüber, welche Rechtsakte unter 
den Begriff der gerichtlichen Geltendmachung fallen, und darüber, wie lange die Unterbrechung 
dauert und unter welchen Vorausſetzungen ſie als nicht erfolgt gilt, d. h. mit rückwirkender 
Kraft wegfällt. Unter den Begriff der gerichtlichen Geltendmachung fällt in erſter Linie 
die Klage auf Herausgabe oder auf Feſtſtellung des Eigentums, auf Erteilung der Voll⸗ 
ſtreckungsklauſel und auf Erlaſſung des Vollſtreckungsurteils (§ 209 Abf 1), in gewiſſen Fällen 
die Angehung der Behörde zur Vorentſcheidung über die Zuläſſigkeit des Rechtswegs und 
zur Beſtimmung des zuſtändigen Gerichts ($ 210), endlich die Vornahme einer Vollſtreckungs⸗ 
handlung und die Stellung des Antrags auf Zwangsvollſtreckung bei Gericht ($ 209 Nr 5). 
Die im § 209 Abſ 2 Nr 1—4 aufgeführten Rechtsakte können beim Eigentumsanſpruch ihrer 
Art nach nicht in Frage kommen, die Anmeldung des Anſpruchs im Konkurſe insbeſondere 
deshalb nicht, weil der Ausſonderungsanſpruch nicht im Wege des Konkursverfahrens, ſon⸗ 
dern nur außerhalb desſelben auf dem Wege gewöhnlichen Rechtes gegen den Konkurs ⸗ 
verwalter geltend zu machen iſt (KO 8 43) und daher von Wirkungen der Anmeldung im 
Sinne der KO nicht geſprochen werden kann. Wird der Eigentumsanſpruch als Ausſonde⸗ 
rungsanſpruch gegen den Konkursverwalter geltend gemacht, ſo wirkt dieſe Klage auch gegen 
den Gemeinſchuldner ebenſo erſitzungsunterbrechend, wie wenn ſie gegen ihn ſelbſt erhoben 
wäre. 

Fraglich kann ſein, ob die Unterbrechung durch Klagerhebung auch dann eintritt, wenn 
der Klager zur Zeit der Erhebung der Klage noch nicht Eigentümer war, aber während des 
Rechtsſtreits das Eigentum erworben hat. Die Frage wird zu verneinen ſein, wenn die nach⸗ 
trägliche Geltendmachung des neuen Erwerbsgrundes im Rechtsſtreite als unzuläſſige Klage ⸗ 
änderung zurückgewieſen wird (8 PO 8 264). In dieſem Falle tritt Unterbrechung der Er- 
ſitzung (falls nicht inzwiſchen der Eigenbeſitzer fein Unrecht erkannt hat und dadurch von der 
Erſitzung ausgeſchloſſen iſt) erſt mit der Klagerhebung aus dem neuen Klagegrund ein. 
Wird aber die Klageänderung nicht als unzuläſſig erachtet, ſo iſt anzunehmen, daß die Wirkung 
der Unterbrechung der Erſitzung vom Augenblicke der Anderung ab eintritt. 


8 942 


) Wird die Erſitzung unterbrochen, ſo kommt die bis zur Unterbrechung 
verſtrichene Zeit nicht in Betracht; eine neue Erſitzung kann erſt nach der 
Beendigung der Unterbrechung?) beginnen. 


E I 885 II 856; M 3 354; P 3 232, 233. 


1. Wirkung der Unterbrechung. Wie nach § 217 bei der Verjährung, fo hat auch bei 
der Erſitzung die Unterbrechung — und zwar nicht nur die Unterbrechung durch Klag⸗ 
erhebung, ſondern auch die Unterbrechung durch Beſitzverluſt —, ſofern fie nicht wegen 
rechtzeitigen Wiedergewinns des Beſitzes ($ 940 Abſ 2) oder wegen Zurücknahme der Klage 
oder Ruhenlaſſens der Verfolgung des Eigentumsanſpruchs (88 211, 212, 216) als nicht 
erfolgt gilt, die Wirkung, daß nicht nur die Zeit während der Unterbrechung, ſondern auch 
die ganze vor der Unterbrechung gelegene Beſitzzeit in die Erſitzungsfriſt nicht eingerechnet 
werden darf. Ein Zuſammenrechnen unterbrochener Erſitzungszeiten findet unter keinen 
Umſtänden ftatt im Gegenſatze zum Falle der Hemmung ($ 939). d Me 

2. Beendigung der Unterbrechung. Wann die Unterbrechung beendigt iſt, ergibt ſich 
aus den 88 211, 219, 220. 

§ 943 


Gelangt die Sache durch Rechtsnachfolge) in den Eigenbeſitz eines 
Dritten, jo kommt die während des Beſitzes des Rechtsvorgängers?) ver⸗ 
ſtrichene Erſitzungszeits) dem Dritten zuſtatten. 


E I 882 II 857, 858; M 3 358; P 3 270; 5 658, 654. 
18* 
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1. Rechtsnachfolge. Gleichviel ob allgemeine Rechtsnachfolge (Erbfolge § 857) oder 
Sondernachfolge, immer aber Rechtsnachfolge. Sie iſt auch dann als gegeben anzuſehen, 
wenn eine Sache bei Eintritt einer auflöſenden Bedingung an den früheren Beſitzer zurückfalit 
(8158 Abſ 2). Hat der Eigenbeſitzer durch Eigenmacht oder ſonſt außerhalb des Falles der Rechts ⸗ 
nachfolge den Beſitz erlangt, ſo wird ihm die Erſitzungszeit deſſen, der vor ihm beſaß, nicht 
angerechnet. Die Falle der Erſitzungsfortſetzung durch Sondernachfolge werden mit Rück. 
ſicht auf die 9 932—934 BGB, außer bei geſtohlenen, verlorenen oder ſonſt abhanden ge⸗ 
kommenen Sachen, nur noch ſelten vorkommen. 


2. Rechtsvorgänger. Mag er es unmittelbar oder entfernter ſein. 


3. Erſitzungszeit: nicht die Beſitzzeit ſchlechthin, ſondern nur diejenige Zeit des Beſitzes, 
welche auch für den Vorgänger als Erſitzungszeit in Betracht kam. War daher der Vor⸗ 
anger nicht in gutem Glauben oder ſeine Erſitzung gehemmt oder unterbrochen, fo kann in⸗ 
ſoweit auch feine Beſitzzeit nicht dem Nachfolger zuſtatten kommen. 


8 944 


Die Erſitzungszeit, die zugunſten eines Erbſchaftsbeſitzers verſtrichen iſt, 
kommt dem Erben zuſtatten !). 
E II 858; P 3 236, 237. 


1. Anrechnung der Erſitzungszeit des Erbſchaftsbeſitzers. Nach 8 857 geht der Beſitz 
auf den Erben als Rechtsnachfolger des Erblaſſers über. Tritt ein Dritter mit der Behauptung, 
Erbe zu fein, dazwiſchen und bemächtigt ſich der Erbſchaftsſache, ſo iſt der Erbe aus dem Beſitze 
durch Eigenmacht verdrängt. Erlangt er auf Grund des Erbſchaftsauſpruchs die Sache wieder, 
fo erlangt er fie vom Erbſchaftsbeſitzer nicht durch Rechtsnachfolge. Der Beſitzzuſammen ⸗ 
hang iſt alſo ſeit dem Eintreten des Erbſchaftsbeſitzers zweifach unterbrochen, die Erſizung 
des Erben könnte demzufolge erſt mit dem Augenblicke beginnen, in dem er nach Verdrängung 
des Erbſchaftsbeſitzers den Beſitz ſelbſt wiedererlangt. Dem will § 944 zugunſten des Erben 
entgegentreten. Die zweifache Unterbrechung des Beſitzes foll als nicht vorhanden angeſehen 
werden. Hieraus folgt zunächſt, daß es für den Fall des $ 944 nicht Darauf ankommen kann, 
ob der Erbſchaftsbeſitzer an fein Erbrecht geglaubt hat, ſondern nur darauf, ob er den Eigen · 
beſitz in dem Glauben geübt hat, daß die Sache als Eigentum des Erben zur Erbſchaft gehöre; 
denn es würde dem Endzwecke der Begünſtigung des wahren Erben widerſprechen, wollte 
man annehmen, daß er gerade dann einen geringeren Schutz genießen ſolite, wenn der Erb- 
ſchaftsbeſitzer nicht an fein Erbrecht geglaubt hat. Und daraus folgt weiter daß der Beginn 
der Erſitzungszeit auch auf die Beſitzzeit des Erblaſſers zurückgeführt werden kann, wenn 
dieſer im Erſitzungsbeſitze war. Als möglich iſt es endlich auch anzuſehen, daß ſich die Er⸗ 
figung während der Beſitzzeit des Erbſchaftsbeſitzers vollendet. Dies ergibt ſich aus dem 
Zuſammenhange mit 9 2026. Denn wenn dort gejagt ift, daß vor der Verjährung des Erb 
ſchaftsanſpruchs der Erbſchaftsbeſitzer dem Erben gegenüber die Erſitzung der Erbſchaftssache 
nicht geltend machen kann, ſo wird damit ausgeſprochen, daß die Erſitzung an ſich zugunſten 
des Erbſchaftsbeſitzers beendet ſein kann. Sonſt dürfte er ſich Dritten gegenüber nicht auf 
die Erſitzung berufen, und das läßt 8 2026 zu (vgl. A 1 daſ. ). Der Erbſchaftsbeſitzer kann 
aber das Eigentum durch Erſitzung nur erwerben, wenn er im guten Glauben an ſein Erbrecht 
iſt. Andernfalls weiß er, daß ihm das Eigentum nicht zuſteht ($ 987 Abſ 2). Wenn alſo 
der Erbſchaftsbeſitzer mit dem aus der Erbſchaft Erlangten auch die betreffende Sache an 
den Erben herausgibt ($ 2018), fo iſt zweierlei möglich. Entweder befand ſich der Erbſchafts⸗ 
beſitzer im guten Glauben an ſein Erbrecht und hat deshalb das Eigentum an der Sache für 
ſich erworben, oder er war inſoweit ſchlechtgläubig und hat das Eigentum deshalb nicht er- 
worben, weder für ſich noch etwa für den Erben. Für dieſen ſchon deshalb nicht, weil er ihn 
nicht vertritt. 


Der Erbe empfängt in dem zweiten Fall alſo eine Sache, die noch im Eigentum des Dritten 
fteht, er erwirbt aber ſelbſt das Eigentum daran durch Erſizung, ſobald er den Beſitz erlangt. 
Das folgt aus obigen Darlegungen. In dem erſten Fall hat zwar der Erbſchaftsbeſitzer die 
Erſitzung beendigt und ſelbſt Eigentum erworben mit der Wirkung, daß der dritte Eigen ⸗ 
tümer ſein Eigentum verloren hat, aber bei der Heben ee der Sache an den Erben über: 
trägt er das erſeſſene Eigentum nicht auf dieſen. Der Erbe wird nicht der Rechtsnachfolger 
des Erbſchaftsbeſitzers, im Verhältnis zum Erben gilt dieſer überhaupt nicht als Eigentümer 
der Sache ($ 2026). Auch für den erſten Fall iſt daher anzunehmen, daß der Erbe mit der 
Erlangung des Beſitzes an der Sache das Eigentum ebenſo ſelbſtändig durch eigene Erſitzung 
erwirbt wie in dem oben erörterten zweiten Fall. 
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8 945 


) Mit dem Exwerbe des Eigentums durch Erſitzung erlöſchen die an 
der Sache vor dem Exwerbe des Eigenbeſitzes begründeten Rechte Dritter, 
es ſei denn, daß der Eigenbeſitzer bei dem Erwerbe des Eigenbeſitzes in 
Anſehung dieſer Rechte nicht in gutem Glauben?) iſt oder ihr Beſtehen 
jpäter?) erfährt. Die Erſitzungsfriſt muß auch in Anſehung des Rechtes des 
Dritten verſtrichen fein; die Vorſchriften der SS 939 bis 944 finden ent⸗ 
ſprechende Anwendung“). 

E 1 889 II 860; M 3 356; P 3 237, 238, 


1. Erlöſchen der Rechte Dritter durch Erſitzung. Während § 936 an den Erwerb des 
Eigentums durch Übertragung ohne weiteres die Rechtsnachfolge des Erlöſchens der dem 
Erwerber entſchuldbar unbekannten Rechte Dritter an der Sache knüpft, gewährt § 945 für 
den Fall des Eigentumserwerbs durch Erſitzung dem Erwerber die Befreiung von den Rech⸗ 
ten Dritter nur dann, wenn er die Freiheit von dieſen Rechten in gleicher Art erſeſſen hat wie 
das Eigentum. Iſt jo einerſeits die Freiheit von den Rechten Dritter nicht notwendige Folge 
der Erſitzung des Eigentums, ſo iſt doch anderſeits die Erſitzung des Eigentums notwendige 
Vorausſetzung der Befreiung von den Rechten Dritter nach § 945. Wuͤrde darum auch die 
Erſitzungsfriſt in Anſehung des Rechtes abgelaufen und der gute Glaube des Eigenbeſizers 
in Anſehung des Rechtes gegeben fein, fo wäre doch § 945 nicht anwendbar, wenn die Er⸗ 
ſitzung des Eigentums nicht außer Frage ſtande. Der Dritte kann alſo gegen die Ausſchließung 
ſeines Rechtes alle Gründe geltend machen, die gegen die Annahme der Vollendung der Er⸗ 
ſizung des Eigentums ſprechen. 

2. Guter Glaube in Anſehung des Rechtes: es darf dem Erwerber nicht bekannt oder 
infolge grober Fahrläſſigkeit unbetanut geweſen ſein (vgl. $ 932 Abſ 2), daß das Recht beſtand. 
Der Mangel des guten Glaubens iſt ihm nachzuweiſen. 

3. ſpäter: aber nicht nach Ablauf der Erſitzungsfriſt für das Recht. 

4. entſprechende Anwendung: außer den ausdrücklich genannten Vorſchriften wird 
auch noch $ 936 Abſ 3 entſprechend anzuwenden fein. Denn in dieſer Vorſchrift kommt 
der allgemeine Gedanke zum Durchbruch, daß der Inhaber eines Rechtes an der 
Sache durch deren unmittelbaren Beſitz vor den rechtszerſtörenden Wirkungen des gute 
gläubigen Erwerbs gefichert ſein ſoll. Gilt dies ſchon beim Erwerb durch Übertragung vom 

ichteigentümer, ſo muß es um ſo mehr gelten beim Erwerb des Eigentums durch Erſitzung. 


III. Verbindung Vermiſchung Verarbeitung 


8 946 


) Wird eine bewegliche Sache mit einem Grundſtücke dergeſtalt ver⸗ 
bunden), daß ſie weſentlicher Beſtandteil des Grundſtücks wird, ſo erſtreckt 
ſich das Eigentum an dem Grundftüd auf dieſe Sache?) ). 

E 1 890 II 861; M 3 358, 359; P 3 238. 


1. Verbindung beweglicher Sachen mit Grundjtüden. In den 88 946, 947 ſind für den 
Erwerb und Verluſt des Eigentums die Schlußfolgerungen aus den Grundſätzen gezogen 
die in den 88 93, 94, 95 über die Beſtandteilseigenſchaft aufgeſtellt find. Es iſt deshalb vor 
allem auf die Erläuterungen zu dieſen Paragraphen zu verweiſen. Der 8 946 entſpringt über⸗ 
dies dem Gedanken, daß gegenüber einer beweglichen Sache, die mit einem Grundſtücke ver- 
bunden wird, ſtets das Grundſtück als Hauptſache anzuſehen iſt. 
2. Art der Verbindung: Zu unterſcheiden iſt hier zwiſchen einem äußeren und einem 
inneren Tatbeſtande der Verbindung. Regelmäßig entſcheidend iſt der äußere Tatbeſtand der 
rein tatſächliche Vorgang der körperlichen Vereinigung, der Umſtand, daß die bewegliche Sache 
mit dem Grund und Boden (durch Einbauen, Einpflanzen Ausſäen oder in anderer Weiſe) feſt 
verbunden wird, und zwar ſo, daß eine Trennung nicht möglich iſt, ohne daß die verbundenen 
Teile zerſtört oder in ihrem Weſen verändert werden (88 93, 94). Die der Verbindung zugrunde 
liegenden Willensvorgänge dagegen find in den meiſten Fällen belanglos (RG 94, 129). Belang⸗ 
los iſt insbeſondere, ob die Verbindung in der Abſicht erfolgt, dadurch eine Rechtsänderung 
herbeizuführen. So RG 51, 80 im Falle der Ausſaat durch einen Geiſteskranken auf einem 
fremden Acker. Gleichgültig ift ferner, ob der die Verbindung Hei ftellende zur Verfügung über 
die Sache berechtigt war oder ſich berechtigt glaubte. Auch der Dieb erwirbt Eigentum an dem 
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geſtohlenen Bauholze, das er in ſein Haus einbaut, durch die Verbindung (RGSt GoltdArch 54, 
300). Selbſt dem Umſtande, daß der Eigentümer des Grundſtücks den andern durch die Vor⸗ 
ſpiegelung, ihm das Grundſtück übereignet zu haben, argliſtig verlockt hatte, darauf zu bauen, 
konnte gegenüber der zwingenden Vorſchrift des Eigentumsübergangs auf den Grundſtücks⸗ 
eigentümer kein Gewicht beigemeſſen werden (RG JW 04, 139°). Nur in drei beſonderen Fällen 
berückſichtigt das Geſetz den Willen des Verbindenden gegenüber der äußeren Tatſache der 
Verbindung. Wenn eine bewegliche Sache nur zu vorübergehendem Zwecke mit dem Grund 
und Boden und wenn ein Gebäude oder anderes Werk in Ausübung eines Rechts an einem 
fremden Grundſtück von dem Berechtigten mit dem Grundſtück verbunden wird (895 Abſ 1), 
bewirkt die Verbindung keinen Eigentumswechſel. Fällt nachträglich die hindernde Zweck. 
beſtimmung weg, ſo tritt die Rechtswirkung der Verbindung in Kraft. So RG 16. 10. 09 
V 556/08 in einem Falle, in dem eine zu vorübergehenden Zwecke auf einem Grundſtücke 
feſteingebaute Wellblechbaracke nach Erchöpfung des Zweckes dort dauernd belaſſen wurde. 
Im dritten Falle aber iſt eine den Eigentumswechſel bewirkende Verbindung der beweglichen 
Sache mit dem Grundſtück infolge der beſonderen Zweckbeſtimmung auch dann anzunehmen, 
wenn es an der Vorausſetzung der Untrennbarkeit fehlt, nämlich in dem Falle, daß die be- 
wegliche Sache „zur Herſtellung eines Gebäudes“, das ſelbſt Grundſtücksbeſtandteil iſt, „ein⸗ 
gefügt“ wird (§ 94 Abſ 2). Aber auch in dieſem Falle iſt unbedingt vorausgeſetzt, daß nach der 
allgemeinen Verkehrsauffaſſung und den beſonderen Umſtänden infolge der Verbindung 
nur eine Sache in der Geſtalt des Gebäudes vorliegt. So in der am meiſten umſtrittenen 
Frage der Beſtandteilseigenſchaft von Maſchinen in Fabriken (RG 56, 290; 60, 423; 62, 252; 
63, 173, 416; 67, 30; 69, 152; RG JW 1912, 1281; 1914, 238; Warn 09 Nr 58, 59; 
1910 Nr 97, 190). Die Netze der Kabel und Gasleitungen werden nicht Beſtandteile der 
Anſtaltsgrundſtücke, auch nicht der Grundſtücke, in denen die einzelnen Teile liegen, te bleiben 
regelmäßig ſelbſtändige bewegliche Sachen (R 83, 67; 87, 43; RG SeuffA 71 Nr 2; vgl. 
auch daſ. Nr 78) und erleiden deshalb durch Einſenkung in fremde Grundſtücke in ihren Eigen⸗ 
tumsverhältniſſen keine Veränderung. Eine ganze Anlage für elektriſche Beleuchtung iſt 
als weſentlicher Beſtandteil eines Hotelgrundſtücks angeſehen worden (RO 58, 338), bloße 
Beleuchtungskörper dagegen find es nicht (RG JW 1917, 809). Rohſtoffe, die für ein auf 
einem Grundſtück zu errichtendes Werk angeliefert, aber noch nicht mit dem Grundſtück ver⸗ 
bunden find, fallen nicht unter § 946 (RG 104, 93). 

3. Erſtreckung des Eigentums an dem Grundſtück auf die Sache: d. h. es wird nunmehr 
der Grundſtückseigentümer als ſolcher auch Eigentümer der bis zur Verbindung beweglichen 
und ſelbſtändigen Sache und der ſeitherige Eigentümer der letzteren verliert fein Eigentum 
endgültig. Nicht aber ift anzunehmen, daß an dieſer Stelle des Geſetzes durch die eigen⸗ 
artige Faſſung zum Ausdrucke gebracht werden ſollte, auch dann, wenn der die Verbindung 
Herſtellende zugleich Eigentümer des Grundſtücks und der beweglichen Sache iſt, habe die 
Verbindung zur Folge, daß nur mehr das Eigentum an dem Grundſtück in Betracht kommt. 
Dieſe Frage iſt ausschließlich nach den 88 93ff. zu beantworten. 

„Die Vorſchrift, daß die Verbindung den Eigentumswechſel bewirkt, iſt zwingend. Auch 
eine Vereinbarung, daß dem bisherigen Eigentümer an der mit dem Grundſtücke zu ver 
bindenden Sache das Eigentum vorbehalten und das Recht zur Wiederwegnahme eingeräumt 
werden ſoll, kann den Verluſt des Eigentums an der beweglichen Sache durch die Verbindung 
nicht hindern (RG 73, 333). Die Verbindung muß aber auch ſtattfinden. Werden unfertige 
Zenfter- und Türflügel verſuchsweiſe eingehängt, um feſtzuſtellen, ob fie paſſen, und dann 
wieder herausgenommen, fo iſt das regelmäßig keine Verbindung im Sinne des $ 946 (NG 
22 1915, 212). Der Eigentumsvorbehalt an angelieferten Bauteilen (Türen, Fenſtern) iſt 
alſo nicht völlig gegenſtandslos (RG 19. 1. 14 VI 570/13). 

4. Verbindung mit mehreren Grundſtücken. In Frage kommt hier hauptſächlich das 
Überbauen mehrerer Grundstücke mit einem Gebäude. Erfolgt dieſes Überbauen in Aus 
übung eines Rechtes an den Grundſtücken ($ 95 Abſ 1), fo werden die Gebäude durch die 
Verbindung nicht Beſtandteile der Grundſtücke, $ 946 iſt alfo nicht anwendbar. Das gleiche 
hat zu gelten, wenn der Eigentümer eines Grundſtücks ohne ein ſolches beſonderes Recht über 
die Grenze gebaut hat und der Nachbar nach Lage des Falles gemäß 8 912 verpflichtet iſt, 
den Überbau zu dulden (MG 83, 147). Auch dieſer Überbau wird nicht Beſtandteil des Nach. 
bargrundſtücks, denn er beſteht auf Grund des Rechtes, die Duldung zu verlangen. Erwirbt 
ſpäter der Grundſtückseigentümer das überbaute Nachbargrundſtück zu Eigentum, fo wird der hin- 
übergebaute Gebäudeteil nur dann Beſtandteil dieſes Grundstücks, wenn der Grundſtückseigen, 
tümer den entſprechenden Willen äußert, etwa indem er den Überbau als Beſtandteil auf 
dem Grundbuchblatt des überbauten Grundſtücks vermerken läßt (RG 88, 149). Liegt ein 
Überbaufall nach 88 912 oder 95 nicht vor, fo fällt der Überbau und mit ihm fallen die in 
ihn eingefügten beweglichen Sachen nach Maßgabe des Laufes der Grenze als Beſtandteile 
der Grundſtücke in das Eigentum der einzelnen Grundſtückseigentümer (RG 65, 861; 70, 200; 
RE 21. 12. 10 V 49/10; RG JW 1912, 129%. Daß in dieſem Falle für die beiden Grund⸗ 
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ſtückseigentümer eine Gemeinſchaft im Sinne der 88 741, 751 entſtehe, verneint das Reichs ⸗ 
gericht. Das wird man billigen müſſen, ohne daß man anzuerkennen brauchte, daß infolge 
des Sondereigentums an den Gebäudeteilen jeder der beiden Grundſtückseigentümer mit 
ſeinem Teil ganz ohne Rückſicht auf den Nachbar verfahren könnte. Die Anwendung des 
9 226 wird hier zu angemeſſenen Ergebniſſen führen. Wegen der vertragsmäßig mit auf 
das Nachbargrundſtück geſetzten Giebelmauer vgl. A 5 zu $ 95. 


8 947 


1) 2) 8) Werden bewegliche Sachen miteinander dergeſtalt verbunden, daß 
ſie weſentliche Beſtandteile einer einheitlichen Sache werden, ſo werden die 
bisherigen Eigentümer Miteigentümer dieſer Sache; die Anteile beſtimmen 
ſich nach dem Verhältniſſe des Wertes, den die Sachen zur Zeit der Ver⸗ 
bindung haben. 


Iſt eine der Sachen als die Hauptſache anzuſehen, ſo erwirbt ihr Eigen⸗ 
tümer das Alleineigentum. 
E 1 891 II 862; M 3 359; P 3 238, 239. 


1. Verbindung beweglicher Sachen mit anderen beweglichen Sachen: Auch hier ſind 
die Anforderungen an den äußeren Tatbeſtand der Verbindung die gleichen wie bei der Ver⸗ 
bindung einer beweglichen Sache mit einem Grundstücke. Für den inneren Tatbeſtand aber 
kommen nur bezüglich derjenigen Gebäude, die nicht ihrerſeits Grundſtücksbeſtandteile ſind, 
die Sätze des $ 94 Abſ 2 und des § 95 Abſ 2 in Betracht. Vgl. daher 8 946 A 2. Die Vor⸗ 
ſchrift des § 947 gilt auch, wenn derjenige, welcher die Sachen verbunden hat, zu den bis. 
herigen Eigentümern der Sachen gehörte (RG St JW 1918, 567). 

Geht neben der Verbindung eine Bearbeitung einher und iſt dieſe von ſolcher Bedeutung, 
daß eine Verarb e angenommen werden muß, fo iſt nicht § 947, ſondern 8 950 anzu⸗ 
wenden. Durch menſchliche Tätigkeit braucht die Verbindung oder Vermiſchung im Sinne 
der 98 947, 948 nicht zu erfolgen (RG St LZ 1914, 897). 


2. Wirkung der Verbindung: Abweichend vom $ 946 ſind hier zwei Fälle zu unterſcheiden. 
Entweder es kann keine der beiden verbundenen Sachen als die Hauptſache betrachtet werden, 
dann entſteht eine neue Sache, deren Beſtandteile die verbundenen Sachen ſind. Dieſe ſelbſt 
aber ſind nach der Verbindung als ſelbſtändige Sachen nicht mehr vorhanden. Für dieſen 
Fall beſtimmt das Geſetz, daß die Eigentümer der vormals ſelbſtändigen Sachen nun nach dem 

ertverhältniſſe Miteigentümer werden. Iſt das Wertverhältnis nicht feſtſtellbar, ſo findet 
$ 742 (gleiche Anteile) auch nicht hilfsweiſe Anwendung; wer ſeinen Anteil nicht beweiſen 
kann, erhält nichts; die Sonderregelung des § 948 ſchließt gemäß § 741 ein Zurückgreifen 
auf 9 742 aus (RG 112, 102). Sit aber eine der verbundenen Sachen die Hauptſache, dann 
entſteht eine neue Sache überhaupt nicht, ſondern die Nebenſache geht durch die Verbin⸗ 
dung als Beſtandteil in der Hauptſache auf, und das Eigentum an der Hauptſache erſtreckt 
ſich auf die damit verbundene Nebenjache. Ob das Verhältnis von Hauptſache zu Neben⸗ 
ſache vorliegt und welche der Sachen Hauptſache iſt, dafür gibt es keine allgemein gültigen 
Regeln. Insbeſondere iſt dafür auch nicht der überwiegende Wert notwendig entscheiden 
Die Entſcheidung iſt vielmehr in Würdigung der beſonderen Umſtände des Falles nach der 
allgemeinen Verkehrsauffaſſung zu treffen. Die in eine Briefmarkenſammlung eingeklebte 
Briefmarke iſt Nebenſache (Seuffü 73 Nr 121). 


3. Die dinglichen Wirkungen der Verbindung treten unabhängig von dem Willen und 
ſogar gegen den Willen der etwa dabei tätigen Menſchen ein (RG 94, 129). Abweichende 
Abreden können nur wirkſam werden, wenn die ſachenrechtlichen Formen ihrer Durchführung 
erfüllt werden (88 929ff.; vgl. $ 948 A 2). 


8 948 


Werden bewegliche Sachen!) miteinander untrennbar?) vermiſcht oder 
vermengte), jo finden die Vorſchriften des S 947 entſprechende Anwen⸗ 
dung“) ze. 

Der Untrennbarkeit ſteht es gleich, wenn die Trennung der vermiſchten 
oder vermengten Sachen mit unverhältnismäßigen Koſten verbunden ſein 
würde. 

E I 892 II 863; M 3 659, 860, P 3 239. 


280 Sachenrecht Eigentum 


1. Bewegliche Sachen aller Art. So zuſammengeſchüttetes Getreide (RG 3. 1. 06 1306/05; 
307/05; RG 67, 421), durcheinander gekommene Bohlen (RG 4. 5. 06 VII 407/08), Geld 
(RGSt Warn 1918 Nr 117; R 9. 7. 06 VI 567/05; RG 103, 288). Auch Tiere ſind nicht 
ausgeſchloſſen. Wegen des Lagergeſchafts vgl. 9 419 HGB, wegen des Effekten ⸗Giro⸗Depots 
vgl. A 3. 

2. werden .. . vermiſcht oder vermengt: die Vermiſchung oder Vermengung braucht 
nicht durch menſchliche Tätigkeit zu erfolgen (vgl. § 947 A 1). Auch wenn der eine Teil der 
vermengten Sachen erheblich größer war, als der andere, braucht der erſtere nicht als 
Hauptſache im Sinne des $ 947 Abſ 2 angeſehen zu werden, ſo daß Alleineigentum ent⸗ 
ſtünde (Rr Gruch 68, 521). — Gießt der eine Eigentümer feinen Wein zu dem des andern, 
um dieſem einigungsgemäß das Eigentum zu übertragen, fo geht das Eigentum nach 
$ 929 Satz 1 über, wenn der Erwerber unmittelbarer Beſitzer ſeines Weines iſt, nach 
$ 930, wenn der Erwerber nur mittelbarer Beſitzer feines Weines iſt, ſich dieſer etwa 
im Keller des Veräußerers zur Aufbewahrung befindet. Miteigentum nach 9 948 
entſteht dann nicht (val. § 947 A 3). Im übrigen iſt bei der Vermiſchung von Wein 
nach der Verkehrsauffaſſung zu beurteilen, ob eine der beiden Weinmengen Hauptſache iſt. 
In dieſem Falle wird deſſen Eigentümer bei der Vermiſchung Eigentümer der Geſamtmenge. 
So, wenn im Verlaufe der ordnungsmäßigen Kellerbehandlung die Fäſſer nachgefüllt werden, 
im Gegenſatze zur Vermiſchung größerer Mengen, bei der Miteigentum entſteht. Der Eigen⸗ 
tumsvorbehalt an dem einen der vermiſchten Weine kann dann wirkſam bleiben (LZ 1914, 92). 

3. untrennbar: ob die Trennung möglich oder nicht, iſt Tatfrage. Die Kosten für die 
Trennung find unverhältnismäßig, wenn fie nicht im Verhältnis ſtehen zu den wirtſchaft⸗ 
lichen Werten, welche durch die Trennung hergeſtellt oder wiederhergeſtellt werden. Wenn 
z. B. die Bank des Berliner Kaſſen⸗Vereins die Aktien einer beſtimmten Geſellſchaft zur 
Einlieferung in ihr Giro Effekten⸗Depot aufruft, — vgl. darüber § 700 A 6 —, wenn dann 
dieſe Aktien — es brauchen nicht gerade alle zu ſein — eingeliefert und nicht getrennt nach 
Eigentümern, vielmehr miteinander vermilcht eingelagert werden, ſo iſt das trotz der Nummern, 
welche die Aktien tragen, eine wirkliche Vermiſchung im Sinne des 8 948 und es iſt zu fragen, 
ob und welche wirtſchaftliche Werte dadurch neu- oder wiedergeſchaffen werden, daß man 
die Aktien aus dem Verſchluß herausholt und nach Eigentümern ordnet. Das iſt natürlich 
möglich, aber es erfordert eine erhebliche Arbeit und Aufſicht, zumal da die Mäntel und die 
Bogen je für ſich aufbewahrt werden. Werden die dadurch entſtehenden Koſten als un⸗ 
verhältnismäßig angeſehen, bleiben alſo die Aktien eingelagert, ſo erlangen die bisherigen 
Einzeleigentümer der Aktien Miteigentum nach Bruchteilen an dem eingelagerten Aktien⸗ 
paket, und zwar im Verhältnis der Zahl der jedem bisher gehörigen Aktien zu der Geſamt 
zahl der eingelagerten Aktien. Werden die Koſten aufgewendet und wird die Arbeit ge⸗ 
leiſtet, ſo bleibt jeder Eigentümer der ihm bisher gehörigen Einzelaktien. Das Eigentum 
an einer beſtimmten einzelnen Aktie hat aber wirtſchaftlich keinen höheren Wert als z. B. 
das Miteigentum zu einem Tauſendſtel an einem eingelagerten Aktienpaket von 1000 Aktien. 
Auch der Miteigentümer kann frei über feinen Anteil verfügen, § 747 und § 700 A 6. Das 
Eigentumsrecht, das im Konkurſe die Ausſonderung rechtfertigt, ſteht zwar nicht dem ein⸗ 
zelnen Miteigentümer, wohl aber ihnen in ihrer Geſamtheit zu. Der Verkehr bewertet des⸗ 
halb Aktien, die tatſächlich — effektiv — geliefert werden, nicht höher, als Aktien, die durch 
weißen oder roten Scheck auf den Berliner Kaſſen Verein geliefert werden. Danach iſt es 
wirtſchafllich gerechtfertigt, die Aufwendung der Trennungskoſten abzulehnen, weil die 
Trennung keine Werte ſchafft oder wiederſchafft, welche die vereinigten Aktien nicht auch 
hätten, weil die Koſten aljo un verhältnismäßig find. — Werden nachträglich noch Aktien 
der aufgerufenen Gattung eingeliefert und mit den ſchon vorhandenen eingelagert, ſo iſt 
die Rechtslage die entſprechende. Der Eigentümer der neu eingelieferten Aktien wird Mit- 
eigentümer des eingelagerten Aktienpakets einſchließlich feiner bisherigen Aktien, die bis⸗ 
herigen Miteigentümer des Aktienpakets werden auch Miteigentümer der neu eingelagerten 
Aktien; vgl. hierzu RG Gruch 68, 521 oben in A 2. — Durch Vertrag kann die Unverhält⸗ 
nismäßigkeit der Koſten nicht feſtgelegt werden. Sie iſt entweder gegenſtändlich vorhanden 
oder nicht. 

4. entſprechende Anwendung d. h. die Eigentümer der vermiſchten Sachen werden Mit ⸗ 
eigentümer der Geſamtmaſſe nach Verhältnis des Wertes der von ihnen herrührenden Sachen. 
vgl. aber oben in A 2 zu 9 947 RG 112, 102. Hat eine der vermiſchten Sachen die Eigenſchaft 
der Hauptſache, ſo wird deren Eigentümer Alleineigentümer der Geſamtmaſſe. 

5. Stellt ſich die Vermiſchung als Verarbeitung dar (3. B. Verwendung fremder Milch 
zum Kuchenbacken), jo findet nur § 950 Anwendung (ogl. 8 947 A 1). 

6. Die Vermiſchung von Geld, in Stücken oder Scheinen, wird im BGB nicht beſonders 
behandelt. Sie folgt den allgemeinen Regeln. Darüber, daß auch Geld „vermischt“ werden 
kann, vgl. RGSt Warn 1918 Nr 117, R Warn 1920 Nr 160. 
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§ 949 


Erliſcht nach den SS 946 bis 948 das Eigentum an einer Sache, jo er⸗ 
löſchen auch die ſonſtigen an der Sache beſtehenden Rechte!). Erwirbt der 
Eigentümer der belaſteten Sache Miteigentum, ſo beſtehen die Rechte an dem 
Anteile fort, der an die Stelle der Sache tritt!). Wird der Eigentümer der 
belaſteten Sache Alleineigentümer, ſo erſtrecken ſich die Rechte auf die hinzu⸗ 
tretende Sadje?)?). 

E I 895 II 864; M 3 861, 362; P 3 243. 


1. Erlöſchen der Rechte Dritter: Wie durch Verbindung, Vermiſchung, Vermengung 
das Eigentum an den Sachen endgültig untergeht, die vormals ſelbſtändig waren, weil ſie ihre 
ſelbſtändige Rechtsſtellung verloren haben, ſo erlöſchen zugleich aus demſelben Grunde end⸗ 
gültig auch die an jenen Sachen beſtehenden ſonſtigen Rechte. Sie erloͤſchen ohne Rückſicht 
auf den guten Glauben deſſen, der durch den Vorgang Eigentum und Laſtenfreiheit erwirbt. 
Sie erlöſchen aber in den Fällen der 88 947, 948 (Verbindung, Vermiſchung, Vermengung 
beweglicher Sachen) in der Regel nicht ohne dinglichen Erſatz. Nur wenn Alleineigentum 
an der neuen Geſamtſache entſtand, weil eine der zuſammengekommenen Teilſachen Haupt⸗ 
ſache war, entfällt der dingliche Erſatz für die Rechte an der Nebenſache. Sonſt tritt erſatz⸗ 
weiſe an die Stelle des Alleineigentums an der Teilſache das wertentſprechende Miteigentum 
an der Geſamtſache, an die Stelle des Rechtes an der Sache das Recht am Anteil. Auf die 
Erſatzrechte gehen im übrigen alle Eigenſchaften der erſetzten über. Sie kommen in eben⸗ 
dieſelbe Rechtslage. - 

2. Erſtrecken der Rechte Dritter: Iſt die belaftete Sache Hauptſache, wird alfo deren 
Eigentümer Alleineigentümer der Geſamtſache, ſo gewinnen die Inhaber die Rechte an der 
Hauptſache. Ihre Rechte beſtehen nun fort, aber an der Geſamtſache. Dies gilt ohne weiteres 
für belaftete Grundſtücke, wenn bewegliche Sachen mit ihnen nach § 946 verbunden werden. 

3. Entſprechende Anwendung auf Verbindung, Vermiſchung und Vermengung von 
Sachen ein und desſelben Eigentümers. Daß bei der Verbindung beweglicher Sachen mit 
Grundſtücken, bei der Verbindung, Vermiſchung, Vermengung einer beweglichen Hauptſache 
mit andern beweglichen Sachen die an dem Grundſtück und der Hauptſache beſtehenden Rechte 
ſich von ſelbſt auf die einverleibten Nebenſachen erſtrecken und deren Belaſtung erſatzlos ver⸗ 
drängen, ergibt ſich aus dem Aufgehen der Nebenſache in der Hauptſache notwendig auch für 
den Fall, daß Haupt- und Nebenſache im Eigentum desſelben Eigentümers ſtehen. Für dieſe 
Fälle kann nicht wohl von einer entſprechenden Anwendung des 8 949 geſprochen werden. 
Dagegen iſt eine ſolche entſprechende Anwendung unumgänglich, wenn belaſtete bewegliche 
Sachen desſelben Eigentümers, die zueinander nicht im Verhältniſſe von Haupt- und Neben ⸗ 
ſache ſtehen, miteinander verbunden, vermiſcht oder vermengt werden. Denn die beider- 
ſeitigen Belaſtungen unverändert beſtehen zu laſſen, iſt mit Rückſicht auf die Untrennbarkeit 
unmöglich, fie erſaglos erlöſchen zu laſſen, mit den Geboten der Gerechtigkeit unvereinbar, 
die Abſicht des Geſetzes, die Rechte anteilsweiſe aufrechtzuerhalten, unbezweifelbar. Es er⸗ 
übrigt darum nur die entſprechende Anwendung des $ 949 Satz 2 dahin, daß die bisher an 
den einzelnen Sachen beſtandenen Rechte nun zu Rechten an Anteilen werden, die zu dieſem 
Zwecke als Bruchteile nach dem Verhältniſſe des Wertes der Einzelſachen an der Geſamtſache 
zu unterſtellen ſind (RG 67 S. 421, 425). 


8 950 


) Wer durch Verarbeitung oder Umbildung?) eines oder mehrerer 
Stoffe?) eine neue bewegliche Sache“) herſtellts), erwirbt das Eigentum an 
der neuen Sache“), ſofern nicht') der Wert der Verarbeitung oder der Um⸗ 
bildungs) erheblich geringer iſt als der Wert des Stoffes. Als Verarbeitung 
gilt auch das Schreiben, Zeichnen, Malen, Drucken, Gravieren oder eine 
ähnliche Bearbeitung der Oberfläche). 

Mit dem Erwerbe des Eigentums an der neuen Sache erlöſchen die an 
dem Stoffe beſtehenden Rechte 10). 

E 1 893. 894, 895 II 805: M 3 360-362; P 3 239, 248 

1. Eigentumserwerb durch Verarbeitung (Spezifikation). Entſteht durch Verarbeitung 
und Umbildung aus Stoff und Arbeit eine neue Sache, ſo iſt vom Geſetzgeber die Wahl zu 


treffen, wer Eigentümer der neuen Sache ſein ſoll, der Eigentümer des Stoffes oder der, 
der die Sache daraus geſchaffen. Das BGB entſcheidet zugunſten der Arbeit, ſofern nicht 
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deren Wert erheblich geringer iſt als der des Stoffes. Unmittelbar trifft das Geſetz nur den 
Fall, daß es ſich um Stoffe eines einzigen Eigentümers handelt, es gilt aber auch, wenn 
mehrere Miteigentümer in Frage kommen (RGSt JW 1918, 567). Auf Stoffe, welche vor 
der Verarbeitung im Miteigentum des Verarbeiters ſtanden, findet § 950 Abf 1 keine An⸗ 
wendung, hier gelangt § 947 zu rechtsähnlicher Anwendung (RG St IW 1918, 567). 

2. Die Verarbeitung iſt nicht Rechtsgeſchäft, aber menſchliche Tätigkeit, Handlung. 
Wandeln ſich die Stoffe ohne menſchliches Zutun durch anderweite Einflüſſe — z. B. durch 
Kriſtalliſation außerhalb eines darauf gerichteten Betriebs oder durch ſelbſttätiges Brüten 
einer Henne auf fremden Eiern — in neue Sachen um, fo hat das einen Eigentumswechſel 
nach § 950 nicht zur Folge. Der Mangel der Geſchäftsfähigkeit hindert den Eigentums⸗ 
erwerb nicht (vgl. 9 105 A 1). Abſicht des Eigentumserwerbs iſt nicht Vorausſetzung, noch 
weniger guter Glaube an das Recht dazu (Os 26, 60). Auch der Dieb kann an einer 
geſtohlenen Sache Eigentum nach § 950 erwerben (RGSt 53, 167). Der Herſteller erwirbt 
aber nicht notwendig ſelbſt das Eigentum, ſondern nur, wenn er nichts anderes will. 
Stellt er die Sache für einen andern her, wird der andere Eigentümer (RGSt IW 1918, 
567). Wer Holz unter Eigentumsvorbehalt des Verkäufers kauft, um es zu verarbeiten, 
und ausmacht, daß auch die hergeſtellten Gegenſtände Eigentum des Verkäufers bleiben 
ſollen, erwirbt nicht Eigenum nach § 950 (SeuffA 71 Nr 255). Wird dem Handwerker 
ein Stoff geliefert, damit er daraus eine Sache für den Eigentümer herſtelle, ſo wird 
dieſer jedenfalls Eigentümer auch der neu hergeſtellten Sache (RG 17. 10. 22 VII 698/21). 
Aber ein Dienſtberechtigter kann nicht allein deshalb, weil er aus eigenen Mitteln die Mate⸗ 
rialien und die Arbeitskräfte geſtellt hat, die Herausgabe der Modelle verlangen. Seinem 
Herausgabeanſpruch kann der Dienſtverpflichtete im Hinblick auf den ihm gehörigen Erfindungs⸗ 
gedanken den Einwand entgegenſetzen, daß er ihm gegenüber ſchuldrechtlich zum Beſitz berech⸗ 
tigt ſei (Rr 105, 315). Ein Vertrag, durch den ſich jemand verpflichtet, mit dem von einem 
andern entliehenen Gelde Sachen für ihn herzustellen, darf der genügenden Beſtimmbarkeit 
nicht entbehren (RG SeuffA 69 Nr 107). 

3. Stoffe: nicht notwendig Rohſtoffe. Auch eine ſchon bearbeitete Sache kann als Stoff 
für weitere Verarbeitung dienen. Das wird ſogar die Regel ſein. 

4. Neue Sache: Der Begriff iſt vom Geſetz nicht beſtimmt, daher dem Richter zur Ent- 
ſcheidung nach der Verkehrsauffaſſung überlaſſen. Gedacht iſt offenbar an eine neue Sache 
höherer Art. Der feſte, trockene, transport: und brennfähige Streichtorfziegel iſt gegen⸗ 
über der naſſen und formloſen Torferde eine neue Sache (RG LZ 24, 587). Das Zerſchneiden 
G40 57 e in einzelne Bildgruppen und Figuren ſchafft keine neuen Sachen 

t 57, 160). 

„5. Herſteller: Das Wort ift nicht im engen Sinne zu verſtehen von dem, der ſelbſt zur Um- 
bildung Hand anlegt, ſondern im Verkehrsſinne. Bei den in Fabriken und ſonſtigen Arbeits- 
betrieben hergeſtellten Waren kommen nicht die Arbeiter als Herſteller in Betracht, ſondern die 
Geſchäftsinhaber (RGSt 55, 49). Der Arbeiter ift ſelbſt dann nicht Herſteller im Sinne des 
$ 950, wenn er während des Betriebs die Abſicht haben, ja ſogar die Abſicht äußern ſollte, die 
Sache für ſich zu verarbeiten oder zu behalten. Wohl aber kann er Herſteller ſein, wenn er 
außerhalb des Betriebs eine gleiche Arbeit für ſich macht. Bei Heimarbeit kann je nach den 
Umſtänden der Heimarbeiter oder der den Stoff liefernde Unternehmer der Herfteller fein, 
letzterer zumeiſt dann, wenn der einzelne Heimarbeiter die Bearbeitung nicht ganz durch⸗ 
führt, ſondern jeder nur einen beſtimmten Teil der Bearbeitung übernimmt. Wie der Ge⸗ 
ſchäftsinhaber, fo gilt aber auch der Private als Herſteller, wenn er durch einen andern 
Unſelbſtändigen eine Sache herſtellen läßt (Bayobsch ZW 1924, 16121). Auch wer auf 
Grund Werkvertrags eine Sache herſtellen läßt, kann Herfteller im Verkehrsſinne fein. Da⸗ 
gegen muß der Schneider, der einen Anzug nach Maß liefert und den Stoff ſelbſt dazu 
gibt, als Herſteller bezeichnet werden. Nur wird auch er in der Regel das Eigentum des 
Stoffes nicht durch Verarbeitung erwerben, ſondern, wenn er die Stoffe nicht feſt über⸗ 
nommen hat, auf Grund der Erlaubnis des Tuchlieferanten, die gelieferten Stoffe ſich zur 
Verarbeitung anzueignen. Der Kreis der Fälle des Eigentumserwerbs durch Ver⸗ 
arbeitung iſt geringer, als es zunächſt ſcheint. 

6. Der Eigentumserwerb und damit der Eigentumsverluſt des Stoffeigentümers iſt 
endgültig. Auch die Rückverwandlung der neuen Sache in den Rohſtoff bringt dem Stoff- 
eigentümer ſein Eigentum nicht zurück. 

7. fofern nicht d. h. ſofern nicht der Gegner beweiſt, daß der Wert erheblich geringer iſt. 

8. Wert der Verarbeitung d. i. nicht der Aufwand für die Arbeitsleiſtung, ſondern der 
Wert der geleiſteten Arbeit, wie er ſich im Sachwert verkörpert. Der Wert der Verarbeitung 
wird ſich alſo ergeben, wenn der Wert des Stoffes von dem Werte der neuen Sache abgezogen 
wird. Hinſichtlich des Stoffwerts vgl. A g. 

9. Bearbeitung der Oberfläche durch Schreiben, Zeichnen, Malen 9 zum Eigentums 
wechſel doch nur inſoweit, als damit eine neue Sache hergeſtellt iſt. Das Bemalen einer Lein⸗ 
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wand mit einem Olgemälde wird hiernach Eigentumswechſel zur Folge haben können, das 
Aufmalen von Verzierungen auf Schränke und Truhen wird zu einem ſolchen in der Regel 
nicht führen. Dies ſelbſt dann nicht, wenn der Wert der Schränke und Truhen geringer iſt als 
der der Malerei. Setzt der Künſtler auf ein Gemälde feinen Namen, ſo ſtellt er damit aller- 
dings eine Privaturkunde her, aber das Gemälde bleibt die alte ſelbſtändige Sache, ein Eigen ⸗ 
tumswechſel wird nicht herbeigeführt (RG St 56, 357). 

10. Das Erlöſchen der Rechte Dritter erfolgt unmittelbar kraft des Eigentumswechſels 
endgültig und ohne Rückſicht darauf, ob der Erwerber ſich in gutem Glauben befand oder nicht. 

Fraglich kann ſein, ob auch bei der Verarbeitung des eigenen Stoffes zu einer neuen Sache 
die Rechte an dem Stoffe erlöſchen. Die überwiegende Meinung bejaht die Frage. Es läßt ſich 
aber nicht verkennen, daß für die Bejahung nicht bei allen Fällen der Verarbeitung die gleich 
triftigen Gründe ſprechen wie bei den Fällen der Verbindung und Vermiſchung (vgl. $ 949 
A 3). Gegen das Erlöſchen der Rechte Dritter in ſolchem Falle ſpricht eine Erwägung: der 
8 950 ſoll den Widerſtreit zwiſchen dem Recht der Arbeit und dem Recht des Stoffes entſcheiden. 
Iſt der Verarbeitende Eigentümer des Stoffes, ſo kann von einem ſolchen Widerſtreit nicht 
wohl geſprochen werden, es ſei denn, daß das dingliche Recht des Dritten ſeiner Art nach mit 
dem Weſen der durch die Verarbeitung entſtandenen neuen Sache nicht vereinbar iſt. Nur für 
den letzteren Fall rechtfertigt ſich darum die entſprechende Anwendung des Abſ 2. 


8 951 


Wer infolge der Vorſchriften der SS 946 bis 950 einen Rechtsverluſt 
erleidet), kann von demjenigen, zu deſſen Gunſten die Rechtsänderung ein⸗ 
tritt), Vergütung in Geld nach den Vorſchriften über die Herausgabe einer 
ungerechtfertigten Bereicherung?) fordern. Die Wiederherſtellung des 
früheren Zuſtandes kann nicht verlangt werden“). 


Die Vorſchriften über die Verpflichtung zum Schadenserſatze wegen 
unerlaubter Handlungen ſowie die Vorſchriften über den Erſatz von Ver⸗ 
wendungen und über das Recht zur Wegnahme einer Einrichtung bleiben 
unberührt). In den Fällen der SS 946, 947 iſt die Wegnahme nach den für 
das Wegnahmerecht des Beſitzers gegenüber dem Eigentümer geltenden 
Vorſchriftens) auch dann zuläſſig, wenn die Verbindung nicht von dem Be⸗ 
ſitzer der Hauptſache bewirkt worden iſt. 

E I 897 II 866; M 3 862, 363; P 3 244, 245; 6 235, 288, 289, 888. 


1. -Rechtsverluſt erleidet nach 55 946-950, wer das Eigentum einer Sache verliert, weil 
ſie mit einem Grundſtücke verbunden (RG 51, 80) oder als Nebenſache mit einer andern be⸗ 
weglichen Hauptſache verbunden, vermiſcht oder vermengt iſt, oder weil ſie zu einer neuen 
Sache verarbeitet worden iſt (GeuffÜ 66 Nr 52). Rechtsverluſt erleidet, wer aus gleichem 
Grunde ein Recht an einer ſolchen Sache (Pfandrecht oder Nießbrauch) verloren hat. Keinen 
Rechtsverluſt erleidet, wer das Eigentum nur gegen Erſatz durch Miteigentum an der Ge⸗ 
ſanitſache, das Recht an der Sache nur gegen Erſatz durch das Recht am Anteil verliert. Keinen 
Rechtsverluſt im Sinne der 88 946—950 erleidet, wer das Eigentum an feiner Sache ſchon 
aufgibt, bevor fie mit der des andern verbunden uſw. wird (RG IW 08 Beil 24“) wer die 
Verbindung uſw. auf Grund einer ihm gegenüber dem Eigentümer der andern Sache ob · 
liegenden Verpflichtung vornimmt (RG 6. 5. 07 IV 421/06) oder wer die Verbindung uſw. 
unter Verzicht auf Erſatz vornimmt (RG 6. 2. 18 V 232/17). Beſtand die Pflicht zur Ver⸗ 
bindung uſw. gegenüber einem Dritten, jo liegt gegebenenfalls eine Bereicherung des Be⸗ 
günſtigten auf Koſten des Dritten vor (RG 20. 6. 19 VII 78/19). | 

2. Die Rechtsänderung tritt zugunſten des neuen Eigentümers ein. Soweit man anzu 
nehmen hat, daß der Eigentümer durch Verarbeitung feines eigenen Stoffes dieſen von den 
darauf ruhenden dinglichen Rechten Dritter befreit, iſt auch auf ihn 8 951 Abſ 1 anwendbar. 
Der Hypothekengläubiger des Grundſtücks, mit dem die Sache verbunden wurde, der Pfand⸗ 
rechtsbeſitzer an der Hauptſache, deſſen Recht ſich auf die hinzugetretene Nebenſache erſtreckte, 
ſind nur mittelbar begünſtigt (RG 63, 423). 

3. Vergütung nach den Vorſchriften über die Herausgabe ungerechtfertigter Bereiche 
rung. Vgl. 88 818, 819. Die Verweiſung ſoll nicht den Tatbeſtand beſtimmen, der die 
Herausgabepflicht erzeugt, fie ſoll nur den Umfang der als vorhanden angenommenen Heraus ⸗ 

abepjlicht begrenzen und den Verpflichteten günſtiger ſtellen, als dem firengen Recht ent- 
2 980 würde (RG 81, 206). Durch einen etwa nach $ 179 erworbenen Anſpruch gegen 
den Vertreter ohne Vertretungsmacht wird der Anſpruch gegen den Begünſtigten nicht aus⸗ 
gefcjloffen (RG 20. 6. 19 VII 78/19). Bu vergüten iſt ſtets der Geldwert des Vorteils, den 


284 Sachenrecht Eigentum 


der durch den Vorgang Begünſtigte durch ihn erlangt hat und nur durch ihn. Andere 
Vorgänge bleiben außer Betracht. Wer Ware zur Verarbeitung gekauft und übergeben 
erhalten, wegen Eingreifens von § 935 aber Eigentum daran erſt durch die Verarbeitung 
erlangt hat, darf den bezahlten Kaufpreis von der nach $ 950 Abf 1 bewirkten Vermögens⸗ 
vermehrung nicht abziehen, wohl aber die Koſten der Verarbeitung (RG 106, 7). Auch muß 
die Vermögensverſchiebung unmittelbar vor ſich gehen. Wenn A als Beſteller durch B 
als Unternehmer aus deſſen Rohſtoffen auf dem Grundſtück des C ein Bauwerk errichten 
läßt, fo wird zwar C Eigentümer des Bauwerks, aber A hat keinen Anſpruch nach § 951 
(RG 24. 9. 25 IV 183/25). Die Vergütung iſt zu berechnen nach dem Zeitpunkt, 
wann der Empfänger die Sache erlangt hat, bei Gebäuden ilt alſo der Tag der Errichtr ng 
e Abſ 2 iſt hier nicht anwendbar, er ſetzt eine Vindikation voraus (RG 
Gruch 67, 316). 

4. Die Vorſchriften des Abſ 1 ſind nicht zwingend, ſondern laſſen abweichende Ver⸗ 
einbarung der Beteiligten zu. 

5, Vorbehalt weitergehender Rechte aus andern Rechtsgründen. Die Aufzählung iſt 
nicht abſchließend. Einen Fall der Eigentumsverletzung nach § 823 behandelt RG 106, 153. 
Aus der Verpflichtung zum Schadenserſatz kann ſich auch die Verpflichtung zur Wieder⸗ 
herſtellung des früheren Zuſtandes ergeben (88 249f.). Die Vorſchrift im Satz 3 des Abſ 1 
ſteht nicht entgegen (RG 30. 4. 20 VII 490/19). 

6. Wegnahmerecht vgl. 8 997. 


§ 952 

I) Das Eigentum an dem über eine Forderung ausgeſtellten Schuld⸗ 
ſcheine ſteht dem Gläubiger zu?). Das Recht eines Dritten an der Forderung 
erſtreckt ſich auf den Schuldjchein?). 

Das gleiche gilt für Urkunden über andere Rechte, kraft deren eine Leiſtung 
gefordert werden kann, insbeſondere für Hypotheken⸗, Grundſchuld⸗ und 
Rentenſchuldbriefe ). 

E I 1109 II 867; M 3 744, 745; P 3 644—646. 


1. Sondervorſchrift über das Eigentum an Schuldſcheinen und ähnlichen Urkunden. 
Die Vorſchrift ift nicht zwingend, ſondern läßt anderweitige Verfügung der Beteiligten zu 
(RG 51, 85; RG 91, 157). Sie hat indeſſen zur Folge, daß die Vorſchriften des BGB über 
den gutgläubigen Erwerb vom Nichteigentümer auf Urkunden ſolcher Art unanwendbar ſind 
und daß für den Beſitzer der Urkunde, der nicht zugleich Gläubiger iſt, die Vermutung des 
$ 1006 nicht Platz greift (RG 5. 11. 08 IV 99/08). Dem Gläubiger, der die Schuldurkunde 
beſitzt, ſteht die Vermutung der Rechtmäßigkeit des Beſitzes zur Seite (RG 24. 5. 11 V 517/10). 
Perſönlich wirkende Rechte können an Schuldſcheinen und den Urkunden des Abſ 2 begründet 
werden, Leihe eines Hypothekenbriefs iſt möglich (RG 91, 155); vgl. hierzu auch § 986 A 4. 

2. Steht .... zu. Der Glaubiger erwirbt alſo das Eigentum des Schuldſcheins, wenn 
dieſer vor der Entſtehung der Forderung ausgeſtellt iſt, mit ihrer Entſtehung, wenn der Schein 
nach der Entſtehung der Forder ng usgeſtellt wird, mit der Ausſtellung. Er erwirbt es in 
beiden Fällen kraft Geſetzes ohne daß im übrigen die Vorausſetzungen für den Eigentums⸗ 
erwerb erfüllt ſein müßten. Überträgt der Gläubiger die Forderung, fo geht damit das Eigentum 
am Schuldſchein von ſelbſt über. Steht die Forderung mehreren Gläubigern zu, ſo ſind 
dieſe Miteigentümer des Schuldſcheins (RG 569, 318). 

3. Erjiredung des Rechtes an der Forderung auf den Schuldſchein. Der Forderungs 
pfandgläubiger hat alſo Pfandrecht auch am Schuldſchein. 

4. Andere Urkunden: Zu den Urkunden, für die Abſ 2 gilt, gehören auch Pfandſcheine 
von Leihhäuſern (JW 1922, 505), Lebensverſicherungspolicen, Depotſcheine (RG 51, 85; 
OLG 26, 60), Sparkaſſenbücher (RS 106, 1) und Depoſitenbücher (MG Warn 1918 Nr 57), 
auch zollamiliche Begleitſcheine, Niederlageſcheine (NG 14. 4. 16 VII 82/16). Nicht hierher 
gehören die Ausfertigungen gerichtlicher oder notarieller Urkunden; fie werden Eigentum 
desjenigen, dem ſie erteilt werden. 


IV. Erwerb von Erzeugniſſen und fonftigen Beſtandteilen einer Sache 


8 953 
1) Erzengnijje?) und ſonſtige Beſtandteile einer Sache gehören auch nach 
der Trennung dem Eigentümer der Sache, ſoweit ſich nicht aus den SS 954 
bis 957 ein anderes ergibt )). 
E I 898 II 868; M 3 363; P 3 245. 
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1. Entſtehung ſelbſtändigen Eigentums an Beſtandteilen (Erzeugniſſen) durch Trennung. 
Gemäß 8 93 können weſentliche Beſtandteile einer Sache nicht Gegenſtand beſonderer Rechte 
ſein. Aber auch Beſtandteile überhaupt, auch nicht weſentliche, teilen in der Regel das 
Rechtsſchickſal der Hauptſache, weil fie infolge ihrer Beſtandteilseigenſchaft unſelbſtändig find. 
Mit der Trennung, ſei dieſe wie immer herbeigeführt oder eingetreten, verſchwindet die Beitand- 
teilseigenſchaft, wird der bisherige Beſtandteil ſelbſtändige Sache und fähig, Gegenſtand be⸗ 
ſonderer Rechte zu fein. $ 953 ſpricht für die Hauptfrage des Eigentums im Falle der Trennung 
die Regel aus, daß die Beſtandteile auch nach der Trennung dem Eigentümer der Sache ge- 
hören, nämlich dem Eigentümer derjenigen Sache, deren Beſtandteile ſie bisher waren. Dem 
Hauseigentümer gehören alſo nach wie vor die vom Wohnungsamt bei einem Umbau heraus⸗ 
genommenen Schaufenſter (RG 106, 149). Die Ausnahmen von der Regel ſind in den 
88 954—957 beſtimmt. Keine wirkliche Ausnahme iſt die Beſtimmung des $ 911 über die 
auf das Nachbargrundſtück hinüberfallenden Früchte. Denn ſie ruht auf der Unterſtellung, 
daß dieſe Früchte Früchte des Nachbargrundſtücks ſind. Auch für den Erwerb von Beſtandteilen 
verlorener, geſtohlener, oder ſonſt abhanden gekommener Sachen durch Trennung gelten 
mangels ausdrücklicher anderweiter Beſtimmung die Vorſchriften des § 953 (und der 
88 954—957). Der Eigentumserwerb durch Trennung iſt nicht rechtsgeſchäftlicher Erwerb, 
ſondern Erwerb kraft Geſetzes. 

2. Erzeugnis iſt wie der Nachwuchs eines Muttertiers auch das Küken, das eine Henne 
aus einem nicht ſelbſt gelegten Ei ausgebrütet hat. 

3. Rechte an dem bisherigen Beſtandteile. Die Rechte an der Hauptſache, die ſich bis 
zur Trennung auf den Beſtandteil erſtreckten, erlöſchen durch die Trennung nicht, ſondern 
eritreden ſich auch weiterhin auf die nunmehr ſelbſtändige Sache. So die Hypothel (88 1120 
bis 1122), das Pfandrecht (8 1212). Anders dann, wenn die dingliche Berechtigung die Befugnis 
zur Aneignung der Früchte und ſonſtiger Beſtandteile umfaßt (vgl. 8 954). 

4. Übergangsrecht: EG Art 181 Abſ 2. 

8 954 

1) Wer vermöge eines Rechtes an einer fremden Sache befugt ift?), ſich 
Erzeugniſſe oder ſonſtige Beſtandteile der Sache anzueignen, erwirbt das 
Eigentum an ihnen, unbeſchadet der Vorſchriſten der SS 955 bis 957, mit der 
Trennung. 

E 1 899 II 869; M 3 368, 364; U 3 245, 246. 

1. Erwerb der dinglich Nutzungsberechtigten durch Trennung der Beſtandteile (Er⸗ 
zeugniſſe). Der dinglich Nutzungsberechtigte ſchließt den Erwerb des Eigentümers ($ 953) 
aus und wird ſelbſt von dem Beſitzer in den Fällen der 88 955, 956 ausgeſchloſſen. 

2. Anwendungsfälle. Als dinglich Nutzungsberechtigter im Sinne des § 954 kommt 
hauptſächlich der Nießbraucher ($ 1030), der ihm gleichgeſtellte Ehemann (8 1383) und 
Vater (5 1672) und der Nutzpfandgläubiger ($ 1213), unter Umſtänden auch der auf Grund 
Dienſtbarkeit oder Erbbaurechts Befugte in Betracht. Für die Fälle der dinglichen Nutzungs⸗ 


berechtigung auf den der Landesgeſetzgebung vorbehaltenen Gebieten gilt die Vorſchrift des 
8 954 als Hilfsrecht nach EG Art 4. 


§ 955 


1) Wer eine Sache im Eigenbeſitze hate), erwirbt das Eigentum an den 
Erzeugniſſen und ſonſtigen zu den Früchten der Sache gehörenden Beſtand⸗ 
teilen), unbeſchadet der Vorſchriften der SS 956, 957, mit der Trennung. Der 
Erwerb iſt ausgeſchloſſen, wenn der Eigenbeſitzer nicht zum Eigenbeſitz oder 
ein anderer vermöge eines Rechtes an der Sache zum Fruchtbezuge berechtigt 
iſt und der Eigenbeſitzer bei dem Erwerbe des Eigenbeſitzes nicht in gutem 
Glauben iſt oder vor der Trennung den Rechtsmangel erfährt. 

Dem Eigenbeſitzer ſteht derjenige gleich, welcher die Sache zum Zwecke 
der Ausübung eines Nutzungsrechts an ihr bejigt?). ! 

Auf den Eigenbeſitz und den ihm gleichgeſtellten Beſitz findet die Bor- 
ſchrift des § 940 Abſ 2 entſprechende Anwendung“) ). 

0 I 900 II 870; M 3 364-367; P 3 247—249; 5 654. 


1. Fruchterwerb des gutgläubigen Eigenbeſitzers durch Trennung. Der gutgläubige 
Eigenbeſitzer der fruchttragenden Sache ſchließt im Fruchterwerbe bei der Trennung den 
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Eigentümer und den dinglich Nutzungsberechtigten (88 953, 954) aus, wird aber, wenn er 
nur mittelbarer Beſitzer iſt, unter den Vorausſetzungen der 88 955 Abſ 2, 956 ſelbſt wieder 
von dem dinglich Fruchtbezugsberechtigten und demjenigen ausgeſchloſſen, dem der Frucht; 
bezug vom Berechtigten geſtattet iſt. Soll der Eigentümer durch den Eigenbeſitzer im Frucht⸗ 
erwerb ausgeſchloſſen werden, ſo genügt neben dem Eigenbeſitze der gute Glaube an das 
Recht zum Eigenbeſitze zur Rechtfertigung des Fruchterwerbs. Dieſer wird ſich zwar regel ⸗ 
mäßig decken mit dem guten Glauben an das Eigentum. Notwendig iſt die Übereinſtimmung 
aber nicht in allen Fällen. Bei Grundſtücken z. B. iſt wegen des Erforderniſſes der Auflaſſung 
Eigenbeſitz im guten Glauben an ihn mit dem Bewußtſein, (formal) noch nicht Eigentümer 
zu ſein, vereinbar. Soll der dinglich Nutzungsberechtigte vom Eigenbeſitzer im Fruchterwerb 
durch Trennung ausgeſchloſſen werden, ſo genügt der gute Glaube an das Recht zum Eigen⸗ 
beſitze nicht, ſondern es iſt auch noch der gute Glaube an das Eigennutzungsrecht nötig. Der 
Eigenbeſitzer darf alſo einerſeits das Nutzungsrecht des andern nicht bei Erwerb des Eigen ⸗ 
beſitzes gekannt oder grob fahrläſſig überſehen, anderſeits nicht ſpäter vor der Trennung davon 
Kenntnis erhalten haben. Der gute Glaube wird vermutet. Der Gegner hat den Gegenbeweis 
zu führen. Der Umſtand, daß die Sache geſtohlen oder verloren war, hindert den gutgläubigen 
Eigenbeſitzer am Fruchterwerbe nicht. 8 935 iſt nicht entſprechend anwendbar. 


2. Eigenbeſitzer. Vgl. 8 872. Auf den Fruchterwerb durch Trennung kraft Eigenbeſitzes 
kann ſich unter Umſtänden auch der Eigentümer ſelbſt berufen, nämlich gegenüber dem dinglich 
Fruchtbezugsberechtigten, wenn er hinſichtlich des Fruchtbezugsrechts in gutem Glauben 
war. Befand ſich jedoch bei der Fruchttrennung der dinglich Fruchtbezugsberechtigte im 
Beſitz der Sache, jo wird er und nicht der nur im mittelbaren Eigenbeſitz befindliche Eigen- 
tümer als Fruchterwerber zu erachten ſein — aus der gleichen allgemeinen Erwägung, die auch 
dem § 936 Abſ 3 zugrunde liegt. Zu demſelben Ergebnis führt 8 955 Abſ 2, ſ. A 4 am Ende. 


3. Zu den Früchten der Sache gehörende Beſtandteile, alſo nicht an allen zur Abtrennung 
gelangenden Beſtandteilen, im Gegenſatze zu den §8 958, 954, 956. Über den Begriff Früchte 
vgl. § 99 Abſ 1 und insbeſondere Affolter, Das Fruchtrecht 1911. 


4. Fruchterwerb des gutgläubigen Nutzungsbeſitzers. Wer die Sache im guten Glauben 
beſitzt, dinglich fruchtbezugsberechtigt zu fein und den Beſitz der Sache zur Ausübung dieſes 
Rechtes innehat, ſoll durch Trennung die Früchte erwerben ſowohl vor dem Eigentümer 
wie vor dem wirklich dinglich Fruchtbezugsberechtigten. Dies ſelbſtverſtändlich auch dann, 
wenn z. B. der Eigentümer mittelbarer Beſitzer iſt, was der Hauptfall. Man wird hiervon 
ausgehend noch den weiteren Schluß zu ziehen haben, daß das Fruchterwerbsrecht des zur 
Ausübung eines vermeintlich dinglichen Nutzungsrechts Beſitzenden auch dem Fruchterwerbs⸗ 
recht des mittelbaren Eigenbeſitzers als ſolchen ($ 955 Abſ 1) vorgeht. Die Vorſchrift des 
Abſ 2 kommt nicht nur dem vermeintlich, ſondern auch dem wirklich Fruchtbezugsberechtigten 
gegen den im mittelbaren Eigenbeſitze befindlichen Eigentümer zugute, wenn dieſer auf Grund 
ſeines mittelbaren Eigenbeſitzes im guten Glauben an das Nichtbeſtehen des Nutzungsrechts 
ſich auf 8 955 Abſ 1 ſtützen will. Vgl. A 2 a. E. 

56. Fruchterwerb durch Trennung bei vorübergehend verlorenem Beſitz. Abs 3 hat 
die Bedeutung, daß die während der Zeit des vorübergehenden Beſitzverluſtes getrennten 
Früchte mit der Trennung Eigentum des von dem Verluſte Betroffenen werden, wenn er 
den Beſitz rechtzeitig wiedererlangt. In der Zwiſchenzeit, bis zur Wiedererlangung des Be⸗ 
ſitzes, beſteht ein Schwebezuſtand. Die Vorausſetzung der Wiedererlangung des Beſitzes 
erſtreckt ſich nur auf die aus dem Beſitz gekommene Sache ſelbſt. Die Erlangung des Beſitzes 
der inzwiſchen getrennten Früchte iſt nicht Vorausſetzung des Eigentumserwerbs nach Abſ 8. 

6. Herausgabeanſprüche. Der § 955 regelt nur das Eigentum an den Früchten im 
Falle der Trennung, läßt aber die Frage, ob der Erwerber die Früchte behalten darf, un⸗ 
berührt. Inwieweit insbeſondere auf Grund des wegen der Sache erhobenen Eigentums ⸗ 
anſpruchs der Beſitzer verpflichtet iſt, getrennte und mit der Trennung in ſein Eigentum über⸗ 
gegangene Früchte an den Eigentümer herauszugeben, ergibt ſich aus den 88 987ff. 


8 956 


1) Geſtattete) der Eigentümer einem anderen, ſich Erzeugniſſe oder ſonſtige 
Beſtandteile der Sache“) anzueignen, jo erwirbt dieſer das Eigentum an ihnen, 
wenn der Beſitz der Sache ihm überlaſſen iſte), mit der Trennung, anderen⸗ 
falls mit der Beſitzergreifung. Iſt der Eigentümer zu der Geſtattung ver⸗ 
pflichtet, jo kann er ſie nicht widerrufen“), ſolange ſich der andere in dem ihm 
überlaſſenen Beſitze der Sache befindete). 
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Das gleiche gilt, wenn die Geſtattung nicht von dem Eigentümer, ſondern 
von einem anderen ausgeht, dem Erzeugniſſe oder ſonſtige Beſtandteile 
einer Sache nach der Trennung gehören“). 

@ I 901, 902 II 871; M 3 367—869; P 3 249, 250. 


1. Eigentumserwerb an Beſtandteilen auf Grund Geſtattung der Aneignung. Der 
Paragraph behandelt zwei ihrer Rechtsnatur nach verſchiedene Erwerbsarten in einem 
Satze, weil ſie in der Anwendung einander ſehr naheſtehen. Der Eigentumserwerb, der 
auf Grund perſönlicher Geſtattung durch Beſitzergreifung stattfindet, iſt wirkliche Aneignung, 
rechtsgeſchäftlicher Erwerb. Der Eigentumserwerb aber, der im gleichen Falle durch die 
Trennung stattfindet, iſt nicht Aneignung, nicht Eigentumserwerb durch Rechtsgeſchäft, ſondern 
Eigentumsanfall kraft Geſetzes. 


2. Geſtattet, ſich anzueignen. Gemeinſam iſt beiden Fällen, daß eine vom wahren (oder 
vermeintlichen — $ 957) Berechtigten herrührende perſönliche Aneignungsbefugnis 
zugrunde liegen muß. (Ein dingliches Aneignungsrecht kommt nicht in Frage, denn deſſen 
Folgen find in 88 954, 955 geregelt.) Vorausgeſetzt iſt aber, daß, wer die Aneignung geſtattet 
hat, auch in dem Augenblick, in dem ſie wirkſam werden ſoll, ſelbſt noch Eigentümer (Berech⸗ 
tigter) iſt. Iſt er das in dieſem Augenblick nicht (weil er z. B. die fruchttragende Sache vorher 
veräußert hat), ſo bedarf es der Zuſtimmung des neuen Erwerbers der Sache oder eines be- 
19 17555 Rechtsgrundes, der auch ihn verpflichtet, die Aneignung zu geſtatten (RG 60, 319; 
78, 35). 

Die „Geſtattung“ braucht nicht mit ausdrücklichen Worten zu erfolgen. Sie wird ſich z. B. 
ohne weiteres aus dem Verkauf eines Hauſes auf Abbruch für die Abbruchmaterialien er⸗ 
geben (OLG 20, 167). Hat der Grundſtückseigentümer dem Käufer von Baumſtämmen den 
Platz, auf dem die Bäume ſtehen, als Lagerplatz für die gefällten Stämme überlaſſen, ſo 
erwirbt der Käufer das Eigentum an den Stämmen nicht mit der Trennung, ſondern erſt mit 
der Beſitzergreifung, denn er wurde Beſitzer der Grundfläche erſt nach dem Fällen der Bäume 
(NG 23. 1. 18 U 250/17). — Der Wirt, der dem Gaſt die beſtellten Auſtern übergibt, „geſtattet“ 
nicht die Aneignung der etwa in den Auſtern befindlichen Perlen, er überträgt vielmehr dem 
Gaſt das Eigentum an den Auſtern mit allen ihren Beſtandteilen, auch den etwa vorhandenen 
Perlen. Ein Vorbehalt kann dinglich wirken, denn die Perle ift nicht weſentlicher Beſtandteil 
der Auſter (§ 93). 

3. Beſtandteile, allgemein, nicht nur Früchte, und Sache, allgemein, nicht nur beweg⸗ 
liche Sache. So der Fall, in dem der Gebäudeeigentümer dem Bauhandwerker geſtattete, 
die eingefügten Türen und Fenſter wieder wegzunehmen (RG 9. 11. 06 VII 613/05). 


4. Überlaſſung des Beſitzes der Sache iſt die Sondervorausſetzung des Eigentumserwerbs 
durch Trennung. Die Erlangung des Beſitzes muß auf dem Willen des Geſtattenden beruhen. 
Wer ſich nach erhaltener Erlaubnis zur Aneignung der Früchte eigenmächtig in den Beſitz 
der fruchttragenden Sache geſetzt hat, erwirbt nicht Eigentum der Früchte durch Trennung 
A 23. 1. 18 V 250/17). Man wird weiterhin zu verlangen haben, daß der überlaſſene 
Beſitz auch im Augenblicke der Trennung noch beſtanden hat. Entſprechende Anwendung 
des § 940 Abl 2 iſt bei der Ahnlichkeit der Sachlage mit der des § 955 und mit Rückſicht 
auf das praktiſche Bedürfnis nicht abzulehnen. 


5. Widerruf der Geſtattung. Die Geſtattung der Aneignung, ihrer Rechtsnatur nach 
der Vollmacht verwandt und gleich ihr unmittelbar (abſolut) wirkend, iſt gleich der Vollmacht 
widerruflich. Der Widerruf berührt aber an ſich nicht die dem andern auf Grund eines Kauf- 
vertrags zuſtehenden ſchuldrechtlichen Anſprüche (RG Warn 1924 Nr 9). Das Geſetz 
ſchließt den Widerruf nur für den Fall der Geſtattung mit Beſitzüberlaſſung aus, und auch 
da nur ſo lange, als der überlaſſene Beſitz dauert. Vorausſetzung der Unwiderruflichkeit iſt 
immer, daß der Geſtattende zur Geſtattung verpflichtet iſt. Dies liegt beim Verpächter klar 
zutage. Aber auch wer ſchenkungsweiſe einem andern die Nutzung eines Grundstücks perſonlich 
geſtattete und ihm dazu den Beſitz überließ, iſt, wenn nicht widerruflich geſchenkt war, 
an die Geſtattung gebunden. 

6. Vorübergehende Unterbrechung des Beſitzes iſt auch hier in den Fällen des 8 940 
Abſ 2 nicht zu rechnen. Vgl. A 4 a. E. 


7. Geſtattung durch einen ſonſtigen Berechtigten. Hierher gehören die Fälle der Geſtattung 
durch den dinglich Nutzungsberechtigten ($ 954), den Eigenbeſitzer und die ihm Gleichgeachteten 
(5 955). Auch der, dem nur nach $ 956 die Aneignung geſtattet iſt, kann ſeinerſeits einem 
andern die Aneignung wirkſam geſtatten (RG 108, 270), und zwar nicht nur dann, wenn ihm 
dieſe Befugnis nach dem Inhalte der Geſtattung des Eigentümers zuſteht, ſondern auch dann, 
wenn ihm eine ſolche Befugnis nicht ausdrücklich zugeſtanden worden iſt ($ 187). Der Pächter 
iſt nicht gehindert, einem Dritten die Aneignung der Früchte auf dem gepachteten Grund; 


288 Sachenrecht Eigentum 


ftüde zu geſtatten. Dem Wortlaute des § 956 Abſ 2 nach hat es den Anſchein, als ob die 
Weitergeſtattung nur dann möglich wäre, wenn der erſte Aneignungsbefugte den Beſitz über⸗ 
laſſen erhalten hat, weil ihm nur in dieſem Falle die Beſtandteile durch die Trennung eigen 
werden. Man wird indeſſen anzunehmen haben, daß auch der nichtbeſitzende Aneignungs⸗ 
befugte die Aneignungsbefugnis weiter übertragen kann, wenn die Übertragung nicht durch 
Vereinbarung ausgeſchloſſen iſt. 


8 957 


1) Die Vorſchriften des § 956 finden auch dann Anwendung, wenn der⸗ 
jenige, welcher die Aneignung einem anderen geſtattet, hierzu nicht berechtigt 
iſt, es ſei denn, daß der andere, falls ihm der Beſitz der Sache überlaſſen 
wird, bei der Überlaſſung, anderenfalls bei der Ergreifung des Beſitzes der 
Erzengniſſe oder der ſonſtigen Beſtandteile nicht in gutem Glauben iſt oder 
vor der Trennung den Rechtsmangel?) erfährt. 

E II 872; P 3 349, 350. 


1. Schutz des gutgläubigen Erwerbs von Beſtandteilen. Die Vorſchrift hat das Ziel, dem, 
der vom Nichtberechtigten gutgläubig erwirbt, für den Fall des Erwerbs von Erzeugniſſen und 
ſonſtigen Beſtandteilen auf Grund der Geſtattung der Aneignung den gleichen Schutz zu ge- 
währen, wie er in den 88 932 ff. im Falle der Übertragung des Eigentums an einer Sache dem 
gutgläubigen Erwerber gewährt wird. Dies ergibt ſich, abgeſehen von der Ahnlichkeit der 
giechts⸗ und Sachlage, die eine übereinſtimmende Regelung dringend erheiſcht, auch aus der 
Stellung des 8 957 und der Nachbildung feiner Faſſung nach jenen Vorſchriften. Zur Uus- 
legung des 8 957 find darum in erſter Reihe die 88 932 ff. heranzuziehen. Ein Auslegungs⸗ 
bedürfnis aber ergibt ſich vor allem in der Frage, ob der Schutz des § 957 auf Grund der Ge⸗ 
ftattung und des guten Glaubens allein zu gewähren ift oder ob hinzukommen muß, daß der 
Geſtattende ſich im Beſitze befindet. Das letztere muß angenommen werden, doch braucht 
er nicht im Beſitz der Mutterfache zu fein, es genügt vielmehr, wenn er ſog. Teilbeſitz an 
den noch ungetrennten Beſtandteilen hat, deren Aneignung er dem Erwerber geſtattet 
(RG 108, 271 und wegen des Teilbeſitzes an Holz auf dem Stamm A 1 zu $ 866). Der 
Schutz des gutgläubigen Erwerbs beruht, wie allenthalben im BGB, ſo auch hier 
auf dem Grundgedanken, daß man dem Erwerber im Verkehr nicht zumuten kann, 
das Recht des Veräußerers zu prüfen, und ihm geſtatten muß, ſich — ſoweit nicht 
gegenteilige Anzeichen entgegenſtehen — darauf zu verlaſſen, daß der Beſitzſtand auch mit 
dem Rechtsſtand übereinſtimmt. Irgendein Grund, für die Fälle des $ 957 von dieſem 
Rechtsgedauken abzuweichen, iſt nicht vorhanden, die Unannehmbarkeit des Ergebniſſes im 
Falle der gegenteiligen Annahme liegt auf der Hand. (Vgl. hierzu Jacubezki im Recht 02, 4.) 
Es muß deshalb die Sache im Beſitz des die Aneignung der Beſtandteile Geſtattenden geweſen 
ſein in dem Augenblick, in dem er den Beſitz der Sache dem Erwerber überließ oder dieſer 
den Beſitz an den Beſtandteilen ergriff. War der Erwerber ſchon zur Zeit der Geſtattung 
im Beſitz der Sache, jo muß er ſeinen Beſitz von dem Geſtattenden erlangt haben, um gut⸗ 
gläubig zu fein. Dagegen wird der § 935 auf den gutgläubigen Erwerb nach $ 956, 957 
nicht im vollen Umfange entſprechend angewendet werden können. Da der Fruchterwerb 
des gutgläubigen Eigenbeſitzers nach § 955 durch die der fruchttragenden Sache anklebende 
Eigenſchaft geſtohlenen Gutes nicht hintangehalten wird (8 955 A 1), fo kann folgerichtig 
auch im § 957 der gleiche Mangel dem gutgläubigen Erwerb nicht entgegenſtehen. 

2. Rechtsmangel: hier: Mangel des Rechtes, die Aneignung zu geſtatten. 


V. Aneignung 


S 958 


Wer eine herrenloje!) bewegliche Sache?) in Eigenbeſitz nimmt?), er⸗ 
wirbt das Eigentum an der Sache. 

Das Eigentum wird nicht erworben‘), wenn die Aneignung geſetzlich 
verboten?) iſt oder wenn durch die Beſitzergreifung das Aneignungsrecht 
eines anderen‘) verletzt wird. 

E 1 908 II 878; M 3 369, 870; P 3 250 — 286. 


1. Herrenlos ift eine Sache dann, wenn ſie keinen Eigentümer hat. Die Fälle konnen 
außerordentlich verſchieden fein. Das BGB behandelt — abgeſehen von den Grundſtücken — 
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nur die Herrenloſigkeit der wilden Tiere und die der Bienen ſowie das Herrenloswerden durch 
Aufgeben des Beſitzes. Die übrigen Fälle gehören zumeiſt in den Rahmen der Vorbehalte 
für das Landesrecht, insbeſondere in das Gebiet des Waſſerrechts. Soweit ſolche Vorbehalte 
für das Landesrecht nicht beſtehen (Meteorſteine), wird beim Fehlen beſonderer reichsgeſetz 
licher Vorſchriften aus dem talſächlichen Mangel eines möglichen Eigentümers auf die Herren» 
loſigkeit zu ſchließen fein. Ein Beuterecht des Reichs an offenbar feindlichen Pferden, die 
ſich in der Nähe des Schlachtfeldes umhertreiben, iſt anerkannt (OLG 89, 227). Sachen, die 
beim Inkrafttreten des BGB ſchon vorhanden und nach dem bisherigen Rechte herrenlos 
waren, bleiben es bis zur Aneignung. 


2. Bewegliche Sachen: bezüglich der Grundſtücke vgl. § 928, EG Art 129. 


3. Inbeſitznehmen: kann auch durch Beſitzdiener und Beſitzmittler erfolgen (RGSt 89, 179). 
Eine Inbeſitznahme ſolcher Art wird in der Regel auf Jagden bei Aufnahme von erlegtem 
Wild durch Jagdperſonal, Treiber und Jagdgäſte zugunſten des Jagdherrn ſtattfinden. Wer 
eine herrenloſe Sache in Eigenbeſitz nimmt, wird ſie in der Regel nehmen, um daran Eigentum 
zu erwerben. Dieſe bewußte Aneignung iſt Rechtsgeſchäft und erfordert deshalb Geſchäfts⸗ 
fähigkeit. Ob ein Rechtsgeſchäft auch dann vorliegt, wenn der Beſitzergreifer den Beſitz in der 
irrigen Meinung ergreift, die in Wirklichkeit herrenloſe Sache gehöre ſchon ihm, mag zweifel⸗ 
haft ſein und kann dahingeſtellt bleiben. Jedenfalls iſt auch ein ſolches Nehmen in Eigenbeſitz 
wie ein Rechtsgeſchäft zu behandeln und zur Aneignung genügend. Vgl. 8 872 A 1. 


4. Eigentum wird nicht erworben: in den Fällen des Abſ 2 wird Eigentum „überhaupt“ 
nicht erworben, auch nicht vom Aneignungsberechtigten. Die Sache bleibt alſo herrenlos 
(RG 16. 8. 11 III 188/11). Dies ergibt ſich als Abſicht des Geſetzes deutlich daraus, daß 
in Ech Art 69 die landesgeſetzlichen Vorſchriften, die dem Jagdberechtigten das Eigen- 
tum an dem vom Wilddieb erlegten Wilde zuſprechen — nur dies kommt in Frage, denn 
dem Wilddieb iſt nirgends Eigentum zugeſprochen —, durch einen beſonderen Zwiſchenſatz 
von dem Vorbehalt ausgenommen worden find (Prot 6, 376; R65St 39, 427). Das gleiche 
wird aber auch für alle Fälle der Aneignung gegen geſetzliche Aneignungsverbote und der 
Aneignung unter Verletzung eines fremden Aneignungsrechts anzunehmen fein. Dies ſelbſt 
in dem Fall, daß der Aneignungsverſuch nicht nur gegen das Aneignungsrecht des andern 
verſtößt, ſondern auch noch gegen eine beſondere Pflicht, als deſſen Vertreter für dieſen zu 
erwerben, wie ſie etwa Jagdperſonal und Jagdgäſten gegenüber dem Jagdherrn, Bedienſteten, 
die zum Aufſammeln herrenloſer Gegenſtände ausgeſchickt find, gegenüber ihrem Dienſtherrn 
obliegt. 8 116 kann nicht angewendet werden, weil die Aneignung zwar eine Willensbetätigung, 
aber keine Willenserklärung in ſich ſchließt. Anders beim Schatzfund. Val. 8 984 A 3. 

Erwirbt ein gutgläubiger Dritter eine herrenloſe Sache, die gegen geſetzliches Verbot 
oder gegen das Aneignungsrecht eines andern in Beſitz genommen iſt, aus der Hand dieſes 
Eigenbeſitzers, ſo kann er nach 8 932 Eigentum erwerben (RGSt 39, 432). Dieſer Erwerb 
iſt nicht Aneignungserwerb. Es ſteht ihm aber auch $ 935 nicht im Wege. 


5. Geſetzliche Aneignungsverbote: landesgeſetzliche oder reichsgeſetzliche. Sie können 
auch durch Polizeiverordnung erlaflen werden (RG St 48, 121). Ob ein Aneignungsverbot 
vorliegt, kann nicht allgemein, ſondern nur unter Prüfung des einzelnen Geſetzes geſagt 
werden. Dies gilt insbeſondere auch für die Frage, ob die jagdrechtlichen Beſtimmungen 
über die Schonzeiten und Schonreviere Aneignungsverbote enthalten. Denn grundſätzlich 
beſteht kein Hindernis, ein Aneignungsverbot auf geit und für gewiſſe Zeiten und Raum 
bezirke zu erlaſſen. (Vgl. hierzu Staudinger in SeuffBl 63, 285 und Ebner bei Gruch 
57, 362 ff.) Anderſeits müſſen Schonvorſchriften nicht auf alle Fälle Aneignungsverbote ent 
halten (RYSt 7, 91; BanObrGSt 12, 298). Daraus allein, daß dem Jagd. oder Fiſcherei. 
berechtigten die Verwendung gewiſſer Fang. und Tötungsmittel verboten iſt, kaun ein 
Aneignungsverbot nicht entnommen werden. Aber auch, wenn die Schonvorſchrift ein An. 
eignungsverbot in ſich ſchließt, fo doch in der Regel kein ausnahmeloſes. Sie hindert daun 
wohl den Jagdberechtigten, ſich das Tier, das er ſelbſt gejagt und getötet, anzueignen, nicht 
aber auch, ſich das getötete Tier, wenn es ohne ſein Zutun in ſeinem Jagdrevier zu Lode 
kam, als Fallwild anzueignen (BaySbe St 12, 298). — Wilde Kaninchen unterliegen 
dem freien Tierfang; der Erleger erwirbt das Eigentum, auch wenn er den Fang ohne Berech⸗ 
tigung auf fremdem Grundſtück vornimmt (Seuffü 77 Nr 141). 


6. Verletzung von Aneignungsrechten anderer. Auch hier kommen ſowohl reichsrechtliche, 
wie hauptſächlich landesrechtliche Aneignungsrechte in Betracht, in erſter Meihe Jagdrechte, 
Fiſchereirechte, Bergrechte. Fraglich kann fein, ob bei vereinbarter Teilung der Jagdauslbung 
zwiſchen zwei gemeinſchaftlich Jagdberechtigten Verfehlungen gegen die Übereinkunft ſeitens 
des einen das Aneignungsrecht des andern verletzen. Es wird an der Hand des für den einzelnen 
Fall geltenden Jagdgeſetzes zu prüfen fein, ob eine Teilung dem Rechte nach möglich war 
und ftattgefunden hat, und nur in dieſem Falle wird die Frage zu bejahen ſein. 
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8 959 


1) Eine bewegliche Sache wird herrenlos, wenn der Eigentümer in der 
Abſichte), auf das Eigentum zu verzichten“), den Beſitz der Sache aufgibt?) ). 
E I 904 II 874; M 3 870, 871: P 3 268, 254. 


1. Aufgabe des Eigentums (Dereliktion). Zur wirkſamen Eigentumsaufgabe verlangt 
das Geſetz die Beſitzaufgabe in Verzichtsabſicht. Die Aufgabe des Eigentums an beweglichen 
Sachen erfolgt durch Willensbetätigung, nicht notwendig durch Willenserklärung. Wenn 
fie darum auch als Rechtsgeſchäft betrachtet wird, fo können doch die nur für Willenserklärungen 
berechneten Geſetzesvorſchriften auf ſie nicht angewendet werden. h 

2. Abſicht zu verzichten. Abficht fest Willensfähigkeit voraus. Die Eigentumsaufgabe 
des Willensunfähigen iſt daher wirkungslos. Der Verzichtswille muß Entſchlagungswille 
fein. Der Verzicht zugunſten einer beſtimmten Perſon hat nicht die Rechtsnatur der Eigentums⸗ 
aufgabe, ſondern der Eigentumsübertragung (RG 83, 229). Auch ein Verzicht zugunſten 
einer unbeſtimmten oder beliebigen Perſon kann zur Eigentumsübertragung zu zählen ſein. 
Es kann ſich aber unter ihm auch eine Eigentumsaufgabe bergen, je nachdem nur die Abſicht, 
einen andern zum Eigentümer zu machen, allein vorherrſcht oder doch auch daneben die 
ſelbſtändige Entledigungsabſicht beſteht. Liegt Eigentumsübertragung vor, ſo ſteht ſie auch 
unter deren Regeln. Insbeſondexe genügt nicht der einſeitige Verzicht des Übertragen ⸗ 
den, es iſt vielmehr — außer der Übergabe oder dem Übergabeerſatz — die Einigung beider 
Beteiligten über den Eigentumsübergang erforderlich (NG LZ 1019, 86810). Nur eine ſchein⸗ 
bare Ausnahme iſt es, wenn der einſeitige Verzicht als Erfüllung einer Bedingung wirtt und 
der Eigentumsübergang nunmehr eintritt auf Grund des früheren bedingten Rechtsgeſchäfts, 
der ſchon damals zuſtande gekommenen und fortwirkenden Einigung und der ſchon vorweg 
genommenen Übergabe (RG 79, 245; 60, 72; 66, 344). 

3. Beſitzaufgabe. Die Beſitzaufgabe muß tatſächlich durchgeführt werden. Es 
genügt nicht, daß der Eigentümer den Beſitzwillen aufgibt, er muß ſich der tatſächlichen 
Gewalt wirklich entledigen. Die Entledigung kann auch im Liegenlaſſen beſtehen, wenn 
dieſes mit Aufgabe der tatſächlichen Gewalt verbunden iſt. Die Beſitzaufgabe kann auch 
durch Dritte erfolgen, z. B. durch den Beſitzdiener. Unter Umſtänden kann in einer Beſitz⸗ 
aufgabeerklärung gegenüber dem Beſitzdiener oder dem Beſitzvermittler eine zur Eigen⸗ 
tumsaufgabe genügende Beſitzaufgabe liegen. Aus der Beſitzaufgabe wird häuſig auf die 
Abſicht des Verzichts auf das Eigentum geſchloſſen werden können (RGSt 42, 48, von 
Kunden in Beſitz genommene, dann im Geſchäft zurückgelaſſene Rabattmarken). Notwendig 
iſt der Schluß jedoch nicht. Denn der Beſitz kann auch aus anderen Gründen aufgegeben 
werden, z. B. um zeitweiſe eine Entlaſtung zu haben (RGSt 39, 28, Patronenhülſen). 

4. Eigentumsaufgabe nach Beſitzverluſt. Der Wortlaut des 8 969 ſcheint die Eigentums⸗ 
aufgabe nur dem zu geſtatten, der den Beſitz noch nicht verloren hat. Dem Sinne und Zwecke 
der Vorſchrift nach muß aber angenommen werden, daß auch die dem unfreiwilligen Beſitz⸗ 
verluſt oder der in anderer Abſicht erfolgten Beſitzaufgabe nachfolgende, nach außen zutage 
tretende Abſicht der Eigentumsaufgabe den Eigentumsverluſt nach ſich ziehen kann. 

5. Rechte Dritter an der Sache ſtehen der Aufgabe des Eigentums nicht im Wege, werden 
aber auch von ihr nicht berührt. 


8 960 


Wilde Tiere) find herrenlos, ſolange fie ſich in der Freiheit) befinden. 
Wilde Tiere in Tiergärten?) und Fiſche in Teichen oder anderen geſchloſſenen 
Privatgewäſſern“) ſind nicht herrenlos. 

Erlangt ein gefangenes wildes Tierd) die Freiheit wiedere), jo wird 
es herrenlos, wenn nicht der Eigentümer das Tier unverzüglich“) verfolgte) 
oder wenn er die Verfolgung aufgibt. 

Ein gezähmtes Tier“) wird herrenlos, wenn es die Gewohnheit ablegt, 
an den ihm beſtimmten Ort 10) zurückzukehren. 

6E 1 908 II 878: M 3 871, 372; P 3 254, 285. 

1. Wilde Tiere. Das BGB ſetzt den Unterſchied zwiſchen wilden und zahmen Tieren 
voraus und gibt keine Begriffsbeſtimmung. Nur fo viel iſt aus 5960 zu entnehmen, daß die 
Freiheit das Unterſcheidungsmerkmal fein ſoll, nämlich die natürliche und angeborene Freiheit 
als Erkennungszeichen des wilden Tieres, die durch Gewöhnung, Zähmung, Abſtammung 
von gezähmten Tieren im Laufe der Zeit zur andern Natur gewordene Abhängigkeit vom 
Menſchen als Erkennungszeichen des zahmen Tieres. Gattungsunterſchiede ſind dabei nicht 
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unbedingt maßgebend. Dieſelbe Tiergattung kann als wild und als zahm vorkommen. Das 
einzelne Tier iſt aber entweder wild oder zahm. Ein wildes wird durch Zähmung zum 
gezahmten, nicht zum zahmen, ein zahmes durch Verwilderung nicht zum wilden, es bleibt 
ein zahmes, vgl. auch RGSt 50, 188. 

2. Solange ſie ſich in der Freiheit befinden: Gemeint ift hier die urſprüngliche, natür⸗ 
liche Freiheit, Bewegungsfreiheit. Durch Raumbeſchränkung, z. B. Beſchränkung auf den 
Raum einer Inſel, iſt die Freiheit in dieſem Sinne nicht behindert. Auch ein wildes Tier, 
das ſich ſelbſt in einer natürlichen Grube gefangen oder in Schlinggewächſe verſtrickt hat, muß 
im Sinne des $ 960 noch als in der Freiheit befindlich erachtet werden, desgleichen ein wildes 
Tier, das von einem andern Tiere in — ſei es noch ſo enger — Abhängigkeit gehalten wird. 
Die Freiheit hört erſt dann auf, wenn der Menſch das Tier in ſeiner Gewalt hat. Bis zu dieſem 
Augenblick ift das wilde Tier nach $ 960 Abſ 1 auch herrenlos: daß aber in dieſem Augenblicke 
die Herrenloſigkeit endigt, ſagt das Geſetz nicht. Sie endigt vielmehr erſt dann, wenn nach 
§ 908 Eigentum an dem Tiere erworben wird. Selbſt durch die Beſitzergreifung wird darum 
in den Fällen des $ 958 Abſ 2 die Herrenloſigkeit nicht beendigt. 

3. Tiergarten. Der Begriff ſteht nicht feſt. Gemeint iſt wohl ein für den Aufenthalt 
der Tiere beſtimmter Teil der freien Erdoberfläche, der einerſeits ſo abgeſchloſſen iſt, daß die 
Tiere daraus nicht entkommen können, und anderſeits ſolchen Umfang und ſolche Einrich- 
tung hat, daß das Ergreifen und Erlegen der Tiere nicht, wie bei der freien Jagd, unſicher, 
ſondern ſo leicht gemacht iſt, daß man die Tiere nach der allgemeinen Verkehrsauffaſſung 
auch ſchon vor dem Ergreifen und Erlegen als in der unmittelbaren Gewalt des Berechtigten 
befindlich betrachten muß. Sogenannte „eingehegte Reviere“ werden darum nicht in allen 
Fällen als Tiergärten zu erachten fein, Prot 3, 254. Anderſeits darf auch nicht ohne weiteres 
aus großem Umfang des Wildparks auf Herrenloſigkeit des darin gehaltenen Wildes geſchloſſen 
werden (RGSt 42, 75; 60, 275; Reh JW 1916, 907%). Zu eng LZ 1916, 636: kleinere Flachen, 
in denen Tiere zu andern als Jagdzwecken gehalten werden, zur Schau oder Zierde, zu wiſſen⸗ 
schaftlichen oder Zuchtzwecken. Daraus, daß die im Tiergarten befindlichen Tiere nicht herren⸗ 
los find, ergibt ſich ohne weiteres, daß auch ihre Beſtandteile nicht herrenlog find, ſondern dem 
Schickſal des Tieres und im Falle der Trennung (abgeworfene Hirſchſtaugen) den 88 958 f. 
folgen. Nicht alle wilden Tiere im Tiergarten fallen unter die Ausnahme. Ein Adler, der 
frei auf einem Baume des Tiergartens horſtet, iſt herrenlos. Denn für ihn ſind die Schranken 
des Tiergartens ohne Bedeutung. . 

4. Teiche und andere geſchloſſene Privatgewäſſer. Es muß ſich um Privatgewäſſer 
handeln. Der Gegenſatz dazu iſt: öffentliche Gewäſſer. Ob ein beſtimmtes Gewäſſer öffent- 
liches oder Privatgewäſſer iſt, kann nur aus dem Landesrecht erſehen werden, dem Waſſer⸗ 
recht und Fiſchereirecht durch EG Artt 65, 69 vorbehalten find. Geſchloſſene Gewäſſer ſind ſolche, 
die eine für den Wechſel der Fiſche geeignete regelmäßige Verbindung mit einem andern 
Gewaſſer nicht haben. Ob die Verbindung ſchon nach der natürlichen Bodengeſtaltung fehlt 
oder künſtlich unterbrochen iſt, kommt nicht in Betracht. 

5. Gleichgültig, ob einheimiſch oder fremdländiſch. 

Wiedererlangen der Freiheit, d. h. Entkommen aus der menſchlichen Gefangen⸗ 
ſchaft überhaupt. Ein gefangenes Tier, das aus der Gefangenſchaft ſeines Herrn entkommt, 
unt alsbald in die eines andern zu fallen, erlangt die Freiheit nicht, wird alſo nicht herrenlos. 

7. Unverzüglich, d. h. ohne ſchuldhaftes Zögern nach Erlangung der Kenntnis von der 
Flucht des Tieres (vgl. 8 121 Abi 1). 

8. Verfolgen, d. h. zur Wiedererlangung beſtimmte und geeignete Vorkehrungen treffen. 
Das Verfolgen muß nicht perſönlich geſchehen, es gehört dazu auch das Verfolgenlaſſen durch 
Beauftragte und um Hilfe Gebetene. Auch die freiwillige Verfolgungstätigkeit Dritter 
zugunſten des Eigentümers iſt dieſem zugute zu rechnen, nicht aber die Verfolgung, die Dritte 
unternehmen, um ſich das Tier anzueignen oder um ein Raubtier ſicherheitshalber zu töten. 
Ob eine Verfolgung ſeitens des Eigentümers darin geſehen werden kann, wenn er über das 
Ausbrechen eines Tieres Anzeige erſtattet und zu deſſen Wiedereinfangen auffordert, ohne ſelbſt 
tätig zu werden, iſt nach den Umſtänden des Falles zu beurteilen, ebenſo, wann die Verfolgung 
als aufgegeben zu erachten iſt. Mit der Abſicht, das Eigentum aufzugeben, muß das Aufgeben 
der Verfolgung nicht verbunden ſein. Auch die Erklärung, Eigentümer bleiben zu wollen, 
kann vor dem Verluſte des Eigentums durch Aufgabe der Verfolgung nicht ſchüen. Das 
Verfolgen und das Aufgeben der Verfolgung find keine rechtsgeſchäftlichen Handlungen. 
Es gr auch nicht angehen, auf fie die Vorſchriften über Rechtsgeſchäfte entſprechend anzu⸗ 
wenden. 

9. Gezähmte Tiere: Hierunter find nicht zahme Tiere, alſo insbeſondere nicht Haustiere 
(dach St Lg 1919, 208), ſondern nur gezahmte wilde Tiere zu verſtehen, alſo urſprünglich 
wilde Tiere, die durch Zähmung die Gewohnheit angenommen haben, freiwillig in der 
Gewalt des Menſchen zu bleiben oder doch nach vorübergehender Abweſenheit dorthin wieder 
zurückzukehren. Richtig iſt, daß es ſich bei den gezähmten Tieren der Hauptſache nach um 
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eine pſychiſche Gefangenſchaft handelt. Die Grenze zwiſchen dem gefangen gehaltenen wilden 
Tiere und dem gezähmten Tier iſt flüſſig, die Unterſcheidung zwiſchen zahmen und gezähmten 
Tieren kann im einzelnen Falle zweifelhaft ſein. Entſcheidend iſt die Verkehrsauffafſung. 
Bedenklich NRG St 48, 884, wo Brieftauben als gezähmte Tiere angeſehen werden. Zahme 
Tiere werden durch Ablegen der Rückkehrgewohnheit nicht herrenlos, ſie bleiben im Eigen⸗ 
tum ihres Herrn ſo lange, bis dieſer ſein Eigentum tatſächlich aufgegeben hat (di St 50, 188). 

10. Rücktehr an den ihm beſtimmten Ort. Das iſt nicht ganz wörtlich zu nehmen. Ein 
gezähmtes Tier, das nicht gerade an den ihm beſtimmten Ort, aber doch an einen andern 
im Gewaltbereiche ſeines Eigentümers gelegenen Ort zurückkehrt, kann nicht als herrenlos 
geworden angeſehen werden. 


8 961 


Zieht ein Bienenſchwarm aus, ſo wird er herrenlos, wenn nicht der 
Eigentümer ihn unverzüglich verfolgt oder wenn der Eigentümer die Ver⸗ 
folgung aufgibt. 

E 1 908 II 876; M 3 873; P 3 256. 

Das Ausziehen eines Bienenſchwarms, d. h. deſſen auf Natureigentümlichkeit beruhendes 
Wegziehen zur Auſiedlung an anderem Orte, wird der Wiedererlangung der Freiheit durch 
ein gefangenes wildes Tier gleichgeftellt (vgl. 8 960 Abſ 2). Ob der nicht oder nicht mehr 
verfolgte Schwarm auf dem Grundſtück des Züchters verbleibt — man denke an ein großes 
Rittergut —, iſt gleichgültig. 

8 962 

1) Der Eigentümer des Bienenſchwarmes darf bei der Verfolgung fremde 
Grundſtücke betreten). Iſt der Schwarm in eine fremde nicht beſetzte“) 
Bienenwohnung eingezogen, ſo darf der Eigentümer des Schwarmes zum 
Zwecke des Einfangens die Wohnung öffnen und die Waben herausnehmen 
oder herausbrechen. Er hat den entſtehenden Schaden zu erjegen?). 

E 1 907 II 877; M 3 873; P 3 255; 6 236, 236. 

1. Rechte gegen Dritte bei der Verfolgung des Bienenſchwarms. Der $ 962 gewährt 
dem Eigentümer eines ausgezogenen Bienenſchwarms zugunſten der Verfolgung weitgehende 
Rechte gegen Dritte. Der Eigentümer iſt nicht, wie nach $ 867 der Veſitzer einer auf ein 
fremdes Grundſtück gelangten Sache, auf den Anſpruch beſchränkt, daß ihm das Betreten des 
Grundſtücks, auf dem der ausgezogene Schwarm ſich angeſiedelt hat, zur Nachſuche und Weg⸗ 
nahme geſtattet wird ſondern das Geſetz geſtattet ihm unmittelbar ſelbſt, dieſes Grundſtilch und 
auch andere bei der Verfolgung zu betreten, macht feinen darin liegenden Eingriff in die Rechte 
des Grundſtückseigentümers zum berechtigten Eingriff und ſchließt die Rechtmäßigkeit der 
Gegenwehr aus. All dies, weil ſonſt das Verfolgen nicht glücken kann. Aus dem gleichen 
Grunde iſt das Offnen der fremden Bienenwohnung und das Herausbrechen der Waben vom 
Geſetz unmittelbar geſtattet. 

2. Umfang des Betretungsrechts: Nicht jedes Grundſtück überhaupt, ſondern nur jedes 
Grundſtück, deſſen Betreten zur wirkſamen Durchführung der Verfolgung notwendig iſt, 
darf betreten werden. Unnützes Herumlaufen auf ſeinem Grundſtücke kann der Eigentümer 
hindern. Das Überſteigen von Hecken und Zäunen iſt nicht ausgeſchloſſen. Polizeiliche Be⸗ 
tretungsverbote, ſoweit ſie nicht lediglich zugunſten des Eigentümers des Grundſtücks erlaſſen 
find, werden durch Satz 1 nicht berührt. 

3. Nichtbeſetzte Bienenwohnung: Wegen der beſetzten vgl. § 964. 

4. Schadenserſatz. Sowohl für den beim Betreten des Grundſtlücks als auch für den 
— ie nach der Bauart — durch Herausnehmen oder Herausbrechen der Waben angerich⸗ 
teten Schaden iſt Erſatz zu leiſten, und zwar ohne Rücksicht auf Verſchulden. 


§ 963 
1) Vereinigen ſich ausgezogene Bienenſchwärme mehrerer Eigentümer, 
ſo werden die Eigentümer, welche ihre Schwärme verfolgt haben, Miteigen⸗ 
tümer des eingefangenen Geſamtſchwarmes; die Anteile beſtimmen ſich nach 


der Zahl der verfolgten Schwärme?) ). 
E I 908 II 878; M 3 378, 874; P 3 268. 
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1. Vereinigung von Bienenſchwärmen: Im 8 963 find die Grundſätze über die Rechts, 
verhältniſſe bei der untrennbaren Vereinigung beweglicher Sachen ($8 947, 948) auf die 
Bienenſchwärme übertragen. Nur ſoll für die Anteile der Miteigentümer nicht der Wert, 
ſondern die Zahl der verſolgten Schwärme maßgebend ſein. Fraglich kann ſein, welches 
Rechtsverhältnis entſteht, wenn eine Vereinigung mit herrenloſen Bienenſchwärmen ſtatt⸗ 
findet. Wird nur ein ausgezogener Bienenſchwarm verfolgt und haben ſich mit ihm andere 
herrenloſe vereinigt, ſo kann kein Zweifel ſein, daß der Eigentümer, der den Geſamtſchwarm 
einfängt, Alleineigentiimer des Geſamtſchwarms wird, indem er ſein Eigentum an ſeinem 
Schwarme behält und den herrenloſen ſich aneignet. Aber auch wenn mehrere Eigentümer 
ihre ausgezogenen Schwärme verfolgen und dieſe ſich miteinander und mit herrenloſen Schwär ⸗ 
men vereinigt haben, ift ein anderes nicht denkbar, als daß fie beim Einfangen des Geſamt⸗ 
ſchwarms am ganzen Geſamtſchwarm, einſchließlich der dazugekommenen herrenloſen Schwärme 
— an den letzteren durch gemeinſame Aneignung —, Miteigentümer werden. Daß hierbe 
auch die Anteile an dem ganzen Geſamtſchwarme ſo bemeſſen werden, wie wenn er nur aus 
verfolgten Schwärmen beſtanden hätte, iſt ein Ergebnis von ſolcher Einfachheit und natürlicher 
Billigkeit, daß es als im Sinne des § 963 gelegen erachtet werden muß. 

2. Ausnahmen: Die Grundſätze des § 963 werden auch dann anzuwenden fein, wenn 
die vereinigten Bienenſchwärme zuſammen in eine unbeſetzte Bienenwohnung einziehen 
oder wenn die mehreren Schwärme ſich in einer unbeſetzten Bienenwohnung vereinigen. 
Den Fall aber, daß ſie in eine beſetzte Bienenwohnung einziehen, regelt § 964. 

3. Rechte Dritter. Auf die Rechte Dritter, die an den verfolgten Einzelſchwärmen vor 
der Vereinigung beſtanden haben, iſt § 949 entſprechend anzuwenden. 


8 964 


Iſt ein Bienenſchwarm in eine fremde beſetzte Bienenwohnung einge⸗ 
zogen, ſo erſtrecken ſich das Eigentum und die ſonſtigen Rechte an den 
Bienen, mit denen die Wohnung beſetzt war, auf den eingezogenen Schwarm. 
Das Eigentum und die ſonſtigen Rechte an dem eingezogenen Schwarme 
erlöſchen. 

@ I 909 II 879; M3 8745 P 3 256; 4 590, 691. 

Ein Anſpruch auf Vergütung für den Verluſt des Eigentums und der Rechte an dem ein- 
gezogenen Schwarme nach den Vorſchriften über die Herausgabe einer ungerechtfertigten 
Bereicherung iſt im 8 964 nicht eingeräumt. Es fragt ſich, ob § 951 entſprechend anzuwenden 
iſt. Dies wird mit Recht von der überwiegenden Zahl verneint. Der Fall des Einzugs eines 
Bienenſchwarms in eine beſetzte Bienenwohnung iſt in ſeinen tatſächlichen Umſtänden ſo 


adams. daß ein zur entſprechenden Anwendung zwingender Grund nicht anerkannt werden 
ann. 


VI. Fund 


8 965 

Wer eine verlorene!) Sache findet und an ſich nimmt?), hat dem Ver⸗ 
lierer oder dem Eigentümer oder einem ſonſtigen Empfangsberechtigten“) 
unverzüglich Anzeige zu machen“). 

Kennt der Zinderd) die Empfangsberechtigten nicht oder iſt ihm ihr 
Aufenthalt unbekannt, ſo hat er den Fund und die Umſtände, welche für 
die Ermittelung der Empfangsberechtigten erheblich ſein können, unver⸗ 
züglich der Polizeibehörde anzuzeigen‘). Iſt die Sache nicht mehr als drei 
Mart wert, jo bedarf es der Anzeige nicht“). 

E I 910, 921 II 880; M 3 878—877, 886; U 3 255, 286, 272. 

1. Verloren kann nur eine Sache fein, die nicht herrenlos iſt. Dagegen lann eine ver- 
lorene Sache durch Hinzutreten des Eigentumaufgabewillens herrenlos werden; ſie Hört 
dann auf, verloren zu fein. Denn der Begriff des Verlorenſeins ſebt Fortdauer der Rechts⸗ 
ſtellung des Eigentümers und Verlierers voraus. Er ſetzt ferner voraus, daß ein Beſitz 
an der Sache nicht mehr beſteht. Wird der Beſitz an einer z. B. im Hauſe verlegten 
Sache durch den Beſitz an den Räumen, wenn auch unbewußt, aufrechterhalten, fo ift 
die Sache nicht verloren. „Das Haus verliert nichts.“ Das gilt nicht nur für das eigene Haus, 
ſondern auch für Räume, in denen man zur Miete wohnt, z. B. Zimmer eines Gaſthauſes, 
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und nicht nur für die Zeit, in der man dort wohnt. Nicht verloren ſind auch verſteckte Sachen, 
alſo insbeſondere die der Sicherheit halber an irgendeinem Ort verborgenen Sachen. Denn 
der Beſitz an dieſen beſteht fort (RGSt 2. 3. 11 1 1220/10; RGSt 53, 175). Ein Geldſchein, 
der beim Ordnen von Lumpen unter dieſen entdeckt wird, kann nicht gefunden werden, denn 
er ſteht im Beſitz des Händlers (a. M. OLG 41, 158). Die Perle in der Auſter wird vom 
Gaſt nicht „gefunden“, denn ſie iſt nicht verloren; vgl. auch A 2 zu 8 956. Der Beſitzverluſt 
muß ferner eine gewiſſe Endgültigkeit haben. Der nur vorübergehende Verluſt genügt 
nicht. Eine entfallene Sache, deren Verluſt und Verbleib alsbald entdeckt wird, iſt nicht 
verloren. In welchem Zeitpunkte man von Verlorenſein ſprechen kann, iſt darum im allgemei⸗ 
nen nicht zu jagen, vielmehr im einzelnen Falle nach der Verkehrsauffaſſung zu beſtimmen. Eine 
im Straßengewühl der Großſtadt entfallene Börſe kann nach Sekunden als verloren anzuſehen 
ſein, eine auf einſamem Wege entfallene nach Stunden noch als bloß augenblicklich ab⸗ 
handen gekommen. Der Beſitzverluſt muß unwillkürlich erfolgen. Die weg ⸗ 
geworfene Sache ift: ſowenig verloren wie die geſtohlene. Freilich kann der Dieb ſeiner⸗ 
ſeits die geſtohlene Sache verlieren, weil Verlierer und Eigentümer nicht ein und die⸗ 
ſelbe Perſon ſein muß. Auch durch den Beſitzdiener und im Falle des mittelbaren Beſitzes 
durch den Beſitzvermittler kann die Sache verloren werden. Fraglich iſt nur, ob die Sache auch 
dann für den Beſitzer oder mittelbaren Beſitzer als verloren im Sinne des 8 965 zu gelten hat, 
wenn ſie zwar ohne ſein Wiſſen und Willen, aber mit Wiſſen und Willen des Beſitzdieners 
oder Beſitzvermittlers beſitzerlos geworden iſt (bejahend: Plauck, Staudinger). 


2. Finden iſt Wahrnehmen mit dem Bewußtſein, daß es ſich um eine verlorene Sache 
handelt, Anſichnehmen willkürliche Beſitzergreifung. Aufnehmen zur Beſichtigung iſt nicht 
„Anſichnehmen“. Das Anſichnehmen iſt Rechtshandlung, aber kein Rechtsgeſchäft. 


3. Der Verlierer gilt ebenſo wie der Eigentümer ohne weiteres von Geſetzes wegen als 
empfangsberechtigt. Der Finder braucht feine Rechtsſtellung nicht nachzuprüfen. Empfangs- 
berechtigt kann auch derjenige fein, der die Sache vor dem Verluſt als dinglich Nußungs⸗ 
berechtigter oder auf Grund Geſtattung des Eigentümers oder Nutzungsberechtigten, z. B. 
als Mieter, im Beſitz hatte. Auch der Pfandgläubiger kann in Frage kommen. Aber auch die 
auf der Sache oder auf ihr anhaftenden Marken, z. B. Schlüſſelmarken als empfangsberechtigt 
bezeichneten Dritten zählen hierher. 


4. Anzeige an den Empfangsberechtigten. Das Geſetz verlangt Anzeige an den bekannten 
Empfangsberechtigten ſelbſt. Die Anzeige an die Polizei genügt daher nicht, wenn der Finder 
einen Empfangsberechtigten kennt. Dagegen braucht der Finder die Anzeige nicht in eigener 
Perſon zu machen. Er kann ſich dazu auch anderer, fo auch der Polizeibeamten als Mittels⸗ 
perſonen bedienen. Übernimmt daher die Polizei allgemein oder im einzelnen Falle die 
Anzeigevermittlung, ſo genügt der Finder ſeiner Pflicht zur Anzeige an den Empfangsberech⸗ 
tigten auch auf dem Wege der Verſtändigung durch die Polizei. Eine beſondere Form iſt für 
die Anzeige nicht vorgeſchrieben. Sie könnte alſo unter Umſtänden auch durch Veröffentlichung 
in einem Tagesblatte erfolgen. Es kommt dabei darauf an, ob die Veröffentlichung nach den 
Umſtänden dem Empfangsberechtigten die Kenntnis des Fundes zu vermitteln geeignet war. 
Die Anzeige ift ſelbſtverſtändlich nur dann zu erſtatten, wenn fie tunlich iſt. So entfällt die 
Anzeigepflicht, wenn der bekannte Verlierer bekannten Aufenthalts, aber nicht erreichbar 
oder nur mit unverhältnismäßigen Koſten mit der Anzeige erreichbar iſt. Wird der Verlierer 
erreichbar, ſo iſt die Anzeige unverzüglich nachzuholen. 


5. Finder iſt — auch bei mehreren am Fund Beteiligten — derjenige, der die ver⸗ 
lorene Sache gefunden und an ſich genommen hat. 

6. Anzeige an die Polizeibehörde. Die Pflicht zu diefer Anzeige ift nicht nur dann ver- 
letzt, wenn die Anzeige überhaupt verſäumt oder verzögert wird, ſondern auch dann, wenn 
dabei die zur Ermittlung des Empfangsberechtigten dienlichen Umſtände nicht gewiſſenhaft 
angegeben werden. Wird dem Finder nach Erſtattung der Anzeige bei der Polizei ein Emp- 
fangsberechtigter bekannt, jo iſt zwar im Geſetz eine zweite Anzeige nicht ausdrücklich vorge- 
ſchrieben. Das Bekanntwerden des Empfangsberechtigten hindert aber den ſeinerzeitigen 
Eigentumserwerb des Finders ($ 974) und hat dem Sinn und Zweck des $ 965 nach auch 
die Pflicht zur Anzeige an den Empfangsberechtigten nach Abſ 1 zur Folge. Vgl. A 7. Welche 
Polizeibehörde zur Entgegennahme der Anzeige zuſtändig iſt, beſtimmt das Landesrecht. 
Die von der Polizei zu entfaltende Tätigkeit bezweckt den Schutz der verſchiedenen, in Anſehung 
eines Fundes möglicherweiſe in Betracht kommenden, noch ungewiſſen oder unbekannten 
Privatrechte. Sie dient alſo der Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung und damit dem 
öffentlichen Intereſſe (RG 5. 1. 06 III 897/05). 

7. Fund geringwertiger Sachen. Mark iſt jetzt Reichsmark. Nur die Anzeige bei der 
Polizei im Falle des Abſſ2 iſt bei geringwertigen Sachen erlaſſen, nicht auch die Anzeige an 
den bekannten Empfangsberechtigten im Falle des Abſ 1. Dies hat zur notwendigen Folge, 
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daß die Pflicht zur Anzeige an den Empfangsberechtigten im Augenblicke feines Bekannt⸗ 
werdens eintritt. Der Finder hat alſo nach dem Bekanntwerden des Empfangsberechtigten 
dieſem unverzüglich gemäß § 965 Abs 1 Anzeige zu machen. Was jo für den Fund gering⸗ 
wertiger Sachen gilt, muß auch beim hochwertigen Fund zutreffen, vgl. A 6. 


8 966 


Der Finder iſt zur Verwahrung der Sache verpflichtet!). 

Iſt der Verderb der Sache zu beſorgen oder iſt die Aufbewahrung mit 
unverhältnismäßigen Koſten verbunden, ſo hat der Finder die Sache öffent⸗ 
lich verſteigern zu laſſen?). Vor der Verſteigerung iſt der Polizeibehörde 
Anzeige zu machens). Der Erlös tritt an die Stelle der Sache. 

E 1 911, 913 II 881; M 3 378, 379; P 3 258, 261, 


1. Verwahrungspflicht des Finders: Die Verwahrungspflicht des Finders beginnt erſt 
dann, wenn er die Sache wirklich an ſich genommen hat. Solange er ſie nur zur Beſichtigung 
aufgenommen hat, kann er ſie wieder niederlegen. Aus der Verwahrungspflicht ergibt ſich das 
Recht des Finders zum Beſitz. Er erwirbt, wenn er für den Eigentümer beſitzen will, den Beſitz 
in gutem Glauben, haftet dann alſo nicht nach 98 990, 989. Dasſelbe gilt für den, der die Fund⸗ 
ſache für den Finder in Verwahrung nimmt (NG JW 1924, 17156). Die Verwahrungspflicht 
iſt keine unbedingte. Erweiſt ſich die Sache als verdorben und wertlos oder verdirbt ſie und wird 
wertlos, ſo kaun ſich der Finder ihrer ohne weiteres entledigen. Denn die Verwahrung nach 
$ 966 Abf 1 hat nur den Zweck, dem Empfangsberechtigten die Sache zu erhalten. Iſt dieſer 
Zweck unerreichbar, ſo entfällt auch die Verwahrungspflicht. Sie liegt auch dann nicht im Sinne 
des Geſetzes, wenn der Zuſtand der Sache (z. B. wegen Anſteckungsgefahr) ihre Verwahrung 
untunlich erſcheinen läßt (Unmöglichkeit der Erfüllung). Daß dagegen die Verwahrung dem 
Finder lediglich läſtig fällt, iſt kein Grund, ihn zur Aufgabe der Verwahrung zu ermächtigen. 
Denn durch $ 967 iſt ihm freigeftellt, die Sache an die Polizeibehörde abzuliefern. Die Ver- 
wahrungspflicht erſtreckt ſich auch auf Beziehen, Verwahren und Verwerten etwaiger Früchte 
der Sache, z. B. der Milch einer gefundenen Kuh. Der etwaige Erlös iſt mit herauszu⸗ 
geben oder geht an den Koſten für Verwahrung und den ſonſtigen Aufwendungen ab. Die 
Koſten des Beziehens, Verwahrens, Verwertens der Früchte mindern ohne weiteres deren 
Erlös. Das Selbſtbeziehen der Früchte durch den Finder iſt unter Umſtänden nicht aus- 

eſchloſſen. — Trotz der Verwahrungspflicht des Finders entſpricht ſein Verhältnis zu dem 
Eigentümer der verlorenen Sache nicht dem § 868, auch nicht, wenn der Finder den Eigen⸗ 
tümer kennt und dieſer von dem Beſitz des Finders weiß (RG 4. 2. 27 III 104/26). 


2. Berſteigerung: Der Finder hat die Pflicht, verſteigern zu laſſen, nur dann, wenn 
er nicht vorzieht, die Sache an die Polizeibehörde abzuliefern (8 967). Über den Begriff der 
öffentlichen Verſteigerung vgl. 8 383 Abſ 3. Durch die Verſteigerung erlangt der Anſteigerer, 
dem die Sache der Verſteigerung zufolge übertragen wird, Eigentum. Aber nicht etwa auf 
Grund der 88 982, 935 Abſ 2. Denn der Finder iſt hier als Veräußerer kraft Geſetzes an die 
Stelle des Eigentümers getreten. Er iſt berechtigt, auf Grund der öffentlichen Verſteigerung 
wirkſam Eigentum zu übertragen, der Erwerb von ihm iſt alfo nicht Erwerb von Nichtbered)- 
tigten. War der Finder nicht berechtigt, die Sache verſteigern zu laſſen, weil die Vorausſetzungen 
des Abſ 2 nicht vorlagen, ſo kann er zwar nicht wirkſam Eigentum übertragen, der gutgläubige 
Erwerber aber erlangt dann Eigentum nach § 985 Abſ 2. Der gute Glaube, der hier verlangt 
wird, iſt der Glaube an das Vorliegen einer ordnungsmäßigen Fundverſteigerung. 

3. Die Anzeige über das Bevorſtehen der Verſteigerung ſoll der Polizeibehörde ermög ⸗ 
lichen, zu prüfen, ob der Verſteigerungsfall gegeben iſt und, wenn ſie es für erforderlich hält, 
ſich die Sache oder den Verſteigerungserlös abliefern zu laſſen (8 967). Die Anzeige muß daher 
fo frühzeitig erfolgen, daß die Polizeibehörde ihre Verfügung noch rechtzeitig treffen kann. 
Die Verſteigerung zu verbieten, ſteht der Polizeibehörde nach 88 966, 967 nur zu, wenn ſie 
gleichzeitig die Ablieferung anordnet. 

§ 967 


1) Der Finder iſt berechtigt?) und auf Anordnung der Polizeibehörde 
verpflichtet, die Sache oder den Verſteigerungserlös an die Polizeibehörde 
abzuliefern?), 

E I 912 II 882; M 3 879; P 3 259. 


1. Fundablieſerung an die Polizeibehörde. Die Ablieferung kann ſowohl der Entlaſtung 
des Finders wie der Sicherſtellung des Verlierers dienen. Sie hat zur Folge, daß der Finder 
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ſeiner Verpflichtung zur Verwahrung und zur Herausgabe an den Berechtigten ledig wird, 
ohne ſeiner Erſatzanſprüche für Aufwendungen, ſeines Finderlohns und ſeines Anrechts auf 
die Sache oder den Erlös nach fruchtloſem Ablaufe der Wartezeit verluſtig zu gehen. Die Polizei ⸗ 
behörde anderſeits hat dafür zu ſorgen, daß die Verwahrung und gegebenenfalls die Her⸗ 
ausgabe an den Empfangsberechtigten erfolgt und die Anſprüche des Finders erfüllt werden. 
Ihre Obliegenheiten find indeſſen, wenn ſchon auf dem BGB beruhend, doch nicht private 
Schuldrechtsverbindlichkeiten, ſondern Amtspflichten der beteiligten Beamten. Zu deren 
wirkſamer Ausübung ſtehen der Polizeibehörde die gleichen geſetzlichen Ermächtigungen 
zur Seite wie dem Finder vor der Ablieferung, insbeſondere die Befugnis zur Anordnung 
der Verſteigerung. Die Verſteigerung im Auſtrage der Polizeibehörde hat die gleiche Wir⸗ 
kung wie die im Auftrage des Finders erfolgte öffentliche Verſteigerung. Was die bei der 
Polizeibehörde aufgewendeten Koſten anlangt, ſo ſteht deren Anforderung das BGB nicht 
entgegen, aber auch nicht zur Seite. Die Rechtsnorm für die Pflicht zum Erfage dieſer Koſten 
muß, da es Koſten für öffentliche Hilfeleiftung find, dem öffentlichen Rechte, alſo dem Landes⸗ 
rechte, entnommen werden, das auch im übrigen zur Regelung der Obliegenheiten der Polizei- 
behörden in Fundſachen inſoweit zuſtändig iſt, als nicht das BGB ſelbſt Vorſchrift getroffen hat. 

2. Ablieferungsberechtigung. Die Berechtigung hat bürgerlichrechtliche Wirkſamkeit 
gegenüber dem Verlierer — dieſer muß ſich die Ablieferung mit ihren Wirkungen gefallen 
laſſen —, öffentlichrechtliche Bedeutung gegenüber der Polizeibehörde. Die unter I geſchil⸗ 
derten Wirkungen der Ablieferung treten aber erſt mit der wirklichen Übernahme durch die 
Polizeibehörde ein. Nicht alſo z. B. ſchon durch das Anbieten der Ablieferung dann, wenn 
die Polizeibehörde vorübergehend wegen Mangels eines Verwahrungsraumes zur Übernahme 
außerſtande iſt. 

3. Ablieferungspflicht auf Verlangen der Polizeibehörde. Die Pflicht beſteht nur der 
Polizeibehörde gegenüber und hat öffentlichrechtliche Natur. Die Erzwingung ihrer Erfüllung 
erfolgt nicht im Rechtswege, ſondern auf dem Wege der polizeilichen Zwangsmaßregeln. 
Die Anordnung der Ablieferung kann von vornherein für alle Funde oder für beſtimmte Arten 
von ſolchen aber auch im einzelnen Fall auf die Fundanzeige hin erfolgen, aber immer nur 
dem Finder gegenüber. Einem Rechtsanwalt, der im Auftrage eines Dritten einen Fund 
angezeigt hat, kann die Polizei nicht aufgeben, die Ablieferung des Fundſtücks zu veranlaffen 
(JW' 1925, 1060). 

8 968 


Der Finder hat nur Vorſatz und grobe Fahrläſſigkeit zu vertreten‘). 
E II 888; ® 8 258, 9259. 


1. Haftungsverbindlichkeit des Finders. Die Vorſchrift überträgt den Grundſatz des 
$ 680 und damit auch ſeine Ausnahme in $ 682 auf das Fundrecht. Wie der, der auftrags⸗ 
los fremde Geſchäfte führt, um von dem Geſchäftsherrn drohende dringliche Gefahr 
abzuwenden, ſo ſoll auch der Finder, der in ganz ähnlicher Lage iſt, nur Vorſatz und 
grobe Fahrläſſigkeit zu vertreten haben. Der Finder haftet alſo für den Schaden dann, 
wenn er den ihm als Finder obliegenden Pflichten vorſätzlich oder unter beſonders 
ſchwerer Außerachtlaſſung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt — grob fahrläſſig — 
zuwiderhandelt, während er für leichtere Verſehen nicht verantwortlich iſt. Der Verſtoß 
kann lid richten gegen die Anzeigepflicht, aus deren Verletzung unnütze Koſten für 
Nachforſchungen und Schäden durch verſpätete Ermittlung des Berechtigten entſtehen 
können, er kann ſich ebenſo 9 5 die Pflicht zur Verwahrung cichten und die Beſchadigung 
oder den Untergang der Sache zur Folge haben, er kann ſich endlich gegen die Pflicht zur ge⸗ 
wiſſenhaften Prüfung der Empfangsberechtigung richten und den Verluſt durch Herausgabe an 
einen Unberechtigten zur Folge haben. — In dem vom MG JW 1924, 17159 entſchiedenen 
Falle hatte eine Mutter die von ihrem Kind gefundene Sache als ſolche in Verwahrung ge- 
nommen. Die Frage, ob auch die Mutter nur nach § 968 haften würde, iſt dort offen ge⸗ 
blieben, aber wohl zu bejahen. 


S 969 


Der Finder wird durch die Herausgabe der Sache an den Verlierer auch 
den ſonſtigen Empfangsberechtigten gegenüber befreit. 

e II 884; 8 3 259—261. 

Herausgabe an den Verlierer. Das Geſetz erleichtert die Verantwortlichleit des Finders 
für richtige Herausgabe weſentlich dadurch, daß es den Verlierer als den Empfangsberechtigten 
bezeichnet. Hiernach wird der Finder einer geſtohlenen und vom Dieb verlorenen Sache 
frei, wenn er die Sache dem Dieb herausgibt. Man wird das aber nur für den Fall anzuer 
kennen haben, daß der Finder den wahren Sachverhalt nicht kennt. Kennt er ihn, gibt er trotz 


Erwerb und Verluſt des Eigentums an beweglichen Sachen 88 967-971 297 


dem dem Dieb als dem Verlierer die Sache zurück und verſtößt dadurch gegen $ 257 des StGB, 
fo kann er ſich auf 8 969 nicht berufen, weil die Herausgabe nach § 188 nichtig iſt. Aus § 968 
ergibt ſich weiter, daß der Finder ſchon dann frei wird, wenn er an denjenigen herausgibt, 
110 605. 1 15 grobe Fahrläſſigteit für den Verlierer halt, auch wenn er nicht wirklich der Ver⸗ 
ierer iſt. 

Kraft der geſetzlichen Empfangsberechtigung des Verlierers wird der Finder durch Heraus⸗ 
gabe an ihn auch dann frei, wenn der Eigentümer den Herausgabeanſpruch erhebt und ſein 
Recht glaubhaft macht. Er braucht ſich auf den Streit zwiſchen Verlierer und angeblichem Eigen · 
tümer nicht einzulaſſen und braucht die Sache nicht zu hinterlegen. Anderſeits iſt daran feſt⸗ 
zuhalten, daß der Verlierer als ſolcher nur eine Empfaugsberechtigung, aber keinen Her⸗ 
ausgabe anſpruch hat. Der Finder kann alſo, wenn dem Verlierer kein Recht auf die Sache 
zur Seite ſteht, ihm die Herausgabe verweigern und wird durch die Herausgabe an den wahren 
Berechtigten frei. Die geſetzliche Empfangsberechtigung des Verlierers iſt nicht unantaſtbar. 
Der wahre Berechtigte hat die Möglichkeit, eine einſtweilige Verfügung zu erwirken, durch die 
dem Finder die Herausgabe an den Verlierer unterſagt wird. In dieſem Falle iſt die Wirk⸗ 
ſamkeit des § 969 für die Dauer der einſtweiligen Verfügung ausgeſchaltet. 


8 970 


Macht der Finder zum Zwecke der Verwahrung oder Erhaltung der Sache 
oder zum Zwecke der Ermittelung eines Empfangsberechtigten Aufwen⸗ 
dungen, die er den Umſtänden nach für erforderlich halten darf, ſo kann er 
von dem Empfangsberechtigten Erſatz verlangen. 

E I 914 II 886; M 3 880; P 3 261, 262. 


Erſatz der Aufwendungen. Soweit die Aufwendungen zur Verwahrung und Erhaltung 
notwendig find, alſo auf Grund der Verwahrungspflicht gemacht werden müſſen, würde 
ſich der Erſatzanſpruch auch aus § 906 ſchon ergeben. Dies muß auch von den Koſten einer 
etwaigen Verſteigerung gelten. 8 970 gibt den Erſatzanſpruch in noch weiterem Umfange, 
$ 994 Abſ 1 Satz 2 gilt aber auch hier. Bezüglich der Aufwendungen der Polizeibehörde vgl. 
$ 967 A 1 am Ende. 


8 971 


Der Finder kann von dem Empfangsberechtigten!) einen Finderlohn?) 
verlangen. Der Finderlohn beträgt von dem Werte der Sache“) bis zu 
dreihundert Mart fünf vom Hundert, von dem Mehrwert eins vom Hundert, 
bei Tieren eins vom Hundert. Hat die Sache nur für den Empfangs⸗ 
berechtigten einen Wert, ſo iſt der Finderlohn nach billigem Ermeſſen zu 
beſtimmen. 

Der Anſpruch iſt ausgeſchloſſen, wenn der Finder die Anzeigepflicht 
verletzt“) oder den Fund auf Nachfrage verheimlicht“). 

E J 914 II 886; M 3 880, 881, 886; P 3 261—264, 272. 


1. Von dem Empfangsberechtigten, d. h. von demjenigen Empfangsberechtigten, 
dem er herausgibt. Gegen die übrigen hat er keinen Anſpruch. 

2. Finderlohn. Gedacht iſt der Finderlohn ſowohl als Belohnung für die Ehrlichkeit 
wie als Vergütung für die Mühewaltung. Man wird aber daraus nicht den Schluß ziehen 
dürfen, daß durch den Finderlohn alle Mühe entſchädigt ſein ſoll, die der Finder aus Anlaß 
des Fundes aufgewendet hat. Hat der Finder z. B. gefundene Tiere längere Zeit ſelbſt per 
ſönlich verpflegt oder durch ſeine Dienſtleute pflegen laſſen, während ihm frei blieb, ſolche 
durch Dritte verpflegen zu laſſen oder der Polizei zu übergeben, ſo wird man ihm für dieſe 
beſondere Mühewaltung eine Vergütung auch neben dem Finderlohn zubilligen müſſen. 

3. Wert der Sache: Der gemeine Wert zur Zeit der Herausgabe. Beſonderes Intereſſe 
des Verlierers oder Finders kommt daneben nicht in Betracht. Mark tft jetzt Reichsmark. 

4. Verluſt des Finderlohns bei Verlegung der Anzeigepflicht. Vgl. 3 965. Es muß 
ſchuldhafte Verletzung vorliegen, und zwar Vorſatz oder grobe Kahrläjligteit 8 968). 

5. Verluſt des Finderlohns wegen Fundverheimlichung. Die erheimlihung muß 
auf die Anfrage eines glaubhaft Berechtigten geſchehen. Sie kann durch Schweigen, Aus 
tunftsverweigerung, Leugnen, Vorſpiegelungen erfolgen. Kommt der Finder, um den Berech 
tigten zu täuschen, einer Anfrage mit ſolchen Vorſpiegelungen zuvor, ſo wird es ſo anzuſehen 
ſein, als ob die Anfrage geſtellt geweſen wäre. Ernſthafte Verweiſung des Fragers an die 
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Polizeibehörde, der die Anzeige erſtattet iſt, kann nicht als Verheimlichung erachtet werden. 
Dem Finder, der die vorgeſchriebene Anzeige an die Polizeibehörde erſtattet hat, wird 
insbeſondere dann, wenn er die Fundſache an die Polizei abgeliefert hat, die Verweiſung an 
die Polizei geſtattet ſein müſſen. Wer dagegen den Frager nicht an die Polizei verweiſt, 
kann trotz der dorthin gemachten Anzeige und Ablieferung des Finderlohus verluſtig gehen, 
wenn er dem anfragenden Berechtigten den Fund verheimlicht. Wer bei mehreren Empfangs⸗ 
berechtigten dem einen den Fund verheimlicht, dem andern mitteilt, verliert gegen den letzteren 
ſeinen Finderlohnanſpruch nicht. 


8 972 


Auf die in den SS 970, 971 beſtimmten Anſprüche finden die für die 
Anſprüche des Beſitzers gegen den Eigentümer wegen Verwendungen gel⸗ 
tenden Vorſchriften der SS 1000 bis 1002 entſprechende Anwendung )). 

E I 915 II 887; M 3 379, 880; P 3 264—268; 6 236. 


1. Schutz der Anſprüche des Finders. Der Finder kann die Herausgabe verweigern, 
bis er für die Verwendungen und den Finderlohn befriedigt iſt, kann aber beides nur fordern, 
wenn der Empfangsberechtigte die Fundſache erhält oder die Auſprüche genehmigt. Hat 
der Empfangsberechtigte die Fundſache ſchon wieder in ſeinen Beſitz bekommen und will er 
die Anſprüche des Finders nicht genehmigen, ſo kann er die Fundſache zurückgeben und ſich 
damit von den Anſprüchen befreien. Ebenſo kann er zum gleichen Zweck die ihm ange⸗ 
botene Fundſache zurückweiſen. Nimmt er aber die ihm unter ausdrücklichem Vorbehalte 
jener Anſprüche angebotene Fundſache, fo hat er die Anſprüche genehmigt. Erhält er die Sache 
ohne Vorbehalt der Anſprüche, fo wird er nach Ablauf eines Monats von den Anſprüchen frei, 
falls er nicht inzwiſchen belangt iſt oder genehmigt hat. Vgl. § 974. 

2. $ 1000 Satz 2 iſt unanwendbar. Auch der unredliche Finder verletzt durch das Anfich- 
nehmen einer verlorenen Sache kein fremdes Recht. 


8 973 


) Mit dem Ablauf eines Jahres nach der Anzeige des Fundes bei der 
Polizeibehörde erwirbt der Finder das Eigentum an der Sache, es ſei denn, 
daß vorher ein Empfangsberechtigter dem Finder bekannt geworden iſt 
oder ſein Recht bei der Polizeibehörde angemeldet hat. Mit dem Erwerbe 
des Eigentums erlöſchen die ſonſtigen Rechte an der Sache?). 

Iſt die Sache nicht mehr als drei Mark wert, ſo beginnt die einjährige 
Friſt mit dem Funde. Der Finder erwirbt das Eigentum nicht, wenn er den 
Fund auf Nachfrage verheimlicht. Die Anmeldung eines Rechtes bei der 
Polizeibehörde ſteht dem Erwerbe des Eigentums nicht entgegen. 


E 1 918—921 II 888; M 3 382—886; P 3 271, 272. 


1. Eigentumserwerb durch den Finder. Mit dem Ablauf eines Jahres erlangt der Finder 
das Eigentum der Fundſache, und zwar nach Ablauf eines Jahres vom Augenblicke des Fundes 
an in dem Falle, in dem eine Fundanzeige an die Polizei nicht vorgeſchrieben iſt, in den andern 
Fällen nach Ablauf eines Jahres von der Anzeige bei der Polizei. Solange dieſe nicht erſtattet 
iſt, kommt die Friſt nicht in Lauf. In beiden Fällen erwirbt der Finder das Eigentum nicht, 
wenn ihm ein Empfangsberechtigter vor Ablauf der Friſt bekannt geworden iſt, in den Fällen 
der Notwendigkeit der Polizeianzeige auch dann nicht, wenn ſich vor Ablauf der Friſt ein 
Empfangsberechtigter bei der Poltzei gemeldet hat, in den Fällen der Entbehrlichkeit der Polizei ⸗ 
anzeige dann nicht, wenn er ſelbſt auf Nachfrage den Fund verheimlicht hat. Die Umſtände, 
die hiernach den Erwerb des Finders hindern find ihm im Streitfalle nachzuweiſen. Auffällig 
iſt, daß die Verheimlichung des Fundes auf Nachfrage den Eigentumserwerb des Finders 
dann nicht hindert, wenn es ſich um einen wertvolleren Fund handelt, der der Polizei an 
gezeigt iſt. Man iſt indeſſen nicht genötigt, ein Überfehen anzunehmen. Denn, wenn der Finder 
durch die Nachfrage Kunde von dem Empfangsberechtigten erhalten hat, ſo verliert er ohnehin 
ſein Fundrecht. Hat ihn aber die Nachfrage nicht zu dem Glauben an die Empfangsberech⸗ 
tigung des Nachfragers gebracht und dieſer auch auf die Verheimlichung hin keinen Anlaß 
zur Anmeldung ſeines Rechtes bei der Polizei genommen, ſo verlangt auch die Billigkeit 
nicht die Hintanhaltung des Funderwerbs. Bw‘ 

Der Finder erwirbt das Eigentum mit dem Ablaufe der Wartezeit, aber mit Rück. 
wirkung, weil der Eigentumserwerb durch Fund als Erwerb durch Aneignung zu betrachten 
iſt, nicht als Erwerb kraft Geſetzes (beſtr.). 


Erwerb und Verluſt des Eigentums an beweglichen Sachen 88 971-974 299 


Hat jemand eine Sache als Fund bei der Polizei abgeliefert und liegen die Vorausſetzungen 
vor, unter denen er das Eigentum an einem Funde erworben haben würde, verweigert ihm 
aber die Polizei die Aushändigung der Sache, weil kein Fund vorgelegen habe, ſo gehört der 
Anſpruch des Finders auf Herausgabe ſeines Eigentums nicht dem bürgerlichen Recht an, er 
iſt vor den ordentlichen Gerichten nicht verfolgbar (vgl. $ 965 A 6 a. E.). Die Aushändigung 
des Fundes iſt eine Amtshandlung der Polizei, auf deren Vornahme nicht geklagt werden 
kann (a. M. 23 1917, 11484). Es gibt daher auch keinen privatrechtlichen Herausgabeanſpruch 
gegen die Polizei, der etwa gepfändet werden könnte. Pfändbar und verpfändbar iſt da⸗ 
gegen das Recht auf den Eigentumserwerb, denn es iſt vererblich und übertragbar. 


2. Rechte an der Sache. Die früher beſtandenen Rechte an der Sache erlöſchen im Augen 
blick des Funderwerbs gleich dem früheren Eigentum. Die Fundverwirkung richtet ſich gegen 
die Inhaber ſolcher Rechte, Pfandgläubiger, Nießbraucher mit um ſo mehr Fug, als ſie nach 
Lage der Sache zumeiſt als Verlierer in Betracht kommen werden. 


8 974 


) Sind vor dem Ablaufe der einjährigen Friſt Empfangsberechtigte 
dem Finder bekannt geworden oder haben ſie bei einer Sache, die mehr 
als drei Mark wert iſt, ihre Rechte bei der Polizeibehörde rechtzeitig an⸗ 
gemeldet, ſo kann der Finder die Empfangsberechtigten?) nach den Vor⸗ 
ſchriften des § 1003 zur Erklärung über die ihm nach den 88 970 bis 972 
zuſtehenden Anſprüche auffordern). Mit dem Ablaufe der für die Er⸗ 
klärung beſtimmten Friſt erwirbt der Finder das Eigentum und erlöjchen 
die ſonſtigen Rechte an der Sache, wenn nicht die Empfangsberechtigten 
ſich rechtzeitig zu der Befriedigung der Anſprüche bereit erklären“) ö). 


GI 919 II 889; M 3 884, 885; P 5 268 —272; 6 236. 


1. Funderwerb wegen Nichteinlöſung des Fundes durch die Empfangs berechtigten. 
Die durch rechtzeitiges Bekanntwerden oder Anmelden Empfangsberechtigter geſchaffene 
Rechtslage, daß der Finder nicht Eigentümer wird, aber auch für ſeinen Anſpruch auf Erſatz 
der Aufwendungen und auf Finderlohn nur das Recht der Zurückhaltung der Fundſache hat, 
iſt dem Finder ungünftig, wenn die Empfangsberechtigten ſich der Einlöfung, d. h. der Be. 
friedigung der Anſprüche gegen Herausgabe der Fundſache weigern. Denn der Finder muß 
dann die Fundſache als fremde behandeln und kann ſich für ſeine Anſprüche keine Befriedigung 
verſchaffen. Zugunſten des Finders iſt darum in § 974 beſtimmt, daß der Finder das Eigentum 
erwirbt, wenn die Empfangsberechtigten trotz Aufforderung binnen angemeſſener Friſt ſich 
zur Befriedigung der Anſprüche nicht bereit erklären. 


2. Die Empfangsberechtigten, alſo alle Empfangsberechtigten. Solange die Friſt nicht 
allen Empfangsberechtigten geſetzt und nicht gegen alle erfolglos abgelaufen iſt, erlangt der 
Finder das Eigentum nicht. Man wird aber annehmen müſſen, daß die Friſt für einen jeden 
der Empfangsberechtigten geſondert abläuft, fo daß er von dem erfolgloſen Ablauf an als 
Empfangsberechtigter nicht mehr in Betracht kommt. 

3. Aufforderung zur Erklärung: Zu verlangen iſt die Erklärung, ob der Empfangsberechtigte 
zur Befriedigung der Anſprüche bereit iſt. Genaue Angabe der Art und Höhe der Anſprüche 
iſt Vorausſetzung. 


4. Folgen des Verhaltens der Empfangsberechtigten auf die Aufforderung. Wort⸗ 
laut und Sinn der Vorſchrift ergeben, daß der Finder Eigentümer der Fundsache wird wenn 
die Empfangsberechtigten innerhalb der Friſt überhaupt keine Erklärung abgeben oder Die 
Befriedigung der Anſprüche verweigern, ohne ſie zu beſtreiten. Erklärt der Lmmpfanged deri 
dagegen, daß er ſich der Befriedigung der Anſprüche nicht weigere, falls ſolche beſtänden, be» 
ſtreitet er aber ihr Beſtehen ganz oder teilweiſe, fo ift die Frage des Beſtehens der Anſprüche 
im Rechtswege auszutragen. Der Finder muß feine Anſprüche feſtſtellen laſſen und kann 
dann dem Empfangsberechtigten eine neue angemeſſene Friſt ſetzen. 


5. Wirkung der Ertlärung der Empfangsberechtigten vor der Friſtſetzung. Da die 
Friſtſetzung nur den Zweck hat, den Empfangsberechtigten zur Erklärung über 1 
oder Nichtverweigerung der Befriedigung zu zwingen, ſo iſt ſie unnötig, wenn 4 rklärung 
ſchon vorher erfolgt iſt. Für den Fall der Anerkennung der Anſprüche ergibt ſich Be unmittel- 
bar aus den 88 972 u. 1001. Für den Fall der Verweigerung aber muß darin, daß die Weigerung 
von vornherein ohne Abwarten der Friſtſetzung erklärt wird, ein Verzicht des Empfangsberech 
tigten auf die Friſtſetzung gefunden werden. Vgl. 8 972 A 1. 
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8 975 


Durch die Ablieferung der Sache oder des Verſteigerungserlöſes an die 
Polizeibehörde werden die Rechte des Finders nicht berührt). Läßt die 
Polizeibehörde die Sache verfteigern?), jo tritt der Erlös an die Stelle 
der Sache. Die Polizeibehörde darf die Sache oder den Erlös nur mit Zu⸗ 
ſtimmung des Finders einem Empfangsberechtigten herausgeben“). 

E I 918, 916 II 890; M 3.878, 880; P 3 261, 271. 


1. Die Rechte des Finders bleiben unberührt, wohl aber ändern ſich ſeine Pflichten. 
Er wird der Verwahrungspflicht ledig und ſeine Pflicht zur Herausgabe verwandelt ſich in 
die Pflicht zur Zuſtimmung zur Herausgabe durch die Polizei. Eine gewiſſe Veränderung 
erfährt dadurch mittelbar auch das Zurückbehaltungsrecht des Finders dahin, daß er nunmehr 
der Herausgabe zuzuſtimmen nur gegen Befriedigung ſeiner Anſprüche verpflichtet iſt. 

2. Berjteigerung auf Anordnung der Polizeibehörde: Wann dieſe zuläſſig iſt, ergibt 
ſich aus den dafür erlaſſenen öffentlichrechtlichen Normen des Landesrechts. Jedenfalls 
it die Verſteigerung in den Fällen des § 966 Abſ 2 zuläſſig. 

3. Darf nicht herausgeben. Die Schranke iſt, wenn auch bürgerlichrechtlichen Urſprungs, 
doch öffentlichrechtlichen Inhalts. Gibt der Polizeibeamte trotz fehlender Zuſtimmung des 
Finders die Sache heraus, ſo verletzt er ſeine Amtspflicht und begründet dadurch gegebenen⸗ 
falls eine Schadenserſatzpflicht. Die bürgerlichrechtliche Wirkſamkeit der Herausgabe aber iſt 
davon nicht berührt. Auf die Erteilung der Zuſtimmung kann der Verlierer gegen den Finder 
Hagen. Sit die Verweigerung der Zuſtimmung nicht ernſthaft, fo ift die Polizei an der Heraus» 
gabe nicht gehindert. Dasſelbe wird aber auch dann anzunehmen fein, wenn die Zuſtim⸗ 
mung frivol, trotz Anerkennung der Verpflichtung dazu, verweigert wird, wenn z. B. der 
mittelloſe Finder, der zur Ablieferung an die Polizei gezwungen worden iſt, weil er die 
Anzeigepflicht verletzt hat, die Zuſtimmung offen nur deshalb verweigert, um dem Ver⸗ 
lierer die Prozeßkoſten nicht zu erſparen. 


8 976 


Verzichtet der Finder der Polizeibehörde gegenüber auf das Recht zum 
Erwerbe des Eigentums an der Sache, ſo geht ſein Recht auf die Gemeinde 
des Fundorts über!). 

Hat der Finder nach der Ablieferung der Sache oder des Verſteige⸗ 
rungserlöſes an die Polizeibehörde auf Grund der Vorſchriften der SS 973, 974 
das Eigentum erworben, ſo geht es auf die Gemeinde des Fundorts über, 
wenn nicht der Finder vor dem Ablauf einer ihm von der Polizeibehörde 
beſtimmten Friſt die Herausgabe verlangt). 

E I 928 II 891; M 3 886; P 3 272, 278. 


1. Verzicht auf den Fund: Die Rechte auf den Fund find frei veräußerlich. Verzichte! 
darum der Finder auf ſein Recht zum Erwerb des Eigentums zugunſten u Pe 
Dritten, jo kommen die Grundſätze über die Übertragung von Anſprüchen zur Anwendung. 
Das Geſetz gibt dem Finder aber auch die Möglichteit, ſich ſeines Rechtes zum Erwerb des 
Eigentums ohne Übertragung durch einſeitigen Verzicht zu entſchlagen. Es läßt den Verzicht 
durch Erklärung gegenüber der Polizeibehörde wirkſam werden und knüpft an ihn die Rechts⸗ 
folge des Erwerbs durch die Fundortgemeinde. Dieſer Verzicht iſt ein Rechtsgeſchäft aber 
fein Vertrag. Die Gemeinde ift nur an den Verzichtsfolgen, nicht aber an dem Verzichts⸗ 
geſchäfte beteiligt. Die Gemeinde erhält daraus nur Rechte, nicht Pflichten. 

Der Finder kann ſich beim Verzichte feine Anſprüche auf Finderlohn und Erſatz von Auf, 
wendungen vorbehalten; er ſetzt damit das Erlangen der für Finderlohn und Aufwendungen 
erhobenen Anſprüche zur Bedingung des Verzichts. Eine Verpflichtung der Gemeinde 
entſteht daraus nicht. Daraus, daß ſie in Kenntnis des Vorbehalts die Sache übernimmt, 
1 5 (muß 8 nicht) zu ſchließen fein, daß fie ſich zur Befriedigung jener Anſprüche ver- 

indlich macht. 4 ; 

Infolge des wirkſamen Verzichts tritt die Gemeinde hinſichtlich des Rechtes auf 
Erwerb des Eigentums, ſo wie es im Augenblicke des Verzichts beſteht, an die Stelle 
des Finders. Hinſichtlich der Anſprüche auf Finderlohn und Erſatz von Aufwendungen des 
Finders iſt nicht das gleiche der Fall. Dieſe Anſprüche müßten beſonders, im Vertragswege, 
abgetreten werden. Für Aufwendungen, die die Gemeinde ſelbſt nach dem Erwerbe durch den 
Verzicht des Finders gemacht hat, wenn ſie die Sache in ihre Verwahrung übernahm, kann 
auch ſie Erſaß beanſpruchen. 
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Ob die Fundſache mehr oder weniger als 3 M. wert und ob ſie an die Polizei abgeliefert 
iſt oder nicht, kommt für die Anwendung des Abſ ! nicht in Betracht. 

2. Verfall vom Finder erworbener, aber bei der Polizei nicht abgeholter Fundſachen. 
Auch dieſer Eigentumserwerb iſt zwar Eigentumsübergang, aber nicht Eigentumsübertragung. 
Ein Rechtsgeſchäft liegt dem Übergang überhaupt nicht zugrunde. In dem unbenutzten Ver⸗ 
ſtreichenlaſſen der Friſt durch den Finder ift weder ein Rechtsgeſchaft noch eine Rechtshand - 
lung zu erblicken. 

Der Erwerb des Eigentums durch die Gemeinde hat den vorherigen Erwerb durch den 
Finder auf Grund der 58 973, 974 zur Voraussetzung. Iſt dieſer dadurch gehindert, daß dem 
Finder vor Ablauf des Wartejahrs ein Empfangsberechtigter bekannt geworden ift, jo voll» 
zieht ſich auch der Erwerb der Gemeinde nicht. Der Eigentumserwerb der Gemeinde voll⸗ 
zieht ſich im Augenblicke des Friſtablaufs ohne weiteres. Beſitzergreifung iſt nicht erforderlich. 
Wie die Friſt für das Verlangen der Herausgabe zu beſtimmen und die Aufforderung zu 
erlaſſen iſt, ergibt das Landesrecht. Aufforderung durch öffentliche Bekanntmachung iſt nicht 
ausgeſchloſſen. Gerichtlicher Nachprüfung unterliegt das polizeiliche Verfahren nicht. — 
Im Falle des Abſ 2 kann der Finder Finderlohn und Aufwendungserſatz von der Ge⸗ 
meinde nicht verlangen. 

8 977 


Wer infolge der Vorſchriften der 88 973, 974, 976 einen Rechtsverluſt 
erleidet, kann in den Fällen der SS 973, 974 von dem Finder, in den Fällen 
des § 976 von der Gemeinde des Fundorts die Herausgabe des durch die 
Rechtsänderung Erlangten nach den Vorſchriften über die Herausgabe 
einer ungerechtfertigten Bereicherung fordern !). Der Anſpruch erliſcht mit 
dem Ablaufe von drei Jahren nach dem Übergange des Eigentums auf den 
Finder oder die Gemeinde, wenn nicht die gerichtliche Geltendmachung vorher 
erfolgt). 

5 105 923 II 892; M 3 386; P 3 272. 


1. Bereicherungsanſprüche. Durch die Beſtimmungen über den Eigentumswechſel beim 
Funde ſoll nur die Eigentumsfrage, nicht auch die Frage der Verſchiebung der Vermögens⸗ 
werte geregelt fein. § 977 bringt zum Ausdrucke, daß eine Verſchiebung der Vermögens 
werte nicht ſtattfinden und deshalb der Verluſt des Eigentums und der dinglichen Rechte 
durch einen Bereicherungsanſpruch ausgeglichen werden ſoll. Über die Bedeutung der Ver- 
weiſung vgl. $ 951 A 8. Der Bereicherungsanſpruch geht auf Herausgabe des Erlangten, 
alſo wenn die Sache beim Beklagten noch vorhanden iſt, der Regel nach auf Herausgabe der 
Fundſache in Natur, andernfalls auf Erſatz in Geld. Nur die wirkliche, d. h. reine Be⸗ 
reicherung iſt herauszugeben. Die Anſprüche auf Erſatz der Aufwendungen und auf Finder⸗ 
lohn ſind alſo, weil ſie durch die Bereicherungstatſache, den Eigentumserwerb, erloſchen, 
ausgleichungsweiſe dem Bereicherungsanſpruche wieder gegenüberzuſtellen (Gegenbereiche⸗ 
rungsanſpruch). Wird die Herausgabe der Sache in Natur beanſprucht und befteht die Sache 
nicht ſelbſt in Geld, fo daß ein Abzug nicht möglich ift, fo kann nach 88 273 ff. zugunſten des 
10 auf Finderlohn und Erſatz der Aufwendungen das Zurückbehaltungsrecht geübt 
werden. 

Ob die Erſtreckung des Bereicherungsanſpruchs auf den Fall des Verluſtes des Eigen⸗ 
tums durch Einlöſungsverweigerung (5 974) auf einem Redaktionsverſehen beruht, d. h. 
auf einem Verſehen bei der Feſtſtellung der Vorentwürfe, kann dahingeſtellt bleiben. Denn 
der Geſetzeswortlaut iſt ſo klar, daß über das erlaſſene Geſetz kein Zweifel ſein kann; das Er⸗ 
gebnis enthält zwar in manchen Fällen keinen Fortſchritt, weil die Geltendmachung des Zu⸗ 
rückbehaltungsrechts für die wiederauflebenden Finderlohn und Verwendungsonſprüche 
die Sache nahezu völlig auf den alten Standpunkt ſtellt, aber es iſt doch nicht unmöglich und 
ungerecht. Unter dieſen Umſtänden kann auch einem Verſehen bei Vorarbeiten gegenüber 
dem Geſetzeswortlaut keine Bedeutung beigemeſſen werden. 

2. Die dreijährige Friſt iſt Ausſchlußfriſt, nicht Verzährungsfriſt. Die Anerkennung 
ſteht der gerichtlichen Geltendmachung (Klage, Zahlungsbeſehl) nicht gleich. Ob eine 8 
erkennungserklärung eine ſelbſtändige Verpflichtungserklärung enthält, iſt Tatfrage. Mr 
hält fie fie, ſo liegt nicht ein Bereicherungsanſpruch, ſondern möglicherweiſe ein Anſpruch 
aus vertraglicher Verpflichtung vor. 


8 978 


1) Wer eine Saches) in den Geſchäftsräumens) oder den Beförderungs- 
mitteln) einer öffentlichen Behörde“) oder einer dem öffentlichen Verkehre 
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dienenden Verkehrsanſtalt') findet?) und an ſich nimmt), hat die Sache 
unverzüglich an die Behörde oder die Verkehrsanſtalt oder an einen ihrer 
Angeſtellten abzuliefern. Die Vorſchriften der SS 965 bis 977 finden keine 
Anwendung. 

& I 924 II 898; M 3 387, 388; P 3 273. 


1. Fund im Bereich von Behörden und Berkehrsanſtalten. Die Vorſchriften umfaſſen 
innerhalb des örtlichen Bereichs, für den ſie beſtimmt ſind, nicht nur die Falle des eigentlichen 
Fundes im Sinne der 88 965ff., ſondern auch die Fälle des Auffindens nicht verlorener Sachen. 
Das allgemeine Fundrecht ift aber auch in den Fällen der erfteren Art ausgeſchloſſen und er- 
ſetzt durch die 88 978—982, deren Grundgedanken dahin gehen, daß nur Finderpflichten, keine 
Finderrechte beſtehen ſollen. 

2. Sache: nicht ihm gehörige, bewegliche Sache. Wer ſeine eigene Sache wiederfindet, 
iſt niemals zur Ablieferung verpflichtet. Aber auch Diener, Angehörige des Eigentümers 
oder Verlierers, die dieſem entfallene Sachen finden, haben nicht die Pflicht, fie nach 8 978 
abzuliefern, ſondern können ſie unmittelbar dem Eigentümer oder Verlierer zurückgeben. 
Auch herrenloſe Sachen ſind abzuliefern, nicht aber offenſichtlich völlig wertloſe. 

3. Geſchäftsräume. Es brauchen nicht überbaute Räume, Gebäude zu ſein. Auch Höfe 
und ſonſtige freie Räume, z. B. auch ganze Bahnhofsflächen können dazu gehören. Nicht 
zu den Geſchäftsräumen dagegen werden zu rechnen ſein die Bahndämme oder freien Strecken. 
Die Räume brauchen auch nicht den Geſchäften zu dienen; Hilfsräume jeder Art ſind dazu 
zu zählen. 

4, Beförderungsmittel: nicht nur der Verkehrsanſtalten, ſondern auch der öffentlichen 
Behörden. Daß die Sachen in den Beförderungsmitteln gefunden werden müſſen, iſt 
nicht ſtreng zu nehmen. Auch die auf dem Verdeck eines Poſtwagens gefundenen Sachen 
gehören dazu. 

5. Offentliche Behörde. Welche Stellen öffentliche Behörden find, iſt nach Staatsrecht 
zu entſcheiden, und zwar nach Reichsrecht, inſoweit dem Reich unmittelbar unterſtehende 
Stellen in Frage kommen, im übrigen nach Landesrecht. Offentliche Behörden werden vor 
allem Reichs., Staats, und Kommunalbehörden fein, aber auch die Behörden ſonſtiger ſtaats⸗ 
rechtlich anerkannter öffentlicher Verbände, z. B. der Schulverbände. 

6. Dem öffentlichen Verkehr dienende Verkehrsanſtalt: Verkehrsanſtalt ift Auſtalt zur 
Beförderung von Perſonen oder Sachen zu Waſſer, zu Lande oder in der Luft, vorab Eifen- 
bahn und Poſt (Recht 1913, 396). Nicht dazu gehören Anſtalten, die dem Verkehr im weiteren 
Sinne dienen, z. B. Gaſthöfe, Schauburgen, Banken, Warenhäuſer (OLG 41, 160 A 1; 
jetzt auch Reh 108, 260; a. M. PrOV JW 1918, 67). Die Anſtalt muß dem öffentlichen 
Verkehr, d. h. dem Verkehr des Publikums, dienen. Eine innerhalb eines induſtriellen 
Werkes lediglich zu deſſen Zwecken dienende Verkehrsanſtalt gehört nicht hierher. Im übrigen 
iſt es ohne Belang, ob die Anſtalt von Reich, Staat, Gemeinde oder ſonſtigem öffentlichen 
Zweckverband oder von Privaten betrieben wird. Dagegen iſt ein gewiſſer größerer Umfang 
der Betriebseinrichtungen nötig. Vereinzelte Mietfuhre genügt nicht. Ein Unternehmer, der 
nur eine oder mehrere Droſchken verwendet, hat keine Verkehrsanſtalt. Dem Begriff der 
„Anſtalt“ iſt ein größerer Umfang und eine beſondere Gliederung weſentlich. 

7. Findet. Von Finden kann nur die Rede ſein, wenn die Sache ſich äußerlich in der Lage 
einer verlorenen befindet. Wer fieht, wie eine Sache dem Beſitzer entgleitet und fie auf- 
hebt, „findet fie nicht. Er hat fie alſo dem Beſitzer zurückzugeben. Hat er jedoch Zweifel, 
wer der Beliger iſt oder kann er fie dem Beſitzer nicht ſofort zurückgeben, ſo hat er ſie als ge⸗ 
funden abzuliefern. 

8. An ſich nimmt: Eine Pflicht, ſolche Sachen an ſich zu nehmen, beſteht nach BGB 
nicht. Sie kann dienſtrechtlich für Angeſtellte der Behörde oder Verkehrsanſtalt beſtehen. 
Ihre Verletzung kann dann Amtspflichtverletzung ſein und haftpflichtig machen. Durch die 
„Anſichnahme“ überkommt der Finder die Pflicht zur Ablieferung und nur dieſe. Er hat 
keine Pflicht, nach dem Verlierer zu forſchen, Anzeige zu erſtatten oder die Umſtände des 
Fundes mitzuteilen. Man wird mangels einer beſonderen Beſtimmung auch für dieſen Finder 
annehmen müſſen, daß er, abgeſehen von der Unverzüglichkeit der Ablieferung, die ihm durch 
$ 978 ſelbſt auferlegt iſt, bei der Erfüllung ſeiner Ablieferungspflicht nicht ſtrenger haftet 
als der Finder im Sinne der 59 965 ff., nämlich nicht für mehr als Vorſatz und grobe Fahr · 


läſſigkeit. 
8 979 


Die Behörde oder die Verkehrsanſtalt kann die an ſie abgelieferte Sache 
öffentlich verſteigern laſſen. Die öffentlichen Behörden und die Verkehrs⸗ 
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anſtalten des Reichs, der Bundesſtaaten und der Gemeinden können die 
Verſteigerung durch einen ihrer Beamten vornehmen laſſen!) ). 

Der Erlös tritt an die Stelle der Sache. 

E I 925, 926 II 894; M 3 888, 389; P 3 278. 


1. Verſteigerungbefugnis der Behörde: Das Geſetz legt der Behörde oder Anſtalt keine 
Verwahrungspflicht auf, jet die Verwahrung aber, wie ſich aus §8 9789, 90 unzweifelhaft 
ergibt, für die Zeit bis zur Verſteigerung als ſelbſtverſtändlich voraus. Es legt auch keine 
Verſteigerungspflicht auf, oder doch nur mittelbar, weil die Sache nur durch Verſteigerung 
verwertet werden darf und ein Eigentumserwerb der Behörde oder Verkehrsanſtalt nicht 
vorgeſehen iſt. Das Verſteigerungsrecht wird dahin beſtimmt, daß den öffentlichen Be⸗ 
hörden und den Verkehrsanſtalten des Reiches, des Staates und der Gemeinden außer 
dem Rechte, die öffentliche Verſteigerung nach § 383 Abſ 3 vornehmen zu laſſen, 
auch das Recht der Verſteigerung durch ihre Beamten zuſtehen ſoll, den übrigen Behörden 
und Verkehrsanſtalten aber nur das Recht der öffentlichen Verſteigerung nach 8 388 Abſ 3. 
fei Einhaltung dieſer Verſteigerungsarten iſt entſcheidend für die Rechtswirkung der Ver⸗ 
teigerung. 

Geld iſt natürlich nicht zu verfteigern, ebenſo Banknoten und Kaſſenſcheine. Wertpapiere 
find nur dann zu verſteigern, wenn fie keinen Börſen⸗ und Marktpreis haben, ſonſt vom Gerichts. 
vollzieher oder berufenen Beamten zum Tageskurſe zu verkaufen (vgl. BB 8 981 Abſ 2 
Satz 2; ZPO 8 281; Prot 3, 273). m 

Weitere Beſtimmungen für die Verſteigerung find in § 980 getroffen, in 8 981 dem Ver. 
ordnungswege vorbehalten. 


2. Die Deutſche Reichsbahngeſellſchaft iſt als Verkehrsauſtalt des Reiches im Sinne von 
$ 979 anzuſehen, vgl. § 9 5 Abſ 4, 17 und 43 des Reichsbahngeſetzes v. 30. 8. 24 (RGB II 272) 
und dazu RG 109, 90. 


8 980 


Die Verſteigerung iſt erſt zuläſſig!), nachdem die Empfangsberechtigten?) 
in einer öffentlichen Bekanntmachung des Fundes zur Anmeldung ihrer 
Rechte unter Beſtimmung einer Friſt aufgefordert worden ſind und die 
Friſt verſtrichen iſt; ſie iſt unzuläſſig, wenn eine Anmeldung rechtzeitig er⸗ 
folgt iſts). 

925 Betanntmachung iſt nicht erforderlich, wenn der Verderb der Sache 
zu beſorgen oder die Aufbewahrung mit unverhältnismäßigen Koſten ver⸗ 
bunden iſt. 

E 1 925 II 894; M 3 888, 889; P 3 278. 

1. Vorausſetzung der Zuläſſigkeit der Verſteigerung iſt öffentliche Aufforderung zur 
Anmeldung nach den Vorſchriften des $ 980 Abſ 1, § 982 und erfolglofer Ablauf der An- 
meldungsfriſt. Die Folge des fruchtloſen Ablaufs der Anmeldungsfriſt ift aber keine Rechts 


verwirkung auf ſeiten des Empfangsberechtigten, kein Eigentumserwerb auf der andern Seite, 
ſondern nur das Zuläſſigwerden der Verſteigerung. 


2. Empfangsberechtigte: § 965 A 3. 

3. Die Folge der Unzuläſſigkeit der Verſteigerung ift einerſeits der Mangel der Er. 
mächtigung, durch die Verſteigerung Eigentum zu übertragen, anderſeits die Schadenserſatz⸗ 
pflichtigkeit der Zuwiderhandelnden gegenüber dem Empfangsberechtigten. Die erſtere Jolge 
wird ſich allerdings infolge gutgläubigen Erwerbs auf ſeiten des Anſteigerers in der Regel 
nicht fühlbar machen (58 932, 935). Vgl. $ 966 A 2. 


8 981 


Sind ſeit dem Ablaufe der in der öffentlichen Bekanntmachung be⸗ 
ſtimmten Friſt drei Jahre verſtrichen, ſo fällt der Verſteigerungserlös, 
wenn nicht ein Empfangs berechtigter ſein Recht angemeldet hat, bei Reichs⸗ 
behörden und Reichsanſtalten an den Reichsfiskus, bei Landesbehörden 
und Landesanſtalten an den Fiskus des Bundesſtaats, bei Gemeinde⸗ 
behörden und Gemeindeanſtalten an die Gemeinde, bei Verkehrsanſtalten, 
die von einer Privatperſon betrieben werden, an dieje'). 
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Iſt die Verſteigerung ohne die öffentliche Bekanntmachung erfolgt), 
jo beginnt die dreijährige Friſt erſt, nachdem die Empfang sberechtigten in 
einer öffentlichen Bekanntmachung des Fundes zur Anmeldung ihrer Rechte 
aufgefordert worden ſind. Das gleiche gilt, wenn gefundenes Geld ab⸗ 
geliefert worden ift?). 

Die Koſten werden von dem herauszugebenden Betrag abgezogen“). 

E 1 926 II 896: M 3 389; P 3 278. 


1. Verfall des Verſteigerungserlöſes. Die Verfallfriſt, die ſchon vor der Verſteigerung 
beginnt, it Ausſchlußfriſt. Zum Ausſchluſſe des Verfalls des Erlöfes genügt die Anmeldung 
des Berechtigten, gerichtlicher Geltendmachung bedarf es nicht, auch dann nicht, wenn es ſich 
um eine von einer Privatperſon betriebene Verkehrsanſtalt handelt. Der Anſpruch auf gen 
Erlös verjährt aber dann nach den allgemeinen Regeln über die Anſpruchsverjährung. Die 
Verjährung beginnt mit der Verſteigerung und wird durch die Anmeldung allein nicht unter⸗ 
brochen. 

2. Beſonderes Aufgebot der Empfangsberechtigten. Die Vorſchrift hat den Fall des 
8 980 Abſ 2 im Auge, iſt aber auch anzuwenden, wenn entgegen 9 980 Abſ 1 die Verſteigerung 
pflichtwidrig ohne vorherige Bekanntmachung vorgenommen iſt. 

3. Die Beſtimmung einer Anmeldungsfrift it hierbei nicht erforderlich, aber auch nicht 
zuläſſig. Sie deckt ſich mit der dreijährigen Verfallfriſt. 

4. Koſtenabzug: mangels einer Beſchränkung: alle Koſten, alſo die der Verwahrung, 
Bekanntmachung und Verſteigerung. Herauszugeben iſt der Reinerlös. 


8 982 


Die in den SS 980, 981 vorgeſchriebene Bekanntmachung erfolgt bei 
Reichsbehörden und Reichsanſtalten nach den von dem Bundesrat, in den 
übrigen Fällen nach den von der Zentralbehörde des Bundesſtaats er⸗ 
laſſenen Borjchriften!). 

E 1 925 II 898; M 3 888, 389; P 3 278. 


1. Ausführungsvorſchriften zu den $$ 980, 981. An die Stelle des Bundesrats iſt nach 
Maßgabe des Art 179 Abj 2 RVerf die Reichsregierung getreten. — Die Ermächtigung des 
9 982 erſtreckt ſich auf den Erlaß von Rechtsv orſchriften und ſolche ſind auch erlaſſen worden, 
vom Reich unter dem 16. 6. 98 (RG Bl 912). 


8 983 


Iſt eine öffentliche Behörde im Beſitz einer Sache, zu deren Herausgabe 
ſie verpflichtet iſt, ohne daß die Verpflichtung auf Vertrag beruht, jo finden, 
wenn der Behörde der Empfangsberechtigte oder deſſen Aufenthalt un⸗ 
betannt iſt, die Vorſchriften der SS 979 bis 982 entſprechende Anwendung!). 

& 1 927 II 897 M 3 389, 390; P 3 278. 


1. Behandlung im Behördenbeſitz befindlicher unanbringbarer Sachen. Die Fälle, daß 
private Sachen, die ſich im Beſitze öffentlicher Behörden befinden, dem Berechtigten nicht 
zurückgegeben werden können, weil er unbelannt oder unauffindbar iſt, find nicht ſelten. Dahin 
gehören insbeſondere unanbringbare Poſtſendungen und hinterlegte Betrage und ähnliche 
Fälle, in denen die Behörde auf Grund Vertrags beſitzt und zurückzugeben hat, ſodaun die 
Falie, in denen zu Sachen, die in den Geſchäftsräumen oder den Beförderungsmitteln der 
Behorde gefunden find, der Empfangsberechtigte nicht gefunden werden kann. Mit dieſen 
beiden Arten von Fällen beichäftigt ſich 8 983 nicht; denn die lebtgenannte Art iſt durch 98 978 
bis 982 geregelt, die erſtgenannte hat teils anderweite Vorſorge gefunden, teils beftehi für 
eine ſolche Vorſorge kein Bedürfnis. 3983 regelt eine dritte Klaſſe ſolcher Falle, in denen die 
Herausgabepflicht weder auf Vertrag beruht noch Fundſachen der im $ 978 bezeichneten 
Art betrifft. So insbeſondere die Fälle, in denen bei der Polizeibehörde lagernde gewöhnliche 
Fundſachen, zu denen ein Empfangsberechtigter nicht ermittelt wurde, feinen Herrn finden, 
weil auch der Finder ſchon vor Setzung der im 8 976 erwähnten Friſt nicht mehr auffindbar 
war, und die Falle der Unanbringbarleit von Überführungsſtücken, insbeſondere geſtohlener 
Sachen, deren Eigentümer nicht ermittelt werden konnie. Auf alle dieſe Fälle werden 
ſchlechthin die Vorſchriften der 88 979—982 für entſprechend anwendbar erklärt. Die Be⸗ 
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ſtimmung iſt beſchränkt auf die im Beſitz öffentlicher Behörden befindlichen unanbringbaren 
Sachen. Privatperſonen kommen die Vorſchriften nicht zugute, dieſe haben, wenn ſie ſich 
der unanbringbaren Sachen, zu deren Herausgabe ſie verpflichtet ſind, entledigen wollen, 
nach 85 372 ff. zu verfahren. 


8 984 


Wird eine Sache, die ſo lange verborgen gelegen hat, daß der Eigen⸗ 
tümer nicht mehr zu ermitteln iſt (Schatz) !), entdeckt und infolge der Ent⸗ 
deckung?) in Beſitz genommen?), jo wird das Eigentum zur Hälfte von dem 
Entdecker, zur Hälfte von dem Eigentümer der Sache“) erworben, in welcher 
der Schatz verborgen war). 

E 1 928 II 898; M 3 390, 391: P 3 278, 274. 


1. Begriffsmerkmale des Schatzes: Bewegliche Sache: Bauwerke gehören dazu 
nicht, z. B. nicht der Moſaikfußboden eines aufgegrabenen Hauſes aus der Vorzeit, wenn 
die feſte Verbindung mit dem Grund und Boden bei der Entdeckung noch beſteht. Nicht dazu 
gehören ferner natürliche Beſtandteile des Grund und Bodens, wie Erze, Mineralien, im 
Boden gewachſene Edelſteine oder Halbedelſteine u. dgl. Daß die Sache wertvoll iſt, iſt nicht 
erforderlich. Verborgene Sache, d. h. bis zur Entdeckung verborgene. Eine Verbergungs⸗ 
tätigkeit eines Menſchen iſt nicht notwendig. Auch verſchüttete oder verſunkene Sachen liegen 
im Sinne des $ 984 verborgen. Die Sache kann in einem Grundſtück, aber auch in einer andern, 
beweglichen Sache verborgen ſein, z. B. in einem Geheimfach eines alten Schrankes verſteckt, 
in alten Kleidern eingenäht. Der Eigentümer muß unermittel bar fein, und zwar 
infolge langer Verborgenheit der Sache. Ergibt fi) der Eigentümer aus den Um⸗ 
ſtänden (Inſchrift, Siegel, auch der Verwahrungsort kann den Eigentümer anzeigen), ſo liegt 
kein Schatz, unter Umſtänden nicht einmal ein Fund im Sinne des Geſetzes vor. Iſt der Eigen⸗ 
tümer aus andern Gründen unermittelbar, z. B. wegen beſtehenden Erbſchaftsſtreits, To liegt 
auch Schatz nicht vor. Wie lange Zeit verſtrichen ſein muß, um Unermittelbarkeit infolge langer 
Verborgenheit anzunehmen, kann nur nach den Umſtänden des einzelnen Falles ermeſſen 
werden. Es können in einem Falle wenige Jahre genügen, in einem andern viele Jahrzehnte 
unzureichend ſein. 


2. Entdeckung. Ob die Entdeckung Spiel des Zufalls oder Ergebnis planmäßiger Forſchung 
iſt, begründet keinen Unterſchied, kann aber unter Umſtänden für die Frage von Bedeutung 
werden, wer Entdecker iſt. Entdecker ift nicht ſtets der, der eigenhändig den Schatz bloßlegt, 
mit eigenen Augen ihn zuerſt ſieht. Wer durch Diener, Arbeiter oder ſonſtige unſelbſtändige 
Gehilfen nach einem Schatze oder nach Schätzen graben läßt, iſt Entdecker der Schätze, die dabei 
bloßgelegt werden, auch wenn er perſönlich dabei nicht mitgewirkt, ja den Schatz niemals ſelbſt 
geſehen hat, die übrigen find nur feine Werkzeuge (vgl. RG 70, 308). 


3. Inbeſitznahme: Die Entdeckung für ſich allein bewirkt nicht den Eigentumserwerb 
am Schatz. Es muß die Inbeſitznahme auf Grund der Entdeckung hinzutreten. Aber 
wenn auch die Inbeſitznahme Vorausſetzung des Eigentumserwerbs am Schatze iſt, ſo iſt 
doch nicht erforderlich, daß der Erwerber den Schatz in Beſitz nimmt. Es genügt Inbeſitznahme 
durch irgend jemand infolge der Entdeckung. Wer den Entdecker belauſcht und auf Grund 
der dadurch gewonnenen Kenntnis von dem Schatze heimlich Beſitz nimmt, bewirkt aller · 
dings den Eigentumserwerb am Schatze, aber wider ſeinen Willen nicht für ſich, ſondern für 
den Entdecker. Anders beim Fall der Nachentdeckung. Der erſte Entdecker, der die Beſitz 
ergreifung verſäumt hat, muß dem weichen, der ſpäter unabhängig von ihm den noch ver 
borgenen Schatz ebenfalls entdeckt und in Beſitz nimmt. 


4. Hälfteanteil des Eigentümers: Auch der Eigentümer der Sache, in der der Schatz 
verborgen war, erwirbt das Miteigentum unter Umſtänden, ohne felbft Beſitzer zu werden, 
auf Grund der Inbeſitznahme des andern. Der Entdecker wird vom Geſetz nicht ber- 
pflichtet, dem Eigentümer das Auffinden des Schatzes anzuzeigen. Den Eigentümer 
ſchützen $$ 809ff. 260f. Nur dem Eigentümer iſt vom Geſetze der Hälfteanteil zu⸗ 
geſprochen; das Recht des Nießbrauchers einer Sache erſtreckt ſich auf den Schatz nicht, 
der darin gefunden wird ($ 1040). Das dem Eigentümer nach § 984 zuſtehende Schatz 
anteilsrecht iſt kein beſonderes, mit dem Eigentum am Grundſtücke verbundenes ſuplektiv 
dingliches Recht. — Der Grundſtückseigentümer kann wohl die perfönliche Verbindlichkeit Aber⸗ 
nehmen, feinen Anteil an einem Schatze, der auf ſeinem Grundſtück entdeckt werden jollte, 
einem Dritten zu übertragen, aber er kann dieſe, auf Verſchaffung einer beweglichen Sache 
gerichtete Verbindlichkeit nicht durch Vormerkung im Grundbuche ſichern laſſen (RJ u 3, 136). 
Dagegen ift eine Sicherungshypothek für den etwaigen Erſatzanſpruch zulaſſig (KJ 24 A 244). 
Für eine Abrede, nach der der Grundſtücksverkäufer an einem nach der Übereignung entdeckten 
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Schatz beteiligt jein ſoll, iſt gerichtliche oder notarielle Form erforderlich, und zwar nach 9 318, 
wenn die Abrede Teil des Kaufvertrags iſt, andernfalls nach § 518 (RG 13.12.26 V 68/26). 

5. Schatzregal des Staates. Ein ſolches kann landesrechtlich auf Grund des Art 73 EG 
beſtehen. Reichsrechtlich beſteht keine derartige Beſchränkung. Auch landesrechtliche Be⸗ 
ſtimmungen über geſchichtliche oder vorgeſchichtliche Funde, die nach Art 109 EG zulüſſig find, 
können einen Schatz betreffen. 


Vierter Titel 
Anſprüche aus dem Eigentume 


1. Der vierte Titel behandelt unter der Überſchrift „Anſprüche aus dem Eigentume“ vor 
allem den Herausgabeanſpruch bei Vorenthaltung des Beſitzes (Vindikation, vgl. 88 985 
bis 1003; Einteilung des Stoffes: 88 985, 986 Allgemeines, 88 987—993 Nebenrechte des 
Eigentümers auf Nutzungen und Schadenserſatz, 55 994—1003 Gegenrechte des Beſitzers 
wegen Verwendungen) und den bei ſonſtigen Beeinträchtigungen gegebenen Eigentums ⸗ 
freiheitsanſpruch Negatoria, 5 1004). Auf beide Anſprüche beziehen ſich die in $ 1006 
aufgeſtellten Vermutungen für das Beſtehen des Eigentums an einer beweglichen Sache, 
die an den gegenwärtigen oder den früheren Beſitz anknüpfen. Hinzukommt der Abholungs⸗ 
anſpruch des Eigentümers ($ 1005). Der $ 1007 (Anſpruch wegen verlorener Fahrnis) iſt 
nur aus äußerlichen Gründen an dieſer Stelle aufgenommen und gehört inhaltlich in den Ab- 
ſchnitt über Beſitz. — Alle dieſe Vorſchriften finden entſprechende Anwendung in den 
Fällen der §8 1017 (Erbbaurecht; vgl. dazu auch EG Artt 63, 68), 1065 (Nießbrauch), 1227 
(Pfandrecht), die Vorſchriften des § 1004 auch in den Fällen der 88 1027 (Grunddienſtbar⸗ 
keit) und 1090 (beſchränkte perſönliche Dienſtbarkeit). Wegen des Miteigentümers vgl. 8 1011 
A 1, 8 985 A 1, 8 1004 A 2, f 1007 A 1. — Neben dem juriſtiſchen auch ein wirtſchaftliches 
Eigentum anzuerkennen, iſt an ſich bedenklich. Jedenfalls iſt wirtſchaftliches nicht juriſtiſches 
Eigentum und darf ihm — 1 bei Anwendung von Ausnahmevorſchriften — nicht 
gleichgeſtellt werden (RG 29. 1. 26 VI 292/25). 

2. Außer den erwähnten Anſprüchen dienen zum Schutze des Eigentums auch andere 
Rechtsbehelfe, z. B. der grundbücherliche Berichtigungsanſpruch (88 894ff.), der Vorlegungs 
anſpruch (88 809ff.), die Anſprüche aus ungerechtfertigter Bereicherung (88 812ff.) oder 
unerlaubter Handlung (88 823ff.), die Widerſpruchsklage der ZPO S 771, die Klage gegen 
den betreibenden Gläubiger auf Bewilligung der Herausgabe durch den Zwangsverwalter 
(RG 92, 18). Von Bedeutung iſt nach ZPO 88 256, 280 auch die Klage auf Feſtſtel ⸗ 
lung des Eigentums (vgl. RG Gruch 33, 1147; IW 02, 68 = Beil 179). Da die Vin⸗ 
dikation und der negatoriſche Anſpruch nach 88 985, 1004 nur auf Herausgabe der Sache 
oder auf Beſeitigung der begangenen und Unterlaſſung weiterer Beeinträchtigungen gerichtet 
find, nach ZPO 8 322 nur hierüber rechtskräftig entſchieden wird, den Prozeßgegenſtand 
bei dieſen Klagen alſo nur der einzelne Eigentumsanſpruch, nicht das Eigentum ſelbſt bildet, 
bleibt neben dieſen beiden Leiſtungsanſprüchen noch Raum für das nach ZPO $ 256 er- 
forderliche Feſtſtellungsintereſſe. Weder die Möglichkeit der Vindikation noch deren tat⸗ 
ſächliche Erhebung ſchließt die Feſtſtellungsklage notwendig aus. Dieſe kann ſelbſtändig 
angeſtellt oder auch mit der Vindikation verbunden werden, vorausgeſetzt nur, daß ein Inter 
eſſe an ihr im Einzelfall wirklich vorhanden ift, was freilich nicht ſchon um der Beſtreitung 
des Eigentums willen angenommen werden muß (vgl. RG JW 04, 41827; RG 16. 8. 12 
V 456/11; Seuffa 72 Nr. 191). — Der Gerichtsſtand der belegenen (unbeweglichen) 
Sache iſt trotz des Wortlauts des $ 24 3 O („Klagen, durch welche das Eigentum 
geltend gemacht wird“) nicht nur für die Eigentumsfeſtſtellungsklage (RG 18, 886), ſondern 
auch für die Anſprüche nach 98 985 und 1004 gegeben (vgl. dich 86, 287; 51, 288). Wegen 
der Anſprüche auf Nutzungen und Schadenserſatz vgl. § 987 A 1. 


S 985 


Der Eigentümer!) kann von dem Befiter?) die Herausgabe!) der Sache“ 
verlangen >) 9). 
E I 929 II 899; M 8 896—400; P 3 828—884; 4 588; 6 286, 287. = 3 


1. Anſpruchsberechtigt iſt der Eigentümer der Sache, mag er Alleineigentümer oder 
Miteigentümer ſein. Dem Miteigentümer ſteht ebenſowohl die partis vindicatio auf Über 
tragung des Mitbeſitzes wie nach 88 1011, 482 der Anſpruch auf Herausgabe der ganzen 
Sache an alle Miteigentümer zu; weigert einer der übrigen Miteigentümer die Annahme, 
fo hilft dem Kläger das Recht auf Hinterlegung für alle oder auf Ablieferung an den gericht 
lich beſtellten Verwahrer. Berechtigt zur Vindikation ſind ferner der nichtbeſitzende Eigen⸗ 
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tümer und derjenige, der mittelbarer Beſitzer iſt. Es macht auch keinen Unterſchied, ob der 
Eigentümer allein auf den Eigentumsanſpruch angewieſen iſt oder ob er daneben noch einen 
Anſpruch aus unerlaubter Handlung oder aus einem Vertragsverhältnis (Miete, Verwah⸗ 
rung uſw.) gegen den Beſitzer hat. Vindikation und ſchuldrechtliche Rückforderung kon⸗ 
kurrieren miteinander; der dingliche Anſpruch ſetzt auf der einen Seite Eigentum, auf der 
andern Beſitz voraus, während der obligatoriſche aus der unerlaubten Handlung oder dem 
Vertragsſchluß entſpringt. Wird die allein auf Vermietung geſtützte Klage wegen Ver⸗ 
neinung des Mietverhältniſſes abgewieſen, ſo kann immer noch die Eigentumsklage erhoben 
werden und umgekehrt. — Eine Abtretung des Eigentumsanſpruchs derart, daß der 
Eigentümer in Zukunft anſpruchs⸗ und ſchutzlos bliebe, iſt nicht möglich. Dagegen erkennt 
8 981 die Abtretung des Herausgabeanſpruchs nach $ 985 als das Mittel an, um zuſammen 
mit dem Einigſein über den Eigentumsübergang das Eigentum an einer beweglichen Sache 
zu übertragen, die ſich im Beſitz eines Dritten befindet, vgl. A 5 zu $ 931. 

2. Da der Beſitz des Beklagten die Vorausſetzung des Anspruchs iſt (RG 8. 4. 24 VII 253/23), 
ſo richtet ſich der Anſpruch nur gegen den Beſitzer der Sache, nicht alſo gegen den bloßen 
Beſitzdiener. Der Beſitzer kann Eigenbeſitzer oder Fremdbeſitzer ſein. Nicht vorausgeſetzt 
wird, was aus der Faſſung des $ 1004 gefolgert werden könnte, daß er den Beſitz 
dem Kläger entzogen haben oder vorenthalten müßte. Auch der Mitbeſitzer iſt An⸗ 
ſpruchsgegner, wenn er (z. B. als beſitzender Miterbe) die tatſächliche Verfügungsgewalt 
hat (vgl. RG Warn 1918 Nr 57; R 7. 2. 06 V 323/05); er hat dem Kläger den 
Mitbeſitz einzuräumen. Iſt der Beſitz nach § 857 auf Erben übergegangen, zu denen auch 
der klagende Eigentümer gehört, ſo genügt zur Erwirkung der Herausgabe der Sache ein 
gegen die übrigen Erben ergangenes Urteil. — Die frühere Streitfrage, ob die Klage nur 
gegen den unmittelbaren oder auch gegen den mittelbaren Beſitzer geht, iſt im letzteren 
Sinne erledigt. Das Geſetz ($ 985 mit $ 868) macht keine Ausnahme; vgl. auch den § 991 
Abſ 1, der nur fo verſtanden werden kann. Praktiſch iſt die Klage gegen den mittelbaren 
Beſitzer ganz unentbehrlich; ſie iſt daher von der Rechtſprechung auch nie in Zweifel gezogen 
worden (vgl. z. B. RG 105, 21; RG JW 1910, 1111 RG Recht 1918 Nr 242; OLG 5, 154; 81, 
825). Über Antrag und Urteil vgl. A 3. Daß gerade der mittelbare Beſitzer der eigentliche Gegner 
des Vindikanten ift, äußert ſich prozeſſual in der Benennung des Urhebers (vgl. ZPO 
$ Wurde der vermittelnde Beſitz erſt nach der Rechtshängigkeit begründet, fo kommt 
dem gegen den mittelbaren Beſitzer ergangenen Urteil Rechtskraft und Vollſtreckbarkeit 
auch gegen den unmittelbaren zu (vgl. ZPO $ 325 Abſ 1, $ 727). Dagegen wirkt die Ver 
urteilung des unmittelbaren nicht gegen den mittelbaren, dem jener die Sache nach Prozeß · 
beginn zurückgegeben hat. Um einer Schädigung des Klägers, die hieraus erwachſen könnte, 
vorzubeugen, bedarf es einer einſtweiligen Verfligung, die die Sequeſtration anordnet (ZPO 

935, 938). — Der auf Grund des Eigentums erhobene Herausgabeanſpruch bleibt zufolge 
der eingetretenen Rechtshängigkeit in ſeiner perſönlichen Richtung von dem etwaigen Unter- 
gang des Eigentums des Klägers unberührt (RG 56, 244; 25. 3. 24 VII 227/23); $ 265 Abſ 8 
3d erkennt dieſe Regel an. Auch eine Veräußerung der Sache durch den Be⸗ 
Kanten nach dem Prozeßbeginn hat auf den Prozeß an ſich keinen Einfluß, doch 
dar zur Herausgabe nur verurteilt werden, wenn der Beſitz des Beklagten fortdauert, 
denn ſein Beſitz iſt die materielle Vorausſetzung der Verurteilung; nicht anwendbar iſt 
hier alſo der RG 54, 28 aufgeſtellte Grundſatz, daß zur Leiſtung verurteilt werden darf, ſolange 
die Unmöglichkeit der Leiſtung nicht feſtſteht (RG 2. 10. 23 UII 62/28). Im übrigen iſt das 
auf Herausgabe lautende Urteil gegen den Rechtsnachfolger wirkſam und vollſtreckbar, es 
ſei denn, daß dieſem die Vorſchriften über den Erwerb vom Nichteigentümer zugute kommen, 

h. wenn er (gutgläubig) weder den Mangel im Recht ſeines Vorgängers noch die Rechts; 
hängigkeit des Herausgabeanſpruchs kannte (vgl. ZPO 58 265, 266, 325; R 79, 165). 
Im Regelfalle ſteht einer gegen den Nachfolger gerichteten neuen Klage das Fehlen des 
Rechtsſchutzintereſſes entgegen (RG 88, 267). — Die Fälle der ficta possessio werden 
vom Geſetze nicht erwähnt, ſind aber ähnlich zu behandeln wie früher. Der bösgläubige 
Beſitzer, der den Beſitz vor dem Prozeß abſichtlich aufgegeben hat (qui dolo desiit possidere), 
haftet nach 98 990, 992 auf Schadenserſatz; erfährt der Kläger hiervon erſt nach Erhebung 
der Klage auf Herausgabe, fo iſt es keine unzuläſſige Klagänderung, wenn er den Schadens ⸗ 
erſatz fordert (J. A 3 unter b). Wird die Behauptung des Klägers, daß der Beklagte beſitze, 
von dieſem wider beſſeres Wiſſen gerichtlich zugeſtanden, fo kann der Beklagte (qui Üti se 
obtulit) fein nicht durch Irrtum veranlaßtes Geſtändnis nicht durch den Beweis der Unrichtig 
keit entkräften (3D 88 288, 290), fo daß dann § 283 zum Schadenserſatz verhilft. 

3. Inhalt des Anſpruchs. a) Der Anſpruch geht auf Herausgabe der Sache, worunter 
aber, der Natur des dinglichen Anſpruchs gemäß, grundſätzlich nicht ein poſitives Tun, ſondern 
nur ein Geſtatten der Wegnahme zu verſtehen iſt. Nur in den Vorausſetzungen, nicht im 
Inhalt des Anſpruchs weicht die Vindikation von dem Abholungsanſpruch der 88 867, 1005 
ab. Daher tut der Beſitzer genug, wenn er die Sache zum Abholen zur Verfügung ſtellt, 
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und zwar an dem Orte, an dem ſie ſich bei Erhebung der Klage befindet; eine weitergehende 
Verpflichtung zum Bringen oder Schicken auf eigene Koſten trifft ihn nur mit dem Eintritt 
des böſen Glaubens (vgl. OLG 26, 176). Etwas anderes als der Herausgabeauſpruch iſt 
aber das Wegnahmerecht des Mieters nach 8547 Abſ 2 Satz 2 auch daun, wenn die Mietſache, 
mit der die Einrichtung verbunden worden, ſchon wieder in den Beſitz des Vermieters gelangt 
iſt. Nach § 258 hat der Mieter die Sache auf ſeine Koſten wieder in den vorigen Stand zu 
ſetzen und wegen etwa entſtehenden Schadens Sicherheit zu leiſten (RG 109, 130 f.). Zu unter ⸗ 
ſcheiden iſt auch zwiſchen Herausgabe und Beſchaffen von Erſatzſtücken. Zu erſterer 
darf nicht verurteilt werden, wenn letzteres gemeint iſt (RG SW 1924, 17150. — Heraus- 
gabe in dieſem Sinne iſt das Ziel des Anſpruchs auch bei der Klage gegen den mittelbaren 
Beſitzer. Zwar ſteht es dem Eigentümer frei, auf Abtretung des Herausgabeauſpruchs zu 
klagen, den der mittelbare gegen den unmittelbaren Beſitzer hat; mit der Rechtskraft des Urteils 
gilt dann die Abtretung als erklärt (ZPO 8 894). Da aber das Geſetz nicht unterſcheidet, iſt 
grundſätzlich auch der Anſpruch auf Herausgabe der Sache (Verſchaffung des unmittelbaren 
Beſitzes) gerechtfertigt. Eine ſolche Verurteilung bietet den Vorteil, daß der Kläger, je nachdem 
ſich der Schuldner zur Zeit der Zwangsvollſtreckung im unmittelbaren oder mittelbaren Beſitze 
der Sache befindet, entweder nach ZPO SI 883, 885 die bewegliche Sache wegnehmen, das 
Grundſtück räumen laſſen oder nach ZPO 8 886 die Pfändung und Überweiſung des Anſpruchs 
des Schuldners auf Herausgabe erwirken kann. Doch bleibt zu beachten, daß aus der Ver⸗ 
urteilung zur Herausgabe die Anwendbarkeit des $ 283 BGB folgt, während doch der red⸗ 
liche Beſitzer nicht mehr zu leiſten braucht, als er hat. Beweiſt daher der Beklagte, daß 
ſein Beſitzmittler ihm gegenüber noch auf längere Zeit zum Beſitze der Sache berechtigt iſt, 
ſo darf er nur auf Abtretung des Anſpruchs verurteilt werden, es ſei denn, daß er nach 
88 989ff. ſchadenserſatzpflichtig iſt. In dieſem letzteren Falle erfolgt die Verurteilung 
zur Herausgabe ohne Rückſicht auf ein Unvermögen zur Leiſtung (vgl. $ 275 A 1). — 
b) Verbindung der Klage auf Herausgabe mit der Schadenserſatzklage. Klagt 
der Eigentümer auf Herausgabe und wird dem Beklagten die Erfüllung aus einem Grunde, 
den er zu vertreten hat, nachträglich unmöglich (§ 989), fo iſt es dem Kläger nach ZPO 
§ 268 Nr 3 unbenommen, zum Anſpruch auf Schadenserſatz überzugehen. Das gleiche 
gilt, wenn er erſt nachträglich erfährt, daß der Beklagte ſchon bei Prozeßbeginn nicht mehr 
Beſitzer war (vgl. RG 26, 387; 39, 428 u. ö.) und wenn zugleich einer der Tatbeſtände 
des § 990 oder des $ 992 vorliegt. Nicht aber kann von vornherein auf Herausgabe der 
Sache oder Zahlung einer beſtimmten Wert- oder Schadensſumme geklagt werden. Nicht 
nur daß die Vorausſetzungen der Schadenserſatzpflicht feſtſtehen müſſen (NG Recht 08 Nr 76; 
ogl. RG 56, 316; ZW 1910, 75415): eine alternative Verpflichtung des Beklagten, die nach 
$ 264 zu behandeln wäre, läßt ſich nicht begründen. Der geſetzlichen Grundlage entbehrt 
es auch, wenn Klage und Urteil auf Wertzahlung lauten und dem Beklagten anheimgeſtellt 
wird, ſich durch Herausgabe der Sache zu befreien (RG 15. 2. 09 VI 283/08). Möglich 
iſt nur eine Verurteilung zum Schadenserſatz für den Fall der Nichtbefriedigung des primären 
Herausgabeanſpruchs in der nach 9 283, ZBO 8 255 beſtimmten Friſt, und auch dies nur 
dann, wenn den Umſtänden nach die Beſorgnis gerechtfertigt erſcheint, daß ſich der Beklagte 
der rechtzeitigen Herausgabe entzieht (3PO $ 259). Von dieſer Beſorguis kaun auch im 
Amtsgerichtsprozeſſe nicht abgeſehen werden. § 510b 30 erſtreckt ſich nur auf Hand 
lungen im Sinne der § 887, 888, nicht auf die Herausgabe nach 88 883 ff. ZPO. — 
c) Eigentumsanſprüche wegen einer auf Grund eines Strafurteilg beſchlagnahmten 
Sache können nur im Wege der Erinnerung oder der zivilprozeſſualen Widerſpruchsklage 
verfolgt werden (R& 108, 260). — Übrigens kann man ſich durch Erfüllen des bürgerlich⸗ 
rechtlichen Anſpruchs aus $ 985 unter Umſtänden ſtrafbar machen (RGSt 56, 170). 

4. Die beanſpruchte Sache muß im Klagantrage fo genau bezeichnet fein, daß fie er- 
mittelt werden kann (ZPO 5 253 Abſ 2 Nr 2). Bei Grundſtücken bedarf es der räumlichen 
Abgrenzung (RG 68, 25). Werden mehrere bewegliche Sachen unter einem zuſammen⸗ 
faſſenden Ausdruck gefordert, ſo liegt eine Verbindung von Einzelauſprüchen vor (quot res 
tot vindicationes). Dies auch dann, wenn die Zuſammenfaſſung unter einem Sammel 
namen, z. B. Warenlager, ſprachlich üblich iſt und in anderer Hinſicht Rechtsfolgen hat; die 
Behandlung der Eigentumsklage wird dadurch nicht berührt kogl. RG JW 1912, 915˙). 
Um ſich Gewißheit zu verſchaffen, kann der Kläger nach $ 809 Vorlegung der Sachen ver. 
langen (vgl. OLG 5, 153). $ 260 (Vorlegung eines Beſtandsverzeichniſſes bei Verpflich⸗ 
tung zur Herausgabe eines Inbegriffs) greift nicht Platz, da die Sachen, ſoweit nur die 
Vindikation in Frage ſteht, nicht kraft eines einheitlichen Rechtsverhältniſſes beansprucht 
werden (vgl. RG Gruch 47, 910 und § 260 A 1; a. M. R JW 09, 1925). Daß die Bar 
langte Sache als unmejentlicher Veitandteil mit einer andern verbunden ift, ſteht ihrer Vin; 
dikation nicht entgegen (vgl. 8 93 A 1). Anders aber, wenn fie ein weſentlicher Beſtand⸗ 
teil oder mit andern untrennbar vermiſcht oder vermengt wurde; alsdann haben ſich die 
Eigentumsverhältniſſe geändert (55 93, 946—948). 
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5. Trotz der dinglichen Natur des Anſpruchs eignen ſich doch gewiſſe allgemeine Grund» 
ſätze über Schuldverhältniſſe zur entſprechenden Anwendung. Wegen des Leiſtungsortes 
vgl. A 3 unter a; auf die Regeln über den Leiſtungsverzug wird in $ 990 Abſ 2 geradezu 
verwieſen. RG 105, 84 zog auch die Beſtimmung des $ 281 über die Erſatzherausgabe heran, 
dieſe Anſicht iſt wieder aufgegeben worden (RG 115, 31). Hat jemand eine geſtohlene Sc che 
gutgläubig erworben und weiterveräußert, fo iſt mit dem Beſitzverluſt das dingliche Verpflich⸗ 
tungsverhältnis erloſchen, auf die Unmöglichkeit der Sachherausgabe kommt es nicht weiter 
an. Aber § 816 Abſ 1 kann zutreffen. In der Klage auf den Erlös kann die Genehmigung 
der Weiterveräußerung liegen, dieſe kann alſo wirkſam ſein. 

6. Beweislaſt. Der Beweis des Eigentums wird durch Rechtsvermutungen teils 
erleichtert, teils erſchwert. Bei Grundſtücken kann der Kläger die Eintragung im Grund⸗ 
buch für ſich anrufen und die Widerlegung gewärtigen, daß er gleichwohl nicht Eigentümer 
ſei ($ 891 Abſ 1). Bei beweglichen Sachen ſpricht die Vermutung des Eigentums nach 
$ 1006 Abſ 1 Satz 1 zunächſt für den beſitzenden Beklagten. Um dagegen durchzudringen, 
genügt es nicht, daß der Kläger einen Eigentumserwerb dartut und auf die regelmäßige 
Fortdauer einmal entſtandener Rechtsverhältniſſe Bezug nimmt (vgl. RG 55, 58; 99, 153; 
IW 1923, 2291; Warn 08 Nr 63; 1925 Nr 27). Nach Verſchiedenheit der Fälle geſtaltet ſich 
die Aufgabe wie folgt: a) Handelt es ſich nicht um Geld oder Inhaberpapiere und 
beweiſt der Kläger, daß ihm die Sache geſtohlen, verlorengegangen oder ſonſt 
abhanden gekommen iſt, ſo hat er nicht nur die zugunſten des Velagten ſprechende Ver⸗ 
mutung überwunden, ſondern zugleich für ſich ſelbſt die Vermutung begründet, daß er während 
feines früheren Beſitzes Eigentümer war ($ 1006 Abf 1 Saß 2, Abs 2). Der Beklagte muß dann, 
um der Verurteilung zu entgehen, eine von drei Möglichkeiten beweiſen: entweder, daß der 
Kläger mit dem Beſitz nicht auch das Eigentum erlangt hat, oder daß die Sache vor der Beſitz⸗ 
zeit des Klägers ihm ſelbſt abhanden gekommen iſt, oder daß er trotz des früheren Rechtes des 
Klägers Eigentum erworben hat, z. B. durch Erwerb in öffentlicher Verſteigerung oder durch 
Erſitzung (§ 935 Ubi 2, $ 937). b) Wurde der Beſitz vom Kläger oder ſeinem Beſitz⸗ 
mittler freiwillig aufgegeben oder kamen dem Kläger Geld oder Inhaber, 
papiere abhanden, ſo ſteht ihm die Vermutung aus früherem Beſitz nur dann zur Seite, 
wenn er das Nichteigentum des Beklagten beweiſt (vgl. Seuff A 72 Nr 140). Dazu bedarf 
es der Darlegung, daß der Beklagte den Beſitz ohne das Eigentum erworben oder daß er 
letzteres wieder verloren hat. Iſt einmal nachgewieſen, daß der Beklagte nur Fremdbeſitz 
erlangt hat, oder daß er nachträglich Fremdbeſitzer geworden iſt, ſo ſpricht die Vermutung 
für die Fortdauer des Fremdbeſitzes (NG 18. 3. 24 VII 340/23; 1. 4. 24 VII 376/23). Die 
Verteidigung des Beklagten iſt dann in der Weiſe möglich, daß er anderweiten Eigen⸗ 
tumserwerb nachweiſt; ſtatt deſſen kann er auch, ſofern nicht Geld oder Inhaber⸗ 
papiere in Frage find, dartun, daß ihm die Sache ſchon vor dem Erwerb des Klägers 
abhanden gekommen iſt. Von vornherein aufzuklären, wie er das Eigentum oder auch 
nur den Beſitz erworben hat, iſt der Beklagte nicht verpflichtet; auch wenn er be⸗ 
hauptet, die Sache ſei ihm vom Kläger geſchenkt, iſt es deſſen Aufgabe, die Behauptung 
zu widerlegen. Beruft ſich der Beklagte freilich auf einen beſtimmten Vorgang, der ihn 
zum Eigentümer gemacht haben ſoll, und wurde dies Vorbringen widerlegt, ſo wird die Be⸗ 
weiswürdigung zu feinen Ungunſten ausfallen. Auch ſonſt kann nach 8PO $ 286 den be 
ſondern Umſtänden des Einzelfalls ohne weiteres eine Entkräftung der für den Beklagten 
lprechenden Vermutung entnommen werden (vgl. hierzu R JW 1910, 390; 1923, 229%; 
1924, 9612; 23 1924, 636; Warn 1926 Nr 47; NG Recht 1916 Nr 1301a, 1303; RG 20. 4. 06 
VII 880/05; 8. 5. 21 V11429/20; 12. 1. 23 VII 54/22; 18. 3. 24 VII 340/23; 1. 4. 24 
VII 376/23). Sowohl für die Fälle unter a wie für diejenigen unter b ift zu beachten, daß 
die Vermutungen für den jetzigen oder früheren Beſitzer, wenn eine der Parteien mittel» 
barer, die andere unmittelbarer Beſitzer ift oder war, allein dem mittelbaren zugute kom. 
men. ©) Der Kläger hat den Beſitz nie gehabt. Behauptet er gleichwohl, Eigentum 
erworben zu haben, z. B. durch Trennung von Früchten (88 954ff.), oder nach $ 981 
oder durch Erwerb von Grundſtückszubehör nach $ 926 Abſ 1, ſo muß er nicht nur die zu ⸗ 
gunſten des Beklagten beſtehende Vermutung widerlegen, ſondern überdies ſeinen eigenen 
Erwerb dartun. — Außer über das Eigentum des Klägers kann auch über den Beſitz des 
Beklagten geſtritten werden. Beweispflichtig in dieſer Hinficht iſt der Kläger; doch hat der 
Beklagte die Beweislaſt, wenn er die tatſächliche Gewalt über die Sache ausübt und nur 
Beſitzdiener zu ſein behauptet. 


§ 986 


Der Beſitzer kann die Herausgabe der Sache verweigern, wenn er oder 
der mittelbare Bejiger, von dem er fein Recht zum Beſitz ableitet, dem 
Eigentümer gegenüber zum Beſitze berechtigt iſt!) ). Iſt der mittelbare Be⸗ 
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ſitzer dem Eigentümer gegenüber zur Überlaſſung des Beſitzes an den Be⸗ 
ſitzer nicht befugt, ſo kann der Eigentümer von dem Beſitzer die Heraus⸗ 
gabe der Sache an den mittelbaren Beſitzer oder, wenn dieſer den Beſitz 
nicht wiederübernehmen kann oder will, an ſich ſelbſt verlangen?). 


Der Beſitzer einer Sache, die nach § 931 durch Abtretung des Anſpruchs 
auf Herausgabe veräußert worden iſt, kann dem neuen Eigentümer die 
Einwendungen entgegenſetzen, welche ihm gegen den abgetretenen Anſpruch 
zuſtehen“). 

E I 804 Satz 2, 942 II 900; M 3 96, 421, 422; P 3 884, 385, 371. 


1. Der Beſitzer der Sache hat dem Eigentümer gegenüber eine Einrede aus dem 
Recht zum Beſitz (vgl. M. Wolff, Das Recht zum Beſitze 1903). Das Recht kann ein ding⸗ 
liches (3. B. Nießbrauch) oder ein obligatoriſches fein (3. B. Miete oder Pacht), es kann auf 
Vertrag oder Geſetz beruhen, auch im Familienrecht oder im Erbrecht wurzeln (z. B. das Be- 
ſitzrecht des Ehemanns nach § 1373, des Teſtamentsvollſtreckers nach $ 2205; vgl. auch RG 
105, 315: Erfinderrecht). Ob es dauernd oder vorübergehend iſt, macht keinen unterschied. 
Ein dauerndes Beſitzrecht hat der Käufer, der das verkaufte, noch nicht aufgelaſſene Grund ⸗ 
ſtück beſitzt (exe. rei venditae et traditae). Unerheblich iſt ferner, ob die Sache dem Be⸗ 
ſitzer auf Grund des Rechtes übergeben wurde oder ob er den Beſitz eigenmächtig ergriffen 
hat. Auch das Zurückbehaltungsrecht (88 273, 1000) gehört hierhin. Kann es auch 
anders als die poſitiven Rechte durch Sicherheitsleiſtung des Klägers abgewandt werden 
(§ 273 Abſ 3), To fällt es doch um deswillen nicht aus dem Begriff des Rechtes zum Beſitz 
heraus. Daher kann der Unterbeſitzer wegen der Verwendungen des Oberbeſitzers, wegen 
deren er kein Erſatzrecht hat (vgl. $ 999 A 1), doch nach 9 986 Abſ 1 Satz 1 retinieren. Das 
Zurückbehaltungsrecht iſt auch nicht auf Verwendungen ($ 1000) beſchränkt, ſondern kann 
auch wegen anderer Leiſtungen geltend gemacht werden. Die Vorſchrift des § 273 Abſ 1 
gilt allgemein (RG 59, 202; 72, 65), mithin auch gegenüber der Eigentumsklage (NG Warn 
1919 Nr 27; Seuffl 57 Nr 102; OLG 29, 343; 84 S. 188, 189). — Dagegen gewährt die recht⸗ 
liche Möglichkeit, die Veräußerung einer Sache wegen Gläubigerbenachteiligung anzufechten, 
noch kein Recht zum Beſitz (OLG 80, 103). Ein Beſitzrecht des Beklagten wird auch nicht 
dadurch begründet, daß der Kläger ſelber am Verluſte der Sache ſchuld iſt (RG 93, 281). 
Wird das Beſitzrecht auf Vertrag geſtützt, ſo muß dieſer vor allem gültig ſein. Daher keine 
Einrede aus einem formloſen Vorvertrage zum Grundſtückskaufvertrag (RG Gruch 48, 943) 
und keine aus einem unſittlichen Vertrag. Auch 8 817 Satz 2 hindert die Eigentumsklage 
nicht (gl. $ 817 A 3); zu RG 86, 191 und JW 1916, 180%, die eine Zurückbehaltung wegen 
Argliſt des Klägers für zuläſſig halten, vgl. $ 817 A 5. — Das Recht zum Beſitz kann ein 
eigenes Recht des Beſitzers oder unter Umſtänden auch das Recht eines Dritten 
fein (vgl. A 2, 3). In paſſiver Hinſicht muß es ſich entweder als abſolutes Recht gegen 
jedermann oder als relatives gegen den klagenden Eigentümer richten. Ein perſön⸗ 
licher Anſpruch gegenüber einem Rechtsvorgänger des Eigentümers hilft dem Beklagten 
in der Regel nichts. Über die Ausnahmen, die hiervon für die Fälle der Übereignung be 
weglicher Sachen gelten, vgl. A 4; bei Grundſtücken werden Mieter und Pächter nach 88 571ff. 
geſchützt, während ſonſt eine Vormerkung nötig iſt, um die Wirkung des gegen den Vor⸗ 
gänger begründeten Rechtes auf den Nachfolger auszudehnen. Iſt der Eigentümer in Kon ⸗ 
kurs verfallen, ſo erfahren die allgemeinen Grundſätze mit Rückſicht auf die Zwecke des 
Konkurſes eine Einſchränkung. Entſpringt das Beſitzrecht einem gegenſeitigen Vertrag, 
ſo kommt es darauf an, ob der Vertrag nach KO 85 17ff. (vgl. wegen des Mieters und 
Pächters $ 21) der Konkursmaſſe gegenüber wirkſam iſt (RGS 63, 281). Im übrigen dringt 
die Einrede nur inſoweit durch, als der Beſitzer nach KO 898 47 ff. Abſonderungsbeſugnis 
hat (vgl. RG 90, 218). — Die Berufung auf das Recht zum Beſitz iſt überall, nicht nur 
ſoweit es ſich um das Zurückbehaltungsrecht handelt, eine wahre Einrede, keine Einwen⸗ 
dung im engern Sinn (a. M. M. Wolff, Sachenrecht § 84 A 14). Der Wortlaut „kann 
verweigern“ ſtellt die Abſicht der Redaktoren außer Zweifel; eine Umdeutung in Anlehnung 
au $ 1004 Abſ 2 und 8 1007 Abſ 2 erſcheint nicht angängig, zumal da ſich die abweichende 
Faſſung dort durch die Rückſicht auf die geſetzlichen Eigenkumsbeſchränkungen erklärt (vgl. 
$ 1004 A 6) und $ 1007 (vgl. A 1, 3) auch ſonſt mangelhaft gefaßt iſt. Bei der aus⸗ 
ſchließlichen Begründung des Auſpruchs auf das Eigentum entſpricht es auch dem Weſen 
der Sache, wenn die Heranziehung eines die Herausgabe hindernden anderweiten Rechts⸗ 
verhältniſſes nur auf Einrede des Beklagten erfolgt. Praktiſche Bedenken, die dem ent ⸗ 
gegenſtänden, find nicht erſichtlich. Die Behandlung als Einrede ſoll unangemeſſen ſein, 
weil danach der vindizierende Kläger ein Verſäumnisurteil auf Herausgabe erlange, auch 
wenn aus ſeinem eigenen Vortrag das Recht des Beklagten zum Beſitz hervorgehe. Daß 
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jedoch die Klagſchrift außer der Rechtsbehauptung des Beklagten auch deren Berechtigung 
ergibt, wird überaus ſelten vorkommen. Trifft es aber einmal zu, ſo wird der Kläger zu⸗ 
gleich erwähnen, daß er den Beklagten vergeblich zur Herausgabe aufgefordert habe. Da 
eine Einrede richtiger Anſicht nach auch außergerichtlich geltend gemacht werden kann und 
hiermit die Leiſtungsweigerung des Beklagten, d. h. die Erhebung der Einrede, zur Kennt⸗ 
nis des Gerichts gebracht wäre, müßte in ſolchem Fall auch nach der hier vertretenen 
Meinung die Klage abgewieſen werden. 

2. Der Beſitzer hat auch eine Einrede aus dem Recht des Dritten, von dem er ſein Recht 
zum Beſitz ableitet. Er kann geltend machen, daß der Dritte dem klagenden Eigentümer gegen⸗ 
über zum Beſitz und zugleich zu deſſen Überlaſſung an ihn, den Beſitzer, berechtigt iſt. Das Geſetz 
erwähnt nur den Fall, daß der Dritte mittelbarer Beſitzer iſt; doch darf bei freier Auslegung 
von dieſer Vorausſetzung abgeſehen werden. Z. B. das von dem Kläger an den Dritten 
und von dieſem an den Beklagten verkaufte Grundſtück iſt, während es noch dem Kläger 
gehört, in den Beſitz des Beklagten gelangt. Die Bedenken, die man hier gegen die Ein⸗ 
rede erhoben hat, greifen nicht durch. Es wird immer das fremde Recht, zu beſitzen, nicht 
der fremde Beſitz geltend gemacht; die Notwendigkeit aber, beide Rechtsverhältniſſe (das 
des Klägers zum Dritten und das des Dritten zum Beklagten) auf Beſtreiten klar⸗ 
zuſtellen, beſteht ebenſo, mag der Dritte mittelbarer Beſitzer ſein oder nicht. Ohne Grund 
wird auch eingewandt, das Geſetz gehe abſichtlich darauf aus, eine dauernde Spaltung zwiſchen 
buchmäßigem Eigentum und einem dieſem wirtſchaftlich gleichkommenden Beſitz⸗ und Nutzungs⸗ 
recht zu vermeiden. Daß ein ſolcher Gedanke den Redaktoren fernlag, beweiſt die Nicht⸗ 
übernahme des § 7 Abſ 2 des Preéig Erwerbs v. 5. 5. 1872 (Ausſchließung der exc. rei 
venditae et traditae gegenüber der Klage des eingetragenen Eigentümers, vgl. A 1). Um ⸗ 
gekehrt müßte es auffallen, wenn der klagende Eigentümer den als Abkäufer eines Dritten 
beſitzenden Beklagten zur Herausgabe zwingen könnte, während die Klage abzuweiſen wäre, 
falls der Dritte mit dem Beklagten nur einen Mietvertrag geſchloſſen hat. Das erſcheint 
ſo willkürlich, daß man ſich ohne die ausdehnende Auslegung vielfach zur Annahme einer 
ſtillſchweigenden Abtretung des Beſitzrechts des Dritten an den Beklagten gedrängt ſehen 
würde. Wie hier auch RG 105, 19; vgl. OLG 26, 69. Auch die zuläſſige weite Auslegung 
verſagt aber, wenn der Dritte, von dem das Recht zum Beſitze hergeleitet wird, weder ſelbſt 
jemals Beſitzer geweſen iſt, noch von dem Eigentümer die alsbaldige Verſchaffung des Be⸗ 
ſitzes verlangen kann (MG 2. 10. 25 VI 183/25). — Iſt in einem Rechtsſtreit des Klägers mit 
dem Dritten, von dem der Beklagte ſein Recht zum Beſitz ableitet, das Recht des Dritten 
zum Beſitz rechtskräftig aberkannt, ſo iſt damit auch das Recht des Beklagten erledigt, ſo⸗ 
fern nicht der Kläger und der Dritte argliſtig zuſammengewirkt haben (RG. LZ 1924, 818). — 
Iſt ſowohl der unmittelbare Beſitzer wie der Dritte, dem er den Beſitz 
vermittelt, dem Eigentümer gegenüber zum Beſitz berechtigt, ſo folgt aus dem 
Beſitzrecht des Dritten, daß die Sache nach Erlöſchen des Rechts des unmittelbaren Beſitzers 
dem Dritten und nicht dem Eigentümer herausgegeben werden muß (vgl. RG 1. 7. 21 VII 
543/20: der beklagte Grundſtücksvermieter hatte die ſeinem Pfandrecht unterliegenden ein- 
gebrachten Sachen auf Grund des $ 561 Abj 1 in Beſitz genommen und nach Tilgung des 
Mietzinſes dem Mieter zurückgegeben, der ſie alsbald veräußerte. Hieraus konnte der Kläger, 
dem die Sachen vorher vom Mieter durch Konſtitut übereignet waren, keinen See eh 
anſpruch gegen den Beklagten herleiten, mochte dieſer auch die Übereignung gekannt haben). 

3. Iſt der Dritte dem Eigentümer gegenüber zum Beſitze berechtigt, durfte er aber 
dem Beklagten den Beſitz nicht überlaſſen, jo reicht die Rechtslage zur Rechtfertigung des 
beſtehenden Zuſtandes nicht hin. Der Beklagte muß die Sache herausgeben. Das Geſetz 
ſchreibt aber vor, daß, wenn er dem Dritten Beſitz vermittelt, der Eigentümer nicht ſchlechthin 
Herausgabe an ſich ſelbſt fordern darf, ſondern den Antrag in erſter Linie auf Heraus 
gabe an den Dritten richten muß; nur wenn dieſer den Beſitz nicht übernehmen kann 
oder will, erfolgt die Herausgabe an den Kläger. Eine ähnliche Einſchränkung des Heraus 
gabeanſpruchs ſ. in $ 869 Satz 2. Fälle dieſer Art find z. B. die, daß der Mieter die Sache 
unerlaubterweiſe untervermietet oder der Pächter fie afterverpachtet hat. Sind es 116 775 
Mieter geweſen, welche die Sache in Untermiete gegeben haben, fo iſt der Antrag des Eigen 
tümers auf Herausgabe der Sache an ihn ſchon dann begründet, wenn auch nur einer der 
Mieter ſich dieſem Antrag angeſchloſſen hat. Das Verlangen der Herausgabe an ſämtliche 
mittelbaren Beſitzer oder an die andern mittelbaren Beſitzer iſt damit unbegründet geworden 
RG 13. 10. 26 V 65/26). Auch hier aber darf man bei der Vorausſetzung, daß der Be⸗ 
lagte Beſitzmittler ift, nicht ſtehenbleiben. Die Vorſchrift kann nur den Schutz des Dritten 
bezwecken, der, wenn er auch durch Überlaffung des Beſitzes an den Beklagten rechtswidrig 
verfuhr, doch nach wie vor dem Kläger gegenüber zum Beſitze berechtigt iſt. Da dies 
aber gleichmäßig zutrifft, mag der Dritte mittelbarer Beſitzer ſein oder die Sache nur 
früher oder überhaupt nicht beſeſſen haben, hat ihm der Eigentümer in allen dieſen Fällen 
die Wahl zu laſſen, ob er die Sache übernehmen bzw. wiederübernehmen will oder nicht. 
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4. Einwendungen gegen den früheren Eigentümer. Vollzieht ſich der Eigentumserwerb 
nach $ 931 durch Abtretung des Herausgabeanſpruchs, fo wird hierdurch der Beſitzer, der 
ein dingliches Recht an der Sache hat, nicht berührt; nach $ 936 Abſ 8, $ 986 Abſ 1 
kann er ſich auf ſein Recht auch dem gutgläubigen Erwerber gegenüber berufen. Dagegen 
bedarf er eines beſonderen Schutzes, ſoweit ihm nur ein ſchuldrechtliches Beſitzrecht gegen 
den Veräußerer zur Seite ſteht. Dieſen Schutz gewährt ihm § 986 Abj 2, den Beſitzer mit 
Einwendungen aus Schuldverhältuiſſen auszustatten, iſt der eigentliche Zweck dieſer Vor⸗ 
ſchrift (R 109, 130; die Mietſache war mit einer dem Mieter gehörigen Einrichtung in den 
Beſitz des Vermieters gelangt, der Mieter hatte angeblich das Eigentum an der Einrichtung 
nach $ 931 übertragen, ſein Rechtsnachfolger klagte auf Herausgabe, der Vermieter konnte ſich 
darauf berufen, daß er dem Mieter gegenüber fo lange zum Beſitz berechtigt fei, bis dieſer die 
Einrichtung nach $ 547 Ab] 2 Satz 2 und § 258 weggenommen habe, vgl. A 3a zu 8985). Die 
Stellung des Beſitzers gegenüber dem auf $ 931 geſtützten Eigentümer iſt danach dieſelbe wie 
die Stellung eines Schuldners gegenüber dem Zeſſionar. Nach 9 407 kann er ſich auch ſolcher 
Einwendungen bedienen, die erſt nach Abtretung des Herausgabeanſpruchs durch ein zwiſchen 
ihm und dem bisherigen Eigentümer geſchloſſenes Rechtsgeſchäft begründet ſind, es ſei denn, 
daß er die Abtretung bei Vornahme des Rechtsgeſchäfts kannte (RG 20. 6. 11 VII 600/10). War 
der Veräußerer Nichteigentümer, aber mittelbarer Beſitzer, und hat der gutgläubige Erwerber 
das Eigentum nach 88 934, 870 durch Abtretung des den Beſitz vermittelnden obligatoriſchen 
Anſpruchs erlangt, ſo ſind es die Einwendungen gegen den Veräußerer, nicht diejenigen gegen 
den bisherigen Eigentümer, die dem Beklagten erhalten bleiben. — § 986 Abſ 2 trifft ſchon 
feinem Wortlaut nach auch dann zu, wenn die nach $ 981 veräußerte Sache abhanden ge⸗ 
kommen war und der Erwerber erſt durch Erſitzung Eigentümer wurde. Es kann aber auch 
nicht darauf ankommen, ob der Veräußerer und mittelbare Beſitzer das Eigentum nach 8 931 
durch Abtretung des Anſpruchs auf Herausgabe oder nach $ 980 durch Beſitzkonſtitut überträgt; 
auch im letzteren Falle muß der unmittelbare Beſitzer Schutz finden (vgl. Seuff A 66 Nr 190). 
Dagegen ilt eine Ausdehnung auf den geſetzlichen Eigentumserwerb nach $ 952 abzulehnen. 
Beiſpiel: der Verſicherte übergibt ſeinen re ſicherlng sche ſicherungshalber einem 
Gläubiger und begründet für ihn dadurch ein obligatoriſches Zurückbehaltungsrecht ($ 1204 
A 4); alsdann läßt ein anderer Gläubiger die Forderung auf die Verſicherungsſumme pfänden 
und ſich an Zahlungs Statt überweiſen. Wollte man hier den Vollſtreckungsgläubiger, der 
nach $ 952 Eigentümer des Papiers geworden iſt, an der Einrede aus dem Vertrage des 
früheren Eigentümers ſcheitern laſſen, fo würde man dem Vertrage dingliche Wirkung bei- 
legen und die Zwecke des $ 1280 durchkreuzen. Vgl. den anders liegenden Fall RG 51, 83. 


8 987 


) Der Beſitzer hat dem Eigentümer die Nutzungen herauszugeben, die 
er nach dem Eintritte der Rechtshängigkeit zieht?). 

Zieht der Beſitzer nach dem Eintritte der Rechtshängigkeit Nutzungen 
nicht, die er nach den Regeln einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft ziehen 
könnte, ſo iſt er dem Eigentümer zum Erſatze verpflichtet, ſoweit ihm ein 
Verſchulden zur Laſt fällts). 


E 1 983 II 9015 M 3 407, 408; P 3 836—343,%371; 6 119, 286,237. 


1. Die 88 58998 uber die Anſprüche des Eigentümers auf Herausgabe von Nutzungen 
und Schadenserſatz beruhen auf der Erwägung, daß die allgemeinen Vorſchriften hier viel⸗ 
fach nicht paſſen würden. Es wäre unangemeſſen, wenn der Beſitzer ſtets nur gezogene 
Nutzungen und nur nach den Grundſäten der ungerechtfertigten Bereicherung herausgeben 
müßte. Anderſeits wurde es zu hart ſein, wenn derjenige Beſitzer, der fich in gutem Glauben 
für den Eigentümer halt und mit der Sache nach Belieben verfährt, weil er meint, daß andere 
Perſonen dadurch nicht berührt werden, wegen Sachbeſchädigung (5 823 Abſ 1) für Schadens 
erlag aufzukommen hätte. Daher trifft das Geſetz eine ſelbſtändige Regelung, wobei es 
den rechtshängigen Beſitzer (Prozeßbeſitzer, 98 987, 989), den Beſitzer auf Grund unent- 
geltlichen Erwerbs ($ 988), den unredlichen Beſitzer (55 990, 991 Abſ 1) und den Beſitzer 
kraft verbotener Eigenmacht oder ſtrafbarer Handlung ($ 992) unterſcheidet. Die Vor⸗ 
ſchriften der $$ 987ff. ſchließen alſo, vorbehaltlich der im $ 992 (vgl. daſ. A 1) getroffenen 
Regelung, die Anwendung des 9 828 aus. Sie beziehen ſich auf Eigenbeſitzer und Fremdbeſitzer, 
auf dieſe jedoch nur, ſoweit ſie ſich im Rahmen ihres vermeintlichen Veſitzrechts gehalten haben 
(RG 56, 316; 101, 309; 106, 152; JW 1910, 1110 75445, Seuffa 78 Nr 82; 16.4. 26 V1 57/25; 
vgl. § 992 A 2).— Von den Anſprüchen, die durch dieſe Vorſchriften begründet werden, iſt ding⸗ 
lich nur der auf Herausgabe der vom unredlichen Beſitzer gezogenen natürlichen 
Früchte, da dieſe nach SS 958, 955 Abſ 1 Satz 2 durch die Trennung Eigentum des Sacheigen⸗ 
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tümers geworden find. Alle andern Ansprüche, alſo diejenigen auf Herausgabe der bürgerlichen 
Früchte und der Gebrauchsvorteile, die Anſprüche auf Schadenserſatz ſowie der Anſpruch 
auf Herausgabe der natürlichen Früchte, die nach SS 955 ff. in das Eigentum des redlichen 
Beſitzers gelangt ſind, fließen zwar aus dem Eigentum als ſolchen und ſtehen daher dem 
jeweiligen Eigentümer zu, haben aber ſchuldrechtliche Natur (RG 46, 145), ſo daß ſie im 
Konkurſe des Verpflichteten kein Ausſonderungsrecht gewähren. Auch bei den Nutzungen 
trifft der Ausdruck Herausgabe genau genommen nur auf die gezogenen und noch unver⸗ 
braucht vorhandenen natürlichen oder bürgerlichen Sachfrüchte zu; im übrigen iſt die Her⸗ 
ausgabepflicht eine Pflicht zur Wertvergütung (RG 93, 2883; RG Seuff A 75 Nr 101). 
Immer handelt es ſich um Nebenleiſtungen, die von der Vindikation der Hauptſache 
abhängen und daher nach § 224 mit ihr zuſammen verjähren. Prozeſſual ſind die An⸗ 
ſprüche im Sinne der ZPO 8 4 auf Nebenforderungen gerichtet, wenn fie neben dem 
Hauptanſpruch in derſelben Klage geltend gemacht werden. Bei einer unbeweglichen Sache 
ſteht dem Kläger dann auch das forum rei sitae offen (ZPO $ 26). Der ausſchließliche 
Gerichtsſtand des $ 24 ZPO kommt für Klagen aus 88 987ff. nicht in Betracht. 

2. Der gutgläubige Beſitzer ſoll von der Rechtshängigkeit des Herausgabeanſpruchs 
an die Sache ſorgfältig nutzen. Daher beſtimmt § 987 in Abſ 1, daß fructus percepti, in 
Abſ 2, daß auch fructus pereipiendi herauszugeben ſind. Jeder Beſitzer wird von dieſer 
Verpflichtung betroffen, ein Beſitzmittler auch dann, wenn er, z. B. als vermeintlicher Pächter, 
dem Eigentümer ſelber Beſitz vermittelt. Im Fall eines Doppelbeſitzes hat der Eigentümer 
die Wahl, ob er den Unterbeſitzer wegen der natürlichen Früchte oder den Oberbeſitzer wegen 
des dafür beſtimmten Entgelts (z. B. den Pachtzins) verklagen will. Eine Häufung beider 
Anſprüche iſt ausgeſchloſſen. Nutzungen |. $$ 100, 99; über ihre zeitliche Teilung $ 101; 
über den Abzug der Gewinnungskoſten $ 102. Beſteht die Nutzung im Bewohnen eines 
Hauſes, ſo iſt der mit dem vermeintlichen Eigentümer vereinbarte Mietzins als Erſatz zu 
leiſten (RG Seuff A 75 Nr 101). Darauf, ob auch der Eigentümer die Nutzungen 
hätte ziehen können, kommt es nicht an. Die vor der Rechtshängigkeit gewonnenen, aber 
noch vorhandenen Früchte (fructus exstantes) brauchen regelmäßig (anders nach $ 988) 
nicht herausgegeben zu werden. Zur Rechnungslegung über gezogene Nutzungen iſt der 
gutgläubige Beſitzer nicht verpflichtet (RG IW 1912, 2888; vgl. § 990 A 1). Rechts- 
hängigkeit: ZPO 99 258, 263, 281, 500; EGG Art 152. Die Verpflichtung zur Herausgabe 
gilt als nicht entſtanden, wenn die Klage zurückgenommen oder durch ein nicht in der Sache 
ſelbſt entſcheidendes Urteil abgewieſen iſt. Wird daun von neuem Klage erhoben, fo iſt 
der Beginn des zweiten Prozeſſes maßgebend, doch kann der Beſitzer durch die erſte Klage 
bösgläubig geworden ſein. Im Fall der Nichterfüllung der Herausgabepflicht hat der 
Beſitzer Schadenserſatz nach den allgemeinen Vorſchriften (§8 280, 283) zu leiſten; er haftet 
alſo nicht bei zufälligem Untergang. f N 

3. Verſäumte Nutzungen hat der gutgläubige Beſitzer zu erſetzen, wenn ſie gemäß den 
Regeln ordnungsmäßiger Wirtſchaft nach Eintritt der Rechtshängigkeit hätten gezogen werden 
ſollen und wenn zugleich ihm (oder feinem geſetzlichen Vertreter oder feinem Gehilfen, $ 278) 
die Nichtziehung zum Verſchulden ($ 276) gereicht. Beides hat der Kläger zu beweiſen, 
doch wird der Beweis der objektiven Vorausſetzung meiſtens auch das Verſchulden dartun. 
Zu erſetzen iſt der Wert der verſäumten Nutzungen, nicht auch der ſonſtige Schaden des 
4 es ſei denn ($ 989), daß durch die Verſänmnis die Sache ſelbſt Schaden ge- 
itten hat. 


§ 988 


Hat ein Beſitzer, der die Sache als ihm gehörig oder zum Zwecke der 
Ausübung eines ihm in Wirklichkeit nicht zuſtehenden Nutzungsrechts an 
der Sache beſitzt), den Beſitz unentgeltlich erlangte), jo it er dem Eigen. 
tümer gegenüber zur Herausgabe der Nutzungen, die er vor dem Eintritte 
der Rechtshängigkeit zieht, nach den Vorſchriften über die Herausgabe einer 
ungerechtfertigten Bereicherung verpflichtete). 

E n b; 98° 849,350 
. 1. Die Beftimmung betrifft den in 8 955 bezeichneten Beſitzer, der, wenn er gutoläubig 
ift, die natürlichen Früchte zu Eigentum erwirbt. Er ſoll gleichwohl ſchuldrechtlich nach den 
Regeln der ungerechtfertigten Bereicherung zur Herausgabe verpflichtet ſein, falls 
er den Beſitz unentgeltlich erlangt hat. Damit wird derſelbe Rechtsgedanfe zum Aus. 
druck gebracht, der dem $ 816 Ab 1 Sat 2 zugrunde liegt: ein unentgeltliche Erwerb darf 
nicht auf Koſten des wahren Berechtigten geſchützt werden. Herauszugeben ſind nicht nur 
die natürlichen Früchte, auf die ſich $ 955 bezieht, ſondern alle Nutzungen, auch die Vor⸗ 
teile des eigenen Gebrauchs (mithin, wenn es ſich um Herausgabe eines Wohnhauſes handelt, 
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auch die erſparten Mietzinſen). — Wer ein Grundſtück auf Grund eines wegen Formmangels 
en „ übergeben erhalten hat, hat es nicht unentgeltlich erhalten (RG 28. 6. 22 
605/21). 

2. Unentgeltlich wird der Beſitz namentlich durch Schenkung erlangt (3. B. Schenkung 
einer abhanden gekommenen beweglichen Sache, ſchenkweiſe nüchtige Auflaſſung oder Nieß⸗ 
brauchsbeſtellung), ferner durch Aneignung einer vermeintlich derelinquierten Sache und 
durch Erwerb auf Grund eines nichtigen Teſtaments. Beſitzt jemand als Erbe eines Be⸗ 
ſitzers, ſo entſcheidet die Art, wie der Erblaſſer den Beſitz erlangt hat. 

3. Nach § 818 Abſ e 3 ſind die vor der Rechtshängigkeit wieder verlorengegangenen 
Nutzungen nur inſoweit zu erſetzen, als noch eine Bereicherung übriggeblieben iſt. Später 
trifft den Beſitzer die geſteigerte Haftung für Verſchulden (vgl. $ 818 Abſ 4, 88 280, 283). 
Zu beweiſen hat der Kläger die Unentgeltlichkeit des Erwerbs und den Umfang der ge⸗ 
zogenen Nutzungen. Der Beklagte hat darzutun, daß die Bereicherung weggefallen iſt, 
wogegen der Kläger wiederum einwendet, daß dies erſt nach der Rechtshängigkeit aejchah 
und vom Bellagten verſchuldet wurde (vgl. $ 818 A 10). 


989 


Der Beſitzer iſt von dem Eintritte der Rechtshängigkeit an dem Eigen⸗ 
tümer für den Schaden verantwortlich, der dadurch entſteht, daß infolge 
ſeines Verſchuldens die Sache verſchlechtert wird, untergeht oder aus einem 
anderen Grunde von ihm nicht herausgegeben werden kann!) )). 

E I 933 II 908; M 3 408; P 3 838, 342. 6 237. 


1. Die Schadenserſatzhaftung nach 88 989ff. iſt grundſätzlich auf den böſen Glauben des 
Beſitzers abgeſtellt. Mit der Rechtshängigkeit des Herausgabeanſpruchs tritt ſie deshalb 
ein, weil der Beſitzer nunmehr zwar nicht notwendig bösgläubig wird (vgl. $ 990 A 3), aber 
doch mit der Möglichkeit, daß er nicht im Rechte iſt, rechnen ſoll. Stets wird in 99 980ff. 
vorausgeſetzt, daß der Beſitzer zudem Beſitze, den er ausübt, kein Recht 
hat, denn ohne dies kann von einem guten oder böſen Glauben nicht geſprochen werden. Daß 
er zu dem ausgeübten Beſitze nicht berechtigt iſt, kann auch vorkommen, wenn er den Beſitz 
durch gültigen Vertrag mit dem Eigentümer erlangt hat: dann nämlich, wenn feine Beſitz ⸗ 
berechtigung durch Kündigung des Vertrags oder aus anderm Grunde erloſchen iſt oder wenn 
er ein weitergehendes Beſitrecht zu haben glaubt, als ihm zuſteht (z. B. er iſt Verwahrer und 
glaubt Mieter zu fein; er iſt Nießbraucher und glaubt Eigentümer zu ſein). Eine von 
einem bösgläubigen Beſitzer vorgenommene Veräußerung ift ſtets eine ſchuldhafte Ver⸗ 
fügung im Sinne des $ 989 (RG Warn 1924 Nr 125). Der Schadenserſatzanſpruch aus 
dem Eigentum iſt ein geſetzlicher Anſpruch wegen Vindikationsvereitlung (59 280, 
288), kein Anſpruch wegen unerlaubter Handlung ($ 823), auch nicht, wenn der Beſitzer in 
böſem Glauben iſt ($ 990). Einen Anſpruch aus unerlaubter Handlung gibt es gegen den 
Eigenbeſitzer nur im Rahmen des $ 992, ogl. aber RG 117, 425, ſonſt nur gegen den Fremd⸗ 
beſitzer (vgl. dazu und zu der möglichen Anſpruchskonkurrenz 9 992 A 1, 2). Für die Schadens. 
erſahpflicht des Eigenbeſitzers nach $$ 989, 990 gilt daher die Haftung für geſetzliche Vertreter 
und Gehilfen ($ 278) ſowie die Entlaſtungspflicht des Beſitzers (5 282; vgl. RG IW 08, 478°), 
wogegen die Vorſchriften über die dreijährige Verjährung des 8 852, über das Deliktsſtatut 
im internationalen Privatrecht und über den Gerichtsſtand der unerlaubten Tat (ZPO 
8 32 vgl. RG Warn 1918 Nr 169) keine Anwendung finden. Der Begriff des Schadens 
iſt derſelbe wie ſonſt, umfaßt alſo auch den entgangenen Gewinn (MG Recht 09 Nr 2660) 
und geſtattet nach $ 254 die Einrede des mitwirkenden Verſchuldens (RG 93, 281; Warn 
1910 Nr 419). Muß ein Käufer, der vom Vertrage zurücktritt, die ihm gelieferte Ware aber 
bereits weiterveräußert hat, Schadenserſatz leiſten, fo iſt der Schaden nicht gleich dem Ver 
kaufspreis des Verkäufers, auch nicht gleich dem Erlöſe des Käufers, ſondern gleich dem 
Verkaufswert entſprechender Waren am Ort der Niederlaſſung des Verkäufers zur Zeit des 
Urteils (RG 25. 6. 26 VI 71/26). Als Schadenserſatz kann, wenn es ſich um Gattungsſachen 
handelt, auch Leiſtung eines andern Stücks derſelben Gattung gefordert werden (RG 93, 284; 
2. 10. 23 VII 62/23). Auch Wiederbeſchaffung der Sache kann gegebenenfalls verlangt 
werden (RG 8. 4. 24 VII 253/23; 16. 4. 26 V 572/25). Vorausſetzung ift aber ſtets die vom 
Beſitzer verſchuldete objektive oder ſubjektive Unmöglichkeit der Herausgabe der (unverſehrten) 
Sache. Eine Haftung für Verzugsſchaden läßt ſich nur in den Fällen der $$ 990 Abſ 2 und 992 
begründen; wie aus der Faſſung des $ 990 Abſ 2 hervorgeht und durch Prot 3 S. 844, 348 
beſtätigt wird, liegt fie dem redlichen Beſitzer auch für die Zeit nach Eintritt der Rechts⸗ 
hängigkeit nicht ob (nch 72, 269; IW 1910, 41; Warn 1911 Nr 189; ö. 4. 27 II 25626). 

2. Als Beiſpiele für die Unmöglichkeit der Herausgabe der Sache (d. h. in unverſehrtem 
Zustande) werden genannt die Verſchlechterung und der Untergang. Wie die körperliche 
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Verſchlechterung, muß auch die Belaſtung mit einem Rechte beurteilt werden; dem 
Untergang der Sache ſteht der des Eigentums des Klägers infolge von Verbindung, Ver 
miſchung, Verarbeitung gleich. Ferner gehört hierhin die Veräußerung der Sache. 
Sie iſt, wenn ſie freiwillig erfolgt, dem Beſitzer ſtets zum Verſchulden zuzurechnen (RG 
56, 316); bei einer Zwangsverſteigerung entſcheiden die Umſtände des Falles (vgl. RG 
IW 09, 45611; OLG 26, 63). Darauf, ob der dritte Erwerber durch guten Glauben Eigen ⸗ 
tümer geworden iſt, kommt es nicht an. Auch wenn dies nicht zutrifft, hat der Prozeß⸗ 
beſitzer dem Kläger Schadenserſatz zu leiſten; indes wird hier, da nach ZPO 8 325 Ubi 1 
das Urteil gegen den Dritten wirkt, ein Schaden nur dann als entſtanden anzunehmen ſein, 
wenn es dem Kläger nicht gelingt, die Sache von dem Dritten herauszuerlangen. Das⸗ 
ſelbe gilt, wenn der Prozeßbeſitzer die Sache vermietet, verleiht oder ſich ſonſt zum mittel» 
baren Beſitzer macht. Endlich kann die Herausgabe an den Eigentümer dadurch un⸗ 
möglich werden, daß der Prozeßbeſitzer, der einem andern den Beſitz vermittelt, die 
Sache dem andern zurückgewährt. Auch dies gereicht ihm zum Verſchulden; um 
ſich gegen den Anſpruch des Oberbeſitzers zu ſchützen, muß er nach ZPO 8 76 verfahren 
(Benennung des Urhebers). Der mit einer Widerſpruchsklage nach 8PO 8 771 
belangte Pfändungspfandgläubiger, der die gepfändete Sache verſteigern 
läßt, obgleich die beigebrachten Urkunden das Eigentum des Klägers ergeben, 
fällt nicht unter § 989, denn die Widerſpruchsklage iſt keine Vindikation, 105 Ziel auf Frei⸗ 
gabe, nicht auf Herausgabe gerichtet (RG 61, 430). Darüber, daß ein ſolcher Pfändungs⸗ 
0. 2002 f 2 gleichwohl und zwar ſchon bei leichter Fahrläſſigkeit ſchadenserſatzpflichtig iſt, 
vgl. 5 


8 990 


War der Beſitzer bei dem Erwerbe des Beſitzes nicht in gutem Glau⸗ 
ben, ſo haftet er dem Eigentümer von der Zeit des Erwerbes an nach 
den SS 987, 989)2). Erfährt der Beſitzer ſpäter, daß er zum Beſitze nicht 
berechtigt it, jo haftet er in gleicher Weiſe von der Erlangung der Kennt- 
nis and). 

Eine weitergehende Haftung des Beſitzers wegen Verzugs bleibt un⸗ 
berührt‘). 


© 1 981 Ubf 1, 992 Abs 1 Satz 1, 934 II 904; M 3 408, 406, 08, 409; P 3 339—844, 348; 6 286. 


1. Der Beſitzer, der beim Erwerbe des Beſitzes nicht in gutem Glauben war, haftet für 
Bewahrung und Nutzbarmachung der Sache von vornherein ſo, wie der redliche Beſitzer 
von der Rechtshängigkeit an haftet. Er hat alſo die ſeit dem Beſitzerwerb gezogenen 
Nutzungen herauszugeben, auch wenn ſie der Eigentümer nicht gezogen haben würde, und 
diejenigen nichtgezogenen Nutzungen zu erlegen, die er nach den Regeln einer ordnungs- 
mäßigen Wirtſchaft hätte ziehen ſollen. Auf Herausgabe der natürlichen Früchte haftet 
er dinglich (vgl. 8 987 A 1). Iſt er zur Herausgabe von Nutzungen infolge Verſchuldens 
nicht imſtande, fo hat er nach 8 280 in allen Fällen vollen Schadenserſatz, nicht bloß Wert 
erſatz, zu leiſten. Ferner iſt der unredliche Beſitzer auch mit bezug auf die Hauptſache 
wegen verſchuldeter Unmöglichkeit der Herausgabe ſchadenserſatzpflichtig. Der Erſatzanſpruch 
kann hier (anders als beim redlichen Prozeßbeſitzer, vgl. $ 989 A 2) auch dann ſofort gegen 
ihn geltend gemacht werden, wenn er die Sache an einen Dritten veräußert hat und ſeine 
vom Eigentümer erſtrittene Verurteilung zur Herausgabe gegen den Dritten wirkt. Doch 
kann er in ſolchem Falle verlangen, daß ihm Zug um Zug gegen die Erſatzleiſtung der Her⸗ 
ausgabeanſpruch des Eigentümers gegen den Dritten abgetreten wird (8 255). Folgen 
mehrere unredliche Beſitzer aufeinander, ſo haftet jeder wegen der Nutzungen und 
Schäden ſeiner Beſitzzeit. Wird ſowohl der unmittelbare als der mittelbare Beſitzer in 
Anſpruch genommen, jo hat jeder feine eigene Bösgläubigkeit, nicht auch die des andern, 
zu vertreten. Über den Fall, wenn der Beſitzmittler eines andern, als des Eigentümers, 
wegen Nutzungen verklagt werden ſoll, vgl. $ 991 A 1. Eine Verpflichtung zur Rech, 
nungslegung liegt dem uuredlichen Beſitzer nur dann ob, wenn er feine Nichtberechtigung 
zum Beſitze kennt; fie folgt hier aus $ 687 Abſ 2 verb. mit 55 681, 666. — Wird zunächſt 
Herausgabe der Sache verlangt und geht der Kläger ſpäter zur Schadenserſatztlage über, 
ſo kommt es für dieſe Klage nicht darauf an, daß der Beklagte bei Erhebung der Klage noch 
im Beſitz der Sache war (RG Warn 1924 Nr 125; 16. 4. 26 FI 572/25), — Die Einziehung 
eines bei der Jagd benutzten Gewehrs laßt ſich mit Eigentumsanſprüchen nicht bekämpfen, 
nur durch den Nachweis, daß das Gewehr nicht bei der Jagd benutzt worden iſt. Mit der 
Möglichkeit einer Eigentumsklage fällt dann auch die Möglichkeit einer Schadenserſatzklage 
nach $5 990, 989, aber $ 839 kann in Frage kommen (RG 108, 263). 


* 
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2. Bösgläubig iſt der Beſitzer, wenn er weiß oder nur wegen grober Fahrläſſigkeit 
nicht weiß, daß er dem Eigentümer gegenüber zu dem Beſitze, den er ausübt, nicht be⸗ 
rechtigt iſt. Wie auch durch Abſ 1 Satz 2 beſtätigt wird, müſſen Kenntnis und Unkenntnis 
grundſätzlich die eigene Nichtberechtigung betreffen, nicht das fremde Eigentum, neben dem 
ein Beſitzrecht des Beſitzers ſehr wohl möglich it (MG 8. 4. 24 VII 258/23; 16. 4. 26 
VI 572/25; 8. 6. 26 VI 594/24). Handelt es ſich freilich um Erwerb der Sache oder 
eines Rechtes daran von einem andern, ſo kommt es hierfür praktiſch auf deſſen Eigen⸗ 
tum an. Der Erwerber darf verdächtigen Anzeichen gegenüber nicht die Augen ſchließen, 
ſondern hat diejenige Prüfung in Anſehung des Rechtes des Veräußerers anzuſtellen, die nach 
den Umſtänden zu erwarten iſt und deren Unterlaſſung ſich mit dem Verhalten eines ordent⸗ 
lichen Mannes nicht verträgt (RG 58, 164; RG IW 07, 6725, RG Recht 1922 Nr 63). Zu 
dem Beſitze, den er ausübt: zieht ein Fremdbeſitzer, der nur zum Beſitz, nicht zur 
Nutzung der Sache berechtigt iſt, in wiſſentlicher oder grobfahrläſſiger Überſchreitung ſeiner 
Befugnis Nutzungen, ſo iſt er mit bezug auf die gezogenen Nutzungen (nicht mit bezug 
auf nichtgezogene; eine Nutzungspflicht liegt ihm nicht ob) als unredlicher Beſitzer der 
Sache zu behandeln. Wer den Beſitz auf Grund eines nichtigen Kaufvertrags erlangt und 
den Kaufpreis gezahlt hat, iſt wegen ſeines Bereicherungsanſpruchs zwar zur Zurückbehal⸗ 
tung, mithin auch zum Beſitze berechtigt ($ 986 A 1); die Nutzungen aber, die er nach 
Aufklärung über die Nichtigkeit des Vertrags zieht, muß er herausgeben (a. M. OLG 34, 189). 
Entſcheidend iſt das Verhältnis zum Eigentümer. Vermittelt der Beklagte einem 
andern als dem Eigentümer Beſitz, ſo muß ſich ſein böſer Glaube darauf beziehen, daß der 
mittelbare Beſitzer zum Beſitz oder zu deſſen Überlaſſung an ihn nicht befugt iſt. Weiß 
er nichts weiter, als daß er ſelber gegenüber dem mittelbaren Beſitzer kein Recht auf 
den Beſitz hat, ſo macht ihn dies allein nicht bösgläubig (Mot 3, 406). Auf die Zeit des 
Erwerbes des Beſitzes kommt es an, d. h. auf den Zeitpunkt, in dem die Sach⸗ 
herrſchaft bewußtermaßen (vgl. OLG Frankfurt JW 1922, 915; auch oben 8 854 A 3) 
ergriffen wird (RG 106, 152). Der Gutskäufer, der die Erteilung der behördlichen Geneh- 
migung beſtimmt erwartet, iſt nicht bösgläubig, haftet alfo dem Verkäufer nicht für fahrläſſige 
Beſchädigung des ihm übergebenen Inventars; gemäß $ 993 Abf 1 letzter Halbſatz auch nicht 
nach $ 823 6595 SeuffA 77 Nr 82). Der Finder iſt nicht bösgläubig, denn er hat ein Recht 
zum Beſitz ($$ 965, 966), erſt durch Unterſchlagung wird er bösgläubig. Dasſelbe gilt von 
demjenigen, der die Sache für den Finder verwahrt (RG JW 1924, 17156). Beim Belit- 
erwerb durch einen Beſitzdiener kommt es auf deſſen guten Glauben an, § 166 Abſ 1; ein 
Entlaſtungsbeweis nach $ 831 iſt nicht zuläſſig, da die Klage aus $ 990 nicht auf unerlaubter 
Handlung beruht (RG SeuffA 79 Nr 186). — Erliſcht der böſe Glaube nachträglich (Hauptfall: 
der Erbe, auf den der Beſitz des Bosgläubigen nach § 857 übergegangen iſt, ergreift in ent⸗ 
ſchuldbarer Unkenntnis ſpäter tatſächlich Beſitz), jo wird der § 990 von da an unanwendbar. 

3. Mala fides superveniens entfteht nur durch wirkliche Kenntnis, nicht auch durch grob 
fahrläſſige Unkenntnis (RG 56, 317; Warn 1925 Nr 10). Die Erhebung der Klage auf Heraus- 
gabe hat Bosgläubigkeit nicht immer zur Folge (RG IW 05, 494°), zumal auch Rechts- 
irrtum entſchuldbar fein kann (RG JW 1911, 10150. Immerhin wird die Kenntnis als er⸗ 
langt gelten, wenn der Beſitzer über den Mangel des Beſitzrechts in einer Weiſe aufgeklärt 
iſt, daß ſich ein redlich Denkender der Überzeugung hiervon nicht verſchließen würde. 


4. Die Haftung des unredlichen Beſitzers — nicht auch die des reblichen, vgl. § 989 
A 1 — fteigert ſich, wenn er in Verzug gerät. Alsdann haftet er nach § 286 Abf 1 für 
den ganzen durch den Verzug entſtandenen Schaden, mithin auch für den Nachteil, der 
dem Eigentümer aus der Vorenthaltung der Sache erwuchs (RG Seufjü 67 Nr 157), und. 
für den Gewinn, den nur der Eigentümer, nicht auch der Beſitzer, hätte erzielen können. 
Nach $ 287 muß er ſogar eine zufällige Unmöglichkeit der Leiſtung vertreten, es ſei denn, 
daß der Schaden auch bei rechtzeitiger Leiſtung eingetreten ſein würde. Der Verzug wird 
begründet durch Mahnung oder durch Erhebung der Klage auf Herausgabe ($ 284 Abſ 1). 
Doch ift auch für den unredlichen Beſitzer ein Entlaſtungsbeweis nach § 285 denkbar; ſo wenn 
er zwar wußte, daß er zum Beſſtze nicht berechtigt war, aber gerade den Kläger in entſchuld⸗ 
barem Irrtum nicht für den Eigentümer hielt. 


8 991 


Leitet der Beſitzer das Recht zum Beſitze von einem mittelbaren Be⸗ 
ſitzer ab, jo finden die Vorſchriften des S 990 in Anſehung der Nutzungen 
nur Anwendung, wenn die Vorausſetzungen des § 990 auch bei dem mittels 
baren Beſitzer vorliegen oder dieſem gegenüber die Rechtshängigkeit ein⸗ 
getreten iſt!). 
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War der Beſitzer bei dem Erwerbe des Beſitzes in gutem Glauben, ſo 
hat er gleichwohl von dem Erwerb an den im 8 989 bezeichneten Schaden 
dem Eigentümer gegenüber inſoweit zu vertreten, als er dem mittelbaren 
Beſitzer verantwortlich ift?)). 

E I 982 Abſ 2 II 905; M 3 406; P 3 841, 342; 6 888, 389, 


1. Wird eine fruchttragende Sache von einem gutgläubigen Eigenbeſitzer verpachtet, 
ſo erwirbt nach $ 956 Abſ 2 der Pächter das Eigentum an den Früchten, auch wenn er ſelber 
bezüglich des Rechtsmangels des Verpächters nicht in gutem Glauben iſt. Das beruht auf 
Gründen der Vereinfachung des Sachenrechts und würde nach $ 990 nicht hindern, daß der 
bösgläubige Pächter die Früchte dem Eigentümer der Sache herausgeben müßte. Hier⸗ 
durch könnte aber der Verpächter in üble Lage geraten, wenn der Pächter gegen ihn den 
Rückgriff nehmen würde. Um ihn zu ſchonen, beſtimmt § 991 Abſ 1, daß ein Beſitz⸗ 
mittler, der einem andern als dem Eigentümer den Beſitz vermittelt, vor 
der Rechtshängigkeit gezogene Früchte oder ſonſtige Nutzungen aus dem 
Grunde der Bösgläubigkeit nur dann herauszugeben braucht, wenn auch 
der mittelbare Beſitzer bösgläubig oder wenn dieſer auf Herausgabe ver⸗ 
klagt iſt. Die Vorſchrift dient alſo dem Schutze des gutgläubigen Verpächters. Indeſſen 
entzieht fie dem Eigentümer feinen Auſpruch nicht nur dann, wenn der Pächter den Rechts 
mangel des Verpächters grobfahrläſſig verkannt, ſondern auch dann, wenn er ihn gekannt 
hat, wenn ihm alſo ein Rückgriff auf den Verpächter nach S$ 539 Satz 1, 541, 581 Abſ 2 
gar nicht zuſtehen würde. Anderſeits muß der Pächter zufolge § 987 diejenigen Nutzungen, 
die er nach der Rechtshängigkeit des Herausgabeanſpruchs zieht, auf alle Fälle herausgeben, 
mögen die Vorausſetzungen des $ 987 bzw. § 990 zugleich dem Verpächter gegenüber vor⸗ 
liegen oder mag dieſer gutgläubig und unverklagt ſein. 

2. War der mittelbare Beſitzer zum Beſitze nicht An fie oder hatte er zwar Beſitzrecht, 
aber, z. B. als Entleiher ($ 603), keine Befugnis zur Überlaſſung des Beſitzes an einen 
andern, ſo haftet der unmittelbare Beſitzer dem Eigentümer, wenn er beim Erwerbe bös⸗ 
gläubig war oder fein Nichtrecht ſpäter erfuhr, nach $ 990. Iſt er gutgläubig, fo ſoll er 
nach $ 991 Abſ 2 dem Eigentümer gegenüber den Schaden inſoweit vertreten, 
als er dem mittelbaren Beſitzer verantwortlich iſt. Das bedeutet im Vergleich 
zu der ohne dieſe Vorſchrift ihm obliegenden Haftung aus $ 823 (vgl. dazu § 992 A 2) eine 
Erleichterung, da ein unwirtſchaftlicher Gebrauch der Sache auch dem Eigentümer gegen- 
über entſchuldigt iſt, wenn ihn der mittelbare Beſitzer erlaubt hat. Anderſeits kann es auch 
eine Erſchwerung bedeuten, inſofern der Unterbeſitzer dem Eigentümer über die allgemeine 
Sorgfaltspflicht hinaus für die dem Oberbeſitzer zugeſagte Beobachtung einer beſondern 
Vorſichtsmaßregel einſteht. Außer dem Eigentümer hat möglicherweiſe auch der Ober ⸗ 
beſitzer einen eigenen Schaden erlitten (3. B. der Mieter hat die Sache für kurze Zeit ohne 
Erlaubnis aftervermietet und kann fie, da der Aftermieter fie zerſtört hat, für den Reſt feiner 
Mietzeit nicht mehr benutzen); inſoweit er Erſatz hierfür fordert, ift fein Anſpruch von dem 
des Eigentümers unabhängig. Will er, weil ſeinerſeits dem Eigentümer haftbar, deſſen 
Intereſſe geltend machen, ſo muß er auf Leiſtung an den Eigentümer klagen. Ein fo be- 
gründeter Anſpruch läßt Oberbeſitzer und Eigentümer als unechte Geſamtgläubiger erſcheinen. 
Solange der Unterbeſitzer vom Eigentümer nicht verklagt iſt und ſeine Nichtberechtigung 
zum Beſitze nicht erfahren hat, wird er durch Leiſtung an den Oberbeſitzer befreit. Obgleich ein 
Deliktsanſpruch hier nicht in Frage ſteht, darf $ 851 doch entſprechend angewendet werden. 

3. Iſt der Unterbeſitzer, der einem Dritten Beſitz vermittelt, dem 
Eigentümer gegenüber zum Beſitze berechtigt — fei es, daß der Dritte ſo⸗ 
wohl befi- wie überlaſſungsberechtigt war, ſei es, daß der Unterbeſitzer ſein Beſitzrecht, 
z. B. Nießbrauch (vgl. $ 1032), kraft guten Glaubens an das Eigentum des Dritten er- 
worben hat —, fo haftet er dem Eigentümer gemäß der allgemeinen für Fremdbeſitzer 
geltenden Regel (vgl. $ 992 A 2) nach den Vorſchriften über unerlaubte Hand ; 
lungen. Eine Erleichterung der Haftung greift dann nur inſoweit Platz, als der Eigen ⸗ 
tümer bei Überlaſſung des Beſitzes an den Dritten in ſie eingewilligt hat. Das kommt 
in Betracht für Befreiungsklauſeln und quantitative Herabminderungen der Haftung, die 
ein Spediteur in üblicher Weiſe dem Frachtführer zugeſteht. Die Auslegung des Speditions- 
vertrags nach Treu und Glauben wird häufig eine Einwilligung in ſolche Zugeſtändniſſe er- 
geben, wodurch auch der Eigentümer der Güter gebunden iſt (vgl. RG 63, 312; 75, 172; 
77, 820; 102, 44). 


8 992 
Hat ſich der Beſitzer durch verbotene Eigenmacht oder durch eine 
ſtrafbare Handlung den Beſitz verſchafft, ſo haftet er dem Eigentümer 
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nach den Vorſchriften über den Schadenserſatz wegen unerlaubter Hand⸗ 
lungen !)). 
E 1 935 II 906; M 3 410, 411; P 3 347, 848. 


1. Die Vorſchriften über unerlaubte Handlungen ſollen anwendbar ſein, wenn ſich der 
Beſitzer den Beſitz durch verbotene Eigenmacht oder durch ſtrafbare Handlung verſchafft 
hat. Verbotene Eigenmacht iſt Entziehung der tatſächlichen Gewalt ohne den Willen 
des früheren Beſitzers und ohne daß das Geſetz dies ausnahmsweiſe geſtattete (vgl. $ 858 
Abſ 1). Strafgeſetz iſt jede Geſetzesbeſtimmung, welche die Art, wie der Beſitz verſchafft 
wurde, im Intereſſe des Eigentümers mit öffentlicher Strafe bedroht; Zollvorſchriften oder 
Vorſchriften über Sonntagsruhe, Kettenhandel uſw. find nicht gemeint (RG 105, 86). Haupt ⸗ 
ſächlich kommen Betrug, Nötigung, Erpreſſung und Hehlerei als Straftaten in Betracht. In 
den meiſten Fällen handelt derjenige, der ſich den Beſitz eigenmächtig oder in ſtrafbarer Weiſe 
verſchafft, zugleich dem Eigentümer gegenüber ſchuldhaft, ſo daß ſich ſchon der Beſitzerwerb als 
Entziehung des Beſitzes durch Delikt darſtellt. Trifft dies zu, fo bedarf es keines weiteren Ver 
ſchuldens bei der Beſchädigung, Zerſtörung oder Veräußerung der Sache, da der Beſitzer bei 
deliktiſcher Beſitzerlangung auch für Zufall haftet ($ 848). Möglich iſt aber auch, daß die verbotene 
Eigenmacht oder die Straftat von keinem gegen den Eigentümer gerichteten Verſchulden be- 
gleitet wird, indem ſich der Täter ohne Fahrläſſigkeit ſelbſt für den Eigentümer anſieht. Als⸗ 
dann muß die ſchuldhafte Verletzung des fremden Eigentums bei dem ſpäteren Vorgange 
nachfolgen, denn § 992 nimmt nicht bloß wegen der Rechtsfolgen, ſondern auch wegen der 
Vorausſetzungen des Tatbeſtandes auf das Deliktsrecht Bezug (vgl. RH JW 05, 49420; 
RG 19. 4. 21 VII 410/20; zweifelnd RG Gruch 50, 677). Gleichwohl ſoll der Anſpruch aus $ 992 
nicht ein Anſpruch aus unerlaubter Handlung fein und nicht der kurzen Verjährung nach $ 852 
unterliegen, er ſoll vielmehr gleich den übrigen durch $$ 985ff geregelten Anſprüchen ein Erſatz⸗ 
anſpruch wegen Eigentumsverletzung fein und erſt in 30 Jahren verjähren (RG 117, 425; be: 
denklich). — Wer ſich durch verbotene Eigenmacht in den Beſitz einer Sache geſetzt hat, iſt auch 
dann ſchadenserſatzpflichtig, wenn er einen Anſpruch auf Herausgabe der Sache hatte 
(RG 16. 6. 25 VI 36/25). — Je nachdem die unerlaubte Handlung in der Beſitzentziehung 
oder in der Beſchädigung uſw. der Sache liegt, haftet der Beſitzer auf Erſatz des Schadens, 
der dem Eigentümer durch die eine oder die andere Handlung an ſeinem Eigentum (nicht 
bloß am Vermögen, HanſGz 1919 Beil 14) zugefügt wurde. An die Nutzungen, die er ge- 
zogen hat, während der Eigentümer nach ſeinen Verhältniſſen dazu nicht imſtande war, iſt bei 
der Faſſung des Geſetzes nicht gedacht. Ihre Herausgabe folgt auch nicht aus 98 812, 818, 852, 
denn es iſt nicht richtig, daß der Schaden die Bereicherung umfaßte (vgl. § 812 A 2 unter c). 
Gleichwohl werden die Nutzungen ungeſchmälert herauszugeben ſein, da das Geſetz die gewöhn⸗ 
liche Verpflichtung des Beſitzers (vgl. $ 987 A 2) im Falle des $ 992 ſchwerlich ſo auffallend 
mildern wollte. — Außer mit der Haftung aus ungerechtfertigter Bereicherung kann die 
Deliktshaftung auch mit der geſetzlichen Verpflichtung nach 99 989ff. zufammen- 
treffen, ſofern der Beſitzer in böſem Glauben oder die Vindikation rechtshängig iſt. 
Dann gehen beide Anſprüche ihre eigenen Wege. Die Hauptvorteile, die die $$ 989ff. dem 
Eigentümer bieten, beſtehen in der durch 98 195, 224 beſtimmten längeren Verjährung (8 987 
A 1 vgl. aber die oben angezogene Entſcheidung R 117, 424), ſowie darin, daß der Be⸗ 
ſitzer genötigt iſt, ſich zu exkulpieren ($ 989 A 1). Auf der andern Seite kann mit dem 
Deliktsanſpruch auch der durch Vorenthaltung der Sache entſtandene Schaden geltend ge- 
macht werden, was beim Erſatzanſpruch aus dem Eigentum nur unter den Vorausſetzungen 
des 5 990 Abſ 2 möglich iſt (vgl. $ 989 A 1); 8 893 ferner ſchließt gegenüber dem Anſpruch 
aus einer vorſätzlich begangenen unerlaubten Handlung die Aufrechnung aus, während ſolche 
gegen Anſprüche aus 89 989 ff. ungehindert ſtattfindet (vgl. OLG 29, 811). 

2. Der 9 992 läßt durch ein zweifelloſes arg. e contrario erkennen, was ſich auch aus 8 998 
ergibt, daß in andern Fällen als denen der Beſitzverſchaffung durch verbotene Eigenmacht 
oder ſtrafbares Tun eine Delikts haftung nicht ſtattfinden ſoll. Das gilt aber nur, 
ſoweit es ſich um Eigenbeſitz handelt. Der Grund, der zu der Einſchränkung der 
Deliktshaftung durch die 88 989 ff. geführt hat, iſt die Erwägung quasi rem suam neglexit 
(vgl. § 987 A 1). Für den Fremdbeſitzer, mag er zum Beſitz berechtigt fein oder nicht, trifft 
dieſer Grund nicht zu, denn er weiß, daß ihm 55 wirkliches oder vermeintliches Beſitzrecht 
eine Beſchädigung der Sache nicht erlaubt. Nach einem einſtimmigen Beſchluß der 2. Kom ⸗ 
miſſion ſollte denn auch „die Haftung des Beſitzers, der nicht Eigenbeſitzer iſt, wegen ver · 
ſchuldeter Beſchädigung unberührt bleiben“ (Prot 3, 346 f.); es iſt nur ein Redaktionsver⸗ 
fehen, daß dies im Geſetze nicht ausdrücklich gefagt if. Danach haften Fremdbeſitzer dem 
Eigentümer nach § 823 Abſ 1, mit einziger Ausnahme desjenigen, der Mittler eines Dritten 
iſt und den Beſitz gutgläubig auf Grund eines gültigen Vertrags erlangt hat; ein ſolcher Fremd ⸗ 
beſitzer ſoll auch dem Eigentümer gegenüber in jeder Hinficht fo daſtehen, wie wenn der Ver⸗ 
trag zwiſchen ihnen beiden geſchloſſen wäre ($ 991 Abſ 2, vgl. dort A 2). Daß ſich die Aus⸗ 
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ſchließlichkeit des § 992 auf die Fälle des Eigenbeſitzes beſchränkt, wird bei den Formulie⸗ 
rungen in RG 56, 316; XW 1910 S. 1101, 75416; Warn 1920 Nr 200; RG SeuffA 67 Nr 157 
nicht beachtet. Sachlich hat aber auch das Reichsgericht ſchon längſt Entſcheidungen erlaſſen, 
die auf dem hier vertretenen Standpunkt ſtehen. So hat es einen Vertragspfandgläubiger, 
der das verpfändete Warenlager unrechtmäßig, aber wirkſam veräußerte, nach $ 823 wegen 
leichter Fahrläſſigkeit für ſchadenserſatzpflichtig erklärt (RG 77, 201; vgl. dazu den Fall des 
OLG Karlsruhe SeuffA 70 Nr 186). Auch der Pfändungspfandgläubiger ſoll nach § 828 
haften, wenn er leichtfahrläſſig Sachen pfänden und verſteigern läßt, die ſeinem Schuldner 
nicht gehören (vgl. R 61, 430; JW 02, 10; 1911, 86825); übrigens würde die Haftung hier 
auch ſchon durch § 992 gedeckt ſein, da die unberechtigte Pfändung verbotene Eigenmacht 
iſt (RG JW 05, 49420). Ferner nimmt RG 102, 42 (vgl. 105, 304) für Lagerhalter, Spedi⸗ 
teure und Frachtführer mit Bezug auf die in ihrem Gewerbebetriebe an ſie gelangenden 
Sachen eine Obhuts- und Überwachungspflicht an, deren Verabſäumung fie den Eigen- 
tümern gegenüber, auch wenn dieſe nicht die Vertragsgegner ſind, nach § 823 zu verant⸗ 
worten haben. Und allgemein bekennen ſich neuerdings RG 101, 307; 106, 152 zu dem 
Grundſatz, daß der Fremdbeſitzer wegen verſchuldeter Sach oder Eigentumsbeſchädigung 
ſchadenserſatzpflichtig iſt. In dem erſteren Falle hätte es dieſer Begründung freilich kaum 
bedurft, denn es handelte ſich um Unterſchlagung anvertrauten Geldes, alſo um vorſätzliche 
und ſittenwidrige Vermögensſchädigung, die nach 8 826 ohne Rückſicht darauf, ob zugleich 
Eigentum verlegt iſt, zum Erſatz verpflichtet. — Mit dem Deliktsanſpruch gegen 
den Fremdbeſitzer wird häufig ein Vertragsanſpruch auf Schadenserſatz 
konkurrieren. Iſt der Fremdbeſitzer zum Beſitze nicht berechtigt oder ſchrieb er ſich eine 
weitergehende Beſitzberechtigung zu, als er hat (vgl. $ 989 A 1), fo kann noch ein Scha- 
denserſatzanſpruch aus dem Eigentum hinzukommen, fo daß dann actio legis Aquiliae, 
actio locati (commodati uſw.) und rei vindicatio zuſammentreffen. Alsdann muß die in 
$ 558 (58 606, 1057, 1226) beſtimmte kurze Verjährungsfriſt des Vertragsanſpruchs, da 
ihr Zweck ſonſt nicht erreicht werden könnte, auch auf die andern beiden Anſprüche ange ; 
wendet werden (RG 62, 329; 66, 368; 75, 119), und ebenſo iſt die Milderung des Haf- 
tungsmaßſtabs durch §8 599, 690, die ſonſt gleichfalls bedeutungslos würde, auch auf dieſe 
Anſprüche zu beziehen (vgl. RG 88, 318; Vorbem vor $ 823 A 4a). 


8 993 


Liegen die in den SS 987 bis 992 bezeichneten Vorausſetzungen nicht 
vor, ſo hat der Beſitzer die gezogenen Früchte, ſoweit ſie nach den Regeln 
einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft nicht als Ertrag der Sache anzuſehen 
ſind, nach den Vorſchriften über die Herausgabe einer ungerechtfertigten 
Bereicherung herauszugeben; im übrigen iſt er weder zur Herausgabe 
von Nutzungen noch zum Schadenserſatze verpflichtet). 

Für die Zeit, für welche dem Beſitzer die Nutzungen verbleiben, finden 
auf ihn die Vorſchriften des § 101 Anwendung?). 

E 1 794 Abſ 2, 930 Abſ 1 II 907; M 3 75, 76, 401 ff.; P 3 24, 845—348, 371; 6 236; KB 128 u. 24. 


1. Die vorprozeſſuale Lage des redlichen Beſitzers, der den Beſitz entgeltlich und 
nicht nach Art des § 992 erworben hat, wird in § 993 abſchließend zuſammengefaßt. 
Grundſätzlich ſoll er von der Haftung für Nutzungen und Schadenserſatz 
befreit ſein, ſo daß eine en weder aus dem Recht der unerlaubten Handlungen 
oder der ungerechtfertigten Bereicherung (vgl. R JW 1912, 69016) noch aus den Vor; 
ſchriften über Verzug oder Geſchäftsführung ohne Auftrag hergeleitet werden kann. Bu 
gleich wird durch die Faſſung des Paragraphen und feine Stellung am Schluſſe der Vor⸗ 
Ichriften zum Ausdruck gebracht, daß die in 98 987ff. geregelten Haftungsgründe, insbeſondere 
die Unredlichkeit, der unentgeltliche Erwerb oder der Erwerb durch Eigenmacht oder ſtraf⸗ 
bare Handlung, vom Kläger zu beweiſen ſind. Eine Ausnahme bildet die Haftung 
des Fremdbeſitzers wegen Beſchädigung der Sache. Sie iſt zwar von den Re⸗ 
daktoren überſehen, muß aber nach $ 992 A 2 für ebenfo ſelbſtverſtändlich Ben, wie die 
Haftung kraft Vertrags, die doch gleichfalls nicht ausdrücklich vorbehalten iſt. Die 
fernere Ausnahme, die $ 993 beſonders hervorhebt, bedeutet, wie in 98 581, 1089, 2133, 
eine Korrektur der weiten Ausdehnung des Fruchtbegriffs im BOB. Hat 
der Beſitzer einen Wald, einen Torfſtich, ein Tonlager durch Raubbau ausgebeutet oder 
infolge eines Naturereigniſſes (Windbruch) übermäßig genutzt, jo ſtellt das Gewonnene zwar 
nach § 99, nicht aber im wirtſchaftlichen Sinne Frucht dar und iſt deshalb in den Grenzen 
der ungerechtfertigten Bereicherung herauszugeben. Zu beweiſen hat der Kläger die Ziehung 
der Übermaßfrüchte, der Beklagte den Fortfall der Bereicherung. Die Vorſchrift erſtreckt 
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ſich nicht auf die ſonſtigen Nutzungen des § 100; für den Vorteil, der vor dem Prozeß durch 

unwirtſchaftlichen Gebrauch der Sache erlangt iſt, braucht der redliche Beſitzer nichts zu 

erſetzen. Keine Ausnahme, weil mit Nutzungen und Schadenserſatz überhaupt nicht 

zuſammenhängend, iſt die Bereicherungshaftung des Beſitzers wegen Verbrauchs 

oder Veräußerung der Sache (RG Warn 1920 Nr 160; vgl. $ 812 A 5, § 816 A 1—8). 

1 in RG 105, 84 verwerteten Geſichtspunktes des Herausgabeerſatzes (8 281) vgl. 
8 3 


2. Da dem Beſitzer hiernach Nutzungen verbleiben, ſoll ſich die Verteilung zwiſchen 
ihm und dem Eigentümer nach § 101 beſtimmen. Für die natürlichen Früchte (abgeſehen 
von den in Abſ 1 geregelten Übermaßfrüchten) kommt es ſomit darauf an, ob fie vor oder nach 
der Rechtshängigkeit bzw. dem Eintritt des böſen Glaubens von der Sache getrennt ſind. 
Die bürgerlichen Früchte werden, wenn ſie in wiederkehrenden Leiſtungen beſtehen, nach Ver⸗ 
hältnis der Dauer des vorprozeſſualen bzw. redlichen Beſitzes zu der ſpäteren Beſitzzeit geteilt; 
trifft dies nicht zu, ſo entſcheidet die Fälligkeit. 


8 994 


1) Der Beſitzer kann für die auf die Sache gemachten notwendigen Ver⸗ 
wendungen von dem Eigentümer Erſatz verlangen?). Die gewöhnlichen 
Erhaltungskoſten ſind ihm jedoch für die Zeit, für welche ihm die Nutzungen 
verbleiben, nicht zu erſetzen“). 

Macht der Beſitzer nach dem Eintritte der Rechtshängigkeit oder nach 
dem Beginne der im § 990 beſtimmten Haftung notwendige Verwendungen, 
ſo beſtimmt ſich die Erſatzpflicht des Eigentümers nach den Vorſchriften über 
die Geſchäftsführung ohne Auftrag ö). 


E I 936 Abſ 1, 2 II 908 Abſ 1; M 3 411414; P 3 350— 853, 372, 878; 6 237, 288. 


1. Die 88 994—1003 regeln die Verwendungen des Beſitzers auf die Sache. Ber- 
wendungen ſind Vermögensaufwendungen, die einer beſtimmten Sache zugute kommen. 
Körperliche Veränderungen der Sache ſind nicht erforderlich; auch Auslagen anderer Art, wie 
namentlich die Beſtreitung der Laſten der Sache (8 995), gehören hierhin. Dagegen iſt der 
für den Erwerb der Sache gezahlte Kaufpreis in der Regel keine Verwendung, da er der Sache 
nicht zugute kommt. Hat der Beſitzer eine abhanden gekommene Sache in gutem Glauben 
gekauft oder verpfändet erhalten, ſo ſteht ihm ein Löſungsrecht gegen den Eigentümer nicht 
zu; anders nur nach den landesgeſetzlichen Vorſchriften über öffentliche Pfandleihanſtalten 
(vgl. EG Art 94 Abſ 2). Regelmäßig liegt auch keine Verwendung auf die Sache in der 
bloßen Tatſache ihrer Verwaltung durch den Beſitzer. Vergütung dafür kann nicht gefordert 
werden, es ſei denn, daß der Beſitzer durch ſeine Dienſte, die er ſonſt anderweit verwertet 
hätte, die Zuziehung fremder Hilfskräfte erſpart hat (vgl. RG SeuffA 61 Nr 29; OLG 29, 854). 
— Die Rechte des Beſitzers aus der Verwendung ſind verſchieden, je nachdem es ſich um 
notwendige oder nicht notwendige Verwendungen, um Verwendungen, die ein redlicher Be⸗ 
ſitzer vor dem Prozeßbeginne gemacht hat, oder um ſolche des unredlichen bzw. des Prozeß ⸗ 
beſitzers handelt (vgl. 98 994—996, 999; wegen Verwendungen auf die Früchte [. $ 998). 
Grundſätzlich mindern die Verwendungen die herauszugebenden Werte. Daher beſtehen 
die Rechtsbehelfe, die aus Anlaß von Verwendungen gegeben werden, regelmäßig nur in 
einem Recht der Wegnahme ($ 997), der Zurückbehaltung ($ 1000) und der Befriedigung 
aus der Sache ſelbſt (§ 1003). Unter beſtimmten Vorausſetzungen aber, wenn der Eigen- 
tümer die Sache wiedererlangt oder die Verwendungen genehmigt, wird dem Beſitzer auch 
ein ſelbſtändiger klagbarer Erſatzanſpruch gewährt (58 1001, 1002). — Nicht nach 88 99ff. 
richten ſich die Rechte des Beſitzers wegen Verwendungen, die er kraft Vereinbarung mit dem 
Eigentümer macht. Hier gelten die vertraglichen Abmachungen oder, wenn der Vertrag 
nichtig iſt, die Grundſätze über ungerechtfertigte Bereicherung (RG JW 1912, 69115). Des 
gleichen müſſen die 98 994ff. zurücktreten hinter die ergänzenden Vorſchriften, die das Geſetz 
für gewiſſe Fälle des Fremdbeſitzes gibt. Nach 9 556 Abi 2 hat der Mieter eines Grund. 
ſtücks kein Zurückbehaltungsrecht, gleichviel ob der Vermieter die Vertragsklage oder den 
Eigentumsanſpruch geltend macht (a. M. R 85, 137; RG IW 07, 100). Inhaltlich feruer 
beſtimmt ſich der Verwendungserſatz des Nießbrauchers nach 9 1049, der des Pfandgläubigers 
nach § 1216. Dieſe beiden Vorſchriften ſind auch dann anzuwenden, wenn Nießbrauch und 
Pfandrecht, etwa infolge Geſchäftsunfähigkeit des die Rechte beftellenden Eigentümers, nicht 
wirklich entſtanden find. Auch der redliche Pfandbeſitzer kann daher für Verwendungen, 
ſelbſt wenn ſie notwendig waren und vor dem Prozeſſe vorgenommen ſind, Erſatz nur nach 
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den Regeln über unbeauftragte Geſchäftsführung fordern, und daran ändert es auch nichts, 
daß bei Gültigkeit des Pfandrechts der Erſatzanſpruch des Pfandgläubigers nach 8 1216 
gegen den vom Eigentümer vielleicht verſchiedenen Verpfänder geht. — Über die Ver ⸗ 
zinſungspflicht des Eigentümers und die Pflicht zur Befreiung von Verbindlichkeiten vgl. 
38 256, 257. Entſprechende Anwendung der 98 994ff. in den Fällen der 88 292, 347, 850, 
972, 974, 2022, 2185. 


2. Notwendige Verwendungen, die ein redlicher Beſitzer vor der Rechtshängigkeit 
des Eigentumsanſpruchs macht und die nicht in den gewöhnlichen Erhaltungskoſten be⸗ 
ſtehen, ſind ihm ſchlechthin zu erſetzen (Abſ 1). Ob der Wert der Sache zu der Zeit, da 
der Eigentümer fie wiedererlangt, noch erhöht iſt oder nicht, iſt gleichgültig. Für den Erſatz⸗ 
anſpruch verſchlägt es auch nichts, daß die Verwendungen auf einem Vertrage mit einem 
Dritten beruhen, der dem Verwender haftet (RG Gruch 57, 998). Notwendig iſt eine 
Verwendung, wenn ſie zur Erhaltung oder zur ordnungsmäßigen Bewirtſchaftung der Sache 
erforderlich iſt. Es handelt ſich nicht nur um Ausbeſſerungen, ſondern auch um Neuanlagen, 
wie die Errichtung von Zäunen, Mauern, Dämmen, Scheunen. Nicht bloß die körperliche 
Sache als ſolche iſt in Betracht zu ziehen, ſondern auch das lebenswichtige Intereſſe des 
Betriebs, in deſſen Zweck die Sache (das Grundſtück) geſtellt iſt. Was dieſen Betrieb am 
Leben erhält oder jo ausgeſtaltet, daß er nutzbringend bleibt, ift notwendig. Unter Umſtänden 
kann für eine Schankwirtſchaft ein Erweiterungsbau zur Schaffung von Gaſtzimmern not- 
wendig fein (RG 117, 115). Der Begriff iſt ein objektiver; auf die Auffaſſung des Ver⸗ 
wendenden kommt es nicht an (OLG 15, 358). Daß die in 994 Abs 1 Satz 2, 8 995 ge⸗ 
nannten Erhaltungskoſten und Aufwendungen zur Beſtreitung von Laſten der Sache zu 
den notwendigen Verwendungen gehören, geht aus dem Geſetze unmittelbar hervor. 


3. Die gewöhnlichen Erhaltungskoſten, d. h. die regelmäßig wiederkehrenden Aus 
gaben, die nach einem Voranſchlag von vornherein in Rechnung geſtellt werden (Viehfutter⸗ 
koſten, RG 52, 166; laufende Arbeitslöhne, RG Gruch 47, 940), erſcheinen als Gegen- 
ſtück der Nutzungen und werden daher dem Beſitzer, dem ſolche verbleiben, 
nicht erſtattet. Dies gilt auch dann, wenn die Erhaltungskoſten den Betrag der Nutzungen 
überſteigen; die Vorteilsausgleichung findet ſummariſch ſtatt. Nicht einmal das iſt nötig, 
daß Nutzungen tatſächlich gezogen ſind; entſcheidend iſt nur, daß die Sache überhaupt 
ſolche abwirft (OLG 41, 160) und daß der Beſitzer nach den 59 987ff. ein Recht auf 
ſie hat. Danach bezieht ſich die Beſtimmung auf den redlichen, unverklagten Beſitzer, 
der entgeltlich erworben hat, ſowie auf deſſen unredlichen Beſitzmittler. Nur ſolche Be⸗ 
ſitzer dürfen (abgeſehen von den hier nicht in Betracht kommenden Übermaßfrüchten des 
$ 998 Abs 1) die etwa gezogenen Nutzungen behalten. Unredliche, nicht unter $ 991 Abſ 1 
fallende Beſitzer, desgleichen Prozeßbeſitzer müſſen die Nutzungen herausgeben; daher iſt 
es in der Ordnung, daß ihnen anderſeits auch ſelbſt die gewöhnlichen Erhaltungskoſten erſetzt 
werden. Der redliche Beſitzer, der den Beſitz unentgeltlich erlangt und Nutzungen vor dem 
Prozeſſe gezogen hat, rechnet die laufenden Ausgaben auf die nach $ 988 herauszugebende 

ereicherung an. Durch freiwillige Überlaſſung der Nutzungen kann ſich der Eigentümer 
von der Erſatzpflicht nicht befreien. — Außergewöhnliche Erhaltungskoſten (z. B. 
Erneuerungsbauten) find allen Beſitzern ohne Rückſicht auf die Nutzungen zu vergüten (vgl. 
auch $ 995 Satz 2). 


4. Notwendige Verwendungen, die der Beſitzer nach dem Eintritt der Rechts hängig ⸗ 
reit oder in böſem Glauben macht, erhält er nur nach den Grundſätzen über auftragloſe 
Geſchäftsführung (SS 683, 684) erſetzt. Es genügt alſo nicht die Notwendigkeit nach all- 
gemeinen wirtſchaftlichen Anforderungen. Vielmehr müſſen die Verwendungen, ſofern fie 
nicht zur Erfüllung einer im öffentlichen Intereſſe liegenden Pflicht des Eigentümers er⸗ 
forderlich oder von ihm genehmigt ſind, ſeinem wirklichen oder mutmaßlichen Willen ent 
ſprechen; iſt dies nicht der Fall, fo wird nur die Bereicherung erſetzt. Über den Begriff des 
böſen Glaubens vgl. 9 990 A 2, 3. Der Handwerker, der die Sache zur Ausbeſſerung erhält, 
iſt nicht deshalb bösgläubig, weil er weiß, daß der Beſteller ſie gemietet hat (RG Gruch 
57, 999). Der beſitzende Käufer kann gutgläubig fein, obgleich er das Beſtehen eines Vor⸗ 
e kennt (ORG 29, 354). — Da der Prozeßbeſitzer und der unredliche Beſitzer nicht 
beſſer geſtellt fein können als der redliche nichtrechtshängige Beſitzer, müſſen auch die troß der 
räumlichen Stellung der Vorſchrift ſich die Anrechnung der Nutzungen nach Abs 1 Satz 2 
gefallen laſſen (OLE 41, 160). 


5. Beweislaſt. Der Beſitzer hat die Verwendungen, ihren Wert und ihre Notwendig ⸗ 
eit zu beweiſen. Der Eigentümer kann dagegen dartun, daß es ſich nur um gewöhnliche 
Erhaltungskoſten handelt oder daß die Verwendung nach dem Eintritte der Rechtshängig 
keit oder des böſen Glaubens ſtattgefunden hat. Macht dann der Beſitzer geltend, daß 
gleichwohl nach Abſ 2 ein Anſpruch begründet iſt, ſo hat wiederum er dies zu beweiſen. 
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8 995 


Zu den notwendigen Verwendungen im Sinne des § 994 gehören auch 
die Aufwendungen, die der Beſitzer zur Beſtreitung von Laſten der Sache 
macht. Für die Zeit, für welche dem Beſitzer die Nutzungen verbleiben, 
ſind ihm nur die Aufwendungen für ſolche außerordentliche Laſten zu er⸗ 
ſetzen, die als auf den Stammwert der Sache gelegt anzuſehen ſind!). 

E II 909; P 3 353, 354, 373. 


1. Der $ 995 zieht eine Folgerung aus § 994. Daß zu den notwendigen Verwendungen 
auf die Sache auch die Aufwendungen zur Beſtreitung ihrer Laſten gehören, wird hier wie 
in $ 2022 Abſ 2, § 2185 beſonders hervorgehoben. Eine Begriffsbeſtimmung der „Laſten“ 
in RG 66, 318. a) Den „gewöhnlichen Erhaltungskoſten“ des § 994 Ab] 1 Satz 2 entſprechen 
die gewöhnlichen Laſten, öffentlich-rechtliche und privatrechtliche, z. B. die Jahresſteuern 
der Sache (Staats- und Gemeindegrundſteuern uſw.), die Zinſen der auf ihr ruhenden 
Hypotheken und Grundſchulden, die einzelnen Reallaſt⸗ oder Rentenleiſtungen. Sie er⸗ 
ſcheinen als Minderung der Nutzungen, aus denen ſie zu decken ſind, und ſind daher dem 
redlichen Bog Beſitzer (Genaueres |. $ 994 A 3), da er die Nutzungen be- 
halten darf, nicht zu erſetzen. Doch kann nach § 1047 der Nießbraucher (und deshalb 
auch der redliche Nießbrauchsbeſitzer, 8 994 A 1) Erſatz für ſolche privatrechtliche Laſten 
verlangen, die erſt nach der Nießbrauchsbeſtellung auf die Sache gelegt wurden. Kehren 
die Laſten regelmäßig wieder, ſo hat ſie für die Zeit bis zur Bösgläubigkeit oder bis zum 
Prozeßbeginn der Beſitzer, für die Zeit nachher der Eigentümer zu tragen; ſind ſie nur 
beim Eintritt beſonderer Ereigniſſe zu entrichten, fo entſcheidet die Fälligkeit ($ 108). 
b) Den Gegenſatz zu den gewöhnlichen bilden die „außerordentlichen Laſten, die als 
auf den Stammwert der Sache gelegt anzuſehen ſind“ (d. h. die kapitalmin⸗ 
dernden, diejenigen, die nicht aus den Erträgniſſen beftritten werden ſollen, vgl. Mot 3, 516). 
Hat der redliche Beſitzer vor dem Prozeſſe derartige Laſten getilgt, ſo gebührt ihm ſtets 
Erſatz, mag es ſich um öffentliche Laſten handeln (z. B. um beſondere Kriegsleiſtungen, 
einmalige Abgaben zur Straßenanlegung, Kanaliſation) oder um privatrechtliche (Rück⸗ 
zahlung des Hypotheken oder Grundſchuldkapitals, Anerbenabfindung uſw.). Ahnliche 
Beſtimmungen, zum Teil in ungenauerer Faſſung, finden ſich in $$ 1047, 1385 Nr 1 (1654), 
2126, 2379. — Der unredliche Beſitzer und der Prozeßbeſitzer haben Anſpruch 
auf Erſatz von Laſten jeder Art, aber nur nach dem Recht der unbeauftragten 
Geſchäftsführung (vol. $ 994 A 4). 


8 996 


Für andere als notwendige Verwendungen!) kann der Beſitzer Erſatz nur 
inſoweit verlangen, als ſie vor dem Eintritte der Rechtshängigkeit und 
vor dem Beginne der im 5 990 beſtimmten Haftung gemacht werden und 


der Wert der Sache durch ſie noch zu der Zeit erhöht iſt, zu welcher der 
Eigentümer die Sache wiedererlangt?) ). 
E 1 936 Abſ 1, 2 II 908 Abſ 2; M 3 411 P 3 350—363. 


1. Andere als notwendige Verwendungen, mithin impensae utiles und voluptuariae. 
Erſtere, die nützlichen Verwendungen (Melivrationen), find ſolche, die, ohne notwendig zu 
fein (vgl. 8 994 A 2), ben objektiven Wert der Sache (nicht gerade den Vorteil des konkreten 
Eigentümers) erhöhen, ſei es durch Steigerung des Verkaufswerts, ſei es durch Kräftigung 
der Einkommensfähigkeit. Indem das Geſetz zwiſchen dieſer Art der Verwendungen und 
den wirtſchaftlich unnützen Luxusausgaben nicht unterſcheidet, beſtimmt es, daß unredliche 
Beſitzer und Prozeßbeſitzer für nichtnotwendige Verwendungen überhaupt keinen Erſatz 
erhalten ſollen, auch nicht einmal nach den Vorſchriften über die ungerechtfertigte Bereiche 
rung. Nur das Wegnahmerecht des $ 997 ſteht ihnen offen. 


2. Dem redlichen Beſitzer, der nichtnotwendige Verwendungen vor 
der Rechtshängigkeit der Eigentumsklage vorgenommen hat, wird ein 
Erſatzrecht gewährt. Vorausſetzung iſt aber, daß die Verwendungen den Wert der Sache 
erhöht haben (impensae utiles, vgl. A 1) und daß die Erhöhung noch zu der Zeit, zu 
welcher der Eigentümer die Sache wiedererlangt, fortdauert. Nur der in dieſem 
Augenblick vorhandene Mehrwert kann verlangt werden, und anderſeits der Mehrwert nur 
inſoweit, als er den Betrag der Verwendung nicht überſteigt (vgl. RG 106, 149). Fällt 
die Werterhöhung vor der Rückgabe der Sache fort, fo iſt das Erſatzrecht ausgeſchloſſen: 
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der Beſitzer trägt inſofern die Gefahr. Doch enticheidet ſtatt der Wiedererlangung der 
etwaige frühere Zeitpunkt, zu dem der Eigentümer in Annahmeverzug gerät oder die Ver⸗ 
wendungen genehmigt (vgl. § 300 Abſ 1, § 1001). 

3. Zu beweiſen hat der Beſitzer ſowohl den Wert der Verwendung als auch den Be⸗ 
trag, um den durch ſie der Wert der Sache im maßgebenden Zeitpunkte (A 2) erhöht war. 
Dagegen liegt der Beweis, daß die Verwendung erſt nach dem Eintritt der Bösgläubigkeit 
oder der Rechtshängigkeit vorgenommen wurde, dem Eigentümer ob. 


8 997 


) Hat der Beſitzer mit der Sache eine andere Sache als weſentlichen Be⸗ 
ſtandteil verbunden, jo kann er ſie abtrennen und ſich aneignen?). Die 
Vorſchriften des §S 258 finden Anwendung. 

Das Recht zur Abtrennung iſt ausgeſchloſſen, wenn der Beſitzer nach 

994 Abſ 1 Satz 2 für die Verwendung Erſatz nicht verlangen kann oder 
die Abtrennung für ihn keinen Nutzen hat oder ihm mindeſtens der Wert er⸗ 
ſetzt wird, den der Beſtandteil nach der Abtrennung für ihn haben würde ). 

E 1 936 A0f 3 II 910; M 3 414; P 3 354—357, 373: 6 238, 239. 


1. Hat ein Beſitzer mit der herauszugebenden Sache eine eigene verbunden, ohne ſie 
zu einem weſentlichen Beſtandteile (88 98, 94) der andern zu machen, fo iſt fein Eigentum 
unberührt geblieben. Nach $ 985 kann er feine Sache wegnehmen oder, wenn er fie mit 
der andern an deren Eigentümer herausgegeben hat, von dieſem zurückfordern. Hierüber 
hinaus gewährt § 997 ein Wegnahmerecht (jus tollendi) auch in dem Falle, wenn die 
verbundene Sache zum weſentlichen Beſtandteil der andern geworden, mithin (vgl. 
§8 946, 947 Abf 2) in das Eigentum des Herrn der Hauptſache gelangt iſt. Immer aber ift 
daran feſtzuhalten, daß § 997 dem Beſitzer nur ein Gegeurecht verleiht, wenn der Eigentümer 
die Sache wiedererlangt oder doch zurückfordert. Gegenüber einer Klage aus 55 946, 951 
kann eine Einrede aus 8 907 Abſ 2 nicht erhoben werden (ch Gruch 67, 316). Die Wegnahme 
nach § 997 Abſ 1 enthält außer der Trennung eine Aneignung; anderſeits iſt fie ausgeſchloſſen, 
wenn eine der drei in Abſ 2 genannten Ausnahmen vorliegt. Mag indes durch die Ver⸗ 
bindung ein weſentlicher Beſtandteil geſchaffen ſein oder nur ein unweſentlicher, der aber 
als Einrichtung der Sache dauernd erkennbar blieb; immer muß nach $ 258 der wegnehmende 
Beſitzer die Hauptſache auf ſeine Koſten in den vorigen Stand ſetzen, während der Eigen⸗ 
tümer, der ſie zuſammen mit der andern Sache wiedererlangt, die Wegnahme erſt nach 
Sicherheitsleiſtung zu geſtatten braucht. Beide Fälle (der des § 997 und der nur unter 
3 258 gehörige, wo ein weſentlicher Beſtandteil nicht entſtanden iſt) ſtimmen ferner darin 
überein, daß das Wegnahmerecht dem Beſitzer ohne Rückſicht auf guten oder böſen Glauben 
zuſteht. Auch die ſonſtigen Verſchiedenheiten im Beſitz ſpielen keine Rolle, nur daß natür⸗ 
lich ein mittelbarer Beſitzer nicht zur eigenmächtigen Wegnahme, ſondern nur zur Erhebung 
des Anſpruchs nach $ 258 Satz 2 imſtande iſt. Desgleichen kann es in beiden Fällen vor- 
kommen, daß nach $ 994 oder 9.996 mit dem Wegnahmerecht ein Recht auf Verwendungs⸗ 
erſatz zuſammentrifft. Der Beſitzer hat dann die Wahl, welches Recht er geltend machen 
will. Kann die Verbindung nicht als Verwendung auf die herauszugebende Sache auf- 
gefaßt werden, ſo iſt er auf das Wegnahmerecht beſchränkt, wie dies vom unredlichen Ber 
ſitzer und vom Prozeßbeſitzer auch dann gilt, wenn ſich die Verbindung zwar als Verwen- 
dung, aber nicht als notwendige Verwendung darſtellt (vgl. 8 996 A 1). Eine Zeitgrenze 
it für das Wegnahmerecht des $ 997 fo wenig vorgeſehen wie für das des $ 258. Eine 
entſprechende Anwendung des § 1002 läßt ſich nicht begründen (vgl. SeuffA 68 Nr 235). 
Anders verhält es ſich für die Vorſchriften des § 999, die auch für das Wegnahmerecht unent- 
behrlich find (vgl. dort A 3). — Wo Vertrag oder Geſetz ein erweitertes Wegnahmerecht 
verleihen, greifen die Ausnahmen des 8 997 Abſ 2 nicht Platz. Geſetzliche Beſtimmungen 
dieſer Art |. in 99 500, 547 (581), 601, 1049 (1093), 1216, 2125. 

„ 2. Das Aneignungsrecht bedeutet die Befugnis, durch Abtrennung und Beſitzergreifung 
Eigentum an dem bisherigen weſentlichen Beſtaudteil zu erwerben. Dabei wird jedoch 
vorausgeſetzt, daß die abzutrennende Sache vor der Verbindung dem Beſitzer gehörte; trifft 
dies nicht zu, fo iſt nach § 951 Abſ 2 Satz 2 ihr früherer Eigentümer derjenige, dem das 
Aneignungsrecht zuſteht. Das Verhältnis zwiſchen dieſer Beſtimmung und $ 997 darf nicht 
etwa ſo gedacht werden, als ob auch $ 951 das Aneignungsrecht auf den Beſitzer der Haupt- 
ache beſchränkte und es ihm ſelbſtändig nur für den Fall einräumte, wenn die abzutrennende 
Sache, ohne von ihm ſelber verbunden zu fein, ihm gehört hat. Vielmehr erlaubt $ 951 
dem früheren Eigentümer die Aneignung allgemein, gleichviel wie und von wem die Ver 
bindung vorgenommen war, und ohne Rückſicht darauf, ob er die Hauptſache jemals beſaß 
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(vgl. RG 68, 422). Beide zugleich aber, der frühere Eigentümer und ein davon verſchie⸗ 
dener Beſitzer, können nicht wohl aneignungsberechtigt 77150 — Solange der Beſitzer die 
Hauptſache noch nicht an deren Eigentümer herausgegeben hat, wirkt das Recht gegen jeder⸗ 
mann. Der Geſtattungsanſpruch des $ 258 Satz 2 hat obligatoriſche Natur; Schuldner iſt 
der Eigentümer der Hauptſache zur Zeit der Verbindung (RG 63, 422). Da der Eigen⸗ 
tumserwerb erſt durch die Beſitzergreifung erfolgt, kann ein Geſchäftsunfähiger das An⸗ 
eignungsrecht nicht ſelbſtändig ausüben (vgl. $ 872 A 1). 

3. Das Wegnahmerecht iſt ausgeſchloſſen: a) wenn die Verbindung zu den gewöhn⸗ 
lichen Erhaltungskoſten gehört (Dachreparatur uſw.) und vom redlichen Beſitzer vor der 
Rechtshängigkeit des Eigentumsanſpruchs vorgenommen wurde. Dies aus dem Grunde, 
weil alsdann die Verwendung durch die dem Beſitzer verbleibenden Nutzungen ausgeglichen 
wird (vgl. § 994 A 3); b) wenn die Abtrennung für den Beſitzer keinen Nutzen hat. Die 
Vorſchrift geht weiter als das allgemeine Schikaneverbot des § 226: es genügt, wenn im 
gegebenen Fall kein Intereſſe (auch kein Affektionsintereſſe) an der Abtrennung beſteht; 
e) wenn dem Beſitzer der Wert erſetzt wird, den der Beſtandteil nach der Trennung für 
ihn haben würde. Ob der Eigentümer oder jemand anders den Wert erſetzt, it gleich 
gültig. Durch die Leiſtung des Erſatzes oder, wenn die Annahme grundlos abgelehnt 
wird, durch das erfolgloſe Angebot wird die Entftehung des Wegnahmerechts verhindert. 
Häufig wird der Beſitzer nach Treu und Glauben verpflichtet ſein, den Eigentümer vor der 
Abtrennung zur Erſatzleiſtung aufzufordern. Um das Wegnahmerecht auszuſchließen, braucht 
nur der Wert des Beſtandteils nach der Trennung erſetzt zu werden, nicht die höhere Summe, 
die der Beſitzer etwa nach § 994 oder § 996 fordern kann. Doch kommt es auf den Wert 
an, den der Beſtandteil „für ihn“ haben würde, fo daß feine perſönlichen Verhältniſſe und 
ſelbſt ein Liebhaberwert zu berückſichtigen find. Die Abtrennungs, und Wegſchaffungs⸗ 
koſten, die ja tatſächlich nicht entſtehen, ſind bei Ermittlung des Wertes nicht zu berück- 
ſichtigen (RG 106, 149). N 

4. Das Wegnahmerecht bezieht ſich auch auf Bäume und Pflanzen, die der Beſitzer in 
ein fremdes Grundſtück eingepflanzt hat. Hierbei iſt zu beachten, daß eine durch die Ein 
pflanzung herbeigeführte Wertſteigerung der Pflanzen als Nutzung des Grundſtücks erſcheint. 
Nach 89 987, 990 haben Prozeßbeſitzer und unredliche Beſitzer auf die Rutzungen keinen An⸗ 
ſpruch. War daher der Beſitzer bösgläubig oder nahm er die Einpflanzung erſt nach der 
Rechtshängigkeit vor, fo kann fein Wegnahmerecht durch einen Entſchädigungsauſpruch des 
Grundeigenkümers beſchränkt werden. Insbeſondere hat dieſer, wenn er von der Löſungs⸗ 
befugnis des Abſ 2 Gebrauch macht, dem Beſitzer nur den Wert zu erſetzen, den die Pflanze 
vor ihrer Verbindung mit dem Grundſtücke hatte. 


8 998 


Iſt ein landwirtſchaftliches Grundſtück herauszugeben, ſo hat der Eigen⸗ 
tümer die Koſten, die der Beſitzer auf die noch nicht getrennten, jedoch nach 
den Regeln einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft vor dem Ende des Wirt⸗ 
ſchaftsjahrs zu trennenden Früchte verwendet hat, inſoweit zu erſetzen, als 


ſie einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft entſprechen und den Wert dieſer Früchte 
nicht überſteigen !). 
E II 911; P 3 357, 878. 


1. Verwendungen des Beſitzers auf herauszugebende Früchte werden aus volkswirt⸗ 
ſchaftlichen Gründen in höherem Maße begünſtigt als ſolche auf die Sache (das Grund 
ſtück) ſelbſt. Ohne daß es auf ſeinen guten oder böſen Glauben oder auf die Rechtshängig⸗ 
keit oder Nichtrechtshängigkeit der Klage ankommt, ſind ſie ihm inſoweit zu erſetzen, als 
ſie einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft entſprechen und den Wert der Früchte 
(zur Zeit der Herausgabe) nicht überſteigen. Für den Fall, daß die Früchte bereits 
getrennt find, wird dies in $ 102 ſchlechthin angeordnet (vgl. dort A 2—5). Sind die Früchte 
noch nicht getreunt und als Beſtandteile des Grundſtücks mit dieſem herauszugeben, ſo ſchreibt 
$ 998 den Koſtenerſatz vor, jedoch muß es ſich um ein landwirtſchaftliches Grundſtück 
handeln und die Früchte müſſen nach den Regeln einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft 
noch vor dem Ende des laufenden Wirkſchaftsjahres zu trennen fein. Über den 
Begriff des landwirtſchaftlichen Grundſtücks |. $ 582 A 1. Der Anfang des Wirtſchaftsjahres 
richtet ſich nach dem örtlichen Herkommen, muß aber für jede Gegend einheitlich beſtimmt ſein. 
An beſondere Wiriſchaftsjahre für die einzelnen Fruchtarten denkt das Geſetz nicht, da ſolche 
Zeiträume mit der Erute enden würden. Die Einſchränkung, daß die Früchte vor dem 
Ende des Wirtſchaftsjahres trennbar fein müſſen, wird beſonders praktiſch bei Früchten mit 
mehrjähriger Fruchtperiode. Statt des Wirtſchaftsjahres entſcheidet für den Pächter das 
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Pachtjahr ($ 592), was auf den Nießbraucher, ehemännlichen und elterlichen Nutznießer 
ſowie auf den Vorerben entſprechend anzuwenden iſt (vgl. 88 1055, 1421, 1663, 2130). 
Aus der Stellung des $ 998 in dem Abſchnitt über Verwendungen auf die Sache ergibt 
ſich aber, daß das Erſatzrecht des Beſitzers, abweichend von den ſoeben angezogenen Vor⸗ 
i und von § 102, nur nach Maßgabe der 88 1000—1003 geltend gemacht werden 
ann. 


8 999 


Der Beſitzer kann für die Verwendungen eines Vorbeſitzers, deſſen Rechts⸗ 
nachfolger er geworden iſt, in demſelben Umfang Erſatz verlangen, in 
welchem ihn der Vorbeſitzer fordern könnte, wenn er die Sache heraus⸗ 
zugeben hätte). 

Die Verpflichtung des Eigentümers zum Erſatze von Verwendungen er⸗ 
ſtreckt ſich anch auf die Verwendungen, die gemacht worden ſind, bevor er 
das Eigentum erworben hat)). ö 

E 1 937 II 912; M 3 416; P 3 357—359; 37. 


1. Nicht nur der Erbe ($ 857), ſondern auch der Einzelnachfolger des Beſitzers kann 
für Verwendungen ſeines Rechtsvorgängers Erſatz fordern. Veräußert der Beſitzer 
die Sache und erwirbt der neue Beſitzer kein Eigentum, weil der Veräußerer Nichteigen⸗ 
tümer war, ſo geht wenigſtens der Verwendungsanſpruch des Veräußerers auf ihn über. 
Doch kann der Übergang durch Vertrag ausgeſchloſſen werden. Keine Rechtsnachfolge 
liegt in der Begründung eines Rechtsverhältniſſes, kraft deſſen ein Dritter als unmittel- 
barer Beſitzer dem bisherigen unmittelbaren und nunmehrigen mittelbaren Beſitzer den 
Beſitz vermittelt. Daher ſteht dem unmittelbaren Beſitzer ein Erſatzanſpruch wegen der 
Verwendungen des mittelbaren Beſitzers nicht zu. Macht er nach § 986 Abſ 1 Satz 1 (vgl. 
dort A 1) deſſen Zurückbehaltungsrecht (§ 1000) geltend, fo iſt er zur Herausgabe Zug 
um Zug gegen Befriedigung des mittelbaren zu verurteilen. Der Erſatzanſpruch geht in 
demſelben Umfang über, in welchem er in der Perſon des Vorbeſitzers begründet iſt. 
Hatte der Vorbeſitzer infolge ſeiner Gutgläubigkeit für nützliche Verwendungen Erſatz zu 
verlangen ($ 996), fo kommt dies auch dem neuen Beſitzer zugute, mag er ſelber auch 
bösgläubig ſein. 

2. Paſſiv erſtreckt ſich die Verpflichtung des Eigentümers auch auf die Verwendungen, 
die zur Zeit des früheren Eigentümers gemacht wurden. Außer für die Erbfolge und 
die Auflaſſung von Grundſtücken hat das Bedeutung für die Fälle, wenn eine bewegliche 
Sache nach § 931 oder durch constitutum possessorium des mittelbaren Beſitzers veräußert 
wird. Das Zurückbehaltungsrecht des Beſitzers würde in dieſen Fällen ſchon aus $ 986 
Abf 2 folgen (vgl. dort A 4). Eine Ausnahme von dem Eintragungsprinzip bei Grund⸗ 
ſtücken liegt ebenſowenig vor wie bei den Vorſchriften der 88 571ff.; der § 892 ift nicht 
anwendbar. Wegen der Haftung des früheren Eigentümers gegenüber dem jetzigen bei 
entgeltlicher Veräußerung der Sache vgl. §8 434, 445. — Der Sinn der Beſtimmung iſt 
nur der, daß die Zeit der Verwendung gleichgültig ſein ſoll; um einen Eintritt in die Ver⸗ 
pflichtung des früheren Eigentümers handelt es ſich nicht. Hat der frühere Eigentümer, 
aber nicht der jetzige, der die Sache wiedererlangte, die Verwendungen genehmigt, ſo iſt 
letzterer nach $ 1001 Satz 2 noch immer befugt, ſich durch Rückgabe zu befreien. Ander 
ſeits haftet der frühere Eigentümer trotz der Veräußerung aus feiner Genehmigung weiter; 
er wird nur frei, wenn er weder genehmigt noch die Sache wiedererlaugt hat. Nimmt 
er die Veräußerung erſt nach der Wiedererlangung vor, ſo iſt er allein der Verpflichtete; 
5 999 Abſ 2 greift dann überhaupt nicht Platz. — Im Falle des 8 994 Abſ 2 (notwendige 
Verwendungen, die der Beſitzer nach der Rechtshängigkeit oder in böſem Glauben macht) 
kommt es für die Frage, ob die Verwendungen dem Willen des Eigentümers gemäß ſind 
($ 683), auf die Perſon desjenigen an, der zur Zeit ihrer Vornahme Eigentümer war. — 
Auf eine Dinglichkeit des Verwendungsanſpruchs darf aus § 999 Abi 2 nicht 
geſchloſſen werden (vgl. R 71, 427; Gruch 57, 998). Im Konkurſe des Eigentümers 
iſt nur eine Konkursforderung verfolgbar, mit Abſonderungsrecht nur nach Maßgabe des 
§ 49 Nr 3 KO. Bei der Grundſtückszwangsverſteigerung gehört der Verwender nicht zu 
den Beteiligten im Sinne des ZIG 5 9 Nr 2 (vgl. § 1000 A 2, 8 1008 A 1), und aus⸗ 
drücklich beſtimmt ZVG 5 98 Abf 2, daß der Erſteher Verwendungen, die vor dem Zu⸗ 
ſchlage gemacht find, nicht zu erſetzen braucht. Verwendungen nach dem Zuſchlage erſetzt 
er nach den allgemeinen Beſtimmungen, alſo, ſoweit es ſich nicht um notwendige Ver⸗ 
wendungen handelt (88 994, 995), nur dann, wenn ſie der Verwender in gutem Glauben 
vor Zuſtellung der Vollſtreckungsklauſel oder der auf ihre Erteilung gerichteten Klage ge- 
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macht hat und wenn zugleich der Wert der Sache noch zur Zeit der Herausgabe erhöht iſt 
(8996). Ahnlich wie mit dem Erſteher verhält es ſich mit demjenigen, zu deſſen Gunſten etwas 
enteignet wird. Er erwirbt den enteigneten Gegenſtand grundſätzlich frei von Verpflich⸗ 
tungen; der Beſitzer muß feine Anſprüche als Nebenberechtigter im Enteignungsverfahren 
geltend machen. 

3. Beide Abſätze des $ 999 find nach Sinn und Zweck des Geſetzes auch auf das Weg⸗ 
nahmerecht des Beſitzers ($ 997) zu beziehen. Insbeſondere richtet ſich auch dieſes Recht 
gegen den jeweiligen Eigentümer, ohne jedoch in der Zwangsverſteigerung des Grundſtücks 
ein Widerſpruchsrecht zu geben oder gegen den Erſteher zu wirken. Im Konkurſe iſt das 
Wegnahmerecht ausgeſchloſſen. Eine Ausſonderung des weſentlichen Beſtandteils iſt nicht 
möglich, da Trennung und Aneignung durch KO $ 15 verhindert werden. 


8 1000 


Der Beſitzer kann die Herausgabe der Sache verweigern, bis er wegen 
der ihm zu erſetzenden Verwendungen befriedigt wird. Das Zurütk⸗ 
behaltungsrecht ſteht ihm nicht zu, wenn er die Sache durch eine vorſätzlich 
begangene unerlaubte Handlung erlangt hat)). 

E I 938 Abſ 2, II 913 Abſ 3; M 3 416, 417; P 3 359; 4 592. 


1. Die 88 1000 —1003 regeln die Rechtsbehelfe, die, abgeſehen von dem Wegnahme ⸗ 
recht ($ 997), dem Beſitzer wegen der Verwendungen zuſtehen. Sie finden auf den Erb- 
ſchaftsanſpruch unmittelbare, auf die Anſprüche des Finders entſprechende Anwendung 
(vgl. 88 2022 Abſ 1, 972, 974). — $ 1000 greift nicht ein, wenn nicht Herausgabe des Grund⸗ 
ſtücks, ſondern Grund buchberichtigung durch Löſchung des gegenwartig eingetragenen 
und Wiedereintragung des früheren Eigentümers verlangt wird. Dann kann $ 273 Abſ 2 
zutreffen (RG 114, 268). — $ 1000 iſt trotz $ 273 Abf 2 notwendig, weil die dort geforderte 
Fälligkeit des Verwendungsanſpruchs nach § 1001 erſt eintritt, wenn der Eigentümer 
die Sache wiedererlangt oder die Verwendungen genehmigt, der Beſitzer aber auch ohne⸗ 
dies retentionsberechtigt ſein ſoll (anders Rs Gruch 57, 1000). Im übrigen verbleibt es 
bei den auf § 273 Abſ 2 bezüglichen Vorſchriften. Daher ſchließt die Erlangung der Sache 
durch eine vorſätzlich begangene unerlaubte Handlung das Zurückbehaltungsrecht aus (58 273 
Abſ 2, 1000 Satz 2). Indeſſen iſt der Beklagte, wenn beide Parteien ſich in derſelben Weiſe 
gegen ein geſetzliches Verbot vergangen, z. B. ein land wirtſchaftliches Grundſtück ohne 
die nach $7 der BRVO v. 15. 3. 1918 (RGBl. 123) erforderliche Genehmigung übergeben 
haben, doch zur Zurückhaltung befugt, ſofern nicht etwa ein öffentliches Jutereſſe entgegen⸗ 
ſteht; der Hinweis des Klägers auf § 1000 Satz 2 wird durch den Einwand der Argliſt und 
die Berufung auf den dem $ 817 Satz 2 zugrunde liegenden Rechtsgedanken ausgeräumt. 
Schlechthin nichtig iſt der Beſitzerwerb unter ſolchen Umſtänden nicht, denn er iſt kein Rechts 
geſchäft im Sinne des § 134 (RG 110, 365; LZ 1925, 854; 22. 5. 24 V 370/24). Ob ſich die 
unerlaubte Handlung gegen den Eigentümer oder gegen einen Dritten richtet, iſt unerheblich; 
doch genügen nicht immer verbotene Eigenmacht oder ſtrafbare Handlung (3 992), da fie auch 
fahrläſſig und ſogar (vgl. § 992 A 1) ohne jedes Verſchulden begangen werden können. Nach 
§ 273 Abſ ferner iſt der Eigentümer befugt, die Ausübung des Zurückbehaltungsrechts durch 
reale Sicherheitsleiſtung ($ 232 Abſ 1) abzuwenden; endlich beſteht nach 9 274 die Wirkung des 
Zurückbehaltungsrechts darin, daß der Beſitzer zur Herausgabe Zug um Zug gegen Erſatz der 
Verwendungen verurteilt wird. — Betreffen die Verwendungen (3. B. Bauten) nur einen 
räumlich abgrenzbaren Teil des Grundſtücks, fo iſt doch, wie ſchon aus § 1003 Abſe1 Satz 2 
folgt, das ganze Grundſtück Gegenſtand des Zurückbehaltungsrechts. — Das Zurückbehal⸗ 
tungsrecht kann ungeachtet $ 1000 nicht Platz greifen, wenn ſich aus einem Vertrage der 
Parteien etwas anderes ergibt. Darüber, daß der Mieter das Grundſtück arg. $ 556 Abſ 2 
auch dem Eigentumsanſpruch gegenüber nicht zurückbehalten darf, vgl. 3 994 A 1. Ander. 
ſeits iſt zwiſchen Eigentümer und Beſitzer ein Zurückbehaltungsrecht möglich, das in feinen 
Vorausſetzungen über $ 1000 hinausgreift und ſich auf Abſ 1 des $ 273 ſtügt (fälliger Gegen, 
anſpruch aus demſelben rechtlichen Verhältnis; val. $ 986 A 1). Das Zurückbehaltungsrecht 
kann an ſich auch in der Berufungsinſtanz geltend gemacht werden (R 73, 54), aber 
nicht mehr, wenn das erſte, auf Herausgabe lautende, Urteil bereits vollſtreckt und der Be⸗ 
klagte nicht mehr Beſitzer iſt. Er ſteht dann nicht anders da, als ob er bei beſtehendem Zurück 
behaltungsrecht das Grundſtück freiwillig herausgegeben hätte (RG 109, 105). 

2. Das Zurückbehaltungsrecht in der Zwangsverſteigerung gegen den Eigentümer 
und im Konkurſe. a) Bei beweglichen Sachen. Da nach ZPO 5 809 Sachen um Beſitz 
eines Dritten gegen deſſen Willen nicht gepfändet werden dürfen, iſt der Verwender, der 
die Sache zurückbehält, zur Widerſpruchsklage gegen die Zwangsvollſtreckung (80 8 a 
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berechtigt. Im Konkurſe des Eigentümers gibt ihm KO 8 49 Nr 3 ein Abſonderungsrecht, 
ſoweit die Verwendungen den noch vorhandenen Vorteil nicht überſteigen. b) Bei un: 
beweglichen Sachen, insbeſondere Grundſtücken und regiſtrierten Schiffen (vgl. ZPO 
8 864 Abs 1; 3G 88 162 ff.), hat das Zurückbehaltungsrecht Dritten gegenüber keine Kraft. 
Der Erſteher, der vor dem Zuſchlage gemachte Verwendungen nicht zu erſetzen braucht 
(BUG 5 93 Abf 2), wird auch durch das darauf geſtützte Zurückbehaltungsrecht nicht be 
troffen. An deſſen Stelle tritt auch keineswegs ein Anſpruch auf Erſatz aus dem Ver⸗ 
ſteigerungserlöſe. BVG 8 92 Ubf 1 bezieht ſich nur auf ſolche Rechte, deren Inhaber im 
Zwangsverſteigerungsverfahren Beteiligte find. Beteiligter aber — vgl. 8B 5 I Nr 2 — 
iſt der Zurückbehaltungsberechtigte von Geſetzes wegen nicht und kann es auch durch An⸗ 
meldung beim Vollſtreckungsgericht nicht werden. Weder hat er ein „Recht an dem Grund⸗ 
ſtück“, da hierunter nur dingliche Rechte verſtanden werden (RG 71, 430), noch ſteht fein 
Zurückbehaltungsrecht der Zwangsverſteigerung entgegen. In § 9 Nr 2 wird der Miet, 
und Pachtbeſitz ausdrücklich neben den die Verſteigerung hindernden Rechten aufgeführt, 
und § 93 Abſſ 1 verbietet die Zwangsvollſtreckung aus dem Zuſchlag nur gegen denjenigen, 
der auf Grund eines durch den Zuſchlag nicht erloſchenen Rechtes beſitzt. (So im Ergebnis 
auch RG 26. 10. 04 I 258/04, wodurch OLG 8, 116 aufgehoben wurde; vgl. § 1003 A 1). 
Soweit der Erſteher für Verwendungen aus der Zeit nach dem Zuſchlag haftet ($ 999 A 2), 
muß der Beſitzer, um fein Zurückbehaltungsrecht zu wahren, die Vollſtreckungsgegenklage 
der 3 5 767 erheben oder nach 8PO $ 732 Einwendungen gegen die Zuläſſigkeit der 
Vollſtreckungsklauſel geltend machen. Dem Geſagten entſpricht es, daß das Zurückbehal⸗ 
tungsrecht im Konkurſe kein Abſonderungsrecht gewährt. KO 8 49 Nr 3 gilt nur für be⸗ 
wegliche Sachen. 


8 1001 


) Der Beſitzer kann den Anſpruch auf den Erſatz der Verwendungen nur 
geltend machen, wenn der Eigentümer die Sache wiedererlangt?) oder die 
Verwendungen genehmigt). Bis zur Genehmigung der Verwendungen 
kann ſich der Eigentümer von dem Auſpruche dadurch befreien, daß er die 
wiedererlangte Sache zurückgibt“). Die Genehmigung gilt als erteilt, wenn 
der Eigentümer die ihm von dem Beſitzer unter Vorbehalt des Anſpruchs 
angebotene Sache annimmt“). 

E I 988 Abſ 1 II 013 Abſ 1: M 3 415—417; B 3 367, 360—364, 874; 4 591, 592. 


1. Einen ſelbſtändigen, klagbaren Anſpruch wegen der Verwendungen gewährt das 
Geſetz erſt nach Löſung des inneren Zuſammenhangs zwiſchen Vindikation und Gegenrecht 
des Beſitzers, wenn nämlich der Eigentümer entweder die Sache wiedererlangt oder 
2 Verwendungen genehmigt hat. Durch das eine oder andere ift der Anſpruch von 
Rechts wegen bedingt, ſo daß der Beſitzer einſtweilen weder mahnen noch aufrechnen 
kann und die Verjährung noch nicht beginnt. Im übrigen ſtehen die beiden Voraus- 
ſetzungen klagweiſer Geltendmachung des Anſpruchs einander nicht gleich. Genehmigt der 
Eigentümer, fo iſt er endgültig gebunden; der Anſpruch gegen ihn unterliegt der dreißig⸗ 
jährigen Verjährung. Erlangt er aber die Sache ohne Genehmigung wieder, ſo kann er ſich 
urch Rückgabe an den Beſitzer befreien. Tut er dies nicht und hatte ihm der Beſitzer die 
Sache herausgegeben, fo erliſcht der Anſpruch gegen ihn durch Ablauf der in § 1002 be- 
ſtimmten Ausſchlußfriſt. 

. 2. Sei es durch Herausgabe ſeitens des Verwenders oder auf andere Art. Erforder 
lich iſt aber nicht nur, daß der Eigentümer Beſitzer wird, ſondern zugleich auch, daß der Ber- 
wender den Beſitz verliert. Daher genügt es zwar, wenn der Verwender, der mittelbarer 
Beſitzer iſt, feinen Herausgabeanſpruch abtritt, nicht aber, wenn er durch Beſitzkonſtitut den 
Eigentümer zum mittelbaren Beſitzer und ſich ſelbſt zum Beſitzmittler macht. Handelt es 
ſich um ein Grundſtück, fo ſteht es der Wiedererlangung der Sache ſelbſt gleich, wenn das 
Grundſtück zwaugsweiſe verſteigert wird. Dies deshalb, weil der Erſteher nach 3G 8 93 
Abſ 2 von dem Erſatzanſpruch nicht betroffen wird und der Erlös dem früheren Eigentümer 
zugute kommt (zweifelnd RG 71, 430). 

3. Genehmigung iſt, wie in § 684, die Gutheißung der Verwendungen. Sie bedarf 
nicht der Eee dern 11989 ſich in langes een die ohne Mitteilungsabſicht 
vorgenommen werden. Rechnet der Eigentümer mit einer Gegenforderung auf, ſo hat 
er die Genehmigung erklärt. Über die Fiktion nach Satz 3 1. A 5. Die Genehmigung 
lann vor oder nach der Wiedererlangung der Sache erfolgen. Im letzteren Falle beſeitigt 
ſie die Rückgabebefugnis des Satz 2 (vgl. dazu auch 8 1002 Satz 1). Genehmigt der Eigen- 
tümer zugleich den für die Verwendungen vom Beſitzer geforderten Betrag, fo iſt eine Ver⸗ 
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einbarung getroffen, die über die Höhe des Erſatzanſpruchs entſcheidet. Der Eigentümer 
kann ſich aber auch darauf beſchränken, nur die Verwendungen als ſolche zu genehmigen, 
ſei es, daß er den geforderten Betrag beſtreitet oder daß ein beſtimmter Betrag nicht 
1 1 5 a: Alsdann find für die Höhe des Anſpruchs die geſetzlichen Vorſchriften 
maßgebend. 

5 Nötig zur Befreiung iſt nur die Zurückgabe des Beſitzes, nicht die Übertragung 
des Eigentums. Ein Abandon kommt nicht in Frage. Durch die Zurückgabe wird der 
frühere Zuſtand wiederhergeſtellt, ſo daß der Beſitzer retentionsberechtigt iſt (§ 1000) und, 
um ſich aus der Sache zu befriedigen, nach $ 1003 vorgehen muß. Hat er gegen eine Forde⸗ 
rung des Eigentümers mit ſeinem Erſatzanſpruch aufgerechnet, ſo wird die Aufrechnung 
hinfällig und die Forderung lebt wieder auf. Wenn der Eigentümer auf Erſatz verklagt 
wird und die Sache während des Prozeſſes zurückgibt, erledigt ſich die Klage. Es handelt 
ſich um eine alternative Ermächtigung, die mit dem Untergang der Sache erliſcht, aber 
durch deren Verſchlechterung nicht berührt wird. Der Eigentümer, der die Verſchlechterung 
nach Wiedererlangung der Sache verſchuldet hat, haftet dem Beſitzer, abgeſehen von dem 
Fall der Argliſt, auch nicht auf Schadenserſatz. Er kann mit ſeiner Sache verfahren, wie er 
will (a. M. Prot 3, 366). Stehen dem Eigentümer mehrere Beſitzer gegenüber, ein 
mittelbarer und ein vermittelnder, die beide Erſatz für Verwendungen fordern, ſo muß er 
zur Herſtellung des früheren Zuſtandes und, um ſich von beiden zu befreien, die Sache dem 
vermittelnden Beſitzer herausgeben. Statt der Rückgabe der Sache genügt es, wenn der 
Eigentümer den Beſitzer in Annahmeverzug verſetzt hat. 

5. Annahme der vom Beſitzer unter Vorbehalt des Anſpruchs angebotenen Sache 
wird vom Geſetz der Genehmigung gleichgeſtellt. Darin liegt eine Fiktion, kein auslegender 
oder ergänzender Rechtsſatz; ein Widerſpruch nützt dem Eigentümer nichts (vgl. RG Gruch 
66, 485). Doch muß eine Ausnahme für die Fälle gemacht werden, in denen der Beſitzer 
zur Zurückbehaltung nicht berechtigt iſt. Hat er die Sache durch eine vorſätzliche unerlaubte 
Handlung erlangt ($ 1000 Satz 2) oder iſt er ohne Rückſicht auf die Verwendung verurteilt, 
ſo kann der Eigentümer die ihm unter Vorbehalt angebotene Sache mit Verwahrung gegen 
den Erſatzanſpruch annehmen, ohne ſich dadurch dem Genehmigungspräjudiz zu unter⸗ 
werfen. Widerſpricht er freilich dem Vorbehalt nicht, fo iſt es trotz § 1000 Satz 2 und trotz 
des Urteils möglich, daß in der Annahme der Sache eine Genehmigung gefunden werden 
muß. Dies aber nur nach den Regeln der ſtillſchweigenden Willenserklärung; § 1001 Satz 3 
iſt nicht anwendbar. — Der Vorbehalt braucht nicht ausdrücklich zu fein; es genügt, wenn 
er ſich aus den Umſtänden zweifelsfrei ergibt (RG Gruch 66, 484). 


8 1002 


Gibt der Beſitzer die Sache dem Eigentümer heraus, ſo erliſcht der 
Anſpruch auf den Erſatz der Verwendungen mit dem Ablauf eines Monats, 
bei einem Grundſtücke mit dem Ablaufe von ſechs Monaten nach der Her⸗ 


ausgabe, wenn nicht vorher die gerichtliche Geltendmachung erfolgt oder 
der Eigentümer die Verwendungen genehmigt. 


Auf dieſe Friſten finden die für die Verjährung geltenden Vorſchriften 
der SS 203, 206, 207 entſprechende Anwendung). 
E 1938 Ab 3 II 918 Ubf 2; M 3 417; P 3 359—364, 874; 4 591, 592; 6 889, 


1. Genehmigt der Eigentümer die Verwendungen oder erlangt er die Sache in anderer 
Weiſe als durch Herausgabe ſeitens des Beſitzers wieder, ſo verjährt der Erſatzanſpruch 
wegen der Verwendungen in dreißig Jahren. § 1002 beſtimmt ftatt deſſen eine 
kurze Ausſchlußfriſt für den Fall, wenn der Beſitzer dem Eigentümer die Sache 
herausgibt, und zwar ohne ſich dabei ſeinen Anſpruch vorzubehalten. Die 
letztere Einſchränkung, die aus den Anfangsworten des Abs 1 nicht zu erſehen iſt, ergibt ſich 
aus den Schlußworten verbunden mit $ 1001 Satz g, da die Annahme der unter Vorbehalt 
des Anſpruchs angebotenen Sache als Genehmigung gilt (vgl. RG Gruch 66, 484). Die 
Friſt beträgt bei beweglichen Sachen 1, bei Grundstücken 6 Monate von der Herausgabe an; 
wegen der Berechnung vgl. $ 187 Abf 1, § 188 Abſ 2, 3. Sie wird gewahrt durch ge⸗ 
richtliche Geltendmachung des Anſpruchs, alſo (vgl. 8 209 Abſ 1, 2 Nr 1—3) durch 
Leiſtungs⸗ oder Feſtſtellungsklage, Zuſtellung eines Zahlungsbefehls, Anmeldung im Kon 
kurſe oder auch durch Aufrechnung, wenn nämlich der Eigentümer den Beſitzer aus irgend⸗ 
einem Grunde auf Zahlung verklagt und die Klage ohne Rückſicht auf den Aufrechnungs 
einwand des Beſitzers abgewieſen wird. Mit der Zurückbehaltungseinrede des § 1000 wird 
aber nicht der Anſpruch des 5 1001 geltend gemacht (RG Gruch 66, 488); gibt der Ber 
ſitzer die Sache vorbehaltlos heraus, fo nützt es ihm nichts, daß er in einem vorausge- 
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gangenen Vindikationsprozeß einredegemäß zur Herausgabe Zug um Zug gegen Verwen⸗ 
dungserſatz verurteilt wurde. Die Wirkungen der Klagerhebung entfallen nach § 212, wenn 
die Klage zurückgenommen oder ohne Sachentſcheidung abgewieſen wird. Auch dann läuft 
die Friſt nicht ab, wenn vor ihrem Ende der Eigentümer genehmigt. Obgleich 
ſie keine Verjährungsfriſt iſt, wird ſie durch Abſ 2 in einigen Beziehungen einer 
ſolchen gleichgeſtellt. Sie wird gehemmt durch Stillſtand der Rechtspflege und ſonſtige 
höhere Gewalt ($ 203); ihre Vollendung wird durch Mangel der geſetzlichen Vertretung des 
Beſitzers hinausgeſchoben (8 206); eine Verlängerung findet auch dann ſtatt, wenn der 
Anſpruch zu einem Nachlaſſe gehört oder ſich gegen einen Nachlaß richtet (8 207). 


8 1003 


) Der Beſitzer kann den Eigentümer unter Angabe des als Erſatz ver⸗ 
langten Betrags auffordern, ſich innerhalb einer von ihm beſtimmten an⸗ 
gemeſſenen Friſt darüber zu erklären, ob er die Verwendungen genehmige. 
Nach dem Ablaufe der Friſt iſt der Beſitzer berechtigt, Befriedigung aus 
der Sache nach den Vorſchriften über den Pfandverkauf, bei einem Grund⸗ 
ſtücke nach den Vorſchriften über die Zwangsvollſtreckung in das unbeweg- 
liche Vermögen zu ſuchen, wenn nicht die Genehmigung rechtzeitig er⸗ 
folgte). 

Beſtreitet der Eigentümer den Anſpruch vor dem Ablaufe der Friſt, ſo 
kann ſich der Beſitzer aus der Sache erſt dann befriedigen, wenn er nach 
rechtskräftiger Feſtſtellung des Betrags der Verwendungen den Eigen- 
tümer unter Beſtim mung einer angemeſſenen Friſt zur Erklärung auf⸗ 
gefordert hat und die Friſt verſtrichen iſt; das Recht anf Befriedigung 
90 Dr Sache iſt ausgeſchloſſen, wenn die Genehmigung rechtzeitig er⸗ 
olgt?)*), 

E II 914; P 3 364—967, 374; 4 592, 6 289, 240. 


1. Kämen allein die 88 1000—1002 zur Anwendung, fo würde es vom Belieben des 
Eigentümers abhängen, ob der Beſitzer für die Verwendungen Erſatz bekommt. Da das 
Geſetz dieſes Ergebnis mißbilligt, gibt § 1008 in einer Verbindung von Friſtſetzungen und 
Klagen die Mittel an die Hand, um den Erſatz nach Möglichkeit auch wider den Willen 
des Eigentümers zu erzwingen. Zunächſt muß ihn der Beſitzer unter Angabe des ver- 
langten Betrags auffordern, ſich innerhalb einer beſtimmten angemeſſenen Friſt zu 
ertlären, ob er die Verwendung genehmige. Genehmigt er, ſo iſt die Angelegenheit er⸗ 
ledigt; dem Beſitzer ſteht nach $ 1001 ein ſelbſtändiger Anſpruch zu, den er ausklagen und aus 
dem ganzen Vermögen des Eigentümers beitreiben kann. Genehmigt dieſer aber nicht, ſo liegt 
die erſte Vorausſetzung für das Recht des Beſitzers vor, ſich aus der Sache zu be- 
tiedigen. Es müſſen dann folgende zwei Fälle unterſchieden werden: a) Der Eigentümer 
ertlärt lich überhaupt nicht oder beſtreitet doch den Erſatzanſpruch nicht (Fall des Abi 1; vgl. 
A 2). Dann iſt das Recht des Beſitzers unentziehbar geworden; etwas Weiteres (Erwirkung 
eines Vollſtreckungstitels) iſt nur da geboten, wo die Befriedigung durch Zwangsvollſtreckung 
beſchafft werden muß. b) Der Eigentümer hat ſeine Erſatpflicht rechtzeitig beftritten (Fall 
des Abſ 2; ogl. A 3). In dieſem Falle muß der Anſpruch rechtskräftig feſtgeſtellt und ferner 
eine neue angemeſſene Friſt zur Genehmigung geſetzt werden. Genehmigt der Eigentümer 
in der zweiten Friſt, fo hat der Beſitzer den klagbaren Anſpruch nach § 1001, nicht das Be⸗ 
ſriedigungsrecht des $ 1003. Wird wiederum nicht genehmigt, ſo gilt nunmehr das zu a 
Geſagte. — Zu knappe Bemeſſung der Friſten ſchadet nichts, falls der Beſitzer über 
das Ende hinaus eine genügende Zeit abgewartet hat. Durch Beſtimmung der unange- 
meffen kurzen Friſt wird die angemeſſene Friſt in Lauf geſetzt (vgl. RG 56, 234; 62, 68; 
3 250 A 2). — Ein dingliches Recht iſt das Befriedigungsrecht des Beſitzers jo» 
wenig wie der Verwendungsanſpruch überhaupt (vgl. $ 999 A 2). Es handelt 
ſich nur um eine befondere Art der Durchführung der perſönlichen Forderung (Mot zum 
5 41 KO a. F.). Wird daher die Zwangsverſteigerung des Grundſtücks betrieben, fo erlangt 
der Beſitzer dadurch, daß er die Friſten des $ 1008 ſetzt, die dort erwähnte Feſtſtellung herbei. 
führt und feinen Anſpruch beim Vollſtreckungsgericht anmeldet, noch kein Recht auf Be- 
friedigung aus dem Erlöſe. Beteiligter im Sinne des ZUG 8 9 Nr 2 wird er nur, wenn er 
auf Grund eines nach 8 1001 oder $ 1008 erwirkten vollſtreckbaren Titels das Verfahren 
betreibt. Alsdann erhält er Befriedigung in der fünften Rangklaſſe (ZIG $,10 Nr 5). 
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Anſprüche aus Rechten, die vor der zu ſeinen Gunſten bewirkten Beſchlagnahme im Grund⸗ 
buch eingetragen wurden, gehen ihm vor, auch wenn ſie erſt nach der Verwendung ent⸗ 
ſtanden find (RG 71, 428; SeuffA 68 Nr 224; |. auch 8 1000 A 2). — Überſteigt de⸗ 
Erlös der Sache den Erſatzanſpruch, ſo fällt der Überſchuß kraft dinglichen Erſatzes 
dem Eigentümer zu. Reicht umgekehrt der Erlös zur Befriedigung des Beſitzers nicht hin, 
ſo hat dieſer auch dann keinen Anſpruch auf Nachzahlung, wenn der Eigentümer ſelber der 
Erſteher iſt. Eine Wiedererlangung im Sinne des $ 1001 liegt hierin nicht; der Eigentümer 
erlangt die Sache nicht in ſeiner Eigenſchaft als ſolcher. 


2. Mit dem Augenblick, in welchem der Eigentümer die in Satz 1 erwähnte Friſt ohne 
Genehmigung oder Beſtreitung verſtreichen läßt, gelangt das Befriedigungsrecht des 
Beſitzers zur Entſtehung. Die Befriedigung findet bei beweglichen Sachen nach 
den Vorſchriften über den Pfand verkauf ſtatt (vgl. 88 1234—1240). Im Fall eines 
Streites über die Rechtmäßigkeit des Verkaufs muß der Beſitzer die Friſtſetzung und die 
Angemeſſenheit der Friſt beweiſen, wogegen es dem Eigentümer obliegt, darzutun, daß er 
innerhalb der Friſt die Verwendungen genehmigt oder den Erſatzanſpruch beſtritten hat. 
Iſt die bewegliche Sache dem Verwender abhanden gekommen, fo kann er das Befriedigungs⸗ 
recht nicht ausüben; herausgabepflichtig iſt ihm der Eigentümer nicht. Bei Grundſtücken 
erfolgt die Befriedigung im Wege der Zwangsvollſtreckung in das unbe⸗ 
wegliche Vermögen. Hierzu bedarf es, da die 88 172 ff. ZUG keine Ausnahme von 
den allgemeinen Vorſchriften des Geſetzes vorſehen, eines vollſtreckbaren Titels. Der Be⸗ 
ſitzer muß die Verurteilung des Eigentümers zur Leiſtung aus dem Grundſtück (Duldung 
der Zwangsvollſtreckung in das Grundſtück) erwirken. Der Streit dreht ſich dabei aus⸗ 
ſchließlich darum, ob die Vorausſetzungen des § 1003 Abf 1 gegeben find; den Anſpruch 
ſelbſt kann der Eigentümer nicht mehr beſtreiten. Sowohl Zwangsverſteigerung wie Zwangs⸗ 
verwaltung ſtehen dem Beſitzer zu Gebote, nicht aber, troz ZPO 8 866, die Eintragung einer 
Sicherungshypothek. Eine ſolche Eintragung wäre keine „Befriedigung aus der Sache“; 
auch würde dadurch eine Forderung ins Leben gerufen, die mit der auf die Sache be ⸗ 
ſchränkten Haftung des Eigentümers unvereinbar wäre. Ebenſo wie mit Grundſtücken ver⸗ 
hält es ſich nach $ 1268 mit regiſtrierten Schiffen (vgl. ZPO § 870 Abſ 2; ZVG 88 162 ff.). 


3. Beſtreitet der Eigentümer den Erſatzanſpruch nach Grund oder Höhe, ſo iſt zu⸗ 
nächſt erforderlich, daß der Beſitzer eine rechtskräftige Feſtſtellung erwirkt. Das geſchieht 
durch Feſtſtellungsklage; für eine Leiſtungsklage iſt mangels der Vorausſetzungen des § 1001 
kein Raum. Feſtzuſtellen iſt der „Betrag der Verwendungen“, d. h. der Auſpruch auf Er⸗ 
ſatz des verlangten Betrags. Zu dem rechtskräftigen Feſtſtellungsurteil muß hinzukommen, 
daß dem Eigentümer nochmals eine angemeſſene Friſt zur Erklärung über die Genehmigung 
beſtimmt worden iſt und daß eine rechtzeitige Genehmigung nicht ſtattigefunden hat. Nach 
der Ausdrucksweiſe des Geſetzes müßten dieſe drei Erforderniſſe — erſte Friſt, Feſtſtellungs 
urteil, zweite Friſt — ſowie, wenn es ſich um Zwangsvollſtreckung in unbewegliches Ber: 
mögen handelt, die Erwirkung des vollſtreckbaren Titels (vgl. A 2) in zeitlicher Reihenfolge 
hintereinander beobachtet werden; fo auſcheinend auch RG 71, 429. Nach ZPO 88 255, 259 
iſt aber eine Verbindung in der Art möglich, daß klagend beantragt wird: a) feſtzuſtellen, daß 
dem Kläger gegen den Beklagten ein Erſatzanſpruch wegen der Verwendungen in Höhe von 
1000 Mark zuſteht; b) im Urteil eine Friſt zu beſtimmen, binnen deren ſich der Beklagte über 
die Genehmigung der Verwendungen zu erklären hat; e) für den Fall fruchtloſen Ablaufs 
der Friſt den Beklagten zur Zahlung der 1000 Mark aus dem Grundſtück zu verurteilen. 


4. Der Beſitzer, der Erſatz für ſeine Berwendungen verlangt, kann nach 88 294, 295 
einen Annahmeverzug des Eigentümers herbeiführen. Da dieſer verpflichtet iſt, Zug 
um Zug zu leiſten (vgl. $ 1000 A 1), gerät er in Verzug, wenn er zwar die ihm angebotene 
Sache anzunehmen bereit ift, den verlangten Erſatz aber nicht anbietet ($ 298). Die hier · 
über in Prot 3, 370 geäußerten Zweifel ſind unbegründet. Der Annahmeverzug hat auch 
neben dem Befriedigungsrecht des § 1003 ſelbſtändige Bedeutung, inſofern die Haftung 
des Beſitzers für Schäden und Nutzungen abgeſchwächt wird ($ 300 Abſ 1, $ 302) und ihm 
Mehraufwendungen im Sinne des $ 304 erſtattet werden müſſen. 


§ 1004 


Wird das Eigentum in anderer Weiſe als durch Entziehung oder 
Borenthaltung des Beſitzes beeinträchtigt), jo kann der Eigentümer?) von 
dem Störer?) die Beſeitigung der Beeinträchtigung verlangen?). Sind 
weitere Beeinträchtigungen zu beſorgen, ſo kann der Eigentümer auf Unter⸗ 
laſſung klagen“). 
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Der Anſpruch iſt ausgeſchloſſen, wenn der Eigentümer zur Duldung 
verpflichtet iſté). 
E I 948, 944 II 916; M 3 422—429; P 3 377—379. 


1. Die Negatoria richtet ſich gegen jede Beeinträchtigung des Eigentums, die 
in anderer Weile als durch Entziehung oder Vorenthaltung des Beſitzes 
erfolgt. Sie bezweckt nicht bloß die Abwehr angeblicher dinglicher Belaſtungen. Ein 
Recht braucht ſich der Beklagte überhaupt nicht anzumaßen (vgl. RG Gruch 44, 1095; OLG 
4, 313). Die Klage erfordert auch weder ein Verſchulden des Beklagten (RG 51, 411; JW 
02 Beil 187; Warn 1916 Nr 51; 1917 Nr 245) noch einen Vermögensſchaden des Klägers 
(RG JW 1911, 58755); auch die Abwehr unſchädlicher Störungen ſtellt ſich nicht als Schikane 
im Sinne des 8 226 dar (vgl. RG 54, 434; OLG 26, 72). Ganz überwiegend handelt es 
ſich um den Schutz von Grundſtücken und um Beeinträchtigungen, die darin beſtehen, daß 
auf das Grundſtück eingewirkt oder daß der Eigentümer an der Ausübung 
des Eigentums gehindert wird. Als Einwirkungen kommen vor allem die unzuläſſigen 
Immiſſionen in Betracht, wie die Zuführung von feſten Körpern Bienen, Tauben, Ratten, 
Steinen aus Steinbrüchen, Kugeln), die ſchlechthin unſtatthaft iſt (RG 76, 182; Warn 1911 
Nr 330; 1918 Nr 55), oder die gemäß Art 65 EG nach den Landeswaſſergeſetzen zu beurteilende 
Zuführung von Waſſer (vgl. darüber $ 906 A 5). Der Hauptfall iſt die Inimiſſion ſog. 
Imponderabilien (Gaſe, Dämpfe, Gerüche, Rauch uſw.), ſoweit fie nach § 906 verboten 
werden kann. Durch ärgerniserregende Vorgänge in der Nachbarſchaft, die das ſeeliſche 
Empfinden der Bewohner des Grundſtücks kränken (Bordellbetrieb, RG 57, 239; Freibad, 
RG 76, 130; vgl. auch RG 50, 228), wird nicht auf das Grundſtuück ſelbſt eingewirkt, daher 
nicht das Eigentum beeinträchtigt. In ſolchen Fällen kann eine Unterlaſſungsklage nicht 
aus $ 1004 unmittelbar, ſondern nur beim Hinzukommen beſonderer Umſtände aus einer 
eutſprechenden Anwendung dieſer Vorſchrift (. unten A 7) hergeleitet werden. RG 57, 242 
verlangt dafür den vollen Tatbeſtand des $ 826; doch werden die objektiven Vorausſetzungen 
(Vermögensbeſchädigung durch Sittenverſtoß) hinreichen (vgl. A7 unter b). Eine übermäßige 
Ausdehnung des Begriffs der Einwirkung auf die Sache |. in OLG 20, 402 (unbefugtes 
Photographieren eines Gebäudes). Erforderlich iſt, daß eine Beeinträchtigung 
ſchon ſtattgefunden hat, nicht bloß Gefahr künftiger Beeinträchtigung beſteht. Verbote 
oder Drohungen, die die Perſon des Beſitzers ſeeliſch zu beeinfluſſen geeignet ſind und des. 
halb nach § 862 einen Beſitzſtörungsauſpruch hervorrufen können (vgl. $ 858 A 5), bedeuten 
noch keine Antaſtung des Eigentums. Es darf aber nicht gerade der Anfang der Ausführung 
der Verletzung gefordert werden, vielmehr genügen auch Vorbereitungshandlungen. An ⸗ 
lagen, die bei ordnungsmäßigem Gebrauch notwendig ſtören muſſen (3. B. eine Kegelbahn 
dicht an der Trennungsmauer; Schießſtände unmittelbar neben dem in der Fluglinie der 
Geſchoſſe liegenden Grundſtück, vgl. dazu RG Warn 1911 Nr 330), find ſchon vor Beginn 
der Benutzung als ſtörend anzuſehen. Im einzelnen ift die Grenze flüſſig. Nach RG 
6. 10. 17 V 160/17 enthält es keine gegenwärtige Beeinträchtigung des Eigentums des Klägers, 
wenn der Nachbar einen dieſem Eigentum widerſprechenden Bauplan zur behördlichen Ge ⸗ 
nehmigung einreicht; nur zu einer Feſtſtellungsklage ſoll er Anlaß geben. Dagegen gewährt 
RG Recht 1918 Nr 714 die Negatoria gegen Sprengungen in einem benachbarten Stein; 
bruch ſchon dann, wenn die Verwaltungsbehörde an den Eigentümer ein Betretungs⸗ 
verbot für die Sprengzeiten erlaſſen hat. Zugelaſſen ift auch die Klage auf künftige Beſei⸗ 
tigung einer beſtehenden Hochſpannungsleitung, die nach der zu erwartenden Aufhebung 
einer Entfcheidung der Verwaltungsbehörde widerrechtlich wird (RG Seuffl 78 Nr 34). 
In zeitlicher Hinſicht wird nach der neueren, von dem Plenarbeſchluß Rh 41, 88 abweichen⸗ 
den Rechtſprechung nicht mehr unterſchieden, ob die klagbegründenden Tatſachen vor oder nach 
der Klagerhebung eingetreten find (vgl. Rch 99, 172). Notwendig iſt anderſeits die Fort⸗ 
dauer der Beeinträchtigung. Dieſe ſelbſt muß fortdauern; es genügt nicht, wenn die Be⸗ 
einträchtigungshandlung (die Störung) vorübergegangen iſt und uur ihre Wirkungen fort 
beſtehen. Die Störung muß entweder körperlich in die Gegenwart hineinragen oder es müſſen 
weitere Störungen zu beſorgen fein. Eine beſondere Häufigkeit oder Dauer der Störungen 
wird nicht verlangt RG 57, 227; JW 1911, 587°; z. B. Warn 1912 Nr 342, Mb 25. 6. 10 
V 506/09: Geräuſch während des Baues eines Kanals oder einer Eiſenbahn). — Bon 
anderer Art, aber begrifflich gleichfalls hierhergehörig, iſt die Beeinträchtigung des 
Eigentums durch Mißbrauch des egen m einem Falle, in dem es ſich 
um Berichtigung einer Kataſterkarte handelte, hat OLG 26, 22 zutreffend den 3 1004 an- 
gewendet. Von Bedeutung wird dieſe Vorſchrift ferner für die Fälle der Vormerkung. 
Fehlt es derſelben an der geſetzlichen Vorausſetzung (z. B. weil die einſtweilige Verfügung, 
auf der fie beruht, nicht rechtzeitig vollzogen iſt) oder iſt der zu ſichernde Anſpruch nicht 
entſtanden oder hinterher weggefallen oder iſt das Nichtbeſtehen des geſicherten Anſpruchs, 
wenn auch bei tatſächlichem Fortbeſtehen der einſtweiligen Verfügung feſtgeſtellt, ſo bietet 
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8 1004 die Handhabe, die Eintragung zu beſeitigen (vgl. $ 886 A 2; RG SeuffA 77 Nr 188). 
Auch der Anſpruch auf Berichtigung ſonſtiger Grundbucheintragungen hat negatoriſchen 
Charakter (vgl. Mot 3, 424; RG 57, 322) und wird in 88 894 ff. nur einer Sonderregelung 
unterworfen; wegen der Löſchung eines eingetragenen Mietrechts vgl. Ra JW 1928, 750. 
Unhaltbar freilich Seuffa 61 Nr 8 (Löſchungsklage des Eigentümers gegen den perſönlichen 
Schuldner einer auf dem Grundſtück ruhenden Hypothek, darauf geſtützt, daß die Hypothek 
durch einen eingetragen geweſenen Nichteigentümer beſtellt war). § 1004 verſagt auch, wenn 
jemand ſein Grundſtück auf Grund eines nichtigen Kaufvertrags aufgelaſſen hat und der 
Käufer nunmehr befugt iſt, ſich als Eigentümer eintragen zu laſſen und ſo das Eigentum des 
Verkäufers zu vernichten; der Verkäufer iſt nach $ 873 Abſ 2 an feine Erklärung gebunden, 
der etwaige Eintragungsantrag des Käufers iſt alſo nicht rechtswidrig. In ſolchem Falle iſt 
es nötig, aber auch möglich, die Auflaſſungserklärung zurückzufordern (RG 108, 331). 

2. Anſpruchsberechtigt iſt der Eigentümer, ſowohl der Allein wie der Miteigentümer 
($ 1011), der beſitzende wie der nichtbeſitzende Eigentümer. Der Beweis des Eigentums 
wird durch die Vermutungen des $ 891 (Grundbucheintrag) und des $ 1006 (Beſitz der be⸗ 
weglichen Sache) erleichtert. Da nur der Eigentümer den Anſpruch auf Beſeitigung der 
Störung hat, ſo ſtehen einem Dritten, der ſie beſeitigt hat, gegen den Störer Anſprüche aus 
auftragloſer Geſchäftsführung oder Bereicherung nur zu, wenn der Eigentümer die Beſeitigung 
verlangt hatte (R LZ 1924, 296). Gegen eine Beeinträchtigung feines Eigentums, z. B. 
durch Betreiben einer Gaſtwirtſchaft in einer Villa, kann der Eigentümer nach $ 1004 auch 
dann vorgehen, wenn der Käufer die Villa zwar auf Grund nichtigen Kaufvertrags in Beſitz 
hat, ſie aber kraft eines Zurückbehaltungsrechts noch weiter beſitzen darf (RG 10. 1. 25 V 831/23). 
Wird das Grundſtück des Klägers während des Prozeſſes veraußert, wohin auch der Fall 
des Zuſchlags in der Zwangsverſteigerung zu rechnen iſt, fo hat der Nachfolger nach Maß⸗ 
gabe des § 266 ZPO in den Prozeß einzutreten, ohne Unterſchied, ob der Beklagte ein ding: 
liches Recht an dem Grundſtück in Anſpruch nimmt oder ob ſich der Streit nur um die Be⸗ 
fugnis zu Immiſſionen dreht (vgl. RG 40, 833). Auch Erbbauberechtigte ($ 1017 Abſ 2) und 
§ 11 Abſ1 Stz 1 der VO v. 15. 1. 19, RGI 72), Dienſtbarkeitsberechtigte ($$ 1027, 1090 
Abſ 2), Nießbraucher ($ 1065) und Pfandgläubiger ($ 1227) können negatoriſch klagen. Doch 
handelt es ſich dabei nur um entſprechende Anwendung des § 1004. Vorausgeſetzt wird, 
was nicht notwendig bei Beeinträchtigung des Eigentums der Fall zu ſein braucht, daß das 
betreffende dingliche Recht beeinträchtigt iſt; nur auf dieſe Beeinträchtigung zielt der Be⸗ 
ſeitigungsanſpruch ab; das Urteil wirkt weder für noch gegen den Eigentümer. Dagegen 
iſt bei dem Mieter für eine Negatoria kein Raum; er muß beſitzen, um alsdann den Beſitz⸗ 
ſtörungsanſpruch des § 862 erheben zu können (vgl. RG 59, 827; Warn 1918 Nr 55). Da- 
gegen kann der Pächter einer Handelsgärtnerei wegen der ihm eigentümlich gehörigen Pflanzen 
die Abwehrklage nach $ 1004 erheben (RG 105, 215). 

3. Gleich dem Beſitzſtörungsanſpruch richtet ſich auch die Negatoria gegen den Störer. 
Darunter iſt gemäß der dinglichen Natur des Anſpruchs derjenige zu verſtehen, durch deſſen 
Willen der dem Eigentum widerſprechende Zuſtand aufrechterhalten wird (Mot 3, 424). 
Es muß alſo, wie ſich auch aus dem Inhalt des Anſpruchs ergibt, zu dem allgemeinen Be⸗ 
griff der Störung eine alternative Voraussetzung hinzutreten: der Störer muß entweder 
in der Lage ſein, die Beeinträchtigung zu beſeitigen, oder er muß weitere Beeinträchtigungen 
befürchten laſſen. Bei einer ſtörenden Anlage ift nicht derjenige der Störer, der fie er⸗ 
richtet hat, ſondern der fie hält (vgl. RG 60, 140; JW 02 Beil 187; 1910, 8543). Wer 
auf feinem Grundſtück eine Anlage hergeſtellt hat und es dann veräußert, ſcheidet als Störer 
aus; eine Beſeitigungspflicht kann ihm nur nach 88 823, 249 obliegen, ſofern ihn bei der 
Herſtellung ein Verſchulden traf (vgl. RG 108, 174; OLG 4, 65; 18, 120). Ob der Erwerber 
nach $ 1004 beſeitigungspflichtig iſt, beſtimmt ſich danach, ob er die Anlage „hält“, d. h. 
aufrechterhält. Durch die bloße Erklärung, er ſei mit der Beſeitigung einverſtanden, hört 
er regelmäßig nicht auf, die Anlage zu halten (RG 103, 177), anders nur, wenn ſich die ſtörende 
Anlage nicht in ſeinem Beſitz befindet. — Näher im einzelnen iſt Störer, wer auf die Sache 
einwirft oder den Eigentümer an der Ausübung des Eigentums hindert (vgl. 
A 1). Der Störende braucht nicht Eigentümer, er kann Mieter oder Pächter, möglicherweiſe 
auch überhaupt nicht berechtigt ſein. Stören mehrere, ſo kann jeder einzelne verklagt werden, 
ohne daß ihm aus dem Vorhandenſein noch anderer Störer ein Einwand erwüchſe (RG 
23 1918, 212). Die Störung kann auch mittelbar geſchehen, insbeſondere fo, daß je ; 
mand durch ſeine Tätigkeit ein ſchädliches Eingreifen von Naturkräften der 
unorganiſchen oder organiſchen Welt ermöglicht; val. RG Seuffa 60 Nr 55 (Auf. 
ſchütten von Sandmaſſen, die dann auf das Nachbargrundſtück abgeſpült werden); Gruch 
54, 158 (Schutthalden); Warn 1917 Nr 244 (Gänſegeſchnatter); JW 1910, 654? (Froſch⸗ 
quaken in einem künſtlich angelegten Teiche). Nicht minder bedeutſam iſt die durch Men; 
ſchen vermittelte Einwirkung. Daß juriſtiſche Perſonen für Störungshandlungen ihrer Or 
gane haften, folgt ſchon aus 99 31, 89 (vgl. z. B. R IW 01, 52; Gruch 57, 1008). Im übrigen 
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ſtellt ſich zwar die Veräußerung eines Grundſtücks mit dem Bewußtſein, der Erwerber werde 
darauf Störungen verurſachen, noch nicht als eigene Einwirkung auf das Nachbargrundſtück dar 
(RG Warn 1911 Nr 331). Wohl aber genügt es, wenn ein Unternehmer Auftrag zu den 
Einwirkungen erteilt oder wenn er auch nur Arbeiten vornehmen läßt, die die Einwirkung 
zur Folge haben müfjen (pgl. RG 97, 26; RG SeuffA 60 Nr 10; Warn 09 Nr 143). Neben 
der juriſtiſchen Perſon haftet der gejegliche Vertreter ſelber. Der Beauftragte haftet neben 
dem Auftraggeber dann, wenn auch er zur Beſeitigung der Beeinträchtigung fähig iſt oder 
gerade auch von ihm noch weitere Beeinträchtigungen drohen (vgl. RG 20. 1. 23 V 193/22). 
Behauptet er, die Störung in Ausübung eines Rechtes des Auftraggebers vorgenommen zu 
haben, fo ſteht ihm nach ZPO 8 77 die Benennung des Urhebers zu (vgl. SeuffA 56 Nr 88). 
Als mittelbarer Störer hat endlich auch zu gelten, wer die Einwirkungen Dritter 
duldet, obgleich er fie hindern könnte und zu hindern verpflichtet iſt; vgl. 
z. B. RG 92, 22 (ein einzelner Genoſſe einer Waſſergenoſſenſchaft). Geht die Einwirkung 
von einem Grundſtück aus (vgl. dieſe Worte in $ 906), und zwar von einem Nutzungs⸗ 
berechtigten des Grundſtücks (Nießbraucher, Mieter, Pächter), ſo kommt neben dem Täter 
auch der Eigentümer als Anſpruchsgegner in Betracht. Er haftet dann nicht nur in Fällen, 
wo eine mit dem Grundſtück verbundene Anlage der Grund der Störung iſt oder wo er 
die Störung ſonſtwie veranlaßt hat (vgl. z. B. R IW 01, 52 —= Gruch 45, 1008, wo die 
Stadt die Kanaliſation geſchaffen und den Bürgern zur Ableitung ihrer Hausabwäſſer zur 
Verfügung geſtellt hatte), ſondern auch ſchon, wenn er die Störung in ungehöriger Weiſe 
duldet (vgl. RG 45, 298; 92, 363; 97, 26). Schreitet er, wenn er Vermieter iſt, gegen einen 
ihm bekannten Mißbrauch des Grundſtücks durch den Mieter trotz $ 550 nicht ein, jo iſt das 
ebenſo ungehörig, wie wenn er das Grundſtück geradezu zu einem Gebrauch, der die Störung 
mit ſich bringt, vermietet. Beidemale muß er als Störer behandelt werden; durch die 
Vermietung wird er von den aus 88 903, 906 erſichtlichen Pflichten nicht befreit (vgl. RG 
47, 164; J 00, 840°; 02 Beil 187; 04, 142 Warn 08 Nr 380; 1917 Nr 245; 1918 Nr 116; 
Gruch 57, 1003; RG 23 1916, 817; 1919, 322). Ausgenommen iſt nur der Fall, daß der 
Mieter das Grundſtück ohne Vorwiſſen des Vermietereigentümers mißbraucht. Da dieſer 
Fall nicht zu vermuten iſt, vielmehr vom Eigentümer bewieſen werden müßte, heißt es 
in R 47, 164, der letztere ſei „prima facie“ (d. h. mangels Entlaſtungsbeweiſes) neben 
dem Mieter haftbar. 

4. Die Koſten der Beſeitigung hat ſtets der Störer zu tragen. Dabei wird er nicht mit der 
Verteidigung gehört, die Beſeitigung ſei derart erſchwert, daß ſie für unmöglich gelten müſſe; 
Man e dem dinglichen Anſpruch iſt für einen Einwand der Unmöglichkeit der Leiſtung kein 

aum (RG Ic 1910, 75418). Beſeitigung bedeutet nicht notwendig Naturalreſtitution im 
ſtrengſten Sinn, ſondern kann auch in Herſtellung eines ähnlichen Zustandes beſtehen (Recht 
1919 Nr 428). Wie ſie geſchehen ſoll, haben Klage und Urteil in der Regel 
dem Beklagten zu überlaſſen. Einerſeits kann die Frage, was zur wirkſamen Verhütung 
unzuläſſiger Einwirkungen nötig iſt, meiſt nur von Fall zu Fall in der Zwangsvollſtreckung 
entſchieden werden. Anderſeits hat der Kläger kein Recht auf beſtimmte Maßnahmen 
und darf dem Beklagten die Möglichkeit der Wahl nicht verſchränken (vgl. RG 37, 174; 
40, 184; 60, 121; JW 00, 501; 00, 8406; 01, 8492; 02 Beil 203; 03 Beil 103; 06, 74921; 
1911, 32520, Warn 1910 Nr 337; 1913 Nr 181; 1917 Nr 245). Nur wenn klar iſt, daß 
andere Mittel als die Entfernung der ſtörenden Anlage oder die völlige Unterlaſſung der 

inwirkungen nicht helfen, kann ſofort hierauf geklagt werden (vgl. RG JW 00, 640 = 02 
Beil 26; 08, 6821). Dagegen kommt es in der Zwangsvollſtreckung darauf an, ob 8 887 
oder § 888 ZPO anzuwenden ift und ob der Verurteilte alles, was in feinen Kräften fteht, 
getan hat. Daher hat nunmehr der Kläger beſtimmte Maßregeln anzugeben, die er zur 
Beſeitigung der Beeinträchtigung für geeignet hält (vgl. RG 60, 120; IW 99, 304°; 
03 Beil 77). Durch abhelfende Vorkehrungen während des Prozeſſes wird der 
Kläger nicht immer klaglos geſtellt. Solange die nachteilige Anlage beſteht und jederzeit 
ſchädlich wirken kann, iſt es unerheblich, ob die Übergriffe zeitweiſe vermindert wurden oder 
aufhörten. Vielmehr muß dem Kläger ein Schutz für den Fall gewährt werden, daß die 
getroffenen Einrichtungen wieder beſeitigt werden oder ſich in der Folge doch nicht als Zu. 
reichend erweiſen (vgl. RG 36, 178; JW 98, 6104; 02, 70 — Veil 181; 02 Beil 208; 06, 556°; 
Warn 1917 Nr 245; Gruch 44, 869; 28. 3. 25 V 286/24). Erſt wenn beides nicht mehr in Frage 
kommt oder eine Rückkehr der ſchädigenden Einwirkungen ausgeſchloſſen erſcheint darf er als 
befriedigt gelten, fo daß feine gleichwohl aufrechterhaltene Klage abzuweiſen it ( JW 
99, 75786; 1910, 65413; 1911, 32621; Warn 1912 Nr 215). Nur unter dieſer Vorausſetzung 
iſt auch die Vollſtreckungsgegenklage des verurteilten Störers, die Vollſtreckung für unzu⸗ 
läſſig zu erklären, begründet (vgl. RE JW 1913, 788°). — Eine Einſchrankung des Be⸗ 
ſeitigungsanſpruchs, die aber durch einen unbedingten Auſpruch auf Scha- 
denserſatz wettgemacht wird, ergibt fi) aus GewO 8 26. Danach darf gegenüber 
einer mit obrigkeitlicher Genehmigung errichteten gewerblichen Anlage niemals auf Ein. 
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ſtellung des Gewerbebetriebs, ſondern nur auf Herſtellung von Einrichtungen, die die be⸗ 
nachteiligende Einwirkung ausſchließen, oder, wenn ſolche Einrichtungen untunlich oder mit 
einem gehörigen Gewerbebetriebe unvereinbar ſind, auf Schadloshaltung geklagt werden. 
Nach EG Art 125 läßt ſich dieſe Vorſchrift landesgeſetzlich auf Eiſenbahn⸗, Dampfſchiff⸗ 
fahrts⸗ und ähnliche Verkehrsunternehmungen erſtrecken. Eutſchädigung kann ferner in 
Fällen der Ausübung ſtaatshoheitlicher Rechte oder bei behördlich genehmigten Anſtalten, 
die im öffentlichen Intereſſe betrieben werden, auf Grund des Landesrechts beanſprucht 
werden (vgl. für Preußen 88 74, 75 Einl zum ALN). Endlich erkennt die Rechtſprechung 
des Reichsgerichts einen ſolchen Anſpruch überall da ſchon an, wo dem Beeinträchtigten 
das Recht, auf Beſeitigung der ſtörenden Einwirkung und Unterſagung des gefährlichen 
Betriebs zu klagen, durch beſondere geſetzliche Beſtimmungen entzogen iſt. Vgl. über 
alles dies 8 906 A 13 Abſ 2. — Hiervon abgeſehen iſt der Störer nur nach 99 823ff., 
alſo regelmäßig bei Verſchulden, ſchadenserſatzpflichtig (vgl. RG 45, 299; 58, 131; 
61, 256). Die Negatoria ſelber richtet ſich nicht auf Schadenserſatz, ſondern bedarf der Ver⸗ 
bindung mit dem Anſpruch aus der unerlaubten Handiung. Doch wird dies in der Praxis 
häufig nicht fühlbar, da ein Verſchulden des Störers nichts weiter vorausſetzt, als daß er 
die nachteiligen Folgen ſeines Tuns für den Eigentümer bei Anwendung der erforderlichen 
Sorgfalt vorausſehen konnte (RG Gruch 44, 870; vgl. auch 32, 890; 38, 712; RG 6, 222; 
32, 340; JW 94, 57928; 96, 8450). Auf guten oder böſen Glauben des Störers, Störung 
vor oder nach dem Prozeßbeginn, kommt es dabei nicht an; die 88 987ff. haben für die 
Negatoria keine Geltung. Nur wenn er zugleich Eigenbeſitzer der durch ihn beſchädigten 
Sache ift, verhält es ſich anders: nach § 992 iſt er den Vorſchriften über unerlaubte Hand⸗ 
lungen nicht unterſtellt, es ſei denn, daß er den Beſitz durch verbotene Eigenmacht oder durch 
ſtrafbare Handlung erlangt hätte. Ein Recht, den Eigentümer durch Entſchädi⸗ 
gung in Geld abzufinden, ſteht dem Störer nicht zu, mag auch die Beſeitigung 
der Beeinträchtigung nur mit unverhältnismäßigen Aufwendungen möglich ſein. Da die 
Beſeitigungspflicht keine Schadeuserſatzpflicht iſt, greift $ 251 Abſ 2, der hier auf eine Ent⸗ 
eignung hinauslaufen würde, nicht Platz (vgl. RG 51, 411; Warn 1916 Nr 51 a. E.; 28. 6. 26 
yV 511/25; OLG 4, 313; 36, 157; 4ʃ, 162; ZW 1921, 252; Recht 1919 Nr 427). 

5. Die Unterlaſſungsklage bringt den Vorteil mit ſich, daß dem verurteilten Störer 
nach 3PO 8 890 eine Ungehorſamsſtrafe angedroht und Sicherheitsleiſtung für künftigen 
Schaden auferlegt werden kann. Die ſonderrechtlichen Einſchräukungen des Beſeitigungs⸗ 
anſpruchs machen ſich auch hier geltend (vgl. A 4; $ 906 A 13 Abſ 2). Vorausgeſetzt 
iſt die Beſorgnis weiterer Beeinträchtigungen. Die bloß abſtrakte Möglichkeit, 
daß ein ſchadenbringendes Ereignis ſich wiederholen könne, genügt hierbei nicht (vgl. RG 
63, 379: Gasrohrbruch; OLG 31, 329: Waſſerrohrbruch; RG JW 1913, 543%; Warn 1918 
Nr 55), vielmehr muß ein ernſter Anlaß zur Beſorgnis gegeben ſein. Nicht ſelten wird die 
Wiederholungsgefahr, für die der Kläger beweispflichtig iſt, aus der Sachlage von ſelbſt 
hervorgehen. Maßgebend iſt grundſätzlich der Zeitpunkt der letzten mündlichen Verhand⸗ 
lung (vgl. RG JW 05, 1401 RG Recht 1911 Nr 510). Doch muß der Einwand, daß Ab⸗ 
hilfe während des Rechtsſtreits geſchaffen ſei, ſtreng genommen werden (vgl. A 4). So⸗ 
dann erfordert auch der Unterlaſſungsanſpruch, wie die Negatoria im allgemeinen (vgl. 
A 1), daß ein Eingriff bereits vorliegt. Solange eine Beeinträchtigung noch gar 
nicht ſtattgefunden hat, kann von Beſorgnis „weiterer“ Beeinträchtigungen keine Rede fein 
(RS Warn 1911 Nr 330). Daß dieſe Vorausſetzung durch ZPO § 259 (Klage auf künftige 
Leiſtung) verb. mit BGB $ 241 (Unterlaſſung als Leiſtung) entbehrlich geworden ſei, iſt 
nicht zuzugeben. ZP 8 259 und BOB 8 1004 find gleichzeitig in Kraft getreten; be⸗ 
ſtände ein Widerſpruch, jo wäre $ 1004 die lex specialis (RG 101, 340). 

6. Wegfall des Anſpruchs, wenn der Eigentümer zur Duldung verpflichtet iſt. Die 
Verpflichtung zur Duldung kann auf Geſetz beruhen, wie namentlich in den Fällen der 
allgemeinen geſetzlichen Eigentumsbeſchränkungen (88 904, 905 Satz 2, 906, 912 Abi 1) und des 
Nachbarrechts (EG Art 124); lie kann ſich auch aus der Beſtimmung des im Privateigentum 
ſtehenden Grundſtücks zu öffentlichen Zwecken, z. B. als Weg oder Friedhof (MG 40, 297; 
20. 1. 23 V 193/22) ergeben; ſie kann endlich auch ein Rechtsgeſchäft zur Grundlage 
haben. Steht dem Störer ein ſubjektives Recht auf die Einwirkung zu, ſo kann dies dinglicher 
Natur (Grunddienſtbarkeit uhv.) oder obligatorifch fein; lebteres ſowohl als Anſpruch auf Be⸗ 
ſtellung eines dinglichen Rechtes (vgl. RG Z Blech 5, 371) wie als Anſpruch auf Duldung der 
Einwirkung ſchlechthin. Der Beauftragte, der als Störer belangt iſt, weil von ihm weitere 
Beeinträchtigungen drohen (A 3) wird durch ein Recht feines Auftraggebers gedeckt (NG 
20. 1. 23 V 193/22). — Ein Vertrag, wodurch ſich der Eigentümer zur Duldung 
verpflichtet, kommt mitunter ſtulſchweigend zuſtande. So liegt ein Verzicht auf die 
Negatoria im Verkauf von Grundſtücksteilen zur Errichtung eines Betriebs, der das Reſt⸗ 
grundſtück beeinträchtigen muß (Nich 29, 268; RG Seuffu 58 Nr 142). Dabei iſt zu beachten, 
daß dieſer Verzicht nicht nur zugunſten des Käufers, ſondern nach § 328 auch zugunſten ſeiner 
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Rechtsnachfolger in Eigentum wirkt (RG 66, 126). Umgekehrt wird, wenn der Verkäufer 
auch das Reſtgrundſtück veräußert, deſſen Erwerber ohne eigene Übernahme der Verpflichtung 
durch den Verzicht nicht gebunden (RG 66, 128). Hat ein früherer Eigentümer, ſei es auch 
mit der Abſicht der Dauer, eine Erdaufſchüttung auf dem Grundſtück geſtattet, ſo kann darum 
doch der ſpätere die Beſeitigung der als ſolche noch erkennbaren Anlage verlangen (a. M. 
RG SeuffA 36 Nr 261 und 64 Nr 111 unter 1; vgl. auch R Gruch 48, 946: 
Grabenziehung). Das bloß perſönliche Recht zur Einwirkung richtet ſich regelmäßig nur 
gegen denjenigen, mit welchem der obligatoriſche Vertrag geſchloſſen iſt. So auch in dem 
Falle RG 81, 216, wo ein Gasrohrnetz in den Körper der ſchon von einer elektriſchen Klein ⸗ 
bahn benutzten Landſtraße eingebettet war und von Anfang an Gefahr der Beſchädigung 
der Gasrohre durch abirrende elektriſche Ströme beſtand. Die Negatoria der Gasanſtalt 
gegen die Kleinbahn mußte zwar an § 1004 Abſ 2 ſcheitern, aber nicht deshalb, weil der 
Vertrag der Beklagten mit dem Eigentümer der Straße ihr der Klägerin gegenüber ein 
Recht auf die Einwirkungen gegeben hätte, ſondern weil in dem von dieſer ſelbſt mit dem 
Straßeneigentümer geſchloſſenen Vertrage ein Verzicht auf den Einſpruch gegen die Ein ⸗ 
wirkungen zu erblicken war (88 157, 328). Doch kommen, auch abgeſehen von Beerbung 
und Schuldübernahme, Fälle vor, in denen das obligatoriſche Recht einem andern als dem, 
der es einräumte, entgegengeſetzt werden lann. Wird die ſtörende Einwirkung durch den 
Käufer eines Grundſtücks geſtattet, der einſtweilen nur den Beſitz erlangt hat, fo it der Störer 
dadurch gegen die Klage des Eigentümers geſchützt. Was nach ſinngemäßer Auslegung 
des $ 986 Abſ 1 Satz 1 gegenüber der Vindikation gilt (vgl. $ 986 A 2), muß auch der Nega- 
toria gegenüber entſprechend angewendet werden. — Nach RG ZW 08, 3347 full auch 
ein öffentlich rechtliches Störungsrecht, möge es in landespolizeilichen oder in ſonſtigen, 
aus Rückſichten des Gemeinwohls getroffenen obrigkeitlichen Anordnungen wurzeln, eine 
Einwendung nach $ 1004 Ubf 2 verleihen. Indeſſen iſt in ſolchen Fällen richtiger der Rechtsweg 
für ausgeſchloſſen zu erachten. Er iſt nicht gegeben, wenn ſchon nach dem Klagevortrag der 
abzuwehrende Eingriff auf eine öffentlich rechtliche, der gerichtlichen Entſcheidung nicht unter⸗ 
liegende Befugnis geſtützt wird (vgl. RH IW 09, 2526 mit Nachw.; Vorbem vor $812 A 2 und 
wegen der Negatoria z. B. RG 44, 226; 46, 296; 56, 25; 75, 399; 93, 259; 102, 248; 108, 168; 
JW 00, 57220, 08, 24520, Warn 08 Nr 380; 1916 Nr 248; Gruch 60, 684; RG 6. 11. 18 V 158/18; 
IW 1917, 987: Bombenabwürfe einer Fliegerbeobachterſchule). Beruft ſich der Beklagte für 
ſeine ſtörende Anlage auf eine polizeiliche Genehmigung, fo hängt die Zuläſſigkeit des Rechts⸗ 
wegs für die Klage davon ab, ob die Genehmigung nur den Inhalt hat, daß der Ausführung 
der Anlage öffentliche Intereſſen nicht entgegenſtehen (3. B. Bauerlaubnis), oder ob ihr die 
Bedeutung einer polizeilichen Verfügung beiwohnt, die die Anlage im öffentlichen Intereſſe 
für notwendig oder zweckmäßig erklärt. Im letzteren Falle iſt der Rechtsweg ausgeſchloſſen 
(vgl. RG 59, 72; 75, 399; IW 93, 508%; 00, 6291; Warn 1910 Nr 335; 1916 Nr 57; Gruch 
34, 1132; 39, 683; 53, 1077). Dagegen führt die Berufung des Beklagten auf den Ge⸗ 
meingebrauch keine Unzuläſſigkeit des Rechtswegs herbei (vgl. RG 75, 399). — Die Ein⸗ 
wendung des Störungsrechts erſcheint nach der Faſſung des Geſetzes („der Anſpruch iſt aus⸗ 
geſchloſſen“) als Einwendung im engern Sinn. Das liegt aber nur daran, daß die 
Verfaſſer in erſter Linie die geſetzlichen Eigentumsbeſchränkungen im Auge hatten. Stellt 
der Beklagte der Klage ein ſubjektives Recht zur Störung entgegen, fo muß es ſich ebenſo 
verhalten wie nach § 986 Abſ 1 bei der Vindikation; die Verteidigung iſt dann als Ein- 
rede zu behandeln. Über die Bedeutung des Unterſchiedes vgl. 8 986 A 1 a. E. 

7. Quaſinegatoria. a) Klagen nach Art der Eigentumsfreiheitsklage finden ſich im BGB, 
außer den in A 2 erwähnten Fällen, in 88 12, 550, 862, 1053, 1134; von andern Geſetzen 
vgl. HB 8 37 und UWG 88 1, 3, 13, 14, 16. Darüber hinaus aber ift es, trotz des Schwei ⸗ 
gens der Geſetzgebung, zweifellos Rechtens, daß alle abſoluten Rechte durch Unterlaſſungs⸗ 
klage geſchützt ſind. Das gilt z. B. von dem Fiſchereirecht (RG 75, 398; RG Recht 1917 
Nr 2010; 9. 2. 26 VI 257/25), wohl auch von dem den Gegenſtand der Jagdpacht bildenden 
Jagdrecht (RE 107, 296), von den Waſſernutzungsrechten der Flußanlieger (RG 89, 216; 
90 S. 49, 60), von dem Forderungspfandrecht, auch ſoweit die 88 1227, 1273 Abſ 2 nicht Platz 
greifen (R 14. 5. 18 V1151/18). Vor allem wird int Immaterialgüterrecht (Patch 9 4; 
GebrMuſtch § 4; Mut § 1; Litllc § 11; Kunſtllc $ 15) die Unterlaſſungsklage als ſelbſt⸗ 
verſtändliche Folge des Ausſchließungsrechts behandelt (vgl. für das Patentrecht RG 101, 135, 
Gruch 50, 1158, JW 1917, 222°; für das Geſchmacksmuſter RG 45, 61; für literariſches 
Urheberrecht RG 102, 142, 23 1915, 1676, OLG 31, 327). Ebenſo iſt dieſe Klage im Perſön⸗ 
lichkeitsrecht nicht auf die im Geſetz genannten Fälle des bürgerlichen oder kaufmänniſchen 
Namens ($ 12, HGB 8 37) beſchränkt, ſondern dient insbeſondere zum Schutze des 
Warenzeichens (vgl. Wi 8 12). Da auch die Befugnis, ein beſtehendes gewerbliches 
Unternehmen ungehindert fortzuführen (der eingerichtete und ausgeübte Gewerbebetrieb 
im Gegeuſatz zu der allgemeinen Freiheit, ein Gewerbe zu betreiben), vom Reichsgericht 
überwiegend als ſubjektives Recht aufgefaßt wird (vgl. u. a. RG 56, 275; 58, 29; 


336 Sachenrecht Eigentum 


64 S. 55, 156; 65, 210; 78, 111; 77, 218), ergibt ſich ſchon hieraus, daß widerrechtliche 
Störungen des Betriebs (Einwirkungen unmittelbar auf den Betrieb, d. h. den Beſtand 
des Unternehmens als ſolchen, nicht auf ſeinen Ertrag), wie namentlich Beunruhigungen 
des Inhabers durch Warnungen mit oder ohne Anmaßung gewerblicher Ausſchließungs⸗ 
rechte, mit der Unterlaſſungsklage verfolgt werden können (vgl. RG 58, 29; IW 065, 17445; 
08, 1331; 1915, 327%, 10. 12. 25 V 248/25). In allen dieſen Fallen iſt die Nege 
lung im einzelnen nach dem Vorbild der Eigentumsfreiheitsklage geſtaltet. Grund⸗ 
ſätzlich wird mithin vorausgeſetzt, daß eine irgendwelche Beeinträchtigung des 
Rechtes des Klägers bereits ſtattgefunden hat. Doch kann dies hier vielfach 
nicht ſo ſtreng genommen werden wie bei der unmittelbaren Anwendung des $ 1004. 
Beſonders auf den Gebieten des gewerblichen Lebens und des Immaterialgüterrechts 
iſt es Bedürfnis, daß der Berechtigte nicht abzuwarten braucht, bis grobe Eingriffe vor⸗ 
genommen ſind, ſondern daß er jede dahin zielende Tätigkeit unterſagen laſſen kann, 
ſobald ein anderer auch nur Anſtalten zu ſolchem Zwecke trifft. Sprechen Tatſachen da⸗ 
für, daß Eingriffe vorbereitet oder beabſichtigt werden, fo genügen Ankündigungen in Pro⸗ 
ſpekten, Katalogen und andere Veröffentlichungen; es genügt dann ſogar eine Berühmung 
im Briefwechſel (vgl. für das Warenzeichenrecht RG 54, 414; 104, 379; JW 1895, 48555; 
1923, 18012; für das Patentrecht RG 101, 135; Bolze 8 Nr 148; für das Urheberrecht RG Recht 
1918 Nr 144). Daher kann ferner, wenn der Gegner bisher nur in einer einzelnen beſtimmten 
Richtung das Zeichenrecht des Klägers verletzt hat, aber anzunehmen iſt, daß er in Zukunft 
noch anderweit eingreifen wird, ein allgemeines Verbot der Verletzung erwirkt werden (vgl. 
RG IW 1899, 2384; 00, 30121; 01, 659%). Von dieſem Falle abgeſehen, find Klagantrag 
und Urteilsverbot konkret zu faſſen und auf den begangenen Eingriff abzuſtellen. Ein Ver⸗ 
bot, „das Recht des Klägers nicht zu verletzen“, würde inhaltlos und daher unzuläſſig ſein 
(vgl. wegen des Warenzeichens RG 42, 19; wegen des Patentes RG IW 1893, 42921; 04, 21855; 
RG Recht 07 Nr 1245, 1246; RG Lz 07, 90711). Die zweite Vorausſetzung iſt die Wieder 
holungsgefahr. Handelt es ſich um ein ganz vereinzeltes Vorkommnis und find Wieder 
holungen in keiner Weiſe zu befürchten, fo iſt die Klage nicht gegeben (vgl. RC ZW 01, 80820). 
Für den Bereich des Wettbewerbs, und des Warenzeichengeſetzes wird dieſes Erfordernis 
mitunter geleugnet (vgl. RG 78, 212) oder doch eine Umkehrung der Beweislaſt angenommen 
(vgl. RG 60, 154; 104, 381 f.; Warn 1912 Nr 449). Anders mit Recht RG 96, 244. Richtig 
iſt nur, daß der Beweis hier häufig ſchon in der Sache ſelbſt liegt, indem die Tatſache, daß 
überhaupt ein Eingriff verübt wurde, bis zur ſchlüſſigen Darlegung eines dauernden Fort⸗ 
falls der Wiederholungsgefahr die Unterſagung rechtfertigt (vgl. dafür auch RG 60, 8; 84, 147; 
86, 255; 98, 267; RG Recht 07 Nr 1248; 09 Nr 585). Auch die Perſon des Anſpruchs⸗ 
gegners beſtimmt ſich nach den oben erörterten Geſichtspunkten. Fällt der Eingriff in 
das Recht einer juriſtiſchen Perſon zur Laſt, fo iſt nicht nur dieſe ſelbſt, ſondern ebenſo ihr 
geſetzlicher Vertreter paſſiv legitimiert (NG IW 1917, 2220. Nach UnlWG 9 13 Abſ 3 iſt 
der Unterlaſſungsanſpruch, wenn in einem geſchäftlichen Betriebe unlauterer Wettbewerb 
von einem Angeſtellten oder Beauftragten vorgenommen wird, auch gegen den Inhaber 
des Betriebs begründet. Der Ort der Rechtsverfolgung iſt der des Wohnſitzes oder 
Sitzes des Gegners (3PO 88 13, 17). Da das abſolute Recht als ſolches, nicht eine durch 
feine Verletzung verübte unerlaubte Handlung den Grund der Klage bildet, kann dieſe auch 
dann nicht im Gerichtsſtand des 5 32 3 PO erhoben werden, wenn der Beklagte ſchuldhaft 
gehandelt hat (vgl. RG 24, 394; IW 1890, 109). Nur wenn der Unterlaſſungsanſpruch 
mit dem Anſpruch auf Schadenserſatz zuſammen geltend gemacht wird, ſetzen ſich RG 24, 394; 
JW 1915, 1023” (vgl. auch Seuffa 70 Nr 203) aus Zweckmäßigkeitsrückſichten über ZPO 
$ 260 hinweg. — b) Das Reichsgericht geht in Beachtung der Verkehrsbedürfniſſe noch über 
die abſoluten Rechte hinaus, indem es grundſätzlich annimmt, daß jeder Eingriff in ein vom 
Geſetze geſchütztes Gut — namentlich Ehre und Kredit kommen in Betracht —, ſofern 
weitere Eingriffe zu befürchten ſind, die Unterlaſſungsklage erzeugt. Vgl. 
Vorbem vor & 823 A 6. Auch dies laßt ſich nur vom Standpunkt der Quaſinegatoria aus 
begründen. Der anfängliche Verſuch, die Klage auf dem Gedanken des Schadenserſatzes und 
der Herſtellung des früheren Zuſtandes ($ 249) aufzubauen (vgl. z. B. RG 48, 119; 77, 219), 
mußte daran ſcheitern, daß ein durch eine vergangene Handlung entſtandener Schaden durch 
Unterlaſſung von Wiederholungen nicht erſetzt wird. Die Unterlaſſungsklage hat immer ab- 
wehrenden (präventiven) Charakter; fie ſoll künftigen Eingriffen vorbeugen. In der Haupt. 
ſache iſt das Reichsgericht denn auch der Rechtsähnlichkeit der Negatoria gefolgt. Es erkennt 
an, daß ein Verſchulden des Täters nicht notwendig iſt (vgl. RG 60, 7; 61, 869; 95, 889; 
JW 07, 478; 1915 S. 291“, 3416; 1916, 7394; Warn 1914 Nr 17; RG Seuffü 69 Nr 105) 
und daß Unterlaffung auch dann gefordert werden kann, wenn dem Täter bis dahin nach 
$ 824 Abſ 2 oder nach StGB $ 193 der Schutz berechtigter Intereſſen zuſtatten kam (RG 
60, 7; 61, 869; 78, 215; 84, 295; 95, 343; JW 07, 47°; Warn 1918 Nr 95). Als Voraus 
ſetzung verlangt es einen ſchon verübten Eingriff, doch ſo, daß unter Umſtänden auch 
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die Drohung als Eingriff genügt (RG 101, 335). Wegen der Weſensverſchiedenheit der 
beiden Anſprüche behandelt es den Übergang vom Unterlaſſungs⸗ zum Schadenserſatz⸗ 
anſpruch als Klagänderung (RG 88, 132; RG 4. 6. 20 II 81/20). Daß in RG Recht 08 
Nr 2669 der Unterlaſſungsanſpruch der Verjährungsbeſtimmung des $ 852 unterworfen 
wird, iſt hiermit durchaus vereinbar, da $ 852 auch in andern Fällen des objektiven Un- 
rechts entſprechend angewendet werden muß (vgl. RG 70, 157). Dagegen bedeutete es eine 
Abweichung von dem Recht der Negatoria, daß das Reichsgericht das Rechtsſchutzbedürfnis 
nicht ſchon mit der Wiederholungsgefahr für gegeben anſah und den Unterlaſſungsanſpruch 
wenigſtens regelmäßig dann verſagte, wenn die Handlung unter öffentliche Strafe geſtellt 
war, mochte auch die Verfolgung nur auf Privutfiage ſtattfinden (RG 77, 217; 82, 64; 88, 130; 
91 S. 265, 850; 95, 839; 98, 86; XW 1910, 993°). Neuerdings hat das Reichsgericht dieſe 
Anſicht fallen laſſen (RG 116, 151ff.). Es hält jetzt die quaſinegatoriſche Unterlaſſungsklage 
für zuläſſig, auch wenn der Kläger auf ſtrafrechtlichem Wege Schutz gegen die Zuwider⸗ 
handlungen erlangen könnte. In den Fällen, in denen ſich der Verletzte gegen eine fort 
dauernde Beeinträchtigung wendet, z. B. Aufhebung von Sperr- und Voykottmaßregeln (RG 48, 
114; 56, 286; 79, 17), Entfernung von Plakaten, Tilgung von Stellen in Druckſchriften (RG 57, 
157), Zurücknahme beleidigender Behauptungen (RG 60, 20; 88, 183; 97, 343; IW 1919, 998°; 
Warn 1913 Nr 449) verlangt, Hält das Reichsgericht an dem Deliktsſtandpunkt feſt, indem 
es der Klage, die es dann mit dem widerſpruchsvollen Namen einer „wiederherſtellenden 
(tepreffiven) Unterlaſſungsklage“ bezeichnet, nur bei Verſchulden nach Maßgabe der $$ 828ff. 
ſtattgibt (vgl. außer den angef. Urteilen noch RG 91, 267; JW 1913, 3423). Richtiger dürfte 
es fein, auch in ſolchen Fällen die Negatoria, und zwar ihren Beſeitigungsanſpruch (A 4) 
zum Muſter zu nehmen, der ſelbſtändig neben dem Unterlaſſungsanſpruch ſteht. Es iſt ein 
Gebot der Gerechtigkeit, daß die fortdauernde widerrechtliche Beeinträchtigung ohne Rück 
licht auf die Schuldfrage befeitigt werden muß. 


8 1005 


Befindet ſich eine Sache auf einem Grundſtücke, das ein anderer als 
der Eigentümer der Sache beſitzt, ſo ſteht dieſem gegen den Beſitzer des 
Grundſtücks der im 8 867 beſtimmte Anſpruch zu!). 


E 867 II 917; M 3 296—299; P 3 164-167. 


1. Iſt eine bewegliche Sache aus der Gewalt des Beſitzers auf ein im Beſitz eines andern 
deſindliches Grundſtück gelangt, ſo hat der Sachbeſitzer den Abholungsanſpruch des 
feht d Dieſen Anſpruch gibt $ 1005 auch dem Eigentümer der Sache, ohne Rück⸗ 
icht darauf, ob er Beſitzer iſt oder war. Von Bedeutung wird das freilich nur, wenn über 
2 Eigentum an der Sache kein Streit herrſcht. Trifft dies nicht zu und müßte zum Beweiſe 
es Eigentums auf die Vermutung des § 1006 Abf 1 zurückgegriffen werden, fo wird zweck⸗ 
mäßiger der Anſpruch aus $ 867 erhoben, da gegen dieſen Einwendungen aus dem Recht 
ar zuläſſig find. Der Kläger Hat darzutun, daß ſich die Sache irgendwo auf dem Grund: 
ni befinden muß; alsdann kann er fordern, daß ihm ber Grundſtücksbeſitzer geſtattet, fie 
dae zu ſuchen und wegzuholen. Der Anſpruch ift ausgeſchloſſen, wenn die Sache inzwiſchen 
durch den Grundſtücksbeſitzer oder einen Dritten in Beſitz genommen wurde (vgl. $ 867 
Satz I). Auch in bezug auf das Schadenserſatzverlangen und das Weigerungsrecht des 
rundſtücksbeſitzers ſowie hinſichtlich der Selbſthilfe des Sacheigentümers gilt das gleiche wie 
nach 9 807. Der Sacheigentümer kann den Abholungsanſpruch und eventuell, für den Fall 
Les der Grundſtücksbeſitzer die Sache in Beſitz genommen hat, die Vindikation geltend machen. 
ehterem Anſpruch ſteht die Einrede aus § 867 Satz 2, 3 nicht entgegen (SeuffA 66 Nr 31). 


8 1006 


Zugunſten des Beſitzers einer beweglichen Sache wird vermutet, daß er 
Eigentümer der Sache jei?). Dies gilt jedoch nicht einem früheren Beſitzer 
gegenüber, dem die Sache geſtohlen worden, verloren gegangen oder ſonſt 
abhanden gekommen iſt, es ſei denn, daß es ſich um Geld oder Inhaber. 
papiere handelt). 7 

Zugunſten eines früheren Beſitzers wird vermutet, daß er während der 
Dauer ſeines Beſitzes Eigentümer der Sache geweſen ſei⸗). 

Im Falle eines mittelbaren Beſitzes gilt die Vermutung für den mittel⸗ 
baren Beſitzers)e). 

E 1 825 II 918; M 3 138—185; P 3 45— 48, 380—388. 
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1. $ 1006 bringt den wichtigen Rechtsſatz, daß der Beſitzer einer beweglichen Sache 
als ihr Eigentümer vermutet wird. Maßgebend für dieſe Beſtimmung war in erſter 
Linie der Gedanke des Schutzes des gegenwärtigen Beſitzers, der ohne ſie einem früheren 
Eigentümer gegenüber unterliegen müßte, falls ihm der oft ſchwierige Beweis feines Eigen⸗ 
tumserwerbs nicht gelänge (Prot 3, 382). Die Hauptbedeutung der Vorſchrift liegt denn 
auch auf dem Gebiet der Vindikation. Darüber, wie ſich hier die Beweislaſtverteilung ge⸗ 
ſtaltet, vgl. 8985 A 6. Bei der Negatoria, die freilich ſelten bewegliche Sachen betrifft, er⸗ 
leichtert die Vorſchrift dem gegenwärtigen Beſitzer den Angriff (vgl. 81004 A 2). Ihre Anwend⸗ 
barkeit erſtreckt ſich aber auch auf mache perſönlichen Anſprüche. So kommt die Eigen- 
tumsvermutung dem Kläger beim Vorlegungsanſpruch zuſtatten (8 809); iſt ferner eine be⸗ 
wegliche Sache in das Eigentum des Beklagten ohne rechtlichen Grund gelangt, ſo kann der 
frühere Beſitzer mit Hilfe der Eigentumsvermutung den Anſpruch auf Rückübertragung des 
Eigentums oder Erſatz des vollen Sachwerts begründen (89 812, 816, 818); ähnlich beim 
Schadenserſatzanſpruch wegen Entziehung, Beſchädigung oder Zerſtörung der Sache nach 
§8 823 ff. (vgl. RG 20. 11. 22 VI 142/22). Nicht anwendbar iſt die Vermutung aber, wenn 
die vertraglichen Beziehungen feſtzuſtellen find, in welche der Beſitzer zu einem anderen ge: 
treten iſt und deren Folgen ſtreitig find (RG 10. 12. 26 VL 264/26). 

2. Die Vermutung des Eigentums beſteht zugunſten des Beſitzers der Sache. Mit ⸗ 
beſitzer werden als Miteigentümer vermutet, und zwar zufolge $ 741 als Miteigentümer 
nach Bruchteilen. Beweiſt einer von ihnen, daß die übrigen Fremdbeſitzer oder Nicht: 
eigentümer find, fo ſpricht die Vermutung für fein Alleineigentum. Im Falle des § 855 
iſt es der Beſitzherr, nicht der Beſitzdiener, für den die Eigentumsvermutung beſtimmt iſt. 
Eine Beſitzvermutung gibt es nicht, auch nicht für den Ehemann als Haushaltungsvorſtand, 
wenn es ſich um die in der häuslichen Gemeinſchaft befindlichen, nicht zum perſönlichen 
Gebrauch der Frau beſtimmten Sachen handelt (vgl. RG IW 1911, 327; § 1354 A 1). — 
Die Vermutung gilt dem Eigenbeſitzer der Sache ($ 872). Allerdings braucht der Be- 
ſitzer nicht den Eigenbeſitz zu beweiſen, vielmehr wird er kraft einer weiteren Vermutung 
zunächſt als Eigenbeſitzer angeſehen. So gilt z. B. der Kaufmann als Eigentümer ſeiner 
Schaufenſterauslagen, und es genügt zur Widerlegung nicht der Hinweis darauf, daß ein 
Teil ſolcher Sachen dem Juhaber eines Schaufenſters von andern Firmen zur Reklame oder 
zum Verſuch eines kommiſſionsweiſen Verkaufs überlaſſen zu werden pflegt (vgl. RG 20. 11. 22 
VI 142/22). Steht aber feſt, daß der Beſitzer die Sache nicht als ihm gehörend beſitzt, ſo 
entfällt die Eigentumsvermutung, gleichviel ob er einem andern den Beſitz vermittelt 
(vgl. A 5) oder ob, etwa im Fall des Fundbeſitzes, ein mittelbarer Beſitz nicht beſteht. 
Doch kann dem Unterbeſitzer eine dem § 1006 entiprechende Vermutung zuſtatten kommen, 
dann nämlich, wenn er Nießbrauchs⸗ oder Pfandbeſitzer iſt (vgl. 88 1065, 1227). Auf 
die Vermutung, daß er Nießbraucher oder Pfandgläubiger ſei, darf ſich ein ſolcher Be 
ſitzer auch dem klagenden Eigentümer gegenüber berufen (a. M. OLG 10, 127). Dagegen 
hat, wer in Ausübung eines obligatoriſchen Rechtes oder eines Familien oder Erbrechts 
beſitzt, wie der Mieter oder Pächter, der Ehemann oder Inhaber der elterlichen Gewalt, der 
Teſtamentsvollſtrecker, keine Vermutung, daß das Recht beſtehe, für ſich. — Die Vermutung 
bezieht ſich nur auf bewegliche Sachen, wozu auch die ſcheinbaren Grundſtücksbeſtand ; 
teile des § 95 gehören. Eine Sache, die mit einer andern als weſentlicher Beſtandteil ver- 
bunden ift, kann, auch wenn fie ſelbſtändig beſeſſen wird, wegen $ 93 nicht Gegenſtand der 
Eigentumsvermutung fein. Bewegliche Sachen im Sinne des $ 1006 find auch die Inhaber 
papiere (vgl. Abſ 1 Satz 2), z. B. Inhaberaktien (RG 63, 406), nicht aber die Legitimations⸗ 
papiere (Sparkaſſenbücher u. dal.), nicht die Schuldſcheine und ſonſtigen Urkunden des 9 952 (vgl. 
RG JW 1913, 301%; 1923, 2291; Warn 09 Nr 106; OLG 18, 193; 26, 60). In blanco indoſſierte 
Orderpapiere werden in Abſ 1 Satz 2 (abweichend von $ 1862 Abs 1) nicht erwähnt. Ob ſie 
gleichwohl an ſich hierhin zu rechnen wären (dagegen OLG 31, 117), iſt ohne Bedeutung, da 
auch WO Art 74 (vgl. HG B 58 222 Abſ 3, 365 Abs 1; Scheckch $ 8 Abſ 2) eine Eigentums 
vermutung enthält, die aber niemals durch das letzte Indoſſament allein, ſondern nur durch die 
zuſammenhängende Kette des Art 36 WO begründet wird; die lex specialis würde vorgehen 
(val. RG 24. 2. 21 V 472/20). — Ihrem Inhalte nach iſt die Vermutung des 5 1006 auf das 
Beſtehen des Eigentums abgeſtellt. Wie in den Fällen der 88 891, 921, 1362, 1527, 1964, 
2305 handelt es ſich um Rechts-, nicht um Tatſachenvermutung im Sinne der ZPO $ 292. Der 
Beſitzer iſt nicht nur vom Beweiſe einer den Erwerb des Eigentums begründenden Tatſache 
befreit, er braucht eine ſolche auch gar nicht zu behaupten (RG JW 1910, 390%; RG Recht 1916 
Nr 1303). Auch dann greift die Vermutung Platz, wenn er ſich im Eventualverhältnis auf 
zwei verſchiedene Erwerbsgründe beruft (RG 55, 52). Sobald der Beſitz des Beklagten 
feſtſteht, hat das Gericht das Eigentum fo lange anzunehmen, bis ſich aus den vom Kläger 
zu behauptenden und zu beweiſenden Tatſachen die Unrichtigkeit der Schlußfolgerung er 
gibt. Dadurch, daß die Vermutung anch gegenüber dem früheren Eigentünter durchgreiſt, 

deckt ſie bis zum Beweiſe der Gegenteils auch die Veräußerungsbefug uis deslenigen, 
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der im Namen des früheren Eigentümers veräußert hat (RG 12. 1. 23 VII 34/22). Über die 
praktiſche Abmilderung der Vermutung bei der Vindiktion vgl. § 985 A 6. — Die Vermutung 
gilt nur zugunſten des Beſitzers, nicht, wie es nach § 891 der Fall iſt, auch gegen ihn. 
Die Geltendmachung eines Anſpruchs, der gegen den Fahrniseigentumer als ſolchen ge⸗ 
richtet werden muß, wird durch den Beſitz des Beklagten nicht erleichtert. Doch kann ſich auf 
die Vermutung außer dem Beſitzer ſelber auch jeder andere berufen, der Rechte von ihm 
herleitet. So derjenige, dem der Beſtohlene das Eigentunt nach § 931 verſchafft hat; ferner 
der Gläubiger, der Sachen bei ſeinem Schuldner pfänden läßt, auch wenn ſie nicht im Ge⸗ 
wahrſam des Schuldners bleiben (vgl. Seuffa 57 Nr 225; a. M. OLG 9, 119). — Im ehe- 
lichen Güterrecht tritt $ 1006 hinter $ 1362 (praesumtio Muciana) zurück. Soweit es 
ſich um das Verhältnis zu den Gläubigern des Mannes handelt und nicht Sachen in Frage 
ſtehen, die ausſchließlich zum perfönlichen Gebrauche der Ehefrau beſtimmt ſind, begrün⸗ 
det weder der jetzige noch der voreheliche Beſitz oder Mitbeſitz der Frau die Vermutung, 
daß ſie Eigentümerin ſei, vielmehr muß ſie ihren Erwerb beweiſen (R& Gruch 51, 1005; 
a. M. OLG 12, 129; vgl. § 1362 A 2). Der 8 1006 greift nur Platz, wenn entweder dar: 
über geſtritten wird, ob das Eigentum einem Ehegatten oder einem Dritten zuſteht, oder 
wenn zwiſchen den Gatten ſelber Streit über das Eigentum herrſcht (vgl. für letzteren Fall 
RG 84, 49). Auf der andern Seite iſt bei den perſönlichen Gebrauchsſachen der Frau die 
Kraft der Eigentumsvermutung dem Beſitz oder Mitbeſitz des Ehemanns entzogen, und zwar 
hier ſowohl im Verhältnis der Ehegatten zueinander wie zu den Gläubigern (RG 99, 153; 
Warn 1924 Nr 153). Wer durch einſtweilige Verfügung in den Beſitz einer beweglichen 
Sache eingewieſen iſt, hat Dritten gegenüber auch die Vermutung des Eigentums für ſich 
(nicht entſchieden RG 12. 5. 25 VI 13/25). 


3. Der Grund für die Ausnahme bei abhanden 8 Sachen iſt der, daß hier 
der Beſitzer auf dem im Leben häufigſten Wege der bertragung Eigentum nicht erworben 
haben kann (vgl. $ 935 Abf 1). Die Ausnahme tritt nur ein, wenn die Sache dem Kläger, 
nicht wenn ſie einem andern abhanden gekommen iſt. Über den Begriff des Abhanden⸗ 
kommens vgl. 9935 A 4. Dagegen gilt die Regel des Satzes 1 uneingeſchränkt für Geld 
und In haberpapiere, denn für fie läßt $ 935 Abſ 2, auch wenn ſie abhanden gekommen 
ſind, die Eigentumsübertragung an den gutgläubigen Erwerber zu. — Daß eine Sache in 
öffentlicher Verſteigerung erworben wurde, muß, da man es ihr nicht anſehen kann, 
bewieſen werden. Stützt ſich der Kläger auf Abhandenkommen und beweiſt der Beklagte, 
daß er ſie hinterher in der Verſteigerung erwarb, fo ift die nach Abſ 1 Satz 2, Abſ 2 für das 
Eigentum des Klägers ſprechende Vermutung widerlegt. 


4. Für die Eigentumsvermutung zugunſten des früheren Beſitzers nach Abſ 2 gilt 
alles in A 2 und 3 Bemerkte. Trotz der irreführenden Faſſung des Geſetzes greift auch bei 
ihr die Ausnahme von der Vermutung Platz, die Abſ 1 Satz 2 für abhanden gekommene 
Sachen vorſchreibt. Die Wirkung der zugunſten des früheren Beſitzers beſtehenden Ver⸗ 
mutung zeigt ſich bei der Vindikation nach Widerlegung der Vermutung zugunſten des 
gegenwärtigen Beſitzers (vgl. 9 985 A 6). Wer aus einem Nachlaß eine Sache erlangt hat 
und behauptet, ſie vom Erblaſſer geſchenkt und durch Konſtitut übereignet erhalten zu haben, 
Muß das beweifen, da Abi. 2 für den Erben als früheren Beſitzer ſtreitet (RG 10. 11. 28 
VII 44/23). Nicht minder nüt die Vermutung demjenigen, der auf Grund früheren Eigentums 

chadenserſatz⸗ oder Bereicherungsanſprüche erhebt (vgl. RG 83, 393; Seuffa 73 Nr 121). 
Sie nützt aber auch dem Beklagten im Vindikationsprozeß wenn dieſer die in Streit be⸗ 
ſangene Sache veräußert hat vgl. Ra J 1910, 390°). Auch der Veräußerer, gegen den der 


Erwerber wegen Entwehrung Rückgriff nimmt, kann ſich mit der Vermutung verteidigen. 


6. Im Fall eines mittelbaren Beſitzes kommen beide Vermutungen, 
die des Abf 1 wie die des Abſ 2, dem mittelbaren Beſitzer zuſtatten, und zwar dieſem 
ſowobl Dritten gegenüber (vgl. R& 88, 298) wie gegenüber dem unmittelbaren Beſitzer. 
Letzterer kann als Fremdbeſitzer leine Eigentumsvermutung, ſondern höchſtens (58 1065, 1227) 
die Vermutung, daß er Nießbraucher oder Pfandgläubiger ſei, für ſich geltend machen (vgl. 
A J). Daran wird auch durch die Widerlegung der Vermutung, die für den mittelbaren 
Bef © gilt, nichts geändert. Natürlich, fteht aber auch dem mittelbaren Beſitzer der $ 1006 

ann nicht zur Seite, wenn er ſeinerſeits einem noch entfernteren Beſitzer den Beſitz ver. 
mittelt. Doch darf fich ein Beſitzmittler Dritten gegenüber darauf berufen, daß der höchſt⸗ 
ſtufige mittelbare Beſitzer, von dem er ſeine Rechtsſtellung ableitet, als Eigentümer ver 
mutet wird (vgl. A 2). — Die Vermutung des Abf 3 wird aber nur wirkſam, wenn der mittel⸗ 
bare Beſitz feſtſteht oder im Beſtreitungsfalle erwieſen wird, das bloße Behaupten des mittel⸗ 
baren Beſitzes reicht nicht aus Reh 3. 5. 21 VII. 420/20). 


6. Abweichend von § 100g ftellt die BO betr. die Verwendung von Militärgut vom 
28. 5. 19 (NRG Bl 477) für Sachen, die aus Beſtänden der Heeres oder Marineverwaltung 
29* 
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ſtammen, die durch Gegenbeweis widerlegbare geſetzliche Vermutung auf, daß ſie einer der 
genannten Verwaltungen gehören, auch wenn ſie ſich im Privatbeſitz befinden (R 105, 297; 
106, 852; vgl. 8982 A 7). 


8 1007 


Wer eine bewegliche Sache im Beſitze gehabt hat, kann von dem Be⸗ 
ſitzer die Herausgabe der Sache verlangen, wenn dieſer bei dem Erwerbe 
des Beſitzes nicht in gutem Glauben war)). 

Iſt die Sache dem früheren Beſitzer geſtohlen worden, verloren gegangen 
oder ſonſt abhanden gekommen, ſo kann er die Herausgabe auch von einem 
gutgläubigen Beſitzer verlangen, es ſei denn, daß dieſer Eigentümer der 
Sache iſt oder die Sache ihm vor der Beſitzzeit des früheren Beſitzers ab⸗ 
handen gekommen war. Auf Geld und Inhaberpapiere findet dieſe Vor⸗ 
ſchrift keine Anwendung“). 

Der Anſpruch iſt ausgeſchloſſen, wenn der frühere Beſitzer bei dem Er⸗ 
werbe des Beſitzes nicht in gutem Glauben war oder wenn er den Beſitz 
aufgegeben hate). Im übrigen finden die Vorſchriften der SS 986 bis 1003 
entſprechende Anwendung) e). 

E 1 945 II 919; M 3 429—433; P 3 883. 


1. Der 5 1007 über den Anſpruch wegen verlorener Fahrnis reiht ſich nur äußerlich 
den Anſprüchen aus dem Eigentum an. Die Vorſchrift iſt fo ſchwierig gefaßt, daß der Ge 
danke des Geſetzes nicht deutlich zum Ausdruck kommt. Irreführend iſt, daß das weſent 
lichſte Moment, der unfreiwillige Beſitzverluſt, nicht im erſten Satze erſcheint, ſondern erſt 
in Abſ 2 und 3 nachgebracht wird. Sodann bedarf der Aufhellung das Verhältnis zwiſchen 
der „Aufgabe des Beſitzes“ (Abſ 3 Satz 1) und dem aus 9 985 ar 1 befaunten „Abhanden- 
kommen der Sache“ (Abſ 2 Satz 1). Richtiger Anſicht nach bildet die Beſitzaufgabe den 
kontradiktoriſchen Gegenſatz zum unfreiwilligen Beſitzverluſt, welch letzterer Begriff ſich zwar 
in der Regel, nicht aber immer mit dem des Abhaudenkommens deckt. Ein Auseinander 
fallen findet ſtatt im Fall des mittelbaren Beſitzes, wenn der Beſitzmittler die Sache ver⸗ 
untreut: hier iſt ſie dem mittelbaren Beſitzer zwar nicht abhanden gekommen (RG 54, 68; 
8 935 A 4), aber gleichwohl hat er den Beſitz nicht aufgegeben, vielmehr ohne ſeinen Willen 
verloren. Dazu kommt das Faſſungsverſehen, daß ſich die Verneinung des Anſpruchs bei 
Aufgabe des Beſitzes in dem auf beide vorhergehenden Abſätze bezüglichen Abſ 3 findet, 
während fie für den Fall des Abſ 2, wo der Kläger Abhandenkommen dartun muß, ſelbſt⸗ 
verſtändlich iſt. Ein weiteres Faſſungsverſehen enthalten die Worte „es ſei denn, daß dieſer 
Eigentümer iſt“ in Abſ 2 Satz 1, die geſtrichen werden müſſen (vgl. A 3). Beſeitigt man 
dieſe Mängel und behält man die Beweislaſtregelung bei, ſo würde der Paragraph etwa 
lauten: „Der frühere Beſitzer einer beweglichen Sache kann von demjenigen, der den Beſitz 
in böſem Glauben erworben hat, die Herausgabe verlangen, ſofern er nicht den Beſitz auf ⸗ 
gegeben hat. Handelt es ſich nicht um Geld oder Inhaberpapiere und iſt ihm die Sache 
abhanden gekommen (hat weder er ſelbſt noch fein etwaiger Beſitzmittler den Beſitz auf- 
gegeben), ſo kann er ſie auch von einem gutgläubigen Beſitzer herausverlangen, es ſei denn, 
daß lie dieſem vor feiner eigenen Beſitzzeit abhanden gekommen war. Der Anſpruch iſt 
ausgeſchloſſen, wenn der frühere Beſitzer beim Erwerbe des Beſitzes nicht in gutem Glauben 
war. Die Vorſchriften der 5$ 986—1003 finden entſprechende Anwendung.“ — Allgemein 
gilt, daß eine bewegliche Sache vorliegen und der Kläger ihr früherer Beſitzer geweſen 
fein muß, ſei es Eigenbeſitzer oder Fremdbeſitzer (Nießbraucher, Pfandgläubiger, Mieter, 
Verwahrer), ſei es unmittelbarer Beſitzer oder mittelbarer, Sach oder Teilbeſitzer (8 865), 
Allein⸗ oder Mitbeſitzer, nicht aber ein bloßer Beſitzdiener (8 855). Der mittelbare Beſitzer 
hat regelmäßig die Herausgabe an ſeinen Beſitzmittler zu fordern, die Herausgabe an ſich 
ſelbſt nur dann, wenn jener den unmittelbaren Beſitz nicht wieder übernehmen will oder 
kann (arg. § 869 Satz 2). Ein früherer Mitbefiger kann gegen den beſitzenden ehemaligen 
Genoſſen klagen. Erhebt er gegen einen Dritten den Auſpruch auf Herausgabe der ganzen 
Sache, fo verlangt er arg. 99 1011, 432 Herausgabe an alle Mitbeſitzer oder Hinterlegung 
für alle. Der Kläger muß ferner gutgläubig fein, d. h. den Beſitz in gutem Glauben 
erworben haben. Nur auf den Augenblick des n eye kommt es an; wala fides 
superveniens non nocet. Bei demjenigen, der den Anſpruch ererbt hat, entſcheidet, wie bei 
einem Zeſſionar, die Perſon des Rechtsvorgängers. Seinem Inhalt nach iſt guter Glaube die 
nicht auf grober Fahrläſſigkeit beruhende irrige Annahme, zu dem ausgeübten Beſitze be- 
rechtigt zu ſein (vgl. 5 990 A 2). Abweichend von $ 932 Abſ 2 kann alſo auch ein Irrtum über 
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die Geſchäftsunfähigkeit des Veräußerers oder die Nichtdereliktion der gefundenen Sache ge- 
nügen. Hat der Kläger den Beſitz unter grobfahrläſſiger Verkennung der Rechtslage erworben, 
ſo dringt er auch gegen einen bewußt unredlichen Beklagten nicht durch. Seine Gutgläubig⸗ 
keit wird aber vermutet; Aufgabe des Gegners iſt es, das Gegenteil darzutun, ſofern ſich 
nicht die Bösgläubigkeit aus dem eigenen Vortrage des Klägers ergibt (Abſ 3 Satz 1). Da⸗ 
gegen wäre die Einwendung, der Kläger habe kein Recht, zu beſitzen, in dieſer Allgemein ⸗ 
heit unerheblich, denn der Anſpruch ſtützt ſich auf den früheren Beſitz, nicht auf ein Recht 
zum Beſitz. Anders die Einrede, daß der Beklagte dem Kläger gegenüber beſitzberechtigt 
ſei; vgl. darüber A 5. Auch der Beklagte kann Fremdbeſitzer, Teilbeſitzer, Mitbeſitzer, 
mittelbarer Beſitzer ſein. Es gelten dafür dieſelben Regeln wie bei der Eigentumsklage 
(vgl. $ 985 A 2), namentlich auch, was die Verpflichtung des mittelbaren Beſitzers betrifft 
(vgl. $ 985 A 3). — Im übrigen iſt zu unterſcheiden zwiſchen dem Anſpruch gegen den bös⸗ 
gläubigen Erwerber (Abſ 1; vgl. A 2) und dem Anſpruch wegen Abhandenkommens der 
Sache (Abs 2; vgl. A 3). 

2. Anſpruch gegen den bösgläubigen Erwerber. Bei gewiſſen Sachen mit beſonders 
ſtarkem Umlauf (vgl. A 3) iſt dies die einzige Möglichkeit. Der Kläger muß beweiſen, daß der 
Beklagte beim Erwerbe des Beſitzes bösgläubig war, d. h. ſeine Nichtberechtigung zu dem 
von ihm ausgeübten Beſitze kannte oder nur aus grober Fahrläfſigkeit nicht kannte. Das trifft 
nicht felten zu, auch wenn der Beklagte von dem Recht des Klägers oder überhaupt von deſſen 
Perſon nichts wiſſen konnte. Nachträgliche Entſtehung des böſen Glaubens iſt auch hier uner- 
heblich. Dem Beklagten ſteht, von der in A 1 erörterten Einwendung der eigenen Bösgläubig⸗ 
teit des Klägers abgeſehen, die Einwendung zu, der Kläger habe den Beſitz freiwillig auf 
gegeben (Abſ 3 Satz 1). Darin, daß dies Einwendungsſache iſt, liegt praktiſch genommen 
der Hauptvorzug dieſer Anſpruchsart: kann der Kläger bösgläubigen Beſitzerwerb auf ſeiten 
des Beklagten nachweiſen, ſo braucht er nicht darzutun, wodurch bei ihm ſelbſt der Beſitz 
ein Ende nahm. Natürlich iſt es keine Aufgabe des Beſitzes, wenn ſich der bisherige unmittel⸗ 
bare Beſitzer, z. B. durch Vermietung der Sache, zunt mittelbaren macht. Ein Kind, ein 
Geiſteskranker und ein beſchränkt Geſchäftsfähiger können den Beſitz nicht wirkſam aufgeben, 
desgleichen nicht ein Beſitzdiener des Klägers; in beiden Fällen liegt ſogar Abhanden⸗ 
kommen vor (§ 985 A 4). Darüber, daß auch ein Beſitzmittler den Beſitz nicht mit Wir⸗ 
kung gegen den mittelbaren Beſitzer aufgeben kann, vgl. A 1. — Außerdem hat der Be⸗ 
klagte zufolge Ab] 3 die Einwendungen, die er einer Eigentumsklage entgegenhalten könnte, 
Be nach § 986 die, daß er dem Kläger gegenüber zum Beſitze berechtigt ſei 

3. Anſpruch wegen Abhandenkommens der Sache. Über den Begriff vgl. 8 935 A 4 
und oben A 1, 2. Beweiſt der Kläger, daß ihm die Sache abhanden kam, fo kommt es auf 
Gut- oder Bösgläubigkeit des Beklagten nicht an. Der Anſpruch geht gegen den Beſitzer 
1 5 \ofchen. Für den Prozeß hat das die Folge, daß hier (anders im Falle des Abſ 1) der 
Beklagte, wenn er Beſitzmittler iſt, nach ZPO $ 76 den mittelbaren Beſitzer als Urheber 
benennen kann. Doch greift dieſe zweite Anſpruchsform bei Geld und Inhaberpapieren 
nicht Platz, denn nach $ 935 Abſ 2 (vgl. 89 1032 1207) wird der gutgläubige Erwerber ſolcher 
Sachen auch dann Eigentümer bzw. Nießbraucher oder Pfandgläubiger, wenn fie abhanden 
gekommen ſind. Auch bei blankoindoſſierten Orderpapieren iſt gemäß der Sondernorm 
der WO Art 74 (H 88 222 Abi 3, 365 Abſ 1; ScheckG § 8 Abſ 2) für eine Klage gegen 
den gutgläubigen legitimierten Inhaber kein Raum. — Der Beklagte kann ſich damit ver ⸗ 
teidigen, daß der Kläger beim Beſitzerwerb bösgläubig geweſen ſei (Abſ 3 Satz 1; vgl. A 1), 
oder daß er, der Beklagte, dem Kläger gegenüber ein Recht auf den Beſitz habe (Abſ 3 Saß 2; 
9 986 ogl. A 5). Die in Abſ 3 Satz 1 ebenfalls allgemein gegebene Einwendung der Auf- 
gabe des Beſitzes ſtellt ſich hier nur als ein Beſtreiten des Klaggrundes dar (vgl. A 1). Außer⸗ 
dem erwähnt Abf 2 noch zwei beſondere Verteidigungsbehelfe: a) Die Einwendung des 

igentums. Damit iſt dem Geſetz indes ein Redaktionsverſehen untergelaufen. Einer. 
ſeits geftattet Abſ 3 Satz 2, verbunden mit $ 986, auch dem bösgläubigen Beklagten, ſich auf 
Eigentum zu berufen, ſo daß dieſe Möglichkeit auch für den Fall des Abi 1 beſteht. Ander. 
ſeits iſt fein Grund erſichtlich, warum die Berufung auf das Eigentum im Falle des Abſ 2 
anders behandelt werden ſollte wie nach Abſ 1. Wenn Abſ 2 durch die Worte ses ſei denn, 
daß” die Verteidigung als Einwendung im engeren Sinne (Anſpruchsverneinung) kenn ⸗ 
zeichnet und wenn es den Anſchein gewinnt, als ob das Eigentum immer und gegen jeden 
Kläger durchſchlagen müßte, ſo kann dem nicht gefolgt werden. Vielmehr liegt beidemale 
nur eine Einrede vor (vgl. 8 986 A 1), die auch nur dann wirkt, wenn das Eigentum den 
Beklagten gerade dieſem Kläger gegenüber zum Beſitze berechtigt. b) Die Einwendung 
teren Abhandenkommens. Iſt die Sache auch dem Beklagten, und zwar vor der 
Beſitzzeit des Klägers, abhanden gekommen, ſo könnte er nach Abſ 2 dem Kläger, wenn 
dieſer den Beſitz von einem Dritten wiedererlangt hätte, die Sache abfordern. Es ift daher 
nur folgerecht, wenn er gegenüber dem Herausgabeanſpruch des Klägers im Beſitze belaſſen 
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wird. Die gleiche Erwägung führt aber auch dazu, dem Kläger gegen die Einwendung die⸗ 
jenigen Schutzbehelfe zu geben, die er, wenn verklagt, verteidigungsweiſe geltend machen 
dürfte, alſo die Replik, daß der Beklagte ſeinen früheren Beſitz bösgläubig erworben habe, 
und die Replik, er, der Kläger, ſei dem Beklagten gegenüber zum Beſitze berechtigt. Eine 
Klagänderung iſt in ſolchem Vorbringen nicht zu erblicken. Das Beſitzrecht des Klägers kann 
vor oder nach dem erſten Abhandenkommen der Sache erwachſen ſein, letzteres z. B. durch 
Erſitzung oder dadurch, daß der Kläger die Sache in öffentlicher Verſteigerung erſtand (§ 985 
Abſ 2). Dem Falle, daß die Sache dem Beklagten ſelbſt abhanden kam, ſteht es gleich, wenn 
ſie einem Rechtsvorgänger des Beklagten abhanden gekommen iſt. 

4. Über die Einwendung der Bösgläubigkeit des Klägers vgl. A !; über die Einwendung 
der Kläger habe den Beſitz aufgegeben, vgl. A 1 und 2. 


5. Anwendung der Vindikationsgrundſätze. a) Die Hauptſache iſt die entſprechende 
Anwendbarkeit des § 986: der Beklagte hat eine Einrede gegen den Herausgabe⸗ 
anſpruch, wenn er oder der mittelbare Beſitzer, von dem er ſein Recht zum 
Beſitz ableitet, dem Kläger gegenüber zum Beſitze berechtigt iſt. Auch wer 
den Beſitz bösgläubig erworben hat, war vielleicht ſchon früher berechtigt oder hat ſpäter, 
3. B. durch Beerbung, ein Recht zum Beſitze erlangt. Das Recht kann dinglicher oder obli⸗ 
gatoriſcher Natur ſein; auch ein Recht gegen den Rechtsvorgänger des Klägers genügt, 
ſofern die Klage auf einen durch Abtretung des Herausgabeanſpruchs erworbenen mittel: 
baren Beſitz gegründet wird (vgl. $ 986 Abf 2). Nötig iſt aber immer, daß das Beſitzrecht 
gerade dem Kläger gegenüber durchgreift, und dabei muß beachtet werden, daß nicht nur 
Eigentum des Klägers, ſondern auch dingliche Rechte desſelben, die das Eigentum beſchränken, 
und ſchuldrechtliche Anſprüche auf den Beſitz durch die Klage geſchützt werden ſollen. Daher 
kann der Eigentumsbeweis des Beklagten unter Umſtänden unzureichend ſein, z. B. wenn 
ſich aus der Klagbegründung ergibt, daß der Kläger Pfandrecht erworben oder die Sache 
vom Beklagten oder deſſen Erblaſſer gemietet hatte; in ſolchem Falle muß der Beklagte 
weiterhin die Beendigung des Pfandrechts oder der Miete beweiſen. Doch iſt es, falls der 
Beklagte ſich petitoriſch verteidigt, Aufgabe des Klägers, mit beſtimmten Behauptungen 
herauszurücken. Solange aus ſeinem Vorbringen nichts weiter hervorgeht, als daß er die 
Sache früher beſaß oder daß ſie ihm abhanden gekommen iſt, braucht der Beklagte nur ein 
dingliches oder ein gegen den Kläger gerichtetes obligatoriſches Beſitzrecht zu beweiſen, um 
der Klage den Boden zu entziehen. b) Die Vorſchriften über die Erftattung von 
Nutzungen und Schäden (88 987—993) ſowie über die Gegenrechte des Beklagten 
wegen Verwendungen auf die Sache (58 994—1003). Ob der Kläger die Herausgabe 
von Nutzungen verlangen kann, wird ſtets von der Geſtaltung der petitoriſchen Einwendungen 
und Gegeneinwendungen abhängen, und danach beſtimmt ſich auch der Umfang des Verwen⸗ 
dungserſatzes. Als Schadenserſatz iſt, ſofern nicht die Gegeneinwendungen ein Recht des 
Klägers herausſtellen, nur ſein Beſitzintereſſe zu vergüten. Das Selbſtbefriedigungsrecht 
des 5 1003 läßt ſich allenfalls ausüben, ohne daß der Kläger Eigentümer fein muß, voraus ⸗ 
geſetzt aber, daß der Beklagte das Nichteigentum nicht gekannt hat (arg. $ 1248). 


6. Berhältnis des Anſpruchs wegen verlorener Fahrnis zu andern Anſprüchen. 
a) Der Anſpruch aus 8 1007 kann ſowohl mit dem Anſpruch aus dem dinglichen oder per⸗ 
ſönlichen Recht auf den Beſitz, insbeſondere mit dem Eigentumsanſpruch auf Herausgabe, 
wie auch mit dem Anſpruch aus verbotener Eigenmacht (§ 861) in Wettbewerb treten. Doch 
braucht weder der eine noch der andere Wettbewerb mit Notwendigkeit zu beſtehen. Für 
das Verhältnis zum Anſpruch aus dem Beſitzrecht kommt in Betracht, daß in Fällen, in 
denen jemand zwar das Recht an der Sache oder auf die Sache, nicht aber früheren Beſitz 
erworben hat, § 1007 verſagt (vgl. wegen des Eigentums z. B. 58 926, 953, 984), während 
umgekehrt § 1007 das einzige Hilfsmittel iſt, wenn nur gutgläubiger früherer Beſitz, kein 
Recht zum Beſitz vorliegt, oder wenn das Recht wegen ſeiner ſchuldrechtlichen Natur gegen 
den gegenwärtigen Beſitzer nicht wirkt. Anlangend das Verhältnis zu 8 861, fo iſt es einer⸗ 
ſeits möglich, daß der Kläger beim Beſitzerwerbe bösgläubig war, gleichwohl aber verbotene 
Eigenmacht gegen ihn begangen wurde (hier nur § 861); anderſeits braucht der Beklagte, 
auch bei unfreiwilligem Beſitzverluſt des Klägers, nicht fehlerhafter Beſitzer zu ſein (hier 
nur $ 1007). b) Die verſchiedenen Anſprüche können einzeln oder in Verbindung 
miteinander geltend gemacht werden. Werden ſie einzeln geltend gemacht. ſo wirkt 
die Entſcheidung über den einen Anſpruch grundſätzlich keine Rechtskraft für die andern. 
Dies gilt auch für den Fall, daß die Klage aus § 1007 wegen einer petitoriſchen Einwendung 
des Beklagten abgewieſen wird. Da die Eutſcheidung über Einwendungen nicht in Rechts⸗ 
kraft übergeht (3 PO 5 322 Abſ 1), ſteht einer ſpäteren Klage aus dem Recht nichts ent ⸗ 
gegen. Anders wenn der Kläger gegenüber einer petitoriſchen Verteidigung mit der Be 
rufung auf ein angebliches Recht repliziert hat (vgl. A 3 unter b) und dieſes Recht aberkannt 
worden iſt. 
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Fünfter Titel 
Miteigentum 


8 1008 


Steht das Eigentum an einer Sache mehreren nach Bruchteilen zu, ſo gel⸗ 
ten die Vorſchriften der SS 1009 bis 101115), 
E I 946 II 920; M 3 433, 437; P 3 274. 


1. Das BGB kennt die römiſch rechtliche Form des Miteigentums als Unterart der 
Gemeinſchaft nach Bruchteilen und die deutſch⸗rechtliche Form des Miteigentums als 
gemeinſchaftliches Eigentum zur geſamten Hand. Beides iſt nur an Sachen möglich. Eine 
Unterſcheidung zwiſchen Ober⸗ und Untereigentum, Nutzungseigentum, geteiltem 
Eigentum kennt das BOB nicht mehr. Die landesgeſetzlichen Vorſchriften hierüber find 
jedoch aufrechterhalten (EGBGB Artt 59, 63 u. 113; RG 47, 244). Bereits beſtehendes 
Stockwerkseigentum (Eigentum an einzelnen Gebäudeteilen nach horizontaler Teilung) 
bleibt nach EGBGB Art 182 beſtehen, darf aber fernerhin nicht mehr als geteiltes Eigentum 
neu begründet werden. 

2. Das Weſen des Miteigentung nach Bruchteilen beſteht in folgendem: Es iſt ein 
ſelbſtändiges Recht gleicher Art, alſo Eigentum, nicht ein neben dem Eigentumsrecht 
des einen ſich ſtellendes und es belaſtendes Recht (RG 52, 100; 56, 96; 69, 40; JW 1910, 473). 
Daher finden an ſich auf das Miteigentumsrecht alle für das Alleineigentumsrecht geltenden 
Regeln Anwendung, ſoweit nicht Abweichendes vorgeſchrieben iſt (RG 56, 100; 69, 36; JW 
08, 48216; Warn 1910 Nr 192). Es iſt ein ſchon während des Beſtehens des Miteigentums 
rechneriſch nach Bruchteilen geteiltes Eigentumsrecht, im Gegenſatz zum Eigentum zur ge⸗ 
ſamten Hand, bei dem während des Beſtehens des Geſamthandverhältniſſes eine ſolche Teilung 
nicht vorliegt. Aber die Teilung iſt nur ideell, ziffermäßig und betrifft nur das Eigentums 
recht, nicht liegt eine reale Teilung der Sache ſelbſt vor. So iſt dieſes Miteigentum eine 
Unterart der Gemeinſchaft nach Bruchteilen und fällt unter die Vorſchriften über 
die Gemeinſchaft nach 88 741ff. 

3. Das Miteigentum nach Bruchteilen bildet die Regel (8 741), ein ſolches anderer Art 

muß von dem bewieſen werden, der ſich darauf beruft. Es entſteht kraft Geſetzes (Ver⸗ 
bindung, Vermiſchung, Vermengung 88 947ff., 963; Schatz § 984; Grenzeinrichtung 8 921; 
Baum auf Grenze § 923; RG 52, 307; ferner, wenn mehreren dieſelbe Sache vermacht 
und vom Beſchwerten übergeben worden iſt, $ 2157; Miteigentum an Grenzmauern 
kaun ſeit 1. Januar 1900 nicht mehr entſtehen, Rc 52, 307; für Privatflüſſe landesrecht⸗ 
liches Waſſerrecht. E88 Art 65) oder durch Rechtsgeſchaft, z. B. wenn mehrere Per— 
onen, die nicht in einem Geſamthandverhältnis ftehen, gemeinſam eine Sache erwerben 
(Eheleute, die in dem geſetzlichen Güterrecht leben). Zur Frage des Eigentumsübergangs 
bei mehreren Käufern und verdeckter Stellvertretung RG 109, 167ff. über Eigentumserwerb 
durch Aufgebot oder Aneignung §8 927, 928, 958, 959. 
„„Das Miteigentum zur geſamten Hand iſt die nefchliche Folge der Geſellſchaft (88 705, 
718, 719), allgemeinen Gütergemeinſchaft (88 1437ff.), der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft 
($ 1483), der Errungenſchaftsgemeinſchaft (88 1529 ff.), der Fahrnisgemeinſchaft (88 1549ff.), 
der Erbengemeinſchaft (88 2032 ff.). Rechtsgeſchäftlich kann unmittelbar kein Mit- 
eigentum zur geſamten Hand begründet werden an Stelle des Miteigentums nach Bruch⸗ 
teilen vielmehr kann dies nur mittelbar geſchehen durch Vereinbarung eines derjenigen Rechts⸗ 
verhältniſſe, bei denen die Geſamthand geſetzlich vorgeſchrieben iſt. 

4. Bei Grundſtücken wie bei allen im Grundbuch verlautbarten Rechten muß nach GBO 
3 48 angegeben werden, ob eine Gemeinſchaft nach Bruchteilen oder zur geſamten Hand vor- 
liegt. Ohne dieſe Klarſtellung kann eine Verfügung über einen Anteil nicht erfolgen. Bei Ver- 
Anderung der Anteile ift Auflaſſung und Eintragung erforderlich. Nur die nähere Angabe über 
die Größe des Bruchteils iſt ohne Auflaſſung nachträglich zuläffig, wenn dieſe dem bisherigen 
tatſächlichen Zuſtand entſpricht, keine Veränderung ihrer Größe enthält. Ein Vertrag, durch 
den ſich der eine Teil verpflichtet, Bruchteilseigentum an einem Grundſtück zu übertragen, 
fällt unter H313 (cf Seufft 78 Nr 11). Über die Form der Eintragung im Grund buche 
1. $48 GBO. Über Belaſtung der Anteile durch eine Briefhypothek Rc 52, 360 (fänıtlic)e 
Miteigentümer müſſen den Brief übergeben). Die Belaftung des Bruchteils eines Grundſtücks 
mit einem Erbbaurechte, einer Grunddienſtbarkeit oder einer beſchränkten perſöulichen Dienſt⸗ 
barkeit ift nicht möglich (88 1012, 1018, 1090). Aus der Selbſtändigkeit des Anteils ($ 747 
Satz 1) folgt, daß eine Hypothek, Grundſchuld oder ſonſtiges dingliches Recht jeden Anteil 
auch dann ſelbſtändig belaſtet, wenn das Recht auf Grund gemeinſchaftlicher Verfügung der 
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Miteigentümer auf das ganze Grundſtück eingetragen wird (RG 16. 8. 10 V 240/09). Frei⸗ 
lich entſteht keine Geſamthypothek an mehreren Grundſtücken ($ 1182), ſondern eine Einzel⸗ 
hypothek an einem Grundſtück. Aber jeder Anteil haftet für das ganze Recht (RG JW 
1910, 47312). Die Zwangsvollſtreckung in den Bruchteil einer beweglichen Sache 
geſchieht durch Pfändung (8 857 ZPO); in den Bruchteil eines Grundſtücks nach Maß⸗ 
gabe der 88 864, 866 JP; die Pfändung des Anteils (vgl. 5 751 A 2, 5 747 A 1) iſt hier 
nicht zuläſſig. Dieſe Zwangsvollſtreckung kann zur Zwangsverſteigerung des Grund⸗ 
ſtücksanteils führen, aber nicht zur Teilungsverſteigerung ($ 758 A 2). Die Teilung kann 
indeſſen durchgeſetzt werden auf Grund der Pfändung des perſönlichen Anſpruchs des Mit- 
eigentümers auf Aufhebung der Gemeinſchaft ($ 749). Hat der Gläubiger dieſen Anſpruch 
ſeines Schuldners (Miteigentümers) pfänden und ſich überweiſen laſſen, ſo kann er gemäß 
5 181 55 Ye Recht des Eigentümers auf Aufhebung der Gemeinſchaft ausüben“ (vgl. 

751 A 2 g. E.). 

5. Aus der Natur des Miteigentums als einer Gemeinſchaft nach Bruchteilen folgt 

‚A. hinſichtlich der Rechtsbeziehungen der Miteigentümer zueinander: 

a) Die Verwaltung und Benutzung der gemeinſchaftlichen Sache ſteht den Miteigen- 
tümern gemeinſchaftlich zu, es iſt Einhelligkeit dabei, insbeſondere zu einer Verfügung, er⸗ 
forderlich (§ 744 Abſ 1). Die zur Erhaltung der Sache notwendigen Maßregeln kann aber 
jeder einzelne treffen ($ 744 Abſ 2). Wird einzelnen Teilhabern die Verwaltung übertragen, 
ſo finden die Grundſätze über den Auftrag Anwendung. Über die Regelung der Verwaltung, 
ihre Art und über die Benutzung der Sache entſcheidet jedoch Stimmenmehrheit (8 745). 

b) Der Miteigentümer hat gegen den andern einen obligatoriſchen Anſpruch auf 
Erhaltung, Verwaltung und Benutzung der gemeinſchaftlichen Sache (88 744 Abſ 2, 
745 Abſ 2), und einen Anſpruch auf Einräumung des Mitbeſitzes gegen den andern Mit⸗ 
eigentümer (88 866, 1007). RG 69, 40. Ebenſo die Klage aus 8 1004. 

e) Eine weſentliche Veränderung der Sache kann nicht verlangt werden. Dieſe Vor 
ſchrift kann zu Unbilligkeiten führen. Das Recht des Widerſpruchs darf daher nicht zur 
Schikane ausgeübt werden. Schlimmſtenfalls bleibt dann nur die Teilung übrig. 

d) Gemeinſchaftlicher Beſitz iſt bei beweglichen Sachen nur in beſonderen Fällen 
denkbar, namentlich dort, wo die Miteigentümer beſtändig zuſammen find, z. B. die Mit. 
glieder einer wandernden Schauſpielertruppe. Andernfalls kann der einzelne Miteigentümer 
verlangen, daß die Sache für alle bei einem Dritten hinterlegt werde oder daß ſie ihm gegebenen: 
falls gegen Sicherheitsleiſtung zum Beſitz für alle überlaſſen werde. 

e) Jeder Miteigentümer hat einen ſeinem Bruchteil entſprechenden Anteil an den 
Nutzungen und Früchten wie an den Laſten ($$ 743, 748). Iſt das gemeinſchaftliche 
Grundſtück vermietet, ſo hat der Miteigentümer nur Anſpruch auf den nach Bezahlung der 
Laſten, Abgaben, Auslagen und Hypothekenzinſen verbleibenden Überſchuß (RG 89, 180). 

Kein Miteigentümer hat ein geſetzliches Vorkaufsrecht. Bei Grundſtücken kann ein 
ſolches mit dinglicher Wirkung vereinbart werden (§ 1094). 

g) Jeder Miteigentümer kann die Aufhebung verlangen. Die Beſchränkung oder 
Ausſchließung dieſes Rechtes für immer oder auf Zeit iſt durch Vereinbarung zuläſſig, 
dieſe bleibt aber in gewiſſen Fällen wirkungslos, ſo wenn für den Miteigentümer ein wichtiger 
Grund vorliegt (§ 723), im Konkurſe er $ 16 Ab] 2), ferner nach 88 749— 751, 1258 Ast 
Die Aufhebung des Miteigentums geſchieht durch Teilung der beweglichen Sache in Natur, 
bei Grundſtücken durch Zwangsverſteigerung, ſonſt durch Verkauf und Teilung des Erlöſes 
(8 753). — Die Vereinbarung wirkt auch für und gegen den Sondernachfolger, bei Grund ⸗ 
ftüden nur, wenn fie als Belaſtung im Grundbuche eingetragen ift (8 1010). 

B. Hinſichtlich der Stellung der Miteigentümer nach außen: 

a) Jeder Miteigentümer hat die Rechte aus $ 1011. Vgl. dort. 

b) Jeder Miteigentümer kann über ſeinen Bruchteil felbftändig verfügen (8 747), 
alſo auch ihn veräußern und verpfänden (8 747 Abſ 1; RG 56, 100), während über die 
Sache im ganzen die Miteigentümer gemeinſchaftlich verfügen müſſen (8 747). So er. 
wirbt der Gläubiger eine Briefhypothek, die auf den Auteilen mehrerer Miteigentümer eines 
Grundſtücks eingetragen iſt, nur dann, wenn ſämtliche Miteigentümer ihm den Hypotheken ⸗ 
brief aushändigen oder, wenn er ſchon im Beſitz iſt, eine Einigung über den Eigentumsüber⸗ 
gang treffen (RG 52, 360). Zur Übertragung des Miteigentums an beweglichen Sachen 
gehört die Einräumung des Mitbeſitzes (5 929), bei Grundſtücken die Auflaſſung 
und Eintragung (RG 52, 174; 69, 40). Mit dinglicher Wirkung gegen einen Dritten kann 
nach § 137 dieſes Verfügungsrecht nicht beſchränkt werden, es ſei denn, daß die Miteigen- 
tümer einen Geſellſchaftsvertrag abgeſchloſſen hätten ($ 710). Bei Grundſtücken kann ein 
Vorkaufsrecht eingeräumt werden (89 1009, 1094). Der Alleinbeſitz begründet die Ver; 
mutung alleinigen Eigentums und alleiniger Verfügungsbefugnis, der Mitbeſi begründet 
die Vermutung des Miteigentums, aber nicht ſchon auch die Vermutung ausſchließlicher Ver 
fügungsbefugnis Über ſeinen Anteil. 
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8 1009 


Die gemeinſchaftliche Sache kann auch zugunſten eines Miteigentümers 
belaſtet werden!). 


Die Belaſtung eines gemeinſchaftlichen Grundſtülcks zugunſten des je⸗ 
weiligen Eigentümers eines anderen Grundſtücks ſowie die Belaſtung eines 
anderen Grundſtücks zugunſten der jeweiligen Eigentümer des gemein⸗ 
ſchaftlichen Grundſtücks wird nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß das an⸗ 
dere Grundſtück einem Miteigentümer des gemeinſchaftlichen Grundſtücks 
gehört?) 2), 


& 1947 II 921; M 3 438; P 3 275. 


1. Belaſtung der gemeinſchaftlichen Sache zugunſten eines Miteigentümers. Die Be⸗ 
laſtung eines Anteils eines Miteigentümers zugunſten eines andern Miteigentümers iſt ſelbſt⸗ 
verſtändlich und wird nicht erſt erwähnt. Die ganze gemeinſchaftliche Sache (Grundſtück 
oder bewegliche Sache) wird belaſtet. Zur Belaſtung bedarf es der Verfügung aller Mit⸗ 
eigentümer, auch des Erwerbers. Der Miteigentümer iſt alſo zugleich Berechtigter und Ver⸗ 
pflichteter. Die Belaſtung widerſtritte an ſich dem Grundſatze, daß in Ermanglung beſon⸗ 
derer Geſtattung niemand im eigenen Namen mit ſich ſelbſt ebenfalls im eigenen Namen 
ein Rechtsgeſchäft vornehmen kann (vgl. 8 181; RG 47, 209). Jene Geſtattung enthält nun 
81009; ſie hat darin ihren Grund, daß der Eigentümer nicht bloß mit ſich ſelbſt, ſondern 
zugleich auch mit den anderen Miteigentümern das Geſchäft abſchließt (RG 47, 209). Da 
der das Recht erwerbende Miteigentümer zugleich auf der andern Seite mit den übrigen 
Miteigentümern als verflügender Teil auftritt (§ 747 Satz 2), fo muß er zur Verfügung be⸗ 
fugt fein und dieſe in gehöriger Form (vgl. namentlich GBO 8 29 Satz 1) vornehmen. Die 
verfügende Erklärung braucht aber nicht ausdrücklich zu erfolgen; ſo wird regelmäßig in der 
auf den Rechtserwerb gerichteten Erklärung des Miteigentümers gegenüber den anderen 
Teilhabern feine Einwilligung (K 185) in deren verfügende Erklärung ſtillſchweigend ent⸗ 
halten ſein. Das BGB hält überdies das begrenzte dingliche Recht des Eigentümers an 
feiner eigenen Sache für rechtlich möglich (88 889, 1068, 1168 u. a.). Aus der Vorſchrift 
des Abſ 1 ergibt ſich, daß auf die zugunſten eines Miteigentümers an dem gemeinſchaft⸗ 
lichen Grundſtücke beſtellte Hypothek die 88 1177, 1197 keine Anwendung finden (SeuffA 
58 Nr 214). Ebenſowenig 88 1068, 1256, wenn der Nießbraucher oder Pfandgläubiger Mit- 
eigentümer der belaſteten Sache wird. Der Miteigentümer einer Sache braucht ſich nicht 
gefallen zu laſſen, daß der Gläubiger eines andern Miteigentümers die ganze Sache pfändet 
(RG 18, 180). Der Gläubiger kann nur das Anteilsrecht des Miteigentümers pfänden (RG 
4. 5. 06 VII 407/05). 


2. Die Belaſtung zugunſten des jeweiligen Eigentümers eines andern Grundſtücks 
betrifft ſubjektiv dingliche Rechte: Grunddienſtbarkeiten (8 1018), Vorkaufsrechte und Real⸗ 
laſten (88 1094 Abſ 2, 1105 Abſ 2). Für gemeinſchaftliche Wege, Brunnen, Hauszwiſchen⸗ 
räume, Durchgänge, Durchfahrten beſteht hiernach die Möglichkeit, durch gegenſeitige Be⸗ 
ſtellung von Grunddienſtbarkeiten die Benutzung zu ſichern (val. auch 8 751 A 1). Der 
Alleineigentümer verſchiedener Grundſtücke hat dieſe Rechte nicht (RG 47, 202). 

3. Die Vorſchrift des § 1009 trifft nicht unmittelbar den Fall, daß nachträglich die 
Doppelſtellung als Berechtigter (oder Belaſteter) und zugleich als Miteigentümer in einer 
Perſon zuſammentrifft. Der der Vorſchrift zugrunde liegende Gedanke ſteht aber dem Er- 
löſchen des Rechtes durch Vereinigung entgegen. Dieſe tritt weder ein bei Rechten an einem 
Grundſtück (vgl. $ 889), noch bei Rechten an beweglichen Sachen; ſoweit etwa aus den Vor- 
ſchriften der 8s 1063 u. 1256 an ſich im Einzelfalle ein anderes hergeleitet werden könnte, 
wird ihre Wirkung durch § 1009 eingeſchränkt (RG 47, 202). — Auf das Eigentum zu 
geſamter Hand bezieht ſich die Vorſchrift unmittelbar nicht, entſprechende Anwendung iſt 
aber zuläſſig (OL 15, 410). 


§ 1010 


Haben die Miteigentümer eines Grundſtücks die Verwaltung und Be: 
nutzung geregelt oder das Recht, die Aufhebung der Gemeinſchaft zu ver⸗ 
langen, für immer oder auf Zeit ausgeſchloſſen oder eine Kündigungsfriſt 
beſtimmt, ſo wirtt die getroffene Beſtimmung gegen den Sondernachfolger 
eines Miteigentümers nur, wenn ſie als Belaſtung des Anteils im Grund⸗ 
buch eingetragen iſt!). 
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Die in den SS 755, 756 beſtimmten Anſprüche können gegen den Sonder: 
nachfolger eines Miteigentümers nur geltend gemacht werden, wenn ſie im 
Grundbuch eingetragen ſind )). 

E I 949 II 922; M 3 439; P 3 276—279. 


1. Eintragung von Verwaltungsregelung oder Teilungsausſchluß als Anteilsbelaſtung 
im Grundbuche. Sie beruht auf Vereinbarung, Mehrheitsbeſchluß, Urteil hinſichtlich der 
Art der Verwaltung, auf Vereinbarung hinſichtlich der Aufhebung. Es handelt ſich um eine 
beſondere Art der Belaſtung der Anteile, die nach den Grundſätzen der 89 873ff. 
erfolgt. 8 1010 ſchränkt die dingliche Wirkung der nach IS 745, 749 (vgl. 88 746, 751) 
getroffenen Beſtimmungen für Grundſtücke durch die Vorſchrift ein, daß die Beſtimmung 
als Belaſtung des durch den Sondernachfolger erworbenen Anteils — oder des ganzen 
Grundſtücks — im Grundbuche eingetragen werden muß. Die Vorſchrift bezieht ſich nur auf 
die Sondernachfolger im Miteigentum, nicht z. B. auf Gläubiger, welche angebliche 
Mietzinsanſprüche eines Miteigentümers gepfändet haben (RG 89, 179). Es handelt ſich nach 
der herrſchenden Meinung um eine befondere Art der „Belaſtung“, wie das Geſetz felbit jagt. 
Die nicht eingetragene Vereinbarung wirkt für ſich auch nicht gegen die Sondernachfolger, welche 
fie kennen; $892 Abſ 1 Satz 2, der von einer Verfügungsbeſchränkung handelt, findet keine 
Anwendung. Die Belaſtung greift ſelbſtverſtändlich nicht weiter, als die geſetzliche Wirkſam⸗ 
keit der getroffenen Beſtimmung reicht; Inhalt und Wirkung wird durch die Eintragung 
nicht geändert; dieſe Wirkſamkeit wird eingeſchränkt in 88 749 Abſ 2, 3, 750, 751 Satz 2 
(vgl. 8 16 Abſ 2 KO). — Über die Eintragung der Belaſtung und ihre Aufhebung vgl. 
$8 873ff., GBO 8s 19ff. Eintragungsfähig iſt z. B. die Vereinbarung zweier Miteigentümer 
eines Grundſtücks, daß einer von ihnen die Aufhebung der Gemeinſchaft durch Zwangs⸗ 
verſteigerung nur verlangen könne, wenn das Meiſtgebot eine beſtimmte Höhe erreiche 
(KJ 23 A 224). Zugelaſſen hat das Kammergericht auch die folgende Eintragung auf dem 
Grundſtück zweier Miteigentümer: „Die Benutzung und Unterhaltung der vom Hausflur 
zum Boden führenden Leiter ſteht den beiden Miteigentümern gemeinſchaftlich zu“ (OLG 
43, 5). Auf Grund des 51010 Abf 1 kann eine moderne Art des Stockwerkseigentums 
begründet werden (Miteigentum nach Bruchteilen, gegenſeitige Einräumung eines nach 
1 geteilten Benutzungsrechts, Ausſchluß der Teilung). Vgl. ES Art 131, 
128, 182. 

2. Vgl. die A bei SS 755, 756. Was die Eintragung im Grundbuch nach Abſ 2 an- 
langt, fo iſt unter den ſehr verſchiedenen Anfichten (vgl. u. a. Turnau⸗Förſter A III; Planck 
A 2) der Meinung von Achilles⸗Strecker (GBO, Einleitung S. 18—20) zuzuſtimmen, nach welcher 
auch hier eine eigentümliche Art der Belaſtung angenommen werden muß. Ihr 
Inhalt beſteht darin, daß zugunſten des berechtigten Miteigentümers die Miteigentümer 
der übrigen Anteile als ſolche die auf die 88 755, 756 gegründeten, näher zu bezeichnenden 
Verpflichtungen haben. Bei beweglichen Sachen wirkt der Anſpruch gemäß 8 755 Abſ 2, 
8 756 Satz 2 an ſich gegen die Sondernachfolger. 

3. Durch eine Vereinbarung nach 8 1010 wird au ſich nur die Teilung, nicht das Ver⸗ 
fügungsrecht des einzelnen Miteigentümers über ſeinen Anteil ausgeſchloſſen. 


§ 1011 


Jeder Miteigentümer kann die Anſprüche aus dem Eigentume Dritten 
gegenüber in Anſehung der ganzen Sache geltend machen!), den Anſpruch 
auf Herausgabe jedoch nur in Gemäßheit des § 4322) 8). 

E 1 951 II 923; M 3 443; P 3 281. 


1. Die Anſprüche aus dem Eigentum find teils dinglich (88 894, 985 ff., 1004, 1005, 
1007, 1027), teils perſön lich (58 987, 989, 990, 823 ff.); über den Beſitzſchutz |. 88 859, 861, 
862, 866, 867; vgl. auch R 69, 40. Es verſteht ſich von ſelbſt, daß der Miteigentümer die An 
ſprüche aus dem Eigentum in Anſehung, ſeines Bruchteils gegen jedermann geltend 
machen kann. Gegen die übrigen Miteigentümer muß er ſich auf die Geltendmachung 
diefes Teilrechts beſchränken; den Beſitzſchut genießt er gegen dieſe in den Schranken des 
$ 866; auch aus $ 1004. Über perſönliche Anſprüche gegen die Teilhaber vgl. auch 89 743, 
744, 745 Abſ 2, 748. Dritten gegenüber verleiht das Geſetz aus Zweckmäßigkeitsgründen 
dem Miteigentümer die Macht, die Anſprüche aus dem ganzen Eigentum geltend zu machen. 
Er hat inſoweit im Intereſſe der Gemeinſchaft eine eigentümliche Art geſetzlicher Vertretungs⸗ 
macht für die untätigen Teilhaber. Daraus iſt zu folgern, daß er auch deren Miteigentum, 
nicht nur fein eigenes Bruchteilseigentum, beweiſen muß (a. M. Dernburg II $ 372 II 3). 
Es ſteht ihm jedoch die Vermutung des $ 1006 zur Seite. Ebenſo kann er Berichtigung 
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des Grundbuchs für das ganze Grundſtück verlangen ($ 894; JW 1911, 280). Dem Mit- 
eigentümer ſteht auch die Klage auf Einräumung des Mitbeſitzes zu, ebenſo die Klage aus 
5 1004. Bei der Feſtſtellungsklage handelt es ſich zwar um das Eigentum, aber nicht 
um Anſprüche aus dem Eigentum; ſie kann danach von jedem Miteigentümer nur in An⸗ 
ſehung ſeines Bruchteils erhoben werden (beſtr.). Iſt eine Hypothek den mehreren Eigen · 
tümern des belaſteten Grundſtücks als Eigentümergrundſchuld angefallen, ſo können ſie 
darüber nur gemeinſchaftlich verfügen, es kann aber jeder für ſich die Klage auf Löſchungs⸗ 
bewilligung erheben. Klagen ſie gleichwohl gemeinſchaftlich, ſo liegt notwendige Streit⸗ 
genoſſenſchaft vor (RG 60, 269). — Das rechtskräftige Urteil im Rechtsſtreite des ein- 
zelnen Miteigentümers hat für und gegen die untätigen Teilhaber keine Rechtswirkung (vgl. 
M 3, 446), es bleibt bei der Regel der 350 8 325; es übt nur inſofern tatſächliche Wirkung, 
als die Leiſtung an alle, die Hinterlegung oder die Herausgabe der Sache an den Verwahrer 
($ 165 FGG) auch ihnen zugute kommt (8 432). 

2. Herausgabe (88 985ff., 1007) kann der Miteigentümer nur an alle Miteigentümer 
in den Grenzen des § 432 verlangen. (Über den Beweis des Eigentums ſ. A 1). Die 
Vorſchrift umfaßt auch die Anfprüche auf Herausgabe der Nutzungen und auf Schadenserſatz 
(vgl. 88 987, 989, 990, 823 ff.), ſoweit die geforderten Leiſtungen unteilbar find. Sind fie 
dagegen teilbar, fo beſteht überhaupt keine Gemeinſchaft (vgl. 8 741 A 1 g. E., 8743 A 1; 
b. M. Biermann A 2; Staudinger A 1a). 

3. Über eine Hypothek, die den mehreren Eigentümern des belaſteten Grundſtücks als 
Eigentümergrundſchuld angefallen ift, vgl. RG 60, 269; 8 744 A 3. Wird eine Brief 
hypothek infolge teilweiſen Nichtentſtehens der Hypothekenforderung teilweiſe zur Eigen⸗ 
tümergrundſchuld, ſo wird der Eigentümer des Grundſtücks Miteigentümer des Hypotheken⸗ 
briefs zu dem aus dem Hypothekenanteile ſich ergebenden Bruchteile. Hieraus darf aber nicht 
gefolgert werden, daß ihm ein Anſpruch auf Herausgabe oder auf Einräumung des Mitbeſitzes 


($ 931) an dem Briefe gegen den im Beſitze des Briefes befindlichen eingetragenen Gläu- 
biger zuſtehe (RG 69, 36). 


Vierter Abſchnitt 


Verordnung des Neichs-Arbeitsamts über das Erbbaurecht, 
vom 15. Januar 1919 (RGBI S 72)}). 


1. Durch dieſe am 22. Januar 1919 in Kraft getretene, mit Geſetzeskraft verſehene Ver⸗ 
ordnung find für die künftig zu begründenden Erbbaurechte die SS 10121017 BGB auf. 
gehoben ($ 35 VO, $ 1 Reichsübergangsgeſetzes v. 4. 3. 19, RG Bl 285). Für die am 22. Januar 
1919 beſtehenden Erbbaurechte bleibt das bisherige Recht maßgebend ($ 38 VO). Über das 
bisherige Recht, insbeſondere die 88 1012—1017 BGB, vgl. § 38 A 1. 


I. Begriff und Inhalt des Erbbaurechts!) 


1. Gesetzlicher Inhalt?) 
81 

Ein Grundstück?) kann in der Weise belastet werden‘), daß demjenigen, 
zu dessen Gunsten) die Belastung erfolgt, das veräußerliche und vererbliche 
Rechte) zusteht, auf oder unter der Oberfläche des Grundstücks“) ein Bau- 
werks) zu habene) (Erbbaurecht). 

Das Erbbaurecht kann auf einen für das Bauwerk nicht erforderlichen 
Teil des Grundstücks erstreckt werden, sofern das Bauwerk wirtschaftlich 
die Hauptsache bleibt!). . 

Die Beschränkung des Erbbaurechts auf einen Teil eines Gebäudes, ins- 
besondere ein Stockwerk ist unzulässig). 

Das Erbbaurecht kann nicht durch auflösende Bedingungen beschränkt 
werden!). Auf eine Vereinbarung, durch die sich der Erbbauberechtigte ver- 
Pflichtet, beim Eintreten bestimmter Voraussetzungen das Erbbaurecht auf- 
zugeben und seine Löschung im Grundbuch zu bewilligen, kann sich der 
Grundstückseigentümer nicht berufen !). 
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1. Das aus den Wurzeln der römiſch⸗rechtlichen Superfizies und der mittelalterlichen Boden⸗ 
leihe (vgl. RG Gruch 68, 558) erwachſene, nach dem Inkrafttreten des BGB, das ſich darüber nur 
in ſechs Paragraphen ( 88 1012—1017) verhielt, als ein Mittel, zur Abhilfe der Wohnungsnot 
Bodenflächen auch dann für Bauzwecke nutzbar zu machen, wenn der Eigentümer ſein Grundſtück 
nicht veräußern darf oder will, erkanute und dann durch die VO weiter ausgebaute Erbbau⸗ 
recht iſt (§ 1 Abſ 1 VO, früher $ 1012 BGB) ein dingliches Recht an fremder Sache, und 
zwar das veräußerliche und vererbliche Recht, auf oder unter der Oberfläche eines Grundſtücks 
ein Bauwerk zu haben. Da es veräußerlich und vererblich iſt, kann es, ſofern es rechts. 
gültig beſteht, durch rechtsgeſchäftliche Übertragung (f. unten) und kraft Geſetzes durch Erb⸗ 
folge (8$ 1922, 1942, 2100, 2139 BGB) oder Eingehung einer gütergemeinſchaftlichen Ehe 
mit dem Erbbauberechtigten (88 1438, 1519, 1549 BGB) ſowie durch Zuſchlag in der Zwangs⸗ 
verſteigerung ($ 90 3G) erworben werden. Jedoch kann feine Veräußerlichkeit nach § 5 
VO an die Zuſtimmung des Grundſtückseigentümers gebunden werden, welche Vereinbarung 
die rechtlichen Folgen der 88 6—8 VO hat. Es iſt nicht lediglich ein Benutzungsrecht (. A 9), 
anderſeits kein geteiltes Eigentum oder Miteigentum zwiſchen dem Grundſtückseigen⸗ 
tümer und dem Erbbauberechtigten. Errichtet dieſer ſelbſt, wie es in der Regel der Fall ſein 
wird, das Bauwerk, ſo iſt er zwar deſſen Eigentümer, da es weſentlicher Beſtandteil nicht des 
Grundſtücks, ſondern des Erbbaurechts wird ($ 12 Abſ 1 Satz 1, Abſ 2 VO; $ 95 Abf 1 Satz 2 
BGB; vgl. RG JW 03 Beil 90; KG 39 B 50; OLG 31, 383), aber das Eigentum an dem 
Grund und Boden, auf dem das Bauwerk ſteht, verbleibt dem Grundſtückseigentümer. Iſt 
das Bauwerk bei der Beſtellung des Erbbaurechts ſchon vorhanden (vgl. über die Zuläſſigkeit 
des Erbbaurechts auch in dieſem Falle ſchon nach früherem Recht OLG 26, 125), fo geht der 
Grundſtückseigentümer zwar des Eigentums daran nicht verluſtig (vgl. KJ 89 B 50). Jedoch 
gilt nach $ 12 Abſ 1 Satz 1, 2 BD auch dann das Bauwerk als weſentlicher Beſtandteil des 
Erbbaurechts, ſo daß für die Dauer des Rechtes das Eigentum des Grundſtückseigentümers 
daran beſchränkt iſt und es für die Belaſtungen des Erbbaurechts mithaftet (ſtr. ob, weil es 
als weſentlicher Beſtandteil des Erbbaurechts gilt, der Erbbauberechtigte ebenfalls Eigentum 
daran erlangt). Die Vorſchriften über Anſprüche aus dem Eigentum finden auf das 
Erbbaurecht entſprechende Anwendung ($ 11 Abſ 1 Satz 1 VD; früher 9 1017 Abſ 2 BGB.). 
Der Erbbauberechtigte iſt Beſitzer des Bauwerks und des Baugrundes; erſtreckt fich fein 
Recht auf einen weiteren Teil des Grundſtücks ($ 1 Abſ 2 Vo; früher $ 1013 BGB), fo ift 
er in der Regel auch Beſitzer dieſes Teiles. Zum Schutze ſeines Beſitzes in dieſem Umfange 
ſtehen ihm die Beſitzklagen zu. Der Grundſtückseigentümer hat mittelbaren Beſitz im Sinne 
des § 868 BGB an den genannten Grundflächen und, wenn er Eigentümer des Baubperks 
ift, auch an dieſem. Das Erbbaurecht kann nur als ſubjektiv⸗perſönliches Recht für eine 
natürliche oder juriſtiſche Perſon beſtellt werden, nicht als ſubjektiv⸗dingliches Recht für den 
jeweiligen Eigentümer eines anderen Grundſtücks (vgl. OL 15, 359). Jedoch kann es, nach⸗ 
dem es erworben iſt, mit einem dem Erbbauberechtigten gehörigen Grundſtück nach § 890 
BGB (§ 11 VO, früher $ 1017 BGB) zu einem Grundſtück vereinigt werden. Die Beſtellung 
des Erbbaurechts unter einer aufſchiebenden Bedingung oder einer Zeitbeſtimmung iſt 
zuläſſig (vgl. RG 61, 1). Dagegen kann es nicht durch auflöfende Bedingung beſchränkt 
werden ($ 1 Abſe 4; ſ. A 12). Für das Erbbaurecht gelten die ſich auf Grundſtücke be ⸗ 
ziehenden Vorſchriften; es wird ähnlich wie ein Grundſtück behandelt (88 11, 14 VO; 
§ 20 GBO in der Faſſung des § 37 Abſ 1 SD, 8§ 22 Abſ 2 GBD; früher $ 1017 BGB, 

7 GBO). Auch in Anſehung der Zwangsvollſtreckung und der Arreſtvollziehung (vgl. 
58 864ff., 932 ZPO mit $ 11, auch § 24 BO). Bei der Eintragung in das Grundbuch wird 
für das Erbbaurecht von Amts wegen ein beſonderes Grundbuchblatt (Erbbaugrundbuch) 
angelegt ($ 14 Abſ 1 Satz 1 VO: früher nach dem durch § 35 VO aufgehobenen $ 7 G8 
nur auf Antrag ausgenommen im Falle der Veräußerung oder Belaſtung). Das Erbbau⸗ 
grundbuch iſt für das Erbbaurecht das Grundbuch im Sinne des BG ($ 14 Abſ 2 VO; vgl. 
für früheres Recht $ 3 Satz 2 G88). — Zur Entſtehung eines Erbbaurechts durch Rechts ⸗ 
geſchäft bedarf es gemäß $ 873 BOB ($ 11 VO) der Einigung zwiſchen dem Grundſtücks⸗ 
eigentümer und dem Erwerber und der Eintragung in das Grundbuch des belaſteten Grund: 
ſtücks (JF 2, 306). Daß die Einigung bei gleichzeitiger Anweſenheit beider Teile vor dem 
Grundbuchamt erklärt wird, iſt nicht mehr wie früher (§ 1015 BGB) erforderlich. Nach $ 11 
BO findet auch $ 925 BOB (Auflaſſung) auf das Erbbaurecht keine Anwendung. Die Eini- 
gung iſt daher (materiallrechtlich) auch formlos gültig (KJ 53, 152). Formellrechtlich genügt 
jedoch zur Vornahme der Eintragung nicht, wie ſonſt bei einer Grundſtücksbelaſtung, die Ein⸗ 
tragungsbewilligung des Eigentümers (919 G00), vielmehr iſt nach der Ordnungsvorſchrift des 
920 GB (in der Faſſung des 937 VO) dem Grundbuchamt die Einigung beider Teile nach⸗ 
zumeifen, und zwar in der Form des 9 29 GB (KJ 53,152). Über die Form der Eintragung 
vgl. 814 A 2. Ferner kann nach 95 der BO zur Behebung der dringendſten Wohnungsnot v. 
15. 1. 19 (RGBl 69) ein Erbbaurecht dadurch entſtehen, daß der Bezirkswohnungskommiſ⸗ 
ſar an Stelle der völligen Entziehung des Eigentums an geeignetem Bauland auf Antrag 
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des Eigentümers die Belaſtung des betreffenden Grundſtücks mit einem Erbbaurecht ausſpricht. 
Auch durch Bucherſitzung kann nach § 900 BGB (5 11 VO; früher § 1017 BGB) ein Erb- 
baurecht entſtehen (30 Jahre lang unrichtiges Eingetragenſein des Erbbaurechts und Beſitz des 
Grundſtücks durch den als Berechtigter Eingetragenen in Ausübung eines Erbbaurechts). — 
Zur Übertragung des Erbbaurechts durch Rechtsgeſchäft auf einen andern bedurfte es 
früher nach den 88 1017 Abſ 2, 925 BGB der Erklärung der Einigung über die Übertragung 
zwiſchen dem bisher Berechtigten und dem Erwerber vor dem Grundbuchamt bei gleichzeitiger 
Anweſenheit beider Teile (Auflaſſung) und der Eintragung. Jetzt genügt Einigung, die auch 
formlos rechtswirkſam ift, und Eintragung in das Erbbaugrundbuch (8 873 BOB; 88 11, 
14 BO). Formellrechtlich iſt auch hier, wie bei der Beſtellung eines Erbbaurechts, zur Vor 
nahme der Eintragung der Übertragung nach der Ordnungsvorſchrift des $ 20 GBO (in der 
Faſſung des $ 37 BD) erforderlich, daß dem Grundbuchamt die Einigung beider Teile nach⸗ 
gewieſen wird, und zwar in der Form des § 29 GBO. Bei einem Erbbaurecht mit lediglich 
geſetzlichem Inhalt ($ 1 VO) bedarf es zur Übertragung nicht der Zuſtimmung des Grundſtücks⸗ 
eigentümers. Iſt jedoch gemäß § 5 Abs 1 VO als Inhalt des Erbbaurechts vereinbart worden, 
daß der Erbbauberechtigte zur Veräußerung des Erbbaurechts der Zuſtimmung des Grund 
ſtückseigentümers bedarf, fo iſt nach 9 6 Abſ 1 VO zur Wirkſamkeit der Übertragung dieſe 
Zustimmung erforderlich. Der Erbbauberechtigte kann das Erbbaurecht auch auf den Grund⸗ 
ſtückseigentümer übertragen; ein Erlöſchen des Rechtes tritt dabei nach § 889 BGB nicht 
ein (vgl. OLG 31, 334). Iſt gemäß 8 2 Nr 4 VO als Inhalt des Erbbaurechts vereinbart, 
daß der Erbbauberechtigte deim Eintreten beſtimmter Vorausſetzungen zur Übertragung des 
Erbbaurechts auf den Grundſtückseigentümer verpflichtet ſein ſoll, fo hat der Grundſtücks⸗ 
eigentümer gegebenenfalls einen Anſpruch auf die Übertragung (Heimfallanſpruch, $ 8 
TO) Nach 8 11 Abſ 1 Satz 2 VO kann die Übertragung, anders als die Beſtellung des 
Erbbaurechts (ſ. oben), nicht unter einer Bedingung oder einer Zeitbeſtimmung erfolgen. 
— Die Belaſtung eines Erbbaurechts (z. B. mit hypothekariſchen Rechten, Dienſtbarkeiten, 
Reallaſten, Vorkaufsrechten) geſchieht in gleicher Weiſe wie die Belaſtung eines Grundſtücks 
(8 11 89; früher $ 1017 Ab 1 BGB). — Zur Anderung des Inhalts eines Erbbaurechts 
iſt gemäß 88 877, 873 BGB ($ 11 Vo; früher $ 1017 Abſ 1 BGB) Einigung zwiſchen dem 
Grundſtückseigentümer und dem Erbbauberechtigten, die, ebenſo wie die Einigung über die 
Beſtellung und die Übertragung des Erbbaurechts (ſ. oben), zur Gültigkeit einer Form nicht 
bedarf, und die Eintragung erforderlich. Formellrechtlich iſt auch hier nach der dem 9 20 
Go durch § 37 Abs 1 VO gegebenen Faſſung zur Vornahme der Eintragung die Einigung 
beider Teile in der oe des $ 29 GBO nachzuweiſen. Die Eintragung hat nicht nur in 
das Erbbaugrundbuch ($ 14 VO), ſondern auch in das Grundbuch über das Grundſtück zu 
erfolgen, da die Belaſtung des Grundſtücks durch das Erbbaurecht eine Anderung erfährt 
(ogl. 88 1, 3 preuß. IMXF über die Eintragung von Erbbaurechten v. 25. 3. 19, IM Bl 138). 
Iſt das Erbbaurecht mit dem Rechte eines Dritten belaſtet, fo bedarf es nach 58 877, 876 BGB 
zu der Inhaltsänderung der Zuſtimmung des Dritten. — Die Beendigung des Erbbaurechts 
durch Rechtsgeſchäft erfolgt gemäß § 875 BGB (8 11 Vo; früher $ 1017 Abſ 1 BGB; 
vgl. dazu RIA 8, 279) durch die von dem Erbbauberechtigten gegenüber dem Grundbuchamt 
oder dem Grundſtückseigentümer abgegebene Erklärung, daß er das Recht aufgebe, und die 
Löſchung im Grundbuch über das belaſtete Grundſtück, die auch auf dem zu schließenden Erb- 
baugrundbuch zu vermerken iſt (vgl. 8 7 der vorbezeichneten preuß. IMVf v. 25. 3. 19). 
Jedoch nach 8 26 VO bedarf es der gegenüber dem Grundbuchamt oder dem Erbbauberech. 
tigten zu erklärenden Zuſtimmung des Grundſtückseigentümers. Iſt das Erbbaurecht mit 
Rechten Dritter (3. B. Hypotheken) belaftet, jo iſt ferner gemäß 8 876 BGB die Zuſtimmung 
dieſer Dritten erforderlich, die dem Grundbuchamt oder demjenigen gegenüber abzugeben iſt, 
zu deſſen Gunſten ſie erfolgt. Ferner endigt das Erbbaurecht durch Ablauf der Zeit, für 
welche es beſtellt iſt, wobei nach $ 27 Abſ 1 Vo der Grundſtückseigentümer dem Erbbau⸗ 
berechtigten eine Entſchädigung für das Bauwerk zu leiſten hat. Jedoch kann das Erbbau · 
recht verlängert (ngl. $ 27 Abſ 3 VO) und als Inhalt des Erbbaurechts ein Vorrecht für 
den Erbbauberechtigten auf Erneuerung des Rechtes nach deſſen Ablauf eingeräumt werden 
(2 Nr 6 VO). Weiter endigt das Erbbaurecht gemäß § 901 BGB ($ 11 VO; früher $ 1017 
Abſ 1 BGB) durch Verjährung (mit Unrecht im Grundbuch gelöſcht und der Anſpruch des 
Erbbauberechtigten gegen den Grundſtückseigentümer verjährt). Dagegen finden die 88 927, 
928 BOB nach $ 11 Abſ 1 VO, nicht mehr wie früher (wenigſtens J 927 nach $ 1017 Abſ 1 
BGB; die Anwendbarkeit des $ 928 wurde von der herrſchenden Meinung mit Recht ver. 
neint; vgl. RIA 8, 279) auf das Erbbaurecht Anwendung, fo daß das Erbbaurecht nicht (mehr) 
durch Aufgebot oder durch einſeitigen Verzicht des Berechtigten gemäß dieſen Vor ⸗ 
ſchriften zur Erlöſchung gebracht werden kann. Ferner erliſcht das Erbbaurecht nicht: durch 
Untergang des Bauwerks ($ 18 BO; früher § 1016 BOB), durch Vereinigung des 
Erbbaurechts und des Eigentums am Grundſtück in einer Perſon, z. B. durch Erbfolge (§ 889 

; ſ. auch oben Heimfall) ſowie durch zwangsweiſe Verſteigerung des Grundſtücks 
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( 25 VO). — Über andere landesgeſetzlich anerkannte veräußerliche und vererbliche 
Nutzungsrechte vgl. $ 37 VO A3 und über vor Inkrafttreten des BGB begründete 
Erbbaurechte vgl. $ 38 VO A 1. 

2. Der der Überſchrift folgende $ 1 beſtimmt den geſetzlichen Inhalt des Erbbaurechts, 
von dem bei der Beſtellung nicht abgewichen werden darf, wenn ein Erbbaurecht rechtsgültig 
entſtehen foll. Die 88 2—8 geben Vorſchriften über zuläſſige vertragsmäßige Erweiterungen 
des geſetzlichen Inhalts mit dinglicher Wirkung. Vgl. in letzterer Hinſicht auch 8 27 Abs 1 
Satz 2 und 9 82 Ab] 1 Satz 2. Die Abſ 1, 3 des $ 1 ſtimmen wörtlich mit den früheren 88 1012, 
en nl Abſ 2 entſpricht mit einer Anderung dem früheren $ 1013 BGB, während 

neu ilt. 

3. Nicht der ideelle Bruchteil eines Grundſtücks, da das Erbbaurecht ein Gebrauchs⸗ 
recht iſt und das Grundſtück unmittelbar trifft; wohl aber ein beſtimmter (realer) Teil eines 
Grundſtücks, wobei der Teil gemäß § 6 GBO von dem Grundbuchblatte des Grundſtücks 
abzuſchreiben iſt (OLG 14, 85; 20, 405; RIA 9, 57). Es kann aber das ganze Grundſtück 
in der Weiſe belaſtet werden, daß das Erbbaurecht nur ſeiner Ausübung nach auf einen be⸗ 
ſtimmten Teil des Grundſtücks beſchränkt iſt (RIA 9, 57; OLG 20, 405; 26, 126). Bei der 
Zwangsverſteigerung wird dann der Erlös des ganzen Grundſtücks von dem Rechte des Erb⸗ 
bauberechtigten ergriffen (RIA 9, 57). In einem ſolchen Falle findet auch $ 6 GBO keine 
Anwendung (RIA 9, 58). Wird das belaſtete ganze Grundſtück geteilt, fo haftet jedes Teil⸗ 
grundſtück für das ganze Erbbaurecht und entſteht daher eine Geſamtbelaſtung (KJ 51, 229). 
Über Teilung auch des Erbbaurechts in ſolchem Falle vgl. A 8. j 

4. Über die Art und Weile, in welcher die rechtsgeſchäftliche Belaſtung eines Grundſtücks 
mit einem Erbbaurecht erfolgt, vgl. A 1 unter „Entſtehung“ des Erbbaurechts. 


5. Darüber, daß derjenige, zu deſſen Gunſten die Belaſtung erfolgt, nur eine natürliche 
oder juriſtiſche Perſon ſein kann und daß die Begründungldes Erbbaurechts als eines ſubjektiv⸗ 
dinglichen Rechtes nicht zuläſſig ift, vgl. A 1 unter „ſubjektiv-dinglich“. Das Erbbaurecht 
kann aber mehreren zu ideellen Bruchteilen oder zur geſamten Hand gehören. 

6. Darüber, welche Rechtsfolgen ſich daraus ergeben, daß das Erbbaurecht veräußerlich 
und vererblich iſt, vgl. A 1. 

7. Der Begriff „auf oder unter der Oberfläche“ erfordert nicht, daß das Bauwerk den 
Grund und Boden des belaſteten Grundſtücks berührt; ſo z. B. kann bezüglich einer Brücke, 
eines Viadukts ein Erbbaurecht beſtehen. Vgl. auch RG 56, 260 (Kellerrecht). 

8. Bauwerk iſt eine unbewegliche, durch Verwendung von Arbeit und Bauſtoffen in 
Verbindung mit dem Erdboden hergeſtellte Sache (RG 56, 41). Bauwerke find alſo nicht 
bloß ein Gebäude (. $ 912 BGB A 4), ſondern auch: Denkmäler (OLG 8, 122); Brücken, 
Grabgewölbe (OLG 8, 122); Kanaliſationsanlagen (RG V 395/08); Waſſerrohrleitung mit 
eingemauerten Waſſerentnahmeſchächten (RG JW 1910, 14811); Gleisanlagen der Bahnen 
(RE 61, 3; RIA 5, 202); Träger einer Drahtſeilbahn (OLG 26, 126). Nicht aber find 
Bauwerke: Rohrleitungen, wenn ſie lediglich aus zuſammengeſetzten, in den Boden verſenkten 
Rohrteilen beſtehen (RIA 5, 204); auch nicht Entwäſſerungsanlagen (RG Gruch 53, 81); 
ferner nicht arteſiſche Brunnen und Doppelröhrentiefbrunnen (RG 56, 41; Gruch 59, 124); 
Maſchinen (str.). Vgl. auch BGB $ 638 A 2, § 648 A 2. An Pflanzungen für ſich allein 
kann ein Erbbaurecht nicht begründet werden, da es an einem Bauwerk fehlt. Jedoch nach 
8 1 Abſ 2 VO kann bei Beſtellung eines Erbbaurechts an einem Bauwerk das Recht auf eine 
Pflanzungsanlage erſtreckt werden. — Das Erbbaurecht kann teilbar ſein, wenn es ſich ohne 
Inhalts- und Wertsveränderung in gleichartige Teile zerlegen läßt (ſtr.) und die Beteiligten 
die Teilung nicht ausgeſchloſſen haben. Die Teilbarkeit wird beſonders dann gegeben ſein, 
wenn die Berechtigung zum Haben mehrerer Gebäude begründet iſt (KJ 51, 230). Die 
Teilung enthält eine Beſchränkung des Teilerbbaurechts auf einen Grundſtücksteil; dieſer iſt 
gemäß 8 6 GBO von dem Grundbuchblatt über das belaſtete Grundſtück abzuſchreiben und 
als ſelbſtändiges Grundſtück einzutragen. Ferner iſt jeder Grundſtücksteil von dem bei der 
Teilung auf ihn nicht entfallenden Teil des Erbbaurechts durch Aufgabeerklärung und Löſchung 
gemäß 8 875 zu euthaften; auch bedarf es der Zuſtimmung derjenigen, mit deren Rechten das 
Erbbaurecht belaſtet iſt, gemäß § 876 (KJ 51, 231). — Vgl. darüber, daß es für die Zu: 
läſſigkeit des Erbbaurechts gleichgültig iſt, ob das Bauwerk zur Zeit der Begründung des 
Erbbaurechts bereits beſteht oder erſt von dem Berechtigten in Ausübung feines Erbbau 
rechts errichtet wird, und daß im erſteren Falle der Eigentümer des Grundſtücks, im letzteren 
der Erbbauberechtigte der Eigentümer des Bauwerks iſt, A 1. — Der Eigentümer des 
Grundſtücks kann das Eigentum an dem Bauwerk nicht auf den Erbbauberechtigten ($ 93 
BGB; RG 61, 1), wohl aber kann der Erbbauberechtigte ſein Eigentum an dem Bauwerke an 
den Eigentümer des Grundſtücks übertragen, und zwar gemäß 88 929 ff. (f. A ı 95). — Wird 
ein Schatz im Bauwerk gefunden, fo gebührt die Hälfte nach $ 894 dem Eigentümer des 
Bauwerks. 
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9. Das Recht zum Haben eines Bauwerks ſchließt die Befugnis in ſich, das Bauwerk zu 
beſitzen und gemäß dem Geſetz und dem Beſtellungsvertrag zu nutzen, ſowie es abzubrechen 
und durch ein neues Bauwerk zu erſetzen. Der Erbbauberechtigte hat das Bauwerk auch, 
wenn es der Eigentümer des Grundſtücks errichtet hat (f. A 1; vgl. Kc 25 A 141). Ihm 
ſtehen daher auch in dieſem Falle die gleichen Befugniſſe zu, jedoch mit Ausnahme der Er- 
ſetzung des Bauwerks durch ein neues, da einer ſolchen Befugnis das Eigentum des Grund⸗ 
ſtückseigentümers an dem Bauwerk (f. A 1) entgegenſteht (ſtr.), es ſei denn, daß ihm vertrags⸗ 
mäßig ($ 2 Nr 1 VO) auch dieſe Befugnis gewährt iſt. — Eine Beſtimmung über die Pflicht 
zur Unterhaltung des Bauwerks durch den Erbbauberechtigten oder den Eigentümer des 
Grundſtücks iſt nicht gegeben. Die Unterhaltspflicht iſt der vertragsmäßigen Regelung 
überlaſſen (5 2 Nr 1 VO). Jedoch auch im Falle einer nicht erfolgten vertraglichen Regelung 
wird, wenn das Bauwerk bei Begründung des Erbbaurechts bereits vorhanden war, dem 
Erbbauberechtigten, da das Bauwerk im Eigentum des Grundſtückseigentümers bleibt (f. A 1), 
gleichwie einem Nießbraucher die Pflicht obliegen, das Bauwerk in ordnungsmäßigem Zu 
ſtande zu erhalten. In dem Regelfall, daß der Erbbauberechtigte ſelbſt das Bauwerk errichtet 
hat, kann er es in jenem Falle allerdings verſchlechtern oder auch zugrunde gehen laſſen. Er 
haftet aber für den durch Einſturz des Bauwerks entſtehenden Schaden nach 88 836, 837 BGB. 
Auch hat er während der Dauer ſeines Rechtes ein Intereſſe an der ordnungsmäßigen Inſtand⸗ 
haltung des Bauwerks, weil er bei Beendigung des Rechtes einen Anſpruch auf Entſchädigung 
für das Bauwerk ($ 27 VO) und bei Heimfall des Rechtes an den Grundſtückseigentümer 
2 Nr 4 VO) einen Anſpruch auf Vergütung für das Erbbaurecht ($ 32 VO) hat und die 
Hohe der Entſchädigung bzw. Vergütung ſich nach dem Werte des Bauwerks zu dieſer Zeit 
beſtimmen wird. Nach früherem Recht war der Grundſtückseigentümer nicht berechtigt, gemäß 
3 997 BGB das Bauwerk gegen Erfah des Wertes zu behalten, da die Vorausſetzung hierfür, 
daß das Bauwerk weſentlicher Beſtandteil des Grundſtücks war, fehlte (ſ. A 1). Jetzt beſtimmt 
$ 34 VO, daß der Erbbauberechtigte nicht berechtigt iſt, beim Erlöſchen des Erbbaurechts oder 
beim Heimfall das Bauwerk wegzunehmen. — Nach § 2 Nr 3 RO gehört zum Inhalt des 
Erbbaurechts auch eine Vereinbarung über die Tragung der öffentlichen Laſten und 
Abgaben. Iſt eine ſolche Vereinbarung nicht getroffen, fo haben der Erbbauberechtigte und 
der Grundſtückseigentümer die je auf ihr Eigentum ruhenden Laſten und Abgaben zu tragen, 
alſo der Erbbauberechtigte nur die auf dem Bauwerk ruhenden und dieſe auch nur dann, 
wenn er Eigentümer des Bauwerks iſt (ſ. A 1). 

10. Die Erſtreckung des Erbbaurechts auf einen für das Bauwerk nicht erforderlichen 
Grundſtücksteil war ſchon früher durch $ 1013 BGB zugelaſſen, weil häufig dem Bedürf⸗ 
niſſe des Erbbauberechtigten mit dem Überlaſſen des Baugrundes nicht genügt, z. B. zu einem 
Gebäude oft ein Hof oder ein Garten nötig iſt. Jedoch war im § 1013 BGB die Zuläſſigkeit 
der Erſtreckung an die Vorausſetzung geknüpft, daß die Benutzung des Grundſtücksteils für 
die Benutzung des Bauwerks Vorteil bot, worunter das gleiche zu verſtehen war, wie unter 
dem Vorteil, den eine Grunddienſtbarkeit nach der die Beſchränkung des Inhalts einer Grund⸗ 
dienſtbarkeit beſtimmenden Vorſchrift des $ 1019 BGB für herrſchende Grundſtücke haben 
muß (vgl. $ 1019 BOB A 2). Dieſe Einſchränkung iſt im 91 Abſ VO fallen gelaffen. Es 
ſoll damit dem Inhaber eines Erbbauhauſes die notwendige Nutzung des Hofraums oder auch 
eines größeren Gartens oder Ackerſtücks im Erbbaurecht ermöglicht werden, ohne daß in eine 
allzu ängſtliche Prüfung der Frage nach den Vorteilen für das Erbbaurecht eingetreten zu 
werden braucht (Begr zu 8 1 d. Entw d. VO). Um jedoch zu verhüten, daß auf dem Umwege 
über das Erbbaurecht die von den: BB ahgeſchaffte Erbpacht wieder eingeführt werden 
könnte, iſt als Erfordernis geſetzt, daß das Bauwerk im Verhältnis zu dem Grundſtücksteil 
wirtſchaftlich die Hauptſache bleibt. Es kann daher z. B. an einem Landgut mit den darauf 
befindlichen Wohn“ und Wirtſchaftsgebäuden, an einer Gärtnerei mit den zu ihrem Betriebe 
eingerichteten Gebäuden ein Erbbaurecht nicht beſtellt werden, weil ſolche Gebäude gegen⸗ 
über den Landflächen bzw. der Gärtnerei an wirtſchaftlicher Bedeutung zurückſtehen, wohl 
aber an einem Landhaus mit einem Hof, Zugangsweg, Bleichplatz, See, Zier- oder Obſtgarten 
oder auch einem Park (vgl. Begr a. a. O.). — Das Recht zur Benutzung des Nebenlandes 
gehört zum Inhalt des Erbbaurechts. Daher handelt es ſich, wenn es erſt nachträglich gewährt 
oder wenn es wieder aufgehoben werden foll, um eine Anderung des Inhalts des Erbbau 
rechts, fo daß hierfür dieſelben Erforderniſſe zu gelten haben wie für eine ſonſtige Inhalts. 
änderung (. A 1 unter „Anderung des Inhalts des Erbbaurechts“). — Über den Unterſchied 
zwiſchen Belaſtung nur eines Grundſtücksteils mit dem Erbbaurecht und der Belaſtung eines 
ganzen Grundſtücks in der Weiſe, daß die Ausübung des Erbbaurechts auf einen beſtimmten 
Teil des Grundſtücks beſchränkt iſt, vgl. A 3. 2 

1 JI. Das ſchon in dem früheren 8 1014 BGB vorgeſehene Berbot der Beſchränkung auf 
einen Teil eines Gebäudes, insbeſondere ein Stockwerk, beruht auf Zweckmäßigkeitsgründen, 
die aus dem Begriff des Gebäudes (f. $ 912 A 4) ſich ergeben. Unzuläſſig iſt danach z. B. 
die Begründung eines Erbbaurechts an einem beſtimmten Teil eines Mühlengebäudes zwecks 
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Benutzung für ein aufzuftellendes Elektrizitatswerk. Bezüglich des Stockwerkseigentums vgl. 
den Vorbehalt für die Landesgeſetzgebung in Art 181 und die Übergangsbeſtimmung Art 182 
EG. BGB. Die Unzuläſſigkeit der Beſchränkung betrifft weder ein ganzes von mehreren auf 
demſelben Grundſtücke ſtehenden ſelbſtändigen Gebäuden (3. B. kann an einem Stallgebäude 
ein Erbbaurecht beſtehen, während ein auf demſelben Grundſtück befindliches Wohngebäude 
nicht mit dem Erbbaurecht belaſtet iſt), noch einen Teil eines anderen Bauwerks als eines 
Gebäudes (ſtr.; es folgt dies aber daraus, daß hier nicht, wie ſonſt, das Wort „Bauwerk“, 
ſondern das Wort „Gebäude“ gebraucht iſt). Auch braucht das Erbbaurecht bezüglich eines 
Bauwerks auf der Oberfläche nicht notwendig das darunter befindliche Gauwerk zu umfaſſen, 
und umgekehrt. Der unter einem Gebäude befindliche Keller aber wird regelmäßig ein 
(unſelbſtändiger) Teil des Gebäudes ſein. Unter Umſtänden jedoch kann er ſich nach der 
Verkehrsanſchauung auch als ein ſelbſtändiges Gebäude oder ſonſtiges Bauwerk darſtellen. 
Im letzteren Falle iſt ein Erbbaurecht lediglich bezüglich des Kellers zuläſſig (vgl. RG 56, 260). 
Unzuläſſig dagegen iſt es, ein Erbbaurecht an einem Gebäude, das auf zwei Grundſtücken 
ſteht, für den Eigentümer des einen Grundſtücks zu beſtellen, da das Erbbaurecht ein Recht 
an fremdem Grundſtück iſt und die auf fremdem Grundſtück ſtehende Baulichkeit nur ein Teil 
eines Gebäudes iſt (vgl. KGJ 25 A 141). Für einen ſolchen Fall iſt die Beſtellung einer 
Grunddienſtbarkeit, vermöge deren der Eigentümer des herrſchenden Grundſtücks das Recht 
hat, einen Teil ſeines Gebäudes auf dem dienenden Grundſtück ſtehenzulaſſen, der nach 
$ 1018 BGB zuläſſige Weg (KGJ 25 A 141). 

12. Während nach früherem Recht von der überwiegenden Meinung angenommen wurde, 
daß ein Erbbaurecht befriſtet oder unter einer auflöſenden Bedingung ($ 158 Abſ 2 BGB) 
beſtellt werden könne, und eine ſolche Beſtellung nur dann, wenn ſie dem Grundſatze der 
Vererblichkeit und Veräußerlichkeit des Erbbaurechts nach $ 1012 BGB entgegenftand, wie 
3. B. im Falle der Beſtellung auf die Lebenszeit des Berechtigten oder auflöſend bei Ver⸗ 
äußerung, für unzuläſſig erachtet wurde (RG 61, 1; RIA 9, 128), enthält 8 1 Abſ 4 Satz 1 VO 
allgemein das Verbot der Beſchränkung des Erbbaurechts durch auflöſende Bedingungen 
mit Rückſicht darauf, daß mit dem Eintritt der auflöfenden Bedingung das Erbbaurecht er⸗ 
löſchen, damit aber auch die Belaſtungen, insbeſondere die Hypotheken, die etwa auf dem 
Erbbaurecht ruhen, untergehen würden, da ihnen durch den Untergang des Erbbaurechts die 
Grundlage entzogen wäre, und in Anbetracht dieſer Wirkung der auflöſenden Bedingung die 
Beleihbarkeit des Erbbaurechts erſchwert fein würde (Begr zu $ 1 d. Entw d. VO). — Es 
iſt aber, wie bereits in A 1 bemerkt iſt, die Beſtellung eines Erbbaurechts unter einer auf 
ſchiebenden Bedingung ($ 158 Abſ 1 BGB) oder einer Zeitbeſtimmung ($ 163 BGB) 
zuläſſig. Daher kann z. B. eine beſtimmte Zeitdauer, ein Endtermin, für das Erbbaurecht 
geſetzt werden. Derartige Beſtimmungen bedürfen, da ſie einen weſentlichen Teil des Inhalts 
des Erbbaurechts bilden, außer der Einigung ($ 873 BOB; im Falle der nachträglichen Ver⸗ 
einbarung, §8 873, 877 BGB, auch Zuſtimmung Dritter im Sinne des $ 876 BGB) der 
Eintragung in das Grundbuch. Eine Höchſtdauer iſt für das Erbbaurecht nicht beſtimmt, 
weil Erbbaurechte nicht nur für Wohnzwecke, ſondern auch zur Errichtunng öffentlicher Baulich⸗ 
keiten, wie z. B. Muſeen, Kirchen, Denkmäler, beſtellt würden, für die eine Höchſtdauer zu 
kurz ſein könnte, und weil es anderſeits heutzutage wohl ausgeſchloſſen ſei, daß ein Grund⸗ 
eigentümer ſeinen Boden mit Erbbaurechten „auf ewige Zeiten“ belaſten werde (Begr zu 
$ 1 Entw d. VO). Auch von einer Beſtimmung der Mindeſtdauer eines Erbbaurechts ift 
abgeſehen, weil ein kurzfriſtiges Erbbaurecht nur eine minderwertige Kreditunterlage dar- 
ſtellen würde und deshalb von den Beteiligten kaum werde angewendet werden (Begr a. a. O.). 
Über die Entſchädigung, die im Falle des Erlöſchens des Erbbaurechts durch Zeitablauf 
der Grundſtückseigentümer dem Erbbauberechtigten zu leiſten hat, und über die Rechte der 
Realberechtigten an dem Entſchädigungsanſpruch vgl. §8 27, 29 VO. 

13. Nach früherem Recht wurde es für zuläſſig erachtet, zu vereinbaren, daß der Grund- 
ftlidseigentümer im Falle der Nichterfüllung von Verpflichtungen des Erbbauberechtigten 
(3. B. der Verpflichtung, ohne Genehmigung des Grundſtückseigentümers das Erbbaurecht 
nicht zu veräußern) befugt ſein folle, die Aufhebung des Erbbaurechts zu verlangen, und den 
ſo bedingten Anſpruch auf Löſchung des Erbbaurechts durch Eintragung einer Vormerkung 
(8 883 BGB) zu ſichern (RIA 9, 271). Da aber auch hierbei, wie beim Eintritt einer auf⸗ 
löſenden Bedingung (ſ. A 12), die Aufhebung des Erbbaurechts zur Folge hätte, daß die Be- 
laſtungen, insbeſondere die Hypotheken, erlöſchen würden, und, um zur Hebung der Beleih⸗ 
barkeit des Erbbaurechts die Zahl der Verwirkungsmittel nach Möglichkeit zu verringern, 
verbietet $ 1 Abſ 4 Satz 2 VO die Übernahme der Verpflichtung zur Aufgabe und Löſchung 
des Erbbaurechts beim Eintreten beſtimmter Vorausſetzungen (Begr zu $ 1 d. Entw d. VO). 
Eine dem Verbot zuwider erfolgte Übernahme ift als unwirkſam zu erachten (vgl. über den 
gleichen Ausdruck „auf eine Vereinbarung .. kann ſich der Grundſtückseigentümer nicht 
berufen“ $ 6 Abſ 2, $ 27 Abſ 2 Satz 2, 8 32 Abſ 2 Satz 2). Zuläſſig aber iſt nach $ 2 Nr 4 VO 
eine (mit dinglicher Wirkung verbundene) Vereinbarung der Verpflichtung des Erbbauberech⸗ 
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tigten zur Übertragung des Erbbaurechts beim Eintreten beſtimmter Vorausſetzungen auf 
den Grundſtückseigentümer (Heimfall); bei der Übertragung auf Grund einer ſolchen Ver⸗ 
pflichtung bleiben nach $ 33 BO die hypothekariſchen Rechte ohne Rückſicht auf ihren Rang 
beſtehen (Begr a. a. O.). 


2. Vertragsmäßiger Inhalti) 
8 2 
Zum Inhalt des Erbbaurechts gehören auch Vereinbarungen des Grund- 
stückseigentümers und des Erbbauberechtigten?) über: 
1. die Errichtung), die Instandhaltung) und die Verwendung des Bau- 


werkes5); 

2. die Versicherung des Bauwerkes und seinen Wiederaufbau im Falle der 
Zerstörung“); 

3. die Tragung der öffentlichen und privatrechtlichen Lasten und Ab- 
gabené); 


4. eine Verpflichtung des Erbbauberechtigten, das Erbbaurecht beim Ein- 
treten bestimmter Voraussetzungen auf den Grundstückseigentümer zu 
übertragen (Heimfall)7); 

5. eine Verpflichtung des Erbbauberechtigten zur Zahlung von Vertrags- 
strafen®); 

6. die Einräumung eines Vorrechts für den Erbbauberechtigten auf Er- 
neuerung des Erbbaurechts nach dessen Ablauf“); 

7. eine Verpflichtung des Grundstückseigentümers, das Grundstück an den 
jeweiligen Erbbauberechtigten zu verkaufen!). 


1. Während $ 1 den geſetzlichen Inhalt des Erbbaurechts beſtimmt, von dem nicht ab» 

9 2.9 werden darf, wenn die Erbbaurechtsbeſtellung Gültigkeit haben kann, geben die 
9 2—8 Vorſchriften darüber, nach welchen Richtungen die Regelung der Rechtsbeziehungen 
zwiſchen dem Grundſtückseigentümer und dem Erbbauberechtigten über den geſetzlichen Inhalt 
hinaus zum vertragsmäßigen Inhalt des Erbbaurechts gemacht werden darf und welche 
echtswirkungen damit verbunden ſind. 

„Aus der Beſtimmung, daß die unter Nr 1—7 aufgeführten Vereinbarungen des Grund⸗ 
ſticseigentümers und des Erbbauberechtigten auch zum Inhalt des Erbbaurechts gehören, 
folgt, daß dieſe Vereinbarungen nicht bloß ſchuldrechtliche Wirkung zwiſchen den genannten 
Nieten ſowie deren allgemeinen Rechtsnachfolgern, ſondern als Inhaltsbeſtandteile auch 
derdlige Wirkung für und gegen Dritte haben. Die Nichterfüllung der ſich daraus ergeben 

en Verpflichtungen löſt alſo nicht lediglich einen Schaden und für den einen Ver⸗ 
tragsteil gegen den anderen aus, ſondern die Verpflichtungen liegen dem jeweiligen Grund- 
Küdseigentümer oder Erbbauberechtigten gegenüber dem jeweiligen Erbbauberechtigten oder 
5 rundſtückseigentümer ob, und es tritt bei jeder Art von Wechſel in der Perſon des Erbbau- 
berechtigten oder des Grundſtückseigentümers, ſonach auch im Falle der Zwangsverſteigerung 
des Erbbaurechts oder des Grundſtücks, der Erwerber in die betreffenden Rechte und Pflichten 
leines Rechtsvorgängers ein (Begr zu $ 2 d. Entw d. VO). Erfordernis für die dingliche 
Wirkung iſt die Eintragung in das Grundbuch des mit dem Erbbaurecht belaſteten Grundstücks 
und in das Erbbaugrundbuch ($ 14 A 2). Werden erſt nach Begründung des Erbbaurechts 
eine Vereinbarungen getroffen, fo bedarf es, da es ſich um eine Anderung des Inhalts des 
R rbbaurechts dann handelt, nach 58 873, 877 BGB außer der Einigung und Eintragung der 

echtsänderung gemäß § 876 BOB auch der Zuſtimmung der Dritten, mit deren Rechten 
etwa das Erbbaurecht belaſtet iſt (. SA A 1). — Andere Vereinbarungen über die Rechte 
und Pflichten der Beteiligten find nicht unzuläſſig (über eine Ausnahme ſ. 81 anf 4 Satz 2 VO 
und dazu dort A 13); fie wirken aber nur ſchuldrechtlich zwiſchen den Vertragſchließenden. 
Jedoch können auch noch die in den 885 Abſ 1, 27 Ab] 1 Sat 2, 32 Ubl Sab 2 BD beseich⸗ 
neten Vereinbarungen (über: Erfordernis der Zuſtimmung des Grundſtückseigentümers zur 
be randerung des Erbbaurechts; die Höhe, Zahlungsart oder Ausſchließung der Entſchadigung 
bei Erlöſchen des Erbbaurechts durch Zeitablauf; die Höhe, Zahlungsart oder Ausſchließung 
ger Vergütung bei Heimfall des Erbbaurechts) als Juhalt des Erbbaurechts getroffen werden. 

gl. auch über Ausbedingung eines Erbbauzinſes, die aber nicht zum Inhalt des Erbbau⸗ 
rechts gehört, ſondern in Geſtalt einer Reallaſtbeſtellung erfolgt, 5 9 TO und uber die Zulaſſig⸗ 
teit der Vereinbarung einer aufſchiebenden Bedingung oder einer Zeitbeſtimmung 8 1 A 12. 
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3. Zur Ergänzung des den geſetzlichen Inhalt des Erbbaurechts beſtimmenden $ 1 Abi 1 
VO, der nichts darüber beſagt, daß, wenn das Erbbaurecht an unbebautem Boden beſtellt 
wird, der Erbbaurechtsnehmer auch die Pflicht, zu bauen, hat, wird, insbeſondere dann, wenn 
mit der Beſtellung des Erbbaurechts der Zweck, Kleinwohnungen zu ſchaffen, verfolgt wird, 
es angezeigt ſein, dem Erbbaurechtsnehmer die Verpflichtung zur Errichtung des Bauwerks 
mit dinglicher Wirkung (A 2) aufzuerlegen. Dabei kann ihm eine Friſt für die Vornahme 
des Baues geſetzt, die Art und Einrichtung, die Höhe und Größe des Bauwerks, auch nach 
einem Bauplan, beſtimmt und folgeweiſe ferner feſtgeſetzt werden, daß er das Bauwerk nicht 
ohne Genehmigung des Grundſtückseigentümers weſentlich verändern oder ganz oder zum 
Teil abbrechen dürfe (Begr zu $ 2). Dagegen kann ihm umgekehrt die Befugnis zur Er- 
richtung oder Wiedererbauung des zerſtörten Bauwerks nicht entzogen werden, da dies dem 
geſetzlichen Inhalt des Erbbaurechts widerſtreiten würde. 


4. Die Auferlegung der Verpflichtung des Erbbaurechtsnehmers zur Inſtand haltung des 
Bauwerks in ordnungsmäßigem Zuſtand, zur Verſicherung gegen Feuersgefahr, zur Inſtand⸗ 
ſetzung im Falle eines Brandes oder, wenn das Bauwerk zerſtört iſt, zum Wiederaufbau 
dient dem Intereſſe des Grundſtückseigentümers, dem das Bauwerk bei Beendigung des 
Erbbaurechts nach $ 12 Abſ 3 VO zufällt (vgl. auch $ 23 VO über die Anzeige eines Brandes 
im Falle der Feuerverſicherung) und fördert zugleich dadurch, daß die Sicherheit der Hypo⸗ 
thekengläubiger erhöht wird, die Beleihbarkeit des Erbbaurechts. Über die Unterhaltungs⸗ 
pflicht, falls keine Beſtimmung darüber getroffen worden iſt, vgl. 8 1 A 9. 


5. Durch Vereinbarungen über die Verwendung des Bauwerks kann beſonders verhütet 
werden, daß im Falle der Hingabe von Grund und Boden zu Erbbaurecht im öffentlichen 
Intereſſe (z. B. zu Kleinwohnungszwecken) der Erbbauberechtigte die in gemeinnütziger Weiſe 
gemachten Aufwendungen, worunter auch der Verzicht auf gewinnbringendere Verwendung 
des Grund und Bodens fällt, zu eigenſüchtigen Zwecken mißbraucht (Begr zu § 2). Dazu 
gehören z. B. Vereinbarungen über die Verpflichtung des Erbbauberechtigten, bei der Ver⸗ 
mietung der Wohnungen eine beſtimmte Höhe der Mietzinſen nicht zu e die Miet⸗ 
zinſen nicht ohne Genehmigung des Grundſtückseigentümers zu erhöhen, nur an gewiſſe 
Klaſſen von Perſonen (3. B. Beamten) zu vermieten, in der Belegung der Wohnräume ge⸗ 
wiſſe Grenzen einzuhalten, das Bauwerk zu beſtimmten Zwecken (3. B. zum Betriebe einer 
Gaſtwirtſchaft) nicht zu gebrauchen (vgl. Begr zu § 2). 


6. Über den Begriff der öffentlichen und privatrechtlichen Laſten und Abgaben, über 
deren Tragung Vereinbarungen mit dinglicher Wirkung (J. A 2) getroffen werden können, 
vgl. BOB 8 486 A 1 (öffentliche Laſten und Abgaben) und § 1047 A 3 (privatrechtliche Laſten). 


ber die Tragung der öffentlichen Laſten und Abgaben beim Fehlen ſolcher Vereinbarungen 
vgl. VO 5 1 A 9. 


7. Die Gewährung eines Heimfallanſpruchs für den Grundſtückseigentümer kann be⸗ 
ſonders zugleich mit der Übernahme von Verpflichtungen der in $ 2 Nr 1-3 bezeichneten 
Art und für den Fall, daß ſolche Verpflichtungen von dem jeweiligen Erbbauberechtigten (.. A 2) 
nicht erfüllt wurden, vereinbart werden, aber auch für den Fall des Eintritts anderer Voraus⸗ 
ſetzungen, wie Säumigkeit in der Zahlung des etwa ausbedungenen Erbbauzinſes (89 VO; 
jedoch mit der aus Abſ 3 dort ſich ergebenden Beſchränkung: Rückſtand mit dem Erbbauzinſe 
mindeſtens in Höhe zweier Jahresbeträge), Eröffnung des Konkurſes über das Vermögen 
des jeweiligen Erbbauberechtigten. Dagegen iſt es nach $ 6 Abſ 2 Vo nicht zuläſſig, dem 
Grundſtüdseigentümer einen Heimfallanſpruch für den Fall des Zuwiderhandeins des Erb⸗ 
bauberechtigten gegen eine gemäß 8 5 VO übernommene Beſchränkung (Veräußerung des 
Erbbaurechts nicht ohne Genehmigung des Grundſtückseigentümers) zu gewähren. — Der 
bei Eintritt der Vorausſetzung gegebene Heimfallanſpruch, der nach $ 3 Halbf 1 von dem 
Eigentum an dem Grundſtück nicht getrennt werden kann und über deſſen Verjährung § 4 
Beſtimmung trifft, wird erfüllt durch Übertragung des Erbbaurechts im Wege der (nötigen⸗ 
falls durch rechtskräftiges Urteil nach $ 894 ZPO zu erſetzenden) Einigung und Grundbuch⸗ 
eintragung ($ 873 BOB, 5 11 VD) entweder auf den Grundſtückseigentümer oder nach § 3 
Halbſ. 2 auf deſſen Verlangen auf den von ihm beſtimmten Dritten. Auch im erſteren Falle 
aber bleibt das Erbbaurecht nach § 889 BGB beſtehen und erfolgt die Eintragung des Wechſels 
in der Perſon des Erbbauberechtigten auf das Erbbaugrundbuch nebſt unverzüglichem Vermerk 
auf dem Grundbuchblatt über das mit dem Erbbaurecht belaſtete Grundſtück, ſo daß der Grund⸗ 
ſtückseigentümer einmal auf dieſem Blatte als Eigentümer eingetragen und zugleich als Erb» 
bauberechtigter vermerkt iſt und ſodaun im Erbbaugrundbuch als neuer Erbbauberechtigter 
eingetragen ſteht (vgl. $ 14 VO; 5 5 preuß. IMPVf v. 25. 3. 19). Wird auf fein Verlangen 
das Erbbaurecht auf einen Dritten übertragen, ſo wird nur dieſer, nicht zuvor auch er als 
neuer Erbbauberechtigter in das Erbbaugrundbuch eingetragen. In jedem Falle hat der 
Grundſtückseigentümer nach $ 32 Abſ 1 dem Erbbauberechtigten für das Erbbaurecht eine 
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angemeſſene oder die der Höhe und der Zahlungsart nach etwa vereinbarte Vergütung zu 
gewähren, ſofern nicht durch Vereinbarung die Gewährung einer Vergütung ausgeſchloſſen 
worden tt (welche Vereinbarung aber im Falle des $ 32 Abſ 2 unzuläſſig if). Auch wenn 
das Erbbaurecht auf den Grundſtückseigentümer ſelbſt übertragen wird, bleiben gemäß § 33 
Abi 1 Satz 1, 2 die dort bezeichneten Belaſtungen des Erbbaurechts beſtehen, während andere 
auf dem Erbbaurechte laſtende Rechte gemäß § 38 Abſ 1 Satz 3 erlöſchen. Zu den letzteren 
Rechten gehört das Heimfallrecht nicht, da es zum Inhalt des Erbbaurechts gehört; vielmehr 
beſteht es für den jeweiligen Grundſtückseigentümer gegen den jeweiligen Erbbauberechtigten 
fort. Will der Grundſtückseigentümer und gleichzeitige Erbbauberechtigte nun das Heimfall⸗ 
recht aufheben, ſo genügt nach 8 875 BOB ($ 11 VO) dazu feine gegenüber dem Grund⸗ 
buchamt abgegebene Aufgabeerklärung nebſt hinzutretender Löſchung im Erbbaugrundbuch: 
jedoch bedarf es nach der allgemein gehaltenen Beſtimmung des § 876 Satz 1 BOB der Zu- 
ſtimmung der etwaigen Realberechtigten am Erbbaurecht, zumal auch für dieſe die Aufhebung, 
die zugleich eine Anderung des Inhalts des Erbbaurechts enthält, von Bedeutung ſein kann 
(ſtr.). Das Bauwerk, das nach § 34 VO der Erbbauberechtigte nicht wegnehmen darf, wird 
auch zufolge ſolcher Aufhebung nicht Beſtandteil des Grundſtücks, ſondern bleibt Beſtandteil 
des Erbbaurechts, da dieſes nicht erliſcht (vgl. $ 12 Abſ 2 Halbſ 2 mit § 12 Abſ 3 VO), was 
für die Sicherheit der Realberechtigten an dem Erbbaurecht und für den Fall der Wieder⸗ 
veräußerung des Erbbaurechts an einen andern von Belang ſein kann (ſtr.). — Von der Ein⸗ 
führung eines richterlichen Prüfungs und Milderungsrechts nach dem Muſter der Hypotheken⸗ 
ſchutzverordnung v. 8. 6. 16 (RGBl 451) hinſichtlich der Ausübung des Heimfallrechts hat 
die Verordnung nach der Begr zu § 2 d. Entw deswegen abgeſehen, weil als Erbbaurechts⸗ 
beſteller in der Hauptſache die öffentlichen Körperſchaften in Frage kämen und bei diefen eine 
allzu ſtarre Handhabung der Heimfallklauſel nicht zu befürchten ſei. 

8. Eine Feſtſetzung der Verpflichtung des Erbbauberechtigten zur Zahlung von Ver⸗ 
tragsſtrafen wird hauptſächlich für den Fall der Nichterfüllung geringerer Verpflichtungen 
als ſolcher, für deren Nichterfüllung ein Heimfallrecht ($ 2 Nr 4) vereinbart wird, in Betracht 
kommen. Unter Vertragsstrafe kann auch die Nichterfüllung anderer Verpflichtungen als der 
im 5 2 Nr 1—3 bezeichneten, z. B. die nicht rechtzeitige Zahlung eines Erbbauzinſes ($ 9 VO), 
geſetzt werden. Sie unterliegt den Vorſchriften der 98 339ff. BGB, insbeſondere auch der 
des F 343 über die Ermäßigung durch den Richter bei unverhältnismäßiger Höhe. Über die 
Verjährung des Anſpruchs auf fie trifft $ 4 VO Beſtimmung. 


1 9. Die rechtlichen Folgen, die ſich daraus ergeben, daß für den Erbbauberechtigten ein 
Vorrecht auf Erneuerung des Erbbaurechts nach deſſen Ablauf für den Fall eingeräumt 
iſt, daß der Grundſtückseigentümer nach Beendigung des alten Erbbaurechts mit einem Dritten 
een Vertrag über Beſtellung eines neuen Erbbaurechts an dem nämlichen Grundſtück ſchließt, 
regelt $ 31 VO. Val. hierüber die A dort. 


10. Im Falle der Vereinbarung der Verpflichtung des Grundſtückseigentümers, fein 
Grund ac an den jeweiligen Erbbauberechtigten zu verkaufen, müſſen, wie bei einem 
Vorvertrag auf Abſchluß eines Kaufvertrags, die weſentlichen Bedingungen des Kaufes, ins 
iondere die Höhe des Kaufpreiſes (mindeſtens beſtimmbar wie: jedesmal angemeſſener 
Preis, Beftimmung durch einen Beteiligten gemäß 88 315f. BGB oder einen Dritten gemäß 
10 317ff. BGB) feſtgeſetzt werden, da ſonſt die Vereinbarung zu unbeſtimmt iſt (ftr.). Auch 
wird, falls ein feſt beſtimmter (nicht etwa der jedesmal angemeſſene) Preis maßgebend fein 
a eine Zeitſpanne für die Ausübung des Kaufrechts zu ſetzen ſein, wenn es nicht etwa im 
Willen der Beteiligten liegt, daß die Steigerung des Bodenpreiſes im Laufe der Zeit dem 
kecweiligen Erbbauberetigten zugute kommen ſoll. Die zufolge der Geltendmachung des 
„aufrecht durch Auflaſſung, $ 925 BGB) zu bewirkende Übereignung des Grundſtücks an 
Ber Erbbauberechtigten führt nach $ 889 BGB nicht zum Erlöſchen des Erbbaurechts. „Der 

erechtigte kann geſondert Grundſtück und Erbbaurecht belaſten oder ſonſt darüber verfügen. 
Zur Aufhebung des Erbbaurechts ($ 875 BGB) bedarf er jedoch nach § 876 BGB der Zu · 
ſimmung der Realberechtigten am Erbbaurecht. — Unberührt durch die BD, insbeſondere 
+ Nr 4, 7 (Heimfallrecht, Kaufrecht), iſt die Zuläſſigkeit der Vereinbarung dinglicher 
a kaufsrechte (8 1094 BGB) ſei es zugunſten des Grundſtückseigentümers an dem Exb- 

urecht, ei es zugunſten des Erbbauberechtigten an dem Grundſtück für den Fall, daß das 
Erbbaurecht bzw. das Grundſtück an einen Dritten verkauft wird, mit der Berechtigung, in 
den Kaufvertrag einzutreten; das Vorkaufsrecht für den Erbbauberechtigten trägt zur Hebung 
er Marktgängigteit und damit der Beleihbarkeit des Erbbaurechts bei, und das Vorkaufsrecht 
175 den Grundſtückseigentümer ermöglicht dieſem, das Erbbaurecht ſelbſt zu erwerben, wenn 
uhm der Käufer für die Erfüllung der als Inhalt des Erbbaurechts übernommenen Verpflich- 
fungen nicht genügende Gewähr bietet (vgl. Begr zu § 2 d. Entw d. VO). Die gegebenen ⸗ 
alls eintretende Vereinigung des Eigentums am Grundſtück und des Erbbaurechts in einer 
Perſon hat auch hier nach $ 889 BGB den Untergang des Erbbaurechts nicht zur Folge. 
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8 3 
Der Heimfallanspruch des Grundstückseigentümers kann nicht von dem 
Eigentum an dem Grundstück getrennt werden!); der Eigentümer kann ver- 
langen, daß das Erbbaurecht einem von ihm zu bezeichnenden Dritten über- 
tragen wird?). 


1. Die zur Verhütung einer Verwicklung der Rechtsverhältniſſe beſtimmte Untrennbar⸗ 
keit hat zur Folge, daß der Heimfallanſpruch nicht für ſich allein Gegenſtand einer Verfügung 
oder einer Pfändung ſein kann. 

2. Durch die Gewährung des Rechts auf Übertragung des Erbbaurechts an den Dritten 
ſoll zur Verhütung unnötiger Belaſtung des Grundbuchs und zur Erſparung von Koſten der 
Umweg der Übertragung auf den Grundſtückseigentümer vermieden werden, wenn dieſer 
das Erbbaurecht nicht für ſich zu behalten, ſondern dem Dritten zu übertragen beabſichtigt 
(Begr zu § 3 d. Entw d. BD). 

84 


Der Heimfallanspruch sowie der Anspruch auf eine Vertragsstrafe (S 2 
Nr 4 und 5) verjährt in sechs Monaten von dem Zeitpunkt an, in dem der 
Grundstückseigentümer von dem Vorhandensein der Voraussetzungen Kennt- 
nis erlangt, ohne Rücksicht auf diese Kenntnis in zwei Jahren vom Eintreten 
der Voraussetzungen an)). 


1. Die kurze (vgl. 8 195 BGB) Verjährungsfriſt für den Heimfallanſpruch (8 2 Nr 4; 
. 5 2 A 7) und den Anſpruch anf eine Vertragsſtrafe ($ 2 Nr 5; |. 8 2 A 8) iſt beſonders ge 
regelt, weil für dieſe Anſprüche, da Vereinbarungen darüber nach $ 2 zum Inhalt des Erbbau⸗ 
rechts gehören, nicht nur die für die Verjährung ſchuldrechtlicher Anſprüche gegebenen Ver⸗ 
jährungsfriſten (vgl. 588 474, 852, 1057 BOB), ſondern auch die Vorſchriften über die Ver⸗ 
jährung eingetragener Rechte (vgl. $ 902 BGB) in Frage kommen konnten (Begr zu $ 4 
d. Entw d. VO). — Die Vorausſetzung, von deren Kenntnis bzw. Eintreten ab die ſechs. 
monatige bzw. zweijährige Verjährungsfriſt beginnt, wird in der Regel die Nichterfüllung 
einer vom Erbbaurechtsnehmer übernommenen Verpflichtung fein (vgl. 8 2 A 7, 8). 


8 5 

Als Inhalt des Erbbaurechts!) kann auch vereinbart werden?), daß der 
Erbbauberechtigte zur Veräußerung des Erbbaurechts der Zustimmung des 
Grundstückseigentümers bedarf. 

Als Inhalt des Erbbaurechts) kann ferner vereinbart werden?), daß der 
Erbbauberechtigte zur Belastung des Erbbaurechts mit einer Hypothek, Grund- 
oder Rentenschuld oder einer Reallast?) der Zustimmung des Grundstücks- 
eigentümers bedarf. Ist eine solche Vereinbarung getroffen, so kann auch 
eine Änderung des Inhalts?) der Hypothek, Grund- oder Rentenschuld oder 
der Reallast, die eine weitere Belastung des Erbbaurechts enthält?), nicht ohne 
die Zustimmung des Grundstückseigentümers erfolgen®). 


1. Aus den Worten „als Inhalt des Erbbaurechts“ folgt, daß die betreffende Verein. 
barung ebenſo, wie die in 8 2 aufgeführten Vereinbarungen, dingliche Wirkung gegen 
jedermann hat (vgl. $ 2 A 2), während nach § 137 BGB die Befugnis zur Verfügung über 
ein veräußerliches Recht nicht durch Rechtsgeſchäft mit dinglicher Wirkung beſchränkt werden 
kann. 

2. Für den Grundſtückseigentümer kann eine Vereinbarung des Erforderniſſes feiner 
Zuſtimmung beſonders von Bedeutung ſein bezüglich der Veräußerung des Erbbaurechts, 
um zu verhüten, daß der Erbbauberechtigte ſein Erbbaurecht unter Hintanſetzung des mit der 
Gewährung des Rechtes verfolgten Zweckes zu Spekulationszwecken veräußert, und bezüglich 
der Belaſtung des Erbbaurechts mit den im Abſ 2 bezeichneten Rechten, um zu verhüten, 
daß die Belaſtungen im Übermaß und ohne wirtschaftlichen Bedarf für das Bauwerk erfolgen 
und bei einem etwaigen vorzeitigen Heimfall des Erbbaurechts an ihn (vgl. $ 2 Nr 4) gemäß 
g 15 00 auf den dann ihm ſelbſt zuſtehenden Erbbaurecht ruhen (vgl. Begr zu § 5 d. Entw 


Verordnung über das Erbbaurecht 88 3-7 357 


3. Nur hinſichtlich der Belaſtung mit einer Hypothek, Grund⸗ oder Rentenſchuld oder 
einer Reallaſt kann das Erfordernis der Zuſtimmung mit dinglicher Wirkung vereinbart 
werden. Eine ſolche Vereinbarung hinſichtlich der Belaſtung mit anderen Rechten, z. B. Nieß⸗ 
brauch, perſönlichen Dienſtbarkeiten, hat nach 5 187 Satz 1, 2 BGB nur ſchuldrechtliche Wirkung 
zwiſchen den Vertragſchließenden. 

4. Daß auch die im Ab] 2 Satz 2 bezeichnete Anderung des Inhalts der Zuſtimmung 
des Grundſtückseigentümers bedarf, iſt geſetzliche Folge aus der gemäß Abſ 2 Satz 1 getroffenen 
Vereinbarung; eine beſondere Vereinbarung darüber iſt nicht erforderlich. 

5. Um eine Anderung des Inhalts, die eine weitere Belaſtung des Erbbaurechts ent⸗ 
hält, handelt es ſich z. B., wenn nachträglich (gemäß § 877 BGB) das Kapital oder die Zinſen 
der hypothekariſchen Rechte oder die Leiſtungen der Reallaſtberechtigung erhöht werden. 

6. Beſtimmungen find gegeben in den 88 6, 8 über die Wirkungen der aus den fraglichen 
Vereinbarungen ſich ergebenden Verfügungsbeſchränkungen und in $ 7 über den Schutz des 
Erbbauberechtigten gegen Willkür des Grundſtückseigentümers. 


8 6 

Ist eine Vereinbarung gemäß $ 5 getroffen, so ist eine Verfügung des Erb- 
bauberechtigten über das Erbbaurecht und ein Vertrag, durch den er sich 
zu einer solehen Verfügung verpflichtet, unwirksam, solange nicht der Grund- 
stückseigentümer die erforderliche Zustimmung erteilt hat!). 

Auf eine Vereinbarung, daß ein Zuwiderhandeln des Erbbauberechtigten 
gegen eine nach $ 5 übernommene Beschränkung einen Heimfallanspruch 
begründen soll, kann sich der Grundstückseigentümer nicht berufen?). 


1. Da nicht nur die zuwider einer Vereinbarung nach $ 5 Abſ 1 oder nach $ 5 Abſ 2 ohne 
Zuſtimmung (Einwilligung, $ 188 BGB) des Grundſtückseigentümers erfolgte Verfügung 
des Erbbauberechtigten durch Veräußerung oder Belaſtung des Erbbaurechts mit einem 
der im $ 5 Abſ 2 bezeichneten Rechte unwirkſam ift, ſondern auch der ſchuldrechtliche Vertrag 
auf Übernahme der Verpflichtung zu einer ſolchen Verfügung, können auch auf Grund 
eines derartigen Vertrags vom Vertragsgegner des Erbbauberechtigten gegen dieſen keinerlei 
Rechte, insbeſondere auf Erfüllung oder auf Schadenserſatz, geltend gemacht werden. Jedoch 
iſt die Unwirkſamkeit nur eine vorläufige, ſchwebende. Die Verfügung oder der ſchuldrecht⸗ 
liche Vertrag kann durch nachträgliche Zuſtimmung (Genehmigung, $ 184 BOB) des Grund⸗ 
ſtüaseigentümers wirkſam werden; einſtweilig find die Beteiligten gegenſeitig gebunden und 
ſteht ihnen ein einfeitiger Widerruf nicht zu (vgl. RG 64, 154). Aber nach $ 15 VO darf 
im Falle einer Verfügung der Rechtsübergang oder die Belaſtung erſt eingetragen werden, 
wenn die Zuſtimmung dem Grundbuchamte nachgewieſen iſt. Die Zuſtimmung bedarf gemäß 
$ 182 BOB nicht der für das Rechtsgeſchäft beitimmten Form. Erfolgt fie nachträglich, fo 
wirkt fie auf den Zeitpunkt der Vornahme des Rechtsgeſchäfts zurück (§ 184 Abſ 1 BOB). 
Wird ſie verweigert und auch nicht auf dem in $ 7 dem Erbbauberechtigten offen gelaſſenen 
Wege erſetzt, ſo iſt die Unwirkſamkeit nunmehr eine endgültige. 

„Durch die Beſtimmung des Abſ 2 iſt einer Vereinbarung, daß, wenn der Erbbau⸗ 
berechtigte einer gemäß 8 5 Abſ 1 oder 2 getroffenen Vereinbarung über das Erfordernis 
er Zuſtimmung des Grundſtückseigentümers zu einer Erbbaurechtsveräußerung oder belastung 
zuwiderhandeln würde, dem Grundſtückseigentümer auch ein Heimfallanſpruch (8 2 Nr 4) 
zuſtehen ſolle, die Wirkſamkeit gegenüber dem Erbbauberechtigten entzogen (vgl. $ 1 A 18). 


87 

Ist anzunehmen, daß durch die Veräußerung (S 5 Abs 1) der mit der Be- 
stellung des Erbbaurechts verfolgte Zweck nicht wesentlich beeinträchtigt 
oder gefährdet wird, und daß die Persönlichkeit des Erwerbers Gewähr für 
eine ordnungsmäßige Erfüllung der sich aus dem Erbbaurechtsinhalt er- 
gebenden Verpflichtungen bietet, 80 kann der Erbbauberechtigte verlangen, 
daß der Grundstückseigentümer die Zustimmung zur Veräußerung erteilt!). 
Dem Erbbauberechtigten kann auch für weitere Fälle ein Anspruch auf Er- 
teilung der Zustimmung eingeräumt werden?). 

Ist eine Belastung (S 5 Abs 2) mit den Regeln einer ordnungsmüßigen 
Wirtschaft vereinbar, und wird der mit der Bestellung des Erbbaurechts ver- 
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folgte Zweck nicht wesentlich beeinträchtigt oder gefährdet, so kann der 
Erbbauberechtigte verlangen, daß der Grundstückseigentümer die Zustimmung 
zu der Belastung erteilt!). 

Wird die Zustimmung des Grundstückseigentümers ohne ausreichenden 
Grund verweigert, so kann sie auf Antrag des Erbbauberechtigten durch das 
Amtsgericht ersetzt werden, in dessen Bezirk das Grundstück belegen ist!). 
Die Vorschriften des § 53 Abs 1 Satz 1, Abs 2 und des $ 60 Abs 1 Nr 6 des 
Reichsgesetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
gelten entsprechend?°). 


1. Mit Rückſicht darauf, daß der Grundſtückseigentümer auf Grund einer gemäß $ 5 Abf i 
oder 8 5 Abſ 2 getroffenen Vereinbarung durch eine nach der Sachlage nicht gerechtfertigte 
Verſagung der Zuſtimmung zur Veräußerung oder zur Belaſtung des Erbbaurechts mit einem 
der im $ 5 Abſ 2 bezeichneten Rechte die Freizügigkeit und wirtſchaftliche Freiheit des Erbbau⸗ 
berechtigten in unerträglicher Weiſe einengen und ihm unter Umſtänden jede Benutzung des durch 
das Erbbaurecht verkörperten Vermögensgegenſtandes zur Kreditgewinnung verwehren könnte, 
gibt $ 7 unter den im Abſ 1 Satz 1 und im Abſ 2 beſtimmten je zwei Vorausſetzungen (nicht 
weſentliche Beeinträchtigung oder Gefährdung des mit der Beſtellung des Erbbaurechts ver- 
folgten Zweckes und Gewähr der Perſönlichkeit des Erwerbers für eine ordnungsmäßige 
Erfüllung der ſich aus dem Erbbaurechtsinhalt [vgl. die A zu $ 2] ergebenden Verpflichtungen 
bzw. Vereinbarkeit der Belaſtung mit einer ordnungsmäßigen. Wirtſchaft) einen geſetzlichen 
Anſpruch auf die Zuſtimmung zu der Veräußerung bzw. Belaſtung (vgl. Begr zu 8 7 
d. Entw d. VDO). Jedoch ſchließt er für die Durchſetzung des Anſpruchs den ordentlichen 
Rechtsweg aus und trifft er, um im Intereſſe des Erbbauberechtigten eine Entſcheidung 
möglichſt ſchleunig und auf einfachem Wege herbeizuführen, im Abſ 3 die Beſtimmung, daß 
die Zuſtimmung, wenn fie ohne ausreichenden Grund, insbeſondere (ſ. A 2) alſo trotz Vor⸗ 
liegen der genannten zwei Vorausſetzungen, verweigert wird, auf Antrag des Erbbau⸗ 
berechtigten durch das Amtsgericht des belegenen Grundſtücks im Verfahren der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit erſetzt werden kann (vgl. Begr a. a. O.). 

2. Der ſchwer verftändliche Abſ 1 Satz 2 ift beim Zuſammenhalt mit Abſ 1 Satz 1 und 
Abſſ 3 wohl dahin aufzufaſſen, daß, auch wenn im Falle der Veräußerung des Erbbaurechts 
die Vorausſetzungen des Abſ 1 Satz 1 für den geſetzlichen Anſpruch auf Erteilung der Zu⸗ 
ſtimmung nicht vorliegen, doch dem Erbbauberechtigten für weitere Fälle ein Anſpruch 
auf Erteilung der Zuſtimmung eingeräumt werden kann mit der Maßgabe, daß die weiteren 
Fälle ſolche ſein müſſen, daß die Verweigerung der Zuſtimmung ſich auch, wie ſtets beim 
Vorliegen der Vorausſetzungen des Abſ 1 Satz 1, als ohne ausreichenden Grund erfolgt dar⸗ 
ſtellen kann. Es iſt dann Sache des Ermeſſens des Amtsgerichts, ob es auch in einem Tolkien 
weiteren Fall die Zuſtimmung erſetzen will (ſtr.). 

3. Aus der entſprechenden Geltung des 8 53 Abſ 1 Satz 1, Abſ 2 und des 8 60 Abſ 1 
Nr 6 366 folgt: Die Verfügung, durch die vom Amtsgericht auf Antrag des Erbbauberech⸗ 
tigten die Zuſtimmung des Grundſtückseigentümers zu der Veräußerung oder der Belaſtung 
des Erbbaurechts erſetzt wird, tritt erſt mit der Rechtskraft in Wirkſamkeit; bei Gefahr im 
Verzuge kann das Gericht die ſofortige Wirkſamkeit der Verfügung anordnen, eine ſolche 
Verfügung tritt mit der Bekanntmachung an den Erbbauberechtigten in Wirkſamkeit; gegen 
die erſtere Verfügung findet ſofortige Beſchwerde binnen der Friſt von zwei Wochen, die mit 
der Zuſtellung an den Beſchwerdeführer (den die Zuſtimmung verweigernden Grundſtücks⸗ 
eigentümer) beginnt ($$ 16 Abf 1, 2, 22 Abſ 4 J)), an das Landgericht ſtatt; weitere Be- 
ſchwerde an das Oberlandesgericht im Falle einer Geſetzesverletzung ($ 27 FGG). 
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Verfügungen, die im Wege der Zwangsvollstreckung oder der Arrestvoll- 
ziehung oder durch den Konkursverwalter erfolgen!), sind insoweit unwirk- 
sam, als?) sie die Rechte des Grundstückseigentümers aus einer Vereinbarung 
gemäß $ 5 vereiteln oder beeinträchtigen würden?). 


1. Als Verfügungen im Wege der Zwangsvollſtreckung, der Arreſtvollziehung, durch 
den Konkursverwalter kommen hier, da nach § 11 VO auf das Erbbaurecht die ſich auf 
Grundſtücke beziehenden Vorſchriften entſprechende Anwendung finden, namentlich in Be 
tracht die Zwangsverſteigerung (88 15ff. EWG) und die Zwangsverwaltung (88 146ff. 3G) 
des Erbbaurechts im Wege der Zwangsvollſtreckung ($ 866 ZPO) oder auf Betreiben des 


Verordnung über das Erbbaurecht 88 7—9 359 


Konkursverwalters (8 126 KO; 88 172—174 3G), die Eintragung einer Zwangshypothek 
(88 866, 867 ZBO) und einer Arreſthypothek ($ 932 ZPO) auf das Erbbaurecht. 

2. Aus den Worten „inſoweit unwirkſam, als“ iſt nicht zu folgern, daß die betreffende 
Verfügung nur gegenüber dem in ſeinen Rechten verletzten Grundſtückseigentümer unwirkſam 
iſt, und daß, wenn dieſer die Unwirkſamkeit nicht geltend macht und ihre Feſtſtellung nicht 
durchſetzt, Dritte die Verfügung als wirkſam gelten laſſen müſſen. Vielmehr iſt, wie ſich 
aus dem Zuſammenhange des 8 8 mit dem ſich über Unwirkſamkeit von Verfügungen ver⸗ 
haltenden 8 6 Abſ 1 ſowie daraus ergibt, daß 8 8 kein geſetzliches Veräußerungsverbot im 
Sinne des § 135 BGB enthält, die Unwirkſamkeit, ähnlich wie im Falle des § 2113 BGB 
(Verfügung des Vorerben über ein Nachlaßgrundſtück zum Nachteil des Nacherben) eine 
abſolute in dem Sinne, daß ſich auch Dritte, die ein Intereſſe daran haben, auf ſie berufen 
können, ſolange der Grundſtückseigentümer die Verfügung nicht genehmigt hat. Der durch 
die genannten Worte eingeleitete Schlußhalbſatz des § 8 beſtimmt nur die ſachliche Voraus⸗ 
ſetzung für die Unwirkſamkeit. — Der in ſeinen Rechten verletzte Grundſtückseigentümer kann 
die Beſeitigung der Verfügung im Wege der Klage gegen den die Zwangsvollſtreckung oder 
die Arreſtvollziehung betreibenden Gläubiger (Widerſpruchsklage nach 85 771, 928 3PO; 
vgl. auch 8 773) bzw. gegen den Konkursverwalter oder im Wege der Einwendung nach § 766 
ABO (nal. bezüglich des Konkursverwalters RG 37, 398) betreiben. Auch hat im Falle 
einer Vereinbarung nach $ 5 Abſ 1 der Vollſtreckungsrichter die Einleitung der Zwangs- 
verſteigerung abzulehnen, wenn ihm die Genehmigung des Grundſtückseigentümers nicht nach⸗ 
gewieſen wird, ſowie gegebenenfalls nachträglich gemäß § 28 380 zu verfahren. 

3. Die Rechte des Grundſtückseigentümers würden vereitelt oder beeinträchtigt werden 
z. B.: im Falle einer Vereinbarung nach 8 5 Abſ 1 (Veräußerung ohne ſeine Zuſtimmung 
unzuläffig) durch Zwangsverſteigerung des Erbbaurechts, dagegen nicht durch Eintragung 
einer Zwangshypothek oder Arreſthypothek; im Falle einer Vereinbarung nach § 5 2 
(Belaſtung ohne feine Zuſtimmung unzuläſſig) durch die zuletzt genannten Maßnahmen, da- 
gegen nicht durch Zwangsverſteigerung oder Zwangsverwaltung. 


3. Erbbauzins 


89 
Wird für die Bestellung des Erbbaurechts ein Entgelt in wiederkehrenden 
Leistungen (Erbbauzins) ausbedungen!), so finden die Vorschriften des Bürger- 
lichen Gesetzbuchs über die Reallasten entsprechende Anwendung?). Die 


zugunsten der Landesgesetze bestehenden Vorbehalte über Reallasten finden 
keine Anwendung?). 

Der Erbbauzins muß nach Zeit und Höhe für die ganze Erbbauzeit im 
voraus bestimmt sein). Der Anspruch des Grundstückseigentümers auf Ent- 
richtung des Erbbauzinses kann in Ansehung noch nicht fälliger Leistungen 
nicht von dem Eigentum an dem Grundstück getrennt werden“). 

Zahlungsverzug des Erbbauberechtigten kann den Heimfallanspruch nur 
dann begründen, wenn der Erbbauberechtigte mit dem Erbbauzinse mindestens 
in Höhe zweier Jahresbeträge im Rückstand ist). 


1. Ein Erbbaurech kann entgeltlich oder unentgeltlich beſtellt werden. Wird es entgelt⸗ 
lich beſtellt, ſo haben die Beteiligten es in der Hand, eine einmalige Abfindung ober, was die 
allgemein übliche Form der Gegenleiſtung iſt, ein Entgelt in wiederkehrenden Leiſtungen 
(Erbbauzins) auszubedingen, der aber nach Abſ 2 Satz 1 für die ganze Dauer der Erbbau⸗ 
zeit nach Fälligkeit und Höhe im voraus beſtimmt ſein muß. Dieſes Erbhauzinsrecht kann, 
wie aus der im Abs 2 Satz 2 gegebenen Vorſchrift, daß es nicht von dem Eigentum an. ben 
Grundſtück getrennt werden kann, zu entnehmen iſt, nicht für den gegenwärtigen Grundſtücks. 
eigentümer perſönlich, ſondern nur für den jeweiligen Eigentümer des Grundſtucts (vgl. 5 1105 
Abf 2 mit 8 1111 Abſ 1 BGB) beſtellt werden. Die Beſtellung erfolgt gemäß § 873 Bc 
(88 11, 14 VO) durch Einigung zwiſchen dem Grundſtückseigentümer und dem Erbbaurechts. 
nehmer, die zur Gültigkeit einer Form nicht bedarf (formelkrechtlich ift allerdings zur Nor⸗ 
nahme der Eintragung die Eintragungsbewilligung des Erbbauberechtigten [5 19. G01 
in der Form des 8 29 GBO zu erklären) und Eintragung in das Erbbaugrundbuch. Hinficht- 
lich der Frage, ob und inwieweit bei der Eintragung auf die Eintragungsbewilligung gemäß 
5.874 BOB Bezug genommen werden kann, vgl. die Bemerkung für die Reallaſtberechtigung 
hierüber in § 1105 BGB A 4. Aus Abſ 2 Satz 1 iſt zu entnehmen, daß der Erbbauzins von 
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vornherein unter genauer ziffernmäßiger Beſtimmung der Höhe feſtgeſetzt ſein muß. Daher 
kann die Beſtimmung der Höhe des Erbbauzinſes nicht in der Weiſe getroffen werden, daß 
eine Höchſt⸗ und Mindeſtgrenze feſtgeſetzt und die Beſtellung der Höhe des Erbbanzinſes für 
die einzelnen Zeitabſchnitte der ſpäteren Vereinbarung der Beteiligten oder der Ermittlung 
durch einen Dritten vorbehalten wird (JFG 3, 325). Soll eine künftige Erhöhung des Erb⸗ 
bauzinſes bei ſpäterer Wertſteigerung des Erbbaurechts vorgeſehen werden, ſo kann dies nur 
durch Eintragung einer Vormerkung (§ 883 Abſ 1 Satz 2) zur Sicherung des vertragsmäßig 
feſtzulegenden Anſpruchs auf eine künftige Erhöhung oder durch Beſtellung einer Höchſt⸗ 
betragshypothek ($ 1190) für den künftigen Anſpruch geſchehen (Ic 3, 329). Soll nach⸗ 
träglich eine Erhöhung der Zinsbeträge erfolgen, fo bedarf es nach 88 877, 876 Satz 1 BG 
außer der genannten Einigung und der Eintragung auch der Zuſtimmung der der Erbbauzins⸗ 
pflicht im Range nachſtehenden Realberechtigten, es ſei denn, daß die Erhöhung von vorn⸗ 
herein unter genauer ziffernmäßiger Beſtimmung der Höhe vertraglich vorgeſehen und dieſe 
Ausbedingung im Grundbuch vermerkt iſt (vgl. Begr zu § 9 d. Entw d. VO). Zur nach⸗ 
träglichen Abminderung des Zinſes iſt nach § 876 Satz 2 BGB Zuſtimmung der Real. 
berechtigten an dem Grundſtück erforderlich (vgl. BOB S 876 A 1 und hier A A). 

2. Da die Vorſchriften über die Reallaſten entſprechende Anwendung finden ſollen, iſt 
zunächſt die Vereinbarung über die Erbbauzinspflicht nicht als zum Inhalt des Erbbaurechts 
gehörig zu erachten, wie die Vereinbarungen nach $ 2 VD, ſondern gleichzuſtellen der Be⸗ 
ſtellung einer Reallaſtberechtigung an dem Erbbaurecht für den jeweiligen Eigentümer des 
Grundſtücks (8 1105 BGB). Daraus folgt, daß der urſprüngliche Rang der Erbbauzinspflicht 
nach $ 880 BGB geändert, z. B. einer Hypothek am Erbbaurecht der Vorrang eingeräumt 
werden kann (vgl. 8 10 VO; Begr a. a. O.). Im übrigen iſt hervorzuheben, daß für die 
Einzelzinſen die Vorſchriften über Hypothekenzinſen gelten ($ 1107), Rückſtände daher in 
vier Jahren verjähren (88 197, 902 Abf 1 Satz 2) und bei Heimfall (8 2 Nr 4 VO) dinglich 
erlöſchen (8 1178), während die ganze Erbbauzinspflicht beſtehen bleibt (§ 889), und ferner, 
daß der Erbbauberechtigte für die während der Dauer ſeines Rechtes fällig werdenden Leiſtungen 
auch perſönlich haftet (8 1108). 

3. Die Nichtanwendbarkeit der Vorbehalte zugunſten der Landesgeſetze (vgl. Art 118, 
115, 120 EG. BGB; 8 1105 U 1 BGB) ergibt, daß auf die Erbbauzinspflicht ſtets lediglich 
die Vorſchriften des BGB über die Reallaſten Anwendung zu finden haben; es ſoll dadurch 
der Rechtszuſtand in den Ländern vereinheitlicht werden (Bear a. a. O.). Nach 8 5 VO 
zur Behebung der dringendſten Wohnungsnot v. 15. 1. 19 (RG Bl 69) kann der Wohnungs⸗ 
kommiſſar bei Belaſtung eines Grundſtücks mit einem Erbbaurecht einen angemeſſenen 
Erbbauzins feſtſetzen. 

4. Da der Anſpruch auf noch nicht fällige Leiſtungen von dem Eigentum am Grundſtück 
nicht getrennt werden kann, unterliegt er als Beſtandteil des Grundſtücks ($ 96 BGB) der 
Haftung für die Hypotheken, kann er nicht, wie die fälligen Leiſtungen (88 898, 1107, 1159, 
1280 BOB), abgetreten, verpfändet, gepfändet werden, geht er im Falle der Zwangsverſteige⸗ 
rung des Grundſtücks auf den Erſteher über (88 20 A5 2 55 Abſ 1, 90 Ab] 2 39G). 

5. Nach Abſ 3 kann das Heimfallrecht, wenn es für den Fall des Verzugs mit der Leiſtung 
der einzelnen Erbbauzinsraten gemäß $ 2 Nr 4 vereinbart worden iſt (vgl. 9 2 A 7), nur 
geltend gemacht werden, wenn der Erbbauberechtigte mit dem Erbbauzinſe mindeſtens in 
Höhe zweier Jahresbeträge, gleichviel für welche Zeit, im Rückſtande iſt. Es ſoll durch 
dieſe Beſtimmung der Erbbauberechtigte gegen eine allzu ſtrenge Handhabung der Heimfall⸗ 
klauſel geſchützt werden (Begr a. a. O.). 


4. Rangstelle 
8 10 


Das Erbbaurecht kann nur zur ausschließlich ersten Rangstelle bestellt 
werden; der Rang kann nicht geändert werden!). Rechte, die zur Erhaltung 
der Wirksamkeit gegenüber dem öffentlichen Glauben des Grundbuchs der 
Eintragung nicht bedürfen, bleiben außer Betracht2). 

Durch landesrechtliche Verordnung können Bestimmungen getroffen wer- 
den, wonach bei der Bestellung des Erbbaurechts von dem Erfordernisse der 
ersten Rangstelle abgewichen werden kann, wenn dies für die vorhergehenden 
Berechtigten und den Bestand des Erbbaurechts unschädlich ists). 


1. Zur Erhaltung des Beſtandes des Erbbaurechts im Falle der Zwangsverſteigerung des 
damit belaſteten Grundſtücks (vgl. $ 25 WO) und zur Förderung der Veleihbartel if heim, 
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daß das Erbbaurecht nur zur ausſchließlich erſten Rangſtelle beſtellt und der Rang nicht 
geändert ($ 880 BGB) werden kann. Iſt das Grundſtück mit Rechten belaſtet, fo müſſen 
die Berechtigten, wenn ein Erbbaurecht beſtellt werden ſoll, dieſem gemäß 8 880 BGB den 
Vorrang einräumen. Dies gilt auch von einem eingetragenen Vorkaufsrecht, da dieſes nach 
8 1094 Abſ 1 ein das Grundſtück belaſtendes Recht im Sinne des $ 879 iſt und es zu anderen 
eingetragenen das Grundſtück belaſtenden Rechten in einem Rangverhältnis ſteht, es alſo 
dem Erbbaurecht im Range vorgehen würde; daß das Vorkaufsrecht das Erbbaurecht in ſeinem 
Beſtande unberührt laſſen würde, auch wenn es den Vorrang vor dem Erbbaurecht behielte, 
iſt unerheblich, da im allgemeinen die Annahme eines Rangverhältniſſes nicht erfordert, 
daß das nachfolgende oder vorgehende Recht durch das andere Recht in ſeinem Beſtande 
beeinträchtigt wird, und aus dem Vorbehalt für die Landesgeſetzgebung im 8 10 Abſ 2 ſich 
ergibt, daß dies auch im Sinne des 9 10 Abſ 1 iſt (SW 1926, 10165). Hat das Grundbuch- 
amt (verſehentlich) das Erbbaurecht nicht zur erſten Rangſtelle eingetragen, ſo iſt zwar 
die Eintragung nicht im Sinne des § 54 Abi 1 Satz 2 GBO ihrem Inhalte nach unzuläſſig, 
fo daß fie von Amts wegen zu löſchen wäre, aber es iſt nach $54 Abſ 1 Satz 1 GBO wegen 
der Unrichtigkeit des Ranges des Erbbaurechts ein Widerſpruch zugunſten des Erbbauberech⸗ 
tigten von Amts wegen einzutragen. 

2. Die Beſtimmung, daß die der Eintragung zur Erhaltung der Wirkſamkeit nicht 
bediürfenden Rechte bei Feſtſtellung der erſten Rangſtelle des Erbbaurechts außer Betracht 
bleiben, iſt getroffen, weil derartige Rechte leicht überſehen werden könnten (Begr zu 8 10 
d. Entw. d. VO). Solche Rechte find z. B. die Notiveg- und Überbaurenten (88 914, 917 
BGB), ferner Grunddienſtbarkeiten, die vor Inkrafttreten des BGB beſtellt worden find 
(vgl BOB 8 892 A 3) 

3. Von dem Vorbehalt der Abweichung von dem Erforderniſſe der erſten Rangſtelle 
durch landesrechtliche Verordnung, bei der vornehmlich an die Verfügungsbeſchränkungen 
bei dem gebundenen Grundbeſitz (Lehns⸗, Familienfideikommiß⸗ und Stammgütern) ſowie 
an voreingetragene Rechte, die den Beſtand des Erbbaurechts nicht gefährden, gedacht worden 
iſt (Begr a. a. O.), iſt für Preußen durch die VO, betr. die Rangſtelle von Erbbaurechten, 
v. 80. 4. 19 (G8 88) Gebrauch gemacht worden, wonach die Verfügungsbeſchränkungen der 
im Art 15 Abſ 1 AG. GBO gedachten Art (Güter, an denen ein Obereigentum befteht, Erb⸗ 
pacht⸗ und Familienfideikommißgüter) ſowie die Verfügungsbeſchränkung durch die Ernennung 
eines Teſtamentsvollſtreckers und durch das Recht eines der Beſtellung des Erbbaurechts 
zuſtimmenden Nacherben nach der vorbezeichneten Richtung außer Betracht bleiben. 


5. Anwendung des Grundstücksrechts 
8 11 


Auf das Erbbaurecht finden die sich auf Grundstücke beziehenden Vor- 
schriften mit Ausnahme der 88 925, 927, 928 des Bürgerlichen Gesetzbuchs!) 
sowie die Vorschriften über Ansprüche aus dem Eigentum entsprechende An- 
wendung?), soweit sich nicht aus dieser Verordnung ein anderes ergibt“). 
Eine Ubertragung des Erbbaurechts, die unter einer Bedingung oder einer 
Zeitbestimmung erfolgt, ist unwirksam?). 

Auf einen Vertrag, durch den sich der Grundstückseigentümer verpflichtet, 
ein Erbbaurecht zu bestellen, findet der § 313 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
entsprechende Anwendung“). 

1. Über die rechtlichen Folgen, die ſich daraus, daß auf das Erbbaurecht die ſich auf 
Grundſtücke le Vorſchriften mit Ausnahme der 88 925, 927, 928 BGB ent⸗ 
ſprechende Anwendung finden, hinſichtlich der Art und Weiſe der Entftehung (insbeſondere 
Begründung durch Rechtsgeſchäft), Übertragung, Anderung des Inhalts, Belaſtung 
und Beendigung linsbeſondere Aufhebung durch Rechtsgeſchäft) des Erbbaurechts ergeben, 
vol. § 1 A 1. Im allgemeinen iſt im übrigen zu bemerken, daß die Anwendung die das Liegen ⸗ 
ſchaftsrecht ſowie das Recht der Schuldverhältniſſe, ſoweit es ſich auf Grundſtücke bezieht, 
betreffenden Vorſchriften des BGB und feiner auf das Liegenſchaftsrecht bezüglichen Neben⸗ 
geſetze, insbeſondere der GBO, des 3G auch der ZBO (hinſichtlich der Zwangsvollſtreckung 
vgl. 59 864 ff., 870 Abf 1; hinſichtlich des Arreſts vgl. § 932) umfaßt, ſowie die Ausführungs⸗ 
geſetze der Länder (früher Bundesſtaaten) dazu und ferner die im EBC aufrechter⸗ 
haltenen, auf das Liegenſchaftsrecht bezüglichen Landesgeſetze. Streitig iſt, ob diejenigen 
auf Grundſtücke ſich beziehenden Vorſchriften, die in anderen als den vorbezeichneten Reichs- 
oder Landesgeſetzen enthalten find, auf das Erbbaurecht ohne weiteres Anwendung finden 
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oder nur ſoweit dies in den betreffenden Geſetzen beſonders beſtimmt iſt. Entgegen der 
5. Auflage iſt erſterer Anſicht beizutreten, weil die Anwendungsbeſtimmung nach ihrem Wort⸗ 
laut eine ganz allgemeine iſt und $11 nicht (wie der frühere § 1017 BGB) im BGB ent⸗ 
halten iſt (daher konnte z. B. ein Erbbaurecht auf Grund des 93 VO v. 9. 12. 19 [Behebung 
der Wohnungsnot] euteignet werden; RG 108, 70). — Da jedoch nur eine „entſprechende“ 
Anwendung und uur, ſoweit ſich nicht aus der Vd ein anderes ergibt, ſtattzufinden hat, 
gelten die genannten Vorſchriften nur inſoweit, als fie mit dem Begriffe des Erbbaurechts 
vereinbar find (RG 108, 71), Daher find z. B. (wie ſchon nach früheren Recht, fo auch jetzt) 
aus dem BGB nicht anwendbar § 98 Nr 2 (Zubehör eines Landguts; an einem Landgut kann 
ein Erbbaurecht überhaupt nicht beſtellt werden, da auf ihm errichtete Bauwerke gegenüber 
den Landflächen nicht die Hauptſache im Sinne des § 1 Abſ 2 find; |. 8 1 A 10), § 919 (Ab- 
markung). Auch nicht $ 905, da der Erbbauberechtigte gemäß § 1 A 1 VO (früher § 1012 
Abſ 1 BGB) nur berechtigt iſt, ein Bauwerk auf oder unter der Grundſtücksoberfläche zu haben, 
fein Recht ſich nicht über den Raum oberhalb und unterhalb erſtreckt (ſtr.; vgl. RG 72, 305). 
Ferner kann das Erbbaurecht ſelbſt nicht gemäß 88 1ff. VO (früher 88 1012ff. BGB) mit 
einem Erbbaurecht belaſtet werden, denn das Erbbaurecht ſetzt begrifflich voraus, daß ein Grund⸗ 
ſtück ihm als Baugrund dient (str.; vgl. Mot. BOB 3 S 469, 479; RE 61, 2). — Wohl aber 
ſind aus dem BGB, wie ſchon früher, anwendbar z. B. 8 96 (mit dem Erbbaurecht kann 
als Beſtandteil ein Grundſtücksrecht, z. B. eine Überbau⸗ oder Notwegrente gemäß 88 912ff., 
verbunden fein; vgl. RG 79, 118; ferner Grunddienſtbarkeiten, Vorkaufsrechte), 55 97, 98 
Nr 1 (Zubehör), 55 99—103 (Früchte, Nutzungen, Laſten), $ 232 (Sicherheitsleiſtung durch 
Hypothekbeſtellung), $ 416 (Übernahme einer Hypothek), 89 436, 439, 446, 449, 468, 477 
(Pflichten aus einem Kaufvertrage über ein Grundſtück), 8 503 (Grundſtückswiederkauf), 
88 505—510, 513, 514 (Vorkaufsrecht; vgl. dazu $ 31 Abſ 3 VO), 88 537, 551, 556, 559 —561, 
565, 571 ff. (Grundſtücksmiete; vgl. dazu $ 30 VO), 8 648 (Sicherungshypothek beim Bau⸗ 
vertrag), $ 753 (Gemeinſchaftsteilung), 88 836, 837 (Haftung des Erbbauberechtigten für den 
durch Einſturz feines Bauwerks entitandenen Schaden), § 867 (Aufſuchung einer Sache), 
58 873ff. (dingliche Verträge, ſ. § 1 A 1), und ſonſtige allgemeine Vorſchriften über Rechte 
an Grundſtücken, darunter $ 890 (ein Erbbaurecht kann mit einem Grundſtück vereinigt 
werden), 88 903, 904, 906, 907 (Befugniſſe des Eigentümers), $ 908 (Einſturzgefahr), $ 909 
(Vertiefung des Bodens), 98 912—918 (Überbau, Notweg), § 946 (das Erbbaurecht erſtreckt 
fi) auf die mit dem Baugrund als weſentlicher Beſtandteil verbundenen Sachen), 88 1009, 1010 
(das Erbbaurecht kann im Miteigentum mehrerer ſtehen), 88 1018 ff. (Grundſtücksbelaſtungen, 
im einzelnen ſ. unten), 88 1378, 1423, 1445 (Verfügung über Grundſtücke nach ehelichem 
Güterrecht), $ 1663 (vermietetes Grundſtück des Kindes), $ 1807 Abſ 1 Nr 1, Abs 2 (Anlegung 
des Mündelvermögens; vgl. dazu 98 18—20 VO), $ 1821 (Verfügung über Grundſtücke des 
Mündels). Wegen Anwendung der 88 94, 95 . 8 12 Abſ 2 VO. Insbeſondere kann das Erb⸗ 
baurecht mit Grunddienſtbarkeiten (88 1018ff.), einem Nießbrauch (88 1030 ff.), perſönlichen 
Dienſtbarkeiten (88 1090 ff.), einem Vorkaufsrechte (88 1094 ff., RIA 16, 302), Reallaſten 
(88 1105ff.), Hypotheken, Grund- und Rentenſchulden (§8 1113 ff.) belaſtet werden. Der Nieß · 
braucher an einem Erbbaurecht iſt, da hierauf die Vorſchriften über Grundſtücke Anwendung 
finden, nach den Beſtimmungen über den Nießbrauch an Sachen (88 1030 ff.), nicht über den 
Nießbrauch an Rechten (88 1068 ff.) zu behandeln, und für die Beſtellung und die Beendigung 
des Nießbrauchs greifen nicht die 88 1069, 925, 1072, ſondern die 88 873, 875, 876, 889 Platz. 
Die das Erbbaurecht belaſtenden Rechte erſtrecken ſich auf das Bauwerk als weſentlichen 
Beſtandteil des Erbbaurechts, gleichviel, ob es dem Erbbauberechtigten oder dem Eigentümer 
gehört (vgl. $ 12 Abſ 1 BD). — Anwendbar iſt auch jetzt noch, wie früher, $ 926, wiewohl 
die Veräußerung des Erbbaurechts nicht mehr durch Auflaſſung (8 925) erfolgt. Es geht 
daher bei der Übertragung des Erbbaurechts im Zweifel das dem Erbbauberechtigten ge 
hörende Zubehör mit über. — Nicht anzuwenden war ſchon früher § 98 GBO (landesgeſetz⸗ 
lich vorgeſchriebene Vorlegung des Veräußerungsvextrags) im Hinblick auf $ 20 GBO, der 
zwiſchen Auflaſſung einerſeits und Beſtellung und Übertragung des Erbbaurechts anderſeits 
unterſcheidet; dies gilt jetzt um fo mehr, als nun die Anwendung des § 925 BGB (Auflaſſung) 
ausgeſchloſſen iſt. — Über Zwangsvollſtreckung in ein Erbbaurecht vgl. VO 8 24 A 1. 
Sr die vorzunehmenden Eintragungen in das nach BO $ 14 anzulegende Erbban- 
arundbud vgl. VO S 14 A 1. — Ein Erbbaurecht kann auch als Heimſtätte nach dem 
Reichs⸗Heimſtättengeſetz v. 10. 5. 20 vergeben werden. Hierbei wird die Eigenſchaft als 
Heimſtätte in das Grundbuch eingetragen. Dann gilt der Eigentümer des Grundſtücks, nicht 
etwa der Erbbauberechtigte, als Ausgeber der Heimſtätte (§ 26 Abſ 1 Geſ.), ſo daß z. B. es 
feiner Zuſtimmung bedarf, wenn die Heimſtätte geteilt, einzelne Grundſtücke oder Grund⸗ 
ſtücksteile abveräußert oder zugeſchrieben, die Heimſtätte belaſtet werden ſoll (88 9, 10, 17 
Geſ.), und ſteht ihm, wenn das Erbbaurecht (die Heimſtätte) vom Heimſtätter veräußert wird 
das Vorkaufsrecht zu (8 11 Gef.). Solange das Erbbaurecht Heimſtätte ift, finden die 88 5—8 
Erbbau VO (über Beſchränkbarkeit der Veräußerungsbefugnis) keine Anwendung (8 26 Abs 2 
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620 Im übrigen vgl. 8 26 Abſ 3, 4, 5 Gef. über die Geltung der ErbbauV O oder des 
eſetzes. 

2. Die entſprechend anzuwendenden Vorſchriften über Anſprüche aus dem Eigentum 
find die 88 985 ff., 1004 BGB auf Herausgabe (Vindikation) und wegen Beeinträchtigung 
des Rechtes des Erbbauberechtigten (vgl. RG 77, 218). 

3. Während die Beſtellung des Erbbaurechts unter aufſchiebender Bedingung oder Zeit 
beſtimmung, und uur nicht unter auflöſender Bedingung zuläſſig ift (ſ. VO § 1 A ), ſchließt 
§ 11 Abſ! Satz 2 für die übertragung des Erbbaurechts die Setzung einer jeden Bedingung 
oder Zeitbeſtimmung aus entſprechend dem § 925 Abſ 2 BGB. Jedoch iſt es nicht unzu⸗ 
läſſig, daß der Erbbauberechtigte das Erbbaurecht an einen andern überträgt mit deſſen Über⸗ 
nahme der Verpflichtung zur Rückübertragung nach einer gewiſſen Zeit und ſich zur Sicherung 
feines Anſpruchs auf Rückübertragung eine Vormerkung beſtellen läßt (vgl. $ 925 A 14 BGB). 

4. Schon früher war nach 88 1015, 1017 BOB anzunehmen, daß auf den ſchuld recht⸗ 
lichen auf Beſtellung oder Übertragung des Erbbaurechts gerichteten Bertrag § 313 BGB 
Anwendung zu finden habe, und zwar nicht nur $ 313 Satz 1, wonach der Vertrag der gericht⸗ 
lichen oder notariellen Form bedurfte, ſondern auch § 313 Satz 2 über die Heilung des Form⸗ 
mangels durch Auflaſſung, da das Geſetz für die Beſtellung und Übertragung, wenn es dieſe 
auch nicht als Auflaſſung bezeichnete (vgl. $ 20 GBO), doch die gleiche Form, wie für die 
Anflaſſung, erforderte. Jetzt beſtimmt VO 8 11 Abſ 2 zur Beſeitigung von Zweifeln aus⸗ 
drücklich die entſprechende Anwendung des § 313 für den ſchuldrechtlichen Vertrag auf Be⸗ 
ſtellung eines Erbbaurechts. Da der ganze $ 813 für anwendbar erklärt iſt, hat auch $ 313 
Satz 2 dahin zu gelten, daß durch die Einigung über die Beſtellung, wiewohl dieſe keine Auf, 
laſſung iſt (vgl. VO 8 1 A 1), der Mangel der Form des ſchuldrechtlichen Vertrags geheilt 
wird (vgl. Begr zu § 11 d. Entw d. VO). Aber auch für den ſchuldrechtlichen Vertrag auf 
Übertragung des Erbbaurechts ift gleiches anzunehmen, da nach § 11 Abf 1 Satz 1 auch das 
Recht der Schuldverhältniſſe, ſoweit es ſich auf Grundſtücke bezieht, Anwendung findet (ſ. A 1), 
mithin auch § 313 Satz 1 u. 2 (vgl. Begr a. a. O.). 


6. Bauwerk Bestandteile 
8 12 


Das auf Grund des Erbbaurechts errichtete Bauwerk gilt als wesentlicher 
Bestandteil des Erbbaurechts). Das gleiche gilt für ein Bauwerk, das bei 
der Bestellung des Erbbaurechts schon vorhanden ist?2). Die Haftung des 
Bauwerkes für die Belastungen des Grundstücks erlischt mit der Eintragung 
des Erbbaurechts im Grundbuchs). 

Die SS 94 und 95 des Bürgerlichen Gesetzbuchs finden auf das Erbbaurecht 
entsprechende Anwendung?); die Bestandteile des Erbbaurechts sind nicht 
zugleich Bestandteile des Grundstücks“, 2). 

Erlischt das Erbbaurecht, so werden die Bestandteile des Erbbaurechts 
Bestandteile des Grundstücks’). 


1. Schon nach früherem Recht war anzunehmen, daß, wenn das Bauwerk, wie es in 
der Regel der Fall iſt, vom Erbbaurechtsnehmer auf Grund des Erbbaurechts errichtet 
worden ift, gemäß § 95 Abſ 1 Satz 2 BGB nicht Beſtandteil des bebauten Grundſtücks, 
ſondern weſentlicher Beſtandteil des Erbbaurechts iſt (KJ 39 B 87; RIA 14, 187). Die 
Verordnung beſtimmt dies nun zur Ausſchaltung von Zweifeln ausdrücklich. Hinſichtlich des 
Eigentums iſt die Folge hiervon, daß das Bauwerk nicht gemäß 88 93, 94 Abſ 1 Sat 1, 946 
BGB dem Grundſtückseigentümer, ſondern dem Erbbauberechtigten gehört. Die weitere 
Folge ift, daß, weil das Erbbaurecht den Grundſtücken gleichgeftellt ($ 11 VO) und das Bau⸗ 
werk weſentlicher Beſtandteil des Erbbaurechts im Sinne des § 93 BOB iſt, das Bauwerk für 
die Dauer des Erbbaurechts als unbewegliche Sache im Sinne des BGB (vgl. RG 59, 21), 
nicht als bewegliche Sache zu gelten hat (ftr.; vgl. RIA 14, 188), das Immobiliarſachen⸗ 
recht auf es Anwendung findet und es nicht geſondert von dem Erbbaurecht Gegenſtand der 
Verfügung (Veräußerung, Verpfändung, Pfändung) fein kann (str.). Wird über das Erbbau⸗ 
recht verfügt, ſo wird auch das Bauwerk von der Verfügung betroffen, z. B. geht es im Falle 
der Veräußerung, ſei es durch Rechtsgeſchäft oder im Wege der Zwangsvollſtrectung, mit 
dem Erbbaurecht in das Eigentum des Erwerbers über. Welche Rechtsfolgen ſich hinſichtlich 
des Bauwerks im Falle des Erlöſchens oder des Heimfalls des Erbbaurechts ergeben, darüber 
dgl. A 5. Vorſtehendes gilt aber nur dann, wenn das Bauwerk „auf Grund des Erbbau⸗ 
rechts“ errichtet worden iſt. Hat der Erbbaurechtsnehmer über den ihm durch den Erbbau- 
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vertrag zum Bau beſtimmten Teil des Grundſtücks hinaus gebaut, ſo wird der über die Grenze 
des Grundſtücksteils hinausreichende Teil des Bauwerks weſentlicher Beſtandteil des Grund⸗ 
ſtücks (vgl. BGB 8 94 A 3) und damit (8 946 BGB) Eigentum des Grundſtückseigentümers. 
Jedoch werden die Vorſchriften über den Überbau (8$ 912ff. BGB) entſprechend anzuwenden 
fein (vgl. BGB 912 A 2) und wird danach, wenn der Erbbaurechtsuehmer ohne Vorſatz und 
grobe Fahrläſſigkeit die Grenze überſchritten hat, der hinüberreichende Teil als Beſtandteil 
des ganzen Bauwerks, ſomit ebenfalls als Beſtandteil des Erbbaurechts und daher als Eigen⸗ 
tum des Erbbauberechtigten zu erachten ſein. Hat der Erbbaurechtsnehmer anders gebaut, 
als im Erbbauvertrage vorgeſehen war, z. B. ein Stockwerk höher, ſo wird er zwar Eigen⸗ 
tümer des ganzen einheitlichen Bauwerks, jedoch kann der Grundſtückseigentümer, wenn das 
Bauwerk in der ihm gegebenen Geſtaltung, dem Zwecke des Erbbauvertrags zuwider iſt, ver⸗ 
langen, daß das Bauwerk dieſem Zwecke entſprechend geändert wird. Ohne Einfluß auf die 
Beſtandteilseigenſchaft und die Eigentumserlangung iſt es, wenn bereits vor Abſchluß des 
Erbbauvertrags mit dem Bau begonnen worden war, da durch den Vertrag das vorher Her⸗ 
geſtellte als in das Erbbaurecht miteinbezogen zu gelten hat (ftr.). 

2. War ausnahmsweiſe das Bauwerk bei der Beſtellung des Erbbaurechts ſchon vor⸗ 
handen, fo hört es zwar auf, Beſtandteil des Grundſtücks zu ſein, und wird es für die Dauer 
des Erbbaurechts ebenfalls weſentlicher Beſtandteil des Erbbaurechts, aber es bleibt (88 98, 
94 Abſ 1 BGB) Eigentum des Grundſtückseigentümers (ſtr.; das Eigentum des Grundſtücks⸗ 
eigentümers iſt nur für die Dauer des Erbbaurechts hinſichtlich der Belaſtungen [A 3] und 
der Veräußerung des Bauwerks zuſammen mit dem Erbbaurecht [ſ. A 1] beſchränkt, das 
Recht des Erbbauberechtigten iſt nicht Sacheigentum, das zufolge der Beſtandteilseigenſchaft 
die Bauwerksſache in ſich ſchlöſſe). Fügt der Erbbauberechtigte Sachen in ein Bauwerk ein, 
das ein Gebäude iſt, fo werden fie nicht nach 98 98, 94, 946 BGB als Beſtandteile des Ge⸗ 
bäudes und ſomit des Grundſtücks Eigentum des Grundſtückseigentümers, ſondern ſie ſind 
nach $ 95 Abſ 2, da fie nur zu einem vorübergehenden Zweck eingefügt find, Sondereigentum 
des Erbbauberechtigten (tr.). 

3. Die Rechtsfolge der Eintragung des Erbbaurechts in das Grundbuch, daß die Haftung 
des Bauwerks für die Belaſtungen des Grundſtlſicks erliſcht, mithin nur noch das Grundſtück 
ohne das Bauwerk für dieſe Belaſtungen haftet, tritt kraft Geſetzes ein, ohne daß es einer 
Zuſtimmung der Realberechtigten bedarf. Ein gewiſſer Schutz gegen Beeinträchtigung durch 
dieſe Rechtsfolge iſt den Realberechtigten dadurch gewährt, daß nach $ 10 Abſ 1 Satz 1 das 
Erbbaurecht nur zur ausſchließlich erſten Rangſtelle beſtellt werden kann und daß daher zur 
Beſtellung des Erbbaurechts erforderlich iſt, daß ſie dem Erbbaurecht den Vorrang einräumen 
$ 10 A 1). — Die etwaigen ſpäteren Belaſtungen des Erbbaurechts (über ihre zuläſſigen 
Arten ſ. § 11 A 1) ergreifen auch das Bauwerk als weſentlichen Beſtandteil, gleichviel ob es 
dem Erbbauberechtigten (. A 1) oder dem Grundſtückseigentümer (ſ. A 2) gehört. 

4. Die entſprechende Anwendung der SS 94, 95 VGB auf das Erbbaurecht kommt 
hauptſächlich in Betracht, wenn ſich das Erbbaurecht gemäß § 1 Abſ 2 auf einen für das Bau ⸗ 
werk nicht erforderlichen Teil des Grundſtücks erſtreckt. Nach 8 94 Abſ 1 werden Erzeugniſſe 
ſolchen Grundſtücksteils (z. B. eines Gartens) und überhaupt des mit dem Erbbaurecht be- 
laſteten Grund und Bodens, Samen mit dem Ausſäen, Pflanzen mit dem Ausſäen weſent⸗ 
liche Beſtandteile des Erbbaurechts und ſomit (§ 93 BB) von den Belaſtungen des Erbbau⸗ 
rechts ergriffen und Eigentum des Erbbauberechtigten, während nach $ 95 ein Gebäude oder ein 
anderes Werk, das in Ausübung eines Rechtes an dem Erbbaurecht (z. B. einer Dienſtbarkeit, 
eines Nießbrauchs an dem Erbbaurecht, 1. BOB 95 A5) mit dem Erbbaugrund verbunden 
ſowie Sachen, die nur zu einem vorübergehenden Zwecke (f. BGB 8 95 A 2) mit dem Erbbau⸗ 
grund verbunden oder in das Erbbaugebäude eingefügt worden ſind, nicht zu den Beſtandteilen 
des Erbbaurechts gehören, daher im Eigentume des bisherigen Berechtigten bleiben und von den 
Belaſtungen des Erbbaurechts nicht umfaßt werden (val. Bear zu 8 12 des Entw d. VO). 

5. Da mit dem Erlöſchen des Erbbaurechts deſſen Beſtandteile zu Beſtandteilen des 
Grundſtücks werden, erlangt (vgl. 88 98, 946 BGB) der Grundſtückseigentümer insbeſondere 
das Bauwerk, auch wenn es ihm nicht ſchon gehörte (ſ. A 1, 2), zum freien, durch die Belaſtungen 
des Erbbaurechts, die erlöſchen, nicht mehr beſchränkten Eigentum. Streitig iſt, ob unter Erlöſchen 
nur das Erlöſchen durch Zeitablauf ($ 27) oder auch das durch Aufhebung (8 26) zu verſtehen iſt. 
Es iſt letzteres anzunehmen, da durch den allgemeinen Ausdruck, erliſcht“ alle Erlöſchungsgründe 
umfaßt werden. — Nach $ 34 iſt der Erbbanberechtigte nicht berechtigt, das Bauwerk weg⸗ 
zunehmen oder ſich Beſtandteile des Bauwerks anzueignen. Jedoch im Falle des Erlöſchens 
durch Zeitablauf hat der Erbbauberechtigte einen Anſpruch auf Entſchädigung, die den bis⸗ 
herigen hypothekariſchen oder Reallaſtgläubigern haftet (88 27, 28, 29). — Beim Heimfall 
($ 2 Nr 4) bleibt das Bauwerk Beſtandteil des auf den Grundſtückseigentümer übergehenden 
Erbbaurechts und bleiben nach 8 83 auch die Rechte der genannten Realgläubiger beſtehen. — 
Durch Zwangsverſteigerung des Grundſtücks wird das Beſtehen des Erbbaurechts mit ſeinen 
Beſtandteilen nicht berührt (vgl. $ 25). 
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§ 13 
Das Erbbaurecht erlischt!) nicht dadurch, daß das Bauwerk untergeht). 


1. Das Erbbaurecht kann aber aus den in $ 1 A 1 („Beendigung“) aufgeführten Gründen 
(durch Aufhebung, Zeitablauf, Verjährung; nicht mehr, wie früher, durch Eintritt einer auf- 
löſenden Bedingung, deren Setzung nicht mehr zuläſſig iſt, oder durch Aufgebot) erlöſchen. 

2. Die mit dem früheren § 1016 BGB übereinſtimmende Vorſchrift des Nichterlöſchens 
zufolge Untergangs des Bauwerks kann aber durch die Beteiligten geändert werden (vgl. 
DRG 18, 144; Begr zu $ 13 d. Entw d. VO). Zuläſſig iſt daher z. B. die Vereinbarung, 
daß das Erbbaurecht bei Untergang des Bauwerks, ſpäteſtens bis zum Ablauf einer beſtimmten 
Zeit erlöſchen ſoll; es handelt ſich dabei nicht um Setzung einer auflöſenden Bedingung, die 
nach $ 1 Abſ 4 nicht (mehr wie früher) zuläſſig wäre, ſondern um (zuläflige, . $ 1 A 1) Be⸗ 
ſtimmung eines Endtermins (ftr.). — Die früheren Beſtandteile des untergegangenen Bau⸗ 
werks (Baumittelſtücke) gehören demjenigen, welcher Eigentümer des Bauwerks war (vgl. 
88 955, 953, 95 Abf 1 Satz 2 BGB). Dies kann der Erbbauberechtigte oder der Grundſtücks⸗ 
eigentümer fein (f. 8 12 A 1, 2). Jedoch auch im letzteren Falle unterliegen die früheren 
Beſtandteile dem beſtehenbleibenden Erbbaurecht weiter. Der Erbbauberechtigte kaun ſie 
auch zum Aufbau eines neuen Bauwerks verwenden. Veräußern aber darf er ſie nicht. — 
Iſt in dem Erbbauvertrage über die Pflicht zur Wiederherſtellung nichts beſtimmt (vgl. 8 2 
Nr 1), ſo liegt eine ſolche Pflicht weder dem Grundſtückseigentümer noch dem Erbbauberech⸗ 
tigten ob. Dieſer iſt aber, auch wenn das Bauwerk ihm nicht gehört hat, zur Wiederherſtellung 
befugt, da das Erbbaurecht beſtehen bleibt (vgl. M. BGB 3, 478). 


II. Grundbuchvorschriften 


8 14 

Für das Erbbaurecht wird bei der Eintragung in das Grundbuch von Amts 
wegen ein besonderes Grundbuchblatt (Erbbaugrundbuch) angelegt. Im Erbbau- 
grundbuch soll auch der Eigentümer und jeder spätere Erwerber des Grund- 
stücks vermerkt werden!). Bei der Eintragung im Grundbuch des Grundstücks 
ist zur näheren Bezeichnung des Inhalts des Erbbaurechts auf das Erbbau- 
grundbuch Bezug zu nehmen?). 

Das Erbbaugrundbuch ist für das Erbbaurecht das Grundbuch im Sinne 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs?). Die Eintragung eines neuen Erbbauberechtig- 
ten ist unverzüglich auf dem Blatte des Grundstücks zu vermerken. 


1. Während nach dem früheren, durch 8 85 VO aufgehobenen $ 7 GBO ein beſonderes 
Grundbuchblatt für das auf dem Blatt eines Grundſtücks eingetragene Erbbaurecht nur auf 
Antrag anzulegen war, von Amts wegen nur im Falle der Veräußerung oder Belaſtung des 
Rechtes, muß jetzt für das Erbbaurecht bei der Eintragung in das Grundbuch ſtets von 
Amts wegen zugleich auch ein beſonderes Grundbuchblatt (Erbbaugrundbuch genannt) 
angelegt werden. Nach der Ordnungsvorſchrift des Satzes 2 ſoll in dieſem Grundbuch auch 
der Eigentümer und jeder ſpätere Erwerber des Grundſtücks vermerkt werden. Über die 
Einrichtung und die Art und Stellen der Eintragungen ſchreibt für Preußen die preuß. JMBf 
über die Eintragung von Erbbaurechten v. 25. 8. 19 (JM Bl 188) u. a. folgendes vor. Unter 
Verwendung des gewöhnlichen Formulars für Grundſtücke erhält das beſondere Grundbuch ⸗ 
blatt die nächſte fortlaufende Nummer des Grundbuchs, in welchem das belaſtete Grundſtück 
verzeichnet iſt, mit der Aufſchrift „Erbbaugrundbuch“. In dem Beſtandsverzeichnis 1 (Ver⸗ 
zeichnis der Grundſtücke) iſt der Inhalt des Erbbaurechts nebſt ſpäteren Auderungen ſowie 
der Eigentümer des belaſteten Grundſtücks nebſt den ſpäteren Erwerbern zu vermerten, in 
die erſte Abteilung ſind der erſte Erbbauberechtigte und deſſen Nachfolger, in die zweite die 
Laſten (3. B. Reallaſten, auch ein etwaiger Erbbauzins [$ 9 VO], in die dritte Abteilung 
die hypothekariſchen Rechte einzutragen. — Soll ein Erbbaurecht an einem nach 5 90 BEL 
dem Grundbuchzwange nicht unterliegenden Grundſtück beſtellt werden, To muß zunächſt ein 
Grundbuchblatt für das Grundſtück angelegt werden, damit darauf die Beſtellung eingetragen 
werden kann (vgl. KG 26 A 116). 5 

2. Bei der Eintragung des Erbbaurechts im Grundbuch des Grundſtücks, die nach $ 878 
BGB zur Entſtehung des Erbbaurechts notwendig iſt (vgl. Begr zu 8 14), iſt (in Preußen in 
der zweiten Abteilung, § 1 der in A 1 genannten Verfügung) zu vermerken, daß für den Erbbau 
berechtigten ein Erbbaurecht beftellt iſt. Dabei iſt zur näheren Bezeichnung des Inhalts 
des Erbbaurechts nicht auf die Eintragungsbewilligung, ſondern auf den Vermerk darüber 
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im Erbbaugrund buch (in Preußen im Beſtandsverzeichnis I. [. A 1) Bezug zu nehmen. In 
dieſem aber muß der Inhalt des Erbbaurechts vollſtändig ohne Bezugnahme auf die Ein⸗ 
tragungsbewilligung vermerkt, insbeſondere müſſen auch die Vereinbarungen, die gemäß 
88 2, 5, 7 Abſ 1 Satz 2 $ 27 Abſ 1 Satz 2, § 32 Abf 1 Satz 2 VO zum Inhalte des Erbbau⸗ 
rechts gehören, wiedergegeben werden (vgl. $ 3 der in A 1 genannten Verfügung). § 874 
BGB findet hier keine Anwendung, weil es ſich nicht um Eintragung eines belaſtenden Rechtes 
handelt (ſtr.; IFG 2,1304). Jedoch iſt die Vorſchrift des Abſ 1 Satz 3 über die Bezugnahme auf 
das Erbbaugrundbuch, da fie nur den näheren Inhalt des Erbbaurechts betrifft, nur als Ord⸗ 
nungsvorſchrift anzuſehen, fo daß durch die Unterlaffung dieſer Bezugnahme die Entſtehung 
des Rechtes nicht gehindert, fein Beſtand nicht berührt wird (IF 2, 307). Iſt das Erbbau⸗ 
recht aufſchiebend bedingt oder befriſtet, ſo muß die Bedingung oder die Zeit, für welche das 
Erbbaurecht beſtellt iſt, im Grundbuch des Grundſtücks eingetragen werden, wenn die Bedin⸗ 
gung oder Befriſtung gelten ſoll (vgl. §1 der Vf.). Bei der Eintragung von ſpäteren Anderun⸗ 
gen des Inhalts des Erbbaurechts iſt zur näheren Bezeichnung der Anderungen ſtets wiederum 
auf das Erbbaugrundbuch Bezug zu nehmen, während eine Abänderung der etwaigen Zeit⸗ 
dauer ohne ſolche Bezugnahme einzutragen iſt (vgl. §1 der Vf.). Über Löſchung des Erb⸗ 
baurechts vgl. 8 16. 

3. Da das Erbbaugrund buch für das Erbbaurecht das Grundbuch im Sinne des BGB 
iſt, ſteht es unter dem öffentlichen Glauben des Grundbuchs nach 88 891, 892 BGB und 
müſſen alle Inhaltsänderungen und Rechtsänderungen (Übertragungen, Belaſtungen, Ver⸗ 
fügungsbeſchränkungen) darauf eingetragen werden. Beſteht ein Widerſpruch mit dem Blatt 
des Grundſtücks, jo geht dieſes hinſichtlich des Beſtandes und der Dauer des Rechtes, im 
übrigen (Inhalt des Rechtes und alle Rechtsänderungen mit Ausnahme der Löſchung) das 
Erbbaugrundbuch vor (vgl. Begr), ſo daß z. B. die Rechtsvermutung nach $891 und der 
Schutz des rechtsgeſchäftlichen Erwerbes nach 88 892 ff. ſich in erſterer Hinſicht (Beſtand und 
Dauer) nach dem Inhalt des Grundbuchs des Grundſtückes, im übrigen nach dem Inhalt 
des Erbbaugrundbuchs richten (JG 2, 307). 


8 15 
In den Fällen des S 5 darf der Rechtsübergang und die Belastung erst ein- 
getragen werden, wenn dem Grundbuchamte die Zustimmung des Grund- 
stückseigentümers nachgewiesen ist!). 


1. Der Nachweis iſt dem Grundbuchamt, dem die Prüfungspflicht in dieſer Hinſicht ob- 
liegt, durch eine in der Form des § 29 GBO abgegebene Erklärung des Grundſtückseigen 
tümers zu führen, daß er die beabſichtigte Veräußerung (8 5 Abf 1) oder Belaſtung ($ 5 Abſ 2) 
des Erbbaurechts bewillige ($ 183 BGB) oder genehmige (8 184 BGB). Sit die Zuſtimmung 
durch Beſchluß des Amtsgerichts gemäß § 7 Abſ 3 erſetzt, To iſt der Beſchluß vorzulegen. 


8 16 
Bei der Löschung des Erbbaurechts wird das Erbbaugrundbuch von Amts 
wegen geschlossen!). 


1. Über die Gründe der Beendigung des Erbbaurechts vgl. 8 1 A 1. In Betracht kommen 
hier die Aufhebung durch Rechtsgeſchäft ($ 26) und das Erlöſchen durch Zeitablauf ($ 27). 
Im erſteren Falle iſt die Löſchung im Grundbuch zum Erlöſchen des Erbbaurechts notwendig 
5 1 A 1; 8 875 BOB), im letzteren Falle ſtellt fie ſich als Berichtigung des Grundbuchs hin⸗ 
ſichtlich des außerhalb des Grundbuchs erloſchenen Erbbaurechts dar ($ 22 Abſ 1 GBO). Die 
Löſchung hat im Grundbuch des mit dem Erbbaurecht belaſteten Grundſtücks zu erfolgen (in 
Preußen in der zweiten Abteilung, $ 7 der in $ 14 A 1 genannten Verfügung). Jedoch iſt 
fie auch im Erbbaugrundbuch zu vermerken (in Preußen im Beſtandsverzeichnis I, § 7 der Pf). 
Nach der Ordnungsvorſchrift des § 16 iſt ſodann das Erbbaugrundbuch zu ſchließen. In 
Preußen erfolgt die Schließung nach $ 19 der Bf zur Ausführung der GBO v. 20. 11. 99 
(JM Bl 349) in der Faſſung der Vf v. 31. 3. 19 (JMBl 207). — Über Berichtiaung des 
Grundbuchs durch Eintragung eines Erbbauberechtigten vgl. § 22 Abſ 2 GBO. — lber Ein 
tragung eines Erneuerungsvorrechts im Falle der Löſchung des Erbbaurechts vgl. $ 31 Abſ 4 VO. 


8 17 
Jede Eintragung in das Erbbaugrundbuch soll auch dem Grundstücks- 
eigentümer, die Eintragung von Verfügungsbeschränkungen des Erbbau- 


berechtigten den im Erbbaugrundbuch eingetragenen dinglich Berechtigten 
bekanntgemacht werden. 
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Dem Erbbauberechtigten soll die Eintragung eines Grundstückseigentümers, 
die Eintragung von Verfügungsbeschränkungen des Grundstückseigentümers 
sowie die Eintragung eines Widerspruchs gegen die Eintragung des Eigen- 
tümers in das Grundbuch des Grundstücks bekanntgemacht werden. 

Auf die Bekanntmachung kann verzichtet werden!). 


1. $ 17 gibt entſprechend dem 8 55 GBO Ordnungsvorſchriften über die Bekanntmachung 
der darin bezeichneten Eintragungen an Intereſſenten und den Verzicht darauf. 


III. Beleihung!) 
1. Mündelhypothek?) 


§ 18 
Eine Hypotheks) an einem Erbbaurecht auf einem inländischen Grund- 
stück?) ist für die Anlegung von Mündelgeld als sicher anzusehens), wenn sie 
eine Tilgungshypothek ist und den Erfordernissen der SS 19, 20 entspricht?). 


1. Der Abſchnitt III verhält ſich nur über Hypotheken. Andere Belaſtungen des Erbbau⸗ 
rechts, die zuläſſig find (vgl. darüber $ 11 A 1), insbeſondere die Beleihung mit Grundſchulden 
oder Rentenſchulden (f. A. 4), betrifft der Abſchnitt nicht. Er gibt alſo Sonderbeſtimmungen 
für die Beleihung mit einer Hypothet. — Über Stellung eines Erbbaurechts unter Heim - 
ſtätteurecht nach dem NHeimft® v. 10. 5. 20 vgl. Ich 4, 884 (OLG 45, 216). 

2. Die durch die Überſchrift „Mündelhypothek“ zuſammengefaßten §8 18—20 beſtimmen 
die Vorausſetzungen, unter denen eine Hypothek an einem Erbbaurecht als mündelſicher zu 
gelten hat; der dann unter der Überſchrift „Sicherheitsgrenze für feng Beleihungen“ 
folgende 8 21 erklärt es für zuläſſig, daß die Hypothekenbanken und die privaten Verſicherungs⸗ 
unternehmungen unter Einhaltung der für ſie beſtehenden Vorſchriften über Beleihung von 
Grundſtücken auch Erbbaurechte mit Hypotheken beleihen, wenn die in den $$ 19, 20 auf- 
geſtellten Erſorderniſſe für eine mündelſichere Hypothek an einem Erbbaurecht vorliegen; der 
daun unter der Überſchrift „landesrechtliche Vorſchriften“ weiter folgende 8 22 behält der 
Landesgeſetzgebung vor, abweichende Beſtimmungen hinſichtlich der Mündelſicherheit oder der 
Feſtſtellung des Vorliegens der Vorausſetzungen hierfür zu erlaſſen. 

8. Gleichviel, ob die Hypothek eine Verkehrshypothek (88 1113ff.) oder eine Sicherungs 
hypothek (88 1184 ff. BGB) iſt. Es muß aber eine Tilgungshypothek (Amortſſationshypothek, 
Annuitätenhypothel) fein, d. i. eine Hypothek regelmäßig mit dem Inhalt, daß bis zur voll⸗ 
ſtändigen Tilgung des Kapitals gleichbleibende Jahresleiſtungen zu entrichten ſind, welche 
Zinſen und Tilgungsraten enthalten. Nach $ 20 Nr 1 muß jedoch die planmäßige Tilgung 
unter Zuwachs der erſparten Zinſen erfolgen (. 8 20 A 1). Ferner muß die Hypothek den 
übrigen Erforderniſſen der SS 19, 20 entſprechen. Dieſe Form der Tilgungshypothek ift 
erfordert, weil das Erbbaurecht in der Regel ein zeitlich begrenztes Recht iſt und infolge Ab- 
nutzung des Bauwerks in ſeinem Werte abnimmt, jemehr es ſich ſeinem Ende nähert, daher 
der Hypothekengläubiger von vornherein auf rechtzeitige Rückzahlung des gewährten Darlehns 
bedacht fein muß (Begr zu $ 18). 

4. Nach $ 1807 Abſ 1 (Nr 1) BGB ſoll die Anlegung von Mündelgeldern u. a. nur erfolgen 
im Forderungen, für die eine ſichere Hypothek, Grundſchuld oder Rentenſchuld an einem 
iniändiſchen Grundſtück befteht. Bisher war es ſtreitig, ob das hier nicht ausdrücklich genannte 
Erbbaurecht auf Grund des früheren § 1017 Abſ 1 BGB auch für die genannte Vorſchrift 
des $ 1807 Abſ 1 Nr 1 als Grundſtück zu gelten hatte. § 18 Vd ftellt nun das Erbbaurecht 
auf einem inländiſchen Grundſtück dem inländiſchen Grundſtück gleich, aber nur hinſichtlich 
der Mündelſicherheit einer Hypothek, nicht auch einer Grundſchuld (str.) oder Rentenſchuld. 

5. Die Vorſchrift, daß die fragliche Hypothek für die Anlegung von Mündelgeld als 
ſicher anzuſehen ift, gilt nicht nur für den Fall, daß aus Vermögen eines Mündels Gelder 
in Hypotheken angelegt werden (fog. echte Mündelhypotheken, 8 1807 Abſ 1 Nr 1 BOB), 
londern auch für alle anderen Fälle, in denen von Geſetzen Mündelſicherheit der Hypothek, in 
der Vermögen angelegt werden ſoll, erfordert wird, fo z. B. nach BGB für die Fälle der 
99 238 Abſ 1 (Sicherheitsleiſtung), 1079, 1083 (Nießbrauch), 1288 Ubi 1 Satz 1 (Pfandrech), 
1377 Abſ 1, 1525 Abſ 2 (eheliches Güterrecht), 1642 (Kindesvermögen), 2119 (Nacherbſchaft), 
ferner für diejenigen Körperſchaften und Kreditanſtalten, für welche die Vorſchriften über die 
Anlegung von Mündelgeldern maßgebend find. Vgl. 5 26 RBO, $ 220 AngVerſcheſ. Hin. 
ſichtlich Hypothekenbanken und privaten Verſicherungsunternehmungen ſ. A 2 und 8 21. Für 
den Vormund wird ſich ſogar eine Tilgungshypothek der hier fraglichen Art in der Regel zur 
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Anlegung von Vermögen ſeines Mündels als ungeeignet ergeben, weil er neben der Sicher⸗ 
heit auch darauf Bedacht zu nehmen hat, daß ſein Mündel möglichſt bald nach Aufhören der 
Vormundſchaft über das Kapital verfügen kann (Begr zu § 18). 


8 19 


Die Hypothek darf die Hälfte des Wertes des Erbbaurechts nicht über- 
steigen. Dieser ist anzunehmen gleich der halben Summe des Bauwerts und des 
kapitalisierten, durch sorgfältige Ermittlung festgestellten jährlichen Miet- 
reinertrags, den das Bauwerk nebst den Bestandteilen des Erbbaurechts unter 
Berücksichtigung seiner Beschaffenheit bei ordnungsmäßiger Wirtschaft jedem 
Besitzer nachhaltig gewähren kann. Der angenommene Wert darf jedoch 
den kapitalisierten Mietreinertrag nicht übersteigen“). 

Ein der Hypothek im Range vorgehender Erbbauzins ist zu kapitalisieren 
und von ihr in Abzug zu bringen?). 


1. Der einer Beleihung zugrunde zu legende Wert des Erbbaurechts, deſſen Hälfte die 
Hypothek, wenn fie mündelßicher fein ſoll, nicht überſteigen darf, iſt gleich dem arithmetiſchen 
Mittel aus Bauwert und kapitaliſiertem Mietreinertrag beſtimmt worden, um einerſeits 
zu vermeiden, daß Erbbaurechte mit hohem Ertrags-, aber geringem baulichen Wert hoch 
beliehen würden und bei einer etwa unvorhergeſehenen Minderung des jährlichen Reinertrags 
der Hypothekengläubiger gefährdet werde, und weil anderſeits nur der jährliche Reinertrag, 
den die auf Grund des Erbbaurechts errichteten Baulichkeiten mit den etwaigen übrigen 
Anlagen bei ordnungsmäßiger Wirtſchaft jedem Beſitzer nachhaltig (dauernd) gewähren 
können, eine ſichere Grundlage für die Wertsbemeſſung bilden können, weshalb der ange⸗ 
nommene Wert den Fapitalijierten Mietreinertrag nicht ſoll überſteigen dürfen (vgl. Begr 
zu 9 19). Hinſichtlich der Berechnung des Mietreinertrags ift in Anbetracht der Verſchieden⸗ 
heit der örtlichen Verhältniſſe davon abgeſehen worden, diejenigen Beträge, welche für Ab- 
gaben, Verwaltung, Juſtandſetzung, Abſchreibung und etwaige Rücklagen von den Brutto- 
mietzinſen in Abzug zu bringen find, ein für allemal feſtzulegen, und ift die Feſtſtellung des 
für dieſe Abzüge angemeſſenen Prozentſatzes der jorgjältigen Ermittlung im Einzelfalle 
überlaſſen; auch ift von der Einführung eines ein für allemal feſtbeſtimmten Kapitaliſierungs 
faktors Abſtand genommen worden, um die Möglichkeit einer Anpaſſung an den wechſelnden 
allgemeinen Zinsfuß zu gewährleiſten (Begr zu 8 19). 

2. Daß von der Hypothek der im Range vorgehende kapitaliſierte Erbbauzins in 
Abzug zu bringen iſt, iſt dahin zu verſtehen, daß nur ein ſolcher Hypothekenbetrag, der bei 
der Zuſammenrechnung mit dem kapitaliſierten (. A 1) Erbbauzins (. $ 9 A hinſichtlich 
des Erforderniſſes ſeiner genauen ziffernmäßigen Beſtimmtheit) nicht die Halfte des Wertes 
des Erbbaurechts überſteigt, als mündelſicher zu gelten hat (JG 3, 328). Über Zuläſſigkeit 
der Einräumung des Vorranges der Hypothek vor dem Erbbauzins vgl. §9 A 2. Behält der 
Erbbauzins den erſten Rang, ſo iſt eine Gefährdung der Hypothek im Zwangsverſteigerungs⸗ 
verfahren auch dann nicht zu beſorgen; denn der Erbbauzins kann bei der Zwangsverſteige⸗ 
rung des Erbbaurechts nicht zum vollen Kapitalbetrage (vie z. B. eine Rentenſchuld) fällig 
werden, und der Erſteher, alſo auch der ſeine Hypothek ausbietende Gläubiger, braucht daher 
nur mit der Bezahlung der bereits fälligen oder jeweils fällig werdenden Erbbauzinsraten zu 
rechnen (Begr zu 9 1. 


8 20 

Die planmäßige Tilgung der Hypothek muß 

1. unter Zuwachs der ersparten Zinsen erfolgen!), 

2. spätestens mit dem Anfang des vierten auf die Gewährung des Hypo- 

thekenkapitals folgenden Kalenderjahrs beginnen?), 

3. spätestens zehn Jahre vor Ablauf des Erbbaurechts endigens) und darf 

4. nicht länger dauern, als zur buchmäßigen Abschreibung des Bauwerkes 

nach wirtschaftlichen Grundsätzen erforderlich ist“). 

Das Erbbaurecht muß mindestens noch so lange laufen, daß eine den Vor- 
schriften des Abs. 1 entsprechende Tilgung der Hypothek für jeden Erbbau- 
berechtigten oder seine Rechtsnachfolger aus den Erträgen des Erbbaurechts 
möglich ists). 
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1. Daß die planmäßige Tilgung unter Zuwachs der erſparten Zinſen erfolgen muß, 
bedeutet: es muß der Tilgungsplan ſo geſtaltet ſein, daß von den trotz der durch Zahlung 
der Tilgungsraten erfolgten allmählichen teilweiſen Tilgung des Hypothekenkapitals doch von 
dem vollen Hypothekenkapital zu entrichtenden Zinſen jeweils diejenigen Teilbeträge, die die 
Zinſen für das jeweilige Reſtkapital überſteigen, den Tilgungsraten hinzuzurechnen ſind und 
fie ſonut ebenfalls zur Kapitaltilgung beitragen. 


2. Die Beſtimmung des ſpäteſten Termins für den Beginn der Tilgung von dem 
Anfang des Kalendervierteljahrs ab, das auf die Gewährung des Hypothekenkapitals 
(nicht Beſtellung der Hypothek) ſolgt, iſt einerſeits mit Rückſicht auf die vielfache Gepflogen⸗ 
heit der Hinausſchiebung des Beginns der ordnungsmäßigen Tilgung getroffen, die bei Pfand⸗ 
briefdarlehn ſogar notwendig iſt, da die entſtehenden Kursverluſte durch ein ſog. Zuſatzdarlehn 
gedeckt und vorzugsweiſe getilgt zu werden pflegen, anderſeits, um die rechtliche Sicherheit 
der Hypothek nicht außer Berückſichtigung zu laſſen (Begr zu $ 20). 

3. Der in den Tilgungsplan nicht einbezogene Zeitraum der Reſtdauer des Erbbaurechts 
(die ſog. Freijahre) ſoll durch feine Feſtſetzung auf mindeſtens zehn Jahre fo reichlich bemeſſen 
ſein, daß die Tilgung menſchlicher Vorausſicht nach noch vor Ablauf des Erbbaurechts erfolgen 
kann, ſelbſt wenn der Erbbauberechtigte mit einigen Tilgungsbeträgen im Rückſtande bleibt 
und der Gläubiger von einer Zwaugsverſteigerung des Erbbaurechts zur Beitreibung der 
Tilgungsrückſtände abſieht (Begr zu $ 20). 

4. Die Beſtimmung, daß die Tilgung nicht länger dauern darf, als zur buchmäßigen 
(vollſtändigen) Abſchreibung des Bauwerks, die nach wirtſchaftlichen Grundſätzen, gewöhn · 
lich nach fortlaufenden Abzügen von Abnutzungsprozenten von dem Werte des Bauwerks, 
zu erfolgen hat, erforderlich iſt, hat ihren Grund darin, daß die Höhe der Tilgung mit dem 
baulichen Zuſtande des auf dem Erbbaugelände errichteten Bauwerks in Einklang gebracht 
und darauf gehalten werden ſoll, daß nicht ein den Hypothekengläubiger gefährdender Verfall 
des Bauwerks eintreten kann (Begr zu § 20). 

5. Die Vorſchrift des Abſ 2 dient dem Intereſſe des das Hypothekendarlehn aufnehmenden 
Erbbauberechtigten und ſeiner etwaigen Rechtsnachfolger: es ſoll die Dauer des Erbbaurechts 
mindeſtens noch ſo lange ausſtehen, daß es ihnen in jedem Falle möglich iſt, das Hypotheken⸗ 
1 gemäß den Vorſchriften des Abſ 1 aus den Erträgen des Erbbaurechts vollſtändig 
u tilgen. 


2. Sicherheitsgrenze für sonstige Beleihungen 
8 21 


Erbbaurechte können nach Maßgabe der SS 11, 12 des Hypothekenbank 
gesetzes vom 13. Juli 1899 (Reichs-Gesetzbl. S. 375) von Hypothekenbanken 
und nach Maßgabe des S 60 des Gesetzes über die privaten Versicherungsunter- 
nehmungen vom 12. Mai 1901 (Reichs-Gesetzbl. S. 139) von privaten Ver- 
Sicherungsunternehmungen beliehen werden, wenn 


1. der Wert des Erbbaurechts auch nach S 19 Abs 1 ermittelt ist, 

2. eine dem S 20 Abs 1 entsprechende Tilgung vereinbart wird und 

3. die Dauer des Erbbaurechts den Voraussetzungen des $ 20 Abs 2 
entspricht. 


Auf einen der Hypothek im Range vorgehenden Erbbauzins ist die Vor- 
schrift des S 19 Abs 2 entsprechend anzuwenden). - 


1. Früher war es ftreitig, ob Hypothekenbanken nach Maßgabe der SS 11, 12 des Gel. v. 
18. 7. 99 und private Verſicherungsunternehmungen nach Maßgabe des Gef. v. 12. 5. 01 
auch Erbbaurechte hypothekariſch beleihen durften. § 21 WO beſtimmt nun die Buläffigfeit 
ſolcher Beleihungen von Erbbaurechten mit Hypotheken in der Weiſe, daß außer den für dieſe 
Anſtalten nach den genannten Vorſchriften bereits geltenden geſetlichen Grundsätzen die ın 
den 88 19 Abſ 1, 2, 20 Abſ 1, 2 WO für mündelſichere Hypotheken an Erbbaurechten auf- 
geſtellten Erforderniſſe (ſ. die Anmerkungen zu dieſen Paragraphen) mit Nüdfiht auf die 
beſonderen wirtſchaftlichen und rechtlichen Verhältniſſe des Erbbaurechts Anwendung zu 
finden haben. Daraus ergibt ſich insbeſondere hinſichtlich der Ermittlung, des Wertes des zu 
deleihenden Erbbaurechts, daß neben den hierfür in jenen Geſetzesvorſchriften gegebenen Be⸗ 

immungen, wonach der bei der Beleihung angenommene Wert des Grundſtücks, hier alſo 
des Erbbaurechts, den durch ſorgfältige Ermittlung feſtgelegten Verkaufswert nicht über⸗ 
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ſteigen darf, auch die Wertermittlungsvorſchriften des 8 10 VO für die Beleihung durch die 
genannten Anſtalten maßgebend ſind. Es darf daher z. B. die Beleihung eines Erbbaurechts 
durch dieſe Anſtalten in der nach $ 19 VO ermittelten Höhe dann nicht erfolgen, wenn der 
Verkaufswert des Erbbaurechts aus beſonderen Gründen niedriger anzunehmen iſt, etwa weil 
gleichartige Erbbaurechte dauernd zu niedrigerem Preiſe verkauft worden find (Begr zu $ 21). 


3. Landesrechtliche Vorschriften 
8 22 
Die Landesgesetzgebung kann für die innerhalb ihres Geltungsbereichs be- 
legenen Grundstücke 
1. die Mündelsicherheit der Erbbaurechtshypotheken abweichend von den 
Vorschriften der SS 18 bis 20 regeln, 
2. bestimmen, in welcher Weise festzustellen ist, ob die Voraussetzungen 
für die Mündelsicherheit (SS 19, 20) vorliegen“). 


1. Der Vorbehalt unter Nr 1 foll wegen der Verſchiedenheit der in den einzelnen Landes» 
geſetzen gegebenen Sicherheitsgrenzen für mündelſichere Hypotheken der Landesgeſetzgebung 
die Möglichkeit abweichender Regelung der Mündelſicherheit von Erbbaurechtshypotheken 
offenhalten, während durch den Vorbehalt unter Nr 2 mit Rückſicht darauf, daß reichsgeſetz⸗ 
liche Vorſchriften über das Verfahren zur Feſtſtellung des Vorliegens der Vorausſetzungen 
der Mündelſicherheit bisher nicht beſtehen, die Regelung dieſes Verfahrens der Landesgeſetz⸗ 
gebung überlaſſen werden ſoll n zu § 22). In Preußen wird daher z. B. das Schätzungs⸗ 
amtsgeſetz v. 8. 6. 18, ſobald es in Kraft getreten ſein wird (vgl. $ 27), hinfichtich der Schätzung 
des Wertes eines Erbbaurechts für die Beleihung Anwendung zu finden haben. 


IV. Feuerversicherung Zwangsversteigerung 
1. Feuerversicherung 
8 23 
Ist das Bauwerk gegen Feuer versichert, so hat der Versicherer den Grund- 
stückseigentümer unverzüglich zu benachrichtigen, wenn ihm der Eintritt des 
Versicherungsfalls angezeigt wird!). 


1. Die Beſtimmung, daß im Falle der Verſicherung des Bauwerks gegen Feuer (vgl. 88 81 
bis 107 des VerſVG v. 80. 5. 08) nach Anzeige des Eintritts des Verſicherungsfalls (vgl. $ 92 
des Gef.) durch den Verſicherungsnehmer (Erbbauberechtigten) der Verſicherer (die Verſiche⸗ 
rungegeſellſchaft) den Grund ſtückseigentümer unverzüglich (vgl. 5 121 BGB) zu benachrich⸗ 
tigen hat, iſt zum Schutz des Grundſtückseigentümers getroffen, um zu verhüten, daß die Ver⸗ 
ſicherungsſummen ohne ſein Wiſſen an die Gläubiger der Hypotheken, Grund⸗ oder Reuten⸗ 
ſchulden auf dem Erbbaurecht (vgl. Über die Erſtreckung der Hypotheken uſw. auf die Forde ⸗ 
rung gegen den Verſicherer $$ 1127, 1128, 1130, 1192, 1200 BGB und über die Zahlung 
der Verſicherungsſummen an ſolche Gläubiger 88 99—107 des Gef) oder an den Verſicherungs⸗ 
nehmer (Erbbauberechtigren) ausgezahlt werden (vgl. Begr zu § 28). Der Grundſtückseigen 
tümer hat aber auch inſofern ein Intereſſe an der Benachrichtigung, als er daraufhin ſogleich 
Schritte unternehmen kann, um den Erbbauberechtigten zur alsbaldigen Wiederherſtellung 
des Bauwerks zu veranlaſſen, namentlich wenn die Verpflichtung zur Verſicherung des Bau⸗ 
werks und zu feinem Wiederaufbau im Falle der Zerſtörung gemäß $ 2 Nr 2 VO zum Inhalt 
des Erbbaurechts gemacht worden iſt. Unterläßt der Werficherer die unverzügliche Benach⸗ 
richtigung, ſo kann er dem Grundſtückseigentümer für den dadurch ihm entſtehenden Schaden 
nach § 823 BGB erſatzpflichtig fein. 


2. Zwangsversteigerung 
a) des Erbbaurechts 
8 24 
Bei einer Zwangsvollstreckung in das Erbbaurecht!) gilt auch der Grund- 


stüekseigentümer als Beteiligter im Sinne des 8 9 des Gesetzes über die Zwangs- 
versteigerung und die Zwangsverwaltung (Reichs-Gesetzbl. 1898, S. 713) 7). 
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1. Die Zwangsvollſtreckung in ein Erbbaurecht kann nach $ 11 VO, SS 866 ff., 870 Abſ 1, 
932 ZPO, SS ff., 146ff. ZIG durch Eintragung einer Zwangs ⸗Sicherungshypothek oder 
durch Eintragung einer Arreſt⸗Höchſtbetragshypothek oder durch Zwangsverſteigerung oder 
durch Zwangsverwaltung erfolgen. Jedoch find nach $ 8 Vo Verfügungen, die im Wege 
der Zwangsvollſtreckung oder der Arreſtvollziehung erfolgen, inſoweit unwirkſam, als ſie die 
Rechte des Grundſtückseigentümers aus einer etwaigen Vereinbarung gemäß $ 5 vereiteln 
oder beeinträchtigen würden. Vgl. hierüber die A zu 8 8 BO. 

2. Da der Grundſtückseigentümer, weil er durch die Durchführung der Zwangsverſteige⸗ 
rung oder der Zwangsverwaltung in das Erbbaurecht mitberührt wird, auch als Beteiligter 
im Sinne des 8 9 36 gilt, iſt er zu dem Verfahren zuzuziehen und ſtehen ihm in dieſem 
Verfahren die ſonſt einem Beteiligten zuſtehenden Rechte zu, namentlich hinſichtlich der Feſt⸗ 
ſtellung des geringſten Gebots und der Verſteigerungsbedingungen gemäß 59 59ff., des 
Verlangens der Sicherheitsleiſtung des Bieters nach $ 67 Abf 1, der Beſchwerde gegen den 
Zuſchlag nach § 97 Ab] 1 3G. 


b) des Grundstücks 
8 25 
Wird das Grundstück zwangsweise versteigert, so bleibt das Erbbaurecht 


auch dann bestehen, wenn es bei der Feststellung des geringsten Gebots nicht 
berücksichtigt ist!). 


1. Da nach der Regelvorfchrift des $ 10 Abſ 1 Satz 1 das Erbbaurecht nur zur ausſchließlich 
erſten Rangſtelle beſtellt und dieſer Rang auch während der Dauer des Erbbaurechts nicht 
geändert werden kann, wird es nur in den Ausnahmefällen des § 10 Abſ 1 Satz 2 oder der 
durch landesrechtliche Verordnung etwa gemäß § 10 Abf 2 hinſichtlich der Rangſtelle getroffenen 
abweichenden Beſtimmung vorkommen können, daß die Zwangsverſteigerung des mit dem 
Erbbaurecht belaſteten Grundſtücks wegen eines dem Erbbaurecht im Range vorgehenden 
oder gleichſtehenden Rechtes betrieben wird und daß daher das Erbbaurecht nicht in das 
geringſte Gebot ($ 44 3) fällt. Auch daun ſoll das Erbbaurecht nicht aus dem Bargebot 
berichtigt werden (8 497 VG), ſondern ebenfalls beſtehen bleiben. Zweck dieſer Beſtimmung 
wie der des $ 10 Abſ 1 Satz 1 iſt, die Beleihbarkeit der Erbbaurechte zu fördern, indem gegen- 
über den ſonſtigen Wirkungen der Zwangsverſteigerung des Grundſtücks der Beſtand des 
Erbbaurechts und der der etwaigen hypothekariſchen Rechte daran für jeden Fall ſichergeſtellt 
werden (Begr zu § 10). 


V. Beendigung, Erneuerung, Heimfall 
1. Beendigung 
a) Aufhebung 


§ 26 
Das Erbbaurecht kann nur mit Zustimmung des Grundstückseigentümers 
aufgehoben werden. Die Zustimmung ist dem Grundbuchamt oder dem Erb- 
bauberechtigten gegenüber zu erklären; sie ist unwiderruflich!). 


. Durch $ 11 Abs 1 Satz 1 Bo ift der rein einſeitige Verzicht des Erbbauberechtigten 
auf fein Recht nach § 928 BGV ausgeſchloſſen. Gleichwohl kann eine freiwillige Aufhebung 
des Erbbaurechts als eines Rechtes an einem Grundſtück gemäß 8 875 BGB durch die Er⸗ 
lärung des Erbbauberechtigten, daß er fein Recht aufgebe (f. $ 1 A 1 unter „Beendigung“ ), 
und die Löſchung des Rechtes im Grundbuche des mit dem Erbbaurecht belaſteten Grundſtücks 
„ hierüber 8 16 A 1) erfolgen. Iſt das Erbbaurecht mit Rochten Dritter belaſtet, ſo bedarf 
es dazu nach $ 876 BGB der Zuſtimmung der Dritten (l. 5 1 A 1 4. a. O.). $ 26 erfordert 
welter die Zuſtimmung des Grundſtüßkseigentümers, weil er durch die Aufhebung gefchädigt 
werden kann. Die entſprechend dem $ 876 Satz 8 Boch dem Grundbuchamt oder dem 
Erbbauberechtigten gegenüber abzugebende, mit dem Zugehen an das Grundbuchamt oder 
den Erbbauberechtigten (vgl. 8 130 Abſ 1, 3 BG) e 
bedarf zur Wirkſamkeit keiner Form; fie kann daher auch nur mündlich oder privatſchriftlich 
gegenüber dem Grundbuchamt oder dem Erbbauberechtigten abgegeben werden (vgl. BGB 
875 A 7, 8 mit 8 876 A 6, 7). Von dem Weſen der Zuſtimmung gilt das nämliche wie von 
dem der vorbezeichneten Zuſtimmung der Drittberechtigten. Vgl. hierüber BGB 5 876 A 8. 
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Formellrechtlich iſt zur Vornahme der Löſchung die Zuſtimmungserklärung in der Form des 
& 29 Satz 1 GBD dem Grundbuchamt nachzuweiſen. — Über die Wirkung des Erlöſchens 
des Erbbaurechts durch die Aufhebung: auf das Bauwerk und die jonftigen Beſtandteile des 
Erbbaurechts vgl. 88 12 A 5, 34 A 1; auf Miet- oder Pachtverträge, die der Erbbauberechtigte 
abgeſchloſſen hat, vgl. $ 30 Ab] 1 und A 1 dazu. 


b) Zeitablauf 


8 27. 


Erlischt das Erbbaurecht durch Zeitablauf!), so hat der Grundstückseigen- 
tümer dem Erbbauberechtigten eine Entschädigung für das Bauwerk zu 
leisten?). Als Inhalt des Erbbaurechts können Vereinbarungen über die Höhe 
der Entschädigung und die Art ihrer Zahlung sowie über ihre Ausschließung 
getroffen werden?). 

Ist das Erbbaurecht zur Beiriedigung des Wohnbedürfnisses minder- 
bemittelter Bevölkerungskreise bestellt, so muß die Entschädigung mindestens 
zwei Dritteile des gemeinen Wertes betragen, den das Bauwerk bei Ablauf des 
Erbbaurechts hat. Auf eine abweichende Vereinbarung kann sich der Grund- 
stückseigentümer nicht berufen‘). 

Der Grundstückseigentümer kann seine Verpflichtung zur Zahlung der 
Entschädigung dadurch abwenden, daß er dem Erbbauberechtigten das Erbbau- 
recht vor dessen Ablauf für die voraussichtliche Standdauer des Bauwerkes 
verlängert; lehnt der Erbbauberechtigte die Verlängerung ab, so erlischt der 
Anspruch auf Entschädigung. Das Erbbaurecht kann zur Abwondung der 
Entschädigungspflicht wiederholt verlängert werden‘). 

Vor Eintritt der Fälligkeit kann der Anspruch auf Entschädigung nieht ab- 
getreten werden?). 

1. Iſt das Erbbaurecht, wie in der Regel, befriſtet, ſo erliſcht es mit dem Ablauf der 


beſtimmten Zeit (dem Eintritt des feſtgeſetzten Eudtermins oder der Beendigung der verein⸗ 
barten Zeitdauer) von ſelbſt, ohne daß es einer Erllärung der Beteiligten bedarf. Das Grund⸗ 
buch, das das Erbbaurecht als beſtehend aufführt, wird unrichtig. Der Grundſtückseigen⸗ 
tümer kann von dem Erbbauberechtigten gemäß § 894 BGB Zuſtimmung zur Berichtigung 
des Grundbuchs durch Löſchung des Erbbaurechts verlangen. Jedoch wird er in der Regel 
ſolcher Zuſtimmung nicht bedürfen. Vielmehr wird er, da aus dem Ablauf der Zeit ſich das 
Erlöſchen von ſelbſt ergibt, nach 8$ 22 Abſ 1, 24 GBO in der Regel ohne weitere Nachweiſe 
die Löſchung herbeiführen lönnen. Über die Ausführung der Löſchung vgl. 8 16 A 1. Die 
Folge des Erlöſchens iſt, daß auch die auf dem Erbbaurecht etwa noch laſtenden Rechte er⸗ 
löſchen. Die Realberechtigten mußten auch in Anbetracht des feſtgeſetzten Eudtermins oder 


der beſtimmten Zeitdauer von vornherein mit dieſem Erlöſchen rechnen. Jedoch beſtimmt 
§ 20, um die Beleihbarkeit der Erbbaurechte zu fördern, zugunſten der darin bezeichneten 
Realgläubiger, daß ſich ihre Rechte an der nach $ 27 Ubf 1, 2 in der Regel von dem Grund» 
ſtückseigentümer zu leiſtenden Entſchädigung für das Bauwerk fortſetzen. Über das Schickſal 
des Bauwerks infolge des Erlöſchens des Erbbaurechts vgl. 88 12 A5, 34 A 1. Über den 
Einfluß des Erlöſchens auf Miet- und Pachtverträge, die der Erbbauberechtigte abgeſchloſſen 
hat, val. $ 30 VO und die Anmerkungen dazu. — Anders find die Folgen, die eintreten in 
den Fällen der Verlängerung, der Erneuerung, des Heimfalls des Erbbaurechts. Vgl. hier⸗ 
über 85 27 Abs 3, 31 Ubi 1, 3, 88 und die Anmerkungen dazu. 

2. Die Beſtimmung, daß der Grundſtückseigentümer dem Erbbauberechtigten eine Ent⸗ 
schädigung für das Bauwerk zu leiſten hat, iſt im Intereſſe der Allgemeinheit getroffen, 
um die ordnungsmäßige Inſtandhaltung, insbeſondere der errichteten Gebäude hinreichend 
zu gewährleiſten, indem der Erbbauberechtigte bis zum letzten Augenblick der Dauer ſeines 
Rechtes an der ordnungsmäßigen Juſtandhaltung des Bauwerks dadurch intereſſiert wird, 
daß ſich die Höhe feines Entſchädigungsanſpruchs nach dem zur Zeit des Erlöſchens des Erb- 
baurechts vorhandenen Wert des Bauwerks richtet (vgl. Begr vor $ 1; 5 1 A 9). Können 
ſich der Grundſtückseigentümer und der Erbbauberechtigte über die Höhe der Entſchädigung 
nicht einigen, ſo wird im Prozeſſe die Entſchädigung nach dem gemeinen Wert des Bauwerks 
(. Abſ 2) zu bemeſſen fein. In Abſ 2 iſt für die dort behandelten Falle eine Mindeſthöhe 
beſtimmt. Ein Verzicht des Erbbauberechtigten auf Entſchädigung iſt, da nach Abſ 1 Satz 1 
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„der Grundſtückseigentümer eine Entſchädigung zu leiſten hat“ und ſich nach § 29 das Recht 
der dort bezeichneten Realgläubiger auf den Entſchädigungsanſpruch erſtreckt, jedenfalls ohne 
Zustimmung dieſer Realgläubiger nicht wirffam. Nach dem Zwecke des $ 29, den Real ⸗ 
gläubigern einen Erſatz für das bisherige Pfandobjekt zu gewähren, iſt auch anzunehmen, 
daß, wenn der Erbbauberechtigte in Zuſammenwirken mit dem Grundſtückseigentümer den 
Entſchädigungsanſpruch nicht geltend macht oder zu niedrig vereinbart, die betreffenden Real⸗ 
gläubiger auf Feſtſtellung einer angemeſſenen Entſchädigung gegen den Grundſtückseigentümer 
zu klagen berechtigt ſind. — Als Vorausſetzung für das Beſtehen des Entſchädigungsanſpruchs 
aber iſt zu erachten, daß das Bauwerk auf Grund des Erbbaurechts errichtet iſt, da, wenn 
das Bauwerk bei Begründung des Erbbaurechts bereits vorhanden war, es im Eigentum 
des Grundſtückseigentümers verblieben iſt (vgl. jedoch 8 12 A 2 darüber, daß es ſtreitig iſt, 
5 9005 auch im letzteren Falle das Eigentum an dem Bauwerk auf den Erbbaurechtsnehmer 
ergeht). 

3. Sind gemäß der Zulaſſung in Abſ 1 Satz 2 Vereinbarungen der dort bezeichneten 
Art als Inhalt des Erbbaurechts getroffen und in das Grundbuch des belaſteten Grundſtücks 
und in das Erbbaugrundbuch eingetragen (vgl. $ 14 A 2), fo haben fie dingliche Wirkung. 
Insbeſondere müſſen auch eine von vornherein getroffene Vereinbarung über die Höhe der 
Entſchädigung ſowie eine etwaige Ausſchließung der Entſchadigungspflicht die Rechtsnach⸗ 
folger des Erbbaurechtsnehmers und die im $ 29 bezeichneten Realgläubiger (ſ. A 2) gegen 
ſich gelten laſſen. Jedoch iſt in den Fällen des Abſ 2 Satz 1 nach Abſ 2 Satz 2 eine Aus- 
ſchließung der Entſchädigungspflicht nicht zuläſſig (ſ. A 4). — Nach Abf 4 kann der Anſpruch 
auf Entſchädigung vor Eintritt der Fälligkeit nicht abgetreten werden. Daraus folgt, 
daß eine frühere Abtretung unwirkſam iſt, daß ſie auch nicht etwa durch Zuſtimmung der 
Realgläubiger des § 29 Wirkſamkeit erlangt (str.), und ferner nach $ 851 Abſ 1 ZPO, daß 
der noch nicht fällig gewordene Anſpruch auch, nicht von Gläubigern des Erbbauberechtigten 
wirkſam gepfändet werden kann. Fällig wird der Anſpruch mit dem Eintritt des Endtermins 
des Erbbaurechts, ſofern nicht durch eine als Inhalt des Erbbaurechts getroffene Verein ⸗ 
barung über die Art der Zahlung die Fälligkeit weiter hinausgeſetzt iſt. Wird dann der 
Anſpruch, über deſſen dingliche Sicherung $ 28 Beſtimmung trifft, abgetreten oder gepfändet 
(über die Form der Übertragung und der Pfändung ſ. $ 28 A 1), fo erlangt der Abtretungs ⸗ 
empfänger ihn nur belaſtet mit den Rechten der Realgläubiger des $ 29 bzw. gehen dieſe 
Rechte dem Pfändungsgläubiger vor. 


4. Eine von dem Grundſtückseigentümer mit dem Erbbauberechtigten getroffene Verein⸗ 
barung, die eine Abweichung von der Beſtimmung der Mindeſthöhe der Entſchädigung bei 
Erbbaurechten zur Befriedigung des Wohnbedürfniſſes minderbemittelter Bevölkerungs⸗ 
kreiſe nach Abſ 2 Satz 1 enthält, ift, da ſich der Grundſtſickseigentſmer nicht darauf berufen 
kann, dem Erbbauberechtigten wie den Realgläubigern des § 29 gegenüber unwirkſam (vgl. 
81 A 13), daher auch eine gänzliche Ausſchließung einer Entſchädigung. Der Grund für dieſe 
Beſtimmungen iſt, daß der Erbbauberechtigte an der ordnungsmäßigen Inſtandhaltung der 
betreffenden im Intereſſe der Allgemeinheit errichteten Wohnhäuſer beſonders dadurch inter⸗ 
eſſiert fein ſoll, daß er bei dem Ablauf des Erbbaurechts auf eine Entſchädigung von mindeſtens 
zwei Dritteilen des gemeinen Wertes zu dieſer Zeit unter allen Umſtänden Anſpruch hat. 


5. Soll ein Erbbaurecht über die urſprünglich geſetzte Zeitdauer hinaus verlängert werden, 
fo bedarf es dazu, weil es ſich um eine Anderung des Inhalts handelt, gemäß 88 877, 878, 
876 BGB der Einigung zwiſchen Grundſtückseigentümer und Erbbauberechtigten und der 
Eintragung der Verlängerung in das Grundbuch des mit dem Erbbaurecht belaſteten Grund⸗ 
ſtücks und in das Erbbaugrundbuch (vgl. § 1 A ! unter „Inhaltsänderung“, $ 14 A 2) ſowie der 
Zuſtimmung der Realberechtigten am Grundſtück (nicht auch der Realberechtigten an dem 
Erbbaurecht, da ihnen die Verlängerung nur günſtig iſt; ſtr.). — Mit Rückſicht darauf, daß 
für die Grundſtückseigentümer, insbeſondere die Gemeinden, die eine größere Zahl von Erb⸗ 
baurechten zu Wohnzwecken mit gleicher Ablaufszeit beſtellt haben, die bei Ablauf der Erbbau⸗ 
rechte entſtehende Verpflichtung zur Zahlung einer Reihe von ziemlich bedeutenden Ent⸗ 
ſchädigungsſummen vielleicht Schwierigkeiten im Gefolge haben könnte (vgl. Begr zu $ 27), 
beſtimmt Abſ 3, daß der Grundſtückseigentümer feine Verpflichtung zur Zahlung der Ent⸗ 
ſchädigung nach Abſ 1 oder nach Abſ 2 dadurch abwenden kann, daß er dem Erbbauberech⸗ 
tigten vor Ablauf des Erbbaurechts deſſen Verlängerung für die vorausſichtliche Stand⸗ 
dauer des Bauwerks anbietet, geſtattet auch, um Weiterungen bei der Abſchätzung der vor ⸗ 
ausſichtlichen Standdauer zu vermeiden (Begr zu § 27), eine wiederholte Verlängerung. 
zimmt der Erbbauberechtigte das Angebot an, fo hat die Verlängerung, damit fie dingliche 
Wirkung hat, in der vorbezeichneten Weiſe zu erfolgen. Es bleibt dann das Erbbaurecht 
einerſeits mit allen ſeinen Rechten, anderſeits mit ſeinen Belaſtungen beſtehen. Glaubt der 
Erbbauberechtigte, etwa weil er vor Ablauf des Erbbaurechts wirtſchaftliche Maßnahmen in 
Erwartung des Empfangs der Entſchädigungsſumme getroffen hat, nun das Erbbaurecht nicht 
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ſelbſt behalten zu können, ſo mag er es nach der Verlängerung veräußern (Begr zu 8 27). 
Lehnt er aber ernſtlich die Verlängerung ab, ſo erliſcht der Anſpruch auf Entſchädigung, 
8 8 nicht nur für ihn, ſondern auch für die Realgläubiger des $ 29, die damit rechnen 
mußten. 


Ss 28 


Die Entschädigungsforderung haftet auf dem Grundstück an Stelle des 
Erbbaurechts und mit dessen Range). 


1. Die Beſtimmung iſt dahin zu deuten, daß die Entſchädigungsforderung des Erbbau⸗ 
berechtigten aus $ 27 kraft Geſetzes an die Stelle des bisher auf dem Grundſtück laſtenden, 
nunmehr durch Zeitablauf erloſchenen Erbbaurechts tritt und wie dieſes, insbeſondere mit 
deſſen Rang, alſo nach $ 10 Abſ 1 Satz 1 in der Regel an erſter Rangſtelle, auf dem Grund⸗ 
ſtück laſtet. Da es ſich um eine außerhalb des Grundbuchs ohne weiteres, insbeſondere ohne 
Mitwirkung der Beteiligten, ſich vollziehende Umwandlung eines das Grundſtück belaſtenden 
Nechtes in ein anderes belaſtendes Recht handelt, wird das Grundbuch, das dieſe Umwand⸗ 
lung nicht aufweiſt, unrichtig, und da weiter die Entſchädigungsforderung, weil ſie an die 
Stelle eines eingetragenen dinglichen Rechtes tritt und trotz ihres an ſich nur ſchuldrechtlichen 
Charakters wie ein dingliches Recht auf dem Grundſtück laſten ſoll, für eintragungsfähig zu 
erachten iſt, ſo kann der Erbbauberechtigte Berichtigung des Grundbuchs durch Eintragung 
der Umwandlung gemäß § 22 Abſ 1 GBO beantragen oder, wenn er dem Grundbuchamt 
nicht die nötigen Nachweiſe erbringen kann, von dem Grundſtückseigentümer Zuſtimmung 
zur Berichtigung des Grundbuchs e 8 894 BGB verlangen (ſtr.). Daß die Eintragung 
in der Geſtalt einer Hypothek, insbeſondere einer Sicherungshypothek (88 1184 ff. BGB) zu 
erfolgen hätte, dafür bietet die Verordnung keinen Anhalt (ſtr.). Insbeſondere iſt weder 
beſtimmt, daß, entſprechend etwa dem $ 1287 Satz 2 BGB oder dem § 868 Abſ 2 ZPO, das 
Erbbaurecht ſich in eine Sicherungshypothek für die Entſchädigungsforderung umwandle, noch, 
etwa entſprechend dem $ 648 BGB, daß dem Erbbauberechtigten ein Anſpruch auf Ein⸗ 
räumung einer Sicherungshypothek zuſtehe; es iſt auch Derartiges nicht als beabſichtigt anzu⸗ 
ſehen, da, wie aus den den Realgläubigern in $ 29 an der Entſchädigungsforderung gewährten 
Rechten (ſ. 8 29 A2) zu entnehmen iſt, an eine nur vorübergehende Grundſtücksbelaſtung gedacht 
worden iſt. Vielmehr wird, indem man ſich lediglich an den Wortlaut des 8 28 hält, die 
Eintragung in das Grundbuch über das mit dem Erbbaurecht belaſtet geweſene Grundſtück in 
der Weiſe zu bewirken ſein, daß an derſelben Stelle, an der das Erbbaurecht eingetragen war 
(in Preußen in Abteilung II, § 14 A 2), vermerkt wird, es ſei an die Stelle des erloſchenen 
Erbbaurechts mit deſſen Rang die Entſchädigungsforderung getreten (vgl. § 81 A 5 über die 
Eintragung der Vormerkung zur Erhaltung des Erneuerungsvorrechts bei Löſchung des Erb: 
baurechts). Daraus ergibt ſich dann weiter, daß die Übertragung und die Pfändung wie 
bei einer Reallaſt, der das Eingetragene am nächſten ſteht, zu erfolgen haben, alſo die Aber. 
tragung gemäß $ 878 BGB durch Einigung zwiſchen dem Erbbauberechtigten und dem Er- 
werber, die zur Gültigkeit keiner Form bedarf, und Eintragung, und die Pfändung durch 
Gläubiger des Erbbauberechtigten unter entſprechender Anwendung des § 857 Ubf 6 in Ver⸗ 
bindung mit $$ 829, 830 Abſ 1 Satz 2 ZPO durch Pfändungsbeſchluß und Eintragung der 
bor 21 das Grundbuch. Über die Eintragung der Rechte der Realgläubiger des § 29 
dort E 

S 29 


Ist das Erbbaurecht bei Ablauf der Zeit, für die es bestellt war, noch mit 
einer Hypothek oder Grundschuld oder mit Rückständen aus Rentenschulden 
oder Reallasten belastet!), so hat der Gläubiger der Hypothek, Grund- oder 
Rentenschuld oder Reallast an dem Entschädigungsanspruch dieselben Rechte, 
die ihm im Falle des Erlöschens seines Rechtes durch Zwangsversteigerung 
an dem Erlöse zustehen?). 


1. Die bei Ablauf der Zeit des Erbbaurechts noch etwa dieſes belaſtenden Rechte (in der 
Regel werden Belaſtungen ſchon vorher berichtigt und aufgehoben ſein, insbeſondere etwaige 
Tilgungshypotheken, vgl. 8 20 Abſ 1 Nr 3, § 21 Nr 2) erlöſchen zugleich mit dem Erlöſchen 
des Erbbaurechts durch den Zeitablauf (vgl. § 27 A 1). Jedoch Hypotheken (88 11183ff.), 
Grundſchulden (88 1191ff.), Rückſtände aus Rentenſchulden (8 1200 Abſ 1) und Rückſtände 
aus Reallaſten (SS 1105, 1107 BB; dazu gehört auch ein etwaiger rückſtändiger Erbbau- 
zins des Grundſtüͤckseigentümers ſelbſt nach 9 9 VO) erfaſſen nunmehr den dem Erbbau⸗ 
berechtigten nach $ 27 gegen den Grundſtückseigentümer in der Regel (. $ 27 A 1, 2, 8) zu⸗ 
ſtehenden Anſpruch auf Entſchädigung für das Bauwerk, der nach § 28 an die Stelle des 
Erbbaurechts tritt (ſ. 9 28 A 1). Vgl. die ähnliche Beſtimmung des Art 52 EGBGB. 
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2. Diejenigen Rechte, die einem Hypotheken-, Grundſchuld⸗, Rentenſchuld⸗ oder Neallaft- 
gläubiger im Falle des Erlöſchens ſeines Rechtes durch Zwangsverſteigerung (alſo durch 
Zuſchlag, $ 91 3G) an dem Erlöſe zuſtehen, kennzeichnen ſich nach dem aus den 88 10, 
87 Nr 8, 02, 109 ZVG ſich ergebenden Grundſatze als Rechte auf Befriedigung aus dem 
an die Stelle des verſteigerten Grundſtücks (hier des Erbbaurechts) tretenden Verſteigerungs⸗ 
erlös (richtiger: an der Forderung des Vollſtreckungsſchuldners, hier des Erbbauberechtigten, 
auf Zahlung des bar zu entrichtenden Erlöſes gegen den Erſteher), die im Verhältniſſe zu 
auderen Rechten am Grundſtück (hier an dem Erbbaurecht), namentlich hinſichtlich des Ranges, 
den Verſteigerungserlös (die Forderung gegen den Erſteher) in denſelben Grenzen der Befug⸗ 
niſſe und Beſchränkungen ergreifen, wie ſie für das nun erloſchene dingliche Recht aus dem 
Stande der Belaſtungen folgten (vgl. hierüber BOB 8 1168 A 1). Dieſe Rechte werden 
hier dem genannten Gläubiger an dem an die Stelle des Erbbaurechts getretenen Entſchädi⸗ 
gungsanſpruch gewährt, wie wenn das Erbbaurecht zwangsverſteigert, das Recht des Gläu⸗ 
bigers durch den Zuſchlag erloſchen wäre, der Grundſtückseigentümer den Zuſchlag erhalten 
und er in Höhe des Entſchädigungsanſpruchs einen Verſteigerungserlös in bar zu entrichten 
hätte, der zunächſt dem Erbbauberechtigten als dem bisherigen Inhaber des Erbbaurechts 
zuſtände. Da im 8 29 VO nicht angeordnet iſt, daß ein Verteilungsverfahren nach 88 105ff. 
3G ſtattzufinden habe, verbleibt es dabei, daß der Entſchädigungsanſpruch an ſich dem 
Erbbauberechtigten zuſteht. Wird der Eutſchädigungsanſpruch an Stelle des erloſchenen Erb- 
baurechts in das Grundbuch des mit dem Erbbaurecht belaſtet geweſenen Grundſtücks für 
den Erbbauberechtigten eingetragen (ſ. 8 28 A 1), fo iſt zugleich zu vermerken, daß dem Gläu⸗ 
biger wegen ſeines erloſchenen Rechtes ein Recht auf Befriedigung aus dem Anſpruch zuſtehe. 
Sit dies unterblieben, jo kann der Gläubiger von dem Erbbauberechtigten gemäß 8 894 BGB 
Zuſtimmung zur Berichtigung des Grundbuchs durch Eintragung ſeines Befriedigungsrechts 
verlangen. Er wird auch, wenn die Eintragung des Entſchädigungsanſpruchs nicht herbei- 
geführt worden iſt, von dem Grundſtückseigentümer Zuſtimmung zu dieſer Eintragung und 
zugleich von dem Erbbauberechtigten Zuſtimmung zu der Eintragung des Befriedigungsrechts 
beanſpruchen können. Das Befriedigungsrecht iſt gleichzuſtellen dem Pfandrecht an einer 
Forderung (vgl. in den 8 1277, 1282 Abſ 2 BGB „Befriedigung aus der Forderung zu 
ſuchen“) (ſtr.). Da der Entſchädigungsanſpruch in der Regel ſogleich fällig iſt (ſ. § 27 A 3), it 
der Gläubiger gemäß $$ 1282, 1228 Abſſ2 BGB zur Einziehung des Anſpruchs berechtigt und 
kann der Grundſtückseigentümer nur an ihn leiſten. Steht mehreren Realgläubigern ein 
Befriedigungsrecht zu, fo iſt nach 8 1290 BGB nur derjenige zur Einziehung berechtigt, deſſen 
Befriedigungsrecht den übrigen Befriedigungsrechten vorgeht. Das Rangverhältnis unter 
den mehreren Realgläubigern richtet ſich nach dem Range der erloſchenen Rechte. — Über 
u 55 Rechte an dem Anſpruche im Falle der Erneuerung des Erbbaurechts vgl. 


Ss 30 

Erlischt das Erbbaurecht, so finden auf Miet- und Pachtverträge, die' der 
Erbbauberechtigte abgeschlossen hat, die im Falle der Ubertragung des Eigen- 
tums geltenden Vorschriften entsprechende Anwendung!). 

Erlischt das Erbbaurecht durch Zeitablauf, so ist der Grundstückseigentümer 
berechtigt, das Miet- oder Pachtverhältnis unter Einhaltung der gesetzlichen 
Frist zu kündigen. Die Kündigung kann nur für einen der beiden ersten 
Termine erfolgen, für die sie zulässig ist. Erlischt das Erbbaurecht vorzeitig, 
so kann der Grundstückseigentümer das Kündigungsrecht erst ausüben, wenn 
das Erbbaurecht auch durch Zeitablauf erlöschen würde. 

Der Mieter oder Pächter kann den Grundstückseigentümer unter Bestimmung 
einer angemessenen Frist zur Erklärung darüber auffordern, ob er von dem 
Kündigungsrechte Gebrauch mache. Die Kündigung kann nur bis zum Ablauf 
der Frist erfolgen?). 


1. Veräußert der Erbbauberechtigte das Erbbaurecht, fo finden auf die Miet⸗ oder Pacht⸗ 
verträge, die er über feine Beſitzzeit hinaus bezüglich des Bauwerks oder eines etwaigen 
Nebengeländes (8 1 Abſ 2) abgeſchloſſen hat, die zur Durchführung des Grundſatzes „Kauf 
bricht nicht Miete“ in den gg 571579, 581 Abi 2 BGB (58 573, 574 in der Faſſung des 
Gel. v. 8. 6. 15) für den Fall der Veräußerung eines vermieteten oder verpachteten Grund⸗ 
ſtücks gegebenen Vorſchriften über den Eintritt des Erwerbers in das Miet oder Pacht · 
verhältnis und die Wirkfanıfeit von Verfügungen des Vermieters oder Verpachters über den 
Miet. oder Pachtzius gegenüber dem Erwerber, ſowie den Schutz des Mieters oder Pächters 
dei Eutrichtungen des Miet- oder Pachtzinſes gemäß 8 11 Vo Anwendung. Einer Ver⸗ 
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äußerung ſteht es gleich, wenn das Erbbaurecht an den Grundſtückseigentümer heimfällt (8 2 
Nr 4 00, ſo daß, wenn auch eine Beſtimmung hierüber nicht gegeben iſt, doch die genannten 
Vorſchriften, insbeſondere die zum Schutze des Mieters oder Pächters, auf das Verhältnis 
des Erbbauberechtigten, des Grundſtückseigentümers und des Mieters oder Pächters unter⸗ 
einander ohne weiteres entſprechend anwendbar find (Begr zu § 80). Gleiche entſprechende 
Anwendung ſchreibt $ 30 Abſ 1 VO für die Fälle, in denen das Erbbaurecht durch Auf- 
hebung ($ 26) oder durch Zeitablauf ($ 27) erliſcht, alſo das vermietete oder verpachtete Bau ⸗ 
werk oder Nebenland in das freie Eigentum des Grundſtückseigentümers übergeht (vgl. $ 12 
A 5), zum Schutze des Mieters oder Pächters und auch im allgemein wirtſchaftlichen Intereſſe 
ſowohl wie in demjenigen des Erbbauberechtigten vor, weil er ſonſt für die letzte Zeit der 
Dauer ſeines Erbbaurechts keinen Mieter oder Pächter finden dürfte (Begr zu § 30). Die 
Abſ 2 u. 3 geben Sondervorſchriften für den Fall des Erlöſchens durch Zeitablauf. 

2. Wird das Erbbaurecht zwangsverſteigert, ſo finden, wenn es einem Mieter oder Pächter 
überlaſſen tft, gemäß § 57 ZVG, § 11 VO die Vorſchriften der 88 571, 572, des 8 573 Satz 1 
und der §8 574, 575 BGB (vgl. A 1) nach Maßgabe der 88 57a, 57b 3G (in der Faſſung 
des Geſ. v. 8. 6. 15) entſprechende Anwendung. Nach $ 57a 3G insbeſondere iſt der Er⸗ 
ſteher berechtigt, das Miet⸗ oder Pachtverhältnis unter Einhaltung der geſetzlichen Friſt, 
die ſich ergibt für die Miete aus 8 565 Abſ 1 Satz 1, Abſ 4 BGB (vorzeitige Kündigung unter 
Einhaltung der geſetzlichen Friſt ſpäteſtens am dritten Werktage eines Kalendervierteljahrs 
nur für den Schluß des Vierteljahrs) und für die Pacht aus § 595 Abſ 1, 2 BGB (vorzeitige 
Kündigung unter Einhaltung der geſetzlichen Friſt ſpäteſtens am erſten Werktage des letzten 
halben Jahres für den Schluß des Pachtjahrs), zu kündigen, und iſt die Kündigung aus⸗ 
geſchloſſen, wenn fie nicht für den erſten Termin erfolgt, für den fie zuläſſig iſt. — § 80 
Abſ 2, 3 VO behandelt den Fall des Erlöſchens des Erbbaurechts durch Zeitablauf (§ 27) 
ähnlich dem Falle der Zwangsverſteigerung hinſichtlich der Kündigungsbefugnis, indem dieſe 
dem Grundſtückseigentümer wie einem Erſteher gewährt wird (vgl. auch über die ähnliche 
Behandlung dieſes Falles des Erlöſchens wie die der Zwangsverſteigerung $ 29 A 2). Jedoch 
ſchreibt Abſ 2 Satz 2 in Abweichung von $ 57a 3G vor, daß die Kündigung des Grund⸗ 
ſtückseigentümers nur für einen der beiden erſten Termine, für den ſie zuläſſig iſt, erfolgen 
kann. Ferner iſt im Abſ 2 Satz 2 für den Fall, daß das Erbbaurecht ſchon vor Ablauf der 
ihm geſetzten Zeit erliſcht (3. B. durch Aufhebung nach 8 26), beſtimmt, daß das Kündigungs⸗ 
recht von dem Grundſtückseigentümer erſt beim Eintritt des Endtermins, in dem das Erb⸗ 
baurecht durch Zeitablauf erlöſchen würde, ausgeübt werden kann. Weiter iſt im Abſ 8 dem 
Mieter oder Pächter die Befugnis zur Setzung einer angemeſſenen Friſt, die keiner Form 
bedarf, gegenüber dem Grundſtückseigentümer zur Erklärung mit der Folge gewährt, daß 
nach Ablauf der ungenutzten Friſt die Kündigung nicht mehr zuläſſig iſt. 


2. Erneuerung 


8 31 


Ist dem Erbbauberechtigten ein Vorrecht auf Erneuerung des Erbbaurechts 
eingeräumt (S 2 Nr 6), so kann er das Vorrecht ausüben, sobald der Eigen- 
tümer mit einem Dritten einen Vertrag über Bestellung eines Erbbaurechts 
an dem Grundstück geschlossen hat!). Die Ausübung des Vorrechts ist aus- 
geschlossen, wenn das für den Dritten zu bestellende Erbbaurecht einem andern 
wirtschaftlichen Zwecke zu dienen bestimmt ist?). 

Das Vorrecht erlischt drei Jahre nach Ablauf der Zeit, für die das Erbbau- 
recht bestellt wars). 

Die Vorschriften der SS 505 bis 510, 513, 514 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
finden entsprechende Anwendung“). 

Dritten gegenüber hat das Vorrecht die Wirkung einer Vormerkung zur 
Sicherung eines Anspruchs auf Einräumung des Erbbaurechts). Die 88 1099 
bis 1102 des Bürgerlichen Gesetzbuchs gelten entsprechend®). Wird das Erb- 
baurecht vor Ablauf der drei Jahre (Abs 2) im Grundbuch gelöscht, so ist 
zur Erhaltung des Vorrechts eine Vormerkung mit dem bisherigen Range 
des Erbbaurechts von Amts wegen einzutragen?). 

Soweit im Falle des $ 29 die Tilgung noch nicht erfolgt ist, hat der Gläubiger 
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bei der Erneuerung an dem Erbbaurechte dieselben Rechte, die er zur Zeit 
des Ablaufs hatte. Die Rechte an der Entschädigungsforderung erlöschen“). 


1. Ein dem Erbbauberechtigten gemäß § 2 Nr 6 eingeräumtes Erneuerungsvorrecht 
bei Ablauf der dem Erbbaurecht geſetzten Zeitdauer gehört zum Inhalt des Erbbaurechts; 
daher (vgl. $ 2 A 2) geht es auf die Nachfolger des Erbbaurechtsnehmers über und wirkt es 
gegen die Beſitznachfolger des das Erbbaurecht beitellenden Grundſtückseigentümers. Über 
die Wirkung gegenüber Dritten ſ. A 5. Während durch eine Verlängerung des Erbbaurechts die 
Zeitdauer eines beſtehenden Erbbaurechts im Wege der Inhaltsänderung weiter hinausgerückt 
wird (vgl. 8 27 A 5) und bei einem Vorkaufsrecht (ſ. 8 10 A!) am Erbbaurecht dem Vorkaufs⸗ 
berechtigten die Befugnis zuſteht, in einen vom Erbbauberechtigten mit einem Dritten über 
das beſtehende Erbbaurecht geſchloſſenen Kaufvertrag einzutreten, gewährt das Erneuerungs⸗ 
vorrecht dem Erbbauberechtigten, deſſen Erbbaurecht endigt, das Recht, in einen Vertrag 
zwiſchen dem Grundſtückseigentümer und einem Dritten über Beſtellung eines neuen Erbbau⸗ 
rechts einzutreten, ſobald er rechtsgültig abgeſchloſſen iſt. 

2. Eine die Ausübung des Vorrechts ausſchließende Beſtimmung des für den Dritten 
neu zu beſtellenden Erbbaurechts zu einem anderen wirtſchaftlichen Zweck liegt z. B. vor, 
wenn das bisherige Erbbaurecht zur Befriedigung des Wohnbedürfniſſes minderbemittelter 
Bevölkerungskreiſe diente (vgl. $ 27 Abf 2), das neue Erbbaurecht dagegen dem Betriebe 
eines Gewerbes in dem Bauwerk dienen ſoll. 

3. Nach der im Abſ 2 geſetzten Ausſchlußfriſt ſteht dem Erbbauberechtigten, wenn drei 
Jahre ſeit dem Erlöſchen ſeines Erbbaurechts verſtrichen ſind, nicht mehr das Recht zu, in 
einen dann vom Grundſtückseigentümer mit einem Dritten geſchloſſenen Vertrag über Be⸗ 
ſtellung eines neuen Erbbaurechts einzutreten. Über Eintragung einer Vormerkung für das 
Recht in den drei Jahren vgl. A 7. 

4. Da durch die Beſtimmung der entſprechenden Anwendung der für das perſönliche 
Vorkaufsrecht gegebenen Vorſchriften der SS 505—510, 513, 514 BGB dieſe als Inhalt 
des dinglichen Erneuerungsvorrechts zu gelten haben und der Inhalt dinglicher Rechte nicht 
der freien Vereinbarung unterliegt, ſo ſind dieſe Vorſchriften, wiewohl ſie an ſich dem Rechte 
der Schuldverhältniſſe angehören und daher inſoweit nachgiebiges Recht find, für das Er- 
neuerungsvorrecht zwingend, ſo daß eine davon abweichende Vereinbarung unwirkſam iſt 
(vgl. für das dingliche Vorkaufsrecht BB $ 1098 A 2). — Im übrigen iſt bezüglich der 
Anwendung der einzelnen Vorſchriften folgendes hervorzuheben. Die Ausübung des Er- 
neuerungsvorrechts erfolgt durch eine einer Form nicht bedürfende Erklärung des Erbbau⸗ 
berechtigten gegenüber dem Grundſtückseigentümer, womit zwiſchen ihnen der neue Exb- 
bauvertrag unter den mit dem Dritten vereinbarten Bedingungen zuſtande kommt ($ 505). 
Eine Abhängigmachung des Vertrags von der Nichtausübung oder ein Vorbehalt des Rück ⸗ 
tritts für den Fall der Ausübung des Ernenerungsvorrechts iſt dem Erbbauberechtigten gegen⸗ 
über unwirkſam ($ 506). Iſt im Falle der Vereinbarung einer Gegenleiſtung dem Dritten 
für dieſe Stundung gewährt, jo muß der Erbbauberechtigte, wenn er die Stundung in An⸗ 
ſpruch nimmt, Sicherheit leiſten, es ſei denn, daß für die Gegenleiſtung eine Hypothek an dem 
Erbbaurecht beſtellt wird ($ 509). Jedoch führt, wenn die Gegenleiſtung in einem Erbbau- 
zins (8 9 VO) befteht, die entſprechende Anwendung dazu, daß an die Stelle der Hypothek 
die Eintragung des Erbbauzinſes tritt. Der Grundſtückseigentümer hat dem Erbbauberech- 
tigten den Inhalt des mit dem Dritten geſchloſſenen Vertrags unverzüglich mitzuteilen, es 
wird aber dieſe Mitteilung durch die des Dritten erſetzt; das Erneuerungevorrecht kann nur 
bis zum Ablauf von zwei Monaten nach dem Empfange der Mitteilung ausgeübt werden 
(8 510 Abs 1, Abſ 2 Satz 1); ift als Inhalt des Erneuerungsvorrechts eine Friſt für Ausübung 
bee fo tritt diefe Friſt an die Stelſe der zweimonatlichen Friſt ($ 510 Abſ 2 Satz 2; die 
geſetzliche Friſt für das Erlöſchen des Vorrechts in $ 31 Abſ 2 VO kommt hier nicht in Betracht). 
8 514 BGB ift mit Rückſicht darauf, daß das Erneuerungsvorrecht zum Inhalt des vererblichen 
Erbbaurechts gehört (ſ. A 1), dahin entſprechend anwendbar, daß das Erneuerungsvorrecht 
nicht für ſich allein, ohne das Erbbaurecht, übertragbar, wohl aber vererblich iſt, wenn es 
nicht ausdrücklich nur für eine beſtimmte Perſon beſtellt worden iſt. m 

5. Die Beſtimmung, daß das Erneuerungsvorrecht, das als Inhalt des Erbbaurechts 
(J. A 1) im Grundbuch des mit dem Erbbaurecht belasteten Grundstücks eingetragen ſein muß 
(. $ 14 A 2), Dritten gegenüber die Wirkung einer Vormerkung zur Sicherung eines 
Anſpruchs auf Einräumung des Erbbaurechts hat, entfpricht der für das dingliche Vorlaufs⸗ 
recht im § 1098 Abf 2 BOB gegebenen Vorſchrift (vgl. dort A 5). Aus der Beſtimmung 
folgt gemäß § 883 Abſ 2, 3 BGB, daß, wenn der Grundſtückseigentümer mit einem Dritten 
einen neuen Erbbauvertrag abgeſchloſſen und darauf der Erbbauberechtigte ſein Erneuerungs⸗ 
vorrecht ausgeübt, er font einen Anſpruch auf Einräumung des Erbbaurechts erlangt hat, 
die trotzdem von dem Grundſtückseigentümer vorgenommene Beſtellung des neuen Erbbau⸗ 
rechts an ſeinem Grundſtück für den Dritten dem Erbbauberechtigten gegenüber unwirkſam 
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iſt, da durch dieſe Verfügung fein genannter Anſpruch vereitelt würde, und ferner, daß wenn 
das Grundſtück von dem Eigentümer freiwillig oder gegen ihn im Wege der Zwangsvollſtreckung 
oder Arreſtvollziehung mit andern Rechten (3. B. Vertragshypotheken, Zwangshypotheken, 
Arreſthypotheken) belaſtet wird, dieſe Verfügungen dem Erbbauberechtigten gegenüber eben⸗ 
falls unwirkſam ſind, da ſein Anſpruch auf Einräumung des Erbbaurechts zur erſten Rang⸗ 
ſtelle (5 10 Abſ 1 Satz 1 VO) dadurch beeinträchtigt würde. Nach § 888 BGB kann der 
Erbbauberechtigte von dem Erwerber des Erbbaurechts oder ſeinen etwaigen Nachfolgern 
Zuſtimmung zu ſeiner Eintragung als Erbbauberechtigter und von den Erwerbern der das 
Grundſtück belaſtenden Rechte Zuſtimmung zur Löſchung der Rechte oder Rangrücktritt ver⸗ 
langen. — Dieſe Wirkung des als Inhalt des Erbbaurechts eingetragenen Erneuerungs⸗ 
vorrechts beſteht ſolange, als das Erbbaurecht ſelbſt noch nicht im Grundbuch gelöſcht iſt. 
Wird das Erbbaurecht vor Ablauf der im Abſ 2 für das Erlöſchen des Vorrechts beſtimmten 
Friſt gelöſcht, ſo iſt zur Erhaltung des Vorrechts nunmehr eine wirkliche Vormerkung mit 
dem bisherigen Range des Erbbaurechts von Amts wegen einzutragen. In Preußen erfolgt 
nach §7 Abſ 2 der in VO g 14 A1 genannten IM Verfügung in der nämlichen zweiten Abteilung, 
in der das Erbbaurecht eingetragen war, die Eintragung der Vormerkung unter der nächſten 
2 05 e mit der Angabe, daß die Vormerkung den bisherigen Rang des Erbbau⸗ 
rechts hat. 

6. Hinſichtlich der Rechtsfolgen, die ſich aus der entſprechenden Anwendung der 88 1099 
bis 1102 BGB ergeben, iſt hervorzuheben, daß, wenn der Grundſtückseigentümer das neue 
Erbbaurecht für den Dritten beſtellt und dieſer es weiterveräußert hat, ohne daß bisher dem 
Erneuerungsberechtigten von dem neuen Erbbauvertrage Mitteilung gemacht iſt, der weitere 
Erwerber die Mitteilung mit der im § 510 Abſ 2 beſtimmten Wirkung ( A 4) machen kann 
($ 1099 Abſ 1 BGB), und daß in dem genannten Falle der Grundſtückseigentümer, nachdem 
nachträglich dem Erneuerungsberechtigten jene Mitteilung gemacht worden iſt, den weiteren 
Erwerber zu benachrichtigen hat, ſobald die Ausübung des Erneuerungsvorrechts erfolgt oder 
zufolge ungenützten Ablaufs der in $ 510 Abſ 2 bezeichneten Friſt (ſ. A 4) ausgeſchloſſen iſt 
(§ 1099 Abf 2 BGB). Die 89 1100-1102 BGB kommen in dem genannten Falle, wenn 
der Erneuerungsberechtigte von ſeinem Rechte Gebrauch macht, hinſichtlich der Erſtattung 
oder der Verpflichtung zur Berichtigung einer etwa für die Beſtellung des neuen Erbbau- 
rechts vereinbarten Gegenleiſtung zur Anwendung. 

7. Nach Ab] 5 leben im Falle der Erneuerung des Erbbaurechts die Rechte der im 8 29 
bezeichneten Realgläubiger, die mit dem Erlöſchen des alten Erbbaurechts durch Zeitablauf 
erloſchen waren (f. $ 27 A 1) und ſich in die im N 29 genannten Rechte an dem Anſpruch auf 
Entſchädigung für das Bauwerk umgeſetzt hatten (. $ 27 A 2, § 29 A 2), wieder auf, ſoweit 
ſie nicht inzwiſchen getilgt ſind, und belaſten ſie nun in ihrer früheren Geſtalt und in ihren 
früheren Rongverhäftniffen das neue Erbbaurecht kraft Geſetzes. Die Gläubiger können die 
Wiedereintragung ihrer Rechte auf das neue Erbbaurecht im Wege der Berichtigung des 
Grundbuchs ($ 894 BGB, $ 22 GBO) verfolgen. Dagegen erlöſchen ihre Rechte an der 
Entſchädigungsforderung. Dieſe wird, wenn nicht ein anderes verabredet wird, auch für 
den Erbbauberechtigten hinfällig. 


3. Heimfall 


8 32 


Macht der Grundstückseigentümer von seinem Heimfallanspruche Ge- 
brauch), so hat er dem Erbbauberechtigten eine angemessene Vergütung 
für das Erbbaurecht zu gewähren?). Als Inhalt des Erbbaurechts können Ver- 
einbarungen über die Höhe dieser Vergütung und die Art ihrer Zahlung sowie 
ihre Ausschließung getroffen werdens). 

Ist das Erbbaurecht zur Befriedigung des Wohnbedürfnisses minder- 
bemittelter Bevölkerungskreise bestellt, 80 darf die Zahlung einer angemessenen 
Vergütung für das Erbbaurecht nicht ausgeschlossen werden. Auf eine ab- 
weichende Vereinbarung kann sich der Grundstückseigentümer nicht berufen. 
Die Vergütung ist nicht angemessen, wenn sie nicht mindestens zwei Dritteile 
des gemeinen Wertes des Erbbaurechts zur Zeit der Übertragung beirägt?). 

1. Die Vorſchriften des 8 32 ſowie auch die des ſich auſchließenden § 33 gelten nur dann, 
wenn der Grundſtückseigentümer von dem ihm etwa nach § 2 Nr 4 als Inhalt des Erbbau⸗ 
rechts zuſtehenden Heimfallanſpruch Gebrauch macht, wenn er alſo, weil die im Erbbau⸗ 


vertrage beſtimmte Vorausſetzung für die Verpflichtung zur Übertragung eingetreten ſei 
(3. B. der Erbbauberechtigte eine ihm obliegende Verbindlichkeit, deren Nichterfüllung als 
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Vorausſetzung beſtimmt worden war, nicht erfüllt habe), Übertragung des Erbbaurechts an 
ihn oder gemäß $ 3 an einen von ihm bezeichneten Dritten verlangt. Erfolgt die Übertragung 
des Erbbaurechts auf den Grundſtückseigentümer ohne eine ſolche Rechtspflicht auf Grund 
freiwilliger Verftändigung, fo finden die 88 32, 38 keine Anwendung; das Erbbaurecht geht 
zwar auch dann, troß der Vereinigung mit dem Grundeigentum in einer Perſon, gemäß 
8 889 BOB nicht unter, aber ob und welche Vergütung ($ 32; Gegenleiſtung) dem Grund- 
ſtückseigentümer obliegt, beſtimmt ſich lediglich nach dem Übertragungsvertrage, und alle an 
dem Erbbaurecht beſtehenden dinglichen Rechte, nicht bloß die im 8 88 als beſtehen bleibend 
genannten, bleiben durch die Übertragung unberührt. 

2. Es iſt von dem Grundſtückseigentümer nicht bloß, wie nach 8 27 im Falle des Erlöſchens 
des Erbbaurechts durch Zeitablauf, eine Entſchädigung für das Bauwerk zu leiſten, ſondern 
eine angemeſſene Vergütung für das ganze Erbbaurecht dem Erbbauberechtigten zu ge⸗ 
währen, da hier das von dem Erbbaurecht mitumfaßte Recht auf die Bodenbenutzung ſelbſt 
ebenfalls an den Grundſtückseigentümer zurückfällt (Begr zu § 82). Der Grund dafür, daß 
dem Grundſtückseigentümer, wiewohl gemäß dem Inhalt des Erbbauvertrags das Erbbaurecht 
an ihn zurückfällt, doch die Verpflichtung zur Gewährung einer angemeſſenen Vergütung 
auferlegt iſt, beſteht, wie bezüglich der Verpflichtung zur Leiſtung der Entſchädigung des 8 27 
(1. dort A 2), darin, daß im Intereſſe der Allgemeinheit die ordnungsmäßige Inſtandhaltung 
des Bauwerks hinreichend gewährleiſtet werden ſoll, indem der Erbbauberechtigte an der 
Inſtandhaltung deswegen beſonders intereſſiert ift, weil ſich die Höhe der angemeſſenen Ver⸗ 
gütung nach dem vorhandenen gemeinen Wert des Erbbaurechts zur Zeit der Übertragung 
(. 8 82 Abf 2 Satz 8) richtet (Begr vor $ 1). — Eine dingliche Sicherung des Vergütungs⸗ 
anſpruchs ift nicht, wie nach § 28 (ſ. dort A 1) hinſichtlich des genannten Entſchädigungs⸗ 
anſpruchs, volgen anderſeits auch nicht, daß die Rechte der im § 29 bezeichneten Real ⸗ 
gläubiger ſich, wie auf den Entſchädigungsanſpruch (ſ. $ 29 A 1, 2), auf den Vergütungsanſpruch 
erſtrecken, auch iſt eine Beſchränkung der Abtretbarkeit nicht, wie nach 8 27 Abſ 4 (ſ. dort A 3) 
hinſichtlich des Entſchädigungsanſpruchs, beſtimmt. 

3. Sind gemäß der Zulaſſung in Ab| 1 Satz 2 Vereinbarungen der dort bezeichneten Art 
als Inhalt des Erbbaurechts getroffen und in das Grundbuch des mit dem Erbbaurecht 
belaſteten Grundſtücks und in das Erbbaugrundbuch eingetragen (vgl. $ 14 A 2), ſo haben ſie 
dingliche Wirkung. Insbeſondere gelten auch eine von vornherein getroffene Vereinbarung 
über die Höhe der Vergütung ſowie auch eine etwaige Ausſchließung der Vergütungspflicht 
für bzw. gegen die Rechtsnachfolger des das Erbbaurecht beſtellenden Grundſtückseigentümers 
und des Erbbaurechtsnehmers. Jedoch iſt im Falle eines Erbbaurechts gemäß Abſ 2 Satz 1 
die Ausſchließung einer angemeſſenen Vergſitung, die nach Abſ 2 Satz 3 nur dann gegeben 
iſt, wenn 5 mindeſtens beträgt zwei Dritteile des gemeinen Wertes des Erbbaurechts zur 

eit der Übertragung (ſ. über die Erforderniſſe der Übertragung 9 2 A 7), gemäß Abſ 2 
Satz 1, 2, da ſich der Grundſtlickseigentümer nicht auf eine abweichende Vereinbarung 
berufen kann (vgl. $ 1 A 13), dem Erbbauberechtigten gegenüber unwirkſam. 


8 33 


Beim Heimfall des Erbbaurechts bleiben die Hypotheken, Grund- und 
Rentenschulden und Reallasten bestehen!), soweit sie nicht dem Erbbau- 
berechtigten selbst zustehen?). Dasselbe gilt für die Vormerkung eines gesetz- 
lichen Anspruchs auf Eintragung einer Sicherungshypothek sowie für den 
Bauvermerk (8 61 des Gesetzes über die Sicherung der Bauforderungen vom 
1. Juni 1909, Reichs-Gesetzbl. S. 449)°). Andere auf dem Erbbaurechte lastende 
Rechte erlöschen“). 

Haftet bei einer Hypothek, die bestehen bleibt, der Erbbauberechtigte zu- 
gleich persönlich, so übernimmt der Grundstückseigentümer die Sehuld in 
Höhe der Hypothek. Die Vorschriften des $ 416 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
finden entsprechende Anwendung. Das gleiche gilt, wenn bei einer bestehen- 
bleibenden Grundschuld oder bei Rückständen aus Rentenschulden oder Real- 
lasten der Erbbauberechtigte zugleich persönlich haftet. 

Die Forderungen, die der Grundstückseigentümer nach Abs 2 übernimmt, 
werden auf die Vergütung (S 32) angerechnet?). 

1. Zu den Reallaſten (S 1105 BGB), die außer den Hypotheken ($5 11187f.), Grund⸗ 


und Rentenſchulden (88 1191, 1190 BGB) an dem nicht erlöſchenden Erbbaurecht (. 5 2 A 7) 
beſtehen bleiben, gehtten auch Überbau und Notwegrenten nach $ 914 Abſ 3, 917 Abſ 2, 
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die auf dem Erbbaurecht etwa laſten, ſowie nach $ 9 Ab] 1 Satz 1 TOD ein auf dem Erbbau 
recht für den Grundſtückseigentümer ſelbſt eingetragener Erbbauzins. Eine dem Grundſtücks⸗ 
eigentümer ſelbſt an dem Erbbaurecht zuſtehende Hypothek verwandelt ſich nach $ 1177 BGB 
in eine Eigentümergrundſchuld oder hypothek (letzteres z. B., wenn die Hypothek für fremde 
Schuld beſtellt war). 

2. Unter den genannten, das Erbbaurecht belaſtenden Rechten, die dem Erbbauberech⸗ 
tigten ſelbſt zuſtehen könnten, kommen hauptſächlich die etwa auf den Erbbauberechtigten 
gemäß $ 1143 oder $ 1163 (Gläubigerbefriedigung) oder $ 1168 (Gläubigerverzicht) als Eigen ⸗ 
tümergrundſchulden oder »hypotheken (8 1177 BGB) übergegangenen Hypotheken in Be 
tracht (vgl. auch 88 868, 932 ZPO). Sie bleiben nicht beſtehen, ſondern erlöſchen. Gleiches 
gilt aber nicht von Rechten, die zugunſten des Erbbaurechts (für den jeweiligen Erbbauberech⸗ 
tigten) an dem Grundſtück begründet worden ſind, wie z. B. Wegegerechtigkeiten und ſonſtige 
Dienſtbarkeiten; ſie bleiben krotz der Vereinigung des Erbbaurechts mit dem Grundſtücks⸗ 
eigentum in einer Perſon nach 8 889 BGB beſtehen. 

3. Ein geſetzlicher Anſpruch auf Eintragung einer Sicherungshypothek, deſſen Vor⸗ 
merkung nach Ab] 1 Satz 2 ebenſo wie die in Satz 1 bezeichneten Rechte beſtehen bleibt, beſteht 
z. B. nach § 648 BGB für den Unternehmer des Bauwerks wegen ſeiner Forderungen aus 
dem Bauvertrage. — Der nach $ 61 des Geſ. v. 1. 6. 09, wenn das Gebäude von dem Erbbau⸗ 
berechtigten errichtet werden ſoll, auf das Erbbaugrundbuch einzutragende Bauvermerk hat 
gemäß 8 11 Abf 2 die Wirkung einer Vormerkung zur Sicherung des mit feiner Eintragung für 
die Baugläubiger erwachſenen Anſpruchs auf Eintragung einer Bauhypothek. — Andere Vor⸗ 
merkungen erlöſchen, z. B. auch ſolche zur Sicherung des Anſpruchs auf Übertragung des 
Erbbaurechts. Jedoch gilt dies nicht von Vormerkungen, welche die nach Abſ 1 Satz 1 be- 
ſtehenbleibenden Rechte betreffen und das Erbbaurecht nicht unmittelbar belaſten (3. B. zur 
Sicherung des Anſpruchs auf Aufhebung der Rechte). Sie bleiben ebenſo wie Widerſprüche, 
die ſich gegen die Rechte richten, mit dem Beſtehenbleiben der Rechte ebenfalls beſtehen. 

4. Andere auf dem Erbbaurecht laſtende Rechte, die erlöſchen, ſind z. B. Dienſtbar⸗ 
keiten (58 1018, 1030, 1090), Vorkaufsrechte ($ 1094). Wegen der Vormerkungen und Wider; 
ſprüche ſ. A 3, und wegen der Miet- und Pachtverträge |. $ 80 A l. 

5. Iſt der Erbbauberechtigte zugleich der perſönliche Schuldner der Hypothekenforderung 
oder der Forderung, zu deren Sicherung die Grundſchuld etwa dient (vgl. BOB $ 1191 A 1), 
oder der Forderung auf Rückſtände aus Rentenſchulden oder Reallaſten (vgl. $ 1108 BOB), 
fo wird der Grundſtückseigentümer (dem im Falle des $ 8 der Dritterwerber gleichzuſtellen 
ift), ähnlich wie der Erſteher nach $ 53 3G, als dem Erbbauberechtigten gegenüber die 
Schuld übernehmend durch Abi 2 erklärt. Es muß dann entſprechend dem 8 416 BG 
verfahren werden, wenn der Erbbauberechtigte von ſeiner Schuld frei werden ſoll (vgl. RG 
89, 78). Zum Schutze des Grundſtückseigentümers gegen zu hohe Belaſtungen dient eine 
Vereinbarung gemäß $ 5 Abſ 2 über das Erfordernis feiner Zuſtimmung zu Belaſtungen, 
ſowie die im $ 83 Abſ 2 vorgeſehene Anrechnung auf die Vergütung. 


4. Bauwerk 
8 34 
Der Erbbauberechtigte ist nicht berechtigt, beim Heimfall oder beim Er- 


löschen des Erbbaurechts das Bauwerk wegzunehmen oder sich Bestandteile 
des Bauwerkes anzueignen). 


1. Das gegenüber dem Erbbauberechtigten ausgeſprochene Verbot, beim Heimfall (5 2 
Nr 4, ſ. dort A 7) oder beim Erlöſchen des Erbbaurechts das Bauwerk wegzunehmen oder 
ſich Beſtandteile des Bauwerks anzueignen, ſoll einer zweckloſen Vernichtung wirtſchaftlicher 
Werte vorbeugen (Begr zu § 34). Daß der Erbbauberechtigte dem Grundſtückseigentümer 
gegenüber zu den genannten Maßnahmen nicht berechtigt wäre, würde ſich ſchon daraus 
ergeben, daß das (in der Regel) vom Erbbaurechtsnehmer errichtete (für den anderen Fall 
. § 12 A 2) Bauwerk und ſomit auch deſſen Beſtandteile gemäß § 12 Abſ 1 Satz 1 als weſent⸗ 
liche Beſtandteile des Erbbaurechts gelten, und daß beim Erlöſchen des Erbbaurechts deſſen 
Beſtandteile nach $ 12 Abf 3 Beſtandteile des Grundſtücks, ſomit Eigentum des Grundſtücks⸗ 
eigentümers werden und beim Heimfall das Erbbaurecht mit feinen Beſtandteilen auf den 
Grundſtückseigentümer übergeht (vgl. $ 12 A 5). Unter das Verbot der Aneignung fallen 
nicht Gegenſtände, die ein Erbbauberechtigter nur zu einem vorübergehenden Zweck mit dem 
Bauwerk verbunden hat, da fie nicht Beſtandteile des Erbbaurechts find (vgl. 9 12 A 4), ebenfo- 
wenig Zubehör des Bauwerks. Streitig ift, ob im § 34 unter „Erlöſchen des Erbbaurechts 
nur das Erlöſchen durch Zeitablauf (8 27) oder auch die Aufhebung durch Rechtsgeſchaft nach 
$ 26 zu verſtehen iſt. Es wird letzteres anzunehmen fein, da auch bei der Aufhebung das 
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Erbbaurecht erliſcht und § 34 zwiſchen den Fällen des Erlöſchens nicht unterſcheidet, überdies 
auch der angeführte geſetzgeberiſche Grund für das Verbot, Vorbeugung einer zweckloſen 
Vernichtung wirtſchafklicher Werte, auf das Erlöſchen zufolge Aufhebung ebenfalls zutrifft. 
Allerdings hat der Erbbauberechtigte in der Regel beim Erlöſchen durch Zeitablauf eine Ent⸗ 
ſchädigung für das Bauwerk und deſſen Beſtandteile ($ 27) und beim Heimfall eine ange⸗ 
meſſene Vergütung für das Erbbaurecht einſchließlich der Beſtandteile (8 32) von dem Grund- 
ſtückseigentümer zu erhalten. Aber beim Erlöſchen durch Aufhebung wird regelmäßig auch 
eine Entſchädigung für das Bauwerk und deſſen Beſtandteile Gegenſtand der Vereinbarung ſein. 


VI. Sehlußbestimmungen 
§ 35 
Diese Verordnung hat Gesetzeskraft und tritt am Tage der Verkündung in 
Kraft!). Gleichzeitig treten die SS 1012 bis 1017 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
und $ 7 der Grundbuchordnung außer Kraft?). 
1. Tag der Verkündung, mit deſſen Beginn (vgl. RG 91, 339) die Verordnung in Kraft 
getreten iſt, ift der 22. Januar 1919 (RGBl 1919, 72). 


2. Jedoch für ein bereits beſtehendes Erbbaurecht bleiben nach $ 38 die bisherigen Geſetze 
noch weiter maßgebend (vgl. § 38 A J). 


8 36 
Soweit in Reichs- oder Landesgesetzen auf die SS 1012 bis 1017 des Bürger- 
lichen Gesetzbuchs verwiesen ist, treten an deren Stelle die entsprechenden 
Vorschriften dieser Verordnung). 


1. In der Reihenfolge der 98 1012—1017 BG treten an deren Stelle 8 1 Abſ 1, 8 1 
Abſ 2, 8 1 Abſ 3, 8 11 Abf 1, $ 13, $ 11 Abſ 1 VO. 


8 37 

Im S 20 der Grundbuchordnung werden die Worte „Bestellung oder Uber- 
tragung eines Erbbaurechts“ ersetzt durch die Worte „Bestellung, Anderung 
des Inhalts oder Übertragung eines Erbbaurechts“). 

Im $ 84 der Grundbuchordnung werden die Worte „Die Vorschriften der 
SS 7, 20° ersetzt durch die Worte „Die Vorschriften des $ 20°?). 

Dem 8 84 der Grundbuchordnung werden als Abs. 2 und 3 folgende Vor- 
schriften angefügt?): 

„Ist auf dem Blatte eines Grundstücks ein Recht der in den Artikeln 63 
und 68 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch bezeich- 
neten Art eingetragen, so ist auf Antrag für dieses Recht ein besonderes 
Grundbuchblatt anzulegen. Die Anlegung erfolgt von Amts wegen, wenn 
das Recht veräußert oder belastet werden soll. Sie wird auf dem Blatte 
des Grundstücks vermerkt. 

Die Landesgesetze können bestimmen, daß statt der Vorschriften des 
Abs 2 die Vorschriften der 88 14 bis 17 der Verordnung über das Erb- 
baurecht entsprechend anzuwenden sind.“ 

1. Eingefügt find die Worte „Anderung des Inhalts“. Danach iſt die bisher ſtreitige 


Tr 


Frage, ob es im Falle der Änderung des Inhalts ebenſo wie im Falle der Beſtellung oder 
der Übertragung eines Erbbaurechts formellrechtlich zur Vornahme der Eintragung des dem 
Grundbuchamt (in der Form des $ 29 GVO) zu führenden Nachweiſes der Erklärung der 
erforderlichen Einigung des Berechtigten und des anderen Teiles bedürfe, in bejahendem Sinne 
entſchieden. Über die materiellrechtlichen Erforderniſſe der Beltellung, der Anderung des 
Juhalts und der Übertragung eines Erbbaurechts und ihren Gegenſatz zu dieſer formellrecht⸗ 
lichen Vorausſetzung für die Vornahme der Eintragung vgl. N 

2. 8 7 ift geſtrichen, weil er durch $ 85 Satz 2 VO außer Kraft gelebt iſt. ' 

3. Nach 8 84 GBO in der jetzigen (U 2) Faſſung des nunmehrigen Abſ 1 finden die Vor⸗ 
ſchriften des 8 20 und des $ 22 Ab 2 G0 über das Erbbaurecht auf die in den Artt 68, 68 
EG. B00 bezeichneten Rechte entſprechende Anwendung. Dieſe Rechte find das Erbpacht; 
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recht mit Einſchluß des Büdnerrechts und des Häuslerrechts (Art 63) und vererbliche und 
veräußerliche Rechte zur Gewinnung eines den bergrechtlichen Vorſchriften nicht unter⸗ 
liegenden Minerals (Art 68). Die landesgeſetzlichen Vorſchriften hierüber ſollen nach 
näherer Beſtimmung der Artikel unberührt bleiben mit der Maßgabe, daß § 1017 bzw. 
88 874, 875, 876, 1015, 1017 BGB entſprechende Anwendung finden. Die 88 1015, 1017 
BGB werden jetzt gemäß $ 86 VO durch § 11 Abſ 1 VD erſetzt (. 8 86 A 1). Danach bedarf 
die Beſtellung der im Art 38 preuß. AG. BGB bezeichneten ſelbſtändigen Kohlenabbaugerechtig⸗ 
keiten und die im PrGeſ. v. 4. 8. 04 geregelte Beſtellung von Salzabbaugerechtigkeiten 
(materiellrechtlich) nicht einer Form, insbeſondere nicht mehr, wie früher, der Form der Auf- 
laſſung nach 8 925 BGB (f. hier 8 11 A 1, 8 1 A 1), jedoch iſt formellrechtlich zur Eintragung 
nach $ 20 GBO der Nachweis der Einigung in der Form des § 29 GB erforderlich (KGJ 
53, 150). Ein Erbpachtrecht kann nicht gemäß § 875 BGB, ſondern nur nach Maßgabe 
landesgeſetzlicher Vorſchriften aufgehoben werden (RIA 8, 278). — Der dem $ 84 GBO 
angefügte Abſ 2 gibt den geſtrichenen $ 7 GBO, wenn an Stelle von „ein Recht der in den 
Artt 68, 68 EG. BGB bezeichneten Art“ geleſen wird „ein Erbbaurecht“, wörtlich wieder, hält 
alſo den $ 7 GBO für die vorbezeichneten Rechte fachlich aufrecht. Der Vorbehalt in dem 
angefügten Ubf 3 geſtattet der Landesgeſetzgebung aber, die Anwendung des angefügten 
Abſ 2 (alſo des früheren $ 7 GBO) für dieſe Rechte auszuſchließen und dafür die Anwen⸗ 
dung der 88 14—17 VO vorzuſchreiben, wonach namentlich für die Rechte bei der Eintragung 
in das Grundbuch ſtets von Amts wegen ein beſonderes Grundbuchblatt anzulegen wäre. — 
130 Suläfligteit der Aufhebung einer Kohlenabbaugerechtigkeit gemäß $ 875 BGB vgl. 


8 38 


Für ein Erbbaurecht, mit dem ein Grundstück zur Zeit des Inkrafttretens 
dieser Verordnung belastet ist, bleiben die bisherigen Gesetze maßgebend i). 


1. Die für ein vor Inkrafttreten der VO (s. $ 85) begründetes Erbbaurecht maßgebend 
bleibenden bisherigen Geſetze ſind, außer den auf das Erbbaurecht bezüglichen formellrecht⸗ 
lichen, das Verfahren vor dem Grundbuchamt betreffenden bisherigen Vorſchriften, ins- 
beſondere dem durch $ 35 VO außer Kraft geſetzten $ 7 GBO und dent durch $ 87 Abſ 1 VO 
geänderten $ 20 GBO, in materiellrechtlicher Hinſicht die 99 1012—1017 BGB, welche lauten: 


8 1012. Ein Grundſtück kann in der Weiſe belaſtet werden, daß demjenigen, zu 
deſſen Gunſten die Belaſtung erfolgt, das veräußerliche und vererbliche Recht zuſteht, 
auf oder unter der Oberfläche des Grund ſtücks ein Bauwerk zu haben (Erbbaurecht). a) 

(E I 961 II 924; M 3 469; P 3 281 f.) 


8 1013. Das Erbbaurecht kann auf die Benutzung eines für das Bauwerk nicht er⸗ 
forderlichen Teiles des Grundſtücks erſtreckt werden, weun ſie für die Benutzung des 
Bauwerkes Vorteil bietet. b) 

(E I 961 II 924; M 3 469; P 3 281 f.) 


8 1014, Die Beſchränkung des Erbbaurechts auf einen Teil eines Gebäudes, ins⸗ 
beſondere ein Stockwerk, iſt unzuläſſig. o) 
(E I 961 II 924; M 3 470; P 3 281 f.) 


8 1015. Die zur Beſtellung des Erbbaurechts nach 8 873 erforderliche Einigung des 
Eigentümers und des Erwerbers muß bei gleichzeitiger Anweſenheit beider Teile vor 
dem Grundbuchamt erklärt werden. d) 


(E I 962 II 925; M 3 168, 471; P 3 288 f; 5 444.) 


8 1016. Das Erbbaurecht erliſcht nicht dadurch, daß das Bauwerk untergeht. e) 
(E I 963 II 927; M 3 478; P 3 284.) 


8 1017. Für das Erbbaurecht gelten die ſich auf Grundſtücke beziehenden Vor⸗ 
ſchriften. 
Die für den Erwerb des Eigentums und die Anſprüche aus dem Gigentume geltenden 
Vorſchriften finden auf das Erbbaurecht entſprechende Anwendung. f) 
(E 1 781, 962, 964 II 958: M 3 86, 471, 474; J 3 8, 284.) 
Hierzu iſt als für die weitere Geltung noch in Betracht kommend folgendes zu bemerken: 
Im allgemeinen: i 
Es iſt nicht nur die Frage, ob das Erbbaurecht rechtswirkſam begründet iſt, ob ſpätere 
Rechtsakte an ihm, wie Inhaltsanderungen, Belaſtungen, Übertragungen, rechtsgültig vorge 
nommen worden find, in welchem Rangverhältnis zu anderen Rechten am Grundſtück das Erbbau- 
recht ſteht, nach bisherigem Recht zu beurteilen, ſondern nach der allgemeinen, uneingeſchränkten 
Faſſung des 8 88 BO ſind auch neue Rechtsakte an dem Erbbaurecht, wie Inhaltsänderungen, 
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Belaſtungen, Übertragungen, Rangänderungen, nach bisherigem Recht vorzunehmen und iſt 
ape für die Frage der Beendigung des Erbbaurechts ebenfalls das bisherige Recht maß- 
gebend. 

Im einzelnen: 

a) 8 1012 ſtimmt wörtlich mit dem 8 1 Abſ 1 VO überein. Hinſichtlich des daraus ſich 
ergebenden Weſens und der Arten des Erwerbs eines beſtehenden Erbbaurechts vgl. 
VOS 1 Al am Anfang. Hinzuzufügen ift, daß ein Erbbaurecht nicht nur unter einer auf- 
fchiebenden Bedingung oder einer Zeitbeſtimmung, ſondern, was jetzt nach 8 1 Abſ 4 
Satz 1 VO nicht mehr zuläſſig iſt, auch unter einer auflöſenden Bedingung beſtellt werden 
konnte (RG 61, 1), jedoch nicht für die Lebenszeit des Erbbauberechtigten oder unter der 
auflöſenden Bedingung der Veräußerung, weil es dann nicht mehr ein veräußerliches und 
vererbliches Recht wäre (RIA 9, 128; vgl. aber wegen Zuläfſigkeit einer Vormerkung auf 
Grund der Verpflichtung zur Auſhebung für den Fall der Veräußerung ohne Genehmigung 
des Eigentümers RIA 9, 271). Über die Begriffe Grundſtück, auf oder unter der 
Oberfläche, Bauwerk und Recht zum Haben eines Bauwerks vgl. VO § 1 A 3, 7, 
8, 9, und darüber, daß ein Erbbaurecht nur zugunſten einer natürlichen oder juriſtiſchen 
Perſon, nicht auch zugunſten eines Grundſtücks (als ſubjektiv⸗dingliches Recht) beſtellt werden 
konnte (OL G 15, 859), wohl aber für mehrere zu ideellen Bruchteilen oder zur geſamten 
Hand, vgl. VO 8 1 A 5. 

b) § 1018 entſpricht dem 5 1 Abſ 2 VO. Vgl. dort A 10. Jedoch war und iſt Erfordernis 
für die Erſtreckung auf ein Nebenland nicht, wie jetzt nach 8 1 Abſ 2 VO, daß das Bau⸗ 
werk wirtſchaftlich die Hauptſache bleibt, ſondern, daß die Benutzung des Nebenlandes für 
die Benutzung des Bauwerks Vorteil bietet. Darunter iſt das gleiche zu verſtehen 
wie unter dem Vorteil, den eine Grunddienſtbarkeit nach der die Beſchränlung des Inhalts 
einer Grunddienſtbarkeit beſtimmenden Vorſchrift des F 1019 BGB für herrſchende Grund⸗ 
ſtücke haben muß. Vgl. hierüber 8 1019 A 2. Die Erſtreckung konnte bei Beſtellung des 
Erbbaurechts oder ſpäter und kann auch jetzt noch durch Einigung in der Form des $ 1015 
BOB und durch Eintragung in das Grundbuch über das mit dem Erbbaurecht belaſtete Grund⸗ 
ſtück erfolgen (88 873, 877 BOB). 

c) § 1014 ſtimmt wörtlich mit 5 1 Abſ 3 Vo überein. Vgl. dort A 11, die auch dafür 
fa daß ſchon nach $ 1014 BGB die Beſchränkung auf einen Gebäudeteil unzu⸗ 
äſſig war. 

d) 8 1015 ſchrieb für die Beſtellung des Erbbaurechts hinſichtlich der Einigung die 
ſelbe Form (Auflaſſung) vor wie für die Übertragung des Grundeigentums ($ 925 Abſ 1 
BGB). Vgl. über dieſe Form $ 925 BGB A 10—13. Eine dem $ 925 Abſ 2 entſprechende 
Beſtimmung aber war hier nicht aufgenommen. Inwieweit danach die Beſtellung eines 
Erbbaurechts unter einer Bedingung oder einer Zeitbeſtimmung erfolgen konnte, vgl. A a. 
Über die nach § 878 BGB erforderliche Einigung des Eigentümers und des Er⸗ 
werbers vgl. § 878 A 7, 8, 9, $ 925 A 5—9, ſowie KJ 21 A 127 (die Beſtellung eines 
Erbbaurechts galt im Hinblick auf die in Preußen erforderliche Genehmigung von Behörden 
nicht als eine Grundſtücksveräußerung). Sie mußte die eingeräumte Benutzungsbefugnis im 
einzelnen angeben. Der Inhalt des Erbbaurechts war nicht, wie z. B. der des Nießbrauchs, 
vom Geſetze ſo beſtimmt, daß ſich die Beteiligten nur über etwaige Einſchränkungen des geſetz⸗ 
lichen Inhalts zu einigen gehabt hätten. Das Grundbuchamt hatte zu prüfen, ob das ein⸗ 
geräunite Benutzungsrecht unter den geſetzlichen Begriff des Erbbaurechts (8 1012) fiel und 
die Einigung der erforderlichen Beſtimmtheit nicht entbehrte. Die außer der ray zur 
Begründung des Erbbaurechts gemäß $ 873 Abſ 1 erforderliche Eintragung war auf das 
Grundbuchblatt des belaſteten Grundſtücks zu bewirken. Vgl. hierüber A k. Auch formell. 
rechtlich war zur Vornahme der Eintragung (abweichend von $ 19 GBO) nach 8 20 G8 
erforderlich, daß die Einigung des Berechtigten und des anderen Teiles gemäß $ 1015 BED 
erklärt war. — Die nämliche Form der Einigung galt und gilt nach 58 1017 Abs 2, 925 Abſ 1 
BGB für die Übertragung des Erbbaurechts, die aber nach 88 1017 Abſ 2, 925 Abſ 2 BGB 
nicht unter einer Bedingung oder einer Zeitbeſtimmung erfolgen konnte und kaun. — Ferner 
bedurfte und bedarf die rechtsgeſchäftliche Anderung des Inhalts, auf die nach § 877 die 
$$ 878, 874, 876 B Anwendung fanden bzw. finden, der gleichen Form der Einigung. 
Denn auch hierdurch wurde bzw. wird ein Erbbaurecht (mit anderem Juhalt als bisher) „be- 
ſtellt“ fo daß § 878 hinſichtlich Er der Einigung durch $ 1015 BGB erfegt wurde bzw. 
wird (ſtr.). — Nach Art 68 EG. BGB findet $ 1015 BGB auf die landesrechtlich zugelaſſene 
zelaſtung eines Grundstücks mit dem vererblichen und veräußerlichen Recht zur Gewinnung 
eines den bergrechtlichen Vorſchriften nicht unterliegenden Minerals entſprechende Anwendung 
beg de nach Art 63 EG. BGB nicht auf den landesrechtlichen Erbpachtvertrag mit Einſchluß 
es Büdner⸗ und Häuslerrechts. N { 2 

e) § 1016 1 5 wel mit 8 13 VO überein. Vgl. dort A 1, 2 über Nichterlöſchen 
des Erbbaurechts zufolge Untergang des Bauwerks. Die Vorſchrift konnte und kann 


— 
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aber durch Vereinbarung der Beteiligten geändert, insbeſondere der Untergang als auflöſende 
Bedingung oder als Endtermin für das Erbbaurecht geſetht werden (vgl. OLG 31, 333). Die 
früheren Beſtandteile des untergegangenen Bauwerks (Baumittelſtücke) gehören demjenigen, 
welcher Eigentümer des Bauwerks war (vgl. 58 955, 958, 95 Abſ 1 Satz 2 BGB). Beſtand 
das Bauwerk bereits zur Zeit der Begründung des Erbbaurechts, ſo iſt es im Eigentum des 
Grundſtückseigentümers geblieben, während es, wenn es erſt vom Erbbauberechtigten in 
Ausübung der 818 00 erbaut worden iſt, dem Erbbauberechtigten gehört (88 93, 94 
Abf 1 bzw. 95 BOB; KGJ 25 A 141; 39 B 90; OLG 26, 126; 31, 833; vgl. RG IW 03 
Beil 90). — Eine Pflicht des Erbbauberechtigten oder des Grundſtückseigentümers zur Wieder ⸗ 
herſtellung des Bauwerks beſteht nicht. Wohl aber hat der Erbbauberechtigte, da ſein Erbbau⸗ 
recht beſtehen bleibt, die Befugnis zur Wiederherfteilung. Iſt der Erbbauberechtigte Eigen 
tümer des untergegangenen Bauwerks geweſen, ſo iſt er berechtigt, die übriggebliebenen 
Stücke des Bauwerks wegzunehmen. 

f) §S 1017 Abſ 1, 2 eutipricht dem § 11 Abj 1 Satz 1 VO. Über die ſich auf Grund⸗ 
ſtücke beziehenden Vorſchriften, die auf das Erbbaurecht Anwendung zu finden hatten 
bzw. noch Anwendung zu finden haben, vgl. die Darſtellung in Vo 9 11 A 1. Wegen der 
Notwendigkeit der im 8 1015 BGB vorgeſchriebenen Form der Einigung bei der Beſtellung, 
der Übertragung und der Anderung des Inhalts des Erbbaurechts vgl. hier A d, und 
wegen der Rechte, mit denen ein Erbbaurecht belaſtet werden kann, ſowie wegen der Erforder⸗ 
niffe für die Belaſtung vgl. VO $ 11 A 1 unter „belaſtet“, die auch hinſichtlich der nach bis⸗ 
herigem Recht begründeten Erbbaurechte gilt. Das Erbbaurecht endigt (erliſcht) zwar nicht 
durch Untergang des Bauwerks ($ 1016 BOB; |. A e), wohl aber durch Eintritt einer geſetzten 
auflöfenden Bedingung oder des beſtimmten Endtermins (88 158 Ab] 2, 163 BGB), ferner 
durch rechtsgeſchäftliche Aufhebung gemäß 98 875, 876, 878 BGB (RIA 8, 278), durch Ver⸗ 
jährung gemäß $ 901 BG (RIA 8, 278) und durch Zuſchlag des mit dem Erbbaurecht be⸗ 
laſteten Grundſtücts in der Zwangsverſteigerung gemäß § 91 ZUG. Dagegen nicht durch 
Aufhebung gemäß $ 928 BGB, da die auf den „Verlust“ des Grundeigentums bezüglichen 
Sondervorſchriften nicht für anwendbar erklärt find (NZU 8, 279). Dagegen findet $ 927 
BGB (Erwerb des Eigentums auf Grund Ausſchlußurteils für den Eigenbeſitzer) Anwendung, 
da es ſich um eine den „Eigentumserwerb“ betreffende Vorſchrift handelt, wiewohl mit dem 
Erwerb zugleich ein Verluſt des früheren Eigentums (Erbbaurechts) verbunden 0 (ftr.). Da: 
durch, daß ſich das Erbbaurecht mit dem Eigentum am Grundftüd in einer Perſon vereinigt, 
geht für ſich allein gemäß $ 889 BGB das Erbbaurecht noch nicht unter (vgl. OLG 81, 334). 
Mit der Beendigung des Erbbaurechts erlöſchen auch die Belaſtungen, und zwar nicht 
nur an dem Erbbaurecht ſelbſt, ſondern auch an dem Bauwerk, auf das ſie ſich erſtreckten, 
gleichviel, ob es dem Erbbauberechtigten oder dem Grundſtückseigentümer gehört. — Hin ⸗ 
ſichtlich der zur Wirkſamkeit der vorbezeichneten Rechtsakte, ſoweit ſie rechtsgeſchäftlicher Natur 
find, nach §8 873 oder 875 BCB erforderlichen Eintragungen in das Grundbuch iſt 
folgendes zu bemerken. Die Eintragung der Erbbaurechtsbeſtellung als einer Grundſtücks. 
belaſtung hatte in das Grundbuchblatt über das mit dem Erbbaurecht zu belaſtende Grundſtück 
zu erfolgen (in Preußen in Abteilung II). Dabei konnte (anders wie nach jetzigem Recht, 
ſ. A 2 814 Vo) gemäß $ 874 BOB zur näheren Bezeichnung des Juhalts des Erbbaurechts 
auf die Erklärung der Einigung der Beteiligten über die Beſtellung (920 GB) Bezug ge» 
nommen werden (JFG 2, 307); jedoch nicht hinſichtlich Bedingungen und Befriſtungen, 
da fie nicht zum Inhalt des Rechtes gehören (KGJ 49, 189). Auf Antrag mußte und 
muß gemäß 8 7 Wfl Satz 1 GBO für das fo eingetragene Erbbaurecht ein beſonderes 
Grundbuchblatt unter Vermerk auf dem Blatte des Grundſtücks ($ 7 Abſ 2 GBO) an⸗ 
gelegt werden. Sollte oder ſoll das Recht veräußert oder belastet werden, jo erfolgte 
bzw. erfolgt die Anlegung des beſonderen Grundbuchblatts gemäß 8 7 Abſ 1 Satz 2 GO 
von Amts wegen. Auf dieſes Blatt wurde bzw. wird die Übertragung, auch die im 
Wege der Zwangsverſteigerung, oder die Belaſtung gebucht (RZU 5, 202). Ein Erbbauzins, 
der dem Erbbaurechte nicht weſentlich war, gehörte und gehört ebenfalls zu den zuläfligen 
Belaſtungen des Erbbaurechts; er war bzw. iſt als eine dem jeweiligen Grundſtückseigen⸗ 
tümer zuſtehende (ſubjektiv dingliche) Reallaſt (8 1105 Abſ 1, 2 1 auf das Blatt über 
das Erbbaurecht einzutragen. Dagegen war bzw. iſt eine nachträgliche Anderung des Inhalts 
oder des Ranges des Erbbaurechts maßgeblich wiederum auf das Blatt für das Grundſtück 
einzutragen; jedoch iſt, wenn ein Blatt für das Erbbaurecht angelegt iſt, die Inhaltsänderung 
darin nachzutragen. Im Falle der rechtsgeſchäftlichen Aufhebung oder des ſonſtigen Er ⸗ 
löſchens des Erbbaurechts iſt die Löſchung ebenfalls auf dem Blatte für das Grundſtück zu 
bewirken; ein etwaiges Blatt für das Erbbaurecht iſt zu ſchließen. Dieſes Blatt galt und 
gilt als Grundbuch im Sinne des BGB (vgl. 8 3 Satz 2 GBO), z. B. hinſichtlich des öffent- 
lichen Glaubens des Grundbuchs nach 59 891—893 BB. Letzteres gilt jedoch im Falle der 
Nichtübereinſtimmung mit dem Grundbuchblatt für das Grundſtück nur hinſichtlich der Über⸗ 
tragungen und Belaſtungen des Erbbaurechts, während hinſichtlich des Beſtehens, des Inhalts 
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und des Ranges des Erbbaurechts das Blatt für das Grundftüd maßgebend ift. — Da nicht 
nur die Vorſchriften des Sachenrechts, die ſich auf Grundſtücke beziehen, ſondern auch ſolche 
Vorſchriften des Rechtes der Schuldverhältniſſe für das Erbbaurecht gelten, bedurfte auch der 
ſchuldrechtliche Vertrag auf Beſtellung des Erbbaurechts und bedurfte und bedarf auch 
der ſchuldrechtliche Vertrag auf Übertragung des Erbbaurechts der Form des $ 818 Satz 1 
BGB (Prot 1, 464; RG 61, 4; OLG 26, 126). Auch § 313 Satz 2 fand bzw. findet An⸗ 
wendung, da, wenn auch Beſtellung und Übertragung nicht als Auflaſſung bezeichnet wurden 
(vgl. 8 20 GBO), doch das Geſetz (88 1015, 1017 Abſ 2) für die Einigung eine der Auflaffung 
0 Form verlangt. — Über die für das Erbbaurecht geltenden Anſprüche aus dem 
Eigentum vgl. VO 8 11 A 2. — Auf die vor Inkrafttreten des BGB begründeten 
Erbbaurechte finden nach Art 184 EG. BGB die SS 1012 ff. mit Ausnahme des § 1017 keine 
Anwendung (vgl. OLG 18, 144). An die Stelle des § 1017 iſt jetzt $ 11 VO getreten. — 
Über die in Artt 63, 68 EG. BGB bezeichneten Rechte vgl. VO § 87 A 3. 


8 39 


Erwirbt ein Erbbauberechtigter auf Grund eines Vorkaufsrechts oder einer 
Kaufberechtigung im Sinne des $ 2 Nr 7 das mit dem Erbbaurechte belastete 
Grundstück oder wird ein bestehendes Erbbaurecht erneuert, so bleiben reichs-, 
landesgesetzliche und kommunale Gebühren, Stempel- und Umsatzsteuern jeder 
Art insoweit außer Ansatz, als sie schon bei Begründung des Erbbaurechts 
entrichtet worden sind!). 

1. Durch diefe Beſtimmung wird Befreiung von den darin genannten Steuern für den 
Fall, daß der Erbbauberechtigte auf Grund eines ihm zustehenden (perfönlichen oder ding ⸗ 
lichen) Vorkaufsrechts (58 504, 1094 BGB) oder einer Kaufberechtigung nach § 2 Nr 7 VO 
das mit dem Erbbaurecht belaſtete Grundſtück erwirbt oder wenn ihm auf Grund eines Er- 
neuerungsvorrechts gemäß 8 2 Nr 6 Vo das durch Zeitablauf erloſchene Erbbaurecht erneuert 


wird (vgl. $ 2 A 9), inſoweit gewährt, als gleichartige Steuern bereits bei Begründung des 
Erbbaurechts entrichtet worden ſind. 


Fünfter Abſchnitt 
Dienſtbarkeiten!) 


Erſter Titel 
Grund dienſtbarkeiten 


8 1018 


Ein Grunoſtück:) kann zugunſten des jeweiligen Eigentümers eines 
anderen Grundſtückss) in der Weije‘) belaſtet werden‘), daß dieſer das 
Grundſtück in einzelnen Beziehungen‘) benutzen darf“) oder daß auf dem 
Grundſtücke gewiſſe Handlungen nicht vorgenommen werden dürfen) oder 
daß die Ausübung eines Rechtes ausgeſchloſſen iſt, das ſich aus dem Eigen⸗ 
tum an dem belaſteten Grundſtücke dem anderen Grundſtücke gegenüber 
ergibt (Grund dienſtbarkeit) ). 

E 1 966 II 989; M 3 478 ff.; P 3 286 ff., 808 ff., 827 f. 


„1. Das BGB kennt nur drei Arten von Dienſtbarkeiten: die Grunddienſtbarkeiten (88 1018 
bis 1029), den Nießbrauch (88 1030—1089) und die beſchränkten perſönlichen Dienſtbarkeiten 
(88 1090—1093). Die Dienſtbarkeit ift ein dingliches Recht an fremder Sache, kraft deſſen dem 
Berechtigten der in einem weiteren als dem gewöhnlichen Sinne zu verſtehende Gebrauch einer 
Sache in gewiſſen Beziehungen zuſteht (M 3, 475 ff.; KJ 51, 292). Gemeinſchaftliche Beſtim⸗ 
mungen für alle drei Arten der Dienſtbarkeiten enthält das BGB nicht. Es haben nur einige 
Vorſchriften für die einzelnen Rechte den gleichen Inhalt (vgl. 88 1024, 1027, 1060, 1065, 
1090). Der Nießbrauch kann beftehen ſowohl an beweglichen Sachen als an Grundſtücken, 
auch an Rechten und an einem Vermögen. Dagegen ſind Grunddienſtbarkeiten und beſchränkte 
berfönliche Dienſtbarkeiten nur an Grundſtücken möglich. Die Vorſchriften, die den Inhalt einer 
Dienftbarteit beſchränken (z. B. 88 1018, 1019), haben zwingenden Charakter, jo daß fie der Ub- 
änderung durch Vereinbarung der Beteiligten nicht unterliegen (KJ 21 A 310). Der Nieß 
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brauch und die beſchränkten perſönlichen Dienſtbarkeiten ſind unvererblich und unübertragbar 
(88 1059, 1061, 1090 Abſ 2, 1092). Sie find ſubjektiv⸗perſönliche Rechte (Berechtigter nur eine 
Perſon), während die Grunddienſtbarkeiten ſubjektiv dingliche Rechte (Berechtigter nur ein 
anderes Grundſtück) find. — Die Vorbehalte zugunſten der Landesgeſetze in EG Artt 109 
(Enteignung), 113 (Zuſammenlegung von Grundſtücken uſw.), 114 (Ablöſungsrenten), 118 
(an buchungsfreien Grundſtücken) beziehen ſich auf alle Dienſtbarteiten, der Vorbehalt in 
Art 115 Ech (Beſchränkung oder Unterſagung) nur auf Grunddienſtbarkeiten und beſchränkte 
perſönliche Dienſtbarkeiten. Vgl. auch EG Artt 117 (Verſchuldungsgrenze), 112 (Bahnein⸗ 
heiten), 120 (Uuſchädlichkeitszeugnis), 164 (Berechtigung der Nealverbände). Übergangs- 
vorſchriften enthalten die Artt 184, 187, 189, 191 EG. (vgl. zu Art 184 für rheiniſches Recht 
R 104, 148). Danach richtet ſich bis zur Anlegung des Grundbuchs auch nach Inkraft⸗ 
treten des BGB die Begründung der Dienſtbarkeiten an einem Grundſtück nach den bis⸗ 
herigen Geſetzen und die Aufhebung ebenſo, bis das Recht eingetragen iſt (Art 189). Die 
zur Zeit des Inkrafttretens des BGB beſtehenden Dienſtbarkeiten bleiben be⸗ 
ſtehen und bedürfen, wenn ſie zu der Zeit beſtehen, zu weicher das Grundbuch als angelegt 
anzuſehen iſt (Art 186 Abſ 1 EG; in Preußen, ſoweit bereits Grundbücher beſtanden, mit 
Inkrafttreten des BGB; Art 3 der VO v. 13. 11. 99), auch zur Wirkſamkeit gegenüber 
dem öffentlichen Glauben des Grundbuchs, ſoweit nicht landesgeſetzlich etwas anderes 
beſtimmt iſt, nicht der Eintragung (Artt 184, 187). Jedoch kann von dem Berechtigten 
oder dem Eigentümer des beiaſteten Grundſtücks die Eintragung verlangt werden (Art 187 
Abſ 1 Satz 2 EG). Es muß aber dann dem Grundbuchamt nachgewieſen werden nicht 
nur, daß die Grunddienſtbarteit überhaupt begründet worden iſt, ſondern auch, daß ſie be⸗ 
reits in jenem Zeitpunkt beſtanden hat (KJ 51, 255). Geſchieht dies, fo iſt die Grund⸗ 
dienſtbarkeit mit dem Range vor den nach jenem Zeitpunkt eingetragenen Hypotheken und 
ſonſtigen Rechten einzutragen (KGJ 51, 257). Art 191 bezieht ſich auf den Beſitzſchutz für 
Grunddienſtbarleiten und beſchränkte perſönliche Dienſtbarteiten. — Die den Inhalt einer 
Dienſtbarkeit bildenden Befugniſſe können einer Perſon auch durch einen rein ſchuldrecht⸗ 
lichen Vertrag mit Wirkung nur zwiſchen den Vertragſchließenden gewährt werden (RG 
Warn 09 Nr 69). 

2. Grund dienſtbarkeiten find nur möglich an Grundſtücken ſowie an Erbbaurechten (§ 1017 
Abſſ 1, VO v. 15. 1. 19 8 11) und den andern in Artt 63, 68, 196 EG bezeichneten (landesrechtlichen) 
Rechten mit Grundſtücksnatur. Vgl. hierüber Vorbem 4 vor $ 873 (Grunddieuſtbarkeit an einer 
Abbaugerechtigkeit). Ein Recht zum Schöpfen von Leitungswaſſer aus ſtädtiſchen Rohrleitungen 
kann nicht als Grunddienſtbarkeit begründet werden, da die Rohrleitungen bewegliche 
Sachen find (OLG 45, 222). Jedoch auch au einem beſtimmten, abgegrenzten Teil 
eines Grundſtücks kann eine Grunddienſtbarkeit beſtellt werden (vgl. § 1026). Einer Abfchrei- 
bung des belaſteten Teiles bedarf es nach $6 Satz 2 G8 nicht, es ſei denn, daß Verwirrung zu 
beſorgen iſt (KJ 53, 171). Vgl. jedoch 8 96 GBO (f. dazu OLG 21, 42). Verſchieden 
hiervon iſt die an dem ganzen Grundſtück begründete Grunddienſtbarkeit, deren jeweilige 
Ausübung auf einen Teil des Grundſtücks beſchränkt iſt (88 1023, 1026; SeuffA 75 
Nr 31). Dies zeigt ſich bei dem Erſatzanſpruch des Berechtigten für den Wegfall der Dienft- 
barkeit im Zwangsverſteigerungsverfahren. Der Erſatzauſpruch nach 8 92 3G ergreift in 
dieſem Falle den nach Befriedigung der vorgehenden Rechte verbleibenden Erlös des ganzen 
Grundſtücks, während, wenn die Grunddienſtbarkeit nur einen Grundſtücksteil belaſtet, auch 
nur ein verhältnismäßiger Teil dieſes Erlöſes in Anſpruch genommen werden kann (vgl. 
RIA 2, 104; 12, 167; OLG 21, 42). Über die Frage, ob mehrere Grundſtücke mit 
ein und derſelben Dienſtbarkeit belaſtet werden können, vgl. A 5. — Auch an Privatflüſſen 
und ſelbſt an öffentlichen Flüſſen it eine Grunddienſtbarkeit (3. B. eine ſubjektiv⸗ dingliche 
Fiſchereigerechtigkeit) rechtlich möglich, da der nach örtlichen Grenzen bezeichnete Teil eines 
Fluſſes als ein beſtimmbarer und beſtimmter, räumlich abgegrenzter Abſchnitt der Erdober⸗ 
fläche, alſo als ein Grundſtück, ſich darſtellt (M 3 S. 48, 54) und, wenn auch nach Landes- 
recht (Art 65 EG) nicht (ſo z. B. nach früherem preußiſchen Recht) Privateigentum an 
öffentlichen Flüſſen beſtehen mag (ſ. § 903 A 1), doch auch bei dieſen Flüſſen der Gemein 
gebrauch (ſ. § 906 A 5) die Ausübung eines beſonderen begrenzten dinglichen Rechtes nicht aus⸗ 
ſchließt (RG 53, 98; Gruch 44, 929). — Das gleiche gilt von Grunddienſtbarkeiten an 
öffentlichen Wegen und Plätzen (RG JW 95, 362°; 97, 48°; 1927, 797°; OLG 15 ©. 363, 
364). Dadurch, daß die Benutzung ſpäter mit den öffentlichen Bedürfniſſen in Widerſpruch 
gerät, wird eine ſolche Grunddienſtbarkeit nicht aufgehoben, es ſei denn, daß fie von vornherem 
unter einer entſprechenden auflöfenden Bedingung beſtellt worden war (JW 1927, 797). 
Wegen der dem öffentlichen Rechte angehörenden, daher vom BOB nicht berührten ſervitu, 
tollen Rechte der Straßenanlieger an öffentlichen Straßen vgl. für preuß. und rhein. Re 5 
RG 7, 213; 10, 271; 20, 242; 80, 246; 44, 282; 56, 101; 62, 80; JW 99, 38145; 01, 144 
02, 19945; 07, 155%; 09, 8726; 1912, 86827; Gruch 44, 970: 58, 502; 65, 362; OG 
15, 862; dagegen für gemeines Recht RG 21, 191; 51, 251; JW 02, 819%; Seuffll 


Grunddienſtbarkeiten § 1018 387 


Nr 306. Vgl. auch über Haftung einer Stadtgemeinde, wenn infolge Erhöhung einer Straße 
die anliegenden Häuſer durch Anſammlung von Sickerwaſſer Schaden erleiden, nach § 367 
Nr 14 StGB, $ 823 Abſ 2 BG RG Warn 1915 Nr 51. Vgl. anderſeits darüber, daß der 
Anlieger an einer die Dorfſtraße bildenden Kreischauſſee nach preuß. Recht nicht Erſatz des 
durch eine Erhöhung der Straße infolge vermehrten Zufluſſes des Regenwaſſers an ſeinem 
Grundſtück erwachſenen Schadens vom Kreiſe verlangen kann, RG Gruch 65, 362. — Bu: 
läſſig iſt auch eine Grunddienſtbarkeit mit dem Inhalt, daß eine Eiſenbahnanlage auf 
dem Gelände des dienenden Grundſtücks für ein von dem herrſchenden Grundſtück heran⸗ 
geführtes Anſchlußgleis oder ein über das dienende Grundſtück zu einer Staatseiſenbahn 
führendes Anſchlußgleis für das herrſchende Grundſtück benutzt werden darf (RG JW 
1911, 46751; 1912, 8512; Gruch 52, 1200; vgl. aber auch RG 58, 264). Die Staatseiſenbahn⸗ 
verwaltung (jetzt Verwaltung der Reichsbahn), die vertragsmäßig einem Privatunternehmen 
Aaſchluß an ihre Gleiſe einräumt, iſt aber durch § 43 des preuß. KleinbahnGeſ. v. 28. 7. 92 
oder durch $4 des preuß. EiſenbahnGeſ. v. 3. 11. 38 nicht behindert, ſich ein jederzeit zu⸗ 
läſſiges Kündigungsrecht auszubedingen (RG Gruch 64, 368). — An dem Bruchteil (ideellen 
Teil) eines Grundſtücks iſt eine Grunddienſtbarkeit nicht möglich. 


3. Nur der jeweilige Eigentümer eines andern Grundſtücks oder der jeweilige Inhaber 
eines Erbbaurechts (81017 Abſ 1, VO v. 15. 1. 19 8 11) oder der andern in Artt 63, 68, 196 EGG 
bezeichneten (landesrechtlichen) Rechte mit Grundſtücksnatur (OLG 45, 221) kann der Grund⸗ 
dienſtbarkeitsberechtigte ſein, nicht eine beſtimmte natürliche oder juriſtiſche Perſon. Für 
dieſe (3. B. für eine Stadtgemeinde) kann eine dem 8 1018 entſprechende Belaſtung eines 
Grundſtücks nur als beſchränkte perſönliche Dienſtbarkeit ($ 1094) begründet werden (vgl. RG 
54, 246; 8 1019 A 4). So z. B. auch das Recht einer Eiſenbahngeſellſchaft (der Reichsbahn), 
ein Grundſtück für ihre Eiſenbahngleiſe benutzen zu dürfen (vgl. RG 8, 207). Jedoch kann 
eine Grunddienſtbarkeit unter der auflöſenden Bedingung beſtellt werden, daß ſie erlöſchen 
ſoll, falls das herrſchende Grundſtück in das Eigentum einer anderen Perſon als eines 
Abkömmlings des gegenwärtigen Eigentümers gelangt; denn es iſt dann der jeweilige 
Eigentümer berechtigt, vorausgeſetzt, daß er ein Abkömmling des gegenwärtigen Eigen. 
tümers iſt (RIA 12, 69). Ferner iſt eine Grunddienſtbarkeit für ein gewerbliches Unter 
nehmen dann zuläſſig, wenn durch die Benutzung des belaſteten Grundſtücks zum Vor⸗ 
teile des Betriebs des Gewerbes mittelbar auch dem Grundſtück, auf dem das 
Gewerbe (z. B. eine Waſſermühle, ein Tonwerk, eine Ziegelei, eine Zuckerfabrik, auch 
Gaſtwirtſchaft) betrieben wird und das für den Gewerbebetrieb beſonders und dauernd ein⸗ 
gerichtet ift, Vorteile zufließen (vgl. RG 30, 2053 SW 98, 3140, 99, 54756, 00, 67648; 
05, 39312; Warn 1913 Nr 154; Gruch 50, 105; 57, 188; OLG 15, 360; KG 52, 175; auch 
3 1019 A 4). — Unter Grundſtück iſt hier wie auch ſonſt im BGB eine räumlich abgegrenzte 
Bodenfläche zu verſtehen, die auf einem beſonderen Grundbuchblatte für ſich allein oder auf 
einem gemeinſchaftlichen Grundbuchblatt unter einer beſonderen Nummer im Verzeichniſſe 
der Grundſtücke eingetragen ſteht (ſ. S 878 A 4). Daher kann eine Grunddienſtbarkeit zugunften 
des jeweiligen Eigentümers eines realen Grundſtücksteils nur beſtelſt werden, wenn der 
Teil durch Abschreibung zu einem ſelbſtändigen Grundſtück umgeftaltet wird; die Beſtimmung 
des § 6 Satz 2 GBI, wonach ein Grundſtücksteil mit einer Dienſtbarkeit oder einer Reallaſt 
belaſtet werden kann, ohne daß er abgeſchrieben und als ſelbſtändiges Grundſtück eingetragen 
zu werden braucht (J. A 2), kann als Ausnahmevorſchrift auf den Grunddienſtbarkeitsberech⸗ 
tigten (herrſchende Grunditii) keine entſprechende Anwendung finden (ſtr.; KJ 53, 171; 
OLG 438, 6; ſ. aber unten). Ferner kann zugunſten des Bruchteils eines Grundſtücks 
eine Grunddienſtbarkeit nicht beſtehen (vgl. Prot 3, 310). Jedoch kann nach § 1009 das herr⸗ 
ſchende Grundſtück im Miteigentum mehrerer ſtehen, während das dienende Grundſtück einem 
der Miteigentümer allein gehört, und umgekehrt. Über Unzuläſſigkeit der Beſtellung einer 
Grunddienſtbarkeit für mehrere Grundſtücke ſowie über eine Grunddienſtbarkeit für eine 

ealgemeinde ſ. A 5. Für zuläſſig zu erachten iſt die Beſtellung einer Grunddienſtbarkeit 
mit der Beſtimmung, daß die Ausübung nur zugunſten eines realen Grundſtücksteils 
ſtatthaft fein ſoll, da der begünſtigte Teil nicht ein ſelbſtändiges Grundſtück zu fein braucht, 
vielmehr für die Ausübung es genügt, wenn er durch Karte und Beſchreibung deutlich ge⸗ 
kennzeichnet ift (OLG 43, 6). — Die Grunddienſtbarkeit iſt Beſtaudteil des herrſchenden Grund 
ſtücks ($ 96). Ihre Abtrennung von dieſem und ihre geſonderte Übertragung iſt un⸗ 
zuläſſig, da es nach § 1019 zu ihrem Weſen gehört, daß fie gerade dieſem Grundſtücke zun 
Vorteil dient (KJ 43, 132; OLG 34, 194). — Daß das dienende und das herrſchende 
Grundſtück benachbart ſind, iſt nicht erforderlich (OLG 5, 120). 


4. Die Belaftung kann nur in der Weiſe erfolgen, wie ſie im 8 1018 angegeben iſt. Die 
egrenzung des Inhalts iſt zwingend. Durch Vereinbarung der Beteiligten kann 
der Inhalt nicht erweitert werden. Die Eintragung einer Grunddienſtbarkeit mit einem anderen 
als dem von 8 1018 zugelaſſenen Inhalte iſt nichtig (EJ 21 A 310). Daher darf namentlich 
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nicht eine Verpflichtung zu einer Leiſtung, einem Handeln, einem Tun dem 
Eigentümer des belaſteten Grundſtücks auferlegt werden, ſoweit nicht die Sondervorſchriften 
der 88 1021, 1022 bezüglich Unterhaltung einer der Grunddienſtbarkeit dienenden Anlage 
Platz greifen (RG 58, 272; RIA 1, 28; 11, 184; OLG 8, 127). Denn nur auf Dulden der 
Benutzung oder auf die Unterlaſſung gewiſſer Haudlungen kann nach 8 1018 die Grunddienſtbar⸗ 
keit gerichtet ſein. Leiſtungen aus einem Grunpftüd konnen nur als Reallaſten einem Grund- 
ſtücke auferlegt werden, ſofern die Vorausſetzungen des $ 1105 (3. B. daß die Leiſtungen wieder⸗ 
kehrende fein ſollen) gegeben find (JA 1, 28; 11, 184; OLG 2, 491; 8, 126; 26, 101; auch 
KJ 26 A 276). So z. B. kann nicht Gegenſtand einer Grunddienſtbarkeit fein: die Ver⸗ 
pflichtung, auf Verlangen des jeweiligen Eigentümers eines anderen Grundſtücks über eine 
beſtimmte Grenzlinie hinüberragende Gebäude oder Gebäudeteile auf eigene Koſten zu be⸗ 
ſeitigen (RIA 1, 25; KOR 26 A 274; OLG 18, 146); die Verpflichtung, eine Anlage (3. B. 
ein Eiſenbahngleis, eine Überfahrt, eine Einfriedigung) dauernd zu unterhalten, wenn dieſe 
Verpflichtung die alleinige oder doch hauptſächliche Belaſtung des Grundſtücks enthalten 
ſoll (RG 58, 272; OLG 8, 126; 26, 82). Ferner können rein ſchuldrechtliche Verpflich⸗ 
tungen, wie überhaupt nicht Gegenſtand dinglicher Rechte, ſo auch nicht Gegenſtand einer 
Grunddienſtbarkeit fein (RG 58, 272; 60, 320; KG 21 A 810; 22 A 152; 25 A 148; 26 A 274; 
49, 196; OLG 2, 491; 3, 291; 43, 8). So z. B. nicht: der Verzicht auf Entſchädigung für Nach⸗ 
teile, die dem Grundſtücke durch den Betrieb einer Eiſenbahn oder durch den Betrieb eines 
Bergwerks oder durch Kanaliſationsarbeiten erwachſen (KGJ 21 A 810; 22 A 152; 49, 196; 
OLG 3, 291); die Verpflichtung des Eigentümers, ſich mit einer beſtimmten Entſchädigung 
zu begnügen, wenn ſpäterhin eine Grundfläche zu Straßenland gezogen werden ſollte (KGJ 
25 A 148). Jedoch kann ein Tun, wie aus den $$ 1021, 1022 zu entnehmen iſt, Neben» 
beſtandteil einer nach dem Hauptinhalt als Grunddienſtbarkeit ſich darſtellenden Belaſtung 
ſein (z. B.: wenn die Hauptbelaſtung in der Unterlaſſung der Beſeitigung eines zum Wind⸗ 
ſchutze dienenden Waldſtreifens beſteht und die Nebenverpflichtung in der etwa nötig werden- 
den Aufforſtung des Streifens, RIA 11, 133; wenn der Hauptinhalt iſt, daß einer Mühle 
nicht durch Bäume der Wind genommen werden darf, und die Nebenverpflichtung, Bäume 
nötigenfalls zu kappen, OLG 26, 81). Dagegen ſtellt ſich die bei Beſtellung einer Grund⸗ 
dienſtbarkeit auf Duldung von Einwirkungen von einem Nachbargrundſtück aus (ſ. A 9) ge 
troffene Beſtimmung, daß „ohne Entſchädigung“ die Einwirkung zu dulden ſei, nicht als eine 
ſolche Nebenbeſtimmung des dinglichen Rechtes dar, auch nicht als ein zur Grunddienſtbar 
keitsbelaſtung geeigneter Ausſchluß der Ausübung eines Rechtes, das ſich aus dem Eigentum 
an dem belaſteten Grundſtück ergibt, ſondern als ein gegenüber jener Grunddienſtbarkeit 
ſelbſtändiger, lediglich ſchuldrechtlicher Verzicht auf Entſchädigung, der nur zwiſchen den 
Vertragſchließenden wirkt; die Beſtimmung kann daher nicht, auch nicht zugleich mit jener 
Grunddienſtbarkeit, eingetragen werden (str.; KJ 49, 199; vgl. jedoch JW 1921, 584). 
Vgl. auch § 1105 A 7 (Erhaltung eines Zuſtandes als Reallaſt). — Dem herrſchenden 
Grundſtücke kann nicht als Inhalt der Grunddienſtbarkeit eine Verpflichtung zur Gegen- 
leiſtung auferlegt werden, weil dies auf eine Grunddienſtbarkeit gegen das herrſchende 
Grundſtück mit dem Inhalt einer Leistung hinauskäme (vgl. OLG 8, 126). Jedoch iſt es für 
zuläſſig zu erachten, daß die Ausübung der Grunddienſtbarkeit im einzelnen Fall von einer 
Gegenleiſtung abhängig gemacht wird; denn hierin liegt nur eine Beſchränkung des Inhalts 
(vgl. RG 79, 379; § 1021 A 5). 

5. Eine rechtsgeſchäftliche Belaſtung im Sinne des $ 1018 erfolgt gemäß § 873 unter 
Anwendung der 88 874, 878 durch Einigung der Eigentümer des zu belaſtenden und des ſpäter 
herrſchenden Grundſtücks und Eintragung im Grundbuch. Über das Weſen der Einigung 
und die Erforderniſſe für ihre Rechtsgültigkeit vgl. $ 873 A 7, 8, 9. Hervorzuheben iſt hier, 
daß die Einigung zur materiellrechtlichen Gültigkeit einer Form nicht bedarf. Ebenſowenig 
in der Regel die Übernahme der Verpflichtung zur Beſtellung einer Grunddienſtbarkeit (Aus ⸗ 
nahme z. B. im Falle der Schenkung, § 518). Der Anſpruch aus ſolch einer Verpflichtungs 
übernahme kann durch Vormerkung geſichert werden (vgl. KJ 40, 127). Die Einigung 
kann auch ſtillſchweigend erfolgen. Jedoch liegt eine rechtswirkſame Beſtellung einer 
Grunddienſtbarkeit noch nicht darin allein, daß ein Eigentümer zweier Grundſtücke, von denen 
das eine dem anderen bereits tatſächlich dient, ein Grundſtück veräußert; denn es fehlt dazu 
die Eintragung (R JW 1912, 36155, 1912, 851°; anders RG 13, 249; 88, 286; 49, 236; 
JW 95, 23358; Gruch 35, 1034; 47, 959: 29. 5. 11 V 516/10; OLG 26, 84 nach früherem 
Recht). Unter Umſtänden kann aber, insbeſondere wenn die Benutzung des einen Grund- 
ſtücks für das andere notwendig ift (4. B. wenn: eine Gleisanlage zum Anſchluß an eine 
Staatseiſenbahn über beide Grundſtücke geht; eine dem veräußerten Grundſtück zum Vorteil 
gereichende Stauanlage in dem zum andern Grundſtück gehörenden Privatfluß beſteht), aus 
dem Veräußerungsvertrage der Wille der Beteiligten entnommen werden, daß der Eigen. 
tümer des dienenden Grundſtücks verpflichtet iſt, eine Grunddienſtbarkeit zu beſtellen. Kommt 
der Eigentümer dieſer Verpflichtung nach, wozu er von dem anderen Teil angehalten werden 
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kann, fo entſteht erſt durch die Eintragung die Grunddienſtbarkeit rechtlich (RG IW 1912, 
36122; 1912, 8512; vgl. auch RG Gruch 47, 959; M 3, 478; Prot 3, 286). — Eine Grund: 
dienſtbarkeit kann, da eine ausſchließende Beſtimmung nicht beſteht, auch unter einer 
Bedingung (8 158) oder Befriſtung (8 168) beſtellt werden, ſofern durch dieſe der 
Begriff der Grunddienſtbarkeit nicht berührt wird (3. B. unter der auflöſenden Bedingung, 
daß die Dienſtbarkeit erföfchen ſoll: wenn ein ſpäterer Eigentümer des herrſchenden Grund. 
ſtücks nicht ein Abkömmling des gegenwärtigen Eigentümers iſt; wenn eine entſprechende 
Grunddienſtbarkeit auf einem anderen Grundſtücke gelöſcht werde, RIA 12, 69; KJ 46, 225; 
OLG 31, 334). — Für oder gegen mehrere Grundſtücke kann nicht ein und die⸗ 
ſelbe Grunddienſtbarkeit beſtellt werden, da ihr Weſen gerade darin beſteht, daß die Benutzung 
eines beſonders gearteten Grundſtücks ſpeziell einem anderen Grundſtücke zum Vorteil gereicht. 
Allerdings kann ein ganzes Grundſtück mit einer Grunddienſtbarkeit belaſtet werden, deren 
Ausübung ſich nur auf einen Teil des Grundſtücks erſtreckt; aber die anderen Teile ſind dann 
nur als unſelbſtändige Grundſtücksbeſtandteile mitbelaſtet (insbeſondere für den etwaigen 
Wertserſatz nach 8 92 ABS; ſ. A 2), und fie können nach § 1026 im Falle der Grundſtücksteilung 
von der Dienſtbarkeit frei werden. Die Grundſätze von der Sicherung einer Forderung durch 
eine Hypothei an mehreren Grundſtücken (Geſamthppothek) finden auf die Dienſtbarkeit keine 
Anwendung (RIA 12, 167). Jedoch kann eine Dienſtbarkeit dann auf mehrere Grundſtücke 
als Geſamtbelaſtung eingetragen werden, wenn ihre Ausübung (z. B. die eines Wegerechts) 
ſich auf die mehreren Grundſtücke erſtreckt (MIA 12, 170). Auch können mehrere Grunddienſtbar⸗ 
keiten mit gleichem Inhalte für oder gegen mehrere Grundſtücke beſtellt werden. — Da zur 
Beſtellung eine Einigung zwiſchen dem Paſſivbeteiligten und dem Aktipbeteiligten erforderlich 
iſt, kann der Eigentümer zweier Grundſtücke nicht das eine zugunſten des anderen 
oder der Eigentümer eines Grundſtllcks deſſen einen Teil zugunſten des anderen Teiles mit 
einer Grunddienſtbarkeit belaſten. Vgl. hierüber ſowie über die Ausnahme des § 1009 für 
den Fall, daß das eine Grundſtück im Miteigentum mehrerer, das andere im Alleineigentum 
eines der Miteigentümer ſteht, 8 873 A 7a, auch KJ 39 A 127 (Beſtellung eines Fenſter 
rechts durch den Eigentümer zweier Grundſtücke für den Fall, daß ein Grundſtück veräußert 
werden Sollte). — Die Grunddienſtbarkeit wird auf das Grundbuchblattdesbelaſteten 
Grundſtücks eingetragen. Sie kann daneben auf Antrag auch auf dem Grundbuchblatt des 
herrſchenden Grundſtlicks vermerkt werden (8 GO); jedoch muß fie zunächſt auf das dienende 
Grundſtück eingetragen werden (KGJ 25 A 142). Zur Vornahme der Eintragung iſt formell. 
rechtlich gemäß § 19 G80 die Bewilligung der Eintragung ſeitens des Paſſivbeteiligten 
erforderlich und genügend. Des Nachweiſes der Einigung bedarf es nicht. Jedoch muß die 
Bewilligung in der im § 29 Satz 1 GRAD vorgeſchriebenen Form erklärt werden. Die Ein ⸗ 
tragung erfolgt in Preußen auf dem belaſteten Grundſtück in Abt II, auf dem herrſchenden 
Grundſtück im Verzeichniſſe der mit dem Eigentum verbundenen Rechte (88 8, 11 Nr 1a der 
Bf v. 20. 11. 99). Die Eintragung muß fo erfolgen, daß jedermann aus dem Grundbuch 
und den zugehörigen Urkunden den Inhalt der Eintragung klar erſehen kann (KJ 26 A 278; 
46, 228; 51, 254). Bei der Eintragung kann im Eintragungsvermerk nach g 874 zur näheren 
Bezeichnung des Inhalts der Grunddienſtbarkeit auf die Eintragungsbewilligung Bezug ge- 
nommen werden. Dagegen iſt eine Bezugnahme auf baupolizeiliche Vorſchriften, die nicht 
in der Eintragungsbewilligung wiedergegeben find, unzuläſſig (KJ 46, 221; OLG 34, 226). 
Soll mit der Grunddienſtbarkeit ein ganzes Grundſtück belaſtet werden, aber ihre Ausübung 
auf einen beſtimmten Teil des Grundſtücks beſchränkt fein (f. $ 1023 A 1), fo muß, da die Be- 
ſchränkung zum Inhalt der Grunddienſtbarkeit gehört, die Eintragungsbewilligung eine genaue 
Beſchreibung der Ausübungsſtelle enthalten; jedoch kann in ihr zur näheren Verdeutlichung 
auf beigefügte Karten oder Zeichnungen Bezug genommen werden (RIA 8, 140; OL 21, 42 
KJ 50, 133), ſofern fie öffentliche Urkunden im Sinne des 8 415 380 find (KJ 50, 181). 
Eine Bezugnahme auf nicht mehr in Geltung befindliche Vorſchriften des früheren Rechtes 
genügt zur Beſtimmung des Inhalts der Grunddienſtbarkeit nicht (KJ 26 A 271; BI, 254), 
es fei denn, daß es ſich um Eintragung einer ſolchen Grunddienſtbarkeit handelt, die unter 
der Herrſchaft des früheren Rechtes begründet worden war und bisher auch ohne Eintragung 
(ſ. A 1) beſtand (KchJ 51, 256). — Auch durch Erſitzung kann eine Grunddienſtbarkett er- 
worben werden, jedoch nur durch Bucherſitzung (og. Tabularerſitzung! gemäß § 900 Abs 2. 
— Das BGB kennt geſetzliche Grunddienſtbarkeiten nicht. Das Recht auf den Überbau 
($ 912) und auf den Notweg ($ 917) find nachbarrechtliche Beschränkungen. Doch können 
auf den der Landesgefetzgebung vorbehaltenen Gebieten, z. B. den in Artt 65, 60, 69 Ec 
lezeichneten (Waſſerrecht, Deich und Sielrecht, Jagd ⸗ und Fiſchereirecht) Grunddienſtbar⸗ 
eiten durch Landesgeſetz entſtehen. ; 

Die FE rer kann nur zugleich mit dem herrſchenden Grundſtück und die Aus⸗ 
übung einer Grunddienſtbarkeit nur zugleich mit der Benutzung des herrſchenden Grund. 
ſtücks auf einen anderen übertragen werden (ſ. A 3). Eine Belastung der Grunddienſtbarkeit 
mit anderen dinglichen Rechten, auch mit dem Nießbruuch oder dem Pfandrecht, iſt nach der 
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Natur der Sache und nach § 1069 Abſ 2 und § 1274 Abſ 2, welche übertragbare Rechte ver- 
langen, unzuläſſig. — Grunddienſtbarkeiten werden aufgehoben durch Rechtsgeſchäft 
gemäß 5 875 (Aufgabeerklärung des Berechtigten und Löſchung), durch Verjährung gemäß 
der allgemeinen Vorſchrift des § 901 (Erlöſchen zufolge Anſpruchsverjährung, wenn die Grund⸗ 
d ienſtbarkeit zu Unrecht gelöſcht iſt) und nach der beſonderen Vorſchrift des § 1028 (Er- 
richtung einer beeinträchtigenden Anlage auf dem belaſteten Grundſtück); ferner mit dem 
Eintritte der auflöſenden Bedingung, unter der ſie beſtellt iſt, oder mit dem Eintritte des 
Zeitpunkts, bis zu dem ſie nach der Begründung beſtehen ſoll; weiter durch eine Veränderung 
der Oberfläche des herrſchenden oder belaſteten Grundſtücks (3. B. durch dauernde Über⸗ 
ſchwemmung) in der Weiſe, daß die Ausübung der Grunddienſtbarkeit dauernd ausgeſchloſſen 
iſt, ſowie durch dauernden Wegfall des Vorteils ($ 1019) für das herrſchende Grund⸗ 
ſtück (M 3, 482; Prot 3, 308; RG Warn 1911 Nr 160; OLG 31, 336). Jedoch nach 
$ 889 nicht dadurch, daß der Eigentümer des belaſteten Grundſtücks das Eigentum an dem 
herrſchenden Grundſtück erwirbt oder umgekehrt (wegen der nach früherem Recht begrün⸗ 
deten Grundgerechtigkeiten |. unten). Wird aber ein Grundſtück dem anderen gemäß $ 890 
Abſ 2 als Beſtandteil zugeſchrieben, fo daß nunmehr ein einheitliches Geſamtgrundſtück 
beſteht, ſo muß das Erlöſchen der Grunddienſtbarkeit angenommen werden, da das Beſtehen 
eines ſolchen Rechtes nach $ 1018 nur möglich iſt, wenn ein ſelbſtändiges Grundſtück als das 
berechtigte einem anderen ſelbſtändigen Grundſtücke als dem dienenden gegenüberſteht (KGJ 
51, 261). 

Außer den Vorbehalten zugunſten der Landesgeſetzgebung für alle Dienſtbar⸗ 
keiten in Artt 109, 113, 114 EG (f. A 1) iſt noch ein beſonderer Vorbehalt für Grunddienſtbar⸗ 
keiten in Art 115 enthalten. Danach bleiben unberührt die landesgeſetzlichen Vorſchriften, 
welche die Belaſtung eines Grundſtücks mit gewiſſen Grunddienſtbarkeiten unterſagen oder 
beſchränken oder welche den Inhalt und das Maß dieſer Rechte näher beſtimmen. Ferner 
bleiben gemäß Art 128 EG unberührt die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die Begründung 
und Aufhebung einer Dienſtbarkeit an einem Grundſtück, das im Grundbuch nicht eingetragen 
iſt und nach den Vorſchriften der Grundbuchordnung nicht eingetragen zu werden braucht 
(vgl. 8 90 GBO). Vgl. über die Zuläſſigkeit der Begründung von Grunddienſtbarkeiten 
(3. B. Wegegerechtigkeiten) an dem Bahnkörper einer Kleinbahn 8 5 PrGeſ. über die Bahn⸗ 
einheiten v. 8. 7. 02 und an dem Bahnkörper von Eiſenbahnen RG Warn 1916 Nr 30. — 
Übergangsvorſchriften enthalten die Artt 184, 187, 189, 191 Ech (vgl. hierüber A 1). 
Auf die unter der Herrſchaft des früheren Rechtes begründeten Grunddienſtbarkeiten, die 
zur Entſtehung der Eintragung nicht bedurften (wie in Preußen), finden die 98 891, 892 BGB 
keine Anwendung (vgl. hierüber $ 891 A 1, $ 892 A 3). Maßgebend iſt daher hinſichtlich des 
Umfangs ſolcher Grunddienſtbarkeiten, auch wenn ſie eingetragen ſind, gutgläubigen Er⸗ 
werbern des Grundſtücks gegenüber nicht der Inhalt des Eintragungsvermerks, ſondern der 
des Vertrags, auf deſſen Grund fie eingetragen ſind (RG 20, 274, 28, 326; 33, 229; 60, 91; 
Gruch 32, 1072; JW 89, 8587); und ferner kann der Erwerber des Grundſtücks ſich für das 
Fortbeſtehen der Grunddienſtbarkeit nicht darauf berufen, daß fie nicht gelöſcht iſt (NG JW 
97, 615°°; auch RG 6, 292; KJ 27 A 115). Ob eine folche auch nach Anlegung des Grund» 
buchs beſtehende, nicht eingetragene Grundgerechtigkeit (. A 1 a. E.) durch Vereinigung des 
herrſchenden und des dienenden Grundſtücks in der Hand eines Eigentümers erliſcht, beſtimmt 
ſich nach den früheren Geſetzen; denn nach Art 189 Abs 8 Ech erfolgt die Aufhebung eines 
ſolchen Rechtes nach den bisherigen Geſetzen, bis das Recht in das Grundbuch eingetragen 
wird, und unter „Aufhebung“ iſt nicht bloß die rechtsgeſchäftliche Aufhebung zu verſtehen, 
ſondern auch das ohne ice eintretende Erlöſchen (RG Warn 1916 Nr 19; vgl. auch 
KJ 51, 260). Aus gleichem Grunde beſtimmt ſich nach den früheren Geſetzen, ob ſolche 
Grunddienſtbarkeiten durch Ereigniſſe, die ihnen den für ihr Weſen erforderlichen Inhalt 
nehmen, erlöſchen (RG Gruch 46, 907; Warn 1911 Nr 160; OLG 31, 336). Zufolge 
Zwangsverſteigerung gehen dieſe Grunddienſtbarkeiten nur dann unter, wenn ihre Nicht: 
übernahme im Zuſchlagsbeſchluß ausgeſprochen iſt (R V 188, 199/05). — Über die fran ⸗ 
zöſiſch⸗rechtliche Befugnis, an die von dem Nachbar auf die Grenze geſetzte Scheidemauer 
anzubauen (mitoyennet£), vol. NO 68, 6 u. 8 921 A 8. 

6. Nur in einzelnen Beziehungen darf die Benutzung des belaſteten Grundſtücks ge- 
ſtattet fein. So z. B. zum Fahren oder Reiten oder Viehtreiben (OLG 19, 419), auch 
zum Fiſchen auf einem See (RG Warn 1919 Nr 197), zum Weiden von Vieh in einem 
Walde (vgl. RE 104, 148). Unzuläſſig iſt daher die Beſtellung einer Grunddienſtbarkeit, wo⸗ 
nach die Befugnis zu Benutzungen aller Art, die bei dem belaſteten Grundſtücke in Frage 
kommen können, zuſtehen ſoll (vgl. OS 15, 359), oder wenn eine Beuutzung des belaſteten 
Grundſtücks in ſolch einem Umfange gewährt werden ſoll, daß für die Möglichkeit einer 
anderen Benutzung kein Raum bleibt (4. B. wenn das Recht zuftehen ſoll, auf einer Fläche 
eine Kirche zu bauen und dauernd zu haben; KG 39 A 215; J 3, 824 JW 1926, 101570; 
vgl. aber hinſichtlich eines ſonſtigen Bauwerks auch A 7). In dieſer Hinſicht unterſcheidet 
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ſich die Grunddienſtbarkeit von dem Nießbrauch, der gemäß § 1030 dem Nießbraucher geitattet, 
Nutzungen aller Art zu ziehen. Jedoch können auch mehrere Benutzungsarten Gegen⸗ 
ſtand einer Grunddienſtbarkeit ſein (z. B. die Befugnis, Kies, Steine, Sand zu entnehmen, 
Quellwaſſer zu beziehen, und die fernere Befugnis, alle dazu erforderlichen Arbeiten vorzu⸗ 
nehmen, Maſchinen aufzuſtellen, Gleiſe zu legen, Gebäude zu errichten), ſofern nur nicht 
dadurch alle Nutzungsarten des belaſteten Grundſtücks erſchöpft werden (OLG 15, 359; auch 
26, 84; 26, 99). Nach früherem gemeinen Recht und dem Recht des PrA LR galt der Grund. 
ſatz, daß die Befugnis zum Befahren eines Weges auch die Befugnis zum Gehen darauf 
enthalte (RG Warn 08 Nr 479). Der Grundſatz hatte feinen Ausgangspunkt darin, daß das 
Recht zum Größeren auch das Recht zum Geringeren gleicher Art in ſich ſchließe. Nach dem 
Recht des BGB aber bietet ſich für einen ſolchen Grundſatz keine Grundlage, iſt vielmehr 
allein der Inhalt des Begründungsaktes maßgebend. Iſt hierin lediglich von der Gewährung 
eines Fahrtrechts (z. B. eines Durchfahrtrechts bei einem Hausgrundſtück) die Rede, ſo iſt 
damit das Recht zum Gehen nicht ohne weiteres miteingeſchloſſen (RG Gruch 68, 529). 


7. Unter „Benutzen“ eines Grundſtücks, das auf dieſem Grundſtücke von dem Eigentümer 
geduldet werden muß, iſt ein fortgeſetztes oder doch mehr oder weniger häufig und regelmäßig 
wiederkehrendes Gebrauchmachen von dem Grundſtücke zu verſtehen, da dem „jeweiligen“ 
Eigentümer des herrſchenden Grundſtücks die Benutzungsbefugnis zuſtehen ſoll (KG GJ 26 A 275; 
39 A 216; auch RG 60, 320). Daher ſtellt ſich die Befugnis zur Vornahme einer einmaligen 
Handlung (z. B. zur Abholzung eines Waldes, zur Beſeitigung von herüberragenden Gebäuden 
bei Herrichtung einer Straße) nicht als eine Befugnis zum Benutzen dar (RG 60, 317; KGJ 
26 A 274; 39 A 215). Im übrigen iſt Benutzung jeder mit einem Vorteile unmittelbar oder 
mittelbar verbundene Gebrauch (KJ 33 A 234; 36 A 221; 39 A 216; OLG 15, 359; 18, 227). 
Auch die Ausnutzung der natürlichen Kräfte des Grundes und Bodens, um Früchte oder Boden⸗ 
beſtandteile, wie Kies, Steine, Saud, Lehm, Torf, Ton, Mineralien, auch Waſſer (z. B. aus einem 
Teich) daraus zu gewinnen, iſt ein Benutzen; allerdings iſt damit eine Veränderung oder Ver⸗ 
eingerung des Beſtandes der Erdoberfläche (der Grundſtücksſubſtanz) verbunden, aber ein jedes 
Benutzen wird in gewiſſem Grade eine ſolche Veränderung herbeiführen, und eine Begrenzung 
iſt nach dieſer Richtung vom Geſetze nicht gegeben (RG IW 05, 39312; KGJ 24 A 119; RIA 
7, 254; OLG 15, 359; 31, 337). Ferner enthält eine Befugnis zum „Benutzen“ z. B. die Befug- 
nis: zum Betreten eines Grundſtücks, mag es unmittelbar Vorteil gewähren, wie beiſpielsweiſe 
beim Wegerecht, oder mittelbar, indem beiſpielsweiſe dadurch eine für die Rechtsverhält ; 
niſſe des herrſchenden Grundſtücks weſentliche Feſtſtellung ermöglicht wird (KJ 36 A 221); 
zum Benutzen eines gemeinſchaftlichen Zugangs (OLG 12, 128); zum Weiden von Vieh 
in einem Walde (vgl. RG 104, 148); zum Haben eines Gebäudes oder eines Gebäude 
teils auf dem belasteten Grundſtücke, ſofern ſich die Befugnis nicht als ein (ſelbſtändig 
veräußerliches) Erbbaurecht auf Benutzung des fremden Grundſtücks als Baugrund darſtellt 
KJ 25 A 141; OLG 15, 360; SeuffA 29 Nr 11; JFG 3, 329 [JW 1926, 10152]; vgl. auch 
$912 A 10 über Zuläſſigkeit einer Grunddienſtbarkeit auf Duldung eines Überbaues; ſ. aber 
unten); zum Haben eines über das dienende Grundſtück hinüberführenden Kanals behufs 
Ableitung der Dränagewäſſer vom herrſchenden Grundſtück (vgl. RG 79, 377); zum Haben 
einer Feldbahn zwecks Anfuhr von Rohſtoffen für ein Fabrikgrundſtück (3. B. Rübenbahn 
für eine Zuckerfabrik; RG Warn 1913 Nr 154); zum Haben einer Stauanlage in einem zum 
dienenden Grundſtück gehörenden Privatfluß (vgl. RG JW 1912, 361%). Das Recht aber, ein 
Bauwerk auf einem Grundſtück zu haben, kann den Inhalt einer Grunddienſtbarkeit nur dann 
bilden, wenn durch das Beſtehen des Bauwerks nicht die Möglichkeit der Benutzung, die das 
Grundſtück bietet, erſchöpft wird (KG 39 A 217; vgl. A 6). Über das Recht zur Jagdausübung 
auf fremdem Grund und Boden als Grunddienſtbarkeit vgl. § 1090 A 5. 


8. Auf die unterlaſſung gewiſſer Handlungen kann nur dann eine Grunddienſtbarkeit 
gerichtet werden, wenn die Vornahme der betreffenden Handlungen auf dem zu be- 
laſtenden Grundſtücke, ſei es auf Grund des Eigentums, ſei es auf Grund allgemeiner 
Rechtsvorſchriften, an ſich geſtattet ſein würde; denn eine nicht erlaubte Handlung (3. B. 
auch eine ſolche, die nach dem Nachbarrecht verboten iſt) kann überhaupt nicht Gegenſtand 
eines Rechtsgeſchäfts fein (vgl. RG 61, 341; OLG 1, 380; RIA 3, 150). Anderſeits konnen durch 
eine Grunddienſtbarkeit auch ſolche Handlungen untersagt werden, die nach den Grundſaten, 
der perſönlichen Freiheit oder der Gewerbefreiheit ſonſt allgemein geſtattet waren (KJ 
36 A 219; auch 53, 155). Jedoch müſſen die zu unterlaſſenden Handlungen ſolche fein, die 
ſich darſtellen als ein Benutzen des Grundſtücks durch Ausübung des dem Eigentümer im 
$ 903 gewährten Rechtes, mit dem Grundſtücke nach Belieben zu verfahren und andere von 
jeder Einwirkung auszuschließen; deun eine jede Grunddienſtbarkeit hat eine Einſchrankung 
der Befugniſſe des Eigentümers zum Ziele, indem der Eigentümer entweder die Ein · 
wirkung durch Vornahme einer Handlung ſeitens eines anderen dulden (. A 7) oder eine 
Handlung, durch die er mit ſeinem Grundſtück nach Belieben verfahren könnte, unterlaſſen muß 
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(RIA 3, 150; KJ 36 A 219; 52, 177; OLG 5, 154; 15, 371; 18, 227; 45, 229). Daher kann 
3 B. die Unterlaſſung der Entnahme von Bier zum Betriebe einer Gaſtwirtſchaft von einer an⸗ 
deren Brauerei als der beſtimmten nicht Gegenſtand einer Grunddienſtbarkeit ſein, weil es ſich 
nicht um Unterlaſſung der Benutzung des Grundſtücks handelt (RIA 8, 148; OLG 15, 371). Da⸗ 
gegen kann zum Inhalte einer Grunddienſtbarkeit gemacht werden z. B. die Unterlaſſung: des 
Betriebs eines beſtimmten Gewerbes (Wettbewerbsverbot), z. B. eines Kolonial, und Bad: 
warenhandels, einer Gaſtwirtſchaft oder des gewerbsmäßigen Kleinhandels mit geiſtigen 
Getränken, eines Kinobetriebs, da hierdurch die Benutzung des Grundſtücks in erheblichem 
Maße beschränkt wird (KJ 36 A 221; 45, 227; 52, 178; OLG 18, 227; 45, 229); der Bewoh⸗ 
nung eines Hauſes oder der Gewährung einer Wohnung an Perſonen beſtimmter Art und 
Zahl (KJ 36 A 220; RIA 10, 74); der Vornahme von Veränderungen an einem Walde 
(KGJ 26 A 277); der Beſeitigung eines zum Windſchutz dienenden Waldſtreifens (NINA 
11, 133; über die Zuläſſigkeit der Nebenverpflichtung zur Aufforſtung vgl. A 4); der Be⸗ 
(nutzung eines Weges durch den Eigentümer und andere Perſonen zu anderen als beſtimmten 
Zwecken (RG JW 09, 68815); der Wiederaufrichtung einer Grenzmauer (KGJ 26 A 277); 
der Errichtung von Gebäuden, wie Fabriken, Ställen, Verkaufsläden, Schanklokalen, Ver⸗ 
gnügungslokalen, oder von anderen Gebäuden als ſolchen beſtimmter Art oder Höhe (OLG 
5, 316; 8, 127; 10, 118; 15, 872; 39, 233; SeuffA 73 Nr 136; 74 Nr 31; val. RG 14, 212; 
IW 00, 31821; 00, 9001; SeuffA 9 Nr 10); überhaupt der Bebauung einer Fläche, z. B. 
eines Hofraums (NG 47, 356; RIA 12, 69; KJ 47, 186); eines Neubaus, der nicht 
einen beſtimmten Abſtand von der Grenze hat (KG 40 A 247; auch RG IW 00, 90010). 
— Die den Inhalt einer Grunddienſtbarkeit bildende Einſchränkung der Befugniſſe des 
Eigentümers kann aber nur darauf gerichtet ſein, daß der Eigentümer in der tatſäch⸗ 
lichen Herrſchaft über das dienende Grundſtück beſchränkt iſt; nicht auf eine Be⸗ 
ſchränkung in der rechtlichen Verfügung (OL 21, 408; SeuffA 66 Nr 210; KG 51, 297). 
Deshalb kann z. B. nicht Gegenſtand einer Grunddienſtbarkeit ſein: Unterlaſſung der Grund- 
ende da die aus einem Grundſtückseigentum mehrere geſonderte Eigentumsrechte 
chaffende Teilung ſich als rechtliche Verfügung über das Grundſtück darſtellt (OLE 21, 408; 
SeuffA 66 Nr 210); eine Beſchränkung des Eigentümers in feiner Befugnis zur Verpachtung 
des Grundſtücks, zur Nießbrauchsbeſtellung, zur Übertragung des Eigentums an eine andere 
Perſon (ROY 45, 229; 51, 297). — Die Handlungen, deren Vornahme verboten ſein ſoll, 
müſſen nach dem für das Liegenſchaftsrecht geltenden Grundſatz der Beſtimmtheit des Inhalts 
und Umfangs der dinglichen Rechte einzeln nach ihren Merkmalen oder doch in ihrer Geſanit⸗ 
heit als unter einen deutlich zu begrenzenden Kreis fallend beſtimmt gekennzeichnet werden; 
3. B. iſt das Gebot, das belaſtete Grundſtück zu keinem andern Zwecke zu benutzen als zur Bier 
brauerei und Landwirtſchaft und den damit in Verbindung ſtehenden Betrieben, zu unbeſtimmt 
(KJ 53. 155). Iſt eine Grunddienſtbarkeit mit einer nach der genannten Richtung zu unbe- 
ſtimmten Bezeichnung eingetragen, ſo iſt die Eintragung ihrem Inhalte nach unzuläſſig und 
fie daher nach $ 54 Abſ 1 Satz 2 GBO von Amts wegen zu löſchen (KGJ 53 157) 


9. Ausſchluß der Ausübung eines Rechtes, das ſich aus dem Eigentum des belaſteten 
Grundſtücks dem anderen Grundſtücke gegenüber ergibt, kommt als Inhalt einer Grunddienſt⸗ 
barkeit vornehmlich bei den aus dem Nachbarrecht fließenden Rechten des Eigentümers des be- 
laſteten Grundſtücks (den ſog. Legalſervituten) in Betracht (KJ 23 A 228; vgl. RIA 10, 74, auch 
* IW 1914, 84519). So z. B. wenn: der Eigentümer des belasteten Grundstücks dulden ſoll, daß 
der Nachbar bei Errichtung eines Gebäudes nicht den durch Landesgeſetz (vgl. für Preußen 88 139, 
125 ALR 18) vorgeſchriebenen Bauabſtand von der Grenze einhält (OLG 15, 365); die dem 
Eigentümer des belaſteten Grundstücks nach $ 906 auf das herrſchende Grundſtück zuſtehenden 
Einwirkungen verboten ſein ſollen, oder umgekehrt der Eigentümer des belaſteten Grundſtücks 
Einwirkungen, die von dem herrſchenden Grundſtück auf das ſeinige ausgehen und die er nach 
89 903, 906 verbieten durfte, nicht verbieten dürfen ſoll (KJ 23 A 229; 40, 196, auch R JW 00, 
67646, Warn 1915 Nr 141). Verzicht auf künftige Entſchädigung wegen unzuläſſiger Ein⸗ 
wirkung auf ein Grundſtück darf nicht als Grunddienſtbarkeit beſtellt werden, da es ſich hier; 
bei um eine ſchuldrechtliche Verpflichtung handelt (. A 4). Wohl aber ift, wenn die un⸗ 
zuläffige Einwirkung durch Grunddienſtbarkeit geſtattet wird, Entſchädigung wegen ſolcher 
Einwirkungen ausgeſchloſſen. — Das Recht, das ausgeſchloſſen werden ſoll, muß aus dem 
Eigentum an dem belaſteten Grundſtück entſpringen. Ausſchließung der mit einem Grundstück 
verbundenen (fubjeftiv-binglihen) Rechte, z. B. einer Grunddienſtbarkeit, einer Reallaſt, 
eines Vorkaufsrechts, einer Freikuxberechtigung kann nicht Gegenſtand einer Grunddienſt⸗ 
barkeit ſein; ſie ſtellt ſich vielmehr als Aufhebung oder Einſchränkung ſolcher Rechte dar 
(ROY 28 A 227; 25 A 145; OLG 3, 292). — Ferner muß das (auszuſchließende) Recht 
zgegenüber dem anderen Grundſtück“ beſtehen. Das Recht des Eigentümers auf Teilung 
feines Grundſtücks iſt ein ſolches Recht nicht (OLG 21, 408). 
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8 1019 


Eine Grunddienſtbarkeit kann nur!) in einer Belaftung?) beſtehen, die 
für die Benutzung!) des Grundſtücks) des Berechtigten Vorteil bietet), 
Über das ſich hieraus ergebende Maß hinaus kann der Inhalt der Dienſt⸗ 
barkeit nicht erſtreckt werden!). 

E 1 967 II 980; M 3 481 f.; P 3 308 ff. 


1. Aus den Worten „kann nur“ folgt, daß § 1019 in Ergänzung des $ 1018 zwingend 
beſtimmt, inwieweit der Inhalt einer Grunddienſtbarkeit ſtets mindeſtens beſchränkt ſein 
muß (vgl. RG 60, 319). Er kann aber im einzelnen Falle noch weiter beſchränkt fein. So iſt 
3 B. zuläſſig die Beſtellung der Grunddienſtbarkeit nicht für jede gegenwärtig oder künftig 
mögliche Art oder Gelegenheit des Benutzens, ſondern lediglich für die zur Zeit der Beſtellung 
mögliche Benutzungsart, oder nur ſo, daß ſie allein durch den Eigentümer des Grundſtücks 
ausgeübt werden kann. Es kommt in dieſer Hinſicht wie überhaupt bezüglich des Umfangs 
der Grunddienſtbarkeit auf den zum Ausdrucke gelangten Willen beider Beteiligten an. Negel- 
mäßig wird die Grunddienſtbarkeit nur für eine ſolche Benutzung beſtellt ſein, wie ſie 
in ihrer Sonderart nach der Beſchaffenheit der beteiligten Grundſtücke und den ſonſt obwalten⸗ 
den Umſtänden zur Zeit der Beſtellung der Grunddienſtbarkeit ſtattfinden konnte (vgl. 
NG 89, 220). Die Befriedigung der ſpäter geſteigerten Bedürfniſſe des herrſchenden Grund⸗ 
ſtücks (z. B. bei einer Grunddienſtbarkeit für ein Fabrikgrundſtück zufolge Erweiterung des 
Fabrikbetriebs) wird aber dem Willen der Beteiligten entſprechen, es ſei denn, daß die Ande⸗ 
rung der Benutzungsart eine willkürliche iſt oder bei der Beſtellung der Grunddienſtbarkeit 
nicht vorauszuſehen war oder daß es ſich um neue Anlagen handelt (RG Gruch 39, 982; 
45, 917; JW 85, 33726; 95, 15452; 95, 21044; Warn 08 Nr 479; 1913 Nr 154; SeuffA 52 Nr 75; 
55 Nr 68; 73 Nr 186). So kann z. B. im Falle einer Wegegerechtigkeit, die für die Zwecke des 
landwirtſchaftlichen Betriebs auf dem herrſchenden Grundſtücke beſtellt worden iſt, der Weg 
auch für einen ſpäteren intenſiveren als den urſprünglichen ſandwirtſchaftlichen Betrieb benutzt 
werden; dagegen nicht für einen ſpäter auf dem herrſchenden Grundſtücke eingerichteten 
gewerblichen Betrieb (vgl. RG 76, 826; Warn 1916 Nr 30). 

2. Der Vorteil muß durch die Belaſtung des dienenden Grundſtücks gewährt werden. 
Ein Vorteil, der aus einem auf dem Grundſtücke betriebenen Gewerbe gezogen wird (z. B. 
durch Lieferung von Waren, die in der auf dem dienenden Grundſtück ſtehenden Fabrik 
gefertigt werden), kann nicht Gegenſtand einer Grunddienſtbarkeit fein. Nicht nötig iſt aber, 
daß die Belaſtung eine dauernde iſt. Eine Grunddienſtbarkeit des Inhalts, dem dienenden 
Grundſtück Ton oder Lehm zu entnehmen (f. $ 1018 A 8), iſt auch dann zuläſſig, wenn das 
Ton- oder Lehmlager nicht nachhaltig iſt; die Grunddienſtbarkeit erliſcht mit Erſchöpfung des 
Lagers, nicht aber mit einer vorübergehenden tatſächlichen oder rechtlichen Hinderung ſeiner 
Benutzung (RG 26, 167). Eine Verpflichtung des Eigentümers eines Grundſtücks, ſich für 
den Fall der Entziehung der durch die Fluchtlinien beſtimmten Fläche mit einer geringen 
Entſchädigung zu begnügen, enthält nicht eine Belaſtung des Grundſtücks (KJ 25 A 148); 
ebenſowenig das von der Eiſenbahn eingeräumte Recht, auf dem eigenen Grundſtücke ein 
Anſchlußgleis zu legen (RG 58, 264). Vgl. hierüber $ 1018 A 4 und über eine Grunddienſt 
barkeit für ein Anſchlußgleis an eine Eiſenbahn § 1018 A 2. 


3. Der Vorteil kann nicht bloß für die gegenwärtige, ſondern auch für die zukünftige mögliche 
Benutzung des herrſchenden Grundſtücks geboten werden (f. A 1). Z. B. kann eine Grund» 
dienſtbarkeit für ein Grundſtück, auf dem gar keine Fabrik errichtet iſt, für den Fall, daß eine 
ſolche darauf errichtet wird, beſtellt werden. Im Übrigen genügt es, wenn die Grundſtücks⸗ 
benutzung in irgendeiner Art gefördert wird (vgl. R Gruch 50, 105; OLG 15, 359). 

4. Für die Benutzung des Grundſtücks muß ein Vorteil gewährt werden. Ob dies der 
Fall ift, hängt hauptſächlich von der Lage und Beſchaffenheit des Grundſtücks ab. Bei Grund. 

iden, die weit voneinander entfernt liegen, wird, wenn auch eine benachbarte Lage der 
Grundſtücke an ſich nicht allgemeines Erfordernis einer Grunddienſtbarkeit iſt ([. A 5), doch 
ein Vorteil für das herrſchende Grundſtück nur ausnahmsweiſe feſtzuſtellen fein (& J 52, 175). 
Die Beſchaffenheit des herrſchenden Grundſtücks beſtimmt fich nicht nur durch die Natur, 
ſondern auch durch den von dem Eigentümer mit dem Grundſtücke verbundenen Zweck (KOT 
52, 175). Aber ein mit der Benutzung des Grundſtücks nicht im Zuſammenhange ſtehender, 
dem Beſitzer des herrſchenden Grundftlid3 nur perſönlich dienender Vorteil iſt nicht genügend 
(OLG 6, 119; 10, 117; KGS 52, 174). So kann z. B. nicht eine Grunddienſtbarkeit dahin 
beſtellt werden, daß zugunſten des Militärfiskus eine Parzelle in der Nähe einer Feſtung ent⸗ 
waldet und die Wiederaufforſtung unterlaſſen werden ſoll (RG JW 09, 146“) oder daß 
aus dem belaſteten Grundſtück Holz zum Verkauf durch den Eigentümer des herrſchenden 
Grundſtücks oder Waſſer zur Abgabe an Dritte entnommen werden darf. In derartigen 
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Fällen kann unter Umſtänden nur die Beſtellung einer beſchränkten perſönlichen Dienſtbarkeit 
in Frage kommen (vgl. § 1018 A 3). Jedoch braucht der Vorteil dem Grundſtücke nicht un⸗ 
mittelbar gewährt zu werden. Es genügt, wenn der, ſei es auch in erſter Linie dem Beſitzer 
perſönlich, dienende Vorteil zufolge der dabei benutzten Einrichtungen auf dem Grundſtücke 
auch dieſem zugute kommt (vgl. RG 30, 205; 3% 00, 6764“ 05, 89312; Warn 1913 Nr 154; 
Gruch 50, 105; OLG 15, 359; KGJ 52, 175). Daher iſt eine Grunddienſtbarkeit zuläſſig, wenn 
der Vorteil, der einem auf dem herrſchenden Grundſtücke betriebenen Gewerbe dient, mittelbar 
auch dem Grundſtücke zum Vorteil gereicht (vgl. hierüber 8 1018 A 3). Wird aber eine Grund⸗ 
dienſtbarkeit für ein Fabrikgrundſtück dahin beſtellt, daß eine Feldbahn nicht nur dem Betriebe 
der Fabrik (3. B. eine Rübenbahn dem Betriebe einer Zuckerfabrik), ſondern auch zur Beförderung 
von Gütern anderer Perſonen als des Grundſtückseigentümers dienen ſoll, ſo hat die Dienſtbar⸗ 
keit in letzterer Hinſicht einen unzuläſſigen Inhalt (RG Warn 1913 Nr 154). Ob ein das 
eine Grundſtück betreffendes gewerbliches Wettbewerbsverbot für die Benutzung des andern 
Grundſtücks oder nur für den Berechtigten perſönlich von Vorteil iſt, richtet ſich nach den 
Umſtänden des Falles. Soll durch das Wettbewerbsverbot ein Gewerbebetrieb geſchützt 
werden, der durch eine beſondere Einrichtung auf die Dauer mit dem berechtigten Grundſtück 
verbunden iſt, und liegen dieſes Grundſtück und das mit dem Verbot zu belaſtende Grundſtück 
nahe beieinander, fo wird in der Regel ein Vorteil für die Benutzung des berechtigten Grund⸗ 
ſtücks zu bejahen (wie z. B. bei Unterſagung des Betriebs gleicher Art im Falle eines Gaſt⸗ 
wirtſchaftsgrundſtücks, eines Fabrikgrundſtücks) und daher eine entſprechende Grunddienſtbar⸗ 
keit für zuläſſig zu erachten fein (OLG 6, 119; KGJ 52, 176). Handelt es ſich dagegen um 
ein Wettbewerbsverbot zugunſten eines Handelsbetriebs und iſt das berechtigte Grundſtück 
nicht dafür dauernd eingerichtet, ſo wird ein Vorteil für dieſes Grundſtück in der Regel zu 
verneinen ſein (OLG 10, 117; 45, 229; KJ 52, 176; anders bei der beſchränkten perſönlichen 
Dienſtbarkeit, ſ. $1090 A 6). — Die Grunddienſtbarkeit kann ferner nur für das Grundſtück, 
für das fie beſtellt iſt, nicht auch für andere Grundſtücke des Berechtigten (RG 1, 329; 8, 212; 
IW 00, 67745; Gruch 32, 1011), auch nicht für eine nach der Beſtellung der Grunddienſt⸗ 
barkeit dem Grundſtück ſpäter zugeſchriebene Fläche ausgeübt werden (RG 27, 164). 


5. Der Vorteil kann auch in einer Anuehmlichkeit, z. B. in Unterlaſſung eines für die 
Bewohner unangenehmen Gewerbes, in der Erhaltung eines beſtimmten Charakters einer 
Gegend, beſtehen (RG 61, 342; KGJ 45, 229). Jedoch genügt es für ſich allein nicht, daß 
der wirtſchaftliche Wert des berechtigten Grundſtücks durch die Belaſtung des andern Grund⸗ 
ſtücks erhöht wird; denn die werterhöhende Wirkung dieſer Belaſtung iſt nicht notwendig für 
die Bedürfniſſe des jeweiligen Benutzers jenes Grundſtücks von Vorteil (KG 52, 174). — 
Der Vorteil muß gegenwärtig wirklich beſtehen. Eine lediglich gegebene Möglichkeit eines 
Vorteils genügt nicht; denn das Geſetz ſagt nicht „Vorteil bieten kann“, ſondern „Vorteil 
bietet“ (OLG 6, 120; vgl. jedoch RG 61, 341). — Ferner muß der Vorteil, da er die Be⸗ 
nutzung des Grundſtücks wirtſchaftlich fördern ſoll, in den privatrechtlichen Beziehungen des 
einen Grundſtücks zu dem anderen ſeine Unterlage finden (RG 61, 341; 73, 197; KGJ 36 A 
217; 40 A 248; 42, 246; 45, 229; 47, 186; vgl. NIA 10, 76). Ein folcher Vorteil iſt die Ger 
währleiſtung des Vollzugs öffentlichrechtlicher Vorſchriften (z. B. einer Baupolizeiordnung) 
nicht (RG 61, 338; 73, 197; KGJ 47, 186; 3564, 380; vgl. jedoch auch KJ 40 A 248). — 
Benachbart, wie nach römiſchem Recht, brauchen das herrſchende und das dienende Grund: 
ſtück nicht zu fein (OLG 6, 120; KGJ 52, 175; 1. jedoch A J). 


6. Eine Grunddienſtbarkeit, die Über das aus Satz 1 ſich ergebende Maß hinaus ſich ers 
ſtretkt, iſt, inſoweit dies der Fall, nichtig (KJ 24 A 118; vgl. auch RIA 12, 170 u. § 1018 A 5: 
eine unzuläſſigerweiſe auf mehrere ſelbſtändige Grundſtücke eingetragene Dienſtbarkeit). Wird 
das herrſchende Grundſtück zu einem anderen Zweck beſtimmt (4. B. an Stelle eines Kranken 
hauſes eine Fabrik errichtet), fo erliſcht die Grunddienſtbarkeit, die nur dem früheren Zwecke 
diente, auch ohne Löſchung. Die Berichtigung des Grundbuchs (8 894 BGB, § 22 GBO) 
iſt zuläſſig (vgl. auch $ 54 Abſ 1 Satz 2 G30, RIA 12, 170). — Das Grundbuchamt hat die 
Eintragung abzulehnen, wenn ſich aus der Eintragungsbewilligung ergibt, daß ein Vorteil 
für das herrſchende Grundſtück nicht geboten wird (OLG 6, 120). Wenn ſich jedoch ein Vor⸗ 
teil ergibt, kann das Grundbuchamt den Eintragungsantrag deswegen, weil der Vorteil nicht 
(wie erforderlich iſt, |. A 5) ein privatrechtlicher ſei, nur dann ablehnen, wenn es begründeten 
Anhalt für die Annahme hat, daß ein privatrechtliches Intereſſe nicht vorhanden iſt (GJ 
36 A 218). 


§ 1020 
Bei der Ausübung einer Grund dienſtbarkeit hat der Berechtigte das 


Intereſſe des Eigentümers des belaſteten Grundſtücks tunlichſt zu ſchonen“). 
Hält?) er zur Ausübung der Dienſtbarteit auf dem belaſteten Grund ſtück 
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eine Anlage, jo hat er jie in ordnungsmäßigem Zuſtande zu erhalten‘), 
ſoweit das Intereſſe des Eigentümers“) es erforderte). 
E I 970 II 981; M 3 483; P 3 311f. 


1. Das Recht des Eigentümers und derjenigen, die ihre Rechte von dieſem ableiten, ſteht 
dem des Grunddienſtbarkeitsberechtigten nach. Der Berechtigte ſoll aber das Intereſſe des 
Eigentümers tunlichſt ſchonen (RG Gruch 45, 1019). Das ſchließt eine Beeinträchtigung 
der Bewirtſchaftung des belaſteten Grundstücks nicht aus. Der Eigentümer kann das Grund⸗ 
ſtück, ſoweit dies die Ausübung der Grunddienſtbarkeit geſtattet, mitbenutzen. Anderſeits 
darf der Eigentümer die Ausübung der Grunddienſtbarkeit nicht hindern oder vereiteln, und 
nur unerhebliche Unbequemlichkeiten muß ſich der Berechtigte gefallen laſſen (RG IW 02 
Beil 249; Warn 08 Nr 479; Gruch 48, 106; 48, 154). Der Grundſatz der ſchonenden Aus⸗ 
übung darf nicht dahin führen, daß der Berechtigte zu einem auch nur teilweiſen Verzicht 
auf fein Recht genktigt wird (RG Gruch 48, 954; Warn 1919 Nr 197). Ob eine vom Eigen- 
tümer des dienenden Grundſtücks geplante Maßnahme (z. B. Verlegung des Wegezugs bei 
einer Wegegerechtigkeit, Errichtung einer Badeanſtalt bei beſtehender Fiſchereigerechtigkeit, 
Verengung der Durchfahrt bei einem Durchfahrtsrecht) geeignet iſt, die Grunddienſtbarkeit in 
ihrer Weſenheit zu berühren, ift Tatfrage (RG JW 02 Beil 249; 04, 294”; Gruch 48, 105; 
48, 954; Seuffa 64 Nr 152; OLG 18, 148; 18, 149); ebenſo aber auch, inwieweit 
der Berechtigte im Intereſſe des Eigentümers bei der Ausübung der Grunddienſt⸗ 
barkeit Maßnahmen unterlaſſen (3. B. Bezeichnung eines ihm gewährten Zugangs als eines 
öffentlichen) oder unbedeutende Schwierigkeiten (3. B. infolge Anbringung eines tagsüber 
unverſchloſſenen Tores vor der ihn: gewährten Durchfahrt gegen Einhändigung eines Schlüſſels) 
auf fi) nehmen muß (RG Warn 08 Nr 479; Gruch 45, 1020; SeuffA 68 Nr 110). Im 
Falle einer Weidegerechtigkeit an einem Walde muß ſich der Weideberechtigte Anderungen 
der Kulturart des Waldes (z. B. Umwandlung von Laubwald in Nadelholzwald), auch wenn 
ſie zur Erhaltung des Waldes nicht unbedingt notwendig ſind, doch im Intereſſe des Eigen ⸗ 
tümers jedenfalls dann gefallen laſſen, wenn die Befriedigung des Weidebedarfs durch die 
Anderungen weder geſchmälert noch weſentlich erſchwert wird (vgl. RG 104, 149). Ein 
Durchfahrtrecht umfaßt im Zweifel auch das Durchgangsrecht als das mindere (SeuffA 77 
Nr 32). Vgl. auch § 1019 A 1 darüber, inwieweit die urſprüngliche Ausübungsart vom 
Berechtigten ſpäter geändert oder erweitert werden darf. — Handelt der Berechtigte dem 
Satz 1 zuwider, ſo kann der Eigentümer gegen ihn mit der Eigentumsſtörungsklage (8 1004) 
und gegebenenfalls (Vorliegen eines Verſchuldens) auf Schadenserſatz wegen unerlaubter 
Handlung ($ 823) klagen. 


2. Die Anlage hält der Berechtigte, auch wenn ſie nicht in ſeinem Eigentum ſteht. Er 
hält ſie aber nur, wenn er ein Recht auf dieſen Beſtand und ihre Erhaltung hat. Das iſt z. B. 
nicht der Fall, wenn er das Waſſer über das dienende Grundſtück ableiten darf, jedoch kein Recht 
darauf hat, daß es gerade nach dem vorhandenen Graben geſchieht. Wohl aber, wenn er 
3. B. berechtigt ift, zur Ableitung von Dränagewaſſer einen zu dieſem Zweck hergeſtellten, 
über das dienende Grundſtück führenden Kanal zu benutzen (vgl. RG 79, 377). 


3. Die Anlage muß auf dem belaſteten, nicht auf dem herrſchenden Grundſtück ſein 
(3. B. ein Lichtſchacht auf dem Bürgerſteig einer ſtädtiſchen Straße zugunſten des Eigentümers 
eines benachbarten Hauſes, RG Gruch 58, 1003). Dem Erfordernis iſt genügt, wenn ſie, 
wie ein Balken, nur auf das belaſtete Grundſtück hinüberragt. — Befindet ſich die Anlage 
außerhalb des belafteten Grundstücks, jo hat deſſen Eigentümer kein Recht auf ihre Inſtand⸗ 
haltung durch den Berechtigten, ſofern nicht ein ſolches Recht durch ein beſonderes Schuld: 
verhältnis etwa begründet iſt (RG 112, 371). 


4. Um ſie zu erhalten, kann der Berechtigte das belaſtete Grundſtück betreten. Satz 2 
ſchafft ein geſetzliches Schuldverhältnis, keine Reallaſt. Daher iſt die Eintragung ber Ver; 
pflichtung zum Erhalten unzuläſſig (vgl. jedoch 8 1021). Die Klage auf Erhaltung geht gegen 
den jeweiligen Eigentümer des herrſchenden Grundſtücks, ohne Rückſicht darauf, von wem und 
ob durch bloßen Zufall die Anlage beſchädigt oder zerſtört ift. Die Klage auf Schadenserſatz 
aus $ 823 (im Falle des Verſchuldens) geht aber nur gegen den Schädigenden. — An der Unter⸗ 
haltungspflicht des Berechtigten ändert ſich auch dann nichts, wenn die Erhaltung in ordnungs 
mäßigem Zuſtand dem Eigentümer des dienenden Grundſtücks (wie z. B. bei einem zur 
Anlegung von Schiffen auf dem belaſteten Grundftüd errichteten Uferbollwerk, deſſen Er- 
haltung eine Uferbefeſtigung herbeiführt) ebenfalls zugute kommt (M& 112, 370). 

5. Das Intereſſe des Eigentſimers iſt verletzt, wenn das Eigentum beſchädigt oder ge 
fährdet wird (z. B. durch Herabfallen des Stucks eines Balkons). 


6. Die Landesgeſetzgebung kann nach Art 115 Ech die Belaſtung mit gewiſſen Grund 


dienſtbarkeiten weiter beſchränken. Hierdurch ſind insbeſondere die gemeinrechtlichen Regeln 
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über die Befugniſſe, die mit den einzelnen Arten der Grunddienſtbarkeit verbunden ſind, 
aufrechterhalten. — § 1020 gilt auch für die bei Inkrafttreten des BGB beſtehenden Grund⸗ 
dienſtbarkeiten gemäß Art 184 EG (RG Gruch 45, 1020; Warn 1919 Nr 197). 


8 1021 


Gehört zur Ausübung einer Grunddienſtbarkeit eine Anlage auf dem 
belaſteten Grundſtücke!), jo kann beſtimmt werden!), daß der Eigentiimer 
dieſes Grundſtücks die Anlage zu unterhalten hat)), ſoweit das Intereſſe des 
Berechtigten es erfordert). Steht dem Eigentümer das Recht zur Mit⸗ 
benutzung“) der Anlage zu, jo kann beſtimmt werden!, daß der Berechtigte 
die Anlage zu unterhalten hat, ſoweit es für das Benutzungsrecht des Eigen⸗ 
tümers erforderlich iſt. 

Auf eine ſolche Unterhaltungspflicht finden die Vorſchriften über die 
Reallaſten entſprechende Anwendung'). 

E 1 971 II 982: M 3 48g f.; P 3 312 ff. 


1. 8 1021 läßt für den Fall, daß zur Ausübung einer Grunddienſtbarkeit eine Anlage 
auf dem belaſteten Grundſtücke gehört (nicht, wenn die Anlage ſich auf dem herrſchenden 
Grundſtücke befindet), zwei Vereinbarungen zu, wodurch die Grunddienſtbarkeit eine ge⸗ 
wiſſe Eigenſchaft erhält. Die Vereinbarungen können ſowohl bei Begründung der Grund- 
dienſtbarkeit, als auch ſpäter getroffen werden. Auch wenn die Vereinbarung der Unterhaltungs- 
pflicht erſt nach Begründung der Grunddienſtbarkeit getroffen wird, handelt es ſich nicht um 
Auferlegung einer Reallaſt im Sinne des § 1105, ſondern um Anderung des Inhalts der 
Grunddienſtbarkeit (vgl. hierüber A5). Die Vereinbarungen bedürfen aber gemäß 88 873. 877 
in jedem Falle der Eintragung (OLG 4, 294). Über dieſe Art der Eintragung und die Vor⸗ 
ausſetzungen für ihre Vornahme vgl. § 1018 A 5. Auch wenn dem Berechtigten gemäß Abſ! Satz 2, 
ſei es auch erſt nachträglich nach Eintragung der Grunddienſtbarkeit, die Unterhaltungspflicht 
auferlegt wird, ſoweit es für das Mitbenutzungsrecht des Eigentümers des dienenden Grund⸗ 
ſtücks erforderlich iſt, genügt die Eintragung auf dem mit der Grunddienſtbarkeit belaſteten 
Grundſtück (im Falle der nachträglichen Feſtſetzung für Preußen in Spalte Veränderungen). 
Denn trotz Feſtſetzung dieſer Unterhaltungspflicht bleibt das begründete Recht nur ein einziges 
Grunddienſtbarkeitsrecht mit beſonderer Eigenart (f. A 5), eine Belaſtung des dienenden 
Grundſtücks. Nach § 8 GBO kann zwar auf Antrag die Grunddienſtbarkeit mit der Feſtſetzung 
der Unterhaltspflicht auch auf das herrſchende Grunbdftild eingetragen werden, aber nur als 
ein dem Grundſtücke zuſtehendes Recht (in Preußen im Beſtandsverzeichniſſe 2, vgl. KGJ 
25 A 146), nicht hinſichtlich der Unterhaltungspflicht als eine ſelbſtändige Belaſtung (in Preußen 
alſo nicht in Abt II; ſtr.; a. M. KGJ 51, 247 mit der Begründung: Die Unterhaltungspflicht 
könne die dingliche Wirkung gegen Dritte gegenüber dem öffentlichen Glauben des Grundbuchs 
nach § 892 nur erhalten, wenn ſie im Grundbuche des herrſchenden Grundſtücks eingetragen 
werde, und mit dem Bemerken: es milfe allerdings bei der Eintragung vermerkt werden, 
daß die Laſt mit dem Erlöſchen der Grunddienſtbarkeit auch ihrerſeits erlöfche: aber das Grund⸗ 
buch iſt ein Ganzes, will der jeweilige Eigentümer des herrſchenden Grundſtücks die Grund⸗ 
dienſtbarkeit für fein Grundſtück in Anſpruch nehmen, fo muß er auch die auf dem Grundbuch- 
blatt des dienenden Grundſtücks als Beſtandteil der Grunddienſtbarkeit eingetragene Unter- 
halispflicht gegen ſich gelten laſſen, und die Notwendigkeit jenes Vermerks bei Zulaſſung der 
fraglichen Eintragung zeigt, daß der Unterhaltungspflicht nicht ein ſelbſtändiges Recht des 
Eigentümers des dienenden Grundſtücks gegenüberſteht, ſondern daß es ſich hierbei, ebenſo 
wie bei dem Mitbenutzungsrecht Überhaupt, nur um eine Einſchränkung des Grunddienſt⸗ 
barkeitsrechts handelt, während nach § 873 nur ſelbſtändig ein Grundſtück belaſtende Rechte 
als eintragungsfähig erachtet werden können). Der Erwerber des herrſchenden Grundſtllcks 
erwirbt mit dem Grundſtücke das Grunddienſtbarkeitsrecht nur mit den feſtgeſetzten Be 
ſchränkungen, alſo auch mit der ſeinem Rechtsvorgänger obliegenden Unterhaltungspflicht, 
gleichviel, ob das Recht auf dem Grundbuchblatte vermerkt war oder nicht, und gleichviel, ob 
er das Beſtehen der Unterhaltungspflicht gekannt hat oder nicht; denn das Grundbuch iſt 
nicht im Sinne des $ 892 unrichtig, wenn das Recht überhaupt oder die dazu gehörende 
Unterhaltungspflicht im Grundbuche des herrſchenden Grundſtllcks nicht vermerkt ift (ſtr.). 

2. Würde die Vereinbarung der Unterhaltungspflicht (3. B. bezüglich: eines Treppen, 
wegs für einen gewährten Zugang, NG 56. 378; einer Stauſchleuſe für das gewährte Recht 
auf Anſtauen des abfließenden Waſſers, RG 60, 90; einer Wehranlage und der Ufer eines 
Mühlgrabens zwecks Zuführung des erforderlichen Waſſers zu der berechtigten Mühle, RO 
111, 92; eines Kanals behufs Ableitung von Dränagewaſſer, RH 79, 377; einer Schlamm · 
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fanganlage für die Ableitung von Abwäſſern, KJ 51, 242) nicht getroffen, ſo hätte der 
Eigentümer des belaſteten Grundſtücks die Anlage nicht zu unterhalten, ſondern es wäre 
Sache des Eigentümers des herrſchenden Grundſtücks, ob er die Anlage halten will oder 
nicht. Nur in erſterem Falle müßte er ſie gemäß § 1020 Satz 2 ſo weit erhalten, als es 
das Intereſſe des Eigentümers des belaſteten Grundſtücks erforderte. — Der Eigentümer 
des belaſteten Grundſtücks kann ſich von der Unterhaltungspflicht dadurch befreien, daß er 
den Teil des Grundſtücks, auf dem ſich die Anlage befindet, im Grundbuch abſchreiben läßt, 
und darauf nach $ 928 verzichtet. — Die Unterhaltungspflicht ift, ſofern lie nicht etwa den 
hauptſächlichen Teil des Feſtgeſetzten bildet, nicht als eine beſondere Reallaſt im Sinne des 
§ 1105 anzuſehen, ſondern fie bildet nur einen Beſtandieil der Grunddienſtbarkeitsbelaſtung 
(RG 60, 92; 79, 377; 111, 93, ſ. auch A 5). — Es kann auch beſtimmt werden, daß der 
Eigentümer des belaſteten Grundſtücks nur einen Teil, der Eigentümer des herrſchenden 
Grundſtücks den andern Teil der Unterhaltungskoſten zu tragen hat; denn hierdurch wird 
einesteils die Verpflichtung des erſteren Eigentümers zur Unterhaltung, andernteils das Recht 
des letzteren Eigentümers auf Unterhaltung eingeſchränkt (vgl. NG 79, 878). — Über § 1021 
Satz 1 hinaus kann dem Eigentümer des belaſteten Grundſtücks eine Leiſtung nicht auferlegt 
werden (vgl. KGJ 41, 229; OLG 18, 147; 84, 192), daher z. B. auch nicht die Verpflichtung 
zur Herſtellung, Erbauung der Anlage (KJ 51, 249). 

3. Durch die Vereinbarung kann dem Eigentümer des belaſteten Grundſtücks nicht unbe- 
dingt, ſondern nur inſoweit die Unterhaltungspflicht auferlegt werden, als es das Intereſſe 
des Berechtigten an der Ausübung der Grunddienſtbarkeit erfordert. 

4. Wird im Falle des Mitbenutzungsrechts des Eigentümers (3. B. bezüglich eines 
Treppenwegs für einen gemeinſchaftlichen Zugang, RG 56, 378) die Vereinbarung des Satz 2 
nicht getroffen, ſo iſt es Sache jeder der beiden Beteiligten, die Anlage ſoweit zu unterhalten, 
als es ſein Intereſſe erfordert (ſtr.). Verpflichtet iſt dazu keiner von beiden. Insbeſondere 
iſt aus 8 1020 Satz 2 nicht die (alleinige) Unterhaltungspflicht des Berechtigten zu folgern, 
da dieſer danach nur hinſichtlich einer ſolchen Anlage, die er für ſich allein hält, zur Inſtand⸗ 
haltung im Intereſſe des Eigentümers verpflichtet iſt. Wenn dem Eigentümer des belaſteten 
Grundſtücks nicht lediglich ein Mitbenutzungsrecht zuſteht oder wenn gar die Anlage nur ſeinem 
Intereſſe dient, kaun die Unterhaltungspflicht des Grunddienſtbarkeitsberechtigten als eine 
Beſonderheit der Grunddienſtbarkeit nicht vereinbart werden. Vielmehr würde es ſich, wenn 
die Erfüllung der Unterhaltungspflicht dem Eigentümer des belaſteten Grundſtücks als ein 
Recht gewährt werden ſollte, um Auferlegung einer beſonderen Reallaſt handeln. Das gleiche 
würde zu gelten haben, wenn im Falle des $ 1020 Satz 2 (alleiniges Benutzungsrecht des Grund- 
dienſtbarteitsberechtigten) über das „Intereſſe“ des Eigentümers hinaus und im Falle des 
Mitbenutzungsrechts (8 1021 Abſ 1 Satz 2) über das für das „Benutzungsrecht“ des Eigentümers 
Erforderliche hinaus dem Berechtigten eine Unterhaltungspflicht auferlegt werden würde. — 
Der Berechtigte kann ſich von der von ihm gemäß $ 1021 Abſ 1 Satz 2 übernommenen Unter 
haltungspflicht durch Verzicht auf die Grunddienſtbarkeit befreien. 

6. Keine Anwendung finden die Vorſchriften über die Begründung der Reallaſten, 
wie ſich ergibt: aus dem Wortlaute des Abſ 2, der nur „auf die Verpflichtung“, alſo auf die 
(anderweit) ſchon begründete Verpflichtung die Anwendung vorſchreibt, ferner aus der Ver⸗ 
gleichung mit der entſprechenden Beſtimmung des 5 914 Ubf 3, wonach hier allerdings allge- 
mein die Anwendung der „Vorſchriften“ über die Reallaſt vorgeſchrieben iſt, und aus dem Zu. 
ſammenhange der beiden Abſätze des § 1021, indem Abl 1 die Feſtſetzung, Abſ 2 die Folgen 
der Auferlegung der Unterhaltungspflicht regelt (vgl. RG 79, 380). Daraus folgt, daß, wenn 
die Unterhaltungspflicht des Eigentümers oder des Berechtigten gemäß Abs 1 Satz 1 oder 
gemäß Abf 1 Satz 2 feſtgeſetzt wird, nicht eine beſondere Reallaſt begründet, ſondern dem Grund ' 
dienſtbarkeitsrechte nur eine beſondere, vom Geſetze zugelaſſene Eigenart beigelegt wird (vgl. 
RG 60, 92; 79, 380), ſofern nur die Verpflichtung zur Duldung der Anlage behufs Ausübung 
der Grunddienſtbarkeit die Hauptverpflichtung gegenüber der Unterhaltungspflicht darſtellt 
(RG 111, 93). Auch wenn erſt nach Begründung der Grunddienſtbarkeit die Unterhaltungs- 
pflicht feſtgefetzt wird, handelt es ſich nicht um Auferlegung einer Reallaſt, ſondern um Ande⸗ 
rung des Inhalts der Grunddienſtbarkeit, indem das Recht auf Unterhaltung bzw. die Verpflich, 
tung dazu zum Beſtandteil des Grunddienſtbarkeitsrechts gemacht und dieſes Recht „ 
wird (RG 60, 92; 111, 93). Wenn freilich die Unterhaltungspflicht die hauptſachliche Leiſtung 
iſt, wird das begründete Recht ſich überhaupt nicht als Grunddienſtbarkeit, ſondern als eine 
Reallaſt darſtellen (vgl. RG 60, 92; 79, 377). — Von den Vorſchriften über die Reallaſt 
finden namentlich die $$ 1105, 1107, 1108 Anwendung. Nach $ 1105 kann. 1 Falle der 
Unterhaltungspflicht des Berechtigten ($ 1020 Ubf Sah 2) bie au dieſen wie rn 

zeiſtung aus dem herrschenden Orundfiide gefordert werden, wiewohl bie pfucht nicht als 
(ſelbſtändige) Belaſtung auf dieſes Grundſtück eingetragen wird (. A 1). Nach 8 1108 haftet 
er Eigentümer des dienenden Grundstücks un Falle des $ 1021 Ab 1 Saß 1 uud der des 
herrſchenden Grundstücks im Falle des $ 1021 Abſ1 Sat 2 für die während der Dauer ihres 
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Eigentums fällig werdenden Leiſtungen, d. h. für die, welche während dieſer Zeit notwendig 
geworden ſind, auch perſönlich. Dies hat ſelbſt dann zu gelten, wenn der Eigentümer des 
dienenden Grundſtücks eine Anlage (3. B. einen Kanal behufs Ableitung von Dränagewaſſer) 
zu unterhalten, aber der Eigentümer des herrſchenden Grundſtücks ihm einen Teil der Unter⸗ 
haltungskoſten jeweils zu erſtatten hat (vgl. RG 79, 379). Im Falle der Teilung des zum Unter⸗ 
halt verpflichteten Grundſtücks haften die Eigentümer der einzelnen Teile als Geſamtſchuldner 
(8 1108 Abſ 2). Doch kommen daneben die §8 1025, 1026 (. $ 1025 A 2, § 1026 A4) zur Anwen⸗ 
dung. — Liegen dem herrſchenden Grundſtück Leiſtungen (3. B. eines Teiles der jeweiligen 
Koſten der Unterhaltung einer Anlage) ob, ſo iſt das Recht des Eigentümers des dienenden 
Grundſtücks auf die Leiſtungen von dem rechtlichen Beſtehen der Grunddienſtbarkeit abhängig. 
Iſt dieſe erloſchen, ſo hört auch das Recht auf die Leiſtungen auf (vgl. RG 79, 380). — Die 
in Artt 113—115 zugunſten der Landesgeſetze gemachten Vorbehalte finden nach Art 116 
EG auf die Unterhaltungspflicht nicht Anwendung. Daher gelten für die Unterhaltungs⸗ 
pflichten des $ 1021 nur die Vorſchriften des BGB, nicht auch die der Landesgeſetze über die 
Reallaſten (RG 60, 93). — $ 1021 findet gemäß Art 184 EG auch auf die beim Inkrafttreten 
des BGB beſtehenden Grunddienſtbarkeiten Anwendung (RG 56, 381; 60, 93; 79, 380; 
OLG 4, 292). Es gelten alſo vor dem Inkrafttreten des BOB getroffene Vereinba 
rungen, die die Unterhaltungspflicht in einer nach § 1021 unzuläſſigen Weile regeln, nach 
dem 1. 1. 00 nicht mehr (RG 56, 378). 


8 1022 


Beſteht die Grund dienſtbarkeit in dem Rechte, auf einer baulichen An⸗ 
lage des belaſteten Grundſtücks eine bauliche Anlage zu halten!), ſo hat, 
wenn nicht ein anderes beſtimmt ift?), der Eigentümer des belaſteten Grund⸗ 
ſtücks ſeine Anlage zu unterhalten“), ſoweit das Intereſſe des Berechtigten 
es erfordert. Die Vorſchrift des S 1021 Abſ 2 gilt auch für dieſe Unter⸗ 
haltungspflicht⸗). 

E 1 971 II 938; M 3 488 f.; P 3 312 ff. 

1. Unter baulicher Anlage iſt nicht nur ein Gebäude, ſondern auch jede andere durch 
menſchliche Tätigkeit hergeſtellte Anlage zu verſtehen (z. B. ein zum Anlegen von Schiffen 
dienendes Uferbollwerk, RG 112, 368); aber nicht eine natürliche Erhöhung oder Vertiefung. 
— 81022 iſt der gemeinrechtlichen servitus oneris ferendi nachgebildet (Prot 3, 483). Er greift 
nur dann Platz, wenn das Recht, eine bauliche Anlage auf einer baulichen Anlage des be⸗ 
laſteten Grundstücks zu halten, den ganzen Inhalt der Grunddienſtbarkeit ſelbſt ausmacht; 
iſt dieſes Recht nur ein Nebenrecht, das die Beſtellung einer Dienſtbarkeit mit dem ein Dulden 
oder Unterlaſſen bildenden Hauptinhalt mit ſich bringt, fo findet § 1020 oder § 1021 Anwen⸗ 
dung (RG 112, 370). 

2. Da nur, wenn nicht ein anderes beſtimmt iſt, die Unterhaltungspflicht des Eigen ⸗ 
tümers vorgeſchrieben ift, kann dieſe durch Parteiwillkür auch anders geregelt werden. 

3. Die im $ 1022 geſetzte Unterhaltungspflicht bedarf als geſetzlicher Inhalt der Grund⸗ 
dienſtbarkeit nicht der Eintragung ins Grundbuch; wohl aber die etwa von dieſer geſetzlichen 
Regelung abweichend vertragsmäßig feſtgeſetzte Unterhaltungspflicht (vgl. $ 1020 A 2, 3). 

4. Gemäß $ 1021 Abſ 2 gelten alſo für die Unterhaltungspflicht auch die 88 1105, 1107, 
1108 über Reallaſten. Vgl. hierüber ſowie hinſichtlich der Landesgeſetzgebung und der zur 
Zeit des Inkrafttretens des BGB beſtehenden Grunddienſtbarkeiten § 1021 A 5. 


8 1023 


Beſchränkt ſich die jeweilige Ausübung einer Grund dienſtbarkeit auf 
einen Teil des belaſteten Grundſtücks ), jo kann der Eigentümer?) die Ver⸗ 
legung der Ausübung auf eine andere, für den Berechtigten ebenſo ge⸗ 
eignete Stelle?) verlangen“), wenn die Ausübung an der bisherigen Stelle 
für ihn beſonders beſchwerlich ijt?); die Koſten der Verlegung hat er zu 
tragen und dorzujchiegen‘). Dies gilt auch dann, wenn der Teil des Grund⸗ 
ſtücks, auf den ſich die Ausübung beſchränkt, durch Rechtsgeschäft beſtimmt 
ist). 

Das Recht auf die Verlegung Tann nicht durch Rechtsgeſchäft ausge⸗ 
ſchloſſen oder beſchränkt werden“). 

E 1 972 IT 934; M 3 485 f.; P 3 814 ff. 
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1. Der $ 1023 ſetzt voraus, daß das ganze Grundſtück mit der Grunddienſtbarkeit belaſtet 
tft und daß dieſe ihrem Inhalte nach (wie z. B. ein Wegerecht, eine Waſſerleitungsgerechtigkeit) 
an ſich auf jedem Teil des Grundſtücks ausgeübt werden kann, aber von der jeweiligen Aus⸗ 
übung immer nur ein Teil des Grundſtücks betroffen wird. Ob die Beſchränkung der je⸗ 
weiligen Ausübung auf einen Teil ſich daraus ergibt, daß durch Rechtsgeſchäft (den Be⸗ 
gründungsvertrag oder eine ſpätere Abmachung) die Ausübung auf einen beſtimmten Ort 
beſchränkt iſt oder daraus folgt, daß die Grunddienſtbarkeit nach ihrer Art und Beſchaffenheit 
jedesmal nur auf einem Teil ausgeübt werden kann, macht für die Anwendung des § 1023 
Abſ 1 Satz 1 keinen Unterſchied. Wenn allerdings die Befugnis zur Ausübung an jedem be⸗ 
liebigen Orte ausdrücklich zum weſentlichen Inhalte der Grunddienſtbarkeit gemacht iſt, kann 
die Verlegung auf einen beſtimmten Ort nicht verlangt werden, da hierdurch der Berechtigte 
an ſeinem Rechte ſelbſt eine Einbuße erleiden würde (Prot 3, 315). Iſt überhaupt nur ein 
Teil des Grundſtücks mit der Grunddienſtbarkeit belaſtet, jo daß nur auf ihn das Recht ein: 
getragen iſt (vgl. OLG 21, 42) und lediglich er für das Recht (im Gegenſatze zu deſſen Aus- 
übung) haftet (vgl. KGJ 31 A 311), fo findet 8 1023 keine Anwendung; der Teil gilt dann 
hinſichtlich der Grunddienſtbarkeit als ſelbſtändiges Grundſtück, auch wenn er auf Grund des 
$ 6 Satz 2 GBO von dem Grundbuchblatte des Hauptgrundſtücks nicht abgeſchrieben iſt (RG 
Gruch 48, 107 u. A3). Vgl. über den Unterſchied im Falle der Zwangsverſteigerung § 1018 A 2. 
— Über die Erforderniſſe der Eintragungsbewilligung, wenn mit der Grunddienſtbarkeit das 
ganze Grundſtück belaſtet werden, aber ihre Ausübung auf einen beſtimmten Teil des Grund- 
ſtücks beſchränkt ſein ſoll, vgl. $ 1018 A 5 Abſ 1. 

2. Nur der Eigentümer, nicht der Berechtigte kann die Verlegung verlangen. Daher 
enthält 8 1023 eine über den $ 1020 Satz 1 (ſchonende Ausübung) hinausgehende Verpflich- 
tung des Berechtigten für den hier vorliegenden Fall, nämlich die Verpflichtung, die Aus» 
übung der Grunddienſtbarkeit auf eine beſtimmte Stelle zu beſchränken. 

3. Nur an eine andere ebenjo geeignete Stelle kann die Verlegung verlangt werden, 
nicht auf ein anderes Grundſtück, mag es auch demſelben Eigentümer gehören und ebenſo 
geeignet fein (RG 50, 32; JW 04, 29457; Gruch 48, 107). Der geſetzgeberiſche Grund hierfür 
iſt, daß, wenn das andere Grundſtück überſchuldet wäre, der Berechtigte Gefahr laufen könnte, 
bei der Zwangsverſteigerung mit ſeiner Grunddienſtbarkeit auszufallen (Prot 3, 346). Iſt 
nur ein Teil des Grundſtücks (eine Parzelle) mit der Grunddienſtbarkeit belaſtet (j. A 1), alſo 
dieſe nur auf den Teil eingetragen (vgl. OLG 21, 42), fo kann die Verlegung auch nicht auf 
einen anderen Teil des nämlichen Grundſtücks verlangt werden, da der belaſtete Teil, auch wenn 
er auf Grund des § 6 Satz 2 GBO nicht von dem Grundbuchblatte des Hauptgrundſtücks ab- 
geſchrieben worden iſt, hinſichtlich der Grunddienſtbarkeit gegenüber den anderen Teilen als 
ſelbſtändiges Grundſtück anzuſehen iſt (R Gruch 48, 107). Auch Verlegung auf ein dem mit 
der Grunddienſtbarkeit belafteten Grundſtücke gemäß $ 890 Abſ 2 als Beſtandteil zugeſchriebenes 
Grundſtück kann nicht verlangt werden, da letzteres nicht in die Belaſtung des Hauptgrundſtücks 
eintritt. — Für die Frage, ob die neue Stelle für den Berechtigten ebeuſo geeignet iſt, 
kommt jedes Intereſſe des Berechtigten, aber nicht eine ganz unerhebliche Unbequemlichkeit 
in Betracht (vgl. R IW 04, 29417; Gruch 48, 105; 48, 954 u. § 1020 A 1). 

4. Zu richten iſt das Verlangen nur auf Verlegung der Ausübung der Grunddienſtbar⸗ 
keit, nicht auf Anderung des Inhalts (vgl. RJu 8, 130). Auf Einſchränkung der Belaftung des 
Grundſtücks hat der Eigentümer keinen Anſpruch; vielmehr belaſtet die Grunddienſtbarkeit, auch 
wenn die Verlegung erfolgt, nach wie vor das ganze Grundſtück. Hat aber hiernach das eingetra- 
gene Recht unberührt zu bleiben und das Verlangen nur die Anderung der jeweiligen tatſäch⸗ 
lichen Ausübung des Rechtes zum Ziele zu nehmen, ſo kann der Abſchluß eines Vertrags über 
die Verlegung nicht beauſprucht werden und auch nicht die Eintragung der Ausübungsverlegung 
(ſtr.). Die Art der Ausübung des Grunddienſtbarkeitsrechts gehört überhaupt nicht in das 
Grundbuch, da ſie nur eine tatſächliche Maßnahme des Berechtigten iſt (ſtr.; a. M. OLG 
8, 301; 21, 42). Kommt der Berechtigte dem Verlangen auf Ausübung an der vom Eigentümer 
bezeichneten anderen Stelle nicht nach, ſondern übt er trotz des Verlangens die Dienſtbarkeit 
an der bisherigen Stelle weiter aus, ſo beeinträchtigt er das Eigentum widerrechtlich; der 
Eigentümer kann daher gemäß $ 1004 gegen ihn darauf klagen, daß er die Ausübung der 

ienſtbarkeit an der bisherigen Stelle ſowie überhaupt an anderer Stelle als an der beſtimmt 
anzugebenden unterlaſſe (ſtr.). Auch wenn der Berechtigte dem Verlangen, ſei es freiwillig, 
ſei es gezwungen durch das die Ausübung an anderer Stelle (als der verlangten) hindernde 
Urteil, nachgekommen iſt, kann nochmals Verlegung der Ausübung verlangt werden, ſofern 
ſich erweist (ſei es zufolge Veränderung der Umſtände oder auch ohne biefe), daß auch die Aus⸗ 
übung an der betreffenden Stelle für den Eigentümer beſonders beſchwerlich iſt. 

5. Beſonders beſchwerlich bedeutet, daß die Ausübung an der bisherigen Stelle für 
den Eigentümer nach den Umſtänden des Falles und der Auffaſſung des Verkehrs erheblich 
nachteiliger iſt als an der durch Rechtsgeſchäft beſtimmten oder beim Mangel einer ſolchen 
Beſtimntung als an jeder anderen Stelle des Grundſtücks. Gleichgültig iſt es, ob bei Beſtellung 
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der Grunddienſtbarkeit dieſe beſondere Beſchwerlichkeit vorauszuſehen war, und es kommt 
auch nicht darauf an, daß ſie erſt durch eine Veränderung der Umſtände (wie z. B. durch Er⸗ 
richtung eines Gebäudes, Anderung der Ackerwirtſchaft) herbeigeführt worden iſt (Prot 3, 315). 

6. Die Koſten der Verlegung, alſo alle Unkoſten, die dem Berechtigten dadurch ent⸗ 
ſtehen, daß er die Ausübung an der bisherigen Stelle aufgibt und an der verlangten Stelle 
die zur Ausübung erforderlichen Einrichtungen trifft (3. B. eine Waſſerleitung, einen Fahr⸗ 
weg herſtellt), hat der Eigentümer zu tragen, der die Verlegung verlangt hat. Sie ruhen 
nicht etwa als dingliche Laſt auf dem Grundſtücke, ſondern durch das Verlangen wird inſoweit 
kraft Geſetzes eine persönliche Schuldverbindlichkeit des Verlangenden begründet. 

7. Ausſchließung oder Beſchränkung des Verlegungsrechts verbietet Ab] 2 im öffent⸗ 
lichen Intereſſe (M 3, 485). — Dieſe Beſtimmung findet ebenſo wie die des Abſ 1 gemäß 
Art 184 EG auch auf die bei Inkrafttreten des BGB beſtehenden Grunddienſtbarkeiten An⸗ 
wendung, jo daß eine vorher getroffene, dem Abſ 2 entgegenſtehende Vereinbarung nicht 
mehr wirkſam iſt (vgl. 8 1021 A 5 a. E.). 


§ 1024 
Trifft eine Grund dienſtbarkeit mit einer anderen Grund dienſtbarkeit 
oder einem ſonſtigen Nutzungsrecht!) an dem Grundſtücke dergeſtalt zu⸗ 
ſammen, daß die Rechte nebeneinander nicht oder nicht vollſtändig aus⸗ 
geübt werden können, und haben die Rechte gleichen Rang), ſo kann jeder 
Berechtigte eine den Intereſſen aller Berechtigten nach billigem Ermeſſen 


entſprechende Regelung?) der Ausübung verlangen“). 

E 1 978 II 936; M 3 486 f.; P 3 321. 

1. Zu den ſonſtigen Nutzungsrechten gehören außer dem Nießbrauch, für den der 8 1060 
die gleiche Beſtimmung gibt, und der beſchränkten perſönlichen Dienſtbarkeit, auf die § 1024 
nach § 1090 Abſ 2 ebenfalls Anwendung findet, auch die landesgeſetzlich zugelaſſenen (vgl. 
Artt 63, 68, 67 Abſ 1, 65, 74, 133 EG) dinglichen Nutzungsrechte, auch ſolche, die wie die 
Mithut dem Eigentum nicht vorgehen, ſondern mit ihm gleichberechtigt ſind (Prot 3, 321). 
Das Eigentum it kein Nutzungsrecht im Sinue des $ 1024; auch geht ihm die Grunddienſt⸗ 
barkeit grundſätzlich im Range vor (Prot 3, 321; RG 105, 197). Darin, daß der Eigentümer 
des dienenden Grundſtücks dieſes in gleicher Weiſe benutzt (4. B. im Fall einer Fiſchereiberech⸗ 
tigung darin, daß der Eigentümer des Gewäſſers ſelbſt die Fiſcherei ausübt), kann eine Beein- 
trächtigung der Grunddienſtbarkeit im Sinne des $ 1027 liegen (vgl. RG 105, 191; A 2 8 1027). 
Der Fall des Zuſammentreffens (der Kolliſion) der Grunddienſtbarkeit oder ſonſtigen Nutzungs⸗ 
rechte mit Reallaſten, Hypotheken, Grundſchulden und Rentenſchulden wird durch die Vor⸗ 
ſchriften des ZV (vgl. 88 10 ff., 44ff., 52, 90ff.; auch Art 9 EG. ZVG) geregelt. Bezüglich 
des Zuſammentreffens mit Miete oder Pacht vgl. 88577, 581. 

2. Haben die zuſammentreffenden Nutzungsrechte nicht gleichen Rang, ſo findet § 1024 
keine Anwendung. Das vorgehende Recht hat bei feiner Ausübung den Vorzug, und das nad). 
ſtehende Recht muß, auch wenn es zufolge des Zuſammentreffens (der Kolliſion) nicht voll 
ſtändig ausgeübt werden kann, ihm gegenüber zurückſtehen. Die Rangverhältniſſe beſtimmen 
ſich nach den $$ 879—881. — Nicht unzuläflig iſt es, eine Grunddienſtbarkeit und eine be⸗ 
550 perſönliche Dienſtbarkeit mit demſelben Inhalt gleichzeitig zu beſtellen (OLG 
15, 5 

3. Die Regelung der Ausübung kann in der Weiſe geſchehen, daß die Ausübung der Rechte 
zeitlich oder örtlich beſchränkt oder für die Ausübung des einen Rechtes eine Geldabfindung 
gewährt wird. Dies letztere wird namentlich bei denjenigen Nutzungsrechten, die auch ver⸗ 
pachtet werden können, in Betracht kommen. Fällt das mit der Grunddienſtbarkeit zuſammen⸗ 
treffende Nutzungsrecht fort, ſo kommt auch die freiwillige oder durch Urteil feſtgeſetzte (ſ. A 4) 
Regelung der Ausübung von ſelbſt in Fortfall. 

4. Bezüglich des Verlangens der Auslbungsregelung gilt entſprechend das in $ 1023 
A 5 hinſichtlich des Verlaungens der Ausübungsverlegung Bemerkte. Da es ſich nicht um 
Anderung des Inhalts, ſondern nur um eine gegenſeitige Beſchränkung der Gleichberechtigten 
bei der tatſächlichen Ausübung ihrer Rechte im Intereſſe ihrer aller (vgl. 88 157, 226) handelt, 
kann auch hier weder der Abſchluß eines Vertrags über die nunmehrige Art der Ausübung 
noch eine Eintragung verlangt werden. Legtere iſt überhaupt nicht zuläſſig, da das Grund- 
buch nicht dazu beſtimmt iſt, über die behufs Ausübung des Rechtes zuläſſigen tatſächlichen 
Maßnahmen des Berechtigten Auskunft zu geben. — Wird dem Verlangen des Gleichberechtig 
ten von den anderen nicht freiwillig ſtattgegeben, üben dieſe vielmehr ihre Rechte auch fernerhin 
derartig aus, daß der Verlangende ſein Recht nicht oder nicht in der Weiſe auszuüben vermag, 
wie fie den Intereſſen aller Berechtigten nach billigem Ermeſſen entſprechen würde, jo be’ 
einträchtigen fie fein Recht widerrechtlich; er kann daher (vgl. 88 1027, 1065, 1090 in 
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Verbindung mit $ 1004) gegen ſie darauf klagen, daß fie eine jede Ausübung ihrer Rechte 
unterlaſſen, die eine andere ift als die beſtimmt zu bezeichnende, den Intereſſen aller Be⸗ 
rechtigten billigerweiſe entſprechende (ſtr.; vgl. M 3, 486). — Der Anſpruch unterliegt nicht 
der Verjährung, da er ein Auſpruch aus eingetragenem Rechte im Sinne des § 902 iſt (vgl. 
Prot 3, 321). — Nach Art 184 Ech iſt der Anſpruch auch für und gegen die Inhaber der zur 
Zeit des Inkrafttretens des BGB beſtehenden Nutzungsrechte gegeben (vgl. $ 1021 A 5 a. E.). 


8 1025 


Wird das Grundſtück des Berechtigten geteilt), jo beſteht die Grund⸗ 
dienſtbarkeit für die einzelnen Teile fort?); die Ausübung iſt jedoch im 
Zweifel nur in der Weiſe zuläſſig, daß ſie für den Eigentümer des be⸗ 
laſteten Grundſtücks nicht beſchwerlicher wird). Gereicht die Dienſtbarkeit 
nur einem der Teile zum Vorteile“), jo erlifchtd) ſie für die übrigen Teile“). 

E 1 976 II 936; M 3 487 ff.; P 3 317. 


1. Geteilt wird das herrſchende Grundſtück, wenn ein Teil von einem anderen als dem 
bisherigen Eigentümer erworben wird; aber auch dann, wenn ohne Wechſel des Eigentümers 
ein Teil des Grundſtücks von dem Grundbuchblatte abgeſchrieben wird und ein neues Grund- 
buchblatt erhält oder durch geſonderte Buchung auf dem bisherigen Grundbuchblatte zu einem 
ſelbſtändigen Grundſtück (. 5 1018 A 8) geſtaltet wird (vgl. M 3, 487; E 1787; KJ 53, 171). 

2. Wenn die Grunddienſtbarteit darin beſteht, daß auf dem belaſteten Grundſtücke ge⸗ 
wiſſe Handlungen nicht vorgenommen werden dürfen oder daß die Ausübung eines Rechtes 
des Eigentümers des belaſteten Grundſtücks ausgeſchloſſen iſt oder wenn der Berechtigte 
vom Eigentümer die Unterhaltung einer Anlage nach $ 1021 Abſ 1 Satz 1 oder nach $ 1022 
fordern kann lein Recht, das ſich nicht als beſondere Reallaſtberechtigung, ſondern als ein 
Beſtandteil der Grunddienſtbarkeit darſtellt, fo daß nicht § 1109, insbeſondere nicht Ab] 2, 
ſondern $ 1025 zur Anwendung kommt; ſtr., ſ. $ 1021 A 5), fo folgt aus dem Fortbeſtehen 
für die einzelnen Teile, daß jeder Eigentümer eines jeden Teiles des herrſchenden Grund⸗ 
ftüds, weil an ſich einem jeden die ganze Grunddienſtbarkeit zufteht, auf Unterlaſſung der 
Handlung oder der Ausübung des Rechtes oder auf Unterhaltung der Anlage (mittelbare 
Leiſtung) klagen kann. Falls die Grunddienſtbarkeit darin beſteht, daß der Berechtigte das 
belaſtete Grundſtück in einzelnen Beziehungen benutzen darf (erſter Fall des § 1018), kann 
der Eigentümer eines jeden Teiles des herrſchenden Grundſtücks die Grunddienſtbarkeit nicht 
nur im Rechtswege als ſein Recht geltend machen, ſondern ſie auch im ganzen ausüben, ſoweit 
ihm nicht durch Halbſ 2 8 1025 oder durch beſondere Vertragsabrede (l. A 3) in der Ausübung 
Schranken geſetzt find oder die Grunddienſtbarkeit nach Satz 2 $ 1025 erloſchen iſt. Das Fort · 
beſtehen der Grunddienſtbarkeit für alle Teile äußert ſeine Wirkung auch im Falle der Zwangs⸗ 
verſteigerung (8 92 ZG). — Auf den Fall des § 1021 Abs 1 Satz 2 (Pflicht des Berechtigten 
zur Unterhaltung einer Anlage, an der dem Eigentümer ein Mitbenutzungsrecht zuſteht) findet 
$ 1025 keine Anwendung, da das mit der Grunddienſtbarkeit belaſtete Grundſtück nicht gegen 
über dem herrſchenden Grundſtücke hinſichtlich der Unterhaltungspflicht als herrſchendes 
Grundſtück im Sinne des $ 1025 anzuſehen iſt (ſ. § 1021 A 1,5). Soweit nicht infolge Teilung 
des belaſteten Grundstücks einzelne Teile gemäß $ 1026 von der Grunddienſtbarkeit frei 
werden, folgt das Recht auf die Unterhaltung für den Eigentümer eines jeden Teiles aus 
der durch die Unterhaltungspflicht des Berechtigten eingeſchränkten Grunddienſtbarkeits⸗ 
belastung feines Teiles von ſelbſt (tr.). l ar 

3. Beſonders in dem Falle, daß der Berechtigte das belaſtete Grundſtück in einzelnen 
Beziehungen benutzen darf (erſter Fall des $ 1018), wird bei Beſtellung der Grunddienſt · 
barkeit eine Vereinbarung darüber getroffen fein können, ob im Falle einer Teilung des herr 
ſchenden Grundſtücks ſich das Maß der Ausübung nach dem Bedürfnis der einzelnen Teile 
richten ſoll oder nicht. Der Halbſ 2 gibt in dieſer Beziehung eine Auslegungsregel 3 
im Zweifel die Ausübung der ganzen Grunddienſtbarkeit durch alle Eigentümer der eile 
des herrſchenden Grundſtücks für den Eigentümer des belaſteten Grundſtucks nicht ſoll bes 
ſchwerlicher werden dürfen. Iſt daher bei der Beſtellung der n keine Be⸗ 
ſtimmung für den Fall der Zerſtücllung des herrſchenden Grundſtücks getro fen, jo hat, jofern 
nicht ein Fall des Satz 2 (wenn die Dienſtbarkeit nur einem bestimmten, Teile von Nutzen 
geweſen iſt) vorliegt, die Ausübung bei einer durch ein gewiſſes Maß bestimmten Dienftbar- 
keit (3. B. wenn nur eine beſtimmte Anzahl Vieh zur Weide ſoll aufgetrieben oder nur eine 
beſtimmte Menge Bodenbeſtandteile aus dem belaſteten Grundstücke ſoll entnommen werden 
dürfen) von den einzelnen Teilnehmern verhältnismäßig, bei unbeſtimmten Dienſtbartelten 


aber von allen Teilnehmern gemeinſchaftlich zu erfolgen, ſoweit nicht auch die letztere Aus ⸗ 


übung noch für den Belafteten beſchwerlicher ift als die frühere Ausübung durch den einen 
BGB, gommentar von Reichsgerichtsräten. III. Bd. 4. Aufl. (Buſch.) 20 
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Berechtigten (vgl. RG Gruch 26, 999; 32, 943). — Überſchreiten die mehreren Berechtigten 
bei der Ausübung des an ſich einem jeden von ihnen zuſtehenden Grunddienſtbarkeitsrechts 
(ſ. A 2) das hiernach von einem jeden einzuhaltende Maß des tatſächlichen Ausübens, ſo beein⸗ 
trächtigen ſie das belaſtete Eigentum widerrechtlich; der Eigentümer kaun daher gemäß 8 1004 
gegen ſie darauf klagen, daß ſie die Grunddienſtbarkeit nicht auders ausüben als in der von 
ihm beſtimmt zu bezeichnenden Art und Weiſe (ftr.). — Auf eine etwaige Vereinbarung der 
mehreren Berechtigten darüber, in welcher Weiſe und zu welchem Maße von einem jeden die 
Grunddienſtbarkeit ſoll ausgeübt werden, iſt $ 745 entſprechend anzuwenden. Der belaſtete 
Eigentümer iſt aber daran nicht gebunden, wenn er zu der Vereinbarung nicht hinzugezogen iſt. 


4. Die Dienſtbarkeit gereicht nur einem der Teile zum Vorteile z. B. dann, wenn ſie 
darin beſteht, daß der Berechtigte einen Teil eines Gebäudes, deſſen anderer Teil auf ſeinem 
Grundſtücke ſich befindet, auf dem belaſteten Grundſtücke ſtehen laſſen kann (vgl. KG 25 A 141). 


5. Die Grunddienſtbarkeit erliſcht für die übrigen Teile kraft Geſetzes mit der Abſchreibung 
der einzelnen Teile, ohne daß es ihrer Löſchung auf den betroffenen Teilen oder einer Ein: 
willigung der Eigentümer diefer Teile bedarf. Sit fie auf dem Grundbuchblatte des nunmehr 
geteilten Grundstücks gemäß $ 8 Abſ 1 OBD vermerkt und ſteht zur Zeit der Abſchreibung 
bereits feſt, daß dies Recht für einzelne Teile erliſcht, ſo iſt es auf die Grundbuchblätter für 
dieſe Teile nicht (in Preußen nach Beſtandsverzeichnis 2) mitzuübertragen. Iſt trotzdem 
die Übertragung erfolgt, fo hat das Grundbuchamt gemäß $ 8 Abſ 2 GBO die Vermerke von 
Amts wegen zu berichtigen, alſo zu ſtreichen. Jedoch hat die Streichung von Amts wegen 
zur ferneren Vorausſetzung, daß auf das belaſtete Grundſtück zuvor eingetragen iſt, daß für 
die betroffenen Teile die Grunddienſtbarkeit nicht mehr beſteht (vgl. KGJ 25 A 146). Diele 
Eintragung (teilweiſe Löſchung) erfolgt im Wege der Berichtigung des Grundbuchs gemäß 
§ 22 Abf 1 G80, da das Grundbuch des belaſteten Grundſtücks durch das kraft Geſetzes ein- 
getretene teilweiſe Erlöſchen der Berechtigung unrichtig geworden ift (vgl. KJ 24 A 118). 
Freilich wird dem Grundbuchamte von dem belaſteten Eigentümer nur ſelten ein zweifels⸗ 
freier urkundlicher Nachweis des Erlöſchens erbracht werden können, und wird daher eine, 
ſei es freiwillige (88 19, 29 Satz 1 600, ſei es gemäß $ 894 ZPO durch Urteil erſetzte Bewilli⸗ 
gung der Berichtigung ſeitens der betroffenen Berechtigten erforderlich fein. Auf dieſe Be⸗ 
willigung aber hat der Eigentümer gemäß 8 894 BGB ein Recht. 

6. § 1025 findet gemäß Art 184 EG auch auf die zur Zeit des Inkrafttretens des BGB 
beſtehenden Grunddienſtbarkeiten Anwendung (vgl. $ 1021 A 5 a. E.). 


8 1026 


Wird das belaſtete Grundſtück geteilt!), jo werden, wenn die Ausübung 
der Grund dienſtbarkeit auf einen beſtimmten Teil des belaſteten Grund⸗ 
ſtücks beſchränkte) iſt, die Teile, welche außerhalb des Bereichs der Aus⸗ 
übung liegen, von der Dienſtbarkeit frei“). 

E I 975 II 937; M 3 487 ff.; P 3 817. 


1. Wird das belaſtete Grundſtück geteilt, ſo haftet nach dem Grundſatze der Unteilbarkeit 
der Grunddienſtbarkeit dieſe grundſätzlich, wie bisher auf dem ganzen Grundſtücke, ſo auch 
auf allen Teilen (vgl. Prot 3, 317). Auch wenn vor der Teilung die Grunddienſtbarkeit nur 
auf einzelnen Flächen des Grundſtücks ausgeübt werden konnte oder doch tatſächlich aus⸗ 
geübt wurde, blieb das ganze Grundſtück belaſtet und wurden die anderen, Flächen nicht von 
der Haftung für das Recht frei (vgl. KGJ 31 A 311; SeuffA 74 Nr. 31; 8 1023 A 1, 3). Nach 
jenem Grundſatze müßte daher auch in einem ſolchen Falle die Grunddienſtbarkeit bei einer 
Teilung des Grundſtücks an allen Teilen, trotz der Beſchränkung der Ausübung auf einzelne 
Flächen, als Grundſtücksbelaſtung beſtehenbleiben. § 1026 nimmt jedoch dieſen Fall von 
dem Grundſatze aus, indem er das Erlöſchen des Dienſtbarkeitsrechts an denjenigen zu 
folge einer Teilung abgeſonderten Grundſtücksteilen beſtimmt, die außerhalb des Bereichs 
der auf einen beſtimmten Teil beſchränkten Ausübung des Rechtes liegen. Die Vorſchrift 
ſetzt ſich aus Zweckmäßigkeitsgründen über das Bedenken hinweg, daß der Berechtigte zufolge 
Erlöſchens des Rechtes an den von der Ausübung nicht berührten Teilen und der daraus ſich 
ergebenden Minderung der Gegenſtände der Haftung für das Recht unter Umſtänden bei 
der Zwangsverſteigerung geſchädigt werden kann (M3, 488; Prot 3, 317). — Eine Teilung 
kann auch ohne einen Wechſel des Eigentümers ſtattfinden (. $ 1025 A 1). — Vorrausſetzung 
iſt, daß durch die Teilung der Beſtand und die Ausübung der Dienſtbarkeit rechtlich und 
wirtſchaftlich in keiner Weile berührt wird (vgl. OLG 45, 221). 


2. Die Beſchränkung der Ausübung des das ganze Grundſtück belaſtenden Rechtes auf 
einen beſtimmten Teil kann ſich aus dem Inhalte der Grunddienſtbarkeit von ſelbſt ergeben 
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(3. B. bei Wegegerechtigkeiten, bei Traufrechten, KJ 4, 167; 31 A 310; bei dem Recht auf 
Entnahme von Mergel aus einer beſtimmten Mergelgrube, KGJ 24 A 118; bei Beſchrän⸗ 
kung der Bebaubarkeit, Seuffa 74 Nr 31) oder aus dem Rechtsgeſchäfte der Beſtellung. 
Nicht hierher gehört der Fall, daß nur die jeweilige Ausübung, d. h. die tatſächliche Aus⸗ 
übung im Einzelfalle, ſich immer lediglich auf einen Teil beſchränkt, aber an ſich nach Be- 
lieben, ſoweit nicht 8 1020 entgegenſteht, bei jedem Fall der Ausübung ein anderer Teil zur 
Ausübung gewählt werden kann (. $ 1023 A 1). Jedoch kann auch in einem ſolchen Falle 
8 1026 dann Anwendung finden, wenn bezüglich des einen oder anderen Teiles die Aus⸗ 
übung dauernd unmöglich iſt (vgl. KGJ 31 A 312). 


3. Die ganz außerhalb des Ausübungsbereichs liegenden Teile werden kraft Geſetzes 
frei mit der Abſchreibung der Teile vom belaſteten Grundſtücke, ohne daß es einer Löſchung 
der Belaſtung auf dieſen Teilen oder einer Bewilligung des Berechtigten bedarf. Steht bei 
der Abſchreibung bereits feſt, daß die Teile außerhalb des Ausübungsbereichs liegen, ſo hat das 
Grundbuchamt die Dienſtbarkeit auf die Grundbuchblätter der Teile nicht mitzuübertragen 
(RSS 24 A 120). Hat die Mitübertragung trotzdem ſtattgefunden, fo können die Eigen- 
tümer der befreiten Teile gemäß 8 22 Abſ 1 GBO Berichtigung des Grundbuchs beantragen, 
da ihr die Belaſtung aufführendes Grundbuchblatt wegen tatſächlichen Nichtbeſtehens der 
Belaſtung unrichtig iſt (K GJ 24 A 120). Kann jedoch dem Grundbuchamte nicht urkundlich 
nachgewieſen werden, daß die Teile außerhalb des Ausübungsbereichs liegen, fo iſt zur Löſchung 
die freiwillige (88 19, 29 Satz 100) oder gemäß § 894 ZBD durch Urteil erſetzte Bewilligung 
der Löſchung ſeitens des Berechtigten erforderlich. Auf die Erteilung dieſer Bewilligung 
haben die Eigentümer der freigewordenen Teile gemäß § 894 BGB ein Recht. — 8 1026 findet 
auch auf die Unterhaltungspflicht des Eigentümers aus § 1021 Abſ 1 Satz 1 und aus $ 1022 
Satz 1 Anwendung, und zwar in der Weiſe, daß dem Berechtigten das Recht auf Leiſtung der 
Unterhaltung nur gegenüber den Eigentümern derjenigen Teile zusteht, die von der Dienſt⸗ 
barkeit nicht frei werden. — Ferner findet K 1026 auch auf die zur Zeit des Inkrafttretens des 
B beſtehenden Grumddieuftbarteiten Anwendung (Art 184 EG; vgl. § 1021 A 5 a. E.). — 
Nicht anwendbar dagegen iſt er auf den Fall des $ 1021 Abſ 1 Satz 2 (Pflicht des Berechtigten 
zur Unterhaltung einer Anlage, an der dem Eigentümer ein Mitbenutzungsrecht zuſteht), 
da das herrſchende Grundſtück nicht hinſichtlich der Unterhaltungspflicht als mit einer Grund⸗ 
dienſtbarkeit belaſtetes Grundſtück im Sinne des § 1026 anzuſehen iſt (ſtr.). Wird das 
herrſchende Grundſtück geteilt, fo fällt zwar die Unterhaltungspflicht derjenigen Teileigen 
tümer fort, für deren Teile das Grunddienſtbarkeitsrecht gemäß 8 1025 Satz 2 erliſcht, dies 
jedoch deswegen, weil Recht und Unterhaltungspflicht im untrennbaren Zuſammenhange 
ſtehen; den anderen Teileigentümern liegt aus gleichem Grunde zufolge des Fortbeſtehens 
des Rechtes für ihre Teile ($ 1025 Halbſ 1) auch die Unterhaltungspflicht ob (vgl. 8 1025 A 2). 


8 1027 


Wird eine Grund dienſtbarkeit!) beeinträchtigt), jo ſtehen dem Berech⸗ 
tigten?) die im $ 1004 beſtimmten Rechte zu“). 


E 1 978 II 938; M 3 489; P 3 327. 


1. Die Grund dienſtbarkeit muß beeinträchtigt fein; es genügt nicht, daß ſich die Störung 
nur gegen die Perſon des die Grunddienſtbarkeit Ausübenden richtet. 


2. Die Grunddienſtbarkeit wird durch völlige Verhinderung, aber auch durch nur teil⸗ 
weiſe tätliche Störung ihrer Ausübung beeinträchtigt. Z. B. durch Errichtung eines Ge⸗ 
bäudes auf der Fläche, die gemäß der Grunddienſtbarkeit unbebaut bleiben ſollte (RG AT, 
359). Bei einer Fiſchereiberechtigung an einem Gewäſſer kann eine Beeinträchtigung darin 
liegen, daß der Eigentümer des Gewäſſers ſelbſt die Fiſcherei ausübt (vgl. RG 1 05, 191). 
Auch durch bloße Worte oder Drohungen kann unter Umſtänden, namentlich wenn ſie ein 
Beſtreiten des Rechtes enthalten und mit einem förmlichen Verbote fernerer Ausübung oder 
mit Androhung tätlicher Verhinderung verbunden ſind, eine Behinderung der Ausübung und 
damit eine Beeinträchtigung der Dienſtbarkeit bewirkt werden (vgl. RO JW 08, 274). Das 
Beſtreiten des Rechtes im Rechtsſtteite aber ſtützt die Klage nicht, da die Verteidigung, mag 
fie auch unbegründet fein, doch nicht widerrechtlich iſt. Iſt das Beſtreiten außerhalb des Rechts. 
ſtreites nicht ein derartiges, daß darin eine Beeinträchtigung des Rechtes zu finden iſt, ſo kann 
nur unter den Erforderniſſen des 8 256 ZPO eine Feſtſtellungsklage erhoben werden. — Über 
den Fall der Beeinträchtigung durch uneingeſchränkte Ausübung eines im Range gleichſtehenden 
Rechtes vgl. § 1024 A A. 

3. Berechtigter iſt der Eigentümer des herrſchenden Grundſtücks, im Falle des Miteigen- 
tums jeder Miteigentümer, im Falle der Teilung jeder Teileigentümer, ſofern nicht für ſeinen 
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Teil die Dienſtbarkeit gemäß § 1025 Satz 2 erloſchen iſt. Dem Nießbraucher ſteht, wie die 
Nutzung des Grundſtücks überhaupt (§ 1030), fo auch die Ausübung der Grunddienſtbarkeit 
zu, da dieſe gemäß 8 96 einen Beſtandteil des Grundſtücks bildet. Daher liegt in der Störung 
der Dienſtbarkeitsausübung zugleich eine Störung ſeines Nießbrauchsrechts, ſo daß er auf 
Grund des § 1065 gegen die Störung ebenſo wie der Dienſtbarkeitsberechtigte ſelbſt nach 
8 1027 einzuſchreiten befugt iſt. Mieter des herrſchenden Grundſtücks find weder Dienſtbarkeits⸗ 
berechtigte, noch haben ſie nach dem Geſeh gleich dieſem oder dem Nießbraucher eine Klage 
(aus 5 1004) wegen Störung ihres Rechtes. Sie können daher nur unter den Vorausſetzungen 
des 8 256 ZPO eine Klage auf Feſtſtellung des Beſtehens der Grunddienſtbarkeit gegen 
den Beſtreitenden erheben (str.). Für den Beſitzer des herrſchenden Grundſtückes gewährt 
§ 1029 Beſitzesſchutz (0. dort A 1). 

4. Die im § 1004 beſtimmten Rechte begründen die Klage auf Beſeitigung der Störung 
und, falls weitere Störungen zu beſorgen (nicht bloß möglich, RG 63, 374) find, auch die 
Klage auf Unterlaffung (vgl. RG 77, 218; Warn 1911 Nr 331) gegen den Störer, ſelbſt 
wenn er nicht der Eigentümer des belaſteten Grundſtücks, ſondern ein Dritter iſt (RG 
Warn 1911 Nr 331; OLG 15, 361; 18 S. 148, 149). Störer iſt zunächſt, wer eine 
die Grunddienſtbarkeit beeinträchtigende Handlung vornimmt. Aber auch derjenige „ſtört“, 
der durch einen Beauftragten die ſtörende Handlung vornehmen läßt oder auf deſſen 
Willen ein ſtörendes Ereignis zurückzuführen iſt, ſowie derjenige, der einen die Aus⸗ 
übung der Dienſtbarkeit (ganz oder teilweiſe) hindernden Zuſtand oder von ihm ver⸗ 
anlaßte, fortdauernd gleichmäßig erfolgende, die Ausübung der Dienſtbarkeit ſtörende 
Maßnahmen (z. B. den Transport von Schiffen, wodurch eine Fiſchereigerechtigkeit be- 
einträchtigt wird) trotz der von der ſtörenden Einwirkung erlangten Kenntnis nicht beſeitigt, 
wiewohl die Beſeitigung von feinem Willen abhängt (vgl. RS 55, 55; Warn 09 Nr 143; 1911 
Nr 331; Gruch 45, 1008; 45, 1016; Seuffa 58 Nr 15; 60 Nr 18; 60 Nr 103). Ferner iſt 
Störer der Eigentümer des dienenden Grundſtücks, wenn er duldet, daß ein anderer die Dienſt⸗ 
barkeit ſtörende Veranſtaltungen auf ſeinem Grund und Boden vornimmt; denn er iſt ver⸗ 
antwortlich dafür, daß die auf ſeinem Eigentum laſtende Dienſtbarkeit ausgeübt werden kann, 
und {ft daher verpflichtet, Störungen zu beſeitigen (RG 47, 162; JW 00, 8405; 02 Beil 187; 
Warn 1911 Nr 331). Störer iſt aber nicht ein früherer Eigentümer des dienenden Grundſtücks 
deswegen, weil er bei der Veräußerung gewußt hat, daß der Erwerber eine Anlage herſtellen 
wolle, die eine Beeinträchtigung der Dienſtbarkeit herbeiführen müſſe, und weil demnächſt 
dieſe Anlage hergeſtellt worden iſt; denn die Veräußerung läßt das Dienſtbarkeitsrecht un- 
berührt und der Berechtigte kann ſich gegenüber dem Erwerber der Herſtellung der ſtörenden 
Anlage erwehren (RG Warn 1911 Nr 331). — Daß der Störende ein Recht zu der ſtörenden 
Handlung behauptet, alſo eine Rechtsanmaßung, iſt keine Vorausſetzung für die Klage (vgl. 
R Gruch 44, 1095). Hat er aber ein Recht zu der Handlung (z. B. weil ihm eine beeinträchti 
gende Anlage vom Berechtigten geltattet ift), fo iſt die Klage ausgeſchloſſen. Erforderlich 
iſt nicht, daß den Störenden ein Verſchulden trifft, vielmehr genügt das Vorliegen einer objektiv 
widerrechtlichen Störung (vgl. RG 51, 414; Gruch 46, 653). Soll aber ein Schadenserſatz⸗ 
anſpruch (88 823 ff.) wegen der Störung geltend gemacht werden, fo iſt ein Verſchulden Voraus 
ſetzung hierfür (vgl. RG 45, 300; 58, 132; 61, 256; 63, 379; JW 02, 70; Warn 1911 Nr 831). 
Dabei find die §§ 1004, 1027 als Schutzgeſetze im Sinne des § 823 Ab 2 zu erachten (RG 
51, 177; JW 04, 36019; Warn 1910 Nr 18 u. 281; 1911 Nr 331). Ein Verſchulden des Störers 
iſt jedoch nach der Rechtſprechung des Reichsgerichts ausnahmsweiſe nicht Vorausſetzung 
für den Schadenserſatzanſpruch, wenn die Beeinträchtigung des Dienſtbarkeitsrechts von 
einer gewerblichen oder gemeinnützigen Anlage ausgeht und dem Verletzten wegen obrig 
keitlicher Genehmigung der Anlage nicht die Befugnis zuſteht, den widerrechtlichen Eingriff 
abzuwehren, denn die Entſchädigungsforderung tritt in einem ſolchen Falle an die Stelle des 
Anſpruchs auf Abwehr (MG Warn 191 Nr 331; 1916 Nr 30; vgl. RG 58, 130; 63, 374; 
JW 04, 3601 07, 2991; 1910, 58016). — Behauptet der Störer, die Beeinträchtigung in Aus, 
übung des Rechtes eines Dritten vorgenommen zu haben (z. B. als Nießbraucher), ſo kommt 
§ 77 ZPO zur Anwendung. — Der Auſpruch iſt, wenn die Grunddienſtbarkeit eingetragen 
iſt — was bei den zur Zeit des Inkrafttretens des BGV beſtehenden Dienſtbarkeiten, auf 
die gemäß Art 184 EG die Vorſchrift des $ 1027 ebenfalls Anwendung findet (vgl. $ 1021 AD 
a. E.), nicht der Fall zu fein braucht (Art 187 EGG) —, gemäß 8 902 unverjährbar. 


§ 1028 


Iſt auf dem belaſteten Grundſtück eine Anlage, durch welche die Grund⸗ 
dienſtbarkeit beeinträchtigt wird, errichtet worden), jo unterliegt der An⸗ 
ſpruch des Berechtigten auf Beſeitigung der Beeinträchtigung der Ver⸗ 
jährung, auch wenn die Dienſtbarkeit im Grundbuch eingetragen ijt?). Mit 
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der Verjährung des Anſpruchs erliſcht die Dienſtbarkeit, ſoweit der Beſtand 
der Anlage mit ihr in Widerſpruch jteht?). 


Die Vorſchriften des § 892 finden keine“) Anwendung). 
P 3 321 ff. 


1. Eine auf dem belaſteten Grundſtück errichtete beeinträchtigende Anlage iſt eine 
mit dem Grund und Boden des dienenden Grundſtücks verbundene dauernde Einrichtung 
(z. B. ein Gebäude, eine aufgeſetzte Mauer, Anpflanzungen, Gräben, Dämme), wodurch 
die Ausübung der Grunddienſtbarkeit (3. B. einer Wegegerechtigkeit) völlig oder teilweiſe 
verhindert wird (ſ. $ 1027 A 2). Gleichgültig ift, von wem fie errichtet iſt, ob von dem Eigen- 
tümer oder von einem Dritten. Auch darauf kommt es nicht an, daß die Anlage im Glauben 
an ein Recht hergeſtellt iſt. Selbſt dann, wenn der Errichtende die Anlage im böſen Glauben 
heimlich oder gewaltſam errichtet hat, findet § 1028 Anwendung. Verfall einer der Dienſt⸗ 
barkeit dienenden Anlage aber genügt nicht. Es muß eine beſondere neue Anlage 
hergeſtellt ſein, die zwar nicht die Ausübung der Dienſtbarkeit gänzlich unmöglich 
zumachen braucht, aber doch wenigſtens der Ausübung an der betreffenden Stelle hindernd 
entgegenſtehen muß. 


2. Daß der Anſpruch auf Beſeitigung trotz Eintragung der Verjährung unterliegt, 
iſt eine Ausnahme von dem Grundſatze des $ 902 Abſ 1 Satz 1. Auf die Verjährung des An ⸗ 
ſpruchs finden die SS 194 ff. Anwendung (vgl. hierüber § 901 A 3, 4). — Ein Wechſel in der 
Perſon des Eigentümers des herrſchenden oder des belaſteten Grundſtücks hat auf die Ver- 
jährung keinen Einfluß, da im erſteren Falle für den Nachfolger der nämliche Anſpruch be⸗ 
ſteht und in letzteren Falle die Beſitzzeit des Rechtsvorgängers gemäß § 221 in die Verjährungs⸗ 
zeit eingerechnet wird. — Wenn die Errichtung der Anlage auf eine beſtimmte Zeit von dem 
Eigentümer des herrſchenden Grundſtücks geſtattet iſt, kann die Verjährung des Beſeitigungs⸗ 
anſpruchs vor Ablauf der Zeit nicht beginnen, da ein Auſpruch bis dahin nicht beſteht (§ 198). 


3. Daß die Dienſtbarkeit mit der Vollendung der Anſpruchsverjährung erliſcht, ſoweit 
ihr der Anlagebeſtand widerſpricht, iſt eine Ausnahme von der Regel, daß das dingliche 
Recht ſelbſt weder verjährt noch durch Verjährung des Anſpruchs daraus erliſcht. Dieſe Aus- 
nahme entſpricht derjenigen des $ 901 Satz 1; jedoch geht fie inſofern noch weiter, als die 
Grunddienſtbarkeit auch dann, wenn fie eingetragen ift, erliſcht. Vgl. hierüber $ 901 A 1, 2. 
— Das Erlöſchen tritt kraft Geſetzes ein, ohne daß es einer Löſchung oder einer Bewilligung 
des Berechtigten bedarf. Das Grundbuch wird unrichtig und der Belaſtete kann die Be- 
richtigung gemäß § 22 Abſ 1 GBO beantragen. Vermag er das Erlöſchen nicht ur- 
kundlich nachzuweiſen, fo kann er gemäß $ 894 von dem Berechtigten Einwilligung in die 
Löſchung (vgl. 88 19, 29 Satz 1880 8 894 ZPO) verlangen. — Die Dienſtbarkeit erliſcht 
jedoch nur in dem Maße, als durch die Anlage ihre Ausübung gehindert wird, alſo nicht immer 
gänzlich. Wenn z. B. im Falle einer zum Gehen und Fahren auf allen Teilen berechtigenden 
Wegegerechtigkeit durch eine Mauer die Benutzung des Grundſtücks zum Gehen und Fahren 
nur an der Stelle, an der die Mauer errichtet worden, verhindert iſt, konnen die übrigen Grund» 
ſtücksteile auch fernerhin dazu benutzt werden. 


4, Der Ausſchluß der Anwendung des 8 892 ſoll bedeuten, daß ſich der gutgläubige 
rechtsgeſchäftliche Erwerber des herrſchenden Grundſtücks nicht darauf ſoll berufen können, 
daß die erloſchene Dienſtbarkeit etwa noch auf dem belaſteten Grundſtück eingetragen oder 
auch, wenn fie gemäß § 8 Abi 1 GBD auf dem herrſchenden Grundſtücke vermerkt worden 
war, dort noch vermerkt ſteht. Im Grunde genommen folgt dies ſchon daraus, daß der Vermerk 
auf dem herrſchenden Grundſtücke für die Rechtswirkung gutgläubigen Erwerbs nicht in 
Betracht kommt (vgl. 8 1021 A 1; KGG 25 A 146) und daß der Schutz des öffentlichen Glaubens 
des Grundbuchs nur hinſichtlich des Grundbuchs desjenigen Grundſtücks wirkt, das von dem 
Erwerb betroffen wird. 


5. 8 1028 findet auch auf die zur Zeit des Inkrafttretens des BOB beſtehenden Grund. 
e enn Abſ 2 aber nur, wenn fie eingetragen find (Art 184 EG; OLG 
18, 148). Solange fie nicht eingetragen ſind können fie auch anderweit nach Maßgabe landes. 
gefetzlicher Beſtimmungen erlöſchen (Artt 189 Abſ 3, 187, 128 EG). 


8 1029 


Wird der Befiker!) eines Grundſtücks in der Ausübung einer für den 
Eigentümer im Grundbuch eingetragenen?) Grund dienſtbarkeit geſtörts), jo 
finden die für den Beſitzſchutz geltenden Vorſchriften“) entſprechende An⸗ 
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wendung, ſoweit die Dienſtbarkeit innerhalb eines Jahres vor der Störung, 
ſei es auch nur einmal, ausgeübte) worden iſte). 
E 1 979 II 939; M 3 489 ff.; P 3 318 ff. 


1. Beſitzer iſt zunächſt der unmittelbare Beſitzer ($ 854), und zwar ſowohl der Eigen 
beſitzer (8 872), Teilbeſitzer (8 865), Mitbeſitzer (8 866), als auch der Beſitzer, der einem anderen 
gegenüber im Sinne des $ 868 auf Zeit zum Beſitze berechtigt oder verpflichtet iſt, wie der 
Pächter, Nießbraucher. Nach Maßgabe des 8 860 (Selbſthilfe) auch der Beſitzdiener ($ 855). 
Ferner hat nach 8 869 der mittelbare Beſitzer ($$ 808, 870, 871) die Beligllage, wenn der 
unmittelbare Beſitzer geſtört wird. 


2. Für den Eigentümer, nicht den die Grunddienſtbarkeit ausübenden Beſitzer des Grund. 
ſtücks muß die Grunddienſtbarkeit eingetragen ſein. Während alſo das BGB keine allgemeinen 
Vorſchriften über den Beſitz von Rechten und deſſen Schutz gibt, gewährt es durch 8 1029 
zwar für Grunddienſtbarkeiten Beſitzſchutz, aber nur unter der doppelten Vorausſetzung, daß 
mit dem Beſitz Sachbeſitz des herrſchenden Grundſtücks verbunden und ferner die Dienſtbarkeit, 
die zufolge Beſitzes des Grundſtücks ausgeübt wird, wenigſtens vermutungsweiſe (8 891) als 
ein beſtehendes Recht anzuſehen, mithin für den Eigentümer eingetragen iſt. Die Eintragung 
genügt. Auch wenn fie zu Unrecht befteht, iſt der Veſitzſchutz gegeben. Umgekehrt beſteht für 
eine zu Unrecht gelöſchte Grunddienſtbarkeit ein Beſitzesſchutz nicht (M 3, 491). 

3. Störung iſt ſowohl die vollſtändige Behinderung als die ſonſtige Beeinträchtigung 
der Ausübung der Grunddienſtbarkeit (ſ. 8 1027 A 2). 


4. Die für den Beſitzesſchutz geltenden Vorſchriften find: § 858 (Behinderung oder 
Störung in der Ausübung durch verbotene Eigenmacht ſchafft gegenüber dem Beſitzer einen 
fehlerhaften Zuſtand, der auch gegen den Rechtsnachfolger des Störenden, z. B. des belaſteten 
Eigentümers, gilt); § 859 Abſ 1, 3 (Selbſtſchut gegen eigenmächtige Behinderung der Aus. 
übung, z. B. gegen Verſperrung des Weges bei der We egerechtigkeit oder gegen Beſeitigung 
einer Anlage, durch Gewalt oder Wiederbemächtigung); 88 861, 862 (Beſitzklagen wegen eigen 
mächtiger Behinderung oder Störung der Ausübung, die zufolge fehlerhafter Beſttzerlangung 
im Laufe eines Jahres vor der Störung ausgeſchloſſen iſt, z. B. wenn in Ausübung der Dienft- 
barkeit gegen den Willen des Belaſteten eine Anlage errichtet iſt, die der Belaſtete innerhalb 
Jahresfriſt wieder befeitigt); $ 863 (Einwendung gegen Beſitzklage aus dem Recht, z. B. 
daß die eingetragene Dienſtbarkeit tatſächlich nicht beſtehe); 8 864 (Erlöſchen des Beſitzanſpruchs 
zufolge Nichterhebung der Beſitzklage innerhalb eines Jahres ſeit der Behinderung oder Sto 
rung). Beſteht die Ausübung der Grunddienſtbarkeit im Sachbeſitz eines Teiles des dienen⸗ 
den Grundſtücks (wie z. B. bei der Überbaudienſtbarkeit auf Haben eines Teiles des Gebäudes, 
deſſen anderer Teil auf dem herrſchenden Grundſtücke ſteht, f. 8 1018 A 7), fo finden die Vor. 
ſchriften über den Sachbeſitz unmittelbar Anwendung. 


5. Der Beſitz wird nur jo weit gejehlitt, als die Grund dienſtbarkeit ausgeübt iſt, aber 
auch nicht weiter, als fie im Grundbuch eingetragen ſteht. Durch die einmalige Ausübung 
der Grunddienſtbarkeit wird deren Beſitz auf ein Jahr erworben, nicht auf längere Zeit, 
auch dann nicht, wenn die Grunddienſtbarkeit nur in längeren Zwiſchenräumen als ein Jahr 
(3. B. im Falle einer Überſchwemmung) ausgeübt werden kann. Anderſeits kann der Beſitz 
aber nach allgemeinen Vorſchriften auch ſchon vor Ablauf des Jahres verloren gehen (3. B. 
wenn der Beſitzer ihn aufgibt). — Was erforderlich iſt, damit die Grunddienſtbarkeit ausgeübt 
ift, richtet ſich nach ihrem Inhalte. Die Anlage, zu deren Halten die Grunddienſtbarkeit be · 
rechtigt, muß innerhalb eines Jahres vor der Störung beſtanden haben. Die Handlung, zu 
deren Vornahme die Grunddienſtbarkeit berechtigt (3. B. bei einer Wegegerechtigkeit das 
Gehen), muß vorgenommen fein. Beſteht die Grunddienſtbarkeit darin, daß der Eigentümer 
des belaſteten Grundſtücks eine Handlung nicht vornehmen darf, ſo genügt zur Ausübung die 
Unterlaſſung dieſer Handlung; nicht iſt außerdem ein beſonderes Verbot der Vornahme der 
Handlung erforderlich, da bereits durch die Eintragung die Zuwiderhandlung verboten ist 
(ſir.). Nötig iſt, daß die Ausübungshandlung mit dem Willen, die Dienſtbarleit auszuliben, 
vorgenommen iſt (OLG 6, 255). Dies iſt regelmäßig anzunehmen, wenn die Handlung dent 
Inhalte der eingetragenen Grunddienſtbarkeit eutſpricht. Eine Ausübung der Grunddienſt⸗ 
barkeit liegt aber z. B. nicht vor, wenn die Handlung nach vorheriger Bitte um die Erlaubnis 
vorgenommen ift oder der Eigentümer des belaſteten Grundſtücks die Handlung, zu deren 
Vornahme er nach dem Inhalte der eingetragenen Grunddienſtbarkeit nicht befugt war, auf 
Bitten des Beſitzers unterlaſſen het (OLG 6, 256). Die Ausübung braucht nicht durch den 
Beſitzer des Grundſtücks ſelbſt geſchehen zu fein; fie kann auch durch dritte Perſonen (4 B. 
bei einer Wegegerechtigkeit von ſolchen, die den Beſitzer beſuchen wollen) erſolgen. 


6. Eine übergangsvorſchrift für die zur Zeit des Inkrafttretens des BB beſtehende 
Grunddienſtbarkeit gibt Art 191 Ech (vgl. OLG 6, 255). 
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Zweiter Titel 


Nießbrauch 


1. Von dem Eigentum kann das Recht auf die Nutzungen abgetrennt und als ſelbſtändiges 
dingliches Recht, das an die Perſon des Nießbrauchers gebunden, nicht vererblich 
und nicht veräußerlich iſt (88 1061, 1059) beſtellt werden. Die Dinglichkeit des Nießbrauchs 
ſchließt es aus, daß ſein Beſtand durch Rechtshandlungen des Eigentümers oder dritter Per⸗ 
ſonen beeinträchtigt werden kann. Durch die Zwangsverwaltung, die ohne Rückſicht auf 
die Belaſtung des Grundſtücks mit einem Nießbrauch eingeleitet werden kann, wird das ding 
liche Recht und der Beſitz des Nießbrauchers nicht berührt. Mit dem dinglichen Recht des 
Nießbrauchs ſind zugleich kraft Geſetzes schuldrechtliche Verpflichtungen verbunden, und 
zwar beſteht dies ſchuldrechtliche Verhältnis (ogl. namentlich $ 1036 Abſ 2) — abgeſehen von 
dem Nießbrauch an verbrauchbaren Gegenſtänden ($ 1067) und abgeſehen von den Ver⸗ 
pflichtungen des Nießbrauchers eines Vermögens hinſichtlich der Schulden des Nießbrauch⸗ 
beſtellers ($$ 10861088) — nicht zwiſchen dem Beſteller und Nießbraucher, ſondern zwiſchen 
dem Eigentümer und Nießbraucher (vgl. jedoch 88 1036 A 4, 1055 A 1, 1058 A 1, 1064 
A 1). Weitere ſchuldrechtliche Verpflichtungen können ſich aus dem der Nießbrauchsbeſtellung 
zugrunde liegenden Rechtsgeſchäft ergeben, deſſen praktiſch wichtigſten Fälle die Anordnung 
der Beſtellung durch Verfügung von Todes wegen und durch Leibzuchtsvertrag ſind. Der 
Nießbrauch kann auch Gegenſtand eines Kaufes ſein, was für die Verpflichtung des Nieß⸗ 
brauchers zur Zahlung des Kaufpreiſes, der auch in einer Rente beſtehen kann, für die Ge⸗ 
währleiftungspflicht uſw. von Bedeutung iſt. Zuläſſig iſt es, daß dem Nießbraucher hinficht- 
lich der Verwendung der Nutzungen zur Tilgung beſtimmter Schulden oder in ſonſtiger 
Hinſicht ſchuldrechtliche Verpflichtungen auferlegt werden (ſ. § 1030 A 6). Unzulaſſig ist die 
Beſtellung eines Nießbrauchs in der Weiſe, daß der Nießbraucher auf den nach Berichtigung 
der Zinſen und Tilgungsbeiträge verbleibenden Überſchuß der Nutzungen keinen Anſpruch 
haben ſoll (vgl. § 1030 A 3). b 

2. Der Nießbraucher hat nicht bloß ein Recht auf die Nutzungen (ogl. 8 100), ſondern iſt 
berechtigt, auf Grund des ihm zuſtehenden Beſitzes ($ 1036 Abi 1) die Nutzungen ſelbſt zu 
iehen. Zur Erzielung größeren Nutzens find dem Nießbraucher Anderungen der Sache ge- 

attet. Sein Recht geht aber nicht ſo weit, daß er unter Nichtbeachtung der Intereſſen des 
Eigentümers die Sache oder die Benutzungsart umgeſtalten darf (88 1036, 1037). Beſteht 
der Nießbrauch an einer Forderung, ſo muß der Nießbraucher, um Nutzungen ziehen zu können. 
ein gewiſſes Verfügungsrecht haben. Er darf deshalb nach § 1074 die nicht auf Zinſen 
ausſtehende Forderung einziehen und iſt bei einer auf Zinſen ausstehenden Forderung nach 
88 1077, 1078 in Gemeinſchaft mit dem Gläubiger zur Einziehung und Wiederanlegung be 
fugt. Aber auch bei dem Nießbrauch an einem Grundſtück mit Beilaß iſt dem Nießbraucher 
im Intereſſe der Erleichterung des Wirtſchaftsbetriebs ein gewiſſes Verfügungsrecht ge 
währt ($ 1048). Mit dem Nießbrauch kann ein allgemeines Verfügungsrecht verbunden ſein 
(Verfügungenießbrauch, vgl. 8 1067 A 1). Es kommt dies namentlich vor bei einem 
durch Verfügung von Todes wegen zugewendeten Nießbrauch. Wird ein ſolcher Nießbrauch 
am Nachlaß eingeräumt, ſo wird der Bedachte regelmäßig die Stellung eines Vorerben 
haben. Mit dem Nießbrauch kann ferner in Erweiterung dieſes Rechtes die Befugnis zur 
hypothekariſchen Belaſtung des Nießbrauchsgrundſtücks verbunden werden. Das RG (Warn 
08 Nr 168) hat in einem ſolchen Falle eine im eigenen Intereſſe auszuübende, unwiderrufliche 
Vertretungsmacht angenommen (ähnlich 28. 11. 07 IV 146/07). Dem mit dem Nießbrauch 
an einem Grundſtück bedachten Miterben kann in Erweiterung des Nießbrauchsrechts das 
Recht zum ſelbſtändigen Verkauf des Nachlaßgrundſtücks eingeräumt werden, ohne daß die 
Miterben beim Verkaufe mitzuwirken brauchen (RG 23. 10. 16 IV 173/16). Mit dem Nieß⸗ 
brauch kann auch das Recht der Verwaltung in der Weiſe verbunden werden, daß der Nie: 
braucher, ſolange der ihm letztwillig zugewandte Nießbrauch dauert, nach der Anordnung 
des Erblaſſers zugleich die Stellung eines Aden en daf er hat. Die Zuwendung eines 
lautionsfreien Rießbrauchs Tann dahin auszulegen fein, daß der Nie braucher auch von ſonſtigen 
Beſchwerungen, von der Hinterlegungsp icht uſw. befreit fein ſoll (RG 2. 5. 12 IV 366/11). 
Vgl. über das Recht der freien Verwaltung auch $ 1070 U 1 a. E, 5 

3. Eine von dem Nießbrauch verſchiedene rechtliche Natur R das geſetzlich dem Ehe · 
mann nach $$ 1873ff. und dem Gewalthaber nach 88 1640 ff. zuſtehende Nutznießungsrecht. 
Es iſt hierbei das familienrechtliche Verwaltungsrecht und das Nießbrauchsrecht zu einer 
rechtlichen Einheit verſchmolzen, und Zwar in ber Weiſe, daß das ſachenrechtliche Verhältnis 
hinter dem familienrechtlichen zurücktritt. Die Nutznießung beſteht an den einzelnen Gegen⸗ 
ſtänden immer nur ſo lange, als ſie jeweils zu dem eingebrachten Gut oder dem unfreien Kindes 

ßungsrecht kann ferner nicht in das Grundbuch eingetragen 


vermögen gehören. Das Nutznie 5 idbu 
erden. & wirkt aber wie ein dingliches Recht gegen jeden Dritten. Über die einzelnen Unter⸗ 
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ſchiede zwiſchen dem Nutznießungsrecht und dem Nießbrauch vgl. RG JW 09, 145%. — Für das 
Pfründenrecht (vgl. für preuß. Recht über die Beiträge des Pfarrers zu öffentlichen Laſten 
RS Gruch 41, 159) find die landesgeſetzlichen Vorſchriften aufrechterhalten durch Art 80 
Abſ 2 EG. — tiber das Nutzungsrecht des Leibgedinges |. § 1030 A 6. Das Nutzungsrecht 
kann auch als ein ſchuldrechtliches begründet werden. — Nach PrA LR war der Kreis ding ⸗ 
licher Nutzungsrechte nicht beſchränkt; Rechte an fremdem Eigentum (1 10) konnten vielmehr 
in der verſchiedenſten Art, Geſtalt und Umfang begründet werden, und zwar auch als vererb⸗ 
liche und veräußerliche Rechte, ſoweit nicht für beſondere Fälle, wie für die nur zur Notdurft 
einer beſtimmten Perſon oder Sache bewilligten Rechte 6 19 822) oder für den Nießbrauch 
(121 88 110, 176) Ausnahmebeſtimmungen entgegenſtanden (1 19 8 23). Zu ſolchen dinglichen 
Nutzungsrechten gehörte auch ein Nutzungsrecht an fremdem Acker zugunſten der je⸗ 
weiligen Eigentümer beſtimmter Grundſtücte, der Angehörigen einer aus den beteiligten 
Acker⸗ und Koſſätenhöfen beſtehenden Realgemeinde (RG Gruch 68, 342). Wegen Beſtehen⸗ 
bleibens eines ſolchen Nutzungsrechts auch nach Inkrafttreten des BGB gilt das in Bein 4 
bezüglich des Nießbrauchs Dargelegte. 

4. Übergangsvorſchriften. Ein vor dem Inkrafttreten des BGB begründeter Nieß⸗ 
brauch bleibt nach Art 184 EG mit dem aus den bisherigen Geſetzen ſich ergebenden Inhalt 
und Range beſtehen. Auch nach Inkrafttreten des BGB bleiben für den Nießbrauch an Grund. 
ſtücken die bisherigen Geſetze ſo lange in Geltung, als nicht das Grundbuch als angelegt anzu⸗ 
ſehen iſt (Art 189 EG). Es kann aber ein Nießbrauch nur noch mit dem nach dem BGB zu⸗ 
läſſigen Inhalt, alſo nicht als ein vererbliches oder übertragbares Recht begründet werden. 
Auch Anderungen des Inhalts eines früheren Nießbrauchsrechts ſind nach Inkrafttreten des 
BGB nur inſoweit zuläſſig, als ein ſolcher Inhalt nach neuem Recht anerkannt wird. Über 
die Erſitzung des Nießbrauchs an einer beweglichen Sache, der bei Geltungsbeginn des BGB 
noch nicht vollendet war, ſ. Artt 185, 169 EG. — Was den räumlichen Geltungsbereich betrifft, 
ſo entſcheidet, falls es ſich nicht um Sachen handelt, die nur vorübergehend im Inlande ſich 
befinden, das jeweilige Recht der belegenen Sache, ſo jedoch, daß der unter der Herrſchaft des 
früheren Rechtes erloſchene Nießbrauch für immer erloſchen iſt. Hinſichtlich des Erwerbs des 
Nießbrauchs iſt das Recht des Ortes maßgebend, an dem zu dieſer Zeit ſich die Sache befindet. 
Der Nießbrauch an einer Forderung beſtimmt ſich nach dem für die Forderung maßgebenden 
Recht. Die Haftung des Nießbrauchers für die Schulden bei einem Vermögensnießbrauch iſt 
nach dem Recht des Nießbrauchbeſtellers zu beurteilen (ſtr.). 


I. Nießbrauch an Sachen 


8 1030 


Eine Sache!) kann in der Weiſe belaſtet?) werden, daß derjenige, zu deſſen 
Gunſtens?) die Belaſtung erfolgt, berechtigt iſt, die Nutzungen der Sache“) 
zu ziehen‘) (Nießbrauch). 

Der Nießbrauch kann durch den Ausſchluß einzelner Nutzungen beſchränkt 
werden“). 

E I 980 II 940; M 3 498, 494; P 3 888, 384. 


1. Die 5 1030 —1067 handeln von dem Nießbrauch an Sachen. Gegenſtand des 
Nießbrauchs kann eine jede Sache ſein, die Nutzungen gewährt. Unter dieſer Voraus⸗ 
ſetzung können Gegenſtand des Nießbrauchs bewegliche und unbewegliche Sachen fein. Zu 
den letzteren gehören Grundſtücke und dieſen gleichgeſtellte Berechtigungen (. Vorbem 4 vor 
9873), namentlich auch das Erbbaurecht. Dem Nießbrauch unterliegt die Sache in derſelben 
Ausdehnung, in der daran Eigentum beſteht. Soweit nach den Grundſätzen über das 
Nachbarrecht, über Verbindung, Vermiſchung, Verarbeitung das Eigentum reicht, ſoweit 
reicht auch das Nießbrauchsrecht. Der Nießbrauch ergreift die weſentlichen Beſtand 
teile der Sache (die nicht Gegenſtand eines beſonderen Rechtes ſein können) unbedingt, 
die unweſentlichen Beſtandteile unter der Vorausſetzung, daß fie nicht etwa, was bei dieſen 
Beſtandteilen möglich iſt, im Eigentum eines anderen als des Eigentümers der Sache 
ſtehen (88 905 Werden Beſtandteile, die nicht zu den Früchten zu rechnen find (vgl. 
$ 1039 A 1), von der Sache getrennt, fo beſteht der Nießbrauch daran fort. Als Beſtandteile 
eines Grundſtücks find nach 8 96 auch die mit dem Eigentum an einem Grundſtück verbundenen 
Rechte anzuſehen (ſubjektiv⸗dingliche Reallaſten, Recht auf Rente wegen eines Überbaus oder 
eines Notwegs nach 88 912—918, mit dem Grundſtück verbundene Gerechtigkeiten). Der Nieb- 
brauch an dem Grundſtück erſtreckt ſich deshalb auch hierauf, ſoweit an dieſen Rechten über 
haupt ein Nießbrauch ſtattfindet (vgl. 88 1068 A 1, 1069 A 1), ohne daß es der fonft für den 
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Erwerb des Nießbrauchs an dieſen Rechten vorgeſchriebenen beſonderen Form bedarf. Wird 
ein Grundſtück nach § 890 Abſ 2 einem anderen Grundſtück als Beſtandteil zugeſchrieben, fo 
bat dies nicht die Wirkung, daß der Nießbrauch auch das zugeſchriebene Grundſtück umfaßt 
(ſtr.). Wegen der Zubehörſtücke ſ. F 1021. Zuläſſig ift der Nießbrauch, der als ein teilbares 
Recht ſich darſtellt, auch an dem Bruchteil einer Sache, und zwar braucht abweichend von 
den für Reallaſten, Vorkaufsrechte, Hypotheken und Grundſchulden gegebenen Vorſchriften 
der Bruchteil nicht in dem Anteil eines Miteigentümers zu beſtehen (RIA 16, 295). Gegen⸗ 
ftand des Nießbrauchs kann auch ein re fein. Zu bemerken ift dabei, daß unter dem 
Bergwerksbeſitzer im Sinne des 9148 Prullg Berg v. 24. 6. 65, der alle durch den Bergbau⸗ 
betrieb entſtandenen Grundſtücksſchäden zu tragen hat, der Nießbraucher nicht mit zu verſtehen 
it (RG JW 1920, 8345). — Ein an mehreren Sachen, insbeſondere mehreren ſelbſtändigen 
Grundſtücken gleichzeitig beſtellte Nießbrauch iſt kein einheitliches Recht, ſondern eine Mehr⸗ 
heit von Einzelrechten (KGJ 43, 347). 

2. Die Belaſtung mit einem Nießbrauch erfolgt bei einem Grundſtück durch Einigung des 
Eigentümers mit dem Begünſtigten und Eintragung in das Grundbuch ($ 873) oder durch Buch⸗ 
erſitzung (8900 Abf 2), und bei beweglichen Sachen durch Einigung und Übergabe der Sache 
in der übereinſtimmenden Abſicht der Beteiligten, daß dem Empfänger an der Sache der 
Nießbrauch zuftehen ſoll, unter entfprechender Anwendung der Vorſchriften über den Eigen⸗ 
tumserwerb (5 930 f., 1032), auch der Beſtimmung über den Erwerb auf Grund des guten 
Glaubens (88 982 ff., 1082), ſowie durch Erſitzung (8 1033). Ein Nießbrauch kann auch unter 
einer Bedingung oder einer Zeitbeſtimmung beſtellt werden (OLG 31 S. 296, 389). — Über 
das Erfordernis behördlicher Genehmigung bei landwirtſchaftlichen Grundſtücken von über 
5 ha Größe vgl. BRVO v. 10. 8. 18. 

3. . können auch mehrere nach Bruchteilen fein (RJA 16, 295; 
EZ 40, 161). k 

4. Nutzungen der Sache jind nach $ 100 die natürlichen und bürgerlichen Früchte ($ 99) 
und die Vorteile, die der Gebrauch der Sache gewährt. Nicht notwendig iſt alſo, daß die Sache 
Früchte abwirft oder wenigſtens zur Fruchtziehung geeignet iſt; es genügt auch, wenn 
die Sache Gebrauchsvorteile gewährt. 

5. Aus dem Recht zum Ziehen der Nutzungen ergibt ſich, daß der Nutznießer die Nutzungen 
aus eigenem Recht erwirbt (RG 68, 13; OLG 26, 89), und zwar die natürlichen Früchte der 
Regel nach und jedenfalls, wenn er ſich im unmittelbaren Beſitze befindet, durch die Trennung 
(88 954ff.), die bürgerlichen (z. B. Mietzinſen) ſo, daß er als der Gläubiger die Beträge bezieht 
(f. 8 1039 A 4). Trotzdem kann er Mietzinſen wegen Forderungen gegen den Eigentümer für 
ſich pfänden laſſen (Nc 64, 420; 86, 135). Jedoch Abtretung des Eigentümers iſt unwirk. 
ſam (RG 80, 316). Über die Rechtsbehelfe bei Pfändungen von Mietzinſen durch 
Dritte, insbeſondere Hypothekengläubiger und das Rangverhältnis hierbei vgl. § 1124 
A 5. — Auf die an Stelle der Sache tretenden Erſatzanſprüche des Eigentümers erſtreckt 
ſich der Nießbrauch regelmäßig nicht. Geht die Nießbrauchſache unter, ſo iſt der Nießbrauch 
erloſchen (vgl. $ 1061 A 3). Der Anſpruch, welcher dem Eigentümer gegen den Dritten wegen 
Zerſtörung der Sache zuſteht, iſt dem Nießbrauch nicht unterworfen, ebenſowenig der An⸗ 
ſpruch wegen Beſchädigung. Soweit aber der Nießbraucher durch die Zerſtörung oder 
Beſchädigung einen Schaden erlitten hat, hat er einen ſelbſtändigen Anſpruch auf Erſatz dieſes 
Schadens. Wegen dieſes Rechtes und wegen des Anſpruchs, daß der für Beſchädigung dem 
Eigentümer gezahlte Schadenserſatz zur Wiederherſtellung der Sache verwendet wird, |. 8 1065 
A 2. Beſondere Ecundſätze gelten für das Recht des Nießbrauchers an der Verſicherungs⸗ 
ſumme (ſ. hierüber 8 1046 A 1). Wird die Nießbrauchſache enteignet, ſo tritt nach Maßgabe 
der landesrechtlichen Vorſchriften (vgl. Artt 52, 53 u. 109 Ech) an Stelle der Sache die Ent. 
ſchädigungsſumme, die deshalb, ſoweit der Nießbraucher entſchädigungsberechtigt ift, nicht 
ohne deſſen Zuſtimmung ausgezahlt werden darf, ſondern hinterlegt werden muß. Der Schaden 
des Nießbrauchers kann übrigens nicht ohne weiteres den Zinſen der Entſchädigungsſumme 
gleichgeſtellt werden, ſondern kann einen größeren oder geringeren Betrag ausmachen. Sit 
die Nießbrauchſache mit Zuſtimmung des Nießbrauchers veräußert, ſo wird die Erteilung 
der Zuſtimmung regelmäßig in dem Sinne auszulegen fein, daß der Nießbraucher das echt 
behält, die Einräumung des Nießbrauchs am Erlöſe zu verlangen. Darüber, daß bei Einziehung 
einer Forderung durch den Nießbraucher der Nießbrauch an dem geleiſteten Gegenſtand an 
Stelle des Nießbrauchs an der Forderung tritt, ſ. $ 1075, über die Auseinanderſetzung bei 
dem Nießbrauch an dem Anteil eines Miteigentümer |. 9 1066 A 8. 13 

6. Der Nießbrauch umfaßt grundſätzlich alle Nutzungen der Sache, was jedoc nicht aus 
ſchließt, daß einzelne Nutzungen von dem Recht des Nießbrauchers ausgenommen werden 
können oder fein Nutzungsrecht ſonſt in einzelnen Beziehungen beſchränkt werden kann, ſowohl 
bei der Beſtellung als auch ſpäter (vgl. 91213 A 1). Aber das Recht auf einzelne Nutzungen 
kann nur als ein ſchuldrechtliches oder, wenn es ſich um Nutzung eines Grundſtücks handelt, 
als eine perſönliche Dienſtbarkeit (81090) oder auch, ſofern der Verpflichtete beſtimmte 
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Nutzungen zu gewähren hat, als Reallaſt beſtellt werden (OLG 2, 120; 6, 121). Die Natur 
einer perſönlichen Dienſtbarkeit oder Reallaſt haben auch die im Leibgedingsvertrage 
dem Auszügler eingeräumten Grundſtücksnutzungsrechte. — Eine Anderung des Nießbrauchs 
iſt auch inſofern zuläſſig, als die aus dem geſetzlichen Schuldverhältnis entſpringenden Ver⸗ 
pflichtungen des Nießbrauchers eine Beſchränkung oder Erweiterung erfahren konnen. Eine 
Minderung iſt jedoch immer nur innerhalb der Grenze geſtattet, daß das Recht des Eigen. 
tümers an der Subſtanz der Sache nicht entwertet wird. Das Recht des Eigentümers auf wirt: 
ſchaftliche Verwaltung und auf Sicherheitsleiſtung (§§ 1036 a. E., 1051, 1054) kann nicht 
allgemein wegbedungen werden; dem Nießbraucher kann ein Recht auf die im Übermaß 
gezogenen Früchte ($ 1039) nicht uneingeſchränkt eingeräumt werden. — Ein Nießbrauch kann 
auch als Erſatz der Antichreſe (Nutzungspfandrecht, ſ. $873 A 6) zu Sicherungszwecken 
für eine Forderung beſtellt werden, insbeſondere neben einer Hypothek an dem belaſteten 
Grundſtück (RG 67, 378; 106, 111; OLG 26, 89), zwecks deren allmählicher Tilgung aus den 
Nutzungen, namentlich Mietzinſen (RG JW 1911, 97; RIA 3, 214; KG 34, 263), mit der 
als auflöſende Bedingung zu erachtenden Abrede des Erlöſchens des Nießbrauchs bei Tilgung 
der Forderung oder Hypothek (RG 106, 111; KGJ 25, 290; 34, 263), oder auch ohne ſolche 
Abrede, wobei dann die ſchuldrechtliche Verpflichtung zur Aufgabe des Nießbrauchs nach 
erfolgter Tilgung beſteht (OLG 15, 370; 18, 150). 


8 1031 


Mit dem Nießbrauch an einem Grundſtück!) erlangt der Nießbraucher 
den Nießbrauch an dem Zubehöre?) nach den für den Erwerb des Eigentums 
geltenden Vorſchriften des § 9265). 

E II 941; P 3 385, 887, 888. 


1. Zur Beſtellung des Nießbrauchs an einem Grundſtütk bedarf es nach den allgemeinen 
Vorſchriften der 88 873 ff. der Einigung zwiſchen dem Eigentümer und dem Erwerber ſowie 
der Eintragung. Der Eintragung bedürfen auch die Vereinbarungen über den Inhalt des 
Nießbrauchsrechts (vgl. $ 1030 A 3). Ohne Eintragung würden dieſe Vereinbarungen nur 
zwiſchen den Vertragsparteien Geltung, nicht aber eine den Eigentümer dinglich belaſtende 
Wirkung haben können. Nach $ 874 genügt es, daß zur näheren Bezeichnung des Inhalts 
des Rechtes bei der Eintragung auf die Eintragungsbewilligung Bezug genommen wird. Dem 
Nießbraucher kommt nach $ 892 der öffentliche Glaube des Grundbuchs zugute, und zwar 
auch hinſichtlich der im Grundbuch eingetragenen Grundſtücksfläche (vgl. § 891 A 3). — Zur 
Beſtellung des Nießbrauchs an einem über 5 Hektar großen, zum Betriebe der Land- oder 
Forſbvirtſchaft beſtimmten Grundſtück wird nach der VO des Bundesrats v. 15. 3. 18 im 
volkswirtſchaftlichen Intereſſe die Genehmigung der Verwaltungsbehörde gefordert. 


2. Die Zubehöreigenſchaft (58 97, 98) iſt nicht bloß für das Recht der Schuldverhältniſſe 
(vgl. § 314), ſondern auch für das Sachenrecht von Bedeutung. Durch Beſtellung des Nieß⸗ 
brauchs an einem Grundſtück wird zugleich der Nießbrauch an dem zur Zeit des Erwerbs 
des Nießbrauchs vorhandenen Zubehör, ſoweit es dem Beſteller gehört, erlangt, ohne daß 
die für bewegliche Sachen erforderliche Form der Übergabe ($ 1032) erfüllt zu werden braucht. 
Über das Grundſtücksinventar |. die beſonderen Vorſchriften des § 1048. 


3. Vorausgeſetzt iſt, daß der Nießbrauch am Zubehör dem Vertragswillen der Parteien 
entſpricht. Dies iſt nach der angezogenen Beſtimmung des 8926 im Zweifel anzunehmen. 
Iſt wegen des Nießbrauchs am Zubehör in dem der Beſtellung des Nießbrauchs zugrunde 
liegenden ſchuldrechtlichen Vertrage oder in der den Nießbrauch anordnenden Verfügung 
von Todes wegen eine beſondere Beſtimmung getroffen, ſo darf davon ausgegangen werden, 
daß die Parteien bei Beſtellung des Nieſſbrauchs von dieſer Beſtimmung nicht haben ab⸗ 
weichen wollen. War der Beſteller nicht Eigentümer der Zubehörſtücke, ſo finden auf den 
Erwerb des Nießbrauchs an ihnen, wenn ſich dieſer nach der Einigung auch auf ſie erſtrecken 
ſollte, die 58 932—936 entſprechende Anwendung ($ 926 Abf 2), fo daß der Nießbrauch, ſofern 
es ſich nicht um abhanden gekommene Sachen handelt, durch gutgläubige Beſitzergreifung 
erlangt werden kann. 


8 1032 
Zur Beſtellung des Nießbrauchs an einer beweglichen Sache iſt erforder⸗ 
lich, daß der Eigentümer die Sache dem Erwerber übergibt und beide dar⸗ 


über einig ſind, daß dieſem der Nießbrauch zuſtehen ſoll!). Die Vorſchriften 
des 8 929 Satz 2 und der SS 930 bis 936 finden entſprechende Anwendung); 
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in den Fällen des § 936 tritt nur die Wirkung?) ein, daß der Nießbrauch dem 
Rechte des Dritten vorgeht“). 5 
E 1 983 II 942; M 3 495, 496; P 3 386 ff. 


1. Zur Beſtellung des Nießbrauchs an einer beweglichen Sache iſt außer der hierauf 
gerichteten Einigung zwiſchen dem Eigentümer und dem Erwerber des Nießbrauchs die Über- 
gabe erforderlich, ſofern der Erwerber ſich nicht bereits im Beſitze der Sache befindet (8929 
Satz 2). Der Nießbrauch kaun unter einer Zeitbeſtünmung oder unter einer Bedingung beſtellt 
werden (SLG 31 S 296, 339). Zuläſſig iſt deshalb die Beſtellung auch in der Weiſe, daß der 
Nießbrauch erſt mit dem Tode des Beſtellers wirkſam werden foll ( OLG 12, 131; 29, 238). 

2. Der Beſitzübergabe iſt es nach der für entſprechend anwendbar erklärten Vorichrif- 
ten der 88 930 u. 931 gleichwertig, wenn dem Erwerber auch nur der mittelbare Beſitz verſchafft 
wird oder wenn ihm der Anſpruch auf Herausgabe gegen den im Beſitz der Sache befind- 
lichen Dritten abgetreten wird. Im letzteren Falle verbleibt der Anſpruch auf Herausgabe 
der Sache zu Eigentum zwar dem Eigentümer. Dieſer kann aber die Herausgabe nur an 
den Nießbraucher verlangen. Iſt der Beſteller nicht Eigentümer, ſo kommen die Vorſchrif⸗ 
ten der SS 932—935 zur entſprechenden Anwendung. Der Erwerber, dem der Beſitz von dem 
Beſteller, wenn auch nur durch Abtretung des Herausgabeanſpruchs gegen den für ihn be⸗ 
ſitzenden Dritten, oder auf Anweiſung des Beſtellers von dem nicht für ihn beſitzenden Dritten 
eingeräumt iſt, iſt durch den guten Glauben an die Rechtmäßigkeit des Beſitzes 
geſchützt, falls nicht etwa feine Unkenntnis auf grober Fahrläſſigkeit beruht hat. Die Vor⸗ 
ſchriften über den Schutz des gutgläubigen Erwerbers finden aber keine Anwendung, wenn 
es ſich — abgeſehen von Geld, Inhaberpapieren und öffentlich verſteigerten Sachen — um 
ſolche Sachen haudelt, die dem Eigentümer wider Willen aus dem Beſitz gekommen ſind. 
Nicht hierunter fallen veruntreute Sachen, deren Beſitz der Eigentümer freiwillig einem 
anderen überlaſſen hatte (RG 54, 68 und über den anders liegenden Fall der Veruntreuung 
durch den Beſitzdiener NG 71, 248). 


3. Iſt die Sache mit dem Rechte eines Dritten, z. B. einem Pfandrecht oder einem 
Nießbrauch, belaſtet (§ 936), fo hat der gutgläubige Erwerb (ſ. A 2) zur Folge, daß dieſe 
Rechte zwar nicht erlöͤſchen, wohl aber im Range hinter dem neu beſtellten Nießbrauch zurück- 
treten. Iſt der Erwerber Hinfichtlich des Rechts des Dritten nicht in gutem Glauben, ſo muß 
er das Recht gegen ſich gelten laſſen, fo daß fein Nießbrauch dent Recht des Dritten im 
Range nachſteht. 

4. Die Zubehörſtücke einer beweglichen Sache müſſen, damit der Nießbrauch daran er- 
langt wird, ebenſo wie die Hauptſache übergeben werden. War der Beſteller des Nießbrauchs 
nicht Eigentümer des Zubehörs, ſo bedarf es zum Erwerbe des Nießbrauchs nach den in 
A 2 dargeſtellten Vorſchriften über den Schutz des gutgläubigen Erwerbers auch in dem 
Falle, daß es ſich um Zubehörſtücke eines Grundſtücks handelt, ſtets der Beſitzerlangung. 


8 1033 


Der Nießbrauch an einer beweglichen Sache kann durch Erſitzung er⸗ 
worben werden. Die für den Erwerb des Eigentums durch Erſitzung gelten⸗ 
den Vorſchriften finden entſprechende Anwendung!). 

E II 943; P 3 385 ff. 

1. Die Erſitzung des Nießbrauchs regelt ſich nach den Vorſchriften, die für die Erfigung 
des Eigentums in den 88 987—945 gegeben find. Sie ift für ſolche Fälle ein Bedürfnis, in 
denen der Nießbraucher die Rechte aus gutgläubigem Erwerb ($ 1032 A 2) deshalb nicht in 
Anſpruch nehmen kann, weil ſein guter Glaube auf grober Fahrlaſſigkeit beruhte oder weil 
es ſich um abhanden gekommene Sachen handelt (88 932 Ab] 2, 935). Zur Erfigung genügt 
das Vorhandenſein des mittelbaren Beſitzes. Die Erſitzungszeit des als Eigentümer 
Beſitzenden, der während dieſer Beſitzzeit gutglaubig war, kann der Erſitungezeit des 
Niehbrauchers, der von erſterem fein Recht ableitet, hinzugerechnet werden (ogl. $ 943). N 
die Sache mit dem Recht eines Dritten belajtet (J. $ 1032 A 8), fo erliſcht es durch die Er: 
ſitzung des Nießbrauchs nicht, jedoch tritt es um Range hinter den Nießbrauch zurück, entſprechend 
$ 1032 A 3. 


8 1034 
Der Nießbraucher kann den Zuſtand der Sache auf ſeine Koſten durch Sach⸗ 
verſtändige feſtſtellen laſſen ). Das gleiche Recht ſteht dem Eigentümer“ zus). 


0 1 002 IT 944; M 3 500, 507, @ 3 394, 457; 4 502 fl., 608. 
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1. Für die Rückgabe der Sache nach Beendigung des Nießbrauchs iſt es von Bedeutung, 
in welchem Zuſtande ſich die Sache bei Beginn des Nießbrauchs befand (vgl. 8 1055 A 2). 
Es iſt deshalb ſowohl dem Nießbraucher als dem Eigentümer das Recht gegeben, den Zuſtand 
der Sache durch Sachverſtändige nach den Vorſchriften über das Verfahren in 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit (. 88 164, 15, 10 FGG) 
feſtſtellen zu laſſen. Der Nießbraucher hat die zu dieſem Zweck erforderliche Beſichtigung 
zu dulden. Der Gegner des Antragſtellers iſt nach $ 164 Abs 3 FG in dieſem Verfahren 
tunlichſt zu hören, auch, was in Sinne dieſer Vorſchrift liegt, bei der Beſichtigung zuzu⸗ 
ziehen. Die Verfügung des Amtsgerichts, die dem Antrage ſtattgibt, kann nach § 164 
Abſ 2 nicht angefochten werden, wohl aber nach § 19 die den Antrag ablehnende Verfuͤgung. 
Durch die Beſichtigung ſoll möglichſt der Zuſtand zur Zeit des Beginns des Nießbrauchs feſt⸗ 
geſtellt werden. Die Feſtſtellung braucht aber nicht gleich nach Beginn des Nießbrauchs be⸗ 
antragt zu werden. Auch eine Feſtſtellung in ſpäterer Zeit iſt nicht bedeutungslos, da 
immerhin hieraus Schlüſſe auf die frühere Beſchaffenheit der Sache gezogen werden können. 

2. Das Recht auf Feſtſtellung des Zuſtandes ſteht nicht dem Beſteller (der nicht Eigentümer 
iſt) und ihm gegenüber, ſondern dem Eigentümer und dieſem gegenüber zu. Dem Nießbraucher 
kommt jedoch § 1058 zugute, wonach ihm gegenüber der Beſteller als Eigentümer gilt, ſofern 
er nicht weiß, daß der Beſteller nicht Eigentümer iſt. 

3. Weder der Nießbraucher noch der Eigentümer iſt, da 8 1034 fie auf den Weg der Feſt⸗ 
ſtellung durch Sachverſtändige verweiſt, berechtigt, eine Beſcheinigung über die Beſchaffen⸗ 
heit der Sache zur Zeit der Überlieferung von dem anderen Teile zu verlangen, und kann 
auch nicht beanſpruchen, daß der andere Teil, weil er die Ausſtellung einer ſolchen Beſcheini⸗ 
gung verweigert, die Koſten der Feſtſtellung zu tragen habe. Anderſeits wird dadurch, 
daß der Nießbraucher oder Eigentümer die Beſcheinigung über die Beſchaffenheit der Sache 
gibt, dem anderen Teile nicht das Recht genommen, den Zuſtand der Sache auf ſeine Koſten 
feſtſtellen zu laſſen. 


8 1035 


Bei dem Nießbrauch an einem Inbegriffe von Sachen ſind der Nieß⸗ 
braucher und der Eigentümer einander verpflichtet, zur Aufnahme eines 
Verzeichniſſes der Sachen mitzuwirken !). Das Verzeichnis iſt mit der An⸗ 
gabe des Tages der Aufnahme zu verſehen und von beiden Teilen zu unter⸗ 
zeichnen; jeder Teil kann verlangen, daß die Unterzeichnung öffentlich be⸗ 
glaubigt wird?). Jeder Teil kann auch verlangen, daß das Verzeichnis durch 
die zuſtändige Behörde oder durch einen zuſtändigen Beamten oder Notar 
aufgenommen wird. Die Koſten hat derjenige zu tragen und vorzuſchießen, 
welcher die Aufnahme oder die Beglaubigung verlangt?), 


E 1 993, 1042 II 945; M 3 508, 565; P 3 894 ff.; 4 607 ff., 759. 


1. Beſteht der Nießbrauch an einem Inbegriff, das iſt an einer Mehrheit von Sachen, 
die eine wirtſchaftliche Einheit bilden (4. B. Bücherſammlung, Warenlager, Betriebseinrichtung), 
ſo kann ein jeder Teil, ſowohl der Nießbraucher als der Eigentümer, von dem anderen Teile 
fordern, daß dieſer die Richtigkeit des unter ſeiner Mitwirkung aufzunehmenden Verzeich⸗ 
niſſes durch feine Unterſchrift anerkennt. Dies Verlangen kann nicht bloß ſogleich nach Be 
gründung des Nießbrauchs, ſondern auch ſpäter geſtellt werden. Die Feſtſtellung iſt, ſoweit 
dies noch möglich, auf den Zuſtand zur Zeit des Beginns des Nießbrauchs zu richten. Das 
Anerkenntnis der Richtigkeit des Verzeichniſſes hat nicht bloß Beweiswert, ſondern rechts 
geſchäftliche Bedeutung (anders die herrſchende Meinung). Der Anerkennende iſt aber nicht 
gehindert, die Unrichtigkeit oder Unvollſtändigkeit des Verzeichniſſes, wenn bei der Aufnahme 
ein Irrtum obgewaltet hat, nachzuweiſen. Wird die Ausſtellung des Anerkenntniſſes ver⸗ 
weigert oder das Anerkenntnis nur mit Vorbehalt erteilt, fo kann dies dem anderen Teile Ver⸗ 
anlaſſung geben, eine amtliche Aufnahme des Verzeichniſſes zu beantragen oder eine 
Klage auf Feſtſtellung des ſtreitigen Zuſtandes zu erheben. Zu dieſem Verlangen iſt 
übrigens ein jeder Teil auch ohne das Vorliegen jener Vorausſetzungen berechtigt. Ein klag 
barer Anſpruch darauf, daß der Gegner bei der Aufnahme des Verzeichniſſes mitwirkt, iſt 
nicht gegeben. — Die Vorſchriften des $ 1035 haben auch Anwendung zu finden, wenn der 
Nießbrauch an einem Vermögen beſtellt iſt, wo alſo die zu verſchiedenen wirtſchaftlichen 
Gruppen gehörigen Gegenſtände zu der rechtlichen Einheit des Vermögens zufammengefaßt 
find. Auch bei dem Nießbrauch an einem Bruchteil des Inbegriffs oder Vermögens 
kann die Anwendbarkeit des § 1035 keinem Zweifel unterliegen. Die Beſtimmung ift aber 
nicht auszudehnen auf den Fall, daß beliebige Gegenſtände zu einer vertragsmäßigen Einbeit 
zuſammengefaßt werden (beftr.)- 
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2. Was die Einrichtung des Verzeichniſſes betrifft, ſo iſt nur vorgeſchrieben, daß der 
Tag der Aufnahme anzugeben iſt. Nicht vorgeſchrieben iſt die Angabe des Wertes. Es ent · 
ſpricht aber dem Zweck des Verzeichniſſes, daß es je nach der Wichtigkeit der Sachen eine tun ⸗ 
lichſt genaue Beſchreibung ihrer Beſchaffenheit enthält. Die unter dem Verzeichnis abzugebende 
Unterſchrift muß auf Verlangen des Antragſtellers öffentlich beglaubigt werden (8 129). 

3. Die amtliche Aufnahme des Verzeichniſſes (vgl. A 1) kann ſelbſt dann verlangt werden, 
wenn die Richtigkeit des Privatverzeichniſſes von dem anderen Teile ohne Einſchränkung an⸗ 
erkannt iſt. Die Stellung dieſes Antrags iſt nicht davon abhängig, daß die Unrichtigkeit oder 
Unvollſtändigkeit des Verzeichniſſes ſich herausgeſtellt hat oder Streitigkeiten hierüber ent- 
ſtanden ſind. Die Koſten des Verzeichniſſes hat der Antragſteller zu tragen. Für die Mit⸗ 
wirkung bei der Aufnahme kann jedoch der Antragsgegner keine Vergütung beanſpruchen. 


8 1036 


Der Nießbraucher iſt zum Beſitze der Sache berechtigt!) 

Er hat bei der Ausübung des Nutzungsrechts die bisherige wirtſchaft⸗ 
liche Beſtimmung der Sache aufrechtzuerhalten?) und nach den Regeln einer 
ordnungsmäßigen Wirtſchaft zu verfahrens“) ). 

E 1 984, 901, 994 Satz 1 II 946; M 3 496, 497, 504, 505, 508; b 3 387, 492. 


1. Das Recht des Nießbrauchers auf den Beſitz, das § 1036 Abf 1 ausdrücklich für das Ver⸗ 
hältnis zwiſchen dem Nießbraucher und dem Eigentümer beſtimmt, folgt ſchon aus der ding⸗ 
lichen Natur des Nießbrauchs. Das Beſitzrecht, deſſen der Nießbraucher bedarf, um die zur 
Ziehung der Nutzungen erforderlichen Handlungen vornehmen zu können, iſt ſo weſentlich, 
daß ohne dieſes Recht ein dinglicher Nießbrauch nicht beſtehen kann. Eine Vereinbarung, 
daß dem Nießbraucher der Beſit nicht zuſtehen ſoll, würde das Nießbrauchsrecht ausſchließen 
(ſtr.). Dem Nießbraucher ſteht der unmittelbare Beſitz zu, während der mittelbare 
Beſitz (trotz der Regel des $ 1055 Ubf 1) dem Beſteller, auch wenn er nicht der Eigentümer iſt, 
verbleibt, oder für dieſen bei Beſchaffung von Erſatzſtücken durch den Nießbraucher (vgl. $ 1048 
A 1) bergeſtellt wird. Der Eigentümer, der nicht der Beſteller iſt, kann ſich wegen Über 
laſſung des mittelbaren Beſitzes, wenn der Nießbrauch rechtswirkſam erworben iſt, nur an den 
Beſteller halten. Als mittelbarer Beſitzer darf der Beſteller zwar nicht wider den Willen 
des Nießbrauchers den Beſitz ausüben. Er kann aber, wenn er behufs Ausübung ſeines 
Aufſichtsrechts zum Betreten des Grundſtücks, zur Beſichtigung der Nießbrauchsſache oder zu 
ſonſtigen derartigen Maßnahmen veranlaßt iſt, verlangen, daß ihm die hierzu erforderliche 
Beſitzausübung geſtattet wird. Über Mitbeſitz des Eigentümers und Nießbrauchers vgl. 8 1081. 
Sonſt iſt ein ſolcher Mitbeſitz nur ausnahmsweiſe zuläſſig, wie z. B. bei dem Nießbrauch an 
einem Bruchteil der Sache und in dem Falle, daß die dem Nießbraucher gebührenden Nutzungen 
eingefchräntt find (8 1030 A 3). 5 

2. Die Ausübung des Nießbrauchs ift durch Abs 2 dahin beſchränkt, daß die wirtſchaftliche 
Beſtimmung, welche die Sache nach dem Willen des Eigentümers bei Begründung des Nieß⸗ 
brauchs (im Falle der Erſitzung des Nießbrauchs nach dem Willen des Eigentümers zur Zeit 
der Vollendung der Exſitzung) hatte, aufrechterhalten werden muß. Dieſe Vorſchriff it 
namentlich für die Bewirtſchaftung von Grundſtücken von Bedeutung (ogl. RG 80, 229). 
Der wirtichaftliche Betrieb darf nicht derart verändert werden, daß der Geſamtcharatter 
der Wirtſchaft ein anderer wird. Kleinere Veränderungen im Betriebe, Ausdehnung 
der Ackerwirtſchaft, Waldwirtſchaft ſind dem Nießbraucher geſtattet. Selbſtverſtändlich 
iſt ihm auch die Anwendung vervollkommneter Wirtſchaftsmethoden nicht verwehrt. 
Ebenſowenig iſt er gehindert, die bisher von dem Eigentümer ſelbſt bewwirtſchafteten 
Grundſtücke zu verpachten. Bewegliche Sachen, die der Eigentümer für ſich zu benutzen 
pflegte, darf der Nießbraucher nicht durch gewerbsmäßige Verleihung verwerten. Beruht 
der Niehbrauch auf einer Verfügung von Todes wegen, ſo iſt in erſter Linie darauf 
zu ſehen, ob nicht nach dem Willen des Erblaſſers dem Nießbraucher (wie z. B. in dem alle, 
daß dieſer mit Kenntnis des Erblaſſers aus der Verleihung derartiger Sachen ein Geſchäft 
macht) weitergehende Befugniſſe zuitehen ſollen. Zu prüfen bleibt auch, ob die Sache nicht 
als eine verbrauchbare im Sinne des 8 92 anzuſehen ift, in welchem Falle das Eigentum auf 
den Nießbraucher übergeht (8 1067). ’ 

3. Abſ 2 enthält ferner den wichtigen Grundſatz daß der Niehbraucher bei Ausübung 
des Nutzungsrechts nach den Regeln einer ordnungsmäßigen Wirtſchaſt zu verfahren hat. 
Er kann zwar auf die Ausübung des Nießbrauchs gänzlich verzichten und ſich dadurch von 
allen Pflichten frei machen. Solange er dies aber nicht tut, iſt er an die aus jenem Grund⸗ 
ſatze ſich ergebenden Beſchränkungen gebunden und er iſt danach nicht bloß zu Unterlaffungen, 
ſondern, ſoweit dies zur Erhaltung der Sache im guten Stande nach den Regeln ordnungs⸗ 
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mäßiger Wirtſchaft geboten iſt, auch zu Handlungen verpflichtet. Eine ſchuldhafte Verletzung 
dieſer Pflichten macht ihn nach § 276 ſchadenserſatzpflichtig. Zu vertreten iſt eine jede Fahr 
läſſigkeit, falls nicht die Haftung vertragsmäßig auf grobe Fahrläſſigkeit beſchränkt iſt, wie in 
dem Falle anzunehmen, daß bei ſchenkungsweiſer Übertragung des Eigentums der Über: 
tragende ſich den Nießbrauch vorbehalten hat. Über die Zeit der Geltendmachung des 
Schadenserſatzanſpruchs ſ. $ 1057 A 2. 

4. Die Vorſchriften des § 1036 Abſ 2 und die weiteren Vorſchriften über ſchuldrechtliche 
Beſchränkungen und Verpflichtungen des Nießbrauchers betreffen nur das Schuldverbältuis 
zwiſchen dem Nießbraucher und Eigentümer, nicht zwiſchen Nießbraucher und Beſteller. 
Doch werden auch für das Rechtsverhältnis zu dem Beſteller nach dem Willen der Parteien 
im Zweifel die gleichen Vorſchriften anwendbar ſein. Eine Abänderung durch Barteiverein- 
barung iſt zuläſſig (vgl. § 1030 A 3, § 1031 A 1). Nur können natürlich durch Vereinbarung 
mit dem Beſteller die Rechte des Eigentümers nicht beeinträchtigt werden. 


8 1037 


Der Nießbraucher iſt nicht berechtigt, die Sache umzugeſtalten oder weſent⸗ 
lich zu verändern!). 

Der Nießbraucher eines Grundſtücks darf neue Anlagen zur Gewinnung 
von Steinen, Kies, Sand, Lehm, Ton, Mergel, Torf und ſonſtigen Boden⸗ 
beſtandteilen errichten, ſofern nicht die wirtſchaftliche Beſtimmung des Grund⸗ 
ſtücks dadurch weſentlich verändert wird e). 

E 1 989 Abs 4. Satz 1, 994 Satz 2, 995 II 947; M 3 502, 503, 508; P 3 391, 392; 4 597. 


1. Der Ausübung des Nutzungsrechts iſt durch 8 1037 (ogl. 8 1036 A 2) eine weitere Schranke 
dadurch gezogen, daß die Sache in ihrer körperlichen Beſchaffenheit weder umgeſtaltet noch 
weſentlich verändert werden darf. Der Nießbraucher darf nicht zur Erzielung größerer 
Nutzungen die Sache zu einer weſentlich andersartigen geſtalten, z. B. nicht ein Ackergrund⸗ 
ſtück in einen Steinbruch oder in einen Teich oder in Bauland umwandeln, nicht einem Kleidungs⸗ 
ſtück oder einem Gebrauchsgegenſtand eine den Gebrauchszweck in weſentlichen Beziehungen 
ändernde Geſtalt geben. Auch hier ift wie in 8 1036 A 2 die Ausnahme zuzulaſſen, daß kleinere, 
für den Geſamtcharakter der Sache unerhebliche Anderungen, insbeſondere ſolche Anderungen, 
die zur Hebung des Ertrags nach den Grundſätzen verſtändiger Wirtſchaftsführung gerecht 
fertigt find, Einrichtung einer Kanaliſation uſto., nicht verboten find. Hierüber kann nur 
nach Lage des einzelnen Falles unter billiger Abwägung der Intereſſen des Eigentümers und 
des Nießbrauchers entſchieden werden. 

2. Abweichend von der Regel des Abſ 1 darf der Nießbraucher die Vorteile, die das Grund⸗ 
ſtück durch das Vorhandenſein beſonderer Bodenbeſtandteile bietet, auch wenn dies von 
dem Eigentümer noch nicht geſchehen iſt, ausnutzen, obſchon durch die Entnahme der Boden⸗ 
beſtandteile die Subſtanz des Grundſtücks vermindert wird. Hier iſt nur die eine Beſchränkung 
geſetzt, daß eine weſentliche Veränderung des wirtſchaftlichen Geſamtbetriebs (vgl. L 1036 
A 2) nicht herbeigeführt werden darf. Die Vorſchrift des Abſ 2 hat auch Anwendung zu finden, 
wenn eine Mineralwaſſerquelle, Kohlenſäurequelle uſw. auf dem Grundſtück erbohrt wird. 


8 1038 


Iſt ein Wald Gegenſtand des Nießbrauchs, ſo kann ſowohl der Eigen⸗ 
tümer als der Nießbraucher verlangen, daß das Maß der Nutzung und die 
Art der wirtſchaftlichen Behandlung durch einen Wirtſchaftsplan feſtgeſtellt 
werden!). Tritt eine erhebliche Anderung der Umſtände ein, ſo kann jeder 
Teil eine entſprechende Anderung des Wirtſchaftsplans verlangen?). Die 
Koſten hat jeder Teil zur Hälfte zu tragen). 

Das gleiche gilt, wenn ein Bergwerk oder eine andere auf Gewinnung 
von Bodenbeſtandteilen gerichtete Anlage Gegenſtand des Nießbrauchs iſts). 


E II 948; P 3 392, 393; 6 242, 248. 


J. Bei dem Nießbrauch an einem forſtmäßig zu benutzenden Walde liegt es im Inter 
eſſe beider Teile, des Eigentümers und des Nießbrauchers, daß die Bewirtſchaftungsweiſe 
von vornherein durch einen Wirtſchaftsplan feſtgeſtellt wird, da ſonſt die Frage, ob die Regeln 
der ordnungsmäßigen Wirtſchaft beobachtet find ($ 1036 Abſ 2), ob ſich insbeſondere die Nutzung 
auf das zur Erhaltung eines nachhaltigen Betriebs erforderliche Maß beſchränkt, zu beſtändigen 
Streitigkeiten Anlaß geben könnte. Kommt eine Einigung nicht zuſtande, ſo kann ein jeder 
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von ihnen darauf klagen, daß der von ihm vorgeſchlagene Wirtſchaftsplan von dem anderen 
genehmigt wird. Die Koſten der Aufſtellung des Wirtſchaftsplans ſind, da hieran beide 
Teile in gleichem Maße intereſſiert ſind, von jedem Teile zur Hälfte zu tragen. Dabei bleibt 
es auch, wenn die Aufſtellung erſt im Prozeſſe erfolgt. Nur wegen der ſonſtigen Koſten des 
Rechtsſtreits bleiben die Grundſätze der Prozeßordnung über die Koſtenpflicht maßgebend 
Der Nießbraucher iſt verbunden, den durch Vertrag oder Urteil feſtgeſtellten Wirtſchaftsplan 
einzuhalten und kann ſchon während der Nießbrauchszeit im Klagewege hierzu ſowie zur 
Beſeitigung einer unter Abweichung von dem Wirtſchaftsplan etwa vorgenommenen Anderung 
angehalten werden. 

2. Anderung des Wirtſchaftsplans. Sobald die Sachlage ſich dahin verandert, daß 
es den Regeln der ordnungsmäßigen Wirtſchaft ($ 1036 Abſ 2) nicht mehr entſpricht, an dem 
Wirtſchaftsplan feſtzuhalten, ſind die Parteien in dem aus dieſer Veränderung ſich ergebenden 
Umfange nicht mehr hieran gebunden. Jeder Teil kann dann inſoweit eine neue Regelung 
verlangen. Der frühere Wirtſchaftsplan bleibt, ſobald das Verlangen geſtellt iſt, auch nicht 
ſo lange in Kraft, bis der neue Plan die Genehmigung des anderen Teiles gefunden hat oder 
dieſer zur Genehmigung verurteilt iſt. Die Aufſtellung des neuen Planes erfolgt ebenſo wie 
die des früheren Wirtſchaftsplans (vgl. A 1) auf gemeinſchaftliche Koſten. 

3. Die in A 1 u. 2 dargeſtellten Grundſätze kommen auch zur Anwendung, wenn es ſich 
um den Betrieb eines Bergwerks oder eines auf die Gewinnung von Bodenbeſtandteilen 
gerichteten Unternehmens handelt. Auch hier bedarf es, damit der Eigentümer gegen un ⸗ 
wirtſchaftlichen Abbau geſchutzt iſt, der Aufſtellung eines feſten Planes. Der für Bergwerke 
durch landesgeſetzliche Beſtimmungen vorgeſchriebene, von der Bergbehörde zu genehmigende 
Betriebsplan dient nur polizeilichen Intereſſen. Mit dieſem Betriebsplan hat ſich natürlich 
der 1 Eigentümer und Nießbraucher zit vereinbarende Wirtſchaftsplan in Einklang 
zu halten. 


8 1039 


Der Nießbraucher erwirbt das Eigentum auch an ſolchen Früchten, die 
er den Regeln einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft zuwider oder die er des⸗ 
halb im Übermaße zieht, weil dies infolge eines beſonderen Ereigniſſes 
notwendig geworden iſt!). Er iſt jedoch, unbeſchadet ſeiner Verantwortlich⸗ 
keit für ein Verſchulden, verpflichtet, den Wert der Früchte dem Eigentümer 
bei der Beendigung des Nießbrauchs zu erſetzen und für die Erfüllung dieſer 
Verpflichtung Sicherheit zu leiften!). Sowohl der Eigentümer als der Nieß⸗ 
braucher kann verlangen, daß der zu erſetzende Betrag zur Wiederherſtellung 
der Sache inſoweit verwendet wird, als es einer ordnungsmäßigen Wirt⸗ 


ſchaft entjpricht?). 

Wird die Verwendung zur Wiederherſtellung der Sache nicht verlangt, 
jo fällt die Erſatzpflicht weg, joweit?) durch den ordnungswidrigen oder den 
übermäßigen Fruchtbezug die dem Nießbraucher gebührenden Nutzungen 
beeinträchtigt werden“). 

E I 988 Abi 2 u. 3 II 949; M 3 500, 501; 3 388 ff., 393, 394: 6 243. 


1. Das Eigentum an den Früchten erwirbt der Nießbraucher kraft ſeines dinglichen Rechtes 
entſprechend der allgemeinen Regel des 9 954 mit der Trennung der Früchte. Es gilt dies, 
da der Begriff der Früchte ($ 99) ſich nach äußeren Merkmalen beſtimmt, auch von den im 
Ubermaße gezogenen Früchten, mag nun der Nießbraucher über die Grenzen hinaus, die 
ſich aus den Regeln einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft bei Aufrechterhaltung der bisherigen 
wirtſchaftlichen Beſtimmung der Sache ergeben (8 1086 Abs 2), Früchte gewonnen haben 
oder mag es ſich um außerord entliche Nutzungen handeln, die ohne ordnungswidriges 
Verhalten infolge eines zufälligen Ereigniſſes (Windbruch, Raupenfraß) oder infolge der 
rechtsverletzenden Handlung eines Dritten (Abholzen ſeitens eines Unberechtigten) entſtanden 
find. Inſoweit hat aber der Nießbraucher — was nur für das ſchuld une Verhaltnis 
zum Eigentümer von Bedeutung iſt — den Wert der Früchte, wobei der Wert nach der Zeit 
der Trennung der Früchte zu berechnen iſt, nach Beendigung des Nießbrauchs dem Eigen⸗ 
tümer zu erſtatten. Hierbei iſt der Wert derjenigen Früchte in Abzug zu bringen, welche 
der Nießbraucher, wenn nicht durch den übermäßigen Fruchtbezug die Nutzungen der ſpaͤteren 
Zeit fortgefallen oder gemindert wären, nach den Regeln einer ordnungsmaßigen Wirtſchaft 
während der Nießbrauchszeit erhalten haben würde; denn inſoweit liegt nur eine Schädigung 
des Nießbrauchers, nicht des Eigentümers vor (MG 80, 283). Zu erſtatten iſt auch der Zinſen 
betrag, den der Nießbraucher von dem Werte der zuviel gezogenen Früchte erhalten konnte, 
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da dieſer Vorteil ihm nach Nießbrauchsrecht nicht gebührt. Der Nießbraucher braucht den 
Wertbetrag erſt nach Beendigung des Nießbrauchs zu zahlen, da bis dahin die Zinſen des 
Wertbetrags ihm ſelbſt zuſtehen. Daß er den Geldbetrag unter Vorbehalt ſeines Nieß⸗ 
brauchsrechts für den Eigentümer anlegt, kann nicht verlangt werden. Nur dazu iſt er ver⸗ 
bunden, daß er für die Erfüllung der Erſatzpflicht (deren Höhe wegen des vorerwähnten Ab- 
zugs ſich jährlich mindert) dem Eigentümer nach Maßgabe der 89 232—240 Sicherheit 
leiſtet. Der Nießbraucher bleibt außerdem im Falle des Verſchuldens nach den Grund- 
ſätzen des Schadenserſatzes verpflichtet, dem Eigentümer den durch übermäßige Nutzung 
entſtandenen Schaden ſogleich zu erſetzen. Zur Erſtattung des Wertes der infolge Umwand⸗ 
lung der bisherigen wirtſchaftlichen Beſtimmung der Sache nußererden licherweise gezogenen 
Früchte (Abholzen eines Waldes uſw.) iſt der Nießbraucher auch dann verpflichtet, wenn ihm 
die Umwandlung von dem Eigentümer geſtattet iſt oder er als Verwalter des Eigentümers 
(RS 80, 229) zur Vornahme der Anderung befugt war. 

2. Mit dem Anſpruch auf Erſtattung des Wertes braucht der Eigentümer nicht bis zur 
Beendigung des Nießbrauchs zu warten, wenn nach wirtſchaftlichen Grundſätzen infolge 
des übermäßigen Fruchtbezugs die Wiederherſtellung der Sache durch Aufforſtungen uſw. 
nötig geworden iſt. In dieſem Falle kann der Eigentümer verlangen, daß der Nießbraucher 
den von ihm zu erſtattenden Betrag für dieſe Wiederherſtellung verwendet. Der Nieß⸗ 
braucher kann die Wiederherſtellung ſelbſt ausführen und wird hierdurch, ſoweit die 
Verwendung wirtſchaftlich angemeſſen iſt, von der Erſtattungspflicht auch dann befreit, wenn 
die Verwendung wider den Willen des Eigentümers erfolgt. Zu ſeiner Sicherheit kann er 
vor Ausführung der Verwendung die Einwilligung des Eigentümers fordern. 

3. Wird die Wiederherſtellung der Sache vom Eigentümer nicht verlangt, ſo fällt 
die Erſatzpflicht des Nießbrauchers gegenüber dem Eigentümer nach Beendigung des Nieß⸗ 
brauchs (J. A 1) inſoweit weg, als durch den ordnungswidrigen oder den übermäßigen Frucht ⸗ 
bezug die dem Nießbraucher gebührenden Nutzungen beeinträchtigt werden, alſo z. B. im Falle 
85 ne ganzen Waldes inſoweit, als der Nießbraucher nun aus dem Walde weniger 
Früchte bezieht. 

4. Das Recht anf ſonſtige Nutzungen, die nicht zu den Sachfrüchten 19 5 (8 99 Abſ 8) 
— Mietzinſen, Pachtzinſen, Renten eines mit dem Grundſtück verbundenen Rentenrechts uſw. — 
erwirbt der Nießbraucher, ſoweit die Nutzungen nach den im § 101 Nr 2 über die Auscinander⸗ 
ſetzung mit dem Eigentümer gegebenen Vorſchriften ihm verbleiben, bereits mit der Beſtellung 
des Nießbrauchs oder doch in dem ſpäteren Zeitpunkt der Entſtehung des Rechtes (abw. die 
früheren Auflagen). Das Recht auf regelmäßig wiederkehrende Erträge wie Mietzinſen er⸗ 
wirbt hierbei der Nießbraucher zu dem der Dauer des Nießbrauchs entſprechenden Teile, 
während es bei anderen Hebungen darauf ankommt, ob die Fälligkeit in die Nießbrauchszeit 
fällt. Iſt der Zeitpunkt der Fälligkeit ein ungewiſſer, wie es z. B. der Fall, wenn der Schuldner 
die Zeit der Leiſtung nach feinem Belieben beſtimmen kann, fo können bis zur Beſeitigung 
der Ungewißheit Nießbraucher und Eigentümer nur gemeinſchaftlich über die Nutzung ver⸗ 
fügen. Von dieſem Verfügungsrecht verſchieden iſt es, daß nach Eigentumsgrundſätzen durch 
Übergabe, ſofern ſie in dieſem Sinne erfolgt, dem Nießbraucher das Eigentum an dem vom 
Schuldner Geleiſteten verſchafft wird. 


8 1040 


Das Recht des Nießbrauchers erſtreckt ſich nicht auf den Anteil des Eigen⸗ 
tümers an einem Schatze, der in der Sache gefunden wird). 

E I 990 II 950; M 3 504; P 3 892. 

1. Der Schatz gehört nach der Beſtimmung des $ 99 Abſ 1 nicht zu den Früchten. Er iſt 
auch nicht als Beſtandteil oder als Zubehör der Nießbrauchſache anzuſehen. Der Anteil 
des Eigentümers an dem Schatz (§ 894) fällt daher nicht dem Nießbraucher als Nutzung zu 
und auch der Anteil des Eigentümers am Schatz unterliegt nicht dem Nießbrauch. 


S 1041 


Der Nießbraucher hat für die Erhaltung der Sache in ihrem wirtſchaft⸗ 
lichen Beſtande zu ſorgen!). Ausbeſſerungen und Erneuerungen liegen ihm 
nur inſoweit ob, als ſie zu der gewöhnlichen Unterhaltung der Sache ge⸗ 
hören?). 

E I 991, 997, 998 Abſ 1 II 951; M 3 504, 505, 510, 511; P 3 392 

1. Der Grundſatz, daß der Nießbraucher für die wirtſchaftliche Erhaltung der Sache 
zu ſorgen hat, beſagt nicht, daß die ſämtlichen Erhaltungskoſten dem Nießbraucher obliegen, 
Inwieweit er zu Aufwendungen verpflichtet iſt, iſt in Satz 2 beſtimmt. Im übrigen genügt 
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er der Erhaltungspflicht gemäß 8 1042 dadurch, daß er, wenn Ausbeſſerungen oder beſondere 
Vorkehrungen zur Erhaltung der Sache nötig werden, dem Eigentümer hiervon rechtzeitig 
Anzeige macht. Hat er ſtatt der Anzeige die dem Eigentümer obliegende Ausbeſſerung oder 
Erneuerung ſelbſt vorgenonnnen, jo kann gemäß § 1049 ein Anſpruch auf Erſatz nach den 
Vorſchriften über Geſchäftsführung ohne Auftrag, und zwar ſchon während der Nießbrauchszeit, 
begründet fein (ſ. hierüber $ 1049 A 1). Auch der Eigentümer ift dem Nießbraucher gegen ⸗ 
über nicht zur Erhaltung der Sache verpflichtet. Über die Verpflichtung des Nießbrauchers, 
ver! 6000 die zur Erhaltung der Sache erforderlichen Handlungen zu geſtatten 

2. Unterhaltungskoſten. Geradeſo wie die außerordentlichen Nutzungen dem Nieß: 
braucher nicht gebühren (8 109 U 1), fallen ihm auch die außerordentlichen Unterhaltungs- 
koſten nicht zur Laſt. Diejenigen Koſten, die nach dem regelmäßigen Laufe der Dinge in 
kürzeren oder längeren Zeitabſchnitten zur Ausbeſſerung oder allmählichen Erneuerung 
aufgewandt werden müſſen, hat der Nießbraucher, auch wenn hierbei das Verſchulden eines 
Dritten mit unterläuft, aus eigenen Mitteln zu beſtreiten, ebenſo die Koſten einer außer⸗ 
gewöhnlichen Ausbeſſerung oder Erneuerung, die dadurch notwendig geworden iſt, daß die 
Aufwendung der regelmäßigen Unterhaltungskoſten unterlaſſen iſt. Handelt es ſich dagegen 
um Ausbeſſerungen oder Erneuerungen, die in einem außergewöhnlichen Ereignis oder 
in einem nach der Beſchaffenheit der Sache bei längerem Gebrauch eintretenden Verfall ihren 
Grund haben, ſo ſind dies Aufwendungen, die dem Nießbraucher nicht obliegen. 


8 1042 

Wird die Sache zerſtört oder beſchädigt oder wird eine außergewöhn⸗ 
liche Ausbeſſerung oder Erneuerung der Sache oder eine Vorkehrung zum 
Schutze der Sache gegen eine nicht vorhergeſehene Gefahr erforderlich, ſo 
hat der Nießbraucher dem Eigentümer unverzüglich Anzeige zu machen. 


Das gleiche gilt, wenn ſich ein Dritter ein Recht an der Sache anmaßt!). 
E 1 996, 998 Abſ 2 II 952; M 3 505 ff.; P 3 392. 


1. Die Erhaltungspflicht des Nießbrauchers (8 1041 Satz 1) zeigt ſich auch darin, daß er, 
ſofern eine Ausbeſſerung oder Erneuerung notwendig wird, deren Koſten er nicht zu 
tragen hat, unverzüglich dem Eigentümer (falls dieſer hiervon nicht bereits Kenntnis hat), 
Anzeige machen muß, damit dieſer das Nötige beſorgen kann. § 1042 ſpricht hier zwar nur 
von dem Falle einer außergewöhnlichen Ausbeſſerung (Erneuerung). Die Vorſchrift iſt aber 
auch anwendbar, wenn der Eigentümer den Nießbraucher von der Pflicht zur Vornahme be- 
ſtimmter Ausbeſſerungen, die ſonſt als zur gewöhnlichen Unterhaltung gehörig dem Nieß⸗ 
braucher zur Laſt fallen würden, befreit hat, vorausgeſetzt, daß die Abmachung nicht etwa 
in dem Sinne getroffen iſt, daß der Nießbraucher auch von der Anzeigepflicht befreit fein foll. 
Iſt der Nießbraucher ſelbſt, obſchon er hierzu nicht verpflichtet iſt, zur Ausbeſſerung bereit, 
jo fällt, wie in E 1 998 Abſ 2 (M 3, 511) ausdrücklich beſtimmt war, die Anzeigepflicht 
fort. Kraft der ihm obliegenden Erhaltungs- und Verwahrungspflicht iſt ferner der Nieß⸗ 
braucher anzeigepflichtig, ſobald beſondere Vorkommniſſe dem Eigentümer Anlaß zu fo- 
fortigem Einſchreiten behufs Wahrung ſeiner Eigentumsrechte geben. Dies iſt der Fall, wenn 
die Sache zerſtört oder beſchädigt wird oder infolge unvorhergeſehener Geſtaltung der Dinge 
der Gefahr der Zerſtörung oder Beſchädigung ausgeſetzt iſt oder wenn ein Dritter ſich tat- 
ſächlich oder wörtlich (in einer ernft zu nehmenden Weiſe Rechte an der Sache anmaßt. Schuld- 
hafte Verletzung der Anzeigepflicht macht den Nießbraucher ſchadenserſatzpflichtig. Das 
Vorhandenſein der Vorausſetzungen der Anzeigepflicht hat der Eigentümer, die Erfüllung 
oder die ſchuldloſe Verhinderung an der Erfüllung dagegen der Nießbraucher zu beweiſen. 
Die Gefahr des Eingangs der Anzeige hat, ſofern von dem Nießbraucher bei Abſendung der 
Anzeige die gehörige Sorgfalt betätigt iſt, der Eigentümer zu tragen. — Für den Mietver⸗ 
trag iſt eine ähnliche Vorſchrift in $545 getroffen. 


8 1043 


Nimmt der Nießbraucher eines Grundſtücks eine erforderlich gewordene 
außergewöhnliche Ausbeſſerung oder Erneuerung ſelbſt vor, ſo darf er zu 
dieſem Zwecke innerhalb der Grenzen einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft 
auch Beſtandteile des Grundſtücks verwenden, die nicht zu den ihm gebühren⸗ 
den Früchten gehören!). 

E 1 999 Abſ 1 II 958: M 3 511, 512; P 3 892: 6 244, 246. 
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1. Zur Vornahme einer außergewöhnlichen Ausbeſſerung oder Erneuerung iſt weder 
der Nießbraucher noch der Eigentümer verpflichtet. Nimmt der Nießbraucher, wozu er 
berechtigt, eine ſolche Ausbeſſerung oder Erneuerung vor, ſo hat er einen Anſpruch auf Erſatz 
nach den Vorſchriften über Geſchäftsführung ohne Auftrag (vgl. d 1049 A 1). Er kann aber, 
ſtatt erſt nachträglich Erſatz zu fordern, ſich von vornherein dadurch Erſatz beſchaffen, daß er 
Grundſtücks beſtandteile, auf die er als Nießbraucher kein Recht hat, weil fie nicht zu den 
Früchten gehören, oder ſolche Früchte, die über die ordnungsmäßige Nutzung hinausgehen 
(81039 A 1), deren Wert er alſo dem Eigentümer erſetzen müßte, für die Ausbeſſerung ver⸗ 
wendet. Bei Ausübung dieſes Rechtes muß er ſich indes in den Grenzen einer ordnungs⸗ 
mäßigen Wirtſchaft (vgl. § 1086 A 2) halten. Er darf nicht Grundſtücksbeſtandteile wählen, 
deren Entnahme ſich für den Wirtſchaftsbetrieb oder den Wert des Grundſtücks als un⸗ 
verhältnismäßig nachteilig herausſtellt oder die bedeutend vorteilhafter zu anderen Zwecken 
zu verwenden geweſen wären. Ein Recht des Nießbrauchers auf Verwendung von Grund⸗ 
ſtücksbeſtandteilen ift ſelbſtverſtändlich nur inſoweit anzuerkennen, als er nach den Vorſchriften 
über Geſchäftsführung ohne Auftrag Erſatz für Aufwendungen aus eigenen Mitteln be⸗ 
anſpruchen könnte. — § 1043 iſt auszudehnen auf Ausbeſſerungen und Erneuerungen, die 
iur len Unterhaltung gehören, ſofern der Nießbraucher von Tragung dieſer Koſten 
efreit iſt. 


8 1044 


Nimmt der Nießbraucher eine erforderlich gewordene Ausbeſſerung oder 
Erneuerung der Sache nicht ſelbſt vor, ſo hat er dem Eigentümer die Vor⸗ 
nahme!) und, wenn ein Grundſtück Gegenſtand des Nießbrauchs iſt, die Ver⸗ 
wendung der im S 1043 bezeichneten Beſtandteile des Grundſtlicks?) zu ge⸗ 
ſtatten. 

E 1 998 Abſ 2, 999 Abſ 2 II 954; M 3 510, 511; P 3 892; 6 244, 245. 


1. Iſt der Nießbraucher zur Vornahme der Ausbeſſerung oder Erneuerung bereit, ſo iſt 
das Recht des Eigentümers, die Ausbeſſerung ſelbſt vorzunehmen, ausgeſchloſſen. 
Andernfalls it der Nießbraucher — was ſchon aus ſeiner Erhaltungspflicht folgt (vgl. 8 1041 A 1) 
— verbunden, dem Eigentümer die Vornahme der zur Ausbeſſerung oder Erneuerung 
erforderlichen Handlungen an der Nießbrauchſache zu geſtatten. Dieſes Recht des Eigen- 
tümers kann, ſobald derſelbe einmal mit Ausführung der Arbeiten begonnen hat, nicht da⸗ 
durch beſeitigt werden, daß der Nießbraucher ſich hinterher zur Vornahme der Arbeiten er⸗ 
bietet. Das Recht des Eigentümers iſt übrigens nicht als ein dingliches, ſondern als ein ſchuld⸗ 
rechtliches aufzufaſſen, ſo daß es gegen den Willen des im Beſitz befindlichen Nießbrauchers 
nur im Zwangsvollſtreckungsverfahren (88 890, 892 ZPO) verwirklicht werden kann. Dieſe 
Grundſätze gelten gleichmäßig für alle Ausbeſſerungen (Erneuerungen), gewöhnliche und 
außergewöhnliche, mögen ſie nun an ſich dem Eigentümer oder dem Nießbraucher obliegen. 

2. Nimmt der Eigentümer die Ausbeſſerung oder Erneuerung vor, ſo gebührt ihm auch 
das in 8 1043 dem Nießbraucher eingeräumte Recht, hierfür die Grundſtücksbeſtandteile 
zu verwenden. Dieſes Recht ſteht ihm ebenfalls nur unter den in § 1048 feſtgeſetzten 
Beſchränkungen zu. Die Ausbeſſerung oder Erneuerung muß ferner nach wirtſchaftlichen 
Grundſätzen, wobei der Eigentümer auch auf das Intereſſe des Nießbrauchers Rückſicht zu 
nehmen hat, erforderlich ſein. Ein Unterſchied zwiſchen außergewöhnlichen und gewöhnlichen 
Ausbeſſerungen, zwiſchen Ausbeſſerungen, die dem Eigentümer, und ſolchen, die dem Nieß⸗ 
braucher zur Laſt fallen, iſt auch hier nicht zu machen. 


§ 1045 

Der Nießbraucher hat die Sache für die Dauer des Nießbrauchs gegen 
Brandſchaden und ſonſtige Unfälle auf ſeine Koſten unter Verſicherung zu 
bringen, wenn die Verſicherung einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft ent⸗ 
ſpricht!). Die Verſicherung iſt jo zu nehmen, daß die Forderung gegen den 
Verſicherer dem Eigentümer zuſtehte). 

Iſt die Sache bereits verſichert, ſo fallen die für die Verſicherung zu 
leiſtenden Zahlungen dem Nießbraucher für die Dauer des Nießbrauchs zur 
Laſt, ſoweit er zur Verſicherung verpflichtet ſein würde“). 

E I 1001, 1008 Nr 4 II 955; M 3 513, 514, 518; P 3 896 ff.; 6 248, 244. 


1. Als ein Ausfluß der Erhaltungspflicht des Nießbrauchers ($ 1041 Satz 1) iſt 8 
ferner anzuſehen, daß er die Nießbrauchſache auf ſeine Koſten zu verſichern hat. Eine un 
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bedingte Verſicherungspflicht iſt jedoch dem Nießbraucher nicht auferlegt. Es kommt darauf 
an, ob und inwieweit (gegen welche Unfälle) die Verſicherung nach den Regeln einer ord⸗ 
nungsmüßigen Wirtſthaft geboten iſt. In dieſer Beziehung iſt weſentlich auf die örtlichem 
Gewohnheiten und die örtlichen Bedürfniſſe Rückſicht zu nehmen. Der ordnungsmäßigen 
Wirtſchaft wird es regelmäßig eutſprechen, Gebäude und Mobiliar (falls es ſich nicht um 
ganz untergeordnete Nebengebäude oder geringwertige Sachen handelt) gegen Brand— 
ſchaden, und zwar zum vollen Wert verſichert zu halten. Darüber, ob und inwieweit Ver⸗ 
ſicherung gegen ſonſtige Unfälle (Hagelſchaden hinſichtlich der ungetrennten Früchte, Dieb- 
ſtahl, Viehſterben, Brandſchaden der auf einem Transport befindlichen Sachen) zu nehmen 
iſt, läßt ſich eine allgemeine Regel nicht aufſtellen. Auch die Auffaf ſung der beteiligten Kreiſe 
kaun nicht unbedingt entſcheidend fein, da die Verhältniſſe des einzelnen Falles, Größe der 
Gefahr, Höhe des Wertes, eine Abweichung gebieten können. 

2. Die Verſicherung hat der Nießbraucher, ſoweit eine Verſicherungspflicht beſteht, der⸗ 
art zu bewirken, daß der Eigentümer einen unmittelbaren Anſpruch gegen den Verſicherer 
erlangt. Es geſchieht dies dadurch, daß die Verſicherung für Rechnung des Eigentümers ge- 
nommen und dieſem der Verſicherungsſchein ausgehändigt wird (SS 74 ff. des Verf®G v. 30.5. 08, 
vgl. auch $ 328). Zu verlichern iſt der Wert der dem Nießbrauch unterliegenden Sache, und 
zwar, wie aus 9 1046 folgt, da dem Nießbrauch auch die Forderung gegen den Verlicherer 
unterliegt, ohne Abzug des Nießbrauchswerts. Abzuſchließen iſt der Vertrag von dem Nieß 
braucher im eigenen Namen. Er hat demgemäß die Verpflichtung zur Zahlung des Ver⸗ 
ſicherungsbeitrags perſönlich zu übernehmen und die ſonſtigen Koſten der Verſicherung zu 
tragen. Auch im übrigen kommen dem Nießbraucher die Verpflichtungen und Rechte eines 
Verſſcherungsnehmers für fremde Rechnung zu, Pflicht der Anzeige, die übrigens nach § 79 
Verf v. 30. 5. 08 in gewiſſem Maße auch den Verſicherten trifft, Pflicht zur Unterlaſſung 
jeder Gefahrerhöhung, zur Minderung des eingetretenen Schadens, Recht zur Verfügung 
nach § 76 dieſes Geſeßes. Regelmäßig wird der Vertrag, wennſchon der Nießbraucher zur 
Verſicherung nur für die Dauer des Nießbrauchs verpflichtet iſt, in der Weiſe ge: 
ſchloſſen werden, daß die Verſicherung nach Beendigung des Nießbrauchs vorbehaltlich des 
Kündigungsrechts für Rechnung des Eigentümers ſweiterläuft. Hat der Nießbraucher bei 
Eingehung der Verſicherung ſich als den Eigentümer ausgegeben, ſo wird er ſelbſt, nicht 
der Eigentümer, forderungsberechtigt (RG 76, 186; anders iſt die Regelung nach 88 1381, 
1646 für das ehemännliche und elterliche Nutznießungsrecht). Der Nießbraucher genügt in 
dieſem Falle feiner Verpflichtung aus $ 1045 dadurch, daß er dem Eigentümer als Ver: 
ſicherten die Rechte aus der Verſicherung abtritt. 

3. War in den Fällen, in denen die Verſicherungspflicht den Nießbraucher trifft, die Sache 
bereits früher von dem Eigentümer verſichert, ſo hat der Nießbraucher feine Verſicherungs⸗ 
pflicht dadurch zu erfüllen, daß er die auf die Nießbrauchszeit entfallenden Verſicherungs⸗ 
beiträge aus eigenen Mitteln entrichtet. Dies iſt eine Verpflichtung, die dem Nießbraucher 
nur im Verhältnis zum Eigentümer obliegt. An dem Verſicherungsverhältnis ſelbſt, das 
lediglich zwiſchen dem Eigentümer und dem Verſicherer beſteht, iſt der Nießbraucher nicht 
beteiligt. Läuft die früher eingegangene Verſicherung während des Nießbrauchs ab, ſo ſind 
für die neu einzugehende Verſicherung die in A 2 dargeſtellten Grundſätze maßgebend. 


8 1046 


An der Forderung gegen den Verſicherer ſteht dem Nießbraucher der 
Nießbrauch nach den Vorſchriften zu, die für den Nießbrauch an einer auf 
Zinſen ausſtehenden Forderung gelten). 

Tritt ein unter die Verſicherung fallender Schaden ein, ſo kann ſowohl 
der Eigentümer als der Nießbraucher verlangen, daß die Verſicherungs⸗ 
ſumme zur Wiederherſtellung der Sache oder zur Beſchaffung eines Erſatzes 
inſoweit verwendet wird, als es einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft ent⸗ 
ſpricht. Der Eigentümer kann die Verwendung ſelbſt beſorgen oder dem 
Nießbraucher überlajjen?). 

E I 1002 II 956: M 3 514, 515; P 3 396 ff. 

1. Die 5 n Verſicherer iſt dem Nießbrauchsrecht unterworfen, falls 
nicht ne . 15 Sachwert En Abzug des Mießbrauchswerts (vol. § 1045 
A 2) ausschließlich das Intereſſe des Eigentümers verſichert iſt. Dem Nießbrauchsrecht unter- 
liegt die Forderung nicht nur, wenn der Nießbraucher die Sache gemäß geſetzlicher Verpflich 
tung für den Eigentümer verſichert hat, ſondern auch, wenn die Verſicherung ſchon früher von 
dem Eigentümer genommen iſt, und zwar wird in dieſem Falle mit Beginn = euer 
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unbeſchadet der Vorſchriften über den Schutz des gutgläubigen Schuldners (88 406-408) 
— die für Hypothekengläubiger geltende Sondervorſchrift des § 1128 Abſ 2 kann nicht un ⸗ 
bedingt Anwendung finden (beſtr.) — die Forderung ohne weiteres von dem Nießbrauchs⸗ 
recht ergriffen, ſoweit der Nießbraucher verſicherungspflichtig it. Das Recht des Nieß⸗ 
brauchers an der Verſicherungsforderung geſtaltet ſich in gleicher Weiſe wie bei einer auf 
Zinſen ausſtehenden Forderung, ſo daß der Eigentümer nur in Gemeinſchaft mit dem 
Nießbraucher die Forderung einziehen, den Betrag in Empfang nehmen oder ſonſt darüber 
verfügen kaun (88 1077, 1078). Eine den Nießbrauch beeinträchtigende Aufhebung oder 
Veränderung der Verſicherungsforderung iſt dem Eigentümer ohne Zuſtimmung des Nieß⸗ 
brauchers nicht geſtattet ($ 1071). 

2. Auch hinſichtlich der Anlegung der gezahlten Verſicherungsſumme gelten an ſich die 
in $ 1079 für eine auf Zinſen ausſtehende Forderung gegebenen Vorſchriften. Dieſe Vor⸗ 
ſchriften erleiden dadurch jedoch eine Anderung, daß der Nießbrauch an der Verſicherungs⸗ 
forderung nur dazu dienen ſoll, den Sachnießbrauch zu erhalten. Die Verſicherungsſumme 
ſoll dazn verwendet werden, den früheren Zuſtand, ſoweit dies möglich und nach wirtſchaft⸗ 
lichen Grundſätzen (ohne Rückſicht auf die Sonderintereſſen des Eigentümers oder Nieß⸗ 
brauchers) angemeſſen iſt, wiederherzuſtellen oder in anderer Weiſe, indem die Nießbrauchs⸗ 
ſachen verbeſſert oder vervollſtändigt werden, Erſatz zu beſchaffen. Ein jeder Teil kann dem ⸗ 
gemäß die Verwendung der Verſicherungsſumme zu ſolchen Zwecken verlangen. Können 
ſich die Parteien über die Art und Weiſe der Verwendung nicht einigen, fo kommt die Be⸗ 
ſorgung der Verwendung dem Eigentümer als dem Hauptbeteiligten zu. Der Nieß⸗ 
braucher kann aber, wenn ſich die von dem Eigentümer beabſichtigte Verwendung nicht inner- 
halb dieſer Zwecke hält, hiergegen Einwendungen erheben und ſeine Rechte im Prozeßwege 
zur Geltung bringen. Auch kann er den Eigentümer, der bei der Ausführung ſchuldhaft die 
Regeln einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft verletzt hat, verantwortlich machen. Dem Eigen- 
tümer ſteht es frei, die Beſorgung dem Nie ßbraucher zu überlaſſen, der in dieſem Falle 
die Übernahme der Ausführung nicht verweigern darf. Nicht aber iſt der Eigentümer be- 
rechtigt, dem Nießbraucher über die Verwendung Auweiſungen zu erteilen. Es verbleibt 
ihm nur das Recht, von dem Nießbraucher bei ſchuldhafter Verletzung ſeiner Pflichten 
Schadenserſatz zu fordern. Der beſchaffte Erſatz tritt, wenn bei dem Erwerbe nicht eine 
andere Anſicht kundgegeben iſt, in die Rechtsſtellung der Nießbrauchſache ein (ſtr., ob die 
ausdrückliche Einräumung des Nießbrauchs erforderlich iſt). 


8 1047 


Der Nießbraucher iſt dem Eigentümer gegenüber verpflichtet,“) für die 
Dauer des Nießbrauchs die auf der Sache ruhenden öffentlichen Laſten mit 
Ausſchluß der außerordentlichen Laſten, die als auf den Stammwert der 
Sache gelegt anzuſehen jind?), ſowie diejenigen privatrechtlichen Laſten zu 
tragen, welche ſchon zur Zeit der Beſtellung des Nießbrauchs auf der Sache 
ruhten, insbeſondere die Zinſen der Hypothekenforderungen und Grund» 
ſchulden ſowie die auf Grund einer Rentenſchuld zu entrichtenden Lei⸗ 
ſtungen ). 

E I 1003 Nr 1—8 II 957; M 3 515 ff.; P 3 399; 6 244, 245. 


1. Der § 1047 regelt die durch Parteivereinbarung ausſchließbare oder abänderbare (RG 
Warn 1911, 288; SeuffA 62, 318; KGJ 41, 294; OLG 26 S. 89, 91) ſchuldrechtliche Ver⸗ 
pflichtung des Nießbrauchers gegenüber dem Eigentümer, diejenigen Laſten zu tragen, 
deren Entrichtung aus den Erträgen der Sache erwartet werden darf. Doch iſt in Ermangelung 
einer anderen Vereinbarung die Verpflichtung zur Laſtentragung nicht etwa davon abhängig, 
daß im einzelnen Falle die gezogenen Nutzungen zur Deckung der Laſten ausreichen (RG 
72, 102; Warn 1911, 288; OLG 26 S. 91, 93; 29, 351; 31, 338). Wird der Nießbrauch dem 
Gläubiger des Eigentümers zur Befriedigung wegen feiner Forderung eingeräumt (ogl. 
$1030 A 6), fo läßt ſich nicht als Wille der Parteien annehmen, daß der Nießbraucher die 
Laſten über die wirklichen Einnahmen hinaus zu beſtreiten hat (vgl. Gruch 57, 631). Die 
Verpflichtung des Nießbrauchers beſteht nur im Verhältnis zwiſchen ihm und dem Eigentümer. 
Wer von ihnen gegenüber demjenigen, der die Berichtigung der Lasten zu fordern berechtigt 
ift, die Laſten zu tragen hat, beſtimmt ſich nach den für die betreffenden Laſten geltenden 
Vorſchriften. Die Gläubiger des Eigentümers haben keinen perſönlichen Anſpruch gegen den 
Nießbraucher (RG 72, 103; 100, 157; OLG 13, 239; 26 ©. 91, 93; Senf 62 Nr 182), können 
aber durch Pfändung des Anſpruchs des Eigentümers ein Recht auf Zahlung erlangen. Dem 
Nießbraucher iſt es nicht verwehrt, ſich die Hypothekenzinsforderung, mag er auch das Entgelt 


Nießbrauch 88 1046, 1047 421 


für die Abtretung aus den feinen Nießbrauchsrecht unterliegenden Grundſtückseinkünften 
bezahlen, übertragen zu laſſen (RG 100, 157). Eine dem § 1047 entſprechende Verwendung 
der Grundſtückseinkünfte kann ſich der Realberechtigte nur dadurch ſichern, daß er gemäß 
88 1123, 1124 die een erwirkt (RG 100, 155; f. 9 1124 A 4, 5). Eine Abmachung 
zwiſchen Eigentümer und Nieß raucher, wonach letzterer zur Zahlung von Hypothekenzinſen uſw. 
nicht verpflichtet ift, kann nichtlals wider die guten Sitten verſtoßend angeſehen werden (SeuffA 62 
Nr 182). Möglich bleibt die Anfechtung wegen Gläubigerbenachteiligung (RG Warn 1918 
Nr 198). Dagegen haben bei dem Nießbrauch an einem Vermögen die Gläubiger des Nieß⸗ 
brauchsbeſtellers nach § 1088 (ſ. A 2) einen unmittelbaren Anſpruch gegen den Nießbraucher auf 
Eutrichtung der Zinſen. Der dem Eigentümer gegenüber beſtehenden Verpflichtung zur Laſten⸗ 
tragung genügt der Nießbraucher dadurch, daß er die Leiſtungen unmittelbar an den empfangs⸗ 
berechtigten Dritten entrichtet oder ihn in anderer Weiſe befriedigt. Der Eigentümer kann nur 
Befreiung, nicht Leiſtung an ſich ſelbſt verlangen und auch der Nießbraucher iſt zu einer 
ſolchen Leiſtung nicht berechtigt (RG 72, 103). Die in $ 1047 beſtimmten Nießbrauchspflichten 
treffen nicht ohne weiteres den Eigentümer, der bei Verſchenkung des Grundſtücks ſich die 
„ebenslängliche Benutzung“ vorbehalten hat (RG Warn 1917 Nr 144). Ein allgemeiner Grund⸗ 
ſatz, daß derjenige, der die Vorteile einer Sache genießt, im Zweifel auch die Laſten zu tragen 
hat, iſt im Geſetz nicht ausgeſprochen. Über die Verteilung der Laſten zwiſchen Eigentümer 
und Nießbraucher bei Beginn und Beendigung des Nießbrauchs |. $ 103. — Keine beſondere 
Beſtimmung iſt getroffen über die Fruchtgewinnungskoſten. Dieſe Koſten fallen als 
eine den Ertrag der Nutzung mindernde Ausgabe dem Nießbraucher zur Laſt. Ebenſo 
ſind die Betriebskoſten eines geſchäftlichen Unternehmens von dem Nießbraucher zu 
tragen. Wegen Erſatzes der Gewinnungskoſten hinſichtlich der bei Beendigung des Nieh- 
brauchs dem Eigentümer zufallenden Früchte ſ. 8 1055 A 3. 

2. Die öffentlichen Laſten, die ſich nach dem öffentlichen Recht beſtimmen, liegen, ſofern 
ſie als auf den wirtſchaftlichen Ertrag der Sache, nicht auf den Stammwert gelegt an⸗ 
zuſehen find (Grund- und Gebäudeſteuer, Gewerbeſteuer, Gemeindegebühren), dem Nieh- 
braucher immer ob, andere öffentliche Laſten nur unter der Vorausſetzung, daß ſie nicht zu 
den außerordentlichen Laſten gehören, die ausnahmsweiſe infolge eines beſonderen Ereig- 
niſſes zur Hebung kommen (JW 1924, 788). Die Hundeſteuer iſt als eine auf den Stammwert 
der Sache gelegte Abgabe anzuſehen. Es handelt ſich dabei aber nicht um eine außerordent⸗ 
liche, ſondern um eine ſtändige Abgabe, die regelmäßig erhoben wird, fo daß ſie dem Nieß 
braucher doch zur Laſt fällt, desgl. die frühere preuß. Ergänzungsſteuer (JW 1920, 153). Zu 
den auf den Stammwert gelegten außerordentlichen Abgaben ſind namentlich die früheren 
Kriegsſteuern und die Anliegerbeiträge zu rechnen. Die nach dem früheren NGef. v. 3. 7. 18 
von dem Vermögenszuwachs zu entrichtende Beſitzſteuer fiel nach $17 dieſes Geſetzes in Er- 
manglung einer anderen Vereinbarung dem Eigentümer zur Laſt, ebenſo der nach dem weiteren 
früheren Gef. v. 3. 7. 13 erhobene außerordentliche Wehrbeitrag (f. § 14 daſ.) und die durch 
Gef. v. 21. 6. 16 eingeführte frühere Kriegsſteuer. Über die landwirtſchaftliche Betriebs⸗ 
abgabe nach dem RGef. über die Beftenerung des Betriebes v. 11. 8. 1923 |. JW 1924, 788. 
Auf Leiſtungen im polizeilichen Intereſſe iſt der Begriff der öffentlichen Laſten nicht zu er⸗ 
ſtrecken (vgl. 81654 A 1). i 

3. Die privatrechtlichen Laſten ſind nach der in A 1 bezeichneten Regel ausnahmslos 
von dem Nießbraucher zu tragen, da ſie nach allgemeiner Auffaſſung aus den Einkünften 
zu decken find. Es kann aber der Eigentümer — auch ein während der Nießbrauchszeit neu 
eintretender Eigentümer — durch Auferlegung neuer Laſten das Recht des Nießbrauchers 
nicht ſchmälern. Nur diejenigen Laſten können deshalb in Betracht kommen, welche der Sache 
bereits zur Zeit der Begründung des Rechtes auf den Nießbrauch auferlegt waren oder 
deren ſpätere Auferlegung ſich der Eigentümer dem Nießbraucher gegenüber durch befon- 
dere Vereinbarung vorbehalten hat (OLG 29, 351). Die perſönlichen Verpflichtungen des 
Nießbrauchers können auch nicht dadurch erhöht werden, daß der Grundſtückseigentümer auf 
Grund des 9 1119 für eine unverzinsliche Hypothek nachträglich Zinſen eintragen läßt oder 
den niedrigeren Zinsſatz bis auf 5 v. H. erhöht. Eine Ausnahme hiervon wird zu machen 
ſein, wenn die Erhöhung des Zinsſatzes, weil zu geringeren Zinſen eine Hypothek nicht erhalt. 
lich, geboten war (beſtr.). Zu den privatrechtlichen Laſten gehören die Reallaſten und die 
reallaſtähnlichen geſetzlichen Verpflichtungen (88 912, 913, 917, 1022), die auf Grund einer 
Rentenſchuld zu entrichtenden Leiſtungen und die Zinſen einer Hypothek oder Grundſchuld 
ſowie die auf Grund einer Rentenſchuld (81199) zu entrichtenden Leiſtungen. Die Zah⸗ 
lung des Kapitals (auch der Ablöfungsfunmte, § 1200) geht den Nießbraucher nichts an. Er 
hat deshalb auch weder für die zur allmählichen Tilgung des Kapitals beſtimmten Beträge noch 
bei Verzug des Eigentümers mit Zahlung des Kapitals oder dieſer Tilgungsbeträge für die hier · 
durch entſtehenden Verzugszinſen aufzukommen. Der Nießbraucher iſt auch nicht haftbar 
wegen Verzugs des Eigentümers mit Entrichtung einer vor Beſtellung des Nießbrauchs falligen 
Leiſtung. Handelt es ſich um eine Geſamthypothek, ſo hat der Nießbraucher die Zinſen nur 


422 Sachenrecht Dienftbarkeiten 


inſoweit zu tragen, als fie bei der Ausgleichung zwiſchen den verſchiedenen Eigentümern der 
verhafteten Grundſtücke dem e des Nießbrauchsgrundſtücks zur Laſt fallen oder, 
ſoweit die verhafteten Grundſtücke ſämtlich im Eigentum des letzteren ſich befinden, als die 
Zinſen nach dem Verhältnis des Wertes der verhafteten Grundſtücke auf das dem Nießbrauch 
unterliegende Grundſtück entfallen (str.). Iſt die Geſamthypothek lediglich zur Verbeſſerung 
des Nießbrauchsgrundſtücks aufgenommen, ſo wird nach Lage der Sache bei Begründung 
des Nießbrauchs als vereinbart gelten können, daß die Zinſen allein den Nießbraucher zur 
Laſt fallen. Die Vormerkung iſt nicht als eine Laſt im Sinne des $ 1047 anzuſehen. Die 
Zinſen der vorgemerkten Forderungen braucht der Nießbraucher erſt von dem Zeitpunkt an 
zu entrichten, wo die Vormerkung in eine endgültige Hypothek umgeſchrieben iſt. Gleiches 
hat von den Zinſen einer Höchſtbetragshypothek (§ 1190) zu gelten (str.). Die Verzinſung 
einer Eigentümerhypothek oder Eigentümergrundſchuld liegt dem Nießbraucher 
niemals ob beſtr.; vgl. $1197 Abſ 2). Hat nach Beſtellung des Nießbrauchs der Eigentümer 
die auf ihn übergegangene Hypothek einem Dritten abgetreten, ſo verbleibt dem Nießbraucher 
die Zinſenpflicht bis zur Höhe der früher für die Hypothek zu entrichtenden Zinſen. Hat der 
Nieß braucher ſelbſt eine Hypothek an dem Grundſtück, fo ſchuldet der Eigentümer ihm während 
der Dauer des Nießbrauchs Zinſen davon nicht (OLG 31, 338). Nicht zu den Laſten (vgl. 
NG 66, 316) gehören die Grunddienſtbarkeiten. Ihre Ausübung hat nach den Grund: 
ſätzen über widerſtreitende dingliche Rechte der Nießbraucher zu dulden, wenn die Grund— 
dienſtbarkeit dem Nießbraucher vorgeht oder gleichſteht (vgl. indes § 1060) oder fein Recht 
durch die Ausübung nicht beeinträchtigt wird. — Iſt eine dent Nießbrauch unterliegende be⸗ 
wegliche Sache verpfändet, ſo trifft in Ermangelung einer anderen Vereinbarung die Zin⸗ 
ſenpflicht den Nießbraucher nicht. Die Zinſen pflegen hier nicht als eine aus den Einkünften 
der Sache zu deckende Laſt angeſehen zu werden. 


8 1048 


Iſt ein Grundſtück ſamt Inventar Gegenſtand des Nießbrauchs, ſo kann 
der Nießbraucher über die einzelnen Stücke des Inventars innerhalb der 
Grenzen einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft verfügen. Er hat für den ge⸗ 
wöhnlichen Abgang ſowie für die nach den Regeln einer ordnungsmäßigen 
Wirtſchaft ausſcheidenden Stücke Erſatz zu beſchaffen; die von ihm an⸗ 
geſchafften Stücke werden mit der Einverleibung in das Inventar Eigentum 
desjenigen, welchem das Inventar gehörty. 

übernimmt der Nießbraucher das Inventar zum Schätzungswerte mit 
der Verpflichtung, es bei der Beendigung des Nießbrauchs zum Schätzungs⸗ 
werte zurückzugewähren, jo finden die Vorſchriften der SS 588, 589 ent⸗ 
ſprechende Anwendung?). 

E I 1000 II 958; M 3 512, 513; P 3 396. 


1. Der regelmäßige Wirtſchaftsbetrieb bringt es, wenn der Nießbrauch an einem Grund⸗ 
ſtück mit Beilaß (Inventar) beſteht, mit ſich, daß einzelne Beilaßſtücke verkauft oder ver⸗ 
braucht werden und dafür andere Stücke wieder angeſchafft werden. Dieſen Verhältniſſen 
trägt der $ 1048 dadurch Rechnung, daß er dem Nießbraucher ein Verfügungsrecht einräumt. 
Der Beilaß wird zwar nicht Eigentum des Nießbrauchers und kann deshalb auch nicht von 
ſeinen Gläubigern angegriffen werden. Der Nießbraucher darf aber hierüber frei verfügen, 
vorausgeſetzt, daß ſich die Verfügung innerhalb der Grenzen einer ordnungsmäßigen Wirt⸗ 
ſchaft hält. Hiervon hängt auch die Wirkſamkeit Dritten gegenüber ab (beſtr., ob der Nieß⸗ 
braucher bei Überſchreitung der Grenzen nur zum Schadenserſab verpflichtet ift). Zur Siche⸗ 
rung des Dritten kann der Nießbraucher verlangen, daß der Eigentümer die Wirkſamkeit der 
Verfügung anerkennt. Die von dem Nießbraucher angeſchafften Beilaßſtücke gehen mit 
der Einſtellung in den Beilaß, ſobald die angeſchafften Stücke in den Dienft der Wirtſchaft 
geſtellt ſind, kraft Geſetzes (KJ 40, 188), in das Eigentum des Grundſtückseigentümers 
über. Der Nießbraucher iſt dem Eigentümer gegenüber verbunden, den Beilaß vollzählig 
zu erhalten. Er hat deshalb an Stelle der veräußerten oder als unbrauchbar in Abgang 
gekommenen Stücke, ſoweit dies nach den Regeln einer orduungsmäßigen Wirlſchaft erforder⸗ 
lich iſt, Erſatzſtücke anzuſchaffen. Bei außerordentlichen Unglücksfällen (3. B. allgemeines 
Viehſterben, Feuersbrunſt) kann eine ſolche Ergänzung von dem Nießbraucher nicht det 
langt werden. Die Ergänzungs- und Erhaltungspflicht liegt dem Nießbraucher auch ob, 
wenn der Beilaß in verbrauchbaren Sachen (§ 1067) beſteht. g 

2. Hat der Nie braucher die Beilaßſtüce zum Schagungewert behufs Rüchgabe zun 
demnächſtigen Schätzungswert übernommen, wozu er keine Verpflichtung hat, ſo erlang 
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der Nießbraucher, was nur zum Vorteil feiner Gläubiger fein würde, zwar ebenfalls nicht 
das Eigentum. Er hat aber, ohne daß er ſich auf unverſchuldeten Untergang oder Verſchlech⸗ 
terung oder Preisrückgang berufen kann, Beilaßſtücke zum gleichen Schätzungswerte zurück⸗ 
zugeben ($ 588). Der Eigentümer kann hierbei ſolche Stücke, die nach wirtſchaftlichen Grund⸗ 
fäßen überflüfſig (Superinventar) oder zu wertvoll find (Plusinventar), zurückweiſen. 
Weicht hiernach der Schätzungswert der zurückzu übernehmenden Stücke von dem Schätzungs⸗ 
werte der vom Nießbraucher übernommenen Stücke ab, ſo iſt der Wertunterſchied von dem 
6900. zu erſetzen oder, wenn ſich ein Überſchuß für ihn ergibt, ihnt zu vergüten 


8 1049 


Macht der Nießbraucher Verwendungen auf die Sache, zu denen er nicht 
verpflichtet iſt, ſo beſtimmt ſich die Erſatzpflicht des Eigentümers nach den 
Vorſchriften über die Geſchäftsführung ohne Auftrag!). 

Der Nießbraucher iſt berechtigt, eine Einrichtung, mit der er die Sache 
verſehen hat, wegzunehmen?). 

E I 1010 II 959; M 3 523 ff.; P 3 405, 406; 5 236; 6 94, 95. 


1. Soweit der Nießbraucher zu Verwendungen für die Nießbrauchſache verpflichtet iſt 
(ogl. 88 1041, 1047, 1048), hat er keinen Erſatzanſpruch. Im übrigen beſtimmt ſich die Erſatz⸗ 
pflicht des Eigentümers nach den Vorſchriften über Geſchäftsführung ohne Auftrag (89 688f.). 
Der Nießbraucher iſt bloß deshalb, weil er ein Intereſſe hat, die ſeinem Nießbrauch unterliegen 
den Gegenſtände zu erhalten und untzbringender zu machen, nicht berechtigt, Verwendungen mit 
einer den Eigentümer verpflichtenden Wirkung vorzunehmen. Zur Begründung des Erfah: 
auſpruchs gehort vielmehr, daß das Eingreifen des Nießbrauchers dem Intereſſe und (ſofern 
er nicht eine dem Eigentümer im öffentlichen Intereſſe obliegende Pflicht erfüllt) dem wirk⸗ 
lichen oder annehmbaren Willen des Eigentümers entipricht ($$ 679, 683). Dies gilt 
auch — anders die Beſtimmung des § 547 Abf 1 beim Mietvertrage für notwendige Ver⸗ 
wendungen. Die Sache kann ſo liegen, daß der Eigentümer kein Intereſſe an Erhaltung 
beſtimmter Sachen hat, weil ſie wertlos geworden ſind oder ihre Erhaltung zu hohe Koſten 
erfordert oder weil der Eigentümer zu einem anderen Betriebe übergehen will. Verzinſung 
des Aufgewendeten kann der Nießbraucher nach $ 256 inſoweit fordern, als er nicht bereits 
dadurch entſchädigt wird, daß durch die Verwendung die ihm zukommenden Nutzungen ſich 
erhöhen (beſtr.). Iſt ein Erſatzanſpruch nicht begründet, fo kann der Nießbraucher das Ver 
wendete nur, ſoweit hierdurch der Wert der Sache noch bei der Rückgabe erhöht iſt, nach 
den Grundſätzen der ungerechtfertigten Bereicherung zurückfordern (88 684, 685). Der 
Anſpruch aus auftragsloſer Geſchäftsführung kann ſchon vor Beendigung des Nießbrauchs 
geltend gemacht werden und geht regelmäßig nur gegen denjenigen, welcher zur Zeit der 
Verwendung Eigentümer der Sache war, da der Nießbraucher, falls nicht beſondere Umſtände 
vorliegen, nur dieſen als zum Erfah verpflichtet anſehen kann (beſtr.). Dagegen kann der 
Bereicherungsanſpruch gemäß 8 822 auch gegen den Dritten, dem der erſte Empfänger 
das aus der Verwendung Erlangte unentgeltlich überlaſſen hat, erhoben werden. Wegen 
des Anſpruchs gegen den Nießbrauchsbeſteller |. $ 1058 A! und wegen des Abſonderungsrechts 
im Konkurſe 849 Abſ 1 Nr3 KO. Der Nießbraucher kann wegen ſeines Anſpruchs auf Erſatz 
der Bereicherung auch das Zurückbehaltungsrecht ausüben. 

2. Statt des Erſatzanſpruchs kann der Nießbraucher, wenn das Verwendete in äußeren 
Zuſammenhang mit der Sache gebracht iſt, dieſe Einrichtung wegnehmen, auch wenn ſie 
zu einem weſentlichen Beſtandteil der Sache geworden, mithin in das Eigentum des 
Grundſtückseigentümers übergegangen iſt, was jedoch nach $ 95 in der Regel nicht der al 
ſein wird, da die Verbindung von vornherein zu einem vorübergehenden Zweck erfolgt ſein 
wird (vgl. 8 05 A 2, 5). Die Beſtimmungen des $ 258 wegen Wiederinſtandſetzung und Sicher- 
heitsleiſtung finden auch auf den Fall des $ 1049 Anwendung. Das Recht der Wegnahme 
ſteht dem Nießbraucher auch gegen jeden ſpäteren Eigentümer zu. 


8 1050 
Veränderungen oder Verſchlechterungen der Sache, welche durch die ord⸗ 
nungsmäßige Ausübung des Nießbrauchs herbeigeführt werden, hat der 
Nießbraucher nicht zu vertreten“). 
E 1 1007 Abſ 1 11 960; M 3 520; P 3 401. 


424 Sachenrecht Dienſtbarkeiten 


1. Über Nichthaftbarkeit für Veränderungen oder Verſchlechterungen durch ordnungs⸗ 
mäßige Ausübung des Nießbrauchs vgl. die übereinſtimmende Vorſchrift des § 548. 
Der Nießbraucher hat grundſätzlich nicht die Pflicht, die Sache in dem gleichen Zuſtande, 
in dem er fie erhalten hat, an den Eigentümer zurückzugeben (ſ. § 1055 A 2) 


8 1051 


Wird durch das Verhalten des Nießbrauchers die Beſorgnis einer er⸗ 
heblichen Verletzung der Rechte des Eigentümers begründet, ſo kann der 
Eigentümer Sicherheitsleiſtung!) verlangen 7). 

E I 1005 II 961 Ubi 1 Satz 1: M 3 518, 519; P 3 399; 6 389, 


1. Das Recht des Eigentümers auf Sicherheitsleiſtung iſt nicht dadurch bedingt, daß 
es bereits zu einer Verletzung ſeiner Rechte gekommen iſt. Es genügt ein ſolches Verhalten 
des Nießbrauchers, daß mit Grund eine erhebliche Verletzung der Rechte des Eigentümers 
(ogl. namentlich $$ 1086 Ab] 2, 1041) zu beſorgen iſt. Auch die Abveräußerung von Sachen 
kann, wennſchon der Eigentümer die Sachen erſt nach Beendigung des Nießbrauchs zurück⸗ 
fordern darf, zu dieſer Beſorgnis Anlaß geben. Eine Gefährdung des Eigentümers bezüglich 
einzelner untergeordneter Nießbrauchsgegenſtände kann dieſe Folge nicht haben. Nicht un⸗ 
bedingt erforderlich iſt, daß das Verhalten des Nießbrauchers, das poſitive Verhalten oder 
das Unterlaſſen der nötigen Fürſorge, dieſem, wie es z. B. wegen Fehlens der nötigen Einſicht 
oder wegen geiſtiger Störungen ausgeſchloſſen ſein kann, als Verſchulden anzurechnen iſt 
(ſtr.). Regelmäßig wird allerdings die Gefahr einer erheblichen Rechtsverletzung nur im Falle 
des Verſchuldens beſtehen. Das Recht auf Sicherheitsleiſtung kann jeder Miteigentümer 
in Anſehung der ganzen Sache, nicht bloß in Höhe ſeines Anteils, geltend machen (vgl. 
$ 1011). Er iſt jedoch in dieſem Falle darauf beſchränkt, auf Sicherheitsleiſtung an ſamtliche 
Miteigentümer oder auf Hinterlegung zu klagen (ftr.). 

2. Die Art der Sicherheitsleiſtung beſtimmt ſich nach den Vorſchriften der 88 232— 240. 
Die Höhe der zu leiſtenden Sicherheit richtet ſich nach dem Umfange der Gefährdung. In dieſer 
Beziehung dürfen die Grenzen nicht zu eng gezogen werden. Mögen auch die Handlungen 
des Nießbrauchers nur auf beſtimmte Rechtsverletzungen gerichtet geweſen ſein, ſo kann ſich 
hieraus doch die Beſorgnis weiterer Rechtsverletzungen auf verwandten Gebieten ergeben. 


8 1052 


Iſt der Nießbraucher zur Sicherheitsleiſtung rechtskräftig verurteilt, ſo 
kann der Eigentümer ſtatt der Sicherheitsleiſtung verlangen, daß die Aus⸗ 
übung des Nießbrauchs für Rechnung des Nießbrauchers einem von dem 
Gerichte zu beſtellenden Verwalter übertragen wird. Die Anordnung der 
Verwaltung iſt nur zuläſſig, wenn dem Nießbraucher auf Antrag des Eigen⸗ 
tümers von dem Gericht eine Friſt zur Sicherheitsleiſtung beſtimmt worden 
und die Friſt verſtrichen iſt; ſie iſt unzuläſſig, wenn die Sicherheit vor dem 
Ablaufe der Friſt geleiſtet wird!). 

Der Verwalter ſteht unter der Aufſicht des Gerichts wie ein für die 
Zwangsverwaltung eines Grundſtücks beſtellter Verwalter. Verwalter kann 
auch der Eigentümer jein?). 

Die Verwaltung iſt aufzuheben, wenn die Sicherheit nachträglich ge⸗ 
leiſtet wird!). 

E 1 1006 II 961 Abf 1 Satz 2, Abi 2, 3; M 3 519, 520; P 3 899, 400; 6 89, 890, 

1. Kommt der Nießbraucher, der rechtskräftig zur Sſcherheitsleiſtung verurteilt iſt 
(uach Maßgabe des $ 1051), innerhalb der im Urteil ($ 255 Abſ 2 ZPO) oder durch beſonderen 
Beſchluß des Vollſtreckungsgerichts (5 764 ZPO) beſtimmten Friſt (ſeit Rechtskraft des 
Urteils) dem Urteile nicht oder nicht vollſtaudig nach, fo kann der Eigentümer die 
Verwaltung der Sache für Rechnung des Nießbrauchers verlangen. Er erreicht auf 
dieſe Weiſe eine zweckentſprechende Sicherung in viel einfacherer und durchgreifenderer 
Weiſe als durch Erzwingung der Sicherheitsleiſtung. Die Verwaltung findet nur ſtatt als 


Erſatz der Sicherheitsleiſtung und iſt daher wieder aufzuheben, ſobald nachträglich die 
Sicherheit von dem Nießbraucher geleiſtet wird. 


2. Die Anordnung der Verwaltung erfolgt nicht auf Grund der Verurteilung zur Duldung 
der Verwaltung nach erhobener Klage, ſondern wie die Maßnahme bezüglich der Sicher 
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heitsleiſtung (f. A 1) ſogleich im Wege der Zwangsvollſtreckung. Der Antrag iſt des⸗ 
halb — abgeſehen von dem Falle des § 1054 — bei dem Vollſtreckungsgericht (§ 764 ZPO) 
zu ſtellen. Dieſes hat die Ausübung des Nießbrauchs einem Verwalter zu übertragen, der 
den Nießbraucher in Wahrnehmung ſeiner Rechte und Erfüllung ſeiner Verbindlichteiten 
vertritt und der ſich in den Beſitz der Sache zu jegen hat. Als Verwalter kann auch der Eigen⸗ 
tümer tt werden. Die Verfügungsbeſchräukung des Nießbrauchers tritt nicht erſt mit 
der Inbeſitznahme, ſondern ſchon mit Zuſtellung der gerichtlichen Anordnung an den Nieß⸗ 
braucher ein. Die Eintragung der Verfügungsbeſchränkung in das Grundbuch iſt unzulaäſſig. 
Der Verwalter hat über die von ihm geführte Verwaltung Rechnung zu legen und den ver⸗ 
bleibenden Überſchuß dem Nießbraucher abzuliefern. Er ſteht nach Maßgabe der $$ 150, 153 
3G unter der Aufſicht des Vollſtreckungsgerichts, das die Abnahme der Rechnung durch 
den Nießbraucher herbeizuführen (vgl. $ 154 ZUG), auch die dem Verwalter gebührende 
Vergütung feſtzuſetzen hat. Der Nießbraucher iſt nicht befugt, dem Verwalter Anweiſungen 
über die Art der Verwaltung zu erteilen, ſondern hat ſich ebenſo wie der Eigentümer mit 
etwaigen Anträgen an das Gericht zu wenden. Unterwirft ſich der Nießbraucher freiwillig 
auf Grund beſonderen Übereinkommens der Verwaltung, ſo findet eine Mitwirkung des Voll⸗ 
ſtreckungsgerichts nicht ſtatt. Der Verwalter hat dann die Stellung eines Bevollmächtigten 
des Nießbrauchers (ogl. 15 168 Satz 2). Die Eintragung in das Grundbuch iſt auch in 
dieſem Falle ausgeſchloſſen. Über die Wirkſamkeit der die Entziehung des Nießbrauchs be⸗ 
treffenden Anordnung gegenüber dem Schuldner einer mit dem Nießbrauche belaſteten Forde ⸗ 
rung |. § 1070 A 2. 


8 1053 


Macht der Nießbraucher einen Gebrauch von der Sache, zu dem er nicht 
befugt iſt, und ſetzt er den Gebrauch ungeachtet einer Abmahnung des Eigen⸗ 
tümers fort, jo kann der Eigentümer auf Unterlaſſung klagen“. 

E I 1004 II 962; M 3 518; P 3 399. 

1. Vorausſetzung der Klage auf Unterlaſſung unbefugten Gebrauchs iſt hier — ähnlich 
$ 550 — daß der Nießbraucher trotz Abmahnung den feine Befugniſſe überfchreitenden 
Gebrauch ſchuldhaft fortgeſetzt hat. Nicht nötig iſt, daß der Nießbraucher ein Recht auf dieſe 
Art des Gebrauchs in Anſpruch nimmt. Die Unterlaſſungsklage geht auf Beſeitigung der 
fortdauernden Beeinträchtigung. Dadurch, daß die Beeinträchtigung ſpäter aufgehört hat, 
wird aber die Anſtellung der Klage nicht ausgeſchloſſen, falls nicht etwa ein jedes Intereſſe 
des Eigentümers an Erhebung der Klage weggefallen iſt. Wird die Sache unbefugt von 
dem Nießbraucher veräußert, fo ift an ſich für die Unterlaſſungsklage des 8 1058 kein Raum. 
Es kann jedoch, wenn durch die unbefugte Verfügung eine Unſicherheit des Rechtszuſtandes 
herbeigeführt iſt, Anlaß zur Anſtellung der Feſtſtellungsklage aus 8 256 3PO gegeben ſein. 


8 1054 


Verletzt der Nießbraucher die Rechte des Eigentümers in erheblichem 
Maße und ſetzt er das verletzende Verhalten ungeachtet einer Abmahnung 
des Eigentümers fort, ſo kann der Eigentümer die Anordnung einer Ver⸗ 
waltung nach § 1052 verlangen !). 

E I 1006 Abf 1 II 968; M 3 519; 520; P 3 399, 400. 

1. Der Eigentümer kann die Anordnung der Verwaltung nach § 1052 bei dem Voll⸗ 
ſtreckungsgericht (8 764 ZPO) beantragen auf Grund einer den Nießbraucher zur Duldung der 
Verwaltung verurteilenden vollitredbaren Entſcheidung. Vorausſetzung hierfür ift, daß der 
Nießbraucher durch unbefugten Gebrauch oder in anderen Beziehungen die Rechte des Eigen 
tümers verletzt hat und trotz Abmahnung das verletzende Verhalten fortgeſetzt hat. Als eine 
ſolche Rechtsverletzung iſt es auch anzuſehen, wenn der Nießbraucher begonnen hat, unter 
Anmaßung des Eigentumsrechts die Nießbrauchſachen zu veräußern oder zu belaſten. 
Die Rechtsverletzung muß in jedem Falle eine derartige ſein, daß ſie zu der einſchne denden 
Maßnahme der Verwaltung nicht außer Verhältnis ſteht. $ 1054 verlangt deshalb, daß die 
Rechte des Eigentümers in erheblichem Maße verletzt ſind. Schuldhaft braucht die Rechts 
verletzung nicht zu ſein. Die Verwaltung wird nicht dadurch beſeitigt, daß der Nießbraucher 
zur Sicherheitsleiſtung bereit iſt. 

§ 1055 
Der Nießbraucher iſt verpflichtet, die Sache nach der Beendigung des. 


Nießbrauchs dem Eigentümer!) zurückzugeben ?). 3 
Bei dem Nießbrauch an einem land wirtſchaftlichen Grundſtücke finden 
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die Vorſchriften der 88 591), 5923), bei dem Nießbrauch an einem Landgute 
finden die Vorſchriften der SS 591 bis 593 entſprechende Anwendung“). 


© 1991, 1007, 1009 II 964; M 3 504 ff., 520 ff.; P 3 392, 401, 402. 


1. Der § 1055 handelt — im Unterſchiede von dem dinglichen Herausgabeanſpruch des 
Eigentümers nach $ 985 — von der aus dem geſetzlichen Schuldverhältnis zwiſchen Nieß⸗ 
braucher und Eigentümer ſich ergebenden Pflicht der Rüngewähr. Die Sache iſt zurückzu⸗ 
geben an denjenigen Eigentümer, welcher zur Zeit der Beendigung des Nießbrauchs 
das Eigentum hat. Iſt die Sache während der Nießbrauchszeit veräußert worden, ſo 
tritt der Erwerber von der Zeit des Eigentumsübergangs an in alle Rechte und Pflichten 
aus dem zwiſchen dem Nießbraucher und Eigentümer geſetzlich beſtehenden Schuldver- 
hältnis ein und gehen die aus dieſem Schuldverhältniſſe für den Veräußerer begrün⸗ 
deten Rechte, ſoweit ſie auf die Rückgabe Bezug haben (unbeſchadet der zum Schutz 
des gutgläubigen Schuldners beſtimmten Vorſchriften der 88 406 ff.), auf ihn über. Die 
Rückgabepflicht erledigt ſich, wenn der Nießbraucher von vornherein bei Beſtellung des 
Nießbrauchs (ohne daß er hiervon Kenntnis hatte) Eigentümer war oder nachträglich das 
Eigentum erlangt hat, da nicht der Beſteller als ſolcher, ſondern der Eigentümer die Rück⸗ 
gabe fordern kann. Durch die (von § 1223 abweichende) Vorſchrift des § 1055 Abſ 1 wird 
an ſich der perſönliche Anſpruch des Beſtellers auf Rückgabe nicht ausgeſchloſſen. Hat der 
Nießbraucher von dem Nichteigentum des Beſtellers keine Kenntnis, ſo greift § 1058 ein. 
Andernfalls kann der Beſteller die Nüdgabe nur verlangen, wenn die Rechte des Eigentümers 
hierdurch nicht gefährdet werden. Ergeben ſich in dieſer Beziehung Bedenken, ſo kann der 
Beſteller mit dem Rückgabeanſpruch nur durchdringen, wenn er dem Nießbraucher wegen der 
aus der Rückgabe zu beſorgenden Nachteile Sicherheit leiſtet. 

2. Was die Beſchaffenheit der zurückzugebenden Sache betrifft, ſo gilt im allgemeinen 
der Grundſatz, daß die Sache in dem gleichen Zuſtande, in dem der Nießbraucher ſie empfing 
— welchen Zuſtand der Eigentümer nachzuweiſen hat —, zurückzugeben ift. Zufällige Ber: 
ſchlechterungen oder Verminderungen ſowie eine durch ordnungsmäßigen Gebrauch herbei. 
geführte Abnutzung ($ 1050) hat indes der Nießbraucher nicht zu vertreten. Seine Pflicht 
iſt es, nach den Regeln einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft mit der Sache zu verfahren 
(8 1036 Abf 2). Hieraus folgt — was für landwirtſchaftliche Grundſtſicte zum Betriebe 
der Landwirtſchaft, nicht auch Forſtwirtſchaft, beſtimmte Grundſtücke) durch Bezugnahme 
auf 8 501 ausdrücklich ausgeſprochen iſt, was aber ebenſowohl auch für andere Sachen gilt —, 
daß die Sache in dem Zuſtande zurückzugeben iſt, der ſich bei einer während der Nieß⸗ 
brauchszeit fortgeſetzten ordnungsmäßigen Bewirtſchaftung ergibt. Iſt dieſer 
Zuſtand nicht vorhanden, weil es der Nießbraucher ſchuldhaft (88 276, 278, 1042, 1045, 1048) 
an der ordnungsmaßigen Bewirtſchaftung hat fehlen laſſen, fo iſt er ſchadenserſatzpflichtig. 
Befindet ſich die Sache in einem beſſeren Zuſtande, ſo hat der Nießbraucher einen -Auſpruch 
auf Vergütung nur dann, wenn die Werterhöhung durch Verwendungen des Nießbrauchers 
(nal. 8 1049 A 1) — nicht durch feine perſönliche Tätigkeit oder Verwendungen dritter Per⸗ 
ſonen — herbeigeführt iſt. 

3. Eine Vergütung der Fruchtgewinnungskoſten für die noch ungetreunten Früchte, 
die der Eigentümer bei Beendigung des Nießbrauchs im Laufe eines von der Beſtellung 
ab zu rechnenden Nieſbrauchsjahres an dem landwirtſchaftlichen Grundſtück erhält, kann 
der Nießbraucher nach näherer Beſtimmung des § 592 nur beanſpruchen, wenn infolge der 
Beendigung des Nießbrauchs im Laufe des Nießbrauchsjahres die Früchte, die nach den 
Regeln ordnungsmäßiger Wirtſchaft vor Ablauf des Nießbrauchsjahres zu trennen geweſen 
mären, ihm nicht mehr zukommen, und nur foweit, als die Koſten einer ordnungsmäßigen 
Wirtſchaft entſprechen und den Wert der Früchte nicht überſteigen (RG 110, 311). Bei der 
Berechnung, ob die Koſten den Wert der Früchte nicht überſteigen, find, ſoweit für die be⸗ 
treffenden Früchte der Wirtſchaftsbetrieb ein einheitlicher iſt, der Geſamtwert der Früchte 
und der Geſamtbetrag der Beſtellungskoſten miteinander zu vergleichen. ch 

4. Hur die Rückgewähr eines Landguts gilt außerdem die beſondere Regel des 8 503. 
Der Nießbraucher iſt verpflichtet, von den vorhandenen land wirtſchaftlichen Erzeug 
niſſen, gleichviel ob er ſolche bei Beginn des Nießbrauchs übernommen hat oder nicht, fo 
viel zurüczulaffen, daß danrit die Wirtſchaft bis zur nächſten Ernte fortgeführt werden kaun 
(8 593 Abſ 1). Da hierdurch der Nießbraucher eine Schmälerung ſeines Nutzungsrechts e 
ſo kann er den Wert der zurückzulaſſenden Erzeugniſſe, ſoweit er infolge größerer Stüctzu N 
oder beſſerer Beſchaffenheit — nicht infolge Steigeng der Preiſe — den Wert der bei 0 
des Nießbrauchs übernommenen Erzeuguiſſe überſteigt, erſetzt verlangen ($ 598 Alla A 
Dies gilt indes nicht für den auf dem Gute gewonnenen Dünger, den der Nieſibran 10 
ohne Entſchädigung zurücklaſſen muß (§ 598 Abſ 3). Hat der Nießbraucher die aus 8 593 5 N 
ergebende Verpflichtung nicht erfüllt, fo muß er Schadenserſatz leiſten, worauf indes die vo 
dem Eigentümer ihm zu gewährende Vergütung in Aurechnung kommt. 
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Hat der Nießbraucher ein Grundſtück über die Dauer des Nießbrauchs 
hinaus vermietet oder verpachtet, ſo finden nach der Beendigung des Nieß⸗ 
brauchs die für den Fall der Veräußerung geltenden Vorſchriften der SS 571, 
572, des § 573 Satz 1 und der SS 574 bis 576, 579 entſprechende Anwendung!). 

Der Eigentümer iſt berechtigt, das Miet⸗ oder Pachtverhältnis unter 
Einhaltung der geſetzlichen Kündigungsfriſt zu kündigen ?). Verzichtet der 
Nießbrancher auf den Nießbrauch !), jo iſt die Kündigung erſt von der Zeit 
an zuläſſig, zu welcher der Nießbrauch ohne den Verzicht erlöſchen würde. 


Der Mieter oder der Pächter iſt berechtigt, den Eigentümer unter Be⸗ 
ſtimmung einer angemeſſenen Friſt zur Erklärung darüber aufzufordern, ob 
er von dem Kündigungsrechte Gebrauch mache?). Die Kündigung kann nur 
bis zum Ablaufe der Friſt erfolgen). 


E T 1008 T1 965: M 3 521, 522: P 3 402 ff. 


1. Der Nießbraucher kann das Nutzungsrecht auch in der Weiſe verwerten, daß er die 
Sache vermietet oder verpachtet, und zwar auch über die Dauer des Nießbrauchs hinaus. 
Das Recht des Mieters oder Pächters iſt in ſolchem Falle, da ihm der Nießbrauch in dem 
durch den Vertrag begrenzten Umfange zur Ausübung überlaſſen iſt, von dem des Nieß⸗ 
brauchers abhängig und muß demgemäß grundſätzlich nit Beendigung des Nießbrauchs auf⸗ 
hören (vgl. § 1059 A 1). Dieſer Grundſatz gilt ausnahmslos beim Nießbrauch an beweglichen 
Sachen und auch beim Nießbrauch an Grundſtücken, wenn der Nießbraucher das Grund⸗ 
ſtück vor Beendigung des Nießbrauchs dem Mieter oder Pächter noch nicht überlaſſen hat. 
Iſt aber der Beſitz des Grundſtücks bei der Beendigung des Nießbrauchs dem Mieter oder 
Pächter bereits überlaffen, fo iſt der Grundsatz — was nach 88 1423, 2185 entſprechend auch 
für das Nutzuießungsrecht des Ehemanns und für das Nutzungsrecht des Vorerben gilt —, 
da ſonſt dem Nießbraucher die Vermietung oder Verpachtung von Grundſtücken und die Ver⸗ 
mietung von Räumen zu annehmbarem Preiſe ſehr erſchwert wäre, int Jutereſſe des 
Mieters oder Pächters nach zwei Richtungen hin durchbrochen. Es iſt einmal beſtimmt, daß 
der Verzicht des Nießbrauchers auf den Nießbrauch (OLG 18, 150) — dem eine das 
frühere Erlöſchen des Nießbrauchs herbeiführende Vereinbarung ztwéiſchen Nießbraucher und 
Eigentümer gleichzuſtellen iſt — keinen Einfluß auf die Beendigung des Miet- oder Pacht⸗ 
verhältniſſes hat, ſofern nicht etwa dem Mieter bei Begründung ſeines Rechtes die Verpflich⸗ 
tung des Nießbrauchers zur Verzichtleiſtung auf den Nießbrauch bekannt war. Es ſind ferner 
hinſichtlich der Fortdauer der Miete oder Pacht nach Beendigung des Nießbrauchs die 88 571ff. 
mit der Maßgabe für entſprechend anwendbar erklärt, daß dem Eigentümer die Kün⸗ 
digung mit geſetzlicher Kündigungsfriſt geſtattet iſt. Der Eigentümer bleibt da⸗ 
nach trotz Beendigung des Nießbrauchs ſchuldrechtlich verpflichtet, bis zum Ablaufe des Ver⸗ 
trags, in den er an Stelle des Nießbrauchers hinſichtlich der Rechte und Verpflichtungen 
eintritt, die aus dem Vertrage folgenden Verpflichtungen (unbeſchadet der fortdauernden 
Haftung des Nießbrauchers, falls nicht das Vertragsverhältnis mit dem Eigentümer fort ⸗ 
geſetzt wird) zu erfüllen (§ 571). Hat der Mieter oder Pächter dem Nießbraucher für die 
Erfüllung ſeiner Verpflichtungen Sicherheit geleiſtet, ſo tritt der Eigentümer in die dadurch 
begründeten Rechte ein; zur Rückgewähr der Sicherheit iſt er nur verpflichtet, wenn ihm 
die Sicherheit ausgehändigt wird oder wenn er dem Nießbraucher gegenüber die Verpflich- 
tung zur Rückgewähr übernimmt (8 572). Anderſeits gebühren ihm als Entgelt hierfür, und 
zwar aus ſelbſtändigem, nicht vom Nießbraucher abgeleiteten Rechte die nach dem Ver⸗ 
trage dem Vermieter zu gewährenden Leiſtungen. Es iſt nur eine Ausnahmevorſchrift, daß 
der Eigentümer die Vorausentrichtung des Mietzinſes einſchließlich der Aufrechnung durch 
den Mieter (vgl. § 575) und die Vorausverfügung über die Mietzinsforderung ſich in Dr 
wiffen Umfange gefallen laſſen muß (88 573 Satz 1, 574). Zu beachten ilt dabei, daß $ 573 
Satz 1 und 8574 Satz 1 durch Geſ. v. 8. 6. 15 geändert ſind. Die Vorausentrichtung des gut. 
gläubigen Mieters und die Vorausverfügung iſt danach wirkſam für das zur Zeit der Be⸗ 
endigung des Nießbrauchs laufende Kaleudervierteljahr, für das folgende Kalenderviertel⸗ 
jahr aber nur dann, wenn das Rechtsgeſchäft innerhalb des letzten halben Monats des erſteren 
Kalendervierteljahrs vorgenommen iſt. § 573 Saß 2, der nur von dem Erwerber Ipricht, 
iſt auf den Eigentümer nicht anwendbar. Seine etwaige Kenntnis von der Vorausverfügung 
des Nießbrauchers hat hier nicht die Bedeutung einer Einwilligung. Für den Fall, daß das 
vermietete oder verpachtete Grundſtück nach der Beendigung des Nießbrauchs von dem Eigen. 
tümer veräußert oder belaſtet wird, findet $ 579 Anwendung, fo daß in Auſehung der Rechte 
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und Verpflichtungen aus dem Miet- oder Pachtverhältniſſe dasſelbe gilt, wie wenn der 
Eigentümer den Miet- oder Pachtvertrag geſchloſſen hätte. Zeigt der Nießbraucher dem 
Mieter oder Pächter an, daß der Nießbrauch beendigt ſei, jo muß er in Anſehung der Miet: 
oder Pachtzinsforderung die angezeigte Beendigung des Nießbrauchs dem Mieter oder 
Pächter gegenüber gegen ſich gelten laſſen, auch wenn ſie nicht erfolgt iſt (§ 570). 

2. Die nach A I ihm zuftehende Kündigung mit geſetzlicher Kündigungsfriſt braucht 
der Eigentümer nicht ſogleich nach Beendigung des Nießbrauchs zu erklären. Er kann von 
dem Kündigungsrecht noch ſpäter Gebrauch machen. Da es hiernach ungewiß iſt, wie lange 
das Miet- oder Pachtverhältnis noch fortbeſteht, fo kann der Mieter dem Eigentümer eine 
angemeſſene Friſt zur Ausübung des Kündigungsrechts ſetzen. Die Friſt iſt fo zu bemeſſen, 
daß dem Eigentümer Zeit bleibt, ſich über die in Betracht kommenden Verhältniſſe, die ihm 
die Ausübung des Kündigungsrechts rätlich erſcheinen laſſen, zu unterrichten. Die Kündi⸗ 
gungserklärung muß in dieſem Falle vor Ablauf der Friſt dem Mieter zugehen, widrigenfalls 
das Kündigungsrecht dem Eigentümer verlorengegangen iſt. 

3. Iſt der in A 1 bezeichnete Miet⸗ oder Pachtvertrag mit Beitritt des Eigentümers 
geſchloſſen, ſo bleibt dieſer an den Vertrag auch nach Beendigung des Nießbrauchs gebunden. 
Im Zweifel iſt aber nicht anzunehmen, daß damit der Eigentümer die nach Abſchluß des 
Vertrags von dem Nießbraucher getroffenen Vorausverfügungen über den Mietzins und 
die Aufrechnung durch den Mieter über die in 88 573 Satz 1, 574, 575 (. A 1) feſtgeſetzten 
Grenzen hinaus gegen ſich gelten laſſen will. In gleicher Weiſe ſind die Verpflichtungen 
des Eigentümers zu beſtimmen, wenn er nachträglich durch Schuldübernahme die Erfüllung 
der Verbindlichkeiten aus dem Mietvertrage übernommen hat. 


8 1057 


Die Erſatzanſprüche des Eigentümers wegen Veränderungen oder Ver⸗ 
ſchlechterungen der Sache ſowie die Anſprüche des Nießbrauchers auf Erſatz 
von Verwendungen oder auf Geſtattung der Wegnahme einer Einrichtung 
verjähren in ſechs Monaten!). Die Vorſchriften des § 558 Abſ 2, 3y finden 
entſprechende Anwendung 2). 

E II 966; P 3 407. 


1. Die auch bei einem in das Grundbuch eingetragenen Nießbrauch an einem Grundſtück 
unter Ausſchluß der Anwendung des $ 902 Abſ 1 Satz 1 geltende ſechsmonatige Verjährung 
der obligatoriſchen Erſatzanſprüche des Eigentümers wegen Veränderungen oder Verſchlech⸗ 
terungen der Sache, auch ſoweit ſie ſich auf unerlaubte Handlung oder auf ein Zuwiderhandeln 
gegen die beſonderen Pflichten des Nießbrauchers gründen (88 1036ff., 1050, 1053f.) — 
worunter aber der Erſatzanſpruch wegen Unmöglichkeit der Rückgabe der Sache nicht fällt 
(G Warn 08, 320) —, ſowie der Anſprüche des Nießbrauchers aus Verwendungen ($ 1049) 
beginnt nach dem entſprechend anzuwendenden § 558 Abſ 2 für den Eigentümer mit dem 
Zeitpunkt, in dem der Nießbraucher das zur Rückgewähr der Sache Erforderliche getan hat, 
to daß es lediglich von dem Belieben des Eigentümers abhängt, den Beſitz zu übernehmen, 
und für den Nießbraucher, der ſich im Beſitz der Sache befindet oder doch befunden hat und 
deshalb über ſeine Verwendungsanſprüche unterrichtet ſein kann, bereits mit der Beendigung 
des Nießbrauchs. Sind die Vorausſetzungen dieſer kurzen Verjährung nicht gegeben, ſo 
verbleibt es bei der 30jahrigen Verjährung, fo jedoch, daß die Erſatzanſprüche des Eigentümers 
zugleich mit dem Hauptanſpruch auf Rückgabe der Sache verjähren (§ 558 Abſ 3). Eine 
Unterbrechung der Verjährung des Hauptanſpruchs hat zugleich die Unterbrechung der Ver⸗ 
jährung des Nebenanſpruchs zur Folge. 

2. Die Anſprüche des Nießbrauchers auf Erſatz von Verwendungen aus auftragsloſer Ge 
ſchäftsführung (88 677ff.) und die Schadenserſatzanſprüche des Eigentümers wegen Beschädigung 
oder Veränderung der Nießbrauchſache (88 1036 ff.) können ſchon vor Beendigung des Nieß⸗ 
brauchs geltend gemacht werden. Die Geltendmachung der Schadenserſatzanſprüche iſt jedoch 
in der Zeit vor Beendigung des Nießbrauchs inſofern beſchränkt, als der Nießbraucher ver- 
langen kann, daß der dem Eigentümer zufallende Schadenserſatz zur Wiederherſtellung der 
Sache zu verwenden iſt (vgl. $ 1065 A 2). 


§ 1058 
Im Verhältniſſe zwiſchen dem Nießbraucher und dem Eigentümer gilt 
zugunſten des Nießbrauchers der Beſteller als Eigentümer), es ſei denn, daß 


der Nießbraucher weiß!), daß der Beſteller nicht Eigentümer iſt 2). 
E II 967; ® 3 457, 492 ff.: 4 592, 596, 609. 
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1. Die Gutgläubigkeit des Nießbrauchers iſt nicht bloß von Bedeutung für die Entſtehung 
des dinglichen Nießbrauchsrechts (88 892, 1032, 980—936), ſondern auch, ſofern der gute 
Glaube des Nießbrauchers zur Entſtehung des Nießbrauchsrechts geführt hat, für das mit dem 
Nießbrauch verknüpfte Schuldverhältnis. Solange ihm das Nichteigentum des Nießbrauchs⸗ 
beſtellers unbekannt iſt, iſt der Nießbraucher (die rechtswirkſame Entſtehung des Nießbrauchs 
vorausgeſetzt) berechtigt, den Beſteller als Eigentümer anzuſehen. Er darf die Verpflichtungen 
aus dem Nießbrauchsverhältnis mit befreiender Wirkung durch Leiſtung an den Beſteller er⸗ 
füllen, insbeſondere die Nießbrauchſache nach beendetem Nießbrauch an den Beſteller zurück⸗ 
geben. Die rechtsgeſchäftlichen Vereinbarungen, die hinſichtlich des Nießbrauchs zwiſchen dem 
gutgläubigen Nießbraucher und dem Beſteller getroffen ſind, verbinden inſofern auch den 
Eigentümer, als dieſer die aus der Vereinbarung folgende Minderung feiner Eigentums- 
befugniſſe ſich gefallen laſſen muß. Dagegen hat die Vereinbarung nicht die Wirkung, daß 
der Eigentümer über die Pflicht zur Duldung hinaus zu Leiſtungen genötigt werden kann (ftr.). 
Ahnlich verhält es ſich mit einem zwiſchen dem Nießbraucher, der zur Zeit der Rechtshängig⸗ 
keit gutgläubig geweſen iſt, und dem Beſteller geführten Rechtsſtreit. Die Rechtshängigkeit 
des Streites und das ergangene Urteil iſt mit der vorerwähnten Beſchränkung auch gegen den 
Eigentümer wirkſam. Die perſönliche Haftung des Beſtellers wird übrigens dadurch, 
daß der Eigentümer das Rechtsgeſchäft oder die Prozeßführung gegen ſich gelten laſſen muß, 
nicht unbedingt beſeitigt. Sie bleibt inſoweit beſtehen, als die Erfüllung der den Eigentümer 
treffenden Verpflichtungen von dieſem nicht zu erlangen iſt. Der Anſpruch auf Erſatz von 
Verwendungen ($ 1049 A 1) iſt dem Eigentümer gegenüber ſchon dann begründet, wenn 
das Eingreifen des Nießbrauchers zwar nicht dem Intereſſe und Willen des Eigentümers, 
wohl aber dem des Beſtellers entſprochen hat. Dem Eigentümer verbleibt das Recht, wenn 
eine von dem Nießbraucher an den Beſteller gemachte Leiſtung ihm gegenüber wirkſam iſt, 
gemäß $ 816 von dem Beſteller und, falls dieſer die ihm zu machende Leiſtung erlaſſen hat, 
gemäß $ 816 Abj 1 Satz 2 von dem Nießbraucher Herausgabe der ungerechtfertigten Bereiche . 
rung zu fordern. Ausgeſchloſſen wird die Gutgläubigkeit nur durch die beſtimmte Kenntnis 
des Nießbrauchers, daß der Beſteller nicht der Eigentümer iſt, nicht ſchon dadurch, daß die Un⸗ 
kenntnis auf grober Fahrläſſigleit beruht, auch nicht dadurch, daß der Eigentümer im 
Grundbuch eingetragen iſt. Der $ 1058 findet Anwendung auch in dem Falle, daß der Beſteller 
der Eigentümer war, ſpäter aber die Sache einem anderen übereignet hat, ohne daß 
die Veräußerung dem Nießbraucher bekanntgeworden ift. Neben $ 1058 bleibt die beſondere 
Vorſchrift des § 893 für den Nießbrauch an Grundſtücken beſtehen. — Iſt der Nießbraucher 
nicht gutgläubig, ſo wird er durch Erfüllung der Vertragspflichten an den Beſteller von 
den Verpflichtungen aus dem geſetzlichen Schuldverhältnis zu dem Eigentümer nicht befreit. 

2. Die Beſtimmung des 8 1058 ift nur zugunſten des Nießbrauchers gegeben, nicht zus 
gunſten des Eigentümers. Eine andere Frage iſt es, ob eine Vereinbarung zwiſchen dem 
Nießbraucher und dem Beſteller nicht dem Eigentümer zugute kommt. Dies iſt zu bejahen, 
wenn die Vereinbarung in dem Sinne getroffen iſt, daß das Rechtsverhältuis gegenüber dem 
Eigentümer hat geregelt werden ſollen (vgl. 8 328). Sind in der Vereinbarung Beſtimmungen 
ſowohl zugunſten als zu Laſten des Eigentümers enthalten, ſo kann dieſer natürlich die Rechte 
nur in Anſpruch nehmen, wenn er zugleich den Verpflichtungen ſich unterwirft. 


8 1059 


Der Nießbrauch iſt nicht übertragbar.). Die Ausübung des Nießbrauchs 
kann einem anderen überlaſſen werden )). 
E I 10111018 II 968; MS 585 ff.; P 3 407 ff.; 6 264. 


1. Der Nießbrauch iſt derart an die Perſon des Nießbrauchers gebunden, daß er nicht 
einem andern übertragen werden kann. Ausgeſchloſſen iſt damit auch die Übertragbarkeit 
des Rechtes auf Beſtellung des Nießbrauchs (ftr.; a. M. OLG 1, 18). Durch die Unübertragbar⸗ 
keit des Nießbrauchs ift nach 89 1069 Abſ 2, 1274 Abſ 2 auch die Belaſtung des Nießbrauchs 
mit einem Nießbrauch oder mit einem Pfandrecht ausgeſchloſſen (che 40, 254, 48, 2c. 
Verpfändet kann nur werden das Recht zur Ausübung des Nießbrauchs (. A 2). Ein weiter. 
gehendes Recht kann nach $ 857 Abſ 3 ZPO auch durch Pfändung des Nießbrauchs nicht 
erlangt werden. Der Pfändungsgläubiger hat demgemäß die hinſichtlich der Verwendung 
der Nutzungen dem Nießbraucher obliegenden Verpflichtungen auch ſeinerſeits zu erfüllen, 
fo daß ihm nur der verbleibende Überſchuß gutkomntt (MG 56, 300 f.). Die Zuwangsvoll⸗ 
ſtreckung kann nach $ 857 Abſ 4 3 O in der Weiſe erfolgen, daß eine Verwaltung angeordnet 
wird. Die Pfändung der Ausübung des Nießbrauchs an einem Grundftüd kann in das 
Grundbuch nicht eingetragen werden 460 48, 212). Ju Rc 74, 79 wird jedoch bei Pfändung 
eines Hypothekennießbrauchs die Eintragung des mit der Pfändung verbundenen Verauße⸗ 
rungsverbots für zuläffig erklärt, was aber nicht zu billigen iſt, da der Pfäudungsbeſchluß 
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das Veräußerungsverbot mit der Pfändung zu einer untreunbaren Einheit zuſammenfaßt. 
Zwangsvollſtreckung iſt auch in die einzelnen dem Nießbraucher zuſtehenden Nutzungen nach 
Maßgabe der Vorſchriften der Zwangsvollſtreckung in bewegliches Vermögen zuläſſig. Das 
von dem Pfändungsgläubiger erworbene Pfandrecht kann durch Verzicht des Nießbrauchers 
auf den Nießbrauch nicht beſeitigt werden. Über Pfändung des Nießbrauchs an einer 
Hypothek vgl. § 1069 A 2. — Dem Konkurſe des Nießbrauchers ift zwar nicht der Nieß— 
en ſelbſt, wohl aber nach 88 851 Abſ 1, 857 Abſ 3 30, § 1 KO feine Ausübung unter⸗ 
worfen. 

2. Nur die Ausübung des Nießbrauchs kann einem andern überlaſſen werden, 
für welchen Vertrag eine beſondere Form nicht vorgeſchrieben iſt. In dieſem Recht 
kann der Nießbraucher auch nicht durch einen nıit dem Eigentümer geſchloſſenen Vertrag 
dinglich befchränft werden. Die Beſtimmung des $ 399 iſt hier nicht anwendbar. Geht 
die Vereinbarung auf Übertragung des Nießbrauchs, ſo wird es regelmäßig der Willens⸗ 
meinung der Parteien entſprechen, daß, wenn die Übertragung des Rechtes nicht zu⸗ 
läſſig iſt, der Nießbrauch der Ausübung nach übertragen werden ſoll, ſo daß aus 
dieſem Geſichtspunkte gemäß $ 140 die Vereinbarung aufrechtzuerhalten iſt (RG JW. 
1910, 801). Die Überlaffung der Ausübung, die allgemein oder unter Ausſchaltung 
einzelner Nutzungen ($ 1030 Abſ 2), unentgeltlich oder entgeltlich erfolgen kann, darf 
aber nicht jo aufgefaßt werden, als wenn dem Ausübungsberechtigten lediglich ein ſchuld⸗ 
rechtlicher Anſpruch auf Geſtattung der Ausübung gegen den Nießbraucher zuſtände. Er 
erſcheint vielmehr, falls er nicht lediglich als Beauftragter des Nießbrauchers die Ver ⸗ 
waltung zu führen hat (RG Warn 1913 Nr 421), als der zur Ausübung des Nutzungsrechts 
unwiderruflich ermächtigte Vertreter des Nießbrauchers und iſt demgemäß im ah aud) 
anzunehmen, daß die aus dem Nießbrauch entſpringenden einzelnen Befugniſſe, ſoweit deren 
Übertragbarkeit nicht befchräntt ift (Recht zur Ziehung der Nutzungen, zur Vermietung und Ver- 
pachtung, zur Geltendmachung der hieraus entfpringenden Rechte gegen Dritte, zur Kündigung 
und Einziehung der Forderung uſw.), dem Ausübungsberechtigten zu eigenem Recht über⸗ 
tragen find (vgl. RG 101, 5; JW 1912, 8705; Gruch 56, 975; Warn 1912, 344; KGJ 48, 212). 
Die Miet- und Pachtzinſen ſelbſt gehen, falls dies nicht in klarer Weiſe zum Ausdruck gebracht 
iſt, durch die Überlaſſung der Nießbrauchsausübung auf den Ausübungsberechtigten nicht 
über, ſondern nur die Ermächtigung zu ihrer Einziehung (RG 101, 5; vgl. § 1031 A 2). Durch 
die Überlaſſung der Ausübung des Nießbrauchs, die nur im ganzen erfolgen kann, werden 
dem Ausübungsberechtigten die Rechte nur in der Weiſe übertragen, daß er auch die 
dem Nießbraucher obliegenden Pflichten, insbeſondere die hinſichtlich der Verwendung 
der Nutzungen übernommenen Verpflichtungen zu erfüllen hat. Die Überlaſſung darf, 
da der Nießbrauch ſelbſt auf den Ausübungsberechtigten nicht übergeht, in das Grundbuch 
nicht eingetragen werden (beſtr.; KJ 40, 254; 48 A 212; JF 1, 411 [OLG 43, 7J; a. M. 
frühere Auflagen), und ſteht nicht unter dem Schutze des öffentlichen Glaubens des Grund: 
buchs nach $ 892 (OLG 18, 152). Das Ausübungsrecht erliſcht mit dem Erlöſchen des Nieß⸗ 
brauchs. Es erliſcht auch dadurch, daß der Nießbraucher auf ſein Recht verzichtet (ſtr.; vgl. 
für gemeines Recht RG 16, 110). Eine Ausnahme von dieſem Grundſatz iſt nur zu machen 
zugunſten des Ausübungsberechtigten, dem als Mieter oder Pächter, wodurch ein beſon— 
deres Rechtsverhältnis begründet wird, der Beſitz des Nießbrauchsgrundſtücks überlaſſen iſt 
(3 1056 bj 2). Der Eigentümer kann aber, wenn durch rechtsverletzendes Verhalten des 
Ausübungsberechtigten in fein Eigentumsrecht eingegriffen wird, nicht nur den Nießbraucher 
verantwortlich machen, der für deſſen Verſchulden nach $ 278 haftbar iſt, ohne daß er durch 
Vertrag mit dem Ausübungsberechtigten hiervon entbunden werden kann, ſondern auch den 
Ausübungsberechtigten. Letzterer hat in bezug auf die Benutzung der Sache die gleichen 
Pflichten dem Eigentümer gegenüber zu erfüllen, wie ſie dem Nießbraucher obliegen. Unter 
den Vorausſetzungen des § 1053 kann der Eigentümer gegen ihn auf Unterlaſſung klagen. 
Sicherheitsleiſtung kann er dagegen gemäß § 1051 nur von dem Nießbraucher, nicht dem 
Ausübungsberechtigten verlangen. Gegen dieſen kaun er eine Sicherung nur im Wege der 
einſtweiligen Verfügung ſich verſchaffen. Das dem Ausübungsberechtigten zuſtehende Recht 
iſt vererblich und übertragbar. 


§ 1060 


Trifft ein Nießbrauch mit einem anderen Nießbrauch oder mit einem 
ſonſtigen Nutzungsrecht an der Sache dergeſtalt zuſammen, daß die Rechte 
nebeneinander nicht oder nicht vollſtändig ausgeübt werden können, und 
haben die Rechte gleichen Rang, ſo findet die Vorſchrift des § 1024 An⸗ 
wendung !). 

E 1 976 II 969; Di 3 486, 487, 499; P 3 887, 
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1. Der zeitlich früher eutſtandene Nießbrauch hat den Vorrang vor den ſpäter 
entſtandenen dinglichen Nutzungsrechten (Nießbrauch, perſönliche Dienſtbarkeit, Grunddienſt⸗ 
barkeit, Erbbaurecht). Der vorgehende Berechtigte braucht ſich durch den nachſtehenden keine 
Beſchräukungen auferlegen zu laſſen. Iſt der Rang mehrerer dinglichen Nutzungsrechte, 
der ſich bei Nutzungsrechten an Grundſtücken durch die Zeit der Eintragung im Grundbuch 
beſtimmt (88 873, 879), der gleiche, fo muß bei Widerſtreit der Rechte jeder Beteiligte gemäß 
§ 1024 ſich eine verhältnismäßige Einſchränkung feiner Befugniſſe inhaltlich oder zeitlich 
gefallen laſſen. Er kann verlangen, daß hierüber eine allgemeine Regelung ſtattfindet und 
kann demgemäß gegen die übrigen Beteiligten auf Erteilung der Zuſtinrmung zu der von ihm 
vorgeſchlagenen Regelung klagen. — Wird zu gleichen Rechten eine Hypothek! Grundſchuld, 
Rentenſchuld) und ein zur Tilgung dieſer Hypothek beſtimmter Nießbrauch eingetragen, ſo 
iſt bei einem Widerſtreit dieſer Rechte der Hypothek der Vorzug zuzuerkennen. Der Teil: 
abtretungsempfänger der Hypothek iſt berechtigt, die Zwangsverwaltung des Grundſtücks 
zu beantragen, obſchon durch die Zwangsverwaltung die Ausübung des dem Abtretenden ver- 
bleibenden Nießbrauchs gehindert wird. 


8 1061 


Der Nießbrauch erliſcht mit dem Tode des Nießbrauchers!). Steht der 
Nießbrauch einer juriſtiſchen Perſon zu), jo erliſcht er mit dieſer “). 
E I 1014 II 970; M 3 530, 531; P 3 410 ff. 


1. Der Nießbrauch erliſcht nach der zwingenden Vorſchrift des 8 1061 mit dem Tode 
des Nießbrauchers und iſt ſomit unvererblich. Der Eigentümer kann allerdings die ſchuldrecht⸗ 
liche Verpflichtung eingehen, den Erben des Nießbrauchers einen neuen Nießbrauch zu be. 
ſtellen. Iſt der Nießbrauch an einem Grundſtück für ntehrere Berechtigte je zu einem Bruch⸗ 
teil beſtellt, ſo erliſcht mit dem Tode des einen der Nießbrauch zu deſſen Bruchteil; jedoch 
kann der Eigentümer in Höhe des Bruchteils einen neuen Nießbrauch beſtellen KJ 49, 191). 
Die Todeserklärung begründet nach § 18 nur die Vermutung des Todes. Sie hat daher 
das Erlöſchen des Nießbrauchs nicht zur Folge, wenn der Nachweis der Unrichtigkeit der Todes- 
erklärung geführt wird. 

2. Sleht der Nießbrauch einer juriſtiſchen Perſon zu, ſo dauert er bis zum Erlöſchen 
der juriſtiſchen Perſon fort. Man hat eine ſolche Regelung, obwohl durch fie die dauernde Tren⸗ 
nung des Nutzungsrechts von dem Eigentum herbeigeführt wird, für zuläſſig gehalten, weil 
der Nießbrauch einer juriſtiſchen Perſon nur ausnahmsweiſe unter beſonders gearteten Ver⸗ 
hältniſſen vorkommen wird. Die juriſtiſche Perſon erliſcht mit der Auflöſung oder der 
Entziehung der Rechtsfähigkeit. Doch bleibt die Rechtsfähigkeit der juriſtiſchen Perſon, 
wenn eine Liquidation ſtattfindet ($ 47), in beſchränkter Weiſe, ſoweit es für die Zwecke 
der Liquidation erforderlich, beſtehen, und darf hieraus gefolgert werden, daß auch der Nieß⸗ 
brauch erſt mit Beendigung der Liquidation untergeht (beſtr.). Wird das Vermögen einer 
Aktiengeſellſchaft, der ein Nießbrauch zuſteht, als Ganzes auf eine andere Aktiengeſellſchaft 
ohne Liquidation übertragen ($ 306 HB), fo erliſcht der Nießbrauch nicht, da die berechtigte 
Attiengeſellſchaft nur eine Umwandlung erfährt und für fie als nunmehrigen Teil der über⸗ 
nehmenden Aktieugeſellſchaft der Nießbrauch weiter ausgeübt werden kaun (str.; vgl. Ic 
3, 887; § 1090 A 7; a. M. KJ 51, 262 und frühere Auflage). Keine Anwendung findet 
$ 1061 aus ähnlichem Grunde auch auf den in $ 24 des PrVolksſchulunterhc v. 28. 7. 06 
geregelten Fall, daß an Stelle einer aufgehobenen Schulſozietät der Schulverband tritt, 
da es ſich nur um eine Anderung der Verwaltungseinrichtung handelt, durch welche der mit 
ger Schule verbundene Nießbrauch nicht verlorengeht (Roß Gruch 56, 1161). — Als juriſtiſche 
Perſonen im Sinne des $ 1061 find auch ſolche Geſellſchaften anzuſehen, die zwar nicht ju- 
riſtiſche Perſonen im eigentlichen Rechtsſinne find, aber doch unter ihrer Firma Rechte er- 
werben und Verbindlichkeiten eingehen können wie namentlich die offene Handelsgeſell 
ſchaft. Für fie kann daher ein Nießbrauch beſtellt werden (R 16, 1). Iſt dies geſchehen, 
ſo wird auch anzunehmen fein, daß der Nießbrauch mit der Auflöſung der Geſellſchaft, alſo 
mit dem Erlöſchen des Berechtigten, endigt; daß nach der Auflöfung der offenen Handelsgeſell⸗ 
ſchaft den bisherigen Geſellſchaftern der Nießbrauch etwa nach Bruchteilen zuſtehen und der 
Nießbrauch erſt mit dem Tode der bei der Auflöſung vorhandenen Mitglieder erlöſchen ſoll 
erſcheint ſchon als dem Willen der Nießbrauchbeſteller zuwiderlaufend ausgeſchloſſen (tr.; 
a. M. frühere Auflagen). Iſt einem nichtrechtsfähigen Verein ein Nießbrauch zugewendet, 
o find zwar hier die Mitglieder als Berechtigte anzuerkennen. Die Zuwendung wird aber 
in dieſem Falle regelmäßig in dem Sinne erfolgt ſein, daß den Mitgliedern der Nießbrauch 
nur in ihrer Eigenſchaft als Vereinsmitgliedern und nur ſo lange zukommen ſoll, als der 
Verein die ſatzungsmäßigen Zwecke betätigt. Das Erlöſchen des Nießbrauchs wird dem⸗ 
gemäß nicht bloß bei Auflöſung des Vereins, ſondern auch dann anzunehmen ſein, wenn der 

erein weſentlich andere Zwecke verfolgt. 
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3. Die Beendigung des Nießbrauchs wird außerdem gemäß der getroffenen Verein 
barung durch Eintritt des Endtermins, der auflöſenden Bedingung (f. über die Zuläſſigkeit 
des Endtermins und der Bedingung § 1080 A 2) oder durch Kündigung herbeigeführt. 
Stirbt jedoch der Nießbraucher vor Eintritt des Endtermins oder der Bedingung, ſo endigt 
der Nießbrauch ſchon mit dem Tode. Ferner erliſcht der Nießbrauch durch rechtsgeſchäftliche 
Aufhebung ($$ 875, 876, 1062, 1064), bei beweglichen Sachen durch Konſolidation (§ 1068), 
durch Pfandverkauf nach § 1242 Abſ 2 und durch gutgläubigen Erwerb des Eigentums der 
belaſteten Sache nach § 936, weiter durch Untergang (nicht ſchon Umgeſtaltung) der Sache 
und Enteignung. Iſt der Nießbrauch zur Tilgung einer Schuld beſtellt (ſ. $ 1030 A 6), ſo hat 
der Eigentümer, ſobald die Schuld aus den Einkünften getilgt iſt oder getilgt fein konnte, 
ein Recht, die Aufhebung des Nießbrauchs zu verlangen. Vereinbart kann werden, daß mit 
der Tilgung der Schuld der Nießbrauch ohne weiteres erliſcht. Dieſer Vereinbarung kann bei 
einem Nießbrauch am Grundſtück durch Eintragung in das Grundbuch dingliche Wirkung 
beigelegt werden. Über die Beendigung des Nießbrauchs durch Vereinigung mit dem Eigen. 
tum f. $ 1068. — Ein beim Inkrafttreten des BGB beſtehender Nießbrauch erliſcht gemäß 
Art 184 EG nach den Vorſchriften des alten Rechts (vgl. R Gruch 56, 1161). 


8 1062 


Wird der Nießbrauch an einem Grundſtücke durch Rechtsgeſchäft auf⸗ 
gehoben, ſo erſtreckt ſich die Aufhebung im Zweifel auf den Nießbrauch an 
dem Zubehöre). 

E II 971; P 3 412. 


1. Geradeſo wie die Beſtellung des Nießbrauchs an einem Grundſtück auch die Zubehör 
ſtücke ergreift ($ 1031 A 3), ebeuſo hat die rechtsgeſchäftliche Aufhebung des Nießbrauch 
an einem Grundftüd (vgl. hierüber § 1064 A 2) zugleich die Beendigung des Nießbrauchs 
an den chen f zur Folge. Es bedarf nicht der für Aufhebung des Nießbrauchs au 
beweglichen Sachen in $ 1064 vorgeſchriebenen Form. Vorausgeſetzt iſt, daß der Wille des 
Nießbrauchers darauf gerichtet iſt, den Nießbrauch auch an den Zubehörſtücken aufzuheben, 
welcher Wille im Zweifel als vorhanden anzunehmen iſt. — Unter Aufhebung im Sinne 
des Art 189 EG, der hierfür die fortdauernde Geltung des bisherigen Rechtes beſtimmt, iſt 
übrigens nicht nur die rechtsgeſchäftliche, ſondern auch die geſetzliche Aufhebung zu verſtehen 
(RG Warn 1916 Nr 19). 


8 1063 


Der Nießbrauch an einer beweglichen Sache erliſcht, wenn er mit dem 
Eigentum in derſelben Perſon zuſammentrifft!). 

Der Nießbrauch gilt als nicht erloſchen, ſoweit der Eigentümer ein recht⸗ 
liches Intereſſe an dem Fortbeſtehen des Nießbrauchs ) hats). 


E I 1016 Abſ 1 II 972; M 3 581; P 3 412; 6 390. 


1. Der Nießbrauch an einem Grundſtück erliſcht grundſätzlich nicht durch Vereinigung 
mit dem Eigentum am Grundſtück ($ 889). Vereinigt ſich dagegen der Nießbrauch und das 
Eigentum an einer beweglichen Sache — was wegen der Unvererblichkeit und Unübertrag⸗ 
barkeit des Nießbrauchs nur in der Weiſe vorkommen kann, daß der Nießbraucher das Eigen⸗ 
tum erwirbt —, ſo geht der Nießbrauch als beſonderes Recht unter. 


2. Der Nießbrauch gilt jedoch nicht als durch Konſolidation erloſchen, falls der Einen: 
tümer hierdurch einen Nachteil erleiden würde und deshalb an dem Fortbeſtehen des Nieß⸗ 
brauchs ein rechtliches Intereſſe hat. Dies iſt der Fall, wenn die bewegliche Sache noch 
mit einem weiteren im Range gleich, oder nachſtehenden Nießbrauch belaftet iſt. Beſteht 
an der Sache ein weiterer im zone vorgehender Nießbrauch, ſo hat der Eigen 
tümer an der Erhaltung feines eigenen Nießbrauchsrechts kein Intereſſe. Anders ift es, wenn 
der fremde Nießbrauch im Range gleichſteht, da dann nach 8 1060 eine verhältnismäßige 
Beſchränkung der beiden Nutzungsrechte eintritt, oder wenn der freinde Nießbrauch im Range 
nachſteht, da die Verwirklichung dieſes Nießbrauchs durch den im Range vorgehenden Nieß⸗ 
brauch des Eigentümers gehindert wird. Iſt die Sache außer dem Nießbrauch mit einem Pfand 
recht belaſtet, fo iſt ebenſo der Eigentümer an dem Fortbeſtehen des Nießbrauchs intereſſiert, 
wenn das Pfandrecht dem Nießbrauch nachſteht oder doch gleichſteht (vgl. über letzteren 
Fall auch $ 1060 A 1). Denn der Pfandgläubiger kann die Verſteigerung der Sache nur m 
der Weile bewirken, daß der dem Pfandrecht im Nange vorgehende Nießbrauch beſtehen bleibt 
(5 1242 Abſ 2 Satz 2). Hat der Nießbrauch gleichen Rang, ſo erliſcht er zwar, wenn die Sache auf 
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Antrag des Pfandgläubigers zur Verſteigerung gebracht iſt. Der gleiche Rang bleibt aber inſofern 
von Bedeutung, als an Stelle der Sache gemäß $ 1247 Satz 2 die Haftung des Erlöſes tritt. 

3. Die Vorſchrift des § 1063 findet nach $ 1072 auch bei dem Nießbrauch an Rechten 
Anwendung. 


8 1064 


Zur Aufhebung des Nießbrauchs an einer beweglichen Sache durch Rechts⸗ 
geſchäft genügt die Erklärung des Nießbrauchers!) gegenüber dem Eigen⸗ 
tümer oder dem Beſteller, daß er den Nießbrauch aufgebe ). 

E 1016 Abſ 2 II 978; M 3 531, 582; P 3 412, 457; 4 592, 593, 595, 596, 608, 609. 


1. Zur Aufhebung des Nießbrauchs an einer beweglichen Sache durch Rechtsgeſchäft 
iſt nicht die Rückgabe der Sache, auch nicht wie zur Aufgabe des Eigentums (8 959) die Beſitz⸗ 
aufgabe erforderlich. Es genügt die einſeitige Erklärung des Nießbrauchers gegenüber 
dem Eigentümer, daß er den Nießbrauch aufgebe, um die Rechte des Nießbrauchs zu 
beendigen und den Nießbraucher von ſpäteren Verpflichtungen zu befreien. Die Erklärung 
kann mit Wirkung gegen den Eigentümer auch gegenüber dem Beſteller abgegeben 
werden, wenngleich der Nießbraucher weiß, daß jener nicht der Eigentümer iſt. Beſteht auch 
das durch den Nießbrauch begründete Schuldverhältnis nur zwiſchen dem Eigentümer und 
Nießbraucher, ſo iſt es doch dem Nießbraucher geſtattet, bei Aufgabe des Nießbrauchs ſich an 
denjenigen zu wenden, von welchem er den Nießbrauch erhalten hat. Auf die Rückgabe 
der Sache, die eine ſtillſchweigende Aufgabeerklärung enthalten kann, iſt dieſer Rechtsſatz 
nicht auszudehnen. Die Rückgabe kann, ſoweit die Beſtimmung des 8 1058 nicht eingreift, 
wirkſam nur an den Eigentümer erfolgen. 

2. Zur Aufhebung des Nießbrauchs an einem Grundſtülck ift nach 8 875 die Aufgabe; 
erklärung gegenüber dem Beteiligten („zu deſſen Gunſten ſie erfolgt“, vgl. § 1071 A 2) oder 
dem Grundbuchamt und die Löſchung im Grundbuch erforderlich. 


8 1065 


Wird das Recht des Nießbrauchers beeinträchtigt, ſo finden auf die An⸗ 
ſprüche des Nießbrauchers die für die Anſprüche aus dem Eigentume gelten⸗ 
den Vorſchriften!) entſprechende Anwendung 2). 

€ I 1017 II 974; M 3 532, 538; P 3 412, 418. 


1. Nach den bei Beeinträchtigung des Rechts des Nießbrauchers entſprechend anzu⸗ 
wendenden für die Anſprüche aus dem Eigentum geltenden Vorſchriften ſteht dem Nieß⸗ 
braucher bei Vorenthaltung der Nießbrauchſache gegen den Beſitzer der Anſpruch 
auf Herausgabe nach 98 985ff. und bei ſonſtiger Beeinträchtigung gegen den 
Störer der Anſpruch auf Beſeitigung der Beeinträchtigung nach § 1004 zu. Iſt die 
Nießbrauchſache auf das Grundſtück eines Dritten gelangt, ohne daß dieſer die Sache in Beſitz 
genommen hat, fo hat der Nießbraucher nach 88 1005, 867 den Anſpruch auf Duldung 
der Aufſuchung und Wegnahme. Der Nießbraucher iſt außerdem dadurch geſchützt, daß 
ihm als Beſitzer der Beſitzſchutz (88 861, 862) zuſtatten kommt und daß er die Klage aus dem 
beſſeren Recht zum Beſih hat (88 1006, 1007). Die Vermutung des § 1006 Abi 2 kommt 
auch dem Nießbraucher zugute. Was den Herausgabeanſpruch betrifft, ſo kann der 
Nießbraucher dieſen Anſpruch ſelbſtändig neben dem Eigentümer geltend machen. Der 
Eigentümer darf den Klageantrag nur dahin richten, daß der Beſitz dem Nießbraucher ein- 
geräumt wird (vgl. 8 986 A 3). Auf Herausgabe der Nutzungen, die für die Vergangenheit dem 
deießbraucher zugekommen fein würden, oder Erſatz ihres Wertes hat natürlich nur der Nieh- 
braucher Anſpruch. Der Nießbraucher kann auch die Anſprüche wegen der von dem beklagten 
Beſitzer im te gezogenen Früchte geltend machen, da er ihren Wert erſt nach Veen. 
digung des Nießbrauchs dem Eigentümer zu erſtatten hat (§ 1039). Der Klage des Nieß⸗ 
brauchers gegenüber hat der Beſitzer (abgeſehen davon, daß der Nießbraucher eine fein 
dingliches Recht ſchmälernde Verfügung des Eigentümers nicht anzuerkennen braucht, daß 
alſo die Einreden aus einer ſolchen Verfügung dem Nießbraucher nicht entgegenſtehen) die 
gleichen Einreden, die ihm gegen die Klage des Eigentümers gegeben ſind. Ersatz von 
Verwendungen gemäß 8 994 Abi 2 aus Geſchäftsführung ohne Auftrag kann der Beſitzer 
bon dem Nießbraucher nur fordern, wenn die Übernahme der Geſchäftsbeſorgung dem 
Intereſſe und Willen des Nießbrauchers entſpricht (58 683, 679). 0 
. 2. Beſteht die Beeinträchtigung des Nießbrauchs in einer unerlaubten! andlung, 
2 kann = Nießbraucher Schadenserſaß nach 88 823, 826 beanspruchen. Zur Klage auf 
Schadenserſatz wegen Zerſtörung oder verſchuldeter Unmöglichkeit der Herausgabe der 
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Sache iſt der Nießbraucher inſoweit, als er durch den Schaden betroffen iſt, im übrigen 
der Eigentümer befugt (M 3, 509). Der Eigentümer kann nicht den vollen Schadeuserſatz 
einklagen und ebenſowenig kann der Nießbraucher, der einen ſelbſtändigen Entſchädigungs⸗ 
anſpruch hat, verlangen, daß ihm an der dem Eigentümer zufallenden Entſchädigungsſumme 
der Nießbrauch eingeräumt werde (str.). Auf Schadenserſatz wegen Verſchlechterung der 
Sache kann auch der Nießbraucher Hagen. Er iſt jedoch, ſoweit er das Geld nicht zur Wieder 
herſtellung der Sache verwendet, verpflichtet, den Betrag nach Beendigung des Nießbrauchs 
dem Eigentümer zu erſtatten und ihm hierfür Sicherheit zu leiſten (vgl. $ 1067). Hat der 
Eigentümer den Schadenserſatz erhalten, ſo hat er ihn auf Verlangen des Nießbrauchers 
zur Wiederherſtellung der Sache zu verwenden (vgl. $$ 1039 u. 1046). Schadenserſatz 
wegen Entziehung der Nutzungen (die auch durch Verletzung eines Urheberrechts oder 
gewerblichen Schutzrechts herbeigeführt ſein kann) hat der Nießbraucher ſelbſtändig zu bean⸗ 
ſpruchen, desgleichen Schadenserſatz wegen Verzugs. 


8 1066 


Beſteht ein Nießbrauch an dem Anteil eines Miteigentümers, jo übt 
der Nießbraucher die Rechte aus, die ſich aus der Gemeinſchaft der Miteigen⸗ 
tümer in Anſehung der Verwaltung der Sache und der Art ihrer Benutzung 
ergeben!). 

Die Aufhebung der Gemeinſchaft kann nur von dem Miteigentümer und 
dem Nießbraucher gemeinſchaftlich verlangt werden“). 

Wird die Gemeinſchaft aufgehoben, ſo gebührt dem Nießbraucher der 
Nießbrauch an den Gegenſtänden, welche an die Stelle des Anteils treten“). 

E 1 985 II 975; M 3 497 ff.: P 3 387; 4 697, 598, N 


1. Der Nießbrauch an dem Anteil eines Miteigentümers (. 51030 X 1) i Sachnießbrauch, 
nicht Rechtsnießbrauch, was für die Beſtellung des Nießbrauchs, für die Pfändung uſw. von 
Wichtigkeit iſt. Der Nießbraucher kann, da die Sache nicht ganz, ſondern nur hinſichtlich des 
Anteils des Miteigentümers ſeinem Nießbrauch unterliegt, das Beuntzungsrecht und das damit 
verbundene Recht der Einwirkung auf die Nießbrauchſache nur innerhalb der Grenzen 
ausüben, die dem mit dem Nießbrauch belaſteten Miteigentümer durch das Gemein- 
ſchaftsverhältnis gezogen find. Er iſt deshalb an die vor Beſtellung des Nießbrauchs 
über die Benutzung und Verwaltung von den Miteigentümern mit Stimmenmehrheit ge: 
faßten Beſchlüſſe (§ 746) gebunden, auch wenn er hiervon bei Entſtehung feines Rechtes keine 
Kenntnis gehabt hat. Die Rechte des Miteigentums hinſichtlich der Verwaltung und der Art 
der Benutzung (88 743745) werden von dem Nießbraucher wahrgenommen. Dieſer hat dem: 
gemäß bei der Beſchlußfaſſung aus $ 745 an Stelle des Miteigentümers mitzuwirken und 
kann, ſolange ein ſolcher Beſchluß noch nicht gefaßt iſt, die Zuſtimmung der übrigen Miteigen- 
tümer zu der von ihm vorgeſchlagenen angemeſſenen Regelung verlangen. Handelt es ſich um 
eine Umgeſtaltung oder weſentliche Veränderung der gemeinſchafllichen Sache (vgl. $$ 1037 
u. 745 Abf 3) oder um eine ſonſtige die Grenzen des Nutzungsrechis überſchreitende Map’ 
nahme, ſo bedarf der Nießbraucher, der hierin willigen will, der Zuſtimmung des Miteigen⸗ 
tümers (ſtr.). Die Koſten einer gemeinſchaftlichen Benutzung und Verwaltung fallen als 
Koſten des Betriebs ($ 1047 A 1) dem Nießbraucher anteilig zur Laſt (str.). — Beſteht 
ein Nießbrauch an einem nicht durch das Miteigentum gebildeten Bruchteil an einer 
Sache, ſo übt der Nießbraucher die gleichen Rechte aus, als wenn hinſichtlich dieſes Bruch 
teils ein Miteigentum beſtände. / 

2. Der Miteigentümer, deſſen Anteil mit dem Nießbrauchsrecht belaſtet iſt, kaun durch 
feine Verfügungen das Recht des Nießbrauchers nicht ſchmälern, er kann dies auch nicht da⸗ 
durch, daß er durch Stellung des Antrags auf Aufhebung der Gemeinſchaft eine Umwano“ 
lung des Gegenſtandes des Nießbrauchs herbeiführt. Zur Stellung dieſes Antrags ilt daher 
der Miteigentümer nur in Gemeinſchaft mit dem Nießbraucher befugt und ebenſo kann 
der von anderer Seite ausgehende Antrag nur gegen den Miteigentümer und den Nieß' 
braucher gemeinſchaftlich gerichtet werden. In dem Teilungsverfahren iſt der Nießbraucher 
als Partei mit zuzuziehen. Ohne feine Zustimmung kann hinſichtlich der Teilung eine rechts · 
wirkſame Verfügung von dem Miteigentümer nicht getroffen werden. Sowohl der Mit. 
eigentümer als der Nießbraucher kann die Zuſtimmung des anderen Teiles zu dem Antrag au 
Aufhebung der Gemeinſchaft und zu der Teilung verlangen, wenn dieſe Maßuahme den 
Grundſätzen einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft entſpricht. 

3. Auf die bei der Auseinanderſetzung dem Miteigentümer zugeteilten Gegenſtände 
geht der Nießbrauch nicht ohne weiteres kraft Geſebes über (ſtr.; vgl. KJ 43, 268), ſondern 
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der Nießbraucher hat, wie aus dem Worte „gebührt“ ſich ergibt, nur ein Recht auf Beſtellung 
des Nießbrauchs an den Gegenſtänden. Der Nießbraucher iſt aber dadurch geſichert, daß ohne 
ſeine Zuziehung die zugeteilten Gegenſtände dem Miteigentümer nicht übereignet werden 
können (vgl. $ 1089 A 1 a. E.). 


§ 1067 


Sind verbrauchbare Sachen Gegenſtand des Nießbrauchs, ſo wird der 
Nießbraucher Eigentümer der Sachen!); nach der Beendigung des Nieß⸗ 
brauchs hat er dem Beſteller den Wert zu erſetzen, den die Sachen zur Zeit 
der Beſtellung hatten?). Sowohl der Beſteller als der Nießbraucher kann 
den Wert auf ſeine Koſten durch Sachverſtändige feſtſtellen laſſen?). 

Der Beſteller kann Sicherheitsleiſtung verlangen, wenn der Anſpruch auf 
Erſatz des Wertes gefährdet ift?). 


E 11018102 II 976; M 3 533 ff.; P 3.413. 


J. Bei verbrauchbaren beweglichen Sachen, deren beſtimmungsmäßiger Gebrauch in 
dem Verbrauch oder der Veräußerung beſteht ($ 92 Abſ 1), iſt dem Nießbraucher, damit er 
dieſen Gebrauch machen kann, das Eigentum mit der Verpflichtung zur Werterſtattung bei 
Beendigung des Nießbrauchs eingeräumt (uneigentlicher Nießbrauch im Sinne des gent. 
Rechts). Den Parteien iſt es geſtattet, durch ausdrückliche oder ſtillſchweigende Vereinbarung 
eine andere Regelung zu treffen. Dies lann in der Weiſe geſchehen, daß der Nießbraucher 
(ähnlich wie beim ehemännlichen und elterlichen Nutznießungsrecht nach 88 1376 Nr 1 u. 1653) 
nicht das Eigentum, ſondern nur das Verfügungsrecht erlangt. Eine ſolche Regelung 
wird trotz der Vorſchrift des $ 1067 bei dem Nießbrauch an einem zum Umſatz beſtimmten 
Warenlager meiſt dem Parteiwillen entſprechen. Der Nießbraucher iſt zur ordnungs⸗ 
mäßigen Verfügung, ohne durch die Vorſchriften der $$ 1086 Abſ 2, 1037; beſchränkt 
u ſein, berechtigt, wie auch dem Nießbrauchbeſteller gegenüber verpflichtet (hinſichtlich des 
Nießbrauchs am Erwerbsgeſchäft |. $ 1085 U 2). Das Verfügungsrecht bildet zuſammen mit 
dem Nießbrauch ein einheitliches Recht, das auch gegenüber der Konkursmaſſe des Eigen, 
tümers wirkſam bleibt. Die Verfügungsbefugnis des Eigentümers wird durch den Ver⸗ 
fügungsnießbrauch — abweichend von der Verfügungsnutznießung des Ehemannes, 88 1395 ff. 
— nicht beſchrankt. Das Eigentum der Nießbrauchſache verbleibt dem bisherigen Einen- 
tümer ſo lange, bis der Nießbraucher auf Grund ſeines Verfügungsrechts die Sache ver- 
äußert oder verbraucht hat (vgl. 8 700 Abſel Satz 2). Die Verpflichtung des Nießbrauchers 
zur Sicherheitsleiſtung beſtimmt ſich in dieſem Falle nach § 1067 Abſ 2. — Wird ein Nieh- 
brauch an verbrauchbaren Sachen erſeſſen, ſo tritt die Rechtswirkung des 8 1067 Abf 1 
ein, ohne daß der Wille des Erſitzenden gerade auf Erlangung des Eigentunis gerichtet zu 
ſein braucht (beftr.). 


2. Abgeſehen von der beſonderen Regelung hinſichtlich des Eigentumsübergangs bleiben 
für den Nießbrauch an verbrauchbaren Sachen, namentlich hinſichtlich der Erlöſchungsgründe, 
die allgemeinen Grundſätze maßgebend. Die Verpflichtung zum Erſatz des Wertes nach 
Beendigung des Nießbrauchs iſt jedoch, da der Nießbraucher ſelbſt Eigentümer geworden iſt, 
nicht dem Eigentümer, ſondern dem Beſteller gegenüber zu erfüllen. Auch im übrigen 
beſteht das durch dieſen Nießbrauch begründete Schuldverhältnis nur zwiſchen dem Nieß- 
braucher und dem Nießbrauchbeſteller, nicht zwiſchen dem Nießbraucher und dem zur Zeit 
der Beſtellung des Nießbrauchs vorhanden geweſenen Eigentümer. Letzterer iſt, wenn 
infolge Gutgläubigteit des Nießbrauchers rechtswirkſam ein Nießbrauch entſtanden iſt 
(3 1032 A 1), ſontit das Eigentum an den verbrauchten Sachen auf den Nießbraucher über. 
gegangen iſt, darauf beſchränkt, Herausgabe der ungerechtfertigten Bereicherung gemäß 
3 816 Abſ1 Satz 1 von dem Nießbrauchbeſteller als dem verfügenden Nichtberechtigten und 
gemäß $ 816 Abſ 1 Satz 2 von dem Nioßbraucher, der den Nießbrauch unentgeltlich erworben 
hat, zu verlangen. — Für den nach Beendigung des Nießbrauchs zu leiſtenden WerterſatzW 
iſt maßgebend der Wert, den die Sache zur Zeit des Übergangs des Eigentums auf den 
Nießbraucher gehabt hat. Bei dem durch Erſitzung erworbenen Nießbrauch wird es, 
da der Erwerb erſt mit Vollendung der Erſitzung eintritt, auf den Wert zu dieſer Zeit 
(unbeſchadet einer aus anderen Gründen ſich ergebenden Schadenserſatzpflicht), nicht zur Zeit 
bes Beginns der Erſitzung ankommen (abw. frühere Auflage). Vollzieht fich der Eigentums. 
Übergang erſt mit dem Verbrauch oder der Veräußerung der Sache (vgl. A 1) fo iſt dieſer 
Zeitpunkt entſcheidend. Bei der Wichtigkeit der Feſtſtellung des Wertes für die Rückgabepflicht 
iſt die Beſtimmung des 8 1034 dahin erweitert, daß bei dem Nießbrauch an verbrauchbaren 
Sachen ſowohl der Nießbraucher als der Beſteller auf Feſtſtellung des Wertes durch Sach⸗ 
verſtändige antragen kann (vgl. $ 1034 A l). 98 
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3. Als Erſatz für die in der Fortdauer des Eigentums liegende Sicherheit, die durch den 
Eigentumsübergang auf den Nießbraucher verlorengeht, iſt dem Beſteller — nicht dem bis⸗ 
herigen Eigentümer (vgl. A 2) — das Recht eingeräumt, bei Gefährdung des Anſpruchs auf 
ſpäteren Erſatz des Wertes Sicherheitsleiſtung zu fordern. Die Gefährdung braucht jedoch 
nicht in dem Maße vorhanden zu ſein, daß ſie zur Begründung eines Arreſtantrags ausreichen 
würde. Es genügt, daß die wirtſchaftlichen Verhältniſſe des Nießbrauchers keinerlei Sicherheit 
für die Erfüllung der Verpflichtung zum Werterſatz bieten. Bis zur Leiſtung der Sicherheit 
in ya u hierauf begründet iſt, die Beſtellung des Nießbrauchs zurückgehalten 
werden (8 273). 


II. Nießbrauch an Nechten 
§ 1068 


Gegenſtand des Nießbrauchs kann auch ein Recht ſein!). 

Auf den Nießbrauch an Rechten finden die Vorſchriften über den Nieß⸗ 
brauch an Sachen entſprechende Anwendung, ſoweit ſich nicht aus den SS 1069 
bis 1084 ein anderes?) ergibt), 

E I 1021 II 977; M 3 538 ff.; P 3 413. 


1. Gegenſtand des Nießbrauchs kann jedes übertragbare ($ 1069 Abi 2) Recht fein, das 
geeignet iſt, unmittelbar oder mittelbar Nutzungen zu gewähren, namentlich Reallaſten, 
Hypotheken, Grundſchulden, Rentenſchulden. Auch das Recht auf Erwerb einer Sache, mag es 
auch an eine (von dem Nießbraucher auszulegende) Gegenleiſtung geknüpft fein, ift hierzu info- 
fern geeignet, als es die Möglichkeit gewährt, von der in Ausübung dieſes Rechtes zum Nießbrauch 
erworbenen Sache (vgl. $ 1075 A 1) Nutzungen zu ziehen. Die Zuläſſigkeit des Nießbrauchs an 
einem Vorkaufsrecht aber iſt, auch ſofern es nach 9514 ausnahmsweiſe übertragbar iſt, zu ver⸗ 
neinen, weil es Nutzungen nicht gewähren kann, der Nießbraucher den Eintritt in den das Vor⸗ 
kaufsrecht auslöſenden Kaufvertrag weder für ſich noch für den Vorkaufsberechtigten herbei⸗ 
führen könnte (ſtr.; a. M. frühere Auflage). Über das weitere Erfordernis der Abtretbarkeit 
des Rechtes ſ. $ 1069 A 2. Dem Rechtsnießbrauch unterliegen nicht bloß Forderungen, die 
gegen eine beſtimmte Perſon gehen, ſondern auch Auteilsrechte (vgl. indes A 3) und gegen 
jeden Dritten wirkſame Unterſagungsrechte (abſolute Rechte), wie Urheberrecht, Patent- 
recht uſw. Der Nießbrauch an dem Miteigentum einer Sache aber iſt nach $ 1066 ent⸗ 
ſprechend dem Nießbrauch am Eigentumsrecht als Sachnießbrauch, nicht als Rechtsnießbrauch 
zu behandeln, ebenſo der Nießbrauch an einem Erbbaurecht (§ 1017) und den nach Landes- 
recht den Grundſtücken gleichſtehenden Berechtigungen. Auch der Nießbrauch an dem Eigen 
tumsanſpruch auf Herausgabe der Sache ſtellt ſich nicht als Rechtsnießbrauch, ſondern als 
Sachnießbrauch dar. — Beſonders geregelt iſt der Nießbrauch an einer Leibrente ($ 1073), 
an einer Forderung im allgemeinen ($$ 1074, 1075), an einer auf Zinſen ausſlehenden 
Forderung ($$ 1076—1079), au einer Grund oder Rentenſchuld ($ 1080), an Inhaber- oder 
Orderpapieren ($$ 1081—1084). 

2. Kraft der dinglichen Natur des Nießbrauchs ift das Recht dem Nießbrauch unmittelbar 
mit der Wirkung unterworfen, daß eine jede weitere den Nießbrauch beeinträchtigende Ber 
rechtigung ausgeſchloſſen iſt. Der dingliche Nießbrauch an einem Recht unterſcheidet ſich hier⸗ 
nach weſentlich von dem ſchuldrechtlichen Anſpruch auf Einräumung des Nießbrauchs an dem 
Recht. Abweichungen von den Vorſchriften über den Sachnießbrauch ergeben ſich 
hauptſächlich daraus, daß die Beſtimmungen über Abtretung eines Rechtes auf die Ge. 
ſtaltung des Nießbrauchs einwirken (vgl. 88 1069, 1070) und daß der Nießbraucher, um die 
Nutzungen des Rechtes zu ziehen, in erhöhtem Maße eines Verfügungsrechts bedarf (ogl. 
88 1074, 10771079, 1082 u. 1083). Die dem Nießbraucher gebührenden Zinſen gehen mit 
der Beſtellung des Nießbrauchs oder der ſpäteren Entſtehung der Zinſenforderung auf ihn 
über (vgl. § 1039 A 3), das Recht auf den Gewinnanteil entſteht durch den die Verteilung feſt 
ſetzenden Beſchluß der Generalverſammlung (ſ. A3). Gewährt das mit dem Nießbrauch belaſtete 
dingliche Recht (3. B. Bergwerkseigentum, Erbpacht) die Befugnis zur Gewinnung natürlicher 
Früchte, fo erwirbt der Nießbraucher das Eigentum an den Früchten mit der Trennung. Bei 
dem Nießbrauch an einem Pachtrecht vollzieht ſich der Eigentumserwerb, da der Nießbrauchet 
in dieſer Beziehung nicht günſtiger ſtehen kaun wie der Pächter, gemäß $ 956, wenn der 
Beſitz der Sache dem Nießbraucher überlaffen ift, in dem Zeitpunkte der Trennung, ſonſt mit 
der Beſitzergreifung (vgl. auch $ 1039 A 8). Die Pflicht zur Zahlung der als Gegenleiſtung 
für die Nutzung fortlaufend zu entrichtenden Pacht wird nach dem Vertragswillen regelmäßig 
dem Nießbraucher obliegen. Der Nießbrauch an einem Recht erſtreckt ſich auch auf die 
Schadenserſatzforderung, die dem Gläubiger gegen den Schuldner aus Nichterfüllung ſeiner 
Verpflichtungen erwächſt. — Der Beſitz der Schuldurkunde gebührt dem Nießbraucher. 
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Werden Aktien mit Gewinnanteilſchein von dem Eigentümer verkauft, fo kann der dem 
Verkauf zuſtimmende Nießbraucher (neben den etwaigen Stückzinſen) den nach Schätzung 
der Börſe in dem Kurswert mitenthaltenen Gewinnanteil für das laufende Jahr beanſpruchen 
(RS JW 1913, 193). Wegen des Beſitzes an Inhaberpapieren |. § 1081 A 2. 

3. Über den praktiſch ſehr wichtigen Nießbrauch an Aktien ſind weder im BGB noch 
im HGB beſondere Beſtimmungen getroffen. Unter entſprechender Anwendung des § 1066 
wird anzunehmen fein, daß der Nießbraucher im Jutereſſe feines Nutzungsrechts die Rechte 
des Aktionärs hinſichtlich der Verwaltung wahrzunehmen und deshalb inſoweit Anſpruch 
auf Ausübung des Stimmrechts hat. Anderſeits kann der Eigentümer, wenn es ſich um 
grundlegende Anderungen handelt, die weſentlich ſein Intereſſe berühren, verlangen, daß 
der Nießbraucher die Stimme nach ſeinen Weiſungen abgibt oder daß ihm ſelbſt die Ausübung 
des Stimmrechts überlaſſen wird. Entſtehen Zweifel über die hiernach hinſichtlich des Stimm⸗ 
rechts zu ziehenden Grenzen, jo wird nicht anders verfahren werden können, als daß der Nieß⸗ 
braucher nur mit Zuſtimmung des Eigentümers, desgleichen der Eigentümer nur mit Zu⸗ 
ſtimmung des Nießbrauchers zur Ausübung des Stimmrechts zuzulaſſen ift (beſtr.; das RG 
erkennt in JW 1916, 40911 bei einer G. m. b. H. das Stimmrecht des Nießbrauchers an). Die 
Anfechtung von geſetz oder ſatzungswidrigen Generalverſammlungsbeſchlüſſen ift nicht bloß 
dem Nießbraucher, ſondern, ſoweit die Intereſſen des Eigentümers hierdurch berührt werden, 
auch dieſem zu geſtatten. Das mit der Aktie verbundene Bezugsrecht auf Übernahme 
neuer Aktien, das nicht eine Frucht des Mitgliedsrechts darſtellt, ſteht dem Eigentümer zu 
(ſtr.). Will dieſer hiervon keinen Gebrauch machen, ſo muß er dem Nießbraucher die 
Ausübung des Bezugsrechts für eigene Rechnung überlaſſen. Wird an Stelle einer Er- 
höhung des zu verteilenden Gewinns den Anteilseignern eine Kapitalerhöhung in Form 
einer Gratisaktie gewährt, ſo kann der Nießbraucher verlangen, daß ſein Nießbrauch auch 
hierauf erſtreckt wird (vgl. LZ 1914, 368). Der in LZ 1921, 729 ff. vertretenen Anſicht, 
daß die von dem Eigentümer bezogene neue Aktie dem für die alten Aktien beſtehenden 
Nießbrauch unterliege, kann nur für den Fall zugeſtimmt werden, daß der Nießbrauch nicht 
nur die einzelne Aklie, ſondern das ganze Vermögen, deſſen Beſtandteil die Aktie iſt, 
ergreift. Die Zahlung des Aktienkapitals, auch des bei der Auseinanderſetzung auf die 
Aktie entfallenden Anteils (fir), kann nur an den Eigentümer und Nießbraucher gemein- 
ſchaftlich erfolgen (vgl. § 1077). Auf den Nießbrauch an Kuxen werden die gleichen 
Grundſätze anzuwenden fein. Über die für die Inhaberaktie geltenden Beſonderheiten 
ſ. SS 1081 ff. Abgeſehen von Aktiengeſellſchaften und den ihnen in verſchiedener Hinſicht 
verwandten G. mn. b. H. kann der Nießbrauch als dingliches Recht an einem Geſellſchafts. 
anteil nach § 717 (J. aber auch § 719 A 2) der Regel nach nicht beſtellt werden. 
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Die Beſtellung des Nießbrauchs an einem Rechte erfolgt nach den für 
die übertragung des Rechtes geltenden Vorſchriften ). 
An einem Rechte, das nicht übertragbar iſt, kann ein Nießbrauch nicht 


beſtellt werben?). 
E I 1022, 1023 Satz 1 II 978; M 3 540, 541; P 3 413 ff. 


1. Durch Beſtellung des Nießbrauchs an einem Recht werden die Befugniſſe des Gläubi⸗ 
gers teilweiſe, nämlich in dem zur Ausübung des Nutzungsrechts erforderlichen Umfange, 
auf den Nießbraucher übertragen. Dem entipricht es, daß für die Beſtellung des Nießbrauchs 
die gleichen Vorſchriften wie für die Übertragung des Rechtes gelten. Es genügt danach, 
ſoweit nicht beſondere Vorſchriften beſtehen, nach $$ 398, 413 zur Beſtellung des Nießbrauchs 
der Abſchluß eines formloſen Vertrags. Bei einem Orderpapier oder Wechſel bedarf es nach 
$ 365 HGB, Art 9ff. Wo des Judoſſaments (Nießbrauchsindoſſaments) oder der Abtretung 
unter Aushändigung dieſer Urkunden, bei einem Recht am Grundſtück nach 9.873 außer der 
Einigung der Parteien über die Beſtellung des Nießbrauchs der Eintragung im Grundbuch, 
bei einer Briefhypothek (Grundſchuld, Rentenſchuld) nach $$ 1154, 1192, 1199 der ſchrift. 
lichen Beſtellungserklärung (die durch Eintragung in das Grundbuch erſetzt werden kann) 
und der Übergabe des Hypothekenbriefs (Grundſchuldbriefs). In der Beſtellungserklärung 
muß zum Ausdruck kommen, daß dem Erwerber der Nießbrauch (Frucht, Zinsgenuß) zuſtehen 
ſoll (OLG 26, 86; 44, 58), eine Abtretungserklärung ſteht nicht gleich (OLG 12, 130). Die 
Übergabe kann durch Übertragung des Beſitzes von Hand zu Hand oder durch Beſitz⸗ 
übereinkunft (§ 930) erfolgen und kann durch eine dem $ 1117 Abſ 2 entſprechende 
Vereinbarung wegen Aushändigung durch das Grundbuchamt erſetzt werden. Der bloße 
Vorbehalt des Nießbranchs an der im übrigen abgetretenen Hypothek genügt nicht zur 
Übertragung des mittelbaren Beſitzes am Hypothekenbrief auf den Abtretungsempfänger. 
Die Einigung muß darauf gerichtet ſein, daß der Abtretende den Brief nur noch als Nieß⸗ 
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braucher im Beſitz behält, was jedoch aus den Umſtänden entnommen werden kann (RG 
27. 10. 19 IV 252/19). Iſt vereinbarungsgemäß die Hypothek von vornherein als eine mit 
dem Nießbrauch belaſtete eingetragen, ſo iſt zur Entſtehung des Nießbrauchs nur erforderlich, 
daß der dem Gläubiger erteilte Hypothekenbrief von dieſem gemäß 88 1154, 1117 dem Nieß⸗ 
braucher übergeben wird (RG 10. 2. 12 V 394/11, teilw. in Warn 1912 Nr 160). Über Be⸗ 
ſtellung des Nießbrauchs an einer Hypothek für den Hypothekengläubiger ſelbſt dadurch, daß 
er die Hypothek an einen andern abtritt, aber den Zinsgenuß ſich vorbehält, vgl. § 1158 A 3. — 
Zur Beſtellung des Nießbrauchs an einem Kux iſt wie zur Übertragung des Kuxes die ſchriftliche 
Form erforderlich (§ 105 des Allg Berg v. 24. 6. 65). Eine auf $ 1081 beruhende Ausnahme 
iſt es, daß zur Beſtellung des Nießbrauchs an einem Inhaberpapier oder einem mit Blauko⸗ 
indoſſament verſehenen Orderpapier nicht wie zur Übertragung der Forderung die Übergabe 
der Urkunde zu Alleinbeſitz (vgl. $ 365 HGB, Art 11 WO), ſondern nur die Einräumung des 
Mitbeſitzes erfordert wird. Für den Nießbrauch an Staatsſchuldbuchforderungen iſt durch 
Art 97 Ech die Geltung der landesgeſetzlichen Vorſchriften vorbehalten. Nach dem Geſ. v. 
31. 5. 10 § 11 erlangt der Nießbrauch an Reichsſchuldbuchforderungen dem Reiche gegenüber 
nur durch Eintragung im Reichsſchuldbuch Wirkſamkeit. 

Aus der grundſätzlichen Auffaſſung, daß die Beſtellung des Nießbrauchs eine teil. 
weiſe Übertragung der Gläubigerrechte enthält, ergibt ſich weiter, daß der Nießbrauch an 
einem Recht nur dann und nur inſoweit zuläſſig it, als dieſes Recht übertragbar iſt. 
Wegen Beſchränkungen der Übertragbarkeit ſ. SS 399, 400, 514, 613 Abf 2, 664 Abſ 2 
717, 847, 1092, 1098, 1103, Abſ 1, 1300, 1408, 1427 Abſ 2 Satz 8, 1585 Abſ 1 Satz 2, 1623, 
1658. An einer Grunddienſtbarkeit und einer mit dem Eigentum an einem Grundſtück ver⸗ 
bundenen Reallaſt (8 1105 Abſ 2) kann, da dieſe Rechte von dem Eigentum am Grundſtück 
nicht abtrennbar find, ein vom Nießbrauch am Grundſtück getrennter Nießbrauch nicht beſtellt 
werden. Kann nicht das Recht ſelbſt, wohl aber die Ausübung übertragen werden, fo 
iſt zwar nicht die Beſtellung eines dinglich wirkenden Nießbrauchs, wohl aber die Beſtellung 
eines ähnlichen Nutzungsrechts zuläffig, das nicht bloß ſchuldrechtliche Wirkung hat und deſſen 
Beſtehen von dem Fortbeſtande des nur der Ausübung nach übertragbaren Rechtes abhängig 
iſt. Nur mit dieſer beſchränkten Wirkung iſt die Beſtellung des Nießbrauchs an einem 
Nießbrauch (vgl. $ 1059) möglich. Über die Rechtsſtellung des Ausübungsberechtigten 
„ 1059 A 1. Das in dem Anſpruch auf künftige Zinſen beſtehende Zinsgenußrecht kann 
(ebenſo wie die bereits fällig gewordenen Zinsbeträge) von der Hauptforderung getrennt 
werden (RG 74, 78). Die Pfändung eines ſolchen Zinsgenußrechts und die Beſtellung eines 
auf den Bezug der Zinſen beſchränkten Nießbrauchsrechts (Einziehung des Kapitals nur mit 
Zuſtimmung des Nießbrauchers zuläſſig, $$ 1077ff.) iſt daher zuläſſig. Wird der Nießbrauch 
an einer Briefhypothek gepfändet, ſo bedarf es auch von dem Standpunkt aus, daß wegen 
der Unuübertragbarkeit des Nießbrauchs nur die Ausübung gepfändet werden kann, daß des⸗ 
halb an ſich zur Pfändung nach § 857 Abs 2 ZPO nur die Zuſtellung des Pfändungsbeſchluſſes 
an den Hypothekengläubiger und den Nießbraucher nötig ſein würde, zur vollen Wirkſamkeit 
der Verfügungsbeſchränkung, namentlich zum Schutz gegen Löſchung des Nießbrauchs noch 
der Eintragung in das Grundbuch und es kann zu dieſem Zweck der pfändende Gläubiger die 
Herausgabe des Hypothekenbriefs fordern (RG 74, 85). Über die Unzuläſſigkeit des Nießbrauchs 
an einem Geſellſchaftsanteil [. $ 1068 A 3. An einem gewerblichen Unternehmen iſt ein 
Nießbrauch nicht zuläſſig (RG 95, 285). 
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Iſt ein Recht, kraft deſſen eine Leiſtung gefordert werden kann, Gegen⸗ 
ſtand des Nießbrauchs, ſo finden auf das Rechtsverhältnis zwiſchen dem 
Nießbraucher und dem Verpflichteten die Vorſchriften entſprechende An⸗ 
wendung, welcheſim Falle der Übertragung des Rechtes für das Nechts⸗ 
verhältnis zwiſchen dem Erwerber und dem Verpflichteten gelten). 

Wird die Ausübung des Nießbrauchs nach § 1052 einem Verwalter über⸗ 
tragen, ſo iſt die übertragung dem Verpflichteten gegenüber erſt wirkſam, 
wenn er von der getroffenen Anordnung Kenntnis erlangt oder wenn ihm 
eine Mitteilung von der Anordnung zugeſtellt wird. Das gleiche gilt von 
der Aufhebung der Verwaltung). 

E 11023 Satz 1 II 979; M 3 540, 541; P 3 414, 418; 5 126. 

1. In Einklang mit dem Grundſat, daß die Beſtellung des Nießbrauchs eine teilweiſe 
Übertragung der Gläubigerrechte enthält (vgl. § 1009 A 1 u. 2), ſteht es ferner, daß auf das 
Rechtsverhältnis zwiſchen dem Nießbraucher und Verpflichteten die für die Abtretung 
geltenden Vorſchriften beim Nießbrauch an einem Recht, kraft deſſen eine Leiſtung gefordert 
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werden kann (z. B. Reallaſten, Hypothekenforderungen, auch Grundſchulden, wiewohl dieſe 
lediglich dingliche Rechte ſind), zur entſprechenden Anwendung kommen. Dieſe Vorſchriften 
find für Forderungen die 98 404—411. Die Rechtslage des Schuldners ſoll durch die 
Beſtellung des Nießbrauchs ebenſowenig eine Verſchlechterung erfahren wie durch die 
Übertragung des Rechtes. Er kann deshalb dem Nießbraucher alle Einwendungen ent 
gegenſetzen, die zur Zeit der Nießbrauchsbeſtellung gegen den Gläubiger begründet waren 
(§ 404), und es haben, ſolange er von dem Nießbrauch keine Kenntnis hat, die von ihm mit 
dem Gläubiger eingegangenen Rechtsgeſchäfte oder dem Gläubiger gegenüber vorgenommenen 
Rechtshandlungen geradeſo Wirkſamkeit, als ob dieſer durch den Nießbrauch nicht beſchränkt 
wäre § 407). Der Schuldner darf von dem Nießbraucher einen Berechtigungsausweis ver⸗ 
langen (8 410) und darf ſich auf die von dem Gläubiger über die Beſtellung des Nießbrauchs 
ihm gemachte Anzeige unbedingt verlaſſen (8 409). Dieſe Vorſchriften gelten für alle Rechte 
auf Leiſtung oder Unterlaſſung, bei denen dem Glaubiger ein beſtimmter Schuldner 
gegenüberſteht, im Gegenſatz zu den gegen jeden Dritten wirkſamen Unterſagungsrechten 
(vgl. 8 1068 A 1). Keine Anwendung finden die Beſtimmungen der 88 406—408 (über die 
Auläffigfeit der Aufrechnung und der Vornahme von Rechtshandlungen oder Rechtsgeſchäften 
mit dem bisherigen Gläubiger) auf Hypotheken oder Grundſchulden ſoweit es ſich nicht 
um Rückſtände von Zinſen oder anderen Nebenleiſtungen oder um Koſten handelt (88 1156, 
1159, 1192). Auch auf Reallaſten und Rentenſchulden ſind dieſe Beſtimmungen nur 
anwendbar hinſichtlich der zu entrichtenden einzelnen Leiſtungen (88 1107, 1200). Die gegen ⸗ 
über dem Orderpapier und dem Inhaberpapier eintretende Beſchränkung der Einwen⸗ 
dungen (8 364 HGB, § 796 BGB) kommt auch dem durch Indoſſament oder durch Beſitz 
des Inhaberpapiers legitimierten Nießbraucher zugute. 


2. Iſt die Ausübung des Nießbrauchs auf Grund des § 1052 einem Verwalter über⸗ 
tragen, fo ſteht dieſer, da er kraft der Zwangsvollſtreckungsgewalt ein ſelbſtändiges Recht 
zur Ausübung des Nießbrauchs erhält, in gewiſſer Hinſicht einem Nießbraucher gleich. Die 
Übertragung der Verwaltung wird daher beim Nießbrauch an Forderungen, falls der Be 
ſchluß dem Schuldner nicht zugeſtellt ift, dieſem gegenüber nach 88 406, 407 exit wirkſam, 
wenn er von der Anordnung der Verwaltung Kenntnis erlangt hat, und bleibt ſo lange 
wirkſam, bis er von der Aufhebung der Verwaltung Kenntnis hat. Iſt der Beſchluß dem 
Schuldner prozeßordnungsgemäß zugeſtellt, fo kommt es darauf, ob der Beſchluß wirklich 
zur Kenntnis des Schuldners gekommen iſt, nicht an. Er kann ſich, ſobald die Zuſtellung 
einmal erfolgt iſt, auf guten Glauben nicht mehr berufen (RG 87, 417; Warn 1921 Nr 92). 
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Ein dem Nießbrauch unterliegendes Recht kann durch Rechtsgeſchäft nur 
mit Zuſtimmung des Nießbrauchers aufgehoben werden!). Die Zuſtimmung 
iſt demjenigen gegenüber zu erklären, zu deſſen Gunſten ſie erfolgte); ſie iſt 
unwiderruflich). Die Vorſchrift des § 876 Satz 3 bleibt unberührt‘). 

Das gleiche gilt im Falle einer Anderung des Rechtes, ſofern ſie den 
Nießbrauch beeinträchtigt). 


E I 1024 II 980; M 3 541; P 3 415, 416; 6 245. 


1. In der Dinglichkeit des Nießbrauchs iſt es begründet, daß ohne Zuſtimmung des Nieß 
brauchers ſein Recht durch Verfügungen des Gläubigers über das dem Nießbrauch 
unterliegende Recht nicht geſchmälert werden kann. Eine Übertragung oder Belastung 
des Rechtes, an dem der Nießbrauch beſteht, iſt zwar zuläſſig, läßt aber das Recht 
des Nießbrauchers unberührt. Desgleichen iſt die Aufhebung des Rechtes ohne Zuſtim⸗ 
mung des Nießbrouchers dieſem gegenüber ohne Wirkung (ſ. A 2). Aus der Ausdrucks- 
weiſe in Satz 1 könnte zwar geſchloſſen werden, daß die mangelnde Zuſtimmung des 
Nießbrauchers das Fortbeſtehen des mit dem Nießbrauch belaſteten Rechtes zur Folge habe. 
Dies kann jedoch nur angenommen werden für das Verhältnis zum Nießbraucher (fir.). 
Die Rechte und Pflichten aus dem Nießbrauch dauern trotz Ausſcheidens der Perſon des 
Gläubigers zwiſchen Nießbraucher und Schuldner in derſelben Weiſe fort, als wenn das Recht 
des Gläubigers nicht untergegangen wäre. Nicht ausgeſchloſſen wird durch $ 1071 das Recht 
des Schuldners, ſeine Verbindlichkeit durch Aufrechnung zur Tilgung zu bringen. Auf die 
Zuläfſigkeit der Aufrechnung wirkt das Beſtehen des Nießbrauchs nur inſofern ein, als der 
Schuldner nicht eine Gegenforderung zur Aufrechnung verwenden kann, die er erſt nach 
Erlangung der Kenntnis von der Nießbrauchsbeſtellung erworben hat oder die erſt [päter als 
die mit dem Nießbrauch belaſtete Forderung fällig geworden iſt (vgl. $ 406). Ebenſo wie 
die Aufhebung ift auch eine jede dem Nießbraucher nachteilige Anderung des Rechtes, die 
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ohne ſeine Zuſtimmung vorgenommen iſt, ihm gegenüber ohne Wirkung. Über das Recht 
zur Einziehung der Forderung ſ. $ 1074 A 1. 

2. Die Zuſtimmung (Einwilligung oder Genehmigung, §§ 183, 184) des Nießbrauchers 
zur Aufhebung, die gegenüber dem Begünſtigten zu erklären iſt, iſt ein ſelbſtändiges Rechts⸗ 
geſchäft, ein weſentliches Erfordernis der Aufhebung (KJ 40, 163; OLG 44, 58). Sie kann 
nicht bloß gegenüber dem Gläubiger, ſondern auch gegenüber dem Schuldner oder dem 
ſonſtigen Beteiligten (wie gegenüber dem nachfolgenden Gläubiger), der durch die Aufhebung 
einen Vorteil hat, erklärt werden. Darin, daß die Aufhebung einer dieſer Perſonen erklärt 
wird, liegt zugleich, daß die Erklärung zu ihren Gunſten erfolgt. Es erübrigt ſich damit eine 
Unterſuchung, ob der Erklärende auch wirklich den Vorteil desjenigen im Auge hat, welchem 
gegenüber die Erklärung abgegeben wird. 

3. Die Unwiderruflichkeit der Zuſtimmung iſt auch ſonſt auf dem Gebiete des Sachen⸗ 
rechts die Regel (vgl. 85 876 Satz 3, 880 Abi 2 Satz 3, 1255 Abſ 2 Satz 2). 

4. Iſt das mit dem Nießbrauch belaſtete Recht im Grundbuch eingetragen, ſo ergibt ſich 
bereits aus § 876, daß zur Aufhebung des Rechtes oder der Anderung ſeines Inhalts die 
Zuſtimmung des Nießbrauchers notwendig iſt. Durch die Beſtimmung im Ab] 1 Satz 3, daß 
die Vorſchrift des § 876 Satz 3 unberührt bleibe, wird aufrechterhalten gegenüber Abſ 1 
Satz 2, daß für dieſen Fall die Zuſtimmung auch dem Grundbuchamt gegenüber erklärt 


werden kann. 
8 1072 


Die Beendigung des Nießbrauchs tritt nach den Vorſchriften der SS 10681), 
10642) auch dann ein, wenn das dem Nießbrauch unterliegende Recht nicht 
ein Recht an einer beweglichen Sache iſt. 

E I 1025 II 981; M 3 541, 542; P 3 416. 


1. Vgl. 8 1068 A 1. Der Nießbrauch an einem Recht erliſcht mit der in $ 1063 Abſſ 2 be- 
zeichneten Ausnahme infolge Vereinigung des Nießbrauchs mit dem Gläubigerrecht, 
was bei der Unveräußerlichkeit und Unvererblichkeit des Nießbrauchs nur dadurch eintreten 
kann, daß der Nießbraucher das Recht erwirbt. Dies gilt auch für das im Grundbuch einge⸗ 
tragene Recht, fo daß § 889 (f. $ 1063 A 1) hier keine Anwendung findet. — Dadurch, daß 
der Schuldner zugleich den Nießbrauch erlangt, tritt das Erlöſchen des Nießbrauchs 
nicht ein und wird auch der Beſtand der dem Nießbrauch unterworfenen Forderung nicht 
berührt (K GJ 52, 183). Der Nießbraucher⸗Schulduer iſt, wennſchon er als Einziehungsberech⸗ 
tigter an ſich ſelbſt leiſten kann, doch dem Gläubiger gegenüber verpflichtet, die Leiſtung ſo 
zu bewirken, daß dieſer das Eigentum an der Sache oder das Recht, auf deſſen Erwerb die 
Forderung des Gläubigers geht, in einer äußerlich zutage tretenden Weiſe erwirbt. (Beſitz⸗ 
übergabe durch Erklärung an den Gläubiger, die Sache für ihn als Nießbraucher zu beſitzen, 
Eintragung des Grundſtücks auf den Namen des Gläubigers, Abtretungsanzeige.) Eine 
ſolche Verpflichtung beſteht an ſich nicht, wenn der zu leiſtende Gegenſtand eine verbrauchbare 
Sache iſt, da hier der Nießbraucher ſelbſt der Eigentümer wird (§ 1075 Abſ 2). Doch muß der 
Nießbraucher, weil nach der Zeit der Leiſtung der nach $ 1067 zu erſetzende Wert ſich beſtimmt, 
dem Gläubiger Anzeige machen, und er kann ſich auf die Einziehung nicht etwa berufen, 
wenn er zu der angegebenen Zeit überhaupt nicht im Beſitz der verbrauchbaren Sache 
war. — Vereinigt ſich der dem Nießbrauch unterworfene Anſpruch (Recht, Forderung) 
mit der Verpflichtung daraus in einer Perſon (Konſolidation zwiſchen Forderungsberech⸗ 
tigten und Schuldner), ſo werden dadurch die Rechte des Nießbrauchers nicht berührt (KGJ 
44. 292), auch nicht, ſoweit ein mit der Forderung verbundenes Zinsrecht Gegenſtand des 
Nießbrauchs iſt (RIA 14, 216). . 

2. Nach der für anwendbar erklärten Vorſchrift des 8 1064 ift zur rechtsgeſchäftlichen 
Aufhebung des Nießbrauchs an einem Recht die einſeitige Erklärung des Nießbrauchers 
gegenüber dem Gläubiger oder Beſteller erforderlich, daß er den Nießbrauch aufgebe, und 
zwar auch in dem Falle, daß das Recht im Grundbuch eingetragen iſt, ſo daß $ 875 (. $ 1064 
A 2) hier keine Anwendung findet, insbeſondere Löſchung im Grundbuch nicht erforderlich 
iſt. Die Aufhebung des Nießbrauchs hat hier zur Folge, daß nunmehr die Löſchung im 
Grundbuch im Wege des Berichtigungsverfahrens ($ 894) verlangt werden kann. 


8 1073 


Dem Nießbraucher einer Leibrente, eines Auszugs oder eines ähnlichen 
Rechtes gebühren die einzelnen Leiſtungen !), die auf Grund des Rechtes ge⸗ 
fordert werden können ). 

E I 1027 II 982; Mm 3 542 ff.; P 3 417, 418. 
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1. Zu den dem Nießbraucher gebührenden Früchten gehören nach § 99 Abſ 2 alle Er⸗ 
träge, die das Recht feiner Beſtimmung gemäß gewährt, ohne Rückſicht darauf, ob durch den 
Bezug dieſer Erträge das Recht ſelbſt erſchöpft wird. Dieſer Grundſatz findet, wie in § 1073 
beſonders ausgeſprochen ift, auch Anwendung auf wiederkehrende Leiſtungen, die der Gläubi. 
ger, ſei es auf Grund eines dinglichen Rechtes oder eines Schuldverhältniſſes, auf Lebenszeit 
zu beziehen hat (Leibrente, Auszug [Art 96 Ech), aber auch auf ähnliche Rechte, ſoweit ſolche 
nach § 1069 Abf 2 überhaupt mit einem Nießbrauch belaſtet werden können (3. B. Reallaſten, 
Rentenſchulden). Die Begrenzung des Leibrentenbegriffs (58 759ff.) in RG 67, 207ff. iſt 
deshalb für die Anwendung des § 1073 ohne Bedeutung. Unter $ 1073 fallen auch ſolche 
wiederkehrende Leiſtungen, die nicht auf Lebenszeit, fondern für einen kürzeren Zeitraum 
(für die Dauer der Anſtellung, der Verheiratung uſw.) zu entrichten ſind oder deren Ent⸗ 
richtung von ſonſtigen beſonderen Vorausſetzungen in der Perſon des Berechtigten oder 
Verpflichteten abhängig iſt. Die wiederkehrenden Leiſtungen ſtehen dem Nießbraucher als 
Selbſtgläubiger zu. § 1073 ift nur dann nicht anwendbar, wenn ein Nießbrauch an ein- 
zelnen Hebungen in dem Sinne beſtellt wird, daß jede Hebung ein beſonderes für ſich 
beſtehendes Kapital darſtellen ſoll, an dem deshalb dem Nießbraucher nur die Zinſen 
gebühren. In ſolchem Falle greifen die Beſtimmungen der SS 1074, 1075 Platz. 

2. Auf die von dem Schuldner außer den Zinfen zu entrichtenden, zur allmählichen 
Tilgung des Kapitals beſtimmten Zuſchläge erſtreckt ſich das Recht des Nießbrauchers 
nicht. Anders iſt es hinſichtlich einer Rente, die durch Zahlung eines beſtimmten Kapitels 
erkauft iſt. Iſt auch die Reute ſo bemeſſen, daß durch ſie nicht bloß die Zinſen des Kapitals, 
fondern das Kapital ſelbſt abgegolten wird, fo iſt doch die Rente eine einheitliche Leiſtung, bei 
der zwiſchen den zur Deckung der Zinſen und den zur Rückzahlung des Kapitals beſtimmten 
Beträgen nicht unterſchieden werden kann. Keinen Anſpruch hat der Nießbraucher auf den 
bei Rückzahlung des Kapitals zur Zahlung kommenden Zuſchlag zum Kapital (vgl. 8 1076 
A 1 a. E.), auch nicht auf die Gewinne (Prämien), die auf die einzulöſenden Schuldver⸗ 
ſchreibungen (Prämienpapiere) nach Maßgabe der Verloſung oder einer anderen auf 
Zufall geſtellten Ermittlungsart verteilt werden. Ein ſolcher Gewinn ſtellt ſich nicht als eine 
Nutzung, ſondern als ein Zuwachs zum Kapital dar (§ 1083 Abſ 2). Wird die Prämie als 
( urn für Herabſetzung des Zinsfußes gewährt, fo fällt ſie dem Nießbraucher zu 

rot 3, 429). 


8 1074 


Der Nießbraucher einer Forderung iſt zur Einziehung der Forderung 
und, wenn die Fälligkeit von einer Kündigung des Gläubigers abhängt, zur 
Kündigung berechtigt!). Er hat für die ordnungsmäßige Einziehung zu 
ſorgen?). Zu anderen Verfügungen über die Forderung iſt er nicht be⸗ 
terhtigt?). 

E I 1028 II 983; M 3 544 ff.; P 3 418 u. 422. 


1. Beſteht der Nießbrauch an einer nicht auf Zinſen ausſtehenden Forderung (vgl. $ 1076 
A 1), fo iſt der Nießbraucher, um lie nutzbar zu machen, darauf angewieſen, die Forderung 
einzuziehen. Dieſes Recht ſteht ihm kraft des Nießbrauchs als eigenes Recht zu, zu deſſen 
Ausübung er der Mitwirkung des Gläubigers nicht bedarf. Das Recht der Einziehung gibt 
dem Nießbraucher die Befugnis, die zur Einziehung erforderlichen Handlungen, Mahnung, 
Kündigung, Klage und ſonſtige prozeſſuale Handlungen, auch Zwangsvollſtreckungs 
handlungen, vorzunehmen. Über die Befugnis zur Annahme der geſchuldeten Leistung. 
$ 1075 A 1. In dem Einziehungsrecht iſt auch die Befugnis inbegriffen, bei einer Wahlſchuld 
(Alternativobligation) an Stelle des Gläubigers die von dem Schuldner zu bewirkende, Leiſtung 
auszuwählen, und zwar auch dann, wenn für die mehreren Leiſtungen die dem Gläubiger 
obliegende Gegenleiſtung verſchieden beſtimmt iſt (ſtr.). — Aus dem Einziehungsrecht des 
Nießbrauchers folgt, daß die Kündigung des Schuldners (ſobald diefer von der Be: 
ftellung des Nießbrauchs Kenntnis erhalten hat, $ 407) oder die bei einer Wahlſchuld von ihm 
getroffene Wahl wirkſam nur dem Nießbraucher, nicht dent Gläubiger, erklart werden kann 
(beſtr.). Nicht aber iſt, da das Einziehungsrecht den Nießbraucher nicht zum Gläubiger macht, 
anzunehmen, daß die Aufrechnung des Schuldners mit einer ihm gegen den Nießbraucher 
zustehenden Gegenforderung zufällig iſt (ſtr.; jo jetzt auch Nh 103, 28 unter Aufgabe der 
früher vertretenen gegenteiligen Meinung). Leisten ber Schuldner au den Gläubiger, ſo 
wird er nicht befreit, wenn er bei der Leiſtung das Beſtehen des Nießbrauchs kennt (88 1070 
Abſ 1. 407). — Über bie Aufrechnung des Pießbrauchers |, U 3. — Durch das Einziehungsrecht 
des Nießbrauchers wird übrigens das Recht des Gläubigers, auf Leiſtung an den Nieß⸗ 
braucher zu klagen, nicht unbedingt ausgeſchloſſen (val. Prot 3, 422). Die zwischen dem 
Nießbraucher und dem Schuldner ergehende Entſcheidung macht keine Rechtskraft gegen- 
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über dem Gläubiger der Forderung (RG 83, 120). — Die Vorſchriften der 88 1074 bis 
1079 greifen auch dann Platz, wenn an Stelle des Nießbrauchs an einer Sache infolge 
der mit Zuſtimmung des Nießbrauchers vorgenommenen Veräußerung der Sache der Nieß⸗ 
brauch an einer Forderung getreten iſt. Auf das Nutznießungsrecht finden die Vorſchriften 
der 88 1074ff. keine Anwendung. 

2. Der Nießbraucher iſt zur Einziehung nicht bloß berechtigt, ſondern auch verpflichtet. 
Er macht ſich dem Gläubiger gegenüber erſatzpflichtig, wenn er ſchuldhaft die rechtzeitige 
Einziehung unterläßt und der Gläubiger hierdurch infolge Verſchlechterung der Vermögens: 
lage des Schuldners, infolge Verjährung oder einer ungünſtigen Veränderung der Prozeß⸗ 
lage (Verluſt von Beweismitteln) einen Nachteil erleidet. Ein Verſchulden iſt ſchon darin 
zu finden, daß der Nießbraucher nicht innerhalb angemeſſener Zeit für die Einziehung ſorgt. 
Auch durch die Art und Weiſe, wie er bei der Einziehung verfährt, kann der Nießbraucher 
ſich dem Gläubiger verantwortlich machen. 

3. Nur die Einziehung iſt dem Nießbraucher geſtattet, nicht eine andere Verfügung über 
die Forderung. Er iſt insbeſondere nicht berechtigt, die Forderung, um ſie auf dieſe Weiſe 
zu Gelde zu machen, einem anderen abzutreten. Auch zu einem Erlaß oder einem Ver⸗ 
gleich ift er nicht berechtigt, falls nicht nachweisbar die Verhältniſſe fo liegen, daß auch bei 
Durchführung der Zwangsvollſtreckung nicht mehr zu erreichen geweſen wäre, daß alſo der 
Teilerlaß oder Vergleich nur dazu gedient hat, dasjenige, was überhaupt zu erlangen war, 
ohne Weiterungen von dem Schuldner zu erhalten. Durch eine Stundung überſchreitet 
der Nießbraucher — unbeſchadet feiner Verantwortlichkeit bei ſchuldhaftem Verhalten (A 2) — 
ſeine Befugniſſe nicht, wenn die Stundung ſich nicht über die Zeit des Nießbrauchs hinaus 
erſtreckt. — Nicht verwehrt iſt es dem Nießbraucher, mit der Forderung gegen eine dem Schuldner 
gegen ihn zuſtehende Gegenforderung aufzurechnen, worin nur eine beſondere Art der Ein⸗ 
ziehung zu erblicken ift (ſtr.). Die Zuläſſigkeit der Aufrechnung durch den Nießbraucher wird 
in der Entſcheidung RG 103, 29 beiläufig auch von dem Reichsgericht angenommen. — Die Ein- 
ziehung hat jedoch nicht die Vernichtung des Vermögenswertes der Forderung zur Folge. 
Durch die Einziehung wird dem Nießbraucher nach § 1075 an dem Geleiſteten nur das Nich- 
brauchsrecht erworben. — Die Erteilung der Zuſtimmung zu einem im Konkursverfahren 
abzuſchließenden Zwangsvergleich bleibt dem Gläubiger überlaſſen, der jedoch dieſe Zu⸗ 
ſtimmung nur mit Einwilligung des Nießbrauchers erklären kann. — Hat der Nießbraucher 
unzuläſſigerweiſe die Forderung einem anderen verkauft, ſo kann der Gläubiger ſich auf den 
Standpunkt ſtellen, daß er vorbehaltlich ſeiner Schadenserſatzanſprüche gegen den Nieß⸗ 
braucher den Verkauf genehmigt. 


8 1075 


Mit der Leiſtung des Schuldners an den Nießbraucher erwirbt der Gläu⸗ 
biger den geleiſteten Gegenſtand und der Nießbrancher den Nießbrauch an 
dem Gegenſtande )). 


Werden verbrauchbare Sachen geleiſtet, ſo erwirbt der Nießbraucher das 


Eigentum; die Vorſchriften des § 1067 finden entſprechende Anwendung). 
E 1 1029 II 984; M 3 545 ff.; P 3 418 ff. 


1. In dem Einziehungsrecht des Nießbrauchers (vgl. 8 1074) iſt es begründet, daß er ohne 
Mitwirkung des Gläubigers zur Annahme der geſchuldeten Leiſtung befugt iſt. Der Schuldner 
wird durch die Leiſtung an den Nießbraucher geradeſo befreit, als wenn die Leiſtung an 
ihn und den Gläubiger gemeinſchaftlich erfolgt wäre. Auch im übrigen wird durch die Leiſtung 
an den Nießbraucher die gleiche Rechtslage hergeſtellt, als wenn zugleich an den Gläubiger 
geleiſtet wäre. Geht die Forderung auf Übereignung einer beweglichen Sache, ſo wird 
durch Übergabe der Sache an den Nießbraucher dem Gläubiger das Eigentum erworben. 
Geht die Forderung auf Verſchaffung eines Rechtes, fo wird durch Leiſtung an den Nieß: 
braucher dem Gläubiger das Recht erworben. Iſt zum Erwerb des Rechtes die Eintragung 
in das Grundbuch nötig, ſo iſt der Nießbraucher befugt, die zur Eintragung erforderlichen 
Rechtshandlungen für den Gläubiger vorzunehmen. Der Nießbraucher iſt demgemäß, wenn 
es ſich um Übereignung eines Grundſtücks handelt, befugt, die Auflaſſung für den Gläubiger 
entgegenzunehmen und deſſen Eigentumseintragung zu beantragen. Dem Grundbuchamt 
muß natürlich der Nießbraucher, damit er zu dieſen Erklärungen für den Eigentümer zu⸗ 
gelaſſen werden kann, den grundbuchordnungsgemäßen Nachweis ſeines Nießbrauchs führen. 
Kann er dies nicht, ſo iſt er berechtigt, die Mitwirkung des Gläubigers zu verlangen. Der 
Nießbraucher handelt hierbei nicht in Vertretung des Gläubigers, ſondern kraft eigenen Rechten. 
Das Vorhandenſein des guten Glaubens beſtimmt ſich daher nach ſeiner Perſon. Doch l 
dies dem Gläubiger, der ſeinerſeits ſchlechtgläubig iſt, nicht zuſtatten, ſofern der Niefbrauche: 
nach beſtimmten Weiſungen des Gläubigers zu verfahren hatte. Durch die Leiſtung ar 
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den Nießbraucher wird aber auch die Sache dieſem zu Nießbrauch erworben, ohne daß 
ihm von dem Gläubiger hieran der Nießbrauch beſtellt zu werden braucht, und zwar tritt 
dieſer Erwerb (ähnlich wie im Falle des § 1287 und des 8 848 Abs 2 38) kraft Ge- 
ſetzes ein. Es bedarf nicht der ſonſt zur Beſtellung des Nießbrauchs vorgeſchriebenen Form 
(r.). Durch die Entftehung des Nießbrauchs wird das Grundbuch unrichtig und es kann 
deshalb gemäß § 894 der Nießbraucher die Zuſtimmung des als Eigentümer eingetragenen 
Gläubigers zur Berichtigung des Grundbuchs verlangen. Er kann auch kraft ſeines Nieß⸗ 
brauchsrechts, deſſen Beſtehen er dem Grundbuchamt nachzuweiſen hat, im Wege der Be⸗ 
richtigung des Grundbuchs ($ 22 GBO), die Eintragung des Nießbrauchs ſelbſt beantragen. — 
Durch die Leiſtung an den Gläubiger wird der Schuldner nur dieſem gegenüber, nicht gegen⸗ 
über dem Nießbraucher befreit (J. § 1074 A 1). 


2. Die Vorſchrift des Abſ 2 war nötig, um die Übereinſtimmung mit § 1067 herzuſtellen, 
da ſonſt nach der Regel des Abſ 1 der Gläubiger das Eigentum erwerben würde. Wie bei 
einem Nießbrauch an verbrauchbaren Sachen das (mit der Verpflichtung zur Erſtattung 
des Wertes nach Beendigung des Nießbrauchs belaſtete) Eigentum auf den Nießbraucher 
übergeht, ſo erwirbt er in gleicher Weiſe das Eigentum, wenn der Forderungsnießbrauch 
in einen derartigen Sachnießbrauch ſich verwandelt, mag nun die Forderung von vornherein 
auf Leiſtung verbrauchbarer Sachen gegangen ſein oder erſt nachträglich, weil Schadenserſatz 
zu leiſten iſt, oder aus anderen Gründen dieſen Inhalt augenommen haben. Nach dem ent⸗ 
ſprechend anzuwendenden § 1067 hat der Nießbraucher nach Beendigung des Nießbrauchs 
dem Beſteller den nach dem Zeitpunkt der Leiſtung ſich beſtimmenden Wert der Sachen zu 
erſetzen, den ſowohl der Beſteller wie der Nießbraucher auf ſeine Koſten durch Sachverſtändige 
feſtſtellen laſſen kann. 


8 1076 


Iſt eine anf Zinſen ausſtehende Forderung Gegenſtand des Nießbrauchs, 
jo gelten die Vorſchriften der SS 1077 bis 10791), 
E 1 1003 II 985; M 3 550, 551; P 3 429 ff. 


1. Das Einziehungsrecht aus 88 1074, 1075 greift nicht Platz, wenn es ſich, wie der § 1076 
ſich ausdrückt, um eine auf Zinſen ausſtehende Forderung handelt, nämlich um eine Forderung, 
die ein dauerndes fruchttragendes Vermögensſtück bilden ſoll (M 3,551). Unter Zinſen find hier, 
wenngleich der Ausdruck an ſich auf Geldzinſen hindeutet, auch ſonſtige geldwerte Vorteile 
zu verſtehen, die als Entgelt für die Nutzung des Kapitals in regelmäßiger Wiederkehr gewährt 
werden. Es macht dabei keinen Unterſchied, ob die Verzinſungspflicht auf Rechtsgeſchäft oder 
einer den Parteiwillen ergänzenden Geſetzesbeſtimmung beruht, wie ſolches nach 88 452, 
641, 698 (Verzinſungspflicht des die Nutzungen beziehenden Käufers, Werkbeſtellers und 
des das hinterlegte Geld für ſich verwendenden Verwahrers), desgleichen nach landesgeſetz 
lichen Beſtimmungen hinſichtlich der Verzinſung der Entſchädigungsſumme ſeit dem Tage 
der Enteignung der Fall iſt (beſtr.). Unerheblich iſt, ob das Kapital nach längerer oder kürzerer 
Zeit zurückzuzahlen iſt oder die Rückzahlungszeit unbeſtimmt gelaſſen iſt, insbeſondere von 
vorhergängiger Kündigung abhängig iſt. Es kommt auch nicht darauf an, ob die Zinſen un⸗ 
verhältnismäßig niedrig find. Die Vorſchriften der SS 1077—1079 werden nicht dadurch 
unanwendbar, daß die an ſich verzinsliche Forderung vorübergehend zinslos kreditiert iſt. 
Der Nießbraucher iſt aus dieſem Grunde nicht etwa zur Einziehung berechtigt und kann auch 
nicht die Zuſtimmung des Gläubigers zu einer anderweiten Kapitalanlage verlangen (vgl. 
91078 A 2). Bei einer auf Zinfen ausſtehenden Forderung ift zwar hauptſächlich an Geldforde⸗ 
rungen zu denken, wie auch § 1077 von „Zahlung“ des Kapitals ſpricht, es werden jeboch 
auch die Forderungen auf Leiſtung vertretbarer Sachen hiervon umfaßt. Unter $ 1076 fallen 
endlich auch ſolche Forderungen, die in einem dinglichen Recht ihren Grund haben, ins⸗ 
beſondere nach der ausdrücklichen Beſtimmung des § 1080 Grundſchulden und Renten- 
ſchulden. Auch Reallaſten ſind hierher zu rechnen, die nach landesgeſetzlichen Beſtimmungen 
(Art 115 EG) ablösbar ſind, bei denen alſo die Ablöſungsſumme im Gegenſatz zu den ein⸗ 
zelnen dem Nießbraucher gebührenden Leiſturgen als das Kapital anzuſehen iſt. — Beſondere 
Vorſchriften find in den 88 1081ff. gegeben für Inhaberpapiere, mit denen ein Recht 
auf Zinſen oder einen GR iſt. nn 155 n n. 
verteilung ausgeſchloſſen (56 B 8 keine Nutzungen, fo iſt fie nicht geeignet; 5 
ſtand des ee zu 115 Wegen des Rechtes auf Beſitz der Schuldurtunde |. $ 1068 A 2 
a. E. und bei Inhaberpapieren $ 1081 A 2. — Die Vorſchriften der 88 10771070 können 
durch Parteivereinbarung oder Anordnung des Erblaſſers geändert werden (vgl. über den 
Nießbrauch am Handelsgeſchäft $ 1085 A 2). Nach dem Willen der Parteien wird regel. 
mäßig anzunehmen ſein, daß der Nießbraucher über das zur jederzeitigen Abhebung als täg- 
liches Geld eingezahlte Kapital gerade fo verfügen darf wie bet einer nicht auf Zinſen aus ⸗ 
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ſtehenden Forderung und daß der Nießbraucher die mit den Zinſen zu zahlenden Kapital ⸗ 
tilgungsbeträge, obſchon ſie nicht zu den ihm zuſtehenden Nutzungen gehören, erheben darf. 
Jedoch kann Beſchränkung auf den Zinsgenuß vereinbart werden (OLG 44, 58). Zuläſſig 
iſt anderſeits eine Vereinbarung, die dem Nießbraucher über die in den 88 10771079 be⸗ 
ſtimmten Befugniſſe hinaus das Recht der freien Verwaltung gibt, ſo daß es der in dieſen 
Paragraphen geforderten Mitwirkung des Gläubigers zu Verwaltungsmaßnahmen nicht bedarf 
(RG Warn 1913, 139; KGJ 40, 275). — Dem Nießbraucher ſteht das Zinsrecht als Ganzes 
zu, nicht nur der einzelne fällige Zinsbetrag (RG 74, 81; KGJ 40, 142). Zuſammentreffen 
von Nießbrauch und Zinsverpflichtung in einer Perſon hindert die Entſtehung des Zinsrechts 
nicht (KGJ 52, 183; vgl. § 1072 A 1). 


8 1077 


Der Schuldner kann das Kapital nur an den Nießbraucher und den Gläu⸗ 
biger gemeinſchaftlich zahlen. Jeder von beiden kann verlangen, daß an 
ſie gemeinſchaftlich gezahlt wird; jeder kann ſtatt der Zahlung die Hinter⸗ 
legung für beide fordern! ). 

Der Nießbraucher und der Gläubiger können nur gemeinſchaftlich kün⸗ 
digen. Die Kündigung des Schuldners iſt nur wirkſam, wenn ſie dem Nieß⸗ 
braucher und dem Gläubiger erklärt wird). 

E I 1033 Abſ 1, 2, 4, 5 II 986; M 3 551 ff.; P 3 423 ff.; 4 698, 


1. Eine ſowohl das Jutereſſe des Gläubigers als des Nießbrauchers berührende Ver⸗ 
fügung über eine auf Zinſen ausſtehende Forderung (vgl. 8 1076 A 1) ſteht dem Gläubiger 
und dem Nießbraucher nur gemeinſchaftlich zu. Beide ſind daher (abweichend von der Regelung 
in 88 420, 428) nur gemeinſchaftlich zur Einziehung und zur Annahme der Zahlung be 
rechtigt. Es kann zwar jeder von ihnen die Zahlung begehren, das Verlangen iſt aber dahin 
zu richten, daß die Zahlung an beide gemeinſchaftlich erfolgt, ſo daß ſie beide Mitbeſitzer werden. 
Sind ſie zur gemeinſchaftlichen Annahme nicht bereit, ſo bleibt, falls der Streit nicht durch 
Urteil entſchieden wird (vgl. $ 1078 A 1), nur der Weg der Hinterlegung. Dieſer Weg kann 
zur Beſeitigung aller Schwierigkeiten auch von vornherein von ihnen gewählt werden. Ein 
jeder kann ſtatt der gemeinſchaftlich zu empfangenden Zahlung (folange eine ſolche noch nicht 
ſtattgefunden hat) die Hinterlegung für gemeinſchaftliche Rechnung verlangen. Die Hinter ⸗ 
legung bewirkt die Befreiung des Schuldners nach näherer Vorſchrift der 88 378, 376. Die 
Zuſtändigkeit der Hinterlegungsſtelle und das Hinterlegungsverfahren beſtimmt ſich gemäß 
Artt 144, 145 EG nach den landesgeſetzlichen Vorſchriften (vgl. 81082 A 2). Zu einem Ver⸗ 

leiche oder einer Aufrechnung iſt der Nießbraucher, da er über die Forderung nur gemein: 
chaftlich mit dem Gläubiger verfügen kann, ohne deſſen Zuſtimmung nicht befugt. — Der Grund 
ſatz des § 1077 gilt auch für den Fall, daß ein Anſpruch auf Schadenserſatz entſtanden ist. It 
eine verzinsliche Hypothekenforderung ausgefallen, ſo kann der Nießbraucher von dem Dritten, 
der den Ausfall verſchuldet hat, die Zahlung des vollen Ausfalls an ſich und den Gläubiger 
gemeinſchaftlich, nicht nur die Zahlung des ihm allein entſtandenen Schadens beanſpruchen 
(RG 89, 432). — Über eine den Nießbrauch mit dem Recht der freien Verwaltung aus 
ſtattende Vereinbarung ſ. § 1076 A 1 a. E. — Der Schuldner kann mit befreiender Wirkung 
nur an den Gläubiger und den Nießbraucher gemeinſchaftlich oder an einen von ihnen mit 
Zustimmung des andern leiſten, wenn er von dem Nießbrauch Kenntnis hat (88 407, 1070 
Abſ 1). Die Folge der Leiſtung an beide Teile ift, daß, abweichend von $ 1075 Abſ 2, an 
dem Geleiſteten der Gläubiger das Eigentum, der Nießbraucher wirklichen (nicht bloß uneigent⸗ 
lichen) Nießbrauch erlangt. Bis zur Wiederanlegung ($ 1079) haben der Glaubiger und der 
Nießbraucher gemeinſchaftlichen Mitbeſitz an dem Geleiſteten. 


2. Auch die Kündigung kann als eine Einziehungshandlung nur von dem Gläubiger und 
Nießbraucher gemeinſchaftlich erklärt werden. Wird von ihnen nicht gemeinſchafllich 
in derſelben Erklärung, ſondern nacheinander gekündigt, ſo wird die Kündigung erſt 
wirkſam, wenn die letzte Erklärung dem Schuldner zugeht (mtr., ob eine ſolche Kündige 
wirkungslos iſt). Zur Wirkſamkeit der Kündigung iſt weiter zu erfordern, daß die = 
meinſchafllichkeit der Erklärung aus der erſten oder zweiten Kündigung erhellt. 75 
Daraus, daß Gläubiger und Nießbraucher nur gemeinſchaftlich zur Einziehung be 
rechtigt ſind, ergibt ſich weiter, daß auch die von dem Schuldner ausgehende W 
um wirkſam zu ſein, ſowohl dem Gläubiger als dem Nießbraucher zugehen muß. an 75 
muß dem Empfänger erkennbar fein, daß die Kündigung eine gemeinſchaftliche iſt. Die 997 
nung kann dagegen, da hier eine Mitwirkungspflicht (§ 1078) nicht ſtattfindet, ſowohl v 
dem Gläubiger als dem Nießbraucher ſelbſtändig erklärt werden (beſtr.). 
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8 1078 


Iſt die Forderung fällig, jo ſind der Nießbraucher und der Gläubiger 
einander verpflichtet, zur Einziehung mitzuwirken !). Hängt die Fälligkeit 
von einer Kündigung ab, ſo kann jeder Teil die Mitwirkung des anderen zur 
Kündigung verlangen, wenn die Einziehung der Forderung wegen Ge⸗ 
fährdung ihrer Sicherheit nach den Regeln einer ordnungsmäßigen Ver⸗ 
mögensverwaltung geboten ijt?). 

E I 1033 Abf II 987; M 3 553, 554; P 3 423 ff. 


1. Beſteht der Nießbrauch an einer auf Zinſen ausſtehenden Forderung, fo liegt im all- 
gemeinen weder dem Gläubiger im Verhältnis zum Nießbraucher, noch — was von 8 1074 
abweicht — dem Nießbraucher im Verhältnis zum Gläubiger die Verpflichtung ob, für 
ordnungsmäßige Einziehung zu ſorgen. Von einer ſolchen Verpflichtung kann regelmäßig 
nicht die Rede ſein, da jeder Teil das Recht der Einziehung hat. Er iſt allerdings hierbei 
auf die Mitwirkung des anderen Teiles angeivieſen. Daraus folgt aber nur die gegenſeitige 
Verpflichtung zur Mitwirkung bei der Einziehung, ſobald die Forderung fällig iſt. Die 
Mitwirkung iſt für die Zahlungsannahme, für die Kündigung (A 2), für die Hinterlegung 
(8 1082 A 1) und für die Wiederanlegung (8 1079 A 1) erforderlich. Auf Erfüllung dieſer 
Verpflichtung kann Klage erhoben werden. Die ſchuldhafte Unterlaſſung der geforderten Mit- 
wirkung macht nach § 270 ſchadenserſatzpflichtig. Wird Klage auf Mitwirkung zur Annahme 
der Zahlung erhoben, fo iſt in dem Klageantrage anzugeben, in welcher Weiſe die Mitwirkung 
erfolgen ſoll. Iſt der Beklagte zur Einwilligung in die vom Kläger bezeichneten Handlungen 
verurteilt, ſo gilt die Einwilligung mit Rechtskraft des Urteils als erteilt ($ 894 ZPO). 
Die Koſten der Einziehung fallen in gleicher Weiſe wie bei Einziehung einer unverzins⸗ 
lichen Forderung als Verwaltungskoſten dem Nießbraucher zur Laſt. Dem Beklagten ſteht 
es frei, gegenüber der Klage auf Mitwirkung das Verlangen der Hinterlegung (vgl. 
§ 1077 A 1) einwandsweiſe oder widerklagend geltend zu machen. 


2. Die Mitwirkung zur Kündigung kann nur gefordert werden, wenn die Einziehung 
wegen Gefährdung der Sicherheit der Forderung notwendig geworden iſt, nicht auch 
in dem Falle, daß die Einziehung zur Erreichung höherer Zinſen oder zur Vermeidung der 
Ungelegenheiten aus ſäumiger Zinſenzahlung wünſchenswert iſt. Für die Frage, ob die Sicher. 
heit gefährdet iſt, kommen die Vorſchriften über die ſichere Anlegung von Mündelgeld nicht 
in Betracht. Die Klage auf Mitwirkung iſt dahin zu richten, daß der Beklagte zur Einwilligung 
in die vom Kläger zu erklärende Kündigung zu verurteilen iſt. Wegen der Zwangsvollſtreckung 
und wegen der Schadenserſatzpflicht ſ. A 1. 


8 1079 


Der Nießbraucher und der Gläubiger ſind einander verpflichtet, dazu 
mitzuwirken, daß das eingezogene Kapital nach den für die Anlegung von 
Mündelgeld geltenden Vorſchriften verzinslich angelegt!) und gleichzeitig 
dem Nießbraucher der Nießbrauch beſtellt wird?). Die Art der Anlegung 
beſtimmt der Nießbraucher!). 


E I 1034 II 988; M 3 524, 525; P 3 423 ff. 


1. Die Wiederanlegung des eingezogenen oder hinterlegten oder vom Schuldner aus- 
gezahlten (f. $ 1077 A 1) Kapitals einer auf Zinſen ſtehenden Forderung (8 1076) ift dahin 
geregelt, daß die für die Anlegung von Mündelgeld gegebenen Vorſchriften zu beachten ſind 
(vgl. die Erl zu $$ 1807 u. 1808), und daß unter den mehreren hiernach zulaſſigen Anlegungs⸗ 
arten der Nießbraucher die Auswahl zu treffen hat. Gleichwohl bedarf der Nießbraucher 
zur Wiederanlegung der Mitwirkung des Gläubigers, da das eingezogene Kapital in ihren 
gemeinſchaftlichen Befit gelangt iſt (. $ 1077 A 1). Ein ſolcher gemeinſchaftlicher Beſig liegt 
auch vor, wenn Gläubiger und Nießbraucher das Geld durch einen gemeinſchaftlichen Bevoll. 
mächtigten in Empfang genommen oder die Aufbewahrung des Geldes einem gemeinſchaft⸗ 
lichen Verwahrer übertragen haben. Auch wenn das Eigentum des Geldes auf den Verwahrer 
übergegangen iſt (8 700), Io ſteht doch die Verfügung über die Forderung auf Rückgabe des 
Geldes dem Gläubiger und Nießbraucher nur gemeinſchaftlich zu. Das gleiche iſt der Fall, 
wenn das gemäß $ 1077 Abſ 1 hinterlegte Geld nach Beſtimmung der in den . ee 
Ländern erlaſſenen Hinterlegungsorduungen (dgl. $$ 7 u. 8 der Pröd v. 21.84. — gentum 
des Staates wird. Ebenſo bedarf zur Wiederanlegung des Geldes der Gläubiger der Mitwirkung 
des Nießbrauchers, und zwar ſchon deshalb, weil dieſer es iſt, der die Art der Anlegung zu ber 
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ſtimmen hat. Der Klageantrag iſt darauf zu richten, daß der Nießbraucher die innerhalb der 
gejeglichen Beſtimmungen von ihm auszuwählende Anlegung bewirkt. Genügt der Nieh- 
braucher trotz Verurteilung dieſer Verpflichtung nicht, ſo kann der Glaubiger zur Auswahl 
und Anlegung von dem Prozeßgericht ermächtigt werden ($ 887 ZPO). 

2. Die Wiederanlegung erfolgt auf den Namen des Gläubigers, fo daß dieſer das Eigen- 
tum der Forderung erlangt. Der Nießbrauch an der neuen Forderung wird vom Nießbraucher 
nicht kraft Geſetzes erlangt, ſondern iſt in gleicher Weiſe zu beſtellen, wie er an der alten 
Forderung beſtand. Der Nießbraucher hat es, da er bei der Anlegung mitzuwirken hat, in 
der Hand, ſich den Nießbrauch bei der Anlegung vorzubehalten. Iſt dies nicht geſchehen, 
fo kann er die nachträgliche Einräumung des Nießbrauchs von dem Gläubiger fordern. 


8 1080 


Die Vorſchriften über den Nießbrauch an einer Forderung gelten auch für 
den Nießbrauch an einer Grundſchuld und an einer Rentenſchuld !). 
E I 1035 II 989; M 3 555, 556; P 3 426, 427. 


1. Ohne die Frage zu berühren, ob es ſich bei der Grundſchuld ($ 1191) und der Renten⸗ 
ſchuld (8 1199) um eine Realobligation oder lediglich um eine dingliche Belaſtung handelt 
(vgl. § 1113 A 6), beſtimmt $ 1080 mit Rückſicht darauf, daß bei der Grundſchuld und Renten⸗ 
ſchuld eine perſönliche Forderung nicht in die Erſcheinung tritt, ausdrücklich, daß die Vor⸗ 
ſchriften über den Nießbrauch an einer Forderung (89 1074—1079) anch für den Nießbrauch 
an einer Grundſchuld und an einer Rentenſchuld gelten. Hypotheken erwähnt § 1080 
nicht, weil ſie mit einer Forderung ihrem Weſen nach verbunden ſind und daher der Nießbrauch 
an einer Hypothek ohne weiteres als Nießbrauch an einer Forderung zu gelten hat. Bei einer 
Grundſchuld, die nach $ 1177 auch eine Eigentümerhypothek iſt, finden bezüglich der Einziehung 
des Kapitals, der Kündigung und der Wiederanlegung, wenn die Grundſchuld verzinslich 
iſt, die 98 1077—1079, andernfalls die §8 1074, 1075 Anwendung. Bei einer Rentenſchuld 
gelten bezüglich des Ablöſungskapitals (§ 1199 Abſ 2) die 88 10771079. 


8 1081 


Iſt ein Inhaberpapier oder ein Orderpapier, das mit Blankoindoſſament 
verſehen ift!), Gegenſtand des Nießbrauchs, jo ſteht der Beſitz des Papiers 
und des zu dem Papiere gehörenden Erneuerungsſcheins dem Nießbraucher 
und dem Eigentümer gemeinſchaftlich zu. Der Beſitz der zu dem Papiere 


gehörenden Zins⸗, Renten⸗ oder Gewinnanteilſcheine ſteht dem Nieß⸗ 
braucher zu?). 


Zur Beſtellung des Nießbrauchs genügt an Stelle der Übergabe des 
Papiers die Einräumung des Mitbeſitzes?). 
ET 1036 Mbf 1, 2, 1037 II 990; M 3 5565 ff.; P 3 427 ff. 


1. Für die Inhaberpapiere und die mit Blankoindoſſament verſehenen Orderpapiere, 
die, ſolauge das Blankoindoſſament nicht ausgefüllt iſt, wie Inhaberpapiere übertragen werden 
($ 365 HGB, Artt 12, 13, 98 Abſ 2 WO), find weitere Vorſchriften in den 99 1081—1083 
gegeben. Dieſe Vorſchriften gelten nicht bloß für die in den $$ 793 ff. behandelten Schuld: 
verſchreibungen auf den Inhaber, ſondern auch für die Namensaktie (5 222 HGB), für 
die auf einen beſtimmten Zahlungsempfänger geſtellten Schecks (§ 8 Scheck) und für die 
in $ 363 HGB aufgeführten Papiere: ferner auch für die nach $$ 179 Abſ 2, 320 Abs 3 8 
über den Geſellſchaftsanteil ausgeſtellten Inhaberaktien, nicht bloß für die zinsberechtigten, 
ſondern auch für die gewinnanteilsberechtigten Papiere (vgl. $ 1076 A 1 a. E.). Nicht zu 
den Inhaberpapieren gehören die in $ 808 bezeichneten Legitimationspapiere (Sparkaſſen⸗ 
bücher uſw.), die wie gewöhnliche Forderungen übertragen werden (OLG 26, 86). — Die 
Vorſchriften der 99 10811083 können durch Vertrag oder durch Verfügung von Todes wegen 
geändert werden (MG Warn 1908 168). Wird beſtimmt, daß der Beſitz allein dem Nieß⸗ 
braucher zuſtehen ſoll, ſo iſt damit die Anwendbarkeit der $$ 1081 und 1082 ausgeſchloſſen. 
Über das Stimmrecht ſowie über das Bezugsrecht auf neue Aktien bei einem Nieß⸗ 
brauch an Aktien vgl. $ 1068 A 3. 5 

2. Die erleichterte Übertragung der Inhaberpapiere, die ſich durch Übergabe der Urkunde 
in der Weiſe vollzieht, daß die mangelnde Berechtigung des Veräußerers durch den guten 
Glauben des Erwerbers unbedingt geheilt wird (5 985), würde für den Gläubiger große Ge: 
fahren mit ſich bringen, wenn der Beſitz der Urkunde allein dem Nießbraucher überlaflen 
würde. Es iſt deshalb der Beſitz des Papiers und des zu dem Papier gehörenden Erneuerung? 
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ſcheins (§ 805) dem Gläubiger und Nießbraucher gemeinſchaftlich zugeſtanden. Die Aus- 
übung des gemeinſchaftlichen Beſitzes kann in der Art ſtattfinden, daß Gläubiger und Nieß⸗ 
braucher das Inhaberpapier unmittelbar in Beſitz behalten (Verwahrung unter gemein⸗ 
ſchaftlichem Verſchluß uſw.) oder den Beſitz einem gemeinſchaftlichen Bevollmächtigten, Ver⸗ 
wahrer, Leiher uſw. übertragen. Aus der Gemeinſchaftlichkeit des Beſitzes folgt, daß der 
Nießbraucher und der Eigentümer nur gemeinſchafilich die aus dem Papier geſchuldete 
Leiſtung einziehen oder ſonſt über das Papier verfügen können. Das Recht des Schuldners 
aber, mit befreiender Wirkung (ſofern nicht ſein Verhalten ein unredliches iſt) an den Inhaber 
zu leiſten, der tatſächlich ſich im Alleinbeſitz befindet, wird durch die Vorſchrift des § 1081 
nicht berührt. Daß der Schuldner nur an den Gläubiger und Nießbraucher gemeinſchaft⸗ 
lich leiſten kann, iſt in § 1081 nicht vorgeſchrieben. Hinſichtlich der Kündigung verbleibt 
es, falls es ſich nicht um die Einziehung durch den im Alleinbeſitz befindlichen Inhaber 
handelt, bei der in $ 1077 Abſ 2 geforderten Gemeinſchaftlichkeit. Wegen der Hinterlegung 
des Inhaberpapiers |. $ 1082 A 1. — Diejenigen Urkunden, die nur für das Nutzungsrecht 
des Nießbrauchers von Bedeutung ſind, wie die Zins⸗, Renten⸗ und Gewinnanteilſcheine 
(Kupons), ſtehen im ausſchließlichen Beſitz des Nießbrauchers. Für die Rechte des Nieß⸗ 
brauchers aus gutgläubigem Erwerb des Nießbrauchs macht es übrigens keinen Unterſchied 
aus, daß er nur Mitbeſitzer, nicht Alleinbeſitzer iſt. 
3. Wegen der Beſtellung des Nießbrauchs ſ. § 1069 A 1 a. E. 


8 1082 


Das Papier iſt nebſt dem Ernenerungsſchein auf Verlangen des Nieß⸗ 
brauchers oder des Eigentümers bei einer Hinterlegungsſtelle mit der Be⸗ 
ſtimmung zu hinterlegen, daß die Herausgabe nur von dem Nießbraucher 
und dem Eigentümer gemeinſchaftlich verlangt werden kann!). Der Nich- 
braucher kann auch Hinterlegung bei der Reichsbank verlangen?). 

E I 1086 Abſ 2 II 991; M 3 557; P 3 427, 428; 6 93, 94. 


1. Die Gemeinſchaftlichkeit des Beſitzes (vgl. § 1081 A 2) wird, wenn die Parteien ſich nicht 
anders hierüber einigen, dadurch verwirklicht, daß das Inhaberpapier nebſt dem Erneuerungs⸗ 
ſchein ($ 805) zur gemeinſchaftlichen Verfügung des Gläubigers und Nießbrauchers hinter⸗ 
legt wird. Zur Hinterlegung bedarf der Gläubiger oder Nießbraucher der Mitwirkung des 
andern Teiles, in deſſen Mitbeſitz das Juhaberpapier ſich befindet. Durch die Hinterlegung 
zur gemeinſchaftlichen Verfügung wird weder der Glaubiger noch der Nießbraucher gehindert, 
ſeine Rechte (oder doch, was den Nießbraucher betrifft, die Ausübung der Rechte) abzutreten. 
In den Beſitz des Inhaberpapiers kann jedoch der eine Teil immer nur mit Zuſtimmung des 
anderen Teiles gelangen. Von der Pflicht zur Hinterlegung kann der Nießbraucher befreit 
werden. Eine ſolche Befreiung kann darin gefunden werden, daß der Nießbraucher durch 
195 von Todes wegen von der Pflicht zur Sicherſtellung entbunden iſt (R Recht 

1 Nr 1144). a 

2. Die Zuſtändigkeit der Hinterlegungsſtelle und das Hinterlegungsverfahren ift landes 
geſetzlich geordnet (Artt 144, 145 Ech — vgl. § 1814 A 2). Zur Hinterlegung iſt in 8 1082 auch 
die Reichsbank für zuſtändig erklärt, und zwar iſt die Reichsbank inſofern bevorrechtigt, als 
auf Verlangen des Nießbrauchers die Hinterlegung, falls nicht das Inhaberpapier bereits 
anderweit hinterlegt iſt, bei der Reichsbank erfolgen muß. Die Hinterlegung bei dieſer Bank 
gewährt den Vorteil, daß nach den von ihr veröffentlichten Bedingungen die Einlöſung der 
Zins- und Gewinnanteilſcheine, die Beſorgung der neuen Scheine und die Überwachung der 
Auslosung oder Kündigung in weiterem Umfange übernommen wird, als dies ſeitens der 
ſtaatlichen Hinterlegungsitellen zu geſchehen pflegt. Die Koſten der Hinterlegung fallen dem 
Gläubiger und Nießbraucher zu gleichen Teilen zur Laſt. 


S 1083 


Der Nießb raucher und der Eigentümer des Papiers ſind einander ver⸗ 
pflichtet, zur Einziehung des fälligen Kapitals, zur Beſchaffung neuer Zins⸗, 
Renten» oder Gewinnanteilſcheine ſowie zu ſonſtigen Maßnahmen mitzu⸗ 
wirken, die zur ordnungsmäßigen Vermögensverwaltung erforderlich ſind ). 

Im Falle der Einlöſung des Papiers finden die Vorſchriften des § 1079 
Anwendung. Eine bei der Einlöſung gezahlte Prämie gilt als Teil des 
Kapitals). 

E 1 1086 Wbf 8, 4 II 992; M 3 557, 568; P 3 427, 428. 
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1. Die in § 1078 für eine auf Zinſen ausſtehende Forderung getroffenen Vorſchriften 
über Verpflichtung zur Mitwirkung behufs Einziehung und Kündigung finden auch auf In⸗ 
haberpaviere Anwendung. Die Mitwirkungspflicht iſt jedoch auf alle Maßnahmen aus⸗ 
gedehnt, die zur ordnungsmäßigen Verwaltung erforderlich ſind (z. B. Umtauſch bei Kon⸗ 
vertierung, Erwirkung der Kraftloserklärung eines vernichteten oder abhanden gekommenen 
Papiers ($ 799)). Ein Verkauf kann insbeſondere bei Gefährdung der Sicherheit des 
Papiers, aber auch wegen Rückgangs der Erträge oder zur Vermeidung großer Verluſte in⸗ 
folge Kursrückgangs erforderlich fein (ftr., ob der Verkauf auch bei Gefährdung zu den Maß⸗ 
nahmen des § 1083 zu rechnen iſt). Die Mitwirkungspflicht kann beim Nießbrauch an Aktien 
auch zu dem Zwecke nötig werden, um dem Nießbraucher oder Gläubiger die Ausübung des 
Stimmrechts (f. hierüber $ 1068 A 8) zu ermöglichen. Die Koſten dieſer Maßnahmen ſind, 
ſoweit ſie nicht als Koſten der laufenden Verwaltung oder als Aufwendungen im beſonderen 
Intereſſe des Nießbrauchers dieſem zur Laſt fallen, von dem Glaubiger allein zu tragen 
(ſtr.). Daran, daß der Inhaber Dritten gegenüber allein zur Verfügung über das Inhaber- 
papier legitimiert iſt, wird durch die Mitwirkungspflicht nichts geändert. 

2. Die Verpflichtung zur Mitwirkung bei der Wiedererlangung eines eingelöſten Papiers 
e nach § 1079. — Über die bei der Einlöſung des Papiers gezahlte Prämie |. 

107 5 


8 1084 


Gehört ein Inhaberpapier oder ein Orderpapier, das mit Blankvindoſſa⸗ 
ment verſehen iſt, nach § 92 zu den verbrauchbaren Sachen, ſo bewendet 
es bei den Vorſchriften des § 10671). 

C 11086 Abſ 1 11 9903; M 3 556, 557; P 3 427, 428; 4 785. 


1. Die Vorſchriften der 88 1081—1088 ſowie der 88 1077—1079 kommen nicht zur An⸗ 
wendung, wenn das Inhaberpapier zu den verbrauchbaren Sachen gehört. Hierzu dürfen 
nach § 92 Reichskaſſenſcheine und Banknoten, die als Gelderſatz dienen, ohne weiteres 
gerechnet werden, andere Inhaberpapiere nur unter der Vorausſetzung, daß ſie nicht als 
Anlagepapier angeſchafft, ſondern zur Veräußerung im laufenden Betriebe beſtimmt find. 
Das Eigentum an dieſen Inhaberpapieren geht vorbehaltlich der Verpflichtung zum Erſatz 
des Wertes nach Beendigung des Nießbrauchs, der ein uneigentlicher iſt, nach § 1067 auf 
den Nießbraucher über. 


III. Nießbrauch an einem Vermögen 


8 1085 


Der Nießbrauch an dem Vermögen einer Perſon kann nur in der Weiſe 
beſtellt werden, daß der Nießbraucher den Nießbrauch an den einzelnen 
zu dem Vermögen gehörenden Gegenſtänden erlangt). Soweit der Nieß⸗ 
brauch beſtellt iſt, gelten die Vorſchriften?) der SS 1086 bis 10883). 


E 1 1038, 1039 II 994; M 3 558 ff.; P 3 429, 480, 435, 486. 


1. Der Nießbrauch an dem Vermögen (Inbegriff von Sachen und Rechten) einer Perſon 
oder dem Nachlaßvermögen ($ 1089), mag der Nießbrauch das Vermögen ganz oder zu 
einem Bruchteil ergreifen, bietet nur inſofern Beſonderheiten, als es ſich um die Haftung 
für die Schulden handelt. Dieſe Haftung iſt in den 98 1086— 1088 geregelt. Ein Nießbrauchs⸗ 
vermögen im Sinne dieſer Beſtimmungen iſt anzunehmen, auch wenn einzelne Vermögens 
gegenſtände von dem Nießbrauch ausgenommen find. Im übrigen bildet das Vermögen 
nicht eine derartige Einheit, daß der Nießbrauch durch einheitliche Handlung im Wege der 
Geſamtrechtsnachfolge beſtellt werden könnte. Es bedarf vielmehr der Beſtellung des Nieß⸗ 
brauchs an den einzelnen zum Vermögen gehörenden Gegenſtänden je nach deren Art 
gemäß $$ 873, 1032, 1069, 1081. So auch nur kann eine durch Rechtsgeschäft unter Lebenden 
(val. $$ 310 f.) oder von Todes wegen ($ 2174) begründete Verpflichtung (J. unten) zur Be. 
ſtellung eines Nießbrauchs an einem Vermögen oder an einer Erbſchaft erfüllt werden 
(RIA 13, 15). Dies iſt jedoch nicht dahin aufzufaſſen, daß der Beſitz an jeder ein 
zelnen beweglichen Sache beſonders übergeben werden müßte. Es genügt zur Beſie 
erlangung der Erwerb der auf die einzelnen Sachen in ihrer Geſamtheit ſich erſtrecken 
den tatſächlichen Herrſchaft. Ebenſo genügt es, wenn die einzelnen Forderungen, an denen 
der Nießbrauch beſtellt werden ſoll, mit einem Geſamtnamen bezeichnet werden. Wegen 
Unzuläſſigkeit eines Vermerks im Grundbuch, daß es ſich um den Nießbrauch an einem Ber; 
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mögen handelt, [. $ 1086 A 1. Das mit dem Nießbrauch belaſtete Vermögen bildet auch 
nicht ein Sondervermögen in der Art, daß die Gegenſtände, die der Eigentümer als 
Erſatz für die Zerſtörung, Beſchädigung oder Entziehung eines Nießbrauchs⸗ 
gegenſtandes erlangt, ebenfalls dem Nießbrauch unterliegen. Dem Nießbraucher iſt 
vielmehr ein ſelbſtändiger Entſchädigungsanſpruch gegeben (val. § 1065 A 2). Steht dem 
Nießbraucher das Verfügungsrecht zu (vgl. Vorbem 2, § 1048 A 1 u. § 1067 A 1), 
ſo ſtellt das Vermögen inſofern eine wirtſchaftliche Einheit dar, als die von dem Nieß⸗ 
braucher als Erſatz der veräußerten Stücke erworbenen Gegenſtände zu dem dem Nießbrauch 
unterliegenden und demnächſt (vorbehaltlich des Erſatzanſpruchs wegen Verwendungen) 
an den Eigentümer herauszugebenden Vermögen hinzutreten. — Die Vorſchriften der 
88 310, 311 über Eingehung der Verpflichtung zur Beſtellung des Nießbrauchs an 
einem Vermögen finden Anwendung auch auf das Vermögen einer juriſtiſchen Perſon, nicht 
aber auf ein Sondervermögen, z. B. ein Handelsgeſchäft, Vorbehaltsgut der Ehefrau (vgl. 
SeuffA 75, 259; Recht 1922 Nr 1392; JW 1925, 42). Die Verpflichtung geht nur fo weit, 
als ein Nießbrauch an den betreffenden Gegenſtänden möglich iſt; gehören zum Vermögen 
z. B. Forderungen, die nach $$ 399, 400 nicht übertragbar find, fo bleiben fie gemäß $ 1069 
Abſ 2 außer Betracht. Nicht der Form des § 311 bedarf ein Vertrag, durch den der Schuldner 
dem von den Gläubigern eingeſetzten Ausſchuſſe die Verwaltung und den Nießbrauch an 
ſeinem Vermögen einräumt, da wirtſchaftlich die Nutzungen dem Schuldner nicht entzogen 
werden, ſondern den hieraus zu befriedigenden Gläubigern nur eine dingliche Sicherheit 
gegen die Verwendung der Nutzungen zu anderen Ausgaben verſchafft wird (RG 72, 116). — 
Auf den Nießbrauch am Vermögen findet die Vorſchrift des $ 260 Anwendung. Der Nieß⸗ 
braucher iſt demzufolge bei Rückgabe des Vermögens zur Aufftellung eines Beſtandsverzeich⸗ 
niſſes und nötigenfalls zur Leiſtung des Offenbarungseides verpflichtet. 

2. Die Vorſchriften der 88 1086—1088 gelten, ſoweit der Nießbrauch beſtellt iſt, d. h. 
für diejenigen Gegenſtände, an denen der Nießbrauch zum Zwecke der Begründung des 
Nießbrauchs an einem ganzen Vermögen oder an einem Bruchteil daran beſtellt 
iſt (OLG 7, 36). Für ſpäter etwa in das Vermögen des Beſtellers fallende Gegenſtände gelten 
die Vorſchriften nicht. 5 

3. Für den Nießbrauch an einem Erwerbsgeſchäft (Handelsgeſchäft) ſind beſondere 
Grundſätze nicht aufgeſtellt. Die der Beſtellung des Nießbrauchs zugrunde liegende Verein ⸗ 
barung oder letztwillige Anordnung wird regelmäßig dahin aufzufaſſen fein, daß dem Nieß⸗ 
braucher zugleich die zum orduungsmäßigen Geſchäftsbetriebe erforderliche Verfügungsmacht 
bei der Verwaltung des Geſchäfts (vgl. 8 1067 A 1) hat zugeſtanden werden ſollen. Anderſeits 
wird dem Nießbraucher regelmäßig die Verpflichtung obliegen, an Stelle der veräußerten 
Waren im Intereſſe der Erhaltung des Geſchäfts audere Waren anzuschaffen. Die VBerfilgungs- 
macht erſtreckt ſich auch auf Forderungen und Schulden des Geſchäfts, ſoweit hierüber zu 
Zwecken des ordnungsmäßigen Geſchäftsbetriebs Verfügungen erforderlich ſind, die auch 
in einem Vergleiche, in einer Stundung uſw. beſtehen können. Der Nießbraucher kann 
verlangen, daß ihm eine ſeiner Verfügungsmacht entſprechende Rechtsſtellung nach außen 
von dem Beſteller eingeräumt wird. Hat der Geſchäftsinhaber dem Nießbraucher den 
Betrieb des Handelsgeſchäfts unter der bisherigen Firma geſtattet, ſo kommt die 
Vorſchrift des § 25 (vgl. auch 8 22 Ab] 2) HGB zur entſprechenden Anwendung, wonach 
der Nießbraucher Dritten gegenüber die Verfügungsbefugnis über die bisherigen Geſchäfts⸗ 
forderungen und die Haftung für die bisherigen Geſchäftsſchulden erlangt. Nicht aber gehen 
ohne befondere Vereinbarung die Forderungen oder Schulden auf ihn über (str.). Die Be⸗ 
ſtimmungen der $8 1086—1088 haben für den Nießbrauch an einem Erwerbsgeſchäft keine 

eltung. — Die Beſtellung eines Nießbrauchs an einem gewerblichen Unternehmen 
als Ganzen iſt unzuläſſig (RG 70, 232; 95, 237; JW 1919, 680). 


§ 1086 


Die Gläubiger des Beſtellers können, ſoweit ihre Forderungen vor der 
Beſtellung entſtanden ſind, ohne Rückſicht auf den Nießbrauch Befriedi⸗ 
gung aus den dem Nießbrauch unterliegenden Gegenſtänden verlangen!) )). 
Hat der Nießbrancher das Eigentum an verbrauchbaren Sachen erlangt, 
ſo tritt an die Stelle der Sachen der Anſpruch des Beſtellers auf Erſatz 
des Wertes; der Nießbraucher iſt den Gläubigern gegenüber zum ſofortigen 
Erſatze verpflichtets). 

E II 995 III 1000; P 3 430 ff.; 6 348. 

1. Di Ni ienenden Gegenſtände können die Gläubiger des Beſtellers 
e an die en nach dem Anfechtungs⸗ 

BGB, Kommentar von Reichsgerichtsräten. III. Bd. 6. Aufl. (Buſch.) 20 
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geſetz anzufechten — nur unbeſchadet des Nießbrauchs zum Gegenſtand der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung machen. Anders iſt es, wenn der Nießbrauch an dent Vermögen einer Perſon 
oder dem Nachlaßvermögen beſtellt iſt. Der Nießbrauch ergreift hier nur das na ch Abzug der 
Schulden übrigbleibende Vermögen. Es verhält ſich hiermit ähnlich wie bei der Übernahme 
eines Vermögens ($ 419). Die Haftung iſt aber in beiden e verſchieden geſtaltet. Der 
Übernehmer twird Herr des Vermögens und damit perjönfiher Schuldner mit Beſchrankung 
der Haftung auf den Beſtand des übernommenen Vermögens, während der Nießbraucher 
lediglich die Befriedigung der Gläubiger, ſoweit ihre Forderungen vor der Beſtellung des 
Nießbrauchs entſtanden ſind (vgl. A 2), aus den dem Nießbrauch unterliegenden Gegen- 
ſtänden dulden muß. Eine weitergehende Haftung liegt dem Nießbraucher nicht ob, ſoweit 
ihm nicht etwa aus dem Rechtsverhältnis zwiſchen ihm und dem Eigentumer beſtimmte Ver⸗ 


dem Eigentümer überlaſſen, die Anſprüche der Gläubiger durch Erhebung einer Interventions 
klage (8 64 3 PO) oder im Zwangsvollſtreckungsverfahren durch Erhebung der Widerſpruchs⸗ 


3. Hat der Nießbraucher gemäß 8 1067 den Wert der in fein Eigentum übergegangenen 
verbrauchbaren Sachen dem Nießbrauchsbeſteller zu erſetzen, jo können ſich die Gläubiger 
des Beſtellers ebenſo wie an die anderen Beſtandteile des Nießbrauchsvermöͤgens auch an 
dieſen Erſatzanſpruch des Beſtellers halten, und zwar können ſie, ſoweit dies zur Bezahlung 
ihrer Forderungen nötig, da der Nießbrauch ihnen nicht entgegenſteht, ſofortigen Erſatz 
verlangen. Den Erſatzanſpruch können die Glaubiger auf Grund eines vollſtreckbaren An' 
ſpruchs gegen den Beſteller pfänden und ſich überweiſen laſſen, ohne daß zuvor (beſtr.; vgl. 
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RG Gruch 58, 1033; 59, 1063; 60, 836; aber auch RG 93, 124) der Nießbraucher, der 
beſonders zu verklagen iſt und dem für dieſen Rechtsſtreit alle Einwendungen vorbehalten 
bleiben, zur Duldung der Zwangsvollſtreckung verurteilt zu ſein braucht. 


8 1087 


Der Beſteller kann, wenn eine vor der Beſtellung entſtandene Forde⸗ 
rung fällig iſt, von dem Nießbraucher Rückgabe der zur Befriedigung des 
Gläubigers erforderlichen Gegenſtände verlangen. Die Auswahl ſteht 
ihm zu; er kann jedoch nur die vorzugsweiſe geeigneten Gegenſtände aus⸗ 
wählen!). Soweit die zurückgegebenen Gegenſtände ausreichen, iſt der 
Beſteller dem Nießbraucher gegenüber zur Befriedigung des Gläubigers 
verpflichtet:). 

Der Nießbraucher kann die Verbindlichkeit durch Leiſtung des geſchul⸗ 
deten Gegenſtandes erfüllen!). Gehört der geſchuldete Gegenſtand nicht 
zu dem Vermögen, das dem Nießbrauch unterliegt, ſo iſt der Nießbraucher 
berechtigt, zum Zwecke der Befriedigung des Gläubigers einen zu dem 
Vermögen gehörenden Gegenſtand zu veräußern, wenn die Befriedigung 
durch den Beſteller nicht ohne Gefahr abgewartet werden kann. Er hat 
einen vorzugsweiſe geeigneten Gegenſtand auszuwählen. Soweit er zum 
Erſatze des Wertes verbrauchbarer Sachen verpflichtet iſt, darf er eine Ver⸗ 
äußerung nicht vornehmens). 

E I 1040 II 996; M 3 561 ff.; P 3 430, 481, 483, 434; 4 609 ff. 


1. Macht der Gläubiger von dem ihm nach $ 1086 zuſtehenden Befriedigungsrecht Ge⸗ 
brauch, fo liegt es, falls ſein Anſpruch nicht auf Leiſtung eines beſtimmten im Nießbrauchs⸗ 
vermögen befindlichen Gegenſtandes geht, in ſeiner Hand, aus welchen Gegenſtänden 
des Nießbrauchsvermögens er im Zwangsvollſtreckungsverfahren feine Befriedigung ſuchen 
will. Die Zwangsvollſtreckung kann aber durch freiwillige Befriedigung des Glaͤubigers ab⸗ 
gewendet werden. Handelt es ſich um Leiſtung eines beſtimmten zum rauhen eruieen 
gehörigen Gegenſtandes, fo kann der Nießbraucher dieſen Anſpruch durch Herausgabe des 
Gegenſtandes ohne weiteres erfüllen. Andernfalls aber entſteht die Frage, ob der Beſteller 
oder der Nießbraucher, deren Intereſſen in dieſer Beziehung auseinandergehen können, zur 
Auswahl der aus dem Nießbrauchsvermögen zur Befriedigung zu verwendenden Gegenſtände 
berechtigt iſt. § 1087 entſcheidet dieſe Frage dahin, daß — abgeſehen von beſonderen Fällen 
(A 3) — der Beſteller auswahlberechtigt iſt, wie dieſer denn auch ſchon vor Überlaffung 
des Vermögens an den Nießbraucher die zur Berichtigung der fälligen Schulden erforderlichen 
Gegenſtände hätte zurückbehalten können. Allerdings darf der Beſteller bei der Auswahl 
der zurückzufordernden oder zurückzubehaltenden Gegenſtände nicht willkürlich verfahren. Er 

arf nur die „vorzugsweiſe geeigneten Gegenſtände“ auswählen. Sind zur Berichtigung 
von Geldſchulden bares Geld oder ohne Verluſt verkäufliche geldwerte Papiere vorhanden, 
ſo darf nicht die Rückgabe von Sachen oder die Überlaſſung von Außenſtänden, auch nicht die 
von dem Nießbraucher geſchuldete Zahlung des Wertes der verbrauchbaren Sachen (pgl. 
$ 1086 A 3) gefordert werden. Müſſen Sachen verkauft werden, fo find in erſter Linie die 
jenigen Sachen geeignet, deren Verkauf ohne Nachteil für den Beſteller und Niehbraucher 
möglich iſt. Nicht allgemein kann geſagt werden, daß auf die nicht im Eigentum des Beſtellers 
ſtehenden Sachen erſt in letzter Linie zurückzugreifen iſt. Stehen die Intereſſen des Be» 
ſtellers und Nießbrauchers einander entgegen, fo darf der Beſteller, falls nicht feine Wahl in 
grober Weiſe gegen die Billigkeit verſtößt, von ſeinen eigenen Intereſſen ſich leiten laſſen. 
Das Auswahlrecht verbleibt übrigens dem Beſteller auch dann, wenn der Nießbraucher die 

chuld aus eigenen Mitteln bezahlt hat und nun ſeinerſeits Erſtattung aus dem Nießbrauchs⸗ 
vermögen fordert. Hat der Beſteller die auf dem Nießbrauchsvermögen ruhende Schuld aus 
dem nießbrauchsfreien (erſt nach Beſtellung des Nießbrauchs erworbenen) Vermögen berichtigt, 
9 kann er in gleicher Weiſe Erſtattung aus dem Nießbrauchsvermögen fordern. — Die in 
$ 1087 beſtimmten Befugniſſe ſtehen dem Beſteller zu auch wegen der das Nießbrauchs⸗ 
vermögen belaſtenden Abgaben, die nicht dem Nießbraucher, ſondern dem Eigentümer zur 
Laſt fallen. — Dem als Nießbraucher in Anſpruch Genommenen iſt ſelbſtverſtändlich in allen 
Fällen der Einwand geſtattet, daß er in Wirklichkeit ein Nießbrauchsrecht nicht erworben habe. 


2. Mit der Rückgabe der zur Schuldentilgung zu verwendenden Gegenſtände erliſcht das 
Nießbrauchsrecht an dieſen Gegenſtänden, ohne daß der Nießbraucher hierauf ausdrücklich 
29˙* 
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Verzicht zu leiſten braucht (vgl. $ 1064 A 1). Dagegen ſteht ihm nunmehr ein Anſpruch 
darauf zu, daß die zurückgegebenen Gegenſtände auch wirklich zur Schuldentilgung ver⸗ 
wendet werden. Hat der Beſteller die Schuld, ohne die zurückgegebenen Gegenſtande hierzu 
zu verwenden, aus eigenen Mitteln berichtigt, ſo kann der Nießbraucher gegen Erſtattung 
des Gezahlten verlangen, daß ihm an dieſen Gegenſtänden der Nießbrauch von neuem em 
geräumt wird. 

3. Ausnahmsweiſe iſt der Nießbraucher berechtigt, die von ihm aus dem Nießbrauchs⸗ 
vermögen auszuwählenden Gegenſtände zur Befriedigung des Gläubigers zu verwenden, 
wenn der geſchuldete Gegenſtand nicht zu dem dem Nießbrauch unterliegenden Vermögen 
gehört. Er darf dies, wenn ihm die Gefahr der Zwangsvollſtreckung oder ſonſtige mit der 
Nichtbefriedigung des Gläubigers verbundene Nachteile drohen. Regelmaßig wird er vorher 
den Beſteller zur Befriedigung des Gläubigers aufzufordern haben. In dringenden Fallen 
kann er aber hiervon abſehen. Dem Nießbraucher iſt es in gleicher Weiſe wie dem Beſteller 
(vgl. A 1) zur Pflicht gemacht, für die Schuldentilgung die vorzugsweiſe geeigneten Gegen⸗ 
ſtände auszuwählen. Insbeſondere ſoll er, wie in § 1087 Abſ 2 Satz 4 für dieſen Fall aus. 
drücklich beſtimmt iſt, nicht eine Veräußerung vornehmen, wenn die fehlenden Geldmittel 
durch die von ihm geſchuldete Zahlung des Wertes der verbrauchbaren Sachen (8 1067) 
beſchafft werden können. Die ſchuldhafte Verletzung dieſer Pflicht macht den Nießbraucher 
dem Beſteller gegenüber ſchadenserſatzpflichtig. Die Gültigkeit der zur Schuldentilgung vor⸗ 
genommenen Veräußerung iſt aber von der Beobachtung dieſer Pflicht nicht abhängig. Zur 
Gültigkeit der Veräußerung genügt es, daß eine Verbindlichkeit in der Tat vorhanden iſt und 
Gefahr im Verzuge obwaltet. Das Fehlen dieſer Voraussetzungen würde übrigens durch den 
guten Glauben des Erwerbers nicht erſetzt werden können. Der gutgläubige Erwerb hat nur 
inſofern Bedeutung, als von dem Nießbraucher Sachen, die nicht dem Beſteller gehören, ver⸗ 
äußert ſind (ſtr.). — Wegen des ferneren Rechtes des Nießbrauchers, den Gläubiger wegen 
des Anſpruchs auf Herausgabe eines beſtimmten Gegenſtandes zu befriedigen, ſ. A J. 


§ 1088 


Die Gläubiger des Beſtellers, deren Forderungen ſchon zur Zeit der 
Beſtellung verzinslich waren, können die Zinſen für die Dauer des Nich- 
brauchs auch von dem Nießbraucher verlangen. Das gleiche gilt von an⸗ 
deren wiederkehrenden Leiſtungen, die bei ordnungsmäßiger Verwaltung 
aus den Einkünften des Vermögens beſtritten werden, wenn die Forderung 
vor der Beſtellung des Nießbrauchs entſtanden iſt!). 

Die Haftung des Nießbrauchers kann nicht durch Vereinbarung zwiſchen 
ihm und dem Beſteller ausgeſchloſſen oder beſchränkt werden?). 

Der Nießbraucher iſt dem Beſteller gegenüber zur Befriedigung der 
Gläubiger wegen der im Abſ 1 bezeichneten Anſprüche verpflichtet. Die 
Rückgabe von Gegenſtänden zum Zwecke der Befriedigung kann der Be⸗ 
ſteller nur verlangen, wenn der Nießbraucher mit der Erfüllung dieſer 
Verbindlichkeit in Verzug kommt'). 

E I 1041 II 997; M 3 564, 565; P 3 434, 435. 


1. Während nach 88 1086, 1087 der Nießbraucher nur verpflichtet iſt, die Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung in das Nießbrauchsvermögen einſchließlich der noch nicht in fein Eigentum über 
gegangenen Nutzungen zu dulden, iſt ihm hinſichtlich der Zinſen und anderen wiederkehrenden 
Leiſtungen, die als eine aus den Einkünften des Vermögens zu beſtreitende Laſt angeſehen 
werden (val. 8 1047 A 1), eine perſönliche Haftung, und zwar nicht nur dem Beſteller ſondern 
auch den Gläubigern gegenüber auferlegt. Dieſe Haftung hat, wenn der Beftellung 
des Nießbrauchs ein hierauf gerichteter ſchuldrechtlicher Vertrag vorhergegangen iſt, bereits in 
dieſem Vertrage ihre Grundlage. Ebenſo wie der Nießbraucher nur einen Anſpruch auf 
Beſtellung des Nießbrauchs an den Vermögensgegenſtänden hat, die zur Zeit der Abſchließung 
des ſchuldrechtlichen Vertrags dem Beſteller gehören, übernimmt er auch nur eine Haftung 
für die Zinſen der zu dieſer Zeit beſtehenden Schulden des Beſtellers Der Wille der Parteien 
kann auch dahin gehen, daß der Nießbraucher ſchon von der Zeit der Abſchließung des Vertrags 
an für die Zinſen aufkommen ſoll, wennſchon er allerdings erſt nach Beſtellung des Nieß⸗ 
brauchs belangt werden kann. Uuẽter Zinſen ſind hier nicht bloß die vertragsmäßigen, ſondern 
auch die geſetzlichen Zinſen ohne jede Einſchränkung, auch die Verzugszinſen zu verſtehen, ohne 
Rückſicht darauf, ob der Verzug durch ſchuldhaftes Verhalten des Beſtellers herbeigeführt iſt. 
Die Berzinslichkeit muß, damit die perſönliche Haftung des Nießbrauchers begründet iſt, 
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ſpäteſtens zur Zeit der Beſtellung des Nießbrauchs vorhanden ſein. Die Zinſen fallen dem 
Nießbraucher auch zur Laſt, wenn der Zinsfuß ein außergewöhnlich hoher iſt oder die Zinſen 
den Betrag der Nutzungen überſchreiten. Den Zinſen gleichgeſtellt ſind diejenigen wieder⸗ 
kehrenden Leiſtungen, welche bei ordnungsmäßiger Verwaltung aus den Einkünften 
des Vermögens beſtritten werden. Es gehören hierher die an die Gläubiger des Beſtellers 
zu entrichtenden Renten, Reallaſtleiſtungen, die aus einem Vertrage oder als geſetzliche Schuld 
nach 8 1708 an das uneheliche Kind zu entrichtenden Unterhaltsbeträge (ſ. im übrigen wegen 
der geſetzlichen Unterhaltspflicht $ 1086 A 2), die als Zuſchlag zu den Zinſen zu entrichtenden, 
zur allmählichen Tilgung des Hauptgeldes beſtimmten Beträge (Amortiſationsquoten), die 
Prämien aus einer vor Begründung des Nießbrauchs von dem Beſteller eingegangenen Ver⸗ 
ſicherung, auch einer Lebensverſicherung, die auf das Vermögen oder die Einkünfte des Ver⸗ 
mögens gelegten Abgaben (Einkommenſteuer, Vermögensſteuer). Auch für dieſe Leiſtungen hat 
der Nießbraucher unbeſchränkt einzuſtehen, ohne Rückſicht darauf, ob die Einkünfte bei 
ordnungsmäßiger Verwaltung des Vermögens zur Deckung der Zinſen und wiederkehrenden 
Leiſtungen ausreichen (ſtr.). Würde der Nießbraucher unter Berufung darauf, daß die 
Einkünfte nicht ausreichen, die Entrichtung verweigern können, wodurch jedesmal eine zeit- 
raubende und ſchwierige Unterſuchung notwendig werden würde, jo würde der durch § 1088 
dem Gläubiger zugedachte Vorteil zum großen Teil wieder zunichte werden. Dem Nieß⸗ 
braucher ſelbſt kann aus der unbeſchränkten Haftung nicht wohl ein Nachteil entſtehen, 
da die Haftung nur für die Nießbrauchszeit beſteht und er jederzeit in der Lage iſt, die 
Beendigung des Nießbrauchs durch Verzicht auf ſein Recht herbeizuführen. Die in § 103 
gegebenen Vorſchriften über die Laſtenverteilung zwiſchen Nießbraucher und Nießbrauchsbe 
fteller bei Beginn und Beendigung des Nießbrauchs gelten in gleicher Weile für die Anſprüche 
der Gläubiger gegen den Nießbraucher. — Nicht betroffen werden durch 8 1088 diejenigen 
Gläubiger, die nur einen dinglichen Anſpruch, nicht zugleich einen perſönlichen Anſpruch 
gegen den Beſteller haben, insbeſondere nicht die Zinſen einer Grundſchuld oder einer 
Hypothek, die Renten bei einer Rentenſchuld, die auf Grund einer Reallaſt zu entrichtenden 
Leiſtungen, ſofern nicht der Beſteller für ſie perſönlich haftet; das Rechtsverhältnis in betreff 
ihrer regelt $ 1047, wonach der Nießbraucher dieſe dinglichen Laſten ohnedies tragen muß. 
Der $ 1088 bezieht ſich ferner nicht auf diejenigen Gläubiger, die erſt nach Beſtellung des 
Nießbrauchs eine Forderung erlangt haben. Doch wird, wenn eine neue Schuld lediglich 
zur Rückzahlung einer früheren Schuld aufgenommen iſt, auch ohne entſprechende Verein 
barung anzunehmen ſein, daß der Nießbraucher für die Zinſen der neuen Schuld bis zur 
früheren Höhe haftbar bleibt. Faß 

2. Die Haftung des Nießbrauchers für die Zinſen und wiederkehrenden Leiſtungen 
(A 1) gegenüber den Gläubigern des Beſtellers iſt eine unbedingte, zwingende; ſie kann 
nicht durch Vereinbarung zwiſchen ihm und dem Beſteller ausgeſchloſſen oder beſchränkt 
werden. f 

3. Die Berichtigung der in A 1 bezeichneten Verbindlichkeiten kann nicht bloß der 
Gläubiger, ſondern auch der Beſteller von dem Nießbraucher verlangen, und zwar jeder 
von ihnen aus ſelbſtändigem Rechte. Das Recht des Beſtellers kann nicht durch einen 
Vertrag des Nießbrauchers mit dem Gläubiger ausgeſchloſſen werden. Die Gemeinſchaft⸗ 
lichkeit der Berechtigung führt aber noch nicht zu der Annahme eines Geſamtgläubigerverhält⸗ 
niſſes im Sinne des 8 428. Das Recht des Beſtellers geht nicht auf Leiſtung an ihn, ſondern 
auf Leiſtung an den Gläubiger. Empfangsberechtigt iſt alſo immer nur der Gläubiger. 
Wird diefer befriedigt oder erklärt er ſich für vorbehaltlos befriedigt, fo erliſcht damit auch 
das Recht des Beſtellers. Bis zu dieſem Zeitpunkte beſteht neben der perſönlichen Ver 
bindlichkeit des Nießbrauchers zugleich die perſönliche Verbindlichkeit des Beſtellers. 
Wird letzterer aus feiner perſönlichen Haftung in Anſpruch genommen, jo kann er — ab- 
geſehen von der persönlichen Erſatzpflicht des Nießbrauchers — die Rückgabe der zur Be⸗ 
richtigung der Schuld erforderlichen Gegenſtände des Nießbrauchsvermögens nach den in 
A 1 zu $ 1087 dargeſtellten Grundsätzen fordern. Hierzu iſt der Beſteller auch ſchon dann 
berechligt, wenn der Nießbraucher mit Berichtigung der perſönlichen Schulden in Verzug 
(88 284, 285) gekommen iſt. 

S 1089 


Die Vorſchriften der SS 1085 bis 1088 finden auf den Nießbrauch an 
einer Erbſchaft!) entſprechende Anwendung 2). 
E I 1048 II 998; M 3 568; P 3 486. 


1. Die ent Anwendung bedeutet, daß bei dem von dem Erblaffer augeordneten 
. W. 2 Nießbrauch an einer Grofhaft an Cielte der perfönlichen Gläubiger des Deftellers 
die Nachlaßgläubiger treten, denen der Nachlaß auch bei Veräußerung der Erbſchaft 
(oder eines Erbteils) verhaftet bleibt (58 2382 ff., 1922 Abſ 2, 2086). Ein Nießbrauch an einer 
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Erbſchaft kaun auch dadurch begründet werden, daß die ſämtlichen Miterben ihre Erbanteile 
mit dem gleichen Nießbrauch belaſten. Der Nießbrauch iſt aber hier von einem Vermögens⸗ 
nießbrauch inſofern verſchieden, als er die jeweils zum Nachlaſzvermögen gehörigen Gegen⸗ 
ſtände ergreift. Über den Begriff der Nachlaßgläubiger ſ. 8 1967 A 1, 2 u. 3. Nur zugunſten 
dieſer Gläubiger (nicht der Gläubiger des Erben) hat der Nießbraucher die in den 8 1086 
bis 1088 beſtimmten Verpflichtungen zu erfüllen, ohne daß er im Falle des 8 1086 
(vgl. A 2 daſ.) einwenden kann, daß der Beſteller des Nießbrauchs nicht der wahre Erbe oder 
Miterbe geweſen ſei. Das Recht, gemäß § 1087 die Rückgabe der zur Berichtigung der Nachlaß ⸗ 
verbindlichkeiten erforderlichen Erbſchaftsgegenſtände zu verlangen, ſteht, wenn der Beſteller 
nicht der wahre Erbe ſein ſollte, nur dem letzteren, nicht dem Beſteller zu. — Die Eingehung 
der Verpflichtung zur Belaſtung der Erbſchaft mit einem Nießbrauch bedarf 
ebenſo wie der Erbſchaftskauf der in § 2371 vorgeſchriebenen gerichtlichen oder notariellen 
Beurkundung. Die Belaſtung des Anteils des Miterben mit einem Nießbrauch ſtellt ſich 
als eine der gleichen Beurkundung bedürfende Verfügung über den Erbteil im Sinne des 
§ 2033 dar (vgl. $ 2033 A 3). — Wegen des Nießbrauchs an einem Erbteil vgl. § 1066 
A 1—3. Der Miterbe kann ohne Zuſtimmung des Nießbrauchers die Erbauseinanderſetzung 
nicht betreiben. Auch bei dem Nießbrauch an einem Erbteil iſt (gleicherweiſe wie bei dem 
Pfandrecht an einem Erbteil, R ZW 1914, 7651) nicht anzunehmen, daß der Nießbrauch 
ohne weiteres ſich auf die bei der Auseinanderſetzung dem Miterben zugeteilten Gegen⸗ 
ſtände überträgt. 

2. Von dem Erblaſſer kann der Nießbrauch an einer Erbſchaft oder einem Erbteil, falls 
nicht der Nießbraucher in Wirklichkeit die Stellung eines Vorerben hat, nur als Vermächtnis 
(88 2147 ff.) zugewendet werden. Der Nießbraucher hat nach § 2174 einen Anſpruch darauf, 
daß ihm der Nießbrauch von dem Erben als dingliches Recht eingeräumt wird, was nach 
Maßgabe des $ 1085 durch Beſtellung des Nießbrauchs an den einzelnen zu der Erbſchaft 
gehörenden Gegenſtänden erfolgt. Auch ihm gegenüber iſt der Teſtamentsvollſtrecker zur 
Auskunftserteilung über den Beſtand des Nachlaſſes verpflichtet (vgl. §88 2215, 666, 2203; 
RG JW 04, 3387). 


Dritter Titel 
Beſchränkte perſönliche Dienſtbarkeiten!) 


8 1090 


Ein Grundſtück?) kann in der Weiſe belaſtet werden, daß derjenige, zu 
deſſen Gunſtens) die Belaſtung“) erfolgt, berechtigt iſt, das Grundſtück in 
einzelnen Beziehungen zu benutzen“), oder daß ihm eine junjtige Befugnis 
zuſteht, die den Inhalt einer Grund dienſtbarkeit bilden kanne) (beſchränkte 
perſönliche Dienſtbarkeit). 

Die Vorſchriften der SS 1020 bis 1024, 1026 bis 1029, 1061 finden ent⸗ 
ſprechende Anwendung). 

E I 1044, 1048 f. II 999; M 3 566 ff.; P 3 436 ff. 


1. Nur Grundſtücke und die Rechte, auf welche die Vorſchriften über Grundſtücke An 
wendung finden, können zugunſten einer beſtimmten natürlichen oder juriſtiſchen Perſon 
mit beſchränkten perſönlichen Dienſtbarkeiten belaſtet werden (8 1090 Abf 1 Satz 1). Der 
Inhalt dieſer Dienſtbarkeiten kann in dem Rechte, das Grundſtück in einzelnen Beziehungen 
zu benutzen, oder in einer ſonſtigen Befugnis beſtehen, die den Inhalt einer Grunddienſt, 
barkeit bilden kann (§ 1090 Abſ 1 Satz 2; § 1018), mit der Maßgabe, daß der Umfang des 
Rechtes im Zweifel durch die perfönlichen Bedürfniſſe des Berechtigten beſtimmt wird ($ 1091). 
Die Dienſtbarkeit iſt, wie der Nießbrauch, unvererblich und unübertragbar (88 1090 Abſ 2, 
1061, 1092 Satz 1). Anders wie beim Nießbrauch (5 1059 Satz 2) iſt auch die Uberlaſſung 
der Ausübung an einen anderen regelmäßig unzuläſſig (§ 1092 Satz 2). Nur das Wohnungs⸗ 
recht (§ 1093) iſt nach mehreren Richtungen den Vorſchriften über den Nießbrauch unterſtellt. 
Hinſichtlich der Begründung und Aufhebung der Dienſtbarkeiten finden die allgemeinen 
Vorſchriften der 88 873—878 Anwendung. — Sonſtige Vorſchriften über dieſe Dienftbar- 
keiten enthalten G8 88 23, 24, 50; ZUG 89 92, 121; CG. 3B 8 9. — Von den Vorbe 
halten im EG zugunſten der Landesgeſetzgebung kommen für dieſe Dienſtbarkeiten be 
ſonders in Betracht die in Artt 118 (Ablöſung, Umwandlung oder Einſchränkung von Dienſt⸗ 
barkeiten in den Fällen der Zuſammenlegung von Grundſtücken, Gemeinheitsteilung); 119 
(Unterſagung, Beſchränkung oder Beſtimmung des Inhalts und des Maßes); 120 (Unſchab⸗ 
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lichkeitszeugnis im Falle der Teilveräußerung des belaſteten Grundſtücks); 128 (Dienſtbarkeit 
an buchungsfreien Grundſtücken); 133 (Recht auf Kirchenſtühle und Begräbnisplätze). Von 
den Übergangsvorſchriften vgl. EG Artt 184 (Beſtehenbleiben der zur Zeit des Inkraft⸗ 
tretens des BOB beſtehenden Dienſtbarkeiten mit dem bisherigen Inhalte und Range); 
189 (Begründung und Aufhebung nach den bisherigen Geſetzen ſo lange, bis das Grundbuch 
als angelegt anzuſehen iſt); 191 (Befitichub). — Auf die beim Inkrafttreten des BG 
beſtehenden beſchränkten perſönlichen Dieuſtbarkeiten finden die 88 1020—1024, 1026 —1028 
nicht entſprechende Anwendung, da Art 184 Satz 2 Ech nur für Grunddienſtbarkeiten die An- 
wendung dieſer Beſtimmungen vorſchreibt (NG JW 1922, 26%). Im übrigen ſteht es der An ⸗ 
wendung des Art 184 EG auf die beſchränkte perſönliche Dienſtbarkeit nicht entgegen, wenn die 
Dienſtbarkeit nicht eingetragen iſt; denn ſie „belaſtet“ im Sinne des Art 184 das Grundſtück 
auch dann, wenn fie zwar nicht eingetragen ift, aber dennoch beſteht (RG 55, 315; 56, 13; 66, 
30). Nach preußiſchem Recht konnte eine ſolche Dienſtbarkeit gemäß 8 12 EigEGeſ. auch ohne 
Eintragung an ſich beſtehen; jedoch war ihre Wirkſamkeit gegenüber Dritten, gleichviel ob ſie 
dieſen bekannt war oder nicht, von der Eintragung abhäugig. Nur mit dieſer beſchränkten 
Wirkung find ſolche zur Zeit des Inkrafttretens des BGB beſtehende, aber nicht eingetra⸗ 
enge Dienſtbarkeiten beſtehengeblieben (RG 66, 30). Erſt mit ihrer Eintragung erlangen fie 
gegenüber Dritten, insbeſondere gegenüber Erwerbern im Sinne des $ 892, Wirkung (RG 66, 
30). Auf Grund des dinglichen Rechtes beſteht aber auch nach Inkrafttreten ein Anſpruch 
auf Bewilligung der Eintragung (RG Gruch 46, 132; JW 04, 2821). Hat allerdings in: 
zwiſchen ein anderer als der urſprüngliche Beſteller oder deſſen Geſamtrechtsnachfolger das 
Grundſtück erworben, ſo kann die Eintragung, auch wenn der Erwerber bösgläubig war, nicht 
erfolgen, ausgenommen ſelbſtverſtändlich, wenn der andere ſeine Zuſtimmung zu der Eintragung 
gibt (RG JW OL, 281). — Über irreguläre Perſonalſervituten des gemeinen Rechtes be. 
treffend das Recht zur Gewinnung nicht regaler Bodenbeſtandteile (Kaliſalze, Petroleum) 
vgl. RG 59, 289; JW 1922, 268. 

2. Ein Grundftüd oder ein ſolches Recht, auf das die Vorſchriften über Grundſtücke An⸗ 
wendung finden, mithin das Erbbaurecht (8 1017; VO v. 15. 1. 19 § 11) und die in den 
Artt 63, 68, 196 EG bezeichneten Rechte, nicht aber eine bewegliche Sache. Doch kann ſich 
auf eine ſolche, wenn fie Zubehör eines Grundſtücks iſt, das Wohnungsrecht ($ 1098) eritreden. 
An einem Bruchteil eines Grundſtücks kann eine beſchränkte perſönliche Dienſtbarkeit nicht 
beſtellt werden (vgl. Prot 3 S. 436, 310); wohl aber an einem beſtimmten, begrenzten 
Teil eines Grundſtücks (f. $ 1018 A 2). Über die Frage, ob mehrere ſelbſtändige Grund⸗ 
ſtücke mit ein und derſelben Dienſtbarkeit belaſtet werden können (3. B. mit einem 
Wohnungsrecht, wenn ſeine Ausübung ſich nur auf ein Grundſtück, auf dem das Haus ſteht, 
oder wenn es ſich auf die mehreren Grundſtücke erſtreckt), vgl. § 1018 A 5. 

3. Derjenige, zu deſſen Gunſten die Belaſtung erfolgt, kann nur eine beſtimmte natür- 
liche oder juriſtiſche Perſon (3. B. eine Aktiengeſellſchaft, KGJ 53, 158; eine Gewerkſchaft, 
RA 7, 254; eine Genoſſenſchaft, NZA 10, 72; eine Stadtgemeinde [j- unten: Gemeinde), 
KJ 47, 186) fein (KJ 39 A 210; vgl. auch $ 1093 A 1). Daher z. B. nicht eine preu- 
ßiſche Polizeibehörde, da fie keine juriſtiſche Perſon iſt, ſofern nicht etwa nur eine falſche Be 
zeichnung für den Fiskus oder für eine Stadtgemeinde gebraucht iſt (KJ 39 A 210). Nicht 
ausgeſchloſſen iſt die Belaſtung für mehrere beſtimmte Perſonen als gleichzeitige und gemein- 
ſchaftliche Berechtigte (3. B. für Eheleute, Eltern, Kinder; über die Eintragung in einem 
ſolchen Falle vgl. 8 48 GBO). Dagegen iſt ausgeſchloſſen die Beſtellung einer Dienſtbarkeit 
in der Weiſe, daß nach dem Tode des zunächſt Berechtigten deſſen Erbe oder ſonſt ein an- 
derer Berechtigter fein ſoll; denn das BGB kennt nur eine mit dem Tode des Berechtigten 
endigende (88 1090 Abſ 2, 1061) Dienſtbarkeit (OLG 10, 117; 14, 88). Die Belaſtung für eine 
Gemeinde kaun auch fo geſchehen, daß ſie deren einzelnen Mitgliedern dient (3. B. jo, daß 
diefe einen Weg, einen Park, eine Waſſerleitung benutzen können; vgl. Prot 3, 439, auch R& 4, 
132; 7, 164; 14, 214; Seuff2 41 Nr 173; 42 Nr 18; 44 Nr 163; 55 Nr 63; 58 Nr 70; JF 4, 378). 
$ 1091, der nur eine Auslegungsregel enthält, ſteht dem nicht entgegen. Klageberechtigt ſind 
aber in ſolch einem Falle nicht die einzelnen Mitglieder, ſondern die Gemeinde. Denn ein⸗ 
getragen im Grundbuche kaun die Dienſtbarkeit nicht ſein für das einzelne Mitglied, ſondern 
nur für die Gemeinde als juriſtiſche Perſon, die allein zur Verfügung über das Recht befugt 
iſt, während die Gemeindeangehörigen nur aus dem Rechte der Gemeinde die Dienſtbarkeit 
ausüben. Das für oder gegen die juriftifche Perſon ergangene Urteil wirkt auch Für oder gegen 
die Mitglieder (vgl. RG 44, 145; 61,342; SeuffA 59 Nr 71). Für Kreiſe von Perſonen, die 
nicht eine iuriftiiche Perſon bilden (3. B. für einen nichtrechtsfähigen Verein), kann eine be- 
ſchränkte verſönliche Dienſtbarkeit nicht begründet werden, weil eben nur eine beſtimmte 
Perſon Berechtigter fein darf (vgl. SeuffA 59 Nr 6). Dagegen iſt für zuläſſig zu erachten 
die Beſtellung mehrerer Dienſtbarkeiten gleichen Inhalts für mehrere Perſonen in der 
Weiſe, daß dieſe nacheinander als Berechtigte folgen (3. B. für die jeweiligen Inhaber 
einer Firma); $ 1092 fteht dem nicht entgegen, denn es handelt ſich dann um Endtermin 
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oder auflöſende Bedingung (ſ. A. 4) für die eine und zugleich um Anfangstermin oder 
aufſchiebende Bedingung für die andere Dienſtbarkeit (vgl. OLG 36, 164). — Soll eine per⸗ 
ſönliche Dienſtbarkeit durch eine Grunddienſtbarkeit ($ 1018) erſetzt werden, jo kann dies nur 
in der Weiſe geſchehen, daß die erſtere Dienſtbarkeit gelöſcht und die Grunddienſtbarkeit neu 
eingetragen wird (J. $ 877 A 4). 

4. Die Belaſtung wird gemäß 8 873 durch Einigung und Eintragung bewirkt. Über das 
Weſen der Einigung und die Erforderniſſe für ihre Rechtsgültigkeit vgl. $ 873 A 7, 8, 9. 
Hervorzuheben iſt, daß die Einigung zur Gültigkeit einer Form nicht bedarf. Formellrechtlich 
genügt zur Vornahme der Eintragung gemäß § 19 GBO die Eintragungsberilligung 
des Eigentümers des zu belaſtenden Grundſtücks, ohne daß es des Nachweiſes der Einigung 
bedarf; anderſeits muß die Bewilligung in der im $ 29 Satz 1 GB vorgeſchriebenen Form 
erklärt fein. Der ferner erforderliche Eintragungsantrag (§ 13 Abſ 1 GBO) kann (formlos, 
8 30 GBO) ſowohl von dem Aftivbeteiligten als auch von dem Paſſivbeteiligten geſtellt wer⸗ 
den ($ 13 Abſ 2 GBO). Die Eintragung, bei der gemäß $ 874 auf die Eintragungsbewilligung 
Bezug genommen werden kann (vgl. auch 8 50 GBO), erfolgt auf das zu belaſtende Grund⸗ 
ſtück. Die Dienſtbarkeit kann auch (z. B. durch Kündigung) auflöſend bedingt beſtellt werden, 
da eine entgegenſtehende Geſetzesbeſtimmung nicht beſteht (OLG 43, 225; 1. A 3 a. E.). — 
Zur rechtsgeſchäftlichen Aufhebung iſt gemäß § 875 Aufgabeerklärung des Be⸗ 
rechtigten und Löſchung erforderlich. Vgl. § 875 A 7, 8. Erliſcht die Dienſtbarkeit durch 
den Tod des Berechtigten (88 1090 Abf 2, 1061; vgl. hierüber A 7), jo kann Berich⸗ 
tigung des Grundbuchs durch Löſchung gemäß § 22 GBO auf Grund der Sterbeurkunde 
beantragt werden (vgl. jedoch §9 28, 24 GBO und dazu RIA 4, 181; ſ. oben und A3 a. E.). 
Nach Eintritt einer auflöſenden Bedingung oder eines Endtermins gilt hinſichtlich 
der Grundbuchberichtigung Entſprechendes wie für den Fall des Todes des Berechtigten. 
Die Dienſtbarkeit kann nach Maßgabe des § 901 durch Verjährung erlöſchen. Durch Ver⸗ 
1 Berechtigung und des belaſteten Eigentums in einer Perſon erliſcht fie nach 
3 889 nicht. 

5. Von der Berechtigung zur Benutzung in einzelnen Beziehungen gilt das gleiche, wie 
wenn eine ſolche den Inhalt einer Grunddienſtbarkeit bildet (vgl. hierüber $ 1018 A 6, 7). 
Hervorzuheben iſt hier, daß die Benutzung auch mit einer Verringerung des Grund⸗ 
ſtücksbeſtandes (3. B. durch Entnahme von Bodenbeſtandteilen wie Steine, Mineralien, 
Kalk) verbunden fein kann (KGJ 24 A 119; NINA 7, 254; OLG 10, 413; 15, 359; 26, 99; 48, 8), 
ſowie mit teilweiſer Entziehung von Nutzungen des Grundſtücks [z. B. durch Weiden von Vieh 
im Falle einer Weideberechtigung] (vgl. RG 104, 148). Das Recht, auf fremdem Grund und 
Boden die Jagd auszuüben, könnte, da es die Befugnis enthält, den Grundbeſitz zum Zwecke 
der Jagdausübung zu benutzen, an ſich Gegenſtand ſowohl einer Grunddienſtbarkeit wie 
einer beſchränkten perſönlichen Dienſtbarkeit fein. Jedoch in Preußen iſt dies ausgeſchloſſen, 
da nach $2 Jagd O v. 15. 7. 09 eine Trennung des Jagdrechts vom Grund und Boden als 
dingliches Recht unſtatthaft und damit die Begründung eines dinglichen Nutzungsrechts auf 
Jagdausübung für einen Nichteigentümer, ohne Unterſcheidung hinſichtlich der Zeitdauer 
des Rechts, verboten iſt (KJ 34 A 250; JFG 2, 332). Über eine Dienſtbarkeit, welche die Be⸗ 
nutzung eines Gebäudes auf dem belaſteten Grundſtück zu Geſchäftszwecken des Berech⸗ 
tigten zum Gegenſtand hat, vgl. 81093 A 1. Rein ſchuldrechtliche Verpflichtungen können 
ebenſowenig, wie bei Grunddienſtbarkeiten, Gegenſtand der beſchränkten perſönlichen Dienſt⸗ 
barkeit fein (z. B. nicht die Verpflichtung, verkaufte Bäume zu fällen und durch den anderen 
wegnehmen zu laſſen, RG 60, 319; OLG 43, 8, oder ein Recht auf Entziehung eines Grund⸗ 
ſtücks, KGJ 25 K 148, vgl. $ 1018 A 4). — Das Recht zur Grundſtücksbeuutzung kann ferner 
ſeiner Natur nach, da ein Grundſtück zur Befriedigung eines wirtſchaftlichen Bedürfniſſes 
benutzt wird, nur ein ſolches ſein, das für den Berechtigten einen wirtſchaftlichen 
Vorteil bietet oder bieten kann (RG 61, 341, deſſen grundſätzliche Ausführungen allerdings 
in RG 111, 394 anſcheinend auch [ſ. unten A 6] für dieſen Fall der Dienſtbarkeit nicht auf. 
rechterhalten find; JFG 4, 380). Ein ſolcher Vorteil kann auch in einer bloßen Annehmlichkeit 
(z. B. Beſuch von Parkanlagen zum Zweck des Vergnügeus und der Erholung; Benutzung 
eines kürzeren Zugangs zu einem andern Grundſtück) beſtehen (vgl. RG 14, 214; 44, 146; 
61, 342; JFG 4, 381). Dagegen iſt ein ſolcher Vorteil zufolge Grundſtücksbenutzung daun 
nicht gegeben, wenn einem Maſchinenfabrikanten das Recht gewährt iſt, eine an den Eigen 
tümer des Grundſtücks unter Vorbehalt des Eigentums verkaufte Maſchine auf dem Grund ⸗ 
ſtück zu haben. Denn aus dem Haben auf dem Grundſtücke zieht der Fabrikant keinen 
dauernden Vorteil, vielmehr iſt dieſes Haben für ihn eher eine Laſt, weil der Eigentümer 
die Maſchine benutzen darf. Einen Vorteil hat er nur aus dem Verkauf der Maſchine nebſt 
Eigentumsvorbehalt, nicht aus dem Grundſtücke des Schuldners. Daher kann eine Dienftbar- 
keit mit dem genannten Inhalte nicht beſtellt werden (ftr.; RIA 9, 140). 2 

6. Als eine ſonſtige Befugnis, die den Inhalt einer Grund dienſtbarkeit bilden kann, 
kommt, da im 8 1090 Abſ 1 der erſte Fall des § 1018, Berechtigung zum Benutzen des Grund⸗ 
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ſtücks in einzelnen Beziehungen, bereits vorweg als zuläſſiger Inhalt einer beſchränkten per⸗ 
fönlichen Dienſtbarkeit beſtimmt ift, und da der dritte Fall des § 1018, Ausſchluß der Aus⸗ 
übung eines geſetzlichen Benutzungsrechts, das ſich aus dem Eigentum an dem belaſteten 
Grundstücke dem anderen Grundſtücke gegenüber ergibt (Legalſervitut), für die beſchränkte 
perſönliche Dienſtbarkeit, weil deren Inhaber nicht ein Grundſtück, ſondern eine Perſon iſt, 
leine Bedeutung hat (f. unten; ſtr.; a. M. RIA 10, 72; KG 51, 248), nur der zweite 
Fall des § 1018, die Unterlaſſung gewiſſer Handlungen auf dem Grundſtück, in Betracht. 
Über dieſen für die Grunddienſtbarkeit und alſo auch für die beſchränkte perſönliche Dienſt⸗ 
barkeit zuläſſigen Inhalt vgl. § 1018 A 8. Zu bemerken iſt aber, daß hier das Erfordernis 
des § 1019 (Vorteil für das herrſchende Grundſtück) nicht in Betracht kommt. Daher kann 
3. B. ein gewerbliches Wettbewerbsverbot (z. B. Verbot eines Kinobetriebs) ohne Rückſicht 
auf das Bedürfnis des Berechtigten den Inhalt einer beſchränkten perſönlichen Dienſtbarkeit 
bilden (OLG 45, 229; |. dagegen § 1019 A 4). Hervorzuheben iſt ferner, daß eine Dienſtbarkeit 
auch für eine juriſtiſche Perſon (z. B. eine Gemeinde, eine Aktiengeſellſchaft, eine Genoſſen⸗ 
ſchaft, eine Verſicherungsanſtalt zuläſſig iſt (RG 14, 214; 44, 146; 61, 342; 111, 394; KGJ 
36 A 216; 42 A 246; 45, 227; 47, 186; 53, 158), 3. B. dahin, daß auf dem belafteten Grundſtücke 
für eine gewiſſe Zeit keine gewerblichen Betriebe ſtattfinden, keine Bauten an einer Straße 
über eine beſtimmie Höhe hinaus, keine Fabrikanlagen, keine Verkaufsläden, Schankwirtſchaften 
eingerichtet werden (OLG 5, 316; 10, 118; 21, 37 Anm; KG 36 A 216; 39 A 212; 42, 245; 
45, 228; I§ G 4, 381), nur Perſonen beſtimmter Art oder Zahl wohnen dürfen (RG 111, 394; 
KJ 36 A 216; 42, 245; RIA 10, 72). Die dem Eigentümer des belaſteten Grundſtücks⸗ob⸗ 
liegende Unterlaſſungspflicht darf aber nur auf Beſchränkung in der tatſächlichen Herrſchaft, die 
ſich in als ein Verfahren mit der Sache im Sinne des $ 903 ſich darſtellenden Handlungen kund⸗ 
gibt, gerichtet fein (RG 111, 395; RA 10, 74), auch wenn dadurch der Verpflichtete in ſeiner 
perſönlichen oder gewerblichen Freiheit beſchränkt wird (JG 4, 382). Eine Beſchränkung in 
der rechtlichen Verfügung über das Grundſtück (z. B. ein Verbot der Teilung, der Verpachtung, 
der Nießbrauchsbeſtellung, der Übertragung des Eigentums an eine andere Perſon) kann 
den Inhalt einer Dienſtbarkeit nicht bilden (OLG 21, 407; KGJ 45, 229; auch RG 111, 395). 
In KJ 49, 195 iſt angenommen, daß eine beſchränkte perſönliche Dienſtbarkeit für 
den Eigentümer von Bergwerksanlagen (eine Aktiengeſellſchaft) auf Duldung von ſchäd⸗ 
lichen Einwirkungen aus dem Betrieb der Anlagen beſtellt werden kann. Dem iſt nicht bei» 
zuſtimmen, da für dieſe Dienſtbarkeit der Fall der Ausſchließung einer Legalſervitut nicht in 
Betracht kommt (f. oben) und es ſich weder um Benutzen eines Grundſtücks in einzelnen Be. 
ziehungen noch um Unterlaſſungen handelt. Es kann nur eine Grunddienſtbarkeit für das 
Bergwerkseigentum, zu deſſen Beſtandteilen die Anlagen gehören, beftellt werden (vgl. 5 1018 
A 9). Entſprechendes gilt hinſichtlich der in KGJ 51, 249 angenommenen Zuläſſigkeit einer 
beſchränkten perſönlichen Dienſtbarkeit für den Oberlieger an einem Privatfluß gegenüber 
dem Eigentümer eines unterliegenden Grundſtücks auf Duldung der Zuführung von Waſſer 
aus dem Grundſtücke des Oberliegers in den Privatfluß über den durch Niederschlags-, Haus 
und Wirtſchaftswäſſer beftinnmten Umfang hinaus; es kann auch hier nur die Beſtellung einer 
Grunddienſtbarkeit für das Grundſtück des Oberliegers in Frage kommen. — In einem 
Tun kann auch (vgl. $ 1018 A 4) eine beſchränkte perſönliche Dienſtbarkeit nicht beſtehen. 
Ein ſolches (3. B. eine Fähre dauernd zu unterhalten und im Betriebe zu erhalten) kann nur 
Gegenſtand einer Reallaſt ($ 1105) fein (OLG 26, 101). — Streitig iſt, ob auch für dieſe Art 
der Dienſtbarkeit (hinſichtlich der andern Art ſ. A 5) ein wirt] chaftlicher Vorteil für den 
Berechtigten, an deſſen 1 der Berechtigte ein privatrechtliches Intereſſe hat, 
unbedingtes Erfordernis iſt. Aus 51019, der in 51090 Abſ 2 nicht mitangeführt ift, iſt dies 
nicht, wie in RG 61, 341, zu entnehmen. Einen rechtsſchutzwürdigen Vorteil allerdings muß 
auch diefe Dienſtbarkeit nach allgemeinen Grundſätzen und, da nach $ 1091 für den Umfang 
der Dienſtbarkeit das durch fie zu befriedigende perſönliche Bedürfnis des Berechtigten im 
Zweifel beſtimmend fein ſoll, für den Berechtigten ergeben (RG 111, 392). Aber daß der 
Vorteil ſtets ein rein wirtschaftlicher, lediglich auf dem Gebiete des Privatrechts liegender 
fein muß, ift nicht anzuerkennen, vielmehr ift nach Sinn und Zweck des Geſetzes, das nur 
allgemein eine „Befugnis“ (zum Verbot der Vornahme einer Handlung auf dem belafteten 
Grundſtüch erfordert, auch ein voll, gemein. oder ſtaatswirtſchaftlicher Vorteil für ge- 
nügend zu erachten. wenn er nur zur Verfolgung mit Rechtsbehelfen des Privatrechts ſich 
eignet (Nez 111, 302, wo die gegenteiligen Ausführungen in Nch 61, 388 nicht aufrecht 
erhalten werden; a. M. KGJ 86 A 2173 42, 246; 47, 186). Daher kann z. B. für einen Staat, 
der zur Beförderung der Bebauung eines Grundſtücks mit Landarbeiterwohnhäuſern, ein 
Darlehn hingibt, eine Dienſtbarkeit des Inhalts beftellt werden, daß die Wohnhäuſer nur 
von Landarbeitern deutſcher Staatsangehbrigleit und deren Familien. bewohnt werden dürfen 
NG 111, 384). Ferner iſt zuläſſig die Beſtellung einer Dienſtbarkeit mit dem Inhalt einer 

ohnungsbeſchränkung zugunften eines Bauvereins, der den gemeinnübigen Speck ver. 
folgt, unbemittelten Perſonen geſunde Wohnungen zu beſchaffen (Ra 10, 72). 
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7. Entſprechende Anwendung finden: die SS 1020 Satz 1 (Schonung der Intereſſen 
des Eigentümers bei Ausübung der Dienſtbarkeit); 1020 Satz 2, 1021, 1022 (Unterhaltungs: 
pflicht einer zur Ausübung der Dienſtbarkeit gehörenden Anlage); 1023 (Verlegung der Dienſt⸗ 
barkeit, wenn deren jeweilige Ausübung ſich auf einen Grundſtücksteil beſchränkt), 1024 (Rege ⸗ 
lung der Ausübung der Dienſtbarkeit beim Zuſammentreffen mit anderen Dienſtbarkeiten 
oder ſonſtigen Benutzungsrechten); 1026 (im Falle der Teilung des belaſteten Grundſtücks, 
Freiwerden der Teile, die außerhalb des Bereichs der auf einen beſtimmten Teil beſchränkten 
Ausübung der Dienſtbarkeit liegen); 1027 (Klage aus 8 1004 wegen Beeinträchtigung der 
Dienſtbarkeit; vgl. RG 77, 218 u. 8 1027 A 4); 1028 (Verjährung des Anſpruchs und Untergang 
der Dienſtbarkeit im Falle deren Beeinträchtigung durch eine Anlage); 1029 (Beſitzesſchutz 
für jeden, der ſich in Ausübung einer eingetragenen Dienſtbarkeit befindet, ohne daß er ſelbſt 
im Grundbuch eingetragen zu fein braucht; dazu die Übergangsvorſchriften in Art 191 EG); 
1061 (Untergang der Dienſtbarkeit durch Tod der natürlichen oder Erlöſchen der juriſtiſchen 
Perſon). In letzterer Hinſicht iſt zu bemerken, daß die Frage, wann eine juriſtiſche Perſon 
endet, ſich nach den für ſie geltenden Vorſchriften beſtimmt. Durch Konkurseröffnung 
erliſcht eine Genoſſenſchaft nach 88 98ff. Genc (RJ A 10, 195); nicht dagegen eine 
Aktiengeſellſchaft (vgl. $ 307 Abſ 2 HGB; RIA 10, 195), auch nicht eine Geſellſchaft 
nr. b. H. (vgl. $ 60 Nr 4 GmbHG; RIA 10, 195; OLG 26, 100). Die letzteren Geſellſchaften 
bleiben bis zur völligen Aufteilung ihres Vermögens beſtehen und bis dahin beſteht auch eine 
für fie beſtellte Dienſtbarkeit trotz der Konkurseröffnung (OLG 26, 100). Iſt eine Gemeinde 
oder ein Staat Rechtsinhaber, ſo hört durch Einverleibung in eine andere Gemeinde bzw. 
einen andern Staat die Dienſtbarkeit nicht auf; denn dieſe juriſtiſchen Perſonen gehen durch 
die Einverleibung nicht unter, ſondern ſie erfahren nur eine Umwandlung, die gleichzuſtellen 
iſt einer Organiſationsveränderung öffentlicher Verbände (JF 3, 333 [OLG 45, 2250). 
Entſprechend iſt auch anzunehmen, daß eine für eine Aktiengeſellſchaft beſtellte Dienftbar- 
keit nicht dadurch erliſcht, daß die Aktiengeſellſchaft mit einer andern ohne Liquidation gemäß 
8306 HGB verſchmolzen wird; denn auch hier erfährt die berechtigte Aktiengeſellſchaft, wenn 
auch ihr geſamtes Vermögen wie bei einer Erbfolge auf die übernehmende Aktiengeſellſchaft 
übergeht, nur eine Umwandlung, indem fie fortan ein Teil der übernehmenden Aktiengeſell⸗ 
ſchaft iſt (a. M. hinſichtlich Erlöſchens des Nießbrauchs in ſolchem Falle KGJ 51, 262). 


8 1091 


Der Umfang einer beſchränkten perſönlichen Dienſtbarkeit beſtimmt ſich 
im Zweifel nach dem perſönlichen Bedürfniſſe des Berechtigten). 
E I 1046 II 1000; M 3 567; P 3 436. 


1. Da nur im Zweifel das perſönliche Bedürfnis des Berechtigten maßgebend fein ſoll, 
gibt § 1091, abweichend von 8 1019, lediglich eine Auslegungsregel; daher kann der Umfang 
der Dienſtbarkeit durch Vereinbarung der Beteiligten fo beſtimmt werden, daß er das per- 
ſönliche Bedürfnis des Berechtigten überſchreitet oder auch hinter ihm zurückbleibt (RG 60, 320; 
NIA 7, 257; OLG 15, 372; KGJ 53, 158; vgl. auch 8 1093 A 1). So z. B. kann beſtimmt 
werden: daß die Entnahme von Bodenbeſtandteilen zum Zwecke des Verkaufs im Gewerbe⸗ 
betriebe des Berechtigten ſoll ſtattfinden dürfen (vgl. RG 60, 319; RIA 7, 254); daß zu⸗ 
gunſten einer Bodengeſellſchaft die Erwerber von Grund und Boden die Einrichtung öffent⸗ 
licher Vergnügungs⸗ oder Schankwirtſchaften unterlaſſen ſollen, damit wegen günſtigeren 
Verkaufs der anderen Ländereien dem betreffenden Ortsteil ein ruhiger und vornehmerer 
Charakter verſchafft wird (OLG 15, 372). Ferner iſt das „perſönliche Bedürfnis“ des 8 1091 
int weiteren Sinne aufzufaſſen, ſo daß darunter auch z. B. das Bedürfnis der Haushaltung 
oder des Geſchäftsbetriebs des Berechtigten fällt (IN 3, 567; RIA 7, 257; KGJ 53, 159). 
Bei der Beſtellung einer Dienſtbarkeit für mehrere Perſonen (. 5 1090 A 4) kann beſtimmt ſein, 
daß jeder Berechtigte fie ganz oder zum Teil ausüben kaun. Leßteres wird meiſt der Fall ſein, 
wenn die Dienſtbarkeiten in Nutzungen beſtehen, die der Menge nach beſtimmt ſind. 


8 1092 
Eine beſchränkte perſönliche Dienſtbarkeit iſt nicht übertragbar). Die 
Ausübung der Dienſtbarkeit kann einem anderen nur überlaſſen werden, 
wenn die üÜberlaſſung geſtattet ijt?). 
E I 1047 II 1001; M 3 567 f.; P 3 436. 


1. Da die Dienſtbarkeit nicht übertragbar iſt (z. B. auch nicht ein Ausgedinge, ſowel 
es aus beſchränkten perſönlichen Dienſtbarkeiten beſteht, KJ 40, 250), kann fie auch nicht 
mit einem Nießbrauch (§ 1099 Abſ 2) oder mit einem Pfandrecht ($ 1274 Abſ 2) belaſtet 
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werden und gehört fie nicht zur Konkursmaſſe des Berechtigten (§ 1 KO). Gepfändet kann ſie 
nur werden, wenn die Überlaſſung der Ausübung geſtattet iſt ($ 857 Abſ 3 ZPO). Sie iſt 
auch nicht vererblich (88 1090, 1061). Vgl. aber über Beſtellung einer Dienſtbarkeit für 
mehrere, die auch einander als Berechtigte folgen, $ 1090 A 3. 

2. Die Ausübung der Dienſtbarkeit kann einem anderen nur überlaſſen werden, wenn der 
Verpflichtete dies geſtattet hat. Dieſe Geſtattung muß, um gegen Dritte Wirkung zu haben, 
gemäß $ 873 im Grundbuch eingetragen fein. Dagegen iſt die Uberlaſſung durch den Berechtig 
ten an einen anderen der Eintragung nicht fähig. Wird die Dienſtbarkeit ohne Geſtattung 
von einem Dritten ausgeübt, ſo hat der Eigentümer gegen dieſen die Eigentumsſtörungsklage 
gemäß § 1004 Abſ 1. Aber auch wenn die Überlaſſung der Ausübung an einen anderen ge. 
ſtattet iſt, kann dieſer, da er dadurch kein dingliches Recht erlangt, die Ausübung nicht durch 
Klage gegen den Eigentümer erzwingen, ſondern ſich gegen deſſen Klage nur mit der Einrede 
der Geſtattung gemäß $ 1004 Abſ 2 ſchützen. 


8 1093 


Als beſchränkte perſönliche Dienſtbarkeit kann auch das Recht beſtellt 
werden, ein Gebäude oder einen Teil eines Gebäudes unter Ausſchluß des 
Eigentümers als Wohnung zu benutzen!). Auf dieſes Recht finden die für 
den Nießbrauch geltenden Vorſchriften der 88 1031, 1034, 1036, des 8 1037 
Abſ 1 und der SS 1041, 1042, 1044, 1049, 1050, 1057, 1062 entſprechende 
Anwendung!). 

Der Berechtigte iſt befugt, ſeine Familie ſowie die zur ſtandesmäßigen 
Bedienung und zur Pflege erforderlichen Perſonen in die Wohnung aufzu⸗ 
nehmend). 

Iſt das Recht auf einen Teil des Gebäudes beſchränkt, jo kann der Be: 


rechtigtes) die zum gemeinſchaftlichen Gebrauche der Bewohner beſtimmten 
Anlagen und Einrichtungen mitbenngen?). 
G I 1050 II 1002; M 3 570 f.; P 3 437. 


1. $ 1093 betrifft den Fall, daß dem Berechtigten ein Gebäude oder Gebäudeteil als Woh ⸗ 
nung unter Ausſchluß des Eigentümers zur Benutzung eingeräumt iſt. Iſt der Eigentümer 
nicht ausgeſchloſſen, fo finden nur 88 10901092, nicht 1093 Anwendung. — Das Wohnungs⸗ 
recht kann unentgeltlich oder gegen Entgelt, auch gegen jährliche Zahlung einer be- 
ſtimmten oder nach dem jeweiligen Mietwerte der Wohnung zu beſtimmenden Geldſumme 
eingeräumt werden (RG 54, 233; JW 1923, 760°; OLG 43, 8). Der Berechtigte iſt aber 
nur ſchuldrechtlich zur Zahlung des Entgelts verpflichtet. Jedoch kann die Beendigung des 
Wohnungsrechts an die auflöſende Bedingung der Nichtzahlung des Entgelts geknüpft werden 
(OLG 43, 9). Zuläfſig iſt auch die Beſtimmung, daß der Berechtigte einen Teil der Wohn⸗ 
räunte erweitern, ſowie daß er dem Eigentümer ſelbſt Räume vermieten darf (OLG 43, 9). 
Wird aber bei Beſtellung des Wohnungsrechts bedungen, daß darauf die Vorſchriften 
über ein Mietverhältnis Auwendung finden ſollen, ſo iſt es, da es in Wahrheit ein 
Mietrecht iſt, nicht eintragungsfähig (KJ 24 A 121; 53, 160). — Vom Nießbrauch 
unterſcheidet ſich das Wohnungsrecht dadurch, daß bei dieſem nur eine beſtimmte Art 
der Nuhung eingeräumt wird, der Nießbrauch dagegen begrifflich alle Nutzungen um⸗ 
faßt, von denen uur einzelne ausgenommen fein können. — Die Gewährung einer Wohnung 
kann auch als Reallaſt ($ 1105) begründet fein (z. B. wenn ein Mitbenutzungs 
recht eingeräumt ift) oder als perſönliche Verpflichtung beſtehen (vgl. RG Warn 09 Nr 69) oder 
mit einer Reallaſtberechtigung (3. B. einem Beköſtigungsrecht oder einem Recht auf 
Leiſtung von Naturalien, Stellung von Fuhren u. dgl., wie bei einem Altenteil) verbunden 
fein (RG Gruch 46, 131; RIA 4, 181; KJ 58, 168). Im einzelnen Falle iſt zu unter 
ſuchen, was unter Wohnungsrecht verſtanden iſt. — Gebäude oder Gebäudeteil muß als 
Wohnung eingeräumt fein, nicht z. B. als Fabrikraum. Doch kaun der Wohnungsberech 
tigte in der Wohnung ſeine Geſchäfte verrichten (KJ 53, 150). Soll ein Gebäude Geſchäfts⸗ 
zwecken des Berechtigten dienen, ſo kann es ſich nur um eine gewohnliche beſchränkte Dienft- 
barkeit handeln, die nach § 1090 darin beſtehen kann, daß der Berechtigte befugt fit, das be. 
laſtete Grundſtück in einzelnen Beziehungen zu benutzen (KG 58, 159) auf eine ſolche 
Dienſtbarkeit findet dann § 1093 keine Anwendung. — Nicht erforderlich ift, daß die Dienft- 
barkeit einem perſönlichen Bedürfniſſe des Berechtigten dient: nach $ 1091 beſtimmt ſich 
nur der Umfang der Dienſtbarkeit im Zweifel nach dem perſönlichen Bedürfniſſe des Berech 
tigten (KGG 58, 158; vgl. § 1091 A 1). Daher kann auch eine juriſtiſche Perſon Be⸗ 
rechtigte fein, wiewohl fie ſelbſt von dem Wohnungstechte keinen Gebrauch machen kann; Sie 
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übt das Wohnungsrecht aus, indem fie natürlichen Perſonen (z. B. eine Aktiengeſellſchaft 
ihren Angeſtellten) die betroffenen Räume zum Wohnen überläßt (KJ 53. 158), voraus⸗ 
geſetzt, daß fie hieran ein privatrechtliches Intereſſe hat (RG 61, 338; KGJ 53, 158). — Die 
im $ 1093 für das Wohnungsrecht gegebene Regelung iſt nicht zwingend. Es iſt hier das 
Wohnungsrecht nur als ein beſonderer Fall der beſchränkten perſönlichen Dienſtbarkeit her⸗ 
vorgehoben. Daneben finden die allgemeinen Beſtimmungen der § 1090 —1092 Anwendung. 
Daher können die Beteiligten in den Grenzen dieſer allgemeinen Beſtimmungen die Vor⸗ 
ſchriften des $ 1093 durch Vereinbarung abändern (JFG 1, 410). So kann z. B. nach 
der gemäß $ 1090 Abſ 2 entſprechend anzuwendenden, für die Grunddienſtbarkeit gegebenen 
Vorſchrift des § 1021 in Abweichung von der gemäß § 1093 Abf 1 Satz 2 entſprechend anzu- 
wendenden Vorſchrift des $ 1041 (. A 2) beſtimmt werden, daß eine zur Ausübung des Woh⸗ 
nungsrechts gehörende Anlage auf dem belaſteten Grundſtück (z. B. eine in den Wohnräumen 
befindliche Waſſerzufluß⸗ und Abflußanlage) vom Grundſtückseigentümer zu unterhalten iſt, 
ſoweit das Intereſſe des Berechtigten es erfordert (JFG 1, 409). Dagegen kann es nicht als 
Begründung lediglich eines Wohnungsrechts erachtet werden, wenn dem Grundſtückseigen⸗ 
tümer allgemein die Verpflichtung zur Unterhaltung des als Wohnung zu benutzenden Ge⸗ 
bäudes oder Gebäudeteils ſelbſt auferlegt wird, da das Gebäude oder der Gebäudeteil nicht 
als eine zur Ausübung des Wohnungsrechts gehörende beſondere Anlage anzuſehen iſt; viel⸗ 
mehr handelt es ſich bei einer ſolchen Feſtſetzung tatſächlich unt Begründung eines Mietrechts 
oder einer Reallaſt (vgl. KON 24 A 122). 

2. Aus der entſprechenden Anwendung der im Abſ 1 Satz 2 genannten, für den Nieß⸗ 
brauch geltenden Vorſchriften ergibt ſich: das Wohnungsrecht erſtreckt ſich im Zweifel auch 
auf das Zubehör (8 1031); der Berechtigte kann den Zuſtand des Gebäudes durch Sachver⸗ 
ſtändige feſtſtellen laſſen ($ 1034), iſt zum unmittelbaren Beſitze des Gebäudes oder Gebäude ⸗ 
teils berechtigt, hat nach den Regeln einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft zu verfahren (8 1036), 
darf das Gebäude oder den Gebäudeteil nicht verändern oder weſentlich umgeſtalten (8 1037) 
Abſ 1), hat die gewöhnliche Unterhaltungspflicht ($ 1041), die Anzeigepflicht hinſichtlich 
Schäden uſw. (S 1042) und die Pflicht zur Geſtattung der Ausbeſſerung und Erneuerung 
(8 1044). Eine Verpflichtung, die Verwendung der im § 1043 bezeichneten Beſtandteile des 
Grundſtücks dem Eigentümer zu geſtatten ($ 1044 Schlußhalbſ), kommt hier nicht in Frage, 
weil $ 1043 auf das Wohnungsrecht nicht Anwendung findet. Für Verwendungen, die er 
machte, ohne dazu verpflichtet zu fein, kann er Erſatz verlangen, und eine Einrichtung, mit der 
er das Gebäude verſah, darf er wegnehmen (8 1049). Veränderungen und Verſchlechterungen, 
die durch ordnungsmäßige Ausübung des Wohnungsrechts herbeigeführt find, hat er nicht 
zu vertreten (§ 1050). Die Anſprüche des Eigentümers wegen Veränderung oder Verſchlechte⸗ 
rung des Gebäudes und die des Berechtigten auf Erfah von Verwendungen oder auf Ge⸗ 
ſtattung der Wegnahme einer Einrichtung verjähren in 6 Monaten ($ 1057). Die Aufhebung 
des Wohnungsrechts an einem Gebäude oder Gebäudeteil durch Rechtsgeſchäft hat auch die 
Aufhebung des Wohnungsrechts an dem Zubehör zur Folge ($ 1062). Die Pflicht der Zurück. 
gabe der Sache nach Beendigung des Wohnungsrechts (§ 1055) ergibt ſich aus der Natur 
dieſes Rechtes. An Stelle der 88 1059, 1060, 1061, 1065 treten 88 1090 Abſ 2, 1092 in Ver⸗ 
bindung mit §8 1024, 1027, 1061. Es finden nicht entſprechende Anwendung: 88 1045, 
1046 (Verſicherungspflicht des Nießbrauchers), 1051—1054 (Recht des Eigentümers auf 
Sicherheitsleiſtung, Anordnung einer Verwaltung, Unterlaffung eines unzuläſſigen Ge⸗ 
brauchs), 1056 (Dauer des Mietvertrags über die Beendigung des Nießbrauchs hinaus), 1058 
(durch das Wohnungsrecht entſtehen alſo nur Rechte und Pflichten zwiſchen dem Wohnungs- 
berechtigten und dem Eigentümer, nicht auch dem Beſteller, falls dieſer nicht Eigentümer iſt). 

3. Welche Perſonen zur Familie gehören oder zur ſtandesmäßigen Bedienung und Pflege 
erforderlich ſind und daher in die Wohnung aufgenommen werden dürfen, beſtimmt ſich im 
einzelnen Falle nach der Auffaſſung des Lebens (vgl. Seuffa 1 Nr 250; 13 Nr 50; 
20 Nr 237). Zur entgeltlichen oder unentgeltlichen Überlaſſung der Wohnung oder eines 
Teiles daran an andere als die im Abſ 2 bezeichneten Perſonen iſt der Berechtigte nur gemäß 
$ 1092 Satz 2 befugt, alſo wenn die Überlaffung der Ausübung der Dienſtbarkeit inſoweit 
geftattet worden iſt (JW 1923, 760°). Jedoch unterliegt die Vorſchrift des Abſ 2 ebenſo wie 
die des Abſ 1 und des Abf 3 der Abänderung durch Vereinbarung der Beteiligten, die aber 
zur dinglichen Wirkung der beſonderen Einſchreibung in das Grundbuch bedarf. 

4. Nicht bloß der Berechtigte, ſondern auch die nach Abſ 2 mit aufgenommenen Perſonen 
find zur Mitbenutzung der betreffenden Anlagen und Einrichtungen befugt. : 

5. Betreffs der Landesgeſetzgebung vgl. 8 1090 A 1 und Art 96 EG (Leib- 
gedings⸗, Leibzuc)ts-, Altenteils⸗, Auszugsverträge). Wegen Übergangsvorſchriften vgl. 
ebenfalls § 1090 A 1. Insbeſondere gilt das, was dort hinfichtlich der Notwendigkeit und 
Zuläſſigkeit der Eintragung einer zur Zeit des Inkrafttretens des BGB beſtehenden be⸗ 
ſchränkten perſönlichen Dienſtbarkeit bemerkt worden iſt, auch für das Wohnungsrecht (vgl. 
R Gruch 46, 181). 
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Sechſter Abſchnitt 
Vorkaufsrecht 


8 1094 


Ein Grundſtück!) kann in der Weife?) belaitet werden!), daß derjenige, 
zu deſſen Gunſten die Belaſtung erfolgt, dem Eigentümer“) gegenüber zum 
Vorkaufe berechtigt ift?). 

Das Vorkaufsrecht kann auch zugunſten des jeweiligen Eigentümers 
eines anderen Grundſtücks beſtellt werden'). 

E 1 952 II 1003; M 3 448 ff., 452; P 3 752 ff. 


1. Im Gegenſatze zum perſönlichen Vorkaufsrechte (8 504 „Gegenſtaud“) kaun das dingliche 
Vorkaufsrecht nur an einem Grundſtük beſtellt werden, nicht an beweglichen Sachen. Dem 
Grundſtücke ſtehen gleich die Berechtigungen mit Grundſtücksnatur, wie das Erbbaurecht 
(BD v. 15. 1. 19 8 11) und die in den Artt 63, 68 Ech bezeichneten Rechte. Wegen des ding⸗ 
lichen Vorkaufsrechts an einem Bruchteil oder an einer beſtimmten Teilfläche (realem Tel! 
eines Grundſtücks vgl. $ 1095 A 1, 2. 

2. § 1094 beſtimmt nur im allgemeinen die Art und Weiſe der aus der Beſtellung 
eines dinglichen Vorkaufsrechts ſich ergebenden Grundſtücksbelaſtung. In ſeiner Erganzung 
enthalten die 88 1097, 1098 des näheren Vorſchriften über den zuläſſigen Inhalt 
der Belaſtung (vgl. die dortigen Anm). 

3. Gemeint iſt eine Belaſtung durch Rechtsgeſchäft (. 8 873 A 5). Durch Erſitzung kann 
ein dingliches Vorkaufsrecht nicht begründet werden (S 900). Ein geſetzliches dingliches 
Vorkaufsrecht ferner kennt das BOB nicht. Zwar ſteht den Miterben gemäß 88 2034 ff. ein 
geſetzliches Vorkaufsrecht mit dinglicher Wirkung zu, jedoch nur Hinfichtlich des Anteils eines 
anderen Erben, nicht hinſichtlich der einzelnen Nachlaßgegenſtände. Aber in den durch das 
EG der Landesgeſetzgebung vorbehaltenen Rechtsgebieten, z. B. im Bergrecht (Art 67), im 
Enteignungsrecht (Art 109; vgl. § 57 Pr&nteign® v. 11. 6. 74, dazu RG 35, 806; 73, 816), 
im Familienfideikommißrecht (Art 59), im Anerbenrecht (Art 64) können auf Grund be ; 
ſtehender oder ſpäter erlaffener (Artt 8, 128 Ech) landesgeſetzlicher Vorſchriften neieh- 
liche Vorkaufsrechte (über Familienvorkaufs⸗, Retrakt., Näherrechte vgl. R 1912, 196˙5; 
KJ 50, 182) begründet werden. Ferner finden landesgeſetzliche Beſtimmungen, wodurch ein 
allgemeines geſetzliches Vorkaufsrecht an Grundſtücken zugunſten öffentlich rechtlicher juriſtiſcher 
Perſonen (Staat, Gemeinden) eingeführt wird (wie z. B. bayer. Geſ. über die Güterzertrümme⸗ 
rung v. 14. 8. 10, ſachſ. und thüring. Gel. über den Verkehr mit Grundſtücken v. 20. 11. 20 bzw. 
16. 5. 23), die Grundlage für ihre Gültigkeit ſowohl in Art 109 wie in Art 119 Nr in Ver⸗ 
bindung mit Art 3 EG, da fie in erſterer Hinſicht eine Beſchränkung des Eigentums im öffent ; 
lichen Intereſſe, in letzterer Hinſicht eine Beſchränkung der Veräußerungsbefugnis betreffen 
(RS 107, 268; 112, 77), ſoweit fie nicht eine Entziehung des Eigentums, alfo eine Enteignung 
enthalten (wie z. B. wenn trotz Nichtigkeit des Kaufvertrags das Vorkaufsrecht ſoll ausgeübt 
werden dürfen) und wegen Fehlens angemeſſener Entſchädigung Art 153 Abſ 2 Satz 2 RVerf 
ihrer Gültigkeit entgegenſteht (Re 112, 67). Vgl jedoch auch wegen Aufhebung der geſetz⸗ 
lichen Vorkaufsrechte in Preußen $ 2 Nr 6, 8 4 Ablöſungsgeſ. v. 2. 3. 50; dazu NG 5, 223; 
JW 910, 8469; 1912, 196°. Im öffentlichen Intereſſe find geſetzliche Vorkaufsrechte reichs⸗ 
geſetzlich gewährt: den gemeinnützigen Siedlungsunternehmungen im Falle des Verkaufs 
landwirtſchaftlicher Grundstücke (mit Vorrang vor allen andern eingetragenen und geſetzlichen 
Vorkaufsrechten) durch J 4ff. Reichsſiedlungsgeſ. v. 11. 8. 19 (vgl. dazu R 105, 359; 108, 
66; 108, 91; 110, 328; 110, 409; KJ 53, 161; J 1, 41752, 335); den Ausgebern von Heim 
ftätten im Falle der Veräußerung (auch im Wege der Zwangsvollſtrockung oder durch den 
Konkursverwalter) von Heimſtätten durch die Heimſtätter gemäß 8 11 Reichs⸗Heimſtättengeſ. 
v. 10. 5. 20; fie haben, abgeſehen von Sonderbeſtimmungen, bie Wirkungen rechtsgeſchuff. 
licher dinglicher Vorkaufsrechte (vgl. R 110, 336; KJ 58, 161; 790 1, 417 3 88644, 141]; 
ferner für Bayern OLG 41, 32). — Die Belaftung mit einem dinglichen Vorkaufs. 
rechte im Sinne des § 1004, zu der beſonders bei Veräußerungen, aber auch in 
andern Füllen, z. B. für den Mieter oder Pächter, Veranlaſſung ge eben fein kann 
(ogl. RG 59, 183; 60, 225; 67, 42), entſteht gemäß $ 878 durch dingliche Einigung 
und Eintragung. Der (zur Veftellung des Vorkaufsrechts) Berechtigte im Sinne des 
15 Abſ 1 iſt hier der Orundftlidseigentümer. Jedoch wird, wenn a äufer des Grund- 
lücks vor der Auflaffung ein Vorkaufsrecht beſtellt, die ginge en zwichen ihm und dem 
Verkäufer durch ſpätere Eintragung ſeines Eigentums gemäß $ 185 Abſ 2 wirkſam (R 77, 87). 
In dem Eintragungsvermerte kann zur näheren Bezeichnung des Inhalts und Rechtes 
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gemäß § 874 auf die Eintragungsbewilligung Bezug genommen werden (Prot 3, 762). Hin⸗ 
ſichtlich der Einigung gilt nichts anderes als ſonſt für die zu einer jeden Belaſtung eines Grund⸗ 
ſtücks mit einem dinglichen Rechte erforderlichen Einigung. Insbeſondere bedarf fie nicht 
einer Form (RG 109, 335). Auch das Grundrechtsgeſchäft, wodurch die Verpflichtung 
zur Beſtellung eines dinglichen Vorkaufsrechts begründet wird (vgl. 873 A 70, e), ee 
regelmäßig keine Form (ogl. aber über teſtamentariſches Vorausvermächtuis [§ 2150] eines 
Vorkaufsrechts an einem Nachlaßgrundſtück für einen Miterben RG 108, 84). Die Meinung, 
daß das Grundrechtsgeſchäft der Form des § 813 Satz 1 bedürfe, und gar die Meinung, 
daß auch eine Bindung des dinglichen Vertrags nicht früher eintrete, als bis dieſe Form erfüllt 
ſei, daß aber im Falle der Eintragung des Vorkaufsrechts die etwa mangelnde Form unter 
entſprechender Anwendung des $ 313 Satz 2 als geheilt anzuſehen fei, kann nicht geteilt 
werden. Nach dem BGB iſt das dingliche Vorkaufsrecht Belaſtung eines Grundſtücks mit 
einem Recht im Sinne des $ 873, und das Grundrechtsgeſchäft hat nicht die Verpflichtung 
zur Übertragung des Eigentums an einem Grundſtücke zum Gegenſtande, ſondern die 
Verpflichtung zur Beſtellung eines beſchränkten dinglichen Rechtes am Grundſtück. Die 
Streitfrage, ob der ſchuldrechtliche Vertrag, wodurch ein perſönliches Vorkaufsrecht in 
Anſehung eines Grundſtücks eingeräumt wird, der Form des § 318 Satz 1 bedürfe, weil durch 
ihn bedingt die Verpflichtung zur (künftigen) Übertragung von Grundeigentum übernommen 
werde (RG 59, 132; 67, 42), oder ob dieſe Form nicht erforderlich ſei, weil eine ſolche Ver 
pflichtung erſt durch den Abſchluß des Kaufvertrags mit dem Dritten begründet werde (RG 
60, 225), iſt durch R (VS) 72, 385 im erſteren Sinne entſchieden worden (vgl. auch 
RG Warn 1921 Nr 122 über das Formerfordernis für einen Vertrag über Einräumung 
eines Wiederkaufsrechts ebenſo wie für einen Vertrag über Einräumung eines Vorkaufs⸗ 
rechts). Die Frage, ob auch der Vertrag über die Verpflichtung zur Einräumung eines 
dinglichen Vorkaufsrechts der Form des § 313 bedürfe, iſt in dem Pleuarbeſchluß unent⸗ 
ſchieden gelaſſen. Demnächſt iſt in RGS 110, 833, wo jedoch Gegenſtand der Entſcheidung 
ein Vertrag über die Beſtellung eines dinglichen Wiederkaufsrechts bei der Rentenguts⸗ 
bildung nach Art 29 preuß. Ach BB war, dieſe Frage bejaht, weil das dingliche Vorkaufs⸗ 
recht nach $ 1098 Abſ 1 Satz 1 die rechtlichen Beziehungen aus dem perſönlichen Vorkaufsrecht 
gemäß $$ 504—514 begründe und es nach der von der 2. Kommiſſion eingefügten Beſtimmung 
des § 1098 Abſ 2 der Sicherung des daneben beſtehenden perſönlichen Vorkaufsrechts diene, 
danach es trotz der Begriffsbeſtimntung in § 1094 kein eigentliches dingliches Recht ſei. Von 
der 2. Kommiſſion iſt aber die Ausdehnung des Forntzwaugs auf die (ſchuldrechtlichen) Grund- 
rechtsgeſchäfte für andere Rechte an Grundſtücken als das Eigentum (Vorkaufsrechte, Dienſt⸗ 
barkeiten, Reallaſten, hypothekariſche Rechte) ausdrücklich abgelehnt worden, weil die For 
maliſierung des dinglichen Vertrags hier genüge (Prot 1, 463), und es erſcheint nicht folgerichtig, 
die dingliche Einigung über die Belaſtung eines Grundſtücks mit einem Vorkaufsrecht für 
nicht formbedürftig zu erklären, dagegen für den Vertrag über die Verpflichtung zu dieſer 
Belaſtung die Form des 9 313 zu erfordern, auch verſagt hier der Geſichtspunkt der bedingten 
Verpflichtung zur Übertragung des Eigentums am Grundſtück, da der Veſteller des Vorkaufs⸗ 
rechts ſich nicht nach dieſer Richtung verpflichtet, ſondern nur der jeweilige Eigentümer ver- 
möge des Juhalts der Belaſtung ($ 1098) eine ſolche Übertragungspflicht gegebenenfalls 
überkommt (ſtr. . — Für die rechtsgeſchäftliche Aufhebung und Anderung des In⸗ 
halts des dinglichen Vorkaufsrechts ſind die 68 875, 876, 877 maßgebend (vgl. $ 21 GO). 
Über Erlöſchen des ſubjektiv perſönlichen Vorkaufsrechts durch Ausſchließung ſ. 8 1104, 
und über Erlöſchen des nur für einen Verkaufsfall beſtehenden Vorkaufsrechts zufolge 
Zwangsverſteigerung des belaſteten Grundſtücks ſowie durch Verwirkung der Ausübung 
f. $ 1097 A 1, 2. — Wegen der Übertragbarkeit und Vererblichkeit ſ. $ 1098 A 2, auch 

1103 A 1. 
5 4. Unter dem vorkaufsverpflichteten Eigentümer iſt, wenn das Vorkaufsrecht nur für 
einen Verkaufsfall beſteht ($ 1097 Halbſ 1), der urſprüngliche Eigentümer zu verſtehen, und, 
wenn das Vorkaufsrecht für mehrere oder für alle Verkaufsfälle beſtellt iſt (§ 1097 Halbſ 2), 
der jeweilige Eigentümer, der einen Kaufvertrag über das Grundſtück mit einem Dritten 
abſchließt (ſ. $ 1097 A 1, 4; § 1098 A 1). ö 

5. Zum Vorkaufe berechtigt kann auch eine juriſtiſche Perſon fein. — Das Vorkaufsrecht 
iſt gegenüber dem vorkaufsverpflichteten Eigentümer eine Grundſtücksbelaſtung mit dem 
Inhalte, daß für den Fall des Abſchluſſes eines Kaufvertrags mit einem Dritten der Berechtigte 
befugt iſt, in den Kaufvertrag in dem Sinne einzutreten, daß der Kauf als zwiſchen ihm und 
dem Verpflichteten unter den mit dem Dritten vereinbarten Beſtimmungen zuſtande gekommen 
gilt (88 505, 1098). Daher iſt es, wie bei der Hypothek (f. § 1132 A 4), unzuläſſig, im Range 
nach einem bereits eingetragenen Vorkaufsrecht ein zweites Vorkaufsrecht für denſelben 
Berechtigten zu begründen (RIA 16, 302). Ein Veräußerungsverbot (f. 88 135 ff.) mit der 
Wirkung der Sperre des Grundbuchs enthalt es nicht. Der Eigentümer ift an Veräußerungen 
und Belaſtungen nicht gehindert (. $ 1098 A 5). Gegenüber dritten Erwerbern nach Ab 
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ſchluß eines Kaufvertrags aber hat das Vorkaufsrecht die Wirkung einer Vormerkung (. S 1098 
Abſ 2 und A 5 dort). — Von dem Wiederkaufsrechte (88 497503) unterſcheidet es ſich 
beſonders dadurch, daß die Feſtſetzung eines beſtimmten Kaufpreiſes nicht zuläſſig iſt (1. § 1098 
A 2), dagegen das Wiederkaufsrecht die Rücküberlaſſung für einen beſtimmten Preis zum 
Ziele hat. Letzteres Recht kann auch als dingliches überhaupt nicht beſtellt werden (M 3, 
451; Prot 3, 766; vgl. über Verkauf eines Nacherbenrechts unter Vorbehalt des Wiederkaufs 
und demnächſtige Weiterveräußerung des Käufers an einen Dritten, der die Verpflichtung 
feines Verkäufers aus dem Wiederkaufsrecht als Selbſtſchuldner übernimmt, R 101, 186ff.). 
Jedoch in den durch das Ech der Landesgeſetzgebung vorbehaltenen Rechtsgebieten, z. B. im 
Rentengüterrecht (Art 62), können durch Landesgeſetz dingliche Wiederkaufsrechte zugelaſſen 
werden (NG 84, 100; KJ 45, 225; 50, 178). Vgl. auch IF 1, 424 über Eintragungs⸗ 
fähigkeit eines bei der Rentengutsgründung nach dem preuß. Gef v. 7.7. 91 zugleich beſtellten 
Wiederkaufsrechts nach $ 20 NSiedIG v. 11. 8. 19. Hierher zu zählen ſind auch die Heimfall⸗ 
anſprüche nach § 32 Erbbaurechtss O und 88 12ff. RHeimſtätten h v. 10. 5. 20. — Über 
Unzuläſſigkeit der Verdinglichung eines Ankaufsrechts durch Eintragung vgl. Vorbem 2 
Abſ 2 vor $ 873. — Über Zuläſſigkeit von Vormerkungen zur Sicherung eines perſönlichen 
Vorkaufsrechts, eines Wiederkaufsrechts und eines Ankaufsrechts ſ. § 883 A 10. — Für die 
Übergangszeit |. Artt 168, 184, 189 EG. Beſtehende dingliche Vorkaufsrechte des bis⸗ 
herigen Rechtes, die nicht eingetragen find, bedürfen zur Erhaltung der Wirkſamkeit gegen- 
über dem öffentlichen Glauben des Grundbuchs der Eintragung, da eine dem Art 187 EG 
entſprechende Vorſchrift für Vorkaufsrechte nicht gegeben iſt. Auf Miteigentum oder Gemein⸗ 
ſchaft beruhende dingliche Vorkaufsrechte des bisherigen Rechtes ſind mit dem Inkrafttreten 
des BGB aufgehoben (Artt 173, 181 EG). 


6. Das zugunſten des jeweiligen Eigentümers eines anderen Grundſtücks beſtellte 
(ſubjektiv-dingliche) Vorkaufsrecht kann gemäß 8 9 Abſ 1 G80 auch auf dem Grundbuch- 
blatte des berechtigten Grundſtücks vermerkt werden. — Wird das berechtigte Grundſtück ge · 
teilt, fo ift das Recht von allen Teileigentümern gemeinſchaftlich und im ganzen auszuüben. 
Vgl. hierüber 8 1103 A 1. — Haben die Beteiligten bei Beftellung des Vorkaufsrechts über · 
einſtimmend gewollt und erklärt, daß das Vorkaufsrecht für die Perſon des durch die Be⸗ 
ſtellung Begünſtigten begründet werde, ſo beſteht zwar das Vorkaufsrecht auch dann, wenn 
das Grundbuchamt, etwa aus Irrtum über die Bedeutung der Einigungserklärung oder aus 
Verſehen, die Eintragung in das Grundbuchblatt über das belaſtete Grundſtück zugunſten des 
jeweiligen Eigentümers eines andern Grundſtücks bewirkt hat (3. B. im Falle des Verkaufs 
eines Teiles eines Grundſtücks in der Annahme, es ſei das Vorkaufsrecht bezüglich des Reft- 
grundſtücks [nicht für die Perſon des Käufers, ſondern] zugunſten des jeweiligen Eigentümers 
des abverkauften Teiles beſtellt), zu Recht, jedoch nur als ſubjektiv⸗perſönliches, nicht als 
ſubjektiv⸗dingliches, da durch die Einigung die Begründung des Rechtes auf die beſtimmte 
Perſon begrenzt, nicht auf den jeweiligen Eigentümer des andern Grundſtücks erſtreckt worden 
iſt (RG 104, 317). Erwirbt jedoch demnächſt ein Dritter das Grundſtück, das nach der Ein ⸗ 
tragung auf dem Grundbuchblatt über das belaſtete Grundſtück berechtigt iſt, durch Rechts- 
geſchäft und in gutem Glauben an die Richtigkeit der Eintragung, ſo erlangt er, auch wenn 
auf dem Grundbuchblatt über das erworbene Grundſtück die Berechtigung nicht vermerkt iſt, 
das Vorkaufsrecht als ein dem erworbenen Grundſtück zuſtehendes gemäß $ 892, da nach der 
genannten maßgebenden Eintragung das Vorkaufsrecht Beſtandteil des erworbenen Grund⸗ 
1025 ($ 96) ift und ſomit ſein rechtsgeſchäftlicher Erwerb dieſen Beſtandteil mit umfaßt (RG 

4, 139). 


* 


8 1095 


Ein Bruchteil eines Grundſtütks) kann mit dem Vorkaufsrechte nur 
belaſtet werden, wenn er in dem Anteil eines Miteigentümers bejteht?). 

E 1 963 II 1004; M 3 454; B 3 768. | 

1. Aus dem Worte „Bruchteil“ folgt, daß ein Vorkaufsrecht an dem Anteil eines Ge. 
ſamthandeigentümers (3. B. eines Miterben, eines Geſellſchafters) nicht beſtellt werden 
kann (gl. RU 3, 43; 3, 92). — Eine beſtimmte Teilfläche (realer Zeil) eines Grundstücke 
kann für ſich allein mit einem Vorkaufsrecht befaftet werden, da Die Grundſtücksteile nicht 
weſentliche Beſtandteile ($ 93) find. Der Teil iſt dann gemäß 88 4, 6 GO als — —— 
Grundſtück zu buchen. Velaſtung des ganzen Grundſtücks mit einem auf n beſtummten 
Teil beſchränkten Vorkaufsrecht iſt nicht zuläſſig, da eine Berechtigung on orlaufe im 
Sinne des § 1094 bezüglich der anderen Teile nicht beſtehen ſoll und nicht beſteht (ſtr.; a. M. 
RIA 2, 104). 

2. Da nur der Anteil eines Miteigentümers (vgl. 88 741, 747, 1008) belaſtet werden 
darf, kann weder der Alleineigentümer an einem Bruchteil feines Grundſtücks noch der Mit 
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eigentümer an einem Bruchteile ſeines Anteils ein Vorkaufsrecht beſtellen (M 3, 454; 
vgl. RIA 3, 104). Gleiches gilt für die Neallaſt ($ 1106) und die Hypothek (5 1114). Anders 
beim Nießbrauch (8 1030 „Sache“). — Nach 8 1009 iſt ein Vorkaufsrecht an dem Anteile des 
Miteigentümers auch zugunſten des anderen Miteigentümers zuläſſig. 


8 1096 


Das Vorkaufsrecht kann auf das Zubehör! erſtreckt werden?), das mit 
dem Grundſtücke verkauft wird). Im Zweifel?) iſt anzunehmen, daß ſich 
das Vorkaufsrecht auf dieſes Zubehör erſtrecken ſoll. 

E II 1005; P 3 761 ff. 


1. Das Zubehör (88 97, 98) braucht nicht im Eigentum des Vorkaufspflichtigen geſtanden 
zu haben, da der Berechtigte, wenn der Verpflichtete das ihm nicht gehörende Zubehör mit⸗ 
verkauft hat, zufolge Eintritts in den Kauf ebenſo wie der Käufer Verſchaffung des Eigen⸗ 
tums an allen mitverkauften Zubehörſtücken vom Verpflichteten verlangen kann (vgl. Prot 
3, 762). Der Berechtigte erlangt Eigentum an dem dem Verpflichteten gehörenden Zubehör 
gemäß 8 926 Abſ 1 mit der Auflaſſung und an dem nicht dem Verpflichteten gehörenden 
Zubehör gemäß $ 926 Abſ 2 mit dem Beſitzerwerb in gutem Glauben. 

2. Die Erſtrecung, die bei der Beſtellung des Vorkaufsrechts von den Beteiligten be- 
ſonders vereinbart werden kann (Satz 1) und, entſprechend dem $ 814, im Zweifel als ver⸗ 
einbart gilt (Satz 2), iſt weder eintragungsbedürftig noch eintragungsfähig, da das Grund- 
buch nicht dazu beſtimmt iſt, über Zubehörftüde Auskunft zu geben (str.). 

3. Auf das Zubehör, das nicht zuſammen mit dem Grundſtück verkauft wird, erſtreckt 
ſich das Vorkaufsrecht nicht. 


8 1097 


Das Vorkaufsrecht beſchränkt jich!) auf den Fall des Verkaufs?) durch 
den Eigentümer, welchem das Grundſtück zur Zeit der Beſtellung gehört, 
oder durch deſſen Erben?); es kann jedoch auch für mehrere oder für alle 
Verkaufsfälle beſtellt werden“). 

E I 952 II 1006; M 3 452; Pf 757: 6 245. 


1. Beſchränkt ſich das Vorkaufsrecht mangels einer anderen Beſtimmung der Beteiligten 
auf den einmaligen Verkaufsfall des Halbſ 1, d. i. des Verkaufs durch den Eigentümer, 
dem das Grundſtük zur Zeit der Beſtellung gehört, fo erliſcht es, wenn es bei der erſten 
Verkaufsgelegenheit ſeit der Beſtellung nicht oder nicht rechtzeitig ausgeübt wird (88 510, 
1099) oder wenn das Grundſtück in das Eigentum eines Sondernachfolgers gelangt, deſſen 
Erwerb auf einem anderen Rechtsgrunde als Kauf (3. B. auf Tauſch, Schenkung, Einbringung 
in eine Geſellſchaft, Überweiſung bei Aufhebung einer Gemeinſchaft) beruht (KJ 40 A 
134; OLG 41, 21; vgl. 8 1098 A 2). Der Eigentümer kann Berichtigung feines Grundbuchs 
durch Löſchung verlangen (88 894, 899; G50 9 22; OLG al, 22). Auch wenn der Eigen- 
tümer oder ſein Erbe das Grundſtück demnächſt etwa wiedererlangt, lebt das Recht nicht 
wieder auf. — Da jedoch das Geſetz geſtattet, das Vorkaufsrecht auch für mehrere oder für 
alle Verkaufsfälle zu beftellen (. A 4), jo kann das Recht auch fo beſtellt werden, daß es zwar 
auf einen Verkaufsfall beſchränkt wird, aber unabhängig davon, ob der Verkäufer der Eigen 
tümer iſt, der das Recht beitellt hat, oder einer feiner Sondernachfolger (OLG 41, 23). Es 
iſt dann die Ausübung des Vorkaufsrechts im Falle des Verkaufs durch einen Sondernach⸗ 
folger noch zuläſſig, ſofern dieſer das Grundſtück aus einem andern Rechtsgrunde als Kauf 
(ſ. oben) von dem beſtellenden Eigentümer erworben hat (vgl. auch OLG 41, 21, wo das auf 
mehrere Grundſtücke ſich erſtreckende Vorkaufsrecht für den einmaligen Fall, daß die Grund- 
ſtücke geſondert verkauft würden, beſtellt, dann von dem beſtellenden Eigentümer die Grund⸗ 
ſtücke zuſammen verkauft worden waren und demnachſt erſt der Sondernachfolger [Käufer] 
eines der Grundſtücke für ſich allein verkaufte, ſo daß nunmehr ein zur Ausübung des Vor⸗ 
kaufsrechts berechtigender Verkaufsfall gegeben war). 

2. Dem Verkaufe aus freier Hand fteht gleich (vgl. NG 23, 357; 36, 858; JW 97, 7 
die Zwangsverſteigerung auf Antrag des Erben (88 175, 179 3G), ſowie die Zwangs⸗ 
verſteigerung zum Zwecke der Aufhebung einer Gemeinſchaft (58 180—184 ZUG). In dieſem 
Verfahren iſt die Geltendmachung des Vorkaufsrechts zuläſſig und muß daher das nur auf 
einen Verkaufsfall geftellte Recht, wenn es nicht erlöſchen ſoll, ausgeübt werden (M2, 860). 
Gleiches gilt gemäß § 1098 Abf 1 Satz 2 (anders wie beim perſönlichen Vorkaufsrechte nach 
8 512), wenn der Konkursverwalter das Grundſtück aus freier Hand verkauft. Wenn dagegen 
der Verkauf im Wege der Zwangsvollſtreckung oder durch den Konkursverwalter im Wege 
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der Zwangsverſteigerung nach 88 172 ff. ZG erfolgt, erliſcht gemäß 88 512, 1098 Abſ 1 
Satz 1 (ebenſo wie das perſönliche) das dingliche einmalige Vorkaufsrecht. Iſt zur Zeit 
der Konkurseröffnung das Grundſtück bereits verkauft, erklärt aber der Konkursverwalter, 
gemäß 8 17 KO den Verkauf nicht erfüllen zu wollen, fo iſt ein Verkaufsfall nicht als ein⸗ 
getreten anzusehen. 

3. Aus der Gleichſtellung des Verkaufs durch den Erben mit dem durch den Beſteller 
ergibt ſich, daß das Vorkaufsrecht auf der Seite des Verpflichteten vererblich iſt. Jedoch iſt 
eine (eintragungsbedürftige) Vereinbarung zuläſſig, daß das Vorkaufsrecht mit dem Tode 
des Beſtellers erlöſchen full. Über Vererblichkeit auf ſeiten des Berechtigten |. $ 1098 A 2. — 
Im Falle des Verkaufs an einen geſetzlichen Erben, ſog. Kindskaufs, kann das einmalige Vor⸗ 
kaufsrecht weder in dieſem Falle, noch wenn der Käufer demnächſt weiterverkauft, ausgeübt 
werden, vielmehr erliſcht es gemäß 88 511, 1098, da ſich das Recht auf den Kindskauf nicht 
erſtreckt (ſtr.). Die Auslegungsregel des § 511 wird nicht ſchlechthin dadurch unanwendbar, 
daß der mit Rückſicht auf ein künftiges Erbrecht bewirkte Verkauf nicht nur an den geſetz⸗ 
lichen Erben als Käufer, ſondern auch an deſſen Ehegatten erfolgt, z. B. in der Weiſe, daß 
die Ehelaute Käufer zu gleichen Anteilen ſind; denn als Vergünſtigung des Erbberechtigten 
iſt ſolchenfalls in aller Regel auch der Teil des Kaufgeſchäfts gedacht und gewollt, zu dem 
deſſen Ehegatte als Mitkäufer aufgetreten iſt (RG ZW 1925, 212817). 

4. Iſt das Vorkaufsrecht durch beſondere Vereinbarung für mehrere oder für alle Verkaufs⸗ 
fälle beſtellt (vgl. RG 77, 84), ſo beſteht es, auch wenn es in einem Verkaufsfalle nicht aus- 
geübt oder auf feine Ausübung in dieſem Falle verzichtet (durch Erlaßvertrag: $ 1098 A 2) 
wird, für ſpätere Fälle des Verkaufs ſeitens der neuen Eigentümer fort (RG JW 1911, 9765). 
Im Falle des Verkaufs im Wege der Zwangsvollſtreckung oder durch den Konkurs- 
verwalter gemäß §8 172ff. 38 (f. A 2) kann das Recht zwar gegenüber dem Erſteher 
nicht ausgeübt werden; wenn es jedoch dem betreibenden Gläubiger im Range vorgeht und 
daher gemäß 8 44 3G in das geringſte Gebot aufzunehmen iſt, bleibt es für künftige Verkaufs⸗ 
fälle beſtehen, während andernfalls es gemäß $ 91 3 erliſcht und nur Erſatz des Wertes, 
falls ſich ein ſolcher feſtſtellen läßt (str.), aus dem Erlöſe nach 8 92 ZG verlangt werden kann. — 
Es kann das Vorkaufsrecht auch unter zeitlicher Begrenzung für alle Vorkaufsfälle ein⸗ 
geräumt werden (RG 108, 356). — Die Vereinbarung betrifft den Inhalt des dinglichen 
Rechtes und bedarf daher gemäß $$ 873, 877 der Eintragung. Fehlt dieſe, jo iſt die Verein ⸗ 
barung gegenüber einem Erwerber des Grundſtücks auch dann nicht wirkſam, wenn er fie ge- 
kannt hat, da das Grundbuch nicht im Sinne des $ 892 unrichtig iſt (ſtr.). — In RG 108, 356 
iſt angenommen, daß bei der Eintragung die pe auf die Eintragungsbewilligung 
wegen einer das Vorkaufsrecht für alle Verkaufsfälle zeitlich begrenzenden Beſtimmung 
gemäß $ 874 zuläſſig ſei; ſ. dagegen § 874 A 4. 


8 1098 


Das Rechtsverhältnis zwiſchen dem Berechtigten und dem Verpflich⸗ 
teten!) beſtimmt ſich nach den Vorſchriften der SS 504 bis 5142). Das Vor⸗ 
kaufsrecht kann auch dann ausgeübt werden, wenn das Grundſtück von dem 
Konkursverwalter aus freier Hand verkauft wird)). 

Dritten) gegenüber hat das Vorkaufsrecht die Wirkung einer Vor⸗ 
merkung zur Sicherung des durch die Ausübung des Rechtes entſtehenden 
Anſpruchs auf übertragung des Eigentums“). 

E I 954, 957, 958 II 1007; M 3 454 f., 457, 460; P 3 757 f., 761; 6 245 f. 


1. Dem Rechtsverhältniſſe zwiſchen dem Berechtigten und dem Verpflichteten wird 
durch Abſ 1 Satz 1 in Ergänzung des $ 1094 Abſ 1 der nähere Inhalt gegeben. Das Rechts. 
verhältnis zwiſchen dem Berechtigten und dem dritten Erwerber regelt ſich nach den 88 1099 
bis 1102. Unter dem Verpflichteten verſteht Abſ 1 nicht nur den Beſteller und feinen Erben, 
ſondern auch die Sondernachfolger, gegenüber denen im Falle eines für mehrere Verkaufs ⸗ 
fälle gemäß § 1097 Halbſ 2 beſtellten Vorkaufsrechts dieſes wirkſam iſt. 

2. Da der Inhalt des dinglichen Vorkaufsrechts ſich nach den Vorſchriften der 8 
bis 514 beſtimmen ſoll, und der Inhalt dinglicher Rechte, zu denen auch das dingliche Vor 
kaufsrecht gehört, wenn es auch nach 8 1098 Abſ 2 Drirten gegenüber nur die Wirkung einer 
Vormerkung hat (RG 84, 107; KGJ 51, 275), nicht der freien Vereinbarung unterliegt, ſind 
dieſe für das perſönliche Vorkaufsrecht nur mangels anderer Vereinbarung geltenden Vor. 
ſchriften für das dingliche Vorkaufsrecht zwingend, ſo daß eine Erweiterung ſeines Umfangs 
darüber hinaus unwirkſam iſt (E 1 959; Prot 3, 765; vgl. RG 72, 388; 100, 334, Warn 1914 
Nr 50; KJ 51, 275). Deshalb ift z. B. gegenüber der Vorſchrift des $ 505 Abſ 2, wonach 
mit der Ausübung des Vorkaufsrechts der Kauf zwiſchen dem Berechtigten und dem Ver⸗ 
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pflichteten unter den mit dem Dritten vereinbarten Bedingungen zuſtande kommt, die Be⸗ 
ſtellung eines dinglichen Vorkaufsrechts mit der Feſtſetzung, daß von dem Berechtigten ein 
beſtimmter Preis zu entrichten fei, nicht zuläſſig (MO 104, 123; Warn 1914 Nr 50; OLG 
4, 69; 43, 219; RJA 5, 120; KGJ 48, 223; JFG 1, 2863 4, 347; SeuffA 59 Nr 56). 
Jedoch kann die Vereinbarung eines einzutragenden dinglichen Vorkaufsrechts mit feſtem 
Preiſe nach § 140 dahin umgedeutet werden, daß ein ſchuldrechtliches Vorkaufsrecht und 
deſſen Sicherung durch eine Vormerkung zur Erhaltung des Rechtes auf Auflaſſung als ver- 
einbart zu gelten habe, wenn anzunehmen iſt, daß die Beteiligten bei Kenntnis der Nichtig⸗ 
keit der das dingliche Vorkaufsrecht betreffenden Abrede ein durch Vormerkung zu ſicherndes 
ſchuldrechtliches Vorkaufsrecht vereinbart haben würden; bei einem ſchuldrechtlichen Vorkaufs⸗ 
recht iſt die Vereinbarung eines feſtbeſtimmten Preiſes trotz der Vorſchrift des $ 595 Ab] 2 
nach dem Grundſatz der Vertragsfreiheit auf dem Gebiete des Rechtes der Schuldverhält⸗ 
niſſe zuläſſig (RG 104, 122; JF 4, 348; vgl. auch über die Zuläſſigkeit der Vormerkung 
$ 883 A 10; OLG 42, 275). — Im übrigen iſt bezuglich der Anwendung der $$ 504-514 
folgendes zu bemerken: Nach $ 504 ift zur Ausübung des Rechtes erforderlich, daß über das 
belaftete Grundſtück oder einen Teil davon (M 2, 346) in gehöriger Form ($ 313) und auch ſonſt 
rechtsgültig ein Kaufvertrag abgeſchloſſen iſt (ch 98, 47; 112, 71; Warn 1927, 12; 
KGJ 53, 165; SeuffA 76 Nr 108). Der Kaufvertrag berechtigt zwar dann auch, wenn er unter 
einer Bedingung geſchloſſen iſt, zur Ausübung des Vorkaufsrechts, denn auch ein bedingter Kauf 
iſt ein fertiger, rechtsgültig geſchloſſener Kaufvertrag; tritt der Vorkaufsberechtigte in den be⸗ 
dingten Kauf ein, ſo muß er es auf ſich nehmen, daß möglicherweiſe die Bedingung gegen 
ihn ausfällt, oder er muß, falls der Eintritt der Bedingung von ihm herbeigeführt werden 
kanu, das Erforderliche dazu leiſten (nch 98, 49). Hängt aber der Kauf von der Genehmigung 
eines Dritten oder einer Behörde ab, ſo liegt, wenn auch die Beteiligten bis zur Entſcheidung 
über die Genehmigung unter ſich gebunden find und nicht einfeitig von dem Vertrage zurück⸗ 
treten können, doch, ſolange noch nicht die Genehmigung erfolgt iſt, ein fertiger, rechtsgültiger 
Kaufvertrag nicht vor und iſt daher der Vorkaufsberechtigte während des Schwebezuſtandes 
der Unwirkſamkeit des Vertrags zur Ausübung des Vorkaufsrechts und zum Eintritt in den 
Vertrag nicht berechtigt (RG 98, 49; 108, 94; KJ 53, 165; Seuffa 76 Nr 108). Gemeint 
iſt natürlich nur ein ſolcher Kaufvertrag, der erſt nach der Begründung des Vorkaufsrechts 
abgeſchloſſen iſt; ein bereits vor der Eutſtehung des Vorkaufsrechts abgeſchloſſener Kauf⸗ 
vertrag, bei deſſen Zuſtandekommen mit einem Vorkaufsrecht von den Beteiligten nicht ge- 
rechnet werden konnte, berechtigt zur Ausübung des Vorkaufsrechts nicht (vgl. RG 100, 309, 
wonach die gemäß 8 4 Satz 2 des Reichsſiedlungsgeſ. v. 11. 8. 19 erfolgte Ausdehnung des 
Vorkaufsrechts gemeinnütziger Siedlungsunternehmen auf kleinere Grundſtücke keine rüct⸗ 
wirkende Kraft hat in Anſehung ſolcher Kaufverträge, die bereits abgeſchloſſen waren, als 
die Ausdehnung beſtimmt wurde). Ein anderer entgeltlicher oder unentgeltlicher Vertrag 
(3. B. Tauſch, Schenkung, Einbringung in eine Geſellſchaft, Überweiſung bei Aufhebung 
einer Gemeinſchaft, vgl. RG JW 95, 52875; $ 1097 A 1) berechtigt zur Ausübung des Rechtes 
nicht (RG 101, 101; JF 1, 419 [die geſetzlichen Vorkaufsrechte nach der preuß. VO v. 23. 12. 18 
und nach dem RSiedleß v. 11. 8. 19 dagegen können auch gegenüber einem Tauſchvertrag 
ausgeübt werden, IFG 1, 417). Dies gilt auch von einer gemiſchten Schenkung, bei der 
ſchenkungshalber das mit dem Vorkaufsrecht belaftete Grundſtück zu einem im Einverſtandniſſe 
beider Vertragſchließenden unter dem Werte bemeſſenen Kaufpreiſe übertragen wird; ein 
ſolcher Vertrag kann für die Frage der Ausübung des Vorkaufsrechts nicht als Kauf gelten, 
da die Beteiligten darüber einig find, daß die Veräußerung teilweiſe unentgeltlich erfolgt, 
und daher kann der Vorkaufsberechtigte das Vorkaufsrecht weder zu dem als Kaufpreis be⸗ 
zeichneten Betrage noch zu einem dem wahren Werte entſprechenden Preiſe, der in dem 
Vertrage, in den der Vorkaufsberechtigte genräß § 505 Ab] 2 einzutreten hätte, gar nicht 
als Vertragsbeſtimmung feſtgeſetzt iſt, ausüben (Rich 10t, 101; JW 1925, 21281). Über 
den ſog. Kindskauf (8 511) vgl. 5 1097 A 3 und über die Zwangsverſteigerung in 
Wege der Zwangsvollſtreckung oder durch den Konkursverwalter (8 512) vgl. 8 1097 A 2, 4. 
Ferner betreffen: § 506 unwirkſame Vereinbarungen mit dem Dritten; $ 507 vereinbarte 
Nebenleiſtungen, die der Vorkaufsberechtigte nicht zu bewirken vermag liſt das dingliche 
Vorkaufsrecht für alle Verkaufsfälle beſtellt, fo wird durch den Ausſchluß der Ausübung in dieſem 
Verkaufsfalle nicht das Vorkaufsrecht für ſpätere Verkaufsfälle beſeitigt, R JW 1911, 976°); 
S 508 den Fall des ſog. Mengekaufs (Geſamtpreis für das Grundstück und andere Gegenſtände; 
der Vorkaufsberechtigte hat einen verhaltnismäßigen Teil des Geſamtpreiſes zu entrichten, vgl. 
R JW 1911, 956%); 8 509 die Stundung des Kaufpreiſes; § 513 das gemeinſchaft: 
liche Vorkaufsrecht mehrerer. Vgl. hierüber die Anmerkungen zu dieſen Paragraphen. Über 
den Fall, daß mehreren deswegen das Vorkaufsrecht zukommt, weil beim ſubjektiv⸗ dinglichen 
Vorkaufsrecht das herrſchende Grundſtück geteilt wird, vgl. $ 1103 A 1. — Die nach 
$ 510 Abf { von dem Verpflichteten unverzüglich ($ 121 Abf 1) zu erſtattende, durch Mitteilung 
des Dritten erſetzbare (vgl. auch 8 1099 Abſ 1) Mitteilung des Inhalts des mit dem 
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Dritten geſchloſſenen Kaufvertrags, wofür die 88 130 ff. gelten, bedarf keiner Form; fie 
kann ſchriftlich oder mündlich erfolgen (KJ 53, 165). Wenn dem Vorkaufsberechtigten 
eine vollſtändige Ausfertigung des unter den Kaufparteien geſchloſſenen Grundſtückskauf⸗ 
vertrags zugeſandt wird, genügt dies in der Regel (RS 108, 67; 108, 95). Macht ſich jedoch 
wegen Unklarheiten der Vertragsurkunde oder aus ſonſtigen Gründen die Mitteilung weiterer 
Tatſachen erforderlich, um den Vorkaufsberechtigten in den Stand zu ſetzen, die Tragweite 
der Rechte und Verbindlichkeiten, in die er durch Ausübung des Vorkaufsrechts eintreten würde, 
zu erkennen, fo iſt er für berechtigt zu erachten, eine für ſeine Entſchließung weſentliche weitere 
Auskunft zu verlangen (RG 108, 67). Verpflichtet zur entſprechenden Ergänzung der Mit- 
teilung iſt dann nur der Vorkaufsverpflichtete, nicht der Dritte (Käufer), der überhaupt zur 
Mitteilung nur berechtigt, nicht verpflichtet ift (NG 108, 68). Die Frage, unter welchen Voraus 
ſetzungen das Erfordernis des Zugehens der Mitteilung als erfüllt gelten full ($ 130), iſt grund⸗ 
ſätzlich der Vereinbarung zugänglich (RG 108, 96). Von der Mitteilung ab läuft gemäß 8510 
Abſ 2 für die Ausübung des Vorkaufsrechts die geſetzliche Friſt von 2 Monaten (88 187, 1885 vgl. 
R 108, 95) oder die anderweit beſtimmte Friſt, deren Vereinbarung der Eintragung bedarf. 
Unterläßt der Verpflichtete die Mitteilung, ſo kann er ſich ſchadenserſatzpflichtig machen. Die 
Friſt läuft dann nicht. Die Vorkaufsberechtigung dauert fort; fie iſt zufolge der Ein- 
tragung unverjährbar ($ 902). Anderſeits kann fie auch ſchon vor der Mitteilung ausgeübt 
werden. Sie iſt bereits mit dem Abſchluſſe des Kaufvertrags erworben; der Vorkaufs⸗ 
pflichtige kann nicht durch Vereinbarung mit dem Dritten von dem Kaufvertrage wieder 
abgehen, auch wenn das Vorkaufsrecht noch nicht ausgeübt worden iſt (8 506; WE 2, 346). 
Das Recht zur Ausübung des Vorkaufsrechts erliſcht nicht durch einſeitige Verzichtserklärung 
innerhalb der genannten Friſt. Vielmehr iſt zum Erlöſchen erforderlich eine vertragliche Ver⸗ 
einbarung des Berechtigten und des Verpflichteten, alſo ein Erlaßvertrag gemäß § 397 (RG 
JW 1912, 85814). St das Vorkaufsrecht für mehrere Verkaufsfälle beftellt, jo erliſcht es durch 
Nichtausübung in einem Falle nicht: § 1097 A 4. — Nach 8 505 Abſ 1 erfolgt die Ausübung 
des Rechtes durch formloſe (einer förmlichen Zuſtellung auch nicht bedürfende, RG 84, 106) 
Erklärung des Berechtigten, und zwar gegenüber dem Verpflichteten auch dann, wenn das 
Eigentum an dem Grundſtücke bereits auf den Käufer oder von dieſem auf eine andere Perſon 
übertragen iſt. Der nach $ 505 Abſ 2 mit der Erklärung zuſtande kommende Kauf iſt 
ein neuer, ſelbſtändiger Vertrag zwiſchen dem Berechtigten und dem Verpflichteten unter 
den vom letzteren mit dem Dritten vereinbarten Bedingungen; nicht tritt der Berechtigte 
au Stelle des Dritten in den mit dieſem geſchloſſenen Vertrag ein mit der Wirkung, daß das 
Vertragsrecht des Dritten erliſcht (RG 116, 191). Vielmehr bleibt dieſes Vertragsrecht 
an ſich beſtehen und, wenn der Verpflichtete wegen des Rechtes des Vorkaufsberechtigten 
ſich außerſtande ſieht, den Vertrag dem Dritten gegenüber zu erfüllen, kann dieſer wegen 
Nichterfüllung die Rechte aus 88 325, 326 ausüben (RG JW 1911, 44814). Eigentum am 
Grundſtück erlangt der Berechtigte durch Auflaſſung, die er vom Verpflichteten auf Grund 
des Vertrags verlangen kann (vgl. A 5). Gerat der Verpflichtete mit der Erteilung der Auf- 
laſſung in Verzug, fo kaun er gegen ihn gemäß $ 826 vorgehen und danach, wenn der Ver⸗ 
pflichtete (Verkäufer) die ihm geſetzte Nachfriſt fruchtlos verſtreichen läßt, Schadenserſatz 
wegen Nichterfüllung verlangen (RG Warn 1922 Nr 71). Hat der Verpflichtete (Verkäufer) 
das Grundſtück an den Käufer aufgelaffen, fo kann er auf Grund des dinglichen Vorkaufs⸗ 
rechts auch gegen dieſen Auſprüche geltend machen, insbeſondere von ihm Zuſtimmung zur 
Auflaſſung verlangen (. A 5). Das Beſtehen der letzteren Anſprüche gegen den Käufer 
(Dritten) bildet kein Hindernis gegen Erhebung des Schadenserſatzanſpruchs gegen den Ver⸗ 
pflichteten (Verkäufer), vielmehr hat er die Wahl, ob er durch Geltendmachung des Anſpruchs 
gegen den Käufer (Dritten) auf Erfüllung des Kaufvertrags beſtehen oder unter Vorgehen gegen 
den Verpflichteten (Verkäufer) die Erfüllung ablehnen will Rö Warn 1922 Nr 71). — Rach 514 
iſt das Vorkaufsrecht, ſofern nicht ein anderes beftimntt iſt, nicht durch Rechtsgeſchäft über- 
tragbar (JF 1 286), und auf ſeiten des Berechtigten nicht vererblich. Es kann daher auch 
nicht mit einem Nießbrauch oder Pfandrecht (88 1069, 1274) belaſtet und nicht gepfändet (88 851, 
857 ZPO) werden. Eine Vereinbarung der Übertragbarkeit oder der Vererblichkeit, die bei der 
Beftellung und auch noch nachher zuläſſig ift (RZA 5, 122; OLG 42, 275; vgl. DL 40, 58: 
Vorkaufsrecht für „A und feinen Rechtsnachfolger“), bedarf gemäß 88 873, 877, da fie den In. 
halt des dinglichen Vorkaufsrechts betrifft, der Eintragung. Die durch Ausübung des Vor. 
kaufsrechts dem Berechtigten bereits erworbenen Rechte aber ſind in jedem Falle unbeſchrankt 
übertragbar und vererblich. Iſt das Vorkaufsrecht zugunſten des jeweiligen Eigentümers 
eines Grundſtücks beſtellt (§ 1094 Abſ 2), ſo kann es nur mit dieſem zuſammen, nicht für ſich 
allein übertragen oder vererbt werden. Über Vererblichkeit auf ſeiten des Verpflichteten ſ. 
91097 A 3. 2 5 

55 Die Beſtimmung, daß auch beim freihändigen Verkauf des Konkursverwalters 
das Vorkaufsrecht ausgeübt werden kann, enthält für das dingliche Vorkaufsrecht eine Aus. 
nahme von dem Grundſatze des 8 512 (vgl. hierüber § 1097 A 2). 90% 
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4. Dritter iſt jeder, der nicht Verpflichteter im Sinne des Abſ 1 iſt, alſo jeder, der von 
dem Verpflichteten oder deſſen Rechtsnachfolger das Grundſtück oder ein Recht am Grund ⸗ 
ſtück erworben hat. — Wird über das Vermögen des Verpflichteten, nachdem dieſer das 
Grundſtück verkauft und der Berechtigte das Vorkaufsrecht ausgeübt hat, Konkurs eröffnet, 
fo kann der Berechtigte gemäß 8 24 KO, da das Vorkaufsrecht die Wirkung einer Vormerkung 
hat, vom Konkursverwalter Befriedigung ſeines Anſpruchs, alſo Auflaſſung verlangen. Dem 
Verwalter ſteht das Wahlrecht aus § 17 KO nicht zu. War aber vom Berechtigten das Vor⸗ 
kaufsrecht zur Zeit der Konkurseröffnung nicht ausgeübt, fo hat der Verwalter das Wahl. 
recht gegenüber dem Käufer (nicht dem Berechtigten), ſo daß er das Vorkaufsrecht für dieſen 
Fall vereiteln kann. 

5. Der Anſpruch auf Eigentumsübertragung, der durch die Ausübung des Vorkaufs⸗ 
rechts entſteht, ſoll durch das eingetragene Vorkaufsrecht wie durch eine Vormerkung im Ver⸗ 
hältniſſe zu Dritten geſichert fein. Danach iſt Vorausſetzung für die Wirkung des Vorkaufs 
rechts als Vormerkung, daß ein Vorkaufsfall eingetreten iſt, alſo der Verpflichtete 
mit einem andern einen Kaufvertrag abgeſchloſſen und der Berechtigte das Vorkaufsrecht aus⸗ 
geübt hat (vgl. Prot 3 S. 752, 758; M 3, 455). Liegen dieſe Vorausſetzungen nicht vor, ſo beſteht 
nicht ein Anſpruch auf Eigentumsübertragung, der geſichert fein könnte (RG 108, 356). Der Ver⸗ 
pflichtete kaun daher zu dieſer Zeit über das Grundſtück frei verfügen, es an einen anderen 
zum Eigentum übertragen, ohne durch das Vorkaufsrecht beſchränkt zu ſein (ſofern nicht der 
Eigentumsübertragung ein Verkauf zugrunde liegt), und es wirkſam belaſten; auch können 
Dritte im Wege der Zwangsvollſtreckung oder der Arreſtvollziehung wirkſam Rechte an dem 
Grundſtück erlangen (ſtr.). Wenn aber ein Vorkaufsfall eingetreten und daraufhin das Vorkaufs⸗ 
recht von dem Berechtigten ausgeübt iſt, wird der nun entſtandene Anſpruch auf Eigentums ⸗ 
übertragung nach Maßgabe des 8 883 Abſ 2 geſichert. Beim perſöulichen Vor. 
kaufsrecht erwirbt der Käufer, wenn ihm die Kaufſache ungeachtet des Vorkaufsrechts von 
dem Vorkaufsverpflichteten übereignet wird, ein Recht, das ihm weder vom Vorkaufs⸗ 
verpflichteten noch vom Vorkaufsberechtigten wieder entzogen werden kann (RG JW 1911, 
44814). Überträgt dagegen beim dinglichen Vorkaufsrecht der Verpflichtete, wiewohl hin⸗ 
ſichtlich des von ihm mit dem Kaufer abgeſchloſſenen Kaufvertrags der Berechtigte das Vor. 
kaufsrecht ausgeübt hat, das Eigentum an einen anderen, fei es den Kaufer oder einen Dritten, 
oder wird das Grundſtück von ihm freiwillig oder gegen ihn im Wege der Zwangsvollſtreckung 
oder Arreſtvollziehung belaſtet, fo find dieſe Verfügungen, wenngleich ſie troh des eingetragenen 
Vorkaufsrechts, das ebenſowenig wie eine Vormerkung das Grundbuch gegen Eintragung von 
Eigentumsveränderungen und Belaſtungen ſperrt, an ſich zuläſſig find (RG JW 1922, 576%; 
KG 53, 162; OLG 41, 32, jo daß z. B., wenn der Verkäufer dem Käufer das Grundſtück 
aufgelaſſen hat, der Vorkaufsberechtigte nicht in die Auflaſſung eintreten kann und durch die 
Eintragung der Eigentumsveränderung das Grundbuch nicht unrichtig geworden iſt, OLG 
41, 32), doch dem Berechtigten gegenüber nach § 883 Ab] 2 unwirkſam, da fie feinen Anſpruch 
auf Eigentumsübertragung vereiteln bzw. beeinträchtigen würden (RG JW 1922, 676°). 
Desgleichen ſind unwirkſam die Verfügungen, die in dem Falle der Eigentumsübertragung 
von dem Erwerber zugunſten anderer etwa weiter getroffen werden. Nach § 888 kann der 
Berechtigte von dem Eigentumserwerber Zuſtimmung zu feiner (des Berechtigten) Ein: 
tragung als Eigentümer und von den Erwerbern der das Grundſtück belaſtenden Rechte 
Zuſtimmung zur Löſchung der Rechte verlangen (R Warn 1922 Nr 71; über die ihm 
zuſtehende Wahl zwiſchen dem erſteren Zuſtimmungsanſpruch und dem Vorgehen gegen den 
Verpflichteten [Verkäufer] vgl. A 2). Im erſteren Falle hat die zur Erlangung des Eigen. 
tums ſeitens des Berechtigten führende Auflaſſung der Vorkaufspflichtige zu erteilen. Vgl. 
die Anmerkungen zu § 888; NG 108, 356; JW 1922, 5762; SeuffXl 66, 396; KGJ 58, 162. 
Gegenüber der Klage auf Erteilung der Zuſtimmung, deren Verbindung mit der Klage gegen 
den Vorkaufspflichtigen wi ne der Auflaſſung zuläſſig iſt, kann der dritte Erwerber alle 
Einwendungen erheben, die dem Vorkaufspflichtigen gegenüber dem Auſpruch auf Eigen- 
tumsübertragung zuſtehen (Prot 3, 763). — Alles dieſes hat aber auch dann zu gelten, wenn der 
Erwerb des Dritten bereits in der Zwiſchenzeit vom Abſchluſſe des Kaufvertrags des Vorkaufs⸗ 
pflichtigen mit dem Käufer bis zur Ausübung des Vorkaufsrechts ſeitens des Berechtigten ſich 
vollzogen hat. Deun, da die Entſtehung des Anſpruchs gegen den Vorkaufspflichtigen auf 
Übertragung des Eigentums zur Vorausſetzung hat nicht nur, daß das Vorkaufsrecht aus 
geübt wird, ſondern auch, daß ein Kaufvertrag abgeſchloſſen iſt, ſo iſt anzunehmen, daß die 
mit der Ausübung ſich vollendende Entſtehung des Anſpruchs mit dem Kaufabſchluſſe beginnt 
und daß daher von dieſem Zeitpunkte ab der Anſpruch wie durch eine Vormerkung geſichert 
iſt. Verfügungen in der Zwiſchenzeit, insbeſondere auch Belaſtungen, werden deshalb dem 
Berechtigten gegenüber, wenn er das Vorkaufsrecht ausübt, ebenfalls unwirkſam (ftr.; vgl. 
JF 1, 423, wo von dieſem Geſichtspunkt aus die Eintragung der Einräumung des Vorrangs 
von Hypotheken vor einem früher eingetragenen Vorkaufsrecht mit Recht [f. 8 880 A 1] für 
zuläſſig erklärt ift). — Iſt der dritte Erwerber im Beſitze des Grundſtücks, fu iſt er dem Berech⸗ 


Vorkaufsrecht $$ 1098—1100 469 


tigten gegenüber (außer zur Bewilligung der Eigentumsübertragung) auch zur Herausgabe 
des Grundſtücks nebſt Zubehör verpflichtet (vgl. § 1100, der dieſe Herausgabepflicht voraus- 
ſetzt, RG 84, 108, und über Gegenanſprüche wegen Verwendungen vgl. $ 1100 A 4). — 
Vgl. § 1102 A 1 darüber, daß auch der Verkäufer (Vorkaufsverpflichtete), wenn er das 
Grundſtück dem Käufer übereignet und übergeben hat, unter Umſtänden nach erfolgter Aus⸗ 
übung des Vorkaufsrechts vonn Käufer Zuſtimmung zur Auflaffung und Herausgabe 
des Grundſtücks an den Vorkaufsberechtigten verlangen kann. 


8 1099 


Gelangt das Grundſtück in das Eigentum eines Dritten“), jo kann dieſer 
in gleicher Weiſe wie der Verpflichtete dem Berechtigten den Inhalt des 
Kaufvertrags mit der im § 510 Abſ 2 beſtimmten Wirkung mitteilen?). 

Der Verpflichtete hat den neuen Eigentümer zu benachrichtigen, ſobald 
die Ausübung des Vorkaufsrechts erfolgt oder ausgeſchloſſen iſts). 

E I 956 II 1008; M 3 456; P 3 763 f.; 6 174. 


1. Der nach Abſ 1 zur Mitteilung des Kaufvertragsinhalts ebenſo wie der Vorkaufs⸗ 
pflichtige und der Kaufer (f. § 1098 A 2) berechtigte dritte Eigentumserwerber iſt der Kaufer 
ſelbſt, ſofern ihm der Vorkaufspflichtige das verkaufte Grundſtück aufgelaſſen hat, oder, wenn 
er inzwiſchen das Grundſtück weiterveräußert hat, jeder nachfolgende Eigentümer und ferner 
auch derjenige, der ſonſt von einem anderen als dem Vorkaufspflichtigen das Eigentum erlangt 
hat (vgl. 8 1100). Vgl. hierzu § 1098 A 5 darüber, daß das eingetragene Vorkaufsrecht das 
Grundbuch nicht gegen Eintragung von Eigentumsveränderungen ſperrt. Dem Grundbuch⸗ 
amt braucht auch zur Vornahme ſolcher Eintragung nicht etwa die Nichtausübung des Vor⸗ 
kaufsrechts nachgewieſen zu werden. Jedoch durch $ 10 Reichsſiedelungsgeſ. v. 11. 8. 19 
und durch § 11 Abſ 3 Reichs⸗Heimſtättengeſ. v. 10. 5. 20 iſt das Grundbuchamt angewieſen, 
die Eintragung des Eigentumsübergangs ſo lange auszuſetzen, bis ihm die Nichtausübung 
des den Siedelungsunternehmungen bzw. den Ausgebern der Heimſtätten geſetzlich zuſtehen⸗ 
den Vorkaufsrechts nachgewieſen iſt. Vgl. über die Form dieſes Nachweiſes KGJ 53, 168: 
IW 1920, 4411. 

2. Da die Mitteilung die im 8 510 Abſ 2 beſtimumte Wirkung hat, läuft von ihrem Empfange 
ab die Friſt (ſ. $ 1098 A 2) für die Ausübung des Vorkaufsrechts ebenſo, wie wenn die Mit⸗ 
teilung von dem Vorkaufspflichtigen oder dem Käufer ausgehen würde. Einer Form bedarf 
die Mitteilung nicht (ſ. $ 1098 A 2). Wenn der Berechtigte daraufhin das Vorkaufsrecht 
ausüben will, hat er die Ausübung gemäß 88 505 Abf 1, 1098 nicht dem Mitteilenden, ſondern 
dem Vorkaufspflichtigen gegenüber zu erklären (Prot 6, 174). Geſchieht dies binnen der 
Friſt nicht, fo iſt die Ausübung ausgeſchloſſen; ſowohl gegenüber dem Vorkaufspflichtigen 
wie gegenüber dem dritten Erwerber. Dieſer braucht das Grundſtück an den Berechtigten 
nicht herauszugeben, ſein Erwerb iſt vielmehr nun ein endgültiger. Wenn das Vorkaufsrecht 
nicht auf weitere Verkaufsfälle ſich erſtreckt, erlifcht es überhaupt (ſ. § 1097 A 1, 4). 

3. Unterläßt der Vorkaufspflichtige die Benachrichtigung des neuen Eigentümers von 
der erfolgten Ausübung des Rechtes oder von dem aus fruchtloſem Friſtablauf ſich ergebenden 
Ausſchluß der Ausübung, jo macht er ſich dem neuen Eigentümer gegenüber ſchadenserſatz⸗ 
pflichtig. Unter dieſem iſt nach dem Wortlaute der $$ 1099, 1100 der gegenwärtige Eigentümer 
zu verſtehen, alſo der Eigentümer zur Zeit der Ausübung oder des Ausſchluſſes. Hat derjenige, 
an den der Vorkaufspflichtige das Eigentum übertragen hat, das Grundſtück weiterveräußert, 
ſo beſteht die Benachrichtigungspflicht nicht dem erſten, ſondern dem ſpäteren Erwerber gegen- 
über (ſtr.). Letzterer ſoll alsbald Kenntnis davon erhalten, ob er das Grundſtück herausgeben 
muß oder endgültig behalten darf. 


S 1100 


Der neue Eigentümer kann, wenn er der Käufer! oder ein Rechtsnach⸗ 
folger des Käufers iſte), die Zuſtimmung zur Eintragung des Berechtigten 
als Eigentümer und die Herausgabe des Grundſtücks verweigern, bis ihm 
der zwiſchen dem Verpflichteten und dem Käufer vereinbarte Kaufpreis, 
ſoweit er berichtigt iſt, erſtattet wird?). Erlangt der Berechtigte die Ein⸗ 
tragung als Eigentümer, ſo kann der bisherige Eigentümer von ihm die Er⸗ 
ſtattung des berichtigten Kauſpreiſes gegen Herausgabe des Grundſtücks 
fordern“). 

E I 957 II 1009; M 3 457: B 3 758 ff. 
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1. Wenn der Käufer vom Vorkaufspflichtigen nicht das Eigentum übertragen erhalten 
hat, findet 8 1100 keine Anwendung. Der Käufer kann ſich nach Ausübung des Vorkaufsrechts 
wegen des etwa inzwiſchen berichtigten Kaufpreiſes nur an feinen Verkäufer gemäß 88 320 ff., 
440 halten, nicht an den Vorkaufsberechtigten. 

2. Iſt der Eigentümer nicht Rechtsnachfolger des Käufers, ſondern hat ihm etwa der 
Vorkaufspflichtige, trotz Abſchluß des Kaufvertrags mit dem Käufer, das Eigentum, ſei es 
auf Grund neuen Verkaufs oder aus einem anderen Rechtsgrunde (z. B. Tauſch, Schenkung), 
übertragen, fo iſt § 1100 ebenfalls nicht anwendbar. Ein folder Eigentümer muß die Bu: 
ſtimmung zu der Auflaſſung an den Vorkaufsberechtigten (f. $ 1098 A 5) erteilen, ohne daß 
ihm das Zurückbehaltungsrecht aus Satz 1 oder der Anſpruch aus Satz 2 zuſteht. Wegen der 
von ihm etwa bereits gewährten Gegenleiſtung kann er lediglich ſeinen Vertragsgegner in 
Anſpruch nehmen. — Unter Rechtsnachfolger ſind ſowohl allgemeine wie Sondernachfolger 
zu verſtehen, auch, wenn der als Eigentümer eingetragene Kaufer weiterverkauft hat, der 
zweite und fernere Käufer, ſofern er Eigentum erlangt hat. 

3. Die den Vorſchriften der §88 273, 274 unterliegende, alſo zur Verurteilung Zug um 
Zug führende Einrede des Zurückbehaltungsrechts kann gegenüber dem Vorkaufs⸗ 
berechtigten, der noch nicht die Eintragung als Eigentümer erlangt hat, nur geltend gemacht 
werden, ſoweit der zwiſchen dem Vorkaufspflichtigen und dem Käufer vereinbarte Kauf⸗ 
preis berichtigt iſt. Daher ſteht auch denjenigen Rechtsnachfolger des Käufers, der von 
dieſem das Grundſtück wiederum durch Kauf erworben hat (. A 2), das Zurückbehaltungs⸗ 
recht nur zu wegen des Betrags, den ſein Verkäufer an den Vorkaufspflichtigen entrichtet 
hat, nicht wegen des Kaufpreiſes, den er an ſeinen Verkäufer bezahlt hat, auch nicht etwa 
wegen Koſten des Kaufvertrags oder der Auflaſſung. Dieſerhalb muß er ſich an feinen Ver⸗ 
käufer halten. 

4. Nach erfolgter Eintragung des Vorkaufs berechtigten als Eigentümer ſteht dem 
Käufer bzw. deſſen Rechtsnachfolger nunmehr ein Erſtattungsanſpruch wegen des vom 
Käufer an den Vorkaufspflichtigen berichtigten Kaufpreiſes gegenüber dem Vorkaufsberechtigten 
zu; jedoch nur gegen Herausgabe des trotz der genannten Eigentumseintragung etwa noch 
in ſeinem Beſitze befindlichen Grundſtücks. Dieſer Erſtattungsanſpruch bleibt beſtehen, auch 
wenn das Grundſtück von ihm an den Vorkaufsberechtigten ohne zuvorige Berichtigung des 
Anſpruchs herausgegeben wird. Über die Wirkungen des Beſtehens des Erſtattungsanſpruchs 
auf das Rechtsverhältnis zwiſchen dem Vorkaufsberechtigten und dem Vorkaufspflichtigen 
einerſeits und zwiſchen dieſem und dem Käufer anderſeits vgl. die 8 1001, 1002. — Im 
übrigen finden auf das Rechtsverhältnis zwiſchen dem Vorkaufsberechtigten und dem Käufer 
bzw. deſſen Rechtsnachfolger hinſichtlich der Herausgabepflicht, insbeſondere hinſichtlich 
des Anſpruchs des Herausgabepflichtigen auf Erſatz von Verwendungen, nicht die 88 1001 ff. 
Anwendung, da der Herausgabeanſpruch dem Vorkaufsberechtigten nicht als Eigentümer 
zuſteht, ſondern 8 292, da es ſich um einen Anſpruch handelt, der an ſich ein perſönlicher iſt, 
wennſchon er ſich gemäß 88 1098 Ab 2, 883 Abſ 2 auch auf den dritten Erwerber erſtreckt (tr.). 
Hat der Käufer in dem mit feinem Verkäufer (in der Form des $ 313 Satz 1) geſchloſſenen 
Vertrage die Koſten dieſes Vertrags übernommen und demnächſt die Koſten bezahlt, jo 
kann er vom Vorkaufsberechtigten auf Grund ungerechtfertigter Bereicherung ($ 812) Er- 
ſtattung der Koſten beanſpruchen, da der Vorkaufsberechtigte durch Eintritt in den Vertrag 
auch die Verpflichtung zur Tragung der Vertragskoſten übernommen und ſomit eine ihm 
obliegende Schuld der Käufer bezahlt hat (ſtr.). Hat der Käufer beim Abſchluß des Kauf⸗ 
vertrags Kenntnis von dem Vorkaufsrecht gehabt und mit der Möglichkeit ſeiner Ausübung 
gerechnet, ſo kann angenommen werden, daß er eine etwa fällig geweſene Zahlung auf den 
Kaufpreis zunächſt zwar in eigenem Intereſſe, um den Kaufvertrag zu erfüllen, zugleich aber 
für den Fall, daß das Vorkaufsrecht ausgeübt werden ſollte, für den Vorkaufsberechtigten 
mit dem Willen, von ihm Erſatz zu verlangen, geleiſtet hat, daß mithin eine Geſchäftsführung 
ohne Auftrag im Intereſſe des Vorkaufsberechtigten von ihm getätigt worden iſt, und iſt er 
dann für berechtigt zu erachten, gemäß 88 683, 670, 256, 246 Zinſen von dem gezahlten 
Kaufpreiſe ſeit dem Zeitpunkt der Zahlung von dem Vorkaufsberechtigten zu beanſpruchen. 
Dagegen ſteht ihm ein Anſpruch auf Erſatz von Auslagen zum Zwecke des Vertrags 
abſchluſſes (3. B. Koſten der Reife zur Beſichtigung des betreffenden Grundſtücks) in keinem 
Falle zu, da den Vorkaufsberechtigten nichts angeht, was vor Abſchluß des Kaufvertrags von 
dem ſpäteren Käufer an Maſmahmen zur Entſchließung über den Kauf getroffen worden iſt. 
— Hat der Käufer auf Grund des Kaufvertrags zwar nicht das Eigentum an dem Grundſtück, 
aber doch den Beſitz von dem Verkäufer übertragen erhalten, fo kaun er, wenn er von dem 
Vorkaufsberechtigten nach Erlangung des Eigentums auf Herausgabe verklagt wird, Gegen: 
anſprüche wegen Verwendungen nach 88 994 ff. geltend machen (OLG 29, 353); dabei iſt er 
als unredlicher Beſitzer im Sinne des 8 990 erſt, nachdem er von der Ausübung des Vorkaufs⸗ 
rechts Kenutnis erlangt hat, anzuſehen, nicht ſchon von der etwaigen früheren Kenntnis ledig 
lich des Beſtehens des Vorkaufsrechts (OLG 29, 354). 
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Soweit der Berechtigte nach S 1100 dem Käufer oder deſſen Rechts⸗ 
nachfolger den Kaufpreis zu erſtatten hat, wird er von der Verpflichtung 


zur Zahlung des aus dem Vorkaufe geſchuldeten Kaufpreiſes frei). 
E II 1010; ® 3 758. 


1. Das Beſtehen des Erſtattungsanſpruchs des Käufers oder ſeines Rechtsnachfolgers 
gegenüber dem Vorkaufsberechtigten (. 8 1100 A 3, 4) übt alſo auf das Rechtsverhältnis 
zwiſchen dem Vorkaufsberechtigten und dem Vorkaufspflichtigen die Wirkung aus, daß 
erſterer gegenüber dem Vorkaufspflichtigen in Höhe des Erſtattungsanſpruchs von der Zahlungs⸗ 
pflicht hinſichtlich des aus dem Vorkaufe geſchuldeten Kaufpreiſes frei wird in gleicher 
Meile, wie wenn er in dieſer Höhe den Kaufpreis (aus dem durch Ausübung des Vorkaufs⸗ 
rechts gemäß 88 505 Abſ 2, 1098 zuſtande gekommenen Kauf) an den Vorkaufspflichtigen 
bezahlt hätte (RG 116, 191). 


8 1102 


Verliert der Käufer oder ſein Rechtsnachfolger infolge der Geltend⸗ 
machung des Vorkaufsrechts das Eigentum), jo wird der Käufer), ſo⸗ 
weit der von ihm geſchuldete Kaufpreis noch nicht berichtigt iſt, von ſeiner 
Verpflichtung frei!); den berichtigten Kaufpreis kann er nicht zurück⸗ 
fordern“). 

E II 1011 P 3 764 f. 


1. 5 1102 findet nur Anwendung, wenn der Käufer oder fein Rechtsnachfolger infolge 
der Geltendmachung des Vorkaufsrechts das Eigentum verliert, wenn er alſo vorher das 
Eigentum erlangt hatte. War ihm das Eigentum überhaupt nicht übertragen worden, ſo 
beſtimmt ſich das Rechtsverhältnis zwiſchen ihm und ſeinem Verkäufer lediglich nach den 
allgemeinen Grundsätzen über gegenſeitige Verträge (88 320 ff.). Vgl. $ 1100 A 1, 2. Sit 
dem Käufer beim Abſchluß des Kaufvertrags von dem Verkäufer (Vorkaufsverpflichteten) 
Mitteilung gemacht worden, daß auf dem verkauften Grundſtück ein Vorkaufsrecht eingetragen 
ſei, oder ſonſt die Belaſtung des Grundſtücks mit dem dinglichen Vorkaufsrecht bekannt ge. 
weſen, fo hat nach 8 439 Abf 1 der Verkäufer den ſich aus der Belaſtung ergebenden Mangel 
im Recht ihm gegenüber nicht zu vertreten (RG JW 1922, 576%. Im Falle der Mitteilung 
von dem Vorkaufsrecht iſt, da der Käufer danach damit rechnen muß, daß ihm durch Aus⸗ 
übung des Vorkaufsrechts das Grundſtück entzogen wird, als Inhalt des Kaufgeſchäfts zu 
erachten, es erfolge der Verkauf nur unter der Bedingung, daß das Vorkaufsrecht nicht aus⸗ 
geübt werde. Fällt dieſe Bedingung durch Eintritt des Vorkaufsberechtigten in den Kauf⸗ 
vertrag aus, fo iſt der Vertrag im Verhältnis zum Käufer als hinfällig anzuſehen und müſſen 
die Vertragſchließenden ſich gegenſeitig das Empfangene zurückgeben. Der Verkäufer kann 
daher, wenn er das Grundſtück übereignet und übergeben hat, Rückübereignung und Heraus- 
gabe des Grundſtücks vom Käufer verlangen (RG IJW' 1922, 5762). Statt deſſen kann er 
aber auch, wenn er ſogleich dem Vorkaufsberechtigten das Grundſtück übereignen und den 
Beſitz verſchaffen will, um ſeiner Verpflichtung aus dem zwiſchen ihm und dem Vorkaufs⸗ 
berechtigten nunmehr zuſtande gekommenen Kaufvertrag zu genügen, vom Käufer Zuſtim 
mung zur Auflaſſung und Herausgabe an den Vorkaufsberechtigten beanſpruchen, da der 
Käufer hierdurch von feiner Rückübereignungs⸗ und Rückgabeverpflichtung dem Verkäufer 
gegenüber befreit wird (RG JW 1922, 576°). 


2. Nur das Rechtsverhältnis zwiſchen dem Käufer und ſeinem Verkäufer (dem Vorkaufs⸗ 
pflichtigen) betrifft $ 1102. Hat der Käufer, nachdem er das Eigentum übertragen erhalten 
hatte, das Grundſtück weiterverkauft, ſo beſtimmt ſich das Rechtsverhältnis zwifchen ihm 
und feinem Rechtsnachfolger, abgeſehen von dem dieſem nach § 1100 gegen den en 
berechtigten zuſtehenden Erſtattungsanſpruch (. $ 1100 A 3, 4), ebenfalls (. A 1) nach den 
allgemeinen Grundſätzen über gegenſeitige Verträge (88 320ff.). 


3. Da der Käufer infolge Geltendmachung des Vorkaufsrechts von ſeiner Verpflichtung 
(8 433 Abſ 2) zur a des noch nicht berichtigten Kaufpreiſes frei wird, kann ſich der 
Vorkaufspflichtige wegen dieſes Kaufpreiſes lediglich an den Vorkaufsberechtiaten, mit dem 
der Kaufvertrag gemäß 88 505 Abf 2, 1098 zuſtande gekommen iſt, halten (ch 116, 191). 


4. Dem Käufer, der demnach von ſeinem Verkäufer (dem Vorkaufspflichtigen) den bes 
richtigten Kaufpreis nicht zurückfordern kann, ſteht lediglich ein Ertattungsauſpruch gegen 
den Vorkaufsberechtigten nach Maßgabe des $ 1100 zu (vgl. dort A 4). 
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§ 1105 

Ein zugunſten des jeweiligen Eigentümers eines Grundſtücks beſtehendes 
Vorkaufsrecht kann nicht von dem Eigentum an dieſem Grundſtücke ge⸗ 
trennt werden!). 

Ein zugunſten einer beſtimmten Perſon beſtehendes Vorkaufsrecht kann 
nicht mit dem Eigentum an einem Grundſtücke verbunden werden?). 

E II 1012; P 3 765. 

1. Aus dem Grundſatze der Untrennbarkeit des ſubjektiv⸗dinglichen Vorkaufs rechts 
von dem Eigentum am Grundſtücke folgt, daß es nicht für ſich allein veräußert, belaſtet oder 
gepfändet ($ 851 ZPO) werden kann und daß es mitergriffen wird von der Veräußerung 
des berechtigten Grundſtücks und von der Zwangsvollſtreckung in dieſes ($ 865 Abſ 1 30, 
§ 20 Abſ 2 3G), fo daß es der Erwerber bzw. der Erſteher (8 90 Ab] 2 3G) des Grundſtücks 
miterwirbt. Auch kann es nicht in ein ſubjektiv-perſönliches Vorkaufsrecht umgewandelt 
werden, es ſei denn, daß es (unter Löſchung des etwaigen Vermerks auf dem berechtigten 
Grundſtücke gemäß $ 8 Abſ 2 GB) überhaupt aufgehoben und ein neues Vorkaufsrecht 
begründet wird. — Iſt das Vorkaufsrecht uneingeſchränkt für den jeweiligen Eigentümer 
eines Grundſtücks (nicht eines beſtimmten Teiles, z. B. eines Schloſſes) beſtellt, ſo iſt jeder Teil 
des Grundſtücks zuſammen mit den anderen Teilen (vertreten durch den Eigentümer) als be⸗ 
rechtigt anzuſehen. Hieran wird, wenn das herrſchende Grundſtück geteilt wird, nichts 
geändert, da das Vorkaufsrecht nicht teilbar iſt und nicht von einem Grundſtücksteil auf einen 
anderen übertragen werden kann. Deshalb ſteht das Vorkaufsrecht nicht den Eigentümern 
nach Verhältnis ihrer Teile noch dem Eigentümer des etwaigen Hauptteils (ſog. Stamm⸗ 
grundſtücks) allein zu, ſondern den Eigentümern aller Teile gemeinſchaftlich in der Weile, 
daß es von dieſen nur im ganzen ausgeübt werden kann (vgl. 88 518, 514, 1098 Satz 1, 1103: 
NG 35, 306; 73, 320). - 

2. Da das ſubjektiv⸗perſönliche Vorkaufsrecht nicht mit dem Eigentum an einem Grund⸗ 
ſtücke verbunden werden kann, iſt feine Umwandlung in ein ſubjektiv⸗dingliches Recht aus 
geſchloſſen. Wollen die Beteiligten eine derartige Rechtsveränderung, fo müffen fie ein neues 
Vorkaufsrecht begründen. Dieſes hat dann nicht den Rang des bisherigen Rechtes. 


8 1104 


Iſt der Berechtigte unbekannt, jo kann er im Wege des Aufgebotsver⸗ 
fahrens!) mit ſeinem Rechte ausgeſchloſſen werden, wenn die im § 1170 
für die Ausſchließung eines Hypothekengläubigers beſtimmten Voraus- 
ſetzungen vorliegen?). Mit der Erlaſſung des Ausſchlußurteils erliſchts) 
das Vorkaufsrecht. 

Auf ein Vorkaufsrecht, das zugunſten des jeweiligen Eigentümers eines 
Grundſtücks beſteht, finden dieſe Vorſchriften keine Anwendung. 

E II 1018; P 3 765; 4 601. 

1. Das Aufgebotsverfahren erfolgt nach den 88 946ff., 988, 1024 ZPO. 

2. Die im 8 1170 beſtimmten Vorausſetzungen find: Es müſſen 10 Jahre ſeit Eintragung 
des ſubjektiv⸗perſönlichen (f. Abſ 2) Vorkaufsrechts oder feit einer ſpäter etwa erfolgten, 
auf das Vorkaufsrecht bezüglichen Eintragung verſtrichen und es darf die Berechtigung nicht 
innerhalb dieſer Friſt anerkannt ſein. 

3. Mit der Erlaſſung des Ausſchlußurteils erlischt das (ſubjektivperſönliche) Vorkaufs⸗ 
recht nur dann, wenn das Urteil ein vorbehaltloſes oder der darin zugunſten der ſich Meldenden 
aufgenommene Vorbehalt (8 953 ZPO) rechtswirkſam beſeitigt iſt (val. RG 67, 95; RA 
6, 145). Die Löſchung kann im Wege der Berichtigung des Grundbuchs gemäß 8 22 HNO 
auf Grund des Urteils herbeigeführt werden. 


Siebenter Abſchnitt 


Reallaften!) 


§ 1106 
Ein Grundjtüd?) kann in der Weife?) belaſtet werden‘), daß an den⸗ 
jenigen, zu deſſen Gunſtens) die Belaſtung erfolgt, wiederkehrende) Leiſtun⸗ 
gen?) aus dem Grundſtücke zu entrichten ſind (Reallaſt) s). 
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Die Reallaſt kann auch zugunſten des jeweiligen Eigentümers eines 
anderen Grundſtücks beſtellt werden’). 
E 1 1051 II 1014; M 3 581; P 3 729 ff. 


1. Die Regelung der Reallaſten iſt im BGB keine vollſtändige. Die 88 1105 
bis 1112 geben nur Vorſchriften allgemeiner Natur. Über einzelne Reallaſten ſind keine Be 
ſtimmungen gegeben. Nur für die Überbau⸗ und Notwegrente (88 914, 917), ſowie für die Unter⸗ 
haltungspflicht bezüglich der zur Ausübung einer Grunddienſtbarkeit dienenden Anlage 
(88 1021, 1022) iſt entſprechende Anwendung der Beſtimmungen über die Reallaſten vorge⸗ 
ſchrieben. Vgl. in dieſer Hinficht auch Art 116 EG. Im übrigen iſt der Landesgeſetzgebung über ⸗ 
laſſen, nähere Beſtimmungen über die einzelnen Reallaſten ſowie über die Zuläſſigkeit derartiger 
Grundſtücksbelaſtungen zu treffen (RG 113, 97). Nach Artt 113, 115 EG nämlich bleiben un» 
berührt die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die Ablöſung, Umwandlung oder Einſchränkung 
von Reallaſten, ſowie diejenigen, welche die Belaſtung eines Grundſtücks mit Reallaſten unter ⸗ 
ſagen oder beſchränken oder das Maß ſolcher Rechte näher beſtimmen, und nach Artt 3, 218 EG 
können daher nach dieſen Richtungen auch neue landesgeſetzliche Vorſchriften erlaſſen und die 
beſtehenden geändert werden. Danach iſt das Verhältnis der Vorſchriften des BGB über 
die Reallaſten zum Landesrechte ein derartiges, daß die Vorſchriften des BGB zwar 
die landesgeſetzlich anerkannten bzw. nicht ausgeſchloſſenen Reallaſten regeln, aber durch die 
für die betreffenden einzelnen Reallaſten gegebenen landesgeſetzlichen Beſtimmungen ergänzt 
werden (KGJ 21 A 314; OLG 20, 408). Noch beſondere Vorbehalte für die Landesgeſetzgebung 
bezüglich einzelner Reallaſten, die zugleich die wichtigſten find, enthalten EG Art 62 (Renten⸗ 
gutsrenten; über die Frage der Zuläſſigkeit der Eintragung gewiſſer bei Reutengutsbildungen 
üblicher Verpflichtungen nach der preußiſchen Rentengutsgeſetzgebung vgl. KGJ 51, 232), 
Art 96 (Leibgeding oder Altenteil) und Art 118 (Kulturrenten). Beim Altenteil (Ausgedinge) 
find häufig mit Reallaſtleiſtungen beſchränkte perſönliche Dienſtbarkeiten (z. B. Wohnungsrecht, 
Recht zur Benutzung einzelner Grundflächen zu beſtimmten Zwecken) verbunden (RG 70, 172; 
RIA 9, 69; KGJ 40, 251; 53, 168; |. 8 1098 A 1; aber eine Vereinbarung, daß der Eigen- 
tümer im Falle des von ihm verſchuldeten Fortzugs des Altſitzers dieſem an Stelle der Alten- 
teilsleiſtungen eine einmalige Abſindung in Geld zu entrichten habe, kann weder als beſchränkte 
perſönliche Dienſtbarkeit noch als Reallaſt eingetragen, vielmehr kann die entſprechende Forde⸗ 
rung nur durch Hypothek, die durch den Wegfall der andern Leiſtungen bedingt iſt, geſichert 
werden, KGJ 53, 166). Über Neufeſtſetzung von Altenteilsleiſtungen zufolge des Währungs⸗ 
verfalls vgl. Gef. v. 18. 8. und VO v. 8. 9. 1923 und dazu OLG 44 ©. 312, 313. Über berg ⸗ 
rechtliche Kohlenzehnten als Reallaſten vgl. RG 75, 163. Über die Grenzen der Zuläſſig ⸗ 
keit von Reallaſten im allgemeinen vgl. für Preußen §9 3, 6, 91 Abſ 2—4 Ablöſcheſ. v. 2. 3. 50; 
Art 30 AG; dazu RG 45, 191; 60, 89; 79, 377; 111, 92; K 21 A 314; 38 A 269; 47, 218; 
51, 269; OLG 12, 281; 26, 101; 26, 102; 39, 243; IFG 1, 431; 1, 432; für Bayern 
Artt 85, 86 AG. Nach gemeinem Rechte konnten Reallaſten allgemein, ohne Be⸗ 
ſchränkung auf beſtimmte Arten, durch Vertrag begründet werden mit dinglicher Wirkung 
zu Laſten eines Grundſtücks und zugunſten des jeweiligen Eigentümers eines anderen Grund⸗ 
ſtücks, ohne daß es einer Eintragung in öffentliche Bücher bedurfte (MG 16, 136; Gruch 
62, 408), und zwar auch durch Einigung zwiſchen dem gegenwärtigen Eigentümer des zu 
belaſtenden Grundſtücks und einem anderen, auf den zugleich Eigentum oder eigentumähnliches 
Recht an dieſem Grundſtück übertragen wurde, zugunſten eines anderen Grundſtücks mit der 
Wirkung, daß dieſes Grundſtück ohne Teilnahme feines gegenwärtig es vertretenden Eigen⸗ 
tümers an der Einigung berechtigt wurde (RZ Gruch 62, 409). Jedoch mußte in Preußen, 
ſoweit $ 73 GBO v. 5. 5. 72 galt, bis zum 1. Oktober 1873 die Neallaft in das Grundbuch ein 
getragen werden, widrigenfalls ſie gegenüber dritten Perſonen (wozu auch ſolche Perſonen 
gehörten, die nach Inkrafttreten des Geſetzes das bisher belaſtete Grundstück auf Grund Kauf 
vertrags erwarben, ſelbſt wenn ſie in dem Kaufvertrage die Reallaſt dem Verkäufer [nicht 
dem Berechtigten! gegenüber übernahmen) nicht geltend gemacht werden konnte (R6 Gruch 
62, 412; vgl. auch für Bayern OLG 35, 328). Hinſichtlich der nach Inkrafttreten des Eig. 
E&ef. v. 5. 5. 72 (ſoweit nach dem AblöſGeſ. noch zuläſſig) begründeten Reallaſten niit gleiches 
nach 8 12 Abſ 1 dieſes Geſetzes (RG Gruch 65, 500: mit einem ſubjektiv⸗dinglichen Abdeckerei⸗ 
privileg verbundene Verpflichtung zum Hundefang nach preußiſchem Recht eine an ſich zur 
Begründung der Eintragung nicht bedürfende, aber eintragungsfähige und Wirkſamkeit gegen 
Dritte erſt durch Eintragung erlangende Reallaſt). Über die Eintragung ſolcher an ſich ohne 
Eintragung beſtehengebliebener, jedoch der Wirkſamkeit gegen Dritte entbehrender Rechte 
nach Inkrafttreten des BGB vgl. 8 894 A 1 Abf 10. — Die auf öffentlich erechtlichem 
Titel (vgl. RG 44, 248; 45, 188) beruhenden Reallaſten (öffentliche Abgaben und Laſten, f. 
88 10 Nr 3, 156 356, § 4 EG. 3G) werden durch das BOB nicht geregelt (vgl. OSG 
1, 203; 3, 98; 12, 281). Bezüglich der Kirchen- und Schulbaulaſten vgl. Art 182 CG. Über 
Straßenanliegerbeiträge und deren Dinglichkeit vgl. RG 42, 278; 56, 396, 83, 89; 86 
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359; 87, 359; 93, 202; Gruch 26, 1108; 41, 151; JW 1922, 807. — Über die Behandlung 
der Reallaſten: im Zwangsverſteigerungsverfahren vgl. SS 51, 92, 121 3G (ſ. dazu 
§ 1107 A 1), 89 EG. 3G; bei der Enteignung ſ. Artt 52, 53, 109 EG. — Übergangs ⸗ 
beſtimmungen enthalten die Artt 114, 184, 189 EG. 

2. Außer einem Grundſtück auch die Berechtigungen, auf welche die Vorſchriften für die 
Grundſtücke Anwendung finden, wie das Erbbaurecht ($ 1017; BD v. 15. 1. 19 8 11) und die 
in den Artt 63, 68 EG bezeichneten Rechte; ferner der in dem Anteil eines Miteigentümers 
beſtehende Bruchteil eines Grundſtücks (§ 1106). Auch eine beſtimmte Teilfläche (realer Teil) 
eines Grundſtücks; ihre Abſchreibung kann nach $ 6 GBO unterbleiben, wenn hiervon Ver⸗ 
15 DER zu beſorgen ift (vgl. auch 8 96 GBO; anders hinſichtlich des berechtigten Grund⸗ 
tücks, ſ. A 5). 

3. Aus der im § 1105 beſtimmten Weiſe der Belaſtung folgt in Verbindung mit § 1108, 
daß die Reallaſt als Ganzes ihrer rechtlichen Natur nach eine von einer perſönlichen (ſchuld⸗ 
rechtlichen) Verbindlichkeit unabhängige dingliche Grundſtücksbelaſtung iſt, aus der die Ver⸗ 
pflichtung des Grundſtückseigentümers als ſolchen zur Entrichtung der einzelnen Leiſtungen 
erwächſt, und daß dieſe Einzelleiſtungen ebenfalls dinglicher Natur ſind, jedoch ſo, daß der 
Grundſtückseigentümer für die während der Dauer ſeines Eigentums fällig werdenden Lei- 
ſtungen auch perſönlich haftet. — Die Reallaſt kann aber auch zur Sicherung perſönlicher 
Forderungen verwendet werden; iſt dies nach Inhalt des Beſtellungsvertrags geſchehen, ſo 
ſind Reallaſt und Forderung ſelbſtändige Rechte (was z. B. für die Aufwerkung der beiden 
Rechte nach § 31 und § 62 AufwöGeſ v. 16. 7. 25 von Bedentung fein kann; RG 113, 103). — 
Wegen der Geltendmachung im Rechtswege vgl. bezüglich des Anſpruchs auf die Einzel⸗ 
leiſtungen § 1107 A 2, § 1108 A 3. Wird das Recht als Ganzes beſtritten, fo kann im dinglichen 
Gerichtsſtande (§ 24 ZPO) auf Anerkennung der Reallaſt geklagt werden (vgl. $ 25 ZPO). 

4. Zur Eutſtehung der Belaſtung iſt gemäß § 873 Einigung der Beteiligten und Ein: 
tragung ins Grundbuch erforderlich (J. jedoch Art 114 Ec; die Überbau und Notwegrenten, 
für die nach $ 914 Abf 3, 9917 Abſ 2 Satz 2 die Vorſchriften über Reallaſten gelten, werden 
gemäß $914 Abſ 2 Satz 1, 917 Abſ 2 Satz 2 nicht eingetragen; ſ. auch A1 a E. [Rentenbank⸗ 
grundſchuld]). Von dem ſchuldrechtlichen Grundrechtsgeſchäft ift die Entſtehung der Reallaſt⸗ 
berechtigung als eines ſelbſtändigen dinglichen Rechtes nicht abhängig. Auch iſt die dingliche 
Wirkſamkeit nicht davon abhängig, ob für die Belaſtung ein Gegenwert gegeben worden iſt (RG 85, 
247). Der etwaige Gegenwert kann ſich z. B. aus einem Kaufvertrage, aber auch aus der Ge- 
währung eines Darlehns ergeben (RG 85, 246). Die Eintragung erfolgt auf dem belaſteten 
Grundſtück. Im Falle der ſubjektiv dinglichen Reallaſt kaun die Reallaſtberechtigung auch auf dem 
Grundbuchblatte des berechtigten Grundſtücks gemäß §8 GBO vermerkt werden. Die einzelnen 
Leiſtungen, zu denen die Reallaſt (das Recht als Ganzes, RG 75, 163) verpflichtet, müſſen 
eingetragen werden. Jedoch iſt gemäß § 874 Bezugnahme auf die Eintragungsbewilligung zur 
näheren Bezeichnung des Inhalts der einzelnen Leiſtung zuläſſig. Werden Reallaſten als Alten- 
teil (Leibgedinge, Leibzucht, Auszug) eingetragen, fo bedarf es nach 8 50 GBO auch nicht der 
Bezeichnung der einzelnen Rechte, wenn auf die Eintragungsbewilligung Bezug genommen 
wird. In dem Eintragungsvermerk ſelbſt muß jedoch der Inhalt der Laſt wenigſtens im 
allgemeinen angegeben werden, damit das Recht nach feiner allgemeinen rechtlichen Natur 
für jedermann aus dem Grundbuch allein erkennbar iſt. Inſoweit iſt eine Bezugnahme auf 
die Eintragungsbewilligung unzuläſſig, da es ſich nicht bloß um eine „nähere Bezeichnung“ 
im Sinne des $ 874 handelt. Dabei iſt der Gebrauch des Wortes „Reallaſt“ zwar nicht er- 
forderlich, wenn ſonſt die Eintragung ſich als eine Reallaſt deuten läßt; es iſt aber anderſeits 

Eintragung dieſes Wortes für ſich allein auch nicht ausreichend, da der Juhalt einer Real⸗ 
laſt ein ſehr verſchieden geſtalteter fein kann (KGJ 51, 272; OLG 39, 244). Vgl. hierüber 
$ 874 A 2, 3. Daß zu den einzelnen Leiſtungen im Grundbuche oder in der Eintragungs⸗ 
bewilligung ein beſtimmter Geldwert angegeben wird, iſt dagegen nicht erforderlich. Aus 
8 1107 ift in dieſer Hinſicht die Anwendung des $ 1115 (Hypothekeintragung) nicht zu 
folgern (RG 54, 93; RIA 2, 192; KGJ 51, 271; DUO 39, 243); mangels einer entgegen 
ſtehenden Beſtimmung it es auch als zuiäſſig anzuſehen, daß zur Feſtſtellung der ziffern % 
mäßigen Höhe der Leiſtungen auch außerhalb des Grundbuchs liegende Umſtände heran 
gezogen werden, ſofern die Eintragungsbewilligung auf fie hinweiſt (OLG 39, 244). Das 
Grundbuch muß aber den Juhalt der Leiſtungen derart erkennen laſſen, daß, insbeſondere 
mit Rücksicht auf 59 45, 46, 92, 121 ZUG, die Umwandlung der Leiſtungen in eine Geld, 
forderung möglich iſt, da nur dann die für jede dingliche Belaſtung erforderliche Beſtimmtheit 
des Umfangs der Leiſtungen aus dem Grundſtücke vorliegt (ſtr., RIA 2, 193; OLG 7, 34; 
vgl. KJ 51, 271). Vgl. auch $ 882 (Beſtimmung des Höchſtbetrags des Erſatzes für den 
Fall des Erlöſchens durch Zuſchlag in der Zwangsverſteigerung). — Wie die Reallaſtberech. 
tigung von einer Bedingung abhängig gemacht werden kann (. unten), ſo kann für ſie auch 
eine ungewiſſe Zeitbeſtimmung geſetzt, z. B. für den Beginn der Leiſtungen ein nicht kalender 
mäßiger, ſondern nach dem Tage des Eintritts eines Ereigniſſes ungewiſſer Zeitpunkt beſtimmt 
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werden (OLG 14, 177). — Die rechtsgeſchäftliche Aufhebung der Belaſtung erfolgt 
gemäß § 875 (Aufgabeerklärung und Löſchung; auch zum Verzicht auf Überbau⸗ und Not⸗ 
wegrenten iſt, wiewohl fie nicht eingetragen werden [. oben!, die Eintragung des Verzichts 
nach $ 914 Abſ 2 Satz 2, 8 917 Abſ 2 Satz 2 erforderlich) und $876 Satz 2 (Zuftimmung der Real- 
gläubiger des herrſchenden Grundſtücks). Vgl. jedoch in letzterer Hinſicht Art 120 Abſ 2 Nr 2 
EG (Unſchädlichkeitszeugnis). Fernere Erlöſchungsgründe ſind: bei einer auf Lebenszeit des 
Berechtigten geſtellten Reallaſt (3. B. Altenteil) Eintritt des Todes (vgl. 8 23 GBO; RIA 
4, 181); Eintritt einer auflöſenden Bedingung oder eines Endtermins (vgl. 8 24 GBO); 
Buchverjährung (88 901, 902); Aufgebot (8 1112); Zwangs verſteigerung des be- 
laſteten Grundſtücks, wenn nicht nach den Verſteigerungsbedingungen die Reallaſt beftehen- 
bleiben ſoll (8 92 3G und bezüglich des Altenteils $ I EG. ZVG). In dem zuletzt genannten 
Falle iſt für eine durch den Zuſchlag erlöſchende, ablösbare Reallaſtberechtigung Erſatz aus 
dem Verſteigerungserlöſe in Höhe der Ablöſungsſumme zu gewähren ($ 92 Ab] 1, 3 3G); 
dieſe Ablöſungsſumme iſt nicht vom Tage des Zuſchlags zu verzinfen, ſie wird erſt im Ver⸗ 
teilungstermine fällig, und die bis dahin in Auſatz zu bringenden Einzelleiſtungen (3. B. Geld- 
renten) vertreten nach § 1107 die Stelle der Zinſen (RG 85, 248). Dies gilt auch dann, wenn 
bei einer durch Zahlung von Tilgungsbeiträgen amortiſierbaren Reallaſt die in Geldrenten 
beſtehenden Einzelleiſtungen die Tilgungsbeiträge mitenthalten; denn dieſe Tilgung kommt 
bei Feſtſtellung der Ablöſungsſumme mit in Betracht (RG 85, 248). Weitere Beendigungs- 
gründe können ſich aus landesgeſetzlichen Vorſchriften ergeben, ſo insbeſondere aus denen über 
die Ablöſung (Art 113 EG; vgl. OLG 2, 496; 7, 374). — Wegen der Übertragung und 
der Übertragbarkeit der Reallaſt als Ganzes und der einzelnen Leiſtungen ſ. 88 1107, 1111. 

5. Derjenige, zu deſſen Gunſten die Belaſtung erfolgt, kann bei der ſubjektiv-perſönlichen 
Reallaſt eine natürliche oder eine juriſtiſche Perſon fein. Eine ſubjektiv-dingliche Reallaſt 
(Abſ 2) kann nur für ein Grundſtück (vgl. über deſſen Begriff $ 873 A 4) beſtellt werden, 
nicht auch für einen Grundſtücksbruchteil (anders hinſichtlich der Belaſtung 8 1106), und für 
einen realen Grundſtücksteil nur, wenn der Teil durch Abſchreibung von dem bisherigen und 
Übertragung auf ein anderes Grundbuchblatt zu einem ſelbſtändigen Grundſtück umgeſtaltet 
wird, die für das belaſtete Grundſtück geltende Vorſchrift des § 6 Satz 2 G80 (f. A 2) iſt auf 
das berechtigte Grundſtück nicht eutſprechend anzuwenden (KJ 53, 170; OLG 43, 6). Auch 
kaun der Eigentümer zweier Grundſtücke nicht das eine zugunſten des anderen mit einer Real⸗ 
Yaft belaſten. Vgl. hierüber ſowie über die aus $ 1009 ſich ergebende Ausnahme $ 873 A 7. 
Zuläſſig iſt die Beſtellung und Eintragung von Reallaſten für mehrere Perſonen auf die näm⸗ 
lichen Leiſtungen derart, daß die mehreren Reallaſten ſich gegenſeitig beſchränken (3. B. 
Altenteil für Eheleute, OLG 18, 156). — Die ſubjektiv. dingliche Reallaſt wird Beſtandteil 
des berechtigten Grundſtücks (§ 96) und teilt deſſen Schickſale. Über den Einfluß der Teilung 
290 $ 1109. Vgl. ferner über gegenſeitige ſubjektiv dingliche Reallaſten RG 10, 172; Gruch 

8, 246. 

6. Die Leiſtungen müſſen zwar wiederkehrende fein, jedoch iſt nicht erforderlich, daß die 
Leiſtungstermine regelmäßig wiederkehren (vgl. 88 197, 1199; RJA 2, 192; OLG 2, 413; 
12, 282; 39, 242). Unregelmäßig wiederkehrende ſind z. B.: Handlohn, Kirchenbaulaſt, OLG 
7, 35; Unterhaltung einer Einfriedigung um das belaſtete Grundſtück, eines Zaunes, einer 
Turmuhr, einer Brücke, einer Überfahrt, einer Straße, eines Wehres in einem Fluſſe, 
eines Grabens (R 4, 183; 11, 315; Gruch 55, 1138; KJ 38 A 269; Od h 2, 413; 
8, 127; 12, 281; 22, 407; 26, 101f.; 85, 327). Ferner haben dauernde Leiſtungen als 
wiederkehrende zu gelten (z. B.: Erhaltung eines beſtimmten Zuſtandes auf dem belaſteten 
Grundſtück, RG Gruch 55, 1138; Unterhaltung und Betrieb einer Fähre, OLG 26, 101; 
. A 7; Unterhaltung eines Zaunes laber nicht in Preußen nach 99 1, 2, 6 Gef. v. 2. 3. 50], 
OLG 43, 9). Auch brauchen die einzelnen Leiſtungen nicht gleich oder gleichartig zu 
fein (NIU 2, 192; OLG 7, 32; 43, 228), noch eine feſt beſtimmte Höhe zu haben (O 
12, 281; KGJ 51, 271; Ig 1, 438; OLG 43, 228). Weiter iſt nach allgemeinen Grundſätzen 
und beim Fehlen eines Verbots Begründung einer Reallaſt auch unter einer auflö] Er en 
Bedingung oder auf geit, ſei es eine beſtimmte oder eine unbeſtimmte (3. B. auf Lebens. 
zeit des Berechtigten) ſtatthaft (KJ 21 A 314; OLG 2, 495); insbeſondere kann die Reallaſt 
amortiſierbar (z. B. durch Leiſtungen in Geldrenten zur Verzinſung und Amortiſierung eines 
gewährten Darlehus) fein (NG 85, 247; KGJ 21 A 312). Dagegen kann eine einmalige 
Leiſtung (3. B. Herſtellung einer Waſſerleitung, Beſeitigung eines überragenden Geſimſes 
einmalige Hofesabfindung) nicht Gegenstand einer Reallaſt ſein RG 57, 894; RIU 1, 25; OL 
26, 102; . aber unten). Ferner nicht die Verpflichtung: das Grundſtück mit Gebauden be ⸗ 
ſtimmter Art zu bebauen oder in einem gewiſſen baulichen Zuſtande oder wirtſchaftlichen Zu- 
ſtande zu erhalten (KJ 26 A 118); das Abholzen des auf dem Stamme verkauften Holzes 
zu geſtatten (RG JW 05, 2801). Auch iſt eine Geldrentenreallaſt nicht eintragbar, wenn die Höhe 
der Rente nicht beſtimmbar it (JFch 1, 429; [OLG 43, 228]). Jedoch kann eine 


Geldrentenreallaſt, bei der ſich die Höhe der Rente nach dem jeweiligen Preiſe einer von vorn- 
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herein feſtgeſetzten Menge von Getreide beſtimmt (feſte Geldrente im Sinne des 9 91 preuß. 
Ablöfungsßef. [ſ. A 1), beſtellt und eingetragen werden (FG 1, 432). Gleiches hat zu gelten 
(anders wie bei der Hypothek, die einen Geldbetrag in beſtimmter Höhe erfordert, |. 81115 
A 8) für den Fall der Feſtſetzung der Einzelleiſtungen mit einer Goldwertklauſel (JF 1, 484). 
Streitig iſt, ob Inhalt einer Altenteils⸗Reallaſt (Art 96 EGBGB, Art 15 Pr. ABGB) eine 
einmalige Leiſtung (3. B. Ausrichtung des Begräbniſſes des Altenteilers, Ausſtattung feiner 
unverheirateten Kinder) ſein darf. Dies iſt dann zu bejahen, wenn es ſich um einzelne inner⸗ 
halb eines Geſamtbereichs wiederkehrender Leiſtungen feſtgeſetzte, dieſem Bereich innerlich 
angehörende Leiſtungen handelt, die ihrer Natur nach nur einmalig find (JFG 1, 439). 


7. Die Leiſtung kann jeden erlaubten Inhalt haben, und als aus einem Grundſtſick zu 
entrichten gilt fie immer dann, wenn fie in irgendwelcher Beziehung zum dienenden Grund⸗ 
ſtücke ſteht (RG Gruch 55, 1138). Sie kann beſtehen in einem Geben (z. B.: Gewährung 
nicht nur von Geld, ſondern auch von Nahrungsmitteln oder anderen Sachen, IRA 2, 192; 
OLG 12, 281; Zahlung einer Rente zur Verzinſung und Tilgung eines Kapitals [Amor⸗ 
tiſationsquoten] während einer beſtimmten Anzahl von Jahren, RG 85, 247; KG 21 A 312; 
OLG 2, 495; auch Gewährung von Holz aus Waldungen, RG Warn 1913 Nr 145) oder in 
einem Tun (z. B. Dienſtleiſtungen, Beköſtigung, RG Gruch 46, 131, Aufziehen einer Turmuhr, 
RG 4, 131, Inſtandhalten einer Brücke, einer Überfahrt, OLG 2, 413; 8, 126; 26, 101f., Räu⸗ 
mung eines Grabens, OLG 12, 281, Anzeige von jedem abzuſchließenden Mietvertrage hin⸗ 
ſichtlich des belaſteten Grundſtücks, um dem Berechtigten den Eintritt in den Vertrag zu er⸗ 
möglichen, OLG 7, 85), oder in der Erhaltung eines beſtimmten Zuſtandes auf dem 
dienenden Grundſtück (3. B. des Betriebs eines Mineralbades, eines Holzſchneidewerks, 
einer Fähre, RG Gruch 55, 1188, OLG 26, 101, auch 26, 104). Vgl. aber auch über ein Tun 
oder die Erhaltung eines Zuſtandes als Nebenbeſtandteil einer Grunddienſtbarkeit 
§ 1018 A 4. Über den Unterſchied zwiſchen der Geldrente als Reallaſt und der Rentenſchuld 
ſ. 8 1199 und KGJ 21 A 812; OG 2, 496. In einem Unterlaſſen kann die wiederkehrende 
Leiſtung nicht beſtehen. Die Pflicht eines Grundſtückseigentümers zum Unterlaſſen kann 
nur Gegenſtand einer Dienſtbarkeit fein (tr.; vgl. M 3, 585; Prot 3, 734; RG 60, 90ff. ). 
Über den Unterſchied zwiſchen einer Reallaſtberechtigung und einer Grunddienſt— 
barkeit, bei der dem Eigentümer des dienenden Grundſtücks die Verpflichtung zur Unterhaltung 
einer Anlage obliegt, vgl. $ 1021 A 2, 5. — Ein wegen Verſtoßes gegen $ 10 GewO unzu⸗ 
läſſiger Inhalt einer Reallaſt iſt die Verpflichtung des jeweiligen Inhabers einer Gaſt⸗ 
wirtſchaft, das Bier für dieſe während eines beſtimmten Zeitraums nur von einer beſtimmten 
Brauerei zu beziehen (RG 59, 109; auch 63, 333). Unzuläſſig iſt ſerner bei preuß. 
Rentengütern die Eintragung der dem § 4 Rentengutsc v. 27. 6. 90 entſprechenden Ver⸗ 
pflichtung zur Inventarhaltung und Verſicherung (KJ 26 A 118). Vgl. auch RG 55, 380 
(Schmiedezwang), RG 75, 161 (Kohlenzehnt). 

8. Wegen der Entrichtung der Einzelleiſtungen aus dem Grundſtücke ſ. $ 1107 A 2 
„Befriedigung“. Der Reallaſtberechtigte kann nur wegen der Einzelleiſtungen, nicht auch 
wegen des Rechtes im ganzen die Zwangsverſteigerung des belaſteten Grundſtücks betreiben; 
das Reallaſtrecht als Ganzes zeigt hinſichtlich der Befriedigung aus dem Grundſtücke ſeine 
Wirkſamkeit erſt dann, wenn von dritter Seite die Zwangsverſteigerung durchgeführt wird 
(Prot 3, 731). Wenn aber das Recht nach Maßgabe landesgeſetzlicher Vorſchriften (Art 113 CG) 
feen en wegen der Ablöſungsſumme gegebenenfalls die Zwangsverſteigerung be⸗ 
trieben werden. 


8 1106 


Ein Bruchteil?) eines Grundſtſicks kann mit einer Reallaſt nur belaſtete) 
werden, wenn er in dem Anteil eines Miteigentümers beiteht?). 
E I 1053 II 1015; M 3 586; P 3 734, 


1. Nach der den 88 1095, 1114 (Vorkaufsrecht, Hypothek) entſprechenden Vorſchrift kann 
zwar ein Miteigentümer ſeinen Anteil mit einer Reallaſt belaſten, nicht aber der Alleineigen⸗ 
tümer einen Bruchteil ſeines Grundſtücks und auch nicht ein Miteigentümer einen Bruchteil 
ſeines Anteils (OLG 20, 407). Vgl. hierüber das in $ 1114 A 1 Geſagte, das auch hier ent- 
ſprechend gilt. — Dagegen iſt es nach H. 93 zuläſſig, daß der Alleineigentümer eine beſtimmte 
Teilflache (realen Teil) eines Grundſtücks belaſtet, da der einzelne Teil als nicht weſentlicher 
Grundſtücksbeſtandteil Gegenſtand beſonderer Rechte fein kann. Die Abſchreibung des jonder- 
belaſteten Teiles und die Eintragung als ſelbſtändiges Grundſtück kann nach § 6 Satz 2 680 
unterbleiben, wenn hiervon Verwirrung nicht zu beſorgen iſt (KJ 20 A 80). Vgl. dazu 
8 96 GBO. — Wird ein mit einer Reallaſt belaſtetes Grundſtück mit einem anderen unbelaſteten 
vereinigt ($ 890 Abf 1) oder dieſem als Beſtandteil zugeſchrieben (§ 890 Abſ 2), oder wird 
umgekehrt dieſes Grundſtück jenem zugeſchrieben, ſo tritt in keinem Falle (anders wie nach 
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8 1131 bei hypothekariſchen Rechten hinſichtlich des Falles der Zuſchreibung zu einem mit 
ſolchen Rechten belaſteten Grundſtücke) das andere Grundſtück in die Belaſtung für die Real⸗ 
laſt ein (Ox 11, 332). 

2. Die Folge der Belaſtung nur des Miteigentumsanteils iſt, daß die Zwangsvollſtreckung 
aus der Reallaſt an ſich nur in dieſen Anteil ſtattfindet. Vgl. 8 864 Abſ 2 ZPO. Danach iſt 
die Zwangsvollſtreckung in den Anteil auch noch zuläſſig, wenn das Miteigentum nicht mehr 
beſteht, z. B. weil der andere Miteigentümer den Anteil zufolge freiwilliger Auseinander⸗ 
ſetzung oder aus ſonſt einem Rechtsgrunde hinzuerworben hat oder beide Miteigentümer 
das Grundſtück an einen Dritten veräußert haben. 

3. Soll das Miteigentum im Wege der Teilungszwangsverſteigerung gemäß SS 180 
bis 184 3G aufgehoben werden, ſo muß die Reallaſt, wenn ſie auf dem Anteile des Antrag⸗ 
ſtellers eingetragen ſteht, gemäß 88 182, 44 35 in das geringſte Gebot aufgenommen werden, 
während ſie, wenn ſie lediglich auf dem Anteil eines anderen Miteigentumers eingetragen 
fteht, nach § 182 Abſ 1, 2 3G bei Feſtſtellung des geringſten Gebots unberückſichtigt bleibt und 
nach 8s 91, 92 8G durch den Zuſchlag erliſcht mit der Folge des Erſatzanſpruchs aus dem 
Erlöſe nach Maßgabe des Ranges, es ſei denn, daß ſie auf dem betreffenden Anteil einem 
Rechte im Range vorgeht oder gleichſteht, das zugleich auch den Anteil des Antragſtellers 
(mit) belaſtet (vgl. KJ 26 A 304). 


8 1107 


Auf die einzelnen Leiſtungen) finden die für die Zinſen einer Hypotheken- 
forderung geltenden Vorſchriften entſprechende Anwendung). 
E I 1051, 1060 II 1016; M 3 584, 593; P 3 731, 788, 


1. Auf die einzelnen Leiſtungen ſollen die Vorſchriften über Hypothekenzinſen deswegen 
entſprechende Anwendung finden, weil ſie zu der Reallaſt im ganzen (der Reallaſtberechti⸗ 
gung) in gleichem Verhältniſſe ſtehen wie die Hypothekenzinſen zu der Hypothekenforderung 
(M 3, 593). Die Reallaſtberechtigung als eine ſelbſtändige, d. h. von einem perjönlichen Recht 
unabhängige Belaſtung des Grundſtücks, wodurch die Verpflichtung des Eigentumers zu 
den während der Dauer ſeines Eigentums fällig werdenden Leiſtungen begründet wird (M 3, 
584), folgt ihren eigenen Regeln. Auf ſie finden die Vorſchriften über die Hypothek keine 
Anwendung. Z. B.: gibt es nicht eine Eigentümerreallaſt entſprechend dem § 1168 
Abſ 1 Satz 2 (etwa im Falle einer ablösbaren Reallaſt durch Zahlung der Ablöſungsſumme) 
oder entjprechend dem § 1168 (Verzicht des Berechtigten); ſind, wenn die Reallaſt auf 
mehrere Grundſtücke eingetragen iſt, unanwendbar die 88 1172 ff. (Beſonderheiten 
der Eigentümerhypothek, Erlöſchen der Hypothek an einem der belaſteten Grundſtucke) ſowie 
§ 1132 Abſ 2 (Verteilung auf die einzelnen Grundſtücke). Vgl. jedoch für die Zwangsver . 
ſteigerung $ 51 38G, wonach § 50 88G, betreffend die Erweiterung der Zahlungspflicht 
des Erſtehers im Falle des Nichtbeſtehens einer im geringſten Gebot berüdfichtigten Hypo 
thek, auf die Reallaſt entſprechende Anwendung findet. 

2. Die entſprechende Anwendung der Vorſchriften über Hypothekenzinſen hat nur 
inſoweit ſtattzufinden, als nicht durch die 88 1105 ff. Sonderbeſtimmungen gegeben ſind. 
Die Art der Haftung für die einzelnen Leiſtungen ergibt ſich aus § 1105 in Verbindung 
mit 8 1108. Daher iſt die Anwendung der 88 112011831, betreffend die Erſtreckung der Haftung 
für die Hypothek auf die dort bezeichneten Gegenſtände, wie Zubehör, Miet und Pachtzins⸗ 
forderungen, Verſicherungsgelder, ausgeſchloſſen (tr.; vgl. RG 54, 93; a. M. RG Gruch 
61, 319 [Warn 1916 Nr 282]; OLG 29, 359, wo die 98 11201122 auf einen Tonnenzins, 
der auf einer den Grundſtücken gleichſtehenden ſelbſtändigen Kohlenabbaugerechtigkeit ein 
getragen war [im Geltungsgebiete des PrAblöſcheſ. v. 2. 3. 50 iſt nach 88 6, 91 eine Tonnen. 
zinsverpflichtung als beſtändige Reallaſt ohne feſte Geldrente nicht eintragungsfähig, KJ 
47, 218], für anwendbar erachtet worden find; jedoch handelte es ſich um Verschlechterung des 
Objekts JKohlenfeld und bergbauliche Anlagen], auf das die Gerechtigkeit ſich erſtreckte, durch 
un wirtſchaftliche Maßnahmen, . darüber unten bezüglich der Anwendung der 88 1134, 4125). 
Erſt die auf Grund vollſtreckbaren Titels von Reallaſtberechtigten wegen der rüdttänbigen inet. 
leiſtungen ausgebrachte Beſchlagnahme des Grundſtücks erſtrockt ſich gemaß, 820 Ubi 2 336 auch 
auf dieſe Gegenſtände. § 1107 will nur die Übertragung, Belaſtung und Aufhebung (Veftiedi. 
gung und ſonſtiges Erlöſchen) des Anſpruchs auf die Einzelleiſtung durch die Verweiſung 
auf die genannten Vorſchriften regeln, in dieſer Hinſicht ſollen die Einzelleiſtungen anders be⸗ 
handelt werden als das ganze Recht (M 3, 593). — Die Übertragung des Anſpruchs auf 
rückſtändige Einzelleiſtungen vollzieht ſich nach $ 1159 Ab] 2 in Verbindung mit $ 398 durch 
einen keiner Form bedürfenden Abtretungsvertrag, wobei ſich das Rechtsverhältnis zwiſchen 
dem Eigentümer und dem neuen Gläubiger nach den für die Übertragung von Forderungen 
geltenden allgemeinen Vorſchriften (88 398413) richtet; es finden daher die Vorſchriften 
der 88 1154—1157 keine Anwendung. Auf den öffentlichen Glauben des Grundbuchs kann 
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ſich der Erwerber nach § 1159 Abſ 2 nicht berufen. Pfändung und Überweiſung erfolgen nach 
8 830 Abſ 2, 8 837 Abſ 2 ZPO gemäß SS 829, 835 ZPO. Die Übertragung des Anſpruchs 
auf noch nicht fällige Einzelleiſtungen beſtimmt ſich nach den für die Übertragung des Haupt- 
rechts geltenden Vorſchriften, alſo nach $ 873. Soweit es ſich dabei um Leiſtungen der im 
§ 1158 bezeichneten Art handelt, gelten nach 8 1158 für das Rechtsverhältnis zwiſchen dem 
Eigentümer und dem neuen Gläubiger die 88 404, 406— 408, während hinſichtlich anderer 
nicht fälliger Leiſtungen der öffentliche Glaube des Grundbuchs zugunſten des Erwerbers 
wirkt. — Wegen der Übertragbarkeit vgl. 8 1111 A 2. Soweit die Einzelleiſtung übertragbar 
iſt, kann fie auch belaſtet (3. B. nach SS 1274, 398 verpfändet) werden. — Erlöſchen des 
Anſpruchs auf die Einzelleiſtung tritt, ſofern nicht einem Dritten (3. B. zufolge Abtretung) 
ein Recht darauf zuſteht, nach 8 1178 Abſ 1 infolge Vereinigung des Eigentums mit der 
Reallaſtberechtigung in einer Perſon ein, wiewohl nach $ 889 die Reallaſtberechtigung ſelbſt 
trotz der Vereinigung nicht erliſcht. Für die Dauer der Vereinigung kommen bezüglich der 
fällig werdenden Einzelleiſtungen, für die der Eigentümer nach § 1108 perſönlich haftet, die 
88 1177 Abſ 2, 1197 (Vereinigung des Eigentums mit einer verzinslichen Hypothek, deren 
Forderung dem Eigentümer ſelbſt zuſteht) zur Anwendung, wonach der Eigentümer und gleich⸗ 
zeitige Reallaſtberechtigte fällig gewordene Einzelleiſtungen nur im Falle der von einem anderen 
ausgebrachten Zwangsverwaltung und auch nur für deren Dauer aus der Zwangsverwaltungs⸗ 
maſſe verlangen kann, alſo im Falle der Zwangsverſteigerung aus der Zwangsverſteigerungs⸗ 
maſſe überhaupt nicht (vgl. RG 60, 862). — Zum Verzicht auf rückſtändige Einzel⸗ 
leiſtungen genügt nach $ 1178 Abſ 2 die formloſe Erklärung des Reallaſtberechtigten gegenüber 
dem Eigentümer mit der Maßgabe, daß, ſolange einem Dritten ein Recht an dem Anſpruch 
(3. B. zufolge Abtretung) zuſteht, die Zuſtimmung des Dritten erforderlich iſt. Für den Ver⸗ 
zicht auf noch nicht fällige Einzelleiſtungen iſt 8 875 maßgebend, wonach es insbeſondere 
der Eintragung in das Grundbuch bedarf. — Nach 88 194, 197, 201, in Verbindung mit 
$ 902 Abſ 1 Satz 2 vollzieht ſich die Verjährung rückſtändiger Einzelleiſtungen ebenſo wie die 
rückſtändiger Hypothekenzinſen in vierjähriger Verjährungsfriſt, die mit dem Schluſſe des 
Jahres beginnt, in dem der Anſpruch auf die Einzelleiſtung zur Entſtehung gelangt. Dabei 
macht es keinen Unterſchied, ob die Einzelleiſtungen „regelmäßig“ wiederkehrende oder, was 
dem Weſen der Reallaſt nicht widerſtreitet (. § 1105 A 6), nicht in regelmäßig wieder⸗ 
kehrenden Zeiten zu entrichtende Leiſtungen ſind. Aus der Beſtimmung des 8 197, 
daß die Anſprüche auf Rückſtände von Renten, Auszugsleiſtungen, Beſoldungen, Warte- 
geldern, Ruhegehalten, Unterhaltsbeiträgen und allen anderen „regelmäßig“ wieder⸗ 
kehrenden Leiſtungen ebenſo wie Anſprüche auf Rückſtände von Zinſen, die nicht regel 
mäßig wiederkehrende zu ſein brauchen, in vier Jahren verjähren ſollen, iſt nicht zu 
folgern, daß nur „regelmäßig“ wiederkehrende Einzelleiſtungen aus der Reallaſt in vier 
Jahren verjähren. In WM 3, 306 war zwar bemerkt, daß zu den regelmäßig wieder⸗ 
kehrenden Leiſtungen namentlich die Reallaſten gehören; jedoch war dabei hinzugefügt, 
„ſoweit bei dieſen die bezeichnete Vorausſetzung zutrifft“, und auf § 1060 verwieſen, 
der dem § 1107 des Geſetzes entſpricht. Danach, ſowie weil $ 1107 als eine Sonder- 
beſtimmung anzuſehen iſt, ſtehen auch unregelmäßig wiederkehrende Leiſtungen aus einer 
ein Grundſtück im Sinne des § 1105 belaſtenden Reallaſt hinſichtlich der Verjährung den 
Hypothekenzinſen gleich (ſtr.). — Die Befriedigung wegen der Einzelleiſtungen (wegen 
des ganzen Rechtes |. $ 1105 A 4) aus dem Grundſtücke erfolgt nach 88 1147, 1148 
im Wege der Zwangsvollſtreckung (Zwangsverſteigerung oder Zwangsverwaltung) auf 
Grund eines gegen den eingetragenen Eigentümer auf Duldung der Zwangsvollſtreckung 
gerichteten vollſtreckbaren Titels. Dieſer kann auch eine vollſtreckbare Urkunde fein, ſoweit 
die Vorausſetzungen des § 794 Nr 5 ZPO (Anſpruch auf Zahlung einer beſtimmten Geld⸗ 
ſumme oder auf Leiſtung einer beſtimmten Menge anderer vertretbarer Sachen oder Wert⸗ 
papiere) vorliegen. Die Unterwerfung unter die ſofortige Zwangsvollſtreckung wegen der 
Reallaſt im ganzen iſt allerdings, mögen auch die Einzelleiſtungen in Geldrenten beſtehen, 
nicht zuläſſig, da $ 800 BPO eine ſolche Unterwerfung nur in Anſehung einer Hypothek, einer 
Grundſchuld oder einer Rentenſchuld geftattet und § 1107 nur den Rechtsinhalt betrifft, über 
dies auch auf die Reallaſtberechtigung im ganzen nicht Anwendung findet (vgl. OLG 5, 132). 
Steht die Reallaſt auf mehreren Grundſtücken eingetragen, ſo kann der Berechtigte 
gemäß § 1132 Abj 1 wegen der Einzelleiſtungen die Befriedigung nach ſeinem Belieben aus 
jedem der Grundſtücke ganz oder zu einem Teile ſuchen. Der Abſ 2 $ 1132 (Verteilung) aber 
iſt nicht anwendbar, da er ſich auf Hypothekenzinſen nicht bezieht. Bezuglich der Befriedigung 
durch einen Dritten gilt 91150 nebſt 5 268.— Soll der Inhalt der Einzelleitung verändert 
werden, ſo gilt hinſichtlich des Erforderniſſes der Zuſtimmung der Eigentümer ſämtlicher 
belaſteter Grundſtücke das in 51132 A 2, 3 Bemerkte entſprechend (pal. JW 1923, 10380). 
— Im Falle gefährdender Verſchlechterung des Grundſtücks durch unwirtſchaftliche Ein ⸗ 
wirkungen und Maßnahmen des Eigentümers, die den Wert oder den Beſtand des Grund⸗ 
ſtücks verringern, kann der Reallaſtberechtigte zur Sicherung der Einzelleiſtungen dagegen 
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mit Maßregeln, die denen in den 88 1134, 1135 eutſprechen, einſchreiten, insbeſondere durch 
Unterlaſſungsklage, von dem Geſichtspunkt, daß der Berechtigte eine nach dem Rechts ⸗ 
verhältnis zwiſchen ihm und dem Eigentümer widerrechtliche Gefährdung der Sicherheit 
feines Rechtes nicht zu dulden braucht (ſtr.; vgl. RG Gruch 48, 351; 61, 319 [Warn 1916 
Nr 282]; OLG 29, 359, wo jedoch die 88 1134, 1135 unmittelbar für anwendbar erachtet 
worden ſind, weil ſie nicht nur für die Hypothek, ſondern auch für das Zinsrecht der Hypothek 
[8 1118] zur Sicherung beſtimmt ſeien). Nicht anwendbar iſt 8 1133, da er nur die Herbei⸗ 
führung der Fälligkeit des Hypothekenkapitals wegen Gefährdung der Sicherheit betrifft. — 
Auch ſonſt finden Beſtimmungen über Hypothekenzinſen dann nicht Anwendung, wenn 
ſich aus dem Geſetze etwas anderes ergibt. So iſt der die Eintragung der Hypothek 
betreffende § 1115 auf die einzelnen Reallaſtleiſtungen nicht anwendbar, weil die Aus⸗ 
nahmebeſtimmung in $ 1115 Abſ 1 Halbſ 1 (Angabe des Geldbetrags im Grundbuch) ledig⸗ 
lich für die Eintragung der Hypothek gilt und ſich die Eintragung der Reallaſt nach 8 874 
BGB, 8 50 GBO richtet (NG 54, 93; RIA 2, 192). Ferner ſind gegenüber dem Anſpruche 
auf einzelne Reallaſtleiſtungen die Einreden aus 88 1137, 1138 nicht gegeben, da dieſe eine 
dem dinglichen Rechte zugrunde liegende perſönliche Forderung zur Vorausſetzung haben 
(ſ. A 1). — Wohl aber iſt § 289 anwendbar und daraus folgt, daß Verzugszinſen von 
rückſtändigen Einzelleiſtungen nicht zu entrichten ſind. — Wegen der Wirkung des Ur⸗ 
teils über einen Anſpruch aus einer Reallaſt im Falle der Veräußerung des belaſteten 
Grundſtücks vgl. 8 325 Abſ 3 3PO. — Hinſichtlich des Rechtes gewiſſer Einzelleiſtungen auf 
vorzugsweiſe Befriedigung bei der Zwangsverſteigerung vgl. § 10 Nr 4 3G. 


8 1108 


Der Eigentümer!) haftet für die während der Dauer ſeines Eigentums 
fällige) werdenden Leiſtungen auch perſönlichs), ſoweit nicht ein anderes 
beſtimmt ift?). 

Wird das Grundſtück geteilte), jo haften die Eigentümer der einzelnen 
Teile als Geſamtſchuldner“). 

E I 1056 II 1017; M 3 587, 588; P 3 780, 785 f. 


1. Sind Mehrere Eigentümer des belaſteten Grundſtücks oder ſteht die Reallaſt auf 
mehreren, verſchiedenen Perſonen gehörigen Grundſtücken eingetragen, ſo findet die Vor⸗ 
ſchrift des $ 420 Anwendung, wonach, wenn mehrere eine teilbare Leiſtung ſchulden, im Zweifel 
jeder Schuldner nur zu einem gleichen Anteile verpflichtet ift. Aus Abſ 2 8 1108 iſt eine Haftung 
als Geſamtſchulduer auch bei teilbaren Leiſtungen nicht zu entnehmen, da er eine Sonder 
beſtimmung gibt, die darauf beruht, daß im Falle der Teilung des belaſteten Grundſtücks 
eine Teilung der Schuld unter die verſchiedenen Eigentümer nach Köpfen gegenüber dem 
Berechtigten unbillig erſcheint und auch ein Teilungsmaßſtab fehlt (M 3, 588). Würden mehrere 
Eigentümer allgemein als Geſamtſchuldner haften, fo hätte es der Aufnahme des Abſ 2 nicht 
bedurft, da die Grundſtücksteile zu ſelbſtändigen Grundſtücken werden und alſo nunmehr die 
Reallaſt auf mehreren, verſchiedenen Eigentümern gehörigen Grundſtücken laſtet. Die Auf- 
nahme des Abf 2 ſpricht daher gerade gegen die allgemeine Haftung als Geſamtſchuldner 
(ſtr., val. M 3, 588). Nur dann, wenn die Miteigentümer bzw. die Eigentümer der mehreren 
Grundſtücke ſelbſt die Reallaſt gemeinſchaftlich beſtellt haben, kann die nur für den Zweifelsfall 
gegebene Beſtimmung des 8 420 nicht gelten und ift als Wille der Beteiligten Haftung als 
Geſamtſchuldner nach § 421 auch hinſichtlich teilbarer Leiſtungen anzunehmen, und zwar 
ohne Rückſicht auf 8 427, der nur dann in Betracht käme, wenn ſich die mehreren Eigentümer 
gegenüber dem Berechtigten durch beſonderen Vertrag gemeinſchaftlich zur Gewährung der 
teilbaren Leiſtungen verpflichtet hätten (tr.). Das Verhältnis der mehreren Eigentümer 
zueinander beſtimmt ſich nach 88 748 u. 750. 

2. Soweit die dem Eigentümer obliegenden Einzelleiſtungen wührend der Dauer ſeines 
Eigentums fällig geworden ſind, bleibt ſeine perſönliche Haftung beſtehen, auch wenn er 
nicht mehr Eigentümer iſt, z. B. das Grundſtück veräußert oder nach 8 928 aufgegeben hat. 
Anderſeits haftet er für die zur Beſitzzeit eines Rechtsvorgängers fällig gewordenen Leiſtungen 
nicht persönlich, ſondern nur dinglich mit dem Grundstücke, wie auch für die Nüdftänbe aus feiner 
Beſigzeit fein Beſitznachfolger nur dinglich haftet, falls dieſer nicht etwa fein Erbe iſt oder 
die Schuld ausdrücklich übernommen hat. Im Verhältniſſe zwiſchen dem bisherigen Eigen- 
tümer und dem Beſitznachfolger aber beſtimmt ſich die Verpflichtung zur Tragung der Leiſtungen 
nach 8 108. s u 

3, Auch perſönlich haftet der Eigentümer für die betreffenden (J. A 2) Einzelleiſtungen 
neben der aus 8 1105 ſich ergebenden dinglichen Haftung mit dem Grundftücte (vgl. für früheres 
Recht RG 16, 141; 60, 56), und zwar gleichviel, ob er der Beſteller der Reallaſt iſt ober nicht 
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(NG 70, 172), und auf welche Weiſe das Eigentum von ihm erworben, z. B. auch wenn 
ihm das Grundſtück als Erſteher zugeſchlagen iſt (vgl. RG 60, 56). Auf die perſönliche Haftung 
finden die allgemeinen Vorſchriften des Rechtes der Schuldverhältniſſe Anwendung. Sie 
erliſcht insbeſondere nach Maßgabe der 98 862 ff. — Für Art und Umfang der perſönlichen 
Haftung bleibt aber immer die dingliche Belaſtung des Grundſtücks, wie fie ſich aus dem Grund ⸗ 
buch ergibt, maßgebend; zu einer anders gearteten oder größeren Leiſtung iſt der Eigentümer 
auch perſönlich nicht verpflichtet (Rc 108, 295). — Für die dingliche Klage auf Leiſtung 
zur Vermeidung der Zwangsvollſtreckung in das Grundſtück (. 8 1107 A 2 „Befriedigung“ 
iſt das Gericht des belegenen Grundſtücks nach $ 24 ZPO ausſchließlich zuſtändig. In dieſem 
Gerichtsſtande kann nach § 26 ZPO auch die perſoͤnliche Klage gegen den Eigentümer er- 
hoben werden (vgl. auch § 25 ZPO). Im Falle einer Klage auf künftige Entrichtung von 
Realleiſtungen gemäß § 258 3 darf der beklagte Eigentümer, wenn er das Grundſtück 
im Laufe des Rechtsſtreits veräußert, wegen der erſt nach der Veräußerung fällig werdenden 
Leiſtungen nicht verurteilt werden, da er für dieſe Leiſtungen weder dinglich noch perſönlich 
haftet (ſ. A 2; RG 70, 172). 

4. Eine andere Beſtimmung kann bei Beſtellung der Reallaſt oder nachträglich durch 
Vertrag zwiſchen dem Eigentümer und dem Reallaſtberechtigten getroffen werden. Dabei 
kann die perſönliche Haftung beſchränkt oder auch gänzlich ausgeſchloſſen werden, ſo daß eine 
Reallaſt mit lediglich dinglicher Haftung auch hinſichtlich der Einzelleiſtungen beſteht. Da 
die dingliche Belaſtung mit einer Reallaſt kraft beſonderer geſetzlicher Vorſchrift an ſich die 
Wirkung hat, daß der Eigentümer für die zu feiner Beſitzzeit fällig werdenden Einzelleiſtungen 
perſönlich haftet und nur eine andere Beſtimmung vom Geſetze zugelaſſen iſt, ſo betrifft eine 
ſolche andere Beſtimmung den Inhalt der dinglichen Belaſtung ſelbſt. Deshalb findet hierauf, 
wenn fie bei der Beſtellung erfolgt, 8 878, und, wenn fie nachträglich feſtgeſetzt wird, 8 877 
Anwendung. Sie bedarf daher zur dinglichen Wirkung (z. B. gegenüber einem Erwerber 
der Reallaſtberechtigung) der Eintragung (ftr.). 


5. Wird das Grundftüd geteilt, jo haften die einzelnen Teile für die Reallaſt im ganzen 
und für die Einzelleiſtungen wie bisher. Die Reallaſtberechtigung wird auf die für die ab- 
getrennten Teile anzulegenden neuen Grundbuchblätter übertragen. Bezüglich der Befriedigung 
wegen der Einzelleiſtungen aus der Geſamtheit der Grundſtücksteile findet $ 1132 Abſ 1 gemäß 
§ 1107 Anwendung (l. 8 1107 A 2 „Befriedigung“). Soll die Übertragung nicht erfolgen, 
ſo iſt Aufgabeerklärung des Reallaſtberechtigten bezüglich der freizulaſſenden Teile gemäß 
8 875 erforderlich und kommt ferner, wenn die Reallaſt mit dem Rechte eines Dritten belaſtet 
iſt, 8 876 zur Anwendung. Vgl. auch 8 21 G8. Jedoch kann gemäß Art 120 Abſ 1, 2 Nr 1 EG 
nach landesgeſetzlicher Vorſchrift auf Grund eines Unſchädlichkeitszeugniſſes die belaſtungsfreie 
Abſchreibung bzw. die Verteilung der Reallaſt auf die einzelnen Teile erfolgen. Vgl. ferner 
bezüglich der Reallaſten für den Staat oder eine öffentliche Anſtalt Art 121 EG. Über 
Teilbarkeit und Verteilung einer Deichlaſt vgl. OLG 12, 131. — Wegen der Teilung des 
Grundſtücks des Berechtigten vgl. 8 1109. 


6. Wegen des geſetzgeberiſchen Grundes für die Haftung der Teileigentümer als Geſamt⸗ 
ſchuldner ſ. A 1. Auf die Geſamthaftung finden die 88 421—426 Anwendung. 


8 1109 


Wird das Grundſtück des Berechtigten geteilt“), jo beſteht die Reallaſt 
für die einzelnen Teile forte). Iſt die Leiſtung teilbar, jo beſtimmen ſich 
die Anteile der Eigentümer nach dem Verhältniſſe der Größe der Teile; 
iſt fie nicht teilbar, jo finden die Vorſchriften des § 432 Anwendung). Die 
Ausübung des Rechtes iſt im Zweifel nur in der Weiſe zuläſſig, daß ſie 
für den Eigentümer des belaſteten Grundſtücks nicht beſchwerlicher wird). 

Der Berechtigte kann beſtimmen, daß das Recht nur mit einem der Teile 
verbunden ſein ſoll. Die Beſtimmung hat dem Grundbuchamte gegenüber 
zu erfolgen und bedarf der Eintragung in das Grundbuch; die Vorſchriften 
der SS 876, 878 finden entſprechende Anwendung). Veräußert der Ber 
rechtigte einen Teil des Grundſtücks, ohne eine ſolche Beſtimmung zu treffen, 
ſo bleibt das Recht mit dem Teile verbunden, den er behälte). 

Gereicht die Reallaſt nur einem der Teile zum Vorteile, ſo bleibt ſie 
mit dieſem Teile allein verbunden“). 

E I 1058 II 1019; M 3 590: P 3 736 f. 
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1. Eine Teilung des Grundſtücks des Berechtigten im Falle der ſubjektiv⸗dinglichen 
Reallaſt, auf den der 8 1109 ſich bezieht, erfolgt in der Regel aus dem Grunde, weil ein Teil 
oder mehrere Teile oder auch ſämtliche Teile des bisher in einer Hand befindlich geweſenen 
Grundſtücks, namentlich zufolge Veräußerung, in das Eigentum eines anderen übergehen. 
Der Eigentümer kann aber auch kraft ſeines Eigentums das bisher einheitliche Grundſtück 
ohne eine Veräußerung dergeſtalt teilen, daß ein bisheriger Beſtandteil zu einem ſelbſtändigen 
Grundſtücke wird, ſei es unter Übertragung auf ein anderes Grundbuchblatt, ſei es unter 
Eintragung als ſelbſtändiges Grundſtück auf dem bisherigen Grundbuchblatt (88 3, 4, 96 GBO). 
Auch auf dieſen Fall der Teilung ohne Eigentumswechſel findet $ 1109 Anwendung (KGJ 
53, 172). — Wird umgekehrt das Grundſtück des Berechtigten mit einem anderen Grundſtücke 
vereinigt (§ 890 Ubf 1) oder einem anderen Grundſtücke zugeſchrieben ($ 890 Abſ 2), fo 
wird nach dem Grundſatze der Untrennbarkeit der Reallaſtberechtigung von dem berechtigten 
Grundſtücke (S 1110) das andere Grundſtück nicht mitberechtigt (M 3, 592). Deshalb iſt im 
Grundbuche zu vermerken, daß nur das erſtere Grundſtück berechtigt iſt. 

2. Die als Regelſatz aufgeſtellte Beſtimmung, daß die Reallaſt für die einzelnen Teile 
fortbeſteht, bedeutet, daß die Reallaſtberechtigung als Ganzes (vgl. RG 75, 163) im Gegen: 
ſatze zu den einzelnen Leiſtungen, über die Satz 2 Beſtimmung trifft, für die einzelnen Teile 
als nunmehr ſelbſtändige Grundſtücke in der Weiſe beſteht, daß die Reallaſtberechtigung ein 
gemeinſchaftliches Recht der einzelnen Grundſtücke im Sinne der 88 741ff. iſt. Dadurch wird 
der Umfang der Belaſtung des verpflichteten Grundſtücks ſelbſtverſtändlich nicht vergrößert. 
Was bezüglich der Ausübung des Rechtes im Hinblick auf eine etwaige größere Beſchwerung 
des Eigentümers zu gelten hat, beſtimmt Abf 1 Satz 3. — Die Regel gilt jedoch nicht für ſog. 
Reallaſten mit lokaler Beziehung zu dem berechtigten Grundſtücke. Für dieſe iſt Abſ 3 maß⸗ 
gebend. Aber auch für die ſog. Reallaſten ohne lokale Beziehung (z. B. Geldleiſtungen) gilt die 
Regel nach Abſ 2 Satz 1 nicht, wenn der Berechtigte die dort zugelaſſene Beſtimmung nach 
Maßgabe des Abſ 2 Satz 2 trifft, daß das Recht nur mit einem der Teile verbunden fein foll; 
und nach Abſ 2 Saß 3 ferner nicht, wenn der Berechtigte einen Teil des Grundſtücks veräußert, 
den anderen . ſich behält, indem dann, auch wenn der Berechtigte eine Beſtimmung der vor⸗ 
bezeichneten Art nicht trifft, das Recht nur mit dem dem Berechtigten verbleibenden Teile 
verbunden bleibt. 

3. Sind die Einzelleiſtungen teilbar (vgl. $ 752, DRG 12, 182), fo find die mehreren 
Berechtigten hinſichtlich ihrer nur teilberechtigt, und zwar, anders wie nach der für die Gemein⸗ 
ſchaft gegebenen Vorſchrift des § 742, nach Verhältnis der Größe ihrer Grundſtücksteile; 
während im Falle der Unteilbarteit nach dem anzuwendenden 8 432 der verpflichtete Eigen⸗ 
tümer nur an alle Berechtigten gemeinſchaftlich leiſten und jeder Berechtigte nur die Leiſtung 
an alle fordern, aber verlangen kann, daß der verpflichtete Eigentümer die geſchuldete Leiſtung 
für alle Berechtigten hinterlegt oder, wenn ſie ſich nicht zur Hinterlegung eignet, an einen 
gerichtlich (vgl. § 165 FGG) zu beſtellenden Verwahrer abliefert. 

4. Nur im Zweifel darf, entſprechend der Vorſchrift des $ 1025 Satz 1, die Ausübung 
des Rechtes durch die mehreren Berechtigten für den verpflichteten Eigentümer nicht be⸗ 
ſchwerlicher ſein. Dieſe Auslegungsregel greift daher nicht Platz, wenn bei der Beſtellung 
der Reallaſt für den Fall der Teilung eine dem verpflichteten Eigentümer beſchwerlichere 
Ausübung für zuläſſig erklärt ift. 

5. Die Beſtimmung des Berechtigten, daß die Reallaſt nur mit einem der Teile ver⸗ 
bunden ſein ſoll, bedarf keiner Form. Sie muß aber gegenüber dem Grundbuchamt (vgl. 
9.875 A 10) erfolgen und in das Grundbuch des belaſteten Grundſtücks eingetragen werden. 
Gemäß der entſprechend anzuwendenden Vorſchrift des § 876 iſt, wenn das Grundſtück des 
Berechtigten mit dem Rechte eines Dritten belaſtet ift, die Zuſtimmung des Dritten erforderlich, 
es ſei denn, daß fein Recht durch die Aufhebung nicht berührt wird. Nach $ 21 G0 jedoch 
bedarf es formellrechtlich zur Löſchung auf dem Blatte des nicht mehr berechtigten Teiles 
(zw. Nichtübertragung) der Zuſtimmung nur daun, wenn die Reallaftberechtigung auf dem 
Blatte des berechtigten Grundſtücks gemäß § 8 Abſ 1 G80 vermerkt iſt. Nach Dialigabe des 
$ 878 wird die Beſtimmung des Verechtigten durch nachträgliche Verfügungsbeſchränkung 
nicht unwirkſam. Vgl. ferner Art 120 Abf 2 Nr 2 Ech (Unſchädlichkeitszeugnis). 

6. Veräußert der Berechtigte einen Teil des Grundſtlicks, fo kann er gemäß Abſ 2 Saß 1 
beſtimmen, daß dem veräußerten oder daß dem zurüdbehaltenen Teile das Recht auschließlich 
zuſtehen foll. In beiden Fällen findet $ 876 Anwendung (ſ. A 5). Trifft der Berechtigte keine 
Beſtimmung, fo bleibt nach Abſ 2 Satz 3 das Recht mit dem zurückbehaltenen Teil ausſchließlich 
verbunden. Dies wird vom Geſetz als gewollt unterſtellt (M 3, 591). Daher iſt auch in dieſem 
Falle entgegen der herrſchenden Meinung die Anwendung des 8 876 für geboten zu erachten. 
Denn das Erlöſchen des Rechtes für den veräußerten Teil iſt nicht geſetzliche Folge der Ber. 
äußerung, ſondern iſt ebenſo wie in den vorgenannten beiden Fällen auf den Willen des Be- 
rechtigten zurückzuführen, der nach dem Geſetz in dem ohne Beſtimmung geſchloſſenen Ver⸗ 
äußerungsgeſchäfte genügend zum Ausdrucke gebracht fein ſoll. 


BGB, Kommentar von Reichsgerichtsräten. III. Bb. 6. Aufl. (Buſch.) 3 


482 Sachenrecht 


7. Gereicht die Reallaſt nur einem der Teile zum Vorteil, jo erliſcht fie zufolge der Teilung 
an den anderen Teilen (vgl. § 1025 Satz 2). Sie iſt auf den Blättern dieſer von Amts wegen 
zu löſchen (§ 8 Abſ 2 GBO). Der Zuſtimmung Dritter, mit deren Recht das Grundſtück be- 
laſtet ift, bedarf es nach $ 876 Satz 2 hier nicht, da ihr Recht durch die Aufhebung der Reallaſt⸗ 
berechtigung für die anderen Teile nicht berührt wird. 


8 1110 


Eine zugunſten des jeweiligen Eigentümers eines Grundſtücks beſtehende 
Neallaſt kann nicht von dem Eigentum an dieſem Grundſtücke getrennt 
werden!). 

E I 1057 II 1018; M 3 589; P 3 736 f. 


1. Aus dem hier, wie für das ſubjektiv⸗dingliche Vorkaufsrecht im § 1003 Ab} 1, auf- 
geſtellten Grundſatze der Untrennbarkeit der ſubjektiv⸗dinglichen Reallaſt folgt, daß die 
Reallaſt für ſich allein, ohne das berechtigte Grundſtück, auf ein anderes Rechtsſubjekt, ſei 
es eine Perſon oder ein anderes Grundſtück, nicht übertragen und daher auch nicht gepfändet 
werden kann (ogl. RG 12, 202), daß ferner ihre Belaſtung nur zugleich mit der des Grund⸗ 
ſtücks erfolgen kann, und daß ſie im Falle der Veräußerung des Grundſtücks, ſei es auch im 
Wege der Zwangsverſteigerung (8 865 Abſ 1 8PO: $ 20 Abſ 2 8 90 Abſ 2 3G) auf den 
Erwerber mitübergeht (M 3, 580; Prot 3, 737). — Auf die vor Inkrafttreten des BGB be- 
gründeten Reallaſten findet $ 1110 gemäß Art 184 EG keine Anwendung. Denn zum Inhalte 
des Rechtes im Sinne letzterer Vorſchrift gehört auch die Übertragbarkeit, da unter dem Inhalte 
ui a die Geſamtheit der Befugniſſe und Verpflichtungen des Berechtigten zu ver⸗ 
ſtehen iſt (str.). 


8 1111 


Eine zugunſten einer beſtimmten Perſon beſtehende Reallaſt kann nicht 
mit dem Eigentum an einem Grundſtücke verbunden werden“). 

Iſt der Anſpruch auf die einzelne Leiſtung nicht übertragbar, ſo kann 
das Recht nicht veräußert oder belaſtet werden!). 

E I 1059 II 1020; M 3 592; P 3 738. 


1. Die Verbindung der ſubjektiv⸗perſönlichen Reallaſt mit dem Eigentum an einem 
Grundſtlick, alſo die Umwandlung einer ſolchen Reallaſt in eine ſubjektiv⸗ dingliche, iſt verboten, 
weil dadurch der Verpflichtete beſchwert werden würde. 

2. Regelmäßig kann die fubjeftiv-perfönliche Reallaſt als Ganzes veräußert und (z. B. 
mit einem Nießbrauch, einem Pfandrecht) belaſtet werden, und zwar gemäß § 873 (Pfändung 
nach 8 857 Abf 6, § 830 Abſ 1 Satz 2 ZPO). Eine Ausnahme hiervon enthält Abſ 2 für den 
Fall, daß die Einzelleitung, deren zuläſſige Übertragung nach § 1107 erfolgt, ausnahmsweiſe 
nicht übertragbar iſt. Ob ein ſolcher Fall vorliegt, beſtimmt ſich nach 88 399, 400, 413. Vgl. 
auch Art 115 EG, und bezüglich der Pfändung 8851 ZPO. Als unübertragbar kommen hier 
namentlich in Betracht perſönliche Dienſtleiſtungen, Pflege, Beſpeiſung uſw. ſeitens des 
Eigentümers des belaſteten Grundſtücks, wie ſie beſonders bei Altenteilen häufig ſind. Auch 
wenn nur eine von mehreren Einzelleiſtungen, wie es z. B. beim Altenteil der Fall ſein kann 
(ſ. OLG 8, 131), unübertragbar iſt, kann nach dem Wortlaute des Abſ 2 das Reallaſtrecht 
weder ganz noch zum Teil veräußert oder belaſtet werden. § 1059 E I (M 3, 592) und Prot 
3, 738 hatten unter Aufnahme des Wortes „joweit“ ſich für die Zuläſſigkeit der Teilveräußerung 
entſchieden. Dies iſt demnächſt geändert (fir.). Sind mit Reallaſten, wie beim Altenteil häufig, 
beſchränkte perſönliche Dienſtbarkeiten (z. B. Wohnungsrecht, Recht zum Benutzen eines Gartens) 
verbunden, fo ſind, da die Dienſtbarkeiten nicht übertragbar find (8 1092), die Reallaſten wenig⸗ 
ſtens dann als ebenfalls unübertragbar zu erachten, wenn nach dem Willen der Beteiligten 
alle Rechte das gleiche rechtliche Schickſal haben follten (KJ 40 A 250; auch RIA 9, 69; 
OG 8, 131; 34, 195). — Grundſätzlich ift das ſubjektiv perſönliche Reallaſtrecht vererblich, 
da Gegenteiliges nicht beſtimmt iſt (ſtr.). Unvererblich ift es jedoch, wenn es nicht veräußerlich 
iſt oder ſich aus dem Weſen der Berechtigung ergibt, daß ſie (wie z. B. das Altenteil) nur für 
die Lebenszeit des Berechtigten beſtehen ſoll. — § 1111 gilt nach Art 189 EG auch für die 
früher begründeten Reallaſten.“ 


8 1112 
Iſt der Berechtigte unbekannt, ſo finden auf die Ausſchließung ſeines 


Rechtes die Vorſchriften des 8 1104 entſprechende Anwendung!). 
E II 1021; P 3 BB. 
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1. Wird der unbekannte Berechtigte einer ſubjektiv⸗perſönlichen Reallaſt wie ein unbekannter 
Hypothekengläubiger oder Vorkaufsberechtigter unter den Vorausſetzungen der 88 1104, 
1170 BOB im Aufgebotsverfahren nach Maßgabe der 88 946 ff., 988, 1024 ZPO durch vor- 
behaltloſes (vgl. NRG 67, 95; RIA 6, 145) Ausſchlußurteil mit feinem Recht ausgeſchloſſen, 
fo erliſcht das Recht und kann unter Vorlegung des Ausſchlußurteils Berichtigung des Grund⸗ 
buchs durch Löſchung gemäß § 22 GBO beantragt werden. — Dies gilt nach Art 189 EG 
auch für die früher begründeten Reallaſten. 


Achter Abſchnitt 
Hypothek Grundſchuld Nentenſchuld 


1. Die Rechtsformen der hypothekariſchen Belaſtung ſind Hypothek, Grundſchuld, 
Rentenſchuld. Die Begriffsbeſtimmung für die Hypothek gibt § 1113, für die Grundſchuld 
§ 1191 und für die Rentenſchuld $ 1199. Danach haben alle drei Belaſtungsarten die Zah 
lung beſtimmter Geldſummen aus dem Grundſtück, und zwar die Rentenſchuld ſolche Zahlung 
in regelmäßig wiederkehrenden Terminen, zum Gegenſtande. Der Unterſchied zwiſchen der 
Hypothek einerſeits und der Grundſchuld ſowie der Rentenſchuld anderſeits beſteht darin, 
daß bei der erſteren die Zahlung zur Befriedigung einer dem Berechtigten zuſtehenden per. 
ſönlichen Forderung, die in der Eintragungsbewilligung und im Eintragungsvermerke zu 
bezeichnen ıft ($ 1115 A 1, 3), erfolgen ſoll, während die beiden letzteren grundſätzlich mit einem 
Forderungsrechte in keinem Zuſammenhange ſtehen (vgl. 8 1192). Bei der Grundſchuld 
(Rentenſchuld) haftet dem Glaubiger lediglich das Grundſtück. Dagegen kann der Gläubiger 
bei der Hypothel ſich auch an ſeinen perſönlichen Schuldner halten, alſo, wenn dieſer zugleich 
Grundſtückseigentümer iſt, auch an ſein ſonſtiges Vermögen. Anderſeits iſt der Rechtsbeſtand 
der Grundſchuld (Rentenſchuld) von dem Beſtehen oder Nichtbeſtehen der Forderung, die 
dem Gläubiger daneben etwa noch zuſteht, völlig unabhängig. Bei der Hypothek hat das Nicht- 
beſtehen oder das Erlöſchen der Forderung zwar auch nicht die Folge, daß das dingliche Recht 
nichtig iſt oder wird. Aber es wird dann das dingliche Recht aus einer Hypothek für den 
Glaͤubiger zu einer Grundſchuld für den Eigentümer (58 1163 Abſ 1, 1177 Abſ 1). Ferner 
kann der Eigentümer bei der Hypothek gegenüber der Verfolgung des dinglichen Rechtes 
auch die dem perſönlichen Schuldner gegen die Forderung zuſtehenden Einreden geltend 
machen ($ 1187). — Jedoch ſcheidet ſich die Hypothek in letzterer Hinficht, ſowie auch nach anderer 
Richtung in zwei Arten: Sicherungshypothek, deren Begriffsbeſtimmung 8 1184 gibt, 
und gewöhnliche Hypothek, die mit dem im BGB allerdings nicht enthaltenen Ausdruck 
Verkehrshypothek bezeichnet zu werden pflegt. Bei Geltendmachung des dinglichen Rechtes 
(dinglichen Klage, ſ. $ 1147 A 4) aus der Verkehrshypothek wirkt der öffentliche Glaube des 
Grundbuchs auch in Anſehung der Forderung, ſo daß deren Beſtehen vermutet wird und dem 
gutgläubigen Erwerber der Hypothek Einwendungen aus dem perſönlichen Schuldverhältnis 
und aus der Perſon feines Rechtsvorgängers nicht entgegengeſetzt werden können (58 1138, 
1156, 892, 893, 1140), während der Sicherungshypothekar das Beſtehen der Forderung be⸗ 
weiſen muß und im Falle der Übertragung der Hypothek auf ihn ſein Erwerb hinſichtlich der 
Einwendungen aus der Forderung gleichſteht der Übertragung einer perſönlichen Forderung 
(88 1184 Abſ 1, 1185 Abſ 2, 404 ff.). — Im übrigen finden aber auf die Grundſchuld (Renten- 
ſchuld) die Vorſchriften über die Hypothek entſprechende Anwendung (88 1192, 
1199). Auch iſt Umwandlung der Hypothek in eine Grundſchuld, ſowie dieſer in jene zu⸗ 
läſſig (8 1198). Vereinigt ſich die Hypothek mit dem Eigentum in einer Perſon, ohne daß dem 
Eigentümer auch die Forderung zuſteht, ſo verwandelt ſich die Hypothek kraft Geſetzes (8 1177 
Abs 1) in eine Grundſchuld (Eigentlümergrundſchuld). e 

2. a) Die rechtsgeſchäftliche Begründung eines hypothekariſchen Rechtes vollzieht ſich 
in der nämlichen Weiſe, in der ſonſt ein dingliches Recht an einem Grundſtück beſtellt wird. 
Nach 8 873 iſt Einigung zwiſchen Eigentümer und Gläubiger über die Hypothekbeſtellung 
und Eintragung erforderlich. Vgl. hierüber $ 873 A 7, 10. Hervorzuheben ift, daß wenn 
auf Bewilligung des Eigentümers die Hypothek eingetragen worden iſt und der als Gläubiger 
Eingetragene die Hypothek, ſei es auch nur ſtillſchweigend, annimmt, die Einigung an 
kommt, mögen auch vorher Verhandlungen zwiſchen dem Eigentümer und 1 1 äubiger 
nicht ftattgefunden haben; die Eintragungsbewilligung des Eigentümers iſt dann Beſtandteil 
der Einigung (MG 54, 384; 89, 32; 89, 374). Iſt eine Einigung der Eintragung vorangegaugen, 
hat fie aber einen weitergehenden Inhalt als das Eingetragene (iſt z. B. are 
Kursgarantieklauſel [ſ. 9 1115 A 8] nicht eingetragen oder wegen einer nach 88874, 1115 un⸗ 
zuläfſigen 1115 A 7, 8, 9] Bezugnahme auf die Eintragungsbewilligung als nicht einge⸗ 
tragen anzuſehen |[f. § 874 A 2, fo kaun aus den der Eintragung nachfolgenden Verhalten 
der Beteiligten auf ihre Einigung dahin zu ſchließen fein, daß die Hypothek Er 5 lie einge · 
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tragen worden ift, Beſtand haben ſoll (R6 108, 148). Zu bemerken iſt ferner, daß das hypo⸗ 
thekariſche Recht (Hypothek, Grundſchuld, Reutenſchuld), wenn ſeine Eintragung ohne zr vorige 
Einigung erfolgt iſt und auch nachher eine Einigung nicht z ſtande kommt oder wenn die Eini⸗ 
gung auch nur eines der Beteiligten (z. B. wegen Geſchäflsunfähigkeit) nichtig oder (3. B. 
wegen Irrtums, Betrugs) anfechtbar und angefochten iſt, der Rechtswirkſamkeit entbehrt und das 
Grundbuch durch die Eintragung unrichtig wird (RG 89, 31; Gruch 59, 901; JW 1912, 296180). 
Der Eigentümer kann von dem als Glaubiger Eingetragenen Berichtigung des Grundbuchs ge⸗ 
mäß 8 894 verlangen (R 89, 368; JW 1912, 29616). Eine nichtige Hypothek wandelt ſich im 
Falle ihrer Vereinigung mit dem Eigentum auch nicht gemäß 91177 Abf U in eine Eigentümer⸗ 
grundſchuld um. Vgl. hierüber $ 1177 A 1. Erlangt aber ein gutgläubiger Erwerber durch 
Rechtsgeſchäft das nichtige hypothekariſche Recht, jo erhält dieſes gemäß § 892 nunmehr 
rechtlichen Beſtand (ſ. § 892 A 5). — Ausnahmen von dem Erforderniſſe der Einigung gelten 
nach $ 1188 hinſichtlich Beſtellung einer Hypothek für die Forderung aus einer Schuldver⸗ 
ſchreibung auf den Inhaber und nach $ 1196 hinſichtlich Beſtellung einer Grundſchuld für 
den Eigentümer ſelbſt. In dieſen Fällen genügt die einſeitige Eintragungsbewilligung des 
Eigentümers. Anderſeits erwirbt der Gläubiger das hypothekariſche Recht im Augen⸗ 
blick der rechtsgültigen Beſtellung, alſo ſobald Einigung und Eintragung zuſammen vorliegen, 
nur dann, wenn die Erteilung des Hypothekenbriefs (Grundſchuldbriefs) ausgeſchloſſen iſt 
(ſog. Buchhypothek, Buchgrundſchuld). Iſt dagegen die Erteilung des Hypothekenbriefs 
(Grundſchuldbriefs) nicht ausgeſchloſſen (ſog. Briefhypothek, Briefgrundſchuld), ſo erwirbt 
der Gläubiger die Hypothek (Grundſchuld) erſt mit der Übergabe des Briefes ſeitens des Eigen⸗ 
tümers; bis dahin ſteht ſie dem letzteren zu (98 1117, 1168 Abſ 2, 1192). — Enthält das 
jenige, deſſen Eintragung bewilligt ist, alle Kennzeichen einer Hypothek, fo hat es der Grund⸗ 
buchrichter, auch wenn es in der Eintragungsbewilligung unrichtig (3. B. als Laſt) 
bezeichnet iſt, als Hypothek einzutragen, und zwar in die für Hypotheken beſtimmte Ab- 
teilung des Grundbuchs (MG 94, 7). Jedoch iſt, wenn der Grunbbuchrichter (verſehentlich) 
die Eintragung unter der unrichtigen Bezeichnung bewirkt, ſei es auch in eine für 
Hypotheken nicht beſtimmte Abteilung des Grundbuchs, die Eintragung, da es ſich dabei nur 
um Nichtbeachtung von Ordnungsvorſchriften der N ee handelt, nicht 
nichtig, gilt vielmehr das Eingetragene als Hypothek, ſofern nur aus dem Eintragungsvermerk 
erkennbar iſt, daß es ſich um eine Hypothek handelt (RG 94, 8; vgl. $ 878 A 10 über Richtig ⸗ 
ſtellung der Eintragung in ſolchem Falle). 

Zwiſchen der Briefhypother (Briefgrundſchuld) und der Buchhypothek (Buchgrundſchuld) 
beſtehen außer den vorbezeichneten auch ſonſt Verſchiedenheiten. Dies gilt namentlich von der 
Form der Übertragung und der Belaftung (ſ. unten). Ferner wird der Brief in gewiſſer Hinficht 
dem Grundbuch hinſichtlich des öffentlichen Glaubens gleichgeſtellt (58 1140, 1155). Weiter hat 
der Gläubiger bei Geltendmachung der Hypothek (Grundſchuld) und wenn (bei der Hypothek) der 
Eigentümer zugleich perſönlicher Schuldner iſt, auch bei Geltendmachung der Forderung den 
Brief auf Verlangen vorzulegen (88 1160, 1161). Vgl. auch die 88 1144, 1145 (Unfpruch des 
Eigentümers auf Aushändigung bzw. Vorlegung des Briefes zwecks Herſtellung eines Teilbriefs 
bei völliger bzw. teilweiſer Befriedigung des Gläubigers). — Die Erteilung des Briefes bildet 
die Regel ($ 1116 Abſ 1). Jedoch kann fie nach Maßgabe des 8 1116 Abſ 2 ausgeſchloſſen werden. 
Bei der Sicherungshypothek ift fie durch das Geſetz (§ 1185 Abſ 1) ausgeſchloſſen, fo daß eine 
ſolche Hypothek ſtets Buchhypothek iſt. 

b) Die rechtsgeſchäftliche Übertragung und Belaſtung (mit Nießbrauch, Pfandrecht) 
erfolgt bei der Buchhypothek (Buchgrundſchuld) in der Regel gemäß 88 1154 Abſ 3, 1069, 
1274, 1291 nach $ 873 durch Einigung (zwiſchen dem Gläubiger und dem Erwerber) und Ein. 
tragung. Ausnahme: 9 1187 Satz 8 (Sicherungshypothek für Forderungen aus Inhaber- und 
Orderpapieren). Die Übertragung (Belaſtung) einer Briefhypothek (Briefgrundſchuld) be⸗ 
darf nicht der Eintragung; ſie kann ſich außerhalb des Grundbuchs durch Übergabe des Briefes 
vollziehen, erfordert aber Abtretungs⸗ (Belaſtungs.) Erklärung in ſchriftlicher Form (88 1154 
Abſ 1, 2, 1069, 1274, 1291). Ausnahme: 88 1159, 1200 (Rückſtände an Zinſen oder anderen 
Nebenleiſtungen, Koſten), $ 1195 (Grundſchuld für den Juhaber des Grundſchuldbriefs), 
8 1200 (Rentenſchuld für die einzelnen Rentenſchuldleiſtungen). 

e) Für die rechtsgeſchäftliche Inhaltsänderung iſt in der Regel die Vorſchrift des 8 877 
maßgebend. Vgl. aber die Sonderbeſtimmungen in 88 1116 (Ausſchließung und Einführung 
der Brieferteilung), 1119 (Anderung der Zinſen und Zahlungsbedingungen), 1132 Abſ 2 
(Verteilung der Geſamthypothet), 1180 (Erfah der geſicherten Forderung durch eine andere), 
1186 (Umwandlung einer Sicherungshypothek in eine Verkehrshypothek und umgekehrt), 
1108 (Umwandlung einer Hypothek in eine Grundſchuld und umgekehrt), 1203 (Umwandlung 
einer Nentenfhuld in eine Grundſchuld und umgekehrt). — Über die Rangänderung trifft 
f 880 Abſ 2 Beſtimmung. Vgl. ferner § 1151 (Rangänderung bei Teilung der Hypotheken; 

orderung). 23 

d) Für die rechtsgeſchäftliche Aufhebung der hypothekariſchen Rechte tritt zu den hin ; 
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ſichtlich aller dinglichen Rechte geltenden Erforderniſſen des § 875 noch die weitere des § 1183 
(88 1192, 1199) hinzu, daß der Eigentümer zuſtimmen muß. 

3. a) Kraft Geſetzes: entſtehen Sicherungshypotheken in den Fällen des 8 1287 BGB 
und des § 848 Abf 2 ZPO (Verpfändung bzw. Pfändung eines Anſpruchs auf Übertragung 
von Grundeigentum, |. dazu JFG 1, 301; 2, 448; 3, 297); werden Hypotheken gemäß ver- 
ſchiedenen Sonderbeſtimmungen auf einen anderen als den bisherigen Gläubiger öbertragen 
(.. 8 1143 A 3); wird der Inhali der Hypothek geändert in den Fallen $ 1177 Abſ 1 
(Umwandlung der Hypothek in eine Grundſchuld bei Vereinigung mit dem Eigentum), 
88 1164, 1173 Abſ 2, 1174, 1182 (Eintritt einer Erſatzforderung in die hypothekariſche 
Sicherung); werden hypothekariſche Rechte aufgehoben in den Fällen 8 1181 (Befriedigung 
aus dem Grundſtücke vgl. jedoch § 1182), 88 1173—1175 (Geſamthypothek), 88 1178, 1200 
(Rückſtände an Zinſen uſw., Koſten, einzelne Rentenſchuldleiſtungen). 

b) Im Wege der Zwangsvollſtreckung: werden gemäß 88 866, 867, 932 ZPO Zwangs- 
und Arreſthypotheken als Sicherungshypotheken eingetragen (vgl. auch 88 128, 130 8G 
und § 54 F, Erſuchen des Vollſtreckungsgerichts, des Vormundſchaftsgerichts; ferner 
Art 91 Ech); werden hypothekariſche Rechte, auch Eigentümergrundſchulden (RG 55, 378; 
56, 13; 56, 184; 59, 318; 61, 376; 70, 279; JW' 05, 812) gemäß 88 830, 857 Abſ 6 ZPO ge- 
pfändet durch Zuſtellung des Pfändungsbeſchluſſes und, je nachdem es ſich um eine Brief- 
ypothek (Briefgrundſchuld) oder um eine Buchhypothek (Buchgrundſchuld) handelt, durch 

bergabe des Briefes an den Gläubiger (gleichſteht Wegnahme durch den Gerichtsvollzieher; 
nicht auch Überweiſung des Anſpruchs auf Herausgabe zur Einziehung, RG 68, 217) oder 
durch Eintragung der Pfändung. 

4. Über hierher gehörige Vorbehalte für die Landesgeſetzgebung vgl. EG Artt 91 (geſetz ⸗ 
licher Hypothekentitel für Fiskus uſw.), 112 (Bahneinheiten), 113 (Gemeinheitsteilung und 
Zuſammenlegung von Grundſtücken), 117 (Verſchuldungsgrenze, Kündigungsbeſchränkungen), 
120 (Unſchädlichkeitszeugnis), 167 (landſchaftliche oder ritterſchaftliche Kreditanſtalten). 

5. Von anderen Reichsgeſetzen, welche hypothekariſche Rechte betreffen, ſind, außer der 
die formellrechtlichen Vorſchriften bezüglich der Hypothekeintragung enthaltenden Grund. 
buchordnung (vgl. namentlich §8 13, 19, 26, 27, 28, 87, 38, 40—44, 51, 54 Abſ 2, 56ff., 97) 
und den vorbezeichneten Vorſchriften der ZPO (vgl. ferner 88 800, 897), zu nennen: 
HypBankG̃ v. 13. 7. 99 (88 10— 20); RGeſ., betr. die gemeinſamen Rechte der Beſitzer von 
Schuldverſchreibungen, v. 4. 12. 99; Geſ. über den Verſicherungsvertrag v. 30. 5. 08; Gel. 
9 der Bauſorderungen v. 1. 6. 09 (Bauhypothek, SS 27ff.; Baugeldhypothek, 

6. Hinſichtlich der hypothekariſchen Rechte des früheren Rechtes vgl. Ec Artt 184, 188, 
189, 192—195, ſowie RGeſ., betr. die Überleitung von Hypotheken des früheren Rechtes, 
v. 17. 3. 06. Vgl. dazu RG 47, 158; 47, 229; 50, 77; 59, 289; 60, 306; 94, 8; JW 04, 4087; 
06, 1817, und insbeſondere bezüglich der Kautionshypothek (jetzt Höchſtbetragsſicherungs 
hypothek, $ 1190) vgl. RG 48, 48; 40, 162; 52, 40; 52, 69; 52, 111; 55, 222. Eine unter 
der Herrſchaft des preuß. EigEGel. v. 5. 5. 72 eingetragene Hypothek verwandelte ſich im 
Falle des Nichtbeſtehens der geſicherten Forderung, ſofern es ſich nicht um eine Kautions⸗ 
hypothek handelte, deren Beſtand durch die Entſtehung der Forderung bedingt war (MG 
49, 164; 52, 61), mit dem Inkrafttreten des Liegenſchaftsrechts des BGB am 1. Januar 1900, 
wenn zu dieſer Zeit das Grundbuch als angelegt galt, nach Maßgabe der 88 1168 Abſ 1 Satz 1. 
1177 Abſ 1 BOB, Art 192 E. BGB und Art 88 8 1 Pr. AG. BchB in eine Grundſchuld für 
denjenigen, der in dieſem Zeitpunkt Eigentümer des belaſteten Grundſtücks war (RG 48, 48; 
50, 80; 51, 399; Gruch 47, 112; 59, 900). Über die Erforderniſſe der Begründung einer 
Hypothek vor Anlegung des Grundbuchs (Art 189 EG) nach bayeriſchen Recht (Beſtehen einer 
rechtsgültigen Forderung erforderlich) vgl. R& Warn 1916 Nr 20. L ge 

7. Aufwertung der Hypotheken. Über den Begriff der Aufwertung und ihre Entwid- 
lungsgeſchichte im allgemeinen vgl. $242 A 5b. Durch das dort angeführte Urt v. 28. 11. 23 
(RG 107, 78) wurde vom Reichsgericht, das ſich früher, von dem Grundſatz Mark gleich 
Mark beherrſcht, ablehnend gegen die Aufwertung trotz der zufolge der Nachwirkungen des 
Weltkrieges eingetretenen und fortſchreitenden Geldentwertung verhalten hatte, die recht · 
liche Möelichfeit der Aufwertung von hypothekariſch geſicherten Forderungen, in erſter 
Linie auf Grund des § 242, grundſätzlich anerkannt. Es ſollten dabei im einzelnen Falle 
die Intereſſen beider Teile berückſichtigt und namentlich die Leiſtungsfähigkeit des Schuld⸗ 
ners, die etwa inzwiſchen eingetretene Steigerung des Wertes des belaſteten Grundſtücks, 
die Art dieſes Grundſtücks (landwirtſchaftliches, ſtädtiſches), die ihm auferlegten Laſten in 
Betracht genommen werden. — Nachdem dieſe grundſatzliche Stellungnahme vom Reichs⸗ 
gericht auch in ſpäteren Urteilen (ſ. 9 242 A 5b a. €.) feſtgehalten worden wor, griff der 
Geſetzgeber ein und regelte die Aufwertung der Hypotheken, Grundſchulden und Renten- 
ſchulden durch Art I der 3. StRotV v. 14. 2. 24 (RGB J, 74). Danach ($1 Abſ 1 Satz 1) 
wurden Anſprüche aus Rechtsverhältniſſen, die vor Inkrafttreten der Verordnung begründet 
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waren und die Zahlung einer beſtimmten in Reichswährung ausgedrückten Geldſumme zum 
Gegenſtande hatten, ſoweit es ſich um Vermögensanlagen handelte, die durch den Wäh⸗ 
rungsverfall entwertet waren, nach Maßgabe der 59 2—11 aufgewertet. Als Vermögens⸗ 
anlagen in dieſem Sinne galten (8 1 Abſ 2 Nr 1—10) u. a. auch Hypotheken, Grundſchulden 
und Rentenſchulden ſowie durch Hypothek, Schiffspfandrecht oder Bahnpfaudrecht ne: 
ſicherte Forderungen. Sie wurden (§ 2 Abſ 1 Satz 1) auf 15% des Goldmarkbetrags (8 2 
Abj 2) aufgewertet, jedoch durch Hypothek, Schiffspfandrecht oder Bahupfandrecht geſicherte 
Forderungen nur ($ 3), ſoweit nicht nach allgemeinen Vorſchriften eine höhere oder geringere 
Aufwertung ſtattfand (nach der DurchfVO v. 1. 5. 24 war aber auch hier eine Abweichung 
von dem normalen Höchſtſatz von 15% nur in beſtimmten Fällen — 97 — zulaſſig). Der 
Aufwertungsbetrag hatte den dinglichen Rang des aufgewerteten Rechts ($2 Abſ 3 Satz 1). 
Hatte der Gläubiger, ohne ſich ſeine Rechte vorzubehalten, die Löſchung der Hypothek, Grund⸗ 
ſchuld oder Rentenſchuld bewilligt oder auf eine der genannten Forderungen die Zahlung 
angenommen, ſo fand nach $ 11 eine Aufwertung nicht ſtatt. Hieraus war zu folgern (JG 
1, 478; O8 43 S. 174, 175), daß, wenn zwar die Löſchung der Hypothek uſw. bewilligt, 
aber der Gläubiger ſich ſeine Rechte (wegen Aufwertung) vorbehalten hatte und trotzdem 
(zu Unrecht) das Grundbuchamt die Löſchung vorgenommen hatte, im Wege der Berich⸗ 
tigung des Grundbuchs (§ 22 GB) die Hypothek uſw. wieder eingetragen werden konnte, 
ſoweit nicht ein inzwiſchen ſchon erfolgter Rechtserwerb im guten Glauben an die Richtig⸗ 
keit des Grundbuchs gemäß $ 892 (vgl. dort A 10 a. E.) entgegenſtand. — Demnächſt wurde 
durch das RGeſ über die Aufwertung von Hypotheken und anderen Anſprüchen (AufwG) 
v. 16. 7. 25 (RGBl 1117) Art I der 3. StRotVo aufgehoben und die Aufwertung der 
Hypotheken, Grundſchulden und Rentenſchulden ſowie der durch Hypothek, Schiffspfand⸗ 
recht oder Bahnpfandrecht geſicherten Forderungen mit Wirkung v. 15. 7. 25 ab ander⸗ 
weitig in den 88 1—82 geregelt. Danach ($ 1) werden Anfprüche, die auf vor dem 14. 2. 24 
begründeten Rechtsverhältuiſſen beruhen und die Zahlung einer beſtimmten in Mark oder 
einer anderen nicht mehr geltenden inländiſchen Währung ausgedrückten Geldſumme zum 
Gegenſtande haben, nach Maßgabe dieſes Geſetzes aufgewertet, wenn fie durch den Wäh⸗ 
rungsverfall betroffen find. Die Hypothek (das dingliche Recht) wird auf 25% des Gold- 
markbetrags (der in den 98 2, 3 beſtimmt iſt) aufgewertet, jedoch nicht höher als die durch 
ſie geſicherte Forderung (§ 4), auch kann der Eigentümer nach Maßgabe des ſog. Härte⸗ 
paragraphen 8 Herabſetzung der Aufwertung um höchſtens 10% des Goldmarkbetrages 
verlangen. Die durch die Hypothek geſicherte perſönliche Forderung wird nach 9 9 in der 
Regel ebenfalls gemäß dieſen Vorſchriften aufgewertet, fo daß auch für fie 25% des Gold⸗ 
markbetrages als normaler Höchſtſatz der Aufwertung gelten. Jedoch in den im 810 Abſ 1 
unter Nr 16 aufgeführten Fällen iſt eine höhere oder geringere Aufwertung der per⸗ 
ſönlichen Forderung nach allgemeinen Vorſchriften (des BOB, insbeſondere J 242), zu 
denen nach § 10 Abſ 2 die 88 6365 Aufwch treten, unter Abweichung von dem normalen 
Hochſtſatz unbeſchadet der Herabſetzung nach § 8 zuläſſig. Zu dieſen Fällen gehören nament: 
lich: Forderungen, die auf einem Gutsüberlaſſungsvertrag oder auf den Beziehungen aus 
der Auseinanderſetzung unter Miterben beruhen (Nr 2); Kaufgeldforderungen (für den Er⸗ 
werb des mit der Hypothek belaſteten Grundſtücks), die nach dem 31. 12. 08 begründet 
worden ſind (Nr 5). Für dieſe Kaufgeldforderungen ſowie für Forderungen aus Guts⸗ 
überlaſſungsverträgen ſind aber im § 10 Abſ 3 Höchſtprozentſätze des Goldmarkbetrages bei 
der Aufwertung nach allgemeinen Vorſchriften beſtimmt, und zwar 75% oder 100% je 
nachdem die Forderung vor dem 1. 1. 12 oder vor dem 1. 1. 22 begründet iſt (nicht auch 
für die nach dem letzteren Zeitpunkt begründeten). Die Herabſetzung des Aufwertungs⸗ 
betrags gemäß $8 ſowie eine Abweichung von dem normalen Höchſtſatz (§§ 4, 9) bei der 
Aufwertung hypothekariſch geſicherter Forderungen ift nur zuläfſig, wenn ſie vor dem 
1. 4. 26 bei der Aufwertungsſtelle beantragt iſt (58 Abſ 1 Saß 2, 8 12). Nach § 14 findet 
trotz der Bewirkung der Leiſtung die Auftvertung ſtatt, wenn der Gläubiger ſich bei der 
Annahme der Leiſtung feine Rechte vorbehalten hat (Aufwertung kraft Vorbehalts), und 
nach $ 15 findet, wenn der Gläubiger die Leiſtung in der Zeit vom 15. 6. 22 bis zum 14. 2. 24 
(Inkrafttreten der 3. StRot Bo) angenommen hat, eine Aufwertung der Hypothek und der 
(hypothekariſch geſicherten) persönlichen Forderung auch dann ſtatt, wenn der Gläubiger 
lich bei der Annahme der Leiſtung feine Rechte nicht vorbehalten hat (Aufwertung kraft 
Rückwirkung), ſoweit nicht, ganz oder zum Teil, einer der im § 15 unter Nr 18 beſtimmten 

ärteklauſeln Platz greift. Jedoch findet die Aufwertung kraft Vorbehalts der Rechte oder 
taft Rückwirkung nur Statt, wenn der Gläubiger den Anſpruch auf Aufwertung bis zum 
1. 1. 26 bei der Aufwertungsſtelle anmeldet ($ 16 Abs et Saß 1). Iſt die Hypothek gelöſcht, 
10 findet ihre Wiedereintragung nach Maßgabe des § 16 Abf 2 ſtatt. Die wiedereingetragene 
Phpothek hat nach 89 20, 6 in Höhe der Aufwertung den bisherigen Rang, ſoweit nicht 
entgegenſtehen die Vorſchriften über den öffentlichen Glauben des Grundbuchs, die ent⸗ 
ſprechend auch anzuwenden find, wenn in dem im 8892 Abſ 2 BOB beſtimmten Zeit⸗ 
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punkt eine dem § 29 EBD entſprechende Löſchungsbewilligung oder löſchungsfähige Quittung 
bereits erteilt war oder gleichzeitig erteilt wurde (vgl. hierüber § 892 A 10 a. E., A 13 a. E.). 
Der Eigentümer ſelbſt, ſein Ehegatte ſowie beſtimmte nahe Verwandte können ſich aber 
auf die Vorſchriften über den öffentlichen Glauben des Grundbuchs nicht berufen, wenn 
ſie erſt nach dem 1. 1. 25 ein Recht an dem Grundſtück erworben haben, es ſei denn, daß 
fie beweiſen, daß ihnen zur Zeit ihres Erwerbs eine Abſicht des anderen Teils (des Ver⸗ 
äußerers), das Recht des Aufwertungsgläubigers zu beeinträchtigen, nicht bekannt war 
(822 Abſ 1), und die Berufung auf die genannten Vorſchriften ſteht der Eintragung des 
Aufwertungsbetrags an der bisherigen Rangſtelle überhaupt nicht entgegen, wenn der be⸗ 
treffende zwiſchenzeitliche Erwerb erſt nach dem 1. 7. 25 ſtattgefunden hat (8 22 Abſ 2). 
Weiter gibt § 22 Abf 3 dem Gläubiger bis zum 31.12.25 ein beſonderes Anfechtungs⸗ 
recht gegenüber Verfügungen, die der Eigentümer nach der Löſchung ſeit dem 1. 1. 25 über 
das belaſtete Grundſtück getroffen hat. Über die dem Eigentümer im $7 gewährte Be⸗ 
fugnis, im Range nach dem an erſter Stelle eingetragenen aufgewerteten Rechte und vor 
den dieſem nachgehenden Rechten eine Hypothek oder Grundſchuld in Höhe von 25% des 
Goldmarkbetrags des aufgewerteten Rechts mit dem üblichen Zinsfuß eintragen zu laſſen 
(Rangvorbehalt), vgl. $ 881 A 3 Abſ 2, A 8 a. E. Die Zahlung des Aufwertungsbetrags 
kann der Gläubiger vor dem 1. 1. 32 in der Regel nicht verlangen, während der Eigen⸗ 
tümer und der Schuldner berechtigt ſind, den Aufwertungsbetrag nebſt den fälligen Zinſen 
drei Monate nach Ankündigung ſchon vor dem 1. 1. 32 zu zahlen ($ 25); Ausnahmen ſind 
zugunſten des Eigentümers und des Schuldners im § 26 (ſpäteſtens bis zum 1. 1. 38), zu⸗ 
gunſten des Gläubigers im § 27 beitinmt. Über die Verzinſung trifft 828 Beſtimmung 
(Aufwertungsbetrag bis zum 1. 1. 25 unverzinslich, von da ab 1,2%, vom 1. 7. 25 ab 2/0, 
vom 1. 1. 26 ab 3%, vom 1. 1. 28 ab 5%; im Falle der Wiedereintragung der Hypothek 
kraft Rückwirkung beginnt die Verzinſung erſt mit dem Beginne des auf die Wiederein⸗ 
tragung folgenden Kalendervierteljahrs). Hat der Gläubiger die Hypothek abgetreten und 
die Gegenleiſtung nach dem 14. 6. 22 oder unter Vorbehalt der Rechte angenommen, ſo 
wird die Hypothek und die perſönliche Forderung auf der Grundlage des für ihn maß⸗ 
gebenden Goldmarkbetrages (88 2, 3), unbeſchadet der Aufwertung zugunſten des Erwer⸗ 
bers, auch zu feinem Gunſten aufgewertet (§ 17). Vgl. hierüber 8 892 A 10 a. E. — Durch 
NGef über die Verzinſung aufgewerteter Hypotheken und ihre Umwandlung in Grund⸗ 
ſchulden v. 9. 7. 27 (RG Bl 1 171) find einige Vorſchriften des Aufwch zur Milderung von 
Härten und zur Vereinfachung der Abwicklung der Aufwertung geändert worden. Daraus 
iſt folgendes hervorzuheben. Im Falle der Aufwertung einer gelöſchten Hypothek iſt der 
Aufwertungsbetrag ohne Rückſicht darauf, ob und wann die Hypothek wieder eingetragen 
wird, ſpäteſtens für die Zeit vom 1. 4. 26 ab zu verzinſen (§ 1), jedoch iſt der Eigentümer 
oder der Schuldner berechtigt, ſolche Zinſen je zur Hälfte an den beiden nächſten auf das 
Inkrafttreten des Geſetzes folgenden Zinsterminen mit den an dieſen Terminen fälligen 
Zinſen zu entrichten (8 2 Abſ 1). Nach $4 iſt auf den bei dem Grundbuchamt zu ftellen- 
den Antrag des Gläubigers die Hypothek bei der Eintragung des Aufwertungsbetrages in 
eine Grundſchuld umzuwandeln; mit der Eintragung der Grundſchuld erliſcht in Höhe des 
eingetragenen Aufwertungsbetrages die perſönliche Forderung. 9 15 trifft Beſtimmungen 
über Erhöhung des Höchſtſatzes der Aufwertung von Kaufgeldforderungen und Forderungen 
aus Gutsüberlaſſungsverträgen, die im Jahre 1921 begründet find, und § 16 über Wie 
dereinſetzung in den vorigen Stand bei Verſäumung der im 9 16 Aufm beſtimmten Friſt 
zur Aufwertungsanmeldung, wenn die Anmeldung bis zum 1. 10. 27 nachgeholt wurde. 
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Ein Grundſtückt) kann in der Weiſe belaſtet werden), daß an denjenigen, 
zu deſſen Gunſten die Belaſtung erfolgte), eine beſtimmte Geldjummet) zur 
Befriedigung wegen einer ihm zuſtehenden Forderung“) aus dem Grund⸗ 
ſtücke zu zahlen iſte) (Hypothek). 

Die Hypothek kann auch für eine künftige oder eine bedingte Forderung 
beſtellt werden“). 

E I 1062 II 1022; m 3 595, 683; P 3 588, 549. 

1. Nur Grundſtſicke (f. $ 873 A 3) und die dieſen gleichgeſtellten, Berechtigungen (f. $ 903 
A 2), ſowie nach 8 1114 Grundſtücksbruchteile, wenn fie in dem Anteil eines Miteigentlimers 
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beſtehen (. $ 1114 A 1ff.), können mit hypothekariſchen Rechten (Hypothek, Grundſchuld, 
Rentenſchuld, 88 1113, 1191, 1192, 1199) belaſtet werden, während Gegenſtand von Pfand⸗ 
rechten nur bewegliche Sachen und Rechte ſein können (88 1204 ff., 1273 ff.). Wenn jedoch 
ein Grundſtück hypothekariſch belaſtet ift, erſtreckt ſich die Haftung für das hypothekariſche 
Recht nicht nur auf die Beſtandteile des Grundſtücks (88 93, 94, 96), ſondern in gewiſſen Grenzen 
auch auf bewegliche Sachen und Rechte, die in den Rechtskreis des Grundſtücks fallen (88 1120 
bis 1130). Auch Gebäude ſind nur zuſammen mit dem Grundſtück, nicht für ſich allein 
hypothekariſch belaſtbar (vgl. jedoch hinſichtlich des Stockwerkseigentums Artt 182, 189 CG). 
Sofern fie nach Maßgabe des 8 95 mit dem Grundſtück verbunden find, gelten ſie auch 
nur als bewegliche Sachen (vgl. 8 95 A 1). — Werden mehrere ſelbſtändige Grundſtücke, 
die einem oder verſchiedenen Eigentümern gehören, hypothekariſch belaſtet, fo entſteht eine 
Geſamthypothek (Geſamtgrundſchuld, $ 1192), für welche die Sonderbeſtimmungen der 
89 1132, 1172—1175, 1181 Abſ 2, 1182 gelten. — Über die Wirkung der Zuſammen⸗ 
ſchreibung (Zuſchreibung oder Vereinigung) mehrerer hypothekariſch belaſteter Grundſtücke 
dgl. 88 890, 1131. — An Grundſtücken, die für den öffentlichen Verkehr und Gebrauch 
beſtimmt ſind (3. B. öffentliche Wege), iſt inſoweit, als ſie nach Landesrecht (Art 65 EG, 
. 5 90 A 1) im Privateigentum ſtehen können (vgl. RG 31, 217; JW 91, 14027; 91, 21453; 
94, 185°; 97, 491; 00, 5694°; 01, 7171,02, 21821; 08, 15327, Gruch 37, 1015; 39, 883; 43, 1199), 
auch die Beſtellung einer Hypothek ebenſo, wie eines fonftigen dinglichen Rechtes, zuläſſig; 
jedoch darf das hypothekariſche Recht nicht zuwider der Beſtimmung folder Grundſtücke aus⸗ 
geübt werden (vgl. OLG 2, 492). — Unzuläflig iſt nach BGB die Beſtellung von Beſitz⸗ 
und Nutzungspfandrechten an Grundſtücken. Vgl. hierüber $ 873 A 6. Über den Vor⸗ 
behalt für die Landesgeſetzgebung hinſichtlich der ſog. Revenüenhypothek bei Familien. 
fideikommiſſen uſw. vgl. Art 60 EG. 

2. Über die Erforderniſſe der im $ 1113 gemeinten (f. $ 873 A 5) rechtsgeſchäftlichen 
Belaſtung eines Grundſtücks mit einer Hypothek vgl. Vorbem 2a. Hinſichtlich der Art und 
Weiſe der Eintragung der Hypothek in das Grundbuch gibt 8 1115 nähere Beſtimmungen. 
Vgl. dort A 1ff. Zu bemerken ift hier noch, daß die Hypothek auch als bedingtes dingliches 
Recht ſowie unter Setzung eines Anfangs oder Endtermins beſtellt werden kann, z. B. Be⸗ 
ſtellung einer Hypothek: für die Forderung der Koſten eines von dem Gläubiger auf dem 
Grundſtück des Eigentümers aufzuführenden Baues unter Setzung der Bedingung für die 
Sicherung durch die Hypothek, daß der Bau völlig ſchlüſſelfertig hergeſtelit werde (RG 93, 116); 
für fremde Schuld auf eine beſtimmte Zeit (f. 8 873 A 7; N 68, 148; 70, 248; KG 83 
A 238; 46, 287). Bei aufſchiebender Bedingung (Anfangstermin) entſteht die Hypoſhel erſt 
mit Eintritt der Bedingung (des Termins), während bei auflöſender Bedingung (Endtermin) 
die Hypothek mit Eintritt der Bedingung (des Termins) erlifcht (88 158, 163; R 68, 148; 
JW 02 Beil 22275). Wird eine Hypothek unter der auflöſenden Bedingung des Erlbſchens 
der geſicherten Forderung beftellt, fo hat dies die rechtliche Folge, daß bei Eintritt der Be⸗ 
dingung (Erlöſchen der Forderung) der Eigentümer nicht gemäß 58 1168 Abſ 1 Sch 2, 1177 
Abſ 1 eine Eigentümergrundſchuld erlangt (vgl. KJ 46, 287; über die Wirkung der einer 
Hypothek für das Zinsrecht geſetzten auflöſenden Bedingung des Erlöſchens der Hauptforde⸗ 
rung vgl. $ 1178 A 8). Zuläſſig iſt auch die Beſtellung einer bedingten Höchſtbetragsſicherungs⸗ 
hypothek (8 1190) für den Fall, daß eine auf einem anderen Grundſtück eingetragene Hypothek 
einen Ausfall erleidet (vgl. 8 1132 A 2); um Veſtellung einer Geſamthypothek für die näm⸗ 
liche Forderung in Geſtalt einer gewöhnlichen Hypothek und einer Sicherungshypothek, 
die unzuläſſig wäre (j. $ 1132 A 3), handelt es ſich dabei nicht (RG 70, 248, vgl. jedoch 
RIA 9, 137). Die Bedingung enthält eine Verfügungsbeſchränkung (ſ. & 892 A 11). Sie 
bedarf daher zur Wirkſamkeit gegenüber gutgläubigen Erwerbern gemäß 88 161 Abſ 8, 892 
Ab] 1 Satz 2 der Eintragung in das Grundbuch. Verſchieden von der Beſtellung einer be- 
dingten Hypothek iſt die Beſtellung einer Hypothek für eine bedingte Forderung (Abſ 2). 
Vgl. hierüber A 7. Wird nach Zwangsverſteigerung des belaſteten Grundſtücks eine Erſatz⸗ 
ſicherungshypothek für eine Forderung gegen den Erſteher gemäß 88 50, 125, 128 3G für 
den Fall eingetragen, daß eine andere, in das geringſte Gebot geſallene Hypothek nicht befteht, 
fo iſt die Erſatzhypothek ſowohl Hypothek für eine bedingte Forderung als auch eine bedingte 
Hypothek, da die Forderung gegen den Erſteher nur bedingt beſteht und auch das Sicherungs- 
mittel dafür, eben die Erſatzhypothek, durch das Nichtbeſtehen der andern Hypothek bedingt 
ift (vgl. KJ 52, 207; OLG 39, 212; ſ. auch 8 892 A 9). Über Beſtellung einer Hypothek 
mit auflöſender Befriſtung für den einen und aufſchiebender Befriſtung für den anderen 
Gläubiger vgl. A 3. — Hinſichtlich des Ranges, der einer Hypothel zu verſchaffen iſt, wenn 
ein Darlehn gegen Hypothekbeſtellung verſprochen iſt, vgl. R 55, 128, und über die 
Bedeutung einer Hypothekbewilligung „an bereiteſter Stele“ val. KJ 26 A 290. 

8. Derjenige, zu deſſen Gunſten die Belaſtung erfolgt, muß eine beſtimmte Perſon 
fein, da mit ihm die Einigung über die Hypothekbeſtellung zu treffen iſt. Val. über die be⸗ 
ſtimmte Bezeichnung des Gläubigers und das Erfordernis des Beſitzes der Rechtsperſönlich⸗ 
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keit $1115 A 3. Der dinglich berechtigte Hypothekengläubiger muß, da eine Hypothek nur 
zugunſten des Gläubigers der zu ſichernden Forderung beſtellt werden kann, ein und die⸗ 
felbe Perſon wie der Gläubiger der Forberung ſein, ſo daß eine Hypothekeintragung, 
bei der keine Perſoneneinheit von Hypothekengläubiger und Gläubiger der Forderung beſtünde, 
des geſetzlich erlaubten Inhalts entbehren würde (JW 1926, 2547). Ferner muß der Hypo⸗ 
theken und Forderungsgläubiger wirklicher Juhaber der zu ſichernden Forderung und vom 
Eigentümer verſchieden ſein. Daher kann eine Hypochek nicht für einen Vertreter nicht 
bezeichneter Gläubiger beſtellt werden, es ſei denn, daß ihm die Hypothekenforderung als 
Treuhänder zur eigenen Geltendmachung (fiduziariſch) zuſtehen ſoll (OLG 18, 186); und 
kann ferner der Eigentümer nicht von vornherein eine Hypothek für ſich ſelbſt beſtellen (51 JA 
3, 218). Vgl. aber $$ 1188, 1195, 1196 (Hypothek für Schuldverſchreibung auf den Inhaber, 
Inhabergrundſchuld, Grundſchuld für den Eigentümer). Als ſubjektiv⸗dingliches Recht 
(für den jeweiligen Eigentümer eines Grundſtücks) kann ein hypothekariſches Recht nicht 
beſtellt werden (ſ. $ 1115 A 3). — Mehrere Perſonen können Gläubiger einer einheit⸗ 
lichen Hypothek ſein, wenn ſie in einem Gemeinſchaftsverhältnis (Gemeinschaft nach Bruch- 
teilen, Gemeinſchaft zur geſamten Hand, Geſamigläubiger im Sinne des $ 428) zueinander 
fteben (vgl. 8 48 GBO; RG 75, 247; RIA 4, 128; 6, 151; KGJ 46, 226; vgl. § 1115 A 3). 
Andernfalls iſt die Forderung in ſelbſtändige Teile geteilt und kann nur für jeden Teil eine 
beſondere Hypothek beſtellt werden (vgl. 5.1115 A 3). Die Beſtellung einer ungeteilten 
Hypothek für verſchiedene Forderungen, die je einem anderen Gläubiger zuſtehen, iſt unſtatt⸗ 
haft (RG 75, 247). Unzuläſſig iſt auch die Beſtellung einer Hypothek für eine Forderung, 
die mehreren zeitlich aufeinander folgenden Gläubigern (Sukzeſſivberechtigung) zustehen ſoll, 
da keine Gewißheit über die Art der Vollziehung des Rechisübergangs auf den nachfolgenden 
Gläubiger beſteht (vgl. KJ 38 A 271; 49, 210; |. jedoch unten bezüglich Gläubiger mit 
Befriſtung), oder für eine Forderung, die entweder dem einen oder dem anderen der mehreren 
Berechtigten in einem gewiſſen Falle zuſtehen wird (3. B. für die Rückgriffsforderung des 
einen oder des anderen von mehreren Wechſelindoſſanten oder mehreren Mitbürgen, der auf 
Verlangen des Gläubigers dieſen wird befriedigen müſſen), da es zur Zeit ungewiß iſt, wer 
der wirkliche Gläubiger der betreffenden Hypothek iſt (OLG 45, 239). Der zuläſſige Weg iſt 
in Fällen der letzteren Art die Beſlellung je einer Hypothek für jede bedingte Forderung nach 
Ab 2 (ſtr., OL 7, 196; 45, 239; RIA 4, 128). Ferner kann auch eine Höchſtbetragshypothek 
(8 1190) nicht in der Weile beſtellt werden, daß die Hypothek, ſoweit die (künftig etwa 
zur Entſtehung gelangende) Forderung des erſten Gläubigers den Höchſibetrag nicht 
anfüllen ſollte, einem zweiten Gläubiger für deſſen Forderung haften ſoll; denn auch 
hier ift der wirkliche Gläubiger des betreffenden Hypothekenteils zur Zeit ungewiß, 
und in Wahrheit kann es ſich nur um (nicht eintragungsfähige, RG 61, 874; 72, 276; 75, 250) 
Übertragung des als vorläufige, durch die Entſtehung der Forderung des erſten Gläubigers 
auflöſend bedingte Grundſchuld dem Eigentümer zustehenden Teiles zugleich mit bedingter 
Einſetzung einer neuen Forderung (8 1180) handeln (ſtr. Rc 75, 245; a. M. RIA 2, 18754, 129). 
Überdies erfordert § 1190 Abſ 1 Satz 2 die Eintragung des Höchſtbetrags in das Grundbuch. 
Dieſe Eintragung würde für den zweiten (Alternativ-) Gläubiger fehlen; daß die Höhe des 
ihm zustehenden Betrags aus dem bei der Schlußfeſtſtellung ſich ergebenden Beſtand der 
Forderung des erſten Gläubigers errechnet werden kann, erſetzt die erforderliche Eintragung 
des ziffernmäßigen Höchſtbetrags für ihn nicht. Der Zweck der Veſtellung einer Höchft« 
betranahnpothet für zwei (Alternativ.) Gläubiger kann im weſentlichen dadurch erreicht werden, 
daß eine zweite Hoͤchſtbetragshypothek und für fie eine Löſchungsvormerkung im Sinne des 
§ 1179 bei der erſten Höchſtbetragshypothek eingetragen wird. — Zuläſſig iſt die Beſtellung 
einer Hypothek für den einen Gläubiger mit auflöſender Befriſtung (Endtermin; 
3. B. bis zu feinem Tode) und für einen anderen mit aufſchiebender Befriſtung 
(Anfangstermin; z. B. vom Tode des erſten Glaubigers ab); denn hierbei mangelt es 
nicht an der Beſtimmtheit des Gläubigers und die Hypothek bleibt bei dem Gläubigerwechſel 
unverändert (RG 70, 90; 11. 2. 11 V 98/10; auch NOS 49, 210 (Beftimmung zeichen Gläu. 
bigerwechſels bei Abtretung einer Hypothek]; vgl. jedoch KG 38 A 271). — Wird ein Teil 
der Hypothek abgetreten oder ein Teil der Hypothekenforderung gemäß $ 1180 Abi 2 
durch die Forderung eines anderen Gläubigers erſetzt, fo hört die bis dahin ein · 
heitliche Hypothek als ſolche zu beſtehen auf und treten an ihre Stelle mehrere ſelbſtändige 
Hypotheken in Höhe der einzelnen Forderungsbetrage (MG 75, „„ 

4. Inhalt der hypothekariſchen e kann nur die Zahlung einer beſtimmten Geld. 
ſumme fein. Vgl. hierüber $ 1115 A 4. Eine Vereinbarung wahlweiſer Leiſtung von Geld 
oder anderen Gegenſtänden iſt unzuläſſig (ROY 25 A 150: . jedoch OLG 14, 93). Auch 
Nebenleiſtungen neben dem Kapital können nur auf bejtimmte Geldbeträge gerichtet fein 
(KGJ 29 A 249; 35 A 275, auch 86 A 235). Sollen Zinſen ober andere wiebertehrende 
Leiſtungen für ſich allein (ohne die Kapitalforderung) geſichert werden, ſo kann nur eine 
Sicherungshypothek zu einem beſtimmten Höchſtbetrag ($ 1190), nicht eine Verkehrshypothek 
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beſtellt werden (RZA 4, 38; KGJ 26 A 290). — Seit dem Inkrafttreten des MünzGef v. 
30. 8. 24, wodurch die frühere Papiermarkwährung durch die Reichsmarkwährung erſetzt 
worden iſt, können Hypotheken für eine Geldſumme in Papiermark nicht mehr eingetragen 
werden (JFG 3, 340; JW 1925, 17651; 1925, 17751). — Nach §1 RGeſ über wertbeſtändige 
Hypotheken v. 23. 6. 23 kann aber eine Hypothek in der Weife beſtellt werden, daß die Höhe 
der aus dem Grundſtück zu zahlenden Geldſumme durch den am Zahlungstage amtlich feſt⸗ 
geſtellten oder feſtgeſetzten (vgl. hierzu die DurchfVO. v. 29. 6. 23 881, 2 und v. 2. 11. 23) 
Preis einer beſtimmten Menge von Roggen, Weizen oder Feingold (eine Feingoldhypothek 
kann als Goldmarkhypothek eingetragen werden, wobei eine Goldmark dem Preiſe von / 780 Kg 
Feingold entſpricht: DurchfVO v. 17. 4. 24) oder von den in den DurchfVO v. 29. 6. 28 

§ 8, 4 und v. 5. 10. 23 81 bezeichneten Waren (Kohle, Kali) beſtimmt wird. Vgl. über die 
Eintragung ſolcher wertbeſtändigen Hypotheken IFG 1, 461; 2 S. 345, 347, 350, 353, 360; 
OLG 45, 232. Auch eine wertbeſtäudige Höchſtbetragshypothek kann beſtellt werden; hier 
wird in der Regel der Zeitpunkt der Beendigung des geſicherten Kreditverhältniſſes als Stich⸗ 
tag feſtzuſetzen fein (OLG 48, 233). Eine Hypothek in Reichsmark (nach MünzGGeſ v. 30. 8. 
24 und Durchf VO v. 12. 12. 24) iſt keine wertbeſtändige Hypothek (IF 3, 443). — Über 
die Frage, ob eine Hypothek für ein Darlehn mit der Beſtimmung beſtellt werden kann, daß 
n des Darlehns in Pfandbriefen eines Kreditinſtituts zu bewirken iſt, ſ. 81115 


5. Auch die geſicherte Forderung muß auf Zahlung einer beſtimmten Geldſumme 
gerichtet ſein, da die Zahlung der beſtimmten Geldſumme aus dem Grundſtück zur Befriedigung 
der Forderung dienen ſoll und ferner $ 1115 die Eintragung des „Geldbetrags“ der Forderung 
vorſchreibt (ftr.; vgl. RG Gruch 58, 834; KGJ 35 A 282). Ein Auſpruch, der lediglich die 
Berechtigung, bei Feſtſetzung einer Entſchaͤdigung einen Abzug zu machen, zum Inhalt hat, 
kann nicht durch Hypothek geſichert werden, weil er nicht auf Geldzahlung gerichtet iſt; es ſei 
denn, daß er eine bedingte Forderung auf Rückzahlung in ſich ſchließt (NG JW 1912, 35115). 
— Die Forderung muß als zum Weſen der Hypothek gehörig im Eintragungsvermerk ſelbſt 
oder in der in dieſem Vermerk in Bezug genommenen Eintragungsbewilligung (ſ. RG 67, 248) 
derart bezeichnet werden, daß ſich die Merkmale für die Unterſcheidung von anderen Forde ⸗ 
rungen ergeben, namentlich iſt die Angabe des Gläubigers, des Gegenſtandes (8 241) und 
des Schuldgrundes erforderlich (GJ 35 A 281; 88 A 2713 40, 259; OLG 16, 154; 44, 174; JFG 
3, 426; vgl. aber hinſichtlich des Schuldgrundes RG Gruch 58, 1086 in 1115 A 8). Als Schuld- 
grund genügt jedoch auch Schuldverſprechen oder Schuldanerkenntnis im Sinne der 59 780ff. 
(RG Gruch 58, 1036; KJ 22 A 307; 26 A 278; RA 3, 135; OLG 8, 809). Vgl. hierüber 
8 1115 A 8. An und für ſich gehört zur Kennzeichnung der Forderung auch die Angabe des 
Schuldners. Der Hypothekbeſteller braucht nicht zugleich Schuldner der Forderung zu fein. 
Auch für eine fremde Schuld kann gültig Hypothek beſtellt werden (RG 60, 263; JW 98, 
3651). Jedoch iſt es, wenn nichts anderes erklärt worden iſt (über den Fall einer un- 
klaren Ertlärung vgl. OLG 21, 4), ſelbſtverſtändlich, daß der die Hypothel beſtellende Eigen⸗ 
tümer auch der Schuldner der Forderung iſt. Deshalb bedarf es nicht ſtets der beſonderen 
Bezeichnung des Schuldners in der Eintragungsbewilligung oder gar im Eintragungsvermerk; 
vielmehr kann dieſe Bezeichnung nur dann für erforderlich erachtet werden, wenn der perſön⸗ 
liche Schuldner vom Eigentümer verſchieden iſt, mit der Maßgabe, daß zur Eintragung gemäß 
$ 1115 Abſ 1 Halbſ 2 auch in dieſer Hinſicht die Bezugnahme anf die Eintragungsbewilligung 
genügt (a. M. KON 35 A 283, der demnächſt jedoch aufgegeben iſt durch KG 47, 198). Dies 
gilt auch für die Höchſtbetragshypothek ($ 1190), ſelbſt wenn fie für alle gegenwärtigen und 
künftigen Forderungen (vgl. $ 1190 A 1) beſtellt worden iſt (KG GJ 47, 198; vgl. 8 1190 A 2). 
Zur Vermeidung der Überfüllung des Grundbuchs hat die Aufnahme des perſönlichen Schuld⸗ 
ners in den Eintragungsvermerk überhaupt zu unterbleiben, wenn nicht beſondere zwingende 
Gründe die Aufnahme zur Klarſtellung erfordern (K GJ 47, 201). — Die geſicherte Forderung 
kann auch mit einer öffentlich rechtlichen Verpflichtung (3. B. zu Wegebauten, zur 
Gewährung der Bauerlaubnis ſeitens einer Stadtgemeinde) verbunden fein (RG Warn 08 
Nr 161; Gruch 56, 977; vgl. jedoch OLG 16, 163). — Das Geſetz (88 1113, 1115) geht davon 
aus, daß jeder Hypothek nur eine einzelne, beſtimmte (wenn auch bedingte oder künftige, 
$ 1113 Abs 2) Forderung zugrunde liegt. Sind mehrere Hypotheken für je einen Teil einer 
einheitlichen Forderung an dem nämlichen Grundſtück befteflt, fo gelten fie als im Verhältnis 
zueinander ſelbſtändige Hypotheken (RG 75, 249; Gruch 58, 430; KJ 27 A 151; 51, 288; 
58, 215; vgl. über Einzel⸗Höchſtbetragshypotheken für Teile des geſicherten Forderungskreiſes 
8 1132 A 2). Für mehrere Forderungen kann eine einheitliche Hypothek jedenfalls nur dann 
beſtellt werden, wenn die Ebene ſämtlich dem nämlichen Gläubiger gegen den näm⸗ 
lichen Schuldner zuſtehen. Ebenſowenig wie für mehrere, verſchiedenen Gläubigern zuſtehende 
Forderungen (ſ. A 3) kann für mehrere Forderungen gegen verſchiedene Schuldner eine un⸗ 
geteilte Hypothek beſtehen, es ſei denn, daß die Schuldner in einer Verpflichtungsgemeinſchaft 
ſich befinden, z. B. Geſamtſchuldner im Sinne des $ 421 find, ſo daß das Schickſal der For ⸗ 
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derung gegen die mehreren Schuldner, insbeſondere hinſichtlich des Erlöſchens, einheiltich ge- 
ſtaltet iſt (RG 75, 247; KGJ 46, 229; 47, 201; Ic 2, 489; OLG 45, 238). Dies gilt auch für 
die Höchſtbetragshpyothek (KJ 46, 229; OLG 40, 64). Durch ſie werden allerdings häufig, 
weil fie vorzugsweiſe dem wechſelnden Kreditverkehr zu dienen beſtimmt iſt, mehrere Forde⸗ 
rungen geſichert, und es iſt auch nicht für unzuläſſig zu erachten daß ſie für alle gegenwärtigen 
und künftigen Forderungen beſtellt wird (vgl. $ 1190 A 1). Jedoch muß auch bei ihr die 
Einheitlichkeit des Forderungsverhältniſſes wenigſtens inſofern gewahrt bleiben, als die Forde ⸗ 
rungen dem nämlichen Gläubiger gegen den nämlichen Schuldner zuſtehen müſſen (RG 75, 247; 
KG 47, 201; RJ u 16, 338; OLG 40, 64; JI 2, 439). Unzuläſſig iſt z. B. die Beſtellung einer 
Höchſtbetragshypothek für Forderungen aus einem fortlaufenden Kontokorrentverkehr gegen den 
Hypothekbeſteller und deſſen allgemeinen Rechtsnachfolger oder den Nachfolger im Grund⸗ 
ſtückseigentum (RIA 16, 341). Eine Verkehrshypothek kann auch nicht in der Weiſe beſtellt 
werden, daß eine oder die andere Forderung (3. B. ein Bereicherungsanſpruch, wenn die 
erſte Forderung nichtig Sei) geſichert fein ſoll (NG JW 1911, 65356). Mehrere ſelbſtän⸗ 
dige Hypotheken (für verſchiedene Forderungen) können in eine einheitliche Hypothek auch 
dann nicht umgewandelt werden, wenn ſie in der Hand eines Gläubigers vereinigt ſind 
und die eine der anderen im Range unmittelbar folgt; eine ſolche Vereinigung, die liegen · 
ſchaftsrechilich keinen fachlichen Zweck hat, iſt im BGB nicht vorgeſehen (RIA 8, 45). Da⸗ 
penen iſt es zuläſſig, Teile einer Hypothek. die zufolge Teilabtretung vorübergehend ver. 
chiedene Gläubiger gehabt haben, nunmehr aber wieder in die Hand eines Gläubigers gelangt 
ſind, bei gleichem Range und gleichen Zahlungsbedingungen grundbuchrechtlich (z. B. Hinlicht- 
lich Erteilung eines Hypothekenbriefs) als einheitliche Hypothek zu behandeln (KGJ 46, 239). 
Der Geſichtspunkt der Unzuläſſigkeit mehrerer Hypotheken für die nämliche Forderung an dem 
nämlichen Grundſtück kommt aber nicht in Betracht, wenn der Grundſtückseigentümer für eine 
bereits durch Hypothek geſicherte Forderung auch eine für ihn auf dent nämlichen Grundſtück 
eingetragene Grundſchuld verpfändet, da es ſich dabei nicht um zwei Hypotheken für dieſelbe 
Forderung handelt, ſondern um Sicherung der Forderung einmal durch Hypothek (Pfand an 
dem Grundſtück) und ſodann durch Pfand an einer das Grundſtück belaſtenden Grundſchuld, wo. 
gegen keine rechtlichen Bedenken beſtehen (OLG 45, 280). — Aus den 88 401, 1113, 1153 
Abſ 1, 1154 BGB, 8830 ZPO, wonach die Hypothek „für die Forderung“ beſteht, und aus 
der im § 1153 Abf 2 beſtimmten Untreunbarkeit der Hypothek von der Forderung bei der 
Übertragung iſt zu entnehmen, daß Forderung und Hypothek dergeſtalt ein einheitliches Gan⸗ 
zes bilden, daß die Forderung das Hauptrecht, die Hypothek ein die Befriedigung 
dieſes Hauptrechts ſicherndes Nebenrecht iſt (RS 81, 268). Die Streitfrage, inwie⸗ 
weit nach dem BGB die Hypothek ein von der Forderung abhängiges (akzeſſoriſches) 
Recht ſei, iſt für die Rechtsanwendung bedeutungslos. Das Geſetz gibt nach einzelnen 
Richtungen beſondere Beſtimmungen hierüber (vgl. z. B. 98 1137, 1138, 1158, 1159, 1163, 
1177, 1184, 1185); weitere Folgerungen find daraus nicht zu ziehen. Hervorzuheben it 
in dieſer Hinficht nur: die Hypothek muß zwar für eine beſtimmt bezeichnete Geldforderung 
beſtellt fein; ſonſt iſt die Hypothekeintragung nichtig (vgl. OLG 2, 9). Liegt aber dieſe Vor ⸗ 
ausſetzung vor, jo hat die Hypothekeintragung auch dann Beſtand, wenn die Forderung in 
Wirklichkeit nicht beſteht oder wenn ſie ſpäter erliſcht. Nur iſt in dieſen Fallen das als Hypothek 
Eingetragene rechtlich keine Hypothek, ſondern zufolge beſonderer geſetzlicher Vorſchrift (88 1163 
Abf 1, 1177 Abf 1) eine Grundſchuld, und zwar eine ſolche, die nicht dem eingetragenen Gläu. 
biger, ſondern dem Eigentümer zuſteht. Im Falle der rechtsgeſchäftlichen Übertragung an 
einen gutgläubigen Erwerber wird auch die Hypothek, wenn es ſich um eine Verkehrshypothek 
handelt (ſ. Vorbem 1), in der Hand des Erwerbers zu einer wirklichen Hypothek und gilt die 
Forderung in Anſehung des dinglichen Rechtes als beſtehend (88 892, 1138). — Die Ein 
tragung der Hypothek darf der Grundbuchrichter nicht von dem Nachweiſe des Beſtehens 
der Forderung abhängig machen. Vielmehr hat er regelmäßig auf die bloße Angabe Des 
Schuldverhältniſſes hin die Eintragung vorzunehmen, wie aus Abſ 2 (auch aufſchiebend be · 
dingte, künftige Forderung) ſich ergibt. Wenn jedoch nach der Angabe das Beſtehen einer 
gegenwärtigen oder die Entſtehung einer künftigen Forderung unmöglich iſt (3. B. wenn bie 
Hypothek für den künftigen Erbteil einer Perſon beſtellt werden ſoll), hat der Grundbuch, 
richter die Eintragung der Hypothek, weil für dieſe eine Forderung notwendig iſt (85 1168 
Abſ 1 Satz 1, 1177 Abſ 1), abzulehnen (KJ 40, 260; 52, 182). Dies trifft aber, wenn für 
eine verzinsliche Forderung Hypothek beſtellt werden foll, hinſichtlich des Zinsrechts ni t zu 
in dem Falle, daß dem Grundſtückseigentümer zugleich der Nießbrauch oder die Nutznießung 
(als Ehemann oder Vater, 88 1383, 1649) an der Forderung zuſteht: denn eine die ae 
der Zinsforderung hinderude Vereinigung von Forderung und Schuld in einer Perſon greift 
nicht Platz, da der Nießbraucher bzw. der Nutznießungsberechtigte nicht ſelbſt Gläubiger des 
Zinsrechts ift, ſondern nur die Befugnis hat, das dem Gläubiger der Forderung an ſich zu 
ſtehende Zinsrecht in eigenem Namen auszuüben, und das Zuſammenfallen von Nießbrauchs⸗ 
recht bzw. Nutznießungsrecht und Schuld in einer Perſon nur die Wirkung hat, daß während 
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der Dauer des Zuſammenfallens der Schuldner keine Zinſen zu zahlen braucht (KG) 
52, 180 unter Aufgeben von ROY 40, 140; 45, 257). — Soll nur für einen Teil 
einer Forderung eine Hypothek beſtellt werden, ſo iſt der Teil beſtimmt anzugeben, 
(OLG 20, 413); es genügt aber eine ziffernmäßige Angabe des Betrages der Teilforderung 
(RG 1183, 233). 

6. Daß zufolge der hypothekariſchen Belaſtung aus dem Grundſtücke zu zahlen iſt, hat 
in Verbindung mit $ 1147 die Bedeutung: Der Glaubiger iſt berechtigt, mit der dinglichen 
Klage aus der Hypothek und demnächſt im Wege der Zwangsvollſtreckung Befrie- 
digung aus dem Erlöſe oder Ertrage des Grundſtücks und der mithaftenden Gegenſtände 
(88 1120—1131) zu ſuchen (RG 47, 269; 55, 222; 56, 324; 65, 418; 93, 236; SW 02 Beil 198). 
Hieraus foigt, daß das Recht des Hypothekengläubigers auf Zwangsvollſtreckung in das Grund» 
ftück und die mithaftenden Gegenſtände nicht völlig ausgeſchloſſen werden darf; eine ſolche 
Vereinbarung iſt als dem Weſen der Hypothek widerſtreitend nichtig (RG Gruch 58, 974). 
Jedoch iſt es nicht unzuläſſig, wenn das Recht auf Zwangsvollſtreckung nur in der Weiſe ein« 
geſchränkt wird, daß der Gläubiger nicht ſelbſt die Zwangsverſteigerung des Grundſtücks ſoll 
betreiben dürfen, im übrigen aber ihm Zwangsvollſtreccungsakte (z. B. Zwangsvermaltung, 
Pfändung von Mietzinſen) freigelaſſen ſind, er auch in einer von einem Dritten betriebenen 
Zwangsverſteigerung des Grundſtücks feine Hypothek geltend machen darf (RG Gruch 58, 975). 
— Da das Grundſtück ſelbſt nicht verklagt werden kann und das Grundſtück im Vermögen des 
Eigentümers ſteht, muß dieſer die Parteirolle des Beklagten übernehmen und iſt im Rechtsſtreite 
gegen ihn die Verpflichtung zur Duldung der Zwangsvollſtreckung in fein Grundſtück feſtzuſtellen. 
Für die Forderung dagegen haftet das geſamte Vermögen des perſönlichen Schuldners. 
Deshalb iſt mit der Klage aus der Forderung gegen ihn, auch wenn er zugleich der Eigen. 
tümer iſt, die Verurteilung zur Zahlung, ohne Einſchränkung auf einen Haftungsgegenſtand, 
zu verfolgen. Über die demgemäß zu ſtellenden Klaganträge, insbeſondere auch, wenn die 
dingliche und die perſönliche Klage (Schuldklage) gegen den Eigentümer, der zugleich perſön⸗ 
licher Schuldner iſt, miteinander verbunden werden, vgl. 8 1147 A 4. — Aus vorftehendem 
ergibt ſich, daß die Hypothek nicht als eine im Falle der Nichterfüllung mit perſönlichen Folge⸗ 
wirkungen verſehene Verpflichtung des Eigentümers zur Zahlung mit Beſchränkung ſeiner 
Haftung auf das Grundſtück (ſog. Realobligation) begründet iſt (vgl. $ 241: das Weſen 
eines Schuldverhältniſſes beſteht in der Verpflichtung des Schuldners zu einer Leiftung). 
ſondern daß fie lebignich das Grundſtück mit der Verpflichtung belaſtet, aus ihm an den Gläu⸗ 
biger zu zahlen; hierin zeigt ſich die Dinglichkeit der Hypothek, da das Weſen eines jeden 
dinglichen Rechtes in der unmittelbaren Unterwerfung einer Sache unter die Herrſchaft einer 
Perſon in beſtimmter Beziehung beſteht (ftr.; vgl. RG 73, 148: 98, 286; RIA 11, 158). 
Bei der Geltendmachung der Hypothek durch Klage oder durch Kündigung, Mahnung (vgl. 
88 1141, 1156, 1160) vertritt der Eigentümer als Gegner nur notwendigerweiſe fein Grund ⸗ 
ſtück. Vgl. auch $ 1146 (Verzugszinſen „aus dem Grundſtück“). Ihm iſt aber durch § 1142 
unter den dort beſtimmten Vorausſetzungen das Recht gewährt, durch Vefriedigung des 
Gläubigers die Zwangsvollſtreckung in das Grundſtück abzuwenden. Nicht jedoch ift ihm die 
Verpflichtung hierzu auferlegt. Deshalb und weil dingliche Rechte an Grundstücken nur den 
im Geſetz zugelaſſenen Inhalt haben dürfen, ift die Eintragung einer Verpflichtung des 
jeweiligen Eigentümers als foldyen (im Gegenſatz zum perſönlichen Schuldner), den Hypotheken⸗ 
gläubiger unter beſtimmten Vorausſetzungen zu befriedigen, unzuläſſig (RIA 11, 156). Daraus, 
daß die Hypothek ſonach kein ſchuldrechtlicher Auſpruch iſt, folgt z. B., daß für die Hypothek 
zugunſten des Eigentümers (der nicht perſönlicher Schuldner ift) nicht eine Bürgſchaft wirlſam 
übernommen werden kann, da diefe nach $ 705 die ſchuldrechtliche Verbindlichkeit eines Dritten 
vorausſetzt, für die einzuſtehen der Bürge fich verpflichtet (RG 93, 286). Ferner iſt die Be 
ſtellung einer Hypothek nicht (ebenfowenig wie die Beſtellung einer Grundschuld) als „Ein⸗ 
gehung einer Verbindlichkeit“ im Sinne des BGB (z. B. des 8 817 Satz 2 Halbſ. 1) zu erachten, 
da das BGB darunter die Begründung eines perſönlichen Schuldverhältniſſes verſteht (vgl. 
88 864, 821, 1412 ff., 1415, 1531 ff., 1298, 1660) und die Hypothe! eine dingliche Grundſtücks⸗ 
belaſteng ift (vgl. RG 73, 145; vgl. jedoch die nicht zutreffende Beurteilung von R 68, 103 
in RG 71, 435). — Auch für die während feiner Beſitzzeit fällig werdenden Zinſen haftet 
der Eigentümer nicht perſönlich (Prot 8, 576). — Jedoch iſt der Anſpruch aus einer Hypothek, 
da aus dem Grundſrück zu zahlen ift, als auf eine Leiſtung“ gerichtet anzufehen. Daher 
findet z. B., wenn der aus einer Hypothek verklagte Konkursverwalter im Konkurſe des Eigen 
tümers die Hypothekbeſtellung nach 89 29ff. KO einredeweiſe anficht, 8 41 Abf 2 KO (Ver⸗ 
weigerung der Leiſtung nach Ablauf der Anſechtungsfriſt) Anwendung (vgl. RG 95, 226). — 
Erliſcht die Hypothek zufolge Zuſchlags in der Zwangsverſteigerung ($$ 52, 91 3G), 
ſo tritt an ihre Stelle der Anſpruch auf Befriedigung aus dem Verſteigerungserlöſe. Dieſer 
Anſpruch gilt aber nicht als ein hypothekariſches Recht, da dieſes eben erloſchen iſt und alſo eine 
hypothekariſche Grundſtücksbelaſtung nicht mehr beſteht, ſondern als ein Forderungsrecht, ins · 
beſondere auch hinſichtlich der Übertragung, Pfändung, des Verzichts darauf (vgl. RG 55, 
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264; 60 ©. 224, 253; 63, 216; 64, 215; 65, 419; 70, 279; JW 06, 38713; auch 8 1168 A 1; 
. jedoch hinſichtlich der Höchſtbetragshypothek R 65, 222). 

7. Wird eine Hypothek für eine künftige oder bedingte Forderung beſtellt, ſo entſteht 
die Hypothek, anders wie im Falle der Beſtellung einer bedingten Hypothek (ſ. hierüber A 2), 
ſogleich mit der Eintragung. Iſt die Forderung eine auflöſend bedingte (ſoll z. B. die Forde 
rung beim Tode des Gläubigers erlöſchen, KJ 23 A 288, oder iſt Widerruf des Schenkungs⸗ 
verſprechens, auf das ſich die Forderung gründet, vorbehalten, vgl. KGJ 29 A 245), Io ſteht 
die Hypothek zunächſt dem Gläubiger als wirkliche Hypothek zu; tritt die Bedingung ein, 
ſo verwandelt ſich die Hypothek mit dem Erlöſchen der Forderung in eine Grundſchuld des 
Eigentümers (88 1163 Abſ 1, 1177 Abſ 1; KGJ 83 A 242). Von dem Geſichtspunkt der 
Hypothekbeſtellung für eine bedingte Forderung iſt es auch für zuläſſig zu erachten, daß für 
eine ſchenkungsweiſe Zuwendung an eine Kirchengemeinde oder eine andere öffentlichrechtliche 
Korporation eine Hypothek eingetragen wird, bevor die für die Zuwendung erforderliche 
behördliche Genehmigung (3. B. nach Art 86 EG, Art 6 § 1 Pr. AG. BGB) erfolgt iſt; denn 
die nicht genehmigte Zuwendung iſt nicht von vornherein nichtig, ſondern ihre Wirkſamkeit 
iſt nur von der Erteilung der Genehmigung abhängig, ſo daß ein Schwebezuſtand, ähnlich wie 
bei einer Bedingung, beiteht (RG 88, 339). Soll die Forderung erſt künftig entſtehen, wie dies 
bei Höchſtbetragshypotheken (8 1190) häufig der Fall iſt, oder ift ſie eine aufſchiebend bedingte (ift 
z. B. die Gewährung eines Darlehns zugeſagt, RG 51, 43, auch OLG 14, 99, JW 1926, 2581, 
oder ift eine Höchſtbetragshypothek für den Fall beitellt, daß ein Teil des durch eine andere 
Höchſtbetragshypothek geſicherten Forderungskreiſes ſich als durch dieſe Hypothek nicht gedeckt 
ergeben würde, vgl. 8 1132 A 4, oder handelt es ſich um eine durch vorzeitige Rückzahlung 
des Haupikapitals oder durch unpünktliche Rückzahlung des Kapitals bedingte Eutſchädigungs⸗ 
forderung, RG Gruch 57, 154; KGJ 36 A 233; 49, 216; 49, 221; 52, 201; OLG 89, 247, 
oder ſoll einem Altſitzer im Falle feines vom Eigentümer verſchuldeten Fortzugs an Stelle 
der Altenteilsleiſtungen eine Forderung auf Zahlung einer Geldſumme zuftchen, KGJ 53, 169), 
fo erlangt der Gläubiger die Hypothek erſt mit der Entftehung der Forderung; bis dahin beſteht ſie 
als vorläufige, durch die Entſtehung der Forderung auflöſend bedingte Grundſchuld des Eigen ⸗ 
tümers (ſtr., RG 51, 43; 75, 250; JW 02 Beil 2233 5 1912, 4022; KGJ 45, 290; 49 ©. 217, 221; 
52, 202; 53, 169; vgl. $ 1190 A 3). Über die Zuläſſigkeit der Abtretung und der Pfändung einer 
ſolchen Eigentümergrundſchuld vgl. 8 1163 A 3. — Abſ 2 ſetzt, wie ſich aus Ab| 1 ergibt, voraus, 
daß die künftigen oder bedingten Forderungen eine feſt beſtimmte Höhe haben. Auch kann eine 
künftige Forderung nur dann Gegenſtand der Sicherung durch Hypothek fein, wenn eine Rechts⸗ 
lage gegeben iſt, die ſchon zur Zeit der Eintragung der Hypothek eine gewiſſe Gewähr dafür 
bietet, daß aus ihr in Zukunft eine Forderung entſtehen werde (KGJ 37 A 280; 40, 145; vgl. 
bezüglich Beſtellung von Verkehrshypotheken: für künftige Darlehnsforderungen aus einem Ab 
rechnungsverhältnis, für künftige Wechſelforderungen aus einem Wechſelverkehr RG 60, 243; 
JW 06, 55015, 08, 55515). Zuläſſig iſt eine Hypothet für die (ſchon jetzt begründete) Forderung 
aus einem erſt nach dem Tode des Schenkgebers zu erfüllenden Schenkungsverſprechen, 
auch wenn Widerruf vorbehalten iſt (J 29 A 244; 40 A 260). Dagegen nicht für den 
künftigen Erbanſpruch der geſe glichen Erben (Oe 14, 97; KG 40 A 260). — Durch 
eine Vereinbarung, daß der Gläubiger im Falle der Nichtzahlung der fälligen Forderung 
feine Befriedigung zunächſt aus dem belaſteten Grundſtücke ſuchen ſoll, wird die Forderung 
nicht zu einer bedingten; vielmehr enthält die Vereinbarung eine Tilgungsbeſtimmung, die 
überhaupt nicht eintragungsfähig iſt, da fie die Realiſierbarkeit der Hypothek als ſolche nicht 
berührt, ſondern nur für die Geltendmachung der Forderung von Bedeutung iſt (dgl. J 
1925, 8021; a. M. RIA 8, 63). 


8 1114 


Ein Bruchteil!) eines Grundſtücks kann mit einer Hypothele) nur?) be⸗ 
laſtet werden!), wenn er in dem Anteil eines Miteigentümers“) beſteht. 
E I 1088 II 1028; M 3 688 ff.: P 3 5481. 


1. Da nach 8 1114 ein Bruchteil mit einer Hypothek nur belaſtet werden kann, wenn er in 
dem Anteil eines Miteigentümers beſteht, iſt die Eintragung einer Hypothek auf einen Bruch⸗ 
teil, der kein Miteigentumsanteil iſt, unzuläſſig (RG 117, 267). Der geſetgeberiſche Grund 
hierfür iſt, daß für derartige Belaſtungen nicht, wie für die Belaftung des Anteils eines Mit. 
eigentümers, ein praktiſches Bedürfnis beſtehe und ihre Ausſchließung mit Rückſicht auf die 
Erleichterung der Grundbuchführung und der Zwangsverſteigerung geboten ſei (M 3, 640; 
NE 68, 79; Rae 4, 53). Daher kann weder der Alleineigentümer einen Bruchteil 
ſeines Grundſtücks, noch der Miteigentümer einen Bruchteil ſeines Miteigentums⸗ 
anteils mit einer Hypothek belaſten (MIA 3, 104; 4, 39; 16, 137). Auch der Miteigentümer zu 
einem Bruchteil, der den Anteil eines anderen Miteigentümers hinzuerwirbt, kann nun⸗ 
mehr, gleichviel ob er dadurch Alleineigentümer wird oder Teileigentumer bleibt, weder 
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feinen früheren noch den hinzuerworbenen Bruchteil allein belaſten (RIA 3, 104; 4, 393 16, 137; 
KJ 30 A 219; OLG 20, 407; 35, 329). Dies gilt auch dann, wenn die Einigung über 
die Beſtellung der Hypothek (z. B. für den Kaufgeldreſt) bereits vor dem Übergange des 
Anteils zuſtande gekommen iſt und die Hypothek an dieſem Anteil beſtellt werden ſoll, 
da die Hypothek erſt nach der Eintragung des Eigentumsübergangs eingetragen werden kann 
und zu dieſer Zeit der Anteil aufgehört hat, ein ſelbſtändiger Anteil zu fein (RIA 3, 104; 
4, 39; KG 30 A 219). Dabei macht es keinen Unterſchied, ob der frühere und der hinzu⸗ 
erworbene Bruchteil ſich in völlig gleichem Rechtszuſtande befinden oder ob ihre Rechtsverhält⸗ 
niſſe, namentlich ihre Belaſtungen und Rechtsbeſchränkungen (3. B. hinſichtlich der Verfügungs⸗ 
befugnis des Eigentümers) voneinander verſchieden ſind; denn auch im letzteren Falle ſind 
fie zufolge ihrer Vereinigung in einer Hand nicht mehr ſelbſtändige Miteigentumsanteile (RIA 
4, 39). Daher iſt, auch wenn ein Miteigentümer den andern Miteigentumsanteil als Vorerbe 
erwirbt, ein Teſtamentsvollſtrecker ernannt iſt und dieſer eine Hypothek für einen Vermächtnis⸗ 
nehmer auf den bisherigen Anteil des Erblaſſers eintragen laſſen will, die Eintragung nicht 
zuläſſig, da dem Vorerben, ſolange die Vorerbſchaft dauert, der Anteil des Erblaſſers gehört 
und die Befugniſſe des Teſtamentsvollſtreckers au der zwingenden Vorſchrift des § 1114 ihre 
Schranke finden (RIA 16, 136). — Unzuläſſig ift aber auch die Belaſtung eines (ideellen) Teiles, 
der kein Bruchteil iſt (RG 88, 26). Daher iſt, wenn ein Grundſtück zum Vermögen einer Ge⸗ 
meinſchaft zur geſamten Hand gehört, z. B. zum Vermögen einer Geſellſchaft (88 718, 719), 
zum Geſamtgut der ehelichen Gütergemeinſchaft (88 1442, 1487, 1519, 1549), zum Nachlaß⸗ 
vermögen der Erbengemeinſchaft (88 2033, 2040 Abſ 1), die Beſtellung einer Hypothek an 
dem Anteil eines der Mitberechtigten unſtatthaft, da dem einzelnen Mitberechtigten ein Anteils⸗ 
recht zu einem Bruchteil nur an dem geſamten Vermögen, nicht an den einzelnen Gegenſtänden 
zufteht (RG 88, 26; 117, 267; RIA 1, 29; 3, 43; 4, 254; OLG 2, 27; 7, 321; 16, 341; 
21, 38). Dies auch dann, wenn die anderen Mitberechtigten ihre Zuſtimmung erteilen, da 
die Unzuläſſigkeit nicht bloß aus dem Fehlen der Verfügungsmacht, ſondern auch aus der 
Art des Belaſtungsgegenſtandes folgt (NG 88, 27; RIA 8, 48). Dazu ift zu bemerken, 
daß nach früherem preußiſchen Recht allerdings eine Hypothek, die ein Miterbe an dem 
feinem Erbteil entſprechenden Anteil an dem zum ungeteilten Nachlaſſe gehörenden Grund⸗ 
ſtück beſtellte, nicht ſchlechthin unwirkſam war, vielmehr formell beſtand, von dem beſtellenden 
Miterben ſelbſt nicht als ungültig angefochten werden durfte und ſich zu einem materiell gültigen 
Hypothekenrechte geſtalten konnte, wenn der Miterbe das Grundſtück bei der Erbteilung ganz 
oder teilweiſe zum Eigentum zugeteilt erhielt, während ſie freilich, wenn der Miterbe keinen 
Anteil am Grundſtück erhielt, gegenſtandslos wurde (RG 79, 395). Wurde das Grundſtück 
in der Hand der Erbengemeinſchaft zwangsweiſe verſteigert, ſo erlangte der Hypothekenglaubiger 
auch hier ein Recht an dem Verſteigerungserlöſe nicht, weil die Bedingung für das Gültig. 
werden der Hypothek: der Erwerb des Grundſtücks durch den Miterben im Wege der Erbteilung, 
endgültig ausgefallen war (RG 79, 392). — Zuläſſig iſt die Belaſtung eines körperlichen 
(realen) Teiles. Nach der Ordnungsvorſchrift des 8 6 GBD, deren Nichtbeachtung aber die 
Eintragung der Hypothek nicht unwirkſam macht (RG IW 05, 319°), iſt der belaſtete Teil 
als ſelbſtändiges Grundſtück zu buchen (vgl. auch 8 96 GBO). ne 

2. Gleiches wie für die Hypothek gilt nach 88 1192, 1199 auch für die Grundſchuld und 
die Rentenſchuld. Für das dingliche Vorkaufsrecht und die Reallaſt ſind in den 88 1095, 1106 
gleiche Vorſchriften gegeben. Mit einem Erbbaurecht, einer Grunddienſtbarkeit oder einer 
beſchränkten perſönlichen Dienſtbarkeit kann nach der Natur dieſer Rechte ein Bruchteil über⸗ 
haupt nicht belaſtet werden. Wohl aber mit einem Nießbrauch (§ 1030 „Sache“; M 3, 494). — 
Streitig iſt, ob § 1114 auch auf eine Vormerkung zur Sicherung des Anſpruchs auf Ein- 
räumung einer Hypothek entſprechend Anwendung zu finden hat. Dies iſt zu bejahen, da 
Schwierigkeiten der Grundbuchführung und der Zwangsverſteigerung, die $ 1114 verhüten 
will (J. A 1), auch durch Eintragung einer Vormerkung auf einen von dem Verbote des § 1114 
betroffenen Teil (ſ. A 1) entſtehen können und Vormerkungen wie eingetragene bedingte 
Rechte im Zwangsverſteigerungsverfahren (88 48, 119, 120, 124, 125 3G; vgl. auch 88 24, 
193 KO) berücksichtigt werden (RIA 4, 255). Daher kann z. B. bei ungeteiltem Nachlaß eine 
Vormerkung auf den Anteil eines Miterben an einem zum Nachlaffe gehörigen Grundſtücke 
nicht eingetragen werden (RIA 4, 253), und zwar ſelbſt dann nicht, wenn sämtliche Miterben 
die Eintragung bewilligen ſollten (J. A 1). 

3. Aus den Worten „kann nur“ folgt, daß eine von § 1114 nicht zugelaſſene Belaſtung 
eines Bruchteils (oder eines Teiles, der kein Bruchteil iſt, ſ. A 1) der Rechtswirkſamkeit ent 
behrt und eine ihrem Inhalte nach unzuläſſige Eintragung im Sinne des § 54 GRBO iſt, auf 
die ſich der öffentliche Glaube des Grundbuchs nicht erſtreckt (RG 88, 21; RJ 3, 92; OLG 
16, 342; 20, 407; 21, 38; 30, 18; 40, 57). Sie wird auch nicht nachträglich, etwa nach 
$ 185 Abſ 2, dadurch wirkſam, daß der Bruchteil durch demnächſtigen Erwerb zu einem Mit- 
eigentumsanteil wird, da die Unzuläſſigkeit nicht auf Mangel der Verfügungsmacht, ſondern 
auf der Art des Belaſtungsgegenſtandes beruht (ME 88, 21; ſ. A 1). — Vorbehalt für die 
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Landesgeſetzgebung: Art 112 EG (Bahneinheiten); Art 113 EG (Zuſammenlegung, ſ. dazu 
OLG 4, 314; KGJ 32 A 228). Über Teilhypotheken des badiſchen und rheiniſch⸗franzöſiſchen 
Rechtes vgl. RG 60, 310. 


4. Der rechtsgeſchäftlichen Belaſtung mit einer Hypothek ſteht nach 88 864 Abs 2, 932 
ZPO die Eintragung einer Zwangshypothek oder einer Arreſthypothek gleich. Daher 
kann auch (ſ. A 1) eine Zwangshypothek oder eine Arreſthypothek nicht eingetragen werden 
z. B. auf den Anteil: eines Miterben an einem zum ungeteilten Nachlaſſe gehörigen Grund: 
ſtück (RJ A 1, 29; OLG 2, 27; 7, 321; 39, 246; SeuffA 63 Nr 251); eines Ehegatten an einem 
zum Geſamtgute der ehelichen Gütergemeinſchaft gehörigen Grundſtücke (OLG 16, 341). 
Streitig iſt, ob im Falle der Zwangsverſteigerung eines Miteigentumsanteils auf Erſuchen 
des Vollſtreckungsrichters eine Sicherungshypothek für die Forderung gegen den 
Erſteher gemäß § 128 3G auf den verſteigerten Anteil auch dann eingetragen werden 
darf, wenn den Anteil der andere Miteigentümer erſteigert hat, ſo daß er Alleineigen⸗ 
tümer des Grundſtücks geworden iſt. Dies iſt zu bejahen. Allerdings entſteht die 
Sicherungshypothek nach 8 128 Abf 3 3G erſt mit der Eintragung. Aber aus den 
88 90—92 in Verbindung mit § 128 Abs 1 und $ 131 3G ergibt ſich, daß der Er⸗ 
ſteher das Grundſtück, alſo auch einen erſteigerten Bruchteil, für den Fall der Nicht. 
zahlung des Verſteigerungserlöſes belaſtet mit der Sicherungshypothek erwerben ſoll und 
daß zur Durchführung dieſes Geſetzeswillens der Vollſtreckungsrichter das Grundbuchamt 
gleichzeitig zu erſuchen hat, den Erſteher als Eigentümer einzutragen und die Eintragung 
der Sicherungshypothek zu bewirken. Gegenüber dieſen Sondervorſchriften, aus denen ſich 
ergibt, daß der Eigentumsübergang auf den Erſteher ſeine volle Wirkung erſt erlangt, wenn 
auf Erſuchen des Vollſtreckungsrichters die aus der Kaufgelderverteilung ſich ergebenden Ein- 
tragungen im Grundbuche vorgenommen werden, kann $ 1114 BB nicht Platz greifen. 
Die Anſicht, daß in einem ſolchen Falle die Sicherungshypothek auf das ganze Grundſtück 
eingetragen werden könne und muſſe, iſt nicht zu billigen, da der Gläubiger dadurch eine 
größere Sicherheit erlangen würde, als er nach dem Geſetze beanſpruchen kann (RG 94, 106; 
a. M. RIA 3, 92; 3, 255). — Ein Miteigentumsanteil kann auch für ſich allein wegen 
einer auf dem ganzen Grundſtück ruhenden Hypothek aus der Pfandhaft entlaſſen 
werden (RG 61, 397; 81, 83; KG 27 A 146), ſelbſt wenn das Miteigentum erſt durch Ver⸗ 
äußerung eines Bruchteils des mit der Hypothek belaſteten Grundſtücks ſeitens des früheren 
Alleineigentümers entſtanden iſt, da die Miteigentumsanteile als ſelbſtändige Grundſtücke 
gelten und daher die Hypothek eine Geſamthypothek ($ 1132) iſt (KJ 30 A 259). Nicht aber 
iſt die Pfandentlaſſung eines nicht in einem Miteigentumsanteile beſtehenden Bruchteils 
des mit einer Hypothek belafteten Grundſtücks (3. B. ſeitens des Alleineigentümers) ftatt- 
haft, da dadurch der andere Bruchteil unzuläſſigerweiſe mehr, alſo neu belaſtet wird (vgl. 
KGJ 21 A 116; 27 A 146). 


5. Die Miteigentums anteile ſollen nach 848 GBO im Grundbuche in Bruchteilen angegeben 
ſein. Iſt dies nicht der Fall, ſo hat der Grundbuchrichter die Eintragung einer Hypothek auf einen 
Anteil abzulehnen Rd 54, 86; KJ 20 A 304; 21 A 110; 27 A 147; OLG 4, 327; 6, 488). 
Jedoch iſt eine unter Verſtoß gegen dieſe Ordnungsvorſchrift bewirkte Hypothekeintragung 
nicht unwirkſam (vgl. RG 54, 86). — Streitig iſt, ob der Eigentümer, der dadurch Alleineigen 
tümer geworden iſt, daß er zu ſeinem früheren Miteigentumsanteil den Anteil des anderen 
Miteigentümers hinzuerworben hat, die nur auf dem einen Anteil haftende Hypothek auf den 
anderen Anteil erſtrecken kann. In RO 68, 79 iſt dies entgegen KOJ 26 A 286 (RIA 4, 53) 
dann für zuläſſig erachtet, wenn dingliche Rechte, die der auf das ganze Grundſtück zu erſtrecken 
den Hypothek im Range gleich oder nachſtänden, nicht vorhanden ſeien oder wenn bie Sn 
haber folder Zwiſchenrechte der Erftredung zuſtimmten. Darauf ift in Kc 36 A 237 (MI,. 
269) unter Aufgeben der früheren Anſicht die Erſtreckung allgemeinhin und ohne Rüchſicht 
auf das Vorhandenſein oder die Zuſtimmung von Zwiſchenberechtigten zugelaſſen. Letzteres 
erſcheint, wenn man eine Erſtreckung überhaupt für zuläjlig hält, folgerichtig, da das Verbot 
des § 1114 ſich auf den Belaſtungsgegenſtand bezieht und ein untauglicher Belaſtungsgegen⸗ 
ſtand nicht deshalb als ein tauglicher gelten kann, weil keine Zwiſchenrechte vorhanden ſind 
oder die Inhaber der vorhandenen ihre Zuſtimmung zur Eintragung erteilen. Die an fich zweck⸗ 
mäßig erſcheinende Zulaſſung läßt ſich damit rechtfertigen, daß die Erſtreckung zur e 
des ganzen Grundſtücks wegen der nämlichen Hypothelenforderung fuhrt und daher die Be. 
Inftuag (nur) eines Bruchteils nicht zur Folge har. — Erlangt der Miteigentümer, auf 
deſſen Anteil eine Hypothek eingetragen worden iſt, demnächſt das Alleineigentum an 
dem ganzen Grundſtück, ſo bleibt die Hypothek an dem Anteil beſtehen; nach 3 864 Abf 2 
ZRO iſt die Zwangsvollſtreckung wegen der Hypothek in den Bruchteil zulaſſig (R 94, 157; 
Warn 1911 Nr 11; OLG 40, 58). Auch wenn eine Hypothek je auf die Anteile der Mit. 
eigentümer beſonders eingetragen worden if und daun die Miteigentümer das Grundſtück 
unter ſich real teilen und das Teilſtück des einen Miteigentümers nach einem neuen Grund⸗ 
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buchblatt übertragen wird, bleibt die Hypothek ſo, wie bisher an den Anteilen am ganzen 
Grundſtück, an den Anteilen an den Teilſtücken beſtehen und iſt ſie ſo auch auf das neue Grund⸗ 
buchblatt mitzuübertragen (OLG 40, 57). 


8 1115 


Bei der Eintragung der Hypothek!) müſſen?) der Gläubiger“), der Geld⸗ 
betrag der Forderung“) und, wenn die Forderung verzinslich iſt, der Zins⸗ 
ja5), wenn andere Nebenleiſtungen“) zu entrichten ſind, ihr Geldbetrag‘) 
im Grundbuch angegeben werden; im übrigen’) kann zur Bezeichnung der 
Forderungs) auf die Eintragungsbewilligung Bezug genommen werden)). 

Bei der Eintragung der Hypothek für ein Darlehen einer Kreditanſtalt, 
deren Satzung von der zuſtändigen Behörde öffentlich bekannt gemacht 
worden iſt, genügt zur Bezeichnung der außer den Zinſen ſatzungsgemäß 
zu entrichtenden Nebenleiſtungen die Bezugnahme auf die Satzung ). 

& I 1064 II 1024; M 3 640 ff.; P 3 544 ff. 


1. Die Eintragung der Hypothek hat im allgemeinen, wie ſich aus 88 873, 1118 ergibt, 
in der Weiſe zu erfolgen, daß aus dem Grundbuch alles das erſichtlich iſt, was zur Begründung 
der hypothekariſchen Belaſtung erforderlich iſt und für die Erkennbarkeit der Belaſtung nach 
ihrem Inhalt und Umfang Bedeutung hat (M 3, 640; RIA 12, 247; vgl. KGJ 26 A 280; 
28 A 250; 34 A 279; 85 A 274). So iſt z. B. bei bedingten Hypotheken auch die Bedingung 
einzutragen (vgl. $ 874 A 4, § 1113 A 2). Jedoch braucht nicht alles in den Eintragungs⸗ 
vermerk ſelbſt aufgenommen zu werden. Vielmehr genügt in den Grenzen des 8 874 eine 
Bezugnahme auf die Eintragungsbewilligung. Da aber 8 874 nur „zur näheren Bezeichnung 
des Rechtes“ Bezugnahme geſtattet, können z. B. Verfügungsbeſchränkungen (wie zufolge Be⸗ 
dingung, Konkurs, Beſtellung eines Teſtamentsvollſtreckers, Nacherbſchaft), vereinbartes Rang⸗ 
verhältnis (§ 879 Abſ 3), Rangvorbehalt (8 881 Abſ 2) nicht durch Bezugnahme zur Ein⸗ 
tragung gebracht werden (vgl. auch A 7). 8 1115 gibt bezüglich der Eintragung der 
Forderung, deren Notwendigkeit aus dem Weſen der Hypothek (8 1113) folgt (f. auch A 8), 
eine Sonderbeſtimmung dahin, daß gewiſſe Merkmale der Forderung der Eintragungsvermerk 
ſelbſt enthalten muß und nur im übrigen die Eintragung der Forderung durch Bezugnahme 
auf die Eintragungsbewilligung zuläſſig iſt. — Überhaupt hat $ 1115 nur für die Art und 
Weiſe der Eintragung ſeine maßgebende Bedeutung. Die Frage, ob eine bewilligte hypo. 
thekariſche Eintragung ihrem Inhalte nach zuläſſig iſt, beſtimmt ſich nach 8 1113 (KG 
35 A 274, 280; 36 A 233; OLG 9, 310; 18 S. 161, 186). - 

2. Aus dem Worte „müſſen“ folgt, daß die Hypothek nichtig iſt, wenn die im Abſ 1 Halbſ 1 
bezeichneten Merkmale der Forderung nicht im Eintragungsvermerk ſelbſt enthalten ſind, 
mag auch bezüglich ihrer auf die Eintragungsbewilligung Bezug genommen worden ſein 
(RG 108, 149; 113, 229; vgl. über die Folgen der Nichtübereinſtimmung zwiſchen der Eini⸗ 
gung und dem Eingetragenen, insbeſondere im Falle unzuläſſiger Bezugnahme auf die Ein⸗ 
tragungsbewilligung, 8873 A 10, 9874 A 2). Sie beſteht auch nicht als Eigentümergrundſchuld, 
da dieſe eine rechtsgültig begründete Hypothek zur Vorausſetzung hat, und iſt, da fie ihrem In⸗ 
halte nach unzuläſſig iſt, gemäß §54 GBO von Amts wegen zu löſchen. Jedoch macht die 
Nichteintragung des Zinsſatzes oder ſonſtiger Nebenleiſtungen nur das Nichteingetragene 
nichtig, nicht die ganze Hypothek (Rc 113, 229). Unrichtigkeit der Einſchreibung (3. B. un⸗ 
richtige Bezeichnung: des Gläubigers, einer Hypothek als Grundſchuld) berührt die Rechts 
wirkſamkeit der Belaſtung als ſolcher nicht (. RG JW 98, 2722; 02 Beil 223; auch RG 113, 
230; JW 1926, 9939, wonach die Angabe eines unrichtigen Berechtigten die Eintragung, 
fofern nur über die Perſönlichkeit des Berechtigten kein Zweifel beſteht, nicht im Sinne des 
8 54 Abſ 1 Satz 2 G80 ihrem Inhalte nach unzuläffig macht). Vgl. jedoch § 1184 Abſ 2 
(Sicherungshypothel). 

3. Daß der Name des Gläubigers angegeben wird, iſt vom Geſetz als weſentlicher Be⸗ 
ſtandteil der Einſchreibung nicht erfordert. Es genügt daher auch eine Bezeichnung ohne 
Namensangabe, wenn daraus die Perſon des Gläubigers zweifelsfrei zu ent⸗ 
nehmen iſt (M 3, 641; Ach 72, 40: Warn 1915 Nr 286; RIA 2, 148; 4, 130; 4, 257; 
OLG 26, 130; 27, 242). Regelmäßig wird allerdings Vor. und Familienname, ſowie Stand 
und Wohnort einzuſchreiben fein, und dies iſt auch von den Landesjuſtizverwaltungen meiſtens 
den Geundbuchämtern vorgeſchrieben (RG 72, 40; KJ 23 A 127; 20 A 182; 89 A 228; 
NJel 4, 130; OLG 3, 229; 23, 320). Desgleichen bei einer Handelsgeſellſchaft Angabe der 
Geſellſchaftsart neben der Firma (GJ 89 A 218; OL 23, 820). Eine geſchiedene Frau 
behält den Staub (d. i. ſozialen Stand, nicht Familienſtand, KON 42, 170) ihres früheren 
Ehemanns fo lange, als ſie nicht durch Eintritt neuer Uniſtände (Ergreifung eines eigenen 
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Berufs, Wiederverheiratung) einen anderen Stand erlangt; es ift aber zur Vermeidung der 
Irreführung über den Familienſtand ein Hinweis auf die Ehetrennung, z. B. durch das Wort 
„frühere“, erforderlich (KJ 51, 140). Jedoch iſt trotz Nichtbeachtung dieſer Vorſchriften die 
Hypothekeintragung rechtsgültig, wenn der Gläubiger anderweit beſtimmt bezeichnet iſt. 
Deshalb bewirkt die Eintragung einer Hypothek für einen Einzelkaufmann unter ſeiner 
Firma, wenngleich eine ſolche Eintragung, da fie namentlich in Anbetracht möglichen 
Wechſels des Firmeninhabers nicht genügende Gewähr für fortdauernde Klarheit der Gläubiger⸗ 
eintragung bietet, vom Grundbuchamte nicht hätte vorgenommen werden ſollen (ſtr., RZA 3, 196; 
ROY 26 A 135; 37 A 227; 38 A 229; OLG 10, 230; 28, 320; IFG 2, 313; a. M. OLG 
5, 254), doch nicht Nichtigkeit der Hypothek, da durch die Firmeneintragung der Inhaber der 
Firma als Gläubiger ausreichend beſtimmt wird (RG 72, 40; Warn 1915 Nr 286; KGJJ 
26 A 138; 38 A 230; OLG 5, 255; 45, 204). Vgl. auch über die Art der Eintragung von Mit- 
erben, die eine ererbte Firma fortführen, OLG 21, 311. Ferner ift, wenn eine Hypothek un⸗ 
richtig für einen Vertreter (Organ einer juriſtiſchen Perſon, z. B. Regierung in K, Kirchen⸗ 
vorſtand, Polizeibehörde, Seuffü 57 Nr 211; KGJ 39 A 210; 51, 244) oder für eine Ver⸗ 
mögensmaſſe ſtatt auf den Namen des wirklichen Gläubigers eingetragen worden iſt, die 
Hypothek nicht nichtig, ſofern aus der Eintragung der (wahre) Gläubiger ſich mit genügender 
Beſtimmtheit ergibt. So ift z. B. eine Hypothek nicht nichtig, bei der als Gläubiger ein⸗ 
getragen worden iſt: der Bevollmächtigte ſtatt des Geſchäftsherrn, der allein zeichnungs⸗ 
berechtigte Teilhaber einer offenen Handelsgeſellſchaft ſtatt dieſer (RG 79, 74; JW 98, 
27242); ein Treuhänder ftatt der eigentlichen mehreren Gläubiger, wie der Lieferanten zu einem 
Neubau (RG 79, 121; auch OLG 18, 186); eine Konkursmaſſe ſtatt des Gemeinſchuldners 
(vgl. Seuffa 44 Nr 79; OLG 5, 7; 15, 829; auch 27, 248); ein Teſtamentsvollſtrecker oder 
ein Nachlaßpfleger oder eine Nachlaßmaſſe, vertreten durch die Teſtamentsvollſtrecker, ſtatt der 
Erben (RIA 2, 241; KJ 40 A 203; ſ. auch KJ 34 A 276; 36 A 226; OLG 7, 375; 20, 
416; 26, 126); eine Kommunalſparkaſſe ſtatt des Kommunalverbandes (OLG 8, 205; 9, 360; 
24, 244; ſ. auch RG 34, 3; 64, 400; 68, 278; KGJ 28 A 71; OLG 4, 488); die Firma der 
Zweigniederlaſſung einer Aktiengeſellſchaft ſtatt der Firma der Hauptniederlaflung (vgl. RG 
IW 04, 29727; RIA 4, 47; 4, 224; |. auch RG 62, 7; RIA 7, 148; OLG 9, 351, wo an⸗ 
genommen iſt, daß eine von der Zweigniederlaſſung erworbene Hypothek für die Zweignieder⸗ 
laſſung richtig dann eingetragen wird, wenn dieſe eine eigene, von der Firma der Hauptnieder⸗ 
laſſung abweichende Firma hat). Hinreichend beſtinumt iſt die Gläubigereintragung weiter auch, 
wein eine Hypothek eingetragen wird für noch unbekannte Erben (nicht den Nachlaß, KG 
42, 223) oder Nacherben eines beſtimmten Verſtorbenen (RG 72, 40; RIA 4, 131; 4, 256; 
KJ 36 A 226; 40 A 203; auch ROY 23 A 128; 42, 224; OLG 6, 475). In den 88 126, 128, 
130 3G iſt die Eintragung einer Sicherungshypothek für einen unbekannten Berechtigten 
wegen der auf ihn übertragenen Forderung gegen den Erſteher ausdrücklich zugelaſſen. Da- 
gegen iſt die Eintragung einer Hypothek für einen oder den anderen Gläubiger (alternativ) 
wegen mangelnder Beſtimmtheit unzuläſſig (RJA 4, 120). Iſt eine juriſtiſche Perſon 
Gläubiger, fo muß fie derart bezeichnet werden, daß ihre Eigenſchaft als juriſtiſche Perſon 
und ihre Eigenart deutlich erkennbar iſt (KJ 24 A 86). — Von der Frage, wie der Gläubiger 
eingetragen werden muß, iſt zu ſcheiden die Frage, wer Gläubiger einer Hypothek ſein kann. 
Für Perſonenvereinigungen, die zwar keine juriſtiſchen Perſonen find, aber nach aus⸗ 
drücklicher Geſetzesvorſchrift unter ihrem Geſamtnamen (Firma) Rechte erwerben können, 
wie offene Handelsgeſellſchaften, Kommanditgeſellſchaften (88 124, 161 Abſ 2 HGB), kann 
eine Hypothek beſtelft werden (RA 10, 153). Vgl. auch hinſichtlich der Aktiengeſellſchaften, 
der G. m. b. H., der Genoſſenſchaften 88 210, 320 HGB, 5 13 GmbHG, 8 17 Gen®. Dagegen 
kann ein nichtrechtsfähiger Verein oder eine Geſellſchaft des BGB (8854, 705 ff.) nicht 
Gläubiger einer Hypothek fein, da ihnen die ſelbſtändige Rechtsperſönlichkeit fehlt (RG er 
8, 4; RIA 9, 288; 10, 153; KGJ 24 A 86; 39 A 176; OSG 5, 7); nur die Mitglieder in ihrer 
Vereinigung können das Gläubigerrecht erwerben, ſie ſind dann namentlich als Glaubiger 
einzutragen mit einem Zuſatz nach $48 GBO (RG Id G 3, 3). Desgleichen nicht: eine Stiftung, 
die erſt durch behördliche Genehmigung Rechtsperſönlichkeit erlangen kann und ber 5 
aus ermangelt (R& 88, 88; |. aber unten: als Nacherbe); eine Reederei (NG 40 A 89). 
Soll eine Hypothek Beſtandteil des betreffenden Zweckvermögens fein (5 718), jo iſt fie für 
die Geſamtheit der Mitglieder unter Kennzeichnung des zwiſchen ihnen beſtehenden Gemein⸗ 
ſchaftsverhältniſſes (vgl. 5 48 GBO) einzutragen. Gleiches gilt von Vermögensmaſſen, 
die nur durch eine einheitliche Zweckbeſtimmung in ſich zuſammengeſchloſſen find und deren 
Inhaber gewiſſen Verfügungsbeſchränkungen unterliegt, wie von der Konkursmaſſe (OLG 
5, 7; 15, 330), der Nachlaßmaſſe (RIA 2, 241), dem Fideikommiß (KJ 14, 152). Nur für 
den Inhaber der Vermögensmaſſe (Gemeinſchuldner, Erbe, . inen 
Hypothek beſtellt werden: bei ihrer Eintragung ift ein die Verfügungsbeſ e a kenn · 
zeichnender Vermerk hinzuzufügen (vgl. OLG 7, 875; KJ 36 A 227; |. jedoch oben hin. 
ſichtlich der Rechtsbeſtändigkeit unrichtiger Eintragungen). Mehrere Perſonen können 


BGB, Kommentar von Reichsgerichtsräten. III. Bd. 6. Aufl. (Buſch.) 32 


498 Sachenrecht Hypothek Grundſchuld Rentenſchuld 


Gläubiger einer Hypothek ſein, wenn ſie hinſichtlich der Forderung Geſamtberechtigte (Geſamt⸗ 
gläubiger im Sinne des $ 428) find oder in einer Gemeinſchaft zur geſamten Hand (3. B. 
eheliche Gütergemeinſchaft, Erbengemeinſchaft) ſtehen (vgl. 81113 A 3). Zuläſſig iſt auch die 
Beſtellung einer Hypothek für mehrere in einer Bruchteilsgemeinſchaft, z. B. für Eheleute 
zu gleichen Rechten und Anteilen (KJ 31, 313; OLG 45, 295). Bei der Eintragung find 
fie fäntlic mit Beſtimmtheit zu bezeichnen (KG 29 A 182) und iſt nach der Ordunugs. 
vorſchrift des $ 48 GBO (deren Verletzung aber die Eintragung nicht nichtig macht, KGJ 
23 A 225) das Gemeinſchaftsverhältnis zu vermerken (NOS 46, 228; 50, 167). Dabei iſt 
im Falle der Erbengemeinſchaft, wenn Teſtamentsvollſtrecker ernannt ſind, dies nach der 
Ordnungsvorſchrift des $ 68 GBO ebenfalls zu vermerken, und zwar ohne Namennennung, da 
die Teſtamentsvollſtrecker wechſeln können (KJ 36 A 189; 40, 193; 50, 168). Beſteht ein ſolches 
Rechtsverhältnis nicht, ſo kann eine einheitliche Hypothek für mehrere nicht beſtellt werden, da 
dann einem jeden Teilhaber für ſich eine ſelbſtändige Forderung zuſteht (vgl. RIA 4, 246; 
ORG 45, 239; auch KGJ 20 A 102; 26, 129, § 1113 A 3; a. M. Na 6, 151). So iſt z. B. 
die Beſtellung einer einheitlichen Hypothek für mehrere Wechſelindoſſanten oder für mehrere 
Bürgen zur Sicherung ihrer Rückgriffsanſprüche nicht zuläſſig (vgl. § 1113 A 3). Über Zuläſſigkeit 
der Beſtellung einer Hypothek mit auflöſender Befriſtung für den einen und mit aufſchiebender 
Befriſtung für den anderen Gläubiger vgl. 8 1113 A 3. — Für den jeweiligen Eigentümer 
eines Grundſtücks kann eine Hypothek nicht beſtellt werden, weil, abgeſehen von der Un⸗ 
beſtimmtheit der Gläubigerbezeichnung, danach in Wirklichkeit das Grundſtück der Berechtigte 
wäre, das Geſetz aber die Begründung eines hypothekariſchen Rechtes als eines ſubjektiv⸗ 
dinglichen, wie bei dem Vorkaufsrecht oder der Reallaſt (88 1094, 1105), nicht zugelaſſen hat 
(RIA 4, 257). — Noch nicht Geborenen kann nach $ 1 mangels der Rechtsfähigkeit eine Hypo⸗ 
thek in der Regel nicht zuſtehen. Jedoch ergibt ſich aus den 88 331 Abſ 2, 2101, 2105, 2162, 2178, 
daß das Geſetz noch unerzeugten Nachkommen (Abkömmlingen, Deſzendenz) einer beſtimmten 
Perſon Rechtsperſönlichkeit zwar nicht allgemeinhin, aber doch inſoweit beilegt, als es ſich um 
Erwerb und Sicherung von Rechten handelt, die ihnen als Dritten in einem Vertrage oder 
als Nacherben oder Vermächtnisnehmern in einer letztwilligen Verfügung rechtsgültig zuge 
wieſen worden find (M 3, 641; R 61, 356; 65, 280; KJ 29 A 153). In den daraus ſich er⸗ 
gebenden Grenzen, insbeſondere zur Sicherung der zugewieſenen Rechte, kann auch eine 
Hypothek für die noch nicht erzeugte Nachkommenſchaft eingetragen werden, namentlich, 
wenn dies bei der Zuweiſung beſtimmt iſt (RG 61, 356; 65, 281; KG 29 A 155; a. M. KGJ 
20 A 248). Ferner kann eine Vormerkung zur Sicherung des Anſpruchs der Nachkommen auf 
Einräumung einer Hypothek für ein Vermächtnis eingetragen werden (MIA 8, 136). Auch 
wer ſchon erzeugt, aber noch nicht geboren iſt (Leibesfrucht, § 1912), kann eine Hypothek 
nur durch Wahrnehmung ſolcher Rechte erlangen, hinſichtlich deren das Geſetz durch Sonder⸗ 
vorſchriften (ſ. 88 844, 1592, 1717, 1918, 1923, 1963, 2048, 2141, 2178) ihm ausnahmsweiſe 
(8 1) Rechtsperſönlichkeit gewährt (vgl. RIA 2, 117). Nach entſprechenden Grundſätzen (vgl. 
88 84, 1923 Abſ 2, 2101 Abſ 2, 2105 Abi 2, 2108) kann eine Stiftung, die als Nacherbin ein⸗ 
geſetzt iſt, bei einer Nachlaßhypothek als Nacherbe eingetragen werden, bevor fie genehmigt 
iſt (KJ 28 A 85; 42, 224). Vorausgeſetzt ift in allen dieſen Fällen, daß ein Organ vorhanden 
iſt, das für die Berechtigten die Hypothek durch Einigung mit dem Beſteller ($ 873) erwerben 
kann (KGJ 34 A 276; 42, 224). Iſt ein Pfleger für die Nachkommenſchaft beſtellt, ſo kann durch 
ihn auch im Wege der Umſetzung des unmittelbar zugewieſenen anderen Vermögenswerts 
eine Hypothek für die Nachkommenſchaft erworben werden (Rh 65, 278; KGJ 29 A 156). — 
Bei der Eintragung der Hypothek hat der Grundbuchrichter nicht nachzuforſchen, 
ob die in der Eintragungsbewilligung des Gläubigers angegebene natürliche oder juriſtiſche 
Perſon tatſächlich oder rechtlich exiſtiert; er hat ſich dabei genügen zu laſſen, daß der als Glaubiger 
Bezeichnete nach der Bezeichnung eine natürliche oder juriſtiſche Perſon iſt, es ſei denn, daß 
die Unrichtigkeit der Bezeichnung gerichtskundig iſt oder aus den Grundakten ſich ergibt (vgl- 
RIA 3, 199; 10, 153; KJ 24 A 83; 28 A 75; 36 A 226; OLG 5, 7; 8, 204; 18, 159; 
RG JFG 3, 4), oder daß erſichtlich es ſich um einen nicht Rechtsfähigen (z. B. einen Verſtor 
benen) handelt (OLG 23, 323). 

4. Unter dem im Eintragungsvermerk anzugebenden Geldbetrag der Forderung 1 
das Kapital in einer zahlenmäßig beſtimmten Summe zu verſtehen, ſo daß ſich der Umfang 
der Belaſtung ohne weiteres aus dem Grundbuch ergibt (RG 104, 855; 108, 148). Die Angabe 
von Merkmalen für die Höhe der Forderung, aus denen eine Summe berechnet werden kaun 
(3. B. daß die Hypothek für ein Darlehn in geiviffen Pfandbriefen beſtellt ſei), genügt nicht (KGJ 
36 A 231). Nach § 28 GBOD find in der Eintragungsbewilligung oder im Eintragungsautrage 
einzutragende Geldbeträge in Reichswährung anzugeben. Das Grundbuchamt hat daher, 
wenn dies nicht geſchehen iſt, die Eintragung abzulehnen (NR 106, 81). Jedoch macht die unter 
Verletzung dieſer Ordnungsvorſchrift vom Grundbuchamte vorgenommene Eintragung des 
Geldbetrags in einer anderen Währung (z. B. einer ausländiſchen oder in einer nicht mehr be 
ſtehenden inländiſchen) die Hypothek nicht nichtig (M 3, 642). Vgl. VO über die Eintragung von 
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Hypotheken in ausländiſcher Währung v. 13. 2. 20, wonach bis zum 31. 12. 25 mit Ein- 
willigung der Landeszentralbehörde (vgl. dazu preuß. Verf. v. 22. 1.24. JM Bl. 29, wenn eine 
Hypothek für eine in ausländiſcher Währung zu zahlende Forderung (ſog. Valutahypothel) einge 
tragen wird, der Geldbetrag in ausländiſcher Währung angegeben ſowie die Währung einer einge ⸗ 
tragenen Hypothek in eine ausländiſche umgewandelt und eine Grundſchuld in ausländiſcher 
Währung eingetragen werden kann; durch RGeſ v. 18. 12. 25 iſt die Geltungsdauer bis zum 
31. 12. 28 verlängert worden. Hierüber ſowie über die ſog. Goldklauſel und die Kursgaran⸗ 
tieklauſel |. A8. Bei der Eintragung einer wertbeſtändigen Hypothek(ſ. hierüber 91113 
A 4) iſt der Geldbetrag durch Art und Menge der Ware zu bezeichnen, deren Preis als Maß⸗ 
ſtab gewählt ift (RGeſ über wertbeſtändige Hypotheken v. 23. 6. 28 9 3). — Fehlt aber die An⸗ 
gabe des Kapitalbetrags überhaupt, jo iſt die Eintragung ihrem Inhalte nach unzuläſſig und 
gemäß § 54 Abb 1 Satz 2 G0 von Amts wegen zu löſchen. — Der im Eintragungsvermerk 
angegebene Geldbetrag ſtellt, abgeſehen von den Nebenleiſtungen, den Höchſtbetrag der Be⸗ 
laſtung dar. Auch wenn etwa die in Bezug genommene Eintragungsbewilligung eine Be⸗ 
ſtimmung enthielte, aus der eine Belaſtung mit einem höheren Kapitalsbetrage zu folgern 
wäre (z. B. wenn bei einer Pfandbriefhypothek dort beſtimmt iſt, daß das Pfandbriefdar⸗ 
lehn in Pfandbriefen zurückzuzahlen ſei, und dieſe nach ihrem Kurſe eine höhere Anſchaffungs⸗ 
aufwendung erfordern), kann Befriedigung aus dem Grundſtücke nur in Höhe des eingetragenen 
Kapttalbetrags verlangt werden (vgl. RG 38, 228; auch 20, 220; 108, 148; Gruch 36, 1094; 
KG 16, 133). — Nach § 14 HypBankcg v. 13. 7. 1899 find die hypothekariſchen Darlehen der 
Hypothekenbanken in Geld zu gewähren; jedoch iſt auch die Darlehnsgewährung in Hypo⸗ 
thekenpfandbriefen der Bank zum Nennwert zuläſſig, wenn die Satzung der Bank fie geſtattet 
und der Schuldner ausdrücklich zuſtimmt, es muß dann aber dem Schuldner das Recht ein⸗ 
geräumt werden, die Rückzahlung der Hypothek nach ſeiner Wahl in Geld oder in Hypotheken⸗ 
pfandleihbriefen derſelben Gattung nach dem Neunwerte zu berichtigen. Letztereufalls kann 
der Nennbetrag der gewährten Hypothekenpfandbriefe nach Maßgabe des Gel. über die Ausgabe 
wertbeſtändiger Schuldverſchreibungen auf den Inhaber v. 23. 6. 23 wertbeſtändig ausgedrückt 
werden. Die Eintragung eines ſolchen hypothekariſch zu ſichernden Darlehns erfolgt mit 
der Zahlungsbeſtimmung, daß das Pfandbriefdarlehn nach Wahl des Schuldners (Wahlſchuld 
im Sinne der 89 262 ff.) in Geld oder in Pfandbriefen zurückzugewähren iſt. Streitig it, 
ob, wenn dem $ 14 zuwider die Verpflichtung zur Rückgewähr nur in Pfandbriefen feſtgeſetzt 
ift, die Eintragung der Hypothek in Anbetracht des wechſelnden Kurſes der Pfandbriefe nach 
dem für das Liegenſchaftsrecht geltenden Beſtimmtheitsgrundſatz zuläſſig iſt. Entgegen der 
herrſchenden Meinung wird dies in FG 1, 456 joiwie in 1, 469, welch letztere Entſcheidung eine 
wertbeſtändige Hypothek (. $1113 A4) belrifft, bejaht, weil die Zuwiderhandlung gegen $ 14 
die Vereinbarung nicht nichtig mache, ſondern nur Anlaß zum Einſchreiten der Aufſichts⸗ 
behörden geben könne und weil der Gläubiger nicht in der Lage ſei, im Wege der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung Befriedigung wegen ſeiner auf Rückgewähr in Pfandbriefen bezüglichen Forderung 
zu ſuchen. Erſterem iſt zwar beizutreten, aber nach 9 1113 gehört zum Weſen der Hypothek, 
daß eine beſtimmte Geldſumme aus dem Grundſtück zu zahlen iſt und daß dieſe Geldſumme 
von vornherein fo feſtſtehen muß, daß aus ihr die Höhe der Belaſtung des Grundſtücks für 
jedermann erkennbar iſt. Deshalb iſt die Eintragungsfähigkeit einer Hypothek mit dem vor- 
bezeichneten Inhalt zu verneinen. Nur für landſchaftliche und ritterſchaftliche Kredit⸗ 
anſtalten können die durch Art 167 ES aufrechterhaltenen Landesgeſetze anderes be- 
ſtimmen. Jedoch iſt auch letzteres ſtreitig. In ITG 2, 366 iſt es verneint von dem (unter 
Einſchränkung von KGJ 35 A 274; 53, 203 eingenommenen) Standpunkt aus, daß den 
genannten Anſtalten eine Sonderrechtsentwicklung nur bei Beachtung der das reichsrecht⸗ 
liche Liegenſchaftsrecht beherrſchenden Grundſätze (hier des Beſtimmtheitgrundſatzes) gewährt 
iſt. Dieſer Standpunkt iſt aber nicht zu billigen, weil er dem Art 167 eine ganz allgemeine 
und unbeſtimmte Einſchränkung gibt, für die der Wortlaut dieſes Vorbehalts für die Landes⸗ 
geſetzgebung keinen Anhalt bietet. 
5. Die Aufnahme des Zinsſatzes in den Eintragungsvermerk iſt als weſentliches Erfordernis 
deshalb beſtimmt, weil durch die Zinſen der Betrag der Forderung erhöht wird und dieſe höhere 
Belaſtung aus dem Grundbuche ſelbſt erſichtlich fein ſoll (M 3, 642). Iſt ein Zinsſatz nicht au. 
gegeben, fo kann wegen der rechtsgeſchäftlichen (vorbedungenen) Zinſen Befriedigung 
aus dem Grundſtücke nicht verlangt werden (vgl. RG 113, 229). Selbſt dann nicht, wenn die 
Forderung als eine verzinsliche bezeichnet ift (vgl. OLG 1, 456). Auch der Anfangstag der 
Verzinſung muß zur Klarſtellung des Umfangs der Belaſtung eingetragen werden (KJ 46, 
242; OLG 45, 202; a. M. ohne Begründung RE 62, 379, . A 8). Geſetzliche Zinfen, 
insbeſondere Verzugszinſen (88 288 ff., 1146), werden in das Grundbuch nicht eingetragen; 
für fie haftet das Grundstück nach $ 1118 kraft der Hypothek. — Unter Zinsſatz iſt das Ver⸗ 
hältnis der Zinſen zu der Kapitalfumme zu verſtehen, das lich aus der Hohe des Zinſes 
der in der Regel auf 100 angenommenen Kapitaleinheit ergibt (RJA 4, 238). Jedoch ge- 
nügt auch die Angabe der Zinsvergütung in gewöhnlichen Bruchteilen des Kapitals oder 
32* 
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in einer in beſtimmten Zeitabſchnitten zu entrichtenden Geldſumme, wenn daraus jenes Ver⸗ 
hältnis durch einfache Berechnung beſtimmt werden kann (RIA 4, 237; KGJ 33 A 258; 36 
A 285; auch 50, 154). Dagegen tft, weil der Umfang der Belaſtung durch die Zinſen nicht 
aus dem Grundbuche ſelbſt erſichtlich iſt, unzuläſſig die Eintragung des Zusſatzes in der 
Weile, daß als Zinsſatz der jeweilige Bankdiskont oder der jeweilige Lombardzinsſatz 
der Reichsbank angegeben wird (RIA 7, 135; 9, 61; OLG 45, 280). Wohl aber iſt zu⸗ 
läſſig die Eintragung eines Höchſtzinsſatzes mit der Beſtimmung, daß, wenn ein beſtimmter 
Prozentzinsſatz über Reichsbankdiskont geringer ſei, nur dieſer geringere Zinsſatz zu leiſten 
ſei (JW 1926, 833%). — Sit die Höhe der Kinfen, was ebenſo wie hinſichtlich des ganzen 
hypothekariſchen Rechtes zuläſſig iſt (vgl. RIA 1, 79; 7 S. 158, 264; KGJ 36 A 235), von 
einer Bedingung abhängig gemacht, z. B. beſtimmt, daß im Falle nicht pünktlicher Zins⸗ 
zahlung eine Erhöhung des Zinsſatzes eintreten ſoll, ſo genügt die Eintragung des Mindeſt⸗ und 
des Höchſtzinsſatzes (3. B.: „4%, unter Umſtänden 5%“) oder auch des Höchſtzinsſatzes allein 
(3. B.: „bis zu 6%“) und kann hinſichtlich der Vorausſetzungen, unter denen der eine oder der 
andere Zinsſatz gelten ſoll, auf die Eintragungsbewilligung Bezug genommen werden; denn 
es ergibt ſich auch bei dieſer Angabe aus dem Grundbuch ſelbſt der Höchſtbetrag der Belaſtung 
(RIA 3, 52; 4, 42; 7, 154; KGJ 36 A 233; OLG 30, 413). Wird in einem ſolchen Falle 
ipäter nur der Mindeſtſatz erhöht, fo genügt ebenfalls die Eintragung der Anderung durch 
Bezugnahme auf die Eintragungsbewilligung (OLG 30, 412). — Zinſeszinſen find, ſoweit 
ihre Vereinbarung zuläſſig iſt (für die im 8 248 Abſ 2 genannten Kreditanſtalten), nicht als 
Zinſen der Forderung, ſondern als „andere Nebenleiſtungen“ im Sinne der Abſ 1, 2 anzuſehen 
(ſ. A 6). — Die Beſtellung einer Verkehrs. oder gewöhnlichen Sicherungshypothek nur für 
die laufenden Zinſen einer Forderung iſt unzulällig, da die Hypothek, wie ſich aus 89 1118, 
1115 ergibt, eine Kapitalforderung vorausſetzt und eine beſtimmte Geldſumme aus der Ein⸗ 
tragung erſichtlich fein muß (RA 4, 38; KGJ 26 A 290; 50, 155). Es könnte aber eine 
Höchſtbetragshypothek für die Zinſen ſowie eine Hypothek für kapitaliſierte Zinsrückſtände 
eingetragen werden (RIA 4, 38). — Sit ein höherer Zinsſatz, als vereinbart war, ein⸗ 
getragen, fo kann der Eigentümer gemäß $ 894 Berichtigung des Grundbuchs durch Löſchung 
des überſchießenden Satzes verlangen (vgl. RS IW 99, 20062). — Über anderweite, auf 
Grund des Vorbehalts in Art 167 EG in Geltung befindliche Vorſchriften bezuglich Ein⸗ 
tragung der Verzinslichkeit der Darlehnshypotheken für landſchaftliche Kreditanſtalten vol. 
KG 35 A 274. — St die Eintragung einer Hypothek für eine verzinsliche Forderung 
beantragt, ohne daß der Zinsſaß angegeben iſt, fo iſt, weil die Hypothek in dieſer Art über⸗ 
haupt nicht eintragbar iſt, eine Friſtbeſtimmung zur Ergänzung des Antrags gemäß 8 18 
GBD nicht zuläſſig; vielmehr iſt der Antrag zurückzuweiſen (RIA 12, 67). — Bei Höchſt⸗ 
betragshypotheken findet die Beſtimmung über Angabe des Zinsſatzes im Eintragungs⸗ 
vermerk keine Anwendung, weil es nach § 1190 Abſ 1 zu ihrem Weſen gehört, daß nur der 
Höchſtbetrag, bis zu dem das Grundſtück haften ſoll, beſtimmt, im übrigen die Feſtſtellung 
der Forderung vorbehalten wird und nach § 1190 Abſ 2 die etwaigen Zinſen in den Höchſt⸗ 
betrag eingerechnet werden (R 90, 152). 

6. Andere Nebenleiſtungen, deren Geldbetrag im Eintragungsvermerke angegeben werden 
muß, find ſolche Forderungen, die nicht die Eigenſchaft ſelbſtändiger Kapitalforderungen 
haben, ſondern neben der Hauptforderung zu entrichten und von ihr abhängig, jedoch nicht 
Zinſen find (RIA 7, 156). Daher find die in Geſtalt von Zuſchlägen zu den Zinſen zum Zwecke 
allmählicher Tilgung des Kapitals zu entrichtenden Beträge (Amortiſationsbeiträge) 
nicht Nebenleiſtungen. Denn die Zuſchläge find nicht neben dem Kapitale, ſondern als Kapital- 
teile zu entrichten und durch ſie wird der Umfang der Belaſtung nicht erweitert, ſondern ihre 
Entrichtung führt allmählich zur Tilgung des Kapitals. Da ſonach ihre Feſtſetzung eine Zahlungs 
bedingung iſt, bedürfen ſie nicht der Aufnahme in den Eintragungsvermerk, vielmehr können ſie 
durch Bezugnahme auf die Eintragungsbewilligung zur Eintragung gebracht werden (RG 54, 88; 
89, 131; 91, 299; 104, 72; JW 1911, 2775; SeuffA 58 Nr 170; RIA 8, 187; 11, 248; KGJ 
83 A 247; 53, 181). Ferner handelt es ſich nicht um Nebeuleiſtungen bei Vertragsſtrafen, 
welche die Erfüllung einer vom Eigentümer im Intereſſe der Sicherung der Hypothek über 
nommenen perſönlichen Verpflichtung (z. B. zur Verſicherung der Gebäude) bezwecken; denn 
dieſe Vertragsſtrafen ſind nicht von der Hypothek als Hauptforderung abhängig, ſondern nach 
ihrem Verfall ſelbſtändige Forderungen. Sie können nur durch eine Höchſtbetragshypothek 
(8 1190) ſichergeſtellt werden (KJ 29 A 247; RIA 7, 154; OLG 42, 168). Dagegen find 
Nebenleiſtungen z. B.: Binfeszinfen (ſ. A 5 und unten; RJA 1,81; KGJ 22 A 167; ON 20,408; 
42, 168); Proviſionen, die bei jeder Veräußerung des Grundſtücks an den Gläubiger zu 
zahlen ſind (OLG 42, 168); Vertragsſtrafen für unpünktliche Kapital. oder Zinszahlung 
(KJ 32 A 252, 36 A 233; 49, 213; RIA 7, 156; OLG 12, 284; 20, 408); eine in Pro, 
zenten des Kapitals feſtgeſetzte Entſchädigung für den Fall vorzeitiger Rückzahlung (RS 
Gruch 57, 154; RJA 1, 119; 7, 258; KJ 36 A 233; 49, 216; OLG 8, 204); andere 
als die Koften, für die nach $ 1118 das Grundſtück kraft der Hypothek haftet (Koſten der 
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Kündigung und Beitreibung) und die daher der Eintragung nicht bedürfen, z. B. Ein⸗ 
tragungskoſten, Beitrag zu den Verwaltungskoſten (RIA 1, 81; OLG 4, 160; 42, 168; JFG 1, 
465, auch RIA 7, 259); Jahreszahlungen, die zwecks Bildung eines nicht eingetragenen Kurs ⸗ 
ausgleichungszuſchuſſes als Nebenleiſtungen eines Pfandbriefdarlehns vereinbart ſind (KGJ 
33 A 244; ogl. auch RG 70, 127); Vergütungen für Unkoſten an Talonſteuer und Coupon 
bogeuerneuerung, die alle 10 Jahre bis zur Tilgung des Kapitals entſtehen (vgl. OLG 
34, 206). — Die Höhe ſolcher Nebenleiftungen muß, ſofern nicht ein Ausnahmefall nach 
Abs 2 (Hypothek für eine Kreditanſtalt) vorliegt, in den Eintragungsvermerk regelmäßig 
in einer beſtimmten Geldſumme aufgenommen werden (RJA 1, 81; vgl. auch RG 79, 
127). Eine Bezugnahme auf die Eintragungsbewilligung genügt nicht (OLG 4, 71; 8, 
206; JFG 1, 464). Iſt die Aufnahme unterblieben oder auch nur die Angabe einer 
beſtimmten Geldſumme unterlaſſen, ſo haftet das Grundſtück für die in der Eintragungs⸗ 
bewilligung feſtgeſetzten Nebenleiſtungen nicht, ſelbſt wenn auf die Eintragungsbewilligung 
Bezug genommen it (vgl. RG 79, 127; KGJ 49, 213). Jedoch ift es für genügend zu 
erachten, wenn die Höhe der Nebenleiſtungen derartig beſchrieben wird, daß jeder, der 
das Grundbuch einſieht, ſofort aus dem Grundbuchinhalte allein die Berechnung auf einen 
Geldbetrag vornehmen kann, z. B. in Prozenten des Kapitals nebſt Angabe der Dauer der 
Leiſtung (vgl. RIA 1, 119; 3, 52; 7, 157; 7, 264; KGJ 42, 259; 49, 213; 49, 216; OLG 
8, 206). Auch genügt die Angabe eines Höchſtbetrags; der e einer beſonderen 
Sicherungshypothek (§ 1190) bedarf es in dieſem Falle nicht (RJA 7, 157; 7, 263; OLG 
8, 206). Zinſeszinſen 5 oben) insbeſondere, die ſich eine (nicht unter Ab 2 fallende) Kredit⸗ 
anſtalt gemäß § 248 Abſ 2 gültigerweiſe hat verſprechen laſſen, ſind eintragungsfähig, wenn 
durch Angabe des Prozentſatzes und der Dauer der Leiſtungen der Umfang der Belaſtung 
erkennbar iſt (JF 1, 464). Dies hat auch für Zinſeszinſen bei wertbeſtändigen Hypotheken 
(f. 91113 A 4), wiewohl hier der Kapitalbetrag, nach dem die Zinſen und Zinſeszinſen zu 
berechnen find, ſchwankend ift, nach dem Sinn des Geſ. v. 23. 6. 23, dem eine ſolche Un- 
beſtimmtheit des Kapitals zugrundeliegt, zu gelten (ZIG 1, 461). — Nach der Ordnungsvor 
ſchrift des § 28 Satz 2 G80 find die Geldbeträge in Reichswährung anzugeben (ſ. hierüber 
A 4). — Durch die hypothekariſche Eintragung eines landſchaftlichen Pfandbriefdarlehns 
wird für ſich allein nicht die Haftung des Örunbftüds für ein von der Landſchaft zur Aus- 
gleichung der Kursdifferenz bewilligtes Zuſchußdarlehn begründet, da dieſes nicht ein Teil 
des Pfandbriefdarlehns, ſondern ein zweites ſelbſtändiges Darlehn iſt. Vielmehr kann ein ſolches 
Zuſchußkapital nebſt Zinſen nur durch Eintragung an beſonderer Stelle im Grundbuche hypothe ⸗ 
kariſch geſichert werden (RG 20, 224; 79, 126; KG 83 A 247). — Gemäß §8 877, 878 kann 
der Inhalt der Hypothek dadurch geändert werden, daß durch nachträgliche Feſtſetzung von 
Nebenleiſtungen das Hypothekenrecht erweitert wird. Über die Art der Eintragung einer 
ſolchen Rechtsänderung vgl. RIA 7, 258. — Bei einer Zwangshypothek und einer Arreſt⸗ 
hypothek haftet das Grundſtück gemäß 88 867, 932 ZPO kraft der Hypothek für die Eintragungs⸗ 
koſten. Ihre Eintragung iſt daher nicht erforderlich und, weil unnötig, auch vom Grundbuch⸗ 
amt abzulehnen (RIA 2, 246; KJ 35 A 825). Wegen Eintragung der Koſten früherer frucht. 
loſer Zwangsvollſtrecung vgl. RIA 6, 57. — Der Geldbetrag der Nebenleiſtungen iſt bei 
der Eintragung nicht in die für den Betrag der Hauptforderung beſtimmte Spalte (in Preußen 
Spalte 3 der Abt. III) des Grundbuchblatts einzuſetzen, da eine ſolche Eintragung mit Rück. 
ſicht auf das Fortlaufen der Nebenleiſtungen Zweifel über den Umfang der Hypothek ergeben 
könnten (KGJ 43, 230). 

7. Der Grundſatz, daß im übrigen, d. h. abgeſehen vom Gläubiger (A 3), Geldbetrag 
der Forderung (A 4, 8), Zinsſatz (A 5) und Geldbetrag anderer Nebenleiſtungen (A 60 
die Eintragung durch Bezugnahme bewirkt werden kann, gilt nur für die Forderung. 
Hinſichtlich der Frage, inwieweit Beſtandteile des dinglichen Rechtes durch Bezugnahme 
eingetragen werden können, kommt $ 874 zur Anwendung (NZU 12, 247; |. A 1). 
Ferner ſind nach beſonderen Vorſchriften in den Eintragungsvermerk ſelbſt aufzunehmen: 
die Ausſchließung der Erteilung eines Hypothekenbriefs ($ 1116 Ab] 2); die Bezeichnung 
der Sicherungshypothek als ſolcher ($ 1184 Abſ 2, Ausnahmen $ 1187 Satz 2, § 1190 
Abs 3); die Beſtellung eines Vertreters nach Maßgabe des § 1189 (auch 88 1192, 1195); 
die Unterwerfung unter die Zwangsvollſtreckung aus einer Urkunde in Anſehung einer 
Hypothek (Grundschuld, Rentenſchuld) nach $ 800 ZPO (vgl. RIA 3,95; 3, 133: OLG 7 354; 
KY J. 45, 261). In letzterer Hinſicht iſt jedoch zu bemerken, daß es, weil die Unterwerfungsklauſel 
ein Nebenrecht der Hypothek iſt, auf das ebenſo wie auf die Hypothek ſelbſt $ 874 Anwendung zu 
finden hat, genügend iſt, wenn die Unterwerfungsklauſel im allgemeinen eingetragen und 
zur näheren Bezeichnung des Inhalts und des Gegenſtandes der Unterwerfung auf die 
Eintragungsbewilligung Bezug genommen wird (RIA 4, 270). Wird nach Eintragung der 
Unterwerfungsklauſel die Leiſtungspflicht des Schuldners, ſei es auch nur hinſichtlich der 
Fälligkeitsbeſtimmungen, durch eine vollſtreckbare Urkunde geändert, fo bedarf es der noch⸗ 
maligen Eintragung der Klauſel, ſofern ſich dieſe auf die geänderten Beſtimmungen erſtrecken 
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ſoll (KJ 45, 260; 52, 190 unter Aufgeben von KGJ 42, 261). Über die Faſſung der Klaufel 
bei der Eintragung vgl. OLG 6, 476; 7, 354; KJ 82 A 236. Die Urkunde muß gemäß 
§ 794 Nr 5 ZPO über einen Auſpruch errichtet fein, der die Zahlung einer beſtimmten Geld⸗ 
ſumme uſw. zum Gegenſtande hat. Daher ift bei der Höchſtbetragshypothek (8 1190) wegen 
Unbeſtimmtheit der geſchuldeten Summe die Unterwerfung unzuläſſig (RIA 2, 202; KGJ 
28 A 149; OLG 3, 295; 8, 149; 13, 196). — Vgl. auch die vom Grundbuchamte zu beachtenden 
Ordnungsvorſchriften 88 48, 49 GBO (Eintragung: für mehrere Berechtigte; auf mehrere 
Grundſtücke). — Überhaupt nicht eintragungsfähig, weil lediglich perſönliche Verpflichtungen 
oder nicht zuläſſige Beſtandteile einer Hypothek betreffend, ſind Beſtimmungen, wonach: der 
Gläubiger gegen Zahlung die Hypothek an einen zu benennenden Dritten abtreten ſoll (RIA 
1, 165); der Eigentümer fortgeſetzt die Feuerverſicherung der Gebäude nachzuweiſen hat 
(KGJ 29 A 247); einem anderen als dem Gläubiger die Verwaltung der Hypothek zuſtehen 
ſoll (OLG 8, 132). — Über die Folgen, wenn bei der Bezugnahme auf die Eintragungs⸗ 
bewilligung die Grenzen ihrer Zuläſſigkeit überſchritten find, |. A 2 und 8874 A 2. 

8. Daraus, daß im übrigen zur Bezeichnung der Forderung die Bezugnahme genügen ſoll, 
ergibt ſich zunächſt eine Beſtätigung des in A1 Bemerkten, daß bei der Eintragung der Hypothek 
die geſicherte Forderung als weſentlicher Beſtandteil der Hypothek überhaupt zu bezeichnen 
iſt (ogl. RG SW 08, 86285; RIA 12, 247). Dazu aber iſt erforderlich, daß der Grund der For⸗ 
derung (3. B. Darlehn, Kaufpreisforderung, Forderung aus Schuldanerkenntnis oder Schuld- 
verſprechen, aus unerlaubter Handlung, aus geſetzlicher Verpflichtung) entweder durch Auf, 
nahme in den Eintragungsvermerk ſelbſt oder durch Bezugnahme auf die Eintragsbewilligung, 
die den Grund der geſicherten Forderung enthalten muß (8 1113 A 5; KGJ 21 A 139; 22 A 808; 
26 A 278; RIA 3, 135; 12, 247; ORG 3, 359; 14, 126), zur Eintragung gebracht wird. 
Denn nur durch Angabe des Grundes kann die geſicherte Forderung beſtimmt und von anderen 
Forderungen unterſcheidbar bezeichnet werden (RG JW 08, 862°; KGJ 22 A 139; 26 A 278; 
ogl. jedoch R Gruch 58, 1086 [Warn 1914 Nr 252]: daß der Schuldner und der Schuldgrund 
zur Identifizierung der Forderung im Eintragungsvermerk oder in der Eintragungsbewilligung 
anzugeben ſeien, bilde nur die Regel, nicht eine unverbrüchliche Norm, die keine Ausnahme 
dulde; es laſſe ſich ſehr wohl denken, daß eine Forderung auch ohne Angabe des Schuldgrundes 
in anderer Weiſe, z. B. durch beſtimmte Zeitangaben oder Tatſachen, ganz genau bezeichnet 
werde. Hierzu iſt zu bemerken, daß, wenn eine ſolche Bezeichnung vorliegen ſollte, daraus 
ohne weiteres ſich auch der Schuldgrund der Forderung ergeben würde). Es genügt daher 
z. B. nicht, wenn im Eintragungsvermerk oder in der in Bezug genommenen Eintragungs⸗ 
bewilligung angegeben wird „1000 M. Forderung“. Eine falſche Bezeichnung des Schuld- 
grundes aber hat nicht die Unwirkſamkeit der Hypothek zur Folge; denn hinſichtlich des Be⸗ 
ſtandes des dinglichen Rechtes iſt nur die Angabe eines Schuldgrundes überhaupt von Weſent 
lichkeit (RG 45, 179; Gruch 31, 1048; 34, 968; 58, 1036 [Warn 1914 Nr 252]; JW 98, 8691; 
02, 42114; KJ 25 A 150; 26 A 278; OLG 14, 126). — Ferner gehören zur Bezeichnung 
der Forderung als deren Beſtandteile oder Nebenrechte und bedürfen daher, da ſie für den Um⸗ 
fang der Belastung oder den Inhalt von Weſentlichkeit find, der Eintragung, die aber durch Be- 
zugnahme auf die Eintragungsbewilligung bewirkt werden kann: der Anfangspunkt der 
Verzinſung (f. A 5), der jedoch in anderer Weiſe als durch Benennung eines beſtimmten 
Kalendertags bezeichnet werden kann (z. B. durch Hinweis auf eine beſtimmte, in der Ver ⸗ 
gangenheit liegende Tatſache oder ein künftiges, wenn auch der Zeit nach ungewiſſes Ereignis, 
wie Tod einer beſtimmten Perſon), ſofern daraus der Zinsbeginn zweifelsfrei feſtſtellbar iſt 
(NRJ A 8, 231; ROY 24 A 128; 46, 242; O86 14, 95; vgl. jedoch DLG 15, 376 ſowie 
die nur beiläufige Bemerkung in RG 62, 379, daß die Angabe des Anfangspunkts der 
Verzinſung nach 8 1115 nicht weſentliche Vorausſetzung der Hypothekeintragung ſei); die 
Zinszahlungstermine, ſofern bezüglich ihrer von den Beteiligten Abweichungen von 
den allgemeinen Grundſätzen des BGB (vgl. z. B. hinſichtlich der Darlehnszinſen $ 608) ver- 
einbart iſt (KGJ 24 A 127; Seuff 67 Nr 77; OLG 4, 198; 7, 1953 15, 376); die Zahlungs⸗ 
bedingungen bezüglich Zeit, Ort und Art der Zahlung des Kapitals, weun die Beteiligten 
von den für das betreffende Schuldverhältnis geltenden geſetzlichen Beſtimmungen (ol. 
z. B. 88 267271, 609, 1418ff.) Abweichendes feſtgeſetzt haben (RG 50, 150; 57, 350; 
DRG 2, 9; 4, 315; 15, 385). Sind die vereinbarten Zinszahlungstermine oder Zahlungs ⸗ 
bedingungen nicht eingetragen (in das Grundbuch ſelbſt oder durch Bezugnahme auf die 
Eintragungsbewilligung), fo ſind gegenüber gutgläubigen Erwerbern (vgl. 88 1138, 892) 
lediglich die geſetzlichen Beſtimmungen in dieſer Hinſicht maßgebend (vgl. OLG 15, 376). 
Zu den in Anbetracht der Vertragsfreiheit zuläſſig vereinbarten Zahlungsbedingungen 
hinſichtlich der Zahlungszeit gehören z. B. Abreden über: ſofortige Fälligkeit oder 
doch Kündigungsrecht, wenn der Eigentümer die Verſicherung ſeiner Gebäude gegen 
Feuersgefahr unterläßt oder ſeinen Bedarf an Bier von einer anderen Brauerei als der 
des Gläubigers bezieht (OLG 3, 232; 18, 159; 28, 321; vgl. jedoch KJ 29 A 247) oder 
wenn er das Grundſtück veräußert (OLG 3, 282; 4, 485) oder er in Vermögensverfall ge 
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rät (KG 34 A 320); Fälligkeit bei unpünktlicher Zinszahlung auf Verlangen des Gläubi⸗ 
gers (RG JW 08 S. 234°, 55011; OLG 15, 376); anderſeits Unkündbarkeit der Hypothek ſeitens 
des Gläubigers im Falle pünktlicher Zinszahlung (vgl. KGJ 34 A 323). Jedoch ergibt ſich 
aus $ 247, betreffend die Befugnis zur Kündigung für den Fall der Vereinbarung eines 
höheren Zinsſatzes als 6%, eine Schranke für Vereinbarungen über die Zahlungszeit. Weitere 
Beſchränkungen in dieſer Beziehung enthalten die 88 17 Abſ 3, 18—21, 49 des Hyp Bank 
b. 13. 7. 99 für die hypothekariſchen Darlehen der Hypothekenbanken und können ferner 
landesrechtlich auf Grund des Vorbehalts in Art 117 Abf 2 EG (Unterſagung der Belaſtung 
mit einer unkündbaren Hypothek oder der Ausſchließung des Kündigungsrechts des Eigen⸗ 
tümers) beſtehen. Stehen einer Vereinbarung derartige beſchränkende Beſtimmungen ent; 
gegen, ſo kann eine Hypothek mit dieſem Inhalte nicht eingetragen werden (vgl. OLG 4, 
315; KGJ 34 A 322). Wird, abgeſehen hiervon, die eingetragene Zahlungszeit geändert, 
ſo bedarf die Anderung zur Wirkſamkeit gegenüber jedem ſpäteren Erwerber (§8 1138, 892) 
der Eintragung, zu der aber nach § 1119 Abſ 2 die Zuſtimmung der gleich⸗ oder nachſtehenden 
Berechtigten nicht erforderlich iſt (vgl. auch KJ 34 B 22). — Von den Vereinbarungen 
über die Art der Zahlung kommt namentlich die Abrede der Zahlung in Gold (ſog. Gold⸗ 
klauſeh in Betracht. Eine ſolche Vereinbarung tft rechtswirkſam und eintragungsfähig, 
falls ſie die Bedeutung hat, daß die Zahlung in Goldmünzen deutſcher Reichswährung erfolgen 
ſoll (Goldmünzklanſel): auch wenn nach dem im Deutſchen Reiche jeweilig geltenden Münz ⸗ 
rechte neben dem Goldgeld auch Silbergeld oder Papiergeld als währungsmäßiges Zahlungs- 
mittel feſtgeſetzt fein ſollte (MIA 15, 157 [KG 48, 2191); wenn auch zur Zeit der Zahlung 
etwa zufolge Geſetzesänderung andere Goldmünzen als die zur Zeit der Eintragung aus 
geprägt würden, denn der Geldbetrag der Forderung bleibt ein beſtimmter, gleichviel ob 
die Zahlung in der einen oder der anderen Art von Reichsgoldmünzen zu bewirken ift, und 
nach § 245 ift, wenn eine Geldſchuld in einer beſtimmten Münzſorte zu zahlen iſt, die ſich zur 
Zeit der Zahlung nicht mehr im Umlaufe befindet, die Zahlung ſo zu leiſten, wie wenn die 
Münzſorte nicht beſtimmt wäre (ftr.; RG 50, 148; 104, 354; 108, 180; RA 1, 71; 3, 197; 
FG 1, 451). Durch § 1 Bat VO v. 28. 9. 14 find ziwar die vor dem 31. 7. 14 getroffenen Ver⸗ 
einbarungen, nach denen die Zahlung in Gold zu erfolgen hat, bis auf weiteres für nicht verbind⸗ 
lich erklärt; jedoch hinſichtlich ſpäterer Eintragungen iſt eine gleiche geſetzliche Anordnung nicht 
getroffen (1. unten) und iſt deshalb ſowie mit Rückſicht auf § 245, wiewohl gegenwärtig Reichs⸗ 
goldmünzeu völlig aus dem deutſchen Verkehr verſchwunden find, die Eintragung einer Gold⸗ 
münzklauſel zuläffig geblieben (RG 108, 179; 063 48, 219; DLG 42, 164; JF 1, 449; a, M. 
OLG 43, 13; JW 23, 126; JFG 1, 445). Dagegen iſt bei einer Verkehrshypothek unzulällig 
die Eintragung einer Vereinbarung, wonach. auch daun, wenn Goldmünzen nicht mehr Reichs⸗ 
währungsgeld fein ſollten, mit den jetzigen Reichsgoldmünzen oder mit Goldmünzen von gleichem 
Feingehalte zu zahlen ſei (Gold wert ; oder Kursgarantieklauſel); denn es würde der 
Geldbetrag der Forderung mit Rückſicht auf den wechſelnden Kurs des von dem Schuldner anzu⸗ 
ſchaffenden Geldes ein unbeſtimmter fein (Rc 50, 149; 101, 145; 104, 354; 108, 147; Warn 1924 
Nr 143; Gruch 68, 305; KJ 21 A 322; RIA 3,197; 3361, 446). Eine ſolche Vereinbarung 
kann nur durch eine Höchſtbetragshypother ($ 1190) geſichert werden (NOS 21 324). Gleiches 
gilt von einer Zahlungsbedingung, daß eine Summe in ausländiſcher Währung (z. B. Schweizer 
Franken) oder ſoviel in Mark gezahlt werden ſoll, als am Falligkeitstage zur Anſchaffung jener 
Summe in ausländiſcher Währung benötigt find; denn der Geldbetrag in Reichswährung, für 
den das Grundſtück haften ſoll, iſt unbeſtimmt (OLG 42, 167). Zuläſſig iſt aber die Eintragung 
einer Sicherungshypothek für eine Forderung in auslandiſcher Währung, die nach dem 
Kurſe am Tage der Zahlung in Reichswährung gezahlt werden kann (vgl. § 244), zu dem 
Höchſtbetrage an Mark, der ſich aus dem Kurſe zur Zeit (nicht der Fälligkeit der Forderung, 
auch nicht der Zahlung, ſondern) der Stellung des Eintragungsantrags ergibt; 5 28 Saß 2 
EBD, wonach einzutragende Geldbeträge in Reichswährung anzugeben ſind, ſteht dem nicht 
entgegen, denn dieſe Beſtimmung betrifft lediglich den Betrag der Belaſtung des Grundſtücks, 
nicht auch den der zu ſichernden Forderung (Rc 106, 74; a. M. Od 42, 163, wo eine beſondere 
Vereinbarung über Umrechnung der Forderung in inländiſche Wahrung nach dem Kurſe in 
einem Zeitpunkt, der mit der Eintragung zuſammenfällt oder vorher liegt, erfordert wird). 
Vgl. auch BO über die Eintragung von Hypotheken in ausländischer Währung v. 13. 2. 20, 
oben in A 4, und dazu preuß. Verf, betr. die Feſtſtellung der Kurſe für die in ausländiſcher 
Währung eingetragenen Hypotheken v. 5. 4. 22 (IM Bl 116). Soweit die Goldklauſel ein⸗ 
tragungsfähig ift, kann fie durch Bezugnahme auf die Eintragungsbewilligung zur Eintragung 
gebracht werden, da ſie die Art der Zahlung betrifft, alſo eine Zahlungsbedingung iſt und 
von ihrer Eintragung der in Reichsmark angegebene Geldbetrag der Forderung nicht be⸗ 
troffen wird (RG 50, 150; 108, 148; a. M. RIA 1, 72). Zu bemerken iſt, daß nach der 
BRVo v. 28. 9. 14 (. oben) die vor dem 81. 7. 14 getroffenen Vereinbarungen, nach denen 
eine Zahlung in Gold zu erfolgen hat, bis auf weiteres nicht verbindlich ſind (vgl. dazu 
RS 101, 141; 104, 352). Spätere Vereinbarungen der Goldklauſel, auch ſoweit der Inhalt 
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einer früher eingetragenen Hypothek verändert wird (vgl. hierüber 8 1119 A 5), werden 
dadurch in ihrer Rechtswirkſamkeit nicht betroffen (RIA 15, 157; OLG 42, 165; [KGJ 48, 
219). über die Frage, ob das RGeſ über das Abkommen zwiſchen dem Deutſchen Reich 
und der Schweizeriſchen Eidgenoſſeuſchaft, betr. ſchweizeriſche Goldhypotheken in Deutſch⸗ 
land uſw., v. 9. 12. 20 auch die dinglichen Anſprüche der Gläubiger ſolcher Hypotheken betrifft, 
vgl. RG 104, 352. Über die Eintragung wertbeſtändiger Hypotheken ſ. A 4. — Zu⸗ 
fällig und eintragungsfähig iſt auch als die Art der Kündigung und damit eine Zahlungs- 
bedingung betreffend eine Vereinbarung, wonach der Eigentümer auf das Recht aus § 1160 
Abſ 2, eine ohne Vorlegung des Hypothekenbriefs uſw. erklärte Kündigung als 
unwirkſam zurückzuweiſen, Verzicht leiſtet (RG 57, 342; RIA 1, 34). 


9. Über die Eintragungsbewilligung, auf die Bezug genommen werden kann, vgl. 
$ 874 A 5, und über das Ermeſſen des Grundbuchamts, ob die Bezeichnung der Forderung 
hinſichtlich der Merkmale, deren Aufnahme in den Eintragungsvermerk in Abs 1 Halbf 1 nicht 
erfordert ift, durch eine Einſchreibung in das Grundbuch felbft oder durch Bezugnahme ein⸗ 
getragen werden ſoll, vgl. 9874 A 2. Über die Folgen, wenn bei der Bezugnahme die Grenzen 
ihrer Zuläſſigkeit überſchritten find, ſ. A2 und § 874 A 2. Im Falle des Erforderniſſes mehrerer 
Eintragungsbewilligungen (3. B. wenn durch die eine die andere ergänzt werden full) hat ſich 
die Bezugnahme auf dieſe ſämtlich zu erſtrecken (OLG 41, 174). Die Eintragungsbewilligung 
für eine ſog. Beihilfehypothek muß die einzelnen Hypothekenbedingungen angeben; es genügt 
zur Bezeichnung des Inhalts des Beihilfedarlehns nicht, wenn in ihr nur auf die Beſtimmungen 
des Reichsrats v. 10. 1. 20 verwieſen iſt (K GJ 53, 206). 


10. Abſ 2 enthält eine Ausnahme von Abſſ 1 Halbſ 1 bezüglich der Nebenleiſtungen ber 
Forderung, die außer den Zinſen zu entrichten ſind. Die danach ſtatt der Aufnahme eines 
Geldbetrags der Nebenleiſtungen in den Eintragungsvermerk zuläſſige Bezugnahme hat zur 
Vorausſetzung; a) die Hypothek muß für ein Darlehn, fie darf nicht für eine andere For⸗ 
derung beſtellt ſein; b) eine Kreditanſtalt, d. h. ein auf den Großbetrieb gerichtetes, den Abſchluß 
von Kreditgeſchäften bezweckendes Unternehmen (ritterſchaftliche, landſchaftliche oder eine andere 
Kreditanſtalt, vgl. Art 167 EG, RIA 1, 206; 11, 71; KG J 47, 203), muß Gläubigerin der Dar⸗ 
lehnsforderung ſein; e) die Satzung der Kreditanſtalt muß von der zuſtändigen Behörde 
öffentlich bekanntgemacht worden fein. Welche Behörde zuſtändig iſt und wie die Veröffent⸗ 
lichung zu erfolgen hat, beſtimmt ſich nach Landesrecht. Der Grund für das Erfordernis der 
Bekanntmachung iſt, daß auch Dritte über den Umfang der Haftung wegen der Nebenleiſtungen 
Gewißheit ſollen erlangen können (Prot 8, 545f.). Deshalb iſt es für genügend zu erachten, 
wenn die Satzung nur inſoweit bekanntgemacht iſt, als fie die einzutragenden Nebenleiſtungen 
betrifft (RIA 1, 207; NOS 40 A 262; OLG 39, 248). d) Die Nebenleiſtungen müſſen außer 
den Zinſen ſatzungsgemäß zu entrichten fein. Der Zinsſatz iſt ſtets in den Eintragungsvermerk 
ſelbſt aufzunehmen. Wegen derjenigen anderen Nebenleiſtungen, die nicht in der Satzung, ſon⸗ 
dern nur in der Eintragungsbewilligung feſtgeſetzt find, ift eine Bezugnahme ebenfalls nicht ftatt- 
haft (KJ 22 A 169; 33 A 250). Satzungsgemäß zu entrichtende Nebenleiſtungen ſind z. B. Zinſen 
für rückſtändig gebliebene, ſatzungsgemäß von der Kreditanſtalt vorgeſchoſſene Hypotheken- 
zinſen, dagegen nicht eine Talonſteuer, Zinſen für rückſtändig gebliebene, von der Kredit⸗ 
anſtalt ſatzungsgemäß vorgeſchoſſene Lebensverſicherungsbeiträge, wenn der Darlehnsnehmer 
nach der Satzung zum Abſchluß eines Lebensverſicherungsvertrags nicht verpflichtet iſt (KJ 
47, 202). — Treffen die genannten vier Vorausſetzungen zuſammen, ſo kann die Eintragung 
der betreffenden Nebenleiſtungen (3. B. Entſchädigung für unpünktliche Zinszahlung, Bei⸗ 
träge zu den Verwaltungskoſten, ſ. A 6) durch Bezugnahme auf die Satzung bewirkt werden. 
Eine Bezugnahme auf die Eintragungsbewilligung genügt nach dem Wortlaute des Geſetzes 
nicht (RIA 1, 208; a. M. Prot 8, 546). Anderſeits erſetzt die erſtere Bezugnahme nicht die 
letztere hinſichtlich der übrigen Merkmale der Forderung gemäß Abf 1 Halbſ 2. Jedoch darf 
die Eintragungsbewilligung, auf die nach Abſ 1 Halbſ 2 bei der Eintragung Bezug genommen 
werden darf, ihrerſeits zur Ergänzung des darin Erklarten auf die Satzung Bezug nehmen, 
ohne daß dieſe als Protokollanlage im Sinne des 9 176 Abs 2 FGG behandelt zu fein braucht 
(KGJ 47, 206). Daß bei dem Vermerk der Bezugnahme der Zuſatz gemacht wird, die Bezug” 
nahme erfolge „wegen der Nebenleiſtungen“, iſt nach dem Wortlaute des Abf 2 („genügt die 
Bezugnahme auf die Satzung“) nicht notwendig; aber, da Abſ 2 nur den Mindeftumfany der 
Eintragung beſtimmt, zuläſſig (RIA 11, 71). — Der Eintragung iu das Grundbuch fähig iſt 
auch die ſog. Generalgarantie, d. i. die Haftung aller dem landſchaftlichen Kreditverband an. 
gehörigen Güter für etwaige Ausfälle des Pfaudbriefgläubigers; jedoch erfolgt in Preußen 
die Eintragung nicht bei der Pfandbriefshypothek in Abteilung III, ſondern in Abteilung II, 
da es ſich um ein nicht hypothekariſches, das Grundſtück belaſtendes Recht im Sinne des 8 11 
Nr 1 Pr. Allg Vf v. 20. 11. 90 handelt (KJ 58, 208). — Hinſichtlich der Hypotheken- 
banken ſ. A 4. 
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8 1116 


über die Hypothek wird ein Hypothekenbrief !) erteilte). 

Die Erteilung des Briefes kann ausgeſchloſſen werden. Die Ausſchließung 
kann auch nachträglich erfolgen. Zu der Ausſchließung iſt die Einigung 
des Gläubigers und des Eigentümers?) ſowie die Eintragung“) in das Grund⸗ 
buch erforderlich; die Vorſchriften des § 873 Abſ 2 und der SS 876, 878 
finden entſprechende Anwendung). 

Die Ausſchließung der Erteilung des Briefes kann aufgehoben werden; 
die Aufhebung erfolgt in gleicher Weiſe wie die Ausſchließunge). 

E I 1106—1108 II 1025; M 3 612 ff., 742 ff.; P 3 508, 510 ff., 638 ff.: 6 205 ff. 


1. Der Hypothekenbrief, der von dem Grundbuchamt erteilt wird, ſoll eine öffentliche Aus⸗ 
kunft über das Beſtehen der Hypothek und über alle ihrer Sicherheit dienenden Umſtände 
geben, ſo daß er für den Verkehr das Einſehen des Grundbuchs entbehrlich macht (RG 77, 
425). Er muß nach der zwingenden Vorſchrift des $ 56 GBO die Bezeichnung als Hypotheken ⸗ 
brief enthalten, den Geldbetrag der Hypothek und das belaſtete Grundſtück bezeichnen 
ſowie mit Unterſchrift und Siegel verſehen fein. Fehlen dieſe Erforderniffe, ſo hat die Urkunde 
nicht die Eigenſchaft eines Hypothekenbriefs. Weitere Vorſchriften über den Inhalt, die aber 
nur Ordnungsvorſchriften find, gibt 8 57 GBO (Nummer des Grundbuchblatts und Auszug 
aus dem Grundbuch; er bezieht ſich auch auf das Rangverhältnis der Hypothek zu anderen 
Poſten, den Vermerk ſpäteren Rangrücktritts und ferner den Vermerk der ſpäteren Erlangung 
des Vorrangs vor anderen Poſten, OL 9, 345; KGJ 35 A 294, mit Einſchluß der Wieder- 
gabe des bei der zurücktretenden Poſt eingetragenen Vorrangvermerks, KGJ 45, 291, aber 
mit Ausſchluß ſolcher Eintragungen, die der Hypothek zwar zeitlich vorgehen, aber ſie völlig 
unberührt laſſen, die insbeſondere trotz zeitlichen Vorgehens ihr im Range weder vorgehen 
noch gleichſtehen, KJ 52, 216, ferner im Falle einer Hypothek nur auf einem Miteigen« 
tumsanteil mit Ausſchluß der lediglich auf einem andern Anteile ruhenden Belaſtungen, 
. fie auch der Hypothek zeitlich vorgehen, KJ 52, 217 unter Aufgeben von KGJ 
26 A 804). Vgl. auch GBO 88 58 (Verbindung der etwaigen Schuldurkunde mit dem Brief; 
ſollen aber nachträglich ohne Anderung des urſprünglichen Schuldgrundes Abänderungen, 
z. B. hinſichtlich der Verzinfungs-, Kündigungs und Rückzahlungsbedingungen, eingetragen 
werden, ſo iſt die Verbindung der ſchuldrechtlichen Abäuderungsurkunde mit dem Hypotheken⸗ 
briefe nicht notwendig, jedoch auch nicht unzuläſſig, KGJ 53, 224), 59 (nur ein Brief über 
eine Geſamthypothel), 61 (Teilhypothekenbrief, ſ. 5 1152 BGB), 66 (gemeinſchaftlicher Brief 
über mehrere Hypotheken; vgl. KG 20 A 108; 39 A 272, A 276), 67, 68 (Erneuerung), 
69 (Vernichtung des Briefes). In Preußen hat nach 8 40 Allg Vf v. 20. 11. 99 bei Erteilung 
von Hypothekenbriefen das Grundbuchamt nicht unter dieſer Benennung, fondern unter der 
als Amtsgericht zu unterzeichnen (NOS 53, 222). Sollen Eintragungen in bezug auf die 
Briefhypothek bewirkt werden, fo iſt nach den Ordnungsvorſchriften der 89 42 Satz 1,62 ff. GBO 
regelmäßig der Brief dem Grundbuchamte vorzulegen und die Anderung auf ihm zu vermerken. 
Dieſe Ordnungsvorſchriften haben hauptſächlich ihren Grund darin, daß das Grundbuch keine 
ſichere Auskunft gibt, wer der Gläubiger einer Brie fhypothek iſt, da dieſe außerhalb des Grund · 
buchs gemäß $ 1154 Abſ 1 weiter übertragen ſein kaun; durch fie ſoll darauf hingewirkt werden, 
daß Brief und Grundbuch übereinſtimmen (RIA 14, 313; f. unten über die Folgen der Nicht ⸗ 
übereinftimmung). Vgl. jedoch die in 88 42 Satz 2, 54 Abſ 2 GBO (Widerſpruchseintragung), 
$$ 131, 145 BVG (Löſchung einer Hypothek, Eintragung des Vorrangs einer Sicherungs⸗ 
hypothek gemäß § 128 ZIG auf Erſuchen des Vollſtreckungsrichters) gegebenen Ausnahme. 
beſtimmungen, die aber auf andere Fälle nicht ausgedehnt werden dürfen (RIA 14, 814). 
— Für die Eintragung der Aufwertung einer Hypothek nach dem AufwG v. 16. 7. 25 bedarf 
es nach Art 17 DurchfVOO v. 29. 11. 25 der Vorlegung des Hypothekenbriefes nicht, wenn der 
Antrag auf Eintragung in den Fällen der $$ 14 (Vorbehalt), 15 (Leiſtung angenommen in 
der Zeit v. 15. 6. 22 bis zum 14. 2. 24 — Rückwirkung), 78 (Leiſtung nach dem 13. 2. 24 an. 
genommen) Aufwh von dem Gläubiger und im Falle des $ 17 Aufw® (Aufwertung 
für den Zedenten neben der Aufwertung für den Zeſſionar, wenn Zeſſionsvaluta nach dem 
14. 6. 22 oder unter Vorbehalt der Rechte angenommen) von dem früheren Glaubiger (Ze ⸗ 
denten) geſtellt wird; desgl. iſt Vorlegung des Hypothekenbriefs nicht erforderlich, wenn 
der Brief unbrauchbar gemacht iſt, ſowie für die Eintragung eines Widerſpruchs in den Fällen 
des 98 Abf 2 (rechtzeitin beantragte Herabſetzung der Aufwertung) und des 5 16 Abſ 3 (Hypo. 
thek noch nicht gelöfcht, Eigentümer behauptet, daß eine Aufwertung nach 58 14, 15 nicht 
ſtattfindet) Aufw. — Über die Erforderniſſe der Verwendbarkeit eines beim Grundbuchamt 
aus anderer Veranlaſſung befindlichen Hypothekenbriefs mit Rückſicht auf § 42 vgl. KG 50, 
228. — Der Hypothekenbrief hat, wie ſich namentlich ergibt aus 88 1117, 1154 (Erwerb, Über- 
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tragung der Hypothek durch Übergabe des Briefes), 1155 (Schutz des öffentlichen Glaubens im 
Falle des Beſitzes des Briefes), 1160 (Vorlegung des Briefes bei Geltendmachung der Hypothek), 
eine ſelbſtändige vermögensrechtliche Bedeutung (R St 41, 268). Er iſt jedoch kein Wert⸗ 
papier, da er nich Träger des Hypothekenrechts iſt, vielmehr das Beſtehen der Hypothek von 
der Eintragung im Grundbuche abhängt (ſtr., RS Gruch 51, 921). In manchen Beziehungen iſt 
er vom Geſetz allerdings einem Wertpapier gleichgeſtellt (vgl. 8 1819). — Steht der Inhalt des 
Briefes mit der Eintragung im Grundbuche im Widerſpruch, ſo iſt letztere maßgebend, 
weil der Hypothekenbrief nicht den öffentlichen Glauben des Grundbuchs hat und nicht dazu 
beſtimmt iſt, die zur Begründung dinglicher Rechte erforderliche Eintragung zu erſetzen (M3, 
756, vgl. RG 76, 378). Lautet z. B. der Brief über eine Hypothek von 5000 M., iſt aber die 
Hypothek für 3000 M. eingetragen, fo beſteht die Hypothek nur in letzterer Höhe. Auch gegen ⸗ 
über einem gutgläubigen Erwerber wirkt der entgegenſtehende Inhalt des Grundbuchs. Iſt z. B. 
im Grundbuch die Ausſchließung der Brieferteilung der wirklichen Vereinbarung gemäß ein⸗ 
getragen, ſo gilt die Hypothek, auch wenn ein Brief verſehentlich erteilt iſt, als Buchhypothek, 
insbefondere auch hinſichtlich der Übertragung; der die Hypothek auf Grund des Briefes 
gutgläubig Erwerbende iſt nicht geſchützt gegenüber demjenigen, der die Hypothek als Buch⸗ 
hypothek gemäß 8 1154 Abſ 3 durch ſeine Eintragung erworben hat. Anderſeits aber wird durch 
den Inhalt des Briefes, wenn dieſer der wirklichen Rechtslage entſpricht, dagegen das Grund⸗ 
buch unrichtig iſt (wenn z. B. eine Teilzahlung gemäß 8 1145 auf dem Brief, nicht aber im 
Grundbuche vermerkt iſt), nach 8 1140 der Schutz des Rechtserwerbs im Vertrauen auf die 
Richtigkeit des Grundbuchs ausgeſchloſſen (ſ. S 1140 A 1). — Wenn auch der Brief ſelbſtändige 
vermögensrechtliche Bedeutung hat, ſo ſteht er doch im Abhängigkeitsverhältniſſe zu 
der Hypothek. Daher kann das Eigentum daran nur dem jeweiligen Gläubiger der Hypothek 
zuſtehen (8 952 Abſ 2; RG 91, 157; Gruch 47, 957; Warn 1917 Nr 56). Ferner kann die 
Urkunde nicht für ſich allein und losgelöſt von der Hypothek Gegenſtand beſonderer dinglicher 
Rechte, z. B. eines Pfandrechts, fein (RG 51, 86; 66, 27; 68, 282; Gruch 47, 957; 49, 366). 
Auch kann der Hypothekenbrief nicht ſelbſtändiger Gegenſtand der Zwangsvollſtreckung wegen 
einer Geldforderung ſein; vielmehr kann ſeine Pfändung oder die Pfändung eines Anſpruchs 
auf ſeine Herausgabe nur als Mittel zur Durchführung der Zwangsvollſtreckung in das dem 
Schuldner an der Hypothek zuſtehende Recht in Frage kommen (MG 74, 80, vgl. RGSt 26, 11). 
Dagegen iſt es zuläffig, durch Vertrag ein nur zwiſchen den Vertragſchließenden perſönlich 
wirkendes Zurückbehaltungsrecht an einem Hypothekenbriefe zu begründen, da dadurch der 
Eigentümer des Briefes nur das ihm an ſich zuſtehende Recht auf Herausgabe des Briefes 
für feine Perſon zeitweiſe und bedingt ausſchließt (RG 51, 87; 66 S. 24, 102; 68 S. 282, 
888; 91, 158; JW 08 S. 447°, 5475; Gruch 51, 919). Auch kann ein Hypothekenbrief, da 
ihm die Eigenſchaft eines körperlichen Gegenſtandes, alſo einer Sache ($ 90), nicht abzusprechen 
iſt, einem anderen zum Gebrauch unentgeltlich überlaſſen, geliehen (8 598) werden, z. B. um 
damit Sicherheit für eine Forderung leiſten zu können (MO 91, 158). — Für die Grund 
und die Rentenſchuld gilt $ 1116 in gleicher Weile ($$ 1192, 1200 BGB, $ 70 EBD). 

2. Regelſatz: ein Hypothekenbrief wird erteilt. Wenn alſo die Erteilung des Briefes 
nicht gemäß Abſ 2 ausgeſchloſſen wird, iſt die Hypothek eine Briefhypothek. Daraus folgt 
3. B., daß auf Grund eines Urteils, durch das der Eigentümer ſchlechthin zur Bewilligung 
der Eintragung einer Hypothek verurteilt iſt, nur eine Briefhypothek eingetragen werden 
kann (KGJ 21 A 171). Ferner folgt daraus, daß im Falle einer Hypothekvormerkung, wenn 
weder der Eintragungsvermerk noch feine Unterlagen über die Art der zu beſtellenden Hypo 
thek etwas ergeben, die (im übrigen gerechtfertigte) Umſchreibung der Vormerkung in eine 
Briefhypothek verlangt werden kann (RG Gruch 58, 1019). Weiter iſt daraus zu folgern, 
daß eine Hypothek, bei der die Ausſchließung der Brieferteilung nicht eingetragen iſt, nur als 
Briefhypothek gemäß § 1154 Abſ 1, 2 abgetreten werden kann, wozu hinſichtlich des Briefes 
mindeſtens erforderlich ift, daß eine Vereinbarung gemäß 8 1117 Ab] 2 getroffen und (. 8 1154 
A 3) der Antrag auf Bildung des Briefes beim Grundbuchamt geftellt worden ift (vgl. OLG 
34, 205). Dies gilt auch dann, wenn vereinbart worden iſt, auf Verlangen des Gläubigers 
ſei jederzeit ein Brief zu bilden; denn eine ſolche Vereinbarung hat zwar die Bedeutung, daß 
die Erteilung des Briefes zunächſt ausgeſchloſſen und nur eine ſpätere Aufhebung der Aus⸗ 
ſchließung vorgeſehen werde, jedoch hat fie nur ſchuldrechtliche Natur, fo daß fie nicht ein 
tragungsfähig iſt und, wenn ſie dennoch eingetragen iſt, rechtlich als nicht eingetragen gilt 
(vgl. OLG 34, 205). Anders verhält es ſich jedoch, wenn ein bereits beſtehendes hypotheka⸗ 
riſches Recht ohne Brief in ein anderes hypothekariſches Recht umgewandelt wird (3. B. eine 
Buchgrundſchuld in eine Hypothek oder eine Buchhypothek in eine Grundſchuld). Haben 
die Beteiligten nicht ausdrücklich Gegenteiliges feſtgeſetzt, fo iſt eine Einigung dahin anzunehmen, 
daß auch das andere hypothekariſche Recht unverbrieft ſein ſoll. Ener nochmaligen Eintragung 
der Ausſchließung der Brieferteilung bedarf es nicht, da ſich die Ausichliefung aus der früheren 
Eintragung ergibt (RIA 8, 283; OVG 29, 872); jedoch iſt ſie nicht unzuläſſig, da ſie Unklarheiten 
verhüten kann (OLG 29, 372). — Bei einer Sicherungshypothek iſt nach 8 1185 Abſ 1 aus- 
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nahmsweiſe die Erteilung eines Briefes ausgeſchloſſen. Soll eine ſolche Hypothek gemäß 
8 1186 in eine gewöhnliche Buchhypothek umgewandelt werden, fo iſt auch hier weder eine 
ausdrückliche Vereinbarung noch die Eintragung der Ausſchließung erforderlich, da dieſe 
aus der früheren Eintragung der Hypothek als Sicherungshypothek folgt (ſtr., RIA 8, 282). 
Über den Fall der Erweiterung einer Einzelbuchhypothek zu einer Geſamtbuchhypothek vgl. 
§ 1132 A 3. — Nach Artt 192, 193 EG gilt eine zur Zeit der Grundbuchanlegung beſtehende 
Hypothek als Buchhypothek, wenn ſie nicht landesgeſetzlich für eine Briefhypothek erklart wird. 

3. Der Einigung des Gläubigers und des Eigentümers über die Ausſchließung des 
Briefes bedarf es nicht nur, wenn eine Hypothek urſprünglich als Buchhypothek beſtellt werden 
ſoll, ſondern auch im Falle nachträglicher Ausſchließung, alſo der Umwandlung einer Brief⸗ 
hypothek oder eines Teiles davon (vgl. OLG 41, 37: Abtretung eines Teiles einer Brief⸗ 
hypothek unter Verzicht auf Teilbrief) in eine Buchhypothek. Handelt es ſich um eine Gefamt- 
hypothek ($ 1132), jo müſſen die Eigentümer der ſämtlichen beteiligten Grundſtücke die Einigung 
erklären. Hat im Falle nachträglicher Ausſchließung ein Eigentumswechſel ſtattgehabt, ſo iſt die 
Einigung des Gläubigers mit dem gegenwärtigen Eigentümer erforderlich. — Die Einigung 
bedarf zur Rechtswirkſamkeit nicht einer Form. Zur Vornahme der Eintragung braucht 
die Einigung dem Grundbuchamte nicht nachgewieſen zu werden (OLG 1, 414). Es genügt hierzu 
gemäß § 19 G0 die in der Form des § 29 GBD erklärte einfeitige Bewilligung des durch die 
Eintragung in ſeinem Rechte Betroffenen. Dies iſt der Eigentümer allein, wenn bei der Begrün⸗ 
dung der Hypothek dieſe als Buchhypothek eingetragen werden ſoll, da der Gläubiger zu dieſer 
Zeit noch kein Recht am Grundſtücke hat (RIA 1, 22). Wenn dagegen eine Briefhypothek 
nachträglich in eine Buchhypothek umgewandelt werden ſoll, wird dadurch der Gläubiger eben ⸗ 
falls in ſeinem Rechte betroffen und muß daher auch feine Bewilligung dem Grundbuch 
amte beigebracht werden (RIA 1, 22). — Unzuläſſig ift die Ausſchließung bei Inhaber- 
briefgrundſchulden ($ 1195). 

4. Einigung und Eintragung der Ausſchließung müſſen zuſammentreffen, wenn die 

Hypothek eine Buchhypothek ſein ſoll. Fehlt eins dieſer Erforderniſſe, ſo iſt die Hypothek eine 
Briefhypothek (J. A 2). Die erfolgte Eintragung der Ausſchließung, die einer vorangegangenen 
oder nachträglichen Einigung ermangelt, unterliegt der Berichtigung. Die Hypothek kann 
gemäß § 1117 nur dann vom Gläubiger erworben werden, wenn ein Brief ausgefertigt und 
ihm vom Eigentümer übergeben wird. Jedoch gilt für diejenigen, die gutgläubig die Hypothek 
als Buchhypothek erwerben, das Grundbuch gemäß $ 892 als richtig. Iſt trotz vorliegender 
Einigung die Eintragung der Ausſchließung unterblieben, ſo kann über die Hypothek überhaupt 
A 5 werden, wenn entweder ein Brief nachträglich erteilt oder die Eintragung nach⸗ 
geholt iſt. 
5. Aus der entſprechenden Anwendung der SS 873 Abſ 2, 876, 878 folgt: Die Beteiligten 
find an die Einigung gebunden, wenn fie in einer der Formen des § 873 Abs 2 erklärt iſt. Steht 
einem Dritten ein Recht an der Hypothek zu (z. B. Pfandrecht, Nießbrauch), fo bedarf es zur 
Umwandlung einer Briefhypothek in eine Buchhypothek feiner Zuſtimmung ($ 876). Der 
Eintritt einer Beſchränkung des Berechtigten (ſ. A 3) in der Verfügung nach feiner Bindung 
und Stellung des Eintragungsantrags iſt ohne Einfluß (8 878). 

6. Auch zur Wiederaufhebung der Briefausſchließung, alſo zur Umwandlung einer 
Buchhypothek in eine Briefhypothek, iſt die Einigung des Gläubigers mit dem Eigentümer 
zur Zeit der Umwandlung und die Eintragung erforderlich (RIA 2, 36; KON 82 B 13; OLG 
1, 259). Der Eigentümer zur Zeit der Hypothekbeſtellung kann ſeine Sondernachfolger 
nicht mit dinglicher Wirkung verpflichten, auf Verlangen des Gläubigers die Umwandlung zu 
bewilligen. Die Einräumung eines ſolchen Rechtes für den Gläubiger iſt daher nicht eintragungs 
fähig (RIA 2, 36). Dagegen kann ein Anſpruch auf Umwandlung als ein Anſpruch auf Ande- 
rung des Inhalts der Hypothek durch Vormerkung geſichert werden. — Zur Eintragung der 
Wiederaufhebung genügt auch der übereinſtimmende Antrag des Eigentümers und des Gläu⸗ 
bigers auf nachträgliche Bildung eines Briefes, da hierin Eintragungsbewilligung ($ 19 GO) 
und Eintragungsantrag ($ 13 GBO) deutlich zum Ausdrucke kommen (KGJ 28 A 151). 


§ 1117 


Der Gläubiger erwirbt, ſofern nicht die Erteilung des Hypothekenbriefs 
ausgeſchloſſen iſt, die Hypothek erſt!), wenn ihm der Brief von dem Eigen⸗ 
tümer des Grundſtücks übergeben wird:). Auf die übergabe finden die Vor⸗ 
ſchriften des § 929 Satz 2 und der SS 930, 931 Anwendung“). 

Die Übergabe des Briefes kann durch die Vereinbarung erſetzt werden, 
daß der Gläubiger berechtigt ſein ſoll, ſich den Brief von dem Grundbuch⸗ 
amt aushändigen zu laſſen“). 
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Iſt der Gläubiger im Beſitze des Briefes, ſo wird vermutet, daß die 
Übergabe erfolgt jeid). 
E I 1110 II 1026; M 3 746 f.; P 3 648, 728. 


1. Durch die Übergabe des Briefes ſoll der Gläubiger die Briefhypothek erſt erwerben, 
nicht ſchon durch die Eintragung der Hypothek für ihn, wie bei der Buchhypothek. Zweck 
dieſer Vorſchrift iſt, zu verhüten, daß durch Verfügung des Gläubigers vor Erfüllung der ihm 
obliegenden Leiſtung (Auszahlung der Valuta) ein gutgläubiger Dritter die Hypothek erwirbt, 
und zu ermöglichen, daß die Leiſtung des Gläubigers und der Erwerb der Hypothek Zug um 
Zug erfolgen (Prot 3, 729). Bis zu der Übergabe (oder der dieſe erſetzenden Vereinbarung 
des Abſ 2) ſteht die Briefhypothek dem Eigentümer als Eigentümergrundſchuld zu ($$ 1163 
Abſ 2, 1177 Abſ 1; RG 77, 108; OLG 26, 135). Er iſt Eigentümer des Briefes (8 952 Abſ 2; 
OLG 11, 113; 26, 135). Entſprechend beſtimmt 8 60 GBO, daß der Brief vom Grundbuchamte 
dem Eigentümer auszuhändigen iſt, falls er nicht eine abweichende Beſtimmung in der Form 
des § 29 Satz 1 GBO getroffen hat. Das Grundbuch iſt unrichtig, weil es den Gläubiger 
als Inhaber des hypothekariſchen Rechtes nennt (RG 77, 108; KGJ 22 A 310). Der Eigen- 
tümer kann 150 über die Hypothek als Briefgrundſchuld gemäß § 1154 durch Abtretungs⸗ 
erklärung und Übergabe des Briefes zugunſten eines Dritten rechtswirkſam verfügen oder 
die Grundſchuld durch Anlehnung an eine neue Forderung ($ 1198) in eine Briefhypothek 
für den Dritten umwandeln (KGJ 22 A 311). Soll allerdings die Abtretung eingetragen 
werden, ſo muß der Eigentümer dem Grundbuchamte ſein Recht gehörig nachweiſen. Dazu 
wird erforderlich fein die Beibringung einer in der Form des § 29 GBO abgegebenen Erklärung 
des als Gläubiger Eingetragenen, daß er die Hypothek wegen Fehlens der Briefübergabe 
nicht erworben habe; die Tatſache, daß der Brief gemäß §8 60 GBO vom Grundbuchamte 
dem Eigentümer ausgehändigt iſt, genügt zu dem Nachweiſe nicht (ROY 22 A 309). Der 
Gläubiger hat vor der Briefübergabe (oder dem Übergabeerſatz des Abſ 2), auch wenn er die 
ihm obliegende Leiſtung bewirkt hat, nur einen perſönlichen Anſpruch auf Beſchaffung 
der Hypothek (RG 63, 14; 63, 424; 77, 109; OLG 26, 135). Dieſer Anſpruch hindert ebenſo⸗ 
wenig wie die Verfügung über die Hypothek durch den Eigentümer die Pfändung der Hypo- 
thek (Eigentümergrundſchuld) durch Gläubiger des Eigentümers (RG 63, 14; 78, 416; OLG 
11, 111; 44, 159). Im Falle des Konkurſes des Eigentümers ſteht dem Gläubiger ein Abſonde⸗ 
rungsrecht nach 547 KO nicht zu. Vielmehr kann der Konkursverwalter von ihm gemäß 9 894 
Zuſtimmung zur Berichtigung des Grundbuchs dahin verlangen, daß an ſeiner Stelle der 

emeinſchuldner als Gläubiger der zur Eigentümergrundſchuld gewordenen Hypothek ein⸗ 
getragen werde; wegen des perſönlichen Anſpruchs auf Beſtellung der Hypothek kann er nur eine 
Geldforderung gemäß § 69 KO zur Konkursmaſſe geltend machen (RG 77, 109; OLG 26, 135). 
Er kann aber ſeinen Anſpruch, der auf Einräumung eines Rechtes an einem das Grundſtück 
belaſtenden Rechte im Sinne des $ 883 gerichtet iſt, durch Vormerkung ſichern laſſen (OLG 
7, 367), und dann kann er im Falle des Konkurſes des Eigentümers auf Grund des § 24 KO 
ein Abſonderungsrecht geltend machen. — Iſt anderſeits der Brief dem Gläubiger zwar über⸗ 
geben, aber die geſicherte Forderung nicht entitanden, fo ſteht die Hypothek nach 8 1163 
Abi 1 Satz 1 ebenfalls dem Eigentümer zu und er iſt gemäß $ 952 trotz der Übergabe an den 
Gläubiger auch Eigentümer des Briefes (RGSt 39, 185; vgl. auch RG JW 06, 71412, Unter 
ſchlagung der Valuta durch den Notar ohne Aushändigung des Briefes). — Die Vorſchriften 
des § 1117 über das Erfordernis der Übergabe oder ihres Erſatzes nach Abf 2 finden auch An⸗ 
wendung, wenn eine Briefhypothek abgetreten (8 1154) oder verpfändet (8 1274) 
oder gepfändet und überwieſen (88 829, 880, 837 ZPO; vgl. über die Frage, ob nicht nur 
unmittelbarer, ſondern auch mittelbarer Briefbeſitz des Pfändungsgläubigers zur Entſtehung 
des Pfändungspfandrechts an der Briefhypothek genügt, NG Warn 1921 Nr 97) oder ein 
Nießbrauch an einer Briefhypothek beſtellt (5 1069) werden ſoll. Die Begründung eines 
Nießbrauchs an einer Briefhypothek kann auch mit der Übertragung der Hypothek an einen 
andern in der Weiſe verbunden werden, daß der Gläubiger die Hypothek unter Ausſchluß der 
den Inhalt des Nießbrauchs ausmachenden Befugniſſe an den andern abtritt. Hierzu bedar 
es neben der ſchriftlichen Erklärung der Abtretung des beſchränkten Gläubigerrechts auch noch 
der Übergabe des Hypothekenbriefs an den neuen Gläubiger, für welche die Vorſchriften des 
$ 1117 gelten; die Übergabe kann danach insbeſondere durch eine zwiſchen dem bisherigen 
und dem neuen Gläubiger getroffene Vereinbarung erſetzt werden, daß der bisherige Glau, 
biger als nunmehriger Nießbraucher im Beſitze des Hypothekenbriefs verbleiben ſoll (88 1154 
Abſ 1 Satz 1, 1117 Abſ 1 Satz 2, 868; vgl. A 8). Solange eine Übergabe oder eine fie 
erſetzende Vereinbarung nicht ſtattgefunden hat, tritt auf Grund der Abtretungserklärung 
oder der Eintragung in das Grundbuch allein keine dingliche Anderung der Rechtslage ein, 
verbleibt vielmehr dem bisherigen Gläubiger das volle uneingeſchränkte Gläubigerrecht (RG 
SeuffA 75 Nr 27 [Warn 1920 Nr 111. Vgl. auch RGSt 34, 172 (keine Sicherung ſeitens 
des Gemeinſchuldners im Sinne des $ 241 KO durch Eintragung einer Briefhypothek, ſo 
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lange nicht der Brief dem Gläubiger übergeben iſt). — Die Vorſchriften gelten gemäß 8 1192 
auch für den Erwerb einer Briefgrundſchuld durch den Gläubiger (vgl. RG 77, 108). 

2. Von dem Eigentümer (oder dem dazu von dieſem Ermächtigten) muß der Brief über⸗ 
geben ſein. Erlangt der Gläubiger den Brief ohne Zuſtimmung des Eigentümers (z. B. 
von einem zur Aushändigung nicht Befugten, wie einem Beſitzdiener [§ 855], Mäkler), ſo 
erwirbt er die Hypothek nicht (vgl. RG 75, 224; Warn 1915 Nr 172). Auch dann nicht, wenn er 
den Brief vom Grundbuchamte verſehentlich (8 60 Abf 1 GBO) ausgehändigt erhält. In ſolchen 
Fällen kann aber der Beſitz des Briefes dann zum Erwerbe der Hypothek führen, wenn nach⸗ 
träglich eine Einigung zwiſchen Eigentümer und Gläubiger gemäß § 929 Satz 2 erfolgt. 
Auch iſt es einer Übergabe ſeitens des Eigentümers gleich zu erachten, wenn dieſer, ſei es 
auch nur einſeitig, dem Grundbuchamte gegenüber gemäß S60 Abſ 2 GBO die Beſtimmung 
getroffen hat, daß der Gläubiger berechtigt ſein ſolle, die Aushändigung des Briefes vom 
Grundbuchamte zu verlangen, oder daß der Brief vom Grundbuchamte dem Gläubiger über⸗ 
ſandt werden ſolle, und das Grundbuchamt daraufhin den Brief dem Glaubiger (oder ſeinem 
Vertreter) aushändigt (RG 66, 100; 77, 108; KGJ 25 A 154; 40 A 322). Hat letztere 
Aushändigung aber nicht ſtattgefunden, fo iſt in ſolchem Falle die Übergabe nicht erfolgt (RG 
66, 100; 77, 108). Eine Beſtimmung gemäß § 60 Abſ 2 GBO kann vom Eigentümer nicht 
einſeitig widerrufen werden, ebenſowenig wie eine Eintragungsbewilligung, weil das Grund⸗ 
buchamt mit dem Eingange der Beſtimmungserklärung nicht mehr den Eigentümer, ſondern 
lediglich den Gläubiger als empfangsberechtigt zu behandeln hat (RJA 10, 79; KG 40, 824; 
vgl. auch RG JW 08, 5475; Warn 1912 Nr 291; a. M. OLG 14, 108). — Steht das 
Grundſtück im Miteigentum mehrerer oder ſollen mehrere Grundſtücke verſchiedener 
Eigentümer belaſtet werden, fo müſſen ſämtliche Eigentümer den Brief übergeben (RG 52, 360). 
Wenn nur einer der Eigentümer den Brief übergibt, erwirbt der Gläubiger die Hypothek 
auch nicht an deſſen Anteil bzw. Grundſtück, es ſei denn, daß er durch Verzicht die Hypothek 
an den anderen Anteilen bzw. Grundſtücken gemäß $ 1175 Abf 1 Satz 1 zum Erlöfchen bringt 
(RS 52, 362). — Wird der Hypothekenbrief dem Glaubiger nur vorübergehend in die 
Hand gegeben (z. B. zur Information über die Hypothekenverhältniſſe) und ſogleich zurück⸗ 
genommen, ſo liegt eine Übergabe nicht vor (vgl. RG 75, 223; Warn 1915 Nr 172). 

3. Die körperliche Übergabe des Briefes kann gemäß $ 929 Satz 2, wenn der Glaubiger 
bereits im Beſitze des Briefes iſt (. A 1), durch bloße Einigung über den Übergang 
des Eigentums an dem Briefe erſetzt werden. Der Einigung ſteht gleich die rechts⸗ 
kräftige Verurteilung des Grundſtückseigentümers zur Übereignung ($ 894 ZPO). Ferner 
kann die Übergabe, wenn der Eigentümer im Beſitze des Briefes iſt, durch Ein⸗ 
räumung des mittelbaren Beſitzes an den Gläubiger gemäß SS 930, 868 erſetzt werden (4. B. 
durch Übernahme der Verwahrungspflicht e $ 688; vgl. auch RG SeuffA 75 Nr 27 
[Warn 1920 Nr 111] in A 1 a. E.). Ein Übergabeerſatz nach dieſen Vorſchriften kann, da 
aus dem BGB Gegenteiliges nicht zu entnehmen ift, auch dadurch rechtswirkſam ſich 
vollziehen, daß im voraus vereinbart wird, es ſolle der Erwerber an erſt anzuſchaffenden 
Sachen den Beſitz auf Grund eines den Beſitzerwerb vermittelnden Verhältniſſes ausüben 
(RG 56, 52; JW 07, 74718; Gruch 53, 1049). Daher kann auch die Übergabe des Hypo⸗ 
thekenbriefs durch eine zwiſchen dem Eigentümer und dem Erwerber im voraus getroffene 
dingliche Einigung, daß der Eigentümer nach Herſtellung des Briefes dieſen für den Gläu⸗ 
biger verwahren ſolle, erſetzt werden. Der Erwerber erlangt dann die Hypothek, wenn der 
hergeſtellte Hypothekenbrief dem Eigentümer vom Grundbuchamt gemäß § 60 GBO aus⸗ 
gehändigt wird. Jedoch muß, da der Eigentümer in ſolch einem Falle den Verwahrungs⸗ 
vertrag mit ſich ſelbſt ſchließen ſoll (8 181), er nach Empfangnahme des Briefes in erkennbarer 
Weiſe zum Ausdrucke bringen, daß er den Brief für den Gläubiger beſitzt (RG 73, 415). — 
Befindet ſich ein Dritter im Beſitze des Briefes, fo genügt nach 8 931 die Abtretung des 
Herausgabeanſpruchs (vgl. RG 54, 111). Dieſer Anſpruch muß aber ein ſolcher fein, daß er dem 
Eigentümer das Recht gewährt, den Brief in Beſitz zu nehmen und in ſeine Verfügungsgewalt 
zu bringen. Hätte der Eigentümer z. B. inzwiſchen die Hypothek als Briefgrundſchuld auf 
einen anderen übertragen (ſ. A1) und dann dieſen zum Teil befriedigt, ſo ſtände ihm nur ein 
Anſpruch auf Vorlegung des Briefes an das Grundbuchamt zwecks Berichtigung des Grund. 
buchs gemäß $ 896 zu (N& 69, 41). Durch die Abtretung dieſes Anſpruchs würde der lerſte) 
Gläubiger die Hypothek auch bezüglich des vom Eigentümer durch die Befriedigung des anderen 
erlangten Teiles nicht erwerben (RG 69, 43). Die Abtretung kann auch unter einer aufſchieben⸗ 
den Bedingung erfolgen, da $ 158 auch auf Verträge, die eine dingliche Rechtsänderung zum 
Gegenſtand haben, Anwendung findet; es erlangt dann der Erwerber (3. B. wenn der Dritte 
den Brief für den Eigentümer in Verwahrung hat) mit dem Eintritt der Bedingung den 
mittelbaren Beſitz (§ 868) an dem Brief (OLG 26, 133). Eine ſolche bedingte Abtretung 
kann auch ſchon vor Herſtellung des Briefes (ſ. oben) für den Fall, daß der Dritte den Beſitz 
an dem Briefe nach deffen Herſtellung erlangen werde derart, daß der Eigentümer mittelbarer 
Beſitzer ſei (3. B. wenn der Eigentümer den hergeſtellten Brief durch das Grundbuchamt an 


510 Sachenrecht Hypothek Grundſchuld Rentenſchuld 


den Dritten, mit dem er einen Verwahrungsvertrag geſchloſſen hat, aushändigen laſſe), wirk⸗ 
ſam vereinbart werden (OLG 26, 188). — Eine Überweiſung zur Einziehung ſteht der 
Abtretung nicht gleich, da dadurch der Anſpruch nicht übertragen, ſondern dem Pfändenden 
nur die Ermächtigung erteilt wird, den Anſpruch in eigenem Intereſſe geltend zu machen 
(RG 63, 218). 

4. Die die Übergabe erſetzende Vereinbarung der Berechtigung des Gläubigers, ſich 
den Brief vom Grundbuchamt aushändigen zu laſſen, bedarf zur Rechtswirkſamkeit (Un⸗ 
widerruflichkeit ſeitens eines Teiles, |. RG IW 08, 5475; OLG 8, 139; 14, 102) keiner Form 
(RG Gruch 56 S. 983, 986; KGJ 25 A 155; OLG 45, 282). Auch iſt Gebrauch der Worte 
des Abſ 2 nicht erforderlich. Vielmehr genügt jede vom Gläubiger angenommene Er⸗ 
klärung des Eigentümers oder der ſonſt in irgendeiner Weiſe erkennbar kundgegebene über⸗ 
einſtimmende Wille, woraus die Erteilung der genannten Befugnis an den Gläubiger erhellt 
(RS Warn 1912 Nr 291; KGJ 32 A 242, auch 26 A 95). Z. B. kann im Falle einer Teil« 
abtretung eine ſolche Vereinbarung darin gefunden werden, daß die den Antrag auf 
Aushändigung des zu bildenden Teilhypothekenbriefs enthaltende Abtretungsurkunde 
von dem Abtretenden dem Erwerber übergeben und dann von dieſem dem Grund⸗ 
buchamt behufs Umſchreibung eingereicht wird (RG Warn 1912 Nr 291), oder daß der Er⸗ 
werber die in der Abtretungsurkunde enthaltene Aushändigungserklärung, ſei es auch nur 
ſtillſchweigend, annimmt (OL G 45, 282). Das Grundbuchamt allerdings darf den Brief 
dem Gläubiger nur dann aushändigen, wenn der Eigentümer die in A 2 erwähnte Beſtim⸗ 
mung in der Form des § 29 Satz 1 GBO getroffen hat (KGJ 25 A 154). Iſt dies nicht 
geſchehen und hat daher das Grundbuchamt gemäß § 60 Abſ 1 GBO den Brief dem Eigen⸗ 
tümer ausgehändigt, fo kann der Gläubiger, falls die Forderung für ihn entſtanden iſt, er ins⸗ 
beſondere die ihm obliegende Leiſtung erfüllt hat, den Brief ſich dadurch verſchaffen, daß er 
auf Grund der Vereinbarung gegen den Eigentümer ein Urteil auf Herausgabe erſtreitet und 
dann den Brief dem Eigentümer durch den Gerichtsvollzieher gemäß § 883 ZPO weg⸗ 
nehmen läßt (vgl. KGJ 21 A 173). Iſt aber die Beſtimmung vom Eigentümer formgerecht ge⸗ 
troffen, ſo hat das Grundbuchamt dem von dem Glaubiger geſtellten Antrag auf Aushändigung 
des Briefes, auch wenn der Antrag formlos geſtellt iſt, ſtattzugeben, da eine Form für den An⸗ 
trag nicht vorgeſchrieben iſt (RIA 6, 78). — Zweck der Vorſchrift des Abſ 2 iſt, zu verhüten, 
daß der Erwerb der Hypothek durch eine Verzögerung der Ausfertigung des Briefes ver⸗ 
zögert wird, und durch die Erteilung des Rechtes auf Aushändigung des Briefes den mittelbaren 
Beſitz des Briefes im voraus auf den Gläubiger zu übertragen (Prot 3, 729). Iſt die Ver⸗ 
einbarung ſchon vor der Eintragung getroffen, ſo erwirbt der Gläubiger, falls die zu 
ſichernde Forderung beſteht (8 1163 Abs 1, RGSt 39, 184), die Hypothek mit der Eintragung, 
das Eigentum am Brief gemäß 8 952 mit der Herſtellung (RG 66, 102; 81, 425; 89, 161; 
JW 08, 5475; KGJ 25 A 155; 85 A 288; 40, 324; OLG 11, 114; 45, 267). Von der tatſäch⸗ 
lichen Aushändigung des Briefes an den Glaubiger ſind dieſe Folgen nicht abhängig. Weder wird 
der Erwerb der Hypothek bis zur Aushändigung aufgeſchoben, noch wird der Erwerb deswegen 
rückgängig, weil der Gläubiger den Brief nicht erhält; denn nach Abs 2 erfett die „Vereinbarung“ 
ohne weiteres die Übergabe des Briefes (ſtr., RG 89, 161; JW 08, 5475; vgl. RG 64, 313; 
66, 210; Gruch 56, 984; a. M. SeuffÜ 57 Nr 78). Dies gilt auch dann, wenn der Eigentümer trotz 
der Vereinbarung bei Stellung des Eintragungsantrags die Anweiſung zur Aushändigung an den 
Gläubiger nicht gemäß $ 60 Abſ 2 G80 erklärt und daher er nach § 60 Abſ 1 G80 den Brief 
vom Grundbuchamt ausgehändigt erhält (ſtr.). Liegt anderſeits eine Vereinbarung nicht vor, jo 
bewirkt die vom Eigentümer dem Grundbuchamte gegenüber einfeitig erklärte Anweiſung nicht 
für ſich allein den Erwerb der Hypothek: vielmehr muß noch die tatſächliche Aushändigung des 
Briefes an den Gläubiger hinzutreten (RG 66, 100; 77, 108; 89, 161; 3W.08, 5475; OLG 11, 
114; ſ. A 2). Erfolgt die Vereinbarung erſt nach Eintragung der Hypothek, fu erwirbt 
der Gläubiger die Hypothek mit dem Zeitpunkte der Vereinbarung, nicht erſt mit dem der 
Ausfertigung oder gar der Aushändigung des Briefes. — Wird die Vereinbarung gemäß 
$ 894 ZPO durch ein vom Glaubiger erſtrittenes rechtskräftiges Urteil erſetzt, das 
den Eigentümer (zur Beſtellung der Briefhypothek und) zur Bewilligung der Aushändigung 
des Briefes verurteilt (vgl. RH 66, 102), fo gilt das Vorſtehende hinſichtlich des Zeitpunkts 
des Erwerbs in gleicher Weile (KJ 21 A 172). Das Grundbuchamt hat auf Grund des Urteils 
den Brief dem Gläubiger auszuhändigen ($ 894 3 PO, 8 60 Abſ 2 G00). Iſt der Eigentümer 
lediglich zur Hypothekbeſtellung verurteilt und daher ihm der Brief ausgehändigt (8 60 abi 1 
GBO), fo erwirbt der Gläubiger, wenn er auf Grund des Urteils den Brief dem Eigentümer 
durch den Gerichtsvollzieher wegnehmen läßt, die Hypothek gemäß 8 897 BBO im Zeitpunkte 
der Wegnahme. — Die Vereinbarung muß vom Eigentümer mit dem Glaubiger 
geſchloſſen ſein. Eine zwiſchen dem Eigentümer und einem Dritten (3. B. dem Kren 
des Grundſtücks) zugunſten des Gläubigers getroffene Vereinbarung, wonach eine Supotie 
für den Gläubiger beſtellt und dieſem die fragliche Ermächtigung erteilt wird, kann zwar deu 
Gläubiger gemäß 8 328 berechtigen, von dem Verpflichteten (in dem gewählten Falle von 
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dem Grundſtückserwerber) die Einwilligung in die Aushändigung des (nach Eintragung der 
Hypothek) auszufertigenden Briefes (auch im Klagewege) zu verlangen, erſetzt aber nicht 
die Briefübergabe im Sinne des Abſ 2, da auf den dinglichen Vertrag, wie überhaupt die 
Vorſchriften des BOB über Verträge auf dem Gebiete des Rechtes der Schuldverhältniſſe, 
io auch die 88 328ff., betreffend Verträge zugunſten Dritter mit der Wirkung unmittelbaren 
Rechtserwerbs dieſer keine Anwendung finden (RG 66, 100; OLG 14, 102; vgl. auch RG 
98, 283). — Über die Frage, ob und inwieweit dem Gläubiger, der gemäß $ 952 Eigentümer 
des Briefes geworden iſt (ſ. oben), im Falle der Verweigerung der Herausgabe des Briefes 
durch das Grundbuchamt ein privat rechtlicher Anſpruch auf Herausgabe gegen den 
Juſtizfiskus zuſteht, vgl. KGJ 40, 322. 

5. Gegenüber der aus dem Beſitze des Briefes folgenden Vermutung (f. 8 292 ZPO) 
für die Übergabe muß der die Übergabe beſtreitende Eigentümer den Beweis 
führen, daß der Brief ohne ſeinen Willen in den Beſitz des Gläubigers gelangt iſt. Aber auch 
dieſer Beweis nützt ihm dann nichts, wenn der Glaubiger einen perſönlichen Anſpruch auf 
Beſchaffung des Briefes hat; denn der Gläubiger kann in dieſem Falle durch Klage oder Wider⸗ 
klage gegen ihn ein Urteil auf Abgabe der zu der Einigung im Sinne des 8 929 Satz 2 (. A 3) 
erforderlichen Erklärung erſtreiten. — Anderſeits folgt aus Abſ 3, daß, wenn der Gläubiger 
nicht im Beſitze des Briefes iſt, ihm eine Vermutung hinſichtlich Erwerbs der Hypothek 
nicht zur Seite ſteht, alſo auch nicht eine Vermutung aus $ 891 wegen der für ihn er- 
folgten Eintragung der Hypothek. Er muß dann, wenn er ſein Gläubigerrecht geltend machen 
will, den Beweis führen, daß er, wiewohl er nicht im Beſitze des Briefes iſt, die Hypothek 
durch Übergabe oder Übergabeerſatz erworben hat (ſtr., a. M. KGJ 22 A 810). — Hat der 
im Beſitze des Briefes befindliche Gläubiger die Hypothek an einen Dritten übertragen, 
ſo hat die Hypothek, auch wenn der Gläubiger den Brief ohne Willen des Eigentümers erlangt 
hat, gemäß $$ 1138, 892 zugunſten des Dritten als dem Gläubiger zuſtehend zu gelten, es ſei 
denn, daß der Dritte beim Erwerbe bösgläubig war (Prot 3, 646; 3, 729). — Hinſichtlich 
der Zeit der Übergabe des Briefes beſteht keine Vermutung. Kommt es auf den 
Zeitpunkt der Übergabe an (3. B. im Falle einer dazwiſchenliegenden Konkurseröffnung), 
ſo muß der Zeitpunkt nachgewieſen werden (RJ A 6, 67; KGJ 40 A 281). 
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Kraft der Hypothek!) haftet das Grundſtück auch für die geſetzlichen 
Zinjen?) der Forderung ſowie für die Koſten?) der Kündigung“) und der die 
Befriedigung aus dem Grundſtücke bezweckenden Rechtsverfolgung“). 
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1. Kraft der Hypothek bedeutet kraft Geſetzes ohne beſondere Bewilligung und Ein⸗ 
tragung. Die im $ 1118 bezeichneten Zinſen und Koſten find daher nicht eintragungs- 
bedürftig. Auch iſt ein Antrag auf ihre Eintragung vom Grundbuchamt abzulehnen, weil 
überflüſſige Eintragungen vom Grundbuche fernzuhalten find (RIA 1, 81; 2, 246; KGJ 
35 A 325). Wenn jedoch die Eintragung bewirkt worden, iſt weder das Grundbuch unrichtig 
noch die Eintragung im Sinne des 854 GBO ihrem Inhalte nach unzuläſſig (K GJ 35 A 325). — 
81118 gilt für alle Arten der Hypothek ſowie nach 88 1192, 1199 auch für Grundſchulden 
und Rentenſchulden. Vgl. aber für Höchſtbetragshypotheken die Sondervorſchrift des § 1190 
Abſ 2. — Die Vorſchrift gilt nach Art 192 Ech vom Zeitpunkte der Grundbuchanlegung ab 
auch für die vor dem 1. 1. 00 eingetragenen hypothekariſchen Rechte. Erfahren dieſe 
dadurch gegenüber dem früheren Recht eine Erweiterung (wie z. B. durch den Eintritt der 
in einigen Rechtsgebieten früher ohne Eintragung nicht beſtehenden Haftung für geſetzliche 
Zinſen), fo gilt die Erweiterung nur hinſichtlich der nach der Grundbuchanlegung ent. 
ſtehenden Nebenforderungen, während eine eintretende Minderung (wie z. B. hinſichtlich 
der in einigen Rechtsgebieten früher beſtehenden Haftung für Eintragungskoſten, . A 3) auch 
ſolche Nebenforderungen ergreift, die ſchon vorher entſtanden waren. Bezüglich der nach 
früherem Recht eingetragenen beſonderen Kautionshypotheken für Zinſen und Koſten vgl. 
NE 61, 374; Gruch 59, 134; RIA 7, 127; OLG 4, 160; 12, 292. 230 

2. Als geſetzliche Zinſen kommen hier vornehmlich Verzugszinſen (88 288, 289 in Be⸗ 
tracht, ſowie Prozeßzinſen (8 291). Vgl. auch 8 1146 (aus dem Grundſtück gebührende Verzugs⸗ 
zinſen, wenn der Eigentümer mit der Befriedigung des Gläubigers im Verzuge iſt), ferner 
$ 452 (Verzinſung des Kaufpreiſes), 8 641 Abſ 2 (Vergütung beim Werkvertrag), 88 668, 
675, 698, 1834 leigennützige Verwendung fremder Gelder durch Beauftragte, Verwahrer, 
Vormünder). — Für rechtsgeſchäftliche Zinſen dagegen haftet das Grundſtück nur, 
wenn fie nach Maßgabe des $ 1115 eingetragen find. Dies gilt auch von ſolchen Verzugs ⸗ 
zinsen, die über die durch das Geſetz (8 246, HG $ 352) beftimmte Höhe hinaus rechtsgeſchäftlich 
feſtgeſetzt find (OLG 14, 100). Ferner haftet das Grundſtück nicht für Schadenserſatz⸗ 
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anſprüche, die nach SS 286, 288 Abſ 2, 289 Satz 2 aus einem Verzuge über die geſetzlichen 
Verzugszinſen hinaus geltend gemacht werden können (OLG 14, 101). — Über die geſetzlichen 
Zinſen bei der Bauhypothek vgl. 88 27 Ab] 4, 34 Abſ 2 des BauczG v. 1. 6. 09. 

3. Für andere Koſten als die im $ 1118 bezeichneten (3. B. Verwaltungskoſten, Koſten 
für Regiſterauszüge, Stempel, Taxen, für Vermerke auf Hypothekenbriefen) haftet das 
Grundſtück nur, wenn ihre Eintragung beſonders bewilligt und nach Maßgabe des § 1115 
vollzogen iſt (RIA 1, 83; SeuffA 66 Nr 63). Dies gilt auch für die Koſten der Eintragung 
(M 3, 648; RG 72, 3383; KG 49, 231). Bei der Zwangs- und der Arreſthypothek aber 
haftet das Grundſtück gemäß 88 867 Abſ 1 Satz 3, 932 Abſ 2 ZPO auch für die Eintragungs⸗ 
koſten kraft Geſetzes (vgl. über die Beſonderheiten der Zwangsſicherungshypothek gegenüber 
der Vertragsſicherungshypothek 8 1184 A. 4). Hinſichtlich Ablehnung des Antrags auf ihre 
Eintragung und der Wirkung ihrer Eintragung gilt das in A 1 Bemerkte. 

4. Koſten der Kündigung im Sinne des $ 1118 find nur ſolche, die durch eine nach 8 1141 
für die dingliche Hypothek wirkſame Kündigung gegenüber dem Eigentümer entſtehen, nicht 
Koſten der Kündigung gegenüber dem perſönlichen Schuldner, der nicht der Eigentümer iſt. 
Die Kündigungskoſten find unter entſprechender Anwendung der 88 91, 788 ZPO (3. B. 
bezüglich der Vertretung durch einen Anwalt) nur ſoweit für erſtattungsfähig zu erachten, 
als ſie zur zweckentſprechenden Geltendmachung des Hypothekenrechts notwendig waren. 
Dahin ſind beſonders zu rechnen Koſten der Zuſtellung durch einen Gerichtsvollzieher, Koſten 
für die Beſtellung eines Vertreters gemäß § 1141 Abf 2. 

5. Unter den Koſten der die Befriedigung aus dem Grundſtücke bezweckenden Rechts⸗ 
verfolgung ſind nur Koſten der gegen den Eigentümer als ſolchen mit der dinglichen Klage 
gerichteten Rechtsverfolgung zu verſtehen. Für Koſten einer perſönlichen (ſchuldrechtlichen) 
Klage gegen den Schuldner haftet das Grundſtück nicht (RG 90, 172). Sit die dingliche Klage, 
wenn der Eigentümer zugleich perſönlicher Schuldner iſt, mit der perſönlichen Klage ver⸗ 
bunden, ſo erſtreckt ſich die Haftung nicht auf die durch die Verbindung etwa entſtehenden 
Mehrkoſten (vgl. M 3, 650; RG 1, 105; 90, 172). Auch wenn auf Grund vertragsmäßig 
übernommener ſchuldrechtlicher Verpflichtung auf Beſtellung einer Hypothek geklagt und 
zufolge geſchehener Verurteilung demnächſt die Hypothek eingetragen worden iſt, haftet das 
Grundſtück nicht ohne weiteres für die Koſten jenes Rechtsſtreits (RG 90, 172). Jedoch, 
wenn es ſich um eine Höchſtbetragshypothek (§ 1190) handelt und die Koſtenforderung als 
zu dem Kreiſe der durch die Höchſtbetragshypothek geſicherten Forderungen gehörig nach der 
Sachlage zu erachten iſt, muß bei Bemeſſung des Höchſtbetrags der einzutragenden Hypothek 
die Koſtenforderung mitberückſichtigt werden (vgl. R 90, 172). — Der Begriff „Rechts 
verfolgung“ umfaßt alle Rechtshandlungen, die auf Herbeiführung der Befriedigung aus 
dem Grundſtücke gerichtet und hierfür zweckentſprechend ſind (Seuffil 62 Nr 73). Hinſichtlich 
der (dinglichen) Klage macht es keinen Unterſchied, ob der gewöhnliche Prozeß oder der Ur⸗ 
kundenprozeß ($ 592 BO) oder das Mahnverfahren ($ 688 ZPO) gewählt wird. Die Rechts- 
verfolgung umfaßt auch die Zwangsvollſtreckung. Jedoch nur die in das Grundſtück, 
nicht die in das ſonſtige Vermögen des Eigentümers, der etwa zugleich perſönlicher Schuldner 
iſt. Insbeſondere gehören zu den Koſten der Rechtsverfolgung auch die Koſten, die dem 
Gläubiger durch Betreiben der Zwangsverſteigerung oder durch Beitritt zu der von einem 
anderen Gläubiger betriebenen Zwangsverſteigerung erwachſen (vgl. $ 109 ZIG). — Die 
betreffende Rechtshandlung (4. B. die Klage) muß rechtlich begründet fein. Andernfalls hat 
ſie als zweckentſprechend nicht zu gelten. Ferner haftet das Grundſtück auch für ſolche Koſten, 
die an ſich Koſten der Rechtsverfolgung ſind, dann nicht, wenn das eingeleitete Verfahren 
auf Befriedigung aus irgendeinem Grunde nicht zu Ende geführt, z. B. die Klage 
oder der Antrag auf Zwangsverſteigerung zurückgenommen wird. Denn als,„die“ Befriedigung 
des $ 1118 iſt nur die tatſächlich erreichte Befriedigung zu erachten und daher müſſen die 
Rechtshandlungen gerade dieſe Befriedigung bezweckt haben und für ihre Erreichung mit⸗ 
wirkend geweſen ſein (RG Warn 1910 Nr 61). Deshalb können Koſten eines aufgegebenen 
Verſuchs der Befriedigung bei einer ſpäteren Befriedigung nicht aus dem Grundſtück erſtattet 
verlangt werden, namentlich auch nicht, wenn inzwiſchen etwa der Eigentümer gewechſelt 
hat. Der Gläubiger muß ſich wegen ſolcher Koſten anderweitig ſichern, ehe er den unter⸗ 
nommenen Verſuch aufgibt. Dies kommt auch beſonders in Betracht für die Frage, ob das 
Grundſtück für die Koſten ſolcher Rechtshandlungen haftet, durch die der Gläubiger im Falle 
der Verſchlechterung des Grundſtücks gemäß § 1133 die fofortige Falligkeit der Hypothek 
oder im Falle der drohenden Verſchlechterung gemäß 8 1184 Abſ 2 die zur Abwendung 
der Gefährdung erforderlichen Maßregeln (3. B. die Zwangsverwaltung) herbei. 
führt. Die Frage iſt zu bejahen, wenn im unmittelbaren Anſchluß an die Rechtshandlungen 
und die dadurch bewirkten Maßregeln das Verfahren auf Befriedigung durchgeführt wird. 
Denn die Rechtshandlungen erſcheinen dann als auf dieſe Befriedigung gerichtet, und ins. 
beſondere iſt auch durch die auf Grund des § 1134 Abſ 2 herbeigeführten Maßregeln inſofern 
dieſe Befriedigung bezweckt, als durch Verhinderung der Verſchlechterung die möglichſt voll 
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ſtändige Befriedigung erzielt werden follte (vgl. 88 25, 10 Abſ 2 3G; ſtr., OLG 26, 136; 
a. M. OLG 18, 163; 38, 71). Wird aber ein Verfahren auf Befriedigung nicht durch» 
geführt, jo entfällt auch hier die Haftung des Grundſtücks für die Koſten ſolcher Rechts⸗ 
handlungen (vgl. RG 72, 332; auch OLG 38, 71). Überhaupt nicht zu den Koſten 
des § 1118 gehören die Koſten der Unterlaſſungsklage aus $ 1134 Abſ 1, da dieſe 
Klage ſtets nur auf Sicherung, nicht auf Befriedigung gerichtet iſt. — Hinſichtlich der 
Höhe der in die Haftung fallenden Koſten gilt auch hier wie bei der Kündigung (j. A 4), daß 
nur die zur zweckentſprechenden Rechtsverfolgung notwendigen Koſten erſtattet verlangt 
werden können. Über die Koſten der Vertretung durch einen Anwalt im Zwangsverſteigerungs⸗ 
verfahren vgl. RG 22, 322. — Behandlung der Koſten in der Zwangsverſteigerung und der 
Zwangsverwaltung: §8 10 Abſ 2, 12, 37 Nr 4, 66, 110, 114, 155 3G. Vgl. ferner $ 10 Nr 1 
3G (Vorrecht der nötigen Ausgaben des Gläubigers bei der Zwangsverwaltung, |. dazu 
RG 17, 273; 23, 233; 25 S. 227, 237; 38, 312; 41, 321). 


8 1119 


Iſt die Forderung unverzinslich oder iſt der Zinsſatz niedriger als fünf 
vom Hundert, ſo kann die Hypothek!) ohne Zuſtimmung der im Range 
gleich⸗ oder nachſtehenden Berechtigten?) dahin erweitert?) werden, daß das 
Grundſtück für Zinſen bis zu fünf vom Hunderte) haftet. 


Zu einer Anderung der Zahlungszeit und des Zahlungsorts iſt die 
Zuſtim mung dieſer Berechtigten gleichfalls nicht erforderlich'). 
E I 1065 II 1028; M 3 64 f.; P 3 548, 782 f.; 4 602. 


1. $ 1119 gilt für alle Arten der Hypothek ſowie nach 88 1192, 1200 auch für Grund- 
ſchulden und Rentenſchulden. Bei der Höchſtbetragshypothek jedoch werden gemäß § 1190 
Abſ 2 die Zinſen in den Höchſtbetrag eingerechnet. Daher ift 8 1119 Abſ 1 auf fie nicht an⸗ 
wendbar. Wenn aber eine ſolche Hypothek in eine gewöhnliche Hypothek umgewandelt wird, 
können Zinſen bis zu 5% nach Maßgabe des $ 1119 Abſ 1, alſo ohne Zuſtimmung der gleich- 
oder nachſtehenden Berechtigten, hinzugefügt werden (RG 60, 244; KGJ 21 A 160; 31 A 341; 
KU 3, 156); freilich (ohne Zuſtimmung) nicht frühere Zinſen, ſondern nur ſolche vom Tage 
der Eintragung der Umwandlung ab (KJ 2¹ A 160; 31 A 341; RIA 3, 156; 8, 60; 11, 60). 
Bei einer Geſamthypothek ($ 1132) ift die Zinserhöhung auch bezüglich eines der belaſteten 
Grundſtücke allein zuläffig (KJ 21 A 168). — 8 1119 findet gemäß Art 192 EG auch auf 
die vor 1. 1. 00 eingetragenen Hypotheken Anwendung, und zwar gleichviel, ob die gleich ⸗ 
oder nachſtehenden Berechtigten vor oder erſt nach dieſem Zeitpunkte eingetragen worden ſind. 
— Wird eine Hypothek nach dem Aufw v. 16. 7. 25 aufgewertet, fo findet $ 1119 
Anwendung, wenn Gläubiger und Eigentümer bis zu 5% einen höheren Zinsſatz als den 
im 9 28 Gef beſtimmten vereinbaren (JW 1926, 6245). 


„ 2. Ohne Zuſtimmung der im Range gleich oder nachſtehenden Berechtigten ſoll die 
Zinserhöhung bis zu 5% mit dem Range der bisherigen Hypothek erfolgen können, 
um die Kündigung nicht oder gering verzinslicher Hypotheken zu verhüten (M 3, 646; RIA 4, 
240; 10, 148). Notwendig iſt aber nach 88 877, 873 die Einigung zwiſchen Eigentümer und 
Kläubiger, ſowie die Eintragung, da es ſich um Anderung des Inhalts der Hypothek handelt 
(GEN 29 A 176). Zur Vornahme der Eintragung genügt für das Grundbuchamt gemäß 
19 G88 eine in der Form des § 29 GBD erklärte Eintragungsbewilligung des 
Eigentümers, der allein durch die Eintragung in feinem Rechte betroffen wird (KG 
20 A 177). Bei einer Briefhypothek iſt außerdem der Brief vorzulegen, auf dem das Grund 
buchamt die Zinserhöhung zu vermerken hat (58 42,62 GO). In der Eintragungsbewilligung 
braucht eine beſondere Erklärung über den Rang der Zinserhöhung nicht enthalten zu ſein, 
da dieſe ohne weſteres den Rang des geänderten Rechtes teilt (KG J 26 A 140). Die Ein 
tragung der Zinserhöhung (bis zu 6 /) it, da dieſe eine Anderung des Hypothekenrechts 
enthält, nicht in die für Neueintragungen, ſondern in die für Inhaltsänderungen beſtimmte 
Spalte zu bewirken (RIA 3, 248; 7, 261). Jedoch hat die Eintragung in einer unrichtigen 
Spalte nicht die Rechtsunwirkſamkeit der Zinserhöhung zur Folge. — Iſt die Hypothek mit 
dem Rechte eines Dritten belaſtet, fu bedarf es nach 9877, 876 auch der Zuſtimmung 
des Dritten. — Erfolgt eine Zinserhöhung nach Beſchlagnal me des Grundſtücks durch Ein- 
leitung der Zwa ugsverſtergerung (820 3c), fo iſt fie dem betreibenden Gläubiger 
gegenüber, ſoweit er dadurch in ſeinem Rechte (nf Befriedigung aus dem Grundſtück be⸗ 
einträchtigt wird, gemäß § 23 3G, 88 135, 186 BGB unwirkſam, nicht aber auch anderen 
Realberechtigten gegenüber, ſei es auch gleich oder nachſtehenden, da die Beſchlagnahme nicht 
zu ihren Gunſten wirkt (OL 26, 136). 
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3. Die Erweiterung des Zinsrechts nach Maßgabe des § 1119 iſt nicht bloß für die ſeit 
der Eintregung der Zinserhöhung laufenden Zinſen zuläſſig, vielmehr können die Zinſen 
bis zu 5% (ohne Zuſtimmung der Gleich⸗ oder Nachberechtigten mit dem Range der bisherigen 
Hypothek) auch von der Eintragung der Hypothek ab erhöht werden, da das Geſetz 
in dieſer Hinſicht keinen Unterſchied macht (vgl. RIA 10, 146). Vgl. jedoch bezüglich der Höchſt⸗ 
betragshypothek A 1. — Kapitaliſierte Zinsrückſtände find dagegen als ſelbſtändige 
neue Hypotheken einzutragen (vgl. RIA 10, 147). — Eine Zins herabſetzung iſt, da das 
Zinsrecht ein Teil des Hypothekenrechls und ſomit ſelbſt Hypothek iſt (vgl. $$ 1145 Abi 1, 2; 
1158, 1159, 1178), teilweiſe Aufhebung der Hypothek. Sie bedarf daher nach §8 875, 1183 
der Aufgabeerklärung des Gläubigers, der Zuſtimmung des Eigentümers und der Löſchung 
des Zinsrechts. Die letztere hat das Grundbuche mt nur dann zu bewirken, wenn ihm ſowohl 
die Löſchungsbewilligung des Gläubigers ($ 19) als auch die Zuſtimmung des Eigentümers 
(8 27) in der Form des F 29 G80 beigebracht wird (RG 72, 362). 

4. Nur für Zinſen bis zu fünf vom Hundert kann die Hypothek ohne Zuſtimmung der 
Gleich: oder Nachberechtigten erweitert werden. Dabei find unter Zinſen die leu fenden 
Erträge einer Kapitalſchuld, wie der Schuldner ſie zu gewähren hat, zu verſtehen. Andere 
Nebenleiſtungen (f. 8 1115 A 6), mögen ſie ſich auch «13 Vergütungen für die Gewährung 
eines durch die Hypothek geficherten Darkehns darſtellen, wie Abſchlußproviſionen, Entſchädi⸗ 
gungen für die Beſchaffung des Darlehns, Vergütung für Unkoſten von Talonſteuer und 
Couponbogenernen erung, ſind nicht dazu zu rechnen, ſelbſt wenn fie in Form von Zins⸗ 
zu ſchlägen verſprochen werden (DRG 34, 206). Soll eine Hypothek durch Eintragung forcher 
Nebenleiſtungen in der Weiſe erweitert werden, daß dieſe den Rang der Hypothek erhalten, 
fo iſt dazu die Zuſtimmung der Gleich oder Nochberechtigten ($ 877) erforderlich (1. unten). 
Jedoch bedarf es, wenn hinſichtlich ſog. Strafzinſen für den Fall unpünktlicher Rückzahlung 
des Kapitals nicht eine Erhöhung des Betrags erfolgt, ſondern nur innerhalb des bisher für 
die Nebenleiſtungen eingetragenen Geſamtzinſes die Bedingungen für ihren Verfall ver- 
ſchärft oder erweitert werden, der Zuſtimmung der Gleich oder Nachberechtigten nicht. Vgl. 
hierüber 8877 A 3. — Ferner bedarf es ſolcher Zuſtimmung, wenn das Zinsrecht über fünf 
vom Hunderthinaus erweitert werden und die 5% überſteigenden Zinſen den Rang der 
Hypothek haben ſollen (vgl. jedoch RIA 3, 131 für den Fall der die Belaſtung nicht erweitern⸗ 
den Umwandlung von Nebenleiſtungen in Zinſen). Wird die Zuſtimmung nicht beigebracht, 
ſo können die überſteigenden Prozente nur mit dem Range nach den Gleich und Nachberech⸗ 
tigten eingetragen werden (OLG 1, 481; RIA 3, 248; 7, 261; 10, 148). Jedoch handelt es ſich 
auch im letzteren Falle hinſichtlich der überſteigenden Prozente um eine Erweiterung der bis⸗ 
herigen Hypothek, nicht um Beſtellung einer neuen Hypothek, da die Hauptforderung die näm⸗ 
liche bleibt. Deshalb iſt in Preußen die Eintragung dieſer Prozente nicht in der für neue 
Eintragungen, ſondern ebenfalls in der für „Veranderungen“ beſtimmten Spalte zu bewirken, 
und zwar mit Angabe des Ranges der Prozente hinter den Gleich oder Nachberechtigten 
(ſtr.; RIA 3, 248; 7, 261; KGJ 26 A 290; 48, 217; vgl. $ 1115 A5; anders OLG 26, 188 
mit Rückſ cht auf das für Sachſen geltende Formular des Grundbuchblatts), und iſt die Er- 
teilung eines beſonderen Hypothekenbriefs über die überſteigenden Prozente eusgeichloilen 
(OLG 1,481). Es iſt auch nicht bei den folgenden Hypotheken noch in den darüber gebildeten 
Hypothekenbriefen (gemäß $ 42 GBO) zu vermerken, daß die überſteigenden Prozente im 
Range nachſtehen, da es | ch weder um eine abweichende Beltimmung des Rangverhältniſſes 
im Sinne des $ 879 Abſ 3 noch um eine nachträgliche Rangänderung nach § 880 handelt 
(KJ 48, 216 unter Aufgabe von KJ 33 A 270). — Wird mit Zuſtimmung der gleich oder 
nachſtehenden Berechtigten eine Hypothek durch nachträgliche Feſtſetzung anderer Neben“ 
leiſtungen als Zinſen erweitert (ſ. oben), jo kann die Eintragung in der Weiſe bewirkt werden 
daß die Erweiterung bei der Hypothek vermerkt wird (RJA 7, 258; NOS 40, 288). Iſt die 
Zuſtimmung nicht beigebracht, fo kann auch hier dieſe Eintragung nur mit dem Vermerk er⸗ 
folgen, daß die Nebenleiſtungen den Gleich- oder Nachberechtigten im Range nachſtänden 
(vgl. OLG. 34, 206). Wegen Amortiſationsbeiträge |. A 5. — Die Erweiterung einer 
Hypothek (auch einer Höchſtbetragshypothek, § 1190) oder einer Grundſchuld durch nach⸗ 
trägliche Erhöhung des eingetragenen Kapitalbetrags ift, weil es ſich nicht um Anderung 
des Inhalts der Hypothek wie bei den Nebenleiſtungen handelt, überhaupt nicht zuläſſig. Es 
kann wegen des weiteren Betrags nur eine neue Hypothek (Grundſchuld) eingetragen werden 
(KJ 40, 282). Iſt jedoch die Erweiterung (verſehentlich) eingetragen (in Spalte Ver⸗ 
änderungen), fo iſt die Eintragung nicht für unwirkſam, ſondern (falls die Hypothek, ſonſt 
zuläſſig iſt; vgl. § 866 Abſ 3 3 PO) als Eintragung einer neuen Hypothek an letzter Stelle 
zu erachten, da Vermerk an unrichtiger Stelle des Grundbuchblatts nicht Unwirkſamkeit bewirkt 
(ſtr.). Wegen Erweiterung der Rentenſchuld ſ. 8 1200 A 2. a fi 

5. Eine Anderung der Zahlungszell oder des Zahlungsorts (d. i. der Zeit der BAllin- 
keit oder des Ortes der Erfüllung, RG 101, 316) bedarf zwar nicht der Zuſtimmung 
der Gleich“ und Nachberechtigten, wie Abſ 2 zur Beſeitigung von Zweifeln beſtimmt 
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(Prot 4, 602), wohl aber nach 88 873, 876, 877 der Einigung des Gläubigers und des 
Eigentümers (vgl. jedoch KJ 29 A 176 hinſichtlich der Frage, ob derjenige, zu deſſen 
Gunſten die Anderung erfolgt, ein durch dieſe Betroffener im Sinne des § 19 GBO iſt) ſowie 
der Zuſtimmung des an der Hypothet etwa berechtigten Dritten. — Um Anderung der Zahlungs- 
zeit, nicht um Erweiterung der hypothekariſchen Belaſtung, handelt es ſich auch, wenn nach⸗ 
träglich Zahlung von Tilgungsbeiträgen (Amortiſationsleiſtungen) vereinbart wird, da 
dieſe nicht Nebenleiſtungen, ſondern Abſchlagszahlungen auf die Hauptforderung find (f. 8 1115 
A 6). Daher bedarf es der Zuſtimmung der Gleich- oder Nachberechtigten auch dann nicht, 
wenn die Jahresleiſtungen 5% (J. A 4) überſteigen (RIA 11, 248). — Wird die Zahlungs- 
art durch Vereinbarung der ſog. Gold klauſel (vgl. über dieſe $ 1115 A 8) geändert, fo bedarf 
es zu einer ſolchen Anderung der Zuſtimmung der im Range gleich- oder nachſtehenden Be⸗ 
rechtigten, und zwar nicht nur formellrechtlich zur Vornahme der Eintragung nach $ 19 GBO, 
weil dieſe Berechtigten in ihrem Rechte betroffen werden (KGJ 48, 218), ſondern auch zur 
materiellrechtlichen Wirkſamkeit der Goldklauſel gegenüber dieſen Berechtigten, da die eine 
Anderung des Inhalts der Hypothek enthaltende Eintragung die Haftung des Grundſtücks 
verſtärkt und fich ſomit als eine neue Belaſtung darſtellt (vgl. $ 877 A 8; RG 108, 183; KG 
48, 219/221; OLG 42, 166; IFG 1, 455). 


8 1120 


Die Hypothek erſtreckt ſicht) auf die von dem Grundſtücke getrennten Er⸗ 
zeugniſſe und ſonſtigen Bejtandteile?), ſoweit ſie nicht?) mit der Trennung 
nach den SS 954 bis 957 in das Eigentum eines anderen als des Eigentümers 
oder des Eigenbeſitzers des Grundſtücks gelangt jind‘), ſowie auf das Zu- 
behör des Grundſtücks mit Ausnahme der Zubehörſtücke, welche nicht in das 
Eigentum des Eigentümers des Grundſtücks gelangt jind®). 

E 1 1067 II 1028; M 3 650 f., 658, 656 ff.: P 3 549 f., 558 13 


1. Die 88 11201131 geben beſondere Beſtimmungen darüber, daß und inwieweit die 
Hypothek ſich erſtreckt auf getrennte Erzeugniſſe und ſonſtige Beſtandteile ſowie Zubehör⸗ 
ſtüde (88 1120—1122), auf Miet- und Pachtzinsforderungen (88 1123—1125), wiederkehrende 
Leiſtungen (8 1126), Verſicherungsanſprüche (88 11271180), zugeſchriebene Grundſtücke 
($ 1131). Daß für die Hypothek mit dem Grundſtücke auch die ungetrennten Beſtand⸗ 
teile haften, gleichviel ob ſie weſentliche oder unweſentliche und ob ſie vor oder erſt 
nach der Hypothekbeſtellung Beſtandteile geworden find, folgt ſchon aus 89 93 ff. und ſetzt 
$ 1120 als ſelbſtwerſtändlich voraus (vgl. RG 26, 346; 88, 56). Nicht weſentliche Be⸗ 
ſtandteile aber haften für die Hypothek dann nicht, wenn beſondere Rechte an ihnen ent- 
gegenſtehen, insbeſondere dem Eigentümer das Verfügungsrecht über ſie nicht zuſteht (wie 
3 B. nach berggeſetzlichen Beſtimmungen bezüglich gewiſſer Bodenbeſtandteile). Jedoch 
greift hier zugunſten eines gutgläubigen Erwerbers der Hypothek der öffentliche Glaube des 
Grundbuchs (88 891, 892) hinſichtlich der im Beſtandsverzeichniſſe enthaltenen Angaben 
über die Grundſtücksbeſtandteile ein (vgl. hierüber 8 892 A 6). Weſentliche Beſtandteile 
können gemäß $ 93 von der Haftung nicht ausgeſchloſſen werden (vgl. RG 62, 410). 
Werden daher z. B. bewegliche Sachen zufolge ihrer Veräußerung an den Grundſtücks⸗ 
eigentümer mit dem Grundftüc als deſſen weſentliche Beſtandteile vereinigt, fo treten fie auch 
dann in die Haftung für die Hypothek ein, wenn der Veräußerer ſich das Eigentum an ihnen 
vorbehalten hat; gemäß 88 93, 946 erliſcht das Eigentum des Veräußerers an den Sachen 
trotz des Vorbehalts (vgl. RG 26, 346; 36, 261; 50, 241; 62, 411; 63 S. 172 u. 421; 67, 32). 
Dies gilt ſelbſt dann, wenn der Hypothekengläubiger beim Erwerbe der Hypothek von dem 
Vorbehalte Kenntnis hatte (RG ZW 04, 138). Auch durch Mobiliarzwangsvollſtreckung 
können weſentliche Beſtandteile der Haftung für die Hypothek nicht entzogen werden. Der 
Hypothekengläubiger kann gegen eine ſolche unzuläſſige Zwangsvollſtreckung Erinnerung bei 
dem Vollſtreckungsgericht gemäß § 766 3 PO einlegen oder Widerſpruchsklage gemäß 8771 80 
erheben (vgl. RG 34, 377; 55, 201). Eine Ausnahme hiervon gilt für noch nicht getrennte 
Früchte inſofern, als ihre Pfändung unter den Vorausſetzungen des § 810 Ab] 1 HBD an ſich 
zuläſſig iſt. Jedoch ſteht dem Hypothekengläubiger gemäß § 810 Abſ 2 ZPO auch hier ſelbſt 
gegen die zuläſſige Pfändung die Widerſpruchsklage aus $ 771 ZBO zu, ſofern nicht die Pfän- 
dung für einen im Falle der Zwangsvollſtreckung in das Grundſtück vorgehenden Anſpruch 
erfolgt iſt. — Zu den Vermehrungen des Grundſtücks, die als Beſtandteile in die Haftung 
auch für früher beſtellte Hypotheken eintreten, gehören z. B. Anſpülungen, natürliche Zu⸗ 
landung eines angrenzenden Flußbetts, ungetrennte Erzeugniſſe, neuerrichtete Gebäude. 
Auch die während des Konkurſes des Grundſtückseigentümers vom Konkursverwalter dem 
Grundſtücke einverleibten Samen und Pflanzen haften für die Hypotheken; 8 15 KO fteht 
nicht entgegen, da die Erweiterung des Haftungsgegenſtandes kraft Geſetzes eintritt (vgl. RG 
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53, 353; 59, 369). — Wenn im Falle des Grenzüberbaues der Nachbar den Überbau dulden 
muß und daher als Entſchädigung eine Geldrente erhält ($ 912), haftet nach 88 96, 876, 1126 
die Rente als Beſtandteil des Nachbargrundſtücks für die auf dieſem laſtenden Hypotheken, 
während der Überbau als Teil des ganzen Gebäudes für die Hypotheken des anderen Grund⸗ 
ſtücks mithaftet. Errichtet der Eigentümer zweier aneinander grenzender Grundſtücke ein 
Gebäude auf der Grenze, ſo haften den Hypothekengläubigern der beiden Grundſtücke nur die 
bis zur Grenze reichenden Gebäudeteile und, wenn im Falle der Zwangsverſteigerung die Grund- 
ſtücke verſchiedenen Erſtehern zugeſchlagen werden, erwerben dieſe das Öebäube gemäß 88 98, 
94 Abf 1 (vgl. BUG SS 20 Abſ 2, 93 Abf 2) ebenfalls nur je bis zur Grenzſchnittlinie (RG 
65, 363; 70,201: vgl. S 94 A 1, 8921 A1). — Gemäß 895 Abil errichtete Gebäude (nur zu 
einem vorübergehenden Zweck oder in Ausübung eines Rechtes an einem fremden Grundſtücke) 
ſind nicht Beſtandteile des Grundſtücks (ſ. 5 95 A 1) und unterliegen daher nicht der Hypothek⸗ 
haftung. — Über die Haftung der mit dem Grundſtücke verbundenen Rechte (8 96) 
vgl. $ 1126 A 1. — Die Trennung der Beſtandteile vom Grundſtück hebt die Haftung nicht 
auf, ſofern nicht das Geſetz (vgl. 88 1120, 1121, 1122) etwas anderes vorſchreibt (ſ. A 2). Werden 
Grundſtücksteile (Parzellen) abgetrennt, ſo müſſen die Hypotheken, ſofern nicht die Gläubiger 
die Teile aus der Pfandhaft entlaſſen, auf die Grundbuchblätter der Teile übertragen werden, 
widrigenfalls den Gläubigern ein Anſpruch auf Berichtigung des Grundbuchs durch Eintragung 
der Hypotheken gemäß $ 894 zuſteht. Vgl. aber den Vorbehalt für die Landesgeſetzgebung 
in Art 120 Ec (Unſchädlichkeitszeugnis) ſowie in Art 113 E (Zuſammenlegung von Grund⸗ 
ſtücken, Gemeinheitsteilung). — Iſt nach reichsgeſetzlicher oder landesgeſetzlicher Vorſchrift wegen 
Enteignung von Grundeigentum oder nach landesgeſetzlicher Vorſchrift wegen Beſchädigung 
eines Grundſtücks durch Bergbau dem Grundſtückseigentümer eine Entſchädigung zu ge ⸗ 
währen, fo haftet für die Hypotheken gemäß Artt 52, 53, 67 Abſ 2, 109 Satz 2 EG die Ent⸗ 
ſchädigung (RG 69, 247). — Das Vorerörterte ſowie die 88 1120—1131 finden auch auf Grund⸗ 
ſchulden und Rentenſchulden Anwendung (58 1192, 1200). Über die Frage, ob für die 
einzelnen Leiſtungen einer Reallaſt gleiches gilt, vgl. $ 1107 A 2. — Für die unter der Herr 
ſchaft des früheren Rechtes beſtellten Hypotheken beſtimmt ſich von dem Zeitpunkt ab, in dem 
das Grundbuch nach Art 186 Ech als angelegt anzufehen iſt, der Umfang der Haftung gemäß 
Art 192 EG nach dem Rechte des BGB (NG 46, 173; 47, 198; 50, 72; 55, 289; SW 02 Beil 217). 
Insbeſondere gilt dies für die Frage, ob auch Zubehör des Grundſtücks (88 97, 98) für die Hypo. 
thek haftet (8 1120) und was als Zubehör anzufehen iſt (RG 46, 174; 47, 198; 55, 289; JW. 
02 Beil 217). Die Sachen, die nach BGB Zubehör find, unterliegen der Haftung, auch wenn 
fie nach früherem Rechte nicht Zubehöreigenſchaft hatten, und umgekehrt ſcheiden Zubehör⸗ 
ſtücke des früheren Rechtes von der Haftung aus, wenn fie nach BOB nicht Zubehör ſind 
(RG 46, 173; 55, 288; JW 02 Beil 217). Jedoch treten im erſteren Falle die Sachen nur in 
dem Rechtszuſtande zur Zeit des Inkrafttretens des BOB (z. B. behaftet mit einem Pfand · 
recht, das durch eine nach früherem Rechte zuläſſige Pfändung erworben iſt) in die Haftung 
ein (RG 46, 174; JW 02 Beil 217). — Die Haftung von Gegenſtänden für die Hypothek 
ſchließt ſelbſtverſtändlich eine Vertragsklage gegen den Eigentümer auf Herausgabe der 
Gegenſtände nicht aus; auch bedarf es der Zuziehung der Hypothekengläubiger zu dem Rechts⸗ 
ſtreite nicht (RG Warn 08 Nr 113). — Eine vertragsmäßige Erweiterung des 
Umfangs der Erſtreckung iſt unzuläſſig, da der Inhalt des dinglichen Hypotheken- 
rechtes nicht anders, als im Geſetz beſtimmt, durch Parteivereinbarung geregelt werden 
kann (vgl. R 63, 373). — Bei einer den Grundſtücken gleichſtehenden ſelbſtändigen Kohlen- 
abbaugerechtigkeit (vgl. für Preußen Art 40 AG. BGB), die nicht allein das unter der 
Erdoberfläche liegende Kohlenfeld umfaßt, ſondern alle der Ausbeute der gewonnenen Kohlen 
und anderen Foſſilien dienenden bergbaulichen Anlagen, ſei es als Beſtandteile im Sinne 
der 88 93, 94 oder, wenn fie bewegliche Sachen find, die dem Betriebe zu dienen beſtimmt 
find, nach § 97 Abſ 1, 8 98 Nr 1 als Zubehör, erſtreckt ſich die Hypothek auf alle dieſe Gegen 
ſtände, wobei die Anlagen, ſoweit ſie Beſtandteile ſind, gleichzuſtellen ſind einem mit einer 
Hypothek belafteten Grundſtück im Sinne des § 1120 (RG 61, 190; Gruch 61, 322; OLG 
29, 359). — Über die Feſtſtellung des geringſten Gebots in der Zwangsverſteigerung 
(88 44, 45 30), wenn es zweifelhaft iſt, ob der vollſtreckbare Anſpruch des betreibenden 
Glaubigers als lediglich ſchuldrechtlicher oder als dinglicher aus einer Hypothek geltend ge 
macht iſt, val. RG Warn 1914 Nr 188. * 

2. Daß getrennte Erzeugniſſe und ſonſtige Bejtandteile (4. B. auch Teile eines abge 
brochenen Gebäudes) grundſätzlich (Ausnahmen f. A 4) für die Hypothek haften, iſt im 811 
nur zur Beſeitigung eines etwaigen Zweifels, ob eine Hypothek an beweglichen Sachen ber 
ſtehen könne, beſtimmt. Es würde dies ſchon daraus von ſelbſt folgen, daß die Hypothel ſich 
auf alle ungetrennten Beſtandteile erſtreckt (. A l) und daher einzelne Beſtandteile nicht 5 
durch Löſung der Verbindung mit dem Ganzen von der Haftung frei werden können (M 8, 
654). Durch die Trennung, d. i. Loslöſung als bewegliche Sachen von Grund und Boden oder 
deſſen Beſtandteilen (3. B. Gebäuden), werden aber die Beſtandteile zu ſelbſtandigen Sachen. 
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Nach § 865 Abſ 2 ZPO unterliegen fie, falls fie nicht zu Bubehörftüden (88 97, 98) werden 
(über dieſen Fall ſ. A 5), der Zwangsvollſtreckung in das bewegliche Vermögen für per⸗ 
ſönliche Gläubiger, ſolange nicht ihre Beſchlagnahme im Wege der Zwangsvollſtreckung in 
das unbewegliche Vermögen erfolgt iſt. Vor einer ſolchen Beſchlagnahme kann der Hypo⸗ 
thekengläubiger der Pfändung nicht widerſprechen. Streitig iſt, ob er nach $ 805 ZPO 
einen Anſpruch auf vorzugsweiſe Befriedigung im Wege der Klage gegen den pfänden⸗ 
den Gläubiger geltend machen kann. Dies iſt mit der herrſchenden Meinung (vgl. RG 
42, 90; 69, 93; OLG 15, 168; SeuffA 59, 296; a. M. OLG 13, 212) zu bejahen. Denn 
nach § 1121 Abj 1 werden getrennte Beſtandteile von der Haftung für die Hypothek 
erſt dann frei, wenn ſie veräußert und von dem Grundſtück entfernt worden ſind. 
Solange daher der Gerichtsvollzieher die gepfändeten Beſtandteile noch nicht vom Grund» 
ſtücke fortgeſchafft und veräußert hat, iſt die Haftung der Gegenſtände für die Hypothek 
nicht erloſchen und deshalb der Hypothekengläubiger als ein nicht im Beſitze der Gegen ⸗ 
ſtände befindlicher Pfandgläubiger im Sinne des § 805 ZPO anzuſehen. Auch wenn. 
ein einzelner Hypothekengläubiger wegen ſeiner Hypothek auf Grund vollſtreckbaren Titels 
getrennte Beſtandteile pfänden läßt, können die anderen Hypothekengläubiger ihm gegenüber 
Anſpruch auf vorzugsweiſe Befriedigung erheben; jedoch nur, wenn fie ihm im Range vor⸗ 
gehen, da ihnen andernfalls ein Vorzugsrecht nicht zufteht. Werden Beſtandteile, die bereits 
für einen perſönlichen Gläubiger gepfändet ſind, demnächſt auch für einen Hypothekengläubiger 
gepfändet, fo erlangt dieſer allerdings auf Grund feiner Pfändung kein Vorzugsrecht; viel 
mehr hat jener Gläubiger zufolge ſeiner früheren Pfändung an ſich ein vorgehendes Pfändungs⸗ 
pfandrecht. Aber der Hypothekengläubiger kann auch in dieſem Falle auf Grund des $ 805 
30 vorzugsweiſe Befriedigung aus dem Erlöfe verlangen, ſofern nicht andere ihm im Range 
vorgehende Hypothekengläubiger ein gleiches Recht geltend machen. Iſt die Beſchlagnahme 
im Wege der Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche Vermögen erfolgt, fo iſt die Mobiliar 
zwangsvollſtreckung in getrennte Beſtandteile nach $ 865 Abſ 2 Satz 2 ZRO unzuläſſig und 
wirkungslos (RG 59, 91; JW 05, 89358). Die Hypothekengläubiger können gegen eine Pfän- 
dung Einwendung beim Vollſtreckungsgericht gemäß $ 766 ZPO und auch Widerſpruchsklage 
aus 8 771 BPO erheben (vgl. RG 55, 209; 63, 373; 69, 93). Dabei ift aber zu bemerken, daß 
nach 88 21 Abſ 1, 148 3G die Beſchlagnahme getrennter land- und forſtwirtſchaftlicher Erzeug⸗ 
niſſe nicht durch Einleitung der Zwangsverſteigerung, ſondern nur durch Einleitung der Zwangs- 
verwaltung bewirkt wird. — Werden Beſtandteile nach der Trennung durch Verarbeitung 
oder Umbildung derart umgeſtaltet, daß ſie neue Sachen von wirtſchaftlicher Selbſtändigkeit 
werden (3. B. Bodenbeſtandteile durch Verarbeitung zu Ziegelſteinen), oder werden ſie mit 
anderen Sachen verbunden oder vermiſcht, Jo verlieren fie, wie aus 88 949, 950 folgt, die Eigen ⸗ 
ſchaft als getrennte Beſtandteile und werden daher von der Haftung für die Hypothek frei, 
ſofern fie nicht Zubehörſtücke des Grundſtücks geworden ſind (OLG 14 ©. 105 u. 106). — 
Gleichgültig iſt, ob die Trennung ſchon vor oder erſt nach Beſtellung der Hypothek 
geſchehen iſt. Auch im erſteren Falle muß das Getrennte in die Haftung eintreten, da es ein 
„getrennter Beſtandteil“ ift und 8 1120 allgemeinhin beſtimmt, daß die Hypothek ſich auf ge- 
trennte Beſtandteile erſtreckt (fir.; a. M. OLG 11, 122). 

3. Aus den Worten „ſoweit nicht“ folgt, daß das Vorliegen eines der Fälle, in denen 
ausnahmsweise (f. A 2) die Hypothek ſich auf getrennte Beſtandteile nicht erſtreckt von dem 
jenigen zu beweiſen ift, der Rechte darauf gründet (vgl. RG JW 1911, 704%; OLG 6, 271). 

4. Die Fälle, in denen Beſtandteile mit der Trennung (ſ. A 2) nach 88 954—957 in das 
Eigentum eines anderen als des Eigentümers oder des Eigenbeſitzers gelangen und daher 
ausnahmsweiſe (. A 2) aus der Haftung für die Hypothek ausſcheiden, find: Erwerb des Eigen ⸗ 
tums durch denjenigen: der zur Aneignung von Beſtandteilen dinglich berechtigt iſt (S 964), 
z. B. Erbbauberechtigten ($ 1013; BD. v. 15. 1. 19 8 1 Abf. 2), Nießbraucher (88 1030, 
1039); der das Grundſtück zum Zwecke der Ausübung eines Nutzungsrechts (3. B. eines Nieß⸗ 
brauchs), das tatſächlich nicht zu beſtehen braucht, gutgläubig beſitzt (§ 955 Abſ 2); der auf 
Grund perſönlichen (obligatoriſchen) Rechtes zur Aneignung von Beſtandteilen berechtigt und 
im Beſize des Grundſtücks iſt (88 956, 957), 3. B. Pächter (ift er nicht im Beſitz, To bleiben die 
von ihm getrennten Beſtandteile bis zu ihrer Entfernung vom Grundſtüdke nach 3 1121 der 
Haftung unterworfen). Der Eigentumserwerb des gutgläubigen Eigenbeſitzers (38 872, 955 
Abf 1) dagegen enthält keinen Ausnahmefall: trotz des Erwerbs durch einen ſolchen anderen als 
den Eigentümer (8953) bleiben nach dem Geſetze, damit der Beſitzer nicht günſtiger als der 
Eigentümer ftehe (M 3, 656), die getrennten Beſtandteile in der Haftung. Streitig iſt, ob im 
Falle eines perſönlichen, mit Beſitz verbundenen Nutzungsrechts (3. B. Pacht) oder eines ding⸗ 
lichen Nutzungsrechts (z. B. Nießbrauch) die getrennten Beſtandteile auch dann von der 
Haftung frei werden, wenn erſteres Recht ſpäter als die Hypothek beſtellt iſt und letzteres 
Recht der Hypothek im Range nachſteht. Dies iſt entgegen der herrſchenden Meinung zu 
bejahen. Das Geſetz macht keinen Unterſchied, ob das Nutzungsrecht älter oder jünger als 
die Hypothek iſt, und die Beſtimmungen über das Erlöſchen der Haftung in 88 1121, 1122, 
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die getroffen worden ſind, „um das Intereſſe des Eigentümers an der pfandfreien Verfügung 
über die mit dem Grundſtücke haftenden Gegenſtände zu wahren“ (M 8, 661), ſprechen dafür, 
daß der Eigentümer nicht behindert ſein ſoll, auch nach Eintragung einer Hypothek ein 
Nutzungsrecht mit der Wirkung zu beſtellen, daß Beſtandteile, insbeſondere Erzeugniſſe, mit 
der Trennung frei von der Haftung für die Hypothek in das Eigentum des Nutzungsberech⸗ 
tigten übergehen (vgl. OLG 4, 328; 14, 104). Im Falle der Pacht gilt ferner die Beſonder⸗ 
heit, daß nach 85 21 Abſ 3, 146, 148 ZVG das Recht des Pachters auf den Fruchtgenuß 
von der Beſchlagnahme durch Einleitung ſowohl der Zwangsverſteigerung als auch der 
Zwangsverwaltung nicht berührt wird und alſo die Hypothekengläubiger durch eine ſolche 
Beſchlagnahme den Pächter auch an Gewinnung noch ungetrennter Früchte nicht hindern 
können (vgl. OLG 13, 202). Nach § 809 3 iſt ferner eine Mobiliarzwangsvollſtreckung 
auch in getrennte Früchte für ſie ausgeſchloſſen. Erſatz dafür bietet ihnen die Haftung der 
Pachtzinſen nach SS 1123 ff. 

5. Das Zubehör (85 97, 98) muß in das Eigentum des Grundſtückseigentümers gelangt 
fein, wenn es für die Hypothek haften ſoll. Daher haftet z. B. nicht: das dem Pächter ge⸗ 
hörige Inventar (vgl. RG 9, 303); das unter Vorbehalt des Eigentums für den Veräußerer 
vom Grundſtückseigentümer erworbene Zubehör (NG 53, 351; SW 04, 4033); das zur Zeit der 
Beſtellung der Hypothek zwar auf dem Grundſtück befindliche, aber vom Grundſtückseigentümer 
auf einen anderen gemäß § 930 übertragene Zubehör (das allerdings für die vor der Veräußerung 
beſtellten Hypotheken mangels Entfernung vom Grundſtücke gemäß 8 1121 Abſ 1 haftet; M8, 
656; Prot 3, 549f, NG Recht 1918 Nr 82, 863; OLG 26, 139; 30, 102; ZW 1927, 40211; 
vgl. SeuffA 66 Nr 13). Der gute Glaube des Hypothekerwerbers hinſichtlich des Eigentums des 
Grundſtückseigentümers iſt einflußlos, da $ 892 auf Rechte an Zubehorſtücken, über die das 
Grundbuch keine Auskunft gibt, ſich nicht bezieht (NG ZW 01, 382; OLG 18, 164; SeuffA 66 
Nr 13). Auch durch Parteivereinbarung kann fremdes Zubehör der Haftung nicht unterworfen 
werden, ba § 1120 den Umfang der Haftung zwingend begrenzt (RG 63, 371). Vgl. aber über 
die Rechtslage hinſichtlich fremden Zubehörs im Zwangsverſteigerungsverfahren 88 20,37 Nr 5, 
55 Abſ 2 39G und RG 38, 222; 42, 245; 49, 253; 63, 373; Gruch 46, 1035; SW 05, 17517. 
Fremdes Zubehör iſt hinſichtlich einer nur auf dem Anteil eines Miteigentümers laſtenden Hypo⸗ 
thek auch das dem anderen Miteigentümer allein gehörige Zubehör, da 8 1120 erfordert, 
daß der Eigentümer des belaſteten Gegenſtandes Eigentümer des Zubehörs iſt (vgl. jedoch RG 
Gruch 33, 913). Sind die Miteigentümer die einzigen Teilhaber eineroffenen Handels 
geſellſchaft und ruht die Hypothek auf dem ganzen Grundſtück, ſo iſt das Zubehör, das 
zum Geſellſchaftsvermögen gehört, mit Rückſicht darauf, daß die Geſellſchafter die alleinigen 
Träger des Geſellſchaftsvermögens find (RG 56 S. 206, 432; 65 S. 23, 230), nicht 
fremdes Zubehör hinſichtlich der Hypothek (OL H 20, 413). — Da die Schlußworte des 
§ 1120 ſich als Ausnahmebeſtimmung kennzeichnen, hat derjenige, der behauptet, daß 
Zubehörſtücke nicht in das Eigentum des Grundſtückseigentümers gelangt find, hierfür 
die Beweislaſt (RG IW 1911, 707%. Wenn jedoch der Erſteher eines Grundſtücks 
Zubehörſtücke, die vor dem Zuſchlag von dem Grundſtück entfernt worden ſind, mit 
der Behauptung herausverlangt, der ihm erteilte Zuſchlag erſtrecke ſich auf die Gegen 
ſtände (§§ 20, 55 ZG, f. oben), fo trifft ihn die Beweislaſt dafür, daß der Voll⸗ 
ſtreckungsſchuldner der Eigentümer der Zubehörſtücke geweſen und daß die Beſchlag⸗ 
nahme dieſer trotz ihrer Entfernung vom Grundſtück wirkſam geblieben fei (vgl. 8 23 3G); 
denn er ſtand vor dem Zuſchlag zu dem Grundſtück in keiner Rechtsbeziehung, und er kann Rechte 
nur geltend machen, die durch den Zuſchlag unmittelbar in feiner Perſon entitanden find 
(RS JW 1911, 707°). — Gehören Zubehörſtücke dem Grundſtückseigentümer, fo iſt es für die 
Haftung gleichgültig, ob ſie die ai d ſchon vor oder erſt nach der Hypothek⸗ 
beſtellung erlangt haben; $ 1120 macht in dieſer Hinſicht keinen Unterſchied (ftr., vgl. RG 
53, 352). — Die Mobiliarzwangsvollſtreckung in Zubehörſtücke iſt gemäß § 865 Abſ 2 
Satz 1 80 unzuläſſig. Die Pfändung iſt ſchlechthin unwirkſam und kann in keiner Weile 
(3. B. auch nicht durch Genehmigung des Schuldners) gültig werden (RG 59, 88; 60, 78; 
JW 04, 57510, Gruch 49, 1067). Die Hypothekenglaubiger können dagegen Erinnerung beim 
Vollſtreckungsgericht gemäß 8 766 ZPO, ſowie Widerſpruchsklage aus 8 771 ZPO erheben 
(RS 55, 207; 63, 373; 69, 93; Gruch 56, 800). Dies gilt auch von Beſtandteilen, die nach der 
Trennung Zubehörſtücke werden. — Über die Geltendmachung von Rechten ſeitens der 
Hypothekengläubiger auf Zubehörſtücke, die bei der Zwangsverſteigerung von dem Zu⸗ 
ſchlage ausgeſchloſſen worden find, vgl. Rh 55, 414; JW 97, 34046; 03, 48410, auch 
8 1181 A 1. 


$ 1121 


Erzeugniſſe und ſonſtige Beſtandteile des Grundſtücks ſowie Zubehör⸗ 
ſtücke werden von der Haftung frei, wenn ſie veräußert!) und von dem 
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Grundſtück entfernt werden?), bevor jie zugunſten des Gläubigers in Be⸗ 
ſchlag genommen worden jind®). 

Erfolgt die Veräußerung vor der Entfernung, ſo kann ſich der Erwerber 
dem Gläubiger gegenüber nicht darauf berufen, daß er in Anſehung der 
Hypothek in gutem Glauben geweſen jei?). Entfernt der Erwerber die Sache 
von dem Grundſtücke, ſo iſt eine vor der Entfernung erfolgte Beſchlag⸗ 
nahme ihm gegenüber nur wirtſam, wenn er bei der Entfernung in An⸗ 
ſehung der Beſchlagnahme nicht in gutem Glauben iſts). 

E 1 1068 II 1030; M 3 661 ff.; P 2 240; 3 556 ff.; 6 247 ff., 284 f. 


1. Unter Veräußerung, der einen Vorausſetzung für das Freiwerden der Erzeugniſſe 
und fonftigen Beſtandteile (ſ. 8 1120 A 2, 4) ſowie der Zubehörſtücke (. $ 1120 A 5) von der 
Haftung für die Hypothek, iſt Eigentumsübertragung zu verſtehen. Der Abſchluß eines, ſei 
es auch auf Übereignung gerichteten ſchuldrechtlichen (obligatoriſchen) Rechtsgeſchäfts (z. B. 
eines Kaufvertrags) genügt für ſich allein nicht. Es muß Einigung über den Eigentums⸗ 
übergang und Übergabe gemäß 88 929 ff. erfolgt fein (RG Gruch 61, 32; 64, 98; OLG 
26, 151). Daher iſt der Eigentumsvorbehalt an weſentlichen Beſtandteilen, der nur eine 
persönliche Verpflichtung zur Duldung der Trennung und Wegnahme begründen kann 
(NG 63, 416; JW 08, 671; Seuff A 59, 218; 66, 322), nicht eine Veräußerung. — Ferner 
fällt hierunter nicht rechtsgeſchäftliche Belaſtung (z. B. durch Beſtellung eines Pfand- 
rechts, eines Nießbrauchs), da keine Übereignung ſtattfindet (RG Gruch 31, 432; SeuffA 
59, 296; f. auch 8 1122 A 5). Desgleichen nicht die Pfändung im Wege der Zwangs 
vollſtreckung, ſoweit fie überhaupt zuläſſig it (. 8 1120 A 2, 5). Die Haftung ge- 
pfändeter (getrennter) Beſtandteile erliſcht daher ſelbſt dann nicht, wenn ſie der Ge⸗ 
richtsvollzieher vom Grundſtück entfernt; erſt die Verſteigerung (SS 935, 936) hebt die 
Haftung auf (nch 25, 21; Gruch 31, 432; 49, 1048; ſ. auch $ 1122 A 4). Vgl. jedoch 
$ 1208. — Gemeint iſt ferner eine die Beſtandteile oder Zubehörſtücke allein be ⸗ 
treffende auf ihre Loslöſung vom Grundſtücke gerichtete Veräußerung. Daher erliſcht 
im Falle der Veräußerung des Grundſtücks nebſt Zubehör trotz Entfernung von Zubehör. 
ſtücken ſeitens des Erwerbers die Haftung nicht, wenn der Erwerber das Grundſtück zwar 
übergeben, aber nicht aufgelaſſen erhalten, alſo das Eigentum nur an dem Zubehör, nicht 
auch am Grundſtück erlangt hat. — Die Veräußerung durch den Konkursverwalter ſteht 
nach $ 6 KO der durch den Eigentümer gleich. Die Haftung erlischt alſo, wenn Beſtandteile 
oder Zubehörſtücke vor der Beſchlagnahme (. A 3) vom Konkursverwalter veräußert und vom 
Grundſtück entfernt werden (RG 42, 90; 69, 90). Streitig ift, ob der Verwalter den Erlös 
zur Konkursmaſſe ziehen darf oder ob die Hypothekengläubiger Anſpruch darauf erheben 
können. Leßzteres iſt in der Regel zu verneinen, auch dann, wenn die Hypothekengläubiger 
dem Konkursverwalter gegenüber vor der Entfernung die Gegenſtände für ſich beanſprucht 
haben (a. M. RG 42, 87). Die Veräußerung des Verwalters iſt auch nicht eine Pfändung 
im Sinne des § 865 Abſ 2 Satz 1 ZPO, fo daß fie insbeſondere bezüglich Zubehörſtücke 
unzuläſſig und nichtig wäre (a. M. RG 69, 92; JW 08, 561%). Wohl aber kann, wenn die 

erfügung des an Stelle des Gemeinſchuldners handelnden Verwalters eine hinſichtlich der 
Benutzung des Grundſtücks unwirtſchaftliche iſt, für die (bei der Zwangsverſteigerung des 
Grundſtücks ausgefallenen) Hypothekengläubiger ein Maſſeanſpruch aus $ 59 Nr 1, auch 
Nr 3 KO, namentlich in Höhe des Erlöſes, gegeben fein (vgl. R& 69, 90; JW 08, 561; 
OLG 37, 212). Vgl. bezüglich der Einziehung von Miet- oder Pachtzinſen durch den Ver 
walter § 1124 A 4. Übrigens iſt der Verwalter nicht berechtigt, Zubehörſtücke, die der Ge 
meinſchuldner vor der Konkurseröffnung verkauft und dem Käufer übereignet hat, die aber 
noch nicht von dem Grundſtück entfernt worden find, dem Käufer deswegen vorzuenthalten, well 
ſie mangels ihrer Entfernung noch der Haftung für die Hypotheken unterliegen (A 2), da ſie 
nach den 88 1, 6 K O nicht zur Konkursmaſſe gehören und dem Verwaltungs und Verfügungs⸗ 
recht des Verwalters nicht unterſtehen (RG 99, 210). — Ausnahmsweiſe erliſcht unter den 
Vorausetzungen des 8 1122 Abf 1 die Haftung der in den Grenzen einer ordnungsmäßigen 
Wirtſchaft getrennten Erzeugniſſe oder ſonſtigen Beſtandteile durch Entfernung vom Grund- 
ſtück auch ohne Veräußerung. Ferner bewirkt nach § 1122 Abſ 2 Aufhebung der Zubehör. 
eigenſchaft innerhalb der Grenzen einer ordnungsmäßigen Wirtschaft Erloſchen der Haftung 
von Zubehörſtücken auch ohne Veräußerung (vgl. hierüber 8 1122 A 1). 


2. Nicht ſchon durch Veräußerung allein (RG 99, 211; JW 05, 17577; 1911, 4635; 1927, 40211; 
Gruch 64, 98; Seuffa 74 120 und auch nicht durch Entfernung vor der Beſchlagnahme 
allein (OLG 26, 151), ſelbſt wenn ihr zwar demnächſt auch Veräußerung nachfolgt, aber erſt nach 
der Beſchlagnahme (OLG 26, 141), ſondern nur beim Zuſammentreffen von Veräußerung und 
Entfernung vor der Beſchlagnahme erliſcht die Haftung (R& Warn 1915 Nr 118; OLG 4, 378; 
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37, 213). Dann anderſeits aber auch, wenn Veräußerung und Entfernung nicht innerhalb der 
Grenzen einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft erfolgten (SeuffA 59 Nr 82), ſowie wenn der Er⸗ 
werber Kenntnis von der hypothekariſchen Belaſtung hatte (OLG 26, 151). — Entfernung, 
alſo Wegſchaffung vom Grundſtück, iſt grundſätzlich etwas anderes als Beſitzübergabe, wenn ſie 
auch mit dieſer zuſammenfallen kann. Beſitzübergabe ohne Entfernung genügt nicht. So z. B. 
erliſcht die Haftung von Zubehörſtücken nicht ſchon dadurch allein, daß der Eigentümer ſie 
einem Gläubiger ſicherungshalber zum Eigentum überträgt und als Erſatz der Übergabe gemäß 
§ 980 vereinbart wird, der Eigentümer folle die Gegenſtände fortan zur Leihe haben (RG 
Warn 1911 Nr 36). Bei einer den Grundſtücken gleichſtehenden Abbaugerechtigkeit (f. Vorbem 4 
vor $ 873), die ſich nicht allein auf das unter der Erdoberfläche liegende Kohlenfeld erſtreckt, 
ſondern auch alle der Ausbeute der gewonnenen Kohlen und anderen Foſſilien dienenden 
bergbaulichen Anlagen umfaßt (vgl. RG 61, 190), find letztere, ſoweit fie Beſtandteile (nicht 
Zubehör) ſind, gleichzuſtellen dem in § 1121 gemeinten, mit der Hypothek belaſteten Grund⸗ 
ſtück. Daher find Gegenſtände, die ſich noch innerhalb ſolcher Anlagen befinden, nicht als „von 
dem Grundſtück entfernt“ im Sinne dieſer Vorſchrift zu erachten, auch wenn ſie aus Schächten 
herausgenommen worden find (RG Gruch 61, 322). Ferner muß die Entfernung, wie ſich 
aus den Worten „veräußert und entfernt“ ergibt, mit der Veräußerung derart im Zu⸗ 
ſammenhang ſtehen, daß ſie entweder von vornherein oder doch, wenn die Veräußerung 
erſt hinterher vorgenommen wird, im Endergebnis als infolge der Veräußerung geſchehen er⸗ 
ſcheint. Auch muß die Fortſchaffung eine dauernde Loslöſung des Veräußerten als ſolchen 
von dem Grundſtück zum Ziele haben. Denn iſt etwas zwar veräußert, aber ohne Beziehung 
auf dieſe Veräußerung aus anderem Anlaß entfernt, ſo iſt es nicht veräußert und entfernt, 
und eine Fortſchaffung, die nur zu einem vorübergehenden Zweck erfolgt, kann nicht als Ent⸗ 
fernung mit Rücksicht auf eine Veräußerung angeſehen werden (ſtr., R IW 1911, 4636). 
Daher erliſcht die Haftung wohl, wenn die Fortſchaffung (z. B. auf einen Markt) zum Zwecke 
der Veräußerung erfolgt und dann dieſe nebſt Beſitzübergabe ſtattfindet, da auch in dieſem 
Falle Entfernung und Veräußerung zuſammentreffen; nicht aber, wenn nach der Veräußerung 
die Fortſchaffung für einen anderen als den Erwerber bewirkt wird (ftr.). Ferner z. B. nicht, 
wenn die Fortſchaffung in Vollziehung einer einſtweiligen Verfügung durch den Gerichts⸗ 
vollzieher erfolgt zur Verwahrung bis zur Entſcheidung über den zwiſchen dem Eigentümer 
und einem andern ſtreitigen Herausgabeanſpruch (RG ZW 1911, 4655). Wird ein Zubehör- 
tück, nachdem es veräußert worden iſt, in verſchiedene Teile zerlegt, fo daß es die Natur als 
Einheitsſache einbüßt, und wird dann ein Teil (3. B. der Dampfkeſſel einer Lokomobile) (für 
den Erwerber) vor der Beſchlagnahme in einer Weiſe entfernt, daß die Entfernung als eine 
nicht bloß vorübergehende und die Trennung von den andern Teilen, die auf dem Grundſtück 
zurüdbleiben, als eine dauernde zu erachten iſt, fo wird jener Teil von der Haftung für die 
Hypothet frei; nicht bleibt er etwa deswegen in der Haftung, weil er mit den andern Teilen 
eine Einheit gebildet hat und auf dieſe ſich die Hypothek weiter erſtreckt (RG Gruch 64, 97; 
a. M. Ode 39, 250). Mäglicherweiſe find auch die andern Teile von der Haftung für die 
Hypothek nach § 1122 Abf 2 frei geworden, nämlich ſofern ſie für ſich allein nicht mehr 
als Zubehör ($ 97) des Grundſtücks anzusehen find (z. B. für ſich allein nicht betriebsfähige 
Teile einer Lokomobile, die Zubehör eines Sägewerks war) und die Aufhebung der Zubehör⸗ 
eigenſchaft innerhalb der Grenzen einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft erfolgt iſt (vgl. RG 
Gruch 64, 98). — Iſt die Haftung zufolge Veräußerung und Entfernung erloschen, fo fteht 
den Hypothekengläubigern auch ein Anrecht auf den Kaufpreis oder den Zwangsverſteigerungs⸗ 
erlös (J. A 1) nicht zu (MG 25, 21). Jedoch kann den Hypothekengläubigern, namentlich im 
Falle des jpg. kalten Abbrennens des Eigentümers, ein Schadenserſatzanſpruch gegen 
die Erwerber von Beſtandteilen oder Zubehörſtücken unter den allgemeinen Vorausſetzungen 
der 88 823ff. zuſtehen (NG 42, 170; 44, 186; 69, 91; 73, 333; Gruch 48, 380; 55, 664; 
. $ 1134 A 5). Ferner kann die Veräußerung und Entfernung von Zubehörſtücken von 
Hypothetengläubigern, wenn ſie wegen ihres dinglichen Anſpruchs einen Vollſtreckungstitel 
beſitzen und die ſonſtigen Vorausſetzungen des Anfechtungsgeſetzes v. 20. 5. 98 vorliegen, als 
ihnen gegenüber unwirkſam angefochten werden (RG 100, 89; Gruch 57, 1005); auch 
dann noch, wenn durch Zuſchlag des Gundſtücks in der Zwangsverſteigerung, welche ver. 
äußerte und entfernte Gegenſtände nicht erfaßt, ihr Hypothekenrecht an dem Grundſtück 
bereits erloſchen iſt, da die vorgängige Inanſpruchnahme des Grundſtücks nach § 2 Aufch 
Vorausſetzung der Anfechtung iſt und ſeine Verwirklichung hinſichtlich ſolcher zum Grundſtück 
gehörig geweſener Gegenſtände die Anfechtung ihrer Veräußerung, die zwar von dem Zwangs 
verſteigerungsverfahren unberührt geblieben iſt, aber die Hypothekengläubiger benachteiligt, 
nicht beeinträchtigen kann (RG 100, 90). 

3. Vor der Beſchlagnahme zugunſten des Gläubigers müſſen Veräußerung und Entfer- 
nung ſtattgefunden haben. Folgen dieſe der Beſchlagnahme erſt nach oder wird die Beſchlag 
nahme auch nur in der Zwiſchenzeit zwiſchen Veräußerung und Entfernung oder zwiſchen diefer 
und der etwa ſpäteren Veräußerung ausgebracht, jo erliſcht die Haftung nicht (JW 1927, 402). 
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Die Hypothekengläubiger oder der etwaige Zwangsverwalter können Zurückſchaffung der ent⸗ 
fernten Sachen, ſoweit ſie der Haftung für die Hypothek unterlagen, insbeſondere von Zubehör⸗ 
ſtücken verlangen (SeuffA 74 Nr 120). Vgl. jedoch über den Einfluß des guten Glaubens des 
Erwerbers in den letzteren beiden Fällen Abſ 2 Satz 2 und A 5. Die Beſchlagnahme, 
durch die der Hypothekengläubiger ſein dingliches Recht an den Erzeugniſſen und ſonſtigen 
Beſtandteilen, ſowie an den Zubehörſtücken verwirklicht, ſo daß er gegen den Verluſt des 
Rechtes durch Veräußerung und Entfernung nunmehr geſchützt iſt, wird gemäß 85 20, 21, 
146, 148 3G durch Einleitung der Zwangsverſteigerung oder der Zwangsverwaltung be⸗ 
wirkt, welche die Wirkung eines Veräußerungsverbots zugunſten des betreibenden Gläu⸗ 
bigers (88 135, 136 BGB) haben (RG 86, 258). Über den Beginn der Wirkſamkeit der 
Beſchlagnahme vgl. 88 22 Abf 1, 150, 151 Abſ 1 BG; O“ G 3, 341. Jedoch hat nach 
85 21 Abſ 3, 146 BUG weder die Zwangsverſteigerung noch die Zwangsverwaltung die 
Beſchlagnahme derjenigen Früchte zur Folge, hinſichtlich deren einem Pächter das Recht 
auf den Fruchtgenuß zuſteht. Nach 85 21 Abſ 1, 148 Abſ 1 3G ferner umfaßt die Be⸗ 
ſchlagnahme durch Zwangsverſteigerung, anders wie die durch Zwangsverwaltung, land⸗ 
und forſtwirtſchaftliche Erzeugniſſe nur, ſoweit dieſe noch mit dem Boden verbunden oder 
ſoweit ſie Zubehör des Grundſtücks ſind. Tritt ein Hypothekengläubiger dem bereits ein⸗ 
geleiteten Verfahren bei, ſo wirkt die Beſchlagnahme von der Zuſtellung des den Beitritt 
zulaſſenden Beſchluſſes ab auch zu feinen Gunſten (88 27, 146, 151 Abſ 2 ZIG; RG Warn 
1915 Nr 118; OLG 9, 139). Andere Hypothekengläubiger dagegen, die weder betreibende 
noch beitretende Gläubiger ſind, können ſich auf die Beſchlagnahme nicht berufen (RG 
Warn 1915 Nr 118; Seuff A 59 Nr 69). Da die Beſchlagnahme auch diejenigen Zubehörſtücke 
umfaßt, die zwar vom Eigentümer veräußert und an den Erwerber zum Eigentum über⸗ 
tragen, aber noch nicht von dem Grundſtück entfernt worden ſind, erſtreckt ſich die Ver⸗ 
ſteigerung nach $ 55 Abſ 1 8G auch auf dieſe Zubehörſtücke und ſteht dem Erwerber wegen 
ſeines Eigentums nicht ein der Verſteigerung entgegenſtehendes Recht im Sinne des § 37 
Nr 5 BVG zu. Die Beſtimmung im $ 55 Abſ 2 3G, wonach auf Zubehörſtücke, die ſich im 
Beſitze des Schuldners oder eines neu eingetretenen Eigentümers befinden, ſich die Ver⸗ 
ſteigerung auch dann erſtreckt, wenn ſie einem Dritten gehören, es ſei denn, daß dieſer ſein 
Recht nach Maßgabe des 8 37 Nr 5 3G geltend gemacht hat, wonach alſo der Dritte 
durch Klage gegen den betreibenden Gläubiger auf Grund ſeines Eigentums die Einſtellung 
der Zwangsverſteigerung in die ihm gehörenden Zubehörſtücke herbeiführen kann, bezieht 
ſich nur auf ſolche Zubehörſtücke, die, weil ſie zur Zeit der Beſtellung der Hypothek für 
den betreibenden Gläubiger nicht in das Eigentum des Grundſtückseigentümers gelangt 
waren, nach $ 1120 überhaupt nicht in die Haftung für die Hypothek eingetreten geweſen und da⸗ 
her von der Beſchlagnahme in Wirklichkeit nicht umfaßt worden ſind (RG Warn 1915 Nr 118). 
Steht das Grundſtück int Miteigentum mehrerer, ſo ergreift die Beſchlagnahme Zubehörſtücke 
auch dann, wenn fie nur einem der Miteigentümer gehören (a. M.: JW 1926, 2226). — Auch 
die Pfändung von Gegenſtänden, die zur Immobiliarmaſſe gehören (mit Ausnahme der 
Zubehörſtücke, f. unten), im Wege der Mobiliarzwangsvollſtreckung oder der Arreſtvoll⸗ 
ziehung bewirkt hinſichtlich dieſer Gegenſtände, auf welche ſich die Hypothek erſtreckt, Beſchlag · 
nahme im Sinne des 9 1121, wenn fie wegen des dinglichen Anſpruchs des Hypotheken ⸗ 
gläubigers erfolgt; denn nach § 1147 kann der Hypothekengläubiger wegen ſeines dinglichen 
Anſpruchs nicht nur aus dem Grundſtück, ſondern auch aus den (beweglichen) Gegenſtänden, 
auf die ſich die Hypothek erſtreckt, ſeine Befriedigung im Wege der Zwangsvollſtreckung 
ſuchen und die Zwangsvollſtreckung auf Grund eines Schuldtitels wegen des dinglichen 
Anſpruchs, der als Geldforderung gilt 95 688 Abſ 1 Satz 2, 794 Nr 4, 5 ZPO), findet in 
bewegliches Vermögen gemäß § 803 ZPO durch Pfändung ftatt (vgl. NE 23, 56; 29, 242; 
31, 318; 42, 88; 76, 118; 81, 147; 86, 138; 108, 139; JW 95, 7885; OL 10, 420: 26, 141: 
aber auch OLG 26, 142: im Falle von Miteigentümern, gegen die ſämtlich die Pfändung, 
3. B. von Mietzinſen, erfolgen müßte, nach § 14 KO nicht angängig, wenn einer von ihnen 
im Konkurſe it). Desgleichen bewirkt Beſchlagnahme die Vollziehung einer einſtweiligen 
Verfügung, ſofern durch dieſe ein Veräußerungsverbot oder ſonſtige zur Sicherung eines 
Hypothekengläubigers wegen ſeines dinglichen Anſpruchs dienende Anordnungen erlaſſen ſind 
(vgl. RG 44, 310; 48, 207; 52, 138; Seuffü 59 Nr 119; Gruch 30, 1185). Hat dagegen 
der Hypothekengläubiger auf Grund eines vollſtreckbaren Schuldtitels, der lediglich ſeine 
im Wege der Schuldklage geltend gemachte perjönliche (Hypotheken) Forderung betrifft, 
Haftungsgegenſtände pfänden laſſen, fo iſt eine Beſchlagnahme der Gegenstände für ihn 
als Hypothekengläubiger im Sinne des § 1121 nicht erfolgt (RG 52, 188; 76, 116: 81, 
147; 86, 188; O8 14, 110; 26, 142). Übrigens darf auch ein Hypothekengläubiger Zu⸗ 
behörſtücke nicht pfänden laſſen ($ 865 Abs 2 Satz 1 8 PO). — Die Beſchlagnah me hat, 
ſoweit nicht die Wirkung des guten Glaubens des Erwerbers hinſichtlich der Beſchlagnahme 
Platz greift (. A 5), zur Folge, daß eine Veräußerung oder Entfernung, auch eine Ent- 
fernung im Sinne des § 1122 Apf 1, ſowie eine Aufhebung der Zubehöreigenſchaft im Sinne des 
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§ 1122 Abſ 2 dem die Beſchlagnahme ausbringenden Hypothekengläubiger gegenüber unwirk⸗ 
ſam iſt. Der Hypothekengläubiger hat einen Anſpruch auf Rückſchaffung der weggebrachten 
Gegenſtände (RG 70, 378; im Falle der Zwangsverwaltung kann auch der Zwangsverwalter 
nach 98 148, 152 ZUG die Rückſchaffung verfolgen, SeuffA 74 Nr 120). Jedoch eine nur 
einzelne (getrennte) Beſtandteile betreffende Beſchlagnahme (durch Pfändung oder Voll⸗ 
ziehung einer einſtweiligen Verfügung) gewährt dem Hypothekengläubiger nicht Schutz 
bezüglich anderer Beſtandteile und Zubehörſtücke. Ferner kaun der Schuldner im Falle der 
Zwangsverſteigerung, nicht auch der Zwangsverwaltung, über einzelne Beſtandteile oder 
Zubehörſtücke innerhalb der Grenzen einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft auch dem Gläubiger 
gegenüber noch wirkſam verfügen (88 23, 148 3G). — Die Beſchlagnahme kann in der Regel 
nur ausgebracht werden, wenn die Hypothekenforderung fällig und vollſtreckbar iſt (§ 16 Ab} 1 
ZVG). Ausnahmen hiervon ergeben ſich aus SS 1133—1135 (Verſchlechterung des Grund» 
ſtücks oder des Zubehörs). — Vor der Beſchlagnahme kann der Hypothekengläubiger, 
ſofern nicht ein Fall der 98 1134, 1135 vorliegt, der Entfernung von Beſtandteilen oder Zu⸗ 
behörſtücken nicht widerſprechen (OLG 3, 337; SeuffA 63, 66). Wegen der Rechtsbehelfe 
gegen eine Pfändung solcher Gegenſtände und wegen des Anſpruchs auf den Verſteigerungs⸗ 
erlös vgl. I 1120 A 2. 


4. Abſ 2 Satz 1 bedeutet: Im Falle einer Veräußerung vor der Entfernung, d. i. einer 
Veräußerung (f. A 1), der noch nicht eine Entfernung (ſ. A 2) nachgefolgt iſt, erliſcht die Haftung 
der veräußerten Sache (Beſtandteil oder Zubehör) für die Hypothek nicht ſchon deswegen, 
weil der Erwerber bei dem Erwerbe in Anſehung der Hypothet in gutem Glauben iſt, 
d. h. ihm weder bekannt noch nur infolge grober Fahrläſſigkeit unbekannt iſt (8 932 Abſ 2), 
daß die Hypothek an dem Grundſtück beſteht. Die Vorſchrift enthält eine Einſchränkung des 
Grundſatzes des 8 936 Abf 1 Satz 1, Abſ 2 (Erlöſchen der Rechte Dritter zufolge gutgläubigen 
Eigentumserwerbs) mit Rückſicht darauf, daß die Kenntnis eines eingetragenen Rechtes bei 
jedem, der im Widerſpruch damit erwerben wolle, vorauszuſetzen ſei (M 3, 662). Auch wenn 
alſo der Erwerber in gutem Glauben iſt, tritt Erlöſchen der Haftung erſt mit der Entfernung 
ein (ſ. A 2). Bewirkt der Hypothekengläubiger vor der Entfernung die Beſchlagnahme, ſo 
kann der Erwerber fich nicht auf 8 936 berufen und alſo nicht geltend machen, daß zufolge ſeines 
guten Glaubens die Haftung bereits erloſchen ſei. Gegebenenfalls kann er ſich aber auf ſeinen 
guten Glauben hinſichtlich der Beſchlagnahme nach Abſ 2 Satz 2 berufen (f. A 5). — Erfolgt 
die Veräußerung nach der Entfernung, ſo kommt es auf den guten Glauben überhaupt 
nicht an. Die Haftung erliſcht dann zufolge Zuſammentreffens von Entfernung und Ver⸗ 
äußerung, auch wenn der Erwerber Kenntnis von der Hypothek hat (J. A 2). 


5. Abſ 2 Satz 2 bedeutet: Werden Beſtandteile oder Zubehörſtücke nach ihrer Ver- 
äußerung, aber vor der Entfernung beſchlagnahmt und demnächſt von dem Erwerber 
entfernt, ſo iſt dem Erwerber gegenüber die Beſchlagnahme nur wirkſam, d. i. die Haftung 
der Sachen für die Hypothek nur dann nicht erloſchen (J. A 2, 8), wenn der Erwerber bei der 
Entfernung in Anſehung der Beſchlagnahme nicht in gutem Glauben iſt, d. h. die Beſchlag · 
nahme ihm bekannt oder nur infolge grober Fahrläſſigkeit unbekannt geblieben iſt ($ 982 Abſ 2). 
Die Vorſchrifl entſpricht dem § 185 Abf 1, 2 (Wirkſamkeit eines Veräußerungsverbots nur 
gegenüber einem bösgläubigen Erwerber). Der Hypothekengläubiger, der die Haftung der 
vor der Beſchlagnahme veräußerten und nach der Beſchlagnahme entfernten Sache für ſeine 
Hypothek geltend macht, muß alſo die Bösgläubigkeit des Erwerbers hinſichtlich der Be. 
ſchlagnahme beweiſen. Iſt jedoch der Verſteigerungs- oder der Zwangsverwaltungsvermerk 
(vor der Entfernung) in das Grundbuch eingetragen, fo gilt gemäß 88 23 Abſ 2 Satz 2, 146 
3 die Beſchlagnahme als dem Erwerber bekannt (Seuffü 74 Nr 120). Ferner ſteht nach 
88 23 Abſ 2 Satz 1, 146 3G die Kenntnis des Antrags auf Zwangsverſteigerung oder 
Zwangsverwaltung der Kenntnis der Beſchlagnahme gleich. — Aus der Vorſchrift des Abſ 2 
Satz 2 iſt nicht zu folgern, daß die Rechtslage eine andere iſt, wenn die Entfernung vor 
der Beſchlagnahme und die Veräußerung nach dieſer erfolgt. Vielmehr iſt auch für 
dieſen Fall anzunehmen, daß die Haftung nur dann nicht erliſcht, wenn zur Zeit der Ver- 
äußerung die Beſchlagnahme (Zwangsverſteigerung oder Zwangsverwaltung) im Grundbuche 
vermerkt oder der Erwerber hinſichtlich der Beſchlagnahme bösgläubig ift (ſtr., vgl. 88 135, 
136, 892 Abf 1 Satz 2, 932). 


8 1122 
Sind die Erzeugniſſe oder Beſtandteile innerhalb der Grenzen einer 
ordnungsmäßigen Wirtſchaft von dem Grundſtücke getrennt worden!), ſo 
erliſcht ihre Haftung auch ohne Veräußerung), wenn ſie vor der Beſthlag⸗ 
nahme von dem Grundſtück entfernt werdens), es ſei denn, daß die Entfernung 
zu einem vorübergehenden Zwecke erfolgt‘). 
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Zubehörſtücke werden ohne Veräußerung von der Haftung frei, wenn 
die Zubehöreigenſchaft innerhalb der Grenzen einer ordnungsmäßigen Wirt⸗ 
ſchaft vor der Beſchlagnahme aufgehoben wirds). 

E I 1068 II 1030; M 3 66 ff.; P 2 249; 3 556 ff.; 6 247 ff., 284 f. 


1. Unter Trennung von Erzeugniſſen oder ſonſtigen Beſtandteilen innerhalb der 
Grenzen einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft iſt Loslöſung vom Grund und Boden zu Zwecken 
wirtſchaftlicher Benntzung des Grundſtücks zu verſtehen (vgl. Seuffü 58 Nr 78; OLG 8, 417). 
Wird bei der Trennung ein hinſichtlich der Benutzung des Grundſtücks als unwirtſchaftlich zu 
erachtender Zweck verfolgt, fo iſt die Anwendung des AUbf 1 ausgeſchloſſen. Dies gilt nament⸗ 
lich auch, wenn beabſichtigt wird, die weitere Bewirtſchaftung des Grundſtücks aufzugeben 
(N 69, 88; OLG 34, 213; 36, 178). Desgleichen bei einer den Grundſtücken gleichſtehenden, 
ſelbſtändigen Kohlenabbaugerechtigkeit, wenn Beſtandteile aus den Schächten deshalb heraus ⸗ 
genommen werden, weil die Grube erſoffen iſt (RG Gruch 61, 323; OLG 29, 360). 


4 5 3 

2. Die Beſtimmung, daß auch ohne Veräußerung die Haftung erliſcht, iſt eine Ausnahme 
von & 1121, wonach die Haftung von Erzeugniſſen und ſonſtigen Beſtandteilen nur zufolge 
Veräußerung und Entfernung (vor der Beſchlagnahme) erliſcht. Eine Veräußerung allein 
ohne Entfernung aber bewirkt Erlöſchen der Haftung auch dann nicht, wenn die betreffenden 
Beſtandteile in ordnungsmäßiger Wirtſchaftsführung getrennt find. — Ferner bezieht ſich Abſ 1 
auf Zubehörſtücke nicht (ſ. A 3). 


8. Die Entſernung vor der Beſchlagnahme, die erſte Vorausſetzung für das Erlöſchen 
der Haftung nach Abſ 1, braucht nicht, wie die Trennung (f. A 1), innerhalb der Grenzen einer 
ordnungsmäßigen Wirtſchaft geſchehen zu ſein. Auch im Falle unwirtſchaftlicher Entfernung 
erliſcht die Haftung. Danach könnte es ſcheinen, als ob die Regel des 8 1121 Abſ 1 (Ver⸗ 
äußerung und Trennung zum Freiwerden, erforderlich), namentlich bei landwirtſchaftlichen 
Grundſtücken, hinſichtlich der (orduungsmäßig getrennten) Erzeugniſſe oder ſonſtigen Beſtand⸗ 
teile durch § 1122 Abs! tatſächlich zur Ausnahme geſtaltet werde. Es iſt jedoch zu beachten, 
daß beſonders die Erzeugniſſe nach der Trennung häufig Zubehörſtücke fein werden (vgl. 
8 98 Nr 2, OLG 14 S. 105, 106) und daß die 99 — 0 diefer durch Entfernung allein ohne 
Veräußerung nach 8 1121 Abs! nicht erliſcht (f. A 2). — Über den Begriff Entfernung |. $ 1121 
A 2. Auch Fortihaffung auf ein anderes ſelbſtändiges Grundſtück des nämlichen Eigentümers 
iſt Entfernung (vgl. jedoch RG Recht 1919 Nr 1107). 


4. Die zweite Vorausſetzung für das Erlöſchen der Haftung, daß die Entfernung nicht 
zu einem vorübergehenden Zweck erfolgt, iſt gegeben, wenn nach den gegenwärtig obwalten⸗ 
den Verhältniſſen eine Rückſchaffung auf das Grundſtück nicht mehr in Ausſicht ſteht (vgl. 
RS 47, 202). Eine Entfernung zum Zwecke der Pfandbeſtellung oder zum Zwecke der Pfän- 
dung im Wege der Zwangsvollſtreckung erfüllt dieſe Vorausſetzung nicht. Die herrſchende 
Meinung nimmt dies zwar bezüglich der Pfandbeſtellung ebenfalls an, nicht aber bezüglich 
der Pfändung. Jedoch nicht nur bei jener, ſondern auch bei dieſer wird kein dauernder Zu- 
ſtand geſchaffen, vielmehr noch immer mit der Möglichkeit der Rückſchaffung gerechnet (vgl. 
RS JW 1911, 46°). Erſt mit dem Pfandverkauf bzw. der Verſteigerung erliſcht daher ge- 
mäß der Regel des § 1121 Abſ 1 die Haftung der (ordnungsmäßig getrennten) Beſtandteile. 


5. Aufhebung der Zubehöreigenſchaft innerhalb der Grenzen einer ordnungsmäßigen 
Wirtſchaft (. A 1), z. B.: wenn bei einem Landgute das zum Wirtſchaftsbetriebe beſtimmte 
ältere Vieh (8 98 Nr 2) durch neues erſetzt und zum Verkauf geſtellt, wenn Dünger auf ein 
anderes mit der Hypothek des Gläubigers nicht belaſtetes Grundſtück des nämlichen Eigen- 
tümers gebracht wird. Die Haftung erliſcht hiermit gemäß Abs 2 auch ohne Veräußerung. 
Soweit eine Aufhebung der Zubehöreigenſchaft ohne Entfernung ſtattfinden tann, tft dieſe 

um Erlöſchen der Haftung ebenfalls nicht erforderlich (vgl. 8 97 A 13). — Dagegen wird = 
eräußerung allein ohne eine Aufhebung der Zubehöͤreigenſchaft im Sinne des Abſ 2, au 
wenn fie innerhalb der Grenzen einer ordnungs mäßigen Wirtſchaft * nicht Freiwerden 
von der Haftung bewirkt (RG JW 05, 17517; Geuffü 58 Nr 78; a. M. OLG 8, 417). Nach 
der Regel des $ 1121 Abſ 1 muß vielmehr Entfernung hinzukommen (vgl. hierüber $ 1121 
A 1, 2). Durch Verpfändung und Entfernung vom Grundſtück wird wegen des vorüber⸗ 
gehenden Zweckes (ſ. A 4) die Zubehöreigenſchaft gemäß § 97 Abs 2 Satz 2 nicht aufgehoben, 
ſo daß die Haftung dadurch nicht erliſcht (. $ 1121 A 1). Pfändung bon Zubehör iſt nach 
8 865 Abſ 2 Satz 1 ABO überhaupt unzuläſſig und wirkungslos (MG 59, 88; 60, 73; 
Gruch 49, 1087). — Eine Aufhebung der Zubehöreigenſchaft „innerhalb der Grenzen einer 
ordnungsmäßigen Wirtschaft“ kann nicht in Frage kommen, wenn die wirtſchaftliche Ei =" 
des Grunbftüds überhaupt aufgegeben wird (M& 69, 88; Gruch 61, 323: vgl. A 1). A 
erliſcht die Haftung nicht dadurch allein, daß die Benutzung der betreffenden Gegenſtände 
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als Zubehör (z. B. bei einer ſelbſtändigen Kohlenabbaugerechtigkeit wegen Erſaufens der 
Grube) nachträglich unmöglich wird (RG 47, 202; Gruch 61, 323; OLE 29, 359). Vgl. 
8 1121 A 2 über den Fall, daß ein Zubehörſtück, nachdem es veräußert worden, in Teile zerlegt, 
ein Teil vom Grundſtück entfernt wird, die übrigen Teile auf dem Grundſtück zurückbleiben. 


§ 1123 

Iſt das Grundſtück vermietet oder verpachtet, ſo erſtreckt ſich die Hypothek 
auf die Miet⸗ oder Pachtzinsforderung!). 

Soweit die Forderung fällig iſt, wird ſie mit dem Ablauf eines Jahres 
nach dem Eintritte der Fälligkeit von der Haftung frei, wenn nicht vorher 
die Beſchlagnahme zugunſten des Hypothekengläubigers erfolgte). Iſt der 
Miet⸗ oder Pachtzins im voraus zu entrichten, jo erſtreckt ſich die Befreiung 
nicht auf den Miet⸗ oder Pachtzins für eine ſpätere Zeit als das zur Zeit der 
Beſchlagnahme laufende Kalendervierteljahr; erfolgt die Beschlagnahme 
innerhalb des letzten halben Monats eines Kalendervierteljahrs, so erstreckt 
sich die Befreiung auch auf den Miet- oder Pachtzins für das folgende 
Kalendervierteljahr?). 

E 1 1067, 1069 II 1081; M 3 651, 657 ff., 664; P 3 549 f., 553 ff., 556, 560 ff. 


1. Der geſetzgeberiſche Grund für die Haftung der Miet⸗ oder Pachtzinsforderungen 
iſt, daß dieſe an die Stelle der dem Zugriffe der Hypothekengläubiger durch die Vermietung 
oder Verpachtung entzogenen (vgl. § 21 Abſ 3 3G) Früchte oder Nutzungen treten ſollen 
(M 3, 658; OLG 13, 202). Vgl. 88 57, 57a, b, 152 3G (Miet- oder Pachtverhältniſſe werden 
durch Zwangsverſteigerung oder Zwangsverwaltung nicht aufgehoben). — Die Haftung beginnt, 
wie bei den Früchten ($ 1120), mit der Hypothekeintragung, nicht erſt mit der Beſchlagnahme. 
Sie umfaßt grundſätzlich nicht nur die Zinsbeträge, die für die Zeit nach der Hypothekeintragung 
aus vorher abgeſchloſſenen Verträgen zu entrichten ſind, und zwar ohne Rückſicht auf ihre 
Fälligkeit, fondern wie bei den Früchten und, da Abſ 1 ganz allgemein lautet, auch die 
rückständigen Zinsbeträge für die Zeit vorher (fr.) und ferner die durch ſpatere Miet- oder 
Tachtverträge begründeten Zinsforderungen (NG 68, 13; 81, 150). Einſchränkungen dieſes 
Grundſatzes ergeben 88 1123 Abſ 2, 1124, 1125. Danach hat das dingliche Recht des Hypo; 
thekengläubigers an dem Miet- oder Pachtzins nicht eine die Befreiung von der Haftung 
oder Verfügungen des Eigentümers ſchlechthin verhindernde Wirkung (wie das Pfandrecht, 
das der § 1128 für die Haftung der Forderung gegen den Verſicherer vorſieht). Vielmehr 
muß der Hypothekengläubiger ſein dingliches Recht an der Miet. oder Pachtzinsforderung 
durch Beſchlagnahme geltend machen. Solange die Forderung nicht zugunſten 
des Hypothekengläubigers in Beſchlag genommen worden iſt, kann die Forderung nach Maß- 
gabe des $ 1123 Abſ 2 von der Haftung frei werden und kann der Eigentümer über fie ver- 
fügen. Auch im Falle der Beſchlagnahme bleibt eine vor der Beſchlagnahme vorgenommene 
Verfügung des Eigentümers dem Hypothekengläubiger gegenüber wirkſam, ſoweit ſie ſich 
nicht auf den Miet- oder Pachtzins für eine ſpätere Zeit als die im § 1124 Abſ 2 bezeichnete 
bezieht. — Ob der Zins in Geld oder in anderen Leiſtungen zu entrichten iſt, macht bezüglich 
der Haftung keinen Unterſchied. Ebenſowenig, ob der Eigentümer oder der Eigenbeſitzer oder 
ein dem Hypothekengläubiger im Range nachſtehender Nießbraucher vermietet oder verpachtet 
hat (RG 68, 13; 81, 149 OLG 26, 141). Ein ſolcher Nießbraucher kann auch, wiewohl nach 
95 1030, 99 Abſ 3 ihm die Mietzinſen zuſtehen (RG 68, 10; 80, 316; 81, 149), gegen die Pfän⸗ 
dung (und damit Beſchlagnahme, wenn die Pfändung auf Grund dinglichen Schuldtitels 
erfolgt, |. A 2) der (nicht etwa gemäß 8 1123 Abſ 2 von der Haftung frei gewordenen) Miet- 
zinſen durch den im Range vorgehenden Hypothekengläubiger nicht Widerſpruchsklage nach 
8 771 ZPO erheben. Vgl. hierüber $ 1124 A 5. Dagegen wird durch einen im Range 
vorgehenden (älteren) Nießbrauch das Recht des nachſtehenden Hypothekengläubigers auf 
die Mietzinſen ausgeſchloſſen (OLG 15, 366). 


2. Erfolgt die Beſchlagnahme (über die Bedeutung der Beſchlagnahme für die Wirkung 
des dinglichen Rechtes des Hypothekengläubigers an der Miet- oder Pachtzinsforderung 
. A 1) nicht innerhalb eines Jahres ſeit der Fälligkeit der Zinsforderung, jo wird 
dieſe frei. Die nach Ablauf eines Jahres ſeit der Fälligkeit erfolgende Beſchlag ⸗ 
nahme des rückſtändigen Zinſes iſt unwirkſam. Jedoch enthält Abſ 2 Saß 2 eine Ein⸗ 
ſchränkung dieſer Regel für den Fall, daß der Zins im voraus zu entrichten iſt. — Über den 
Vollzug der Beſchlagnahme vgl. $ 1121 A 3. Hier iſt aber zu bemerken, daß die Einfeitung 
der Zwangsverſteigerung nach 8 21 Abſ 2 3 nicht Beſchlagnahme der Miet- oder Pach 


Hypothek 88 1122, 1123 525 


zinsforderungen bewirkt (vgl. RG 64, 418; 76, 118; 81, 147; JW 1913, 55%), und daß 
die Beſchlagnahme durch Einleitung der Zwangsverwaltung gemäß §8 146, 148 ZUG dem 
Dritiſchuldner (der Zinsforderungen) gegenüber erſt nach Maßgabe des 8 22 Abſ 2 3G 
(Kenntnis oder Zuſtellung des Zahlungsverbots) wirkſam wird (vgl. RG 64, 416). Im übrigen 
kann die Beſchlagnahme auch hier durch Pfändung im Wege der Zwangsvollſtreckung oder 
der Vollziehung eines Arreſtes (88 829, 845, 980 ZPO; RE 76, 117; 81, 148; 103, 139; 
Warn 1916 Nr 171; OLG 7, 38; 14, 109; 18, 165; a. M. 18, 169) für den Hypothekengläubiger 
ſowie durch Vollziehung einer nach Maßgabe des $ 935 ZPO (Gefahr der Einziehung oder 
ſonſtigen Verfügung) erlaſſenen einſtweiligen Verfügung bewirkt werden (RG 52, 138; OSG 
23, 235; a. M. 3, 180; 21, 98), vorausgeſetzt, daß die Pfändung uſw. (nicht lediglich wegen 
der der Hypothek zugrunde liegenden perſönlichen Forderung, ſondern) wegen des dinglichen 
Anſpruchs aus der Hypothek (auf Grund dinglichen Schuldtitels) erfolgt (RG 52, 138; 76, 116; 
81, 147; 108, 139; Warn 1916 Nr 171; OLG 29, 245). — Iſt über das Vermögen des Eigen ⸗ 
tümers der Konkurs eröffnet, ſo iſt zwar Pfändung und Arreſtvollziehung in Mietzins⸗ 
forderungen wegen der etwa gegen den Gemeinſchuldner beſtehenden perſönlichen Hypo⸗ 
thekenforderung nach 88 14, 15 KO nicht zuläſſig, wohl aber kann der Hypothekengläubiger, 
da ihm wegen des dinglichen Hypothekenrechts ein Abſonderungsrecht zufteht (§ 47 KO) und 
die abgeſonderte Befriedigung unabhängig vom Konkursverfahren erfolgt ($ 4 Abſ 2 KO), 
auf Grund vollſtreckbaren Schuldtitels wegen dinglicher Anſprüche aus feiner Hypothek auch 
dann Beſchlagnahme gegenüber dem Konkursverwalter ausbringen, und zwar nicht nur durch 
Zwangsverwaltung im Wege der Zwangsvollſtreckung oder Vollziehung einer einſtweiligen 
Verfügung (RG 52, 140; OLG 10, 419; 15, 285), ſondern auch durch Pfändung von Miet- 
zinsforderungen (OL 29 S. 245, 246; a. M. OLG. 10, 419; 15, 285; anſcheinend auch 
R 52, 139). Abtretung von Mietzinsforderungen an einen Hypothekeugläubiger hat nicht 
die Bedeutung der Beſchlagnahme (RG 76, 119). — Wenn das Grundſtück zwangs ; 
verſteigert wird, gebühren die Zinsforderungen gemäß 8 56 ZV von dem Zuſchlag an 
dem Erſteher, ſo daß ſie von ausgefallenen früheren Hypothekengläubigern nicht mehr in 
Anſpruch genommen werden können. Laufende Zinsforderungen werden zwiſchen Erſteher 
und Schuldner nach dem Verhältnis der Dauer ihrer Berechtigung gemäß $ 101 Nr 2 verteilt. 
Nur auf den Anteil des Schuldners können die genannten Gläubiger Anſpruch erheben (vgl. 
NG 64, 419; 86, 365; Warn 1912 Nr 230; OLG 5, 836). Iſt zugleich das Zwangsverwal⸗ 
tungsverfahren eingeleitet, ſo darf der Verſteigerungsrichter nicht etwa die in der Zwangs⸗ 
verwaltungsmaſſe befindlichen Mietzinsforderungen zur Zwangsverſteigerungsmaſſe ziehen 
und ſie den Hypothekengläubigern zuweiſen. Vielmehr iſt es nach $ 155 ZUG Sache 
des Zwangsverwalters, die Mietzinsforderungen, ſoweit ſich die Hypothek auf ſie erſtreckt, 
geltend zu machen und auf die im $ 10 Ziff 1-5 ZUG bezeichneten Anſprüche zu ver- 
teilen (RG Warn 1912 Nr 230; JW 1913, 557). Hypothekenglaubiger als Gläubiger der 
vierten Klaſſe ſind hierbei gemäß § 10 Ziff 4 38 nur inſoweit, als laufende Beträge 
wiederkehrender Leiſtungen zu berichtigen find, zu berücksichtigen; nicht auch wegen ihrer 
Kapitalforderungen, es ſei denn, daß ſie betreibende Gläubiger ſind und deshalb nach $ 10 
Ziff 5 3G auch mit der Kapitalforderung zur Hebung gelangen. Etwaige Überihüffe 
der (nach Befriedigung des betreibenden Gläubigers) aufzuhebenden Zwangsverwaltung find 
an den Schuldner aus zuzahlen und können von feinen Gläubigern, auch von den Hypo 
thekengläubigern, die nicht betreibende Gläubiger jind, nur im Wege der Mobiliarpfändung 
in Anſpruch genommen werden (RG JW 1913, 5547). — Im Falle der Beſchlagnahme im 
Wege der Zwangsverwaltung kann der Zwangsverwalter (8 152 Abſ 1 3G) und im Falle 
der Beſchlagnahme durch Pfändung für den Hypothekengläubiger, dieſer, wenn ihm die 
Miet- oder Pachtzinsforderung überwieſen iſt (88 835, 886 3 PO), auch die mit der Miet- 
oder Pachtzinsforderung verbundenen Nebenrechte an Stelle des Vermieters oder Berpäd)- 
eee geltend machen, namentlich deſſen geſetzliches Pfandrecht nach 
oder $ 585 (ſtr.). 

3. Abſ 2 Satz 918 Iſt entgegen der Regel der 88 551, 584 zufolge beſonderer Ver⸗ 
einbarung der Miet- oder Pachtzins im voraus zu entrichten, jo kann der Mieter oder Pächter, 
wenn er mit dem Zins, der für einen über ein Jahr hinausgehenden Zeitraum im voraus zu 
entrichten war, ein Jahr lang im Rückſtande iſt und erſt nach Ablauf des Jahres die Beſchlag⸗ 
nahme erfolgt, ſich für die Befreiung von der Haftung nicht auf Abſ 2 Satz! bezüglich des 
Zinſes für eine beſtimmte Zeit berufen. Nach der früheren Faſſung des Geſetzes war dies 
der Zins „für eine ſpätere Zeit als das zur Zeit der Beſchlagnahme laufende und das folgende 
Kalendervierteljahr“. Danach haftete, wenn z. B. der Mieter oder Pächter den Zins am 
1. Januar 1913 für 2 Jahre im voraus hätte zahlen ſollen, die Beſchlagnahme darauf erſt 
am 1. Mai 1914 erfolgte, ohne daß bisher Zahlung geleiftet war, dem Hypothekengläubiger 
zwar gemäß Abſ 2 Satz 1 nicht der Zins für die Zeit bis zum 1. Oktober 1914, wohl aber gemäß 
dem bisherigen Abf 2 Satz 2 der Zins für die ſpätere Zeit bis zum 1. Januar 1915. Durch 
Art 2 Gef zur Einſchränkung der Verfügungen über Miet“ und Pachtzinsforderungen v. 8. 6. 15 
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hat Abſ 2 Satz 2 die jetzige Faſſung erhalten, wonach die Befreiung ſich nicht erſtreckt auf den 
Zins für eine ſpätere Zeit als das zur Zeit der Beſchlagnahme laufende 
Kalendervierteljahr, es ſei denn, daß die Beſchlagnahme innerhalb des letzten 
halben Monats eines Kalendervierteljahrs erfolgt, in welchem Falle die Be- 
freiung ſich auch noch auf den Zins für das folgende Kalendervierteljahr erſtreckt. 
Danach würde, wenn dieſes Geſetz in den in dem Beiſpiel gewählten Zeiträumen bereits in 
Kraft geweſen wäre, dem Hypothekengläubiger nur noch der Zins für die Zeit bis zum 1. Juli 
1914 nicht haften. „Innerhalb des letzten halben Monats eines Kalendervierteljahrs“ be⸗ 
deutet nach 8 189 Abſ 1 „innerhalb der letzten fünfzehn Tage eines Kalendervierteljahrs“, 
alſo im März und Dezember die Tage vom 17. bis zum 31., im Juni und September die Tage 
vom 16. bis zum 30. (nach anderer Meinung ſoll der letzte halbe Monat ſtets am 16. des be⸗ 
treffenden Monats beginnen). Es würde daher nach jenem Beiſpiel, wenn die Beſchlag⸗ 
nahme z. B. am 16. oder 30. Juni 1914 erfolgt wäre, wie nach der bisherigen Geſetzesfaſſung 
dem Hypothekengläubiger der Zins für die Zeit bis zum 1. Oktober 1914 nicht haften. Das 
Geſetz iſt am 20. 6. 15 in Kraft getreten (Art 6). Übrigens führt $ 1124 Abs 2, auch wenn 
vor der Beſchlagnahme der Zins bezahlt oder in anderer Weiſe über ihn verfügt ift, zu dem 
nämlichen Ziel (ſ. $ 1124 A 7). Aus 8 1123 Abſ 2 Satz 2, $ 1124 Abſ 2 ergibt ſich daher der 
Grundſatz, daß dem Hypothekengläubiger der Zins für die genannten, der Beſchlagnahme 
nachfolgenden Zeiten unter allen Umſtänden haften ſoll (M 3, 664; Prot 3, 562). 


8 1124 


Wird der Miet⸗ oder Pachtzins eingezogen !), bevor er zugunſten des 
Hypothekengläubigers in Beſchlag genommen worden iſt, oder wird vor der 
Beſchlagnahme?) in anderer Weiſe über ihn verfügt“), jo iſt die Verfügung 
dem Hypothekengläubiger gegenüber wirtjam?). Beſteht die Verfügung in 
der Übertragung der Forderung auf einen Dritten, ſo erliſcht die Haftung 
der Forderung’); erlangt ein Dritter ein Recht an der Forderung, jo geht 
es der Hypothek im Range vor“). 

Die Verfügung iſt dem Hypothekengläubiger gegenüber unwirkſam, 
ſoweit ſie ſich auf den Miet⸗ oder Pachtzins für eine ſpätere Zeit als das zur 
Zeit der Beſchlagnahme laufende Kalendervierteljahr bezieht; erfolgt die 
Beschlagnahme innerhalb des letzten halben Monats eines Kalenderviertel- 
jahrs, so ist die Verfügung jedoch insoweit wirksam, als sie sich auf den 
Miet- oder Pachtzins für das folgende Kalendervierteljahr bezieht“. 

Der Übertragung der Forderung auf einen Dritten ſteht es gleich, wenn 
das Grundſtück ohne die Forderung veräußert wirds). 

E 1 1069 II 1032; M 3 868 f.; P 3 5860 ff. 


1. Unter Einziehung iſt nicht nur Erfordern und Annahme der Zahlung zu verſtehen, 
ſondern auch Aufrechnung ſeitens des Vermieters oder Verpächters, ſowie Annahme einer 
Hingabe an Zahlungs Statt auf die Zinsforderung. Feruer Hinterlegung des Zinsbetrags 
durch den Mieter oder Pächter unter Ausſchließung des Rechtes zur Zurücknahme gemäß 

8 372, 376, ſowie Aufrechnung ſeitens des Mieters oder Pächters, da dies nach § 878 bzw. 
8 389 kraft Geſetzes die gleiche Wirkung hat wie die Annahme der Zahlung durch den Vermieter 
oder Verpächter (vgl. $ 1125; OLG 34, 208; aber wegen der Hinterlegung auch A 4). 

2. Die Einziehung der Zinsforderung oder die ſonſtige Verfügung darüber iſt dem Hypo 
thekengläubiger gegenüber nur daun wirkſam, wenn ſie vor der Veſchlagnahme zugunſten 
des Gläubigers (über die Bedeutung der Beſchlagnahme für die Wirkung des dinglichen 
Rechtes des Hypothekengläubigers an der Miet- und Pachtzinsforderung vgl. $ 1123 A 1) 
erfolgt. Nach der Beſchlagnahme ift fie gegenüber dem Gläubiger ohne Wirkung. Die 
Haftung der Forderung für ſeine Hypothek bleibt beſtehen, insbeſondere gilt im Falle der 
Einziehung ihm gegenüber die Forderung als noch ungetilgt. — Auf welche Weiſe die Beſchlag⸗ 
nahme der Miet- oder Pachtzinſen durch einen Hypothekengläubiger bewirkt werden kann, 
darüber vgl. § 1123 A 2, § 1121 A 8. Hervorzuheben ift beſonders, daß die Beſchlagnahme 
auch dadurch erfolgen kann, daß der Hypothekengläubiger auf Grund dinglichen (mangelfreien, 
RG Warn 1917 Nr 292) Vollſtreckungstitels gegen den Grundſtückseigentümer deſſen Mietzins. 
forderungen gemäß 88 828, 829 8 PO pfänden läßt (RG 81, 147; 86, 188; 88, 101; 101, 95 
103, 139; Gruch 58, 1032; Warn 1922 Nr 67; OLG 26, 144). Über Beſchlagnehme im 
Falle eines an dem Grundftüd beſtellten Nießbrauchs vgl. A 5. War die (3. B. durch Un 
ordnung der Zwangsverwaltung) erfolgte Beſchlagnahme zur Zeit der Verſügung über Miet: und 


Hypothek 88 1128, 1124 597 


Pachtzinſen bereits auf Beſchwerde durch vollſtreckbare Entſcheidung des Beſchwerdegerichts 
wieder aufgehoben, ſo iſt die Verfügung auch dann wirkſam, wenn auf weitere Beſchwerde die 
Eniſcheidung des Beſchwerdegerichts aufgehoben und die Beſchwerde gegen die erſtinſtanzliche 
Anordnung der Beſchlagnahme zurückgewieſen wird, es ſei denn, daß vor der Verfügung die 
Vollziehung der Entſcheidung des Beſchwerdegerichts gemäß 8 572 Abſ 2, 3 ZPO aus 
geſetzt worden war (MG 84, 200). — Zahlt der Mieter oder Pächter im Falle der Zwangs⸗ 
verwaltung zwar nach der Beſchlagnahme, aber vor Kenntnis dieſer oder vor Zuſtellung des 
Zahlungsverbots (88 22 Abſ 2, 28 Abs 2 Satz 1, 151 Abſ 3 ZUG) an den Vermieter oder Ver 
pächter oder au deſſen Zeſſionar oder Pfandgläubiger, ſo wird er befreit, da die Beſchlagnahme 
vorher gegen ihn nicht wirkſam iſt (J. § 1123 A 2); der Hypothekengläubiger kann nur einen 
Anſpruch auf Erſtattung gegen die Zahlungsempfänger erheben, und zwar aus dem Grunde 
der ungerechtfertigten Bereicherung, wenn ſie gutgläubig, aus dem Grunde der unerlaubten 
Handlung, wenn ſie ſchlechtgläubig hinſichtlich der Beſchlagnahme waren. Ferner ſind nach 
81123 Abſ 2 Satz 1 mehr als einjährige Rückſtände von der Haftung frei, ſo daß ſie von der 
Beſchlagnahme nicht betroffen werden (88 20 Abi 2, 146, 148 3G) und daher der Mieter 
uber 5 80 5 durch Zahlung befreit wird, auch wenn er die Beſchlagnahme kennt (vgl. RG 
1, 147). 

3. Eine andere Verfügung als Einziehung iſt z. B. Übertragung, Erlaß ſeitens 
des Vermieters. Auch Aufrechnung der Mietzinsforderung mit einer Forderung des 
Mieters gegen den Vermieter durch Aufrechnungsvertrag, der nicht (vgl. RG 72, 378) wie die 
einfeitige Aufrechnung (§ 887) Fälligkeit erfordert (OLch 84, 208). Ferner Belaſtung 
der Forderung, z. B. durch Verpfändung. Weiter ſtehen den rechtsgeſchäftlichen Verfügungen 
des Vermieters die Verfügungen gleich, die gegen ihn im Wege der Zwangsvollſtreckung 
durch Pfändung und Überweiſung (88 804, 829, 835, 836 ZPO) bewirkt werden (RG 29, 
240: 58, 185; 59, 184; 64, 418; 76, 118; 80, 316: 93, 124: 103, 140; Gruch 59, 1068; Warn 
1915 Nr 62; 1916 Nr 171; OLG 4, 229; 7, 24ff.; 8, 208; 10, 122; 26, 143; JW 1927, 86170), 
oder durch Einleitung der Zwangsverwaltung, ſei es auch für einen perſönlichen Gläu- 
biger (vgl. 88 21 Abſ 2, 148 Abſ 1, 155 Abſ 2, 10 Nr 1, 4 38G; RG JW 1913, 55); wobei 
zu bemerken iſt, daß, wenn die Pfandung wegen des dinglichen Anſpruchs eines Hypo⸗ 
thefengläubigers erfolgt, darin zugleich eine Beſchlagnahme enthalten iſt (ſ. A 2; Rch 103, 140; 
JW 1927, 86125). Desgleichen im Falle des Konkurſes des Vermieters gemäß § 6 Ab] 2 KO 
die Verfügungen des Konkursverwalters (RG 23, 59; 52, 140; 64, 32; JW 03 Beil 101). 
Wegen der Beſtellung eines Nießbrauchs |. A 5. 

4. Da vor der Beſchlagnahme die Verfügung dem Hypothekengläubiger gegenüber 
wirkſam iſt, ſo wird das hypothekariſche Recht an der Mieizinsforderung, wenn und ſoweit 
dieſe durch die Verfügung aufgehoben oder beſchränkt wird, ebenfalls beſeitigt oder einge⸗ 
ſchränkt. Wird z. B. die Zinsforderung mit dem Rechte eines Dritten belaſtet, das dieſen zur 
Einziehung der Forderung berechtigt, wie rechtsgeſchäftliches Pfandrecht, Pfändungspfand⸗ 
recht (vgl. 881282 BGB, 804, 829 ZPO), ſo wird zwar dadurch die Forderung von der Haftung 
nach nicht frei, aber das Recht geht (ſoweit nicht die Vorſchrift des Ab] 2 Platz greift) der 
Hypothek im Range vor (ſ. A 6), auch wenn es für einen perſönlichen Gläubiger oder für 
einen nachſtehenden Hypothekengläubiger begründet worden iſt, und wenn der Dritte die 
Forderung einzieht, fo erl ſcht die Haftung (RG 58, 185; 59, 177; 76, 118; 76, 185; Warn 
1915 Nr 117; 1916 Nr 170, 171; 1917 Nr 18; OLG 4, 229; 7, 25; 8, 208; 26 ©. 95, 143). 
Haben mehrere Hypothekengläubiger gepfändet, ſo geht das ältere Pfändungspfandrecht ohne 
Rücksicht cuf den Rang der Hypotheken (immer vorausgeſetzt, daß nicht Abi 2 Platz greift) 
vor. — Zieht der Konkursverwalter (. A 3) Miet. oder Pachtzinſen vor der Beſchlag⸗ 
nahme ein, ſo haben die Hypothekengläubiger keinen Anſpruch auf den eingezogenen Betrag, 
vielmehr fließt dieſer zur Konkursmaſſe des Vermieters, da die Zinsforderung durch die recht 
mäßige Einziehung getilgt und daher das dingliche Recht der Hypothekenglaubiger daran 
erloſchen iſt (RG 23, 59; 52, 140; 64, 32; JW 95, 5062; 03 Beil 101). Ein bloßer Wider 
ſpruch gegen die Einziehung oder die Beanſpruchung der Zinsbetrage gegenüber dem Ver⸗ 
walter nützt dem Hypothekengläubiger nichts (ſtr.). Er muß bie Beſchlagnahme durch Ein⸗ 
leitung der Zwangsverwaltung im Wege der Zwangsvollſtreckung oder der einſtweil gen 
Verfügung (f. 8 1128 A 2) ausbringen, wenn er gegen Einziehung durch ben Verwalter 
gelichert fein will (RG 52, 140; auch JW 95, 50612). — Das (insbeſondere im Falle der Ein- 
ziehung) Empfangene tritt nicht in die Haftung ein. Jedoch iſt im Falle der Hinterlegung 
(. A 1) auch der Anſpruch gegen die Hinterlegungsftelle als Anſpruch aus dem Mietverhältnis 
zu erachten, fo daß die Haftung ſich an ihm fortsetzt, ebenſo wie ein rechtsgeſchaftliches 
oder durch Pfändung erlangtes Pfandrecht (gl. 88 1281, 1287; di 49, 359. 74, 108). 
Daher ift, wenn über das Vermögen des Grundſtüdseigentümers der Konkurs eröffnet wird, 
der Konkursverwalter nicht berechtigt, über das hinterlegte Geld zu verfügen und es den 
Hypothekengläubigern, die ihr Abſonderungsrecht daran geltend machen, zu entziehen (RG 
74. 109). — Aus der Beſtimmung, daß die Verfügung dem Hypothekengläubiger gegen- 
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über vor der Beſchlagnahme wirkſam iſt, folgt nur, daß der Eigentümer bis zur Beſchlag⸗ 
nahme über die Mietzinsforderungen trotz der beſtehenden Haftung für die Hypothek (des 
Beſtehens des Pfandrechts) ſo verfügen darf wie andere Schuldner über ihr pfandfreies Ver⸗ 
mögen. Sowenig aber andere Schuldner über ihr Vermögen zum Zwecke der Benach⸗ 
teiligung ihrer Gläubiger verfügen dürfen, ebenſowenig darf das der Hypothekenſchulduer 
bezüglich der Mietzinsforderungen. Liegen bei der Verfügung des Eigentümers die Voraus⸗ 
ſetzungen der Anfechtung nach dem Aufechtungsgeſeß vor, jo hat der Hypotheken- 
gläubiger nach $ 7 Aufch gegen den durch die Verfügung Erwerbenden (3. B. den Beflionar) 
einen Anſpruch auf Rückgewähr, der, da das erloſchene Pfandrecht nicht wiederhergeſtellt 
werden kann, darauf gerichtet werden kann, daß der Hypothekengläubiger aus den ihm in 
anfechtbarer Weiſe entzogenen ehemaligen Pfandgegenſtänden ſeine Befriedigung zu ſuchen 
berechtigt ſei (RG Gruch 57, 1005; Warn 1917 Nr 70; JW 1919, 5727; OLG 26 ©. 128, 
145). Dieſes Anſpruchs geht der Hypothekengläubiger noch nicht dadurch verluſtig, daß im 
Falle der Zwangsverſteigerung des belaſteten Grundſtücks ſein dingliches Recht an dieſem 
durch den Zuſchlag erliſcht, ohne daß er aus dem Verſteigerungserlöſe Befriedigung erlangt 
(RG Warn 1917 Nr 70). Vgl. aber darüber, daß die Beſtellung des Nießbrauchs am Grund⸗ 
ſtücke keine Verfügung im Sinne des $ 1124 iſt, A 5, und darüber, daß fie von perſönlichen 
Gläubigern des Eigentümers nicht angefochten werden kann, wenn nach Deckung der öffent⸗ 
lichen und privatrechtlichen Laſten und der laufenden Hypothekenzinſen kein Überſchuß aus 
den Einnahmen, insbeſondere den Mietzinſen, verbleibt, RG Gruch 44, 962; 51, 1110; Warn 
1911 Nr 354; 1912 Nr 469; 1914 Nr 354; 1917 Nr 18. 

5. Der rechtsgeſchäftlichen Übertragung an einen Dritten, wodurch die Haftung der 
Zinsforderung erliſcht, ſteht gleich die Überweiſung an Zahlungs Statt im Wege der Zwangs⸗ 
vollſtreckung (88 835, 836 ZPO; |. A 3). Ferner nach Abj 8 im Falle der Veräußerung des 
Grundſtücks Vorbehalt der Zinsforderung für den Veräußernden. — Streitig iſt, ob die Beſtellung 
eines Nießbrauchs am Grundſtück hierunter fällt, ob alſo bereits durch die Beſtellung des 
Nießbrauchs die Haftung der nunmehr dem Nießbraucher zuſtehenden Miet- oder Pachtzinſen 
erliſcht. Dies iſt zu verneinen. Die Beſtellung des Nießbrauchs enthält nicht eine rechtsgeſchäft ; 
liche Übertragung der einzelnen Zinsforderungen, vielmehr entſtehen dieſe, wie ſich aus 88 577, 
571 Abſ 1 ergibt, bezüglich der Zeit nach der Belaſtung des Grundſtücks mit dem Nießbrauch 
neu in der Perſon des Nießbrauchers (RG 68, 13; 101, 9; vgl 80, 316; 81, 149; Gruch 
58, 1032). Auch iſt die Nießbrauchsbeſtellung, wie aus letzterem folgt, überhaupt keine Ver⸗ 
fügung über die Zinsforderungen im Sinne des Abſ 1 Satz 1, ſondern nur eine Verfügung 
über das Grundſtück ſelbſt (RG 68, 10; 81, 149; 88, 101; Gruch 58, 1032; 59, 1062; Warn 
1915 Nr 62; 1916 Nr 171; 1917 Nr 18; 1922 Nr 67; SeuffA 61 Nr 9; OLG 14, 130; a. M. 
OLG 4, 328). Deshalb erlangt dadurch der Nießbraucher nicht etwa gemäß Abſ 1 Satz 2 
Halb] 2 ein Recht an den Zinsforderungen, das den (fei es auch früher beſtellten) Hypotheken 
im Range vorgeht. Vielmehr beſtimmt ſich das Rangverhältnis zwiſchen dem Nießbrauch und 
den Hypotheken nach $ 879, insbeſondere dahin, daß das unter Angabe eines früheren Tages 
im Grundbuch eingetragene Recht den Vorrang hat (RG 81, 150; 88, 101; Gruch 58, 1032; 
59, 1062; vgl. § 1123 A 1). Erſt wenn der Nießbraucher die Zinsforderungen einzieht (ſ. A 4) 
oder in anderer Weiſe darüber verfügt, insbeſondere ſie an einen Dritten überträgt (Abſ 1 
Satz 2 Halbf 1), erliſcht die Haftung dieſer für die Hypothek (ſ. RG 68, 13; auch 93, 124; 
101, 9). Auch darin, daß der Nießbraucher die Ausübung des Nießbrauchs einem 
andern gemäß § 1059 überläßt, liegt eine Verfügung nicht; der andere erlangt dadurch 
nicht eine dingliche, ſondern nur eine im Verhältnis zum Nießbraucher obligatoriſche Rechts ⸗ 
ſtellung, die dem Nießbrauch unterliegenden Mietzinsforderungen gehen nicht in fein Ver⸗ 
mögen über, er iſt nur berechtigt, die Mietzinsforderungen zwar für eigene Rechnung, aber 
nicht in eigenem Namen einzuziehen (RG 101, 6 f), und die Hypothefengläubiger find auf 
Grund dinglichen Vollſtreckungstitels zu der (cine Beſchlagnahme enthaltenden, |. A 2) Pfän⸗ 
dung der Mietzinſen für das zur Zeit der Pfändung laufende und gegebenenfalls (j. 8 1124 
Abſ 2 Halbſ 2) folgende Kalendervierteljahr mit Wirkung gegenüber dem Nießbrauch und 
der Übertragung feiner Ausübung berechtigt, ſolange nicht der Nießbraucher oder der Aus⸗ 
übungsberechtigte dieſe Mietzinſen eingezogen oder ſonſt über ſie verfügt hat (RG 101, N. 
Anderſeits tritt der Nießbraucher nach 89 1030, 99 Ab] 3 mit der Beſtellung des Nießbrauchs 
in die, wenn auch noch betagten, Mietzinsforderungen kraft eigenen Rechtes dergeſtalt als 
Berechtigter ein, daß ſie als aus dem Vermögen des Eigentümers ausgeſchieden zu gelten 
haben (RG 80, 316; 81, 149; 86, 138; 98, 123). Deshalb iſt eine (rechtsgeſchäftliche) Aber⸗ 
tragung der, wenn auch betagten, Mietzinsforderungen durch den Eigentümer an den Nieb- 
braucher nichtig, weil dieſer ſeine eigenen Forderungen nicht nochmals erwerben kaun (RG 
80, 316; 86, 138; Warn 1922 Nr 67; hat jedoch die Abtretung bereits vor der Nießbrauch 
beſtellung ſtattgefunden, ſo bleibt fie als Verſügung im Sinne des $ 1124 in Geltung, 
Warn 1922 Nr 67). Dagegen iſt es zuläſſig, daß der Nießbraucher, wenn er gegen 
den Grundſtückseigentümer eine vollſtreckbare Forderung hat, Mietzinſen, wiewohl ſie ihm 
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zuſtehen, für ſich pfänden läßt; denn er ſchützt jich dadurch noch beſonders gegenüber anderen 
Gläubigern des Grundſtückseigentümers (RG 86, 135; Warn 1916 Nr 170). Dies iſt nament⸗ 
lich von Bedeutung, wenn ein (anderer) Hypothekengläubiger die Beſchlagnahme ausbringt. 
Erfolgt die Beſchlagnahme durch Pfändung der Mietzinſen (ſ. A 2), ſo iſt nur erforderlich, daß 
die Pfändung gegen den Grundſtückseigentümer auf Grund eines gegen dieſen gerichteten 
dinglichen Schuldtitels bewirkt wird; denn es wird dadurch in geſetzmäßiger Weiſe der Wille 
des Hypothekengläubigers gegenüber dem Hypothekenſchuldner zum Ausdruck gebracht, die 
Mietzinſen endgültig zur Deckung der Hypothekenforderung in Anſpruch zu nehmen und dem 
Hypothekenſchuldner die Verfügung darüber zu entziehen (vgl. RG 81, 147; 88, 101; Gruch 
60, 862 [Warn 1916 Nr 170]; auch Warn 1922 Nr 67). Nicht iſt zur Beſchlagnahme er⸗ 
forderlich, daß der Hypothekengläubiger auch einen Schuldtitel auf Duldung der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung gegen den Nießbraucher erlangt hat und daß die Pfändung auch gegen den Nieß⸗ 
braucher bewirkt wird; denn die Beſchlagnahme kann begrifflich nur gegen den Hypotheken⸗ 
ſchuldner ausgebracht werden, und der Nießbraucher am Grundſtück iſt nicht Hypotheken ⸗ 
ſchuldner (ſtr.; vgl. RG Gruch 58, 1033; 59, 1063; 60, 863; a. M. RG 93, 124; Warn 1922 
Nr 67; dahingeſtellt gelaſſen in RG 101, 10, weil dort ein Duldungstitel gegen den Nieß⸗ 
braucher vorlag und angenommen wurde, daß die Zwangsvollſtreckung auch gegen den 
Nießbraucher dadurch bewirkt ſei, daß ihm der ergangene Pfändungsbeſchluß ebenſo wie 
dem Eigentümer und den Mietern zugeſtellt worden ſei). Auch zur Pfändung iſt an ſich 
nicht erforderlich, daß ſie außer gegen den Grundſtückseigentümer auch gegen den Nieß⸗ 
braucher an dem Grundſtück vorgenommen wird. Die Beſtimmung in 8 787 ZPO, wo⸗ 
nach die Zwangsvollſtreckung in die dem Nießbrauch unterliegenden Gegenftände ohne Nüd- 
ſicht auf den Nießbrauch zuläffig iſt, wenn der Beſteller zur Leiſtung und der Nießbraucher 
zur Duldung der Zwangsvollſtreckung verurteilt iſt, bezieht ſich nur auf den Nießbrauch an 
einem Vermögen und beruht auf der Vorſchrift des $ 1086 BGB, wonach wegen For⸗ 
derungen, die gegen den Beſteller des Nießbrauchs an einem Vermögen vor der Beſtellung 
entſtanden ſind, die Glaubiger ohne Rückſicht auf den Nießbrauch Befriedigung aus den 
dem Nießbrauch unterliegenden Gegenſtänden verlangen können (ftr.; vgl RG 81, 151; Gruch 
58, 1033; 59, 1063; 60, 862; a. M. NG 93, 124). Übrigens könnte der Hypothekengläu⸗ 
biger einen Duldungstitel gegen den Nießbraucher an dem Grundſtück nur erlangen, wenn 
er dem Nießbraucher im Range vorginge und die Mietzinfen noch nicht nach 8 1123 Abi 2 
oder $ 1124 von der Haftung für feine Hypothek frei geworden wären, insbeſondere der Nich- 
braucher noch nicht darüber verfügt (. oben) hätte. Nun kann allerdings der Nießbraucher 
die Unzuläſſigkeit der gegen den Eigentümer gerichteten Pfändung der Mietzinſen mit der 
Widerſpruchsklage aus § 771 ZPO geltend machen, weil ihm die Mietzinſen zuſtehen (f. oben). 
Hat aber der auf Grund dinglichen Vollſtreckungstitels pfändende Hypothekengläubiger 
mit feiner Hypothek den Vorrang vor dem Nießbrauch, fo kann er die Widerſpruchsklage 
durch Berufung auf ſein beſſeres Recht zurückſchlagen (RG 81, 150; 86, 138; 88, 101; 
Gruch 58, 1031; Warn 1915 Nr 62. 256; 1916 Nr 171; ZW 1921, 23911, OLG 26, 142). 
Sind jedoch auch vom Nießbraucher die Mietzinſen (wiewohl fie ihm zuſtehen), z. B. 
auf Grund dinglichen Schuldtitels aus einer für ihn ebenfalls eingetragenen, im Range 
nachſtehenden Hypothek, und zwar ſchon früher gepfändet, jo geht der Nießbraucher jenem 
Hypothekengläubiger vor, da die Pfändung eine Verfügung enthält (| U 3) und durch dieſe 
vor der Beſchlagnahme erfolgte Verfügung die gepfändeten Mietzinſen von der Haftung 
für die Hypothek frei geworden find (RG Gruch 60, 860). Hat dagegen der Nießbraucher 
eine Pfändung nicht ausgebracht, ſo kann er ſich nicht darauf berufen, daß auch ihm eine Hypo⸗ 
thek zuſtehe und daß der Nießbrauch zur mehreren Sicherheit der Hypothekenforderung diene, 
fei es auch, daß feine Hypothek jener Hypothek (des pfändenden Gläubigers) im Range vor⸗ 
geht. Denn der Nießbrauch iſt rechtlich ein beſonderes, felbſtändiges, feine Kraft Dritten 
gegenüber nur aus ſeiner Eintragung ziehendes Recht, das an dem Nange der Hypothek, zu 
deren Sicherheit es beſtellt ift, nicht teilnimmt, und da die Pfändung jenes Hypothekengläubigers 
eine Verfügung enthält (ſ. A 3), unterliegen die gepfändeten Mietzinſen der Haftung für die 
Hypothek des Nießbrauchers mangels vorheriger Beſchlagnahme (die durch die Nießbrauchs. 
beſtellung zur Verſtarkung der Hypothek nicht erſetzt wird, ſondern eine richterliche Anordnung 
erfordert) für dieſen nach $ 1124 Ab} 1 S nicht mehr (RG 101, 9; Gruch 68, 1033; Warn 1915 
Nr 62). Gleiches gilt, wenn der Nießbraucher zwar die nämlichen Mietzinſen auf Grund ſeiner 
vorgehenden Hypothek ebenfalls gepfändet hat, aber erſt ſpäter; denn ſchon vorher war durch 
die frühere Pfändung über die Mietzinſen im Sinne des $ 1124 verfügt worden (G Gruch 
59, 1064 [Warn 1915 Nr 117). Jedoch iſt im erſten und im dritten Falle in Betracht zu 
ziehen einmal, daß die Pfändung auf Grund dinglichen Schuldtitels gegen den Eigentümer 
zugleich eine Beſchlagnahme enthält (f- oben), und ſodann die Vorſchrift des $ 1124 Abſ 2, 
ſowie daß bei Beſchlagnahme durch mehrere Hypothekengläubiger grundſatzlich die des vor 
gehenden Hypothekengläubigers das Vorrecht gewährt. Danach ſtehen in beiden Fallen dem 
früher pfändenden, aber nachſtehenden Hypothekengläubiger lim erſten Falle alſo dem Nieß⸗ 
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braucher) nur die Mietzinſen für das Kalendervierteljahr, in dem die Beſchlagnahme durch den 
vorgehenden Hypothekengläubiger erfolgt iſt, und gegebenenfalls (Beſchlagnahme im letzten 
halben Monat) noch für das folgende Kalendervierteljahr zu, während auf die weiteren Miet⸗ 
zinſen der zwar ſpäter pfändende, aber dadurch beſchlagnahmende, im Range vorgehende 
Hypothekengläubiger (im dritten Falle alſo der Nießbraucher) Anſpruch hat (vgl. RG Gruch 
59, 1061; 60, 860). Über Anfechtbarkeit der Nießbrauchsbeſtellung nach dem Anſch vgl. RG 
Gruch 51, 1107; Warn 1914 Nr 162; JW 1918, 176; 1919, 572. — Auch wenn die Über- 
tragung an einen Hypothekengläubiger ſelbſt erfolgt, erliſcht die Haftung für die anderen 
Hypothekengläubiger, gleichviel, ob dieſe jenem im Range nachſtehen oder vorgehen; das 
Gefetz macht hinſichtlich der Wirkung der Übertragung keinen Unterſchied bezüglich der 
Perſon des Dritten (tr., OLG 18, 169; 26, 143; a. M. 18, 165). — Das für die Übertragung 
etwa geleiſtete Entgelt haftet den Hypothekengläubigern ebenfalls nicht. 

6. Ein Dritter erlangt ein Recht an der Zinsſorderung durch eine Verfügung im Sinne 
von Abſ 1 Satz 1, z. B.: wenn ihm vom Vernneter die Zinsforderung verpfandet wird oder 
wenn er gegen den Vermieter die Forderung für ſich pfänden läßt (. A 3). Ein ſolches Recht 
geht der Hypothek im Range vor, auch wenn dieſe bereits vor ſeiner Erlangung beſtand. 
Jedoch haftet die Forderung mit der aus dem Recht ſich ergebenden Beſchräukung für die Hypothek 
weiter. Bringt der Hypothekengläubiger die Beſchlagnahme aus, jo kann er (falls nicht in⸗ 
zwiſchen die Zinsforderung eingezogen oder an einen Dritten übertragen it, . A 4, ö) den 
zur Befriedigung des Rechtes nicht erforderlichen Teil der Forderung für ſich in Anſpruch 
nehmen (ſtr.). — Über die Wirkung der Beſtellung eines Nießbrauchs am Grundſtück vgl. A 6. 

7. Wurde von einem Hypothekengläubiger die Beſchlagnahme er (. A 2), ſo 
waren nach der früheren Geſetzesfaſſung ihm gegenüber Vorausverfügungen über Zins⸗ 
forderungen für eine ſpätere Zeit als das zur Zeit der Beſchlagnahme „laufende und das 
folgende Kalendervierteljahr“ unwirkſam. Wenn z. B. die Beſchlagnahme am 1. Mai eines 
Jahres erfolgt war, hatte der Hypothekengläubiger Anſpruch auf die Miet- oder Pachtzinſen 
für die Zeit vom 1. Oktober desſelben Jahres ab, auch wenn ſie vorher einem Dritten über ⸗ 
tragen, verpfändet, überwieſen waren (|. A 8,5, NG 64, 416). Durch Art 2 des Gef. zur Ein ⸗ 
ſchränkung der Verfügungen über Miet- oder Pachtzinsforderungen v. 8. 6. 15 hat Abſ 2 die jetzige 
Faſſung erhalten, wonach die Verfügung dem Hypothekengläubiger gegenüber unwirkſam iſt, 
ſoweit ſie ſich auf den Zins für eine ſpätere Zeit als das zur Zeit der Beſchlagnahme laufende 
Kalendervierteljahr bezieht, es ſei denn, daß die Beſchlagnahme innerhalb des letzten halben 
Monats eines Kalendervierteljahrs erfolgt, in welchem Falle die Verfügung inſoweit wirkſam 
iſt, als fie ſich auf den Zins für das folgende Kalendervierteljahr bezieht. Über die Bedeutung 
der Worte innerhalb des letzten halben Monats eines Kalendervierteljahrs“ vgl. 8 1128 A g. 
Danach iſt nunmehr im Falle der Beſchlagnahme z. B. am 1. Mai eine vorherige Verfügung 
ſchon vom 1. Juli ab, im Falle der Beſchlagnahme z. B. am 16. oder 30. Juni, eine vorherige 
Verfügung lerſt) vom 1. Oktober desſelben Jahres ab dem Hypothekenglaubiger gegenüber 
unwirkſam. Das Geſetz iſt am 20. 6. 15 in Kraft getreten (Art 6). Eine Übergangsbeſtimmung 
gibt Art 4. Unter „Verfügung. ae ſich“ iſt zu verſtehen eine Verfügung, die denjenigen 
Mietzins zum Gegenftande hat, der das Eutgeli für die Gewährung des Mietgebrauchs während 
des betreffenden Kalendervierteljahrs darſtellt ( Gruch 59, 1068). Falls die Zinsforderung 
vorher eingezogen worden ift (ſ. A 1), kann der Hypothekengläubiger vom Mieter oder Pachter 
nochmalige Zahlung des Zinſes für dieſe Zeit verlangen. Vgl. jedoch A 2 über den Zeitpunkt, in 
dem die Beſchlagnahme gegenüber dem Mieter oder Pächter wirkſam wird. — Der Hypotheken- 
gläubiger kann, wenn er die Beſchlagnahme im Wege der Pfändung (wegen feines dinglichen An⸗ 
ſpruchs) ausgebracht hat, ſeinen Anſpruch auf die betreffenden Zinsbeträge, ohne zuvorige Über⸗ 
weiſung, mit der hypothekariſchen Klage geltend machen. Auch ift im Falle der Beſchlagnahme 
durch Zwangsverwaltung gemäß $ 152 8G der Zwangsverwalter berechtigt, die Zinsbeträge 
zur Maſſe einzuziehen mit der Maßgabe, daß das dingliche Recht des Hypothekengläubigers 
die eingezogenen Beträge ergreift (vgl. RG 44, 810; 80, 814; SW 1918, 5547; OLG 34, 208). 
Anderen Hypothekengläubigern, die nicht auch eine Beſchlagnahme ausgebracht haben, ſteht 
ein Anſpruch auf die a nicht zu. — Eine Vorausverfügung (3. B. Abtretung der 
Miet- oder Pachtzinsforderung für die Zeit, die über die freigelaſſene hinausgeht) zugunſten 
eines Hypothekengläubigers iſt gegenüber dem Hypothekengläubiger, der die Beschlagnahme 
ausbringt, ebenfalls unwirkſam, mag auch dieſer Hypothekengläubiger jenem im Range nach 
ſtehen (ſtr.; OLG 18, 169; a. M. 18, 168). Dies hat auch dann zu gelten, wenn beide 
Hypothekengläubiger die Zinsforderung gepfändet haben, aber der erſtere Gläubiger au 
Grund vollſtreckbaren Titels wegen ſeiner perſönlichen Forderung, der letztere Glaubiger au 
Grund dinglichen Titels, da nur dieſe Pfändung die Beſchlagnahme bewirkt (J. A 2) und die 
erſtere Pfändung ſich als (unwirtſame) Vorausverfügung darſtellt. Iſt die Vorausverfügung 
erſt nach der Beschlagnahme geschehen, ſo iſt fie dem Hypothekengläubiger gegenüber über 
haupt unwirkſam (ſ. A 2; vgl. dort a. E. aber auch über den Zeitpunkt des Wirkſamwerdens 
der Beſchlagnahme gegenüber dem Mieter oder Pächter im Falle der Zwangsverwaltung). 
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Dies gilt jedoch nicht, wenn zwei Hypothekengläubiger die fragliche Zinsforderung nach⸗ 
einander auf Grund dinglichen Schuldtitels pfänden und die Hypothek des ſpäter pſändenden 
Gläubigers der des früher pfändenden im Range vorgeht; bei einer ſolchen Konkurrenz der 
ihr dingliches Recht durch Pfändung verwirklichenden Hypothekengläubiger iſt hinſichtlich der 
Wirkung der Pfändung nad) §8 879 ff. das Rangverhältnis zwiſchen den Hypotheken für maß- 
gebend zu erachten und iſt im Verhältnis der beiden Hypothekengläubiger zueinander die 
Pfändung des vorgehenden Gläubigers, wiewohl ſie die ſpätere iſt, als Beſchlagnahme, die 
Pfändung des nachſtehenden Gläubigers, wiewohl fie die frühere iſt, als (unwirkſame) Voraus ⸗ 
verfügung anzuſehen (ſtr.; RG 108, 140; Warn 1915 Nr 117; OLG 26, 144; 39, 252; a. M. 
frühere Auflage). — Soweit die vorher erfolgte Vorausverfügung nur den freigelaſſenen 
Zeitraum betrifft, kommt Abſ 1 zur Anwendung, ſo daß z. B. im Falle der Vorauspfändung 
der Pfändungsgläubiger bezüglich dieſes Zinsteils dem Hypothekengläubiger im Range vor⸗ 
geht (OLG 39, 252; |. A 6). — Auch die Vorausverfügung, die unwirkſam ift, wird, weil 
die Unwirkſamkeit nur gegenüber dem die Beſchlagnahme ausbringenden Hypothekengläubiger 
beſteht (RG 64, 420; OLG 8, 6), wirkſam, wenn der Gläubiger fie nachträglich genehmigt 
oder er anderweitig befriedigt wird oder auf die Hypothek verzichtet, ſowie auch, wenn die Be⸗ 
ſchlagnahme wieder wegfällt (RG 64, 420). Daraus folgt, daß derjenige, zu deſſen Gunſten 
die Fertigung erfolgt iſt, dem Hypothekengläubiger gegenüber, der ſich auf die Unwirkſam⸗ 
keit der Verfügung zufolge ſeiner Beſchlagnahme beruft, den Einwand erheben kann, daß 
die Beſchlagnahme nicht rechtsgültig ſei, 3. B. dem Hypothekengläubiger ein zur Zwangs ⸗ 
pollſtreckung geeigneter Titel nicht zur Seite ſtehe (RG Warn 1917 Nr 292). Gegen den⸗ 
jenigen, der vor der Beſchlagnahme die Miet. oder Pachtzinsforderung für die Zeit, die über 
die freigelaſſene hinausgeht, übertragen erhalten oder ein Recht daran (3. B. Pfandrecht, 
Pfändungspfandrecht) erlangt und dann die Forderung im voraus eingezogen hat, ſteht dem 
demnächſt beſchlagnahmenden Hypothekengläubiger überhaupt kein Anſpruch zu, weder ein 
Anſpruch auf Erſtattung des eingezogenen Betrags noch auf Rückübertragung oder auf Be⸗ 
ſeitigung des an der Forderung erlangten Rechtes; es liegt weder eine ungerechtfertigte Be⸗ 
reicherung noch eine unerlaubte Handlung vor und iſt auch ſonſt nicht ein rechtlicher Grund 
für einen ſolchen Anſpruch erſichtlich (ſtr.). — Vgl. auch 88 578, 574 BGB, 88 57, 57b 8G, 
8 21 Abſ 2, 8 KO in der Faſſung des Gef. v. 8. 6. 15 (Unwirkſamkeit von Vorausverfügungen 
gegenüber dem Grundſtuͤckserwerber, dem Grundſtückserſteher, der Konkursmaſſe des Ver⸗ 
mieters oder Verpächters). — Sind Mietzinſen von einem Hypothekenglaubiger auf Grund 
dinglichen Schuldtitels gepfändet, ſo daß eine Verfügung und zugleich eine Beſchlagnahme 
vorliegt (ſ. A 3), und wird dann von einem nachſtehenden Hypothekengläubiger die Zwangs⸗ 
verwaltung ausgebracht, jo läßt dieſe Beſchlagnahme die frühere zugunſten des vorgehenden 
Hypothekengläubigers erfolgte Mietzinspfäudung nicht dauernd unberührt; vielmehr gilt 
die Pfändung im Verhältnis zu der durch die Zwangsverwaltung erfolgten ſpäteren Be ⸗ 
ſchlagnahme als Verfügung über den Mietzins gemäß 8 1124 Abſ 2 in dem Sinne, daß vom 
Ablauf des zur Zeit der Anordnung der Zwangsverwaltung laufenden Kalenderviertel⸗ 
jahrs ab die Mietzinſen nicht mehr auf Grund der Pfändung für den im Range vor- 
gehenden Hypothekengläubiger an dieſen, ſondern nach 88 146, 148, 21 Abſ 2 ZUG an den 
Zwangsverwalter zu zahlen find (JW 1927, 86120). 


§ 1125 


Soweit die Einziehung des Miet- oder Pachtzinſes dem Hypothekengläu⸗ 
biger gegenüber unwirkſam iſt, kann der Mieter oder der Pächter nicht eine 
ihm gegen den Vermieter oder den Verpächter zuſtehende Forderung gegen 
den Hypothekengläubiger aufrechnen!). 

E II 1088; P 3 561 f. 


1. 8 1125 bedeutet: Der Mieter oder Pächter kann gegen den Hypothekengläubiger, 
der die Miet- oder Pachtzinsforderungen beſchlagnahmt hat (f. 8 1128 U 2, 3 1124 U 2) 
und ihn nun wegen des noch nicht gezahlten Zinſes in Anſpruch nimmt, mit einer ihm 
gegen den Vermieter oder Verpächter zuſtehenden Forderung nicht aufrechnen bezüglich 
einer Zinsforderung für eine ſpätere Zeit als das zur Zeit der Beſchlagnahme laufende, 
gegebenenfalls (wenn die Beſchlagnahme innerhalb des letzten halben Monats des Kalender 
vierteljahrs erfolgt ift) auch das folgende Kalenderviertelſahr. Die Aufrechnung ift 
alſo inſoweit unzuläſſig, als eine Vorausverfügung dem Hypothekengläubiger gegenüber nach 
$ 1124 Abf 2 unwirkſam iſt. Dies gilt auch im Falle einer früheren Vereinbarung zwiſchen 
Mieter und Vermieter im Sinne einer Verpflichtungsübernahme zur künftigen Aufrechnung, 
wonach der Mieter feine Forderung gegen den Vermieter mit der künftigen Schuld aus der 
laufenden Miete ſollte aufrechnen dürfen (OLG 84, 208; im Falle einer durch Vertrag zwiſchen 
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Mieter und Vermieter ſogleich vollzogenen Aufrechnung findet $ 1124 Anwendung, |. dort 
A 3). Im übrigen kann der Mieter oder Pächter auch gegen den Hypothekengläubiger (oder 
Zwangsverwalter, ſ. $ 1124 A 7) aufrechnen (vgl. $ 404). 


8 1126 


Iſt mit dem Eigentum an dem Grundſtück ein Recht auf wiederkehrende 
Leiſtungen verbunden )), jo erſtreckt ſich die Hypothek auf die Anſprüche auf 
dieſe Leiſtungen?). Die Vorſchriften des § 1123 Abſ 2 Satz 1, des 5 1124 
Abſ 1, 3 und des § 1125 finden entſprechende Anwendung!). Eine vor der 
Beſchlagnahme erfolgte Verfügung über den Anſpruch auf eine Leiſtung, 
die erſt drei Monate nach der Beſchlagnahme fällig wird“), iſt dem Hypo⸗ 
thekengläubiger gegenüber unwirkſam. 

E I 1067 II 1034; M 3 652, 659, 663 f. 


1. Mit dem Eigentum an dem Grundſtück verbundene Rechte, wie Grunddienſtbar⸗ 
keiten, ſubjektiv⸗dingliche Vorkaufsrechte und Reallaſten (88 1018, 1094 Abſ 2, 1105 Abſ 2) 
ſowie die Rente für einen Überbau oder für einen Notweg (88 912—917), ferner landes⸗ 
rechtliche Gerechtigkeiten, die an ein Grundſtück geknüpft find (vgl. 8 96 A 1), gelten nach 
§ 96 als Beſtandteile des herrſchenden Grundſtücks und haften daher für die dieſes Grund⸗ 
ſtück belaſtende Hypothek, gleichviel, ob ſie vor oder nach der Hypothekbeſtellung begründet 
worden [ind (vgl. RG 88, 54; 83, 200; $ 96 A 2). Soweit fie von dem herrſchenden Grund ⸗ 
ſtück nicht getreunt werden können (vgl. 88 1103 Abf 1, 1110), An $ 1120 auf lie keine An 
wendung. Ihre Beſchlagnahme erfolgt durch Einleitung der Zwangsverſteigerung oder der 
Zwangsverwaltung des Grundſtücks ſelbſt. — Von dieſen Rechten kommen als ſolche auf 
wiederkehrende Leiſtungen, die von 8 1126 betroffen werden können, hauptſächlich Neal- 
laſten ſowie Renten für einen Überbau und für einen Notweg in Betracht (vgl. auch 
88 1021, 1022). 

2. Die Anſprüche auf die einzelnen Leiſtungen haften der Hypothek grundſätzlich ebenſo 
wie Miet- oder Pachtzinsforderungen (vgl. § 99 Abſ 2, 3). Ausnahmen |. A 3, 4. Die Be- 
ſchlagnahme der Anſprüche erfolgt hier ebenfalls (ſ. § 1123 A 2) nicht durch Zwangsverſteige⸗ 
rung, ſondern durch Zwangsverwaltung des Grundſtücks (88 21 Abſ 2, 148 38), ſowie 
durch Pfändung (wegen des dinglichen Anſpruchs des Hypothekengläubigers). 

3. Nur § 1123 Abſ 2 Satz 1, § 1124 Ab 1, 3, 8 1125 (Erlöſchen der Haftung mit dem 
Ablauf eines Jahres nach Eintritt der Fälligkeit, Wirkſamkeit von Verfügungen, Zuläſſigkeit 
der Aufrechnung) finden entſprechende Anwendung, nicht auch § 1123 Abſ 2 Satz 2 ſowie 
$ 1124 Ab] 2. Letztere Vorſchrift iſt durch Satz 3 erſetzt (ſ. A 4). Aus dem Ausſchluß der An- 
wendung des $ 1123 Abſ 2 Satz 2 folgt, daß Anſprüche, die nicht innerhalb eines Jahres nach 
der Fälligkeit beſchlagnahmt werden, auch dann mit dem Ablauf eines Jahres von der Haftung 
frei werden, wenn die wiederkehrenden Leiſtungen im voraus zu entrichten ſind (über den 
Grund der Abweichung vgl. Prot 3, 562). 

4. Die Abweichung von 8 1124 Abſ 2 (. A 3) beſteht darin, daß die Worte „Miet- oder 
Pachtzins) für eine ſpätere Zeit als das zur Zeit der Beſchlagnahme laufende und das folgende 
Kalendervierteljahr“ (frühere Faſſung, f. $ 1124 A 7) erfegt find durch „(Unfpruc auf eine 
Leiſtung) die erſt drei Monate nach der Beſchlagnahme fällig wird“. Eine Verfügung 
(. 8 1124 A 1, 3) über den Anſpruch auf jede andere Leiſtung iſt vor der Beſchlagnahme dem 
Hypothekengläubiger gegenüber wirkſam. 


§ 1127 


Sind Gegenſtände, die der Hypothek unterliegen“), für den Eigentümer 
oder den Eigenbeſitzer des Grundſtücks?) unter Verſicherung gebrachte), jo 
erſtreckt ſich die Hypothek auf die Forderung gegen den Verſicherer“). 

Die Haftung der Forderung gegen den Verſicherer erliſcht, wenn der ver⸗ 
ſicherte Gegenſtand wiederhergeſtellt oder Erſatz für ihn beſchafft ift?). 

E 1 1067, 1070 II 1035; M 3 651, 659 f., 664 f.; P 3 586 ., 502 f.; 6 245 f. 

1. Unter Verſicherung gebrachte Gegenſtände, die der Hypothek unterliegen, können 
ſein das Grundſtück ſelbſt oder deſſen Beſtandteile, namentlich Gebäude, hängende oder ſtehende 


Erzeugniſſe (3. B. auch ein Wald, Prot 3, 567), getrennte Veltandteile oder auch Zubehör 
ſtücke. Ob die Haftung der Gegenſtände vor oder nach Beſtellung der Hypothek eingetreten, 
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iſt gleichgültig. Wenn jedoch die Haftung beweglicher Gegenſtände zur Zeit des Eintritts 
des Schadens daran bereits gemäß §8 1120 ff. erloſchen iſt, erſtreckt ſich die Hypothek nicht auf 
die Verſicherungsforderung. Letztere Haftung ſoll nur die beim Eintritt des Schadens be- 
ſtehende Haftung der ganz oder zum Teil untergehenden Gegenſtände erſetzen. Deshalb 
unterliegt auch eine ſchon vor Beſtellung der Hypothek begründete Verſicherungsforderung 
nicht der Haftung für dieſe Hypothek, da hierfür die untergegangenen Gegenſtände niemals 
gehaftet haben (Itr.). 

2. Für den Eigentümer oder den Eigenbeſitzer des Grundſtücks ſind die Haftungs⸗ 
gegenſtände nicht nur dann verſichert, wenn von dem Eigentümer oder dem Eigenbeſitzer 
(8 872) die Verſicherungsverträge abgeſchloſſen ſind, ſondern auch, wenn ein Dritter für 
Rechnung jener (z. B. ein Nießbraucher gemäß § 1045, ein Mieter, Pächter) die Gegen⸗ 
ſtände verſichert hat (Prot 6, 244), ſei es auch in eigenem Namen (RG Gruch 57, 
1007 [Warn 1913 Nr 228). Verſicherung für fremde Rechnung liegt vor, wenn ber- 
jenige, der den Verſicherungsvertrag mit dem Verſicherer in eigenem Namen abſchließt 
(3. B. der Ehemann der Eigentümerin), durch dieſen Vertrag das Intereſſe eines 
anderen verſichert (RG Gruch 57, 1007 [Warn 1913 Nr 228). Sind Haftungsgegenſtände 
(3. B. Gebäude nebſt Hotelinventar und Hausſtandsſachen), die beim Güterſtande der Ver⸗ 
waltung und Nutznießung zum eingebrachten Gut der Ehefrau gehören, von dem Ehe⸗ 
manne gegen Feuersgefahr verſichert, ſo ſind die Gegenſtände mit Rückſicht auf die dem 
Ehemanne nach 88 1359, 1874 obliegende Verſicherungspflicht als für die Ehefrau verſichert 
auch dann zu erachten, wenn der Ehemann die Verſicherung in eigenem Namen genommen 
und die Gegenſtände als fein Eigentum bezeichnet hat (RG 76, 136). Auch erwirbt nach dem 
anzuwendenden § 1881 ſelbſt in dieſem Falle die Ehefrau den Anſpruch auf die Verſicherungs⸗ 
ſumme, es ſei denn, daß der Ehemann den wirklichen Willen hatte, den Anſpruch für die Ehefrau 
nicht zu erwerben (RG 76, 183). Hat der Anſpruch als von der Ehefrau erworben zu gelten und 
handelt es ſich um Gegenſtände, bezüglich deren die Geltendmachung der Haftung für die 
Hypothek nach 88 1129, 1124 Abſ 1 eine Beſchlagnahme vorausſetzt (. A 4), fo bewirkt eine 
vor der Beſchlagnahme erfolgte Verfügung (Abtretung, Pfändung) nur dann das Freiwerden 
des Anſpruchs von der Haftung, wenn die Verfügung den Anſpruch als einen ſolchen der 
Ehefrau (nicht des Ehemanns) zum Gegenſtande hat (RG 76, 135). Nach 88 74, 75 RGeſ. 
über den Verſicherungsvertrag (f. A 3) ſtehen auch im Falle der Verſicherung für fremde 
Rechnung im eigenen Namen die Rechte aus dem Verſicherungsvertrage (nicht dem Ver⸗ 
ſicherungsnehmer, ſondern) dem Verſicherten zu. Der Haftung der Forderung gegen den 
Verſicherer für die Hypothek ſteht danach nicht etwa der Umſtand entgegen, daß die For. 
derung einem anderen als dem (verſicherten) Eigentümer oder Eigenbeſitzer gehört (RG 
Warn 1913 Nr 228). 0 5 

3. unter Verſicherung gebracht ſind die Haftungsgegenſtände, gleichviel, gegen 
welche Gefahr ſie verſichert ſind, ob gegen Feuersgefahr oder gegen die Gefahren von 
Exploſionen, Hagelſchaden, Viehſterben, Bruchſchaden (z. B. bei Glas- und Spiegelſcheiben. 
M 3, 667), (kalten) Blitzſchlag. — Art 75 EG enthält einen Vorbehalt für die Landesgeſetz⸗ 
gebung bezüglich des Verſicherungsrechts, ſoweit nicht das BGB beſondere Beſtimmungen 
gibt. Zu den letzteren gehören namentlich auch die 88 11271130 (ogl. ferner 88 1045, 1046, 
1358, 1654). Jetzt gilt das RGeſ. über den Verſicherungsvertrag v. 80. 5. 08 (vgl. beſonders 
die 88 49—68 über den Inhalt des Vertrags und die 88 74—80 über die Verſicherung für 
fremde Rechnung, |. A 2). Vgl. aber auch 8 192 (Vorbehalte bezüglich der Verſicherungen bei 
landesrechtlichen öffentlichen Anſtalten). — Eine Verpflichtung des Eigentümers zur Verſiche⸗ 
rung beſteht nach dem BOB dem Hypothekengläubiger gegenüber nicht. Jedoch kann fie durch 
Vertrag übernommen werden. Auch kann Unterlaſſen der Verſicherung, namentlich von 
Gebäuden gegen Feuersgefahr, unter Umſtänden ein Vorgehen des Gläubigers nach $ 1134 
rechtfertigen (vgl. NRG 37, 356; 52, 296). 0 

4. Auf die Forderung gegen den Verſicherer erſtreckt ſich die Hypothek, nicht auf die 
Verſicherungsgelder. Beſteht trotz Abſchluſſes eines Verſicherungsvertrags und Eintritts 
des Schadens eine Forderung für den Verſicherten nicht, iſt z. B. der Vertrag rechts. 
unwirkſam, ſo hat der Hypothekengläubiger ebenfalls keinen Anſpruch. Dies gilt auch dann, 
wenn der Verſicherte wegen eigenen Verſchuldens die Entſchädigung nicht fordern kann (vgl. RG. 
72, 214). Jedoch enthalten in dieſer Hinſicht für den Fall der Gebäudeverſicherung die SS 100 
bis 105 des RGeſ. über den Verſicherungsvertrag (f. A 3) Vorſchriften zugunſten des Hypotheken. 
gläubigers (die nach $ 106 auch für Neallaft-, Grundſchuld⸗ und Rentenſchuldgläubiger gelten). 
Namentlich kann die aus einer Überverſicherung oder aus einer Doppelverſicherung ſich er, 
gebende Nichtigkeit des Vertrags (88 51 Abſ 2, 59 Abſ 3) einem Hypothekengläubiger gegen . 
über, der feine Hypothek dem Verſicherer angemeldet hat (mit gewiſſer zeitlicher Einſchränkung), 
nicht geltend gemacht werden, und, wenn der Verſicherer wegen des Verhaltens des Ver⸗ 
ſicherungsnehmers von der Verpflichtung zur Leiſtung frei iſt (8 61), bleibt gleichwohl ſeine 
Verpflichtung gegenüber einem Hypothekengläubiger beſtehen, auch wenn er die Hypothek 
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nicht angemeldet hat (88 100 Abſ 3, 101 Abſ 1 Satz 1). Im letzteren Falle tritt alſo an die 
Stelle der pfandweiſen Haftung der (untergegangenen) Forderung des Verſicherungsnehmers 
ein ſelbſtändiger, unmittelbarer Anſpruch der Hypothekengläubiger auf die Verſicherungs⸗ 
ſumme (R 102, 352). Die Reihenfolge, in der beim Vorhandenſein mehrerer Hypotheken ⸗ 
gläubiger ſich dieſe an die Verſicherungsſumme halten dürfen, richtet ſich nach der Rang⸗ 
ordnung ihrer Hypotheken untereinander (RG 102, 858). Der Anſpruch bleibt auch, wenn 
die Hypothek bei der Zwangsverſteigerung des Grundſtücks ausgefallen und gelöſcht iſt, für 
den Hypothekengläubiger beſtehen (RG 102, 854). Zugleich iſt im § 102 beſtimmt, daß die 
Hypothek auf den Verſicherer übergeht, ſoweit er auf Grund der 88 100, 101 den Gläubiger 
befriedigt; iſt freilich die Hypothek bei der Zwangsverſteigerung des Grundſtücks ausgefallen 
und gelöſcht, fo ift der Übergang gegenſtandslos (RG 102, 354). — Zu letzterem iſt zu be⸗ 
merken, daß, wenn in anderen Fällen der Verſicherer die Entſchädigungsſumme an den 
Hypothekengläubiger zahlt, die Hypothek gemäß § 1163 Abſ 1 Satz 2 zur Eigentümer⸗ 
grundſchuld wird. Die Befriedigung „aus“ dem Grundſtück oder den für die Hypothek haften- 
den Gegenſtänden im Sinne des § 1181 Abſ 1, 2 und damit Erlöſchen der Hypothek bewirkt 
die Zahlung nicht (vgl. RG 56, 823), es ſei denn, daß der Hypothekengläubiger die Forderung 
im Wege der Zwangsvollſtreckung beitreibt. — „Forderung gegen den Verſicherer“ iſt gleich- 
bedeutend mit Forderung aus dem Rechtsgrunde der Verſicherung. Eine ſolche Forderung 
iſt auch, wenn die Verſicherungsgelder hinterlegt werden unter Verzicht auf die Rücknahme, die 
Forderung gegen den Staat, da der Rechtsgrund der nämliche iſt; daher erſtreckt ſich die 
Hypothek auch auf dieſe Forderung, die an die Stelle der urſprünglichen Forderung gegen 
den Verſicherer tritt (RG 74, 108). — Die Vorausſetzungen für die Geltendmachung 
der Haftung ſeitens des Gläubigers und die Zuläſſigkeit von Verfügungen über die 
Verſicherungsforderung ſeitens des Verſicherten vor der Geltendmachung ſind in den 88 1128, 
1129 verſchieden geregelt, je nachdem es ſich um verſicherte Gebäude oder um andere verſicherte 
Gegenſtände handelt. Im erſteren Falle iſt dem Hypothekengläubiger ohne weiteres ein An- 
ſpruch auf die Verſicherungsforderung gegeben und ſind Verfügungen darüber zu ſeinem Nach⸗ 
teil grundſätzlich ausgeſchloſſen, während in letzterem Falle (nach §8 1129, 1124 Abſ 1) eine Be⸗ 
ſchlagnahme Vorausſetzung für die Geltendmachung iſt und bis dahin Verfügungen zuläſſig ſind 
(vgl. RG 64, 28; 76, 135; vgl. auch 78, 24; OLG 30, 107). Jedoch kann auch in dieſem Falle 
durch den Verſicherungsvertrag ebenſo wie nach den vorerwähnten, eine Gebäudeverſicherung 
betreffenden 88 100, 101 des RGeſ. v. 30. 5. 08 unter Umſtänden ein unmittelbarer Rechtsan⸗ 
ſpruch (§8 828ff.) gegen den Verſicherer für die Hypothekengläubiger begründet fein (vgl. RG 8, 
169; 25, 218). Wegen des Falles der Verfügung über die Verſicherungsforderung, wenn der 
Ehemann eingebrachtes Gut der Ehefrau verſichert hat, vgl. A 2. — Landesgeſetzliche Ein⸗ 
ſchränkungen der Haftung laſſen zu EG Artt 110 (Wiederherſtellung zerſtörter Gebäude), 
120 Abſ 2 Nr 3 (Unſchädlichkeitszeugnis). — Die 88 1127—1180 finden gemäß Art 192 EG 
von Anlegung des Grundbuchs ab auch auf ältere Hypotheken Anwendung. — Nach Artt 
52—54, 67, 109 Ech erſtreckt ſich die Hypothek gemäß den entſprechend anzuwendenden Vor⸗ 
ſchriften des § 1128 auch auf die Entſchädigungs forderung, die nach Reichs oder Landes ⸗ 
geſetzen im Falle der Enteignung oder des Bergſchadens dem Grundſtückseigentümer zu⸗ 
ſteht, vorausgeſetzt, daß der Hypothekengläubiger nicht eine beſondere Entſchädigung erhält 
(RG 69, 247; vgl. KGJ 27 B 51; 46, 214: die Artt 52, 53, 67, 109 EG find nicht auf die 
Entſchädigungsforderung für die Grundabtretung nach 88 142, 144 Pr. Allg Berg v. 24. 6. 65 
anwendbar, weil dieſe Grundabtretung nicht im öffentlichen Intereſſe erfolgt). 

5. Der wiederhergeſtellte oder als Erſatz angeſchaffte Gegenſtand tritt an Stelle der 
Verſicherungsforderung in die Haftung in gleicher Weiſe ein wie der verſicherte zerſtörte 
oder beſchädigte Gegenſtand (M 8, 665). Zum Erlöſchen der Haftung der Verſicherungs⸗ 
forderung iſt aber nicht erforderlich daß der verficherte Gegenſtand vollſtändig wiederhergeſtellt 
und voller Erſatz für die hypothekariſche Sicherheit geſchaffen ift. Auch bei nur teilweiſer 
Wiederherſtellung des früheren Zuſtandes erliſcht die Haftung; allerdings nur inſoweit, als 
durch den Wert des Wiederhergeſtellten die Hyvothekengläubiger die frühere Sicherheit wieder · 
erlangt haben, während der über dieſen Wert hinausgehende Betrag der Verſicherungs 
forderung in der Haftung verbleibt (ſtr. RG 78, 25; Warn 09 Nr 144, Seuffü 74 Nr 175; 
auch ORG 26, 145). Letzteres hat 4. B. zur Folge, daß im Falle der Zwangsverſteigerung 
die über den Wert der Wiederherſtellungsarbeiten hinausgehende Verſicherungsforderung 
gemäß 88 20 Abſ 2, 55 Abſ 1, 90 Abſ 2 BWG auf den Erſteher übergeht (M 78, 24; Warn 09 
Nr 144); während inſoweit, als ſchon vor Einleitung der Zwangsverſteigerung die Haftung 
erloſchen war, der Erſteher die Verſicherungsforderung nicht erwirbt (M& 78, 24; SeuffA 74 
Nr 175). Daß aber, wenn an Stelle des verficherten Gegenſtandes ein neuer (z. B. ein 
Gebäude) hergeſtellt wird, dieſer vollſtändig fertiggeſtellt worden, iſt nicht erforderlich! es 
genügt, daß ſchon das Hergeſtellte gleichwertigen Erfatz bietet (MG Warn 09 Nr 144). — 
Soweit zufolge der Wiederherſtellungsarbeiten die Haftung der Verſicherungsforderung er⸗ 
loſchen ift, werden vorher erfolgte Verfügungen des Eigentümers darüber (z. B. Abtretungen), 
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deren Wirkſamkeit die Haftung entgegenſtand (ſ. A 4), wirkſam und bleiben es (vgl. RG 78, 24). 
— Über den Fall der Wiederherſtellungspflicht des Eigentümers gegenüber dem 
Verſicherer vgl. $ 1180. Den Hypothekengläubigern gegenüber beſteht aber eine Wiederher⸗ 
ſtellunaspflicht des Eigentümers in keinem Falle; ſo z. B. auch nicht, wenn der Eigentümer ein 
abgebranntes Gebäude unter Verwendung der an ihn ausgezahlten Verſicherungsgelder auf 
einem anderen ihm ebenfalls gehörenden Grundſtück wieder errichtet hat Es kann in einem 
folchen Falle zwar gegen den Verſicherer, wenn etwa die Auszahlung der Verſicherungsgelder 
zu Unrecht erfolgt iſt, ein Anſpruch auf nochmalige Zahlung gegeben fein (vgl. § 1128 A 5). 
Aber gegenüber dem Eigentümer können die Hypothekengläubiger nur mit Maßnahmen nach 
88 1133, 1134 unter den dortigen Vorausſetzungen, insbeſondere bei Gefährdung ihrer Hypo⸗ 
theken, gegebenenfalls vorgehen (vgl. OLG 81, 345). — Wird nach der Wiederherſtellung 
der Gegenſtand von neuem verſichert, fo erſtreckt ſich die Hypothek kraft Geſetzes auf die neue 
Forderung gegen den Verſicherer (RG 102, 353). — Iſt im Falle der Gebäudeverſicherung 
an die Stelle der pfandweiſen Haftung der Forderung des Verſicherungsnehmers, die wegen 
ſeines Verhaltens bei der durch Brand erfolgten Zerſtörung des Gebäudes untergegangen iſt, 
nach 8101 Verſ Vein ſelbſtändiger, unmittelbarer Anſpruch der Hypothekengläubiger 
auf die Verſicherungsſumme getreten (ſ. A 4), fo iſt anzunehmen, daß auch auf dieſen 
Anſpruch Abi 2 des $ 1127, wiewohl 8 101 Vers die Vorſchrift nicht wiederholt, Anwendung 
findet, daß alſo, wenn das Gebäude 005 B. von dem Erſteher des zwangsverſteigerten Grund, 
ſtücks) wiederaufgebaut wird, der Auſpruch ebenfalls erliſcht, da die vor der Zerſtörung des 
Gebäudes dem Hypothekengläubiger gewährte Sicherheit nun wiederhergeſtellt iſt und der 
Hypothekengläubiger ungerechtfertigt bereichert würde, wenn er ſich auch noch aus der Ver⸗ 
ſicherungsſumme bezahlt machen könnte (RG 102, 852). Handelt es ſich jedoch um eine 
Hypothek, die bei der Zwangsverſteigerung des Grundſtücks ſchon, bevor das Gebäude wieder ; 
aufgebaut wurde, ausgefallen und gelöſcht worden iſt, ſo erliſcht durch den Wiederaufbau der 
Anſpruch für eine ſolche Hypothel nicht, da der Gläubiger einer ſolchen Hypothek bereits durch 
das Eintreten des Verſicherungsfalls Rechte auf die in der Zwangsverſteigerung zum Ver⸗ 
kaufe nicht mit verſtellten Brandentſchädigungsgelder erworben hatte und dieſe Rechte ihm 


nicht durch die Löſchung der Hypothek verlorengegangen ſind (RG 102, 354). 


8 1128 


Iſt ein Gebäude verſichert!), jo kann der Verſicherer die Verſicherungs⸗ 
ſumme mit Wirkung gegen den Hypothekengläubiger an den Verſicherten 
erſt zahlen:), wenn er oder der Verſicherte den Eintritt des Schadens dem 
Hypothekengläubiger angezeigt hats) und ſeit dem Empfange der Anzeige 
ein Monat verſtrichen iſt. Der Hypothekengläubiger kann bis zum Ablaufe 
der Friſt dem Verſicherer gegenüber der Zahlung widerſprechen“). Die Ans 
zeige darf unterbleiben, wenn ſie untunlich iſt; in dieſem Falle wird der 
Monat von dem Zeitpunkt an berechnet, in welchem die Verſicherungsſumme 
fällig wird). 

Im übrigen finden die für eine verpfändete Forderung geltenden Vor⸗ 
ſchriften Anwendung“); der Verſicherer kann ſich jedoch nicht darauf be⸗ 
rufen, daß er eine aus dem Grundbuch erſichtliche Hypothek nicht gekannt 
habes). 

E Ian II 10386; M 3 666 f.; P 3 583 ff. 


1. Eine Gebäudeverſicherung liegt vor, wenn das Verſicherte nach allgemeiner Verkehrs; 
auffaſſung ein Gebäude iſt und ferner der Verſicherungsvertrag ſeine Verſicherung als Ge⸗ 
bäude zum Ausdruck bringt. Iſt nach dem Vertrage eine Verſicherung für einen beweglichen 
Gegenſtand genommen (Mobiliarverſicherung), fo iſt nicht ein Gebäude verſichert, auch wenn 
das Verſicherte in Wirklichkeit ein Gebäude iſt, und unigekehrt iſt dies auch dann nicht der Fall, 
wenn zwar ein Gebäudeverſicherungsvertrag (Immobiliarverſicherung) geſchloſſen, das Ver⸗ 
ſicherte aber tatſachlich kein Gebäude iſt. — Sind jene Vorausſetzungen ge eben, ſo hat regel⸗ 
mäßig nicht nur das Ganze, ſondern jeder einzelne Teil davon als verſichertes Gebäude im 
Sinne des $ 1128 zu gelten. Wenn dagegen ein einzelner Beitandteil, ſei es ausschließlich 
unter Verſicherung gebracht, fei es noch gegen eine andere Gefahr verſichert iſt (3. B. Glas⸗ 
oder Spiegeiſcheiben gegen Bruchſchaden, während die Verſicherung des ganzen Gebäudes 
auf Feuerſchaden, Exploſion oder Blttſchlag ſich bezieht; . 8 1127 A 3), fo findet auf eine 
Entſchädigungsforderung aus einer ſolchen Verſicherung 8 1128 keine Anwendung, ſondern 
8 1129 (f. 8 1127 A 4), da. inſoweit nicht ein „Gebäude verſichert iſt. Gleiches iſt anzunehmen, 
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wenn einzelne Teile (4. B. Maſchinen oder ſonſtige einem Gewerbe dienende Geräte, welche 
Gebäudebeſtandteile ſein ſollen) noch beſonders zwar gegen die nämliche Gefahr, aber nicht 
etwa als hinzugetretene Beſtandteile durch Gebäudeverſicherungsvertrag, ſondern als beweg⸗ 
liche Sachen verſichert ſind; denn es ſind dieſe Teile dann als von der Gebäudeverſicherung 
ausgenommen anzufehen (vgl. RG 69, 316; 74, 109). — Ferner folgt aus $ 1127, daß hier 
nur ſolche Gebäude in Betracht kommen, auf die ſich die Hypothek erſtreckt; daher z. B. nicht 
Gebäude, die gemäß § 95 keine Beſtandteile des Grundſtücks find. — Über eniſprechende 
Anwendung des 8 1128 auf Entſchädigungsforderungen wegen Enteignung und Bergſchadens 
nach Artt 52—54, 67, 109 E& vgl. § 1127 A 4 a. E. 

2. Der im Abſ 2 gegebene Regelſatz über den Rechtsanſpruch des Hypothekengläubigers auf 
die Verſicherungsſumme (.. A 5), richtiger Entſchädigungsſumme, wird zur Erleichterung für den 
Verſicherer durch die Vorſchriften des Abſ 1 dahin eingeſchränkt (vgl. OLG 26, 147), daß unter 
beſtimmten Vorausſetzungen der Verſicherer die Verſicherungsſumme mit Wirkung 
gegen den Hypothekengläubiger an den Verſicherten zahlen kann. Liegen dieſe Voraus⸗ 
ſetzungen vor, ſo wird ſtillſchweigende Zuſtimmung des Hypothekengläubigers zur Auszahlung 
an den Verſicherten allein angenommen, und zahlt dann der Verſicherer an den Ver⸗ 
ſicherten, ſo iſt er befreit und erliſcht die Haftung der Verſicherungsforderung für die Hypothek. 
Andere Verfügungen des Verſicherten als Empfangnahme der Zahlung oder ſonſtige 
Einziehung (ſ. 8 1124 A 1, 3) haben dieſe Wirkung nicht, ſelbſt wenn jene Vorausſetzungen 
gegeben ſind (OLG 14, 111). Dies gilt insbeſondere auch im Falle der Abtretung an einen 
Dritten oder der Pfändung der Verſicherungsforderung für einen perſönlichen Gläubiger. 
Erſt durch die Zahlung an dieſe Rechtsnachfolger (bei Vorliegen der Vorausſetzungen) er⸗ 
liſcht die Haftung. Im letzteren Falle kann auch ein Hypothekengläubiger, deſſen Hypothek 
vor der Pfändung beſtellt iſt, (trotz Vorliegens der Vorausſetzungen) gemäß § 805 ZPO, 
eg die Zahlung nicht erfolgt iſt, einen Anſpruch auf vorzugsweiſe Befriedigung geltend 
machen. 

3. Die erſte Vorausſetzung für die Zuläſſigkeit der Zahlung an den Verſicherten iſt, daß 
der Verſicherer oder der Verſicherte den Eintritt des Schadens dem Hypothekengläubiger 
angezeigt hat. Nur wenn die Anzeige untunlich iſt (z. B. weil der Aufenthaltsort des Hypo⸗ 
thekengläubigers ſich nicht ermitteln läßt), darf nach Abſ 1 Satz 3 die Anzeige unterbleiben. 
Anderſeits kann ſich der Verſicherer gemäß Abſ 2 dem Hypothekengläubiger gegenüber nicht 
darauf berufen, daß er eine aus dem Grundbuch erſichtliche Hypothek nicht gekannt habe. 
Der Grundſatz der Offentlichkeit des Grundbuchs gilt hier auch gegenüber dem Verſicherer 
(Prot 3, 565). Hat er aber den aus dem Grundbuch erſichtlichen Gläubigern die Anzeige ge⸗ 
macht, fo hat er gemäß $ 891 feiner Pflicht genügt, auch wenn andere (z. B. zufolge Zeſſion 
von Briefhypotheken) die wirklichen Berechtigten find (OLG 26, 147). Eine erſt nach Er- 
ſtattung der Anzeige erfolgte Umſchreibung einer Hypothek im Grundbuch kommt für ihn 
nicht in Betracht, es ſei denn, daß ſie ihm (vor der Auszahlung der Verſicherungsſumme an den 
Verſicherten) bekannt geworden iſt (8893; ORG 26, 148). Iſt der Verſicherte ſelbſt eingetragener 
Gläubiger (3. B. einer Eigentümergrundſchuld), ſo bedarf es (was 3. B. für den Fall einer 
in das Grundbuch nicht eingetragenen Abtretung einer Eigentümerbriefgrundſchuld in Betracht 
kommt, ſ. A 5) einer Anzeige an ihn nicht, da feine Kenntnis von dem Brandſchaden voraus ⸗ 
zuſetzen iſt, das Geſetz auch ihm ſelbſt das Recht der Anzeige an die Hypothekare einräumt 
17 26, 149). — Auf die Anzeige, die keiner Form bedarf, finden die 88 180-132 An⸗ 
wendung. 

4. Die zweite Vorausſetzung iſt, daß ein Monat ſeit dem Empfange der Anzeige oder, 
wenn dieſe untunlich iſt (Abſ 1 Satz 8), ſeit Fälligkeit der Verſicherungsſumme verſtrichen 
iſt, ohne daß der Hypothekengläubiger dem Verſicherer gegenüber Widerſpruch gegen die 
Zahlung erhoben hat. Aber auch wenn die beiden Vorausſetzungen vorliegen, alſo der Hypo⸗ 
thekengläubiger nach Anzeige nicht innerhalb der Friſt widerſprochen hat, erliſcht die Haftung 
der Verſicherungsforderung noch nicht. Vielmehr muß die allerdings nunmehr zuläſſige Zahlung 
an den Verſicherten hinzutreten (ſ. A 2). Bis dahin kann der Hypothekengläubiger zwar 
nicht mehr durch Widerſpruch, wohl aber durch Beſchlagnahme wegen ſeiner Hypothek auf 
Grund vollſtreckbaren Titels (. 8 1121 A 3) die Auszahlung noch verhindern (OLG 14, 112). — 
Der Widerſpruch kann auch ſchon vor einer Anzeige dem Verſicherer gegenüber wirkſam er- 
folgen; nach dem Zwecke der Vorſchriften des K 1128 Abſ 1 Satz 1, 2 (f. A 2) kann daraus 
Gegenteiliges nicht entnommen werden (OLG 26, 147). Auch der Erwerber einer Hypothek, 
für den die Hypothek noch nicht im Grundbuch umgeſchrieben worden iſt (f. A 8), kann, bevor 
eine Anzeige erſtattet iſt, oder auch, wenn ſeinem eingetragenen Rechtsvorgänger angezeigt 
worden iſt, nach dieſer Anzeige dem Verſicherer gegenüber Widerſpruch erheben; er muß aber 
fein Gläubigerrecht dem Verſicherer gehörig nachweiſen (OLG 26, 148). — ft vor der Anzeige 
wirkſam oder nach der Anzeige vor Ablauf eines Monats Widerſpruch erhoben, jo darf der 
Verſicherer nicht an den Verſicherten zahlen, widrigenfalls er auf Verlangen des Hypotheken ⸗ 
gläubigers noch einmal zahlen muß (f. A 5). Der Widerſpruch bedarf ebenſowenig wie die 
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Anzeige einer Form (. A 3). Er fteht gleich einer Beſchlagnahme und wirkt daher nur 
zugunſten des widerſprechenden, nicht auch anderer Hypothekengläubiger (ſtr.). Dieſe gelten 
zufolge Unterlaſſung des Widerſpruchs als mit der Zahlung an den Verſicherten einverſtanden, 
ſo daß die etwaige Zahlung ihnen gegenüber wirkſam iſt. — Eine Ausnahmebeſtimmung 
bezüglich Wirkſamkeit der Zahlung an den Verſicherten enthält § 1130. 

5. Aus der Anwendung der für eine verpfändete Forderung geltenden Vorſchriften 
im übrigen folgt: Der Hypothekengläubiger kann vom Verſicherer Zahlung der Entſchädigungs⸗ 
ſumme, wenn die Hypothek nicht fällig iſt, an ihn und den Verſicherten gemeinſchaftlich ($ 1281) 
und, wenn die Hypothek ganz oder zum Teil fällig iſt, an ihn allein, ſoweit die Einziehung 
zu feiner Befriedigung erforderlich iſt (58 1282 Abſ 1, 1228 Abf 2), verlangen, es ſei denn, 
daß ihm gemäß Ab 1 Anzeige von dem Schaden erſtattet iſt und er nicht rechtzeitig der Aus⸗ 
zahlung an den Verſicherten widerſprochen hat (OL 5, 320). Einer Beſchlagnahme bedarf 
er zur Geltendmachung jener Rechte nicht (OLG 14, 110). Jedoch kann er feine Befriedigung 
aus der Verſicherungsforderung auch im Wege der Zwangsvollſtreckung ſuchen, wenn er 
einen vollſtreckbaren Titel hat (58 1282 Abſ 2, 1277). Hat der Verſicherer, wiewohl an den 
Hypothekengläubiger Anzeige nicht erſtattet war oder doch nach Erſtattung der Anzeige der 
Gläubiger rechtzeitig Widerſpruch erhoben hatte, an den Verſicherten (oder, wenn über ſein 
Vermögen der Konkurs eröffnet iſt, an den Konkursverwalter) allein Zahlung geleiſtet, 
fo muß er auf Verlangen des Gläubigers noch einmal zahlen (NG 64, 29). Gegen den Ver⸗ 
ſicherten (oder deſſen Konkursmaſſe) aber hat der Gläubiger keinen Anſpruch auf Heraus ⸗ 

abe, da die Empfangnahme der Zahlung keine Rechtsbeziehung zwiſchen den beiden ge- 
ſchaffen hat und der Verſicherte auch nicht auf Koſten des Gläubigers, deſſen Forderung 
gegen den Verſicherer beſtehengeblieben, bereichert iſt (RG 64, 30). Hat ein Grund⸗ 
ſchuldgläubiger widerſprochen, der durch, ſchriftliche Abtretung einer Eigentümerbriefgrund⸗ 
ſchuld und Übergabe des Grundſchuldbriefs Grundſchuldgläubiger geworden iſt, ohne daß 
eine Umſchreibung im Grundbuche ſtattgefunden hat (88 1154, 1192), fo hat der Verſicherer, der 
an den Eigentümer zahlt, nach 88 407, 1275 an den Gläubiger nur dann noch einmal Zahlung zu 
leiſten, wenn er bei Zahlung die Abtretung kannte (RG 74, 118; OLG 26, 149). Jedoch kann unter 
Umſtänden ſchon der Widerſpruch in Verbindung mit einer an ſich nicht unglaubwürdigen Anzeige 
der Abtretung die Kenntnis in ausreichender Weiſe vermitteln (RG 74, 120). — Statt Zahlung 
an den Hypothekengläubiger und den Verſicherten gemeinſchaftlich (im Falle der Nichtfälligfeit) 
kann Hinterlegung für beide (§ 1281 Satz 2) und ſtatt Zahlung an den Gläubiger allein (im 
Falle der Fälligkeit der Hypothek) Abtretung der Verſicherungsforderung an Zahlungs Statt 
(5 1282 Abſ 1 Satz 2) verlangt werden. Zu anderen Verfügungen über die Forderung iſt 
der Hypothekengläubiger nicht befugt (8 1282 Abſ 2). — Iſt mehreren Hypothekengläubigern 
nicht angezeigt oder von mehreren rechtzeitig widerſprochen worden, ſo kann nur derjenige 
von ihnen, der im Range der erſte Hypothekengläubiger iſt, die vorbezeichneten Rechte geltend 


machen (§ 1290). 8 112 
9 


Iſt ein anderer Gegenſtand als ein Gebäude verjichert!), jo beſtimmt ſich 
die Haftung der Forderung gegen den Verſicherer nach den Vorſchriften 
des § 1123 Abſ 2 Satz 1 und des § 1124 Abſ 1, 32). 


E I 1070 II 1037; M 3 666 f.: P 3 568 ff., 567; 4 602. 


1. Die Haftung der Forderung aus Verſicherung anderer Gegenſtände als eines Ge⸗ 
bäudes (z. B. Zubehörſtücke, Früchte, f. auch § 1128 A 1) beſtimmt fich nicht, wie bei Ge⸗ 
bäuden, nach den Vorſchriften über das Forderungspfandrecht (8 1128), ſondern nach den 
im 8 1129 ausgeführten Vorſchriften über die Haftung der Miet- oder Pachtzinsforderungen, 
weil über dieſe Gegenſtände, an deren Stelle im Falle der Zerftörung die Verſicherungsforderung 
in die Haftung eintritt, der Eigentümer frei verfügen kann, ſolange nicht der Hypotheken ⸗ 
gläubiger ihre Beſchlagnahme ausgebracht hat (Prot 3, 565). f 

2. Nach den Vorſchriften des 8 1123 Abſ 2 Satz 1 und des § 1124 Abſ 1, 3 wird die 
Verſicherungsforderung mit dem Ablauf eines Jahres nach dem Eintritt der Fälligkeit von 
der hypothekariſchen Haftung frei, wenn nicht vorher die Beſchlagnahme (durch Einleitung 
der Zwangsverſteigerung oder der Zwangsverwaltung oder durch Pfändung, ſ. 8 1121 A 3) 
zugunſten des Hypothekengläubigers erfolgt iſt (8 1123 Abſ 2 Satz 1; |. dort A 2). Ferner 
kann der Verſicherte vor der Beſchlagnahme die Forderung einziehen oder fonit mit Wirkung 
gegenüber dem Hypothekengläubiger darüber verfügen (vgl. Rc 8 169; 25, 218; 72, 214). 
Weiter erliſcht die Haftung, wenn vor der Beſchlagnahme die Eutſchadigungsſumme an den 
Verſicherten (oder, wenn er in Konkurs geraten iſt, an den Konkursverwalter) gezahlt, die 
Verſicherungsforderung auf einen Dritten übertragen, das Grundſtück ohne die Forderung 
veräußert wird (§ 1124 Abſ 1, 3; . dort A 1—6, ſowie RG 64, 30; 76, 135). Im übrigen vgl. 
81127 A 4 und die Ausnahmebeſtimmung des $ 1130. 
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8 1130 


Iſt der Verſicherer nach den Verſicherungsbeſtim mungen nur verpflichtet, 
die Verſicherungsſumme zur Wiederherſtellung des verſicherten Gegen⸗ 
ſtandes zu zahlen!), ſo iſt eine dieſen Beſtimmungen entſprechende Zahlung 


an den Verſicherten?) dem Hypothekengläubiger gegenüber wirkſam“). 
G 1 1070 II 1038; M 3 6865 f.; P 3 562 f. 


1. Die Verſicherungsbeſtimmungen, wonach der Verſicherer nur verpflichtet iſt, die 
Entſchädigungsſumme zur Wiederherſtellung zu zahlen, können aus beſonderer vertrag 
licher Regelung oder aus der Satzung der Verſicherungsanſtalt oder aus Geſetz ſich ergeben. 
Über den Vorbehalt für die Landesgeſetzgebung in letzterer Hinſicht val. Art 75 EG, 8 193 
Abſ 1 des RGeſ. über den Verſicherungsvertrag v. 30. 5. 08. Nach 8 97 dieſes Geſetzes kann der 
Verſicherungsnehmer im Falle einer ſolchen Beſtimmung bei der Gebäudeverſicherung 
die Zahlung erſt verlangen, wenn die beſtimmungsmäßige Verwendung des Geldes geſichert 
iſt, und nach $ 193 Abſ 2 des Gel. können die Landesgeſetze beſtimmen, in welcher Weiſe die Ver⸗ 
wendung des Geldes zu ſichern iſt. Dieſe Vorſchriften ſollen der Sicherung der Hypotheken- 
gläubiger dienen. Nach 8 98 ferner kann die Forderung des Verſicherungsnehmers vor der 
Wiederherſtellung des Gebäudes nur an den Erwerber des Grundſtücks oder an ſolche Gläu⸗ 
biger des Verſicherungsnehmers übertragen werden, welche Arbeiten oder Lieferungen zur 
Wiederherſtellung des Gebäudes übernommen oder bewirkt haben; jedoch iſt eine Übertragung 
an Gläubiger, die bare Vorſchüſſe zur Wiederherſtellung gegeben haben, wirffam, wenn die 
Verwendung der Vorſchüſſe zur Wiederherſtellung erfolgt. Dieſe Vorſchriften ſtellen ſich als 
Veräußerungsverbote zum Schutze beſtimmter Perſonen im Sinne des $ 185 BGB dar. 
Daher iſt eine Verfügung (3. B. Abtretung), die ihnen zuwider getroffen wird, dieſerhalb nicht 
nichtig, ſondern nur jenen Perſonen gegenüber unwirkſam; anderen Perſonen (z. B. dem 
Verſicherungsnehmer ſelbſt) gegenüber iſt ſie dagegen wirkſam und muß von ihnen gelten 
gelaſſen werden (RG 95, 208). Über weitere Beſtimmungen zum Schutze der Hypotheken ⸗ 
gläubiger vgl. § 99 des Gel. — Iſt bei einem Gebäude eine Beſtimmung über Wieder⸗ 
herſtellung nicht getroffen und unterläßt der Eigentümer die Wiederherſtellung, nachdem 
der erſtſtellige Hypothekengläubiger die Verſicherungsſumme für ſich in Anſpruch genommen 
hat, ſo können die anderen Hypothekengläubiger nach 8 1184 vorgehen (. 8 1184 A 7). Sie 
werden auch ſich durch Pfändung der durch Befriedigung des erſtſtelligen Hypotheken ⸗ 
gläubigers entſtandenen Eigentümergrundſchuld (. $ 1127 A 4) zu ſichern ſuchen müllen. 

2. Eine den Verſicherungsbeſtimmungen entſprechende Zahlung an den Verſicherten, 
durch die der Verſicherer befreit wird, iſt im Falle der Verpflichtung des Verſicherten, zuvor 
die Verwendung der Entſchädigungsſumme zum Wiederherſtellungszwecke ſicherzuſtellen 
(f. bezüglich der Gebäudeverſicherung A 1), erſt dann gegeben, wenn zur Zeit der Zahlung 
dieſe Verwendung geſichert iſt (OLG 8, 139). Jedoch iſt, da ſchon Sicherung der Verwendung 
hinreicht, auch genügend, daß die Verſicherungsſumme tatſächlich zur Wiederherſtellung ver ⸗ 
wendet iſt, mag auch durch die Verwendung der volle Erfolg der fertigen Wiederherſtellung 
nicht erreicht worden ſein; dabei iſt es als Verwendung zur Wiederherſtellung auch zu erachten, 
wenn die Verſicherungsſumme zur Tilgung von Bauſchulden gedient hat (SeuffA 74 Nr 175 
[OLG 40, 244). Beſtimmen die Verſicherungsbedingungen dagegen über eine ſolche vor 
herige Sicherſtellung nichts, fo wird der Verſicherer durch die Zahlung an ben Verſicherten 
auch dann frei, wenn der Verwendungszweck nicht ſichergeſtellt war und demnächſt die Gelder 
überhaupt nicht zur Wiederherſtellung verwendet werden (vgl. OLG 5, 319; M 3, 665). 
Kann nach den Verſicherungsbedingungen die Auszahlung der Entſchädigungsſumme an den 
Eigentümer auch ſchon vor der Wiederherſtellung dann erfolgen, wenn ſämtliche eingetragenen 
Gläubiger in die unbedingte Auszahlung willigen, und wird demgemäß die Auszahlung von 
den Gläubigern bewilligt und dann von dem Verſicherer bewirkt, ſo ſteht, wenn der Eigen · 
tümer darauf die Wiederherſtellung nicht vornimmt, ſondern das Geld anderweit verwendet, 
dem Hypothekengläubiger, der bei der ſpäteren Zwangsverſteigerung des Grundſtücks aus: 
fällt, auf Grund des aus der Einwilligung unter der Bedingung der Wiederherſtellung ſich 
ergebenden Vertrags ein Schadenserſatzanſpruch gegen den Eigentümer inſoweit zu, als er 
bei erfolgter Wiederherſtellung Befriedigung aus dem Grundſtück erlangt hätte (OLG 29, 362). 

3. Aus der Wirkſamkeit der beſtimmungsgemäßen Zahlung gegenüber dem Hypotheken- 
gläubiger folgt, daß durch eine ſolche Zahlung der ſog. Wiederherſtellungsgelder an den 
Verſicherten die Haftung der Verſicherungsforderung für die Hypothek erliſcht. Der Hypo; 
thekengläubiger kann auch nicht durch Einleitung der Zwangsverſteigerung oder durch Pfändung 
die Zahlung an den Eigentümer verhindern, da der Verſicherer eben nur zur Wiederherſtellung 
an den Herſtellungspflichtigen zu zahlen braucht, nicht an einen anderen zu feiner Befriedigung. 
Überhaupt iſt eine Pfändung, ſei es ſeitens eines Hypothekengläubigers oder gar eines perſon 
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lichen Gläubigers, unzuläſſig, weil ihr die Zweckbeſtimmung der Wiederherſtellungsgelder 
entgegenſteht (ſoweit nicht die Pfändung für ſolche Gläubiger erfolgt, an die ausnahms⸗ 
weiſe etwa die Übertragung zugelaſſen ift, ſ. A 1). Im Falle der Zwangsverwaltung iſt 
der Verwalter befugt, an Stelle des Eigentümers die Verſicherungsgelder in Empfang zu 
nehmen und fie zur Wiederherſtellung zu verwenden. Daher kann der Verlicherer an ihn 
wirkſam zahlen. Aber der Hypothekengläubiger, der etwa die Zwangsverwaltung ausgebracht 
hat, erlangt dadurch kein Sonderrecht auf Befriedigung aus der Verſicherungsforderung (ftr.). — 
Entspricht die Zahlung nicht den hier fraglichen Verſicherungsbeſtimmungen (. A 1, 2), wird 
z. B. an einen Zeſſionar des Verſicherten gezahlt, der die Gelder für ſich behält, ſo braucht 
der Hypothekengläubiger ſie nicht gegen ſich gelten zu laſſen, es ſei denn, daß ſie etwa nach 
8 1128 (im Falle der Gebäudeverſicherung) oder nach § 1129 (bei der Verſicherung anderer 
Gegenſtände) ihm gegenüber doch wirkſam iſt. Auch kann er ſelbſt in dieſem Falle nochmalige 
Zahlung nicht zu feiner Befriedigung, ſondern nur zur Wiederherſtellung des verſicherten 
Gegenſtandes verlangen (ſtr.; vgl. Seuffa 74 Nr 175). Werden übrigens die zu Unrecht 
ausgezahlten Gelder tatſächlich zur Wiederherſtellung (3. B. zur Bezahlung von Forderungen 
der Baugläubiger) verwendet, ſo erliſcht die Haftung der Verſicherungsforderung gemäß 
§ 1127 Abſ 2 in jedem Falle, mag auch der Bau nicht dadurch zur Vollendung gebracht 
worden fein (Seuff A 74 Nr 175). 
§ 1131 


Wird ein Grundſtück nach $ 890 Abſ 2 einem anderen Grundſtück im Grund⸗ 
buche zugeſchrieben!), jo erſtrecken ſich die an dieſem Grundſtücke beſtehenden 
Hypotheken auf das zugeſchriebene Grundſtück ?). Rechte, mit denen das zuge⸗ 


ſchriebene Grundſtück belaſtet iſt, gehen dieſen Hypotheken im Range vor“). 
E I 1067 II 1039; M 3 651 f., 684; B 3 849 ff.; 6 252 f. 


1. Über den Begriff der Zuſchreibung eines Grundſtücks zu einem anderen nach 8 890 
Abſ 2 im Gegenſatze zur Vereinigung mehrerer Grundſtücke gemäß 8 890 Abſ 1 ſowie über 
die Erforderniſſe der Zuſchreibung vgl. § 890 A 2, 3, 4, 6. 

2. Auf das zugeſchriebene Grundſtſick erſtrecken ſich die an dem Hauptgrundſtſick bes 
ſtehenden Hypotheken ſowie Grundſchulden und Rentenſchulden (88 1192, 119%), nicht auch 
dingliche Rechte anderer Art. Der Belaſtungsgegenſtand erweitert ſich zugunſten letzterer 
Rechte durch die Zuſchreibung nicht. Die Erſtreckung der Hypotheken, Grundſchulden, Renten. 
ſchulden tritt kraft Geſetzes ein; nicht iſt ſie zufolge des vom Eigentümer nach $ 890 Abs 2 
geſtellten Zuſchreibungsantrags als auf Rechtsgeſchäft beruhend zu erachten (vgl. RG 68, 82). 
Daher haben mehrere hypothekariſche Rechte, die lich erſtrecken, an dem zugeſchriebenen Grund. 
ſtück nicht etwa untereinander gleichen Rang, ſondern den nämlichen Rang, den fie an dem 
Hauptgrundſtück haben (tr.; OL 26, 190). Die Hypotheken werden zufolge der Erſtreckung 
nicht zu Geſamthypotheken (vgl. 8 890 A 6). Die Hypotheken, Grundſchulden oder Renten- 
ſchulden an dem zugeſchriebenen Grundſtück hingegen erſtrecken ſich ebenſowenig wie ſonſtige 
dingliche Rechte daran auf das Hauptgrundſtück (ogl. $ 890 A 6). — Sind auf dem Haupt, 
grundſtück Hypotheken gelöſcht, die nach 8$ 14, 15 Auftn® v. 16. 7. 25 der Aufwertung kraft 
Vorbehalts oder Rückwirkung unterliegen, ſo tritt trotz der Löſchung das zugeſchriebene 
40505 in die Haftung für die Hypotheken in Höhe des Aufwertungsbetrags ein (JW. 

926, 642). 

3. Alle dinglichen Rechte am zugeſchriebenen Grundftüd, nicht bloß Hypotheken, Grund · 
ſchulden oder Rentenſchulden, gehen den Hypotheken (Grundſchulden oder Rentenſchulden) 
des Hauptgrundſtſicks bezüglich der Belaſtung des zugeſchriebenen Grundſtücks im Range 
vor; Hypotheken auch nämlichen Hypotheken, die bereits vor der Zuſchreibung auch auf dem 
Hauptgrundſtück eingetragen ſtanden (OLG 26, 190; 39, 221). — Iſt das zugeſchriebene Grund · 
ſtück mit Rechten vorbezeichneter Art beſonders belaſtet, ſo behält es trotz der Zuſchreibung ſeine 
Selbſtändigkeit infofern, als es die betreffenden Gläubiger zu ihrer Befriedigung ohne das 
Hauptgrundſtück zur Zwangsverſteigerung bringen oder im Falle der Zwangsverſteigerung 
des ganzen Grundſtülcks Einzelausgebote verlangen können. Sit das ganze Grundſtück auf 
Grund eines Geſamtausgebots zugeschlagen, fo iſt unter entſprechender Anwendung des $ 112 
ZUG der Erlös auf die beiden Grundſtücke zu verteilen (vgl. KJ BI A 242). 


8 1132 
Beſtehty für die Zorderung?) eine Hypother®) an mehreren Grundftüden‘) 
(Geſamthupothet), jo haftet jedes Grundſtück für die ganze Forderung? ). 
Der Gläubiger kann die Befriedigung nach ſeinem Belieben aus jedem der 
Grundſtücke ganz oder zu einem Teile juchen®). 
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Der Gläubiger iſt berechtigt, den Betrag der Forderung auf die einzelnen 
Grundſtücke in der Weiſe zu verteilen, daß jedes Grundſtück nur für den 
zugeteilten Betrag haftet“). Auf die Verteilung finden die Vorſchriften der 
SS 875, 876, 878 entſprechende Anwendungs). 


E I 1071, 1078 II 1040; M 3 688, 682 ff.; P 3 568, 578 f., 629. 


1. Es beſteht eine Geſamthypothek nicht nur dann, wenn mehrere Grundſtücke von 
vornherein mit einer Hypothek für dieſelbe Forderung belaſtet worden find (vgl. § 49 Abſ 1 
Satz 1 G80) oder wenn nachträglich an einem Grundſtück eine Hypothek für die Forderung 
beſtellt worden ift, für die eine Hypothek bereits an einem anderen Grundſtück beſtand (vgl. 
§ 49 Abſ 1 Satz 2 GBO), ſondern auch dann, wenn das mit einer Hypothek belaftete Grund⸗ 
ſtück in mehrere ſelbſtändige Grundſtücke zerlegt und die Hypothek auf die Grundbuchblätter 
für die abgeſchriebenen Teile übertragen worden iſt (val. 8 40 Abſ e 1 Satz 2, 8 47 Abſ 2 680 
ſowie RIA 8, 272; 11, 128; JW 1927, 2742). Dazu iſt zu bemerken, daß auch eine gelöſchte 
Hypothek auf einem veräußerten Grundſtücksteil vom Grundbuchrichter zu übertragen iſt, 
wenn die Möglichkeit beſteht, daß die Hypothek nach § 14 (kraft Vorbehalts) oder $ 15 
(kraft Rückwirkung bei Zahlung und Löſchungsbewilligung in der Zeit vom 15. 6. 22 bis zum 
14. 2. 24) aufzuwerten und nach $$ 20, 6 Aufiv v. 16. 7. 25 in Höhe des Aufwertungsbetrags 
wieder einzutragen iſt (JG 3, 417; OLG 45, 15). Streitig iſt, ob im Falle des Übergangs 
des belaſteten Grundſtücks von dem bisherigen Alleineigentümer auf mehrere Mit. 
eigentümer nach Bruchteilen eine Geſamthypothek entſteht. Daß, wenn Miteigen⸗ 
tümer je ihren Anteil beſonders, ſei es gleichzeitig oder nacheinander, mit einer 
Hypothek für dieſelbe Forderung belaſten, eine Geſamthypothek eutſteht, iſt herrſchende 
Meinung (KJ 30 A 260; auch NG 52, 360; 81, 83). So entſteht auch im Falle 
einer Gewerkſchaft alten Rechts, bei der das Bergwerk nicht Eigentum der Gewerk⸗ 
ſchaft als ſolcher, ſondern Eigentum der Gewerken iſt, und zwar nicht zur geſamten 
Hand, ſondern nach Bruchteilen (KJ 52, 210), bei Belaſtung je der Anteile der 
Gewerken am Bergwerk (Kuxe) beſonders mit einer Hypothek für dieſelbe Forderung 
eine Geſamthypothel (vgl. KGJ 52, 211; iſt freilich gegen die Gewerkſchaft ein [nach 
8 50 Abſ 2 38 zulaſſiges] Urteil auf Zahlung einer Geldſumme erlaſſen worden, fo kann 
daraufhin eine Zwangshypothek in das Grundbuch über das Bergwerk, das zum Zweck⸗ 
vermögen der Gewerkſchaft gehört, als Einzelhypothek eingetragen werden, vgl. KGJ 52, 211). 
Gleiches muß aber auch für den erſteren Fall gelten. Denn aus $ 1114 folgt, daß Miteigentums⸗ 
anteile hinſichtlich der hypothekariſchen Belaſtung ſelbſtändigen Grundſtücken gleichſtehen (KJ 
52, 217) und daher im Falle der Zerteilung des belafteten Eigentums in Miteigentums⸗ 
anteile, die verſchiedenen Perſonen gehören, die Hypothek nunmehr ebenſo, wie im Falle 
realer Teilung des Grundſtücks, kraft Geſetzes als an mehreren Grundſtücken, haftend anzu⸗ 
ſehen iſt (KJ 30 A 258, vgl. auch RH 20, 270, ſowie für den Fall, daß zwei Perſonen ein 
mit einer Hypothek belaſtetes Grundſtück je zur Hälfte kauflich erwerben und die Hypothek 
als Geſamtſchuldner übernehmen, JF 1, 482 in $ 1173 A 2). Anders verhält es ſich, wenn 
mehrere Miteigentümer am ganzen Grundſtück eine Hypothek gemeinſam beſtellen (vgl. hierüber 
A 4). — Über den Hypothekenbrief für eine Geſamtbriefhypothek vgl. 88 59, 63 G0. 
Wird eine ſolche Hypothek an mehreren Grundſtücken beſtellt, die im Eigentum verſchiedener 
Perſonen ſtehen, ſo erwirbt der Gläubiger die Hypothek nur dann, wenn ihm der Brief von 
allen Eigentümern übergeben wird (. § 1117 A 2). Wenn mit einer Briefhypothek nach ⸗ 
träglich noch ein anderes Grundſtück belaſtet werden ſoll, iſt nach § 49 Satz 2, 
8 42 Sat ! GBO der Hypothetenbrief dem Grundbuchamt vorzulegen und mit ihm nach 
§ 68 GBO zu verfahren. Zuläſſig iſt auch die Eintragung einer Vormerkung zur 
Sicherung des Anſpruchs auf Eintragung einer Briefhypothek, die mit der bereits be⸗ 
ſtehenden Hypothek eine Geſamthypothek bilden ſoll (z. B. wenn der Eintragung der neuen 
Hypothek ein Hindernis entgegenſteht). Auf eine ſolche Vormerkung find die 88 42, 49, 
63 EBD nicht anwendbar, insbeſondere bedarf es nicht der Vorlegung des Briefes (RIA 
12, 267). — Soll eine Geſamtbuchhypothek übertragen oder belaftet (verpfändet, 
gepfändet) werden, jo muß die Übertragung oder Belastung, weil die Geſamthypothel 
ein einheitliches hypothekariſches Recht an mehreren Grundſtücken iſt, auf ſämtliche be⸗ 
laſtete Grundſtücke eingetragen werden (88 873, 1154 Abſ 8, 1274, 880 8 830); fehlt 
die Eintragung auch nur auf einem Grundſtück, fo iſt die Verfügung überhaupt unwirkſam 
(NG 63, 74; RIA 8, 136; 12, 254; KJ 39 A 250), und da die eine Eintragung eine un⸗ 
zuläſſige iſt, tritt auch eine Heilung nicht ein, wenn die Hypothek ſpäter auf dem Grund⸗ 
buchblatt, auf dem die Eintragung nicht erfolgt war, gelöfcht wird (RIA 12, 254; 18, 138). 
Iſt daher z. B. ein Pfandrecht an der Geſamthypothek zwar auf dem einen Grundſtück 
früher als eine Pfändung der Hypothek eingetragen, aber auf dem anderen Grundſtück 
umgekehrt die Pfändung; früher als die Pfandbeſtellung, jo hat die Pfändung den Vor⸗ 
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rang vor dem Pfandrecht, und zwar an der Hypothek auf beiden Grundſtücken (KGJ 
89 A 248). Dieſes Rangverhältnis ergibt ſich aus dem Zuſammenhalt der verſchiedenen 
Eintragungen auf den beiden Grundſtücken. Der Inhalt der Eintragungen iſt nicht, wie 
in KGJ 39 A 248 angenommen tft, wegen der Verſchiedenheit unzuläſſig. — Ebenfalls 
wegen Einheitlichkeit des Hypothekenrechts iſt zu Anderungen des Inhalts einer Geſamt⸗ 
hypothek, die der Zuſtimmung des Eigentümers bedürfen (8$ 873, 877), die Zuſtimmung der 
Eigentümer ſämtlicher belaſteten Grundſtücke erforderlich. — Über die Wirkungen der voll. 
ſtändigen oder teihveilen Befriedigung des Gläubigers einer Geſamthypothek: durch einen 
der mehreren Eigentümer vgl. 88 1143 Abſ 2, 1173, 1176; durch den perſönlichen Schuldner 
vgl. §§ 1174, 1176; aus einem der mehreren Grundſtücke vgl. 88 1181 Abſ 2, 1182. — Über 
die Folgen des Verzichts des Gläubigers ſowie ſeiner Ausſchließung hinſichtlich der Geſamt⸗ 
hypothek vgl. $8 1175, 1176. 

2. Die mehreren Grundſtücke muüſſen für eine und dieſelbe Forderung hypothekariſch 
belaſtet fein (ogl. RG 63, 74; 81, 79; RJ A 2, 94; 3, 208; 8, 136; 11, 128; KGS 39 A 248). 
Iſt z. B. von dem Hauptſchuldner Hypothek für die Hauptforderung und von dem Bürgen 
für die Burgſchaftsforderung Hypothek beſtellt, ſo beſteht eine Geſamthypothek nicht. Wie 
jedoch der Gläubiger einer Geſamthypothek nach SS 1175 Abſ 1 Satz 2, 1176 lediglich be⸗ 
zuglich eines Grundſtücks auf einen Teil der Hypothek verzichten oder ihn gemäß 88 875, 
1183 aufheben (J§ 4, 409) kann, fo iſt es auch zuläſſig, daß eins der mehreren Grund⸗ 
ſtücke nur für einen Teil der Forderung mit der Hypothek belaſtet wird. Es beſteht dann für 
dieſen Teil eine Geſamthypothek, im übrigen eine Einzelhypothek an dem anderen Grundſtück 
(KG 21 A 169; OLG 20, 414; 26, 164). Ebenſo iſt es zuläſſig, das eine Grundſtück hinſichtlich 
der Nebenleiſtungen, insbeſondere der Zinſen, höher zu belaſten als das andere Grundſtück. Auch 
in dieſem Falle iſt die Hypothek bezuglich der höheren Nebenleiſtungen eine Einzelhypothek 
(KGJ 21 A 168; auch RIA 11, 128). Als unzuläflig iſt es aber zu erachten, daß die Hypotheken- 
forderung hinſichtlich der Zahlungs und Kündigungsbedingungen für die einzelnen Grund⸗ 
ſtlicke verſchieden geſtaltet wird. Denn die Fälligkeit gehört zum Juhalt der Forderung, und 
die nämliche Forderung kann nicht von dem einen Geſichtspunkt aus als fällig, von dem andern 
als nicht fällig zu gelten haben (ſtr. RIA 11,127; JW 1923, 1038). Allerdings kann, da der Glau⸗ 
biger ſich an jedes Grundſtück nach feinem Belieben halten kann, zwiſchen ihm und dem Eigen- 
tümer eines der Grundſtücke eine andere Fälligkeit der Hypothek vereinbart werden. Eine ſolche 
Vereinbarung betrifft aber nicht die Forderung, ſondern das Rechtsverhältnis zwiſchen dem 
Gläubiger und dem Eigentümer als ſolchem (vgl. $ 1157). — Aus der Begriffsbeſtimmung, 
welche $ 1132 für die Geſamthypothel gibt, aus dem Weſen der Hypothek als Nebenrecht der 
Forderung, zu deren Sicherung fie dient (J. $ 1118 A 5) und aus der im $ 1153 Abſ 2 beſtimmten 
Untrennbarkeit der Hypothek von der Forderung bei der Übertragung ift zu folgern, daß für 
dieſelbe Forderung nicht mehrere Einzelhypotheken an verſchiedenen Grundſtücken 
beſtellt werden können, ſondern nur eine Geſamthypothek, und daß in allen Fallen, in denen 
eine Hypothek an mehreren Grundſtücken für dieſelbe Forderung beſteht, eine Geſamthypothek 
vorliegt (ROY 35 A 314; 49, 223). Soll eine Höchſtbetragshypother ($ 1190) für alle Forde⸗ 
rungen des Gläubigers aus der Geſchäftsverbindung mit dem Eigentümer au mehreren Grund⸗ 
ſtücken beſtellt werden, fo kann dies nur in der Weiſe geſchehen, daß eine Geſamthypothek zu 
einem einheitlichen Höchſtbetrag beſtellt wird unzuläſſig wäre es, je eine ſelbſtändige Hypothek 
an den einzelnen Grundſtücken zu je einem Teil des in Wirklichkeit gewollten (ganzen) Höchſt. 
betrags zu beſtellen, da die geſicherten Forderungen dem Grunde und dem Umfange nach bei 
jeder Hypothek die nämlichen wären, ſo daß die Hypotheken trotz ihrer Einzeleintragung nach 
$ 1132 als Geſamthypothek rechtlich zu gelten hätten, damit aber in Widerſpruch flände, daß die 
Höchſtbeträge bei den einzelnen Hypotheken ſich nur als Teilbeträge darſtellten (vgl. KJ 
49, 222; IW 1920, 4471). Ebenſo jedoch wie bei andern Hypotheken die geſicherte Forde⸗ 
rung geteilt (8 1151) und eine Hypothek in ſelbſtändige Einzelhypotheken für die einzelnen 

orderungsteile zerlegt oder je eine Einzelhypothek für einen Teil beſtellt werden kann, 
ſei es an verſchiedenen Grundſtücken oder an dem nämlichen Grundſtück (f. § 1113 A 5; 
RG 113, 233), iſt gleiches auch hinſichtlich des Kreiſes von Forderungen, der durch Höchſt. 
betragshypothek geſichert iſt oder gelichert werden ſoll, zuläſſig. Es muß aber dann bei 
den Einzelhypotheken für die Teilbeträge klargeſtellt fein, je um welche Teilbeträge es ſich 
handelt. So kann z. B. eine Einzel ⸗Höchſtbetragshypothek an dem einen Grundſtück für 
den Teil des Kreiſes der Forderungen beſtellt werden, der ſich bei der Feſtſtellung des 
Schlußguthabens des Gläubigers als nicht durch die Einzel-Höchſtbetragshypothek an dem 
andern Grundſtück gedeckt ergeben würde; die erſtere Hypothel iſt dann als eine bedingte 
Hypothek (. § 1113 A 2) anzuſehen (KJ. 53, 215; JW. 1920, 447; JFG. 1, 402). 

3. Eine Hypothek muß an den mehreren Grundſtücken beſtehen. Daraus folgt, daß das 
hypothekariſche Recht an allen Grundſtücken ein gleichartiges ſein muß. Andernfalls würden 
innerhalb der einheitlichen Geſamthypothek verſchiedene Geſetzesvorſchriften hinſichtlich der 
einzelnen belaſteten Grundſtücke Platz greifen können, z. B. bezüglich des Erwerbs der Hypo⸗ 
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thek (vgl. $ 1117), der Abtretung (vgl. 8 1154 Abſ 1, 3), der Rechtsvermutung für das Be⸗ 
ſtehen der perſönlichen Forderung (vgl. 88 1138, 1156, 1184, 1185 Abſ 2). Unzulaſſig iſt daher 
3. B.;: die nicht einheitliche Veränderung des Gläubigerrechts auf den einzelnen haftenden 
Grundſtücken (OLG 45, 21; |. unten); die Beſtellung einer Geſamthypothek in der Weiſe, 
daß die nämliche Forderung durch Buchhypothet an dem emen und durch Briefhypothet an 
dem anderen Grundſtück geſichert wird oder durch eine Verkehrshypothek und eine Giche- 
rungshypothek (RG 70, 245; 77, 175; 98, 111; RIA 2, 94; 8, 208; 12, 271; KGJ 40 
A 209; OLG 10, 100; 20, 418); die Umwandlung einer Höchſtbetragshypothek in eine Ver⸗ 
kehrshypothek nur auf einem der haftenden Grundſtücke (JFG 4, 412). Aus dieſer not⸗ 
wendigen Einheitlichteit der Geſamthypothek iſt zu folgern, daß, wenn eine Einzel ⸗ 
buchhypothek nachträglich durch Beſtellung einer Hypothet an einem weiteren Grund- 
ſtück für die nämliche Forderung zu einer Geſamtbuchhypothet erweitert werden 
ſoll, die Bewilligung der Eintragung der neuen Hypothek nicht ausdrücklich die Aus- 
ſchließung der Erteilung des Hypothekenbriefs gemäß § 1116 Abſ 2 zu enthalten braucht, da 
dieſe Ausſchließung als von den Beteiligten ſelbſtverſtändlich gewollt zu gelten hat (RG 77, 176). 
— Streitig iſt, ob die Eintragung einer Zwangshypothek (8 867 3 PO) für eine bereits 
durch Vertragshypothek geſicherte Forderung auf ein anderes Grundſtück desſelben Schuld⸗ 
ners zuläſſig iſt. Dies iſt zwar zu bejahen, da der Zwangsvollſtreckung aus dem Schuldtitel 
durch Eintragung der Zwangshypothek das Beſtehen einer Vertragshypothek an einem anderen 
Grundſtück nicht entgegenſteht (RIA 3, 211; 14, 202; OLG 5, 332). Jedoch wird dadurch 
eine Geſamthypothek nicht begründet, da eben die hypothekariſchen Rechte an den mehreren 
Grundſtücken verſchiedenartige ſind (a. M. OLG 5, 332; NIA 3, 208; KGJ 27 A 142). Viel- 
mehr werden die Hypotheken als Einzelhypotheken anzuſehen fein. Allerdings können für 
eine und dieſelbe Forderung in der Regel nicht mehrere Einzelhypotheken beſtehen, weil die 
Einheitlichkeit der Forderung ſie mit Notwendigkeit zu einer einheitlichen, alſo zu einer Geſann, 
hypothek zuſammenfaßt (RIA 9, 189; OLG 10, 100). Aber in dem vorgenannten Falle hat 
die Forderung durch den Schuldtitel eine neue beſondere Kraft und Geſtaltung erlangt und 
iſt daher die Zwangshypothek für dieſe vollftredbare Forderung als ſelbſtändig für ſich be. 
ſtehende Hypothek zu erachten, mit der Maßgabe, daß durch einmalige Befriedigung mit 
tilgender Wirkung die Forderung des Gläubigers hinſichtlich beider Hypotheken erliſcht. Es 
iſt neuerdings in KJ 44, 285 (unter Aufgeben von NZU 8, 208) und in RIA 14, 228 (ent 
gegen RIA 14, 202) diefer Begründung entgegengetreten und die Eintragung einer Zwangs 
hypothek bei ſchon vorhandener Vertragshypothek für die nämliche Forderung überhaupt für 
unzuläſſig erklärt. § 1132 Abſ 1 Satz 1 beſtimmt aber lediglich, daß, wenn für die Forderung 
eine Hypothek an mehreren Grundſtücken beſteht, jedes Grundftüd für die ganze Forderung 
haftet. Aus dieſer für die vertragsmäßig beſtellte Hypothek des BGB gegebenen Beſtimmung 
kann nicht gefolgert werden, daß dem durch Vertragshypothek an dem einen Grundſtück des 
Schuldners geſicherten Gläubiger, der wegen der Forderung nachträglich einen vollſtreckbaren 
Schuldtitel erlangt, wegen Beſtehens der Vertragshypothek die nach der 3050 ſonſi zuläͤſſige 
Zwangsvollſtreckung in ein anderes Grundſtück des Schuldners im Wege der Eintragung einer 
Zwangshypothek zu verſagen iſt. Allerdings wird durch die Erlangung des Schuldtitels DIE 
rechtliche Natur der Forderung nicht geändert (MG 78, 408). Aber der Schuldtitel gewährt 
dem Gläubiger das Recht, ſich zwangsweiſe ein weiteres Sicherungsmittel für die Forderung 
zu beſchaffen. Der Auffaſſung der Vertragshypothek und der Zwangshypothek als Einzel 
hypotheken ſteht auch nicht entgegen, daß der Kreis der dinglichen Rechte im BOB ein ge 
ſchloſſener iſt. Die Zwangshypothek gilt zwar nach ihrer erfolgten Eintragung gemäß den 
Beſtimmungen der $$ 866, 867 ZPO auch als eine Sicherungshypothek im Sinne des BG; 
jedoch beſtehen für fie nach $ 868 ZPO Sonderbeſtimmungen (N 78, 407), und überhaupt 
iſt fie, wenn auch die Vorſchriften des BGB über die vertragsmäßige Sicherungshypothel 
für ſie gelten, doch ein von dieſer verſchiedenes Rechtsgebilde, da ſie durch einen Zwang? 
vollſtreckungsakt auf Grund vollſtreckbaren Schuldtitels zur Entſtehung gelangt ift, fie nicht 
auf Einigung der Beteiligten beruht. Vor allem aber beſtimmt ſich die uläſſigkeit der Ein 
tragung einer Zwangshypothek als einer Zwangsvollſtreckungsmaßregel lediglich nach der 
ZERO. Dieſe enthält keine Beſtimmung, aus der die Unzuläſſigkeit der Eintragung einer 
Zwangshypothek bei ſchon vorhandener Vertragshypothek für die nämliche Forderung zu ent. 
nehmen wäre RG 98, 107 ff.). Es iſt auch aus 8867 Abſ2 3 PO, wonach, wenn mehrere Grund. 
ſtücke des Schuldners mit der Zwangshypothek belaſtet werden ſollen, der Gläubiger den Betrag 
der Forderung auf die einzelnen Grundſtücke zu verteilen hat, nicht etwa zu folgern, daß der 
Gläubiger auf einen Teil der auf dem einen Grundſt ück eingetragenen Vermagshypothet ver; 
zichten müßte, um für den anderen Teil der Forderung eine Zwangshypothek auf ein andere 

Grundſtück eintragen laſſen zu können. Hätte es gelten ſollen, daß der Gläubiger auf ein 
Vertragsrecht in dieſer Weiſe verzichten müßte, um fein Vollſtreckungsrecht, und zwar 

nur in beſchränktem Umfange, ausüben zu können, fo hätte hierüber ausdrücklich Be immung 
getroffen werden müſſen, wie ähnliches im 5 1131 Entw I des Bo, der nicht Geſetz ge 
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worden iſt, vorgeſehen war (RG 98, 108, wo ausgeſprochen iſt, daß allerdings, wenn eine 
Zwangshypothek für die ganze Forderung bereits eingetragen ſei und dann für die näm⸗ 
liche Forderung eine Zwangshypothek noch auf ein anderes Grundſtück eingetragen werden 
ſolle, in entſprechender Anwendung des 8 867 Abſ 2 ZPO der Gläubiger in Höhe des hier 
einzutragenden Vetrags auf jene bereits beſtehende Zwangshypothek Verzicht leiſten müſſe, 
daß aber mangels einer Geſetzesvorſchrift nicht gleiches auch zu gelten habe bei Eintragung 
einer Zwangshypothek nach erfolgter Eintragung einer Vertragshypothek für die näm⸗ 
liche Forderung). Zu bemerken iſt auch, daß für die durch Vertragshypothek geſicherte 
Forderung in Vollziehung eines Arreſtes eine Arreſthöchſtbetragshypothek gemäß § 982 Abſ 1 
BBO zur Eintragung gebracht werden kann. Nach der Natur dieſer Hypothek ſcheint es aber 
noch unannehmbarer, daß die vorbezeichnete Verteilung ſtattfinden müßte, wiewohl § 867 
Abſ 2 nach § 932 Abſ 2 30 auch auf die Arreſthöchſtbetragshypothek anzuwenden iſt, und, 
wenn der Gläubiger demnächſt für die Forderung einen vollſtreckbaren Schuldtitel erlangt, kann 
er die Arreſthypothek in eine Zwangshypothek umwandeln laſſen (KJ 40, 314). Übrigens 
wird bei der Eintragung der Zwangshypothek $ 49 Abſ 1 GBO dahin entſprechend anzu- 
wenden fein, daß bei der Vertragshypothek vermerkt wird, es ſei für die durch die Hypothek 
geſicherte Forderung auch noch eine Zwangshypothet auf einem anderen Grundſtück eingetragen. 
Dadurch wird größere Sicherheit dagegen geboten, daß der Glaubiger aus den beiden Hypo⸗ 
theten doppelte Befriedigung wegen ſeiner Forderung erlangt (RG 98, 111). — Aus der Ein- 
heitlichkeit des hypothetariſchen Rechtes folgt ferner, daß die Geſamthypothek nicht hinſichtlich der 
einzelnen Grundſtücke verſchredenen Gläubigern (j. oben) zuſtehen, mithin auch das Hypo⸗ 
thekenrecht an einem Grundſtück nicht für ſich allein auf einen anderen übertragen werden kann, 
fofern nicht etwa der Gläubiger auf das Hypothetenrecht an dem anderen Grundſtück gemäß 
§ 1175 Abf 1 Saß 2 verzichtet (Ich 3 S. 357, 360), ſowie daß die Hypothekenrechte au den 
einzelnen Grundstücken nicht verſchieden belaftet (ingbejondere durch Pfandbeſtellung, 
Pfändung, 8 1274, 8PO 88 804, 880) werden können (RG 63, 75; RIA 8, 136; KGJ 39 
A 248; OLG 12, 280). — Dagegen iſt Anderung des Ranges hinſichtlich der einzelnen 
Hypothekenrechte für ſich allein zuläſſig, da das Rangverhältnis dieſer zu anderen Rechten 
an den einzelnen Grundſtücken nicht das Weſen der Geſamthypothek berührt. — Daß 
ferner die Erhöhung oder die Ermäßigung des Kapitals oder der Nebenleiſtungen 
der einzelnen Hypothekeurechte für ſich allein zuläſſig iſt, folgt aus dem in A 2 Bemerkten. 
Daher bedarf es in dieſen Fällen nur der Zuſtimmung des Eigentümers des betreffenden 
Grundſtücks (88 880 Abſ 2 Sat 2, 877, 878), nicht aller Eigentünter (. A 1), abgeſehen von 
dem Erfordernis der Zuſtimmung der im Range nachſtehenden Berechtigten im Falle 
der Erhöhung nach $$ 877, 1119. — Wie oben erwähnt, gilt für Zwangs und Arreit- 
hypotheten nach 33 867 Ubj 2, 932 Abs 2 BED die Sondervorſchrift, daß, wenn fie auf 
mehrere Grundſtücke des Schuldners eingetragen werden ſollen, der Betrag der Forderung 
von dem Gläubiger auf die einzelnen Grundſtücke zu verteilen iſt. Hierdurch iſt die Eintragung 
einer Geſamthypothek für die ganze Forderung ausgeſchloſſen. Die Hypotheken für die ein- 
zelnen Teilbeträge ſind beſondere Einzelhypotheken (OLG 3, 201; 6, 382). Eine (verjehent- 
lich erfolgte) Eintragung als Geſamthypothek ift im ganzen inhaltlich unzuläſſig im Sinne 
des § 54 Abs 1 Satz 2 GBO; es entſteht dadurch auch nicht etwa nach 8 868 ZPO, der 
überhaupt nicht in Betracht kommt, eine Eigentümergrundſchuld (K GJ 40 A 310). Jedoch 
auf Grund eines vollſtreckbaren Schuldtitels gegen verſchiedene Eigentümer mehrerer Grund. 
ftüde als Geſamtſchuldner iſt die Eintragung einer Geſamtzwangshypothet wegen der ganzen 
Forderung zuläſſig, da $ 867 Abſ 2 3 die Verteilung nur bezüglich der mehreren Grund- 
ſtücke des einen Schuldners zugunſten dieſes vorſchreibt (RJA 2, 87; 2, 97; OLG 11, 329). 

4. Mehrere Grundſtücke müſſen belaſtet ſein. Über den Begriff des Grundſtücks und 
darüber, wann mehrere ſelbſtändige Grundſtücke vorliegen, vgl. § 873 A 4. Hervorzuheben 
ift hier, daß eine Geſamthypothek auch im Falle der Eintragung der belasteten Grundſtücke 
auf ein gemeinſchaftliches Grundbuchblatt beſtehen kann, fofern die Grundſtücke als ſelbſtandige 
gebucht find (vgl. 88 4, 86, 87 EBD). — Beſtellen mehrere Miteigentümer eine Hypothek 
am ganzen Grundſtück, ſo entſteht eine Geſamthypothek nicht, weil die Teilhaber durch ihre 
Verfügung über den gemeinſchaftlichen Gegenſtand im Sinne des $ 747 Satz 2 die Hppothet 
rechtlich als Einzelhypothek an dem einen Grundſtück geſtalten (vgl. RG J 1910, 4738; 
auch RA 11, 286; $ 1163 A 6). Auch eine entſprechende Anwendung der Vorſchriften über 
die Geſamthupothek (f. A 1) erſcheint ausgeſchloſſen, da auf dieſem Umwege die Hypothek 
entgegen dem maßgebenden Willen der Beteiligten in Wirklichkeit einer Geſamthypothek 
gleichgeſtellt werden würde (r., a. M. RIA 11, 286). Die Miteigentumsanteile haben hin. 
ſichtlich der Befriedigung der Hypothek aus dem Grundſtück keine, e eee und 
die Miteigentümer gelten hinſichtlich der Zahlung, des Verzichts uso. als ein Eigentümer. Nur 
kann, wie ſich aus $ 864 Ab} 23850 ergibt, auch in einen Miteigentumsanteil allein die Zwangs⸗ 
vollſtrectung wegen der ganzen Hypothekenforderung betrieben werden (dic Gruch 55, 674). 
Vgl. dagegen über den anders liegenden Fall der beſonderen Belaftung der einzelnen Anteile 
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A 1. — Über den Einfluß der Zuſchreibung oder der Vereinigung der belaſteten Grund⸗ 
ſtücke auf die Geſamthypothek vgl. $ 890 A 3, 6. — Wird für die Forderung, für die bereits 
eine Hypothek an einem Grundſtück beſteht, eine Hypothek noch an einem anderen 
Grundſtück beſtellt, jo daß nun eine Geſanithypothek entſteht, fo ift nach der Ordnungs⸗ 
vorſchrift des $ 49 Abf 1 GBO auf dem Blatte jedes Grundſtücks die Mitbelaſtung des anderen 
von Amts wegen zu vermerken. Hat das neu zu belaftende Grundſtück ein eigenes Grund⸗ 
buchblatt, ſo genügt es zur Entſtehung der Hypothek an dieſem Grundſtück nicht, wenn ledig⸗ 
lich bei der Hypothek an dem bisher allein belaſteten Grundſtück vermerkt wird, daß nunmehr 
auch das andere Grundſtück für die Hypothekenforderung hafte; ein ſolcher Mithafts- 
vermerk iſt für ſich allein nicht eine Eintragung der Hypothek auf das Grundbuchblatt über 
das andere Grundſtück im Sinne des 8 873 (RG Warn 1915 Nr 116). Im Falle der Zu⸗ 
ſammenſchreibung mehrerer ſelbſtändiger Grundſtücke auf einem gemeinſchaftlichen Grund⸗ 
buchblatte iſt, wenn in die Haftung für eine bereits gebuchte Hypothek ein ferneres Grundſtück 
des Beſtandsverzeichniſſes neu eintreten ſoll, zwar nicht für erforderlich zu erachten, daß die 
Hypothek auf dieſes Grundſtück nochmals ihrem vollen Inhalte nach unter einer neuen Nummer 
(in Preußen in der Hauptſpalte der Abteilung III) eingetragen wird; es würde dadurch viel⸗ 
mehr eine unnötige Anfüllung des Grundbuchs, die zu vermeiden iſt, herbeigeführt werden, 
da auf anderem, einfacherem Wege die neue Hypothekeintragung im Sinne des $ 873 deutlich 
erkennbar bewirkt werden kann. Dies kaun nämlich dadurch geſchehen, daß bei der gebuchten 
Hypothek einmal der Mithaftsvermerk (in Preußen in Spalte 7 „Veränderungen“) ein⸗ 
getragen und ferner in der die Bezeichnung des belaſteten Grundſtücks betreffenden Spalte 
(in Preußen Spalte 3) die laufende Nummer des neu belaſteten Grundſtücks beigefügt wird. 
Die Eintragung des Mithaftsvermerks allein genügt aber auch hier nicht (vgl. RG Warn 1915 
Nr 116). — Auf ein Grundſtück können nicht mehrere Hypotheken für dieſelbe Forde- 
rung eingetragen werden, da das aus der Hypothekbeſtellung gemäß § 1113 folgende Recht 
auf Befriedigung aus dem Grundſtück für die namliche Forderung nicht noch einmal gewährt 
werden kann (vgl. OL 6, 478; KGJ 58, 215). Dies gilt auch daun, wenn die neue Hypo⸗ 
thek beſſeren Rang als die frühere haben ſoll (a. M. OLG 12, 282). Es muß der Weg der 
Vorrangseinräumung beſchritten werden. Wird jedoch nur ein Teil einer Forderung durch 
Hypothekeintragung geſichert, jo kann nachträglich für den andern Teil, ſei es an dem näm⸗ 
lichen oder an einem andern Grundſtück, eine weitere Einzelhypothek eingetragen werden 
(KJ 53, 217; auch RG 113, 233). Zuläſſig iſt ferner, wenn eine Höchſtbetragshypothek einge- 
tragen iſt, die Eintragung einer weiteren Einzel-Höchſtbetragshypothek, an dem nämlichen oder 
an einem andern Grundſtück, für den Betrag des Kreiſes der geſicherten Forderungen, der ſich bei 
der Feſtſtellung des Schlußguthabeus etwa als durch die erſtere Hypothek nicht gedeckt ergeben 
würde; es iſt dann die zweite Hypothek eine Hypothek für eine bedingte Forderung im Sinne 
des $ 1113 Abſ 2 (KGJ 53, 217). Es kann aber auch, wenn eine Höchſibetragshypothel für 
tenen aus Kreditgewährung eingetragen iſt, im Falle der Erhöhung des Kredits eine 
weitere Einzel⸗Höchſtbetragshypothek, an dem nämlichen oder an einem andern Grundſtück, 
allein für die aus dem weiteren Kredit ſich ergebenden Forderungen beſtellt werden (KGJ 
53, 212). — Die mehreren Grundſtücke müſſen im Inlande belegen fein. Iſt ein Grund ⸗ 
ſtück im Auslande belegen, fo iſt die Hypothek an dem inländiſchen Grundſtück nur als Einzel⸗ 
hypothek anzuſehen (KJ 39 B 46; vgl. auch RG 55, 263). 

5. Die ganze Forderung, für die jedes Grundſtück haftet, kaun auch ein Teilbetrag einer 
Forderung fein, wenn für dieſen allein Geſamthypothek beſtellt iſt (. A 2). Unzuläſſig aber 
iſt die Beſtellung einer Geſamthypothek mit der Abrede, daß das eine Grundſtück nur für 
den aus dem anderen nicht beizutreibenden Betrag haften ſoll; denn der geſetzliche Inhalt 
dinglicher Rechte kann durch Parteiabrede nicht geändert werden (RIA 9, 187; vgl. jedoch 
RG 70, 248, wo die Eintragung einer Sicherungshypothek mit der Bedingung, daß eine 
auf einem anderen Grundſtück eingetragene Verkehrshypothek einen Ausfall erleide, für 
zuläſſig erklärt iſt). ET 

6. Das freie Wahlrecht hinſichtlich der Befriedigung aus den Grundſtſcken kann der 
Geſamthypothekengläubiger dadurch ausüben, daß er entweder ſelbſt die Zwangsvollſtreckung 
(in einzelne oder mehrere Grundſtücke wegen der ganzen Forderung oder eines Teiles davon) 
betreibt (§ 1145) oder daß er, wenn ein anderer betreibender Gläubiger ift, beſtimmt, ob und 
zu welchem Betrage feine Befriedigung aus dem einzelnen oder den mehreren zur Zwangs ⸗ 
verſteigerung geſtellten Grundſtücken erfolgen ſoll. Vgl. in dieſer Hinſicht 88 50 Abſ 2 Nr 2, 
Abſ 3, 63, 112, 122, 123 3G. Jedoch für den Fall der gemeinſamen Zwangsverſteigerung 
mehrerer belaſteter Grundſtücke (vgl. 88 2, 18 38G, dazu RG JW 01, 883) auf Betreiben 
eines nachſtehenden Gläubigers erfährt das Wahlrecht Einſchränkungen durch die Vor⸗ 
ſchriften des 8 64 3G. Durch das Beſtehen auch eines Pfandrechts an einer beweglichen 
Sache des Schuldners wegen der nämlichen Forderung wird aber das Wahlrecht des Gläubigers 
nicht eingeſchränkt (vgl. $ 1230; R 98, 74); die Pfandhaftung gibt dem Schuldner ledig ⸗ 
lich unter den Vorausſebungen des 8 777 3 ein Widerſpruchsrecht (beneficium exeussionis 


Hypothek 88 1182, 1133 545 


realis) gegen die Zwangsvollſtreckung in das übrige Vermögen (RG 98, 109). — Über Auf⸗ 
rechterhaltung der (zufolge Befriedigung aus einem Grundſtück ſonſt gemäß § 1181 Abſ 2 
auch an dem anderen Grundſtück erlöſchenden) Hypothek für den Erſatzanſpruch des Eigen- 
tümers, aus deſſen Grundſtück die Befriedigung erfolgt iſt, vgl. §S 1182, und über das Ab- 
löſungsrecht des nachſtehenden Hypothekengläubigers, wenn der Geſamthypothekengläubiger 
nur aus dem betreffenden einen Grundſtück Befriedigung ſucht, vgl. 88 1150, 268. 

7. Infolge der Verteilung des Forderungsbetrags auf die einzelnen Grundſtücke erliſcht 
die Hypothek an dieſen in Höhe der darauf nicht zugeteilten Beträge und zerfällt die Geſamt⸗ 
hypothek in Einzelhypotheken für die Teilbeträge (vgl. RG 113, 233). Das Erlöſchen der Mitbe 
laſtung iſt gemäß 8 49 Abſ 2 GBO von Amts wegen zu vermerken. Handelt es ſich um eine 
Briefhypothek, fo iſt gemäß 88 64, 68, 69 GBO für jedes Grundſtück ein neuer Brief zu er⸗ 
teilen (Seuffl 60 Nr 56). — Die Verteilung wird beſonders in Fällen der Teilabtretung zweck⸗ 
mäßig erſcheinen können. Verlangen kann ſie im Falle der Eigentümer⸗Geſamthypothek jeder 
Eigentümer ber belafteten Grundſtücke nach Maßgabe des & 1172 Abſ 2. — Nach $ 28 Aufm®. 
v. 16. 7. 25 hat die Aufwertungsſtelle, wenn vor der Wiedereintragung einer gelöſchten, 
aber nach 8 14 oder § 15 aufgewerteten Hypothek eine nach § 20 (bei gutgläubigem Er- 
werb) im Range vorgehende Geſamthypothek eingetragen worden iſt, auf den bis zum 
1. 1. 26 zu ſtellenden Antrag des Gläubigers den bei angemeſſener Verteilung auf die 
mitverhafteten Grundſtücke entfallenden Betrag zu beſtimmen; in Höhe dieſes Betrags 
iſt der Aufwertungshypothek der Vorrang einzuräumen. Vgl. auch den an dieſe Vor⸗ 
ſchrift ſich anlehnenden $ 13 AufwNov. v. 9. 7. 27. 

8. Aus der entſprechenden Anwendung der SS 875, 876, 878 folgt: Die Verteilung iſt 
vom Gläubiger gegenüber dem Grundbuchamt oder den Eigentümern der belaſteten Grund- 
ſtücke zu erklären (ſ. $ 875 A 7) und bedarf der Eintragung auf die in Betracht kommenden 
Grundbuchblätter ($ 875 Abſ 1). Vor der Verteilungseintragung iſt der Gläubiger an feine 
Erklärung nur gebunden, wenn er fie in der Form des § 875 Abl 2 abgegeben hat (.. $ 875 
A 9; KG 37 A 307). Durch eine nach der Bindung und dem Eintragungsantrage ein. 
tretende Verfügungsbeſchränkung des Gläubigers wird die Erklärung nicht unwirkſam (§ 878, 
ſ. dort A 3). Iſt die Geſamthypothek mit dem Rechte eines Dritten belaſtet, fo iſt deſſen 
Zuſtimmung zu der Verteilung erforderlich ($ 876, f. dort A 3). — Die Zuſtimmung der 
Eigentümer iſt nicht notwendig; Anwendung des für die Aufhebung der Hypothek geltenden 
8 1183 iſt für die Verteilung nicht vorgeſchrieben. Streitig iſt, ob dennoch (formellrechtlich) 
zur Vornahme der Eintragung nach § 27 Abſe1 GB die Beibringung der Zuſtimmung 
vom Grundbuchamt zu erfordern iſt. Dies iſt zu verneinen, weil die Eintragung der Verteilung 
nicht eine Löſchung im Sinne dieſer Geſetzesvorſchrift iſt (RG 70, 91; KGJ 37 A 307; 
47, 209; a. M. RIA 2, 240). 

§ 1133 


Iſt infolge einer Verſchlechterung des Grundſtücks!) die Sicherheit der 
Hypothek gefährdet?), jo kann der Gläubiger dem Eigentümer eine ange⸗ 
meſſene Friſt zur Beſeitigung der Gefährdung beſtimmen !). Nach dem Ab⸗ 
laufe der Friſt iſt der Gläubiger berechtigt, ſofort Befriedigung aus dem 
Grundſtücke zu ſuchen“), wenn nicht die Gefährdung durch Verbeſſerung des 
Grundſtücks oder durch anderweitige Hypothekenbeſtellung“) beſeitigt worden 
iſte). Iſt die Forderung unverzinslich und noch nicht fällig, ſo gebührt dem 
Gläubiger nur die Summe, welche mit Hinzurechnung der geſetzlichen Zinſen 
für die Zeit von der Zahlung bis zur Fälligkeit dem Betrage der Forderung 
gleichkommt. 

E I 1078 II 1041; M 3 670 fl.; P 8 669 f. 

1. V 8 t wird im $ 1183 eine bereits eingetretene Verſchlechterung des 
Grundſtücs. In alle erſt drohender Verſchlechterung önnen nur Maßregeln nach 8 1184 
in Frage kommen (R 52, 296). — Unter Verſchlechterung ift zu verſtehen eine den allgemeinen 
Verkehrswert mindernde, ſei es infolge beſtimmter Ereigniſſe oder 1 (3. B. infolge 
Unteriaffung von Vorkehrungen gegen Beſchadigungen des Grunbftüds, Tc 82, 387) nach 
Eintragung der Hypothek eintretende Veränderung des Be des Grund und Bodens 
oder ſeiner Beſtandteile. Z. B. Abbruch oder Verfallenlaſſen von Gebäuden, auch deren 
Wertminderung infolge Alters (tr.). Dagegen iſt Unterlaſſung der Verſicherung, insbeſondere 
von Gebäuden gegen Feuersgefahr, nicht eine „bereits eingetretene Verſchlechterung im 
Sinne des § 1138; nur die „Beſorgnis“ der Verſchlechterung gemäß § 1134 kann ſich daraus 
ergeben (RG 52, 205; a. M. OLG 4, 485; auch [Herabfegung der Verſicherungsſumme bei 
Verſicherung eines an Stelle eines alten abgebrochenen Gebäudes errichteten neuen Gebäudes! 
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OLG 34, 212; vgl. RG 37, 358). Durch $ 1135 iſt der Verſchlechterung des Grundſtücks 
auch noch die Verſchlechterung und die unwirtſchaftliche Entfernung von Zubehörſtücken gleich⸗ 
geſtellt. Daraus folgt, daß Verſchlechterung oder Beſeitigung anderer für die Hypothek 
haftender Gegenſtände als Beſtandteile und Zubehörſtücke (vgl. 88 1123 ff.) nicht unter $ 1133 
fallen. — Daß der Eigentümer die Verſchlechterung verſchuldet oder doch verurſacht hat, iſt 
nicht erforderlich. Auch Verſchlechterungen durch einen Dritten (3. B. einen Pächter) oder 
durch Naturereigniſſe (3. B. Windbruch, Hochwaſſer) fallen unter $ 1133 (M 8, 671; Prot 
3, 570; OLG 34, 213). 

2. Eine die Sicherheit der Hypothek gefährdende Verſchlechterung liegt vor, wenn nach 
dem Range der betreffenden Hypothek und dem Verhältnis des Betrags des Kapitals und 
der Nebenleiſtungen zu dem Werte des Grundſtücks infolge der Verſchlechterung die Ge⸗ 
fahr beſteht, daß die Hypothek im Falle der Zwangsverſteigerung nicht mehr in dem Maße 
wie vor der Verſchlechterung aus dem Erlöſe befriedigt werden würde (vgl. RG IWW 97, 31945; 
Gruch 42, 1043; OLG 12, 285; 14, 112; 34, 213). Auf die Höhe des danach zu beſorgen⸗ 
den Ausfalls kommt es nicht an. Anderſeits aber iſt die Anwendbarkeit des 8 1133 für den 
Gläubiger einer ſolchen Hypothek ausgeſchloſſen, auf deren Sicherheit die Verſchlechterung 
ohne Einfluß iſt (M 3, 672). — Die Vorſchriften des § 1133 finden auch auf Grundſchulden 
und Rentenſchulden (88 1192, 1200, 1201 Abſ 2) ſowie gemäß Art 192 EG auf ältere 
Hypotheken Anwendung (RG 50, 72); ferner auf die auf preuß. Rentengütern haftenden 
Renten (RG Gruch 48, 355). 

3. Die dem Eigentümer (§ 1148) zur Beſeitigung der Gefährdung zu beſtimmende 
Friſt iſt vom Gläubiger nach dem Zeitaufwande zu bemeſſen, der für Maßnahmen zur 
Beſeitigung der Gefährdung nach Lage des Falles erforderlich iſt. Ihre Angemeſſenheit iſt ge⸗ 
gebenenfalls in dem Rechtsſtreit auf die Hypothekenklage nachzuprüfen (M 3, 673). Wird 
die Gefährdung innerhalb der Friſt beſeitigt, ſo gelangt der Gläubiger nicht zu dem Recht 
auf Befriedigung aus § 1133. — Die Friſtbeſtimmung iſt, damit der Gläubiger ſofortige 
Befriedigung aus dem Grundſtück verlangen kaun, dann nicht erforderlich, wenn der Grund⸗ 
ſtückseigentümer auf Aufforderung des Gläubigers die Beſeitigung der Gefährdung durch 
geeignete Maßnahmen eruſtlich ablehnt (OLG 34, 211). Dagegen erübrigt ſich die Friſt⸗ 
beſtimmung nicht dadurch, daß der Eigentümer nur die ſofortige Zahlung des Hypotheken⸗ 
betrags verweigert, da ſich eine ſolche Zahlungspflicht eben erſt ergibt, wenn er nicht inner⸗ 
halb einer geſetzten Friſt (ſ. A 6) die Gefährdung gemäß Satz 2 beſeitigt hat (OLG 34, 211). 

Das Recht, ſofort Befriedigung aus dem Grundſtücke zu ſuchen, wiewohl die Hypothek 
noch nicht fällig iſt, hat der Gläubiger wegen der ganzen Hypothek, nicht nur wegen des ge⸗ 
fährdeten Teiles. Vgl. jedoch in letzterer Hinſicht die Sonderbeſtimmung in § 17 Abſ 1 des 
Hyp Bank v. 13. 7. 99 für den Fall, daß eine Hypothekenbank Gläubigerin it. Der Gläu⸗ 
biger kann das Recht dadurch ausüben, daß er aus der Hypothek die dingliche Klage erhebt 
und dann die Zwangsverſteigerung oder die Zwangsverwaltung betreibt (8 1147). Bei der 
Rentenſchuld kann der Gläubiger gemäß 8 1201 Abſ 2 Satz 2 Zahlung der Ablöſungsſumme 
aus dem Grundſtück verlangen. — Wegen der perſönlichen Forderung ſteht dem Gläubiger 
ein Recht auf ſofortige Befriedigung gegen den perſönlichen Schuldner (insbeſondere den, 
der nicht Eigentümer ift) nicht zu (vgl. RG 39, 321). — Gegen einen Anſpruch des Eigen- 
tümers aus einem mit Hypothekbeſtellung im Zuſammenhange ſtehenden Vertrage kann der 
Gläubiger, wenn die Hypothek gefährdet ift, auch ein Zurückbehaltungsrecht nach Maßgabe 
des § 821 geltend machen (vgl. RG 53, 244). — Wird durch unwirtſchaftliche Veräußerung 
von Beſtandteilen (oder Zubehör, ſ. 8 1135), fog. kaltes Abbrennen, der Ausfall einer 
Hypothek in der Zwangsverſteigerung verurſacht, ſo kann für den Gläubiger ein Anſpruch 
auf Schadenserſatz gegen den Eigentümer und die Erwerber gemäß 88 823, 830 gegeben 
fein (RG 42, 170; 44, 189; 69, 91; JW 07, 33220, 09, 41618; Warn 1910 Nr 281; 20. 4. 07 
V 333/06). Gleiches gilt auch bezüglich ſonſtiger Verſchlechterung des Grundſtücks, wenn ſie 
von dem Eigentümer ſchuldhaft verurſacht ift (OLG 32, 389). Auch der Verwalter im Konkurſe 
über das Vermögen des Eigentümers haftet nach $ 82 KO dem Glaͤubiger für den durch ſchuld 
hafte Verſchlechterung während ſeiner Verwaltung des zur Konkursmaſſe gehörenden Grund⸗ 
ſtücks zufolge Ausfalls an der Hypothek entſtandenen Schaden (OLG 29, 389). 

5. Daß die Beſeitigung der Gefährdung durch Wiederherſtellung des früheren Zuſtandes 
erfolgt, iſt nicht erforderlich. Das Geſetz verlangt nur eine Beſeitigung der Gefährdung durch 
Verbeſſerung des verſchlechterten Grundſtücks oder durch anderweitige Hypothekbeſtellung. 
Die erſtere kann auch durch Herſtellung eines anderen Zuſtandes als des vor der Verſchlech 
terung vorhanden geweſenen geſchehen, wenn dadurch nur das Grundſtück eine ſolche Ver. 
beſſerung erfährt, daß die Hypothek nicht mehr gefährdet iſt (z. B. Errichtung eines neuen 
Gebäudes an Stelle eines abgebrochenen; OLG 34, 212). Der anderweitigen Hypothek⸗ 
beſtellung, d. i. Hypothekbeſtellung auf einem anderen als dem verſchlechterten Grundſtück 
(M 3, 673), fteht nicht gleich Sicherheitsleiſtung durch Verpfändung beweglicher Sachen oder 
Forderungen (M 3, 673). 
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6. Da dem Gläubiger ſchon nach Ablauf der Friſt das Befriedigungsrecht zuſtehen ſoll, 
wenn nicht die Gefährdung beſeitigt „worden iſt“ (nicht „wird“), jo kann nur eine Be⸗ 
ſeitigung der Gefährdung bis zum Ablaufe der Friſt, nicht auch eine ſpätere, die Eutſtehung 
des Befriedigungsrechts abwenden (ſtr.; vgl. OLG 34, 211). 

7. Der Abzug des Zwiſchenzinſes von einer un verzinslichen Forderung iſt deshalb vor⸗ 
geſchrieben, weil durch die Gefährdung der Hypothek die Forderung noch nicht fällig wird 
und daher der Gläubiger durch die vorzeitige Zahlung des vollen Betrags einen ungerecht⸗ 
fertigten Vorteil erlangen würde (M 3, 673). Die zu zahlende Summe berechnet ſich, wenn 
3. B. zwiſchen der Zahlung und der Fälligkeit 30 Tage liegen, bei einer Forderung von 1000 
und dem geſetzlichen Zinsfuß von 4% gemäß der Hoffmannſchen Berechnungsart nach folgen⸗ 

5 xX 4 30 
der Gleichung: x = 1000 100 - 805 
Ss 1154 


Wirkt der Eigentümer oder ein Dritter!) auf das Grundſtücke) in ſolcher 
Weiſe ein, daß eine die Sicherheit der Hypothek gefährdende Verſchlechte⸗ 
rung des Grundſtücks zu beſorgen ift?), jo kann der Gläubiger auf Unter⸗ 
laſſung klagen“). 

Geht die Einwirkung von dem Eigentümers) aus, jo hat das Gericht auf 
Antrag des Gläubigers die zur Abwendung der Gefährdung erforderlichen 
Maßregeln anzuordnen‘). Das gleiche gilt, wenn die Verſchlechterung des 
halb zu beſorgen iſt, weil der Eigentümer die erforderlichen Vorkehrungen 
gegen Einwirkungen Dritter oder gegen andere Beſchädigungen unterläßt“). 

E I 1072 II 1042; Mm 3 669 f.; P 3 568 f. 


1. Eine Einwirkung durch den Eigentümer oder einen Dritten ſetzt § 1134 voraus, anders 
wie § 1133, zu deſſen Anwendung auch Verſchlechterungen infolge von Naturereigniſſen ge⸗ 
nügen (. S 1133 A 1). Ein ſchuldhaftes Handeln iſt aber auch hier nicht erforderlich (OLG 5, 
321). Vielmehr kann eine auf die Tätigkeit des Eigentümers oder eines Dritten (3. B. eines 
Pächters, Mieters, Nießbrauchers) zurückzuführende Verſchlechterung des Grundſtücksbeſtandes 
auch dann die Unterlaſſungsklage rechtfertigen, wenn beabſichtigt wird und die Möglichkeit 
beſteht, den früheren Zuſtand wieder herzuſtellen (OLG 5, 321; ſ. aber 21, 99). 

2. Als Einwirkungen auf das Grundſtück find nicht bloß ſolche Maßnahmen anzuſehen, 
die den Grund und Boden oder deſſen Beſtandteile betreffen (wie z. B. Austorfen, Abbruch 
eines Gebäudes, Abholzen eines Waldes), ſondern auch Verſchlechterungen oder Verringerungen 
des ſonſt zum Grundſtück gehörigen, der Hypothekhaftung unterliegenden Beſtandes (wie 
z. B. des Zubehörs eines Gutes; OLG 34, 213; nicht aber bezüglich der Mietzinſen, da 
lie nicht Grundſtücksteil find; OLG 18, 171). 

3. Eine die Sicherheit der Hypothek geſährdende Verſchlechterung (. $ 1133 A 1, 2) 
braucht noch nicht, wie im Falle des $ 1133 (. dort A 1), eingetreten zu fein. Es genügt die 
Beſorgnis der Verſchlechterung (OLG 10, 123; Seuffl 59 Nr 262), wie z. B. wenn der 
Eigentümer: mit dem Abholzen eines Waldes beginnt, einem anderen einen Wald zum Ab⸗ 
holzen überläßt (val. RG Warn 1910 Nr 281), Zubehör eines Gutes verkauft, ohne Erſatzſtücke 
anzuſchaffen (M 3, 670; $ 1135; R Warn 1915 Nr 118; OLG 29, 359; 34, 213; 36, 178; 
SeuffA 59 Nr 262), ohne einen erſichtlichen wirtſchaftlichen Zweck ein Gebäude abzubrechen 
anfängt (vgl. aber OLG 41, 177: Abbruch eines derart baufälligen Gebäudes, daß die Maß. 
regel aus Gründen der Sicherheit notwendig iſt, ſtellt ſich als Verſchlechterung nicht dar, auch 
wenn der Eigentümer über das Abbruchsmaterial anders als zur Wiederverwendung für das 
Gruundſtück verfügt), notwendige Einrichtungen eines Hauſes mit der Abſicht der Wegſchaffung 

erausnimmt. Die Entblößung eines landwirtſchaftlichen Grundſtücks von den zur Fortführung 
der Wirtſchaft notwendigen Erzeugniſſen wird auch nicht dadurch zu einer berechtigten Maß 
nahme, daß gegen die Regeln ordnungsmäßiger Wirtſchaft das gelamte Vieh veräußert und 
fortgeſchafft worden iſt (OLG 34, 213). — Iſt eine gefährdende Verſchlechterung bereits ein ⸗ 
getreten, ſind aber noch weitere Verſchlechterungen zu beſorgen, ſo ſtehen dem Glaubiger 
ſowohl die Rechte aus $ 1133 (OLG 12, 133) als auch die aus 8 1134 zu (Prot 3, 569). — 
Iſt die Sicherheit der Hypothek durch ſchuldhafte Verſchlechterung ſeitens des Eigentümers 
oder eines Dritten gefährdet worden (vgl. $ 1185 A 1), fo kann für den Gläubiger, wenn er 
in der Zwangsverſteigerung einen Ausfall erleidet, ein Schadenserſabanſpruch aus § 823 
gegen den Einwirkenden gegeben fein (R 42, 170; 44, 186; 69, 91; 78, 335; JW 07, 33210, 
10, 16254; Warn 1910 Nr 281, 408; 1915 Nr 118; 1917 Nr 17; Gruch 58, 1009; 55 S. 124, 
664; SeuffA 65, 99; 66, 322; 75 Nr 133; OLG 29, 858), wobei § 1134 als ein Schutzgeſetz 
im Sinne des $ 823 Abſ 2 zu gelten hätte (MG 73, 333; IW 09, 416°, OLG 26, 151; 

Bi 
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SeuffA 75 Nr 133). Hätte der Dritte weſentliche Beſtandteile weggeſchafft, ſo könnte er 
ſich zur Abwendung des Schadenserſatzanſpruchs auch nicht auf einen Eigentumsvorbehalt 
berufen, da die Gegenſtände trotz des Eigentumsvorbehalts nach §8 93, 946 Eigentum des 
Grundſtückseigentümers wären und daher der Haftung für die Hypothek unterliegen würden 
(R6 73, 335); es ſei denn, daß er ſich über feine Befugnis zur Wegnahme etwa in einem 
entſchuldbaren Rechtsirrtum befunden hätte (RG 73, 336; OLG 26, 151; 20, 859; Seuffl 
75 Nr 133). Zum Nachweiſe eines erlittenen Schadens muß der ausgefallene Hypotheken- 
gläubiger in den vorbezeichneten Fällen dartun, daß, wenn die Verſchlechterung nicht erfolgt 
wäre (z. B. Zubehörſtücke nicht vom Grundſtück fortgeſchafft geweſen wären, ſondern ſich zur 
Zeit des Zuſchlags noch auf dem Grundſtück befunden hätten), ein höheres Meiſtgebot erzielt 
worden wäre und demzufolge er eine Deckung auf ſeine ausgefallene Hypothek erhalten hätte 
(vgl. RG 73, 388; OLG 26 S. 150, 152). Iſt der ausgefallene Hypothekengläubiger ſelbſt 
Erſteher des Grundſtücks, ſo muß er ſich hierbei den etwaigen Mehrwert, den das Grund- 
ſtück über fein Meiſtgebot hinaus hat, auf feinen Ausfall anrechnen laſſen (RG 73, 340; 
OLG 29, 359). 

4. Die Klage auf Unterlaſſung künftiger gefährdender Einwirkungen ift gegen den Ein⸗ 
wirkenden (Eigentümer, Dritten, gegebenenfalls beide) zu richten (vgl. RG 44, 188). Das Ge. 
richt des belegenen Grundſtücks iſt ausſchließlich zuſtändig (8 24 3PO). Die Vollſtreckung 
erfolgt nach $ 890 ZPO. — Ob die Hypothelenforderung fällig iſt oder nicht, iſt für die Be⸗ 
gründung der Klage gleichgültig. Auch iſt Beſchlagnahme des Grundſtücks für den Hypo⸗ 
thekengläubiger nicht Voraussetzung der Klage (RG Warn 1910 Nr 403). 

5. Abſ 2 ſetzt Einwirkung (. A 18) durch den Eigentümer voraus. Einwirkung durch 
einen Dritten gibt nur die Unterlaſſungsklage aus Abs 1, ſofern nicht ein Fall nach Abſ 2 
Satz 2 vorliegt. 

6. Die zur Abwendung der Gefährdung erforderlichen Maßregeln find vom Prozeß⸗ 
gericht entweder auf Klage des Gläubigers durch Urteil oder durch einſtweilige Verfügung 
(58 935 ff. ZPO) anzuordnen (RG JW 1912, 237%; Seuffa 56 Nr 127; OLG 86, 178). 
Sie können z. B. in einem Verbot der Veräußerung oder der Wegſchaffung (. A 8) beſtehen 
(OSG 29, 359; 36, 178). Auch eine Sequeſtration (d. i. eine Verwahrung und Verwaltung 
durch einen Vertrauensmann, Nn 9, 133) kann gemäß $ 938 Abſ 2 3 angeordnet werden 
(SeuffA 56 Nr 127). Ferner iſt, da die Art der erforderlichen Maßregel dem freien Ermeſſen 
des Gerichts unterliegt (vgl. 8 938 Abſ 1 ZPO), für zuläſſig zu erachten die Anordnung der 
Zwangsverwaltung mit der Beſtimmung, daß die Vorſchriften des ZUG über die Zwangs⸗ 
verwaltung (88 146 ff.) entſprechend anzuwenden ſeien (RA 9, 130; OLG 23, 236; auch 
RG 52, 140; JW 1912, 2375; Gruch 48, 852). — Vgl. auch § 25 3G für den Fall der Ein 
wirkungen durch den Schuldner während des Zwangsverſteigerungsverfahrens. 

7. Als eine die Beſorgnis gefährdender Verſchlechterung rechtfertigende Unterlaſſung 
von Vorkehrungen gegen Beſchädigungen kann z. B. angeſehen werden: Vernachläſſigung 
der Inſtandhaltung des Grundſtücks, namentlich ungenügende Feldbeſtellung (M 8, 670); 
Nichterneuerung von Verſicherungsverträgen zur Abwendung des durch Feuersgefahr dro- 
henden Schadens (RG 52, 295; DLG 8, 6). Daß die Beſchädigung oder die Unterlaſſung 
von Vorkehrungen auf Verſchulden des Eigentümers beruht, iſt nicht erforderlich. Auch Be⸗ 
ſchädigungen durch Naturereigniſſe können genügen. 


8 1135 


Einer Verſchlechterung des Grundſtücks im Sinne der 88 1133, 1134 ſteht 
es gleich!), wenn Zubehörſtücke, auf die ſich die Hypothek erſtreckt'), ver⸗ 
ſchlechtert oder den Regeln einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft zuwider von 
dem Grundſtück entfernt werden“). 

E 1 1074 II 1043; M 3 674 P 3 570. 


1. Aus dieſer Gleichſtellung mit einer Verſchlechterung des Grundſtücks folgt: Wenn 
Zubehörſtücke bereits verſchlechtert oder unwirtſchaftlich entfernt worden ſind, kaun der 
Gläubiger unter den Vorausſetzungen des § 1133 (Ablauf der zu ſetzenden Friſt zur Ver, 
beſſerung oder zur Zurückſchaffung) ſofort Befriedigung aus dem Grundſtück ſuchen. Droht 
erſt die Verſchlechterung oder die Entfernung ſeitens des Eigentümers oder eines Dritten, 
fo ſteht dem Gläubiger die Unterlaſſungsklage zu ($ 1134 Abſ 1); wenn der Eigentümer der 
Einwirkende iſt, ſind auf Antrag des Gläubigers die zur Abwendung der Gefährdung erfor⸗ 
derlichen Maßregeln anzuordnen (8 1134 Abſ 2). — Zur Ausübung dieſer Rechte iſt aber, 
wie aus der Bezugnahme auf die 88 1188, 1134 ſich ergibt, erforderlich, daß durch die bereits 
eingetretene bzw. zu beſorgende Verſchlechterung oder unwirtſchaftliche Entfernung die Sichere 
heit der Hypothek gefährdet wird (RG 50, 72; OLG 86, 178). Dagegen bedarf es einer 
zuvorigen Beſchlagnahme der Zubehörſtücke nicht. — Hat der Eigentümer oder ein Dritter 
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§ 1134 A 3). Haben Dritte dem Eigentümer bei der Wegſchaffung, wiſſend, daß dadurch der 
Wert des Grundſtücks gemindert und die Sicherheit der Hypothek gefährdet werde, Beihilfe 
geleiſtet, ſo haften ſie, auch wenn ſich die Beteiligung eines jeden in verſchiedenen Einzel⸗ 


rechtigt geweſen wäre, doch dem Hypothekengläubiger gegenüber die Wegſchaffung wider⸗ 
rechtlich wäre (MG 44, 180: 78, 335; Gruch 55, 667; Warn 1915 Nr 118). Über den Schutz 
des Gläubigers gegen Pfändung von Zubehör vgl. 8 1120 A 5. — Wer die Gewähr für die 
Sicherheit einer Hypothek übernommen hat, kann die Haftung für den Ausfall, den der Gläu⸗ 
biger bei der Zwangsverſteigerung erleidet, inſoweit ablehnen, als der Ausfall darauf zurück- 
zuführen iſt, daß der Gläubiger gegen Verwüſtungen, die ihm bekanntgegeben ſind, nicht 
Sicherungsmaßregeln (. $ 1134 A 6) getroffen hat (RG JW 1912, 287°). 

Zubehörſtücke, auf die ſich die Hypothek erſtreckt, ſind nur ſolche, die zur Zeit der 
Hypothekbeſtellung oder nachher in das Eigentum des Grundſtückseigentümers gelangt (vgl. 
$ 1120 A 5) und nicht nach 88 1121, 1122 von der Haftung frei geworden ſind. Getrennte 
Erzeugniſſe, die nicht Zubehörſtücke find, ſowie Miet. oder Pachtzinsforderungen ſtehen über. 
haupt nicht unter dem Schutze des 8 1185, mögen fie auch nach 88 1121ff. für die Hypothek 
805 In dieſer Hinſicht kann ſich der Gläubiger nur durch Beſchlagnahme ſchützen (M 3, 674; 

LG 18, 171). 

8. Nur unwirtſchaftliche Entfernung (vgl. RG Warn 1915 Nr 118; Seuffü 68, 66), 
nicht auch Veräußerung ber Zubehörſtücke wird vorausgeſetzt, während nach 88 1121, 1122 
Zubehörſtücke von der Haftung für die Hypothek nur dann frei werden, wenn ſie entfernt 
und veräußert worden find. — Vgl. auch $5 24, 25 BVG für den Fall der Entfernung durch 
den Schuldner während des Zwangsverſteigerungsverfahrens. — Nach 8 6 der (für die Dauer 
des Krieges und die Übergangsjahre erlaſſenen) Bet O über den Verkehr mit land wirtſchaft⸗ 
lichen Grundſtücken v. 15. 8. 18 kann die zuſtändige Behörde dem Eigentümer oder Beſitzer 
von lebendem oder totem Inventar eines landwirtſchaftlichen Grundſtücks die Veräußerung 
oder Entfernung des Inventars oder einzelner Stücke unterſagen, wenn hierdurch die ordnungs- 
mäßige ewirtſchaftung des Grundſtücks zum Schaden der Volksernährung gefährdet werden 
würde. 

§ 1136 


Eine Vereinbarung, durch die ſich der Eigentümer dem Gläubiger gegen⸗ 
über verpflichtet!), das Grundſtück nicht zu veräußern oder nicht weiter zu be⸗ 
lajten?), iſt nichtig). 

E 1 1077 II 1044; M 3 681 P 3 573. 


1. Nur auf eine Verpflichtung der fraglichen Art dem Hypothekengläubiger gegenüber 
findet 8 1136 Anwendung (RG Warn 08 Nr 381). Der Eigentümer kann ſich nach 8 137 
Satz 2 jedem Dritten gegenüber mit ſchuldrechtlicher Wirkung verpflichten, das Grundſtück 
nicht zu veräußern und nicht weiter zu belaſten. Nur eine dem Hypothekengläubiger gegen. 
über eingegangene Verpflichtung dieſes Inhalts iſt nichtig (KJ 39 A 160). Daher findet 
$ 1186 z. B. keine Anwendung, wenn; der Eigentümer die Verpflichtung eingeht gegenüber 
einem Pächter oder demjenigen, von dem er das Grundſtück käuflich erwirbt. ird in ſolchen 
fällen zugleich eine Hypothek für den anderen Teil beſtellt (z. B. eine Reſtkaufgeldhypothek 
ür den Verkäufer), jo kommt es darauf an, ob nach dem Vertrage die Abrede zu der Hypothek⸗ 
beftellung derart in Beziehung geſetzt worden, daß anzunehmen ift, fie wäre überhaupt nicht 
getroffen worden, wenn nicht der andere Teil zugleich Hypothekengläubiger werden ſollte (RG 
55, 80; JW 1912, 14528; auch KJ 39 4 150). Eine ſolche Beziehung iſt z. B. nicht anzunehmen, 
wenn gegenüber dem Veräußerer, unter gleichzeitiger Bereit? einer Reſtkaufgeldhypothek 
oder einer Hypothek für eine im Falle der Zuwiderhandlung vom Käufer zu zahlende Vertrags- 
ſtrafe, die Verpflichtung eingegangen wird, das Grundſtück nur an Perſonen deutſcher Natio 
nalität . in den polniſchen Landesteilen des preußiſchen Staates nicht an eine Perſon pol» 
niſcher Nationalität) zu veräußern (Rch 55, 78; 78, 17; Gruch 51, 807; Warn 1913 Nr 311; 
KJ 42, 280; vgl. auch für den umgekehrten Fall des Verbots des Weiterverkaufs an einen 
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anderen, als einen Nationalpolen RG 77, 419). Zu bemerken iſt aber, daß auch derartige, nicht 
unter § 1186 fallende Verpflichtungen nach 8 137 Satz 1, 2 nicht dingliche Wirkung haben, ſondern 
nur perſönliche zwiſchen den Vertragſchließenden und daher die Eintragung der Verpflichtungen 
als dem jedesmaligen Grundſtückseigentümer obliegenden Veräußerungsbeſchränkungen in das 
Grundbuch unzuläſſig ift (vgl. RG 73, 18; KGJ 21 A 133; 29 A 246). — Iſt die Verpflichtung 
gegenüber dem Gläubiger übernommen, ſo macht es hinſichtlich ihrer Nichtigkeit keinen 
Unterſchied, ob die Abrede ſchon zur Zeit der Hypothekbeſtellung oder erſt ſpäter getroffen 
worden iſt (RG Warn 08 Nr 381). — Über geſetzliche Beſchränkung der Belaſtbarkeit einer 
Heimſtätte nach §ö 17ff. RHeimſtättch v. 10. 5. 20 vgl. J 3, 447. 

2. Eine Verpflichtung, das Grundſtück nicht zu veräußern, im Sinne des § 1136 enthält 
auch die vom Eigentümer übernommene Verpflichtung, einem Hypothekengläubiger für den 
Fall des Verkaufs einen Gewinnanteil zu gewähren und das Grundſtück nicht ohne ſeine 
Genehmigung zu veräußern, ſofern die Gewinnbeteiligung Entgelt für die Gewährung eines 
Darlehns gegen Hypothekbeſtellung war (RG JW 1912, 14525). Eine Verpflichtung, das 
Grundſtück nicht weiter zu belaſten, liegt auch dann vor, wenn die weitere Belaſtung mit 
anderen dinglichen Rechten, als Hypotheken, Grundſchulden und Rentenſchulden (z. B. 
mit Reallaſten) verboten ſein ſoll. — Über unzuläſſige Vereinbarungen, durch die der Inhalt 
des Hypothekenrechts abweichend von dem geſetzlichen beſtimmt wird, vgl. § 1149. — Zu⸗ 
läſſig dagegen iſt, wie ſich aus 8 1179 ergibt, eine Vereinbarung, wonach der Eigentümer 
über die ihm anfallende Eigentümerhypothek nicht verfügen, ſondern fie löſchen laſſen ſoll. 
Ferner iſt zuläſſig die Feſtſetzung des Eintritts der Fälligkeit der Hypothek für den Fall der 
Veräußerung oder der weiteren Belaſtung des Grundſtücks, da es ſich dabei nur um Verein⸗ 
barung einer Rückzahlungsbedingung handelt. 

3. Nichtig iſt die Vereinbarung nicht nur gegenüber Dritten, was ſchon aus $ 137 Satz 1 
folgen würde, ſondern gerade auch in dem ſchuldrechtlichen Verhältniſſe zwiſchen Eigentümer 
und Gläubiger (Mot 3, 682; RG JW 1912, 14523). Letzterer kann alſo einer der Vereinbarung 
zuwider geſchehenen Veräußerung oder Belaſtung nicht entgegentreten, auch einen Schadens⸗ 
erſatzanſpruch deswegen nicht geltend machen. — Ob die Nichtigkeit der Vereinbarung 
auch andere gleichzeitig getroffene Vertragsabreden nichtig macht, beſtimmt ſich nach § 139 
(vgl. RG JW 1926, 19592). Erfolgt die Vereinbarung gleichzeitig mit der Hypothekbeſtellung, 
ſo wird auch dieſe regelmäßig nichtig ſein. Daher hat das Grundbuchamt die Eintragung der 
Hypothek abzulehnen. — Nichtig iſt nach § 134 auch die Einigung über die Beſtellung einer 
ſolchen Hypothek, die als eine dem $ 1 des auf Grund des Art 107 EG erlaſſenen preuß. Gef., 
betr. die Zulaſſung einer Verſchuldungsgrenze für land- und forſtwirtſchaftlich genutzte 
Grundſtücke, v. 20. 8. 06 widerſprechende Belaſtung ſich darſtellt (& GJ 46, 220). Ergibt ſich 
für den Grundbuchrichter aus den vorhandenen Eintragungen (wobei nicht nur hypothe⸗ 
kariſche Rechte, ſondern auch andere eingetragene Rechte in Betracht zu ziehen ſind), daß 
durch die zu bewirkende neue Belaſtung die Verſchuldungsgrenze überſchritten wird, ſo darf 
er die Eintragung der Hypothek nicht vornehmen (KGJ 46, 220). 


§ 1137 

Der Eigentümer kann gegen die Hypothek!) die dem perſönlichen Schuld⸗ 
ner gegen die Forderung?) ſowie die nach § 770 einem Bürgen zuſtehenden 
Einreden?) geltend machen. Stirbt der perſönliche Schuldner, jo kann ſich 
der Eigentümer nicht darauf berufen, daß der Erbe für die Schuld nur be⸗ 
ſchränkt haftet“). 

Iſt der Eigentümer nicht der perſönliche Schuldner, ſo verliert er eine Ein⸗ 
rede nicht dadurch, daß dieſer auf ſie verzichtete). 

E I 1084 II 1045; M 3 696 ff.; P 3 580 ff. 


1. 8 1137 gewährt gewiſſe Einreden dem Eigentümer gegen die Hypothek, d. i. gegenüber 
der dinglichen Klage aus der Hypothek (RG 81, 85). Auf die perſönliche Klage bezieht ſich 
8 1137 ebenſowenig wie auf die dingliche Klage gegen einen anderen als den Eigentümer (z. B. 
gegen einen das Hypothekenrecht beeinträchtigenden Dritten). Inwieweit Einreden insbeſondere 
gegenüber der erſteren Klage zuſtehen können, beſtimmt ſich nach den Vorſchriften des Rechts⸗ 
gebiets, dem die geſicherte Forderung angehört, wie des Rechtes der Schuldverhältniſſe, des 
Familienrechts, des Erbrechts, und nach den Vorſchriften des allgemeinen Teiles. — Ferner be- 
treffen die Einreden des § 1137 nur die der Hypothek zugrunde liegende Forderung. Weitere 
Einreden und Einwendungen (über den Unterſchied vgl. $886 A 2) können für den Eigentümer 
gegenüber der dinglichen Klage namentlich auf Grund ſeines perſönlichen Rechtsverhältniſſes 
zum Glaubiger, hinſichtlich des Beſtehens des dinglichen Hypothekenrechts, bezüglich des Glau: 
bigerrechts des Klägers gegeben ſein. Aus dem beſonderen perſönlichen Rechtsverhältnis 
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(nicht zu verwechſeln mit dem perſönlichen Schuldverhältnis) können Einreden z. B. dem von 
dem perſönlichen Schuldner verſchiedenen Eigentümer dahin zuſtehen, daß nach einer mit 
dem (dinglich klagenden) Gläubiger getroffenen Vereinbarung die Hypothek gegen ihn erſt 
nach Ablauf einer beſtimmten Friſt oder nach Eintritt eines Ereigniſſes oder nicht eher, bis die 
Zwangsvollſtreckung wegen der Hypothekenforderung gegen den perſönlichen Schuldner 
fruchtlos ausgefallen ſei, geltend gemacht werden dürfe oder der Gläubiger unter gewiſſen 
Bedingungen auf die Hypothek verzichten ſollte. Derartige Einreden konnen vom Eigentümer 
nach 8 1157 auch gegenüber einem Rechtsnachfolger des betreffenden Gläubigers geltend ge- 
macht werden, ſoweit nicht der Erwerber durch den öffentlichen Glauben des Grundbuchs 
geſchützt iſt. Dagegen kann ſich der Eigentümer nicht auf Einreden berufen, die ſeinem Beſiß⸗ 
vorgänger zuſtanden, da es ſich um Rechte aus einem perſönlichen Rechtsverhältnis handelt, 
die auf den Grundſtückserwerber nicht übergehen; es ſei denn, daß er Geſamtnachfolger iſt 
oder ſich auf eine Abtretung ſtützen kann (M 3, 700; vgl. § 1157 A 1). — Einwendungen 
ſodann, die ſich gegen das Beſtehen des dinglichen Hypothekenrechts richten, 
ſind z. B. ſolche, mit denen geltend gemacht wird: die Hypothek ſei im Grundbuche nicht oder 
nicht richtig oder nicht vollſtändig (vgl. $ 1115) eingetragen; die Einigung über die Hypothel⸗ 
beſtellung ſei nichtig (3. B. wegen Geſchäftsunfähigkeit oder Verfügungsbeſchränkung des 
Beſtellenden, wegen Vorliegens eines Scheingeſchäfts) oder zufolge Anfechtung (3. B. wegen 
Irrtums, Betrugs, Drohung) nichtig geworden (RG 68, 102; 89, 29); die Hypothek ſei wegen 
Ausfalls einer aufſchiebenden Bedingung, unter der ſie beſtellt worden, nicht entſtanden oder 
zufolge Eintritts einer auflöſenden Bedingung oder eines Endtermins erloſchen. Hinſichtlich 
der Nichtigkeit zufolge Aufechtung iſt jedoch zu bemerken, daß die Anfechtung von dem An⸗ 
fechtungsberechtigten erklärt ſein muß und daß vorher das für einen früheren Eigentümer 
(3. B. den Beſteller der Hypothek) begründete Aufechtungsrecht nicht auf feinen Sonder 
nachfolger übergeht (M 3, 698). Einem gutgläubigen, rechtsgeſchäftlichen Erwerber der Hy. 
pothek können die Einwendungen gemäß 8 892 nicht entgegengeſetzt werden. — Weiter ſind 
Einwendungen gegen das Gläubigerrecht des Klägers z. B.: die Hypothek ſtehe nicht 
dem Gläubiger zu, wiewohl er als Gläubiger eingetragen oder bei der Briefhypothek ge⸗ 
mäß § 1155 legitimiert fei, ſondern dem Eigentümer, weil die Forderung nicht entſtanden 
($ 1163 Abſ 1 Satz 1; RG 68, 97; Warn 09 Nr 214) oder erloſchen (8 1163 Abſ 1 Satz 2; 
NG 72, 377) oder auf den Eigentümer, der nicht perſönlicher Schuldner iſt, zufolge Befrie⸗ 
digung des Gläubigers übergegangen (88 1143, 1153) oder bei einer Briefhypothek der Brief 
dem Gläubiger nicht vom Eigentümer übergeben ſei (8 1163 Abſ 2) oder der Gläubiger auf 
die Hypothek verzichtet habe (8 1168), oder die Hypothek ftehe zu dem perſönlichen Schuldner 
nach Maßgabe des § 1164 oder einem Dritten zufolge Ausübung des Ablöſungsrechts ge⸗ 
mäß 88 268, 1150. Jedoch ift der gutgläubige Erwerber der Hypothek auch gegen dieſe Ein- 
wendungen gemäß $ 892 geſchützt. — Sämtliche vorbezeichneten Einreden und Einwen ⸗ 
dungen können gegen alle Hypothekenarten, insbeſondere auch gegenüber der ding⸗ 
lichen Klage aus einer Sicherüngshypothek ($ 1184), gegeben fein. Desgleichen gegenüber 
Klagen aus Grundſchulden und Rentenſchulden (88 1192, 1200), ausgenommen die Ein: 
reden und Einwendungen, die ſich gegen die Forderung richten, insbeſondere alſo die Ein 
reden aus § 1137. — Wegen des Rechtes des Eigentümers, im Falle des Beſtehens dauern; 
der Einreden vom Gläubiger Verzicht auf die Hypothek zu verlangen, vgl. 8 1169. 
— Über Einrede der Rechtshängigkeit vgl. RG 52, 259 (gegenüber nochmaliger Klage 
des Zeſſionars); 54, 49 (wegen vorheriger Minderungsklage auf Teillöſchung einer Kauf⸗ 
gelderhypothel). 

2. die a perſönlichen Schuldner zuſtehenden Einreden gegen die Forderung ſind 
dem Eigentümer, auch wenn er nicht ſelbſt der perſönliche Schuldner iſt, gegenüber der ding- 
lichen Klage aus der Hypothek (. A 1) wegen der grundſatzlichen Abhängigkeit der Hhpothet 
von der Forderung gewährt. Von den Einreden des § 1137 ſind zu unterſcheiden Einwen⸗ 
dungen, durch die behauptet wird, die Forderung ſei nicht entſtanden oder erloſchen (M 3, 698). 
Dieſe berühren das Hypothekenrecht ſelbſt nicht, ſondern richten ſich nur gegen daß Gläubiger. 
recht des Klägers (. A 1; vgl. jedoch RG 68, 102; 01 223; Warn 09 Nr 214, wo ange» 
nommen ift, daß auch derartige Einwendungen, wie der Aufrechnung, der Minderung des 
Kaufpreiſes [$ 462] oder der Nichtigkeit des Kaufgeſchäfts im Falle einer Hypothek für eine 
Kaufpreisforberung, unter $ 1137 fallen). Im $ 1187 find vielmehr Einteden im engeren 
Sinne (ſ. 3 886 A 2) gemeint, wonach der Schuldner berechtigt ſein ſoll, die Befriedigung der 
an ſich beſtehenden Forderung dauernd oder zur Zeit zu verweigern ( 3, 699; vgl. bezüglich 
einer Hypothek, deren Forderung gemäß 8 607 Ab] 2 in eine Darlehnsforderung umgewandelt 
iſt, NRG 62, 51: AM 09, 4601). In Betracht kommen namentlich die Einreden: der Stundung 
der Forderung; des nicht erfüllten Vertrags wenn die Hypothekenforderung durch einen 
gegenſeitigen Vertrag begründet worden iſt (§ 321); des Zuruͤcbehaltungsrechts (8 273) wegen 
eines Gegenanſpruchs des Schuldners (RG 78, 32); der rechtskräftigen Abweiſung der Klage 


wegen der Forderung gegen den perſönlichen Schuldner; der Vereinbarung, daß die Forderung 
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nicht klagbar ſein ſolle (RG 67, 390); der Verpflichtung des Gläubigers, die Forderung 
während einer beſtimmten Zeit nicht geltend zu machen (KJ 53, 175). Ferner iſt für den 
Fall, daß die Hypothekenforderung durch ſelbſtändiges Schuldanerkenntnis im Sinne des 
$ 781 begründet worden iſt, die (Bereicherungs⸗) Einrede aus $ 812 Abſ 2, daß ein recht 
licher Grund für das Anerkenntnis nicht vorhanden geweſen oder ſpäter weggefallen ſei, 
hierher zu zählen (vgl. RG 86, 804). — Jedoch wird gegenüber dem gutgläubigen rechts⸗ 
geſchäftlichen Erwerber der Hypothek die Geltendmachung ſolcher Einreden durch § 1138 
eingeſchränkt. — Ausgeſchloſſen iſt die Einrede der Verjährung der Forderung hinſichtlich 
des Kapitalbetrags, da nach $ 223 Abſ 1 die Verjährung eines Anſpruchs, für den eine 
Hypothek beſteht, den Gläubiger nicht hindert, ſeine Befriedigung aus dem Grundſtück zu 
ſuchen. Dagegen ſteht dem Eigentümer gegenüber dem dinglichen (d. i. auf Befriedigung 
aus dem Grundſtück gerichteten) Anſpruch auf Rückſtände an Zinſen oder anderen wieder⸗ 
kehrenden Leiſtungen gemäß § 223 Abſ 3 die Einrede der Verjährung der Forderung zu 
(vgl. auch § 902 Abf 1 Satz 2 über Verjährung ſolcher dinglichen Anſprüche ſelbſt). — 
Eine Ausnahmebeſtimmung gibt ferner Abſ 1 Satz 2 bezüglich der Einrede der beſchränkten 
Haftung des Erben des Schuldners (ſ. A 4). Weiter kann eine Einrede, daß durch 
Zwangsvergleich im Konkurſe des Schuldners die Forderung herabgemindert ſei, nicht 
geltend gemacht werden, da nach $ 193 KO die Hypothek durch den Zwangsvergleich nicht 
berührt wird. 


3. Ferner (f. A 2) find dem Eigentümer, der nicht perſönlicher Schuldner iſt, die nach 
8 770 einem Bürgen zuſtehenden Einreden deswegen gewährt, weil er zum perſönlichen 
Schuldner in einem ähnlichen Verhältniſſe ſteht wie der Bürge zum Hauptſchuldner. Der 
Eigentümer kann danach ($ 770 Abſ 1) die Befriedigung verweigern, ſolange dem perfönlichen 
Schuldner das Recht zuſteht, das ſeiner Verbindlichkeit zugrunde liegende Rechtsgeſchäft 
auzufechten (z. B. wegen Irrtums, Betrugs, Drohung). Das Anfechtungsrecht felbft ſteht ihm 
nicht zu; er hat nur die verzögerliche Einrede, bis das Anfechtungsrecht des perſönlichen Schuld- 
ners (4. B. zufolge Ablaufs der Anfechtungsfriſt, durch Verzicht, ſ. A 5) erloſchen iſt. Hat der 
Schuldner bereits die Anfechtung erklärt, ſo iſt die Forderung nichtig (§ 142) und kann daher 
der Eigentümer einen Einwand gegen das Gläubigerrecht des Klägers erheben (ſ. A 1). 
In letzterer Hinficht gilt gleiches, wenn die Forderung durch Aufrechnung ſeitens des Schuld. 
ners oder des Glaubigers getilgt iſt (. A 1). Vor der Aufrechnung, die der Eigentümer ſelbſt 
nicht erklären kann, ſteht ihm ebenfalls die vorbezeichnete verzögerliche Einrede zu, ſolange 
ſich der Gläubiger (nicht auch der Schuldner) durch Aufrechnung der Hypothekenforderung 
gegen eine fällige Forderung des Schuldners befriedigen kann (5 770 Abſ 2). — Die Ein⸗ 
rede der Vorausklage (88 771ff.) gegen den perſönlichen Schuldner iſt dem Eigentümer nicht 
gewährt. Iſt dagegen die Hypothek für die Forderung aus einer Bürgſchaftsübernahme be⸗ 
ſtellt, der Bürge alſo der perſönliche Schuldner der geſicherten Forderung, fo kann der Eigen⸗ 
tümer die Einrede der Vorausklage gegen den Hauptſchuldner als eine dem perſönlichen Schuld. 
ner (Bürgen) zuſtehende Einrede (j. A 2) geltend machen. 


4. Wie dem Bürgen (5 768 Abſ 1 Satz 2), fo iſt auch dem Eigentümer gegenüber der 
dinglichen Klage (. A 1, 3) die Einrede der beſchränkten Haftung des Erben des perſönlichen 
Schuldners (88 1975ff), verſagt. Vgl. auch 88 1971, 1900 Abſ 2, 2016 (durch Aufgebot der 
Nachlaßgläubiger wird der Hypothekengläubiger nicht betroffen; Zwangs und Arreſthypothek 
nach Eintritt des Erbfalls). 

5. Entſprechend der zugunſten des Bürgen (f. A 8) im § 768 Abſ 2 gegebenen Vorſchrift 
ſoll trotz Verzichts des perſönlichen Schuldners auf eine Einrede dieſe dem Eigentümer, der 
nicht der perſönliche Schuldner ift, erhalten bleiben. Streitig iſt, ob Abſ 2 auch auf „die nach 
$ 770 einem Bürgen zuſtehenden Einreden“ des Abſ 1 Satz 1 (ſ. A 3) ſich bezieht. Dies iſt mit 
der herrſchenden Meinung zu verneinen. Aus dem Wortlaute des Abſ 2 und feinem Zuſammen⸗ 
hange mit Abſ 1 Satz 1 ergibt ſich, daß die Beſtimmung nur „die dem perſönlichen Schuldner 
gegen die Forderung zuſtehenden Emreden“ des Abſ 1 Satz 1 (f. A 2) betrifft (vgl. auch 8 768 
Abf 2 mit $ 770, M 3, 669). Wenn alſo der Schuldner auf das ihm zuſtehende Anfechtungs⸗ 
recht verzichtet oder durch Verfügung über ſeine Gegenforderung bewirkt, ſo daß der Gläubiger 
die Hypothekenforderung nicht mehr aufrechnen kann (z. B. durch entſprechende Abrede mit 
dem Gläubiger, Einziehung der Gegenforderung), verliert der Eigentümer die in A3 genannten 
verzögerlichen Einreden. 


8 1138 


Die Vorſchriften der SS 891 bis 899 gelten für die Hypothek! auch?) in 
Anſehung der Forderung?) und der dem Eigentümer nach 8 1137 zuſtehenden 
Einreden “)). 

E I 1083, 1085 IT 1046; M 3 694 ff., 702 f.: B 3 580, 584. 
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1. Nur für die Hypothek, d. i. für das dingliche Recht, gilt die Beſtimmung des 8 1188, 
nicht auch für das perſönliche Schuldverhältnis. Klagt alſo der Gläubiger nicht mit der ding⸗ 
lichen Klage aus der Hypothek (gegen den Eigentümer auf Duldung der Zwangsvollſtreckung 
in das Grundſtück), fondern mit der Klage aus dem Schuldverhältnis (gegen den per⸗ 
ſönlichen Schuldner), fo ſteht ihm die Rechtsvermutung aus $ 891 bezuglich Beſtehens der For⸗ 
derung nicht zur Seite, ebenſowenig im Falle rechtsgeſchäftlichen Erwerbs der Forderung von 
dem urſprünglichen Gläubiger der öffentliche Glaube des Grundbuchs gemäß § 892; vielmehr 
muß er das Beſtehen der Forderung beweiſen (RG 49, 83 49, 367; 93, 237; IW 08, 6588) und 
ſich alle Einwendungen eutgegenſetzen laſſen, wie fie ſonſt einem perſönlichen Schuldner 
gegenüber dem Gläubiger oder deſſen Rechtsnachfolger ($ 404) zuſtehen (RG 49, 307; 98, 237; 
Warn 09 Nr 24; 1914 Nr 245). Dies gilt auch dann, wenn die Schuldklage mit der ding 
lichen Klage verbunden iſt; die Entſcheidung auf die beiden Klagen kann daher unter Um⸗ 
ſtänden verſchieden ausfallen (RG 49, 367; Warn 1914 Nr 245). — Auf die Sicherungshypothek 
($ 1184) findet 8 1138 keine Anwendung (8 1185 Abſ 2). — Hinſichtlich der Geltung für ältere 
Hypotheken vgl. Artt 184, 192 EG u. RG 47 229; 52, 101. — Auf das Recht am Ver ⸗ 
ſteigerungserlöſe, das gemäß §s 91, 92 BIO an die Stelle der durch den Zuſchlag 
des belaſteten Grundſtücks erloſchenen Hypothek tritt, findet $ 892 keine Anwendung. 
Vgl. hierüber $ 892 A 3 Abſ 1. 

2. Die Vorſchriften der 88 891 ff. würden ohne die Beſtimmung des § 1138 nicht auch 
in Anſehung der geſicherten Forderung, ſondern nur in Anſehung des dinglichen Rechtes 
als ſolchen gelten. 5 

3. In Anſehung der Forderung haben die Vorſchriften der 88 891 bis 899, wenn der 
dingliche Anſpruch geltend gemacht wird (. A 1), folgende Bedeutung: 

a) Nach 8 891 gilt die Rechtsvermutung für das Beſtehen der Forderung, die ſich aus 
dem Eintragungsvermerk oder aus der etwa in Bezug genommenen Eintragungsbewilligung 
ergibt. Der klagende Gläubiger, der als ſolcher eingetragen oder bei der Briefhypothek gemäß 
§ 1155 legitimiert iſt, kann ſich lediglich hierauf beziehen und braucht zur Begründung der 
Klage das Beſtehen der Forderung weder näher darzulegen noch nachzuweiſen. Der beklagte 
Eigentümer muß die Vermutung durch den Beweis entkräften, daß die Forderung nicht ent⸗ 
ſtanden (z. B. das Darlehn nicht ausgezahlt) iſt oder nicht mehr beſteht (RG 49, 8; 68, 102; 
OLG 15, 109). Jedoch genügt es in erſterer Hinſicht, wenn der Eigentümer beweiſt, daß zur 
Zeit der Eintragung oder im Falle der Briefhypothek zur Zeit der babe des Briefes die 
Forderung nicht entſtanden war; eine ſpätere Entſtehung muß der Gläubiger dartun (MG 49, 9). 
Bei vorangegangenem Darlehnsverſprechen wird aber regelmäßig die tatſächliche Vermutung 
für die nachträgliche Darlehnshingabe ſprechen (ſtr.). Ferner genügt der Nachweis, daß aus 
dem im Grundbuch angegebenen Schuldgrunde eine Forderung nicht erwachſen iſt. Behauptet 
dann der Gläubiger, der Schuldgrund ſei unrichtig bezeichnet, die Hypothek ſei für eine andere 
Forderung beſtellt, jo muß er dies und das Beſtehen der betreffenden Forderung beweiſen 
(RS 49, 302; 57, 321; JW 01, 929%; OLG 6, 124). Letzteres gilt auch, wenn der Gläubiger 
von vornherein die Unrichtigkeit des Schuldgrundes zugeſteht; der Eigentümer iſt dann eines 
Nachweiſes überhoben (NG 49, 9; 57, 321). Iſt aber die geſicherte Forderung nach dem 
Grundbuch eine Darlehnsforderung, ſo trifft den Gläubiger nicht ſchon dann die borbe- 
zeichnete Beweislaſt, wenn er zugeſteht, ein bares Darlehn nicht gegeben zu haben. Denn 
nach 8 607 Abſ 2 kann eine Darlehusforderung auch durch die Vereinbarung begründet werden, 
daß das aus einem anderen Rechtsgrunde geſchuldete Geld als Darlehn geſchuldet werden ſolle. 
Deshalb muß der Eigentümer trotz des genannten Zugeſtändniſſes des Gläubigers beweiſen, 
daß eine Umwandlungsabrede nicht getroffen ſei oder daß eine Forderung, die in ein Dar⸗ 
lehn umgewandelt ſein könne, nicht beſtehe oder daß die in die Abrede einbezogene Forderung 
tatfächlich nicht entstanden ſei (vgl. M& 57, 322; JW 05, 318“, 06, 55016 de; 1910, 570°; 
1922, 48913, Warn 09 Nr 358; Gruch 49, 912; auch RG 56, 237; JW 06, 1817; Gruch 
49, 916; 51, 941; ſ. jedoch RG 49, 9; 51, 45). Liegt ein Schuldanerkenntnis im Sinne des 
$ 781 vor, jo muß der Eigentümer ein ſolches gemäß 8 812 Abſ 2 entkräften (NG 57, 322; 
JW 1910, 7045; Gruch 49, 917). Iſt der Eigentümer der angreifende Teil, klagt er ). B. 
auf Löſchungsbewilligung, ſo trifft ihn zur Begründung der Klage in jedem Falle die 
volle Beweislaſt hinſichtlich des Nichtbeſtehens der Forderung (Roh 49, 302; 57, 321; 98, 126; 
IW 02, 42114; 06, 1817; 1922, 48915; Warn 09 Nr 358). Dies gilt auch dann, wenn der 
eingetragene Schuldgrund der Forderung Darlehn iſt und der Gläubiger zugeſteht, daß die 
Forderung nicht durch wirkliche Hingabe eines Darlehns begründet worden ſei, aber zugleich 
behauptet, daß die eingetragene Forderung durch die der Eintragung zugrunde liegende Schuld⸗ 
urkunde ſchenkweiſe zur Entſtehung gelangt ſei; denn in dieſen Erklärungen liegt keineswegs 
das Zugeſtäudnis, daß der Hypothe! eine rechtsbeſtändige Forderung überhaupt nicht unter. 
gelegt ſei, vielmehr würde, wenn die zuletzt genannte Behauptung richtig wäre, ſich daraus 
immer noch die Entſtehung einer rechtsgültigen Hypothek ergeben. Deshalb liegt in einem 
ſolchen Falle dem klagenden, ſich auf Nichtentſtehung der Hypothek für den Gläubiger ſtützen⸗ 
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den Eigentümer gegenüber den Erklärungen des Gläubigers auch der Beweis ob, daß die 
durch die Hypothek geſicherte Forderung auch auf die von dem Gläubiger behauptete Weiſe 
nicht entſtanden fein kann und nicht entſtanden iſt (RG 98, 126). — Sit die Hypothek (ver- 
ſehentlich) gelöſcht (oder bei Abſchreibung des Grundſtücks nicht mit übertragen, & 47 Abſ 2 
GBO), jo wird nach $ 891 Abſ 2 vermutet, daß die Forderung nicht beſteht. Der Gläubiger 
muß alſo bei der dinglichen Klage (anders bei der Schuldklage) nicht nur beweiſen, daß die 
Forderung entſtanden iſt, ſondern auch, daß fie noch beſteht (ftr.). 

b) Aus der Anwendung des 8 892 folgt: Zugunſten des rechtsgeſchäftlichen Erwerbers 
einer Hypothek, der als Gläubiger eingetragen oder bei der Briefhypothek gemäß § 1155 
legitimiert iſt, gilt nicht nur das dingliche Recht trotz rechtsunwirkſamer Beſtellung der 
Hypothek als rechtsgültig begründet (NG 69, 268), ſondern auch die Forderung, ſelbſt wenn 
fie nicht entſtanden (3. B.: Baugelddarlehnsforderung, wenn wegen Nichtbeendigung des 
Neubaues Darlehn nicht weiter gewährt, vgl. RG 77, 157; im Falle einer Hypothek für 
eine Kaufpreisforderung zufolge Nichtigkeit des Kaufgeſchäfts [Bordellhypothek], RG 91, 223; 
Gruch 50, 988; 58, 1023; Seuffu 77 Nr 33) oder inzwiſchen erloſchen (z. B. durch Auf 
rechnung getilgt, im Falle einer Hypothek für eine Kaufpreisforderung zufolge Minderung 
des Kaufpreiſes verringert, RG 91, 223) war, (im Falle der dinglichen, nicht auch der 
Schuldklage) als beſtehend, es ſei denn, daß das Nichtbeſtehen der Forderung dem Er⸗ 
werber zur Zeit des Erwerbs oder zur Zeit der Stellung des Antrags auf (die bei der 
Buchhypothek nach § 1154 Abf 3 erforderliche) Eintragung des Erwerbs bekannt oder aus 
dem Grundbuch erſichtlich iſt (3. B. zufolge Vormerkung eines Minderungseinwandes wegen 
Mängel gegenüber einer Kaufgeldhypothek, Warn 09 Nr 214) oder bei Briefhypotheken aus 
dem Briefe (8 1140) hervorgeht (vgl. RG 52, 260; 72, 377; Warn 09 Nr 24; [1922 Nr 14]; 
SeuffA 77 Nr 33) oder ein Widerſpruch gegen die Forderung (f. unten d) eingetragen iſt. 
Auch einem weiteren Rechtsnachfolger des Erwerbers kommt dies zugute, und zwar ſelbſt 
dann, wenn er bösgläubig iſt (ſ. $ 892 A 2). Hinſichtlich der Kenntnis des Beſtehens von 
Einwendungen gegen die Hypothekforderung (z. B. von Gegenforderungen, wodurch 
die Hypothekforderung im Wege der Aufrechnung getilgt worden) iſt zu bemerken, daß 
Kenntnis der Art und der wahrſcheinlichen Berechtigung der Einwendungennotwendig iſt 
und daß, ob dieſes Erfordernis vorliegt, nach freier Würdigung der obwaltenden Verhält. 
niſſe zu prüfen iſt (RG 78, 33; 21. 2. 06 V 475/05; 28. 12. 08 V 101/08; 2. 1. 09 
V 95/08; 8. 3. 11 V 287/10). Auch ein trotz Kenntnis der den Einwendungen zugrunde 
liegenden Tatſachen beſtehender Rechtsirrtum über das Nichtbeſtehen von Einwendungen kaun 
die Kenntnis dieſer ausſchließen (Prot 6, 222; RG 91, 223; Gruch 58, 1023; JW 1911, 153; 
Warn 1912 Nr 392; auch Gruch 50, 988; 58, 1023; vgl. $ 1157 A 4); nur iſt ſelbſtverſtändlich 
nicht jeder vom Erwerber aufgeſtellten Behauptung, daß er ſich im Rechtsirrtum befunden 
habe, ohne weiteres Glauben beizumeſſen, ſondern zu prüfen, ob Anhaltspunkte für einen 
Rechtsirrtum gegeben find (RG 91, 223; Gruch 58, 1023; JW 1911, 153%; Warn 1912 
Nr 392). Vgl. hierüber auch $ 892 A 10. — Eine Ausnahme beſtimmt $ 1159 bezüglich der 
een auf Rückſtände von Zinſen oder anderen Nebenleiſtungen ſowie auf Erſtattung 
von Koſten. 

e) Die Anwendung des 8 893 ergibt: Wie in Anſehung des dinglichen Hypothekenrechts 
ſo auch in Anſehung der geſicherten Forderung gilt im Falle der dinglichen (nicht auch der 
Schuldklage) der Gläubiger, der als ſolcher eingetragen oder bei der Briefhypothek gemäß 
8 1155 legitimiert iſt, zugunſten des Eigentümers, der an ihn eine Leiſtung (auf die For 
derung) bewirkt oder (hinſichtlich dieſer) ein verfügendes Rechtsgeſchäft mit ihm vornimmt 
(3. B. die Zahlungsbedingungen ändert), als der wahre Berechtigte, es ſei denn, daß das 
Nichtbeſtehen der Berechtigung dem Eigentümer bekannt oder aus dem Grundbuch erſichtlich 
iſt oder bei der Briefhypothek aus dem Briefe ($ 1140) hervorgeht oder ein Widerſpruch gegen 
die Richtigkeit eingetragen iſt. Entſprechendes gilt, wenn der (wahre) Gläubiger ein Rechts ⸗ 
geſchäft mit dem als Eigentümer Eingetragenen, der nicht der wahre Eigentümer iſt, vor⸗ 
nimmt. Vgl. aber bezüglich der Kündigung § 1141 Abſſ 1 Satz 2, wonach es hierbei auf den 
guten Glauben des Gläubigers an das Eigentum des Eingetragenen nicht ankommt. Iſi 
an einen früheren Gläubiger geleiſtet oder mit ihm ein Rechtsgeſchäft vorgenommen, ſo finden 
hinſichtlich der Wirkſamkeit gegenüber dem jetzigen Gläubiger die 88 1156, 1157 Anwendung. 

d) Nach den anzuwendenden SS 894 bis 899 kann ebenſo, wie bezüglich des dinglichen Hypo ' 
thekenrechts, der Eigentümer von dem Gläubiger oder dieſer von jenem Zuſtimmung zur ‚de 
richtigung des Grundbuchs verlangen, wenn das Grundbuch in Auſehung der Forderung 
mit der wirklichen Rechtslage nicht im Einklange ſteht ($ 894; z. B. wenn eine getroffene 
Kündigungsbeſtimmung im Grundbuch nicht eingetragen iſt, KJ 53, 175), und kann ferner 
der Eigentümer, ſoweit dies erforderlich iſt, zuvorige Eintragung des Gläubigers (8 895 
ſowie bei der Briefhypothek Vorlegung des Briefes ($ 896) verlangen. Koſten der Berich 
tigung: § 897. Nicht Verjährung des Anſpruchs: § 898. Schutz des Anspruchs gender 
dritten Rechtserwerbern (§ 892 Abj 1 Satz 1) durch Eintragung eines Widerſpruchs: 5 889, 
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Iſt z. B. die Forderung nicht entſtanden oder erloſchen und ſteht daher gemäß § 1163 Abſ 1 
die Hypothek dem Eigentümer zu, ſo kaun dieſer Zuſtimmung zu feiner Eintragung als In: 
haber vom Gläubiger verlangen und zur Sicherung dieſes Anſpruchs die Eintragung eines 
Widerſpruchs veranlaſſen. Gleiches gilt hinſichtlich der Zuſtimmung zur Eintragung einer 
gegen die Forderung beſtehenden Einwendung (bezuglich der „Einreden“ nach $ 1137 |. A 4). 
Eine Sondervorſchrift hinſichtlich der Widerſpruchseintragung bei einer Darlehnsbuchhypothek 
wegen des Einwandes der nicht erfolgten Darlehnshingabe gibt $ 1139. 


4. Über die dem Eigentümer nach § 1137 zuſtehenden Einreden vgl. § 1137 A 2, 8. 
Auf Einwendungen gegen die Forderung, die ſich nicht als ſolche „Einreden“ kennzeichnen 
(ſ. 8 1137 A 1), finden die 88 891—899 aber ebenfalls Anwendung, indem die Geltung dieſer 
Vorſchriften „auch in Anſehung der Forderung“ fie mitumfaßt (. A 3 b—4 und bezüglich 
der Eintragung eines Widerſpruchs zur Wahrung einer nicht eingetragenen Einrede KGJ 
53, 176). Bezuͤglich der fraglichen „Einreden“ kommt namentlich in Betracht, daß fie gegen- 
über einem gutgläubigen Erwerber der Hypothek nach § 892 nicht wirkſam ſind, ſowie daß 
der Eigentümer vom Gläubiger gemäß $ 894 Zuſtimmung zur Berichtigung des Grundbuchs 
durch ihre Eintragung verlangen und ſich ihre Geltendmachung gegenüber dritten Rechts⸗ 
erwerbern nach 88 892 Abſ 1 Satz 1, 899 durch Eintragung eines Widerſpruchs ſichern kann 
(KGJ 53, 175). 


8 1139 


Iſt bei der Beſtellung einer Hypothek für ein Darlehen die Erteilung des 
Hypothekenbriefs ausgeſchloſſen worden!), jo genügt zur Eintragung eines 
Widerſpruchs?), der ſich darauf gründet, daß die Hingabe des Darlehens 
unterblieben jei?), der von dem Eigentümer an das Grundbuchamt gerichtete 
Antrag), ſofern er vor dem Ablauf eines Monats nach der Eintragung der 
Hypothek geſtellt wird). Wird der Widerſpruch innerhalb des Monats ein⸗ 
getragen, ſo hat die Eintragung die gleiche Wirkung, wie wenn der Wider⸗ 
ſpruch zugleich mit der Hypothet eingetragen worden wäre“). 

G 1 1085, 1111 II 1017: M 3 70g f., 747 f.; P 3 584 f., 647. 


1. Nur bezüglich der Darlehnsbuchhypothek gibt $ 1139 eine Sondervorſchrift gegenüber 
$ 1138 (f. dort A 3d) zum Schutze des Eigentümers für den (regelmäßigen) Fall, daß die 
Darlehnshypothek eingetragen worden it und alſo der eingetragene, aber nach § 1163 Abſ 1 
Satz 1 noch nicht wahre Gläubiger die Möglichkeit der Verfügung über die Hypothek erlangt 
hat, bevor das Darlehn ausgezahlt iſt. Die Vorſchrift gilt weder bezüglich einer Darlehns⸗ 
briefhypothek, bei der nach 88 1117, 1154, 6080 8 42 der Gläubiger erſt mit der Übergabe des 
Briefes die Verfügungsmöglichkeit erlangt und daher der Eigentümer ſich durch Zurück; 
haltung des Briefes ſchützen kann, noch bezüglich der Hypothek für eine andere Forderung. 
— Ferner findet § 1139 auf Sicherungshypotheken für ein Darlehn ($ 1184) nach $ 1185 
Abſ 2 keine Anwendung. 


2. Zur Eintragung eines Widerſpruchs genügt der Antrag des Eigentümers. Eine 
Eintragungsbewilligung des Gläubigers oder eine einſtweilige Verfügung, wie nach § 899, 
ift nicht erforderlich. Der bei dem Grundbuchamt zu ftellende einſeitige Antrag iſt auf Ein. 
tragung eines Widerſpruchs dahin zu richten, daß wegen Nichtzahlung des Darlehns die 
Hypothek nicht dem als Gläubiger Eingetragenen, ſondern dem Antragſteller zuſtehe 81168 
Abſ 1). Einer Form bedarf der Antrag (materiellrechtlich) nicht. Jedoch hat das Grundbuch. 
amt die Eintragung nur dann vorzunehmen, wenn der Antrag in der Form des 820 6 
geſtellt iſt, da es ſich nicht um einen Verfahrensantrag im Sinne des § 13 GB, ſondern 
um eine zur Eintragung erforderliche Erklärung handelt (ſtr.). 


3. Nur wenn die Einwendung der Nichtzahlung des Darlehns durch Widerſpruchs. 
eintragung 10 5 werden foll, genügt der Antrag des Eigentümers. Hinsichtlich Sicherung 
anderer Einwendungen verbleibt es bei der Vorſchrift des 8 899 (. 8 1138 A 34, 4). 


4. Das einzige Erfordernis für die Rechtfertigung des Antrags iſt, daß er innerhalb 
Monatsfriſt ſeit der Hupothekeintragung geſtellt wird. Eines Nachweiſes, daß das Dar. 
lehn tatſächlich nicht ausgezahlt iſt, bedarf es nicht. Jedoch wird im Falle des Streites über 
die Darlehnshingabe an der Beweislaſt (vgl. hierüber 5 1188 A 3) durch die Widerſpruchs. 
eintragung nichts geandert, da dieſe dem Eigentümer nur die Geltendmachung des Einwandes 
gegenüber einem Hypothekerwerber ſichert. — Wird der Antrag erſt nach Ablauf der 
Friſt geſtellt, ſo kann der Widerſpruch nur unter den Vorausſetzungen des § 899 eingetragen 
werden. 
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5. Die rückwirkende Kraft des innerhalb Monatsfriſt eingetragenen (nicht bloß be⸗ 
antragten) Widerſpruchs zeigt ſich (als Ausnahme von 8 892) namentlich darin, daß der 
Einwand auch einem gutgläubigen Hypothekerwerber gegenüber ſelbſt dann geltend gemacht 
werden kann, wenn der Erwerb in der Zeit zwiſchen der Hypothek, und der Widerſpruchs⸗ 
eintragung ſtattgefunden hat. 


8 1140 


Soweit die Unrichtigkeit des Grundbuchs aus dem Hypothekenbrief!) 
oder einem Vermerk auf dem Briefe?) hervorgeht), iſt die Berufung auf die 
Vorſchriften der 88 892, 893 ausgeſchloſſen⸗). Ein Widerſpruch gegen die 
Richtigkeit des Grundbuchs, der aus dem Briefe oder einem Vermerk auf 
dem Briefe hervorgeht, ſteht einem im Grundbuch eingetragenen Wider⸗ 
ſpruche gleich“). 


E 1 1116 II 1048; M 3 756; P 3 659. 


1. Stimmen Grundbuch und Hypothekenbrief nicht überein, ſo iſt in der Regel der 
Inhalt des Grundbuchs maßgebend (ſ. 81116 A 1). Der Hypothekengläubiger kann ſich daher 
auf den ihm dem Grundbuch gegenüber günſtigeren Inhalt des Hypothekenbriefs nicht be⸗ 
rufen. Insbeſondere muß er alle aus dem Grundbuch erſichtlichen Einwendungen gegen 
ſich gelten laſſen, auch wenn der Hypothekenbrief nichts davon enthält (vgl. RG 76, 378; 
auch 81, 86; RJA 12, 261). Nur zuungunſten des Hypothekengläubigers find im 
$ 1140 von jenem Grundſatz abweichende Beſtimmungen gegeben (OLG 12, 168). — Nach 
$ 1157 gelten fie auch für die dort bezeichneten Einreden des Eigentümers gegen den bis⸗ 
herigen Gläubiger. — Um Unſtimmigkeiten zwiſchen Brief und Grundbuch möglichft zu ver⸗ 
hüten, find in der GBO die Vorſchriften der 88 42, 62 (Vorlegung des Briefes, Vermerk 
der Eintragungen darauf) gegeben. Vgl. auch 8 68 Abſ 2 G8 (Übertragung der Vermerke 
auf einen neuen Brief). 

2. Ein nachträglicher Vermerk auf dem Hypothekenbriefe, aus dem die Unrichtigkeit des 
Grundbuchs hervorgeht, ſteht dem vom Grundbuchamte dem Brief urſprünglich gegebenen 
Inhalte gleich, auch wenn er nicht ein amtlicher (vgl. 8 62 GBO), ſondern ein formloſer Privat⸗ 
vermerk und gleichviel von wem er auf den Brief gejeßt worden iſt; z. B. kann ihn der 
Eigentümer auf den Brief ſetzen, um Einwendungen, die aus dem Grundbuch nicht erſicht⸗ 
lich find, ſich zu erhalten. In Betracht kommt beſonders der Vermerk über eine Teil- 
zahlung ($ 1145). Der Gläubiger ift bei teilweiſer Befriedigung durch den Eigentümer, 
einen Ablöſungsberechtigten oder den perſönlichen Schuldner nach Maßgabe der 88 1145, 
e 1167 dem Befriedigenden gegenüber zu einem entſprechenden Vermerke auch 
verpflichtet. 

3. Aus dem Brief oder dem Vermerk geht die Unrichtigkeit des Grundbuchs hervor, 
wenn bei Unterſtellung der Richtigkeit des urſprünglichen Briefinhalts oder des e 
lichen Vermerks das Grundbuch mit der wirklichen Rechtslage nicht im Einklange ſteht, gleich⸗ 
viel, ob nach dieſer Richtung eine beſtimmte Tatſache angeführt iſt (3. B. Leistung einer 
Abſchlagszahlung, Erlaß eines gerichtlichen Veräußerungsverbots) oder ſich ſonſt eine Ab- 
weichung des Briefinhalts von dem Buchinhalt ergibt (z. B. der Brief lautet der Hypothek⸗ 
beſtellung 5 über eine Hypothek von 3000 M., das Grundbuch über eine ſolche 
von 5000 M.). 

4. Die Ausſchließung der Berufung auf die Vorſchriften der SS 802, 893 bedeutet: 
Falls das Grundbuch mit der wirklichen Rechtslage nicht im Einklange fteht ($ 892 Abſ 1 
Satz 1) und dies aus dem Brief oder einem Vermerk darauf hervorgeht oder falls mit dem 
als Eigentümer Eingetragenen ein verfügendes Rechtsgeſchäft von dem Gläubiger vorge⸗ 
nommen wird (§ 893) und aus dem Briefinhalt ſich der wahre Eigentümer ergibt, kann der 
rechtsgeſchäftliche Erwerber der Hypothek oder eines Rechtes daran bzw. der verfügende 
Gläubiger den Inhalt des Grundbuchs auch dann nicht als richtig für ſich geltend in Anſpruch 
nehmen, wenn gegen die Unrichtigkeit ein Widerſpruch nicht eingetragen und ihm auch die 
Unrichtigkeit nicht bekannt geweſen iſt. Ferner muß der rechtsgeſchäftliche Erwerber Ver 
fügungsbeſchränkungen ($ 892 Abſ 1 Satz 2), die auf dem Brief vermerkt Find, gegen ſich gelten 
laſſen, auch wenn ſie aus dem Grundbuch nicht erſichtlich und ihm nicht bekannt geweſen find. 
Auf die Kenntnis von dem Briefinhalt kommt es nicht an. Dabei ift aber zu bemerken, daß 
der Briefinhalt nicht, wie der Grundbuchinhalt gemäß 8 891, die Vermutung der Richtigkeit 
für ſich hat. Vielmehr muß von demjenigen, der ſich auf den vom Grundbuch abweichenden 
Briefinhalt beruft, bewieſen werden, daß dieſer Inhalt der wirklichen Rechtslage entſpricht, 
dagegen das Grundbuch unrichtig it. — Das Grundbuchamt wird jedoch eine Eintragung 
in bezug auf eine Hypothek, die ſich mit dem Briefinhalt in Gegenſatz ſtellen würde, ohne 
weiteres abzulehnen haben. 
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5. Aus der Gleichſtellung des verbrieften Widerſpruchs mit dem gebuchten folgt, daß 
durch erſteren die Berufung auf den öffentlichen Glauben des Grundbuchs ausgeſchloſſen 
wird ($ 892 Abſ 1 Satz 1), auch wenn der Widerſpruch in das Grundbuch nicht eingetragen ift. 


8 1141 


Hängt die Fälligkeit der Forderung von einer Kündigung ab, jo iſt die 
Kündigung für die Hypothek nur wirkſam!), wenn ſie von dem Gläubiger?) 
dem Eigentümer oder von dem Eigentümers) dem Gläubiger?) erklärt wird. 
Zugunſten des Gläubigers gilt derjenige, welcher im Grundbuch als Eigen⸗ 
tümer eingetragen iſt, als der Eigentümer“). 

Hat der Eigentümer keinen Wohnſitz im Inland oder liegen die Voraus⸗ 
ſetzungen des § 132 Abſ 2 vor)), jo hat auf Antrag des Gläubigers das Amts» 
gericht, in deſſen Bezirke das Grundſtück liegt, dem Eigentümer einen Ver⸗ 


treter zu bejtellen®), dem gegenüber die Kündigung des Gläubigers erfolgen 
kann. 


E 1 1079 II 1049; M 3 687 ff; P 3 574 fl. 


1. Die Wirkſamkeit der Forderungskündigung für die Hypothek, d. i. für die Geltend⸗ 
machung des dinglichen Anſpruchs gegen den Eigentümer auf Befriedigung aus dem Grundſtück, 
wird durch 8 1141 ausgeſchloſſen, wenn die Kündigung von dem perſönlichen Schuldner, 
der nicht zugleich der Eigentümer iſt, dem Gläubiger oder von dieſem jenem erllärt wird. 
Jedoch für die Forderung ſelbſt, alſo im Verhältnis zwiſchen dem Glaubiger und dem per⸗ 
ſönlichen Schuldner, iſt eine ſolche Kündigung wirtſam (vgl. OLG 18, 172). Die hierdurch dem 
Schuldner gegenüber eingetretene Fälligkeit der Forderung berechtigt auch den Eigentümer 
gemäß $ 1142, den Gläubiger zu befriedigen. — Iſt die Kündigung gemäß § 1141 erklärt 
und alſo für die Hypothek wirkſam, ſo wirkt ſie auch für und gegen einen ſpäteren Erwerber 
des Grundſtücks ſowie für und gegen einen ſpäteren Rechtsnachfolger des Gläubigers, ſelbſt wenn 
ſie dieſen nicht bekannt und im Grundbuch, in das die Tatſache der Kündigung überhaupt nicht 
gehört, nicht eingetragen geweſen iſt (NG Warn 1911 Nr 244; vgl. OLG 30, 197). Denn die 
Kündigung, von der die Fälligkeit der Forderung nach Geſetz (wie z. B. beim Darlehn, 8 609) 
oder Rechtsgeſchäft abhängt, ſteht gleich der Erfüllung einer Bedingung, die eingetragen oder un⸗ 
mittelbar durch das Geſetz beſtimmt iſt (M3, 689). Nach $ 1156 muß ferner der Rechtsnachfolger 
des Gläubigers auch eine erſt nach der Übertragung der Hypothekenforderung dem bisherigen 
Gläubiger gegenüber vom Eigentümer erklärte Kündigung gegen ſich gelten laſſen, es ſei denn, 
daß die Übertragung zur Zeit der Kündigung dem Eigentümer bekannt oder im Grundbuch 
eingetragen war. Über Wirkſamkeit der Kündigung gegenüber dem Erſteher des Grundſtücks vgl. 
954 3G. — Anderſeits iſt eine gemäß 8 1141 (zwiſchen Eigentümer und Gläubiger) erklärte 
Kündigung nicht gegenüber dem perſönlichen Schuldner wirkſam, ſo daß dieſem 
gegenüber die Forderung dadurch nicht fällig wird (RG 104, 357; OLG 39, 256). Es wird alſo 
hierbei durch eine ſolche einſeitige Willenserklärung des Gläubigers oder des Eigentümers die 
Hyporhek für ſich unabhängig von der perſönlichen Forderung, trotz ihrer akzeſſoriſchen Natur, 
fällig (vgl. RG 116, 246). Daraus iſt zu folgern, daß, wenn der Gläubiger und der Eigen- 
tümer ohne Zuziehung des perſönlichen Schuldners die Fälligkeitsbeſtimmungen ändern, dieſe 
Vereinbarung für die Hypothek wirkſam iſt, während für die perſönliche e es bei 
den bisherigen Fälligkeitsbeſtimmungen verbleibt (OLG 39, 256; |. hier a. E). — Auf Siche 
rungshypotheken ($ 1184) findet $ 1141 keine Anwendung ($ 1185 Abſ 2). Da hier die 
Fälligkeit des dinglichen Anſpruchs durch die Forderung bedingt iſt, muß die Kündigung zwiſchen 
dem perſönlichen Schuldner und dem Gläubiger erklärt werden (. 91185 A 4). Hinſichtlich der 
Grundſchuld und der Rentenſchuld vgl. die Sondervorſchriften der 88 1193, 1201, 1202, und 
hinſichtlich der Eigentümergrundſchuld vgl. 8 1177 Abſ 1. — Eine Form der Kündigung 
ift nicht vorgeſchrieben. Sie kann auch durch Vermittlung eines Gerichtsvollziehers (8 182 Abſ 1) 
ſowie durch Klagerhebung (RG 53, 212 IW 03, 2385; 08, 270.) erfolgen. Einer Annahme be- 
darf ſie zur Wirkſamkeit nicht (§ 180). Sie iſt nicht einſeitig widerruflich, behält vielmehr ihre 
Wirkungen für die Geſtaltung des Rechtsverhältniſſes bis zur Aufhebung mit beiderſeitigem 
Willen und wirkt nicht nur gegen den Gekündigten, ſondern auch gegen den Kündigenden 
ſelbſt: der Gekündigte kann ſich auf die durch die Kündigung herbeigeführte Fälligkeit be- 
rufen und braucht ſich eine einſeitige Zurücknahme nicht gefallen zu laſſen (R Gruch 55, 678). 
— Über die Vorausſebungen und den Verluſt des von unpünktlicher Zinszahlung ab- 
hängigen Kündigungsrechts vgl. NG Jgd 03 Beil 23; Warn 08 Nr 283; 1913 Nr 223; 
Gruch 48, 817; 55, 672; OLG 15, 876. Über Verbot oder Beſchränkung der Kündigungs⸗ 
ausſchließung durch die Landesgeſetzgebung vgl. Art 117 Abſ 2 Ech, der nicht nur ding⸗ 
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liche hypothekariſche Rechte betrifft, ſondern auch ſchuldrechtliche Hypothekenforderungen un. 
faßt (OLG 26, 200). — Wird durch Vereinbarung zwiſchen Eigentümer und Hypotheken- 
gläubiger die Fälligkeit der Hypothek geändert (j. oben), ohne daß die Anderung in das 
Grundbuch eingetragen wird, ſo wirkt die Vereinbarung nicht gegenüber dem ſpäteren Er⸗ 
werber des Grundſtücks, es ſei denn, daß in der Vereinbarung eine Kündigung enthalten iſt 
(RG Warn 1911 Nr 244). — Nach § 25 Abs 2 Aufws v. 16. 7. 25 iſt der Eigentümer 
berechtigt, eine aufgewertete Hypothek nach dreimonatlicher Kündigung vor der geſetzlichen 
Fälligkeit a 1. 32) zu zahlen (unter Abzug eines Zwiſchenzinſes, Art 21 DurchfVO v. 
OPER E20% 


2. Die Kündigung kann von dem oder an den Gläubiger wirkſam erfolgen, der als ſolcher 
im Grundbuch eingetragen iſt oder bei der Briefhypothek gemäß § 1155 ſich ausweiſt. Auch 
wenn das Grundbuch oder die Urkunden des § 1155 bezuglich ſeines Gläubigerrechts unrichtig 
find, muß der wahre Gläubiger die Kündigung nach 8s 893, 1138 zugunſten des Eigentümers 
gelten laſſen, es ſei denn, daß zur Zeit der Kündigung dem Eigentümer die Unrichtigkeit 
bekannt oder ein Widerſpruch gegen das Gläubigerrecht eingetragen war. Bei der Brief⸗ 
hypothek geben die 88 1160, 1161 Sondervorſchriften bezüglich des Nachweiſes der Berechti⸗ 
gung des kündigenden Gläubigers, insbeſondere der Verpflichtung zur Vorlegung des Hypo⸗ 
thefenbriefs. Sind mehrere Perſonen Gläubiger, fo muß die Kündigung von allen und an 
alle gemeinſchaftlich erfolgen, es ſei denn, daß fie Geſamtgläubiger find (88 428, 432). — 
Über Kündigung einer Hypothek: die verpfändet iſt, vgl. 88 1283, 1284, 1286, 1291; an der 
ein Nießbrauch beſteht, vgl. §§ 1074, 1077, 1080; die zum Eingebrachten der Ehefrau gehört, 
ogl. 88 1398, 1403; die zum ehelichen Geſamtgute gehört, vgl. 88 1443, 1520 Abſ 2, 1549, 
1551 Abſ 2; ſeitens des Vorerben vgl. § 2114. Hat der eingetragene Gläubiger die (Brief.) 
Hypothek zur Sicherungsübereignung au einen andern abgetreten, ſo iſt er nicht mehr zur 
Kündigung befugt, da der andere nach außen als der Verfügungsberechtigte gilt (OLG 39, 254). 


3. Da die Kündigung für die Hypothek nur dann wirkſam iſt, wenn ſie dem Eigentümer 
oder von dem Eigentümer erklärt worden iſt, muß, wenn das Grundſtück rechtsgeſchäftlich 
veräußert worden iſt, der Erwerber, damit eine Kündigung ihm gegenüber oder durch ihn 
wirkſam iſt, Auflaſſung erhalten haben und als Eigentümer eingetragen worden ſein (OLG 
34, 214). Jedoch iſt, wenn der Erwerber eine vorher ihm gegenüber von dem Glaubiger 
erklärte Kündigung nicht zurückweiſt, ſondern ausdrücklich oder auch nur ſtillſchweigend billigt 
und er demnächſt als Eigentümer eingetragen wird, die Kündigung als von Anfang an wirkſam 
zu erachten (vgl. OLG 34, 214). Bei der Geſamthypothek ($ 1182) iſt die Kündigung 
nur für und gegen den Eigentümer wirkſam, in deſſen Perſon ſie eintritt (vgl. $ 425 Abſ 2). 
Beſteht an dem belaſteten Grundſtück Miteigentum nach Bruchteilen, ſo muß gemäß 
§§ 741, 744, 747 von allen Miteigentümern und an alle gemeinſchaftlich gekündigt werden 
(RIA 12, 151). Bei der Gemeinſchaft zur geſamten Hand (Geſellſchaft, eheliche Gütergemein⸗ 
ſchaft, Erbengemeinſchaft) beſtimmt ſich die Berechtigung zur Kündigung und zu deren Ent⸗ 
gegennahme nach dem betreffenden Rechtsverhältnis (RIA 12, 151). Unzuläſſig iſt daher 
die Eintragung, daß im Falle des Übergangs des Eigentums auf eine Mehrheit von Per⸗ 
ſonen jede gegenüber einem der neuen Eigentümer (Miteigentümer, Gemeinſchafter) erklärte 
Kündigung auch gegen die übrigen Eigentümer wirken ſoll (RIA 12, 150). 


4. Abweichend von 88 893, 1138 gilt zugunſten des Gläubigers der im Grundbuch 
eingetragene Nichteigentümer als Eigentümer, auch wenn zur Zeit der Kündigung dem 
Gläubiger das Nichteigentum des Eingetragenen bekannt oder ein Widerſpruch gegen die Eigen⸗ 
tumseintragung eingetragen war (OLG 18, 172). Der wahre Eigentümer muß alſo die dem 
Bucheigentümer gegenüber vom Gläubiger oder dieſem gegenüber von jenem erklärte Kün⸗ 
digung gelten laſſen, während der Gläubiger die Kündigung des Bucheigentümers nicht als 
für ihn wirkſam anzuerkennen braucht. Sind daher z. B. gütergemeinſchaftliche Eheleute 
als Eigentümer des mit der Hypothek belaſteten Grundſtücks eingetragen, fo iſt (nach 8 1443) 
die Kündigung der Hypothek an den Ehemann, auch wenn die Ehefrau verſtorben iſt, 
(gegenüber dem Manne und den Erben) wirtſam (OL 18, 172). Hat aber der Gläubiger 
ſelbſt wiſſentlich dem Bucheigentümer gegenüber gekündigt, ſo kann er nicht nachträglich 
die Kündigung als unwirkſam behandeln, da dies gegen Treu und Glauben verſtoßen 
würde. 


5. Die Vorausſetzungen des 8 132 Abſ 2 liegen vor, wenn der Gläubiger ſich über die 
Perſon des Eigentümers in einer nicht auf Fahrläſſigkeit beruhenden Unkenntnis befindet 
oder der Aufenthalt des Eigentümers unbekannt iſt. 

6. Die Beſtellung eines Vertreters des Eigentümers überhebt den Gläubiger der Ver ⸗ 
zögerung durch eine öffentliche Zuſtellung (8 132 Abſ 2). Das Verfahren der Beſtellung regelt 
ſich nach den 88 1ff., 11, 12, 16 RF GG. 
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8 1142 


Der Eigentümer iſt berechtigt, den Gläubiger zu befriedigen“), wenn die 
Forderung ihm gegenüber fällig geworden?) oder wenn der perſönliche 
Schuldner zur Leiſtung berechtigt ift?). 

Die Befriedigung kann auch durch Hinterlegung oder durch Aufrechnung 
erfolgen“). 

E I 1080, 1082 II 1050; Mü 3 689 f., 693 f.; P 3 577, 579, 767; 4 602 f. 


1. Unter den im Abſ 1 beſtimmten Vorausſetzungen ſoll der vom perſönlichen Schuld⸗ 
ner verſchiedene (a. M. OLG 10, 123; zweifelnd OLG 39, 131) Eigentümer zur Be⸗ 
friedigung des Gläubigers berechtigt ſein, um ihm die Abwendung der Zwangsvollſtreckung 
in das Grundſtück (8 1147) zu ermöglichen. Verpflichtet iſt er zu der Befriedigung nicht (ſ. unten). 
Aus dem Recht zur Befriedigung folgt, daß der Gläubiger dieſe auch dann nicht ablehnen 
kann, wenn der perſönliche Schuldner widerſpricht. $ 267 Abſ 2 (Widerſpruch des Schuld. 
ners im Falle der Leiſtung durch einen Dritten) findet hier keine Anwendung (RG Warn 09 
Nr 348). Der Eigentümer kann ferner, ebenſo wie der Schuldner, den Glaubiger auch durch 
ein nur wörtliches Angebot gemäß 8 295 in Annahmeverzug ſetzen (RG Warn 09 Nr 348). — 
Die Wirkung der Befriedigung iſt nach S$ 1143, 1153, daß der (vom perſönlichen Schuldner 
verſchiedene) Eigentümer die Forderung mit der Hypothek erwirbt. — Ein Dritter kann 
den Gläubiger nur nach Maßgabe des § 267 an Stelle des Schuldners befriedigen. Ein Recht 
zur Befriedigung mit der Wirkung des Hypothekerwerbs hat er nicht, es ſei denn, daß ihm ein 
Ablöſungsrecht nach 88 268, 1150 zuſteht. — $ 1142 gilt für alle Hypothekenarten. Nach 
§ 1192 auch für die Grundſchuld (f. hierüber A 4). Über die Wirkung der Befriedigung 
des Grundſchuldgläubigers vgl. 8 1143 U 6. — Eine Verpflichtung des Eigentümers zur 
Befriedigung (ſog. Realobligation) beſteht nicht (vgl. $ 1113 A 6; OLG 1, 260; 9, 65). 
Daher iſt auch die Eintragung einer Verpflichtung des jeweiligen Eigentümers, die Gläubiger 
unter beſtimmten Vorausſetzungen zu befriedigen, unzuläſſig (RIA 11, 156). 

2. Wann die Forderung dem Eigentümer gegenüber fällig geworden iſt, beſtimmit 
ſich nach dem durch Geſetz (gl. $$ 271, 609, 614, 771ff., 1133) oder Rechtsgeſchäft hinſicht 
lich des Eintritts der Fälligkeit geregelten Juhalt der Forderung. Hängt die Fälligkeit von 
einer Kündigung ab, ſo muß dieſe gemäß 9.1141 von dem oder an den Eigentümer erfolgt 
fein (RG 111, 401). Handelt es ſich um eine nach dem Aufwoch v. 16. 7. 25 aufgewertete 
Hypothek, ſo iſt der Eigentümer (ſowie der Schuldner der geſicherten Forderung) nach § 25 
Abf 2 berechtigt, den Aufwertungsbetrag, deſſen Zahlung nach § 25 Abf1 Satz 1 der Glau- 
biger in der Regel nicht vor dem 1. 1. 82 verlangen kanu, nebſt den fälligen Zinſen drei 
Monate nach Kündigung ſchon vor dieſem Zeitpunkte zu zahlen. a 

3. Wenn der perſönliche Schuldner zur Leiſtung berechtigt iſt, beſteht das Befriedigungs⸗ 
recht des Eigentümers ſelbſt im Falle einer dem $ 1141 nicht entſprechenden (. A 2) und daher 
dem Eigentümer gegenüber unwirkſamen Kündigung, von der die Fälligkeit abhängt. Nach 
der Auslegungsregel des 8 271 Abſ 2, die aber bei Hypothekenforderungen ihrer Natur nach 
in der Regel nicht Platz greifen wird (JW 1924, 162110), iſt der Schuldner im Zweifel auch 
ſchon vor der für die Leiſtung (durch Geſetz oder Rechtsgeſchäft) beſtimmten Zeit zur Be 
wirkung der Leiſtung berechtigt (OLG 28, 90). Vgl. auch bezüglich einer aufgewerteten 
Hypothekenforderung A 2 a. E. j > 

4. Daß die Befriedigung auch durch Hinterlegung oder durch Aufrechnung ſeitens 
des Eigentümers erfolgen kann, iſt im Abſ 2 zur Vermeidung von Zweifeln beſtimmt, weil 
die Leiſtung hier nicht ſowohl die Tilgung einer Schuld als vielmehr die Erwerbung einer 
Forderung (l. A 1) bezweckt (M 3, 694). Zugleich enthält Abi 2 hinſichtlich der Aufrechnung 
eine Ausnahme von dem Grundſatz, daß ein Dritter eine ihm fremde Schuld wider Willen 
des Gläubigers nicht durch ſelbſtändige Erklärung der Aufrechnung tilgen kann (8 887; R 
78, 384). Der Eigentümer kann danach auch, wenn er mit der dinglichen Klage aus der 
Hypothek belangt wird, eine ihm zustehende perſönliche Forderung gegen den Hypotheken- 
gläubiger einredeweiſe zur Aufrechnung ſtellen. Für die Hinterlegung ſind die 88 872 ff. 
für die Aufrechnung die 88 887ff. maßgebend. Der Eigentümer kann daher insbeſondere 
G 387) nur mit einer ihm ſelbſt zuſtehenden Gegenforderung aufrechnen. Auf Grund einer 
Aufrechnungsbefugnis des verſönlichen Schuldners ken? ihm nach 89 1187, 770 Abſ 2 nur 
eine verzögerliche Einrede zu (1. $ 1137 A 8). Im Falle des Konkurſes über das Vermögen 
des Gläubigers find für die Zuläſſigkeit der Aufrechnung die 88 53, 55 KO maßgebend. — 
Auch gegenüber einer Grundſchuld kaun der Eigentümer in gleicher Zeile mit einer perjön- 
lichen Forderung aufrechnen, da $ 1142 gemäß $ 1192 auf die Grundſchuld entſprechend 
anzuwenden ift (Prot 4, 505; RG 78, 409; JW 1910, 704; Gruch 58, 1038; Warn 1914 
Nr 323); ſelbſt wenn die Grundſchuld zu einer Konkursmaſſe gehört (RG JW 1910, 704°; 
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Gruch 58, 1038). — Dagegen iſt der Gläubiger einer Hypothek oder Grundſchuld nicht 
berechtigt, eine Gegenforderung des Eigentümers (der nicht perſönlicher Schuldner iſt) wider 
deſſen Willen zur Aufrechnung zu ziehen, da er aus dem dinglichen Hypothekenrecht nicht 
einen Anſpruch auf Zahlung ſchlechthin gegen den Eigentümer hat, ſondern ihm nach 88 1113, 
1147, 1192 nur ein Recht auf Befriedigung aus dem Grundſtück im Wege der Zwangsvoll. 
ſtreckung zuſteht, mithin der Anſpruch und die Gegenforderung nicht im Sinne des § 387 auf 
gleichartige Leiſtungen gerichtet find. Dies beſtätigen auch die 98 592 Saß 2, 688 Abſ 1 
Satz 2, 794 Nr 5 Satz 2 30, in denen die Gleichſtellung des Auſpruchs aus einer Hypothek 
mit dem Anſpruch auf Zahlung einer Geldſumme für die betreffenden Verfahren beſonders 
beſtimmt worden iſt (Prot 4, 603; RG Warn 1914 Nr 323; OLG 12, 805). — Eine Auf⸗ 
rechnung des Eigentümers mit nur einem Teil der Gegenforderung iſt in Anbetracht 
des den §8 266, 242 zugrunde liegenden Rechtsgedankens für unſtatthaft zu erachten, weil 
ſich für den Gläubiger namentlich zufolge Vervielfältigung der ihm nach 88 1144, 1145 Satz 2 
obliegenden Verpflichtungen erhebliche Beläſtigungen durch die ftüchveife erfolgende Be- 
friedigung ergeben würden (RG 79, 359; OLG 28, 90). 


8 1143 


Iſt der Eigentümer nicht der perſönliche Schuldner), ſo geht, joweit?) er?) 
den Gläubiger?) befriedigts), die Forderung auf ihn über‘). Die für einen 
Bürgen geltenden Vorſchriften des § 774 Abſ e 1 finden entſprechende An⸗ 
wendung“). 

Beſteht für die Forderung eine Geſamthypothek, ſo gelten für dieſe die 
Vorſchriften des 5 11735). 

E 1 1094, 1095 II 1051; M 3 735 ff.: P 3 607 f., 68 1 ff. 

1. 8 1143 findet nur dann Anwendung, wenn der Eigentümer nicht der perſönliche 


Schuldner iſt (RG 81, 77), er z. B. in dem Kaufvertrage mit dem früheren Eigentümer und 
perſönlichen Schuldner zwar die Hypothek übernommen, aber der Gläubiger die Schuldüber- 
nahme nicht gemäß §8 415, 416 genehmigt hat (RG 80, 319; KGJ 27 A 279; RIA 5, 218; 
ſ. jedoch A 3 a. E.). Iſt er ſelbſt der persönliche Schuldner, fo erliſcht gemäß $ 862 die Forderung 
durch die Befriedigung in der Regel und geht auf ihn gemäß 88 1163 Abs 1 Sat 2, 1177 Abſ! 
nur das dingliche Recht als Grundſchuld über (NG 80, 319). Hat er jedoch als Geſamtſchuldner 
oder als Mitbürge für die Schuld Hypothek beſtellt, ſo geht auf ihn durch die Befriedigung 
nach 88 426 Abſ 2, 774 Abſ 2 die Forderung und ſomit nach 88 412, 401, 1153 Abs 1 auch 
die Hypothek inſoweit über, als er von den übrigen Schuldnern oder von den Mitbürgen 
Ausgleichung verlangen kann; im übrigen erliſcht die Forderung auch in dieſem Falle und 
erlangt er ebenfalls nur das dingliche Recht als Grundſchuld (vgl. KGJ 50, 209; ſ. auch A 3). 
Sind Eigentümer Miterben in ungeteilter Erbengemeinſchaft, alſo Gemeinſchafter zur ger 
ſamten Hand, und befriedigt einer der Miterben den Gläubiger nicht aus Mitteln des Nach⸗ 
iaſſes für diefen, ſondern aus eigenen Mitteln in eigenem Namen, jo geht, wenn der Erblaſſer 
perſönlicher Schuldner war, die Forderung mit der Hypothek, da die Erben nach § 2058 für 
die gemeinſchaftliche Nachlaßverbindlichkeit als Geſamtſchuldner haften, in Höhe des dem 
Befriedigenden gegen ſeine Miterben zuſtehenden Ausgleichungsanſpruchs auf den Befriedigen ; 
den über, im übrigen erliſcht die Hypothekenforderung und fällt die Hypothek als Grundſchuld 
der Erbengemeinſchaft zu (vgl. KJ 50, 208). i 
2. Soweit der Gläubiger befriedigt wird, tritt der Forderungsübergang ein. Bei teil 
weiſer Befriedigung alſo hinſichtlich des Teilbetrags. Auch die Leiſtung von Tilgungsbeiträgen 
auf Amortiſationshypotheken, für die der zahlende Eigentümer nicht perſönlich haftet, bewirkt 
Übergang der Forderung in Höhe der gezahlten Beträge, da die Tilgungsbeiträge, auch wenn 
fie als Zuſchläge zu den Zinſen feſtgeſetzt werden, nicht neben dem Kapitale ſondern als Kapital‘ 
teile zu deſſen allmählicher Tilgung zu entrichten find (val. RC 54, 92; RIA 3, 138; KJ 26 
A 147; 821 Hyp Bank v. 13. 7. 99). Anderes kann jedoch auf Grund des Vorbehalts für 
die Landesgeſetzgebung im Art 167 EG für landſchaftliche oder ritterſchaftliche Pfand 
briefhypotheken gelten, wenn nach der Satzung die Tilgungsbeiträge zu einer Tilgungsmalle 
anzuſammeln find. Vgl. hierüber Rc 27, 219; Gruch 32, 402; KON 20 A 206, 319. Betrifft 
die Befriedigung nur Rückſtände von Zinſen und ſonſtigen Nebenleiſtungen oder Koſten, die 
dem Gläubiger zu erſtatten find, ſo findet inſoweit zwar auch Übertragung der Fordemäß 
auf den Eigentümer ſtatt, aber die Hypothek für dieſen Forderungsteil erliſcht hier gemäß 
$ 1178 Abſ 1. — Durch die teilweiſe Befriedigung erlangt der Eigentümer die Rechte aus 
88 1144, 1145 hinſichtlich der Urkunden zur Berichtigung des Grundbuchs, des Vermerks der 
Teilbefriedigung auf dem Hypothekenbrief und der Herſtellung eines Teilhypothekenbriels, 
Der dem Gläubiger verbleibende Reſt der Hypothek hat aber den Vorrang vor dem au den 


Hypothek 88 1142, 1143 561 


Eigentümer übergehenden Teil, weil nach 88 1143 Abſ 1 Satz 2, 774 Abſ 1 Satz 2, 1176 der 
Übergang nicht zum Nachteile des Gläubigers geltend gemacht werden kann. — Wird zur 
Zeit des Währungsverfalls die Hypothek für ein in Goldmark gewährtes Darlehen vom 
Eigentümer in entwertetem Gelde (Papiermark) ausgezahlt, jo ſtellt ſich die Zahlung nur 
als eine Teilleiſtung dar und geht nicht die volle Forderung und Hypothek auf den Eigen⸗ 
tümer über (IFG 1, 477; f. auch $ 1144 A 2). 

3. Vorausſetzung für den Forderungsübergang iſt, daß der Eigentümer, der nicht perſön⸗ 
licher Schuldner (. A 1), der Befriedigende iſt. Daß er (3. B. der Erbe des bisherigen Eigen ⸗ 
tümers) als Eigentümer eingetragen, iſt nicht erforderlich. Für den Fall demnächſtiger Ver⸗ 
fügung über die Hypothek vgl. 35 40, 41 GBO. Auf die Befriedigung durch einen früheren 
oder einen zukünftigen Eigentümer (der z. B. das Grundſtück gekauft, aber noch keine Auf⸗ 
laſſung erhalten hat) findet § 1143 ebenſowenig Anwendung wie auf die Befriedigung 
durch einen ſonſtigen Dritten (KJ 26 A 303; RIA 4, 233). Regelmäßig erliſcht in dieſen 
Fällen die Forderung (§ 267; vgl. RG 94, 90; 96, 139) und erlangt der Eigentümer das 
dingliche Recht als Grundſchuld (58 1163 Abſ 1, 1177 Abſ 1; R 93, 236), gleichviel, ob der 
Dritte (3. B. der frühere Eigentümer) perſönlicher Schuldner iſt oder nicht. Nur ausnahmsweiſe 
geht die Forderung und damit zugleich die Hypothek (88 412, 401, 1153) auf den befriedigen 
den Dritten über (KJ 41, 251; JFG 1, 498). Dies iſt der Fall (vgl. RS 96, 139), wenn 
der Dritte: perſönlicher Schuldner iſt und er vom Eigentümer (z. B. im Falle der vom Gläubiger 
nicht genehmigten Schuldübernahme, ſ. A 1) Erſatz verlangen kann ($ 1164; N 93, 236; 
KG 26 A 303); Ablöſungsberechtigter nach Maßgabe der 88 268, 1150 iſt (NG 53, 404; 
93, 237); zugleich mit dem Eigentümer Geſamtſchuldner oder Mitbürge iſt und er von dem 
Eigentümer Ausgleichung verlangen kann (88 426 Ubi 2, 774 Abſ 2; RG 93, 237; KJ 26 A 
150; 28 A 124; JFF 1, 498; |. auch A 1); Bürge und der Eigentümer Hauptſchuldner iſt 
($ 774 Abſ 1; vgl. R 53, 403; 93, 236; KG J 26 A 150; RIA 12, 251); als nicht unbeſchränkt 
haftender Erbe des Eigentümers im Nachlaßtonkurſe eine Nachlaßverbindlichkeit aus eigenen 
Mitteln berichtigt (5 225 Abſ 2 KO; RG 55, 160). Nicht ein Dritter iſt der Konkursverwalter 
im Konkurſe des Eigentümers. Die Befriedigung durch ihn bewirkt ebenſo Übergang der 
Forderung nebſt Hypothek auf den Eigentümer wie die Befriedigung durch dieſen, mit der 
Maßgabe, daß die Hypothek in die Konkursmaſſe fällt, weil der Erwerb aus Mitteln der Maſſe 
erfolgt (OLG 9, 378). Ferner ſteht die Befriedigung durch einen Dritten im Namen und mit 
Vertretungsmacht oder Genehmigung des Eigentümers der Befriedigung durch dieſen 
gleich (KGGJ 41, 250). Zahlt anderſeits der Eigentümer nicht in ſeiner Eigenſchaft als 
Eigentümer, ſondern für den Schuldner (3. B. zufolge der ihm obliegenden Befreiungs- 
pflicht), fo findet § 1143 keine Anwendung, vielmehr erliſcht gemäß 8 362 die Forderung und 
geht lediglich das dingliche Recht, die Hypothek, nach 88 1163 Abſ 1 Saß 2,1177 Abſ 1 als Grund 
ſchuld auf den Eigentümer über (RG 80, 319; RIA 5, 210; KGJ 27 A 280). Wenn der Eigen- 
tümer die Hypothek übernommen hat, die Schuldübernahme aber vom Glaubiger nicht genehmigt 
iſt (ſ. A 1), it anzunehmen, daß er zur Erfüllung der ihm nach 8 415 Abſ 3 gegenüber dem per · 
ſönlichen Schuldner obliegenden Verpflichtung und, um die Schuld zu tilgen, alſo im vor⸗ 
bezeichneten Sinne für den perſönlichen Schuldner die Zahlung leiſtet, es ſei denn, daß beſondere 
Umſtände vorliegen, aus denen zu entnehmen wäre, daß er trotz feiner Verpflichtung nur für 
ſich als Eigentümer hat zahlen wollen (R& 80, 320). — Wenn der Gläubiger einer Hypothek, 
die auf dem ganzen, mehreren Miteigentümern gehörenden Grundſtück (. 8 1182 A 4) laſtet, 
von einem Miteigentümer, der nicht zugleich perſönlicher Schuldner iſt, in eigenem 
Namen (nicht im Namen aller Miteigentümer, RG 51, 398; RIA 8, 61) befriedigt 
wird, erwirbt der Miteigentümer gemäß 88 1143, 1153, 1009 die Hypothek als ſolche (Forde 
rung nebſt Hypothek) im ganzen Umfang (nicht etwa nur zu einem Bruchteil) und an dem 
ganzen Grundſtück (ftr-, vgl. Rh Gruch 55, 670; a. M. KJ 41, 245; DUO 18, 173). 
Iſt die Hypothek an jedem Anteil der Miteigentümer geſondert beſtellt (ſ. 8 1182 A 1), 
fo iſt § 1173 entſprechend anzuwenden und erwirbt der den Gläubiger befriedigende 
Miteigentümer die Forderung nebſt der Hypothek an ſeinem Anteil, während die Hypothek 
an dem anderen Anteil erliſcht, ſofern dem Befriedigenden nicht ein Erſatzanſpruch 
gegen den anderen Miteigentümer zuſteht (vgl. KJ 41, 245). Über die Rechtsfolgen, 
die eintreten, wenn der befriedigende Miteigentümer auch perſönlicher Schuldner iſt, vgl. 
8 1163 A 6. Über den Fall, daß Miterben in ungeteilter Erbengemeinſchaft Eigen · 
tümer und zugleich persönliche Schuldner find und einer von ihnen aus eigenen Mitteln 
den Gläubiger befriedigt, vgl. A 1. Sind die Miterben nicht zugleich perſönliche Schuldner, 
ſo erwirbt der Befriedigende, da er, wenngleich nach § 2033 er nur über ſeinen Anteil an dem 
ganzen Nachlaß, nicht über feinen Anteil an dem Grundſtück als einzelnem Nachlaßgegen. 
ſtand verfügen kann, doch als Teilhaber der Eigentümergemeinſchaft zur geſamten Hand im 
Sinne des 3 1143 als „Eigentümer“ anzuſehen iſt nach 89 1143 Abſ 1, 1158 die ganze Forde 
rung nebſt der Hypothek (tr.; a. M. KJ 50, 208: die Hypothek, wird nach § 1168 Abſ 1 
Saß 2 zur Eigentümergrundſchuld zugunſten der Erbengemeinſchaft). Befriedigt er dagegen 
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den Gläubiger aus Mitteln des Nachlaſſes für dieſen, fo geht nach $$ 1143 Ubf 1, 1153, 2041 
die ganze Forderung nebſt der Hypothek auf die Erbengemeinſchaft über. Wird eine Hypothek, 
mit der ein zu einer Vorerbſchaft gehörendes Grundſtück belaſtet iſt, von dem Vorerben (der 
nach 88 2100 ff. als Eigentümer des Grundſtücks gilt, KGJ 50, 211) mit eigenen Mitteln be⸗ 
zahlt, ſo geht, je nachdem die perſönliche Schuld eine Nachlaßverbindlichkeit iſt oder nicht, die 
Hypothek nach SS 1163 Abſ 1 Satz 2, 1177 Abi 1 als Eigentümergrundſchuld oder nach 8 1143 
als Eigentümerhypothek ($ 1177 Ab] 2) auf den Vorerben perſönlich über, fo daß fie nicht in 
den Nachlaß fällt (ftr.; vgl. KJ 50, 210). Zahlt der Vorerbe dagegen mit Mitteln der Erb⸗ 
ſchaft, ſo gehört, je nachdem die perſönliche Schuld eine Nachlaßverbindlichkeit iſt oder nicht, 
die nach §8 1163 Abſ 1 Satz 2, 1177 Abi 1 entſtehende Eigentümergrundſchuld oder die nach 
$$ 1143, 1153 mit der Hypothek übergehende Forderung gemäß § 2111 Abſ 1 Satz 1 („zur 
Erbſchaft gehört, was der Vorerbe durch Rechtsgeſchäft mit Mitteln der Erbſchaft erwirbt“) 
zum Nachlaß (ſtr.; vgl. KGJ 43, 263; 50, 212). 

4. Der wirkliche Gläubiger muß befriedigt ſein. Iſt jedoch an den eingetragenen oder 
bei der Briefhypothek an den gemäß § 1155 ſich ausweiſenden Gläubiger Zahlung geleiſtet, 
fo gilt, wenn der Empfänger nicht der wirkliche Gläubiger iſt, gemäß § 893 zugunſten des 
gutgläubigen Eigentümers die Zahlung als an den wahren Gläubiger erfolgt. 

5. Die Befriedigung kann nach § 1142 Abſ 2 auch durch Hinterlegung oder Aufrechnung 
erfolgen (ſ. 8 1142 A 4), ſowie nach Maßgabe des § 1171 Abſ 2 (Ausſchlußurtetl). Ob fie durch 
den Eigentümer freiwillig (8 1142) oder im Wege der Zwangsvollſtreckung in das Grundſtück 
(8 1147) bewirkt wird, iſt gleichgültig; im letzteren Falle wird der Befriedigungswille des Eigen⸗ 
tümers durch die Zwangsvollſtreckung erſetzt (ſtr., Prot 6, 257; RG 81, 77; RIA 11, 804). 
Jedoch beſteht inſofern ein Unterſchied, als infolge Befriedigung im Wege der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung auf den Eigentümer nur die Forderung, nicht auch die Hypothek übergeht, dieſe 
vielmehr gemäß § 1181 erliſcht (RG 81, 78). 

6. Die Forderung geht über kraft Geſetzes, ohne daß es einer Übertragungserklärung des 
Gläubigers, der Eintragung in das Grundbuch und bei der Briefhypothek der Übergabe des 
Briefes ($ 1154) bedarf (OLG 35, 331). — Mit der Forderung gehen nach 88 412, 401, 1153 
ferner auch die Nebenrechte (wie z. B. der Anſpruch gegen einen Bürgen; nicht auch zur Sicher⸗ 
heit Übertragenes, RG 89, 195; 91, 279; SeuffA 66, 408), insbeſondere die Hypothek, auf den 
Eigentümer über, fo daß dieſer nunmehr Gläubiger der Hypothet ift (vgl. RIA 12, 252). In 
erſterer Hinſicht iſt in RG 85, 363 dahingeſtellt er le ob nicht mit Rückſicht auf die Vorſchrift 
des $ 775 der Rechtsübergang hinſichtlich des Anſpruchs gegen einen Bürgen ausgeſchloſſen 
und auch kein Rückgriff des dinglichen Schuldners gegen den Bürgen gegeben ſei, ſowie, ob 
nicht ein Rückgriff des dinglichen Schuldners gegen den Bürgen nur inſoweit ſtatthaben könne, 
als er über den Wert des Pfandes hinaus, mit dem er hafte, gezahlt habe. Allein die letztere 
für den Fall des § 1225 (Befriedigung des Pfandgläubigers durch den Verpfänder, der nicht 
der perſönliche Schuldner ift) vertretene Meinung beruht darauf, daß im $ 1225 außer 8 774 
Ubf 1 auch § 774 Abſ 2 (Mitbürgen haften einander nur nach § 426) für entſprechend anwend⸗ 
bar erklärt iſt (vgl. $ 1225 A); $ 1143 Satz 2 fchreibt dagegen nur die entſprechende Anwendung 
des $ 774 Abſ 1 vor. Auch ſonſt iſt aus dem Geſetz nicht zu entnehmen, daß die aus dem 
Übergang der Forderung ſich nach 88 401, 412 ergebende Regel des Übergangs auch des 
Anſpruchs gegen einen Bürgen hier nicht oder nur mit der genannten Einſchränkung gelten 
foll; § 775 gewährt nur unter gewiſſen Vorausſetzungen dem Bürgen gegen den Hauptſchuldner 
einen Anſpruch auf Befreiung von der Bürgſchaft (ftr.; OLG 35, 331). Befriedigt der Bürge 
den Eigentümer, auf den die Hauptforderung nebſt dem Auſpruch aus der Bürgſchaft über · 
gegangen iſt, fo erliſcht die Bürgſchaft. Gemäß 88 774 Abſ 1 Satz 1, 1153 geht dann die 
Forderung nebſt der Hypothek auf den Bürgen über. Wenn demnächſt der Eigentümer als 
dinglicher Schuldner, um die Zwangsverſteigerung ſeines Grundſtücks abzuwenden, wiederum 
den zum Hypothekengläubiger gewordenen Bürgen befriedigt, fo geht auch wieder die Forde 
rung nebſt der Hypothek auf ihn über, aber nunmehr nicht der Anſpruch gegen den Bürgen, 
da die Bürgſchaft erloſchen iſt (OLG 35, 332). Läßt es der Eigentümer jetzt zur Zwangs⸗ 
verſteigerung kommen, ſo ſtellt ſich heraus, ob und wieviel der Bürge dafür, daß er den 
urſprünglich zum Gläubiger der Hauptforderung gewordenen Eigentümer befriedigt hat, aus 
dem Grundſtück Erſatz erlangt (OLG 85, 832). — Hinſichtlich des Übergangs der Hypothel 
gelten folgende Einſchränkungen. Nur die Hypothek für die Hauptforderung und die 
laufenden Zinſen geht über; die Hypothek für Rückſtände an Zinſen und anderen Neben; 
leiſtungen ſowie für Koften, die dem Gläubiger zu erſtatten find, erliſcht gemäß 8 1178 Abs 1, 
ſo daß der Eigentümer inſoweit nur die perſönliche Forderung erlangt (6 55, 162; ſ. A 2). 
Ferner kann die Hypothek nach $ 1177 Abſ 2, ſolange fie mit dem Eigentum in einer Hand 
vereinigt iſt, nur unter den für die Eigentümergrundſchuld im § 1197 vorgeſchriebenen Be. 
ſchränkungen geltend gemacht werden. — Im übrigen gehen Forderung und Hypothel 
fo über, wie fie dem bisherigen Gläubiger zuſtanden. Insbeſondere kann der Eigentümer 
auch die Schuldklage gegen den perſönlichen Schuldner erheben. Ob und welch ein 
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Rechtsverhältnis hinſichtlich der Berichtigung der Forderung zwiſchen ihm und dem perfön« 
lichen Schuldner beſteht, ob er von dieſem Erſatz beanſpruchen kann oder nicht, iſt hinſichtlich 
des Übergangs gleichgültig. Selbſt der Umſtand, daß der Eigentümer dem Schuldner gegen⸗ 
über zu der Befriedigung verpflichtet war (3. B. zufolge einer vom Gläubiger nicht genehmigten 
Schuldübernahme, |. A 1), hindert den Übergang nicht, ſofern nur der Eigentümer für ſich 
(als Eigentümer, |. A 3) die Zahlung leiſtet (KJ 27 A 280; RIA 5, 213). Jedoch kann der 
Schuldner in dieſem Falle wie auch ſonſt auf Grund des zwiſchen ihm und dem Eigentümer 
beſtehenden Rechtsverhältniſſes Einwendungen gegen die Schuldklage erheben. Vgl. hier⸗ 
über A 7. Ferner ſtehen dem Schuldner gemäß 8 412 die Einwendungen zu, die bereits zur 
Zeit des Übergangs der Forderung gegen den bisherigen Gläubiger beſtanden ($ 404), ſowie 
auch ſonſtige Einwendungen, die im Falle der Übertragung einer Forderung dem Schuldner 
dem neuen Gläubiger gegenüber vom Geſetze gewährt werden (88 406-408). Z. B. kann er 
geltend machen, daß die Forderung durch Zahlung oder durch Erlaß (§ 397) erloſchen ſei. 
Die Forderung gilt zwar auch in dieſen Fällen, wenn der zahlende Eigentümer gutgläubig 
iſt, gemäß §8 892, 1138 als fortbeſtehend, aber nur in Anſehung der Hypothek, nicht auch in 
Anſehung des perſönlichen Schuldverhältniſſes (. 8 1138 A 1). — Der Eigentümer hat ferner 
die Rechte aus $ 1144 auf Aushändigung der zur Grundbuchberichtigung erforderlichen Ur⸗ 
kunden ſowie bei Briefhypotheken auf Aushändigung des Briefes. An letzterem erlangt er 
übrigens im Falle voller Befriedigung des Gläubigers gemäß § 952 das Eigentum, jo daß er 
ihn von jedem Beſitzer herausverlangen kann. Hinſichtlich des Falles teilweiſer Befriedigung 
vgl. A 2. — Durch Veräußerung des Grundſtücks gehen dem Eigentümer die durch den Über- 
gang erlangten Rechte nicht verloren (KJ 26 A 308; 28 A 136). — Auch auf Sicherungs⸗ 
hypotheken findet $ 1143 mangels einer gegenteiligen Beſtimmung (vgl. $ 1185 Abſ 2) 
Anwendung (vgl. RE 65, 417). Bei der Grundſchuld führt, weil der Eigentümer dort auch 
nicht „perſönlicher Schuldner“ ift, die durch $ 1192 gebotene entſprechende Anwendung des 
$ 1143 dazu, daß infolge Befriedigung des Gläubigers wegen des Grundſchuldkapitals durch 
den Eigentümer die Grundſchuld auf dieſen ebenfalls übergeht. Dies wird beſtätigt durch den 
von der Redaktionskommiſſion 2. Leſung für die Grundſchuld aufgeſtellten erſten Entwurf, 
deſſen 8 1139 b Abſ 2 lautet: „Soweit der Eigentümer den Gläubiger befriedigt, geht die 
Grundſchuld auf ihn über“ (Prot 4, 505; RG 78, 67; auch 60, 247; RIA 9, 125). Nicht iſt 
etwa ans $ 1163 Abſ 1 Satz 2 der Übergang zu entnehmen. Vgl. hierüber 8 1192 A 1 Abſ 3. 
— Wird ein Hypothekengläubiger, nachdem ſeine Hypothek durch Zuſchlag des be ⸗ 
laſteten Grundſtücks in der Zwangsverſteigerung gemäß § 52 Abſ 1, § 91 Abſ 1 3G er- 
loſchen iſt, von dem bisherigen Eigentümer (Vollſtreckungsſchuldner) befriedigt, ſo geht 
auf dieſen mit der Forderung der an die Stelle der Hypothek getretene Anſpruch auf 
Befriedigung aus dem Verſteigerungserlöſe (ü. 81168 Wi) über, fo daß er im 
Verteilungstermine den Erlösteil für ſich in Anſpruch nehmen kann (vgl. R 65, 418). 


7. Die entſprechende Anwendung des § 774 Abſſ 1 ergibt: Der perſönliche Schuldner 
kann ebenſo wie der Hauptſchuldner gegenüber dem Bürgen, auf den die Forderung infolge 
Befriedigung des Gläubigers übergegangen iſt gemäß § 774 Abs 1 Satz 1, 3 gegen die Schuld- 
klage des Eigentümers (. A 6) Einwendungen aus einem zwiſchen ihnen beſtehenden Rechts⸗ 
verhältniſſe geltend machen, z. B. die Einrede, daß der Eigentümer: ihm die Forderung ge- 
ſtundet; die Zahlung an den Gläubiger auf Grund Schenkungsverſprechens für ihn geleiſtet 
habe; infolge der vom Gläubiger nicht genehmigten Schuldübernahme beim Kauf des früher 
ihm gehörigen Grundſtücks zur Bezahlung der Schuld verpflichtet geweſen ſei (KJ 27 A 279; 
NIA 5, 213; f. A 3). Über die Anwendung des $ 774 Abſſ 1 Satz 2 im Falle der teilweiſen 
Befriedigung vgl. A 2. 

8. Nur für die Geſamthypothet gelten die Vorſchriften des 8 1173. Der Übergang 
der durch die Geſamthypothek geſicherten Forderung auf den befriedigenden Eigentümer 
eines der belaſteten Grundſtücke vollzieht ſich nach den Vorſchriften des $ 1143 Abſ 1 ebenſo 
wie bei der durch Einzelhypothek geſicherten Forderung, vorausgeſetzt, daß der Eigentümer 
nicht persönlicher Schuldner iſt. Befriedigen mehrere Eigentümer, die nicht perſönliche Schuld- 
ner ſind, den Gläubiger zum Teil, fo geht die Forderung zu den betreffenden Teilbeträgen 
auf ſie über. Die Hypothek dagegen erlangt der Eigentümer, ſoweit er den Gläubiger befriedigt 
(ogl. für den Fall teilweiſer Befriedigung bezüglich des Vorrangs des Reſtes § 1176 u. A 2), 
nach 8 1173 nur an feinem Grundſtück, es ſei denn, daß er von dem Eigentümer eines der 
anderen Grundſtücke oder von deſſen Rechtsvorgänger Erſatz verlangen kann (vgl. hierüber 
$ 1178 nebſt Ben). 


8 1144 


Der Eigentümer!) kann gegen Befriedigung des Gläubigers) die Aus⸗ 
händigung des Hypothetenbriefse) und der ſonſtigen Urkunden‘) verlangen“, 
30 * 
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die zur Berichtigung des Grundbuchs oder zur Löſchung der Hypothek er⸗ 
forderlich ſind ). 


E I 1096, 1119 II 1052; M 3 781, 758 f.; P 8 610, 665. 


1. Der Eigentümer hat die Rechte aus $ 1144, gleichviel, ob er perſönlicher Schuldner ift 
oder nicht und ob alſo durch die Befriedigung des Gläubigers die Forderung erliſcht und er 
die Hypothek gemäß 88 1163 Abſ 1, 1177 Ab] 1 als Grundſchuld erwirbt oder die Forderung 
mit der Hypothek gemäß $$ 1143, 401, 412, 1153, 1177 Abſ 2 auf ihn übergeht (vgl. RG 
80, 320; Warn 1925 Nr 86; RIA 11, 139; KJ 40, 341). — Die Vorſchrift des 8 1144 
findet auch Anwendung, wenn ei Ablöſungsberechtigter (88 268, 1150; f. § 1150 U 2) oder 
der perſönliche Schuldner (8 1167), der nicht Eigentümer iſt, den Gläubiger befriedigt. — 
Auf die ein dingliches Recht nicht gewährenden Hypothekvormerkungen (3. B. im Falle des 
8 648) ift 8 1144 nicht anwendbar. Vielmehr beſtimmt ſich nach dem betreffenden Schuld- 
verhältnis (ogl. $ 320), ob Befriedigung nur Zug um Zug gegen Löſchung der Vormerkung 
verlangt werden kann (RG 56, 251). 

2. Gegen Befriedigung des Gläubigers, alſo Zug um Zug gegen Zahlung, kann die 
Aushändigung der im § 1144 bezeichneten Urkunden vom Eigentümer verlangt werden (ogl. 
RG IW 04, 17517). Beſtände die Vorſchrift nicht, fo könnte der Eigentümer erſt nach der 
Befriedigung des Gläubigers von dieſem gemäß 98 894 ff. Zuſtimmung zu der Berich⸗ 
tigung des durch die Befriedigung unrichtig gewordenen Grundbuchs (vgl. über dieſen Un- 
ſpruch ſowie über Zuläſſigkeit der Klage auf Löſchungsbewilligung ſtatt auf Bewilligung der 
Umſchreibung der zur Eigentümergrundſchuld gewordenen Hypothek 8 894 As ſowie $ 1163 
A 3) und Vorlegung des Hypothekenbriefs au das Grundbuchamt zwecks Grundbuch- 
berichtigung verlangen ſowie gemäß 88 402, 412, 413 Auslieferung der in feinem Beſitze 
befindlichen, zum Beweiſe der Forderung und des Hypothekenrechts dienenden Urkunden, 
während er nach 88 868, 371 allerdings Quittung in öffentlicher oder öffentlich be- 
glaubigter Form ſowie Rückgabe des etwa von ihm ausgeſtellten Schuldſcheins auch 
ſchon Zug um Zug gegen Zahlung verlangen kann. § 1144 gibt alſo dem Eigentümer 
gegenüber jenen Vorſchriften weitergehende Rechte, die ihn namentlich dagegen ſchützen 
ſollen, daß der Gläubiger in der Zwiſchenzeit von der Befriedigung bis zur Aushändigung 
der fraglichen Urkunden noch über die Hypothek verfügt. Wird vom Gläubiger auf das 
Angebot der Zahlung die verlangte Aushändigung verweigert, ſo kommt er in Annahme 
verzug ($ 298), der den Eigentümer zur Hinterlegung mit befreiender Wirkung berechtigt 
(88 372, 378), und klagt der Gläubiger auf Zahlung, fo ſteht dem Eigentümer das Zurück ⸗ 
behaltungsrecht gemäß 58 278, 274 zu (vgl. RG 55, 227). Jedoch braucht der Gläubiger in 
der Klage aus der Hypothek nicht die Aushändigung der Urkunden anzubieten; es iſt Sache 
des beklagten Eigentümers, die Einrede des Zurückbehaltungsrechts zu erheben, um dadurch 
herbeizuführen, daß er nur Zug um Zug gegen Aushändigung der Urkunden verurteilt wird 
(OLG 29, 365). — Daraus, daß gegen Befriedigung des Gläubigers die Aushändigung 
verlangt werden kann, iſt nicht etwa zu folgern, daß der Aushändigungsanſpruch jederzeit 
unter Befriedigung des Gläubigers geltend gemacht werden kann, vielmehr iſt, da § 1144 
ſich dem § 1142 anſchließt, der Anſpruch nur dann gerechtfertigt, wenn der Eigentümer zur 
Befriedigung des Gläubigers nach Maßgabe des § 1142 überhaupt berechtigt iſt, alſo wenn 
die Hypothekenforderung ihm gegenüber fällig geworden oder wenn der persönliche Schuld- 
ner zur Leiſtung berechtigt ift (vgl. RG 111, 401). — Das Wort „Befriedigung“ begreift, 
wie im $ 1142, alle Arten freiwilliger Tilgung, auch die durch Hinterlegung (RG Gruch 
56, 994). Der Gläubiger kann verlangen, daß er zugleich wegen der Neben verbindlich 
keiten, auch wegen der, für die das Grundſtück nach § 1118 kraft der Hypothek haftet 
(geſetzliche Zinſen, Koſten), befriedigt wird (RG Gruch 58, 668; OLG 26, 136). Anderſeits 
kann der Eigentümer, wie ſich aus $ 1145 Abſ 1 ergibt, auch gegen nur teilweiſe Be, 
friedigung des Gläubigers Aushändigung der zur Grundbuchberichtigung oder Löſchung 
des betreffenden Hypothekenteils erforderlichen Urkunden beanſpruchen (vgl. § 1145 A 2). 
Dies gilt auch hinſichtlich einer Höchſtbetragshypothet (8 1190), wenn das Beſtehen einer 
Forderung aus dem geſicherten Rechtsverhältnis in Höhe eines Teiles des eingetragenen 
Höchſtbetrages feſtgeſtellt iſt (R Gruch 58, 667 [Warn 1914 Nr 822). — Iſt der Glau⸗ 
biger zur Aushändigung des Hypothekenbriefs nicht in der Lage (3. B. weil die 
Briefhypothek verpfänder ilt), Jo kaun der Eigentümer die Zahlung verweigern (vgl. R 
52, 143). — Wegen anderer Anſprüche gegen den Eigentümer kann der Gläubiger 
die Aushändigung der Urkunden, insbeſondere einer löſchungsfähigen Quittung, nicht ver⸗ 
weigern; denn 8 1144 gewährt dem Eigentümer ein unbedingtes Recht auf Aushändigung 
gegen Befriedigung, auch würde ein Verweigerungsrecht den tatſächlichen Erfolg haben, daß 
der Gläubiger wegen der anderen Anſprüche ebenfalls durch die Hypothek geſichert wäre (vgl. 
RG 107, 94; Warn 1911 Nr 392; 1925 Nr 36; Od 10, 128); es ſei denn, daß etwa der 
Eigentümer für feine Perſon ſchuldrechtlich dem Gläubiger gegenüber weitergehende Ver⸗ 
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pflichtungen übernommen hat (RG Warn 1925 Nr 86). Wird aber die Hypothekenforderung 
etwa infolge Währungsverfalles (vor der StNotV v. 14. 2. 24 und dem Aufw ev. 16. 7. 25, 
f. unten) über ihren (Papiermark.) Betrag hinaus aufgewertet, fo ſteht dem Gläubiger, wenn 
der Eigentümer zugleich der perſönliche Schuldner iſt, wegen des den Nennbetrag überſteigen⸗ 
den Betrags das Zurückbehaltungsrecht gemäß § 273 zu (RG 107, 93: 116, 243; Warn 1924 
Nr 80; 1925 Nr 36). Stellt ſich daher die Leiſtung des eingetragenen Betrags in entwertetem 
Gelde (Papiermart) als unvollſtändige Erfüllung dar, fo iſt der Gläubiger, der nach 8 266 
eine Teilleiſtung nicht anzunehmen braucht, nicht verpflichtet, die Löſchung der Hypothek zu 
bewilligen (RG 109, 111; Warn 1924 Nr 143, 165; Gruch 67, 170; 68, 306), ſolange ſich nicht 
der Eigentümer erbietet, einen den vollen Wert der Hypothekenforderung (oder, ſoweit das 
Aufwertungsgeſetz [ſ. unten] eingreift, ihres Aufwertungsbetrags) darſtellenden Betrag zu 
zahlen (RG Gruch 68, 307; auch JW 1924, 16315: 1926, 145%). Wird aber eine Verkehrshypo⸗ 
thek, mag der Eigentümer zugleich perſönlicher Schuldner ſein oder nicht, nach dem Aufw® 
v. 16. 7. 25 $4 auf den Normalfab von 25% (oder früher nach der StNotV v. 14. 2. 24 
auf 15%) aufgewertet, ſo kann der Eigentümer Aushändigung der Urkunden gegen Zahlung 
dieſes Aufwertungsbetrages auch dann verlangen, wenn die geſicherte Forderung bei Vor⸗ 
liegen eines der Ausnahmefälle des § 10 (83 StNotV) nach allgemeinen Vorſchriften über 
den Normalſatz hinaus aufgewertet wird; denn durch das Aufwertungsgeſetz iſt der Forde⸗ 
rung zu dem Betrage, um den ihr Aufwertungsbetrag den der Hypothek überſteigt, die ding⸗ 
liche Sicherung entzogen und die Zuerkennung eines Zurückbehaltungsrechts wegen des höheren 
Aufwertungsbetrags der Forderung gemäß § 273 BGB würde entgegen dem Willen des 
Geſetzes zur tatſächlichen Sicherung des vollen Aufwertungsbetrags der Forderung führen 
(ſtr.; RG 116, 241; JW 1924, 1621"; 1925, 26800; 1926, 8722). Handelt es ſich in ſolchem 
Falle dagegen um eine Sicherungshypothek, bei der die Fälligkeit der höher aufgewerteten 
Forderung und der für einen Teil der Forderung fortbeſtehenden Hypothek dadurch herbei 
geführt wird, daß das Kündigungsrecht nach § 25 Abſ 2 Aufv& von dem Eigentümer in 
feiner Eigenſchaft als persönlicher Schuldner bezüglich des vollen Aufwertungsbetrags der 
Forderung ausgeübt wird (f. hierüber 91185 A 4), fo kann der Eigentümer nur gegen Zahlung 
des vollen Aufwertungsbetrags der Forderung Aushändigung der Urkunden verlangen, da der 
Gläubiger eine Teilleiſtung nicht anzunehmen braucht (RG 111, 401; 116, 245). — Iſt die 
Hypothek verpfändet und der Pfandgläubiger nach Eintritt der Fälligkeit feiner Forde⸗ 
rung gemäß $ 1282 zur Einziehung der verpfändeten Hypothek berechtigt, ſo iſt er befugt, 
löſchungsfähige Quittung über die Hypothek zu erteilen an Stelle des Pfandſchuldners 
(KGJ 23 A 147; 81 A 816; 84 A 810). Es findet dann 8 1144 auf ihn ebenfalls Anwen⸗ 
dung (vgl. JW 1921, 2551, wo aber angenommen wird, es müſſe der Pfandgläubiger ſich 
vom Pfandſchuldner Löſchungsbewilligung verſchaffen und der Hypothekenſchuldner könne 
ihn auf dieſe Verſchaffung ſowie auf ſeine Zuſtimmung zur Löſchung Zug um Zug gegen 
Befriedigung verklagen). 5 

3. Aushändigung des Hupothekenbriefs (über eine Briefhypothek), nicht bloß Vorlegung 
an das Grundbuchamt gemäß 8 896 (1. A 2), kann der Eigentümer, falls er den Gläubiger voll 
befriedigt, abweichend von 8 402 (.. A 2) auch dann verlangen, wenn der Gläubiger ſich nicht 
im Beſitz des Briefes befindet. Iſt der Brief abhanden gekommen oder vernichtet, ſo iſt der 
Gläubiger verpflichtet, den Brief im Wege des Aufgebotsverfahrens für kraftlos erklären zu 
laſſen ($ 1162, ZPO 88 1003 ff.) und die Erteilung eines neuen Briefes gemäß $ 67 680 
herbeizuführen. Für den Fall nur teilweiſer Befriedigung val. & 1145. — An dem Brief 
erlangt der Eigentümer gemäß 8 952 durch volle Befriedigung des Gläubigers Eigentum, durch 
teilweiſe Befriedigung Miteigentum. . 

4. Die Aushändiguna der ſonſtigen, zur Berichtigung des Grundbuchs oder zur Löſchung 
der Hypothek erforderlichen Urkunden, die nicht nur bei Briefhypotheken, ſondern auch bei 
Buchhupotheken in Betracht kommen (RG Gruch 58, 667), kann der Eigentümer verlangen, 
auch wenn ſie noch nicht vorhanden und nicht im Beſitze des Gläubigers find. Der Gläubiger 
muß fie dann beſchaffen oder fie in der für die Grundbuchberichtigung oder die Löſchung er- 
forderlichen Form ausſtellen. Der Eigentümer hat regelmäßig die Wahl zwiſchen Berich⸗ 
tigungs und Löſchungsurkunden (vgl. RH 101, 234; Gruch 58, 670; 60, 318). Will er die 
Hypothek löſchen laſſen, fo kann er eine in der Form des $ 29 EBD erklärte Löſchungs 
bewilligung verlangen (KJ 39 A 232), die, wenn er gemäß 8 27 GBO als Eigentümer 
zuſtimmt, nach § 19 G0 zur Löſchung genügt. Der Gläubiger ift zwar nach erfolgter Be- 
friebigung in Wahrheit nicht mehr Inhaber der Hnpothek. jo daß ihm an Tim) die Verfügung 
darüber nicht mehr zuſteht. Jedoch iſt er zufolge feiner Eintragung als Gläubiger dem 
Grundbuchamt gegenüber zur Löſchungsbewilligung formell legitimiert (KJ 26 A 150; 
29 A 186; 82 A 260: 40, 296). Dagegen reicht eine Löſchungsbewilligung zur Berichtigung des 
Grundbuchs durch Umſchreibung der Hypothek auf den Eigentümer nicht aus, da hierdurch nicht 
dargetan wird, daß der Eigentümer zufolge Befriedigung des Gläubigers Inhaber der Hypothek 
geworden iſt (RIA 8, 41; KGJ 32 A 257; 40, 296). Eine in der vorgenannten Form ausge⸗ 
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ſtellte Quittung aber iſt genügend und kann erfordert werden (KGJ 39 A 232; OLG 20, 416; 
ſ. jedoch 23, 325) ſowohl zur Berichtigung des Grundbuchs als auch zur Löſchung. Denn 
dadurch wird gemäß § 22 GBO nachgewieſen, daß das Grundbuch unrichtig und zufolge der 
Befriedigung nicht mehr der Gläubiger, ſondern der Eigentümer Inhaber der Hypothek iſt, 
und der letztere kann daraufhin entweder durch einen formloſen Antrag gemäß 8$ 18, 30 GBO 
die Umſchreibung der Hypothek auf ſeinen Namen oder durch eine von ihm als Hypothek⸗ 
inhaber und zugleich Eigentümer (88 19, 27 EBD) abgegebene, auf Löſchung gerichtete Er- 
klärung in der Form des § 29 GBO die Löſchung herbeiführen (vgl. RG 56, 827; Gruch 
60, 320; KGJ 26 A 149; 28 A 188; 32 A 260; OLG 20, 419). Unter Umſtänden kann der 
Gläubiger ein berechtigtes Intereſſe daran haben, einen Anſpruch auf Erteilung einer Löſchungs⸗ 
bewilligung abzulehnen, und wird dann ſolcher Anſpruch ſich als ungerechtfertigt ergeben, 
z. B. wenn bereits eine beglaubigte Quittung über die erfolgte Befriedigung ausgeſtellt 
worden iſt (RG Gruch 60, 320). Eine neben der Quittung, wie es häufig geſchieht, erklärte 
Löſchungsbewilligung iſt bedeutungslos, da der Gläubiger nach ſeiner eigenen Quittungs⸗ 
erklärung nicht mehr Inhaber der Hypothek und daher über ſie zu verfügen nicht mehr be⸗ 
rechtigt iſt (K GJ 26 A 150; 32 A 260; 40, 296). In der Quittung muß aber der Gläubiger 
nicht nur den Empfang der Zahlung bekennen, ſondern auch angeben, daß der Eigen⸗ 
tümer als ſolcher die Zahlung geleiſtet habe, weil ſonſt nach §8 426 Abſ 2, 774, 1150, 1164 
(1. 81143 A3) die Möglichkeit bleibt, daß zufolge der Zahlung die Hypothek auf einen anderen 
als den Eigentümer übergegangen iſt (KGJ 26 A 149; 28 A 133; 29 A 186; 40, 295; OLG 8, 
315). Ferner kann der Eigentümer behufs Berichtigung des Grundbuchs verlangen, daß die 
Quittung ergibt, ob er perſönlicher Schuldner iſt oder nicht, weil er nach 88 1143, 1163 Abſ 1, 
1177 (ſ. § 1148 A 1) die Hypothek im erſteren Falle als Grundſchuld, im letzteren Falle als 
Hypothek mit der Forderung erlangt (ogl. OLG 2, 320; KGJ 45, 285; 51, 287; a. M. RIA 1, 
163). Über Schadenserſatzpflicht des Gläubigers, wenn er in der Quittung die Perſon des 
Zahlenden unrichtig bezeichnet, vgl. RG Gruch 50, 1082. — Wie zur Löſchung eine Löſchungs⸗ 
bewilligung, fo genügt zur Grundbuchberichtigung weiter auch eine Umſchreibungsbe ; 
willigung des Gläubigers (KJ 39 A 232). Sie muß aber je nach der Sachlage aus dem 
zuletzt genannten Grunde auf Umſchreibung in eine Grundſchuld oder in eine Hypothek gerichtet 
fein und im erſteren Falle die Erklärung enthalten, daß die Forderung erloſchen ſei (RIA 7, 
152; KGJ 27 A 278; a. M. RIA 5, 212; 9, 218). Neben einer löſchungsfähigen Quittung 
kann nicht noch urkundliche Umſchreibungsbewilligung verlangt werden, da die Quittung zur 
Berichtigung des Grundbuchs genügt (vgl. OLG 18, 173). — it der Gläubiger nicht als EINE 
im Grundbuch eingetragen, fo iſt er auch verpflichtet (vgl. 88 40, 41 EBD), dem Eigentümer die 
zum Nachweiſe ſeines Gläubigerrechts erforderlichen Urkunden auszuhändigen (z. B. die in 
der Form des § 29 GB erklärte Abtretung des als Gläubiger Eingetragenen, Erbſchein über 
deſſen Beerbung). — Über die Verpflichtung des Gläubigers, welcher befreiter Vorerbe iſt, 
zur Beſchaffung der Einwilligung des Nacherben vgl. RG 69, 260. — Darüber, daß Ab⸗ 
tretung an einen Dritten nicht verlangt werden kann, vgl. A 5. 

5. Daraus, daß der Eigentümer die Aushändigung der fraglichen Urkunden verlangen 
kann, folgt nicht, daß der Gläubiger die etwa notwendige Herſtellung der Urkunden (ſ. A 8, 4) 
auf feine Koſten zu bewirken hat. Vielmehr hat nach 88 369, 397 grundſätzlich der Eigentümer 
die Koſten zu tragen (OLG 6, 271). — Für die Klage die im Falle der Verweigerung vor der 
Befriedigung auf Aushändigung des Hypothekenbriefs und der ſonſtigen Berichtigungs⸗ oder 
Löſchungsurkunden Zug um Zug gegen Befriedigung gerichtet werden kann (J. A 2; vgl. 8 726 
Abſ 2 ZPO), die aber auch noch nach erfolgter Befriedigung des Gläubigers (nicht in 
88 894, 896, ſondern) in § 1144 ihre Rechtfertigung findet (ſ. A 2, 3), iſt gemäß 8 24 ZPO 
das Gericht des belegenen Grundſtlicks ausſchließlich zuftändig, weil der Eigentümer damit 
die dingliche Belaſtung für ſich ſelbſt in Anſpruch nimmt (Seuff 58, 373; 64, 33; OLG 
15, 255; 17, 87; 29, 82; a. M. in erſterer Hinſicht OG 21, 65; JW 1921, 255). Mehrere 
Miteigentümer, die auf Grund ihrer Zahlung gemeinſchaftlich klagen, find notwendige Streit, 
genoſſen im Sinne des $ 62 ZPO (N 60, 269). Die Zwangsvollſtreckung erfolgt nicht 
gemäß 9 887 oder 8888 ZPO, ſondern nach $ 883 ZPO im Wege der Wegnahme durch den 
Gerichtsvollzieher (RG Gruch 50, 1110). Im Konkurſe des Gläubigers ſteht dem Eigentümer 
wegen feines Aushändigungsanſpruchs ein Ausſonderungsrecht (8 43 KO) zu (RG 60, 251; 86, 
240). — Zur Abtretung der Hypothek an einen Dritten beſteht eine geſetzliche Verpflichtung 
des Gläubigers nicht (KCI 39 A 233). Auch auf Grund einer vom Eigentümer erteilten Zeſſion 
des Anſpruchs auf Umſchreibung der Hypothek kaun der Zeſſionar nicht Bewilligung der 
Umſchreibung auf feinen Namen vom Gläubiger verlangen, weil das Grundbuch zufolge der 
Befriedigung nur inſofern unrichtig geworden, als die Hypothek auf den Eigentümer über 
gegangen und daher der Gläubiger nur zu dieſer Grundbuchberichtigung zuzuſtimmen ver. 
pflichtet iſt (vgl. N& 59, 294). Nach der herrſchenden Meinung ſoll aber eine Abrede, daß 
der Gläubiger auf Verlangen des Eigentümers die Hypothek an einen von dieſem zu W 
den Dritten, der ſich zur Auszahlung bei Fälligkeit erbiete, abzutreten verpflichtet fein ſolle, 
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zuläſſig und eintragungsfähig fein und es ſoll daraufhin dem Eigentümer eine Einrede im Sinne 
des 8 1157 gegen die Geltendmachung der Hypothek bis zur Abtretungserklärung zuſtehen. Die 
Verdinglichung einer derartigen Abrede durch Eintragung könnte jedoch nur dann als den In⸗ 
halt des Hupothekenrechts betreffend für zuläſſig erachtet werden, wenn die Abrede eine 
Tilgungsbedingung enthielte. Dies iſt nicht der Fall, da die Hypothekenforderung gerade 
beſtehenbleiben und der Gläubiger die Zahlung des Dritten als Abtretungsentgelt anzunehmen 
verpflichtet fein ſoll (vgl. RIA 1, 165). 


8 1185 


Befriedigt der Eigentümer den Gläubiger nur teilweiſe!), jo kann er 
die Aushändigung des Hypothekenbriefs nicht verlangen?). Der Gläubiger 
iſt verpflichtet, die teilweiſe Befriedigung auf dem Briefe zu vermerken?) 
und den Brief zum Zwecke der Berichtigung des Grundbuchs oder der Lö⸗ 
ſchung dem Grundbuchamt“) oder zum Zwecke der Herſtellung eines Teil⸗ 
hypothekenbriefs für den Eigentümer der zuſtändigen Behörde oder einem 
zuſtändigen Notare vorzulegens). 

Die Vorſchrift des Abſ 1 Satz 2 gilt für Zinſen und andere Nebenleiſtungen 
nur, wenn ſie ſpäter als in dem Kalendervierteljahr, in welchem der Gläu⸗ 
biger befriedigt wird, oder dem folgenden Vierteljahre fällig werden. 
Auf Koſten, für die das Grundſtück nach 8 1118 haftet, findet die Vorſchrift 
keine Anwendung“). 

E I 1119 II 1052; M 3 759; ® 3 610, 666; 6 253. 


1. Die Vorſchriften des § 1145 finden bei der Briefhypothek nicht nur auf den Fall der 
teilweiſen Befriedigung durch den Eigentümer Anwendung, und zwar gleichviel, ob dieſer 
perſönlicher Schuldner iſt oder nicht (. § 1144 A l) ſondern auch auf die Falle teilweiſer Be⸗ 
friedigung des Gläubigers durch einen Ablöſungsberechtigten (88 268, 1150) oder durch den 
perſönlichen Schuldner, der nicht Eigentümer iſt (§ 1167), ſowie auf den Fall teilweiſen Ver⸗ 
zichts des Gläubigers auf die Hypothekenforderung ($ 1168 Abs 8). — Gelangt die Forderung 
teilweiſe nicht zur Entſtehung, ſo daß die Hypothek zu dieſem Teil dem Eigentümer zuſteht 
(§ 1163 Abſ 1), fo iſt zwar mangels einer Beſtimmung hierfür § 1145 nicht anwendbar. Da 
jedoch der Eigentümer gemäß 8 952 Miteigentümer des Hypothekenbriefs und das Grundbuch 
hinſichtlich des Teiles unrichtig ift, fo kann er nach 88 749, 752, 1152 Teilung durch Herftellung 
eines Teilhyvothekenbriefs und nach $ 896 Vorlegung des Stammbriefs zu dieſem Zweck ſowie 
gemäß 8 894 Zuſtimmung des Gläubigers zur Umſchreibung des Hypothekenteils verlangen 
(RG 59, 317; 69, 40). — Vgl. auch 88.31 Abs 2, 40, 52 HypVankch v. 13. 7. 90. — Zu 
beachten iſt, daß der Gläubiger nach 9 266 zur Annahme von Teilleistungen nicht verpflichtet 
iſt (Res Gruch 68, 306; vgl. auch über Berechtigung zur Befriedigung $ 1144 A 2). 


2. Aushändigung des Hypothekenbrieſs, wie im Falle voller Befriedigung des Glau. 
bigers nach § 1144, kann der Eigentümer nicht verlangen, weil dem Gläubiger der erteilte 
Brief zum ausſchließlichen Beſitze verbleiben muß, damit er uneingeſchränkt über den ihm 
zuftehenden Hypothekenteil verfügen kann (RG 69, 41; Gruch 54, 1023). Dagegen kann der 
Eigentümer auch bei nur teilweiſer Befriedigung gemäß 8 1144 die Aushändigung der zur 
Berichtigung des Grundbuchs oder zur Löſchung des bezahlten Hypothekenteils erforderlichen 
Urtunden (ſ. 8 1144 U 4) beanſpruchen, wie ſich aus den Worten zum Zwecke der Berichtigung 
des Grundbuchs oder der Löſchung“ ergibt (R Gruch 58, 667 [Warn 1914 Nr 322). 


3. Der Vermerk des Gläubigers über die teilweiſe Befriedigung ſchließt nach 8 1140, 
auch wenn er ein privatſchtiftlicher iſt, für den Fall, daß der Gläubiger über den getilgten 
Hypothekenteil verfügt, die Berufung des Erwerbers auf den öffentlichen Glauben des ar 
buchs aus (ſ. $ 1140 A 2). Soll er zugleich als Quittung für die Berichtigung des Grundbuchs 
dienen (f. 9 1144 A 4), fo bedarf er allerdings der Form des 5 29 GBO. 


4. Zum Zwecke der Berichtigung des Grundbuchs durch Umſchreibung des bezahlten 
Snpöfietentis oder zur Löſchung dieſes Teiles hat der Cigentülnter lb AN Ein, 
Grundbuchamt den Brief vorzulegen, damit darauf gemäß 5 62 GBR bie betreffende Ein 
tragung vermerkt werden lann. $ 1140 gewäyrt ihm gegen den Gläubiger einen Anspruch 
auf Vorlegung zu dieſen Zwecken. — Im Falle der Umschreibung des Teiles auf den Cigen- 
tümer hal der dem Gläubiger verbleibende Teil nach $ 1176 auch ohne ausdrücliche Be. 
ſtimmung den Vorrang. 


5. Der Anspruch auf Vorlegung des Briefes zum Zwecke der Herſtellung eines Zeil. 
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hypothekenbriefs (ſ. S 1152) iſt dem Eigentümer für den Fall, daß er den bezahlten Hypotheken⸗ 
teil auf ſeinen Namen umſchreiben laſſen will, gewährt, damit er über den Teil verfügen kann. 
Zwar genügt zur Abtretung oder zur Belaſtung des Teiles auch die Übergabe des Stamm⸗ 
briefs an den Erwerber ſowie die Einräumung des Mitbeſitzes ($ 866) daran (RG 65, 62; 
69, 39; 75, 221; RIA 2, 85; 6, 64). Aber der Gläubiger iſt zur Herausgabe des Briefes nicht 
verpflichtet (f. A 2). — Über die Herſtellung des Teilbriefs, für die nach 8 61 Abf 1 das 
Grundbuchamt, die durch Landesgeſetz zu beſtimmenden Gerichte und die Notare zuſtändig 
find, trifft §61 Abſ 2, 3 GBO Beſtimmung. Für den Fall, daß der bezahlte Teil zur Eigen⸗ 
tümergrundſchuld wird (f. 8 1144 A 1), vgl. § 1152 A 1. 


6. Der Abſ 2, der dem Eigentümer für den Fall der Bezahlung gewiſſer Zinſen oder 
anderer Nebenleiſtungen, namentlich der im laufenden oder folgenden Kalendervierteljahr 
fällig werdenden, ſowie von Koſten des $ 1118 den Anſpruch auf Vermerk der Zahlung ſowie 
auf Vorlegung des Briefes verſagt, entſpricht den fia cee die hinſichtſich dieſer 
Nebenleiſtungen und Koſten in den §8 1158, 1159, 1178 bezüglich Zuläſſigkeit von Einwendungen 
gegenüber einem neuen Erwerber ohne Rückſicht auf den öffentlichen Glauben des Grund⸗ 
buchs und hinſichtlich Nichterlangung einer Eigentümerhypothek gegeben ſind, ſowie dem Um⸗ 
ſtande daß die Eintragung derartiger Tilgungen nicht zuläſſig iſt (vgl. Prot 6, 253). — Der 
erſte Satz des Abſ 2 ergibt die Möglichkeit, daß der Eigentümer die Hypothek in Anſehung 
künftiger Zinſen erwirbt, während die Hypothek im übrigen beim Gläubiger bleibt. Vgl. 
hierüber § 1178 A 3. 


8 1146 


Liegen dem Eigentümer!) gegenüber die Vorausſetzungen vor, unter 
denen ein Schuldner in Verzug kommt), jo gebühren dem Gläubiger Ber- 
zugszinſens) aus dem Grundſtücke⸗). 


E I 1140 II 1058; M 3 790; P 3 711. 


1. 8 1146 enthält eine das dingliche Hypothekenrecht erweiternde Beſtimmung für den 
Fall des Verzugs des Eigentümers, der nicht perſönlicher Schuldner iſt. Daß das Grundſtülck 
kraft der Hypothek für Verzugszinſen haftet, die wegen Verzugs des perſönlichen Schuld⸗ 
ners verlangt werden können, folgt bereits aus 8 1118. — Die Vorſchrift findet mangels 
einer entgegenſtehenden Beſtimmung (vgl. 8 1185 Abſ 2) auch auf Sicherungshypotheken 
Anwendung. Desgleichen auf Grundſchulden (8 1192) ſowie auf Rentenſchulden hinſicht⸗ 
205 ne (nicht auch bezüglich der einzelnen Leiſtungen, 88 1199, 1200 
Abſ 1, a 


2. Die Vorausſetzungen, unter denen ein Schuldner in Verzug kommt, ergeben ſich 
aus den 88 284, 285. Danach iſt namentlich Mahnung des Eigentümers ($ 284 Abſ 1 Satz 1) 
erforderlich, wenn nicht für die Leiſtung, was bei Hypotheken meiſtens der Fall fein wird, 
eine Zeit nach dem Kalender beſtimmt iſt (§ 284 Abſ 2). Zur Wirkſamkeit der Mahnung 
iſt nicht erforderlich, daß der Gläubiger ſich zur Aushändigung der im § 1144 genannten 
Urkunde erbietet (OLG 23, 170). 


3. Verzugszinſen zu 4 vom Hundert, unbeſchadet des Rechtes auf Fortbezug höherer 
Zinſen, die von der Hupothek vereinbarungsgemäß zu entrichten find, gebühren dem Gläubiger 
nach § 288 Abſ 1. Dies iſt alſo beſonders von Bedeutung, wenn die Hypothek unverzinslich 
oder zu weniger als 4 vom Hundert verzinslich iſt. Dagegen iſt dem Gläubiger das Recht nicht 
gewährt, gemäß 88 286, 288 Abſ 2, 289 Satz 2 Erſatz eines etwaigen weiteren Schadens aus 
dem Grundſtück zu verlangen (M 3, 790). Nur ein perſönlicher Anſpruch gegen den Eigen⸗ 
tümer kann in dieſer Hinſicht nach allgemeinen Grundſätzen der Haftung für Schadens ⸗ 
zufügung, insbeſondere nach $ 828 Abſ 1, unter Umſtänden gegeben fein. Auch Prozeßzinſen 
als ſolche von dem Eintritte der Rechtshängigkeit der dinglichen Klage ab gebühren dem Glaäu 
biger nicht, da der dingliche Anſpruch auf Befriedigung aus dem Grundſtück nicht eine Geld 
forderung im Sinne des F 291 iſt. Zinſen von der Klagerhebung ab können daher nur als 
Verzugszinſen beim Vorliegen der Vorausſetzungen des Verzugs zu dieſer Zeit verlangt 
werden. Vgl. einerſeits $ 284 Abſ 1 Satz 2 (Klagerhebung ſteht der Mahnung gleich), ander⸗ 
ſeits § 284 Abſ 1 Satz 1 (Fälligkeit erforderlich), auch 8 285. Wohl aber haftet das Grundſtück 
nach § 1118 für die Prozeßzinſen, zu denen der verſönliche Schuldner auf die Schuldklage 
verurteilt wird. Sind der Eigentümer und der perſönliche Schuldner zugleich im Verzug, 
ſo ſtehen dem Gläubiger nur einmal Verzugszinſen zu. 


4. Nur aus dem Grundſtück nach Maßgabe des $ 1147 kann der Gläubiger die Verzugs ⸗ 


zinſen verlangen. Er ift nicht etwa berechtigt, wegen des Verzugs des Eigentümers den per 
ſönlichen Schuldner in Anſpruch zu nehmen. 
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8 1147 


Die Befriedigung!) des Gläubigers aus dem Grundſtück? und den Gegen⸗ 
ſtänden, auf die ſich die Hypothek erſtreckt'), erfolgt im Wege der Zwangs⸗ 
vollſtreckung “). 

E I 1075 II 1054; M 3 675 ff.; P 3 571 . 


1. Hinſichtlich des Umfangs der Befriedigung, die der Gläubiget auf Grund des ding ⸗ 
lichen Hypothekenrechts aus dem Grundſtück ſuchen kann, vgl. 9 1118 (geſetzliche Zinſen 
der Forderung, Koſten der Kündigung, Koſten der die Befriedigung aus dem Grundſtück be. 
zweckenden Rechtsverfolgung) und § 1146 (Verzugszinſen zufolge Verzugs des Eigentümers, 
der nicht perſönlicher Schuldner iſt). Nach der erſteren Vorſchrift hat der Gläubiger ins- 
beſondere auch wegen der Koſten der dinglichen Klage oder einer vollſtreckbaren Ur⸗ 
kunde gemäß § 794 Nr 5 ZPO, für die er zahlungspflichtig iſt, das Recht auf Befriedigung 
aus dem Grundſtück. Im Zwangsverſteigerungsverfahren kann er dieſes Recht gemäß 88 10 
Abſ 2, 12 Nr 1, 37 Nr 4, 110, 114 35G durch Anmeldung geltend machen, ohne daß er eines 
beſonderen vollſtreckbaren Titels, eines Koſtenfeſtſetzungsbeſchluſſes, bedarf, ſofern er nicht 
etwa wegen der Koſten allein die Zwangsverſteigerung betreibt. Wird der Eigentümer auf 
die dingliche Klage verurteilt, ſo ſind ihm nach der maßgebenden Vorſchrift des 8 91 ZPO 
die Koſten des Rechtsstreits zur Laſt zu legen, da er für ſeine Perſon, nicht als Vertreter des 
Grundſtücks, das nicht Partei fein kann, unterliegende Partei iſt, und er haftet dem Gläubiger 
hinſichtlich der Erſtattung der dieſem erwachſenen Koſten (88 103 ff. ZPO), ebenſo wie die 
Staatskaſſe, auch mit ſeinem ſonſtigen Vermögen (ORG 3, 319; vgl. auch RG IW 01, 183). 
Legt aber das Prozeßgericht dem Gläubiger die Koſten auf, etwa wegen ſofortigen An» 
erkenntniſſes des Eigentümers gemäß $ 98 3 PO, fo kann der Gläubiger nicht, wie vereinzelt 
gemeint wird, trogdem Befriedigung wegen feiner Koſten aus dem Grundſtück ſuchen denn 
die Auferlegung der Koſten enthält die Abweiſung des Anſpruchs auf Erſtattung der Rechts⸗ 
ftreittoften (5 308 Abſ 2 ZBO) und beſeitigt dieſen Anſpruch ebenſo vollkommen wie die 
Auferlegung der Koſten im Falle der Abweiſung der ganzen Klage (vgl. OLG 3, 319). Jedoch 
iſt insbeſondere hinſichtlich der Vorſchrift des 8 93 ZPO in Übereinſtimmung mit der herrichen- 
den Meinung zu bemerken, daß der Eigentümer, wenn er nach Eintritt der Fälligkeit der 
Hypothekenforderung den Gläubiger nicht gemäß K 1142 befriedigt, Veranlaſſung zu der ding ⸗ 
lichen Klage gibt, ſo daß ihn auch ein ſofortiges Anerkenntnis von der Koſtenlaſt nicht befreit, 
es ſei denn, daß er die Befriedigung vergeblich verſucht oder ſich zur Ausſtellung einer voll. 
ſtreckbaren Urkunde gemäß $ 794 Nr 5 ZPO erboten hat (OL 3, 818; 3, 319; 6, 386; 9, 65; 
11, 52; 18, 102; 13, 103; 15, 86; 18, 163; SeuffA 59 Nr 113; a. M. OLG 1, 259; vgl. 
auch OLG 23, 112). 0 

2. Der Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche Vermögen, wodurch die Be⸗ 
friedigung aus dem Grundſtück erfolgt (R& 47, 270; 56, 324; 81, 73; 93, 236; OL 1, 259; 
ogl. § 1181 A 1), unterliegen gemäß SS 864 Abſ 1, 870 ABO auch die mit Hypotheken 
belaſtbaren Berechtigungen, für welche die ſich auf Grundſtücke beziehenden Vorſchriften 
gelten (das Erbbaurecht, 8 1017, Vo v. 15. 1. 19 8 11; nach Landesrecht: Artt 63, 67, 68, 69, 
196 EG, vgl. 8 2 Ec. 3G) ſowie nach der dem § 1114 (ogl. auch $ 1106) entſprechenden 
Vorſchrift des 8 864 Abſ 2 ZPO ein Grundſtücksbruchteil, wenn er in dem Anteil eines Mit 
eigentümers beſteht oder wenn ſich der Unfpruch des Gläubigers auf ein Recht gründet, 
mit welchem der Bruchteil als ſolcher befaftet iſt. Der letztere Fall iſt z. B. gegeben, wenn 
ein Miteigentümer feinen Anteil mit einer Hypothek belaſtet hat und demnachſt die Nit. 
eigentumsanteile ſich in einer Hand vereinigt haben. Zuläſſig iſt die Zwangsvollſtreckung 
in den Anteil eines Miteigentümers auch dann, wenn ein früherer Alleineigentümer das ganze 
Grundſtück mit einer Hypothek belaſtet hat und ſpäterhin das Grundſtück in das Miteigentum 
mehrerer gelangt iſt (RG 20, 270, val. auch K 1132 A 1). — Die Zwangsvollſtreckung in das 
Grundſtück kann der Gläubiger nach feiner Wahl durch den Antrag auf Einleitung der Zwangs · 
verſteigerung oder der Zwangsverwaltung betreiben (8 805d. 866. EN BRD, SS 10 ff., 
146 ff. AUG) ſowie durch Beitritt zu einem bereits anhängigen, Verfahren (58 27, 146 ZUG). 
Die Eintragung einer Zwangshypothek ($$ 866, 867 ZPO) kommt hier nicht in Betracht. 
Über Vorbehalte für die Landesgeſetzgebung betreffend: Beſtimmungen, wonach der Gläu⸗ 
biger Befriedigung aus dem Grundſtücke lediglich im Wege der Zwangsverwaltung ſuchen 
kann, vgl. Artt 60, 192 Abſ 2 EG: Zwangsvollſtreckung in die einem Eiſenbahn⸗ oder Kleinbahn. 
unternehmen gewidmeten Grundſtücke und ſonſtige Vermögensgegenſtände (Bahneinheit) 
vgl. Art 112 EG. = 

3. Die Befriedigung aus den Gegenſtänden, auf die ſich die Hypothek erſtreckt, alſo 
aus den in den 88 11201130 bebandelten Gegenftänden, kann zunächst im Wege der Zwangs ⸗ 
verſteigerung oder der Zwangsverwaltung des Grundſtücks gefucht werden, da dieſe 
nach $ 865 Abf 1 ZPO die Gegenſtände mitumfaſſen. Jedoch umfaßt nach 8 21 3G die 
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Beſchlagnahme bei der Zwangsverſteigerung, anders wie bei der Zwangsverwaltung ($ 148 
Abf 1 3G), die Gegenſtände nicht ausnahmslos, namentlich nicht Miet und Pachtzins⸗ 
forderungen. Solange die Gegenſtände noch nicht durch Einleitung der Zwangsverſteigerung 
oder der Zwangsverwaltung beſchlagnahmt find (88 20, 22, 146, 151 3B), kann der Glaäu⸗ 
biger aus ihnen ferner im Wege der Zwangsvollſtreckung in das bewegliche Ver- 
mögen (Pfändung) Befriedigung ſuchen (OLG 10, 420); nur Zubehörſtücke können nicht ge- 
pfändet werden ($ 865 Abſ 2 ZPO; vgl. § 1121 A 3). Weſentliche Beſtandteile des Grund⸗ 
ſtücks aber unterliegen vor der Trennung überhaupt nicht der Pfändung, ausgenommen nach 
$ 810 ZPO ungetrennte Früchte (vgl. $ 1120 A 1). Aus Gebäudeverſicherungsforderungen 
kann der Gläubiger nicht nur im Wege der Pfändung, ſondern nach $ 1128 Ab] 2 ausnahms⸗ 
weiſe auch durch Einziehung ſich befriedigen ($ 1128 A 5). — Streitig iſt, ob der Hypo⸗ 
thekengläubiger, deſſen Hypothek durch den Zuſchlag in der Zwangsverſteigerung er ⸗ 
loſchen iſt (8852, 91 30), wegen des Ausfalls ſich an die für die Hypothek haftenden 
Gegenſtände, die von der Beſchlagnahme nicht mitergriffen oder von der Verſteigerung 
ausgeſchloſſen worden waren, auf Grund ſeines dinglichen Rechtes trotz deſſen Löſchung. 
halten darf. Dies iſt zu bejahen, ſofern die Gegenſtände nicht etwa nach Maßgabe der 
88 1121 ff. inzwiſchen von der Haftung für die Hypothek frei geworden find. Denn, da die 
Löſchung lediglich die Folge des Zuſchlags iſt, ſo kann die Wirkung der Löſchung bezüglich 
derjenigen Hypotheken, die nicht durch Befriedigung aus dem Grundſtück erloſchen ſind, 
nicht über das zugeſchlagene Grundſtück hinaus auch auf die vom Zuſchlage nicht be⸗ 
troffenen, der Hypothek haftenden Gegenſtände erſtreckt werden. Vielmehr müſſen dieſe 
Hypotheken an den betreffenden Gegenſtänden trotz Erlöſchens durch den Zuſchlag ebenſo 
beſtehenbleiben wie im Falle der Anordnung beſonderer Verſteigerung der Gegenſtände 
gemäß § 65 3G (MG 55, 414; JW 1911, 4645; Gruch 48, 1064; OLG 3, 387; 14, 83; 
30, 103; 33, 166; a. M. OLG 11, 137). Dies gilt auch von Zubehörſtücken, die von dem 
Grundſtückseigentümer veräußert, jedoch nicht von dem Grundſtück entfernt ſind, auf die 
ſich alfo nach 88 1120, 1121 Abſ 1 die Hypothek weiter erſtreckt ($ 1121 A2, 3) und die von 
dem Erſteher des Grundſtücks zufolge Einſtellung der Zwangsvollſtreckung in fie gemäß 
555 Abſ 2, § 37 Nr 5 3G durch den Zuſchlag nicht erworben find (JW 1927, 402 8; über 
Zuläſſigkeit der Pfändung ſolcher [früheren] Zubehörſtücke für einen perſönlichen Gläubiger 
trotz der Vorſchrift des $ 865 Abſ 2 ZPO und die Löſung des Widerſtreits der Rechte zwi. 
ſchen den Hypothekengläubigern und dem Pfändungsgläubiger in dieſem Falle vgl. § 97 
A 1). Sind aber die haftenden Gegenſtände durch den Zuſchlag auf den Erſteher über: 
gegangen (8 90 3c), fo können ſich die Hypothetengläubiger ſelbſtverſtändlich (58 91, 92 
3G) an die Gegenſtände wegen ihres Ausfalls nicht halten (RG Gruch 48, 1024). 

4. Hinſichtlich der Vorausſetzungen für die Befriedigung aus dem Grundſtück uſw. 
im Wege der Zwangsvollſtregung vgl. 88 704—752, 794—801 BRD, 88 16—18, 146, 147 
38G. Beſonders iſt erforderlich ein vollſtreckbarer Schuldtitel gegen den Eigentümer (vgl. 
88 16, 17 8G). Nach 8 1148 gilt jedoch der als Eigentümer Eingetragene zugunſten des 
Gläubigers als der wirkliche Eigentümer. — Die dingliche Klage zur Erlangung eines voll 
ſtreckbaren Urteils iſt, da nach $ 1113 die hypothekariſche Belaſtung darin beſteht, daß eine 
Geldſumme zur Befriedigung wegen der geſicherten Forderung aus dem Grundſtück zu zahlen 
iſt, und da nach $ 1147 die Befriedigung aus dem Grundſtück im Wege der Zwangsvollſtreckung 
erfolgt, zu richten auf Verurteilung des Eigentümers, zur Befriedigung des Klägers wegen des 
Hypothekenkapitals und der Nebeuforderungen (f. A 1) die Zwangsvollſtreckung in das Grundſtück 
und die für die Hypothek haftenden Gegenſtände zu dulden (RG 49 S. 107, 110; RIA 11, 156; 
OLG 35, 332; vgl. dazu die Vorſchläge in JW 1921, 1353; 1922, 213). Die früher vielfach 
übliche Faſſung des Antrags dahin, „bei Vermeidung der Zwangsvollſtreckung in das Grundſtück 
zu zahlen“, iſt nicht zu billigen, weil nach dem BG dem Eigentümer eine Zahlungspflicht nicht 
obliegt (vgl. jedoch RG 63, 183). Die Gegenſtände, auf die ſich die Hypothek erſtreckt, brauchen 
in den Antrag nicht aufgenommen zu werden, da die Zwangsvollſtreckung in das Grundſtück 
fie mitumfaßt (. A 3). Die Klage kann nach $$ 592 Sat 2, 688 Ab] 1 Saß 2 ZPO auch im 
Urkundenprozeß und im Mahnverfahren erhoben werden. Iſt der Eigentümer zugleich der 
perſönliche Schuldner, ſo kann mit der dinglichen Klage die Schuldklage verbunden werden. 
Der Antrag iſt daun zu richten auf Verurteilung, an den Kläger die Hypothekenſumme zu 
zahlen und zur Befriedigung des Klägers wegen der Summe die Zwangavollſtreckung in das 
Grundſtück zu dulden. Wegen des Gerichtsſtandes für die dingliche und die mit dieſer etwa 
verbundene Schuldklage vgl. 88 24, 25 ZPO. Auch der Gläubiger einer auf Grund ſchuld 
rechtlichen Schuldtitels eingetragenen Zwangshypothek (S 867 3 0) kann aus dieſer 
die dingliche Klage erheben; er hat an Erlangung eines dinglichen Schuldtitels neben dem 
ſchuldrechtlichen ein Intereſſe, da im Falle der Zwangsverſteigerung des belaſteten Grund. 
ſtücks ſeine Rechte auf Grund des dinglichen Schuldtitels weitergehende find (vgl. $ 26 85G: 
NS 76, 119) und, wenn er Mietzinfen aus dem Grundſtück auf Grund ſolchen Schuldtitel 
pfändet, die Pfändung als Beſchlagnahme gemäß 88 1128, 1124 (vgl. § 1123 A 2, 8 1124 A 2) 
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gilt (OLG 85, 332). — Ferner kann die Zwangsvollſtreckung auf Grund einer nach Maßgabe 
des & 794 Nr 5 oder des $ 800 ZPO vom Eigentümer erteilten vollſtreckbaren Urkunde 
erfolgen. Jedoch nicht, wenn die Urkunde eine Höchſtbetragshypothek (§ 1190) betrifft, 
da es bei dieſer an der nach § 794 Nr 5 30 erforderlichen Beſtimmtheit des zu 
zahlenden Geldbetrags fehlt (RIA 2, 203; OLG 3, 295; 8 S. 148, 149; 9, 230; 13, 196). 
Val. auch Art VIII CG. ZPO Nov v. 17. 5. 98 (Vorbehalt für landesgeſetzliche Vor⸗ 
ſchriften über vollſtreckbare Hypothekenurkunden). Vgl. ferner $ 794 Nr 1 ZPO (ollitred- 
bare gerichtliche Vergleiche), § 1044 a ZPO (für vollſtreckbar erklärter Vergleich vor 
dem Schiedsgericht). Nach § 75 Aufv® v. 16. 7. 25 findet auch aus den vor der 
Aufwertungsſtelle abgeſchloſſenen Vergleichen (4. B. über gelöſchte, nach 88 14, 
15 Gef kraft Vorbehalts oder Rückwirkung aufzuwertende Hypotheken) die Zwangs- 
vollſtreckung ſtatt. — Iſt der Gläubiger zugleich Eigentümer, alſo Eigentümer⸗ 
hypothekar, jo kann er nach 88 1177, 1197 Abſ 1 nicht die Zwaugsoollſtreckung zum 
Zwecke ſeiner Befriedigung betreiben. — Iſt der Eigentümer im Konkurſe, ſo kann 
der Gläubiger gemäß 88 4 Abſ 2, 47 KO feine abgeſonderte Befriedigung aus dem Grund⸗ 
ſtück uſw. unabhängig vom Konkursverfahren betreiben. Die dingliche Klage aber iſt nach 
88 6, 11 KO gegen den Konkursverwalter zu richten (RG JW 01, 183; OLG 15, 86; auch 
R 52, 140; Gruch 45, 624). Für den Fall, daß der Konkursverwalter die Zwangsvoll 
ſtreckung betreibt, vgl. 88 126, 127 RO, 88 172—174 BG. — Über die Vollſtreckbarkeir des 
gegen den Eigentümer erlaſſenen Urteils auch gegen den Rechtsnachfolger im Falle der 
Veräußerung des Grundſtücks nach Eintritt der Rechtshängigkeit vgl. die beſonderen Vorſchriften 
in 8 825 Ubi 3 BRD, 8 20 3G. Im übrigen vgl. über die Vorausſetzungen der Zwangs⸗ 
vollſtreckung gegen einen Rechtsnachfolger die s8 727731, 738, 742, 744, 745, 749 3 PO, 
die auch für die Hypothekenklage gelten. — Das Recht des Hypothekengläubigers auf Zwangs 
vollſtreckung in das Grundſtück und die mithaftenden Gegenſtände darf nicht völlig aus, 
geſchloſſen werden; eine ſolche Vereinbarung iſt als dem Weſen der Hypothek widerſtreitend 
(8 1113) nichtig (MG Gruch 58, 974). Jedoch iſt es nicht unzuläſſig, wenn das Recht auf 
Zwangsvollſtreckung nur in der Weiſe beſchränkt wird, daß der Gläubiger nicht ſelbſt ſoll die 
Zwangsverſteigerung des Grundſtücks betreiben dürfen, im übrigen aber ihm Zwangs ⸗ 
vollſtreckungsakte (3. B. Zwangsverwaltung, Pfändung von Mietzinſen) freigelaſſen ſind, 
er auch in einer von einem Dritten betriebenen Zwangsverſteigerung ſeine Hypothek geltend 
machen darf (RG Gruch 58, 975). — Iſt das Grundſtück zwangsverſteigert und die Hypothek 
gemäß 8 91 8G durch den Zuſchlag erloſchen, ſo tritt an die Stelle der Hypothek das Recht 
auf Befriedigung aus dem vom Erſteher zu zahlenden Verſteigerungserlös. Über 
die Art und Weiſe der Übertragung und Pfändung dieſes Rechtes, über Anwendbarkeit des 
9 1163 Abſ 1 darauf und über die Wirkung des Verzichts auf dieſes Recht vgl, 8 1154 A 1, 
§ 1168 A 8, 8 1168 A 1. War die Hypothek einem Dritten verpfändet, ſo ergreift das Pfand ⸗ 
recht nunmehr (nach dem Surrogationsgrundſatz) dieſes Befriedigungsrecht (RG Gruch 
59, 131 [Warn 1915 Nr 85). 


§ 1148 


Bei der Verfolgung des Rechtes aus der Hypothek!) gilt zugunſten des 
Gläubigers derjenige, welcher im Grundbuch als Eigentümer eingetragen 
iſt, als der Eigentümer:). Das Recht des nicht eingetragenen Eigentümers, 
die ihm gegen die Hypothek zuſtehenden Einwendungen geltend zu machen, 
bleibt unberührt“). 

G II 1055; M 3 228; P 3 575 f. 


1. 8 1148 bezweckt, dem Gläubiger bei der Verfolgung des Rechtes aus der Hypothek, 
alſo bei Erhebung der dinglichen Klage (. $ 1147 A 4), ebenſo wie 8 1141 Abſ 1 Satz 2 ber 
züglich der Kündigung, eine Erleichterung hinſichtlich Feſtſtellung der Perſon des richtigen 
Beklagten (z. B. im Falle einer Erbfolge, der Eigentumseintragung auf Grund nichtiger 
Auflaſſung) zu gewähren. — Für die Schuldklage gegen den Eigentümer als perſönlichen 
Schuldner gilt die Vorſchrift nicht. 

2. Aus dem in A 1 Satz 1 angegebenen Grunde wird beſtimmt, daß zugunſten des Gläu⸗ 
bigers, während ſonſt für die Rechtsverfolgung der Schutz des öffentlichen Glaubens des 
Grundbuchs (88 892, 893) nicht beſteht (M 3, 228), der als Eigentümer Eingetragene als 
der Eigentümer gilt. Zufolge dieſer (nicht bloß widerlegbaren Vermutung, ſondern über 
§ 891 hinausgehend) unwiderlegbaren Fiktion iſt der Eingetragene für die dingliche Klage 
als der richtige Beklagte anzuſehen, auch wenn er der wahre Eigentümer nicht iſt (z. B. weil 
er beim Erwerbe des Grundſtücks geiſteskrank war) und ſelbſt wenn der Gläubiger fein Nicht · 
eigentum kennt oder ein Widerſpruch gegen das Eigentum eingetragen iſt. Der Eingetragene 
kann nicht den Einwand erheben, daß er in Wirklichkeit nicht Eigentümer ſei (RG 94, 57). Dae 
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gegen ihn erlaſſene Urteil berechtigt den Gläubiger, gemäß 88 17 Abſ 1, 146 3G die Zwangs⸗ 
verſteigerung oder die Zwangsverwaltung des Grundſtücks zu betreiben. Der wahre Eigen⸗ 
tümer kann hiergegen nicht auf Grund des § 750 ZPO den Einwand geltend machen, daß 
die Zwangsvollſtreckung unzuläſſig ſei, weil ein vollſtreckbarer Schuldtitel gegen ihn ſelbſt 
nicht vorliege, und er kann den Gläubiger nicht zwingen, gegen ihn von neuem die dingliche 
Klage zu erheben (Prot 3, 575). — Der Gläubiger aber, zu deſſen Gunſten nur die Fiktion 
gilt, iſt zu letzterer Klage berechtigt. Erlangt er einen vollſtreckbaren Titel gegen den wahren 
Eigentümer, jo kann er deſſen Eintragung gemäß § 14 GBO erwirken und ſodann gegen 
ihn die Zwangsvollſtreckung betreiben. — Iſt über das Vermögen des Eigentümers der Kon⸗ 
kurs eröffnet, ſo iſt für die dingliche Hypothekenklage der Konkursverwalter, gleichviel, ob er 
das Grundſtück gemäß $ 117 KO in Beſitz und Verwaltung genommen hat oder nicht, gemäß 
5 6 Abſ 2 KO der richtige Beklagte, es fei denn, daß er das Grundſtück aus der Maſſe freigegeben 
hat, wozu eine Erklärung gegenüber dem Gemeinſchuldner erforderlich iſt (RG 94, 56). 

3. Die dem nicht eingetragenen Eigentümer gegen die Hypothek zuſtehenden Ein⸗ 
wendungen, die ihm erhalten bleiben, können z. B. darauf gerichtet ſein: daß die Hypothek 
überhaupt nicht beſtehe, weil ſie von dem Nichteigentümer beſtellt worden und dem Gläubiger 
das Nichteigentum bekannt geweſen ſei (8 892); daß die Hypothek gegen ihn, den wahren 
Eigentümer, zufolge eines perſönlichen Rechtsverhältniſſes zwiſchen ihm und dem Glänbiger 
nicht geltend gemacht werden dürfe (f. 8 1187 A 1). Überhaupt kann er alle die Einwendungen 
geltend machen, die ſonſt einem Eigentümer gegenüber der dinglichen Klage zuſtehen (ogl. 
hierüber § 1187 A 1—5). Die auf derartige Einwendungen geſtützte Klage (deren Erhebung 
zur Geltendmachung der Einwendungen erforderlich iſt, RG 94, 57) wird als Feſtſtellungs⸗ 
klage (auf Feſtſtellung des Nichtbeſtehens eines Rechtsverhältniſſes, 9 256 ZPO) aufzufaſſen 
fein, auch wenn fie erſt nach Beginn der Zwangsvollſtreckung erhoben wird (vgl. RG 
59, 305; JW 84, 29916; 03, 398%). Eine Widerſpruchsklage nach 8 771 BRD iſt fie im 
letzteren Falle nicht, da nicht ein an dem Gegenſtande der Zwangsvollſtreckung zuſtehendes, 
die Veräußerung hinderndes Recht geltend gemacht wird; ebenſowenig eine Vollſtreckungs⸗ 
gegenklage nach § 767 ZPO, da dieſe die Geltendmachung der Einwendung gegen den Anſpruch 
durch den Urteilsſchuldner zur Vorausſetzung hat (ſtr., a. M. Prot 3, 576). Der nicht ein⸗ 
getragene Eigentümer muß in jedem Falle zunächſt feine Klageberechtigung durch den Nach- 
weis, daß er der wahre Eigentümer iſt, dartun. 


8 1149 


Der Eigentümer kann!), ſolange nicht die Forderung ihm gegenüber 
fällig geworden ift?), dem Gläubiger nicht das Recht einräumen!), zum 
Zwecke der Befriedigung die Übertragung des Eigentums an dem Grund- 
ſtücke zu verlangen oder die Veräußerung des Grundſtücks auf andere Weiſe 
als im Wege der Zwangsvollſtreckung zu bewirken?). 

E I 1077 II 1056; M 8 679 ff.; P 3 578. 


1. Da auf dem Gebiete des Sachenrechts der Grundſatz der Vertragsfreiheit nicht beſteht, 
kann der Eigentümer nicht die hypothekariſchen Rechte der Hypothekengläubiger mit ding⸗ 
licher Wirkung erweitern. Für ſeine Perſon kann er allerdings Verpflichtungen nach dieſer 
Richtung eingehen. Aber die daraus ſich ergebenden Rechte können nicht zum Nachteil der 
übrigen Gläubiger geltend gemacht werden. & 1149 enthält in letzterer Hinficht, wie aus den 
Worten „kann nicht“ folgt, die noch weitergehende Beſtimmung, daß zwei derartige Ver⸗ 
pflichtungen, auch wenn ſie vom Eigentümer nur für ſeine Perſon übernommen worden 
ſind, überhaupt nichtig fein ſollen, ſofern ihre Feſtſetzung vor dem Eintritte der Fälliakeit 
der Hypothekenforderung erfolgt. § 1149 umfaßt ganz allgemein nicht bloß den dinglichen 
Vertrag, ſondern auch ſchuldrechtliche Verträge, die auf Übertragung des Eigentums gerichtet 
ſind (R 92, 104). — Nicht hierunter fällt und iſt daher rechtsverbindlich, ſofern nicht etwa 
nach den Umſtänden des Falles ein wucheriſches Geſchäft (8 138 Abſ 2) vorliegt, z. B. die 
Übernahme der Verpflichtung ſeitens des Eigentümers: einem Hypothekengläubiger noch 
vor der Fälligkeit feiner Forderung das belaſtete Grundſtück, unabhängig von der Zahlung 
der Forderung am Fälligkeitstermin, zu einem beſtimmten Preiſe zu überlaſſen (RG 92, 105); 
an denjenigen, von dem er das Grundſtück durch Kauf erwirbt, für den Fall der nicht pünkt⸗ 
lichen Zahlung des durch Hypothek zu ſichernden Kaufpreiſes das Grundſtück zurückzuübertragen 
(M 3, 681). Die Zuläſſigkeit ſolcher Vereinbarungen, auch vor Eintritt der Fälligkeit, ergibt 
fi) daraus, daß die Übertragung des Eigentums an dem Grundſtücke nicht „zum Zwecke der 
Befriedigung“ erfolgen foll (RIA 8, 195). Der Anſpruch auf Übertragung des Eigentums 
kann nach $ 883 Abſ 1 Satz 1, 2 durch Eintragung einer Vormerkung gefichert werden (MIA 
3, 195). Die Vereinbarungen bedürfen aber der im $ 818 vorgeſchriebenen Form. — Jedoch 


Hypothek 59 1148-1150 573 


wird nicht unbedingt und ſtets die Anwendung des $ 1149 dadurch ausgeſchloſſen, daß für 
das zu Eigentum zu übertragende Grundſtück ein beſtimmter Preis vereinbart wird. Iſt die 
Verpflichtung zur Übertragung des Eigentums zu der Nichtzahlung der Hypothekenforderung 
am Fälligkeitstermine in Beziehung geſetzt und von dieſer Nichtzahlung abhangig gemacht, 
fo iſt der Tatbeſtand des $ 1149 auch dann gegeben, wenn ein Preis für das gegebenenfalls 
zu übereignende Grundſtück feſtgeſetzt iſt, und ſelbſt wenn die Preisbeſtimmung, ſofern etwa 
der Preis höher als die Oypothekenforderung iſt, die Verpflichtung des Gläubigers zur Heraus⸗ 
gabe des Überſchuſſes an den Eigentümer als notwendige Folge mit ſich bringt. Denn es iſt 
dann die Abſicht der Beteiligten als darauf gerichtet zu erachten, daß, wenn die Zahlung der 
Hypothekenſchuld durch den Eigentümer am Fälligkeitstermine nicht erfolge, der Gläubiger 
Befriedigung durch Erlangung des Eigentums an dem Grundſtück bei gleichzeitiger Ver⸗ 
rechnung der Hypothekenforderung auf die Preisforderung erhalten olle, und iſt alſo dem 
Gläubiger das Recht eingeräumt, zum Zwecke feiner Befriedigung die Übertragung des Eigen · 
tums an dem Grundftüde zu verlangen (RGS 92, 101). 

2. Nur ſolange nicht die Forderung dem Eigentümer gegenüber fällig geworden 
iſt, kann der Eigentümer dem Glaubiger die im § 1149 bezeichneten Rechte nicht rechts · 
verbindlich einräumen. Vgl. die für das Pfandrecht geltenden entſprechenden Vorſchriften 
der 88 1229, 1245. Wird dagegen nach Eintritt der Fälligkeit (nicht etwa dem perſön⸗ 
lichen Schuldner, ſondern) dem Eigentümer gegenüber (vgl. hierüber 8 1142 A 2) 
zwiſchen dieſem und einem Hypothekengläubiger vereinbart, daß letzterer berechtigt fein ſoll, 
zum Zwecke ſeiner Befriedigung die Übertragung des Eigentums an dem Grundſtücke 
zu verlangen oder zum Zwecke ſeiner Befriedigung die Veräußerung des Grundſtücks auf 
andere Weiſe als im Wege der Zwangsvollſtreckung, alſo auf andere Weile als nach $ 1147 
(3. B. durch freihändigen Verkauf!, zu bewirken, fo find dieſe Vereinbarungen in dem Ver 
hältniffe zwiſchen Eigentümer und Gläubiger (. A 1) wirkſam. Die erſtere Vereinbarung 
bedarf der Form des § 318. Der Anſpruch daraus kann gemäß 8 883 Ab] 1 Satz 1 durch Ein- 
tragung einer Vormerkung geſichert werden. Auf die Vereinbarung der zweiten Art trifft 
dies nicht zu, da ſie nicht auf Übertragung des Eigentums, ſondern auf Duldung der Ver · 
äußerung gerichtet iſt. Wenn dem Gläubiger hierdurch z. B. der Privatverkauf geftattet iſt, 
ſo ſchließt er den Kaufvertrag mit dem Käufer. Die Auflaſſung hat auf Erfordern der Eigen. 
tümer dem Käufer zu erteilen (vgl. 88 40, 41 G0, 5 894 ZPO). Wird der Gläubiger vom 
Eigentümer auch zur Auflaſſung (unwiderruflich, $ 168 Satz 2) ermächtigt, fo muß der Vertrag 
hier ebenfalls in der Form des $ 813 geſchloſſen werden (vgl. RG 50, 163). 


8 1150 


Verlangt der Gläubiger Befriedigung aus dem Grundſtücke ), jo finden 
die Vorſchriften der 88 268, 1144, 1145 entſprechende Anwendung!). 
@ I 1081, 1062 II 1057; M 3 690 ff.: P 3 577 ff.; 4 608 f. 


1. Wie § 268 gegenüber dem perſönlichen Gläubiger, der die Zwangsvollſtreckung in 
einen dem Schuldner gehörenden Gegenſtand betreibt, fo gewährt $ 1150 gegenüber dem 
Befriedigung aus dem Grundſtücke verlangenden Hypothetengläubiger ein Ablöſungs⸗ 
recht. Val. auch die entſprechende Vorſchrift für das Pfandrecht im S 1249. Das Ub- 
löſungsrecht iſt nicht zum Schutze des Schuldners gegeben, ſondern um dem Berechtigten die 
Möglichkeit zu gewähren, die ihm durch die Zwangsvollſtreckung des betreibenden Gläubigers 
drohende Gefahr des Verluſtes eines Rechtes oder ſeines Beſitzes abzuwenden (RG 91, 808). 
& 1150 erweitert bezüglich des dinglichen Hypothekenrechts das Ablöſungsrecht gegenüber 
§ 268 inſofern, als er nicht erfordert, daß der Gläubiger bereits die Zwangsverſteigerung oder 
Zwangsverwaltung ($ 1147) betreibt, ſondern das Ablöfungsrecht auch ſchon daun ſtattfinden 
läßt, wenn der Gläubiger, ſei es gerichtlich, ſei es außergerichtlich, Befriedigung aus dem 
Grundſtück verlangt (NI 15, 161). Es ift alfo nicht einmal erforderlich, daß der Hypotheken. 
pläubiger die dingliche Klage gegen den Eigentümer erhoben hat, Vielmehr lann das Ab. 
öſungsrecht auch . pann geltend gemacht werden, wenn der Gläubiger den Eigentümer 
zur Zahlung aufgefordert (RG 91, 802) oder die Hypothek gekündigt hat e Ba 
55, 673) und die Fälligkeit eingetreten oder der Gläubiger ſchon vorher ( 511 zur 
Annahme der Zahlung verpflichtet ift; denn hierdurch bereits ift das Intereſſe des Ab. 
löfungsberechtigten in Unbetracht der drohenden Zwangsverſteigerung hinreichend gefährdet 
(Prot 3, 578). Unter Umſtänden. kann auch in dem Vorgehen eines vorläufig nur be» 
dingten Gläubigers (z. B. in feiner Beſchwerde gegen den Zuſchlag im ZJwangsver⸗ 
ſteigerungsverfahren) ein Ablöſungsrecht dieſem gegenüber gegeben fein (OLG 42, 41). 
Iſt als Zahlungsbedingung geſetzt, daß, wenn die Zinſen zur Verfallzeit nicht pünktlich 
gezahlt würden, der Gläubiger ſofort und ohne Kündigung Zahlung des Kapitals ver⸗ 
langen könne, und hat ſich der Grundſtückseigentümer wegen aller fälligen Kapital ⸗ und 
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Zinsbeträge der ſofortigen Zwangsvollſtreckung unterworfen, ſo kann daraus entnommen 
werden, daß der Gläubiger ein für allemal im voraus das Verlangen auf Befriedigung aus 
dem Grundſtück geſtellt habe für den Fall, daß Zinſen oder Kapital zur Verfallzeit nicht gezahlt 
würden, und kann danach angenommen werden, daß, wenn Zahlung zur Verfallzeit unter⸗ 
bleibt, das Verlangen der Befriedigung aus dem Grundſtück hervorgetreten iſt; daß das Ver⸗ 
langen der Befriedigung aus dem Grundſtück nach Eintritt der Fälligkeit des hypothekariſchen 
Anſpruchs von dem Gläubiger zum Ausdruck gebracht fein müſſe, ergibt ſich aus § 1150 nicht 
(RG SeuffA 76 Nr 22). Dagegen genügt nicht Mahnung an den (etwa vom Eigentümer 
verſchiedenen) perſönlichen Schuldner oder die Erhebung der Schuldklage gegen ihn, da 
hierbei nicht Befriedigung „aus dem Grundſtück“ verlangt wird. 

2. Aus der entſprechenden Anwendung der Vorſchriften der SS 268, 1144, 1145 folgt: 
Ablöſungsberechtigt (8 268 Abſ 1) find alle an dem Grundſtück oder den für die Hypothek 
ebenfalls haftenden beweglichen Gegenſtänden (88 1120 ff.) dinglich Berechtigten, die durch 
die Zwangsvollſtreckung der Gefahr ausgeſetzt find, ihr Recht zu verlieren, z. B. Grunddienſt⸗ 
barkeitsberechtigte (vgl. RG SW 1913, 11475), namentlich aber nachſtehende Hypotheken⸗ 
gläubiger, auch der Bürge für eine Hypothekenforderung (ORG 29, 366), und ferner der 
Beſitzer des Grundſtücks uſw., wenn er Gefahr läuft, durch die Zwangsvollſtreckung den Beſitz 
zu verlieren (3. B. mit Rückſicht auf $ 57 Satz 2 3G Mieter, Pächter; RG 90, 355; 91, 302). 
Der Beſitzer aber muß als ſolcher, um den Verluſt des Beſitzes infolge von Zwangsvollſtreckung 
zu verhüten, die Zahlung geleiſtet haben. Hat z. B. ein als Eigentümer eingetragener Beſitzer, 
der, wie ſich infolge Anfechtung der ihm erteilten Auflafſung demnächſt ergeben hat, nicht 
wahrer Eigentümer iſt, Zahlung an einen Hypothekengläubiger zur Erfüllung der ihm gegen⸗ 
über dem Vorbeſitzer obliegenden Verpflichtung geleiſtet, fo findet $ 1150 keine Anwendung 
(RS 80, 321). Dadurch jedoch, daß das an ſich zur Ablöſung berechtigte Recht (z. B. eine 
Hypothek) erſt eingetragen worden und ſo entſtanden iſt, nachdem die Zwangsvollſtreckung 
in das Grundſtück eingeleitet worden war und der Rechtserwerber hiervon Kenntnis erlangt 
hatte, wird das Ablöſungsrecht nicht ausgeſchloſſen; das Geſetz bietet für einen ſolchen Aus⸗ 
ſchluß keinen Anhalt (OLG 29, 367). Auch der Erſteher des zwangsverſteigerten Grundſtücks 
iſt gegenüber einem Hypothekengläubiger, deſſen Hypothek ausgefallen und infolge des Zu⸗ 
ſchlags gelöſcht iſt, ablöſungsberechtigt, wenn dieſer den Zuſchlagsbeſchluß anficht, da er, falls 
die Anfechtung Erfolg hat und der Zuſchlagsbeſchluß aufgehoben wird, das Eigentum am 
Grundſtück verliert und der Gläubiger trotz der Löſchung (88 90, 91 Abſ 1 3G) immer noch 
ein dingliches Recht am Grundſtück hat, das aufſchiebend bedingt von der rechtskräftigen Auf- 
hebung des Zuſchlags in der Weiſe abhängt, daß es in dieſem Falle als überhaupt nicht er⸗ 
loſchen gilt, er mithin durch Anfechtung des Zuſchlags Befriedigung wegen feiner (aus- 
gefallenen) Hypothek aus dem Grundſtück ſucht (OLG 42, 40). — Bei Vorhandenſein mehrerer 
Ablöſungsberechtigter, deren Ablöſungsrecht ſich aus verſchiedenen Rechtsverhältniſſen ergibt 
kann jeder für ſich allein das Ablöſungsrecht ausüben (vgl. NG 83, 392). Dabei hat keiner vor 
dem anderen ein Vorrecht. Erſt durch die vollzogene Befriedigung, nicht ſchon dadurch, daß einer 
der mehreren gegenüber dem Gläubiger die Befriedigung in Ausficht jtellt oder mit ihm verein · 
bart, erledigt ſich das Ablöſungsrecht der übrigen (ftr.). Einem perſönlichen Gläubiger, mag er 
auch die Beſchlagnahme des Grundſtücks uſw. ausgebracht haben, ſteht das Ablöſungsrecht 
nicht zu. — Die Befriedigung des Gläubigers, die wegen des ganzen von ihm verlangten 
Betrags bewirkt werden muß, kann auch durch Hinterlegung oder durch Aufrechnung mit 
einer Forderung des Ablöſenden an den Gläubiger erfolgen (5 268 Abſ 2,1. § 1142 A 4). Hin ⸗ 
ſichtlich der Aufrechnung enthält dies eine Ausnahme von dem Grundſaß, daß ein Dritter 
eine ihm fremde Schuld wider Willen des Gläubigers nicht durch ſelbſtändige Erklärung der 
Aufrechnung tilgen kann ($ 887; RG 78, 384). — Die Wirkung der Ablöſung ift, daß die 
Forderung mit der Hypothek kraft Geſetzes (Abtretung nicht erforderlich) auf den Abläfenden 
übergeht ($ 268 Ab] 3 Satz 1; 88 401, 412, 1153 Abs 1; R& 91, 302). Iſt die Hypothek eine 
Geſamthypothek, ſo erwirbt der Ablöſende die Hypothek an allen belaſteten Grundſtücken, 
wenn er bezüglich des Grundſtücks, aus dem der Gläubiger Befriedigung verlangt, ablöſungs⸗ 
berechtigt iſt (OLG 26, 192). Im Falle teilweiſer Befriedigung, die in Frage kommt, wenn 
der Gläubiger nur wegen des betreffenden Teiles ſeiner Hypothekenforderung Befriedigung 
verlangt, hat der dem Gläubiger verbleibende Reſt der Forderung den Vorrang (8 268 Abf 3 
Satz 2; ſ. unten). Behufs Berichtigung des Grundbuchs (8 894) kann der Ablöſende nach 
58 1144, 1145 (da die Befriedigung durch den Ablöſenden gleichſteht der Befriedigung durch 
den Eigentümer, der nicht zugleich perſönlicher Schuldner iſt; a. M. OLG 35, 196, wo nur 
$ 402 [ſ. § 1144 A 2] für anwendbar erachtet wird) Zug um Zug gegen Befriedigung des 
Gläubigers (f. § 1144 A 2) die Aushändigung der hierzu erforderlichen Urkunden (. 8 1144 A 4 
verlangen und ferner bei Briefhypotheken im Falle voller Befriedigung des Gläubiger? Aus⸗ 
händigung des Briefes (f. 81144 A 3), im Falle teilweiſer Befriedigung Vorlegung des Briefes 
zwecks Herſtellung eines Teilhypothekenbriefs (f. 5 1145 A 5). Vgl. auch § 75 ZUG (Befriedi- 
gung des die Zwangsverſteigerung betreibenden Gläubigers nach Beginn der Verſteigerung 
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hat Einſtellung des Verfahrens zur Folge). — Vorausſetzung für die vorbezeichnete Wirkung 
der Ablöfung iſt, daß die Befriedigung des Gläubigers zufolge feines Verlangens der Be⸗ 
friedigung aus dem Grundſtücke erfolgt. Hat der Ablöſungsberechtigte mit dem Gläubiger, 
der die Zwangsvollſtreckung in das Grundſtück betrieb, vereinbart, der Gläubiger ſolle die 
Zwangsvollſtreckung zur Aufhebung bringen, dafür wolle er beſtimmte Zahlungen auf die 
Hypothek (z. B. auf die Zinſen der Hypothet) leiſten, hat dann der Gläubiger dieſer Ver⸗ 
einbarung gemäß die Zwangsvollſtreckung zur Aufhebung gebracht und leiſtet demnächſt 
der Ablöſungsberechtigte die zugeſagten Zahlungen, ohne daß der Gläubiger zuvor wieder 
die Zwangsvollſtreckung betrieben oder ſonſt Befriedigung aus dem Grundſtück verlangt hätte, 
ſo findet ein Übergang der Hypothek auf den Ablöſungsberechtigten nicht ſtatt (vgl. OLG 
29, 866), es ſei denn, daß eine Bürgſchaft in der Vereinbarung zu finden iſt und daher der 
Übergang nach 88 774, 412, 1158 erfolgt. — Wenn dem zur Duldung der Ablöſung verpflichteten 
Gläubiger noch andere nachſtehende Hypotheken an dem nämlichen Grund ⸗ 
ſtück zuſtehen, kann er die Ablöſung nicht verſagen oder ſie von Befriedigung auch der 
anderen Hypotheken abhängig machen; vielmehr geht auch in dieſem Falle die von der Ab» 
löfung betroffene Hypothek in dem nämlichen Rechtszuſtande wie bisher auf den Ablöfen- 
den über, insbeſondere behält ſie den Vorrang vor den anderen Hypotheken des Gläubigers. 
Daß nach § 268 Abſ 3 Satz 2, § 1150 (vgl. die ähnlichen Beſtimmungen in den 88 426, 
774, 1164, 1176, 1225, 1249, 1607, 1709) der Übergang nicht zum Nachteil des Gläubigers 
geltend gemacht werden kann, hat nur die Bedeutung, daß durch die Ablöſung (eutſprechend 
dem gemeinrechtlichen Grundſatze nemo subrogat contra se) der Gläubiger der von der Ab⸗ 
löſung betroffenen Hypothek keinen Nachteil erleiden darf, daß insbeſondere alſo, wenn der 
Gläubiger nur hinſichtlich eines Teilbetrags ſeiner Hypothek, wegen deſſen er Befriedigung 
aus dem Grundſtück verlangt hat, befriedigt wird, der ihm verbleibende Reitbetrag der Hypo. 
thek den Vorrang vor dem auf den Befriedigenden übergehenden Teilbetrag hat (vgl. RG 
76, 198; 82, 135). Soweit aber dein Gläubiger noch eine andere Hypothek zuſteht, iſt er als 
unbeteiligter Dritter anzuſehen; die Beſtimmung hat nicht die Tragweite, daß der Ablöſende 
bei Konkurrenz mit dem urſprünglichen Gläubiger dieſem ſchlechthin und überall weichen 
müßte (ftr., RG 82, 133; 83, 404; JW 1913, 11475; Gruch 58, 922; RIA 15, 162). Hatte der 
Gläubiger einen Teilbetrag der Hypothek auf einen anderen übertragen, ohne dieſem den 
Vorrang vor dem Reſtbetrag zu gewähren (vgl. § 1151 A 1), fo ſteht, wenn er wegen des Reſt 
betrags befriedigt wird, dem Erwerber des Teilbetrags der Vorrang nicht zu, da der über» 
tragene Teil eine felbftändige, einem anderen gehörige Hypothek geworden iſt und Mitüber · 
tragung eines dem Teil im Hinblick auf eine Ablöſung anhaftenden Rechtes nicht in Frage 
kommen kann (vgl. RG 82, 138). Dabei iſt es ohne Belang, ob den beiden Hypotheken eine 
einheitliche Forderung zu Teilbeträgen oder mehrere verſchiedene Forderungen zugrunde 
liegen; für die Zuläſſigkeit und Wirkung der Ausübung des Ablöſungsrechts aus $ 1150 kommen 
allein die dinglichen Hypothekenrechte in Betracht, nicht die geſicherten perſönlichen Forderungen 
(RG Gruch 58, 480 [JW 1913, 1147). Betrifft die Ablöſung rügſtändige Zinſen und Koſten, 
ſo kann der Gläubiger nicht geltend machen, er ſei durch die Ablöſung inſofern benachteiligt, 
als, wenn der Schuldner ſelbſt die Befriedigung bewirkt hätte, die Hypothek für die Zinſen 
und Koſten nach $ 1178 erloſchen wäre; denn inſoweit käme nicht bezüglich der durch die Ab- 
löfung betroffenen Hypothek, ſondern nur bezüglich der anderen Hypothek ein Nachteil in Frage, 
der aber außer Betracht zu bleiben hat (ſtr., RG Gruch 58, 429 (JW 1913, 1147 5]; vgl. auch Gruch 
58, 922 [Warn 1914 Nr 275]: löſt B, dem eine der Hypothek des A im Range nachſtehende 
Hypothek zusteht, eine andere Forderung des A ab, die zwar nicht eingetragen iſt, aber in der 
Zwangsverſteigerung nach $ 10 Nr 2 das Vorrecht vor der Hypothek des A hat, jo kaun A 
wegen ſeiner Hypothek nicht geltend machen, er fet darum benachteiligt, weil, wenn der Schuldner 
gezahlt hätte, die Forderung erloſchen wäre). Hat die andere Hypothek gleichen Rang mit 
der abgelöſten Hypothek des nämlichen Gläubigers und gründet ſich das Ablöſungsrecht auf ein 
eingetragenes Recht am Grundſtück, ſo hat, wenn erſt nach Eintragung dieſes Rechtes die andere 
Hypothek mit der Beſtimmung, daß ſie gleichen Rang mit der vor dem Recht des Ablöſungs⸗ 
berechtigten eingetragenen (demnächſt abgelöſten) Hypothek habe, eingetragen worden iſt 
und der Ablöſungsberechtigte nicht feine Zuftimmung dazu gegeben hat, bie auf den Ablöſenden 
übergegangene Hypothek den Vorrang vor der anderen Hypothek; denn der Ablöſungsberechtigte 
hatte bereits durch feine Eintragung eine Anwartſchaft auf Ablösung und Erwerb der ihm 
vorgehenden Hypothek mit deren Rang für den Fall, daß der Hypothekengläubiger Befriedigur 

aus dem Grundſtücke verlange, erlangt, und dieſe Anwartſchaft konnte ihm gemäß § 880 Abs 

nicht dadurch verkümmert werden, daß der nachträglich eingetragenen anderen Hypothek der 
gleiche Rang mit der vorgehenden Hypothek eingeräumt wurde (vgl. 5 880 A 9). — Beſteht 
die abgelöſte Hypothek zugleich, als Geſamthypothek, auch an einem anderen Grundſtück, 
das dem Gläubiger ſelbſt gehört (hat z. B. der Eigentümer des anderen Grundſtücks die Ge 
ſamthypothek zufolge Befriedigung des urſprünglichen Gläubigers und, weil ihm ein Erjaß- 
anſpruch gegen den Eigentümer des mitbelafteten Grundſtücks zuſtand, gemäß § 1173 Abl 2 
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erworben, ſ. 8 1173 A 7), fo geht nicht, wie ſonſt bei einer Geſamthypothek (ſ. A 2), auch die 
Hypothek an dem anderen (dem abgelöſten Gläubiger ſelbſt gehörigen) Grundſtück auf den 
Ablöſenden über; denn ein ſolcher Übergang würde dem abgelösten Gläubiger zum Nachteil 
im Sinne des 8 268 Abj 3 Satz 2 gereichen, da fein Grundſtück mit der Hypothek belaſtet bliebe 
(OLG 26, 193). Es kann nun aber die Geſamthypothek nicht in zwei verſchiedenen Gläubigern 
zuſtehende Einzelhypotheken für die nämliche Forderung zerfallen. Deshalb und, da der 
abgelöſte Gläubiger Befriedigung aus dem ihm nicht gehörigen Grundſtück verlangt hatte, 
iſt es ſo anzuſehen, als ob er (durch die Ablöſung) Befriedigung aus dieſem Grundjtüd erlangt 
hätte, und ift unter entſprechender Anwendung des $ 1181 Ubf 2 anzunehmen, daß die Hypo⸗ 
thek an ſeinem Grundſtück erliſcht. — Wenn der Gläubiger einer Hypothek, die auf dem ganzen, 
mehreren Miteigentümern gehörenden Grundſtück laſtet, die Hypothek allen Miteigen⸗ 
tümern gegenüber kündigt, von denen einer nicht perſönlicher Schuldner der Hypotheken 
forderung iſt, kommt ein Ablöſungsrecht dieſes Miteigentümers nicht in Frage: er iſt ſchon 
nach $ 1142 zur Befriedigung des Gläubigers wegen der ganzen Hypothek berechtigt und er⸗ 
wirbt durch die Befriedigung nach $$ 1143, 1158, 1009 die ganze Hypothek als ſolche (Forde 
rung nebſt Hypothek) an dem ganzen Grundſtück (vgl. R Gruch 55, 670). — Vereiteii oder 
erſchwert der Gläubiger ein beſtehendes Ablöſungsrecht ( B. dadurch, daß er die an⸗ 
gebotene Befriedigung zurückweiſt oder daß er im Falle der Haftung mehrerer Grundſtücke 
für die Hypothek die wertwollſten Grundſtücke argliſtig aus der Pfandhaft entlaßt) ſchuldhaft, 
jo ift er (insbeſondere, wenn demnächſt das Grundſtück zwangsverſteigert wird) nach § 828 
Abſ 1 oder § 826 dem Ablöſungsberechtigten zum Erſatze des etwa dadurch entſtandenen 
Schadens (der z. B. in dem genannten Falle der Entlaſſung von Grundſtücken aus der Pfand⸗ 
haft dadurch dem Ablöſungsberechtigten erſetzt werden kann, daß ihm das Ablöſungsrecht 
mit einem der Verringerung der Pfandgrundſtücke entſprechenden verhältnismäßigen Betrage 
geſtattet und demgemäß das Zwangsverſteigerungsrecht des Ablöſungsgegners auf dieſen 
verhältnismäßigen Betrag beſchränkt wird) verpflichtet (vgl. RG 88, 393; 90, 355). 


8 1151 


Wird die Forderung geteilt!), jo iſt zur Anderung des Rangverhältniſſes 
der Teilhypotheten untereinander?) die Zuſtimmung des Eigentümers nicht 
erforderlich“). 

E II 1058; P 3 94 f., 585. 


1. Die Forderung wird geteilt, z. B.: wenn ein Teil vom Gläubiger abgetreten oder für 
einen Gläubiger des Gläubigers gepfändet (NYU 3, 84) oder auf einen anderen vererbt wird 
(RIA 4, 171); ferner, wenn die Forderung mit der Hypothek zu einem Teil auf den Eigen 
tümer, den perſönlichen Schuldner oder einen Dritten kraft Geſetzes übergeht (I. hierüber 
$ 1143 U 3). In den letzteren Fällen hat der dem Gläubiger verbleibende Reſtbetrag den 
Vorrang (88 1176, 1143, 774, 426, 1150, 268). Dagegen in den erſteren Fällen haben die 
Teilbeträge gleichen Rang, wenn nicht ein anderes beſtimmt worden iſt N JW 1911, 2775; 
KGJ 25, 303; 29 A 184; vgl. hinſichtlich Amortifationshypotheten § 1176 A 1). Übrigens 
kann auch ohne Anderung oder Wechſel in der Perſon des Gläubigers eine Teilung der 
Forderung eintreten, wenn dieſe in der Weile zerlegt wird, daß die Teile im Verhältniſſe 
zueinander durch ihre rechtlichen Beziehungen (z. B. durch verſchiedenen Rang) oder durch 
Art oder Umfang der damit verbundenen Rechte (z. B. hinſichtlich des Zinsſatzes, der Fälligkeit) 
fi) als geſondert darſtellen (RJA 4, 172; auch 15, 318). Über weitere Fälle der Teilung 
vgl. $ 1152 A 1, 4. — Durch die Teilung, insbeſondere im Falle der Abtretung eines Teiles, 
treten an die Stelle der bisher einheitlichen Hypothek mehrere ſelbſtändige Hypotheken in 
Höhe der Teilbeträge (RG 52, 361; 75, 249). Vgl. hierüber 8 1176 A 1 a. E. Wenn eine 
Hypothekenforderung nach und nach durch Teilzahlungen getilgt wird, entſtehen mit jeder 

eilzahlung gemäß 88 1168 Abſ 1, 1177 Abſ 1 Eigentümergrundſchulden, die ſelbſtändig ſind 
und über die der Eigentümer je geſondert verfügen kann. Unzuläſſig iſt es aber auch nicht, 
daß der Eigentümer die mehreren Grundſchulden zu einer einzigen Grundſchuld vereinigt 
oder ſie gemäß 8 1198 wieder in eine einzige Hypothek umwandelt, wiewohl ſie verſchiedenen 
Rang haben und der Zuſammenfaſſung mehrerer ſelbſtändiger unter verſchiedenen Nummern 
eingetragener Hypotheken oder Grundſchulden zu einer einzigen der Spezialitätsgrundſatz 
entgegenſteht (RIA 16, 309). — Über mehrere Einzelhypotheken, insbeſondere Einzel ⸗Höchſt⸗ 
betragshypotheken, für je einen Forderungsteil vgl. $ 1182 A 2, 4. 

2. S 1151 betrifft ſowohl den Fall, daß die Anderung des Rangverhältniſſes der Teil⸗ 
hypotheten untereinander (1. A 1), alſo die Einräumung des Vorrangs eines Teiles vor 
dem anderen, bei der Teilung der Forderung, als auch den, daß ſie erſt nachher erfolgt, da die 
Worte „wird die Forderung geteilt“ auch den Fall bereits geſchehener Teilung umfaſſen 
und kein Grund vorliegt, beide Fälle verſchieden zu behandeln (ſtr., RIA 8, 240; ISO 
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4, 427). Gleichartig (3. B. hinſichtlich der Zinſen, der Fälligkeit) brauchen die Teile nicht 
zu fein (JF 4, 432). Aber auf eine Anderung des Inhalts, wodurch das ganze Recht 
eine andere Geſtaltung gewinnt, bezieht ſich die Vorſchrift nicht. Für dieſe find 88 877, 873 
maßgebend, wonach Einigung mit dem Eigentümer erforderlich it (JFG 4, 433). 

3. Daß zu der Rangänderung die Zuſtimmung des Eigentümers nicht erforderlich, iſt 
eine Ausnahme von 8880 Abf2 Satz 2,3 zur Vermeidung unnötiger Erſchwerungen (Prot 8, 94). 
Die übrigen Vorſchriften des § 880 (insbeſondere über Erfordernis der Einigung zwiſchen dem 
Zurücktretenden und dem Vortretenden) finden auch auf dieſe Rangänderung Anwendung. 
Die Rangänderung iſt im Grundbuche ſowohl bei dem zurücktretenden als auch bei dem 
vortretenden Teile zu vermerken (vgl. 8 880 A 4, RIA 12, 256). — Wenn eine für künftig 
entſtehende Forderungen aus einem Kreditverhältnis beſtellte Höchſtbetraghypothek durch 
entſtandene Forderungen noch nicht voll angefüllt iſt, kann der Gläubiger ohne Zuſtimmung 
des Eigentümers die Hypothek nicht in vollem eingetragenen Betrage, ſondern nur in Höhe 
des Betrages der Anfüllung teilen und das Nangverhältnis der Teilhypotheken untereinander 
ändern (ſ. A 1), da dem Eigentümer in Höhe des nicht angefüllten Betrags eine vorläufige 
Eigentümergrundſchuld (f. $ 1190 A J zuſteht (a. M. RIA 15, 318). 


8 1152 


Im Falle einer Teilung der Forderung!) kann?), ſofern nicht die Er⸗ 
teilung des Hypothetenbriefs ausgeſchloſſen ift?), für jeden Teil ein Teil⸗ 
hypothetenbrief hergeſtellt werden!); die Zuſtimmung des Eigentümers 
des Grundſtiicks iſt nicht erforderliche). Der Teilhypothetenbrief tritt für den 
Teil, auf den er ſich bezieht, an die Stelle des bisherigen Briefes). 

E I 1122 II 1059; M 3 761 f. P 8 605 f. 


1. Über Teilung der Forderung vgl. $ 1151 A 1. Eine reale Teilung wird im $ 1152 
nicht erfordert. Auch wenn nur ein Bruchteil der Forderung abgetreten wird, kann ein 
Teilhypothekenbrief gebildet werden (M8, 761). Ferner auch, wenn die Hypothekenforderung 
auf eine Bruchteilsgemeinſchaft (3. B. im Falle der Abtretung der Briefhypothek an mehrere 
zu gleichen Rechten und Anteilen) übergeht (K 80 A 268). Über Teilung der Forderung 
in ue eng und Zinſen ſ. A 4 und § 1158 A 3. — Wird die Forderung bei einer 
Teilung des belaſteten Grundſtücks in der Weiſe auf die einzelnen Grundſtücksteile verteilt, 
daß jedes Grundſtück nur für den zugeteilten Vetrag haftet, fo ift für Herſtellung eines Teil 
hypothekenbriefs kein Raum, da die Hypotheken für die Teilbeträge nicht Teile der nämlichen 
Hypothek, ſondern wegen Verſchiedenheit der belaſteten Grundſtücke ſelbſtändige Hypotheken 
find. Vielmehr iſt unter entſprechender Anwendung des § 64 GBO für jedes Grundſtück 
ein neuer Brief zu erteilen (RIA 4, 170, auch RG 52, 361). — Nach 8 1192 finder 8 1152 
auch auf Grundſchulden Anwendung. Daraus iſt zu entnehmen, daß auch, wenn ein Teil 
der Hypothek (z. B. zufolge Befriedigung des Gläubigers nach 88 1103 Abſ 1 Satz 2, 1177 
Abf 1) Eigentümergrundſchuld geworden iſt, eine Teilung im Sinne des $ 1152 als 
vorliegend zu gelten hat und daß auf Antrag des Eigentümers oder des etwaigen Erwerbers 
der Grundſchuld von dem gemäß $ 1145 Ub] 1 m 2 vom Gläubiger vorzulegenden Stamm. 

ypothekenbrief ein Teilgrundſchuldbrief (nicht ein ſelbſtändiger Grundſchuldbrief, $ 65 GVO) 
5 die Eigentümergrundſchuld hergeſtellt werden kann (RIA 11, 139; KJ 40, 330; auch 

G 28, 218). 

2. Ein Teilhypothekenbrief kann hergeftellt werden. Notwendig iſt es nicht. Auch dann, 
wenn ein Teil der Briefhypothek abgetreten wird ift zur Übereignung des Teiles die Herſtellung 
eines Teilbriefs nicht unbedingt erforderlich. Dem Erfordernis der Briefübergabe ($ 1 154) 
kann durch Übergabe des Stammbriefs oder durch Einräumung des Mitbeſites (8 866) an 
dieſem genügt werden (MG 69, 39; 75, 222: RIA 2 85; 6,64; Od 9,3143; 28, 213; 41, 97; 
ſ. 8 1145 A 5: über die Erforderniſſe der Einräumung des Mitbeſitzes ſ. $ 1154 Q 3), Auch 
zur Eintragung der außerhalb des Grundbuchs vollzogenen Teilabtretung genügt Vorlegung 
des Stammbriefs (RI 2, 84; 3, 108; . A 6). Über die Erforderniſſe des Erſatzes der 
Übergabe des Briefes durch eine Vereinbarung nach 8 1117 Abſ 2 im Falle der Abtretung 
eines Teiles einer Briefhypothet vgl. $ 1154 A 3. — Wenn ber Gläubiger einen Teil der 
Briefhupothek an einen anderen überträgt, hat dieſer, auch wenn der Übertragung nicht ein 
Kaufgeſchäft zugrunde liegt (vgl. 88 433, 437, 444), nach 88 39, 401, 402, 1154 5 1,1117, 
1152 einen Anfpruch darauf, daß ihm behufs Verſchaffung der Hypothel ein Teil. 
hypothekenbrief von dem Übertragenden übergeben wird (R&G 03, 424). Geht 
ein Teil einer Brieſhypothek kraft Geſetzes auf einen anderen (den Eigentümer, den perſon⸗ 
lichen Schuldner oder einen Dritten) über, ſo iſt der Gläubiger nur verpfüchtet zur Bor 
legung des (Stamm.) Hypothekenbriefs an das Grundbuchamt oder einen zuftändigen Notar 
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zum Zwecke der Herſtellung eines Teilhypothekenbriefs (vgl. 88 896, 1145, 1150, 1167, 1168; 
RG 59, 318; 69, 36; 75, 222); einen Anſpruch auf Einräumung des Mitbeſitzes an dem 
(Stamm.) Brief (ſ. oben) hat der andere gegen den Gläubiger nicht (RG 69, 41; 75, 222; 
OLG 41, 37). 

3. Soll eine Hypothek, bei der die Erteilung des Hypothekenbriefs ausgeſchloſſen iſt 
(Buchhypothek), zu einem (durch Abtretung oder ſonſt, . $ 1151 A 1) abgeſonderten Teil 
in eine Briefhypothek umgewandelt werden, jo iſt nach § 1116 Abſ 3 die Einigung des Gläu⸗ 
bigers und des Eigentümers, ſowie die Eintragung der Aufhebung der Briefausſchließung 
erforderlich. Der demnächſt hergeſtellte Brief iſt nicht ein Teilhypothekenbrief, ſondern 
ein gewöhnlicher Hypothekenbrief, der gemäß 88 56—58 GBO herzuſtellen iſt (KGJ 
39 A 274). 

4. Die Herſtellung des Teilhypothekenbriefs erfolgt gemäß § 61 GBO. Die im Abſ 2 
Satz 1 des 8 61 vorgeſchriebenen Erforderniſſe, insbeſondere die Bezeichnung als Teilhypotheken⸗ 
brief und eine beglaubigte Abſchrift der im $ 56 Satz 2 G80 vorgeſehenen Angaben des Stamm⸗ 
hypothekenbriefs, find zwingend. Iſt dieſen Erforderniſſen nicht genügt, fo ift der Teilhypotheken⸗ 
brief ungültig und er kann nicht hinſichtlich des abgetretenen Teiles an die Stelle des Stamm⸗ 
briefs (J. A 6) treten (RG Warn 1912 Nr 291). — Der Teilhypothekenbrief kann für jeden 
Teil hergeſtellt werden, alſo auch für Zinſen, ſofern dex Teil die Zinsforderung betrifft 
(RG 86, 219; ſ. jedoch bezüglich der Rückſtände § 1159). — Über Sonderung der beglaubigten 
Abſchrift des Stammbriefs von derjenigen der Schuldurkunde vgl. RIA 2, 141. Über 
Unzuläſſigkeit der Erteilung eines mehrere Hypotheken umfaſſenden Briefes ($ 66 GBO), 
wenn ſich unter den Hypotheken eine Teilhypothek befindet, vgl. RIA 1, 15. 

5. Zur Herſtellung des Teilhypothekenbriefs iſt nicht erforderlich die Zuſtimmung des 
Grundſtückseigentümers, da er auch gegen die Zerlegung der Forderung in ſelbſtändige Teile 
(l. 8 1151) nicht Widerſpruch erheben kann. Dagegen iſt die Zuſtimmung des Stamm⸗ 
gläubigers erforderlich, weil ſein Recht dadurch betroffen wird (RIA 2, 84). 

6. Der Teilhypothekenbrief tritt an die Stelle des Stammbriefs derart, daß er als 
gewöhnlicher Hypothekenbrief für die betreffende Teilhypothek gilt und bei Verfügungen 
hierüber nur ſeine Übergabe (zur Übereignung) oder ſeine Vorlegung (behufs Vornahme 
von Eintragungen), nicht auch die des Stammbriefs gegebenenfalls erforderlich iſt. Wenn 
jedoch die durch Übergabe des Stammbriefs (ſ. A 2) oder des bereits hergeſtellten Teilbriefs 
außerhalb des Grundbuchs vollzogene Teilabtretung (vgl. NG 64, 812) oder der kraft Geſetzes 
eingetretene Teilübergang (vgl. RG 59, 318; 69, 38) im Grundbuche vermerkt werden ſoll, 
muß gemäß 88 42, 62 GBO ſowohl der etwa bereits hergeſtellte Teilbrief als auch der Stamm⸗ 
brief vorgelegt werden, da durch dieſe Eintragung beide Teile der Hypothek betroffen werden 
(RIA 6, 63). — Der eingereichte Stammbrief ift dem, der ihn im eigenen Namen vor⸗ 
gelegt hat, und, falls der Brief in fremdem Namen überreicht iſt, dem vom Grundbuch— 
amt zurückzugeben, in deſſen Namen er eingereicht iſt (OL 44 S. 161, 168). 


8 1153 


Mit der Übertragung der Forderung geht die Hypothek auf den neuen 
Gläubiger über!). 

Die Forderung kann nicht?) ohne die Hypothek), die Hypothek kann nicht 
ohne die Forderung übertragen werden“). 

E 1 1086 II 1060; M 3 704 ff.; P 3 585 f. 


1. Die übertragung der Forderung hat den Übergang der Hypothek mit Notwendigkeit 
zur Folge, mag ſie ſich vollziehen auf Grund Vertrags (Abtretung, 8 398) oder gerichtlicher 
Anordnung (Überweiſung an Zahlungs Statt, SS 835, 837 ZRO; Zuſchlag in der gemäß 
§ 844 3 PO angeordneten öffentlichen Verſteigerung, KJ 31 A 316; 33 A 209) oder kraft 
Geſetzes (RG JW 08, 335, vgl. die Fälle in § 1143 A 3; ferner z. B. Eintritt der ehelichen 
Gütergemeinſchaft, Erbfolge, SS 1488, 1922). — Die Vorſchrift gilt für die Hypothek als 
zwingende Vorſchrift neben der Beſtimmung nachgiebigen (dispoſitiven) Rechtes im 8 401 
(und 8 412), wonach Nebenrechte nur dann auf den neuen Gläubiger übergehen, wenn nicht 
anderes beſtimmt iſt (RG 85, 364; Warn 1917 Nr 145; RIA 12, 252). Der geſetzgeberiſche 
Grund für die hier gegebene zwingende Vorſchrift ift, daß die Übertragung der Forderung 
ohne die Hypothek ein in ſich widerſpruchsvoller Akt ſein würde, da die lediglich zur Sicherung 
der Forderung dienende Hypothek nur dem jeweiligen Gläubiger zuſtehen könne, für den 
früheren Gläubiger aber ein inhaltloſes und folglich nutzloſes Recht ſein würde (M 3, 706). — 
Auf Grundſchulden findet $ 1153 keine Anwendung (. § 1191 A 1). Auch geht die Grund⸗ 
ſchuld, ſelbſt wenn ſie zur Sicherung einer Forderung beſtellt iſt, nicht bei Abtretung der Forde⸗ 
rung ohne weiteres mit über, da lie nicht zu den im $ 401 genannten Nebenrechten gehört, 
vielmehr gegenüber der Forderung ſelbſtändig beſteht (RIA 12, 251). Auch auf Hypothek⸗ 
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vormerkungen und auf die im Falle der Zwangsverſteigerung an die Stelle der 
Hypotheken tretenden Rechte auf den Verſteigerungserlös iſt ihrer rechtlichen 
Natur nach (F 8883 A 8, § 1168 A 1) 8 1153 unanwendbar. — Für die Verpfändung 
einer hypothekariſch geſicherten Forderung dagegen gilt nach $ 1274 ſowohl Abſ 1 wie Abſ 2 
ebenfalls (RG Warn 1918 Nr 56); desgl. nach § 1069 für die Belaſtung einer Hypothek 
mit einem Nießbrauch (JFG 4, 416). 

2. Aus den Worten „kann nicht“ folgt, daß, wenn Forderung und Hypothek nicht zu. 
ſammen übertragen werden (3. B. erklärt wird, es werde nur die Forderung, nur die Hypothek 
übertragen, vgl. R Warn 1917 Nr 145), die Übertragung nichtig iſt. Jedoch wird die Er⸗ 
klärung, daß die „Hypothek“ abgetreten werde, in der Regel als Abtretung der Hypothek und 
der Forderung aufzufallen fein. it anderſeits die Abtretung der „Forderung“ (unter Er- 
wähnung der Hypothek, z. B. einer Anzahl Amortiſationsraten einer Hypothek) erklärt, ohne 
daß die Beteiligten hinſichtlich des Schickſals der Hypothek überhaupt etwas vereinbart haben, 
ſei es, weil ſie nicht daran dachten, oder weil ſie eine beſondere Übereinkunft darüber nicht 
für erforderlich hielten, ſo tritt ohne weiteres die geſetzliche Folge des Abſ 1 ein, alſo der Mit⸗ 
übergang auch der Hypothel (RG Warn 1917 Nr 145). — Auf die Grundſchuld finden die 
Vorſchriften des Abi 2, weil ſie von einer Forderung unabhängig ilt, keine Anwendung (vgl. 
RIA 12, 252). — Bezüglich des Pfandrechts vgl. $ 1250 Abſ 1 Satz 2, Abi 2 (Über⸗ 
tragung des Pfandrechts ohne die Forderung ebenfalls unzuläſſig, dagegen im Falle der 
Übertragung dieſer ohne jenes erliſcht das Pfandrecht). — Als Folge daraus, daß For⸗ 
derung und Hypothek die gleichen rechtlichen Schickſale teilen, ergibt ſich auch, daß, wenn eine 
Forderung nach § 829 ZPO gepfändet iſt und dann für ſie eine (ſchon vorher bewilligte) 
Hypothek eingetragen wird, das Pfändungspfandrecht auch die Hypothek ergreift, ohne daß 
es einer nochmaligen Pfändung gemäß $830 3 PO bedarf (336 4, 413). Eine weitere Folge 
iſt, daß im Falle der Aufwertung einer abgetretenen Hypothek nach dem Auftv®. v. 16. 7. 25 
für die Berechnung des Goldmarkbetrags (88 2, 3 Aufwch) der Zeitpunkt des Erwerbs durch 
den Zeſſionar (vgl § 1154) hinſichtlich der Hypothek und der Forderung in gleicher Weiſe 
maßgebend iſt (vgl. R& 117, 436). 

3. Will der Glaubiger die Forderung ohne die Hypothek übertragen, ſo muß er zuvor 
auf die Hypothek verzichten (§ 1168; vgl. RG 45, 186) oder fie durch Einigung mit dem Eigen. 
tümer in eine Grundſchuld umwandeln (8 1198). Bei der Höchſtbetragshypothek iſt nach 8 1190 
Abſe 4 ausnahmsweiſe die Übertragung der Forderung ohne die Hypothek zuläſſig. 

4. Die Übertragung der Hypothek ohne die Forderung kann jedoch dadurch ermöglicht 
werden, daß der Hypothek bei ihrer Übertragung eine andere Forderung gemäß § 1180 unter⸗ 
gelegt wird (vgl. RG 35, 242; 45, 187). Ferner geht in verſchiedenen Fällen (ſ. $ 1143 A 3), 
namentlich wenn die Forderung erliſcht, die Hypothek allein, zwar nicht als ſolche, wohl aber 
als Grundſchuld kraft Geſetzes auf den Eigentümer über. Weiter gibt es (bei der Befriedigung 
des Gläubigers durch den perſönlichen Schuldner, bei der Geſamthypothek) Fälle, in denen 
die Hypothek ohne die Forderung als Hypothek für eine Erſatzforderung auf einen anderen 
kraft Geſetzes übergeht (vgl. 88 1164, 1173 Abſ 2, 1174, 1182). 


§ 1154 


Zur Abtretung der Forderung!) iſt Erteilung der Abtretungserklärung 
in ſchriftlicher Forme) und Übergabe des Hypothetenbriefs®) erforderlich“); 
die Vorſchriften des § 1117 finden Anwendung). Der bisherige Gläubiger 
hat auf Verlangen des neuen Gläubigers die Abtretungserklärung auf ſeine 
Koſten öffentlich beglaubigen zu laſſens). 

Die ſchriftliche Form der Abtretungserklärung kann dadurch erſetzt werden, 
daß die Abtretung in das Grundbuch eingetragen wird‘). 

Fit die Erteilung des Hypothetenbriefs ausgeſchloſſen, jo finden auf die 
Abtretung der Forderung die Vorſchriften der SS 873, 878 entſprechende An⸗ 
wendung’). 

E I 1087, 1112 II 1061; M 3 705, 707 ff., 748 ff.; P 3 586 f., 647 ff., 718 fl.; 6 249 f. 

1. Abtretung der Hypothekenforderung, die nach $ 1153 Ubl 1 den Übergang auch der 
Hypothek bewirkt und die, wiewohl die Hypothekenforderung ſchuldrechtlicher Natur iſt, nur 
in den im 8 1154 vorgeſchriebenen Formen (OLG 26, 153) und gemäß $ 1153 Ab] 2 nicht ohne 
gleichzeitige Übertragung der Hypothek erfolgen kann, iſt gemäß 8 398 ein Vertrag, der die 

bertragung des Gläubigerrechts des bisherigen Gläubigers auf den neuen Gläubiger zum 

Gegenſtande hat (RG 54, 147; RIA 6, 67). Das daraus ſich ergebende weſentliche Erfordernis 

einer Forderungsabtretung, daß der bisherige Gläubiger aus dem Schuldverhältnis aus 
37 * 
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ſcheiden und an ſeine Stelle der neue Gläubiger treten ſoll, iſt nicht gegeben, wenn der Ab⸗ 
tretende vereinbarungsgemäß berechtigt bleiben ſoll, im eigenen Namen die Forde; 
rung von dem Schuldner einzuziehen, da der weſentliche Inhalt des Glaubigerrechts 
darin beiteht, daß der Gläubiger befugt iſt, die dem Schuldverhältnis entſprechende Leiſtung 
vom Schuldner im eigenen Namen zu fordern (RG 90, 276; 3% 1905, 7188; 1914, 528°; 
1916, 959°; Warn 1911 Nr 14). Jedoch gilt dieſer Grundſatz nur dann, wenn das Recht zur 
Einziehung in eigenem Namen auf den Abtretungsempfänger überhaupt nicht übergehen, 
ſondern dauernd und bedingungslos bei dem bisherigen Gläubiger verbleiben foll; dagegen 
ſteht es, da bei dem Rechtsgeſchäfte der Forderungsabtretung die Setzung einer Zeitbeſtim⸗ 
mung oder einer Bedingung zuläſſig iſt, der Wirkſamkeit der Abtretung nicht entgegen, 
wenn vereinbart wird, daß dem Abtretenden nur noch bis zu einem beſtimmten Zeitpunkt 
oder bis zum Eintritt einer Bedingung das Recht zur Einziehung in eigenem Namen zuſtehen 
ſoll (RG 90, 276; SW 05, 7185; 1914, 5286; 1916, 9593; Urt v. 28 11. 16, VII 212/16; KGJ 
49, 207; OLG 41, 177). Hat der Abtretende in der Abtretungsurkunde erklärt, daß er die 
Hypothek an den Abtretungsempfänger zum Eigentum abtrete, ſollten jedoch nach getroffener 
Vereinbarung in Wirklichkeit die Gläubigerrechte an der Hypothek (Hypothekenforderung) auf 
den Abtretungsempfänger nicht übergehen, ſo liegt nach dem zuerſt Bemerkten eine Abtretung 
nur zum Schein im Sinne des $ 117 vor, fo daß der Abtretungsempfänger bie Hypothek 
nicht erwirbt, mag auch im Falle einer Briefhypothek der Abtretende dem Abtretungsempfänger 
den Hypothekenbrief übergeben. Wenn aber demnächſt der Abtretungsempfänger die Brief⸗ 
hypothek ſeinerſeits durch ſchriftliche Abtretungserklärung und Übergabe des Hupothekenbriefs, 
alſo nach 8 1154 formgerecht, an einen Dritten abtritt, fo muß nach den Rechtsgedanken, 
die ſich aus den Vorſchriften der 88 172, 405, 409 über die Wirkungen der Aushändigung von 
Vollmachtsurkunden, Schuldſcheinen und Abtretungsurkunden ergeben, dem urſprünglichen 
Gläubiger verſagt werden, ſich dem Dritten gegenüber darauf zu berufen, daß er die Hypo⸗ 
thek in Wirklichkeit nur zum Schein an den erſten Abtretungsempfänger abgetreten habe und 
ihm daher die Hypothek noch gehöre, es ſei denn, daß der Dritte die Abtretung nur zum 
Schein beim Erwerbe gekannt hat oder hätte kennen müſſen (RG 90, 278; auch 81, 260). — Der 
Abtretungsvertrag ift ein für ſich ſelbſt beſtehender, hinſichtlich feiner rechtlichen Wirkung von 
der Wirkſamkeit des ſchuldrechtlichen Grundrechtsgeſchäfts, in dem er ſeine Veranlaſſung fand, 
an ſich unabhängiger (abſtrakter) Vertrag, der unmittelbar eine Rechtsänderung in bezug auf die 
Hypothek zum Gegenſtande hat (RG JW 1911, 6532). — Auch bei der Abtretung der Hypothek 
zu Sicherungszwecken (fiduziariſche Abtretung) wird der Erwerber Inhaber der Hypothek 
und zur Verfügung darüber befugt (RG Gruch 50, 990; DLG 45, 273; auch RG 90, 249). 
Im Verhältniſſe zum Abtretenden allerdings bedarf er zu Verfügungen deſſen Zuſtimmung 
(RG JW 01, 181). Er tritt zu dieſem in ein Treuverhältnis, das ihn nach den Grundſäßen des 
Auftrags (88 662 ff.) verpflichtet, das Intereſſe des Abtretenden wahrzunehmen, namentlich hin⸗ 
ſichtlich ordnungsmäßiger Beitreibung, auch bei der Zwangsverſteigerung des belaſteten Grund⸗ 
ſtücks (RG 59, 190; 76, 347; IW 1911, 95320). Nach ſeiner Befriedigung hat er den über- 
ſchießenden Erlös an den Abtretenden herauszugeben (RG 59, 192) und im Falle der Tilgung 
der geſicherten Forderung die Hypothek zurückzuübertragen (R JW 06, 54570; OLG 45, 
273). — Die Eingehung der Verpflichtung zur Abtretung einer Hypothek (pactum de 
cedendo) fällt nicht unter 8 1154. Sie bedarf auch bei einer Briefhupothek keiner Form (RG 
54, 148; Warn 08 Nr 505), verpflichtet zur Verſchaffung der Hypothek (RG 63, 423; 65, 
62; OLG 12, 183; vgl. für den Fall der Abtretung eines Briefhypothetenteils $ 1152 A 2), 
begründet auch die Klage auf formgerechte Beurkundung der Abtretung (RG 54, 146; 63, 
321; Warn 08 Nr 505). — Ferner findet $ 1154 auf die Übertragung kraft Geſetzes oder im 
Wege der Zwangsvollſtreckung keine Anwendung. Jedoch vollzieht ſich die Pfändung 
und Überweiſung einer Hypothekenforderung nach 88 830, 837 3 PO in ähnlicher Weile 
An die Stelle der Abtretungserklärung tritt die Überweilung an Zahlungs Statt ($ 835 ZPO). 
Nur dieſe, nicht auch die Überweiſung zur Einziehung iſt eintragbar (KGJ 26 A 302; 28 A 187; 
33 A 274). Die Überweiſung ſetzt eine wirkſam gewordene Pfändung voraus (KJ 28 A 186). 
Dazu iſt bei der Briefhypothek Übergabe des Briefes, bei der Buchhypothek Eintragung der 
Pfändung erforderlich; Zuſtellung des Pfändungsbeſchluſſes an den Drittſchuldner genügt 
nicht (RG Warn 09 Nr 434; KG 35 A 298), ebenſowenig bei der Briefhypothek Eintragung 
der Pfändung (KG 35 A 299), es ſei denn, daß der Gläubiger bereits im Beſitze des Briefes 
it (OLG 9, 129). Über Erwirkung der Übergabe des Briefes vgl. RG 59, 318; 63, 217; 74, 
83: Gruch 50, 1110; 54, 1023; OLG 11, 112; 13, 223; 16, 308. Im Falle einer gemäß 8 844 
3800 angeordneten öffentlichen Verſteigerung einer Briefhypothek wird dieſe durch den Zur 
ſchlag nebſt Briefübergabe auf den Erſteher übertragen (KJ 31 A 316; 33 A 269). Pfändung 
und Überweiſung einer Grundſchuld oder Rentenſchuld folgen nach § 857 Abſ 6 ZPO den 
gleichen Regeln. Auch wenn es ſich um eine Eigentümergrundſchuld handelt (M6 55,378. 56, 133 
56, 184; 59, 313; 61, 376; 70, 279; JW 05, 812). Wird ein Handelsgeſchäft (eines Einzelkauf⸗ 
manns), dem eine Geſchäftshypothek gehört, mit der Firma auf einen anderen überkragen, ſo 
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wird die Hypothek nicht gemäß § 25 Abf 1 Satz 2 HGB, der ſich nur auf Forderungen bezieht, 
die durch formloſen Vertrag übertragen werden können, auf den andern übertragen, ſon⸗ 
dern nur durch Abtretung nach § 1154 (OLG 45, 204). — Weiter gelten ſelbſt für die Ab⸗ 
tretung die Vorſchriften des § 1154 nicht ohne Ausnahmen. Vgl. Ss 1159 (Rucſtande 
von Zinſen oder anderen Nebenleiſtungen, Koſten), 1187 Satz 3 (Sicherungshypothek für Forde⸗ 
rungen aus Schuldverſchreibungen auf den Juhaber oder aus Orderpapieren), 1190 Abſ 4 
(Höchſtbetragshypothek), 1195 (Grundſchuld für den Inhaber des Grundſchuldbriefs). — Iſt die 
Hypothek (gleiches gilt für eine Grundſchuld oder Rentenſchuld, 88 1192, 1200) durch den Zu- 
ſchlag in der Zwaugsverſteigerung erloſchen (88 52,91 3G), fo iſt der an ihre Stelle tretende 
Anſpruch auf den Verſteigerungserlös nach dem Zuſchlag (nicht auch ſchon vorher, 
R 70, 278) gemäß den für ein Forderungsrecht geltenden Vorſchriften (SS 398ff., 3PO 
8 829) zu übertragen oder zu pfänden (RG 55, 264; 63, 216; 64, 216; 64, 311; 70, 278; 78, 62). 
Wegen der Pfändung einer Eigentümergrundſchuld nach dem Zuſchlag vgl. $ 1163 A 3. 
— Anderſeits finden die Vorſchriften des 8 1154 nach SS 1069, 1274, 1291 auch auf Beſtellung 
eines Nießbrauchs oder eines Pfandrechts an einer Hypothekenforderung, Grundſchuld 
oder Rentenſchuld in der Weiſe Anwendung, daß ſtatt der Abtretung die Beſtellung des 
Nießbrauchs oder die Verpfändung zu erklären iſt (RG Gruch 49, 101; vgl. NRJ A 12, 262; 
OLG 29, 377). Nur die Vorſchrift des 8 1117 Ubi 1 Satz 2 bezuglich der Briefübergabe 
wird bei der Verpfändung durch die 88 1205, 1206 erſetzt (vgl. RG 68, 278; 79, 306; 
85, 434). Die Begründung eines Nießbrauchs an einer Briefhypothek kann auch mit 
der Übertragung der Hypothek an einen andern in der Weiſe verbunden werden, daß 
der Gläubiger die Hypothek unter Ausſchluß der den Inhalt des Nießbrauchs ausmachenden 
Befugniſſe an den andern abtritt. Hierzu iſt erforderlich, daß die Erklärung der Abtretung 
des beſchränkten Gläubigerrechts in ſchriftlicher Form erteilt wird (. A 2) und die Übergabe 
des Hypothekenbriefs an den neuen Gläubiger erfolgt, für welche die Vorſchriften des § 1117 
gelten (RG SeuffA 75 Nr 27 [Warn 1920 Nr 111]; OG 41, 177); die Übergabe kann daher 
insbeſondere durch eine zwiſchen dem bisherigen und dem neuen Gläubiger getroffene Ver⸗ 
einbarung erſetzt werden, daß Der, bisherige Gläubiger als nunmehriger Nießbraucher im 
Beſitze des Hypothekenbriefs verbleiben ſoll (58 1154 Abſ 1 Satz 1, 1117 Abſ 1 Satz 2, 868; 
vgl. A 8). Solange eine Übergabe oder eine ſie erſetzende Vereinbarung nicht ſtattgefunden 
hat, tritt auf Grund der Abtretungserklärung oder der Eintragung in das Grundbuch allein 
keine dingliche Anderung der Rechtslage ein, verbleibt vielmehr dem bisherigen Gläubiger 
das volle uneingeſchränkte Gläubigerrecht (N Seuffu 75 Nr 27 [Warn 1920 Nr 1110. — 
Ferner gilt 8 1154 auch für die Abtretung einer Eigentümerhypothek oder einer 
Eigentümergrundſchuld (RG JW 07 S. 121%, 71124; pgl. hier A 8 a. E. und 8 1163 
A 3). — Über Abtretung, Belaſtung, Pfändung einer Geſamt hypothek vgl. 8 1132 A1. 
Über Abtretung von Hy p othekenzinſen und über Zuläſſigkeit der Abtretung des Zins ⸗ 
rechts vgl. 8 1158 A 3. — Wird eine Forderung, für welche die Eintragung einer Brief⸗ 
hypothek bewilligt iſt, vor Eintragung der Hypothek zu einem Teil abgetreten, io er · 
wirbt der Abtretungsempfänger, wie überhaupt die Abtretung eines künftigen Rechtes erſt 
mit deſſen Eutſtehung wirkſam wird (RG 67, 166; 74, 418), eine Teilhypothek erſt nach 
Eintragung der Hypothek und Übergabe (oder Erſatz der Übergabe) des hergeſtellten Teile 
hypothekenbriefs (MG 74, 416). — Ausſchluß der Abtretungs befugnis. (8 399) iſt 
eintragungsfähig, da nicht eine Verfügungsbeſchränkung ($ 137), ſondern Beſtimmung des 
Inhalts der Forderung in Frage ſteht (KJ 29 A 246). — Eine gelöſchte, aber nach $14 
(kraft Vorbehalts) oder § 15 (kraft Rückwirkung bei Annahme der Leistung in der Zeit vom 
15. 6. 22 bis zum 14. 2. 24) Aufwch v. 16. 7. 25 aufwertungsfähige Hypothek kann 
vor ihrer gemäß § 20 Aufm® erfolgten Wiedereintragung nicht abgetreten werden, da 
die Erforderniſſe des $ 1154 für die Übertragung nicht erfüllt werden können (fr.; OLG. 
46, 31; a. M. Ich 1927, 1161“, wo an eine Buchhypothek nicht, ſondern nur an eine Brief⸗ 
hypothek gedacht und gemeint iſt, es genüge zur Briefübergabe die Vereinbarung nach 
31117 über Aushändigung des künftig „wieder“ zu bildenden Briefes). Auch der An; 
ſpruch auf Aufwertung iſt nicht abtretbar, da der Anſpruch kein beſonderes, ſelbſtandiges 
Rechtsgebilde iſt. Es kann nur, ähnlich wie beim Berichtigungsanſpruch (vgl. 9 894 A 2, 
einem andern die Ermächtigung erteilt werden, die Rechte des Ermaͤchtigenden, wenn auch 
in eigenem Namen und in eigenem Intereſſe, geltend zu machen (tr.; OL 46 S. 82, 37; 
a. M. JW 1927, 1161. 47 > 
2. Während ſonſt die Forderungsabtretung keiner Form bedarf, iſt im 9 1154 für die 
Briefhypothek (hinfichtlich der Buchhypothek vgl. Abſ 3) zur Abtretung der Forderung 
die Erteilung der Abtretungserklärung in ſchriftlicher Form (8 126 Abſ 1) erfordert. Dagegen 
bedarf die zur Übertragung ferner erforderliche Annahmeerklärung des anderen Vertrags 
teils (ſ. A 1; 88 145ff.) auch hier nicht der Schriftform (MO 68, 400; Nu 6, 06). Sie kann 
vielmehr auch ſtillſchweigend (3. B. bei einer Briefhypothek dadurch, daß nach Umſchreibung 
der Hypothek der Brief angenommen wird) erfolgen (M& IW 1913, 2051). — Aus den 
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Worten „Erteilung der Abtretungserklärung“ iſt nicht zu ſchließen, daß die 88 158, 163 auf die 
Hypothek unanwendbar feien. Vielmehr kann, da eine geſetzliche Beſtimmung (wie z. B. bei der 
Aufrechnung, der Auflaſſung) nicht entgegenſteht, die Abtretung auch unter Setzen einer 
aufſchiebenden oder auflöſenden Bedingung oder eines Anfangs: oder Endtermins 
erfolgen (RG ZW 1912, 6815), fo z. B. auch Abtretung an A unter der auflöfenden Bedingung 
des Aufhörens ſeines Gläubigerrechts bei Eintritt einer ungewiſſen Tatfache und zugleich an 
B unter der aufſchiebenden Bedingung des Aufhörens des Gläubigerrechts des A (KGJ 49, 
210). — „Erteilt“ iſt die Abtretungserklärung noch nicht mit der unterſchriftlichen Vollziehung 
der Urkunde. Anderſeits iſt, ebenſo wie bei der in den §88 368, 761, 766, 780, 781, 798 vorge⸗ 
ſehenen Erteilung einer Erklärung in ſchriftlicher Form, Aushändigung der Urkunde nicht unbe⸗ 
dingt notwendig; auch eine ſonſtige, die Einräumung der Verfügung darüber enthaltende Ent 
äußerung kann genügen (RG Gruch 51, 181; 62, 623; auch OLG 18, 174; JW 1927, 460%). 
Wird eine Briefhypothek mehrmals nacheinander abgetreten, ohne daß eine Umſchreibung der 
Hypothek im Grundbuch auf den einen oder den anderen Zeſſionar erfolgt, fo ift nicht erforder⸗ 
lich, daß dem ſpäteren Erwerber außer der von ſeinem unmittelbaren Vormann ausgeſtellten 
Abtretungserilärung auch die den früheren Erwerbern erteilten Abtretungsurkunden über⸗ 
geben werden. Die früheren Zeſſionare haben durch die ihnen erteilten Abtretungsurkunden 
die Hypothek erworben gehabt und waren daher zur Verfügung über die Hypothek berechtigt, 
die früheren Abtretungsurkunden kommen nur als Beweismittel dafür in Betracht, daß die 
Hypothek durch aufeinanderfolgende Zeſſionen rechtswirkſam auf den letzten Zeſſionar ge- 
diehen iſt (RG Gruch 62, 621). Will der letzte Zeſſionar allerdings die Hypothek im Grund⸗ 
buch für ſich umſchreiben laſſen, fo muß er fein Gläubigerrecht dem Grundbuchamt durch Vor⸗ 
legung aller Abtretungsurkunden, und zwar in der Form des § 29 GBO, nachweiſen. Jedoch 
betrifft dies lediglich das formelle Grundbuchrecht, wie auch $ 29 GBO nur eine Ordnungs- 
vorſchrift iſt (vgl. NG Gruch 62, 624). Übrigens müßte das Grundbuchamt zum Nachweiſe 
auch beglaubigte Abſchriften der formgerechten Zeſſionsurkunden genügen laſſen, da es ſich 
nicht, wie z. B. bei einer Vollmacht, um Ausweis- (Legitimations⸗) Urkunden handelt. — Da 
die Abtretung einen Vertrag zwiſchen beſtimmten Perſonen vorausſetzt, ift eine Abtretungs⸗ 
erklärung (auch bezüglich einer Grundſchuld, § 1192), in der der Name des neuen Gläubigers 
offengelaſſen wird (Blankoabtretung), rechtsunwirkſam (Prot 3, 651ff.; RG 63, 230), 
auch wenn eine nachträgliche Ausfüllung erfolgt (ſtr. RG 63, 234; OLG 35, 338; a. M. OLG 
29, 367). Dagegen iſt die Verpfändung einer Briefhypothek oder ⸗grundſchuld durch ſchrift⸗ 
liche Erklärung ohne Nennung des Pfandgläubigers (Blankoverpfändung), wenn 
demnächſt einem Gläubiger zwecks Pfandbeſtellung die Urkunde und der Hypotheken- 
oder Grundſchuldbrief übergeben werden, als wirkſam zu erachten, weil die Nennung des 
Namens des Pfandgläubigers, da die Hypothek oder die Grundſchuld nach wie vor für einen 
beſtimmten Gläubiger im Grundbuch und im Brief eingetragen bleibt, hier nicht für fo weſent⸗ 
lich anzuſehen iſt, daß die Schriftform nach § 126 als nicht gewahrt zu gelten hätte (RG 78, 
80; 4. 3. 08 V 163/07). Auf dieſen Grundſatz und weiter darauf lid) ſtützend, daß nach SS 1154, 
1274 auf „Erteilung“ der Verpfändungserklärung beſonderes Gewicht zu legen ſei, hat das 
Reichsgericht es für zuläſſig erklärt, daß die Verpfändung einer Briefhypothek oder -grund» 
ſchuld mittels Benutzung einer alten, inzwiſchen ungültig gewordenen Verpfändungsurkunde 
auch ohne Anderung des früheren Datums erfolge, wenn der Pfandſchuldner und der Pfand⸗ 
gläubiger die nämlichen ſeien, der Inhalt der Urkunde auch für die zweite Verpfändung paſſe 
und der Pfandglaubiger die vorher zurückgegebene Urkunde nun mit dem Brief wiedererhalte 
(RG 78, 26). Um eine Blankoabtretung im eigentlichen Sinne handelt es ſich nicht, wenn 
der Hypothekenglaubiger eine Abtretungsurkunde, in der nur der Name des neuen Gläubigers 
unausgefüllt geblieben iſt, einem anderen mit der Ermächtigung aushändigt, über die Hypothek 
frei zu verfügen (RG 81, 261). Hierin liegt die im voraus erteilte Einwilligung (§ 185) in 
die von dem anderen zu treffende Verfügung. Zwar richtet ſich die Ermächtigung nicht an 
einen beſlimmten Dritten, wohl aber an jeden, mit dem der andere nach ſeiner Entſchließung 
demnächſt in Verhandlung treten und abſchließen möchte ($ 171). Vereinbart nun der audere⸗ 
einen Abtretungsvertrag mit einem Dritten als Abtretungsempfänger und füllt er die Ab⸗ 
tretungsurkunde durch Einſetzung des Namens des Dritten aus, ſo kommt ein rechtswirkſamer 
Abtretungsvertrag zwiſchen dem Gläubiger und dem Dritten mit ſchriftlicher Abtretungs. 
erklärung zuſtande (vgl. RG 81, 260; Gruch 60, 325). Eine ſolche Ermächtigung kann im 
Falle einer Briefhypothek (Briefgrundſchuld) ohne weiteres darin gefunden werden, daß der 
Gläubiger dem anderen außer der vorbezeichneten Abtretungsurkunde auch noch den Brief 
aushändigt (RG a. a. O.). — Die Abtretungserklärung wird durch rechtskräftige Verurteilung zu 
ihrer Abgabe gemäß § 894 ZPO erſetzt. — Eintragung der Abtretung iſt nicht (wie bei der Buch. 
hypothek, Abſ 3) erforderlich (RG IW 07, 711%. Sie kann auch nicht durch Parteiabrede 
entgegen § 1154 neben Abtretungserklärung und Briefübergabe als weiteres Erfordernis 
für den Hypothekübergang aufgeſtellt werden (RG Gruch 51, 183). Vgl. aber Abſ 2 (Erſatz 
der Abtretungserklärung durch Eintragung). — Wenn einen zur Eigentümergrundſchuld 
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gewordenen Teil einer Briefhypothek der frühere Eigentümer an ſeinen Beſitznachfolger, 
darauf dieſer an feinen Beſitznachfolger abtritt und dann der letztere die Teilgrundſchuld (unter 
Umwandlung wieder in eine Hypothek, § 1198) an den Hypothekengläubiger überträgt, ſo 
kann in den beiden erſteren Abtretungserklärungen eine Genehmigung ($ 180 Abs 1) zur Ver⸗ 
fügung über die Teilgrundſchuld gefunden werden (RJA 11, 292). — Soll die Hypothek an 
den urſprünglichen Gläubiger zurückübertragen werden, jo genügt nicht Rückgabe der Ab⸗ 
tretungsurkunde, ſondern bedarf es wiederum einer ſchriftlichen Abtretung (OLG 35, 11). 
Erklärt der Gläubiger, daß er die Hypothek, nachdem er den Betrag der Hypothek in Papier⸗ 
mark erhalten habe, abtrete, daß er ſich aber alle etwaigen über dieſen Betrag hinausgehen⸗ 
den Anſprüche gegen den Grundſtückseigentümer vorbehalte, ſo liegt hierin nicht eine zur 
Übertragung der Hypothek genügende Abtretungserklärung (OLG 44, 145; 46 S. 30, 31). 
Vielmehr findet, wenn der abtretende Gläubiger die Gegenleiſtung (Zeſſionsvaluta) in der 
Zeit nach dem 14. 6. 22 oder unter Vorbehalt ſeiner Rechte angenommen hat, nach 8 17 
Hufw® b. 16. 7. 25 neben dem Aufwertungsanſpruch des Zeſſionars der Hypothek bei 
rechtzeitiger (§ 16) Anmeldung auch eine Aufwertung zugunſten des Zedenten ſtatt, der 
trotz der Abtretung hinſichtlich eines Teils der Hypothek noch als Inhaber gilt (OLG 45, 18). 
Daher kann, wie in § 875 A 4 bemerkt ift, die Löſchung der Hypothek auf Bewilligung des 
Zeſſionars allein nicht erfolgen, vielnrehr bedarf es noch der Zuſtimmung des Zedenten 
als des durch die Löſchung im Sinne des 9 19 GBO Mitbetroffenen. Dagegen bedarf es 
zur Eintragung des Aufwertungsanſpruchs des Zeſſionars nicht der Zuſtimmung des Ze⸗ 
denten, da die Aufwertungen des Zedenten und des Zeſſionars ſelbſtändig nebeneinander 
beſtehen (OLG 45, 18). Über Eintragung eines Widerſpruchs zum Schutze des Aufwer⸗ 
tungsanſpruchs des Zedenten gegen zlwiſchenzeitlichen gutgläubigen Erwerb am Grund⸗ 
ſtücke vgl. 8899 A 1 a. E. Hat zwiſchenzeitlich ein Grundſtückserwerb ſtattgefunden und 
iſt der Erwerber gutgläubig geweſen, d. h. hat er keine Kenntnis davon gehabt, daß trotz 
der Abtretung der Hypothek das Recht des Zedenten fortbeſtehe, fo iſt eine Aufwertung 
für den Zedenten nach 8820, 21 Aufwh ausgeſchloſſen (JW 1927, 1031), während, wenn 
zwiſchenzeitlich beſchrankte Nachrechte am Grundſtück eingetragen ſind, eine Aufwertung fur 
den Zedenten ohne Rückſicht auf Gut⸗ oder Bösgläubigkeit gemäß §21 Abs 2 Aufiv® nur mit 
dem Range nach den zwiſchenzeitlichen Nachrechten ſtattfindet (OLG 45, 20; 46 S. 56, 
57, 66). Das Reichsgericht iſt in N 116, 177 (JW 1927, 1626ff.) der gegenteiligen An⸗ 
ſicht beigetreten, daß derjenige, der nach Umſchreibung der Hypothek auf den Zeſſionar das 
Grundſtück erworben habe, ſich gegenüber dem Aufwertungsanſpruch des Zedenten nicht 
auf den guten Glauben an die Richtigkeit des Grundbuchs berufen könne. Jedoch kann 
dieſer Eutſcheidung nicht beigetreten werden. Sie ſtützt ſich weſentlich auf den für das B68, 
abgeſehen von den Fällen des 8898, wohl richtigen Grundſatz, daß der öffentliche Glaube 
des Grundbuchs ſich nicht darauf erſtrecke, welche Perſonen Inhaber des im Grundbuch 
eingetragenen Rechtes ſeien, berückſichtigt aber nicht genügend die beſonderen Beſtimmungen 
des Aufwcß im 8 21, der die Überſchrift trägt: „Wiedereintragung des früheren Gläubigers 
einer umgeſchriebenen oder abgetretenen Hypothek“ und im Ab 1 die entſprechende An⸗ 
wendung des § 20 über die Wiedereintragung einer gelöſchten Hypothek, ſoweit nicht die 
Vorſchriften des öffentlichen Glaubens des Grundbuchs entgegenſtehen, vorſchreibt, wenn 
die Hypothek zwar nicht gelöſcht, aber nicht mehr für den früheren Gläubiger eingetragen 
iſt, mithin die Umſchreibung der Hypothek für den Zeſſionar der Löſchung der Hypothek 
für den Zedenten gleichſtellt. 

3. Übergabe des Hypothekenbrieſs durch den Abtretenden ift zum Erwerbe der Hypothek 
erforderlich; Beſitzerwerb für ſich allein genügt nicht, der Erwerber muß den Beſitz an dem 
Briefe mit dem Willen des ſich des Beſitzes zu ſeinen Gunſten entſchlagenden Abtretenden 
erlangen (OLG 26, 134). Über Übergabe des Hnpothefenbriefs und Anwendung der Vor⸗ 
ſchriſten des & 1117 vgl. 5 1117 A 3, 4, 5. Hervorzuheben iſt hier: Die Förperliche Übergabe 
von dem bisherigen an den neuen Gläubiger wird gemäß $ 1117 Ubi 1, 2 erſetzt durch: Einigung 
über den Übergang, wenn der neue Glaubiger den Brief bereits befitt (5.920 Satz 2). fo z. B. 
wenn der Eigentümer einen zur Eigentümergrundſchuld gewordenen Teil einer Briefhypothek 
unter Umwandlung auch in eine Hypothek ($ 1198) wieder an den Gläubiger abtritt (RIA 
11, 292); Erlangung mittelbaren Beſitzes ſeltens des Erwerbers auf Grund Vereinbarung 
eines Rechtsverhältniſſes (88 930, 868; vol. über Abtretung unter Vorbehalt des Nieß⸗ 
brauchs A 1); Abtretung des Herausgabeanſpruchs gegen den beſitzenden Dritten (dem 
3. B. die Briefhypothek unter Übergabe des Briefes verpfändet worden iſt; $ 931), die 
in der Abtretung der Forderung als ſtillſchweigend erklärt gefunden werden kann, ſowie in 
der Bewilligung der Aushändigung der „Schuldurkunde“ an den neuen Erwerber (RG 
54, 111; 65, 63; 85, 483); Vereinbarung, daß der neue Gläubiger berechtigt ſein ſoll, ſich 
den Brief von dem Grundbuchamt aushändigen zu laſſen (8 1117 Abſ 2). Im ießteren 
Falle kann die Vereinbarung auch in der Weiſe zuſtande kommen, daß die von dem Zedenten 
dem Zeſſionar überſandte Abtretungsurkunde, welche die Erklärung des Zedenten enthält, 
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daß der Hypothekenbrief vom Grundbuchamt dem Zeſſionar ausgehändigt werden ſolle, von 
dem Zeſſionar mit dem Antrag auf Umſchreibung der Briefhypothek auf ſeinen Namen dem 
Grundbuchamt eingereicht wird; die hierin liegende Annahme des Angebots auf Übertragung 
der Hypothek einſchließlich der vorbezeichneten, in der Abtretungsurkunde enthaltenen Er⸗ 
klärung des Zedenten bezüglich des Hypothekenbriefs braucht gemäß 8 151 nicht gegenüber 
dem Zedenten erklärt zu werden, da eine ſolche Erklärung nach der Verkehrsſitte nicht zu 
erwarten iſt (RG 93, 250). Jedoch iſt zum Übergange der Vriefhypothek erforderlich, daß 
das Grundbuchamt die Verfügungsmacht über den Brief erlangt hat, weil die Vereinbarung 
dem neuen Gläubiger den mittelbaren Beſitz an dem im unmittelbaren Beſitz des Grundbuch⸗ 
amts befindlichen Brief verſchaffen und der Abtretende dadurch, daß er den Brief aus den 
Händen gegeben hat, an einer nochmaligen Abtretung gehindert fein ſoll (Prot 3, 729; RG 
64, 318; 65, 64; 66, 210; 69, 43; 84, 315; Warn 1912 Nr 291; OLG 18, 175; 85, 337). Es genügt 
aber auch eine Vereinbarung im voraus, wenn demnächſt der Brief eingereicht oder, falls 
ein ſolcher (wie z. B. bei Umwandlung einer Buchhypothek in eine Briefhypothek, bei Kraftlos⸗ 
erklärung des abhanden gekommenen Briefes) noch nicht vorhanden iſt, vom Grundbuchamt 
hergeſtellt wird (RG 66, 210; KGJ 40, 281; 45, 299; OL® 44, 315; 45, 282). Im letzteren 
Falle braucht der Hypothekenbrief dem Grundbuchamt noch nicht fertig vorzuliegen; es 
genügt zur Anweiſung auf den Beſitz, daß fie erfolgen kann und erfolgen muß (RG 66, 206; 
84, 316). Geſchieht die Einreichung bzw. die Herſtellung des Teilbriefs, ſo gilt rückwirkend 
der Teilbrief als bereits mit der Aushandigungsvereinbarung übergeben, da dieſe in $ 1117, 
auf den $ 1154 verweiſt, mit der Übergabe gleichgeſtellt iſt (OLG 45, 282). Iſt ein abhanden 
8 Hypothekenbrief durch Ausſchlußurteil (5 1017 ZPO) für kraſtlos erklärt ($ 1162 

GB.), ſo genügt Vorlegung des Ausſchlußurteils beim Grundbuchamt mit dem Antrag 
auf Bildung eines neuen Hypothekenbriefs, da dadurch nach 867 GBO die Bildung eines neuen 
Hypothekenbriefs gewährleiſtet iſt und die Vereinbarung über Aushändigung des Briefes 
einen beſtimmten, auf dieſen Brief ſich beziehenden Inhalt hat (R 84, 316; KGJ 45, 299). 
Wenn dagegen zwar das Aufgebotsverfahren eingeleitet, aber ein Ausſchlußurteil noch nicht 
erlaſſen ilt, hat eine Vereinbarung, daß der Hypothekerwerber berechtigt fein ſolle, ich den 
Hypothekenbrief vom Grundbuchamt aushändigen zu laſſen, nicht die Wirkung des Über 
gabeerſatzes, da bis zum Erlaſſe des Ausſchlußurteils der alte Hypothekenbrief als noch vor⸗ 
handen gilt und hinſichtlich des neu zu bildenden auszuhändigenden Briefes es an dem un⸗ 
mittelbaren Beſitz des Grundbuchamts fehlt, wenn das Grundbuchamt einen ſolchen Brief 
Überhaupt nicht bilden kann (RG 84, 314). Aber Aushändigung des Briefes an den neuen 
Gläubiger kann zum Erwerbe der Hypothek nach dem Willen des Geſetzes nicht erforderlich ſein, 
da font die Beſtimmung über den Erſatz der körperlichen Übergabe durch Beſitzanweiſung über ⸗ 
fluſſig wäre (16 66, 206: 74, 418; KJ 25 A 153; 26 A 96). Ebenfowvenig ift für den Zeit⸗ 
punkt des Erwerbs die etwaige Eintragung der Abtretung maßgebend (KGJ 35 A 287). Viel; 
mehr hat, wenn neben der Abtretung die Vereinbarung im voraus getroffen und der Hypo · 
thekenbrief dem Grundbuchamt, das ihn gemäß der Vereinbarung aushändigen ſoll, eingereicht 
iſt, der Übergang der Hypothek auf den Erwerber als bereits im Zeitpunkte der Vereinbarung 
erfolgt zu gelten, da die Vereinbarung durch $ 1154 Abs 1 Satz 1 der Übergabe des Briefes 
gleichgeſtellt iſt (NG Warn 1912 Nr 291). Hierfür iſt allerdings, da zu der Vereinbarung nach 
dem Vorerörterten eine der Übergabe des Briefes gleichſtehende Sachlage hinzukommen muß 
N ie Übergabe von dem Abtretenden durch Übertragung des Beſitzes zu bewirken iſt, Voraus⸗ 
ſetzung, daß der Brief von dem Abtretenden oder doch mit ſeinem Willen dem Grundbuchamt 
eingereicht iſt (RG Warn 1912 Nr 291; JW 1925, 11252). Die Vereinbarung kann von dem Ab⸗ 
tretenden nicht einſeitig widerrufen werden (RG 93, 251; Warn 1912 Nr 291). Wohl aber kann 
er, wenn er den Erwerber zur Einreichung des Briefes ermächtigt hat, dieſe Ermächtigung ge⸗ 
maß § 168 widerrufen. Jedoch nur bis zur Einreichung des Briefes, da mit der Einreichung 
die Hypothek auf den Erwerber übergegangen ift (RG Warn 1912 Nr 291). — Iſt der neue 
Gläubiger im Beſitze des Briefes, fo wird vermutet, daß die Übergabe erfolgt ſei ($ 1117 
Abs 3: KGJ 40, 281). — Wenn der bisherige Gläubiger zur Abtretung verurteilt iſt 
(ſ. A 2), gilt nach $ 897 ZPO die Übergabe des Briefes als erfolgt, ſobald der Gerichtsvollzieher 
den Brief zum Zwecke der Ablieferung an den neuen Gläubiger wegnimmt. — Im Falle der 
Teilabtretung ift Herſtellung und Übergabe eines Teilbriefs zum Erwerbe der Hypothek 
nicht notwendig (vgl. § 1152, der für den Fall der Teilung der Hypothekenforderung die Her: 
ſtellung eines Teilhypothekenbriefs nur für zulaſſig erklärt, nicht aber vorſchreibt). Vielmehr 
genügt auch Übergabe des Stammbriefs oder Einräumung des Mitbeſitzes (8 866) daran 
(RG 69, 39; 75, 222: RJA 2, 85: 6, 64; OLG 9, 314; 23, 213; 26, 134), wobei die Einräumung 
des Mitbeſitzes im Falle des unmittelbaren Beſitzes des Abtretenden eine gemeinſame Verein- 
barung des Abtretenden und des Erwerbers mit einem zu beſtellenden Treuhänder unter 
Übergabe des Briefes an ihn erfordert, und im Falle des unmittelbaren Beſitzes eines Duten 
auf Grund eines der in $ 868 bezeichneten Verhältniſſe (z. B. auf Grund Verpfändung, Ver⸗ 
wahrung) außer einer Vereinbarung zwiſchen dem Abtretenden und dem Erwerber über den 
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Mitbeſitz eine Willenskundgebung des erſteren gegenüber dem unmittelbaren Beſitzer, daß 
dieſer den Brief nur an ihn und den Erwerber gemeinſchaftlich herausgeben dürfe (vgl. RG 
85, 439; a. M. OLG 26, 184, wonach im letzteren Falle die Abtretung des Herausgabeanſpruchs 
gegen den Dritten, ſoweit dieſes für die Abzweigung der Teilhypothek nötig ſei, genügen ſoll, 
weil danach der Erwerber nach Maßgabe des zwiſchen ihm und dem Abtretenden beſtehenden 
Gemeinſchaftsverhältniſſes berechtigt ſei, über den Brief für ſich zu verfügen). Wenn aber der 
Stammbrief dem Abtretungsempfänger nur vorübergehend in die Hand gegeben und ſogleich 
zurückgenommen wird, liegt eine Übergabe nicht vor (RG 75, 223; KGJ 21 A 332; 80 A 238; 
OLG 9, 314). Eine Vereinbarung nach § 1117 Abſ 2 ferner genügt auch hier (j. oben) für ſich 
allein nicht; vielmehr muß zum mindeſten noch die tatsächliche Einreichung des über die ganze 
Poſt gebildeten Hypothekenbriefs beim Grundbuchamt hinzukommen (RG 64, 312; 65, 64; 69, 
43), und zwar die Einreichung durch den Abtretenden oder mit ſeinem Willen durch einen 
anderen zwecks Herſtellung des an den Erwerber auszuhändigenden Teilhypothekenbriefs (RG 
Warn 1912 Nr 291). — Beantragt der neue Gläubiger unter Vorlegung der Abtretungs 
erklärung und des Briefes beim Grundbuchamt die Umſchreibung, ſo braucht er (nach 
§ 26 GBO) nicht nachzuweiſen, daß er den Brief vom bisherigen Gläubiger übergeben er- 
halten hat (RIA 7, 138; OLG 40, 40). — Vorſtehende Grundſätze gelten auch dann, wenn 
eine Briefgrundſchuld oder eine Eigentümergrundſchuld, die aus einer Briefhypothek 
entſtanden ift, ganz oder zum Teil übertragen werden ſoll (vgl. RG 64, 308; 65, 62; 
69, 36; 75, 222). Iſt eine Briefhypothek nur zum Zeil Eigentümergrundſchuld geworden, 
fo iſt der Eigentümer zwar gemäß § 952 Miteigentümer des Hypothekenbriefs (RG 59, 318; 
69, 40). Jedoch hat er keinen Anſpruch auf Einräumung des Mitbeſitzes an dem Briefe, da 
dem Hypothekengläubiger der Brief zum ausſchließlichen Beſitz verbleiben muß, damit er 
uneingeſchränkt über den ihm zuſtehenden Hypothekenteil verfügen kann (RG 69, 41; 75, 
222). Vielmehr kann der Eigentümer nur entweder Vorlegung des Briefes an das Grundbuch. 
amt zur Berichtigung des Grundbuchs gemäß 8 896 verlangen oder nach 8$ 749, 752, 1152 
Aufhebung der Gemeinſchaft am Hypothekenbriefe und Vollziehung der Teilung in Natur durch 
Herftellung eines Teilhypothekenbriefs beanſpruchen (RG 59, 318; 69, 42; 75, 222). Dieſer 
Anſpruch iſt nicht ein Anſpruch auf Herausgabe im Sinne des $ 931, durch deſſen Abtretung 
nach 88 1154 Satz 1, 1117 Abs 1 die Übergabe des Briefes erſetzt werden könnte (Rc 69, 43). 

4. Liegt eines der beiden Erforderniſſe, ſchriftliche Abtretungserklärung und Briefüber 
gabe, von denen auch jene dieſer nachfolgen kann, nicht vor, ſo geht die Hypothek, auch im 
Verhältniſſe zwiſchen den Beteiligten, auf den Erwerber nicht über, ſo daß z. B. im Falle 
des Konkurſes des bisherigen Gläubigers die Hypothek in deſſen Konkursmaſſe fällt (RG 
65, 64; RIA 6, 67). Daher verſagt insbeſondere beim Mangel der Briefübergabe das Recht 
des Zeſſionars, wenn der Zedent die Hypothek nochmals, und zwar nunmehr unter Brief. 
übergabe (. A 3), an einen Dritten abtritt, oder wenn es einem Gläubiger gelingt, eine mit 
Wegnahme des Hypothekenbriefs verbundene Pfändung der Hypothek auszubringen (RG 
65, 64). Ferner wird, wenn es auf den Zeitpunkt des Erwerbs ankommt (wie z. B. im Falle 
einer dazwiſchenliegenden Konkurseröffnung), dieſer durch die Abtretungserklärung und 
deren Datum allein nicht nachgewieſen (K GJ 25 A 163; 40, 281; RIA 6, 66). Jedoch wird 
aus einer, ſei es auch nur formloſen, Abtretungserklärung die Verpflichtung des Abtretenden 
zur Verſchaffung der Hypothek (ſ. A 1) regelmäßig zu entnehmen fein (RG 63, 424; 65 6; 
Warn 08 Nr 64, 505). — Iſt zu der Abtretung (oder Verpfändung, Pfändung) einer Brief 
hypothek die erforderliche Briefübergabe nicht hinzugetreten, ſo wird, da für eine gegenteilige 
Annahme ſich im Geſetz kein Anhalt findet, die unwirkſame Verfügung nicht, auch nicht hin 
ſichtlich der perſönlichen Forderung, nachträglich dadurch wirkſam, daß die Hypothet ge · 
löſcht und der Hypothekenbrief vernichtet wird (RG 76, 231) oder daß die Hypothek in der 
Zwangsverſteigerung durch den Zuſchlag gemäß 8s 52, 91 38G erliſcht (RE 63, 216, 
auch 59, 316; 76, 234). — Wegen der Erforderniſſe, wenn bei Gelegenheit der Abtretung, 
die Zins, oder Zahlungsbedingungen geändert werden, vgl. Kc 20 A 176. 

5. Die öffentliche Beglaubigung der Abtretungserklärung (vgl. $ 129, JGG 85 167, 
183, 191), die der neue Gläubiger, abweichend von $ 403, auf Koſten des bisherigen Gläu⸗ 
bigers jederzeit, auch erſt nach der Abtretung, zu verlangen berechtigt iſt, hat namentlich den 
Vorteil, daß dem neuen Gläubiger der öffentliche Glaube des Grundbuchs nach Maßgabe 
des § 1155 zuſtatten kommt (vgl. auch 8 40 Abſ 2 GBO) und daß der Erwerber die Hopothek 
geltend machen, kündigen und mahnen kann, ohne vom Eigentümer bzw. Schuldner Wider 
ſpruch gemäß 89 1160, 1161 gewärtigen zu müſſen (vgl. O8 36 167). Der Anſpruch 
beſteht, gleichviel ob die Abtretung zu Eigentum oder nur zu Sicherungszwecken erfolgt 
iſt RG 115, 307). Vorausſetzung aber iſt, daß der Beanſpruchende wirklich „neuer Gläu 
biger“ iſt, daß er alſo die Hypothek rechtswirkſam erworben hat, z. B. nicht die gehörige 
Briefübergabe fehlt oder nicht ſchon ſein Zedent des gültigen Rechtserwerbs ermangelt, 
daß insbeſondere auch die Abtretungserklärung rechtswirkſam iſt (RG 115, 304). — Wird 
die Hypothek weiter abgetreten, ſo geht der Anſpruch auf Beglaubigung nach 8401 auf 
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den zweiten Zeſſionar mit über (RG 115, 307; OLG 23, 21). — Der Anſpruch beſteht 
nach 81192 auch bei der Abtretung von Grundſchulden (RG 115, 307). 

6. Die vollzogene Eintragung der Abtretung, nicht ſchon die Abrede, daß ſie ſtattfinden 
ſoll (RG 54, 146), erſetzt die Schriftform der Abtretungserklärung, nicht etwa auch die Über- 
gabe des Briefes (. A 3, 4). Zur Vornahme der Eintragung iſt aber außer einem (formloſen) 
Antrage eines Beteiligten (88 13, 30 GBO) nach den Ordnungsvorſchriften der §88 19, 26, 
29 GVO die in der Form des 8 29 EBD abgegebene, die Abtretung als Grund angebende 
Eintragungsbewilligung (KGJ 40, 268; aber auch genügend Umſchreibungsbewüligung, KGJ 
40, 272) des bisherigen Gläubigers erforderlich, ſowie nach 88 42, 62 GBO die Vorlegung 
des Briefes (vgl. RG Warn 1912 Nr 260). Der geſeßgeberiſche Grund für die Zulaſſung 
des Erſatzes der Schriftform durch die Eintragung iſt gerade, daß dieſe auf dem Brief zu ver⸗ 
merken iſt und dadurch der Berechtigte bereits einen Ausweis in öffentlicher Urkunde erhält 
(Prot 3, 648; RG Warn 1912 Nr 260). Jedoch braucht die Übergabe des Hypothekenbriefs 
von dem bisherigen an den neuen Gläubiger, ſelbſt wenn von dieſem der Eintragungsantrag 
geſtellt wird, dem Grundbuchamt nicht nachgewieſen zu werden, da 8 26 GBO ein ſolches 
Erfordernis für die Vornahme der Eintragung formellrechtlich nicht aufſtellt (K GJ 51, 280). 
Aus gleichem Grunde bedarf es für das Grundbuchamt auch nicht des Nachweiſes der An⸗ 
nahme der Abtretung durch den neuen Gläubiger (ſ. A 2). Daraus folgt, daß, wenn eine 
einer Erbengemeinſchaft gehörende Hypothek an einen Miterben abgetreten worden iſt, es zur 
Eintragung der Übertragung nicht der Beibringung einer (zuſtimmenden) Erklärung des er⸗ 
werbenden Miterben bedarf (KJ 51, 283) und, falls für dieſen die vormundſchaftsgericht⸗ 
liche Genehmigung des Abtretungsvertrags etwa erforderlich iſt, auch nicht der Beibringung 
diefer Genehmigung (KG 51, 284). — Die Eintragung hat für den Erwerber, auch wenn 
die Briefhypothek durch ſchriftliche Abtretungserklärung und Briefübergabe rechtswirtſam 
übertragen iſt, namentlich den Vorteil, daß er gegen anderweite Verfügungen des bisherigen 
Gläubigers, falls dieſer den Brief wieder erlangt, geſchützt iſt und daß er bei Geltendmachung 
der Hypothek nicht gemäß 8 1160 fein Gläubigerrecht nachzuweiſen braucht. Vgl. auch 88 55 
G30, §§ 9 Nr 1, 44 38G. — Über die erforderliche beſtimmte Angabe des Zeitpunkts, von 
dem die Zinſen abgetreten werden, vgl. KJ 29 A 179. 

7. Die entſprechende Anwendung der SS 873, 878 bei der Abtretung einer Buchhypothek 
ergibt: Zur Übertragung einer Buchhypothekforderung iſt Einigung zwiſchen dem bisherigen 
und dem neuen Glaubiger, die nicht, wie die Abtretungserklärung bei einer Briefhypothet 
(ſ. A 2), einer Form bedarf, und Eintragung der Abtretung (8 873) erforderlich. Zur Vor⸗ 
nahme der Eintragung aber iſt genügend (88 19, 29 G0) die in der Form des 5 29 G80 
abgegebene, einſeitige Eintragungsbewilligung des bisherigen Gläubigers, ſowie ein (form⸗ 
loſer) Antrag eines Beteiligten (88 13, 30 GBO). Eine in der im § 878 bezeichneten Zwiſchen⸗ 
zeit eintretende Verfügungsbeſchränkung des Abtretenden macht deſſen Umſchreibungsbe⸗ 
willigung nicht unwirkſam. — Über die Erforderniſſe für die Übertragung einer Geſamtbuch⸗ 
hypothek vgl. § 1132 A 1. 


8 1155 


Ergibt ſich das Gläubigerrecht des Beſitzers des Hypothekeubriefs!) 
aus einer zuſammenhängenden, auf einen eingetragenen Gläubiger zurück⸗ 
führenden Reihe von öffentlich beglaubigten Abtretungserklärungen?), ſo 
finden die Vorſchriften der SS 891 bis 899 in gleicher Weiſe Anwendung, 
wie wenn der Beſitzer des Briefes als Gläubiger im Grundbuch einge⸗ 
tragen wäres). Einer öffentlich beglaubigten Abtretungserklärung ſteht 
gleich ein gerichtlicher überweiſungsbeſchluß“) und das öffentlich beglaubigte 
Anerkenntnis einer kraft Geſetzes erfolgten übertragung der Forderung’). 

E 1 1114 II 1062; M 3 751 fl.: P 3 654; 6 249. 


1. Als erſte Vorausſetzung für die Anwendbarkeit der 88 891—899 iſt, weil die Brief⸗ 
hypothek nach 8 1154 Ubf 1 nur im Falle der Briefübergabe auf den im Grundbuche als Gläu- 
biger nicht Eingetragenen übertragen fein kann, im 8 1155 erfordert, daß letzterer (alſo im 
Falle des gegenwärtigen Rechtserwerbs an der Hypothek der unmittelbare Vormann des 
Erwerbers, zu deſſen Gunſten $ 892 zur Anwendung kommen ſoll) Beſitzer des Hypotheken- 
briefs iſt. Es genügt aber auch ein gemäß 88 930, 931 vom bisherigen Gläubiger erlangter, 
mittelbarer Beſitz, da dieſer gemäß $ 1154 Abſ 1, 1117 Abſe1 Satz 2 der körperlichen Brief . 
übergabe gleichſteht (RG 86, 264). Daß der Vormann des letzten Erwerbers, wenn für dieſen 
8 892 in Frage kommt, den Beſitz des Briefes auf rechtmäßigem Wege erlangt gehabt hal, 
iſt nicht erforderlich: Eigenbeſitz des Vormanns genügt auch dann wenn der Vormann ihn 
unrechtmäßigerweiſe (z. B. durch Unterſchlagung) erlangt hat. Der gutgläubige Erwerber 
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braucht die Rechtmäßigkeit des Beſitzes feines Vormanns nicht nachzuprüfen (RG 93, 43). 
— Daß der gegenwärtige Beſitzer (der letzte Erwerber) den Brief von dem bisherigen Gläu⸗ 
biger übergeben erhalten hat, wird nach 88 1154 Abſ 1, 1117 Abſ 3 vermutet (RG 93, 44). 
Daher braucht er dies nicht nachzuweiſen, wenn er vor dem Grundbuchamt (vgl. 8 40 Abſ 2 
GB) über die Hypothek verfügen will (RJA 7, 139). Steht allerdings feſt, daß er ohne 
ſolch eine Übergabe in den Beſiß des Briefes gelangt iſt, ſo iſt er nicht Gläubiger und kann 
daher für feinen Erwerb ſich nicht auf $ 1155 berufen (vgl. RG 56, 416). Überträgt er aber die 
Hypothek unter den Erforderniſſen des 8 1155 an einen hinſichtlich feiner Beſitzerlangung gut⸗ 
gläubigen Dritten, fo erwirbt dieſer die Hypothek nach 88 1155, 892 rechtsgültig, und zwar 
mit der Wirkung, daß ſpäteren Erwerbern auch eine bei ihnen nach der bezeichneten Richtung 
etwa vorhandene Bösgläubigkeit nicht mehr ſchadet (ſ. 8 891 A 5). — Nach § 21 AufwG 
v. 16. 7. 25 finden die Vorſchriften des $ 20 über die Wirkung des guten Glaubens an die 
Richtigkeit des Grundbuchs bei der Wiedereintragung gelöſchter, aber nach § 14 (Vorbehalt) 
oder § 15 (Rückwirkung) aufgewerteter Hypotheken entſprechende Anwendung, wenn die 
aufgewertete Hypothek zwar nicht gelöſcht, aber noch für den früheren Gläubiger eingetragen 
ift, jedoch ſich das Gläubigerrecht eines anderen aus $ 1155 BOB ergibt. 

2. Zweite Vorausſetzung iſt: Aus einer zuſammenhängenden, auß einen eingetragenen 
Gläubiger zurückzuführenden Reihe von öffentlich beglaubigten Abtretungserklärungen 
(vgl. § 1154 A 5) muß ſich das Gläubigerrecht des Briefbeſitzers (in dem Falle des gegen 
wärtigen Rechtserwerbs an der Hypothek alſo: desjenigen, von dem der erwirbt, zu deſſen 
Gunſten § 892 zur Anwendung kommen ſoll) ergeben, alſo, daß die Hypothek in öffentlich 
beglaubigter Form zunächſt von dem eingetragenen Gläubiger und dann weiter von den Er⸗ 
werbern an andere Gläubiger abgetreten iſt, bis fie auf den Briefbeſitzer gelangt iſt (vgl. RIA 
3, 147). Aus den Worten „zuſammenhängende Reihe“ iſt jedoch nicht zu folgern, daß eine 
Mehrheit von Abtretungserklärungen vorliegen muß. Es kommt nur auf den Nachweis des 
Zusammenhangs mit dem eingetragenen Gläubiger, nicht auf die Zahl der Zwiſchenmänner 
an. Daher genügt auch nur „eine“ Abtretungserklärung des eingetragenen Gläubigers an 
den Briefbeſitzer (NG 86, 263; 93, 44). Iſt aber der zuerſt Abtretende nicht eingetragener 
Gläubiger (vgl. OLG 8, 140) oder iſt auf einen Zwiſchengläubiger die Hypothek auf andere 
Weiſe als durch Abtretung oder nach Maßgabe des § 1155 Satz 2 übergegangen (vgl. KIA 
3, 146) oder liegt eine nicht öffentlich beglaubigte (privatſchriftliche) Abtretungserklärung 
inmitten, fo kann zwar das Gläubigerrecht auf den Briefbeſitzer gemäß $ 1154 übergegangen 
ſein, er ſteht aber hinſichtlich Anwendung der 88 891—899 (f. A 3) nicht einem eingetragenen 
Gläubiger gleich. Wird in dem zuletzt genannten Falle die fehlende öffentliche Beglaubigung 
nachgeholt, ſo gilt der Briefbeſitzer erſt von nun an, insbeſondere zugunſten ſpäterer Er⸗ 
werber, nicht auch für die Vergangenheit als eingetragener Gläubiger. — Nach 8 129 Abſ 2 
wird die öffentliche Beglaubigung durch gerichtliche oder notarielle Beurkundung erſetzt. Eine 
notarielle Urkundenausfertigung ſteht gleich einer öffentlichen Beglaubigung (RG 85, 61; 
93, 44; ORG 29, 368). Dies gilt auch dann, wenn der Ausfertigung eine nefälfchte Urkunde 
oder überhaupt keine Urkunde zugrunde liegt; die Ausfertigung iſt, wiewohl fie dann wider⸗ 
rechtlich, unter Verſtoß gegen $ 348 StB aufgenommen iſt, doch eine echte Urkunde (RG 
85, 61; 93, 44; OLG 29, 368). Aber auch wenn in der Reihe der Abtretungserklärungen 
die eine oder die andere gefälſcht ift, wird dadurch nicht die Anwendung des & 1155 aus 
geſchloſſen, ſofern die Urkunde den Schein einer echten, öffentlich beglaubigten Abtretungs- 
ertlärung hervorruft; für den gutgläubigen Erwerb des letzten Erwerbers, zu deſſen Gunſten 
$ 892 zur Anwendung kommen foll (A 3), genügt der durch Urkunden, die ſich äußerlich als 
öffentlich beglaubigte Abtretungserklärungen darſtellen, vermittelte Schein der Berechtigung 
des Vormanns zur Verfügung über die Hypother (RG 85, 58; 86, 263; 93, 44; Gruch 60, 321 
[Warn 1915 Nr 209]; OL G 29, 388). — Zu den Abtretungserklärungen gehören, wiewohl 
$ 1155 nur von dieſer Ipricht, auch, wenn fie von Bevollmächtigten abgegeben werben, Voll. 
machten, da fie einen Beſtandteil der die Eintragung im Grundbuch erſetzenden Legitimation 
bilden (RG Gruch 60, 324). Jedoch gereichen auch hier verborgene Mängel der Vollmachten 
(3. B. ihre Fälſchung) dem gutgläubigen (letzten) Erwerber ($ 892) nicht zum Nachteil, wie 
auch gegenüber der Eintragung im Grundbuch nicht zum Nachteil des gutgläubigen Erwerbers 
auf verborgene Mängel der vorgelegten Vollmachten aurndpen den a werden kann (RG 
Gruch 60, 324 [Warn 1915 Nr 209]; OLG 29, 890), — Daß bei den aufeinander folgenden 
Abtretungen dem ſpäteren Erwerber jedesmal außer der von ſeinem unmittelbaren Vor · 
mann ausgeftellten (erteilten“, l. § 1154 A 2) Abtretungserklärung auch die Abtretungs. 
urkunden, die den früheren Erwerbern von ihren Vormännern erteilt worden ſind, übergeben 
fein müſſen, ergibt ſich aus § 1155 nicht (NG Gruch 62, 624). 

3. Aus der Anwendung der S8 891 bis 899 in gleicher Weife, wie wenn der Briejbejiger 
als Gläubiger eingetragen wäre, folgt: Ergibt ſich aus der in A2 bezeichneten Reihe von 
Urtunden das Glänbigerrecht des Vriefbeſihers, ſo ſtreitet für fein twirtliches Glenbigerrecht 
die Rechtsvermutung aus § 891. Wer das Gläubigerrecht trotzdem beſtreitet (3. B. mit der 
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Behauptung, die Übertragung an den Briefbeſitzer ſei nichtig oder dem nicht eingetragenen 
Rechtsvorgänger habe das Gläubigerrecht nicht zugeſtanden und dies ſei dem Briefbeſitzer 
beim Erwerbe bekannt geweſen), muß das Gegenteil beweiſen. — Erwirbt von dem Brief⸗ 
beſitzer ein anderer durch Rechtsgeſchäft (Erwerb kraft Geſetzes oder im Wege der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung ſteht dem rechtsgeſchäftlichen Erwerbe nicht gleich, ſ. 8 892 A 4) die Hypothek (§ 1154) 
oder ein Recht daran (3. B. ein Pfandrecht, . §S 802 A 3), fo gilt gemäß § 892 zugunſten des Er⸗ 
werbers der Briefbeſitzer als der wirkliche Glaubiger, es ſei denn, daß der Mangel des Glaubiger⸗ 
rechts (z. B. Fehlen der Briefübergabe oder Nichtigkeit der Abtretung an den Briefbeſitzer 
oder auch, falls nicht ein ſchon unter dem Schutz des § 892 ſtehender Rechtserwerb vorange⸗ 
gangen iſt, an einen früheren Rechtsvorgänger; über gefälſchte Abtretungserklärung |. A 2) dem 
Erwerber zur Zeit des Erwerbs (im Falle der Abtretung alſo zu der Zeit, in der Abtretungs⸗ 
erklärung und Briefübergabe zuſammen vorliegen, ſ. RG 89, 160, 8 1154 A 4) bekannt iſt oder 
gemäß 8 1140 aus dem Briefe ſich ergibt, oder daß ein Widerſpruch gegen das Gläubigerrecht im 
Grundbuch eingetragen oder auf dem Briefe vermerkt iſt (vgl. ZW 1926, 1815). Daß im Falle der 
Abtretung der letzte Erwerber ſeinerſeits auf eine öffentlich beglaubigte Abtretungs⸗ 
erklärung feinen Erwerb gründen kann, iſt nicht erforderlich, da jeder rechtsgültige rechts⸗ 
geſchäftliche Erwerb von dem beim Vorhandenſein der Vorausſetzungen des $ 1155 als ein- 
getragener Gläubiger geltenden Briefbeſitzer zur Anwendung des § 892 genügt und nach 
§ 1154 Abſ 1 Satz 1 auch durch eine privatſchriftliche Abtretungserklärung in Verbindung 
mit Briefübergabe die Hypothek erworben wird. Überträgt allerdings ein ſolcher Erwerber 
die Hypothek weiter, ſo muß dem zweiten Erwerber zwar hinſichtlich der Vormänner der 
nämliche Schutz aus § 892 wie dem erſten Erwerber zugeſtanden werden, da deſſen Rechte auf 
ihn übergehen. Da aber der auf Grund privatſchriftlicher Abtretungserklärung Erwerbende 
nicht als eingetragener Gläubiger gilt, ſo konnen dem zweiten Erwerber hinſichtlich Rechts⸗ 
gültigkeit des Erwerbs des erſten Erwerbers oder des Fortbeſtehens des Gläubigerrechts (3. B. 
im Hinblick auf die den Übergang auf einen anderen bewirkende Befriedigung) alle beſtehenden 
Einwendungen ohne Rückſicht auf ſeine Kenntnis uſw. entgegengeſetzt werden (ſtr.). Zu be⸗ 
merken iſt jedoch, daß ſich der Schutz des $ 892 hier ebenſowenig wie im Falle des Erwerbs 
von einem Eingetragenen (RG 69, 268; 84, 245; $ 892 A 6 Abſ 4), auf den Rechtsakt erſtreckt, 
durch den der (letzte) Erwerber die Hypothek erlangen will; iſt dieſe Erwerbshandlung rechts⸗ 
unwirkſam (z. B. weil die dem Erwerber erteilte Abtretungserklärung fälſchlich angefertigt 
war), jo erwirbt der (letzte) Erwerber auch im Falle ſeines guten Glaubens au die Rechts⸗ 
wirkſamkeit des Erwerbsaktes die Hypothek nicht (RG Gruch 60, 325 [Warn 1915 Nr 209]; 
OLG 29, 389). — Ferner gilt der Briefbeſitzer, auch wenn er nicht wahrer Gläubiger iſt, 
als eingetragener Gläubiger im Sinne des 8 898 hinſichtlich des Schutzes des Gutgläubigen, 
der an ihn auf Grund der Hypothek eine Leiſtung bewirkt oder mit ihm in Anſehung der 
Hypothek ein Rechtsgeſchäft der im $ 893 gemeinten Art (j. $ 893 A 4) vornimmt. — Sit der 
Briefbeſitzer nicht wirklicher Gläubiger, jo hat der wahre Berechtigte, um ſich gegen emen 
Rechtsverluſt durch einen gutgläubigen Erwerber ſchützen zu können, die aus den SS 894 bis 899 
ſich ergebenden Rechte auf Berichtigung des Grundbuchs, Eintragung eines Widerſpruchs 
ulm. fo, als ob der Briefbeſitzer im Grundbuch eingetragen ſtände. — Zu bemerken iſt, daß 
$ 1155 den Schutz des öffentlichen Glaubens erweitert, indem er beim Vorliegen 
der fraglichen Urkundenreihe den Briefbeſitzer einem eingetragenen Glaubiger gleichſtellt. 
Hinſichtlich des Inhalts des Grundbuchs ſelbſt (z. B. der Rechtsgültigkeit der Hypothek, des 
Beſtehens der Forderung, der Zuläſſigkeit von Einwendungen) gelten die Vorſchriften über 
den öffentlichen Glauben des Grundbuchs unmittelbar auch hier, namentlich die 88 892, 1138 
zugunſten eines gutgläubigen rechtsgeſchäftlichen Erwerbers der Briefhypothek, und zwar 
auch dann, wenn fein Gläubigerrecht ſich auf andere Urkunden als die des § 1155 (z. B. auf 
privatſchriftliche Abtretungserklärungen) gründet. — Wenn im Falle der Zwangsver⸗ 
ſteigerung des belaſteten Grundſtücks der Erwerber einer Briefhypothek im Verteilungs⸗ 
termin den Brief vorlegt und ſich gemäß § 1155 ausweiſt, ift an ihn, nicht an den als Gläubiger 
Eingetragenen der auf die Hypothek entfallende Verſteigerungserlös auszuzahlen, auch wenn 
die Übertragung etwa erſt kurz vor der Auszahlung ſtattgefunden und der Erwerber ſein Recht 
nicht gemäß § 114 VO angemeldet hat (RG 73, 300; vgl. auch 77, 296). 

4. Aus der Gleichſtellung eines gerichtlichen Uberweiſungsbeſchluſſes mit einer öffent 
lich beglaubigten Abtretungserklärung folgt nicht, daß ſchon zugunſten desjenigen, dem die 
Hypothek im Wege der Zwangsvollſtreckung überwieſen wird, ſein briefbeſitzender Schuldner, 
deſſen Gläubigerrecht ſich aus einer Urkundenreihe gemäß 8 1155 ergibt, hinſichtlich Anwendung 
der 88 892 ff. als eingetragener Gläubiger gilt; denn nur einem rechtsgeſchäftlichen Erwerber 
ſtehen dieſe Vorſchriften über den Schutz des öffentlichen Glaubens des Grundbuchs zur 
Seite (ſ. A 3). Exit wenn er die Hypothek weiter überträgt oder fie mit einem Rechte belaſtet, 
ſteht zugunſten des Erwerbers der Überweiſungsbeſchluß der bezeichneten Abtretungserklärung 
gleich mit der Wirkung, daß der Erwerber den Schuß aus §8 1155, 892 ff. (ſ. A 3) genießt. — 
Unter Überweiſungsbeſchluß ift nur eine Überweiſung der Hypothekenforderung an Zahlungs 
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Statt zum Nennwerte zu verſtehen, da durch die Überweiſung zur Einziehung nicht das Gläu⸗ 
bigerrecht erlangt, ſondern nur die Ermächtigung zur Einziehung erteilt wird (88 835 Abſ 1, 2; 
837 PO). Eine Übertragung nach 8 118 3 gehört auch nicht hierher. 


5. Nicht eine kraft Geſetzes erfolgte übertragung der Forderung iſt der öffentlich 
beglaubigten Abtretungserklärung gleichgeſtellt, ſondern ein öffentlich beglaubigtes Aner⸗ 
kenntnis dieſer Tatſache. Demnach muß von demjenigen, der vor dem Übergange Glaubiger 
war, gegenüber dem jetzigen Gläubiger rechtsgeſchäftlich in öffentlich beglaubigter Form 
anerkannt worden fein, daß die betreffende Tatſache, die kraft Geſetzes den Übergang bewirkt, 
eingetreten und daß zufolge dieſer Tatſache die Hypothekenforderung auf den Empfänger der 
Erklärung übergegangen ſei (vgl. 8 408 Abſ 2; KG 27 A 127; 35 A 292; 52, 189; OLG 
10, 95; a. M. OLG 18, 178 inſofern, als Anerkenntnis jener Tatſache allein ſchon für genügend 
erachtet wird). Ein ſolches Anerkenntnis ſoll für die Geltung des Briefbeſitzers als einge⸗ 
tragenen Gläubigers (J. A 2, 3) einer Abtretungserklärung gleichſtehen. Der bloße Nachweis 
des kraft Geſetzes erfolgten Übergangs, mag er auch in öffentlicher Form erbracht ſein, genügt 
nicht (KJ 25 A 102; 35 A 292; 52, 189; RIA 9, 210; OLG 32, 413). Der Fall des Über. 
gangs kraft Geſetzes durch Erbgang ſcheidet daher von vornherein aus, weil eine Anerkenntnis⸗ 
erklärung des Erblaſſers als bisherigen Gläubigers nicht in Frage kommen kann; insbeſondere 
iſt ein Erbſchein oder eine letztwillige Verfügung, wodurch der Übergang auf den Erben 
nachgewieſen wird, kein Anerkenntnis (str., KGJ 25 A 162; 27 A 127; 35 A 292; RIA 
9, 210; OLG 10, 95). Aber auch eine Quittung über eine Zahlung, die den Übergang der 
Hypothek auf einen anderen zur Folge hat, genügt nicht, da ſie kein Anerkenntnis des er⸗ 
folgten Übergangs enthält (ſtr.; JW 1926, 1816; IFG 1, 487; 3, 395; OLG 46, 50). — 
Eine andere Frage hinſichtlich des vorhergenannten Falles der Erbfolge iſt es, ob die 
Urkundenreihe des $ 1155 (vgl. auch $ 40 Abſ 2 G0) dadurch unterbrochen wird, daß 
ein Abtretender in der Reihe die Hypothek durch Erbgang, nicht durch Abtretung uſw. erlangt 
hat. Dies wird zu verneinen ſein, weil zufolge der Geſamtnachfolge Erblaſſer und Erbe hin- 
fichtfich des Gläubigerrechts an der Hypothek als nur eine Perſon zu gelten haben (ſtr., vgl. 
Raza 9, 207). — Über die Fälle, in denen eine Hypothekenforderung auf einen anderen kraft 
Geſetzes übergeht, vgl. $ 1143 A 3 und 88 268, 426 Abſ 2, 774, 1143, 1163 Abf Satz 2, 
1164, 1168, 1178, 1174, 1182, 1438, auch ZPO 8 868. Gleichzuſtellen find die Fälle, in denen 
die Hypothek ohne die Forderung lals Grundſchuld) kraft Geſetzes übergeht (. $ 1143 A 3), 
ſowie der Fall des § 1163 Abſ 1 Satz 1 Nichtentſtehen der Forderung). Ferner findet ein 
Übergang kraft Geſetzes ſtatt, wenn eine Gemeinde, welche Gläubigerin einer Hypothek 
iſt, in eine andere eingemeindet wird (vgl. RG 64, 401; 87, 284; KGJ 41, 213; 61, 
213; 52, 187; OLG 82, 412). — Das Anerkenntnis kann durch eine rechtskräftige 
Verurteilung zur Abgabe der anerkennenden Erklarung gemäß $ 894 3Pd erſetzt werden. 
Die Verpflichtung zur Abgabe des Anerkenntniſſes ergibt ſich aus den Ls 403, 412, 1144. — 
Zu bemerten ift, daß, wenn der letzte Inhaber die Hypothek kraft Geſetzes erworben hat, 
er auch beim Vorhandenſein eines Anerkenntniſſes ebenſowenig wie im Falle der Über⸗ 
weiſung im Wege der Zwangsvollſtreckung für feinen Erwerb den Schuß des öffentlichen 
Glaubens (88 1155, 892) in Anſpruch nehmen kann, da nur der rechtsgeſchäftliche Erwerb 
geſchützt wird (f. A 4). 


S 1156 


Die für die Übertragung der Forderung!) geltenden Vorſchriften der 
SS 406 bis 408 finden auf das Rechtsverhältnis zwiſchen dem Eigentümer 
und dem nenen Gläubiger in Anſehung der Hypothek?) keine Anwendung’). 
Der neue Gläubiger muß jedoch eine dem bisherigen Gläubiger gegenüber 
erfolgte Kündigung des Eigentümers gegen ſich gelten laſſen, es ſei denn, 
daß die Übertragung zur Zeit der Kündigung dem Eigentümer bekannt oder 
im Grundbuch eingetragen ft‘). 

E I 1089 II 1063; M 3 711 ff.; P 3 589 ff., 664 f., 688. 

1. Übe Forderung begreift nicht nur die Abtretung der Hypothekenforderung 
(88 398 en auch (v N. os Abſ 2 ihre Übertragung kraft Geſetzes (1. 8 412, 
§ 1143 U 3, 8 1165 U 5), ſowie die Überweiſung im Wege der ene (5 835 850). 
— Ob die Forderung durch Buchhypothek oder durch Briefhypothek geſichert it, macht keinen 
Unterſchied. Dagegen findet $ 1156 auf Sicherungshypotheken gemäß 8 1185 Abſ 2 keine 
Anwendung. Vgl. ferner wegen der Forderungen auf Zinſen, andere Nebenleiſtungen, Koſten 
die abweichenden Beſtimmungen der 88 1168, 1159. 


2. Nur auf das Rechtsverhältnis zwiſchen dem Eigentümer und dem neuen Gläubiger 


590 Sachenrecht Hypothek Grundſchuld Rentenſchuld 


und nur in Anſehung der Hypothek (j. S 1138 A 1) finden die 88 406—408 keine Anwendung. 
Für das Verhältnis zwiſchen dem perſönlichen Schuldner und dem neuen Glaubiger und 
gegenüber der Schuldklage des letzteren gelten die 88 406—408 (z. B. § 407 hinſichtlich der Frage, 
ob die Mitteilung des Grundſtücksveräußerers von der Schuldübernahme des Erwerbers 
nach § 416, die an den früheren Hypothekengläubiger erfolgt, dem neuen Gläubiger gegenüber 
wirkſam ift) ebenſo wie die anderen auf Einwendungen des Schuldners gegenüber dem neuen 
Gläubiger bezuglichen Vorſchriften der 88 404, 405, 400 —411 (KG 67, 413; 80, 92; Warn 
1914 Nr 245; JW 1916, 908°). Iſt daher der Eigentümer zugleich perſönlicher Schuldner 
und wird gegen ihn vom neuen Gläubiger ſowohl die dingliche Klage aus dem Hypothekenrecht, 
als auch die Schuldklage aus der perſönlichen Forderung erhoben (ſ. 8 1138 A 1, § 1147 A 4), 
fo kann der Beklagte mit einer Einwendung aus 88 406—408 gegenüber der Schuldklage durch⸗ 
dringen, während fie ihm der dinglichen Klage gegenüber verſagt iſt (ſ. A 3). 


3. Da die Vorſchriften der SS 406—408 keine Anwendung finden, kann der Eigen⸗ 
tümer nicht, wie der perſönliche Schuldner gegenüber der Schuldklage (ſ. A 2), die nachſtehend 
genannten Einwendungen, die ſich auf Ereigniſſe nach der Übertragung gründen, gegen⸗ 
über der dinglichen Klage des neuen Gläubigers erheben. Zunächſt nicht die Einrede der 
Aufrechnung mit einer ihm gegen den bisherigen Gläubiger zuſtehenden Forderung, 
auch wenn die im § 406 beſtimmten Ausnahmen von der Aufrechnungsbefugnis des Schuldners 
in feiner Perſon nicht vorliegen (Seuffa 62 Nr 137; OLG 26, 154). Nur wenn die Auf 
rechnung bereits vor der Übertragung dem bisherigen Gläubiger gegenüber erklärt worden 
und dadurch alſo die Hypothekenforderung getilgt war, kann er dies auch gegenüber dem 
neuen Gläubiger (. $ 1137 A 1) geltend machen; jedoch im Falle rechtsgeſchäftlicher Über ⸗ 
tragung (Abtretung; für die Fälle der Übertragung kraft Geſetzes oder der Überweiſung gilt 
dies nicht) gemäß § 1138 auch nur daun, wenn der neue Gläubiger beim Erwerbe nicht gut⸗ 
gläubig war (ſ. $ 1138 A 3; SeuffA 62 Nr 137; OLG 26, 154). — Ferner kann der Eigen- 
tümer ſich nicht gemäß $ 407 Abſ 1 (§ 412) auf Leiſtungen (3. B. Zahlung auf die Hypothek) 
oder Rechtsgeſchäfte (z. B. ar Erlaß, Aufrechnungserklärung) berufen, die er oder 
die der perſönliche Schuldner nach der Übertragung an den bisherigen Gläubiger bewirkt 
bzw. mit dieſem vorgenommen hat, auch wenn ihm die Übertragung nicht bekannt geweſen 
iſt; es ſei denn, daß ihm die Vorſchriften der 88 893, 1155 zur Seite ſtehen (3. B. bei der Brief⸗ 
hypothek der bisherige Gläubiger noch als ſolcher im Grundbuch eingetragen und die Ab⸗ 
tretung nicht in öffentlich beglaubigter Form erklärt iſt). In letzterer Hinſicht iſt zu bemerken, 
daß § 893 nur Leiſtungen und dingliche Verfügungen über das im Grundbuch eingetragene 
Recht betrifft; z. B. nicht auch Verpflichtungen aus ſchuldrechtlichen Verträgen in Anſehung 
des Rechtes (JW 1916, 9087). Über die Ausnahme bezüglich der Kündigung |. § 1156 
Satz 2. — Weiter kann der Eigentümer nicht gemäß 8 407 Ab} 2 (§ 412) ein rechts ⸗ 
kräftiges Urteil, das in einem nach der Übertragung anhängig gewordenen Rechts- 
ſtreite (vgl. 88 265, 325 ZPO) mit dem bisherigen Gläubiger über die Hypothek oder 
die perſönliche Forderung ergangen iſt, gegenüber dem neuen Gläubiger zur Geltung bringen, 
auch wenn er die Übertragung beim Eintritte der Rechtshängigkeit nicht gekannt hat. — Durch 
8 408 wird der Dritte, an den die Forderung nochmals übertragen iſt, hinſichtlich der im 
8407 bezeichneten Maßnahmen des Schuldners dem bisherigen Gläubiger gleichgeſtellt. — 
Dagegen finden die Vorſchriften der SS 404, 405, 400—411 an ſich auch auf das Rechts⸗ 
verhältnis zwiſchen dem Eigentümer und dem neuen Gläubiger Anwendung (vgl. über Ein- 
wendungen nach $ 404 und Anwendung des 8 405 bei Anerkennung des Beſtehens der Hypo⸗ 
thekenforderung durch den Hypothekbeſteller nur zum Schein RG Warn 1914 Nr 245). Z. B. 
gilt dies, wenn die Hypothekenforderung durch ſelbſtändiges Schuldanerkenntuis im Sinne 
des § 781 begründet worden iſt, von der (Bereicherungs.) Einrede aus § 812 Abſ 2, daß der 
rechtliche Grund für das Schuldanerkenntnis nicht vorhanden geweſen oder ſpäter weggefallen 
ſei; ſie kann, da ſie gewiſſermaßen als innerer Mangel dem Schuldanerkenntnis von vornherein 
anhaftet, nach $ 404 (und § 405, der das Anerkenntnis ausdrücklich erwähnt) auch gegenüber 
dem neuen Gläubiger (Rechtsnachfolger des Bereicherten) geltend gemacht werden (RG 
86, 304). Ferner gilt dies z. B., wenn der Eigentümer gemäß 8 1187 eine dem perſönlichen 
Schuldner gegenüber dem bisherigen Gläubiger zuſtehende, die Geltendmachung der Hypo- 
thekenforderung dauernd ausſchließende Einrede dem neuen Gläubiger entgegenſetzt (N 
IW 1916, 9087). Jedoch greift hinſichtlich der Einwendungen aus 88 404, 405 nach §8 1138, 
1157 der Schutz gutgläubigen Erwerbs ein (bei der Verkehrshypothek; bei der Sicherungs⸗ 
hypothet gilt § 1138 nach § 1185 Abf 2 nicht; vgl. RG 91, 225; IW 1916, 9087), und 9 410 
erfährt durch die Vorſchriften der 88 1144, 1145, 1160 Anderungen. EAA 


4. Daß eine Kündigung des Eigentümers gegenüber dem bisherigen Gläubiger, 
wenn die Übertragung nicht eingetragen und auch dem Eigentümer nicht bekannt iſt, auch 
gegenüber dem neuen Erwerber wirkt, ift eine Ausnahme von § 407 Abſ 1, 8 1156 Sab 1 
(ſ. A 3). — Über die Kündigung des Gläubigers vgl. § 1141. 
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8 1157 
Eine Einrede, die dem Eigentümer auf Grund eines zwiſchen ihm und dem 
bisherigen Gläubiger beſtehenden Rechtsverhältniſſes!) gegen die Hypo⸗ 
thete) zuſteht, tann auch dem neuen Gläubiger entgegengeſetzt werden“). 
Die Vorſchriften der SS 892, 894 bis 899, 1140 gelten auch für dieſe Einrede“). 
E 1 1084 II 1064; M 3 700; P 3 580, 582; 6 253. 


1. Während nach $ 1156 (der dem Eigentümer nur die Einwendungen aus 88 406—408, 
alſo Einwendungen auf Grund von Ereigniſſen, die nach der Forderungsübertragung emge⸗ 
treten find, verſagt) und nach 88 404, 1137 der Eigentümer die zur Zeit der Forderungsüber⸗ 
tragung gegen den bisherigen Gläubiger begründeten Einwendungen aus dem Schuld⸗ 
verhältniſſe des perſönlichen Schuldners auch gegenüber der dinglichen Klage des neuen 
Gläubigers geltend machen kann, ſoweit nicht die Wirkung gutgläubigen Erwerbs ($ 1138) 
entgegenſteht (. $ 1156 A 3), trifft $ 1157 Beſtimmung über Einreden des Eigentümers 
auf Grund eines zwiſchen ihm ſelbſt und dem bisherigen Gläubiger beſtehenden perſön⸗ 
lichen Rechtsverhältniſſes. Unter dieſem Rechtsverhältniſſe iſt alſo zunächſt nicht das Schuld⸗ 
verhältnis zwiſchen dem perſönlichen Schuldner und dem bisherigen Gläubiger zu verſtehen. 
Auf Einreden daraus bezieht ſich 8 1157 nicht (vgl. jedoch RG 91, 223, wo auch bei einer Hypo⸗ 
thek für eine Kaufpreisforderung die Einrede der Minderung des Kaufpreiſes, der Unſittlich⸗ 
keit [Nichtigkeit! des Kaufgeſchäfts hierher gerechnet werden). Ebenſowenig auf Einwen- 
dungen, die den Beſtand des dinglichen Rechtes (3. B. die Rechtsgültigkeit der Hypothekbeſtellung) 
oder den Eintritt von dinglichen Rechtsänderungen (z. B. Übergang der Hypothef kraft Ge⸗ 
ſetzes auf einen anderen zufolge Befriedigung des Gläubigers) zum Gegenſtande haben (vgl. 
hierüber 8 1137 A (). In letzterer Hinſicht kommen bezüglich der Frage, ob ſolche Ein⸗ 
wendungen einem neuen Gläubiger entgegengeſetzt werden können, die 88 892, 1140 (Rechts- 
erwerb in gutem Glauben) unmittelbar zur Anwendung, da dieſe Einwendungen ſich gegen 
die Nichtigkeit des Grundbuchinhalts richten (vgl. jedoch Rc 74, 214, wo 81157 auch auf 
den Fall des Freiwerdens von dinglicher Haftung für anwendbar erachtet wird). § 1157 
betrifft vielmehr nur ſchuld rechtliche Beziehungen zwiſchen dem Eigentümer als 
ſolchem und dem bisherigen Gläubiger (R Warn 08 Nr 454; SeuffA 64, 194). Vgl. 
die Beiſpiele in 8 1137 A 1. Namentlich kommen in Betracht die Einreden der Stundung, 
des Erlaſſes. Ferner die die Geltendmachung der Hypothek dauernd ausſchließenden Ein⸗ 
reden, die den Eigentümer nach 8 1169 (f. dort A 1) zum Verlangen des Verzichts auf die 
Hypothek berechtigen (vgl. RG 74, 215; Gruch 60, 508 [Schuldverhältnis aus unerlaubter 
Handlung). Auch die Einrede: der durch den Eigentümer ($ 1142 Abſ 2) vorgenommenen 
Aufrechnung (vgl. RG 91, 223); daß nach der getroffenen Vereinbarung der Gläubiger 
während der Beſitzzeit des Eigentümers die Hypothek nicht ſollte abtreten dürfen (88 399, 405, 
val. Kc 29 A 246); daß die Hypothek dem Zedenten nur zur Sicherheit übertragen worden 
ſei und er ſie deshalb nicht habe abtreten dürfen (RG JW 61, 181: Warn 1910 Nr 17); daß 
der Gläubiger, wenn der Eigentümer Teile des belaſteten Grundſtücks veräußert, die ver⸗ 
äußerten Parzellen gegen Abzahlung eines Teiles der Hypothekenforderung aus der Haftung 
entlaſſen ſoll (KJ 33 A 261); daß fällige Raten einer Darlehnshypothek durch Verrechnung 
(3. B. mit Lohnforderungen des Eigentümers) getilgt werden ſollen (OLG 18, 161). In 
RG 91, 225 iſt ferner die Einrede aus einem fiduziarſichen Rechtsverhältnis zwiſchen dem 
Eigentümer und dem bisherigen Gläubiger der Hypothek auf Rückübertragung nach Erledigung 
des fiduziariſchen Rechtsverhältniſſes als hierher gehörig erachtet worden. Jedoch wird dabei 
der Eigentümer nicht als ſolcher, ſondern als perſönlicher Schuldner in Betracht kommen und 
es ſich um eine Einrede aus dem perſönlichen Schuldverhältnis ([ oben) Handeln. Hinſichtlich 
einer Grundſchuld in ſolchem Falle aber |. A 2. — Nur dem Eigentümer, in deſſen Perſon 
das Rechtsverhältnis begründet iſt, ſteht eine Eiurede daraus auch gegenüber dem neuen 

läubiaer zu. Nicht etwa gleichfalls feinem Sondernachfolger im Eigentum 
(. 8 1137 A 1). Hat der Eigentümer mit dem Glaubiger z. B. vereinbart, daß, wenn eine 
Parzelle von ihm abverkauft würde, der Gläubiger die Parzelle wegen der Hypothek 
nicht in Anſpruch nehmen dürfe, jo kann der Eigentümer der Parzelle, auf welche die 
Hypothek übertragen wurde, gegen die dingliche Klage, ſei es des urſprünglichen Gläu. 
bigers oder gar feines Rechtsnachfolgers, die Nichthaftung der Parzelle nicht ir letzterer 
Hinſicht insbeſondere nicht auf Grund F 1157) einwenden (a. M. KUN 33 A 261). Es 
kann aber die Hypothek als eine auflöfend bedingte bezüglich der Parzelle für den Fall 
der Abtrennung geſtaltet werden. Dieſe Bedingung iſt eintragungsfahig und 9 
gegenüber den Rechtsnachfolgern des Gläubigers auch eintragungsbedürftig. — Ob der (vom 
neuen Gläubiger mit der dinglichen Klage belangte, ſ. A 2) Eigentümer nut dinglich 
für die Hypothek haftet oder er zugleich auch perſönlicher Schuldner der 
Hypothekenforderung iſt, macht keinen Unterſchied. § 1157 trifft nach ſeinem Wortlaut 
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beide Fälle (RG 81, 85). Wenn z. B. der bisherige Gläubiger, der die Hypothek durch 
Abtretung erlangt hat, zur Befriedigung des urſprünglichen Gläubigers der Hypothet 
gegenüber dem Eigentümer, der zugleich der perſönliche Schuldner iſt, verpflichtet war 
(3. B. zufolge Schuldübernahme beim Kauf eines anderen Grundſtücks des Eigentümers, 
die von dem urſprünglichen Gläubiger nicht genehmigt war, gemäß § 415 Abſ 3), kann 
der Eigentümer (und perſönliche Schuldner) gegenüber der dinglichen Klage eines neuen 
Gläubigers (zweiten Zeſſionars) die aus der Befriedigungsverpflichtung (des erſten Beifiv- 
nars) ſich ergebende Einrede gemäß 8 1157 Satz 1 (falls die Einrede nicht nach Satz 2 
ausgeſchloſſen it, ſ. A 4) entgegenſetzen (RG 81, 82). 

2. § 1157 betrifft nur Einreden gegen die Hypothek, d. i. gegenüber der dinglichen Klage 
(f. $ 1447 A 4) des neuen Gläubigers (RG 81, 85). Der mit der Schuldklage belangte, 
vom Eigentümer verſchiedene perſönliche Schuldner kann ſich auf die rein perſönlichen, die 
ſchuldrechtliche Forderung nicht berührenden Abmachungen zwiſchen dem Eigentümer und 
dem Gläubiger überhaupt nicht berufen (vgl. $ 1141 A 1). — Ob aus einer Verkehrs- 
hypothek oder aus einer Sicherungshypothek das dingliche Recht geltend gemacht 
wird, iſt gleichgültig (8 1185 Abſ 2; vgl. RG 74, 215). Auch auf Grundſchulden findet 
die Vorſchrift gemäß 8 1192 Anwendung. Hier iſt fie auch von beſonderer Bedeutung, weil 
die Grundſchuld nicht von einer Forderung abhangig iſt und die dem Eigentümer gegen die 
Hypothek nach § 1137 zuſtehenden Einreden des perſönlichen Schuldners gegen die zugrunde 
liegende Forderung für die Grundſchuld nicht in Betracht kommen (RG 91, 223; Warn 08 
Nr 454). Es iſt dabei das der Grundſchuldbeſtellung zugrunde liegende ſchuldrechtliche Grund⸗ 
geſchäft als ein zwiſchen dem die Grundſchuld beſtellenden Eigentümer und dem uriprüng- 
lichen Gläubiger beſtehendes Rechtsverhältnis im Sinne des § 1157 anzuſehen (RG Warn 08 
Nr 454; [1914 Nr 292]; Gruch 58, 1042). So greift Platz die den Eigentümer zum Verlangen 
des Verzichts auf die Grundſchuld nach $ 1169 (. dort A 1) berechtigende Einrede, daß die 
Grundſchuld ohne rechtlichen Grund beſtellt ſei (§ 812), weil fie zur Sicherung einer Forde. 
rung habe dienen ſollen, die Forderung aber nicht entſtanden ſei (vgl. R& 78, 67; Gruch 
58, 1042 [Warn 1914 Nr 292]; SeuffA 64, 194; 74 Nr 200; KG 58, 221). Ferner die 
Einrede, daß die Grundſchuld zur Sicherung einer Forderung gegen den Eigentümer jibu- 
ziariſch beſtellt ſei und der bisherige Gläubiger zufolge Tilgung der Forderung zur Rück 
übertragung der Grundſchuld verpflichtet geweſen wäre (RH 91, 225; OLG 31, 347); da⸗ 
bei greift (die Bösgläubigkeit des Erwerbers hinſichtlich des fiduziariſchen Rechtsverhältniſſes 
nach $ 1157 Satz 2 vorausgeſetzt) die Einrede, weil fie ſich auf das fiduziariſche Rechtsver⸗ 
hältnis gründet, das von vornherein die bedingte Verpflichtung zur Rückübertragung der 
Grundſchuld enthielt, gemäß $ 404 auch dann durch, wenn die Tilgung an den bisherigen (den 
abtretenden) Glaubiger erſt nach der Abtretung erfolgt iſt (RG 91, 225). 

3. Dein neuen Gläubiger (j. über die Bedeutung $ 1156 A 1) können die fraglichen Ein⸗ 
reden entgegengeſetzt werden ohne weitere Vorausſetzungen als die aus $ 1157 Satz 2 ſich 
ergebenden. Insbeſondere ift nicht erfordert, daß die Einreden eingetragen find. Die Ein- 
tragung iſt aber zuläſſig (vgl. KJ 33 A 261; 53, 222; OLG 10, 414 f.; 18, 162). Dies 
folgt aus 88 1157 Satz 2, 894. Danach ift zufolge beſonderer Geſetzesvorſchrift, wiewohl das 
fragliche Rechtsverhältnis an ſich ein rein perſönliches iſt, es ſo anzuſehen, als ob beim 
Fehlen der Eintragung der betreffenden Einredetatſachen das Grundbuch unrichtig wäre, 
und kann der Eigentümer gemäß 8 894 die Eintragung zwecks Berichtigung des Grund⸗ 
buchs ſogar verlangen. Dagegen iſt die Eintragung einer Vormerkung nicht zuläſſig. Denn 
es ſteht nicht ein Anſpruch auf Aufhebung der Hypothek oder Anderung des Inhalts uſw. im 
Sinne des $ 883 in Frage (ftr., vgl. KJ 33 A 259). Nur ein Widerſpruch kann nach Satz 2 
zu dem Zwecke eingetragen werden, die Berufung des neuen Gläubigers auf ſeinen guten 
Glauben auszuſchließen (. A4). — Wegen der Hypothek für Zinſen, andere Nebenleiſtungen, 
Koſten, vgl. die abweichenden Beſtimmungen in $$ 1158, 1159. — Um Entgegenſetzen 
einer Einrede gegen die Hypothek handelt es ſich nicht, wenn der Eigentümer ſeinerſeits 
gegen den Scheinzeſſionar einer Hypothek auf Einräumung des Vorrangs vor einer anderen 
Hypothek deswegen klagt, weil der Scheinzedent ihm gegenüber die Verpflichtung über⸗ 
nommen habe, falls die andere Hypothek eingetragen werde, ihr den Vorrang einzuräumen. 
Eine ſolche Klage kann nur, wenn Zedent und Zeſſionar zufammengewirkt haben, um dem 
Eigentümer das Recht auf die Vorrangseinräumung zu entziehen, in § 826 ihre Begründung 
finden (RG 95, 160). 

4. Aus der Geltung der 88 892, 894 bis 899, 1140 auch für dieſe Einrede folgt: Eine zur 
Zeit der Hypothetenübertragung gegenüber dem bisherigen Gläubiger beſtehende Einrede 
im Sinne des § 1157 (. A 1) kann ſeitens des Eigentümers der dinglichen Klage (ſ. A 2) des 
neuen Gläubigers nur dann gemäß Satz 1 entgegengeſetzt werden, wenn das Beſtehen der 
Einrede dem neuen Gläubiger zur Zeit des Hypothekenerwerbs bekannt war (vgl. RG Gruch 
58, 1042 [Warn 1914 Nr 292) oder aus dem Grundbuch (ſ. A 8) oder bei der Briefhypothek 
aus dem Briefe ſich ergab (RG 81, 86), oder wenn der Eigentümer einen Widerſpruch in das 
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Grundbuch hat eintragen (KEN 53, 222) oder bei der Briefhypothek auf dem Briefe hat 
vermerken laſſen. Dabei iſt hinſichtlich der zuerſt genannten Kenntnis zu bemerken, daß der 
durch 8 892 gewährleiſtete Schutz des guten Glaubens an die Richtigkeit des Grundbuchs 
die Geltendmachung der Einreden des Eigentümers gegenüber der dinglichen Klage aus der 
Hypothek (oder Grundſchuld, ſ. A 2) nicht nur dann ausſchließt, wenn der Erwerber der 
Hypothek (Grundſchuld) hinſichtlich der den Einreden zugrunde liegenden Tatſachen in gutem 
Glauben war, ſondern auch dann, wenn er ungeachtet ſeiner Kenntnis der tatſächlichen 
Unterlagen infolge eines Rechtsirrtums der Meinung geweſen iſt, daß der Hypothek (Grund- 
ſchuld) eine Einrede nicht entgegenſtehe (RG 91, 223; vgl. OLG 31, 849, $ 1138 A 2b). 
Vgl. jedoch RG 91, 224, wonach, wenn zwiſchen dem Eigentümer und dem bisherigen 
Gläubiger einer Briefgrundſchuld, die an dieſen von einem nur formell als Gläubiger Ein- 
getragenen abgetreten war, ein fiduziariſches Rechtsverhältnis inſofern beſtand, als die Grund- 
ſchuld zur Sicherung einer Forderung gegen den Eigentümer dienen jolite und dies dem 
neuen Gläubiger beim Erwerbe der Grundſchuld bekannt war, er ſich auch nicht im Irrtum 
darüber befand, daß der bisherige Gläubiger nach Tilgung der Forderung zur Rücküber⸗ 
tragung der Grundſchuld an den Eigentümer verpflichtet war, ſeine irrtümliche Annahme, es 
ſei durch die von ihm verlangte zuvorige Umſchreibung der Grundſchuld auf den bisherigen 
Gläubiger im Grundbuch der Mangel der vollen Verfügungsberechtigung des bisherigen 
Gläubigers beſeitigt, ſeine Bösgläubigkeit nicht ausſchließt, da ſein Rechtsirrtum nicht das 
Veſtehen der Einrede des Eigentümers aus dem fiduziariſchen Rechtsverhältnis betrifft, 
ſondern die rechtlichen Wirkungen der an den bisherigen Gläubiger erfolgten Grundſchuld⸗ 
abtretung hinſichtlich des Schutzes des öffentlichen Glaubens des Grundbuchs. — Die vor⸗ 
bezeichnete Einſchränkung der Zuläſſigkeit der Einreden gilt nur für den Fall rechtsgeſchäft⸗ 
lichen Erwerbs des neuen Gläubigers. Iſt auf dieſen die Hypothek kraft Geſetzes oder im 
Wege der Zwangsvollſtreckung übertragen (. 5 1156 A 1), fo finden die im § 1157 Satz 2 
genannten Vorſchriften keine Anwendung und kann der Eigentümer einem ſolchen neuen 
Gläubiger die Einreden gemäß 8 1157 Satz 1 unbeſchränkt entgegenſetzen (. 8 892 A 4). — 
$ 891 iſt nicht für anwendbar erklärt; es wird daher nicht vermutet, daß die eingetragene 
Einrede wirklich beſteht. 
§ 1158 


Soweit!) die Forderung auf Zinſen oder andere Nebenleiſtungen?) ge⸗ 
richtet iſt, die nicht ſpäter als in dem Kalendervierteljahr, in welchem der 
Eigentümer von der Übertragung!) Kenntnis erlangt, oder dem folgenden 
Vierteljahre fällig werden, finden auf das Rechtsverhältnis zwiſchen dem 
Eigentümer und dem neuen Gläubiger die Vorſchriften der SS 406 bis 408 
Anwendung; der Gläubiger kann ſich gegenüber den Einwendungen, welche 
dem Eigentümer nach den SS 404, 406 bis 408, 1157 zuſtehen, nicht auf die 
Vorſchriften des § 892 berufen“). 


E I 1090, 1112 II 1068; M 3 718, 714, 750; P 3 591; 4 604; 6 25g. 


1. Die Hypothek für die Zinſen oder andere Nebenleiſtungen folgt den gleichen Regeln 
wie die Hypothek für die Kapitalforderung, ſoweit nicht durch beſondere Vorſchriften (vgl. 
88 1159, 1178) etwas anderes beſtimmt iſt (RG 72, 364; Warn 1915 Nr 85). Zu den be ⸗ 
ſonderen Vorſchriften gehört die des $ 1158. — Soweit die Forderung auf Zinſen uſw. 
übertragen wird, gilt die Vorſchrift des 8 1158 alſo auch dann, wenn die Zinsforderung mit 
der Hauptforderung zufammen Gegenſtand der Übertragung iſt. 

2. Über „andere Nebenleiſtungen“ ſ. 8 1115 A 6. 

3. Übertragung begreift ſowohl die rechtsgeſchäftliche Übertragung (Abtretung) als auch 
den Übergang aft Geſetes und die Überweiſung im Wege der Zwangsvollſtreckung (J. 8 1156 
A 1). Jedoch iſt zu beachten, daß, ſoweit bezüglich der gegenüber dem neuen, Gläubiger zu⸗ 
ſtehenden Einwendungen der öffentliche Glaube des Grundbuchs Wirkungen äußert (|. U 4), 
dieſe nur im Falle der Abtretung Platz greifen. — Die Form der Abtretung der durch 
Hypothek geſicherten Forderungen auf Zinſen oder andere Nebenleistungen iſt verſchieden, 
je nachdem es ſich um rückständige oder noch nicht fällige Zinſen aſw handelt. In erſterer 
Hinſicht trifft 8 1159 Beſtimmung (f. dort A 2). Die Abtretung noch nicht fälliger Zinſen 
uſw., mag fie auch dieſe allein betreffen, erfolgt ebenſo wie die der Hauptforderung (R 
72, 364), alſo bei Briefhypotheken gemäß $ 1154 Abſ 1, 2 ſchriftliche Abtretungserklärung 
oder Eintragung und Briefübergabe), bei Buchhypotbeken gemäß 8 1154 Abs 3 (Einigung 
und Eintragung). Im erſteren Falle iſt der Stammbrief zu übergeben oder Mitbeſitz daran 
einzuräumen (1. $ 1152 A 2) oder ein etwa über das abgetreten. insrecht hergeſtellter Teil. 
hypothekenbrief (RG 86, 219; 8 1152 A 4 zu übergeben (. 8 1154 A 8). Desgleichen erfolgt 
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die rechtsgeſchäftliche Verpfändung ſowie die Pfändung der Hypothek für noch nicht 
fällige Zinſen ebenſo wie die Verpfändung und die Pfändung der Hypothek für die Haupt 
forderung gemäß § 1274 Abſ 1 BGB (fchriftliche bei d ee RG Gruch 49, 47, 
oder Eintragung der Verpfändung in das Grundbuch und Übergabe des Hypothekenbriefs 
unter Anwendung der 88 1205, 1206 bei Briefhypotheken, Einigung über die Pfandrechts⸗ 
beſtellung und Eintragung in das Grundbuch bei Buchhypotheken) bzw. gemäß § 830 Abſ 1 
BRO (bei Briefhypotheken Übergabe des Briefes, bei Buchhypotheken Eintragung der 
Pfändung, RG 74, 83). — Wird eine verzinsliche Hypothekenforderung abgetreten 
ohne eine Erklärung über die Zinſen oder ohne Angabe des Tages, von dem ab die Zinſen 
auf den Erwerber übergehen ſollen, ſo wird im Wege der Auslegung feſtzuſtellen ſein, ob und 
von welchem Zeitpunkt ab die Zinſen mitübertragen worden find. Die Eintragung der Ab- 
tretung wird jedoch das Grundbuchamt zur Wahrung des öffentlichen Glaubens des Grund⸗ 
buchs ablehnen dürfen, wenn Zweifel nach dieſen Richtungen beſtehen (KGJ 29 A 185; 
40, 273; 46, 235; 51, 294; 53, 187; bei einem Übergang kraft Geſetzes durch Geſamtrechts⸗ 
nachfolge kommt dagegen ſolch ein Zweifel nicht in Frage, KZ 50, 194; desgleichen nicht, 
wenn bei einer bedingten oder beftiſteten Abtretung der Hypothek |}. hierüber § 1154 A 1 
das Zinsrecht [f. unten] an mehrere nacheinander Berechtigte übertragen wird, OLG 41, 17 
Im Falle der Verpfändung erſtreckt ſich nach 8 1289 Satz 1 das Pfandrecht ohne weiteres 
auch auf die Zinſen. Jedoch gilt dies nur dann, wenn dem verpfändenden Gläubiger nicht 
nur die Hauptforderung, ſondern auch das Zinsrecht zuſteht, da er andernfalls über das Zins 
recht nicht verfügen durfte. Deshalb kann der Grundbuchrichter auch für die Eintragung der 
Verpfändung einer Hypothek eine zweifelsfreie Erklärung darüber verlangen, ob und von 
welchem Zeitpunkt an die Zinſen mitverpfändet find (KG 46, 240). Jedoch kann dies nur 
für die Eintragung der Verpfändung einer Briefhypothek gelten mit Rücksicht darauf, daß 
der Zeitpunkt der Wirkſamkeit der Verpfändung der Hauptforderung auch als maßgebend 
für den Beginn der Verpfändung der Zinſen anzufehen iſt, der Zeitpunkt der zur Verpfändung 
einer Briefhypothek erforderlichen Übergabe des Hypothekenbriefs (88 1274, 1154) und damit 
des Beginns der Verpfändung der Zinſen aber aus dem Grundbuch nicht erſichtlich iſt und 
daher Zweifel über dieſen Zeilpunkt des Beginns ſich ergeben können; bei der Buchhypothek 
dagegen ergibt ſich der Zeitpunkt der Mitverpfändung der Zinſen ohne weiteres daraus, daß 
der Zeitpunkt der Wirkſamkeit der Verpfändung mit dem Zeitpunkt ihrer Eintragung zu⸗ 
ſammenfällt (88 1274, 1154 Abſ 3, 873) und daß, wenn die Verpfändung der Hypothek ohne 
beſondere Bemerkung hinſichtlich der Zinſen eingetragen wird, die Zinſen gemäß 8 1289 
Satz 1 als von der Verpfändung mitumfaßt anzuſehen find (KJ 58, 186). — Wird bei der 
Abtretung der Zinsfuß herabgeſetzt, jo handelt es ſich in letzterer Hinſicht um teil- 
weile Aufhebung des hypothekariſchen Rechtes im Sinne der 88 875, 1183, fo daß neben 
der Aufgabeerklärung des Gläubigers die Zuſtimmung des Eigentümers und die Eintragung 
der Zinsherabſetzung erforderlich iſt (RG 72, 865). Die letztere ift „Löſchung der Hypothek“ 
im Sinne des $ 27 Abſ 1 GBO; auch dem Grundbuchamt muß daher die Zuſtimmungs 
erklärung des Eigentümers, und zwar in der Form des 8 29 GBO beigebracht werden 
(RG 72, 862; RIA 4, 168; KJ 27 A 48). — Streitig iſt, ob das Zinsrecht (das Zins 
bezugsrecht) oder das Recht auf andere Nebenleiſtung ganz oder zum Teil für ſich allein 
an einen anderen abgetreten oder, was dem gleichſteht, bei der Abtretung der Hauptforde 
rung dem Abtretenden vorbehalten werden kann. Dies iſt zu bejahen, da durch die Teilung 
des Gläubigerrechts das Zinsrecht oder das Recht auf Nebenleiſtung nicht von der Forde 
rung losgelöſt wird, ſondern von dem Beſtande dieſer abhängig bleibt (R 74, 81; 86, 219; 
800 40, 274; 40, 275; 46, 240; 49, 218; 51, 290; 53, 188; OLG 41, 177; a. M. OLG 12, 130). 
Steht das Recht auf die künftigen Zinſen einem anderen als dem Gläubiger der Hauptforderung 
zu, jo kann es gegen den Berechtigten ſelbſtändig gepfändet werden (RG 74, 81). Jedoch 
bleibt das Zinsrecht auch dann, wenn es einem anderen als dem Gläubiger der Hauptforderung 
zuſteht, von dem Beſtande der Hauptforderung rechtlich abhängig; erliſcht die Hauptforderung, 
fo erliſcht auch in dieſem Falle das Zinsrecht (KJ 42, 270; 46, 286); aber die Eigentümer 
grundſchuld, in die ſich die Hypothek zufolge Erlöſchens der Forderung umwandelt, iſt nach 
$ 1177 Abſ 1 Satz 2 auch in dieſem Falle eine verzinsliche (vgl. § 1178 A 8). Wird das Zins⸗ 
recht auf Lebenszeit abgetreten oder vorbehalten, ſo wird hierin, regelmäßig wenigſtens, die 
Beſtellung eines Nießbrauchs an der Forderung zu erblicken fein (vgl. $$ 1088, 1069, 1076; 
NE 74, 83; 86, 220; KGJ 40, 275). Iſt dies der Fall, fo ift, da dann die Hypothek mit dem 
Rechte eines Dritten belaſtet iſt, gemäß § 876 zur Löſchung der Hypothek die Zuſtimmung 
des Nießbrauchsberechtigten erforderlich (dich 86, 220; 358 2, 298). Iſt dagegen die Hypothek 
nur in Anſehung der Hauptforderung abgetreten, das Recht auf Bezug der künftigen Zinſen 
aber dem urſprünglichen Gläubiger verblieben, ohne daß eine Nie ßbrauchsbeſtellung anzumehmien 
iſt, mithin die Hypothek in eine ſolche über die Hauptforderung und eine Zinshypothek getei 

([Joben), fo findet $ 876 keine Anwendung und iſt der urſprüngliche Gläubiger zur Löſchung 
der Hypothek in Anſehung der Hauptforderung, zu der es ſeiner Zuſtimmung nicht bedarf, 
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mitzuwirken nicht verpflichtet, auch kann der Erwerber der Stammhypothek über dieſe ver⸗ 
fügen, insbeſondere ſie einziehen und ihre Löſchung bewilligen, ohne daß er im letzteren Falle 
verpflichtet wäre, dem Hypothekenſchuldner gleichzeitig auch eine Löſchungsbewilligung über 
die Zinshypothek zu verſchaffen (MG 86, 220). Auch wenn der Eigentümer eine aus einer 
verzinslichen Hypothek ihm zugefallene Eigentümergrundſchuld unter Umwandlung in eine 
Hypothek für eine neue Forderung ($ 1198) an einen anderen abtritt, kann er ſich das Zins⸗ 
recht ($ 1177 Abſ 1 Say 2) vorbehalten; die Eigentümergrundſchuld wird dann geteilt in eine 
Hypothek für die Hauptforderung des neuen Gläubigers und eine Grundſchuld des Eigen- 
tümers für das Zinsrecht (KJ 51, 290). Iſt in ſolchem Falle die neue Forderung eine 
unverzinsliche und führt der Eigentümer nicht zugleich gemäß $ 875 (KGJ 51, 290) die 
Löſchung der Grundſchuld für das Zinsrecht herbei, ſo wird anzunehmen ſein, daß er ſich das 
Zinsrecht vorbehält. Jedoch wird auch hier (f. oben) das Grundbuchamt eine beſtimmte Er⸗ 
klärung, ob die Grundſchuld für das Zinsrecht mit abgetreten werden oder dem Eigentümer 
verbleiben ſoll, vor Vornahme der Eintragung der Umwandlung und der Abtretung erfordern 
dürfen (KGJ 51, 291). Zu beachten iſt, daß, wenn der abtretende Hypothekengläubiger ſich 
(nicht einem anderen) wirklichen Nießbrauch (auf Lebenszeit) an der Hypothek vorbehalten 
will, er dies nicht in der Weiſe bewirken kann, daß er für ſich den Nießbrauch beſtellt, da nie 
mand einen Vertrag mit ſich ſelbſt ſchließen und ein Recht für ſich ſelbſt an eigener Sache oder 
eigenem Recht begründen kann (ſ. $ 873 A 7a); vielmehr iſt dazu erforderlich, daß er ſich mit 
dem neuen Hypothekengläubiger darüber einigt und die Eintragung des Nießbrauchs erſolgt 
(8$ 1069, 1154 Abſ 3, 873), und ſofern es ſich um eine Briefhypothek handelt, daß er ſich mit 
dem neuen Hypothekengläubiger einigt, dieſer ihm wieder den Hypothekenbrief übergibt 
und eine ſchriftliche Beſtellungserklärung, die aber durch die Eintragung des Nießbrauchs 
erſetzt werden kann, abgibt (88 1069, 1154 Abs 1, 2 873; KG 51, 291). — In KJ 42, 68 
iſt angenommen, daß, wenn eine Hypothek mit den Zinſen von einem beſtimmten Zeit⸗ 
punkt abgetreten ift, der neue Gläubiger ohne Zuſtimmung des bisherigen Gläubigers 
wegen der früheren Zinsforderung die Hypothek löſchen laſſen ſowie mit dem Eigen. 
tümer gemäß $ 1180 Ab] 1 die Erſetzung der Forderung durch eine neue bewirken könne, weil 
auch die frühere Zinsforderung von der Hauptforderung abhängig ſei und durch die Löſchung 
oder die Erſetzung der Hauptforderung dieſe, alſo auch die Zinsforderung ohne weiteres von 
der Verbindung mit dem Grundſtück gelöſt werde. Jedoch ift gerade aus letzterem Grunde 
die Zuſtimmung erforderlich, weil der neue Gläubiger über einen ihm nicht zuſtehenden Teil 
der aus Hauptforderung und Zinſen ſich zuſammenſetzenden Hypothekenforderung durch 
jene Maſmahmen verfügt (vgl. $ 1180 Abf 2) die Hypothek für die früheren Zinſen des alten 
Gläubigers befteht fort, bis fie nach 5 1178 Abſ 1, 2 erliſcht. Es iſt auch nicht etwa ohne weiteres 
anzunehmen, daß der alte Gläubiger auf die früheren Zinſen bei einer derartigen Abtretung 
verzichtet oder als verzichtend anzuſehen iſt; das BGB enthält keine Beſtimmung, wonach 
das Recht auf ſolche früheren Zinſen (Zinsrückſtände) bei der Abtretung nicht vom Hauptrecht 
getrennt, insbeſondere nicht vom Abtretenden ausdrücklich oder ſtillſchweigend für ſich zurück⸗ 
behalten werden könnte (RG Warn 1914 Nr 244). — Darüber, daß, wenn eine verzinsliche 
Hypothek auf die Ehefrau des Grundſtückseigentümers übertragen wird das Zinsrecht und 
die Zinsrechtsbypothek für die Ehefrau beſtehen bleiben, wiewohl dem Eigentümer als Ehe. 
mann zugleich das Nutznießungsrecht au der Hypothek zuſteht, und daß daher die Hypothek 
mit den Zinſen auf die Ehefrau im Grundbuch umgeſchrieben werden kaun, vgl. § 889 A 1. 
Vgl. u 5 1113 X 5 a. E. darüber, daß die Beſtellung einer Hypothek für das Zinsrecht der 
Hypothekenforderung auch daun zuläflig iſt, wenn dem Grunditüdseigentümer zugleich der 
Nießbrauch oder ein Nutzuießungsrecht (als Ehemann oder Vater, 8s 1883, 1649) an der 
Forderung zuſteht. 8 8 5 na: ü 

4. Die Vorſchriften des $ 1158 betreffen das Rechtsverhältnis zwiſchen dem Eigentümer 
und dem neuen Gläubiger nur für den Fall der Übertragung noch nicht fälliger Zinſen 
usw., ſei es, daß die Hauptforderung mit den Zinſen oder dieſe allein (|. A 3) übertragen worden 
ſind. Für das Rechtsverhältnis im Falle der Übertragung rückſtändiger Zinſen uſw. gilt $ 1159. 
In erſterer Hinſicht gibt 8 1158 Beſtimmungen über Einreden, die vom Eigentümer gegen. 
Aber der die übertragenen Zinſen betreffenden dinglichen Klage des neuen Gläubigers 
(. 8 1156 A 2) erhoben werden können; gegenüber der Zinſenſchuldllage en den perſönlichen 
Schuldner find die 8840-411 ausschließlich maßgebend (vgl. RG Warn 1014 Nr 245). Von ent⸗ 
ſcheidender Bedeutung iſt hierbei der Zeitpunkt, in dem der Eigentümer von der übertragung 
Kenntnis erlangt hat. Werden von dem neuen Gläubiger Zinfen uſw. verlangt, die nicht ſpäter 
als in dem Kalenderviertelſahr der Kenntniserlangung oder dem. folgenden Bierteljahre, 
alſo entweder ſchon vor der Kenntuiserlangung oder doch in dieſem Halbjahr fällig geworden 
(gleichgültig, ob ſie im voraus oder nachträglich und für welchen Zeitraum ſie zu entrichten 
find: a. OG 4, 78), fo kann ihm der Eigentümer bezüglich dieſer Zinſen zunächſt 
alle bereits zur Zeit der Übertragung gegen den bisherigen Gläubiger begründeten 
Einwendungen nach den 88 404, 1157 entgegenſetzen (6. B. . an den 
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bisherigen Gläubiger auf die Zinſen des Halbjahrs), ohne daß ſich der neue Gläubiger 
auf die Vorſchriften des § 892, alſo auf ſeinen guten Glauben an die Richtigkeit des Grund⸗ 
buchs, berufen kann. Ferner aber kann der Eigentümer bezüglich dieſer Zinſen, anders als nach 
§ 1156 (ſ. dort A 3) bezüglich der übertragenen Hauptforderung, auch Einwendungen erheben 
nach Maßgabe der Vorſchriften der SS 406 bis 408, alſo auf Grund der dort bezeichneten Er⸗ 
eigniſſe, die nach der Übertragung eingetreten ſind, ohne daß auch hier dem neuen Gläubiger 
der Schutz des öffentlichen Glaubens des Grundbuchs zur Seite ſteht. Der Eigentümer iſt 
alſo namentlich befugt, mit einer ihm gegen den bisherigen Gläubiger zuſtehenden Forderung 
aufzurechnen ($ 406) ſowie eine Leiſtung, die er an den bisherigen Gläubiger bewirkt hat, oder 
ein Rechtsgeſchäft, das zwiſchen ihm und dem bisherigen Glaubiger vorgenommen worden 
iſt, dem Klaganſpruch entgegenzuſetzen (8 407 Abi 1; vgl. RG Warn 1914 Nr 245). Jedoch 
iſt dabei zu beachten, daß die genannten Vorſchriften die Zuläſſigkeit der Einwendungen nach 
gewiſſen Richtungen davon abhängig machen, daß der Einwendende (dort der Schuldner) 
von der Übertragung keine Kenntnis hatte. Soweit dieſe Vorausſetzung nicht zutrifft (z. B. 
wenn der Eigentümer, als er eine Zahlung auf die fraglichen Zinſen an den bisherigen Gläubiger 
leiſtete, bereits Kenntnis von der Übertragung hatte), kann der Eigentümer die Einwendungen 
aus 88 406—408 dem neuen Gläubiger bezüglich der vorgenannten Zinſen nicht entgegen⸗ 
ſetzen (vgl. RG Warn 1914 Nr 245). § 405 (Ausſchluß des Einwandes des Scheines im Falle 
der Abtretung unter Vorlegung der Schuldurkunde) iſt im $ 1158 nicht erwähnt; er findet 
aber trotzdem Anwendung, da er nur eine Einſchränkung der im $ 404 zugelaſſenen Ein- 
wendungen enthält (vgl. OLG 29, 384). — Klagt dagegen der neue Gläubiger Zinſen ein, 
die nach dem vorbezeichneten Halbjahr fällig geworden find, fo kann ihm der Eigen ⸗ 
tümer bezüglich dieſer Zinfen Einwendungen aus Rechtshandlungen mit dem bisherigen 
Gläubiger weder gemäß 88 404, 1157 noch gemäß 88 406—408 entgegenſetzen, es ſei denn, 
daß die betreffenden Tatſachen zur Zeit des Erwerbs der Zinsforderung ihm bekannt waren 
oder aus dem Grundbuch oder bei der Briefhypothek aus dem Briefe ſich ergaben. Dies folgt 
nicht aus § 1158, wohl aber aus den 88 892, 1138, 1140, 1156, 1157. Bezüglich dieſer Zinſen 
gilt alſo das gleiche wie für den Fall der Übertragung der Hauptforderung. — Die Berufung 
a N 88 891, 893 und die Anwendung der 88 894-899 werden durch § 1158 nicht be⸗ 
ränkt. 


8 1159 


Soweit die Forderung auf Rückſtände von Zinſen oder anderen Neben⸗ 
leiſtungen!) gerichtet iſt, beſtimmt ſich die Übertragung?) ſowie das Rechts⸗ 
verhältnis zwiſchen dem Eigentümer und dem neuen Gläubigers) nach den 
für die Übertragung von Forderungen geltenden allgemeinen Vorſchriften'). 
Das gleiche gilt für den Anſpruch auf Erſtattung von Koſten, für die das 
Grundſtück nach § 1118 haftet“). 

Die Vorſchriften des 5 892 finden auf die im Abſ 1 bezeichneten Anſprüche 
keine Anwendung“). 

E 1 1090, 1112, 1121 II 1039; M 3 718, 750, 760; ® 3 591, 658; 4 604. 


1. Die Hypothek für die Zinſen oder andere Nebenleiſtungen folgt den gleichen Regeln 
wie die Hypothek für die Kapitalforderung, ſoweit nicht durch beſondere Vorſchriften (vgl. 
$$ 1158, 1178) etwas anderes beſtimmt ift (RG 72, 364; Warn 1915 Nr 85; IW 1916, 485°). 
Zu den beſonderen Vorſchriften gehört die des $ 1159. — Rückſtände von Zinſen oder anderen 
Nebenleistungen (f. $ 1115 A 6) find ſolche Zinſen uſw., die zur Zeit der Übertragung bereits 
fällig ſind, in dem Sinne, daß der Termin für ihre Fälligkeit vorübergegangen iſt, ohne daß 
der Anſpruch auf ſie getilgt wurde oder ſonſt erloſch (RG 91, 301; JW 1911, 953°; RIA 
12, 145). Bezüglich der Form und der Wirkungen der Übertragung noch nicht fälliger 
Zinſen uſw. vgl. $ 1158 A 3, 4. — Über ſonſtige Sondervorſchriften bezüglich dieſer Forde ⸗ 
rungen vgl. § 1160 Abſ 3 (Urkundenvorlegung), $ 1178 (Eigentümerhypothek). 

2. Während das hypothekariſch geſicherte Zinsrecht (die künftig fällig werdenden Zinſen) nur 
unter den nämlichen Erforderniſſen wie die Hypothekenhauptforderung ($ 1154) übertragen 
werden kann (RG IW 1916, 4855, f. $ 1158 A 3), erfolgt die Übertragung der Zinsrückſtände 
uſw. nach den für die Übertragung von Forderungen geltenden Vorſchriften der 58 398ff., 
alſo durch formlosen Vertrag, gleichviel, ob es ſich um eine Buch⸗ oder eine Briefhyporhe! 
handelt; § 1154 findet keine Anwendung (NG 88, 163). Eintragung der Übertragung ißt 
unzuläſſig, da zwar auch für Ziusrückſtände das dingliche Hypothekenrecht befteht, aber, wie 
aus den 88 1145 Ab] 2, 1159, 1160 Abſ 3, 1178 zu entnehmen it, die Verfügung über ſie (z. B. 
auch ein Rangrücktritt, |. RA 12, 150) nicht nach ſachenrechtlichen, ſondern nach ſchuldrecht. 
lichen Grundſätzen zu erfolgen hat (vgl. OLG 15, 388; RIA 12, 146). In RG 88, 160 iſt 
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jedoch angenommen, daß der Gläubiger einer Hypothek für Zinsrückſtände einer anderen 
Hypothek den Vorrang vor jener mit dinglicher Wirkung einräumen könne, ohne daß es dazu 
der Eintragung der Rangänderung ($ 880 Ab] 2 Satz 1) und der Zustimmung des Eigentümers 
(8 880 Abf 2 Satz 2) bedürfe. Es wird abgelehnt, aus der Unmöglichteit der Eintragung 
einer Rangänderung der Hypothek für Zinsrückſtände die Folgerung der Unmöglichkeit einer 
folchen Rangänderung zu ziehen, vielmehr wegen jener Unmöglichkeit der Wegfall des Ein⸗ 
tragungsgrundſatzes für dieſen Fall angenommen, und die Zuſtimmung des Eigentümers 
wird nicht für erforderlich erachtet, weil der Grund für dieſes Erfordernis, nämlich die Rückſicht⸗ 
nahme auf die mögliche Schädigung, die ſich für den Eigentümer aus einem Rangrücktritt 
bei einer Hypothek in den Fällen ergebe, in denen er die Rechte auf Grund der 88 1143, 1164, 
1168, 1170ff. erwerbe, nach $ 1178 bei der Hypothek für Zinsrückſtände nicht zutreffe. Da 
aber die durch Hypothek geſicherte Forderung an Zinsrückſtänden, auch ſoweit die Hypothek⸗ 
ſicherung in Betracht kommt, nach dem BGB, insbeſondere hinſichtlich der Übertragung 
und Belaſtung, ſchuldrechtlichen Grundſätzen, nicht ſachenrechtlichen, unterliegt, iſt bei einer 
ſolchen Hypothek eine Rangänderung mit dinglicher Wirkung nach $ 880 nicht möglich. Es 
kann der Rang nur durch ſchuldrechtliches Rangänderungsabkommen mit lediglich ſchuld⸗ 
rechtlicher Wirkung zwiſchen den an dem Abkommen Beteiligten geändert werden. Wenn 
daher z. B. der Gläubiger einer Hypothek für Zinsrückſtände einer nachſtehenden Hypothet 
den Vorrang einräumt und dann ſeine Hypothek an einen Dritten abtritt, fo hat die Vorrangs⸗ 
einräumung gegenüber dem dritten Erwerber keine Wirkung, dieſer behält vielmehr den 
Rang, der ſich aus der eingetragenen, die Zinsrückſtände mitumfaſſenden Hypothek für die 
Hauptforderung ergibt, es ſei denn, daß er in die Verpflichtung des Zedenten über Einhaltung 
der Rangänderung eingetreten iſt (ſtr.; a. M. RG 88, 160). — Unzuläſſig iſt auch Herſtellung 
eines Teilhypothekenbriefs. Wegen der öffentlichen Beglaubigunng der Übertragung vgl. 
$ 403. Die Mitübertragung der Hypothek für die Forderung iſt nicht gemäß $ 1153 Abſ 2 
notwendig. Ob ſie als mitübertragen zu gelten hat, beſtimmt ſich nach 8 401 (OLG 15, 838). — 
Die Pfändung und Überweisung regeln 88 830 Abſ 3, 837 Abf 2 BRD entſprechend (vgl. 
N 74, 83; RZA 12, 149). Die Verpfändung erfolgt nach 8 1274 Abſ 1 BGB, ebenſo wie 
die Übertragung, durch formloſen Verpfändungsvertrag, jedoch ift nach 88 1279, 1280 weiter 
Anzeige des Glänbigers an den Schuldner von der Verpfändung erforderlich. 

3. Auf das Rechtsverhältnis zwiſchen dem Eigentümer und dem neuen Gläubiger, 
alſo bezüglich der Einwendungen, die dem Eigentümer gegenüber der die abgetretenen Zins · 
rückſtände uſw. betreffenden Klage des neuen Gläubigers (f. $ 1158 A 4) zuſtehen, kommen 
nicht die 88 1156, 1157, ſondern, wie bei der Schuldklage gegen den perſönlichen Schuldner, 
die 88 404—411 zur Anwendung (OLG 15, 337; RIA 12, 148). Auf den öffentlichen Glauben 
des Grundbuchs (8 892) kaun ſich der Gläubiger gegenüber dieſen Einwendungen gemäß 
Abſ 2 nicht berufen (RG 88, 162). Daher kann z. B. im Falle der Abtretung einer Hypo. 
thek mit Zinſen der Erwerber ſich für den Erwerb der Hypothek für Zinsrückſtände, wenn 
dieſe gemäß § 1178 Ab] 1 Satz 1 zufolge Erloſchenſeins der fällig geweſenen Zinsforderung 
durch Vereinigung mit dem Eigentum in einer Perſon erloſchen iſt, nicht auf ſeinen guten 
Glauben an die Richtigkeit des Grundbuchs berufen (OLG 34, 216). — Die Forderung 
bleibt auch in der Hand des neuen Gläubigers eine Forderung auf rückſtändige Zinſen (neben 
dem Kapital zu entrichtende Leiſtungen), was beſonders hinſichtlich ihrer Befriedigung aus 
dem Grundſtück bei deſſen Zwangsverſteigerung nach $ 10 Nr 4 ZUG von Bedeutung ift (aich 
91, 301). — Die Berufung des neuen Glarbigers auf die Vermutung nach $ 891 tommt nicht 
in Frage, da der neue Gläubiger hinſichtlich der Zinsrückſtände nicht eingetragen wird Ültt.). 

4. Wegen der hier mit den Zinsrückſtänden gleichgeſtellten Koſten der Kündigung und 
5 die Befriedigung aus dem Grundſtücke bezweckenden Rechtsverfolgung (8 1118) vgl. $ 1118 

4, 5. 


§ 1160 


Der Geltendmachung der Hypothek kann, ſofern nicht die Erteilung des 
Hypothetenbrieſs ausgeſchloſſen iſt!), widerſprochen werden“), wenn der 
Gläubiger nicht den Brief vorlegts); iſt der Gläubiger nicht im Grundbuch 
eingetragen, jo ſind auch die im S 1155 bezeichneten Urkunden vorzulegen“). 

Eine dem Eigentümer gegenüber erfolgte Kündigung oder Mahnung iſt 
unwirkſam, wenn der Gläubiger die nach Abſ 1 erforderlichen Urkunden 
nicht vorlegt und der Eigentümer die Kündigung oder die Mahnung aus 
dieſem Grunde unverzüglich zurückweiſt“). 

Dieſe Vorſchriften gelten nicht für die im 8 1159 bezeichneten Anſprüche“). 


6 I 1117, 1118, 1191, 1198 IT 1006: M 8 767, 768, 709; W 3 668. 
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1. Geltendmachung der Briefhypothek (auf die Buchhypothek bezieht ſich § 1160 nicht), 
alſo Verfolgung des dinglichen Anſpruchs aus der Hypothek (wegen der perſönlichen Forderung 
f. § 1161), findet im Sinne des $ 1160 nicht nur dann ſtatt wenn der Gläubiger die dingliche 
Klage (f. $ 1147 A 4) erhebt, ſondern auch, wenn er außergerichtlich Befriedigung betreibt 
(. 8 1150 A 1, er z. B. aufrechnen will, OL 12, 305) oder z. B. wegen Gefährdung der 
Sicherheit Maßregeln nach 88 1133—1135 ergreift (f. auch A 2). — Bezüglich der Kündigung 
und der Mahnung gibt Ab] 2 beſondere Beſtimmungen. — Nicht anwendbar iſt 8 1160, wenn 
der Hypothekengläubiger gegen den Beſitzer des Hypothekenbriefs den Anſpruch auf Heraus⸗ 
gabe geltend macht; er braucht nur ſein Gläubigerrecht darzutun, da ſich dann ſein Eigentum 
an dem Hypothekenbrief aus $ 952 ergibt und ſich ſein Anſpruch als ein ſolcher des Eigentümers 
nach $ 985 darſtellt (vgl. R Warn 1917 Nr 56). 

2. Von einem jeden kann widerſprochen werden, gegen den ſich die Geltendmachung 
richtet, alſo nicht nur von dem Eigentümer, wenn er auf Befriedigung belangt wird, ſondern 
z. B. auch von demjenigen, den der Gläubiger gemäß 8 894 auf Zuſtimmung zur Berichtigung 
des Grundbuchs in Anſpruch nimmt oder gegen den der Gläubiger wegen Beeinträchtigung 
feines Hypothekenrechts klagt. — Soweit der Widerſpruchsberechtigte ein Recht auf Aus⸗ 
händigung des Briefes hat, wie z. B. im Falle des § 1144 (Befriedigung Zug um Zug gegen 
Aushändigung, § 1144 A 2), bleibt dieſes Recht neben dem Widerſpruchsrecht beſtehen. 

. Da der Geltendmachung widerſprochen werden kann, wenn der Gläubiger nicht den 
Brief vorlegt, ſo iſt Vorausſetzung für die Wirkſamkeit der Widerſpruchserhebung, daß der 
zum Widerſpruche Berechtigte die Vorlegung verlangt und der Gläubiger darauf die Vorlegung 
unterlaſſen hat (RG 55, 226; 57, 348; JW 1911, 32722). Daraus folgt, daß die Rechtshandlung, 
wodurch die Hypothek geltend gemacht wird, nicht von vornherein unwirkſam iſt, wenn bei 
ihrer Vornahme nicht ſogleich der Brief vorgelegt wird, und daß insbeſondere, ſoweit es ſich 
um gerichtliche Geltendmachung handelt, die Vorlegung (abgeſehen vom Urkundenprozeß, 
SS 592, 593 Abſ 2 ZPO) nicht zur Begründung der Klage, der Klageberechtigung, gehört 
(RG 55, 226, auch 56, 416; 57, 348). Daher kann z. B. ein Verſäumnisurteil erlaſſen werden, 
auch wenn der Brief nicht vorgelegt wird. Weiter folgt daraus, daß dem Gläubiger, nachdem 
die Vorlegung verlangt worden, eine angemeſſene Friſt zur Vorlegung zu gewähren, namentlich 
im Rechtsſtreite ſein Antrag auf Anberaumung eines neuen Termins zum Zwecke der Vor⸗ 
legung gerechtfertigt iſt, da er den Brief nicht immer bei ſich zu tragen braucht und er das Ver⸗ 
langen auf Vorlegung abzuwarten berechtigt iſt (RG 55, 228); es ſei denn, daß bereits feſt 
ſteht, daß der Gläubiger den Brief nicht vorlegen kann oder nicht vorlegen will (RG 55, 228; 
68, 389). — Kommt der Gläubiger dem Verlangen auf Vorlegung nicht rechtzeitig nach, ſo 
hat die Erhebung des Widerſpruchs die Wirkung, daß die Geltendmachung der Hypothek 
unzuläſſig und ſomit die betreffende Rechtshandlung unwirkſam wird. Deshalb iſt insbeſondere 
im Falle gerichtlicher Geltendmachung die Klage abzuweiſen, nicht etwa der Gegner Zug 
um Zug gegen Vorlegung des Briefes zu verurteilen (RG 55, 224). — Die Vorlegung hat 
nach dem Wortlaute des 8 1160 an dem Orte zu erfolgen, an dem die Hypothek geltend gemacht 
wird. Die nur auf die Fälle der 88 809, 810 ſich beziehende Vorſchrift des $ 811 (Vorlegung 
an dem Orte, an welchem ſich die vorzulegende Sache befindet) iſt nicht, wie gemeint wird, 
anwendbar. — Das Recht zum Widerſpruche iſt ein ſelbſtändiges Recht, das feine Grundlage 
lediglich darin findet, daß der Brief nicht vorgelegt wird. Daher geht der Widerſprechende 
durch Erhebung des Widerſpruchs ſeiner ihm nach den materiellen Rechtsverhältniſſen der 
Hypothek zuſtehenden Einwendungen gegen die Geltendmachung der Hypothek, insbeſondere 
hinſichtlich des Gläubigerrechts des das hypothekariſche Recht Verfolgenden, in leiner Weiſe 
verluſtig. Auch wenn z. B. im Falle gerichtlicher Geltendmachung der Kläger dem Verlangen 
der Briefvorlegung nachgekommen iſt, kann der Beklagte noch einwenden, daß der Kläger 
trotz Beſitzes des Briefes nicht wahrer Gläubiger ſei, weil er den Brief nicht von dem früheren 
Gläubiger übergeben erhalten, ſondern ſich widerrechtlich angeeignet habe (vgl. RG 56, 414). — 
Hinſichtlich der Koſten des Rechtsſtreits im Falle nachträglicher Briefvorlegung vgl. § 94 3 PO. 

4. Die im § 1155 bezeichneten Urkunden, die außer dem Hypothekenbrief (ſ. A 3) vor⸗ 
zulegen ſind, wenn der Gläubiger zur Zeit der Geltendmachung der Hypothek im Grundbuche 
nicht eingetragen iſt, ſind die in einer zuſammenhängenden Reihe auf einen eingetragenen 
Gläubiger zurückführenden öffentlich beglaubigten Abtretungserklärungen uſw. (.. hierüber 
8 1155 A 2, 4, 5), aus denen ſich das Gläubigerrecht des Briefbeſitzers ergibt. Daß z. B. die 
Vorlegung von privatſchriftlichen Abtretungserklärungen nicht, wie gemeint wird, genügt, 
folgt aus dem Wortlaute des § 1160 ſowie daraus, daß nur im Falle des Vorliegens der frag’ 
lichen Urkunden in öffentlich beglaubigter Form der Briefbeſitzer gemäß $ 1155 in Anfehung 
der Vorſchriften der SS 891—899 einem im Grundbuche eingetragenen Gläubiger gleich · 
geſtellt iſt (ſ. § 1155 A 2). 

5. Für den Fall der Geltendmachung der Briefhypothek gegenüber dem Eigentümer 
durch Kündigung (Weſen und Vorausfetzungen: § 1141 A 1) oder Mahnung ſchrankt 
Abſ 2 das Widerſpruchsrecht des Eigentümers dahin ein, daß dieſer, wenn er die Vor 
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legung des Briefes und, falls der Gläubiger nicht eingetragen iſt, auch die der im § 1155 
bezeichneten Urkunden verlangt und der Gläubiger dieſem Verlangen nicht nachkommt, die 
Kündigung oder die Mahnung aus dieſem Grunde unverzüglich, alſo ohne ſchuldhaftes 
Zögern (8 121), zurückweiſen muß. Nur unter dieſen Vorausſetzungen wird zufolge des Wider ⸗ 
ſpruchs die Kündigung oder die Mahnung unwirkſam (RG 57, 348). Die unverzügliche Zurück 
weiſung muß im Rechtsſtreite, wie aus dem Worte „wenn“ ſich ergibt, der Eigentümer be. 
weiſen. Vgl. die ähnlichen Vorſchriften in 88 111 Satz 2; 174 Satz 1, 182 Abſ 3, 410 Satz 2, 
1831 Satz 2, die ebenſo wie § 1160 dem Schutze der Beteiligten dienen ſollen (RG 74, 268). 
Aber auch wenn jene Vorausſetzungen nicht vorliegen oder der Eigentümer die Vorlegung 
des Briefes uſw. überhaupt nicht verlangt hat, kann er doch, falls demnüchſt die Hypothek 
ohne Vorlegung des Briefes gerichtlich geltend gemacht wird, noch das Widerſpruchsrecht 
gemäß Abf 1 ausüben (RG 57, 349). Zu bemerken iſt auch, daß eine Kündigung oder Mahnung 
überhaupt nur dann wirkſam iſt, wenn der Eigentümer erkennen kann, daß ſie vom Gläubiger 
ausgeht. Daher erfordert z. B. die Kündigung ſeitens eines Zeſſionars zu ihrer Wirkſamkeit 
mindeſtens die Anzeige, daß die Hypothek an den Kündigenden übertragen ſei (RG Warn 
08 Nr 32). — Da das Geſetz dem Eigentümer ſowie in den Fällen des Abſ 1 auch dem 
ſonſtigen Widerſpruchsberechtigten (f. A 2) es überläßt, ob er das Widerſpruchsrecht ausüben 
will oder nicht, fo kann er für feine Perſon, wie auf ſonſtige Befugniſſe, auch auf das Wider 
ſpruchsrecht im voraus wirkſam verzichten. Streitig iſt, ob der Eigentümer auch mit 
Wirkſamkeit für ſeine Rechtsnachfolger darauf verzichten kann und ob dieſer Verzicht eintragungs⸗ 
fähig iſt. Dies iſt zu bejahen, und zwar nicht nur für den Fall des Abſ 2 (RG 57, 342; RA 
1, 34), ſondern auch für den Fall des Abſ 1 (a. M. RIA 1, 36); ein Unterſchied zwiſchen beiden 
Fällen ift nicht zu finden (vgl. RG 57, 345). Die Bejahung rechtfertigt ſich daraus, daß in beiden 
Fällen das Geſetz die Geltendmachung der Hypothek ohne Vorlegung des Briefes uſw. an 
ſich zuläßt und die Ausübung des Widerſpruchsrechts in das Belieben des Widerſpruchsberech⸗ 
tigten ſtellt. Danach iſt, wenn auch ſonſt im Sachenrechte keine Vertragsfreiheit beſteht, doch 
die Vorſchrift des § 1160 nicht als eine zwingende, zum Weſen der Hypothek gehörende, 
ſondern als eine mehr äußerliche, der Parteivereinbarung unterliegende Einſchränkung der 
Geltendmachung des Hypothekenrechts zu erachten und iſt die Beſeitigung dieſer Einſchränkung 
durch Parteivereinbarung als eine Abänderung der nach dem Geſetze nur mangels anderer 
Abrede geltenden Befriedigungsbedingungen aufzufaſſen, deren Eintragung (vgl. Rh 57, 849; 
RIA 1, 166) zuläffig ift (vgl. auch RIA 12, 149; 12, 151). Verzichtet freilich der fa 
nur für ſeine Perſon auf das Widerſpruchsrecht, ſo iſt ein ſolcher Verzicht, da es ſich nur um 
Aufgeben eines perſönlichen Rechtes handelt, nicht eintragungsfähig (OLG 10, 420). 


6. Der Geltendmachung der Hypothek kann gemäß Abſ 3 weder nach Abſ 1 noch nach 
Abſ 2 widerſprochen werden, wenn die Geltendmachung lediglich Forderungen auf rück⸗ 
ſtändige Zinſen oder andere Nebenleiſtungen oder auf Koſten (8 1159) zum Gegenſtande 
hat. Vgl. aber für den Fall, daß der Gläubiger nicht eingetragen iſt, $ 410 in Verbindung 
mit 8 1159 Abſ 1 Satz 1. 


8 1161 


Iſt der Eigentümer der perſönliche Schuldner, ſo finden die Vorſchriften 
des § 1160 auch auf die Geltendmachung der Forderung Anwendung.“) 
E 1 1120 II 1066; M 3 760; ® 3 665. 


1. Nur wenn der Eigentümer zugleich der perſönliche Schuldner iſt (d. i. gegenwärtig 
iſt, wenn auch nicht urſprünglich), kann er nach § 1100 Ubf 1 der Geltendmachung der durch 
Briefhypothek geſicherten perſönlichen Forderung, insbeſondere der gerichtlichen Geltend⸗ 
machung durch Schuldklage, widerſprechen, und ſteht ihm im Falle der Kündigung oder der 
Mahnung ein Widerſpruchsrecht gemäß § 1160 Ubf 2 zu, wenn der Brief und, falls der Gläu⸗ 
biger nicht eingetragen iſt, auch die im § 1155 bezeichneten Urkunden nicht vorgelegt werden. 
es fei denn, daß die Geltendmachung auf Rückstände an Zinſen uſw. oder auf Koſten (5 1159) 
ſich beſchränkt (8 1160 Abſ 3). — Dem perſönlichen Schuldner, der nicht Eigentümer iſt, ſrehen 
hinſichtlich der in Betracht kommenden Urkunden nur die ſchuldrechtlichen Befugniſſe aus 
88 371 (Quittung, Rückgabe der Schuldurkunde), 410 (Aushändigung der Abtretungsurtunde), 
810 (Einſichtnahme) zu. — Auf Briefgrundſchulden findet 8 1161 mangels einer Forderung 
(8 1192) keine Anwendung. 


§ 1162 


Iſt der Hypothekenbrief abhanden gekommen oder vernichtet, ſo kann er 
im Wege des Aufgebotsverfahrens für kraftlos erklärt werden“). 
& T 1198 II 1047; m 9 742; P 3 666. 
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1. Die im § 1162 (vgl. auch 8 136 ZVG) für zuläſſig erklärte Kraftloserklärung des 
abhandengekommenen (d. i. wenn der unmittelbare Beſitzer ohne ſeinen Willen oder ohne ſein 
Zutun den Beſitz verloren hat, RG 101, 225) oder vernichteten Hypothekenbriefs (oder Grund⸗ 
ſchuld, ſowie Rentenſchuldbriefs, 88 1192, 1199) im Wege des Aufgebotsverfahrens erfolgt 
gemäß ZPO SS 946—959, 1003—1018 und den auf Grund des Vorbehalts im § 1024 
BED erlaſſenen landesgeſetzlichen Vorſchriften über die Veröffentlichung und die Aufgebots⸗ 
friſt. Mit der Erlaſſung des (nach § 957 ZPO nur durch Anfechtungsklage anfechtbaren) 
Ausſchlußurteils verliert der Brief für und gegen alle derart ſeine Kraft, daß, wenn er 
etwa wieder zum Vorſchein kommt, auf Grund ſeiner Beſitzerlangung auch Gutglaubige 
keine Rechte an der Hypothek erwerben können (M 8, 768; KGJ 45, 298). Das Urteil 
für ſich allein erſetzt gemäß § 1018 Abſ 1 ZPO den Brief, ſoweit (z. B in den Fällen 
der §§ 1160, 1161) deſſen Vorlegung zur Geltendmachung des Hypothekenrechts oder 
der perſönlichen Forderung gegen den Eigentümer bzw. den perſönlichen Schuldner er⸗ 
forderlich iſt (Prot 3, 666), vorausgeſetzt, daß derjenige, der das Ausſchlußurteil erwirkt 
hat (vgl. § 1004 Abſ 2 3 PO), eingetragener Gläubiger ift oder ſein Gläubigerrecht nachweiſt 
(NIA 8, 158). Desgleichen genügt zur Löſchung der Hypothek Vorlegung des Urteils (8 42 
Abſ 2 Satz 2 GB; M3, 763; KG 45, 296). Soll dagegen die Hypothek übertragen oder 
belaſtet werden, ſo muß ein neuer Brief hergeſtellt werden, da zum Erwerbe der Hypothek 
bzw. des Rechtes daran die Briefübergabe erforderlich iſt; Übergabe des Ausſchlußurteils iſt 
nicht genügend (KGJ 45, 296; OLG 38, 11; vgl. auch bezüglich der Eintragung § 42 Abſ 2 
Satz 1 GBO). Über die Erforderniſſe des Erſatzes der Übergabe in dieſem Falle durch eine 
Vereinbarung gemäß $ 1117 Abſ 2 (Berechtigung des Erwerbers, ſich den Hypothekenbrief 
vom Grundbuchamt aushändigen zu laſſen) vgl. $ 1154 A 3. In den Fällen der Befriedigung 
des Gläubigers nach Maßgabe der 88 1144, 1145, 1167 kann der Befriedigende Aushändigung 
bzw. Vorlegung des neuen Briefes verlangen. Die Herſtellung des neuen Briefes erfolgt 
gemäß 88 67, 68 GBO. Dabei iſt es nach dem vorbezeichneten Weſen der Kraftloserklärung 
von keinem Belang, ob das Urteil von dem Vorlegenden und die Brieferneuerung Beantragen: 
den ſelbſt oder von einem Dritten erwirkt war, und es iſt auch nicht erforderlich, daß, wenn das 
Urteil auf Antrag eines Dritten ergangen iſt, dieſer feine Rechte aus dem Urteil dem Vor: 
legenden abtritt (KJ 45, 298). Wird von demjenigen, der die Pfändung einer Hypothek, 
die der Pfändungsſchuldner von dem eingetragenen Gläubiger durch Abtretung erworben 
haben ſoll, nach Erlaß des Ausſchlußurteils erwirkt hat, beim Grundbuchamt die Aushändigung 
des neu zu erteilenden Hypothekenbriefs beantragt, fo muß er, auch wenn er das Ausſchluß⸗ 
urteil vorlegt, dem Grundbuchamt nachweiſen, daß die Hypothek gemäß $ 1154 Auf 1 von dem 
Pfändungsſchuldner erworben, insbeſondere ihm der Hypothekenbrief übergeben worden iſt; 
die Vorſchrift des 8 1117 Abſ 3, wonach, wenn der Gläubiger im Beſitze des Briefes iſt, ver- 
mutet wird, daß die Übergabe erfolgt ſei, findet auf den Beſitz des Ausſchlußurteils nicht nach 
der Richtung Anwendung, daß zu vermuten wäre, der Pfändungsſchuldner habe den Hypo⸗ 
thekenbrief von dem eingetragenen Gläubiger übergeben erhalten (RIA 15, 319). — Auch ein 
zerſtörter Brief, der zur Zeit der Zerſtörung ſich beim Grundbuchamt befunden hat, iſt ein 
vernichteter Brief im Sinne des $ 1162, der für kraftlos erklärt werden kann, da § 1162 nicht 
unterſcheidet, unter welchen Umſtänden und von wem die Vernichtung erfolgt ift (ſtr.). Da⸗ 
gegen iſt ein Brief nicht als vernichtet anzuſehen, wenn er vom Grundbuchamt gemäß 9 69 
GBO unbrauchbar gemacht worden ift, mag auch die Unbrauchbarmachung verſehentlich 
(3. B. wenn die Löſchung einer Geſamthypothek auf einem Grundſtück überſehen iſt, daß noch 
ein anderes Grundſtück für die Hypothek haftet) erfolgt fein; denn bei der Unbrauchbarmachung 
wird der Brief nicht gänzlich zerſtört (vgl. KJ 48, 228). — Wird nad) $$ 1170, 1171 der un 
bekannte Gläubiger der Hypothek ausgeſchloſſen, ſo wird auch der Brief hierdurch kraftlos 
(8 1170 Abſ 2 Satz 2, 1171 Abſ 2 Satz 2). 


§ 1163 


Iſt die Forderung, für welche die Hypothek beſtellt ift?), nicht zur Ent⸗ 
ſtehung gelangte), jo ſteht die Hypothek) dem Eigentümer zu“). Erliſcht die 
Forderungs), jo erwirbt der Eigentümers) die Hypothek). 

Eine Hypothek, für welche die Erteilung des Hypothekenbriefs nicht aus⸗ 
geſchloſſen iſt, ſteht bis zur übergabe des Briefes?) an den Gläubiger dem 
Eigentümer zu“). 

E I 1092, 1094, 1097 II 1070; M 3 720, 729, 788; P 3 591, 604. 

1. Erſte Vorausſetzung für die Anwendung der Vorſchriften des § 1168 ift, daß eine 
Hypothek beſtellt iſt. Nach SS 873, 1113 muß alſo nicht nur eine Hypothek als ſolche im 
Grundbuch eingetragen fein, ſondern dieſer Eintragung muß auch eine rechtsgültige 
Einigung zwiſchen dem beſtellenden Eigentümer und dem Gläubiger über die Sicherung 
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einer Forderung durch Hypothek zugrunde liegen. Iſt dies nicht der Fall, ſo iſt die Ein⸗ 
tragung nichtig und beſteht ein dingliches Recht überhaupt nicht (RG 106, 139). Auch dann nicht, 
wenn die einſeitige Eintragungsbewilligung des Eigentümers, auf Grund deren (vgl. 819 GBO) 
die Hypothek eingetragen worden, an ſich rechtswirtſam iſt, ſowie, wenn zwar eine Einigung 
ſtattgefunden hat und auch die Einigungserklärung des Eigentümers rechtsgültig, aber die 
Einigungserklärung des Gläubigers (3. B. wegen Geſchäftsunfähigkeit) nichtig oder (z. B. 
wegen Irrtums oder Betrugs) anfechtbar und angefochten iſt (RG 68, 101; 70, 356; JW 
03 Beil 50118, RIA 4, 118; OLG 11, 114; 15, 339). Vgl. hierüber 8 1177 A 1. Da in 
ſolchen Fällen die Hypothekeintragung nichtig iſt, kann der Eigentümer ebenſowenig wie ſonſt 
jemand durch Übertragung kraft Geſetzes (anders verhält es ſich beim gutgläubigen rechts⸗ 
geſchäftlichen Erwerb gemäß 88 892, 1138) ein hnpothetariiches Recht daraus nach Maßgabe 
des 8 1168 erlangen, mögen auch die weiteren Vorausſetzungen des § 1163 hierfür gegeben 
fein (vgl. KJ 53, 195). — Die Vorſchriften des Abſ 1 gelten auch für Sicherungshypo⸗ 
theken (88 1184, 1185), einſchließlich Höchſtbetragshypotheken (8 1190), namentlich im Falle 
der Nichtentſtehung (Abſ 1 Satz 1) der geſicherten Forderungen (RG 62, 168; JW 1911, 2779). 
Vgl. jedoch über die Eigentümergrundſchuld wegen Nichtentſtehens der Forderung bei der 
Höchſtbetragshypothek § 1190 A 1. Die Anwendung des Abſ 2 auf dieſe Hypotheken 
kommt nicht in Frage, weil Sicherungshypotheken nur Buchhypotheken ſein können 
(8 1185 Abſ 1). Bei Zwangs- und Arreſt⸗Sicherungshypotheken (SS 867, 932 
ABO) gilt daneben noch die Sonderbeſtimmung des 8 868 3 PO (Erwerb durch den Eigen: 
tümer, wenn die zu vollſtreckende Entſcheidung aufgehoben, die Zwangsvollſtreckung für 
unzuläſſig erklärt wird uſw.). Vgl. hierüber A 6. — Für die Geſamthypothek geben 
die 88 1172—1175 beſondere Beſtimmungen. — Auf die Hypothek für Rückſtände von 
Zinſen und anderen Nebenleiſtungen ſowie für Koſten, die dem Glaubiger zu erſtatten ſind, 
finden die Vorſchriften des § 1163, wie überhaupt die Vorſchriften über den Übergang der 
Hupothek auf den Eigentümer (als Eigentümergrundſchuld oder Eigentümerhypothek, 8 1177), 
feine Anwendung, da nach & 1178 Abs 1 eine ſolche Hypotbek im Falle ihrer Vereinigung 
mit dem Eigentum in einer Perſon erliſcht. — Über die Unanwendbarkeit des 8 1163 auf 
Hypothekvormerkungen vgl. $ 883 A 8. — Für die in jährlichen Teilbeträgen zu 
tilaenden Hypotheken (Amortiſationshypotheken) der landſchaftlichen und ritterſchaft⸗ 
lichen Kreditanſtalten ſind auf Grund des Vorbehalts im Art 167 EG nach Maßgabe der 
Satzungen häufig Ausnahmebeſtimmungen in Geltung, namentlich nach der Richtung, daß 
der Eigentümer erſt nach völliger Tilgung des Kapitals oder doch nur auf Grund einer in ge ⸗ 
wiſſen Zeiträumen ſtatthaften Aufrechnung eine Eigentümerhypothek erlangt (vgl. RG 27, 218; 
64, 214; 74, 405; 104, 74; JW 07, 702°; Warn 1915 Nr 196; KGJ 20 A 206, 319; 23 A 146; 
53, 184; OLG 8, 6; 14, 116; auch RG 64, 211). Wenn dagegen derartige Hypotheken 
andern Gläubigern (3. B. einer Kreisſparkaſſe) zuſtehen, gelten auch für ſie die Vorſchriſten 
über die Eigentümerhypothek, insbeſondere auch 8 1163 Abſ 1 Satz 2 hinſichtlich der ent. 
richteten Tilgungsbeiträge, die nicht Nebenleiſtungen, ſondern Teilzehlungen auf das Kapital 
find (vgl. S 1115 A 6, Rc 64, 90; 89, 131; 91, 299; 104, 72; KG J 24 A 246; 46, 288; 
46, 266; OLG 6, 148, auch 8 21 Abſ 2 HypBanlch v. 13. 7. 99). Auch die Meinung iſt nicht 
zu billigen, daß, wenn die Tilgungsbeiträge nicht in beſtimmten Summen, ſondern in der 
Form von Zuſchlägen zu den Zinſen oder fonft in Prozenten des ganzen Kapitals zu ent⸗ 
richten ſeien, mit Rückſicht auf dieſe Eigenart der Amortiſationshypothel eine Eigentümer⸗ 
hypothek erſt mit Beendigung des Schuldverhältniſſes zur Eutſtehung gelangen könne, weil 
wegen der Entrichtung der Beträge von . Kapital die Forderung keine Zerlegung 
in einen getilgten und einen ungetilgten Teil zulaſſe. In ſolchen Fällen gibt der Kapital. 
betrag nur den Maßſtab für die Höhe der jeweilig zu entrichtenden Tilgungsbeiträge ab; 
durch Zahlung der fälligen Beträge wird die Hypothekenforderung, ſoweit ſie noch beſteht, 
in Höhe der danach zu errechnenden Tilgungsbeiträge getilgt, da inſoweit die Zahlung eine 
ſolche auf die Kapitalforderung darſtellt, und es tritt dann kraft Gesche bie Folge des Über 
gangs des entsprechenden Teiles der Hypothek auf den Eigentümer ein (RG 104, 72). Hieran 
kann auch eine bei Beſtellung der Hypothek getroffene Vereinbarung nichts ändern, daß die 
Zahlung der Tilgungsbeiträge nicht ſofort zur Tilgung der Hypothekenforderung dienen, 
ſondern die gezahlten Beiträge als beſonderes Guthaben des Schuldners bis zur Erreichung 
des ganzen Kapitals oder eines beſtimmten Teilbetrages auſzuſammeln feien, und erſt, wenn 
das Guthaben zu der betreffenden Höhe gelangt ſei, die Tilgung der Hypothekenforderung 
im Wege der Aufrechnung oder Verrechnung eintreten ſolle. Eine ſolche Vereinbarung hat 
keine dingliche Wirkung; ſie iſt nichts anderes als eine Ausſchließung des 8 1168 Ab] 1 Satz 2, 
indem dadurch erreicht werden ſoll, den Übergang ber Hypothek zu dem der Zahlung ent- 
ſprechenden Teil auf den Eigentümer zunächſt zu verhindern und den Übergang erft ftatt- 
finden zu laſſen, wenn die Zahlungen eine beſtimmte Höhe erreicht haben. Dem ſteht aber 
entgegen, daß den Vorſchriften des Sachenrechts die Natur der zwingenden Rechtsnorm 
innewohnt (RG 104, 72; vgl. jedoch KJ 53, 184, wo im Falle einer Vereinbarung, es 
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ſollten die Tilgungsbeträge dem Schuldner auf ein beſonderes Amortiſationskonto gut⸗ 
geſchrieben werden, der Gläubiger aber ſolle berechtigt ſein, das Guthaben auf rückſtändige 
Beträge der Hypothekenforderung zu verrechnen, angenommen ift, es ſeien die Teilzahlungen 
zunächſt nicht als auf die Hypothekenſchuld geleiſtet auzuſehen, erſt wenn der Gläubiger auf- 
rechne, werde inſoweit die Hypothekenforderung getilgt und damit eine Eigentümergrund⸗ 
ſchuld zur Entſtehung gebracht, anderſeits die Vereinbarung als der Verlautbarung im Grund⸗ 
buche nicht zugänglich erklärt iſt, weil ſie ſich nicht als eine die Hypothekenforderung betreffende 
Zahlungsbedingung darſtelle). Eine ſolche Vereinbarung Tann nur ſchuldrechtliche Wirkung 
haben, etwa inſofern, als fie den zahlenden Schuldner und Eigentümer dem Gläubiger gegen 
über verbindet, erſt wenn ſich der Übergang der Hypothek bis zu der feſtgeſetzten Höhe voll⸗ 
endet hat, den betreffenden Hypothekenteil für ſich in Anſpruch zu nehmen (RG 104, 73). 
Im Anſchluß hieran iſt zu bemerken, daß auch eine, den in den Reglements der landſchaft⸗ 
lichen oder ritterſchaftlichen Kreditanſtalten vielfach enthaltenen, nach Art 167 EG geltenden 
Beſtimmungen entſprechende Vereinbarung bei Beſtellung von Amortiſationshypotheken für 
andere Gläubiger, daß die gezahlten, zu einem Amortiſationsfonds geſammelten Tilgungs⸗ 
beiträge mit dem Grundſtück auf jeden neuen Eigentümer übergehen ſollen, unwirkſam iſt, 
da der Amortiſationsfonds weder Zubehör (§ 97) noch Beſtandteil ($ 96) des Grundſtücks iſt, 
und die Folge der ſachenrechtlichen Vorſchriften, daß die durch die Zahlung der Tilgungs⸗ 
beiträge auf den Eigentümer übergehende Teilhypothek dem Eigentümer verbleibt, auch wenn 
das Grundſtück von einem neuen Eigentümer erworben wird, durch Vereinbarung nicht aus⸗ 
geſchloſſen werden kann (RG 104, 73). — Hinſichtlich der Hypotheken des früheren Rechtes 
vgl. Artt 192, 194 EG und RG 48, 48; 51, 398; 54, 83; 60, 359; Gruch 47, 114; ZW 01, 239; 
KJ 46, 265 (Preußen); OLG 26, 154 (Bayern), insbeſondere hinſichtlich der Kautions⸗ 
hypotheken RG 52, 62; 52, 113; 52, 415; JW 02 Beil 27221, — Auf Grundſchulden, 
auch wenn fie zur Sicherung von Forderungen beſtellt find, findet Abſ 1 keine Anwendung. 
Vgl. hierüber $ 1191 A !, § 1192 A1 Abſ 8. 

2. Die Forderung iſt nicht zur Entſtehung gelangt, wenn z. B. das durch die Hypothek 
zu ſichernde Darlehn nicht ausgezahlt iſt (§ 607). Auch, wenn bei aufſchiebend bedingter For⸗ 
derung die Bedingung ausgefallen iſt (§ 158). Über die Verſchiedenheit dieſes Falles von der 
Beſtellung einer bedingten Hypothek vgl. § 1113 A 2, 7. Ferner, wenn das Rechtsgeſchäft, 
aus dem die Forderung entſpringen ſollte, nichtig iſt (3. B. bei der ſog. Bordellhypothek der 
Kaufvertrag, auf Grund deſſen die Hypothek für die Kaufgeldreſtforderung beſtellt wurde, 
wegen Verſtoßes gegen die guten Sitten, RG 68, 101; 71, 435; JW 09, 6832; 1912, 6321; 
1912, 8534, abw. von RG 63, 189; oder wegen Nichterteilung der zur Gültigkeit erforderlichen 
Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts, R JW 1911, 653%) oder weun das Rechts. 
geſchäft (3. B. wegen Irrtums, Betrugs) anfechtbar und rechtzeitig angefochten worden iſt 
(5§ 121, 124, 142). Bei den letzteren Fällen iſt jedoch zu beachten, daß die Nichtigkeit (An⸗ 
fechtbarkeit) nicht zugleich auch die Hypothekbeſtellung ſelbſt ergreifen darf (ſ. A 1, RG 68, 
101). Wenn der Hypothekbeſtellung ein wucheriſches Grundrechtsgeſchäft zugrunde liegt, 
iſt nicht nur die geſicherte Forderung, ſondern auch die Hypothek nichtig, da durch § 138 
Abſ 2 auch die „Gewährung“ wucheriſcher Vermögensvorteile für nichtig erklärt iſt (fir.; RG 
57, 97; JW 06, 7365; 1913, 5405). Iſt ſchenkungsweiſe die Zahlung einer Geldſumme ver⸗ 
ſprochen und zugleich für die Forderung aus dieſem Verſprechen die Beſtellung einer Hypo⸗ 
thek, wobei nicht die im 8 518 Abf 1 für Schenkungsverſprechen vorgeſchriebene Form beob- 
achtet worden iſt, fo iſt, wenn demnächſt auf Bewilligung des Verſprechenden (des Grund⸗ 
ſtückseigentümers) dann die Hypothek eingetragen (und im Falle einer Briefhypothek der 
Hypothekenbrief dem Beſchenkten übergeben) wird, das Schenkungsverſprechen zwar hin⸗ 
ſichtlich der Hypothekbeſtellung im Sinne des $ 518 Ab] 2 vollzogen, jo daß dieſe an ſich rechts 
gültig iſt, zumal die dingliche Einigung über die Hypothekbeſtellung überhaupt keiner Form 
bedarf (RG 88, 370; Warn 1913 Nr 249), nicht iſt dagegen Vollziehung hinſichtlich des Zahlungs⸗ 
verſprechens erfolgt, da in letzterer Beziehung nur die Zahlung ſich als die Bewirkung der ver 
ſprochenen Leiſtung, durch die nach $ 518 Abs 2 der Mangel der Form geheilt ware, darſtellen 
würde, nicht aber die Eintragung der Hypothek, die nur zur Sicherheit der Forderung aus 
dem Leiſtungsverſprechen dienen ſoll; daraus ergibt ſich, daß die Forderung, für welche die 
Hypothek eingetragen worden ift, nach 88 125, 518 Abſ 1 nichtig iſt und daß die Hypothel 
daher dem beſtellenden Eigentümer (Schenkgeber) zuſteht (RG 88, 869). — Iſt die Forderung, 
für welche die Hypothek beftellt ift, nichtig, fo tritt nicht etwa ein Bereicherungsanſpruch, der 
ich aus der Nichtigkeit ergibt, an die Stelle jener Forderung in die Hypothekſicherheit ein (RG 
JW 1911, 65325). — Im Zweifelsfalle iſt hinſichtlich der Frage, ob gerade die Forderung, für 
welche die Hypothek beſtellt worden, zur Entſtehung gelangt iſt oder nicht, die Bezeichnung der 
Forderung im Grundbuche nicht unbedingt ausſchlaggebend. Vielmehr kommt es darauf an 
welche Forderung nach dem Inhalte der Einigung Gegenſtand der Sicherung geweſen iſt. Eine 
unrichtige Bezeichnung im Grundbuche wirkt weder zugunſten des Gläubigers noch zugunſten des 
Eigentümers (f. § 1115 A 8). Vgl. im Übrigen wegen der Beweislaſt hinſichtlich der Nicht. 
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entſtehnng der Forderung $ 1138 A 3a. — Iſt die Hypothek für eine Forderung beitellt, 
die noch nicht beſteht, aber demnächſt entſtehen (valutiert, durch Zahlung an den Hypothek⸗ 
beſteller zur Entſtehung gebracht werden) ſoll (wie z. B. bei Baugeldhypotheken häufig) und 
gelangt dann die Forderung nachträglich zur Entſtehung, ſo geht die bisher als Grund⸗ 
ſchuld des Eigentümers (f. §S 1113 A7) beſtehende Hypothek nunmehr auf den als Gläubiger Ein- 
getragenen als wirkliche Hypothek über (RG 51, 43; 60, 213 61,37; JW 1911, 2774; 1912, 4024; 
Seuffu 60 Nr 151; OLG 46, 2). Jedoch muß der Hypothekbeſteller noch in der Lage fein, über 
die Hypothekenſtelle zu verfügen. Iſt er nicht mehr Eigentümer des Grundſtücks jo kann durch 
Entſtehung der Forderung gegen ihn die bisherige Grundſchuld nicht ohne weiteres zur ©läu- 
bigerhypothek werden; vielmehr bedarf es dazu der Einigung der Beteiligten mit dem neuen 
Eigentümer gemäß 88 1198, 877, 878 (vgl. RG ZW 1911, 277%). — Da hinſichtlich der Feſt⸗ 
ſetzung, zu welcher Zeit und in welcher Art die Forderung, insbeſondere eine Darlehnsforderung 
durch Zahlung an den Eigentümer, zur Entſtehung gebracht (die Hypothek valutiert) werden 
ſoll, im Geſetz keine Schranken geſetzt ſind, kann die Forderung auch durch einen Zeſſionar 
zur Entſtehung gebracht werden, wenn der als Gläubiger Eingetragene die (nicht valu⸗ 
tierte) Hypothek an den Zeſſionar abgetreten hat auf Grund der zwiſchen ihm und dem 
Grundſtückseigentümer getroffenen Vereinbarung, daß der Zeſſionar die Forderung (3. B. 
eine Baugelddarlehnsforderung durch Zahlung an den Eigentümer zu deſſen Neubau) zur Ent 
ſtehung bringen (die Hypothek valutieren) ſolle. Es ift dann der Zeſſionar, wenn er die For⸗ 
derung zur Entſtehung gebracht und ſomit die Hypothek erworben hat, als der erſte wahre 
Hypothekengläubiger anzufehen (RG Warn 08 Nr 321; 1911 Nr 184; vgl. auch RG 106, 139). 
3. Die Hypothek, die nach Abſ 1 Satz 1 oder nach Abſ 2 dem Eigentümer zuſteht oder 
nach Abſ 1 Satz 2 von ihm erworben wird, iſt in Wirklichkeit keine Hypothek, ſondern nach 
8 1177 Abſ 1 in der Hand des Eigentümers eine Grundſchuld (R 51, 44; 61, 116; 52, 9; 
62, 339; 65, 264; 57, 211; 66, 288; 73, 174; 77, 108; 78, 409; 94, 8). Nur geht bei der Ver⸗ 
wandlung der Hypothek in die Grundſchuld auf dieſe gemäß § 1177 Abſ 1 Satz 2 von der 
Forderung, für welche die Hypothek beſtellt worden iſt, ſo viel mit hinüber, daß in Anſehung 
der Verzinslichkeit, des Zinsſatzes, der Zahlungszeit, der Kündigung und des Zahlungsorts 
die für die Forderung getroffenen Beſtimmungen maßgebend bleiben. — Der Übergang 
auf den Eigentümer vollzieht ſich kraft Geſetzes, ohne daß es einer rechtsgeſchäftlichen Über- 
tragung bedarf. In dem Augenblick, in dem die den Übergang und zugleich die Umwandlung 
bewirkende Tatſache (Nichtentſtehung der Forderung, Erlöschen der Forderung, Nichtübergabe 
des über die eingetragene Hypothek gebildeten Briefes) vorliegt, iſt das Eingetragene nicht Hypo⸗ 
thek des eingetragenen Gläubigers, ſondern Grundſchuld des Eigentümers (RG 94, 8; KG 20 
A 190; 20 A 282; 26 A 147; 26 A 149; 28 A 289). Das Grundbuch iſt unrichtig inſofern, als 
danach der eingetragene Gläubiger der Inhaber und das eingetragene Recht eine Hypothek 
ſein ſoll. Der Eigentümer kann von dem Eingetragenen Zuſtimmung zur Berichtigung des 
Grundbuchs gemäß $ 894 verlangen. Von einem Nachweis des Eintritts der Tatſache hängt 
der Übergang (die Umwandlung) nicht ab. Durch einen ſolchen Nachweis wird nur dargetan, 
daß das eingetragene Recht bereits dem Eigentümer als Grundschuld gehört. Iſt die Forderung 
3. B. zufolge Befriedigung des Gläubigers erloſchen (Abſ 1 Satz 2, ſ. A 5), ſo genügt zur Berich 
tigung des Grundbuchs, alſo zur Umſchreibung der Hypothek auf den Eigentümer als 
Grundſchuld, gemäß § 22 GBD eine in der Form des $ 20 G80 ausgeſtellte Quittung des 
Gläubigers, worin er bekennt, Zahlung erhalten zu haben, und zwar unter Nennung bes 
Zahlenden (KJ 20 A 190; 26 A 149; 28 A 188; 32 A 259; 40, 294; 52, 205; auch Rc 
78, 174: RIA 11, 63; eine Löſchungsbewilligung des Gläubigers ift nicht genügend, weit er 
nicht mehr wahrer Berechtigter ift, RIW 8, 41; KJ 32 A 259; 40, 296; 48, 186; 50, 221; 
52, 206; 8 1144 A J); val. auch 8 875 A 5 darüber, daß im Falle der Pfändung der Hypothek 
und ihrer Überweiſung zur Einziehung der Pfändungsgläubiger zwar zur Erteilung ber 
Quittung über die an ihn ausgezahlte Forderung, nicht aber zur Löſchungsbewilligung bezüg · 
lich der Hypothek befugt iſt. Dies bezieht ſich jedoch nur auf die formellen Erforderniſſe, 
die dem Grundbuchamt zur Vornahme der Aae auf den Eigentümer eee 
ſind. Dem Eigentümer, der auf Löſchungsbewilligung klagt, kann von dem en au · 
biger nicht mit Erfolg entgegengehalten werden, daß ein Urteil auf Löſchungebemilligung 
nicht genüge, um bei dem Grundbuchamt die Umſchreibung herbeizuführen (RG 101, 282). 
In der Regel wird auch, wenn die Verurteilung des Gläubigers erſolgt, der Klagegrund, daß 
der Gläubiger durch den Eigentümer befriedigt worden ſei, zugleich feſtgeſtellt und 2 — dann 
das rechtskräftige Urteil (§ 894 ZPO) dem Grundbuchamt ausreichende Grunplage dazu 
bieten, auf Antrag des Eigentümers (nicht nur, wenn er Löſchung begeht, ar Te 
auch) die Unnfchreibung vorzunehmen (vgl. RG 101, 284). Der Eigentümer iſt auch berechtigt, 
att f ichtigung des Grundbuchs durch Umſchreibung auf ihn die 
ſtatt der Zuſtimmung zur Berichtigung des Drum { denn er ift * 
Löſchungsbewilligung von dem Gläubiger im Klagewege zu dertaugan; Pr dat zur Ver. 
fügung über die zur Grundſchuld gewordene Hypothek befugt und gibt baburch, daß er 
Löſchungsbewilligung verlaugt, ſeine Einwilligung im Sinne des $ 185 Abſ 1 zu dieſer dem 


604 Sachenrecht Hypothek Grundſchuld Rentenſchuld 


Gläubiger an ſich nicht zuſtehenden Verfügung über die Hypothek, und der Gläubiger iſt, 
weil er als Hypothekengläubiger eingetragen iſt, in der Lage, die Löſchungsbewilligung zu 
erklären, auch wird er dadurch, daß er zur Bewilligung der Löſchung ſtatt zur Bewilligung 
der Umſchreibung der Hypothek als Grundſchuld auf den Eigentümer verurteilt wird, nicht 
beſchwert (RG 101, 234; Gruch 58, 670). Handelt es ſich um eine Brieſhypothek, jo kann 
der Eigentümer gemäß 83 896, 1144 Aushändigung des Briefes verlangen. Für den Fall der 
teilweiſen Befriedigung durch den Eigentümer vgl. 8 1145 (Vorlegung des Briefes zum 
Zwecke der Herſtellung eines Teilhypothekenbriefs). Im Falle der Nichtentſtehung der Forde⸗ 
rung oder der Nichtübergabe des Briefes (Abſ 1 Sab 1, Abſ 2) wird durch ein in der Form 
des § 29 G80 ertlärtes Anerkenntnis dieſer Tatſachen ſeitens des Gläubigers dargetan, 
daß auf Grund der Hypothekeneintragung eine Grundſchuld des Eigentümers beſteht (K GJ 
22 A 310). Iſt bei einer Briefhypothek die Forderung nur teilweiſe zur Entſtehung gelangt, ſo 
ſteht dem Eigentümer das Miteigentum an dem Briefe gemäß 8 952 zu. Er kann aber von dem 
Hypothelengläubiger, da dieſer in der freien Verfügung über die Reſthypothek nicht beſchränkt 
werden darf, weder Aushändigung des Briefes noch Gewährung des Mitbeſitzes daran ver⸗ 
langen, ſondern nur gemäß $ 896 Vorlegung des Briefes zur Berichtigung des Grundbuchs 
oder gemäß Ss 749, 752, 1152 Vorlegung behufs Herſtellung eines Teilhypothekenbriefs (RG 
59, 318: 69, 40). Der ſo als Inhaber ausgewieſene Eigentümer kann über die Hypothek 
(Grundſchuld) verfügen. Er kann fie durch Aufgabeerllärung (Löſchungsbewilligung) gegen- 
über dem Grundbuchamt oder dem etwa Begünſtigten ($ 875 BGB A 7, 8, SS 19, 29 
GBO) zur Aufhebung (Löſchung) bringen (RG 66, 288; 73, 174; KGJ 48, 186) 
oder ſie an einen anderen übertragen. Gegenſtand der Übertragung iſt nicht 
die Hypothek als ſolche, deren Forderung nicht etwa nun entſteht oder wieder auflebt, 
ſondern die Grundſchuld. Dies iſt bei der Übertragung zum Ausdrucke zu bringen (vgl. KGJJ 
27 A 278; Ov 14, 113, jedoch auch RIA 9, 218). Für die Form der Übertragung iſt ge- 
mäß § 1192, je nachdem die eingetragene Hypothek verbrieft iſt oder nicht, 8 1154 Abſ 2 
ſſchriftliche Abtretungserklärung oder Eintragung der Abtretung und Übergabe des Briefes) 
oder SE 1154 Abſ 3, 873 (Einigung und Eintragung der Abtretung) maßgebend (RG J 
07, 7110. Wird die Übertragung in das Grundbuch eingetragen, ſo iſt zu vermerken, daß 
ſich die Hypothek in eine Grundſchuld umgewandelt habe und dieſe übertragen worden ſei. — 
Jedoch kann der Eigentümer die Grundſchuld gemäß §8 1198, 877 wieder zu einer Hypo⸗ 
thek umgeſtalten dadurch, daß er durch Vereinbarung mit dem als Gläubiger Eingetragenen 
oder im Falle der Abtretung durch Vereinbarung mit dem neuen Gläubiger eine (neue) Forde ⸗ 
rung der Grundſchuld unterlegt (vgl. hierüber § 1198 A 1). Vgl. § 1151 A 1 darüber, 
daß die im Falle der Tilgung der Hypothekenforderung durch nach und nach erfolgende 
Teilzahlungen mit jeder Teilzahlung entſtehenden (Teil.) Grundſchulden vom Eigentümer 
vereinigt oder wieder zu einer einzigen Hypothek umgewandelt werden können. — Mit dem 
Eintritte der Tatſache, wodurch die Hypothek in eine Grundſchuld umgewandelt wird, kann 
dieſe auch von den Gläubigern des Inhabers (ſ. A 4, 6) gepfändet werden. Zur 
Pfändung iſt gemäß 88 857 Abſ 6, 830 ZPO außer Zuſtellung des Pfändungsbeſchluſſes 
an den Inhaber im Falle der Briefhypothel (Briefgrundſchuld) Übergabe des Briefes an den 
Gläubiger oder Wegnahme im Wege der Zwangsvollſtreckung durch den Gerichtsvollzieher 
(gemäß § 883 3PO, RG Gruch 50, 1110) erforderlich (RG 56, 184: 59, 318: 61, 376: 70, 279: 
IW 05, 8122; Gruch 54, 1024; vgl. auch wegen einer Vorpfändung nach § 845 3PO 
DRG 23, 213) und im Falle der Buchhupothek (Buchgrundſchuld) Eintragung der Pfändung 
(RG 55, 378; 56, 18). Die Übergabe des Briefes wird nicht gemäß $ 931 dadurch erſetzt, daß 
der Pfändungsgläubiger den Anſpruch des Grundſchuldinhabers auf Herausgabe des (gemäß 
88 952 Abſ 1, 2 in fein Eigentum gelangten, R& 59, 318; 69, 40) Briefes gegen den als Hypo⸗ 
thekengläubiger Eingetragenen oder einen dritten Beſitzer ſich zur Einziehung überweiſen läßt 
(88 835, 886 ARD), da eine ſolche Überweisung nicht der Abtretung gleichſteht; der Pfändungs'⸗ 
gläubiger muß fich den Beſitz des Briefes, nötigenfalls durch Klage gegen den Beſitzer, verſchaffen 
(RG 63, 214). Wenn der Pfändungsgläubiger die Eintragung der Pfändung beantragt, 
muß er dem Grundbuchamt ebenſo wie der Eigentümer, der über die Grundſchuld verfügen 
will, in gehöriger Form (ſ. oben) nachweiſen, daß die Huvokhek dem Eigentümer als Grund⸗ 
ſchuld zuſteht (RIA 3, 107; 5, 270; K 22 A 171; 29 A 186; 33 A 275; JFG 1, 498). 
Wird, ohne daß ein ſolcher Nachweis erbracht iſt, die Pfändung einer „angeblichen“ Einen: 
tümergrundſchuld eingetragen, fo iſt die Eintragung (materiellrechtlich z. B. mit der Folae, 
daß die $$ 891, 892 auf fie keine Anwendung finden [f. $ 891 A 3, § 892 U 6] und formell⸗ 
rechtlich im Sinne des & 54 Abſ 1 Satz 2 G80) inhaltlich unzulaſig (Jg 1, 496). — Ver · 
äußert der Eigentümer, dem die Hypothek als Grundſchuld zugefallen iſt, das belaſtete Grund 
ſtück, fo bleibt er Gläubiger der Grundschuld (. A 6 und nch Gruch 58, 668; Warn 1914 Nr 21: 
auch im Falle einer Höchſtbetragshypothek). Gleiches gilt, wenn das Grundſtück zwangsver 
ſteigert wird und die Grundſchuld als Teil des geringſten Gebots beſtehenbleibt (RG 94. K 

Warn 1914 Nr 21). Iſt bei der Zwangsverſteigerung die Eigentümergrundſchuld gemäß 
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891 8G durch den Zuſchlag erloſchen, ſo kann der an die Stelle der Eigentümergrund⸗ 
ſchuld getretene Anſpruch auf Befriedigung aus dem baren Verſteigerungserlöſe (RG 
55, 264; 63, 216; 65, 418; 75, 816; 77, 296), da ein Drittſchuldner nicht vorhanden iſt, nach Maß⸗ 
gabe der 88 829, 857 Abſ 2 ZPO gepfändet werden. Es bedarf alſo zur Wirkſamkeit der 
Pfändung nicht der Übergabe des Hypothekenbriefs bei der Eigentumer-Briefgrundſchuld und 
nicht der Eintragung bei der Eigentümer ⸗Buchgrundſchuld; vielmehr genügt die Zuſtellung des 
Pfändungsbeſchluſſes an den früheren Eigentümer (MG 55, 264; 63, 216; 64, 2163 64, 3113 70, 
279; 75, 316; JW 06, 38718). Die Pfändung einer Eigentümergrundſchuld nach deren Erlöſchen 
durch den Zuſchlag wird regelmäßig als Pfändung des Anſpruchs auf Befriedigung aus dem Er⸗ 
löſe zu deuten fein (M& 75, 316). — Zur Rechtswirkſamleit der zuerſtbezeichneten Verfügungen 
über die Eigentümergrundſchuld ſelbſt ift nach BGB nicht erforderlich, daß der Eigentümer als 
Inhaber der Grundſchuld eingetragen (die Hypothek als Grundſchuld auf ihn umgeſchrieben) 
iſt. Streitig iſt, ob, wenn auf Grund der Verfügung eine Eintragung in das Grundbuch er⸗ 
folgen ſoll, nach der Ordnungsvorſchrift des 8 40 Abſ 1 EBD die vorherige Umſchreibung 
auf den Eigentümer vom Grundbuchamt zu erfordern iſt. Dies iſt zu bejahen. Es genügt 
nicht, daß der Eigentümer als ſolcher im Grundbuch eingetragen iſt. Durch die auf die Hypothek 
(Grundſchuld) bezügliche Eintragung wird nicht das Eigentumsrecht „betroffen“, ſondern ein 
das Eigentumsrecht belaſtendes hypothekariſches Recht, und hinſichtlich dieſes Rechtes am Grund. 
ſtück iſt der Grundſtückseigentümer nicht als „Berechtigter“ ſchon deswegen eingetragen, weil 
das Grundſtückseigentum für ihn eingetragen iſt (vgl. R 72, 277; a. M. RIA 1, 125; 1, 162; 
2, 198: 3, 202; 11, 290; Kc 33 A 274; 38 4 280; 36 A 258; 350 1,487). Daher ift zur Ein. 
tragung der Abtretung oder der Pfandung der Eigentümergrundſchuld deren Umſchreibung auf 
den Namen des Eigentümers Vorausſetzung. Jedoch bedarf es hierzu nicht der vorherigen Ein⸗ 
tragung eines beſonderen Umſchreibungsvermerks; vielmehr genugt auch ein zunächſt die Um: 
ſchreibung und dann die Abtretung oder Pfändung enthaltender gemeinſamer Eintragungsver⸗ 
merk. Gleiches hat zu gelten, wenn die Grundſchuld durch Unterlegung einer (neuen) Forde⸗ 
rung wieder in eine Hypothek umgewandelt werden ſoll (OLG 6, 327). Zur Löſchung bedarf es 
der Umſchreibung dann nicht, wenn der als Gläubiger Eingetragene die Löſchung bewilligt 
und der Eigentümer ihr zuſtimmt; denn erſterer gilt dem Grundbuchamt gegenüber als zur Auf. 
hebung der Hypothek berechtigt, ſo daß für die Löſchung die Erforderniſſe der 88 19, 27 GBO 
gegeben find (KJ 29 A 188; 32 A 259), ſofern bi etwa aus den eingereichten Urkunden 
ſich ergibt, daß der bewilligende Glaubiger zufolge bergangs der Hypothek auf den Eigen ⸗ 
tümer in Wirklichkeit nicht Gläubiger iſt (& 26 A 150; 29 A 188). — Im Zuſammenhange 
hiermit ſteht die Frage, ob eine künftige, moglicherweiſe entſtehende Eigentümer 
grundſchuld im voraus übertragen, verpfändet, gepfändet werden kann. Dies 
wird von der herrſchenden Meinung an ſich bejaht, weil es ſich um ein künftiges Recht handle, 
das in einem bereits beſtehenden Rechtsverhältnis ſeine Grundlage habe (RG 51, 115; 55, 
834; 50, 14; 97, 226; Ji 04, 960%; AU 2,198 5, 271; Kc 33 A 283, Oda 7, al. Leun 
die Eintragung derartiger Verfügungen wird für unzuläſſig erklart, weil namentlich aus 8 40 
G80 ſich ergebe, daß das von der einzutragenden Verfügung betroffene Recht ein gegen ⸗ 
wärtiges und ein eingetragenes fein müſſe (RG 61, 374; 72, 276; 75, 200; 97, 227; 
IW 1912, 29717; NIA 5, 240; KJ 45, 269; vgl. auch bezüglich der Pfändung KJ 22 A 
S. 163, 171; 26 4 46; 28 A 141; 29 A 186; 33 A 274; OLG 22, 380; 26, 200) 
Bei der Briefhypothek könnte alſo die künftige Eigentümergrundſchuld abgetreten (8 1154) 
oder gepfändet (88 830 Abs 1, 857 Abſ 6 PD) werden, wenn die Übergabe des Hypo 
thekenbriefs erlangt werden könnte. Die Zuläſſigkeit derartiger Verfügungen dürfte aber 
überhaupt zu verneinen ſein; denn eine ungewiſſe Ausſicht auf Erlangung eines Gegenſtandes, 
der gegenwärtig einem anderen gehört, kann nicht als ein Vermögensrecht erachtet werden, das 
in das Vermögen eines Dritten übertragen oder an dem für den Dritten ein Recht erworben 
werden könnte (a. M. Mayer, die Pfandung von eee S. 93 ff.). Iſt aber 
die Hypothek, wie es bei Höchſtbetragshypotheken (§ 1190) hau ig der Fall iſt, für eine künftige 
(oder aufſchiebend bedingte) Forderung beſtellt, ſo ſteht fie gegenwärtig dem. Eigentümer als 
durch die Entſtehung der Forderung aufloſend bedingte Grundſchuld zu (81116 47,8 1190 A 1). 
Eine ſolche Eigentümergrunpichuld, önne obgetteten-und.g andel werden, weil ie ein genen. 
wärtiges Recht des Eigentümers iſt. Auch die Eintragung der Abtretung und der Pfändung 
wäre zuläſſig, nachdem die Hypothek als Grundſchuld auf den Eigentümer mit der Bedingung 
umgeſchrieben wäre, daß, wenn die Forderung zur Eutſtehung gelange, die Grundſchuld dem 
als Hypothekengläubiger Eingetragenen als Hypothek fur die Forderung zuſtehe. Mit der 
Entſtehung der Forderung würde die Abtretung oder die Pfändung hinfällig. Vol. 8 1190 
Al auch fiber die Frage, ob, wenn die auflöſend bedingte Eigentümergrundſchuld zuerſt für 
A und dann für B gepfändet, nach Feſtſtellung der Nichtentftehung der Forderung aber zuerſt 
die Pfändung des B und ſpäter erſt die Pfändung des A eingetragen wird, das Pländungs- 
pfandrecht des A oder das des E das Vorrecht hat. — Unter dem die Hypothek gegebenen- 
falls erlangenden Eigentümer iſt nicht der eingetragene Eigentümer als ſolcher, ſondern der 
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wahre Eigentümer zu verſtehen. Iſt z. B. die Auflaſſung, auf Grund deren der Eigen⸗ 
tümer eingetragen iſt, nichtig oder zufolge Anfechtung nichtig geworden, fo ſteht dem bis⸗ 
herigen Eigentümer die Eigentümergrundſchuld zu (RG 80, 320). — Wegen Unzuläſſigkeit 
einer Vormerkung zur Sicherung eines Anſpruchs gegen den Eigentümer auf Übertragung 
der Hypothek oder Beſtellung eines Pfandrechts daran für den Fall, daß die Hypothel zur 
Eigentümergrundſchuld werden ſollte, val. 8 883 A 2. — Bezüglich des Ranges einer Teil⸗ 
eigentümergrundſchuld vgl. $ 1176. — Über andere Fälle der Umwandlung einer Hypothek 
in eine Eigentümergrundſchuld, über Zuläſſigkeit abweichender Vereinbarungen 
und über die rechtliche Bedeutung der Eigentüntergrundfchuld im Zwangsverſteigerungs⸗ 
verfahren und im Konkurſe vgl. $ 1177 A 2, 8. 

4. Im Falle der Nichtentſtehung der Forderung fteht die Hypothet (als Grundſchuld, ſ. A 3) 
dem Eigentümer zu, der zur Zeit der Eintragung der Hypothek Eigentümer iſt, gleichviel, ob er 
im Zeitpunkte der etwa erſt ſpäter erfolgenden Feſtſtellung der Nichtentſtehung noch Eigentümer 
iſt oder nicht (RG 51, 43; 55, 220; 68, 101; 75, 249; 78, 404; Gruch 58, 669; KG 38 A 281). 
Auch wenn erſt, nachdem er das Grundſtück veräußert oder nachdem es durch Zuſchlag in der 
Zwangsverſteigerung ein anderer erworben hat, ſich ergibt, daß die Forderung nicht zur Ent- 
ſtehung gelangt ift (3. B. infolge Anfechtung des Schuldrechtsgeſchäfts, . A 2), beſteht die 
Grundſchuld für den früheren Eigentümer, nicht etwa für den Grundſtückserwerber (NG 
55, 222; 78, 409; JW 1912, 853%). Iſt die Hypothek für eine künftige oder eine auf- 
ſchiebend bedingte Forderung beſtellt, beſteht fie daher (ſ. 8 1113 A 7) zunächſt als vor⸗ 
läufige, durch die Entſtehung der Forderung auflöſend bedingte Eigentümergrundſchuld und 
fällt dann dieſe auflöſende Bedingung zufolge Nichtentſtehung der Forderung aus, ſo daß nun⸗ 
mehr die vorläufige Eigentümergrundſchuld zur endgültigen wird, ſo ſteht die Grundſchuld 
ebenfalls dem Eigentümer zur Zeit der Eintragung der Hypothek zu, nicht dem etwaigen 
Nachfolger im Eigentum zur Zeit des Ausfalls der auflöſenden Bedingung (KGJ 49, 219). 
Vgl. auch bezüglich der Höchſtbetragshypothek § 1190 A 1. — ft eine Kauſpreisforderung, 
für die von dem Grundſtückskäufer Hypothek beſtellt worden ift, nicht zur Entſtehung gelangt 
(4. B. weil der Kaufvertrag wegen Verſtoßes gegen die guten Sitten nichtig iſt, ſ. A 2), fo ſteht 
die Hypothek (als Grundſchuld) dem Käufer, nicht dem Verkäufer zu (R 68, 101), voraus- 
geſetzt, daß die Hypothekbeſtellung ſelbſt rechtsgültig iſt (ſ. A 1). — f des Miteigen ; 
tums nach Bruchteilen ſteht die Grundſchuld den Miteigentümern nach Verhältnis ihrer Anteile 
zu (RG 51, 400; vgl. RA 11, 285), und zwar nicht als einer Gemeinſchaft gemäß 88 741, 
747, ſondern jedem der Miteigentümer zu einem ſelbſtändigen Teil (vgl. RIA 8, 61), da anzu- 
nehmen iſt, daß ſich das (gemäß 8 1192 auf Zahlung einer beſtimmten Geldſumme aus den 
Grundſtück gerichtete) Grundſchuldrecht wie bei einer Geldforderung (8 420) kraft Geſetzes 
teilt; jedoch haftet für jeden Teil das ganze Grundſtück (OLG 14, 114). — Iſt die Forderung 
nur teilweiſe zur Entſtehung gelangt, ſo beſteht die Hypothek zu dieſem Teil als Hypo- 
thek des Gläubigers, zum andern Teil als Grundſchuld des Eigentümers. Erſterer Teil hat 
nach § 1176 den Vorrang. Wegen des Hypothekenbriefs einer Briefhypothek in dieſem Falle 
vgl. A 8. — Über die Folgen, wenn die Forderung nach der Hypothekeintragung zur 
Entſtehung gelangt, und ferner, wenn fie durch einen Zeſſionar zur Entſtehung ge⸗ 
bracht wird, vgl. A 2. — Vertragsmäßige Ausſchließung des Eintritts der 
Eigentümergrundſchuld wirkt nur ſchuldrechtlich und iſt nicht eintragungsfähig (vgl. 
91177 A 3). Über die Wirkung ſolcher Ausſchließung im Falle des Konkurſes über das Ver⸗ 
mögen des verpflichteten Eigentümers vgl. § 1179 U 5. 

5. Gleichviel aus welchem Grunde die Forderung erliſcht, ob durch Zahlung (§ 362), 
Leiſtung an Erfüllungs Statt (§ 364), Hinterlegung (8 378), Aufrechnung (§ 389), Erlaß (8 397, 
über Verzicht auf die Hypothek ſ. ö 1168) oder durch Ausſchluß des unbekannten Gläubigers 
im Aufgebotsverfahren (§ 1171 Abſ 2) oder Eintritt einer auflöſenden Bedingung oder eines 
Endtermins ($$ 158, 163, vgl. aber über die Verſchied enheit von auflöſend bedingter Hypothek 
beitellung § 1113 A 2, 7) oder durch Vereinigung von Forderung und Schuld in derſelben 
Perſon (z. B. infolge Erbfalls). Wird während Währungsverfalls eine Darlehnshypotheken 
forderung mit entwertetem Gelde bezahlt, ſo tritt nur teilweiſes Erlöſchen der Forderung 
ein, ſofern nicht in der vorbehaltloſen Annahme des Geldes ein Verzicht des Gläubigers 
auf weitere Zahlung zu finden iſt (RG 107, 91; 109, 111; 110, 77; 110, 89; |. dazu 9 1144 
A 2). Ferner führen die Beiträge zu den Tilgungsfonds der preuß. landſchaftlichen Kredit 
anſtalten gemäß den in Art 167 Ech und Art 21 preuß. AG z. G80 für die Satzungen 
dieſer Anſtalten gemachten Vorbehalten keine Tilgung der den einzelnen Teilzahlungen 
entſprechenden Teile der Landſchaftshypotheken herbei, vielmehr tritt eine Tilgung erſt im 
Wege der Verrechnung mit dem angeſammelten Tilgungsfonds ein (RG 104, 74; 110, 
85). Auch hat die Befriedigung des Gläubigers nicht immer Erlöſchen der Forderung 
zur Folge. Vielmehr geht in mehreren Fällen die Forderung und damit auch die Hypo⸗ 
thek auf den Befriedigenden über, ſo daß 5 1103 Abſ 1 Saß 2 keine Anwendung findet. 
Vgl. über dieſe Fälle § 1143 A 3. Ferner gilt für die Vereinigung von Forderung und 
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Schuld nach § 1164 Abſ 1, 2 die Ausnahme, daß, wenn der perſönliche Schuldner von 
dem Eigentümer verſchieden iſt, die Forderung zwar erliſcht, aber die Hyphotek in Höhe 
der etwaigen Erſatzforderung auf den Schuldner, nicht auf den Eigentümer, übergeht. Vgl. 
auch 8 875 A 2 darüber, daß, wenn die Hypothek für den Hypothekenſchuldner ſelbſt gepfändet 
und zur Einziehung überwieſen worden iſt, die Forderung nicht durch Vereinigung von 
Forderung und Schuld in einer Perſon erliſcht. Iſt die zufolge Beerbung des Hypotheken ⸗ 
gläubigers durch den Hypothelenſchuldner und Eigentümer als Grundſchuld auf den Eigen⸗ 
tümer übergegangene Hypothel auf den Eigentümer umgeſchrieben oder gelöſcht worden 
und demnächſt zufolge Anordnung der Nachlaßverwaltung oder Eröffnung des Nachlaß. 
konkurſes die Forderung gemäß § 1976 mit rückwirkender Kraft wieder aufgelebt, fo ift auf 
Antrag des Nachlaßverwalters oder des Konkursverwalters die Hypothek als ſolche (für den 
Erben) im Wege der Berichtigung des Grundbuchs ($ 894 BGB, $ 22 GBO) umzuſchreiben 
bzw. wieder mit dem früheren Range einzutragen, ſoweit dem nicht ein inzwiſchen eingetretener 
Erwerb (z. B. durch Übertragung der Grundſchuld an einen Dritten bzw. durch Beſtellung 
einer Hypothek für einen Dritten) in gutem Glauben an die Richtigkeit des Grundbuchs 
(§ 892) entgegenſteht (RIA 16, 148). — Zahlt der Eigentümer und perſönliche Schuldner 
eine Nachlaßhypothek an den nicht befreiten ($ 2136) Vorerben ohne Zuſtimmung des Nach 
erben aus, fo erliſcht gemäß 88 2113 Abſ 1, 2114 Satz 2 das Schuldverhältnis nicht und er 
wirbt er die Hypothek nicht als Eigentümergrundſchuld; das gleiche gilt, wenn der Vorerbe 
durch Vertrag mit ihm gemäß $ 397 ohne Zuſtimmung des Nacherben anerkennt, daß das 
Schuldverhältnis nicht beſtehe (K GJ 50, 217). — Wird nach dem Aufiv® v. 16. 7. 25 eine 
(Papiermark,) Hypothek aufgewertet, fo wird, auch ſoweit der Aufwertungsbetrag etwa nach 
8 8 unter dem Normalſatz von 25 % ($ 4) bleibt, die Hypothek nicht zur Eigentümergrund- 
ſchuld; die Einſchränkung kommt den nachſtehenden Berechtigten zugute. Jedoch iſt der 
Eigentümer befugt, nach Maßgabe des §7 eine Hypothek oder Grundſchuld mit Vorraug 
vor nachgehenden Rechten eintragen zu laſſen (1. $ 881 A g). is 

6. Derjenige erwirbt die Hypothek (als Grundſchuld, ſ. A 3), welcher zur Zeit des Er⸗ 
löſchens der Forderung Eigentümer ift; nicht der Hypothekbeſteller, wenn er nicht mehr Eigen. 
tümer iſt, mag er auch durch Befriedigung des Gläubigers die Forderung zum Erlöſchen 
bringen (RG 55, 220; 78, 404; Gruch 58, 669 linsbeſondere für den Fall einer Höchſtbetrags⸗ 
hypothek]: KGJ 88 A 281; vgl. auch A 8, insbeſondere für den Fall der Zwangsverſteigerung 
des belaſteten Grundſtücks). Im Falle der Veräußerung des Grundſtücks nach dem Erlöſchen bleibt 
der Veräußerer der allein verfügungsberechtigte Inhaber der Grundſchuld (KJ 26 A 308; 28 
A 186; OLG 8, 224; 40, 38; JF 1, 498). Befriedigt der Käufer den Glaubiger in der Zeit 
zwiſchen Auflafſung und Eintragung feines Eigentums, fo fällt die Grundſchuld dem Ver⸗ 
käufer zu, da dieſer zu der betreffenden Zeit noch Eigentümer iſt; er wird aber dem Käufer 
zur Löſchung verpflichtet fein (ſtr.; a. M. RIA 4, 238). — Wenn das mit der Hypothek be- 
laſtete Grundſtück im Miteigentum mehrerer ſteht, ſo erwirbt, wenn ein Miteigentümer 
namens ſämtlicher Miteigentümer oder dieſe zuſammen den Gläubiger befriedigen, jeder 
Miteigentümer einen der Höhe feines Miteigentumsanteils entſprechenden Teil der Hypothei, 
wie aus $ 420 zu entnehmen iſt (vgl. R& 51, 389; RIA 8, 61; 11, 285). Zahlt ein Miteigen. 
tümer für ſich allein im eigenen Namen, jo iſt zu unterſcheiden: Laſtet die Hypothek auf den 
einzelnen Anteilen, fo wird die Hypothek gemäß dem entſprechend anzuwendenden 8 1178 
(. § 1132 A 1) von dem Befriedigenden an feinem Anteil als Grundschuld in ganzer Höhe 
erworben, während ſie an den anderen Anteilen erliſcht, ſoweit nicht für den Befriedigenden 
ein Erſatzanſpruch beſteht (ſtr.; RIA 11, 286; OLG 18, 173). Iſt dagegen die Hypothek auf 
das ganze Grundſtück eingetragen worden (vgl. $ 1132 A 4) fo fteht den Miteigentümer n 
die Grundſchuld nach Bruchteilen zu, da in dieſem Falle die Miteigentümer als ein einziger 
Eigentümer gelten (ftr.; a. M. RIA 11, 285, wo angenommen wird, daß auch im letzteren Falle 
$ 1173 entſprechend anzuwenden ſei). Sind die Miteigentümer Geſamtſchulduer der Hypo⸗ 
thekenforderung (haben ſie z. B. dos Darlehn, zu deſſen Sicherheit die Hypothek beſtellt if 
gemeinſam aufgenommen), ſo geht nach $$ 426 Abſ 2 Satz 1, 412, 1153 in dem erſteren der 
beiden zuletzt genannten Fälle die Forderung nebſt der Hypothek an den Anteilen der 10 8 
Miteigentümer, in dem zweiten Falle die Forderung nebſt der Hypothek an dem genen 2 
ſtück in Höhe des dem Zahlenden gegen die anderen Miteigentümer zuſtehenden Ausg 10 Jung . 
anſpruchs auf den Zahlenden über, ſo daß in dem zweiten Falle nur in Höhe des 0 eg 
die Grundſchuld an dem ganzen Grundſtück ſämtlichen Miteigentümern nach 5 teilen 
zuſteht (. 81173 A 2). Über den Fall, daß der zahlende Mitei 3 196 = au. 
gleich perfönliher Schuldner ift, vgl. § 1143 A 8. Val. dort erner d — * 10 aß 
einer von mehreren Miterben, welche Eigentümer des MU der dope he befiketen 
Grundstücks find, und daß ein Vorerbe, zu deſſen Vorerbſchaft das mit des ether her 
laſtete Grundſtück gehört, den Hypothekengläubiger befriedigt. — Im 181 Ab 1 Befriedi 
gung des Gläubigers aus dem Grundſtück (8 1147) erliſcht gemäß 5 1181 Abſ 1 ausnahms. 
weiſe mit der Forderung auch die Hypothek, ſo daß der Eigentümer dieſe nicht erwirbt. — 
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Nach SS 868, 932 Abt 2 ZPO „erwirbt der Eigentümer“ eine Zwangshypothek (auf Grund 
eines vollſtreckbaren Schuldtitels eingetragene Sicherungshypothek), wenn die im $ 868 
3PO genannten aufhebenden Entſcheidungen, Anordnungen, Maßnahmen erfolgen, auch 
ein vorläufig vollſtreckbares Urteil (IF 3, 451), und eine Arreſthypothek (in Vollziehung 
eines Arreſtes eingetragene Höchſtbetragshypothek), wenn der Arreſtbefehl durch eine voll⸗ 
ſtreckbare Entſcheidung (88 925 Abs 2, 926, 927 ZPO) aufgehoben wird Unter dem er- 
werbenden Eigentümer iſt hier, entſprechend dem $ 1163 Abſ 1 Satz 2 BGB, der Eigentümer 
zur Zeit des Eintritts eines der genannten prozeſſualen Tatbeſtände zu verſtehen; hat alſo 
ſeit der Eintragung ein Eigentumswechſel ſtattgefunden, ſo erwirbt nicht der frühere Eigentümer, 
gegen den ſich die Eintragung gerichtet hat, ſondern der gegenwärtige Eigentümer die Hypothel 
(NG 78, 402: JW 1911, 277%, RIA 10, 160; auch 11, 55; a. M. OLG 26, 156 für den Fall 
der Aufhebung des Arreſtes gemäß 8 925 Ab] 2 ZPO wegen Mangels eines Arreſtgrundes). 
Neben dieſen Beſtimmungen der 380 finden aber auf die Zwangs und die Arreſthypothek, 
da fie Sicherungshypotheken im Sinne der $$ 1184, 1190, BGB find und ihr Weſen, insbeſondere 
das der zugrunde liegenden Forderung, nicht dadurch geändert wird, daß die Eintragung auf 
Grund vollſtreckbaren Schuldtitels bzw. Arreſtbefehls erfolgt, auch die Vorſchriften des BGB 
über Erwerb einer Hypothek durch den Eigentümer Anwendung (a. M. OLG 11, 114). So 
erwirbt der Eigentümer eine Zwangshypothek z. B. nach 9 1163 Abſ 1 Satz 2 BGB, wenn er 
die vollſtreckbare Forderung tilgt; nach $ 1168 BOB, wenn der Gläubiger auf die Hypothek 
verzichtet (RG 78, 407); und es ſteht dem Eigentümer gemäß § 1163 Ab] 1 Satz 1 BGB eine 
Arreſthypothek zu, undezwar nach $ 1177 Ab 1 BGB als Grundſchuld, wenn die Arreſtforderung 
nicht beſteht (RG 78, 408). Dies gilt auch gegenüber einem gutgläubigen Erwerber der 
Arreſthypothek, da zufolge der Eintragung der Hypothek auf Grund eines Arreſtes ſich aus 
dem Grundbuch ſelbſt ergibt, daß das Beſtehen der Hypothek für den Gläubiger durch die 
Feſtſtellung des Nichtbeſteheus einer Forderung auflöſend bedingt ift (val. OLG 26, 11). 
Iſt ein zur Eigentümerhypothek nach BB führender Tatbeſtand eingetreten, jo kann, da der 
Übergang der Hypothek bereits ſtattgefunden hat, ein ſpäter eintretender Tatbeſtand nach 
88 868, 932 Abſ 2 3 Pl eine Anderung nicht mehr herbeiführen, und umgekehrt (RG 78, 407). — 
Darüber, daß aus einer nichtigen Hypothekeintragung, auch der einer Zwangs⸗ und 
1 überhaupt nicht eine Eigentümergrundſchuld entſtehen kann, vgl. A 1 u. 


7. Die dem Eigentümer bis zur Übergabe des Briefes (als Briefgrundſchuld, ſ. A 3) 
zuſtehende Hypothek wird zur wirklichen Hypothek des Gläubigers, wenn dieſem der Brief 
vom Eigentümer übergeben wird (. § 1117 nebſt A). Vorausgeſetzt, daß die geſicherte For⸗ 
derung entſtanden und auch nicht inzwiſchen erloſchen iſt. Andernfalls ſteht nach Abſ 1, der 
auch für die Briefhypothek des Abſ 2 gilt, die Hypothek trotz Übergabe des Briefes doch noch 
immer dem Eigentümer als Briefgrundſchuld zu (RG 69, 40; JW 1912, 40256; RGSt 39, 184). 
Aber auch die Briefhypothek wird von dem Gläubiger ſchon mit der Eintragung erworben, 
wenn vorher die Aushändigung des Briefes an den Gläubiger gemäß § 1117 Abſ 2 verein: 
bart und die zu ſichernde Forderung gleichfalls vorher entſtanden iſt (81117 A 4). — Abſ 2 
N § 1192 auch auf Briefgrundſchulden Anwendung (RG 77, 108; vgl. 8 1192 


3). 
§ 1164 


Befriedigt der perſönliche Schuldner den Gläubiger“), jo geht die Hypo⸗ 
thek inſoweit auf ihn über?), als er von dem Eigentümer oder einem Rechts⸗ 
vorgänger des Eigentümers Erſatz verlangen kann?). Iſt dem Schuldner 
nur teilweiſe Erſatz zu leiſten, ſo kann der Eigentümer die Hypothek, ſoweit 
ſie auf ihn übergegangen iſt, nicht zum Nachteile der Hypothet des Schuld⸗ 
ners geltend machen). 

Der Befriedigung des Gläubigers ſteht es gleich, wenn ſich Forderung 
und Schuld in einer Perſon vereinigen). 

E II 1071; P 3 605, 630, 727 f. 

1. Für die im § 1164 aus Billigleitsgründen beſtimmte Ausnahme von der Regel des 
8 1163 Abs 1 Satz 2, wonach im Falle des Erlöſchens der Forderung die Hypothek (als Grund 
ſchuld) auf den Eigentümer übergeht, iſt Vorausſetzung, daß der vom Eigentümer verſchiedene 
perſönliche Schuldner der den Gläubiger Befriedigende iſt und die Forderung durch dieſe 
Befriedigung zum Erlöſchen bringt (RG 65, 417; KGJ 50, 209). Wird der Gläubiger von dem 
Schuldner, der zugleich Eigentümer ift, oder von einem Dritten, der nicht etwa Geſamtſchuldner, 
Mitb'ürge oder Ablöſungsberechtigter iſt (SI 208, 426 Abſ 2, 774 Ab] 2, 1150) befriedigt, 10 
gilt die Regel des § 1163 Ahf 1 Satz 2 (val. RG 96, 189), und befriedigt den Gläubiger der 
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Eigentümer, der nicht perſönlicher Schuldner ift, fu erwirbt er gemäß 88 1143, 401, 412, 
1153 die Forderung mit der Hypothek (KGJ 27 A 280; 28 A 138). — Unter Befriedigung find 
alle die Rechtshandlungen zu verſtehen, wodurch das Erlöſchen der Forderung herbeigeführt 
wird (vgl. hierüber 8 1163 A 5). Auch der Erlaß durch Vertrag gemäß § 397 gehört dazu (str.). 
Dies wird beſtätigt durch Abſ 2, wonach auch die Vereinigung von Forderung und Schuld 
der Befriedigung gleichſtehen ſoll. 

2. Die Hypothek geht auf den perſönlichen Schuldner inſoweit über, als er Erſatz ver⸗ 
langen kann. Kann er nur hinſichtlich eines Teiles des aus ſeinem Vermögen zur 
Befriedigung des Gläubigers Geleiſteten (über die in Betracht kommenden Arten der Be⸗ 
friedigung |. $ 1163 A 5) einen Erfaganfpruch geltend machen, ſo geht zufolge Erlöſchens der 
Forderung der andere Hypothekenteil nach der Regel des § 1163 Abf Satz 2 (ſ. A 1) auf den 
Eigentümer über, und zwar gemäß § 1177 Abf 1 als Grundſchuld. Über das Rangverhältnis 
zwiſchen den beiden Hypothekenteilen vgl. A 4. — Streitig iſt, ob die Hypothek inſoweit, als der 
Erſatzanſpruch beſteht, als wirkliche Hypothek oder als Grundſchuld auf den Schuldner über⸗ 
geht, ſowie, wenn erſteres anzunehmen, ob die durch die Hypothek geſicherte Forderung auch 
ferner die urſprüngliche Forderung (in Höhe des Erſatzanſpruchs) oder nunmehr die Erſatz⸗ 
forderung iſt. Abzulehnen iſt zunächſt, daß die Hypothek zur Grundſchuld wird. Das Geſetz 
enthält keine Beſtimmung, daß die „Hypothek“, die auf den Schuldner übergehen ſoll, ſich ebenſo, 
wie im Falle der Vereinigung der Hypothek mit dem Eigentum in einer Perſon nach § 1177 
Abſ 1, in eine Grundſchuld verwandeln ſoll. Die auf den Schuldner übergehende 
Hypothek bleibt eine wirkliche Hypothek (vgl. Prot 3, 728; vgl. RG 81, 82; RJA 
11, 302). Einer Hypothek aber muß begrifflich ($ 1113) eine Forderung zugrunde liegen. Dieſe 
Forderung kann nur die Erſatzforderung ſein. Denn einesteils muß die Forderung, wenn der 
perſönliche Schuldner den Gläubiger befriedigt, naturgemäß erlöſchen und andernteils erlangt 
der Schuldner gerade erſt dadurch einen Erſatzanſpruch, daß er die Forderung aus ſeinen Mitteln 
tilgt. Der Eigentümer kann nicht durch dieſe Tilgung zum persönlichen Schuldner der ur- 
ſprünglichen Forderung werden. Auszuſcheiden iſt hierbei freilich, weil nicht von 81164 be- 
troffen, der Fall, daß neben dem befriedigenden Schuldner auch der Eigentümer ſelbſt Schuldner 
iſt, daß alſo für die Forderung ein Geſamtſchuldverhältnis beſteht (3. B. wenn beide gemeinſam 
ein Darlehn aufgenommen haben und der Eigentümer für das Darlehn Hypothek beſtellt 
hat). Befriedigt ein Geſamtſchuldner, der nicht zugleich Eigentümer iſt, den Gläubiger, ſo 
geht auf ihn, ſoweit er von dem anderen Geſamtſchuldner (und Eigentümer) Ausgleichung 
verlangen kann, die Forderung des Gläubigers gegen den letzteren gemäß $ 426 Ab] 2 über 
und inſoweit daher gemäß 88 401, 412, 1153 auch die Hypothek, ſo daß dieſe in ſeiner Hand 
als Hypothek für die urſprüngliche Forderung (in Hohe des Ausgleichungsanſpruchs) beſteht 
(RG 65, 414; 67, 130; KJ 50, 209: f. auch $ 1143 A 3). Gleiches gilt nach 88 774, 
401, 412, 1153, wenn der Bürge die Forderung, für die der Eigentümer auch perſönlich haftet, 
an den Gläubiger bezahlt (RG 65, 139). In den Fällen des § 1164 (f. A3) dagegen tritt ebenſo, 
wie die Hypothek kraft Geſetzes auf den Schuldner übergeht, die Erſatzforderung kraft Ge⸗ 
ſetzes an Stelle der urſprünglichen Forderung in die Hypothekſicherung ein, und zwar in der 
Weiſe, daß nunmehr der Eigentümer oder der etwa erſatzpflichtige Rechtsvorgänger im Eigen- 
tum der perſönliche Schuldner dieſer Hypothekforderung iſt (RG JW 1926, 359). Hin- 
ſichtlich der gegen die Schuldklage oder die dingliche Klage des früheren Schuldners 
jetzigen Gläubigers, zuſtehenden Einwendungen (vgl. bezüglich der dinglichen Klage $ 1137) 
gilt nichts anderes wie ſouſt, wenn der Eigentümer zugleich perſönlicher Schuldner iſt, mit 
der Maßgabe, daß die aus dem perfönlichen Schuldverhältniſſe zu entnehmenden Einwen. 
dungen ſich gegen das Beſtehen der Erſatzverpflichtung richten. Zu bemerken iſt nur, daß 
dem Schuldner für feinen Rechtserwerb der Schutz des $ 892 (4. B. bezüglich der Rechtsbe 
ſtändigkeit der Hypothek) nicht zur Seite ſteht, da er die Hypothek nicht durch Rechtsgeſchaft, 
ſondern kraft Geſetzes erwirbt (. 8 892 A 4). — Der Schuldner hat nach $ 1167 gegen den von 
ihm befriedigten Gläubiger die Rechte aus 88 1144, 1145 hinſichtlich der zur Berichtigung 
des Grundbuchs erforderlichen Urkunden (RG JW 1926, 359°). Will er die Hypothek 
auf feinen Nanten umſchreiben laſſen, jo muß er nicht nur dieſe Urkunden (z. B. Quittung 
des Gläubigers, Hypothekenbrief) dem Grundbuchamt vorlegen, ſondern auch urkundlich 
($ 29 G89 nachiveifen, daß ihm eine Erſabforderung zuſteht, und zwar, wenn nicht über 
das betreffende Schuldverhältnis eine Urkunde (3. B. ein die Schuldubernahme, J. A 3, ent: 
haltender Kaufvertrag) errichtet iſt, durch Anerkenntnis des Eigen mers oder Urteil gegen 
ihn. — Eine Pfändung des Erſatzanſpruchs kann infolge ſeiner 8 = der 
Hypothek nur nach Maßgabe des 5830 ZPO erfolgen, nicht nach $ 820 (ngl. ehr 4 ). — 
8 1164 gilt für alle Hyvothekenarten, auch für die Senna Eine Anderun 
der Art (z. B. Umwandlung der Verkehrshypothek in eine Sicherungshypothel und umgelehrt 
bewirkt der Übergang auf den Schuldner nicht. Für die Geſamthypothek gibt s 1174 Sonder. 
beſtimmungen. Wegen der Anwendbarkeit des $ 1164 auf Hypotheken des früheren Rechtes 
dgl. Art 192 Ech und RG 53, 378. Auf Grundſchulden it s 1164 unanwendbar (vgl. 
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8 1192 A J). — Über Unzuläſſigkeit einer Vormerkung zur Sicherung des Anſpruchs 
auf aa einer Hypothek im Falle ihres Übergangs auf den perſönlichen Schuldner 
vgl. § 1179 A 6. 


3. Der perſönliche Schuldner kann zufolge Tilgung der Forderung von dem Eigentümer 
Erſatz verlangen z. B.: wenn bei Veräußerung eines Grundſtücks, das mit einer Hypothet 
für eine Schuld des Veräußerers belaſtet iſt, die Übernahme der Schuld durch den Erwerber 
vereinbart war, die perſönliche Haftung des Veräußerers aber fortbeſteht, weil die Schuld⸗ 
übernahme mangels Genehmigung des Gläubigers nicht gemäß 88 415, 416 zuſtande gekommen 
iſt (NRG 53, 382; 58, 425; 65, 187; 81, 71; JW 08, 327; 1926, 3595 RJA 11, 302; OLG 31, 128; 
45, 23), was auch gilt, wenn im Falle der Zwangsverſteigerung des Pfandgrundſtücks der Er⸗ 
fteher eine beſtehenbleibende Hypothek, für die der Vollſtreckungsſchuldner perſönlich haftet, 
gemäß § 53 Abſ 1 8G übernommen hat (R& 89, 78); wenn der perſönliche Schuldner eine 
Darlehnsſchuld unter Hypothekbeſtellung des Eigentümers eingegangen iſt, um das Geld zur 
Befriedigung eines Anſpruchs des Eigentümers gegen ihn an dieſen zahlen zu laſſen, und dem⸗ 
nächſt der Anſpruch ſich als nicht beſtehend erweiſt (vgl. AG 58, 378). Ein fernerer Fall iſt 
folgender: Wenn ein Hypothekengläubiger, der einen vollſtreckbaren Schuldtitel nur wegen 
ſeiner perſönlichen Forderung (auf Schuldklage) erlangt hat, auf Grund dieſes Schuldtitels die 
Zwangsverſteigerung des belaſteten Grundſtücks betreibt und bei der Kaufgelderverteilung den 
baren Verſteigerungserlös für die perſönliche Forderung in Anſpruch nimmt, ſo geht ſeine in 
das geringſte Gebot gefallene Hypothek, ſoweit er aus dem dem Schuldner gehörenden Ver⸗ 
ſteigerungserlöſe wegen der Forderung befriedigt wird, auf den Schuldner (früheren Eigentümer) 
als Hypothek für deſſen Erſatzanſpruch gegen den Erſteher (vgl. 8 53 ZIG mit 88 415, 416 BGB) 
über (RG 76, 120). Vgl. auch 58 2166 ff. Über die Art des Erſatzanſpruchs, wenn Mehrere 
Geſamtſchuldner der Hypothekenforderung ſind und einer von ihnen den Hypotheken- 
gläubiger befriedigt, vgl. $ 1166 A 1 a. E. Ein Erſatzauſpruch im Sinne des $ 1164 beſteht 
z. B. nicht, wenn der auf Grund Kaufes und Auflaſſung als Eigentümer Eingetragene einen 
Hypothekengläubiger befriedigt und dann die Auflaſſung zufolge Anfechtung des Verkäufers 
gemäß 8 142 von Anfang an nichtig wird, alſo der Verkäufer wahrer Eigentümer geblieben ift 
(RG 80, 321). — Der Übergang der Hypothek auf den perſönlichen Schuldner vollzieht ſich 
auch dann, wenn nicht der gegenwärtige Eigentümer ſelbſt, ſondern ein Rechtsvorgänger im 
Eigentum, alſo irgendein früherer Eigentümer, der Erſatzpflichtige iſt. Hat der gegenwärtige 
Eigentümer das Grundſtück durch Zuſchlag in der Zwangsverſteigerung erworben, jo ift aller- 
dings fein Eigentum nicht ein vom Vollſtreckungsſchuldner abgeleitetes Recht und iſt er nicht 
Rechtsnachfolger des Vollſtreckungsſchuldners (NG 80, 351; 89, 79). Dennoch iſt der Voll⸗ 
ſtreckungsſchuldner und frühere Eigentümer als Rechtsvorgänger des Erſtehers im Sinne des 
§ 1164 (und alſo auch des $ 1165) anzuſehen, da aus dem allgemeinen Ausdruck „Rechtsvor⸗ 
gänger“ im 8 1164 nicht zu entnehmen iſt, daß der gegenwärtige Eigentümer ein von dem 
früheren Eigentümer abgeleitetes Eigentum haben muß, auch nicht erſichtlich iſt, weshalb dem 
perſönlichen Schuldner, der einen Erſatzanſpruch gegen den früheren Eigentümer erlangt, 
weniger Sicherung dann, wenn der gegenwärtige Eigentümer das Grundſtück durch Zuschlag 
erworben hat, gewährt ſein ſollte, als wenn der gegenwärtige Eigentümer das Grundſtück 
durch freiwillige Veräußerung vom früheren Eigentümer erworben hat, übrigens der Voll ⸗ 
ſtreckungsſchuldner im 8 53 Abſ 1 3G für den dort behandelten Fall (ſ. oben) auch als „Ver⸗ 
äußerer“ bezeichnet iſt (vgl. RG 89, 80). 


4. Daß bei nur teilweiſem Erſatzanſpruch der Eigentümer die Hypothek nicht zum Nachteil 
der Hypothek des Schuldners geltend machen kann, bedeutet: der auf den befriedigenden 
perſönlichen Schuldner übergehende Hypothekenteil hat als Hypothek für den teilweiſen Erfat- 
anſpruch den Vorrang vor der zufolge Tilgung der Forderung auf den Eigentümer als Grund⸗ 
ſchuld übergehenden (f. A 2) Reſthypothek. Vgl. die ähnlichen Vorſchriften in 88 268, 426, 
774, 1176, 1607, 1709 und RG 76, 198. 


5. Eine Vereinigung von Forderung und Schuld in einer Perſon findet z. B. ſtatt, 
wenn der Schuldner den Gläubiger oder dieſer jenen beerbt, oder wenn der Gläubiger das 
Grundſtück vom Eigentümer, der zugleich perſönlicher Schuldner der Hypothekenforderung iſt, 
erwirbt und dabei die Hypothek in Anrechnung auf den Erwerbspreis übernimmt (OLG 
31, 196). Da die Vereinigung der Befriedigung des Gläubigers gleichſtehen ſoll, fo erliſcht 
zwar zufolge der Vereinigung die Hypothekenforderung; wenn aber der Schuldner im Falle 
der Befriedigung des Gläubigers vom Eigentümer (oder einem Rechtsvorgänger) Erſatz 
verlangen könnte, tritt an Stelle der Hypothek für die Forderung gegen den Schuldner die 
Hypothek für die Erſatzforderung gegen den Eigentümer (oder den Rechtsvorgänger), der nun⸗ 
mehr der perſönliche Schuldner iſt (ſ. A 2). Andernfalls wird die Hypothek zur Grundſchuld 
des Eigentümers (5 1163 Abs 1 Satz 2). 


Hypothek 88 1164, 1165 611 


8 1165 


Verzichtet der Gläubiger auf die Hypothek oder hebt er jie nach § 1183 
auf oder räumt er einem anderen Rechte den Vorrang ein!), jo wird der 
perſönliche Schuldner inſoweit frei!), als er ohne dieſe Verfügung nach 
§ 1164 aus der Hypothek hätte Erſatz erlangen könnens). 


E II 1072; P 3 609, 636. 


1. Im Zuſammenhange mit $ 1164 (vgl. RG 53, 381) und entſprechend der zugunſten 
des Bürgen im 8 776 gegebenen Vorſchrift gewährt § 1165 dem perſönlichen Schuldner, der 
nicht zugleich Eigentümer ift, mit Rückſicht darauf, daß im Verkehre die perſönliche Haftung 
des Schuldners nur zur Ergänzung der etwa unzulänglichen dinglichen Sicherheit dient 
(Prot 3, 609), Schutz gegen folgende ihm nachteilige Verfügungen des Gläubigers über die 
Hypothek: Verzicht auf die Hypothek (8 1168), Aufhebung der Hypothet (8 1183), 
Rangverſchlechterung (§ 880). Darunter fällt nicht ein Geſchehenlaſſen oder Geſtatten 
der Verſchlechterung des Grundſtücks, der vom Gläubiger hätte entgegengetreten werden 
können (3. B. Unterlaſſung von Sicherungsmaßregeln nach 88 1138—1135 gegen Weg⸗ 
ſchaffung von Zubehör). Insbeſondere iſt hierin nicht ein Verzicht auf die Hypothek zu er⸗ 
blicken, da dieſer eine rechtsgeſchäftliche Handlung des Gläubigers erfordert (RG 58, 428; 
65, 397). Unter den Vorausſetzungen des $ 826 kann aber in ſolchen Fällen ein Schadenserſatz⸗ 
anſpruch des Schuldners gegen den Gläubiger gegeben ſein (vgl. RG 58, 429). Auch ift aus 
dem Rechtsgedanken im 8 1165 zu entnehmen, daß der perſönliche Schuldner, wenn er von 
dem in der Zwangsverſteigerung des belaſteten Grundſtücks mit der Hypothek ausgefallenen 
Gläubiger in Anſpruch genommen wird, entgegenhalten kann, der Glaubiger habe bei 
Wahrung ſeiner Rechte auf Befriedigung aus dem Grundſtück abſichtlich zu ſeinem, des 
Schuldners, Nachteil gehandelt (vgl. RG v. 12. 10. 10 V 565/09; 14. 12. 10 V 34/10). Wenn 
nach erfolgter Zwangsverſteigerung des Grundſtücks der Hypothekengläubiger im Verteilungs⸗ 
termin einen Teilungsplan genehmigt, in dem ein anderes Recht zu Unrecht vor feiner Hypo⸗ 
thek in Anſatz gebracht worden ift, jo ilt darin eine Vorrangseinräumung im Sinne des $ 1165 
jedenfalls dann nicht zu finden, wenn der Gläubiger nicht den Willen gehabt hat, den Rang 
u ändern, ſondern er lediglich im Vertrauen auf die im Teilungsplan bezüglich der Reihen⸗ 
ge der aus dem Erlöſe zu befriedigenden einzelnen Anſprüche vom Gericht getroffene An- 
ordnung die Verteilung genehmigt hat (OLG 38, 72). — 8 1165 findet auf alle Hypotheken 
arten Anwendung (f. $ 1164 A 2). Wegen der Geſamthypothek |. $ 1174 A 2. Über die 
Frage, ob und inwieweit $ 1165 bei der Geſamthypothek auch auf den Eigentümer, 
der im Falle der Befriedigung des Geſamthypothekengläubigers einen Erſatzanſpruch gegen 
einen anderen Eigentümer erlangen würde, entſprechend anwendbar iſt, vgl. $ 1173 A 7. Hat 
z. B. A für B an zwei Grundſtücken Hypothek beſtellt, erwirbt dann 0 das eine Grundſtück 
durch Zuſchlag in der Zwangsverſteigerung und übernimmt C die beſtehenbleibende Hypo 
thek gemäß $ 53 Abſ 1 3G, genehmigt aber B die Übernahme nicht, fo daß A perſönlicher 
Schuldner bleibt, ihm jedoch ein Anſpruch auf Befriedigung des B als des Gläubigers gegen 

zuſteht, und, wenn er den B befriedigen würde, gegen © einen Erſatzanſpruch erlangen würde 
(. § 1164 A 3), und führt darauf B, der in erneuter Zwangsverſteigerung dieſes Grundſtück 
durch Zuſchlag erwirbt, die Löſchung der Hypothek auf dieſem Grundſtück herbei, fo wird A 
frei, weil er nach $ 1164 wegen ſeines im Falle der Befriedigung des Gläubigers B ihm zu- 
ſtehenden Erſatzanſpruchs gegen 0 als den Rechtsvorgänger des gegenwärtigen Eigentümers 
B (ſ. § 1164 A 3 a, E.) Befriedigung aus der auf ihn übergehenden Hypothek an dieſem 
Grundſtück hätte erlangen können (RG 89, 77). — Bezüglich der Anwendbarkeit des 8 1165 
auf Hypotheken des früheren Rechtes vgl. RG 53, 378. Auf Grundſchulden iſt $ 1165 
unanwendbar (vgl. $ 1192 A 1). h R g i 
Der Gläubiger iſt an Vornahme der in A 1 bezeichneten Verfügungen, die der Ein 
willigung des perſönlichen Schuldners nicht bedürfen, an ſich rechtlich nicht behindert. Aber 
der perſönliche Schuldner wird inſoweit frei, als er im Sinne des Schlußhalbſatzes durch 
die Verfügungen benachteiligt wird. Unter „Freiwerden“ des Schuldners iſt nach dem Sprach- 
gebrauche des BGB (vgl. $ 1181 Abſ 2) Erlöſchen der Schuld kraft Geſetzes zu verſtehen. 
In dem Augenblick alſo, in dem die dem Schuldner nachteilige Verfügung (4. B. Eutlaſſung 
eines Trennſtücks aus der Pfandhaft, Gewährung des Vorrangs für eine andere Hypothek) 
getroffen wird, tritt Erlöſchen der Schuld ein (l. N& 89, 77 in A 1). Nicht etwa ſteht 
dem Schuldner, wie im Falle des § 1166, nur das Recht zu, wegen der nachteiligen er. 
fügung die Befriedigung des Gläubigers zu verweigern und gegenüber der Schuldklage 
eine entſprechende Einrede zu erheben (ſtr.; vgl. RG 58, 427). Da aber der Schuldner 
nur „inſoweit“ frei wird, als er benachteiligt ift, fo muß er allerdings gegenüber der 
Schuldklage Art und Umfang der Benachteiligung beweiſen. Das Erlöſchen der Forderung 
würde freilich, im Falle der Rangverſchlechterung, wobei die Hypothek beſtehen bleibt, den 
39 * 
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Übergang der Hypothek (in Höhe der Benachteiligung des Schuldners) als Grundſchuld 
auf den Eigentümer zur Folge haben, wenn 8 1163 Abſ 1 Satz 2 zur Anwendung zu 
bringen wäre. Jedoch iſt aus der nach $ 880 Abſ 2 Satz 2 zu der Rangänderung erforder⸗ 
lichen Zuſtimmung des Eigentümers zu folgern, daß die Hypothek dem Glaubiger ver- 
bleibt, und zwar als Grundſchuld (ſtr.). — Der Schuldner kann ſich auf 8 1165 nicht nur 
dann berufen, wenn er während Beſtehens der Hypothek, ſondern auch, wenn er, wie 
meiſtens, erſt nach Ausfall der Hypothek in der Zwangsverſteigerung vom Glaubiger mit 
der Schuldklage in Anſpruch genommen wird; denn ſeine Schuld war eben ſchon im Augen⸗ 
blick der Verfügung in Höhe feiner Benachteiligung erloſchen (vgl. RG 58, 427). Übrigens 
kommt dies nur für den Fall der Rangverſchlechterung in Betracht, da im Falle des Ver ⸗ 
zichts der Eigentümer gemäß 88 1168, 1177 die Hypothek als Grundſchuld erwirbt und tm 
Falle der Aufhebung die Hypothek überhaupt erliſcht. — Eine Einwilligung des Schuldners 
in die Verfügung wird unter Umftänden als ein vertragsmäßiges Anerkenntnis des Fort. 
beſtehens des Schuldverhältniſſes trotz der Verfügung aufgefaßt werden können (ſtr.). Sie 
kann daher gegebenenfalls ebenſo wie eine Zahlung des Schuldners an den Gläubiger nach 
Maßgabe des 5 812 Abſ 1, 2 (sofern nicht § 814 entgegenſteht), zurückgefordert werden, wenn 
ſich die Benachteiligung durch die Verfügung demnächſt herausſtellt. Auch iſt eine Ver⸗ 
einbarung, wodurch die Geltung des $ 1165 im voraus ausgeſchloſſen oder eingeſchränkt wird, 
zuläſſig, weil § 1165 nur ſchuldrechtliche Beziehungen zwiſchen Gläubiger und Schuldner 
betrifft. 

3. Vorausſetzung für das Erlöſchen der Schuld (. A 2) infolge des Verzichts, der Auf⸗ 
hebung, der Rangverſchlechterung (ſ. A 1) iſt, daß der perſönliche Schuldner ohne dieſe Ver⸗ 
fügung nach $ 1164 aus der Hypothek hätte Erſatz erlangen können, daß er alſo im Falle 
der Befriedigung des Gläubigers eine Erſatzforderung gegen den Eigentümer oder deſſen 
Rechtsvorgänger gehabt und aus der demzufolge auf ihn in dem urſprünglichen Rechts, 
zuftande übergegangenen Hypothek (ſ. § 1164 A 2, 3), d. i. mit der dinglichen Klage 
aus dem Grundſtück ($ 1147), Befriedigung wegen ſeiner Erſatzforderung hätte erzielen 
können (RG 53, 381 ſowie RG 89, 77 in A 1). Hätte ihm die Hypothek auch ſchon vor 
der Verfügung (z. B. vor der Rangverſchlechterung) keine Befriedigung aus dem letwa 
geringwertigen) Grundſtück gewährt, ſo bewirkt die Verfügung nicht Erlöſchen der Forderung. 
Anderſeits bleibt die Möglichkeit der Befriedigung aus dem ſonſtigen Vermögen des Eigen⸗ 
tümers (im Wege der Schuldklage wegen der Erſatzforderung) außer Betracht. 


8 1166 


Iſt der perſönliche Schuldner berechtigt, von dem Eigentümer Erſatz zu 
verlangen, falls er den Gläubiger befriedigt“), jo kann er, wenn der Gläu⸗ 
biger die Zwangsverſteigerung des Grundſtücks betreibt?), ohne ihn un⸗ 
verzüglich zu benachrichtigen), die Befriedigung des Gläubigers wegen 
eines Ausfalls bei der Zwangsverſteigerung inſoweit verweigern“), als er 
infolge der Unterlaſſung der Benachrichtigung einen Schaden erleidet). 
Die Benachrichtigung darf unterbleiben, wenn ſie untunlich iſte). 


E II 1073; P 3 611 ff., 688, 4 512. 


1. Im engen Zuſammenhange mit 88 1164 u. 1165 gewährt $ 1166 einen Schutz dem 
von dem Eigentümer verſchiedenen perſönlichen Schuldner, der im Falle der Befriedigung 
des Gläubigers von dem Eigentümer Erſatz zu verlangen berechtigt iſt (vgl. hierüber 
$ 1164 A 3). Könnte der perſönliche Schuldner nicht Erſatz verlangen, ſo ſteht ihm der 
Schutz nicht zur Seite, da er kein Recht darauf hat, daß er aus dem Grundſtück von ſeiner 
Schuld befreit wird (Prot 3, 613). Aber auch auf andere Fälle der perſönlichen Haftung 
für eine Hypothekenforderung, insbeſondere auf das Verhältnis des Gläubigers zu einem 
Bürgen (f. 8 1164 A 2), iſt dieſe Sonderbeſtimmung nicht anwendbar (MG 65, 138; Warn 
1912 Nr 82; auch ZW 07, 3055; OLG 34, 77). Jedoch kann hier im Einzelfall aus dem beſon⸗ 
deren Inhalt des Schuldverhältniſſes oder aus den geſchäftlichen Beziehungen der Beteiligten 
unter Berücksichtigung der Verkehrsſitte (§ 157) die vertragsmäßige Feſtſetzung der Ver⸗ 
pflichtung zu einer dem $ 1166 entſprechenden Benachrichtigung ſich ergeben (vgl. RG 
65, 140). Dies gilt an für das Verhältnis des Erwerbers einer Hypothek zu demjenigen, 
der die Hypothek unter Übernahme der Gewähr für ihre Güte übertragen hat. Läßt der Glau⸗ 
biger in derartigen Fällen den perſönlich Haftenden gefliſſentlich über ſein Betreiben der 
Zwangsverſteigerung in Unkenntnis, um das Grundſtück billig zu erſtehen und dann wegen 
des Ausfalls ſich an den perſönlich Haftenden zu wenden, ſo kann auch ein Schadenserſaß⸗ 
anſpruch nach § 826 gegeben fein (vgl. RG 65, 142). — 8 1166 gewährt nach feinem Wort; 
laute nur dem perſönlichen Schuldner Schutz, der gegen den „Eigentümer“ einen Erſatzanſpruch 
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hat, während $ 1164 auch den perſönlichen Schuldner miteinbegreift, dem ein Erſatzanſpruch 
gegen „einen Rechtsvorgänger des Eigentümers“ zuſteht. Da aber $ 1166 und 
§ 1164 in engem Zuſammenhange ſtehen und beide Vorſchriften den gleichen Zweck verfolgen, 
den nur perſoͤnlich verpflichteten Schuldner, dem anderſeits ein Erſatzanſpruch gegen den ding⸗ 
lich Verpflichteten zuſteht, mit Rückſicht hierauf dagegen zu ſchützen, daß er durch ſeine In⸗ 
anſpruchnahme ſeitens des Gläubigers eine Vermögenseinbuße erleide, iſt auch für die An⸗ 
wendung des $ 1166 dem Beſtehen eines Erſatzanſpruchs gegen den Eigentümer das Beſtehen 
eines Erſatzanſpruchs gegen einen Rechtsvorgänger des Eigentümers, alſo gegen einen früheren 
Eigentümer (vgl. 8 1164 A 3), gleichzuſtellen, zumal die 2. Kommiſſion, auf deren Beſchlüſſen 
die Vorſchrift beruht (Prot 3, 613), durch die Beſtimmung des Erſatzanſpruchs als Erfordernis 
nur bezweckte, den Fall auszuſcheiden, daß der perſönliche Schuldner auch dem Eigentümer 
gegenüber zur Tragung der Schuld verbunden wäre (RG Gruch 61, 186). Hieraus iſt in RG 
Gruch 61, 135 (JW 1916, 14092; Warn 1916 Nr 227) gefolgert, daß, wenn der gegenwärtige 
Eigentümer das Grundſtück von einer offenen Handelsgeſellſchaft, die perſönliche Schuldnerin 
einer Reſtkaufgeldhypothek war, unter Übernahme der Hypothek erworben hat, dem aus der 
Geſellſchaft ausgeſchiedenen, aber nach 88 128, 159 HGB für die perſönliche Schuld noch 
mithaftenden Geſellſchafter im Falle der Befriedigung des Hypothekengläubigers ein Erſatz⸗ 
anſpruch gegen einen Rechtsvorgänger des Eigentümers deswegen zuſtehen würde, weil er 
nach § 738 Abſ 1 BGB, $ 105 Abs 2 HGB Erſatz ſeiner Aufwendung von der Geſellſchaft ver⸗ 
langen könnte und die Geſellſchaft Rechtsvorgängerin des Eigentümers ſei. Dieſer Erſatzan⸗ 
ſpruch ift jedoch nicht ein ſolcher im Sinne des $ 1166, da er auf dem Geſellſchaftsverhältnis 
beruht, nicht auf Rechtsbeziehungen zwiſchen dem ſchuldrechtlich Verpflichteten und der Geſell⸗ 
ſchaft in ihrer Eigenſchaft als früherer Grundſtückseigentümerin. Vielmehr verhält es ſich 
hier nicht anders, als wenn Mehrere Geſamtſchuldner der Hypothekenforderung 
find und einer von ihnen die dem Eigentümer (hier nach § 415 Abf 3) obliegende Verpflichtung, 
den Hypothekengläubiger zu befriedigen, an Stelle des Eigentümers erfüllt. Sofern der den 
Hypothekengläubiger befriedigende Geſamtſchuldner nicht aus dem Verpflichtungsverhältnis 
des Eigentümers gegenüber den Geſamtſchuldnern für ſich allein (vgl. 88 420, 428) einen 
vertraglichen Anſpruch auf Erſatz des Geleiſteten gegen den Eigentümer hat, ſteht ihm doch 
jedenfalls gegen dieſen wegen ungerechtfertigter Bereicherung (8 812) ein Erſatzanſpruch zu. 
Es ergibt ſich danach von dieſem rechtlichen Geſichtspunkt obige Entſcheidung als gerecht⸗ 
fertigt. — $ 1166 findet auf alle Hypothekenarten Anwendung. Auch auf Hypotheken früheren 
Rechtes (OLG 8, 114). Nicht auf Grundſchulden ($ 1192 A 1). 

2. Nur wenn der Gläubiger ſelbſt die Zwangsverſteigerung betreibt, liegt ihm die 
Benachrichtigungspflicht ob. Von der Zwangsverſteigerung, die ein anderer betreibt, brauchen 
die Hypothekengläubiger ihre perſonlichen Schuldner nicht zu benachrichtigen (Prot 3, 6123 
NS 65, 138; JW 02 Beil 22276; OLG 29, 369). Jedoch iſt der einem bereits eingeleiteten 
Verfahren beitretende Gläubiger einem betreibenden Gläubiger gleichzuſtellen (8 27 38G; 
OLG 8, 145; 29, 369). 1 

3. Der Glaubiger hat den perſönlichen Schuldner unverzüglich zu benachrichtigen, d. h. 
ohne ſchuldhaftes Zögern (5121 Abſ 1 Satz 1), ſobald (OLG 12, 136) auf feinen Antrag die 

wangsverſteigerung eingeleitet oder fein Beitritt zum Verfahren zugelaſſen ift (U 2). Dem 
Schuldner ſoll dadurch Gelegenheit gegeben werden, durch eigenes Mitbieten oder Herbei- 
ſchaffung anderer Bieter den Ausfall der Hypothek des Gläubigers zu verhindern (Prot 8, 612; 
OLG 26, 159). Die Benachrichtigung muß der Einleitung der Zwangsverſteigerung nach. 
folgen und die Mitteilung enthalten, daß die Zwangsverſteigerung eingeleitet ſei; eine vorher. 
gehende Benachrichtigung, daß der Gläubiger (z. B. wegen Nichtzahlung der Hypothekenzinſen) 
beabſichtige, die Zwangsverſteigerung zu betreiben, genügt nicht (OLG 26, 159). Von dem 
weiteren Verfahren aber, insbeſondere von der Anberaumung des Verſteigerungstermins, 
muß ſich der Schuldner auf Grund der Benachrichtigung ſelbſt Kenntnis verſchaffen. — Wegen 
der Schadenserſatzpflicht eines vom Gläubiger bevollmächtigten Rechtsanwalts, der die Be- 
nachrichtigung des Schuldners unterlaſſen hat, vgl. NRG JW 09, 4961. — Sind Mehrere 
Gefamtſchuldner der Hypothekenforderung, jo muß der Gläubiger, wenn er ſeinen Anſpruch 
gegen alle Geſamtſchuldner ſich ungeſchwächt erhalten will, einen jeden für ſich über das Ver⸗ 
ſteigerungsverfahren unterrichten (vgl. $ 425, RG Gruch 61, 188 [JW 1916, 1409; Warn 
1916 Nr 227]; auch A 1). 0 

4. Infolge Unterlaſſung der Benachrichtigung erliſcht nicht die Schuld kraft Geſetzes, 
wie im Falle des § 1165 (1. dort A 2), ſondern der Schuldner kann die Befriedigung des 
Gläubigers wegen des Ausfalls verweigern. Es ſteht alſo dem Schuldner eine Einrede 
auf Abzug des Schadensbetrags von der an ſich beſtehenden Forderung gegenüber der Schuld. 
klage des Gläubigers zu. — Hat der Schuldner noch rechtzeitig vor dem Verſteigerungstermin 
anderweit (3. B. weil er ſelbſt Hypothekengläubiger war) Kenntnis von dem Verfahren er⸗ 
langt, jo kann er den Einwand nicht erheben, weil fein Schaden dann nicht in urſächlichem 
Zuſammenhange mit der Unterlaſſung der Benachrichtigung ſeitens des Gläubigers ſteht 
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(Prot 3, 613; RG 54, 372; Warn 1911 Nr 273; Gruch 61, 137). — Auf das Recht, das 
§ 1166 ihm gewährt, kann er im voraus verzichten. Da jedoch ein ſolcher Verzicht lediglich 
das perſönliche Schuldverhältnis betrifft, ift er nicht eintragungsfähig (Itr.). 

5. Der Schuldner muß gegenüber der Schuldklage beweiſen, daß und zu welchem Betrage 
er infolge der Unterlaſſung einen Schaden erlitten hat, da er nur, ſoweit dies der Fall iſt, 
die Befriedigung des Gläubigers verweigern kann (vgl. RG Gruch 61, 139). Er hat alſo 
darzutun, daß er, wenn ihn der Gläubiger von der Zwangsverſteigerung rechtzeitig (J. A 3) 
benachrichtigt hätte, in der Lage geweſen wäre, ſelbſt oder durch andere die Hypotheken- 
forderung auszubieten und hierdurch den Ausfall des Gläubigers zu verhindern (RG 54, 374). 
Ferner muß er im Beſtreitungsfalle nachweiſen, daß ihm im Falle der Befriedigung des 
Gläubigers eine Erſatzforderung gegen den Eigentümer zuſtände (. A 1). Behauptet der 
Gläubiger, daß er den Schuldner unverzüglich benachrichtigt habe, ſo muß er dies beweiſen, 
da aus 8 1166 ſich ergibt, daß ihm, wenn er die Zwangsverſteigerung ſelbſt betreibt, die 
geſetzliche Verpflichtung zur Benachrichtigung obliegt, und daher die Erfüllung dieſer Ver⸗ 
pflichtung zur Rechtfertigung der Ausfallklage erforderlich iſt (ſtr.; RG 54, 373). — Ent ⸗ 
ſpricht der Verſteigerungspreis dem wirklichen Wert des Grundſtücks, ſo wird ein Schaden 
des Schuldners nicht nachweisbar ſein. Hat der Gläubiger das Grundſtück ſelbſt erſteigert, 
ſo braucht er ſich nicht etwa den Betrag, um den der Wert des Grundſtücks den Verſteige⸗ 
rungspreis überſteigt, abrechnen zu laſſen, da er einen Schadenserſatzanſpruch, bei dem eine 
Ausgleichung mit dem erlangten Vorteil ſtattzufinden hätte, nicht geltend macht, ſondern 
eine Forderung auf Grund des urſprünglichen Schuldverhältniſſes (vgl. RG 65, 57). Über 
den Fall, daß der Gläubiger nur einen Teil feiner Ausfallforderung geltend macht, vgl. 
RG 54, 374ff. 

6. Da nur dann die Benachrichtigung unterbleiben darf, wenn ſie untunlich iſt, muß 
der Gläubiger, der die Benachrichtigung unterlaſſen hat, die Untunlichteit (z. B. wegen Un. 
bekanntheit des Aufenthaltsorts des Schuldners) beweiſen, wenn er ſich darauf beruft. Iſt 
der Schuldner von ſeinem früheren Wohnort verzogen und kommt ein an ihn gerichtetes 
Benachrichtigungsſchreiben als unbeſtellbar von der Poſt zurück, jo braucht der Gläubiger 
nicht Nachforſchungen nach dem Verbleibe des Schuldners anzuſtellen, die (nochmalige) Be⸗ 
nachrichtigung hat dann als untunlich zu gelten (OLG 31, 362). 


§ 1167 
Erwirbt der perſönliche Schuldner, falls er den Gläubiger befriedigt, 
die Hypothek!) oder hat er im Falle der Befriedigung ein ſonſtiges recht⸗ 
liches Intereſſe an der Berichtigung des Grundbuchs), jo ſtehen ihm die 
in den SS 1144, 1145 beſtimmten Rechte zus). 


E I 1096, 1119 II 1074; M 3 731, 768; P 3 610, 665. 


1. Der von dem Eigentümer verſchiedene perſönliche Schuldner erwirbt im Falle der 
Befriedigung des Gläubigers die Hypothek: wenn er von dem Eigentümer oder deſſen 
Rechtsvorgänger Erſatz verlangen kann ($ 1164 A 2, 3); wenn die Forderung mit der Hypothek, 
wie z. B. in den Fällen der Geſamtſchuld, der Bürgſchaft (ſ. 8 1164 A 2), auf ihn übergeht; 
im Falle der Geſamthypothek, wenn er von dem Eigentümer eines der Grundſtücke oder von 
einem Rechtsvorgänger des Eigentümers Erſatz verlangen kann (8 1174). 

2. Der vom Eigentümer verſchiedene perſönliche Schuldner hat im Falle der Befriedigung 
des Gläubigers ein ſonſtiges rechtliches Intereſſe an der Berichtigung des Grundbuchs 
z. B.: wenn durch die Hypothekbeſtellung für feine Schuld Sicherheit vom Eigentümer ge⸗ 
leiſtet worden iſt; wenn er beim Verkauf des Grundſtücks ſich dem Erwerber gegenüber zur 
Freiſtellung des Grundſtücks von der Hypothek verpflichtet hat. 


3. In den in A 1, 2 bezeichneten Fällen kann der perſönliche Schuldner vom Gläubiger 
nicht nur, wie ſonſt, Quittung über die Zahlung (8368) und Rückgabe des Schuldſcheins (8 371), 
ſowie in den Fällen des Hypothekübergangs kraft Geſetzes Anerkennung dieſes Übergangs 
in urkundlicher Form (§8 410, 412) verlangen, ſondern ihm ſtehen auch (zufolge des ſeine 
Rechte in dieſen Fällen erweiternden § 1167) die in den SS 1144, 1145 bezeichneten Rechte 
zu, alſo die Rechte, die durch dieſe Vorſchriften dem den Gläubiger befriedigenden Eigentümer 
gegeben find. Vgl hierüber 88 1144 A 1 ff. und 58 1145 A 1ff. Hervorzuheben ift hier, daß 
der Schuldner bei der Briefhypothek vom Gläubiger, wenn er dieſen vollſtändig befriedigt, 
Aushändigung des Briefes (§ 1144), und im Falle teilweiſer Befriedigung Vorlegung des 
Briefes zu den im § 1145 bezeichneten Zwecken (Grundbuchberichtigung, Löſchung, Teil 
hypothekenbrief) verlangen kann ($ 1145). Will er in den Fällen der A ! die Hypothek auf 
jeinen Namen umſchreiben laſſen, lo muß ihm der Gläubiger ein Befriedigungsbekenntnis 
in der Form des § 29 GBO ausſtellen (8 1144). Wegen des weiter erforderlichen Nach⸗ 
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weiſes des Beſtehens einer Erſatzforderung, worüber der Gläubiger keine Auskunft geben 
und daher auch keine beſtätigende Urkunde ausſtellen kann, vgl. § 1164 A 2. Soll in den 
Fällen der A 2 die Hypothek gelöſcht werden, ſo genügt eine vom Gläubiger in der Form 
des 8 29 GBO ausgeſtellte Löſchungsbewilligung. Jedoch bedarf es zur Löſchung gemäß 
8 27 GBO der Zuſtimmung des Eigentümers. — Die Vorſchrift des § 1167 gilt für alle 
Hypothekenarten. Nicht aber für Grundſchulden (§ 1192 A 1). 


8 1168 


Verzichtet der Gläubiger auf die Hypothek), jo erwirbt ſie der Eigen⸗ 
tümer?). 


Der Verzicht iſt dem Grundbuchamt oder dem Eigentümer gegenüber 
zu erklären?) und bedarf der Eintragung in das Grundbuchs). Die Vor⸗ 


ſchriften des 8 875 Ab; 2 und der SS 876, 878 finden entſprechende An⸗ 
wendung). 


Verzichtet der Gläubiger für einen Teil der Forderung auf die Hypothek, 
jo ſtehen dem Eigentümer die im § 1145 beſtimmten Rechte zu®). 
E I 1091 II 1075; M 3 719; P 3 602. 


1. Nach 8 875 iſt zur Aufhebung eines Rechtes an einem Grundſtück die Erklärung des 
Berechtigten, daß er das Recht aufgebe, und die Löſchung des Rechtes im Grundbuch erforderlich. 
Dabei iſt es gleichbedeutend, ob der Berechtigte erklärt, er gebe das Recht auf oder er ver- 
zichte auf das Recht (Prot 3, 70; 3, 616). Bei der Hypothek aber iſt zu unterſcheiden zwiſchen 
Verzicht des Gläubigers auf die Hypothek und Aufhebung der Hypothek (vgl. RG. 
78, 09). Ein Verzicht liegt nach $ 1168 Abſ 2 Saß 1 vor, wenn der Gläubiger eine gewiſſe 
Erklärung hinſichtlich des hupothekariſchen Rechtes in der Form des Abf 2 Halb] 1 abgegeben 
hat und der Inhalt dieſer Erklärung in das Grundbuch eingetragen iſt. Die Aufhebung der 
Hupothek dagegen iſt nach 88 875, 1183 zuſtande gekommen, wenn der Gläubiger eine gewifie 
Erklärung hinſichtlich der Hypothek in der Form des $ 875 Satz 2 abgegeben, der Eigentümer 
ſeine Zuſtimmung zur Aufhebung erklärt hat und die Hypothek im Grundbuche gelöſcht iſt. 
Der Verzicht hat nicht die Wirkung, daß das hypothekariſche Recht erliſcht, ſondern bewirkt 
nur, daß der Verzichtende ſeines Gläubigerrechts verluſtig geht und das hypothekariſche Recht 
vom Eigentümer erworben wird (Prot 3, 602; RG 78, 69; Jg 4,437). Deshalb wird die Er- 
klärung des Verzichtenden etwa dahin zu lauten haben: „Ich verzichte auf die mir an der 
Hypothek zuſtehenden Rechte“, und wird demgemäß in das Grundbuch einzutragen ſein: „Der 
Gläubiger hat auf die ihm an der Hypothek zuſtehenden Rechte verzichtet.“ Will der Gläubiger 
dagegen die Hypothek zur Aufhebung bringen, ſo wird er, ohne Beziehung auf feine perjün- 
liche Berechtigung, gemäß 8 875 etwa zu erklären haben: „Die Hypothek wird aufgegeben.“ In 
beiden Fällen ſind die Erklärungen einſeitige. Auch im Falle der Aufhebung iſt aus dem weiteren 
Erfordernis der Zuſtimmung des Eigentümers nicht zu folgern, daß ein dinglicher Vertrag 
zlwiſchen Gläubiger und Eigentümer notwendig iſt; vielmehr iſt die Zuſtimmung auch eine 
einfeitige Erklärung (Prot 3, 615). Nur der Inhalt der Verzichtserklärung und der der Auf; 
hebungserklärung müſſen voneinander verſchieden ſein und etwa in der vorbezeichneten Weiſe 
ergeben, daß der Wille des Verzichtenden nur auf Beſeitigung ſeines n hypothekariſchen 
Gläubigerrechts, der Wille des Aufhebenden (z. B. bei Entpfändung eines Grundſtücks⸗ 
teils) auf Beſeitigung des Hypothekarrechts überhaupt gerichtet iſt (vgl. RIA 3, 35; 11, 155; 
RER 25 A S. 275, 316; OLG 15, 380; ſ. § 875 A 3). Eine Löſchungsbewilligung 
z. B. iſt keine Verzichtserklärung. Ob darin ſachlich eine Aufhebungserklärung zu erblicken 
iſt, wird nach Lage des Einzelfalls unter Berückſichtigung der zugrunde liegenden Rechts 
vorgänge zu entscheiden fein. Formellrechtlich ($ 19 GBO) rechtfertigt fie jedenfalls den An⸗ 
trag auf Löſchung der Hypothek (wenn der Eigentümer zuftimmt, § 27 GBO); nicht aber 
den Antrag auf Eintragung eines Verzichts (KJ 32 A 260; 38 A 275; RIA 8, 41; 10, 242). 
Dies gilt auch von einem Urteil, durch das der Hypothekengläubiger zufolge Anfechtung des 
Konkursverwalters (58 29 ff. KO) zur Bewilligung der Loſchung der für ihn vom Gemein ⸗ 
ſchuldner beſtellten Hypothek (gemäß 3 894 ZPO) verurteilt worden iſt (& GJ 39 A 220). — 
Der Verzicht hat auch nicht zur Folge, daß die perſönliche Forderung erliſcht. Vielmehr 
bleibt dieſe für den Verzichtenden beſtehen (NG Warn 1911 Nr 191; RIM 3, 36), ſofern er ſie 
nicht durch (einer Form nicht bedürfenden) Vertrag mit dem perſönlichen Schuldner, gemäß 8 397 
erläßt. Im letzteren Falle wird übrigens die Hypothek nach 88 1163 Abſ 1 Satz 2, 1177 Abſ 1 
ebenfalls zur Eigentümergrundſchuld, es ſei denn, daß der Schuldner zufolge der Befriedigung 
des Gläubigers durch den Erlaß eine Erſatzforderung gegen den Eigentümer e und daher 
§ 1164 Platz greift (f. 8 1164 A 1). Steht bei einer Höchſtbetragshypothek die Nichtentſtehung 
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der geſicherten zukünftigen Forderung ganz oder zu einem Teil bereits feſt, jo hat eine Ver 
zichtserklärung des eingetragenen Gläubigers nicht die Bedeutung des § 1168, vielmehr be⸗ 
deutet ſie nur das Anerkenntnis des Gläubigers, daß die Forderung nicht entſtanden und die 
der vorläufigen Eigentümergrundſchuld anhaftende auflöſende Bedingung (8 1190 A 1) nun⸗ 
mehr im Umfange des Verzichts endgültig in Wegfall gekommen ſei; an der Eigentümer⸗ 
grundſchuld ſelbſt ändert der Verzicht nichts (RG 97, 228). — $ 1168 findet auf alle Hypo⸗ 
thekenarten Anwendung, auch auf Sicherungshypotheten. Eine Ausnahmebeſtimmung gibt 
81178 Abſ 2 hinſichtlich der Hypothek für Rückstände an Zinfen uſw. und für Koſten. Über Un- 
anwendbarkeit des 8 1168 auf Hypothekvormerkungen vgl. 8 888 A 8. Über Verzicht auf eine 
Grundſchuld vgl. § 1192 A 1 Abſ 2, 3. — Iſt die Hypothek gemäß 88 52,01 3G (wenn fie nicht 
in das geringſte Gebot fällt) durch Zuſchlag in der Zwangsverſteigerung erloſchen, ſo 
kann ein Verzicht nach § 1168 nicht mehr in Frage kommen, ebenſowenig eine Aufhebung nach 
88 875, 1183, weil die Hypothek zwar auch nach dem Zuſchlag bis zur Berichtigung des Grund- 
buchs auf Grund Erſuchens des Vollſtreckungsgerichts ($ 130 3G) im Grundbuch eingetragen 
bleibt, ſie aber als dingliches Recht an dem zwangsverſteigerten Grundſtück nicht mehr beſteht. 
An ihre Stelle iſt das Recht auf Befriedigung aus dem Verſteigerungserloſe getreten (RG 55, 
204; 63, 216; 69, 251; 71, 412; 76, 377). Streitig iſt, ob dieſes Recht auf den Vollſtreckungs⸗ 
ſchuldner übergeht, wenn der Gläubiger nach dem Zuſchlag, insbeſondere im Verteilungstermin, 
auf Geltendmachung des Rechtes verzichtet. Dies iſt zu verneinen. Das Hypothekenrecht iſt 
nicht minder beſeitigt, wie wenn es rechtsgeſchäftlich aufgehoben und im Grundbuche geloſcht 
wäre; auch iſt der Vollſtreckungsſchuldner nicht mehr Eigentümer des Grundſtücks (§ 90 88), ſo 
daß eine Eintragung des Verzichts auf fein Grundſtück nicht ſtattfinden kann, und der Erfteher 
iſt zwar Eigentümer, aber ſein Grundſtück iſt mit dem Hypothekenrechte nicht belaſtet. Auch die 
Vertreier der gegenteiligen Meinung wollen jene Grundſätze nur entſprechend zur Anwendung 
gebracht wiſſen, weil das Hypothekenrecht nach dem Erlöſchen ſich an dem Verſteigerungserlöſe 
fortſetze und dieſer dem Vollſtreckungsſchuldner gehöre. Letzteres iſt allerdings richtig. Nach 
dem aus den SS 10, 37 Nr 5, 92, 109, 110, 118, 128 3G ſich ergebenden Grundſatze, daß der 
Verſteigerungserlös an die Stelle des Grundſtücks tritt, ergreift das Erſatzrecht im Verhältniſſe 
zu anderen Rechten am Grundſtück, namentlich hinſichtlich des Ranges, den Verſteigerungserlös 
in denſelben Grenzen der Befugniſſe und Beſchränkungen, wie ſie für die Hypothek aus dem 
Stande der Grundſtücksbelaſtungen folgten (RG 55, 264; 69, 251; 71, 418; 76, 377; 101, 120; 
JW 08, 55519; NA 12, 275). Aber ein Hypothekenrecht und überhaupt ein Recht am Grund- 
ftüc ift das Erſatzrecht nicht, da es nicht an einem Grundſtück, ſondern an der Forderung des Voll⸗ 
ſtreckungsſchuldners gegen den Erſteher auf Zahlung des baren Verſteigerungserlöſes befieht 
(NG 55, 264; 63, 216; 69, 251; 76, 377). Wollte man das Erſatzrecht als ein Hypothekenrecht ans 
ſehen, jo müßte man folgerichtig auch den Anſpruch auf Erſatz des Wertes aus dem Verſteigerungs⸗ 
erlöſe, der nach $ 92 3G an die Stelle eines nicht auf Zahlung eines Kapitals gerichteten, 
durch den Zuſchlag erlöſchenden Rechtes tritt, als ein Recht an einem Grundſtück, mithin z. B. 
den an die Stelle einer Grunddienſtbarkeit tretenden Werterſalanſpruch als Grunddienſtbarkeit 
erachten; dies würde aber mit der rechtlichen Natur dieſer dinglichen Rechte an Grundſtücken 
unvereinbar fein (RG 76, 377). Zur Aufhebung der anderen dinglichen Rechte, wie z. B. auch 
Nießbrauch, Reallaſt, vor dem Zuſchlag genügt nach $ 875 die Aufgabeerllärung oder die Ver- 
zichtserllärung des Berechtigten. Die Zuſtimmung des Eigentümers iſt nicht erforderlich. 
Auch findet ein Übergang des Rechtes auf den Eigenkümer nicht ſtatt. Es muß daher auch nach 
dem Zuſchlag zur Aufhebung des an die Stelle der dinglichen Rechte tretenden Rechtes auf 
Werterſatz aus dem Verſteigerungserlöſe die einſeitige Erklärung des Berechtigten, daß er das 
Erſatzrecht aufgebe oder daß er darauf verzichte, genügen. Weshalb aber hinſichtlich des an die 
Stelle des dinglichen Hypothekenxechts tretenden Erſatzrechts anderes gelten ſoll, iſt nicht einzu⸗ 
ſehen. Meint der Hypothekengläubiger, dem bisherigen Eigentümer (Vollſtreckungsſchuldner) das 
Erſatzrecht zuweiſen zu ſollen, ſo iſt nicht der für die hypothekariſchen Rechte eigentümliche 
Verzicht mit der Wirkung des Übergangs auf den Eigentümer, ſondern die Übertragung 
gemäß $ 413 der gegebene Weg. Das Geſetz hätte darüber Beſtimmung treffen müſſen, 
wenn bezüglich des Übergangs auf den bisherigen Eigentümer zufolge Verzichts für das Recht 
auf den Verſteigerungserlös Ähnliches gelten ſollte wie für das Hypothekeurecht, insbeſondere 
auch hinſichtlich der Formvorſchrift des § 1168 Abſ 2. Erklärt der Glaubiger, daß er auf 
das Erſatzrecht verzichte oder daß er auf den Verſteigerungserlös keinen Anſpruch erhebe, ſo 
iſt darm eine Aufhebungserklärung in gewöhnlichem Sinne zu erblicken. Fraglich kann nur 
fein, ob auf dieſe Aufhebung § 1183 entſprechend anzuwenden und alſo zur Wirkſamkeit der 
Aufhebungserklärung die Zuſtimmung des bisherigen Eigentümers zu erfordern iſt. Auch dies 
iſt zu verneinen, weil $ 1183 auch eine der Hypothek eigentümliche Beſtimmung iſt, die darauf 
beruht, daß dem Eigentümer die Möglichkeit erhalten bleiben ſoll, die Hypothek zu erwerben 
und über fie zu verfügen (ſ. $ 1183 A 1), und hiervon nicht mehr die Rede fein kann, nachdem 
der Vollſtreckungsſchuldner ſeines Eigentums verluſtig gegangen und die Hypothek durch den 
Zuſchlag erloſchen iſt. Wenn man mit der entſprechenden Anwendung der Vorſchriften über 
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die Hypothek beginnt, iſt eine Grenze nicht zu finden. Z. B. müßten dann für das Erſatzrecht 
auch eniſprechend gelten § 1153 (Untrennbarkeit der Hypothek von der Forderung), die Vor⸗ 
ſchriften über die Übertragung, die Pfändung der Hypothek (j. dagegen § 1154 A 1), der öffent⸗ 
liche Glaube des Grundbuchs nach 5 892 (. dagegen RG 76, 377). Zuzugeben iſt allerdings, 
daß, wenn der perſönliche Schuldner nach dem Zuſchlag den Glaubiger befriedigt und ihm ein 
Erſatzanſpruch gegen den bisherigen Eigentümer zuſteht, das an die Stelle der Hypothek ge⸗ 
tretene Erſatzrecht gemäß § 1164 auf ihn übergeht. Dies iſt aber aus dem Grundſatze zu folgern, 
daß, ſoweit es ſich um ein Recht oder eine Anwartſchaft auf Erwerb der Hypothek kraft Geſetzes 
oder um Wahrung ſonſtiger Nechte Dritter (3. B. auch Verfügungsbeſchränkungen, vgl. 88 2113, 
2114) handelt, nach dem Zuſchlag an die Stelle der Hypothek das Erſatzrecht tritt (vgl. RG 
75, 816). Von dieſem Geſichtspunkt des Beſtehens einer Anwartſchaft aus iſt auch, wenn der 
Hypothekengläubiger nach dem Zuſchlag aus dem Vermögen des Eigentümers (3. B. aus 
anderen Sicherheiten, die ihm gegeben worden ſind) Befriedigung erlangt, der Anſicht bei⸗ 
zuſtimmen, daß entſprechend dem § 1163 Abſ 1 Satz 2 das an die Stelle der erloſchenen Hypo⸗ 
thek getretene Recht auf Befriedigung aus dem Verſteigerungserlös auf den Eigentümer 
übergeht (RG 88, 304). Näher läge im übrigen die entſprechende Anwendung der Vor⸗ 
ſchriften über das Pfandrecht an einer Forderung (hier der Forderung des Vollſtreckungs⸗ 
ſchuldners gegen den Erſteher), und nach 8 1255 genügt zur Aufhebung des Pfandrechts die 
Erklärung des Pfandgläubigers, daß er das Pfandrecht aufgebe. Erklärt daher der Gläubiger, 
daß er auf den Verſteigerungserlös keinen Anſpruch erhebe oder daß er darauf verzichte, 
ſo wird der Erlös von ſeinem Rechte frei, ſo daß der betreffende Erlösteil den nachſtehenden 
Berechtigten zufällt. Zum Verzicht, der die perſönliche Forderung unberührt läßt, bedarf 
es nicht eines Erlaßvertrags nach § 397, vielmehr genügt, da es ſich um ein Recht auf ding ⸗ 
licher Grundlage handelt, eine formlose einſeitige Ertlärung gegenüber dem Vollſtreckungs 
ſchuldner (nicht gegenüber dem perſönlichen Schuldner der Forderung) oder gegenüber dem 
Vollſtreckungsgericht, das bei der Verteilung des Erlöſes jenen vertritt (vgl. RG 55, 260; 
60, 253; Gruch 54, 1027; vgl. auch RG 64, 194; 71, 412; zweifelnd RG 88, 305; a. M. Strohal 
in IheringsJ 59, 176 ff; Mayer, Die Pfändung von Eigentümerhypotheken, S. 102 ff.). Über 
Verzicht auf das an die Stelle einer Grundſchuld tretende Recht auf den Verſteigerungs⸗ 
erlös vgl. $ 1192 A Ab. — Wird die perſönliche Schuld gemäß 88 414, 415 von 
einem anderen übernommen, ſo daß der bisherige Schuldner frei wird, ſo tritt nach $ 418 
Abf 1 Satz 2, 3 die gleiche Wirkung ein, wie wenn der Gläubiger auf die Hypothek verzichtet 
(der Eigentümer erwirbt alſo die Hypothek), es ſei denn, daß der (vom Schuldner verſchiedene) 
Eigentümer (wie z. B. in dem regelmäßigen Falle der Schuldübernahme durch den Erwerber 
nach 8 416) in die Schuldübernahme einwilligt (hier behält der Gläubiger die Hypothek). 

2. Der Eigentümer erwirbt die Hypothek kraft Geſetzes, ohne daß es feiner Eintragung 
als Gläubiger bedarf, in dem Augenblick, in dem der Verzicht (durch die Eintragung oder die 
etwa erſt nachfolgende Verzichtserklärung, |. A 4) rechtswirkſam vollzogen iſt. Erwerber iſt 
derjenige, der in dieſem Zeitpunkte Eigentümer iſt. Er erwirbt die Hypothek gemäß $ 1177 
Abſ 1 als Grundſchuld. Bleibt die perſönliche Forderung in der Hand des Gläubigers beſtehen 
(. A 1), jo wird hier die Forderung von dem hypothekariſchen Rechte getrennt. — Für die 
Geſamthypothek gelten die Sonderbeſtimmungen des $ 1175. — Hinſichtlich des Erforder- 
niſſes vorheriger Eintragung des Eigentümers als Inhabers der Grundschuld, wenn er über 
dieſe verfügen will, vgl. 8 1163 A 8. 

„3. Für die Verzichtsertlärung dem Grundbuchamt oder dem Eigentümer gegenüber 
gilt Hinfichtlich der Form und des Zeitpunkts der Wirkſamkeit das im S 875 A 7, 8 Bemerkte. 
Hinſichtlich des erforderlichen Inhalts der Erklärung jedoch ſ. A 1. — Ein vom eingetragenen 
Gläubiger dem Eigentümer gegenüber erklärter Verzicht iſt nach $ 893 auch dann wirkſam, 
wenn der Eingetragene nicht wahrer Gläubiger ift (ftr.). 4 

4. Während zur Aufhebung der Hypothek nach 3 875 die Löſchung erforderlich iſt, bedarf 
der Verzicht der Eintragung in das Grundbuch. Über den Inhalt des Eintragungs 
vermerks ſ. A 1. Für die Stelle der Einſchreibung find gemäß 8 1 GBO die landesrecht. 
lichen Vorschriften maßgebend. In die für Löſchungen beſtimmte Stelle gehört der Verzicht 
nicht, da eine Löſchung nicht erfolgt. Iſt landesrechtlich eine Spalte für Veranderungen be- 
ftimmt, fo ift in dieſer die Einſchreibung vorzunehmen. Jedoch iſt eine Einſchreibung an un- 
richtiger Stelle auf die Wirkſamkeit des Verzichts ohne Einfluß (. 8 873 U 10). — Die Eintragung 
iſt auch im Falle einer Briefhypothel erforderlich. Gemäß 8 42 GBO iſt dem Grundbuch- 
amt der Brief vorzulegen (vgl. auch 8 62 GBO). — Der Zuſtimmung des Eigentümers 
bedarf es auch nach formellem Rechte nicht, da er in ſeinem Eigentumsrechte nicht im Sinne 
des $ 19 G8 betroffen wird (KJ 25 A 817; OLG 6, 101; 10, 89; RIA 11, 155). — Hin- 
fichtlich der vorherigen Eintragung des Gläubigers gelten die 88 40 ff. GO. — Die 
Verzichtserklärung braucht der Eintragung nicht notwendig voranzugehen. Folgt 
ſie dieſer nach, ſo liegt ein wirkſamer Verzicht erſt im Zeitpunkte der nachträglichen Verzichts⸗ 
erklärung vor (s. hierüber $ 873 A 7e, 10). — Nach Art. 7, 8, 27 DurchfB O z. Aufn. 
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v. 29. 11. 25 tft die Eintragung des Verzichts auf eine aufgewertete Hypothekſoder Grund⸗ 
ſchuld auch dann zuläſſig, wenn der Aufwertungsbetrag noch nicht eingetragen iſt, ſowie, 
wenn die Hypothek oder Grundſchuld gelöſcht und noch nicht gemäß § 20 (zufolge Auf: 
wertung nach § 14 [Vorbehalt] oder § 15 [Rückwirkung]) wieder eingetragen iſt. Daraus ift 
aber nicht zu folgern, daß der Verzicht auf eine aufgewertete Eigentümergrundſchuld ein⸗ 
getragen werden kann. Die Eintragung des Verzichts auf eine Eigentümergrund⸗ 
ſchuld iſt überhaupt unzuläſſig, da ein Verzicht begrifflich nur dann möglich iſt, wenn 
Gläubiger und Eigentümer verſchiedene Perſonen find; lediglich eine Aufhebung der Eigen⸗ 
tümergrundſchuld gemäß § 1183 (. A 1) kann erfolgen (JFG 4, 433). 

5. Aus der entſprechenden Anwendung der SS 875 Abſ. 2, 876, 878 folgt: Vor der Ein⸗ 
tragung des Verzichts iſt der Gläubiger an feine Erklärung nur gebunden, wenn er den 
Verzicht dem Grundbuchamte gegenüber erklärt oder eine in der Form des $ 29 GBO ausge⸗ 
ſtellte Urkunde über die Bewilligung der Eintragung des Verzichts dem Eigentümer ausgehän⸗ 
digt hat (8 875 Abſ 2; vgl. hierüber 8 875 A 9, 10, 11). Iſt die Hypothek mit dem Rechte 
eines Dritten belaſtet, fo bedarf es deſſen Zuſtimmung zum Verzicht ($ 876). Die Verzichts⸗ 
erklärung wird nicht unwirkſam durch Eintritt einer Verfügungsbeſchränkung des Gläubigers 
6 der Zeit zwiſchen bindender Abgabe der Erklärung und Stellung des Eintragungsantrags 
(8 878). 

6. Verzichtet der Gläubiger für einen Teil der Forderung auf die Hypothek in der 
Form des Abſ 2, ſo erwirbt der Eigentümer nur dieſen Teil als Grundſchuld. Die Hypothek 
des Gläubigers für den anderen Forderungsteil hat nach § 1176 den Vorrang vor der Grund- 
ſchuld. Ebenſo wie im Falle des Verzichts auf die ganze Hypothek, kann der Eigentümer auf 
Grund der Verzichtseintragung und ſeiner Eigentumseintragung die Grundſchuld auf ſeinen 
Namen umſchreiben laſſen. Bei der Briefhypothek wird der Eigentümer im Falle des völligen 
Verzichts Eigentümer des Briefes gemäß 8 952, fo daß er vom Gläubiger Herausgabe des 
Briefes verlangen kann, falls ihm dieſer nicht ſchon nach der Verzichtseintragung ausgehändigt 
worden iſt (8 985; RG 69, 40). Im Falle des teilweiſen Verzichts ſtehen dem Eigentümer 
die im § 1145 beſtimmten Rechte zu, insbeſondere auf Vorlegung des Briefes zum Zwecke 
der Umſchreibung der Teilgrundſchuld auf ſeinen Namen und zum Zwecke der Herſtellung 
eines Teilgrundſchuldbriefs. Dagegen kann er weder Aushändigung des Briefes noch Ein- 
räumung des Mitbeſitzes verlangen (RG 69, 42). 


8 1169 


Steht dem Eigentümer eine Einrede zu, durch welche die Geltendmachung 
der Hypothek dauernd ausgeſchloſſen wird!), jo kann er verlangen, daß 
der Gläubiger auf die Hypothek verzichtet?). 

EI 1099 II 1076; M 3 724 f.; P 3 601 f. 


1. Eine dem Eigentümer zuſtehende Einrede, durch welche die Geltendmachung der 
Hypothek dauernd ausgeſchloſſen wird, iſt z. B. die Einrede: der rechtskräftigen Abweiſung 
des Gläubigers mit feiner Hypothekenforderung (. § 1137 A 2); der Hypothekbeſtellung ohne 
rechtlichen Grund (vgl. 8 821); aus $ 812 Abſ 2 (Bereicherungseinrede), daß für das ſelbſtändige 
Schuldanerkenntnis im Sinne des § 781, worauf die Hypothekeuforderung gegründet iſt, 
der rechtliche Grund nicht vorhanden geweſen oder ſpater weggefallen fei (Nh 86, 805); der 
Erlangung der Hypothek durch unerlaubte Handlung (vgl. § 853); der vom Gläubiger über ⸗ 
nommenen Verpflichtung, die Hypothek dauernd nicht geltend zu machen (vgl. R 67, 390); 
des Beſtehens eines Minderungsanſpruchs wegen Mängel des gekauften Grundſtücks ($ 462) 
gegenüber der Due) Hypothek geficherten Kaufpreisforderung (RG 71, 12; auch 74, 294; 
Gruch 58, 1041). Über ſonſtige dem Eigentümer zuſtehende Einreden vgl. die Bemerkungen 
zu $$ 1137, 1157. Zu dieſen gehört auch ($ 1137 Abſ 1) eine dem perſönlichen Schuldner 
zuſtehende, die Geltendmachung der Hypothekenforderung dauernd ausſchließende Einrede 
(RG ZW 1916, 9087). Dagegen gehören nicht hierher diejenigen, die nur verzögerlicher 
Natur ſind, wie die der Stundung, des Zurückbehaltungsrechts, des nicht erfüllten Vertrags 
(ſ. $ 202). Auch nicht Einreden, welche die Art der Befriedigung des Gläubigers aus dem 
Grundſtück (z. B. daß der Gläubiger nach getroffener Abrede nur aus den Mietzinſen ſoll Be⸗ 
friedigung ſuchen, nicht felbft die Zwangsverſteigerung des Grundſtücks ſoll betreiben dürfen) 
betreffen (RG Gruch 58, 975). Ferner bezieht ſich § 1169 nicht auf Einwendungen, die den 
Beſtand des dinglichen Rechtes oder des Gläubigerrechts überhaupt verneinen, wie z. B. 
der Einwand der Nichtigkeit oder der Anfechtbarkeit und erfolgten Anfechtung der Hypothekbe 
ſtellung, der Aufrechnung mit einer Gegenforderung. In derartigen Fallen iſt die Berichti. 
gungsklage gemäß 88 894 ff. gegeben (vgl. RG 74, 214, wo die Einrede des Eigentümers 
wegen Freiwerdens von der dinglichen Haftung als unter $ 1169 fallend erachtet iſt)h. Weiter 
kommen nicht in Betracht die Einreden der Verjährung und der beſchränkten Erben 
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haftung, da fie nach 88 902, 223 Abſ 1, 1137 Abſ 1 Satz 2 gegenüber dem dinglichen Anſpruch 
überhaupt nicht geltend gemacht werden können. — Die Vorſchrift gilt für alle Hypotheken- 
arten, auch bei Sicherungshypotheken (vgl. RG 74, 215). Ferner gemäß 8 1192 für die Grund⸗ 
ſchuld. So z. B. kann der die Grundſchuld beſtellende Eigentümer, wenn eine Grundſchuld 
ohne rechtlichen Grund beſtellt iſt, weil fie zur Sicherung einer Forderung dienen ſollte und 
die Forderung nicht zur Entſtehung gelangt iſt, von dem Grundſchuldgläubiger Verzicht auf die 
Grundſchuld verlangen (vgl. RG 78, 67; Gruch 58, 1042), desgleichen, wenn der rechtliche Grund 
für die Grundſchuldbeſtellung weggefallen iſt, weil die Forderung, zu deren Sicherung die 
Grundſchuld beſtellt war, erloſchen iſt (vgl. RG 91, 225), und zwar gemäß $ 1157 auch von dem 
dritten Erwerber der Grundſchuld, wenn er beim Erwerbe bösgläubig geweſen iſt (J. 8 1157 
A 2, 4, § 1191 A 1). Vgl. auch die ähnlichen Vorſchriften der 88 886, 1254 für die Vor» 
merkung und das Pfandrecht. 

2. Der Eigentümer kann mit der dinglichen Klage (8 1004) auf Grund ſeines Eigentums⸗ 
rechts Verzicht des Gläubigers auf die Hypothek verlangen deswegen, weil die Hypothek 
nur noch formalen Beſtand hat. In dem in Al erwähnten Falle des Beſtehens eines Minderungs⸗ 
anſpruchs gegenüber einer Kaufpreisreſthypothek iſt die Klage auf Herabſetzung ber Hypothet⸗ 
eintragung ſelbſt dann gegeben, wenn der Anſpruch nach § 477 verjährt und nur die Einrede 
der Minderung durch Anzeige des Mangels gemäß $ 478 gewahrt iſt; denn § 1169 gewährt 
einen Anſpruch und ſomit auch eine Klage auf Verzicht immer dann wenn der Geltendmachung 
der Hypothek dauernd eine Einrede entgegengeſetzt werden kann (RG 71, 14, auch 74, 294). — 
Statt des Verzichts kann auch Löſchungsbewilligung verlangt werden; der Hypothekenglaubiger 
wird dadurch nicht beſchwert (RG 86, 305; 91, 226; Gruch 60, 508; JW 1916, 9087). Das 
rechtskräftige Urteil erſeht gemäß $ 894 ZPO die Verzichtserklärung. Wird der Verzicht 
in das Grundbuch eingetragen, fo erwirbt der Eigentümer gemäß § 1168 die Hypothek als 
Grundſchuld. Jedoch gegenüber einem gutgläubigen rechtsgeſchäftlichen Erwerber der Hypothek 
verſagt, wie die Einrede (88 892, 1138, 1156, 1157), ſo auch die Klage auf Verzicht; es ſei denn, 
daß der Eigentümer vor dem Erwerbe einen Widerſpruch (nicht Vormerkung, |. 8.1157 A 8) 
wegen der Einrede hat eintragen laſſen (vgl. hinſichtlich des Briefes bei der Briefhypothet 
$ 42 Abſ 1 G0). — Der Anſpruch auf Verzicht als ſolcher iſt nicht eintragungsfähig, weil er, 
wenn die Einrede beſteht, ſich aus dem Geſetz von ſelbſt ergibt (KJ 33 A 200). Doch 
kann er durch Vormerkung geſichert werden (KJ 33 A 259). Ferner iſt die den Anſpruch 
begründende Einrede gegen die Hypothek eintragungsfähig (KGJ 33 A 261; 8 1157 A 3). 


8 1170 


Iſt der Gläubiger unbekannt!), jo kann er im Wege des Aufgebots⸗ 
verfahrense) mit ſeinem Rechte ausgeſchloſſen werden“), wenn ſeit der letzten 
ſich auf die Hypothek beziehenden Eintragung in das Grundbuch zehn 
Jahre verſtrichen jind‘) und das Recht des Gläubigers nicht innerhalb dieſer 
Friſt von dem Eigentümer in einer nach 8 208 zur Unterbrechung der Ver⸗ 
jährung geeigneten Weiſe anerkannt worden iſts). Beſteht für die Forderung 
eine nach dem Kalender beſtimmte Zahlungszeite), jo beginnt die Friſt nicht 
vor dem Ablaufe des Zahlungstags“. 

Mit der Erlaſſung des Ausſchlußurteils erwirbt der Eigentümer die 
Hypothek). Der dem Gläubiger erteilte Hypothetenbrief wird kraftlos“). 

E 1 1108, 1124 II 1077; M 3 738 ff., 763; P 3 617 ff., 666, 6 257. 


1. 8 1170 beſtimmt die Vorausſetzungen für das Aufgebot einer angeblich erloſchenen 
Hypothek, deren Gläubiger unbekannt iſt, ſo daß die zur Berichtigung des Grundbuchs 
erforderlichen urkundlichen Erklärungen des Inhabers der Hypothek nicht beſchafft werden 
können. Unbekannt iſt der Glaubiger, wenn allgemeinhin (nicht nur dem Antragſteller, ſondern 
z. B. auch bei Behörden, Berufsgenoſſen) unbekannt it, welche Perſon leyter Glaubiger 
iſt. Nicht genügt Unbekanntheit des Aufenthaltsorts des ſeiner Perſon nach 
bekannten Gläubigers. In dieſem Falle kaun der Eigentümer gegen den Glaubiger gemäß 
$ 894 auf Zuſtimmung zur Berichtigung des Grundbuchs klagen und gemäß $$ 208ff. ZPO 
die öffentliche Auftellung der Klage erwirken. Fehlt dann im Falle einer Briefhypothek auch 
noch der Hypothekenbrief zur Berichtigung des Grundbuchs, ſo kann der Eigentümer gemäß 
8 1162 den Brief im Wege des Aufgebotsverfahrens für kraftlos erklaren laſſen. Dagegen 
ſteht der Unbekanntheit des Gläubigers der Fall gleich, daß der angebliche Gläubiger 
ſein Recht nicht nachzuweiſen vermag; denn mangels eines Nachweiſes iſt die Gläubiger ⸗ 
ſchaft eines ſolchen angeblichen Gläubigers unbekannt (RG 67, 99). — Die Vorſchrift gilt für 
alle Hypothekenarten. Jedoch wird bei Buchhypotheken, einſchließlich der Sicherungs⸗ 
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hypotheken (8 1185 Abſ 1), da hier zum Erwerbe der Hypothek die Eintragung des Erwerbers 
in das Grundbuch notwendig iſt, die Unbekanntheit des Gläubigers hauptſächlich nur in den 
Fällen des Übergangs der Hypothek auf einen andern kraft Geſetzes in Frage kommen können. 
Hinſichtlich der Hnpothet für die Forderung aus einer Schuldverſchreibung auf den Inhaber 
gibt § 1188 Abſ 2 eine Sondervorſchrift. Nach 88 887, 1104, 1112, 1269 findet 8 1170 auch 
auf Vormerkungen, Vorkaufsrechte, Reallaſten und Pfandrechte an einem eingetragenen 
Schiffe Anwendung (vgl. ferner 88 138, 140 3G). 

2. Das Aufgebotsverfahren erfolgt gemäß 8$ 946—959, 082— 986 3 PO und der auf 
Grund des Vorbehalts im § 1024 ZPO (Veröffentlichung des Aufgebots, Aufgebotsfriſt) 
etwa erlaſſenen landesgeſetzlichen Vorſchriften. Antragsberechtigt iſt der Eigentümer (8 984 
Abſ 1 ZPO); ferner auch ein im Range gleich- oder nachſtehender Gläubiger, wenn für ihn 
eine Vormerkung nach $ 1179 eingetragen iſt ($ 984 Abſ 2 ZPO). Bezüglich der Antrags- 
berechtigung im Falle einer Geſamthypothek vgl. $ 984 Abſ 2 3 PO. Zuſtändig iſt das Amts⸗ 
gericht des belegenen Grundſtücks (8 983 ZPO). 

3. Der Gläubiger wird mit ſeinem dinglichen Rechte ausgeſchloſſen, nicht auch mit ſeiner 
perſönlichen Forderung. Die Ausſchließung richtet ſich aber gegen jedermann, der Rechte 
an der Hypothek geltend machen konnte, mithin auch gegen Inhaber von Rechten, die, wie 
ein Pfandrecht, ein Nießbrauch, die Hypothek belaſten; denn ſolche Berechtigte find. wenn 
auch in beſchränktem Maße, „Gläubiger“ der Hypothek (RIA 8, 233). Daher müſſen der- 
artige Berechtigte, auch wenn das Aufgebot etiva zu Unrecht erlaſſen iſt, ihre Rechte gemäß 
$ 953 ZPO anmelden, damit fie ihnen im Ausſchlußurteil vorbehalten werden. 

4. Erſte Vorausſetzung iſt, daß ſeit der letzten ſich auf die Hypothek beziehenden Ein⸗ 
tragung zehn Jahre verſtrichen find. Unter „Eintragung“ iſt eine jede Einſchreibung zu 
verſtehen, wodurch die Hypothek für ſich allein betroffen wird. Daß die Einſchreibung eine 
Rechtsausübung des Gläubigers zum Gegenſtande hat, iſt nach dem allgemein gehaltenen 
Wortlaute des Geſetzes nicht zu erfordern. Daher iſt z. B. auch im Falle einer bei der Hypothek 
von Amts wegen vorgenommenen Eintragung die zehnjährige Friſt (88 187, 188) von dieſer 
ab zu rechnen (ſtr.). 

5. Zweite Vorausſetzung iſt, daß das Recht des Gläubigers nicht innerhalb der zehn⸗ 
jährigen Friſt (ſ. A 4) von dem Eigentümer nach § 208, alſo durch Abſchlagszahlung, Zins⸗ 
zahlung, Sicherheitsleiſtung oder in anderer Weiſe, anerkannt iſt. 

6. Einer nach dem Kalender beſtimmten Zahlungszeit (d. i. Zeitpunkt der Fälligkeit, 
NE 101, 316) iſt hier nicht, wie im § 284 Abſ 2 hinſichtlich des Schuldnerverzugs, eine erſt 
nach Kündigung eintretende Fälligkeitszeit gleichgeſtellt. Daher beginnt bei den auf Kündi⸗ 
gung geſtellten Hypothekenforderungen die zehnjährige Friſt (ſ. A 4) ſtets mit der letzten 
Eintragung. 

7. Mit der Erlaſſung des Ausſchlußurteils, gegen das ein Rechtsmittel nicht ftatt- 
findet und nur die Anfechtungsklage gemäß 88 957, 958 3 PO zuläſſig iſt, erwirbt der Eigen⸗ 
tümer, der zur Zeit der Verkündung des Urteils Eigentümer iſt, auch wenn etwa ein früherer 
Eigentümer den Aufgebotsantrag geſtellt hat, die Hypothek kraft Geſetzes, ohne daß es ſeiner 
Eintragung als Gläubiger bedarf. Da die perſönliche Forderung durch das Urteil nicht berührt 
wird und daher für den Gläubiger fernerhin beſtehenbleibt, geht die Hypothek gemäß 8 1177 
Abſ 1 als Grundſchuld auf den Eigentümer über und tritt eine Trennung des dinglichen Rechtes 
von der Forderung ein. Der Eigentümer kann die Grundſchuld auf Grund des Urteils auf 
ſeinen Namen umſchreiben laſſen und dann (l. 8 1163 A 3) fie zur Löſchung bringen oder ſonſt 
über ſie verfügen. — Das Urteil muß jedoch ohne Vorbehalt erlaſſen ſein. Hat ſich jemand 
als Gläubiger gemeldet und iſt ihm gemäß § 953 ZRO das angemeldete Recht vorbehalten, 
fo ift er noch nicht ausgeſchloſſen. Deshalb hat ein ſolches Urteil für ſich allein die Wirkungen 
des Abſ 2 nicht, da hier vorausgeſetzt iſt, daß alle diejenigen, die als Glaubiger in Betracht 
kommen konnen, ausgeſchloſſen worden ſind. Erſt wenn der Vorbehalt vom Autragſteller 
rechtswirkſam beſeitigt iſt (z. B. durch Verzicht des Anmeldenden oder durch ſeine rechts, 
kräftige Verurteilung zur Verzichtserklärung), treten die Wirkungen des. Abſ 2 ein (ſtr.; NG 
67, 95; RIA 6, 145; KJ 33 A 210). — Hinfichtlich der Wirkung des Urteils auf eine Geſamt⸗ 
hypothek vgl. § 1175. Vgl. dort A 4 auch darüber, daß ſich das Ausſchlußurteil auf eine 
vor Erlaß des Aufgebots auf einen abgeſchriebenen Grundſtücksteil übertragene Hypothek 
nicht. erſtreckt. 

8. Im Falle der Briefhypothek wird der Hypothekenbrief, ohne daß es feines beſonderen 
Aufgebots nach § 1162 bedarf, derart kraftlos, daß auch ein gutgläubiger Erwerber ſich für 
die Rechtswirkſamkeit feines Erwerbs nicht auf den etwaigen Beſitz des Briefes berufen kann. 
— Will der Eigentümer die Grundſchuld (l. A 7) nicht löſchen laſſen, ſondern anderweit (3- B. 
durch Abtretung, Verpfändung) über fie als Briefgrundſchuld verfügen oder will er fie wieder 
in eine Briefhypothek für eine (neue) Forderung gemäß § 1198 umwandeln, jo muß er die 
Erteilung eines neuen Briefes beim Grundbuchamte beantragen (88 42 Abſ 2, 67, 68 GBO). 
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8 1171 


Der unbekannte Gläubiger!) kann im Wege des Aufgebotsverfahrens?) 
mit ſeinem Rechte auch dann ausgeſchloſſen werden, wenn der Eigentümer 
zur Befriedigung des Gläubigers oder zur Kündigung berechtigt!) iſt und 
den Betrag der Forderung für den Gläubiger unter Verzicht auf das Recht 
zur Rücknahme hinterlegt. Die Hinterlegung von Zinſen iſt nur erforderlich, 
wenn der Zinsſatz im Grund buch eingetragen iſt; Zinſen für eine frühere 
Zeit als das vierte Kalenderjahr vor der Erlaſſung des Ausſchlußurteils 
ſind nicht zu hinterlegen“). 

Mit der Erlaſſung des Ausſchlußurteils gilt der Gläubiger als befriedigt, 
ſofern nicht nach den Vorſchriften über die Hinterlegung die Befriedigung 
ſchon vorher eingetreten ijt?). Der dem Gläubiger erteilte Hypothekenbrief 
wird kraftlos“). a 

Das Recht des Gläubigers auf den hinterlegten Betrag erliſcht mit dem 
Ablaufe von dreißig Jahren nach der Erlaſſung des Ausſchlußurteils, wenn 
nicht der Gläubiger ſich vorher bei der Hinterlegungsſtelle meldet; der 
Hinterleger iſt zur Rücknahme berechtigt, auch wenn er auf das Recht zur 
Rücknahme verzichtet hat'). 

E I 1104, 1124 II 1078; M 3 740, 768; P 3 617 ff., 666. 


1. $ 1171 beſtimmt die Vorausſetzungen für das Aufgebot einer noch nicht getilgten 
Hypothek, deren Gläubiger unbekannt iſt, um dem Eigentümer die Möglichkeit zu geben, 
den Gläubiger zu befriedigen und die Verfügung über die Hypothek zu erlangen. liber Uns 
befanntheit des Gläubigers vgl. 88 1170 A 1. Iſt nur der Aufenthaltsort des Glaubigers 
unbekannt, ſo findet 8 1171 leine Anwendung. Der Eigentümer muß in einem ſolchen Falle 
gemäß 88 132 Abſ 2 (Kündigung), 1142 Abſ 2, 372 ff. (als Befriedigung des Gläubigers 
wirkende Hinterlegung), 1163 Abſ 1 Sat 2, 1148, 894 ff., ZPO SS 203 ff. (Klage auf Zu- 
ſtimmung zur Grundbuchberichtigung hinſichtlich der durch die Befriedigung zur Eigentümer 
grundſchuld gewordenen Hypothek unter Erwirkung der öffentlichen Zuſtellung) vorgehen. — 
Die Vorſchriften gelten für alle Hypothekenarten, auch hinſichtlich der Hypotheken für Forde ⸗ 
rungen aus Schuldverſchreibungen auf den Inhaber ($ 1188). Vgl. ferner $ 1269 (unbekannte 
Schiffspfandgläubiger). 


2. Das Aufgebotsverfahren erfolgt gemäß SS 946—959, 982—986 ZPO und den auf 
Grund des Vorbehalts im 8 1024 ZPO (Veröffentlichung des Aufgebots, Aufgebotefriſt) 
etwa erlaſſenen landesgeſetzlichen Vorſchriften. Antragsberechtigt iſt (anders wie im Falle 
des 8 1170, f. dort A 2) nur der Eigentümer (8 984 Abſ 1 ZPO); bei der Geſamthypothek 
ein jeder Eigentümer bezüglich feines Grundstücks (vgl. $ 1173). Zuſtändig iſt das Amtsgericht 
des belegenen Grundſtücks (5 983 ZPO). 


3. Erſte Vorausſetzung iſt: Berechtigung des Eigentümers zur Befriedigung des Gläu⸗ 
bigers oder zur Kündigung. Sie beſtimmt ſich nach dem die Zahlungsbedingungen betreffen, 
den Grundbuchinhalt nebſt der Eintragungsbewilligung und erfordert nach 88 1141, 1142 
Fälligkeit oder Kündbarkeit der Hypothekenforderung. Verbindung der Kündigung mit 
dem Aufgebot iſt nicht notwendig. Vgl. aber 8 987 Abſ 3 ZPO (Verlängerung der Aufgebots- 
friſt um die Kündigungsfriſt). 

4. Zweite Vorausſetzung iſt: Hinterlegung des Forderungsbetrags nebſt den nach dem 
Grundbuchinhalte (vgl. S 1115) etwa zu entrichtenden Zinjen für nicht mehr als vier Kalender- 
jahre (mit Rückſicht auf die Verjährung, 88 197, 198) unter Verzicht auf das Rücknahme. 
recht (88 372 ff., 376 Abſ 2 Nr 1). Der Eigentümer braucht ſich aber bei dem Antrage auf 
Aufgebot nur zur Hinterlegung zu erbieten (§ 987 Abſ 1 3 PO). Damit ihm nicht Zinſen 
verloren gehen, genügt es, wenn er erſt vor Erlaß des Ausſchlußurteils hinterlegt. 


5. Mit der als Befriedigung des Gläubigers geltenden Erlaſſung des Ausſchlußurteils 
oder, wenn nach den Norſchniſten über die Hinterlegung, was gemäß 5$ 372, 876 Abſ 2 Nr 1, 
378 regelmäßig der Fall ſein wird, die Befriedigung ſchon vorher (mit der Hinterlegung) 
eingetreten fit, in dieſem Zeitpunkte geht die Hypothek auf denjenigen, der zu dieſer Zeit 
der Eigentümer ift, kraft ee über, und zwar, wenn der Eigentümer nicht zugleich perſon⸗ 
licher Schuldner ift, gemäß 88 1143, 401, 412, 1153 als Hypothek mit der Forderung, andern ⸗ 
falls gemäß 88 1163 Abſ 1 Satz 2, 1177 Abſ 1 als Grundſchuld (vgl. hierüber § 1170 A 7). 
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Hinſichtlich der Geſamthypothek kommen die Vorſchriften der 88 1172, 1173 zur Anwendung. — 
Der Gläubiger kann ſich fortan nur an den hinterlegten Betrag halten. Wer als Glaubiger 
darauf Anſpruch erhebt, muß fein Gläubigerrecht der Hinterlegungsſtelle nachweiſen. Auch 
iſt ſein Recht nach Maßgabe des Abſ z zeitlich beſchränkt. — Vgl. Art 145 EG (Ausſchluß des 
Rücknahmerechts des Eigentümers durch Landesgeſeßtz). 

6. Über die Kraftloſigteit des Hypothekenbriefs im Falle der Briefhypothek vgl. 


8 1170 A 8. 
8 1172 


Eine Geſamthypothek ſteht in den Fällen des § 1163 den Eigentümern 
der belaſteten Grundſtücke gemeinſchaftlich zu!). 

Jeder Eigentümer?) kann, ſofern nicht ein anderes vereinbart ift?), ver⸗ 
langen, daß die Hypothek an ſeinem Grundſtück auf den Zeilbetrag?), der 
dem Verhältniſſe des Wertes ſeines Grundſtücks zu dem Werte der ſämt⸗ 
lichen Grundſtücke entjpricht®), nach S 1132 Abſ 2 beſchränkt und in dieſer 
Beſchränkung ihm zugeteilt wird?). Der Wert wird unter Abzug der Be⸗ 
laſtungen berechnet, die der Geſamthypothek im Range vorgehen“). 

E II 1079; P 3 628 f. 


1. Gehören die mit einer Geſamthypothek (8 1132) belaſteten Grundſtücke dem nam ⸗ 
lichen Eigentümer, fo ſteht in den Fällen des § 1163 (Richtentſtehung, Erlöſchen der 
Forderung; bei der Geſamtbriefhypothek Nichtübergabe des Briefes an den Gläubiger) die 
Geſamthypothek dem Eigentümer gemäß § 1177 Abs 1 als Geſamtgrundſchuld an ſämtlichen 
Grundſtücken zu. Gehören die Grundſtücke verſchiedenen Eigentümern, jo ſteht dieſen die 
Geſamthypothek als Geſamtgrundſchuld gemeinſchaftlich zu. Vollzieht ſich der Übergang 
nur für einen Teil der Geſamthypothek (3. B. bei teilweiſem Erlöſchen der Forderung), ſo hat 
die Neſthypothek den Vorrang vor dem Teil (8 1176). — Wenn ein Recht mehreren gemein: 
ſchaftlich zuſteht, finden nach § 741, ſofern ſich nicht aus dem Geſetz „ein anderes“ ergibt, die 
Vorſchriften der 88 742—758 Anwendung. Ein anderes ergibt ſich, wenigſtens im allgemeinen, 
aus 8 1172 nicht. Folglich find auf dieſe Gemeinſchaft die genannten Vorſchriften anzuwenden 
(vgl. RG 60, 270). Die Anwendung der Grundſätze über die Gemeinſchaften zur geſamten 
Hand (Geſellſchaft, eheliche Gütergemeinſchaft, Erbengemeinſchaft) iſt beim Fehlen jeden 
Anhalts im Geſetz ausgeſchloſſen, insbeſondere paßt die Begriffsbeſtimmung der Geſellſchaft 
im § 705 (Geſellſchaftsvertrag, Erreichung eines gemeinſamen Zweckes, Beiträge) auf die 
Gemeinſchaft nicht (ſtr.). Jedoch wird aus § 1172 Abſ 2 zu entnehmen fein, daß hinſichtlich 
der Anteile der Teilhaber „ein anderes“, als im 8 742 für den Zweifelsfall beſtimmt ift, zu gelten 
hat, daß nämlich der Anteil eines jeden Teilhabers von vornherein gleich iſt dem Teilbetrage 
der Hypothek, der dem Verhältniſſe des Wertes ſeines Grundſtücks zur Zeit der Entſtehung 
der Geſamtgrundſchuld zu dem Werte der ſämtlichen Grundſtücke unter Abzug der vorgehenden 
Belaſtungen bei den Wertberechnungen entſpricht, ſofern nicht ein anderes vereinbart iſt 
(vgl. Prot 3, 629). Nach § 747 könnte an ſich jeder Teilhaber über ſeinen Anteil verfügen, 
während über die Geſamtgrundſchuld im ganzen die Teilhaber nur gemeinſchaftlich zu ver⸗ 
fügen befugt find (3. B. behufs Übertragung, Belaſtung, Inhaltsänderung, Aufhebung, Um ⸗ 
wandlung in eine Hypothek für eine neue Forderung gemäß $ 1198, Umſchreibung der Grund 
ſchuld auf die Namen der Eigentümer). Aber ohne eine vorherige Verteilung nach Maßgabe des 
Abſ 2 wird die Verfügung über einen Anteil nicht durchführbar fein, da dieſer nicht feſtſteht 
(ſtr.). Der einzelne Teilhaber kann auch die Grundſchuld nicht ohne Zuſtimmung der anderen 
Teilhaber auf ſeinem Grundſtück löſchen laſſen, da hierin eine Verfügung über das Recht 
im ganzen, nämlich hinſichtlich des Gegenſtandes der Haftung, enthalten ift (tr.). Wird die 
Geſamtgrundſchuld auf die Eigentümer umgeſchrieben, ſo iſt das zufolge 8 1172 Abſ 1 ein. 
getretene Gemeinſchaftsverhältnis zu vermerken ($ 48 GBO). — Gleiches wie nach § 1172 
gilt gemäß $ 1175 Abſ 1, 2 für die Fälle des Verzichts des Gläubigers auf die Geſamthypothek 
und der Ausſchließung des unbekannten Gläubigers (§ 1170) hinſichtlich aller belaſteten Grund⸗ 
ſtücke ſowie für den Fall der als Befriedigung geltenden Ausſchließung nach § 1171 (f. dort A 5). 
Abweichendes beſtimmen die 88 1173, 1174 für die dort behandelten Fälle der Befriedigung 
des Gläubigers. 

2. Jeder Eigentümer kann für ſich aus der Gemeinſchaft ausſcheiden und von den anderen 
Eigentümern verlangen (nötigenfalls mit Klage gegen fie, vgl. S 894 ZPO), daß fie in Dr 
Beſchränkung der Geſamtgrundſchuld (J. U 1) an ſeinem Grundſtſick nach 8 1132 Abs 2 
auf den aus Abſ 2 ſich ergebenden Teilbetrag willigen. Dieſer Teilbetrag entſpricht dem 
Anteil, den der Eigentümer von vornherein an der gemeinſchaftlichen Geſamtgrundſchuld 
hatte (. A t). Durch die Zuteilung, die im Wege eben dieſer Einwilligung erfolgt (88 1132 
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Abſ 2 Satz 2, 875), wird fein Teil ausgeſondert. Die Geſamtgrundſchuld wird hinſichtlich 
ſeines Grundſtücks zur Einzelgrundſchuld in Höhe des Teilbetrags. Dieſe iſt auf ſeinen Namen 
im Grundbuch umzuſchreiben. Verlangen die übrigen Eigentümer (falls noch mehrere Grund⸗ 
ſtücke belaftet find) für ſich keine Verteilung auf ihre Grundſtücke, jo bleiben ſie gemeinſchaft⸗ 
liche Verechtigte der Geſamtgrundſchuld an ihren Grundſtücken in Höhe des Reſtbetrags. 
Der abgetrennte Teil wird unter Vermerk des Ausſcheidens des Ausgeſonderten auf ihren 
Grundftücen, ihr Reſtbetrag auf dem Grundſtück des Ausgeſonderten gelöſcht (88 1132 Ab] 2 
Satz 2, 875). Ferner find die gegenſeitigen Mithaftsvermerke zu löſchen (§ 49 Abſ 2 GBO). 
Iſt die Geſamtgrundſchuld verbrieft, fo iſt für den Ausgeſonderten ein neuer Brief unter ent- 
ſprechendem Vermerk auf dem bisherigen herzustellen ($ 64 GBO). — Nach § 1132 Abſ 2 
Satz 2 finden auf die Zuteilung auch die 88 876 (Zuſtimmung eines an der Hypothek berechtigten 
Dritten), 878 (Eintritt einer Verfügungsbeſchränkung) Anwendung. — Wird die Geſamt⸗ 
grundſchuld auf alle Grundſtücke verteilt, jo entſtehen überall Einzelgrundſchulden für die be⸗ 
treffenden Eigentümer. Bei verbriefter Geſamtgrundſchuld iſt jedem ein neuer Brief unter 
Vernichtung des bisherigen zu erteilen (88 59, 64, 69 GBO). | 

3. Wie gemäß § 1132 Abſ 2 der Gläubiger der Geſamthypothek dieſe in beliebigen Be⸗ 
trägen auf die einzelnen Grundſtücke verteilen kann, ohne daß die Zuſtimmung der gleich⸗ 
oder nachſtehenden Berechtigten erforderlich iſt, fo können auch die Eigentümer als gemein 
ſchaftliche Gläubiger durch Zuſammenwirken die Verteilung der Geſamtgrundſchuld (J. A 1) 
beliebig beſtimmen und alſo auch hinſichtlich des Anſpruchs auf Zuteilung (. A 2), unbeſchränkt 
durch andere Rechte an den belaſteten Grundſtücken, anderes vereinbaren, als im Abſ 2 vor- 
geſchrieben iſt. Aus einer ſolchen Vereinbarung ſteht jedem Eigentümer gegen die anderen 
ein Anſpruch auf Zuteilung (ſ. A 2) gemäß der Vereinbarung zu. Zur dinglichen Wirkſamleit 
bedarf die Vereinbarung der Eintragung gemäß §§ 877, 873, da fie den Beſtand der Anteils. 
rechte der Grundſchuldinhaber (J. A 1) betrifft (tr.). Eine vor Entſtehung der (Eigentümer.) 
Befkmtgennöichulb getroffene Vereinbarung wirkt nur unter den Beteiligten, nicht auch 
gegenüber Sondernachfolgern im Eigentum. Eine Eintragung der Vereinbarung bei der 
Hypothek, an der den Eigentümern zu dieſer Zeit noch kein Recht zufteht, iſt unzuläſſig. Auch 
die Sicherung des Anſpruchs der einzelnen Eigentümer aus der Vereinbarung durch Eintragung 
einer Vormerkung erſcheint ausgeſchloſſen, da der Anſpruch nicht unter 3 883 fällt. Insbeſondere 
iſt er, was allein in Frage kommen könnte, nicht als ein bedingter Anſpruch auf teilweiſe Auf- 
Be ie Rechtes am Grundſtück anzuſehen (str.; vgl. § 1163 A 3 „künftige Eigentümer 
grundſchulb“). 

4. Maßgebend für die Feſtſtellung des Wertes der Grundſtücke und des Umfangs der 
abzuziehenden Belaſtungen ilt die Zeit der Entſtehung der Geſanitgrundſchuld. Denn in 
dieſem Zeitpunkte bereits hatte jeder Eigentümer einen Anſpruch auf Zuteilung des Teil. 
betrags, der ſich aus dem Verhältnis der Grundſtückswerte unter Abzug der der Geſamtgrund⸗ 
ſchuld im Range vorgehenden Belaſtungen ergibt (f. A 1), und dieſer Anſpruch kann ihm 
durch einſeitige Maßnahmen der anderen Eigentümer (z. B. Löſchungen vorgehender Ber 
laſtungen auf ihren Grundſtücken) oder durch Veränderungen des Wertes nicht mehr ver- 
kümmert werden (ſtr.). — Abzuziehen ſind nicht nur hypothekariſche Rechte einſchließlich 
von Eigentümergrundſchulden, und zwar Geſamthypotheken zum vollen Betrage, ſondern 
auch andere im Range vorgehende dingliche Rechte, ſoweit hierdurch der Belaſtungswert 
des Grundſtücks vermindert wird. Vormerkungen auf Einräumung ſolcher Rechte werden als 
bedingte Belaſtungen zu berückſichtigen ſein unter Vorbehalt anderweiter Berechnung des Teil⸗ 
betrags für den Fall, daß der geſicherte Anſpruch ſich als unbegründet erweiſt (tr.). Rang ; 
vorbehalte ($ 881) find keine Belaſtungen. 
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Befriedigt!) der Eigentümer eines der mit einer Geſamthypothek be⸗ 
laſteten Grundſtüctee) den Gläubiger, jo erwirbt er die Hypothek an ſeinem 
Grundſtücke; die Hypothek an den übrigen Grundſtücken erliſcht!. Der Be⸗ 
friedigung des Gläubigers durch den Eigentümer ſteht es gleich, wenn das 
Gläubigerrecht auf den Eigentümer übertragen wird“) oder wenn ſich 
Forderung und Schuld in der Perſon des Eigentümers vereinigen“). 

Kann der Eigentümer, der den Gläubiger befriedigt, von dem Eigen⸗ 
tümer eines der anderen Grundſtücke oder einem Rechtsvorgänger dieſes 
Eigentümers Erſatz verlangen“), jo geht in Höhe des Erſatzanſpruchs auch 
die Hypothek an dem Grundſtücke dieſes Eigentümers auf ihn über; ſie 
bleibt mit der Hypothek an ſeinem eigenen Grundſtücke Geſamthypothek“). 

E I 1094 II 1080; M 3 730; ® 3 632 ff 


624 Sachenrecht Hypothek Grundſchuld Rentenſchuld 


1. Unter Befriedigung find alle Arten freiwilliger Tilgung zu verſtehen: Zahlung (§ 362), 
Leiſtung an Erfüllungs Statt ($ 364), Hinterlegung (8 378), Aufrechnung (8 389). Vgl. auch 
8 1171 U 4, 5. Anderes beſtimmen §s 1181 Abſ 2, 3, 1182 für den Fall der Befriedigung aus 
dem Grundſtück im Wege der Zwangsvollſtreckung. Eine Befriedigung des Gläubigers im 
Sinne des § 1173 (ſowie eine Befriedigung aus dem Grundſtück im Sinne des $ 1181, |. dort 
A 1 Abſ 2) liegt nicht vor, wenn der Hypothekengläubiger das eine Grundſtück in der Zwangs⸗ 
verſteigerung erwirbt und die Hypothek als ein Teil des geringſten Gebots ($ 44 3G) be⸗ 
ſtehenbleibt (KJ 51, 301; |. aber A 5 a. E.). 

2. Ob der den Glaubiger befriedigende Eigentümer eines der mit einer Geſamthypothek 
belaſteten Grundſtücke zugleich perſönlicher Schuldner der Hypothekenforderung iſt 
oder nicht, iſt hinſichtlich der im § 1173 beſtimmten Wirkungen der Befriedigung gleichgültig 
(. S 1143 Abſ 2; vgl. jedoch A 3). — Sit der Befriedigende der Eigentümer ſämtlicher 
belaſteten Grundſtücke, fo findet $ 1173 keine Anwendung. Wenn er zugleich perſönlicher 
Schuldner iſt, erliſcht in dieſem Falle die Forderung und er erwirbt die Geſamthypothek gemäß 
88 1163 Abf 1 Satz 2, 1177 Abſ 1 als Geſamtgrundſchuld an allen Grundstücken. Iſt er nicht 
perſönlicher Schuldner, jo geht gemäß $$ 1143, 401, 412, 1158, 1177 Abſ 2 die Forde⸗ 
rung mit der Hypothek auf ihn über, fo daß er eine wirkliche Geſamthypothek an allen 
Grundſtücken erlangt (RIA 11, 247; IFG 1, 497). Der Eigentümer kann in beiden Fällen 
die Grundſchuld bzw. die Hypothek an dem einen Grundſtück löſchen, an dem andern be: 
ſtehen laſſen. Der Einheitlichteit der Hypothek widerſpricht dies nicht, wie in RIA 
11, 246 gemeint wird. Auch ſonſt kann ein Geſamthypothekar nach § 1175 auf die Hypo» 
thek an nur einem Orundflücd verzichten (vgl. § 1175 A 3). — Befriedigen alle 
(voneinander verſchiedenen) Eigentümer der belaſteten Grundſtücke den Gläubiger 
gemeinſam, fo kommt ebenfalls § 1173 nicht zur Anwendung, ſondern § 1172 Abſ 1 
(. dort A 1), es ſei denn, daß jeder Eigentümer einen beſonderen Teilbetrag für ſich 
allein zahlt. Im letzteren Falle erwirbt nach § 1173 jeder Eigentümer ebenſo, wie wenn 
der Eigentümer eines der Grundſtücke den Gläubiger zum Teil befriedigt, die Hypo, 
thek in Höhe des gezahlten Teiles an ſeinem Grundſtück, während die Hypothek in Höhe 
dieſes Teiles an den anderen Grundſtücken erliſcht, ſoweit nicht etwa ein Erſatzanſpruch gegen 
die anderen Eigentümer befteht (Abſ 2). — Haben mehrere Miteigentümer eines Grund, 
ſtücks je für ſich an ihren Anteilen für die namliche Forderung Hypothek beſtellt (. & 1114) 
oder iſt ein mit einer Hypothek belaſtetes Grundſtück von dem bisherigen Alleineigentümer 
auf mehrere Miteigentümer übergegangen, fo ilt eine Geſamthypothek entſtanden (. 8 1132 A l), 
für die hinſichtlich der Anwendung des 81173 nichts Beſonderes gilt. Befriedigt alſo ein 
Miteigentümer für ſich allein aus eigenen Mitteln in eigenem Namen den Gläubiger, ſo 
findet je nach feinen Rechtsbeziehungen zu dem andern Miteigentümer das in A 3 oder 
das in A 6, 7 Bemerkte Anwendung mit der Maßgabe, daß an die Stelle des befriedigenden 
Eigentümers des einen Grundſtücks der befriedigende Miteigentümer mit feinem Miteigen- 
tumsanteil und an Stelle des andern Grundſtücks der Miteigentumsanteil des andern Mit; 
eigentümers zu ſetzen ift (val. IFG 1, 482, wo in einem Falle, in dem zwei Perſonen ein 
Grundſtück je zur Hälfte käuflich erworben und dabei eine auf dem Grundſtück laſtende Hypo⸗ 
thek als Geſamtſchuldner übernommen hatten und dann von dem einen Erwerber allein 
in eigenem Namen die Hypothek getilgt worden war, § 1173 als mindeſtens ſinngemaß 
anwendbar erklärt worden iſt mit der Rechtsfolge, daß der zahlende Miteigentümer die 
Hypothek auf ſeinem Miteigentumsanteil als Eigentümergrundſchuld und zugleich wegen 
feines Ausgleichsanſpruchs gegen den andern Miteigentümer nach 9 426 in Höhe dieſes 
Anſpruchs die Hypothek als ſolche auf dem andern Miteigentumsankeil erwerbe). Haben 
aber die Miteigentümer eine Hypothek einheitlich an dem ganzen Grundſtück beſtellt, To 
iſt nur eine Einzelhypothek entſtanden und gelten die Miteigentümer hinſichtlich der Be. 
friedigung be * Hypothekengläubigers als ein einziger Eigentümer (|. 81132 
A 4; 81163 5 

3. or befriedigende Eigentümer erwirbt die Hypothek an ſeinem Grundſtück kraft 
Geſetzes, ohne daß es einer Umſchreibung der Hypothek auf ſeinen Namen bedarf, und 
zugleich erliſcht die Hypothel an den übrigen Grundſtücken kraft Geſetzes, ohne daß 
(wie im Falle der rechtsgeſchäftlichen Aufhebung der Hypothek nach 88 875, 1183) die Zu⸗ 
ſtimmung der anderen Eigentümer oder die Löſchung erforderlich iſt. Dies gilt auch dann, 
wenn der Befriedigende den anderen Eigentümern gegenüber zur Bewirkung der Befriedigung 
verpflichtet war. Die Hypothek wird alſo zur Einzelhypothek an dem Grundſtück des Be“ 
friedigenden für dieſen. An den übrigen Grundſtücken entiteht keine Eigentümerhypothet; 
vielmehr rücken die nachſtehenden Berechtigten vor. Die letzteren ſowie die übrigen Eigen 
tümer können von dem Gläubiger gemäß 88 894 ff. Zuſtimmung zur Berichtigung des Grune 
Buchs durch Löſchung verlangen. Jedoch iſt formellrechtlich zur Begründung des Antrags 
auf Löſchung ($ 13 G0), wiewohl die Hypothek bereits erloſchen iſt und eine Eigentümer 
hypothek nicht entſteht, nach der unterſchiedslos zu jeder Hypotheklöſchung die Zuſtimmung 
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des Eigentümers erfordernden Ordnungsvorſchrift des §S 27 GBO die Zuſtimmungserklärung 
des betreffenden Eigentümers in der Form des $ 29 GBO dem Grundbuchamt vorzulegen 
(KGJ 24 A 135; 25 A 318; RIA 11, 155; auch RG 72, 367). — Der Befriedigende erwirbt 
die Hypothek, und zwar im vollen Betrage, gemäß 88 1163 Abſ 1 Satz 2, 1177 Abſ 1 als Grund⸗ 
ſchuld, wenn er zugleich perſönlicher Schuldner iſt (. A 2); andernfalls geht nach § 1148 Abſ 1 
auch die Forderung auf ihn über und er erlangt damit (88 1153, 1177 Abſ 2) die Hypothek 
als wirkliche Hypothek (KGJ 51, 287). Läßt der Eigentümer die Hypothek auf feinen Namen 
umſchreiben, ſo iſt zugleich der Vermerk über die Mitbelaſtung der übrigen Grundſtücke von 
Amts wegen zu löſchen (§S 49 Abſ 2 GBO). Zur Umſchreibung genügt die formgerechte 
(§ 29 GBO) Quittung des Gläubigers über den Empfang der Zahlung durch den Eigen- 
tümer. Über den Fall nur teilweiſer Befriedigung des Gläubigers ſ. A 2. Die Reſthypothek 
des Gläubigers hat in dieſem Falle gemäß 8 1176 den Vorrang vor der auf den Eigentümer 
übergehenden Teilhypothek. — Der Regelſatz, daß die Hypothek an den übrigen Grundſtücken 
erliſcht, gilt nach § 1173 Abſ 2 nicht, wenn und ſoweit dem Befriedigenden ein Erſatzanſpruch 
gegen die übrigen Eigentümer zufteht (vgl. hierüber A 7). Mit Rückſicht hierauf genügt die 
vorgenannte Quittung zur Löſchung der Hypothek auf den übrigen Grundſtücken nicht (RIA 
3, 96; OLG 12, 259; 18, 178; auch KJ 28 A 138; a. M. RIA 4, 267). Vielmehr iſt zur 
Rechtfertigung des Löſchungsantrags ein Anerkenntnis des Befriedigenden, daß ihm ein 
Erſatzanſpruch nicht zuſtehe, beizubringen oder ſonſt dem Grundbuchamte nachzuweiſen, daß 
der Befriedigende nicht Erſatz verlangen kann. 

4. Der geſetzgeberiſche Grund, weshalb die Übertragung des Gläubigerrechts auf einen der 
Eigentümer der Befriedigung des Gläubigers durch den Eigentümer gleichgeſtellt worden, 
iſt, daß eine ſolche Befriedigung ſich gewöhnlich in den Formen der Abtretung vollziehe (Prot 
3, 634; OLG 9, 317; 26, 192). Ob aber die Übertragung durch Rechtsgeſchäft (z. B. Abtretung 
gemäß $ 1154) erfolgt oder kraft Geſetzes (4. B. zufolge Beerbung des Gläubigers durch einen der 
Eigentümer, der nicht zugleich perſönlicher Schuldner iſt), macht keinen Unterſchied. Auch in 
letzteren Fällen erlangt der betreffende Gläubiger eine Einzelhypothek an ſeinem Grundſtück, 
während die Hypothek an den anderen Grundſtücken erliſcht, ſofern nicht Abſ 2 Platz greift 
(ſ. A 3). Dagegen liegt ein Fall des Abſ 1 Satz 2 nicht vor, wenn ein Eigentümer, nachdem fein 
Grundſtück aus der Pfandhaft für die Geſamthypothek entlaffen und dieſe auf feinem Grundſtück 
gelöſcht iſt, die Hypothek gegen Befriedigung des Gläubigers übertragen erhält; denn nach 
der Enthaftung beſtand die Geſamthypothek an ſeinem Grundſtück nicht mehr. Es erliſcht daher 
die Hypothek an dem andern (mithaftenden) Grundſtück nicht (RG 81, 85). War der Zahlende 
dem andern Eigentümer gegenüber, falls dieſer der persönliche Schuldner war, zur Zahlung 
verpflichtet (3. B. nach $ 415 Abſ 3, weil er das früher ebenfalls dem andern gehörige Grund- 
ſtück unter Schuldübernahme erworben hatte), ſo iſt in der Regel anzunehmen, daß er für den 
andern zahlt; die Hypothek wird dann unter Erlöſchen der Forderung zur Eigentümergrund⸗ 
ſchuld (vgl. RG 81, 85). Lag dem Zahlenden eine ſolche Verpflichtung nicht ob, fo erwirbt 
er die Hypothek an dem andern Grundſtück als Hypothek für die beſtehenbleibende Forderung. 
War er ſelbſt der perſönliche Schuldner, fo wird die Hypothek am andern Grundſtück zur Eigen⸗ 
tümergrundſchuld, ſofern nicht etwa $ 1164 Anwendung findet. Ferner liegt ein Fall der 
Übertragung des Gläubigerrechts auf den Eigentümer nicht vor, wenn der Gläubiger das 
Eigentum an einem der Grundſtücke erwirbt (RG 77, 149; KG 51, 301; ſ. aber A 5, ins- 
beſondere für den Fall des Zuſchlags im Zwangsverſteigerungsverfahren). . 

5. Gleiches wie in A 4 gilt im Falle der Vereinigung von Forderung und Schuld in der 
Perſon eines der Eigentümer, der zugleich perſonlicher Schuldner iſt (SeuffA 66, 272), 3. B. 
wenn der Eigentümer (Schuldner) den Glaubiger beerbt oder umgekehrt dieſer jenen. — Wird 
dagegen einer der Eigentümer, der nicht perſönlicher Schuldner iſt, vom Gläubiger beerbt (hin⸗ 
ſichtlich des umgekehrten Falles ſ. A 4) oder wird vom Gläubiger ſonſt (z. B. durch Auflaſſung) 
nachträglich das Eigentum eines der Grundſtücke erworben, ohne daß er die perſönliche Schuld 
überkommt, fo findet $ 1173 keine Anwendung (RG 77, 149); der Glaubiger behält vielmehr 
ſowohl feine Forderung (gegen den perſönlichen Schuldner) als auch die Geſamthypothek, nur 
iſt für feine Hypothek an dem erworbenen Grundſtück 8 1177 Abſ 2 maßgebend. Auch wenn 
der Gläubiger, um die Anwendung des § 1173 Abſe 1 zu vermeiden, zunächſt die Hypothek 
durch Abtretung von dem bisherigen Gläubiger erworben und dann, nachdem er bereits vor 
der Abtretung eines der belaſteten Grundſtücke gekauft hatte, erſt ſich Auflaſſung hat erteilen 
laſſen, iſt § 1173 Abs 1 unanwendbar, da keiner der beiden Fälle vorliegt, die allein der Be⸗ 
friedigung durch den Eigentümer gleichgeſtellt find, und in den Maßnahmen, zu denen der 
Gläubiger berechtigt war, auch nicht etwa eine Geſetzesumgehung zu finden iſt (vgl. RG 
77, 152). Wenn aber der Hypothekengläubiger eines der Grundſtücke durch Zuſchlag im 
Zwangsverſteigerungsverfahren erwirbt, die Hypothek als ein Teil des geringſten Gebots 
{$ 44 8G) beſtehenbleibt und der Vollſtreckungsſchuldner (bisherige Eigentümer) perſönlicher 
Schuldner der Hypothekenforderung iſt, To tritt Vereinigung der Forderung und Schuld im 
Sinne des $ 1173 Abf 1 Satz 2 ein; denn nach $ 58 Abs 1 380 übernimmt der Hypotheken ⸗ 
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gläubiger als Erſteher die Schuld und, da er zugleich der Gläubiger ift, hat er auch ohne weiteres 
als die Schuldübernahme im Sinne des § 416 BGB genehmigend zu gelten. Es wird daher 
die Hypothek an dem erworbenen Grundſtück zur Eigentümergrundſchuld, während ſie an den 
übrigen mithaftenden Grundſtücken erliſcht ((. A 3). Iſt dagegen nicht der Vollſtreckungs⸗ 
ſchuldner, ſondern ein anderer der perſönliche Schuldner, ſo tritt die fragliche Vereinigung 
nicht ein, da § 53 auf dieſen Fall keine Anwendung findet; der Gläubiger behält alſo, wie in dem 
vorbezeichneten Falle, ſowohl ſeine Forderung, als auch ſeine Geſamthypothek. Gleiches gilt 
auch, wenn der Vollſtreckungsſchuldner dem perſönlichen Schuldner gegenüber zur Befriedigung 
des Gläubigers verpflichtet iſt, wenn er z. B. beim Erwerbe des Grundſtücks die Hypothek 
ſeinem Beſitzvorgänger gegenüber, welcher der perſönliche Schuldner iſt, übernommen, der 
Gläubiger aber die Schuldübernahme nicht genehmigt hatte ($ 415 Abf 3); denn auf dieſen 
Fall findet $ 53 3G, der ſich nur über die Hypothekenſchuld des Vollſtreckungsſchuldners 
verhält, keine Anwendung (ftr.), oder, wenn man unter entſprechender Anwendung dieſer 
Vorſchrift annehmen wollte, daß der Hypothekengläubiger (Erſteher) als in die Verbindlichkeit 
des Vollſtreckungsſchuldners eingetreten zu gelten hätte, würden doch die Hypothekenforderung 
und dieſe Verbindlichkeit ſich nicht decken (KJ 51, 302; vgl. auch RG 89, 77). 

6. Über Fälle, in denen der befriedigende Eigentümer von einem der anderen Eigen⸗ 
tümer oder deſſen Rechtsvorgänger Erſatz verlangen kann, vgl. § 1164 A 2, 3. Auszu- 
ſcheiden ſind auch hier die Fälle, in denen der befriedigende Eigentümer und der oder die 
anderen Eigentümer zugleich perſönliche Geſamtſchuldner ſind oder der erſtere der Bürge, 
der oder die anderen die Mitbürgen oder die Hauptſchuldner find (ftr.; a. M. OLG 9, 317). 
Befriedigt der Bürge⸗Eigentümer den Gläubiger, jo geht die Forderung des Gläubigers 
gegen den Hauptſchuldner⸗Eigentümer gemäß § 774 auf ihn über und damit nach 88 401, 
412, 1153 auch die Hypothek, ſo daß er nunmehr der Gläubiger der für die urſprüngliche Forde⸗ 
rung beſtehenden Geſamthypothek iſt mit der Maßgabe, daß auf die Hypothek an feinem 
Grundſtück 8 1177 Abſ 2 Anwendung findet. Sind die mehreren Eigentümer zugleich perſön⸗ 
liche Geſamtſchuldner und ſteht dem befriedigenden Eigentümer ein Ausgleichungsanſpruch 
gegen die anderen Eigentümer zu, jo geht gemäß 88 426 Abf 2, 401, 412, 1153 in Höhe des 
Ausgleichungsanſpruchs die Hypothek als Teil⸗Geſamthypothek für den betreffenden Teil 
der urſprünglichen Forderung auf ihn über, während im übrigen die Forderung erliſcht und 
gemäß 88 1173 Abſ 1 Satz 1, 1177 Abſ 1 die Hypothek von ihm als Teil⸗Einzelgrundſchuld 
an feinem Grundſtück erworben wird, an den anderen Grundſtücken erliſcht. Die Teil-Gelamt- 
hypothek, deren Gläubiger nunmehr der Befriedigende iſt, hat an ſeinem Grundſtück gemäß 
$ 1176 den Vorrang vor der Teil Einzelgrundſchuld. Sind die mehreren Eigentümer Mit. 
bürgen, fo erwirbt der befriedigende Mitbürge-Eigentiimer gemäß 88 774 Abf 1, 401, 412, 
1153 die Forderung mit der Hypothek und bleibt die Hypothek unverändert Geſamthypothel 
für die urſprüngliche Forderung mit der Maßgabe, daß auf die Hypothek an feinem Grund⸗ 
ſtück $ 1177 Abſ 2 Anwendung findet; in ſchuldrechtlicher Hinſicht konnen ihm die Mitbürgen 
gemäß 88 774 Abſ 2, 426 haften. Danach bleiben tatſächlich nur wenige Fälle übrig, in denen 
ein Erſatzanſpruch im Sinne des 8 1173 Abſ 2 gegeben fein kann. Ein Hauptfall (vgl. RG 81, 71; 
RIA 3, 96; 4, 267; OLG 12, 259; KGJ 47, 215) wird folgender fein: Der Eigentümer und 
zugleich perſönlicher Schuldner veräußert eine Parzelle ſeines Grundſtücks. Der Erwerber 
übernimmt eine Hypothek „in Anrechnung auf den Kaufpreis“ (auch jetzt noch übliche Aus- 
drucksweiſe, die eigentlich für das BGB. nach 9 416 nicht mehr paßt). Die Hypothek wird 
auf die abgeſchriebene Parzelle übertragen und damit zur Geſamthypothek. Der Gläubiger 
genehmigt die Schuldübernahme nicht, jo daß der Veräußerer Schuldner bleibt (58 415, 416). 
Dieſer befriedigt demnächſt den Gläubiger. Ihm ſteht dann ein Erſatzanſpruch im Sinne des 
$ 1173 Abſ 2 gegen den Erwerber der Parzelle zu. — Jedoch kann ein Erſatzanſpruch auch 
zeitlich erſt nach der Entſtehung der Geſamthaft der Grundſtücke und ohne erkennbare Beziehung 
zu dem Eigentum an dem Grundſtücke des Erſatzpflichtigen begründet worden fein. So z. B., 
wenn dem den Gläubiger wegen Hypothekenzinſen befriedigenden Eigentümer ein Erſatzanſpruch 
wegen dieſer Zinſen gegen den Eigentümer des andern Grundſtücks deswegen zufteht, weil 
dieſer in einem Pachtvertrage über das Grundſtück jenes Eigentümers ſich zur Zahlung der 
Hypothekenzinſen verpflichtet hat (KJ 47, 216). Ein fernerer Fall des Beſtehens eines 
Erſatzanſpruchs iſt gegeben, wenn der Eigentümer des anderen Grundſtücks, der früher beide 
Grundſtücke beſeſſen hatte, dem befriedigenden Eigentümer gegenüber, der ſein Grundſtück 
von ihm erworben hatte, zur Löſchung der Hypothek auf deſſen Grundſtück vertraglich ver- 
pflichtet war (OLG 26, 192). 

7. Die Beſtimmung, daß in Höhe des Erſatzanſpruchs auch die Hypothek an dem Grund⸗ 
ſtück des andern Eigentümers auf den befriedigenden Eigentümer übergeht und mit der 
Hypothek an dem Grundſtück des befriedigenden Eigentümers Geſamthypothek bleibt, 
bedeutet nach dem in A 6 ſowie in § 1164 A 2 und 8 1182 A 3 Erörterten: Inſoweit den! 
befriedigenden Eigentümer ein Erſatzanſpruch im Sinne des Ab] 2 (. A 6) gegen den (ober die) 
anderen Eigentümer zuſteht, tritt kraft Geſetzes an die Stelle der durch die Geſamthypothel 
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urſprünglich geſicherten Forderung der Erſatzanſpruch in die hypothekariſche Sicherung ein 
und erwirbt der befriedigende Eigentümer die Hypothek als Geſamthypothek 
für den Erſatzanſpruch (vgl. RG 81, 71), und zwar auch bezüglich feines eigenen 
Grundſtücks, jedoch hier mit der Maßgabe, daß 8 1177 Abſ 2 Anwendung findet. Alle anderen 
Meinungen (vgl. $ 1182 A 3) über die Bedeutung des Abſ 2, zum Teil auf unrichtiger Auf- 
faſſung des im Abſ 2 gemeinten Erſatzanſpruchs beruhend, ſind unzutreffend; insbeſondere 
auch die Anſicht, daß die Hypothek an dem Grundſtück des befriedigenden Eigentümers, wenn 
dieſer zugleich perſönlicher Schuldner fei, gemäß 88 1163 Abſ 1 Satz 2, 1177 Abſ 1 zur Grund- 
ſchuld werde, andernfalls für die gemäß 8 1143 Abſ 1 zufolge Befriedigung des Glaubigers 
auf den Eigentümer übergehende urſprüngliche Hypothekenforderung beſtehe. Nach dem 
Wortlaute des Geſetzes bleibt die Hypothek mit der Hypothek aun dem eigenen Grundſtück 
des Befriedigenden Geſamthypothek. Dieſe Beſtimmung enthält nur eine aus dem Weſen 
einer Geſamthypothek ſich ergebende Beſchränkung des auf den Erſatzberechtigten übergehenden 
hypothekariſchen Rechtes zum Schutze gleich⸗ oder nachſtehender Rechte (Dentichrift zu 8 1156 
der Reichstagsvorlage). Eine Geſamthypothek aber kann nicht teils Hypothek für eine Forderung, 
teils Grundſchuld ſein, und ſie kann nicht für eine Forderung an dem einen Grundſtück und für 
eine andere Forderung an dem andern Grundſtück beſtehen (8 1132 A 2, 8). Vielmehr muß 
ihr einheitlich eine, und zwar ein und dieſelbe Forderung zugrunde liegen. Dieſe Forderung 
kann nur die Erſatzforderung fein, da die urſprüngliche Forderung, wenn der erſatzberechtigte 
Eigentümer zugleich perſönlicher Schuldner iſt, zufolge der Befriedigung des Gläubigers 
erloſchen iſt (nämlich in den Fällen, in denen wirklich ein Erſatzanſpruch im Sinne des Abs 2 
beſteht, . A 6, § 1164 A 1, 2) und das Geſetz hinſichtlich des Übergangs der Hypothek als Geſamt. 
hypothek an beiden Grundſtücken keinen Unterſchied macht, ob der Erſatzberechtigte zugleich 
perfönlicher Schuldner iſt oder nur dinglich haftet (Prot 3, 624 ff.). Perſönlicher Schuldner der 
Erſatz⸗Hypothekenforderung, auch bezüglich der Hypothek an dem Grundſtück des Befriedigenden, 
iſt der andere Eigentümer (vgl. NG 81, 71). — Erreicht der Erſatzauſpruch nicht den 
ganzen Betrag der urſprünglichen Forderung, fo geht nach 88 1173 Abſ 1 Satz 1, 
1177 Abſ 1 der überſchießende Teil der Hypothek, unter Erlöſchen an den übrigen Grundſtücken, 
als Teil⸗Einzelgrundſchuld auf den Befriedigenden über. Dieſe Teil⸗Einzelgrundſchuld ſteht 
Aale des Grundſtücks des Befriedigenden der Teil- Geſamthypothek gemäß § 1176 im 
Range nach, da der Befriedigende als der jetzige Gläubiger der (nur mit anderer Forderung 
verſehenen) Geſamthypothek bezüglich des Reſtteils anzuſehen iſt. — Erſtreckt ſich die dem 
Erſatzanſpruche zugrunde liegende Verpflichtung nur auf die Zahlung von Hypotheken- 
zinſen (. A 6 a. E.), fo geht, wenn der Erſatzanſpruch wegen Befriedigung des Glaubigers 
hinſichtlich der Zinſen beſteht, ebenfalls die Hypothek an dem anderen Grundſtück als Hypothek 
für die Erſatzforderung auf den erſatzberechtigten Eigentümer über, wobei dieſe Hypothek ſich 
als ſolche für eine Hauptſchuld, nicht als Hypothek für Zinſen darſtellt, da die Erſatzforderung 
auch hier an die Stelle der Zinsſorderung tritt (NOS 47, 216). — Der Eigentümer, der 
zugleich perſönlicher Schuldner iſt und dem im Falle der Befriedigung des Gläubigers ein 
Erſatzanſpruch im Sinne des Abſ 2 gegen den (oder die) anderen Eigentümer zuſtehen würde, 
wird nach Maßgabe des & 1165 von ſeiner perſönlichen Schuld frei, wenn von dem 
Geſamthypothekengläubiger bezüglich der Hypothek an dem loder an einem) andern 
Grundſtück ihm (hinſichtlich des Erſatzanſpruchs) nachteilige Verfügungen der im 8 1165 
bezeichneten Art (z. B. Verzicht auf die Hypothek an dem Grundſtück des erſaßtzpflichtigen 
Eigentümers oder Einräumung des Vorrangs für nachſtehende Hypotheken) getroffen werden 
(vgl. Prot 3, 636; RG 89, 79). Iſt dagegen der gegebenenfalls erſatzberechtigte Eigentümer 
nicht zugleich perſönlicher Schuldner, ſo kann § 1165 keine Anwendung finden. Denn dieſe 
Vorſchrift ift, ähnlich wie die des $ 776 zum Schutze des Bürgen dient, zum Schutze des dem 
Hypothekengläubiger perſönlich mithaftenden Schuldners gegeben, und daher unanwendbar. 
wenn zwiſchen dem gegebenenfalls Erſatzberechtigten und dem Hypothekengläubiger ein per- 
ſönliches Schuldverhältnis nicht beſteht. Der Geſamthypothekengläubiger kann in dem ihm 
nach 8 1132 zuſtehenden Rechte, nach feinem Belieben ſich an eines der ihm haftenden Grund: 
ſtücke zu halten und das andere ganz oder zum Teil freizugeben, nicht dadurch beſchrankt fein, 
daß im Falle ſeiner Befriedigung durch einen der Eigentümer dieſem ein Erſatzanſpruch gegen 
den andern Eigentümer zuſtehen würde. Er verliert daher durch eine Verfügung genannter 
Art über die Hypothek an dem einen Grundſtück (3. B. Verzicht auf die Hypothek) nicht ſein 
dingliches Recht an dem dem gegebenenfalls erſatzberechtigten Eigentümer gehörigen andern 
Grundſtück (RG Gruch 58, 438 [JW 1913, 1149). Aus letzterem folgt weiter, daß auch 
dann, wenn der gegebenenfalls erſatzberechtigte Eigentümer zugleich perſönlicher Schuldner 
ift, der Umfang der dinglichen Haftung dieſes Eigentümers nicht durch nachteilige Ver⸗ 
fügungen über die Hypothek an dem andern Grundſtück vermindert wird und der Eigentümer 
nicht etwa zufolge ſolcher Verfügungen ganz oder teilweiſe Löſchung der Hypothek oder nach 
5 1169 Verzicht auf die Hypothek an feinen: Grundſtück verlangen kann. Auch ein Schadens. 
erſatzanſpruch, der gegebenenfalls zur Aufrechnung geftellt werden könnte, iſt mit Rückſicht auf 
40* 
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die dem Geſamthypothekengläubiger nach $ 1132 zuſtehenden Rechte zu verneinen (ſtr., a. M. 
anſcheinend, aber nicht beſtimmt eutſcheidend, RG 74, 213). — Sit der Erſatzpflichtige nicht 
Alleineigentümer, ſondern nur Miteigentümer des andern Grundſtücks, ſo geht die Hypothek 
nur an ſeinen Anteil über (KGJ 47, 216). 


8 1174 


Befriedigt der perſönliche Schuldner den Gläubiger, dem eine Geſamt⸗ 
hypothek zuſteht!), oder vereinigen ſich bei einer Geſamthypothek Forderung 
und Schuld in einer Perſon, ſo geht, wenn der Schuldner nur von dem Eigen⸗ 
tümer eines der Grundſtücke oder von einem Rechtsvorgänger des Eigen⸗ 
tümers Erſatz verlangen kann!), die Hypothek an dieſem Grundſtück auf ihn 
über; die Hypothek an den übrigen Grundſtücken erlijcht?). 

Iſt dem Schuldner nur teilweiſe Erſatz zu leiſten und geht deshalb die 
Hypothek nur zu einem Teilbetrag auf ihn über, ſo hat ſich der Eigentümer 
dieſen Betrag auf den ihm nach S 1172 gebührenden Teil des übrigbleiben⸗ 
den Betrags der Geſamthypothek anrechnen zu lajjen?). 

E II 1081; P 3 631, 636;ff. 


1. 8 1174 regelt in Ergänzung des § 1164 die Wirkungen der Befriedigung eines Geſamt⸗ 
hypothekenglänbigers durch den perſönlichen Schuldner, der nicht zugleich Eigentümer 
eines der mit der Geſamthypothek belafteten Grundſtücke iſt, ſowie der Vereinigung der 
Forderung und Schuld in einer Perſon bei einer Geſamthypothek, die auch hier (. 8 1164 
Abſ 2) der Befriedigung gleichgeſtellt iſt, für den Fall, daß der Schuldner nur von dem Eigen⸗ 
tümer eines der Grundſtſcke oder von deſſen Rechtsvorgänger Erſatz verlangen kann. 
Über Befriedigung, Erſatzanſpruch, Vereinigung von Forderung und Schuld vgl. § 1164 
A 1—4. — Iſt der perſönliche Schuldner zugleich Eigentümer eines der belaſteten Grund⸗ 
ſtlicke, fo findet nicht $ 1174, fondern 8 1173 Anwendung (f. 8 1173 A 2, 3). — Hat der perſön⸗ 
liche Schuldner, der nicht zugleich Eigentümer iſt, überhaupt keinen Erſatzanſpruch, ſo 
liegt ebenfalls ein Fall des 8 1174 nicht vor, vielmehr ſteht die Geſamthypothek, da die Forderung 
nach § 1163 Abſ 1 Satz 2 durch die Befriedigung des Gläubigers erliſcht, gemäß § 1172 Abſ 1 
den Eigentümern der mit der Geſamthypothek belaſteten Grundſtücke gemeinſchaftlich zu, und 
zwar als Geſamtgrundſchuld (l. §S 1172 A 1). — Kann der befriedigende perſönliche Schuldner, 
der nicht zugleich Eigentümer iſt, von allen Eigentümern Erfaß verlangen, jo trifft 
§ 1174 gleichfalls nicht zu, ſondern $ 1164, der inſoweit auch für die Geſamthypothek gilt, 
in Verbindung mit § 1172 Abf 1; in Höhe des Erſatzanſpruchs geht die Geſamthypothek als eine 
ſolche (8 1132) für die Erſatzforderung gegen die erſatzpflichtigen Eigentümer, die nunmehrigen 
Schuldner der Erſatz⸗Hypothekenforderung, auf den bisherigen Schuldner über (. 8 1164 A 2), 
während in Höhe des etwa überſchießenden Betrags die Hypothek gemeinſchaftliche Teil⸗ 
Geſamtgrundſchuld der Eigentümer wird (f. 8 1172 A 1). 


2. In dem ſonach von § 1174 allein betroffenen Falle, daß durch Befriedigung ſeitens 
des (lediglich) perſönlichen Schuldners oder durch Vereinigung von Forderung und Schuld 
ein Erſatzanſpruch nur gegen einen (oder einige) der Eigentümer der mit der Geſamthypothek 
belaſteten Grundſtücke oder deſſen Rechtsvorgänger ausgelöſt wird, geht die Hypothek an 
dem Grundſtück des erſatzpflichtigen Eigentümers als Einzelhypothek (wenn mehrere 
Eigentümer, jedoch nicht alle, erſatzpflichtig find, als Geſamthypothek) für die an die 
Stelle der urſprünglichen Forderung tretende Erſatzforderung (. $ 1164 A 2. 
8 1173 A 7) kraft Geſetzes auf den bisherigen Schuldner über, während fie an den übrigen 
Grundſtüſcken kraft Geſetzes, ohne daß es einer Löſchung bedarf (. $ 1173 A 3) erliſcht. Be⸗ 
friedigt der perſönliche Schuldner den Geſamthypothekengläubiger nur zum Teil, ſo gilt für 
dieſen Teil hinſichtlich des Übergangs bezüglich des Grundſtücks des erſatpflichtigen Eigen⸗ 
tümers und hinſichtlich des Erlöſchens an den übrigen Grundſtücken das gleiche. Die Reit 
hypothek des Gläubigers an dem erſteren Grundſtück geht nach 8 1176 der Teilhnpothef des 
Schuldners im Range vor. — Dabei iſt für beide Fälle (volle oder teilweiſe Befriedigung) 
vorausgeſetzt, daß der Schuldner in ganzer Höhe des gezahlten (oder durch Vereinigung von 
Forderung und Schuld erloſchenen) Betrags Erſatz verlangen kann. Beſchränkt ſich ſein 
Erſatzanſpruch auf einen Teilbetrag, fo wird in Höhe des überſchießenden Betrags die Hypothek 
gemäß 8 1172 Abſ 1 zur gemeinſchaftlichen Geſamtgrundſchuld der Eigentümer. Ferner findet 
auf diefen Fall Ab} 2 Anwendung. — Dem befriedigenden Schuldner ſtehen nach dem auch hier 
anzuwendenden 81167 die Rechte aus 88 1144, 1145 (zwecks Grundbuchberichtigung) zu. Ferner 
find die bei der Einzelhypothek zum Schutze des perſönlichen Schuldners in 8s 1165, 1166 ge⸗ 
gebenen Vorſchriften hier ebenfalls entſprechend anzuwenden (vgl. RG 89, 79; 8 1178 A 7). 
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3. Abſ 2 bedeutet: Hat der Schuldner nur wegen eines Teiles desjenigen Betrags (jet 
es des vollen Hypothekenbetrags oder eines Teiles davon), zu welchem er den Geſamthypo⸗ 
thekengläubiger befriedigt hat (oder eine Vereinigung von Forderung und Schuld eingetreten 
iſt), einen Erſatzanſpruch lediglich gegen einen (oder einige) der Eigentümer (für den Fall 
des Erſatzanſpruchs gegen alle ſ. A 1) und erlangt er deshalb nur eine Teilhypothek (oder 
eine Teil- Geſamthypothek) an dem Grundſtück (oder an den Grundſtücken) des erſatzpflichtigen 
Eigentümers (oder der erſatzpflichtigen Eigentümer) für die Erſatzforderung, während die 
Geſamthypothek in Höhe des überſchießenden Betrags gemäß § 1172 Abſ 1 zur gemeinſchaft⸗ 
lichen Geſamtgrundſchuld der Eigentümer wird (ſ. A 2), jo hat ſich der erſatzpflichtige Eigen⸗ 
tümer den Betrag der Teilhypothek des Schuldners an feinem Grundſtüd auf den ihm 
nach § 1172 gebührenden Anteil an der gemeinſchaftlichen Geſamtgrundſchuld anrechnen 
zu laſſen. Mithin verringert ſich dieſer Anteil, deſſen Berechnung ſich aus dem in 81172 A 1—4 
Dargelegten ergibt, zugunſten der anderen mitberechtigten Eigentümer um den Betrag der 
Teilhypothek des Schuldners. Iſt dieſer Betrag gleich dem Anteil oder höher wie dieſer, ſo 
entfällt der Anteil des erſatzpflichtigen Eigentümers überhaupt und ſteht die gemeinſchaftliche 
Geſamtgrundſchuld (bezüglich des vorgenannten überſchießenden Betrags) den anderen Eigen⸗ 
tümern allein zu. Auf die verſchiedenen anderen Meinungen über die Art und Weiſe der An⸗ 
rechnung wird nicht eingegangen, da die Vorſchrift des Abſ 2 wohl kaum jemals für die Rechts 
anwendung in Frage kommen wird. 


8 1175 


Verzichtet der Gläubiger auf die Geſamthypotheky, jo fällt fie den 
Eigentümern der belajteten Grundſtücke gemeinjchaftlich zu; die Vorſchriften 
des 8 1172 Abſ 2 finden Anwendung?). Verzichtet der Gläubiger auf die 
Hypothek an einem der Grundſtücke, jo erliſcht die Hypothek an diejem?). 

Das gleiche gilt, wenn der Gläubiger nach § 1170 mit ſeinem Rechte 
ausgeſchloſſen wird“). 

E II 1082; P 3 629, 637. 


1. Abſ 1 Satz 1 betrifft den Fall, daß der Gläubiger auf die Geſamthypothek an allen 
belaſteten Grundſtücken, die verſchiedenen Eigentümern gehören, ganz oder zum Teil 
verzichtet. Wegen des Inhalts der Verzichtserklärung und der ſonſtigen Erforderniſſe des Ver⸗ 
zichts |. $ 1168 A 1, 3, 4, 5. Über den Unterſchied des Verzichts auf die Geſamthypother von 
(es 5 vgl. § 1183 A 1. Der Verzicht muß auf alle Grundftüde eingetragen werden 

2. Die Geſamthypothel fällt infolge des Verzichts den Eigentümern der belaſteten Grund» 
ſtücke gemeinſchaſtlich zu kraft Geſetzes, ohne daß es ihrer Eintragung als Gläubiger bedarf 
(L hierüber § 1168 A 2). Die perſönliche Forderung des Gläubigers wird durch den Ver⸗ 
zicht nicht berührt (f. $ 1168 A 1). Sie trennt ſich von der Hypothek. Dieſe wird in der Hand 
der Eigentümer gemäß $ 1177 Abſ! zur Geſamtgrundſchuld. Hinſichtlich der Höhe des Anteils 
der einzelnen Eigentümer an der Gemeinſchaft und bezüglich des Rechtes eines jeden Eigen- 
lümers auf entſprechende Zuteilung einer Einzelgrundſchuld an feinem Grundstück aus der 
gemeinſchaftlichen Geſamtgrundſchuld finden die Vorſchriften des § 1172 Abſ 2 Anwen- 
dung. Vgl. hierüber 8 1172 A 2, 3, 4. — Verzichtet der Glaubiger auf einen Teil der Hypo. 
thek an allen Grundſtücken, fo hat die ihm verbleibende Reſt.Geſamthypothek gemäß 8 1176 
den Vorrang vor der den Eigentümern gemeinſchaftlich zufallenden Teil-Geſamtgrundſchuld. 

3. Ab] 1 Satz 2 betrifft den Fall des Verzichts des Gläubigers auf die Geſamthypothek 
an einem der Grundſtücke. Ein ſolcher Verzicht bewirkt nicht, wie der Verzicht auf die Einzel⸗ 
hypothel gemäß 88 1168 Abſſ1, 1177 Abf 1, die Entſtehung einer Grundſchuld für den Eigen. 
tümer des von dem Verzicht betroffenen Grundſtücks, ſondern die Hypother erliſcht an dieſem 
Grundſtück kraft Geſetzes in dem Zeitpunkte des Zuſammentreffens der Verzichtserklärung 
und der Verzichtseintragung, ohne daß es der Löſchung oder der Zuſtimmung des Eigentümers 
zu der Eintragung des Verzichts bedarf (f. 88 1168 A 4, 1178 A 3; a. M. in letzterer Hin⸗ 
ſicht KJ 24 A 135), und die im Range nachſtehenden Berechtigten rücken vor. Soll aber 
die Hypothek an dieſem Grundſtück gelöſcht werden, ſo iſt nach der Ordnungsvorſchrift des 
8 27 Abſ 1 G88 die Zuſtimmungserklärung des Eigentümers erſorderlich (. S 1173 A 8, 
KG 24 A 135; RAU 2, 240; 11, 155; OLG 6, 101; 14, 131; a. M., ſofern der Verzicht im 
Grundbuch eingetragen ift, nunmehr KJ 47, 209: der Fall ſei gleichzuſtellen dem des $ 1132 
Abſ 2, es handle ſich lediglich um die grundbuchmäßige Verlautbarung des Erlöſchens der 
Hypothek als einer geſetzlichen Folge emer an die Zuſtimmung des Eigentümers nicht ge · 
knüpften Eintragung, nämlich der Eintragung des Verzichts; aber $ 1182 Abſ 2 betrifft die 
Eintragung einer Verteilung |}. dort A 8], während hier doch immer eine Löſchung der Hypo. 
thek im Sinne des § 27 Abf 1 G0 vorzunehmen ift). An den anderen Grundſtücken beſteht 
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die Hypothek für den Gläubiger wie bisher weiter. Vgl. auch § 875 A 3 darüber, daß, wenn 
Löſchung der Hypothek nur bezüglich eines der Grundſtücke bewilligt und beantragt iſt, ſie 
nicht auch auf den übrigen mithaftenden Grundſtücken erfolgen darf. — Wenn der Glaubiger 
einer Einzelhypothek auf die Hypothek an einem Trennſtück oder, falls das Grundſtück meh ⸗ 
reren Miteigentümern gehört, auf die Hypothek an dem Anteil eines Miteigentümers 
(f. 1114) verzichtet (3. B. das Trennſtück im Falle der Veräußerung aus der Pfandhaft ent- 
läßt), iſt die Vorſchrift des Abſ 1 Satz 2 entſprechend anzuwenden, fo daß die Hypothek an 
dem Trennſtück oder dem Anteil nicht nach 88 1168 Abſ 1, 1177 Abſ 1 zur Grundſchuld für den 
Eigentümer (Miteigentümer) wird, ſondern erliſcht; denn durch die Abſonderung des Trenn⸗ 
ſtücks oder des Miteigentumsanteils wird die Einzelhypothek zur Geſamthypothek (ſ. 8 1132 
A 1, vgl. RG 52, 362; 81, 82; KJ 24 A 186; 25 A 317). Der Verzicht bedarf aber auch 
in dieſen Fällen der Eintragung auf das Trennſtück oder den Bruchteil (vgl. RG 101, 120; 
KJ 24 A 136, jedoch auch RIA 11, 155, wo angenommen wird, daß, wenn der Antrag auf 
Löſchung gerichtet iſt, es ſich nicht um einen Verzicht handle, der einzutragen wäre; ſ. dazu 
§.1183 A 1). Soll die Abſchreibung des Trennſtücks demnächſt pfandfrei erfolgen, fo iſt auch 
hier nach § 27 Abſ 1 GBO (formellrechtlich) die Zuſtimmung des Eigentümers erforderlich 
(KON 24 A 136; 25 A 318), und zwar des Eigentümers zur Zeit der Abſchreibung, alſo des 
Veräußerers, nicht des Erwerbers (vgl. jedoch RIA 11, 155, wo angenommen wird, daß, 
wenn Auflaſſung und Bewilligung pfandfreier Abſchreibung gleichzeitig mit Beantragung 
der Löſchung erfolgen, nach § 185 Abf 2 die Zuſtimmung des Erwerbers des Trennſtücks 
genügt). Iſt die Eintragung der Pfandentlaſſung (Löſchung der Hypothek auf dem Trenn⸗ 
ſtück) ſowie die Abschreibung des Trennſtücks unterblieben, jo hat die Pfandentlaſſung nur 
die ſchuldrechtliche Folge, daß der Gläubiger fein Pfandrecht an dem entlaſſenen Trennſtück 
nicht geltend machen ſoll. Wird ſodann das ganze Grundſtück zwangsverſteigert und erliſcht 
die Hypothek durch den Zuschlag (8 91 ZUG) mit der Folge, daß an ihre Stelle das Recht 
auf den Verſteigerungserlös tritt (. § 1168 A 1), fo hat die Pfandentlaſſung nur die ſchuld⸗ 
rechtliche Wirkung, daß der Gläubiger aus dem auf das Trennſtück entfallenden Verſteigerungs⸗ 
erlöſe keine Befriedigung ſuchen darf (RG 101, 120). Iſt dagegen die Eintragung der Pfand. 
entlaſſung (Löſchung auf dem Trennſtück) erfolgt, fo hat die Pfandentlaſſung dingliche Wirkung 
und iſt das Trennſtück von der Haftung für die Hypothek frei auch dann, wenn die Abſchreibung 
des Trennſtücks von dem Grundſtück entgegen der Vorſchrift des 8 6 Satz 1 G8 unterbleibt, 
da dieſe Vorſchrift nur eine Ordnungsvorſchrift iſt (RG 101, 120). — Ferner tritt nach § 418 
Abſ 1 Satz 2, 3 im Falle einer Schuldübernahme, durch die der perſönliche Schuldner 
der Hypothekenforderung befreit wird, das gleiche ein, wie wenn der Gläubiger auf die 
Hypothek verzichtet, es ſei denn, daß der Eigentümer ſeinerſeits in die Schuldübernahme 
eingewilligt hat. Wird alſo von einem oder einigen der Eigentümer der mit einer Geſamt 
hypothek belaſteten Grundſtücke in die Schuldübernahme nicht eingewilligt, ſo erliſcht die 
Hypothek an dem Grundſtück des nicht einwilligenden Eigentümers. 

4. ft der (unbekannte) Gläubiger durch Ausſchlußurteil nach 8 1170 mit ſeinem ding ⸗ 
lichen Rechte (ſ. 8 1170 A 3) an allen Grundſtücken (auf Aufgebotsantrag ſämtlicher Eigentümer) 
ausgeſchloſſen, jo fällt die Hypothek nach 8 1175 Abf 1 Satz 1 alfen Eigentümern gemeinfchaft- 
lich zu. Bezieht ſich die Ausſchließung nur auf eins (oder einige) der belaſteten Grundſtücke 
(weil nur der Eigentümer dieſes Grundſtücks das Aufgebot beantragt hat), ſo erliſcht die 
Hypothek nach $ 1175 Abſ 1 Satz 2 an dieſem Grundſtück (KJ 34 A 301). Gleiches gilt auch, 
wenn im Falle des Antrags auf Aufgebot einer Einzelhypothek ein Teil des belaſteten Grund- 
ſtücks vor Erlaß des Aufgebots veräußert und nach einem anderen Grundbuchblatt unter 
Übertragung der Hypothek abgeſchrieben worden, ſo daß eine Geſamthypothek entſtanden 
war; das Ausſchlußurteil erſtreckt ſich nicht auf die Hypothek an dem abgeſchriebenen Grund- 
ſtücksteil (OLG 29, 277). — Auf die als Befriedigung des Gläubigers wirkende Ausſchließung 
nach § 1171 finden die §8 1172, 1173, nicht $ 1175 Anwendung. 


§ 1176 

Liegen die Vorausſetzungen der SS 1163, 1164, 1168, 1172 bis 1175 nur 
in Anſehung eines Teilbetrags der Hypothek vor, ſo kann die auf Grund 
dieſer Vorſchriften dem Eigentümer oder einem der Eigentümer oder dem 
perſönlichen Schuldner zufallende Hypothek nicht zum Nachteile der dem 
Gläubiger verbleibenden Hypothek geltend gemacht werden!). 

E J 1095, 1097 II 1083; M 3 730, 738; P 3 608. 

1. Wie für die Fälle der SS 426 Ab 2, 774 Abſ 1 Saß 2, Abſ 2 (Geſamtſchuldner, Bürge, 
Mitbürgen), 1143 Abſe1 Satz 2 (Befriedigung des Hypothekengläubigers durch den perlön- 
lichen Schuldner), 268 Ab] 3 Satz 2, 1150 (Befriedigung des Hypothekengläubigers durch einen 
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Ablöſungsberechtigten), 1182 (Befriedigung des Geſamthypothekengläubigers aus einem der 
belaſteten Grundſtücke), in denen der Übergang einer Forderung auf einen andern kraft 
Geſetzes ſtattfindet, durch Einzelvorſchriften, jo iſt im § 1176 für die Fälle der SS 1163, 1164, 
1168, 1172 bis 1175, in denen die Hypothekenforderung auf den oder einen der Eigentümer 
(88 1163, 1168, 1172, 1173, 1175) oder auf den perſönlichen Schuldner (SS 1164, 1174) kraft 
Geſetzes übertragen wird, durch gemeinſame Vorſchrift beſtimmt, daß, wenn die Übertragung 
nur in Anſehung eines Teilbetrags erfolgt, ſie nicht zum Nachteile der dem Gläubiger 
verbleibenden Forderung, hier Hypothek, geltend gemacht werden kann. Die Beſtimmung 
beruht auf der Erwägung, daß billigerweiſe aus dem teilweiſen Übergange auf einen andern 
weitere Folgerungen gegen den Gläubiger nicht zu ziehen ſeien, als diejenigen, die ſich aus einem 
teilweiſen Erlöſchen des Rechtes ergeben würden (Mot 3, 730; RG IW 1911, 2775). Danach 
hat die Reſthypothek des Gläubigers in dieſen Fällen insbeſondere den Vorrang 
vor dem auf den andern übergehenden Teil (RG JW 1911, 277°, Gruch 47, 406; KGJ 
21 A 167; 25 A 303; 28 A 139; 29 A 179; 52, 279, auch R& 76, 198). Dieſe Folge tritt 
kraft Geſetzes ein (RG Gruch 47, 906). Deshalb iſt eine Vereinbarung, wodurch die Folge noch 
beſonders feſtgeſetzt wird, bedeutungslos und als überflüſſig von der Eintragung in das Grund⸗ 
buch auszuſchließen (KJ 21 A 165; 28. A 130). Wenn aber der übergegangene Hypothekteil 
auf den Namen des Eigentümers oder des perſönlichen Schuldners umgeſchrieben werden 
ſoll, iſt ein Vermerk über das Rangverhältnis des Teiles zu der Reſthypothek des Gläubigers 
in das Grundbuch aufzunehmen, da vor dem Übergang die Teile gleichen Rang hatten und 
nun eine Anderung dieſes Ranges eingetreten iſt (KJ 25 A 306). Soll nach dem Übergang 
der Vorrang der Reſthypothek beſeitigt werden, jo handelt es ſich um eine Rangänderung und 
müſſen die Erforderniſſe des $ 880 beobachtet werden. Eine im voraus getroffene Verein ⸗ 
barung, daß gegebenenfalls die Reſthypothek nicht den Vorrang haben ſoll, iſt zuläſſig und 
eintragungsfähig, da ſie den Inhalt des Hypothetenrechts betrifft (NG 29 A 184). — Da 
$ 1176 den Vorrang nicht dem Gläubiger perſönlich, ſondern der ihm verbleibenden Hypothek 
gewährt, bleibt dieſer der Vorrang auch dann erhalten, wenn fie demnächſt auf einen andern 
übergeht, mag letzterer auch der Inhaber des andern Teiles oder der Eigentümer fein (KGJ 
52, 279). — $ 1176 ſetzt voraus, daß dem Gläubiger ein Teil der Hypothek ver⸗ 
bleibt. Geht die ganze Hypothek in Teilbeträgen auf andere über (z. B. wenn Miteigentümer 
zwar gleichzeitig, aber je nur für ihren Teil den Glaubiger befriedigen), ſo ſtehen die Teile im 
Range gleich. Wird aber eine Hypothekenforderung nach und nach durch Teilzahlungen getilgt, 
ſo entſtehen mit jeder Teilzahlung Eigentümergrundſchulden, welche verſchiedenen Rang 
haben. Vgl. hierüber $ 1151 A 1. — Weiter hat $ 1176, wie ſich aus der Gegenüberſtellung 
der Worte „in Anſehung eines Teilbetrags“ und „der dem Gläubiger verbleibenden Hypothek“ 
ergibt, zur Vorausſetzung, daß der Übergang auf den andern, insbeſondere in den Fällen 
des § 1163 auf den Eigentümer, einen Teil einer einheitlichen, dem Gläubigerrecht einer 
Perſon allein unterliegenden Hypothek betrifft. Die Eintragung einer Hypothek für eine 
Mehrzahl von Inhaberſchuldverſchreibungen ($ 1187) enthält nicht lediglich ein einziges Hypo 
thekenrecht für einen einzigen Gläubiger, jondern eine Mehrzahl von Hypotheken, die je für 
ſich ſelbſtändig beſtehen, daher ändert ſich nicht der Rang unter ihnen, wenn die Hypothek 
für eine Teilſchuldverſchreibung wegen Nichtbeſtehens der Forderung (3. B. zufolge Nicht, 
begebung, f. $ 1187 A 2) Eigentümergrundſchuld iſt. Wird ferner von einer Hypothek, die mit 
einer Hypothek eines andern Gläubigers gleichen Rang hat, ein Teilbetrag zur Eigentümer. 
grundſchuld (z. B. zufolge Verzichts des Gläubigers), fo ſteht dieſe zwar der Reſthppothel 
im Range nach, nicht aber auch der anderen Hypothek, vielmehr behalten Reſthypothet und 
Eigentümergrundſchuld zuſammen gleichen Rang mit der anderen Hypothek; dies gilt auch 
dann, wenn beide Hypotheken unter der nämlichen Nummer eingetragen ſind, da ſie trotz 
ſolcher Eintragung ſelbſtändige voneinander verſchiedene Hypotheken ſind (OLG 26, 162). — 
Für rechtsgeſchäftliche Übertragungen von Teilbeträgen ift hinſichtuich des Ranges weder 
im $ 1176 noch ſonſt im Geſetz eine Beſtimmung gegeben. Da vor der Abtretung alle Teile 
gleichen Rang haben (NG JW 1911, 2775), bleibt dieſes Rangverhältuis auch dann beſtehen, 
wenn der Gläubiger einen Teil an einen andern abtritt. Gleiches gilt für die Pfändung 
eines Hypothekteils im Wege der Zwangsvollſtreckung. Jedoch kann im erſteren Falle 
(wie auch regelmäßig geſchieht) von den Beteiligten das Nangverhältnis anderweit geregelt 
werden (vgl. § 1151, RG JW 1911, 277°) oder ein anderes Ran verhältnis als gewollt 
aus den obwaltenden Umſtänden ſich von ſelbſt ergeben (vgl. KJ 29 A 179), und im 
letzteren Falle muß die Pfändung und Überweiſung des Teiles, wenn es der Pfändungs⸗ 
gläubiger beantragt, mit dem Vorzugsrecht vor dem Überreſt ausgeſprochen werden. Aus 
$ 1176 iſt nicht zu folgern, daß, wenn vom Gläubiger ein Teil der Hypothek mit Vorrang 
vor dem Überreft abgetreten iſt und dann dieſer Teil (3. B. zufolge Zahlung au 
den Zeſſionar) auf den Eigentümer übergeht, der Teil nunmehr der Überreſthypothek 
des urſprünglichen Gläubigers im Range nachzuſtehen hat; denn infolge der Tetlabtretung 
find an die Stelle der bisher einheitlichen Hypothek mehrere felöftändige Hypotheken in 
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Höhe der Teilbeiträge getreten (RG 75, 249), und daher iſt für eine Anwendung des 
$ 1176 kein Raum mehr (ſtr., vgl. RG ZW 1911, 2775). Weiter iſt aus § 1176 nichts 
für die Frage zu entnehmen, wie Tilgungsbeiträge (Amortiſationsleiſtungen), die auf eine 
Hypothek zu leiſten find, nach Teilabtretung zu verrechnen find. Solche Leiſtungen be⸗ 
treffen die ganze Hypothek und damit zugleich alle ihre Teile. Deshalb ſind ſie nach Verhältnis 
auf die einzelnen Teile zu verrechnen (RG IW 1911, 277°). Hat der Eigentümer einen 
durch Befriedigung des Gläubigers zur Eigentümergrundſchuld gewordenen Teil einer Hypo⸗ 
thek an einen Dritten abgetreten und bringt dieſer auf Grund erlangten vollſtreckbaren Schuld⸗ 
titels wegen der Grundſchuld Pfändung von Mietzinſen aus, ſo wird die Grundſchuld zwar 
im Sinne des § 1176 zum Nachteil der dem Gläubiger verbliebenen Reſthypothek geltend 
gemacht, jedoch muß der Hypothekengläubiger, wenn er nicht ſeinerſeits auf Grund ſeiner Reſt⸗ 
hypothek die Beſchlagnahme ausgebracht hat, die Pfändung nach dem auch hier trotz des 
$ 1176 maßgebenden (vgl. RG 83, 404) § 1124 Abſ 1 als Verfügung über die Mietzinſen 
(vgl. $ 1124 A 3) gegen ſich ebenſo gelten laſſen, wie die Pfändung eines anderen, ſei es 
auch nachſtehenden Hypothekengläubigers (a. M. JW 1916, 2894; ſ. dort die zutreffende 
Anmerkung dazu). 


8 1177 


Vereinigt ſich die Hypothek!) mit dem Eigentum in einer Perſon, ohne 
daß dem Eigentümer auch die Forderung zufteht?), jo verwandelt ſich die 
Hypothek in eine Grundſchulds). In Anſehung der Verzinslichkeit, des 
Zinsſatzes, der Zahlungszeit, der Kündigung und des Zahlungsorts bleiben 
die für die Forderung getroffenen Beſtimmungen maßgebend“). 

Steht dem Eigentümer auch die Forderung zus), jo beſtimmen ſich ſeine 
Rechte aus der Hypothek, ſolange die Vereinigung beſteht, nach den für eine 
Grundſchuld des Eigentümers geltenden Vorſchriftené). 


E I 1098 II 1084: M 3 783; P 3 572, 610, 720. 


1. Die Hypothek kann durch die Vereinigung mit dem Eigentum die im 8 1177 Abſ 1, 2 
beſtimmte rechtliche Geſtaltung naturgemäß nur dann gewinnen, wenn ſie als Hypothek 
überhaupt rechtsgültig beſteht. Mithin muß fie gemäß § 873 als Hypothek durch rechtswirk⸗ 
ſame Einigung zwiſchen dem Eigentümer und dem Erwerber über die Beſtellung dieſes Rechtes 
und durch Eintragung begründet worden ſein. Iſt die Eintragung ohne eine ſolche Einigung 
erfolgt, und kommt auch nachher eine Einigung nicht zuſtande oder iſt die Einigungserklärung 
auch nur eines der Beteiligten (z. B. wegen Geſchäftsunfähigkeit, Wuchers, Scheinabrede, 
RG 57, 95; JW 02 Beil 202; 06, 736°; 1913, 540%; Warn 1913 Nr 358; OLG 5, 9) nichtig 
oder (3. B. wegen Irrtum oder Betrugs) anfechtbar und angefochten (vgl. RIA 9, 59), ſo be⸗ 
ſteht ein hypothelariſches Recht überhaupt nicht (. 8873 A 4) und daher kann auch durch Ver⸗ 
einigung mit dem Eigentum nicht eine Hypothek (Abi 2) oder eine Grundſchuld (Abſ 1) für den 
Eigentümer daraus entſtehen (RG 68, 101; 70, 356; 78, 64; 106, 189; JW' 03 Beil 5012; Warn 
1913 Nr 858; Gruch 59, 901; RIA 4, 118; OLG 5, 9; 11, 114; 15, 889). Streitig ift, ob dies für 
den Fall des Abſ 1 auch dann zu gelten hat, wenn der Hypothekeintragung zwar nur eine ein- 
ſeitige, aber an ſich gültige Eintragungsbewilligung des Eigentümers zugrunde liegt 
(wenn z. B. der Eigentümer eine Darlehnshypothek hat eintragen laſſen in der Meinung, der 
als Gläubiger Bezeichnete werde ihm das Darlehn gegen Hypothekbeſtellung gewähren, eine 
Einigung aber demnächſt nicht zuſtande kommt, oder wenn die Einigungserklärung des andern 
Teiles nichtig iſt). Dies iſt zu bejahen, weil ein dingliches Recht am Grundſtück grundſätzlich nicht 
durch einſeitige Rechtshandlungen des Eigentümers begründet werden kann (RG 70, 353; 106, 
139; KJ 40, 259). Die von der Gegenmeinung herangezogenen Vorſchriften der 88 1188, 1190, 
wodurch zur Beſtellung einer Hypothek für die Forderung aus einer Schuld verſchreibung oder zur 
Beſtellung einer Grundſchuld für den Eigentümer ſelbſt die Eintragungsbewilligung des Eigen- 
tümers allein für genügend erklärt iſt, kennzeichnen ſich als Ausnahmevorſchriften mit Rückſicht 
auf die beſondere Natur dieſer Rechte. Abgeſehen hiervon iſt die Hypothekeintragung hei 
mangelnder Einigung nichtig, auch wenn die Eintragungsbewilligung des Eigentümers an ſich 
rechtswirkſam ift, und iſt ihre Umwandlung in eine (gültige) Eigentümergrundſchuld nach Ab] 1 
ausgeſchloſſen. Die Eintragungsbewilligung des Eigentümers und die daraufhin (vgl. 9 19 G80) 
erfolgte Hypothekeintragung können auch nicht gemäß 8 140 in Beſtellung und Eintragung einer 
Grundſchuld für den Eigentümer im Sinne des § 1196 umgedeutet werden; denn es iſt die 
Eintragung einer „Hypothek“ für die „Forderung“ eines, anderen“ bewilligt und vorgenommen, 
während nach der zwingenden Vorſchrift des & 1196 die dort bezeichnete Grundſchuld auf Grund 
einſeitiger Bewilligung des Eigentümers nur dann rechtsgültig begründet wird, wenn die 
Eintragung einer „Grundſchuld“ „für ihn“ bewilligt und bewirkt wird (RG 70, 353; KGJ 40, 
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259; RIA 12, 275). — Handelt es ſich um eine Zwangshypothek ($ 867 ZPO) oder eine 
Arreſthypothek ($ 932 ZPO), hinſichtlich deren Eintragung eine der in der 3PO für die 
Zwangsvollſtreckung bzw. die Arreſtvollziehung zwingend vorgeſchriebenen Vorausſetzungen 
(3. B. vollſtreckbare Schuldtitel, Vorausſetzungen für den Beginn der Zwangsvollſtreckung 
gemäß 88 750 ff., Einhaltung der Friſten des $ 929 Abſ 2, 3 für die Arreſtvollziehung) fehlt, 
ſo kann daraus eine Eigentümergrundſchuld nicht entſtehen, weil die Hypothekeintragung 
überhaupt nichtig ift; insbeſondere findet auch die Vorſchrift des 8 868 ZPO über Erwerb 
ſolcher Hypotheken durch den Eigentümer (vgl. hierüber § 1163 A 6) dann keine Anwendung 
(RIA 11, 244; 15, 245; KGJ 43, 251; 49, 239; 53, 195), und zwar iſt jene Nichtigkeit als 
unheilbar zu erachten (fo daß 3. B. eine unter Verletzung von 88 751 Abſ 2, 921 ZPO ein- 
getragene Arreſthypothek auch durch nachträgliche ordnungsmäßige Sicherheitsleiſtung des 
Arreſtgläubigers nicht Gültigkeit erlangt), da aus den Vorſchriften des BGB über das Rang⸗ 
verhältnis zwiſchen mehreren eingetragenen Rechten (§8 879 Abs 1, 2, 880, 883 Abſ 3, 900 
Abſ 2) zu entnehmen iſt, daß ein eingetragenes Recht nicht einen Rang haben kann, der ſich 
nicht aus ſeiner Eintragung, ſondern aus ſpäteren, noch dazu aus dem Grundbuche nicht 
erſichtlichen Ereigniſſen ergeben möchte (ſtr., KJ 53, 189). Nichtig und daher einer Eigen ⸗ 
tümerhypothek nicht zugängig iſt auch eine Zwangs, oder Arreſthypothek, welche der Vor 
ſchrift des 8 14 KO zuwider nach der Eröffnung des Konkurſes über das Vermögen des 
Grundſtückseigentümers eingetragen worden iſt (OLG 26, 158). — Dagegen wirkt eine 
Anfechtung der Hypothekbeſtellung gemäß 88 29ff. KO oder auf Grund des Anfechtungs⸗ 
geſetzes nur zugunſten der Konkursgläubiger oder des anfechtenden Gläubigers und läßt 
im übrigen den Beſtand der Hypothek unberührt (RG 24, 92; 47, 219; 70, 118, KGJ 89 A 227; 
Gruch 86, 1113). — Liegt die Vorausſetzung rechtswirkſamer Hypothekbeſtellung vor, jo 
gelten die Vorſchriften des 8 1177 für alle Hypothekenarten, auch für Sicherungshypo⸗ 
theken, mit Ausnahme der Hypotheken für die im 9 1178 bezeichneten Forderungen. Hierüber 
ſowie über Anwendung des $ 1177 auf Höchſtbetragshypotheken vgl. $ 1168 A 1. Hinſichtlich 
der Frage, ob $ 1177 Abf 1 auf die vor Inkrafttreten des BGB entſtandenen preußiſch⸗ 
rechtlichen Eigentümerhypotheken Anwendung findet vgl. einerſeits KJ 21 A. 160; 
OLG 12, 289, anderſeits RIA 1, 162. Über bayr. Hypothekenrecht, das die Eigentümer ⸗ 
hypothek nicht kennt, vgl. in dieſer Hinſicht OLG 31, 351. 

2. Eine Vereinigung der Hypothek mit dem Eigentum in einer Perſon, ohne daß dem 
Eigentümer auch die Forderung zuſteht, tritt hauptſächlich in den Fällen des § 1168 
ein, alfo: wenn die Forderung, für welche die Hypothek beſtellt iſt, nicht zur Entſtehung gelangt 
($ 1168 Abſ 1 Satz 1); wenn die Forderung erliſcht ($ 1163 Abf 1 Satz 2); wenn bei der Brief. 
hypothek der Brief dem Gläubiger nicht übergeben iſt. Vgl. hierüber $ 1163 A 1—7. Weitere 
Fälle ſind: Erwerb der Hypothek durch den Eigentümer oder des Eigentums durch den 
Gläubiger zufolge Übertragung oder Erbganges (RIA 5, 210; KJ 20 A 818; 25 
A 301; OLG 18, 177); Verzicht des Gläubigers auf die Hypothek ($ 1168, |. dort 
A 2); Ausſchließung des Gläubigers mit feinem Recht im Wege des Auf. 
gebotsver fahrens (§ 1170, |. dort A 7); Erlaſſung eines als Befriedigung des 
Gläubigers geltenden Ausſchlußurteils gemäß $ 1171, wenn der Eigentümer zugleich 
perſönlicher Schuldner iſt (. 81171 A 5); Übergang der Geſamthypothek auf die 
Eigentümer ſämtlicher belaſteten Grundſtücke in den Fällen des § 1172 Abs (ſ. dort 
A1), des Verzichts des Gläubigers gemäß 81175 Abſ1 Satz 1 (f. dort A 2) der Ausſchließung des 
Gläubigers mit ſeinem Recht gemäß 8 1170 (8 1175 Abſ 2, ſ. dort A4); Übergang von Arreſt⸗ 
oder Zwangshypotheten auf den Eigentümer gemäß 8868 3 P (. 8 1163 A 1). — 
Dagegen entſteht keine Eigentümergrundſchuld, wenn der Gläubiger auf den Verſtei 
gerungserlös, der auf feine durch den Zuſchlag im Zwangsverſteigerungsverfahren erloschene 
Hypothek entfällt, im Verteilungstermine verzichtet. Vgl. hierüber $ 1168 A 1. Aus den 
dort dargelegten Gründen iſt auch zu verneinen, daß eine Eigentümergrundſchuld entſteht, 
wenn der Erſteher, der zugleich Hypothekengläubiger iſt, den auf ſeine Hypothek 
entfallenden Betrag von dem zu zahlenden Verſteigerungspreis in Abzug bringt. Die Hypothek 
iſt durch den Zuſchlag erloſchen. Das Recht auf Befriedigung aus dem Erlös wird durch den 
Abzug wie durch Zahlung getilgt (tr. a. M. RIA 2, 193). Wenn allerdings ein ſolcher Abzug 
nicht erfolgt, der Vollſtreckungsrichter die Forderung gegen den Erſteher, der das Bargebot 
nicht berichtigt hat, auf dieſen ſelbſt als den Berechtigten gemäß 8 118 Abſ 1 3G über: 
trägt und die Eintragung einer Gicherungshnpothet gemäß $ 128 Abſ 1 HCC veranlaßt, 
wird dieſe, weil Forderung und Schuld in einer Perſon vereinigt find, als Eigentümer 
grundſchuld zu erachten fein (ogl. jedoch RIA 12, 274). Weiter entſteht eine Eigentümer: 
grundſchuld nicht, wenn der Erſteher mit dem Gläubiger, deſſen Hypothek durch den 
Zuſchlag erloſchen ſein würde, eine Vereinbarung über das Beſtehenbleiben der 
Hypothek gemäß 8 91 Abf 2 3 trifft. Die Hypothek bleibt vielmehr als ſolche für die 
urſprüngliche Forderung beſtehen, die der Erſteher gemäß $ 414 übernimmt (RIA 2, 152). 

3. Die Hypothek verwandelt ſich in eine Grundſchuld kraft Geſetzes, ohne daß 
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es der Eintragung des Eigentümers als Gläubigers der Grundſchuld bedarf. Darüber, wer 
als der berechtigte Eigentümer in Betracht kommt, vgl. für die in A 2 genannten, ein- 
zelnen Fälle § 1163 A 4, 6, 7, S 1168 A 2, 8 1170 A 7, 8 1171 A 5, 8 1172 A 1, § 1175 A 2. 
Die rechtliche Natur der dem Eigentümer zufallenden Grundſchuld iſt im allgemeinen 
die gleiche wie die der gewöhnlichen Grundſchuld. Der Eigentümer hat die Befugnis zur 
Geltendmachung der Grundſchuld als eines das Grundſtück belaſtenden Rechtes und zur Ver⸗ 
fügung über ſie, einſchließlich ihrer Aufhebung (Löſchung, § 875), in gleicher Weiſe wie ſonſt 
ein Grundſchuldgläubiger hinſichtlich ſeiner Grundſchuld. Er kann ſie als Grundſchuld an einen 
andern übertragen oder für einen andern belaſten und fie auch gemäß $ 1198 wieder in 
eine Hypothek umwandeln für eine neue Forderung; ſie unterliegt anderſeits der 
Pfändung feiner Gläubiger. Hierüber, ſowie ob zur Verfügung feine vorherige Eintragung 
als Gläubiger erforderlich iſt, welche Nachweiſe dem Grundbuchamt behufs Eintragung der Ver⸗ 
fügung zu erbringen ſind, und ob eine künftige Eigentümergrundſchuld übertragen, 
verpfändet und gepfändet werden kann, vgl. 8 1163 A3, die Hauptfälle der Eigentümergrund⸗ 
ſchuld betreffend. Durch Veräußerung des Grundſtücks geht der Eigentümer der Grund. 
ſchuld nicht verlustig (vgl. § 1163 A 6). — Im Falle des Konkurſes fällt ſie gemäß 8 1 KO in 
feine Konkursmaſſe (RG Warn 09 Nr 145). Dies gilt auch dann, wenn erſt nach der Konkurser⸗ 
öffnung der Konkursverwalter durch Befriedigung des Gläubigers aus Mitteln der dem Gemein⸗ 
ſchuldner gehörenden Maſſe die Forderung zum Erlöſchen bringt (§ 1163 Abſ 1 Satz 2, 86 KO). 
Dagegen ſteht in anderen Fällen einer erſt nach der Konkurseröffnung eintretenden Vereinigung 
der Hypothek mit dem Eigentum (3. B. wenn der Eigentümer den Gläubiger beerbt) die 
Grundſchuld als neuer Erwerb dem Gemeinſchuldner zur freien Verfügung (vgl. RG 
61, 41). — Kommt das Grundſtück zur Zwangsverſteigerung, ſo iſt die Grundſchuld, 
wenn fie dem Anſpruche des betreibenden Gläubigers vorgeht, gemäß § 44 3G in das 
geringſte Gebot aufzunehmen und ſie bleibt für den bisherigen Eigentümer (Vollſtreckungs⸗ 
ſchuldner) gegenüber dem Erſteher als Grundſtücksbelaſtung beſtehen (RG 94, 9). Geht ihr 
der Anſpruch des betreibenden Gläubigers vor und erliſcht ſie daher durch den Zuſchlag 
gemäß §§ 52, 91 3G, jo kann der auf fie entfallende Verſteigerungserlös in Anſpruch 
genommen werden von dem Eigentümer (Vollſtreckungsſchuldner) oder im Falle ſeines Kon ⸗ 
kurſes von dem Konkursverwalter (RG 55, 264; 63, 216; 65, 418; 75, 316; 77, 296; 88, 305; 
Warn 09 Nr 145; auch RG 52, 5; JW 06, 424°; Warn 08 Nr 237; Gruch 31, 404; 44, 1214; 
52, 1075), oder, wenn ein, ſei es auch nur perſönlicher, Gläubiger des erſteren die Grund 
ſchuld vor dem Zuſchlag oder das Recht auf den Erlös nach dem Zuſchlag gepfändet hat 
(über die Erforderniſſe dieſer beiden Pfändungsarten vgl. 8 1154 A 1, $ 1163 A 3), von 
dem Pfändungsgläubiger (RG 55, 264; 63, 216; 64, 216; 64, 311; 70, 279; 75, 816; 
JW 06, 38713). Nicht fällt der betreffende Erlösteil den nachſtehenden Hypothekengläubigern 
oder ſonſt dinglich Berechtigten zu. Verzichten allerdings die genannten Empfangsberech 
tigten, insbeſondere der etwa noch verfügungsberechtigte Eigentümer, auf den Erlösteil 
(im Verteilungstermin), ſo ſcheiden ſie ebenſo, wie wenn ein Hypothekengläubiger für ſeine 
Hypothek auf den Erlös verzichtet, aus dem Verteilungsverfahren aus und iſt der Erlösteil 
unter die nachſtehenden Berechtigten zu verteilen (vgl. hierüber $ 1168 A 1). Abgeſehen 
hiervon iſt die Geltendmachung der Eigentümergrundſchuld auch dann nicht unzuläſſig, 
wenn ihr Erwerb zur Zeit der Eintragung des Verſteigerungsvermerks aus dem Grund- 
buch nicht erſichtlich war und das Recht nicht gemäß § 37 ZUG angemeldet iſt; es 
genügt Nachweis des Beſtehens der Eigentümergrundſchuld bei der Kaufgelderverteilung 
(RG 77, 296; vgl. auch 73, 300). — Eine Einſchränkung der Befugnis zur Geltend- 
machung der Grundſchuld, ſolange ſich dieſe in der Hand des Eigentümers befindet (RG 
60, 363), ergibt ſich jedoch aus § 1197. Danach kann der Eigentümer nicht ſelbſt die 
Zwangsvollſtreckung in das Grundſtück zum Zwecke ſeiner Befriedigung betreiben und 
gebühren ihm Zinſen von der Grundſchuld nur, wenn das Grundſtück auf Antrag eines 
anderen zum Zwecke der Zwangsverwaltung in Beſchlag genommen iſt, und nur für die 
Dauer der Zwangsverwaltung, alſo nur, wenn ihm, wie es hierdurch geſchieht (88 20—24, 
148 3G), die Einkünfte aus dem Grundſtück entzogen find (RG 60, 362). Dies gilt auch 
zugunſten der Inhaber der die Grundſchuld etwa belaſtenden Rechte (3. B. eines Nießbrau⸗ 
chers, eines Pfandgläubigers). Daher kann z. B. derjenige, dem die Grundſchuld vom Eigen ⸗ 
tümer verpfändet worden iſt, ebenſowenig wie der Eigentümer ſelbſt Zinſen aus dem 
Zwangsverſteigerungserlöſe beanſpruchen (RG 60, 359). Iſt zugleich die Zwangsverwal⸗ 
tung eingeleitet, ſo kann er ſich wegen der Zinſen auch nur an die Zwangsverwaltungsmaſſe 
halten, nicht an den Verſteigerungserlös (RG 60, 362). — Sodann zeigen ſich auch Unter 
ſchiede der Eigentümergrundſchuld von der Grundſchuld, die als ſolche von 
vornherein beſtellt worden iſt, inſofern, als die erſtere gewiſſe Rechtsverhältniſſe der 
Hypothek, aus der fie entſtanden iſt, zu ſich herübernimmt (vgl. RG 70, 357, 
KG 29 A 181). Je nachdem die Hypothek Briefhypothek oder Buchhypothek war, iſt auch 
die Eigentümergrundſchuld Briefgrundſchuld oder Buchgrundſchuld. Ferner bleiben 
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nach 8 1177 Abſ 1 Satz 2 in Anſehung der Verzinslichkeit, des Zinsſatzes, der Zahlungszeit, 
der Kündigung und des Zahlungsoris die Beſtimmungen maßgebend, die für die 
durch die Hypothek urſprünglich geſicherte Forderung getroffen waren. Vgl. hierüber 
A 4. — Im übrigen iſt freilich die Eigentümergrundſchuld ebenſo wie eine andere Grund- 
ſchuld von einer Forderung losgelöſt, insbeſondere auch von der durch die Hypo- 
thek geſichert geweſenen Forderung, ſelbſt wenn dieſe, wie z. B. im Falle des Verzichts auf 
die Hypothek (ſ. 8 1168 A 1), nach der Umwandlung der Hypothek in die Grundſchuld noch in der 
Hand des bisherigen Gläubigers beſtehen bleibt (RG SeuffA 74 Nr 162). Daher können dem 
Berechtigten oder deſſen Rechtsnachfolger, ſofern nicht 8 1177 Abſ 1 Satz 2 Platz greift, die dem 
perſönlichen Schuldner gegen die Forderung zuſtehenden Einreden nicht gemäß § 1137 
entgegengeſetzt werden. — Die Umwandlung der Hypothek in eine Eigentümergrund⸗ 
ſchuld tritt, wenn die geſetzlichen Vorausſetzungen dafür gegeben ſind, mit Notwendigkeit ein. 
Sie kann durch Parteivereinbarung nicht ausgeſchloſſen werden. Jedoch iſt, 
in Anbetracht der ln auf dem Gebiete der Schuldverhältniſſe, wie auch durch 
§ 1179 beſtätigt wird, die Übernahme der Verpflichtung ſeitens des Eigentümers, die ihm etwa 
zufallende Grundſchuld nicht für ſich geltend zu machen, ſondern ſie zur Löſchung zu bringen, 
zugunſten eines andern zuläſſig und wirkſam (Rz 52, 5; OLG 10, 425; 3. B. zugunſten: eines 
nachſtehenden Hypothekengläubigers; auch des Gläubigers der betreffenden Hypothek ſelbſt, 
wenn er, wie bei einer Hypothek für ein Baugelddarlehn, mit Rückſicht auf etwaige teilweiſe Nicht⸗ 
entſtehung der Forderung, ein beſonderes Intereſſe an der Löſchung hat). Allerdings nur im Ver ⸗ 
hältniſſe zwiſchen den Beteiligten perſönlich. Gemäß 8 1179 kann aber der Anſpruch auf Löſchung 
durch Eintragung einer Vormerkung mit Wirkſamkeit gegen Dritte verſehen werden. Über 
die Wirkung der Vereinbarung im Falle des Konkurſes des Eigentümers vgl. R JW 06, 
424°; 08, 20015. Eine der Ausſchließung der Umwandlung gleiche Wirkung könnte auch da⸗ 
durch herbeigeführt werden, daß die Hypothek unter der Bedingung ihres Erlöſchens (auf- 
löfenden Bedingung, |. $ 1113 A 2) im Falle des Eintritts der Vorausſetzungen für die Ent- 
ſtehung der Eigenkümergrundſchuld (3. B. des Erlöſchens der Forderung) beſtellt würde 
(KJ 46, 237). Über den Fall, daß die Hypothek für das Zinsrecht (für ſich allein) unter 
der auflöſenden Bedingung des Erlöſchens der Hauptforderung beſtellt worden iſt, vgl. 
$ 1178 A 3. — Über Fälle, in denen aus geſetzlicher Beſtimmung ſich ergibt, daß die Ver- 
einigung der Hypothek mit dem Eigentum in einer Perſon und daher die Verwandlung der 
Hypothek in eine Grundſchuld nur eine bedingte oder befriſtete iſt und bei Eintritt der 
Bedingung oder des Endtermins der frühere Rechtszuſtand kraft Geſetzes wieder eintritt, 
vgl. 58 1976, 1991 Abſ 2, 2143, 2175, 2377; insbeſondere ergibt ſich aus § 2143, daß, wenn 
der Hypothekengläubiger Vorerbe des Grundſtückseigentümers und zugleich persönlichen 
Schuldners wird, zwar zunächſt die Forderung erliſcht und die Hypothek zur Eigentümer. 
grundſchuld wird, daß aber beim Eintritt des Nacherbfalles kraft Geſetzes die Forderung wieder 
auflebt und die Grundſchuld wieder zur Hypothek wird (vgl. OLG 34, 29). 


4. Die für die Forderung getroffenen Beſtimmungen in Anſehung der Verzinſungs⸗ 
und Zahlungsbedingungen bleiben maßgebend auch dann, wenn die Grundſchuld nicht mehr 
dem Eigentümer zufteht, ſondern auf einen andern übergegangen ift (vgl. KGJ 46, 235). 
Soweit ſolche Beſtimmungen, gleichviel, ob ſie rechtsgeſchäftliche oder geſetzliche find, in Frage 
kommen, iſt es fo anzuſehen, als ob die Forderung noch fortbeftünde und durch die Grundſchuld 
geſichert ſei (M 3, 734). In dieſer Beziehung konnen dem die Grundſchuld geltend machenden 
Berechtigten (dem Eigentümer oder deſſen Rechtsnachfolger) auch Einreden gemäß § 1137 
entgegengeſetzt werden. Zinſen gebühren aber dem Eigentümer nach $ 1197 Abſ 2 nur, 
wenn das Grundſtück auf Antrag eines anderen zum Zwecke der Zwangsverwaltung in Be, 
ſchlag genommen ift, und nur für die Dauer der Zwangsverwaltung. Überträgt er jedoch 
die Grundſchuld als ſolche oder unter Umwandlung in eine Hypothek (8 1198) auf einen anderen, 
fo gebühren dieſem auch die Zinſen, ſofern ihm ſolche übertragen worden ſind (RC 46, 235). — 

ber Zuläſſigkeit des Vorbehalts der Grundſchuld für das Zinsrecht im Falle der Abtretung 
der Grundſchuld unter ihrer Umwandlung in eine Hypothek für die Forderung des neuen 
Gläubigers vgl. 8 1158 A 3. — Die für die gewöhnliche Grundſchuld hinſichtlich der Kündigung 
und des Zablungsorts in den 89 1193, 1194 gegebenen Vorſchriften gelten für die Eigentumer⸗ 
grundſchuld nicht (NS 107, 80). Aus 8 1177 Abſ 1 Satz 2 ergibt ſich 5 Unterſchied 
zwiſchen der Eigentümergrundſchuld und der gewöhnlichen Grundſchuld (f. A 3). 


5. Der Hauptfall, in dem bei der Vereinigung der Hypothek mit dem Eigentum in einer 
Perſon r auch die Forderung zuſteht, iſt der des 8 1143, alſo, wenn der Eigen 
tümer, der nicht zugleich perſönlicher Schuldner iſt, den Gläubiger befriedigt. Weitere Fälle 
find: wenn der Gläubiger die Hypothek als ſolche an den nicht perſönlich haftenden Eigentümer 
abtritt (RIA 5, 212; KG 21 A 181); wenn der Eigentümer, der nicht verlönlicher Schuldner 
ift, den Gläubiger beerbt (88 1922, 1942); wenn der Gläubiger, dem die Forderung gegen einen 
Dritten zuſteht, das Eigentum an dem Grundſtück erwirbt. Vgl. ferner § 1171 A 5 (Ausſchluß⸗ 
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urteil, als Befriedigung des Gläubigers wirkend), § 1173 A 3, 7 (Befriedigung des Geſamt⸗ 
hypothekengläubigers durch einen der Eigentümer). 

6. Da die Rechte des Eigentümers aus der Hypothek ſich, ſolange die Vereinigung 
beſteht, nach den für eine Grundſchuld des Eigentümers geltenden Vorſchriften beſtimmen, 
finden auf dieſe Hypothek des Eigentümers die Vorſchriften des § 1197 in gleicher Weiſe 
wie auf die Eigentümergrundſchuld des Abſ 1 Anwendung (J. A 3). Dies gilt auch hin⸗ 
ſichtlich des Nießbrauchers oder des Pfandgläubigers, für die der Eigentümer an der 
Eigentümerhypothek einen Nießbrauch oder ein Pfand beſtellt hat (RG 60, 350). — Im 
übrigen aber iſt fie eine wirkliche Hypothek für die urſprüngliche Forderung. Der Eigen. 
tümer kann ſie als Hypothek auf ſeinen Namen umſchreiben laſſen und ſie als Hypothek 
(ohne vorherige Umwandlung) an einen Dritten übertragen (KGJ 30 A 233; OLG 34, 29). 
Anderſeits können ihm die Einreden aus § 1137 auf Grund des perſönlichen Schuld⸗ 
verhältniſſes entgegengeſetzt werden, wenn er nach Veräußerung des Grundſtücks gegen 
den gegenwärtigen Eigentümer die dingliche Klage erhebt. Hat er die Forderung mit der 
Hypothek kraft Geſetzes erlangt (wie in den Fällen des § 1143 und des Erwerbs durch 
Erbgang), fo ſteht ihm den Einreden gegenüber der Schutz des 8 1138 nicht zur Seite. 


8 1178 


Die Hypothek für Rückſtände von Zinſen und anderen Nebenleiſtungen!) 
ſowie für Koſten, die dem Gläubiger zu erſtatten ſind?), erliſcht, wenn fie 
ſich mit dem Eigentum in einer Perſon vereinigt). Das Erlöſchen tritt nicht 
ein, iofange einem Dritten ein Recht an dem Anſpruch auf eine ſolche Leiſtung 
zusteht‘). 

Zum Verzicht auf die Hypothek für die im Abſ 1 bezeichneten Leiſtungen 
genügt die Erklärung des Gläubigers gegenüber dem Eigentümer. Solange 
einem Dritten ein Recht an dem Anſpruch auf eine ſolche Leiſtung zuſteht, 
iſt die Zuſtimmung des Dritten erforderlich. Die Zuſtimmung iſt dem⸗ 
en gegenüber zu erklären, zu deſſen Gunſten ſie erfolgt; fie iſt unwider⸗ 
ruflich s). 


E 1 1091, 1101 II 1085; M 3 720 735; P 3 614: 4 605; 6 245 


1. Die Hypothek für die Zinſen folgt den gleichen Regeln wie die Hypothek für die Kapital⸗ 
forderung, ſoweit nicht durch beſondere Vorſchriften (vgl. 88 1158, 1159) etwas anderes 
beſtimmt iſt (RG 72, 364; Warn 1915 Nr 85). Zu den beſonderen Vorſchriften gehört die des 
$ 1178. — Rückſtände von Zinſen und anderen Nebenleiftungen find im Sinne des $ 1178 
ſolche Zinſen uſw., die zur Zeit der Vereinigung der hierfür beſtehenden Hypothek mit dem 
Eigentum (Abſ 1) oder zur Zeit des Verzichts (Abſ 2) bereits fällig find in dem Sinne, daß 
der Termin für ihre Fälligkeit vorübergegangen ift, ohne daß der Anſpruch auf fie getilgt 
wurde oder ſonſt erloſch (. § 1159 A 1, R 91, 301; JW 1911, 95350). Hinſichtlich der erſt 
ſpater fällig, werdenden Zinſen uſw. gelten die allgemeinen Vorſchriften über Entſtehung 
einer Eigentümerhypothek aus einer Hypothek (ſ. A 8) und über Verzicht auf eine Hypothel 
(., A 5). Jedoch gebühren dem Eigentümerhypothekar während der Vereinigung auch die 
ſpäter fällig werdenden Zinſen nur nach Maßgabe des § 1197 Abſ 2 (. 8 1177 A 8). — Ob es 
ſich um vertragsmäßige Zinſen handelt (f. 81115 A 5) oder um geſetzliche, für die nach 8 1118 
die Hypothek kraft Geſetzes haftet (. $ 1118 A 2), macht für die Anwendung des § 1178 
keinen Unterſchied. — Über andere Nebenleiſtungen ſ. § 1115 A 6. Tilgungsbeiträge bei 
Amortiſationshypotheken gehören zu den Nebenleiſtungen nicht (. $ 1115 A 6). Sie find, 
auch wenn fie rüdftändig ſind, der Eigentümerhypothek zugänglich (vgl. hierüber $ 1168 A 1), 
und hinſichtlich des Verzichts auf fie findet Abſ 2 keine Anwendung (.. A 5). 

2. Unter den Koſten, die dem Gläubiger zu erſtatten ſind, ſind nicht, wie es nach dem Wort ⸗ 
laute ſcheint, alle Koſten zu verſtehen, auf deren Erſtattung aus dem Grundſtück der Gläubiger 
Anſpruch hat (f. $ 1118 A 3), ſondern nur diejenigen Koſten, für die das Grundſtück gemäß 
$ 1118 kraft Geſetzes ohne beſondere Bewilligung und Eintragung haftet (. 8 1118 A 1), alſo 
Koften der Kündigung und der die Befriedigung aus dem Grundſtücke bezweckenden Rechts⸗ 
verfolgung (. 8 1118 A 4, 5). Andere Koſten, die eintragungsbedürftig find, gelten, auch wenn 
ſie bei der Eintragung ihrem Schuldgrunde nach als Koſten bezeichnet ſind, im Sinne des 
Geſetzes, wie ſich aus dem Zuſammenhalte mit 88 1118, 1145 Abſ 2 Satz 2, 1159 Abf 1 Satz 2, 
1160 Abf 3 ergibt, überhaupt nicht als „dem Gläubiger (ſtets) zu erſtattende Koſten“, ſondern 
ſind beſonders begründete Forderungen, die nur inſofern nicht völlig ſelbſtändig ſind, als ſie 
in einem Abhängigkeitsverhältniſſe zu der Hauptforderung ſtehen (vgl. M3 S. 714, 720, 785; 
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RJ 7, 127). Deshalb auch findet § 1178 keine Anwendung, gelten vielmehr die allgemeinen 
Vorſchriften über Eutſtehung einer Eigentümerhypothek, wenn auf Grund beſonderer Ein- 
tragungsbewilligung ein Höchſtbetrag für Koſtenforderungen bei der Hypothekeintragung aus⸗ 
geworfen oder eine geſonderte Höchſtbetragshypothek gemäß § 1190 für Koſtenſorderungen 
eingetragen worden iſt, mögen auch zu den Koſtenforderungen die des § 1118 gehören (fir.; 
vgl. RIA 7, 127; a. M. OLG 4, 160; 12, 292). Vgl. bezüglich der Zinſen⸗ und Koften- 
kautionshypotheken des früheren Rechtes, die nach Inkrafttreten des BGB und Anlegung 
des Grundbuchs gemäß Art 192 EG als Höchſtbetragshypotheken im Sinne des $ 1190 gelten, 
RG 61, 375; Warn 1915 Nr 85; anderſeits OLG 12, 298, ferner Art 194 EG ſowie RGeſ. 
betr. die Überleitung von Hypotheken des früheren Rechtes v. 17. 3. 06. 

3. Die Vorſchrift, daß die Hypothek für die im Abf 1 Say 2 bezeichneten Forderungen 
erliſcht, wenn ſie ſich mit dem Eigentum in einer Perſon vereinigt (über die Fälle der Ver⸗ 
einigung ſ. § 1177 A 2; namentlich alſo im Falle der Tilgung der Zinsrückſtände oder der Koſten⸗ 
forderung, |. hier a. E), enthält eine Ausnahme von dem Grundſatze des $ 889 ſowie von den im 
§ 1177 gegebenen Vorſchriften über die Wirkungen der Vereinigung der Hypothek mit dem 
Eigentum in einer Perſon (RG 72, 365; JW 1911, 95350). Die Hypothek, die bis zu der Ver⸗ 
einigung für die Rückſtände an Zinſen uſw. beſteht (RIA 12, 147), wird aufgehoben, ohne daß 
es der Löſchung bedarf. Sie kann daher Gegenſtand einer Eigentümerhypothek nicht ſein. 
(NE 88, 164). Über die Frage, ob mit Rückſicht hierauf bei einer Hypothek für Zinsrückſtände 
eine Rangänderung mit dinglicher Wirkung nach 8 880 ohne Eintragung ($ 880 Abſ 2 Satz 1) 
und ohne Zuſtimmung des Eigentümers ($ 880 Ab] 2 Satz 2) möglich ift, vgl. $ 1159 A 2. 
— Dagegen bleibt eine Hypothek für Zinſen und andere Nebenleiſtungen ſowie für Koſten, 
die nicht unter die Vorſchrift fallen (ſ. A 1, 2), trotz ihrer Vereinigung mit dem Eigentum 
beſtehen, und zwar je nach der Sachlage entweder nach § 1177 Abſ 1 als Eigentümergrundſchuld 
oder nach 8 1177 Abſ 2 als Hypothek des Eigentümers. Hinſichtlich der Wirkung der Vereinigung 
ift es ſowohl bezüglich der unter $ 1178 fallenden Forderungen als auch bezüglich der zuletzt 
genannten Nebenforderungen gleichgültig, ob die ganze Hypothek mit dem Eigentum vereinigt 
wird, oder ob die Vereinigung nur in Anſehung der betreffenden Nebenforderungen eintritt. 

nsbeſondere kann, wie ſich auch aus $ 1145 Ab 2 ergibt, die Hypothek für noch nicht fällige 

inſen, das Zinsrecht, ſowie für noch nicht fällige andere Nebenforderungen für ſich allein 
zur Eigentümerhypothek werden, während die Hypothek für die Hauptforderung bei dem bis 
herigen Gläubiger verbleibt (3. B. wenn der Gläubiger gemäß $ 1168 auf das Zinsrecht ver- 
zichtet). Die Zinsforderung oder andere Nebenforderung ift allerdings von dem Beſtehen 
der Hauptforderung abhängig. Aber die Hypothek für ſie iſt ebenfalls eine hypothekariſche 
Belaſtung des Grundſtücks für eine Forderung und die Entſtehung der Eigentümerhypothek 
aus einer Hypothek hat überhaupt nicht zur Vorausſetzung, daß die geſicherte Forderung be- 
ſteht (ſtr.; RG 72, 365; 74, 81; RJà 7, 129; KGJ 42, 270; 49, 218; 49, 221: 51, 290). Er- 
liſcht die Hypothek für die Hauptforderung, fo erliſcht zufolge der Abhängigkeit (. § 1158 A 3) 
auch die etwa aus der Hypothek für das Zinsrecht oder das Nebenleiſtungsrecht für ſich allein 
entſtandene Eigentümergrundſchuld, auch wenn ſie einem anderen als dem Gläubiger der 
Haupthypothek zufteht (vgl. RG 74, 81; KGJ 42, 270; 49, 218). Vgl. auch $ 1113 A 5 a. E. 
darüber, daß die Beſtellung einer Hypothek für das Zinsrecht der Hypothekenforderung auch 
dann zuläſſig iſt, wenn dem Grundſtückseigentümer zugleich der Nießbrauch oder die Nutz⸗ 
nießung (als Ehemann oder Vater, 88 1883, 1649) an der Forderung zuſteht, ſowie $ 889 A1 
darüber, daß das Zinsrecht nicht erliſcht, wenn der Grundſtückseigentümer den Nießbrauch an einer 
auf feinem Grundſtück eingetragenen verzinslichen Hypothek erlangt, und daß, wenn die Ehe- 
frau oder ein Kind des Grundſtückseigentümers eine auf dem Grundſtück eingetragene verzins⸗ 
liche Hypothek erwirbt, trotz des Nutznießungsrechtes des Ehemannes bzw. Vaters das Zins- 
recht und die Zinsrechtshypothek für die Ehefrau bzw. das Kind beſtehen bleiben (dagegen 
erliſcht, wenn der Ehemann bzw. Vater perſönlicher Schuldner der Zinsforderung ist, die 
Hypothek jeweils für Zinsrückſtände nach $ 1178 Abf 1 Satz 1, da der Ehemann bzw Vater 
gemäß 8 1383 bzw. $ 1652 dieſe Zinſen erwirbt, daher die Zinsforderung durch Vereinigung 
von Forderung und Schuld in feiner Perſon erliſcht und mithin die Hypothek für dieſe Zinſen 
ſich mit dem Eigentum in einer Perſon vereinigt; deshalb wird z. B., wenn die Hypothek mit 
Zinſen von der Ehefrau an einen Dritten abgetreten wird, von dieſem die Hypothet für Zins. 
rückſtände nicht erworben; auf den Glauben des Grundbuchs kann er ſich nach § 1159 nicht 
berufen; OLG 34, 216). Die Hypothek für das Zinsrecht kann auch ebenſo wie die Hppothek 
für die Hauptforderung (f- $ 1113 A 2) unter einer aufſchiebenden oder einer auflöſenden 
Bedingung beſtellt werden (KG 46, 237). Wird z. B. als auflöſende Bedingung das 
Erlöſchen der Hauptforderung geſetzt, ſo hat der Eintritt der Bedingung, (Erlöſchen der 
Hauptforderung) die rechtliche Folge, daß die Eigentümergrundſchuld, in die ſich die 
Hypothek für die Hauptforderung nach § 1163 Abſ 1 Satz 2, $ 1177 Abſ 1 Satz 1 umwandelt 
(anders wie ſonſt nach $ 1177 Abſ 1 Satz 2), eine unverzinsliche iſt (NOS 46, 287). Eine ſolche 
Bedingung iſt z. B. als geſetzt anzufehen bei Amortiſationshypotheken hinſichtlich der Zinſen 
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der gezahlten Amortiſationsbeiträge, wenn die in Prozenten des Kapitals feſtgeſetzten, Zinſen 
und Amortiſationsbeiträge umfaſſenden Jahresleiſtungen bis zur vollſtändigen Tilgung des 
Kapitals von deſſen vollem urſprünglichen Betrage zu entrichten find (ſtr., KJ 46, 236; der 
Meinung, es gelte der Zinsſatz auch für die Grundſchuld über die getilgten Beträge, ſteht 
entgegen, daß eine Erweiterung der Zinspflicht einträte, da bei der Reſthypothek die 
Pflicht zur Zinszahlung für das ganze urſprüngliche Kapital beſtehen bleibt). — Über 
die Zuläſſigkeit und die Erforderniſſe der Übertragung und der Pfändung der Hypothek für 
noch nicht fällige Zinſen (das Zinsrecht) ſ. $ 1158 A 3 ſowie hier a. E. — Erliſcht die Hypothek in 
folge Zuſchlags in der Zwangsverſteigerung des belaſteten Grundſtücks gemäß 8 91 BIS, fo tritt, 
ebenſo wie bei der Hypothek für das Kapital (vgl. hierüber 8 1147 A 4), an die Stelle der 
Hypothek für die Zinſen das Recht auf Befriedigung aus dem vom Erſteher zu zahlenden 
Verſteigerungserlös. War die Hypothek einem Dritten verpfändet, fo ergreift nunmehr 
(nach dem Surrogationsgrundſatz) das Pfandrecht dieſes Befriedigungsrecht (RG Gruch 
59, 131). — Befriedigt der perſönliche Schuldner, der nicht zugleich Grundſtückseigen ⸗ 
tümer iſt, den Gläubiger wegen der Rückstände an Zinſen uſw., und kann er vom Eigentümer 
Erſatz verlangen, ſo erliſcht in Höhe des Erſatzanſpruchs die Hypothek für die Rückſtände nicht, 
da inſoweit eine Vereinigung der Hypothek mit dem Eigentum in einer Perſon nicht ftatt- 
findet und daher § 1178 nicht Platz greift, vielmehr geht dieſe Hypothek inſoweit als Hypo⸗ 
thek für den Erſatzanſpruch gemäß § 1164 (. dort A 3) auf den perſönlichen Schuldner über 
(ſtr., OLG 31, 128). — Bewirkt nicht der Grundſtückseigentümer oder der etwa von dieſem 
verſchiedene perſönliche Schuldner, fondern ein Dritter Zahlung von Zinsrückſtänden, jo 
erliſcht gemäß 88 267, 362 in der Regel die Zinsforderung und die Hypothek dafür, ſo daß 
ein Übergang auf den Dritten nicht ftattfindet (RG 94, 90; 100, 157). Das gilt auch von 
einem Nießbraucher, der in Gemäßheit des § 1047 rückſtändige Hypothekenzinſen bezahlt, 
da er damit nicht eine eigene Schuld, ſondern eine Schuld des Eigentümers bezahlt (RG 
100, 157). Wenn jedoch der Dritte mit dem Willen zahlt, die Forderung für ſich zu erwerben, 
und der Hypothekengläubiger die Forderung an ihn überträgt (§ 1159), geht dieſe nebſt der 
Hypothek dafür ($ 1153 Abſ 1) auf ihn über. Dies findet auch ſtatt, wenn in einem ſolchen 
Falle der Dritte Nießbraucher des Grundſtücks iſt und er die Zahlung aus Einkünften des 
Grundſtücks leiſtet; denn er iſt zwar nach 8 1047 dem Eigentümer gegenüber verpflichtet, die 
Zinſen, ſofern die Hypothek bereits zur Zeit der Beſtellung des Nießbrauchs auf dem Grund. 
ſtücke laſtete, zu bezahlen, jedoch gebühren ihm die Nutzungen des Grundſtücks (8 1030) und er 
hat darüber freie Verfügung, 5 daß er ſie auch zum Erwerbe der Zinsrückſtändeforderung 
verwenden kann (RG 100, 157). Nimmt der betreffende Hypothekengläubiger die mit dem 
Ausdruck des Willens des Erwerbs geleiſtete Zahlung an, ſo liegt ihm auch die Übertragung 
ob, da er kein Recht darauf hat, daß der Nießbraucher aus den Einkünften für den Eigentümer 
zahlt (vgl. RG 100, 158). Im Zwangsverſteigerungsverfahren über das Grundſtück können 
nachſtehende Hypothekengläubiger den auf die Zinsrückſtände entfallenen Verſteigerungs⸗ 
erlös nicht für ihre Hypotheken in Anſpruch nehmen, da, auch wenn der Nießbraucher die 
Zinsrückſtände nicht bezahlt hätte, doch die Hypothek dafür ihnen vorgehen würde (RG 100, 158). 

4. Ein den Eintritt des Erlöſchens der Hypothek hinderndes Recht eines Dritten an 
dem Anſpruch auf rückständige Zinſen uſw. oder auf Koſten iſt z. B. ein Nießbrauchsrecht, 
ein Pfandrecht. Die Hypothek für dieſe Forderungen bleibt, ſolange das Recht des Dritten 
beſteht, trotz ihrer Vereinigung mit dem Eigentum beſtehen, und zwar für den Eigentümer. 
Hört das Recht auf (3. B. der Nießbrauch nach § 1061 oder 88 1063, 1064 mit 1068, 1072; 
das Pfandrecht nach $$ 1252ff. mit 88 1273, 1278), fo erliſcht das hypothekariſche Recht des 
Eigentümers ohne weiteres. — Wenn der Verwalter im Konkurſe des Eigen 
tümers den Hypothekengläubiger befriedigt, geht die Hypothek für das Kapital auf den 
Gemeinſchuldner über; die Hypothek für rückſtändige Zinſen und Koſten aber erliſcht. 
Weder der Verwalter, auf den nur die Verwaltungs und Verfügungsbefugnis bezüglich 
des zur Konkursmaſſe gehörigen Vermögens des Gemeinſchuldners (nach § 6 KO) über⸗ 
gegangen iſt, noch die Konkursgläubiger denen ein Pfandrecht an der Konkursmaſſe nicht 
zuſteht, haben ein das Erlöſchen der Zinſen⸗ und Koſtenhypothek hinderndes Recht im 
Sinne des bj 1 Satz 2 (OLG 9, 378). 

5. Da die Rückſtände von Zinſen ulm. ſowie die Koſten des Abſ 1 aus dem Grundbuche 
nicht erſichtlich find (f. A 1, 2), daher eine Eintragung des Verzichts ſowie eine Verzichts⸗ 
erklärung gegenüber dem Grundbuchamte gemäß 8 1168 Abf 2 nicht in Betracht kommen 
kann, beſtimmt Abſ 2 Satz 1 in Abweichung von 8 1108 Abf 2 (f. R Ja 12, 149), daß zum 
Verzicht auf die Hypothek für dieſe Leiſtungen die Erklärung des Gläubigers gegenüber 
dem Eigentſimer genügt. Die Erklärung bedarf keiner Form. Die Wirkung des Verzichts 
iſt nach $ 1168 Abſ 1, daß der Eigentümer die Hypothek erwirbt, jedoch nach 81178 Abſ 1 Sab 1 
mit der Folge, daß die Hypothek erliſcht, ohne daß es der Löſchung im Grundbuch bedarf. 
Jedoch ift, ſolange einem Dritten ein Recht an dem Anſpruch auf eine ſolche Leiſtung zusteht 
(1. A 4), die Zuſtimmung des Dritten zu dem Verzichte des Gläubigers erforderlich. Da auch 
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hier eine Erklärung gegenüber dem Grundbuchamte nicht in Betracht kommen kann, beſtimmt 
Abſ 2 Satz 3, in Abweichung von 8 876 Satz 3, daß die Zuſtimmung demjenigen gegenüber 
zu erklären iſt, zu deſſen Gunſten ſie erfolgt. Nach $ 183 würde die vor dem Verzicht abge⸗ 
gebene Zuſtimmungserklärung noch bis zur Verzichtserklärung widerruflich fein. Um dies aus⸗ 
zuſchließen, wird im Abſ 2 Satz 3 die Zuſtimmung für unwiderruflich erklärt. Die Unwider⸗ 
ruflichteit der Verzichtserklärung verſteht ſich von ſelbſt (8 130 Abſ 1). — Ein Verzicht des 
Gläubigers auf die Hypothek für Zinſen uſw. oder Koſten, die nicht unter Abſ 1 
Satz 2 fallen (ſ. A 1, 2), bedarf gemäß der Regel des § 1168 Abſ 2 der Eintragung (3. B. 
ein Verzicht auf das Zinsrecht). Jedoch wird es ſich in Wirklichkeit meiſtens nicht um einen 
Verzicht, ſondern um teilweiſe Aufhebung der Hypothek handeln (. über den Unterſchied 
§ 1168 A 1), fo z. B. im Falle der Herabſetzung des Zinsfußes (j. S 1119 A 3). Dann kommen 
die Vorſchriften der 88 875, 1183 zur Anwendung (RG 72, 365; RIA 4, 168; OLG 10, 89). 
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Verpflichtet jich!) der Eigentümer?) einem anderen gegenüber?), die 
Hypothek!) löſchen zu laſſens), wenn ſie ſich mit dem Eigentum in einer Perſon 
vereinigte), jo kann zur Sicherung des Anſpruchs auf Löjchung?) eine Vor⸗ 
merkung?) in das Grundbuch eingetragen werdens). 
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J. Aus den Worten „verpflichtet ſich“ folgt, daß die Verpflichtung des Eigentümers 
ſtets durch Vertrag begründet ſein muß. Iſt dem Eigentümer z. B. bei einer Zuwendung 
durch letztwillige Verfügung eine Verpflichtung der hier fraglichen Art zugunſten eines Dritten 
auferlegt, ſo kann nicht unmittelbar auf Grund der letztwilligen Verfügung eine Vormerkung 
eingetragen werden, vielmehr muß der Eigentümer zuvor in Erfüllung der Anordnung 
ſich dem Begünſtigten gegenüber vertraglich verpflichten (ftr.). — Der Vertrag bedarf keiner 
Form. Er kann ſowohl bei Beſtellung der betreffenden Hypothek als auch ſpäter (z. B. wenn 
bei der Veräußerung des Grundſtücks oder bei der Übertragung eines Nachlaßgrundſtücks 
an n der Miterben eine nachſtehende Hypothek eingetragen wird, Prot 3, 606) geſchloſſen 
werden. 

2. Der Eigentümer als ſolcher muß der ſich Verpflichtende ſein. Iſt die Hypothek auf 
ihn bereits übergegangen, ſo kommt er nicht mehr als Eigentümer, ſondern als Gläubiger 
in Betracht. Dann greift nicht die Sondervorſchrift des § 1179, ſondern 8 883 Platz, jo daß 
bezüglich der Hypothek Vormerkungen einer jeden, in den Rahmen dieſer Regelvorſchrift 
fallenden Art (z. B. für den Anſpruch auf bedingte Aufhebung, auf Übertragung, Belaſtung, 
Rangänderung) zuläſſig ſind. Die Bedeutung des § 1179 beſteht gerade darin, daß die Ein⸗ 
tragung einer Vormerkung (auf Löſchung) gegen den Eigentümer zugelaſſen wird, wiewohl 
ihm ein Recht an der von der Vormerkung betroffenen Hypothek noch nicht zuſteht (Prot 
3, 607; NIA 3, 131; ſ. A 4, 5). 

3. Die Verpflichtung wird einem andern gegenüber nicht nur dann übernommen, wenn 
der Begünſtigte, wie in der Regel, ein gleich oder nachſtehender Hypothekengläubiger iſt, 
ſondern (nach dem allgemeinen Wortlaute des Geſetzes) auch, wenn die Verpflichtung zugunſten 
desjenigen, der ein nachſtehendes Recht am Grundſtück erſt erwerben will (RIA 3, 129), oder 
überhaupt eines Dritten, der am Grundſtücke noch nicht dinglich berechtigt iſt (RG 
63, 154; RAU 3, 129; 7, 143; KGJ 52, 279), eingegangen wird. Ferner kann der Begünftigte 
auch der Gläubiger der von der Verpflichtung betroffenen Hypothek ſelbſt fein; daß 
der „andere“ nicht nur ein anderer als der Eigentümer, ſondern auch ein anderer als der 
Hypothekengläubiger ſein muß, iſt nach der Faſſung des Geſetzes nicht anzunehmen. Auch 
der Gläubiger der Hypothek kann ein Intereſſe an der Löſchungsvormerkung haben, z. B. 
im Falle teilweiſen Erlöſchens der Hypothekenforderung (vgl. R 52, 8; Ra 11, 78; 
11, 146; SeuffA 58 Nr 143; KJ 42, 316; OLG 26, 165). Streitig iſt, ob eine Löſchungs⸗ 
vormerkung auch zugunſten des „jeweiligen“ Gläubigers einer (nachſtehenden) Hypo⸗ 
thek zuläſſig iſt. Dieſe Frage, für deren Entſcheidung nicht die Grundſätze des Sachenrechts, 
fondern die des Rechtes der Schuldverhältniſſe maßgebend find, ift unter Berüclſichtigung 
der 88 328ff. und in Anbetracht der Vertragsfreiheit auf dem Gebiete des Rechtes der 
Schuldverhältniſſe in dem Sinne zu bejahen, daß der gegenwärtige Hypothekengläubiger 
mit dem Eigentümer rechtswirkſam vereinbaren kann, der Löſchungsanſpruch folle zunachſt 
ihm zuſtehen, für den Fall aber, daß die Hypothek auf einen andern übergehe und dann der 
Anſpruch noch nicht inzwiſchen durch eine Verfügung des jeweils Berechtigten erloschen ſei, 
ſolle der Anſpruch für den andern ausſchließlich und aus eigenem Rechte gegeben ſein (vgl. 
RG Gruch 54, 1026; RJA 7, 142; dgl. auch RG 63, 152). So auftzefaßt iſt durch die Verein. 
barung nicht etwa die Hypothek als die Anſpruchsberechtigte beſtimmt, fo daß die Unzuläſſigkeit 
der Begründung eines ſubjektiv⸗dinglichen Anſpruchs entgegenzuhalten wäre (vgl. RIA 7, 68), 
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ſondern der Dritte, der durch das Gläubigerrecht an der Hypothek beſtimmt wird, iſt der 
Anſpruchsberechtigte deswegen, weil die Vereinbarung im voraus auch zu ſeinen Gunſten 
getroffen worden iſt. — Der Anſpruch hat einen Vermögenswert und iſt ſeiner Natur nach 
nicht an die Perſon des Berechtigten gebunden. Er kann daher mit der Vormerkung auch 
auf einen andern übertragen werden (RG 52, 11; RIA 7, 145). Sit der Gläubiger 
einer Hypothek der Berechtigte, ſo wird im Falle der Übertragung der Hypothek, wenn auch die 
Löſchungsvormerkung nicht ein Nebenrecht der Hypothekenforderung im Sinne des 8 401 
iſt, doch die Mitübertragung der Rechte aus der Vormerkung als gewollt und ſtillſchweigend 
erklärt anzuſehen fein, ſofern nicht ein ausdrücklicher Vorbehalt gemacht worden iſt (nal. 
RIA 7, 145; KGJ 43, 256; Os G 26, 169). Dagegen iſt, wenn der zugleich aus der Vor⸗ 
merkung berechtigte Hypothekengläubiger einer andern Hypothek vor ſeiner Hypothek den 
Vorrang einräumt, daraus allein, ohne ausdrückliche Erklärung, nicht die Abtretung der Rechte 
aus der Vormerkung an den andern Hypothekengläubiger zu entnehmen; denn regelmäßig 
wird es nicht im Willen des vormerkungsberechtigten Hypothekengläubigers liegen, außer 
ſeiner beſſeren Rangſtellung auch noch ſeine Rechte aus der Vormerkung zugunſten des andern 
Hypothekengläubigers aufzugeben (Os G 26, 169). — Nur für natürliche oder juriſtiſche 
Perſonen kann eine Löſchungsvormerkung eingetragen werden, daher nicht für eine Be⸗ 
hörde (z. B. eine Fideikommißbehörde), die als ſolche keine juriſtiſche Perſönlichkeit hat (OLG 
3, 168). 

4. Nur bezüglich einer Hypothek (und alſo gemäß $ 1192 auch bezüglich einer Grund ⸗ 
ſchuld, vgl. § 1192 A 1 Abſ 2), läßt das Geſetz die Löſchungsvormerkung zu. Über ihre Zu- 
läfſigkeit auch bei Hypotheken für Schuldverſchreibungen auf den Inhaber vgl. $ 1187 A 2. 
Auf andere Rechte findet die Sonderbeſtimmung des § 1179 keine Anwendung. Ein 
Anspruch auf ihre Löſchung (Aufhebung) kann nur nach Maßgabe der Regelvorſchrift des 
§ 883 durch Vormerkung geſichert werden (OLG 6, 124). Eine Vormerkung (3. B. auf 
Einräumung einer Hypothek) fällt auch nicht einmal unter dieſe Regelvorſchrift. da fie 
überhaupt kein Recht am Grundſtück iſt (OLG 6, 128; vgl. $ 883 A 8). — Die Hypothek 
muß ferner ſchon beſtehen oder doch gleichzeitig mit der Eintragung der Vormerkung 
beſtellt werden (. A 1; KGJ 23 A 154). Eine künftig erſt einzutragende Hypothek iſt 
keine „Hypothek“. Daß ein Anſpruch auf Löſchung gegen den Eigentümer durch Vor⸗ 
merkung geſichert werden kann, wiewohl dem Eigentümer noch kein Recht an der Hypothek 
zuſteht, iſt eine Ausnahmebeſtimmung (ſ. A 2, 5), die nicht auf einen Fall ausgedehnt 
werden darf, in dem die betreffende Hypothek überhaupt noch nicht eingetragen iſt (vgl. 
KG 23 A 154). — Auf eine einzelne Hypothek braucht die Löſchungsvormerkung nicht 
beſchränkt zu fein. Vielmehr kann fie ſelbſtverſtändlich auch bezüglich mehrerer oder 
aller eingetragenen Hypotheken gleichzeitig begründet werden. — Hinſichtlich der 
Hypotheten des früheren Rechtes und für die Übergangszeit vgl. Artt 192, 194 EG 
und KGJ 20 A 206; 28 A 146. 

5. Der Eigentümer muß ſich verpflichtet haben, die Hypothek löſchen zu laſſen. Nur 
für den Anſpruch auf Löſchung geſtattet $ 1179 die Eintragung einer Vormerkung. Die Vor 
ſchrift betrifft nicht etwa nur einen im Geſetz aus Zweckmäßigkeitsgründen beſonders hervor- 
gehobenen Fall des 8 883, ſondern iſt, wie bereits in A 2, 4 bemerkt worden ift, eine Ausnahme 
von der Regelvorſchrift des § 883 inſofern, als fie die Eintragung einer Vormerkung unter 
Vorausſetzungen zuläßt, die nach 8 883 eine ſolche Eintragung nicht rechtfertigen würden (ftr.; 
NG 72, 277; 84, 81; 97, 227; a. M. RIA 3, 129; 8, 156; KGJ 26 A 161 33 A 284; OLG 
10, 245). Insbeſondere iſt der Anſpruch auf Löſchung nicht ein künftiger oder bedingter 
Anſpruch auf Aufhebung der Hypothek im Sinne des § 883 Abf 1 (ſtr.; RG 84, 81; a. M. 
KG 33 A 284). Ein ſolcher Anſpruch kann nur dann gegeben fein, wenn die Hypothek, auf 
deren Aufhebung der Anſpruch künftig oder bedingt beſtehen ſoll, bereits dem gegebenenfalls 
Verpflichteten zuſteht; denn $ 883 Abſ 1 erfordert, daß der zu ſichernde Anſpruch, mag er 
auch ein zukünftiger oder bedingter fein, ein Recht am Grundſtück, alfo ein für den Ver ⸗ 
pflichteten beſtehendes Recht am Grundſtück betrifft (ftr.; RG 84, 81; RJA 13, 152: 
OLG 15, 333; vgl. auch $ 1163 A 3; a. M. ROY 33 A 281; jetzt beitretend auch KJ 45, 270 
unter Aufgabe des letzteren Beſchluſſes). Demnach iſt aus dem lediglich einen Löſchungs⸗ 
anſpruch betreffenden $ 1179 nichts dafür zu entnehmen, daß auch andere Anſprüche bezüglich 
einer Hypothek gegen den Eigentümer, ſchon bevor er ein Recht auf die Hypothek erlangt 
hat, nach 8 883 (der allein in Frage kommen kann) durch Vormerkung geſichert werden können. 
Vielmehr find ſolche Anſprüche (3. B. auf Abtretung, Anderung des Inhalts, Belaſtung mit 
einem Pfandrecht, Unterlegung einer andern Forderung für den Fall der Vereinigung der 
Hypothek mit dem Eigentum) nach vorſtehendem von der Vormerkungsſicherung ausgeſchloſſen 
(str., RG 72, 274; 84, 81; vgl. Warn 08 Nr 272; Gruch 58, 1123; a. M. KJ 25 A 166; 
33 A 280; jetzt beitretend auch KJ 45, 270 unter Aufgabe des letzteren Beſchluſſes). Frag ' 
lich iſt, ob nicht § 1179 ſelbſt (im Gegenſatze zu $ 883) im Falle eines Anſpruchs auf Ein ; 
räumung des Vorrangs, insbeſondere zugunſten einer Nachhypothek, entſprechend anzu 
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wenden iſt, weil es ſich dabei um teilweiſe Löſchung handle (vgl. RG 72, 277). Jedoch iſt 
auch dies zu verneinen, da die Rangänderung einer Inhaltsänderung oder einer Übertragung 
näherſteht als einer Löſchung (. 8 880 A 2) und auch die Wirkungen, namentlich beim Vor⸗ 
handenſein von Zwiſcheurechten, weſentlich andere ſind (ſ. $ 880 A 2), z. B. die Erfüllung 
des geſicherten Auſpruchs bei der Löſchungsvormerkung zur Beſeitigung der betroffenen 
(künftigen) Eigentümergrundſchuld aus dem Grundbuch führt, während fie bei einer Nang- 
rücktrittsvormerkung nur die Anderung des Ranges der Eigentümergrundſchuld zur Folge 
haben würde, und im Falle der zwangsweiſen Verſteigerung des belaſteten Grundſtücks der 
auf die Eigentümergrundſchuld entfallende Verſteigerungserlös dem aus einer Löſchungs⸗ 
vormerkung für eine nachſtehende Hypothek Berechtigten nur inſoweit zufiele, als er nicht 
zur Deckung von Zwiſchenrechten erforderlich wäre, während der aus einer Rangrücktritts⸗ 
vormerkung Berechtigte an der Stelle der e che den Erlös für ſich liqui⸗ 
dieren könnte (RG 84, 78; a. M. RIA 13, 152). — An ſich iſt aber mit Rückſicht auf den 
das Recht der Schuldverhältniſſe beherrſchenden Grundſatz der Vertragsfreiheit in allen 
vorgenannten Fällen die Begründung eines Anſpruchs gegen den Eigentümer zuläffig, 
wiewohl er noch nicht Gläubiger der Hypothek iſt. Jedoch hat ein ſolcher (durch Vormerkung 
nicht zu ſichernder oder trotz Zuläſſigkeit nach $ 1179 nicht geſicherter) Anſpruch nur im 
Verhältniſſe zwiſchen den Vertragſchließenden (schuldrechtliche), nicht auch gegen- 
über Dritten (dingliche) Wirkung (RG Gruch 54, 160). Wird über das Vermögen des 
Verpflichteten, nachdem die Hypothek auf ihn übergegangen iſt, der Konkurs eröffnet, 
ſo iſt der Konkursverwalter berechtigt (und den Konkursgläubigern gegenüber verpflichtet), 
im Falle der Zwangsverſteigerung des Grundſtücks den auf die Hypothek (Eigentümer⸗ 
grundſchuld) von dem Verſteigerungserlöſe entfallenden Betrag für die Konkursmaſſe zu 
erheben. Der Anſpruchsberechtigte kann (z. B. im Falle eines Anſpruchs auf Einräumung 
des Vorrangs oder auf Unterlegung einer andern Forderung) nur eine Konlursforderung 
gemäß 58 3, 69 KO (z. B. wegen ſeines Ausfalls infolge der Vorwegnahme des Erlöses) 
gegen die Konkursmaſſe geltend machen, da weder ein Ausſonderungsanſpruch (§ 43 KO), 
noch ein Maſſeanſpruch ($ 59 Ko) in Frage kommt und auch eine Vormerkung (8 24 KO) 
nicht eingetragen iſt (vgl. RO Warn 08 Nr 272; Gruch 53, 1123). Vom Reichsgericht wird 
jedoch in ſtändiger Rechtſprechung angenommen, daß im Falle der Verpflichtung zur Löſchung 
der Eigentümer auf die Hypothek zugunſten des Berechtigten endgültig verzichte (RG 19, 59; 
52, 5; Gruch 44, 1214; 52, 1075; JW 06, 424 v. 28. 3. 07 V 275/06; Warn 08 Nr 237; auch 
SeuffA 61 Nr 176; DLG 12, 134; vgl. RO Gruch 54, 161), im Falle der Verpflichtung zur 
Einräumung des Vorrangs dem Berechtigten der Vorrang endgültig zuſtehe (RG Gruch 
31, 404; 52, 1075; 5. 6. 07 V 437/06; 2. 10. 07 V 119/07) und daß der Konkursverwalter dies 
gelten laſſen müſſe, auch wenn die Verpflichtung formlos (vgl. bezüglich des Verzichts 88 1168 
oder 875, bezüglich der Vorrangseinräumung § 880 Abf. 2) übernommen und eine Vor⸗ 
merkung (8 24 KO) nicht eingetragen iſt. 

6. Die Verpflichtung zur Löſchung muß für den Fall der Vereinigung der Hypothek 
mit dem Eigentum in einer Perſon übernommen ſein. Verpflichtet ſich der Eigentümer 
zur Löſchung für einen andern Fall (3. B. für den Fall, daß er nach Veräußerung des Grund⸗ 
ſtücks die Hypothek als perſönlicher Schuldner für einen Erſatzanſpruch gemäß § 1164 erlangt, 
oder daß ein Dritter ſie erwirbt) oder ohne jede Rückſicht auf den Fall der Vereinigung, ſo 
kann der Anſpruch auf Löſchung weder nach § 1179 (RIA 3, 181; OLG 10, 425) noch nach 
§ 883 (f. A 5) durch Vormerkung geſichert werden. — Die Löſchungsvormerkung braucht 
nicht notwendig ſich auf die ganze Hypothek zu erſtrecken, ſondern kann auch von vornherein 
(über teilweiſe Vereinigung im erſteren Falle ſ. A 7) auf beſtimmte einzelne Teile (3. B. auf 
die Hypothek für Nebenleiſtungen) beſchränkt fein (KJ 49, 221). — Über die Fälle, in denen 
die Hypothek, ſei es als Grundſchuld oder als wirkliche Hypothek (mit der Forderung) ſich mit 
dem Eigentum vereinigt, vgl. § 1177 A 2, 5. Auch der Fall des $ 1163 Abs 1 Satz! (Nicht 
eutſtehung der Forderung) kann dazu gehören, wiewohl eine Verpflichtung zur 
Löſchung, wenn ſich die Hypothek mit dem Eigentum in einer Perſon vereinigt, ihrem Wort⸗ 
laute nach einen erſt künftig eintretenden Tatbeſtand zur Vorausſetzung zu haben ſcheint, 
während das Nichtbeſtehen der Hypothekenforderung ein bereits gegenwärtig Gegebenes iſt 
(NS 52, 9; 84, 85; 93, 116; Gruch 59, 371; JW 08, 27511; Warn 1911 Nr 124, 184, 193, 
379; 1912 Nr 303; KGJ 26 A 168; RIA 8, 154; OLG 10, 425). Die Vormerkung kann 
alle dieſe Fälle umfaſſen oder auf einen oder einzelne von ihnen beſchräukt fein. Inwieweit 
jenes oder dieſes anzunehmen, iſt Sache der Auslegung (RG JW 08, 2757: Gruch 59, 
371). Bei Baugeldhypotheken wird, da hier die Forderung regelmäßig erſt durch 
Zahlungen des Baugeldgebers je nach dem Fortſchreiten des Baues zur Entſtehung gebracht 
werden ſoll, in der Regel anzunehmen fein, daß eine gleichzeitig oder bald nachher ein- 
getragene Löſchungsvormerkung auch den Fall der Nichtentſtehung der Forderung begreifen 
ſoll (RH Warn 1911 Nr 193; 1912 Nr 393; Gruch 59, 371; . A 7). Iſt dagegen die Hypo⸗ 
thek für ein gewöhnliches Darlehn beſtellt und in der Eintragungsbewilligung der Empfang 
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des Darlehns anerkannt, auch gar noch die Unterwerfung unter die ſofortige Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung für gewiſſe Fälle erklärt, jo kann die Auslegung ſehr wohl gerechtfertigt ſein, daß die 
Vormerkungseintragung nicht für jeden Dritten erkennbar die Bedeutung habe, daß auch ein 
Anſpruch auf Löſchung wegen Nichtentſtehung der Forderung durch die Vormerkung geſichert 
fein ſoll (RG Gruch 59, 371). Für Dritte, welche die Hypothek rechtsgeſchaftlich erworben 
haben und die von dem Vormerkungsberechtigten nach Maßgabe der 85 883 Abſ 2, 888 auf 
Bewilligung der Löſchung in Anſpruch genommen werden (f. A 7), iſt in dieſer Hinficht allein 
der Eintragungsvermerk nebſt der Eintragungsbewilligung maßgebend. Ergibt ſich aus dieſer 
nicht, daß auch ein Anſpruch auf Löſchung wegen Nichtentſtehung der Forderung geſichert iſt, 
ſo kann ein ſolcher Anſpruch gegen ſie nicht geltend gemacht werden, auch wenn der Nor: 
merkungsberechtigte gegen den Eigentümer nach ber mit dieſem getroffenen Abrede einen der⸗ 
artigen Anſpruch hätte und ihnen dies bekannt geweſen ware; denn zur Wirkſamkeit der Vor⸗ 
merkung gegenüber dritten Erwerbern iſt erforderlich, daß der zu ſichernde Anspruch, ſei es 
in dem Eintragungsvermerk ſelbſt oder durch Bezugnahme auf die ihn enthaltende Eintragungs⸗ 
bewilligung, zur Eintragung gebracht worden iſt (RG Warn 1914 Nr 821). 

7. Da die Sicherung des Löſchungsanſpruchs unter den Erforderniſſen des § 1179 als 
Vormerkung erklärt wird, finden hierauf bezüglich der Wirkungen die 88 883 ff. Anwendung, 
wiewohl dieſe Vorſchriften die regelmäßige Vormerkung (J. A 5) betreffen (R JW 08, 2754; 
Warn 08 Nr 642; 1911 Nr 124, 193; Gruch 54, 1025; RIA 8, 156; OLG 14, 118; 39, 259). Von 
Bedeutung find dieſe Wirkungen hauptſächlich nur im Verhältnis zu Dritten. Der Eigentümer (der 
die Löſchungsverpflichtung übernommen hat) iſt, ſobald die Vereinigung eintritt, auf Grund des 
Vertrags dem Berechtigten gegenüber zur Herbeiführung der Löſchung verpflichtet (vgl. RG 
52, 5; 68, 152; 84, 82; KGJ 42, 316; OLG 26, 170). — Auch im Falle der Vereinigung nur 
eines Teiles der Hypothek (z. B. zufolge teilweiſer Nichtentſtehung oder teilweiſen Erlöſchens 
der Forderung) muß er den Teil löſchen laſſen, mag auch die Vormerkung nicht auf dieſen 
Teil beſchränkt fein (ſ. A 6), ſondern ſich auf die ganze Hypothek erſtrecken. — Iſt ein nad)» 
ftehender Hypothekengläubiger der aus der Vormerkung Berechtigte, ſo braucht der Ver⸗ 
pflichtete (Eigentümer) ſeine Verpflid tung nicht durd, Einräumung des Vorrange der 
Hypothek der Berechtigten vor der Eigentümergrundſchuld zu erfüllen, da eben ſeme Ver⸗ 
pflichtung nur auf Löſchung geht und er auch im Falle des Veſtehens von Zwiſckenrechten 
den Berechtigten durch Vorrangseinräumung beſſer ftellen könnte (RG 84, 88). Anderſeits 
braucht der Berechtigte ſich mit der Vorrangseimräun ung nicht zu begnügen, da ſein Recht 
die Löſchung zum Inhalt hat (RG 84, 82).— Beſteht die nachſtehende Hypothek des Ve⸗ 
rechtigten zu einem geringeren Betrage als die Eigentümergrundſchuld, ſo kann es ſich 
fragen, ob der Berechtigte die Löſchung der ganzen Eigentümergrundſchuld verlangen kann 
oder nur Löſchung in Höhe der Summe feines Hnpothetentapitals und aller Nebenverbind⸗ 
lichkeiten (vgl. RG 68, 155; 84, 88). Wenn unbeſchränkte Löſchungsverpflichtung über⸗ 
nommen ift und nicht ein anderer Wille der bei der Verpflichtungsübernahme Beteiligten 
erhellt, iſt erſteres anzunehmen, da der Berechtigte wegen Verbeſſerung der Sicherheit ſeiner 
Hnpothet ein Intereſſe an Beſeitigung der ganzen vorgehenden Eigentümergrundſchuld hat 
(vgl. RG 63, 158). — Durch die Vormerkung wird der Übergang der Hypothek auf 
den Eigentümer (als Hypothek oder Grundſchuld), der, wenn die Vorausſetzungen dafür vor⸗ 
liegen, kraft Geſetzes eintritt, nicht gehindert (RG 57, 211; Gruch 52, 1070; SeuffA 
64, 456; 65, 411; RJA 8, 156: 15, 168; OLG 26, 166). Auch iſt ihm die Verfügung 
über die erlangte Hypothek nicht entzogen (f. dagegen über Unzuläſſigkeit einer Ver⸗ 
fügung vor Erlangung der Hypothek $ 1163 A 3), wie auch ſonſt einem Berechtigten, bei 
deſſen Recht eine Vormerkung gemäß $ 883 eingetragen iſt, an ſich die Verfügung über ſein 
Recht zuſteht, da die Vormerkung nur zum Schutze des Vormerkungsberechtigten dient (]. 8 888 
A 11: RIA 8, 154; 11, 242: 15, 163; OLG 26 S. 165, 166, 169; 89, 259). Der Eigen- 
tümer kann alſo die auf ihn übergegangene Hypothek (Grundſchuld) trotz der Vormerkung z. B. 
auf feinen Namen umſchreiben laſſen, an einen Dritten übertragen, mit einem Pfandrecht 
belaſten, im Range gegenüber einem andern Recht nachſetzen; desgleichen iſt eine Pfändung 
der Hypothek (Grundſchuld) ſeiteus feiner Gläubiger zulälfig und eintragbar (MIA 8, 154; 
OLG 39, 269); überall, ſolange noch nicht der Vormerkungsberech tigte von feinen Löſchungs. 
anſpruche Gebrauch gemacht hat und die Löſck ung erfolgt ift (SLG 89, 259). Cine Verſügung 
in dieſem Sinne iſt auch gegeben, wenn der Eigentümer zur Erſetzung der Hypothekenforderung 
durch eine andere (8 1180) oder zur Umwandlung einer Sicherungs- (Höchſtbetrags⸗) Kypothek 
in eine gewöhnliche Hypothek (§ 1186; ſ. $ 1190 A 1) feine Zuſtimmung erteilt (RIA 11, 242 
ſ. A 5, auch § 1186 A 2). Das Grundbuchamt darf die Eintragung der Verfügung nicht ablehnen, 
auch wenn der Vormerkungsberechtigte nicht zuſtimmt, da die Verfügung durch nachträgliche 
Genehmigung des Vormerkungsberechtigten voll wirkſam werden fann (RIA 8, 157; 15, 163; 
OLG 26, 166). Genehmigt dieſer aber die Verfügung nicht, fo iſt fie gemäß 8 883 Abſ 2 
ihm gegenüber unwirkſam (vgl. hinſichtlich Erſcbung der Hppothelenſorderung durch eine 
andere RG Warn 1914 Nr 76), und er kann nach § 888 von dem Dritten, der ein Recht 
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an der Hypothek (Grundſchuld) des Eigentümers erlangt hat, Zuſtimmung zu der Löſchung 
verlangen (RIA 15, 163). Dies gilt auch dann, wenn der verpflichtete Eigentümer das 
Grundſtück veräußert hat und erſt in der Perſon des Erwerbers die Vereinigung der Hypothek 
mit dem Eigentum eintritt. Der Erwerber muß der Löſchung zuſtimmen. Perſönlich ver⸗ 
pflichtet zur Herbeiführung der Löſchung bleibt aber in allen dieſen Fällen der ſich urſprüng ⸗ 
lich Verpflichtende. Vgl. hierüber $ 888 A 1. — Nach der ſtändigen Rechtſprechung des 
Reichsgerichts iſt, wenn die Löſchungsvormerkung den Fall der Nichten tſtehung der 
Hypothekenforderung umfaßt (j. A 6) und nach dem Inhalt des Grundbuchs dies für 
jedermann erkennbar iſt (vgl. RG 93, 117; Warn 1914 Nr 821), der Vormerkungsberechtigte, 
namentlich wenn er ein im Range nachſtehender Hypothekengläubiger iſt, nicht nur gegen 
Verfügungen des Eigentümers über die Eigentümergrundſchuld, ſondern auch gegen Ver⸗ 
fügungen des eingetragenen, aber wegen Nichtentſtehung der Forderung nicht wahren 
Gläubigers über die Hypothek gemäß 3$ 883 Ab] 2, 888 geſchützt (RG 98, 117; JW 08, 27511; 
Warn 1911 Nr 124, 184, 193, 379; 1912 Nr 393), gleichviel, ob der durch die Verfügung Er⸗ 
werbende hinſichtlich des Beſtehens und der Bedeutung der Vormerkung oder hinſichtlich des 
durch dieſe geſicherten Anſpruchs auf Löſchung in gutem oder böſem Glauben geweſen iſt 
(RG 93, 118; Gruch 52, 1070; JW 08, 275; Warn 1911 Nr 124). Dieſe Rechtſprechung 
hat ihren gerechtfertigien Grund darin, daß, wenn der Vormertungsberechtigie nicht in 
dieſer Weiſe geſchützt wäre, ſein Löſchungsanſpruch durch Verfügungen des Gläubigers 
leicht vereitelt werden konnte. Anſpruchsverpflichteter iſt, wie aus dem Wortlaute des 
8 1179 folgt, der Eigentümer. Wie ferner aus $ 883 Abſ 1, 2 ſich ergibt, find mit Un- 
wirkſamkeit gegenüber dem Vormerkungsberechtigten ſolche Verfügungen bedroht, die der 
Inhaber des Grundſtücks oder des Rechtes, das von der herbeizuführenden Rechtsänderung 
betroffen wird, feiner ihm dem Vormerkungsberechtigten gegenüber obliegenden Ver⸗ 
pflichtung zuwider vornimmt. Auch kann die im $ 883 Abſ 2 Satz 2 gleichgeſtellte Ver⸗ 
fügung im Wege der Zwangsvollſtreckung oder der Arreſtvollziehung oder durch den 
Konkursverwalter nur eine Verfügung ſein, die als von dem Anſpruchsverpflichteten ſelbſt 
vorgenommen zu gelten hat. Gegen Verfügungen eines andern, dem nach Lage der 
Sache die Möglichkeit zur Verfügung gegeben iſt, richtet ſich alſo die Wirkung der Vor 
merkung an ſich nicht. Ferner kann man die Löſchungsvormerkung nicht zugleich als einen 
Widerſpruch im Sinne des § 899 zugunſten des Vormerkungsberechtigten auffallen, da für 
dieſen nicht ein dingliches Recht bezüglich der Hnpothet außerhalb des Grundbuchs beſteht, 
das durch den Widerſpruch geſichert werden könnte, auch ein Widerſpruch wegen Nichtentſtehung 
der Forderung überhaupt nur für den Eigentümer gegen den Glaubiger gemäß 88 1138, &99 
oder § 1139 eingetragen werden könnte. Falls indes der Eigentümer, wie häufig, nanıentlich 
wenn die Forderung erſt durch einen Zeſſionar zur Entſtehung gebracht werden joll (8 1163 A 4), 
feine Einwilligung zu der Verfügung des als Glaubiger Eingetragenen gibt, iſt hierin eine von 
ihm vorgenommene Verfügung über die wegen Nichtentſtehung der Forderung ihm zuſtehende 
Eigentümergrundſchuld anzufeben, die nach $ 883 Abſ 2 gegenüber dem Vormerkungsberech⸗ 
tigten unwirkſam iſt. Weiter wird dem von dem Gläubiger die Hypothek Erwerbenden häufig 
bekannt fein, daß die Forderung nicht entſtanden und fomir der Verfügende nicht wahrer 
Gläubiger iſt. Beſonders wird dieſe Kenntnis oft anzunehmen ſein, wenn der Erwerber weiß, 
daß bei der Hypothek eine Löſchungsvormerkung eingetragen ift, die den Fall der Nichtenſtehung 
der Forderung umfaßt. Vornehmlich aber wird die Kenntnis ohne weiteres ſich ergeben, 
wenn, wie meiſtens, es ſich um eine Baugeldhypothek handelt, alfo um eine Hypolhek, 
deren Forderung erſt durch Zahlung von Darlehen als Baugelder für einen Neubau an den 
Eigentümer je nach Fortſchreiten des Baues zur Entſtehung gebracht werden ſoll. Iſt dem 
Erwerber beim Erwerbe bekannt, daß er eine Baugeldhypothek erwirbt, bei der eine Löſchungs⸗ 
vormerkung eingetragen iſt, und iſt die Forderung (ganz oder zum Teil) nicht zur, Entſtehung 
gelangt, ſo wird es in der Regel nicht noch eines (andern) Beweiſes für die Kenntnis der Nicht⸗ 
entſtehung der Forderung bedürfen. Hat aber der Erwerber dieſe Kenntnis, jo hat er durch die 
Verfügung des nicht wahren Gläubigers (mangels guten Glaubens, & 892) die Hypothet nicht 
erworben; vielmehr ſteht ſie nach wie vor dem Eigentümer zu. Deshalb iſt der Löſchungs⸗ 
anſpruch des Vormerkungsberechtigten auch gegen den Erwerber begründet. 75 Der Löſchungs⸗ 
anſpruch wegen Nichtentſtehung der Forderung iſt jedoch namentlich bei Baugeldhypotheken 
nicht fofort mit der Eintragung der Vormerkung gegeben, ſondern ſinngemäß erſt 
nach Abwicklung des Kreditverhältniſſes und nachdem eine ſolche Sachlage 1 ilt, 
daß eine Entſtehung der Forderung nicht mehr zu erwarten it (RG 27. 3. 12 v 05/11; 
Seuff2 60 Nr 12, 135, 136). — Häufig ift bei Vaugeldhypotheken mit einer Läcchungs⸗ 
vormerkung eine Vorrangseinräumung verbunden, indem ein Hupothekenglaubiger 
der Baugeldhypothek den Vorrang vor ſeiner Hypothek emräumt und zugleich eine 
Löſchungsvormerkung für ſich als Gläubiger ſeiner Hypothet eintragen läßt. Dabei wird 
öfter an die Vorrangseinräumung die Bedingung geknüpft, daß die Forderung der Bau⸗ 
geldhypothek gemäß dem Baugeldvertrage zur Entſtehung gebracht ed 880 U 3; 
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auch RG 86, 224; Warn 1913 Nr 353). Das Verhältnis zwiſchen Vormerkung und Vor⸗ 
rangseinräumung hinſichtlich der dem zurücktretenden Hypothekengläubiger zuſtehenden Rechte 
iſt dann folgendes: Wenn die Darlehnsforderung auf irgendeine Weiſe zur Entſtehung ge⸗ 
bracht wird (vgl. RG 93, 114 darüber, daß, wenn dem Glaubiger, der einen Bau auf dem 
Grundſtück des Eigentümers ausführen ſollte, als Bedingung der Sicherung der Baukoſten⸗ 
forderung durch die Hypothek die vollſtändige Fertigſtellung des Baues geſetzt war, der Eigen⸗ 
tümer aber den Eintritt der Bedingung durch Vorenthaltung der von einem Dritten gezahlten 
Baugelder wider Treu und Glauben vereitelt hat, gemäß § 162 die Hypothekenforderung als 
in Höhe der Koſten des hergeſtellten Teiles des Baues zur Entſtehung gelangt zu erachten iſt), 
iſt der zunächſt bedingt beſtehende Löſchungsanſpruch ausgeſchloſſen, ſofern nicht auch für 
die Löſchungsvormerkung in dieſer Hinſicht beſondere einſchränkende Beſtimmungen feſtgeſetzt 
find. Den Vorrang aber hat die Baugeldhypothek nur inſoweit, als die Forderung gemäß 
dem Baugeldvertrage, insbeſondere je nach Fortſchreiten des Baues, zur Entſtehung gebracht 
worden (valutiert) iſt (vgl. hierüber $ 880 A 3; auch RG 27. 3. 12 V 465/11; Warn 1913 
Nr 353; a. M. OLG 26, 173). Letzteres gilt allerdings gegenüber einem dritten Erwerber 
der Baugeldhypothek nur dann, wenn die Bedingung für die Vorrangseinräumung ſich aus 
dem Grundbuch ergibt oder dem Erwerber zur Zeit des Erwerbs bekannt war (RG 76, 376; 
27. 3. 12 V 465/11; vgl. auch OLG 26, 174). Dieſes Verhältnis zwiſchen Vormerkung und 
Vorrangseinräumung iſt beſonders von Bedeutung, wenn im Falle der Zwangsverſteigerung 
des belaſteten Grundſtücks der Vormerkungsberechtigte den auf die Baugeldhypothek ent⸗ 
fallenen baren Verſteigerungserlös (zum Teil) für ſich in Anſpruch nimmt, teils auf Grund 
der Vormerkung, teils weil die Bedingung für die Vorrangseinräumung nicht erfüllt ſei. 
Gelangt nämlich das Grundſtück zur Zwangsverſteigerung, ſo darf der Eigentümer, auf 
den die Hypothek übergegangen iſt, den etwa auf die Hypothek entfallenden Verſteigerungs⸗ 
erlös nicht für ſich erheben, wenn zugunſten eines nachſtehenden Berechtigten die Vormerkung 
eingetragen und dieſer bei Erhebung des Erlösteils einen Ausfall erleiden würde; vielmehr 
ift der Erlösteil zunächſt auf die etwaigen Zwiſchenberechtigten und den Vormerkungsberech 
tigten nach Maßgabe ihrer Rangverhältuniſſe zu verteilen (RG 57, 209; 63, 152; 84, 83; 
93, 118; Gruch 52, 1070; 54, 1025; Warn 08 Nr 642; 1911 Nr 124; OLG 26, 166), voraus- 
geſetzt allerdings, daß von dem Vormerkungsberechtigten die Rechte aus der Vormerkung in 
dem Verteilungsverfahren überhaupt geltend gemacht werden, insbeſondere gegen die Zu ⸗ 
weiſung des Erlösteils an den Eigentümer Widerſpruch erhoben wird (OLG 26, 166). Gleiche 
Wirkung hinſichtlich Zuweiſung des Erlösteils hat die Vormerkung weiter gemäß § 883 Abſ 2 
auch gegenüber ſolchen Dritten, die nach Eintragung der Vormerkung Rechte an der auf den 
Eigentümer übergegangenen Hypothek erworben haben (RG 63, 152; JW 08, 27511 Warn 
1911 Nr 124, 379; Gruch 52, 1070; 54, 1027); ſelbſt wenn ſie beim Erwerbe des Rechtes 
etwa hinſichtlich der Wirkung oder des Umfangs der Vormerkung in gutem Glauben 
geweſen find (RG IW 08, 2751; Warn 1911 Nr 124, 379). In leßzterer Hinſicht find 
lediglich die tatſächlichen Verhältniſſe (4. B. inwieweit die Forderung nicht entſtanden und 
daher die Hypothek auf den Eigentümer übergegangen ift) ſowie die (objektive) Bedeutung 
der Vormerkung (z. B. ob ſie ſich auf eine oder mehrere Hypotheken des Vormerkungs⸗ 
berechtigten bezieht) maßgebend (NG 63, 152; JW 08, 27511). Ferner darf auch der 
Gläubiger der vorgehenden Hypothek, wenn und ſoweit die Bedingung für die Vorrangs⸗ 
einräumung nicht erfüllt iſt, den auf die Hypothek entfallenden Verſteigerungserlbs nicht 
zum Nachteil des zurückgetretenen Gläubigers für ſich in Anſpruch nehmen, mag auch an 
ſich die Hypothekenforderung zur Entſtehung gebracht fein und eine (von der Löſchungs⸗ 
vormerkung betroffene) Eigentümergrundſchuld nicht beſtehen. — Fällt die Hypothek, bei 
der die Vormerkung eingetragen iſt, bei der Zwangsverſteigerung nicht in das geringſte 
Gebot, jo erliſcht nach $ 91 ZUG mit der Hypothek auch die Vormerkung. In RIA 11, 73 
iſt angenommen, daß auch eine bei einer Hypothek, die in das geringſte Gebot fällt, für den 
Gläubiger der nämlichen Hypothek (ſ. A 8) eingetragene Vormerkung erliſcht, wenn ſie bei 
der Feſtſetzung des geringſten Gebots nicht berückſichtigt iſt. Dies iſt nicht für zutreffend 
zu erachten, da mit der Hypothek auch der für den Fall ihrer Vereinigung mit dem Eigen; 
tum gegebene vorgemerkle Löſchungsanſpruch beſtehenblieb. — Über die Wirkungen im 
Falle des Konkurſes des Vormerkungsverpflichteten vgl. A 5. — Vgl. ſerner $ 984 3PO 
105 1 iſt hinſichtlich Aufgebots der Hypothek gemäß § 1170 antrags - 
erechtigt). 

8. Bezüglich der Eintragung der Vormerkung gilt das in 8 885 A 1—3 Bemerkte, wo. 
nach insbeſondere zur Vornahme der Eintragung eine in der Form des § 29 GBO erklärte 
Eintragungsbewilligung des Eigentümers oder eine gegen ihn gerichtete einſtweilige Ver; 
fügung erforderlich iſt. Wegen der Notwendigkeit, daß ſich aus der Eintragung der Umfang 
des Löſchungsanſpruchs ergibt, ſ. A 6. — Zu bemerken ift, daß $ 1179 nicht als Ausnahme von 
$ 40 GBO in Betracht kommt. Nicht der zukünftige Gläubiger der Hypothek, ſondern der 
gegenwärtige Eigentümer als ſolcher hat nach dem Geſetz die Vormerkung zu bewilligen. 


Hypothek 88 1179, 1180 645 


Dieſer aber ift eingetragen oder muß ſich nach jener Ordnungsvorſchrift als Eigentümer 
eintragen laſſen. — Iſt die betroffene Hypothek eine Briefhypothek, ſo iſt gemäß 88 42, 62 
GBO der Brief vorzulegen, da ſich die Vormerkung gegen das hypothekariſche Recht richtet, 
mag es auch ſpäter eine andere Geſtalt gewinnen (KJ 21 A 175; RIA 6, 164). Der 
Gläubiger der Hypothek iſt allerdings, wenn nicht beſondere Rechtsbeziehungen zwiſchen ihm 
und dem Eigentümer beſtehen, zur Vorlegung des Briefes nicht verpflichtet, da, ſolange nicht 
die Hypothel (ganz oder zum Teil) auf den Eigentümer übergegangen ilt, eine Berichtigung 
des Grundbuchs (durch Eintragung der Vormerkung) im Sinne von 8$ 894 ff. (vgl. 88 1144, 
1145) nicht in Frage ſteht (OLG 18, 181). Über Erfüllung der Ordnungsvorſchrift des $ 44 
GBO (Vorlegung der Urkunde) im Falle der Eintragung einer Löſchungsvormerkung bei einer 
Hypothek für Schuldverſchreibungen auf den Inhaber vgl. KGJ 50, 198. — Der Zuſtimmung 
des Hypothekengläubigers zur Eintragung bedarf es nicht, da ſein Recht nicht durch die Vor⸗ 
merkung betroffen wird (KJ 26 A 161; 50, 200). 


8 1180 


An die Stelle der Forderung, für welche die Hypothek beſteht, kann eine 
andere Forderung geſetzt werden!). Zu der Anderung iſt die Einigung des 
Gläubigers und des Eigentümers?) ſowie die Eintragung in das Grund⸗ 
buch erforderliche); die Vorſchriften des § 873 Abſ 2 und der 88 876, 878 
finden entſprechende Anwendung“). 

Steht die Forderung, die an die Stelle der bisherigen Forderung treten 
ſoll, nicht dem bisherigen Hypothekengläubiger zu), jo iſt deſſen Zuſtimmung 
erforderlich; die Zuſtimmung iſt dem Grundbuchamt oder demjenigen 
gegenüber zu erklären, zu deſſen Gunſten ſie erfolgt. Die Vorſchriften 
des § 875 Abſ 2 und des 5 876 finden entſprechende Anwendung’). 

E II 1087; P 3 725; 6 245. 


1. Um den Umweg zu erſparen, daß der Gläubiger auf die Hypothek verzichtet (8 1168) 
und dann der Eigentümer die hierdurch zur Entſtehung gelangte Eigentümergrundſchuld 
(8 1177 Abf 1) wieder in eine Hypothek für eine andere Forderung umwandelt ($ 1198), be- 
ſtimmt 8 1180, daß an die Stelle der Forderung, für welche die Hypothek beſteht, eine andere 
Forderung geſetzt werden kann. Vorausſetzung ift, daß die Hypothek rechtsgültig beſtellt 
und daß fie eine wirkliche Hypothek, iſt. Eine nichtige Hypothek kann auch zur Sicherung einer 
andern Forderung nicht dienen. Einer Grundſchuld, mag ſie als ſolche beſtellt oder aus einer 
Hypothek (als Eigentümergrundſchuld) entſtanden fein, kann eine Forderung nur in der Weiſe 
untergelegt werden, daß ſie gemäß § 1198 in eine Hypothek umgewandelt wird (MG 48, 56; 
Na 7, 153), und zwar, wenn die Grundſchuld eine Eigentümergrundſchuld iſt, unter gleich · 
zeitiger Abtretung an einen andern, da niemand eine Forderung gegen ſich ſelbſt begründen 
kann (RIA 3, 212; 7, 151; 7, 227). — Die Wirkung der Anderung beſteht darin, daß die 
bisherige Forderung aus der hypothekariſchen Sicherung ausſcheidet und die neue Forderung in 
dieſe eintritt. Auf das Beſtehen der erſteren Forderung hat die Anderung keinen Einfluß. Sie 
kann dem bisherigen Gläubiger gegen den perſönlichen Schuldner, auch wenn dieſer zugleich 
der Eigentümer iſt, erhalten bleiben, hat aber dann nur noch ſchuldrechtliche Bedeutung ( G 
42, 268; OLG 41, 178). Daraus folgt, daß das etwaige Fortbeſtehen der alten Forderung 
kein Hindernis bildet, daß Zinſen der neuen Forderung für eine Zeit, in der noch Zinſen der 
alten Forderung rückſtändig fein können, in die hypothekariſche Haftung einbezogen werden 
(KGJ 42, 268; OLG 41, 178). Da jedoch der Gläubiger durch die Einigung mit dem Eigen. 
tümer im Falle des Abſ 1 oder durch die Zuſtimmung im Falle des Abſ 2 auf die Hypothet für die 
bisherige Forderung verzichtet, kann der perſönliche Schuldner nach Maßgabe des 31160 frei 
werden, wenn er aus der Hypothek hätte Erſatz erlangen können. Bezüglich der neuen Forderung 
iſt es ſo anzuſehen, als ob die Hypothek von vornherein für ſie und nur fur ſie beſtellt worden 
wäre. Hervorzuheben iſt in dieſer Hinſicht, daß der Eigentümer Einreden gemäß 91137 nur 
aus dem neuen, nicht mehr aus dem früheren Schuldverhältniſſe der dinglichen Klage ent- 
gegenſetzen kann, und daß die Hypothek, wenn die neue Forderung erliſcht, gemäß 88 1163 
Abf 1 Satz 2, 1177 Abs 1 zur Eigentümergrundſchuld wird, auch wenn die früher gelicherte 
Forderung noch beſteht. Hinſichtlich des dinglichen Rechtes (z. B. der Nechtsgültigkeit der 
Hypothel) gilt der neue Gläubiger als rechtsgeſchäftlicher Erwerber, ſo daß ihm der Schutz 
des $ 892 (nicht auch des 1138) zur Seite ſteht. — Aus Abl 2 folgt, daß im Wege des 
§ 1180 nicht nur eine neue Forderung des bisherigen Gläubigers, ſondern auch 
die Forderung eines neuen Gläubigers der Hypothek untergelegt werden kann. Zu 
beachten iſt hierbei die Verſchiedenheit des letzteren Falles von der Abtretung der Hypothek 
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(vgl. RIA 7, 227). Während dort die Hypothek als ſolche für die andere Forderung umgeſtaltet 
wird und in dieſer Geſtalt für den andern Gläubiger neu entſteht (Abſ 1 erfordert deshalb 
auch Einigung des Gläubigers und des Eigentümers wie $ 873 für die Beſtellung der Hypothek), 
wird bei der Abtretung die Forderung mit der Hypothek unverändert auf den neuen Gläubiger 
übertragen, fo daß lediglich ein Gläubigerwechſel ſtattfindet. Deshalb finden die Vorſchriften 
des § 1154 (schriftliche Abtretungserklärung bei der Briefhypothek, Einigung über die Über⸗ 
tragung zwiſchen den beiden Glaubigern bei der Buchhypothek) auf die Unterlegung der 
Forderung eines neuen Gläubigers als ſolche keine Anwendung; es iſt überhaupt zur Aus, 
wechſlung der Forderung des bisherigen Gläubigers mit der Forderung des neuen Gläubigers 
eine Abtretung der Hypothek an dieſen nicht erforderlich (ftr.; vgl. R Warn 08 Nr 272; KG) 
49, 226; OLG 26, 171; 41, 181; auch KGJ 40, 271). Die (wenn eine Abtretung nicht erfolgt) 
nach Abſ 2 erforderliche Zuſtimmung des bisherigen Gläubigers iſt als ein dem Eigentümer 
das Verfügungsrecht zuweiſender Verzicht auf die Hypothek anzuſehen (OLG 26, 171). Da 
jedoch die Hypothek die Geſtaltung als Hypothek für die Forderung des andern Gläubigers 
neu gewinnt, müſſen die Vorſchriften des § 1163 Ab] 1 Satz 1, Abſ 2 und des § 1117 zur An⸗ 
wendung kommen. Iſt die neue Forderung nicht zur Entſtehung gelangt, fo ſteht die (Buch⸗ 
oder Brief-) Hypothek (als Grundſchuld, 8 1177 Abj 1) dem Eigentümer zu, und das gleiche 
gilt hinſichtlich der Briefhypothek bis zur Übergabe des Briefes an den neuen Gläubiger. 
Mithin iſt zum Erwerbe der Hypothek für die Forderung des neuen Gläubigers außer der 
Einigung zwiſchen dieſem und dem Eigentümer (bj 1), ſowie der Zuſtimmung des bisherigen 
Gläubigers (Abſ 2) die Entſtehung der andern Forderung und bei der Briefhypothek ferner 
die Übergabe des Briefes gemäß 5 1117 erforderlich (ſtr.; vgl. OLG 10, 87). Iſt der Eigen ⸗ 
tümer ſelbſt Gläubiger der Hypothek, hat er z. B. den früheren Hypothekengläubiger befriedigt, 
wiewohl er nicht der perſönliche Schuldner war, und iſt deshalb die Hypothek nach 88 1143 
Abſ 1 Satz 1, 1153 Abſ 1 auf ihn als Eigentümerhypothek ($ 1177 Abſ 2) übergegangen ge- 
weſen, fo wird in der Forderungsauswechſlung für den neuen Gläubiger in der Regel zu- 
gleich eine Abtretung liegen. Dann iſt auch eine Erklärung der Abtretung, bei Briefhypo⸗ 
theken in ſchriftlicher Form, die durch Eintragung der Abtretung in das Grundbuch erſetzt 
wird (§ 1154), erforderlich (vgl. KJ 45, 284 und über Umwandlung einer Eigentümergrund- 
ſchuld in eine Hypothek für die Forderung eines neuen Gläubigers § 1198 A 1). — Innerhalb 
des Betrags der Hypothek können auch mehrere Forderungen, ſelbſt wenn ſie verſchie⸗ 
denen Gläubigern zuſtehen, an die Stelle der bisherigen Forderung geſetzt werden. Die Hypo⸗ 
thek zerfällt dann in Tellhypotheken. Über die Rangverhältniſſe der Teile vgl. 8 1151 A 1. — 
Der Eigentümer braucht nicht perſönlicher Schuldner der neuen Forderung 
zu fein. da auch für eine fremde Schuld Hypothek beſtellt werden kann (RG 60, 262). — Ande ; 
rung einer unrichtigen Bezeichnung der Forderung fällt nicht unter $ 1180. Sie 
erfolgt im Wege der Berichtigung des Grundbuchs ($ 894, GBO 8 22). — Die Vorſchriften 
des § 1180 finden auf alle Hypothekenarten Anwendung. Auch einer Höchſtbetrags⸗ 
hypothek (§ 1190) kann eine andere Forderung, ſei es eine dem Betrage nach beſtimmte 
oder eine unbeſtimmte, bis zur Höhe des Höchſtbetrags untergeleat werden, vorausgeſetzt, 
daß die Hypothek nicht Eigentümergrundſchuld iſt, daß alſo eine den Höchſtbetrag anfüllende 
Forderung aus dem geſicherten Rechtsverhältniſſe bereits entſtanden iſt (vgl. hierüber 8 1190 
Al). Soll vor Entſtehung einer Forderung ein anderes Rechtsverhältnis der Höchſtbetrags⸗ 
hypothek zugrunde gelegt werden, fo wird nicht $ 1180, ſondern, entſprechend dem $ 1198 
(. dort A 1), $ 877 mit § 873 zur Anwendung zu bringen fein, da hierdurch für die künf 
tige Verwandlung der Grundſchuld in eine Hepothek eine andere Bedingung als bisher 
(. $ 1190 A 1) gelegt wird (a. M. KJ 45, 286; 49, 224, wo auf die Auswechſlung des 
bisherigen Forderungskreiſes mit einem neuen Forderungskreiſe $ 1180 für anwendbar er 
achtet iſt; es iſt aber dabei nicht berückſichtigt, daß die Forderungen erſt künftig entſtehen ſollen, 
alſo Forderungen, die ausgewechſelt werden könnten, noch nicht beſtehen, deshalb [. $ 1190 
A 1] die Hypothek noch dem Eigentümer als vorläufige Eigentümergrundſchuld zuſteht). Da⸗ 
bei iſt es auch zuläſſig, daß in den Kreis der Forderungen, die aus dem neuen Rechtsverhältnis 
künftig entſtehen würden, die Forderungen, die aus dem alten Rechtsverhältnis entſtehen 
follten, miteinbezogen werden, fofern der (künftige) perſönliche Schuldner der nämliche bleibt 
(vgl. ROY 45, 286; 49, 224). Eine (gewöhnliche) Sicherungshypothek bleibt trotz Unter⸗ 
legung einer neuen Forderung Sicherungshypothek, es fei denn, daß fie zugleich gemäß $ 1186 
(vgl. KJ 46, 233; OLG 26, 171) in eine Verkehrshypothek umgewandelt wird. Wenn 
einer Geſamthypothek (8 1132) eine neue Forderung untergelegt werden ſoll, ift Einigung 
des neuen Gläubigers mit den Eigentümern ſämtlicher belaſteten Grundſtücke erforderlich. — 
Über die Anwendbarkeit des $ 1180 auch auf Hypotheken des früheren Rechtes vgl. 
Art 192 EGG und RS 48, 56; 50, 81. Auf eine Hypothekvormerkung findet $ 1180 
keine Anwendung, da ſie lediglich zur Sicherung des vorgemerkten Anſpruchs dient, mit dem 
fie ſteht oder fällt (ORG 20, 419). 

2. Gläubiger und Eigentümer, deren Einigung über die Erſetzung der geſicherten Forde 
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rung durch eine andere erforderlich iſt, müſſen verſchiedene Perſonen fein (ſ. 8 873 A 7a). 
Deshalb kann im Falle der Hypothek des Eigentümers (8 1177 Abſ 2) dieſer nicht für ſich allein 
die Forderung durch eine andere erſetzen, ſolauge die Hypothek ſich in feiner Hand befindet 
(RIA 3, 212). — Unter dem Gläubiger iſt der Gläubiger der andern Forderung, alſo wenn die 
Forderung einem andern als dem bisherigen Gläubiger zuſteht (j. A 1), der andere zu ver⸗ 
ſtehen. — Die Einigung bedarf zur Wirkſamkeit keiner Form; ſie kann auch der Eintragung 
nachfolgen (ſ. $ 873 A 7c). 


3. Formellrechtlich genügt zu der (weiter notwendigen, OLG 6, 124) Eintragung der 
Erſetzung gemäß § 19 GBO die in der Form des 3 29 GBO erklärte einſeitige Eintragungs⸗ 
bewilligung des Eigentümers (abgeſehen von der Zuſtimmung des bisherigen Gläubigers im 
Falle des Abſ 2, RA 7, 232). Einzutragen iſt, daß an die Stelle der bisherigen die neue For⸗ 
derung geſetzt iſt. Hinſichtlich der Bezeichnung der neuen Forderung und des ſonſtigen In⸗ 
halts der Einſchreibung iſt $ 1115 maßgebend (vgl. KGJ 31 A 339). Soll bei der Forderungs- 
auswechſlung zugleich ein neuer Gläubiger an die Stelle des bisherigen treten (f. A 1), fo 
iſt einzutragen, daß die Hypothek für den neuen Gläubiger umgeſchrieben werde unter Setzung 
der neuen Forderung an die Stelle der bisherigen (KGJ 45, 285). — Im Falle einer Briefe 
hypothek ift die mit dem Briefe verbundene alte Schuldurkunde abzutrennen (8 65 Abſ 1, 2 
GBO) und die neue Schuldurkunde mit dem Briefe zu verbinden (§ 58 Abſ 1 Satz 1 GBO). 


4. Die entſprechend anzuwendenden §8 873 Abſ 2, 876, 878 betreffen: Bindung der 
Beteiligten an die Einigung vor der Eintragung (ſ. § 873 A 13—17); Erfordernis der Zu« 
ſtimmung Dritter, denen ein Recht an der Hypothek zuſteht (. 8 876 A 1, 6—8); den nach⸗ 
träglichen Eintritt einer Verfügungsbeſchränkung der die Einigung Erklärenden (§ 878). Die 
im $ 873 Abſ 2 für die Bindung vor der Eintragung vorgeſchriebene Form findet auf den 
ſchuldrechtlichen Vertrag, betreffend die Übernahme der Verpflichtung zur Erſetzung der 

orderung, keine Anwendung (j- $ 873 A 13; R 50, 81; auch Warn 08 Nr 272). Nach der 

intragung find die Beteiligten auch an ihre formloſen Einigungserklärungen gebunden 
(. 8 873 A 7e, 13; RS 60, 262). — Die vertragsmäßig übernommene Verpflichtung des 
Eigentümers, der Hypothek, falls ſie ihm zufällt, eine andere Forderung des Gläubigers 
unterzulegen, kann als bedingter Anſpruch auf Anderung des Inhalts des hypothekariſchen 
Rechtes nach 8 883 Abf 1 Saß 1, 2 durch Vormerkung geſichert werden (vgl. OLG 6, 150). 
En 915 Wirkſamkeit einer ſolchen Verpflichtung im Konkurſe des Eigentümers vgl. 

5. Die für den Fall, daß die neue Forderung einem andern Gläubiger zuſteht, erforder⸗ 
liche Zuſtimmung des bisherigen Hypothetengläubigers iſt gegenüber dem Grund buch⸗ 
amt (J. 3 875 A 7, 10) oder gegenüber dem durch die Zuſtimmung Begünſtigten (1. $ 875 
A 8) zu erklären. Einer Abtretung durch den bisherigen Hypothekengläubiger bedarf es nicht, 
da nicht er, ſondern der Eigentümer die Hypothek dem neuen Gläubiger überläßt (RIA 
ch 227; . A 1). Vor der Eintragung der Erſetzung iſt der Hypothetengläubiger an ſeine Zu⸗ 
ſtimmung nur gebunden, wenn er ſie in einer der Formen des $ 875 Abs 2 (1.8 875 A 10, 11) 
erklärt hat. — Steht einem Dritten an der bisher geſicherten Forderung ein Recht zu, ſo iſt 
nach dem auch hier (ſ. A 4) anzuwendenden 8 876 ferner die Zuſtimmung des Dritten (f. $ 876 
A l, 6—8) zu der Zuſtimmung des Gläubigers erforderlich. — Der Zustimmung der gleich- 
oder nachſtehenden Berechtigten bedarf es nicht, es ſei denn, daß bei der Einſetzung der neuen 
Forderung die Verzinſungs- oder Rückzahlungsbedingungen über den Rahmen des 8 1119 
hinaus geändert werden. Dies hat auch dann zu gelten, wenn an die Stelle einer durch 
die Hypothek geſicherten aufſchiebend bedingten Forderung eine unbedingte Forderung geſetzt 
wird. Vgl. hierüber § 877 A 3. — Auch die Zuſtimmung des perſönlichen Schuldners iſt nicht 
erforderlich (vgl. jedoch 8 1165; . A 1). — Vgl. § 1158 A 4 über die Frage, ob der gegenwärtige 
Gläubiger, dem die Hypothek mit den Zinſen von einem beſtimmten Zeitpunkt ab übertragen 
worden iſt, zur Einſetzung einer neuen Forderung der Zuſtimmung des früheren Gläu 
bigers wegen der früheren Zinſen bedarf. — Soll die Forderung einer für A auf dem 
Grundſtück 1 eingetragenen Hypothek mit der Forderung einer für B auf dem Grundſtück 2 
eingetragenen Hypothek umgewechſelt werden, ſo müſſen, wenn die Hypothelen der Auf- 
wertung nich dem AıfvG v. 16. 7. 25 unterliegen, die Goldm webeträge ( 2, 3 G) nach 
dem Er verbstage der Forderungen feſt zeſtellt werden (vgl. OLG 45, 282) und die Um⸗ 
wandlungseintragungen zu dieſen Beträgen erfolgen 


$ 1181 


Wird der Gläubiger aus dem Grundſtſcke befriedigt), jo erliſcht die 
Oypothek'). 
Erfolgt die Befriedigung des Gläubigers aus einem der mit einer Ge⸗ 
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ſamthypothek belaſteten Grundſtücke, ſo werden auch die übrigen Grund⸗ 
ſtücke frei?). g 

Der Befriedigung aus dem Grundſtücke ſteht die Befriedigung aus den 
Gegenſtänden gleich, auf die ſich die Hypothek erjtredt?), 


E I 1078, 1092 II 1088; M 3 687, 720; P 3 620; 6 257. 


1. Die Befriedigung des Gläubigers aus dem Grundſtlck wegen ſeines dinglichen 
Hypothetenrechts erfolgt gemäß § 1147 im Wege der Zwangsvollſtreckung in das Grundſtück 
(f. hierüber 8 1147 A 2, 4). Alle andern Befriedigungsarten (f. 88 1142 A 4, 1168 A 5), z. B. 
freiwillige Zahlung, haben die Wirkungen des § 1181 nicht. Sie führen, je nachdem wer der 
Befriedigende iſt (Eigentümer, perfönlicher Schuldner uſw.), Erlöſchen der Forderung oder 
deren Übergang auf einen andern herbei (f. 8 1143 A 3), nicht aber Erlöſchen der Hypothek; 
vielmehr wird dieſe auf einen andern übertragen (als Grundſchuld auf den Eigentümer oder 
als Hypothek auf den Erwerber der Forderung). Dies gilt auch dann, wenn die Mittel zur 
Befriedigung durch Veräußerung des Grundſtücks oder von Gegenſtänden, auf die ſich die 
Hypothek erſtreckt, beſchafft worden ſind, da die Befriedigung durch Zwangsvollſtreckung 
erzwungen ſein muß (RG 47, 266; 56, 324). — Die Zwangsvollſtreckung in das Grundſtück 
wird durch Zwangsverſteigerung oder durch Zwangsverwaltung bewirkt. Dabei geſchieht 
wie Befriedigung regelmäßig durch bare Zahlung: im Falle der Zwangsverſteigerung 
durch Auszahlung des auf die Hypothek entfallenden Teiles des baren Verſteigerungserlöſes 
ſeitens des Vollſtreckungsgerichts (588 49, 117 8G); im Falle der Zwangsverwaltung durch 
Zahlung des der Hypothek aus dem Überſchuſſe der Nutzungen zugeteilten Betrags (88 157, 
158 IVO; vgl. R JW 1913, 55°). Als Zahlung gilt auch die Hinterlegung des Bar- 
gebots ſeitens ves Erſtehers gemäß 8 49 Abj 2 3G, 88 372 ff., 376, 378 BOB (8 107 Abf 1, 
3 8 (ſowie die Anweiſung des Vollſtreckungsgerichts auf den im Falle des § 117 Abs 2 
3G (Nichterſcheinen des Brechtigten) hinterlegten Betrag des Erlöſes. Ferner wirkt wie 
die Befriedigung aus dem Grundſtück: 

a) die Vereinbarung zwiſchen dem Erſteher und dem Gläubiger gemäß § 91 Abſ 2 
BVG, daß eine Hypothek, die nach den geſetzlichen oder vereinbarten Verſteigerungsbedingungen 
nicht beſtehenbleiben (88 44, 59 3G), alſo nach § 91 Abſ 1 8G durch den Zuſchlag erlöſchen 
würde, dennoch beſtehenbleiben ſoll (§ 91 Abſ 8 Satz 2 88G; vgl. K 51, 301); 

b) die gerichtliche Übertragung der Forderung gegen den Erſteher wegen 
Nichtberichtigung des Bargebots, es ſei denn, daß der Gläubiger vor dem Ablaufe 
von drei Monaten dem Gerichte gegenüber den Verzicht auf die Rechte aus der Übertragung 
erklärt oder die Zwangsverſteigerung gegen den Erſteher beantragt (8 118 Ab] 1 Satz 1, Abſ 2 
mit §8 128, 132, 133 3G; |. dazu A 2); 

e) die gerichtliche Übertragung der Forderung gegen den Erſteher im Falle 
der gemäß SS 60, 61 3 erfolgten Feſtſetzung von Zahlungsfriſten für den das 
geringſte Gebot überſteigenden Betrag des Meiſtgebots (8118 Abf 1 Satz 2, Abſ 2 Satz 18G). 

Dagegen hat die im $ 125 Abſ 1 BVG geregelte Übertragung der aus $ 50 ZUG (Nicht⸗ 
beſtehen einer bei der Feſtſtellung des geringſten Gebots berückſichtigten Hypothek) ſich ergeben. 
den Forderung gegen den Erſteher nicht die Wirkung der Befriedigung aus dem Grundſtück 
($ 125 Abſ 3 8G). Auch darin liegt nicht eine Befriedigung aus dem Grundſtück, daß der 
Hypothekengläubiger ſelbſt das Grundſtück im Zwangsverſteigerungsverfahren zugeſchlagen 
erhält, ſofern die Hypothek als Teil des geringſten Gebots (J. a) beſtehenbleibt (KJ 51, 301). 
— Nach 88 52, 91 Abi 1 3G erliſcht jede Hypothek, die nicht in das geringſte Gebot 
fällt, ohne weiteres durch den Zuſchlag. Dieſes Erlöſchen ſteht aber nicht gleich 
dem Erlöſchen infolge Befriedigung aus dem Grundſtück im Sinne des 8 1181. 
Durch letzteres wird das dingliche Recht gänzlich beſeitigt. Dagegen bewirkt der Zuſchlag 
nur, daß die Hypothek an dem zwangsverſteigerten Grundſtück nicht mehr beſteht. Haften 
für die Hypothek noch andere nicht mitverſteigerte Gegenſtände, ſo bleibt die Hypothek in 
dieſer Hinſicht durch den Zuſchlag unberührt. Erſt wenn der Gläubiger (volle oder teilweiſe) 
Befriedigung aus dem Verſteigerungserlöſe erhält, erliſcht die Hypother (ganz oder zum Teil) 
auch an dieſen Gegenſtänden. Fällt der Glaubiger aus, ſo bleibt die Hypothek an den andern 
Gegenſtänden beſtehen, mögen fie mitbelaſteie Grundſtücke oder mithaftende bewegliche 
Sachen (§8 1120ff.) fein (ftr.; Reh 55, 417; JW 1911, 4635; Gruch 48, 1067). Dabei iſt nicht 
an Gegenſtände zu denken, deren Sonderverſteigerung gemäß § 65 3G angeordnet iſt; ihr 
Erlös gehört zur Teilungsmaſſe ($ 107 Ubj 1 Satz 2 ZIG). Vielmehr kommen (abgefehen 
von andern Grundſtücken) Gegenſtände in Betracht, die, wiewohl ſie für die Hypothek haften, 
doch der Beſchlagnahme nach § 21 3G nicht unterliegen, ſowie Gegenſtände, bezüglich 
deren nach erfolgter Einſtellung (8 769 Abſ 1, 2 ZPO) die Fortſetzung des Verfahrens vom ber 
treibenden Gläubiger nicht gemäß § 31 8G (z. B. weil er befriedigt iſt) beantragt wird. 
In ſolche Gegenſtände können ausgefallene Hypothekengläubiger (nachdem ſie dinglich ge⸗ 
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klagt und einen vollſtreckbaren Titel erlangt haben) die Zwangsvollſtreckung betreiben (vgl. 
NG 55, 414; OLG 14, 33; IW 1927, 402; vgl. auch A 3), vorausgeſetzt, daß nicht die Haf⸗ 
tung für die Hypothek nach §8 1121ff. inzwiſchen erloſchen iſt. 

2. Soweit der Gläubiger (voll oder teilweise) befriedigt wird, erliſcht die Hypothek nicht nur 
an dem Grundſtück, aus dem die Befriedigung erlangt iſt, ſondern auch an allen mithaftenden 
Gegenſtänden (. A 1), und werden bei der Geſamthypothet auch die übrigen mitbelaſteten 
Grundſtücke frei. Jedoch im Falle der in A 1a genannten, als Befriedigung wirkenden Verein⸗ 
barung bleibt die Hypothek an dem erſteren Grundſtück beſtehen (wegen der Forderung ſ. unten). 
Ferner gibt 8 1182 für die Geſamthypothei eine Sonderbeſtimmung. — Das Erlöſchen tritt kraft 
Geſetzes außechalb des Grundbuchs mit der Wirkung ein, daß das dingliche Recht gänzlich 
aufgehoben wird und auch nicht an den Eigentümer fällt (. A 1). Die Löſchung iſt Berichtigung 
des Grundbuchs, die von Amts wegen auf Erſuchen des Vollſtreckungsgerichts erfolgt (88 130, 
158 AUG), auch von Beteiligten angeregt werden kann. Iſt jedoch eine Geſamthypothek 
zufolge Befriedigung des Gläubigers aus einem der belaſteten Grundſtücke auch an den übrigen 
Grundſtücken erloſchen, ſo iſt das Vollſtreckungsgericht nicht befugt, um Löſchung der Hypothek 
auf den letzteren Grundſtücken zu erſuchen, und darf auch das Grundbuchamt dieſe Löſchung 
nicht von Amts wegen vornehmen; vielmehr iſt gemäß der für Hypotheklöſchungen jeder Art 
geltenden Vorſchrift des $ 27 GBO die Zuſtimmung der Eigentümer dieſer Grundſtücke (R JA 
8, 48; OLG 14, 124; auch RG 72, 367) ſowie ein Antrag eines Beteiligten (4. B. auch eines 
nachſtehenden Hypothekengläubigers) auf Berichtigung des Grundbuchs durch Löſchung 
(88 13, 22 GO) erforderlich (RIA 3, 48). Nötigenfalls kann gegen den noch eingetragenen 
Gläubiger, der ebenſowenig wie der Eigentümer über die Hypothek zu verfügen befugt iſt, 
gemäß $ 894 auf Zuſtimmung zur Löſchung geklagt werden (OLG 14, 124), auch von nach⸗ 
ſtehenden Hypothekenglänbigern, deren Hypotheken vorrücken. Das rechtskräftige Urteil 
rechtfertigt dann (bei Zuſtimmung des Eigentümers) den Löſchungsantrag ($ 894 ZPO). 
Vgl. auch § 49 Abſ 2 GB (Löſchung des Mitbelaſtungsvermerls von Amts wegen). Wenn 
die Entftehung einer Erſatzhypothek gemäß $ 1182 in Frage kommen kann, muß zur Begründung 
des Löſchungsantrags dem Grundbuchamte weiter nachgewieſen werden, daß eine Erſatz⸗ 
hypothek nicht entſtanden ift (3. B. durch Anerkenntnis des Eigentümers, aus deſſen Grund» 
ftüct der Gläubiger befriedigt iſt, RJA 3, 40). Hat freilich inzwiſchen ein Dritter durch Rechts. 
geſchäft die noch nicht gelöſchte Hypothek gutgläubig erworben, ſo iſt dieſe in ſeiner Hand wieder 
zu einer rechtsbeſtändigen Hypothek geworden (8 892) und dann die Löſchung ausgeſchloſſen. — 
Zu bemerken iſt, daß als Wirkung der Befriedigung im Ubf 2 nicht, wie im Ab| 1, das „Er⸗ 
löſchen“, ſondern das „Freiwerden“ vom Geſetze deswegen bezeichnet iſt, weil die Geſamt⸗ 
hypothek nach § 1182 als Erſatzhypothek beſtehenbleiben kann. Im übrigen iſt beides fachlich 
gleichbedeutend. — Iſt für die an den Gläubiger übertragene Forderung gegen den Erſteher 
eine Sicherungshypothek nach Maßgabe der 88 118, 128 ZUG (J. A Ib) eingetragen und 
dabei gemäß $ 123 ZUG vermerkt, daß, wenn das Recht des Gläubigers nach den beſondern 
Vorſchriften über die Geſamthypothek erlöſchen ſollte, die Forderung andern Berechtigten 
übertragen werde, ſo kann der Gläubiger nach Ablauf der in A 1b bezeichneten drei Monate, 
da nunmehr er als befriedigt aus dem Grundſtück gilt und damit die eventuelle Zuweiſung 
der durch die Sicherungshypothel geſicherten Forderung gegen den Erſteher an die andern 
Berechtigten hinfällig geworden iſt, von dieſen nach $ 894 Zuſtimmung zur Löschung der 
eventuellen Zuweiſung, die ihn in der Verfügung über die Sicherungshypothek behindert, 
verlangen (SLG 34, 169). — Die perſönliche Forderung des Gläubigers wird durch 
Erlöſchen der Hypothek infolge des Zuſchlags (88 52, 91 ZIG) nicht berührt. Nur wenn 
und ſoweit der Gläubiger demnächſt aus dem Verſteigerungserlöſe befriedigt wird, iſt er 
auch hinſichtlich der Forderung als befriedigt anzuſehen. Das Geſetz ſagt zwar nicht aus⸗ 
drücklich, daß die Beſriedigung wegen der Hypothek zugleich Befriedigung wegen der For⸗ 
derung bewirkt; jedoch folgt dies aus § 1118, wonach die hypothekariſche Belaſtung 
darin beſteht, daß „zur Befriedigung wegen der geſicherten Forderung“ eine Geld · 
ſumme aus dem Grundſtück zu zahlen iſt. Die Befriedigung des Gläubigers hat in der 
Regel gemäß § 302 Abſ 1 das Erlöſchen der Forderung zur Folge (RG 81, 71; 104, 75; RA 
11, 304). ft aber der Eigentümer aus deſſen Grundſtück der Gläubiger befriedigt wird, nicht 
zugleich der persönliche Schuldner, ſo geht die Forderung (ohne die Hypothek) auf ihn über 
(. S 1143 A 5). Hervorzuheben iſt, daß auch zufolge der in A 1a, b, e genannten Vereinbarungen 
und Übertragungen der Gläubiger als wegen der perſönlichen Forderung befriedigt zu gelten hat; 
denn das Geſetz legt dieſen Rechtshandlungen die Wirkung der Befriedigung aus dem Grund- 
ſtück bei (vgl. RG 70,413; OLG 33, 110). Der perſönliche Schuldner wird alſo, wenn er zugleich 
der Eigentümer (Vollſtreckungsſchuldner) iſt, frei, wiewohl der Gläubiger (zunächſt wenigſtens) 
eine Zahlung noch nicht erhält; und die Forderung geht auf den (früheren) Eigentümer (ohne 
die Hypothek) über, wenn er nicht zugleich perſönlicher Schuldner iſt. Die Folge davon ift, 
insbeſondere im Falle der Vereinbarung gemäß § 91 Abſ 2 3G (f. A 1a), daß die Hypothek 
zwar als dingliches Recht an dem nunmehr dem Erſteher gehörenden Grundſtück beftehen- 
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bleibt, daß ſie jedoch ſtets von der urſpünglich geſicherten Forderung losgelöſt iſt und daher 
fortan nur als Grundſchuld beſteht, ſofern fie nicht bei der Vereinbarung zugleich gemäß 8 1198 
in eine Hypothek für die Forderung gegen den Erſteher umgewandelt wird. Eine Schuld⸗ 
übernahme ſeitens des Erſtehers hinſichtlich der urſprünglichen Forderung kann nicht in Be⸗ 
tracht kommen, da die Forderung entweder erliſcht oder auf einen andern als den bisherigen 
Glaubiger übergeht (ſtr.; a. M. RG 70, 414; RIA 6, 152; OLG 9, 140). 

3. Die der Befriedigung aus dem Grundſtücke in der Wirkung (ſ. A 2) gleichſtehende Be⸗ 
friedigung aus den Gegenſtänden, auf die ſich die Hypothek erſtreckt (. 88 1120 ff.), er- 
folgt gemäß $ 1147 ebenfalls nur (. A 1) im Wege der Zwangsvollſtreckung (RG 56, 324). 
Von der Zwangsverſteigerung des Grundſtücks werden zugleich dieſe Gegenſtände mitumfaßt, 
mit Ausnahme der im § 21 Ab] 1, 2 3G bezeichneten. Die Zwangsverwaltung ergreift 
auch die letzteren Gegenſtände ($ 148 Abſ 1 Satz 1 3G). Ferner treten die Wirkungen des 
Abſ 1 u. 2 auch dann ein, wenn der Hypothelengläubiger im Wege der Zwangsvollſtreckung 
in das bewegliche Vermögen aus den Gegenſtänden (volle oder teilweije) Befriedigung er⸗ 
hält (vgl. SS 819, 885f., 844 3 PO). Jedoch iſt hierbei Vorausſetzung, daß der Glaubiger wegen 
ſeines dinglichen Rechtes, alſo namentlich auf Grund eines nach dinglicher Klage erſtrittenen 
vollſtreckbaren Urteils, die Zwangsvollſtreckung betrieben hat. Wenn er nur wegen der perſön⸗ 
lichen Forderung (nach erhobener Schuldklage) Befriedigung geſucht hat, wird durch die ſo 
erlangte Befriedigung die Hypothek nicht zum Erlöſchen gebracht, vielmehr geht ſie, wenn die 
Forderung durch die Befriedigung erliſcht, gemäß § 1163 Abſ 1 Satz 2, 8 1177 Ubf 1 als Grund- 
ſchuld auf den Eigentümer über (RG 56, 325). Dies alles gilt auch von Forderungen gegen 
den Verſicherer, auf die ſich die Hypothek gemäß 88 1127, 1128 erftredt. Freiwillige Zahlung 
der Verſicherungsgelder ſeitens des Verſicherers an den Gläubiger löſt die Wirkungen des 
Abſ 1 u. 2 nicht aus, ſondern nur eine im Wege der Zwangsvollſtreckung (Pfändung der 
Forderung) erwirkte Zahlung (RG 56, 322; vgl. auch $ 102 des VerſVG v. 30. 5. 08). 


8 1182 


Soweit im Falle einer Geſamthypothek der Eigentümer des Grund⸗ 
ſtücks, aus dem der Gläubiger befriedigt wird!), von dem Eigentümer eines 
der anderen Grundſtücke oder einem Rechtsvorgänger dieſes Eigentümers 
Erſatz verlangen kann?), geht die Hypothek an dem Grundſtücke dieſes Eigen⸗ 
tümers auf ihn übers). Die Hypothek kann jedoch, wenn der Gläubiger nur 
teilweiſe befriedigt wird, nicht zum Nachteile der dem Gläubiger verbleiben⸗ 
den Hypothek und, wenn das Grundſtück mit einem im Range gleich⸗ oder 
nachſtehenden Rechte belaſtet iſt, nicht zum Nachteile dieſes Rechtes geltend 


gemacht werden‘). 
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1. Durch den eine Ausnahme von $ 1181 Abſ 2 enthaltenden $ 1182 wird aus Billigkeits⸗ 
gründen im Falle einer Geſamthypothek ($ 1132) dem Eigentümer des Grundſtücks, aus 
dem der Gläubiger im Wege der Zwangsvollſtreckung (ſ. hierüber 8 1181 A ) befriedigt 
wird, ebenſo, wie durch § 1173 Abſ 1, 2 dem den Glaubiger freiwillig befriedigenden Eigen- 
tümer eines der mit einer Geſamthypothek belaſteten Grundſtücke, eine fog. Erſatzhypothek 
(. A 3) an dem mitbelaſteten Grundſtück gewährt, gegen deſſen Eigentümer ihm etwa ein 
Erſatzanſpruch zuſteht. Vorausſetzung iſt auch hier (ſ. $ 1173 A 2), daß die Eigentümer der 
belaſteten Grundſtücke verſchiedene Perſonen ſind. Gehören die Grundſtücke ein und 
derſelben Perſon, fo erliſcht die Geſamthypothek zufolge der Befriedigung des Gläubigers 
aus einem der Grundſtlicke gemäß der Regel des § 1181 Abſ 1, 2 an allen Grundſtücken. — 
Der Befriedigung aus dem Grundſtücke ſteht gleich die Befriedigung im Wege der Zwangs⸗ 
vollſtreckung aus den mit dem betreffenden Grundſtücke verbundenen Gegenſtänden, auf 
die ſich die Hypothek erſtreckt (. § 1181 A 3). — Für den Fall der Befriedigung des 
Gläubigers aus dem Anteil eines Miteigentümers des im Miteigentum mehrerer nach 
Bruchteilen ſtehenden Grundſtücks gilt das in § 1173 A 2 Bemerkte. 

2. Über die in Betracht kommenden Fälle, in denen der Gläubiger, aus deſſen Grund⸗ 
ſtücke der Gläubiger befriedigt wird, von dem Eigentümer eines der andern Grundſtücke 
oder von deſſen Rechtsvorgänger Erſatz verlangen kann, vgl. 8 1173 A 6 und 8 1164 A 2, 8. 
— Wenn die Möglichkeit eines ſolchen Erſatzanſpruchs nicht nach der Sachlage ausgeſchloſſen 
iſt, darf der Grundbuchrichter ohne Zuſtimmung des Eigentümers des Grundſtücks, aus dem 
der Gläubiger befriedigt worden iſt, die Hypothek an dem andern Grundſtück, da fie Erſatz⸗ 
hypothek geworden fein könnte, nicht löſchen (KJ 47, 214; |. $ 1181 A 2). f 

3. Außerſtenfalls bis zur Höhe der Befriedigungsſumme geht die Hypothek, ſoweit der 
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Erſatzanſpruch beſteht, an dem Grundſtück des erſatzpflichtigen Eigentümers auf den erſatz⸗ 
berechtigten Eigentümer kraft Geſetzes über, ohne daß es einer Umſchreibung auf den 
letzteren oder bei einer Briefhypothek einer Briefübergabe bedarf (KJ 47, 217). Streit beſteht 
auch hier, wie in den ebenfalls den Übergang einer Hypothet in Hohe eines Erſatzanſpruchs 
betreffenden Fällen der SS 1164, 1173 Abſ 2, 1174 (vgl. 8 1164 A 2, § 1173 A 7), über die 
rechtliche Natur der Erſatzhypothek. Nach der einen Meinung verbindet ſich das 
dingliche Recht ſtets mit der Erſatzforderung dergeſtalt, daß es fortan als Hypothek für die 
Erſatzforderung beſteht. Eine andere Anſicht erachtet in dem Fall, daß der erſatzberechtigte 
Eigentümer zugleich perſönlicher Schuldner der der bisherigen Geſamthypothek zugrunde 
liegenden Forderung iſt, das übergehende hypothekariſche Recht ebenfalls als Hypothel für 
die Erſatzforderung, nimmt dagegen an, daß, wenn der erſatzberechtigte Eigentümer nur dinglich 
für die bisherige Geſamthypothek haftete, er die Hypothek an dem erſatzpflichtigen Grundſtück 
als Hypothek für die urſprüngliche Forderung in Höhe des Erſatzanſpruchs erlange. Nach einer 
dritten Meinung verbindet ſich das hypothekariſche Recht niemals mit der Erſatzforderung, 
vielmehr iſt das Beſtehen dieſer lediglich Vorausſetzung für den Übergang jenes Rechtes, und 
weiter wird angenommen, daß die Hypothek, wenn der erſatzberechtigte Eigentümer nicht 
zugleich perſönlicher Schuldner iſt, als Hypothek für die urſprüngliche Forderung, andernfalls 
als Grundſchuld in Höhe des Erſatzanſpruchs übergeht. Eine vierte Anſicht erachtet die über⸗ 
ee Hypothek in jedem Falle als Hypothek für die urſprüngliche Forderung in Höhe des 

rſatzanſpruchs. Es iſt der erſten Anſicht beizutreten. Iſt der erſatzberechtigte Eigentümer 
zugleich perſönlicher Schuldner, ſo erliſcht zufolge der Befriedigung des Gläubigers aus ſeinem 
Grundſtück auch die urſprüngliche Forderung ($ 1181 A 2). Sie kann daher in dieſem Falle 
nicht der übergehenden Hypothek zugrunde liegen; auch kann die Hypothetenforderung 
nicht eine dem Erſatzberechtigten als nunmehrigen Hypothekengläubiger gegen ſich ſelbſt zu⸗ 
ftehende Forderung fein. Aber auch als eine Grundſchuld wegen Erlöſchens der Forderung 
(8 1163 Abſ 1 Satz 2) it die übergehende Hypothek in dieſem Falle nicht zu erachten. Denn 
nad) $ 1177 Abj 1 Satz 1 verwandelt ſich eine Hypothek nur dann in eine Grundſchuld, wenn 
ſie ſich mit dem Eigentum in einer Perſon vereinigt. Eine ſolche Vereinigung findet nicht ſtatt, 
da der erſatzpflichtige Eigentümer die Hupothel an ſeinem Grundſtück nicht erwirbt, ſondern 
ſie auf den Erſatzberechtigten übergeht. Ferner würden, wenn ſich die Hypothek in eine Grund⸗ 
ſchuld umwandeln würde, für fie die Verzinfungs und Zahlungsbedingungen der urfprüng- 
lichen Forderung weiter gelten, während zwiſchen dem Erſatzberechtigten und dem Erfah» 
pflichtigen Rechtsbeziehungen nur nach Maßgabe des Rechtsverhältniſſes beſtehen, auf Grund 
deſſen für den Erſahberechtigten zufolge Befriedigung des Hypothekengläubigers aus ſeinem 
Grundſtück der Erſatzanſpruch erwächſt, To daß fortan die für die Erſatzforderung beſtehenden 
Verzinſungs, und Bahlungsbedingungen gelten müſſen. Da nun die „Hypothek“ auf den 
Erſatzberechtigten übergehen ſoll, eine Hypothek gemäß 8 1113 begrifflich eine durch fie ge- 
ſicherte Forderung vorausſetzt und die urſprüngliche Hypothekenforderung im Falle der 
Befriedigung des Gläubigers aus dem Grundſtück des perſönlichen Schuldners erliſcht, jo er- 
gibt ſich für dieſen Fall der notwendige Schluß, daß die auf den Erſatzberechtigten übergehende 
Hypothek ſich kraft Geſetzes mit der Erſatzkorderung verbindet. § 1182 macht aber hinſichtlich 
des Hypothelenübergangs keinen Unterſchied, ob der Erſatzberechtigte zugleich perſonlicher 

chuldner der urſprünglichen Hypothekenforderung ift oder nicht. Von der letzteren iſt darin 
überhaupt nicht die Rede. Einerſeits iſt nur über den Übergang der Hypothet, des dinglichen 
Rechtes, Beſtimmung getroffen, anderſeits dieſe Hypothek lediglich zu der Erſatzforderung 
in Beziehung geſetzt. Deshalb und, weil der Zweck des & 1182 iſt, dem Erſatzberechtigten durch 
die Hypothek an dem Grundſtück des Erſatzpflichtigen Sicherung für feinen Erſatzanſpruch 
zu gewähren (Prot 3, 626), iſt anzunehmen: ſowohl, wenn der Erlatipflichtige zugleich perſön⸗ 
licher Schuldner iſt, als auch dann, wenn er nur dinglich haftet, geht die Hypothek an dem Grund. 
ſtück des Erſatzpflichtigen dergeſtalt auf ihn über, daß ſie als Hypothek für die Erſabforderung 
beſteht und der Erſatzpflichtige der perſönliche Schuldner dieſer durch fie geſicherten For⸗ 
derung iſt (R& 81, 71). Im zweiten Falle erwirbt allerdings der erſatzberechtigte Eigentümer, 
der nicht perſönlicher Schuldner iſt, zufolge der Befriedigung des Gläubigers aus feinem Grund- 
ſtück nach dem entſprechend anzuwendenden § 1143 die urſprüngliche Hypothekenforderung 
(8 1143 U 5, 8 1181 A 2). Aber dieſe Forderung iſt nicht mehr mit einer Hypothet bekleidet, 
da dieſe teils zur Hypothek für die Erſatzforderung geworden, teils erloſchen tft, und dem Erſatz 
berechtigten ſtehen nun beide Forderungen in ähnlicher Weiſe zu, wie nach $ 426 Abſ 2 dem 
den Gläubiger befriedigenden Geſamtſchuldner der etwaige Ausgleichungsanſpruch gegen den 
andern Schuldner und die in Höhe dieſes Anſpruchs auf ihn übergehende Forderung des Glau- 
bigers (vgl. R 69, 424; 81, 71). — Erſtreckt ſich die dem Erſatzanſpruche zugrunde legende 
Verpflichtung nur auf die Zahlung von Hypothekenzinſen (1. über dieſen Fall 8 1173 A 6), 
ſo geht, wenn der Gläubiger aus dem Grundſtücke des Erſatzberechtigten wegen Hypotheken ⸗ 
zinſen befriedigt worden iſt, die Hypothek an dem nicht verſteigerten Grundstück in Höhe der 
Erſatzforderung auf den erſatzberechtigten Eigentümer ebenfalls als Hypothek für die Erſatz⸗ 
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forderung über, wobei dieſe Hypothek eine ſolche für eine Hauptſchuld, nicht eine Hypothek 
für Zinſen ift, da die Erſatzforderung an die Stelle der Zinsforderung tritt (& GJ 47, 216). — 
An den Grundſtücken der nicht erſatzpflichtigen Eigemümer erliſcht die Hypothek gemäß 
$ 1181 Abſ 2 (über die Löſchung der Hypotheken an dieſen Grundſtücken auf Antrag |. § 1181 
A 2). Ferner erliſcht die Hypothek auch an dem Grundſtück des erſatzpflichtigen Eigen⸗ 
tümers inſoweit, als der Erſatzanſpruch die Höhe der Befriedigungsſumme nicht erreicht. 
Weiter tritt Erlöſchen der Hypothek, anders wie im Falle des $ 1173 Abs 2, auch an dem 
Grundſtück des erſatzberechtigten Eigentümers gemäß 8 1181 Abſ 1 ein (über die Löſchung 
dieſer Hypothet auf Erſuchen des Vollſtreckungsgerichts ſ. 8 1181 A 2). Die Erſatz⸗ 
hypothek beſteht alſo hier nicht als Geſamthypothet (. S 1173 A 7), ſondern als Einzel- 
hypothek, nämlich allein an dem Grundſtück des erſatzpflichtigen Eigentümers. Wenn aller- 
dings der nämliche Erſatzanſpruch gegen die Eigentümer mehrerer Grundſtücke gegeben iſt, 
erlangt der erſatzberechtigte Eigentümer für feinen Erſatzanſpruch eine Geſamthypothek an 
dieſen mehreren Grundſtücken. — Hinſichtlich der Rechte, die dem erſatzberechtigten Eigentümer 
gegen den Gläubiger behufs Herbeiführung der Berichtigung des Grundbuchs zuſtehen, und 
bezüglich der Nachweiſe, die der Erſatzberechtigte dem Grundbuchamte beizubringen hat, wenn 
er die (Brief oder Buch⸗) Hypothek auf ſeinen Namen umſchreiben laſſen oder ſonſt über fie 
verfügen will, gilt das in $ 1164 A 2 Bemerkte entſprechend. 

4. Wenn der Gläubiger der Geſamthypothek nur teilweiſe befriedigt wird, kann die 
Erſatzhypothek (wie gleiches ſich aus § 1176 für den Fall des $ 1173 Ubf 2 ergibt) nicht zum 
Nachteile der Nejthypothet des Gläubigers (die an den nicht verſteigerten Grundſtücken 
beſtehenbleibt) geltend gemacht werden, ſo daß insbeſondere die Reſthypothek an dem be⸗ 
treffenden Grundſtücke der Erſatzhypothek im Range vorgeht. Ferner kann die Erſatzhypothek, 
wenn das mit ihr belaſtete Grundſtück mit einem im Range gleich⸗ oder nachſtehenden 
Rechte (gleichviel ob ein hypothekariſches oder ein ſonſtiges dingliches Recht) belaſtet iſt, 
nicht zum Nachteile dieſes Rechtes geltend gemacht werden (weil der Berechtigte mit der 
Möglichkeit rechnen konnte, daß ſein Recht zufolge Befriedigung der Hypothek aus einem 
der andern Grundſtücke vorrücken würde), fo daß (anders wie im Falle des § 1173 Abſ 2) 
die Erſatzhypothek dem Rechte im Range nachſteht (Prot 3, 627). Das Recht muß aber zur Zeit 
des Übergangs der Erſatzhypothek bereits beſtehen, alſo vor der zwangsweiſen Befriedigung 
der Geſamthypothek eingetragen worden fein (RIA 11, 306; KGJ 47, 214). 


8 1183 


Zur Aufhebung der Hypothek durch Rechtsgeſchäft iſt die Zuſtimmung 
des Eigentümers erforderlich!). Die Zuſtimmung iſt dem Grundbuchamt 
oder dem Gläubiger gegenüber zu erklären?); fie iſt unwiderruflich“). 

E 1 1091 II 1090; M 3 719; P 3 615, 725. 


1. Zur Aufhebung der Hypothek durch Rechtsgeſchäft iſt zunächſt gemäß § 875, der 
ſich ebenſowenig wie § 1183 auf die Fälle des Erlöſchens der Hypothek kraft Geſetzes (3. B. 
Eintritt einer auflöfenden Bedingung, eines Endtermins; vgl. ferner 88 1173 Abſ 1, 1174 
Abſ 1, 1175 Ubj 1 Saß 2, 1181) bezieht (. 8 875 A 1), die gegenüber dem Grundbuchamt oder 
dem Eigentümer abzugebende Erklärung des Gläubigers, daß er die Hypothek 
aufgebe, und die Löſchung der Hypothek im Grundbuch erforderlich (RG 72, 365). 
Über den Unterſchied zwiſchen dieſer Erklärung und der zum Verzicht auf die Hypothek nach 
$ 1168 erforderlichen Erklärung des Gläubigers vgl. 8 1168 A1; auch OLG 20, 418; 23, 327.— 
Während zur Aufhebung der andern dinglichen Rechte nach § 875 die Erklärung des Berechtigten, 
daß er das Recht aufgebe, genügt, iſt nach § 1183 zur Aufhebung einer Hypothek (und alſo gemäß 
88 1192, 1200 auch einer Grundſchuld und einer Rentenſchuld) ferner die Zuſtimmung des Eigen⸗ 
tümers erforderlich, weil er durch die Aufhebung ſeines Rechtes auf Erwerb der Hypothek 
(8 1177) verluſtig geht (Prot 3,616; R& 78, 69). Eine Einigung jedoch iſt vom Geſetze nicht, wie 
zur Begründung der Hypothek nach $ 873, erfordert, vielmehr iſt die einſeitige Erklärung des 
Gläubigers nach $ 875 und die einſeitige Zuſtimmungserklärung des Eigentümers nach § 1183 
genügend (KGJ 24 A 216; 25 A 273; 27 B 46; RIA 10, 240). Daraus iſt z. B. zu folgern, 
daß der Gläubiger zugleich als Vertreter des Eigentümers die Zuſtimmungserklärung abgeben 
kann; § 181 ſteht nicht entgegen, wenn beide Erklärungen dem Grundbuchamte gegenfiber 
abgegeben werden (RZA 10, 238; vgl. RG 76, 92). — Steht das Grundſtück im Miteigentum, 
fo müſſen ſämtliche Miteigentümer zuſtimmen, wenn die Hypothek am ganzen Grundſtück auf 
gehoben werden ſoll (RIA 1, 120). Jedoch kann nach Maßgabe des zwiſchen den Eigentümern 
beſtehenden Rechtsverhältniſſes (3. B. im Falle ehelicher Gütergemeinſchaft, 88 1448, 1446) die 
Zuſtimmungserklärung des einen zugleich als ſolche des andern Miteigentümers wirken (NOS 
22 A 140; NIA 4, 168). Soll im Falle des Miteigentums nach Bruchteilen die Hypothek nur 
an einem Miteigentumsanteil aufgehoben werden, fo genügt gemäß 8 747 die Zuſtimmung 
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des betreffenden Miteigentümers allein (NOS 30 A 258). — Zur Aufhebung einer Geſamt⸗ 
hypothek (wohl zu unterſcheiden von dem Verzicht des Gläubigers auf die Hypothek, der nach 
$ 1175 Abſ 1 Satz 1 bewirkt, daß die Hypothek ſamtlichen Eigentümern gemeinſchaftlich zufällt, 
§ 1175 A 1) iſt die Zuſtimmung der Eigentümer ſamtlicher belaſteter Grundſtücke erforderlich, 
ſowie die Löſchung auf ſämtlichen Grundbuchblättern. Soll nur eines der Grundſtücke von der 
Belaſtung frei werden, ſo handelt es ſich nicht um eine „Aufhebung“ der „Hypothek“, da dieſe 
an den andern Grundſtücken beſtehenbleibt. Vielmehr wird eine Geſamthypothek in Anbe⸗ 
tracht ihrer Einheitlichkeit (. 8 1132 A 3) nur dann aufgehoben, wenn das hypothekariſche Recht 
gänzlich, alſo bezüglich aller Grundſtücke, beſeitigt wird (ſtr.). Die Befreiung nur eines der 
Grundſtücke von der Haftung kann lediglich durch einen Verzicht des Gläubigers (Verzichts⸗ 
erklärung und Eintragung der Erklärung) herbeigeführt werden. Dieſer bewirkt gemäß § 1175 
Abſe 1 Satz 2 Erlöſchen der Hypothek an dem einen Grundſtück, ohne daß es der Zuſtimmung 
des Eigentümers bedarf. Vgl. darüber, daß die Löſchung, wenn ſie nur bezüglich eines der 
Grundſtücke bewilligt und beantragt iſt, nicht auch auf den übrigen mithaftenden Grundſtücken 
erfolgen darf, § 875 A 3. Formellrechtlich allerdings iſt nach 8 27 GBO zur Herbeiführung 
der Löſchung die Beibringung der Zuſtimmung des Eigentümers erforderlich. Vgl. 
hierüber 8 1175 A 3. — Dies gilt entſprechend auch dann, wenn ein Trennſtück aus der 
Pfandhaft für eine Einzelhypothek k entlaſſen werden ſoll (ſ. 8 1175 A 3). — Dagegen iſt 
weder materiellrechtlich noch nach formellem Recht die Zuſtimmung des Eigentümers 
erforderlich, wenn eine Geſamthypothek gemäß § 1132 Abſ 2 vom Gläubiger auf die 
einzelnen Grundſtücke verteilt wird (§ 1132 A 8; R 70, 91 und KG 37 A 307 unter 
Aufgabe von RIA 2, 240). — Iſt der Eigentümer ſelbſt Gläubiger der Hypothek 
(Grundſchuld), fo genügt ſeine Aufhebungserklärung gemäß $ 875 allein (RG 66, 288; 
73, 174). Hat er das Grundſtück veräußert, jo iſt auch noch die Zuſtimmung des neuen Eigen- 
tümers gemäß § 1183 erforderlich (OLG 3, 224; 8, 815; RJ A 8, 163). — Auch auf die 
Herabſetzung des Zinsfußes ſind die SS 875, 1183 anzuwenden (j. hierüber 8 1119 A3, 
§ 1178 A 5). — Die Wirkung der Aufhebung ift, daß die Hypothek erliſcht. Die nachſtehenden 
Berechtigten rücken vor. Dieſe Wirkung tritt in dem Zeitpunkt ein, in dem die drei Erforderniſſe: 
Aufhebungserklärung des Gläubigers, Zuſtimmung des Eigentümers und Löſchung, insgeſamt 
vorliegen. Auf eine beſtimmte zeitliche Aufeinanderfolge kommt es nicht an. Aufhebungs⸗ 
erklärung und Zuſtimmung können auch der Löſchung nachfolgen. — Iſt die Hypothek mit 
dem Rechte eines Dritten belaſtet (. $ 876 A 1), fo bedarf es gemäß § 876 auch 
deſſen Zuſtimmung (f. $ 876 A 3, 6-8). Unter Umſtänden ift der Drittberechtigte auch 
befugt, ſtatt des Gläubigers die Aufhebungserklarung abzugeben, fo z. B. ein Pfand- 
gläubiger oder ein Pfändungsgläubiger ($ 1282; ZPO 88 836, 837; KG J 23 A 147; 29 A 
187; 31 A 316; OLG 8, 210). — Auf die Hypothek für die im § 1178 bezeichneten 
Forderungen (Rückſtände von Zinſen ufw., Koſten) findet § 1183 keine Anwendung vgl. 
$ 1178 A 3, 5). — Durch ein gegen den Eigentümer erlaſſenes Verbot, zum Nachteil eines 
Dritten über das Grundſtück zu verfügen, wird der Eigentümer nicht an der Zuſtimmung 
zur Aufhebung der Hypothek behindert, da die Aufhebung dem Grundſtück nur rechtlichen 
Vorteil bringt und daher der Eigentümer durch die Zuſtimmung nicht verbotswidrig handelt 
(JFG 4, 418 [OLG 45, 2360). War aber dem Hypothekengläubiger rechtswirkſam verboten, 
über die Hypothek zu verfügen, fo iſt die Aufhebung unwirkſam (JF 4, 421096 45, 237). 

2. Die gegenüber dem Grundbuchammoder dem Gläubiger zu erklärende Zuſtimmung 
des Eigentümers bedarf feiner beſtimmten Wortfaſſung (RG 52, 416) und auch keiner Form 
(. 8 875 A 7, 8). — Formellrechtlich allerdings iſt zun Begründung des Löſchungsantrags, 
der nicht nur vom Eigentümer, ſondern auch vom Glaubiger (formlos, $ 30 G B80) geſtellt 
werden kann (8 13 GBO), erforderlich, daß ſowohl die Aufhebungserklärung des Gläubigers 
($ 19 G80) als auch die Zuſtimmung des Eigentümers ($ 27 G0) in der Form des $ 29 
ÖBO erteilt worden iſt (NIU 4, 168; KJ 43, 148). Die Löſchungsbewilligung (Aufhebungs⸗ 
erklärung) iſt eine empfangsbedürftige Willenserklärung; fie wird nach $ 130 erſt wirtlem; 
wenn fie einem Empfangsberechtigten zugeht (KJ 24 A 216; 37 A 223; 43, 149; O 
5, 407). Als empfangsberechtigt iſt nicht nur das Grundbuchamt, ſondern auch derjenige anzu⸗ 
ſehen, zu deſſen Gunſten die Erklärung abgegeben wird (K J 37 A 223; 43, 149, Diez ill 
beſonders von Bedeutung für die Frage, ob, wenn ein Dritter in Vertretung des Gläubigers 
die Löſchungsbewilligung erklärt hat, zur Zeit des Zugehens an das Grundbuchamt oder an 
den Begünſtigten die Vertretungsmacht noch beſtand (KGJ 43, 151). Einer Aufhebungs- 
erklärung (oder deren Erſatz durch Urteil gemäß § 894 ZPO) ſteht (hinſichtlich der Vornahme 
der Löſchung) gleich eine Löſchungsbewilligung (. & 1168 A 1, RJal 3, 36). — Zu bemerken 
iſt, daß der vorerwähnte, die Zuſtimmung des Eigentümers auch formellrechtlich 
erfordernde 8 27 G Bd ſich nicht bloß auf die rechtsgeſchäftliche Aufhebung bezieht, ſondern auf 
jede Löſchung einer Hypothek, insbeſondere auch auf die Fälle, in denen die Hypotzek kraft 
Geſetzes erloſchen ift, alſo die Entſtehung einer Eigentümerhypothek gar nicht in Frage kommen 
kann und die Löſchung lediglich zur Berichtigung des Grundbuchs erfolgt (RG 72, 367; 
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KJ 24 A 137; 25 A 318; 26 A 254; vgl. auch OLG 26, 172 [materiellrechtlich hat eine 
ſolche Zuſtimmung, z. B. hinſichtlich der Frage des Erforderniſſes vormundſchaftsgerichtlicher 
Genehmigung, keine Bedeutung). — Formellrechtlich (nicht auch nach BGB, RIA 3, 42) 
iſt ferner gemäß 5 40 G (Ausnahme 8 41) erforderlich, daß der Eigentumer als twlcher 
im Grundbuch eingetragen iſt (NWF 26 A 254; 27 A 146; NZU 4, 267; OLG 5, 300). 

3. Über die Bedeutung der Unwiderruflichteit der Zuſtimmung vgl. $ 875 U 9, § 876 U 8. 


8 1184 


Eine Hypothek kann in der Weiſe beſtellt werden!), daß das Recht des 
Gläubigers aus der Hypothek ſich nur nach der Forderung beſtimmt?) und 
der Gläubiger ſich zum Beweiſe der Forderung nicht auf die Eintragung 
berufen kann“) (Sicherungshypothet). 

Die Hypothek muß im Grundbuch als Sicherungshypothek bezeichnet 
werden ). 

E 1 1125, 1126 II 1092; M 3 764; P 3 678. 


1. Beſtellt wird die Sicherungshypothek, wie die Verkehrshypothek, gemäß § 873 durch 
Einigung des Eigentümers mit dem Glaubiger und Eintragung. Jedoch müſſen die Beteiligten 
ſich über das Weſen der Sicherungshypothel klar fein und namentlich ihren Willen darauf richten, 
daß die Forderung nicht unter dem öffentlichen Glauben ſtehen und für den Eigentümer alle 
Einwendungen aus dem perſönlichen Schuldverhältniſſe gegenüber der dinglichen Klage 
eines jeden Erwerbers gegeben fein ſollen (8 1185 Abſ 2) Daß dabei das Wort „Sicherungs⸗ 
hupothek“ gebraucht wird, iſt nicht unbedingt notwendig (KJ 34 A 325). Wird die Einigungs⸗ 
erklärung eines Teiles durch rechtskräftiges Urteil gemäß 8 894 ZRO erſetzt, jo muß die Ver⸗ 
urteilung deutlich auf Bewilligung der Eintragung einer Sicherungshypothek lauten. Sonſt kann 
von dem andern Teil nur die Eintragung einer Verkehrshypothek verlangt werden. — Die zu 
ſichernde Forderung iſt bei der Beſtellung der Sicherungshypothek in gleicher Weiſe anzu⸗ 
geben wie bei Beſtellung einer Vertehrshnpothet (. §S 1118 A 5; KGg 35 A 283).— Über die 
Fälle, in denen Sicherungshypotheken kraft Gefetzes entſtehen oder im Wege der Zwangs 
vollſtreckung eingetragen werden, vgl. die Vorbem 3, 4, 5 vor 8 1113 ſowie § 873 Nl. Auch' 
auf dieſe Sicherungshypotheken finden die Vorſchriften über die vertragsmäßige Sicherungs- 
hypothek Anwendung (Rc 78, 407; 105, 77). Für die wichtigſten von ihnen, die Sicherungs ⸗ 
hypotheken für die Forderungen gegen den Erſteher eines zwangsverſteigerten Grund- 
ſtucks und die Arreſt und Zwangshyüpotheken, find einige Sondervorſchriften gegeben. 
Vgl. in erſterer Hinficht ZIG es 130 Abs 1 Satz 2 (Erſichtlichmachung im Grundbuche, daß 
die Eintragung auf Grund eines Zwangsverſteigerungsverfahrens erfolgt iſt), & 128 Abſ 3 
Satz 2 (im Falle der Vereinigung mit dem Eigentum nicht zum Nachteil beſtehengebliebener 
Rechte uſw. gellend zu machen; vgl. dazu RIA 12, 276: die Forderung gegen den Erſteher, 
der das Bargebot nicht berichtigt hat, kann, wenn auch er mit einem Recht am Grund: 
ſtück beteiligt war, auf ihn ſelbſt übertragen, und es kann für ihn ſelbſt die Eintragung 
einer Sicherungshypothek vom Vollſtreckungsgericht veranlaßt werden, falls ſein Recht mit 
dem Rechte eines Dritten [z. B. Nießbrauch, Pfandrecht! belaſtet iſt), SS 128 Abſ !, 2, 129 
(Rangverhältniſſe unter mehreren Sicherungshypotheten). Für eine Arreſt, oder Zwangs⸗ 
hyopthek kann eine Geſamthypothek an mehreren Grundſtücken nicht eingetragen werden. Auch 
gelten für fie hinſichtlich der Entſtehung emer Eigentümerhypothek Sondervorſchriften. Vgl. 
hierüber S$ 1132 A 3 und 1177 A 2. Bezüglich der auch für Arreſthypotheken geltenden 
(RG 60, 279; RJA 1, 20) Vorſchrift des § 866 ZPO, daß eine Zwangshypothek nur für 
eine den Betrag von 300 Mart überſteigende Forderung eingetragen werden darf und die 
88 4, 5 BO entſprechende Anwendung finden, ſind zahlreiche Streitfragen entſtanden, auf 
die hier nicht einzugehen iſt. Die Arreſihypothek iſt eine Höchſtbetrags⸗Sicherungshypothek 
($ 1190) in Höhe des nach § 923 ZPO feſtgeſtellten Betrags ($ 932 Abl 1 ZRO). — Eine für 
eine Bauarbeitenforderung beſtellte Verkehrshypothek ift nicht deshalb eine Sicherungs- 
hypothek, weil der Bau noch nicht fertiggeſtellt iſt (NG Gruch 50, 990). — Unzuläſſig iſt es 
nicht, daß eine Hypothek in der Weile beftellt wird, daß fie nach außen als Verkehrs 
hupothek, dagegen im Innenverhältniſſe zwiſchen den Beteiligten als Sicherungs 

ypothek, insbeſondere Höchſtbetragshypothek, gelten ſoll (RG 60, 247; Gruch 51, 378; 
arn 1917 Nr 19; vgl. $ 1190 A 4 a. E.). N | 

2. Das weentliche Merkmal der Sicherungshypothek befteht darin, daß das Recht des 
Gläubigers aus der Hypothek ſich nur nach der Forderung beſtimmt. Das hat in Ver ⸗ 
bindung mit dem die Anwendung der 8s 1138, 1156 ausſchließenden § 1185 Abf 2 die 
Bedeutung, daß der öffentliche Glaube des Grundbuchs bei der Sicherungshypothek nicht, 
wie bei der Verkehrshypothek, auch hinſichtlich der Forderung gilt, daß alſo die Sicherungs⸗ 
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hypothek für den Gläubiger von dem wirklichen Beſtehen feiner Forderung abhängig iſt 
(RG 90, 150; Warn 1919 Nr 115), und (nicht nur der Schuldner gegenüber dem perſön⸗ 
lichen Anſpruch der Schuldklage, ſondern auch) der Eigentümer gegenüber dem dinglichen 
Anſpruch, der dinglichen Klage aus der Hypothek (ſ. 8 1138 A 1), alle gegen die perſönliche 
Forderung zuſtehenden Einwendungen (j. 8 1137 A 1—3, z. B. der Zahlung, des ſonſtigen 
Erlöſchens, des Fehlens des Gläubigerrechts) ſelbſt dann geltend machen kann, wenn der 
den dinglichen Anſpruch Verfolgende nicht der urſprüngliche Gläubiger, ſondern ein gut⸗ 
gläubiger Erwerber der Sicherungshypothek iſt, und zwar in den Grenzen der 88 406—408 
auch ſolche Einwendungen, die ſich auf Tatſachen gründen, die erſt nach der Übertragung 
der Hypothek an den Erwerber eingetreten find (. § 1185 A 2, 5). — Dagegen gilt der öffent⸗ 
liche Glaube des Grundbuchs ($ 892) für den Beſtand des dinglichen Rechtes auch bei der 
Sicherungshypothek. Daher lann dem gutgläubigen rechtsgeſchäftlichen Erwerber der Hypothek 
von dem mit der dinglichen Klage belangten Eigentümer z. B. nicht entgegengeſetzt werden, 
daß die Hypothek wegen fehlender oder nichtiger Einigung über die Hypothetbeſtellung nicht 
beſtehe, oder daß der als Gläubiger eingetragene Rechtsurheber nicht der wahre Gläubiger 
ſei, ſofern nicht die derartige Einwendungen begründenden Tatſachen ſich aus dem Grundbuch 
ergeben. Auch gegen Einreden, die dem Eigentümer auf Grund eines zwiſchen ihm und dem 
bisherigen Gläubiger beſtehenden Rechtsverhältniſſes gegen die Hypothek zuſtehen, iſt der gut⸗ 
gläubige Erwerber nach Maßgabe des $ 1157 wie bei der Verkehrshypothet geſchützt, da dieſe 
Einreden ſich nicht gegen die Forderung richten (RG 74, 215). 

3. Wie die Forderung bei der Sicherungshypothet nicht unter dem öffentlichen Glauben 
des Grundbuchs (8 892) ſteht (. A 2), fo kann bei der Sicherungshypothek ferner auch der 
Gläubiger ſich zum Beweiſe der Forderung nicht (wie bei der Verlehrshypothek gemäß 
88 861, 1138) auf die Eintragung berufen (ſ. § 1185 A 2), vielmehr muß er ebenſo, wie im 
Falle der Schuldklage gegen den perſönlichen Schuldner, auf Beſtreiten des mit der dinglichen 
Klage belangten Eigentümers die Eutſtehung der Forderung nachweiſen, da er im Falle des 
Nichtentſtehens nicht Gläubiger der Hypothek wäre, dieſe vielmehr gemäß 8 1163 Abſ 1 Satz 1 
dem Eigentümer ſelbſt zuſtehen würde (RG Gruch 52, 1070; 58, 833; Warn [1914 Nr 291]; 
1919 Nr 115: ZW 1911, 277%. Wenn ein rechtskräftiges Urteil beigebracht wird und feſt⸗ 
fteht, daß die durch das Urteil feſtgeſtellte Forderung in die Hypothekſicherung fällt, bedarf 
es eines weiteren Beweiſes nicht. Dagegen genügt nicht ohne weiteres eine vollſtreckbare 
Urkunde, auch nicht, wenn auf Grund ihrer die Sicherungshypothek gemäß $ 866 3PO 
(Zwangshypothek) eingetragen ift; ſo z. B., wenn die Hypothek für eine Bürgſchaftsſchuld 
beſtellt ift, nicht hinſichtlich der Frage der Fälligkeit oder gar des Beſtehens der Forderung 
(R JW 1911, 277. Aber auch in einem die Zuweiſung des im Zwangsverſteigerungs⸗ 
verfahren auf die Hypothek eutfallenen Verſteigerungserlöſes betreffenden Rechtsſtreite 
zwiſchen dem Gläubiger und einem nachſtehenden Hypothekengläubiger, zu deſſen 
Gunſten eine Löſchungsvormerkung ($ 1179) bei der Hypothek eingetragen iſt, muß der 
erſtere Gläubiger das Beſtehen der geſicherten Forderung beweiſen, gleichviel ob er oder der 
Vormerkungsberechtigte die klagende Partei ift; denn zufolge der Vormerkung, die im Falle 
des Nichtbeſtehens der Forderung ſowohl den Gläubiger wie den Eigentümer verpflichtet, 
den auf die Eigentümergrundſchuld (j. $ 1185 A 4) entfallenen Erlösteil nicht in Anſpruch 
zu nehmen (f. § 1179 A 7), ſteht der Vormerkungsberechtigte im Verhältnis zum Gläubiger 
hinſichtlich der Erforderniſſe für die Geltendmachung der Sicherungshypothek dem Eigentümer 
gleich (vgl. R Gruch 52, 1072). Ferner liegt dem Gläubiger, wenn der Grundſtückseigen⸗ 
tümer gegen ihn mit der Behauptung, die Forderung, die durch die Hypothek geſichert werden 
ſollte, ſei nicht zur Entſtehung gelangt, die Grundbuchberichtigungsklage aus § 894 auf Be. 
willigung der Umſchreibung der Hypothek in eine Eigentümergrundſchuld (§8 1163 Abſ 1 
Sat 1, 1177 Abſ 1) oder auch, was den Gläubiger nicht beſchwert (vgl. RG Gruch 58, 670, 
auch RG 86, 305; 91, 226), auf Bewilligung der Löſchung erhebt, wie bei der negativen 
Feſtſtellungsklage bezüglich einer Forderung, da er ſich zum Beweiſe der Forderung nicht 
auf die Eintragung berufen kann, die Beweislaſt dafür ob, daß die Forderung zur Eniſtehung 
gelangt ift, ſofern ſich nicht aus den Eintragungsurkunden in erſter Linie ein Beweis dafür 
ergibt (RG Warn 1919 Nr 115), namentlich aber wenn die Hypothek für eine fünftige Forde⸗ 
rung ($ 1113 Abſ 2) beſtellt iſt (vgl. R& Gruch 58, 883; Warn 1914 Nr 76 (2911 95 59 A 5). 
— Für das dingliche Recht dagegen ſtreitet auch bei der Sicherungshypothek die een 
aus 8 891. Der Gläubiger braucht daher z. B. nicht zu beweiſen, daß die Hypot ” 3 5 
gültig begründet iſt, oder, wenn er als Gläubiger eingetragen iſt, daß er die Hypothek rechts. 
wirkſam erworben bat. — Noch § 10 Abſ 1 Nr 6 Aufn. G. v. 16. 7. 25 können Forderungen, 
die durch Sicherungsbhpotheken geſichert ſind, mit A snahme von Darlel usforderungen, noch 
allgemeinen Vorſchriften ( Vorbem. 7 vor $ 1113) höher oder niedriger e vieh 
70 als zu dem ſonſt für Forderung und Hypothek geltenden (88 4, 9) Normalſatz von 
25% (vgl. dazu $ 1185 A 4). 8 

4. Da Ab hehe 12 8 5 von Täuſchungen über den Inhalt des Rechtes (M 3, 765) 
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zwingend beſtimmt, daß die Hypothek im Grundbuch als Sicherungshypothek bezeichnet 
werden muß, iſt die Hypothek, wenn die Einigung auf Beſtellung einer Sicherungshypothek 
gerichtet war (. A 1), dagegen die Bezeichnung als Sicherungshypothek (es genügt auch eine 
Beſchreibung, aus der ſich unzweifelhaft ergibt, daß es ſich um eine Sicherungshypothek handelt, 
vgl. RG Gruch 52, 1069; KG 34 A 325) in das Grundbuch (aus Verſehen) nicht aufgenommen 
iſt, nichtig und kann Zuſtimmung zur Berichtigung des Grundbuchs (5 894) verlangt werden. 
Für den gutgläubigen rechtsgeſchäftlichen Erwerber gilt allerdings ſolch eine Hypothek als. 
Verkehrshypothek. — Jedoch gelten die Inhaber- und Order ⸗Sicherungshupotheken der 
88 1187 ff. und die Höchſtbetrags⸗Sicherungshypothek des § 1190 gemäß 88 1187 Satz 2, 1190 
Abſ 3, ſowie die im Grundbuch als Bauhypothek bezeichnete Hypothek des § 27 NGel., betr. 
die Sicherung der Bauſorderungen v. 1. 6. 09, auch dann als Sicherungshypotheken, wenn ſie 
als ſolche im Grundbuche nicht bezeichnet find. — Im Falle der Eintragung einer Zwangs⸗ 
ſicherungshypothek (8 867 Abſ 1 ZPO) iſt zwar nicht zur rechtswirkſamen Eutſtehung 
der Hypothek, aber doch zur ordnungsmäßigen Erledigung des Eintragungsantrags, da für 
dieſe Hypothek Beſonderheiten gegenüber der Vertragsſicherungshypothek gelten (nach $ 868 
80 hinſichtlich ihres Erwerbs durch den Eigentümer, nach $ 867 Abſ 1 Satz 3 ZPO gegen⸗ 
über $ 1118 BGB hinſichtlich der Haftung des Grundſtücks für die Eintragungskoſten, RG 
78, 406; $ 1118 A 3), die Angabe erforderlich, daß die Hypothek im Zwangsvollſtreckungs⸗ 
wege eingetragen iſt, ſoweit dies nicht durch die Bezeichnung des vollſtreckbaren Titels ſchon 
erſichtlich gemacht wird (KGJ 49, 228). 


8 1185 


Bei der Sicherungshypothek iſt die Erteilung des Hypothekenbriefs 
ausgeſchloſſen!). 
Die Vorſchriften der SS 11382), 11395), 1141*), 11565) finden keine An⸗ 


wendung“). 
E I 1127, 1128 II 1098; M 3 765; P 3 682, 


1. Während die Verkehrshypothek nach § 1116 Abſ 1 Briefhypothek iſt, wenn fie nicht 
gemäß § 1116 Abſ 2 ausdrücklich als Buchhypothek beſtellt wird (j. § 1116 A 2—4), iſt bei 
der Sicherungshypothet die Erteilung des Hypothetenbriefs ausgeſchloſſen. Eines Ver⸗ 
merks hierüber im Grundbuche, wie bei der Verkehrshypothek ($ 1116 Abſ 2), bedarf es nicht, 
da aus der nach § 1184 Abi 2 notwendigen Bezeichnung der Hypothek als Sicherungshypothek 
(und bei Inhaber⸗ oder Orderhypotheken des $ 1187, ſowie bei der Höchſtbetragshypothek 
des $ 1190 aus der Art der Forderung bzw. aus der Höchſtbetragseintragung) ſich von ſelbſt 
ergibt, daß die Hypothek eine Buchhypothek iſt, und daher auch gutgläubige Dritte die Hypo⸗ 
thek als Buchhypothet ohne weiteres gelten laſſen müſſen. — Demnach finden die auf die Brief⸗ 
hypothek bezüglichen Vorſchriften auf die Sicherungshypothek nicht Anwendung, insbeſondere 
nicht die 88 1117 (Hypothekerwerb durch Briefübergabe), 1140, 1155, 1157 Satz 2 (Brief 
gleichſtehend dem Grundbuch), 1144, 1145, 1150, 1167, 1168 Abf 3 (Aushändigung bzw. Vor⸗ 
legung des Briefes zur Grundbuchberichtigung), 1152 (Teilbrief), 1154 Abſ 1, 2 (Abtretung 
der Briefhypothek), 1160, 1161 (Vorlegung des Briefes bei Geltendmachung der Hypothek), 
1163 Ab] 2 (Eigentümergrundſchuld bis zur Übergabe des Briefes), 1162, 1170 Abſ 2 Satz 2, 
1171 Abſ 2 Satz 2 (Kraftloserklärung des Briefes). 

2. Da die Vorſchrift des § 1138, wonach die Vorſchriften der 88 891—899 für die Hypothek 
auch in Auſehung der Forderung und der dem Eigentümer nach $ 1137 zuſtehenden Einreden 
gelten, auf die Sicherungshypothek keine Anwendung findet, kann zunächſt bei Erhebung 
(nicht nur der Schuldklage gegen den perſönlichen Schuldner, ſondern auch) der dinglichen 
Klage gegen den Eigentümer aus der Hypothek, wie in $ 1184 A 2, 3 dargelegt worden iſt, 
der Gläubiger ſich nicht (wie für Beſtehen des dinglichen Hypothekenrechts) für das Beſtehen 
der Forderung auf die Vermutung des $ 891 berufen, fo daß er im Falle des Beſtreitens 
die Entſtehung der Forderung zur Begründung der Klage beweiſen muß. Auch ſteht ihm, 
ſelbſt wenn er die Hypothek gutgläubig durch Rechtsgeſchäft erworben hat, hinſichtlich der Ein⸗ 
wendungen und der Einreden, die dem Eigentümer gegen die Forderung gegeben ſind 
(. hierüber 8 1137 A 1ff., auch $ 1156 A 8 a. E.), nicht (wie bezüglich der Einwendungen 
und Einreden gegen das dingliche Hypothekenrecht) der Schutz des öffentlichen Glaubens des 
Grundbuchs gemäß § 892 zur Seite (auch wenn die Einwendungen ſich nicht auf die Neben⸗ 
leiſtungen uſw. beziehen, für die ſchon die SS 1158, 1159 Ausnahmebeſtimmungen geben; RG 
106, 82). Daraus ergibt ſich weiter von ſelbſt, daß in dieſer Hinficht auch die 88 894—899 
vom Geſetz für unanwendbar zu erklären waren (OLG 26, 11). Hinſichtlich des dinglichen 
Rechtes dagegen gelten letztere Vorſchriften auch für die Sicherungshyvothek (3. B. Anſpruch 
auf Berichtigung des Grundbuchs, Eintragung eines Widerſpruchs wegen Nichtigkeit der 
Hypothekeintragung). Daß auch § 1157 auf die Sicherungshypothek Anwendung findet, I 
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bereits in 8 1184 A 2 bemerkt. Was ſodann die Unauwendbarkeit des § 893 in Anfehung 
der Forderung anlangt, ſo wird man in Anbetracht des engen Zuſammenhangs der 
Sicherungshypothek mit der n annehmen müſſen, daß Leiſtungen an den (nicht 
wahren) Buchgläubiger den Eigentümer (trotz guten Glaubens) nicht befreien (str.). Be⸗ 
züglich der Rechtsgeſchäfte des Glaubigers mit dem Bucheigentümer oder des Eigentümers 
mit dem Buchgläubiger (3. B. Anderung der Zahlungsbedingungen) iſt hinſichtlich der 
Wirkſamkeit zu unterſcheiden, ob fie die Forderung (3. B. Kündigung, ſ. A 4) oder das 
dingliche Recht betreffen. * 

3. Die Vorſchrift des § 1139, betreffend die Eintragung eines Widerſpruchs wegen unter- 
bliebener Auszahlung des gegen Hypothek zugeſagten Darlehns, iſt deshalb für unanwend bar 
erklärt, weil der Eigentümer gegen die Gefahr gutgläubigen Erwerbs der mit einer For⸗ 
derung noch nicht verſehenen Hypothek ſchon dadurch geſchützt iſt, daß bei der Sicherungs⸗ 
6922 5. der öffentliche Glaube des Grundbuchs ſich nicht auch auf die Forderung erſtreckt 
0 


4. Infolge der Unanwendbarkeit des S 1141 und, weil die Sicherungshypothek überhaupt 
von der Forderung, alſo auch ihre Fälligkeit von der der Forderung abhängt, iſt die Kün⸗ 
digung nicht, wie bei der Verkehrshypothek, wirkſam, wenn fie zwiſchen dem Gläubiger und 
dem Eigentümer, der nicht perſönlicher Schuldner iſt, ſondern nur, wenn fie vom Gläubiger 
gegenüber dem perſönlichen Schuldner oder von dieſem gegenüber jenem erklärt wird. Der 
(vom perſönlichen Schuldner verſchiedene) Eigentümer muß dieſe Kündigung gegen ſich 
gelten laſſen. Vgl. auch A 2 wegen Unanwendbarkeit des $ 893 auf die Kündigung (gegen 
über dem Buchgläubiger oder dem Re — Wird eine Sicherungshypothek 
nach dem Aufiv® v. 16. 7. 25 auf den Normalſatz von 25% (84) aufgewertet, die Forderung 
aber bei Vorliegen eines der Ausnahmefälle des § 10 nach allgemeinen Vorſchriften über 
den Normalſatz hinaus (f. § 1184 A 3 a. E.), fo ift die Unanwendbarkeit des § 1141 auch dann 
von Bedeutung, wenn der Eigentümer zugleich der perſönliche Schuldner iſt. In ſolchem 
Falle kann das Kündigungsrecht nach § 25 Abſ 2 von dem Eigentümer nur in feiner Eigen- 
ſchaft als perſönlicher Schuldner und, da der Glaubiger eine Teilzahlung nicht anzunehmen 
braucht ($ 266 BGB), nur bezüglich des vollen Aufwertungsbetrags der Forderung ausgeübt 
werden, ſo daß erſt durch eine derartige Kündigung die Fälligkeit der Forderung zu ihrem Auf: 
wertungsbetrage ſowie die Fälligkeit der für einen Teil dieſes Betrags fortbeſtehenden 
Sicherungshypothek herbeigeführt wird (RG 111, 401). Inwiefern dies von Weſentlichkeit 
iſt für einen Anſpruch aus § 1144 (auf Aushändigung der dort genannten Urkunden gegen 
Befriedigung des Gläubigers) |. dort A 2. 

5. Aus der Unanwend barkeit des § 1156 folgt, daß der Eigentümer, anders wie bei 
der Verkehrshypothek, gegenüber der dinglichen Klage eines (ſei es auch gutgläubigen rechts ⸗ 
geſchäftlichen) Erwerbers der Sicherungshypothek ebenſo, wie der perſönliche Schuldner 
gegenüber der Schuldklage des neuen Gläubigers (Zeſſionars), Einwendungen nach Maßgabe 
der 88 406—408, betreffend Aufrechnung gegen den bisherigen Gläubiger, Leiſtung an dieſen, 
nochmalige Abtretung (J. $ 1156 A 3), geltend machen kann, wiewohl die Tatſachen, auf die 
ſich diefe Einwendungen gründen, erſt nach der Übertragung eingetreten ſind. 

6. Abgeſehen von den nach SS 1184 A 2, 3, 1185 A 2—5 unanwendbaren Vorſchriften 
und von den nach $ 1184 A 1, 4 für die Beſtellung geltenden Beſonderheiten finden alle übrigen 
auf die Buchhypothet (J. A 1) bezüglichen Vorſchriften auch auf die Sicherungshypothek 
Anwendung (RG 49, 165; KGJ 28 A 270). Insbeſondere erfolgt die Abtretung der 
Sicherungshypothek (und die Belaſtung mit Nießbrauch oder Pfandrecht) gemäß 88 1154 
Ubf 3, 873 (und SS 1069, 1274, 1291) durch Einigung und Eintragung (f. § 1154 A 7; 
OLG 12, 133; 18, 204). Sonderbeſtimmungen jedoch gelten für die Inhaber⸗ und Order. 
hypotheken (8 1187 Satz 3) und für die Höchſtbetragshypothek ($ 1190 Abſ 4). — Ferner darf 
nach $ 1153 Abſ 2 die Forderung nicht ohne die Hypothek, die Hypothek nicht ohne 
die Forderung übertragen werden (KG 28 A 270; OLG 18, 204). Eine Ausnahme gilt 
allerdings auch in dieſer Hinſicht gemäß $ 1190 Abſ 4 für die Höchſtbetragshypothek. — Weiter 
iſt die Sicherungshypothek, auch die Höchſtbetragshypothek, in gleicher Weiſe, wie die Ver⸗ 
kehrshypothek, der Eigentümergrundſchuld ($ 1177 Abſ 1) und der Hypothek des Eigen · 
tümers ($ 1177 Abſ 2) zugänglich (RG 49, 165; 55, 217; 61, 39; Gruch 52, 1070). Die 
Sicherungshypothek wandelt ſich alſo, wenn fie ſich mit dem Eigentum in einer Perſon ver 
einigt, ohne daß dem Eigentümer auch die Forderung zuſteht, kraft Geſetzes in eine Buch 
grundſchuld des Eigentümers um (vgl. RA 8, 282; KJ 28 A 135). Der als Gläubiger 
Eingetragene iſt nicht (mehr) berechtigt, über die Hypothek zu verfügen, insbeſondere nicht, 
fie an einen andern abzutreten. Daher ift z. B. auch die Eintragung der Abtretung einer 
nach den Erklärungen in der Abtretungsurkunde zum Teil getilgten Sicherungshypothek zum 
ganzen Betrage an einen andern vom Grundbuchamt abzulehnen (a. M. Odch 18, 204, 
weil durch die Umſchreibung für den andern der Beſtand der Eigentümergrundſchuld nicht 
berührt werde). 
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8 1186 


Eine Sicherungshypothek kann in eine gewöhnliche Hypothek, eine ge⸗ 
wöhnliche Hypothek kann in eine Sicherungshypothek umgewandelt werden!)). 
Die Zuſtimmung der im Range gleich- oder nachſtehenden Berechtigten iſt 


nicht erforderlich!). 
E I 1184 II 1095; M 3 776; P 3 692. 


1. Da die Umwandlung einer Sicherungshypothek in eine gewöhnliche Hypothek, 
ſowie die einer gewöhnlichen Hypothek in eine Sicherungshypothet ſich als Anderung 
des Inhalts der Hypothek darſtellt, bedarf ſie gemäß 88 877, 873 der Einigung zwiſchen 
Gläubiger und Eigentümer, für die hinſichtlich Form, Bindung uſw. nichts Beſonderes gilt 
ſ. 8 873 A 7—9, 13—17), und der Eintragung (RG 49, 165; KGJ 21 A 158; 46, 233; 
NIA 11, 241; OLG 41, 181). Erſt wenn die Umwandlung eingetragen iſt, kann der Gläubiger 
über die Hypothek in der umgeſtalteten Form verfügen (KJ 21 A 158).— Die Sicherungs 
hypothek (gleichviel ob gewöhnliche oder Höchſtbetragshypothek, |. 8 1190 A 1) kann in 
eine Buch- oder in eine Briefverkehrshypothek umgewandelt werden. Ein Brief 
iſt nur dann zu erteilen, wenn dies ausdrücklich vereinbart worden iſt, da andernfalls an⸗ 
genommen werden muß, daß die Hypothek, wie ſie bisher Buchhypothek war, auch ferner 
Buchhypothek bleiben ſoll (RIA 8, 282; OLG 29, 872; § 1116 A 2). Bei der Umwandlung 
in eine Buchverkehrshypothek bedarf es nicht der Eintragung eines Vermerks gemäß 8 1116 
Abſ 2 Satz 3, daß die Erteilung des Briefes ausgeſchloſſen ſei. Vielmehr gilt die um⸗ 
gewandelte Hypothek als Buchhypothek, wenn nicht gemäß § 1116 Abſ 3 im Grundbuch 
vermerkt iſt, daß die Ausſchließung der Erteilung des Briefes aufgehoben ſei (vgl. hierüber 
81116 A 2). Soll ein Brief erteilt werden, fo iſt er gemäß 88 56ff. GBO herzuſtellen und nach 
$ 60 Abſ 1 G0 dem Gläubiger auszuhändigen. — Im Falle der Umwandlung einer Brief- 
hypothek in eine Sicherungshypothek (gewöhnliche oder Höchſtbetragshypothel) 
wird das hypothekariſche Recht gemäß § 1185 Ab] 1 zum Buchrecht, auch wenn über die Aus⸗ 
ſchließung der Brieferteilung eine Einigung und Eintragung gemäß 8 1116 Abſ 2 nicht erfolgt. 
Der Brief iſt gemäß $ 69 GBO unbrauchbar zu machen, und eine mit ihm verbundene Schuld» 
urkunde iſt abzutrennen. — Die Wirkung der Umwandlung in den erſteren Fällen beſteht 
hauptſächlich darin, daß von dem Zeitpunkte des Zuſammentreffens der Einigung und der 
Eintragung ab der öffentliche Glaube des Grundbuchs ſich gemäß § 1138 auch auf die For⸗ 
derung erſtreckt. Jedoch bleiben die Einwendungen, die bisher gegen die Forderung und ſomit 
auch gegenüber dem dinglichen Anſpruch geltend gemacht werden konnten (f. 88 1184 U 2, 
1185 A 2, 5), beſtehen, ſofern nicht ein Verzicht des Eigentümers auf ſie nach der Sachlage 
anzunehmen ift. Im Falle der Umwandlung einer Brief- oder Buchverkehrshypothek in eine 
Sicherungshypothek unterſteht die Hypothek von nun an den Vorſchriften der 88 1184, 1185. 
— Bei der Umwandlung kann zugleich auch eine Zinserhöhung erfolgen. Vgl. hierüber, 
namentlich für den Fall der Umwandlung einer Höchſtbetragshypothek in eine Verkehrshypothek, 
1119 A 1—4. — Ferner kann bei der Umwandlung zugleich an Stelle der bisherigen (bei der 
öchſtbetragshypothek nunmehr feſtgeſtellten) Forderung gemäß 8 1180 eine andere Forde ⸗ 
Höch geſetzt werden (RIA 11, 241; OLG 41, 181; vgl. für den Fall der Umwandlung einer 
Höchſtbetragshypothek in eine Verkehrshypothek § 1190 A 1). — Zuläſſig iſt auch die Umwand⸗ 
lung einer Höchſtbetragshypothek in eine gewöhnliche Sicherungshypothek, da jene 
gegenüber dieſer nach $ 1190 weſentliche Beſonderheiten hat und es ſich alſo um Anderung des 
Inhalts handelt, durch Einigung zwiſchen Eigentümer und Gläubiger gemäß 88 877, 873 und 
Feſtſetzung der Forderung dem Betrage nach (oder auch gleichzeitige Einſetzung einer neuen 
beſtimmten Forderung nach $ 1180; vgl. RIA 8, 154). So kann auch eine Arreſthypothek 
(eine auf Grund Arreſtbefehls gemäß $ 932 ZPO eingetragene Höchitbetranshnpothet) nach 
Erlangung eines vollſtreckbaren Schuldtitels für die geſicherte Forderung im Wege der Um⸗ 
wandlungsvereinbarung nach 88 877, 1186 in eine Zwangshypothek (eine auf Grund 
vollſtreckbaren Schuldtitels gemäß § 866 APVO eingetragene Sicherungshypothek) umge⸗ 
wandelt werden. Die Einigung zwiſchen Eigentümer und Gläubiger wird hier durch den 
Schuldtitel und den Antrag des Gläubigers auf Umſchreibung erlebt (RJa 11, 54; OLG 
44, 177). — Über Umwandlung einer Sicherungs⸗ oder einer Verkehrshypothek in eine 
Grundſchuld und umgekehrt vgl. § 1198. — Über die Verpflichtung zur Umwandlung 
auf Grund des Grundrechtsgeſchäfts, die nur ſchuldrechtlich wirkt und nicht eintragungs⸗ 
fähig iſt (OL 6, 123), und Erſatz der Bewilligung durch rechtskräftiges Urteil ge- 
mäß 8 894 ZPO vgl. RG 49, 165. 

2. Die Zuſtimmung der im Range gleich- oder nachſtehenden Berechtigten iſt nicht 
erforderlich, weil die Umwandlung eine höhere Belaſtung des Grundſtücks nicht herbeiführt. 
Vgl. jedoch RG Warn 09 Nr 360 (Umwandlung einer für eine bedingte Forderung beſtellten 
Sicherungshypothek in eine gewöhnliche Hypothek oder Grundſchuld ohne Zuſtimmung ſolcher 
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Hypothekengläubiger unzuläſſig, die nur mit Rückſicht auf die Bedingtheit der Forderung 
den Vorrang vor ihren Hypotheken eingeräumt haben). Soll dagegen zugleich eine höhere 
Belaſtung (z. B. durch Erhöhung der Zinſen über 5%, 8 1119 Abſ 1) erfolgen, fo ift die 
Zuſtimmung der genannten Berechtigten erforderlich. Iſt ferner für einen nachſtehenden 
Hypothekengläubiger eine Löſchungsvormerkung gemäß 8 1179 bei der Hypothek einge- 
tragen, ſo bedarf es ſeiner Zuſtimmung, widrigenfalls die Umwandlung ihm gegenüber unwirk⸗ 
ſam iſt; denn die Umwandlung ſtellt ſich als eine Verfügung des Eigentümers über die Hypothek 
dar (vgl. $ 1179 A 7). — Wenn weiter die Hypothek mit dem Rechte eines Dritten 
belaftet iſt, muß der Dritte gemäß 88 877, 876 ſeine Zuſtimmung erteilen. — Dagegen bedarf 
es nicht der Zuſtimmung des perfönlichen Schuldners, der nicht zugleich Eigentümer 
iſt. Denn die Umwandlung berührt das perſönliche Schuldverhältnis nicht. Auch wenn eine 
Sicherungshypothek (3. B. auch eine Höchſtbetragshypothek unter Feſtſtellung der Forderung 
zwiſchen Gläubiger und Eigentümer) in eine Verkehrshypothek umgewandelt und ſomit die 
Forderung unter den öffentlichen Glauben des Grundbuchs geſtellt wird, hat dies doch nur 
Wirkung in Anſehung des dinglichen Anſpruchs des Gläubigers gegen den Eigentümer (vgl. 
8 1138), nicht in Anſehung der perſönlichen Forderung des Gläubigers gegen den Schuldner 
(vgl. RJA 3, 155). 


8 1187 


Für die Forderung aus einer Schuldverſchreibung auf den Inhaber, 
aus einem Wechſel oder aus einem anderen Papiere, das durch Indoſſament 
übertragen werden kann, kann nur eine Sicherungs hypothek beſtellt werden!). 
Die Hypothek gilt als Sicherungshypothet, auch wenn ſie im Grundbuche 
nicht als ſolche bezeichnet ift?). Die Vorſchrift des § 1154 Abſ 3 findet keine 
Anwendung“). 

E II 1097; P 3 667, 676, 678; 6 259. 


1. Nicht eine Verkehrshypothek, ſondern, um eine dauernde inhaltliche Übereinſtimmung 
des perſönlichen und des dinglichen Anſpruchs zu erzielen, nur eine Sicherungshypothek 
(88 1184, 1185) kann für die Forderung aus einer Schuldverſchreibung auf den Inhaber 
(88 793 ff.; Sched® v. 11. 3. 08 8 4; nicht aus Urkunden des 8 808), aus einem Wechſel (WO 
Artt 4ff., 9 ff., 36, 30, 48, 73, 74, 82) oder aus einem andern Orderpapier (8368 HGB, z. B. 
aus kaufmänniſchen Anweiſungen oder kaufmännischen Verpflichtungsſcheinen; ferner ScheckG 
v. 11. 3. 08 8 8) beſtellt werden. Zur Beſtellung iſt nach der Regel des § 873 Einigung zwiſchen 
dem Eigentümer und dem Gläubiger ſowie Eintragung erforderlich. Jedoch gibt $ 1188 in 
erſterer Hinſicht für Forderungen aus Schuldverſchreibungen auf den Inhaber eine Sonder⸗ 
vorſchrift. Bei der Eintragung wird dem Erforderniſſe des § 1115 bezüglich der Angabe des 
Gläubigers genügt, wenn der jeweilige Inhaber der Schuldverſchreibung bzw. der erſte Nehmer 
oder der durch Indoſſament ſich ausweiſende Laue des Orderpapiers als Gläubiger einge- 
tragen wird (ſtr., RIA 2, 149; KJ 36 B 81). — Über die Eintragung einer Hypothel für Teil. 
ſchuldverſchreibungen auf den Inhaber (G v. 4. 12. 99) oder fiir die dieſen gleichzuſtellenden in. 
doſſablen Teiſſchuldverſchreibungen vgl. 98 44, 51 GVO und RG 67, 246; 113, 223; JW 08, 223 4e; 
1926, 9933; [356 3, 434]; (Eintragung für den Teilbetrag einer Geſamtanleihe zugunſten der 
anleihegebenden Bank oder ihrer Rechtsnachfolger, nämlich der durch Indoſſament legiti⸗ 
mierten Beſitzer der Schuldverſchreibungen); RZA 2, 147; K 35 B 29; OLG 19, 287. Her⸗ 
vorzuheben iſt: Die Hypothek kann nach § 51 Abſ 1 G8 für mehrere Teilſchuldver⸗ 
ſchreibungen in einen Eintragungsvermerk eingetragen werden unter Angabe der Anzahl, 
des Betrags und der Bezeichnung der Teile. Dies gilt nicht nur für Inhaber ⸗Teil⸗ 
ſchuldverſchreibungen, ſondern auch für indoſſable Teilſchuldverſchreibungen (RJA 2, 147; 
KJ 35 B 29). Trotz ſolcher Eintragung beſteht aber nicht lediglich ein einziges Hypo⸗ 
thekenrecht für einen Gläubiger, ſondern eine Mehrzahl von Hypotheken, die je für ſich 
ſelbſtändig beſtehen (ſtr., OLG 19, 288; KJ 38 B 70; 50, 199; . 8,1176 A 1). — Vorausſetzung 
für die Beſtellung iſt nach § 1118, daß die Forderungen auf Zahlung einer beſtimmten Geld⸗ 
ſumme gerichtet find (. 8 1113 A5). Daher kann z. B. für Forderungen aus kaufmänniſchen Au⸗ 
meifungen oder Verpflichtungsſcheinen auf Leiſtung anderer vertretbarer Sachen eine Hypo⸗ 
thek nicht beſtellt werden. Bei der Eintragung muß wegen des Erforderniſſes der Beftimmtheit 
der Forderung ($ 1113 A 5) außer Zweifel geſtellt werden, welche einzelnen Teilſchuldver⸗ 
ſchreibungen durch die Hypothek geſichert werden (K GJ 53 S. 210, 213; J, 400, DLG 44, 
175). — Auch eine Höchſtbetragshypothek kann für die Forderungen des $1187 bestellt werden, 
da $ 1190 hinſichtlich der Art der Forderung keinen Unterſchied macht (MIA 6, 162; Jdc 
4, 425). Hier findet bei der Eintragung $ 51 GBO keine Anwendung, da nach $ 1190 BGB 
an Stelle des Geldbetrags der geſicherten Forderung lediglich der Höͤchſtvetrag, bis zu dem 
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das Grundſtück haften ſoll, im Grundbuche zu vermerken iſt (SW 1926, 26422 OLG 
45, 2371). — Die Hypothek muß aber unmittelbar für das Recht aus dem Inhaber⸗ 
oder Orderpapier beſtellt ſein. Eine Hypothek für ein von einer Bank gewähotes 
Darlehn, über das ſolche Papiere ausgeſtellt werden ſollen, iſt nicht eine Hypothek im 
Sinne der §8 1187 ff. (OLG 19, 237, auch KGJ 35 B 31). — Eine Sicherungshypothek zur 
Sicherung von Forderungen aus Teilſchuldverſchreibungen für die Inhaber, auf deren Namen 
fie lauten oder die ſich durch Abtretung als Rechtsnachfolger ausweiſen, iſt nicht eintragungs⸗ 
fähig, denn es würde ſich dabei um eine gewöhnliche Sicherungshypothek (8 1185) für die 
benannten Inhaber handeln und deren Sondernachfolger könnten in das Gläubigerverhältnis 
gemäß 88 1154 Abſ 3, 873 nur eintreten, wenn fie auf Grund Abtretung als Gäubiger in das 
Grundbuch beſonders eingetragen würden (OLG 41, 182). 


2. Die Hypothek gilt, abweichend von der Regel des $ 1184 Abſ 2, als Sicherungshypothek 
und damit als Buchhypothek (8 1185 Abs 1), auch wenn ſie im Grund buche nicht als Sicher 
rungshypothek bezeichnet iſt, deswegen, weil ſich aus der Art der im Eintragungsvermerk 
zu bezeichnenden (.. $S 1113 A 5, 8 1115 A 8) Forderung (aus der Schuldverſchreibung, aus dem 
Orderpapier) gemäß $ 1187 Satz 1 ſchon von ſelbſt ergeben muß, daß es ſich um eine Sicherungs⸗ 
hypothek handelt. — Im übrigen gelten auch für dieſe Hypothek die allgemeinen Vorſchriften 
über die Hypothek. Ausnahmen hiervon ſ. A 3. Auch zu einer Eigentümerhypothek 
(Eigentümergrundſchuld) kann dieſe Hypothek werden. Bei Schuldverſchreibungen auf den 
Inhaber wird fie nach 88 1163 Abſ 1 Satz 2, 1177 Abſ 1 Eigentümergrundſchuld, wenn der 
Ausſteller die Urkunde vernichtet oder die Forderung aus der Schuldverſchreibung nach 
§ 801 erliſcht, und ſie iſt, bevor die Schuldverſchreibung in den Verkehr gebracht iſt, nach 
88 1163 Abſ 1 Satz 1, 1177 Abſ 1 Eigentümergrundſchuld, da bis dahin die Forderung nicht 
entſtanden iſt (vgl. RG JW 1913, 20012, auch A 3 a. E.). Dadurch, daß die Schuldverſchrei⸗ 
bung im Aufgebotsverfahren (88 1004 ff. ZPO) für kraftlos erklärt wird, erliſcht die Forderung 
nicht, der Antragſteller kann auf Grund des Ausſchlußurteils, das ihn zunächſt legitimiert 
(RE Warn 1912 Nr 378; KJ 34 A 844), gemäß $ 800 von dem Ausſteller die Erteilung einer 
neuen Schuldverſchreibung verlangen (a. M. KGJ 50, 199). Auch wenn der Eigentümer 
ſelbſt die Schuldverſchreibung erwirbt, erliſcht die Forderung nicht; die Hypothek für die Schuld- 
verſchreibung wird dann zur Eigentümerhypothek (8 1177 Abſ 2). — Zuläſſig iſt auch eine 
Löſchungsvormerkung (§ 1179) nicht nur bei Hypotheken für Orderpapiere, ſondern auch bei 
Hypotheken für Schuldverſchreibungen auf den Inhaber; auch hier wird durch die Vormerkung 
der Anſpruch auf Löſchung der zur Eigentümergrundſchuld oder Eigentümerhypothek ge- 
wordenen Hypothek gegen widerſprechende Verfügungen nach § 888 Abſ 2 geſichert (ROY 
50, 199). Darüber, wie bei der Eintragung einer ſolchen Vormerkung der Ordnungsvorſchrift 
des $ 44 GBO zu genügen iſt, vgl. KGJ 50, 198. 


3. Da die Vorſchrift des § 1154 Abſ 3, betreffend die Übertragung einer Buchhypothek, 
auf die Sicherungshypothet des $ 1187 keine Anwendung finden joll, um nicht den Umlauf 
der Papiere im Verkehr zu hemmen, bedarf es zur Übertragung nicht der Eintragung in das 
Grundbuch (KJ 35 B 32; 50, 199). Vielmehr vollzieht ſich die Übertragung außerhalb 
des Grundbuchs in der nämlichen Weiſe, wie derartige Forderungen ſonſt (d. i. wenn ſie 
nicht hypothekariſch geſichert ſind) übertragen werden, alſo durch Übergabe der Schuld 
verſchreibung auf den Inhaber und bei den Forderungen aus Orderpapieren durch In⸗ 
doſſament (WO Artt 9—13, HGB 88 364 Abi 1, 365 Abſ 1; vgl. RG JW 1913, 20017; 
KJ 50, 199). Mit der Übertragung der Forderung geht gemäß § 1153 Abſ 1 auch die 
Hypothek auf den neuen Gläubiger über (vgl. RG JW 1913, 20012; RA 2, 148; K&GJ 38 B 70). 
Will der neue Gläubiger ſich eintragen laſſen, ſo muß er allerdings bei der Orderhypothek vom 
Grundbuchamt die Echtheit der vorhergehenden Indoſſamente in der Form des § 29 GBD 
nachweiſen, da eine Sonderbeſtimmung für dieſe Hypotheken formellrechtlich nicht gegeben 
iſt, oder er muß eine Eintragungsbewilligung (vgl. auch $ 894 ZPO) des eingetragenen Gläu⸗ 
bigers beibringen, während bei der Inhaberhypothek der Beſitzer des Inhaberpapiers durch 
Vorlegung des Papiers, die gemäß § 44 Abſ 1 GBD erforderlich iſt, ſich als Berechtigten ge⸗ 
nügend ausweiſt (ſtr.). — Die Belaſtung der Hypothek mit einem Nießbrauch oder Pfand⸗ 
recht erfolgt gleichfalls außerhalb des Grundbuchs (vgl. 88 1069, 1081 Ab] 2 bzw. 88 1274, 
1292, 1293; vgl. RG JW 1913, 20012). Auch wenn die Schuldverſchreibung von dem Ausſteller 
noch nicht in Verkehr gegeben worden war, wird durch die vom Ausſteller (ſei es auch formlos) 
erklärte Verpfändung und die Übergabe der Schuldverſchreibung au den Pfandgläubiger ein 
Pfandrecht an der Forderung aus der Schuldverſchreibung und damit auch an der Hypothek 
rechtsgültig begründet, da mit der Übergabe zum Pfande zugleich das Forderungsrecht gegen 
den Ausſteller geſchaffen wird (NG JW ö 1913, 2001). Die Hypothek wird aus der bis dahin 
beſtehenden Eigentümergrundſchuld (ſ. A 2) zur Gläubigerhypothek (RG JW 1913, 20015). 
Wegen der Pfändung vgl. SS 830 Abſ 3 Satz 2, 831, 837 Abſ 2, ſowie SS 808, 821 3 PO. 
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8 1188 


Zur Beſtellung einer Hypothek für die Forderung aus einer Schuldver⸗ 
ſchreibung auf den Inhaber genügt die Erklärung des Eigentümers gegen⸗ 
über dem Grund buchamte, daß er die Hypothek beftelle!), und die Eintragung 
in das Grund buch?); die Vorſchrift des § 878 findet Anwendung“). 

Die Ausſchließung des Gläubigers mit ſeinem Rechte nach S 1170 iſt 
nur zuläſſig, wenn die im § 801 bezeichnete Vorlegungsfriſt verſtrichen iſt. 
Iſt innerhalb der Friſt die Schuldverſchreibung vorgelegt oder der Anſpruch 
aus der Urkunde gerichtlich geltend gemacht worden, ſo kann die Ausſchließung 
erſt erfolgen, wenn die Verjährung eingetreten iſt“). 

E II 1098; P 3 672, 677. 


1. Abweichend von der eine Einigung zwiſchen dem Eigentümer und dem Glaubiger 
erfordernden Regel des § 873 genügt, in Anbetracht der Unbeſtimmtheit des Gläubigers, 
zur Beſtellung der Inhaberſicherungshypothek (nicht auch einer Orderhypothek, |. 8 1187 
A 1) bei Hinzutreten der Eintragung die einſeitige Erklärung des Eigentümers gegenüber 
dem Grund buchamte (f. hierüber § 875 A 7), daß er die Hypothek für den Inhaber der 
Schuldverſchreibung (. 8 1187 A 1) beſtelle. Da aber dieſe Beſtellungsart nur für „ge 
nügend“ erklärt iſt, kann die Beſtellung, wenn das Inhaberpapier bereits begeben und der 
Inhaber bekannt iſt, auch gemäß der Regel des $ 873 durch Einigung mit dieſem Inhaber 
erfolgen. Die Rechtsgültigkeit der Schuldverſchreibung, insbeſondere ob ihre Ausgabe gemäß 
8 795 ſtaatlich genehmigt iſt, hat das Grundbuchamt ebenſowenig zu prüfen, wie ſonſt die 
Rechtsbeſtändigkeit der Forderung, für die eine Hypothek beſtellt wird (ſtr.; vgl. OLG 18, 187). 
Die Schuldverſchreibung braucht auch gar nicht vorgelegt zu werden. 8 44 Abſ 1 GBO bezieht 
ſich, wie aus ſeinem Wortlaute und dem Zuſammenhange mit den vorhergehenden Vor⸗ 
ſchriften folgt, nur auf ſpätere rechtsändernde Eintragungen bei der bereits eingetragenen 
Hypothek (ſtr.; OLG 6, 105). Für das Grundbuchamt find nach $ 19 GBD die Erklärung 
der Hypothelbeſtellung und die Eintragungsbewilligung des Eigentümers, die in der Form 
des 829 GBO abzugeben find, allein maßgebend (ftr.). Anders verhält es ſich bei der Beſtellung 
einer Grundſchuld für den Inhaber des Grundſchuldbriefs (vgl. hierüber $ 1195 A 1). 

2. Über den Inhalt der Eintragung in das Grundbuch vgl. 8 1187 A 1. 

3. Nach dem anzuwendenden 8 878 iſt Eintritt einer Verfügungsbeſchränkung des Eigen ⸗ 
A e des Eintragungsantrags auf die Wirkſamkeit der Beſtellungserklärung 
ohne Einfluß. 

4. Abſ 2 gibt für die Inhaberhypothek (nicht auch für die Orderhypothek) hinſichtlich der 
Ausſchließung des unbekannten Gläubigers im Wege des Aufgebotsverfahrens nach 8 1170 
eine Sondervorſchrift bezüglich der Friſt, deren Ablauf dort erfordert wird. Die im § 801 
bezeichnete Vorlegungsfriſt, die verſtrichen ſein muß, ift entweder die aus § 801 bj 1 Saß 1 
ſich ergebende geſetzliche oder die gemäß § 801 Abj 3 von dem Ausſteller der Urkunde be⸗ 


ſtimmte. In den Fällen des Abſ 2 Satz 2 verlängert ſich die Friſt um die zweijährige Ver⸗ 


jährungsfriſt des 8801 Abſ 1 Satz 2. Vgl. auch die entſprechende Vorſchrift des d 986 Abſ 2 3 PO. 


§ 1189 


Bei einer Hypothek der im 8 1187 bezeichneten Art kann für den jeweiligen 
Gläubiger ein Vertreter mit der Befugnis beſtellt werden, mit Wirkung 
für und gegen jeden ſpäteren Gläubiger beſtimmte Verfügungen über die 
Hypother zu treffen und den Gläubiger bei der Geltendmachung der Oypo⸗ 
thek zu vertreten:). Zur Beſtellung des Vertreters iſt die Eintragung in das 
Grundbuch erforderlich!). ? . 8 

Iſt der Eigentümer berechtigt, von dem Gläubiger eine Verfügung zu 
verlangen, zu welcher der Vertreter befugt iſt, ſo kann er die Vornahme der 
Verfügung von dem Vertreter verlangen“). 

E II 1099; P 3 674, 677; 6 259. 

1. Der bei einer Inhaber» oder einer Orderhypothet des § 1187 für den jeweiligen 
Gläubiger beſtellte Vertreter (ſog. Treuhänder oder Grundbuchvertreter [RG 117, 372) 
hat nach außen eine vom Wechſel der Perſon des Gläubigers unabhängige Vertretungs⸗ 
macht (88 164ff.) für denjenigen, der zur Zeit der Vornahme, der betreffenden Rechte 
handlung Gläubiger der Hypothek iſt, nach Maßgabe der ihm bei der Beſtellung innerhalb 
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der vom Geſetz im § 1189 Abſ 1 Satz 1 beſtimmten Grenzen gewährten Befugniſſe. Die 
Begrenzung für die Gewährung der Vertretungsmacht zieht das Geſetz dahin, daß dem 
Vertreter die Befugnis erteilt werden kann, beſtimmte Verfügungen über die Hypothek 
zu treffen mit gleicher Wirkung für und gegen jeden ſpäteren Gläubiger, wie wenn ſie 
der zeitige Gläubiger ſelbſt getroffen hätte, und den zeitigen Gläubiger bei der Geltend⸗ 
machung der Hypothek zu vertreten. Danach iſt die Gewährung der Vertretungsmacht auf das 
dingliche Recht beſchränkt. Daher kann z. B. die Befugnis zur Vertretung bei der Geltend⸗ 
machung der geſicherten Forderung nicht erteilt werden (vgl. RG 90, 213). Als gewähr⸗ 
bare Befugniſſe zur Verfügung über die Hypothek kommen namentlich in Betracht 
die zu Inhalts- oder Rangänderungen, zu Löſchungen, einſchließlich der Entlaſſung von 
Trennſtücken aus der Pfandhaft (RG 117, 373; RIA 15, 229; OLG 40, 54; 41, 182). Auch 
die Erteilung der Befugnis zu Übertragungen und Belaſtungen, ſowie zur Empfangnahme 
von Zahlungen (ftr.) iſt nicht ausgeſchloſſen. Jedoch iſt in den letzteren Fällen Beſitz der 
Urkunden (f. $ 1187 A 1) erforderlich, da dieſe dem Erwerber bzw. dem Zahlenden auszu⸗ 
händigen ſind (ſ. 8 1187 A 3; $ 797; WO Art 39; HGB 5 364 Abs 3). Zur Vornahme 
einer Eintragung auf Grund der Bewilligung des Vertreters oder auf Grund einer gegen 
ihn erlaſſenen gerichtlichen Entſcheidung (vgl. $ 894 ZPO) bedarf es gemäß $ 44 Ab 2 
GBO der Vorlegung der Urkunden nicht. Iſt aus der Art der Gewährung der Vertretungs⸗ 
macht zu entnehmen, daß die Ausübung gewiſſer Befugniſſe in das pflichtgemäße Gre en 
des Vertreters geſtellt worden iſt, ſo iſt anzunehmen, daß es ſich nur um Verhaltungs⸗ 
maßregeln handelt, deren Verletzung den Vertreter den Gläubigern gegenüber verantwortlich 
macht, aber eine Einſchränkung der verliehenen Befugnis zur Vertretung Dritten gegenüber 
nicht enthält (OLG 41, 183). — Geltendmachung der Hypothek, hinſichtlich deren die 
Befugnis zur Vertretung des zeitigen Gläubigers (bei Inhaberhypotheken ſämtlicher Gläu⸗ 
biger der Teilſchuldverſchreibungen) allgemeinhin erteilt werden kann, begreift ſowohl die außer⸗ 
gerichtliche wie die gerichtliche Verfolgung des dinglichen Rechtes, z. B. Mahnung, Kündigung 
(die letztere iſt aber zugleich eine Verfügung, ſo daß die Befugnis dazu beſonders gewährt ſein 
muß), Erhebung der dinglichen Klage. Dagegen iſt er zur Vertretung des Gläubigers (bei In⸗ 
haberhypotheken der Gläubiger der Teilſchuldverſchreibungen), der überhaupt durch die Ver. 
treterbeſtellung nicht völlig das Verfügungsrecht über die Hypothek verliert (K GJ 45, 279), 
wenn gegen dieſen Klage erhoben iſt (z. B. auf Bewilligung der Löſchung wegen Nichtbeſtehens 
der Hypothek), nicht befugt, es ſei denn, daß ihm auch zu der dabei in Frage kommenden 
Verfügung die Befugnis beſonders erteilt ift (vgl. den oben angeführten § 44 Abſ 2 GO). — 
Der Vertreter iſt durch Rechtsgeſchäft beſtellter Vertreter im Sinne des 9 166 
Abſ 2 (Bevollmächtigter des Gläubigers), nicht geſetzlicher Vertreter, da ihm die Vertretungs- 
macht durch Rechtsgeſchäft erteilt wird und das Geſetz dieſe Erteilung (innerhalb beſtimmter 
Grenzen) nur für zuläſſig erklärt (ftr.; RG JW 06, 19918; OLG 20, 423; 41, 184; KGJ 
51, 806). Daß einem Vertreter nach $ 14 RGeſ., betr. die gemeinſamen Rechte der Beſitzer 
von Schuldverſchreibungen, v. 4. 12. 99 in einem Rechtsſtreite für die Geſamtheit der Gläu- 
biger die „Stellung eines geſetzlichen Vertreters“ zugewieſen, iſt eine Sonderbeſtimmung, die 
ſich überdies nur auf den von den Gläubigern nach Maßgabe dieſes Geſetzes einſeitig beſtellten 
Vertreter (ſ. unten) bezieht (vgl. RH JW 06, 19918, auch RG 90, 215; 117, 372). Hierdurch 
wird aber auch gerade beſtätigt, daß der Vertreter ſonſt nicht die Stellung eines geſetzlichen Ver⸗ 
treters hat. Insbeſondere iſt im Falle der Geltendmachung der Hypothek durch Klagerhebung 
der Vertreter als Pfleger im Sinne des § 53 ZPO, fo daß der Gläubiger für den Rechtsſtreit 
einer nicht prozeßfähigen Perſon gleichſtände, nicht anzuſehen (ſtr.). Vielmehr kann der Gläubiger 
den Rechtsſtreit ſelbſt führen, wie er durch die Beſtellung des Vertreters nicht behindert iſt, 
über die Hypothek ſelbſt zu verfügen. Im Rechtsſtreite iſt er Partei, auch wenn der Ver⸗ 
treter den Rechtsſtreit für ihn führt (val. RG JW 06, 19916). Allerdings kann der Eigen⸗ 
tümer bei der Inhaberhypothek den Vertreter durch einſeitige Erklärung beſtellen (ſ. A 2). 
Aber auch hier beſtellt der Eigentümer den Vertreter nicht für ſich, ſondern für den jeweiligen 
Gläubiger (bei Inhaberhypotheken die jeweiligen Gläubiger der Teilſchuldverſchreibungen) 
und, indem der Gläubiger das Gläubigerrecht mit dem Inhalt erwirbt, daß der Vertreter zu 
ſeiner Vertretung befugt ſein ſoll, erklärt er, die Beſtellung des Vertreters als wie durch ihn 
geſchehen gelten laſſen zu wollen. — Die Vertretungsmacht kann aus den gleichen Gründen 
enden, wie ſonſt ein Vollmachtsverhältnis (z. B. durch Tod, Geſchäftsunfähigkeit, Widerruf, 
Erlöſchen des der Erteilung zugrunde liegenden Rechtsverhältniſſes). Der Eigentümer iſt aber, 
auch wenn er den Vertreter einfeitig beſtellt hat, zur einſeitigen Abberufung nicht befugt; ebenſo⸗ 
wenig der Gläubiger. Vielmehr bedarf es gemäß §8 877, 873 der Einigung zwiſchen ihm und dem 
Gläubiger bzw. ſaͤmtlichen Gläubigern der Teilſchuldverſchreibungen, ſowie der Eintragung (O 

20, 428). In den Fällen des geſetzlichen Erlöſchens (z. B. durch Tod, Geſchäftsunfähigkeit) er⸗ 
liſcht die Vertretungsmacht außerhalb des Grundbuchs (ohne Eintragung). Vgl. auch § 16 Abſ 4 
ROef. v. 4. 12. 99 in der Faſſung v. 14. 5. 14 (Abberufung des Vertreters auf Antrag von 
Gläubigern durch das Amtsgericht aus wichtigem Grunde). — Im Verhältniſſe des Ver’ 


Hypothek 5 1189 663 


Beſtellung erſt nach der Hypothekbegründung, ſo iſt, da es ſich dann um eine Anderung des 
Inhalts der Hypothek handelt, gemäß 88 877, 873 ſtets Einigung des Eigentümers mit dem 
Gläubiger, bei Inhaberhypotheken mit ſämtlichen Glaubigern der Teilſchuldverſchreibungen 


ſtimmung dazu die Vertretungsmacht. Im Verhältniſſe zu den Gläubigern und dem Eigen ⸗ 
tümer beſtimmt ſich ſeine Berechtigung und Verpflichtung zur Vertretung nach dem Inhalte 
der die Übernahme der Vertretung feſtſetzenden Vereinbarungen (. A 1). — Dies alles hat 


Gewährung von Befugniſſen nicht überſchritten wird, vielmehr die Vertretungsmacht des 
Rache erk die gleiche leibt wie die feines Vorgängers (AO 51, 809). Ohne ſolche rechtg, 
ſiche Ermächtigung feht dem Vertreter, da er aus perſönlichem Vertrauen beſtellt 
worden ift, die Befugnis zur Ernennung eines Nachfolgers nicht zu (ROY aß 282). Dezhalb 
if auch, wenn eine Altkengeſellſchaft zum Vertreter beftellt warben if, Im Falle der Über. 
tragung des Vermögens der Aktiengeſellſchaft auf eine andere Aktiengeſellſchaft ohne Liqui 
dation ($ 806 H) die ken gen f n barsche wiewohl das Vermögen der über 
tragenden Aktiengeſellſchaft mit dem ihrigen ver / 
folge eintritt, n K e die Vertreterrechte auszuüben (OLG 84, 217). Auch die Ver⸗ 
ſammlung der Gläubiger der Teilſchuldverſchreibungen bei Inhaberhypotheken iſt zur Be⸗ 
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ſtellung eines neuen Vertreters nicht befugt, da jeder Gläubiger bei ſolcher (nachträglichen) 
Beſtellung eines neuen Vertreters für ſich allein mitzuwirken hat (vgl. KJ 45, 280; |. aber 
unten über eine Erleichterung). — Bei der zur Beſtellung ferner erforderlichen Eintragung 
in das Grundbuch iſt im Eintragungsvermerk die Beſtellung und der Name des Vertreters an- 
zugeben ſowie deutlich erkennbar zu machen, daß der Eingetragene nicht ſelbſt Gläubiger, 
ſondern nur Treuhänder und Vertreter für die Teilſchuldverſchreibungsgläubiger iſt (vgl. RG 
113,231). Auch die dem Vertreter gewährten Vertretungsbefugniſſe find einzutragen, da fie der 
Beſtellung erſt ihren Inhalt geben, To daß ohne ihre Eintragung die Veſtellung wirkungslos ift 
(RIA 15, 131; OLG 41, 182). Jedoch genügt gemäß $ 874 Bezugnahme auf die Eintragungs⸗ 
bewilligung (OLG 41, 182). Zur Vornahme der Eintragung bietet überall formellrechtlich 
gemäß § 19 GBD die einſeitige, in der Form des $ 29 GBO abgegebene Eintragungs- 
bewilligung des Eigentümers die gehörige Grundlage. Wird jedoch erſt nachträglich ein 
Vertreter beftellt, jo bedarf es auch der Bewilligung des Gläubigers bzw. ſämtlicher Gläu 
biger der Teilſchuldverſchreibungen, da auch ihr Recht durch die Inhaltsänderung (f. oben) 
im Sinne des $ 19 GBO betroffen wird (KGJ 45, 279). Der neu gewählte Vertreter kann 
nicht ſelbſt ſeine Eintragung herbeiführen, da ſeine Vertretungsbefugnis erſt mit der Ein⸗ 
tragung beginnt (ſtr., RIA 11, 229). — Als Vertreter (für die ſpäteren Gläubiger) kann 
auch der erſte Hypothekengläubiger beſtellt werden (RA 6, 168). — Über Unzuläſſigkeit der 
Eintragung einer Hypothek für den „Treuhänder“ nicht bezeichneter Gläubiger von Forde⸗ 
rungen, die nicht unter $ 1187 fallen, vgl. OLG 18, 186. — Durch $ 16 Abi 3 RGeſ v. 
4. 12. 19 in der Faſſung v. 14. 5. 14 iſt für den Fall, daß eine Mitwirkung der Gläubiger 
von Schuldverſchreibungen erforderlich iſt, um an Stelle eines weggefallenen Vertreters 
einen neuen Vertreter zu beſtellen, zur Erleichterung beſtimmt, daß eine Mehrheit der 
Gläubigerverſammlung von mindeſtens / der abgegebenen Stimmen mit verbindlicher Kraft 
für alle Gläubiger über die Beſtellung beſchließen kann. Ferner nach Abſ 4 kann auf An⸗ 
trag einer beſtimmten Anzahl von Gläubigern bei Vorliegen eines wichtigen Grundes das 
Amtsgericht an Stelle eines weggefallenen Vertreters einen neuen Vertreter beſtellen. N 

3. Abſ 2 erklärt, ohne Rückſicht auf das der Beſtellung zugrunde liegende Rechtsverhältnis 
(l. A 1), aus praktiſchen Gründen (Prot 3, 676) den Eigentümer, und zwar den jeweiligen 
Eigentümer, nicht bloß den Beſteller des Vertreters (Prot 3, 676), für berechtigt, von dem 
Vertreter die Vornahme von Verfügungen, zu denen er befugt iſt, zu verlangen (nötigen ⸗ 
falls im Wege der Klage gegen ihn), wenn die Vorausſetzungen, unter denen die Verfügung 
vom Gläubiger ſelbſt verlangt werden könnte (3. B. Entlaſſung eines Trennſtücks aus der 
Pfandhaft), gegeben find. 
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Eine Hypothek kann in der Weiſe beſtellt werden, daß nur der Höchſt⸗ 
betrag, bis zu dem das Grundſtück haften ſoll, beſtimmt, im übrigen die Feſt⸗ 
ſtellung der Forderung vorbehalten wird!). Der Höchſtbetrag muß in das 
Grundbuch eingetragen werden)). a 

Iſt die Forderung verzinslich, jo werden die Zinſen in den Höchſtbetrag 
eingerechnet?), 

Die Hypothek gilt als Sicherungshypothek, auch wenn ſie im Grundbuche 
nicht als ſolche bezeichnet ijt*). 

Die Forderung kann nach den für die Übertragung von Forderungen 
geltenden allgemeinen Vorſchriften übertragen werden. Wird ſie nach dieſen 
Vorſchriften übertragen, jo ift der übergang der Hypothek ausgeſchloſſens). 

E I 1129 II 1096; M 3 767; P 3 688; 6 259. 

1. Die Höchſtbetragshypothek iſt eine Sicherungshypothek, auf welche die 88 1184ff. An- 
wendung finden, mit der Beſonderheit, daß bei der Beſtellung nur der Höchſtbetrag, bis zu 
dem das Grundſtück für die gelicherte Forderung haften ſoll, beſtimmt, im übrigen die 
Feſtſtellung der Forderung vorbehalten wird. Die Einigung zwiſchen Eigentümer und 
Gläubiger muß alſo enthalten die Beſtimmung des Höchſtbetrags der Haftung und einen 
Vorbehalt bezüglich Feſtſtellung der Forderung im übrigen. Nach der allgemeinen Faſſung 
des Geſetzes kann der Vorbehalt ſich nicht nur auf den Betrag der Forderung, ſondern auch 
auf alle ihre ſonſtigen Merkmale, mit Ausnahme der Perſon des Gläubigers, beziehen (K GJ 
28 A 239; 35 A 284). Während alſo bei der gewöhnlichen Sicherungshypothek die geſicherte 
Forderung ihrem Betrage und Grund nach beſtimmt fein muß, genügt (ijt aber in der Regel 
auch das Mindeſterfordernis, KJ 46, 180; OLG 26, 198) bei der Höchſtbetragshypothel 
eine allgemeine Bezeichnung des Rechtsgrundes der zu ſichernden noch ungewiſſen Forderung 
des Gläubigers in der Weiſe, daß gegebenenfalls die Feſtſtellung, welche zur Entſtehung 
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gelangte Forderungen in den Kreis der Sicherung fallen, bis zum Höchſtbetrage der Grund» 
ſtückshaftung ftattfinden kann (vgl. RG 55, 274; 65, 366; KGJ 35 A 284; 46, 180; OLG 34 
S. 217, 288). Wenn eine Hypothek allgemein für Forderungen aus einem Geſchäfts⸗ und 
Wechſelverkehr beſtellt worden, iſt anzunehmen, daß die Feſtſtellung der Forderung vor⸗ 
behalten und die Hypothek eine Höchſtbetragshypothek fein ſoll, auch wenn fie als ſolche nicht 
bezeichnet iſt (K GJ 43, 238). Beſonders eignet ſich die Höchſtbetragshypothek zur Sicherung 
für die Forderungen, die aus einer dauernden Geſchäftsverbindung, einem eröffneten Kredit 
(3. B. behufs Bebauung des Grundſtücks), aus einer Vermögensverwaltung oder ähnlichen 
Verhältniſſen zwiſchen den Beteiligten künftig entſtehen können (RG 51, 115; 55, 221; 61, 37; 
Gruch 48, 606; 52, 1068; KGJ 43, 238), ſowie zur Sicherſtellung von Vertragsſtrafen oder 
Erſatzanſprüchen für den Fall der Nichterfüllung eines Vertrags (RG 55, 274), oder für An ⸗ 
ſprüche auf Nebenleiſtungen jeder Art, die ſich aus einer beſtimmten durch anderweitige 
Hypothek geſicherten Hauptforderung ergeben (OLG 26, 197). Unzuläſſig ift aber auch nicht, 
daß die Hypothek für alle gegenwärtigen und künftigen Forderungen des Gläubigers gegen 
den Beſteller oder auch gegen einen Dritten ohne eine weitere Begrenzung und ohne Angabe 
eines Schuldgrundes (ſ. A 2) beſtellt wird (RG 62, 168; 75, 247; IW 07, 51318, KGJ 35 
A 284; 45, 286; 46, 180; 47, 199; OLG 14, 126; 26, 197). Anderſeits kann die Forderung 
bereits nach Grund und Betrag feſtſtehen; ſie wird dann durch die Eintragung der Höchſt⸗ 
betragshypothek für den Grundbuchverkehr als nicht feſtſtehend hingeſtellt (K GJ 34 A 320). 
Wenn jedoch die Feſtſtellung der Forderung überhaupt nicht vorbehalten, ſondern die Forde ⸗ 
rung als eine in Höhe des angegebenen Betrags von vornherein feſtſtehende eingetragen 
worden iſt, handelt es ſich in Wirklichkeit nicht um eine Höchſtbetragshypothek, ſondern um 
eine Verkehrshypothek oder eine gewöhnliche Sicherungshypothek (vgl. RG Gruch 52, 1069; 
58, 884 [Warn 1914 Nr 291]; KGJ 51, 290; OLG 29, 373). — Unzuläſſig it die Beſtellung 
einer (ungeteilten) Höchſtbetragshypothek für verſchiedene Forderungen, die je 
einem andern Gläubiger zuſtehen, oder für mehrere Forderungen gegen verſchiedene, 
nicht in einer Verpflichtungsgemeinſchaft ſtehende Schuldner (vgl. $ 1113 A 3, 5; OLG 45, 
238 [gegen mehrere Bürgen]; jedoch auch RIA 12, 159, wo die Eintragung einer Höchſt⸗ 
betragshypothek für die Forderungen des Gläubigers gegen den Beſteller der Hypothek und 
deſſen allgemeine Rechtsnachfolger oder den Nachfolger im Eigentume des verpfändeten Grund⸗ 
ſtücks aus dem fortgeſetzten Kreditverhältniſſe für zuläſſig erachtet wird, weil unklare Ver⸗ 
hältniſſe dadurch nicht geſchaffen würden). Ferner kann eine Höchſtbetragshypothek nicht zu⸗ 
nächſt für den einen und dann für den andern Gläubiger beſtellt werden (vgl. 8 1113 A 3). 
Zuläſſig aber iſt die Beſtellung einer Höchſtbetragshypothek in der Weiſe, daß die eine oder 
die andere Forderung (3. B. ein Bereicherungsanſpruch, wenn die erſte Forderung nichtig fei) 
des nämlichen Gläubigers gegen den nämlichen Schuldner gefichert fein ſoll (NG JW 1911, 
65326; ſ. § 1118 A 5). Über mehrere Höchſtbetragshypotheken für je einen 
Teil des Kreiſes der geſicherten Forderungen ſowie über Einzel-Höchſtbetragshypothek über 
den Betrag des Forderungskreiſes, der ſich als durch eine andere Höchſtbetragshypothek 
nicht gedeckt ergeben würde, vgl. § 1113 A 2, 5. Von dem dort dargelegten Grundſatz 
aus, daß die Eintragung mehrerer ſelbſtändiger Einzelhypotheken für dieſelbe Forderung 
unzuläſſig iſt, daß vielmehr verſchiedenen Hypotheken nur verſchiedene Forderungen oder 
verſchiedene beſtimmt abgegrenzte Teile einer Forderung zugrunde liegen können, kann 
die Beſtellung mehrerer Einzelhöchſtbetragshypotheken für Forderungen aus dem nämlichen 
Forderungskreiſe an demſelben oder an mehreren Grundſtücken der erforderlichen Deutlich⸗ 
keit wegen regelmäßig nur in der Weiſe erfolgen, daß die zweiten oder dritten Hypotheken 
für den den Betrag der erſten bzw. die Beträge der erſten und zweiten Hypothek über- 
ſteigenden Betrag bis zu einem Höchſtbetrag beſtehen (OLG 43, 15; J§ 4, 422), 
und kann zwar, auch wenn eine Höchſtbetragshypothek allgemein für alle bereits entſtan⸗ 
denen oder noch entſtehenden Forderungen des Gläubigers gegen den gleichen Schuldner 
aus der Gewährung laufenden Kredits und ſonſtigen geſchäftlichen Beziehungen eingetragen 
iſt, eine zweite Höchſtbetragshypothek für den den Höchſtbetrag der erſteren Hypothek über- 
ſteigenden Betrag der Forderungen aus dem nämlichen Forderungskreiſe beſtellt werden, 
nicht aber für die nicht ſchon durch die erſtere Höchſtbetragshypothek geſicherten Forderungen 
(356 1, 490). — Die Hypothek ſollte nach der früher herrſchenden Meinung von vornherein 
dem Gläubiger als wirkliche Hypothek zuſtehen, auch wenn die geſicherte Forderung noch nicht 
zur Entſtehung gelangt iſt. Erſt wenn bei der ſpäteren Feſtſtellung nach Maßgabe des zugrunde 
liegenden Rechtsverhältniſſes, auf die der Gläubiger ein Recht habe, ſich ergebe, daß geſicherte 
Forderungen nicht mehr entſtehen könnten und die entſtandenen den eingetragenen Höchstbetrag 
nicht erreichten, ſollte, ſoweit der Höchſtbetrag durch die entſtandenen Forderungen nicht aus 
gefüllt werde, die Hypothek gemäß § 1163 Abſ 1 Satz 1 auf den Eigentümer übergehen 
(Ach 51, 117; 55, 221; 61, 41; Gruch 48, 606; 52, 1070; RIA 4, 242; 6, 272; 9, 65; 11, 56; 
OLG 4, 74; 4, 377; 11, 210: 16, 829; 26, 198). Es iſt jedoch der neuerdings überwiegenden, 
auch jetzt vom Reichsgericht geteilten Anſicht (M& 75, 250; 78, 409; 97, 226; JW 1912, 29717; 
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1912, 40224; Gruch 58, 669; 58, 833; Warn 1917 Nr 272; KGJ 45, 290; 49, 225) bei⸗ 
zuſtimmen, daß die Höchſtbetragshypothet, wenn fie, wie meiſtens, für die (aus einem 
Geſchäftsverkehr) dem Gläubiger gegen den Eigentümer künftig entſtehenden Forderungen 
beſtellt iſt, ebenſo wie ſonſt eine Hypothek für eine künftige Forderung (ſ. $ 1113 A 7), zunächſt 
gemäß SS 1163 Abf 1 Satz 1, 1177 Abſ 1 als vorläufige, durch Entſtehung der Forderungen 
auflöſend bedingte Grundſchuld dem Eigentümer zuſteht und vom Gläubiger als Hypo⸗ 
thek erſt erlangt wird, wenn und ſoweit die Forderung zur Entſtehung gelangt. Vorher kann 
eine Hypothek wegen Fehlens einer Forderung für den Gläubiger nicht beſtehen. Anderſeits 
aber hat der Eigentümer die Grundſchuld nicht von vornherein als unbedingtes Recht in ſeinem 
Vermögen. Vielmehr iſt der Erwerb der Grundſchuld in der Weiſe auflöſend bedingt, daß, 
wenn während der Dauer des Rechtsverhältniſſes, das die Grundlage der hypothekariſchen 
Sicherung bildet, und bis zur vorbehaltenen Feſtſtellung Forderungen der betreffenden Art 
entſtehen, die Grundſchuld als Hypothek für dieſe Forderungen auf den Gläubiger übergeht. 
Dies folgt daraus, daß der Vorbehalt der Feſtſtellung der Forderung zum Weſen der Höͤchſt⸗ 
betragshypothek gehört. Erſt wenn dieſe Feſtſtellung getroffen wird und ſich dabei ergibt, daß 
eine den Höchſtbetrag erreichende Forderung weder entſtanden iſt noch (z. B. wegen Aufhören 
des Rechtsverhältniſſes) entſtehen kann, ſteht dem Eigentümer, ſoweit die entſtandenen Forde ⸗ 
rungen den Höchſtbetrag nicht ah eine voll wirkſame Grundſchuld zu (RG 97, 226; Gruch 
58, 670; Warn 1914 Nr 21, [322]; 1917 Nr 272; SeuffA 74 Nr 162; KGJ 45, 290; 49, 225; 
JFG 2, 442). — Wenn in der Zwiſchenzeit bis zur Feſtſtellung ein Eigentums- 
wechſel eingetreten iſt, erlangt nicht der Eigentümer zur Zeit der Feſtſtellung die Grundſchuld 
(ſoweit das Nichtbeſtehen der Forderung feſtgeſtellt wird), ſondern dem Eigentümer zur Zeit der 
Beſtellung der Hypothek verbleibt die Grundſchuld zufolge Ausfalls der auflöſenden Bedingung 
nunmehr endgültig mit der Maßgabe, daß er auch die erſt nach ſeiner Beſitzzeit entſtandenen 
Forderungen als die Hypothek des Gläubigers begründend zufolge des Vorbehalts der Feſt⸗ 
ſtellung gegen ſich gelten laſſen muß (JF 2, 443; vgl. RG 49, 162; 55, 217; 62, 168; Warn 1917 
Nr 272; OLG 16, 333; 26, 199; 81, 356; 41, 184; $ 1163 A 4). Übrigens erachtete auch 
ſchon die früher herrſchende Meinung den Eigentümer zur Zeit der Beſtellung als den Grund⸗ 
ſchuldgläubiger (vgl. RG 51, 117; 55, 222; auch 49, 165; 62, 168; OLG 16, 333), wiewohl 
ſich dies nicht rechtfertigen ließ, wenn angenommen wurde, daß erſt durch die Feſtſtellung die 
Vorausſetzung für die Entſtehung der Eigentümergrundſchuld geſchaffen werde. — Hinſichtlich 
des Falles des Erlöſchens der entſtandenen Forderung nach einem Eigentumswechſel 
ſ. unten. Über die Beweislaſt, wenn der Eigentümer wegen Nichtentſtehung der Forderung 
auf Grundbuchberichtigung ($ 894) klagt, vgl. 88 894 A 5, 1184 A 3. — Im Falle der 
Zwangsverſteigerung kann der Eigentümer zur Zeit der Hypothekbeſtellung wegen der 
beſtehenden Eigentümergrundſchuld ebenſo wie ſonſt wegen einer Eigentümergrundſchuld 
Befriedigung aus dem Verſteigerungserlöſe verlangen. Die nachſtehenden Be⸗ 
rechtigten haben keinen Anſpruch auf den betreffenden Erlösteil (RG 55, 222; 62, 168; 
Warn 1914 Nr 21). Soweit der Gläubiger den auf die Hypothek entfallenden Erlös 
wegen Nichtentſtehung einer Forderung oder wegen Erlöſchens der entſtandenen Forde⸗ 
rung (f. unten) nicht für ſich beanſpruchen zu wollen erklärt, fällt der Erlös auf Grund 
der endgültig beſtehenden Eigentümergrundſchuld dem Eigentümer zu (RG 55, 219). Das 
gleiche gilt aber auch, ſoweit nicht der Gläubiger durch Anerkenntnis des Schuldners oder 
Urteil nachweiſen kann, daß eine Forderung entſtanden iſt. Mit dem Verteilungstermin 
jedenfalls endigt die Möglichkeit, daß noch neue Forderungen entitehen (ſ. unten). — Ver ⸗ 
fügungen des Eigentümers über die Eigentümergrundſchuld oder Pfändungen 
der Grundſchuld ſeitens ſeiner Gläubiger ſind an ſich auch ſchon vor der Feſtſtellung 
zuläſſig inſoweit, als nachgewieſen werden kann, daß die zu der betreffenden Zeit ent- 
ſtandenen Forderungen den Höchſtbetrag nicht erreichen, und auch ihrer Eintragung ſteht 
nichts im Wege (ſtr., vgl. RIA 2, 199, a. M. NIA 5, 271); jedoch muß der Eigentümer zuvor 
gemäß der Ordnungsvorſchrift des $ 40 GBO als Gläubiger der ihm auflöſend bedingt zu⸗ 
ſtehenden Eigentümergrundſchuld eingetragen werden (vgl. $ 1168 A 3). Wenn demnächſt 
aber aus dem Rechtsverhältniſſe ferner Forderungen entſtehen, ſind die Verfügungen und 
Pfändungen, ſoweit nicht noch ein ungedeckter Teil des Höchſtbetrags Übrigbleibt, unwirkſam, 
da die Erwerber durch die Verfügungen und die Pfändungen nicht mehr Rechte erlangen 
können, als dem Eigentümer zuſtanden (§ 161; vgl. Seuffül 66, 277; RIA 5, 270; OVG 
4 S. 74, 194). Das Reichsgericht erachtet die Pfändung der vorläufigen Eigentümergrund⸗ 
ſchuld auch an ſich für zuläſſig; jedoch erklärt es die Eintragung der Pfändung in das Grund: 
buch allgemein für unzuläſſig (RG 75, 250; 97, 226; JW 1912, 2977; vgl. jedoch bezüglich 
der Zuläſſigkeit der Pfändung Gruch 48, 607). Dabei ſtellt es dieſe vorläufige Eigentümer ⸗ 
grundſchuld überall gleich einer etwa künftig aus einer Gläubigerhypothek entſtehenden Eigen“ 
tümergrundſchuld, indem es auf die Entſcheidungen, welche die Pfändung ſolcher etwaigen 
künftigen Eigentümergrundſchulden für zuläſſig, dagegen die Eintragung der Pfändung für 
unzuläſſig erklären (vgl. R&G 56, 14; 61, 374; 72, 275; 84, 80), Bezug nimmt. Es beſteht 
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jedoch, wie in 8 1163 A 3 dargelegt ift, ein weſentlicher Unterſchied zwiſchen den beiden Eigen⸗ 
tümergrundſchulden: ob bei einer für eine beſtehende Forderung beſtellten Hypothek künftig 
eine Eigentümergrundſchuld entſtehen und welchem Eigentümer ſie zuſtehen wird, iſt ungewiß; 
die vorläufige Eigentümergrundſchuld bei einer für künftige Forderung beſtellten Höchſtbe⸗ 
tragshypothek dagegen iſt eine auflöſend bedingte Grundſchuld, die dem gegenwärtigen Eigen- 
tümer zuſteht. Für dieſe Eigentümergrundſchuld und nur für ſie gilt das vorher Dargelegte. 
Die Eintragung iſt zur Entſtehung des Pfändungspfandrechts gemäß 88 830, 857 Abſ 6 350 
erforderlich (RG 76, 233; 97, 228). Daraus folgt, daß, wenn die auflöſend bedingte Eigen ⸗ 
tümergrundſchuld zunächſt für A und dann für B gepfändet, demnächſt nach erfolgter Feit- 
ſtellung der Nichtentſtehung der geſicherten Forderung die Pfändung der nunmehr endgültigen 
Eigentümergrundſchuld zuerſt für B und ſpäter erſt für A eingetragen wird, das Pfändungs- 
pfandrecht des B das Vorrecht vor dem des A hat. In R 97, 228 iſt jedoch dem A das Vor⸗ 
recht zugeſprochen mit der Begründung, der Pfändungsbeſchluß enthalte zugleich ein Ver⸗ 
fügungsverbot, dieſes trete rückwirkend (§ 161 BGB) bis zum Zeitpunkt der Pfändung durch 
die Eintragung in Kraft. Wäre dies zutreffend, ſo müßte ein vor den beiden Pfändungs⸗ 
eintragungen erfolgter rechtsgeſchäftlicher Erwerb an der Eigentümergrundſchuld, wenn dem 
Erwerber zur Zeit des Erwerbs die beiden Pfändungsbeſchlüſſe bekannt geweſen wären, gemäß 
8 892 Abf 1 Satz 2 den beiden Pfändungen weichen. Dies iſt aber aus dem von der Ent- 
ſcheidung herangezogenen $ 830 Ab] 2 ZPO, der nur eine Sonderbeſtimmung bezüglich der 
Rückwirkung gegenüber dem Drittſchuldner (Gläubiger und Schuldner der Grundſchuld iſt 
hier übrigens ein und dieſelbe Perſon) enthält, nicht zu folgern (vgl. RG 76, 233). Viel ⸗ 
mehr iſt das Verfügungsverbot ein Beſtandteil der Pfändung und ebenſo wie dieſe er- 
langt es erſt Wirkſamkeit mit der Eintragung; übrigens wäre im Falle des Konkurſes über 
das Vermögen des Grundſtückseigentümers das Verfügungsverbot gemäß § 13 KO den 
Konkursgläubigern gegenüber unwirkſam, ſo daß dem Pfändungsgläubiger, der die Ein- 
tragung der Pfändung nicht erlangt hätte, ein Abſonderungsrecht (8 49 Abſ 1 Nr 2 KO) nicht 
zuſtehen könnte (der Entſcheidung iſt jedoch im Ergebnis deswegen beizutreten, weil 
vor der Eintragung der Pfändung für B ein auf Grund einſtweiliger Verfügung 
erlaſſenes Veräußerungsverbot zugunſten des A eingetragen worden war). — Zah- 
lungen des perſönlichen Schuldners auf entſtandene Forderungen bewirken 
nicht ſteis, daß die Hypothek des Gläubigers gemäß § 1163 Abſ 1 Satz 2 zur Eigen⸗ 
tümergrundſchuld wird. Überſteigen z. B. die Forderungen den Höchſtbetrag in dem 
Maße, daß nach Abzug der Zahlungen noch ein den Höchſtbetrag mindeſtens deckender 

5 wird die Hypothek des Gläubigers in ihrem Fortbeſtande, weil 


Schuldner verſchi Eigentümer nach Entſtehung einer Forderung den Gläubiger 
gemäß 5 ed, erwirbt er, wie bei einer andern Hypothek, nach 
58 1148, 401, 412, 1153 den betreffenden Teil der Forderung nebſt der Hypothek (OLG 
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81, 356). — Erfolgt ferner die Befriedigung wegen der entſtandenen Teilforderung aus 
dem Grundſtück im Wege der Zwangsvollſtreckung, ſo erliſcht die Hypothek gemäß § 1181 
in Höhe des Teiles, jo daß ein Übergang auf den Eigentümer nicht ſtattfindet (wegen 
der Geſamthypothek vgl. § 1182). — Der Umfang der dinglichen Haftung be⸗ 
ſtimmt fi) endgültig nach der Sachlage bei der Beendigung des zugrunde liegen ⸗ 
den Rechtsverhältniſſes oder bei ſonſtiger Abrechnung der Beteiligten. Die Feſtſtellung 
des Betrags der geſicherten Forderung, die außerhalb des Grundbuchs gemäß 88 781, 
782 durch Vertrag zwiſchen dem Gläubiger und dem perſönlichen Schuldner oder durch 
Urteil bewirkt wird (RJ A 9, 64; OLG 18, 184; 20 S. 388, 415), hat keine dingliche 
Wirkung und führt eine Anderung des Rechtszuſtandes der Hypothek nicht herbei, ſo 
daß die Hypothek trotz der Feſtſtellung Sicherungshypothek bleibt. Die Erhebung der 
dinglichen oder der perſönlichen Klage iſt von einer ſolchen Feſtſtellung nicht abhängig. 
Wenn aber der Gläubiger das dingliche Recht aus der Hypothek gegen den vom perſön⸗ 
lichen Schuldner verſchiedenen Eigentümer geltend macht, muß er trotz der Feſtſtellung 
an ſich die Entſtehung der Forderung beweiſen. Jedoch wird in der Regel der Vertrag oder 
ein gegen den Schuldner ergangenes Urteil auf Zahlung der Forderung genügenden Be- 
weis auch dem Eigentümer gegenüber liefern. Ferner wirkt eine Feſtſtellung zwiſchen Gläu- 
biger und Eigentümer ebenfalls nur perſönlich. Sie hat auch ebenſowenig wie ein Urteil 
gegen den Eigentümer Wirkung gegenüber dem perſönlichen Schuldner. — Auf Grund der 
letzteren Feſtſtellung (Anerkenntnis des Beſtehens der Forderung nach Grund und Betrag oder 
rechtskräftiges Urteil auf Anerkennung) kann aber die Umwandlung der Höchſtbetragshypothek 
in eine Verkehrshypothek oder in eine gewöhnliche Sicherungshypothek für einen 
beſtimmten Betrag gemäß § 1186 erfolgen (RG 60, 243; 60, 262; RIA 3, 156; 11, 240; 
KG 31 A 339; ORG 41, 180; 44, 144). Hierzu bedarf es, da die Umwandlung eine Anderung 
des Inhalts des Rechtes bewirkt, ferner der Einigung zwiſchen Eigentümer und Gläubiger 
über die Umwandlung und der Eintragung (RIA 3, 156; KGJ 31 A 887; 46, 233; OLG 
18, 182; 41, 181); jedoch der Zuſtimmung der im Range gleich- oder nachſtehenden 
Berechtigten bedarf es nicht (vgl. hierüber 8 877 A 3). Eine geſetzliche Verpflichtung zur 
Umwandlung beſteht für den Eigentümer allerdings nicht (RG 49, 162). Über Zuläſſigkeit 
ſonſtiger Umwandlung einer Höchſtbetragshypothek in eine gewöhnliche Sicherungshypothek 
vgl. $ 1186 A 1. — Auch $ 1180 findet auf die Höchſtbetragshypothek Anwendung (RG 
60, 262; RIA 7, 232; 11, 241; KGJ 45, 2873 49, 225; OLG 31, 354; 44, 144; ſ. hierüber § 1180 
A a. E.). An Stelle der geſicherten Forderung kann eine andere dem Betrage nach unbe- 
ſtimmte Forderung nach Maßgabe des § 1180 in der Weiſe geſetzt werden, daß die Hypothek 
Höchſtbetragshypothek bleibt (KGJ 31 A 389; RIA 7, 282). Es kann aber auch nach Maßgabe 
des $ 1180 und des § 1186 eine neue dem Betrage nach beſtimmte Forderung eingeſetzt 
und zugleich die Höchſtbetragshypothek in eine gewöhnliche Hypothek für dieſe Forde⸗ 
rung umgewandelt werden, und zwar auch für einen anderen Gläubiger (RG 60, 262; RA 
11, 241; KGJ 46, 233). Über den Fall, daß vor Entſtehung einer Forderung ein anderes 
Rechtsverhältnis der Hypothek zugrunde gelegt werden ſoll, vgl. $ 1180 A 1. — Hat ſich bei 
Beendigung des Rechtsverhältniſſes endgültig ergeben, daß dem Eigentümer, ſei es 
weil die entſtandenen Forderungen den Höchſtbetrag nicht erreichen oder weil die entſtandenen 
Forderungen zufolge Erlöſchens (z. B. durch Zahlung) unter den Höchſtbetrag herabgeſunken 
ſind, ein Teil der Hypothek als Grundſchuld zuſteht, ſo kann er vom Gläubiger 
gemäß $ 894 Zustimmung zur Berichtigung des Grundbuchs durch Umſchreibung des 
Teiles auf ſeinen Namen verlangen oder auf Grund der mit dem Gläubiger etwa in der Form 
des $ 29 GBO getroffenen hierauf bezüglichen Feſtſtellung die Berichtigung des Grundbuch 
gemäß $ 22 GBO oder die Löſchung des Teiles gemäß 98 27, 29 G8 herbeiführen (RG 
56, 327, OLG 18, 183). Die Grundſchuld kann ferner gemäß $ 1198 wieder in eine 
Hypothek umgewandelt werden, bei gleichzeitiger Abtretung des dinglichen Rechtes auch 
für die Forderung eines neuen Gläubigers (OLG 31, 355). Steht bereits feſt, daß die ge⸗ 
ſicherte zukünftige Forderung ganz oder zum Teil nicht zur Entſtehung gelangt tft, fo hat eine 
Verzichtserklärung des eingetragenen Gläubigers nicht die Bedeutung des § 1168, vielmehr 
bedeutet ſie nur ein Anerkenntnis des Gläubigers über Nichtentſtehung der Forderung und 
darüber, daß die auflöſend bedingte Eigentümergrundſchuld (ſ. oben) im Umfange des Ver⸗ 
zichts endgültig eine unbedingte geworden ſei (R 97, 228). — Im Falle der Zwangs 
verſteigerung hört die Möglichkeit, daß neue Forderungen entſtehen, auf, da 
nun feſtgeſetzt wird, für welche Forderungen auf Grund der Hypothek Befriedigung aus dem 
Grundſtück geſucht werden kann; jedoch nicht ſchon mit der Einleitung oder dem Zuſchlag, 
ſondern erſt mit dem Verteilungstermin (ſtr.; R 51, 119; 55, 222; Gruch 48, 607; a. M. 
OLG 31, 194, wonach die Fortdauer des geſicherten Rechtsverhältniſſes auch über den Ver 
teilungstermin hinaus möglich fein und im Falle ſolcher Fortdauer für die ſpäter noch ent⸗ 
ſtehenden Forderungen der an die Stelle des Grundſtücks getretene Verſteigerungserlös, der 
zu hinterlegen ſei ebenfalls haften ſoll). Wird, bevor die Hypothek völlig angefüllt iſt, 
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der Konkurs über das Vermögen des Eigentümers eröffnet, jo kann nach §8 6, 7, 15 
KO nicht mehr dieſer, ſondern nur der Konkursverwalter, falls er nicht das geſicherte 
Kreditverhältnis löſt, die Hypothek weiter anfüllen (vgl. RG 61, 42; FW 12, 402%). — 
Über Kautionshypotheken des früheren Rechtes vgl. RG 48, 48; 49, 162; 51, 398; 
52, 59; 52, 111; 52, 411; 55, 222; RIA 7, 128. Über die frühere Zinſen⸗ und Koſten⸗ 
kautionshypothek in Bayern, die nach Inkrafttreten des BGB und Anlegung des Grundbuchs 
gemäß Art 192 EG als Höchſtbetragshypothek im Sinne des § 1190 gilt, vgl. R 61, 
375; Warn 1915 Nr 85. 

2. Der Höchſtbetrag, bis zu dem das Grundſtück haften ſoll, muß bei der Höchſtbetrags⸗ 
hypothek, wie nach § 1115 der Geldbetrag der Forderung bei einer andern Hypothek, in be- 
ſtimmtem Geldbetrage in das Grund buch eingetragen werden, widrigenfalls die Hypothek 
nichtig ift. — Bei der Arreſthypothek iſt gemäß § 982 ZP der nach 8 923 ZP feſtgeſtellte 
Geldbetrag (durch deſſen Hinterlegung die Vollziehung gehemmt wird) als Höchſtbetrag zu 
bezeichnen. — Die Unterwerfung unter die ſofortige Zwangsvollſtreckung nach 
88 794 Nr 5, 800 ZPO iſt bei der Höchſtbetragshypothek nicht angängig, weil die Unterwerfung 
auf Zahlung einer beſtimmten Geldſumme aus dem Grundſtück gerichtet fein muß (RIA 
2, 2035 KGJ 28 A 145; OLG 3, 295; 8, 148; 9, 230; 13, 196). Vgl. jedoch bezüglich einer (als 
beſtimmt zu erachtenden) Rentenforderung OLG 17, 336. — Was den Grund der ge- 
ſicherten Forderung anlangt, jo wird, da 8 1190 zur Beſtellung einer Hochſtbetragshypothek, 
abgeſehen von dem Höchſtbetrage, Vorbehalt der Feſtſtellung der „Forderung“ verlangt, dieſe 
Forderung gemäß 8 1115, wie bei anderen Hypotheken (ſ. 8 1113 A5, 81115 A 1, 8), im Grund» 
buche vermerkt werden müſſen (ſtr., KJ 23 A 2395 35 A 284, auch RG JW 07, 51313; a. M. OLG 
14, 127). Nur ift hier unter Forderung nicht ein beſtimmter Anſpruch zu verſtehen, ſondern die 
Begrenzung für die unter die Sicherung fallenden Forderungen, deren Feſtſtellung vorbehalten 
wird. Wenn das Grundſtück für alle Forderungen des Hypothekgläubigers gegen den Hypothek⸗ 
beſteller bis zum Höchſtbetrage haften ſoll (J. A 1), fo wird ſich dies aus der Eintragung des 
Höchſtbetrags von ſelbſt ergeben, fo daß es eines weiteren Vermerks, insbeſondere der Angabe 
eines Schuldgrundes oder des Schuldners, nicht bedarf (vgl. RG 65, 364; KGJ 23 A 239; 
35 A 283; 47, 199; OLG 26, 197). Soll aber ein anderer als der Beſteller der Schuldner 
fein, fo wird dieſer im Grundbuch vermerkt werden müſſen (KGJ 35 A 282; OLG 31, 355; 
9 1113 A 5, auch RG JW 07, 51315). Wenn ferner der Kreis der zu ſichernden Forderungen 
nach der Vereinbarung der Beteiligten enger gezogen, insbeſondere beſtimmt worden iſt, daß 
die Hypothek nur zur Befriedigung der aus einem beſtimmten Rechtsverhältnis oder einer 
beſtimmten Geſchäftsverbindung ſich ergebenden Forderungen dienen ſoll, ift die Aufnahme 
dieſer Begrenzung in das Grundbuch notwendig (KG 23 A 239; 35 A 285). Jedoch genügt die 
Eintragung im Wege der Bezugnahme auf die Eintragungsbewilligung (KG a. a. O.). — 
Über Höchſtbetragshypotheken für Schuldverſchreibungen und Teilſchuldverſchreibungen auf 
den Juhaber ſ. $ 1187 A' 1. , , 

3. Die Einrechnung der Zinſen in den Höchſtbetrag ſchreibt Abſ 2 vor, weil der Höchſt⸗ 
betrag ſowohl die Kapitalbeträge als auch die etwaigen Nebenleiſtungen umfaßt. Aus der 
Beſtimmung folgt, daß, auch wenn die geſicherte Forderung verzinslich iſt, die im § 1115 vor- 
geſchriebene Angabe des Zinsſatzes im Eintragungsvermerk bei der Höchſtbetragshypothek aus⸗ 
geſchloſſen (RG 90, 152; OLG 13, 235), und daß, wenn trotzdem (z. B. bei einer Arreſt ⸗ 
hypothek, ſ. A 2) die Verzinslichkeit eingetragen worden, dieſe gemäß $ 54 Abſ 1 GBO von 
Amts wegen zu löſchen iſt (RIA 7, 74; KG 39 A 256). Es folgt aus der Beſtimmung ferner, 
daß, wenn die Höchſtbetragshypothek in eine gewöhnliche Sicherungshypothek oder eine Ver 
kehrshypothek in ganzer Höhe umgewandelt wird (f. A 1) und dabei, was nach $ 1119 auch 
ohne Zuſtimmung der gleich- oder nachſtehenden Berechtigten zuläſſig ift, auch noch Zinſen 
bis zu 5% eingetragen werden, nur Zinſen vom Tage der Eintragung der Umwandlung 
ab eingetragen werden dürfen (vgl. hierüber $ 1119 A 1). — Auch wenn das Kreditverhältnis, 
das durch die Hypothek geſichert werden ſoll, beendigt iſt und die entſtandenen (Haupt.) 
Forderungen den eingetragenen Höchſtbetrag nicht erreichen, kann durch die laufenden 
Zinſen die Hypothek weiter angefüllt werden (vgl. RIA 15, 318). — Aus Abſ 2 iſt nicht 
zu folgern, daß bei der Höchſtbetragshypothek Zinſen die Eigenſchaft der Hauptforderung 
haben, vielmehr haben ſie auch hier trotz der Vorſchrift die rechtliche Natur von Neben⸗ 
leiſtungen der Hauptforderung; die Bedeutung des Abſſ 2 iſt nur, daß nicht der Vorbehalt 
der Feſtſtellung auf das Kapital der Forderung beſchränkt ſein und daneben das Grundſtück 
etwa über den Höchſtbetrag hinaus noch für die Zinſen haften ſoll (M 8, 767; RG 90, 152). — 
Unter Zinſen find nicht nur die vertragsmäßigen, ſondern auch die geſetzlichen Zinſen zu 
verſtehen, für die bei den anderen Hypotheken das Grundſtück nach 8 1118 kraft Geſetzes 
haftet (M 3, 767; RAU 9, 67). Dagegen bezieht ſich die Vorſchrift nicht auf die im $ 1118 
genannten Koſten, ſo daß die Haftung für dieſe ſich über den eingegangenen Höchſtbetrag 
hinaus erſtreckt (M 3, 768; RG 90, 172). g g 

4. Während nach § 1184 Abſ 2 eine gewöhnliche Sicherungshypothek als Sicherungs⸗ 
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hypothek im Grundbuch bezeichnet werden muß, gilt die Höchſtbetragshypothek als Sicherungs⸗ 
hypothek, auch wenn ſie im Grundbuche nicht als ſolche bezeichnet iſt, weil ſich aus der Ein ⸗ 
tragung der Hypothek für den Höchſtbetrag von ſelbſt ergibt, daß die Hypothek eine Höchſt⸗ 
betrag3-, alſo eine Sicherungshypothek iſt. Auch die Bezeichnung als Höchſtbetragshypothel 
iſt nicht notwendig. Vielmehr genügt es, wenn der Eintragungsvermerk die Hypothek als 
Höchſtbetragshypothek in anderer Weiſe erkennbar macht, wenn z. B. neben der Eintragung 
einer Hypothek für einen Geldbetrag erſichtlich gemacht iſt, daß die Feſtſtellung des Betrags 
der Forderung einer ſpäteren Zeit vorbehalten ſein ſoll (RG Gruch 52, 1069). Die Möglich⸗ 
keit des Vorbehalts bezieht ſich aber nicht auf die Perſon des Gläubigers der Forderung; 
dieſer muß die nämliche Perſon wie der eingetragene Berechtigte fein (KGJ 35 A 284; 
OLG 18, 186). — Zuläſſig iſt auch die Beſtellung einer Hypothek in der Weile, daß ihre 
Eintragung in der Form einer Verkehrshypothek bewirkt wird, während ſie im Ver⸗ 
hältniſſe zwiſchen den Beteiligten als Höchſtbetragshypothek für ihrer Höhe nach 
unbeſtimmte und wechſelnde, demnächſt noch dem Betrage nach feſtzuſtellende Forderungen 
bis zum Höchſtbetrage des eingetragenen Kapitals und der etwa eingetragenen Zinſen gelten 
ſoll (RG 60 S. 245, 247; Gruch 51, 378; Warn 1917 Nr 19; OLG 86, 166). Der Gläu⸗ 
biger kann die Verkehrshypothek ſo weit in Anſpruch nehmen, als, was er zu beweiſen hat 
alſo nicht nur für die ſchuldrechtliche Klage, ſondern auch für die dingliche Klage aus der 
Hypothek [8 1184 Ubf 1], ſofern nicht etwa in letzterer Hinſicht aus der Art der Hypothek. 
beſtellung und des Geſchäftsverkehrs [z. B. Beſtellung der Hypothek als Darlehnshypothek 
mit Kündigungs⸗ und beſonderen Verzinſungsbeſtimmungen für ein dem Eigentümer fort- 
laufenden Kredit gewährendes Kreditinſtitut] zu entnehmen iſt, daß dem Eigentümer wie bei 
einer wirklichen Verkehrshypothek [88 1188, 891] der Beweis der Tilgung oder des ſonſtigen 
Nichtbeſtehens einer Forderung obliegen ſoll), die durch ſie zu ſichernde Forderung aus dem 
Kontokorrentverhältnis entſtanden iſt, mag dieſes ein eigentliches ($ 855 HGB) oder ein un⸗ 
eigentliches (laufende Rechnung) geweſen fein (OLG 86, 166). Während Beſtehens des 
Kontokorrentverhältniſſes aber kann der Gläubiger (ſofern nicht anderes vereinbart iſt) ſich 
aus der Hypothek nicht befriedigen, da ſo lange einzelne Forderungen und vorgetragene Saldi 
als geſtundet gelten (OL G 86, 167). Dritten Erwerbern der Hypothek gegenüber jedoch 
kann ſich der Eigentümer auf die wirklich gewollte Beſtellung einer Höchſtbetragshypothek, 
die ein unter den Begriff des Scheingeſchäfts (8 117 Abſ 2) fallendes ſog. diſſimuliertes Ge⸗ 
ſchäft ift, nach 8 892 nur dann berufen, wenn ſie Kenntnis davon gehabt haben (RG Warn 
1914 Nr 245). 

5. Die durch Höchſtbetragshypothek geſicherten Forderungen können . ebenſo wie 
die durch andere Buchhypotheken geſicherten gemäß $ 1154 Abſ 3 nach der für die Über- 
tragung eines dinglichen Rechtes geltenden Vorſchrift des $ 873, alſo durch Einigung und Ein- 
tragung, ganz oder zum Teil abgetreten werden mit der aus § 1158 ſich ergebenden Folge, daß 
auch die Hypothek auf den Erwerber übergeht, und zwar als Höchſtbetragshypothel (RJ A 7, 227). 
Eine Feſtſtellung des Betrags der Forderung iſt dazu nicht erforderlich, ſofern die Übertragung 
unter Vorbehalt der Entſtehung der Forderung erfolgt (JFG 2, 444). Ergibt ſich bei der Feſt 
ftellung das Beſtehen einer Forderung über den Höchſtbekrag hinaus, fo ſteht weder dem Er⸗ 
werber für den etwa abgetretenen Mehrbetrag noch dem bisherigen Gläubiger für den ihm etwa 
verbliebenen überſchießenden Reſtbetrag eine Hypothek zu. Erreicht im Falle der Teilabtretung 
der abgetretene Teil nicht den Höchſtbetrag, ſo verbleibt der Reſtbetrag dem bisherigen 
Gläubiger als Höchſtbetragshypothek für feine Forderungen. Vgl. hierüber RIA 8, 90; 7, 227; 
9, 64; OLG 4, 820. Vgl. ferner OLG 14, 128 (Folgen der Zahlung vor der Abtretung), OLG 
18, 185 (Eintreten eines Dritten in das geſicherte Rechtsverhältnis gegen Abtretung der Höchſt⸗ 
betragshypothek). Abtretung der Hypothek allein ohne die geſicherte Forderung iſt nach $ 1158 
Abſ 2 auch hier unzuläſſig (RIA 4, 240). Iſt durch Vertrag zwiſchen Gläubiger und Eigen- 
tümer feſtgeſtellt, daß die Hypothek durch Forderungen nicht voll belegt iſt, und hat ſich ſomit 
ergeben, daß die Hypothek zu dem nicht belegten Teil endgültig Eigentümergrundſchuld iſt 
(ſ. A 1), fo darf der Gläubiger dieſen Teil, weil er ihm nicht gehört, nicht abtreten (vgl. RIA 
9, 64; a. M. OLG 18, 204). Dies hat auch der Grundbuchrichter bei Prüfung eines Antrags 
auf Umſchreibung zu beachten, wenn ſich ein ſolcher Vertrag aus den vorgelegten Urkunden 
ergibt. Jedoch die bloße Möglichkeit, daß ein Teil der Hypothek nicht belegt iſt, berechtigt den 
Grundbuchrichter nicht, die Eintragung der vom Gläubiger erklärten Abtretung der ganzen 
Hypothek abzulehnen; denn auch für die Höchſtbetragshypothek gilt die für den Grundbuch⸗ 
richter ebenfalls in erfter Linie maſigebende (. $ 891 A 4) Vermutung aus $ 891, daß der ein · 
getragene Gläubiger auch der wirklich Berechtigte iſt (RIA 9, 64; 12, 154; Jdc 2, 444; a. M. 
RIA 4, 240). — Ferner kann bei der Höchſtbetragshypothek, anders wie bei der gewöhnlichen 
Sicherungshypothel, nach § 1190 Abſ 4 die Forderung auch (Begründung hierfür: MB, 768) 
nach den für die Übertragung von Forderungen geltenden allgemeinen Vorſchriſten, alſo 
gemäß 88 398 ff. durch formloſen Vertrag und ohne Eintragung, Übertragen werden mit 
der Maßgabe, daß der Übergang der Hypothek ausgeſchloſſen iſt, alſo der Erwerber nur 
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das Forderungsrecht erlangt und die Hypothek von der abgetretenen Forderung losgelöſt wird. 
Sind alle geſicherten Forderungen abgetreten, jo fällt die Hypothek gemäß 88 1163 Abſ 1 
Satz 2, 1177 Ubf 1 dem Eigentümer als unbedingte (J. A 1) Grundſchuld zu, weil die Hypo⸗ 
thekforderung als ſolche gleichſam erloſchen ift (ſtr., RJA 7, 231). Iſt nur ein Teil abgetreten, 
ſo verbleibt die Hypothel als Höchſtbetragshypothek dem bisherigen Gläubiger für ſeine übri⸗ 
gen Forderungen aus dem geſicherten Rechtsverhältniſſe (Prot 3, 690). — Über Pfändung 
der Höchſtbetragshypothek vgl. die entſprechende Vorſchrift des §S 837 Abſ 3 ZPO. 


Zweiter Titel 
Grund ſchuld Rentenſchuld 


I. Grundſchuld 


8 1191 


Ein Grundſtück kann in der Weiſe belaſtet werden, daß an denjenigen, 
zu deſſen Gunſten die Belaſtung erfolgt, eine beſtimmte Geldſumme aus 
dem Grundſtücke zu zahlen iſt (Grundſchuld) !). 

Die Belaſtung kann auch in der Weiſe erfolgen, daß Zinſen von der Geld» 
ſumme ſowie andere Nebenleiſtungen aus dem Grundſtücke zu entrichten ſind ). 

E 1 1185 II 1100; M 3 778; P 3 708. 


1. Die im Abſ 1 für die Grundſchuld gegebene Begriffsbeſtimmung unterſcheidet ſich 
von der im $ 1113 Abf 1 für die Hypothel gegebenen nur dadurch, daß die Worte „zur Be⸗ 
friedigung wegen einer ihm zuſtehenden Forderung“ fehlen. Es gilt daher das zu $ 1118 Be- 
merkte, ſoweit es nicht die Forderung betrifft (A 5, 7), auch für die Belaſtung eines Grund ⸗ 
ſtüs mit einer Grundſchuld. Aus der Nichtaufnahme der bezeichneten Worte ergibt ſich 
zugleich der Weſensunterſchied zwiſchen Hypothek und Grundſchuld. Während die erſtere 
zur Entftehung und zum Beſtehenbleiben als Hypothek eine zugrunde liegende Forderung 
vorausſetzt, wegen deren der Glaubiger Befriedigung aus dem geſamten Vermögen des 
Schuldners, neben der Befriedigung wegen des dinglichen Rechtes aus dem Grundſtück, ſuchen 
kann, iſt die Entſtehung der Grundſchuld und ihr Fortbeſtehen als dingliches Recht dieſer Art 
von dem Beſtehen einer Forderung ſachenrechtlich gänzlich unabhängig und 
kann ſich der Gläubiger der Grundſchuld zu ſeiner Befriedigung nur an das belaſtete Grund 
ſtück halten (RG 78, 65; Warn 1918 Nr 57; NO 43, 255). Insbeſondere läßt das Ausbleiben 
der ſog. Valutazahlung den rechtlichen Beſtand der Grundschuld unberührt. Sie wird gemäß 
$ 878 durch Einigung und Eintragung rechtswirkſam begründet, auch wenn die versprochene 
Valuta, das Entgelt für Beſtellung, nicht gewährt wird. Das Entgelt iſt lediglich Gegenſtand 
des ſchuldrechtlichen Grundgeſchäfts, das den Anlaß zu der Beſtellung der Grundſchuld gibt, 
und der Beſtand dinglicher Rechte an Grundſtücken iſt ſachenrechtlich bon dem Grundgeſchäft 
nicht abhängig ($ 878 U 7b). Die Grundſchuld kann auch unentgeltlich, ſchenkungsweiſe beſtellt 
werden; ferner braucht das Entgelt nicht auf eine Leiſtung gerichtet zu fein, z. B. lann eine 
Grundſchuld an Erfullungs Siatt für eine geſchuldete Leiſtung beſtelit werden (Rc 78, 65). 
Allerdings auch zu der Grundschuld kann und wird ſogar in der Regel eine Forderung in Be⸗ 
ziehung geſetzt ſein, namentlich wird die Grundſchuld häufig zur Sicherung einer Forderung 
dienen. Aber die Forderung ift dann nicht Rechtsinhalt der Grundſchuld, ſondern nur Beweg 
grund für ihre Beſtellung, und das dingliche Recht erfährt nicht eine Anne wie regel 
mäßig die Hypothek (z. B. im Wege der Umwandlung in eine Eigentümergrundſchuld) noch 
wird es ſonſt in ſeinem Beſtande berührt, wenn die Forderung (die übrigens in das Grundbuch 
nicht eingetragen werden darf) nicht entſtanden oder nichtig oder erloſchen iſt oder ihre Geltend⸗ 
machung durch eine Einrede dauernd ausgeſchloſſen wird (MG 60, 255; 63, 185; 78, 65581371; 
109, 115; IW O1, 5647; Warn 1913 Nr 57; Seuffgl 75 Nr 108; R Ja 12, 252; Kc 58, N 
ſofern nicht etwa die Rechtsgründe, die gegen die Forderung wirken, in gleicher Weiſe 
auch auf die Begründung des dinglichen Rechtes Wirkung äußern (wie z. B. die Geschäfts. 
unfähigkeit des ſich Verpflichtenden und gleichzeitig die Grundſchuld Beſtellenden) oder ſonſt 
die Grundſchuldbeſtellung ſelbſt (. V. wegen Wuchers) nichtig ift (RG Warn 1918 Mr 358). 
Abgeſehen von letzterem wird das Nichtbeſtehen der Forderung uſw. nur nach Maßgabe 
des Rechtes der Schuldverhältniſſe auch hinſichtlich der Grundſchuld insoweit von Einfluß 
ſein können, als die Forderung den Rechtsgrund für die Beſtellung der Grundſchuld, 
alſo für die Bewirkung einer Leistung, abgegeben hat. Veſteht dieſer Rechtsgrund nicht, 
fo wird ein ſchuldrechtlicher Anspruch auf Veſeitigung oder Übertragung der Grund. 


672 Sachenrecht Hypothek Grundſchuld Rentenſchuld 


ſchuld auf Grund des Grundrechtsgeſchäfts oder gemäß 88 812ff. gegeben fein (vgl. RG 
63, 185; 73, 143; 78, 65; 85, 91; 3W 01, 46517; Warn 1913 Nr 57; [1914 Nr 292]; Gruch 
58, 1041; SeuffA 75 Nr 103). Dies gilt insbeſondere auch, wenn die Grundſchuld zur 
Sicherung einer Darlehnsforderung, die erſt durch Zahlung des Darlehns zur Entftehung 
gebracht (valutiert) werden follte, beſtellt iſt und die Forderung nicht zur Entſtehung ge- 
bracht wird, in welchem Falle man gewöhnlich von Valutierung oder Nichtvalutierung der 
Grundſchuld ſpricht (RG 78, 65; 85, 91; JW 01, 46517; auch Warn 1918 Nr 353; [1914 
Nr 292]; Gruch 58, 1041; KGJ 53, 221); ferner, wenn eine Grundſchuld zur Sicherheit für 
einen künftigen Erbſchaftsanſpruch beſtellt iſt und der Gläubiger dann vor Eintritt des 
Erbfalls ſtirbt, ſo daß der Erbſchaftsanſpruch nicht zur Entſtehung gelangt (RG SeuffA 75 
Nr 103). Mithin tritt, wenn die durch die Grundſchuld geſicherte Forderung nicht zur Ent ⸗ 
ſtehung gelangt oder für ſich allein erliſcht, nicht, wie bei der Hypothek nach 98 1163 Abf 1, 
1177 Abſ 1, eine Vereinigung der Grundſchuld mit dem Eigentum in einer Perſon ohne 
weiteres ein, vielmehr bleibt die Grundſchuld für den Grundſchuldgläubiger an ſich beſtehen 
(RG 78, 67; 85, 91; SeuffA 75 Nr 103; KGJ 53, 221; $ 1192 A 1 Abſ 3), und fie gehört, 
wenn der Grundſchuldgläubiger ſtirbt, zu ſeinem Nachlaß (RG Seuffü 75 Nr 103): vgl. 
auch hinſichtlich einer Löſchungsvormerkung ($ 1179) für einen ſolchen Fall $ 1192 A 1 Abſ 2. 
Der ſchuldrechtliche Anſpruch auf Beſeitigung oder Übertragung der Grundſchuld aber ſteht 
lediglich dem Beſteller der Grundſchuld, nicht einem Sondernachfolger im Eigentum (abge- 
ſehen von beſonderer Abtretung) zu (RG 68, 102; JW 01, 46517; Gruch 48, 937) und kann 
unbedingt nur gegenüber dem urſprünglichen Erwerber der Grundſchuld, ſei es durch Klage 
oder im Wege der Einrede gegen die dingliche Klage aus der Grundſchuld, geltend gemacht 
werden (vgl. FW 01, 46517). Streitig iſt, ob $ 1157 (mit $ 1192) auf die dingliche Klage 
des dritten Erwerbers der Grundſchuld hinſichtlich der Einrede aus dem Grundrechtsgeſchäft, 
insbeſondere wegen Nichtentſtehens oder Erlöſchens der Forderung, zu deren Sicherung die 
Grundſchuld beſtellt wurde, anwendbar iſt, ob alſo die Einrede auch dem dritten Er- 
werber, wenn er beim Erwerbe Kenntnis von dem an bzw. dem Wegfall des Rechts⸗ 
grundes hat, von dem Grundſchuldbeſteller entgegengeſetzt werden kann. Dies iſt (entgegen 
der in der erſten Auflage geäußerten Anſicht) zu bejahen. Denn das der Grundſchuldbeſtellung 
zugrunde liegende ſchuldrechtliche Grundgeſchäft iſt als ein zwiſchen dem die Grundſchuld 
beſtellenden Eigentümer und dem urſprünglichen Gläubiger beſtehendes Rechtsverhältnis im 
Sinne des $ 1157 zu erachten. Dieſe Vorſchrift hat, weil die dem Eigentümer gegen die 
Hypothek nach $ 1137 gegen die Forderung zuſtehenden Einreden für die Grundſchuld nicht 
in Betracht kommen, für dieſe auch hinſichtlich des ſchuldrechtlichen Grundgeſchäfts beſondere 
Bedeutung (vgl. Denkſchrift zur Reichstagsvorlage ©. 221; 8 1157 A 2; R Gruch 58, 1042 
[Warn 1914 Nr 292]; KGJ 53, 221; auch RG JW 01, 46517; Seuff A 64, 196). Daraus folgt 
weiter, daß der die Grundſchuld beſtellende Eigentümer wegen Fehlens oder Wegfalls des 
Rechtsgrundes, insbeſondere wenn die Forderung, zu deren Sicherheit die Grundſchuld dienen 
ſollte, nicht zur Entſtehung gelangt oder getilgt iſt, nach $$ 1169, 1192 nicht nur von dem 
urſprünglichen Gläubiger (ſ. $ 1169 A 1), ſondern auch von dem dritten Erwerber der Grund- 
ſchuld, wenn er beim Erwerbe bösgläubig geweſen iſt, Verzicht auf die Grundſchuld im 
Klagewege verlangen kann (vgl. RG 91, 225; Gruch 58, 1042 [Warn 1914 Nr 292]). Iſt 
ein Fall des § 822 (unentgeltliche Zuwendung an den Dritten) gegeben oder iſt der Anſpruch 
auf Aufhebung der Grundſchuld vorgemerkt geweſen (88 883 Abſ 2, 888), jo kann auch gegen- 
über einem gutgläubigen dritten Erwerber die Beſeitigung der Grundſchuld verfolgt werden. 
Nicht aber findet $ 1163 Ab 1 Satz 1 auf die Grundſchuld Anwendung und ſteht, wenn 
die Grundſchuld zur Sicherung einer Forderung dienen ſollte und dieſe nicht zur Entſtehung 
gelangt iſt, die Grundſchuld nicht ohne weiteres dem Eigentümer zu (RG 60, 251; 78, 66; 
Warn 1913 Nr 57; 8 1192 A 1 Abſ 3). Gerade hierin beſteht ein weſentlicher Unterſchied 
zwiſchen Hypothek und Grundſchuld. — Auch bei der Aufwertung nach dem AufwG v. 
16. 7. 25 (. Vorbem 7 vor 9 1113) zeigt ſich ein weſentlicher Unterſchied zwiſchen der Hypothek 
und der zur Sicherung einer Forderung dienenden Grundſchuld. Die Hypothek und die Hypo⸗ 
thekenforderung werden nach den 88 4ff. Aufiv® aufgewertet; dagegen wird die durch Grund⸗ 
ſchuld geſicherte Forderung vom Aufwö als ungeſichert behandelt und gemäß 98 62, 63 (nach 
allgemeinen Vorſchriften) aufgewertet (OLG 45, 314; JW 1927, 803). — Ferner braucht der 
Grundſchuldgläubiger, auch wenn er der urſprüngliche Gläubiger iſt, bei Erhebung der 
dinglichen Klage aus der Grundſchuld das Beſtehen der Ford erung, zu deren Sicherung 
etwa die Grundſchuld dient, nicht zu beweiſen. Denn ihm ſteht nicht nur die Vermutung 
aus 8 891 zur Seite, ſondern das Grundſchuldrecht wird eben durch das Nichtbeſtehen der 
Forderung an ſich überhaupt nicht berührt. Jedoch gegenüber dem ſeitens des beklagten 
Eigentümers, ſofern er der Grundſchuldbeſteller ift, erhobenen Einwande, daß der Rechts⸗ 
grund für die Grundſchuldbeſtellung nicht oder nicht mehr beſteht, wird den urſprünglichen 
Gläubiger unter Umſtänden die Beweislaſt für das Beſtehen des Rechtsgrundes in gewiſſen 
Grenzen treffen, ſo z. B. wenn die Parteien darüber einig ſind, daß bei Begründung der Grund⸗ 
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ſchuld die Höhe der Forderung noch nicht feſtſtand und die Feſtſtellung des Forderungsbetrags 
einer ſpäteren Zeit vorbehalten wurde, oder wenn es ſich um die Art der Anrechnung geleiſteter 
Zahlungen handelt (vgl. RG 60, 249). — Weiter gehen Grundſchuld und Forderung bei der 
Abtretung getrennte Wege. Die Abtretung der Grundſchuld erfolgt nach 8 1154 (mit $ 1192), 
die der Forderung nach 58 398 ff. Die Vorſchriften des § 1153 finden keine Anwendung, auch 
nicht, wenn die Grundſchuld zur Sicherung einer Forderung beſtellt iſt (RJA 12, 251). Die 
Forderung kann ohne die Grundſchuld, die Grundſchuld ohne die Forderung abgetreten werden 
(ſ. auch unten Pfändung der Forderung), und weder hat die Abtretung der Grundſchuld den 
Übergang der Forderung, noch die Abtretung der Forderung den Übergang der Grundſchuld 
ohne weiteres (d. i. ohne beſondere Mitabtretung) zur Folge, in letzterer Hinſicht insbeſondere 
auch nicht nach 3 401, da die Grundſchuld nicht ein Nebenrecht der Forderung im Sinne dieſer 
Vorſchrift iſt (RIA 12, 251). Ob der Erwerber auch die Abtretung der Forderung bzw. der 
Grundſchuld verlangen kann, beſtimmt ſich nach dem Rechtsgrunde der Abtretung. Des⸗ 
gleichen geht die Grundſchuld, wenn die Forderung kraft Geſetzes (§ 412) auf einen andern 
übergeht (3. B. gemäß § 774, wenn der Bürge den Gläubiger befriedigt), nicht ohne weiteres 
mit über (RIA 12, 251). — Sodann bewirkt weder die Tilgung der Forderung für 
ſich allein, da das Erlöſchen der Forderung das Grundſchuldrecht nicht berührt, den Übergang 
der Grundſchuld auf den Eigentümer gemäß $ 1163 Abſ 1 Satz 2 (. $ 1192 A 1 Abſ 3) noch 
die Bezahlung der Forderung durch den etwa vom Eigentümer verſchiedenen Schuldner 
den Übergang der Grundſchuld auf den Schuldner nach Maßgabe des § 1164 (str.). Ebenfo- 
wenig finden die mit der letzteren Vorſchrift in Zuſammenhang ſtehenden 88 1165, 1166 An⸗ 
wendung. Ob der Gläubiger, dem die Grundſchuld trotz Tilgung der Forderung verbleibt, 
zur Abtretung der Grundſchuld, insbeſondere an den zahlenden Schuldner, verpflichtet iſt, 
richtet ſich nach dem zwiſchen den Beteiligten beſtehenden Rechtsverhältnis. — Endlich iſt, 
wenn der Erwerber des mit einer Grundſchuld, die zur Sicherung einer Forderung dient, 
belaſteten Grundſtücks die perſönliche Schuld übernimmt, 8 416 nicht anwendbar. 
Eine Ausnahmebeſtimmung gibt jedoch in dieſer Hinſicht 8 53 Abſ 2 BVG. — Die Grund- 
ſchuld iſt nicht ſelbſt ein Forderungsrecht oder eine ſog. Realobligation. In dieſer 
Hinſicht gilt auch für fie das in $ 1113 A 6 bezüglich der Hypothek Bemertte. Daher iſt die 
Beſtellung der Grundſchuld z. B. auch nicht im Sinne des § 817 Satz 2 eie Leiſtung, die 
in der Eingehung einer Verbindlichkeit beſteht (R 63, 188; 78, 143; Warn 1918 Nr 10). — 
Über Nießbrauch und Pfandrecht an einer Grundſchuld vgl. 88 1080, 1291; über Pfän- 
dung einer Grundſchuld vgl. § 857 Abs 6 BRD. Dient die Grundſchuld zur Sicherung einer 
orderung, fo kann dieſe für ſich allein nach $ 829 ZPO gepfändet werden; 8 830 
358 betreffend die Pfändung einer Forderung, für die eine Hypothet beſteht, findet keine An⸗ 
wendung (RG 81, 71). 5 
2. Abſ 2 erklärt ausdrücklich die Grundſtlicsbelaſtung für Zinſen oder andere Neben ⸗ 
leiſtungen der Grundſchuld als zuläſſig zur Verhütung von Zweifeln, die ſich daraus ergeben 
könnten, daß Abs 1 für die Grundſchuld Beſtimmtheit der Geldſumme erfordert (M 8, 780; 
RJ A 14, 807). Auch dieſe Belaſtung bedarf nach $ 873 der Einigung und Eintragung. Ge 
mäß 8 1115 (mit § 1192) iſt bei der Eintragung der Zinsſatz oder der Geldbetrag der anderen 
Nebenleiſtungen in den Eintragungsvermerk aufzunehmen. Nach 8 1118 (mit § 1192) haftet 
jedoch für die geſetzlichen Zinſen und die dort bezeichneten Koſten das Grundſtück kraft Geſetzes. 
Val. ferner 8 1192 Abſ 2 (für Zinſen der Grundſchuld gelten die Vorſchriften über die Zinſen 
einer Hypothekenforderung). — Der Eintragung einer verzinslichen Grundſchuld 
für die Ehefrau des Eigentümers ſteht der Umſtand, daß dem Eigentümer kraft ſeines 
ehemännlichen Nutzungsrechts die Zinſen zufallen müßten, nicht entgegen, da nach 81196 
Abf 1 der Eigentümer auch für ſich ſelbſt eine verzinsliche Grundſchuld beſtellen kann 
(KJ 37 A 295; vgl. dagegen bezüglich einer verzinslichen Hypothek für die Ehefrau des 
Eigentümers OLG 5, 292). 


§ 1192 


Auf die Grundſchuld finden die Vorſchriften über die Hypothek ent⸗ 
ſprechende Anwendung, ſoweit ſich nicht daraus ein anderes ergibt, daß 
die Grundſchuld nicht eine Forderung vorausſetzt ). 

Für Zinſen der Grundſchuld gelten die Vorſchriften über die Zinſen 
einer Hypothetenforderung'). 

E I 1138, 1138, 1141 II 1101; M 3 780, 788, 790; P 8 709, 712. 


1. Von der Redaktionskommiſſion 2. Leſung war gegenüber dem erſten Entwurf, der die 
Anwendung der für die Hypothek zunächſt gegebenen Beſtimmungen auf die Grundſchuld 
vorſchrieb, ein zweiter Entwurf (abgedruckt in Prot 4, 501, in Gruch 38, 424 ff.) aufgeſtellt, 
worin die Vorſchriften über die Grundschuld vorangeſtellt und auf die Hypothek fur entſprechend 
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anwendbar erklärt waren. Die zweite Kommiſſion entſchied ſich für den erſten Entwurf. Dem⸗ 
gemäß beſtimmt § 1192 Abſ 1 zunächſt als Regelſatz, daß auf die Grundſchuld die Vor⸗ 
ſchriften über die Hypothek entſprechende Anwendung finden, und fügt dann die Ein⸗ 
ſchränkung bei, ſoweit ſich nicht ein anderes (d. i. Unanwendbarkeit) daraus ergibt, daß die 
Grundſchuld nicht eine Forderung vorausſetzt. Letztere Einſchränkung bedeutet nicht etwa, 
daß alle Vorſchriften, welche die Hypothekenforderung betreffen, von der Anwendung auf 
die Grundſchuld ausgeſchloſſen find; vielmehr gilt auch hinſichtlich dieſer Vorſchriften der ge- 
nannte Regelſatz, indem die entſprechende Anwendung in der Weiſe zu erfolgen hat, daß 
an Stelle der Forderung die Grundſchuld zu ſetzen iſt. Nur diejenigen auf die Hypotheken⸗ 
forderung bezüglichen Vorſchriften, die unmittelbar im Zuſammenhange damit ſtehen, daß 
die Hypothek eine Forderung vorausſetzt, von dem Beſtehen einer Forderung abhängig iſt, 
ſind unanwendbar. Anderſeits ſind auch ſonſtige Vorſchriften von der Anwendung ausgeſchloſſen, 
wenn ſie mit dem Weſen der Grundſchuld unvereinbar ſind. Danach ſind unanwendbar: 
§ 1115 Abſ 1 Halbj 2 (Bezugnahme auf die Eintragungsbewilligung zur Bezeichnung der 
Forderung; vgl. jedoch 8 874), die SS 1137 (Einreden aus dem perſönlichen Schuldverhältniſſe), 
1138 (Erſtreckung des öffentlichen Glaubens des Grundbuchs auf die Forderung und die Ein⸗ 
reden aus $ 1137; KGJ 43, 254), 1139 (Widerſpruch wegen nicht erfolgter Auszahlung des 
Darlehns), 1153 (Untrennbarkeit der Forderung von der Hypothek; ſ. dazu § 1191 A 1), 1161 
(Geltendmachung der Forderung), 1163 Abf 1 (Übergang der Hypothek auf den Eigentümer 
wegen Nichtentſtehung oder Erlöſchen der Forderung; |. Abſ 3 dieſer Anmerkung), 1164—1167, 
1174 (Rechtsverhältniſſe des perſönlichen Schuldners zum Gläubiger), 1177 (Eigentümergrund⸗ 
ſchuld, Hypothek des Eigentümers, ſ. Abſ 3), 1184—1187, 1190 (Sicherungs-, Order⸗, Höchſt⸗ 
betragshnpothef; wegen der Grundſchuld für den Briefinhaber vgl. § 1195, und wegen der 
Umwandlung der Grundſchuld in eine Hypothek und umgekehrt vgl. $ 1198). 

Hinſichtlich der entſprechenden Anwendung der übrigen Vorſchriften über die Hypothek 
iſt folgendes hervorzuheben: 8 1115 Abf 1 Halbſ 1 (Abſ 2 iſt auch anwendbar): Bei der Ein- 
tragung der Grundſchuld müſſen der Gläubiger, die Geldſumme, bei Verzinslichkeit der Zins⸗ 
ſatz, der Geldbetrag etwaiger anderer Nebenleiſtungen im Grundbuch angegeben werden. — 
§ 1116: Die Grundſchuld iſt Briefgrundſchuld oder (wenn die Erteilung des Briefes aus⸗ 
geſchloſſen wird) Buchgrundſchuld. Über Herſtellung des Grundſchuldbriefs vgl. 88 56, 57, 
70 GBO. — 8 1117: Der Gläubiger erwirbt die Briefgrundſchuld erſt, wenn ihm der Brief 
von dem Eigentümer übergeben ift. — 88 1120—1130: Auf die Gegenſtände, die außer dem 
Grundſtück für die Hypothek haften, erſtreckt ſich auch die Haftung für die Grundſchuld. — 
8 1131: Wird ein Grundſtück als Beſtandteil einem andern Grundſtück zugeſchrieben, jo er⸗ 
ſtrecken ſich die an dieſem Grundſtück beſtehenden Grundſchulden auf das zugeſchriebene Grund⸗ 
ſtück. — § 1132: Die Beſtellung einer Geſamtgrundſchuld an mehreren Grundſtücken iſt in 
der Weile zuläſſig, daß nur einmal Zahlung zu erfolgen hat. — 88 1133—1135: Im Falle 
der Gefährdung der Grundſchuld durch Verſchlechterung des Grundſtücks uſw. ſtehen dem 
Grundſchuldgläubiger dieſelben Rechtsbehelfe zu wie in gleichem Falle dem Gläubiger einer 
Hypothek. — 88 1142, 1143, 1176: Der Eigentümer ift berechtigt, den Gläubiger zu befriedigen, 
wenn die Grundſchuld fällig geworden iſt. Die Befriedigung kann auch durch Hinterlegung 
oder durch Aufrechnung erfolgen (vgl. § 1142 A 4). Soweit der Eigentümer den Glaubiger 
befriedigt, geht die Grundſchuld auf ihn über (vgl. $ 1143 A 6). Im Falle teilweiſer Befrie- 
digung hat der dem Gläubiger verbleibende Teil den Vorrang vor dem dem Eigentümer zu⸗ 
fallenden Teile der Grundſchuld. — 88 1144, 1145: Im Falle voller oder teilweiſer Be⸗ 
friedigung des Gläubigers durch den Eigentümer Aushändigung oder Vorlegung des Grund⸗ 
ſchuldbriefs uſw. ſowie Aushändigung der ſonſtigen zur Berichtigung des Grundbuchs oder 
zur Löſchung der Grundſchuld erforderlichen Urkunden. — 88 1147, 1181: Die Befriedigung 
des Gläubigers aus dem Grundſtück und den Gegenſtänden, auf die ſich die Grundſchuld er- 
ſtreckt, erfolgt im Wege der Zwangsvollſtreckung. Wird der Gläubiger auf dieſem Wege be⸗ 
friedigt, Io erliſcht die Grundſchuld. — § 1150: Verlangt der Gläubiger Befriedigung aus 
dem Grundſtück, ſo kann jeder, der im Falle der Zwangsverſteigerung Gefahr läuft, ein 
Recht an dem Grundſtück oder den Beſitz des Grundſtücks zu verlieren, den Gläubiger befrie⸗ 
digen. Soweit er den Gläubiger befriedigt, geht die Grundſchuld auf ihn über. — § 1152: 
Im Falle der Teilung einer Briefgrundſchuld kann für jeden Teil ein Teilgrundſchuldbrief 
hergeſtellt werden. — 8 1154: Zur Abtretung einer Briefgrundſchuld iſt Übergabe des Grund- 
ſchuldbriefs und ſchriftliche Abtretungserklärung, die durch Eintragung der Abtretung in das 
Grundbuch erſetzt werden kann, erforderlich und zur Abtretung einer Buchgrundſchuld Eini⸗ 
gung und Eintragung. Über die Abtretung einer Grundſchuld für den Briefinhaber vgl. 
8 1195 A 1, S 1187 A 8. — $ 1157: Eine Einrede, die dem Eigentümer auf Grund eines 
zwiſchen ihm und dem Gläubiger beſtehenden Rechtsverhältniſſes gegen die Grundſchuld zu⸗ 
ſteht, kann auch einem Sondernachfolger entgegengeſetzt werden, wenn zur Zeit des Erwerbs 
die Einwendungen dem Sondernachfolger bekannt waren oder aus dem Grundbuch oder bei der 
Briefgrundſchuld aus dem Grundſchuldbrief id) ergeben (f. 5 1157 A2, 8 1191 A1). Hinſichtlich 
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der Art der nach dieſer Vorſchrift in Betracht kommenden Einreden gilt das in 8 1157 A1 Be- 
merkte. Über Einreden des die Grundſchuld beſtellenden Eigentümers auf Grund des der 
Grundſchuldbeſtellung zugrunde liegenden Grundgeſchäfts, insbeſondere auf Grund der 
Forderung, die etwa zu der Grundſchuld in Beziehung geſetzt iſt, vgl. 8 1191 A 1. — 8 1160: 
Der Geltendmachung einer Briefgrundſchuld kann widerſprochen werden, wenn nicht der 
Brief vorgelegt wird. — $ 1163 Abſ 2: Eine Briefgrundſchuld ſteht bis zur Übergabe des Briefes 
an den Gläubiger dem Eigentümer zu. — 88 1168, 1176: Verzichtet der Gläubiger auf die 
Grundſchuld, ſo erwirbt ſie der Eigentümer. Verzichtet der Gläubiger auf einen Teil, ſo hat 
der dem Gläubiger verbleibende Teil den Vorrang vor dem dem Eigentümer zufallenden 
Teile der Grundſchuld. — § 1179: Verpflichtet ſich der Eigentümer einem andern gegenüber, 
die Grundſchuld löſchen zu laſſen, wenn ſie ſich mit dem Eigentum in einer Perſon vereinigt, 
ſo kann zur Sicherung des Anſpruchs auf Löſchung eine Vormerkung in das Grundbuch ein⸗ 
getragen werden. Eine Vereinigung der Grundſchuld mit dem Eigentum in einer Perſon findet 
nicht gemäß $ 1163 Abſ 1 Satz 1 ſtatt, wenn die Grundſchuld zur Sicherung einer Forderung 
beſtellt iſt und dieſe nicht zur Entſtehung gelangt ($ 1191 A 1 ſowie Abſ 3 dieſer Anmerkung). 
Daher kann eine Löſchungsvormerkung aus § 1179 für dieſen Fall bei der Grundſchuld nicht beſtellt 
werden (vgl. RG Warn 1913 Nr 57; jedoch auch 1913 Nr 353, wo anſcheinend der Standpunkt, 
daß die Nichtentſtehung der Forderung ein Fall der Vereinigung der Grundſchuld mit dem Eigen⸗ 
tum fei, wenigstens nicht abgelehnt worden iſt). Vielmehr könnte nur eine Vormerkung zur 
Sicherung des Anſpruchs gegen den Grundſchuldgläubiger auf Aufhebung der Grundſchuld für den 
Fall, daß die Forderung nicht zur Entſtehung gebracht werden follte, nach 8883 Abſ! Satz 1 in 
Betracht kommen. Haben aber die Beteiligten in einem Falle, in dem der Grundſtückseigen⸗ 
tümer bei der Einräumung des Vorranges für eine neu einzutragende Grundſchuld vor einer 
eingetragenen Hypothek eine Löſchungsvormerkung bezüglich der Grundſchuld (mit der Ver⸗ 
pflichtung, die Grundſchuld löſchen zu laſſen, wenn und ſoweit ſie ſich mit dem Eigentum in 
einer Perſon vereinige) für den zurücktretenden Hypothekengläubiger beſtellt hat, irrigerweiſe 
angenommen, es werde durch die Vormerkung auch der Fall betroffen, daß die durch die 
Grundſchuld geſicherte Forderung nicht zur Entſtehung gelange (die Grundſchuld „nicht valu⸗ 
tiert“ fei), fo kann hierin der Ausdruck des Willens gefunden werden, es ſolle dem Grund- 
ſtückseigentümer, ſoweit die Forderung nicht zur Entſtehung gelange, gegen den Grundſchuld⸗ 
gläubiger nicht ein Anſpruch auf Übertragung der Grundſchuld, ſondern nur ein Anſpruch 
auf Löſchung, zu deren Herbeiführung er dem zurücktretenden Hypothekengläubiger gegenüber 
verpflichtet fein ſolle, ſchuldrechtlich zuſtehen (RG 85, 89). — 8 1183: Zur Aufhebung, der 
Grundschuld durch Rechtsgeſchäft iſt die Zuſtimmung des Eigentümers erforderlich. Über 
Aufhebung des im Falle der Zwangsverſteigerung an die Stelle der Grundſchuld tretenden 
Rechtes am Verſteigerungserlöſe und Verzicht darauf vgl. dieſe Anmerkung Abf 3. — Über 
die Zuläſſigkeit entſprechender Anwendung des § 1180 im Falle der Umwandlung einer 
Grundſchuld in eine Hypothek für die Forderung eines neuen Gläubigers vgl. $ 1198 A 1. 
Aus vorſtehendem ergibt ſich insbeſondere hinſichtlich der Eigentümergrundſchuld: 
Der Eigentümer erlangt die Grundſchuld, wenn er den Gläubiger befriedigt (58 1142, 1143; 
§ 1143 U 6) oder der Gläubiger auf die Grundſchuld verzichtet ($ 1168), oder wenn und ſolange 
der Eigentümer den für die eingetragene Briefgrundſchuld erteilten Grundſchuldbrief dem 
Glaubiger nicht übergibt (8 1163 Ab] 2; RG 77, 108). Weitere Fälle der Eigentümergrund- 
ſchuld können ſich nach §88 1170, 1171 (Ausſchließung des unbekannten Grundſchuldgläubigers 
auf Grund Aufgebots) ſowie nach 88 1172, 1173, 1175, 1182 (Geſamtgrundſchuld) ergeben. 
Dagegen geht die Grundſchuld auf den Eigentümer nicht über, wenn die Forderung, die etwa 
zu der Grundſchuld in Beziehung geſetzt iſt, nicht zur Entſtehung gelangt oder erliſcht (81191 
A 1; KJ 53, 221; a. M. KGJ 35 A 329; 43, 264). Befriedigt der Eigentümer den Grund- 
ſchuldgläubiger, ſo erwirbt zwar, wie bemerkt, der Eigentümer die Grundſchuld, aber nach 
$ 1142, 1143, nicht nach $ 1163 Abſ 1 Satz 2, mag auch die Grundſchuld zur Sicherung einer 
Forderung beſtellt ſein und dieſe zufolge der Befriedigung des Grundſchuldgläubigers zugleich 
erlöſchen (RG 78, 68). Über Unanivendbarfeit des § 1163 Abſ 1 Satz 1, wenn die Grundſchuld 
zur Sicherung einer Forderung dienen ſollte und dieſe nicht zur Entſtehung gelangt, vgl. 
$ 1191 A 1. Namentlich auch im Falle des Ausbleibens der Zahlung des Betrags für deſſen 
Rückzahlung die Grundſchuld Sicherung bieten ſollte, ſteht die Grundſchuld dem die Auszahlung 
an den Eigentümer unterlaſſenden Gläubiger zu, wenn ſie rechtsgültig beſtellt worden iſt. 
Der die Grundschuld beſtellende Eigentümer kann nur auf Grund des der Grundſchuldbeſtellung 
zugrunde liegenden ſchuldrechtlichen Grundgeſchäfts oder gemäß 88 812ff. Beſeitigung der in 
Erwartung der Zahlung beſtellten Grundſchuld von dem Gläubiger (auch einem dritten bös. 
läubigen Erwerber nach 8 1169) verlangen (R& 78, 67; 8 1191 A 1). Eine Eigentümergrund- 
ſchuld entſteht nicht. Gelangt das Grundſtück zur Zwangsverſteigerung und fällt die 
Grundſchuld nicht in das geringſte Gebot, ſondern erliſcht fie gemäß 88 62, 91 8G durch den 
Zuſchlag, fo kommt es darauf an, ob der Gläubiger auf den Teil des Verſteigerungserlöſes, 
der etwa auf die Grundſchuld entfällt, Anſpruch erhebt oder nicht Im erſteren Falle ift ihm, 
43 * 


676 Sachenrecht Hypothek Grundſchuld Rentenſchuld 


wiewohl er keine Zahlung auf die Grundſchuld geleiſtet hat, der Erlösteil auszuzahlen, da 
die Grundſchuld für ihn rechtsgültig beſtand. Der Eigentümer kann aber, wenn er der Beſteller 
der Grundſchuld iſt, von dem Gläubiger den auf ſeine Koſten ohne rechtlichen Grund erlangten 
Erlösteil auf Grund des ſchuldrechtlichen Grundgeſchäfts oder gemäß $ 812 herausverlangen (ſtr., 
vgl. RG 78, 64 ff.). Erklärt der Gläubiger, daß er auf das au die Stelle der Grundſchuld ge 
tretene Recht am Verſteigerungserlöſe (vgl. RG 78, 63; Warn 1913 Nr 385) verzichte oder, 
was gleichbedeutend iſt, daß er das Recht aufgebe, fo gilt das nämliche, wie wenn ein Hypo⸗ 
thekengläubiger derartige Erklärungen bezüglich des an die Stelle einer Hypothek getretenen 
Rechtes am Verſteigerungserlöſe abgibt: der Teil des Verſteigerungserloſes wird von dem 
Rechte des Gläubigers frei und fällt, ebenſo wie wenn etwa der Vollſtreckungsſchuldner auf 
den Erlösteil, der auf eine ihm zuſtehende (Eigentümer) Grundſchuld entiallen iſt, ver⸗ 
zichtet, den nachſtehenden Berechtigten zu; nicht etwa geht das Recht am Verſteigerungs. 
erlöfe auf den Vollſtreckungsſchuldner und bisherigen Eigentümer über (ſtr., a. M. Strohal 
in IheringsJ 59, 149 ff., OL J 9, 379). Vgl. hierüber § 1168 A 1, auch RG 60, 
251. Stand freilich dem Grundſchuldbeſteller wegen Nichtentſtehung der Forderung ein 
Anſpruch auf Übertragung der Grundſchuld gegen den Gläubiger zu, fo kann er dieſen verant- 
wortlich machen, weil er auf das Recht am Verſteigerungserlöſe verzichtet hat, ſtatt es auf 
ihn, den Grundſchuldbeſteller, zu übertragen. Liquidiert der Gläubiger im Verteilungstermin 
auf die Grundſchuld nichts oder nur einen Teilbetrag mit der Angabe, er habe Valuta nicht oder 
für den weiteren Teilbetrag nicht gewährt, fo iſt hierin eine rechtsgeſchaftliche Willenserllarung, 
insbeſondere eine Aufhebungs⸗ oder Verzichtserklärung nicht zu finden (ſtr., RG 78, 70; 
Warn 1913 Nr 57). Der Gläubiger kann guten Grund haben, eine ſolche Erklärung nicht abzu⸗ 
geben, weil er ſich mit Rücksicht auf die Wirkungen dem Grundſchuldbeſteller gegenüber ver- 
antwortlich machen könnte. Da der Gläubiger nicht liquidiert, er aber trotz ſeiner Angabe der 
Nichtzahlung der Valuta als Grundſchuldgläubiger zu gelten hat, iſt der zur Hebung kommende 
Betrag (gemäß 8 117 3G) zu hinterlegen (ſtr., RG 78, 70). Der Grundſchuldbeſteller mag 
dann, ſoweit die Forderung nicht entſtanden iſt, vom Gläubiger Übertragung des Hinterlegten 
verlangen. Die nachſtehenden Berechtigten haben keinen Anſpruch darauf (RG 78, 71). 

2. Von den Vorſchriften über die Zinſen einer Hypothekenforderung, deren Geltung 
für die Grundſchuld Abſ 2 neben der Beſtimmung im Abj 1 noch ausdrücklich vorſchreibt, 
weil wegen Fehlens einer Forderung bei der Grundſchuld Zweifel darüber entitehen könnten, 
ob aus Abſ 1 die Anwendbarkeit der Vorſchriften zu entnehmen ſei, kommen beſonders in Be ⸗ 
tracht die 88 1115 (Eintragung des Zinsſatzes), 1118 (geſetzliche Zinſen), 1119 (Zinſenerhöhung), 
1145 Abſ 2 (Vorlegung des Grundſchuldbriefs im Falle der Befriedigung gewiſſer Zins⸗ 
forderungen), 1146 ee n 1160 Abſ 8 (Geltendmachung der eder 
1158, 1159, 1178 (Übertragung und Aufhebung von Zinsforderungen). Beſondere Vor 
ſchriften über die Grundſchuldzinſen geben die §8 1194, 1197 Abſ 2. 


8 1193 


Das Kapital der Grundſchuld wird erſt nach vorgängiger Kündigung 
fällig. Die Kündigung ſteht ſowohl dem Eigentümer als dem Gläubiger zu. 
Die Kündigungsfriſt beträgt ſechs Monate!). 

Abweichende Beſtim mungen ſind zuläfjig?). 


E 1 1139 II 1102; M 3 788; P 3 710. 


1. Bei der Hypothek beſtimmt ſich die Fälligkeit nach der Forderung. Da der Grundſchuld 
eine Forderung nicht zugrunde liegt, gibt $ 1198 für fie beſondere Vorſchriften über die Fallig⸗ 
leit. Jedoch nur bezüglich des Kapitals der Grundſchuld. Dieſes wird, wenn nicht Abweichendes 
beſtimmt iſt (Abſ 2), erſt nach vorgängiger ſechsmonatiger Kündigung, die ſowohl dem 
Eigentümer als dem Gläubiger zuſteht, fällig. Hinſichtlich der Fälligkeit der Grundſchuld⸗ 
zinſen iſt vom Geſetz eine Beſtimmung nicht getroffen. Iſt bei Feſtſetzung der Verzinslichkeit 
die Fälligkeit der Zinſen nicht beſonders geregelt, ſo wird das bezüglich der Darlehnszinſen 
vom Geſetz (§ 608) Beſtimmte als gewollt anzuſehen fein (OLG 7, 195). — Auf die 
Kündigung findet § 1141 Anwendung (der als Eigentümer Eingetragene gilt zugunſten 
des kündigenden Gläubigers als wahrer Eigentümer). 

2. Die bezüglich der Fälligkeit des Kapitals zuläſſige, von Abſ 1 abweichende Beſtimmung 
durch Vereinbarung der Beteiligten oder in den Fallen der 88 1195, 1196 (Grundſchuld für 
den Eigentümer, für den Inhaber des Grundſchuldbriefs) durch einſeitige Erklärung des Eigen“ 
tümers, bedarf zur Wirkſamkeit gegenüber Dritten der Eintragung ($ 878), die aber nach 8874 
durch Bezugnahme auf die Eintragungsbewilligung bewirkt werden kann. — Zu einer An 
derung der Zahlungszeit iſt nach SS 1119, 1192 die Zuſtimmung der gleich oder nachſtehenden 
Berechtigten nicht erforderlich. — Hinſichtlich der aus einer Hypothek entſtehenden Grund- 
ſchuld des Eigentümers gilt die Sonderbeſtimmung des § 1177 Abſ 1. 
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8 1194 


Die Zahlung des Kapitals ſowie der Zinſen und anderen Nebenleiſtungen 
hat, ſoweit nicht ein anderes beſtimmt iſt, an dem Orte zu erfolgen, an dem 
das Grundbuchamt ſeinen Sitz hat!). 


E 1 1139 II 1108; M 3 789; P 3 710. 


1. Da ein perſönliches Schuldverhältnis, nach dem ſich der Zahlungsort beſtimmen könnte, 
bei der Grundſchuld nicht, wie bei der Hypothek, in Betracht kommt, iſt durch $ 1194 hierüber, 
und zwar nicht nur, wie $ 1193 (Zahlungszeit), bezüglich des Kapitals, ſondern auch bezüg⸗ 
lich der Zinſen und anderen Nebenleiſtungen (l. § 1115 A 6), die beſondere Beſtimmung, 
daß die Zahlung an dem Orte des Grundbuchamtsſitzes zu erfolgen hat, ſoweit nicht ein 
anderes beſtimmt iſt, getroffen, und zwar mit Rückſicht darauf, daß am Sitze des Grund» 
buchamts etwaige Anſtände durch Einſicht des Grundbuchs leicht erledigt werden konnten und 
der Glaubiger ſtets Gelegenheit habe, die nach den 88 1144, 1145 erforderlichen Erklärungen 
abzugeben (M 3, 789; Prot 3, 711). Es iſt alſo insbeſondere, wenn es ſich um Abwendung 
des Eintritts des Verzugs ($ 284) handelt, rechtzeitig am Sitze des Grundbuchamts Zahlung 
zu leiſten, ſofern nicht anderes beſtimmt iſt. Dies gilt auch dann, wenn der Gläubiger an 
einem anderen Orte feinen Wohnſitz hat und daher das Geld nach $ 270 Abſ 1 an dieſen 
Wohnſitz zu übermitteln iſt, da gemäß $ 270 Abſ 4 die Vorſchriften über den Leiſtungsort 
durch die Übermittlungspflicht nicht berührt werden; es iſt mithin das Geld rechtzeitig von 
dem Orte des Grundbuchamtsſitzes abzuſenden (vgl. OLG 26, 201). — Hinſichtlich der Er- 
forderniſſe einer andern Beſtimmung, ſowie der ſpäteren Anderung gilt das in $ 1193 A 2 
Bemerkte. — Für die aus einer Hypothek entſtehende Grundſchuld des Eigentümers 
iſt die Sondervorſchrift des $ 1177 Abſ 1 maßgebend (RGS 107, 80). 


8 1195 


Eine Grundſchuld kann in der Weiſe beſtellt werden, daß der Grund⸗ 
ſchuldbrief auf den Inhaber ausgeſtellt wird!). Auf einen ſolchen Brief 
finden die Vorſchriften über Schuldverſchreibungen auf den Inhaber ent» 
ſprechende Anwendung!). 

E II 1104; P 8 712. 


1. Während die ſog. Inhaberhypothek gemäß 88 1185 Abſ 1, 1187 als Sicherungshypothek 
ſtets Buchhypothek ift, kann die ſog. Inhabergrundſchuld nicht als Buchgrundſchuld, ſondern 
nur in der Weiſe beſtellt werden, daß der Grundſchuldbrief auf den Inhaber ausgeſtellt 
wird. Jedoch finden nach $ 1192 auf die Inhabergrundſchuld (außer den in Satz 2 genannten 
Vorſchriften auch) die 88 11871189 (wie übrigens die Vorſchriften über die Hypotheken über- 
haupt) entſprechende Anwendung. Daher gilt das zu dieſen Paragraphen Bemerkte, jo- 
weit es die Zuhaberhnpothet betrifft, auch für die Inhabergrundſchuld, es ſei denn, daß ſich 
aus den nach Satz 2 anzuwendenden Vorſchriften (. A 2) etwas anderes ergibt. Hervorzu⸗ 
heben iſt, daß nach § 1188 zur Beſtellung der Inhabergrundſchuld genügt die einſeitige 
Erklärung des Eigentümers gegenüber dem Grundbuchamte, daß er die Grundſchuld für den 
Briefinhaber beſtelle, und die Eintragung in das Grundbuch, ſowie, daß nach § 1189 für den 
jeweiligen Gläubiger (ſ. A 2) ein Vertreter mit den dort genannten Befugniſſen beitellt 
werden kann. — Hinſichtlich des Inhabergrundſchuldbriefs vgl. GBS 88 43 Sat 2, 54 Ah] 2 
Satz 2 (Vorlegung bei jeder Eintragung, auch eines Widerſpruchs, erforderlich ſofern nicht die 
Eintragung von dem beſtellten Vertreter bewilligt ift), $ 70 Abſ 2 (ift die Inhabergrundſchuld 
in Teile zerlegt, ſo iſt über jeden Teil ein beſonderer Brief herzuſtellen). 

2. Die Vorſchriften über Schuld verſchreibungen auf den Inhaber, die auf den Inhaber⸗ 
grundſchuldbrief entſprechende Anwendung finden, find die 88 793 ff. Hinſichtlich ihrer An- 
wendung iſt folgendes hervorzuheben: Aus den 88 793, 794 folgt, daß, abweichend von den 
88 1117, 1163 Abſ 2, der jeweilige Inhaber des Inhabergrundſchuldbrieſs der 
Gläubiger der Inhabergrundſchuld wird, auch wenn ihm der Brief nicht von dem (die Grund⸗ 
ſchuld beſtellenden) Eigentümer übergeben und ſelbſt wenn der Brief dem Eigentümer ge⸗ 
ſtohlen, verloren oder 20 abhanden gekommen iſt, ſowie daß die Abtretung der Inhaber. 
grundſchuld (und Belaſtung mit Nießbrauch oder Pfandrecht, 88 1081, 1293) nicht gemäß 
$ 1154 Abf 1, 2, ſondern durch Übergabe des Briefes erfolgt (Pfändung nach 88 808, 821 8 JO). 
— Gemäß dem von der Anwendung im $ 1195 nicht ausgenommenen § 795, deſſen Zweck, 
die Allgemeinheit gegen Ausbeutung durch ſchwindelhafte Unternehmungen zu ſchützen, auch 
hinſichtlich der Inhabergrundſchuld zutrifft, darf der Inhabergrundſchuldbrief nur mit ftaat- 
licher Genehmigung in den Verkehr gebracht werden, und iſt ein ohne ſtaatliche Genehmi⸗ 
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gung in den Verkehr gelangter Brief nichtig (RG 59, 384; RIA 1, 37; OLE 29, 376). 
Daraus folgt, daß das Grundbuchamt, da es nicht dazu mitwirken darf, daß eine nichtige, 
die Allgemeinheit gefährdende Urkunde in den Verkehr gebracht wird (vgl. auch $ 145 a StGB), 
die Eintragung der Inhabergrundſchuld, der die Ausſtellung des Briefes und deſſen Aus⸗ 
händigung an den Eigentümer nachfolgen müßte, abzulehnen hat, wenn die ſtaatliche Ge⸗ 
nehmigung nicht nachgewieſen wird (RG 59, 386; RIA 1, 38; auch OLG 29, 377). Sit 
trotzdem die Eintragung (verſehentlich) erfolgt, ſo iſt ſie nichtig, da eine Inhabergrundſchuld 
nur unter Ausſtellung eines Inhabergrundſchuldbriefs beſtellt werden darf (ſ. A 1) und der 
Brief nichtig iſt; ſie kann dann auch nicht als Eigentümergrundſchuld gelten, da dieſe zur 
Vorausſetzung hat (ſ. 8 1177 A 1), daß ein hypothekariſches Recht am Grundſtück überhaupt 
an ſich rechtsgültig beſtellt worden ift (ſtr.). — Die Einwendungen, die gegen den Inhaber 
des Briefes zuläſſig find, ergeben ſich aus § 796. Zu ihnen gehört auch die, daß die Be⸗ 
ſtellung der Grundſchuld nicht rechtsgültig erfolgt ſei. — Befriedigt der Eigentümer 
den Gläubiger, jo erwirbt er gemäß § 797 das Eigentum an dem ihm auszuhändigenden 
Brief und ſomit auch die Grundſchuld. Er kann über fie verfügen, insbeſondere fie löſchen 
laſſen, ohne einer Zuſtimmung des bisherigen Inhabers zu bedürfen. Auch braucht er 
dem Grundbuchamt den Nachweis der Befriedigung nicht zu erbringen. — Auf die Er⸗ 
neuerung des Briefes gegen Rückgabe des alten erſcheint § 798 nicht anwendbar, 
da der Brief nicht von dem Grundſchuldbeſteller, ſondern vom Grundbuchamt erteilt wird. 
An die Stelle dieſer Vorſchrift treten die 88 67, 68 GBO. — Für die Kraftloserklärung 
des Briefes iſt nicht $ 1162, ſondern 8 799 (ABO 88 1003 ff.) maßgebend. Zahlungsſperre: 
§ 802; 3 PO SS 1019 ff. Ernenerung des Briefes auch hier nicht nach § 800, ſondern 
nach GBO SS 67, 68. — Verjährung: 88 801, 902. — Nach der herrſchenden Meinung 
ſollen auch die 88 803805, betreffend Zins⸗ und Erneuerungsſcheine, ſowie § 806 
bezüglich der Umſchreibung auf den Namen eines beſtimmten Berechtigten Anwendung 
finden. Beides ift jedoch abzulehnen. Über die Herſtellung von Zinsſcheinen enthält die 
GBED keine Beſtimmungen. Sie könnten nur als beſondere Grundſchuldbriefe geſtaltet 
werden. § 1195 läßt aber offenſichtlich nur für ein Grundſchuldkapital die use chung eines 
Grundſchuldbriefs auf den Inhaber zu. Ferner iſt die Umſchreibung auf den Namen 
eines beſtimmten Gläubigers nichts anderes als eine Anderung des Inhalts der Inhaber⸗ 
grundſchuld, wodurch dieſe zur gewöhnlichen Grundſchuld wird. Eine ſolche Umwandlung 
bedarf nach 88 877, 873 der Einigung zwiſchen dem Gläubiger und dem Eigentümer ſowie 
der Eintragung. 


8 1196 


Eine Grundſchuld kann auch für den Eigentümer beſtellt werden). 

Zu der Beſtellung iſt die Erklärung des Eigentümers gegenüber dem 
Grund buchamte, daß die Grundſchuld für ihn in das Grund buch eingetragen 
werden ſoll, und die Eintragung erforderlich; die Vorſchrift des 8 878 findet 
Anwendung’). 

EI 1142 II 1105; M 3 791; P 8 712. 


1. Das Geſetz geſtattet durch die Ausnahmebeſtimmung des $ 1196 (RG 70, 357) die ein- 
ſeitige Beſtellung einer Grundſchuld (nicht auch einer Hypothek, ſ. A 2) für den Eigentümer 
ſelbſt, um dieſem zu ermöglichen, bei Aufnahme einer zweitſtelligen Hypothek, gegen die er ſich 
ſpäter Geld beſchaffen kann, ſich eine vorgehende Stelle zur Verfügung zu halten (M 3, 792). — 
Die Grundſchuld kann nicht bloß als Brief., ſondern auch als Buchgrundſchuld beſtellt wer⸗ 
den; letzterenfalls genügt zur Ausſchließung der Brieferteilung, abweichend von § 1116 Abf 2 
Satz 2, die einſeitige Erklärung des Eigentümers, wie aus Abſ 2 folgt. — Veräußert der 
Eigentümer das Grundſtück, ſo behält er die Grundſchuld. Beim Rangvorbehalt dagegen 
geht die vorbehaltene Befugnis nach $ 881 Abſ 3 auf den Erwerber über. — Über die Be⸗ 
fugniſſe des Eigentümers auf Grund der Grundſchuld vgl. $ 1197. Die Grundſchuld kann 
auch eine verzinsliche fein; hinſichtlich der Zinſen findet dann § 1197 Abſ 2 Anwendung 
(KGJ 37 A 294). 

2. Die Erklärung des Eigentümers gegenüber dem Grund buchamte (f. 8 875 A 7, 10), 
daß die Grundſchuld für ihn eingetragen werden ſolle, bedarf zur Rechtswirkſamkeit nicht 
einer Form. Erforderlich iſt jedoch, daß die Erklärung vom Eigentümer dahin abgegeben 
wird, es folle eine Grundſchuld für ihn eingetragen werden (RG 70, 359). — Die Beſtellung der 
Eigentümergrundſchuld enthält, weil ſie die Belaſtung des Grundſtücks mit einem dinglichen 
Rechte bewirkt, eine Verfügung über das Grundſtück. Daher bedarf der Ehemann, der mit 
ſeiner Ehefrau im Güterſtande der allgemeinen Gütergemeinſchaft nach BGB lebt, zur Be⸗ 
ſtellung der Eigentümergrundſchuld der Einwilligung der Ehefrau (RIA 12, 161). — Formell 
rechtlich gehört zur Begründung des Eintragungsantrags (8 13 GBO) Abgabe der Er⸗ 
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klärung in der Form des § 29 GBO. — Über die Vorausſetzungen für die Unwiderruflichkeit der 
Erklärung gilt das in § 873 A 14-17 Bemerkte. Iſt danach die Erklärung für den Eigen ⸗ 
tümer bindend geworden, fo hat eine nach Stellung des Eintragungsantrags eintretende Ver 
fügungsbeſchränkung gemäß $ 878 auf die Wirkſamkeit der Erklärung keinen Einfluß. — Die 
Eintragung iſt nicht etwa für den Eigentümer allgemeinhin, ſondern auf den Namen des be⸗ 
treffenden Eigentümers zu bewirken, wie ſich aus den Worten „für ihn“ ergibt. — Die Zur 
läſſigkeit der Grundſchuldbeſtellung für den Eigentümer durch deſſen einſeitige Erklärung 
rechtfertigt nicht die Annahme, daß eine Hypothekbeſtellung als Beſtellung einer 
Grundſchuld des Eigentümers zu gelten hat, wenn die Einigungserklärung des Gläu⸗ 
bigers nichtig, dagegen die Erklärung des Eigentümers rechtsgültig iſt (vgl. hierüber § 1177 
A 1). — Die Übertragung, Belaſtung und Pfändung einer dem Eigentümer zuſtehenden 
Grundſchuld erfolgt ebenſo, wie die der Grundſchuld eines Dritten, gemäß $ 1154 (85 1069, 
er 1291) bzw. ZRO 88 857 Abſ 6, 830 (RG 55, 379; 56, 12; 56, 184; vgl. auch 88 1154 
1, 1163 A 8). 


8 1197 


Iſt der Eigentümer der Gläubiger, ſo kann er nicht die Zwangsvollſtreckung 
zum Zwecke ſeiner Befriedigung betreiben. 

Zinſen gebühren dem Eigentümer nur, wenn das Grundſtück auf An⸗ 
trag eines anderen zum Zwecke der Zwangsverwaltung in Beſchlag genommen 
iſt, und nur für die Dauer der Zwangsverwaltung“). 

E I 1076, 1099, 1148 II 1106; M 3 678, 784, 744; P 3 672 611, 712. 


1. Dem Grundſchuld gläubiger, der zugleich Eigentümer it, wird die Berechtigung, 
die Zwangsvollſtreckung zum Zwecke ſeiner Befriedigung zu betreiben, durch Abſ 1 verſagt, 
um die Benachteiligung nachſtehender Berechtigter zu verhüten (Prot 3, 573); durch Ubi 2 
wird ihm ein Anſpruch auf Zinſen nur, wenn das Grundſtück auf Antrag eines andern zum 
Zwecke der Zwangsverwaltung in Beſchlag genommen iſt, und nur für die Dauer der 
Zwangsverwaltung gewährt, weil die Zinſen aus den Einkünften zu decken find und daher, ſo⸗ 
lange dem Gläubiger⸗Eigentümer die Einkünfte gebühren, er Zinſen von ſeiner Grundſchuld nicht 
verlangen kann (M3, 734; RG 60, 361). Ob der Eigentümer die Grundſchuld gemäß 8 1196 von 
vornherein für ſich beſtellt, oder ob er zufolge Umwandlung einer Hypothek kraft Geſetzes in eine 
Grundſchuld (8 1177 Abſ 1) dieſe erlangt hat, macht keinen Unterſchied (& GJ 46 235). Ferner 
gelten die Vorſchriften des $ 1197 gemäß $ 1177 Abſ 2 auch dann, wenn eine Hypothek mit 
der Forderung auf den Eigentümer übergegangen iſt. Vgl. das in $ 1177 A 4 Bemerkte, 
das für alle dieſe Fälle gilt. Soweit die Beſchränkungen des $ 1197 nicht in Betracht kommen, 
iſt der Eigentümer, wie ſonſt ein Gläubiger, zur Verfügung über die Grundschuld und zu 
ihrer Geltendmachung befugt. Überträgt er fie an einen andern, fo erlangt dieſer ein un- 
beſchränktes Grundſchuldrecht, da die Beſchränkungen des $ 1197 nur während der Dauer der 
Vereinigung von Eigentum und Grundſchuld in einer Perſon gelten. Insbeſondere gebühren 
dem neuen Gläubiger unbeſchränkt auch die Zinſen, ſofern ihm ſolche übertragen worden 
find (K 46, 235). Bei der Übertragung kann die Grundſchuld durch Unterlegung einer 
Forderung zugleich gemäß $ 1198 in eine Hypothek für den neuen Gläubiger umgewandelt 
werden (unzuläſſig ift freilich die Umwandlung der Grundſchuld in eine dem Eigentümer 
ſelbſt zuſtehende Hypothek, ſ. hierüber § 1198 A 1). Auch iſt der Eigentümer befugt, einem 
andern Berechtigten den Vorrang vor der Grundſchuld einzuräumen (8 880). Ferner kann 
die Grundſchuld von ihm mit einem Nießbrauch belaſtet, verpfändet und gegen ihn ge⸗ 
pfändet werden (mit der Maßgabe, daß die Beſchränkung des Abſ 2 bezüglich der Zinſen auch 
gegenüber dem Nießbraucher bzw. dem Pfand- oder Pfandungsglaubiger wirkt, . § 1177 
A 4). Wird das Grundſtück von einem andern zur Zwangsverſteigerung gebracht, ſo kann 
der Eigentümer den von dem Verſteigerungserlös auf das Grundſchuldkapital entfallenden 
Betrag für ſich erheben. Dagegen kann er Zinſen in dem Zwangs verſteigerungs ; 
verfahren nicht liquidieren (RG 60, 362). 


§ 1198 
Eine Hypothek kann in eine Grundſchuld, eine Grundſchuld kann in eine 
Hypothek umgewandelt werden). Die Zuſtimmung der im Range gleich⸗ 
oder nachſtehenden Berechtigten iſt nicht erforderlich!). 
EI 1144 II 1107; M 3 795; P 3 720; 4 587. 


1. Zur rechtsgeſchäftlichen Umwandlung einer Hypothek, mag ie eine Verkehrs- oder 
eine en, in eine Grundſchuld, oder einer Grundſchuld, mag fie eine 
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Brief- oder eine Buchgrundſchuld fein, in eine Hypothek, ſei es eine Verkehrs⸗ oder eine Siche⸗ 
rungshypothek, bedarf es, weil dadurch der Inhalt der Hypothek bzw. Grundſchuld geändert 
wird, gemäß 8$ 877, 873 der Einigung zwiſchen Gläubiger und Eigentümer, für die hinſichtlich 
Form, Bindung uſw. nichts Beſonderes gilt (ſ. 8878 U 7—9, 13-17), und der Eintragung (R 
73,53; Warn 08 Nr 272, RIA 11, 140; OLG 34, 30). Soll eine Grundſchuld in eine Hy⸗ 
pothek (Verkehrs oder Sicherungshypothek) umgewandelt werden (der bei weitem häufigſte 
Fall der Umwandlung), ſo muß die Einigung, wie bei der Beſtellung einer Hypothek, zum 
Inhalte haben, daß die an die Stelle der Grundſchuld zu ſetzende Hypothek zur Sicherung 
des bisherigen Grundſchuldgläubigers für eine ihm zuſtehende Forderung, die beſtimmt zu 
bezeichnen iſt, dienen ſoll (RIA 3, 213; KGJ 31 A 339; OLG 45, 314). Z. B. wird eine 
durch Bezahlung materiell zur Eigentümergrundſchuld gewordene, formell an den Eigen- 
tümer abgetretene Hypothek dadurch allein, daß beim Verkauf des Grundſtücks der Käufer 
fie in Anrechnung auf den Kaufpreis übernimmt, nicht zu einer Hypothek für die Kaufpreis⸗ 
forderung (OLG 45, 314). — Formellrechtlich iſt zur Vornahme der Eintragung (die, wenn 
auf Grund § 1 GBO landesrechtlich eine Spalte für Veränderungen eingeführt, in 
dieſe zu bewirken iſt) die in der Form des § 29 GBO erklärte Umwandlungsbewilli⸗ 
gung ſowohl des Gläubigers als auch des Eigentümers erforderlich, da beide durch die 
Umwandlung im Sinne des $ 19 GB in ihrem Rechte betroffen werden, ſowie der (form⸗ 
loſe) Eintragungsantrag eines von ihnen (88 13, 30 GBO). — Wird eine Buchverkehrs⸗ 
hypothek in eine Buchgrundſchuld oder eine Buchgrundſchuld in eine Buchverkehrshypothek 
oder in eine Sicherungshypothek umgewandelt, ſo bedarf es weder einer Einigung noch der 
Eintragung eines Vermerks über die Ausſchließung der Brieferteilung im Sinne des 
81116 Wb| 2. Dies gilt aber auch dann, wenn eine Sicherungshypothel in eine Buchgrundſchuld 
umgewandelt werden foll. Vgl. hierüber $ 1116 A 2. Wird eine Briefhypothek in eine Grund⸗ 
ſchuld oder eine Briefgrundſchuld in eine Verkehrshypothek umgewandelt, jo bleibt das um⸗ 
gewandelte hypothekariſche Recht ein verbrieftes, wenn nicht die Erteilung des Briefes gemäß 
8 1116 Abſ 2 ausgeſchloſſen wird. Dagegen wird im Falle der Umwandlung einer Briefgrund⸗ 
ſchuld in eine Sicherungshypothek das hypothekariſche Recht ſtets zum Buchrecht, da bei einer 
Sicherungshypothel die Erteilung des Briefes durch das Geſetz (§ 1185 Abſ 1) ausgeſchloſſen 
iſt. — Soll die Umwandlung einer Brieſhypothek oder Briefgrundſchuld e 9e werden, 
ſo ift gemäß $ 42 GBO der Brief dem Grundbuchamt vorzulegen. Über die Behand- 
lung des Briefes und (bei der Hypothek) der Schuldurkunde, je nachdem eine Briefhypothek 
in eine Briefgrundſchuld oder in eine Buchgrundſchuld, oder eine Briefgrundſchuld in eine 
Briefhypothek oder in eine Buchhypothek umgewandelt wird, vgl. 8$ 58, 65, 68, 69, 70 GBO; 
RIA 6, 75; 11, 138; OLG 10, 125. Soll eine Buchgrundſchuld in eine Briefhypothek 
oder eine Buchhypothek in eine Briefgrundſchuld umgewandelt werden, ſo iſt ein Hypo⸗ 
thekenbrief bzw. ein Grundſchuldbrief gemäß §8 56ff., 70 GBO herzuſtellen. — 
Soll bei der Umwandlung einer Grundſchuld in eine Hypothek nicht eine For⸗ 
derung des bisherigen Grundſchuldgläubigers, ſondern die Forderung eines neuen 
Gläubigers der Hypothek untergelegt werden, ſo ſtehen zwei Wege offen. Entweder 
tritt der bisherige Gläubiger (wozu er aber in der Regel nicht verpflichtet ſein wird) die 
Grundſchuld an den neuen Gläubiger ab und darauf vereinbart der Eigentümer mit dem 
letzteren die Umwandlung der Grundſchuld in eine Hypothek für deſſen Forderung, oder 
der Eigentümer und der neue Gläubiger vereinbaren die Unterlegung der eren nebſt 
der Umwandlung der Grundſchuld in eine Hypothek und der bisherige Grundſchuldgläubiger 
erteilt feine Zuſtimmung (ogl. RJ A 7 ©. 108, 283). Die Zulälſſigkeit des letzteren 
Weges ergibt ſich daraus, daß nach $ 1192 Abſ ! die Vorſchriften des $ 1180 entſprechend 
anzuwenden ſind (ftr.). Dem fteht nicht entgegen, daß nach $ 1192 Abi 1 auf die Grundſchuld 
die Vorſchriften über die Hypothek nur Anwendung finden, ſoweit ſich nicht daraus ein anderes 
ergibt, daß die Grundſchuld nicht eine Forderung vorausſetzt. Daraus, daß die Grundſchuld 
eine Forderung „nicht vorausſetzt“, folgt nicht, daß ihr nicht eine Forderung unter gleichzeitiger 
Umwandlung in eine Hypothek untergelegt werden kann. — Meiſtens freilich wird die Sach⸗ 
lage eine derartige ſein, daß eine Hypothek zur Eigentümergrundſchuld geworden iſt und nun 
die Eigentümergrundſchuld in eine Hypothek für die Forderung eines neuen 
Gläubigers umgewandelt werden ſoll. Dazu iſt, da es zu der Umwandlung der Einigung 
zwiſchen dem Grundſchuldgläubiger und dem Eigentümer bedarf (. oben), hier aber der 
Grundſchuldgläubiger zugleich Eigentümer ift und er eine Einigung nicht mit ſich ſelbſt vor 
nehmen kann (f. unten: Umwandlung in eigene Hypothek), erforderlich, daß der Eigentümer 
als Grundſchuldgläubiger die Grundſchuld, wenn nicht vor der Umwandlung, ſo doch mindeſtens 
zugleich mit dieſer an den neuen Gläubiger abtritt, fo daß er ſelbſt nicht mehr Grundſchuld⸗ 
gläubiger iſt, und ſich als Eigentümer mit dem neuen Gläubiger über die Umwandlung einigt 
(ſtr.; RJA 7, 153; KJ 89 A 243; 45, 285; 49, 219: vgl. auch über Auswechſelung der 
Forderung einer Eigentümerhypothel mit einer neuen Forderung für einen neuen Gläubiger 
$ 1180 A 1). Formellrechtlich ift feine in der Form des 8 29 GBO abgegebene Erklärung 
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der Umwandlung und der Umſchreibungsbewilligung nebſt Eintragungsantrag allein aus⸗ 
reichend, da nur er der in dem eingetragenen Rechte Betroffene im Sinne des § 19 GBO iſt 
(ſtr.; RIA 3, 214; 7, 233; 9, 218; KG J 39 A 244; 45, 285; vgl. OLG 2, 819). Zu beachten 
iſt dabei, daß der Eigentümer ſich gemäß der Ordnungsvorſchrift des 8 40 Abj 1 GBO zuvor 
oder gleichzeitig als Glaubiger der Grundſchuld eintragen laſſen muß (ſtr.; a. M. OLG 1, 303: 
1, 417; 2, 1; 2, 158; 2, 412; vgl. hierüber 8 1163 A 8; jetzt auch KGJ 45, 285). Einzutragen iſt 
alſo, daß die Hypothek als Grundſchuld auf den Eigentümer übergegangen und dann an den 
neuen Gläubiger unter Umwandlung der Grundſchuld wieder in eine Hypothek für die neue For⸗ 
derung abgetreten ſei (RG Warn 09 Nr 145; KGJ 45, 285). Zuläſſig it auch die Umwandlung 
der Eigentümergrundſchuld in eine Hypothel für eine bedingte Forderung des neuen Gläubigers 
(KJ 49, 219; 51, 288), wobei dann bezüglich der Eigentumergrundſchuld das in 8 1113 A? 
Bemerkte gilt (vgl. KGJ 49, 219). Dagegen kann der Eigentümer die Eigentümergrundſchuld 
nicht in eine ihm gegen ſich ſelbſt zuſtehende Hypothek umwandeln, dies ſchon deshalb nicht, 
weil er die für die Hypothek notwendige Forderung nicht gegen ſich ſelbſt begründen kann 
(RIA 8, 213; 7, 151; KGJ 39 A 243). Aber auch in eine Hypothek für eine ihm gegen 
einen Dritten zuſtehende Forderung vermag er die Eigentümergrundſchuld nicht umzuwandeln, 
da er eine Einigung über die Umwandlung nicht mit ſich ſelbſt vornehmen (J. oben: Umwand⸗ 
lung für neuen Gläubiger) und er nach materiellem Recht eine Hypothek an ſeinem Grundſtück 
überhaupt nicht für ſich durch einſeitige Erklärung beitellen kann (str.). Sollen die Zahlungs⸗ 
bedingungen der Eigentümergrundſchuld (5.1177 Abſ 1 Satz 2) bei der Abtretung und Um⸗ 
wandlung geändert werden, ſo handelt es ſich um eine Anderung des Inhalts des dinglichen 
Rechtes und bedarf es nach 88 873, 877 der Einigung zwiſchen dem Eigentümer und dem 
neuen Gläubiger darüber und der Eintragung der Anderung, wobei jedoch eine Löſchung der 
früheren Bedingungen nicht erfolgt (KJ 61, 289). Darüber, daß der Eigentümer bei der 
Umwandlung und Abtretung ſich die Eigentümergrundſchuld für das Zinsrecht vorbehalten 
kann, vgl. $ 1158 A 8. Wird auf Grund einer zwiſchen dem Eigentümer, dem bisherigen 
Gläubiger und dem neuen Gläubiger getroffenen Vereinbarung eine Hypothek, deren Forde ⸗ 
rung durch Befriedigung erloſchen ift, vom bisherigen Gläubiger an den neuen Gläubiger 
fo abgetreten, wie wenn fie noch als Hppothel (für die bisherige Forderung) beſtände, fo ift 
dies dahin aufzufaſſen, daß die durch die Befriedigung entſtandene Eigenkümergrundſchuld 
in eine Hypothek für eine gleichgeartete Forderung des neuen Gläubigers umgewandelt und 
Faenh an dieſen von dem bisherigen Gläubiger mit Genehmigung des verfügungsberechtigten 
igentümers (8 185 Abſ 1) abgetreten wird (vgl. RG Seuff 74 Nr 162; anders OLG 21, 849, 
wonach ein Verzicht des Eigentümers auf die Rechte aus der Befriedigun vorliegen ſoll; 
auf die geſetzliche Folge der Befriedigung, die in der Entſtehung der Eigentümergrundſchuld 
beſteht, lann aber nicht verzichtet werden). — Streitig iſt, ob die Umwandlung einer 
Eigentümerhypothek (auf den Eigentümer übergegangenen Hypothek, § 1177 Abs 2) 
in eine Eigentümergrundſchuld (Grundſchuld des Eigentümers) zulaſſig iſt. Dies iſt 
zu bejahen, da der Eigentümer gemäß $ 1196 eine Grundſchuld für ſich durch einſeitige 
Ertlärung bestellen kann (vgl. DLÖ 2, 319). — Hinſichtlich der Wirkung der Umwand⸗ 
lung, die in der Regel durch die Vereinbarung der Beteiligten näher beſtimmt werden 
wird, iſt beſonders zu bemerken, daß im Falle der Umwandlung einer Hypothek in eine 
Grundſchuld die perfönliche Forderung nicht ohne weiteres erliſcht (M 3, 796). 
Nimmt aber der Gläubiger die Grundſchuld an Erfüllungs Statt an, ſo tritt Erlöſchen der 
Forderung ein (8 864). Die Verzinſungs und Zahlungs bedingungen bleiben, 
wenn fie vereinbart waren, beitehen, ſofern nicht anderes feſtgeſetzt wird, während, wenn 
nichta vereinbart war und auch nichts beſtimmt wird, dieſe Bedingungen ſich im Falle 
der Umwandlung einer Grundſchuld in eine Hypothek nach dem Rechte der Schulbver- 
Falle, im Falle der Umwandlung einer Hypolhel in eine Grundſchuld nach 881193, 1194 
ortan beſtimmen (M 3, 795; vgl. RS 107, 80). — Eine vom Eigentümer übernommene 
Verpflichtung, eine Eigentümergrundſchuld in eine Hypothek für eine andere Forderung des 
Gläubigers oder für einen neuen Gläubiger umzuwandeln, hat nur ſchuldrechtliche Wir- 
kungen zwiſchen den Beteiligten. Wird über das Vermögen des Eigentümers Konkurs er- 
öffnet, fo tann der Gläubiger nur eine, Kontursforderung gemäß 88 8, 69 KO geltend machen 
(N Gruch 58, 1121). — Eine rechtsgeſchaͤftliche Umwandlung lommt nicht in Frage, wenn eine 
emäß $ 1168 Abſ 1 Satz 1 oder 1168 Abſ 2 wegen Nichtentſtehung der erg bzw. 
ehlender Briefübergabe zunächſt dem Eigentümer (als Grundſchuld) zuſtehende Hypothek 
demnächſt zufolge nachträglicher Entſtehung der Forderung bzw. Briefübergabe 10 Gläu⸗ 
biger (als Onporhef) erworben wird. Hier vollzieht ſich die Umm en tung at eſetzes 
(ME Seuffa 60 Nr 151; OLG 10, 86). Andere Falle Der Aab der ng Die 
der Umwandlung einer Hnpothel in eine Eigentämergrun chuld gemäß 8 11 1 und 
einer Grundſchuld in eine Hypothek gemäß 88 1178 Abf 2, 1182. 0 
2. Über die Beftimmung, daß die Zutamung der Im Range gleich- oder nachſtehenden 
Berechtigten nicht erforderlich iſt, ſowie darüber, daß es auch der Zuſtimmung des etwa 
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von dem Eigentümer verſchiedenen perſönlichen Schuldners nicht bedarf, wohl aber der 
Zuſtimmung Dritter, denen ein Recht an dem hypothekariſchen Rechte zuſteht, 
vgl. das in $ 1186 A 2 Bemerkte. 


II. Nentenſchuld 
8 1199 


Eine Grundſchuld kann in der Weiſe beſtellt werden, daß in regelmäßig 
wiederkehrenden Terminen eine beſtimmte Geldſumme aus dem Grundſtücke 
zu zahlen iſt (Rentenſchuld) !). 

Bei der Beſtellung der Rentenſchuld muß der Betrag beſtimmt werden, 
durch deſſen Zahlung die Rentenſchuld abgelöſt werden kann. Die Ablöſungs⸗ 
ſumme muß im Grundbuch angegeben werden?). 

E II 1108; P 3 771. 


1. Die Rentenſchuld, die ebenſo, wie die gewöhnliche Grundſchuld, ſowohl Buchgrund⸗ 
ſchuld als auch Briefgrundſchuld fein (88 1116, 1192, 1200) und (anders wie die Hypothek) 
auch für den Briefinhaber ($$ 1195, 1200) ſowie für den Eigentümer (88 1196, 1200) beſtellt 
werden kann, unterſcheidet ſich von der gewöhnlichen Grundſchuld hauptſächlich 
dadurch, daß ſie nicht, wie dieſe, auf Zahlung eines Kapitals, ſondern auf Zahlung einer be⸗ 
ſtimmten Geldſumme (f. $ 1113 A 4) in regelmäßig (aber nicht notwendig ſtets in gleicher 
Höhe) wiederkehrenden Terminen, einer Geldrente, gerichtet iſt. Die Zahlung eines 
Kapitals, nämlich der Ablöſungsſumme, aus dem Grumdjtüd (. hierüber 8 1113 A6) kann der 
Gläubiger, abgeſehen von der Zwangsverſteigerung (wenn die Rentenſchuld durch den Zufchlag 
gemäß 88 90 Abſ 1, 91 Abſ 1 386 erlifcht und aus dem Bargebot zu decken ift, RG 86, 259) 
oder der Zwangsverwaltung des Grundſtücks (88 92 Abſ 8, 158 ZUG), gemäß $$ 1201 Abſ 2, 
1202 Abj 3 nur verlangen, wenn ein Fall des § 1133 Satz 2 (Recht auf ſofortige Befrie⸗ 
digung wegen einer die Sicherheit gefährdenden Verſchlechterung des Grundſtücks) gegeben 
iſt, oder der Eigentümer, dem allein ein Kündigungsrecht zuſteht, die Rentenſchuld zur 
Ablöſung gekündigt hat. Da ſonach die Belaſtung mit einer Rente gegenüber der Kapital- 
belaſtung in erſter Linie das Weſen der Rentenſchuld ausmacht und das Geſetz eine 
Kündigung der Rentenſchuld ſeitens des Gläubigers nicht zuläßt, iſt zur Beſtellung einer 
Rentenſchuld erforderlich, daß die fortdauernde Entrichtung einer ſeitens des Gläubigers 
zur Ablöſung nicht kündbaren Rente ohne Rückſicht auf ein durch die Einzelzahlungen 
ſeitens des Gläubigers zu erlangendes Kapital feſtgeſetzt wird. Sollen fortlaufend zu ent⸗ 
richtende Beträge zur allmählichen Zurückzahlung eines Kapitals dienen, ſo kann ein Grund⸗ 
ſtück hiermit nur in der Form der Hypothel oder der gewöhnlichen Grundſchuld belaſtet 
werden (RIA 1, 122). Vgl. auch RG 85, 247; KGJ 21 A 313 (Erreichung eines ähnlichen 
wirtſchaftlichen Zweckes durch Begründung einer Reallaſt). Ferner erſcheint eine zeitliche 
Beſchränkung der Rentenentrichtung mit dem Begriffe der Rentenſchuld unvereinbar; denn 
nach dem Sinne des Geſetzes ſoll durch dieſe Belaſtungsart ein dauerndes Recht, das nur unter 
beſtimmten Vorausſetzungen zur „Ablöſung“ gebracht wird, gewährt werden (ſir.; RIA 1, 124; 
a. M. 356 1, 500; JW 1925, 22703; [OLG 45, 240] inſofern, als eine zeitliche Begrenzung 
des Rentenanſpruchs [z. B. für Eheleute auf deren Lebenszeit! mit dem Begriffe der Renten⸗ 
ſchuld dann nicht für unvereinbar erachtet wird, wenn durch die Rentenzahlungen nicht die 
allmähliche Tilgung des Ablöſungskapitals bewirkt werden full). — Von der Reallaſt 
unterſcheidet ſich die Rentenſchuld (abgeſehen von der Zuläſſigkeit der Erteilung 
eines Rentenſchuldbriefs ſowie der Beſtellung für den Briefinhaber und für den Eigen⸗ 
tümer) hauptſächlich dadurch, daß der Eigentümer für die während der Dauer feines 
Eigentums fällig werdenden Renten nicht perſönlich haftet (vgl. § 1108) und daß die 
Zahlungstermine „regelmäßig“ wiederkehrende fein müſſen (vgl. 8 1105). Ferner kann zwar 
eine Reallaſt gemäß 8 1105 Abſ 2, nicht aber eine Rentenſchuld zugunſten des jeweiligen 
Eigentümers eines andern Grundſtücks (als ſubjektiv-dingliches Recht) beſtellt werden (RA 
4, 257). Vgl. auch über die Verſchiedenartigkeit der Berückſichtigung beider Rechte im Falle 
der Zwangsverſteigerung und der Zwangsverwaltung 8 92 Abſ 2, 3, 88 121, 158 8G. 
Danach beſtimmt ſich, wenn eine Rentenſchuld durch den Zuſchlag erliſcht, weil ſie nicht in das 
geringſte Gebot gefallen iſt, der Betrag der Erſatzleiſtung durch die Ablöſungsſumme (RIA 
11, 53). — Die Rentenſchuld unterſteht den für die gewöhnliche Grundſchuld geltenden Vor⸗ 
ſchriften der 88 1191ff., ſoweit nicht aus den 88 1199 ff. ſich ein anderes ergibt. Über Unzu- 
läſſigkeit der Beſtellung einer Rentenſchuld für mehrere nacheinander Berechtigte vgl. OLG 


„ 
2. Die Ablöſungsſumme, deren feſter Betrag in Geld bei der Beſtellung der Renten⸗ 
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ſchuld beſtimmt und die bei der Eintragung im Grundbuch ſelbſt angegeben werden muß 
(Bezugnahme auf die Eintragungsbewilligung genügt nach 88 1200, 1115 nicht), widrigenfalls 
die Rentenſchuld nichtig iſt, die auch im etwaigen Rentenſchuldbrief angegeben werden muß 
(8 70 Abi 1 Satz 2 G00), unterliegt der freien Vereinbarung der Beteiligten und braucht nicht 
in einem beſtimmten Verhältnis zu der Rente zu ſtehen, kann auch den bei einer Kapitaliſierung 
der Jahresrente ſich ergebenden Betrag oder den ſonſtigen Wert des Rentenbezugsrechts 
überſteigen, und ſie kann, je nachdem die Ablöſung in einem früheren oder ſpäteren Zeitpunkt 
erfolgt, verſchieden feſtgeſetzt werden (RG 86, 260; RIA 11, 52). 


8 1200 


Auf die einzelnen Leiſtungen finden die für Hypothekenzinſen !), auf die 
Ablöſungsſumme finden die für ein Grundſchuldkapital geltenden Vor⸗ 
ſchriften entſprechende Anwendung“). 

Die Zahlung der Ablöſungsſumme an den Gläubiger hat die gleiche 
Wirkung wie die Zahlung des Kapitals einer Grundſchulde). 

E II 1109; P 3 775, 779. 


1. Von den für die Hypothekenzinſen geltenden Vorſchriften, die auf die einzelnen 
Rentenleiſtungen entſprechend anzuwenden ſind, kommen beſonders in Betracht: die 88 197 
(vierjährige Verjährung), 289 (keine Verzugszinſen), 1119 (feine Zuſtimmung der gleich 
oder nachſtehenden Berechtigten erforderlich im Falle der Erhöhung der Rente bis zu 5% 
der Ablöfungsfumme, vgl. RIA 11, 52) 1145 Abſ 2 (Vorlegung des Rentenſchuldbriefs im 
Falle der Befriedigung), 1158, 1159 (Übertragung), 1160 Abs 3 (Geltendmachung), 1178 
(Erlöſchen der Rückſtände). Auch $ 1115 Abs 1 (Angabe des Geldbetrags der Renten im Grund⸗ 
buch) findet Anwendung (RG 54, 93). 

2. Die für ein Grundſchuldkapital, alſo die für die gewöhnliche Grundſchuld mit Aus- 
nahme ihrer Zinſen ($ 1192 Abſ 2) geltenden Vorſchriften, die auf die Ablöſungsſumme 
entſprechend anzuwenden ſind, ergeben ſich aus $ 1192 Abſ 1; insbeſondere gelten danach 
die 88 1154, 1155 für die Übertragung der Rentenſchuld. — Die für die Höhe der dinglichen 
Belaſtung maßgebende Ablöſungsſumme (hinſichtlich der Renten ſ. U 1) darf nicht erhöht werden, 
auch nicht, wenn nachſtehende Berechtigte nicht vorhanden find (RIA 11, 51). 

3. Die Zahlung der Ablöſungsſumme bei der Rentenſchuld wirkt hinſichtlich des Über- 
gangs des dinglichen Rechtes kraft Geſetzes auf den Eigentümer gleich der Zahlung des 
Kapitals bei einer Grundſchuld (88 1143, 1192), jo daß der Eigentümer, wie hier eine Grund 
schuld, dort eine Rentenſchuld (das Recht auf die Renten) erlangt; nicht etwa nur eine Grund⸗ 
ſchuld in Höhe der Ablöſungsſumme, da eine ſolche Umwandlung im Geſetze nicht vorge⸗ 


ſchrieben iſt (str.). 
§ 1201 


Das Recht zur Ablöſung ſteht dem Eigentümer zu. 

Dem Gläubiger kann das Recht, die Ablöſung zu verlangen, nicht ein⸗ 
geräumt werden. Im Falle des $ 1133 Satz 2 iſt der Gläubiger berechtigt, 
die Zahlung der Ablöſungsſumme aus dem Grundſtücke zu verlangen“). 

E II 1110; P 3 776, 780. 


1. Das Recht zur Ablöſung, alſo gemäß § 1202 Abſ 1 Satz 1 zur Kündigung der Renten 
ſchuld, ſteht dem Eigentümer zu, und zwar unbedingt, ſo daß es auch durch Vereinbarung 
der Beteiligten nicht ausgeſchloſſen werden kann (vgl. jedoch $ 1202 Abi 2). Dagegen iſt die 
Rentenſchuld ſeitens des Gläubigers unkündbar. Räumt der die Rentenſchuld beſtellende 
Eigentümer entgegen dem Verbot des Abſ 2 Satz 1 dem Gläubiger das Recht ein, die Ab⸗ 
löſung zu verlangen (die Rentenſchuld zu kündigen), ſo iſt die Rentenſchuldbeſtellung nichtig, 
da gerade die Unkündbarkeit ſeitens des Gläubigers für die Rentenſchuld von weſentlichſter 
Bedeutung iſt. Nur im Falle des 8 1133 Satz 2 (Recht auf ſofortige Befriedigung wegen einer 
die Sicherheit der Nentenſchuld gefährdenden Verſchlechterung des Grundſtücks |. 8 1183 
A 1-4) kann der Gläubiger unter Nachweis der Gefährdung ſeines Rechtes auf die fort⸗ 
dauernde Leiſtung der Rente Zahlung der Ablöſungsſumme aus dem Grundſtück (f. 
8 1113 A 6; RIA 11, 53) verlangen. Wenn jedoch der Eigentumer die Reute zur Ablöfung ge: 
kündigt hat ($ 1202 Abſ 1), kann der Gläubiger nach Eintritt der Fälligteit ebenfalls Zahlung 
der Ablöſungsſumme aus dem Grundſtück verlangen (8 1202 Abſ 3; RG 86, 260). Erliſcht 
ferner im Falle der Zwangsverſteigerung die Rentenſchuld gemäß 88 52, 91 3G durch den 
Zuſchlag, weil fie nicht in das geringſte Gebot fällt, fo hat der Gläubiger Anſpruch auf Zahlung 
der Ablöſungsſumme aus dem Verſteigerungserlös (8 92 Abs 3 886, R 86, 259). Hin- 
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ſichtlich der Zwangsverwaltung vgl. 8 158 ZUG. — In der Geltendmachung der ein⸗ 
zelnen Rentenleiſtung iſt der Gläubiger nicht beſchränkt. Er kann daher wegen jeder 
fälligen Rente (nach vorheriger dinglicher Klage) die Zwangsvollſtreckung in das Grundſtück, 
ſowie in die nach 88 1120 ff. (1192, 1200) mithaftenden Gegenſtände betreiben. 


8 1202 


Der Eigentümer kann das Ablöſungsrecht erſt nach vorgängiger Kündi⸗ 
gung ausüben !). Die Kündigungsfriſt beträgt ſechs Monate, wenn nicht ein 
anderes beſtimmt iſt!). 

Eine Beſchränkung des Kündigungsrechts iſt nur ſoweit zuläſſig, daß 
der Eigentümer nach dreißig Jahren unter Einhaltung der ſechsmonatigen 
Friſt kündigen kann)). 

Hat der Eigentümer gekündigt, ſo kann der Gläubiger nach dem Ablaufe 
der Kündigungsfriſt die Zahlung der Ablöſungsſumme aus dem Grund⸗ 
ſtücke verlangen?). 

E II 1111; P 3 776, 781. 


1. Die Ablöſungsſumme wird, wie ſich aus Abſ 1, 2 ergibt, erſt dann fällig, wenn die Zeit, 
während der die Kündigung ſeitens des Eigentümers nach den getroffenen Vereinbarungen 
nicht zuläſſig ſein ſollte, abgelaufen iſt, der Eigentümer darauf (nicht ſchon vorher) gekündigt 
hat und demnächſt die geſetzliche ſechsmonatige oder die etwa vereinbarte kürzere oder längere 
Kündigungsfriſt verſtrichen iſt. 

2. Nach Art 117 Abſ 2 EG bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften unberührt, welche 
die Ausſchließung des Kündigungsrechts des Eigentümers nur für eine kürzere Zeit als dreißig 
Jahre zulaſſen. — Eine Vereinbarung über Beſchränkung des Kündigungsrechts, ſoweit ſie 
danach bzw. nach Abſ 1, 2 zuläſſig iſt, bedarf der Eintragung in das Grundbuch. Jedoch 
genügt Bezugnahme auf die Eintragungsbewilligung. 

3. Zu Abſ 3 vgl. 8 1201 A 1. — Sit über das mit der Rentenſchuld belaſtete Grundſtück 
die Zwangsverſteigerung eingeleitet, ſo iſt eine von dem Grundſtückseigentümer erklärte 
Kündigung der Rentenſchuld demjenigen betreibenden Gläubiger gegenüber, der der Renten⸗ 
ſchuld im Range nachſteht, unwirkſam und daher auch dem Erſteher gegenüber, da der Renten⸗ 
ſchuldgläubiger zufolge der Kündigung nach Abf 8 das Recht erlangt, nach Ablauf der Kündi⸗ 
gungsfriſt die Zahlung der Ablöſungsſumme an Stelle der Rente zu verlangen, und demnach 
die Kündigung ſich als eine Verfügung über einen der von der Beſchlagnahme (88 20, 23 
Bro) betroffenen Gegenſtände darſtellt, die gegen das zugunſten des betreibenden Gläubigers 

eitehende Veräußerungsverbot (88 185, 186 BGB) verſtieß (RG 86, 255). 


8 1203 


Eine Rentenſchuld kann in eine gewöhnliche Grundſchuld, eine gewöhn⸗ 
liche Grundſchuld kann in eine Rentenſchuld umgewandelt werden!). Die 
Zuſtimmung der im Range gleich- oder nachſtehenden Berechtigten iſt nicht 
erforderliche). 

E I 1112; P 3 775, 782; 4 587 


1. Nicht nur kann eine Rentenſchuld in eine gewöhnliche Grundſchuld und dieſeſin 
jene umgewandelt werden, ſondern auch, wie ſich aus 88 1186, 1198 ergibt, eine Rentenſchuld 
unmittelbar in eine Hypothek (OLG 36, 137; ſ. A 2), indem ihr eine perlönliche Forderung 
untergelegt wird. — Zur Umwandlung iſt gemäß § 877 Einigung des Eigentümers und des 
Gläubigers, ſowie Eintragung der Umwandlung in das Grundbuch erforderlich. Bei der 
Umwandlung der Rentenſchuld in eine Grundſchuld wird gemäß § 1200 Abſ ! die Ablöſungs⸗ 
ſumme zum Grundſchuldkapital, die Rente zum Zins. Der Betrag des Grundſchuldkapitals 
darf den Betrag der Ablöſungsſumme nicht überſteigen (Prot 3, 783; RIA 11, 53). Sit die 
Rentenſchuld (oder Grundſchuld) für den Eigentümer beſtellt oder auf den Eigentümer über⸗ 
gegangen (. SS 1196, 1199, 1200 A 3), jo genügt feine einſeitige Umwandlungserklärung. 
Zur Vornahme der Eintragung iſt erforderlich, daß die Eintragungsbewilligungen (3 19 GBO) 
in der Form des § 29 GBO erklärt find. 

2. Iſt dagegen die Rentenſchuld (oder Grundſchuld) mit dem Rechte eines Dritten be 
laſtet (f. $ 876 A 1), fo iſt gemäß 88 876, 877 die Zuſtimmung des Dritten erforderlich. 
— Über eine zufolge Ausnutzung deſſen, daß es der Zuſtimmung der im Range gleich- oder 
nachſtehenden Berechtigten nicht bedarf, für dieſe einen Schadenserſatzanſpruch nach 8 826 
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begründende Umwandlung einer Rentenſchuld in eine alsbald ohne Kündigung fällige Hypo⸗ 
thek (ſ. A 1) val. OLG 36, 187. — Iſt eine Rentenſchuld in eine verzinsliche Hypothek um- 
gewandelt, aber bei der Zwangsverſteigerung des belaſteten Grundſtücks nur die Rentenſchuld 
in das geringſte Gebot aufgenommen und mit dieſer Kaufbedingung der Zuſchlag erteilt 
worden, ſo braucht der Erſteher die Umwandlung, da ihre Übernahme eine läſtigere Be⸗ 
dingung als die des Zuſchlags enthielte, nicht gegen ſich gelten zu laſſen (OLG 30, 96). 


Neunter Abſchnitt 
Pfandrecht an beweglichen Sachen und an Nechten 


Erſter Titel 
Pfandrecht an beweglichen Sachen 
§ 1204 


1) Eine bewegliche Sache) kann zur Sicherung einer Forderung) in 
der Weiſe belaftet werden, daß der Gläubiger berechtigt iſt, Befriedigung 
aus der Sache“!) zu ſuchen (Pfandrecht). 

Das Pfandrecht tann auch für eine künftige oder eine bedingte Forderung 
beſtellt werden 10) 1). 

E 1 1145 II 1113; M 3 797—790; P 3 440. 


1. Die Begriffsmerkmale des Pfandrechts an beweglichen Sachen (Fauſtpfandrechts, 
Fahrnispfandrechts) find im Abs 1 zunächſt für das durch Rechtsgeſchäft beftellte Pfand⸗ 
recht gegeben. Sie gelten aber in gleicher Weiſe für das geſetzliche Pfandrecht (8 1257) und 
für das durch Pfändung entſtandene Pfandrecht an beweglichen Sachen (ZPO 8 804). Das 
Pfandrecht iſt danach das dingliche Recht an einer fremden beweglichen Sache, das dem Glan. 
biger einer Forderung zur Sicherung, für dieſe die Befugnis zur Befriedigung aus der Sache 
gewährt, alſo ein zur Forderungsſicherung gegebenes dingliches Befriedigungsrecht. 

Das Pfändungspfandrecht ſteht aber unter den Vorſchriften des BOB nur, ſoweit ſich 
nicht aus der ZPO etwas anderes ergibt (RG 61, 833, vgl. A 3 zu § 1257), und nur ſeinem 
Inhalt, nicht ſeiner Entſtehung nach. Pfändet alſo der Gerichtsvollzieher bei dem 
Schuldner die Sache eines Dritten mit deſſen Einverſtändnis, fo entſteht kein dinglich wirk. 
ſames Pfändungspfandrecht. Dieſe vom RG 60, 73 offen gelaſſene Frage ift zu Unrecht 
bejaht OLG 41, 184. In einem ſolchen Falle wird aber der Glaubiger in der Lage ſein, 
der Widerſpruchsklage des Dritten ſchuldrechtlich den Einwand des Verzichts entgegen ⸗ 
zufetzen. Der Annahme, daß ein Vertragspfandrecht entſtanden ſei, ſteht regelmäßig die 
fehlende Willensrichtung der Beteiligten und weiter der Umſtand entgegen, daß der pfän- 
dende Gerichtsvollzieher nicht rechtsgeſchäftlicher Vertreter des Gläubigers iſt (RG 90, 194). 


2. Bewegliche Sache. Wegen des Begriffs Sache vgl. 8 90. Da nur bewegliche Sachen 
verpfändet werden können, ſo ſcheiden noch ſtehende Bäume, Früchte auf dem Halm und 
ſonſtige weſentliche Beſtandteile eines Grundſtücks (8 94) aus dem Kreiſe der verpfänd- 
baren Sachen aus. Der Pfändung im Wege der Zwangsvollſtregung find Früchte, 
die vom Boden noch nicht getrennt find, ausnahmsweiſe unterworfen (8 PO 8 810). Im 
übrigen aber können ſie, wie andere Beltandteile des Grund und Bodens, nicht Gegenſtand 
des Pfandrechts ſein. Grundftüdszubehör kann, wie veräußert, jo auch verpfänbet werden, 
da die Zubehöreigenſchaft die Beweglichteit nicht aufhebt. Inwieweit Zubehör bei Hypothel. 
belaſtung des Grundſtücks mit dieſem haftet, ergeben die 88 1120—1122 ſoweit hiernach 
verpfändete Zubehörſtücke für die Hypothekforderung haften, geht die hypothekariſche Be 
laſtung dem Pfandrechte vor. Unpfändbare Sachen (ABO 8 811) ſind verpfändbar. 
Sie können dann gegebenenfalls auch im Wege des Pfandverkaufs veräußert werden, vgl. 
A 2 zu 81233. — An einer ihm ſelbſt gehörigen Sache kann der Gläubiger ein Pfandrecht 
nicht erwerben. jr 

E lbſtändigkeit der Sachen; Teile. Auch Beſtandteile | eweglicher 
Sen n ee die Beftandteilseigenichaft dauert, nicht für ſich verpfändet werden. 
Alſo nicht das Kalb in der Kuh. Entſtehung von Sonderpfandrecht an Beſtandteilen iſt ſchlechthin 
unmöglich. Am Anteil eines Miteigentümers kann dagegen nach § 1258 ein Pfandrecht be⸗ 
tellt werden. Nicht das gleiche gilt von unausgeſchiede nen Teilſtücken einer im Alleineigentum 
nden Sache oder Sachmenge. Wer ein Faß Wein im Eigentum hat, kann nicht ohne 
Ausſcheidung ein Drittel davon verpfänden, weil es an der Selbſtändigkeit der Pfandſache 
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mangelt. Was A 2 zu $ 929 und A 3 zu $ 930 für die Übereignung gefagt iſt, gilt eutſprechend. 
auch für die Verpfändung. 

4. Verwertbarkeit. Der Zweck des Pfandrechts, dem Gläubiger Befriedigung aus dem 
Pfande zu gewähren, führt zum Ausſchluſſe derjenigen Sachen von der Verpfändbarkeit, 
die ihrer Art nach in der vom Geſetz vorausgeſetzten Weiſe nicht verwertet werden können. 
So insbeſondere in der Regel jene Urkunden, die nur zum Beweiſe von Forderungen beſtimmt, 
nicht, wie die Schuldverſchreibungen auf den Inhaber, ſelbſt Träger des Vermögenswerts 
find. Aus dieſem Grunde kann nach RG 66 S. 26, 27 (vgl. auch RG IW 04, 55516) ein Hypo⸗ 
thekenbrief (RG 22. 6. 12 V 85/12), nach RG 51 S. 83, 86 eine Lebensverſicherungspolice 
nicht für ſich allein Gegenſtand des Pfandrechts ſein. Dasſelbe hat aber auch in der Regel 
von Hinterlegungsſcheinen (RG 14. 4. 16 VII 32/16) und Sparkaſſenbüchern (RG 68, 282) 
zu gelten. Nicht ſelten wird die „Verpfändung“ eines ſolchen unſelbſtändigen Papiers gemäß 
$ 140 als Einräumung eines Zurückbehaltungsrechts, wenn nicht ſogar als Ermächtigung für 
den Gläubiger anzusehen fein, ſich durch Benutzung der Urkunde bezahlt zu machen 
(Abhebung der Sparbeträge; RG 51, 83). Hierin liegt indeſſen nur eine perſönliche Be⸗ 
fugnis, kein Pfandrecht (OLG 26, 204). Auch ſonſt kann ſich unter dem Worte „Verpfän⸗ 
dung“ ein anderes Rechtsgeſchäft, z. B. eine Sicherungsübereignung oder Abtretung bergen. 
So bei der Verpfändung von Mieten (OLG 26, 203). 

5. Sachgeſamtheiten. Inbegriffe von Sachen können als ſolche nicht Gegenſtand des 
Pfandrechts ſein. Vom Pfandrecht ergriffen werden ſtets nur die einzelnen körperlichen 
Sachen. Für jede dieſer einzelnen Sachen müſſen die Vorausſetzungen zur Entſtehung des 
Pfandrechts vorliegen; bei jeder einzelnen muß, wenn es ſich um den Rang des Rechtes handelt, 
beſonders geprüft werden, in welchem Zeitpunkte die Summe aller weſentlichen Voraus ⸗ 
ſetzungen für die Entſtehung des Rechtes (88 1205 ff.) erfüllt worden iſt. So RG 53, 218 (Holz⸗ 
lager), 16. 5. 05 VII 587/04 (Warenlager), JW 06, 2247; RG 68, 49 (Verlagsunternehmen), 
70, 228; 95, 235 (Gewerbe oder Handelsunternehmen, Zeitungsverlag). Dies hindert nicht, 
die einzelnen zu verpfändenden Gegenſtände bei der Einigung über die Pfandbeſtellung mit 
der Geſamtbezeichnung zuſammenzufaſſen. Aus dem Geſagten folgt, daß reale Teile von 
Sachgeſamtheiten verpfändet werden können, ideelle nicht. — Mit dem oben an die Spitze 
geſtellten Grundſatz hat auch das ſchon in Abſ 1 der A 6 zu $ 930 erwähnte Geſetz, betr. die 
Ermöglichung der Kapitalkreditbeſchaffung für landwirtſchaftliche Pächter, vom 
9. 7. 26 (RG Bl I 399) nicht gebrochen. Es wird zwar „das Inventar“ verpfändet, von dem 
Pfandrecht ergriffen werden aber nur die einzelnen Inventarſtücke, und auch dieſe nur, ſoweit 
fie nicht von der Verpfändung ausgenommen find, § 3 des Gef. Bei jedem einzelnen Stück 
iſt außerdem zu unterſuchen, ob es dem Pächter gehört und ob etwa der Gläubiger wegen 
ſeines guten Glaubens an das Eigentum des Pächters das Pfandrecht auch dann erworben 
hat, wenn es dem Pächter nicht gehört, §4 des Gel. Im Wege des Pfandverkaufs wird auch 
nicht das Inventar im ganzen veräußert, ſondern nur das einzelne Stück; es brauchen dabei 
endlich auch nicht alle Stücke veräußert zu werden, § 10 des Gef. 

6. Geld kann als bewegliche, korperliche Sache ebenfalls verpfändet werden. Zu prüfen 
wird jedoch immer ſein, ob die Beteiligten die Sicherung durch die Übergabe des Geldes 
wirklich in dem Sinne vereinbart haben, daß die Geldſtücke im Eigentum des Hingebenden 
bleiben und nur mit einem Pfandrechte zugunſten des Empfängers belaſtet ſein ſollen, oder 
dahin, daß der Empfänger Eigentümer werden ſoll (vgl. § 1205 A 7 Abſ 2). Auf letzteres 
wird es deuten, wenn eine Verzinſung vereinbart iſt. Daß nur Sicherung der Endzweck des 
Geſchäfts iſt, ſteht der Übereignung nicht im Wege — Sicherungsübereignung —. Vgl. 
A 7 Abf 2 zu $ 1205. 

7. Zukünftige Sachen Da Sache nach $ 90 „körperlicher Gegenſtand“ iſt und körperliche 
Gegenſtände nur wirklich beſtehende Gegenſtände ſind, fo ift es unmöglich, daß ein Pfandrecht 
an einer zukünftig erſt entſtehenden oder ſelbſtändig werdenden Sache ſchon vor ihrer Ent- 
ſtehung ins Leben tritt. Dagegen iſt es möglich, die Entſtehung eines Pfandrechts an einer 
künftigen Sache auf rechtsgeſchäftlichem Wege vorzubereiten. Die Einigung über die Be⸗ 
ſtellung des Pfandrechts kann auch über Sachen, die ein ſelbſtändiges Daſein noch nicht haben, 
auf den Fall, daß ſie ſolches erlangen, von vornherein getroffen werden. So kann vereinbart 
werden, daß der Gläubiger ermächtigt ſein ſoll, die Früchte des dem Schuldner gehörenden 
Grundſtücks einzuernten und als Pfand für ſeine Forderung zu behalten, daß Beſtandteile 
bei ihrer künftigen Trennung verpfändet fein ſollen, Erſatzſtücke an die Stelle einzelner ab- 
gehender Pfandſtücke treten ſollen („Surrogierungsklauſel“; RG 58, 218). Feſtzuhalten iſt 
aber dabei, daß das Pfandrecht nicht vor dem Zeitpunkt ins Leben tritt, in dem die Pfandſache 
als ſelbſtändige Sache wirklich beſteht, und auch dann nur entſteht, wenn alle Beſtellungs⸗ 
vorausſetzungen erfüllt find (vgl. § 1205). 

8. Zur Sicherung einer Forderung. Das Pfandrecht ift in ſeinem Beſtand abhängig 
von dem Beſtande der Forderung, zu deren Sicherung es dienen ſoll. Es iſt von ihr untrennbar, 
und hat ohne ſie keine Lebensfähigkeit, darin liegt ſeine ſog. „Akzeſſorietät“. Die Forderung 
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muß dem Gebiete des Vermögensrechts angehören und entweder auf Geldleiſtung gerichtet 
ſein oder doch im Falle der Nichterfüllung in eine Geldforderung übergehen können. Das 
Pfandrecht für die urſprüngliche Forderung verwandelt ſich dann ohne weiteres in Pfandrecht 
für die Erſatzforderung, vgl. aber wegen des Pfändungspfandrechts RG 114, 386 und A 2 
zu § 1210. Die Forderung kann ſich gegen den Pfandbeſteller und Eigentümer des Pfandes, 
oder gegen einen Dritten richten (Pfandbeſtellung für fremde Schulden; R& 12. 2. 08 
VII 313/07). Beſondere Formvorſchriften, wie bei der Bürgſchaft, find dafür nicht gegeben. 
Iſt die Forderung von voruherein nichtig, jo entſteht kein Pfandrecht. Iſt jedoch 
im Wege des § 140 ſtatt der von den Beteiligten beabſichtigten Forderung eine andere 
entſtanden, ſo muß auch das Pfand als für dieſe beſtellt gelten. Ob man noch einen Schritt 
weitergehen und annehmen darf, daß das Pfandrecht auch zugunſten anderer Forderungen 
aufrechterhalten wird, die an Stelle der urſprünglich beabſichtigten, aber eines Nichtigkeits⸗ 
grundes wegen nicht ins Leben getretenen Forderungen entſtanden find (Bereicherungs⸗ 
anſprüche), iſt zweifelhaft und jedenfalls nicht im allgemeinen zu bejahen. Eine Aushilfe 
wird in ſolchen Fällen zumeiſt das Recht der Zurückbehaltung der vermeintlich zu Pfand ge⸗ 
gebenen Sache bis zur Erfüllung der Forderung bieten (8 273). Wegen der Beſtellung eines 
Pfandrechts für Forderungen aus an ſich unwirkſamen Börſentermingeſchäften vgl. 8 54 des 
Börſengeſetzes v. 22. 6. 96/8. 5. 08 und dazu RG Ich 1921, 464° (tritt der Erlös auftrags- 
gemäß verkaufter Pfänder an deren Stelle ?). Anſprüche, die nicht Forderungen ſind, können 
durch Pfandrecht nicht geſichert werden. So nicht der Ausgleichsanſpruch nach § 2050 (RG 
14. 5. 12 VII 46/12) und die Anſprüche auf Unterlaſſung, ſoweit dieſe nicht im Nichterfül- 
lungsfall in Geldforderungen übergehen. Ebenſo nicht dingliche Rechte, wie z. B. die 
Grundſchuld oder die Hypothek. Was NG 93, 234 für die Bürgſchaft ausgeſprochen iſt, 
gilt auch für das Pfandrecht. Es kann aber jemand die Gewähr dafür übernehmen, daß 
eine Grundſchuld oder eine Hypothek zur Hebung gelangt, und für die ſo übernommene 
Verpflichtung kann er ein Pfandrecht beſtellen. Selbſtverſtändlich können auch durch Pfand- 
recht geſichert werden Vertragsſtrafen, auch wenn fie für den Fall einer Verletzung von An⸗ 
5 oder Rechten vereinbart find, die durch ein Pfandrecht unmittelbar nicht ſicher⸗ 
bar ſind. 

Die verjährte Forderung kann durch Pfand geſichert werden. Dies ergibt ſich aus 
den 88 222, 223 mit Notwendigkeit. Denn abgeſehen davon, daß nach 8 222 Abſ 1 durch 
die Verjährung der Anſpruch nicht erliſcht und nach § 223 die Verjährung das beſtehende 
Pfandrecht (abgeſehen von dem Pfandrechte für die Zinſenrückſtände) nicht berührt, räumt 
$ 222 Abſ 2 der Sicherheitsleiſtung für den bereits verjährten Anſpruch Wirkſamkeit ſelbſt 
dann ein, wenn die eingetretene Verjährung dem Sicherheitsleiſtenden unbekannt war. Bei 
den übrigen Fällen, in denen das Geſetz zwar die Geltendmachung einer Verbindlichkeit 
nicht zuläßt, gleichzeitig aber die Rückforderung des zur Erfüllung Geleiſteten verſagt, darf 
aus dem letzteren Umſtande nicht ohne weiteres abgeleitet werden, daß eine natürliche Ver⸗ 
bindlichkeit vorliege, die durch Pfand geſichert werden könne. Es iſt vielmehr auf den Grund 
der Geſetzesvorſchrift zurüczugehen. Überall, wo der Verbindlichkeit die Anerkennung ver- 
ſagt wird, weil ſie einem Verhalten zugute käme, das gegen ein geſetzliches Verbot oder 
gegen die guten Sitten verſtößt, iſt auch der Beſtärkung einer ſolchen Verbindlichkeit und 
damit der Beſtellung des Pfandrechts zu ihren Gunſten die Anerkennung zu verſagen. So 
in den Fällen des § 817. Die Anordnung, daß die Rückforderung ausgeſchloſſen iſt, wenn dem 
Leiſtenden gleichfalls ein ſolcher Verſtoß zur Laſt fällt, beruht nicht auf der Erwägung, daß 
der beiderſeitige Verſtoß ſich ausgleiche und deshalb die Rechtsänderung Schutz verdiene, 
ſondern auf der Erwägung, daß dem Leiſtenden gegen den Schaden, den er ſich durch den 
Verſtoß ſelbſt zugefügt, kein Rechtsſchutz gebühre. Die Möglichteit der Beſtellung des Pfand 
rechts muß aber auch in den Fällen verneint werden, in denen das Geſetz zwar nicht die zu⸗ 
grunde liegende Rechtshandlung verbietet oder als ſittenwidrig erachtet, aber den Gedanken 
des Zwanges zur Erfüllung als dem Rechtsgefühl zuwiderlaufend ablehnt. So bei Spiel und 
Wette und bei dem Heiratsvermittlerlohn. Zuzulaſſen aber wird die Pfandbeſtellung in den 
Fällen fein, in denen fie zugunſten der Verbindlichkeit aus einer ſittlichen Pflicht oder einer 
Anſtandspflicht erfolgt (8 814). Denn fur dieſe Fälle ift aus dem Geſetze ſelbſt nichts erſichtlich, 
was der Verſtärkung der ſittlichen Pflicht oder Anſtandspflicht durch die Beteiligten entgegen. 
ſtehen ſollte. Ob mit der nn r de aeg aa gleichzeitig eine klagbare Forderung 
geichaffen ift, ergeben die Umſtände des Falles. 8 

9. Befriedigung aus der Sache, d. h. letzten Endes durch die Verwertung der Sache 
ſelbſt, nach Maßgabe des Geſetzes. Iſt vereinbart, daß der Gläubiger nur aus den Früchten 
der Sache Befriedigung ſuchen, daß ihm dagegen Befriedigung aus der Sache ſelbſt zu ſuchen 
überhaupt nicht zustehen ſoll, alſo insbeſondere auch dann nicht, wenn ein nachſtehender 
Pfandglänbiger — etwa ein Pfändungspfandgläubiger — zur Pfandverſteigerung schreitet, 
fo iſt ein Pfandrecht an der Sache nicht beſtellt. Vereinbar dagegen iſt das Pfandrecht an 
der Sache mit einem Übereinkommen, daß der Pfandgläubiger ſich nach und nach aus den 
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Früchten für Zinſen und Kapital zu befriedigen hat und ſich nur dann an die Pfandſache 
ſelbſt halten darf, wenn die Früchte ausbleiben oder ein Dritter zum Pfandverkaufe ſchreitet. 
10. Künftige oder bedingte Forderung: eine Forderung, deren zukünflige Entſtehung 
bei der Pfandbeſtellung in Ausſicht genommen wird, und die für den Fall ihrer Entſtehung 
durch das Pfand geſichert werden ſoll (RG Warn 1912 Nr 383). Die Vorſchriſt hat Be⸗ 
deutung für aufſchiebend bedingte, betagte und für ſolche Forderungen, die nur künftig 
möglicherweile entftehen werden. Aus der Freiheit, ein Pfandrecht für künftig möglicher⸗ 
weiſe entſtehende Forderungen zu beſtellen, muß aber weiter darauf geſchloſſen werden, daß 
es auch zuläſſig ift, ein Pfandrecht für eine Forderung zu beſtellen, die nur möglicherweiſe 
jetzt beſteht, deren Beſtand aber ungewiß iſt. Das ergibt ſich auch aus § 232. Pfand⸗ 
beſtellungen dieſer Art ſind insbeſondere zur Sicherung der aus einer Geſchäftsverbindung 
„let ſchon beſtehenden oder künftig noch entſtehenden“ Forderungen üblich (RG 22. 5. 12 
V 294/11); der Kreis der Forderungen, denen das Pfandrecht Sicherheit bieten ſoll, muß 
beſtimmt erkennbar ſein. Die Erklärung, daß das Pfandrecht zugunſten aller Forderungen 
eines beſtimmten Gläubigers an einen beſtimmten Schuldner dienen foll, genügt (RG 78, 26; 
JW 1911, 367). Eine dem § 1115 entſprechende Vorſchrift ift für das Fahrnispfand⸗ 
recht nicht gegeben. Im Grundbuchverkehr kommt das z. B. dadurch zum Ausdruck, daß die 
Verpfändung einer Hypothek, die zur Sicherung einer dem Betrage nach unbeſtimmten 
Forderung erfolgt iſt, eingetragen werden kann, ohne daß es der Angabe eines Höchſtbetrags 
der Forderung bedarf (RIA 12, 262). Pfandrechte für künftige, betagte, bedingte und unge» 
wiſſe Forderungen ſind, weil jedes Pfandrecht in ſeinem Beſtande von dem Beſtande der 
Forderung abhängt, inſoweit, als ihnen eine ſchon beſtehende Forderung nicht entſpricht, 
eigentlich nicht Pfandrechte, ſondern nur Rechtsgebilde, die ſich zu wirklichen Pfandrechten 
entwickeln können und die deshalb, ſowie aus Gründen des Verkehrsbedürfniſſes vom Geſetz 
auch während des Schwebezuſtandes als Pfandrechte bezeichnet und behandelt werden. 

11. Vereinbarte Beſchräntungen. Mangels einer verbietenden Beſtimmung im Ge⸗ 
ſetze kann das Pfandrecht bei der Beſtellung an Bedingungen geknüpft und zeitlich ein⸗ 
geſchränkt werden. Eine Vereinbarung dahin, daß z. B. bei Verpfändung für künftige Forde 
rungen aus einer Geſchäftsverbindung das Pfand nur bis zu einer beſtimmten Höhe haften 
Toll, beſchränkt nicht das Pfandrecht auf einen Wertteil des Pfandgegenſtandes, ſondern be⸗ 
ſchränkt nur die Sicherung auf einen Höchſtbetrag der Forderung und ift in dieſem Sinne 
zuläſſig und wirkſam. Hat jemand auf Zeit ein Pfand für eine fremde Schuld beſtellt, jo 
wahrt der Gläubiger die Friſt, wenn er vor ihrem Ablauf dem Verpfänder ankündigt, er werde 
das Pfand in Anſpruch nehmen, fo RG 68, 145 unter Hinweis auf $ 777, ohne indeſſen die 
Frage ausdrücklich zu entſcheiden. 


8 1205 


1) 2) Zur Beſtellung des Pfandrechts iſt erforderlich, daß der Eigentümer“) 
die Sache dem Gläubiger“) übergibt) und beide darüber einig jind e), daß 
dem Gläubiger das Pfandrecht zuſtehen ſoll?). Iſt der Gläubiger im Ber 
2 55 Sache, jo genügt die Einigung über die Entſtehung des Pfand- 
rechts s). 

Die Übergabe einer im mittelbaren Beſitze des Eigentümers befindlichen 
Sache kann dadurch erſetzt werden, daß der Eigentümer den mittelbaren 
Beſitz auf den Pfandgläubiger überträgt und die Verpfändung dem Be⸗ 
ſitzer anzeigt“). 


E 1 1147 II 1114; M 3 800—802; P 8 441—448r 


1. Schaffung des Pfandrechts durch Rechtsgeſchäft, Pfandbeſtellung. Die 88 1205 ff. 
beſchäftigen fi nur mit dem Rechtsgeschäfte, das unmittelbar die Schaffung des Pfandrechts 
zum Gegenſtande hat und ſie bewirkt. Der Vertrag, durch den ſich jemand verpflichtet, 
für eine Forderung ein Pfand zu beſtellen, iſt ausſchließlich nach den Vorſchriften über 
das Recht der Schuldverhältniſſe zu beurteilen. Eine ſolche Verpflichtung iſt nicht Voraus⸗ 
ſetzung der Pfandbeſtellung (RG 26. 11. 18 V 275/18). Ob eine bei Abſchluß des Vertrags 
über die zugrunde liegende Forderung, z. B. des Darlehnsvertrags, getroffene, auf die 
Pfandbeſtellung bezügliche Abrede lediglich die Übernahme einer Verpflichtung zur Pfand- 
beſtellung enthält oder ſchon die zur Entſtehung des Pfandrechts führende Einigung über 
die dingliche Rechtsänderung, iſt Sache der Auslegung im einzelnen Falle. Ebenſo iſt es 
Frage der Auslegung, ob nach dem Willen der Beteiligten in den auf die Herbeiführung der 
dinglichen Rechtsänderung gerichteten Erllärungen zur Einigung über die Pfandbeſtellung 
auch die Übernahme einer Verpflichtung zur Pfandbeſtellung — zur Übergabe des Pfandes — 
zu erblicken iſt. 
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2. Verwandtſchaft mit den Grund ſützen über die Eigentumsübertragung. Die Vor⸗ 
ſchriften über die Pfandrechtsbeſtellung ſchließen ſich, obwohl dieſe nur eine Belaſtung, keine 
Veräußerung der Sache bedeutet, auf das eugſte an die Vorſchriften über die Übertragung 
des Eigentums an beweglichen Sachen an, nur wird die Überlaſſung des Beſitzes an den 
Erwerber bei der Pfandrechtsbeſtellung noch ſtrenger und ausnahmsloſer gefordert als bei 
der Eigentumsübertragung. Der Abſ 1 des $ 1205 insbeſondere iſt dem 8 929 wörtlich 
nachgebildet. Auf die Anmerkungen zu $ 929 iſt daher hier Bezug zu nehmen. Hervor⸗ 
zuheben iſt, daß ſowohl die Einigung über die Pfandbeſtellung als auch die Einigung über 
die Übernahme der Gewalt an der Sache durch den Pfandgläubiger der tatſächlichen Er⸗ 
langung der Gewalt durch den Pfandgläubiger vorausgehen kann (RG Warn 1912 Nr 433). 
Es ſteht ſogar nichts im Wege, daß jene Einigungen ſchon erfolgen, bevor der Verpfänder 
ſelbſt das Eigentum erlangt hat. (Künftige Beſtandteile von Warenlagern.) Die zur Pfand⸗ 
rechtsbeſtellung erforderliche Einigung muß aber zur Zeit der Übergabe der Pfandſache noch 
vorhanden ſein. Sie braucht allerdings nicht bewieſen zu werden, wenn keine Einwendungen 
dagegen erhoben werden (RG 20. 12. 18 VII 191/18). 

3. Eigentümer. Wegen der Verpfändung durch den Nichteigentümer vgl. 8 1207 (gut- 
gläubiger Erwerb) und 8 185 (Erwerb durch Verfügung des Nichtberechtigten mit Einwilligung 
des Berechtigten und Erwerb durch nachträgliches Wirkſamwerden — Konvaleſzenz —). 

4. Gläubiger iſt bei Beſtellung des Pfandrechts für eine künftige oder eine möglicherweiſe 
entſtehende Forderung (F 1204 Abſ 2) derjenige, dem dieſe künftige oder mögliche Forderung 
in Ausſicht ſteht. Die Übergabe kann auch an bevollmächtigte Stellvertreter erfolgen, die 
gemäß 8 868 den Beſitz für den Vertretenen ausüben (RG Warn 1914 Nr 58), nur iſt, da 
$ 930 nicht entſprechend anwendbar ift und die dort für die Eigentumsübertragung vorge⸗ 
ſehene Erſatzübergabe bei dem Schweigen des Geſetzes für die Pfandbeſtellung nicht in Frage 
kommt, der Eigentümer bei der Pfandbeſtellung als Beſitzvermittler nicht zuzulaſſen, der 
Verpfänder von der Stellvertretung des Pfandglänbigers bei der Pfandübergabe auch dann 
auszuſchließen, wenn der Vornahme des Pfandbeſtellungsgeſchäfts der § 181 nicht ent · 
gegenſteht. Der Prokuriſt oder Angeſtellte des Verpfänders kann dagegen für ſeine Perſon 
der Vertreter des Gläubigers beim Beſitzerwerb fein oder deſſen Befitzdiener; auch die 
Übergabe an einen ſolchen genügt (R& 67, 421; 77, 201). Wird die Pfandſache jemand 
übergeben, der bei der Übernahme für den Gläubiger als Vertreter ohne Vertretungs- 
macht handelt ($ 177), fo entſteht im Falle der nachträglichen Zuſtimmung (Genehmi⸗ 
gung) des Gläubigers das Pfandrecht mit Rückwirkung auf den Zeitpunkt der Vornahme 
des Geſchäfts durch den Vertreter ($ 184). Die Beſitzübertragung unter Abweſenden beim 
Maugel eines Bevollmächtigten für den Glaubiger iſt aber auch in der Art möglich, daß der 
Verpfänder dem Dritten die Sache zur Verwahrung übergibt, ihn dadurch zum unmittelbaren, 
ſich zum mittelbaren Beſitzer macht, gleichzeitig den mittelbaren Beſitz auf den Gläubiger 
überträgt und die Verpfändung dem Dritten anzeigt, vgl. Abſatz 2. 

. Übergabe, Einräumung des Beſitzes an den Gläubiger: der Eigentümer und Ver 
pfänder muß feinen Beſitz (oder doch feinen Alleinbeſitz — § 1206 —) aufgeben (RG 57, 324), 
der Gläubiger muß den Beſitz (oder doch den Mitbeſitz — § 1206 —) mit dem Willen des 
Verpfänders erlangen. Erlangt der Gläubiger den Beſitz ohne oder gegen den Willen des 
verpfändenden Eigentümers, ſo erlangt er trotz vorheriger Einigung über die Pfandbeſtellung 
kein Pfandrecht. Vereinbart der Mieter mit dem Vermieter, daß dieſer an den künftig in 
die Mietsräume einzubringenden Sachen zugunſten rückſtändiger Miete Pfandrecht haben und 
zur Beſitzergreifung ermächtigt fein foll, jo erlangt der Vermieter Pfandrecht nur, wenn die 
Beſitzergreifung auf Grund dieſer Vereinbarung mit Zuſtimmung des Mieters erfolgt, nicht 
aber dann, wenn der Mieter vor der Beſitzergreifung ſeine Zuſtimmung zurückgezogen und 
der Vermieter trotzdem Beſitz ergriffen hat (MG 53, 220, JW 05, 29050). Einigung 
und Übergabe find nach $ 1205 eben zwei ſelbſtändig nebeneinanderſtehende Erforderniſſe. 
Die Einigung kann vorhanden fein und doch kann der Eigentümer Übergabe und Beſitzüber⸗ 
gang nicht wollen (RG JW 08, 68118). Der Pfandgläubiger verliert deshalb das Pfandrecht 
wieder, wenn er den ihm 9 Pfandbeſitz vertragswidrig länger als verabredet 
behäl 4, 6810). 

ie 8 kann auf verſchiedene Art erfolgen, insbeſondere auch durch Überlaffung 
des Beſitzes an dem Raume, in dem die Pfandſache lagert. Dazu kann unter Umſtänden die 
Übergabe der Schlüſſel genügen, ſelbſt wenn ſich nachher noch ein ebenfalls das Schloß ſchließen⸗ 
der Schlüſſel beim Verpfänder finden follte (Rc 27. 9. 04 VII 105/04; Gruch 480 955). 
Selbſt heimliches Zurückbehalten paſſender Schlüffel ſchadet nichts (duch 403 100). Voraus. 
geſetzt iſt aber, daß die Schlüſſelübergabe im einzelnen Fall dem Gläubiger auch tatſächlich 
ein Herrſchaftsberhältnis oder Mitherrſchaftsverhältnis über die Pfandſache berſchafft hat (RG 
77,207). Die Übergabe von Schlüſſeln zu einem Raume aber, oder die Überweisung eines 
Raumes, an dem der Verpfänder die Mitbenutzung tatſächlich und offenkundig behält, ge- 
nügt für ſich allein nicht, dem Gläubiger den nach § 1205 nötigen ausſchließlichen Beſitz zu 
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gewähren (RG 66, 258; Seuff 66 Nr 70). Es ſchadet aber nichts, wenn die Schlüſſel dem 
Verpfänder gelegentlich und vorübergehend zur Vornahme beſtimmter Verrichtungen in den 
Räumen anvertraut werden (RG SeuffA 62 Nr 57, vgl. auch A 4 zu $ 929). Darin, daß der 
Verpfänder die zum Pfand beſtimmten Gegenſtände geſondert aufſtapeln und mit Pfand⸗ 
tafeln verſehen läßt, liegt keine Übergabe im Sinne des § 1205, wenn der Verpfänder die 
Möglichkeit der Gewaltausübung über die Sache behält (RG 74, 146). Anders, wenn die auf- 
geſtapelten Sachen vereinbarungsgemäß durch die Leute des Pfandgläubigers ſo bewacht 
Er 48 daß dadurch der Zugriff des Verpfäuders auf fie unmöglich iſt (RG Warn 1912 
Nr 

Von dem Grundſatz des BGB, daß ein Pfandrecht au beweglichen Sachen außer Schiffen 
nur durch Einräumung des Beſitzes, § 1205, oder doch des Mitbeſitzes, 9 1206, beſtellt werden 
kann, hat das Geſetz, betr. die Ermöglichung der Kapitalkreditbeſchaffung für 
land wirtſchaftliche Pächter, v. 9. 7. 26 (RG Bl 1 399) eine Ausnahme gemacht. Da⸗ 
nach kann der Pächter eines landwirtſchaftlichen Grundſtücks an dem ihm gehörenden In⸗ 
ventar einem zugelaſſenen Kreditinſtitut zur Sicherung eines ihm gewährten Dar ⸗ 
lehens ein Pfandrecht ohne Beſitzübertragung beitellen, § 1. Erforderlich iſt dazu die 
Einigung des Pächters und des Gläubigers darüber, daß dem Gläubiger das Pfandrecht 
zuſtehen ſoll, und die Niederlegung des der Schriftform bedürftigen Verpfändungsvertrags 
bei dem zuſtändigen Amtsgericht. Der Vertrag muß die Einigung, den Geldbetrag der For⸗ 
derungen und etwaiger Nebenleiſtungen, den Zinsſatz und die Abreden über die Fälligkeit 
der Forderung ergeben, § 2. Die Eintragung des Pfandrechts in ein öffentliches Buch oder 
die Aufnahme des Vertrags in ein öffentliches Verzeichnis wird zur Entſtehung des Pfand: 
rechts nicht erfordert, vgl. A 6 Ab] 1 zu 9 980, auch A 5 zu 5 1204. Aus der Art der Beſtellung 
diefes Inventarpfandrechts ergab ſich die Notwendigkeit zahlreicher Einzelvorſchriften, na⸗ 
meutlich über gutgläubigen Erwerb des Pfandrechts an nicht dem Pächter gehörenden In. 
ventarſtücken, $ 4, über das Freiwerden einzelner Stücke von der Haftung durch Verfügungen 
des Pächters, $ 5, über das Verhältnis des Gläubigers zu dem Verpächter und feinem geſetz⸗ 
lichen Pfandrecht, $ 11, und über das Verhältnis zu Sicherungsübereignungen, die vor dem 
Inkrafttreten des Geſetzes vorgenommen find, § 22. 

Eine andere, minder erhebliche Ausnahme von dem an die Spitze geſtellten Grundſatz 
hat das Kabelpfandgeſetz vom 31. 3. 25 (RG Bl I 37) gebracht. Ein von der Reichspoſt 
genehmigtes und dem Verkehr mit dem Ausland zu dienen beſtimmtes Hochſeekabel tann 
nur verpfändet werden durch die Einigung des Eigentümers mit dem Gläubiger über die 
Entſtehung des Pfandrechts, die Einwilligung des Reichspoſtminiſters und die Eintragung 
des Pfandrechts in das Kabelbuch (89 1, 2). Bei der für den allgemeinen Verkehr nur ge 
ringen Bedeutung dieſes Geſetzes braucht hier darauf näher nicht eingegangen zu werden. 
Vor dem Erlaß des neuen Geſetzes waren die Hochſeekabel prattiſch unverpfändbar. 

6. Einig find vgl. § 929. 

7. Daß dem Gläubiger das Pfandrecht zuſtehen ſoll. Hier trennen ſich die Wege der 
Pfandbeſtellung einerſeits und der ſonſtigen Beſitzüberlaſſungen zum wecke der Sicherung 
anderſeits. Als ſolche kommt einmal in Betracht die Uberlaſſung des Beſitzes zur Sicherung 
in der Form der Einräumung eines rein perſönlichen Zurückbehaltungsrechts. Dies wird 
dann anzunehmen fein, wenn dem Gläubiger die Veräußerung der Sache zum Zwecke der 
Befriedigung vereinbarungsgemäß nicht zuſtehen ſoll. Als fernere nicht pfandrechtliche Siche- 
rungsübergabe zählt hierher die Übergabe von Vollmachten und ſonſtigen Ermächtigungs⸗ 
papieren (Legitimationspapieren), auf Grund deren der Gläubiger in der Lage iſt, der Ver⸗ 
einbarung entſprechend im Falle des Verzugs des Schuldners durch Einhebung von Außen⸗ 
ſtänden und Aneignung des Erlangten ſich für ſeine Forderung zu befriedigen. Der Gläubiger 
hat hier weder Pfandrecht an dem übergebenen Papiere, das in der Regel für ſich nicht ver- 
pfändbar ſein wird, noch Pfandrecht an der Forderung, auf die ſich etwa das Papier bezieht, 
ſondern iſt lediglich Bevollmächtigter zum eigenen Nutzen. Zu ſcheiden iſt dieſer Fall wieder 
von dem der Verpfändung von Inhaberpapieren und von Papieren, die durch Judoſſament 
übertragen werden können ($$ 12921295), in denen mit dem Pfandrecht am Papier Pfand ⸗ 
recht an der Forderung entſteht, und von dem Falle der Pfandbeſtellung durch Übergabe 
von Lagerſcheinen, Ladeſcheinen und Konnoſſementen (HGB 88 424, 450, 647), in denen die 
Übergabe des Scheines die Wirkung der Übergabe der Ware hat. Die Übergabe einer Be: 
ſcheinigung der Zollbehörde über die Einlagerung von Ware genügt aber nicht als Ubergabe 
der Ware, wenn der Verpfänder die tatſächliche Verfügung darüber behält (R Warn 1913 
Nr 293). Die dritte, wichtigſte und haufigſte nichtpfandrechtliche Sicherungsubergabe erfolgt 
bei der Sicherungsübereignung (ogl. hierzu § 930 A 6). Ihre Wirkſamkeit im Hinblick 
auf 8 1205 hängt davon ab, ob der ernſte Wille, Eigentum zu übertragen, vorhanden 
war (RG 57, 175; 59, 146; 61, 432; 62, 126; IW 02 Beil 259; Warn 1910 Nr 404). Stellt 
ſich die Sicherungsübereignung aber als Scheingeſchäft dar, abgeſchloſſen, um eine Pfand ⸗ 
beſtellung zu verdecken, fo finden nach 8 117 Abſ 2 die für die Pfandbeſtellung geltenden Bor: 
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ſchriften Anwendung. Erfüllt das Geſchäft die Vorausſetzungen der Pfandbeſtellung, jo 
entſteht Pfandrecht; erfüllt es aber dieſe Vorausſetzungen nicht, weit etwa der Beſitz oder 
Alleinbeſitz bei dem Verpfänder geblieben iſt, ſo iſt weder Eigentum übergegangen noch 
Pfandrecht entſtanden. 

Die Einigung darüber, ob dem Gläubiger Pfandrecht zuſtehen ſoll, iſt auch entſcheidend 
für die Frage der Rechtsnatur des „unregelmäßigen Pfandes“ (pignus irregulare). Sind 
vertretbare Sachen (Geld, Wertpapiere) zur Sicherung für Forderungen dem Gläubiger 
mit der Ermächtigung übergeben worden, an deren Stelle gleichartige Sachen zurückzuge ⸗ 
währen oder darüber zu ſeinem Nutzen zu verfügen (vgl. Depot® v. 5. 7. 96 8 2), ſo 
kann darin wie im Falle des § 700 ein Darlehn des Schuldners an den Gläubiger zu er- 
blicken ſein, das der Gegenforderung des Gläubigers zur Deckung dient. Dies wird häufig 
dann der Fall ſein, wenn die Sicherungshingabe unter der Vereinbarung erfolgt, daß dadurch 
der Gläubiger ſofort das Eigentum an dem Hingegebenen erhalten ſoll (vgl. § 1204 A 6). 
Wegen des als „Flaſchenpfand“ hingegebenen Geldes vgl. Oertmann in LZ 1918, 479ff. Ging 
aber die Vereinbarung dahin, daß der Gläubiger nicht Eigentum, ſondern Pfandrecht an den 
hingegebenen Papieren erhalten und nur ermächtigt fein ſoll, fie im Falle des Bedürf⸗ 
niſſes (Ausloſung, Fuſion, Verluſtgefahr, Kursſchwankungen) zu veräußern und durch andere 
zu erſetzen, ſo liegen Pfandrechte mit wechſelndem Pfandgegenſtande vor, nämlich zunächſt 
eine Pfanbdbeſtellung an den übergebenen Papieren durch die Übergabe und, nach dem Er⸗ 
löſchen dieſes Pfandrechts durch die Veräußerung des Papiers ſeitens des dazu ermächtigten 
Gläubigers, eine neuerliche Pfandbeſtellung an dem Erſatzpapier auf Grund der Einigung, 
daß dieſes vom Gläubiger an Stelle des veräußerten für Rechnung des Verpfänders erwor⸗ 
bene und beim Erwerb in dem Beſitze des Gläubigers befindliche Papier gleichfalls wieder 
demſelben Pfandverband unterſtellt ſein ſoll ($ 1205 Ubf 1 Satz 2). Iſt endlich die Sache 
zwar mit Veräußerungsermächtigung zum Pfande hingegeben, der Erſatz aber nicht ver- 
59 85 fo liegt Pfandrecht bis zur Veräußerung durch den Plandgläubiger vor (RG 52, 202; 
58, 2 ). 

8. Verpfändung einer ſchon im Beſitze des Gläubigers befindlichen Sache vgl. $ 929 
Satz 2 und die Anmerkung dazu. Wird die Beſitzeinräumung nach $ 854 Uhl 2 erſetzt, fo iſt 
neben der Einigung über die Entſtehung des Pfandrechts noch die beſondere Einigung nach 
8 854 Abſ 2 erforderlich. Beide Einigungen konnen der Erlangung der tatſächlichen Gewalt 
durch den künftigen Pfandgläubiger vorangehen. Die Einigung nach $ 854 Abſ 2 liegt als⸗ 
dann darin, daß die Beteiligten darüber einig ſind, der künftige Pfandgläubiger ſolle in die 
Lage kommen, die Gewalt über die Sache auszuüben, daß dies geſchieht und daß zur Zeit 
95 5 Beſitzes der Übergabewille des bisherigen Beſitzers noch fortbeſteht (RG 

9. Verpfändung durch Übertragung des mittelbaren Beſitzes. Auch dieſe Art der Beftel- 
lung des Pfandrechts hat ein Vorbild bei der Eigentumsübertragung im 8 931. Aber die Vor⸗ 
ſchriften über die Pfandrechtsbeſtellung weichen hier in ſehr weſentlichen Punkten von dem 
Vorbilde ab. § 931 umfaßt alle Fälle, in denen ein Dritter im Beſitz iſt, ſchließt alſo die Fälle, 
in denen der Dritte Eigenbeſitzer ift, ein, $ 1205 Abſ 2 ſchließt dieſe aus, jo daß hier zunächſt 
nur die Verpfändung des Herausgabeauſpruchs nach $ 1280 möglich ift, und umfaßt nur die 
Fälle des mittelbaren Beſitzes des Verpfänders ($ 868). § 931 begnügt ſich mit dem Er- 
orderniſſe der Abtretung des Anſpruchs auf Herausgabe der Sache, § 1205 Abſ 2 fügt noch 
das weitere Erfordernis der Anzeige der Verpfändung an den Beſitzer hinzu. Die — von 
einer Anzeige im Sinne des $ 409 wohl zu unterſcheidende — Anzeige enthält die Verfügungs. 
handlung, durch welche der unmittelbare Beſitzer berechtigt und verpflichtet wird, die Sache 
ſtatt an den Verpfänder an den Pfandgläubiger herauszugeben. In der Anzeige braucht 
nicht gerade von Verpfändung oder von Abtretung des Herausgabeanſpruchs geſprochen 
zu werden, es genügt, wenn dem unmittelbaren Beſitzer geſagt wird er beſitze die Sache 
nunmehr für den andern (den Gläubiger), dieſer fei jetzt der mittelbare Beſitzer (RG 13. 4. 26 
VI 596/25). Die Anzeige kann durch den Pfandgläubiger im Namen des Verpfänders be» 
wirkt werden, jedoch enthält die Verpfändungsurkunde als ſolche regelmäßig noch nicht 
die dazu erforderliche Vollmacht (RG 85, 436). Die Vollmacht muß ſich auf eine — 
die Verpfändung erſt bewirkende — Willenserklärung des Verpfänders beziehen, nicht auf eine 
bloße Anzeige von einer angeblich ſchon bewirkten Verpfändung. Soll eine Hypothek oder 
eine Grundſchuld verpfändet werden und befindet ſich der Brief nur im mittelbaren Beſitz des 
Hypotheken- oder Grundſchuldgläubigers, jo kann die nach den 38 1154, 1192 erforderliche 
Übergabe des Briefes durch die Abtretung des — vielleicht befrifteten — Herausgabeanſpruchs 
und die Anzeige von der Verpfändung an den unmittelbaren Beſitzer des Briefes erſetzt 
werden (MG 25. 10. 16 V 223/16; 85, 436). Die Anzeige iſt nicht deshalb notwendig, weil 
die Hypothek oder die Grundſchuld verpfändet wird, ſondern weil die Übergabe des Briefes 
nach $ 1205 Abſ 2 erſetzt wird. — Bei der ſog. Verpfändung von Pfandſcheinen kann die 
Verpfändung der im Leihhaus liegenden und im mittelbaren Beſitz des Verpfanders befind⸗ 
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lichen Sache nach § 1205 Abſ 2, es kann auch die Verpfändung des Herausgabeanſpruchs 
nach 88 1279 ff. und es kann endlich beabſichtigt fein, daß der Gläubiger die Sache bei dem 
Leihhaus einlöſt und dann nach § 1205 Abſ 1 Satz 2 ein Pfandrecht an der Sache erwirbt. — 
Wegen der Möglichkeiten, die in Frage kommen, wenn ein Auftraggeber ſich durch einen 
Beauftragten Kredit gegen Verpfändung einer ihn ſelbſt gehörigen Sache verſchafft hat 
und dann die Sache noch dem Beauftragten verpfänden will, vgl. RG LZ 23, 389. 

Auch für die Verpfändung durch Übertragung des mittelbaren Beſitzes einer Sache gilt 
das Gebot, daß die zu verpfändende Sache beſtimmt bezeichnet und von anderen 
unterſcheidbar fein muß. Von einer in Verwahrung gegebenen Sachmenge (3- B. 100 
Tonnen Teer) kann nicht bezüglich eines Bruchteils (3. B. 10 Tonnen) der mittelbare Beſitz 
dadurch übertragen werden, daß der Auſpruch auf Herausgabe von 10 nicht näher bezeichneten 
Tonnen abgetreten wird (NG 52, 385; RG Warn 1913 Nr 293). Die Fälle des hier in Frage 
kommenden mittelbaren Beſitzes können verſchiedenſter Art fein (vgl. dazu § 868). Nicht 
dazu gehört der Fall der Verpfändung von Wertpapieren, die bei der Bank im Stahlkammer⸗ 
fach (Safe) des Kunden ruhen, dann, wenn der Stahlkammerfachvertrag — wie nach den tat . 
ſächlichen Verhältniſſen in der Regel — nicht Hinterlegungsvertrag, ſondern Mietvertrag 
iſt (ogl. 8585 A 2). Die Verpfändung kann hier — abgeſehen von der Übergabe — nur durch 
Einräumung des Verſchluſſes oder Mitverſchluſſes erfolgen. 


8 1206 


1) An Stelle der Übergabe der Sache genügt die Einräumung des Mit⸗ 
beſitzes 2), wenn ſich die Sache unter dem Mitverſchluſſe des Gläubigers be⸗ 
findets) oder, falls ſie im Beſitz eines Dritten iſt, die Herausgabe nur an 
den Eigentümer und den Gläubiger gemeinſchaftlich erfolgen kann ) 5). 

E I 1147 II 1115; M 3 802; P 3 443—445; 6 260— 262. 


1. Pfandbeſtellung durch Einräumung des Mitbeſitzes. Die beiden Fälle, in denen 
von dem Grundſatze, daß der Verpſänder ſich des Beſitzes zugunſten des Gläubigers begeben 
muß, eine Ausnahme gemacht und der Miibeſitz des Verpfänders zugelaſſen iſt, haben eine 
doppelte gemeinſchaftliche Vorausſetzung: Einmal muß der Pfandgläubiger den Mitbeſitz 
der Sache haben und ferner muß Vorſorge getroffen ſein, daß der Verpfänder nicht ohne den 
Pfandgläubiger an die Sache gelangen kann, d. h. es muß der ausſchließliche Gewahrſam 
des Verpfänders beſeitigt fein (RG 53, 221). Die Vorſchrift dient hauptſächlich für die Ver⸗ 
pfändung von Warenlagern, aber auch zu andern Zwecken (Kautionsbeſtellungen). 

2. Einräumung des Mitbeſitzes, d. h. des gemeinſchaftlichen unmittelbaren oder auch 
(NG Warn 1914 Nr 58) mittelbaren Beſitzes. Über den gemeinſchaftlichen unmittelbaren 
Beſitz vgl. 5 866 A 1. Er kann in den im $ 1206 geregelten Fällen im Mitverſchluſſe liegen; 
die Einräumung des Mitbeſitzes kann ſich alfo in der Einräumung des Mitverſchluſſes erſchöpfen 
(REG IW 06, 224°), vorausgeſetzt, daß der Pfandgläubiger kraft des e die tat- 
ſächliche Gewalt auszuüben vermag, die zum Weſen des Beſitzes gehört. Die Einräumung 
des mittelbaren Mitbeſitzes aber liegt immer in der Übernahme einer Verbindlichkeit des un 
mittelbaren Beſitzers gegenüber dem Eigentümer und dem Pfandgläubiger, die Sache auf 
Grund eines der im $ 868 aufgeführten Rechtsverhältuiſſe nur an beide mittelbare Beſitzer 
herauszugeben (OLG 34, 218). Zur Herſtellung des Mitbeſitzes ift eine Willenstundgebung 
auch des Eigentümers erforderlich. Mitbeſitz des Eigentümers und des Pfandgläubigers 
tritt deshalb nicht ſchon dadurch ein, daß ſich der unmittelbare Beſitzer dem Pfandgläubiger 
gegenüber verpflichtet, die Sache nur an den Eigentümer und ihn gemeinſchaftlich heraus: 
zugeben. Eine ſolche Erklärung iſt dem Eigentümer gegenüber wirkungslos und hindert ihn 
nicht, von dem unmittelbaren Beſitzer die Herausgabe an ihn allein zu verlangen (RG 85, 439 f.). 

3. Der Mitverſchluß bedingt einen doppelten Verſchluß, entweder ſo, daß der Zugang 
mittels zweier verſchiedener Schlöſſer verſchloſſen ift, deren jedes nur durch einen beſonderen 
Schlüſſel geöffnet werden kann, oder ſo, daß das Offnen des Schloſſes nur mittels zweier 
Schlüſſel möglich iſt. Nicht von Mitverſchluß kann dann geſprochen werden, wenn zum Offnen 
nur ein Schlüſſel gehört und Verpfänder wie Gläubiger einen ſolchen Schlüſſel haben, 10 
daß jeder ohne den andern öffnen kaun (RG SeuffA 62 Nr 57; 25. 1. 07 II 238/06; 
31. 1. 08 VII 161/07). Nicht die Möglichkeit des Mitverſchluſſes iſt entſcheidend, ſondern 
die tatſächliche Ausſchließung der alleinigen Gewalt des Verpfänders über die Sache. 
das Rechtsverhältnis ſo geſchaffen, daß der Pfandgläubiger oder ſein Beauftragter nur der 
Bram und des § 1206 wegen den zweiten Schlüſſel erhält, in Wirklichkeit aber ſtets durch 

ffnen und Offenlaſſen des Verſchluſſes dem Verpfäuder freien Zutritt geben ſoll und 
gibt, ſo entſteht kein Pfandrecht (RG 77, 201). Dagegen it die vorübergehende Aushän - 
digung des zweiten Schlüſſels an Angeſtellte des Verpfänders unſchädlich, wenn fie Keller · 
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arbeiten, Herausnehmen oder Einbringen von Wein uſw. ermöglichen ſoll und ſtreng danach 
verfahren wird (RG 20. 3. 06 VII 321/06). Wegen der Schlüſſelfrage vgl. auch A 4 zu 8 929 
und A 5 Abſ 2 zu § 1205. — Iſt ein Weinlager in gemieteten Räumen durch Einräumen 
des Mitverſchluſſes verpfändet und vereinbart, daß Neuerwerbungen in die Pfandverbindlich⸗ 
keit eintreten ſollen, ſo entſtehen bei ordnungsmäßigem Hergang Vermieterpfandrecht und 
Vertragspfandrecht gleichzeitig und alſo mit gleichem Range. Überläßt aber der Pfand⸗ 
gläubiger feinen Schlüſſel dem Verpfänder felbit zum Einbringen des neuen Weines, fo ent⸗ 
ſteht das Vertragspfandrecht erſt, wenn der Schlüſſel dem Pfandgläubiger wieder ausgehändigt 
wird. Das Vermieterpfandrecht geht in dieſem Falle vor (RG 20. 2. 06 VII 505/06). 

Nicht jeder Mitverſchluß bedeutet aber ein Pfandrecht. Die von den Banken vermieteten 
Schrankfächer können nur von der Bank und dem Kunden gemeinſam geöffnet werden. Ein 
Pfandrecht der Bank an den in dem Fach aufbewahrten Gegenſtänden wegen Forderungen 
der Bank aus andern als den auf das Schrankfach bezüglichen Rechtsgeſchäften beſteht aber 
nur, wenn es durch ausdrückliche Abrede mit dem Kunden begründet wird. Eine Beltim- 
mung der allgemeinen Geſchäftsbedingungen, wonach die Bank wegen aller Anſprüche gegen 
den Kunden ein Pfandrecht an deſſen Wertpapieren hat, bezieht ſich im Zweifel nicht auf 
die in das Schrankfach eingelegten Papiere (Warn Jahrb. 1913, 125). 

4. Pfandhalter, Treuhänder. Der Pfandhaltervertrag iſt ein zwiſchen dem Verpfänder 
und dem Pfandgläubiger — oder auch dem Verpfänder allein — einerſeits und dem Pfand- 
halter anderſeits geſchloſſener ſchuldrechtlicher Vertrag, durch den der Pfandhalter es über⸗ 
nimmt, das Pfand in treuen Händen zu halten, die Pfandſache zu verwahren und ſie nur 
an den Verpfänder und den Pfandgläubiger gemeinſchaftlich herauszugeben, gegebenenfalls 
zur Durchführung des Pfandrechts des Pfandgläubigers (NG 87, 36). Der Pfandhalter 
muß den unmittelbaren Beſitz haben. Daß eine Mehrzahl von Pfandhaltern mit gemein: 
ſchaftlichem Mitbeſitz und Mitverſchluß aufgeſtellt wird, iſt nicht ausgeſchloſſen, wohl aber 
unmittelbarer Mitbeſitz des Verpfänders neben dem Pfandhalter. Im letzteren Falle 
könnte nur in Frage kommen, ob nicht, weun der Pfandhalter Beſitzdiener des Gläubigers 
iſt, Pfandbeſtellung durch Einräumung von Mitbeſitz und Mitverſchluß vorliegt. Ebenſo liegt 
kein Pfandhaltervertrag vor, wenn der Pfandgläubiger Beſitzer ſein und ein Angeſtellter des 
Verpfänders den Beſitz für ihn ausüben ſoll (RG 66, 258). 

5. Wegen minderer Wirkungen des nach $ 1206 begründeten Pfandrechts vgl. 88 1213 
Abs 2, 1231. 


8 1207 


1) Gehört die Sache nicht dem Verpfänder, jo finden auf die Berpfändung 
die für den Erwerb des Eigentums geltenden Vorſchriften der SS 9322), 
9343), 9354) entſprechende Anwendung!). 

E I 1147 II 1116; M 3 802; P 3 441449. 


1. Schutz des gutgläubigen Pfandrechtserwerbers. Die Vorſchriften über den Schutz 
des gutgläubigen Erwerbers ſind mit Ausnahme derjenigen über den Einfluß auf die Rechte 
Dritter, die für das Pfandrecht im $ 1208 ſelbſtändige Regelung gefunden haben, ohne Ein- 
ſchränkung vom Eigentum zur entſprechenden Anwendung auf das Pfandrecht übernommen. 
Daß 8 993 nicht für anwendbar erklärt iſt, bedeutet keine Einſchränkung, weil $ 933 ſich 
auf den beim Pfandrechte grundſätzlich ausgeſchloſſenen Fall des Erwerbs unter Beſttzvor⸗ 
bebalt des Eigentümers — constitutum possessorium — bezieht. Der gute Glaube bei 
einer — unzuläſſigen — Verpfändung durch Beſitzkonſtitut iſt allo ohne Bedeutung, weil 
auch der Eigentümer ſelbſt auf dieſe Art ein Pfandrecht nicht begründen könnt. Der dem 
Pfandrechtserwerb eigentümliche Übergabeerſatz nach 8 1206 ift durch 8 1207 ebenfalls ge- 
ſchützt, da dieſe Vorſchrift alle Vorgänge bei der Verpfändung umfaß i f 

Auf Orderpapiere beziehen ſich die 88 1207, 1208 nicht, ba in $ 1298 mit die Inhaber. 
papiere den Vorſchriften über das Pfandrecht an beweglichen Sachen De 15 

: ä Erwerb bei Verpfändung durch übertragung des unmittelbaren 
de eniſprechend anzuwendenden Vorſchriften des 8 932 erwirbt der Gläubiger 
durch die Verpfändung Pfandrecht auch dann, wenn der Verpfänder nicht Eigentümer war, 
es ſei denn, daß er zu der Zeit, zu der er nach 88 1205, 1206 das Pfandrecht erlangen würde, 
nicht in gutem Glauben war. Für den Fall. daß auf dieſe Weiſe das Pfandrecht einem Gläu- 
biger beſtellt wird, der ſich ſchon im Beſitze der Sache befindet, gilt dies jedoch nur dann, 
wenn er den Beſit vom Verpfänder erlangt hatte. Vgl. hierzu Im einzelnen $ 932 U 1—6. 
Auf den Erwerb von Pfandrecht durch Pfändung (830 8 804) nn 1207 und 
damit 8 982 feine Anwendung. Denn abgeſehen davon, daß nach $ 3 O nur 
auf das durch die Pfändung entſtandene Pfandrecht, nicht auch auf deſſen Entſtehung die Vor⸗ 
ſchriften über das Vertragspfandrecht anzuwenden ſind (A 1 zu 8 1204), würde auch die Ans 


694 Sachenrecht Pfandrecht an beweglichen Sachen und an Rechten 


wendung des 81207 auf das Pfändungspfandrecht durch den inneren Grund des Schutzes des 
guten Glaubens — das zu ſchützende Vertrauen auf die Ehrlichkeit der Beſitzübertragung — 
nicht gerechtfertigt (NG Seuff a 62 Nr 47; 30. 10. 06 VII 14/06; 90, 197f.). Wird 
aber eine gepfändete Sache verſteigert und iſt der Erwerber des guten Glaubens, daß das 
Pfändungspfandrecht des Gläubigers zu Recht beſteht, ſo erwirbt er Eigentum, denn § 1244 
gilt auch für das Pfändungspfandrecht (NG 104, 300). Wegen des geſetzlichen Pfandrechts 
vgl. 8 1257. Über die Beurteilung der Frage des guten Glaubens in einzelnen Fällen vgl. 
NG 58, 162 (unbeanſtandete Annahme von Mänteln ohne Zinsſcheinbogen als grobe Fahr⸗ 
läſſigkeit erachtet), 68, 180 (Unterdrückung von Zweifeln über die Richtigkeit einer Mit- 
teilung über die Verfügungsbefugnis eines Kaufmanns als grobe Fahrläſſigkeit), noch weiter ⸗ 
gehend RG 71, 337; 87, 332; 117, 96, wo im Anwendungsbereiche des Depot v. 5. 7. 96 eine 
Umkehrung der Beweislaſt hinſichtlich des guten Glaubens an die Verfügungsbefugnis des Kauf⸗ 
manns angenommen wird, RG Recht 1919 Nr 1110 (keine grobfahrläſſige Unkenntnis, wenn 
der Bankherr eines finanzſchwachen Theaterunternehmens mündelſichere Wertpapiere an- 
nimmt, ohne ſich zu erkundigen, ob fie Eigentum des Kunden oder dieſem nur zur Sicher ⸗ 
heit übergeben ſind, RG 67, 27 (Unterlaſſung der Prüfung der Verfügungsberechtigung 
einzelner Erben bei der Annahme von Nachlaßpapieren zu Pfand nicht als grobe Fahr⸗ 
läſſigkeit erachtet), 25. 1. 27 VI 365/26 (bei neuen Kraftwagen muß der Pfandnehmer den 
Kaufvertrag einſehen, da ſie häufig auf Abzahlung und unter Eigentumsvorbehalt verkauft 
werden) endlich Rr 93, 230, Warn 1913 Nr 325. Unbeanſtandet blieb in RG 6. 2. 06 
VII 248/05 die Auffaſſung, daß des guten Glaubens ermangelt, wer abſichtlich über 
die Verfügungsbefugnis des Verpfänders im unklaren bleiben will. Zu verweiſen iſt hierzu 
darauf, daß nach § 366 HGB in dem Falle, daß ein Kaufmann eine ihm nicht gehörige be» 
wegliche Sache in feinem Handelsbetriebe verpfändet, $$ 1207 u. 1208 des BGB auch dann 
Anwendung finden, wenn der gute Glaube des Erwerbers die Befugnis des Verpfänders 
betrifft, über die Sache für den Eigentümer zu verfügen, und daß nach § 8 Abſ 2 des 
Depotch die Bank das allgemeine Pfandrecht an den ihr zugeſandten Papieren grundſätzlich 
dann nicht erwerben kann, wenn fie die Mitteilung erhalten hat, daß ſie fremdes Eigen- 
tum ſeien. Danach kann alſo der Pfandnehmer, trotzdem er weiß, daß ihm verpfändete 
Effekten dem verpfändenden Kaufmann nicht gehören, auf Grund feines guten Glaubens 
an deſſen Verfügungsberechtigung das beſondere Pfandrecht erwerben; ſeinen guten 
Glauben muß allerdings er ſelbſt beweiſen; die Strafbeſtimmung des $ 9 des Bankdepot⸗ 
geſetzes hat mit der Frage nichts zu tun, ob der Pfandnehmer ein Pfandrecht an Effekten 
erwirbt, die ihm als fremde eingeliefert werden (RG 117, 96). — Wegen der geſetzlichen 
Vermutung gegen den guten Glauben der Bank vgl. HGB $ 887. 

Nach dem Pächterkreditgeſetz v. 9. 7. 26 (vgl. A 6 zu § 930) erwirbt der Gläubiger — 
vorbehaltlich des $ 935 BGB — auch an einem dem Pächter nicht gehörenden Inventarſtück 
das Pfandrecht, es ſei denn, daß ihm im Zeitpunkt der — auch von ſeiner Seite möglichen — 
Niederlegung des Verpfändungsvertrags bei dem Amtsgericht das Nichteigentum des Pächters 
bekannt war oder bekannt fein mußte, §8 4 Abſ 1 u. 3, 15 Abs 1. Für den Fall, daß das 
ganze Inventar oder einzelne Stücke dem Verpächter gehören, wird es dem Gläubiger 
als grobe Fahrläſſigkeit anzurechnen fein, wenn er nicht, wie er ſoll — 92 Abs — den Ver⸗ 
pächter rechtzeitig von der beabſichtigten Beſtellung des Pfandrechts benachrichtigt hat. — 
Bei neueren landwirtſchaftlichen Maſchinen des Pächters wird dasſelbe gelten, was das 
RG 15. 1. 27 VI 36/26 — vgl. oben — bei neuen Kraftwagen angenommen hat. Eigen ⸗ 
tumsvorbehalt iſt nicht Sicherungsübereignung, $ 22 des Gef. gewährt dem Maſchinen⸗ 
verkäufer keinen Schutz, auch wenn der Verkauf vor dem Inkrafttreten des Geſetzes liegt. 

3. Gutgläubiger Erwerb bei Verpfändung durch Übertragung des mittelbaren 
Beſitzes (vgl. 8 934 A 1). Zu beachten iſt: Zum Erwerbe nach § 1205 Abſ 2 gehört außer der 
Übertragung des mittelbaren Beſitzes (Abtretung des Anſpruchs) die Verpfändungsanzeige 
an den unmittelbaren Beſitzer. Erfolgt dieſe nach der Übertragung des mittelbaren Beſitzes, 
ſo entſteht das Pfandrecht erſt im Augenblicke der Anzeige. Dieſer Augenblick muß als für 
den guten Glauben entſcheidend herangezogen werden. Denn, wenn auch im $ 934 gejagt 
ift, daß der gute Glaube „zur Zeit der Abtretung“ vorhanden fein muß, jo rechtfertigt ſich dies 
dort um deswillen, weil im Falle des § 931 das Eigentum durch die Abtretung des mittelbaren 
Beſitzes allein ohne Anzeige erlangt wird, und hat deshalb dieſelbe Bedeutung wie im 8 932 
die Wendung: „zu der Zeit, zu der er nach dieſen Vorſchriften das Eigentum erwerben würde“. 
Wird die Vorſchrift aber in dieſem Sinne entſprechend angewendet, ſo führt ſie zu dem obigen 
Ergebniſſe. Nur dieſes iſt auch mit der Regelung der Frage des Ranges des gutgläubig 
erworbenen Pfandrechts im § 1208 vereinbar. Zu beachten iſt ferner, daß 8 1207 in Ver- 
bindung mit $ 934 nur den guten Glauben an das Eigentum des Verpfänders ſchützt, nicht 
auch den an deſſen mittelbaren Beſitz. Tritt alſo jemand einen ihm nicht zuſtehenden Heraus ⸗ 
gabeanſpruch zum Zwecke der Verpfändung der Sache ab, ſo entſteht ein Pfandrecht auch 
dann nicht, wenn der andere Teil den Abtretenden gutgläubig für den berechtigten Inhaber 
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des Herausgabeanſpruchs gehalten hat (RG 14. 4. 16 VII 82/16). In einem ſolchen Falle 
kann erſt die Erlangung des Beſitzes der Sache ſelbſt von dem Dritten das Pfandrecht ent- 
ſtehen laſſen, vgl. die zweite Möglichkeit des § 934. Die Frage, ob derjenige, welcher 
durch Verpfändung nach § 1206 Haldj 2 ein Pfandrecht erworben hat, mittelbarer Be⸗ 
ſitzer im Sinne der 88 1207, 934 iſt, hat RG 118, 35 offen gelaſſen, fie dürfte aber wohl 
zu verneinen ſein. 

4. Verpfändung geſtohlener, verlorener und ſonſt abhanden gekommener Sachen 
vgl. § 935. Wegen des Sonderrechts der Pfandleihanſtalten vgl. EG Art 94 Abſ 2. 

5. Auf die Verpfändung durch Einräumung des Mitbeſitzes iſt, je nachdem der unmittel- 
bare oder der mittelbare Mitbeſitz eingeräumt wird, § 932 oder 8 984, in jedem Falle aber 
8 935 entſprechend anzuwenden. Zu beachten iſt auch hier, daß im $ 1206 außer der Ein- 
räumung des Mitbeſitzes noch ein weiteres Erfordernis für die Entſtehung des Pfandrechts 
aufgeſtellt iſt, das des Mitverſchluſſes oder der Verpflichtung des Dritten, nur an Eigentümer 
und Gläubiger gemeinſchaftlich herauszugeben, und daß deshalb, wenn dieſes weitere Er⸗ 
fordernis zeitlich erſt an letzter Stelle erfüllt wird, der gute Glaube des Erwerbers in dieſem 
letzten Augenblicke als dem Augenblick des Erwerbs vorhanden fein muß (vgl. A 8). 


8 1208 


1) Iſt die Sache mit dem Rechte eines Dritten belaftet?), jo geht das Pfand⸗ 
recht dem Rechte vor!), es ſei denn, daß“) der Pfandgläubiger zur Zeit 
des Erwerbes des Pfandrechtss) in Anſehung des Rechtes) nicht in gutem 
Glauben iſt?). Die Vorſchriften des § 932 Abſ 1 Satz 2, des S 935 und 
des S 936 Abſſ3 finden entſprechende Anwendung 3) 2) 10) u). 

E 1 1152 II 1117; M 3 806; P 3 462. 


1. Erwerb eines Pfandrechts im guten Glauben an das Nichtbeſtehen älterer Rechte; 
Vorrang vor dieſen. Die Vorſchrift des $ 1208 erſtreckt ſich unmittelbar ſowohl auf den Fall 
des Erwerbs eines Pfandrechts vom Eigentümer nach 88 1205, 1206, wie auf den des Erwerbs 
des Pfandrechts vom Nichteigentümer im Wege des $ 1207. Sie ſchützt den guten Glauben, 
ſchont aber die älteren Rechte inſofern, als ſie ihren Beſtand unangetaſtet läßt und nur den Rang 
verändert. Als guter Glaube kommt hier, wo der Rang des Rechtes in Frage ſteht, nur der gute 
Glaube an das Nichtbeſtehen älterer Rechte in Betracht. Der gute Glaube an das Eigentum 
des Verpfänders ift nur inſoweit von Bedeutung, als ohne ihn, wenn dem Verpfänder das 
Eigentum fehlt, Pfandrecht des Erwerbers überhaupt nicht entſteht. — Für den Handels⸗ 
verkehr kommt auch $ 866 Abſ 2 HGB in Betracht. 

2. Mit dem Recht eines Dritten belaſtet, gleichviel, welcher Art dieſes ältere Recht iſt 
— ob Pfandrecht, Nießbrauch, Hypothek ($ 1120) oder fremdländiſches Schiffsregiſterpfandrecht 
(RG 77, 4), und gleichviel welchen Urſprungs — ob rechtsgeſchäftlich beſtellt, als geſetzliches 
Recht gegeben oder durch Zwangsvollſtreckung (Pfändung) entſtanden. Doch muß es ein ding ⸗ 
liches Recht an der Sache fein, und zwar das eines Dritten. Hat der Pfandgläubiger unwiſſent. 
lich ſelbſt ein vorgehendes Recht an der Sache, ſo tritt eine Rangänderung unter den Rechten 
durch den Erwerb des Pfandrechts nicht ein. 

3. So geht das Pfandrecht dem Rechte vor. Nur der Vorrang des Pfandrechts vor dem 
unbekannten älteren Rechte iſt damit ausgeſprochen. Die Rangordnung der älteren Rechte 
untereinander wird vom $ 1208 nicht berührt. Zweifel können ſich hierbei ergeben, wenn 
mehrere ältere Rechte von verſchiedenem Range beſtehen und der Erwerber des neuen Pfand, 
rechts von ihnen ein nachgehendes kennt, in Anſehung der dieſem vorgehenden aber in gutem 
Glauben iſt. Das dem gutgläubigen Erwerber bekannte Recht müßte nach $ 1208 dem Pfand. 
rechte des Erwerbers vorgehen, den dieſem Pfandrechte nachgehenden übrigen, beim Erwerb 
unbekannt gebliebenen Pfandrechten aber nachgehen. Die zunachſt unmöglich scheinende 
Löſung der Schwierigkeit ergibt ſich dann, wenn in Betracht gezogen wird, daß $ 1208 lediglich 
den Schutz des gutgläubigen Erwerbers im Auge hat. Dieſer hat nur daran ein Intereſſe, 
daß ſeinem Pfandrechte keine ſchwerere Belaſtung vorausgeht, als ihm bei dem Erwerbe 
bekannt war, nicht aber daran, zu weſſen Gunſten die ihm vorangehende Belaſtung wirkt. 
Nur das erſtere verbürgt darum $ 1208. Kommt es zur Veräußerung des Pfandes und zur Ver⸗ 
teilung des Erlöſes, fo iſt hiernach zwar der Betrag, der auf die dem gutgläubigen Erwerber 
vorangehende Laſt entfällt, zur Deckung der Vorbelaſtung zu verwenden, aber nicht gerade 
zur Befriedigung desjenigen Berechtigten, deſſen Recht bei dem gutgläubigen Erwerbe be⸗ 
kannt war, ſondern zur Befriedigung der außer dem gutgläubigen Erwerber vorhandenen 
Berechtigten nach der Rangordnung, die unter ihnen ohne Rückſicht auf das Dazwiſchentreten 


des gutgläubigen Erwerbers beſteht. 
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4. Die Beweislaſt trifft den Gegner des gutgläubigen Erwerbers. 

5. Zur Zeit des Erwerbs des Pfandrechts, d. h. im Zeitpunkte des Eintritts derjenigen 
Tatſache, mit der der Erwerb vollendet war, vgl. § 1207 A 3, 5. 

6. In Anſehung des Rechtes, d. h. nicht nur in Anſehung des Beſtandes, ſondern auch 
in Anſehung des Inhalts und des Umfangs des Rechtes. Wenn auch der Regelfall der iſt, 
daß der gutgläubige Erwerber überhaupt den Beſtand des Rechtes nicht kennt, ſo ſind doch 
Fälle denkbar, in denen der Irrtum des Erwerbers ſich lediglich auf Inhalt und Umfang des 
vorgehenden Rechtes bezieht, und es iſt kein hinreichender Grund, in dieſen Fällen den Schutz 
des § 1208 zu verſagen. Der Umſtand, daß ſo eine Spaltung des älteren dinglichen Rechtes 
in zwei Teile eintreten kann, von denen der eine dem gutgläubig erworbenen Pfandrechte 
vorgeht, der andere ihm nachgeht, iſt nicht von weſentlichem Belange, da es ſich doch nur um 
Berechnungen für die Verteilung des Erlöſes handelt. Die Gewährung des Schutzes des 
$ 1208 in dieſem Falle bedeutet aber auch feine Erſchwerung der Beweislaſt für den Inhaber 
des verkannten Rechtes. Denn ihm kommt für den Beweis der groben Fahrläſſigkeit des 
Erwerbers die Erwägung zu Hilfe, daß die Kenntnis vom Beſtehen eines älteren Rechtes 
den Pfandrechtserwerber zu gewiſſenhafter Nachforſchung nach deſſen Inhalt und Umfang 
verpflichtet, wenn er ſich auf entſchuldbaren Irrtum hierüber berufen will (vgl. auch Emmerich, 
Pfandrechtskonkurrenzen 1909 S. 88, 89). 

7. In gutem Glauben, vgl. A 1 Satz 3 und § 932 A 1, 4. 

8. Einſchränkungen des Schutzes des gutgläubigen Erwerbs. War der Pfandnehmer 
bei dem Erwerb des Pfandrechts ſchon im Beſitz der Sache, ſo gilt Satz 1 nur, wenn er den 
Beſitz von dem Pfandgeber erlangt hatte, § 932 Abſ 1 Satz 2. Der Satz ! gilt überhaupt nicht, 
wenn es ſich um geſtohlene uſw. Sachen handelt, die nicht Geld oder Inhaberpapiere ſind 

§ 935). Wird die Übergabe der Sache durch die Übertragung des mittelbaren Beſitzes nach 
§ 1205 Abſ 2 erſetzt, fo bleibt den etwaigen Rechten des Dritten, alſo des unmittelbaren Be⸗ 
ſitzers, ihr Vorrang vor dem neuen Pfandrecht erhalten ($ 986 Abſ 3). 

9. Auf das Pfändungspfandrecht findet § 1208 aus denſelben Gründen keine Anwen⸗ 

dung wie § 1207 (vgl. 8 1207 A 2). Wegen der geſetzlichen Pfandrechte vgl. & 1257. 
10. Auf das Pfandrecht an Rechten darf $ 1208 nicht angewendet werden (8 1273 Abſ 2). 
11. Nach dem Pächterkreditgeſetz v. 9. 7. 26 (vgl. § 1207 A 2 a. E.) geht das Pfandrecht 

des Gläubigers (Kreditinſtituts) dem Rechte des Dritten, mit welchem ein Inventarſtück be⸗ 
laſtet iſt, vor, es ſei denn, daß dem Gläubiger im Zeitpunkt der — auch von ſeiner Seite 
möglichen — Niederlegung des Verpfändungsvertrags bei dem Amtsgericht das Recht des 

Dritten bekannt war oder bekannt fein mußte (88 4 Abſ 2 u. 3, 15 Abſ 1). Das Verhältnis 

des Pfandrechts des Gläubigers zu dem geſetzlichen Pfandrecht des Verpächters iſt durch 

$ 11 des Gef. beſonders geregelt. Erheblich vom allgemeinen bürgerlichen Recht weicht § 5 

Abſ 1 ab: Wer von dem Pächter an einem mit dem Pfandrecht des Kreditinſtituts belaſteten 

Inventarſtück ein Recht erwirbt, kann ſich, ſolange der Verpfändungsvertrag bei dem Amts⸗ 

gericht niedergelegt iſt, nicht darauf berufen, daß er in Anſehung des Pfandrechts in gutem 

Glauben war; wegen des Abſ 2 dieſes Paragraphen vgl. A 4 zu § 986. 


8 1209 


) Für den Rang des Pfandrechts iſt die Zeit der Beſtellung auch dann 
maßgebend, wenn es für eine künftige oder eine bedingte Forderung be⸗ 
ſtellt iſt 2) 3) 4). 

E I 1151 II 1180; M 3 805, 806; P 3 451, 452. 


1. Rangverhältnis im allgemeinen. Das Geſetz gibt keine Grund und Hauptregel 
für den Rang der Pfandrechte, ſondern ſetzt eine ſolche dahin, daß für den Rang die Zeit der 
Beſtellung maßgebend iſt, nur voraus und läßt ſie hier bei der Frage des Pfandrechts für 
künftige und betagte Forderungen durchſcheinen. Die vorausgeſetzte Regel des Ranges nach der 
Beſtellungszeit beſteht allgemein für alle Rechte an der Sache, ſoweit nicht beſondere Vorſchriften 
anders beſtimmen, iſt alſo nicht nur für den Rang der Pfandrechte untereinander, ſondern auch 
für das Rangverhältnis zwiſchen Pfandrechten und andern Rechten an der Sache maßgebend. 
Über einen Fall, in welchem dieſelben Sachen als in ein Grundſtück eingebrachte dem Ver⸗ 
pächterpfandrecht und als Zubehör eines andern Grundſtücks dem Hypothekenrecht unterlagen, 
vgl. OLG 27, 153. Der Vorrang des älteren Verpächterpfandrechts iſt mit Recht anerkannt. 
Streitig iſt, ob die geſetzliche Rangordnungsregel die Beteiligten unbedingt bindet oder ob und 
inwieweit den Beteiligten freigegeben iſt, Abweichungen bei der Beſtellung der Pfandrechte 
oder nachträglich zu beſtimmen. Die überwiegende Meinung geht dahin, daß die Regeln über 
das Raugverhältnis der dinglichen Rechte an beweglichen Sachen ſtreng bindend ſind und 
der Parteivereinbarung keinen Spielraum gewähren. Durch Aufheben und Neubegründen 
des vorgehenden Rechtes kann unter Umſtänden die gewünſchte Rangänderung herbeigeführt 
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werden. Mehrere Pfandgläubiger können den Rang ihrer Rechte durch Vertrag, wenn auch 
nicht mit dinglicher, ſo doch mit ſchuldrechtlicher Wirkung ändern. Eine Ausnahme von der 
obigen Regel wird man indeſſen zulaſſen müſſen. Gleichzeitig beſtellte Pfandrechte müßten 
danach ſtets den gleichen Rang haben. Man wird dem Verpfänder aber geſtatten müſſen, 
bei einer ſolchen gleichzeitigen Beſtellung dem einen Pfandrechte den Vorrang vor dem andern 
zu gewähren. Denn es geht nicht an, lediglich wegen der äußerlichen Reinhaltung des Grund- 
ſatzes den Verpfänder zur zeitlich getrennten Beſtellung der Pfandrechte zu zwingen. An⸗ 
1 10 88h von gleichem Range werden nach dem Verhältnis ihrer Beträge befriedigt 
(vgl. & G). 

2. Rang des Pfandrechts für eine künftige oder eine bedingte Forderung (vgl. 5 1204 
A 10). Dem Standpunkte des Geſetzes, „Pfandrechte“ für künftige (auch aufſchiebend betagte) 
und (aufichiebend) bedingte Forderungen ſchon während des Schwebezuſtandes als wirkliche 
und beſtehende Pfandrechte zu behandeln, ebenfo aber dem Grundſatze des $ 161 entſpricht es, 
auch für den Rang eines ſolchen Pfandrechts den Zeitpunkt der Beſtellung und nicht den der 
ſpäteren Entſtehung oder des Fälligwerdens der Forderung oder des Eintritts der Beding ung 
maßgebend ſein zu laſſen. Gegenteilige Vereinbarungen find unzuläſſig (vgl. A 1). Iſt dar um 
ein Pfandrecht für eine künftige Forderung beſtellt und wird vor dem Entſtehen dieſer For⸗ 
derung für eine andere ſchon beſtehende Forderung ein Pfandrecht durch Abtretung des Heraus⸗ 
gabeanſpruchs gegen den Pfandbeſitzer beſtellt, ſo geht dies letztere Pfandrecht dem zuerſt 
beſtellten für die ſpäter entſtehende Forderung nach (RG Warn 1912 Nr 345). 

3. Aufſchiebend bedingte und betagte Pfandrechte. Iſt nicht die Forderung, ſondern 
das Pfandrecht bedingt oder betagt, fo kann allerdings § 1209 unmittelbar keine Anwendung 
finden. Es iſt denn auch Streit darüber, ob für den Rang derartiger Pfandrechte die Zeit der 
Beſtellung oder die Zeit maßgebend iſt, in der die Bedingung eingetreten, der beſtimmte 
Anfangstermin gekommen ift. (Für erſteres Coſack, Kretzſchmar, Emmerich; für letzteres Stau ⸗ 
dinger, Biermann, Neumann, Stobbe: Lehmann.) Der Grundſatz, daß die Beteiligten über 
die Rangordnung nicht verfügen und auf dem Gebiete des Pfandrechts an beweglichen Sachen 
Rangvorbehalte nicht ſchaffen können (vgl. A 1) und die Beſtimmung im 8 161 führen aller ⸗ 
dings auf die Annahme hin, daß das Rangverhältnis aufſchiebend bedingter und betagter Pſand⸗ 
rechte nicht anders zu beurteilen iſt als das der Pfandrechte für auſſchiebend bedingte und be 
tagte Forderungen. 

4. Ausnahmen von der allgemeinen Regel des Ranges nach der Zeitfolge der Pfand⸗ 
rechtsbeſtellungen ergeben ſich aus $ 1208 für die Fälle des Erwerbs eines Pfandrechts im 
guten Glauben an das Nichtbeſtehen älterer Rechte, und aus 8 443 des HGB für die Pfand. 
rechte des Kommiſſionärs, Spediteurs, Lagerhalters, Frachtführers. Durch $ 5 Abſ 1 des 
Pächterkreditgeſetzes (vgl. $ 1208 A 11) wird die Ausnahme beſeitigt und ſo die Regel 
beſtätigt. 


§ 1210 


) Das Pfand haftet für die Forderung in deren jeweiligem Beſtand )), 
insbeſondere auch für Zinſen und Vertragsſtrafen?). Iſt der perſönliche 
Schuldner nicht der Eigentümer des Pfandes, ſo wird durch ein Rechts⸗ 
geſchäft, das der Schuldner nach der Verpfändung vornimmt, die Haftung 
nicht erweitert‘). g DIR 

Das Pfand haftet für die Anſprſche des Pfandgläubigers auf Erſatz von 
Verwendungen, für die dem Pfandgläubiger zu erſetzenden Koſten der Kündi⸗ 
gung und der Rechtsverfolgung) ſowie für die Koſten des Pfandverkaufs. 

EI 1148, 1149 II 1120; M 3 803, 804; P 3 445-449; 4 606, 607. 


8 er Haftung des Pfandes für die Forderung beſtimmt ſich zunächſt 
Sr 15 een 92 der Pfandbeſtellung. 155 Haftung kann von vornherein weiter 
beſtimmt, aber auch enger beſchränkt und insbeſondere auch durch einen Höchſtbetrag Ye 
fein. Iſt eine Vereinbarung über die Haftung nicht getroffen, ſo ſind die Vorſchriften des $ 1210 
(als nachgiebiges Recht) anzuwenden (M 3, 808). 81 n 

2. Forderung im jeweiligen Beſtande, d. h. in demjenigen Beſtande, der ſich aus der 
natürlichen Entwicklung der Forderung: Verminderung durch Zahlungen, Vermehrung 
durch Rückſtändigwerden von Zinſen, Verfall von Vernagsſtrafen, ſonſtige Veranderungen 
durch vertragliches Verſchulden u. dgl., in jedem Augenblick ergibt. Eingeſchloſſen iſt aber 
— fofern nicht Verpfändung für fremde Schuld vorliegt — auch die Erweiterung der Forderung 
durch ſpätere Rechtsgeſchäfte, wenn dieſe Erweiterung nur im Rahmen der bisherigen For⸗ 
derung erfolgt und nicht eine neue ſelbſtändige Forderung ſchafft. Auf die rechtsgeſchäftliche 
Erweiterung der Forderung innerhalb dieſes Rahmens erſtreckt ſich ſelbſt dann die Haftung 


698 Sachenrecht Pfandrecht an beweglichen Sachen und an Rechten 


des Pfandes, wenn vor der Erweiterung andere Rechte an der Sache entſtanden ſind. Dieſen 
kann auch nicht der Vorrang vor den ſpäteren Erweiterungen gewahrt werden, weil die Haftung 
für dieſe Erweiterungen ſchon von Anfang an als Haftung für künftige Erweiterungen beſtand. 
Ihr Rang beſtimmt ſich deshalb nach der Zeit der Beſtellung des Pfandrechts für die urſprüng⸗ 
liche Forderung. — Da nach RS 111, 62f. die Aufwertung, welche für eine Forderung 
gefordert werden kann, nichts anderes iſt, als die Forderung ſelbſt, ſo haftet das Pfand auch 
für den Aufwertungsbetrag. — Für das Pfändungspfandrecht gilt nach $ 804 ZRO 
der $ 1210 nur, ſoweit nicht die Vorſchriften der ZPO entgegenſtehen (RG 97, 40; 108, 820). 
Das trifft gemäß §8 322, 704 ZPO zu, wenn auf Grund eines zur Vertragserfüllung ver⸗ 
urteilenden Titels gepfändet worden iſt und der Erfüllungsanſpruch ſich nachträglich in einen 
Schadenserſatzanſpruch wegen Nichterfüllung verwandelt hat. Wegen dieſes Anſpruchs 
kann das Pfandrecht nicht geltend gemacht werden (RG 114, 386). 

3. Zinſen, auch geſetzliche, insbeſondere Verzugszinſen, Vertragsſtrafen, ſtatt oder 
neben der Erfüllung. Den Schlußpunkt, bis zu welchem Zinſen berechnet werden dürfen, 
bildet die Zeit der Pfandverwertung. 

4. Beſchränkung der Haftung, wenn der perſönliche Schuldner nicht Eigentümer des 
Pfandes iſt. Der Satz, daß die Haftung des Pfandes nicht erweitert wird, wenn der Schuldner 
die Forderung durch ein Rechtsgeſchäft erweitert, das er nach der Verpfändung vornimmt, 
zeigt deutlich, daß als Vorausſetzung der Beſchränkung der Haftung vom Geſetze die Ver- 
pfändung für eine fremde Schuld gedacht iſt. Der Gedankengang iſt alſo der: Ver ⸗ 
pfändet man eine Sache für eigene Schuld, ſo iſt mangels anderer Vereinbarung anzunehmen, 
daß man für den Fall der Erweiterung der Schuld auch die Erweiterung des Pfandes vereinbart 
haben will, verpfändet man aber eine Sache für fremde Schuld, 5 tritt die Erweiterung 
der Haftung nur ein, wenn ſie beſonders vereinbart iſt. Von dieſem Geſichtspunkt aus muß 
angenommen werden, daß Satz 2 auf den Fall des gutgläubigen Pfandrechtserwerbs vom 
Schuldner als vermeintlichem Eigentümer keine Anwendung zu finden hat. Denn infolge des 
Schutzes des guten Glaubens muß der Pfandgläubiger jo behandelt werden, als wenn er 
vom Schuldner als wirklichem Eigentümer Pfandrecht erhalten hätte, alſo erweiterbares 
Pfandrecht. Ebenſo kann dem Pfandgläubiger die von vornherein begründete Erweiterbarkeit 
des Pfandrechts nicht dadurch entzogen werden, daß der Schuldner das Eigentum der Pfand⸗ 
ſache, das er bei der Pfandbeſtellung beſaß, ſpäter einem Dritten überträgt. Anderſeits wird 
das von einem dritten Verpfänder für fremde Schuld und darum als unerweiterbar be⸗ 
ſtellte Pfandrecht nicht dadurch von ſelbſt zum erweiterbaren, daß der Drittverpfänder die 
Pfandſache an den Schuldner veräußert. 

5. Koſten der Rechtsverfolgung, auch die Koſten der gegen den Schuldner perſönlich 
gerichteten Rechtsverfolgung. 

8 1211 


Der Berpfänder!) kann dem Pfandgläubiger gegenüber?) die dem per- 
ſönlichen Schuldner gegen die Forderung?) ſowie die nach § 770 einem Bürgen 
zuſtehenden Einreden⸗) geltend machens). Stirbt der perſönliche Schuldner, 
ſo kann ſich der Verpfänder nicht darauf berufen, daß der Erbe für die Schuld 
nur beſchränkt haftet. 

Iſt der Verpfänder nicht der perſönliche Schuldner, ſo verliert er eine 
Einrede nicht dadurch, daß dieſer auf ſie verzichtet. 


E I 1149, 1160 II 1119; M 3 804, 814, 815; P 3 445—449, 460, 461. 


1. Der Verpfänder, der nicht zugleich perſönlicher Schuldner iſt. Eigentümer braucht der 
Verpfänder nicht zu fein, um die Rechte des $ 1211 zu genießen. Dem Eigentümer, der weder 
Verpfänder noch perſönlicher Schuldner iſt, müſſen aber die gleichen Rechte zugeſtanden 
werden wie dem Verpfänder (RG JW 1912, 74913). 

2. Dem Pfandgläubiger gegenüber, d. h. gegenüber dem Anſpruche des Pfandgläubi⸗ 
gers auf Befriedigung aus dem Pfande zutreffendenfalls im Wege einer beſonderen Klage, 
ähnlich der aus § 767 3PO. 

3. Die dem perſönlichen Schuldner gegen die Forderung zuſtehenden Einreden. Nur 
die gegen die Forderung zuſtehenden Einreden ſind dem Verpfänder gegeben, nicht auch ſonſtige, 
wie die in Satz 2 erwähnte, die Einrede aus dem Aufgebote der Nachlaßgläubiger und die 
konkursrechtlichen Einreden. Die Verjährungseinrede, obwohl gegen die Forderung zuſtehend, 
iſt dem Verpfänder zufolge § 223 Abſ 1 unzugänglich. Die Anſprüche des Schuldners auf 
Herabſetzung der Leiſtung (88 343, 655) können auch durch Einrede verfolgt werden (RG 
IW 03 Beil 96). Als Einreden richten fie ſich gegen die Forderung, auch fie find daher dem 
Verpfänder gegeben. Der jenen Beſtimmungen zugrunde liegende geſetzgeberiſche Gedanke 
ſpricht nicht dagegen. 
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4. Die nach § 770 einem Bürgen zuſtehenden Einreden, nämlich die Einrede, daß der 
persönliche Schuldner das der Forderung zugrunde liegende Rechtsgeſchäft noch anfechten könne, 
und die Einrede, daß der Gläubiger ſich durch Aufrechnung gegen eine fällige Forderung 
des perſönlichen Schuldners befriedigen könne. Vgl. $ 770 A 1, 2, 3, wobei jedoch zu beachten, 
daß der Verpfänder nach 8 1211 Ab] 2 die Einrede durch den Verzicht des perſönlichen Schuld⸗ 
ners nicht verliert. Mit einer Forderung des Schuldners gegen den Pfandgläubiger kann 
der Verpfänder oder Pfandeigentümer, wenn er nicht der Schuldner iſt, nicht aufrechnen 
(RG JW 1912, 74918). 


5. § 1211 erweitert die Rechte des Verpfänders. Die ihm ſelbſt zuſtehenden Einreden, 
mögen ſie ſich gegen den Beſtand des Pfandrechts richten, mögen ſie auf einem beſonderen 
Rechtsverhältnis zum Pfandgläubiger beruhen, find ihm durch § 1211 nicht abgeſprochen. 


g 1212 


1) Das Pfandrecht erſtreckt ſich auf die Erzeugniſſe, die von dem Pfande 
getrennt werden?) 5) 4) 5). 
E I 1150 II 1121 M 3 805; P 3 449—451. 


1. Forthaftung der Beſtandtelle, insbeſondere der Erzeugniſſe der Pfand ſache nach 
der Trennung. Da weſentliche Beſtandteile, ſolange ſie nicht getrennt ſind, nach § 93 die 
rechtliche Lage der Sache teilen, erſtreckt ſich das Pfandrecht an einer beweglichen Sache ohne 
weiteres auf deren ungetrennte weſentliche Beſtandteile. Die Folge der Trennung und 
des Selbſtändigwerdens der Beſtandteile iſt, ſoweit nicht beſondere Beſtimmungen beſtehen, 
die, daß die Rechtsverhältniſſe, denen die Sache bis dahin als Beſtandteil unterlag, nun für 
ſie als ſelbſtändige Sache fortdauern. Beſondere Beſtimmungen ſind für das Eigentum im Falle 
der Trennung der Beſtandteile in den 88 954 ff. gegeben, für das Pfandrecht dagegen nicht. 
Das Pfandrecht beſteht alſo nicht nur an den Erzeugniſſen der Sache, ſondern auch an allen 
bis zur Trennung zu ihr gehörenden weſentlichen Beſtandteilen der Pfand ⸗ 
ſache vom Augenblick der Trennung ab als an einer ſelbſtändigen Sache fort. Der durch die 
Trennung etwa eintretende Eigentumswechſel iſt auf den Beſtand des Pfandrechts ohne 
Einfluß. Durch Rechtsgeſchäft und mit dinglicher Wirkung kann die geſetzliche Regel nicht 
en werden. Der Pfandgläubiger kann ſich aber ſchuldrechtlich zur Freigabe ver⸗ 
pflichten. 

2. Erzeugniſſe, die von dem Pfande getrennt werden, ſind von der in A 1 beſprochenen 
allgemeinen Regel nicht ausgenommen. Nur dies iſt der Sinn des $ 1212. Früchte der 
Sache, die nicht Erzeugniſſe ſind, alſo insbeſondere Erträge, welche eine Sache vermöge 
eines Rechtsverhältniſſes gewährt ($ 99 Abſ 3) find nicht Beſtandteile der Sache. Auf ſie 
erſtreckt ſich daher, abgeſehen von beſonderer Vereinbarung, das Pfandrecht nicht. 


3. Zubehör iſt nicht Beſtandteil. Das Pfandrecht erftredt ſich darauf nur inſoweit, als 
die Zubehörſtücke bei der Pfandbeſtellung mit übergeben wurden. Dafür, daß bei der Über. 
nahme einer Verpflichtung zur Veſtellung eines Pfandes die Abſicht der Beteiligten auch auf 
Verpflichtung zur Verpfändung des Zubehörs der Pfandſache ging, ſpricht nach $ 314 die 
Vermutung. 


4. Ein dinglicher Erſatz (eine Surrogation) der Pfandſache tritt von Geſetzes wegen 
nur inſoweit ein, als beſtimmt iſt, daß der Erlös aus dem Pfande in den Fällen der 88 1219 
u. 1247 an die Stelle des Pfandes tritt. Der Pfandgläubiger, bei dem die Pfandſache durch 
Verſchulden eines Dritten zerſtört wurde, hat alſo nicht etwa an Stelle des Pfandrechts an 
der Sache nun ein Pfandrecht an dem Erſatzanſpruche des Eigentümers gegen den Zerſtörer 
oder an der Entſchädigung, die der Beſchädiger dem Eigentümer geleiſtet hat. Er hat auch 
keinen — etwa dem $ 281 entſprechenden — Anſpruch auf Einräumung eines Pfandrechts 
an dem Erſatzanſpruch oder dem als Erſatz Empfangenen, denn die Re tsregel des ding · 
lichen Erſatzes iſt nicht allgemein qültig, ihre Wirkungen und ihr Umfang find nach den ein ⸗ 
zelnen, ſie betreffenden Beſtimmungen zu bemeſſen (MG 9%, 22). Ebenſo hat der Pfand 
gläubiger kein Erſatzpfandrecht an dem Verſicherungsanſpruche, der aus der Zerſtörung der 
Sache gegen einen dritten Verſicherer entftanden iſt, ohne Rückſicht darauf, wer die Ver ⸗ 
ſicherung genommen hat. Im Vereinbarungswege können Erſatzpfandrechte geſchaffen 
werden; ſie entstehen, wenn die beſonderen Vorausetzungen für ihre Beſtellung erfüllt find. 
Geſchützt wird der Pfandgläubiger durch 9 823 Abſ 1 und durch die Möglichkeit, ſelbſt die Sache 


zu verſichern. 
5. Eine Ausnahme von der Erſtreckung des Pfandrechts auf die Erzeugniſſe ergibt ſich 
im Falle des Nutzungspfandes (5 1218). 
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8 1218 


) Das Pfandrecht kann in der Weiſe beſtellt werden, daß der Pfand⸗ 
gläubiger berechtigt iſt, die Nutzungen?) des Pfandes zu ziehen?) ). 

Iſt eine von Natur fruchttragende Sache dem Pfandgläubiger zum Allein⸗ 
beſitz übergeben), jo iſt im Zweifel anzunehmen, daß der Pfandgläubiger 
zum Fruchtbezuge berechtigt ſein ſoll. 

E 1 1154 II 1122; M 3 807—800; P 3 452, 453. 


1. Nutzungspfand. Das Geſetz läßt das Nutzungspfand als Art der Verpfändung nur an 
beweglichen Sachen, Rechten und Forderungen zu, nicht an Grundſtücken (M 8, 630). 
Ein unter der Herrſchaft des ALR begründetes Nutzungspfand an Grundſtücken iſt nach dem 
Inkrafttreten des BGB weggefallen, wenn es mit einer Hypothek verbunden war (RG 47, 56). 
Das Recht des Nutzungspfandgläubigers, die Nutzungen zu ziehen, iſt Ausfluß des Pfandrechts. 
Nach dem Wortlaute des Geſetzes kann durch die Beſtellung des Nutzungspfandes die Be⸗ 
rechtigung geſchaffen werden, die Nutzungen, alſo die Geſamtheit aller Nutzungen der Pfand- 
lache zu ziehen. Hiernach ift fraglich, ob die Beſtellung des Nutzungspfandes in der Art möglich 
iſt, daß einzelne Nutzungen von der Berechtigung ausgeſchloſſen werden oder die Berechtigung 
nur auf einzelne Nutzungen erſtreckt wird. Man wird bezweifeln müſſen, daß es im Willen 
des Geſetzes liegt, dem Verpfänder nur die Einräumung der Berechtigung zur Ziehung aller 
Nutzungen zu geſtatten und daß dies in den Geſetzesworten einwandfrei zum Ausdrucke ge: 
kommen ift. Jedenfalls aber wird man aus $ 1030 Abſ 2 mangels jeden Grundes für eine 
abweichende Regelung und mangels jeden Anhaltspunkts für eine gegenteilige Abſicht ſchließen 
müſſen, daß das Geſetz den Ausſchluß einzelner Nutzungen, wenn ſchon beim Nießbrauch, 
dann um ſo mehr beim Nutzungspfande geſtattet. Man wird ferner anzunehmen haben, daß 
durch Vereinbarung der Beteiligten die Nutzungsberechtigung auch nach der Beſtellung des 
Pfandes eingeräumt und dadurch das gewöhnliche Pfandrecht in ein Nutzungspfandrecht 
umgewandelt werden kann. Auch die Rückumwandlung durch Vereinbarung der Aufhebung 
der Nutzungsberechtigung wird man zuzulaſſen haben. 

2. Der Begriff der Nutzung ergibt ſich aus § 100. 

3. Umfang der Nutzungsberechtigung. Soweit nicht anders vereinbart (vgl. A 1), ge 
bühren dem Bezugsberechtigten alle Nutzungen, aber nur bis zum Erlöſchen feiner Bezugs · 
berechtigung und jedenfalls nicht länger als bis zum Erlöſchen des Pfandrechts. Für die 
Berechtigung zum Bezuge der Früchte iſt 8 101 anzuwenden. 

4. Folgen der Nutzungs berechtigung. Der Pfandgläubiger hat auf Grund des Nutzungs⸗ 
pfandrechts die Befugnis, die Erzeugniſſe der Pfandſache ſich anzueignen; er erwirbt daran 
alſo mit der Trennung Eigentum (§ 954). Pfandrecht entſteht deshalb für ihn an den Er⸗ 
zeugniſſen nicht. An den Erträgen, welche die Pfandſache vermöge eines Rechtsverhältniſſes 
gewährt, erhält der Bezugsberechtigte Eigentum erſt durch die Übereignung der Leiſtung. 

5. Alleinbeſitz. Nutzungspfandrecht kann auch bei Pfandbeſtellung durch Überlaffung 
des Mitbeſitzes begründet werden, doch greift dann die Auslegungsregel des Abs 2 nicht Platz. 
Das „Übergeben“ zum Alleinbeſitz iſt nicht allzu wörtlich zu nehmen. Die Auslegungsregel 
gilt auch bei einer Pfandbeſtellung nach $ 1205 Abſ 1 Satz 2 und nach § 1205 Abſ 2, wenn 
der Pfandgläubiger nachträglich alleiniger unmittelbarer Beſitzer der Sache geworden iſt. 
Anderſeits ift die Herausgabe zum Zwecke des Verkaufs im Sinne des $ 1231 kein Über- 
geben zum Alleinbeſitz.— Keine Anwendung findet 9 1213 Abſ 2 bei der Verpfändung 
von Rechten (vgl. § 1273 Abſ 2). 


8 1214 


) Steht dem Pfandgläubiger das Recht zu, die Nutzungen zu ziehen, ſo 
iſt er verpflichtet, für die Gewinnung der Nutzungen zu jorgen?) und Rechen⸗ 
ſchaft abzulegen“). 

Der Reinertrag der Nutzungen wird auf die geſchuldete Leiſtung und, 
wenn Koſten und Zinſen zu entrichten ſind, zunächſt auf dieſe angerechnet). 

Abweichende Beſtim mungen ſind zuläſſig 5) 6). 

E I 1154 II 1123; M 3 808, 809; P 3 452, 453. 

1. Pflicht zur Sorge für die Gewinnung der Nutzungen. Der Pfandgläubiger hat für die 
Gewinnung der Nutzungen ſo zu ſorgen, wie es den Umſtänden und einer ſorgſamen ordnungs⸗ 
mäßigen Geſchäftsführung entſpricht. Die hierzu nötigen Verwendungen hat er zu machen, 
zu außergewöhnlichen Maßregeln ft er nicht verpflichtet. Eine übermäßige Nutzung, die der 
Sache ſchädlich iſt, macht ihn ebenſo haftbar wie Nachläſſigkeit bei der Nutzung. 


Pfandrecht an beweglichen Sachen 88 1213—1215 701 


2. Rechenſchaftspflicht. Die Gewinnung der Nutzungen iſt für den Pfandgläubiger zu- 
gleich eigene und fremde Aug elegenheit. Daher feine Rechenſchaftspflicht (G 73, 288). Die 
Rechenſchaft iſt nach $ 259 abzulegen. Wann und wie oft fie abzulegen it, beſtimmt ſich, wenn 
eine Vereinbarung darüber nicht ſtattgefunden hat, nach billigem Ermeſſen. Unnötig und zur 
Unzeu kann die Ablegung nicht verlangt werden. Mit dieſer Beſchränkung iſt es richtig, daß 
jederzeit Rechenſchaft verlangt werden kann. Der Offenbarungseid kann nur unter den Voraus⸗ 
ſetzungen des § 259 Abi 2, 3 verlangt werden. 

3. Reinertrag iſt der Betrag, der ſich aus der Verwertung der Nutzung nach Abzug der 
Koſten für die gewöhnliche Unterhaltung der Sache und für die Gewinnung und Verwertung 
der Nutzungen ergibt, und, wenn der Nutzungsberechtigte gezogene Früchte nicht verwertet, 
ſondern für ſich ſelbſt behalten hat, der Betrag, der ſich ergibt, wenn die Koſten der Ge⸗ 
winnung von dem Verkaufswert abgezogen werden. 

4. Art der Anrechnung. Aus der Faſſung: „wird angerechnet“ ergibt ſich, daß nicht nur 
eine Verpflichtung beſteht, den Reinertrag in dieſer Art zu verrechnen, ſondern daß vielmehr 
die Anrechnung von Geſetzes wegen ſtatthat. Auch ohne Verrechnung gelten ohne weiteres 
die Zinſen, die Koſtenforderung und die Hauptforderung als bezahlt und erloſchen, inſoweit 
fie nach Maßgabe des Abſ 2 durch den Reinertrag ausgeglichen ſind. Die Koſten, von 
denen hier die Rede iſt, ſind die auf die Forderung erwachſenen Koſten der Kündigung 
und der Rechtsverfolgung (8 1210). Sie haben bei der Anrechnung des Reinertrags den Zinſen 
vorzugehen (vgl. 8 367 Abi 1). 

5. Abweichende Beſtimmungen, insbeſondere dahin, daß durch die Nutzungen die Zinſen 
abgegolten fein ſollen; in dieſem Falle wird zumeiſt eine Verpflichtung zur Sorge für die Ge · 
winnung der Nutzungen und eine Rechenſchaftspflicht nicht beſtehen. Es ſind aber auch 
anderweitige Beſtimmungen über die Verrechnung möglich. Abweichende Beſtimmungen 
können ſich endlich daraus ergeben, daß im Falle der Pfandbeſtellung durch Einräumung 
des mittelbaren Mitbeſitzes ein Pfandhalter aufgeſtellt ift, dem die Gewinnung der Nutzungen 
und die Abführung des Reinertrags an den Pfandgläubiger obliegt. 

6. Entſprechende Anwendung findet $ 1214, wenn ein Pfandgläubiger, etwa ein Ver⸗ 
mieter, der ſein geſetzliches Pfandrecht ausgeübt hat, das Pfand nutzt, etwa indem er die 
zurückbehaltenen Möbel des Mieters an dritte Perſonen vermietet. In der Klage des Mieters 
auf Auskehrung des Reinertrags kann auch eine nachträgliche Genehmigung der Vermietung 
liegen, auch 8 687 Abſ 2 kann einſchlagen (RG 105, 408). 


8 1215 
Der Pfandgläubiger iſt zur Verwahrung des Pfandes verpflichtet!) 2) ). 


EI 1156 II 1124; M 3 810, 811; ® 3 454, 455. 
1. Die regelmäßige Vorausſetzung der Verwahrungspflicht ift, daß der Pfandgläubiger 


oder ein Dritter für ihn den alleinigen unmittelbaren Beſitz des Pfandes erlangt hat. Iſt 
dem Pfandgläubiger, wie für den Regelfall anzunehmen, die Hinterlegung der Sache bei 


ſchulden zu vertreten (vgl. $ 691 und unten A 2). Erlangt der Pfandgläubiger nur Mitbeſitz 
nach einer der Möglichkeiten des $ 1206 oder wird ihm nach $ 1205 Abſ 2 der mittelbare 
Beſitz eingeräumt, ſo bleibt die Verwahrungspflicht zunächſt ohne Inhalt. Die Hinterlegung 


ur Ausüb ines Rechts in Beſitz genommen hat (RG 16. 9. 24 VII 660/23). Er hat 
die Wee e insbeſondere dann nicht, wenn das geſetzliche Pfandrecht an Sachen 
beſteht, die ſich im unmittelbaren Beſitze des Schuldners befinden. Der Schuldner kann 
nicht verlangen, daß der Glaubiger die Verwahrung übernimmt, Die Pflicht zur Verwahrung 
des Pfändungspfandes bel der ae a iſt öffentlich⸗rechtliche Amtspflicht des 
; i ine Verwahrungspflicht des Pfä 9 jers . A 
nic gg 18. 10 12 VII 210/19). diz ein Wermiete 
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8 1215 noch nach $ 823 Abſ 1 zur Sorge für die Verwahrung der Pfänder verbunden 
(RS 102, 77ff.). 

2. Inhalt der Verwahrungspflicht. Ob die Verpflichtung zur Verwahrung des Pfandes 
wirklich darauf beruht, „daß das Geſetz in dem Pfandbeſtellungsvertrage zugleich einen für die 
Dauer des Pfandrechts geſchloſſenen Verwahrungsvertrag findet“ (Planck), kann dahingeſtellt 
bleiben. Von einer unmittelbaren Anwendung der Vorſchriften über den Verwahrungs⸗ 
vertrag (88 688 ff.) iſt jedenfalls nicht die Rede. Nur eine entſprechende Anwendung der 
85 688 ff. kommt in Frage, und dieſe iſt der Hauptſache nach nicht ſtreitig. Bei der Frage der 
entſprechenden Anwendung der Einzelvorſchriften wird aber ein weſentlicher Unterſchied 
im Auge zu behalten ſein. Der Verpfänder übergibt die Pfandſache dem Pfandgläubiger 
nicht deshalb, weil er ihn im Vertrauen auf feine Befähigung zum Verwahrungsgeſchäft 
als Verwahrer auserſehen hat — wie dies bei 8 688 der Fall iſt —, ſondern er übergibt dem 
Pfandgläubiger die Pfandſache, weil dies zur Beſtellung des Pfandes notwendig iſt. Der 
Pfandgläubiger anderſeits verwahrt die Pfandſache nicht nur zum Nutzen des Verpfänders, 
ſondern ebenſo zum eigenen. Unter dieſen Umſtänden geht es weder an, die Haftung des 
Pfandgläubigers nach § 690 zu beſchränken, denn es handelt ſich um keine bloße Gefälligkeit 
(RG 25. 4. 22 VII 420/21), noch darf die Auslegungsregel, daß der Verwahrer im Zweifel 
nicht berechtigt ift, die hinterlegte Sache bei einem Dritten zu hinterlegen (§ 691 Satz 1), auf 
die Verwahrungspflicht des Pfandgläubigers angewendet werden. Denn jene Auslegungs⸗ 
regel gründet ſich gerade auf den bei der Verpfändung durchaus zurücktretenden Gedanken, 
daß die Hinterlegung auf einem dem Verwahrer als ſolchem geſchenkten beſonderen Vertrauen 
beruht (M 2, 574). Der entſprechenden Anwendung des übrigen Inhalts des § 691 ſowie 
der entſprechenden Anwendung der 88 692, 693, 694 ſteht dagegen ein Hindernis nicht im 
Wege. Die Verwahrungspflicht umfaßt nur unter beſonderen Umſtänden auch die Erhal- 
tungspflicht. Wer Aktien als Pfand erhalten hat, überkommt damit keine Verpflichtung, für 
den inneren Wert der verpfändeten Aktien Sorge zu tragen. Das gilt auch von der Aktien 
geſellſchaft, der eigene Aktien verpfändet find (RG 77, a Wer aber ein Tier als Pfand 
fern vom Verpfänder für längere Zeit im eigenen Gewahrſam hat, darf es nicht aus Mangel 
an Nahrung umkommen laſſen. Er wird in dieſem Falle nach der zu vermutenden Abſicht 
der Beteiligten bei der Pfandbeſtellung für die Fütterung zu ſorgen haben. Eine Pflicht 
des Pfandgläubigers, die verpfändete Sache gegen Beſchädigung und Verluſt zu verſichern, 
kann für den Regelfall nicht anerkannt werden. 

3. Die Dauer der Verwahrungspflicht kann ſich über die Zeit des Beſtehens des Pfand ⸗ 
Pian hinaus erſtrecken, nämlich nach dem Erlöſchen des Pfandrechts bis zur Zurückgabe des 

andes. 


8 1216 


) Macht der Pfandgläubiger Verwendungen auf das Pfand, jo beſtimmt 
ſich die Erſatzpflicht des Verpfänders nach den Vorſchriften über die Ge⸗ 
ſchäftsführung ohne Auftrag. Der Pfandgläubiger iſt berechtigt, eine Ein⸗ 
richtung, mit der er das Pfand verſehen hat, wegzunehmen?). 

E I 1159 II 1125; M 3 813, 814; P 3 459, 460. 


1. Erſatzanſprüche wegen Verwendungen auf das Pfand. Die Vorſchrift betrifft nur 
die freiwilligen Verwendungen des Pfandgläubigers auf das Pfand. Haben Vereinbarungen 
über die Vornahme und den Erſatz von Verwendungen auf das Pfand zwiſchen dem Ver⸗ 
pfänder und dem Pfandgläubiger ſtattgefunden, ſo bemißt ſich die Erſatzpflicht nach dieſen. Die 
nach 8 1214 vom Pfandgläubiger zu machenden Aufwendungen zur Gewinnung der Nutzungen 
aber ſind nicht Verwendungen „auf das Pfand“ und gehören ſchon deshalb nicht hierher. Die 
übrigen, hiernach freiwilligen Verwendungen auf das Pfand wären unmittelbar unter die 
Vorſchriften über die Geſchäftsführung ohne Auftrag zu ſtellen, wenn ſie lediglich der auftrags⸗ 
loſen Beſorgung eines Geſchäfts des Pfandgläubigers gelten würden. Das iſt aber nicht die 
Regel. In der Regel verfolgt der Pfandgläubiger mit den Verwendungen zur Erhaltung 
der Sache neben dem Nutzen des Verpfänders und noch vor ihm ſeinen eigenen Nutzen. 
Damit gerät in Frage, ob auf den Erſatz dieſer Verwendungen die Vorſchriften über die Ge⸗ 
ſchäftsführung ohne Auftrag Anwendung zu finden haben. § 1216 unterſtellt fie ausdrücklich 
dieſen Vorſchriften. Man hat davon auszugehen, daß der Pfandgläubiger, wenn im übrigen 
die Vorausſetzungen der Geſchäftsführung ohne Auftrag bei den Verwendungen vorliegen, 
nach den Vorſchriften über Geſchäftsführung ohne Auftrag Erſatz verlangen kann, gleichviel, 
ob er zu den Verwendungen durch die Rückſicht auf ſeinen eigenen Nutzen oder das Beſte 
des Verpfänders beſtimmt worden iſt (RG 6. 2. 08 VI 205/07). Der Pfandgläubiger kann 
alſo ſtets gleich einem Beauftragten Erſatz verlangen, wenn nur die Verwendung dem wirk⸗ 
lichen oder dem mutmaßlichen Willen und dem Beſten des Verpfänders entſprach (vgl. hierzu 
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8 683). Hat der Verpfänder bei Zahlungsunfähigkeit des Schuldners und Überlaſtung des 
Pfandes von deſſen Erhaltung keinen Nutzen, ſo können gegen ihn auch Erſatzanſprüche 
wegen Verwendungen nicht erhoben werden. Für die hiernach beſtehenden Anſprüche gegen 
den Verpfänder auf Erſatz von Verwendungen haftet das Pfand nach § 1210 Abſ 2. Sit der 
Verpfänder nicht der Eigentümer des Pfandes und iſt das Pfand nicht an den Verpfänder, 
ſondern an den Eigentümer herauszugeben, ſo kann von dieſem der Pfandgläubiger als heraus⸗ 
gabepflichtiger Beſitzer Erſatz der Verwendungen nach den Beſtimmungen der 88 994 ff. ver⸗ 
langen (Prot 3, 460). 
2. Wegnahme von Einrichtungen vgl. § 258 und die Anmerkungen dazu. 


8 1217 


1) Verletzt der Pfandgläubiger die Rechte des Verpfänders?) in erheb⸗ 
lichem Maßes) und ſetzt er das verletzende Verhalten ungeachtet einer Ab⸗ 
mahnung des Verpfänders fort“), ſo kann der Verpfänder verlangen, daß 
das Pfand auf Koſten des Pfandgläubigers hinterlegt’) oder, wenn es ſich 
nicht zur Hinterlegung eignet, an einen gerichtlich zu beſtellenden Verwahrer 
abgeliefert wirds). 

Statt der Hinterlegung oder der Ablieferung der Sache“) an einen Ver⸗ 
wahrer kann der Verpfänder die Rückgabe des Pfandes gegen Befriedigung 
des Gläubigers verlangen.?) Iſt die Forderung unverzinslich und noch nicht 
fällig, ſo gebührt dem Pfandgläubiger nur die Summe, welche mit Hinzu⸗ 
rechnung der geſetzlichen Zinſen für die Zeit von der Zahlung bis zur Fällig⸗ 
keit dem Betrage der Forderung gleichkommt') 10 11). 

E I 1156 II 1126; M 3 811; P 3 454—457; 4 599. 


1. Beſondere Befugniſſe des Verpfänders bei Verletzung ſeiner Rechte durch den 
Pfandgläubiger. Mißbraucht der Pfandgläubiger feine Beſitzerſtellung zu erheblicher und 
hartnäckiger Verletzung der Rechte des Verpfänders, ſo mutet das Geſetz dieſem nicht zu, 
den Pfandgläubiger im unmittelbaren Beſitze zu belaſſen. Es ſchützt ihn vielmehr durch Ein- 
räumung des Anſpruchs auf Herausgabe des Pfandes an einen Dritten (Hinterlegungsſtelle 
oder Verwahrer), ſowie durch Gewährung des Rechtes auf vorzeitige Einlöſung. Der Ver- 
pfänder hat die Wahl zwiſchen beiden Behelfen. 

2. Die Verletzung der Rechte des Verpfänders wird in ber Regel in der Nichterfüllung 
der Verbindlichteiten liegen, die dem Pfandgläubiger aus dem Pfandvertrage nach dem Ge- 
ſetz oder der beſonderen Vereinbarung erwachſen ſind, ſie kann aber auch in der Anmaßung 
nicht zukommender Befugniſſe beſtehen. Solche Verletzungen find beiſpielsweiſe: die Ver ⸗ 
letzung der Verwahrungspflicht ($ 1215), die Vernachläſſigung der übernommenen Pflege 
der verpfändeten Tiere, die Anmaßung nicht zuſtehender Benutzung und Nutzung, die Verab⸗ 
ſäumung der Pflicht, für die Gewinnung der Nutzungen zu ſorgen ($ 1214), die Weigerung, 
verpfändete Aktien zur Ausübung eines Bezugsrechts einzureichen. 

3. In erheblichem Maße: es genügt nicht eine geringfügige Pflichtverletzung. Die Ver- 
letzung darf nach ihrer Schwere zu der Bedeutung des Abhilfemittels nicht im Mißverhältniſſe 
ſtehen (vgl. 8 1054). Zu einer ſchweren Schädigung braucht fie nicht geführt zu haben. 

4. Hartnätkigkeit der Verletzung. Eine beſondere Form ift für die Abmahnung nicht vor 
geſchrieben. Die Androhung des Gebrauchs der gegebenen Rechtsbehelfe braucht ſie nicht zu 
enthalten. 

15 Die Hinterlegung erfolgt bei einer öffentlichen Hinterlegungsſtelle entſprechend den 
Vorſchriften in 88 872 ff. Eine etwaige Verurteilung zur Hinterlegung wird nach $ 883 38 PO 
vollſtreckt. Die Zurücknahme der hinterlegten Sache iſt nur mit Zuſtimmung des Ver⸗ 
pfänders zuläffig. Das Pfandrecht des Pfandgläubigers dauert während der e 
fort. Wenn das Eigentum an der hinterlegten Sache nach Landesgeſetz auf den Staat über⸗ 
geht, verwandelt ſich das Pfandrecht an der Sache in ein Pfandrecht an dem Herausgabe ⸗ 
anſpruch. . Ä 

1 Ablieferung an einen gerichtlich zu beſtellenden Verwahrer (vgl. FGG 8 165). Beim 
Nutzungspfande obliegt dem Verwahrer auch die Verwaltung, Verwertung, Verrechnung 
und Hera be der Nutzungen. 5 9 

„> San 3 oder Ablieferung: Die Wahl des einen Weges ſchließt ein 
Übergehen zum andern nicht aus. Dem Verpfänder iſt insbeſondere geſtattet, von dem Ein⸗ 
löſungsrechte Gebrauch zu machen, wenn der Pfandgläubiger auf die außergerichtliche Auf⸗ 
forderung hin ſich zur Hinterlegung oder Herausgabe an einen Verwalter nicht bereit zeigt. 
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8. Recht vorzeitiger Einlöſung. Sobald der Schuldner zur Leiſtung berechtigt iſt, hat 
der Verpfänder das Einlöſungsrecht ohnehin nach 8 1223 Abſ 2. $ 1217 gibt ihm darüber 
hinaus das Recht zu früherer Einlöfung, und zwar auch dann, wenn die Zeit für die Leiſtung 
zugunſten des Gläubigers beſtimmt fein ſollte (vgl. 8 271 Abſ 2). Vor etwaigem Schaden 
wird der Verpfänder durch die — nach $ 272 eine Ausnahme darſtellende — Befugnis be⸗ 
wahrt, die Zwiſchenzinſen abzuziehen. 

9. Recht, Zwiſchenzinſen abzuziehen, vgl. $ 1183 Satz 3 und die Anmerkung dazu. 

10. Dem Eigentümer der Pfandſache, der nicht Verpfänder iſt, ſtehen die außerordeutlichen 
Befugniſſe des § 1217 nicht zu, er tft auf die Rechte aus dem Eigentum, insbeſondere nach 
$ 1004 beſchränkt, doch ſteht ihm anderſeits $ 991 Abſ 2 zur Seite. 

11. Über die Rechtsfolgen der Einlöſung, wenn der Verpfänder nicht perſönlicher Schuld 
ner iſt, vgl. 8 1225. 


8 1218 


1) Iſt der Verderb des Pfandes oder eine weſentliche Minderung des 
Wertes?) zu beſorgen, jo kann der Verpfänder die Rückgabe des Pfandes 
gegen anderweitige Sicherheitsleiſtung verlangen; die Sicherheitsleiſtung 
durch Bürgen iſt ausgeſchloſſen“). 

Der Pfandgläubiger hat dem Verpfänder von dem drohenden Verderb 
unverzüglich Anzeige zu machen, ſofern nicht die Anzeige untunlich it‘). 

E I 1157 II 1127; M 3 812; P 3 457, 458. 


1. Rechte des Verpfänders im Falle der Gefahr des Verderbs oder der Entwertung 
des Pfandes. Das Geſetz gewährt dem Verpfänder, der durch den Beſitz des Pfandgläubigers 
am eigenen wirkſamen Schutze ſeiner Sache gehindert iſt, das Recht, die Pfandſache gegen 
Erſatz durch anderweitige Sicherheit zurückzuverlangen. In der Befugnis zu dieſem Verlangen 
kann unter Umſtänden die Befugnis eingeſchloſſen ſein, zu verlangen, daß der Gläubiger die 
der Gefahr der Entwertung unterliegende Pfandſache, falls fie Markt- oder Börjenpreis hat, 
verkauft und im Erlös oder in neu anzuſchaffenden Sachen oder Wertpapieren Befriedigung 
oder Deckung ſucht. Dies dem Verpfänder zu verweigern, wäre insbeſondere dann, wenn der 
Kursſturz nicht nur vorübergehend iſt und dem Gläubiger im Erlös volle Deckung bevorſteht, 
fo unbillig, daß es nicht als im Sinne des $ 1218 gelegen ſein kann. So denn auch RG 
74, 151 und 101, 49 unter Hinweis auf $ 242. Dem Eigentümer, der nicht Verpfänder 
iſt, ſteht das Recht aus $ 1218 nicht zu. 

2. Weſentliche Minderung des Wertes. Während der Verderb ein Unbrauchbarwerden 
der Sache durch Veränderungen bedingt, die an ihr ſelbſt vorgehen, kaun die Wertminderung 
ſowohl auf einer ſolchen Veränderung beruhen als auch auf äußeren Umſtänden, die zum Sinken 
des Preiſes führen. Hier können insbeſondere Wertpapiere in Frage kommen. Die Wert · 
minderung muß weſentlich ſein, d. h. ſie darf nicht im Verhältnis zum bleibenden 
Werte der Sache geringfügig fein. Eine Wertminderung, welche die Sicherheit des Pfand ; 
gläubigers gefährdet, ift nicht Vorausſetzung; feinem Schutz dient $ 1219. 

3. Ablöſung durch anderweitige Sicherheitsleiſtung. Das Recht der Einlöſung durch 
vorzeitige Befriedigung iſt in dieſem Falle nicht gegeben. Die Sicherheitsleiſtung kann 
mit den im 8 232 Abſ 1 bezeichneten Mitteln erfolgen und unterſteht im übrigen den Vor⸗ 
ſchriften der 88 233—238, 240. Hierbei ergibt ſich jedoch eine Einſchränkung. Dem Ver⸗ 
pfänder liegt nur die Pflicht zur anderweitigen Sicherheitsleiſtung ob, nicht die Pflicht zur 
Sicherheitsleiſtung ſchlechthin. Er hat alſo nicht unter allen Umſtänden eine Sicherheit zu 
leiſten, die zur Sicherſtellung der Forderung ausreicht, ſondern iſt jedenfalls zu nicht mehr 
verpflichtet als zur Leiſtung einer Sicherheit, die für das zurückzugebende Pfand einen ge- 
nügenden Erſatz bietet. Der Gläubiger muß alſo zufrieden ſein mit einer Sicherheit, die die 
Forderung nach den Grundſätzen der 88 233 ff. deckt, kann aber, wenn ſchon das zurück⸗ 
zugebende Pfand dazu nicht ausreichte, nicht mehr als eine Sicherheit im Sicherungswerte 
dieſes Pfandes verlangen. Dabei iſt als Wert des Pfandes der Wert zur Zeit der Rück 
gabe zugrunde zu legen. 

4. Die Anzeigepflicht beſteht nur für den Fall des drohenden Verderbs, nicht auch für 
den der drohenden Wertminderung. Eine innerliche Berechtigung hat das nur dann, wenn die 
Wertminderung auf einem Sinken der Preiſe beruht, deren Bewegung zu beobachten der 
Verpfänder durch den Mangel des Beſitzes nicht gehindert iſt. Der Wortlaut des Geſetzes 
geſtattet indeſſen keine erweiternde Auslegung. Die Anzeigepflicht wird aber immer dann 
beſtehen, wenn die an der Sache ſich zeigenden oder ihr drohenden Veränderungen für die 
nächſte Zeit nur eine Wertminderung, für ſpäter aber den Verderb beſorgen laſſen. 
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8 1219 


1) Wird durch den drohenden Verderb des Pfandes oder durch eine zu bes 
ſorgende weſentliche Minderung des Wertes die Sicherheit des Pfand⸗ 
gläubigers gefährdet, jo kann dieſer das Pfand öffentlich verſteigern lajjen?). 

Der Erlös tritt an die Stelle des Pfandess). Auf Verlangen des Ver⸗ 
pfänders iſt der Erlös zu hinterlegen“) ). 


E I 1157 II 1128; M 3 812; P 3 457459. 


1. Verſteigerungsrecht des Pfandgläubigers bei Gefahr des Verderbs oder der Ent⸗ 
wertung des Pfandes. Vgl. die ähnliche Vorſchrift in 8 930 Abſ 3 ZPO. Das Recht iſt 
dem Pfandgläubiger nur zu feinem Beſten gegeben und an die Vorausſetzung geknüpft, daß 
ſeine Sicherheit gefährdet iſt. Für die Frage, ob eine Gefährdung der Sicherheit des Pfand⸗ 
gläubigers vorliegt, vgl. 8 237 Satz 1. Iſt das Pfandrecht an mehreren Sachen von ein und 
demſelben Verpfänder beſtellt ($ 1222), ſo iſt eine Sicherheitsgefährdung im Sinne des § 1219 
nicht gegeben, wenn der Geſamtwert aller Sachen noch genügende Sicherheit bietet. Da- 
gegen ſind die außer dem Pfandrechte für die Forderung etwa beſtehenden Sicherheiten 
(Bürgſchaften, andere Pfandrechte, Hypotheken) nicht zu berückſichtigen. 

2. Offentliche Verſteigerung (vgl. $ 383 Abi 3). Über die weiteren Vorausſetzungen 
vgl. 8 1220, über die Fälle des Verkaufs aus freier Hand § 1221, über den Schutz des guten 
Glaubens § 1244. Der Pfandgläubiger darf mitbieten. 

3. Erlös tritt an Stelle des Pfandes nicht nur in Anſehung des Pfandrechts, ſondern in 
Anſehung aller Rechtsverhältniſſe, die hinſichtlich des verſteigerten Brandes beſtanden. Hier 
gilt die Rechtsregel des dinglichen Erſatzes (der Surrogation); vgl. RG 94, 24. 

4. Die Hinterlegung des Erlöſes (vgl. § 1217 A 5), erfolgt im Gegenſatze zu dem Falle 
des $ 1217 auf Koſten des Verpfänders, nicht auf Koſten des Pfandgläubigers. Der Eigen ⸗ 
tümer, der nicht Verpfänder iſt, kann ſie nicht verlangen. 

5 bei der Sicherungsübereignung der Sicherungsnehmer die Rechte des Abſ 1 hat, 
richtet ſich nach dem Vertrage. Im Zweifel wird es anzunehmen ſein. 


8 1220 

Die Verſteigerung des Pfandes iſt erſt zuläſſig, nachdem ſie dem Ver⸗ 
pfänder angedroht worden iſt; die Androhung darf unterbleiben, wenn das 
Pfand dem Verderb ausgeſetzt und mit dem Aufſchube der Verſteigerung 
Gefahr verbunden ist!)). Im Falle der Wertminderung iſt außer der An⸗ 
drohung erforderlich, daß der Pfandgläubiger dem Verpfänder zur Leiſtung 
anderweitiger Sicherheit eine angemeſſene Friſt beſtimmt hat und dieſe ver⸗ 
ſtrichen ift2). a 

Der Pfandgläubiger hat den Verpfänder von der Verſteigerung unver⸗ 
züglich zu benachrichtigen; im Falle der unterlaſſung iſt er zum Schadens⸗ 
erſatze verpflichtet“). \ 

Die Androhung, die Friſtbeſtimmung und die Benachrichtigung dürfen 
unterbleiben, wenn ſie untunlich ſind !). 

E 1 1157 II 1128; Mm 3 812; P 3, 457— 459. 

1. Die Androhung der Verſteigerung (vgl. $ 384) iſt einſeitige, empfangsbedürftige 
Willenserklärung (S 130). Bei Unterlaſſung der Androhung ohne rechtfertigenden Grund 
iſt ebenſo wie beim Fehlen einer ſonſtigen Vorausſetzung für die Verſteigerung nicht nur 
der Pfandgläubiger fü adenserſatzpflichtig, ſondern es iſt auch die Verſteigerung ſelbſt und die 
ſich daranſchließende Übertragung des Eigentums an dem Pfande unwirkſam, vorbehaltlich 
der Rechte aus gutgläubigem Erwerbe. * a 

2. Die Beſtimmung einer Friſt zur Ablöſung durch anderweitige Sicherheit iſt nur 
vorgeſchrieben für den Fall der Wertminderung, nicht für den des Verderbs. Der Verpfänder 
kann aber auch im letzteren Falle jederzeit auf Grund des 8 1218 durch Stellung anderweitiger 
dort zugelaſſener Sicherheit —̃ hintanhalten. Eine dem zuwider vorgenom⸗ 
m i äre unzuläſſig. a 

1. Seantnic e von der Verſteigerung, d. h. von der bevorſtehenden Verſteigerung. 
Zeit und Ort find mitzuteilen (al. 8 373 Abſ 5 HGB). Der Verpfänder foll mitbieten oder 
mitbieten laſſen können. Die Wirkſamkeit der Verſteigerun wird durch das Unterbleiben 
der Benachrichtigung nicht beeinflußt. Ein Anſpruch des erpfänders auf Schadenserſatz 
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iſt möglich. Eine nachträgliche Benachrichtigung von dem Pfandverkauf und ſeinem 
Ergebnis ordnet § 1241 an. Dieſe Vorſchrift gilt auch für die Fälle des vorzeitigen Pfand ⸗ 
verkaufs nach §8 1219, 1220, 1221. 
4. Untunlichteit der Androhung, Friſtbeſtimmung und Benachrichtigung ſind zu be⸗ 
en m zu beweiſen vom Pfandgläubiger, ebenſo die Gefahr des Aufſchubs im Sinne 
es 1 Satz 1. 


8 1221 


1) Hat das Pfand einen Börſen⸗ oder Marktpreis“), jo kann der Pfand⸗ 
gläubiger den Verkauf aus freier Hand durch einen zu ſolchen Verkäufen 
öffentlich ermächtigten Handelämätler?) oder durch eine zur öffentlichen 
Verſteigerung bejugte Perjon?) zum laufenden Preiſe?) bewirken. 

P 6 166. 


1. Verkauf aus freier Hand (vol. $ 885) iſt zuläſſig ſtatt der Verſteigerung, die Vor⸗ 
ſchriften des $ 1220 gelten deshalb auch hier. Bei dem Verkauf kann der Pfandgläubiger 
die Sache erwerben. 

2. Ein Börſen⸗ oder Marktpreis iſt dann vorhanden, wenn Sachen von der Art des 
Pfandes an der Börſe oder auf dem Marlte jo häufig verkauft werden, daß ſich Durchſchnitts⸗ 
preiſe bilden (NOHG 9, 129). Dieſer Durchſchnittspreis am Verkaufstag iſt der laufende Preis. 
In Betracht zu ziehen iſt dabei diejenige Börſe oder derjenige Markt, der nach den Verkehrs ⸗ 
verhältniſſen als Börſe oder Markt des Verwahrungsorts zu gelten hat. Dort wird auch der 
Verkauf ſtattzufinden haben. Damit ſoll nicht geſagt ſein, daß für jeden Verwahrungsort 
nur eine Börſe und nur ein Markt in Frage kommen könnte. Vielmehr kann der Markt⸗ 
und Börſenort je nach der Art der zu verkaufenden Sache verſchieden ſein. 

3. Ob ein Handeldmätler (HGB 8 93) zu Verkaufen ſolcher Art öffentlich ermächtigt 
iſt, beſtimmt ſich nach Landesrecht. Die Kursmäkler ($ 30 Börſch) haben die Ermäch⸗ 
tigung auf Grund des $ 24 Börl®. 

4. Zu öffentlichen Verſteigerungen bejugte Perſonen, nach Reichsrecht die Gerichts , 
vollzieher (8 383 Abſ 8), im übrigen nach Landesrecht zu beurteilen. 


8 1222 


Beſteht das Pfandrecht an mehreren Sachen!), ſo haftet jede für die 
ganze Forderung'). 
E I 1150 II 1129; M 3 805; P 3 449. 


1. Pfandrecht an mehreren Sachen. Die Geſetzesvorſchrift umfaßt nicht nur den Fall, 
daß ein und derſelbe Verpfänder durch ein und denſelben Pfandvertrag mehrere Sachen 
für ein und dieſelbe Forderung verpfändet hat oder daß durch Trennung von Beſtandteilen 
der einheitlichen Pfandſache (Früchte) daraus mehrere Sachen geworden ſind; wenn ſie auch 
nach ihrer Entſtehungsgeſchichte zunächſt nur für dieſe Fälle beſtimmt geweſen zu ſein ſcheint. 
Sie erſtreckt ſich vielmehr, wie der Zuſammenhang des Geſetzes erſehen läßt, auf alle Fälle, 
in denen für ein und dieſelbe ungeteilte Forderung eine Mehrzahl von Sachen zu Pfand 
gegeben ift, ohne Rückſicht darauf, ob dies zu gleicher Zeit oder zu verſchiedenen Zeiten, ob es 
von einem und demſelben Verpfänder oder von verſchiedenen Verpfändern geſchehen iſt 
und ohne Nüdficht darauf, ob die verſchiedenen Verpfänder von allen Verpfändungen Kenntnis 
haben. Vorausſetzung iſt lediglich, daß die Pfandrechte für dieſelbe Forderung be- 
ſtehen. Letzteres iſt dann nicht der Fall, wenn eine Sache für die Hauptforderung, eine andere 
lediglich für die Zinſen und Koſten zu Pfand gegeben iſt. Hier handelt es ſich im Sinne des 
8 1222 nicht um das Pfandrecht an mehreren Sachen, ſondern um mehrere Pfandrechte. 

2. Haftung jeder Sache für die ganze Forderung. Eine Verteilung der Haftung auf die 
mehreren Pfandſachen findet nicht ſtatt. Sie tritt weder von Geſetzes wegen ein, noch kann 
ſie von den Verpfändern erzwungen oder vom Pfandgläubiger einſeitig vorgenommen werden, 
wie es bei der Geſamthypothek nach § 1132 Abſ 2 geilen iſt (RG 28. 3. 12 V 468/11). 
Eigenartig liegt der Fall dann, wenn zur Sicherung von der Höhe nach ſchwankender oder 
unbeſtimmter Forderungen Pfand in Geld beſtellt iſt und nach Abwicklung der Geſchäfts⸗ 
verbindung nur eine Forderung ſtreitig bleibt, die einſchließlich aller noch möglichen Neben. 
forderungen für Zinſen, Koſten uſw. niedriger ift als das Geldpfand. Hier wird nach $ 242 
dem Anſpruch des Verpfänders auf Herausgabe des Überſchuſſes ftattzugeben fein. Wegen 
des Rechtes des Pfandgläubigers zur Wahl unter den Pfändern beim Verkauf vgl. 8 1280. 
Trotz des § 1222 können mehrere verpfändete Sachen in verſchiedenem Umfang haften 
(8 1210 Abſ 1 Satz 2). 
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§ 1223 

Der Pfandgläubiger iſt verpflichtet, das Pfand nach dem Erlöſchen des 
Pfandrechts dem Verpfänder zurückzugeben!) 2). 

Der Verpfänder kann die Rückgabe des Pfandes gegen Befriedigung 
des Pfandgläubigers verlangen, ſobald der Schuldner zur Leiſtung berech⸗ 
tigt iſt 5) 4) 5). 

E I 1156, 1158, 1161 1I 1180; M 3 811—813, 815; P 3 454—457, 459, 461. 


1. Die Verpflichtung zur Rückgabe des Pfandes nach Erlöſchen des Pfandrechts liegt 
dem Pfandgläubiger lediglich gegenüber dem Verpfänder ob. Dem Eigentümer 
gegenüber, der nicht zugleich Verpfänder iſt, erwächſt aus § 1223 keine Rückgabever⸗ 
pflichtung. Ihm iſt der Anſpruch auf Rückgabe lediglich durch 88 985ff. gegeben (RG 
2. 3. 10 V 210/09; vgl. auch RG 116, 266 f.). Rückgabe iſt Wiedereinräumung des Allein- 
beſitzes (vgl. § 1205 A 5); eine Überſendungspflicht beſteht nicht; beruhte das Pfandrecht 
auf Mitbeſitz des Pfandgläubigers, ſo iſt deſſen Aufgabe und Wiedereinſetzung des Ver⸗ 
pfänders in den Alleinbeſitz nötig; hatte der Pfandgläubiger den Mitverſchluß, ſo hat er den 
Schlüſſel herauszugeben. Ein Zurückbehaltungsrecht hat der Pfandgläubiger nur nach § 273, 
vgl. aber $ 369 HGB. Hat der Pfandnehmer durch eigene zurechenbare Handlung das 
Pfand verloren, ſo daß er es dem Pfandgeber nicht zurückliefern kann, dann iſt nicht etwa 
die geſicherte Forderung zur vollen Höhe erledigt, noch viel weniger eine zweite Forderung 
desselben Glaubigers, wegen der er das Pfand auf Grund kaufmänniſchen Zurückbehaltungs⸗ 
rechts hätte zurückhalten können, es hängt vielmehr alles vom Wert des Pfandes gegen⸗ 
über dem Betrage der Forderungen ab (R 117, 57f.). 

In entſprechender Anwendung des Abf 1 iſt angenommen worden, daß bei der Ver⸗ 
pfändung von Geſchäftsanteilen einer GmbH nach Befriedigung der geſicherten Forderung 
die über die Geſchäftsanteile etwa ausgefertigten und dem Gläubiger ausgehändigten Scheine 
zurückzugeben ſind, und daß der bisherige Pfandgläubiger jeden Eingriff in die Rechte des 
Anteilseigners fortan unterlaſſen muß, keinesfalls aber noch einen Pfandverkauf vornehmen 
darf (RG 100, 274). 3 ö 

2. Das Erlöſchen des Pfandrechts hat im Streitfalle der Verpfänder zu behaupten 
und zu beweiſen (RG 15. 1. 06 VI 154/06). Hinſichtlich der Erlöſchungsgründe ogl. 58 1250 
Abſ 2, 1252, 1258, 1255, 1256. Dem Erlöſchen ſteht gleich der Fall des $ 1254. 

3. Einlöſungsrecht des Verpfänders. Die Faſſung des Abs 2 erweckt den Anſchein, als 
ob der Verpfänder nur dann, wenn er nicht perſönlicher Schuldner iſt, Zug um Zug Rück- 
gabe des Pfandes gegen Befriedigung verlangen könnte, während der perſönliche Schulduer, 
der ſelbſt das Pfand beſtellt hat, gehalten wäre, vor der Rückgabe des Pfandes zu bezahlen. 
Dieſe offenbar nicht im Willen des Geſetzes liegende unbillige Schlußfolgerung iſt indeſſen 
abzulehnen. Auch der perſönliche Schuldner kann als Verpfänder verlangen, daß ihm Zug um 
Zug gegen die Befriedigung das Pfand zurückgegeben wird (MG 90, 72; 92, 282; JW 
1910, 39120; 1926, 284710; 20. 3.26 V 844/25). Dabei braucht der Verpfänder die geſicherten 
Forderungen in der Klage nicht zu beziffern, ſich nicht unter Angabe ihres Betrages zur Zah⸗ 
lung bereit zu erklären (R 92, 282; RG 9. 11. 20 VII 195/20). Will der Pfandeigentümer 
($ 1228 Abſ 2) den Pfandgläubiger durch Aufrechnung befriedigen, fo braucht die zur Auf- 
rechnung benutzte Forderung vorher noch nicht feſtgeſtellt zu fein (R daf). Über das Be⸗ 
friedigungsrecht des Eigentümers vgl. 9 1249. Soweit dem Verpfänder und dem 
Eigentümer das Einlöſungs⸗ und das Befriedigungsrecht zuſteht, kommt 8 267 Abſ 2 nicht 
zur Anwendung. 5 5 

4. Verhältnis des Abſ 2 zu Abſ 1. Vorheriges Erlöſchen des Pfandrechts iſt nur dann 
Vorausſetzung für den Anſpruch des Verpfänders auf Rückgabe des Pfandes, wenn das 
Pfandrecht auf andere Weiſe erliſcht als mittels Befriedigung des Pfandgläubigers durch 
den Verpfänder; z. B. wenn der perſönliche Schuldner zahlt, der nicht der Verpfänder iſt, 
oder in den Fällen der A 2. Der Verpfander dagegen, welcher ſich zur Befriedigung des 
Gläubigers bereit erklärt, kaun die Verurteilung des Pfandgläubigers zur Herausgabe des 
Pfandes Zug um Zug gegen die Zahlung der Schuld verlangen (RG 92, 281). Das Zahlungs 
erbieten gehört hier zum Klagegrund. „Der Pfandgläubiger kann dagegen den perſönlichen 
Schuldner, auch wenn dieſer der Verpfänder iſt, auf die Zeiſtung verklagen, ohne die Rück. 
gabe des Pfandes anzubieten. Aber es folgt in einem ſolchen Fall nicht aus Abſ 1 eine Vor 
leiſtungspflicht des Schuldner⸗Verpfänders, er darf vielmehr nach Ab] 2 verlangen, daß er 
nur gegen Rückgabe des Pfandes zu zahlen braucht. Bedenklich deshalb RG JW 1914, 76“, 
richtig RG 26. 6. 06 II 548/05. 

5. Entsprechende Anwendung des 8 1223 auf die Sicherungsübereignung. Vgl. RG 


92, 281; 1914, 765. 
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8 1224 
Die Befriedigung des Pfandgläubigers durch den Verpfänder kann auch 


durch Hinterlegung oder durch Aufrechnung erfolgen. 
E 1 1163 II 1131; M 3 816; P 3 462. 


Recht des Verpfänders zur Aufrechnung und Hinterlegung. Der Verpfänder ſoll, 
wenn er nicht perſönlicher Schuldner iſt (RG 25. 10. 19 V 190/19), das Recht 
haben, mit Forderungen, die ihm gegen den Pfandgläubiger zuſtehen, nach 88 887396 auf⸗ 
zurechnen, wie wenn er ſelbſt der perſönliche Schuldner wäre, und er ſoll ebenſo die For⸗ 
derung unter denſelben Vorausſetzungen und in derſelben Art durch Hinterlegung nach 
88 372—386 zur Tilgung bringen konnen, wie wenn er fie ſchulden würde (vgl. auch 8 1142 
Abſ 2). Mit Gegenforderungen des perſönlichen Schuldners gegen den Pfandgläubiger kann 
der Verpfänder nicht aufrechnen, fie bieten ihm aber nach § 1211 (770) Grund zu einer ver⸗ 
zögerlichen Einrede gegen den Anſpruch des Pfandgläubigers auf Befriedigung aus dem 
Pfande (RG Warn 1912 Nr 303). 


8 1225 


Iſt der Verpfänder nicht der perſönliche Schuldner, ſo geht, ſoweit er 
den Pfandgläubiger befriedigt, die Forderung auf ihn über. Die für 
einen Bürgen geltenden Vorſchriften des 8 774 finden entſprechende An⸗ 
wendung !)2)s). 

E I 1164 II 1132; M 3 816; P 3 462, 463. 


1. Übergang der Forderung auf den Verpfänder infolge der Befriedigung des 
Gläubigers durch ihn. Vgl. die Anmerkungen zu $ 774. Mit der Forderung geht 
aber im Falle des § 1225 auch das Pfandrecht über (vgl. 5 401 Up] 1, 412, 1250). Das 
Anwendungsgebiet des $ 1225 iſt dahin abzugrenzen: Die Vorſchrift ſteht nicht zur 
Seite dem Eigentümer eines Grundſtücks, auf dem eine verpfändete Hypothek haftet (n 
7. 3. 03 V 35/03); befriedigt er den Pfandgläubiger, jo bezahlt er keine fremde, ſondern 
feine eigene Schuld (RG 8. 11. 05 V 139/05). Iſt der den Pfandgläubiger befriedigende 
Verpfänder für die durch das Pfandrecht geſicherte Forderung auch nur zugleich als perlön- 
licher Schuldner haftbar (z. B. als Geſellſchafter für die durch das Pfandrecht geſicherte Forde ⸗ 
rung gegen feine Geſellſchaft), fo trifft $ 1225 nicht zu; aus ſonſtigen Gründen (z. B. nach 
5 426 Abſ 2) kann die Forderung natürlich übergehen (RG 91, 277). Anderſeits hat 8 12²⁵⁵ 
zwar nur den Fall im Auge, daß die Befriedigung des Gläubigers nicht aus dem Pfande er- 
folgt, aber auch wenn dieſes zutrifft, geht die durch das Pfandrecht geſicherte Forderung 
auf den Verpfänder über, der nicht — auch nicht zugleich — der perſönliche Schuldner 
iſt (vgl. 88 1247, 1288 Abf 2); die Forderung des Pfandgläubigers gilt als von dem Gläu. 
biger der verpfändeten und eingezogenen Forderung berichtigt, dadurch werden die Folgen 
des § 1225 — bei verpfändeten Rechten nach § 1273 Abi 2 — ausgelöst (RG 26. 11. 17 
IV 308/17), dieſer Teil der Entſcheidung iſt RG 91, 277 nicht mitabgedruckt, aber Recht 1918 
Nr 244—246). Wird der Pfandgläubiger erſt nach der Eröffnung des Konkursverfahrens 
über das Vermögen des Schuldners befriedigt, ſo können konkursrechtliche Beſtimmungen 
den Verpfänder hindern, die auf ihn übergegangene Forderung in dem Konkurſe zu ver⸗ 
folgen (RG Warn 08 Nr 480; 28 1917, 4720). Auf die ihm nach $ 1225 zuſtehenden Rechte 
kann der Verpfänder ſchon bei der Verpfändung verzichten (RG 71, 329). l 

2. Die entſprechende Anwendung des 8 774 bedeutet zunächſt, daß der Übergang nicht 
zum Nachteil des Gläubigers geltend gemacht werden kann und daß Einwendungen des 
Hauptſchuldners aus einem zwiſchen ihm und dem Verpfänder beſtehenden Rechtsverhaltmis 
unberührt bleiben. Befriedigt der Verpfänder den Gläubiger nur teilweiſe, jo geht bie For⸗ 
derung auch nur zu dieſem Teil auf ihn über. Der Gläubiger erleidet aber keinen Nachteil, 
wenn man annimmt, daß der Verpfänder, ſoweit er den Glaubiger befriedigt, auch ein dem 
Pfandrecht des Gläubigers im Range allerdings nachſtehendes Pfandrecht erwirbt. Zu ber 
ſonderen Zweifeln hat die entprechende Anwendung des § 774 inſofern gegeben, als ſie auch 
deſſen Ab} 2 umfaſſen ſoll. Das NG (83, 892; 85, 364) hat die einſchlagenden Fragen 
nur geſtreift, noch nicht eutſchieden, fie find weſentlich geklärt durch Strohal (Iheringsg 
61, 59ff.). — Wie bereits in A 5 zu $ 774 hervorgehoben, ſchraukt Abſ 2 dieſer Vor 
ſchrift die Folgen ein, die ſich aus Ab] 1 ergeben würden, und läßt Mitbürgen einander nur 
nach § 426 haften. Damit iſt nach deſſen Abſ 2 Satz 1 geſagt, daß trotz 88 401, 412 die 
Forderung des Gläubigers gegen die übrigen Mitbürgen auf den zahlenden Mitbürgen nur 
inſoweit übergeht, als er von den übrigen Mitbürgen Ausgleichung verlangen tann. Au 
mehrere Drittverpfänder angewendet, ergibt das den Satz: Beftiedigt ein Drittverpfander 
den Pfandgläubiger, fo geht das Pfandrecht an den von andern Drittverpfändern verpfandeten 
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Sachen auf den zahlenden Drittverpfänder nur inſoweit über, als er von den andern Dritt⸗ 
verpfändern Ausgleichung verlangen kann. Darüber, ob ein ſolcher Ausgleichsanſpruch be⸗ 
ſteht, ſagt weder $ 1225 noch $ 774 etwas. Denn nicht aus 9 774, ſondern aus $ 769 folgt 
die geſamtſchuldneriſche Haftung mehrerer Mitbürgen. Sie führt nach § 426 Abſ 1 Satz 1 
zu einer Haftung nach Kopfteilen, ſoweit nicht ein anderes beſtimmt iſt. Dergleichen Vor⸗ 
ſchriften ſind für mehrere Drittverpfänder nicht gegeben. Sie übernehmen eine Schuld- 
verbindlichkeit überhaupt nicht. Eine Ausgleichspflicht kann bei ihnen nur auf der Grundlage 
beſonderer Abreden entftehen. — Ebenſo geregelt iſt der entſprechende Fall im Hypotheken ⸗ 
recht nach 8 1143. Dort wird zwar nur auf § 774 Abſ 1 verwieſen, dafür aber § 1173 heran⸗ 
gezogen. Das ergibt folgenden Rechtsſatz: Beſteht für eine Forderung eine Geſamthypothek 
und befriedigt der Eigentümer eines der belaſteten Grundſtücke, der nicht der perſönliche 
Schuldner iſt, den Glaubiger, ſo geht die Hypothek an dem Grundſtück jedes der andern Eigen ⸗ 
tümer auf ihn über, ſoweit er von ihm oder ſeinem Rechtsvorgänger — der Erſatzanſpruch 
ihm gegenüber iſt auch in den Fällen des $ 1225 für genügend anzuſehen — Erſatz verlangen 
darf. Darüber, ob er das kann, ſagt auch hier das Geſez nichts. Auch hier können nur 
beſondere Abreden einen Erſatzanſpruch begründen. — Bei dieſer völlig gleichlaufenden 
Regelung hat es keine Bedenken, einen Drittverpfänder und den nicht perſönlich haftenden 
Eigentümer eines mit einer Hypothek belaſteten Grundſtücks in der Frage des Übergangs 
des Pfandrechts oder der Hypothek rechtlich ebenſo zu behandeln wie zwei Drittverpfänder 
oder wie zwei Eigentümer von Grundſtücken, die mit einer Geſamthypothek belaſtet ſind. 
3. Für das Verhältnis des Drittverpfänders zu einem Bürgen der pfandgeſicherten 
Forderung ſind beſondere Vorſchriften nicht gegeben. Soweit der Bürge den Gläubiger 
befriedigt, geht alſo die Forderung des Gläubigers gegen den Hauptſchuldner nach 9 774 
Abſ 1 auf ihn über und nach 89 401, 412 ift dasſelbe mit den Nebenrechten der Fall, alſo auch 
mit dem Pfandrecht an der Sache des Drittverpfänders. 8 1225 ſcheint den Schluß zu vecht- 
fertigen, daß umgekehrt auch ein Drittverpfänder, ſoweit er den Pfandgläubiger befriedigt, 
die Forderung mit den Nebenrechten erwirbt, alſo auch mit dem Anſpruch aus der BVürgſchaft. 
Das würde darauf hinauslaufen, daß derjenige das beſſere Recht hat, der zuerſt den Gläubiger 
befriedigt. Hier greift indeſſen $ 776 ein. Er zeigt, daß dem Bürgen der Rückgriff auf ein 
für die Hauptforderung beſtelltes Pfand unter allen Umſtänden erhalten bleiben ſoll. Wird 
ihm dieſe Möglichkeit genommen, ſei es, daß der Gläubiger das Pfandrecht aufgibt — dieſen 
Fall behandelt § 776 ausdrücklich —, lei es, daß der Gläubiger von dem Eigentümer der 
Pfandſache befriedigt wird oder daß er ſich ſelbſt aus dem Pfande befriedigt — dieſe Fälle find 
dem im 8 776 behandelten ſiungemäß gleichzuſtellen —, fo wird der Bürge inſoweit frei, als 
er aus dem Pfandrecht nach $ 774 hätte Erſatz verlangen können. Der Anſpruch des Oläu- 
bigers gegen den Bürgen erliſcht alſo in Höhe des Wertes des Pfandes und er kann deshalb 
infoweit nicht mehr auf den Drittverpfänder übergehen. Das beſſere Recht hat demnach der 
Bürge. Er hat es auch gegenüber dem Eigentümer eines mit einer Hypothek für die Forde⸗ 
rung belaſteten Grundſtücks, denn dieſer ſteht als ſolcher nach dem Geſagten und auch nach 
8 776 einem Drittverpfänder gleich. Von dem beſſeren Recht des Bürgen gegenüber dem 
Drittperpfänder geht — unausgeſprochen, — übrigens auch NG 75, 271 aus. Auf den 
gleichen Standpunkt hat ſich OLG Königsberg (Seuffu 76 Nr 85) geftellt. Mit Recht wird 
hier auch hervorgehoben, daß der Verpfänder, der mehr zahlt, als die Pfandſache wert iſt, 
ſich wegen des Mehrbetrags, aber auch nur wegen dieſes, an den Bürgen halten kann. 


8 1226 


Die Erſatzanſprüche des Verpfänders wegen Veränderungen oder Ber⸗ 
ſchlechterungen des Pfandes ſowie die Anſprüche des Pfandgläubigers auf 
Erſatz von Verwendungen oder auf Geſtattung der Wegnahme einer Ein⸗ 
richtung verjähren in ſechs Monaten. Die Vorſchriften des § 558 Abſ 2, 3 


finden entſprechende Anwendung!). 
E II 1138; P 3 460. ee 
1, Nach entſprechend anzuwendenden Vorſchriften des Mietrechts beginnt die Ver⸗ 
fahrend ber Eriehnefprätie des Verpfänders wegen Veränderungen und Verſchlechterungen 
des Pfandes (§ 1215) mit der Nüdgabe des Pfandes. Wird das Pfand nicht zurückgegeben, 
fo verjähren die Erſatzanſprüche gleichzeitig mit dem Anſpruch auf Rückgabe des Pfandes. 
Die Verjährung der Anfprliche des Pfandglaubigers auf Erſatz von Verwendungen oder 
Geſtattung der Wegnahme einer Einrichtung 8 1216) beginnt mit der Beendigung des durch 
n dem Verpfänder und dem Pfandgläubiger begründeten Rechts⸗ 


di { ge! 5 9 1 : 
ei En Anſprüche des Eigentümers, der nicht Verpfänder iſt, ſind die 


Vorſchriften des $ 1226 nicht anwendbar. 
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8 1227 


Wird das Recht des Pfandgläubigers beeinträchtigt, ſo finden auf die 
Anſprüche des Pfandgläubigers die für die Anſprüche aus dem Eigentume 
geltenden Vorſchriften entſprechende Anwendung 1) 2). 

E I 1155 II 1134 M 3 809, 810; P 3 454. 


1. Rechtsſchutz für das Pfandrecht. 

Abgeſehen von den Rechtsbehelfen, die dem Pfandgläubiger als Beſitzer der Sache zuſtehen 
(88 858 ff., 1007, vgl. RG 57, 325), und den Rechten, die ihm aus dem Pfandvertrag erwachſen, 
ſind dem Pfandgläubiger zum Schutze ſeines Pfandrechts als dinglichen Rechtes vom Geſetze die 
gleichen Anſprüche eingeräumt wie dem Eigentümer zum Schutze des Eigentums. Er hat bei 
Entziehung und Vorenthaltung des Beſitzes der Pfandſache auf Grund ſeines Pfandrechts gegen 
den Beſitzer den Anſpruch auf Herausgabe nach den SS 985-997, 999—1003, einſchließ⸗ 
lich der Schadenserſatzanſprüche aus den §88 989— 992; bei ſonſtigen Beeinträchtigungen gegen 
den Störer den Anſpruch auf Unterlaſſung und Beſeitigung (§ 1004); der Pfand⸗ 
gläubiger hat ebenſo wie der Eigentümer der Sache das Recht, von dem Beſitzer des fremden 
Grundſtücks, auf das die Pfandſache geraten iſt, zu verlangen, daß er ihm das Auf⸗ 
ſuchen und Wegſchaffen geſtattet (88 1005, 867), hat im Beſitze der Pfandſache (ſelbſt 
dem Eigentümer gegenüber) die Vermutung des Pfandrechts für ſich ($ 1006). Bei 
gemeinſchaftlichem Pfandrechte ſtehen jedem der Pfandgläubiger die Anſprüche aus dem Pfand⸗ 
rechte Dritten gegenüber in Anſehung der ganzen Pfandſache nach 8 1011 zu. Die Anſprüche 
auf Herausgabe und Erſatz von Nutzungen der Pfandſache (88 987, 988, 990, 991, 993) ſtehen 
dem Pfandgläubiger nur inſoweit zu, als er ſelbſt berechtigt iſt, die Nutzungen zu ziehen ($ 1213), 
jedoch müſſen ihm die Erzeugniſſe, auf die ſich ſein Pfandrecht erſtreckt (8 1212), jedenfalls 
herausgegeben werden. 

2. Entſprechende Anwendung. Die Vorſchrift iſt unmittelbar nur für das Pfandrecht 
an beweglichen Sachen gegeben. Auf das Pfandrecht an einem Recht iſt ſie höchſtens dann 
entſprechend anwendbar, wenn der Pfandgläubiger in den Beſitz eines körperlichen Gegen⸗ 
ſtandes, z. B. einer Urkunde, gelangt iſt (RG 14. 5. 18 VII 51/18). 


8 1228 


Die Befriedigung des Pfandgläubigers aus dem Pfande erfolgt durch 
Verkauf!). 

Der Pfandgläubiger iſt zum Verkaufe berechtigt, ſobald die Forderung 
ganz oder zum Teil fällig iſt. Beſteht der geſchuldete Gegenſtand nicht in 
Geld, ſo iſt der Verkauf erſt zuläſſig, wenn die Forderung in eine Geldforde⸗ 
rung übergegangen ijt?)3). 

E 1 1165 II 1135; M 3 817—819; P 3 468. 


1. Befriedigung des Pfandgläubigers durch Pfandverkauf. Das Recht des Pfand. 
gläubigers, ſich durch den Verkauf der Sache zu befriedigen, iſt Hauptgegenſtand des Pfand⸗ 
rechts, ſeine Ausübung deſſen natürliche Verwirklichung. Aber auch nur zu ſeiner Be⸗ 
friedigung darf der Pfandgläubiger das⸗Pfand verkaufen, alſo nicht mehr, wenn die Schuld, 
ſei es auch verſpätet, getilgt worden iſt (RG 100, 277). Der Verkauf der Pfandſache iſt nur 
Recht, nicht Pflicht des Pfandgläubigers (RG 23. 6. 14 II 167/14). Nach ZPO 8 777 
muß ſich indeſſen der Gläubiger, wenn er für ſeine vollſtreckungsreife Forderung ein Pfand⸗ 
recht an einer Sache des Schuldners (nicht alſo auch eines Dritten) hat, den Wider⸗ 
ſpruch des Schuldners gegen die Zwangsvollſtreckung in das übrige Vermögen gefallen 
laſſen, ſoweit der Wert des Pfandes die Forderung deckt (beneficium excussionis realis). 
5 1 5 kann im Konkursverfahren über das Vermögen des Eigentümers der Pfandſache der 

onkursverwalter den Pfandaläubiger nach KO 8 127 zur Ausübung feines Verkaufsrechts 
anhalten und unter gewiſſen Vorausſetzungen den Pfandverkauf ſelbſt betreiben. Ein Bürge 
kann nach $ 772 Abſ 2 verlangen, daß der Gläubiger, dem an einer beweglichen Sache des 
Hauptſchuldners ein Pfand (oder ein Zurückbehaltungs⸗) Recht zuſteht, zunächſt aus dieſer 
Sache Befriedigung ſucht. Vgl. ferner wegen der Verpflichtung zum Pfandverkauf $ 1218 
A 1. Gänzlicher Ausſchluß des Verkaufsrechts durch Vereinbarung iſt nicht zuläſſig (vgl. 
§ 1204 A 9). Iſt Geld verpfändet, fo bedarf es des Verkaufs nicht, da er ja nichts Weiteres 
iſt als die Umwandlung der Sache in Geld. Der Pfandgläubiger kann ſich alſo aus dem 
Gelde unmittelbar befriedigen, d. h. ſich das Geld aneignen. Pfandgläubiger im Sinne des 
§ 1228 ift auch der nachſtehende Pfandgläubiger, auch er darf den Verkauf vornehmen, 
wenn er dazu in der Lage iſt (RG 87, 325; 97, 42). Wenn dem Buchbinder die ihm zum 
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Einbinden übergebenen Bücher als ſolche vertragsmäßig verpfändet ſind, ſo darf er 
nach Eintritt der Verkaufsbefugnis die Bücher auch als ſolche, nicht nur als bedrucktes Papier 
(Makulatur) verkaufen, denn die Verbreitungsbefugnis nach $ 11 LitllG verb. mit $ 1 VerlG 
iſt ihm ſtillſchweigend mitübertragen. Das gleiche wird auch anzunehmen ſein, wenn die 
Bücher ſchlechthin verpfändet find, nicht aber, wenn der Buchbinder nach $ 647 ein geſetzliches 
Pfandrecht an den Büchern erlangt hat. Übergeben werden in ſolchem Fall nur die Bücher, 
nicht das Verbreitungsrecht. Die Bücher ſind nicht deſſen Träger. Seine Verpfändung iſt 
nur aus dem Vertragswillen herzuleiten. Ein Pfandvertrag wird aber bei Abſchluß des 
Werkvertrags nicht abgeſchloſſen, ſonſt wäre das Pfandrecht ja auch kein geſetzliches (vgl. 
Seuffü 69 Nr 122 und Allfeld in LZ 1915, 476 ff.). Über die Zuläſſigkeit der Befriedigung 
aus dem Pfande im Wege der Zwangsvollſtreckung vgl. 8 1238 Abſ 2 und A 2, über die 
Unzuläſſigkeit der Pfandverfallabrede § 1229. 

2. Vorausſetzung des Verkaufsrechts oder, allgemeiner ausgedrückt, des Rechtes, Be⸗ 
friedigung aus dem Pfande zu ſuchen, iſt bei Geldforderungen lediglich die Fälligkeit der 
Forderung. Damit iſt die fon. Pfandreife eingetreten (RG 98, 72). Unſtreitigkeit, ins⸗ 
beſondere Feſtſtehen des Betrags (Liquidität), it nicht erforderlich, auch nicht, daß der Schuld⸗ 
ner im Verzug iſt oder der Gläubiger einen Vollſtreckungstitel beſitzt, weder einen für ſeine 
Forderung, noch einen für fein Recht auf Befriedigung aus dem Pfande (vgl. § 1233 Abſ 2, 
1277, auch § 371 Abſ 3 HGB). Es genügt, daß ein Teil der Forderung fällig iſt, z. B. 
Zinſen. Den Beteiligten ſteht indeſſen frei, zu vereinbaren, daß der Pfandverkauf erſt nach 
Mahnung des Schuldners oder erſt dann zuläſſig ſein ſoll, wenn der Schuldner (3. B. für 
Zinſen) kängere Zeit im Rückſtande iſt. Der Verpfänder, der nicht zugleich perſönlicher 
Schuldner iſt, ann nach dem Geſetze nicht verlangen, daß vor dem Pfandverkaufe die Bei ⸗ 
treibung vom Schuldner verſucht wird. Vereinbart kann auch dieſes werden; vgl. auch 
30 8 777. Die erwähnten Vereinbarungen können aber nur mit ſchuldrechtlicher 
Wirkung getroffen werden, da vertragliche Abänderungen mit dinglicher Wirkung hier 
nicht zugelaſſen ſind, wie das ausnahmsweiſe im § 1245 geſchehen iſt (vgl. A 1 daſ.). Ab⸗ 
reden, welche die Vorausſetzungen des Pfandverkaufs ermäßigen, ſind überhaupt unzuläſſig. 
Iſt die Forderung, für die das Pfandrecht beſteht, keine Geldforderung, fo gilt für die Zuläſſig. 
keit des Pfandverkaufs das weilere Erfordernis, daß ſie in eine Geldforderung übergegangen 
fein muß. Wegen des Pfändungspfandrechts vgl. inſoweit $ 1210 A 2 a. E. Hat nach 
dem beſtehenden Schuldverhältniſſe der Pfandgläubiger die Wahl, Geld oder eine andere 
Leiſtung zu verlangen, oder ift vereinbart, daß der Schulduer im Falle der Nicht⸗ 
erfüllung der urſprünglichen Schuldverbindlichkeit eine Geldſumme zu zahlen hat, ſo 
kann der Pfandgläubiger bei Fälligkeit der Forderung ohne weiteres das Verkaufsrecht aus⸗ 
üben. In den Fällen der 88 280, 283, 286 hat er abzuwarten, bis ſich die Forderung in 
eine Schadenserſatz Geldforderung umwandelt. Der Anſpruch eines Bürgen auf Befreiung 
von der Bürgſchaft verwandelt ſich in einen Geldzahlungsanſpruch, ſobald der Bürge bei 
Zahlungsunfähigkeit des Hauptſchuldners belangt wird. Der Bürge darf dann aus einem 
ihm vom Hauptſchuldner geſtellten Pfande Befriedigung ſuchen (RG 78, 34). 

3. Wegen entſprechender Anwendung der Vorſchriften über die Art und Weiſe des 
Pfandverkaufs auf die Verwertung einer zur Sicherheit übereigneten Sache vgl. A 6 Abſ 4 
zu $ 980. 


$ 1229 


1) Eine vor dem Eintritte der Verkaufsberechtigung getroffene Verein⸗ 
barung, nach welcher dem Pfandgläubiger, falls er nicht oder nicht rechtzeitig 
befriedigt wird, das Eigentum an der Sache zufallen oder übertragen werden 


ſoll, iſt nichtig). 
E I 1167 II 1186; M 3 820, 821; P 3 467. 


1. Das Verbot des Verfallvertrags wendet ſich gegen die Bedingung der Nichtzahlung, 
fie iſt es, welche die eigentümliche Gefahr des Verfallbertrags ſchafft. Nicht unter das Verbot 
fällt deshalb ein Vertrag, bei dem es dem Gläubiger freiſtehen ſoll, auch bei rechtzeitigem 
Zahlungsangebot das Pfand zu erwerben (RG Warn 1026 Nr 153). Das Verbot erfaßt aber 
eine Vereinbarung, bei welcher der Pfandgläubiger bei Eintritt der Verkaufsberechtigung 
befugt ſein ſoll, das Pfand zum laufenden Markt- oder Börſenpreiſe zu behalten (M 3, 821) 
dagegen wiederum nicht den Fall, daß dem Pfundgläubiger durch Vereinbarung die Be⸗ 
ſugnis eingeräumt wird, das Pfand aus freier Hand zu verkaufen (NG Gruch 48, 409). Auf 
die ernſthaft gemeinte Sicherheitsübereignung und auf den Eigentumsvorbehalt für 
den Kaufpreis kaun $ 1229 nicht angewendet werden, val. A 6 Abſ 4 zu § 930. Nach Ein- 
tritt der Verkaufsberechtigung find Vereinbarungen über den Verfall des Pfandes durch 
$ 1229 nicht mehr verboten (N 1. 4. 16 V 80/16), fie können aber nach $ 138 nichtig fein. 
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2. Folgen der Nichtigkeit. Ob infolge der Nichtigkeit der Nebenabrede über den Verfall 
des Pfandes der ganze Pfandvertrag nichtig wird, iſt nach § 139 zu beurteilen. Nach der 
beſonderen Lage des Falles wird es auch zu beurteilen fein, ob die Verfallklauſel im Zu⸗ 
ſammenhalt mit den ſonſtigen Umſtänden den ganzen Vertrag als wucheriſch (8 138) er- 
ſcheinen läßt. Für ſich allein macht die Klauſel den Vertrag nicht notwendig zu einem 
wucheriſchen (RG IW 09, 719°). 


8 1230 


Unter mehreren Pfändern kann der Pfandgläubiger, ſoweit nicht ein 
anderes beſtimmt iſt, diejenigen auswählen, welche verkauft werden ſollen!). 
Er kann nur ſo viele Pfänder zum Verkaufe bringen, als zu ſeiner Befriedi⸗ 
gung erforderlich ſind ). 

E I 1176 II 1137; M 3 828; P 3 479. 

1. Das Auswahlrecht des Pfandgläubigers bei mehreren Pfändern entſpricht der 
im § 1222 über die Haftung der mehreren Pfänder gegebenen Beſtimmung. Es iſt vom 
Geſetze nach keiner Richtung beſchränkt, auch dann nicht, wenn die Ausübung ſeines Rechtes 
dem Gegner zum Schaden gereicht, vorbehaltlich natürlich des Verbots der Schikane im 8 226 
(RG 98, 73). Der Pfandgläubiger kann alſo nach feinem Belieben auswählen. Ab⸗ 
weichende Vereinbarungen binden den Pfandgläubiger perſönlich, haben aber keine ding⸗ 
liche Wirkung; der ihnen zuwider vorgenommene Pfandverkauf iſt rechtmäßig und gültig, 
macht aber den Pfandgläubiger ſchadenserſatzpflichtig (8 1243). 

2. Die Beſchränkung des Verkaufsrechts auf den Bedarf für die Befriedigung iſt 
dinglicher Art, ihr zuwider vorgenommener Verkauf führt nicht nur zu Schadenserſatzan⸗ 
ſprüchen, ſondern iſt unrechtmäßig (81243). Nicht unbedenklich deshalb RG 21. 8. 28 1125/22, 
wo ein Verſchulden des Pfandgläubigers anerkannt, aber auf das größere Verſchulden des 
andern Teils Gewicht gelegt wird. Durch Vereinbarung kann aber dem Pfandgläubiger 
eine weitergehende Befugnis eingeräumt werden (RG ZW 08, 14229), denn die Vor⸗ 
ſchrift iſt, wie ſich aus der Begründung (III, 829) ergibt, nicht zwingenden Rechtes. Dahin⸗ 
gehender Wille der Beteiligten kann auch aus den Umſtänden wie aus der Art des Pfand⸗ 
gegenſtandes (3. B. Verpfändung von einem Paar Schuhe) entnommen werden. Das Verbot 
übermäßigen Verkaufs hat auch bei Verpfändung von Sachmengen: Faß Wein, Haufen Ge⸗ 
treide, Anwendung zu finden. Ein dabei nach den Umſtänden gebotener oder unvermeid⸗ 
licher Überverkauf verſtößt nicht gegen § 1230. 


8 1231 


1) Iſt der Pfandgläubiger nicht im Alleinbejite?) des Pfandes, jo kaun 
er nach dem Eintritte der Verkaufsberechtigung die Herausgabe des Pfandes 
zum Zwecke des Verkaufs fordern). Auf Verlangen des, Verpfänders hat 
an Stelle der Herausgabe die Ablieferung an einen gemeinſchaftlichen Ver⸗ 
wahrer zu erfolgen; der Verwahrer hat ſich bei der Ablieferung zu ver⸗ 
pflichten, das Pfand zum Verkaufe bereitzuſtellen“). 

E II 1138; P 3 468. 

1. Anſpruch auf Herausgabe des Pfandes zum Zwecke des Verlaufe. Es handelt ſich 
um den Anfpruch gegen den mitbeſitzenden Verpfänder. Inwiefern der Pfand- 
gläubiger von Dritten, die ſich im Alleinbeſitz oder Mitbeſitz befinden, Herausgabe verlangen 
kann, ergibt ſich nicht aus § 1231, ſondern je nach der Rechtsſtellung, die dieſe Dritten gegen ⸗ 
über dem Pfandgläubiger haben, nach den für dieſe Rechtsſtellung geltenden beſonderen 
Vorſchriften. 

2. Nicht im Alleinbeſitz. Den Gegenſatz von Alleinbeſitz bildet der Mitbeſitz. Darin, 
daß beim unmittelbaren Beſitze des Pfandgläubigers der Verpfänder ebenfalls Beſitzer, nämlich 
mittelbarer Beſitzer ift (8 868), liegt kein Mitbeſitzverhältnis. Jeder von beiden iſt Alleinbeſitzer 
im Sinne des § 1231. Auch wenn der Pfandgläubiger auf dem Wege des § 1205 Ab] 2 
mittelbarer Beſitzer geworden iſt, iſt er Alleinbeſitzer im Sinne des § 1281. Sein Anſpruch auf 
Herausgabe gegen den dritten unmittelbaren Beſitzer iſt der ihm nach 8 870 abgetretene, und 
es iſt ſeine Sache, dieſen geltend zu machen, um die Pfandſache in die Hand zu bekommen, 
wenn ihm nicht § 986 Abſ 2 entgegenſteht. ö 

3. Herausgabe, d. h. Einräumung des Alleinbeſitzes, woraus ſich auch die Notwendig 
keit der Aufhebung des Mitverſchluſſes des Verpfänders (8 1206) ergibt. Iſt das Pfandrecht 
durch Übertragung des mittelbaren Mitbeſitzes auf den Pfandgläubiger in der Art beſtellt 
worden, daß der Drittbeſitzer verpflichtet worden iſt, nur an den Eigentümer und den Gläubiger 
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gemeinſchaftlich herauszugeben, ſo geht der Anſpruch des Pfandgläubigers auf Herausgabe 
nach § 1231 dahin, daß ihm der mittelbare Alleinbeſitz übertragen und der Drittbeſitzer er- 
mächtigt wird, an ihn allein zum Zwecke des Verkaufs herauszugeben. 

4. Ablieferung an einen Verwahrer. Das Verlangen ſteht dem Verpfänder ſowohl 
im Falle des unmittelbaren wie des mittelbaren Mitbeſitzes zu, unbeſchadet natürlich der 
Rechte des Dritten auf den Beſitz. Der Verwahrer iſt im Streitfalle vom Prozeßgerichte 
zu beſtimmen. Er hat ſich dem Pfandgläubiger gegenüber zu verpflichten, das Pfand 
zum Verkauf bereitzuſtellen. Verlangt der auf Herausgabe verklagte Verpfänder, nur zur 
Ablieferung an einen Verwahrer verurteilt zu werden, ſo muß der Pfandgläubiger ſeinen 
Antrag entſprechend ändern, widrigenfalls er abgewieſen wird (88 268 Nr 3, 308 Abf 1 8 O). 
Der Verwahrer wird gegebenenfalls durch das Urteil beſtimmt. 


8 1232 


Der Pfandgläubiger iſt nicht verpflichtet, einem ihm im Range nachſtehen⸗ 
den Pfandgläubiger das Pfand zum Zwecke des Verkaufs herauszugeben. 
Iſt er nicht im Beſitze des Pfandes, ſo kann er, ſofern er nicht ſelbſt den Ver⸗ 
kauf betreibt, dem Verkaufe durch einen nachſtehenden Pfandgläubiger nicht 
widerſprechen!)2)s). 

E I 1166 II 1189; M 3 819, 820; P 3 466, 467. 


1. Ordnung der Berkaufsberechtigung beim Zuſammentreffen mehrerer im Range ver⸗ 
ſchiedener Pfandrechte an der Sache. Die Vorſchrift des 9 1232 führt zu folgenden Ergebniſſen: 
Der vorgehende Pfandgläubiger iſt in der Ausübung feiner Verkaufsberechtigung durch 
den nachgehenden in keinem Falle gehindert. Iſt er im Beſitze des Pfandes, ſo kann er ohne 
weiteres zum Verkaufe ſchreiten, wenn die Zeit der Verkaufsberechtigung gekommen iſt. 
Iſt nicht er im Beſitze des Pfandes, ſondern der nachſtehende Pfandgläubiger, jo kann 
er von dieſem auf Grund ſeines vorgehenden Pfandrechts die Herausgabe verlangen, um 
den Verkauf zu betreiben. Will er aher den Verkauf nicht ſelbſt betreiben, oder kann er es 
nicht, weil feine Forderung noch nicht fällig iſt, jo kann er auch den nachgehenden Pfandgläu · 
biger, der zum Verlaufe ſchreiten will, daran nicht hindern, muß ihm vielmehr den Beſitz zu 
diefem Zwecke laſſen (RG 87, 325; 97, 42). Der nachgehende Pfandgläubiger iſt in 
ungünſtigerer Lage. It er im Beſitze, fo kann er allerdings von feiner Verkaufsberechtigung 
Gebrauch machen, aber nur, wenn nicht der vorgehende Pfandgläubiger den Verkauf betreiben 
will. Ein Pfandverkauf durch den nachgehenden Gläubiger führt zwar zum Erlöſchen auch 
des vorgehenden Pfandrechts an der Sache und ſetzt den Erlös an ihre Stelle als Sicherungs⸗ 
und Befriedigungsmittel ($ 1247), beeinträchtigt aber nicht das vorgehende Pfandrecht als 
ſolches, entſpricht vielmehr dem Weſen des Pfandrechts überhaupt (RG 87, 325f.). Will 
der vorgehende Pfandgläubiger den Verkauf betreiben oder iſt er auch nur im Beſitze der 
Pfandſache, ſo iſt der nachgehende Pfandgläubiger am Gebrauche ſeiner Verkaufsberechtigung 
gehindert. Er kann ſich zwar dem etwaigen Pfandverkaufe des vorgehenden anſchließen, aber, 
wenn dieſer zum Verkaufe nicht willens oder imſtande ift, fo hat er nicht das Recht, die Heraus ⸗ 
gabe zu verlangen, um den Pfandverkauf zu betreiben. Es bleibt ihm nur die Möglichkeit der 
Befriedigung des vorgehenden Pfandgläubigers, ſobald der Schuldner zur Leiſtung berechtigt 
iſt (§ 1249). Erwirbt er auf dieſe Art das vorgehende Pfandrecht, ſo kann er Herausgabe des 
Pfandes verlangen und den Pfandverkauf zugunſten beider Pfandrechte betreiben. d 

2. Für mehrere im Range gleichſtehende Pfandgläubiger, die ſich im gemeinſchaftlichen 
Beſitz der Pfandſache befinden, gelten die Regeln von der Gemeinſchaft (85 741 ff.). Iſt 
nur einer von ihnen im Beſitz fo können die anderen nicht mindere Rechte haben als der nach- 
ſtehende Gläubiger nach $ 1232. Darüber hinaus dürfen ſie verlangen, an dem Verkauf des 
Pfandes mitzuwirken, ſoweit ihnen die Verkaufsberechtigung bereits zuſtaht. 


3. Wegen der Klage auf vorzugsweiſe Befriedigung gegenüber einem Pfändungspfand⸗ 
recht vgl. $ 805 ZPO. 
S 1233 
1) Der Verkauf des Pfandes iſt nach den Vorſchriften der 88 1234 bis 1240 


zu bewirken. 
Hat der Pfandgläubiger für ſein Recht zum Verkauf einen vollſtreckbaren 
Titel gegen den Eigentümer erlangt, ſo kann er den Verkauf auch nach den 
für den Verkauf einer gepfändeten Sache geltenden Vorſchriften bewirken 
laſſen?). 
EI 1169 II 1140; M 3 822, 828; P 3 474—476. 
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1. Verkaufsverfahren. Vereinbarungen über ein von den 88 1234-1240 abweichendes 
Verkaufsverfahren ſind nach $ 1245 zuläſſig, vgl. aber Abſ 2 dal. und für den Fall, daß das 
vereinbarte Verfahren nicht innegehalten worden it NG LZ 24, 200. In den 88 11234 —1240 
iſt nur das regelmäßige Verfahren beſtimmt. Danach verkauft der Pfandgläubiger im eigenen 
Namen aber für Rechnung des Verpfänders. Für Sachmängel braucht er im Falle des § 461 
nicht zu haften, für Rechtsmängel haftet er an ſich, doch ſchützen ihn 88 439, 1244. Beſondere 
landesrechtliche Vorſchriften können nach EG Art 94 über das Verkaufsverfahren der gewerb⸗ 
lichen Pfandleiher und der Pfandleihanſtalten erlaſſen werden. Wegen der Sicherungs⸗ 
übereignung vgl. A 6 Abſ 4 zu $ 930. Darüber, ob der Sicherungsnehmer bei der Ver⸗ 
wertung der Sache an die Vorſchriften über den Pfandverkauf gebunden ſein ſoll, entſcheidet 
der Vertragswille (RG 59, 190; 76, 347; 83, 53; 95, 245). Bei Kuxen iſt es regelmäßig an- 
zunehmen (RG 107, 336). Wenn aber für die Einlöſung einer übereigneten Sache eine Friſt 
und weiter beſtimmt iſt, daß der Sicherungsnehmer nach fruchtloſem Verſtreichen der Friſt 
frei über die Sache ſoll verfügen können, fo ift er an die $$ 1220 ff. nicht gebunden (RG Gruch 
64, 482). — Eine Pfandveräußerung nach 88 1223 Abſ 1ff. iſt nicht wegen § 5 des Kriegs⸗ 
teilnehmerſchutzgeſetzes v. 4. 8. 14 (RGBl 328) und wegen der ſpäteren gleichartigen Be⸗ 
ſtimmungen unzuläſſig. Die Schutzvorſchriften betreffen nur ein Zwangsvollſtreckungs⸗ 
verfahren nach den Regeln der ZPO (NG 102, 378). 

2. Verkauf nach den Vorſchriften über den Verkauf gepfändeter Sachen und Verkauf 
im Wege der Zwangsvollſtreckung. Iſt der Eigentümer des Pfandes zugleich der perſön⸗ 
liche Schuldner, und hat der Pfandgläubiger gegen ihn einen vollſtreckbaren Titel auf Zahlung 
der Schuld ſo kann er mit dieſem Titel auch die Vollſtreckung in das Pfand betreiben. Dieſe 
Vollſtreckung iſt jedoch gewöhnliche Zwangsvollſtreckung, kommt als Pfandveräußerung im 
Sinne der §8 1233 ff. überhaupt nicht in Betracht, unterſteht ausſchließlich den Vorſchriften 
der ZPO, ſetzt alſo insbeſondere die nochmalige Pfändung der Sache und deren Zuläſſigkeit 
nach den Vorſchriften der ZPO voraus und gründet ſich nicht auf Abſ 2. Das im Abſ 2 
zugelaſſene Verfahren hat ein weſentlich beſchränkteres Gebiet. Es greift nur dann 
Platz, wenn, was ſelten ſein wird, der Pfandgläubiger gegen den Eigentümer (nicht 
gegen den Verpfänder oder perſönlichen Schuldner, wenn dieſer nicht Eigentümer iſt) ein 
vollſtreckbares Urteil dahin erwirkt hat, daß dieſer den Pfandverkauf dulden muß (RG L8 
1916, 142714). Ein ſolches Urteil wird vorkommen, wenn der Eigentümer des Pfandes gegen 
die Berechtigung zum Pfandverkauf Einwendungen erhoben hat, oder in ähnlicher Weiſe, 
wenn ein durch ſog. kaltes Abbrennen geſchädigter Hypothekengläubiger die Zwangsvollſtreckun 
in die beifeite geſchafften Inventarſtücke betreiben will (RG 6. 5. 16 V 446/14) oder au 
wenn Sachen, welche dem Vermieterpfandrecht unterliegen, den Eigentümer gewechſelt haben 
(RG 104, 301). Iſt das vom Pfandgläubiger erwirkte Urteil vollſtreckbar, ſo hat er das 
Recht des Pfandverkaufs nach den Regeln der ZPO neben dem Rechte der Veräußerung nach 
den Vorſchriften der 88 1234 bis 1240. Eine neuerliche Pfändung hat nicht ſtattzufinden; 
die Vorſchriften der ZPO über die Pfändung (3 PO 88 803—813) greifen nicht Platz, wohl 
aber die Vorſchriften der 88 814, 816, 817, 820-823, 825 ZPO. Die einwöchige Friſt des 
$ 816 3 läuft im Falle des Verfahrens nach Abſ 2 vom Zeitpunkte der Erlangung des 
Vollſtreckungstitels ab. Die Verſteigerung wird an dem Orte zu erfolgen haben, wo das 
Pfand aufbewahrt wird oder, wenn dieſer ungeeignet iſt, an einem anderen geeigneten Orte 
($ 1236). An Stelle des $ 806 ZPO wird $ 1242, an Stelle des § 817 Abſ 4 3 wird 
BGB 8 1239, an Stelle des $ 818 ZPO 5 1230 Satz 2 BGB, an Stelle des $ 819 35O 
9 1247 BGB anzuwenden fein. Die $$ 1244, 1248, 1249 BGB finden auch bei der Pfand⸗ 
veräußerung auf dieſem Wege Anwendung. 


8 1234 


1) Der Pfandgläubiger hat dem Eigentümer den Verkauf vorher anzu⸗ 
drohen und dabei den Geldbetrag zu bezeichnen?), wegen deſſen der Verkauf 
ſtattfinden ſoll. Die Androhung kann erſt nach dem Eintritte der Verkaufs⸗ 
berechtigung erfolgen; ſie darf unterbleiben, wenn ſie untunlich iſt. 

Der Verkauf darf nicht vor dem Ablauf eines Monats?) nach der Ans 
drohung erfolgen. Iſt die Androhung untunlich, ſo wird der Monat von dem 
Eintritte der Verkaufsberechtigung an berechnet. 

E I 1170 II 1141; M 3 828, 824; P 3 476. 

1. Androhung des Verkaufs und Wartefriſt. Der Verkauf iſt nur dem Eigentümer 
anzudrohen, nicht dem Verpfänder, der nicht Eigentümer iſt — vgl. jedoch $ 1248 — und auch 


nicht dem perſönlichen Schuldner. Auf das Androhen und die Wartefriſt kann der Eigen⸗ 
tümer auch vor dem Eintritt der Verkaufsberechtigung nach § 1245 Abſ 1 verzichten. Die Nicht 
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beobachtung der Vorſchriften über die Androhung und Wartefriſt zieht Schadenserſatzpflicht 
nach ſich, gefährdet aber die Gültigkeit des Verkaufs nicht (§ 1243). Im Rechtsſtreit hat 
gegebenenfalls der Pfandgläubiger zu beweiſen, daß auch bei ordnungsmäßigem Verkauf 
kein höheres Ergebnis erzielt worden wäre (RG 77, 205; 23 24, 200). Die Vorſchrift erſtreckt 
ſich ſowohl auf den Fall der Verſteigerung, wie auf den des freihändigen Verkaufs nach 
81235 Abſ 2. Sie ſoll dem Eigentümer die Einlöſung des Pfandes ermöglichen. Was un⸗ 
tunlich iſt, entſcheidet ſich nach den Umſtänden des einzelnen Falles (RG 21. 3. 23 1125/22). 

2. Zeit und Ort des bevorſtehenden Verkaufs brauchen bei der Androhung nicht bezeichnet 
zu werden, vgl. aber § 1237 Satz 2. 5 

3. Kürzere Friſt, nämlich eine Woche, wenn die Verpfändung auf der Seite des Pfand ⸗ 
gläubigers und des Verpfänders ein Handelsgeſchäft iſt (HGB $ 368). Friſtberechnung 
nach 88 186 ff. Die Banken pflegen auch die einwöchige Friſt durch ihre Geſchäftsbedingungen 
zu beſeitigen, ſo daß ſie im Handel mit Wertpapieren ungebräuchlich iſt (RG 109, 327). 


8 1235 


Der Verkauf des Pfandes iſt im Wege öffentlicher Verſteigerung zu be⸗ 
wirken“). 

Hat das Pfand einen Börſen⸗ oder Marktpreis, ſo findet die Vorſchrift 
des § 1221 Anwendung?) ). 

E I 1171 II 1142; M 3 824; P 3 476—478; 6 166. 


1. Öffentliche Verſteigerung vgl. 88 383 Ab] 3, 966, 1219. Der zugrunde liegende Rechts · 
gedanke geht dahin, daß bei einer öffentlichen Verſteigerung am eheſten der wahre Wert als 
Erlös erzielt wird, weil ſo ein möglichſt großer Kreis von Bietern herangezogen wird. Wer 
ein Pfand freihändig unter ſeinem Wert veräußert hat, kann fich alſo nicht damit entſchuldigen, 
daß bei einer öffentlichen Verſteigerung auch kein höheres Gebot abgegeben ſein würde (RG 
Warn 1919 Nr 194). Die zur Sicherung der Volksernährung erlaſſene VO über Wein v. 
31. 8. 17 (RG Bl 751) verbietet in ihrem noch gültigen & 2 die Verſteigerung von Wein, 
ſoweit es ſich nicht um eigenes Gewächs handelt. Das bezieht ſich nicht auf Pfandverfteige- 
rungen, nur auf die üblichen freiwilligen Verſteigerungen; a. M. der Reichsminiſter für Er⸗ 
nährung und Landwirtſchaft nach DIZ 1926, 1099. 

2. Verkauf zum Börſen⸗ oder Marktpreis vgl. § 1221 und die Anmerkungen dazu. Wer 
während des Krieges eine ihm verpfändete Ware, die damals keinen Marktpreis hatte, gleich 
wohl freihändig veräußerte, hat gegen § 1286 Abſ 2 verſtoßen (Recht 1920 Nr 1899). 

3. Verzicht auf Beobachtung der Vorſchriften des 8 1235 iſt erſt nach Eintritt der Verkaufs . 
berechtigung zuläſſig ($ 1245 Abſ 2); Verſtoß gegen ſie hat Unrechtmäßigkeit des Verkaufs 
zur Folge (8 1243 Abſ 2). 


8 1236 


1) Die Verſteigerung hat an dem Orte zu erfolgen, an dem das Pfand 
aufbewahrt wird. Iſt von einer Verſteigerung an dem Aufbewahrungsort 
ein angemeſſener Erfolg nicht zu erwarten, ſo iſt das Pfand an einem ge⸗ 
eigneten anderen Orte zu verſteigern!). 

E 1 1172 II 1143; M 3 824, 825; P 3 478, 479. 

1. Verſteigerungsort, vgl. auch $ 383 Abſ 2. Anderweite Vereinbarung der Beteiligten 
iſt nach $ 1245 zuläſſig, Verletzung gefährdet nicht die Gültigkeit des Verkaufs, ſondern macht 
nur ſchadenserſahpflichtig (8 1243). In der Vereinbarung eines Aufbewahrungsortes liegt auch 
die Vereinbarung des Verſteigerungsortes. Darüber, ob ein angemeſſener Erfolg am Orte (in 
der Ortſchaft) der Aufbewahrung des Pfandes zu erwarten und welcher Ort ſonſt geeignet ift, 
entſcheidet zunächſt der Pfandgläubiger nach Treu und Glauben; wenn ein Gegenbeteiligter 


aber die Verſteigerung an einem anderen Orte als nach billigem Ermeſſen dem Beſten aller 
Beteiligten a verlangt, mangels einer Einigung das Gericht (§ 1246). 
2. Wegen des Verkaufsorts beim Verkaufe zum Markt⸗ oder Börſenpreiſe vgl. 8 1221 A2. 


8 1237 
i) geit und Ort der Verſteigerung ſind unter allgemeiner Bezeichnung 
des Pfandese) öffentlich bekanntzumachen. Der Eigentümer und Dritte, 
denen Rechte an dem Pfande zuſtehen, ſind beſonders zu benachrichtigen?) ; 
die Benachrichtigung darf unterbleiben, wenn ſie untunlich iſt. 
e 1 1171, 1178 Uu 1144; M 3 824, 826; PB 479. 
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1. Verzicht auf öffentliche Bekanntmachung iſt vor Eintritt der Verkaufsberechtigung 
unzuläſſig (8 1245), Verſtoß bewirkt Ungültigkeit des Pfandverkaufs ($ 1243). Eine beſtimmte 
Art der öffentlichen Bekanntmachung iſt nicht vorgeſchrieben. Sie hat daher ſo zu erfolgen, 
wie es nach Treu und Glauben mit Rückſicht auf die Verhältniſſe des Verkehrs und die be⸗ 
ſonderen Umſtände des Falles angemeſſen erſcheint. Zumeiſt wird örtliche Übung oder beſondere 
Vorſchrift für die Verſteigerer beſtehen. 

2. Allgemeine Bezeichnung des Pfandes. Bezeichnung des Pfandgläubigers, des Eigen ⸗ 
tümers, des Schuldners hat nicht ſtattzufinden. 

3. Auf Benachrichtigung der Beteiligten kann auch vor dem Eintritte der Verkaufsbe⸗ 
rechtigung verzichtet werden, Unterlaſſung hat Ungültigkeit des Verkaufs nicht zur Folge 
(88 1245, 1243). Daß die Zurücknahme der Benachrichtigung die Unzuläſſigkeit des Pfandver⸗ 
kaufs zur Folge hat (Staudinger), kann nur in dem Sinne zugeſtanden werden, daß ſie die Wir- 
kung der Unterlaſſung der Benachrichtigung hat, nicht aber in dem Sinne, daß ſie die Un- 
rechtmäßigkeit des Pfandverkaufs zur Folge hätte. — Untunlich vgl. § 1234 A 1 a. E. 


8 1238 


1) Das Pfand darf nur mit der Beſtimmung verkauft werden!), daß der 
Käufer den Kaufpreis ſofort bar zu entrichten Hat?) und ſeiner Rechte ver⸗ 
luſtig ſein ſoll, wenn dies nicht gejchieht?). 

Erfolgt der Verkauf ohne dieſe Beſtim mung, ſo iſt der Kaufpreis als 
von dem Pfandgläubiger empfangen anzuſehen; die Rechte des Pfand⸗ 
gläubigers gegen den Erſteher bleiben unberührt). Unterbleibt die ſofortige 
Entrichtung des Kaufpreiſes, jo gilt das gleiche, wenn nicht vor dem Schluſſe 
des Verſteigerungstermins von dem Vorbehalte der Rechtsverwirkung 
Gebrauch gemacht wird), 


E I 1173, 1175 II 1146; M 3 827, 828; P 3 479. 


1. Verkaufsbeſtimmungen beim Pfandverkauf. Das Geſetz nimmt zum Schutze des 
Pfandeigentümers und der ſonſt auf das Ergebnis des Pfandverkaufs Angewieſenen auf 
den Inhalt des Pfandverkaufs beſtimmend Einfluß. Es ſchreibt die Hauptbeſtimmungen des 
Vertrags vor und läßt für die weſentlichſten den Beteiligten nicht die Freiheit, ſchon bei der 
Pfandbeſtellung Abweichendes zu vereinbaren. In Anſehung des Kaufpreiſes iſt für den Pfand⸗ 
verkauf aus freier Hand nach 8$ 1285 Abſ 2, 1221 beſtimmt, daß zum laufenden Börſen⸗ 
oder Marktpreiſe zu verkaufen iſt, für die Verſteigerung ergibt ſich aus 8 156, daß dem Meift- 
bietenden der Zuſchlag zu erteilen ift, wenn er überhaupt erteilt wird. Im § 1238 wird weiter 
zugunſten der außer dem Pfandgläubiger Beteiligten die Vereinbarung mit dem Käufer dahin 
vorgeſchrieben, daß bei Meidung des Rechtsverluſtes der Kaufpreis ſofort bar zu zahlen iſt. Die 
Vorſchrift, die durch Vereinbarung abänderbar iſt (8 1245), gilt ſowohl für den freihändigen Ver⸗ 
kauf, wie für die Verſteigerung. Ihre Verletzung zieht die Ungültigkeit des Pfandverkaufs nicht 
nach ſich, auch nicht eine Schadenserſatzpflicht des Pfandgläubigers, aber die Rechtsfolge, daß 
der Pfandgläubiger ſich ſo behandeln laſſen muß, wie wenn er den Kaufpreis erhalten hätte. 

2. Darf nur mit der Beſtimmung verkauft werden. Die Vorſchrift verpflichtet den Pfand» 
gläubiger, für die Aufnahme dieſer Beſtimmung in den Kaufvertrag bei Meidung des ihm 
angedrohten Rechtsnachteils zu ſorgen, fie fügt aber die Beſtimmung nicht ſelbſt in den Kauf- 
vertrag ein wie $ 817 3 PO. 

ai bar zu entrichten, d. h. Zug um Zug gegen Aushändigung der Kaufſache zu 
bezahlen. 

4. Bei Verluſt der Rechte. Vorbehalt der Rechtsverwirkung nach 8 360 mit der Folge, daß 
dem Pfandgläubiger als Verkäufer das Recht zuſteht, wenn nicht ſofort Barzahlung erfolgt, 
vom Vertrage zurückzutreten. 

5. Der Kaufpreis iſt als vom Pfandgläubiger empfangen anzuſehen, ſobald die ver⸗ 
ſteigerte Sache dem Erſteher ausgehändigt iſt, aber nur im Verhältnis zwiſchen dem 
Pfandgläubiger einerſeits und dem Eigentümer des Pfandes, dem perſönlichen Schuldner 
und den etwa noch in Betracht kommenden dinglich Berechtigten anderſeits. Dem Erſteher 
gegenüber bleibt der Pfandgläubiger unbezahlter Verkäufer bis er Zahlung erhalten hat. Nach 
der Unterſtellung des Geſetzes, daß der Kaufpreis als vom Pfandgläubiger empfangen anzu⸗ 
ſehen iſt, gilt die Forderung, ſoweit der Kaufpreisbetrag reicht, als vom Eigentümer berichtigt. 
Soweit ſich ein Mehrerlös berechnet, iſt der Pfandgläubiger Schuldner des bisherigen Pfand⸗ 
eigentümers, und dieſe Schuld tritt an die Stelle des verkauften Pfandes ($ 1247 Satz 2). 

6. Unterlaſſen der Geltendmachung des bedungenen Vorbehalts der Rechtsverwirkung 
vor dem Schluſſe des Verſteigerungstermins hat gegenüber dem Schuldner, dem Eigentümer 
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und den übrigen Pfandbeteiligten die gleiche Folge wie die Unterlaſſung der Aufnahme des 
Vorbehalts in den Kaufvertrag. Dem Erſteher gegenüber bleibt der Pfandgläubiger als Ver⸗ 
käufer berechtigt, auch ſpäter zurückzutreten. Im Verhältnis zum Eigentümer und den 
ſonſtigen Berechtigten hebt ein ſolcher Rücktritt die einmal eingetretenen Rechtsänderungen 
aber nicht wieder auf. Bei verſpätetem Rücktritt wird alſo der Pfandgläubiger Eigentümer 
der ihm zurückgegebenen Pfandſache. 


8 1239 


Der Pfandgläubiger!) und der Eigentümer?) können bei der Verſteigerung 
mitbieten). Erhält der Pfandgläubiger den Zuſchlag, jo iſt der Kaufpreis 
als von ihm empfangen anzuſeben“). 

Das Gebot des Eigentümers darf zurückgewieſen werden, wenn nicht 
der Betrag bar erlegt wird. Das gleiche gilt von dem Gebote des Schuld⸗ 
ners, wenn das Pfand für eine fremde Schuld haftets). 

E I 1173 II 1145; M 3 825—827; P 3 479. 


1. Gegen das Mitbieten des Pfandgläubigers — natürlich nur des den Verkauf be⸗ 
treibenden Pfandgläubigers — beſteht das rechtliche Bedenken, daß er nicht zugleich Käufer 
und Verkäufer fein, nicht einen Vertrag mit ſich ſelbſt ſchließen kann. $ 1239 beſeitigt das Be⸗ 
denken auf dem Wege der Ausnahme. Die Folge davon iſt, daß der Pfandgläubiger als Meilt- 
bietender, dem der Zuſchlag erteilt wird, die Stellung des Erſtehers, d. h. des Käufers bekommt 
und das Meiſtgebot als Kaufpreis zur ſofortigen Barzahlung ſchuldet. Die Folge iſt aber auch, 
daß er, wenn er auf Grund des Zuſchlags die Pfandſache an ſich nimmt, die Stellung des 
„Erwerbers aus rechtmäßiger Veräußerung des Pfandes“ erhält ($ 1242). Der Grund, aus 
dem die Ausnahme zugelaſſen wird, iſt der Vorteil, der darin für Schuldner, Eigentümer und 
Drittberechtigte liegt und die Erwägung, daß die Offentlichkeit der Verſteigerung üble Folgen 
hintanhält. Hieraus iſt der Schluß gerechtfertigt, daß nicht nur bei der Verſteigerung zur Ver⸗ 
wirklichung des Pfandrechts nach $ 1235 Ab 1, ſondern auch bei der Verſteigerung wegen Ge. 
fahr des Verderbs oder der Wertminderung nach § 1219 der Pfandgläubiger mitbieten darf 
(BayObs Gg 4, 633). N 

2. Mitbieten des Eigentümers des Pfandes. Dem meiſtbietenden Eigentümer konnte 
entgegengehalten werden, daß es ſich für ihn um den Kauf der eigenen Sache handle und 
dieſer unmöglich ſei. Es kann dahingeſtellt bleiben, ob das erhobene Bedenken ſchon deshalb 
unbegründet iſt, weil der Eigentümer durch den Kauf nicht das Eigentum des Pfandes, ſondern 
deſſen laſtenfreien Wiederbeſitz erſtrebt M 826) oder deshalb, weil mit der rechtmäßigen Ver⸗ 
äußerung das bisherige Eigentum erliſcht, der Erſteher alſo, wenn er Eigentümer war, im 
gleichen Augenblicke ſein früheres Eigentum verliert und ein neues gewinnt (Jacubezky, Be ; 
merkungen S. 262) — denn jedenfalls ift jedes Bedenken gegen die Zulaſſung des Eigen. 
tümers zum Mitbieten durch die Vorſchrift des § 1239 beſeitigt. Daß der Eigentümer auch 
im Falle des 8 1219 als Mitbieter zuzulaſſen it, kann aus den in A! angegebenen Gründen 
nicht zweifelhaft fein. Er iſt aber auch beim freihändigen Verkauf nach 8 1285 Abſ 2 als 
Käufer zuzulaſſen. 

8. Weitere Vorſchriften ber den Ausſchluß vom Mitbieten vgl. 88 456, 457. 

4. Die geſchuldete ſofortige Barzahlung an ſich ſelbſt zu leiſten ( A 1) iſt der Pfand» 
gläubiger als Erſteher nicht verpflichtet. Es treten hinſichtlich feiner Befriedigung und der 
dinglichen Rechte Dritter am Erlöſe die Wirkungen ein, wie wenn er gezahlt hätte, mit der 
Beſonderheit, daß an die Stelle des Erlöſes wiederum der Anſpruch gegen den Pfandgläubiger 
als Erſteher tritt (vgl. 8 1238 A 5 Satz 3). 

5. Die Zurückweiſung der Gebote des Eigentümers und des Schuldners mangels Bar⸗ 
zahlung kann bis zur Zuſchlagserteilung erfolgen. Der Verpfänder kann nur, wenn er 
Eigentümer iſt oder nach $ 1248 als ſolcher gilt, zurückgewieſen werden. An die Unterlaſſung 
der Zurückweiſung find Rechtsnachteile für den Pfandgläubiger vom Geſetze nicht geknüpft, 
unbeſchadet der Vorſchrift des 8 1238 Abi 2. 


8 1240 
Gold⸗ und Silberſachen dürfen nicht unter dem Gold- oder Silberwerte 


ugeſchlagen werden. 
a ib ein genügendes Gebot nicht abgegeben, jo kann der Verkauf durch 
eine zur öffentlichen Verſteigerung befugte Perſon aus freier Hand zu einem 
den Gold⸗ oder Silberwert erreichenden Preiſe erfolgen. 

E 1 1174 II 1147; M 3 827; P 3 479. 
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Gold⸗ und Silberſachen, vgl. ZPO 8 820. Ausdehnung auf andere Edelmetalle 
(Platin) iſt nicht zuläſſig. Auf den Feingehalt kommt es nicht an, ſolange nicht das 
beigemiſchte andere Metall derart überwiegt, daß nicht mehr eine Gold oder Silberſache 
vorhanden iſt. Wann dies der Fall, iſt Tatfrage. Die verpfändete Sache muß ſelbſt aus 
Gold oder Silber ſein. Eine Sache, die nur mit Gold oder Silber verziert oder beſchlagen 
iſt, zählt nicht hierher, wohl aber eine Sache, die in Gold oder Silber derart gefaßt iſt, daß nach 
der Verkehrsanſchauung die Faſſung die Hauptſache iſt (halbedler oder unedler Stein in 
goldenem Ringe). Abſchätzung des Metallwerts iſt — anders als in HPO 8 814 — nicht 
vorgeſchrieben. Bedarf ihrer der Pfandgläubiger, um dem $ 1240 zu genügen, fo kann er fie 
auf Pfandkoſten vornehmen laſſen. Der Wert, der erreicht werden muß, iſt der Metallwert 
zur Zeit der Verſteigerung. Gold und Silber in Barren wird in der Regel Markt- oder Börſen⸗ 
preis haben, daher nach § 1235 Abſ 2 behandelt werden können. Sofern dies nicht der Fall, 
it § 1240 ſinngemäß anzuwenden. — Aus freier Hand darf nur verkauft werden, wenn 
vergeblich verſucht worden iſt, zu verſteigern. Auf die Einhaltung der Vorſchriften des 
$ 1240 kann vor dem Eintritte der Verkaufsberechtigung nicht verzichtet werden, ihre Ver⸗ 
letzung begründet „Unrechtmäßigkeit“ des Pfandverkaufs (88 1245, 1243). Werden Gold⸗ 
oder Silberſachen unter dem Gold» oder Silberwert zugeſchlagen, fo ſchützt den gut⸗ 
gläubigen Erſteher § 1244. Werden fie freihändig unter Wert verkauft, fo verſagt dieſer 
Schutz nach ausdrücklicher Vorſchrift des $ 1244. 


8 1241 


Der Pfandgläubiger hat den Eigentümer von dem Verkaufe des Pfandes 
und dem Ergebnis unverzüglich zu benachrichtigen, ſofern nicht die Benach⸗ 
richtigung untunlich iſt. 

E 1 1179 II 1148; M 3 880; P 8 480. 


Benachrichtigung des Eigentümers vom Verkaufsergebnis. Es genügt die Benach⸗ 
richtigung des Verpfänders, wenn dieſer nach $ 1248 als Eigentümer zu gelten hat. Unnötig 
iſt die Benachrichtigung dann, wenn der Eigentümer ſelbſt Erſteher iſt. Daß ein Verſteige⸗ 
rungs⸗ oder Verkaufsverſuch ergebnislos geblieben iſt, braucht auch dann nicht mitgeteilt zu 
werden, wenn der Verſteigerungs⸗ oder Verkaufstermin mitgeteilt worden war. Der 
Schuldner und der Verpfänder als ſolcher kann keine Mitteilung beanſpruchen. Die Ver: 
letzung der Benachrichtigungspflicht kann Schadenserſatzanſprüche zur Folge haben (§ 1243 
Abſ 2), auf den ſchon vollzogenen Verkauf hat ſie keinen Einfluß. Der Eigentümer kann 
auf die Benachrichtigung ſchon vor dem Eintritte der Verkaufsberechtigung verzichten ($ 1245). 

Die Vorſchrift iſt auch auf die Fälle des vorzeitigen Pfandverkaufs nach 88 1219, 1220, 
1221 anzuwenden. — Untunlich, vgl. § 1234 A 1 a. E. 


§8 1242 

Durch die rechtmäßige Veräußerung des Pfandes!) erlangt der Erwerber 
die gleichen Rechte, wie wenn er die Sache von dem Eigentümer erworben 
hätte?). Dies gilt auch dann, wenn dem Pfandgläubiger der Zuſchlag er⸗ 
teilt wird“). 

Pfandrechte an der Sache erlöſchen, auch wenn ſie dem Erwerber bekannt 
waren. Das gleiche gilt von einem Nießbrauch, es ſei denn, daß er ollen 
Pfandrechten im Range vorgeht“) ö) 6 7). 

GI 1180 II 1149; M 3 830, 831; P 3 480, 


1. Rechtmäßige Pfandveräußerung. Der Gedankengang ift der, daß eine Pfand ⸗ 
veräußerung, wenn fie rechtmäßig iſt, d. h. unter Einhaltung der für die Rechtmäßigkeit 
gerade der Pfandveräußerung gegebenen beſonderen Vorſchriften erfolgt lt, die Wirkung 
haben ſoll, wie wenn fie durch den Eigentümer erfolgt wäre. Daß der Veräußernde Pfand- 
gläubiger iſt und als ſolcher zur Veräußerung des Pfandes befugt iſt, und daß das von ihm 
vorgenommene Veräußerungsgeſchäft den allgemeinen Vorſchriften über die Eigentums ⸗ 
übertragung genügt (88 929— 931), daß alſo inſoweit den Anforderungen an die Pfand- 
veräußerung entſprochen iſt, wird hier vorausgeſetzt (RG 100, 277). Welche beſonderen 
Vorausſetzungen für die Rechtmäßigkeit der Pfandveräußerung weſentlich ſind, iſt im 8 1243 
ausgeſprochen: Fälligkeit der Forderung, für die das Pfandrecht beſteht, als Geldforderung 
( 1228 Abſ 2), Einhalten der Bedarfsgrenze bei Pfandrecht an mehreren Sachen (8 1230 
Satz 2), öffentliche Verſteigerung oder doch Verkauf durch öffentliche Handelsmäller oder 


Pfaudrecht an beweglichen Sachen 88 1240-1248 719 


öffentliche Verſteigerer zum laufenden Markt- oder Börſenpreis ($ 1235), öffentliche Bekannt⸗ 
machung von Zeit und Ort der Verſteigerung ($ 1237 Satz 1), Einhaltung des Gebots, daß 
Gold- und Silberſachen nicht unter dem Metallwert abgegeben werden dürfen ($ 1240). 


2. Folge der rechtmäßigen Pfandveräußerung iſt, daß der Erwerber das erwirbt, was 
er bei der Veräußerung durch den Eigentümer erlangt hätte, nämlich das Eigentum. 
Damit erliſcht das Eigentum des bisherigen Eigentümers. Andere Rechte Dritter — als 
ſolche kommen an beweglichen Sachen nur Pfandrecht und Nießbrauch in Frage — erlöſchen 
nach Abſ 2. Ein Nießbrauch kann alſo beſtehenbleiben. Ab} 2 betrifft nur den Fall, daß 
dem Erwerber die Rechte Dritter bekannt ſind. Wenn ſie ihm unbekannt ſind, greift 
§ 936 ein; auch der an erſter Stelle ſtehende Nießbrauch erliſcht alſo, wenn der Erwerber 
inſoweit gutgläubig iſt. Die Beſchränkung des § 935 gilt im Rahmen des 8 1242 nicht, 
denn es handelt ſich hier nicht um Auswirkungen des guten Glaubens und auch wo dieſe 
in Frage kommen ($ 1244), iſt $ 985 ausgeſchaltet. 


3. Der mitbietende Pfandgläubiger ſelbſt erwirbt ebenſo durch den Zuſchlag. Damit 
macht das Geſetz die Löſung der Streitfrage entbehrlich, ob der Pfandgläubiger als Erſteher 
auf Grund einer unterſtellten Eigentumsübertragung oder auf Grund einer vom Geſetze 
gegebenen Aneignungsbefugnis erwirbt. Der Pfandgläubiger wird als Erſteher durch den 
Zuſchlag Eigentümer, wie wenn er die Sache vom Eigentümer zu Eigentum übertragen 
erhalten hätte. Auch hier ift natürlich nur der betreibende Pfandgläubiger in Frage. Die 
Stellung der übrigen unterſcheidet ſich nicht von der der unbeteiligten Bieter. 


4. Erlöſchen der Pfandrechte und des Nießbrauchs. Es erlöſchen alle Pfandrechte 
an der Sache, mögen fie dem, in deſſen Ausübung der Verkauf ſtattfindet, nachfolgen oder 
im Range vorgehen. An ihre Stelle treten die gleichen Pfandrechte am Erlös oder, wenn der 
Pfandgläubiger der Erſteher iſt, an der Kaufpreisforderung, deren Schuldner er iſt. Vgl. 
81238 A 5. Es erliſcht aber auch der Nießbrauch, wenn er nicht den Rang vor allen Pfand 
rechten hat. Auch er erliſcht nicht ohne Erſatz. Der bisherige Nießbraucher an der Sache erlangt 
nun nach Maßgabe feines Ranges Nießbrauch am Erlös (8 1067). Ohne Erſatz erliſcht nur 
das Pfandrecht des betreibenden Pfandgläubigers. Ihm fällt der ihn treffende Teil des Er · 
löſes als Eigentum an, ſeine Forderung gilt als vom (ſeitherigen) Eigentümer der Sache be · 
richtigt (§ 1247). 

5. Die Vorſchriften des $ 1242 ſind auch dann anzuwenden, wenn das Pfand in der Pfand 
verſteigerung von ſeinem ſeitherigen Eigentümer erſteigert worden iſt ($ 1239). 


6. Entsprechende Anwendung. Auf den Verkauf von Pfändern zufolge geſetzlichen Pfand⸗ 
rechts finden die Vorſchriften des $ 1242 kraft der Beſtimmung des 8 1207 entſprechende An. 
wendung. Aber auch für das Pfändungspfandrecht wird man die Grundſätze der 58 1242, 
1244 inſoweit entſprechend anzuwenden haben, als nicht in der 380 ſelbſt Vorſchriften ge⸗ 
troffen ſind (RG 61, 330; 87, 325). Eine entſprechende Anwendung auf die Sicherungs⸗ 
übereignung kommt nicht in Frage; wer vom Sicherungsnehmer kauft, kauft vom wirk⸗ 
lichen Eigentümer. 

7. Pfandrechte an Schiffen. Auch Regiſterpfandrechte an Schiffen erlöſchen, wenn das 
verpfändete Schiff mit Arreſt belegt iſt und wegen drohender Wertverminderung nach 8 930 
ZPO nach den Regeln über die Zwangsvollſtreckung in bewegliche Sachen verſteigert werden 
muß, durch den Zuſchlag. Auf diefen Fall findet § 1262 Abſ 1 nicht Anwendung, denn er 
beftimmt lediglich eine Ausnahme von $ 936, während es ſich im 8 1242 Abſ 2 um die Sonder, 
regelung für den Pfandverkauf handelt. So mit überzeugender Begründung Obergericht 
Danzig (JW 1922, 1339) gegen das Kammergericht (RIA 11, 17), dem früher hier bei. 
getreten war. 


8 1243 


Die Veräußerung des Pfandes iſt nicht rechtmäßig, wenn gegen die Vor⸗ 
ſchriften des § 1228 Abſ 2, des 8 1230 Satz 2, des 8 1235, des 5 1237 Satz 1 
oder des 8 1240 verſtoßen wird‘). 

Verletzt der Pfandgläubiger eine andere für den Verkauf geltende Vor⸗ 
ſchrift, ſo iſt er zum Schadenserſatze verpflichtet, wenn ihm ein Verſchulden 
zur Laſt fällte). 

E 1 1181 II 1150; M 3 881; P 3 482. 979 W 

a dveräußerung. 8 1243 Abſ 1 geht davon aus, daß die all. 
5 N 1242 aufgezählten — Vorausſetzungen des Pfandverkaufs gegeben 
waren, daß aber mindeſtens eine der beſonderen Vorſchriften, von denen die Rechtmäßigkeit 
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des Pfandverkaufs abhängt, nicht beobachtet iſt. Die dinglichen Folgen unrechtmäßiger 
Pfandveräußerung ergeben ſich dann dahin, daß die im § 1242 beſtimmten Folgen des recht⸗ 
mäßigen Pfandverkaufs nicht eintreten. Der Erſteher erwirbt nicht Eigentum, die dinglichen 
Rechte an der Pfandſache bleiben beſtehen — vorbehaltlich der Fol zen, die ſich aus der Gut⸗ 
läubigkeit des Erwerbs nach § 1244 ergeben (RG 100, 277). Die Erwerber müſſen alſo, 
forget ſie nicht durch ihren guten Glauben geſchützt find, den Eigentumsanſprüchen des Eigen- 
tümers und den Anſprüchen weichen, welche die Berechtigten auf Grund ihrer dinglichen 
Rechte erheben können. Es bleiben ihnen aber ihre perſönlichen Anfprüche aus dem Kaufe 
gegen den Pfandgläubiger als Verkäufer (Verſteigerer). Sie können insbeſondere, wenn 
es dem Pfandgläubiger unmöglich iſt, ihnen das laſtenfreie Eigentum der verlauften Sache, 
wie er verpflichtet iſt, zu verſchaffen (§ 433), nach § 440 verfahren. Der Eigentümer und 
die dinglich Berechtigten verlieren ihre Rechte nur bei Gutgläubigkeit des Erwerbers. Ein 
beſonderer Schadenserſatzanſpruch iſt ihnen nicht beigelegt — Ubf 2 betrifft nur den dort 
geregelten Fall —, fie können ſolche Auſprüche aber auf unerlaubte Handlung — z. B. Ein ⸗ 
griff in das Eigentum oder das ſonſtige Recht (NG JW 1926, 28470) — oder auf den Pfand⸗ 
vertrag ſtützen. War die unrechtmäßig verkaufte Sache eine Gattungsſache, ſo kann der 
Eigentümer verlangen, daß ihm der Pfandgläubiger eine andere Sache von gleicher Art 
und Güte liefert (RG 106, 88). Die geſetzlichen Vorſchriften über das Pfandrecht können 
dabei als die gewöhnlichen Beſtimmungen eines Pfandvertrags, als die ſog. naturalia negotii, 
in Betracht kommen. Nur der Bereicherungsanſpruch gegen den aus dem Erlös des un⸗ 
rechtmäßigen Pfandverkaufs befriedigten Pfandgläubiger bleibt ihnen, wenn dieſem ein 
Verſchulden nicht zur Laſt fällt (RG 77, 207). Der von Enneccerus⸗Wolff, Sachenrecht 8 166 
S. 622 A 13, gegen dieſe Entſcheidung erhobene Angriff iſt unbegründet. Die Rechte des 
Beſitzers nach 88 989 ff. kamen dem damaligen Beklagten nicht zuſtatten, weil gerade der 
Mangel des Beſitzes zur Verneinung des Pfandrechts geführt hatte. 

2. Schadenserſatzpflicht bei ordnungswidriger Pfandveräußerung. Ab] 2 geht davon 
aus, daß die allgemeinen Vorausſetzungen des Pfandverkaufs gegeben waren, daß auch die 
in Abſ 1 aufgezählten Vorſchriften beobachtet ſind. Werden andere Vorſchriften über die 
Pfandveräußerung verletzt, mögen fie auf Geſetz, Vereinbarung (8 1245) oder richterlicher 
Anordnung (8 1246) beruhen, jo bleibt der Pfandverkauf zwar rechtmäßig, aber der Pfand- 
gläubiger haftet für jeden ſchuldhaft herbeigeführten Schaden, vgl. 8 276 A 1, 2. Dabei hat 
der Kläger den Verſtoß und den Schaden zu beweiſen, dem Pfandgläubiger liegt es ob, ſich 
zu entſchuldigen (RG 86, 321; RG 9. 11. 20 VII 195/20). 


8 1244 


Wird eine Sache als Pfand veräußert, ohne daß dem Beräußerer ein 
Pfandrecht zuſteht oder den Erforderniſſen genügt wird, von denen die 
Rechtmäßigkeit der Veräußerung abhängt, ſo finden die Vorſchriften der 
SS 932 bis 934, 936 entſprechende Anwendung, wenn die Veräußerung nach 
§ 1233 Abſ 2 erfolgt iſt oder die Vorſchriften des § 1235 oder des 8 1240 Abſ 2 
beobachtet worden ſind !) 2) 3) 4). 

E 1 1182 II 1151; M 3 831, 832; P 3 482; 6 262. 


1. Gutgläubiger Erwerb des Eigentums durch den Erſteher. Steht dem Erwerb des 
Eigentums im Wege, daß der Veräußerer kein Pfandrecht beſeſſen oder beim Verkaufe für 
die Rechtmäßigkeit der Veräußerung weſentliche Vorſchriften nicht eingehalten hat (88 1242, 
1243 Abf 1), oder ift Mangel an beidem, fo kann der Mangel durch den guten Glauben des 
Erwerbers nach § 1244 geheilt werden. Die Vorſchriſten des $ 1244 find notwendig, weil 
die 88 932 ff. an ſich nur auf eine Veräußerung durch den angeblichen Eigentümer zutreffen. 
Ohne § 1244 wäre der gutgläubige Erwerber bei einem Pfaudverkauf ſchutzlos geblieben. 

a) Vorausgeſetzt iſt für die Anwendung des $ 1244, daß die Sache als Pfand, d. h. 
in Ausübung des Pfandrechts veräußert wird. Das geſchieht auch bei dem vor⸗ 
zeitigen Pfandverkauf nach 88 1219f., 1221. Wird die Sache dagegen als Eigenſache ver · 
äußert, fo finden lediglich die Beſtimmungen der 88 932—-936 Anwendung. 

b) Iſt die Sache zwar „als Pfand verkauft“, aber nicht auf eine der bevorzugten 
Arten veräußert, nämlich nicht nach den für den Verkauf einer gepfändeten Sache geltenden 
Vorſchriften (8 1233 Ab] 2) — die das Vorhandenſein eines vollſtreckbaren Schuldtitels für 
die Forderung nicht vorausſetzen — nicht im Wege öffentlicher Verſteigerung, nicht 
nach Börſen⸗ oder Marktpreis durch einen öffentlichen Haudelsmäkler oder öffentlichen 
Verſteigerer (8 123. — oder 88 1219f., 1221), nicht durch einen öffentlichen Verſteigerer 
freihändig zum Gold⸗ oder Silberwert nach 9 1240 Abſ 2, ſondern auf anderem, verein 
bartem (§ 1245), vom Gerichte nach § 1246 beſtimmtem oder willkürlichem Wege, jo wird 
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überhaupt kein Schutz für gutgläubigen Erwerb der Pfandſache gewährt (RG 100, 276). 
Iſt dagegen das Pfand auf eine der vorgenannten bevorzugten Arten des 
Pfandverkaufs veräußert, was der Erwerber im Streitfalle zu behaupten und zu 
beweilen hat, fo wird der gutgläubige Erwerb nach 8 1244 geſchützt. 

c) Der gute Glaube des Erwerbers muß darin beſtehen, daß er von dem Mangel des Pfand- 
rechts des Veräußerers oder der Nichteinhaltung der für die Rechtmäßigkeit der Pfandveräuße⸗ 
rung weſentlichen Vorſchrift keine Kenntnis gehabt (RG 100, 277; 104, 300), und daß feine 
Unkenntuis nicht auf grober Fahrläſſigkeit beruht hat. Inſoweit deckt der gute Glaube alle 
überhaupt heilbaren Mängel, auch das Fehlen eines vollſtreckbaren Titels, wie ihn § 1233 
Apf erfordert. Wer eine als Pfand veräußerte Sache erworben hat, kann ſich aber nicht 
darauf berufen, daß er an das Eigentum des Veräußerers geglaubt habe. — Der gute 
Glaube wird vermutet. Der Gegner hat zu behaupten und zu beweiſen, daß der Erwerber 
die Kenntnis gehabt oder nur infolge grober Fahrläſſigkeit nicht gehabt hat. 

d) Der Schutz wird gewährt, wenn auch die übrigen Vorausſetzungen der 88 932, 933, 
934, 936 gegeben ſind. Dadurch, daß die Pfandſache dem Eigentümer geſtohlen, verloren 
oder ſonſt abhanden gekommen war, wird der Eigentumserwerb durch den Erſteher nicht 
gehindert, denn § 935 iſt hier, wo es ſich nur um die bevorzugten Arten der Veräußerung 
handelt (vgl. $ 1242 A 2), nicht für anwendbar erklärt. So kann es kommen, daß der 
Pfandgläubiger, dem eine geſtohlene Sache verpfändet war, zwar deshalb Pfandrechte nicht 
erlangen konnte, doch bei Fortdauer des guten Glaubens als Selbſterſteher bei der Pfand- 
verſteigerung Eigentum erwirbt (vgl. RG 104, 300). 

e) Durch den unter den vorſtehenden Vorausſetzungen im guten Glauben gemachten 
Erwerb wird der Erſteher Eigentümer der Sache, und zwar erlangt er das Eigentum laſtenfrei 
im Sinne des § 1242 Abſ 2. Die Pfandrechte erlöſchen ſämtlich, auch ſoweit fie ihm bekannt 
waren, ein Nießbrauch bleibt nur beſtehen, wenn er an erſter Stelle ſtand, aber auch dieſer 
erliſcht, wenn der Erwerber im guten Glauben erwarb, daß er nicht beſtehe. 

2. Behandlung des Erlöſes für das unrechtmäßig veräußerte, aber auf den gut» 
gläubigen Erwerber übergegangene Pfand. Beſtand der durch den guten Glauben des 
Erſtehers geheilte Mangel nicht im Fehlen des Pfandrechts, ſondern in der Nichtbeobachtung 
einer für die Rechtmäßigkeit der Veräußerung weſentlichen Vorſchrift bei dem Pfandverkaufe, 
ſo kann die Frage entſtehen, ob nun dieſer Erlös zufolge entſprechender Anwendung des 
$ 1247 Sat 2 in vollem Umfang an die Stelle des Pfandes tritt. Man wird dies bejahen 
müſſen. Denn andernfalls würden die zum Schutze des Eigentümers und der übrigen Be- 
rechtigten beſtimmten Vorſchriften der 88 1228 Abſ 2, 1230 Satz 2, 1235, 1240 Ab] 2 gerade 
zu deren Schaden ausſchlagen, was unmöglich beabjichtigt fein kann. Die Schadenserſatz 
anſprüche bleiben den Berechtigten außerdem. Der Pfandgläubiger erwirbt zunächſt nur 
ein Pfandrecht an dem ganzen Erlös, kann ſich aber daraus befriedigen, wenn er zum 
Verkauf berechtigt war (5 1228 Ab] 2). 

3. Nachträgliche Genehmigung der unrechtmäßigen Veräußerung. Da den Beteiligten 
freifteht, durch Vereinbarung über ihr Eigentum und ihre dinglichen Rechte an beweglichen 
Sachen wie über ihre gegenſeitigen perſönlichen Anſprüche zu verfügen, ſo können ſie ſelbſt. 
verſtändlich auch nach unrechtmäßiger Pfandveräußerung im Vertragswege den Rechtszuſtand 
herſtellen, der beſtehen würde, wenn die Veräußerung rechtmäßig geweſen wäre, und es iſt 
möglich, eine ſolche Vereinbarung aus den Worten zu entnehmen, die Beteiligten genehmigten 
nachträglich jene Abweichung von der Regel. Daß aber eine gleiche Wirkung nachträglich 
auch durch eine Entſcheidung des Gerichts nach § 1246 herbeigeführt werden könnte, iſt nicht 
anzunehmen (vgl. 5 1245 A 6). 1 

4. Die Zuläſſigteit der entſprechenden Anwendung des § 1244 auf die Falle der Oer 
äußerung eines Pfandes im Verfolge eines geſetzlichen Pfandrechts ergibt ſich aus § 1257. 
Aber auch die entſprechende Anwendung auf den Verkauf eines Pfändungspfandes iſt nicht 
ausgeſchloſſen (RG 61, 330; 104, 300). Der gute Glaube, daß das Pfandungspfandrecht 
zu Recht beſteht, macht alſo den Erſteigerer zum Eigentümer. — Auf den Verkauf verpfän- 
deter Rechte findet § 1244 Anwendung, wenn der Verkauf durch eine nach $ 1277 Satz 1 
mögliche Abrede beſonders zugelaſſen iſt, die Befriedigung alſo nicht, wie regelmäßig, auf 
Grund vollſtreckbaren Titels in der Zwangsvollſtreckung geſucht zu werden braucht (RG 
100, 276). 

8 1245 

Der Eigentümer und der Pfandgläubiger können eine von den Vorſchriften 
der 88 1234 bis 1240 abweichende Art des Pfandverkaufs vereinbaren!). 
Steht einem Dritten an dem Pfande ein Recht zu, das durch die Veräußerung 


erliſcht, ſo iſt die Zuſtimmung des Dritten erforderlich?). Die Zuſtimmung 
Bob, Kommentar von Weihsgerichtsräten. III. Bd. 6. Aufl. (Schtiewen. 405 
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iſt demjenigen gegenüber zu erklären, zu deſſen Gunſten ſie erfolgt; ſie iſt 
unwiderruflichs). 

Auf die Beobachtung der Vorſchriften des § 1235, des S 1237 Satz 1 und 
des § 1240 kann nicht vor dem Eintritte der Verkaufsberechtigung verzichtet 
werden) 5) 60). 

E I 1177 II 1152; M 3 828, 829; P 3 479, 480; 6 391 


1. Vereinbarungen über die Art des Pfandverkaufs find zugelaſſen, aber auch nur ſolche, 
nicht Vereinbarungen über die Zeit des Pfandverkaufs, über eine andere Art der Pfand⸗ 
verwertung oder gar über deren völligen Ausſchluß. Auch die von den Vorſchriften des Ge⸗ 
ſetzes abweichenden Vereinbarungen über die Art des Pfandverkaufs bedurften beſonderer Er. 
laubnis durch das Geſetz. Denn, inſofern das Geſetz ſelbſt anordnet, wie der Pfandverkauf 
ſtattzufinden hat, beſtimmt es den Inhalt des Pfandrechts. Vereinbarungen über ein ander- 
weitiges Verfahren ändern alſo, wenn ſie eine ſelbſtändige, dingliche Wirkung haben und nicht 
nur die perſönlichen, ſchuldrechtlichen Verhältuiſſe der Beteiligten regeln ſollen, den Inhalt des 
Pfandrechts. Die Anderung des Inhalts eines dinglichen Rechtes iſt aber grundsätzlich den Be⸗ 
teiligten nicht freigegeben. § 1245 gibt Vereinbarungen dieſer Art frei, geſtattet alſo die 
Abänderung des Inhalts des Pfandrechts mit dinglicher Wirkung und ſetzt nur für die Ab- 
änderung einzelner Beſtimmungen im Abſ 2 eine zeitliche Schranke. Die in Abſ e 2 hervor⸗ 
gehobenen Vorſchriften decken ſich nicht mit den nach $ 1243 Abj 1 für den rechtmäßigen Pfand- 
verkauf weſentlichen, denn $ 1245 betrifft nur Anderungen der 88 1234—1240, und $ 1243 
Abſ 1 nennt auch andere Vorſchriften. Von dieſen enthält § 1230 Satz 2 nachgiebiges und 
mit dinglicher Wirkung abänderbares Recht (vgl. A 2 daf.), $ 1228 Abſ 2 kann dagegen zu⸗ 
ungunſten des Eigentümers überhaupt nicht geändert werden und zu ſeinen Gunſten nur 
mit ſchuldrechtlicher Wirkung (vgl. A 2 daſ.). Die Vorſchrift des § 1229 bleibt von § 1245 
ebenfalls unberührt. 

Nach § 1245 können der Eigentümer oder der Verwalter im Konkurſe über fein Vermögen 
(RG 84, 70) — nicht aber der Verpfänder — mit dem Pfandgläubiger Vereinbarungen jeder 
Art über das e le treffen. Sie können insbeſondere beſtimmen, daß der Pfand⸗ 
gläubiger berechtigt ſein ſoll, aus freier Hand zu verkaufen, ſie können anderſeits vereinbaren, 
daß er nur unter gewiſſen erſchwerenden Vorausſetzungen verkaufen, daß die Pfandſache 
nicht unter einem beſtimmten Preiſe abgegeben werden darf u. a. m. Ein etwaiger Verzicht 
des Pfandgläubigers auf ſeine Rechte aus dem Pfandrecht reicht aber nicht weiter, als die 
Abrede ergibt (R 84, 70). Vereinbarungen, welche Erſchwerungen des Verkaufs ent- 
halten, können derart getroffen werden, daß ihre Nichteinhaltung die Unrechtmäßigkeit des 
Pfandverkaufs mit allen ihren Wirkungen zur Folge hat, ſie können aber auch mit der ge- 
ringeren Wirkung ausgeſtattet werden, daß ihre Verletzung nur zu Schadenserſatz oder 
Vertragsſtrafzahlung verpflichtet. Ob eine Vereinbarung im Sinne der vollkommeneren 
oder der geringeren Wirkung getroffen iſt, kann im einzelnen Falle zweifelhaft ſein und iſt 
Tatfrage. Vereinbarungen, durch die von der Einhaltung ſchützender Geſetzesvorſchriften 
befreit wird, werden in der Regel fo gemeint fein, daß auch bei Nichteinhaltung der Geſetzes⸗ 
vorſchrift die Pfandveräußerung rechtmäßig ſein ſoll. Iſt dem Gläubiger durch Vereinbarung 
geſtattet, das Pfand freihändig zu verkaufen, ſo bleibt ihm dieſe Befugnis ſelbſt im Konkurſe 
des Pfandeigentümers (RG Gruch 48, 409). 

55 N Dritter. Sie iſt wegen der dinglichen Wirkungen der Vereinbarungen 
erforderlich. 

3. Zuſtimmungserklärung nur gegenüber dem durch die Vereinbarung Begünſtigten. Das 
bedeutet eine Abweichung von 9 182 Abſ 1. Als Begünſtigter wird bei Erleichterungen des Pfand 
verkaufs der Pfandgläubiger, bei Erſchwerungen der Eigentümer anzuſehen fein. Die Zuſtimmung 
kann nicht nur nach Abſchluß der Vereinbarung erfolgen, ſondern auch vorher (Einwilligung, 
8183). Sie iſt nach der ausdrücklichen Geſetzesvorſchrift auch im letzteren Falle unwiderruflich. 

4. Einſchränkung der gewährten Vereinbarungsfreiheit. Das in Abſ 2 enthaltene 
Verbot, vor Eintritt der Verkaufsberechtigung auf die Schutzvorſchriften der 88 1285, 1237 
Satz 1, 1240 zu verzichten, hat nicht nur die Folge, daß trotz des Verzichts die den unverzicht 
baren Vorſchriften zuwider vorgenommene Veräußerung unrechtmäßig iſt, ſondern auch 
die Folge, daß dem Verzichtenden Schadenserſatzanſprüche fo zuſtehen, wie wenn er nicht 
verzichtet hätte. Aus $ 1245 Abf 2 folgt übrigens auch, daß die in 5 1284 zugelaſſene Verein⸗ 
barung erſt nach Eintritt der Verkaufsberechtigung getroffen werden darf, vgl. $ 1277 Satz 2 
(RE 90, 255). — Abreden, die nad) Eintritt der Verkaufsberechtigung getroffen werden, 
ſind ſtreng auszulegen. Iſt nur vereinbart, daß Wertpapiere durch einen un vereidigten 
Handelsmäkler verkauft werden dürfen, ſo iſt damit nicht jede ſonſtige Verwertung des 
Pfandes erlaubt. Wird das Pfand dennoch in anderer Weile verwertet, fo iſt die Pfand⸗ 
verwertung unrechtmäßig (RG IW 1927, 1467). 
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5. Der Einfluß von Vereinbarungen über die Art des Pfandverkaufs auf den gut⸗ 
gläubigen Erwerb geſtaltet ſich je nach dem Inhalte der Vereinbarung verſchieden. Iſt — 
nach dem Eintritte der Verkaufsberechtigung — gültig auf die Einhaltung der §§ 1235, 1240 
Abſ 2 (öffentlicher Verkauf) verzichtet, fo läßt dies zwar den freihändigen Verkauf ſelbſt recht 
mäßig erſcheinen, aber der Erwerber des Pfandes erlangt, wenn dem Veräußerer das Pfand⸗ 
recht fehlte, trotz guten Glaubens das Eigentum nicht (vgl. § 1244 A 1 b). Sind ſonſtige Er- 
leichterungen der die Rechtmäßigkeit des Verkaufs bedingenden Geſetzesgebote vereinbart, 
ſo kommt die Erweiterung der Rechtmäßigkeit des Verkaufs auch dem gutgläubigen Erwerber 
zuſtatten. Die Erleichterungen ſind aber dann von dem Erwerber zu behaupten und zu be⸗ 
weiſen. Sein guter Glaube an ihr Beſtehen genügt nicht. Sind Erſchwerungen der Geſetzes⸗ 
vorſchriften über die Rechtmäßigkeit des Pfandverkaufs vereinbart, ſo ſchadet ihre Nicht- 
beachtung dem gutgläubigen Erwerber nicht, wenn ſie ihm nicht bekannt waren und die Un⸗ 
kenntnis nicht auf grober Fahrläſſigkeit beruht. 

6. Nachträgliche Vereinbarungen wegen der Folgen der bei der Veräußerung außer acht 
gelaſſenen Beſtimmungen über die Art der Pfandveräußerung fallen nicht unter 8 1244. 
Sie haben lediglich die Anderung der durch die ordnungswidrige Veräußerung geſchaffenen 
e zum Gegenſtande. Eine rückwirkende Kraft kommt ihnen nicht zu (val. 
8 1244 2 


8 1246 


Entſpricht eine von den Vorſchriften der SS 1235 bis 1240 abweichende 
Art des Pfandverkaufs nach billigem Ermeſſen den Intereſſen der Beteiligten, 
jo kann jeder von ihnen verlangen, daß der Verkauf in dieſer Art erfolgt). 

Kommt eine Einigung nicht zuſtande, jo entſcheidet das Gerichte). 

E I 1178 II 1166; M 3 829, 880; P 3 479, 480. 


1. Vgl. 3PO $ 825. $ 1234 fällt nicht unter $ 1246, weil die Einlöſungsfriſt dem Eigen. 
tümer nicht gegen ſeinen Willen verkürzt werden ſoll. Das Intereſſe der Beteiligten braucht 
nicht für alle gleich groß zu fein. Es genügt, wenn die Sachlage fo iſt, daß der eine 
Beteiligte ein billigerweiſe zu berückſichtigendes Intereſſe an einer anderen Art des Pfandver⸗ 
kaufs hat, der andere aber in ſeinem Intereſſe dadurch nicht beeinträchtigt wird. Der Pfand- 
gläubiger kann an einer anderen Art der Veräußerung des Pfandes, die ihn nicht beſchwert, 
die aber Ausſicht auf Erzielung eines weſentlich höheren Preiſes bietet, unter Umſtänden kein 
Intereſſe haben, weil auch bei gewöhnlicher Pfandverſteigerung fo viel erzielt wird, daß 
er gedeckt iſt, während die nachſtehenden Pfandgläubiger und der Eigentümer ein beſonderes 
Jutereſſe an der Erzielung des hohen Preiſes haben. Auch in einem ſolchen Falle wird 
der Anſpruch nach $ 1246 gegen den betreibenden Pfandgläubiger beſtehen. Als Beteiligte 
kommen außer dem betreibenden Pfandgläubiger der Eigentümer, andere Pfandgläubiger 
und ſonſtige Dritte (3. B. Nießbraucher) in Betracht, deren Recht durch die Veräußerung 
erlöſchen würde. Wer fein ihm nach F 1246 zuſtehendes Recht nicht ausübt, begibt ſich 
feiner. Übt er es aus und kommt es zu einer Einigung, ſo trifft § 1245 zu. 

2. Die Entſcheidung des Gerichts iſt nach FG 8 166 Sache des Amtsgerichts des Ortes, 
an dem das Pfand aufbewahrt wird. Das Gericht entſcheidet im Verfahren der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit, wenn tunlich nach Anhörung der Beteiligten. Ein etwa auftauchender Streit 
über das Recht zum Pfandverkauf gehört nicht zu feiner Zuständigkeit (KJ 24 A 3). Be 
ſchwerde iſt zuläſſig nach SOG 88 19ff. Die Entſcheidung des Gerichts kann, wenn fie einen 
Verzicht auf die Beobachtung der Vorſchriften der §8 1235, 1237 Satz 1, 1240 in ſich ſchließt, 
erſt nach dem Eintritte der Verkaufsberechtigung ergehen, wie auch die Einigung in ſolchem Fall 
erſt nach dieſem Zeitpunkt erfolgen kann (8 1245 bj 2). Soweit Erſchwerungen des Pfand⸗ 
verkaufs auferlegt werden, iſt es Sache des Gerichts, zu beſtimmen, ob die 1 die 
Unrechtmäßigkeit der Veräußerung zur Folge haben ſoll (vgl. 5 1245 A 1). Wegen des Ein- 
fluſſes der gerichtlichen Entscheidung auf den gutglaubigen Erwerb des Erſtehers vgl. 9 1245 A ö. 
Nach der Pfandveräußerung kann eine gerichtliche Entſcheidung zur nachträglichen Recht 
fertigung eines abweichenden Verkaufsverfahrens nicht ergehen (vgl. 89 1244 A 3, 1245 A 6). 
§ 1246 BGB und § 127 KO gelten neben einander. 


8 1247 


Soweit der Erlös aus dem Pfande dem Pfandgläubiger zu ſeiner Be⸗ 
friedigung gebührt, gilt die Forderung als von dem Eigentümer berichtigt. 
Im übrigen tritt der Erlös an die Stelle des Pfandes ) )) h. 


@ 1 1188 II 1164; M 5 888, 894; P 3 482. om 
+ 
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1. Die Rechtsverhältniſſe am Erlöſe ſind dahin geregelt, daß der Erlös, ſoweit er nicht 
zur Befriedigung des Pfandgläubigers dient, an die Stelle des veräußerten Pfandes tritt. 
Die Rechtslage geſtaltet ſich verſchieden, je nachdem der Erlös Barerlös iſt oder nicht. 

a) Barerlös. Nach der — zwingenden — Annahme des Geſetzes zieht der Pfand⸗ 
gläubiger den Erlös für ſich ein, ſoweit er ihm gebührt, für die übrigen Berechtigten, 
ſoweit ihm darauf kein Recht zuſteht. Sind daher dem Pfandgläubiger vorgehende Rechte 
an der Sache nicht vorhanden geweſen und reicht der Erlös nur gerade oder nicht einmal 
aus, um dem Pfandgläubiger für ſeine Forderung Befriedigung zu verſchaffen, ſo wird der 
Pfandgläubiger mit der Einziehung ſofort Eigentümer des ganzen Erlöſes und gilt bis zu 
deſſen Betrag als vom Eigentümer des Pfandes befriedigt. Sind durch den Erlös noch 
andere, ihm vorgehende oder nachgehende Pfandgläubiger gedeckt oder bleibt ein Überſchuß 
für den Eigentümer, ſo wird der Pfandgläubiger mit der Einziehung des Erlöſes daran Eigen⸗ 
tümer, ſoweit ſeine Forderung hinter den vorgehenden gedeckt werden kann. Dieſe ſind 
ihrem Betrage nach feſtzuſtellen; vgl. dazu wegen der Zinſen A 3 zu § 1210. Im übrigen 
erwirbt der Pfandgläubiger an dem Gelde durch die Einziehung Eigentum für den bisherigen 
Eigentümer des Pfandes (RG 63, 17), und inſoweit dieſes geſchieht, beſtehen an dieſem Gelde 
auch die übrigen an der Sache durch den Verkauf erloſchenen Pfandrechte. Der Pfand 
gläubiger erwirbt in ſolchem Falle Miteigentum am ganzen Erlöſe für ſich und den vormaligen 
Pfandeigentümer, wenn er den Erlös ungetrenut in einer Summe entgegennimmt, kann aber 
die Trennung jederzeit — auch durch Umwechſeln — vornehmen. Dadurch ſcheiden ſich die 
beiden Maſſen zu Alleineigentum des Pfandgläubigers und des vormaligen Pfandeigentümers 
mit der Folge, daß nun die Erſatzpfandrechte nur das dem letzteren gehörige Geld erfaſſen. 
Iſt die Forderung des Pfandgläubigers, z. B. bei Pfandverkauf für Zinſen, im Augenblicke des 
Erloſes uur zum Teil fällig, ſo erlangt er das Eigentum an dem Erlöſe durch deſſen Einziehung 
für ſich nur ſoweit, als die fällige Forderung zur Deckung kommt, im übrigen behält er für 
ſeine Forderung ſein Pfandrecht an dem für den Pfandeigentümer erworbenen Erlösteil und 
kann ſich bei ſpäterem Eintritte der Fälligkeit daraus ohne weiteres befriedigen (vgl. § 1228 A 1). 
Iſt der Pfandgläubiger ganz befriedigt oder wegen vergehender Rechte ganz ausgefallen, 
hat er alſo kein Pfandrecht mehr an dem in ſeinem Beſitze befindlichen Erlös oder Erlösteil, 
ſo können die übrigen Pfandgläubiger von ihm auf Grund ihres Pfandrechts, der Eigentümer 
auf Grund feines Eigentums, die Herausgabe verlangen. Iſt ein an der veräußerten Pfand⸗ 
ſache beſtehender Nießbrauch bei der Veräußerung nicht beſtehengeblieben, ſondern er⸗ 
loſchen (8 1242 Abſ 2), fo beſteht nunmehr der Nießbrauch an dem Erlöſe und es findet, da dieſer 
aus verbrauchbaren Sachen beſteht, 8 1067 Anwendung. Der auf den Nießbrauch treffende 
Teil des Erloſes fällt darum dem Nießbraucher als Eigentum zu. 

b) Forderung als Erlös. Wird auf Grund beſonderer Vereinbarung oder Be⸗ 
ſtimmung des Gerichts (88 1238, 1245, 1246) zuläſſigerweiſe das Pfand nicht gegen bar, 
ſondern auf Borg verkauft oder der Kaufpreis nach dem Zuſchlage geſtundet oder nicht ſofort 
erhoben, fo wäre die Annahme möglich, daß bis zur Zahlung überhaupt noch kein Erlös vor- 
handen iſt und die Folgen des $ 1247 erſt eintreten, wenn die Zahlung erfolgt. Der Gebrauch 
des Wortes „Erlös“ zwingt indeſſen nicht zu dieſer Annahme, die Rückſicht auf das Recht des 
Eigentümers und der übrigen Pfandgläubiger aber führen zu der Annahme, daß in dieſem 
Falle die Kaufpreisforderung der „Erlös“ iſt. Demgemäß kommt dem Pfandgläubiger nur 
äußerlich die Stellung des Alleingläubigers der Kaufpreisforderung zu. Sachlich iſt er Allein⸗ 
gläubiger nur ſoweit, als ihm der Erlös gebührt. Im übrigen iſt der Eigentümer Mitgläubiger, 
und die Pfandrechte, die bisher an der veräußerten Pfaudſache beſtanden, beſtehen nunmehr 
als Pfandrechte an der Erlösforderung. Man wird aber weiter anzunehmen haben, daß, 
wenn nicht anderes beſtimmt iſt, der Pfandgläubiger berufen iſt, die Kaufpreisforderung bei 
Fälligkeit einzutreiben, und daß dann das Gezahlte wiederum an die Stelle der Forderung 
tritt, endgültig als Erlös gilt und als ſolcher nach $ 1247 zu behandeln iſt. Iſt der Pfand⸗ 
gläubiger ſelbſt der Erſteher, fo iſt nach 8 1239 Abſ 1 Satz 2 der Kaufpreis als von ihm empfangen 
anzuſehen, wenn ihm der Zuſchlag erteilt iſt. Dies hat zur unmittelbaren Folge, daß der 
Pfandgläubiger inſoweit, als der Kaufpreis auf ſeine Pfandforderung fällt, als vom Eigen⸗ 
tümer befriedigt gilt, im übrigen aber auf den Reſtkaufpreis Schuldner bleibt, und zwar 
Schuldner des Eigentümers, und daß an dieſer Forderung nun die Pfandrechte beſtehen, die 
vordem an der Pfandſache beſtanden. Auch hier wird man anzunehmen haben, daß der 
Pfandgläubiger berechtigt iſt, den Kaufpreis, ſoweit er ihm nicht ohnehin gebührt, mit der 
Wirkung an ſich ſelbſt zu zahlen, daß nunmehr das gezahlte Geld als endlicher Erlös an 
die Stelle des Pfandes tritt. Ganz gleich liegen im Innenverhältniſſe unter den Pfand⸗ 
beteiligten die Fälle, in denen der unbefugt geſtundete Kaufpreis als von dem Pfandgläubiger 
empfangen anzuſehen iſt (vgl. 95 1238 A 5, 1239 A A). 

2. Wegen der Anwendung des 8 1247 auf den Fall der unrechtmäßigen Veräußerung 
des Pfandes an einen gutgläubigen Erwerber vgl. § 1244 A 2 und $ 1248 A 1. 

3. Die entſprechende Anwendung des 8 1247 auf den Verkauf eines geſetzlichen 
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Pfandes iſt in § 1257 vorgeſehen. Auf die Rechtsverhältniſſe des Erlöſes aus der Verwirk⸗ 
lichung des Pfändungspfandrechts im Wege der Zwangsvollſtreckung finden die Vorſchriften 
der PO, insbeſondere BRD SS 819, 827 Anwendung. Dagegen beſtimmen ſich die Rechts- 
verhältniſſe an dem Erlös einer Pfandſache, die nach $ 1233 Abſ 2 nach den Vorſchriften für 
den Verkauf einer gepfändeten Sache veräußert iſt, ausſchließlich nach § 1247. 

A 4. Nach Satz 1 iſt es ſo anzuſehen, als ob der Eigentümer die Forderung des Pfand⸗ 
gläubigers berichtigt hat, ſoweit dieſem der Erlös gebührt. Eine weitere Rechtsfolge, wie in 
dem ähnlichen § 1143, iſt daran nicht ausdrücklich geknüpft. Auch § 1249 Satz 2 trifft un⸗ 
mittelbar nicht zu, da er ein Befriedigen des Pfandgläubigers vorausſetzt, das den Pfand⸗ 
verkauf vermeidet. Der Übergang der Pfandforderung auf den Eigentümer des ver⸗ 
kauften Pfandes folgt aber aus $ 1225, vgl. A! das. Neben der übergegangenen Forderung 
e dem Eigentümer etwaige Vertragsanſprüche oder auch ein Bereicherungsanſpruch 
zuſtehen. 


8 1248 


1) Bei dem Verkaufe des Pjandes?) gilt zugunſten des Pfandgläubigers 
der Verpfänder als der Eigentümer, es ſei denn, daß der Pfandgläubiger 
weiß, daß der Verpfänder nicht der Eigentümer iſts) ) s) 6). 

E I 1195 II 1155; M 3 843; P 3 492—494. 


1. Unterſtellung des Eigentums des Verpfänders. Die Möglichkeit, daß der Ber 
pfänder nicht Eigentümer des Pfandes iſt, würde den Pfandgläubiger zwingen, im Pfand 
verkaufsverfahren, in dem er durch die 88 1234, 1237, 1239, 1241, 1245, 1246 zu Willens⸗ 
erklärungen gegenüber dem Eigentümer veranlaßt ift, ſtets wieder die Frage zu prüfen, ob 
der Verpfänder auch der Eigentümer ift. § 1248 enthebt ihn dieſer Prüfung. Der Pfand. 
gläubiger ſoll ſich, wenn er nicht vom Gegenteil Kenntnis hatte, darauf verlaſſen dürfen, daß 
der Verpfänder der Eigentümer iſt; der Eigentümer muß ſich zugunſten des Pfandgläubigers 
gefallen laſſen, daß der Verpfänder als Eigentümer behandelt wird. 

2. Nur bei dem Verkaufe des Pfandes gilt die Regel, nicht auch beim Erwerbe des 
Pfandrechts — für dieſen gelten die Vorſchriften der 88 1207, 1208 —, auch nicht bei 
dem Erwerbe der Pfandſache aus dem Pfandverkaufe ($ 1239) — für dieſen 
gilt $ 1244, auch nicht bei der Rückgabe der Pfandſache; fie iſt nach 5 1223 an den Ver⸗ 
pfänder zurückzugeben; erheben Verpfänder und Eigentümer Anſprüche auf Herausgabe 
(88 1223, 985), fo muß ſich der Pfandgläubiger durch Streitverkündung ſichern. Die Regel 
gilt alſo im Falle des $ 1233 Abſ 2; der verurteilte Verpfänder darf auch hier als der Eigen» 
tümer angeſehen werden. ei 

3. Es ſei denn, daß der Pfandgläubiger weiß, daß der Verpfänder nicht der Eigentümer 
iſt. Die Faſſung ergibt, daß der Gegner. des Pfandgläubigers deſſen Kenntnis behaupten 
und beweiſen muß. Nur die Kenntnis ſchließt den Schutz aus, nicht auch die grob fahr⸗ 
läſſige Unkenntnis. Der Schutz ſteht ihm ſolange zur Seite, als er ſich in Unkenntnis 
befindet. Er braucht alfo Mitteilungen, die er dem Verpfänder in der irrigen Meinung 
gemacht hat, dieſer ſei Eigentümer, ſpäter, wenn er erfährt, daß ein anderer Eigentümer 
war, dieſem gegenüber nicht zu wiederholen. Weiß der Pfandgläubiger, daß der Verpfänder 
nicht der Eigentümer iſt, und verletzt er gleichwohl bei dem Pfandverkauf die zum Schutz des 
Eigentümers getroffenen Vorſchriften, fo macht er ſich ſchadenserſatzpflichtig — vorbehaltlich 
etwaiger Unrechtmäßigkeit des Verkaufs ($ 1248 Abſ 1). — 7 

4. Die Schutzbeſtimmung wirkt nur zugunſten des Pfandgläubigers. Inwieweit der 
Verpfänder ſich dem Pfandgläubiger gegenüber zugunſten der Behauptung ſeines Eigentums 
auf die Tatſache ſtützen kann, daß er Beſitzer des Pfandes iſt, ergibt § 1006. 

6 Kraft 8 1257 ift 8 1248 auf den Fall des Verkaufs des geſetzlichen Pfandrechts 
entſprechend anzuwenden; auf das Pfändungspfandrecht leidet er keine Anwendung. 

6. Vol. auch die ähnliche Beſtimmung für den Nießbrauch in 8 1058. 


8 1249 


1) Wer durch die Veräußerung des Pfandes ein Recht an dem Pfande 
verlieren würde?), kann den Pfandgläubiger befriedigen“), ſobald der 
Schuldner zur Leiſtung berechtigt ift*). Die Vorſchriften des S 268 Ab 2, 3 
finden entſprechende Anwendung) IR 

SI sr 1156; W 8 aan; P 3 461. 463. 


oder Ablöſung des Pfandes vgl. $ 268 (Einlöſung in der Zwangs 
bon Han ch des Eigentümers zur Einlöſung der Oypothehh. Das Einlöſungs⸗ 
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8 § 1249 iſt dinglicher Art. Auf feine Verletzung trifft 8 823 Abſ 1 zu (RG 
83, ; 

2. Wer durch die Veräußerung des Pfandes ein Recht an dem Pfande verlieren würde. 
In Betracht kommt in erſter Reihe der Eigentümer des Pfandes. Er ſcheidet jedoch dann 
aus, wenn er der perſönliche Schuldner iſt. Denn durch deſſen Zahlung erliſcht die Forde⸗ 
rung und damit das Pfandrecht ($ 1252). Der Pfandeigentümer, der zugleich Bürge iſt 
und als ſolcher kein Einlöſungsrecht hat (RG 53, 403), kann dagegen das Einlöſungsrecht 
geltend machen, denn durch die Zahlung des Bürgen erliſcht die Forderung gegen den Haupt⸗ 
ſchuldner nicht ($ 774). Sodann genießt das Recht des § 1249 jeder dinglich Berechtigte, 
auch wenn er für die Forderung mithaftet und durch die Zahlung zugleich ſeine eigene Schuld 
bezahlen will und bezahlt (RG 70, 409), namentlich aber der Nießbraucher, wenn er nicht 
an erſter Stelle ſteht und alſo vor dem Erlöſchen ſeines Rechtes durch die Pfandveräuße⸗ 
rung nicht geſchützt iſt (§ 1242 Abſ 2), endlich jeder andere Pfandgläubiger, mag er dem 
abzulöſenden vorgehen oder nachgehen. Ob auch der Inhaber eines kaufmänniſchen Zurück⸗ 
behaltungsrechts zur Ablöſung befugt iſt, bleibt zweifelhaft. Denn ein Recht „am Pfand“ 
hat er ſtrenggenommen nicht. Nicht einlöſungsberechtigt iſt der Beſitzer als ſolcher; auch der 
Eigentümer eines Grundſtücks ſoll es nicht ſein gegenüber dem Pfandrecht an einer darauf 
ruhenden Hypothek, weil deren Veräußerung ihm ein Recht nicht entziehen würde (RG JW 
03 Beil 55126). Wer nur an einem Teil der Pfänder ein Recht hat, deſſen Verluſt droht, iſt 
zur vollen Leiſtung verpflichtet, aber auch berechtigt; ihm ſind ſämtliche Pfänder auszuhändigen 
(RG 83, 391). Die in dieſer Entſcheidung offen gelaſſene Frage, ob unter den an den ver⸗ 
ſchiedenen Pfändern Berechtigten eine Ausgleichspflicht beſteht, hat OLG Hamburg (HanſGhZ 
1920 Beibl 225) bejahend beantwortet und als Maßſtab für den Ausgleich den Wert der 
verſchiedenen Pfänder gewählt. Da auf den Einlöſenden die geſicherte Forderung mit allen 
Pfandrechten übergeht (A 6), ſo könnte er ſich aus allen Pfändern befriedigen und die übrigen 
Berechtigten hätten das Nachſehen. Ein Ausgleich muß hier geſchaffen werden, damit es 
nicht zu einem Wettlauf um die begünſtigte Stellung des Einlöſenden kommt. 

3. Das Recht, den Pfandgläubiger zu befriedigen, kann, abweichend von § 267, im 
a 55 3 a auch gegen den Widerſpruch von Glänbiger und Schuldner ausgeübt werden 

4. Sobald der Schuldner zur Leiſtung berechtigt iſt. Es iſt weder vorausgeſetzt, daß 
der Pfandverkauf ſchon angedroht oder im Gange iſt, noch daß die Schuld fällig, alte bie Ver⸗ 
kaufsberechtigung des Pfandgläubigers eingetreten ift. Von Wichtigkeit iſt dies dann, wenn 
eine Schuld vereinbarungsgemäß vor einem beſtimmten Zeitpunkte nicht zurückverlangt, 
aber jederzeit freiwillig zurückgezahlt werden kann. Hiernach wird auch zu beantworten ſein, 
ob eine Teilablöſung zuläſſig iſt (8 266). Iſt die Zuläſſigkeit von Teilleiſtungen vereinbart 
oder handelt es ſich wie bei Zinſen zu nichtfälliger Hauptforderung nicht um eigentliche Teil. 
leiſtungen im Sinne des $ 266, fo iſt auch die Teilablöſung, mit dem Beding jedoch des 
Vorrechts des Pfandrechts für den Überreſt, zuläſſig. 

5. Wegen der Befriedigung durch Hinterlegung oder Aufrechnung vgl. 88 1224, 268 Ab] 2. 

6. übergang der Forderung auf den Einlöſenden iſt nach § 268 Abſſ 3 die Folge der 
Einlöſung. Mit der Forderung aber geht auch ohne weiteres das Pfandrecht auf den Ein- 
löſenden über (88 401, 1250). Vgl. A 2 a. E. 

7. Der Übergang kann nicht zum Nachteile des Gläubigers geltend gemacht werden, 
alſo nicht derart, daß dabei ein anderes dem Gläubiger zuſtehendes Recht verloren geht (Zurück⸗ 
behaltungsrecht), oder ſonſt Schaden entiteht (3. B. bei Geltendmachung, nachdem ſchon der 
Ae bag ſtattgefunden und Verpflichtungen des Pfandgläubigers als Verkäufers be⸗ 
gründet hat). 

8. Über das Recht des Verpfänders, den Pfandgläubiger zu befriedigen und da⸗ 
gegen Herausgabe des Pfandes zu verlangen, vgl. § 1223 Ab} 2. Der Einlöſende hat den 
Zug⸗um⸗Zug⸗Anſpruch nicht, er muß den Gläubiger erſt befriedigen. 

9. Entſprechende Anwendung auf das geſetzliche Pfandrecht iſt in § 1257 beſtimmt, 
entſprechende Anwendung auf das Recht der Haftung der zollpflichtigen Ware für die Zoll 
ſchuld nach § 14 des Vereinszollgeſetzes in der Rechtſprechung anerkannt (RG 67, 214; 
70, 405). 

§ 1250 

Mit der Übertragung der Forderung geht das Pfandrecht auf den neuen 
Gläubiger über. Das Pfandrecht kann nicht ohne die Forderung übertragen 
werden!). 

Wird bei der Übertragung der Forderung der Übergang des Pfandrechts 
ausgeſchloſſen, jo erliſcht das Pfandrecht'). 

E 1 1186, 1190 II 1157; M 3 886838; P 3 483, 487 
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1. übergang des Pfandrechts. Die ſchuldrechtlichen Vorſchriften der 98 401, 412 werden 
für das Pfandrecht mit dinglicher Wirkung wiederholt. Hierbei zeigt ſich die Unſelbſtändigkeit 
des Pfandrechts (Akzeſſorietät). Das Pfandrecht kann überhaupt nicht ſelbſtändig übertragen 
werden. Der Übergang des Pfandrechts vollzieht ſich ohne weiteres von Geſetzes wegen 
mit der Übertragung der Forderung, gleichviel ob dieſe ſelbſt durch Rechtsgeſchäft übertragen 
wird (88 398 ff.) oder kraft Geſetzes (§ 412) oder durch gerichtlichen Beſchluß (Überweiſung, 
BRO 8 835). Es bedarf, um den Übergang des Pfandrechts zu bewirken, nicht der Übertragung 
des Pfandbeſitzes. Der gute Glaube des Erwerbers der Forderung an das Beſtehen eines 
tatſächlich nicht vorhandenen Pfandrechts wird vom Geſetz nicht geſchützt. Ein beſtehendes 
Pfandrecht erwirbt er auch dann, wenn es nur kraft guten Glaubens des Pfandgläubigers 
entſtanden iſt, er ſelbſt aber weiß, daß der Verpfänder nicht der Eigentümer war. 

2. Die Ausſchließung des Übergangs des Pfandrechts iſt — anders als bei der Hypothek 
(5 1153 Abſ 2) — zuläſſig, fie kommt aber in ihrer Wirkung der Aufhebung des Pfandrechts 
gleich. Man wird daher den allgemeinen Grundſatz, daß es zur Aufhebung belaſteter 
Rechte der Zuſtimmung des an ihnen Berechtigten bedarf, der auch für das Pfand⸗ 
recht in § 1255 Abſ 2 Anerkennung gefunden hat, auch hier anwenden und für den 
Fall, daß das 1 deſſen Mitübergang ausgeſchloſſen werden ſoll, mit dem Rechte 
eines Dritten belaſtet iſt, die Zuſtimmung dieſes Dritten für erforderlich erklären müſſen. 
Mangels der Zustimmung ift die Ausſchließung des Übergangs des Pfandrechts unwirkſam 
und das Pfandrecht geht mit über. Während die Ausſchließung des Übergangs des Pfand- 
rechts Erlöſchen des Rechtes zur Folge hat, tritt eine ſolche Folge dann nicht ein, wenn ſich 
der bisherige Pfandgläubiger — wie er wenigſtens mit Wirkung gegenüber dem Erwerber 
der Forderung kann — lediglich den Beſitz des Pfandes vorbehält. 


8 1251 


Der neue Pfandgläubiger kann von dem bisherigen Pfandgläubiger die 
Herausgabe des Pfandes verlangen!). 

Mit der Erlangung des Beſitzes tritt der neue Pfandgläubiger an Stelle 
des bisherigen Pfandgläubigers in die mit dem Pfandrechte verbundenen 
Verpflichtungen gegen den Verpfänder ein?). Erfüllt er die Verpflichtungen 
nicht, ſo haftet für den von ihm zu erſetzenden Schaden der bisherige Pfand⸗ 
gläubiger wie ein Bürge, der auf die Einrede der Vorausklage verzichtet hats). 
Die Haftung des bisherigen Pfandgläubigers tritt nicht ein, wenn die For⸗ 
derung kraft Geſetzes auf den neuen Pfandgläubiger übergeht oder ihm auf 
Grund einer geſetzlichen Verpflichtung abgetreten wird“. 


E I 1187 II 1158; M 3 837, 838; P 3 483—485. 


1. Anſpruch des neuen Pfandgläubigers auf Herausgabe des Pfandes. Die Vor⸗ 
ſchrift entſpricht den 88 1227, 985. Der Anſpruch geht nicht ſtets und notwendigerweiſe auf 
Verſchaffung des unmittelbaren Beſitzes. Der neue Pfandgläubiger wird vielmehr vom bis 
herigen keinen andern Beſitz verlangen können, als dieſer ſelbſt vom Verpfänder eingeräumt 
erhalten hat und übertragen kann, alſo nur mittelbaren Beſitz, wenn der bisherige Gläubiger 
das Pfand nach 8 1205 Abſ 2 beſtellt erhalten hat, nur die Einräumung des Mitbeſitzes und 
Mitverſchluſſes im Falle des $ 1206. Der neue Pfandgläubiger wird aber auch, wenn das 
Pfand gemäß § 1217 hinterlegt oder in Verwahrung gegeben ift, vom bisherigen Pfand- 
gläubiger nicht mehr beanſpruchen können, als daß dieſer ihm gegenüber der Hinterlegungs⸗ 
ſtelle oder dem Verwahrer die gleiche Stellung einräumt, wie er ſie bis dahin beſeſſen hat. 

2. Eintritt des neuen Pfandgläubigers in die Verpflichtungen des bisherigen. Es 
handelt ſich um die Verpflichtungen, die dem bisherigen Pfandgläubiger aus dem Pfand 
beſtellungsvertrage perſönlich erwachſen ſind, nämlich die Pflicht zur Verwahrung des Pfandes, 
zur Sorge für die Gewinnung der Nutzungen des Nutzungspfandes, die Pflicht zur Rückgabe 
des Pfandes (88 1214, 1215, 1223). Ihrer wird der bisherige Pfandgläubiger durch den Über · 
gang des Pfandrechts auf den neuen Gläubiger nicht ohne weiteres ledig. Sie gehen aber 
von Geſetzes wegen auf den neuen Pfandgläubiger von dem Augenblick an über, in dem er 
den (mittelbaren oder unmittelbaren) Beſitz des Pfandes erlangt. Streit iſt darüber, ob der 
neue Pfandgläubiger auch in die Rechtslage eintritt, in die ſich der bisherige durch hartnäckige 
Verletzung der Rechte des Verpfänders gebracht hat. Darüber, daß die erwachſenen Schadens 
erſatzanſprüche nur den Schadenszufüger perſönlich treffen, iſt man einig, nicht aber darüber, 
oh $ 1217 auf Grund der Verfehlungen des früheren Pfandgläubigers gegen den neuen an- 
gewendet werden kann. Man wird unterſcheiden müſſen: Sofern ſchon dem $ 1217 zufolge 
das Pfand hinterlegt oder einem Verwahrer übergeben iſt, liegt ein fertiger Dauerzustand 
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vor, mit deſſen Fortbeſtand ſich der neue Pfandgläubiger bei ſeinem Erwerbe begnügen muß. 
Wie er vom bisherigen Pfandgläubiger nicht eine Beſeitigung dieſes Zuſtandes und Ver⸗ 
ſchaffung des unmittelbaren Beſitzes verlangen kann (vgl. A 1), ſo hat er auch gegen den Ver ⸗ 
pfänder keinen Anſpruch auf eine Anderung. Sofern jedoch eine Anderung des Beſitzſtandes 
bei dem früheren Pfandgläubiger bis zur Erlangung des Beſitzes durch den neuen noch nicht 
eingetreten iſt, kann dieſer auf Grund des § 1217 zur Hinterlegung oder Ablieferung an einen 
Verwahrer nur dann angehalten werden, wenn er ſelbſt ſich Verletzungen der in $ 1217 
bezeichneten Art hat zuſchulden kommen laſſen. Denn der Anſpruch aus § 1217 beruht auf 
der perſönlichen Vertrauensunwürdigkeit des Pfandgläubigers und iſt deshalb ſeiner Art 
nach eines Übergangs von einem auf den andern nicht fähig. 

3. Die geſetzliche Bürgſchaft des bisherigen Pfandgläubigers für die Schadenserſatz⸗ 
verbindlichkeit des neuen (vgl. 88 767ff.) beſteht nur gegenüber dem Verpfänder, nicht 
gegenüber dem davon verſchiedenen Eigentümer. Der bisherige Pfandgläubiger kann ſich 
n dadurch entziehen, daß er ſich den Beſitz des Pfandes vorbehält (vgl. 


4. Der Ausſchluß der Bürgſchaft beruht auf Billigkeitsgründen, weil in den aufgeführten 
Fällen dem Pfandgläubiger die Forderung mit dem Pfandrecht ſchlechthin entzogen wird, 
ohne daß er ſich auch nur den Pfandbeſitz vorbehalten kann. Wird die durch das Pfandrecht 
geſicherte Forderung in der Zwangsvollſtreckung überwieſen ($ 835 ZPO), fo haftet der bis⸗ 
herige Pfandgläubiger, doch ſteht ihm die Einrede aus $ 838 8 PO zur Seite. 


8 1252 
Das Pfandrecht erliſcht mit der Forderung, für die es bejteht!-$), 


E I 1192 II 1159; M 3 840, 841; P 3 490, 491. 


1. Erlöſchen des Pfandrechts. In den 88 1252, 1258, 1255, 1256 ſind nicht alle Fälle des 
Erlöſchens des Pfandrechts behandelt. In Betracht kommt außerdem noch als Erlöſchungsgrund 
der Untergang der Pfandſache (RG 13. 2. 06 VII 238/05; RG 96, 185), fo z. B. auch das Er. 
löſchen einer Hypothek, an der ein Pfandrecht beſtand, durch Zwangsverſteigerung, das Er⸗ 
löſchen in den Fällen der Verarbeitung, Verbindung, Vermiſchung der Pfandſache (88 949, 950), 
das Erlöſchen durch die Veräußerung des Pfandes beim Pfandverkauf (§ 1242 Abſ 2), das 
Erlöſchen im Falle des Fundes (8 973), im Falle der Erſitzung (§ 945) u. a. m. Dauernde 
Wertloſigkeit einer Aktie ſteht ihrem Untergang rechtlich gleich (RG 96, 185). 

2. Erlöſchen mit der Forderung. Die Regel kennt keine Ausnahme. Eine Ausnahme 
liegt insbeſondere darin nicht, daß bei Beſtellung des Pfandrechts für die Forderungen aus 
einer Geſchäftsverbindung (Kontokorrent) oder in ähnlichen Fällen das Pfand trotz der Be⸗ 
gleichung einzelner Forderungen, ja ſelbſt nach Begleichung aller Forderungen forthaftet. 
In Wirklichkeit erliſcht hier das Pfandrecht für die einzelnen entſtandenen Forderungen mit 
deren Erlöſchen und es beſteht dann nur noch das Pfandrecht für die künftig enſſtehenden. 
Das gleiche gilt auch für den Fall, daß ein Pfandrecht für eine Forderung und die bei deren 
Erlöſchen (4. B. durch Unmöglichwerden der Leiſtung) an ihre Stelle tretende Erſatzforderung 
beſtellt iſt. Iſt der Pfandverkauf unrechtmäßig (8 1243 Abſ 1), fo erliſcht die Forderung und 
damit auch das Pfandrecht nicht. In der Mitteilung des Pfandgläubigers an den Schuldner, 
die Forderung ſei erloſchen, liegt dann nur das Angebot, das Erlöſchen anzuerkennen. Wider⸗ 
ſpricht der Schuldner und beanſtandet er den Pfandverkauf, fo lehnt er das Angebot ab (RG 
23 1921, 380). — Eine Forderung, die erſt künftig entſtehen ſoll, iſt erloſchen, ſobald 
feſtſteht, daß ſie nicht mehr entſtehen kann. Wird eine durch Arreſtpfändung geſicherte 
Forderung rechtskräftig abgewieſen, ſo erliſcht dos Arreſtpfandrecht, ohne daß der Arreſt⸗ 
befehl aufgehoben zu werden brauchte (RG 71, 311). 

3. Die verjährte Forderung iſt nicht erloſchen. Das für ſie beſtellte Pfandrecht bleibt 
daher beſtehen (§ 223). Der beſonderen Ausnahmebeſtimmung zufolge erliſcht jedoch das 
Pfandrecht für verjährte Zinſen und andere wiederkehrende Leiſtungen (8 223 Abf 3). 

4. Ein Wiederaufleben der Forderung, wenn ſolches nach dem Geſetze mit rückwirkender 
Kraft derart ſtattfindet, daß das Erlöſchen als nicht erfolgt zu gelten hat, erſtreckt ſich in ſeiner 
Wirkung auch auf das Pfandrecht. So, wenn die zur Befriedigung des Gläubigers gemachte 
Zahlung ſpäter mit Erfolg angefochten und zurückgewährt worden iſt (RG 3, 208). 

5. Beweislaſt. Das Erlöſchen der Forderung hat derjenige zu behaupten und zu beweiſen, 
der das Erlöſchen des Pfandrechts geltend macht. 

6. Übergangsrecht. Hatte ein vor dem Inkrafttreten des BGB entſtandenes Pfandrecht 
nach dem damals maßgebenden Rechte den Inhalt, daß es auch ohne Forderung beſtehen 
und fortbeſtehen konnte, ſo findet, auch wenn das Erlöſchen der Forderung nach dem In⸗ 
krafttreten des BG erfolgt, § 1252 auf dieſes Pfandrecht keine Anwendung (EG Art 184, 
RG JW 02 Beil 170). 
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8 1253 


1) Das Pfandrecht erliſcht, wenn der Pfandgläubiger das Pfand dem 
Verpfänder oder dem Eigentümer zurückgibt? ). Der Vorbehalt der Fort⸗ 
dauer des Pfandrechts iſt unwirkſam. 

Iſt das Pfand im Beſitze des Verpfänders oder des Eigentümers, ſo 
wird vermutet, daß das Pfand ihm von dem Pfandgläubiger zurückgegeben 
worden jeid). Dieſe Vermutung gilt auch dann, wenn ſich das Pfand im Beſitz 
eines Dritten befindet, der den Beſitz nach der Entſtehung des Pfandrechts 
von dem Verpfänder oder dem Eigentümer erlangt hate). 

E I 1191 II 1160; M 3 839, 840; P 3 487490. 


1. Rückgabe des Pfandes als Erlöſchungsgrund. Die Vorſchrift hat ihren rechtlichen 
Grund darin, daß das Geſetz eine Pfandrechtsbeſtellung unter Beſitzvorbehalt ($ 930) ab. 
gelehnt hat. Deshalb läßt ſchon die Tatſache der Rückgabe des Pfandes das Pfandrecht 
erlöſchen, ohne daß es der Vermutung eines durch die Rückgabe erklärten Verzichts auf das 
Pfandrecht (ogl. $ 1255) bedarf (RGS 57, 325; Warn 1912 Nr 261). Aus demſelben Grunde 
muß auch der Vorbehalt der Fortdauer des Pfandrechts unwirkſam bleiben. Sonſt würde 
auf dieſem Wege ein Pfandrecht unter Beſipvorbehalt entſtehen können. Das Geſetz ſieht 
vom Zwecke der Rückgabe vollkommen ab. Die Wirkung des § 1253 tritt ein, auch wenn das 
Pfand ernſtlich nur leihweiſe zurückgegeben wird oder wenn Kuxe dem Verpfänder wieder 
ausgehändigt werden, damit er ſie bei dem Grubenvorſtand auf ſeinen Namen umſchreiben 
läßt (RG 26. 10. 15 III 125/15), oder wenn der Pfandgläubiger das Pfand dem Verpfänder 
in Verwahrung gibt (Rh 1. 4. 24 VII 376/28). Ebenſo tritt fie ein, wenn die Rückgabe infolge 
Irrtums im Beweggrund, infolge argliſtiger Täuſchung durch den Schuldner, den Verpfänder 
oder den Eigentümer erfolgt iſt — all das unbeſchadet der Pflicht des Schadenſtifters oder 
Bereicherten, das Pfand von neuem zu beſtellen oder Erſatz zu leiſten (RG JW 1912, 4599). 
Immer aber iſt der Wille der Beſitzüberlaſſung an den Verpfänder erforderlich (RG JW 
1912, 9117). Er iſt nicht vorhanden, wenn der Pfandgläubiger das Pfand dem Pfand. 
ſchuldner als Vertreter eines anderen Gläubigers herausgibt, dem ein Zweitpfandrecht 
beſtellt werden ſoll, und dieſer dann das Pfand zugleich für den Erſtpfandgläubiger in Beſitz 
nimmt (RG 18. 4. 13 VII 10/13), oder wenn ein Pfleger minderjähriger Kinder, denen der 
Vater Hypotheken verpfändet hat, die Briefe dem Vater zur Aufbewahrungfür die Kinder 
zurückgibt. Nicht anwendbar iſt 9.1253 nach § 1266 auf im Schiffsregiſter eingetragene 
Schiffe. Deshalb verliert auch der Werkunternehmer das ihm an einem Schiff nach § 647 
zuſtehende Pfandrecht nicht durch die Rückgabe des Schiffes (RG 108, 163). 

Die Rückgabe iſt Wiedereinräumung des Alleinbeſitzes, Übergabe an den, 
der früher ſchon beſaß. Es greifen daher für ſie alle die Grundſätze Platz, die für die Über 
gabe in § 1205 A 5 entwickelt find. Vgl. auch § 1223 A 1. Gleichgültig iſt, ob der wiederein 
geräumte Alleinbeſitz mittelbarer oder unmittelbarer Beſitz iſt. Auch der: ortfall beſchränken⸗ 
den Mitbeſitzes des Pfandgläubigers genügt (Rch 92, 267). Körperliche Übergabe der Sache 
iſt nicht nötig (RG 67, 423). Die Rückgabe eines Pfandes, das ein Dritter für den Pfand- 
gläubiger oder für dieſen und den Verpfänder zuſammen verwahrt, kann in der Vereinbarung 
zwiſchen Pfandgläubiger und Verpfänder liegen, daß nunmehr der letztere allein den Anſpruch 
auf Herausgabe haben ſoll, und in der Anweiſung des Pfandgläubigers an den Verwahrer, 
nun an den Verpfänder allein herauszugeben, die „Rückgabe einer im Mitverſchluſſe des 
Pfandgläubigers und des Verpfänders befindlichen Sache dorin, daß der Pfandgläubiger 
feinen Schlüffel dem Verpfänder überläßt. Immer aber muß es ſich um eine wirkliche 
Beſitzüberlaſſung handeln (RGSt 48, 244). Der Pfandgläubiger muß den Beſitz der Pfand⸗ 
ſache aufgegeben und ſie mit dem Willen der Beſihüberlaſſung dem Verpfänder hingegeben 
und dieſer muß fie in Beſitz genommen haben (R& Warn 1912 Nr 261, 394: 1914 
Nr 58). Erhält der Verpfänder oder Eigentümer die Pfandſache nur in der Eigenſchaft 
eines Beſibdieners des Pfandgläubigers, fo erliſcht, vorausgeſeg, daß wirlich ein ernftliches 
und echtes Beſitdienerverhältnis nach $ 855 vorliegt, das Pfandrecht nicht. So ift es 
möglich, daß der Pfandgläubiger den Verpfänder als Angeſtellten zum Verkaufe der ver- 
pfändeten Sachen verwendet, ohne dadurch ſein Pfandrecht m verlieren. Wird das Pfand 
ohne Zuſtimmung des Pfandaläubigers zurückgegeben ſo beſteht das Pfandrecht aus- 
nahmsweiſe tro fehlenden Beſitzes und fehlender Erkennbarkeit weiter (RG 57, 325; RG 
Warn 1914 Nr 58). Troß fortdauernden Beſitzes erliſcht das Pfandrecht, wenn der Pfand: 
beſitz nur für einen beſtimmten Zeitabſchnitt übertragen war und der Pfandgläubiger das 
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daß der Verpfänder nicht Eigentümer iſt. Hat aber der Verpfänder, der auch Eigentümer 
war, nach der Verpfändung die Pfandſache einem anderen übereignet und davon den 
Pfandgläubiger in Kenntnis geſetzt, ſo wird er auch als Verpfänder im Sinne des 8 1253 
nicht mehr in Betracht kommen können. Die Rückgabe braucht nicht an den Verpfänder 
oder Eigentümer ſelbſt zu erfolgen. Das Pfandrecht erliſcht auch, wenn das Pfand ſtatt an ihn 
auf ſeine Anweiſung oder mit ſeiner Zuſtimmung für ihn an einen Dritten ausgehändigt 
wird (RG 92, 267; 108, 164; JW 1912, 459°). Hierhin gehört aber nicht der Fall, daß der 
Pfandgläubiger die Pfandſache, die für einen andern Gläubiger des Schuldners gepfändet 
wurde, an den von dieſem Pfändungspfandgläubiger beauftragten Gerichtsvollzieher zur 
Verſteigerung gegen Anerkennung feines Rechtes auf vorzugsweise Befriedigung herausgibt 
(NG Recht 1921 Nr 104). 

3. Rückgabe im Wege der Zwangsvollſtreckung. Nimmt der Gerichtsvollzieher nach 
3PO 8 883 das Pfand dem Pfandgläubiger weg und übergibt es dem Verpfänder oder Eigen⸗ 
tümer, ſo ſteht dies der Rückgabe gleich. 

4. Gibt der Verpfänder oder Eigentümer die ihm vom Pfandgläubiger zurückgegebenen 
Pfandſachen dem Pfandgläubiger wiederum zurück (z. B., wenn er ſie geliehen erhalten 
hatte), ſo führt dies nicht zum Wiederaufleben des Pfandrechts. Es kann und wird ſehr 
häufig aber darin eine neuerliche Beſtellung des Pfandrechts liegen. Dies ſelbſt dann, 
wenn etwa der Verpfänder und Pfandgläubiger irrtümlich angenommen haben ſollten, daß 
das frühere Pfandrecht nicht erloſchen ſei. Denn beide Teile werden in ſolchen Fällen bei 
der Rückgabe an den Pfandgläubiger darüber einig ſein, daß ihm das Pfandrecht zuſtehen ſoll. 
Bedenklich hiernach RG 1. 4. 24 VII 376/23; A hatte eine ihm gehörige Sache dem B in 
Pfand, dieſer fie ſpäter dem A in Verwahrung gegeben; der Klage des B auf Herausgabe 
der verwahrten Sache begegnete A mit dem Himveis auf fein Eigentum an der Sache und 
der Behauptung, daß die Pfandſchuld ſchon getilgt ſei; es iſt angenommen worden, daß 
— vorbehaltlich des Beweiſes der angeblichen Tilgung — das Pfandrecht des B wieder⸗ 
aufleben würde, wenn B auf Grund feines Anſpruchs als Verwahrer, alfo ohne Neube⸗ 
ſtellung des Pfandrechts, wieder in den Beſitz der Sache gelangte. 

5. Die Vermutung iſt durch Gegenbeweis entkräftbar. Der Umſtand, daß der Verpfänder 
nach der Verpfändung zeitweilig das Pfand in Händen hatte, begründet, wenn er es nicht 
mehr hat, die Vermutung nicht. Die Beweislaſt fir das Zurückgeben obliegt alſo in ſolchem 
Falle dem, der das Erlöſchen des Pfandrechts behauptet (RG JW 1912, 911°). 

6. Entſprechende Anwendung finden die Vorſchriften des $ 1253 auf das geſetzliche 
Pfandrecht ($ 1257) ſoweit dieſes den Beſitz des Pfandgläubigers vorausſetzt. Sie finden 
aber auch entſprechende Anwendung auf das Pfändungspfandrecht. Das Pfandrecht 
erliſcht alſo wenn der Schuldner die von dem Gerichtsvollzieher in Gewahrſam genommenen 
Sachen von dem Gläubiger oder dem für ihn tätigen Gerichtsvollzieher zurückerhält. In der 
Rechtſprechung iſt weiterhin angenommen, daß die Wegnahme der Pfandzeichen von den nach 
38 8 808 im Gewahrſam des Schuldners belaſſenen gepfändeten Gegenſtänden durch den 
Gläubiger und die Einwilligung des Gläubigers zur Wegnahme der Rückgabe des Pfandes 
im Sinne des $ 1253 gleichſtehen und zum Erlöſchen des Pfandrechts führen (RG 57, 923). 


8 1254 


Steht dem Pfandrecht eine Einrede entgegen!), durch welche die Geltend⸗ 
machung des Pfandrechts dauernd ausgeſchloſſen wird, ſo kann der Ver⸗ 
pfänder die Rückgabe des Pfandes verlangen?). Das gleiche Recht hat der 
Eigentümers) ). 

EI 1192 II 1161; M 3 841; P 3 490—492. 

1. Dem Pfandrecht entgegenſtehende Einreden ſind einmal ſolche Einreden, die ſich 
nur auf das Pfandrecht, nicht auch auf die geſicherte Forderung beziehen, ſodann aber auch 
ſolche Einreden, die gegen die Forderung beſtehen, ſoweit fie nach $ 1211 vom Verpfänder gegen 
den Pfandgläubiger geltend gemacht werden können. Nicht entgegenſteht dem Pfandrechte 
die Einrede der Verjährung der Forderung nach der ausdrücklichen Vorſchrift des § 223. Daß 
die Einreden vom perſönlichen Schuldner geltend gemacht ſind, iſt nicht Vorausſetzung 
des § 1254. Selbſt der Verzicht des perſönlichen Schuldners entzieht die Einrede dem Ver⸗ 
pfänder nicht (8 1211 Abſ 2). 5 

2. Die Klage auf Rückgabe des Pfandes iſt vom Verpfänder mit der Behauptung zu 
ſtützen, daß der Geltendmachung des Pfandrechts eine perſönliche Einrede entgegenſteht. 
Der Verpfänder trägt dafür die Beweislaſt. Das Pfandrecht erliſcht erſt mit der Rückgabe 
des Pfandes nach 8 1258. , 

3. Dem Eigentümer ſtehen kraft des § 1254 dieſelben perfönlichen Einreden gegen das 
Pfandrecht zu wie dem Verpfänder. Er kann alſo insbeſondere auch den § 1211 und mit ihm 
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die dort dem Verpfänder gegebenen Einreden des Schuldners geltend machen. Seine Prozeß ⸗ 
lage iſt gegenüber der des Verpfänders inſofern günſtiger, als er zunächſt nur fein Eigentum 
zu behaupten und zu beweiſen hat und abwarten kann, ob der Pfandgläubiger ihm fein Pfand⸗ 
recht entgegenhält und beweiſt. Geſchieht aber dies, ſo kommt der Eigentümer auch im Rechts⸗ 
ſtreit in die gleiche Lage wie der Verpfänder; denn nun hat er ebenfalls zu behaupten und 
zu beweiſen, daß die perſönliche Einrede gegen das Pfandrecht beſteht. Verlangen beide 
enen Rn und en e u ae fo kann der Pfandgläubiger nach 
einem Belieben an jeden von ihnen leiſten (§ 428). Nachſtehenden äubi 

gewährt § 1254 kein Recht. er n 

4. Vgl. auch § 1169 und die Bemerkungen dazu. 


8 1255 


) Zur Aufhebung des Pfandrechts durch Rechtsgeſchäft genügt die Er⸗ 
klärung des Pfandgläubigers gegenüber dem Verpfänder oder dem Eigen⸗ 
tümer), daß er das Pfandrecht aufgebe. 

Iſt das Pfandrecht mit dem Rechte eines Dritten belaſtet, jo iſt die Zu⸗ 
ſtim mung des Dritten?) erforderlich. Die Zuſtimmung iſt demjenigen gegen⸗ 
über zu erklären, zu deſſen Gunſten ſie erfolgt; ſie iſt unwiderruflich. 

E 1 1189 II 1162; M 3 838; P 3 487. 


1. Erlöſchen des Pfandrechts durch Verzicht. Das Pfandrecht erliſcht ſchon durch ein⸗ 
ſeitige Verzichtserklärung. Es bedarf nicht der nd des Ver 1910 5 Berichts, 
vertrags. Das Pfandrecht erliſcht durch die Erklärung ſelbſt gegen den Willen des Verpfänders 
oder Eigentümers. Auch der Rückgabe bedarf es nicht. Erfolgt die Rückgabe zum Zwecke der 
Aufhebung des Pfandrechts, fo erliſcht dieſes nach § 1253. Scheitert aber der Verſuch der 
zu dieſem Zweck unternommenen Rückgabe an der Annahmeweigerung des Verpfänders 
gber Ag ea fetten en ber 1 eine rechtsgeſchäftliche Aufhebung 

e andre urch einfeitigen Verzicht liegen. Auf das Pfändun i 
ee eg 5 de ee ane 
. Gegenüber dem Verpfänder oder dem Eigentümer. Die Erklärung gegenüber dem 
igen mer ü. ſelbſt dann, wenn der Pfandgläubiger weiß, daß der Bean nicht der 
igentümer iſt. . 

3. Zuſtimmung des Dritten. Abweichend von den 88 182—184 iſt beſtimmt, daß die 
Zuſtimmung unwiderruflich iſt und nur gegenüber dem Begünſtigten erklärt werden kann. 
Über entſprechende Anwendung des $ 1255 Abſ 2 auf den Fall des Ausſchluſſes des Über⸗ 
gangs des Pfandrechts vgl. 8 1250 A 2. Der Pfandgläubiger kann die Vorſchrift des 9 1255 
dadurch umgehen, daß er das Pfand zurückgibt ($ 1258). Die Rückgabe kann jedoch Schadens 
erſatzanſprüche und Bereicherungsanſprüche des Dritten begründen. 


8 1256 


Das Pfandrecht erliſcht, wenn es mit dem Eigentum in derſelben Perſon 
zuſammentriffti). Das Erlöſchen tritt nicht ein, ſolange die Forderung, für 
welche das Pfandrecht beſteht, mit dem Rechte eines Dritten belaſtet iſte. 

Das Pfandrecht gilt als nicht erlofchen?), ſoweit der Eigentümer ein recht⸗ 
liches Intereſſe an dem Fortbeſtehen des Pfandrechts hat“) 9). 

EI 1199 IT 1183; M 3 842; P 3 492. 

1. Das Zusammentreffen von Pfandrecht und Eigentum kann dadurch erfolgen, daß 
der Eigentümer des Pfandes die Forderung erwirbt, oder dadurch, daß der Pfandgläubiger 
das Eigentum des Pfandes erlangt. 

2. Das Recht des Dritten hindert das Erlöſchen des Pfandrechts auch dann, wenn ſich 
Forderung und Schuld in einer Perſon vereinigen, es hindert das Erlöſchen aber ſtets nur 
auf Zeit; das Pfandrecht erliſcht in dieſem Falle in dem Augenblick, in dem das Recht des 
Dritten in Wegfall kommt, ſofern ſich in dieſem Zeitpunkt Eigentum und Pfandrecht noch 
vereinigt finden. * 

3. Das Pfandrecht gilt als nicht erloſchen, d. h. es iſt zwar erloſchen, aber es iſt, inſoweit 
als das geſchützte Intereſſe des Eigentümers vorhanden iſt, ſo zu behandeln, als ob es nicht 
erloſchen wäre (unechtes Eigentümerpfandrecht). Ein Recht zum Pfandverkauf hat der Eigen ⸗ 
tümer trotzdem nicht. Vereinigen ſich Forderung und Schuld in einer Perſon, fo iſt Abf 2 
unanwendbar. Die Forderung geht unter, ohne ſie kann das Pfandrecht nicht beſtehen. 
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4. Rechtliches Intereſſe an dem Fortbeſtehen des Pfandrechts kann der Eigentümer 
dann haben, wenn nach dem Pfandrechte, das durch die Vereinigung von Eigentum und Pfand⸗ 
recht erlöſchen ſoll, noch weitere Rechte (Nießbrauch, Pfandrecht) an der Pfandſache beſtehen. 
Denn dieſe würden beim Erlöſchen des vorgehenden Pfandrechts vorrücken und auf Koſten 
der Ausſichten des Eigentümers beſſere Ausſichten auf Deckung beim Pfandverkaufe haben 
(RG Warn 1914 Nr 98). Das Intereſſe des Eigentümers kaun auch darin beſtehen, daß 
er die Forderung mit dem vorgehenden Pfandrecht übertragen will. 

5. Zu entſprechender Anwendung gelaugt die Vorſchrift des § 1206, wenn zur Sicherung 
des Anſpruchs auf Einräumung eines Schiffspfandrechts eine Vormerkung im Schiffs⸗ 
regiſter eingetragen iſt (vgl. 8 1266 und Joſef in HoldheimsMSchr 1919, 122). 


8 1257 


Die Vorſchriften über das durch Rechtsgeſchäft beſtellte Pfandrecht finden 
auf ein kraft Geſetzes entſtandenes Pfandrecht entſprechende Anwendung! 9). 

E II 1164. 

1. Kraft Geſetzes entſtandenes Pfandrecht, geſetzliches Pfandrecht. Dahin zählen 
insbeſondere die geſetzlichen Pfandrechte des BGB: das des Vermieters ($ 559), das des 
Verpächters und des Pächters (88 585, 590), des Gaſtwirts ($ 704), des Werfunter- 
nehmers ($ 647) — auch wenn es an einem im Schiffsregiſter eingetragenen Schiffe befteht 
(RG 108, 163) — und die bei der Hinterlegung entſtehenden geſetzlichen Pfandrechte ($ 233); 
ferner die geſetzlichen Pfandrechte des HGB nämlich das des Kommiſſionärs, Spediteurs, 
Lagerhalters, Frachtführers (88 397, 410, 421, 440), des Seeverfrachters ($$ 623, 
674), der Seeſchiffsgläubiger (§ 755) und die geſetzlichen Pfandrechte für Havarie; 
beiträge (88 725, 731) und für Bergungs- und Hilfekoſten (8 751), endlich die auf anderen 
Geſetzen beruhenden Pfandrechte, wie die geſetzlichen Pfandrechte der Binnenſchiffsgläu⸗ 
biger nach Binnen Schc 88 102, 103. Auch die Haftung der zollpflichtigen Ware 
für den darauf ruhenden Zoll (Vereinszollgeſetz vom 1. 7. 69 88 14, 100) ift von der 
Rechtſprechung hierher gezogen worden (RG 67, 214; 70, 405). Nach dem Willen der Be⸗ 
teiligten im einzelnen Falle iſt zu entſcheiden, ob darin, daß der Eigentümer die dem geſetz⸗ 
lichen Pfandrecht unterliegenden Sachen dem Pfandgläubiger übergibt, eine Aufhebung 
des geſetzlichen Pfandrechts und Neubeſtellung eines Vertragspfandrechts liegt oder nur die 
Beſitzübertragung zur Verwirklichung des geſetzlichen Pfandrechts. 

2. Entſprechende Anwendung der Vorſchriften über das durch Rechtsgeſchäft beſtellte 
Pfandrecht. Streit iſt darüber, ob nach § 1257 alle Vorſchriften über das rechtsgeſchäftliche 
Pfandrecht auf das geſetzliche entiprechend anzuwenden ſind oder nur die Vorſchriften über 
das ſchon beſtehende rechtsgeſchäftliche Pfandrecht, nicht auch die Vorſchriften über die Ent- 
ſtehung des Pfandrechts, zu denen insbeſondere auch die Vorſchriften über den Erwerb vom 
Unberechtigten auf Grund des guten Glaubens gehören. Überwiegend wird mit Rückſicht 
auf die Faſſung des § 1257 die weitergehende Meinung verneint. Dem iſt beizutreten (RG 
108, 165; 7. 7. 16 VII 138/16). Für den Rang eines geſetzlichen Pfandrechts, ſei es im Ver⸗ 
hältnis zu anderen geſetzlichen, ſei es im Verhältnis zu anderen Vertragspfandrechten iſt alſo 
lediglich die Zeit der Entſtehung maßgebend ($ 1209). $ 1208 iſt unanwendbar (RG 26. 10. 04 
1 258/04). Zu beachten iſt jedoch, daß $ 1257 zwar die entſprechende Anwendung der Vor⸗ 
ſchriften über das beſtellte Pfandrecht gebietet, dadurch aber nicht zugleich die entſpre⸗ 
chende Anwendung der übrigen Vorſchriften verbietet. Die im BGB unausgeſprochen ent⸗ 
haltene allgemeine Ermächtigung und Anweiſung, beim Fehlen einer Geſetzesvorſchrift für 
ein zu beurteilendes Rechtsverhältnis die für ähnliche Verhältniſſe beſtehenden Vorſchriften 
entſprechend anzuwenden, geſtattet und erheiſcht unter Umſtänden die entſprechende An⸗ 
wendung von Vorſchriften über das rechtsgeſchäftliche Pfandrecht auch außerhalb des 
Rahmens des § 1257. 

Aus der Anordnung der entſprechenden Anwendung ergibt ſich ferner, daß die An⸗ 
wendung nur ſtattzufinden hat, wenn fie nach der Rechts und Sachlage des einzelnen Falles 
möglich iſt. Die Anwendung iſt deshalb zunächſt hinſichtlich aller der Verhältniſſe ausgeſchloſſen, 
für die bei dem einzelnen geſetzlichen Pfandrechte Sondervorſchriften beſtehen. Denn dieſe 
gehen vor. So müſſen die Vorſchriften des BOB über das Erlöſchen des durch Rechtsgeſchaäft 
beſtellten Pfandrechts durch Rückgabe des Pfandes an den Eigentümer (§ 1253) vor den Vor⸗ 
ſchriften des HGB über die Fortdauer des Pfandrechts des Frachtführers am Gute nach der 
Ablieferung zurücktreten. Dasſelbe gilt in den Fällen, in denen die abweichende Vorſchrift 
für das einzelne geſetzliche Pfandrecht nicht ausdrücklich ausgesprochen iſt, aber ſich aus feiner 
Art ergibt. So kann die Vorſchrift über die Verpflichtung des Pfandgläubigers zur Verwahrung 
des Pfandes (8 1215) auf alle diejenigen Fälle des geſetzlichen Pfandrechts nicht angewendet 
werden, in denen der Schuldner und Pfandeigentümer im unmittelbaren Beſitze des Pfandes 
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bleibt oder doch der Pfandgläubiger nicht den Beſitz hat (RG 24. 2. 06 1 409/05; RG 18. 10. 12 
VII 219/12). Dies gilt z. B. für das geſetzliche Pfandrecht des Vermieters und Verpächters 
im Gegenſatze zu dem des Paͤchters. 

3. Das Pfändungspfandrecht iſt kein geſetzliches Pfandrecht nach § 1257. Es entſteht 
nicht allein durch das Geſetz ohne einen darauf gerichteten Willensakt, ſondern durch die Pfän⸗ 
dung, eine auf die Entſtehung von Rechten gerichtete Handlung, ein Rechtsgeſchäft, das aber 
auf dem Gebiete des Verfahrens liegt. Über feine Wirkungen beſtimmt in erſter Linie die 
ABO; ſoweit deren Beſtimmungen nicht entgegenſtehen, ſind die pfandrechtlichen Vor, 
ſchriften des bürgerlichen Rechts anwendbar (MW 97, 40; 108, 320; 114, 886; Warn 1912 
Nr 294; 1918 Nr 30). 


§ 1258 


1) Beſteht ein Pfandrecht an dem Anteil eines Miteigentümers, jo übt 
der Pfandgläubiger die Rechte aus, die ſich aus der Gemeinſchaft der Mit⸗ 
eigentümer in Anſehung der Verwaltung der Sache und der Art ihrer Be⸗ 
nutzung ergeben?). 

Die Aufhebung der Gemeinſchaft kann vor dem Eintritte der Verkaufs⸗ 
berechtigung des Pfandgläubigers nur von dem Miteigentümer und dem 
Pfandgläubiger gemeinſchaftlich verlangt werden. Nach dem Eintritte der 
Vertaufsberechtigung kann der Pfandgläubiger die Aufhebung der Gemein⸗ 
ſchaft verlangen, ohne daß es der Zuſtimmung des Miteigentümers bedarf“); 
er iſt nicht an eine Vereinbarung gebunden, durch welche die Miteigentümer 
das Recht, die Aufhebung der Gemeinſchaft zu verlangen, für immer oder 
auf Zeit ausgeſchloſſen oder eine Kündigungsfriſt beſtimmt haben“). 

Wird die Gemeinſchaft aufgehoben, ſo gebührt dem Pfandgläubiger das 
Pfandrecht an den Gegenſtänden, welche an die Stelle des Anteils treten“). 

Das Recht des Pfandgläubigers zum Verkaufe des Anteils bleibt un⸗ 
berührt“) ?)°). 

E 1 1184 II 1165; M 3 884—886; P 3 482: 4 600. 

1. Pfandrecht am Miteigentumsanteil — am Bruchteil ($ 1008), aber nach $ 1273 Abf 2 
auch am Anteil zur geſamten Hand, 3- B. dem Anteil eines Miterben an der Erbſchaft (RG 
88, 30; 84, 396). Der Pfandgläubiger hat ein doppeltes Recht. Das Recht, den Anteil 
als Pfand nach den Regeln über den Verkauf beweglicher Pfänder zur Befriedigung 
feiner Forderung zu verkaufen (Abſ 4) und das Recht, ſich durch Betreiben der Aufhebung der 
Gemeinſchaft an der Sache ſelbſt oder deren Erlös ein unmittelbares Pfandrecht und mittels 
dieſes Befriedigung zu verſchaffen (Abſ 2, 3). Über die Art der rechtsgeſchäftlichen Beſtellung 
des Anteilspfandrechts enthalt $ 1258 keine ausdrückliche Beſtimmung. Man wird für erfor- 
derlich zu halten haben, daß der Miteigentümer als Verpfänder ſeinen Mitbeſitz — und zwar 
ungeteilt — dem Gläubiger überträgt und beide einig ſind, daß dem Gläubiger das Pfand- 
recht zuſtehen ſoll. j 

2. Die Teilhaberrechte Hinfichtlic der Verwaltung und der Art der Benutzung (88 744 
bis 746) ſind ansſchließlich dem! andgläubiger zur Wahrnehmung zugewieſen. Er ver⸗ 
waltet aber nicht für eigene Rechnung, ſondern für den Verpfänder, erwirbt auch die Früchte 
nur für dieſen, ſofern das Pfandrecht nicht Nutzungspfandrecht iſt. Dem Verpfander und Mit⸗ 
eigentümer ſelbſt'iſt feinerlei Einmischung geftattet. Fü 

3. Die Aufhebung der Gemeinſchaft (88 740 ff.) kann der Miteigentümer, der ſeinen 
Anteil verpfändet hat, nur mehr zuſammen mit dem Pfandgläubiger verlangen; mit dem 
Eintritt der Pfandverkaufsberechtigung erlangt der Pfandgläubiger das Recht, die Aufhebung 
der Gemeinſchaft allein und ohne Mitwirkung des Miteigentümers zu verlangen. 

4. Vereinbarungen unter den Miteigentümern über Ausſchluß der Gemeinſchafts⸗ 
aufhebung ſind für den Pfandgläubiger nicht bindend (nal. auch 8 751 Satz 2), 

5. Das Erſatzpfandrecht an den Gegenſtanden, die bei der Aufhebung der Gemeinſchaft 


an die Stelle des Anteils treten, alſo an dem durchs Los auf den Anteil gefallenen Trennſtück 


östeil nach dem Teilungsvertauf, gebührt dem Pfandgläubiger, d. h. es 

Hen nee 1175 Geſetzes, ſondern er erlangt nur einen 0 7 Beſtellung 
eines Pfandrechts an den Gegenſtänden (Ries 84, 397; ungenau RG 94, ). f 

6. Pfandrecht am Bruchteil, ber nicht in Miteigentumsanteil beſteht, iſt bei beweg · 

lichen Sachen möglich (anders bei Grundſtücken, vgl. 1114) und kann namentlich vorkommen, 

wenn Sachen desſelben Eigentümers miteinander verbunden oder vermiſcht werden, von 


734 Sachenrecht Pfandrecht an beweglichen Sachen und an Rechten 


denen die eine mit einem Pfandrecht belaſtet it (RGS 67, 425). Auf ein ſolches Pfandrecht 
find die Vorſchriſten des § 1258 entſprechend anzuwenden. Das Recht, auf Aufhebung der 
Gemeinſchaft zu dringen, wird hier jedoch nur dem Pfandgläubiger zuſtehen können. 

7. Entſprechend anwendbar iſt $ 1258 auf das geſetzliche Pfandrecht an dem Anteil 
eines Miteigentümers (das z. B. beim Einbringen von im Miteigentum befindlichen Haus⸗ 
geſtühl entſtehen kann) und in feinem Abſ 1 — nicht Abſ 2 u. 3 — auch auf das Pfändungs- 
pfandrecht (vgl. $ 1257 A 3). Über die Bedeutung des 8 1258 für die Pfändung eines Geſell⸗ 
ſchaftsanteils vgl. RG 95, 281. 

8. * den Effekten⸗Giro⸗Vertehr iſt der § 1258, wie ſich aus A 6 zu 8700 ergibt, 
noch nicht nutzbar gemacht worden, obwohl das an ſich möglich wäre. Auch § 1258 Abſ 2 
Sat 2 und namentlich Halbſatz 2 daſ. ftehen nicht entgegen, denn das nach dem Eintritt der 
Verkaufsberechtigung möglich gewordene Verlangen des Pfandgläubigers nach Aufhebung 
der Gemeinſchaft wird allen billigen Anforderungen entſprechend dadurch erfüllt werden 
können, daß der Kaſſenverein die Anzahl von Stücken herausgibt, welche auf den verpfän- 
deten Miteigentumsanteil entfällt, § 419 Abſ 2 HGB. 


8 1259 


Für das Pfandrecht an einem im Schiffsregiſter eingetragenen Schiffe 
gelten die beſonderen Vorſchriften der 88 1260 bis 12711 3% 


E I 1197 II 1166; M 3 847, 848; P 3 494—498, 502. 


1. Schiffspfandrecht, Regiſterpfandrecht an Schiffen. Zweck der beſonderen Vorſchriften 
iſt, dem Verpfänder den Beſitz des Schiffes zu belaſſen. Daher ſtatt Fauſtpfandrecht Negiiter- 
pfandrecht, ſtatt Übergabe des Pfandes Eintragung ins Regiſter. Eintragungsfähig find auch 
geſetzliche Pfandrechte und entſprechende Vormerkungen (vgl. A 3 zu § 1268). Pfandregiſter 
iſt für Seeſchiffe das in 88 4ff. des Geſetzes über das Flaggenrecht der Kauffahrteiſchiffe 
v. 22. 6. 99 (RG Bl 319) eingeführte Schiffsregiſter, für Schiffe der Binnenſchiffahrt das in 
den SS 119ff. des Geſetzes über die privatrechtlichen Verhältniſſe der Binnenſchiffahrt 
v. 15. 6. 95 in der Faſſung der Bek. v. 20. 5. 98 (RG Bl 868) eingeführte Schiffsregiſter. 
Aus dieſen beiden Geſetzen und den auf Grund ihrer ergangenen weiteren Vorſchriften ergibt 
ſich, welche Schiffe in das Negifter eingetragen werden ſollen oder können. 

2. Die Vorſchriften über das Regiſterpfandrecht an Schiffen gelten nur für die im Re⸗ 
giſter wirklich eingetragenen Schiffe. Für alle tatſächlich nicht eingetragenen Schiffe, ſelbſt 
wenn in Anſehung ihrer die Möglichkeit, ja ſogar die geſetzliche Pflicht zur Aufnahme ins 
Regiſter beftände, gelten ausſchließlich die Vorſchriften der 88 1205—1257; an ihnen kann 
nur Fauſtpfandrecht beſtellt werden und nur für beſondere ſeerechtliche Notfälle Pfandrecht 
durch Verbodmung (HGB 88 679ff.). 

3. Für die Verpfändung von im Regiſter eingetragenen Schiffen gelten anderſeits 
ausſchließlich die beſonderen Vorſchriften über das Regiſterpfandrecht. Fauſtpfandrecht 
iſt an ihnen nicht möglich, wohl aber Verbodmung. Die Beſtimmungen der 88 1259—1271 
gelten für ein im Regiſter eingetragenes Schiff auch dann, wenn die Eintragung des Schiffes 
mangels der geſetzlichen Vorausſetzungen nicht hätte erfolgen ſollen. Eine beſchränkte Aus 
A beſteht nur für das Arreſtpfandrecht (RIA 11, 17; Obergericht Danzig in JW 1922, 
1389). 

4. Während die Regelung des Pfandrechts an im Ban befindlichen Schiffen bisher 
nach Art 20 Codec der Landesgeſetzgebung überlaſſen war, iſt jetzt das Reichsgeſetz über 
die Beſtellung von Pfandrechten an im Bau befindlichen Schiffen v. 4. 7. 26 (RG Bl 1 367) 
ergangen. Es ſieht ein beſonderes Regiſter für Pfandrechte an im Bau befindlichen Schiffen 
vor ($ 2), macht die Entſtehung des Pfandrechts von der Eintragung in dieſes Regiſter ab- 
hängig (5 1) und verweiſt im übrigen auf die Vorſchriften des Reichs und Landesrechts 
über Schiffspfandrecht und Schiffsregiſter (§ 3). Eine Anmeldungsverpflichtung beſteht aber 
nicht (8 3), d. h. im Bau befindliche Schiffe, die nicht verpfändet werden ſollen, brauchen 
zum Regiſter nicht angemeldet zu werden. Den Übergang des Schiffes aus dem Regiſter 
des neuen Geſetzes in das wirkliche Schiffsregiſter regelt § 4, auf die Zwangsvollſtreckung 
in im Bau befindliche Schiffe bezieht ſich § 5. . 

Wegen der Aufwertung von Schiffspfandrechten und der durch fie geſicherten per⸗ 


ſönlichen Forderungen vgl. § 82 Aufiv® und Art 27, 38 Abſ 2 der Durchführungsbeſtim⸗ 
mungen. 


8 1260 


) Zur Beſtellung des Pfandrechts iſt die Einigung des Eigentümers?) des 
Schiffes und des Gläubigers darüber, daß dem Gläubiger das Pfandrecht 
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zuſtehen ſoll, und die Eintragung des Pfandrechts in das Schiffsregiſter“) 
erforderlich. Die Vorſchriften des S 873 Abſ 2 und des 8 878 finden ent⸗ 
ſprechende Anwendung“). . 

In der Eintragung müſſen der Gläubiger, der Geldbetrag der Forderung 
und, wenn die Forderung verzinslich iſt, der Zinsſatz angegeben werden. Zur 
näheren Bezeichnung der Forderung kann auf die Eintragungsbewilligung 
Bezug genommen werden )) 7). 

E I 1196, 1198 II 1167; M 3 846— 848; P 3 494— 503, 739; 6 391. 


1. Da das Geſetz beſondere Vorſchriften über den Begriff des Schiffspfandrechts für 
den Fall des Regiſterpfandes nicht enthält, ſo iſt auch hier die im § 1204 gegebene allgemeine 
Begriffsbeſtimmung anzuwenden: Belaſtung zur Sicherung einer Forderung in der Weiſe, 
daß der Gläubiger berechtigt iſt, Befriedigung aus der Sache — hier dem Schiffe — zu ſuchen. 

2. Eigentum des Verpfänders ift für die Beſtellung des Schiffspfandrechts nach § 1260 
ebenſo vorausgeſetzt wie für die Pfandrechtsbeſtellung nach § 1205 und die Hypothekbeſtellung 
nach 8 873. Die Vorausſetzung iſt aber für den Fall des § 1260 von größerer Bedeutung um 
deswillen, weil der Mangel des Eigentums des Verpfänders hier nicht durch den öffentlichen 
Glauben des Buches und, wenigſtens in der Regel, auch nicht durch den guten Glauben des 
Erwerbers geheilt werden kann. Das Schiffsregiſter kann einen öffentlichen Glauben, wie er 
im $ 892 dem Grundbuche verliehen iſt, für ſich nicht beanſpruchen. Sein Inhalt gewährleiſtet 
weder, daß der als Eigentümer Eingetragene wirklich Eigentümer iſt, noch daß die eingetragenen 
Rechte am Schiffe beſtehen. Die Eintragung in das Regiſter iſt nur das Mittel, um die Ver⸗ 
pfändung ohne Beſitzübertragung zu ermöglichen und die Tatſache der Verpfäudung kundbar 
zu machen (Prot 3 S 500, 501). Für den Schutz des guten Glaubens beim Erwerb im Wege 
des § 1207 aber fehlt es an dem Erforderniſſe der Beſitzübertragung. Der Schutz des guten 
Glaubens iſt aber auch dann zu verweigern, wenn zu der Eintragung des Pfandrechts in das 
Regiſter noch die Einräumung des Beſitzes hinzutritt, denn dieſe iſt hier ohne rechtliche Be- 
deutung für die Entſtehung des Pfandrechts (RIA 10, 124). Einen gewiſſen Erſatz für den 
öffentlichen Glauben des Regiſters bietet es, daß unter gewiſſen Umſtänden das Dulden des 
falſchen Regiſtereintrags die Berechtigten verpflichtet, ſich die rechtsgeſchäftliche Verfügung 
(vgl. RS 93, 288) des eingetragenen Unberechtigten gefallen zu laſſen. So im Falle des 
als Alleineigentümer eingetragenen Korreſpondentreeders (RG LZ 1912, 925; RG 74, 408). 
Wegen gewiſſer Ausnahmen vgl. 8 1262. 

3. Eintragung in das Schiffsregiſter. Die formellen Vorausſetzungen für die 
Eintragung und das Eintragungsverfahren find in FGG 88 100 ff. geregelt. Die Vor. 
ſchriften über die Führung und Einrichtung der Regiſter find teils in 88 4ff. Flaggen und in 
88 119ff. BinnenSSchG, teils in landesrechtlichen Ausführungsbeſtimmungen enthalten. 

4. Danach iſt insbeſondere die Einigung vor der Eintragung nur bindend, wenn die 
Erklärungen gerichtlich oder notariell beurkundet oder vor der Regiſterbehörde abgegeben 
oder bei ihr eingereicht ſind oder wenn der Schiffseigentümer dem Gläubiger eine den Vor⸗ 
ſchriften der 88 106, 107 des FGG entſprechende Eintragungsbewilligung ausgehändigt hat. 

5. Vgl. 8 1115. Das Verlangen der Angabe des Betrags der Forderung deutet allerdings 
auf die Vorausſetzung einer Geldforderung. Man wird aber deshalb nicht anzunehmen haben, 
daß wie nach § 1113 die Hypothek, fo nach $ 1260 das Regiſterpfandrecht an einem Schiffe 
nur für eine Geldforderung beſtellt werden könne. Beſteht der Gegenſtand der Forderung 
nicht in Geld, fo werden die Beteiligten, um dem Geſetze zu genügen, den Anſchlag des Geld⸗ 
werts der geſchuldeten Leiſtung zur Eintragung ins Regiſter anzugeben haben. Was die Un- 
gabe des Gläubigers anlangt, ſo ſind die Perſonen zu bezeichnen. Eine Reederei als ſolche 
kann nicht als Gläubigerin eines Schiffspfandrechts eingetragen werden (RJA 11, 97). Nicht 
eintragbar in das Schiffsregiſter iſt auch eine Unterwerfungsklauſel nach 8 800 ZPO (KJ 
38 A 187). — Wegen der Valutaſchiffspfandrechte, namentlich wegen der bei hollän⸗ 
diſchen Gläubigern üblichen „Sicherungspfandrechte zum Höchſtbetrag von ... Mark für ... 
die etwaigen Anſprüche aus einer Veränderung des Kurſe⸗ der holländiſchen Währung“ vgl. 
JW 1920 S. 370 und 634. Neuerdings find zwei Geſetze über die Eintragung von Schiſſs⸗ 
pfandrechten in ausländischer Währung erlaſſen worden, am 26. Januar 1923 (RG Bl 90) 
und am 29. März 1923 (RG Bl 232). Nach dem erſten Geſetz kann die Währung beſtehen⸗ 
der Schiffspfandrechte, wenn die Forderung in ausländiſcher Währung zahlbar ift, in die 
ausländiſche Währung umgewandelt werden. Nach dem zweiten Geſetz und dem weiteren 
Ges v. 18. 12. 25 (RG Bl I 460) durfen bis zum 81. 12. 28 Schiffspfandrechte für in aus- 
ländiſcher Währung zahlbare Forderungen in ausländischer Währung eingetragen werden. 
Wegen wertbeſtändiger Schiffspfandrechte vgl. die WO des Reichskanzlers v. 12. 2. 24 
RG Bl 1 65) und die zu deren Durchführung ergangene BO v. 17. 4. 24 (RG Bl 1 415). 
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6. Die Zwangsvollſtreckung in ein eingetragenes Schiff geſchieht nur im Wege der 
Zwangsverſteigerung, 8 870 Abſ 2 ZPO, alſo nicht auch durch Eintragen einer Sicherungs⸗ 
hypothek. Dagegen kann natürlich jemand, der ſich verpflichtet hat, ein Pfandrecht an 
einem eingetragenen Schiff zu beſtellen, zur Abgabe dieſer Erklärung verurteilt werden; 
wegen der Vollſtreckung eines ſolchen Urteils vgl. §8 894ff ZPO. Das im Wege der Arreſt⸗ 
pfändung begründete Pfandrecht an einem Schiff kann nach § 981 Ab 3 3PO in das 
Schiffsregiſter eingetragen werden. — Die Abtretung der durch das Schiffspfandrecht 
geſicherten Forderung und damit auch der Übergang des Pfandrechts ſelbſt vollziehen ſich 
außerhalb des Regiſters, aber die Berichtigung des Regiſters kann dann nach $ 1263 ver⸗ 
langt werden, vgl. auch § 104 FGG. 

7. Ausländiſches Recht. Über die Frage der Beſtellung von Schiffspfandrechten an 
deutſchen Schiffen im Ausland vgl. R Warn 1913 Nr 16 und RG 77, 1, darüber, ob und 
wann ausländiſche Schiffspfandrechte im Inland auzuerkenen find RG 80, 129. 


§ 1261 

Das Rangverhältnis der an dem Schiffe beſtellten Pfandrechte beſtimmt 
ſich nach den Vorſchriften der SS 879 bis 881 und des S 1151) 2). 

E II 1168; P 3 506, 507, 739. 

1. Rangordnung der Schiffspfandrechte. Durch die Vorſchrift des 8 1261 wird nur 
das Rangverhältnis der an einem Schiffe durch Eintragung in das Regiſter beſtellten Pfand⸗ 
rechte untereinander geregelt. Für deren Rangverhältnis zu den geſetzlichen Pfandrechten 
(dem der Werkmeiſter nach § 647 und dem der Schiffsgläubiger) und den Pfandrechten der 
Bodmereigläubiger und für das Rangverhältnis der geſetzlichen Pfandrechte und der Bodmerei ⸗ 
gläubiger untereinander gelten beſondere Vorſchriften. So hinſichtlich der Werkmeiſter die 
dem $ 1209 zugrunde liegende Rechtsregel (RG 26. 10. 04 I 258/04), hinſichtlich der Schiffs⸗ 
gläubiger die Vorſchrift, daß fie, abgeſehen von den in Binnen SchG $ 102 Nr 4, 5, 6 bezeich⸗ 
neten Rechten allen anderen Pfandgläubigern ohne Rückſicht auf die Zeit der Entſtehung 
des anderen Pfandrechts vorgehen (HGB 8§ 776; Binnen Sch 8 109) und eingehende Be⸗ 
ſtimmungen über den Rang der einzelnen Schiffsgläubigerrechte untereinander (HOB 88 766ff., 
Binnen Sch 88 106109), hinſichtlich der Bodmereigläubiger HGB $ 759. Die Rangordnung 
des § 1261 geht der Hauptſache nach dahin, daß über den Rang grundſätzlich die — durch 
§ 114 566 beſtimmte — Reihenfolge der Eintragungen entſcheidet ($ 879), daß abweichende 
Vereinbarungen zuläſſig find ($$ 880, 1151), dann aber der Eintragung in das Regiſter be⸗ 
dürfen ($ 879 Abſ 3) und daß endlich Rangvorbehalte zuläſſig ſind ($ 881). Hierin liegt eine 
weſentliche Abweichung von den Grundſätzen des Pfandrechts an beweglichen Sachen und 
eine Annäherung an die Hypothek. 

2. Das — neben dem geſetzlichen Pfandrecht gegebene — Zurückbehaltungsrecht des 
Werkmeiſters an einem noch in ſeinem Beſitz befindlichen Schiff wegen Ausbeſſerungsarbeiten 
kann das Recht der Schiffsgläubiger und der im Schiffsregiſter eingetragenen Pfandgläubiger 
auf Befriedigung aus dem Werte des Schiffes nicht vereiteln oder beeinträchtigen. Der 
Werkmeiſter kann eine dem Range ſeines Pfandrechts nicht entſprechende Befriedigung auf 
dem Umwege über das Zurückbehaltungsrecht nicht erreichen (R 26. 10. 04 I 258/04). 


8 1262 

Solange das Pfandrecht im Schiffsregiſter eingetragen iſt, behält es im 
Falle der Veräußerung oder Belaſtung des Schiffes ſeine Kraft, auch wenn 
der Erwerber in gutem Glauben iſt!). 

Iſt das Pfandrecht mit Unrecht gelöſcht, ſo gelten im Falle der Veräuße⸗ 
rung des Schiffes die Vorſchriften des 8 936 Abſ 1 Satz 1, Abſ 2 auch dann, 
wenn der Erwerber das Eigentum ohne Übergabe erlangt; die Vorſchrift des 
§ 936 Abſ 3 findet keine Anwendung?). Wird ein Pfandrecht, welches dem 
mit Unrecht gelöſchten Pfandrecht im Range nachſteht, auf einen Dritten über⸗ 
tragen, jo findet die Vorſchrift des S 1208 Satz 1 Anwendung?) 4). 

E I 1201 II 1169; M 3 848, 849; P 3 504. 

1. Wirkung des Inhalts des Schiffsregiſters auf den Rechtserwerb Dritter. Nur in 
ſoweit Pfandrechte eingetragen oder nicht eingetragen ſind, verleiht das Geſetz dem Re⸗ 
giſter eine Wirkung nach außen. Die Eintragung des Eigentümers iſt rechtlich belanglos. 
Daß der wahre Eigentümer im Regiſter eingetragen iſt, ſchützt ihn nicht vor dem Verluſte 
ſeines Eigentums infolge unbefugter Veräußerung durch einen anderen, wenn der dritte Er⸗ 
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werber ſich in gutem Glauben befindet und die Vorausſetzungen der 88 932 ff. vorliegen. Der 
eingetragene Schiffspfandgläubiger aber genießt dieſen Schutz. Der dritte Erwerber kann, 
ſolange die Eintragung beſteht, durch guten Glauben zum Nachteile des eingetragenen 
Pfandgläubigers nicht erwerben, er kann ſich auf die 88 936, 1032 Satz 2, 1208 nicht berufen, 
er gilt gewiſſermaßen infolge des Beſteheus der Eintragung des Pfandrechts in bezug auf dieſes 
von Geſetzes wegen ais in boſem Glauben befangen, und dieſe Geſeßes vermutung läßt keinen 
Gegenbeweis zu. Wer das nach SI 980 ff. ZPO vom Gerichtsvollzieher verſteigerte Schiff 
in der Verſteigerung erworben hat, erwirbt es aber nach der Regel des $ 1242 Auf 2 frei von 
1 auch von den eingetragenen (Obergericht Danzig JW 1922, 1339 und A 7 
zu 242). 

Da die zum Schutze des eingetragenen Pfandrechts wirkende Vermutung der Bösgläubig⸗ 
keit an die Tatſache des Eingetragenſeins gebunden iſt, ſo ergibt ſich von ſelbſt, daß der Schutz 
verſagt und die 88 936, 1032 Satz 2, 1208 gegen das Pfandrecht in Wirkſamkeit treten, wenn es 
ohne erloſchen zu fein gelöſcht worden it. Dieſe Folge tritt ein ſowohl bei guigläubigem Er- 
werbe des Eigentums als eines laſtenfreien, wie bei gutgläubigem Erwerb eines Pfandrechts 
als eines durch ein vorgehendes Pfandrecht nicht beſchräntten. Sie brauchte als natürliche 
Umkehrung des in Abſ 1 ausgeſprochenen Grundſatzes im Geſetze weder für den Fall der 
Veräußerung noch für den der Belaſtung beſonders ausgeſprochen zu werden und iſt auch 
in Abſ 2 nicht beſonders ausgeſprochen (vgl. A 2, 3). 

Dem durch Eintragung im inländiſchen Schiffsregiſter entſtandenen, aber verſehentlich 
gelöſchten, daher aus dem Regiſter nicht mehr erſichtlichen Pfandrecht ſteht das Pfandrecht 
gleich, das im Ausland zur Zeit, als das Schiff noch ausländiſches war, dort durch Eintragung 
beſtellt worden iſt. Es bleibt beſtehen, aber es unterliegt, da das ausländifche Regiſter im In 
land keinen öffentlichen Glauben hat, den Nachteilen, die das inländiſche Regiſter für das nicht⸗ 
eingetragene Recht mit ſich bringt (RG 77, 1). 

Aus § 1202 Abs! iſt von Joſeſ (Holdheims Schr 1919, 55) mit Recht gefolgert, daß die 
Eintragung des Pfandgläubigers ihm im Verhältnis zu dem Eigentümer, etwa neuen Er⸗ 
werber, die Vermutung verleiht, daß das eingetragene Pfandrecht beſteht. Dem Eigen 
tümer liegt der Gegenbeweis ob. Er darf ihn nicht führen, wenn er lein Jutereſſe daran hat 
(RG Gruch 54, 1003). Das kann der Fall fein, wenn der Erwerber das Beſtehen des Pfand⸗ 
rechts im Erwerbsvertrage anerkannt hat. 

2. Erleichterung des gutgläubigen Erwerbs der Laſtenfreiheit. Dieſer Erwerb ſoll, 
abweichend von den Grundſätzen der 88 932 ff., 936, ſelbſt dann eintreten, wenn der Erwerb 
des Eigentums nicht durch Übergabe des Schiffes ſondern nach HGB $ 474 durch Vereinbarung 
an Stelle von Übergabe oder im Wege der SS 929 Satz 2, 930, 931 vor ſich ging. 

3. Erwerb der Vorrangsfreiheit bei der Übertragung eines beſtehenden Schiffspfand⸗ 
rechts. Hier liegt eine Annäherung an den Grundſatz des 8 892 (öffentlicher Glaube des Buches) 
vor. Nach $ 892 gilt zugunſten deſſen, dem eine beſtehende Hypothekforderung übertragen wor⸗ 
den iſt, eine vorgehende gelöſchte, aber nicht erloſchene Hypothek als nicht beſtehend, d. h. 
fie geht der übertragenen Hypothek nach, wenn nicht die Unrichtigkeit des Buches dem Erwerber 
bekannt iſt oder ein Widerſpruch gegen die Richtigkeit eingetragen iſt. Genau die gleiche Rechts 
lage wird in 8 1262 Abſ 2 Satz 2 (im Zuſammenhalte mit $ 1263 Abſ 2) für den Fall der Über⸗ 
tragung eines eingetragenen Schiffspfandrechts dadurch herbeigeführt, daß § 1208 Satz 1 
für anwendbar erklärt wird. Auf den Fall der Beſtellung eines Schiffspfandrechts nach einem 
verſehentlich gelöſchten iſt 8 1262 Abſ 2 Satz 2 nicht anwendbar, da dieſer Fall feine Löſung 
ſchon auf Grund des Abſe1 findet (vgl. A 1 Abſ 2). e N 

4. Ein geſetzliches Pfandrecht, z. B. nach § 647, das überhaupt nicht in das Regiſter 
eingetragen worden, iſt nicht „mit Unrecht gelöſcht“ im Sinne des Abſ 2, deſſen Vorſchriften 
ſind inſoweit alſo nicht anwendbar. War es dagegen eingetragen und iſt es dann gelocht 
worden, fo trifft Abſ 2 zu. Mit einem geſetzlichen, außerhalb des Regiſters ent- und beſtehen⸗ 
den Pfandrecht muß jedermann rechnen; war es aber eingetragen und iſt es dann gelöſcht 
worden, ſo darf ſich ein Gutgläubiger darauf verlaſſen, daß es nicht mehr beſteht. 


§ 1263 


Steht der Inhalt des Schiffsregiſters in Anſehung eines Pfandrechts 
mit der wirklichen Rechtslage nicht im Einklange, ſo kann die Berichtigung 
des Regiſters nach den für die Berichtigung des Grundbuchs geltenden Vor⸗ 
schriften der 88 894, 895, 897, 898 verlangt werden!). un 

Iſt ein Pfandrecht mit Unrecht gelöſcht worden, ſo kann ein Widerſpruch 
gegen die Nichtigkeit des Schiffsregiſters nach 8 899 Abſ 2 eingetragen werden. 
Solange der Widerſpruch eingetragen iſt, gilt im Falle der Veräußerung oder 
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Belaſtung des Schiffes dem Erwerber gegenüber das gleiche, wie wenn das 
Pfandrecht eingetragen wäre?) ). 
E I 1208 II 1170; M 3 849; P 3 504. 


1. Berichtigung des Schiffsregiſters. Nach § 894 kann derjenige, deſſen Recht nicht 
oder nicht richtig eingetragen oder durch eine unrichtige Eintragung beeinträchtigt iſt, von dem, 
deſſen Recht durch die Berichtigung betroffen wird, die Berichtigung verlangen. Hiernach 
bedürfte es ſtets der Bewilligung des durch die Berichtigung Betroffenen und dieſe Bewilligung 
müßte im Weigerungsfall im Klageweg erzwungen werden. Allein wie für das Grundbuch 
in § 22 der GBO, fo iſt im $ 102 des FGG für das Schiffsregiſter beſtimmt, daß es der Be- 
willigung des von der Berichtigung Betroffenen nicht bedarf, wenn die Unrichtigkeit nach 
gewieſen wird. Zu den Fällen der Berichtigung zählt abweichend von den für Grundbuch⸗ 
ſachen beſtehenden Vorſchriften auch die Eintragung des Übergangs des Pfandrechts auf einen 
anderen Gläubiger im Wege der Übertragung der Forderung, da es zu der Übertragung 
einer durch Schiffspfand geſicherten Forderung (und ebenſo zur Belaſtung dieſer Forderung) 
ſich 9 im Regiſter nicht bedarf, die Rechtsänderung vielmehr außerhalb des Regiſters 
ich vollzieht. 

2. Widerſpruch gegen Löſchung vol. § 1262 Abſ 2. Sind andere Eintragungen als 
Löſchungen zu Unrecht bewirkt worden, ſo kann ein Widerſpruch nicht eingetragen werden 
(Joſef in HoldheimsMSchr 1919, 57). 

3. Auch Vormerkungen zur Sicherung eines das Pfandrecht betreffenden Anſpruchs 
können auf einſtweilige Verfügung (FGG $ 108) oder auf einſtweilige Anordnung des Be⸗ 
ſchwerdegerichts (FG 8 123) eingetragen werden, aber nicht Vormerkungen zur Sicherung 
eines Anſpruchs auf Übertragung des Eigentums am Schiff. Auch 8 883 kann nicht 
entſprechend angewendet werden, da es ſich dort um Anſprüche handelt, die durch Eintragung 
verwirklicht werden (Joſef a. a. O.). 

§ 1264 


Die Haftung des Schiffes beſchränkt ſich auf den eingetragenen Betrag 
der Forderung und die Zinſen nach dem eingetragenen Zinsſatze !). Die Haf⸗ 
tung für geſetzliche Zinſen und für Koſten beſtimmt ſich nach der für die 
Hypothek geltenden Vorſchrift des S 11182). 

Iſt die Forderung unverzinslich oder iſt der Zinsſatz niedriger als fünf 
vom Hundert, ſo kann das Pfandrecht ohne Zuſtimmung der im Range 
gleich» oder nachſtehenden Berechtigten dahin erweitert werden, daß das 
Schiff für Zinſen bis zu fünf vom Hundert haftet“). 

E II 1171; P 3 508. 

1. umfang der Haftung des Pfandes in Anſehung der Forderung. Das Schiff haftet 
nicht für den jeweiligen Beſtand der Forderung wie das bewegliche Pfand nach 8 1210, ſondern 
für den eingetragenen Betrag wie die Hypothek nach 8 1118. Bleibt die wirkliche Forderung 
hinter dem eingetragenen Betrage zurück oder vermindert fie ſich, fo mindert ſich auch die Haf- 
tung. Eine Erweiterung oder Wiedererweiterung aber iſt ausgeſchloſſen. Anders felbitver: 
ſtändlich beim Höchſtbetragspfandrecht ($ 1271). — In R 7. 1. 25 1178/24 (Verkehrsr. 
Roſch. 1925, 317) war nicht die Haftung des Schiffes streitig, ſondern die Frage, ob der Über ⸗ 


nehmer einer Schiffshypothek auch gewiſſe perſönliche Verpflichtungen des bisherigen 
Schuldners übernommen hatte. 

2. Haftung für Zinſen und Koſten. Für die geſetzlichen Zinſen der Forderung und für 
die Koſten der Kündigung und der die Befriedigung aus dem Schiffe bezweckenden Rechts ⸗ 
verfolgung. Vgl. die Anmerkungen zu § 1118. 

3. Dem 8 1119 wörtlich nachgebildet. 


8 1265 


Das Pfandrecht erſtreckt ſich auf das Zubehör des Schiffes mit Aus⸗ 
nahme der Zubehörſtücke, die nicht in das Eigentum des Eigentümers des 
Schiffes gelangt ſind !). 

Auf die Haftung der Zubehörſtücke finden die für die Hypothek geltenden 
Vorſchriften der SS 1121, 1122 entſprechende Anwendung?) s). 

E II 1172; P 3 603, 740. 


1. Erſtreckung der Haftung auf das Zubehör, vgl. die Schlußworte des $ 1120. Bei 
Seeſchiffen werden im Zweifel Gegenſtände, die in das Schiffsinventar eingetragen ſind, 
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als Zubehör des Schiffes angeſehen; auf alle Fälle ſind aber die Schiffsboote Zubehör (B 
8 478). Im übrigen iſt für die Zubehöreigenſchaft BGB 8 97 entſcheidend. 
2. Freiwerden von Zubehörſtücken im Falle der Veräußerung und Entfernung von dem 


chiffe. 
3. Verſicherungsgelder und Fracht unterliegen dem Pfandrecht nicht, wohl aber bleiben 
ihm getrennte Beſtandteile des Schiffes als bewegliche Sachen unterworfen. Im Gegenſatz 
zum Zubehör find dieſe auch pfändbar ($ 865 Abſ 2 ZPO). 


8 1266 


Die Vorſchriften der 88 1205 bis 1257 finden inſoweit keine Anwendung, 
als ſich daraus, daß der Pfandgläubiger nicht den Beſitz des Schiffes erlangt, 
Abweichungen ergeben. In dem Falle des § 1254 tritt an die Stelle des An⸗ 
ſpruchs auf Rückgabe des Pfandes das Recht, die Aufhebung des Pfandrechts 
zu verlangen !). 

E I 1197 II 1173; M 3 847, 848; P 3 502. 


1. Anwendung der allgemeinen Vorſchriſten über das Pfandrecht an beweglichen Sachen 
auf das Pfandrecht an eingetragenen Schiffen. Das Ineinandergreifen der Vorſchriften 
iſt folgendes: Da das Pfandrecht an eingetragenen Schiffen Pfandrecht an beweglichen Sachen 
iſt, haben an ſich die allgemeinen Vorſchriften des BGB über das Pfandrecht an beweglichen 
Sachen darauf unmittelbar Anwendung zu finden. Ihre Anwendung iſt ausgeſchloſſen, inſoweit 
ſie durch beſondere Vorſchriften in den 88 1260-1265, 12671271 erſetzt oder geandert ſind. 
Auch im übrigen können die 88 1205—1267 nur inſoweit Anwendung finden, als es mit dem 
grundſätzlichen Unterſchiede verträglich ift, daß der Pfandgläubiger nicht den Beſitz des Schiffes 
erlangt (RG 108, 165). Unanwendbar find daher insbeſondere die $$ 1205— 1207 (n 74, 408). 
Anwendbar find dagegen die $$ 1204, 1211, 1216 (K 97, 66), 1222, 1224, 1225, 1227, 1229, 
1249, 1250, 1252, 1255, 1256, außerdem $ 1254 dahin, daß der Verpfänder und Eigentümer die 
Aufhebung des Pfandrechts verlangen kann, wenn dem Pfandrecht eine Einrede entgegenſteht, 
die feine Geltendmachung dauernd ausſchließt. Die im $ 1257 enthaltene W daß die 
Vorſchriften über das rechtsgeſchäftlich beſtellte Pfandrecht auf das kraft Geſetzes beſtehende 
Pfandrecht entſprechende Anwendung findet, iſt gleichfalls ohne weiteres anwendbar ſowohl 
auf das geſetzliche Pfandrecht am Schiffe nach § 647 als auch auf die geſetzlichen Pfand⸗ 
rechte der Schiffsgläubiger. Entſprechend anwendbar ſind danach aber nicht nur die Vor 
ſchriften aus den $$ 1205—1256, die für das durch Rechtsgeſchäft beſtellte Schiffspfandrecht 
gelten, ſondern auch die Vorſchriften über das Schiffspfandrecht ſelbſt (RG 108, 165). Von 
Bedeutung iſt hier $ 1268, allerdings nur für den Fall des $ 647 BGB (gesetzliches Pfand. 
recht des Werkmeiſters), da für die Befriedigung der Schiffsgläubiger HB $ 761 und 
Binnen SchG $ 103 Abſ 3 gelten. Für die entſprechende Anwendung des § 1268 auf den 
Fall des geſetzlichen Werkmeiſterpfandrechts an einem Schiffe: RA 4, 221. Da $ 1253 
nicht gilt, bleibt das Pfandrecht des Werkmeiſters auch nach der Rückgabe des Schiffes beſtehen 
(RG 108, 165). Berichtigung des Schiffsregiſters und Eintragung des Pfandrechts ſind in 
entſprechender Anwendung des $ 1263 Abſ 1 auch dann noch möglich. 


8 1267 
Der Verpfänder kann gegen Befriedigung!) des Pfandgläubigers die 
Aushändigung der zur Löſchung des Pfandrechts erforderlichen Urkunden“) 
verlangen. Das gleiche Recht ſteht dem perſönlichen Schuldner zu, wenn er 
ein rechtliches Intereſſe an der Berichtigung des Schiffsregiſters hat). 
EI 1174, P 3 769. hl ED 
2 un rlegung ogl. NI. » 
2 e ee . — 5 95 — Formerforberniffen des FGG 8 107 
entſprechende Urkunden Über Loſchungsbewilligung oder Erlöſchen der Forderung. 
3. Vgl. 88 1144, 1167. 
§ 1268 
iger tann ſeine Befriedigung aus dem Schiffe und dem 
ia 4 — eines vollſtrecbaren Titels nach den für die Zwangs⸗ 
vollſtreckung geltenden Vorſchriften ſuchen !) ). 


ET 1204 II 1176: M 3 849, 650; W 3 504; 4 614. Kr 
1 
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1. Die Befriedigung des Pfandgläubigers durch Zwangsvollſtretkung erfolgt nach Maß 
gabe der 88 864, 865, 870 Abſ 2 der ZBO und der ds 162 —170 des ZUG. Als Vollſtreckungs · 
titel genügt das vollſtreckbare Urteil oder die ſonſt vollſtreckbare Urkunde gegen den Schuldner, 
wenn dieſer Eigenbeſitzer ($ 872) des Schiffes iſt. Befindet ſich ein anderer im Eigenbeſitze 
des Schiffes, ſo muß erſt gegen ihn durch Klage auf Duldung der Zwangsverſteigerung ein 
Vollſtreckungstitel geſchaffen werden (ZUG 8 164). Unzuläſſigkeit der Unterwerfung des 
Schiffseigentümers unter die ſofortige Zwangsvollſtreckung in der Weiſe, daß die Zwangs ⸗ 
8 der Urkunde gegen den jeweiligen Eigentümer des Schiffes zuläſſig ſein ſoll: 

10, 8 

2. Zwangsvollſtreckung aus geſetzlichem Pfandrecht an Schiffen: RIA 4, 221. Vgl. 

8 1266 A 1 am Ende. 


8 1269 


Iſt der Gläubiger unbekannt, ſo kann er im Wege des Aufgebotsver⸗ 
fahrens mit ſeinem Pfandrecht ausgeſchloſſen werden, wenn die im 8 1170 
oder die im § 1171 für die Ausſchließung eines Hupothekengläubigers be⸗ 
ſtimmten Vorausſetzungen vorliegen. Mit der Erlaſſung des Ausſchlußurteils 
erliſcht das Pfandrecht. Die Vorſchrift des § 1171 Abſ3 findet Anwendung!). 

E II 1176; P 3 507, 508, 739; 6 391, 392. 


1. Aufgebot und Ausſchließung unbekannter Schiffspfandgläubiger vol. auch HGB 
8 765; Binnen Sch 8 110; Verfahren: ZPO 88 988, 1024. 


8 1270 


Auf das Pfandrecht für die Forderung aus einer Schuldverſchreibung 
auf den Inhaber, aus einem Wechſel oder aus einem anderen Papiere, das 
durch Indoſſament übertragen werden kann, finden die Vorſchriften des 8 1189, 
auf das Pfandrecht für die Forderung aus einer Schuldverſchreibung auf den 
Inhaber finden auch die Vorſchriften des § 1188 entſprechende Anwendung!). 

E II 1178; P 4 611, 612 

1. Vgl. die Anmerkungen zu $$ 1188, 1189. 


8 1271 


Das Pfandrecht kann in der Weiſe beſtellt werden, daß nur der Höchſt⸗ 
betrag, bis zu dem das Schiff haften ſoll, beſtimmt, im übrigen die Feſt⸗ 
ſtellung der Forderung vorbehalten wird. Der Höchſtbetrag muß in das 
Schiffsregiſter eingetragen werden. 

Iſt die Forderung verzinslich, ſo werden die Zinſen in den Höchſtbetrag 
eingerechnet!). 

E II 1177; P 3 789. 

1. Vgl. 88 1190 Abſ 1, 2, 1264 A 1. 


§8 1272 
Die Vorſchriften der SS 1260 bis 1271 gelten auch für das Pfandrecht 
an einer Schiffspart! 9, 
E I 1205 II 1179; M 3 850, 851; P 3 504— 506. 


1. Schiffspart im eigentlichen, engeren Sinne iſt nach HGB 88 474ff. ein Anteil an 
einem Schiffe, das zum Erwerbe durch die Seefahrt beſtimmt iſt, und zwar Anteil eines 
Miteigentümers mit der Beſonderheit, daß in dem Miteigentumsanteil ſich zugleich die Teil- 
an an der Erwerbsgeſellſchaft verkörpert. Das Binnenſchiffahriegeſetz kennt den 
Begriff nicht. Aber § 858 ZPO bezeichnet damit jeden Anteil an einem im Schiffsregiſter 
eingetragenen Schiff. In dieſem Sinne iſt er auch im § 1272 zu verſtehen. 

2. Bruchteilverpfändung. Ob es überhaupt möglich iſt, einen Bruchteil eines im Allein · 
eigentum ſtehenden eingetragenen Schiffes zu verpfänden, iſt ſtreitig. Hat man anzunehmen, 
daß im allgemeinen Bruchteile beweglicher Sachen verpfändet werden können — und darüber 
herrſcht Einigkeit (vgl. S 1258 A 6) —, fo muß man jedenfalls bei nicht eingetragenen Schiffen 
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die Bruchteilverpfändung zulaſſen. Steht aber dies feſt, ſo iſt aus der Sonderart des Regiſter⸗ 
pfandrechts kein triftiger Grund gegen eine ſolche Bruchteilverpfändung bei eingetragenen 
Schiffen herzuleiten. Fraglich wird allerdings ſein, inwieweit auf dem Gebiete des Seerechts 
die Möglichkeit der Bruchteilverpfandung neben der der Schiffspart gegeben iſt. Soweit man 
die Bruchteilverpfändung bei eingetragenen Schiffen als zuläſſig anzuerkennen hat, werden auf 
ein ſolches Pfandrecht auch die Vorſchriften über das Schiffspfandrecht und insbeſondere die 
über das Pfandrecht an der Schiffspart entſprechend anzuwenden ſein. 


3. Für entſprechende Anwendung des § 1258 auf die Schiffspart im Sinne des 5 474 
HG iſt überhaupt kein Raum, für entſprechende Anwendung auf andere Miteigentums⸗ 
anteile an eingetragenen Schiffen und Bruchteile, die nicht Miteigentumsanteile ſind, 
kommen nur $ 1258 Abſ 2, 3 in Betracht, da Abſ 1 den Beſitz des Pfandes vorausſetzt. 
Hinſichtlich der Bezeichnung der Schiffspart im Eintragungsantrag vgl. RIA 11, 99. 

4. Die Zwangsvollſtreckung zur Befriedigung aus der verpfändeten Schiffspart iſt 
in 38 O 8 858 geordnet, die Zwangsverſteigerung zum Zwecke der Aufhebung der Gemein ⸗ 
ſchaft in den 88 180 ff. des ZVG. Das Pfandrecht am ganzen Schiff geht dem an der Schiffs 
part vor, § 1261 regelt nur den Rang der an dem Schiff beſtellten Pfandrechte. Entſprechend 
bleiben die Pfandrechte an dem Schiff bei der Zwangsvollſtreckung in die Schiffspart außer 
Betracht ($ 858 Ab} 6 ZPO). Der Rang mehrerer Pfandrechte an einer Schiffspart richtet 
ſich nach $ 1272 aber wiederum nach der Vorſchrift des § 1261. 


Zweiter Titel 
Pfandrecht an Rechten 


8 1273 


Gegenſtand des Pfandrechts kann auch ein Recht jein!). 

Anf das Pfandrecht an Rechten finden die Vorſchriften über das Pfand⸗ 
recht an beweglichen Sachen entſprechende Anwendung, ſoweit ſich nicht aus 
den SS 1274 bis 1296 ein anderes ergibt?), Die Anwendung der Vorſchriften 
des § 1208 und des § 1213 Abſ 2 iſt ausgeſchloſſen?). 

E I 1206, 1209, 1214 II 1180; M 3 852, 854, 855, 857, 858; P 3 517, 519, 521. 


1. Recht als Gegenſtand des Pfandrechts (vgl. auch 8 1068). Nach dem Wortlaute hat 
es den Anſchein, als ob jedes Recht, gleichviel welcher Art, verpfändet werden könnte. 
In Wirklichkeit beſtehen, auch abgeſehen von der im 81274 gemachten Einſchränkung auf 
übertragbare Rechte, weſentliche Einſchränkungen. Es ſcheiden aus: das Eigentum an 
Sachen, denn es bildet die Grundlage des Pfandrechts an der Sache? bie Anteile der Mit⸗ 
eigentümer, denn ſie werden dem Eigentum gleich behandelt; diejenigen Rechte, die den 
Grundſtücken een 0 find, wie das Erbbaurecht ($ 1017) und die auf den Ge⸗ 
bieten der landesrechtlichen Vorbehalte durch Landesgeſetz den Grundſtücken gleichgeſtellten 
ſelbſtändigen Rechte, für die nur die Belaſtungsformen des Grundſtücksverkehrs in Frage 
kommen. Es ſcheiden aber noch weiter aus die geſchäftlichen Unternehmen als ſolche, weil 
ſie wohl den Gegenſtand ſchuldrechtlicher Beziehungen, aber nicht den eines einheitlichen ding. 
lichen Rechtes bilden können (R 70, 231; 95, 237); ferner die Rechte, die nicht felb- 
ſtändig verkehrsfähig ſind. So die Grunddienſtbarkeiten und alle ſogenannten ſubjektiv⸗ 
dinglichen Rechte als untrennbar von dem herrſchenden Grundſtücke, die Hypothek und das 
Pfandrecht als untrennbar von der Forderung, die ſie ſichern, der Titel einer Zeitſchrift als 
untrennbar von dieſer, die Firma als untrennbar vom Geſchäfte ( 68, 55; 95, 236), anderſeits 
die nur den Ausfluß eines anderen Rechtes bildenden nicht ſelbſtändigen Einzelbefugniſſe, z. B. 
der Anſpruch des Miterben auf Auseinanderſetzung (RG 30. 1. 05 IV 885/04), der Anſpruch 
auf Teilung einer ehelichen Gültergemeinſchaft (Bay Ob hg 10, 4). Gegenſtand des Pfand. 
rechts können mit Rülckſicht auf ſeinen Zweck und Inhalt auch alle diejenigen Rechte nicht 
ſein, die nicht Vermögensrechte ſind, und ſolche Rechte, die nicht verwertet, d. h. 
nicht auf dem Wege der Beitreibung oder Veräußerung zu Geld gemacht werden 
könn 8 1204 A 4). 5 . 

ae als Rechte, die den Gegenſtand des Pfandrechts bilden können, der 
Hauptſache nach übrig die Forderungen, Grundſchulden, Rentenſchulden, angefallenen Erb⸗ 
ſchaften, Erbteile, d. h. die Rechte der Miterben an dem Nachlaß als einem Inbegriff von 
Rechten und Pfüchten (RG 84, 896; 87 324; 90, 234), die ſog. Immaterialgüterrechte, 
namlich Urheberrechte, Verlagsrechte, Patentrechte und ſonſtige ſelbſtändige gewerbliche 
Schutzrechte, endlich gewiſſe Geſellſchaftsanteile, insbeſondere Aktienrechte, Geſchäftsanteile 
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bei Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung. An zukünftigen Rechten kann vor 
ihrer Entſtehung ein Pfandrecht ebenſowenig entſtehen und beſtehen, wie an zukünftigen 
Sachen. Es kann aber, wie für zukünftige Sachen (vgl. § 1204 A 7), fo auch für zukünftige 
Rechte die Pfandbeſtellung derart vorbereitet werden, daß die Einigung der Beteiligten und 
ſelbſt die Mitteilung an den zukünftigen Drittverpflichteten ſchon vor der Entſtehung des 
Rechtes auf den Fall der Entſtehung erfolgt, fo daß mit dem Rechte zugleich auch das Pfand⸗ 
recht daran ins Leben tritt (RG 55, 334; 67, 166; 68, 55; 75, 225; 82, 229; Warn 1911 
Nr 274). Möglich iſt hiernach ſogar die Verpfändung „aller gegenwärtigen und künftigen 
Forderungen“ gegen einen beſtimmten Schuldner (RG IW 1911, 367). Aktienrechte können 
ſchon vor der Ausgabe der Aktienurkunden beſtehen, ihre Verpfändung iſt alsdann rechtlich 
möglich (RG 24. 5. 17 II 551/16; RG 86, 155). Über die Bedeutung der Klauſel, daß For⸗ 
derungen des Kunden, die in die Verfügungsgewalt der Bank gelangt ſind, als Pfand für 
die Anſprüche der Bank an den Kunden dienen ſollen (vgl. RG 116, 200 ff.). 

2. Die Anwendung der Vorſchriften über das Sachpfandrecht auf das Pfandrecht 
an Rechten kann nicht gleichmäßig erfolgen. Denn die Vorausſetzungen der Entſtehung und 
des Beſtandes des Pfandrechts (Einigung, Übergabe, Eintragung) weichen bei den einzelnen 
Arten des Pfandrechts an Rechten voneinander ab. Als allgemein anwendbar können an⸗ 
geſehen werden die 88 1204, 1209, 1210, 1211, 1213 Abſ 1, 1214, 1222, 1223, 1224—1226, 
1228 Abſ 2, 1229, 1249, 1250, 1252, 1256. Im einzelnen iſt noch zu bemerken: Erliſcht ein 
Pfandrecht an den Anteilen einer Gmbh, fo iſt in entſprechender Anwendung von $ 1223 
Abſſ 1 der bisherige Pfandgläubiger verpflichtet, die über die Anteile ausgefertigten und ihm 
eingehändigten Scheine zurückzugeben und jeden Eingriff in die Rechte der Anteilseigner zu 
unterlaſſen (RG 100, 277). Die Vorſchrift des $ 1225 Abſ 1 iſt entſprechend anwendbar, 
auch wenn die Befriedigung aus dem Pfande bewirkt wird (RG Recht 1918 Nr 244—246; 
vgl. 8 1225 A 1). Die übrigen Vorſchriften find — abgeſehen von den überhaupt von der An⸗ 
wendung ausgeſchloſſenen 88 1208, 1212, 1213 Abſ 2 — uneingeſchränkt nur auf das Pfand- 
recht an Inhaberpapieren, ſonſt teils gar nicht, wie $ 1207, teils nur für einzelne Arten des 
Pfandrechts an Rechten und mit Einſchränkungen anwendbar, $ 1227 z. B. nur, wenn der 
Pfandgläubiger in den Beſitz eines körperlichen Gegenſtandes, etwa einer Urkunde, gelangt 
it (NG 14. 5. 18 VII 51/18). Jener Satz gilt insbeſondere für die Vorſchriften über den 
Pfandverkauf (58 1228 Abſ 1, 1230—1248), da aus Rechten mit Ausnahme der Fälle der 
88 1293, 1295 grundſätzlich nicht durch gewöhnlichen Pfandverkauf, ſondern nach § 1277 nur 
im Wege der Zwangsvollſtreckung Befriedigung geſucht werden kann (vgl. RG 61, 333). 
Der namentlich dem § 1232 zugrunde liegende Gedanke, daß nämlich der nachſtehende Pfand ⸗ 
gläubiger das Pfand veräußern darf, wenn bei ihm alle Vorausſetzungen dazu erfüllt ſind, 
der vorgehende Pfandgläubiger aber tatſächlich oder rechtlich dazu noch nicht in der Lage ilt, 
rechtfertigt es, daß derjenige, dem ein Erbteil verpfändet iſt, der Verſteigerung des Erbanteils, 
die ein nachſtehender Pfändungspfandgläubiger auf Grund gerichtlicher Anordnung (§ 857 
Abſ 5 ZPO) vornimmt, nur dann widerſprechen darf, wenn vor Anordnung der Verſteige · 
rung feine eigene Rechtsſtellung ſchon eine abweichende Richtung eingenommen hatte, z. B. 
durch DE auf Auseinanderſetzung nach $ 86 Abſ 2 FG (NG 87, 327; vgl. auch 
R 97, 42). 

3. Das Pfändungspfandrecht an Rechten folgt den Regeln der ZPO 88 828 ff. Geſetz⸗ 
liche Pfandrechte an Rechten find in HGB 88 399 (Kommiſſionärpfandrecht an Forderungen), 
756, 758 (Pfandrecht der Schiffsgläubiger an der Fracht) gegeben. Auf fie find die Vor 
ſchriften der 88 1273 ff. entſprechend anzuwenden. 


8 1274 


Die Beſtellung des Pfandrechts an einem Rechte erfolgt nach den für 
die Übertragung des Rechtes geltenden Vorſchriften!). Iſt zur Übertragung 
des Rechtes die Übergabe einer Sache erforderlich, ſo finden die Vorſchriften 
der SS 1205, 1206 Anwendung!). 

Soweit ein Recht nicht übertragbar iſt, kann ein Pfandrecht an dem Rechte 
nicht beſtellt werdend). 

E I 1207, 1208, 1910 II 1181; M 3 862—855; P 3 517, 519. 

1. Die Beſtellung des Pfandrechts an Rechten. Der Satz, daß die Pfandbeſtellung nach 
den Vorſchriften zu erfolgen hat, die für die Übertragung des Rechtes gelten, hat nicht die Be⸗ 
deutung, daß zum Zwecke der Pfandbeſtellung eine Übertragung des Rechtes, d. h. eine 
— an ſich natürlich mögliche — Sicherungsübereignung ſtattzufinden hätte (RG Gruch 
49, 97). Es iſt vielmehr als Willenstatbeſtand, wie bei jeder Pfandrechtsbeſtellung, 
die Einigung des Verpfänders und des Gläubigers dahin vorausgeſetzt, daß dem Gläu⸗ 
biger zur Sicherung ſeiner Forderung das Pfandrecht an dem Rechte zuſtehen ſoll, 
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und es wird daneben verlangt, daß die Beteiligten außerdem den äußeren Geſchaftstat⸗ 
beſtand erfüllen, den das Geſetz für die Übertragung des Rechtes ſelbſt vorſchreibt. Sie haben 
alſo, wo für die Übertragungserklärung ſchriftliche Form vorgeſchrieben iſt, die Pfandbeſtellungs⸗ 
erklärung schriftlich abzugeben, fie haben bei Vorſchrift der notariellen Beurkundung der Über⸗ 
tragung die Pfandbeſtellung notariell beurkunden zu laſſen, wo für die Übertragung des 
Rechtes Eintragung in das Grundbuch vorgeſchrieben iſt, die Verpfändung ins Grundbuch 
eintragen zu fallen und der Verpfänder hat in den Fällen, in denen z. B. zur Übertragung 
einer Grundſchuld die Übergabe des Grundſchuldbriefs nötig iſt, auch zum Zwecke der Ver⸗ 
pfändung der Grundſchuld dem Glaubiger den Grundſchuldbrief zu übergeben (RG JW. 
04, 4858; RG 21. 3. 08 V 375/07). Welche Vorſchriften für die Übertragung des Rechtes 
im einzelnen Falle gelten, beſtimmt ſich nach der Art des zu verpfändenden Rechtes. Hier 
folfen nur die hauptſächlichſten herausgegriffen werden: Allgemein gilt für Forderungen, 
für die nichts anderes vorgeschrieben ift, daß zur Übertragung Vertrag zwiſchen dem bisherigen 
und dem neuen Gläubiger notwendig iſt (8 398, vgl. dazu § 1280). Das gleiche gilt von der 
Übertragung von Patentrechten (RG 75, 225). Für die Abtretung von Hypothekforderungen 
iſt Erteilung der Abtretungserklärung in ſchriftlicher Form und Übergabe des Hypotheken ⸗ 
briefs erforderlich (vgl. hierzu RG 78, 26, betr. Hypothekenverpfändung durch unausgefüllte 
Urkunde oder eine wiederverwendete alte Urkunde); wenn aber die Erteilung des Briefes 
ausgeſchloſſen iſt, bedarf es zur Abtretung der Einigung über die Rechtsänderung und ihrer 
Eintragung in das Grundbuch (88 1154, 873). Handelt es ſich in einem ſolchen Falle um 
eine Geſamthypothek, ſo entſteht das Pfandrecht daran erſt, wenn die Rechtsänderung auf 
allen beteiligten Grundbuchblättern eingetragen iſt (RG 63, 74). Eine hypothekariſch ge 
ſicherte Forderung kann ohne die Hypothek wie nicht abgetreten, ſo auch nicht verpfändet 
werden (RG Warn 1918 Nr 56). Zur Abtretung eines Geſchäftsanteils einer Geſellſchaft 
mit beſchränkter Haftung und demgemäß auch zur Verpfändung bedarf es nach GmbHG 9 15 
Abſ 3 eines in gerichtlicher oder notarieller Form geſchloſſenen Vertrags (RG 53, 107; 58, 223; 
JW 04, 4511; Warn 1912 Nr 92; bloße Übergabe der Anteilſcheine genügt nicht, RG 
28. 10. 21 VII 78/21). Derſelben Form bedarf es zur Verpfändung des Anteils an 
einem Nachlaß ($ 2033 Abſ 1 Satz 2: RG 90, 234). Der ſchuldrechtliche Vertrag, durch den 
ſich jemand zur Verpfändung eines Rechtes verpflichtet, bedarf keiner Form (vgl. RG 58, 226, 
betr. die G. m. b. H. Anteile.) Zu beachten iſt deshalb, daß in einem Verpfändungsakt, der 
zur Beſtellung des Pfandrechts an dem Rechte nicht genügt, eine Verpflichtung zu einer 
ſolchen Beſtellung liegen kann. Zu den für die Übertragung der Rechte geltenden Vorſchriften 
gehören namentlich auch die 88 404, 405 RE Warn 1914 Nr 245). 

2. Verpfändung der Forderung mittels Übergabe einer Sache. In Betracht kommt 
hauptſächlich die Verpfändung einer Hypothek, Grundſchuld oder Rentenſchuld mittels Über. 
gabe des Briefes. Dadurch, daß die 88 1205, 1206 herangezogen find, iſt die Anwendung 
der 88 930 u. 931 abgelehnt und die Verpfändung unter Beſitzvorbehalt ausgeſchloſſen, aber 
die Verpfändung durch Einräumen des Mitbeſitzes ermöglicht (RG Warn 1914 Nr 58). Die 
Begründung eines bloßen Beſitzdienerverhältniſſes im Sinne des & 855 reicht aber für die 
Übergabe nicht aus (RG 92, 265). Die bloße Verpfändung des Hypothekenbriefs hat keine 
Pfandwirkung, weder für die Forderung noch für den Brief (R 28. 9. 04 V 138/04). 

3. Unübertragbare Rechte, d. h. ſolche Rechte, die nach beſonderer Geſetzesvorſchrift 
oder nach ihrem Inhalte nicht abgetreten werden können, und insbeſondere Forderungen, 
deren Abtretung nach 8 399 durch Vereinbarung mit dem Schuldner ausgeſchloſſen iſt. Ge ⸗ 
ſetlich unübertragbar ſind u. a. Vereinsmitgliedſchaftsrechte ($ 38), unpfandbare Forde 
rungen (8 400; vgl. § 394 A! und R 106, 125), Vorkaufsrechte ($ 514), im Zweifel An: 
ſprüche auf verſönliche Dienſtleiſtungen ($ 618), gewiſſe Anſprüche der Geſellſchafter aus 
dem Geſellſchaftsverhältnis (8 717: R& Warn 1910 Nr 55; wobei aber zu beachten, daß 
$ 717 nachgiebiges Recht enthält, RG 11. 7. 19 VII 93/19, eine dagegen, verſtoßende 
Verfügung auch nur den geſchützten Perſonen gegenüber unwirkſam iſt, RG 92, 400; An⸗ 
ſprüche einer Geſellſchaft mit eigener Rechtsperſönlichkeit fallen überhaupt nicht unter 
$ 717, & 76, 434), Schmerzensgeldanſprüche (8 847), der Nießbrauch ($ 1059; NG in 
Seuff Bl 75, 719), die beſchränkte perſönliche Dienftbarteit (8 1092), ſowie eine Reihe von 
Rechten aus dem Gebiete des Familienrechts (88 1800, 1408, 1427, 1442, 1487, 1519, 1549, 
1585, 1628, 1658), der gegen die Verſicherungsgeſellſchaft gerichtete Befreiungsanſpruch eines 
gegen Haftpflicht Verſicherten (u 70, 257). Als befondere Geſetzesvorſchriften, durch die 
die Abtretung und damit auch die Verpfändung von Rechten ausgeſchloſſen wird, kommen 
insbeſondere auch landesrechtliche Vorſchriften in Betracht. So die Vorſchriften der Lan⸗ 
desgeſetze über die Unzulaſſigteit der Abtretung von Gehaltsanſprüchen und Ruhegehalts. 
auſprüchen (R D. 1911, 1274). Kann die Aus übung eines nicht übertragbaren 
Rechtes einem anderen überlaſſen werden, fo kann auch, das Recht auf Überlaffung der 
Ausübung übertragen und verpfändet werden (Prot 8, 517). Eine ſolche Verpfändung be⸗ 
gründet aber klein Pfandrecht an dem auszuübenden Rechte ſelbſt. 
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8 1275 


Iſt ein Recht, kraft deſſen eine Leiſtung gefordert werden kann, Gegen⸗ 
ſtand des Pfandrechts, ſo finden auf das Rechtsverhältnis zwiſchen dem 
Pfandglänbiger und dem Verpflichteten die Vorſchriften, welche im Falle 
der Übertragung des Rechtes für das Rechtsverhältnis zwiſchen dem Er⸗ 
werber und dem Verpflichteten gelten, und im Falle einer nach S 1217 Abſ 1 
getroffenen gerichtlichen Anordnung die Vorſchrift des § 1070 Abſ 2 ent⸗ 
ſprechende Anwendung!) 2). 

E I 1208 II 1182; M 3 853; ® 3 518. 


1. Das Verhältnis des aus dem verpfändeten Rechte Verpflichteten zum Pfandgläubiger 
und Prandverwalter iſt gleichartig dem des Drittverpflichteten beim Nießbrauch an einem 
Rechte (vgl. 8 1070 A 1 u. 2). Aus § 1275 in Verbindung mit $ 407 Abſ 1 ergibt ſich, daß die 
Verpfändung von Forderungen, welche auf Leiſtungen gehen, gegen den Schuldner nicht nur 
wirken, wenn er durch Anzeige des Gläubigers oder Pfandgläubigers, ſondern wenn er auf 
irgendeine Weile Kenntnis von ihr erlangt hat. Das iſt RG 52, 143 für die Verpfändung 
von Hypothekenforderungen ausgeſprochen, die ohne eine Anzeige nach $ 1280 bewirkt werden 
kann. Iſt dieſe Anzeige zur Entſtehung des Pfandrechts notwendig, ſo bindet eine auf 
andere Art erlangte Kenntnis von dem Pfandvertrage den Schuldner nicht. — Auch die 
f e iſt ein Recht, kraft deſſen eine Leiſtung gefordert werden kann (RG LZ 

16, 9479). 

2. Entſprechende Anwendung findet 8 1275 auf das geſetzliche Pfandrecht nach $ 1257, 
alſo z. B., wenn Sicherheit geleiſtet wird durch Hinterlegung von Geld, dies nach Landesrecht 
in das Eigentum des Staates übergeht und der Berechtigte ein Pfandrecht an der Forderung 
auf Rückerſtattung erwirbt (88 232, 233); ebenſo auf das Pfändungspfandrecht, ſoweit nicht be⸗ 
ſondere Vorſchriften der ZPO eingreifen (vgl. 8 1257 A 3). Deshalb wird ein Drittfchuldner, 

der in Unkenntnis der durch Erſatzzuſtellung bewirkten Pfändung an den Gläubiger zahlt, 
auch dem Pfändungspfandgläubiger gegenüber befreit (RG 87, 415). — Nicht anwendbar 
find die §§ 1275, 404 ff., wenn es ſich fragt, ob die von einem Grundſtückseigentümer 
einem Hypothekengläubiger gegenüber eingegangene Verpflichtung, auf eine Eigemümer 
grundſchuld zu verzichten, auch dem Pfändungspfandgläubiger gegenüber wirkſam iſt (vgl. 
RG Gruch 54, 159, aber auch RG Recht 06 Nr 1629). Es handelt ſich bei dieſer Frage 
nicht um das Verhältnis des Schuldners zu feinem Gläubiger, ſondern um eine ſchuldrecht⸗ 
liche Verpflichtung gegenüber einem Dritten. 


8 1276 


1) Ein verpfändetes Recht kann durch Rechtsgeſchäft nur mit Zuſtimmung 
des Pfandgläubigers aufgehoben werden. Die Zuſtimmung iſt demjenigen 
gegenüber zu erklären, zu deſſen Gunſten ſie erfolgt; ſie iſt unwiderruflich. 
Die Vorſchrift des § 876 Satz 3 bleibt unberührt. 

Das gleiche gilt im Falle einer Anderung des Rechtes, ſofern ſie das 
Pfandrecht beeinträchtigt). 


E I 1218 II 1184; M 3 856, 857; P 3 520, 521. 


1. Aufhebung und Anderung eines verpfändeten Rechtes. Vgl. die Anmerkungen 
zu dem gleichlautenden 8 1071. Eine Anderung des verpfändeten Rechtes liegt auch dann vor, 
wenn während Beſtehens des Pfandrechts an einem Erbteil einzelne Nachlaßbeſtandteile 
veräußert oder belaſtet werden (RIA 6, 239; RG 90, 236). Die Frage, ob eine Erbaus⸗ 
einanderſetzung auch für den Pfandgläubiger an einem Erbanteil rechtswirkſam iſt, wenn er 
nicht zugeſtimmt hat, iſt vom RG 84, 399 ebenſo offen gelaſſen, wie es (RG LZ 1916, 592°) 
die ähnliche Frage nicht entſchieden hat, ob zur Kündigung einer Geſellſchaft durch einen Geſell⸗ 
ſchafter, deſſen Anteil verpfändet iſt, die Zuſtimmung des Pfandgläubigers notwendig iſt. 
Beide Fragen ſind aber zu bejahen, weil durch die Maßnahmen des Miterben und des Geſell⸗ 
ſchafters unmittelbar das verpfändete Recht aufgehoben wird — ſo jetzt auch für die erſtere 
Frage RG 16. 5. 17 VB I 17/17. Nur mittelbar trifft das zu, wenn ein Grundſtücks⸗ 
eigentümer, deſſen Mieteforderung gepfändet iſt, fein Haus dem Mieter aufläßt. Hier iſt 
über das Haus verfügt, nicht über das Recht, § 1276 findet keine Anwendung (SeuffA 71 
Nr 162). Zweifelhafter find die Fragen, ob der Vermieter, deſſen Mieteforderung gepfändet 
ift, den Mietvertrag ohne Zuſtimmung des Pfandgläubigers aufheben und dann durch einen 
neuen Vertrag erſetzen kann, oder ob ein Grundſtückseigentümer ohne Zuſtimmung der Hypo 
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thekengläubiger (8 1127 Abſ 1) eine Feuerverſicherung kündigen kann. Ernſtliche und nicht 
unlautere Maßnahmen dieſer Art erſcheinen aber doch zuläſſig (OSG 31, 358), da fie nicht 
unmittelbar das gepfäudete Recht aufheben. 

2. Die Vorſchriften über die Wirkungen des guten Glaubens dritter Erwerber bleiben 
unberührt (M 3, 857). 


8 1277 


1) Der Pfandgläubiger kann feine Befriedigung aus dem Rechte nur auf 
Grund eines vollſtreckbaren Titels nach den für die Zwangsvollſtreckung 
geltenden Vorſchriften ſuchen, ſofern nicht ein anderes beſtimmt iſt. Die 
Vorſchriften des S 1229 und des § 1245 Abſ 2 bleiben unberührte). 

E 1 1215 II 1184; M 3 858, 859; P 3 521. 

1. Die Befriedigung des Gläubigers aus dem Rechtspfand erfolgt mangels ander 
weitiger Vereinbarung, abgeſehen vom Verfahren der §8 1281— 1290 (Forderungseinziehung) 
und den Fällen der 88 1293—1295 (Verfahren mit Wertpapieren), auf Grund eines vollitred- 
baren Titels im Zwangsvollſtreckungsweg. Der Volfſtreckungstitel muß, wie im Falle des 
8 1233 Abſ 2 gegen den Eigentümer des Pfandes, fo hier gegen den Inhaber des verpfändeten 
Rechtes erwirkt werden. Ob das Urteil dahin zu faſſen iſt, daß die Zwangsvollſtreckung zum 
Zwecke der Befriedigung des Pfandgläubigers in das verpfändete Recht zuläſſig iſt, oder dahin, 
daß der Inhaber des Rechtes fie zu dulden hat — ſo RG 103, 139 — kann dahingeſtellt bleiben. 
Das Ergebnis iſt in beiden Fällen das gleiche. Auf Grund dieſes Vollſtreckungstitels iſt nicht, 
wie es im 8 1233 Abſ 2 heißt, „der Verkauf nach den für den Verkauf einer gepfändeten 
Sache geltenden Vorſchriften zu bewirken“, ſondern es iſt „die Befriedigung nach den 
für die Zwangsvollſtreckung geltenden Vorſchriften zu ſuchen“. Dieſer Wortlaut zwingt zu 
der Annahme, daß die Zwangsvollſtreckung hier trotz des ſchon beſtehenden Pfandrechts 
mit der Pfändung zu beginnen hat (RG 103, 139). Es kann nicht anerkaunt werden, daß 
die Notwendigkeit einer nochmaligen Pfändung zu erheblichen Nachteilen führt. Denn bei 
der Forderuüngspfändung erfolgt die Pfändung und Überweiſung regelmäßig in einem 
Zuge, und bei der Zwangsvollſtreckung in Anſprüche, die nicht Geldforderungen ſind, iſt 
das gleiche der Fall mit der Pfändung und der ſich daran ſchließenden Anordnung zur Herbei- 
führung der Befriedigung (3 O 8s 846 ff.). Ein zwingender Grund zum Abweichen von 
der Regel und vom Wortlaute des Geſetzes iſt alſo nicht erſichtlich. Die Zwangsvollſtreckung 
in die Mieten eines mit einem Nießbrauch belafteten Grundſtücks muß ſich gegen den Nieß. 
braucher richten, da dieſem die Mieteforderungen kraft eigenen Rechtes zuſtehen (RG 
93, 121/124; 68, 426; RG Warn 1922 Nr 67). — Der Pfandaläubiger kann es dem Pfand. 
ſchuldner überlaſſen, die verpfändete Schuld gegen den Drittſchuldner einzuklagen und 
Rakung an den Pfandgläubiger zu verlangen. In einem ſolchen Falle kann aber der Dritt⸗ 
chuldner auch mit einer Forderung gegen den Pfand gläubiger aufrechnen (RG LZ 21, 880). 
— 8 1244 kann nach 8 1277 Satz 1 bei dem Pfandrecht an Rechten im allgemeinen nicht ein- 
greifen, er kann es aber, wenn ausnahmsweiſe und nach beſonderer Abrede die Befriedigung 
durch freihändigen Verkauf geſucht werden darf und geſucht wird (RG 61, 833; 100, 274). 

2. 81246 gelangt nicht zur Anwendung. — Die einſchränkende Beſtimmung des Satzen 2 
wird auch durch $ 1284 nicht aufgehoben (RG 90, 256). Wegen ihrer Anwendung auf rechts⸗ 
ähnliche Verhältniſſe vgl. LZ 1915, 1833 und RG Lg 1907, 437 (Sicherungsabtretung einer 
Verſicherungspolice). 

Ss 1278 

Iſt ein Recht, zu deſſen Verpfändung die übergabe einer Sache erforder- 
lich iſt, Gegenſtand des Pfandrechts, ſo finden auf das Erlöſchen des Pfand: 
rechts durch die Rückgabe der Sache die Vorſchriften des 8 1253 entſprechende 
Anwendung!“). 

F 1 1216 IT 1185; M 3 859; J 3 521. 115 des Niechtes eriordernch 

1. Rückgabe der Sache, deren Übergabe zur Verpfändung des Rechtes erfordert 
war, an 99 Verpfänder oder Inhaber des verpfändeten Rechtes führt zum Erlöſchen des 
Pfandrechts. Iſt die Sache im Beſitze des Verpfänders oder Inhabers des verpfandeten 
Rechtes, ſo wird vermutet, daß er ſie vom Pfandgläubiger zurückerhalten hat (vgl. $ 1258 
A 


§ 1279 
Für das Pfandrecht an einer Forderung gelten die beſonderen Vor⸗ 


ſchriften der SS 1280 bis 1290 9. 
E II 1186; P 3.541. 
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1. Die Vorſchriften der 88 1280—1290 treten für das Pfandrecht an Forderungen als 
beſondere Vorſchriften neben die der 88 1278—1278 und die nach § 1273 entſprechend an- 
zuwendenden noch allgemeineren Vorſchriften über das Pfandrecht an beweglichen Sachen. 
Sie beſchränken und ändern dieſe allgemeineren Vorſchriften, ſoweit ſie ihnen entgegenſtehen, 
ergänzen fie im übrigen und werden ſelbſt wieder für die Fälle des Pfandrechts an Wert ⸗ 
papieren geändert, beſchränkt und ergänzt durch die 88 1292—1296. 

2. Auch an Forderungen, die gegen den Pfandgläubiger ſelbſt beſtehen, kann ein Pfand ⸗ 
recht zu deſſen Gunſten beſtellt werden, das Ergebnis iſt dann ein Pfandrecht an eigener 
Schuld (RG 57, 363; 116, 207; Lg 1922, 557). Die fo verpfändete Forderung kann auch 
dem Pfandſchuld ner zuſtehen (RG 20. 5. 11 V 505/10). — Wegen einer Pfandbeſtellung 
auf Zeit vgl. RG 68, 141. 

3. Eine beſondere Vorſchrift gilt für die Verpfändung von Forderungen gegen das 
Reich, die in das Reichs ſchuldbuch eingetragen find, nach 8 11 des Reichsſchuldbuchgeſetzes 
v. 31. 5. 91 in der Faſſung der Bek. v. 31. 5. 10 (RG Bl 843). Die Verpfändung erlangt 
dem Reiche gegenüber nur durch die Eintragung in das Buch Wirkſamkeit. Über den 
Vorbehalt zu ähnlichen Beſtimmungen für die Staatsſchuld bücher vgl. EG Art 97. 


8 1280 


Die Verpfändung einer Forderung!), zu deren Übertragung der Ab⸗ 
tretungsvertrag genügte), iſt nur wirkſam, wenn der Gläubiger ſie dem 
Schuldner anzeigt?). 

E I 1211 II 1187; M 3 855, 856; P 3 519, 520, 541, 


1. Forderung. Die Verpfändung von Geſchäftsanteilen einer G. m. b. H. oder von anderen 
Geſellſchafts⸗Geſchäftsanteilen unterſteht der Vorſchrift des § 1280 nicht, da dieſe Anteile 
nicht Forderungen find (RG 57, 415). Ob dabei der Geſellſchaftsanteil als ſolcher verpfändet 
wird oder der Anſpruch des Geſellſchafters auf Herausgabe der ihm nach der Auseinander⸗ 
ſetzung zuzuteilenden Sachen oder Rechte, macht keinen Unterſchied, es handelt ſich immer 
um das nämliche Recht (RG 67, 332). Ebenſo trifft $ 1280 nicht zu bei der Verpfändung 
eines Erbteils (RG 84, 398); anders bei der Verpfändung einer Pflichtteils⸗ oder Vermächtnis⸗ 
forderung. Die durch den Vertrag begründeten Schürf- und Bohrrechte ſind in dem 
. des preußiſchen Allgemeinen Berggeſetzes dingliche Rechte, nicht Forderungen 

2. Daß zur Übertragung der Abtretungsvertrag genügt, bildet nach 8 398 bei Forde ⸗ 
rungen die Regel. Deshalb iſt zur Verpfändung einer Forderung in der Regel die Anzeige 
nötig. Auch zur Verpfändung eines Sparkaſſenguthabens genügt die Übergabe des Sparkaſſen⸗ 
buchs nicht, ſondern iſt die Anzeige erforderlich (OLG 18 S. 189. 192). Das gleiche gilt von 
der Verpfändung von Verſicherungsforderungen, insbeſondere aus Lebensverſicherungen. Die 
Übergabe der Police und die Vorlegung der Verpfändungsurkunde durch den Pfandgläubiger 
an die Verſicherungsgeſellſchaft genügt nicht. Es iſt Anzeige des Gläubigers der Verſicherungs⸗ 
forderung (vgl. R Warn 1913 Nr 185) an die Verſicherungsgeſellſchaft nötig. Auch die 
mangels Anzeige nicht wirkſam gewordene Verpfändung als Abtretung aufrechtzuerhalten 
(§ 140), geht nicht an (R& 79, 306), dagegen kann fie als ſchuldrechtliche Verpflichtung zur Ver. 
pfändung wirkſam fein. Ausnahmen find insbeſondere die Hypothekforderungen (vgl. $ 1274 
A 1), ſodann die Forderungen aus Wechſeln und fonftigen Papieren, die durch Indoſſament 
übertragen werden können. In dieſen Ausnahmefällen tritt die Wirkung der Verpfändung 
bei Erfüllung der Vorausſetzungen des § 1274 auch gegenüber dem Schuldner der ver⸗ 
pfändeten Forderung ſofort, ohne Anzeige an ihn und ohne ſeine Kenntnis, ein. Hat er in 
folhem Falle in Unkenntnis der Verpfändung, aber gegen Aushändigung des Hypotheken 
briefs oder ſonſtigen Papiers und deshalb mit befreiender Wirkung gezahlt, ſo iſt er nach 
8 15 4 70 ne 52, 143). — Wegen der Verpfändung von Reichsſchuldbuchforderungen 
ogl. § 1279 A 8. 

3. Die Verpfändungsanzeige entſpricht dem bei der Verpfändung beweglicher Sachen 
geltenden Erfordernis der Übergabe der Sache an den Pfandgläubiger und erſetzt ſie. Die 
Anzeige iſt einfeitig mitteilbare, empfangsbedürftige Willenserklärung (Vorbem 1 vor 
$ 116). Notwendig ift die bewußte und gewollte Mitteilung, die Kundgebung des Willens, 
anzuzeigen. Darin liegt von ſelbſt eine tatſächliche Anerkennung der Schuld und das Ver⸗ 
ſprechen, die Verpfändung gegen ſich gelten zu laſſen. Es braucht dies aber nicht der Zweck 
der Anzeige zu fein; ebenſo iſt die Wirkſamkeit der Anzeige nicht davon abhängig, daß ſie in 
der Abſicht oder auch nur im Bewußtſein gemacht wurde, dadurch die Verpfändung zum 
Abſchluſſe zu bringen (RG ZW 04, 4855; R 68, 282; 89, 289). — Dies vorausgeſetzt 
bedarf die Anzeige nicht ausdrücklicher Worte, fie kaun auch durch ſchlüſſige Handlungen er- 
folgen. Gleichgültig iſt auch, ob der Gläubiger die Anzeige ungefragt oder erſt auf Anfrage 
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des Schuldners macht (RGS 13. 6. 11 VII 574/10). Für genügend erachtet ift ſogar das bloße 
Stillſchweigen auf eine Mitteilung des Schuldners, daß ihm eine Verpfändung bekannt ge ⸗ 
worden ſei (R& 89, 291); weniger bedenklich RG 13. 6. 18 IV 386/17, wo es der Anzeige gleich⸗ 
geſtellt iſt, wenn der verpfändende Gläubiger dem Schuldner gegenüber die dieſem bereits ander⸗ 
weit bekannt gewordene Verpfändung anerkennt. Eigenartig lag der Fall RG LZ 1922, 557%, 
wo A dem B für deſſen Forderung an C feine, des A, Forderung an B verpfändet hatte. Eine 
beſondere Anzeige war hier nicht nötig, weil der Pfandgläubiger gleichzeitig der Schuldner 
der verpfändeten Forderung war. Ebenſo RO 116, 207. — Erſt mit der Anzeige durch den 
Gläubiger an den Schuldner kommt das mit der Einigung über die Verpfändung begonnene 
Verpfändungsgeſchäft zur Vollendung. Wie daher einerſeits das von dem Rechtsvorgänger 
durch den Abſchluß des Verpfändungsvertrags begonnene Geſchäft nach deſſen Tode vom 
Rechtsnachfolger fortgeſetzt und vollendet werden kann (RG JW 04, 4855), ſo iſt anderſeits 
für die Frage der Anfechtung der Verpfändung im Konkurs der Zeitpunkt der Anzeige maß- 
gebend (RG JW 02, 185). Da die Anzeige Willenserklärung des Gläubigers iſt, 
kann ſie nicht ſchon dadurch erſetzt werden, daß der Schuldner vom Verpfändungsvertrag 
anderweit Kenntnis erlangt (RG 13. 6. 11 VII 574/10). Sie wird aber durch Anzeige des⸗ 
jenigen, dem die Forderung verpfändet wird, alſo des Pfandgläubigers, an den Schuldner 
dann erſetzt, wenn dieſe Anzeige mit dem Willen des verpfändenden Gläubigers erfolgt. An⸗ 
zeige durch Stellvertreter iſt zuläſſig und wirkſam, wenn der Stellvertreter ſich als ſolcher zu 
erkennen gibt, Stellvertreter kann auch der Pfandgläubiger fein (RG 79, 308). Die ding ⸗ 
liche Bindung tritt auch für die den Verpfändungsvertrag Schließenden erſt mit der Anzeige 
des Gläubigers an den Schuldner ein. Wird die Anzeige zwar unterlaſſen, aber eine über 
die Forderung lautende Urkunde (Lebensverſicherungspolice) zur Sicherheit übergeben, ſo 
kann ein allerdings nur ſchuldrechtlich wirkendes Zurückbehaltungsrecht an der Urkunde be- 
gründet fein (RG 51, 83). Schuldrechtlich ift der Gläubiger dem Schuldner gegenüber auch 
berechtigt, ſich wegen feiner Anſprüche aus der Forderung zu befriedigen, die verpfändet 
werden follte (JW 1919, 117). — Gemäß $ 1275 löſt eine Anzeige nach $ 1280 auch die 
Wirkungen des $ 409 aus. 


8 1281 


Der Schuldner kann nur an den Pfandgläubiger und den Gläubiger 
gemeinſchaftlich leiſten!). Jeder von beiden kann verlangen, daß an ſie 
gemeinſchaftlich geleiſtet wird?); jeder kann ſtatt der Leiſtung verlangen, 
daß die geſchuldete Sache für beide hinterlegt oder, wenn ſie ſich nicht zur 
Hinterlegung eignet, an einen gerichtlich zu beſtellenden Verwahrer abge⸗ 
liefert wirds). 

E I 1217 IT 1188; M 3 861; P 3 522—524, 541. 


1. Verfangenſchaft der verpfändeten Forderung. Die Vorſchrift enthält trotz ihrer 
Faſſung — kann nur — nachgiebiges Recht (vgl. § 1284). Solange der Pfandgläubiger noch 
nicht in der Lage iſt, ſich aus dem Pfande zu befriedigen, alfo ſolange die Forderung des Pfand 
gläubigers noch nicht fällig oder doch — wenn der geſchuldete Gegenſtand nicht in Geld beiteht 
— noch nicht in eine Geldforderung übergegangen iſt, wird das Pfandrecht durch die Beſtim. 
mung geſchützt, daß nicht mehr an den Gläubiger der verpfändeten Forderung allein, ſondern 
nur an den Gläubiger und den Pfandgläubiger gemeinſchaftlich geleiſtet werden darf. Leiſtet 
der Schuldner dieſer Beſtimmung zuwider doch an ſeinen Gläubiger allein oder trifft er mit 
dem Gläubiger Abreden, die den Beſtand der gepfändeten Feed gefährden oder das 
Pfandrecht irgendwie beeinfluſſen können, jo muß er ſich vom Pfandgläubiger ſo behandeln 
laſſen, wie wenn er nicht geleiftet hätte, und gegebenenfalls iſt er ſchadenserſatzyflichtig 
(RG 77, 250; 108, 320). Eine Klage des Glaubigers auf Zahlung an ihn allein iſt unbegründet. 
Verlangt er nachträglich Zahlung an ſich und den Pfandglaubiger, fo muß er die Prozeßkoſten 
tragen, wenn der Schuldner dieſen Antrag ſofort anerkennt (MG 52, 144). Die Antragsände⸗ 
rung iſt nach § 208 Nr 2 3859 zulaſſig (MG 98, 198). 


2. Da en auf Leiſtung zu gemeinſchaftlichen Händen zu ſtellen und nötigenfalls 
I enen zu machen, it Towoht der Gläubiger wie der Banbgläubiger ber 
rechtigt. Jeder Tan die Mitwirkung des anderen dazu beanſpruchen, ſoweit ſie erforderlich 
ift (8 1285 Abſ 1). Keiner aber ift dem anderen gegenüber verpflichtet, die Forderung für 
beide einzuziehen. Klagt der Pfandgläubiger als Hauptintervenient gegen Gläubiger und 
Schuldner auf Anerkennung ſeines Pfandrechts, ſo kann der Rechtsſtreit beiden Beklagten 
gegenüber nur einheitlich entschieden werden (dich 64, 821). — Er 29 5 erhabener 
luſpruch auf 5 mr einer beſtimmten Geldſumme an den an gm und den Pfand» 
gläubiger gemeinſchaftlich, nicht aber auch der Anſpruch auf Hinterlegung, kann im Urkunden ⸗ 
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prozeß verfolgt werden (RG 104, 37). Wegen Aufrechnung gegen den Pfandgläubiger 
gegenüber der Klage des Gläubigers val. § 1277 A a. E. 

3. Die Vorſchriften des § 1281 find auch auf das Arreſtpfandrecht an Forderungen ent⸗ 
ſprechend anwendbar (RG JW 1912, 75318, RG 104, 35). Die Entſcheidung iſt angefochten, 
fie iſt aber richtig und neuerdings beſtätigt worden (RG 108, 320). Die — bei der Arreſt⸗ 
pfändung ausgeſchloſſene — Überweiſung nach $ 835 ZPO iſt nur nötig, damit der Pfand⸗ 
gläubiger die Forderung für ſich, d. h. zu ſeiner Befriedigung, einziehen kann. Im Gegen: 
ſatz ag handelt es ſich bei der entſprechenden Anwendung des $ 1281 nur um Sicherungs- 
zwecke. 


8 1282 


Sind die Vorausſetzungen des § 1228 Abſ 2 eingetreten, ſo iſt der Pfand⸗ 
gläubiger zur Einziehung der Forderung berechtigt!) und kann der Schuld⸗ 
ner nur an ihn leiſten?). Die Einziehung einer Geldforderung ſteht dem 
Pfandgläubiger nur inſoweit zu, als ſie zu ſeiner Befriedigung erforderlich 
iſt'). Soweit er zur Einziehung berechtigt iſt, kann er auch verlangen, daß 
ihm die Geldforderung an Zahlungsſtatt abgetreten wird!). 

Zu anderen Verfügungen über die Forderung iſt der Pfandgläubiger 
nicht berechtigt“); das Recht, die Befriedigung aus der Forderung nach § 1277 
zu ſuchen, bleibt unberührte) 6). 

E I 1218 II 1189; M 3 861—868; P 3 592—525, 580, 541. 


1. Einziehungsrecht des Pfandglänbigers. Es tritt neben feine Befugnis, nach $ 1277 
zu verfahren. Das Erfüllungsverlangen des einziehungsberechtigten Pfandgläubigers an 
den Pfandſchuldner hat einerſeits den Beſtand und die Falligkeit der verpfändeten For⸗ 
derung und anderſeits die eigene Einziehungsberechtigung des Pfandgläubigers, alſo 
den Beſtand feiner eigenen Forderung als Geldforderung und deren Fälligkeit (vgl. 
RG 78, 34) ſowie den Beſtand des Pfandrechts zur Vorausſetzung. Alle dieſe Bor: 
ausſetzungen hat der einziehende Pfandgläubiger nötigenfalls nochzuweiſen (RG 15. 5. 07 
V 509/06). Kraft feiner Einziehungsbefugnis kann der Pfandgläubiger auch Quittung und 
Löſchungsbewilligung erteilen. Soweit dem Schuldner gegen den Gläubiger Einreden wegen 
der Schuld zuſtehen, können ſie auch gegen den einziehenden Pfandgläubiger geltend gemacht 
werden. Dieſer muß ſich grundſätzlich (vgl. SS 1275, 406) auch die Aufrechnung gefallen 
fallen, die dem Schuldner wider den Gläubiger der verpfändeten Forderung zuſteht (RG, 
20. 2. 06 VII 239/05). Vgl. auch Bay Obs 13, 68. — Der Rechtsſtreit des einziehungs⸗ 
berechtigten Vertragspfandgläubigers greift der Forderung des Gläubigers nicht vor (RG 
83, 120). — Der Pfandgläubiger hat bei der Verwertung des Pfandes den Nutzen des 
Pfandſchuldners zu berückſichtigen, ſoweit das ohne Beeinträchtigung feines eigenen Rechts⸗ 
kreiſes möglich (RG 25. 2. 05 V 554/04). 

1950 1 Satz 2 hindert nicht, daß der Pfandgläubiger im Konkurſe die volle Forderung an- 
meldet. 

2. Die Stellung des Gläubigers zum Schuldner erleidet durch den Eintritt der Ein⸗ 
ziehungsberechtigung des Pfandgläubigers inſofern eine Anderung, als an ihn nicht mehr ge⸗ 
leiſtet werden kann. Dies hindert ihn nicht, von dem Schuldner die Leiſtung an den Pfand⸗ 
gläubiger zu verlangen. Eine Verpflichtung, auf dieſem Wege die Leiſtung an den Pfand⸗ 
gläubiger zu erzwingen, beſteht für den Gläubiger nach dem Geſetze nicht. Auch eine Pflicht 
zur Mitwirkung bei der Einziehung ergibt ſich im Falle des § 1282 (anders als im Falle des 
$ 1281) für den Gläubiger aus dem Geſetze nicht. Für den Fall aber, daß der Gläubiger durch 
Widerſpruch gegen die Leiſtung des Schuldners an den Pfandgläubiger den Schuldner zur 
Leiſtungsverweigerung und Hinterlegung veranlaßt hat, iſt angenommen worden, daß der 
Pfandgläubiger den Gläubiger im Klagewege zwingen kann, in die Leiſtung an ihn einzuwilligen 
(RS 20. 2. 06 VII 239/05). Wenn der Pfandgläubiger dem Gläubiger überläßt, die ver: 
pfändete Forderung an ſeiner Stelle vom Schuldner einzuziehen, dann kann dieſer dem 
Gläubiger gegenüber mit einer ihm gegen den Pfandgläubiger zuſtehenden Forderung auf⸗ 
rechnen (RG LZ 1921, 380). Die Frage, wem beim Beſtehen mehrerer Pfandrechte 
an einer Forderung die Ausübung des Einziehungsrechts zukommt, iſt in $ 1290, die Frage 
der Einziehungspflicht des Pfandgläubigers in § 1285 Abſ 2, endlich die Frage nach den 
Rechtswirkungen der geſchehenen Einziehung in den 88 1287, 1288 geregelt. 

3. Die Stellung des Pfandgläubigers zum Schuldner gleicht, ſoweit er einziehungsbe⸗ 
rechtigt iſt, der des Rechtsnachfolgers des Gläubigers im Sinne des 8 727 8 PO. Er kann des⸗ 
halb inſoweit auch für ſich eine vollſtreckbare Ausfertigung der Schuldurkunde verlangen, in der 
der Schuldner ſich der ſofortigen Zwangsvollſtreckung unterworfen hat (Bay Obs 11, 222). 
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Das Kammergericht hat dem Pfandgläubiger auch das Recht beigelegt, die kraft Rückwirkung 
ſtattfindende Aufwertung der verpfändeten Hypothek nach 9 16 Aufw anzumelden und 
die Eintragung eines Widerſpruchs im Grundbuch zu beantragen (JW 1926, 831). — 
Wird eine verpfändete Hypothek nach Eintritt der Wertaufsberechtigung (91228 Abſ 2) 
auf Grund des Pfandrechts und des Pfandverwertungsrechts nach 88 1282, 1284 an den 
Pfandgläubiger abgetreten, fo kaun er ſich au) den öffentlichen Glauben des Grundbuchs auch 
dann berufen, wenn bei der Hypothek vor der Abtretung, aber nach der Verpfändung und 
nach Eintritt der Verkaufsberechtigung ein Widerſpruch gegen die Richtigkeit des Grundbuchs 
eingetragen iſt (RG 1. 4. 16 V 30/16). 

4. Ausſchlun anderweitiger Verfügungen über die gepfändete Forderung. Ausge⸗ 
ſchloſſen — und zwar mit dinglicher Wirkung — ift insbeſondere das Recht des Pfandgläubigers 
zur Veräußerung der Forderung (RG 58, 107; 97, 39). Im Übrigen iſt „Einziehung“ 
aber nicht im engſten Sinne aufzufaſſen (NG 58, 108). Bei einer Geldforderung wird 
der Pfandgläubiger eine Sache an Zahlungsſtatt annehmen dürfen, mit der Wirkung 
allerdings, daß ſeine eigene Geldforderung an den Pfandſchuldner dadurch getilgt wird. 
Mit dieſer Wirkung erſcheinen auch andere Verfügungen über eine verpfändete Geldforde⸗ 
rung zuläſſig, z. B. Schenkung, Erlaß. Geht die verpfändete Forderung nicht auf Geld, 
fo ſteht 8 1287 im Wege. Ob dem Pfandgläubiger verwehrt ſein ſoll, mit der ihm zur 
Einziehung zur Verfügung ſtehenden Forderung gegen eine Forderung aufzurechnen, die der 
Schuldner gegen ihn hat, oder ob eine ſolche Verfuͤgung über den Rahmen der erlaubten Ein⸗ 
ziehung hinausgeht, iſt ftreitig. Nach der Rechtſprechung des Reichsgerichts iſt die Frage der 
e ee des Pfandgläubigers bei Geldforderungen zu bejahen (RG 

100). 

5. Auch $ 1282 enthält nachgiebiges Recht. Bei entſprechender Vereinbarung nach 
8 1284 darf der Pfandgläubiger 3. B. auch einen nichtöffentlichen Verkauf der Forderung 
vornehmen. Immer gilt aber $ 1277 Abſ 2. Jene Vereinbarung darf alſo nicht vor dem 
Eintritt der Verkaufsberechtigung getroffen werden (RG 90, 256). Dasſelbe gilt, ebenfalls 
nach $ 1277 Abſ 2, von der Verfallabrede des $ 1229. Eine Ausnahme wird auch nicht durch 
§ 1282 Abſ 1 Satz 8 begründet. 

6. Entſprechend angewendet iſt § 1282 auf die Durchführung des dem Haftpflichtgläubiger 
im Konkurſe des Haftpflichtſchuldners nach 8 157 des Verſicherungsvertragsgeſetzes zuſtehen 
den Rechtes auf abgeſonderte Befriedigung aus dem Entſchädigungsanſpruch des Haftpflicht 
ſchuldners gegen die Verſicherungsgeſellſchaft (di 93, 200 ff.). 

§ 1283 

1) Hängt die Fälligteit der verpfändeten Forderung, von einer Kündigung 
ab, ſo bedarf der Gläubiger zur Kündigung der Zuſtimmung des Pfand⸗ 
gläubigers nur, wenn dieſer berechtigt iſt, die Nutzungen zu ziehen?). 

Die Kündigung des Schuldners iſt nur wirkſam, wenn ſie dem Pfand⸗ 
gläubiger und dem Gläubiger erklärt wird. 

Sind die Vorausſetzungen des § 1228 Abſ 2 eingetreten, jo iſt auch der 
Pfandgläubiger zur Kündigung berechtigts); für die Kündigung des Schuld⸗ 
ners genügt die Erklärung gegenüber dem Pfandgläubiger. 

E 1 1217, 1218 II 1190; M 3 860-862; P 3 525—527, 530, 541. 

1. Kündigungsrecht. Die Frage der Kündigung iſt für die Zeit vor dem Eintritte des 
Befrjedigungsrechts des Pfandgläubigers in Abf 1, 2, für die Zeit nach dem Eintritte dieſes 
Rechtes in Abſ 3 geregelt. Alle diefe Vorſchriften enthalten nachgiebiges Recht ($ 1284). 
— Sind die Anſprüche aus einer Lebensverſicherung verpfändet, ſo derf richtiger Anſicht 
nach der Pfandgläubiger das Verſicherungsverhältnis nicht kündigen, um dadurch die Rück- 
kaufsſumme zu erlangen. 

1 n 
auf Grund beſonderer 5 e Rechte ü 
$ 1213 Abſ 2 11 55 nicht Platz, weil Forderungen, auch wenn ſie verzinslich ſind, nicht zu den 
„von Natur fruchttragenden Sachen“ gerechnet werden können. Wegen der uſtimmung 
val. die 88 182—184. Die Zuſtimmung des Pfandgläubigers könnte danach owohl dem 
Gläubiger wie dem Schuldner gegenüber erklärt werden. Wird ſie dem Gläubiger gegenüber 
erklärt, ſo kann der Schuldner die Kündigung des Gläubigers auf Grund der 99 182 Abi 3, 111 
bei Nichtvorlegen einer ſchriſtlichen Einwilligung zurück weiſen. Die Zurückbeiſung iſt auch 
gegen den Verſuch der Kündigung unter Vorbehalt der nachträglichen Zuſtimmung des 


Pfandgläubigers zuläſſig. 


die Nutzungen der verpfändeten Forderung zu ziehen, kann nur 
ereinbarung nach § 1213 Ubf 1 heſtehen. Die Rechtsvermutung des 
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3. Iſt das Pfandrecht an einer Forderung nur auf eine beſtimmte Zeit beſtellt, ſo genügt 
es zur Einhaltung der Friſt, wenn der Pfandgläubiger vor ihrem Ablauf die verpfändete 
Forderung nach § 1283 Abſ 3 kündigt. Wann die Kündigungsfriſt endet und wann der 
Pfandgläubiger ſich aus dem Pfande befriedigt, iſt unerheblich (RG 27. 9. 15 V 275/15). 


§ 1284 

Die Vorſchriften der SS 1281 bis 1283 finden keine Anwendung, ſoweit 
der Pfandgläubiger und der Gläubiger ein anderes vereinbaren!). 

E II 1191; P 3 542; 4 601. 

1. Vereinbarungen über abweichendes Verfahren. Aus der Vorſchrift ergibt ſich keine 
Einſchränkung des § 1277 Satz 2, der für das Pfandrecht an Rechten allgemeine Geltung 
beanſprucht. Die §§ 1229, 1245 Abſ 2 find alſo als Schranken für die Vereinbarungsfrei⸗ 
heit in der Zeit bis zum Eintritte der Befriedigungsberechtigung auch hier entſprechend 
anzuwenden (RG 90, 256). Die Vereinbarungen find gültig, auch wenn fie dem Drittſchuldner 
nicht nach § 1280 angezeigt werden. Ihn ſchützt $ 1275. Immerhin empfiehlt ſich die Anzeige. 


§ 1285 

Hat die Leiſtung an den Pfandgläubiger und den Gläubiger gemein⸗ 
ſchaftlich zu erfolgen, ſo ſind beide einander verpflichtet, zur Einziehung 
mitzuwirken, wenn die Forderung fällig iſt!). 

Soweit der Pfandgläubiger berechtigt iſt, die Forderung ohne Mitwirkung 
des Gläubigers einzuziehen, hat er für die ordnungsmäßige Einziehung zu 
jorgen?), Von der Einziehung hat er den Gläubiger unverzüglich zu bes 
nachrichtigen, ſofern nicht die Benachrichtigung untunlich iſts). 

E I 1217, 1218 II 1192; M 3 862, 863; P 3 680, 532, 542. 

1. Die Mitwirkung iſt für die Zahlungsannahme geboten. Sie kann im Klagwege er- 
zwungen werden (vgl. § 1078 A 1). Im übrigen bleibt ſowohl dem Gläubiger als auch dem 


Pfandgläubiger nach § 1281 Satz 2 das Recht, allein die Hinterlegung oder die Ablieferung 
der Sache an einen Verwahrer zu verlangen. 

2. Die Einziehungspflicht beſteht auch ſchon vor dem Eintritte der Befriedigungsbe⸗ 
rechtigung, wenn durch Vereinbarung dem Pfandgläubiger das Recht eingeräumt iſt, die 
Forderung allein einzuziehen. Wegen des Gebots der ordnungsmäßigen Einziehung 
vgl. $ 1074 A 2. Wird zur Einziehung Klage nötig, fo kann der Pfandgläubiger nach 8 72 3PO 
dem Gläubiger den Streit verkünden. Der Pfandgläubiger hat bereite nur die Einziehungs⸗ 
pflicht, nicht außerdem noch die Pflicht, auch anderweit als bei der Einziehung (vgl. darüber 
$ 1282 A 1) den Nutzen des Gläubigers und des Schuldners wahrzunehmen. Der Pfand- 
gläubiger einer Hypothekforderung iſt alſo nicht verpflichtet, bei einem von dritter Seite 
eingeleiteten Zwangsverſteigerungsverfahren zur Deckung der verpfändeten Hypothek Gebote 
abzugeben (RG ZW 1910, 20). 

3. Benachrichtigungspflicht (vgl. 8 1241). Dabei wird das Ergebnis der Einziehung 
mitzuteilen und insbeſondere bei Geldforderungen der eingegangene Betrag anzugeben fein. 


8 1286 


Hängt die Fälligkeit der verpfändeten Forderung von einer Kündigung 
ab, ſo kann der Pfandgläubiger, ſofern nicht das Kündigungsrecht ihm zu⸗ 
ſteht, von dem Gläubiger die Kündigung verlangen, wenn die Einziehung 
der Forderung wegen Gefährdung ihrer Sicherheit nach den Regeln einer 
ordnungsmäßigen Vermögensverwaltung geboten iſt. Unter der gleichen 
Vorausſetzung kann der Gläubiger von dem Pfandgläubiger die Zuſtimmung 
zur Kündigung verlangen, ſofern die Zuſtimmung erforderlich iſt!). 

E I 1217 II 1198; M 3 860, 861; P 3 525, 527, 542. 

1. Pflicht zur Kündigung der verpfändeten Forderung wegen Gefährdung. Die Vor⸗ 
ſchrift iſt ihrem Zwecke nach verwandt mit den Vorſchriften der 88 1218 u. 1219 und der 


des § 1078 Satz 2. Dem Pfandgläubiger iſt, ſofern nicht anderweitige Vereinbarungen be⸗ 
ſtehen, die Kündigung verſagt, ſolange ſeine Befriedigungsberechtigung noch nicht eingetreten 
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iſt. Der Gläubiger iſt im Falle des Nutzungspfandes gebunden, die Zuſtimmung des Pfand⸗ 
gläubigers zur Kündigung einzuholen (5 1283). Ob eine Gefährdung der Sicherheit 
der Forderung im Sinne des $ 1286 vorliegt, iſt nach den Umſtänden zu würdigen. Daß die 
gefährdenden Umſtände erſt nach der Pfandbeſtellung eingetreten ſind, iſt nicht Vorausſetzung 
des Schutzes des § 1286. Die Kündigung kann verlangt werden, auch wenn der Schuldner 
ſchon bei Entſtehung der Schuld in ſchlechten Vermögensverhältniſſen war. Dagegen kann 
die Kündigung nicht wegen un vorteilhafter Anlegung verlangt werden, etwa um das 
Zinſenerträgnis zu verbeſſern. — Die Vollſtreckung des Urteils erfolgt im Falle des Satzes 1 
nad) § 888 ZBO, im Falle des Satzes 2 nach § 894 ZPO. 


8 1287 


Leiſtet der Schuldner in Gemäßheit der SS 1281, 1282, jo erwirbt mit 
der Leiſtung der Gläubiger den geleiſteten Gegenſtand und der Pfand⸗ 
gläubiger ein Pfandrecht an dem Gegenſtande. Beſteht die Leiſtung in der 
Übertragung des Eigentums an einem Grundſtücke, ſo erwirbt der Pfand⸗ 
gläubiger eine Sicherungshypothek!) 55 


E 1 1219 II 1194; M 3 864, 865; P 3 532, 583, 586, 542. 


1. Wirkungen der Einziehung der verpfändeten Forderung. Die nächſte Folge der 
Leiſtung des Schuldners, alſo der Erfüllung der verpfändeten Forderung, iſt das Erlöſchen 
der Forderung (§ 362) und damit auch das Erlöſchen des daran beſtellten Pfandrechts. Das 
letztere erliſcht jedoch nicht ohne Erſatz, ſofern nicht ſchon durch die Leiſtung des Schuldners 
die Befriedigung des Pfandgläubigers eingetreten iſt (§ 1288 Abſ 2). Erſatzpfand für die er⸗ 
loſchene Pfandforderung wird der zufolge der Einziehung vom Schuldner geleiſtete Gegen ⸗ 
ſtand, ſei es Geld oder ein anderer Gegenſtand, z. B. die Wertpapiere, die eine Bank in Er⸗ 
füllung eines ihr verpfändeten Anſpruchs auf Lieferung dem Kunden nach $$ 3, 7 Depot 
übereignet (RG 116, 207). Der Gläubiger erwirbt den geleiſteten Gegenſtand ohne Unter: 
ſchied, ob an ihn und den Pfandgläubiger gemeinſchaftlich geleiſtet iſt oder an den letzteren 
allein, und zwar erwirbt der Gläubiger daran, wenn der Gegenſtand eine bewegliche Sache 
oder ein Grundſtück ift, das Eigentum, der Pfandgläubiger aber erwirbt an der Sache ein 
Pfandrecht, an dem Grundſtücke eine Sicherungshypothek. Dieſe entſteht ohne Eintragung; 
wird das Grundſtück nur gegen Eintragung einer Reſtkaufgeldhypothet aufgelaſſen, jo geht 
dieſe der Sicherungshypothek im Range vor. Wenn an den Pfandgläubiger allein zu leiſten 
ift, handelt er bei dem Eigentumserwerb für den Gläubiger als deſſen Vertreter kraft geſetz⸗ 
licher Vorſchrift (vgl. $ 1075). Es iſt deshalb auch § 166 Abſ 1 anzuwenden. Wird die 
Forderung nach § 1281 eingezogen, fo erwerben der Gläubiger und der Pfandgläubiger ge- 
meinſchaftlich unmittelbaren Beſitz, wird fie nach $ 1282 eingezogen, ſo erwirbt nur der Pfand⸗ 
gläubiger unmittelbaren, der Gläubiger mittelbaren Beſitz an der Sache. Auf Grund ſeines 
neuen Pfandrechts, nun Pfandrechts an der Sache, kann der Pfandgläubiger, wenn ſeine Be⸗ 
friedigungsberechtigung eingetreten iſt, zur Befriedigung feiner Forderung aus der verpfän- 
deten beweglichen Sache nach 88 1228ff., zur Befriedigung aus dem Grundſtucke nach 8 1147 
weiter vorgehen. Beſteht der Gegenſtand der Leiſtung nicht in einer beweglichen Sache 
oder einem Grundſtücke, ſondern in der Verſchaffung eines Rechtes, ſo wird durch die Leiſtung 
dem Gläubiger das Recht, dem Pfandgläubiger das Pfandrecht an dem Rechte erworben. 
Die Fälle zu regeln, in denen an dem Gegenſtand der Forderung ein Pfandrecht nicht beſtehen 
kann, iſt den Beteiligten überlaſſen. — Was von den Grundſtücken gilt, gilt auch von den 
grundſtücksgleichen Rechten. Aber auch der Anſicht ift beizutreten, daß $ 128/entſprechend 
anwendbar, wenn ein Anſpruch auf Beſtellung eines Rechtes an einem Grundſtück oder 
ein Grundbuchberichtigungsanſpruch verpfändet iſt. Mit der Eintragung des Rechtes entſteht 
auch das Pfandrecht daran. — Für das Pfändungspfandrecht enthält $ 848 PO eine 
entſprechende Vorſchrift; nach $ 13 Entl VO entſteht hier die Sicherungshypothek als Höchſt⸗ 
betragshypothek. 


2. Schuldſcheine und ihnen gleichſtehende Urkunden unterliegen dem Pfandrecht des 
Forderungspfandgläubigers nach § 952. Ein ſelbſtändiges Pfandrecht an ihnen kaun nicht 
deſtellt werden. Wem alſo der Pfandſchein eines Leihhauſes zu Sicherungszwecken uber⸗ 
geben iſt, ohne daß ihm aber die Forderung an das Leihhaus auf Ruckgabe der in Pfand 
gegebenen Soche rechtsgültig verpfändet wäre, der kann an der von ihm bei dem Leihhaus 
eingelöſten Sache kein Pfandrect nach 8 1287 erwerben. Es wird ihm nur ein bloß ſchuld⸗ 
rechtlich wirlſames Zurücbehaltungsrecht zugebilligt werden können (RG 51, 86; 66, 27). 

ber die Frage, ob der Gerichtsvollzieher einen im Beſitz bes Schuldners vorgefundenen 
Pfandſchein — oder auch ein Sparkafſenbuch — pfänden darf, vgl. JW 1922, 505 ff. 
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§ 1288 
Wird eine Geldforderung in Gemäßheit des § 1281 eingezogen, ſo ſind 
der Pfandgläubiger und der Gläubiger einander verpflichtet, dazu mit⸗ 
zuwirten, daß der eingezogene Betrag, ſoweit es ohne Beeinträchtigung des 
Intereſſes des Pfandgläubigers tunlich iſt, nach den für die Anlegung von 
Mündelgeld geltenden Vorſchriften verzinslich angelegt und gleichzeitig dem 
Pfandgläubiger das Pfandrecht beſtellt wird. Die Art der Anlegung be⸗ 


ſtimmt der Gläubiger“). 

Erfolgt die Einziehung in Gemäßheit des 8 1282, ſo gilt die Forderung 
des Pfandgläubigers, ſoweit ihm der eingezogene Betrag zu ſeiner Be⸗ 
friedigung gebührt, als von dem Gläubiger berichtigt'). 

E 1 1219, 1221 II 1195; M 3 865, 866; P 3 532—534, 542. 

1. Die Anlegung des eingezogenen Geldes, das an die Stelle der durch die Leiſtung 
erloſchenen Forderung getreten iſt, kann nur in Frage kommen, wenn die Befriedigungsbe ; 
rechtigung des Pfaudgläubigers noch nicht eingetreten iſt. Denn andernfalls dient das Geld 
unmittelbar der Befriedigung des Pfandgläubigers (Abj 2). Im einzelnen tft die Geldaulegung 
nach Einziehung einer pfandbelaſteten Forderung ebenſo geregelt wie die Wiederanlegung nach 
der Einziehung eines Kapitals, das mit einem Nießbrauch belaſtet war, nur daß es im § 1288 
dem Gläubiger überlaſſen ift, die Art der Anlegung zu beſtimmen. Vgl. darum 5 1079. 

2. Befriedigung des Pfandgläubigers durch die Einziehung. Zieht der Pfandglaubiger 
auf Grund ſeines Befriedigungsrechts eine Geldforderung ein, ſo ergeben ſich an dem Ein⸗ 
gezogenen dieſelben Rechtsverhältuiſſe wie am Barerlös beim Pfandverkaufe nach § 1247 
Satz 1. Nur in einem Punkte ergibt ſich eine Abweichung. Aus dem Satze, daß dem Pfand⸗ 
gläubiger die Einziehung der Geldforderung nur inſoweit zuſteht, als ſie zu ſeiner Befrie⸗ 
digung erforderlich iſt, ergibt ſich, daß der Schuldner über dieſen Betrag hinaus an den Pfand⸗ 
gläubiger nicht zahlen darf. Überſchreitet er bei der Zahlung dieſen Betrag, ſo braucht der 
Gläubiger infoweit die Zahlung nicht als für ihn geleiſtet anzuerkennen. Genehmigt er den 
Verſtoß nicht nachträglich durch Annahme des Mehrbetrags vom Pfandgläubiger, ſo iſt in 
ſoweit die Forderung nicht erloſchen, ſondern fie ſteht inſoweit — nunmehr durch die Be⸗ 
friedigung des Pfandgläubigers vom Pfandrechte befreit — dem Gläubiger noch zu. Der 
Pfandgläubiger aber hat den Mehrbetrag, um den er nun grundlos bereichert iſt, an den 
Schuldner zurückzugeben. — Wenn der Gläubiger der verpfändeten Forderung für die durch 
das Pfandrecht geſicherte Forderung nicht perfünlich haftet, fo erliſcht dieſe nicht, geht viel ⸗ 
mehr nach § 1225, $ 1273 Abſ 2 auf ihn über (NG Recht 1918 Nr 246). 


8 1289 

Das Pfandrecht an einer Forderung erſtreckt ſich auf die Zinſen der 
Forderung. Die Vorſchriften des 8 1123 Abſ 2 und der SS 1124, 1125 finden 
entſprechende Anwendung; an die Stelle der Beſchlagnahme tritt die An⸗ 
zeige des Pfandgläubigers an den Schuldner, daß er von dem Einziehungs⸗ 
rechte Gebrauch mache!) ). 

E I 1222 II 1196; M 3 866, 867; P 3 584636, 648. 

1, Erſtreckung des Pfandrechts auf die Zinſen der verpfändeten Forderung. Das 
Geſetz erſtreckt, ſoweit die Beteiligten nichts anderes vereinbart haben, das Pfandrecht an der 
Forderung auch auf deren — geſetzliche oder vertragsmäßige — Zinſen in demſelben Umfange, 
wie es in den — jetzt in der Faſſung des Gef. v. 8. 6. 15 (RG Bl 327) geltenden — 88 1128 
bis 1125 die Hypothek auf die Mietzinſen des belaſteten Grundſtücks erſtreckt. Die Regelung 
geht der Hauptſache nach dahin: Die pfandrechtliche Haftung der Zinſen hat ihren Augelpuntt 
in der Anzeige des Pfandgläubigers an den Schaldner, daß er von dem Einziehungsrecht in 
Anſehung der Zinſen Gebrauch mache. Damit wird die pfandrechtliche Haftung wirkſam für die 
nach der Pfandbeſtellung verf. llenen Zinſen bis auf ein Jahr von der Anzeige zuruck und für die 
weiter verfallenden. Sind Zinſen ſchon vor der Anzeige bezahlt oder wegveräußert, ſo iſt die 
Verfügung dem Pfandglaubiger gegenüber inſoweit wirkſam, als fie fich nicht auf den Zins für 
eine ſpätere Zeit als das zur Zeit der Anzeige laufende Kalendervierteljohr bezieht; nur wenn 
die Anzeige innerhalb des letzten halben Monats eines Kalendervierteljahrs erfolgt, iſt die 
Verfügung auch inſoweit wirkſam, als ſie ſich auf den Zins für das folgende Stalenderviertel- 
jahr bezieht. Im einzelnen vgl. die 88 1123—1125 und die Bemerkungen dazu. Satz 1 
des 8 1289 enthält nachgiebiges Recht. Die Haftung der Zinſen kann mit dinglicher Wirkung 
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ausgeſchloſſen werden (RC Warn 1914 Nr 245; R 74, 81; 86, 218). Soll das Recht 
auf den Zinsbezug nachträglich auch verpfändet werden, fo iſt eine neue formgültige Ver- 
pfändung nötig. Die vertragliche Mitverpfändung der Zinſen dagegen iſt überflüſſig und 
hindert nicht, $ 1289 Satz 2 anzuwenden. Unanwendbar iſt dieſe Vorſchrift aber auf ein 
Nuhpfandrecht im Sinne des $ 1213 Abſ 1. Hier ſtehen dem Pfandgläubiger die Zinſen 
der Forderung von vornherein ſo zu, als wenn ſie ihm abgetreten wären, er erwirbt ſie zu 
Eigentum (RG Warn 1914 Nr 245). Kommt bei der Zwangsverſteigerung eines Grundſtücks 
ein verpfändetes Recht zur Hebung und geht das Recht des Pfandgläubigers nicht auf die 
Zinſen, fo ſteht ihm auch kein Recht an dem auf die Zinſen entfallenden Teil des Verſteige · 
rungserlöſes zu; die 88 10, 12 ZI treffen auch auf das Verhältnis des Berechtigten zu 
feinem Pfandgläubiger zu (NG Warn 1915 Nr 85). 

2. Unter dem Einziehungsrecht iſt nicht nur das nach $ 1282, ſondern auch das nach 9 1281 
zu verſtehen. Das hat wohl auch RG Warn 1914 Nr 245 nicht leugnen wollen, obwohl dort 
zu „Einſpruchsrecht“ nur angezogen werden die $$ 1282, 1228 Ab] 2. 


8 1290 


Beſtehen mehrere Pfandrechte an einer Forderung, ſo iſt zur Einziehung 
nur derjenige Pfandgläubiger berechtigt, deſſen Pfandrecht den übrigen 
Pfandrechten vorgeht!). 

E I 1218 II 1197; M 3 863; P 376582, 543. 

1. Einziehungsordnung für den Fall einer Mehrheit von Pfandrechten. Von meh. 
reren Pfandrechten ungleichen Ranges, die au einer Forderung beſtehen, gewährt nur das 
älteſte das Einziehungsrecht; vgl. dazu $ 1282 A 4. Ein Recht der nachſtehenden Pfand- 
gläubiger, zu verlangen, daß der Schuldner an alle Pfandgläubiger oder an einen Verwahrer 
leiſte oder hinterlege, iſt nicht anzuerkennen. In M 3, 863 wird zwar ein ſolcher Anſpruch 
inſoweit für berechtigt erachtet, als der Gläubiger gleichfalls hierzu befugt iſt. Allein gegen 
dieſe Annahme ſpricht der Wortlaut des Geſetzes und der Umſtand, daß ein derartiges 
Recht der nachſtehenden Pfandgläubiger das Recht des an erſter Stelle ſtehenden be ⸗ 
einträchtigen müßte. Denn als allein Einziehungsberechtigter kann der an erſter Stelle 
ſtehende Pfandgläubiger verlangen, daß an ihn allein geleiſtet wird. Die nachſtehenden 
Pfandgläubiger dürfen danach nur Leiſtung an den vorgehenden fordern. Die Möglich. 
keit, daß auch die ue Pfandgläubiger ſelbſt zum Einziehungsrechte gelangen, iſt 
damit nicht ausgeſchloſſen. Einmal kann der vorgehende Gläubiger zugunſten eines nach 
ſtehenden zurücktreten, fo daß der Drittſchuldner dann an dieſen mit befreiender Wirkung 
zahlen kaun (RG SeuffA 69 Nr 68). Außerdem aber ſcheidet der bisherige Einziehungs⸗ 
berechtigte aus, wenn er aus der verpfändeten Forderung befriedigt, dieſe ſelbſt aber dadurch 
noch nicht erſchöpft iſt. Nach ihm tritt der bisherige zweite als nunmehr erſter Pfandgläubiger in 
das Einziehungsrecht hinſichtlich des Überreftes der Forderung ein. Für den Fall, daß mehrere 
Pfandrechte gleichen erſten Ranges an derſelben Forderung beſtehen, greift $ 432 
ein, und zwar auch bei Geldforderungen. Wollte mau es jedem Pfandgläubiger überlaſſen, 
den Betrag ſeiner Forderung oder gegebenenfalls den auf ſeine Forderung anteilmäßig ent- 
fallenden Betrag der verpfändeten Forderung ſelbſtändig für ſich einzuziehen, jo könnte das 
bei einem nicht voll zahlungsfähigen Drittſchuldner zu einer Bevorzugung der zuerſt vor⸗ 
gehenden Pfandgläubiger führen, auf die ſie keinen Anſpruch haben. — Der Vertauf einer 
Forderung fällt nicht unter $ 1290. — Die gegenfeitigen Rechte mehrerer Pfändungs- 
pfandgläubiger werden nicht durch $ 1290, ſondern durch die Vorſchriften der ZPO be 
ſtimmt. Auch der nachſtehende kann ſich die gepfändete Forderung oder das ſonſtige 
Vermögensrecht zur Einziehung überweiſen laſſen (§ 835 PL), er kann auch die Anordnung 
des Verkaufs nach 89 844, 857 3 erwirken, alles das, ſelbſt wenn die Forderung bereits 
dem verpfändenden Gläubiger zur Einziehung überwieſen iſt (RG 97, 35). 


§ 1291 

Die Vorſchriften über das Pfandrecht an einer Forderung gelten auch für 
das Pfandrecht an einer Grundſchuld und an einer Rentenſchuld!). 

E I 1224 II 1198; M 3 867; W 3 586. 

1. Bei der Anwendung der Vorſchriften über das Forderungspfandrecht auf das Pfand⸗ 
recht an Grundſchulden und Rentenſchulden wird als Schuldner der Eigentümer des Grund. 
ſtücks zu unterſtellen ſein, die einzelnen Renten der Rentenſchuld werden als Zinſen zu be ⸗ 
handeln fein ($ 1200). Vgl. im übrigen $ 1080. Die Beſtellung des Pfandrechts an einer 
künftigen Grundschuld iſt ſchon vor ihrer Eintragung möglich (RG Warn 1911 Nr 274). — 
Für einen Grundſchuldbrief, der auf den Inhaber ausgeſtellt iſt ($ 1195), giit § 1298. 

BGB, Kommentar von Reichsgerichtsräten. III. Bd. 6. Aufl. (Schliewen.) 48 


754 Sachenrecht Pfandrecht an beweglichen Sachen und au Rechten 


8 1292 


Zur Verpfändung eines Wechſels oder eines anderen Papiers, das durch 
Indoſſament übertragen werden kann!), genügt die Einigung des Gläubigers 
und des Pfandglänbigers?) und die Übergabe?) des indoſſierten“) Papiersb)6). 

E I 1225 II 1199; M 3 868; P 3 527-529. 


1. Pfandrecht an Wechſeln und anderen indoſſablen Papieren, Orderpapieren. In⸗ 
doſſable Papiere, Orderpapiere (vgl. Vorbem 1 vor 8 793) find außer den Wechſeln ins⸗ 
beſondere Schecks (Scheckgeſetz v. 11. 3. 08, RG Bl 17), kaufmänniſche Anweisungen und 
Verpflichtungsſcheine und an Order geſtellte Konnoſſemente, Ladeſcheine, Lagerſcheine, 
Bodmereibriefe, Transportverſicherungspolicen (HB § 368). Über die Rechtsnatur des 
im § 1292 geregelten Geſchäfts und demgemäß auch über ſeine Rechtsfolgen herrſcht Streit. 
Dazu trägt auch der Umſtand bei, daß es in Deutſchland nicht wie in romaniſchen Ländern 
üblich iſt, ein Pfandindoſſament durch einen entſprechenden Zuſatz als ſolches zu kennzeichnen. 
Nach der einen Anſicht handelt es ſich im 81292 um die wahre Verpfändung einer Forde⸗ 
rung dahin, daß der Verpfänder Gläubiger bleibt, der Pfandgläubiger aber nur Pfandrecht 
an der Forderung erwirbt und außerdem durch das Indoſſament — Vollindoſſament, nicht 
Prokuraindoſſament nach Art 17 WO — und die Übergabe des Papiers nach außen hin in 
die Lage verſetzt wird, zum Zwecke der Befriedigung ſeiner a Forderung — alſo 
in Ausübung ſeines Pfandrechts — die verpfändete Forderung nicht als ihr wirklicher Eigen⸗ 
gläubiger, ſondern nur in der Rolle des Eigengläubigers einzuziehen oder — ſoweit dies 
nach § 1294 geſtattet iſt — durch Weiterübertragung zu Gelde zu machen. Nach der anderen 
Anſicht handelt es ſich um eine Abtretung des Forderungsrechts ſelbſt zum Zwecke der Siche⸗ 
rung dahin, daß derjenige, deſſen Forderung durch das Geſchäft geſichert werden ſoll, 
nicht Pfandrecht an der zu ſeiner Sicherung beſtimmten Forderung erwirbt, ſondern ſelbſt 
an Stelle des bisherigen Gläubigers dieſer Forderung Gläubiger wird, um ſich als ſolcher 
für ſeine zu ſichernde Forderung Befriedigung zu verſchaffen und, ſoweit letzteres nicht nötig 
iſt, die Forderung wieder an den urſprünglichen Gläubiger zurückzuübertragen. In den Mo 
tiven zum Entwurfe des BGB iſt die zweite Anſicht vertreten (M 3, 868). Bei der Beratung 
des Entwurfs in der zweiten Kommiſſion ließ man die Frage unentſchieden (Prot 3 527529). 
In der Rechtſprechung des Reichsgerichts iſt bis jetzt noch nicht entſcheidend Stellung genommen. 
Die Rechtswiſſenſchaft ſieht überwiegend in der Verpfändungsform des $ 1292 eine wahre 
Pfandrechtsbeſtellung, nicht eine Sicherungsübertragung. Dieſer Meinung iſt zu folgen. 
Die en Ausführungen von Mansfeld (LZ 1913, 417 ff.) ſind nicht überzeugend. 
Wortlaut und Inhalt der 98 1292, 1294, 1295 und ihre Stellung im BGB führen zu der An⸗ 
nahme daß die der Begebung des Papiers zugrunde liegende Einigung im Sinne des Geſetzes 
nicht die Übertragung der Forderung, ſondern die Beſtellung des Pfandrechts zum Gegenſtande 
haben ſoll. Die Form der Übertragung durch Indoſſament aber ſteht dem nicht entgegen, 
weil hier wie auch ſonſt bei der Übertragung durch Indoſſament entſcheidend für das Nechts⸗ 
verhältnis nicht das Indoſſament ſelbſt iſt, ſondern der Begebungsvertrag (RG SeuffA 80 
Nr 47 vgl. über den Begebungsvertrag RG 117, 96 ff.). Die Verpfändung des 9 1292 iſt 
alſo wahre Verpfändung. Dies ſchließt die Möglichkeit einer Sicherungsübertragung an 
indoſſablen Papieren nicht aus. Die Beteiligten können vielmehr auch hierauf ſich einigen. 
Das Rechtsgeſchäft unterſteht aber dann nicht den Vorſchriften des $ 1292. Da die Form 
des $ 1292 „genügt“, aber nicht erfordert wird, fo kann das Recht aus einem Wechſel — 
oder einem ſonſtigen Orderpapier (OLG 26, 206) — auch nach der Regel des § 1274 
in den Formen verpfändet werden, die für die Übertragung des Rechtes gelten, alſo 
durch Pfandvertrag und die Übergabe des — nicht indoſſierten — Papiers (RG 26, 
100). Es gibt ſonach drei Wege, um einen Wechſel zur Sicherung eines Gläubigers zu ver⸗ 
wenden. Bei der Sicherungsübereignung wird ihm das Wechſelrecht mit dinglicher Wirkung 
übertragen, alſo nach außen und auch im Innenverhältnis; nur in einer ſchuldrechtlichen Bin⸗ 
dung wird der Sicherungszweck ausgedrückt. Bei der Pfandbeſtellung nach $ 1274 erwirbt der 
Gläubiger nur ein Pfandrecht, wie es in den 98 1273 ff. näher umſchrieben iſt. Bei der Pfand⸗ 
beſtellung endlich nach 8 1292 erwirbt der Gläubiger ein Pfandrecht mit weitergehenden Be- 
fugniſſen. Er bleibt zwar im Innenverhältnis auch nur Pfandgläubiger, er wird aber nach außen 
durch das Indoſſament als Eigentümer des Wechſels ausgewieſen, und er hat nach außen auch 
rechtlich deſſen Stellung, ſoweit nicht zwingende Vorſchriften des Geſetzes eingreifen. Dazu 
gehört namentlich der — nach § 1284 allerdings nur nachgiebiges Recht enthaltende — 8 1282 
Abſ 2, der eine Veräußerung des Wechſels — außer im Falle des § 1295 — nicht nur ver⸗ 
bietet, ſondern ausſchließt. Ein Zuwiderhandeln macht nicht nur ſchadenserſatzpflichtig, 
ſondern bleibt ohne rechtliche Wirkung (RG 58, 107). Aus der Eigentümerſtellung nach 
außen folgt aber, daß der gutgläubige Erwerb des Wechſelpfandgläubigers nach Art 74 WO 
geſchützt wird und daß ihm nur die Einreden des Art 82 Wo entgegengeſetzt werden dürfen. 
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Aus feiner Pfandgläubigerftellung nach innen folgt wiederum, daß er gegen den Verpfänder 
feinen wechſelmäßigen Anſpruch erwirbt. Mit anderen Worten, der nach 8 1292 ausgewieſene 
Wechſelpfandgläubiger hat die rechtliche Stellung, die der von Mansfeld a. a. O. mitgeteilte 
Art 18 der Haager Wechſelordnung v. 28. 7. 12 dem durch ein offenes Pfendiddofſ nent 
ausgewieſenen Wechſelpfandgläubiger zubilligt. Ein Vollindoſſament, das als verſtecktes 
Pfandindoſſament nur Pfandrechtswirkungen auslöſt, erkennt die Haager Wechſelordnung 
allerdings nicht an. Sollte es zu ihrer Einführung kommen, müßte § 1292 etwa den Zuſatz 
erhalten: „Ein Pfandrecht wird aber nur erworben, wenn die Verpfändung aus dem In⸗ 
doſſament erſichtlich iſt.“ Damit wäre dann auch der unleugbare Übelſtand beſeitigt, daß 
jetzt das Pfandindoſſament von dem Vollindoſſament nicht zu unterſcheiden iſt und der Er- 
werber eines Wechſels nicht wiſſen kann, ob ſein Vormann Eigentum oder nur Pfandrecht 
an dem Wechſel hat, ob er ſelbſt alſo den Wechſel gültig erwerben kann oder ob das ſelbſt bei 
gutem Glauben nicht möglich iſt. — Wenn ein Kunde ſeiner Bank einen indoſſierten Wechſel 
zum Diskontieren ſendet, die Bank den Antrag ablehnt, den Wechſel aber auf Grund der all⸗ 
gemeinen Geſchäftsbedingungen als Pfand behält, fo erlangt ſie mangels eines Begebungs⸗ 
vertrags jedenfalls kein Wechſelrecht an dem Wechſel (RG SeuffA 80 Nr 47). Ein Pfand⸗ 
recht nach § 1274 kann fie allerdings erwerben (RG 84, Aff.). 


2. Die Einigung muß dahin gehen, daß dem Gläubiger für ſeine Forderung an der For⸗ 
derung, über die das Papier ausgeſtellt iſt, das Pfandrecht zuſtehen ſoll. 


3. Zur übergabe des Papiers iſt Einräumung des unmittelbaren Beſitzes erforderlich. 


4. Das Indoſſament kann auch Blankoindoſſament fein. Vgl. über das Indoſſament 
WO Artt off., Scheck $ 8, HGB 88 868ff. 


5. Die Pfändung von indoſſablen Papieren iſt in MD 8 831 geregelt. Die Wirkungen 
der Pfändung werden auch in erſter Linie durch die Vorſchriften der ZPO beſtimmt (RG 
97, 40). 


6. Über die Befriedigung aus indoſſablen Wertpapieren und die Erſtreckung des Pfand⸗ 
rechts auf die zugehörigen Zins, Renten⸗ oder Gewinnanteilſcheine vgl. 88 1294— 1296. 


8 1293 


Für das Pfandrecht an einem Inhaberpapiere gelten die Vorſchriften 
über das Pfandrecht an beweglichen Sachen!). 


E I 1226 II 1200; M 3 888, 869; P 3 580—592. 


1. Pfandrecht an Inhaberpapieren. Über den Begriff des Inhaberpapiers vgl. $ 798 
nebit der Vorbemerkung und den Anmerkungen dazu. Papiere, die nicht ſelbſt Träger der 
Forderung find, ſondern nur zu deren Beweis dienen, können nicht Gegenſtand eines Fauſt⸗ 
pfandrechts fein, an ihnen iſt nur ein — bloß ſchuldrechtlich wirkendes — Zurückbehaltungs⸗ 
recht möglich (RG 51, 83). Auch Inhaberpapiere, die noch nicht in den Verkehr gebracht 
ſind, können verpfändet werden. In der Verpfändung liegt dann gleichzeitig die 1 
(RG Jh 1898, 361; 1913, 200). Auf das Pfandrecht am Inhaberpapier, obwohl es Pfand. 
recht an einer Forderung iſt, finden der Hauptſache nach nicht die Vorſchriften über das Pfand. 
recht an Forderungen Anwendung, ſondern die Vorſchriften über das Pfandrecht an beweg 
lichen Sachen, jo, wie wenn ausſchließlich das Papier Gegenſtand des Pfandrechts wäre 
(RG 58, 10). Die Verpfändung kann alſo auch nach 88 1205 Abſ 2, 1206 bewirkt werden, 
doch wird im letzteren Falle der Pfandgläubiger entſprechend $ 1281 Einräumen des Allein ⸗ 
beſitzes verlangen können, wenn er die Forderung einziehen will. — Werden Aktien ver⸗ 
pfändet, ſo bleibt das Recht auf den Bezug neuer Aktien dem Verpfänder, ebenſo mangels 
abweichender Abreden, das Stimmrecht. Werden verpfändete Aktien wegen ihrer Umſtellung 
auf Reichsmark oder aus einem ſonſtigen Grunde bei beitehenbleibendem Pfandrecht um ⸗ 
getauſcht, fo wird das Pfandrecht an den neuen Stücken einfach fortgeſetzt, eine inzwiſchen 
eingetretene Veriährung der geſicherten Forderung ändert daran nichts (RG 116, 203). Der 
Schutz des Pfandrechts nach $ 1227 wird durch die Ausnahmebeſtimmung in 8 1006 Abs! 
Satz 2 erſchwert. Auch die Vorſchriften über das geſetzliche Pfandrecht an beweglichen 
Sachen (5 1257) erftreden ſich ohne weiteres auf die Inhaberpapiere. Uber die Pfändung 
von Inhaberpapieren vgl. ZPO 88 808, 821, 823, über die Einziehung der Forderung 
aus dem Inhaberpapier 8 1294, über die Erſtreckung des Pfandrechts auf die Zins', 
Renten und Gewinnanteilſcheme zu Inhaberpapieren $ 1296. Wegen der beſonderen Be⸗ 
ſtimmungen über die Verpfändung von Inhaberpapieren im Bankdepotverkehr og die 99 2, 
8 des Depot v. 5 7. 96 (RG Bl 188) und dazu RG 68, 180; 71, 337 und RG Warn 1910 
Nr 186; 1911 Nr 157. Ze 


756 Sachenrecht Biaudredyt an beweglichen Sachen und an Rechten 


8 1294 


Iſt ein Wechſel, ein anderes Papier, das durch Indoſſament übertragen 
werden kann, oder ein Inhaberpapier Gegenſtand des Pfandrechts, ſo iſt, 
auch wenn die Vorausſetzungen des § 1228 Abſ 2 noch nicht eingetreten ſind, 
der Pfand gläubiger zur Einziehung und, falls Kündigung erforderlich iſt, 
zur Kündigung berechtigt und kann der Schuldner nur an ihn leiſten!). 

E I 1226 II 1201; M 3 869; P 3 529, 531; 6 262, 268. 


1. Einziehung und Kündigung von indoſſablen Papieren und Inhaberpapieren. 
Aus der Vorſchrift ergibt ſich für den Fall der Verpfändung eines indoſſablen Papiers eine 
Erweiterung des dem Pfandgläubiger durch die 88 1281—1283 eingeräumten Kündigungs⸗ 
und Einziehungsrechts dahin, daß der Pfandgläubiger, wenn die Forderung kündbar oder 
fällig geworden iſt, ſchon vor dem Eintritte ſeines Befriedigungsrechts ſelb⸗ 
ſtändig und allein zu kündigen und einzuziehen berechtigt iſt. Ob bei Orderpapieren die 
Verpfändung nach § 1292 oder nach $ 1274 bewirkt iſt, macht keinen Unterſchied. Nach 
8 1284 kann die Vorſchrift durch Vertrag mit ſchuldrechtlicher Wirkung ausgeſchloſſen werden. 
Wenn dem Pfandgläubiger das Pfand nach $ 1206 beſtellt iſt, dann iſt $ 1294 an ſich ſchon 
nicht anwendbar, der Pfandgläubiger kann aber verlangen, daß ihm Alleinbeſitz gewährt wird, 
damit er nach § 1294 vorgehe. — Der Gläubiger ſelbſt darf nach der Verpfändung des 
Wechſels uſw. die Forderung nicht mehr kündigen oder einziehen. — Die Berechtigung des 
Pfandgläubigers zur Einziehung zieht nach § 1285 Abſ 2 die Pflicht zur Einziehung 
nach ſich — vgl. wegen der Einlöfung von Pfandſcheinen OLG 26, 207 —, die Einziehung 
ſelbſt aber zieht die in den 99 1287, 1288 Abf 1 bezeichneten Rechtswirkungen nach ſich und 
daneben die Benachrichtigungspflicht des § 1285 Abſ 2 Satz 2. Für den am Inhaber: 
papier Pfandberechtigten ergibt ſich aus $ 1294, daß er für die Frage der Kündigung 
und Einziehung und der ſich daran knüpfenden Folgen als Forderungspfandgläubiger zu 
betrachten iſt und daß auf ihn deshalb außer dem $ 1294 die 88 1282 Abſ 1 Satz 1, 1283 Abſ 8, 
1285 Abſ 2, 1287, 1288 Anwendung finden. Die fällige Geldforderung kann nach § 1294 
vom Pfandgläubiger nicht bloß inſoweit eingezogen werden, als es zu ſeiner Befriedigung 
notwendig iſt, ſondern nach ihrem ganzen Betrage. Dabei bleibt es auch nach Eintritt der 
Vorausſetzungen des $ 1228 Abſ 2. Sind dieſe gegeben, jo kann der Pfandgläubiger auch 
verlangen, daß eine Geldforderung ihm an Zahlungs Statt abgetreten wird, ſoweit ſie zu 
feiner Befriedigung notwendig iſt. An dieſen Beſtimmungen des § 1282 Abſ 1 iſt durch 
9 1294 nichts geändert. 


§ 1295 
Hat ein verpfändetes Papier, das durch Indoſſament übertragen werden 
kann, einen Börſen⸗ oder Marktpreis, ſo iſt der Gläubiger nach dem Ein⸗ 
tritte der Vorausſetzungen des § 1228 Abſ 2 berechtigt, das Papier nach 5 1221 


verkaufen zu laſſen!). 
P 4 523, 581, 582; 6 262, 268. 


1. Pfandverkauf von Orderpapieren, die Börſen⸗ oder Marktpreis haben. Das 
Verkaufsrecht iſtkdem Pfandgläubiger vom Eintritte feines Befriedigungsrechts, alſo vom 
Zeitpunkt der Fälligkeit ſeiner Forderung als Geldforderung an, ausnahmsweiſe neben dem 
Einziehungs recht und dem Recht aus $ 1277 gewährt. Ob das Papier nach $ 1292 
oder nach § 1274 verpfändet iſt, bleibt auch hier gleichgültig. Nur der Verkauf durch 
die im § 1221 aufgeführten öffentlich berufenen Perſonen iſt zugelaſſen, nicht auch die 
Pfandverſteigerung. Zu bejahen iſt die beſtrittene Frage, ob bei dem Verkaufe die 
für den Pfandverkauf in 88 1234 ff. gegebenen Vorſchriften anzuwenden find, ob ins 
beſondere die vorherige Androhung zu erfolgen hat und die Wartefriſt abzuwarten iſt 
(§ 1234). Für die Bejahung ſpricht außer der Erwägung, daß nicht beabſichtigt fein 
konnte, den Pfandverkauf der Orderpapiere mehr zu erleichtern als den der Juhaber⸗ 
papiere, noch ein weiterer, aus dem Geſetzeszuſammenhange zu entnehmender Grund. 
Der Verkauf iſt als Verkauf zum Zwecke der Befriedigung des Pfandgläubigers geſtattet, 
nicht als Notverkauf wie im § 1221. Wenn trotzdem im § 1295 nicht die Beſtimmung 
des § 1235 über die Zuläſſigkeit freihändigen Pſandverkaufs für anwendbar erklärt 
worden iſt, fo hat dies feinen Grund darin, daß im $ 1235 ebenfalls wieder auf 8 1221 
verwieſen iſt und man die doppelte Verweiſung ſcheute. Die Worte: „Der Gläubiger iſt 
berechtigt, das Papier nach $ 1221 verkaufen zu laſſen“ erklären ſonach in Wirklichkeit den 
§ 1235 für anwendbar. Daß aber der Pfandverkauf nach $ 1235 deu Vorſchriften des § 1234 
unterliegt und nicht von ihnen ausgenommen iſt, weil er „nach § 1221 erfolgt“, iſt unzweifel⸗ 
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haft. — Wegen entſprechender Anwendbarkeit des $ 1244 vgl. R& 61, 333. — Ein Recht des 
Pfandgläubigers, ſelbſt in den Verkauf einzutreten, d. h. das Papier ohne weiteres zum 
Börſenkurſe zu behalten, kann aus § 1295 nicht abgeleitet und ohne beſondere Vereinbarung 
zwiſchen Verpfänder und Pfandgläubiger nicht anerkannt werden. 


8 1296 


Das Pfandrecht an einem Wertpapier erſtreckt ſich auf die zu dem Papiere 
gehörenden Zins⸗, Renten⸗ oder Gewinnanteilſcheine nur dann, wenn ſie 
dem Pfandgläubiger übergeben ſind. Der Verpfänder kann, ſofern nicht ein 
anderes beſtimmt iſt, die Herausgabe der Scheine verlangen, ſoweit ſie vor 
dem Eintritte der Vorausſetzungen des S 1228 Abſ 2 fällig werden!) 2) 3). 

E II 1202; P 3 534, 535. 

1. Haftung der Zins-, Renten⸗ und Gewinnanteilſcheine für die Forderung. Während 
nach 8 1289 das Pfandrecht an einer Forderung ſich mangels entgegenſtehender Vereinbarung 
auf die Zinſen der Forderung erſtreckt, gilt nicht das gleiche für die Zinsſcheine zu Wert- 
papieren — ſei es zu Inhaberpapieren, Orderpapieren oder anderen Wertpapieren. Dieſe 
Scheine ſind von der Mitverpfändung ausgenommen, wenn ſie nicht mitübergeben ſind, 
und ſelbſt die mitübergebenen Scheine werden von der Haftung frei, wenn ſie fällig werden, 
bevor der Pfandgläubiger die Befriedigungsberechtigung erlangt hat. Für Renten- und 
Gewinnanteilſcheine gilt dasſelbe. Aber auch ſoweit ſich das Pfandrecht auf Scheine dieſer 
Art erſtreckt, gebühren die Zinſen, Renten und Gewinnanteile dem Pfandgläubiger nur dann, 
wenn ihm die Nutzung eingeräumt iſt, und er kann ſie mangels eines ſolchen Nutzungsrechts 
— unbeſchadet feiner Einziehungsbefugnis nach $ 1294 — exit dann für ſich einlöfen, wenn 
ſeine eigene pfandgeſicherte Forderung als Geldforderung fällig geworden iſt. Die Zins 
ſcheine, die vor dem Eintritte des Befriedigungsrechts des Pfandgläubigers fällig werden, hat 
der Verpfänder zu beanſpruchen, etwa eingezogene Beträge muß der Pfandgläubiger ihm 
herausgeben, ſoweit nicht etwa ein Einwand aus $ 240 (notwendige Ergänzung der Sicher- 
heit) durchſchlägt. Handelt es ſich um die Herausgabe von Zinsſcheinen einer im Prozeß 
hinterlegten Sicherheit, fo iſt $ 109 ZPO entſprechend anwendbar (RG 72, 264). Nach $ 1296 
herausgegebene Scheine werden pfandfrei. i 

2. Auf den Inhaber geſtellte Zinsſcheine zu Inhaberpapieren bilden ſelbſtändige 
Inhaberpapiere; als ſolche können ſie getrennt vom Hauptpapier in Verkehr treten und 
ſelbſtändig verpfändet werden (RG 5. 3. 17 IV 378/16). . g 

3. Zinsernenerungsſcheine (Talons) find im Gegenſatz zu den einzelnen Zusſcheinen nicht 
Träger ſelbſtändiger Schuldverbindlichkeiten, ſondern nur Zubehörſcheine (NG 4, 141; 31, 147; 
74, 339). Gleichwohl ſchließt die Verpfändung von Wertpapieren nicht notwendig auch ein 
Pfandrecht an den zugehörigen Erneuerungsſcheinen ein. Das Hauptpapier kann auch ohne 
den Zinserneuerungsſchein verpfändet werden (RG 23, 269; 36, 120; 58, 162). Immerhin 
bildet ein derartiger Vorbehalt des Zinsgenußrechts die Ausnahme (RG 5. 3. 17 IV 378/10). 
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